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Abhandlungen. 


Die  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  persönlichen 

Steuern. 


Von 
OnstaT  Koenig 

in  Wien. 


Einleitung. 


Bei  Besprechung  der  Veranlagung  der  Einkommensteuer  macht 
Wagner^)  die  Bemerkung,  dass  sich  ,  manche  interessante  Fragen 
an  die  Organisation,  Funktion  etc.  der  Einschätzungs-  und  anderen 
Kommissionen  knüpfen,  Fragen,  welche  in  der  Praxis  noch  keines- 
wegs immer  genügend  und  öfters  etwas  willkürlich  gelöst  sind,  aber 
auch  noch  in  der  Theorie  der  Durcharbeitung  harren".  Dieser  Be- 
merkung kann  ich  auf  Grund  eingehender  Beschäftigung  mit  solchen 
steuertechnischen  Gegenständen  durchaus  zustimmen.  Ich  glaube 
sogar,  dass  dieselbe  nicht  bloss  auf  die  Einkommensteuerbehörden, 
sondern  auf  das  ganze  Verfahren  der  Veranlagung  der  persönlichen 
Steuern  überhaupt  Anwendung  findet.  Von  einer  , Durcharbeitung" 
des  ganzen  Stoffes  sehe  ich  jedoch  hier  ab,  stelle  mir  vielmehr  nur 
die  Aufgabe,  einen  Punkt  herauszugreifen,  der  allerdings  einer  der 
wichtigsten  ist,  und  der  wie  alle  anderen  bisher  nicht  nur  ,in  der 
Praxis  nicht  genügend  gelöst",  sondern  „auch  in  der  Theorie' 
nicht  einmal  einer  Beachtung,  geschweige  denn  einer  „Durcharbeitung" 
gewürdigt  worden  ist.  Dieser  wichtige  Punkt  ist  die  Meldangabe 
auf  dem  Gebiet  der  persönlichen  Steuern. 

Wenn   unter    „Angabe"    bei   persönlichen  Steuern    vorgängige, 


')  Adolf  Wagner:    Specielle  Steuerlehre   im   2.   Band    von   Schönbergs 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie.     Tübingen  1882.     S.  269. 
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d.  h.  der  erstmaligen  Ansetzung  der  Steuer  vorangehende  steuerliche 
Auskünfte  oder  Erklärungen  verstanden  werden,  so  ist  es  einseitig 
und  unvollständig,  nur  das  als  „Angabe"  anzusehen,  was  die  Steuer- 
personen ^)  selbwst  über  sich  aussagen  (direkte  Angabe,  Bekenntnis, 
Steuererklärung,  Deklaration,  Fassion  etc.),  vielmehr  muss  als 
,  Angabe"  auch  aufgefasst  werden,  was  eine  Person  —  Steuerperson  oder 
andere  —  vorgängig  über  andere  Steuerpersonen  aussagt  (indirekte 
Angabe,  indirekte  Deklaration  etc.).  Der  ersten  Art  von  Angaben, 
der  Selbstangabe,  steht  daher  eine  andere  Art  gegenüber,  für 
welche  ich  den  bequemen  Ausdruck  Meldangabe  vorschlage. 
Hienach  besteht  das  Angabewesen  auf  dem  Gebiet  der  persön- 
lichen Steuern  aus  der  Selbstangabe  und  der  Meldangabe. 

Von  diesen  beiden  Arten  der  Angaben  soll  die  erstgenannte 
unerörtert  bleiben  und,  wie  schon  erwähnt,  nur  die  letztere  den 
Gegenstand  dieser  Abhandlung  bilden.  Denn  die  bez.  der  Selbst- 
angabe schon  so  weit  vorgeschrittene  praktische  Lösung  —  von  bedeu- 
tenderen Kulturstaaten  kennt  sie  nur  Frankreich  nicht  —  lässt  die 
rein  theoretische  Bearbeitung  dieser  Art  der  Angabe  als  weniger 
dringend  erscheinen,  während  es  bei  der  Meldangabe  sich  ebensowohl 
um  wissenschaftliche  Erforschung  eines  neuen  Gebietes,  als  auch 
um  Durchführung  neuer  finanzpraktischer  Gesichtspunkte  handelt. 

Es  darf  deshalb  auch  nicht  auffallen,  dass  ich  überhaupt  und 
ganz  besonders  bei  dem  theoretischen  Teil  dieser  Darlegung  nicht 
in  der  Lage  war,  auf  Fachlitteratur  Bezug  zu  nehmen.  Allerdings 
finden  sich  gelegentlich  Erwähnungen  mancher  auf  die  Meldangabe 
bezüglicher  Thatsachen.  So  bei  Burkart  (s.  u.)  und  in  den  parla- 
mentarischen Verhandlungen  über  manche  neuere  Steuergesetze  von 
Bayern  (1879—81),  Hessen  (1883—84),  Sachsen- Weimar-Eisenach 
(1883)  etc.  Von  einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung  der  Meld- 
angabe aber  kann  bisher  nicht  die  Rede  sein.  Zu  Gunsten  dieser 
Behauptung  verweise   ich  im  einzelnen    auf  die    folgenden  Ausfüh- 


^)  Unter  „ Steuerperson "  ist  zu  verstehen :  jede  in  ein  Steuergebiet  fallende 
Person,  z.  B.  bei  der  Besoldungssteuer  jeder,  der  eine  Anstellung,  bei  der  Ge- 
werbesteuer jeder,  der  ein  Gewerbe,  bei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
jeder,  der  ein  Einkommen  hat.  Dass  diese  Person  zugleich  steuerpflichtig  ist, 
liegt  noch  nicht  im  Begriff  der  Steuerperson  an  sich,  und  entscheidet  sich  erst 
durch  die  jeweilig  gezogene  Steuergrenze.  Wenn  diese  etwa  1000  M.  beträgt, 
so  ist  eine  Person  mit  900  M.  nur  Steuerperson,  mit  1001  M.  aber  ist  sie  (Steuer- 
person und)  steuerpflichtige  Person  (zugleich). 
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rimgen,  im  allgemeinen  aber  will  ich  nur  wenige  Fachschriften  an- 
führen und  zwar  nur  von  solchen  Autoren,  welche  in  neuester  Zeit 
stellertechnischen  Fragen  besonderes  Interesse  entgegenbrachten. 
Bei  Burkart  ^)  ist  an  entscheidenden  Stelleu  die  Meldangabe  nicht 
erwähnt.  Schäffle  *)  gedenkt  ihrer  nicht,  wenn  er  vom  ,, einzelnen 
Steuerträger  als  Einsteuerungsorgan  *  ^),  oder  von  den  ,  künstlichen 
Gegenwirkungen"  spricht,  auf  deren  „wirksamster  Verknüpfung 
der  Erfolg  direkter  Einsteuenmg  beruht'  *).  Aehnlich  in  Wagners 
„Finanzwissenschaft".  Wohl  sieht  dieser  sie  in  Schönbergs  Hand- 
buch bei  Gelegenheit  der  Lohn-  und  Besoldungssteuer  ^)  und 
als  „Anzeigepflicht  der  Schuldner"  ^),  erwähnt  sie  aber  nicht  bei 
der  „Veranlagung"  der  Einkommensteuer'),  und  räumt  ihr  keinen 
Platz  ein  bei  den  „verwaltungstechnischen  Aufgaben  der  modernen 
direkten  Besteuerung"  ^).  Bei  dieser  Lückenhaftigkeit  der  vor- 
handenen Litteratur  wird  es  überraschen  zu  erfahren,  dass  die  hier 
unter  der  Bezeichnung  „Meldangabe"  verstandene  finanzpraktische 
Einrichtung  thatsächlich  schon  die  weiteste  Verbreitung  gefunden 
hat ,  und ,  wie  sich  im  Verlaufe  dieser  Darlegung  zeigen  wird  ,  in 
die  Steuergesetzgebung  vieler  europäischer  und  amerikanischer 
Staaten  übergegangen  ist  —  freüich  ohne  dass  man  sich  über  das 
Wesen,  den  inneren  Zusammenhang  und  die  Tragweite  der  unter 
den  Begriff  der  Meldangabe  fallenden  finanzpraktischen  Massnahmen 
klar  geworden  wäre.  Um  so  mehr  dürfte  eine  Erörterung,  welche 
nicht  nur  jene  thatsächliche  Anwendung  der  Meldangabe  ans  Licht 
zieht,  sondern  auch  diese  Massnahme  kritisch  beleuchtet,  in  recht- 
licher und  steuertechnischer  Beziehung,  einiges  Interesse  in  Anspruch 
nehmen. 

Was  den  Gang  der  Darlegung  betrifft,  so  werde  ich  mich 
zunächst  über  Wesen  und  Zweck  der  Meldangabe  verbreiten,  und 
sodann  auf  Grund   einer  umfassenden  theoretischen  Erörterung  und 


')  Die  bestehenden  Einkommensteuern,  in  Hirths  Annalen  des  Deutschen 
Reichs  1876,  1877,  1879  und  1880.     S.  u.  v.  a.  Stellen  Jahrg.  1879,  S.  16. 
*)  Die  Grundsätze  der  Steuerpolitik  u.  s.  w.     Tübingen  1880. 
»)  a.  a.  0.  S.  276  und  277. 
*)  a.  a.  0.  S.  266  und  267. 
')  2.  Bd.,  S.  253. 
*)  a.  a.  0.  S.  230. 
^  a.  a.  0.  S.  264  ff. 
»)  a.  a.  0.  S.  184  und  185. 
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gestützt  auf  die  bisherigen  gesetzgeberischen  Ansätze  zur  Durch- 
führung die  Anwendbarkeit  der  Meldangabe  im  einzelnen  besprechen. 
Den  Schluss  endlich  sollen  ein  kurzer  geographischer  und  syste- 
matischer Ueberblick,  sowie  einige  zusammenfassende  Bemerkungen 
über  die  Bedeutung  der  Meldangabe  bilden. 

I.   Theoretische  Darlegung  der  Meldangahe. 

1)  Begriff  und  Wesen  der  Meldangabe. 

Das  Wesen  der  Meldangabe  ist  schon  gestreift  worden,  als  es 
sich  darum  handelte,  die  Arten  der  Angaben  grundsätzlich  fest- 
zustellen. Hier  ist  der  schon  erwähnte  Umstand  von  Bedeutung, 
dass  die  Meldangabe  eine  Angabe  über  eine  andere  Person  ist  und 
zwar  immer  eine  Angabe  ausschhesslich  über  steuerliche  Vor- 
gänge. Diese  beiden  Momente  ergeben  das  Wesen  der  Meldangabe. 
Sie  ist  eine  Aussage;  sie  ist  die  Deklaration  eines  Dritten.  Sie 
gibt  Aufschlüsse  über  eine  bestimmte  Thatsache  und  zwar  nicht 
etwa  nur  nach  Mutmassung,  sondern  auf  Grund  eigener  Wahr- 
nehmung. Sie  gibt  dieselben  zufolge  irgend  einer  Gesetzes- 
vorschrift. Dies  sind  aber  zugleich  die  Grundelemente  der  Zeugen- 
schaft im  gerichtlichen  Verfahren,  und  somit  ist  die  Meldangabe 
ihrem  Wesen  nach  nichts  anderes  als  Zeugenschaft  im  Steuer- 
verfahren, Begriff  und  rechtliche  Bedeutung  der  Meldangabe  be- 
steht also  darin,  dass  sie 

Aufschlüsse   öffentlich  rechtlicher   Natur  über  be- 
stimmte  steuerliche   Thatsachen   in  Beziehung   auf 
Dritte   auf  Grund   eigener  Wahrnehmungen  gibt. 
Als  Meldangabe  sind  demnach  alle  jene  Angaben  zu  betrachten, 
welche  sich  durch  die  soeben  aufgezählten  Merkmale  charakterisieren 
und  ausschliesslich  und  allein  für  die  bestimmte  Steuer,  um 
die  es  sich  gerade  handelt,  gefordert  werden. 

Um  hier  aufs  deutlichste  den  Charakter  der  Meldangabe 
hervortreten  zu  lassen,  ist  es  zweckmässig,  die  allgemein  bekannte 
Selbstangabe  zur  Vergleichung  heranzuziehen.  Beiden  ge- 
meinsam ist,  dass  sie  (1)  vorgängig  zu  machende  Angaben, 
(2)  öffentlich  rechtlicher  Natur,  (3)  über  steuerliche  Vorgänge  sind. 
Als  Unterschiede  ergeben  sich  aus  Natur  und  Zweck  der  An- 
gaben:   1)   Die  Selbstangabe    enthält  Aufschlüsse    über  die    eigene 
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Person,  die  Meldangabe  über  andere  Personen;  die  eine  ist  also 
eine  direkte,  unmittelbare  Angabe,  die  andere  eine  indirekte, 
mittelbare;  die  eine  Angabe  ist  Geständnis,  die  andere  Zeugen- 
schaft. 2)  Bei  der  Selbstangabe  fällt  die  Steuerperson  mit  dem 
Angabepflichtigen  zusammen,  bei  der  Meldangabe  sind  diese  beiden 
verschiedene  Personen,  ja  die  Anfertiger  der  Meldangabe  sind  gar 
nicht  notwendig  Steuerpersonen;  sie  sind  es  z.  B.  nicht,  wenn  die 
Angabe  durch  die  Behörde  erfolgt.  Es  gibt  also  formell  Betrof- 
fene —  die  Angabenanfertiger,  die  Angabepflichtigen  — ,  und 
materiell  Betroffene  ^)  —  die  Steuerpersonen,  die  in  der  An- 
gabe (steuerlich)  Erwähnten  (ob  diese  steuerpflichtig  sind 
oder  nicht,  bleibt  zunächst  ganz  ausser  Frage),  während  bei  der 
Selbstangabe  der  formell  und  der  materiell  Betroffene  in  ein  und 
derselben  Person  vereinigt  sind.  3)  Die  Selbstangabe  umfasst  immer 
steuerKche  Gesamtverhältnisse,  d.  h.  alle  einer  Steuerperson 
zukommenden  steuerbaren  Beträge  aus  einer  bestimmten  Quelle  oder 
aus  einem  bestimmten  Objekt,  die  Meldangabe  ausschliesslich  imd 
allein  steuerliche  Einzelvorgänge  ^)  (Lohn,  Zins  u.  s.  w.),  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  für  die  nämliche  Person  noch  andere  steuer- 
liche Einzel  Vorgänge  gleicher  oder  anderer  Art  in  Frage  kommen. 
An  dieser  Stelle,  wo  die  Meldangabe  lediglich  in  ihrer  Beziehung 
auf  die  persönlichen  Steuern  in  Betracht  kommen  soll,  sei  hinsicht- 
lich ihres  Wirkungsgebietes  bei  den  Steuern  überhaupt  nur  er- 
wähnt, dass  dasselbe  keineswegs  auf  die  persönlichen  Steuern  be- 
schränkt,   sondern  der  Ausdehnung   auf  alle  Steuerarten   fähig   ist. 


')  Diese  Ausdrücke  werden  kaum  einer  Rechtfertigung  bedürfen.  Materiell 
betroffen  ist  der  in  der  Angabe  Erwähnte  nicht  nur,  sofern  ihn  betreffende 
steuerliche  Verhältnisse  den  Inhalt  der  Angabe  bilden,  sondern  weü  überhaupt 
die  Massnahme  auf  ihn  geht,  seine  steuerliche  Erfassung  die  materielle  Bedeutung 
der  Massnahme  ausmacht.  Formell  betroffen  ist  der  Anfertiger  nicht  nur,  sofern 
ihm  obliegt,  jenen  steuerlichen  Inhalt  in  die  Form  der  Angabe  zu  fassen,  son- 
dern weü  er  der  steuerlichen  Massnahme  als  Mittel  zum  Zweck  dient,  also  sein 
Anteil  an  der  Massnahme  (unbeschadet  seiner  Verantwortlichkeit)  nur  formelle 
Bedeutung  hat. 

*)  Ein  Beispiel  zur  Erläuterung.  Bei  einer  Berufseinkommensteuer  müsste 
ein  zur  Selbstangabe  verpflichteter  Schriftsteller  A  sämtliche  von  ibm  bezogene 
Honorare  (Gesamtverhältnis),  gleichviel  wer  dieselben  bezahlt,  angeben ;  dagegen 
hätte  der  zur  Meldangabe  verpflichtete  Verleger  B  nur  das  von  ihm  dem  A 
bezahlte  Honorar  (Einzelvorgang)  anzugeben,  ohne  irgendwelche  Rücksicht  darauf, 
ob  A  noch  andere  Honorare  bezieht. 
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Die  Meldangabe  kann  z.  B.  bei  allen  Objektsteuern,  sofern  es  sich 
um  Verpachtungen ,  Vermietungen,  Pachtbetriebe  von  Grund  und 
Boden,  Häusern,  Gebäuden,  Fabriken  etc.  handelt  und  bezüglich  der 
anderen  hier  einschlägigen  Steuerobjekte,  wie  die  betreffenden  hier 
mitbenutzten  Gesetze  zeigen,  in  Anwendung  kommen. 

2)  Der  Zweck  der  Meldangabe 

ist  durch  das  oben  Gesagte  schon  gegeben.  Als  Zeugenschaft  hat 
sie  den  Zweck,  Aussagen  über  steuerliche  Thatsachen  zu  machen, 
Aufschlüsse  zu  geben  über  Steuerpersonen  allein  oder  über 
Steuerpersonen  und  steuerbare  Bezüge. 

Das  erstere  geschieht  z.  B.  in  Fällen  namentlicher  Anführung 
aller,  beziehungsweise  der  steuerpflichtigen  Hausbewohner,  durch  den 
Hausbesitzer.  Dagegen  können  als  Meldangaben  für  Ermittelung 
der  Steuerpersonen  bei  persönlichen  Steuern  nicht  angesehen  werden: 
Volkszählungs-,  Wohnsitz-,  Militärkonskriptions-  und  andere  Listen 
oder  Register;  denn  diese  Listen  sind  nicht  für  eine  bestimmte 
Steuer  aufgenommen  und  beruhen  in  der  Hauptsache  auf  Angaben 
über  die  eigene  Person  oder  auf  Behördenaufnahme. 

Die  zweite  Aufgabe,  über  Steuerpersonen  und  steuerbare 
Bezüge  Aufschlüsse  zu  geben,  erfüllt  die  Meldangabe  z.  B.  in  den 
Fällen,  wo  dem  Lohngeber  Angabe  der  von  ihm  bezahlten  Arbeits- 
löhne, dem  Schuldner  Angabe  der  von  ihm  gezahlten  Schuldzinsen 
obliegt.  Es  kommen  dagegen  für  persönliche  Steuern  bei  Ermitte- 
lung der  Steuerpersonen  und  Steuerobjekte  nicht  in  Frage,  sind 
somit  als  Meldangaben  nicht  anzusehen :  Dienstbotenlisten  oder 
Handwerksgehilfenlisten  oder  Akten  über  Vormundschaft,  Verlassen- 
schaft u.  a.,  Akten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  oder  Gebühren- 
register ,  öffentliche  Urkunden  überhaupt  u.  a.  Die  Gründe  sind 
die  nämlichen,  wie  die  oben  angeführten. 

Durch  diese  Ausführung  hebt  sich  zugleich  die  systematische 
Stellung  der  Meldangabe  bei  den  persönlichen  Steuern  gegen- 
über anderen  Hilfsmitteln  der  letzteren  ab.  Zur  vollständigen 
Klarlegung  dieser  Stellung,  wie  zugleich  zur  vollständigen  Abgrenzung 
des  Gebiets  der  Meldangabe  ist  es  nötig,  auch  noch  ausdrücklich 
der  indirekten  Einhebung  der  persönlichen  Steuern  zu  gedenken. 
Der  Abzug  der  Steuer  bei  Auszahlungskassen  von  Besoldungen, 
von  Zinszetteln  (Coupons)  etc.  —  „ Kassenabzug "  schlechtweg  ge- 
nannt —   schliesst  nur   da    die  Meldangabe    ein,    wo    er   persönlich 
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verfolgbar  ist  ^).  Der  „Kassenabzug"  ist  als  eine  Form  der  Meld- 
angabe nur  dann  zu  betrachten,  wenn  er  nicht  bloss  an  dem  Steuer- 
objekt vollzogen,  sondern  auch  auf  eine  bestimmte,  einzelne  Steuer- 
person bezogen  wird.  Letzteres  ist  der  Fall  bei  Auszahlung  von 
Gehalten,  von  Zinsen  gemäss  den  Staats-  etc.  Schuldbüchern.  Wenn 
dagegen  der  „  Kassenabzug "  nur  gruppenweise  und  objektiv  erfolgt, 
wie  bei  Auszahlungen  auf  Inhaberpapiere,  an  Ausländer  etc.,  kann 
von  einer  Meldangabe  für  die  persönlichen  Steuern  nicht  die 
Rede  sein. 

Durch  Ermittelungen  der  angedeuteten  Art  erfüllt  die  Meld- 
angabe ihren  Zweck: 

Beschaffung   von  Unterlagen  für   die   steuer- 
liche   Rechtsprechung. 

3)  Kritische  Erörterung  der  Meldangabe. 

Die  Frage,  ob  der  Staat  die  Berechtigung  hat,  die  Meld- 
angabe einzuführen ,  wird  kaum  einen  Streitpunkt  bilden  können, 
da  der  Rechtsgrund  des  Staates  für  die  in  der  Meldangabe 
liegende  Zeugenschaft  (vgl.  S.  5)  sich  mit  dem  Rechtsgrund  für  die 
Zeugenschaft  im  gerichtlichen  Verfahren  deckt.  Damit  ist  diese 
Frage  dem  finanztechnischen  Gebiet  entrückt  und  auf  rechtsphilo- 
sophischen Boden  übergeleitet,  den  zu  betreten  hier  keine  Veran- 
lassung vorliegt.  Doch  kann  in  Erwägung  gezogen  werden,  ob 
der  Staat  sein  Recht,  Zeugenschaft  zu  verlangen,  auch  auf  diesem 
besonderen  Gebiet,  dem  der  Steuerveranlagung,  geltend 
machen  soll;  die  Antwort  wird  nicht  zweifelhaft  sein  können,  wenn 
man  berücksichtigt,  dass  auf  anderen  Rechtsgebieten  die  Zeugen- 
schaft in  so  umfassender  Weise  angewendet  wird,  und  zwar  nicht 
nur  vor  Gericht  und  höheren  Verwaltungsbehörden,  sondern  ebenso 
schon  bei  den  kleinsten  Polizeivergehen,  und  dass  es  sich  hier  um 
die  Zeugenschaft  zu  Gunsten  der  wichtigsten,  das  öflPentliche  Inter- 
esse im  hervorragendsten  Masse  betrefTenden  Staatszwecke  handelt. 
Die   soeben   berührten   Grundfragen    lösen    sich    also   zweifellos   zu 


')  Deshalb  braucht  auch  die  indirekte  Steuereinhebung  an  und  für  sich 
den  Charakter  der  direkten  persönlichen  Steuer  nicht  aufzuheben,  sondern  dient 
in  diesem  Fall  als  Hilfsmittel  der  Veranlagung,  freilich  eines  der  äusserst^n, 
die  es  gibt. 
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Gunsten  der  Meldangabe.    Etwas  mehr  Schwierigkeit  bereiten  einige 
auf  die  Ausführung  bezügliche  Bedenken. 

Der  nächstliegende  Einwand  dürfte  der  sein,  dass  die  Meld- 
angabe ein  unzulässiger  Eingriff  in  Privatverhältnisse  oder 
—  wie  es  häufig  heisst  —  in  die  persönliche  Freiheit  sei.  Ganz 
abgesehen  davon,  dass  alles  unter  Amtsgeheimnis  erfolgt,  wird 
dieser  Einwand  schon  dadurch  entkräftet,  dass  Eingriffe  in  die 
Privatverhältnisse  mit  jeder  der  vielfältigen  Machtausübungen  des 
Staates  unausbleiblich  verbunden  sind.  Man  denke  nur  an  die 
Militärpflicht,  an  das  Enteignungsrecht.  Wenn  in  Fällen  dieser  Art 
dem  Staat  so  weitgehende  Rechte  eingeräumt  sind,  so  wird  man 
ihm  doch  unzweifelhaft  auch  das  hier  in  Frage  stehende,  verhältnis- 
mässig geringfügige  Recht  vindizieren  dürfen.  Dabei  wird  man 
sich  durch  das  vieldeutige  Schlagwort  „Eingriff  in  Privatverhält- 
nisse"  um  so  weniger  beirren  lassen,  als  der  dasselbe  im  Munde 
führenden  Gefühlsliberalität  solche  Einwände  im  vorliegenden  Falle 
nur  als  Deckmantel  für  die  leidige  Sitte  der  Verhehlung  steuer- 
pflichtiger Beträge  zu  dienen  pflegen.  Diejenigen  aber,  welche, 
um  der  Menge  gefällig  zu  sein,  die  Steuermacht  des  Rechtsstaates 
nicht  zu  Kräften  kommen  lassen  wollen,  sollten  beherzigen,  dass  es 
zu  den  verderblichsten  und  vergeblichsten  Bemühungen  gehört,  ver- 
altete und  überwundene  Anschauungen  mit  Gefühlsgründen  ver- 
teidigen zu  wollen,  gegenüber  der  unaufhaltbaren  Entwickelung  der 
Rechtsanschauungen  der  eigenen  Zeit.  Der  erwähnte  Einwand  ist 
hier  um  so  ungerechtfertigter,  als  es  sich  um  Erhebungen  handelt, 
deren  Zweck  doch  wahrlich  nicht  Schikane,  sondern  Selbsterhaltung 
des  Staates  ist.  Die  steuerliche  Rechtsprechung  kann  und  darf 
ihre  Befugnisse  nicht  einengen  lassen,  wo  es  sich  um  Erbringung 
materieller  Wahrheit  im  Interesse  der  Gesamtheit  handelt. 

Nicht  ohne  eine  gewisse  Berechtigung  ist  ein  anderer  Ein- 
wand, der  nämlich,  welcher  der  Massnahme  der  Meldangabe  einen 
Verstoss  gegen  die  Forderungen  ausgleichender  Gerechtigkeit 
vorwirft.  Der  Arbeitgeber,  der  Vermieter  u.  s.  w.  sagt  man,  nicht 
auch  der  Mieter,  der  Arbeitnehmer  mache  die  Angaben,  und  das 
sei  um  so  bedenklicher,  wenn  der  Arbeitgeber  steuerenthoben  und 
nicht  zur  Selbstangabe  verpflichtet  ist.  Dieser  Uebelstand,  dem 
bei  hoher  Einschätzungsgrenze  grössere  Bedeutung  zukommt,  besteht 
übrigens  thatsächlich  nur  so  lange,  als  Steuerenthobene  zugleich  der 
Selbstangabe  enthoben  sind.     Auch  kann  der  erwähnte  Vorwurf  da 


Die  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  persönlichen  Stenem.  g 

keine  Anwendung  finden,  wo  es  sich  um  die  von  Schuldnern  an- 
gefertigten Meldangaben  handelt.  Endlich  stehen*  der  Forderung 
ausgleichender  Gerechtigkeit  im  vorliegenden  Falle  Zweckmässigkeits- 
gründe von  ausschlaggebender  Bedeutung  gegenüber.  Denn  die 
Sammlung  von  hundertfachen  Unterlagen  für  Tausende  von  Einzel- 
personen, wie  sie  die  Angaben  von  Mietern,  Arbeitnehmern  etc. 
über  Vermieter,  Arbeitgeber  u.  s.  w.  mit  sich  brächten,  würde 
höchst  umständliche  und  kostspielige  Arbeiten  erfordern,  ohne  doch 
den  Erfolg  zu  sichern. 

Argwohn,  Erbitterung,  Zwietracht,  Hass,  Feindseligkeit,  so 
hört  man  in  verschiedenen  Parlamenten,  soll  die  Meldangabe  herbei- 
führen, den  „socialen  Interessenkrieg"  entflammen  und  so  das 
ganze  Staatswesen  in  bedrohlichster  Weise  untergraben.  Indessen 
zeigt  sich  bei  nüchterner  Betrachtung,  dass  diese  Schilderung  der 
üblen  Folgen  der  Meldangabe  blosse  Entstellung  ist.  Das  thatsäch- 
liche  Xichteintreffen  der  soeben  berührten  Befürchtungen  in  Ländern, 
wo  Meldangaben  Platz  greifen,  ist  hierfür  wohl  der  sicherste  Beweis. 
Und  am  beruhigendsten  ist,  dass,  wie  das  Beispiel  von  Hessen  ge- 
zeigt hat  (s.  später),  die  Meldangabe  in  weitem  Umfang  frei- 
willig erstattet  wurde  auf  blosse  „Instruktion"  hin,  ohne  dass  gesetz- 
liche Zwangsmittel  in  Anwendung  gekommen  wären.  Unzweifelhaft 
schärft  die  Meldangabe  das  Pflichtbewusstsein  gegenüber  dem  Staat, 
nicht  nur  bei  den  formell,  sondern  auch  bei  den  materiell  Betroffenen, 
unter  denen  die  Steuerenthobenen,  was  gar  nicht  zu  unterschätzen, 
zu  ehrlichem  Steuerzahlen  heranerzogen  werden.  Es  ist  sogar  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Meldangabe  die  allgemeine  Stimmung  gegen 
die  Steuerverwaltung  bessert,  weil  sie  berufen  ist,  Tausenden  von 
Anfragen,  Vorladungen,  Reklamationen  etc.  vorzubeugen. 

In  Bezug  auf  die  formell  Betroffenen  sind  mir  keine  stich- 
haltigen Einwände  bekannt  geworden.  Ein  hessischer  Abgeordneter 
brachte  vor.  die  Anfertiger  der  Angaben  (Arbeitgeber,  Vermieter  u.  s.w.) 
würden  zu  Obersteuerkontrolleuren,  zu  Vormündern  ihrer  Arbeiter, 
ihrer  Hausbewohner  etc.  Derartige  Ausführungen  bedürfen  be- 
sonderer Entgegnung  nicht,  sie  richten  sich  von  selbst!  Ferner 
sagt  man,  die  Meldangabe  errege  den  Groll  der  Anfertiger,  z.  B.  der 
Arbeitgeber.  Nun  zum  GroU  plutokratisch  gesinnter  Männer  dürfte 
ja  überhaupt  die  neuere  Gesetzgebung  öfters  Anlass  geben.  Mehr 
Sinn  liegt  schon  in  den  Worten  eines  bayrischen  Abgeordneten: 
Wenn  alle  fatieren,  ist  für  die  formell  Betroffenen  die  Meldangabe 


'\^Q  Gustav  Koenig, 

eine  unnötige  Belästigung.  Dieser  Einwand  ist  hinfällig,  weil 
die  Voraussetzung,  dass  alle  fatieren,  nie  zutrifft,  und  weil  Zweck 
der  Meldangabe  und  Entwickelungsgang  der  Selbstangabe  hierbei 
nicht  erkannt  sind.  Letztere  schliesst  erstere  nicht  aus,  noch  be- 
dingt sie  dieselbe. 

Als  ein  ganz  unbilliger  Vorwurf  erscheint  es ,  wenn  im 
preussischen  Herrenhaus  das  Wort  fiel,  die  Bekanntgabe  steuerlicher 
Vorgänge  seitens  des  Gerichtes  an  die  Steuerbehörde  qualifiziere 
sich  als  Spioniersystem  ^).  Man  sollte  meinen,  schon  der  Ort 
der  Rede  hätte  eine  so  wenig  „staatliche"  Auffassung  der  Dinge 
ausschliessen  müssen.  Dieselbe  Tendenz  verfolgt  auch  die  Aeusserung 
eines  hessischen  Abgeordneten,  um  Denunziations zwang  handle 
es  sich  bei  der  Meldangabe.  Beide  Ausdrücke  schliessen  eine  Ver- 
dächtigung ein,  welche  um  so  energischer  abgewiesen  werden  muss, 
je  sympathischer  sie  vielen  Ohren  ist.  Eine  Denunziation  im  bösen 
Sinne  ist  eine  Anzeige,  die  gemacht  wird,  ohne  vorher  von  zustän- 
diger Seite  verlangt  worden  zu  sein.  Hier  handelt  es  sich  aber 
immer  um  Angaben,  die  auf  gesetzlicher  Bestimmung  beruhen  und 
denen  ein  Verlangen  der  Steuerbehörde  vorausgegangen  ist.  Mit 
welchem  Recht  darf  also  hier,  wo  es  sich  um  Ausübung  einer  staats- 
bürgerlichen Pflicht  handelt,  von  Spionier  System,  von  Denunziation 
gesprochen  werden? 

Mannigfache  Erwägungen  knüpfen  sich  dann  aber  an  die  Be- 
trachtung der  materiell  Betroffenen.  Es  kann  nicht  mehr  über- 
raschen, wenn  der  schon  erwähnte  hessische  Abgeordnete  behauptet, 
dass  alle  von  der  Meldangabe  materiell  Betroffenen  damit  gewisser- 
massen  unter  Kuratel  Dritter  gestellt  seien.  Indessen  —  Schlag- 
wörter sind  noch  keine  Beweise!  Einer  der  schwerwiegendsten 
Vorwürfe,  den  man  der  Meldangabe  macht,  ist  der,  dass  sie  die 
materiellen  Interessen  gewisser  Kreise  gefährde,  zurBe-  und  Ueber- 
lastung  Minderbemittelter,  ganz  besonders  der  „kleinen  Leute" 
führe,  welche  auf  Lohn-  oder  Zinsbezüge  angewiesen  sind.  Bei  jeder 
Meldangabe,  ist  zu  entgegnen,  handelt  es  sich  zunächst  nur  um  steuer- 
bare Beträge,  ob  diese  auch  steuerpflichtig  sind,  ist  eine  die  Meld- 


')  Preussisches  Herrenhaus,  Sitzung  vom  16.  März  1883.  —  An  sich  gehört 
(lieser  Vorgang  nicht  zu  den  , Angaben",  aber  der  Umstand,  dass  dieser  Aus- 
druck für  andere  Steuerbehelfe  gebraucht  vt'urde,  lässt  vermuten,  dass  er  auf 
die  Meldangabe  in  noch  viel  höherem  Masse  angewendet  werden  würde. 
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angäbe  nicht  berührende  Frage.  Denkt  man  aber  an  die  Steuer- 
pflichtigkeit, so  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  gerade  die  Gesamt- 
bezüge jener  , kleinen  Leute"  vielfach  nicht  aus  einem,  sondern  aus 
mehreren  Steuerobjekten  fliessen;  dass  die  meisten  Gesetze  Minder- 
bemittelten vielfache  Berücksichtigung  angedeihen  lassen;  dass  die 
„kleinen  Leute"  schon  heute,  und  späterhin  anscheinend  noch  mehr, 
nicht  in  die  Steuergrenze  fallen.  Es  ist  nicht  eine  der  Meldangabe 
eigentümliche  Wirkung,  sondern  ein  allgemeiner  steuertechnischer 
Erfahrungssatz,  dass  die  kleinen  und  mittleren  steuerbaren  Beträge 
leichter  und  sicherer  zu  erfassen  sind:  und  der  materielle  Teil  der 
Steuergesetzgebung  hat  dieser  Thatsache  Rechnung  zu  tragen.  Ein- 
seitig wäre  es  auch,  ausser  Auge  zu  lassen,  dass  die  Meldangabe 
eine  mittelbare  Kontrolle  für  den  Meldangabepflichtigen,  für  den  Arbeit- 
geber, den  Kapitalisten  u.  s.  w.  in  sich  schliesst;  dass  sich  diese  ihre 
Wirkung  in  genaueren  und  verlässlicheren  Selbstangaben  bemerkbar 
machen  muss,  indem  sie  die  teilweise  oder  gänzliche  Umgehung 
(Hinterziehung)  der  Steuer  erschwert  und  durch  die  Wahrnehmung 
wie  genau  andere  eingesteuert  werden,  die  Angabenanfertiger  zu 
genaueren  Selbstangaben  bestimmt.  Dies  sind  Einflüsse,  die  sich 
bezüghch  der  gleichmässigen  Verteilung  jener  Steuern,  bei  denen  die 
Meldangabe  Platz  greift,  in  vorteilhafter  Weise  geltend  machen  werden 
und  den  oben  berührten  Nachteil  abzuschwächen  geeignet  sind. 
Schliesslich  hat  niemand  Grund  zu  klagen,  wenn  ihm  Recht  geschieht, 
d.  h.  in  diesem  Fall :  richtige  Einsteuerung  darf  niemals  angefeindet 
werden. 

Erwähnt  seien  noch,  weil  sie  in  den  betreffenden  Kreisen  vielleicht 
nicht  ohne  Wiederhall  geblieben  sind,  die  Worte  eines  bayrischen 
Abgeordneten^):  Die  Meldangabe  setze  Misstrauen  in  die  von 
ihr  materiell  Betroffenen.  Darauf  ist  zu  erwidern:  in  jeder  Forde- 
rung der  Ordnung,  der  Kontrolle,  kann  man  schliesshch  einen  Aus- 
fluss  des  Misstrauens  erblicken,  und  es  hiesse  doch  nur  alle  Vor- 
aussetzungen eines  wohlorganisierten  Staates  negieren,  wenn  man 
Kontrolle   ausschliessen  wollte.     Aber   —    und   deshalb   fallt  dieser 


')  Vgl.  die  stenographischen  Berichte  der  Verhandlungen  der  Kanuner  der 
Abgeordneten  des  bayrischen  Landtages  1879—1881,  Sitzung  vom  21.  Febr.  1881. 
Eigentlich  sagte  er:  Die  Meldangabe  setze  Misstrauen  in  die  Fassion  gerade 
derjenigen  Personen,  welche  durch  das  in  Frage  stehende  Gesetz  (Einkommen- 
steuer mit  400  M.  Einschätzungsgrenze)  am  schwersten  getrofiFen  würden. 
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Einwand  in  sich  zusammen  —  einer  allgemeinen  Kontrolle  liegt 
kein  persönliches  Misstrauen  zu  Grunde,  und  es  findet  solche 
allgemeine  Kontrolle  deshalb  auch  in  jedem  Zweige  der  Staats- 
verwaltung statt.  „Vollkommene  Menschen"  kann  und  darf  der 
Gesetzgeber  nicht  voraussetzen. 

Allen  derartigen  Angriffen  gegenüber  sind  es  wenige ,  aber 
durchschlagende  Momente  finanztechnischer  Natur,  welche  die  Meld- 
angabe als  einen  unentbehrlichen  Bestandteil  der  Veranlagung  per- 
sönlicher Steuern  hinstellen.  Zwei  Punkte  sind  hier  hervorzuheben: 
Die  Meldangabe  erleichtert  die  Einsteuerungsarbeiten  und  sie  sichert 
die  Veranlagung. 

Die  Meldangabe  erleichtert  die  Einsteuerungsarbeiten. 
Von  Millionen  Steuerpersonen  sind  nur  tausende  amtsgekannt,  ent- 
weder weil  ihre  Verhältnisse  überhaupt  allgemein  bekannt  sind,  oder 
weil  sie  in  persönlicher  Beziehung  zur  Behörde  stehen,  oder  endlich 
weil  die  in  ihrem  Besitz  befindlichen  steuerbaren  Gegenstände  be- 
hördlicher Wahrnehmung  unterliegen.  Da  ist  es  nun  die  Meldangabe, 
welche  mit  einem  Schlag  helles  Licht  auf  jene  Millionen  wirft,  aufklä- 
rend und  erläuternd  wirkt.  Aus  diesem  Grund  ist  sie  den  Behörden 
geradezu  unentbehrlich ,  und  zu  verwundern  ist  es  nur ,  dass  diese 
Erkenntnis  sich  nicht  schon  längst  allgemein  Bahn  gebrochen  und 
zu   den    entsprechenden  gesetzlichen  Vorschriften  geführt  hat. 

Ferner  bringt  die  Meldangabe  Sicherheit  in  die  Veran- 
lagung. Die  Meldangabe  schafft  Steuerunterlagen  für  den  Arbeits- 
verdienst, für  die  mannigfachsten  Zinseneinkünfte,  also  Unterlagen, 
die  das  bewegliche  Kapital  berühren.  Und  damit  bietet  sie  eine 
nicht  geringe  Sicherheit  in  der  Veranlagung  gerade  jenes  Teiles  der 
steuerpflichtigen  Einkünfte,  der  sich  der  Erfassung  sonst  am  leich- 
testen entzieht. 

Von  ganz  ausserordentlicher  Wirkung  ist  die  Meldangabe  in 
Bezug  auf  die  Einschätzungsgrenze,  einen  der  schwierigsten  Punkte 
der  Veranlagung  persönlicher  Steuern.  Die  Einschätzungsgrenzsumme 
muss  nämlich,  sofern  der  Steuerertrag  ein  erheblicher  und  der  Charakter 
der  Steuer  gewahrt  sein  soll,  so  angesetzt  werden,  dass  auch  niedrige 
Beträge  noch  in  grosser  Menge  in  diese  Grenze  hereinfallen.  Quali- 
tativ stammen  diese  zahlreichen  Beträge  aber  nicht  selten  aus  ver- 
schiedenen Quellen,  was  die  Einsteuerungsarbeiten  bedeutend  er- 
schwert. Nun  bringt  die  Meldangabe  Kenntnis  von  tausend  und 
aber  tausend  steuerbaren  Vorgängen,  wodurch  ebenso  Anhaltspunkte 


Die  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  persönlichen  Steaem.  ]^i^ 

gegeben,  wie  Ordnung  und  Klarheit  darüber  geschaffen  wird,  welche 
Kreise  zur  Angabe  verpflichtet  oder  nicht  verpflichtet  sind,  welche 
von  der  Steuer  getroffen  oder  nicht  getroffen  werden.  Denkt  man 
noch  an  die  bisherige  im  allgemeinen  mangelhafte  Art  und  Weise, 
wie  sich  die  Steuerpflichtigen  an  die  Steuerenthobenen  anreihen,  an 
den  grossen  Wert,  welcher  ebendadurch  unbedeutenden  Beträgen  je- 
weilig zukommt,  endlich  an  die  gegenwärtig  herrschende  Tendenz, 
die  Einschätzungsgrenze  hinaufzurücken,  wodurch  die  Einsteuerung 
der  Grenzbeträge  erschwert  und  ausnahmsweise  Herabsetzung ')  der 
Grenzsumme  notwendig  erscheint ,  so  muss  man  zugestehen :  Die 
Meldangabe  verhindert,  dass  die  Steuergrenze  eine  Passage  für 
Hinterziehung  der  Steuerpflichtigen  und  Leichtfertigkeit  oder  Härte 
der  Behörden  werde ,  sie  beseitigt  zum  allergrössten  Teil  die 
Schwierigkeiten  der  Veranlagung  an  dieser  Stelle,  ja  sie  bildet  geradezu 
die  unerlässliche  Voraussetzung  jeder  Einschätzungsgrenze. 

Die  Meldangabe  bringt  also  Sicherheit  ganz  besonders  an  den 
schwierigsten  Punkten  der  Einsteuerung  persönlicher  Steuern  — 
eine  Sicherheit,  welche  sich  schliesslich  dadurch  noch  erhöht,  dass 
die  Meldangabe,  entsprechend  ihrer  allgemeinen  Natur  und  ihrer 
besondern  Aufgabe,  Kontrollmittel  ist  sowohl  für  die  in  der  An- 
gabe Erwähnten  als  auch  für  die  zur  Angabe  Verpflichteten.  Und 
das  einzige  der  Meldangabe  gebührende  Epitheton  ist  Kontrollmittel. 

Die  obige  Darlegung  dürfte  gezeigt  haben,  dass  in  theoretischer 
Beziehung  nichts  Stichhaltiges  gegen  die  Meldangabe  vorgebracht 
werden  kann,  während  durch  ihre  praktische  Bedeutung  ihre  Ein- 
führung in  vollgenügender,  Weise  gerechtfertigt  wird. 

II.  Praktische  Ausführung  der  Meldangabe. 

Da  bei  dem  Angabewesen  der  persönlichen  Steuern  überhaupt 
erst  durch  die  thatsächliche  Ausgestaltung  etwas  geleistet  wird,  nichts 
dagegen  durch  die  bloss  principielle  Forderung,  so  bleibt  nunmehr 
eine  zweifache  Aufgabe  zu  lösen.  Für's  erste  ist  zu  untersuchen, 
was  überhaupt  bezüglich  der  praktischen  Ausführung  bei  allen  Arten 
der  Meldangabe  in  Frage  kommt.  Diese  Untersuchung  wird  den  Inhalt 
des  allgemeinen  Teiles  bilden.    Sodann  ist  es  nötig,  die  mannigfachen 


^)  Dabei  wäre  die  Meldangabe  wieder  das  wichtigste  Glied  der  Beweglich- 
keit der  Einschätzungsgrenze. 
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Verschiedenheiten  und  Eigentümlichkeiten  der  Meldangabe  ins  einzelne 
zu  verfolgen  und  die  Zweckmässigkeit  der  Massnahme  in  ihren  ver- 
schiedenen Formen  zu  prüfen.  Dies  ist  die  Aufgabe  des  besonderen 
Teiles.  In  dem  allgemeinen  wie  in  dem  besonderen  Teile  wird  die 
Betrachtung  einerseits  die  bestehenden  Verhältnisse,  wie  sie  sich  aus 
dem  vorliegenden  gesetzgeberischen  Material  ^)  in  Bezug  auf  die  Meld- 
angabe ergeben,  objektiv  darzulegen,  andererseits  an  der  Hand  der 
früheren  theoretischen  Erörterungen  und  etwa  v<wfindbarer  fach- 
litterarischer  Bemerkungen  die  leitenden  Gesichtspunkte  für  die 
praktische  Durchführung  des  Meldangabesystems  festzustellen  haben. 

A.    Allgemeiner  Teil. 

Vergegenwärtigt  man  sich  in  ungefähren  Umrissen  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse,  auf  welche  die  Meldangabe  Anwendung  finden 
soll,  so  ergeben  sich  aus  dem  oben  festgestellten  Wesen  und  Zweck 
der  Meldangabe  folgende  allgemeine  Grundsätze,  welche  für  die 
praktische  Durchführung  die  Richtschnur  zu  bilden  haben.  In  erster 
Linie  ist  zu  beachten,  dass  es  sich  bei  der  Meldangabe  nicht  um 
Alles  und  Jeden,  sondern  immer  nur  um  steuerlich-ökonomische 
Erscheinungen  gewisser  Personen  handelt.  Weiter,  däss  diese 
steuerlich-ökonomischen  Vorgänge  weite  Kreise  betreflFen,  regelmässig 
erscheinen,  also  innerhalb  gewisser  Grenzen  allgemein  zutreffen- 
der Art  sein  müssen.  Ferner  muss  der  aus  diesen  Erscheinungen 
resultierende  steuerliche  Belang  einschneidende  Bedeutung  für 
die  persönliche  Veranlagung  des  einzelnen,  somit  für  die  ganze 
Steuerveranlagung  haben.  Zu  berücksichtigen  ist  auch,  dass  der 
Anfertiger  der  Angabe  für  die  Anfertigung  und  den  Inhalt  der 
Angaben  Gewähr  bieten,  also  eine  möglichst  zuverlässige  Person 
sein  soll.  Endlich  müssen  auch  die  erlangten  Unterlagen  dem  Aufwand 
an  Zeit  für  die  Anfertigung,  für  die  Kontrolle  der  Behörde,  für  die 
Gesamtveranlagung  entsprechen,  also  zweckmässig  sein.  Je  mehr 
diese  Voraussetzungen  in  einem  gegebenen  Falle  zutreffen,  desto  grösser 
wird   die  Brauchbarkeit  der  Meldangabe  für   die  Veranlagung  sein. 

Aus  verschiedenen  naheliegenden  Gründen ,  Zeit- ,  Arbeits-Er- 
sparnis u.  s.  w.  könnte  rätlich  erscheinen,  innerhalb  des  einmal  fest- 


')  Dasselbe  erstreckt  sich  übeis  die  persönlichen  Steuern  Europas  und  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  über  die  bayrischen,  badischen  und 
württembergischen  Objektsteuem. 
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gestellten  Anwendungsgebietes  gewisse  Beschränkungen  eintreten 
zu  lassen.  Solche  Beschränkungen  könnten  bei  allen  Unterarten  der 
Meldangabe  vorkommen  und  in  verschiedener  Weise  geregelt  sein. 
So  z.  B.  indem  man  die  Meldangabe  nur  für  grosse  Gemeinden, 
Städte,  nicht  aber  für  das  „Land"  aufstellt.  Die  Ausschliessung 
des  platten  Landes,  die  z.  B.  bei  Gehaltlisten  auch  in  der  Form 
stattfinden  könnte,  dass  etwa  die  Landwirte  der  betreffenden  Angabe 
enthoben  würden,  ist  um  so  weniger  statthaft,  als  sich  viele  Industrie- 
unternehmungen ebendort  befinden  und  von  vornherein  nur  nach- 
teilige Wirkungen  zu  erwarten  wären,  wenn  bei  Schaffung  einer 
neuartigen  Institution  Ungleichheiten  in  der  Verpflichtung  geschaffen 
würden.  Ganz  verunglückt  wäre  der  Versuch  für  die  der  Meldangabe 
unterworfenen  Beträge  eine  Grenze  der  Werthöhe  zu  ziehen.  Das 
folgende  Beispiel  mag  dies  verdeutlichen.  Eine  Privatperson  hält 
sich  eine  in  höherem  und  mehrere  in  jugendlichem  Alter  stehende 
Personen  mit  entsprechend  sich  steigernder  Entlohnung.  Gesetzt,  es 
wäre  eine  gewisse  Wertgrenze,  oder  was  noch  nicht  erwähnt,  Alters- 
grenze für  die  Meldangabe  einzuhalten,  so  würde  der  Steuerbehörde 
die  Angabe  vorliegen,  dass  jene  Privatperson  Einen  Diener  habe. 
Dadurch  würden  aber  die  Unterlagen  der  Einstenerung  sowohl  für  den 
Privatansteller  wie  für  die  betreffenden  Beschäftigten  gleich  entstellt 
sein,  die  Unterlagen  überhaupt  aber  zu  Unrichtigkeiten  in  der  Ver- 
anlagung führen ;  dasselbe  ist  auch  von  jeder  anderen  Beschränkung 
innerhalb  des  einmal  gezogenen  Umfanges  der  Meldangabe  zu  sagen. 

Neben  den  berührten  Grundbedingungen  für  die  Meldangabe 
ist  in  dieser  allgemeinen  Betrachtung  hauptsächlich  zu  erwägen,  in 
welcher  Weise  das  Verhalten  der  Anfertiger  der  Meldangabe 
geregelt  werden  soll. 

Einige  Staaten  (Württemberg,  Bern  und  Hessen  bis  Juli  1884 
u.  a.)  glaubten  genug  gethan  zu  haben,  wenn  sie  durch  Verordnung 
u.  dgl.  die  Meldangabe  forderten.  Sehr  mit  Unrecht.  Das  Verhalten 
der  Steuerpersonen  zu  den  vorgängig  anzufertigenden  Steuerangaben, 
also  hier  der  Meldangabe,  ist  nur  durch  Gesetz  zu  bestimmen. 
Denn  der  hohen  Bedeutung,  welche  die  Meldangabe  für  die  Veran- 
lagung hat,  den  möglicherweise  erwachsenden  Schwierigkeiten  für 
die  Exekutive  ^),   den  entstehenden  Rechtsfolgen  für   die  Angaben- 


^)  Diese  Schwierigkeiten  sind  bei  den  jüngst  beendeten  Debatten  über  das 
neue  St^uergesetz   vom  hessischen  Regierungs^-ertreter  ganz   besonders  hervor- 
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anfertiger  und  für  die  Steuerperson  kann  nur  durch  Gesetz  in 
befriedigender  Weise  Ausdruck  verliehen  bezw.  Rechnung  getragen 
werden.  Selbstverständlich  ist  dadurch  auch  ausgeschlossen,  etwa 
die  Verordnung  neben  dem  Gesetz  in  Anwendung  zu  bringen,  ein 
Bild,  das  wahrscheinlich  die  hessische  Gesetzgebung  bieten  wird. 

Die  zweite  Frage,  welche  sich  an  das  Verhalten  der  Angabe- 
anfertiger  knüpft,  ist  die,  welche  Rechtsform  für  das  Verhalten 
der  formell  Betroffenen  zu  den  vorgängig  anzufertigenden  Angaben 
aufzustellen  sei  —  ob  die  fakultative  oder  obligate.  Wären  die 
principiellen  Unterschiede  dieser  beiden  Rechtsformen  ^)  beim  Steuer- 
verfahren und  in  dessen  Bestimmungen  allgemeiner  und  genauer 
gewürdigt  und  erkannt,  so  würde  es  genügen,  hier  noch  einmal  auf 
das  Wesen  der  Meldangabe  hinzuweisen;  denn  aus  diesem  folgt: 
Die  Rechtsform  der  Meldangabe  muss  die  der  Zeugenschaft  sein, 
also  eine  Verpflichtung. 

Zwischen  fakultativer  und  obligater  Rechtsform  ist  die  Er- 
zwingbarkeit  das  unterscheidende  Kriterium.  Die  fakultative 
Rechtsform  ^)  stellt  die  vorgängigen  Steuerangaben  frei  und  es  kann 
sich  bei  ihr  immer  nur  um  eine  moralische  Verpflichtung  handeln. 
Denn  Gesetzeseinrichtungen  ohne  Zwangsmassregeln  sind  für  den 
einzelnen  in  Wirklichkeit  nur  moralische  Verpflichtungen.  Indem 
der  Staat  aber  auf  die  Anwendung  von  Zwangsmassregeln  verzichtete, 
würde  er  den  Erfolg  der  Massnahme  von  dem  Belieben  der  Angaben- 
anfertiger  abhängen  lassen,  was  widersinnig  und  des  Staates  un- 
würdig wäre. 

Die  obligate  Rechtsform  fordert  die  vorgängigen  Steuer- 
angaben als  Pflicht  und  damit  ist  Erzwingbarkeit  der  letzteren  von 
selbst  gegeben.  Bei  dieser  Rechtsform  sind  jedoch  zwei  Unter- 
formen zu  unterscheiden.  Die  vorgängige  Anfertigung  der  Steuer- 
angaben ist  entweder  eine  durch  blosse  gesetzliche  Bestimmung 
sich  ergebende  Pflicht,  allgemein  obligat  genannt,  oder  eine  zwar 
auf  Gesetz  beruhende,  aber  erst  auf  besondere  behördliche  Anord- 
nung zur  Wirksamkeit  gelangende  Pflicht,  auf  Erfordern  obligat 


gehoben  worden  und  wurden  für  die  Aufstellung  der  Meldangabe  durch  Gesetz 
massgebend. 

1)  Burkart  a.  a.  0.,  Jahrg.  1879,  S.  12  ff.  verirrt  sich  sogar  zu  einer 
Einschätzungsmethode:  fakultative  Steuererklärung. 

^)  Die  bis  Juli  1884  Geltung  habenden  Gesetzesbestimmungen  von  1869 
über  die  Einkommensteuer  in  Hessen  kannten  diese  Form. 
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genannt.  Dieser  letzteren  Unterform  kann  jedoch  bei  der  Meld- 
angabe keine  Bedeutung  zukommen,  wenngleich  Sachsen- Weimar- 
Eisenach  als  einzige  Ausnahme  diese  ganz  ungerechte  Unterform 
bezüglich  der  Privatangestellten  neuestens  in  Anwendung  gebracht 
hat.  Die  allgemein  obligate  Rechtsform  ist,  da  ihr  am  wenigsten 
die  Mängel  der  anderen  Formen  anhaften  und  da  die  gehegten 
Erwartungen  nur  bei  ihr  eintreffen,  die  einzig  zweckmässige  und 
wirklich  anwendbare  Form.  Sie  ist.  weil  sie  allen  auferlegt  wird 
und  weil  jede  allgemeine  Pflicht  relativ  leichter  getragen  wird,  die 
einzig  gerechte  Form.  Sie  gibt  schliesslich  dem  Staatswillen  seinen 
entsprechenden  Ausdruck  und  entspricht  der  im  heutigen  Staats- 
leben anerkannten  Rechtsgleichheit,  weshalb  sie  die  einzig  würdige 
Form  ist.  Ausserdem  bietet  sie  allein  jene  richtige  Stellung,  von 
der  aus  die  Meldangabe  gemacht  werden  soll  und  muss:  denn  nur 
so  wird  jeglicher  Einwand  paralysiert,  nur  so  jeder  Schatten,  der 
auf  den  Anfertiger  fallen  könnte,  gebannt,  jede  lästernde  Bemerkimg 
(„Denunziation"  etc.)  entkräftet.  —  Nächst  Beschaffenheit  der 
Rechtsform  der  Meldangabe  kommen  die  bezüglich  ihrer  in  Anwen- 
dung zu  bringenden  Zwangsmittel  in  Betracht.  Es  braucht  für 
die  vorliegende  Untersuchung  keine  weitere  Rücksicht  auf  den  im 
Princip  so  wichtigen  Unterschied  von  Zwangsmitteln  und  Rechts- 
nachteilen mit  ihren  Ordnungs-  und  kriminellen  Strafen  genommen 
zu  werden  ^),  da  hier  beide  ihrem  Wesen  und  Zweck  nach  zusammen- 
fallen. Als  Zwangsmittel  kommen  a)  Ehren-,  b)  Freiheits-,  c)  di- 
rekte oder  indirekte  Yermögensstrafen  in  Frage.  Die  Art  der  zu 
wählenden  Strafe  ist  durch  die  Beschaffenheit  des  „Thatbestandes" 
bei  Nichtbefolgung  vorgezeichnet. 

Der  objektive  Thatbestand  bei  Nichterfüllung  der  Meld- 
angabepflicht bringt  neuartige  und  wichtige  Momente.  Die  straf- 
bare Handlung  besteht  hier  in  einem  Omissivdelikt.  Die  Verletzung 
wirkt  jedoch  nach  verschiedenen  Richtungen.  Verletzt  ist  der  Staat 
hier  nicht  bloss  wie  bei  jeder  strafbaren  Handlung,  d.  h.  dadurch, 
dass  die  staatliche  Rechtsordnung  durchbrochen  worden,  sondern  er 
ist  es  auch  regelmässig  in  der  Weise,  dass  damit  ein  Vermögens- 
nachteil für  ihn  verbunden  ist.  Danach  muss  auch  die  Rechts- 
wirkung eine  ihrem  Ziele  nach  doppelte  sein:  Strafe  und  Ersatz- 


')  Vgl.  Hugo  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  3.  Aufl.,  S.  2. 
120  ff.    Erlangen  1882. 

FinanzarclÜT.    ü.  Jaiag.  j7  2 
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p flicht^).  —  Die  sich  nun  ergebende  Besonderheit  besteht  darin, 
dass  öffentlich  rechtlich  der  Anspruch  auf  die  Steuer- 
strafe ist,  civilrechtlich  aber  der  auf  Schadenersatz,  welcher 
durch  den  dem  Staat  zugefügten  vermögensrechtlichen  Nachteil  be- 
gründet ist. 

Dass  Nichterfüllung  der  Pflicht,  die  Meldangabe  zu  machen, 
Strafe  nach  sich  ziehen  muss,  ist  klar,  wenn  der  einzelne  dem 
Staat  gegenüber  nicht  nach  dem  Grundsatz  soll  vorgehen  dürfen: 
Halt  es  wie  dir's  beliebt,  und  wenn  dem  Gesetzgeber  wie  zur 
Schaffung  so  auch  zur  Durchführung  der  Gesetze  die  Mittel  an  die 
Hand  gegeben  werden  sollen.  Und  das  ist  um  so  notwendiger,  wo 
eine  neuartige  noch  wenig  verstandene  Verpflichtung  erst  nach- 
drücklichst zum  Bewusstsein  gebracht  werden  muss.  Es  braucht 
darum,  wie  die  Erfahrung  beweist,  die  Strafe  noch  keine  hohe  zu 
sein.  So  hat  Hessen  bisher  schon  auf  Verordnung  hin  und  ohne 
Anwendung  von  Zwangsmitteln  zum  grössern  Teil  die  Anfertigung 
der  Gehalt-  und  anderen  Listen  bewirkt.  Diese  Thatsache  allein 
nimmt  den  gegnerischen  Argumenten  vollends  alle  Bedeutung.  Dass 
es  aber  nicht  allgemein  ohne  Zwangsmittel^)  geht,  ergibt  sich  aus 
den  eindringlichen  Vorstellungen  der  hessischen  Regierung  nach  dieser 
Richtung,  und  wohl  auch  aus  der  folgenden  systematischen  Darlegung 
der  in  den  einzelnen  Staaten  bezüglich  der  Meldangabe  in  Anwendung 
kommenden  Strafen. 

In  Frage  kommen  ausschliesslich  und  allein  direkte  Ver- 
mögensstrafen. Ueber  den  singulären  Fall  des  „ Reklamati ons Ver- 
lustes"   bei  Gelddepositen  in  Bern  ^)  will  ich  mich  hier  nicht  weiter 


1)  Die  Rechtsfolge  kitt  ein  bei  fahrlässig  oder  absichtlich  1)  unterlassener, 
2)  falscher  Anfertigung.  Auf  die  fahrlässig  unterlassene  Meldangabe  wird  hier 
keine  weitere  Rücksicht  genonamen.  Und  ob  absichtlich,  ob  fahrlässig  falsch 
oder  absichtlich  nicht  deklariert  worden,  ist  zwar  für  die  Thatsache  der  Ersatz- 
pflicht von  grösstem  Einfluss,  vermögensrechtlich  aber  gleichgültig,  da  der 
Schaden  unverändert  besteht. 

*)  Für  dieselbe  erklärt  sich  auch  Burkart  in  Hirths  Ann.,  Jahrg.  1880, 
S.  950.  —  IiTi  allgemeinen  sei  noch  bemerkt,  dass  bei  juristischen  Personen  ge- 
wiss schärfere  Rechtsfolgen  eintreten  können,  in  dieser  Hinsicht  auch  u.  a.  die 
wenig  angewandte  „tägliche  Geldbusse "  erwähnt. 

')  Der  Reklamationsverlust  für  das  laufende  Jahr  tritt  dort  ein,  wenn  die 
Angabe  nicht  oder  unvollständig  eingereicht  wurde,  nachdem  Aufforderung  zur 
Anfertigung  derselben  ergangen  war.  —  In  betreff  der  Gesetzesstellen  im  einzelnen 
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verbreiten,  da  die  indirekten  Vermögensstrafen,  und  dahin  gehört 
die  angezogene,  für  die  Meldangabe  kaum  eine  Bedeutung  gewinnen 
können. 

Für  nicht  rechtzeitige  Angabe  tritt  Geldstrafe  ein,  sofern 
die  Versäumniss  nicht  genügend  entschuldigt  werden  kann,  bei 
Hauslisten*)  in  Bayern  (Einkommen-  und  Gewerbe -Steuer)  und 
Sachsen  in  der  Höhe  bis  50  M.,  bis  30  M.  in  Sachsen -Altenburg. 
—  Württemberg  legt  die  Verpflichtung  ,bei  Vermeidung  einer 
.  .  .  Ordnungsstrafe"  auf.  Bei  Haushaltungslisten  tritt  sie  ein  in 
England  *),  in  Bayern  ^)  und  Sachsen  bei  den  Einkommensteuern  in 
der  Höhe  bis  50  M.,  in  Hessen  von  5  bis  100  M.,  in  Hamburg  von 
6  M.,  in  Bremen  bis  10  M.,  in  Lübeck  bis  5  M.  Bei  Gehaltlisten 
der  Privatangestellten  wird  sie  bemessen  in  Ungarn^)  bei  der  Er- 
werbsteuer je  nach  dem  Grad  der  Verfehlung,  in  Bayern  und  Sachsen 
innerhalb  ihrer  Einkommensteuern  in  der  Höhe  bis  50  M.,  in  Baden 
bei  der  Erwerbsteuer  bis  300  M.  In  Sachsen- Weimar-Eisenach 
endlich  können  Säumige  zur  Anfertigung  der  Listen  über  die  bei 
öfiPentlichen  Schulen,  Stiftungen,  Aktiengesellschaften,  Sparkassen, 
eingetragenen  Wirtschattsgenossenschaften  Angestellten  unter  An- 
drohung einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  50  M.  angehalten  werden.  Bei 
Privatangestellten  tritt  dieselbe  Strafe  ein. 

Die  zweite  Gruppe  umfasst  die  Verweigerung  der  Angaben. 
Rücksicht  genommen  ist  auf  diese  für  Haushaltungslisten  in 
England,  Massachussetts  mit  einer  Geldstrafe  von  20  f ,  in  Hamburg 
von  6  M.,  in  Bremen  bis  100  M.,  das  auch  zugleich  die  nachahmungs- 


verweise  ich,  anstatt  vieler,  das  Lesen  und  genaueres  Eingehen  erschwerender, 
Bemerkungen  auf  die  S.  48 — 50  befindliche  alphabetisch  geordnete  staatenweise 
Zusammenstellung  sämtlicher  auf  die  Meldangabe  bezüglicher  Gesetze  und  Ge- 
setzesdaten. 

')  Haus-,  Haushaltungs-,  Gehalt-  (Arbeitsverdienst-),  Kapital-Listen  sind  die 
Unterarten  der  Meldangabe,  welche  im  „besondem  Teil'  (S.  23,  24,  30,  37) 
Erklärung  finden. 

^)  Laut  section  55  tritt  für  !Nichtabgabe  binnen  Frist  (neglect)  oder  wilfuUy 
delay .  nachdem  Aufforderung  erfolgt ,  bis  £  20  imd  dreifacher  Steuerbeti-ag 
oder,  was  hier  in  Frage  zu  kommen  scheint,  Geldstrafe  von  £  50  ein. 

*)  Wo  sie  vom  Hausbesitzer  event.  zu  erbringen  ist.  unter  Bemerkung  dieser 
Thatsache  ins  Schema. 

■*)  §§  9  und  13  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  1883  über  die  Manipulation  der 
öffentlichen  Steuern. 


2Q_  Gustav  Koenig, 

werte  Bestimmung  hat,  im  Wiederholungsfalle  die  Strafe  bis  200  M. 
erhöhen  zu  können,  endlich  in  Lübeck  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
30  M.  Bei  den  Gehaltlisten  ist  anzuführen  Oesterreich,  das 
durch  angemessene  Geldstrafen  zu  denselben  anhält,  sowie  Ungarn 
(a.  0.)  mit  ähnlichen  Bestimmungen.  In  Bayern,  Sachsen  und 
Sachsen  -Weimar-Eisenach  finden  sich  bei  den  Einkommensteuern 
Strafen  bis  50  M. 

Den  beiden  besprochenen  Gruppen  stehen  die  unvollständigen 
oder  unrichtigen  Angaben  gegenüber,  die  praktisch  mit  der  event. 
Hinterziehung  zusammenfallen. 

Nur  Geldstrafe  für  das  in  Rede  stehende  Vergehen  findet  sich 
in  den  folgenden  Staaten.  Bei  Haushaltungslisten  in  Eng- 
land^), in  Hessen  5  bis  100  M. ,  in  Massachussetts  ^)  $  20,  in 
Bremen  und  Lübeck  genau  die  unter  „Verweigerung"  angeführten 
Strafen.  Bei  Gehaltlisten  für  Privatangestellte  kennen  Geld- 
strafen Ungarn,  Bayern^)  und  Sachsen -Weimar -Eisenach  in  der 
Höhe  bis  50  M. 

Dass  aber  neben  der  Strafe  auch  Ersatzpflicht*)  einzutreten 
hat,  ist  ausser  Zweifel.  Denn  der  Verfehlende  macht  sich,  sei  es 
der  Beihilfe,  sei  es  der  Teilnahme  bei  der  Hinterziehung  des  Steuer- 
pflichtigen schuldig.  Dass  für  den  Staat,  den  Steuerbezugsberech- 
tigten, solche  Steuercontravention  ein  Schaden  ist,  liegt  auf  der 
Hand.  Dass  derjenige,  welcher  einen  Schaden  absichtlich  oder  fahr- 
lässig stiftet,  diesen  Schaden  zu  ersetzen  hat,  ist  auf  dem  Gebiet 
des  Privatrechts  allgemein  und  auch  in  Steuersachen  von  den  Gesetz- 


')  Für  Nichtaufführung  steuerbefreiter  und  nicht  im  Hause  wohnender  und 
beschäftigter  Personen,  für  nicht  zur  Angabe  aufgeforderte  Personen  keine  Strafe, 
sagt  das  Gesetz. 

^)  Da  es  mir  nicht  gelungen  ist,  bei  den  amerikanischen  Gesetzesbestim- 
mungen betr.  die  Kapitallisten  die  sonst  durchgeführte  Scheidung  der 
Strafe  in  Bezug  auf  nicht  rechtzeitige,  verweigerte  und  nicht  richtige  Angabe 
klar  herauszustellen,  will  ich  sämtliche  Strafen  der  betr.  Länder  zusammen 
anführen.  Alle  sind  Geldstrafen  und  zwar  bei  Aktien  auf  Namen  (s.  S.  39,  40)  in 
Newyork  $  250,  in  Illinois  $  10—2000  und  in  Massachussetts  $  500.  Der  letzt- 
genannte Staat  hat  für  Unterlassung  der  Angaben  über  Pfandobjekte  (s.  S.  43) 
I  50—1000,  über  Gelddepositen  (s.  S.  45)  |  500  angesetzt. 

')  Mit  dem  Zusatz:  , Ausser  dem  Falle  der  Strafbarkeit  wegen  Teilnahme 
an  einer  Hinterziehung." 

*)  Die  sich  über  Steuemachzahlung ,  Verzugszinsen.  Strafe,  Kosten  er- 
strecken kann. 
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gebungen  von  Preussen '),  Oesterreich *),  Sachsen^),  Sachsen-Alten- 
burg*), Oldenburg  5),  Reuss  j.  L.«)  ausdrücklich  ')  anerkannt.  —  Die 
Feststellung  des  verursachten  Schadens  wird  aber  immer  schwierig 
sein.  Und  in  wie  vielen  Fällen  wird  es  überhaupt  möglich  sein,  den 
ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  der  Verfehlung  des  Meldangabe- 
pflichtigen und  dem  entstandenen  Schaden  festzustellen?  Diese  prak- 
tischen Erwägungen  führen  zu  zweierlei. 


')  Bei  Haus-  und  Haushaltungslisten  erfolgt  für  jede  unterlassene 
Angabe  einer  steuerpflichtigen  Person  Nachzahlung  und  Geldbusse  bis  zum 
vierfachen  Jahresbeti-ag. 

-)  Bei  Gehaltlisten  der  Privatangestellten  wird  man  zum  Erlag  des 
Dreifachen  von  demjenigen  Betrag,  um  den  die  Steuergebühr  verkürzt  oder  der 
Gefahr  der  Verkürzung  ausgesetzt  wurde,  verhalten. 

*)  Bei  Haus-  und  Haushaltungslisten  Nachzahlxmg  für  die  Steuer- 
betriige,  welche  infolge  durch  den  Angabepflichtigen  verschuldeter  Angaben, 
dem  Staat  entgehen.  Ebenso  Haftung  für  die  dem  Staat  entgehenden  Steuer- 
beträge bei  den  Gehaltlisten  Privatangestellter. 

■•)  Bei  Hauslisten  Nachzahlung  bezüglicher  rückständiger  Steuern. 

*)  Genau  wie  in  Preussen. 

*=)  Laut  Burkart  in  Hirths  Ann.,  Jahrg.  1880,  S.  951,  der  im  Jahrg.  1879 
S.  13,  sich  selbst  für  Haftung  ausspricht,  da  er  ,nur  auf  diesem  Wege  die 
gründliche  Lösung  der  fraglichen  Aufgabe  erzielt*  sieht. 

')  Wenn  auch  nicht  ausdrücklich  anerkannt,  so  liegt  doch  Haftimg  für 
den  bei  unterlassener  Angabe  beim  Gläubiger  entgehenden  St€uerbetrag  —  die 
verschwiegene  Schuld  ist  so  gross  als  die  verschwiegene  Forderung  —  in  folgenden 
Fällen  vor.  Bei  unversicherten  Privatschulden,  sofern  Nachweis  der- 
selben als  Vorbedingung  des  Abzuges  aufgestellt  ist,  wie  dies  der  Fall  ist  in 
Italien,  wo  dieselben  so  deklariert  sein  müssen,  dass  die  Richtigkeit  der  Angabe 
vom  Agenten  festgestellt  werden  kann.  Wohnt  der  Gläubiger  ausserhalb  des 
Landes,  oder  lässt  sich  seine  Existenz  oder  die  Existenz  der  Schulden  nicht 
feststellen,  so  wird  der  Abzug  nicht  zugelassen.  In  Oesterreich  kann  bei  Leib- 
renten, sofern  das  Gesamteinkommen  zergliedert  einbekannt,  die  Kapitalschuld- 
zinsen auf  die  vorgeschriebene  Art  nachgewiesen  wurden,  imd  kein  Zweifel 
obwaltet,  durch  den  Statthalter  ausnahmsweise  Abrechnung  zugelassen  werden. 
In  Bayern  bei  der  Kapitalrentensteuer.  In  Sachsen  jedoch,  wo  auch  die  obige  Be- 
dingung allgemein  gestellt  wird,  ,. .  genügt  statt  der  Nach  Weisung  .  .  hinsichtlich 
derjenigen  Schuldzinsen,  welche  integrierende  Teile  einer  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  aufgemachten  Bilanz  bilden,  .  .  die  Bezugnahme  auf  den  Umstand.'' 
In  Sachsen- Weimar-Eisenach ,  wo  laut  §  14  des  Gesetzes  verspätete,  unrichtige, 
nicht  genügend  ausgefüllte  Angaben  zwar  zurückgegeben  werden  sollen,  aber 
diese  Bestimmung  durch  §  10  der  Verordnung  dahin  modifiziert  wird,  dass 
Schuldzinsverzeichnisse,  welche  den  gesetzlichen  Erfordernissen  nicht  entsprechen 
oder  unrichtige  Angaben  enthalten,  nm-  insoweit  unberücksichtigt  zu  lassen  sind, 
als   diese  Mängel   auf  die  Richtigkeit  der  Anmeldung  überhaupt,    oder  auf  die 
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Man  muss  absehen  von  gerichtlichen  Beweisgrundsätzen  und  mit 
den  bei  den  Juristen  so  beliebten  Präsumtionen  operieren.  Man 
geht  von  der  Thatsache  aus,  dass  die  Verfehlung  des  Meldepflich- 
tigen regelmässig  für  die  Staatskasse  einen  Schaden  veranlasst 
oder  mit  veranlasst,  und  präsumiert  diesen  kausalen  Zusammenhang 
für  alle  Fälle.  Dies  ist  um  so  weniger  bedenklich,  da  ja  der 
Ersatzpflichtige  durch  sein  pflichtwidriges  Verhalten  straffällig  ge- 
worden ist. 

Sodann  scheint  es  der  civilrechtlichen  Natur  des  Ersatzanspruches 
gemäss,  dass  dieser  nach  gewöhnlicher  Rechtsnorm  bei  dem  ordent- 
lichen Civilgericht  geltend  gemacht  werde.  Und  principiell  ist  dieses 
Verfahren  hier  nicht  ausgeschlossen,  ja  es  erscheint  als  das  gerechteste. 
Allein  praktische  Nachteile  stellen  sich  entgegen.  Es  ist  klar,  dass 
auf  dem  Wege  des  Civilprozesses  diese  Ersatzforderung  wegen  der 
erwähnten  Schwierigkeiten  kaum  je  würde  geltend  gemacht  werden. 
Da  nun  die  Formen  des  Civilprozesses  nicht  Platz  greifen  können. 
so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  auch  die  über  den  Ersatzanspruch 
erkennende  Behörde  nicht  der  Civilrichter  sein  kann,  sondern  keine 
andere  als  die  Steuerbehörde  ^).    Die  erwähnte  schwierige  richterliche 


Höhe  der  einzelnen  Schuldzinsbeträge  von  Einfluss  sind.  (Ich  erwähne  diesen 
Punkt  hier,  weil  er  wichtig  für  die  Schuldangabe  als  Meldangabe  ist.)  Schliesslich 
ist  der  Nachweis  der  Schulden  Vorbedingung  des  Abzuges  in  Sachsen-Altenburg 
bei  „aussergrundbesitzlichem"  Einkommen,  in  Tessin,  in  Thurgau  für  inländische 
Kreditorsummen  bei  der  Vermögens-  und  in  Schaffhausen  sowohl  bei  der  Ver- 
mögens- wie  bei  der  Einkommensteuer.  —  Zu  erwähnen  sind  auch  hier  noch 
die  S.  41  angeführten  hypothekarisch  sichergestellten  Kapitalien,  also  die  ver- 
sicherten Privatschulden  in  Ungarn,  Baden  und  Bern.  —  Die  oben  angedeutete 
Ausgleichung  trifft  nicht  zu  bei  progressivem  Steuerfuss,  und  es  ist  wohl  zu  er- 
wägen, ob  auch  dann  der  Verlust  des  Abzugsrechtes  als  Strafe  für  Nichterfüllung 
der  Angabe  nicht  von  stärkerer  Rechtswirkung  unterstützt  werden  sollte. 

>)  Burkart  a.  a.  0.  Jahrg.  1880,  S.  951  gelangt  aus  anderen  Giünden 
zu  derselben  Ansicht.  —  England  und  die  amerikanischen  Staaten  lassen  die 
erwähnten  Strafen  vom  Gericht  einbringen.  Preussen  bestimmt  folgendes:  „Die 
Untersuchung  gegen  diejenigen,  welche  sich  einer  Uebertretung  dieser  Bestim- 
mungen schuldig  machen,  gebührt  dem  Gericht,  insofern  der  Steuerpflichtige 
nicht  binnen  einer  von  der  Behörde  zu  bestimmenden  Frist  die  Zahlung  der 
verkürzten  Steuer,  des  von  derselben  festgesetzten  Strafbetrages,  sowie  der  durch 
das  Verfahren  gegen  ihn  entstandenen  Kosten  freiwillig  leistet."  OesteiTeich 
belässt  alles  bei  der  Steuerbehörde.  Sachsen- Weimar -Eisenacli  teilt  je  nach 
der  Instanz,  in  der  das  Vergehen  begangen  worden  (allen  Instanzen  steht  dort 
Fordern  der  Meldangabe  zu)  verschiedenen  and  verschiedenartigen  Behörden  die 
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Beurteilung  des  Schadens  darf  nur  solchen  Personen  anheim  gestellt 
werden,  welche  die  thatsächlichen  Verhältnisse  übersehen  und  würdigen 
können,  also  nur  den  mit  den  Steuerangelegenheiten  fortwährend  be- 
schäftigten Steuerbeamten. 

Es  empfiehlt  sich  nach  dem  Vorgange  mancher  Staaten  die 
Verpflichtung  zum  Ersatz  mit  der  Verfällung  in  Strafe  überhaupt 
in  der  Weise  zu  verbinden,  dass  man  die  Höhe  der  Strafe  abhängig 
macht  von  der  Höhe  der  defraudierten  Summe  und  ein  Vielfaches 
der  letzteren  als  Strafe  ausspricht.  Weiter  ist  es  rätlich,  innerhalb 
eines  gewissen  Strafrahmens  einen  Spielraum  offen  zu  halten,  der 
es  ermöglicht,  dem  höhern  oder  niederem  Grad  der  Verschuldung 
und  der  grossem  oder  geringeren  Sicherheit  des  Kausalzusammen- 
hanges in  der  Höhe  der  auszusprechenden  Strafe  Rechnung  zu  tragen. 

Von  den  mannigfachen  Gesichtspunkten,  welche  für  die  prak- 
tische Durchführung^  der  Meldangabe  allgemein  in  Frage  konmien 
können,  dürfen  die  dargelegten  als  die  wichtigsten  angesehen  werden. 
Die  Untersuchung  wird  sich  daher  nunmehr  zu  den  einzelnen  Unter- 
arten der  Meldangabe  wenden. 

B.    Besonderer  Teil. 

Die  Meldangabe  stellt  sich,  wie  schon  Seite  6  angedeutet,  zwei 
Ziele,  welche  sich  mit  zwei  Hauptpunkten^)  der  „Feststellung  der 
Grundlagen  der  direkten  Besteuerung"  decken.  Diese  Hauptpunkte 
sind:  Ermittelung  der  Steuersubjekte  und  Ermittelung  der  Steuer- 
objekte. Damit  ist  ebensowohl  Aufgabe  wie  Plan  der  folgenden 
systematisch-kritischen  Besprechung  gegeben, 

1)  Die  Ermittelnng  der  steuerpflichtigeu  Personen. 

Die  hierher  gehörende  (allgemeine  oder  generelle  bezw.  quali- 
fizierte oder  specielle)  Personenaufnahme  mit  oder  ohne  Bezeichnung 
der  Steuerpflichtigkeit  bezweckt,  die  Steuerverwaltung  aus  den 
„Millionen"  heraus  und  zu  den  Hunderttausenden  zu  führen,  d.  h. 
die  möglichst  vollständige  Feststellung  der  Steuerpflichtigen  zu  be- 


Urteilsfällung  zu.  —  Ueber  die  Nichtbefolgung  vorgeschriebener  Angaben  von 
Seiten  öfltentlicher  Stellen  glaubte  ich  mich  ebensowenig  auslassen  zu  soUen. 
als  über  die  Zuständigkeit  solcher  Fälle.  Es  wird  wohl  überall  das  DiscipUnar- 
verfahren  eintreten. 

')  Der  fehlende  dritte,  Feststellung  der  Steuersätze,  spielt  hier  keine  Rolle. 
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wirken.     Dies  geschieht  durch  die  Hauslisten  und  durch  die  Haus- 
haltungslisten. 

I.    Die  Hauslisten. 

Hierunter  sind  verstanden  Angaben  von  Eigentümern  bewohnter 
Grundstücke,  Hausbesitzern  etc.,  bestehend  in  namentlicher  Anfüh- 
rung der  Hausbewohner. 

Bei  dieser  Art  von  Angaben  kommt  es  heute  oft  vor,  dass  die 
formell  betroffenen  Hausunternehmer  und  nicht  selten,  dass  sie 
nur  juristische  Personen  sind.  Dies  ist  gerade  da  häufig  der  Fall, 
wo  die  meisten  steuerpflichtigen  Personen  anzutreffen  sind,  nämlich 
in  grossen  Orten.  Nur  in  den  seltensten  Fällen  kennen  die  Haus- 
besitzer dort  die  Insassen  des  Hauses  über  das  hinaus,  was  polizei- 
liche Verordnung  schwarz  auf  weiss  von  ihnen  fordert.  Damit  ist 
gegeben,  dass  die  Hausbesitzer  allein  dieser  Aufgabe  kaum  gewachsen 
sind,  dass  aber  auch  die  materiell  Betroffenen  empfindlich  berührt 
würden  und  die  Massnahme  besonders  dann  als  ungebührlich  inquisitiv 
betrachten  müssten,  wenn  bei  hoher  Einschätzungsgrenze  anzugeben 
wäre,   ob  die  angeführten  Personen  steuerpflichtig  sind  oder  nicht. 

Darum  findet  man  auch  in  den  wenigsten  Staaten  diese  Listen 
für  sich  allein.  Nur  Württemberg  und  Sachsen -Altenburg  kennen 
sie  für  Ermittelung  im  Hause  befindlicher  erwachsener  Personen, 
die  Schlafstätte  haben,  und  Altenburg  für  die  Eruierung  der  Haus- 
haltungen und  Einzelsteuernden  ^).  In  Württemberg  schreibt  die 
Verordnung  vor:  „Sofern  es  für  angemessen  erachtet  wird,  kann  in 
grösseren  Orten  der  Zweck  möglichster  Vervollständigung  des 
Verzeichnisses  der  Steuerpflichtigen  auf  andere  geeignete  Weise, 
wie  z.  B.  durch  Aufforderung  der  Hausbesitzer  zu  schriftlicher  Anzeige 
der  Bewohner  ihres  Hauses  .  .  zu  erreichen  .  ."  gesucht  werden. 
Diese  Einrichtung  findet  jedoch  nach  eingezogener  Erkundigung  nur 
ausnahmsweise  Anwendung. 

Da  aus  den  oben  angeführten  Gründen  die  genügende  Bei- 
bringung der  Angaben  in  Betreff  der  „Steuerpersonen"  vielfach 
nicht  erreicht  werden  kann,  so  muss  zu  den  durch  die  Haushaltungs- 
vorstände anzufertigenden  Haushaltungslisten  gegriffen  werden. 


*)  Individualverzeichnisse  genannt,  das  sind,  erklärt  das  Gesetz, 
(in  betreff  der  einzelnen  Gesetzesstellen  sei  noch  einmal  auf  die  staatenweise 
Zusammenstellung  S.  48  ff.  verwiesen)  .Verzeichnisse  der  steuerpflichtigen  Haus- 
haltungen und  Einzelsteuemden". 
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II.    Die  Hanshaltnngslisten 

sind  Angaben  von  selten  der  Haushaltungsvorstände,  Familien- 
häupter etc.  mit  namentlicher  Anführung  der  in  ihrer  Behausung  wohn- 
haften Personen.  Am  zweckmässigsten  ist  es,  wenn  diese  Angaben 
von  denjenigen  Personen  verlangt  werden,  welche  dem  Hausbesitzer 
gegenüber  die  Verpflichtung  der  Miete  auf  sich   genommen  haben. 

Bei  dieser  Gruppe  formell  und  materiell  Betroffener  kann  man 
als  sicher  voraussetzen,  dass  sich  die  Ausführung  ohne  inquisitive 
Schritte  bewirken  lassen  wird.  Und  diese  Voraussetzung  scheint 
auch  der  Grund  gewesen  zu  sein,  warum  diese  Art  der  Meldangabe 
in  vielen  Staaten  Eingang  gefunden  hat. 

Haushaltungslisten  allein  sind  vorgeschrieben:  in  Massachussetts 
mit  Angaben  über  die  in  der  Haushaltung  befindlichen  Steuerpflichtigen 
(dort  werden  diese  Listen  auch  ausdrücklich  von  Gasthaush altern, 
Boardinghouseinhabern  u.  drgl.  gefordert),  in  Hessens  neuem  Ein- 
kommensteuergesetz ^),  in  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  *) ;  und  mit 
Angaben  über  im  und  ausser  Hause  wohnende  Personen,  letztere 
sofern  sie  durch  steuerbare  Merkmale  an  das  Haus  oder  dessen 
Insassen  gebunden  sind,  in  England,  das  mit  Rücksicht  auf  die 
englischen  Wohnungseigentümlichkeiten  (Einfamilienhaus,  Cottage- 
system)  „jede  Person"  zu  diesen  Angaben  verpflichtet.  Diese  Be- 
stimmung, die  jedoch  keineswegs  zu  empfehlen  ist,  findet  sich  auch 
in  Hamburg  und  Bremen.  In  dieser  Liste  sind  auch  die  zeitweilig 
Anwesenden^)  anzuführen.  Für  den  europäischen  Kontinent  ist 
die  Aufnahme  dieser  Personen  wohl  ohne  Bedeutung,  was  auch 
schon   in   Württemberg   durch   die   Bestimmung   ausgedrückt   wird: 


')  Die  betr.  Stelle  lautet :  ,Die  Haushaltungsvorstände  sind  hinsichtlich  der 
zu  ihrem  Haushalt  gehörigen  Personen  zur  Beantwortung  bestimmter,  durch 
Formular  vorgeschriebener,  auf  die  Einkommensteuerpflichtigkeit  der  betreffenden 
Personen  sich  beziehenden  Fragen,  jedoch  nur  insoweit,  als  den  Befragten  die 
einschlägigen  Verhältnisse  aus  eigener  Wahrnehmung  bekannt  sind,  verpflichtet." 

*)  , Diejenigen,  welchen  ..  Umfragezettel  (in  den  Hansestädten  werden 
die  Haushaltimgslisten  so  genaimt)  zugesandt  werden  .  .  haben  in  Hamburg  die 
Pflicht  zu  erfüllen.  ■  —  Aehnlich  in  Bremen.  —  In  Lübeck  lautet  die  einschlägige 
Stelle:  „Alle  Haushaltungsvorstände  haben  .  .  die  .  .  Umfragezettel  .  .  auszu- 
füllen"' .  .     Burkart  a.  a.  0.,  Jahrg.  1879,  S.  12  also  nicht  ganz  genau. 

')  Das  Gesetz  lautet  folgendermassen :  Bei  Personen,  welche  einen  andern 
Wohnsitz  haben  (ordinarj'  place  of  residence  elsewhere)  und  an  jenem  Orte  (at 
such  place  of  ordinary  residence)  eingesteuert  zu  sein  wünschen,  soll  Angabe 
desselben  erfolgen. 
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Fremde,  welche  .  .  Gäste  .  .,  werden  nicht  eingetragen.  Weiter  fordern 
die  englischen  Gesetzesbestimmungen  für  diese  Angaben  die  Namen 
der  inner-  oder  ausserhalb  (für  diese  Wohnortsangabe)  des  Hauses 
Beschäftigung  ^)  findenden  Personen.  Also  Angaben ,  welche  ein 
diesen  Listen  an  sich  fremdes  Gebiet  berühren. 

Haushaltungslisten  mit  Hauslisten  zusammen  schreiben  die 
sogleich  zu  nennenden  Staaten  vor.  Die  Ausführung  geschieht  dabei 
in  der  Weise,  dass  die  Haushaltungsvorstände  oder  Familienhäupter 
mit  den  Hausbesitzern  in  Gemeinschaft  und  unter  beiderseitiger  Ver- 
antwortlichkeit die  Angaben  anzufertigen  haben.  Diese  Listen  ent- 
halten in  Preussen  und  Oldenburg  2),  das  die  Bestimmungen  Preussens 
aufgenommen  hat,  Angaben  über  die  im  Hause  befindlichen  Haus- 
haltungen und  Einzelsteuernden.  Die  Angabe  von  „Haushaltungen", 
welche  auch  in  Sachsen -Altenburg  verlangt  wird,  ist  auf  den  mate- 
riellen Teil  der  Gesetzgebung  der  betreffenden  Staaten  zurück- 
zuführen. Bayern  und  Sachsen,  bei  ihren  Einkommensteuern,  fordern 
Angaben  über  die  im  und  ausser  Hause  wohnenden  Personen  resp. 
deren  „steuerbare  Merkmale"  u.  z.  Bayern  Namen,  Beruf,  Erwerbs- 
art, Bezeichnung  des  Gewerbes  ^)  der  im  Hause  wohnenden  Personen, 
wozu  innerhalb  der  Haushaltungslisten,  wie  in  Sachsen,  über  After- 
und  Schlafmieter  derselbe  Aufschluss  zu  geben  ist.  In  Sachsen  ver- 
langt das  Gesetz  Angaben  über  die  Personen  mit  eigenem  Ein- 
kommen, während  die  Verordnung  von  Bewohnern  des  Hauses  spricht, 


^)  Der  Gesetzestext  variiert  wie  folgt :  s.  50 :  anzugeben  von  every  person 
diejenigen,  welche  chiefly  employed  in  his  service;  s.  190,  XVI,  2  anzugeben 
von  any  master  or  mistress  every  person  in  (the)  service  or  employ.  —  Burkart 
a.  a.  0.,  Jahrg.  1879,  S.  13  hat  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen 
Reichs,  Leipzig  1867,  S.  604,  der  richtige  Aufschlüsse  gibt,  falsch  aufgefasst. 
Der  Sachverhalt  ist  dieser :  Der  Veranlager  (assessor)  hat  laut  s.  57  eine  alpha- 
betische Liste  derjenigen  Personen  aufzustellen,  die  er  zu  Angaben  aufgefordert 
hat.  —  Gleichzeitig  möchte  ich  hier  anführen,  dass  Burkart,  Jahrg.  1879,  S.  12 
irrt,  wenn  er  sagt,  Bern  (§12  des  Gesetzes  über  die  Einkommensteuer  vom 
18.  März  1865)  habe  diese  Art  der  Meldangabe.  Da  der  Fall  für  die  Schweiz 
von  principieller  Bedeutung  ist  —  ausser  den  Schuldenangaben  kennt  sie 
kaum  die  Meldangabe  —  so  sei  die  einschlägige  Stelle  hier  angeführt:  „Die 
Gemeindeschatzungs- Kommission  entwirft,  unter  Zugrundelegung  der 
"Wohnsitzregister,  ein  Verzeichnis  sämtlicher  Steuerpflichtigen  der  Gemeinde . .' 

^)  Gesetz  vom  6.  April  1864,  Art  15:  betr.  die  Einführung  einer  Ein- 
kommensteuer. 

*)  (Gewerbesteuergesetz  Art.  22.)  Dieser  Teil  der  Angaben  fällt  auch  den 
„Gewerblisten"  zu. 
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ebenso  über  die,  welche  Gewerbe  betreiben  und  anderswo  wohnen 
(sodann  Angabe  der  Wohnung),  ferner  über  juristische  Personen, 
Gesellschaften  u.  drgl. ,  für  die  ein  Geschäfkslokal  gehalten  wird 
(bei  diesen  auch  Angabe  über  den  Vertreter,  den  Sitz  des  Ver- 
treters). Für  Personen,  die  beim  Lohngeber  wohnen  oder  in  einem 
ihm  gehörigen  Hausgrundstück,  hat  in  Sachsen  über  Gehalt  oder 
Lohn  in  diesen  Listen  die  Auskunftserteilung  zu  erfolgen,  während 
in  Bayern  dies  nur  teilweise  gestattet  ist,  und  solche  Personen  ^), 
sofern  sie  Bezüge  im  Werte  von  180  Pf.  u.  m.  per  Tag  erhalten, 
in  die  Gehalt-  und  Lohnlisten  zu  stellen  sind. 

Wenn  man  das  soeben  aus  den  Gesetzen  Angeführte  und  die 
oben  gegebeneu  Erklärungen  der  Listen  gegeneinander  hält,  so  zeigt 
sich,  dass  letztere  teilweise  zu  weit  ausgreifend,  teilweise  nicht  um- 
fassend genug  sind.  Denn  es  finden  sich  neben  Angabe  der  im 
Hause  wohnenden  Personen  auch  solche,  welche  sich  auf  ausser 
Hause  Wohnende  beziehen,  ja  Angaben,  welche  ganz  anderen  Ge- 
bieten der  Meldangabe  angehören.  Es  weichen  in  diesen  Punkten 
nicht  nur  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten  sehr  erheblich  vonein- 
ander ab,  sondern  es  kommen  sogar,  wie  öfters  gezeigt  worden, 
Verschiedenheiten  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  und  nicht  selten 
zwischen  diesen  und  dem  in  Anwendung  gebrachten  Formular  inner- 
halb ein  und  desselben  Staates  vor.  Hier  wird  so  recht  ersichtlich, 
wie  schwankend  die  rechtlichen  Grenzen  des  Inhalts  dieser  Angaben 
in  der  bisherigen  Gesetzgebung  sind.  Da  es  aber  gewiss  von  Be- 
deutung ist,  dass  bei  einer  neuartigen  Institution,  wie  es  die  Meld- 
angabe ist,  die  rechtlichen  Grenzen  für  die  jeweiligen  Gesetzesforde- 
rungen genau  bestimmt  werden,  so  seien  hierüber  noch  einige  Be- 
merkungen gestattet. 

Wenn  in  den  Listen  neben  den  im  Hause  wohnenden  Personen 
oder  steuerpflichtigen  Personen  auch  noch  andere  Personen  auf- 
geführt werden  sollen,  welche  ausser  dem  Hause  wohnhaft,  aber 
durch  ein  steuerbares  Merkmal  an  dieses  gebunden  sind,  so  wird 
die  Angabe  höchst  ungleichartige  Bestandteile  enthalten.  Dass  je- 
mand steuerpflichtig  sei,  eine  Anstellung  habe,  ein  Gewerbe  betreibe. 


')  Lohngebem  ist  laut  §  14  der  Bekanntmachung  der  Eintrag  jener  in 
ihrem  Brote  stehenden  und  bei  ihnen  wohnenden  Dienstboten,  deren  Tages- 
verdienst einschliesslich  des  Geldwerts  der  Naturalbezüge  den  Betrag  von  180  Pf. 
nicht  übersteigt,  in  die  Gehalt-  und  Lohnliste  erlassen,  sofern  der  Lohngeber 
hiervon  in  der  Hausliste  beim  Vortrage  der  fraglichen  Person  Vormerkung  macht. 
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das  sind  in  diesem  Falle  allgemeine  steuerliche  Merkmale,  deren 
noch  viele  ähnliche  aufgezählt  werden  könnten,  z.  B.  dass  jemand 
Schulden,  Depositen  habe.  Nun  kann  aber  die  Angabe  eines  solchen 
steuerbaren  Merkmals  —  dieselbe  kommt  hauptsächlich  bei  den 
ausser  Hause  wohnenden  Personen  in  Frage  —  der  Steuerbehörde 
bloss  als  ein  ungefährer  Anhaltspunkt  dienen;  wirklichen  Nutzen 
für  die  Einsteuerung  hat  neben  der  Personenermittelung  nur  die 
Kenntnis  nach  ihrem  Werte  bestimmter  Steuerobjekte,  z.  B.  von  Lohn, 
Schuldenbetrag  etc.  Angaben  über  solche  Objekte  gehören  aber 
nicht  in  diese,   sondern  zu  den  folgenden  Gruppen  der  Meldangabe. 

Sofern  man  die  Haus-  und  Haushaltungslisten  überhaiipt  haben 
muss,  sollten  die  rechtlichen  Schranken  derselben  so  gesetzt  werden, 
dass  die  Angaben  sich  nur  über  die  thatsächlich  im  Hause,  in  der 
Behausung  wohnhaften  oder  gewerbetreibenden  Personen  erstrecken. 
Dem  Hausbesitzer  sollte  eine  primäre  Angabepflicht  obliegen  über 
Lage,  Art,  Ausdehnung,  Wert  der  vermieteten  Räume,  Name  des 
Mieters  u.  drgl.;  eine  weitergehende  subsidiäre  Pflicht  aber  nur 
insoweit,  als  die  Haushaltungsvorstände,  denen  allein  die  Ermittelung 
der  einzelnen  Steuerpersonen  mit  oder  ohne  Berücksichtigung  der 
Steuerpflichtigkeit  zuzufallen  hätte,  verhindert,  erkrankt,  abwesend 
sind,  oder  sich  weigern,  die  ihnen  auferlegte  Angabe  zu  machen. 
Für  diese  Vorschläge  spricht  der  einfache  praktische  Grund,  dass 
die  Prüfung  andern  Inhalts  dieser  Angaben  ohnehin  kaum  durch- 
führbar ist,  und  ebenso  spreclien  für  sie  die  realen  Verhältnisse. 

Die  Entscheidung,  inwieweit  diese  umfangreichste  Unterart  der 
Meldangabe  angewandt  werden  soll,  ist  aber  nicht  von  ihren  Vor- 
und  Nachteilen  allein  abhängig,  sondern  auch  davon,  inwieweit  der 
Einsteuerung  sonstiges  einschlägiges  Material  für  die  Personen- 
erhebung im  einzelnen  Fall  zur  Verfügung  steht.  So  wird  es  auch 
erklärlich,  dass  in  vielen  Staaten  diese  Listen  nicht  angetroffen 
werden,  weil  sie  durch  andere  Verwaltungsmassnahmen,  z.  B.  Auf- 
namen für  Haus-,  Hauszinssteuern  oder  Wohnsitzregister,  reichlich 
ersetzt  sind.  Es  lässt  sich  daher  den  Neigungen  für  die  amtliche 
Aufnahme  ^)  oder  für  die  Personenaufnahme  durch  Dritte  ^)  (Meld- 
angabe) nicht  überall  Raum  geben,  da  die  Entscheidung  stets  von 
den  konkreten  Verhältnissen    amsomehr  abhängig   gemacht   werden 


')  Adolf  Wagner,  Finanzwissenschaft  II.  Teil,  2.  Heft,  S.  (508. 
«)  Burkart  a.  a.  0.,  Jahrg.  1879,  S.  13. 
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muss,  als  diese  Art  der  Meldangabe  einen  bedeutenden  Arbeitsauf- 
wand erfordern  und  dem  ohnehin  unbeliebten  Steuerverfahren  persön- 
licher Steuern  gewiss  keine  Freunde  erwerben  würde.  Wenn  auch 
das  juristisch  durchdachte  und  historisch  wohl  begründete  Steuer- 
verfahren Bayerns  sie  in  letzter  Zeit  aufgenommen  hat,  so  bleibt  es 
doch  noch  reiflich  zu  erwägen,  ob  nicht  diese  Art  von  Unterlagen 
der  steuerlichen  Rechtsprechung  bei  persönlichen  Steuern  aus  anderen 
Verwaltungsgebieten  beschaflPt  werden  sollen.  Ganz  verfehlt  wäre  es, 
umgekehrt  zu  verfahren  und  etwa  diese  Erhebungen  der  persönlichen 
Steuern  zu  Zwecken  der  Eruierung  der  Einwohnerzahl  u.  drgl.  in 
Anwendung  bringen  zu  wollen. 

Schliessbch  zeichnet  sich  diese  Gruppe  von  Meldangaben,  und 
das  ist  von  der  Theorie  bisher  vollkommen  übersehen  worden,  da- 
durch aus,  dass  sie  eine  neue  Methode  der  Ermittelung  der  Steuer- 
personen zu  Tage  fordert.  Obwohl  gerade  in  Bezug  auf  die  Personen - 
aufnähme  noch  am  ehesten  in  der  FachUtteratur  Andeutungen  sich 
vorfinden,  so  fehlt  doch  bisher  die  Einreihung  der  hier  besprochenen 
Methode  der  Ermittelung  der  Steuerpersonen  durch  Meldangabe 
unter  die  anderen  einschlägigen  Methoden,  was  zugleich  beweist,  wie 
wenig  bisher  noch  die  Meldangabe  gewürdigt  worden  ist.  Nur  so 
erklärt  es  sich,  dass  Wagner  sowohl  in  seiner  Finanzwissenschaft  ^) 
als  in  Schönbergs  Handbuch  *)  versäumt  hat ,  neben  der  amtlichen 
Aufnahme  und  der  Anmeldung  der  Steuerpflichtigen  selbst  ^),  als  dritte 
Methode  der  Ermittelung  der  Steuersubjekte  die  Anmeldung  der 
Steuerpersonen  durch  Dritte,  durch  die  Meldangabe,  anzuführen. 
Diese  Methode  der  Steuerpersonenermittelung  hat  den  beiden  anderen 
gegenüber  den  Vorzug,  dass  sich  bei  ihr  die  „unfindbaren"  Steuer- 
kräfte auf  ein  Minimum  reducieren. 

Während  die  bisher  behandelten  Meldangaben  —  am  besten 
gemeinsam  Personenlisten  genannt  —  die  umfangreichsten  Unter- 
lagen für  die  Einsteuerung  ergeben,  bilden  die  jetzt  zur  Behandlung 
gelangenden  Meldangaben  —  am  besten  gemeinsam  Objektlisten 
genannt  —  den  massgebenden  Teil  derselben,  ja  das  Mark  der  Ver- 
anlagung überhaupt.  Es  sind  dies  jene  durch  die  Meldangabe  bei- 
gebrachten Unterlagen,  deren  Gesamtzweck  ist 

')  II.  Teü,  2.  Heft,  S.  607  flF. 
')  2.  Bd.,  S.  184. 

')  Es  wird  hierbei  kein  Wert  darauf  gelegt,  dass  es  noch  weitere  Unter- 
arten von  diesen  Methoden  gibt. 
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2)  die  Ermittelung  der  steuerlichen  Einzelvorgänge  'j. 

Zur  Feststellung  der  bei  diesen  in  Frage  kommenden  steuer- 
lichen Thatsachen,  nämlich  derjenigen,  welche  die  Steuerperson  und 
derjenigen,  welche  den  Steuergegenstand  betrifft  —  um  Ermittelung 
der  Steuerobjekte  allein  kann  es  sich  bei  der  Meldangabe  der  persön- 
lichen Steuern  nie  handeln  —  dienen  die  Arbeitsverdienst-  und  die 
Kapitallisten. 

III.    Die  Arbeitsverdienstlisten. 

Das  sind  im  engern  Sinn  Angaben  der  Lohngeber  über  die 
Bezüge  der  bei  ihnen  entgeltlich  beschäftigten  Personen,  sowie  über 
die  auf  Grund  früherer  Dienstverhältnisse  auch  bezw.  den  Hinter- 
bliebenen verabfolgten  Bezüge  (Gr ehaltlisten  genannt),  im  weitern 
Sinn  alle  Angaben  über  den  Arbeitsverdienst  Dritter.  Die  Ausfüh- 
rungen über  diese  Listen  werden  sich  erstlich  nach  dem  Dienstver- 
hältnis und  sodann  nach  der  Arbeitsleistung  der  betreffenden  Personen 
zu  gliedern  haben. 

a)  Arbeitsverdienst  aus  Anstellungen. 

Innerhalb  dieser  Dienstverhältnisse  unterscheiden  sich  je  nach 
den  formell  Betroffenen,  denen  die  Anfertigung  der  Meldangabe 
obliegt,  öffentlich  und  privat  Angestellte. 

a)  Die  öffentlich  Angestellten. 

Die  Angaben  von  selten  der  Staats-,  Militär-,  Kirchen-  und  Ge- 
meindebehörden über  die  von  ihnen  herrührenden  Bezüge  wie  Be- 
soldung, Gehalt,  Pension  etc.  dürften  den  ältesten  Fall  ^)  des  Vor- 
kommens der  Meldangabe  bilden  und  sind  deshalb  auch  wahr- 
scheinlich die  verbreitetste  Art  derselben. 

Das  gewöhnlichste  Verfahren  an  dieser  Stelle  ist  der  die  Meld- 
angabe natürlich  involvierende  „Kassenabzug",  der  für  die  festen 
Bezüge  besteht  ^) :  in  England  bei  allen  öffentlichen  und  königlichen 


')  Diese  Bezeichnung  wurde  gewählt,  weil  sie  wohl  besser  als  „Ermittelung 
der  Steuerobjekte "  das  persönliche  und  gegenständliche  Moment  der  steuer- 
lichen Erhebung  ausdrückt. 

^)  Vocke,  Geschichte  der  brit.  Besteuerung.  Leipzig  1867,  S.  517  erwähnt 
eine  Besoldungssteuer  in  England  aus  dem  Jahre  1404. 

^)  Auf  den  Inhalt  dieser  Angaben,  der  Rücksicht  nimmt  auf  Namen, 
Stellung,   Wohnung  des  Beziehers   und  Betrag  des  Gehaltes,    komme  ich  nicht 

30 


Uie  Meldangabe  bei  der  Veranlagnng  der  persöulieLeu  Steuern.  gj 

Aemtern,  in  Preusseu  ')  bei  allen  Kassen,  die  Besoldungen,  Emolu- 
mente,  Wartegelder,  Pension  auszahlen,  in  Oesterreich  bei  Staats- 
kassen und  anderen  öffentlichen  wie  Fonds-,  ständischen,  städti- 
schen etc.  Kassen*),  ebenso  in  Ungarn  bei  der  Erwerbsteuer,  in 
Baden  bei  Staats-,  Militär-,  Kirchen-  und  Städtekassen  für  die  Er- 
werbsteuer, in  Sachsen-Koburg-Gotha  bei  Staats-  und  Stadt-  (Ge- 
meinde-) Kassen  und  in  der  Schweiz  im  Kanton  Thurgau  (Ein- 
kommensteuer) für  die  Bezüge  der  —  Landjäger.  Für  die  festen 
und  schwankenden  Bezüge  kommt  der  Kassenabzug  in  Württem- 
berg bei  denjenigen  Steuerpflichtigen  in  Anwendung,  welche  ihr  Ein- 
kommen ganz  oder  zum  grössten  Teil  aus  einer  inländischen  könig- 
lichen Kasse  für  Beruf-  und  Diensteinkommen  beziehen  ^) ,  und 
zwar  auch  rücksichtlich  desjenigen  Teiles  des  Gesamteinkommens, 
welcher  nicht  aus  der  fraglichen  Kasse  fliesst.  —  Angaben  über 
die  festen  Bezüge  der  fraglichen  Angestellten  finden  sich:  in  Bayern 
bei  Hof-,  Staats-,  Militär-,  Kirchen-,  Gemeinde-'  (Stadt-)  Behörden ; 
über  die  festen  und  schwankenden  Bezüge  in  Italien  bei  Staats- 
und Gemeindebehörden,  in  Schweden  bei  Staats-  und  Gemeindekassen, 
in  Sachsen  bei  Staats-,  Hof-,  Kirchen-,  Gemeinde-  (, allen")  Behörden 
und  schliesslich  in  Sachsen-Weimar-Eisenach  bei  Staats-,  Hof-,  Ge- 
meinde-, Kirchen-  und  Religionsgesellschaftskassen. 

Einer  Rechtfertigung  der  Anwendung  der  Meldangabe  bei  den 
öffentlich  Angestellten  bedarf  es  umsoweniger,  als  mit  und  ohne 
Meldangabe  nicht  nur  dem  Steueramt,  sondern  aller  Welt  bekannte 
Verhältnisse  vorliegen  —  Bezüge,  welche  öffentHcher,  allgemein  be- 
kannt werdender  Bewilligung  uuterliegen.  Die  gewöhnlichste  Form 
der  Meldangabe  ist,  wie  bemerkt,  für  die  materiell  Betroffenen  dieser 


weiter  mehr  zurück.  In  Oesterreich  tritt  noch  u.  a.  Titel  des  Bezuges,  in 
Ungarn  Zeit  des  Eintrittes  zu  dem  obigen  allgemein  geforderten  Inhalt  der 
Angaben  hinzu. 

')  Man  braucht  wohl  an  fakultativen  Kassenabzug  nicht  zu  denken,  obwohl 
es  im  Gesetz  heisst  ,kann  von  den  Kassen,  .  .  aus  welchen  die  letzteren  (Be- 
soldungen etc.)  gezahlt  werden,  in  Abzug  gebracht  .  .  werden." 

^)  Auch  für  Kollegiengelder,  Rigorosentaxen  u.  dgl.  an  der  Universität 
wird  die  Steuer  ebenso  eingehoben.     Erlass  vom  29.  September  1855. 

')  In  Art.  30  a.  a.  0.  wird  auch  bestimmt :  Von  der  Staatskasse  ist  ein 
Verzeichnis  aufzustellen  über  die  hausgesetzlichen  Bezüge  und  über  die  an  dem 
Kammergut  haftenden  Bezüge.  Also  bei  Apanagen  u.  dgl.  findet  indirekte  An- 
gabe allein  statt,  da  eben  dort  besagt  wird:  , Fassion  findet  .  .  nicht  statt." 
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Gruppe  der  „  Kassenabzug "  ^),  bei  dem  natürlich  auch  Listen  für  den 
Einzug,  die  Verrechnung  u.  drgl.  der  Steuer  angefertigt  werden 
müssen.  Ich  sehe  jedoch  keinen  Grund,  warum  nicht  die  blosse 
Angabe  bei  dieser  Personengruppe  ausreichen  sollte  und  warum 
gerade  bei  den  öffentlich  Angestellten  das  am  wenigsten  von  Ver- 
trauen zeugende  Hilfsmittel  des  Kassenabzuges  angewendet  werden 
müsste  ^).  Von  dieser  Voraussetzung  dürften  auch  die  bayrischen 
Landesvertreter  ausgegangen  sein,  als  sie,  trotz  warmer  Befür- 
wortung des  ,  Kassenabzugs  *  von  selten  der  Regierung,  denselben 
dennoch  ablehnten.  Das  Bedenken  scheint  um  so  mehr  gerechtfertigt, 
da  die  Massregel  auch  bei  dieser  Gruppe  unpraktisch  sein  kann, 
weil  selten  mehr  die  Gehaltbezüge  der  in  Frage  stehenden  materiell 
Betroffenen  ihre  alleinigen  Steuerobjekte  sind  und  also  vielfach  der 
Kassenabzug  die  Veranlagung  nur  stören  kann  ^). 

ß)  Die  privat  Angestellten, 

welche  nunmehr  alle  anderen  in  irgend  welchem  Dienstverhältnis 
oder  einer  Anstellung  befindlichen  Personen  umfassen,  werden  am 
besten  nochmals  in  zwei  Gruppen  geteilt. 

Zur  ersten  Gruppe  gehören  die  Angestellten  von  Stiftungen, 
Anstalten  jeglicher  Art,  öffentlich  Rechnung  legenden  Unterneh- 
mungen und  Vereinen,  Verwaltungen  von  Vermögensmassen.  In 
Hinsicht  auf  die  Erfassbarkeit  dieser  Bezüge  zeigen  die  Verhält- 
nisse eine  solche  Aehnlichkeit  mit  denen  bei  öffentlich  Angestellten, 
dass  man  die  betreffenden  Personen  sogar  nicht  unpassend  öffentlich 
Angestellte  im  weitern  Sinn  nennen  könnte,  und  dass  die  Steuer- 
praxis sich  wohl  gestatten  kann,  dieselben  Gesichtspunkte  wie  für 
die  öffentlich  Angestellten  auch  für  diese  Gruppe  aufzustellen.  Dies 
ist  auch,  wie  die  folgende  Gesetzesdarlegung  zeigt,  in  den  meisten 
Staaten  der  Fall.    So  tritt  der  Kassenabzug  für  feste  Bezüge  in 


')  Schäffle,  Die  Grundsätze  der  Steuerpolitik  u.  s.  w.,  S.  267  scheint 
auch  hier  noch  nicht  für  vorgängige  Angaben  zu  sein.  —  Wagner,  in  Schön- 
bergs Handbuch  2.  Bd.,  S.  253  ist  für  den  „Kassenabzug". 

")  Natürlich  soll  durch  dieses  Bedenken  etwa  beliebten  privaten  An- 
ordnungen der  betreffenden  Kreise  in  keiner  Weise  vorgegriffen  werden. 

*)  Natürlich  gilt  dies  im  allgemeinen  nicht  bei  Lohn-  und  Besoldungs-  u.  dgl. 
Steuern,  jedoch  auch  schon  bei  diesen  bei  progressivem  Steuerfuss  und  Be- 
zahlung aus  verschiedenen  Kassen. 
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England  1),  in  Oesterreich,  in  Ungarn  (Erwerbsteuer)  bei  öffentlich 
Rechnung  legenden  Unternehmungen  und  Vereinen  ein,  in  Sachsen- 
Koburg-Gotha  jedoch  nur  bei  Angestellten  der  Stiftungskassen,  wäh- 
rend Bayern  Angab eü  voü  derartigen  festen  Bezügen  iüt  die  Ein- 
kommensteuer seitens  der  Verwaltungen  von  liegenden  Erbschaften 
und  Vermögensmassen,  der  Personenvereine ,  Anstalten.  Gewerk- 
schaften, Stiftungen  hinsichtlich  der  Angestellten  fordert.  Angaben 
bezüglich  der  festen  und  schwankenden  Bezüge  schreiben  vor: 
Italien  für  juristische  Personen,  Schweden  für  Stiftungs-  und  Aktien- 
gesellschaftskassen, Sachsen  für  Aktiengesellschaften,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  Bergwerkschaften,  Vereine  aller  Art, 
und  endlich  Sachsen- Weimar-Eisenach  für  öffentliche  Schul-,  Stif- 
tungs-, Aktiengesellschafts-,  Sparkassen  und  eingetragene  Erwerbs-, 
Wirtschaftsgenossenschaften. 

In  die  zweite  Gruppe  gehören  als  formell  Betroffene  alle  bisher 
noch  nicht  erwähnten  Personen,  welche  andere  Personen  entgeltlich 
beschäftigen.  Die  Meldangabe  in  Form  des  Kassenabzuges  ist  in 
den  Gesetzen  für  diese  Gruppen  nicht  anzutreffen.  Die  Fassung 
des  österreichischen  , Gesetzes'  liesse  noch  am  ehesten  denselben 
vermuten,  aber  schon  Chlupp^)  hat  das  richtig  gestellt  und  es  er- 
folgt dort  nur  Meld  an  gäbe  über  die  Bezüge  der  Privatangestellten. 
Ebenso  in  Ungarn,  wo  das  Erwerbsteuergesetz  bei  diesen  Angaben 
unter  den  formell  Betroffenen  Grundbesitzer,  Geschäftseigentümer, 
Steuerpflichtige,  die  mit  Gehilfen  arbeiten,  anführt.  Bayern,  als  der 
noch  zu  erwähnende  Staat,  welcher  für  seine  Einkommensteuer  mit 
den  beiden  vorherigen  bei  allen  drei  Gruppen  der  Angestellten  sich 
nur  Angaben  über  die  festen  Bezüge  machen  lässt,  fordert  diese 
Angaben  von  allen,  welche  andere  Personen  in  ständiger  Weise 
gegen  Gehalt,  Lohn  oder  sonstiges  Entgelt  beschäftigen  oder  ihnen 
bezw.  ihren  Hinterbliebenen  auf  Grund  früherer  Dienstverhältnisse 
einen  beständigen  Bezug  in  Geld  oder  Geldeswert  verabfolgen  ^). 
Sachsen  will  sie  von  Lohngebern  überhaupt*),    Baden   für   die  Er- 


')  Von  Aufzählung  der  dortigen  formell  Betroffenen  sehe  ich  hier  ab. 

*)  Systemat.  Handbuch  der  direkten  Steuern . . .  der  österr.-ungar.  Monarchie. 
Leipzig  1881,  S.  210.,  7.  Aufl.,  von  A.  Ritter  von  Machotka. 

')  s.  S.  27  und  Anmerkung  1. 

*)  Diese  Verzeichnisse  sind  dort  nach  Wohnorten  getrennt  anzufertigen. 
Viel  richtiger  und  praktischer  ist  das  bayrische  Verfahren,  jeden  materiell  Be- 
troffenen auf  ein  besonderes  Formular  zu  bringen. 
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werbstener   von    „allen  Gewerbsunternehmern"  ^),   Sachsen- Weimar- 
Eisenach  verlangt  sie  von  allen  Privatstellen. 

Da  die  Zahl  der  von  dieser  Unterart  der  Meldangabe  materiell 
Betroffenen  in  allen  modernen  Staaten  den  massgebenden  Teil  der 
erveachsenen  Bevölkerung  ausmacht,  z.  B.  in  Deutschland  beiläufig 
ein  Siebentel  der  Gesamtbevölkerung,  so  war  schon  bei  der  theoreti- 
schen Erörterung  der  Meldangabe  auf  diese  Unterart  vorzugsweise 
Rücksicht  zu  nehmen,  und  ich  kann  mich  deshalb  zur  Vermeidung 
von  Wiederholungen  auf  das  Gesagte  beschränken.  Für  die  Ein- 
führung der  Meldangabe  auf  diesem  Gebiete  ^)  habe  ich  mich  dort 
deutlich  genug  ausgesprochen  und  ich  glaube  nur  noch  die  Bemer- 
kung beifügen  zu  sollen,  dass  es  der  Gesetzgeber  sich  nicht  ent' 
gehen  lassen  darf,  für  die  nur  kurzzeitig,  in  saisonablen  Gewerben 
Beschäftigten  wie  bei  Maurern,  Fuhrwerkbesitzern,  Landwirten, 
Fischern  u.  s.  w.  ausdrücklich  Vorkehrung  zu  treffen,  d^^lit  die- 
selben nicht  durch  die  Finger  schlüpfen,  ohne  in  die  Feder  für  die 
Meldangabe  zu  kommen. 

Hinsichtlich  des  Inhalts  dieser  Meldangabe  ist,  wie  schon  an- 
gedeutet, die  Hauptfrage,  ob  feststehende  Bezüge  allein  oder  auch 
schwankende  Bezüge  zur  Angabe  kommen  sollen  ^).  Es  ist  darauf 
zu  antworten:  Nicht  nur  feststehende  oder  ständige,  sondern  auch 
schwankende  oder  unständige  Bezüge  sollen  durch  die  Meldangabe 
getroffen  werden;  denn  die  voraus  genau  zu  bestimmenden  Bezüge 
für  Arbeitsleistungen  treten  heute  immer  mehr  zurück  und  die  Ent- 
lohnung erscheint  immer  mehr  von  dem  technischen,  wirtschaftlichen 
und  anderen  Erfolg  der  Leistung  abhängig,    so   dass    die   bei  Aus- 


^)  Diese  Angaben  werden  neben  jenen  gemacht,  welche  die  Zahl  der  gegen- 
wärtig beschäftigten  Gehilfen,  Zahl  der  Gehilfen  über  und  unter  17  Jahren  nach 
mittlerem  Stand  enthalten. 

^)  Schäffle  a.  a.  0.,  S.  267  ist  für  „Vernehmung"  der  Arbeitgeber,  also 
nicht  für  vorgängige  Angaben.  —  Württemberg  hat  für  Privatangestellte  keine 
vorgängigen  Angaben  und  bestimmt  in  der  Verfügung  vom  27.  Mai  1854,  dass 
die  Dienstherm  u.  dgl.  der  Steuerfestsetzungsbehörde  „Auskunft"  zu  geben 
haben,  während  Art.  8  des  Gesetzes  von  1852  dieselben  Befugnisse  der  ersten 
Reklamationsinstanz  beilegt.  —  In  Hessen  sind,  wie  bekannt,  die  hierher  gehörigen 
Bestimmungen  schon  im  neuen  Gesetz  aufgenommen  gewesen,  schliesslich  aber 
doch  fallen  gelassen  worden. 

^)  Insofern  damit  das  materielle  Gebiet  der  Steuergesetze  berührt  wird, 
oder  das  Schwanken  der  Bezüge  als  Charakteristikon  der  persönlichen  Einkünfte 
bezeichnet  werden  kann,  ist  es  nicht  meine  Aufgabe  hier  darauf  einzugehen. 
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schluss  der  schwankenden  Bezüge  zur  Angabe  kommenden  Werte 
kein  genügendes  Bild  für  die  thatsächlichen  Bezüge  der  betreffenden 
Personen  liefern  würden.  Auch  spricht  für  die  Forderung,  bei  ent- 
geltlich beschäftigten  Personen  feste  und  schwankende  Bezüge  zur 
indirekten  Angabe  gelangen  zu  lassen,  der  Umstand,  dass  die  Zeit 
für  die  Bemessung  der  Steuer  und  die  Frist  für  die  Einsteuerung 
sich  nicht  notwendig  decken  und  auch  thatsächlich  zumeist  in  den 
Gesetzen  auseinanderfallen.     Deshalb  ist  auch  der 

b)  Arbeitsverdienst  aus  freien  Beschäftigungen 

mehr,  als  es  bisher  der  Fall  ist,  in  das  Gebiet  der  Meldangabe  ein- 
zubeziehen.  Denn  auch  hier  sind  ,  Lohnverhältnisse "  anzutreffen, 
welche  im  Grund  nicht  anderer  Natur  sind  als  die  bisher  berührten, 
nur  dass  sie  teilweise  in  eleganterer  und  socialbeliebterer  Form  auf- 
treten. Wenn  auch  bei  den  jetzt  in  Frage  kommenden  Personen- 
gruppen nur  das  dauernde  Vertragsverhältnis  mit  den  vorigen  (a,  ß) 
gemeinsam  ist,  die  Vorausberechnung  der  Entlohnung  aber  in  noch 
weniger  Fällen  wie  früher  eintreten  kann,  so  darf  doch  die  Finanz- 
technik nicht  darauf  verzichten,  auch  für  diese  Gruppe  die  Meld- 
angabe in  Anwendung  zu  bringen. 

Da  es  sich  weder  hier  noch  sonst  in  dieser  Untersuchung  um 
Aufzählung  aller  Fälle  handeln  kann,  so  will  ich  von  den  in  Frage 
kommenden  Gruppen  nur  die  wichtigsten  herausgreifen.  So  die  das 
ganze  heutige  kaufinännische  Leben  durchziehende  grosse  Gruppe 
der  Agenten,  Kommissionäre  etc.  Die  Erwerbsteuergesetzgebung 
in  Ungarn  hat  schon  ihr  Augenmerk  darauf  gerichtet,  indem  sie 
bestimmt,  dass  bei  allen  von  öffentlich  Rechnung  legenden  Vereinen 
u.  drgl.  herrührenden  Agentiegebühren  der  , Kassenabzug "  für  die 
Steuer  zu  erfolgen  hat.  Zur  Beleuchtung  dieser  Gruppe  sei  nur 
ein  besonders  charakteristisches  Beispiel  namhaft  gemacht:  die 
Agenten  von  Versicherungsanstalten.  Sie  weisen  Personen  in  den 
verschiedensten  Lebensstellungen  auf,  je  nachdem  nur  die  betreffende 
Anstalt  es  wünschen  mag.  Deshalb  sind  berufsmässige  und  nicht- 
berufsmässige Agenten  steuertechnisch  nicht  verschieden  zu  be- 
handeln. Die  oft  konjunkturgewinnartigen  Einkünfte  dieser  ganzen 
Gruppe,  welche  nur  allzuhäufig  auf  Nimmerwiedersehen  dem  Fiskus 
entschwinden,  können  besonders  bei  Ansetzung  hoher  Geldstrafen 
durch  die  Meldangabe  leicht  für  die  Veranlagung  gewonnen  werden. 

Bei  den  .liberalen  Berufen"   könnte  die  Meldangabe  in  allen 
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denjenigen  Fällen  Anwendung  finden,  wo  es  sich  um  dauernde  Ver- 
tragsverhältnisse handelt.  Es  kämen  hierbei  in  Frage  die  an  das 
„Haus",  an  die  , Firma",  an  das  „Unternehmen"  sich  lehnenden 
I'ersonen  wie  der  Hausarzt,  der  Rechtsvertreter  der  Firma,  femer 
der  Litterat,  der  Komponist,  der  Maler  u.  s.  w.  Man  wird  annehmen 
dürfen,  dass  vermöge  der  in  diesen  Kreisen  vorauszusetzenden  höhern 
Intelligenz  die  Einführung  der  Meldangabe  hier  auf  keinen  Wider- 
stand stossen  wird.  Dies  ist  um  so  mehr  zu  wünschen,  als  man  bisher 
nur  einstimmen  muss  in  den  sehr  berechtigten  Ausruf  Wagners  *), 
dass  in  den  genannten  Berufskreisen  „gegenwärtig  die  reelle  Be- 
steuerung kaum  weniger  als  bei  grossen  Gewerbetreibenden,  Kauf- 
leuten, Rentiers  hinter  der  gesetzlichen  zurückbleibt". 

Hier  sei  noch  jener  Personen  gedacht,  welchen  Mitführung, 
Ueberwachung  der  Geschäfte  bei  juristischen  Personen  obliegt, 
also  der  Verwaltung s-,  A ufsi cht s rate  u.  s.  w.  Wenn 
neben  dem  Erwerbsteuergesetz  Ungarns  sogar  die  der  Meldangabe 
sonst  abgeneigte  Schweiz  (St.  Gallen  fordert  Angaben  von  jeder 
Aktiengesellschaft  u.  drgl.  über  Summe  der  Tantieme,  Namen  des 
Tantiemenempfängers)  ^)  die  Meldangabe  für  diese  Personengruppe 
vorschreibt,  so  müssen  es  sehr  naheliegende  und  durchschlagende 
Gründe  sein,  die  für  ihre  Einführung  sprechen.  Und  in  der  That 
kann  es  nicht  geduldet  werden,  dass  die  von  öffentlich  Rechnung 
legenden  Anstalten,  welche  oft  unter  staatlicher  Aufsicht  stehen, 
herrührenden  Tantiemen,  Anwesenheitsgebühren  und  andere  derartige, 
oft  fixe  Bezüge  auch  noch  unkontrolliert  in  die  unergründlichen 
Taschen  reicher  Leute  wandern. 

Die  hohe  Bedeutung,  welche  den  unter  die  Gehalt-,  Arbeits- 
verdienstlisten fallenden  Angaben  zukommt,  wird  für  die  Veraidagung 
weniger  in  Erlangung  vollständiger  Unterlagen  für  die  Einsteuerung 
der  einzelnen  materiell  Betroffenen  zu  suchen  sein ,  als  darin ,  dass 
durch  das  Bekanntwerden  einzelner  steuerlicher  Vorgänge  untrüg- 
liche Merkmale,  Symptome  der  Einkommens-  und  Vermögensver- 
hältnisse der  Einzelnen  der  Steuerverwaltung  an  die  Hand  gegeben 
werden.    Die  Meldangaben  über  den  Arbeitsverdienst  sind  aber  auch 


0  Schönbergs  Handbuch  2.  Bd.,  S.  253. 

^)  Nur  dieser  Grund  bestimmte  mich,  die  zufällig  zu  meiner  Kenntnisnahme 
gelangte  Gesetzesbestimmung  über  , Besteuerung  der  anonymen  Gesellschaften",' 
Verordnung  vom  28.  Januar  1867  (§  11),  mit  in  die  Darlegung  aufzunehmen. 
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dazu  angethan,  die  stellertechnische  Unzweckmässigkeit  der  Lohn- 
imd  Besoldungssteuer  ^),  der  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 
zum  allergrösstem  Teil  zu  heseitigen. 

IV.    Die  Eapitallisten. 

Die  Kapitallisten  umfassen  Angaben  vom  Schuldner  *)  über 
Geldkapitalien  des  Gläubigers  oder  anderer  dritter  Personen,  oder 
über  deren  Erträge. 

Zunächst  wird  man  sich  wundern,  Angaben  über  Schulden  unter 
der  Meldangabe  anzutreffen.  Deshalb  muss  auf  die  systematische 
Stellung  dieser  Angabe  zuerst  eingegangen  werden.  Da  es  sich  für 
die  Finanzpraxis  keineswegs  bloss  darum  handelt,  theoretischen 
Forderungen  gerecht,  sondern  auch  praktischer  Erfolge  sicher  zu 
werden,  so  besteht  für  sie  nicht  nur  die  Forderung  der  Finanzwissen- 
schaft, Schulden  bei  persönlichen  Steuern  in  Abzug  zu  bringen,  also 
nicht  nur  die  Aufgabe  den  Schuldner  richtig  einzusteuern,  sondern 
ebenso  die  den  Gläubiger  richtig  zu  erfassen.  Unter  diesem  Ge- 
sichtspunkt betrachtet  die  Steuerpraxis  die  Schuldennachweisung 
nicht,  wie  es  bisher  stets  geschah,  als  ein  Stück  der  Selbstangabe, 
sondern  als  eine  Unterart  der  Meldangabe  ^).  Denn  die  Vorschrift 
der  schuldnerischen  Angabe  oder  der  Meldangabe  über  Schulden- 
kapitalien erscheint  hier  nicht  im  Interesse  des  Schuldners  und  als 
ein  Recht  des  Schuldners,  sondern  als  eine  Pflicht  zur  Erstattung 
der  Meldangabe  im  Interesse  des  Staats  und  im  Hinblick  auf 
den  Gläubiger.  In  diesem  Sinne  wird  auch  die  Finanzgesetzgebung 
sich  nicht  der  logischen  Konsequenz  entziehen  können,  sondern  fest- 
setzen   müssen,    dass    nur   erweislich*)    steuerbare    oder    steuer- 


^)  Wagner,  in  Schönbergs  Handbuch  2.  Bd.,  S.  251. 

^)  Physische  oder  juristische  Personen:  Staat,  öffentliche  Korporationen, 
Aktiengesellschaften,  Banken:  Banquiers,  Kaufleute,  Privatpersonen  etc. 

')  Alle  Kennzeichen  dieser  sind  auch  voi'handen:  die  Aussage  über  einen 
steuerlichen  Einzelvorgang  einer  andern  Person,  formell  und  materiell  Betroffene. 

*)  Darunter  ist  natürlich  verstanden,  dass  vorgängige  Angaben  über  die 
Schuldkapitalien  gemacht  werden  müssen.  Man  besagt  aber  das  nicht,  wenn 
man ,  wie  der  (zum  Gesetz  gewordene)  „Entwurf  .  .  einer  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer" in  den  Art.  3  und  16  in  Baden  die  Worte  gebraucht,  ,nach- 
gewiesenermassen  zu  entrichtende  Schuldzinsen  .  .  in  einer  Summe  anzugeben* 
oder  wenn  man,  wie  es  in  Art.  13  das  hessische  Kapitalrentensteuergesetz  vom 
8.  Juli  1884  thut,  bestimmt,  , erweislich  zu  zahlende  Passivkapitalzinsen  düi-fen 
in  Abzug  gebracht  werden". 
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Pflichtige  Geldkapitalien  als  Schulden  bei  persönlichen  Steuern 
in  Abzug  gebracht  werden  können,  ein  Satz,  welcher  sich 
schon  in  jenen  Staaten  Geltung  verschafft  hat,  in  denen  der  Abzug 
der  Schulden  von  vorgängiger  Nachweisung  abhängig  gemacht 
worden  ^),  und  der  seine  grösste  Wirkung  dort  erzielt,  wo  die 
Schulden  ausgewiesen  werden  müssen,  aber  erst  dann  abgezogen 
werden  können,  wenn  sie  beim  Gläubiger  zur  Veranlagung  heran- 
gezogen sind.  Der  oben  aufgestellte  Satz  wird  auch  unzweifelhaft 
in  Zukunft  noch  viel  mehr  als  bisher  Anerkennung  finden.  Dies 
ist  jedoch  ein  Punkt,  dessen  ausführlichere  Erörterung  einem  anderen 
als  dem  vorliegenden  Gebiet  zufällt. 

Ich  will  nun  gleich  jene  Unterscheidung  der  Geldkapitalien 
hervorheben,  welche,  wenn  auch  andere  für  den  materiellen  Teil 
der  Steuergesetzgebung  von  Bedeutung  sind,  für  die  Steuertechnik 
allein  ausschlaggebend  ist,  jene  der  Kapitalien  auf  Inhaber  und  auf 
Namen.  An  diese  Unterscheidung  soll  sich  die  folgende  Erörterung 
knüpfen.     Bei 

a)  Kapitalien  auf  Inhaber  und  deren  Erträgen, 

also  bei  Inhaberpapieren  u.  s.  w.,  ist  für  die  Meldangabe  kein  Raum, 
da  ihr  die  einschlägige  Gesetzgebung  jedwedes  Wirkungsgebiet 
entzogen  hat.  Denn  welche  Frage  in  Bezug  auf  die  Anwendung 
der  Meldangabe  auf  diesem  Gebiete  auch  auftauchen  möge,  immer 
wird  sie  auf  die  Frage  nach  dem  ursprünglichen  Bezieher  zurück- 
führen. Diese  gehört  aber  in  das  Gebiet  der  Selbstangabe,  welches 
hier  nicht  weiter  zu  berühren  ist.  Man  stösst  also  hier  auf  Fragen,  die 
entweder  andere  steuertechnische  Gebiete,  oder  überhaupt  eine  andere 
als  die  Steuergesetzgebung  hereinziehen  müssen,  um  für  die  Meld- 
angabe  ein  Thätigkeitsgebiet  zu  schaffen.  So  viel  darf  wohl  darüber 
hier  noch  gesagt  werden:  den  bisher  nur  allzuwenig  beachteten 
Forderungen  der  Finanzpraxis  sollte  auch  die  sonstige  ökonomische, 
z.  B.  Aktiengesetzgebung  entgegenkommen,  nicht  allein  indem  sie 
sich  hütet,  die  finanztechnischen  Massnahmen  gesetzlich  von  vorn- 
herein zu  vereiteln,  sondern  auch  positiv,  indem  sie  auf  die  steuer- 
technischen Vorkehrungen  gleich  selbst  Rücksicht  nimmt,    was   um 


')  Der  sich  auch  schon  darin  äussert,  dass  in  vielen  Staaten,  z.  B.  in  den 
drei  Hansestädten,  die  sonstige  Schuldenangaben  nicht  kennen,  bei  der  Ein- 
kommenberechnung  aus  Grundbesitz  nur  hypothecierte  Schulden  in  Abzug  ge- 
bracht werden  dürfen. 
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SO  eher  erwartet  werden  kann,  als  die  Steuerbarkeit  der  betreffen- 
den Gegenstände  von  vornherein  gegeben  ist  und  Geschäftsbrauch 
und  Verkehrsgestaltung  (man  verfolge  z.  B.  die  Zinszetteleinlösung) 
den  betreffenden  Gesetzesmassnahmen  ohnehin  zum  Vorbild  dienen 
können.  Es  ist  also  zur  Zeit  die  Lösung  der  Aufgabe,  Unterlagen 
für  die  Veranlagung  derartiger  Kapitalien  zu  beschaffen,  der  Meld- 
angabe verschlossen.     Ganz  anders  verhalten  sich 

b)  KapHalien  auf  Namen  und  deren  Erträge. 

Sie  bestehen  aus  Staatseffekten,  Obligationen,  Aktien,  Depo- 
siten etc..  welche  natürlich  ebensogut  Kapitalien  auf  Inhaber  sein 
können,  oder  aus  einfachen  Privatschuldverschreibungen.  Sie  werden 
bei  einigem  Ernst  der  Gesetzgebung  der  Steuer  Verwaltung  keine 
Schwierigkeiten  bereiten  ^).     Insofern  es  sich  um 

a)  Oeffentliche  Schnlden, 

wie  die  in  Staats-  u.  s.  w,  Schuldbüchern  oder  um  Staats- 
papiere auf  Namen  handelt,  hiesse  es  doch  nur  die  Steuerver- 
waltung mit  blinden  Augen  vorgehen  lassen,  wenn  diese  ganz  parat 
liegenden  steuerlichen  Einzelvorgänge  nicht  für  die  Meldangabe  aus- 
genützt werden  sollten.  Denn  es  kann  doch  nicht  auf  die  Dauer 
geduldet  werden,  dass  das  Auge  des  Staates  Dinge  überwacht,  deren 
steuerlicher  Belang  verwaltungsunbekannt  bleiben  soll  *).  Man 
müsste  denn  diese  an  unbewusste  Handlungen  streifende  Thätigkeit 
der  Verwaltung  als  Maxime  der  Staatsthätigkeit  hinstellen. 

Es  scheint  angemessen,  gleich  hier  die  auf  Namen  lautenden 
Schulden  öffentlicher  Unternehmungen  und  Gesellschaften  mitzu- 
behandeln.  Die  bezügliche  Unterart  der  Meldangabe  ist  bisher  nur 
in  amerikanischen  Staaten  anzutreffen.  Dort  fordern  sie  für  Aktien 
auf  Namen  (die  Angaben  enthalten  immer  Gläubiger,  Zahl  imd 
Art  der  Titel,  Schuldbetrag)  Newyork^).  wo  sie  von  jeder  Bank- 
gesellschaft .   ja    von  jeder  Bankfirma,    deren  Betriebskapitalien   als 


')  Anderer  Anschauung  in  Bezug  auf  die  Schuldverschreibungen  Schaf fle 
a.  a.  0.,  S.  261  ff. 

*)  Dies  ist  erst  neuerdings  in  Preussen  bei  Gelegenheit  der  Einführung  des 
Staatssehuldenbuches  gesetzlich  bestimmt  worden.  Vgl.  Finanzarchiv  I,  S.  283, 
§  2  und  S.  299  unter  Nr.  5. 

*)  Diese  Angaben  haben  zu  jeder  Geschäftsstunde  zur  Einsichtnahme  der 
Einsteuerungsorgane  aufzuliegen. 
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N^men9,ktien  a  100  Poll.  behandelt  werden,  anzufertigen  ist,  so- 
wie Illinois,  wo  sie  von  jeder  Aktiengesellschaft  beizubringen  ist; 
die  E^igentümer  jener  Teilhaberschaften,  die  nicht  im  Inland  gehalten 
werden,  siiid  in  diesem  Staat  bei  den  Staats-  und  Nationalbanken 
nicht  aiizugeben.  In  JVJassachusetts  tritt  zu  dem  angeführten  Inhalt 
der  Angabe  Kurs-  und  Pariwert  hinzu.  Ausserdem  sind  hier  in  der 
Angabe,  welche  von  jeder  Aktiengesellschaft  (ausser  Telegraphen- 
gesellschaften), Zettel-  und  Depositenbank  gefordert  wird,  Aktien, 
deren  Inhaber  ausserhalb  des  Staates  wohnen,  und  solche,  welche 
die  Gesellschaft  selbst  hat,  zu  scheiden.  In  Europa  also  ist  noch 
nicht  einmal  dieses  Gebiet  ausgenützt,  obwohl  kaum  ein  erwähnens- 
wertes Bedenken  gegen  die  Forderung  der  Meldangabe  an  dieser 
Stelle  wird  vorgebracht  werden  können,  und  obwohl  fast  offen  da- 
liegende Verhältnisse  sich  darbieten,  welche  ohne  Schwierigkeit  der 
Veranlagung  zugute  kommen  könnten. 

g)  Privatschnl^en. 

Bei  ihnen  sind  Versicherte  und  Unversicherte  zu  scheiden. 
Letztere  zerfallen  wieder  in  verschriebene  (Schuldverschreibungen, 
Depositen  etc.)  und  unverschriebene ,  bei  denen  die  in  laufender 
Rechnung  gegebenen  offenen  Kredite,"  sofern  verzinslich,  nicht  zu 
vergessen  sind. 

1)  I)ie  versicherten  Privatschulden. 

Bei  den  versicherten  Privatschulden  handelt  es  sich  um  hypo- 
thekarisch sicher  gestellte  oder  auf  sonstiger  Sicherstellung  (Pfand  etc.) 
ruhende  Geldkapitalien. 

Wie  schon  S.  6  gesagt  worden,  fallen  Hypotheken-  und  der- 
gleichen öffentlich  geführte  Bücher  nicht  in  das  Gebiet  der  Meld- 
angabe  und  ist  deshalb  ihre  Benützung  für  die  Veranlagung  nicht 
weiter  zu  berühren.  Der  Einfluss  der  öffentlich  geführten  Hypo- 
theken- und  dergleichen  Bücher  sollte  aber  dahin  festgestellt  werden, 
dass  die  schuldnerische  oder  Meldangabe  durch  sie  überflüssig  wird 
und  man  sich  mit  der  Gläubiger-  oder  Selbstangabe  neben  der 
„Auskunft"  von  Seiten  der  Behörden  für  diese  Schuldkapitalien  be- 
gnügen kann.  Die  hier  in  Frage  kommenden  Angaben  werden  also 
nicht  die  , Auskunft*  von  Seiten  einer  Behörde  umfassen,  sondern 
ausschliesslich  Angaben  von  Seiten  der  Schuldner  sein,  die  der 
Steuerverwaltung  vorgängig  zukommen.     Nur  wenige  derartige  Be- 
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Stimmungen  habe  ich  in  den  Gesetzen  finden  können  und  zwar  Meld- 
angabe für  hypothekarisch  sichergestellte  Kapitalien  in 
Ungarn,  wo  dieselben,  wenn  von  öffentlich  Rechnung  legenden  Unter- 
nehmungen und  Vereinen  aufgenommen,  durch  , Kassenabzug "  der 
Zahlung  leistenden  Gesellschaft  zur  Angabe  für  die  Kapitalzinsen- 
und  Rentensteuer  herangezogen  werden.  Weiter  in  Baden,  wo  Meld- 
angabe erfolgt  bei  der  Kapitalrentensteuer  über  Gläubiger,  Bezugs- 
ort, Verfalltermin  und  Betrag,  und  noch  in  Bern,  wo  für  die  in 
Rede  stehenden  Kapitalien  bei  der  Vermögenssteuer  zu  den  soeben 
erwähnten  Angaben  Zinsfuss  und  Zinsen  (Renten,  also  auch  Art  des 
Titels)  treten. 

Im  Kanton  Bern  bilden  diese  Angaben  das  ,Schuldenabzugs- 
register"  der  auf  Grundeigentum  versicherten  Kapitalien  und  Renten. 
Diesem  Register  steht  dort  das  auf  direkter  Angabe  beruhende 
, Kapitalsteuerregister "  gegenüber;  dadurch  erscheint  ein  Vorgang 
der  Registrirung,    der  zwar  in  Bern  *)   nur   in  der  angedeuteten 


*)  Die  einschlägigen  Hauptbestimmungen  des  Bemer  Gesetzes  seien  hier 
wörtlich  angeführt,  damit  der  Leser  von  den  dortigen  Einrichtungen,  die  in 
der  Hauptsache  doch  nur  den  üblichen  Hypothekenbüchem  entsprechen,  ein 
Bild  gewinne.  „Vermögenssteuergesetz  §  43.  Alle  auf  steuerbares  Grundeigentum 
versicherten  verzinslichen  Kapitale  sind  versteuerbar.  Ebenso  sind  versteuerbar 
die  auf  versteuerbares  Grundeigentum  versicherten  lebenslänglichen  Renten  in 
Geld,  wie  Schieisszinsen  u.  dgl.  §  44.  Jeder  Gemeindseinwohner  ist  zu  diesem 
Ende  verpflichtet,  seine  versteuerbaren  Kapitale  oder  Renten  in  das  von  dem 
Gemeinderate  aufzunehmende  Kapitalsteuerregister  eintragen  zu  lassen.  Von 
den  Korporationen  und  Anstalten  soll  ein  Beamter  bezeichnet  werden,  der  diese 
Pflicht  zu  erfüllen  hat.  §  45.  Für  die  auf  versteuerbares  Grundeigentum  ver- 
sicherten Kapitalien  oder  Renten,  welche  Gläubigem  angehören,  die  nicht  im 
Bereiche  dieses  Gesetzes  angesessen  sind ,  ist  die  entsprechende  Steuerquot« 
(Kapitalsteuer)  durch  den  Grundeigentümer  zu  bezahlen  und  wird  als  Vorschuss 
für  den  Gläubiger  angesehen.  Der  Schuldner  hat  demnach  das  Recht,  dem 
Gläubiger  bei  der  Entrichtung  des  Zinses  oder  der  Renten  den  beziehenden 
Betrag  in  Abzug  zu  bringen.  Vollzugsverordnung  §  17.  Für  die  Eingabe  der 
versteuerbaren  Kapitalien  und  Renten  lä.sst  der  Gemeinderat  bis  zu  der  jährlich 
hiefür  festgesetzten  Frist  gedruckte  Formularverzeichnisse  austeilen  und  hält 
femer  eine  Anzahl  zur  Disposition  der  Steuerpflichtigen  auf  dem  Gemeinde- 
sekretariate  bereit.  Dieselben  sind  sofort  nach  Vorschrift  auszufüllen  und  den 
GemeiDderatsschreibem  zuzustellen.  §  18.  Auf  diese  Verzeichnisse  tragen  die 
Gläubiger  ihre  versteuerbaren  Kapitalien  und  Renten  und  bezeugen  am 
Schlüsse  derselben  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  mit  ihrer  Unterschrift. 
Diese  Verzeichnisse  enthalten  mit  den  Kapitalsteuerregistem  übereinstimmende 
Kolonnen:    1)  Die  Nummer   der   Titel;    2)  den   Geschlechts-  und   Taufnamen: 
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Weise  besteht,  der  aber  nicht  nur  bei  versicherten,  sondern  auch 
bei  den  unversicherten  Kapitalien  in  Anwendung  kommen  könnte, 
in  welchem  Fall  natürlich  die  letzteren  der  Institution  die  ausschlag- 
gebende Bedeutung  beilegen  würden.  Es  handelt  sich  also  um  eine 
finanztechnische  Massnahme,  die  auf  direkten  wie  auf  indirekten 
Angaben  beruhen  könnte.  Dieselbe  ist  hier  umsomehr  etwas  ein- 
gehender zu  besprechen,  als  sie  öfters  in  der  Litteratur  ^),  besonders 
in  Bezug  auf  unversicherte  Schuldkapitalien,  empfohlen  wird. 

Ohne  auf  Einzelheiten  einzugehen,  seien  hier  nur  die  schliess- 
lichen  Beweggründe  für  Abweisung  dieser  steuertechnischen  Vorkehr 
in  Bezug  auf  unversicherte  Schuldkapitalien  angeführt.  —  Volks- 
wirtschaftlich lässt  sich  die  Registrierung  nahezu  als  unausführbar 
bezeichnen,  weil  lästig,  verkehrshindernd,  kredithemmend.  Ver- 
schweigungen dürften  jedoch  bei  dieser  Institution  weniger  vor- 
kommen. —  Aber  auch  rechtlich  stehen  der  Registrierung  so  schwer- 
wiegende Bedenken  entgegen,  dass  auf  diese  Einrichtung,  besonders 
in  einer  finanztechnischen  Erörterung,  nicht  ernsthaft  eingegangen 
zu  werden  braucht.  Die  Einregistrierung  sollte  und  würde  nur  für 
Steuerveranlagungszwecke  Rechtsbedeutung  haben.  Dieser  Zustand 
ist  aber  auf  die  Dauer  unhaltbar.  Denn  in  kurzer  Zeit  würde  sich 
die  Notwendigkeit  herausstellen,  dass  durch  das  Register  die  Richtig- 
keit der  Schulden  müsste  erwiesen  werden  können,  dass  ihm  rechts- 
begründende Kraft  zukommen,  oder  dass  wenigstens  —  hiezu  würden 
die  notwendigerweise  harten  Rechtsfolgen  führen  —  Klaglosigkeit 
wegen  unangemeldet  ausgeliehener  Kapitalien  ausgesprochen  werden 
müsste.  Dadurch  ist  aber  die  Institution  mit  Rechtswirkungen  aus- 
gestattet, die  über  den  Zweck  weit  hinausgehen,  so  dass  die  steuer- 


3)  den  Wohnort  des  Schuldners;  4)  die  Art  des  Titels;  5)  das  Datum  desselben 
(Fertigung,  oder  bei  Pfandobligationen  die  Einschi-eibung) ;  6)  den  Betrag  des 
Kapitals;  7)  den  Zinsfuss;  8)  den  jährlichen  Zins  oder  Rente;  10)  allfällige 
Bemerkungen.  Gläubiger,  welche  bei  der  Verteilung  der  Verzeichnisse  über- 
gangen werden,  sind  gehalten,  binnen  einer  festzusetzenden  Frist  dieselben  zu 
erheben  und  den  Gemeinderatsschreibem  einzureichen." 

^)  Unter  vielen  andern:  Rau,  Finanzwissenschaft,  2.  Abtlg.,  S.  161—62,  5.  Aufl. 
Leipzig  1865;  Walker,  Die  Selbstverwaltung  des  Steuerwesens  etc.  Berlin  1869, 
S.  132;  Girardin,  (übersetzt  von  Stemberg),  Keine  Besteuerung,  AbschaflFung 
jeden  Steuerzwanges  Trier  1851 ,  zieht  die  starrste  Konsequenz  aus  diesem 
technischen  Vorgang.  Neuestens  spricht  sich  Wagner  in  Schönbergs  Hand- 
buch 2.  Bd.,  S.  230  gegen  diese  Einrichtung  aus. 
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technische  Institution  ganz  anderen  Zwecken  dienstbar  gemacht  wird, 
die  Finanzpraxis  aber  deshalb  weiterer  Erwägung  derselben  über- 
hoben ist. 

Anhangsweise  möchte  ich  hier  noch  jene  Angaben  erwähnen  *), 
welche  in  Massachussetts  über  Pfandobjekte  bestehen.  Jede 
Aktiengesellschaft,  mit  Ausnahme  von  Telegraphengesellschaften, 
hat  dort  Angabe  über  die  in  Pfand,  für  Sicherstellung  oder  sonst 
zu  einem  Zweck  innehabenden  Obligationen.  Aktien.  Bonds,  und 
zwar  Zahl,  Benennung,  Pari-,  Kurswert  derselben  und,  sofern  be- 
kannt (if  known),  Namen  und  Wohnort  des  Pfänders  zu  machen. 

2)  Die  unversicherten  Privatschulden 

bilden,  wie  schon  bemerkt,  die  zweite,  der  vorhergehenden  an  Be- 
deutung überlegene  Gruppe,  sie  setzt  sich  aus  den  Schuldverschrei- 
bungen und  Depositen  zusammen. 

Bei  den  hier  zuerst  zu  erwähnenden  Schuldverschreibungen 
treten  in  den  Gesetzen  Angaben  mit  folgendem  Inhalt  auf.  In 
Italien  gelangen  Gläubiger,  Bezugsort  und  Schuldbetrag  zur  Kenntnis 
der  Steuerbehörde,  während  0 esterreich  ^)  für  Leibrenten  auch  An- 
gabe über  die  Art  des  Titels  fordert,  mit  welchen  Angaben  sich 
auch  Sachsen  begnügt.  Tessin  steUt  die  nämlichen  Forderungen 
wie  Italien,  Thurgau  will  bei  der  Vermögenssteuer  derartige  An- 
gaben nur  bezüglich  des  Grundeigentums,  dagegen  fordert  Schaff- 
hausen diese  Angaben  bei  der  Vermögens-  imd  Einkommensteuer. 
In  Sachsen-Altenburg  tritt  zu  den  obenerwähnten  Angaben  bei 
„aussergrundbesitzlichem"  Einkommen  der  Verfalltermin  hinzu  3). 
Bayern  fordert  bei  Passivkapitalzinsen  innerhalb  der  Kapitalrenten- 
steuer Auskunft  über  Namen,  Wohnort,  Stand  u.  dgl.  des  Gläubigers, 
Art  des  Titels  und  den  Schuldzinsen-  (oder  Renten-)  Betrag: 
Sachsen -Weimar -Eisenach  neben  Gläubigernamen  und  Wohnort, 
den  Schuldbetrag,  Datum  der  Schuldurkunde,  falls  eine  solche  aus- 
gestellt ist.  den  Zinsfuss  und  den  Zinsenbetrag. 

Durch  die  obenerbrachte  Begründung  der  Meldangaben  über 
Schuldkapitalien  ist  auch  der  Inhalt  solcher  Angaben  schon  bestimmt. 


')  Ich  führe  dieselben  an,    obwohl  ich  mir  der  Konstellation  bewusst  bin, 
dass  sie  ,  Gläubiger  "-Angaben  sind. 

»)  Erlass  vom  17.  Mai  1850. 

*)  Bei  Grundbesitz  sind  erst  ,auf  Erfordern"   derartige  Angaben  über  die 
Schulden  zu  machen. 
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Nicht  mehr  ist  danach  Raum  für  die  bis  zum  heutigen  Tage  be- 
stehenden, ganz  unglaublichen  Tändelöien  in  dieser  Richtung  ^).  Ganz 
ohne  Bedeutung  und  ganz  wirkungslos  für  die  Veranlagung  ist  die 
Bestimmung,  welche  etwa  nur  Angabe  der  Schuldbeträge  fordert, 
denn  die  Frage  ist  nicht  mehr,  ob  Schulden,  oder  in  welchem  Be- 
trage solche  vorhanden  sind,  sondern  ausschliesslich  and  allein 
handelt  es  sich  darum,  festzustellen,  ob  X  von  Y  Kapitalien  in  der 
Höhe  z  (zu  n  "/o)  hat.  Nur  die  Bestimmungen  derjenigen  Staaten, 
in  welchen  diesen  Grundsätzen  entsprochen  worden  ist,  durften 
herangezogen  werden.  Ihr  Charakter  zeigt  sich  am  deutlichsten  in 
den  Rechtswirkungen,  nämlich  darin,  dass  in  allen  Fällen  vor- 
gängiger Nachweis  der  Schulden  die  Vorbedingung  des  Abzuges 
bildet. 

Die  mannigfachen  fachlitterarischen  Auslassungen,  welche  die 
Angabe  der  Schuldkapitalien  natürlich  immer  als  einen  Teil  der 
Selbstangabe  aufzufassen  pflegten,  können  hier  nicht  im  einzelnen 
angezogen  und  nach  allen  Beziehungen  verfolgt  werden.  Ich  be- 
schränke mich  vielmehr  auf  wenige  hiebei  in  Frage  kommende 
Punkte.  Gerechtfertigt  findet  man  die  Forderung  dieser  Angaben 
dadurch,  dass  ein  Anspruch  auf  Ausnahme  nach  allgemeinem  Rechts- 
satz specielle  Begründung  erfordert,  oder  dass  die  Inanspruchnahme 
eines  Vorteiles  die  notwendige  Voraussetzung  für  diese  Wohlthat 
nachzuweisen  hat.  Den  Einwänden  gegen  diese  Angabe  kann  eine 
entscheidende  Bedeutung  bei  den  heutigen  Geld-  und  Verkehrsver- 
hältnissen nicht  mehr  beigemessen  werden.  Der  Kredit,  sagt  man, 
werde  geschädigt !  Als  ob  der  Hypothekarkredit  nicht  das  schlagendste 
Gegenbeispiel  zeigte.  Der  inländische  Kapitalist  befinde  sich  dem 
ansländischen  gegenüber  im  Nachteil!  Nach  den  oben  empfohlenen 
Bestimmungen  über  die  Schulden  wäre  das  nicht  mehr  der  Fall,  da 
nur  nachgewiesene,  zur  Steuer  herangezogene  Schuldbeträge  in  Ab- 
zug gebracht  werden  dürften.  Der  Befürchtung  gegenüber,  dass 
der  inländische  Kapitalist  seine  Kapitalien  im  Auslande  anlegen 
werde ,    ist   zu   bemerken ,    dass    dies   gewiss    viel  weniger  von  der 


^)  Das  Unglaublichste  bietet  der  unhaltbare  Zustand  der  preussischen 
Steuergesetzgebung,  wo  man  erst  in  der  Eeklamationsinstanz  Schulden  nach- 
zuweisen braucht.  Aber  auch  Bayern  hinkt  für  die  Einkommensteuer  nur  nach. 
(S.  die  §§  7,  22,  42,  des  betr.  Gesetzes;  die  Bekanntmachung  schweigt  über 
diesen  Punkt.) 
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schiildnerischen  Angabe  als  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geld- 
markts abhängig  sein  wird.  Ich  lasse  die  Einwände  beiseite, 
welche  sich  auf  die  Ueberwälzung  der  Steuer,  auf  den  Anlagewechsel 
der  Geldkapitalien  etc.  beziehen.  Wenn  heute  noch  diese  und  ähn- 
liche Einwände  vorgebracht  werden,  so  kann  ich  mich  des  Eindrucks 
nicht  erwehren,  dass  man  die  formellen  Vorkehrungen  der  Steuer- 
gesetze angreift,  damit  aber  nur  die  materielle  Wirkung  der  Ge- 
setze zu  verhindern  sucht. 

Die  in  zweiter  Linie  zu  betrachtenden  Gelddepositen  bei 
physischen  oder  juristischen  Personen,  wie  Banken,  Banquiers,  Effekten- 
Händlern  oder  -Maklern  u.  dgl.,  bilden  eine  für  die  Veranlagur^ 
persönlicher  Steuern  bedeutende  Gruppe,  die  sich  in  wirksamer 
Weise  erfassen  lässt. 

Dieses  fast  unbetretene  Gebiet  der  Meldangabe  muss  der  Theorie 
wie  der  Praxis  erst  erschlossen  werden.  Nur  Massachussetts  und 
Bern  kennen  diese  Unterart  der  Meldangabe.  Ersteres  setzt  fest. 
dass  von  Spar-Kassen  und  -Banken  Angaben  über  Namen  der  Ein- 
leger und  Beträge  der  Depositen  anzufertigen  sind.  In  Bern  er- 
folgt diese  eingäbe  durch   „  Kassenabzug  *  ^). 

Die  formell  Betroffenen  dieser  Unterart  der  Meldangabe  sind 
physische  oder  juristische  Personen  und  umfassen  die  auf  das  Geld- 
geschäft gerichteten  Unternehmungen  einschliesslich  der  Spar-  und 
Leihkassen.  Es  scheint  angezeigt  zumeist  von  den  Spar-  u.  dgl. 
Kassen  auszugehen,  weil  gerade  dort  der  Kampf  um  diese  Einrich- 
tung am  härtesten  entbrennen  dürfte.  Die  grosse  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung,  welche  all  den  erwähnten  formell  Betroffenen 
und  den  letzterwähnten  Instituten  insbesondere  zukommt,  ist  gewiss 
in  die  Augen  springend.  Aber  in  betreff  aller  Geldinstitute  und 
ganz  besonders  der  letztgenannten  ist  zu  sagen,  dass  sie  nicht  auf 
„Geheimnis"  und  „Verheimlichung"  beruhen,  sondern  dass  ihnen 
gerade  die  „Publicität"  Stütze  und  Förderung  gewährt  und  eine 
steuertechnische  Vorkehr  ihrem  Gedeihen  keinerlei  Abbruch  zu  thun 
braucht.    Sehr  nahe  liegt  der  Gedanke,  eine  Ausnahmestellung  etwa 


\)  Die  betr.  Gesetzesbestimmung  der  Einkommensteuer  lautet:  .Diejenigen 
Institute,  Aktienbanken,  Ersparnis-  und  Leüikassen,  welche  zum  Betriebe  ihrer 
Geschäft«  Gelder  auf  Schuldverschreibungen  annehmen,  haben  vom  Ertrage 
dieser  Depositen  .  .  Steuer  .  .  am  Platz  der  Einleger  zu  bezahlen,  mit  der  Be- 
fugnis ,  die  Steuer  . .  von  den  Pflichtigen  Einlegern  oder  Obligationären  sich 
zurückerstatten  zu  lassen." 
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den  Spar-  und  ähnlichen  Kassen  einzuräumen,  also  von  diesen  die 
Meldangabe  nicht  zu  fordern.  Es  soll  nicht  vergessen  sein,  dass 
derartige  Kassen  vielfach  humanitären  Zwecken  dienen;  es  muss 
aber  auch  betont  werden,  dass  sie  zumeist  öffentliche  Landes-  u.  s.  w. 
Institute  sind,  bei  welchen  es  doppelt  verderblich  wirken  müsste, 
wenn  durch  eine  Ausnahmestellung  in  Bezug  auf  die  Meldangabe  in 
den  Augen  der  materiell  Betroffenen  der  Hinterziehung  scheinbar 
Vorschub  geleistet  würde.  Schon  aus  diesem  gewichtigen  Grund 
ist  jede  Ausnahmestellung,  z.  B.  der  Spar-  und  ähnlichen  Kassen, 
innerhalb  des  oben  gezogenen  Kreises  formell  Betroffener  entschieden 
abzuweisen. 

Schon  die  allgemeine  theoretische  Erörterung  hatte  Rücksicht 
zu  nehmen  auf  die  hier  bei  den  m  a  t  e  r  i  e  1 1  Betroffenen  auftauchen- 
den Gesichtspunkte.  Man  wendet  ein,  durch  die  Meldangabe  würde 
besonders  der  „kleine  Mann"  getroffen.  Hiegegen  sei  noch  einmal 
die  steuertechnische  Thatsache  erwähnt,  dass  überhaupt  bei  den 
kleineren  und  mittleren  steuerbaren  Beträgen  Verheimlichung  er- 
schwert und  Erfassung  erleichtert  ist,  ferner,  dass  die  formelle  Er- 
fassung noch  lange  nicht  die  materielle  für  die  Steuerbeträge  ist^ 
sodann  dass  die  kleinen  Ersparnisse  selten  schon  in  die  Steuergrenze 
fallen  und  wenn  auch,  dass  sie  doch  immer  nur  in  der  rücksichts- 
vollsten Weise  behandelt  werden,  endlich,  dass  angeblich  kleine 
Ersparnisse  nicht  selten  Deckmantel  grösserer  Ersparnisse  sind.  Da 
nämlich  bei  Spar-  und  ähnlichen  Kassen  kleinere  Einlagesummen 
höheren  Zinsfuss  erzielen  als  grössere,  werden  die  Einlagen  überaus 
oft  geteilt. 

Eine  in  wirtschaftlicher  Beziehung  wichtige  Frage  drängt  sich  aller- 
dings hier  auf.  Wie  wird  eine  solche  Massregel  auf  den  Sparsinn  der 
Bevölkerung  wirken  P  Eine  Uebertreibung  wäre  es  zu  behaupten,  dass 
ein  derartiger  rein  formaler  Vorgang  den  Sparsinn  der  Leute  unter- 
graben könnte.  Doch  muss  ernstlich  in  Betracht  gezogen  werden,, 
ob  die  Institute  von  den  Einlegern  nicht  verlassen  würden,  und  ob 
diese  sich  etwa  nicht -meldeangabepflichtigen  Unternehmungen,  die 
im  Inland  weniger  leicht  ausfindig  zu  machen  sein  sollten,  zuwenden, 
oder  gar  Schwindel  unterstützen  oder  Wertpapiere  zweifelhafter 
Qualität  kaufen  würden.  Es  ist,  glaube  ich,  sehr  zu  bezweifeln,  dass 
Personen,  welche  die  Neigung  zu  sparen  haben  und  welche  Spar- 
und  ähnliche  sichere  Kassen  aufsuchen,  durch  deren  Pflicht  zur  Meld- 
angabe  von   diesen  Instituten   abwendig   gemacht   würden.     Ueber- 
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dies  hätte  diese  Furcht  vor  genauerer  Besteuerung  doch  längst  schon 
ihre  Wirkung  auf  den  Hypothekarkredit  ausüben  müssen.  Freilich 
lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  wie  sich  bei  dieser  finanztechnischen 
Massnahme  der  volkswirtschaftliche  Efi^ekt  dem  steuerlichen  gegen- 
überstellen wird.  Denn  mit  der  lieben  Gewohnheit  der  Leute, 
steuerliche  Belange  verbergen  zu  wollen,  mit  der  Wirkung  der  zu 
erwartenden  gegnerischen  Hetzauslassungen,  ebenso  mit  der  Dauer 
und  Stärke  der  ^genährten"  Unkenntnis  lässt  sich  nicht  gut  rechnen. 
Das  alles  muss  aber  bei  der  zu  treffenden  Entscheidung  berück- 
sichtigt werden. 

Die  praktischen  Erwägungen  finden  also  hier  auf  der  einen 
Seite  Nutzen  und  Berechtigung  der  Meldangabe ,  auf  der  anderen 
aber  den  zunächst  kaum  austilgbaren  Hang,  die  steuerlichen  Belange 
geheim  halten  zu  wollen,  und  die  Befürchtungen,  welche  gerade  bei 
den  Einlegern  erweckt  werden  könnten.  Mir  scheinen  alle  Bedenk- 
lichkeiten gebannt,  wenn  hier  zunächst  noch  nicht  vorgängige  An- 
gaben, Meldangaben,  sondern  nur  nachträgliche  Auskünfte  angeordnet 
würden.  In  der  allgemeinen  vorgängigen  Angabe  erkenne  ich  für 
diese  Gruppe  der  Meldangabe  heute  noch  eine  volkswirtschaftliche 
Gefahr. 

Schlnss. 

Aus  der  ganzen  Anlage  und  Durchführung  dieser  Abhandlung 
wird  man  erkannt  haben ,  dass  sie  sich  nicht  die  Aufgabe  stellte, 
die  Umgestaltung  der  Steuerangaben-Zustände  eines  bestimmten 
Landes  anzuregen,  sondern  dass  sie  im  allgemeinen  die  Zielpunkte 
der  Meldangabe  feststellen,  ihre  Vorzüge  und  Nachteile  gegen  ein- 
ander abwägen,  ihre  zunächstliegende  Erreichbarkeit  resp.  Not- 
wendigkeit erörtern  und  sie  als  eine  unentbehrliche  Grundlage 
steuerlicher  Rechtsprechung  darthun  wollte. 

Zu  diesem  Behufe  erschien  es  notwendig,  in  erster  Linie  das 
steuerliche  Gebiet  der  Meldangabe  für  die  Finanz-Theorie  und 
-Praxis  zu  bezeichnen,  um  nicht  den  Glauben  zu  wecken,  dass,  weil 
diese  Darlegung  nur  auf  die  persönlichen  Steuern  sich  erstreckt^ 
die  Meldangabe  nur  bei  solchen  Steuern  in  Frage  kommen  könne. 
Femer  wurden  verschiedene  Einwände  gegen  die  Meldangabe  er- 
örtert, die  leitenden  Grundsätze  für  die  Einführung  der  Meldangabe, 
die  ihr  zukommende  Rechtsform  und  die  bezüglich  ihrer  anzuwen- 
denden Zwangsmittel  festgestellt,    die  einzelnen  Arten  und  Anwen- 
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dungsformen   dei*  Meldangabe   und   deren    relative  Zweckmässigkeit 
untersucht. 

Dabei  hat  sich  eine,  wie  ich  glaube,  unerwartet  grosse  geo- 
graphische Verbreitung  der  Meldangabe  herausgestellt,  zu  deren 
Veranschaulichung  folgende  alphabetisch  und  nach  Staaten  geordnete, 
die  bezüglichen  Gesetzesdaten  anführende  Uebersicht  der  bestehenden 
Meldangaben  dienen  möge.  Laut  den  folgenden  Gresetzen  gibt  es 
in  den  nachstehenden  Staaten  Meldangaben. 

Im  Grossherzogtum  Baden  bei  der  Erwerbsteuer:  G.  (=  Gesetz)  vom 
25.  August  1876  (§§  21,  29,  35)  und  V.  (=  Verordnung)  vom  20.  Februar  1875 
(25)  Gehaltlisten  für  Bezüge  von  öffentlich  und  privat  Angestellten;  bei  der 
Kapitalrentensteuer :  G.  vom  29.  Juni  1874  (8, 17)  Kapitallisten  für  versicherte 
(hypothekarisch  sicher  gestellte)  Privatschulden. 

Im  Königreich  Bayern  finden  sich  bei  der  Gewerbesteuer :  G.  vom 
19.  Mai  1881  (22,  63)  und  der  Einkommensteuer:  G.  vom  19.  Mai  1881  (17,  18,  68) 
und  Bekanntmachung  vom  29.  Juli  1881,  Haus-  und  Haushaltungslisten 
und  Gehaltlisten  [bei  der  Einkommensteuer :  G.  (19,  68),  B.  (14)]  über  öfi"ent- 
lich  und  privat  Angestellte.  Bei  der  Kapitalrentensteuer:  G.  vom  19.  Mai  1881 
(5,  16)  und  B.  vom  29.  Juli  1881  (4)  Kapitallisten  für  unversicherte  Privat- 
schulden (Schuldverschreibungen). 

Im  Kanton  Bern  bei  der  Vermögenssteuer :  G.  vom  15.  März  1856  (37,  38) 
und  V.V.  (=  Vollzugs -V.)  vom  20.  August  1856  (22)  Kapitallisten  für  ver- 
sicherte (hypothekarisch  sicher  gestellte)  und  bei  der  Einkommensteuer:  V.V. 
vom  2.  August  1866  (3),  abgeändert  durch  Beschluss  vom  22.  März  1878,  Art.  1, 
für  unversicherte  Privatschulden  (Gelddepositen). 

In  der  Hansestadt  Bremen  bei  der  Einkommensteuer:  G.  vom  14.  Dezem- 
ber 1874  (11)  Haushaltungslisten. 

Im  Königreich  England  bei  der  Income  Tax  (Einkommensteuer) :  G.  vom 
22.  Juni  1842  (5  &  6  Victoria,  chapter  35)  (sections  50,  55,  190  XVI)  Haus- 
haltungslisten und  Gehaltlisten  (s.  24—28,  146,  154,  157)  über  öffent- 
lich imd  bei  gewissen  juristischen  Personen  Angestellte. 

In  der  Hansestadt  Hamburg  bei  der  Einkommensteuer:   Revid.  G.  vom 

7.  März  1881  (18)  Haushaltungslisten. 

Im  Grossherzogtum  Hessen  bei  der  allgemeinen  Einkommensteuer:  G.  vom 

8.  Juli  1884  (11)  Haushaltungslisten. 

Im  Staat  Illinois  bei  der  Vermögenssteuer:  G.  vom  30.  März  1872  (32, 
35,  56)  Kapitallisten  über  Aktien  auf  Namen. 

Im  Königreich  Italien  nach  Burkart  in  Hirths  Annalen  des  deutschen 
Reichs,  J.  1876,  1877,  1879,  1880  (Regolamento  per  l'applicazione  dell'  imposta 
sui  redditi  della  richezza  mobile  vom  25.  August  1870)  Gehaltlisten  über 
öffentlich  und  bei  juristischen  Personen  Angestellte,  Kapitallisten  über  un- 
versicherte Privatschulden  (Schuldverschreibungen). 

In   der  Hansestadt   Lübeck   bei   der  Einkommensteuer:    Revid.  G.   vom 
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27.  Mai  1872  und  Nachtrag  (zu  dem  G.)  vom  23.  September  1874  (18)  Haus- 
haltungslisten. 

Im  Staat  Massachusetts  bei  der  Vermögenssteuer,  deren  Gesetzes- 
bestimmungen vom  J.  1843  ab  sich  erstrecken,  Haushaltungslisten 
(Title  ni,  chapter  11,  section  21)  und  Kapitallisten  über  Aktien  auf  Namen 
(1863,  c  236,  s.  3;  1865,  c.  283,  s.  3;  1867,  c.  188,  s.  1;  1872,  c.  321.  s.  1,  8,  10)') 
über  Pfandobjekte  (1870,  c.  144,  s.  1,  2)  und  Gelddepositen  (1862.  c.  224,  s.  8; 
1872,  c.  321,  s.  1,  8,  10). 

Im  Staat  New-York  bei  der  Vermögenssteuer  Kapitallisten  über  Aktien 
auf  Namen  (chapter  13,  Title  IV,  s.  5,  14). 

Im  Kaisertum  Oesterreich-Ungarn  Gehaltlisten  über  öffentlich  und 
privat  Angestellte  bei  der  Einkommensteuer  in  Oesterreich :  Kaiserl.  Patent  vom 
29.  Oktober  1849  (12,  22,  32,  33)*)  und  bei  der  Erwerbsteuer  in  Ungarn:  G.  vom 
18.  Dezember  1875  (16,  31—33),  das  aber  ausserdem  Angaben  über  Tantiemen  u.  dgl. 
von  Verwaltungs-  u.  a.  Räten,  und  über  Agentiegebühren  von  Agenten  etc.  (16), 
von  öffentlich  Rechnimg  legenden  Unternehmungen  etc.  aufstellt.  Bei  der  Kapital- 
zinsen- und  Rentensteuer:  G.  vom  18.  Dezember  1875.  sind  Kapitallisten 
über,  von  öffentlich  Rechnung  legenden  Untemehmimgen  ete.  aufgenommen, 
versicherte  (hypothekarisch  sichergestellte)  Privatschulden  (6)  anzufertigen. 

Im  Königreich  Preussen  bei  der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer: G.  vom  1./25.  Mai  1851/73  Haus- und  Haushai  tun  gs  listen  (12)  und 
Gehaltlisten  (36)  über  öffentlich  Angestellte. 

Im  Königreich  Sachsen  bei  der  Einkonmiensteuer :  G.  vom  2.  Juli  1878 
und  V.  vom  11.  Oktober  1878  Haus-  und  Haushaltungslisten  (G.  35,  36, 
71,  V.  23  ff.),  Gehaltlisten  über  öffentlich  imd  privat  Angestellte  (G.  36, 
87.  71,  V.  28,  29),  Kapitallisten  (G.  40,  V.  34)  über  unversicherte  Privat- 
schulden (Schuldverschreibungen). 

Im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  bei  der  Klassensteuer  und  klassi- 
fizierten Einkommensteuer:  G.  vom  17.  März  1868  Hauslisten  (12)  und 
Kapitallisten  (5)  über  „aussergrundbesitzliche"  unversicherte  Privatschulden 
(Schuldverschreibungen). 

Im  Herzogtum  Sachsen-Koburg-Gotha  bei  der  Einkommen-  und 
Klassensteuer:  G.  vom  10.  Januar  1854  (25)  Gehaltlisten  über  öffentlich  und 
bei  Stiftungen  Angestellte. 

Im  Grossherzogtum  Sachsen-Weimar-Eisenach  bei  der  Einkommen- 
steuer: Neu  revid.  G.  vom  10.  September  1883  (39,  83)  und  V.  vom  13.  Okto- 
ber 1883  (6,  39)  Gehaltlisten  über  öffentlich  und  privat  Angestellte,  und 
Kapitallisten  (G.  14,  V.  7)  über  unversicherte  Privatschulden  (Schuldver- 
schreibungen). 


')  Diese  Abkürzimgen  sind  folgend ermassen  zu  lesen:  z.  B.  section  3,  von 
chapter  236,  das  im  Jahre  1863  Gesetz  geworden. 

^)  Und  Finanzm.-Erlass  vom  11.  Januar  1850  (17).  der  Kapitallisten 
und  zwar  für  Leibrenten  über  imversicherte  Privatschulden  (Schuldverschreibungen) 
kennt. 
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Im  Kanton  Seh  äff  hausen  bei  der  „Vermögens-  und  Einkommenssteuer": 
G.  vom  23.  September  1879  (12,  17)  und  V.  V.  vom  1.  April  1880  (27,  30)  Kapital- 
listen über  unversicherte  Privatschulden  (Schuldverschreibungen). 

Im  Königreich  Schweden  bei  der  , Steuer  auf  Einkommen  von  Kapital 
und  Arbeit":  G.  vom  15.  Oktober  1880  (24,  28)  Gehaltlisten  über  öffentlich 
und  bei  Stiftungen  und  Aktiengesellschaften  Angestellte. 

Ueber  Kanton  St.  Gallen  s.  Anmerkung  2,  S.  36. 

Im  Kanton  T  es  sin  bei  der  „Vermögens-  und  Einkommensteuer":  G.  vom 
7.  Dezember  1863  (13)  und  Dekret  vom  22.  März  1864  (4)  Kapitallisten  über 
unversicherte  Privatschulden  (Schuldverschreibungen). 

Im  Kanton  Thurgau  bei  der  „Allgemeinen  Vermögens-  und  Einkommens- 
steuer" :  G.  vom  6.  März  1849  (10)  und  V.  V.  vom  1.  Juli  1864  (32)  für  Grund- 
eigentum, Kapitallisten  über  unversicherte  Privatschulden  (Schuldverschrei- 
bungen), für  Landjäger  (V.  V.  9)  Gehaltlisten. 

Im  Königreich  Württemberg  bei  der  Kapital-,  Dienst-  und  ßerufs- 
einkommensteuer :  (G.  vom  19.  September  1852  und)  Verfügung  vom  10.  Juni  1853 
Hauslisten  [(13)  und  Württemberg.  Regierungsblatt  vom  J.  1853,  S.  219  ff.] 
und  Gehaltlisten  (27)  über  öffentlich  Angestellte. 

Das  obige  Gresetzesmaterial ,  welches  zar  Verarbeitung  in  der 
Darlegung  der  Meldangabe  gelangt  ist,  erstreckt  sich,  wie  leicht 
ersichtlich,  über  die  persönlichen  Steuern  Europas  und  der  V.  St. 
von  Nordamerika  und  über  die  badischen,  bayrischen  und  württem- 
bergischen Objektsteuern.  Uebrigens  macht  die  Zusammenstellung 
keinen  Anspruch  auf  absolute  Vollständigkeit,  da  mich  ursprünglich 
andere  Zwecke  bei  der  Sammlung  der  Daten  geleitet  haben.  In 
Betracht  gezogen  sind  überhaupt  für  diese  Arbeit  nur  diejenigen 
Staaten,  welche  die  Selbstangabe  vorschreiben,  da  im  allgemeinen  wohl 
in  diesen  am  ehesten  auch  die  Meldangabe  zu  erwarten  sein  dürfte. 

Nach  zwei  Richtungen  weist  nun  die  , praktische  Ausführung" 
bemerkenswerte  Resultate  auf. 

Erstlich  hat  sich  gezeigt,  dass,  von  dem  einzelstaatlichen  Vor- 
kommen abgesehen,  die  bestehenden  Arten  der  Meldangabe  in  ihrer 
Gesamtheit  ein  Meldangabesystem  bilden,  das  zwar,  wie  die  Er- 
örterungen bewiesen  haben,  noch  der  Ausdehnung  fähig  ist,  immerhin 
aber  schon  einen  ganz  bedeutenden  Umfang  aufweist.  Es  möge 
hier  eine  systematische  Uebersicht  der  bestehenden  Meldangaben 
Stelle  finden. 

A.  Zur  Ermittelung  der  Steuerpersonen  dienen  Personen- 
listen, nämlich 

I.  Hauslisten,  )     .     .        ,  i        j- 

TT    TT      i-  1J.         T  2.       /  nnt  Angaben  entweder  über  die 
11.  rlaushaitungslisten;  1  " 
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a)  im  Hause  Wohnenden  und  zwar 
a)  alle  Personen  oder 

ß)  die  Haushaltungen  und  Einzelsteuemden  oder 

7)  die  steuerpflichtigen  Personen,  oder  über  die 

b)  im  und  ausser  Hause  Wohnenden  und  zwar 

8)  alle  Personen  im  Hause  und  die  durch  steuerbare 
Merkmale  an  das  Haus  oder  dessen  Insassen  ge- 
bimdenen  ausser  Hause  Wohnenden. 

B.    Zur   Ermittelung    der    steuerlichen  Einzelvorgänge    dienen 
Objektlisten,  nämlich 

ni.  Arbeitsverdienstlisten  mit  Angaben  über 

a)  feste  oder  1  B«^«f  ^er  j  j^        ^^^^^^ 

a)  offentbch  ,^  ?  ii.T  x     n 

b)  feste u.  schwankende    on      -^^^        (Gehalthsten). 

c)  Tantiemen  u.  dgl, 

d)  Agentiegebühren. 

IV.  (Geld-)  Kapitallisten  mit  Angaben  über 

a)  öffentliche  Schulden  (Aktien  auf  Namen); 

b)  private  Schulden,  und  zwar 
a)  versicherte: 

1)  hypothekarisch  sichergestellte, 

2)  Pfandobjekte; 
ß)  unversicherte: 

1)  Schuldverschreibungen, 

2)  (Geld-)  Depositen. 

Das  zweite  Ergebnis  betrifft  die  historische  Entwickelung 
der  Meldangabe.  In  dieser  Beziehung  lässt  sich,  wenn  man  von 
den  Schuldenangaben,  da  sie  als  ein  Teil  der  Selbstangabe  angesehen 
wurden,  absieht,  im  allgemeinen  folgendes  sagen:  Während  die 
schweizerischen  Staaten  die  Meldangabe  perhorrescieren ,  gehen  die 
anderen  Staaten  von  den  Meldangaben  für  Ermittelung  der  Steuer- 
personen aus  und  schreiten  dann  zu  denjenigen  für  Ermittelung  der 
steuerlichen  Einzelvorgänge,  also  der  Steuerpersonen  und  bestimmter 
Steuerobjekte  weiter,  wobei  zuerst  die  öffentlich,  sodann  die  bei 
juristischen  Personen  Angestellten  und  schliesslich  die  anderen 
Privatangestellten  in  Betracht  kommen.  In  Beziehung  auf  anderen 
Arbeitsverdienst  ist  kaum  noch  etwas  geschehen,  endlich  wird  auch 
das  Gebiet  des  beweglichen  Kapitales  einbezogen.    Für  Deutschland 
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scheint  der  Zustand  in  Sachsen  für  die  nächste  Zukunft  Muster  werden 
zu  wollen.  Man  sollte  jedoch  neben  den  Angaben  über  den  Arbeits- 
verdienst auf  Meldangaben  über  das  bewegliche  Kapital  grösstes 
Gewicht  legen,  wie  dies  die  amerikanischen  Staaten  mit  gewohnter 
„smartness"   erkannt  haben. 

Aber  nicht  sowohl  um  das  Grebiet  und  den  Entwickelungsgang 
der  in  Frage  stehenden  steuertechnischen  Massnahme  handelt  es  sich 
in  der  Hauptsache,  als  vielmehr  um  die  Frage,  ob  vorgängige  An- 
gaben oder  nachträgliche  Auskünfte,  Vernehmungen  u.  dgl.  erfolgen 
sollen.  Es  ist  dies  eine  Frage,  die  ja  bei  den  Erwägungen  stets 
im  Auge  zu  behalten  war  und  die  ganz  besonders  bei  der  letzt- 
erörterten Gruppe  der  Meldangabe  hervortrat.  Die  Lösung  dieser 
Frage,  ob  „Angaben"  oder  „Auskünfte",  ergibt  sich  aber  auch  schon 
aus  den  Ursachen,  welche  zur  Einführung  der  Meldangabe  nötigten. 
Diese  Ursachen  sind  in  dem  Wesen  der  modernen  Kulturverhältnisse 
begründet.  Der  schnelle  und  häufige  Orts-  und  Personen- Wechsel, 
die  zahlreichen  Einkommens-  und  Vermögens  Veränderungen  —  Mo- 
mente von  einschneidendster  Wirkung  auf  die  Veranlagung  —  lassen 
die  bezüglichen  Amtskenntnisse  als  nicht  ausreichend  erscheinen 
und  nötigen  daher  zu  weiteren  Nachforschungen  und  Erhebungen, 
für  welche  sich  die  Meldangabe  als  geeignetes  Mittel  darbietet.  Auf 
diese  Weise  wird  die  Meldangabe  von  Tag  zu  Tag  wertvoller,  ja 
unentbehrlicher,  sie  wird,  weil  man  in  den  Amtsgeschäften  ohne  sie 
kaum  fortkommt,  von  Seiten  der  Behörden  immer  dringender  ge- 
fordert. 

Die  Meldangabe  ist  bestimmt,  eines  der  Probleme  der  Veran- 
lagung persönlicher  Steuern  zu  lösen,  indem  sie  die  Schwierigkeit, 
Unterlagen  für  die  Einsteuerung  zu  bekommen,  zum  grossen  Teil 
hinwegräumt.  Man  kann  sich  jetzt  nicht  mehr  so  leichthin  auf  die 
Unterlagenlosigkeit  der  persönlichen  Steuern  berufen;  denn  eben 
dem  Mangel  an  Mitteln  zum  Vergleich  und  zur  Kontrolle  hilft  die 
Meldangabe  in  erheblichem  Masse  ab.  Und  als  das,  was  die  Ver- 
anlagung der  persönlichen  Steuern  erschwert,  erscheint  deshalb  auch 
nicht  so  sehr  die  Abschaffung  der  Objekt-(Kataster-)Steuern  z.  B.. 
als  vielmehr  der  augenscheinliche  Mangel  anderer  ergänzender 
stellvertretender  Einsteuerungsbehelfe.  Diesen  Mangel  aber  kann 
die  Selbstangabe  als  etwa  alleiniger  Kern  der  Veranlagungsbehelfe 
nicht  heben;  ihre  einseitige  Ueberschätzung  ist  daher  ein  verhängnis- 
voller Irrtum. 
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Ich  habe  darauf  verzichtet,  die  Meldangabe  als  das  alleinige 
Heil  der  Veranlagung  persönlicher  Steuern  darzustellen;  ich  ver- 
zichtete darauf,  obwohl  die  Meldangabe  in  der  That  die  Mängel  der 
Veranlagung  dieser  Steuern  zum  grössten  TeUe  beseitigt,  und  ob- 
wohl ich  mir  nicht  verhehle,  dass  eine  Forderung  um  so  leichter 
Gehör  findet,  je  lauter  man  das  Geforderte  als  einzigen  Weg  zur 
Lösung  einer  schwierigen  Frage  anpreist.  Ich  wollte  der  guten 
Sache  nicht  durch  unlautere  Mittel  dienen,  darum  durfte  ich  einer 
üeberschätzimg  nicht  das  Wort  reden,  die  verkennen  wurde,  dass 
die  Gebrechen  der  persönlichen  Steuern  in  den  moralischen  Ge- 
brechen der  Menschen  wurzeln,  for  welche  noch  kein  Universalheil- 
mittel gefunden  ist. 

Aber  nicht  verzichten  darf  ich"  darauf,  die  Meldangabe  der 
ernsten  Ueberlegung  weiterer  Kreise  zu  empfehlen,  und  ihr  die 
Kraft  zuzutrauen,  sich  allen  Schmähungen  zum  Trotz  immer  all- 
gemeinere Anerkennung  zu  verschaffen  und  als  eine  unabweisliche 
Forderung  moderner  Gesetzgebung  darzustellen.  Denn  diese 
letztere  darf  sich  der  Aufgabe  einer  —  nicht  auf  die  Selbstangabe 
beschränkten  —  planmässigen  Ausgestaltung  des  Steuerangabe- 
wesens nicht  entziehen.  Dieser  Aufgabe  kann  sie,  unterstützt 
durch  die  Meldangabe,  um  so  beruhigter  nachgehen,  als  von  dieser 
jedenfalls  behauptet  werden  darf: 

Sie  ist  ein  reales  Erziehungsmittel,  weil  sie  unzweifelhaft 
auf  die  Wahrheitsliebe  und  Ehrenhaftigkeit  der  Bevölkerung  günstig 
einwirkt,  indem  sie  eine  Art  privater  Selbstkontrolle  und  innerer 
Oeffentlichkeit,  eine  Ausdehnung  der  Verantwortlichkeit  für  die 
Veranlagimg  schafft;  sie  ist  eine  sociale  Errungenschaft,  weü 
die  Gewöhnung,  tausende  sonst  verheimlichte  Vorgänge  jener 
„inneren  Oeffentlichkeit"  anheimzugeben,  auf  die  ganze  Anschauungs- 
weise der  Menschen  im  Laufe  der  Zeit  von  tiefster  und,  wie  nicht 
anders  zu  erwarten,  von  bester  Wirkung  sein  muss;  sie  ist  endlich 
ein  unentbehrlicher  Steuerbehelf,  der  die  Verwaltungsthätig- 
keit  des  Staates  in  der  oft  geschilderten  Weise  auf  das  beste  unter- 
stützt, die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  der  Einsteuerung  erhöht, 
den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  in  jeder  Beziehung  entspricht. 
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Zur  Besteuerung  der  Lombardgeschäfte. 

Von 

R.  Koch, 

Geheimer  Oberfinanzrat  und  Reichsbankjustitiarius. 

Ob  das  Lombardgeschäft,  d.  h.  die  Gewährung  von  zinsbaren 
Darlehnen  gegen  Verpfändung  von  Edelmetallen,  Wertpapieren,  Wech- 
seln und  Kaufmannswaren  ^)  ein  steuerfähiges  Objekt  darbietet,  ist 
eine  alte  Streitfrage.  Bei  den  Projekten,  welche  man  heutzutage  mit 
dem  populären  Namen  „  Börsensteuer "  zu  empfehlen  pflegt,  spielt  seit 
Jahren  auch  der  Plan  einer  prozentualen  Stempelabgabe  auf  Lombard- 
darlehne eine  gewisse  Rolle.  Wie  in  den  vom  Reichstage  abgeleimten 
Entwürfen  der  Jahre  1869  und  1871  ^),  so  findet  sich  die  Lombard- 
steuer mit  dem  Satze  von  ^/ö  pro  mille  in  dem  im  November  1875 
dem  Reichstage  vorgelegten  Entwürfe,  welcher  dem  gleichen  Schick- 
sale verfiel  ^),  ferner  in  den  in  der  Kommission  begrabenen  Entwürfen 


')  Bankgesetz  vom  14.  März  1875,  §  13,  Nr.  3.  Mit  dieser  Beschränkung 
des  Gegenstandes  stimmen  die  sogleich  zu  erwähnenden  Gesetzentwürfe  sämtlich 
überein,  [z.  B.  Entwürfe  von  1880  und  1881.  Tarif  Nr.  4.  III.  Lombarddarlehne. 
Schriftstücke  zur  Beurkundung  von  zinsbaren  Darlehnen,  welche  —  gegen  spezielle 
Verpfändung  oder  Hinterlegung  von  edlen  Metallen,  Waren,  Wechseln  oder 
Wertpapieren  gegeben  werden  (Lombarddarlehne)].  Nur  hierdurch  unterscheidet 
sich  das  eigentliche  Lombardgeschäft  des  Grosshandels  (Banklombard)  von  der 
Pfandleihe.  Vgl.  das  sächsische  Gesetz  unten  S.  59,  den  Hamburger  Ber.  unten 
S.  60;  ferner  G.  Cohn  in  Endemanns  Handbuch  des  deutschen  Handels-, 
See-  und  Wechselrechts,  Bd.  III,  S.  988,  989;  Gareis:  Das  deutsche  Handels- 
recht.    2.  Aufl.,  S.  453. 

^)  Nr.  192  der  Drucksachen  des  Reichstages  von  1859,  und  Nr.  48  der 
Drucksachen  des  Reichstages  von  1871. 

*)  Drucksachen  des  Reichstages  Nr.  43.  Die  Kommission  beantragte  die 
Ablehnung  (das.  Nr.  126),  welche  in  der  29.  Sitzung  erfolgte  (Stenograph.  Ber. 
Bd.  1,  S.  730). 
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von  1878  und  1880  ^)  und  endlich  in  dem  Entwürfe  des  Gesetzes,  be- 
treffend die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben,  vom  1.  Juli  1881  ^). 

Die  Motive  zu  den  betreffenden  Bestimmungen  des  letzt- 
gedachten Entwurfs  schliessen  sich  eng  an  die  der  früheren  Entwürfe 
an.  Es  wird  ausgeführt,  dass  die  fraglichen  Geschäfte  bisher  mit 
verschwindenden  Ausnahmen  von  den  landesgesetzlich  eingeführten 
Stempelabgaben  für  Schuldverschreibungen,  Schuldscheine  und  Ver- 
pfändungsurkunden nicht  betroffen  würden,  weil  die  dabei  angewandten 
Geschäftsformen  „in  meist  legaler  Weise"  sich  der  Besteuerung  ent- 
zögen. Sachliche  Befreiungsgründe  beständen  nicht.  Der  Umstand, 
dass  die  Lombardgeschäfte  meist  nur  auf  kurze  Zeit  abgeschlossen 
würden,  sei  nur  bei  Bemessung  des  Steuersatzes  zu  berücksichtigen. 
Auch  die  Erhebung  der  Steuer  biete  keine  besonderen  Schwierigkeiten. 

Aber,  wie  die  Kommission  vom  Jahre  1880,  so  verwarf  auch 
die  zur  Beratimg  des  Entwurfs  von  1881  niedergesetzte  Kommission 
die  Steuer  auf  Lombarddarlehne  überhaupt,  nachdem  namentlich 
deren  kurze  Dauer  und  die  daraus  folgende  unverhältnismässige  Be- 
lastung gegen  den  Vorschlag  geltend  gemacht  worden  war^),  und 
ebenso  fiel  der  letztere  nach  längerer  Diskussion  in  der  Plenar- 
beratung*),  so  dass  das  Gesetz  ohne  die  Lombardsteuer  zur  Publi- 
kation gelangte.  Der  sogenannte  Geschäftssteuergesetzentwurf  vom 
Jahre  1884^)  hat  die  Lombardsteuer  ebensowenig  wieder  auf- 
genommen als  der  diesem  nachgebildete  Entwurf  der  Abgeordneten 
v.  Wedell-Malchow  und  Genossen^). 

So  scheint  denn  einstweilen  wenigstens  eine  Reichs  Steuer  auf 
Lombarddarlehne  nicht  in  Aussicht  zu  stehen.  Dagegen  ist  in  dem 
grössten  Bundesstaate,  Preussen,  in  neuester  Zeit  der  Versuch  be- 
merkenswert, das  Lombardgeschäft  der  Stempelabgabe  für  „Schuld- 


»)  Nr.  22  der  Drucks,  von  1878,  Nr.  96  der  Drucks,  von  1880.    Sten.  Ber. 
Bd.  2,  S.  962  ff.,  1020. 

')  Nr.  59   der  Drucksachen.     Sten.  Ber. ,    Anlagen   zu   den  Verhandl,   des 
Reichstages,  Bd.  3,  S.  324  ff. 

')  Drucksachen  Nr.  162.     Sten.  Ber.,  Anlagen   zu  den  Verhandlungen  des 
Reichstages,  Bd.  4,  S.  894,  895. 

*)  Erste  Beratung:  Sten.  Ber.  Bd.  1,  S.  551  ff.,  594,  595.  Zweite  Beratung 
das.,  Bd.  2,  S.  1340  ff.,  1351  ff.,  1371  ff.,  Zusammenstellung  der  Beschlüsse 
Drucksachen  Nr.  199,  Sten.  Ber.  (Anlagen)  Bd.  4,  S.  1016  ff.  Dritte  Beratung 
Sten.  Ber..  Bd.  2,  S.  1677  ff. 

*)  Drucksachen  Nr.  158.     Sten.  Ber.,  Anlagen  Bd.  4,  S.  1238  ff. 

•)  Drucksachen  Nr.  25.     6.  Leg.-Per,  I.  Sess.  1884. 
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verschreibungen"  (^/i2  Prozent  des  Kapitalbetrages)  ^)  zu  unter- 
werfen. Die  gewöhnliche  Geschäftsform  ist  dort  seit  alter  Zeit  die, 
dass  der  Gläubiger  dem  Schuldner  einen  „Pfandschein"  erteilt,  in 
welchem  er  den  Empfang  der  Unterpfänder  bekennt.  Dieser  Pfandschein 
enthält  zugleich  die  Bedingungen  des  Darlehns-  und  Pfandgeschäfts. 
Der  Schuldner  pflegt  auf  einer  bei  dem  Gläubiger  verbleibenden  Ab- 
schrift über  den  Empfang  des  Originals  zu  quittieren.  Gerade 
hier  ist  der  Punkt,  wo  die  Steuerbehörden  eingegriffen  haben.  Weil 
nach  §  95  I  20  allgem.  Landrechts  der  vom  Schuldner  angenommene 
Empfangschein  des  Gläubigers  die  Stelle  des  fehlenden  schriftlichen 
Hauptkontraktes  vertritt,  findet  die  Steuerbehörde  in  jener  Quittung 
des  Schuldners  die  Schuldverschreibung  selbst.  In  diesem  Sinne  hat 
neuerdings  auch  ein  Senat  des  Reichsgerichts  entschieden. 

Die  „Berliner  Hagel -Assekuranz  -  Gesellschaft  von  1832"  hatte 
gegen  den  preussischen  Stempelfiskus  auf  Rückerstattung  des  zufolge 
jener  Auffassung  von  ihr  mit  Vorbehalt  entrichteten  Stempels  geklagt. 
Das  Landgericht  I  zu  Berlin  verurteilte  nach  dem  Klageantrage, 
indem  es  ausführte,  dass  der  Beweis  für  das  Darlehn  nicht  durch  die 
Urkunde  selbst,  sondern  nur  mittels  Schlussfolgerung  aus  der  in  der- 
selben beurkundeten  Annahme  des  Pfandscheins  als  einer  konkludenten 
Handlung  geführt  werde,  während  das  Gesetz  nicht  das  Geschäft, 
sondern  nur  die  darüber  aufgenommene  Urkunde  besteuere.  Dieser 
Auffassung  schloss  sich  in  der  Berufungsinstanz  das  bestätigende 
Urteil  des  Kammergerichts  vom  22.  März  1884  lediglich  an. 

Auf  die  Revision  des  Beklagten  erkannte  jedoch  der  4.  Civil- 
senat  des  Reichsgerichts  am  6.  Oktober  1884  unter  Aufhebung 
des  kammergerichtlichen  Urteils  auf  Abänderung  des  Urteils  erste}- 
Instanz  dahin,  dass  Klägerin  mit  der  Klage  abzuweisen.  Die  be- 
treffenden Entscheidungsgründe  lauten  wörtlich: 

,Der  §  95,  Teil  I,  Titel  20  des  allgemeinen  Landrechts  bestimmt,  dass  der 
Empfangschein  des  Gläubigers  die  Stelle  des  fehlenden  schriftlichen  Haupt- 
kontraktes vertritt,  wenn  der  Schein  vom  Schuldner  angenommen  ist. 

Damit  ist  nur  ausgedrückt,  dass  der  Empfangschein,  obwohl  nur  eine  ein- 
seitig vollzogene  Urkunde,  dadurch  die  Wirkung  eines  von  beiden  Kontra- 
henten vollzogenen  schriftlichen  Vertrages  erhalte;  aber  nicht,  dass  der  Empfang- 
schein  dadurch    zu   einem   von   beiden  Kontrahenten  vollzogenen   schriftlichen 


^)  Stempelgesetz  vom  7.  März  1822,  Tarif  s.  v.  , Schuldverschreibungen \ 
ausgedehnt  auf  die  neuen  Landesteile  [Verordnung  vom  19.  Juli  1867  (G.S.  S.  1191), 
7.  Aug.  1867  (G.S.  S.  1277),  Erl.  vom  14.  Aug.  1867  (G.S.  S.  1346),  Verord.  vom 
16.  Aug.  1867  (G.S.  S.  1346)1. 
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Vertrage  werde.  Das  Gesetz  bestimmt  mit  anderen  Worten  nicht,  dass  der 
Empfangschein  des  Pfandnehmers,  welcher  als  eine  einseitig  vom  Gläubiger  aus- 
gestellte Urkunde  gewiss  keine  Schuldverschreibung  des  Verpfänders  ist,  durch 
die  Annahme  des  Scheins  zu  einer  solchen  werde.  Denn  eine  Schuldverschreibung 
ist  nur  eine  solche  Urkunde,  in  welcher  der  Schuldner  bekennt,  das  Verschriebene 
zu  verschulden.  Der  den  Schuldner  verpflichtende  und  den  Empfang  des  Darlehns 
beweisende  Akt  ist  nicht  der  Empfangschein  des  Gläubigers,  sondern  die  Hand- 
lung der  Entgegennahme  desselben  seitens  des  Schuldners. 

Indessen  liegen  die  vorliegenden  Fälle  doch  anders.  Unter  der  Urkunde 
befindet  sieh  die  folgende  vom  Schuldner  imterzeichnete  Erklärung: 

,Das  von   der  Direktion  der  Berliner  Hagel- Assekuranz-Gesellschaft 
,von    1832   unterschriebene    Original    des    abschriftlich   vorstehenden 
„Pfandscheins  habe  —  heute  erhalten.* 
Hierdurch  wird  ein  schriftliches  Beweismittel  geschaffen  nicht  bloss  für  die 
Thatsache    der  Annahme    des   Empfangscheins    durch   den    Schuldner,   sondern 
zugleich  für  die  Thatsache  des  Empfanges  des  Darlehns,   da   mit  dem  Beweise 
der  Annahme  des  Scheins  der  letztere  Beweis  unmittelbar  durch  das  Gesetz  ge- 
geben ist.     Der  Richter  erster  Instanz,  dessen  Begründung  der  Berufongsrichter 
zu  der  seinigen  macht,  erklärt  es  für  zweifellos,  dass  die  Empfangsbescheinigimg 
auf  der  in  dem  Besitz  der  Gesellschaft  bleibenden  Abschrift   nur  gefordert  und 
gegeben  ist,  um  ein  Beweismittel  über  die  Darlehnshingabe  und  die  hierbei  ge- 
troffenen Abreden  zu  schaffen. 

Die  mit  diesem  von  dem  Vorderrichter  festgestellten  Zwecke  geschehene 
Schaffung  eines  durch  die  Unterschrift  des  Schuldners  hergestellten  schriftlichen 
Beweismittels  für  den  Empfang  des  Darlehns  ist  Ausstellung  einer  Schuldver- 
schreibung und  dem  Stempel  der  Tarifposition  unterworfen. 

(Vergleiche  Erkenntnis  des  Obertribunals  vom  6.  Dezember  1878  im 
Justiz-Ministerial-Blatt  1879,  Seite  137  ^);  Entscheidung  des  vierten  Civilsenats 
des  Reichsgerichts  vom  9.  Dezember  1880  in  Sachen  Berlin-Hamburger-Eisen- 
bahn c;a  Fiskus  IV  199;80-);  Reskript  des  Finanzministers  vom  28.  April  1875 
in  Hoyer,  Seite  541,  Note  9)  ^). 

Das  in  den  Civilentscheidungen  Band  8,  Seite  259  abgedruckte  Urteil  des 
Reichsgerichts  vom  15.  Februar  1888  betraf  einen  ganz  anderen  Fall.  Dasselbe 
gilt  von  dem  in  Wallmanns  Zeitschrift,  Band  IH,  Seite  692,  mitgeteilten  Urteil 
vom  16.  März  1882. 

Hiemach  ist  die  Klage  auf  Rückzahlung  der  für  diese  Urkunden  einge- 
zogenen Stempel  unbegründet  und  daher  hinsichtlich  derselben  unter  Aufhebung 
des  betreffenden  Teils  des  angefochtenen  Urteils  zurückzuweisen.'' 

Ich  nehme  keinen  Anstand,  mich  fttr  die  Auffassung  der  Vorder- 
richter  zu   erklären.     Mit   Recht   weist   das   Reichsgericht   in   dem 


^j  Die  vom  Schuldner  über  die  Verpfändung  ausgestellten  Urkunden  ergeben 
zugleich  alle  Elemente  des  dadurch  zu  sichernden  Schuldverhältnisses. 

*)  Nicht  veröffentlicht. 

')  In  diesem  Falle  hatte  der  Schuldner  noch  eine  sog.  Nachweisung  der 
Objekte  unterschrieben,  welche  »gegen  ein  Darlehen  von ..."  verpfändet  werden. 
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ersten  Teil  seiner  Ausführung  darauf  hin,  dass  der  Empfangschein 
des  Gläubigers  nicht  durch  dessen  Annahme  seitens  des  Schuldners 
zu  einer  Schuldverschreibung  werden  könne.  Hiermit  aber  steht  der 
zweite  Teil  der  Ausführung  nicht  im  Einklang.  Eine  Verschreibung 
über  die  Annahme  des  Pfandscheins  ist  nimmermehr  gleichbedeutend 
mit  einer  Verschreibung  über  den  Empfang  des  Darlehns.  Es  ist 
nicht  anzuerkennen,  dass  mit  dem  Beweise  der  Annahme  des  Scheins 
der  Beweis  des  Darlehnsempfanges  „unmittelbar  durch  das  Gesetz 
gegeben"  sei.  Die  §§  95,  96 1  20,  A.L.R.  ^)  haben  keine  andere 
Bedeutung,  als  dass  die  Schriftform  des  Schuldvertrags  durch  den 
vom  Schuldner  angenommenen  Pfandschein  ersetzt  wird  ^).  Sie  ent- 
halten also  keine  Beweisregel,  welche  überdies  durch  §  259  der 
C.P.O.  beseitigt  sein  würde.  Die  Quittung  über  den  Empfang  des 
Originalpfandscheins  beweist  somit  nichts  als  diesen  Empfang.  Aller- 
dings wird  regelmässig  aus  der  Thatsache,  dass  der  Schuldner  jene 
Quittung  auf  die  Abschrift  des  Pfandscheins  gesetzt  hat,  die  Ueber- 
zeugung  zu  entnehmen  sein,  dass  es  mit  den  in  dem  letzteren  wieder- 
gegebenen Elementen  des  Schuldvertrags  seine  Richtigkeit  hat.  Aber 
damit  wird  doch  nichts  darin  geändert,  dass  ein  direkter  Urkunden- 
beweis über  den  Darlehnsempfang  so  nicht  geführt  wird,  sondern 
dass  es  sich  nur  um  einen,  wenngleich  schlagenden  Indizienbeweis 
handelt.  Hierdurch  ist,  wie  die  Vorderrichter  zutreffend  ausführen, 
die  Anwendung  des  Schuldverschreibungsstempels  ausgeschlossen; 
denn  dieser  hängt  an  der  Beurkundung  der  Schuld,  nicht  an  dem 
Darlehnsgeschäft.  Haben  die  Kontrahenten  zur  Ersparnis  des  Stem- 
pels sich  mit  einem  solchen  Beweis  durch  konkludente  Handlungen 
begnügt,  so  können  sie  zur  Entrichtung  des  Stempels  nicht  an- 
gehalten werden.  Ob  sie  die  Absicht  gehabt  haben,  durch  die 
fragliche  Quittung  sich  ein  schriftliches  Beweismittel  für  den  Em- 
pfang des  Darlehns  zu  sichern  —  worauf  das  Revisionsgericht  Ge- 
wicht legt  —  ist  unerheblich.  Denn  für  die  Stempelpflichtigkeit  ist 
nicht  der  Zweck,  sondern  der  Inhalt  der  Urkunde  entscheidend. 
Es  ist  abzuwarten,  wie  sich  der  Verkehr  und  die  Gerichte  dieser 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  gegenüber  verhalten  werden. 


1)  §  95,  s.  oben  S.  56. 

§  96  lautet:    Doch  müssen  aus  einem  solchen  Empfangschein  die  wesent- 
lichen Bedingungen  des  schriftlichen  Hauptvertrages  zu  entnehmen  sein. 

2)  Bornemann,    Erörterungeil  I,   S.  184.     Förster,    preuss.  Privatrecht, 
4.  Aufl.  (Eccius)  I,  S.  523,  III,  S.  484,  Entsch.  d.  R.O.H.G  ,  Bd.  18,  S.  8  if. 
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Da  es  nicht  unwahrscheinlich  ist.  dass  das  Reichsgericht  bei 
nochmaliger  Erwägung  seine  Ansicht  ändern  werde,  so  hat  wenigstens 
die  Reichsbank  aus  jener  Entscheidung  keine  Veranlassung  genommen, 
ihre  s.  Z.  unter  Zustimmung  der  obersten  Finanz-  und  Justizbehörden, 
von  der  ehemaligen  Königl.  Preussischen  Bank  eingeführten  Formulare 
überhaupt  oder  fiir  das  Gebiet  des  preussischen  Stempelrechts  bezw.  des 
allg.  Landrechts  zu  ändern.  Nur  dies  aber  könnte  in  Frage  kommen; 
denn  dass  das  Lombardgeschäft  einen  Stempel  von  ^ji2  Prozent  des 
Darlehnsbetrages  nicht  ertragen  kann,  steht  ausser  Frage,  da  derselbe 
selbst  bei  einer  (viel  zu  lang)  auf  einep  Monat  angenommenen  Durch- 
schnittsdauer des  Geschäfts  den  ohnehin  in  der  Regel  ein  Prozent 
über  dem  Diskontosatze  stehenden  Lombardzinsfuss  um  ein  volles 
Prozent  verteuern  würde. 

Schon  der  in  Bayernnach  dem  Gebührengesetze  vom  1 8.  Aug.  1879 
Art.  250,  252  für  jede  Form  der  Beurkundung  eines  Lombardgeschäfts 
einschliesslich  der  Pfandscheine  bestehende  Gebührensatz  von  */io 
pro  Tausend  (ebenso  wie  in  den  Reichsgesetzentwürfen)  hat  dort, 
wie  von  allen  Seiten  bezeugt  wird,  den  Lombardverkehr  erheblich 
beeinträchtigt.  Bedeutende  Institute,  z.  B.  die  königliche  (bayerische) 
Bank,  vermeiden  die  Gebühr  aber  dadurch,  dass  sie  statt  des  Lombard- 
verkehrs einen  gedeckten  Kontokorrentverkehr  eingeführt  haben. 

In  den  anderen  Bundesstaaten  fehlt  es  an  einer  besonderen  Be- 
steuerung der  Lombardgeschäfte.  Im  Gegenteil  sind  im  Königreich 
Sachsen  zwar  Darlehnsverträge  nach  Nr.  34  A  des  Tarifs  zum  Ge- 
setze über  den  Urkundenstempel  vom  13.  November  1876  bedingt 
stempelpflichtig;  nach  Nr.  34 E  ad  8  des  Tarifs  sind  jedoch  von  dem 
fiir  Verti'äge  geordneten  Stempel  die  Urkunden  über  solche  Darlehne 
befreit,  welche  gegen  Verpfändung  von  edlen  Metallen, 
Waren,  Wechseln  oder  Wertpapieren  gegeben  werden,  also 
gerade  die  Lombardgeschäfte.  Ebensowenig  unterliegen  dieselben 
dem  Stempel  für  Verpfändungen  (Nr.  34  B). 

Im  übrigen  bestehen  zwar  keine  besonderen  gesetzlichen  Be- 
freiungen des  Lombardverkehrs.  Derselbe  wird  aber  thatsächlich 
überall  als  nicht  stempelpflichtig  behandelt.  Auch  da,  wo  wegen 
der  besonderen  Bestimmungen  des  französisch-rheinischen*) 
und    des   württembergischen  ^)    Rechts   der  Quittung   über   den 


')  Code  civil  Art.  2074. 

-)  Württemb.  Pfandgesetz  vom  15.  April  1825,  §  24tl.    Wegen  des  Lombard- 
verkehrs unter  Kaufleuten  s.  H.G.B.  Art.  309. 
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Empfang  des  Originalpfandscheins  noch  das  Anerkenntnis  der  Rich- 
tigkeit des  Pfandscheins  hinzugefügt  wird,  wird  nicht  der  Schuld- 
verschreibungs-,  sondern  höchstens  der  Kautionsstempel  (in  Rhein- 
preussen  ein  fixer  Stempel  von  M.  1.50.)  verwendet.  In  Elsass- 
Lothringen  kommt  für  die  dort  im  Lombardverkehr  üblichen  Schuld- 
und  Pf  and  ver  Schreibungen  (mit  „demande"  und  „bordereau")  lediglich 
der  gesetzliche  dimensionale  Stempel  ^)  zur  Anwendung. 

Interessant  ist  die  Praxis  in  Hamburg.  Auch  dort  besteht 
(nach  dem  Stempelgesetze  von  1875  Tarif  Pos.  22,  26)  eine  Stempel- 
abgabe für  „ Pfandverschreibungen "  und  „Schuldverträge"  und  es  soll 
(nach  §  4  des  Gesetzes)  bei  Anwendung  der  Tarifbestimmungen  nicht 
sowohl  auf  die  Form  und  Benennung  der  Schriftstücke  als  auf  den 
wesentlichen  Inhalt  ankommen.  Gleichwohl  sind  Behörden  und  Publi- 
kum einig,  dass  die  Schriftstücke,  welche  über  Lombardgeschäfte 
ausgestellt  zu  werden  pflegen,  von  der  Stempelabgabe  befreit  sind. 
Die  Frage  ist  ausdrücklich  vor  Erlass  des  Gesetzes  in  dem  zur  Be- 
ratung über  den  Entwurf  niedergesetzten  Ausschusse  der  Bürger- 
schaft zur  Erörterung  gezogen.  Der  Bericht  des  Ausschusses  (vom 
Mai  1875)  enthält  darüber  wörtlich  folgenden  bezeichnenden  Passus : 

,Zu  No.  22  und  26  wurde  in  Erwägung  gezogen,  ob  Schriftstücke  über 
Lombarddarlehne  (sog.  Depotgeschäfte)  d.  h.  Schriftstücke  über  Darlehne,  welche 
gegen  Verpfändung  oder  Hinterlegung  von  edlen  Metallen,  Waren,  Wechseln 
oder  Wertpapieren  gegeben  werden,  unter  eine  dieser  beiden  Tarifnummern 
fallen.  Nach  Mitteilung  des  Herrn  Senatskommissars  ist  dies  bisher  nicht  ange- 
nommen worden,  und  der  Ausschuss  anerkennt  mit  ihm,  dass  das  in  neuerer 
Zeit  zu  erheblicher  Bedeutung  gelangte  Lombardgeschäft,  welches  namentlich 
dem  Handelsverkehr  ungern  entbehrte  Erleichterungen  gewährt,  infolge  der 
Belegung  mit  einer  Stempelabgabe  möglicherweise  nicht  nur  in  seiner  Weiter- 
entwicklung gehemmt  werden,  sondern  auch  zurückgehen  könnte,  so  dass  es 
geraten  sei,  es  bei  der  bisherigen  Stempelbefreiung  zu' belassen.  Dahin  haben 
sich  auch  bei  Beratung  der  vor  einigen  Jahren  im  Reichskanzleramt  ausgear- 
beiteten Entwürfe  eines  Börsensteuergesetzes  nicht  nur  die  hamburgischen  Ver- 
treter, sondern  auch  die  darüber  gehörten  Verwaltungsbehörden  ausgesprochen. 
Die  Stempelfreiheit  ausdrücklich  im  Gesetz  zu  betonen,  erachtet  aber  der  Aus- 
schuss auch  für  den  neuen  Tarif  nicht  erforderlich,  weil  nach  der  geschäfts- 
üblichen Fassung  der  auf  den  Lombard  verkehr  bezüglichen,  meistens  in  Brief- 
form gebrachten  Schriftstücke  weder  von  einem  Darlehn,  noch  von  einer  Ver- 
pfändung in  denselben  die  Rede  zu  sein  pflegt.  Es  treten  eben  in  der  Fortent- 
wicklung des  Verkehrslebens  stets  neue  Geschäftsformen  zu  Tage,  welche  unter 


^)  Gesetz  vom  13.  Brumaire  des  J9,hres  VII  der  Republik.    Den  Gegensatz 
zum  „timbre  de  dimension"  bildet  der  „timbre  proportionnel". 
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die  bisher  gangbaren  nicht  immer  ohne  weiteres  unterzubringen  sind.  Allerdings 
würde  der  Ausweg  bleiben,  zur  Hebung  jedes  Zweifels  durch  Festsetzung  eines 
ganz  geringen  Stempels,  ähnlich  dem  Schlussnotensterapel  zu  bekunden,  dass 
auf  den  Lombardverkehr  bezügliche  Schriftstücke  unter  keinen  anderen  Ansatz 
des  Tarifs  fallen.  Aber  auch  dazu  konnte  sich  der  Ausschuss  nach  reiflicher 
Erwägung  nicht  entschliessen,  einmal  weil  Lombarddarlehne  meist  nur  auf  kurze 
Zeit  gegeben  werden  und  deshalb  auch  ein  geringerer  Stempel  verhältnismässig 
schwerer  ins  Gewicht  fällt,  dann  aber  weil  die  eigentümliche  Art  und  Weise 
dieses  Geschäftsbetriebes  die  Umgehung  eines  solchen  Stempels  ganz  besonders 
begünstigen  würde. 

Hiemach  begnügt  sich  der  Ausschuss  damit  zu  konstatieren,  dass  nach 
seiner  Ansicht  Schriftstücke  über  Lombarddarlehne  weder  unter  No.  22  noch 
unter  Nr.  26  des  Tarifs  fallen." 

Diese  Behandlung  der  Streitfrage  in  der  zweitgrössten  Handels- 
stadt Deutschlands  ist  äusserst  charakteristisch.  Der  Kern  ist  die 
Befürchtung,  dem  nützlichen  Lombardgeschäft  durch  eine  Steuer  zu 
schaden,  und  die  Ueberzeugung,  dass  diese  leicht  umgangen  werden 
würde. 

Aber  es  fehlt  überhaupt  an  genügenden  Gründen  für  eine  Lombard- 
steuer. Die  Motive  der  verschiedenen  Gesetzentwürfe  lassen  gerade 
hier  jede  wissenschaftliche  Rechtfertigung  vermissen.  Sie  versuchen 
vielmehr  durch  den  Satz: 

„SachHche  Gründe,  diese  wichtige  Gattung  von  Darlehnen  von 
den  Stempelabgaben,  welchen  andere  gleichartige  Geschäfte  unter- 
worfen sind,  gänzlich  auszunehmen,  hegen  nicht  vor" 

die  Beweislast  den  Gegnern  zuzuschieben,  wobei  es  dunkel  bleibt, 
welche  andere  gleichartige  Geschäfte  gemeint  sind.  Das  Lombard- 
geschäft setzt  sich  zusammen  aus  Darlehn  und  Verpfändung.  Beide 
unterliegen  aber  überall  in  Deutschland  (mit  Ausnahme  von  Bayern) 
nur  dann  der  Steuer,  wenn  darüber  vom  Schuldner  Urkunden 
errichtet  werden.  M.  a.  W.:  Die  Steuer  ist  eine  L^rkunden-,  keine 
Geschäftssteuer.  Ist  schon  eine  prozentuale  Steuer  auf  den  Umsatz 
beweghcher  Werte  bedenklich  ^),  so  ist  dies  noch  vielmehr  eine  Steuer 
auf  blosse  Kreditgewährung^).    Keinesfalls  verdient  der  gedeckte 


»)  F.  H.  Geff  cken,  Die  Reform  der  Reichssteuem.  Heübronn  1879,  S.  37  ff. 
S.  auch  L.  V.  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft,  4.  Aufl.,  Bd.  2  (1878),  S.  163. 
Sehr  verklausuliert  erklärt  sich  für  eine  Effektenumsatzsteuer  (Börsensteuer) 
Schäffle,   Die  Grundsätze  der  Steuerpolitik.     Tübingen  1880,  S.  ,526  ff. 

2)  Auch  Friedberg,  Börsensteuer,  Berlin  1875,  S.  44,  welcher  sich  für 
eine  Effektenumsatzsteuer  nach  Prozenten  des  Werts  erklärt,  will  eine  Lombard- 
steuer nur  dann  zulassen,  .wenn  der  Lombardschein  von  seinem  Inhaber  schon 


g2  ß-  Koch,  Zur  Besteuerung  der  Lombardgeschät'te. 

Kredit  eine  Benachteiligung  gegenüber  dem  Blancokredit.  Ebenso- 
wenig scheint  mir  die  Lombardsteuer  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Ansammlung  von  Kapital  gerechtfertigt  ^).  Denn  Kredit  und  Kapital 
sind  verschiedene  Dinge.  Weder  der  Darlehnsgeber  noch  der  Schuldner 
sind  notwendig  Kapitalisten.  Auch  von  einer  Spekulationssteuer 
kann  hier  nicht  die  Rede  sein.  Es  soll  nicht  geleugnet  werden, 
dass  das  Lombardgeschäft  häufig  der  Spekulation  zu  verwerflichem 
Börsenspiel  dient  und  in  dieser  Anwendung  recht  wohl  eine  Steuer 
tragen  könnte.  In  der  That  wird  eine  solche  auf  Spekulations- 
darlehne von  angesehener  Seite  empfohlen  ^).  Aber  es  fehlt  durchaus 
an  äusserlich  erkennbaren  Merkmalen  eines  derartigen  Missbrauchs. 
Namentlich  kann  es  nicht  als  ein  solches  gelten,  wenn  das  Dar- 
lehn kurz  vor  den  Börsenliquidationsterminen  (ultimo  u.  dgl.)  auf 
ganz  kurze  Zeit  genommen  wird,  da  es  sich  hierbei  um  völlig  reelle 
Geschäfte  handeln  kann.  Das  Lombardgeschäft  überhaupt  für  volks- 
wirtschaftlich verwerflich  zu  erklären,  wäre  durchaus  verkehrt.  Es 
ist  häufig  ein  sehr  produktiver,  nicht  bloss  ein  konsumtiver  Kredit, 
welcher  im  Wege  des  Lombarddarlehns  gewährt  wird  ^).  Wie  der 
Handel,  so  bedient  sich  auch  der  mittlere  und  kleine  Gewerbestand 
erfahrungsmässig  des  Lombardgeschäfts  zur  vorübergehenden  Be- 
schaffung von  Betriebsmitteln  oder  Befriedigung  sonstigen  legitimen 
Kreditbedürfnisses.  Gerade  diese  Kreise  würden  unter  einer  Lombard- 
steuer besonders  leiden  und  derselben  nicht  durch  andere  Formen 
der  Kreditgewährung  entgehen  können,  wie  sie  im  Grossverkehr  üb- 
lich sind.  Es  bedarf  also  nicht  einmal  des  schliesslichen  Hinweises 
auf  die  technischen  Schwierigkeiten  der  Erhebung  (welche  besonders 
da  hervortreten,  wo  der  Pfandschein  die  Form  eines  uneigentlichen 
Kontokorrents  annimmt),  um  den  ganzen  Gedanken  einer  Lombard- 
steuer verwerflich  erscheinen  zu  lassen. 


vor  dem  Termin  seiner  Fälligkeit  zum  Zwecke  einer  Zahlung  cediert  wird,  da 
nur  in  diesem  Fall  ein  Wertgewinn  entsteht."  Letzteres  ist  aber  nicht  zuzu- 
geben; der  ganze  Gedanke  erscheint  unklar. 

')  So  Schall  in  Schönbergs  Handbuch  der  polit.  Oekonomie,  II,   S.  401. 

2)  Schaf fle  a.  a.  0.  S.  538;  Korn  in  diesem  Archiv,  I.  Jahrg.,  2.  Heft, 
S.  82. 

*)  Vgl.  R.  Wagner,  Zettelbankpolitik  S.  308. 


Die  finanzieUen  Ergebnisse  der  Staatseisenbahn- 
verwaltimg  in  Preussen. 

Von 

Dr.  Dückers, 

Geheimer  Regienmgsrat  and  vortragender  Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Mit  der  fortschreitenden  Ausdehnung  des  Staatseisenbahnnetzes 
in  Preussen  durch  YerstaatHchung  wichtiger  Privateisenbahnen  und 
Herstellung  neuer  Linien  nimmt  die  Staatseisenbahnverwaltung  einen 
immer  mehr  hervorragenden  Platz  im  preussischen  Staatshaushalt 
ein.  Ein  einigermassen  zutreffendes  Bild  von  dem  Abschluss  des 
Staatshaushaltsetats  und  der  Lage  der  Staatsfinanzen  lässt  sich  nicht 
gewinnen,  ohne  den  Etat  der  Eisenbahnverwaltung  gebührend  in 
Betracht  zu  ziehen.  Daher  wendet  sich  auch  die  Aufmerksamkeit 
der  bei  der  Gesetzgebung  und  der  Kontrolle  über  die  Staatsfinanzen 
verfassungsmässig  beteihgten  Faktoren  in  steigendem  Masse  der  Eisen- 
bahnverwaltung zu.  Der  Schwerpunkt  der  preussischen  Finanzver- 
waltung hat  in  der  That  unverkennbar  mit  dem  wachsenden  Gewicht, 
welches  die  Staatsbahnverwaltung  mit  ihren  finanzieUen  Erträgnissen 
und  durch  ihren  mittelbaren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  von  Handel 
und  Industrie  und  die  Hebung  der  Steuerkraft  in  die  Wagschale 
legt,  eine  durchgreifende  Verschiebung  erfahren.  Schon  gegenwärtig, 
nach  der  Etatsveranschlagung  für  das  Jahr  1885/86,  übersteigen  die 
Einnahmen  der  Staatseisenbahnverwaltung  mit  678,196,505  M.  die 
Hälfte  der  gesamten  Einnahmen  des  preussischen  Staates  mit 
1,235,634,000  M.  und  den  vollen  Betrag  der  Einnahmen  des  Deutschen 
Reichs  mit  621,196,051  M.  Eine  kurze  Erörterung  der  finanzieUen 
Verhältnisse  der  preussischen  Staatseisenbahnverwaltung  dürfte  hier- 
nach auch  für  weitere  Kreise  nicht  ohne  Interesse  sein,  zumal  das 
Studium  des  sehr  umfangreichen  Eisenbahnetats,  welcher  für  die 
Beurteilung   derselben   den   besten   Anhalt  bietet,    einen   erheblichen 


(J^  Dückers, 

Aufwand  an  Zeit  und  Mühe  erfordert  und  die  durch  die  Oekonomie 
des  Gesamtetats  bedingte  Gruppierung  der  auf  die  Eisenbahnverwal- 
tung bezüglichen  einzelnen  Positionen  den  klaren  Ueberblick  und  die 
richtige  Würdigung  des  Schlussergebnisses  wesentlich  erschwert. 

In  den  nachstehenden  Ausführungen  soll  der  Versuch  gemacht 
werden,  durch  eine  fortlaufende  Vergleichung  der  Etatsveranschla- 
gungen für  die  Jahre  1884;85  und  1885/86  unter  gelegentHcher  Be- 
zugnahme auf  die  Ergebnisse  der  vorangegangenen  Betriebsjahre  eine 
breitere  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  preussischen  Staatseisen- 
bahnfinanzen zu  gewinnen,  und  unter  möglichst  übersichtlicher  Grup- 
pierung der  in  Betracht  kommenden  Hauptziffern  diejenigen  Momente 
an  geeigneter  Stelle  hervorzuheben,  welchen  ein  massgebender  Ein- 
fluss  auf  die  Gestaltung  der  Ergebnisse  beizumessen  ist. 

Der  Etat  der  preussischen  Staatseisenbahnverwaltung  zerfäUt 
bekanntlich  in  die  folgenden  Hauptabschnitte: 

Einnahmen. 

A.  Für  Rechnung  des  Staates  verwaltete  Eisenbahnen  (bei  welchen 
auch  der  Anteil  Preussens  an  den  Reinerträgnissen  der  nicht 
vom  Staate  verwalteten  Main-,  Neckar-  und  Wilhelmshafen- Olden- 
burger Eisenbahn  mit  aufgeführt  wird). 

B.  Privateisenbahnen,  bei  welchen  der  Staat  beteiligt  ist. 

C.  Sonstige  Einnahmen. 

Dauernde  (ordentliche)  Ausgaben. 

A.  Für  Rechnung   des   Staates   verwaltete   Eisenbahnen,    und  zwar 

I.  Betriebsausgaben, 
II.  Zinsen,  Renten  und  Amortisationsbetr'äge. 

B.  Privateisenbahnen,  bei  welchen  der  Staat  betheiligt  ist. 

C.  Centralverwaltung,  Eisenbahnkommissariate  und  technische  Eisen- 
bahnschule zu  Nippes  (letztere  erst  im  Etat  für  1885/86). 

Einmalige  und  ausserordentliche  Ausgaben. 

Werden  die  Ergebnisse  der  vorbezeichneten  Abschnitte,  mit  Aus- 
nahme der  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  (des  Extra- 
ordinariums)  zusammengefasst,  so  betragen 

die  Einnahmen  im  Jahre  1885/86     ....     678,196,505  M., 

1884/85    ....     575,977,340    , 
mithin  „        „       1885/86  mehr    .     .     102,219,165  M., 
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die   Ausgaben    im  Jahre  1885/86     .     . 

»  „       1884/85     .     . 

mithin  „  „       1885/86  mehr 

der  Ueberschuss  „  „       1885/86     .     . 

«  «       1884/85     .     . 

mithin  „  „■       1885/86  mehr 


477,442,381  M., 
402,127,155    „ 

75,315,226  , 
200,754,124  „ 
173,850,185    „ 

26,903,939    , 


Dem  im  Vergleich  zur  Veranschlagung  des  Vorjahres  sich  er- 
gebenden Mehrüberschuss  von  26,903,939  M.  steht  indes  bei  der 
Staatsschuldenverwaltung  teils  infolge  der  stattgehabten  Verstaat- 
lichung von  Privateisenbahnen,  teils  infolge  der  Aufnahme  von  An- 
leihen zu  Staatseisenbahnzwecken  eine  Mehrausgabe  an  Zinsen  in 
Höhe  von  23,308,523  M.  gegenüber,  so  dass  in  Wirklichkeit  nur  ein 
Mehrüberschuss  von  3,595,416  M.  verbleibt. 

I.   Einnahmen. 

Da  die  Abschnitte  B  und  C  des  Etats  der  Eisenbahnverwaltun» 
einschliesslich  der  Anteile  Preussens  an  dem  Reinertrag  der  Main- 
Neckar-  und  Wilhelmshaven- Oldenburger  Eisenbahn  für  die  Beur- 
teilung der  finanziellen  Erfolge  der  Staatsbahnverwaltung  in  Preussen 
nicht  wohl  in  Betracht  kommen  können,  wird  es  sich  empfehlen, 
dieselben  bei  der  näheren  Prüfung  der  finanziellen  Ergebnisse  vorerst 
auszuscheiden.  Werden  demgemäss  lediglich  die  reinen  Betriebser- 
gebnisse der  für  Staatsrechnung  verwalteten  Eisenbahnen  in  Betracht 
gezogen,  so  stellen  sich  im  Jahre  1885/86  die  Einnahmen  auf 
676,840,000  M. 

Für  den  Vergleich  mit  den  entsprechenden  Einnahmeziffem 
des  Vorjahrs  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  in  den  Etat  für  das 
Jahr  1884/85  bezüglich  der  neu  verstaatlichten  Oberschlesischen-, 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger-,  Rechte  Oderufer-,  Posen-Creuzbur- 
ger-,  Altona-Kieler- ,  Berlin-Hamburger-  und  Tilsit-Insterburger 
Eisenbahn  nicht  die  Betriebseinnahmen,  sondern  die  Betriebs- 
(Netto-)Ueberschüsse  eingestellt  worden  sind.  Werden  auch  für  das 
Etatsjahr  1884/85  diejenigen  Einnahmebeträge  mit  in  Betracht  ge- 
zogen, welche  in  den  dem  Staatshaushalt  beigefügten  Specialetats 
der  genannten  neu  verstaatlichten  Bahnen  (einschliesslich  der  Schles- 
wigschen  Bahn)  vorgesehen  sind,  so  betragen  die  Einnahmen 

Finanzarchiv.    U.  Jahrg.  65  5 


QQ  •  Dückers, 

im  Jahre  1885/86 676,840,000  M., 

„       1884/85 667,987,608    „ 

mithin     „        „       1885/86  mehr 8,852,392    „ 

Ein  Teil  dieser  Mehreinnahme  entfällt  auf  die  für  das  Jahr  1885/86 
in  Aussicht  stehende  Erweiterung  des  Staatseisenbahnnetzes  durch  Er- 
öffnung neuer  Bahnstrecken. 

Die  Länge  der  für  Staatsrechnung  verwalteten  Eisenbahnen  wird 
nämlich  voraussichtlich  betragen: 

am  Schluss  des  Jahres  1885/86  .     .     20,299,30  Kilometer 
.       1884/85  .     .     19,752,82 

mithin     „  „  „         .,       1885/86  mehr       546,48  Kilometer. 

Darunter  befinden  sich  Bahnen  untergeordneter  Bedeutung  (Ne- 
ben-, Sekundärbahnen) 

am  Schluss  des  Jahres  1885/86  3746,03  Kilometer  oder  18,45  V, 
«      1884/85  3380,62  „     17,11>, 

mithin  „        „  „         „       1885/86  mehr  365,41  Kilometer. 

Wird  die  Betriebs  länge  der  für  Rechnung  des  Staates  verwal- 
teten Eisenbahnen  unter  Mitberücksichtigung  der  gepachteten  und 
nach  Abzug  der  verpachteten  Bahnstrecken  im  mittleren  Jahresdurch- 
schnitt in  Betracht  gezogen,  so  stellen  sich  die  Längen: 

im  Jahre  1885/86  auf    ...     .     20,434,12  Küometer, 
„       1884/85    „     .     .     .     .     19,901,38 

mithin  „        „       1885/86  mehr      .     .     .  532,74  Kilometer. 

Die  Vermehrung  der  Einnahmen  infolge  dieser  Erweiterung 
des  Staatseisenbahnnetzes  kann  auf  ungefähr  .  .  .  1,800,000  M. 
beziffert  werden. 

Femer  kommt  in  Betracht ,  dass  in  die  Vergleichssumme  für 
1884/85  Einnahmen  der  Oels-Gnesener  Eisenbahn  nicht  miteingerechnet 
sind,   während   dieselben   für  1885/86  für   ein  Vierteljahr   zu    einem 

Betrage  von  rot 400,000  M. 

mit  veranschlagt  sind. 

Auf  der  anderen  Seite  fällt  dagegen  ins  Gewicht,  dass  im  Jahre 
1885/86  zwischen  den  neu  verstaatlichten  Bahnen  und  den  übrigen 
für  Rechnung  des  Staates  verwalteten  Eisenbahnen  eine  Abrechnung 
und  Ausgleichung  der  Guthaben,  welche  aus  Gemeinschaffclichkeits- 
verhältnissen  und  dem  Uebergang  der  Wagen  von  einer  Bahn  auf 
die   andere  herrühren,  nicht   mehr   stattfindet.     Infolgedessen   waren 
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im  Etat  für  1885/86   an  Vergütungen    für  Mitbenutzung   von  Bahn- 
anlagen rot 700,000  M. 

und  an  Wagenmieten  rot 6,500,000    ,. 

zusammen 7,200,000  M. 

weniger  in  Ansatz  zu  bringen. 

Auch  war  für  das  Jahr  1885/86  zu  berücksichtigen,  dass  im 
Verkehr  der  neu  verstaatlichten  und  der  übrigen  für  Staatsrechnung 
verwalteten  Bahnen  die  Beförderung  der  Betriebsdienstgüter,  insbe- 
sondere der  Kohlen  zur  Lokomotivheizung  zu  den  ungefähren  Selbst- 
kosten, oder  mit  einer  Tarifermässigung  von  30  Prozent  zu  erfolgen 
hat,  woraus  sich  nach  überschläglicher  Schätzvmg  eine  weitere  Ver- 
minderung der  Einnahmen  um  rot 1,000,000  M. 

ergibt '). 

Werden  für  den  Vergleich  mit  dem  Vorjahre  einerseits  diese 
Einnahmeausfälle  —  welchen  übrigens  Ausgabeermässigungen  in 
gleicher  Höhe  gegenüberstehen,  so  dass  der  resultierende  Betriebs- 
überschuss  dadurch  nicht  alteriert  wird  —  mit  in  Anrechnung  gebracht, 
und  anderseits  die  Mehreinnahmen  aus  dem  Hinzutritt  neuer  Bahn- 
strecken, einschliesslich  der  Oels-Gnesener  Bahn  abgesetzt,  so  ergibt 
sich  an  Stelle  der  vorerwähnten  Mehreinnahme 

von 8,852,392  M. 

eine  solche  von 14,852,392    „ 

Diese  Mehreinnahme,  welche  iioch  um  mindestens  1,500,000  M. 
höher  hätte  veranschlagt  werden  können,  wenn  nicht  auf  den  durch 
die  Ermässigung  der  Gütertarife  auf  den  neuerworbenen  schlesischen 
Eisenbahnen  bedingten  Einnahmeausfall  zu  rücksichtigen  gewesen 
wäre,  lässt  erkennen,  in  welchem  Umfange  eine  günstige  Weiterent- 
wickelung des  Verkehrs,  auf  dessen  Intraden  naturgemäss  der  weit- 
aus grösste  Teil  der  Einnahmen  entfällt,  angenommen  wird.  Im 
allgemeinen  ist  bei  der  Veranschlagung  der  Verkehrseinnahmen  von 
den  wirklichen  Ergebnissen  des  zuletzt  abgerechneten  Jahres  1883/84 
bezw.  1883  ausgegangen.  Dabei  ist  jedoch  eine  Verkehrssteigerung 
in  Aussicht  genommen,  bei  deren  Schätzung  unter  Berücksichtigung  der 


^)  Die  für  den  Betriebsdienst  erforderlichen  Materialien  werden  in  dem- 
jenigen Direktionsbezirk,  für  welchen  sie  beschafft  werden,  als  Dienstgut  fi-acht- 
frei  befördert,  während  für  den  Transport  derselben  auf  den  anderen  für  Rech- 
nung des  Staates  verwalteten  Eisenbahnen  70%  der  tariftnässigen  Fracht,  auf 
allen  übrigen  Bahnen  die  volle  Fracht  zur  Berechnung  kommt. 
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schwächeren  Entwicklung  des  Verkehrs  in  der  ersten  Hälfte  des 
laufenden  Jahres  und  der  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Ver- 
waltungsbezirke der  durchschnittliche  Prozentsatz  der  Steigerung  in 
den  letzten  beiden  abgerechneten  Jahren  zum  Anhalt  genommen  ist. 
Im  Güterverkehr  sind  aus  der  zu  erwartenden  Verkehrssteigerung 
niedrigere  Erträge  veranschlagt,  als  nach  dem  durchschnittlichen  Er- 
gebnis hätte  angenommen  werden  können,  so  dass  beispielsweise 
die  Jahressteigerung  des  Güterverkehrs  in  den  beiden  Direktions- 
bezirken des  rechtsrheinischen  Industriereviers,  welche  für  1884/85 
auf  5  Prozent  veranschlagt  war,  nur  auf  2^/2  Prozent  angenommen 
ist.  Im  Personenverkehr  ist  entsprechend  der  regelmässigen  Ent- 
wicklung dieses  Verkehrszweiges  eine  Steigerung  von  3  Prozent  pro 
Jahr  veranschlagt. 

Gegenüber  dem  lebhafteren  Aufschwung,  welchen  die  Verkehrs- 
verhältnisse in  den  letzten  Monaten  genommen  haben,  muss  hiernacli 
anerkannt  werden,  dass  bei  der  Schätzung  der  voraussichtlichen  Ver- 
kehrseinnahmen mit  Vorsicht  und  Zurückhaltung  verfahren  ist.  Werden 
die  Einnahmen  auf  ein  Kilometer  der  Betriebslänge  im  mittleren 
Jahresdurchschnitt  zurückgeführt,  so  ergibt  sich  sogar  infolge  des 
Hinzutritts  weniger  verkehrsreicher  Strecken  statt  der  Mehreinnahme 
eine  Mindereinnahme  von  442  M.  pro  Kilometer,  indem  die  Ein- 
nahmen sich  pro  Kilometer 

im  Jahre  1885/86  auf 33,123  M. 

„       1884/85  dagegen  auf    .     .     33,565    „ 
stellen. 

Nach  den  wirklichen  Ergebnissen  der  zuletzt  vorangegangenen 
Betriebsjahre  betrugen  die  Einnahmen  pro  Kilometer  der  durchschnitt- 
lichen Betriebslänge: 

im  Jahre  1879/80 '.     26,850  M. 

„      1880/81 30,353    „ 

„      1881/82 31,899    „ 

„      1882/83 34,690    „ 

„      1883/84 34,503    „ 

II.   Ausgaben. 

Die  ordentlichen  Betriebsausgaben  der  für  Rechnung  des 
Staates  verwalteten  Eisenbahnen  betragen 

im  Jahre  1885/86 390,780,000  M. 
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Werden  in  derselben  Weise,  wie  bei  den  Einnahmen  nach  Mass- 
gabe der  Specialetats  der  neu  verstaatlichten  Bahnen  die  für  das 
Jahr  1884  veranschlagten  Betriebsausgaben  —  einschliesslich  der 
Renten  auf  die  Aktien  und  der  Zinsen  und  Amortisationsbeträge  auf 
die  Anleihen  der  Stargard-Posener  und  Schleswigschen  Eisenbahn  — 
mit  in  Betracht  gezogen,  so  belaufen  sich  die  gesamten  Betriebs- 
ausgaben 

für  das  Jahr  1884,85  auf  .     .     388,690,924,50  M. 

und  werden   von  dem  für  das 

Jahr    1885/86    veranschlagten 

Betrage  von 390,780,000 

um 2,089,075,50  M. 

überstiegen. 

Ein  Teil  dieser  Mehrausgabe,  welcher  auf 

ungefähr 1,300,000  M. 

beziffert  werden  kann,  entfällt  auf  die  Eröffnung  neuer  Bahnstrecken. 
Femer  ist  darin  eine  Vierteljahrsausgabe 

von  rot 270,000* M. 

für  die  Oels-Gnesener  Bahn  enthalten,  welche  in  die  Ausgabesumme 
des  Jahres  1884/85  nicht  mit  eingerechnet  ist. 

Anderseits  sind  auch  hier,  wie  bei  den  Einnahmen,  füi'  den 
Vergleich  mit  den  Betriebsausgaben  des  Jahres  1884/85,  diejenigen 
Beträge  mit  zu  berücksichtigen,  welche  infolge  des  Fortfalls  der 
Geldausgleichungen  aus  GemeinschaftUchkeitsverhältnissen  und  dem 
gegenseitigen  Wagenverkehr  zwischen  den  neu  verstaatlichten  Bahnen 
und  den  übrigen  für  Rechnung  des  Staates  verwalteten  Bahnen,  sowie 
der  Beförderung  der  Betriebsdienstgüter  mit  einer  Tarifermässigung 
von  30  Prozent  ausser  Ansatz  gebHeben  sind.  Werden  diese  Be- 
träge mit  in  Rechnung  gestellt  und  die  aus  dem  Hinzutritt  neuer 
Bahnstrecken  einschliesslich  der  Oels-Gnesener  Bahn  resultierenden 
Ausgaben  in  Abzug  gebracht,  so  erhöht  sich  die  Mehrausgabe  des 
Jahres  1885/86  gegenüber  der  Veranschlagung  des  Vorjahres 

von 2,089,075,50  M. 

auf     .     . 8,719,075,50    „ 

Die  zutreffende  Würdigung  dieser  Mehrausgabe  hat  ein  näheres 
Eingehen  auf  die  Hauptverwendungszwecke,  für  welche  die  Ausgaben 
bestimmt  sind,  zur  Voraussetzung.  Folgt  man  der  Reihenfolge  der 
Ausgabetitel  des  Eisenbahnbetriebsetats,  so  sind 
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hervorzuheben.     Dieselben    weisen    eine    sehr   erhebliche    Steigerung 
auf;  sie  sind  nämlich  von 

167,691,359  M.  im  Jalu-e  1884/85 
auf  176,195,192    „      „       „       1885/86, 

mithin  um       8,508,833    M. 
gestiegen. 

Ein  Teil  der  vorstehenden  Mehrausgabe,  welcher  auf  etwa 
4,000,000  M.  beziffert  werden  kann,  entfällt  auf  die  Eröffnung  neuer 
Bahnstrecken  und  die  voraussichtliche  Steigerung  des  Verkehrs. 
Immerhin  bleibt,  wenn  man  diese  Summe  in  Abzug  bringt,  noch 
eine  Mehrausgabe  von  4,503,833  M.,  welche  im  wesentlichen  auf 
Ursachen  zurückzuführen  ist,  deren  Wirkungen  mit  dem  Ablauf  des 
Etatsjahrs  1885/86  noch  nicht  vollständig  zum  Abschluss  kommen 
werden. 

Zunächst  ist  in  dieser  Beziehung  zu  erwähnen,  dass  bei  der 
Durchführung  einheitlicher  Gresichtspunkte  für  die  Veranschlagung 
des  Bedarfs  an  etatsmässigen  Stellen  bei  mehreren  Beamtenkategorien, 
insbesondere  den  Eisenbähnsekretären,  Stationsassistenten,  Lokomotiv- 
führern, Heizern  etc.  eine  nicht  unerhebliche  Vermehrung  der  etats- 
mässigen Stellen  sich  ergeben  hat.  Damit  ist  eine  Mehrbelastung 
des  Etats  in  Höhe  derjenigen  Beträge  verbunden,  um  welche  das 
etatsmässige  Durchschnittsgehalt  einschliesslich  des  Durchschnitts- 
betrags des  gesetzlichen  Wohnungsgeldzuschusses  die  diätarischen 
Remunerationen  der  ausseretatsmässig  beschäftigten  Beamten  über- 
steigt. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Steigerung  der  persönlichen 
Ausgaben  sind  ferner  die  Gehaltsverbesserungen,  welche  den  mit  den 
verstaatlichten  Bahnen  überkommenen  Beamten  zu  gewähren  sind. 
Wie  es  bei  den  Privateisenbahnen  in  der  Regel  der  Fall  ist,  waren 
auch  bei  den  in  den  letzten  Jahren  in  den  Besitz  des  preussischen 
Staates  übergegangenen  Privatbahnen  die  Gehälter  und  Tantiemen 
der  wenigen  oberen  Beamten  verhältnismässig  hoch  bemessen.  Da- 
gegen blieben  die  Einkommensbezüge  der  zahlreichen  mittleren  und 
unteren  Beamten  durchgehends  hinter  dem  Diensteinkommen  der  bei 
den  Staatseisenbahnen  beschäftigten  Beamten  gleicher  Kategorie  er- 
heblich zurück.  In  einzelnen  Fällen  stellte  sich  sogar  das  Maximal- 
gehalt  der  Privatbahnbeamten    niedriger   als  das  normale  Minimal- 
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geholt  der  gleichstehenden  Beamtenkategorie  der  preussischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung.  Mit  Rücksicht  hierauf  sind  in  dem  Etat  für 
das  Jahr  1885/86  für  die  neu  verstaatlichten  Bahnen  3476  etats- 
mässige  Stellen  mit  niedrigeren  als  den  normalen  Minimalgehaltssätzen 
der  Staatseisenbahnbeamten  in  Ansatz  gebracht  worden.  Trotzdem 
ist  an  Gehaltsverbesserungen  für  die  Beamten  der  verstaatlichten 
Bahnen  noch  die  erhebliche 

Summe  von 1,361,459  M. 

in  den  Etat  eingestellt,  während  für 

das  Jahr    1884/85   zu   dem  gleichen 

Zweck 1,282,529  M. 

veranschlagt  und  in  den 

Jahren  1883/84 1,614,874  M. 

1882/83 1,178,944    „ 

1881/82 1,836,216    , 

thatsächlich  aufgewendet  worden  sind.     Obwohl  hiemach  bereits  ein 

Gesamtbetrag  von 7,252,631  M. 

an  Gehaltszulagen  für  die  Beamten  der  verstaatlichten  Eisenbahnen 
verausgabt  bezw.  in  den  Etats  vorgesehen  ist,  werden  bis  zur  voll- 
ständigen Gleichstellung  derselben  mit  den  Beamten  der  älteren 
Staatsbahnen  auch  in  die  Etats  der  nächsten  Jahre  noch  mehr  oder 
weniger  hohe  Beträge  aufeunehmen  sein. 

Weiter  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  seit  dem  Jahre  1882/83 
zu  Gunsten  mehrerer  Beamtenklassen,  insbesondere  der  Haupt-  und 
Betriebskassenrendanten,  Eisenbahnsekretäre,  Stationsvorsteher  und 
Assistenten.  Bahnmeister,  Telegraphisten,  Stationskassenrendanten, 
Gütererp  editions  vor  Steher ,  Stationseinnehmer,  Güterexpedienten  imd 
MateriaHenverwalter  eine  beträchtliche  Aufbesserung  der  Normalbesol- 
dungen stattgefunden  hat,  wodurch  sich  die  Ausgaben  an  Gehältern 
und  diätarischen  Remunerationen  für  das  Jahr  1885/86  um  rot. 
2,500,000  M.  erhöhen.  Dazu  kommt  noch,  dass  bekanntlich  eine 
generelle  Aufbesserung  der  Beamtenbesoldungen  in  Preussen  in  Aus- 
sicht genommen  ist,  mit  welcher,  sobald  die  allgemeine  Finanzlage 
es  gestattet,  gleichzeitig  für  alle  Staatsverwaltungszweige  vorgegangen 
werden  soll. 

Es  lässt  sich  daher  nicht  verkennen,  dass  die  Ausgaben  an  Be- 
soldungen eine  steigende  Tendenz  verfolgen,  welche  noch  weiter  auch 
insofern  zu  Tage  tritt,  als  die  Staatseisenbahnverwaltung  bestrebt  ist, 
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ihren  Beamten  in  ausgedehnterem  Masse  Gelegenheit  zur  Befriedi- 
gung der  religiösen  Bedürfnisse  durch  Erweiterung  der  Sonntagsruhe 
zu  verschaffen,  und  sowohl  im  Interesse  der  Beamten,  als  auch  der 
Sicherheit  des  Betriebsdienstes  die  Dauer  der  durchschnittlichen  täg- 
lichen Dienstzeit  gegenüber  der  bisher  auf  einzelnen  Strecken  be- 
stehenden Uebung  angemessen  einzuschränken.  Allein  hieraus  resultiert 
nach  der  Mitteilung  des  Herrn  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  bei 
der  Beratung  des  Staatshaushaltsetats  im  Abgeordnetenhause  eine 
Mehrbelastung  des  Etats  für  das  Jahr  1885/86  von  rot.  500,000  M. 

Auf  der  anderen  Seite  sind  dagegen  auch  Minderausgaben  in 
Anschlag  zu  bringen,  welche  in  Folge  der  Verstaatlichung  durch  die 
Vereinfachung  der  Abrechnungsgeschäffce,  die  einheitliche  Leitung  des 
Verkehrs,  die  Zusammenlegung  bisher  getrennt  verwalteter  Bahn- 
höfe etc.  eintreten.  Die  in  dieser  Hinsicht  erforderlichen  Massnahmen 
haben  auch  bei  den  früher  verstaatlichten  Bahnen  noch  nicht  überall 
zur  vollen  Durchführung  gebracht  werden  können.  Vielmehr  sind 
vorerst  während  des  Uebergangsstadiums  infolge  der  bei  den  Be- 
amten der  verstaatlichten  Bahnen  vielfach  bestehenden  mangelhaften 
Kenntnis  der  staatlichen  Verwaltungsvorschriften  und  der  grossen 
Schwierigkeiten,  welche  mit  der  Ueberleitung  in  die  neuen  Verhält- 
nisse naturgemäss  verbunden  sind,  Mehrausgaben  entstanden,  welche 
sich  allmählich  verringern  bezw.  ganz  in  Wegfall  kommen  werden. 
Desgleichen  werden  die  Vergütungen  an  die  Verwaltungsräte  etc.  der 
verstaatlichten  Privateisenbahnen  mit  rot.  507,000  M. ,  sovsde  die- 
jenigen persönlichen  Zulagen,  welche  an  einzelne  Beamte  der  ver- 
staatlichten Bahnen,  die  ein  das  Normalgehalt  der  Staatsbahnbeamten 
gleicher  Kategorie  übersteigendes  Diensteinkommen  bezogen,  vorüber- 
gehend zu  zahlen  und  mit  ungefähr  400,000  M.  in  den  Etat  ein- 
gestellt sind,  demnächst  in  Abgang  kommen. 

SchliessHch  darf  nicht  unerwähnt  beiben,  dass  zur  Steigerung 
der  Gesamtsumme  der  persönlichen  Ausgaben  neben  den  Mehr- 
ausgaben an  Besoldungen  auch  die  Aufwendungen  für  Wohlfahrts- 
einrichtungen zu  Gunsten  der  im  Eisenbahndienst  beschäftigten 
Arbeiter,  welche  in  die  Etats  der  letzten  Jahre  eingestellt  sind, 
wesenthch  beigetragen  haben.  Infolge  des  Reichsgesetzes,  betreffend 
die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883,  haben  die 
■  in  einigen  Bezirken  bereits  vorhandenen  Arbeiter-,  Kranken-  und 
Sterbekassen  eine  durchgreifende  Umgestaltung  und  Erweiterung 
erfahren.     Die  dem  vorgenannten  Gesetze  entsprechende  Einrichtung 
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des  Krankenkassenwesens  im  Bereiche  der  preussischen  Staatseisen- 
bahnverwaltung ist  in  der  Weise  erfolgt,  dass  für  die  einzelnen  lokalen 
Verwaltungsbezirke  (die  Betriebsamtsbezirke)  und  die  Hauptwerkstätten 
nebst  zugehörigen  Nebenwerkstätten  neue  Krankenkassen  errichtet, 
die  vorhandenen  den  Zwecken  der  Krankenversicherung  dienenden 
Kassen  aber  geschlossen  bezw.  aufgelöst  worden  sind.  Zur  Ausfüh- 
rung der  hierzu  erforderlichen  Massnahmen  sind  die  bis  dahin  zu 
dergleichen  Kassen  geleisteten  Staatszuschüsse 

im  Etat  fiir  das  Jahr  1884/85  um  rot 400,000  M. 

und    »       ,       ,       ,       „     1885  um  weitere  ....     170,000    „ 
erhöht  worden. 

Femer  ist  für  das  Jahr  1885,86  die  Bildung  einer  einheitlichen, 
den  ganzen  Staatsbahnbereich  umfassenden  Pensionskasse  für  die  Ar- 
beiter der  Eisenbahnwerkstätten  in  Aussicht  genommen,  welche  den 
Zweck  verfolgt,  arbeitsunfähig  gewordenen  Personen  einen  rechtlichen 
Anspruch  auf  dauernde  Unterstützung  zu  gewähren.  In  einigen  Ver- 
waltungsbezirken sind  zur  Zeit  bereits  ähnliche  Einrichtungen  vor- 
handen, welche  —  soweit  sich  bei  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens 
beurteilen  lässt  —  segensreich  wirken.  Der  Mehrbetrag  an  staat- 
lichen Zuschüssen,  welcher  aus  dem  vorbezeichneten  Anlass  in  den 
Etat  für  das  Jahr  1885,86  eingestellt  ist,  beläuft  sich  auf 

rot 200,000  M. 

Mit  diesen  Baarzuschüssen  sind  indes  die  Leistungen  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung für  die  genannten  Wohlfahrtseinrichtungen  nicht 
erschöpft,  vielmehr  können  die  indirekten  Vorteile,  welche  den- 
selben dadurch  zu  Teil  werden,  dass  seitens  der  Organe  der  Eisen- 
bahnverwaltimg  die  unentgeltliche  Führung  der  Kassengeschäfte  über- 
nommen, die  Erhebung  der  Beiträge,  die  Auszahlimg  der  Unter- 
stützungsbeträge bewirkt  wird  etc.,  auf  einen  Betrag  beziffert  werden, 
welcher  hinter  der  Hälfte  der  Barzuschüsse  nicht  zurückbleiben 
dürfte. 

Hierdurch  wird  ebenfalls  eine  dauernde  Mehrbelastung  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung herbeigeführt,  welche  für  die  Beurteilung  der 
künftigen  Gestaltung  der  persönlichen  Ausgaben  nicht  ausser  Betracht 
zu  lassen  ist,  wenn  man  auch  mit  Recht  annehmen  darf,  dass  die 
Sicherung  und  Verbesserung  der  socialen  Lage  der  Arbeiter  und  die 
dadurch  erzielten  Garantien  für  die  Erhaltung  eines  arbeitsfreudigen 
imd  leistungsfähigen  Personals  für  die  Verwaltung  von  wesentlichem 
Nutzen  sein  werden. 
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2.   Unterhaltung  und  Ergänzung  der  Bahnanlagen. 

Die  Mittel  zur  Deckung  der  Kosten  für  Unterhaltung  der  Bahn- 
anlagen werden  auf  Grund  specieller  Veranschlagung  unter  Annahme 
von  Einheitssätzen,  welche  sich  auf  die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre 
stützen,  unter  einem  besonderen  Titel  des  Betriebsetats  veranschlagt. 
In  früheren  Jahren  wurden  unter  demselben  Titel  —  wenn  auch  nur 
in  massigem  Umfange  —  auch  Ausgaben  für  Meliorationen  der  Bahn- 
anlagen, Ergänzungs-  und  Erweiterungsbauten  vorgesehen.  Hierin 
ist  seit  dem  Jahre  1884/85  insofern  eine  Aenderung  eingetreten,  als 
diejenigen  Beträge,  welche  für  erheblichere  Ergänzungen  und  Erwei- 
terungen bestimmt  und  daher  ihrer  Natur  nach  als  Bauausgaben  (d.  h. 
den  Baufonds  belastende  Ausgaben)  zu  charakterisiren  sind,  ausge- 
schieden und  getrennnt  für  sich  unter  einem  neu  gebildeten  Ausgabe- 
titel (17a)  veranschlagt  werden. 

Diese  Ausgaben  werden  in  der  vom  Reichseisenbahnamte  heraus- 
gegebenen Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands den  Bauausgaben  zugerechnet  und  würden  in  Uebereinstimmung 
hiermit  bei  strenger  Scheidung  zwischen  Ordinarium  einerseits  und 
Extraordinarium  bezw.  Anleihefonds  anderseits  auch  in  den  Eisen- 
bahnetats nicht  unter  den  ordentlichen  Betriebsausgaben  mit  zu  ver- 
anschlagen sein.  Als  ordentliche  Ausgaben  werden  nämlich  prin- 
cipiell  nur  die  auf  die  laufenden  Bedürfnisse  der  Verwaltung  bezüg- 
lichen Ausgaben  angesehen  werden  können.  Daher  sind  grundsätzlich 
auch  nur  solche  Beträge  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  mit  zu 
veranschlagen,  welche  für  das  ausschliessliche  Bedürfmss  der  betref- 
fenden Rechnungsperiode  aufzuwenden  sind,  während  alle  diejenigen 
Ausgaben,  welche  in  ihrer  Bedeutung  und  in  ihren  Wirkungen  über 
die  Dauer  und  die  Bedürfnisse  des  Rechnungsjahres  hinausgehen  und 
vorzugsweise  der  Zukunft  zu  Gute  kommen,  auf  das  Extraordinarium 
oder  auf  Anleihefonds  verwiesen  werden  müssen.  Hiernach  gehören 
bei  der  Eisenbahnverwaltung  in  das  Ordinarium  des  Etats  alle  eigent- 
lichen Betriebsausgaben,  wozu  auch  die  völlige  Instandhaltung  der 
Bahnanlagen  und  Betriebsmittel  und  die  Erneuerung  im  Falle  gänz- 
lichen oder  teilweisen  Abgangs  einschliesslich  der  durch  ausserge- 
wöhnliche  Naturereignisse  und  Unglücksfälle  erwachsenden  Kosten 
zu  rechnen  sind.  Dagegen  werden  die  Ausgaben  für  erhebliche  Er- 
gänzungen, Erweiterungen  und  Verbesserungen  der  Bahnanlagen, 
sowie  für  jede  über  den  Ersatz  der  durch  Verschleiss  eingetretenen 
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Wertsverminderung  hinausgehende  BeschaflFuug  von  Betriebsmitteln, 
weil  sie  eine  Vermehrung  der  Substanz  und  der  Aktiva  des  Baukontos 
darstellen,  in  der  Regel  aus  dem  Extraordinarium  oder  durch  Auf- 
nahme von  Anleihen  zu  decken  sein.  Wenn  seitens  der  preussischen 
Staatseisenbahnverwaltung  liiervon  teilweise  abgewichen  und  zur  Dek- 
kung  von  Mehoriationsausgaben,  welche  —  wie  anerkannt  werden  muss 
—  innerhalb  gewisser  Grenzen  im  Laufe  der  Zeit  alljährlich  in  annähernd 
gleichem  Umfange  wiederzukehren  pflegen,  auf  die  Betriebsüberschüsse 
zurückgegriffen  wird  ^),  so  kann  man  diesem  Verfahren  vom  Stand- 
punkte vorsichtiger  Wirtschaftlichkeit  und  solider  Finanzgebarung 
nur  zustimmen,  zumal  die  bezüglichen  Beträge  getrennt  nachgewiesen 
werden  und  daher  leicht  auszuscheiden  sind.  Bei  der  Würdigung 
der  finanziellen  Ergebnisse  der  Betriebsabschlüsse  aber  können  der- 
artige Ausgaben,  namenthch  wenn  sie  einen  grösseren  Umfang  er- 
reichen, nicht  wohl  mit  eingerechnet  werden. 

Unter  den  Ausgaben  für  Unterhaltung  der  Bahnanlagen 
(Titel  13  des  Etats)  sind  seit  dem  Jahre  1884/85  die  Kosten  für 
Ergänzungen  und  Erweiterungen  nur  insoweit  inbegriffen,  als  diesel- 
ben in  kleinereu  Einzelbeträgen  den  wechselnden  Anforderungen  des 
Eisenbahnbetriebes  entsprechend  jederzeit  auftreten  und  über  den 
Rahmen  der  ordnungsmässigen  Erhaltung  der  Bahnanlagen  in  völlig 
gutem  Zustande  nicht  wesentlich  hinausgehen.  Durch  Erlass  vom 
13.  Februar  1884  (E.-V.-Bl.  S.  116)  sind  bestimmt  formulirte  Ge- 
sichtspunkte für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Ausgaben  zur  Er- 
gänzung und  Erweiterung  der  Bahnanlagen  als  geringfügige  der 
Unterhaltung  zuzurechnen,  oder  als  erhebHche  für  sich  getrennt  nach- 
zuweisen sind,  aufgestellt  worden.  Danach  sollen  die  Kosten  für  die 
Herstellung  neuer  Anlagen  (Bahnhöfe,  Haltestellen,  Betriebsgebäude, 
Brücken  etc.),  wenn  sie  den  Betrag  von  5000  M.,  die  Ausgaben  für 
Erweiterung  und  Ausdehnung  der  vorhandenen  Anlagen  dagegen 
nur,  wenn  sie  den  Betrag  von  20,000  M.  übersteigen,  als  erhebliche 
angesehen  und  unter  Titel  17a  veranschlagt  und  verrechnet  werden. 

Die  Ausgaben  für  die  Unterhaltung  der  Bahnanlagen  mit  Ein- 
schluss   der   kleinen  Ergänzungs-   und  Erweiterungsbauten  betragen 


^)  Als  Höchstbetrag  für  die  Auftiahme  der  Kosten  einer  Bauausführung  in 
das  Ordinarium  des  Etats  wird  nach  einer  im  verflossenen  Jahre  getroffenen 
Bestimmung  die  Summe  von  100,000  M.  angesehen.  Cfr.  Eisenbahnverordnungs- 
blatt 1884,  S.  116. 
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im  Jahre  1885/86 44,025,000  M. 

„       1884/85 40,615,909    , 

mithin     „'       „       1885186  mehr 3,409,191  M. 

Diese  Mehrausgabe  erklärt  sich  hauptsächlich  durch  die  Erweite- 
rung des  Staatsbahnnetzes  um  mehrere  hundert  Kilometer  und  die 
voraussichtliche  Steigerung  des  Verkehrs  (s.  oben).  In  Prozenten 
der  Gesamtausgabe  betragen  die  Kosten  für  die  Unterhaltung  der 
Bahnanlagen  nach  der  Veranschlagung  für  das  Jahr  1885/86  11,3  Pro- 
zent, während  dieselben  nach  den  wirklichen  Ergebnissen  für  die 
Jahre  1882/83  bezw.  1883/84  11,1  bezw.  11,6  Prozent  betragen  haben. 

Die  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  für  die  Beurteilung 
der  Höhe  der  eigentlichen  Betriebsausgaben  ausser  Ansatz  zu  leisten- 
den Kosten  für  erhebliche  Ergänzungen  und  Erweiterungen  sind 

im  Jahre  1885/86  auf 5,779,000  M. 

und     ,       „       1884/85    „ 5,376,000    „ 

veranschlagt,   während   für  dergleichen  Verwendungszwecke 

im  Etat  für  das  Jahr  1883/84  nur 3,300,000  M. 

und     „       „       „     „         „      1882/83     „ 1,600,000    , 

vorgesehen  waren. 

3.   Kosten  des  Bahntransports. 

Die  Kosten  des  Bahntransports  (für  Lokomotivfeuerung  etc.  und 
Unterhaltung  der  Betriebsmittel)  nehmen  einen  grossen  Teil  der  ge- 
samten Betriebsausgaben  in  Anspruch.  Dieselben  werden  nach  der 
Zahl  der  Kilometer,  welche  voraussichtlich  in  dem  betreffenden  Etats- 
jahre von  den  Lokomotiven  und  Wagen  zurückgelegt  werden,  und 
den  durchschnittlichen  Aufwendungen  pro  Lokomotiv-  und  Wagen- 
achskilometer in  den  letzten  Jahren  veranschlagt,  wobei  hinsichtlich 
der  Materialien  die  zur  Zeit  der  Veranschlagung  geltenden  Preise  zu 
Grunde  gelegt  werden.     Danach  betragen  die  Ausgaben 

im  Jahre  1885/86 72,937,000    M- 

„       1884/85 70,620,212    „ 

mithin    „        ,       1885/86  mehr 2,116,788  M., 

obwohl  der  Durchschnittspreis  für  Kohlen  und  Kokes  im  Vorjahre 
zu  8,96  M.,  im  Jahre  1885/86  dagegen  nur  zu  8,27  M.  pro  Tonne  ein- 
schliesslich Fracht  und  Nebenkosten  (Aufladen  etc.)  angenommen  ist. 

Die  Mehrausgabe  erklärt  sich  durch  den  Hinzutritt  der  neuen 
Strecken  und  die  voraussichtliche  Verkehrssteigerung,  welche  in  einer 
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entsprechend  höheren  Veranschlagung  der  Lokomotiv-   und  Wagen- 
achskilometer ihren  Ausdruck  findet. 


4.  Erneuerung  des  Oberbaues  und  der  Betriebsmittel. 

Einer  besonderen  Betrachtung  bedürfen  die  Ausgaben  für  die 
Erneuerung  des  Oberbaues  und  der  Betriebsmittel,  welche  nach  dem 
Umfange  des  thatsächlichen  Emeuerungsbedürfiiisses  erheblichen 
Schwankungen  in  den  einzelnen  Jahren  unterliegen  können.  Be- 
kanntlich bestehen  bei  den  Privateisenbahnen  die  sogenannten  Er- 
neuerungsfonds, aus  welchen  alljährlich  die  zur  Erneuerung  des  Ober- 
baues und  der  Betriebsmittel  erforderlichen  Beträge  entnommen  werden. 
Aus  Betriebsfonds  werden  dagegen  in  jedem  Jahre  gewisse  Beträge 
(Rücklagen),  deren  Höhe  der  durchschnittlichen  Abnutzung  des  Ober- 
baues und  der  Betriebsmittel  entsprechen  soll  und  deshalb  nach  dem 
Umfang  des  Verkehrs  und  dem  Preise  der  betreffenden  Materialien  — 
auf  Grund  periodisch  zu  revidirender,  der  ministeriellen  Grenehmigung 
unterliegender  Regulative  —  berechnet  wird,  dem  Emeuerungsfonds 
zugeführt. 

Die  Gründe  für  diese  Einrichtung  liegen  zwar  zunächst  auf  dem 
Gebiete  des  staatKchen  Aufsichtsrechts,  insofern  als  den  Eisenbahn- 
aufsichtsbehörden in  Preussen  durch  §  24  des  Gesetzes  über  die 
Eisenbahnuntemehmungen  vom  3.  November  1838  die  Aufgabe  zu- 
gewiesen ist,  für  die  fortdauernde  Erhaltimg  der  Eisenbahnen  in  be- 
betriebssicherem Zustande  Sorge  zu  tragen,  und  eine  jederzeit  zuver- 
lässige Gewähr  für  die  Durchfuhrung  der  dieserhalb  etwa  nötigen 
Anordnungen  nur  durch  die  rechtzeitige  Ansammlung  ausreichender 
Mittel  erzielt  werden  kann.  Zugleich  haben  aber  die  Emeuerungs- 
fonds die  nicht  zu  unterschätzende  wirtschaftliche  Bedeutung,  dass 
eine  möglichst  gleichmässige  Verteilung  der  an  sich  grossen  Schwan- 
kimgen  imterworfenen  Emeuerungsausgaben  auf  die  einzelnen  Be- 
triebsjahre herbeigeführt  und  eine  übermässige  Belastung  des  Unter- 
nehmens in  Zeiten,  in  denen  ungünstige  Verkehrsverhältnisse  und 
verminderte  Einnahmen  mit  dem  dringenden  Bedürfiiis  umfangreicher 
Emeuenmgen  zusammentreffen,  vermieden  wird.  Endlich  ersetzen  die 
Rücklagen  in  den  Emeuerungsfonds  die  nach  Art.  31  des  allgemeinen 
deutschen  Handelsgesetzbuchs  gebotenen  Abschreibungen  und  ermög- 
lichen die  herkömmliche,  unveränderte  Festhaltung  des  ursprünglichen 
Baukapitals  bei  der  Aufstellung  der  Eisenbahnbilanzen  und  der  Be- 
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rechnung  des  Reinertrages,  indem  die  durch  den  Verschleiss  eintreten- 
den Wertsverminderungen  in  den  Beständen  des  Erneuerungsfonds 
ihre  Ausgleichung  finden.  Es  dürfen  unter  den  Aktionären  keine 
Beträge  als  Gewinn  verteilt  werden,  welche  sich  nicht  als  Gewinn 
charakterisieren  lassen,  da  sie  den  Ausgleich  für  die  inzwischen  ent- 
standene Wertsverminderung  des  Grundkapitals  darstellen. 

Beim  Staatseisenbahnbetrieb  liegen  die  hierbei  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  wesentlich  anders,  als  beim  Privateisen- 
bahnbetrieb. Die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  über  die 
Einrichtung  der  Bilanzen  finden  selbstredend  keine  Anwendung,  weil 
die  Voraussetzungen  des  kaufmännischen  Gewerbebetriebs  fehlen  und 
die  Bilanzen  nicht  aufgestellt  werden.  Ebenso  kommt  der  dem 
staatlichen  Aufsichtsrecht  entnommene  Gesichtspunkt  ganz  in  Fort- 
fall. Dem  wirtschaftlichen  Momente  aber  ist  im  Vergleich  zum 
Privateisenbahnbetriebe,  beim  welchem  schon  mit  Rücksicht  auf  die 
Interessen  der  Aktionäre  auf  möglichst  gleichmässige  Verteilung  der 
Ausgaben  auf  die  einzelnen  Betriebsjahre  der  grösste  Wert  zu  legen 
ist,  ein  viel  geringeres  Gewicht  beizumessen.  Die  Ansammlung  von 
Beständen  zu  bestimmten  Zwecken  erscheint  sogar  vom  Standpunkt 
der  Finanzverwaltung ,  deren  einheitliche  Gestaltung  dahin,  dass 
alle  Einnahmen  zusammenfliessen  und  zu  den  jeweilig  als  notwendig 
und  nützlich  zu  erachtenden  Ausgaben  ohne  Unterschied  verwendet 
werden,  sich  gut  bewährt  hat,  nicht  empfehlenswert.  Das  Interesse, 
welches  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  der  Frage  beizumessen  ist,  ob 
beim  Staatseisenbahnbetrieb  dem  Emeuerungsbedürfnis  in  ausreichen- 
dem Masse  genügt  wird,  findet  im  wesentlichen  seine  Befriedigung 
durch  die  Aufstellung  der  sogenannten  Rücklageberechnung,  welche 
dem  preussischen  Staatshaushaltsetat  seit  einigen  Jahren  regelmässig 
beigefügt  wird  und  im  einzelnen  erkennen  lässt,  wie  hoch  die  unter 
Zugrundelegung  des  thatsächlichen  Verschleisses  berechneten  Rück- 
lagen zu  Erneuerungszwecken  sich  belaufen. 

Die  wirklichen  Ausgaben  für  Erneuerung  des  Oberbaues  und 
der  Betriebsmittel  stellen  sich  in  den  letzten  Jahren,  wie  folgt: 

im  Jahre  1879/80  rot.  .  10,350,000  M. 

,  1880/81  ,  .  19,780,000  „ 

„  1.881/82  ,  .  24,700,000  , 

,  1882/83  ,  .  33,310,000  „ 

„  1883/84  ,  .  47,390,000  „ 
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rot. 


nach  der  Veranschlagung  im  Jahre  1884/85  rot.    .     66,940,000  M. 
,      ,         ",  ,        «      1885/86     ,      .     63,150,000    ,  ») 

oder  auf  ein  Kilometer  der  durchschnittlichen  Betriebslänge  zurück- 
geführt: 

im  Jahre  1879/80 

1880,81 

„       1881/82 

,       1882,83 

»       „       1883,84 

nach  der  Veranschlagung  ,        „       1884/85 

»  fl  n  1,  n  1885|86 

Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  in  den  letzten  Jahren  verhältnis- 
mässig sehr  hohe  Beträge  für  Emeuerungszwecke  aufgewendet  bezw. 
in  Aussicht  genommen  sind  und  die  Höhe  der  Gesamtbetriebsaus- 
gaben wesentHch  beeinflussen. 

Ein  ähnliches  Resultat  gewinnt  man,  wenn  nach  den  den  Staats- 
haushaltsetats beigefügten  Berechnimgen  die  Rücklagen,  welche  dem 
durchschnittlichen  Verschleiss  an  den  Oberbaumateriaüen  und  Betriebs- 
mitteln entsprechen  würden,  zu  den  in  den  Etats  veranschlagten  Er- 
neuerungsausgaben in  Vergleich  gestellt  werden,  wie  aus  nachstehen- 
der Uebersicht  hervorgeht: 


1690  M. 

1710  , 

2110  , 

2290  , 

3050  „ 

3360  , 

3090  . 


Für  Erneuerung 
(nach  Abzug 

Die  Rücklage 

Die  Erneuerung  beträgt  also 
mehr        j      weniger 

der  Altwerte) 

betragen 

als  die  erforderliche 

sind  vorgesehen 

Rücklage 

Mark 

Mark 

Mark                Mark 

im 

Jahre  1881/82 

16,572,000 

24,644,000 

8,072,000 

» 

,      1882/83«) 

17,143,000 

20,216,000 

— 

3,073,000 

« 

,      1883/84 

33.766,000 

29,510,000 

4,256,000 

— 

a 

,      1884/85«) 

37,603,000 

33,292,000 

4,311,000 

— 

' 

,      1885/86 

42,837,000 

38,441,000 

4,396,000 

— 

Diese  Mehrausgaben   für  Erneuerungen,   welche   gegenüber  den 
nach  dem  durchschnitthchen  Verschleiss  berechneten  Rücklagen  ver- 


*)  Die  Zahlen  für  die  Jalire  1879/80—1883/84  ergeben  sich  aus  den  sta- 
tistischen Nachrichten  der  preussischen  Eisenbahnen,  bezw.  aus  den  dem  Land- 
tage vorgelegten  Berichten  über  die  Ergebnisse  des  Betriebes  der  für  Rechnung 
des  Staates  verwalteten  Eisenbahnen. 

^  Ohne  Berücksichtigung  der  Nachtragetats. 
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anschlagt  sind,  werden  den  späteren  Betriebsjahren  zu  gute  kommen, 
und  es  darf  daher  um  so  mehr  angenommen  werden,  dass  demnächst 
eine  Ermässigung  der  Ausgaben  für  Erneuerungszwecke  die  Ergeb- 
nisse der  Etatsveranschlagung  und  der  Betriebsrechnung  günstig  be- 
einflussen wird,  als  mit  der  fortschreitenden  Verwendung  von  Stahl- 
schienen an  Stelle  der  Eisenschienen  das  Erneuerungsbedürftiis  ein 
wesentlich  geringeres  werden  wird  ^). 

III.    Yerhältnis  der  A.nsgaben  zu  den  Einnahmen. 

Das  Verhältnis  der  Ausgaben  zu  den  Einnahmen  bildet  im  all- 
gemeinen einen  zutreffenden  Massstab  für  die  Wirtschaftlichkeit  des 
Betriebes  und  die  Zweckmässigkeit  der  Verwaltungseinrichtungen, 
Nach  der  Veranschlagung  für  das  Jahr  1885/86  nehmen  die 

Ausgaben     .     .     .     57,78  Prozent 
der  Einnahmen  in   Anspruch,   während    sie   nach   dem  Etat   für   das 
Jahr  1884/85 

auf 58  Prozent 

veranschlagt  sind. 

Dagegen  ergeben  die  Abschlüsse  der  vorangegangenen  Jahre 

für  1880/81 54,50  Prozent 

„     1881/82 55,49 

„     1882/83 54,92 

„     1883/84 58,57 

Hierdurch  wird  für  die  letzten  drei  Jahre  gegenüber  den  drei 
Vorjahren  eine  Steigerung  des  Prozentsatzes  der  Ausgaben  zu  den 
Einnahmen  nachgewiesen. 

Zu  diesem  Ergebnis  hat  zum  Teil  die  vorerörterte  Vermehrung 
der  persönlichen  Ausgaben  beigetragen. 

Vor  allem  aber  sind  es  die  schwankenden  Aufwendungen  für 
Erneuerungszwecke,  welche  das  Prozentverhältnis  zwischen  Ausgaben 
und  Einnahmen  ungünstig  beeinflusst  haben.  Werden  nämlich  die 
Kosten  für  Erneuerung  des  Oberbaues  und  der  Betriebsmittel  beim 
Vergleiche  ausser  Ansatz  gelassen,  so  betragen  die  Ausgaben  von 
den  Einnahmen: 


^)  Unter  der  Annahme  eines  Verkehrsumfangs ,  wie  er  für  das  Betriebs- 
jahr 1885/86  veranschlagt  ist,  kann  die  Dauer  der  Stahlschienen  auf  rund  35  Jahre, 
die  Dauer  der  Eisenschienen  auf  rund  14  Jahre  geschätzt  werden. 
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im  Jahre  1880/81 48,84  Prozent 

,       ,      1881/82 48,84 

,       „      1882/83 48,30 

„       „      1883/84 49,73 

,       .      1884/85 48,13 

,       „      1885/86 48,40 

Diese  Vergleichsziffem  müssen  als  durchaus  befriedigend  an- 
gesehen werden,  zumal  zwei,  bisher  nicht  erwähnte  Momente  ein  ver- 
hältnismässig stärkeres  Anwachsen  der  Ausgaben  als  der  Einnahmen 
bedingten.  Es  sind  dies:  einmal  die  allmähUche  Durchführung  des 
Princips  der  Bruttorechnung  bei  der  Veranschlagung  und  den  Ab- 
schlüssen des  Eisenbahnbetriebes,  und  zweitens,  die  immer  zunehmende 
Ausdehnung  des  Netzes  der  wenig  verkehrsreichen  Sekundärbahnen. 
Auf  Grund  eingehender  Beratungen  von  Komissarien  deutscher 
Bundesstaaten  und  Privateisenbahnen  ist  vor  mehreren  Jahren  unter 
der  Bezeichnung  „Normal -Buchungs- Formular  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands"  ein  Schema  aufgestellt  worden,  welches  der  Buchung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  aller  deutschen  Bahnverwaltungen 
wenigstens  insoweit  zu  Grunde  gelegt  werden  sollte,  dass  ziffer- 
mässig  richtige  und  im  einzelnen  kontrollirbare  Auszüge  nach  Mass- 
gabe desselben  gegeben  werden  können.  Nach  diesem  Buchungs- 
schema, welches  von  den  deutschen  Bahnverwaltungen  fast  ohne 
Ausnahme  zuerst  für  das  Jahr  1880  bezw.  1880:81  zur  Einführung 
gebracht  worden  ist,  sollen  bei  der  Veranschlagung  und  Verbuchung 
•ier  Betriebseinnahmen  und  Ausgaben  durchgehends  die  Grundsätze 
der  sogenannten  Bruttorechnung  zur  Anwendung  kommen.  Jede 
Einnahme  und  jede  Ausgabe  ist  als  solche  besonders  zu  buchen,  und 
es  darf  nicht  etwa  bloss  die  Differenz  zwischen  den  entsprechenden 
Einnahme-  imd  Ausgabeposten  zur  Erscheinung  gebracht  werden. 
Danach  ist  beispielsweise  das  bis  dahin  allgemein  übliche  Verfahren, 
die  Erträge  aus  dem  Verkaufe  abgängiger  Materialien,  soweit  sie  zur 
teilweisen  Bestreitung  von  Erneuerungen  verwendet  werden,  von  den 
für  diese  Erneuerungen  verausgabten  Beträgen  abzusetzen,  verlassen, 
so  dass  gegenwärtig  bei  der  preussischen  Staatsbahnverwaltung  nicht 
nur  die  wirklichen  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  der  bei  der  Erneuerung 
gewonnenen  alten  Materialien,  sondern  sogar  die  Werte  von  nicht 
verkauften  und  demnächst  wieder  zur  Verwendung  gelangenden  der- 
artigen Materialien  sowohl  in  Einnahme  als  in  Ausgabe  nachgewiesen 
werden.     Dadurch   wird   der  TJeberschuss  der  Betriebsverwaltung  — 

Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  g^  g 


82 


Dückers, 


da  es  sich  nur  um  durchlaufende  Posten  handelt  —  nicht  berührt, 
dagegen  wird  das  Verhältnis  der  Ausgaben  zu  den  Einnahmen,  weil 
auf  beiden  Seiten  gleich  hohe  Beträge  in  Zugang  kommen,  wesent- 
lich ungünstiger  gestaltet.  Die  Konsequenzen  des  Princips  der  Brutto- 
rechnung sind  thatsächlich  nicht  von  vornherein  im  vollen  Umfange 
gezogen  worden,  so  dass  die  Wirkungen  desselben  bis  in  die  letzten 
Jahre  übertragen  wurden. 

Vielleicht  in  noch  stärkerem  Masse,  als  durch  die  Einführung 
der  Bruttorechnung  ist  der  Prozentsatz  der  Ausgaben  zu  den  Ein- 
nahmen durch  die  Zunahme  der  Bahnen  mit  Sekundärbetrieb  beein- 
flusst  worden.  Seitens  der  Staatseisenbahnverwaltung  ist  wiederholt 
darauf  hingewiesen  worden,  dass  die  Erbauung  von  Sekundärbahnen 
in  erster  Reihe  den  Zweck  verfolge,  die  betreffenden  Landesteile  dem 
Verkehr  zu  erschliessen  und  dadurch  zur  Hebung  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  und  Steuerkraft  des  Landes  beizutragen.  Es  darf  daher 
nicht  wundern,  wenn  die  Mehrzahl  der  in  den  letzten  Jahren  gebauten 
Sekundärbahnen  nur  geringe  Erträge  abwerfen  und  das  Gesamt- 
ergebnis der  Staatseisenbahnen  ungünstig  beeinflussen.  In  der  That 
ergibt  die  dem  Landtage  vorgelegte  Gegenüberstellung  der  finan- 
ziellen Ergebnisse  einzelner  Bahnen  bei  Sekundär-  und  Vollbetrieb 
für  das  Jahr  1883/84,  dass  auf  einer  Reihe  ausgedehnter  Sekundär- 
bahnstrecken die  Betriebseinnahmen  nicht  einmal  zur  Deckung  der 
Betriebsausgaben  hingereicht  haben,  während  bei  anderen  eine  meist 
nur  geringe  Verzinsung  des  Anlagekapitals  erzielt  worden  ist. 

Unter  solchen  Umständen  muss  anerkannt  werden,  dass  die  Be- 
triebsausgaben der  für  Rechnung  des  preussischen  Staates  verwalteten 
Bisenbahnen  nicht  nur  nicht  über  Gebühr  gestiegen,  sondern  im 
Verhältnis  zu  den  thatsächlich  erfolgten  und  für  die  Zukunft  in  Aus- 
sicht genommenen  Verkehrssteigerungen  eher  zurückgeblieben  sind. 

IV.    Ueberschuss  und  Rentabilität, 

Das  statistische  Anlagekapital  der  für  Rechnung  des  preus- 
sischen Staates  verwalteten  Eisenbahnen,  wie  dasselbe  in  den  alljähr- 
lich dem  Landtage  vorgelegten  Betriebsberichten  mitgeteilt  wird,  betrug 

im  Jahre  1880/81 3,272,483,307  M. 

„       „       1881/82 3,297,479,228    , 

„       1882/83 4,344,471,941     , 

„       ,       1883/84 4,573,016,453    , 
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Hierbei  sind  hinsichtlich  der  älteren  Staatseisenbahnen 
sämtliche  aus  extraordinären  Fonds  (Anleihen  und  Extraordinarium 
des  Etats)  zur  Verwendung  gekommenen  Beträge  in  Ansatz  gebracht. 

Bei  der  Berechnung  des  Anlagekapitals  der  verstaatlichten 
Bahnen  ist  dasregen  in  der  Weise  verfahren  worden,  dass  der  Nominal- 
wert  der  Staatsschuldverschreibungen,  welche  den  Erwerbsverträgen 
gemäss  für  die  Aktien  der  betreffenden  Gesellschaften  zum  Umtausch 
gelangen,  bezw.  der  bare  Kaufpreis  für  die  Aktien,  femer  die  vom 
Staate  geleisteten  baren  Zuzahlungen,  sowie  der  Betrag  der  am  Tage 
des  Besitzantritts  auf  den  Unternehmungen  noch  haftenden  Prioritäts- 
und schwebenden  Schulden  als  Erwerbspreis  angenommen  ist.  Hier- 
von sind  die  am  Tage  des  Besitzantritts  in  den  Gesellschaftsaktivfonds 
vorhandenen  Bestände,  ausschliesslich  der  etwa  darunter  befindlichen, 
noch  unbegebenen  Aktien  und  Prioritätsobligationen,  sowie  der  zur 
Abfindung  von  Mitgliedern  und  Beamten  der  Gesellschaftsvorstände 
aus  den  Fonds  verwendeten  Beträge  in  Abzug  gebracht.  Der  nach 
Abzug  der  Bestände  des  Aktivfonds  verbleibende  Betrag  des  Erwerbs- 
preises ist  als  das  vom  preussischen  Staate  zur  Zeit  des  Besitzan- 
tritts verwendete  Anlagekapital  angesehen. 

Die  Anlagekosten  der  im  Laufe  des  jeweilig  letzten  Jahres  hin- 
zugetretenen neueröffneten  Strecken,  sowie  die  Neubauten  auf  den  im 
Betriebe  befindlichen  Bahnen  sind  nur  nach  dem  Zeitpunkt  der  Be- 
triebseröf&iung  bezw.  nach  Verhältnis  der  während  des  Betriebsjahres 
thatsächlich  verflossenen  Betriebs-  bezw»  Verwendungszeit  in  Betracht 
gezogen. 

Für  die  Etatsjahre  1884/85  und  1885/86  kann  nach  den  dem 
Landtage  vorgelegten  Materialien  eine  genaue  Berechnung  des  An- 
lagekapitals nicht  aufgestellt  werden.  Nach  überschläglicher  Ermitte- 
lung kann  jedoch,  unter  Berücksichtigung  der  voraufgeführten  allge- 
meinen Gesichtspunkte  das  statistische  Anlagekapital  der  für  Staats- 
rechnung verwalteten  Bahnen 

für  1884/85  auf  ungefähr  ....  5,517,164,000  M. 
„    1885;86    ,  ,         ....  5,616,585,000    , 

geschätzt  werden. 

Werden  diesen  Anlagekapitalien  die  jedesmaligen  Jahresüber- 
schüsse, welche  betragen: 

im  Jahre  1880/81 159,259,681  M. 

„       1881/82 165,241,790    , 

„       1882  83 226,609,223    , 
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im  Jahre  1883/84 222,076,890  M. 

„       1884/85 279,296,684    „ 

,       1885/86 286,060,000    „ 

gegenübergesteUt,   so    ergibt  sich   eine   Verzinsung   des    statistischen 

Anlagekapitals  von 

im  Jahre  1880/81 4,87  Prozent 

.       «       1881/82 5,01 

.       .       1882/83 5,22        „ 

.       «       1883/84 4,86        „ 

„       1884/85 5,06 

r,       1885/86 5,09 

Auf  die  Höhe  der  Verzinsung  haben  die  in  den  vorhergehenden 
Abschnitten  näher  erörterten  Verhältnisse  —  mit  Ausnahme  der 
weiteren  Durchführung  des  Princips  der  Bruttorechnung,  von  welcher 
die  Höhe  der  Ueberschüsse  unberührt  bleibt  —  naturgemäss  ungün- 
stig influiren  müssen.  Namentlich  sind  es  auch  hier  die  schwankenden 
Ausgaben  für  Erneuerungszwecke,  welchen  eine  besonders  hervortre- 
tende Einwirkung  zugeschrieben  werden  muss. 

Werden  die  Ausgaben  für  Erneuerung  ausser  Betracht  gelassen, 
so  stellen  sich  die  Ueberschüsse 

im  Jahre  1880/81  auf 179,030,452  M. 

„      1881/82     „ 189,948,845    „ 

„      1882/83     „ 259,919,662    „ 

„      1883/84     „    • 269,471,725    , 

„      1884/85     , 346,164,878    „ 

„      1885/86     „      .     ,     .     .     .     349,210,000    „ 
und  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals 

im  Jahre  1880/81  auf -.     5,47   Prozent 

.       .       1881/82     , 5,76 

«       «       1882/83     „ 5,98 

„       «       1883/84     „ 5,89 

.       .       1884/85 6,29 

„       «       1885/86     „ 6,22 

Diese  Uebersicht  ergibt  insofern  ein  überaus  befriedigendes  Re- 
sultat, als  die  Prozentsätze  der  Verzinsung  nur  geringe  Unterschiede 
voneinander  aufweisen  und  —  wenn  auch  in  kleinen  Kurven  —  eine 
aufsteigende  Richtung  verfolgen. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,    dass,    wenn  anstatt  der  für  das 
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Jahr  1884/85  und  1885,86  veranschlagten  thatsächlichen  Ausgaben 
für  Erneuerung  diejenigen  Beträge  in  die  Berechnung  eingestellt 
werden,  welche  dem  zu  erwartenden  Verschleiss  an  den  Ober- 
baumaterialien und  Betriebsmitteln  entsprechen  und  daher  im  Falle 
der  privaten  Verwaltung  als  Rücklagen  zum  Emeuerungsfonds  aus 
Betriebsfonds  zu  entnehmen  sein  würden,  der  Ueberschuss  der  Be- 
triebseinnahmen über  die  Betriebsausgaben  sich 

im  Jahre  1884/85  auf 283,607,684  M. 

„       ,       1885/86    „ 290,456,000    , 

und  die  Verzinsung  des  statistischen  Anlagekapitals 

im  Jahre  1884/85  auf 5,14  Prozent 

,       1885/86     „ 5,17        „         steUt. 

y.   Das  Eisenbahngarantiegesetz. 

Bei  der  Beratung  des  im  Dezember  des  Jahres  1879  dem  Land- 
tage vorgelegten  Gesetzentwurfs,  betreffend  den  Erwerb  mehrerer 
Privateisenbahnen  für  den  Staat,  welche  eine  sehr  beträchtliche  Er- 
weiterung des  Staatsbahnbesitzes  zur  Folge  hatte,  wurde  es  als  dringen- 
des Erfordernis  bezeichnet,  dass  die  Stellung  des  Eisenbahnetats  im 
Staatshaushalt  seiner  erhöhten  Bedeutimg  für  die  Staatsfinanzen  ent- 
sprechend eine  anderweite  gesetzliche  Regelung  erfahre,  um  zuver- 
lässige Garantien  dafür  zu  erhalten,  dass  das  der  Landesvertretung 
zustehende  Recht  der  Kontrolle  der  Finanzen  und  der  Bewilligung 
der  für  die  Staatszwecke  erforderlichen  Ausgaben  keine  Schmälenmg 
erleide.  Zu  diesem  Zweck  wurde  in  Aussicht  genommen,  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung eine  von  den  übrigen  Staatsverwaltungszweigen 
abweichende,  der  Finanzverwaltung  gegenüber  thunlichst  unabhängige 
Stellung  einzuräumen.  Das  Haus  der  Abgeordneten  knüpfte  seine 
Zustimmung  zu  der  die  Eisenbahnverstaatlichung  betreffenden  Regie- 
rungsvorlage ausdrücklich  an  die  Bedingung,  dass  dem  Landtag  noch 
in  derselben,  jedenfalls  aber  in  der  nächsten  Session  ein  Gesetzent- 
wurf vorgelegt  werde,  durch  welchen  die  Verwendung  der  Jahres- 
überschüsse der  Verwaltung  der  Eisenbahnangelegenheiten  nach  Mass- 
gabe der  von  dem  Abgeordnetenhause  in  einer  Resolution  niederge- 
legten Grundsätze  über  die  sogenannten  finanziellen  Garantien  ge- 
regelt werden  sollte.  Die  erwähnte  Resolution  bezweckte  insbeson- 
dere, die  Verzinsung  und  eine  regelmässige  Amortisation  der  Staats- 
eisenbahnkapitalschuld  sicher  zu  stellen  und  den  Staatshaushalt  gegen 
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die  störenden  Wirkungen  wechselnder  Ueberschüsse  der  Staatseisen- 
bahnyerwaltung  zu  schützen.  Zu  diesem  Behufe  sollte  ein  gesetz- 
licher Zwang  eingeführt  werden,  dass  die  Jahresüberschüsse  einem 
Reserve-  und  Amortisationsfonds  zufliesen  sollten  und  nur  in  einem 
bestimmt  fixirten  Betrage  dem  allgemeinen  Staatsfonds  verbleiben 
dürften. 

Seitens  der  königlichen  Staatsregierung  wurde  die  verlangte  Zu- 
sage erteilt  und  demgemäss  bereits  im  Dezember  1880  ein  Gesetz- 
entwurf vorgelegt,  in  welchem  der  Inhalt  der  Resolution  —  unter 
Beiseitelassung  derjenigen  Bedenken  finanzieller  Natur,  welche  bei 
strenger  Auffassung  des  staatlichen  Etatswesens  zu  erheben  gewesen 
wären  —  überall  sinngetreu  wiedergegeben  war.  Allein  im  Abgeord- 
netenhause war  inzwischen  eine  Wandlung  der  Auffassungen  eingetreten 
und  erst  nach  langwierigen  Verhandlungen  kam  schliesslich  das  Gesetz, 
betreffend  die  Verwendung  der  Jahresüberschüsse  der  Eisenbahn- 
angelegenheiten vom  27.  März  1882  (G.-S.  S.  214)  zustande,  dessen 
Bestimmungen  zwar  in  wesentlichen  Punkten  von  der  Resolution  des 
Abgeordnetenhauses  abweichen,  immerhin  aber  die  günstige  Wirkung 
hervorbringen  werden,  dass  effektive  Ueberschüsse  der  Staatsverwaltung 
regelmässig  zur  effektiven  Schuldentilgung  verwendet  und  folgeweise 
die  schwankenden  Einnahmen  aus  Ueberschüssen  der  Vorjahre  so 
gut  wie  ganz  aus  der  Etatsaufstellung  ausgeschieden  werden. 

Zum  Zweck  der  Ausführung  des  Garantiegesetzes  wird  im  §  2 
desselben  die  Staatskapitalschuld  (auf  Grund  der  Etatsveran- 
schlagung pro  1880/81)  für  den  Zeitpunkt  des  1.  April  1880 

auf .  1,498,858,100  M. 

festgesetzt  und  als  Staatseisenbahnkapitalschuld  angenommen. 
Diese  Festsetzung  beruht  auf  einem  Komprofniss  zwischen  den  ver- 
schiedenen bezüglich  der  Berechnung  des  Anlagekapitals  der  Staats- 
eisenbahnen ziemlich  weit  von  einander  abweichenden  Ansichten. 

Die  Staatseisenbahnkapitalschuld  vermehrt  sich  um  die  Beträge 
der  auf  Grund  von  Eisenbahnkrediten  seit  dem  1.  April  1880  veraus- 
gabten und  in  Zukunft  zu  verausgabenden  Staatsschuldverschreibungen, 
sowie  um  die  Beträge  der  für  Eisenbahnzwecke  ausserordentlich  durch 
den  Staatshaushaltsetat  oder  durch  besondere  Gesetze  bewilligten  und 
in  Zukunft  zu  bewilhgenden  anderweiten  Staatsmittel,  endlich  im  Falle 
des  Eigentumserwerbs,  verstaatlichten  Eisenbahnen  um  die  Beträge  der 
von    dem    Staate    selbstschuldnerisch    zu    übernehmenden    Prioritäts- 
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schulden  derselben,  sobald  und  soweit  letztere  auf  die  Hauptverwaltung 
der  Staatsschulden  übergehen.  Die  Staatseisenbahnkapitalschuld  ver- 
mindert sich  dagegen  um  diejenigen  Beträge,  welche  aus  den  Jahres- 
überschüssen der  Verwaltung  der  Eisenbahnangelegenheiten  zur  Tilgung 
verwendet  werden. 

Diese  Vorschriften,  insbesondere  die  Bestimmung,  dass  die 
Prioritätsschulden  verstaatlichter  Eisenbahnen  lediglich  insoweit  der 
Staatseisenbahnkapitalschuld  zuwachsen,  als  sie  im  Falle  des  Eigen- 
tumserwerbs selbstschuldnerisch  vom  Staate  übernommen  und  auf  die 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  übertragen  werden,  haben  natur- 
gemäss  zur  Folge,  dass  das  Anlagekapital  der  für  Staatsrechnung 
verwalteten  Eisenbahnen,  wie  dasselbe  in  den  alljährlich  dem  Land- 
tage vorgelegten  Betriebsberichten  und  in  der  amtlichen  Statistik  der 
im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  Deutschlands  nachgewiesen 
wird,  wesenthch  abweicht  von  dem  Betrage  der  Staatseisenbahn- 
kapitalschuld, welche  zum  Zwecke  der  Ausführung  des  Garantie- 
gesetzes zu  berechnen  ist.  Nach  dem  letzteren  wird  sich  die  Staats- 
eisenbahnkapitalschuld ohne  Berücksichtigung  der  Abschreibimgen 
voraussichtlich 

Ende  1884/85  auf  rot.     .     .     .     3,413,377,000  M. 
„      1885/86     „       ,       .     .     .     4,000,489.000    , 
belaufen.     Werden  die  Abschreibungen,  welche  voraussichthch  bis 
Ende  1884/85    rot.     .     .     .     717,212,000  M. 
und      ,     1885/86      „       ...     158,366,000    „ 
betragen  werden,  in  Abzug  gebracht,    so  stellt  sich  die  Staatseisen- 
bahnkapitalschuld 

Ende  1884/85  auf  rot.  .  3,296,165,000  M. 
und  ,  1885/86  ,  „  .  3,842,123,000  , 
Unter  Ueberschüssen  der  Verwaltung  der  Eisenbahnangelegen- 
heiten im  Sinne  des  Garantiegesetzes  sind  nach  §  1  desselben  die 
Beträge  zu  verstehen,  um  welche  die  Einnahmen  die  ordentlichen 
Ausgaben  übersteigen,  nachdem  in  die  letzteren  die  vom  Staate  noch 
nicht  selbstschuldnerisch  übernommenen  und  von  den  übernommenen 
die  auf  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  noch  nicht  über- 
gegangenen Zins-,  Renten-  und  Amortisationsbeträge  aus  den  mit 
Privateisenbahngesellschaften  vom  Jahre  1879  ab  abgeschlossenen 
Betriebs-  imd  Eigentumsüberlassungsverträgen  eingerechnet  worden 
sind.     Diese  Ueberschüsse   sind   vom  Jahre  1882/83  ab  für  folgende 
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Zwecke  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  veranschlagen  bezw.  zu  ver- 
wenden : 

1)  zur  Verzinsung  der  jeweiligen  Staatseisenbahnkapitalschuld ; 

2)  zur  Ausgleichung  eines  etwa  vorhandenen  Deficits  im  Staats- 
haushalt, welches  andernfalls  durch  Anleihen  gedeckt  werden 
müsste  bis  zur  Höhe  von  2,200,000  M.; 

3)  zur  Tilgung  der  Staatseisenbahnkapitalschuld. 

Die  unter  3)  erwähnte  Tilgung  soll  nach  §  4  des  Gesetzes 
zunächst  nur  bis  zur  Höhe  von  ^/a  Prozent  der  jeweiligen  Staats- 
eisenbahnkapitalschuld erfolgen;  inwieweit  darüber  hinaus  eine  weitere 
Tilgung  stattfinden  soll,  bleibt  der  Bestimmung  durch  den  Staats- 
haushaltsetat vorbehalten.  Die  Tilgung  ist  derart  zu  bewirken,  dass 
der  zur  Verfügung  stehende  Betrag  von  der  Staatseisenbahnkapital- 
schuld abgeschrieben  und 

1)  zur  planmässigen  Amortisation  der  vom  Staate  für  Eisenbahn- 
zwecke vor  dem  Jahre  1879  aufgenommenen  oder  vor  und 
nach  diesem  Zeitpunkte  selbstschuldnerisch  übernommenen 
oder  zu  übernehmenden  Schulden,  soweit  letztere  auf  die 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  übergegangen  sind  oder 
übergehen, 

2)  demnächst  zur  Deckung  der  zu  Staatsausgaben  erforderlichen 
Mittel,  welche  anderenfalls  durch  Aufnahme  neuer  Anleihen 
beschafft  werden  müssten; 

3)  endlich  zum  Ankaufe  von  Staatsschuldverschreibungen 
verwendet  wird. 

Als  Tilgung  wird  hiemach  auch  die  Verwendung  der  Eisenbahn- 
überschüsse zur  Deckung  der  übrigen  Staatsausgaben,  für  welche 
andernfalls  Anleihen  aufgenommen  werden  müssten,  angesehen.  Es 
tritt  also  eine  Verringerung  der  Staatseisenbahnkapitalschuld  auch 
dann  ein,  wenn  eine  wirkliche  effektive  Schuldentilgung  nicht  statt- 
gefunden hat. 

Unter  Zugrundelegung  der  vorstehenden  Bestimmungen  stellen 
sich  die  Beträge,  welche  von  den  etatsmässigen  üeberschüssen  im 
Ordinarium  des  Etats  der  Eisenbahnverwaltung  zur  Tilgung  der 
Staatseisenbahnkapitalschuld  zu  verwenden  sind,  wie  folgt: 
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nach  dem  Etat  1884/85     nach  dem  Etat  1886/86 
Mark  Mark 

Der  Ueberschuss  beträgt    .     .   173,850,185  200,754,124 

Auf  denselben  kommen  in  An- 
rechnung 

1)  die  Zinsen  f.  d.  jeweil.  Staats- 

eisenbahnkapitalschuld  .  mit  134,255,550,23         157,399,169,44 

2)  zur  Ausgleichung  des  Defi- 

cits  im  Staatshaushalt     .     .       2,200,000 2,200,000 

zusammen  ad   1   und  2  136,455,550,23         159,599,169,44, 

so  dass  ein  Ueberschuss  ver- 
bleibt von 37,394,634,77  41,154,954,56 

Der  Betrag  von  '"^ji  Prozent  der 
Staatseisenbahnkapitalschuld, 
welcher  zunächst  zur  Schul- 
dentilgung zu  verwenden  ist, 
steDt  sich  auf 25,600,332,34  30,003,668,51 

Es  bleiben  daher  über  ^Ja  Pro- 
zent der  Staatseisenbahn- 
kapitalschuld hinaus  zur  wei- 
teren Amortisation  verfügbar     11,794,302,43  11,151,286,05 

Ueber  den  Gesamtreinüber- 
schuss  soll  nach  Anleitung  der 
Bestimmungen  in  §  4,  Abs.  3 
des  Gesetzes  vom  27.  März 
1882  in  der  Weise  disponirt 
werden,  dass  zur  planmässi- 
gen  Tügung  der  vom  Staate 
für  Eisenbahnzwecke  vor  dem 
Jahre  1879  aufgenommenen 
oder  selbstschuldnerisch  über- 
nommenen Schulden  .     .     .       3,647,914,51  3,630,317,57 

und  zur  Verrechnung  auf  An- 
leihen zur  Erweiterung  des 
Staatseisenbahnnetzes  etc. 
bezw.  z.  Deckung  anderweiter 

etatsmässiger  Ausgaben  .     .     33,746,720,26  37,524,636,99 

zusammen  37,394,634,77  41,154,954,56 

Verwendung  finden. 
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Von  der  gesamten  bis  Ende  1885/86  berechr 
neten  Abschreibungssumme  von  rot.       .     .     .     158,366,000  M. 
sind  bezw.  werden  verwendet: 

1)  zur  planmässigen  Amortisation  der  vom  Staate 
für  Eisenbahnzwecke  vor  dem  Jahre  1879  auf- 
genommenen oder  selbstschuldnerisch  über- 
nommenen Schulden 13,755,000    „ 

2)  zur  Verrechnung  auf  bewilligte  Anleihen,  welche 
nur  als  ein  besonderer  Modus  der  Schulden- 
tilgung anzusehen  ist  ... 36,093,000    „ 

3)  zur  Deckung  anderweiter  Staatsausgaben    .     .     105,376,000    „ 


zusammen  ad  1 — 3     155,224,000  M. 

Der  Rest  mit  rot 3,142,000    „ 

entfällt  auf  den  Erlös  für  verkaufte  Grundstücke, 
welcher  im  Jahre  1883/84  zur  Abschreibung 
gebracht  ist.  Summa     158,366,000  M. 

Der  Ueberschuss  der  Staatseisenbahnverwaltung  für  1885/86  im 
Betrage  von  200,754,124  M.  ergibt  eine  Verzinsung  der  auf  rot. 
4,000,489,000  M.  berechneten  Staatseisenbahnkapitalschuld  von 
5,02  Prozent  oder  wenn  man  die  oben  auf  rot.  158,366,000  M.  an- 
gegebenen Abschreibungen,  wodurch  sich  die  Staatseisenbahnkapital- 
schuld per  ultimo  März  1880  auf  rot.  3,842,123,000  M.  vermindert, 
in  Berücksichtigung  zieht,  von  5,23  Prozent. 

Die  gleiche  Berechnung  ergibt  für  das  Jahr  1884/85  eine  Ver- 
zinsung der  Staatseisenbahnkapitalschuld  von  5,09  bezw.  5,27  Prozent. 

Werden  anstatt  der  für  das  Jahr  1884/85  und  1885/86  veran- 
schlagten thatsächlichen  Ausgaben  für  Erneuerung  diejenigen  Beträge 
in  die  Berechnung  eingestellt,  welche  dem  zu  erwartenden  Verschleiss 
an  den  Oberbaumaterialien  und  Betriebsmitteln  entsprechen  und  daher 
im  Falle  der  privaten  Verwaltung  als  Rücklagen  zum  Erneuerungs- 
fonds aus  Betriebsfonds  zu  entnehmen  sein  würden,  so  stellt  sich  der 
Ueberschuss  im  Ordinärium  des  Etats  der  Verwaltung  der  Eisenbahn- 
angelegenheiten 

im  Jahre  1884/85  auf    ....     178,161,185  M. 
„      1885/86    „       ....     205,150,124    „ 
und  die  Verzinsung  der  Staatseisenbahnkapitalschuld 

im  Jahre  1884/85  auf    .     .     .     .     .     5,22  Prozent 
«        «      1885/86    „ 5,13        , 
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oder  unter  Berücksichtigung  der  bereits  erfolgten  und  bis  Ende  1884/85 
bezw.  1885/86  noch  zu  bewirkenden  Abschreibungen  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  27.  März  1882 

im  Jahre  1884/85  auf 5,40  Prozent 

,        ,      1885/86    , 5,34        „ 

Tl.   Einmalige  und  ausserordentliche  Ausgaben, 

Die  Veranschlagung  der  einmaligen  und  ausserordentlichen  Aus- 
gaben (des  Extraördinariums)  ist  —  wie  in  den  allgemeinen  Erläute- 
rungen zum  Etat  bemerkt  wird  —  auf  das  notwendige,  durch  specielle 
Prüfung  ermittelte   Mass   beschränkt  worden.     Dieselben  stellen  sich 

für  das  Jahr  1885  86  auf 9,789,000  M. 

,      „       ,      1884/85    .....     .     9,020,520    , 

mithin    ,      „       r,       1885/86  mehr    ....       768,480  M. 
und  betragen  von  den  gesamten  dauernden  Ausgaben 

im  Jahre  1885/86 2,05  Prozent 

,        r,      1884/85 2,24        „ 


Man  kann  ja  die  Frage,  ob  die  einheitliche  Verwaltung  eines 
über  20,000  Kilometer  umfassenden  Eisenbahnnetzes  nicht  nur  für 
die  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes,  sondern  zugleich  auch 
für  die  Staatsfinanzen  gute  Erfolge  zu  gewährleisten  vermöge,  als 
zur  Zeit  noch  ungelöst  bezeichnen,  ohne  befürchten  zu  müssen,  durch 
offenbare  Thatsachen  alsbald  eines  Irrtums  überführt  zu  werden.  In 
der  That  wird  es  längerer  Erfahrung  bedürfen,  um  in  dieser  Hin- 
sicht jeden  Zweifel  und  jedes  Bedenken  auszuschliessen.  Zieht  man 
aber  die  Konsequenzen  aus  den  vorstehenden  Betrachtungen,  so  muss 
man  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass  die  finanziellen  Ergebnisse 
der  preussischen  Staatseisenbahnverwaltung,  ungeachtet  dieselbe  noch 
fortdauernd  mit  den  grossen  Schwierigkeiten  der  Uebergangsperiode 
zu  kämpfen  hat,  bisher  voUauf  befriedigen  und  hinter  den  berech- 
tigten Erwartungen,  welche  an  die  Verstaatlichungspolitik  geknüpft 
werden  konnten,  nicht  zurückbleiben. 
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Die  im  folgenden  vorkommenden  Abkürzungen  wie  G.O.  =  Gewerbeord- 
nung, G.  i.  ü.  =  Gewerbetrieb  im  Umherziehen,  GS.  =  Gesetzsammlung,  G.B.  = 
Gesetzblatt,  G.V.Bl.  =  Gesetz-  und  Verordnungsblatt,  R.B.  =  Regierungsblatt 
und  ähnl.  bedürfen  kaum  der  Erklärung  ^). 

In  allen  grösseren  Territorien  des  Deutschen  Reichs  ist  die 
Hausiersteuer  im  Laufe  der  1870er  Jahre  einer  neuen  gesetzlichen 
Regelung  unterzogen  worden.  Schon  aus  diesem  Grunde  liegt  es 
nahe,  diese  ziemlich  gleichzeitigen,  miteinander  vielfach  in  Beziehung 
stehenden  Gesetze  einer  vergleichenden  Uebersicht  zu  unterwerfen. 
Das  Thema  gewinnt  aber  noch  ein  erhöhtes  Interesse  durch  die  eigen- 
tümhche  doppelte  Beziehung,  in  welcher  naturgemäss  die  Hausier- 
steuern einerseits  zur  Gewerbesteuer,  anderseits  zur  Gewerbe- 
politik stehen.  Gerade  die  neuem  deutschen  Gesetzgebungen  legen 
es  nahe,  diesen  Beziehungen  nachzugehen,  ja  sie  setzen  die  Beachtung 
dieser  Verhältnisse  zu  ihrem  Verständnisse  geradezu  voraus. 

Die  Besteuerung  der  Hausiergewerbe  oder  der  im  Umherziehen  be- 
triebenen Gewerbe  stellt  der  Gesetzgebung  stets  eigentümliche  technische 
Probleme.  Der  sesshafte  Gewerbsmann  betreibt  sein  Gewerbe  unter  den 
Augen  seiner  Mitbürger,  unter  den  Augen  der  Behörde,  man  kann 
ihn  jederzeit  zur  Steuerleistung  heranziehen.  Der  herumziehende 
Gewerbetreibende  ist  den  Mitbürgern  imbekannt,  man  kennt  nirgends 
seinen  Geschäftsbetrieb  im  ganzen,  jede  Gemeinde  sieht  immer  nur 
die  einzelnen  Geschäftsakt«,  wenn  er  den  Ort  verlassen,  ist  er  so 
leicht  nicht  mehr  zu  finden,  die  Heranziehung  zur  Steuerleistung  ist 
schwierig,  wenn  nicht  ganz  unmöghch.  Schon  aus  diesen  Gründen 
wird  der  Gewerbebetrieb  im  Umlierziehen  regelmässig  eine  andere 
Behandlung  erfahren  müssen  als  der  stehende.  Dieser  in  der  Natm* 
der  Sache  begründete  Unterschied  wird  aber  noch  verschärft  durch 
die  Gestalt,  welche  die  Besteuerung  des  stehenden  Gewerbebetriebs 
in  den  meisten  Ländern  genommen  hat. 

Die  Gewerbesteuern  sind  regelmässig  Ertragsteuem ,  die  ihr 
eigentliches  Objekt,  den  Ertrag  des  Gewerbes  aus  äusseren  Merk- 
malen   des   Gewerbbetriebs    erschliessen.      Diese   äusseren   Merkmale 


*)  Indem  ich  die  vorstehende  Abhandlung  veröffentliche,  fühle  ich  mich 
verpflichtet,  den  Herrn  Beamten  der  Reichstagsbibliothek  in  Berlin,  insbesondere 
dem  Herrn  Bibliothekar  Dr.  Potthast  für  die  liebenswürdige  Zuvorkommen- 
heit, mit  der  sie  meine  Studien  unterstützten,  meinen  wärmsten  Dank  aus- 
zusprechen. 
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und  namentlich  die  Schlussfolgerung  von  denselben  auf  den  durch- 
schnittlichen oder  wahrscheinlichen  Ertrag  gestalten  sich  nun  ganz 
verschieden,  je  nachdem  man  den  stehenden  Gewerbsmann  mit  seinem 
Geschäftslokal,  seinem  verhältnismässig  reichen  Warenlager,  bezw. 
seiner  steten  Bereitschaft  zur  Vollziehung  seiner  gewerblichen  Leistun- 
gen, und  damit  im  Zusammenhang  mit  seinen  Ladenhütern  und  un- 
beschäftigten Tagen  und  Stunden  ins  Auge  fasst,  oder  den  Umher- 
ziehenden, der  regelmässig  einen  kleinen  Kram  stets  gangbarer 
Artikel  mit  sich  führt,  der  bei  den  Kunden  erscheint  und  nicht  ab- 
warten muss,  bis  die  Kunden  zu  ihm  kommen.  Wo  daher  Gewerbe- 
steuergesetze bei  ihren  Steueransätzen  diese  Momente  stark  berück- 
sichtigen, da  werden  sie  für  den  Betrieb  im  Umherziehen  eigenartige 
Bestimmungen  treffen  müssen.  Unter  solchen  Umständen  ist  die 
formell  ungleiche  Behandlung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen 
und  des  stehenden  Betriebs  keineswegs  ein  Zeichen  einer  beabsichtigten 
sachlich  ungleichen  Besteuerung  beider  Gewerbsarten. 

Worin  in  beiden  Richtungen  die  Abweichungen  bestehen  und 
in  welchem  Masse  sie  auftreten,  das  hängt  natürlich  in  erster  Linie 
vom  Gewerbesteuerrechte  ab.  Wenn  z.  B.  die  Ausfertigung  von 
Gewerbesteuerscheinen  gegen  Vorausbezahlung  einer  viertel-  oder 
halbjärigen  Steuerrate  die  Regel  bildet,  da  wird  die  Abweichung, 
wenn  überhaupt  notwendig,  eine  geringe  sein,  wo  dagegen  die  Ge- 
werbesteuer über  Zahlungsauftrag  in  monatlichen  Raten  gezahlt  wird, 
da  werden  wir  eine  Ausnahmebestimmung  für  die  Umherziehenden 
mit  Sicherheit  erwarten  dürfen.  Ebenso  bezüglich  des  Steuersatzes. 
Je  weniger  das  Ermessen  der  Behörden  durch  kasuistische  Bestim- 
mungen eingeengt  ist,  desto  weniger  wird  eine  Specialbestimmung 
für  Hausierer  notwendig  sein  und  umgekehrt. 

Die  verschiedene  steuerliche  Behandlung  des  Gewerbebetriebs  im 
Umherziehen  und  des  stehenden  Betriebs  hängt  aber  weiter  mit  den 
gewerbspolizeilichen  Verhältnissen  aufs  engste  zusammen.  Die  Ge- 
werbesteuergesetzgebung überhaupt  muss  oder  soll  doch  wenigstens 
auf  die  rechtliche  Gestaltung  des  Gewerbewesens  Rücksicht  nehmen. 
Ganz  besonders  aber  tritt  dieser  Zusammenhang  bei  dem  Unterschiede 
zwischen  stehenden  und  im  Umherziehen  betriebenen  Gewerben  hervor. 
Zunächst  sind  es  auch  hier  wieder  technische  Momente,  die  in  Be- 
tracht kommen.  Die  Besteuerung  steht  einem  gewerbspolizeilich 
konzessionierten  und  stets  von  obrigkeitlichen  Organen  besuchten 
Unternehmen   ganz  anders  gegenüber,    als  einem  ganz  freien.     Nun 
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gar  beim  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen ;  wo  der  Hausierer  besondere 
Erlaubnis  für  einen  bestimmten  Bezirk  erhält,  wo  er  .an  jedem  Orte 
sich  der  Obrigkeit  melden  muss,  da  hat  die  Gewerbepolizei  die  oben 
angedeuteten  Schwierigkeiten  für  die  Erfassung  der  Hausierer  etc. 
zimi  grössten  Teil  ausgeglichen.  Anders,  wenn  der  Hausierer,  viel- 
leicht gar  auf  Grund  eines  ausländischen  Legitimationspapiers,  im 
Lande  nach  Belieben  sich  herumtreiben  darf;  im  letzten  Fall  hat  die 
Steuergesetzgebimg  allein  alle  Massregeln  zu  treffen,  uin  der  umher- 
ziehenden Leute  habhaft  zu  werden. 

Ebenso  aber,  wie  die  gewerbepolizeilichen  Massregeln  eine  finan- 
zielle Seite  haben,  ebenso  können  die  finanziellen  Massregeln  eine 
gewerbepolizeiliche  Bedeutung  gewinnen,  namentlich  insofern,  als 
eine  —  sei  es  durch  formelle  Schwierigkeiten  oder  durch  einen  höheren 
Steuerfuss  —  herbeigeführte  exceptionelle  Belastung  des  Hausier- 
handels eine  Einschränkung  dieser  Betriebsart  notwendig  herbeiführt. 
Diese  Seite  der  Frage  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Ereignisse  der 
letzten  15  Jahre  gerade  als  die  interessanteste  des  ganzen  Problems 
zu  bezeichnen. 

Die  nicht  erst  durch  die  Reichsgewerbeordnung  herbeigeführte 
formelle  Trennung  der  gewerbepolizeüichen  Massregeln  von  den 
Steuerfragen  ändert  natürlich  an  diesem  rein  sachhchen  Zusammen- 
hang beider  Gebiete  gar  nichts.  Ja  man  kann  sagen,  dass  gerade 
die  durch  die  R.G.O.  vollzogene  Ausschliessung  der  Kompetenz  der 
bundesstaatlichen  Gesetzgebung  von  der  Gewerbepolizei  dahin  gedrängt 
hat,  die  bundesstaatlichen  Steuergesetze  mit  mehr  gewerbepolizeüichen 
Momenten  zu  durchsetzen,  als  es  wohl  sonst  der  Fall  gewesen 
wäre.  Die  R.G.O,  hatte  eine  freiere  Behandlimg  des  Hausiergewerbes 
eingeführt,  als  in  den  Bundesstaaten  bestanden  hatte.  Die  Steuer- 
gesetzgebungen der  Bundesstaaten  hatten  die  beschränkenden  früheren 
Bestimmungen  zur  Voraussetzung.  Diese  war  durch  das  Reichs- 
gesetz derogiert.  Die  Wandergewerbe  gerieten  daher  in  die  vorteü- 
hafte  Lage,  einer  Steuergesetzgebung  gegenüber  zu  stehen,  welche 
noch  alle  möglichen  polizeilichen  Beschränkungen  des  Betriebs  voraus- 
setzte, während  die  neuen  polizeilichen  Bestimmungen  ihnen  eine 
weitgehende  Freiheit  gewährleisteten  ^).    Die  dadurch  notwendig  ent- 


')  Ein  Zustand,  den  z.  B.  die  Denkschrift  zum  preussischen  Hausiersteuer- 
gesetze von  1876  treffend  damit  bezeichnet,  ,dass  nunmehr  zwei  auf  verschiedenen 
Principien  beruhende,  in  ihren  einzehien  Bestimmungen  sich  vielfach  berührende 
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stehende  übermässige  Entwicklung  des  Wanderbetriebes  rief  alsbald 
das  Bedürfnis  einer  Abhilfe  hervor,  die  um  so  dringender  erschien, 
als  die  mittlerweile  eingetretene  Periode  ungünstiger  wirtschaftlicher 
Verhältnisse  eine  teilweise  Einschränkung  der  gewährten  Gewerbe- 
freiheit überhaupt  wünschenswert  erscheinen  Hess.  In  dieser  Richtung 
ist  bekanntlich  erst  im  Juni  1883  eine  gesetzliche  Regelung  von 
Reichs  wegen  zustande  gekommen.  Die  Bundesstaaten  waren  mittler- 
weile ganz  ausser  stände,  eine  Aenderung  der  gewerbepolizeilichen 
Verhältnisse  herbeizuführen  und  es  war  daher  natürlich,  dass  sie 
auf  dem  ihnen  offenstehenden  Gebiete,  der  Hausiersteuer,  jene  Mass- 
regeln zu  treffen  suchten,  die  dem  als  schädlich  erkannten  Ueber- 
wuchern  des  Hausierwesens  entgegenzuwirken  geeignet  schienen. 
Diesen  Bestrebungen  haben  die  partikularen  und  singularen  Hausier- 
steuergesetze ihre  Entstehung  verdankt.  Meines  Erachtens  ist  für 
die  Beurteilung,  ob  diesen  Gesetzen  ein  gewerbepolizeilicher  Charakter 
zuzusprechen  ist,  nicht  allein  der  Umstand  massgebend,  ob  sie  that- 
sächlich  eine  schwerere  Belastung  des  Betriebs  im  Umherziehen  gegen- 
über dem  stehenden  Betriebe  herbeigeführt  haben,  sondern  das  Ent- 
scheidende ist,  dass  sie  zu  dem  Zwecke  und  mit  dem  Bewusstsein 
gegeben  wurden,  die  einmal  entstandene  volkswirtschaftliche  Gestaltung 
zu  beeinflussen. 

Nach  dem  Gesagten  wird  eine  Darstellung  des  Hausiersteuer- 
wesens die  Aufgabe  haben,  die  Eigentümlichkeiten  dieses  Steuer- 
gebietes namentlich  im  Vergleich  mit  den  Gewerbesteuern  nachzu- 
weisen und  zugleich  die  Erklärung  zu  versuchen,  in  wiefern  diese 
Differenzen  auf  finanztechnische  oder  gewerbepolizeiliche  Gründe 
zurückzuführen  sind. 

Die  direkte  Steuergesetzgebung  ist  bekanntlich  im  Deutschen 
Reiche  trotz  wiederholter  Versuche  nicht  vom  Reiche  übernommen 
worden,  sondern  Sache  der  Einzelstaaten  geblieben,  so  dass  wir  es 
hier  mit  den  Partikulargesetzgebungen  zu  thun  haben.  Schon  aus 
diesem  Grunde  kann  sich  die  Darstellung  nicht  auf  die  Verhältnisse 
der  letzten  Jahre  beschränken,  da  die  Steuergesetze  der  einzelnen 
Staaten  aus  sehr  verschiedenen  Zeitperioden  herrühren  und  meist 
ihren  Ursprung  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts  haben. 


und  durchkreuzende,  aber  selten  deckende  Systeme,  das  eine  für  die  steuerliche, 
das  andere  für  die  polizeiliche  Behandlung  desselben  Gegenstandes  nebeneinander 
bestehen"  (S.  77). 


J 


Zur  Geschichte  der  Hausiersteuem  im  Deutschen  Reiche.  gy 

Anderseits  steht  ja  auch  die  Reichsgewerbeordnung  in  geschichtlichem 
Zusammenhang  mit  den  partikulären  Gewerbegesetzen,  und  gerade 
die  Parallele  zwischen  der  Entwicklung  der  Steuergesetzgebung  und 
gewerbepolizeilichen  Gesetzgebung  durch  einen  längeren  Zeitraum  zu 
verfolgen,  gewälirt  erst  einen  tieferen  Einblick  in  die  oben  ange- 
deuteten Kausalbeziehungen. 

Mit  den  modernen  Gewerbesteuern  ist  aber  auch  die  Grenze 
der  Untersuchung  gegeben,  weil  die  Hausiersteuem  nur  in  ihrer 
Stellung  gegenüber  den  ausgebildeten  Gewerbesteuern  ein  besonderes 
Interesse  gewähren  und  in  den  früheren  Epochen,  wie  noch  zu  zeigen 
sein  wird,  an  Bedeutung  gegenüber  den  rein  polizeilichen  Vorschriften 
über  Reisepässe  u.  s.  w.  völlig  in  den  Hintergrund  treten. 

Um  der  Arbeit  nicht  einen  mit  der  Bedeutmig  des  Gegenstandes 
im  Missverhältnis  stehenden  Umfang  zu  geben,  werde  ich  mich  darauf 
beschränken,  nur  die  grösseren  deutschen  Territorien  zu  behandeln 
und  auf  die  kleineren  nur  dann  Rücksicht  nehmen,  wenn  dies  aus 
irgend  einem  Grunde  von  besonderem  Interesse  ist. 

Zur  Gewinnung  der  Uebersichtlichkeit  empfiehlt  es  sich,  den 
Stoff  nach  Zeitabschnitten  zu  sondern;  ich  werde  demgemäss  die 
Periode  bis  zu  den  liberalen  Gewerbegesetzreformen  (in  den  meisten 
Ländern  Anfangs  der  sechziger  Jahre)  und  die  darauffolgende  bis  zur 
Gegenwart  reichende  unterscheiden,  in  jedem  dieser  Zeitabschnitte 
werde  ich  eine  gedrängte  Darstellung  des  polizeilichen  Hausierrechts 
der  Behandlung  des  Steuerwesens  vorausschicken. 

I.   Die  Verhältnisse  bis  zu  den  liberalen  Gewerbegesetz- 
reformen. 

a)  Gewerbepolizei. 

Der  Zustand,  welchen  die  Gesetzgebungen  in  das  XIX.  Jahr- 
hundert mitbringen,  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  der  des  principiellen 
Verbots  des  Hausierhandels.  In  Sachsen  und  Hannover  geht  dieses 
Verbot  auf  uralte  Bestimmungen  aus  den  Jahren  1671  ^)  bez.  1768^) 
zurück,  die  inuner  von  neuem  wiederholt  werden,  zuweilen  mit  Be- 


1)  Mandat  aus  dem  J.  1671;  vgl.  Wilh.  Tb.  Richter,  Alphabetisches 
Repertorium  zur  Gesetzgebung  im  Königreich  Sachsen.  III.  1861.  Art.  Hausier- 
handel. 

*)  Hausierordnung  vom  6.  Dez.  1768,  reproduziert  am  14.  Aug.  1770  und 
1.  Nov.  1814. 
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gründungen,  die  lebhaft  an  die  in  neuerer  Zeit  so  oft  gehörten  Argu- 
mente gegen  den  Hausierhandel  erinnern^).  In  Bayern  bedroht  eine 
allgemeine  Verordnung  vom  31.  März  1813,  ebenfalls  unter  Berufung 
auf  ältere  Vorschriften,  jeden  in-  und  ausländischen  Hausierer  mit 
Polizeiarrest  von  3 — 8  Tagen,  im  Wiederholungsfalle  mit  Konfis- 
kation der  Waren,  in  Baden  ist  nach  einer  Verordnung  vom  21.  Sep- 
tember 1815  (R.B.  103)  „alles  Hausieren  der  Regel  nach  auf  das 
Strengste  verboten."  Auch  Hamburg  und  Bremen  haben  Hausier- 
verbote. 

Minder  streng  war  die  Württembergische  Gesetzgebung, 
welche  bereits  1807^)  sich  damit  begnügt,  den  Hausierhandel  konzes- 
sionspflichtig  zu  erklären,  freüich  auffallend  genug  in  dem  Vagabunden- 
gesetz. Diese  für  die  Hausierhändler  und  für  die  in  demselben! 
Edikt  behandelten  Handelsreisenden  wenig  schmeichelhafte  Zusammen- 
stellung ist  in  Württemberg  auch  noch  im  Jahre  1825  beibehalten 
geblieben ,  in  welchem  eine  Instruktion  des  Ministeriums  des  Innern 
über  die  Handhabung  der  Polizeiaufsicht,  über  die  Konfination  und 
die  herumziehenden  Gewerbsleute  erlassen  wird^). 

Preussen  versucht  bekanntlich  in  dem  Edikte  vom  2.  November 
1810  die  Gewerbefreiheit  einzuführen,  doch  schon  das  Gesetz  über 
die  polizeilichen  Verhältnisse  der  Gewerbe  vom  7.  September  1811 
bestimmt  in  Art.  135,  dass  Personen,  die  umherziehend  ihr  Gewerbe 
betreiben,  der  Gewerbeschein  nur  gegen  Vorlegung  einer  Genehmigung 
der  Regierung  erteilt  werden  soll,  also  —  Konzessionssystem  ^). 


')  So  heisst  es  in  der  eben  citierten  Verordnung  von  1814:  Wir  Georg u. s.w. 
Wasmassen  in  unseren  Herzogtümern  Bremen  und  Verden  der  Schleichhandel 
und  das  Hausiergehen,  besonders  von  ausländischjsn  Handelsleuten  und  den 
westfälischen  sogenannten  Packen-  und  Messenträgern  und  deren  Gehilfen  seit 
einigen  Jahren  dergestalt  überhand  genommen  hat,  dass  dadurch  unseren  getreuen 
dergleichen  Gewerbe  treibenden  Unterthanen  fast  alle  Nahrung  entzogen  und  dem 
einländischen  Handel  ein  merklicher  Nachteil  zugezogen  worden  etc.  —  Gleich- 
wie nun  dieser  Missbrauch  sowohl  dem  Gemeinwesen  und  gesamten  Unterthanen 
überhaupt  als  auch  der  städtischen  Nahrung  insonderheit  zum  äussersten  Bedruck 
gereicht  und  wir  daher  nicht  gemeint  sind,  solchem  Falle  nachzusehen  etc. 

^)  Vdg.  vom  11.  Sept.  1807. 

3)  Instruktion  des  Minist,  des  Innern  vom  10.  Nov.  1825  (R.B.  S.  697)  die 
Handhabung  der  Polizeiaufsicht  über  die  Konfination  und  die  herumziehenden 
Gewerbsleute  betreffend. 

*)  §  141  dieses  Gesetzes  besagt,  dass  die  auf  Grund  der  Verordnung  vom 
6.  Sept.  1809  ausgestellten  dreijährigen  Konzessionen  Gültigkeit  behalten  sollen. 


Zur  Geschichte  der  Hansierstenern  im  Deutschen  Reiche.  QQ 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  sp'äter  auch  von  den  Reichslanden  zu 
handebi  sein  wird,  sei  hier  erwähnt,  dass  in  Frankreich  damals 
bereits  und  zwar  seit  dem  Jahre  1791  völlige  Gewerbefreiheit  ein- 
geführt war. 

Wiewohl  nach  dem  Gesagten  zwischen  der  Gesetzgebung  Württem- 
bergs und  Preussens  und  jener  der  übrigen  Staaten  ein  principieller 
Unterschied  bestand,  so  scheint  dennoch  der  thatsächliche  Zustand 
allenthalben  so  ziemlich  der  nämliche  gewesen  zu  sein.  Denn  auch 
dort,  wo  das  Hausier  verbot  als  Regel  gilt,  laufen  daneben  eine 
Reihe  teils  durch  ausdrückliche  Verfügungen  sanktionierte,  teils  auf 
dem  alten  Herkommen  begründete  Ausnahmen  einher,  teils  für  die 
Bewohner  gewisser  Gegenden,    teüs   für   gewisse  Warengattungen  ^). 

Dass  in  diesen  Ländern  der  Hausierhandel  ein  recht  schwung- 
hafter war,  geht  schon  aus  den  auch  in  den  späteren  Jahren  stets 
wiederholten  Klagen  imd  Einschärfungen  der  bestehenden  Vorschriften 
hervor  ^). 

Ganz  allgemein  ist  die  Ausscheidung  des  Verkaufs  gewisser 
landwirtschaftlicher  Produkte  und  Lebensmittel  aus  den  Be- 
stimmungen über  das  Hausierwesfen ,  auch  hier  freilich  gehen  die 
Bestimmungen  über  die  Abgrenzvmg  des  Kreises  dieser  privilegierten 
Waren  im  einzelnen  auseinander^). 


Ich  habe  diese  Verordnung  nicht  finden  können,  jedenfalls  ist  aber  daraus  zu 
ersehen,  dass  das  Ges.  vom  J.  1811  im  wesentlichen  den  früheren  Zustand 
restituierte. 

^)  So  z.  B.  in  Sachsen  zu  Gunsten  der  Leineweber  in  der  Lausitz ,  Glas- 
händler, Korbmacher  u.  s.  w.  (vgl.  Richter  1.  c),  —  in  Baden  für  Hausindustrien 
insbes.  Leinwand,  sogar  für  fremde  Hausierer  mit  Teppichen,  Handschuhen, 
Citronen,  Pomeranzen,  Strohfabrikaten,  Regenschirmen,  Stöcken,  Nähnadeln,  in 
Hannover  für  selbstverfertigte  Waren,  für  Salzhändler,  Glaskrämer,  Porzellan- 
und  Töpferwaren.  Siebwaren  u.  dgl. 

'')  Z.  B.  Baden  1821,  Hannover  1826,  1834,  1840,  in  Sachsen  vom  5.  Dez.  1844 
1R.B1.  S.  300). 

*)  Württemberg:  Instr.  1837,  Art.  121,  3.  Landleute,  welche  neben  dem 
ihr  Hauptgewerbe  bildenden  Betrieb  der  Landwirtschaft  zu  Zeiten  Erzeugnisse 
derselben  in  auswärtigen  Orten  feiltragen,  sind  dabei  an  eine  besondere  Erlaubnis 
nicht  gebunden. 

Baden:  Vdg.  vom  21.  Sept.  1815.  —  2) .  .  Dieses  Verbot  findet  jedoch  für 
das  Hausieren  mit  solchen  gewöhnlichen  Landesprodukten  als  Marktviktualien, 
Sand  u.  s.  w.,  auch  inländische  Mineralwässer,  keine  Anwendung,  da  dieselben 
selbst  ohne  Lösung  eines  Erlaubnisscheins  verkauft  werden  dürfen. 

Hannover:  G.O.  vom  1.  Aug.  1847,  IX,  §  249,  . .  es  ist  femer  frei  der  Hausier- 
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Der  eben  geschilderte  Zustand  hat  im  Laufe  der  Zeit  aller- 
dings einige,  jedoch  im  ganzen  nicht  allzu  bedeutende  Aenderungen 
erfahren. 

In  Bayern  ist  das  formelle  Hausierverbot  im  Jahre  1825  auf- 
gehoben ^),  in  Sachsen  ist  es  bis  zur  Gewerbeordnung  vom  15.  Oktober 
1861,  in  Baden  bis  zur  Grewerbeordnung  vom  20.  September  1862 
formell  in  Geltung  geblieben.  Namentlich  in  dem  letzteren  Lande 
hat  es  mit  Rücksicht  auf  den  weitgehenden,  den  Behörden  eingeräum- 
ten Wirkungskreis  zur  Erteilung  von  Hausierbefugnissen  ^)  sogar  an 
fremde  Hausierer  wohl  die  geringste  Bedeutung  gehabt. 

Hannover  hat  am  1.  August  1847  ein  Konzessionssystem  ein- 
geführt, das  dem  der  übrigen  Staaten  ähnlich  ist,  und  bezüglich  der 
begünstigten  Industrien  etwas  weiter  geht,  indem  es  den  einheimischen 
Töpfer-,  Glas-  und  Holzwaaren,  dann  groben  Stroh-  und  Holzgeflechten 
und  dem  Salzhandel  völlige  Freiheit  einräumt,  „wo  diese  Gewerbe 
bisher  frei  waren". 

In  Preussen  ist  an  dem  Stand  der  Dinge  seit  dem  gleich  unten 
näher  zu  besprechenden  Hausierregulativ  von  1824  nichts  Wesent- 
liches verändert  worden,  da  sich  die  Gewerbeordnung  von  1845 
mit  dem  Hausierbetrieb  gar  nicht  beschäftigt. 

Dagegen  hat  Württemberg  seine  Gewerbegesetzgebung  wieder- 
holt  geändert.     Einer  Gewerbeordnung  vom  Jahre    1828   folgt   eine 


verkauf  von  Erzeugnissen  der  Landwirtschaft,  Gärtnerei,  Forstwirtschaft,  Jagd 
und  Fischerei.  §  250,  Gewerbeerzeugnisse,  welche  zum  täglichen  Gebrauch  im 
Haushalte  gehören,  als  Brot,  Fleisch  u.  s.  w.  dürfen  von  den  Gewerbetreibenden 
ihren  Kunden  ins  Haus  gebracht  werden.  (Diese  Bestimmungen  rühren  zwar 
aus  einer  späteren  Zeit  her,  es  kann  jedoch  kein  Zweifel  sein,  dass  sie  nur  den 
bestehenden  Zustand  sanktionieren.) 

Preussen:  Hausierregulativ  1824,  §  4.  Selbstgewonnene  Produkte  und 
selbstverfertigte  Waren  des  Wochenmarktverkehrs  kann  jeder  Inländer  auch 
ausser  seinem  Wohnorte  zum  feilen  Verkaufe  umhertragen,  ohne  dazu  eines 
Gewerbescheins  zu  bedürfen.  Auch  zum  Verkehr  mit  selbstgewonnenen  Waren, 
welche  gewöhnlich  zu  Schiff  verfahren  und  auch  ausser  Marktzeit  vom  Schiff 
aus  verkauft  zu  werden  pflegen,  ist  der  Gewerbeschein  nicht  erforderlich. 

')  Ges.  vom  11.  Sept.  1825  die  Grundbestimmungen  des  Gewerbebetriebs 
betreffend.  Die  Vollzugsverordnung  dazu  ist  erst  am  29.  Juli  1863  erflossen. 
Wie  sich  in  dor  Zwischenzeit  die  Verhältnisse  thatsächlich  gestaltet  haben,  habe 
ich  nicht  ermitteln  können. 

2)  Vgl.  Vdg.  vom  21.  Sept.  1815,  §§  4,  6  und  insbes.  §  8,  in  welchem  be- 
reits an  Stelle  der  erlaubten,  die  verbotenen  Waren  taxativ  aufgezählt 
werden. 
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liberale  Revision  im  Jahre  1836*),  endlich  eine  Verfügung  des 
Ministeriums  des  Innern  vom  5.  April  1851  *),  betreffend  die  Ord- 
nung des  Hausierwesens. 

Hervorzuheben  ist  die  1828  eingeschärfte  strengere  Behandlung 
des  Hausierens  mit  Waren,  die  zünftigen  Gewerben  angehören,  die 
1836  zum  völligen  Verbote  verschärft  wird  (Art.  131),  femer  das 
zur  Bewilligung  des  Hausierbetriebs  aufgestellte  Erfordernis,  dass  die 
Ertragsfähigkeit  des  Gewerbes  zum  Unterhalt  des  Gewerbtreibenden 
ausreichen  muss  ^),  endlich  die  Begünstigung  jener  Hausierer,  welche 
den  Absatz  gewisser  Fabrikationen  vermitteln,  die  auf  diesen  Weg 
angewiesen  sind,  wobei  namentlich  an  die  kgl.  Sensenfabriken  in 
Friedrichsthal  und  Neuenbürg  gedacht  wird. 

Aus  der  Verordnung  vom  Jahre  1851,  auf  die  ich  in  anderem 
Zusammenhange  noch  zurückzukommen  haben  werde,  sei  hier  nur 
erwähnt,  dass  sie  trotz  ihres  erschreckend  strengen  Tenors*),  abge- 
sehen von  den  alten  Begünstigungen  der  Hafenbinder,  Kesselflicker, 
Ratten-  und  Wanzenvertilger  etc.  —  nicht  weniger  als  130  zum 
Hausierbetrieb  zugelassene  Waren  aufzählt,  wieder  ein  Zeichen 
dafiir,  dass  alle  jene  beschränkenden  Bestimmungen  eine  ziemlich 
bedeutende  Ausdehnung  des  Hausierhandels  nicht  zu  hindern  ver- 
mochten. 

Bevor  ich  diesen  Gegenstand  verlasse,  muss  ich  noch  auf  die 
damals  eingeführten  Begriffsbestimmungen  des  Hausierhandels  u.  s.  f. 
eingehen,  sowohl  weil  dieselben  die  Grundlage  für  die  spätere  Gewerbe- 


')  G.O.  vom  22.  April  1828.  —  VoUz.-Instr.  vom  24.  Febr.  1831.  -  G.O. 
vom  5.  Aug.  1836,  R.B.  S.  385.  —  Instr.  vom  12.  Okt.  1837,  R.B.  S.  524. 

*)  Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  5.  April  1851  in  betreff 
Ordnung  des  Hausierwesens  (R.B.  No.  9,  S.  97).  Diese  Vdg.  ist  eine  gründliche 
Zusanunenfassung  aller  früheren  einschlägigen  Verordnungen. 

')  Aehnlich  schon  §  7  des  Vagabimdengesetzes  von  1807,  dann  Instr.  vom 
24.  Febr.  1831.  —  Auch  in  der  hannoverischen  Vagabundenordnung  vom  9.  Mai 
1826  (bezw.  7.  Sept.  1834)  heisst  es:  Reisende  christliche  und  jüdische  Handels- 
leute sollen  nur  alsdann  ins  Land  gelassen  werden,  wenn  sie  aus  eigenen  Mitteln 
25  Thaler  an  barem  Geld  oder  Waren  per  50  Thaler  vorzeigen  können. 

*)  Die  Verordnung  beginnt  mit  den  Worten:  „In  der  Absicht  die  Wander- 
gewerbe und  den  Hausierhandel  auf  das  dem  wirklichen  Bedürfnis  des  Publikums 
entsprechende  Mass  zurückzuführen  und  den  dieställigen  vielfachen  Beschwerden 
der  sesshaften  Gewerbsleute  soviel  möglich  abzuhelfen;"  im  weiteren  Verlaufe 
werden  sogar  die  Verbote  von  1807  wieder  eingeschärft. 
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gesetzgebung  bilden,  als  auch  weil  sie  zum  Verständnis  der  Steuer- 
vorschriften unerlässlich  sind. 

An  die  Stelle  der  alten  lakonischen  Verbote  „jeglichen  Hau- 
sierens"  waren  früh  ausführlichere  Vorschriften  getreten,  welche  nicht 
nur  die  eigentlichen  Hausierhändler,  sondern  auch  Personen,  die 
im  Herumziehen  nicht  Handel,  sondern  irgend  welche  Gewerbe 
trieben,  umfassten^);  anderseits  machte  die  grössere  Beweglichkeit, 
welche  sich  mit  dem  Verfall  des  Zunftwesens  der  Gewerbe  bemäch- 
tigte, nähere  Bestimmungen  notwendig,  was  denn  eigentlich  Hausieren 
oder  „Herumziehen"  sei. 

In  erster  Beziehung  sind  es  ausser  gewissen,  nach  der  Landes- 
sitte allgemein  im  Umherziehen  betriebenen  gewerblichen  Verrich- 
tungen untergeordnetster  Art  (Scherenschleifen  etc.),  die  sich  häufig 
besonderer  Begünstigungen  erfreuen,  namenthch  die  wandernden 
Musikanten,  Seiltänzer,  Schaubudeninhaber  etc.,  welche  die  Aufmerk- 
samkeit der  Gesetzgebungen  auf  sich  ziehen  und  entweder  gleich 
den  Hausierern  oder  doch  in  ähnlicher  Weise  Kontrollen  unterworfen 
werden  2).     Die  gleichartige  Behandlung  beider  Gruppen   führte   das 


')  So  Württemberg  schon  in  der  cit.  Vdg.  von  1807   (vgl.  S.  98  Note  2). 

*)  Württemberg,  Vdg.  9.  Sept.  1824,  10.  Nov.  1825,  1851.  -  Preussen  1824. 
—  Hannover  1842  und  1847.  —  In  der  vsrürtt.  Verordnung  vom  9.  Sept.  1824  wird 
angeordnet,  dass  das  Henimziehen  der  Schnallenmacher,  Bücherbeschläger,  des- 
gleichen auch  soweit  es  nach  örtlichen  Umständen  gestattet  ist,  der  Bürstenbinder 
und  Sägenfeiler  ganz  abgestellt,  bei  anderen  Gewerben,  namentlich  bei  Scheren- 
schleifern und  Kesselflickern  auf  ihre  successive  Verminderung  Rücksicht  ge- 
nommen (und  mit  allem  Ernste  darauf  gesehen  werde,  dass  die  Söhne  solcher 
herumziehender  Gewerbsleute  sich  zünftigen  Handwerken  widmen  oder  als  Bauem- 
knechte  der  Landeskultur  nützliche  Dienste  leisten).  Von  eigentlichen  Hausier- 
händlem  ist  in  dieser  Verordnung  nur  insofern  die  Rede  als  sie  anordnet, 
fremde  Händler,  wenn  sie  nicht  gewisse  strenge  Bedingungen  erfüllen,  abzuweisen. 

Die  Vdg.  vom  10.  Nov.  1825  sagt,  bereits:  Wer  ein  Gewerbe,  bestehe  es 
nun  in  Arbeit  oder  Handel  mittelst  Hausieren  ausserhalb  seines  Wohnortes  von 
Ort  zu  Ort  herumziehend  betreiben  will ;  —  die  Vdg.  vom  5.  April  1851  definiert. 
(§  1)  den  Hausierhandel  als  das  Feiltragen  von  Fabrikaten  und  Waren  auf  den 
Strassen  und  in  die  Häuser,  bezieht  sich  aber  zugleich  auf  das  Aufsuchen  von 
Warenbestellungen  und  das  Aufkaufen  von  Waren  im  Umherziehen  sowie  die- 
jenigen Wandergewerbe,  welche  vermöge  der  nachstehenden  Bestimmungen 
dem  Hausierhandel  gleichgestellt  sind;  unter  letzteren  sind  (§  22)  Schaustellungen 
und  andere  sinnliche  Darstellungen  für  Auge  und  Ohr  verstanden. 

In  Preussen  wird  im  Hausierregulativ  vom  28.  April  1824  (G.S.  S.  125)  der 
Hausierhandel   den  im  Umherziehen  betriebenen  Gewerben  gegenübergestellt. 
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Bedürfnis  nach  einer  gemeinsamen  Benennung  herbei,  die  in  Württem- 
berg durch  das  Wort  „Wandergewerbe"  (1851),  in  Preussen  durch  das 
Wort  , Gewerbebetrieb  im  Umherziehen"  geschaffen  worden.  Beide 
Worte  bezeichnen  je  nachdem  das  darin  enthaltene  Wort  Gewerbe, 
oder  Wand  er-  bez.  Umherziehen  betont  wird,  bald  den  Gegen- 
satz, bald  den  Genusbegriff  zum  Hausierhandel  ^). 

Ein  schwankender  Punkt  ist  die  Behandlung  der  Warenauf  k'äuf  er  *) ; 
viele  Verschiedenheiten  bestehen  endlich  bezüglich  der  Handelsreisenden. 
Auf  diesen  Gegenstand  kann  ich  jedoch  nicht  weiter  eingehen,  weil 
die  Behandlung  der  Handelsreisenden  zu  enge  mit  der  auswärtigen 
Politik  und  der  Entwicklung  des  Zollvereins  zusammenhängt '). 


Als  herumzieliende  Gewerbsleute  sind  definiert  (Ges.  1811  und  Hausierregnl.  1824) 
diejenigen,  welche  eigene  oder  fremde  Erzeugnisse  ausserhalb  ihres  Wohnortes 
von  einem  Orte  zum  andern  zum  Verkaufe  herumführen  und  auf  Strassen,  in 
Gasthöfen  oder  in  Privathäusem  umherziehend  feübieten,  femer  herumziehende 
Aufkäufer  und  Sammler  aUer  Art.  —  §  138  (1811)  Schweine-,  Rindvieh-  und 
Pferdekastrierer,  Kesselflicker,  Topfbinder,  Scherenschleifer.  §  139.  Marionetten- 
spieler, Seütänzer,  Aequilibristen,  Taschenspieler,  Tierfuhrer,  überhaupt  alle  jene, 
welche  umherreisen,  um  irgend  eine  Sache  oder  Verrichtxmg  gegen  Geld  auszu- 
stellen. Gemeinsam  ist  den  Normen  von  1811  und  1824,  dass  der  sesshafte 
Gewerbsmann  seine  Produkte  im  Wohnorte  auch  durch  Umhertragen  absetzen 
darf,  ohne  dadurch  zum  herumziehenden  Händler  zu  werden.  Dasselbe  gut  be- 
züglich jener  Gewerbsleute,  deren  Gewerbebetrieb  sich  regelmässig  auf  einen 
bestimmten  Umkreis  erstreckt,  als  Schornsteinfeger  und  ähnliche. 

In  Hannover  wird  in  einer  Ydg.  vom  J.  1841  geklagt,  dass  die  Orts- 
obrigkeiten (ungeachtet  erteilter  Weisungen)  nicht  nur  SchauspielergeseUschaften 
oder  einzelne  Schauspieler  aufnehmen ,  —  sondern  auch  ohne  Unterlass  noch 
vielen  auswärtigen  Individuen,  welche  zu  ihrem  Erwerb  eine  fortwährend  umher- 
ziehende Lebensweise  führen,  als  Musikanten,  Orgeldreher,  Taschenspieler,  Seil- 
tänzer, Marionettenspieler,  Aequilibristen,  Tierführer,  Kesselflicker,  Scheren- 
schleifer etc.  diese  Gefährdimg  der  öffentlichen  Sicherheit  und  grosse  Belästigung 
der  Einwohner  zuzulassen. 

In  der  G.O.  von  1847  heisst  es  dann  §  247:  Der  Betrieb  eines  Handels 
oder  sonstigen  Gewerbes  im  Umherziehen  (Hausieren)  ist  nur  .  .  .  mit  besonderer 
Erlaubnis  gestattet.  §  268.  Personen,  welche  behufs  Schaustellungen  von  Gegen- 
ständen oder  Leistungen  umherreisen  (Schauspielergesellschaften,  Kunstreiter, 
Seiltänzer,  Taschenspieler,  Musikanten  u.  s.  w.)  bedürfen  .  .  .  Erlaubnis. 

*)  S.  vorige  Note. 

^  S.  z.  B.  bez.  Preussens  und  Württembergs  die  oben  angeführten  Stellen; 
in  Hannover  gehörte  der  Aufkauf  nicht  zum  Hausieren  (G.O.  §  238). 

')  Ich  komme  übrigens  auf  die  Handelsreisenden  bei  der  Besteuerung  noch 
zurück;  auch  über  die  damals  ziemlich  allgemein  wahrzunehmende  principiell 
strengere  Behandlung  der  Fremden  wird  dort  noch  einiges  beizufügen  sein. 
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In  der  zweiten  oben  angedeuteten  Beziehung  ist  hervorzuheben, 
dass  Württemberg  und  Preussen  von  Anfang  an  den  Gewerbebetrieb 
ausserhalb  des  Wohnorts  von  Ort  zu  Ort  als  Kriterium  des  Umher- 
ziehens bez.  Wanderns  ansahen  ^).  Diese  Abgrenzung  des  Hausier- 
handels bez.  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  ist  für  das  deutsche 
Gewerberecht  im  allgemeinen  massgebend  geblieben  und  hat  auch 
die  neueren  Hausiersteuergesetze  wesentlich  beeinflusst.  Die  Begriffs- 
bestimmung unterscheidet  sich  von  der  bayerischen  (und  österreichi- 
schen), zu  der  auch  Württemberg  1851  wieder  zurückgekehrt  ist, 
indem  letztere  das  Umhertragen  bez.  Umhergehen  in  den  Häusern, 
ohne  Unterschied  ob  es  ausser  oder  an  dem  Wohnorte  geschieht, 
als  wesentliches  Merkmal  des  Hausierens  ansieht.  Auch  für  letztere 
Art  war  übrigens,  wie  beiläufig  bemerkt  werden  mag,  in  Preussen 
schon  im  Jahre  1824  die  polizeiliche  Gestattung  vorgesehen,  eine 
Bestimmung,  zu  der  erst  die  Novelle  von  1883  wieder  zurück- 
gekehrt ist. 

Schliesslich  sei  noch  erwähnt,  dass  sich  schon  in  dieser  Zeit- 
periode in  Württemberg  und  Preussen  Spuren  der  besonderen  Berück- 
sichtigung der  später  zu  so  trauriger  Berühmtheit  gelangten  Wander- 
lager vorfinden^). 

b)  Die  Besteuerung. 

Konnten  wir  in  Bezug  auf  die  Gewerbepolizei  im  allgemeinen 
einen  ziemlich  gleichartigen  Charakter  der  Gesetzgebung  auf  dem 
ganzen  Gebiete  des  heutigen  Deutschen  Reichs  konstatieren,  so  ist 
das  gerade  Gegenteil  bezüglich  des  Steuerwesens  der  Fall,  so  dass 
es  hier  unvermeidlich  sein  wird,  die  Gestaltung  in  den  einzelnen 
Reichsteilen  getrennt  darzustellen,  weil  sonst  der  Zusammenhang  in 
dem  Gewirre  von  mehr  als  einem  halben  Dutzend  verschiedener 
Steuersysteme  nicht  hergestellt  werden  könnte. 


*)  S.  oben  S,  102,  Note  2  angeführten  Stellen. 

'^)  Württ.  G.O.  1836,  Art.  136.  Die  Unterhaltung  von  Warenniederlagen 
ausserhalb  des  Wohnorts  in  Wirts-  oder  Privathäusern  ist  dem  Hausierer  ohne 
ortspolizeiliche  Erlaubnis  verboten. 

Preussen,  Haus.- Reg.  §  2.  Wer  Waren  ohne  Bestellung  an  einen  oder 
mehrere  Orte  ausser  seinem  Wohnort  bringt  oder  versendet,  um  selbe  daselbst 
ausser  der  Marktzeit  selbst  zu  verkaufen  oder  durch  andere  für  seine  Rechnung 
verkaufen  oder  öffentlich  versteigern  zu  lassen,  bedarf  dazu  eines  Gewerbescheins. 
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1.  Preussen.  Die  Gewerbebesteuerung  Preussens  sollte  nach 
dem  Edikte  vom  2.  November  1810  ganz  allgemein  auf  Grund  der 
für  den  Gewerbebetrieb  auszustellenden  Gewerbescheine  erfolgen. 
Diese  Legitimation  durch  den  Gewerbeschein  sollte  zugleich  die  einzige 
formelle  Beschränkung  des  Gewerbebetriebs  überhaupt  darstellen. 
Von  diesem  Princip  wurde  schon  in  dem  Gesetz  von  1811  insofern 
abgewichen,  als  für  die  im  Umherziehen  betriebenen  Gewerbe  der 
Gewerbeschein  nur  auf  Grund  einer  behördlichen  Genehmigung  erteilt 
werden  sollte. 

Das  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820  (G.S.  S.  147)  Hess  die 
Funktion  des  Gewerbescheines  als  Legitimation  im  allgemeinen  fallen, 
imd  damit  auch  die  Ausstellimg  von  Gewerbescheinen  überhailj)t.  Nur 
für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen,  dem  auch  die  Handels- 
reisenden beigezählt  werden,  wurde  der  Gewerbesteuerschein  ^)  beibe- 
halten (§  70  Gesetz  vom  30.  Mai  1820).  An  diesen  zunächst  formell 
finanziellen  Unterschied  schliessen  sich  nun  alle  späteren  Bestimmungen 
über  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  an,  so  vor  allem  das  öfter  ge- 
nannte Hausierregulativ  vom  28.  Juh  1824  ^).  Die  ganze  Verordnung 
beschäftigt  sich  damit,  zu  entscheiden,  welche  Gewerbetreibende  einen 
Gewerbeschein  haben  müssen,  unter  welchen  Bedingungen  er  erteilt 
werden  darf  u.  s.  w.  Es  ist  in  formeller  Beziehung  eine  voll- 
ständige Verquickung  der  gewerbepolizeihchen  und  finanziellen  Mo- 
mente^). Die  ersteren  haben  wir  hervorgehoben,  die  letzteren  sind 
nunmehr  zu  besprechen. 

Die  preussische  Gewerbesteuer,  die  ja  im  wesentlichen  noch 
heute  besteht,  unterscheidet  eine  Reihe  von  Gewerbszweigen,  unter 
denen  imter  L.  diejenigen  Gewerbe,  die  im  Umherziehen  betrieben 
werden,  vorkommen.     Die  Verteilung  der  Steuer   findet  regelmässig 


')  Das  Hausierregulativ  nennt  in  §  8  den  Gewerbeschein  die  Eonzession 
zu  einem  Gewerbe,  welches  im  Umherziehen  betrieben  wird. 

^)  Allerhöchste  Sanktion  vom  28.  April  1824  den  Hausierhandel  und  die 
Gewerbe,  welche  im  Umherziehen  betrieben  werden,  betreffend,  G.S.,  S.  125. 

')  Aehnlich  auch  schon  im  Ges.  von  1820,  §  21  bis  23.  —  Personen,  die  von 
Ort  zu  Ort  umherreisen,  um  Warenbestellungen  zu  suchen,  müssen  mit  einem 
Gewerbeschein  versehen  sein,  dagegen  bedürfen  diejenigen,  die  ein  offenes  Ge- 
werbe betreiben  und  zu  dessen  Behuf  umherreisen,  bloss  um  die  Materialien 
zu  ihrer  eigenen  Fabrikation  aufzukaufen,  keinen  Gewerbeschein,  sondern  nur 
einer  ortspolizeüichen  Legitimation.  —  §  23.  Sie  sind  verpflichtet,  sich  vor  dem 
Anfang  ihres  Geschäftes  bei  der  Kommunalbehörde  des  Ort«s  zu  melden.  Vgl. 
auch  oben  Note  1. 
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in  der  Weise  statt,  dass  unter  Unterscheidung  von  vier  Ortsklassen 
für  jedes  Gewerbe  ein  Durchschnittssatz  und  ein  Minimalsatz  fest- 
gesetzt ist.  Zunächst  wird  die  Steuerschuldigkeit  des  Bezirks  durch 
Multiplikation  der  Anzahl  der  steuerpflichtigen  Gewerbe  mit  dem 
Durchschnitt  (Mittelsatz)  festgestellt,  und  hernach  folgt  die  Verteilung 
an  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  nach  Massgabe  ihrer  Steuerfähigkeit 
in  der  Weise,  dass  keiner  unter  dem  Minimalsatz  besteuert  werden 
darf,  und  die  Gesamtsumme  das  ermittelte  Sollaufkommen  stets 
decken  muss.  In  demselben  Masse,  als  einzelne  Steuerträger  unter 
den  Mittelsatz  erleichtert  werden,  müssen  andere  höhere  Steuer- 
leistungen auf  sich  nehmen.  Diese  Unterausteilung  erfolgt  bei  einigen 
GewerbÄ:lassen  durch  die  bekannte  Steuergesellschaft,  bei  anderen 
im  amtlichen  Wege ;  die  Steuer  wird  monatlich  vorhinein .  entrichtet. 

Es  ist  klar,  dass  dieses  Steuersystem,  von  welchem  übrigens 
gleich  ursprünglich  bezüglich  der  Brennereien,  der  Schiffahrt,  des 
Fracht-  und  Lohnfuhr-  und  Pferdeverleihergewerbes,  Ausnahmen  ge- 
macht waren,  auf  die  umherziehenden  Betriebe  ganz  unanwendbar 
war.  Man  hatte  keine  bestimmte  Anzahl  im  Bezirk,  keine  einiger- 
massen  sicher  zu  stellende  Durchschnittsgrösse.  Das  Gewerbesteuer- 
gesetz normiert  daher  für  den  Gewerbebetrieb  i.  U.  die  einfache 
amtliche  Bemessung,  nach  wenigen  ohne  Unterscheidung  von 
Ortsklassen  willkürlich  aufgestellten  Steuersätzen  und  Vorauszahlung 
der   ganzen  Jahressteuer  bei  Lösung   des    Gewerbescheines    (§  34  b). 

Es  ist  schon  hier  hervorzuheben,  dass  wir  in  dem  Wegfall  der 
Ortsklassen  und  in  der  Vorauszahlung  der  Steuern  für  einen  grösseren 
Zeitraum  zwei  Momente  vor  uns  haben,  die  für  die  Behandlung  des 
Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  als  nahezu  typische  ^)  bezeichnet 
werden  können,  wohl  auch  zwei  Momente,  die  rein  auf  finanztechnische 
Gründe  zurückzuführen  sind. 

Die  Steuerskala  war  sehr  roh,  indem  sie  als  Regel  ohne  Unter- 
schied den  Satz  von  12  Thalern  aufstellte  und  nur  für  besonders 
begünstigte  Gewerbe  die  Sätze  von  2 — 4  Thaler  zuliess,  dann  nämlich, 
wenn  nach  Ermessen  der  Regierung  ein  örtlicher  Nutzen  des  Gewerbes 
angenommen  werden  konnte^). 


^)  Ein  Beispiel  einer  Ausnahme  von  dieser  Regel  findet  sich  in  Bayern, 
siehe  unten. 

^)  Höchst  verwirrend  ist  die  der  Regierung  in  gewissen  Fällen  erteilte 
Erlaubnis,    steuerfreie  Gewerbescheine  auszustellen.     Soviel  ich  erheben  konnte, 
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Die  Volkugsvorschriften  ')  erörtern  dann  in  ausführlichster  Weise 
unter  welchen  Voraussetzungen  die  einzelnen  Sätze  in  Anwendung 
zu  bringen  sind ;  hierbei  ist  insbesondere  zu  erwähnen ,  dass  Aus- 
länder auf  einen  ermässigten  Satz  niemals  Anspruch  haben,  femer, 
dass  wenn  die  Gültigkeit  eines  Gewerbescheines  auf  einen  anderen 
Regierungsbezirk  ausgedehnt  werden  soll,  eine  Nachzahlung  erfolgen 
muss,  sofern  nicht  schon  ursprünglich  der  Satz  von  12  Thalem  ent- 
richtet wurde  ^). 

Dieser  Normalsatz  von  12  Thalem  ist  für  die  grosse  Mehrzahl 
der  Hausierer  als  ein  sehr  hoher  zu  bezeichnen,  der  z.  B.  den  Mittel- 
satz für  Handwerker  und  kleine  Kaufleute  der  I.  Ortsklasse  mit  je 
8  Thalem  um  die  Hälfte  übersteigt  und  der  Steuer  für  Schiffer  mit 
36  Last  Tragfähigkeit  ihrer  Schiffe,  für  Fuhrleute  mit  zwölf  Pferden 
gleichkommt.  Nimmt  man  dazu  die  Erschwerung  durch  die  Voraus- 
bezahlung, sowie  den  Umstand,  dass  die  Hausierer,  wie  alle  anderen 
Staatsbürger  der  Klassen-  und  Einkommensteuer  unterliegen,  so  muss 
die  durchschnittliche  Belastung  des  Wanderbetriebs  im  Verhältnis 
zum  stehenden  Gewerbe  als  eine  nicht  unbeträchtlich  höhere  be- 
zeichnet werden;  allerdings  hat  es  den  Anschein,  als  ob  in  der 
Praxis  von  den  als  Ausnahmen  gedachten  milderen  Steuersätzen  ein 
miverhältnismässig  häufiger  Gebrauch  gemacht  worden  wäre.  Diese 
Grundsätze  erfuhren  im  wesentlichen  auch  durch  die  Gewerbesteuer- 
noveUe  von  1861')  keine  Aenderung;  nur  tritt  an  die  Stelle  des 
Satzes  von  12  Thaler  der  von  16  Thaler  wieder  mit  zahlreichen 
günstigeren,  nunmehr  regelmässig  anzuwendenden  Sätzen  von  2  bis  4 
bis  8  Thalem  u.  s.  w.  Die  Benachteiligung  der  Ausländer  wird 
aufgehoben  und  an  Stelle  derselben  eine  strengere  gewerbspolizeiliche 
Behandlung  derselben  gesetzt. 

Der  preussischen  Gesetzgebung  am  nächsten  steht  die  in  vieler 
Beziehung  besonders  interessante  sächsische,  welche  im  Jahre  1834 
unter  Abschaffung  der  noch  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  herrührenden 
Personensteuer  und  Quatemberbeiträge  eine  „Gewerbe-  imd  Personal- 


bezieht sich  dies  namentlich  auf  die  ausgedienten  Soldaten,  Invaliden  u.  s.  w. 
erteilten  Ermächtigungen  zum  Umherziehen  mit  Drehorgeln  u.  s.  f. 

»)  Cirkularerlass  vom  2.  Mai  1821,  31.  Dez.  1836,  4.  Dez.  1836,  21.  Sept. 
1838  u.  a. 

^)  Später  aufgehoben. 

*)  Gesetz  vom  19.  Juli  1861  betr.  einige  Abänderungen  des  Gesetzes  wegen 
Entrichtung  der  Gewerbesteuer  (G.S.  S.  697). 
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Steuer"  eingeführt  hat  ^),  Die  Gewerbe  wurden  in  der  üblichen 
Weise  in  Ortsklassen^)  und  nach  der  Art  des  Gewerbes  in  12  Unter- 
abteilungen unterschieden.  Der  Handel  ist  nach  preussischem  Muster, 
nach  Gesamtsummen  und  Mittelsätzen,  die  übrigen  Gewerbe  sind 
nach  bestimmten  Steuersätzen  belegt,  die  in  oft  komplizierter  Weise 
mit  den  äusseren  Betriebsmerkmalen  (Gesellenzahl  und  ähnlichem) 
wechseln.  Die  eigentlichen  Hausierhändler  werden  wie  Kleinhändler 
der  zweiten  Abteilung  besteuert,  ausgenommen  ist  das  Austragen  von 
Semmeln,  anderen  Backwaren,  frischem  Obst  und  gewöhnlichen 
Lebensmitteln  auf  dem  Lande  oder  aus  den  Städten  auf  das  Land. 
Unter  den  umherziehenden  Gewerbetreibenden  werden  Aus- 
länder und  Inländer  wesentlich  verschieden  behandelt.  Während 
erstere  bei  den  einträglicheren  Gewerben  dieser  Kategorie  (Schau- 
spieler, Seiltänzer  u.  dgl.)^)  für  jeden  Verdiensttag  4  Groschen  bis 
2  Thaler,  bei  den  geringsten  Gewerben  (Scherenschleifer,  Kessel- 
flicker und  ähnlichen)  ebenfalls  täglich  6  Pfennige  bis  2  Groschen  zahlen, 
werden  die  Inländer  gleicher  Kategorie  mit  Jahressteuern  von  2  bis 
24  Thalern  bez.  12  Groschen  bis  2  Thalern  ^)  belegt.  AUe  diese  Per- 
sonen brauchen  Gewerbescheine  und  müssen  den  entfallenden  Steuer- 
betrag für  die  angemeldete  Betriebsdauer  vorausbezahlen;  wo  die  Steuer 
nach    Tagen    oder    Wochen    bestimmt    wird,    kann    eine    Stundung 


')  Gewerbe-  und  Personalsteuergesetz  vom  22.  Nov.  1834.     (G.S.  S.  34). 

^)  Gleich  bei  der  Einteilung  findet  sich  die  Hinweisung  auf  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen,  indem  das  Gesetz  unterscheidet  (§  3),  ob  die  Steuer- 
pflichtigen in  grossen,  mittleren  oder  kleinen  Städten  oder  auf  dem  flachen 
Lande,  oder  endlich  im  Umherziehen  in  Städten  und  auf  dem  Lande  das  Ge- 
werbe betreiben. 

^)  §  18.  Ausländische,  mit  Konzession  der  Polizeibehörde  ihr  Gewerbe  im 
Inlande  ausübende  Unternehmer  umherziehender  Schauspieler-,  Seiltänzer-,  Kunst- 
reiter- und  ähnlicher  Gesellschaften,  Aussteller  von  Sehenswürdigkeiten  (Mena- 
gerien, Wachsflguren  u.  dgl.),  umherziehende  Musikgesellschaften,  Taschen- 
spieler u.  s.  w.  entrichten  nach  Ermessen  der  Behörde  mit  Rücksicht  auf  den 
anzunehmenden  Verdienst,  für  jeden  Tag,  mit  Ausschluss  der  Reisetage  und 
solcher  Tage,  an  welchen  keine  Vorstellung,  Ausstellung  etc.  stattfand  — 
4  Groschen  bis  2  Thaler. 

Reisende  Künstler,  welche  öff'entliche  Vorstellungen  ihrer  Kunst  geben, 
bleiben  gewerbesteuerfrei,  wenn  nach  dem  Ermessen  der  Behörde  ein  höheres 
Kunst-  oder  wissenschaftliches  Interesse  bei  denselben  vorwaltet.  Vgl.  auch 
Ges.  vom  24.  Dez.  1845,  §  41,  3. 

*)  Ebenda,  P.  4  und  5. 
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gegen  Sicherstellung  stattfinden  *).  Ausserdem  unterliegt  der  Gewerbe- 
schein einer  Gebühr  von  2  Groschen'). 

Diese  Bestimmungen  wurden  durch  das  Gewerbe-  und  Personal- 
steuergesetz vom  24.  Dezember  1845  nicht  wesentlich  geändert^), 
nur  die  Tarife  wurden  einer  Revision  unterzogen,  der  freien  Ab- 
schätzung ein  grösserer  Spielraum  eingeräumt.  Bezüglich  der  Aus- 
länder wurde  festgesetzt,  dass  sie  die  Steuer  mindestens  auf  3  Monate 
voraus  bezahlen  müssen,  was  dann  durch  Verordnung  vom  23.  April 
1850  auf  6  Monate  verschärft  wurde. 

Bei  aller  formeller  Aehnlichkeit  des  sächsischen  Gewerbesteuer- 
systems mit  dem  preussischen  zeigt  sich  bezüglich  der  Hausierer  ein 
wesentlicher  Unterschied  darin,  dass,  während  Preussen  die  Hausierer 
ohne  Unterschied  der  Nationalität  strenger  behandelt,  als  die  sess- 
haften  Gewerbetreibenden,  Sachsen  die  inländischen  Umherziehenden 
nicht  wesentlich  höher  als  die  Sesshaften  besteuert,  um  so  energischer 
aber  seine  Landeskinder  gegen  die  ausländischen  Wandergewerbe 
schützt. 

Von  den  norddeutschen  Gesetzgebungen  sei  noch  der  hannover- 
schen gedacht. 

In  Hannover  besteht  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  21.  Oktober 
1834  ein  kompliziertes  Ertragssteuersystem,  verbunden  mit  einer 
allgemeinen  nicht  über  50  Thaler  betragenden  Personalsteuer.  Der 
Gewerbebetrieb  überhaupt  unterliegt  der  Gewerbesteuer,  die  durch 
Einschätzung  in  willkürlich  bestimmte  11  Klassen  festgesetzt  wird. 
Diesen  Bestimmungen  unterliegen  auch  die  Hausierer. 

Specialbestimnumgen  für  die  Wandergewerbe  sind,  dass  Hausierer, 
welche  zur  XI.  (niedrigsten)  Klasse  der  Personalsteuer  zählen  sollen, 
wenn  sie  nicht  etwa  Töpfe  oder  dergleichen  Gegenstände  von  geringem 
Werte  auf  dem  Rücken  umhertragen,  zur  Gewerbesteuer  auch  in  der 
IX.  und  X.  Klasse  beschrieben  werden  können  (§  24). 

Das  Gesetz  vom  20.  März  1859,  welches  das  System  im  ganzen 
unverändert  lässt,  nur  die  Steuersätze  etwas  erhöht,  ordnet  an: 

§  43,  dass  Inländer,  deren  Gewerbe  eine  Veränderung  des  Auf- 


')  §  56  1.  c.  Zahlungsverständigving  und  Termine,  die  bei  den  anderen 
Gewerben  vorgeschrieben  sind,  finden  auf  die  Gewerbe  im  Umherziehen  keine 
Anwendung.  Die  Steuer  von  diesen  Gewerben  ist  bei  Lösung  des  Gewerbescheins 
im  voraus  zu  entrichten.    Vgl.  auch  §  4,  Ges.  24.  Dez.  1845. 

2)  Vdg.  25.  Nov.  1835,  §  27. 

')  S.  V.  S.  Note  3  und  4. 
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enthalts  mit  sich  bringt,  verpflichtet  seien,  die  Steuer  für  das  ganze 
Rechenjahr,  oder  wenn  sie  erst  im  Laufe  des  Jahres  das  Gewerbe 
beginnen,  für  den  ganzen  übrigen  Teil  des  Jahres  sofort  zu  ent- 
richten und  den  Gewerbeschein  zu  entnehmen,  Ausländer  aber  stets 
für  das  ganze  Jahr  vorauszuzahlen  haben. 

Wir  gelangen  nun  zu  den  süddeutschen  Staaten,  deren  Gewerbe- 
steuerverhältnisse von  den  norddeutschen  wesentlich  verschieden, 
untereinander  gewisse  Analogien  aufweisen. 

In  Bayern  ist  die  Allgemeinheit  der  Gewerbesteuer  erst  durch 
das  Gesetz  vom  28.  Mai  1852 1)  (Gbl.  S.  329)  eingeführt,  durch  welches 
auch  die  seither  beibehaltene  Unterscheidung  der  Normal-  und  Be- 
triebsanlage unter  Anlehnung  an  die  französische  Unterscheidung  des 
droit  fixe  and  proportionel  festgesetzt  wurde.  Diese  Gewerbesteuer 
umfasst  mit  Ausnahme  der  im  Art.  22  genannten  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, Jagd  und  Fischerei,  und  des  partienweisen  Verkaufs  solcher 
Produkte  durch  den  Produzenten,  dann  des  Bergwerksbetriebs  sämtliche 
Gewerbe,  auch  die  Hausierer.  Besondere  Bestimmungen  für  die  letz- 
teren kommen  mit  Ausnahme  der  notwendigen  Regelung  der  örtlichen 
Kompetenz  der  Bemessungsbehörden  nicht  vor.  In  dem,  bei  der 
Revision  des  Gewerbesteuergesetzes  im  Jahre  1856"^)  im  allgemeinen 
etwas  erhöhten  Tarife,  der  in  mehreren  hundert  Positionen  mit 
minutiöser  Genauigkeit  alle  einzelnen  Gewerbe  bespricht,  findet  sich 
nur  an  wenigen  Punkten  eine  ausdrückliche  Bezugnahme  auf  den 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen.  Die  in  T.  P.  395  specieU  ge- 
nannten „Hausierer"  sollen  mit  der  Hälfte  bis  zu  dem  Ganzen  des 
auf  die  entsprechenden  sesshaften  Detailhändler  entfallenden  Betrags 
belegt   werden  ^).     Für  die  Einteilung  der  Hausierer  in  die  im  Ge- 


')  Nach  dem  bis  dahin  in  Geltung  gewesenen  Gewerbesteuerpatent  vom 
15.  April  1814  waren  laut  §  1  zur  Entrichtung  der  Gewerbesteuer  verpflichtet: 
jede  einzelne  Person,  jede  Gemeinde  oder  Korporation,  welche  das  Recht  besitzt, 
irgend  ein  Gewerbe  an  einem  bestimmten  Orte  mitAusschluss  allerübrigen 
nicht  berechtigten  ausüben  zu  dürfen ;  dagegen  unterliegen  alle  Gewerbe,  deren 
Betrieb  nach  der  Natur  der  Sache  oder  nach  den  bestehenden  Gesetzen  der  freien 
Spekulation  überlassen  sind,  also  auf  keiner  besonderen  und  ausschliessenden 
Bewilligung  beruhen,  wie  z.  B.  Kalk-  und  Ziegelbrennereien,  der  Handel  mit 
Getreide  u.  dgl.  keiner  Gewerbesteuer  (§  2). 

2)  Ges.  vom  1.  Juli  1856  (G.S.  S.  81). 

^)  Andere  Beispiele  T.  P.  415  b.  Landkramhändler  (Kleinkrämer  mit  einigen 
geringen  Artikeln,  auch  herumziehende  Händler  nach  dem  Ges.  von  1852  in  der 
III.  Klasse  Betriebsanlage  45  kr.  bis  3  fl.,    1856  1  bis  3  fl.    -    femer  T.  P.  38 
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setze  unterschiedenen  Ortsklassen  ist  der  Wohnort,  eventuell  jener 
Ort  massgebend,  wo  sie  zu  Anfang  des  Jahres  ihr  Gewerbe  betreiben  ^). 
Eben  dort  unterliegen  sie  auch  der  Kommunalsteuer. 

Die  oben  erwähnte  Bestimmung  über  die  Einteilung  der  Hausierer 
in  die  Ortsklassen  ist  einer  der  wesentlichsten  Punkte,  welcher  1856 
der  Gesetzgebung  den  Vorwurf  einer  besonderen  Begünstigung  der 
Hausierer  zugezogen  hat;  sie  führte  nämlich  dazu,  dass  diese  Per- 
sonen zu  Beginn  des  Jahres  in  ganz  kleinen  Orten  sich  aufhielten, 
und  sobald  die  Veranlagung  vollzogen,  in  grössere  gingen,  wo  sie 
dann  keine  Nachtragssteuer  mehr  zu  entrichten  hatten*). 

Vielfach  eigentümlich  gestaltet  sind  die  Verhältnisse  in  Würt- 
temberg. Die  im  Verwaltungsedikte  V  vom  Jalire  1818  ange- 
kündigte Trennung  der  Gewerbesteuer  von  der  bisherigen  Grundsteuer 
ist  durch  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1821  ^)  provisorisch  eingeführt 
worden.  Das  Gesetz  selbst  besagt  aber  gar  nichts  weiter,  als  dass 
die  Gewerbetreibenden  vom  Kapitalgewinn  und  vom  Arbeitsverdienst 
Steuer  zu  zahlen  haben;  alles  übrige  überlässt  es  der  Instruktion. 
Diese  bereits  im  Jahre  1821  erlassene,  später  öfter,  namentlich  am 
12.  Dezember  1834  wesentlich  revidirte  Instruktion*)  teilt  die  Ge- 
werbetreibenden in  mehrere  Klassen :  Handwerker  und  Kleinhändler, 
Handlungen,  Fabriken  und  Manufakturen,  Mühlen  und  andere  Werke, 
Wirtschaftsgewerbe.  Die  Hausierer  sind,  je  nachdem  ihr  Kapital 
unter  200  Gulden  beträgt  oder  mehr,  unter  die  Kleinhändler  oder 
unter  die  Kaufleute  zu  rechnen.  Bei  einem  Gewerbetreibenden  gilt 
als  Grund,  ihn  in  die  nur  ausnahmsweise  anzuwendende  niedrigste 
Klasse  zu  setzen,  wenn  er  seine  Ware  durch  eigenes  Hausieren  ab- 
zusetzen suchen  muss^). 


Karusselspielbesitzer  116,  117,  Kesselflicker,  Kesselschlager  (herumziehende)  162, 
Mäusefallenmacher,  Käfigmacher  229,  Schaukastenträger  387,  Gipswaren  und 
Gipsfigurenhändler  388,  Glashändler  und  Hausierer  539,  hausierende  Schiffer  560, 
Musikanten  die  gewerbsweise  in  Wirtshäusern  und  bei  Gastereien  spielen. 

*)  Art.  2  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1856. 

^)  In  diesem  Sinne  äussert  sich  der  Motivenbericht  zum  Hausiersteuer- 
gesetzentwurfe  des  J.  1879.  Beilage  zu  den  Kammerverhandlungen  der  U,  Kam- 
mer 1877,  Nr.  202;  dort  heisst  es  auch,  dass  die  Steuersätze  des  Tarifs  von  1856 
den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  begünstigt  zu  haben  scheinen. 

9)  Gesetz  vom  15.  Juli  1821,  R.B.  S.  457. 

*)  Instruktion  zur  Revision  des  Gewerbesteuerkatasters. 

')  §  22,  §  9,  1.  c.  —  Im  Tarif  haben  die  Kleinhändler  und  Hausierer  be- 
sondere Klassen  mit  24  kr.,  36  kr.,  60  kr.,  1  fl.  .30  kr..  2  fl.  24  kr..  3  fl.  36  kr. 
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Die  Steuer  ist  eine  Repartitionssteuer ,  indem  der  Bruchteil, 
welchen  die  Gewerbesteuer  an  dem  Staatserfordemis  zu  bestreiten 
hat,  gesetzlich  bestimmt  ist,  und  die  hiernach  sich  ergebende  Summe 
nach  Massgabe  der  Einschätzungen  unter  die  einzelnen  repartiert 
wird.  Der  Handel  mit  selbstgewonnenen  Erzeugnissen  und  zwar 
rohen  und  verarbeiteten  ist  steuerfrei. 

Um  ein  Bild  von  der  Besteuerung  der  Wandergewerbe  in  Württem- 
berg zu  gewinnen,  ist  es  aber  notwendig,  auf  eine  zweite  Steuer 
Rücksicht  zu  nehmen,  welche  wenigstens  einige  derselben  betrifft. 
Es  ist  die  Accise.  Diese  nach  dem  Wortlaut  des  betreffenden  Ge- 
setzes als  „Auflage  auf  den  inneren  Verkehr  bestimmter  Gegenstände" 
definierte  Abgabe,  die  wiederholt  ^),  zuletzt  1824  neu  geregelt  wurde 
und  die  gesamten  eigentlichen  Verbrauchssteuern  (auf  Bier,  Brannt- 
wein) umfasst,  unterwirft  nämlich  die  Markt-  und  Handelswaren 
ausländischer  Handelsleute,  Theater,  ausgestellte  Seltenheiten  und 
Fahrnisversteigerungen  der  Besteuerung  ^).  Solche  ausländische,  um- 
herziehende Gewerbetreibende  haben  anstatt  der  Gewerbesteuer  für 
jeden  Tag  ihres  Betriebs  Abgaben  von  15  kr.  bis  24  kr.,  Krämer 
je  nachdem  der  Warenvorrat  500  fl.  bezw.  2000  fl.  nicht  erreicht 
oder  übersteigt,  1  fl.,  2  fl.,  4  fl.  zu  entrichten.  Wünschen  solche 
Personen  ihr  Gewerbe  längere  Zeit  fortzusetzen,  so  haben  sie  für 
1  Monat  das  5fache,  für  3  Monate  das  lOfache,  für  6  Monate  das 
20fache,  für  1  Jahr  das  40fache  der  Tagesgebühr  zu  bezahlen.  Ich 
erwähne  diese  Bestimmungen  hier  ausführlicher,  weü  es  von  beson- 
derem Interesse  ist,  in  ihnen  das  Vorbüd  der  in  jüngster  Zeit  für  die 
Besteuerung  der  Wanderlager  üblich  gewordenen  Besteuerungsform 
zu  entdecken.  Ganz  ähnlich  sind  auch  Musikanten  und  Gaukler  aller 
Art  mit  Tagesgebühr  von  20  kr.  bis  2  fl.,  Lotterien,  Glückshafen 
u.  dergl.  mit  täglich  4  fl.  belegt,  wenn  sie  aber  Eintrittsgeld  be- 
ziehen, so  tritt  ein  anderer  Massstab  ein,  nämlich  von  jedem  Gulden 
Erlös  3  kr.,  also  5*^/0  von  der  Bruttoeinnahme. 

Ausserdem  sind  noch  die  nicht  unerheblichen  Gebühren  für  die 


—  Für  Handlungen  gilt  ein  komplizierter  Tarif  mit  XV  Klassen  und  je  3  Unter- 
abteilungen. 

1)  Alte  Accisordnung  1808,  Revisionen  16.  Sept.  1816,  7.  Aug.  1818, 
29.  Juni  1821,  letzte  Redaktion  Ges.  vom  18.  Juli  1824  (R.B.  S.  499—511). 

^)  Der  Accise  sind  ausserdem  unterworfen:  Wein  und  Getränke,  Schlacht- 
vieh und  Fleisch,  Holz,  vermischte  Artikel,  Veräusserungen  von  Gütern,  Ge- 
fällen u.  8.  w. 
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Ausfertigung  der  Hausierscheine  etc.  zu  erwähnen  ').  Endlich  sind 
laut  Erlasses  vom  27.  Mai  1827  alle  Gewerbetreibende  auch  zum 
Beitrage  für  die  Kommunallasten  verpflichtet. 

Ganz  ähnlich  wie  in  Württemberg  finden  wir  in  Baden  schon 
in  der  Verordnung  vom  21.  September  1815  (R.B.  S.  103)  specieU 
die  Ausländer  belastet,  indem  dieselben  regelmässig  fOr  die  Hausier- 
scheine so  viel  an  täglicher  Steuer  entrichten  müssen,  als  die  Inländer 
an  Ausfertigungsgebühren  zu  zahlen  haben  (12 — 24  kr.)  *). 

Das  Gewerbesteuergesetz  vom  6.  (22.)  April  1815  (R.B.  21) 
führt  die  bekannte  Einschätzung  nach  Steuerkapitalien  ein  und  ordnet 
an,  dass  die  Gewerbesteuerkapitalien  eben  so  hoch  besteuert  werden 
sollen  wie  die  Grund-  und  Häuserkapitaüen.  Die  Besteuerung  unter- 
scheidet den  persönlichen  Verdienst  und  den  Ertrag  des  Betriebs- 
kapitals. Beide  werden  auf  Grund  von  Deklarationen  der  Steuer- 
pflichtigen zu  einem  gewissen  Steuerkapital  eingeschätzt.  Abstufungen 
finden  statt  nach  Orten  und  Betriebsarten.  Ueber  Hausierer  kommen 
keine  besonderen  Bestimmungen  vor,  nur  §  15  besagt:  Gewerbe  und 
Handel  müssen  in  dem  Orte,  wo  sie  betrieben  werden,  oder  wenn 
sie  sich  auf  keine  Lokalität  besonders  beschränken,  da,  wo  der  Ge- 
werbe- oder  Handeltreibende  seinen  gewöhnlichen  Wohnsitz  hat,  in 
Anlage  kommen.  Das  Gewerbegesetz  vom  23.  März  1854  (R.B. 
S.  33)  mit  der  dazu  gehörigen  Verordnung  vom  16.  November  1854 
(R.B.  S.  163)  bezüglich  des  Hausierhandels  der  Ausländer  bringt 
keine  neuen  Verfügungen. 

Aus  der  vorangegangenen  Darstellung  ergibt  sich,  dass  es  kaum 
möglich  ist,  den  Charakter  der  Hausiergesetzgebung  in  dem  damaligen 


^)  Nach  Art.  5  des  Sporteiges,  vom  23.  Juni  1828,  bezw.  §  9  und  22  der 
Verf.  vom  5.  April  1851  wird  nämlich  für  die  Erteilung  oder  Erneuerung  des 
Patentes  zum  Hausierhandel  neben  Auslagen  für  die  AnschaflFung  des  eingebun- 
denen Formulars  eine  Sportel  angesetzt,  welche  je  nach  der  Einträglichkeit,  dem 
Umfange  und  der  Dauer  des  Handels  1 — 15  fl.  zu  betragen  und  wobei  bis  3  fl. 
je  um  1  fl.,  von  da  an  aber  um  je  3  fl.  aufzusteigen  ist.  Für  die  Erteilung 
eines  Patentes  zu  einem  anderen  herumziehenden  Gewerbe  beträgt  die  zu  er- 
hebende Sportel  auf  das  Jahr  15  kr.,  für  ein  Patent  zimi  Lumpensammeln  2  fl. 

Von  Schaustellungen  imd  anderen  sinnlichen  Darstellungen  für  Auge  und 
Ohr  ist  für  die  Erlaubnis,  Kunstwerke  und  Seltenheiten  gegen  Bezahlung  zur 
Schau  zu  stellen,  bis  auf  eine  Dauer  von  3  Tagen  für  je  einen  Tag  1  fl.  30  kr., 
für  längere  Zeit  10  fl.  zu  entrichten.  Schauspieler  haben  für  je  einen  Monat 
8  fl..  für  weniger  als  einen  Monat  3  fl.  zu  entrichten. 

^)  Vdg.  21.  Sept.  1815,  §  10. 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  U3  g 
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Zeitraum  in  einem  einheitlichen  Bilde  zu  erfassen.  In  jedem  Lande 
andere  Gesichtspunkte,  andere  Unterscheidungen.  Nur  wenige  all- 
gemeine Sätze  sind  es,  die  sich  als  Resultat  der  mühsamen  Unter- 
suchung aufstellen  lassen.  Eine  zielbewusste,  gewerhspolitische  Be- 
steuerung des  Hausierwesens  lässt  sich  im  allgemeinen  nicht  konsta- 
tieren; dagegen  ist  in  der  Behandlung  der  ausländischen  Hausierer 
eine  mit  dem  Protektionssystem  zusammenhängende  grössere  Strenge, 
vielfach,  nämlich  in  Sachsen  und  in  den  süddeutschen  Staaten  mit 
Ausnahme  Bayerns  zu  beobachten.  Im  allgemeinen  zeigen,  davon 
abgesehen,  die  Gesetzgebungen  nur  das  Bestreben,  sich  mit  den 
technischen  Schwierigkeiten  der  direkten  Besteuerung  der  Wander- 
gewerbe abzufinden.  Nur  in  Preussen  und  Hannover  sind  Anhalts- 
punkte dafür  vorhanden,  dass  man  die  Hausierer  auch  höher  belasten 
wollte  als  die  sesshafben  Gewerbetreibenden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  spätere  Erwerbung  Elsass  -  Lothringens  durch  das 
Deutsche  Reich  sei  hier  noch  in  Kürze  der  dortigen  Verhältnisse  gedacht.  In 
Frankreich  galt  damals  auf  Grund  des  Ges.  vom  17.  März  1791  völlige  Gewerbe- 
freiheit und  als  Grundlage  der  Besteuerung  die  am  22.  Okt.  1791  eingeführte 
Patentsteuer  mit  ihren  Redaktionen  vom  25.  April  1844  und  18.  Mai  1850 
(Bull,  du  lois  IX,  11,262).  Die  Grundzüge  der  Patentsteuer  darf  ich  wohl  als 
bekannt  voraussetzen  und  mich  demnach  darauf  beschränken,  die  Eigentümlich- 
keiten der  Besteuerung  der  Hausierer  zu  besprechen.  In  dieser  Beziehung  ist 
zunächst  hervorzuheben,  dass  die  Hausierer  ohne  Rücksicht  auf  den  Betriebsort 
besteuert  werden.  Das  droit  fixe  ist  nach  Tab.  C  für  Hausierer,  welche  Wagen 
benützen,  von  40 — 120  Fr.  abgestuft,  wenn  sie  bloss  Lasttiere  benützen  15  Fr., 
wenn  sie  die  Ware  selbst  tragen  8  Fr.  Für  Hausierer  mit  Besen,  Sieben,  Schleif- 
steinen, irdenen  Geschirren  und  Korbwaren  gelten  die  halben  Sätze.  Umher- 
ziehende Händler  mit  Töpferwaren  zahlen  30—100  Fr.,  Theater  V^  des  Er- 
trags einer  Vorstellung,  wenn  täglich  gespielt  wird,  ^/a  wenn  nicht  täglich 
gespielt  wird,  die  Truppe  aber  im  Orte  bleibt,  50  Fr.  wenn  die  Truppe  nicht 
4  Monate  lang  an  einem  Orte  bleibt.  Als  droit  proportionel ,  welches  regel- 
mässig V20  des  Mietwerts  der  Lokalität  event.  der  Wohnung  ausmacht,  ist  für 
Hausierer  ^jis  dieses  Wertes  festgesetzt,  der  nötigenfalls  durch  Abschätzung  zu 
ermitteln  ist. 

Von  der  Besteuerung  überhaupt  ausgenommen  sind  Personen,  die  im  Umher- 
ziehen in  Strassen,  an  Verkehrsstellen  und  auf  Marktplätzen  Blumen,  Zünd- 
schwämme, Besen,  Statuen  und  Gipsfiguren,  oder  auch  Gemüse,  Fische,  Butter, 
Eier,  Käse  und  ähnliche  Lebensmittel  verkaufen,  desgleichen  umherziehende 
Scherenschleifer  und  Lumpensammler. 

Während  die  Steuer  regelmässig  in  12  Monatsraten  gezahlt  wird,  haben 
auswärtige  Kaufleute,  Hausierer,  Direktoren  herumziehender  Gesellschaften,  nicht 
sesshafte  Unternehmer  öffentlicher  Belustigungen  und  Spiele,  sowie  alle  anderen 
Steuerpflichtigen,  deren  Gewerbe  nicht  in  einer  festen  Wohnung  betrieben  wird, 

lU 


J 


Zur  Geschichte  der  Hausiersteuern  im  Deutschen  Reiche.  115 

den   gesamten  Betrag   ihrer  Veranlagung   im  Augenblicke   der  Aushändigung 
des  (für  diese  Kategorie  vorgeschriebenen)  Gewerbescheins  zu  entrichten  *). 


Ich  habe  nun  noch  der  Behandlung  der  Handelsreisenden  in 
Bezug  auf  die  Abgaben  zu  gedenken.  In  Preussen  verordnet  Art.  155 
des  Ed.  V.  1811,  dass  Ausländer,  welche  Jahr-  und  Wochenmärkte 
besuchen,  um  daselbst  Waren  zu  verkaufen  oder  Bestellungen  auf 
Waren  zu  suchen,  einen  Gewerbeschein  lösen  müssen,  der  aber,  wie 
der  folgende  Art.  156  besagt,  nur  auf  ein  Vierteljahr  lauten  darf, 
sofern  die  Geschäfte  des  Auslandes  im  Lande  innerhalb  dieses  Ter- 
mins beendet  sind.  Das  Regul.  1824  erklärt  in  §  5,  zum  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen  gehöre  auch  da.s  Geschäft  derjenigen 
Personen,  welche  im  Lande  umherreisen,  um  in  Privathäusem  und 
Gasthöfen  oder  auf  oflFener  Strasse  Waren  irgend  einer  Art  zum 
Wiederverkauf  zu  erstehen  oder  um  Warenbestellungen  zu  suchen. 
Auch  diese  Personen  bedürfen  daher  des  Gewerbesteuerscheins.  Eine 
Allerh.  Kab.-Ordre  vom  11.  Juni  1826  ordnet  dann  an,  dass  ein  Ge- 
werbeschein für  Handelsreisende  für  die  ganze  Monarchie  gilt.  Eine 
fernere  Verordnung  vom  12.  Februar  1831  befreit  die  Kaufleute  und 
Fabrikanten  von  einer  besonderen  Gewerbesteuer  für  ihre  Reisenden, 
was  eine  Ordre  vom  8.  Dezember  1843  jedoch  dahin  einschränkt,  dass 
die  Bestellungen  nur  bei  Gewerbetreibenden  gemacht  werden  dürfen; 
nur  für  Weinreisende  besteht  eine  Ausnahme. 

In  Hannover  ist  an  Stelle  des  Verbotes  von  1814  die  Bestimmung 
des  §  35  des  Gesetzes  vom  21.  Oktober  1834  die  pers.  dir.  St.  betr. 
getreten,  nach  welcher  Reisende  auswärtiger  Wein-,  kleiner  Manu- 
faktur- und  Seidenhandlungen  nach  Umfang  des  Geschäftes  eine  Steuer 
von  30 — 150  Thlr.,  Reisende  anderer  Fabriken  ohne  Unterschied  auf 
den  Gewerbeertrag  30  Thlr.  zu  bezahlen  haben.  Diese  Bestimmung 
wird  im  Gesetz  vom  20.  März  1859  mit  der  Modifikation  wiederholt, 


')  In  einem  Berichte  des  Abg.  Blum  über  den  Reformentwurf  der  badischen 
Crwerbst^uer  1876,  4.  Beilagenheft,  S.  819,  kommt  die  Bemerkung  vor,  dass  zur 
Beurteüung  der  Belastung  der  franz.  Gewerbesteuer  auch  auf  das  Enregistrement 
Rücksicht  genommen  werden  müsse,  welches  z.  B.  im  Elsass  %  aller  direkten 
Steuern  ausmache  und  die  Gewerbe  erheblich  treflFe.  Soweit  ich  die  Gesetze 
über  das  Enregistrement  kenne,  halte  ich  mich  zu  der  Vermutung  berechtigt, 
dass  das  Enregistrement  viel  mehr  die  stehenden  Gewerbe  trifft  als  die  umher- 
ziehenden, die  ja  mit  zu  registrierenden  Urkunden  verhältnismässig  selten  zu 
thun  haben  dürften. 
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dass  Handlungsreisende  die  Steuer  von  30  Tlilr.  für  jedes  Handlungs- 
haus oder  jede  Fabrik  oder  jedes  sonstige  nach  dem  vorstehenden 
steuerpflichtige  Gewerbe  besonders  zu  bezalilen  haben. 

In  Sachsen  haben  Personen,  welche  für  ausländische  Häuser 
oder  Fabriken  ausländische  Waren  im  Inlande  verkaufen  oder  Be- 
stellungen darauf  einsammeln  und  diese  Geschäfte  nicht  ausschliesslich 
auf  inländischen  Messen  betreiben,  die  Gewerbesteuer  für  3  Monate 
mit  12  Thlr.  und  bei  einem  längeren  Aufenthalte  für  je  3  Monate 
12  Thlr.  zu  bezahlen  (Ges.  22.  Nov.  1834,  §  18.  1). 

In  Bayern  (Ges.  1852,  Art.  12.  24)  werden  inländische  Handels- 
reisende für  die  Bemessung  der  Betriebsanlage  als  Gehilfen  gerechnet. 
Ausländische  Kaufleute,  sofern  sie  durch  Handelsreisende  Geschäfte 
machen,  sind  nur  dann  erwerbsteuerpflichtig,  wenn  der  auswärtige 
Staat  im  gleichen  Falle  eine  Steuer  verlangt. 

In  Württemberg  haben  Handelsreisende  15  fl.  Accise  zu  be- 
zahlen. Sofern  sie  sich  mit  in  den  Zunftgesetzen  unterworfenen  Fa- 
brikaten und  Waren  beschäftigen,  dürfen  sie  nur  bei  Kaufleuten,  und 
bei  Fabrikanten  und  Handwerkern  nur  in  Bezug  auf  die  für  ihr  Ge- 
werbe erforderlichen  Gegenstände  Bestellungen  suchen;  jede  Ueber- 
schreitung  dieser  Schranken  macht  sie  zu  (unbefugten)  Hausierern. 
In  Baden  haben  Handelsreisende  nach  einer  Verordnung  vom  Jahre 
1825  ein  Patent  gegen  Erlag  von  11  fl.  zu  lösen.  Diese  Bestimmungen 
haben  zum  grössten  Teil  ihre  Bedeutung  durch  den  Eintritt  der  ein- 
zelnen Länder  in  den  Zollverein  verloren,  da  von  diesem  Zeitpunkt 
an  die  Handlungsreisenden  der  Zollvereinsstaaten  steuerfrei  zugelassen 
werden  mussten.  Daran  schlössen  sich  dann  die  Meistbegünstigungs- 
verträge mit  Oesterreich,  Frankreich  etc.,  so  dass  die  Besteuerung  der 
Handelsreisenden  dann  nur  mehr  die  Ausnahme  bildet,  üebrig  ge- 
blieben ist  nur  die  Beschränkung  ihrer  Besuche  auf  Kauf  leute,  auf  die 
Vertretung  einer  einzigen  Firma  etc.  Dies  sind  aber  als  rein  gewerbe- 
polizeiliche Bestimmungen  nicht  Gegenstände  dieser  Erörterung. 

II.    Von  dem   Beginn  der  liberalen  Gesetzgebungen  bis  zur 

Gegenwart. 

a)  Gewerbepolizeiliche  Verhältnisse. 

Mit  Ausnahme  von  Preussen  und  Hannover,  dann  Mecklenburg- 
Strelitz  und  der  Städte  Hamburg  und  Bremen  hat  in  allen  deutschen 
Territorien    im    Laufe    der    sechziger    Jahre    eine    neue    gesetzhche 
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Regelung  des  Gewerbewesens  stattgefunden  *).  Preussen  ist  bis  zur 
Einführung  der  Reichsgewerbeordnung  bei  derG.O.  von  1845,  Hannover 
bei  der  Gewerbeordnung  von  1847  geblieben.  . 

Es  soll  nun  versucht  werden,  den  Zustand,  der  durch  die  be- 
zeichneten Gesetzgebungen  geschaffen  wurde,  soweit  er  das  Hausier- 
wesen angeht,  wenigstens  bezüglich  der  grösseren  Territorien,  zu 
skizzieren. 

Die  sächsische  Gesetzgebung  vom  15.  Oktober  1861,  die  prin- 
cipiell  die  Gewerbefreiheit  einführte,  bleibt  bezüghch  des  Hausier- 
wesens bei  einem  strengen  Konzessionssystem  stehen.  Der  §  11 
schränkt  zwar  den  Begriff  des  Hausierhandels  etwas  ein  ^),  doch  haben 
diese  Bestimmungen  nicht  eine  wesenthche  Erweitenmg  der  Hausier- 
befugnis im  Gefolge;  §  12  bestimmt  aber,  dass  „die  Gewerbe,  zu 
deren  Betrieb  im  Umherziehen  überhaupt  Erlaubnis  erteilt,  die 
Waren,  mit  denen  der  Hausierhandel  gestattet  werden  darf,"  ...  im 
Verordnungswege  bekannt  gegeben  werden.  Der  Grundgedanke  ist 
daher  noch  immer  das  principielle  Verbot,  von  welchem  durch 
specielle  Erlaubnis  Ausnahmen  gestattet  werden.  Da  auch  die  bezüg- 
liche   Verordnung    vom    selben    Tage    diese    Voraussetzungen    enge 


')  Sachsen,  G.G.  vom  15.  Okt.  1861,  G.S.  S.  187,  Nr.  94,  dann  23.  Juni  1868, 
G.B.  91. 

Grossherzogtom  Sachsen,  G.O.  30.  April  1863. 

Mecklenburg-Schwerin,  G.St.Vdg.  16.  und  28.  Dez.  1869. 

Oldenburg,  11.  Juli  1861. 

Lauenburg,  26.  Juli  1867. 

Hessen,  Hausierodg.  6.  Nov.  1846,  G.St.Vdg.  24.  Dez.  1860. 

Braunschweig,  G.G.  31.  Aug.  1864. 

Sachsen-Meiningen,  G.G.  16.  Juni  1862. 

Sachsen- Altenburg,  G.O.  31.  Mai  1868. 

Sachsen-Coburg,  26.  Juni  1863. 

Anhalt,  29.  März  1855,   Vdg.  6.  Sept.  1862. 

Baden,  20.  Sept.  1862. 

Württemberg,  12.  Febr.  1862. 

Bayern,  30.  Januar  1868. 
^)  Als  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ist  nicht  anzasehen:  1)  Die  Aus- 
führung von  Gewerbsarbeiten  bei  ihren  Kunden.  2)  Das  Anbieten  von  Leistungen. 
3)  Das  Herumtragen  von  Erzeugnissen  der  Landwirtschaft,  des  Waldbaus,  des 
Grartenbaus,  der  Viehzucht,  der  Jagd  and  der  Fischerei,  von  Viktualien,  Brenn- 
materialien und  gewissen  im  Verordnungswege  festzusetzenden  Verbrauchs- 
gegenständen. 4)  Der  Einkauf  inländischer  Ei-zeugnisse  und  das  Sammeln  von 
Bestellungen. 


1  1  Q  Kobert  Meyer, 

begrenzt  ^),  so  kann  man  diese  Gesetzgebung  bezüglich  des  Hausier- 
handels noch  durchaus  nicht  als  eine  liberale  Erleichterung  auf- 
fassen. 

Etwas  modifiziert  sind  diese  Bestimmungen  durch  das  Gewerbe- 
gesetz vom  23.  Juni  1868  (R.B.  91),  welches  im  §  77  sich  darauf 
bescliränkt,  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  den  Hausier- 
handel ohne-  weitere  beschränkenden  Voraussetzungen  von  der  Er- 
laubnis   der  zuständigen  Verwaltungsbehörde    abhängig   zu    erklären. 

Auch  in  Bayern  ist  in  der  ersten  Regelung  des  Gewerbewesens  in 
den  Jahren  1862  und  1863^)  noch  keine  wesentliche  Erleichterung  des 
Hausierhandels  eingetreten,  wenn  auch  immerhin  diese  Verordnungen 
als  Vorläufer  der  neueren  Gesetzgebung  anzusehen  sind.  Noch  wird 
am  Konzessionssystem  festgehalten  mit  specieller  Aufzählung  der 
erlaubten  Fälle  der  Hausierer  ^).  Aehnlich  wie  in  der  württem- 
bergischen Verordnung  von  1851  finden  wir  die  Gegenüberstellung 
von  V^anderge werben  und  Hausierhandel,  sowie  das  Verbot  der 
Unterhaltung  von  Warenlagern  ausserhalb  des  Wohnorts  in  Wirts- 
und  Privathäusern   ohne   besondere   ortspolizeiliche   Erlaubnis   (§  7). 


*)  Die  in  §  3  des  Ges.  vom  15.  Okt.  1861  vorgesehenen  Verbrauchsgegen- 
stände, mit  denen  ohne  Erlaubnis  hausiert  werden  darf,  sind:  Ordinäre  Holz- 
waren, Besen  und  Strohwaren,  Sand,  Thon  u.  dgl.,  auch  gelegentliches  Umher- 
treiben von  Vieh  zum  Verkauf  ist  gestattet. 

Erlaubnis  zum  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  darf  nur  gegeben  werden 
zum  Viehhandel,  Scherenschleifen,  Siebmachen,  Musikmachen,  zu  Schaustellungen 
(Schauspieler  bedürfen  Konzession)  (§  18),  Erlaubnis  zum  Hausierhandel  soll  nur 
gegeben  werden  für  Besen,  Siebe,  Holz-  und  Strohflechtwaren,  Handspinngeräte, 
Sensen,  Sicheln,  Futterklingen,  Wetzsteinen,  Wagenschmiere  in  jenen  Orten, 
welche  bisher  zu  solchem  Handel  berechtigt  waren.  Der  Hausierer  muss  im 
Inlande  wohnhaft,  24  Jahre  alt  und  darf  noch  nicht  bestraft  sein. 

^)  Dieselbe  ist  erfolgt  durch  die  beiden  Vollzugsverordnungen  zu  den  Grund- 
bestimmungen des  Gewerbewesens  vom  J.  1825,  nämlich  der  Verordnung  betr. 
das  stehende  Gewerbe  vom  21.  April  1862,  R.B.  Nr.  71.3,  und  jener  betr.  den 
Hausierhandel  vom  29.  Juli  1863,  R.B.  S.  1489. 

')  Die  Verordnung  beschäftigt  sich  1.  mit  dem  Hausierhandel,  unter  welchem 
sie  das  Feiltragen  von  Fabrikaten  und  Waren  auf  den  Strassen 
und  in  die  Häuser  versteht;  2.  mit  dem  Mess-  und  Marktverkehr;  3.  dem 
Aufkaufen  im  Umherziehen;  4.  Aufsuchen  von  Arbeitsbestellung;  5.  Schau- 
und  Vorstellungen.  Ausgenommen  von  ihren  Vorschriften  ist  das  Herumtragen 
verkäuflicher  Lebensmittel  und  sonstiger  Gegenstände  des  gewöhnlichen  Markt- 
verkehrs, z.  B.  Hefe,  Sämereien,  grobe  Geflechte  aus  Holzspänen,  Weiden,  Schilf, 
Rohi-,  Bast,  Stroh,  Flachs  und  Hanf.  Ebenso  das  Feiltragen  eingesammelter 
Arzneistoife  bei  Apothekern  und  Inhabern  chemischer  Fabriken. 
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Im  Gegensatz  zur  eben  mitgeteilten  sächsischen  Bestimmung  wird 
das  Aufsuchen  von  Arbeitsbestellungen,  das  Umhergehen  ständiger 
Gewerbetreibender  (Mühlärzte,  Siebmacher  etc.  ausgenommen)  dem 
Hausierhandel  gleichgestellt  (§  34)  ^). 

Wesenthch  liberaler  ist  die  durch  die  Gewerbeordnung  (offiziell: 
Gesetz  das  Gewerbewesen  betreffend)  vom  30.  Januar  1868  (G.S. 
S.  389)  in  Zusammenhang  mit  der  Verordnung  vom  28.  April  1868 
(R.B.  713)  hergestellte  Normierung. 

Wiewohl  am  Konzessionssystem  festgehalten  wird,  erscheinen  doch 
bereits  die  verbotenen  Waren  aufgezählt;  nach  Art.  22  der  Ge- 
werbeordnung kann  das  Aufkaufen  von  Waren,  die  Verrichtung 
gewerblicher  Arbeiten,  sowie  das  Aufsuchen  von  Arbeitsbestellungen 
im  Umherziehen  aus  Gründen  der  Sicherheit  und  Sittenpolizei  im 
Verordnungswege  von  einer  polizeihchen  Erlaubnis  abhängig  ge- 
macht werden  ^).  Da  die  Regierung  von  der  ihr  in  Art.  22  er- 
teilten Ermächtigung  Gebrauch  gemacht  hat,  und  auch  das  Polizei- 
strafgesetz in  Art.  202,  3  noch  wesenthche  Beschränkungen  statuiert, 
so  ist  der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  immer  noch  einer  Reihe 
von  Beschränkungen  unterworfen. 

In  Württemberg  finden  wir  in  der  Gewerbeordnung  vom  12.  Fe- 
bruar 1862  (R.B.  S.  68)  eine  ganz  liberale  Regelung  ^)  des  Hausier- 
wesens. Nur  aus  Gründen  der  Sicherheit  und  der  Sittenpolizei  können 
die  W^andergewerbe  von  polizeilicher  Erlaubnis  abhängig  gemacht 
werden.  Der  umherziehende  Gewerbsmann  bedarf  eines  von  seiner 
Heimatgemeinde  auszustellenden  persönlichen  Ausweises,  der  sowie 
die  eben  erwähnte  polizeiliche  Erlaubnis  Personen  von  gutem  Prädikate, 


*j  Wer  das  Aufkaufen  von  Waren  und  Warenabfallen,  von  Garn,  Asche, 
Federn,  Borsten,  Glasscherben  u.  s.  w.  im  Umherziehen  gewerbemässig  betreiben 
will,  bedarf  eines  Patents.  Ausführliche  specielle  Vorschriften  beziehen  sich 
auf  das  Lumpensammeln  und  den  Yiehhandel. 

^)  In  formeller  Beziehung  wird  unterschieden  der  Hausierschein  für 
die  Hausierer,  der  Erlaubnisschein  für  die  übrigen  umherziehenden  Ge- 
werbe (Vdg.  vom  28.  April  1868).  —  Zu  erwähnen  ist,  dass  in  dem  aus  der  Vdg. 
vom  J.  1863  herübergenommenen  Art.  21  der  Ausdruck  „Wanderlager"  in  die 
Gesetzgebung  eingeführt  wird. 

')  Art.  50.  Der  Hausierhandel  oder  das  Feilbieten  von  Fabrikaten  und 
Waren  auf  den  Strassen  und  in  den  Häusern,  die  Verrichtung  gewerblicher 
Arbeiten,  sowie  das  Aufkaufen  von  Waren  im  Umherziehen  ist  einer  gewerbs- 
polizeilichen  Beschränkung  nicht  unterworfen. 
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von  welchem  ein  Missbrauch  des  Ausweises  insbesondere  zum  Bettel 
nicht  zu  befürchten  ist,  nicht  versagt  werden  soll.    (Art.  52)  ^). 

Auch  in  Baden  ist  durch  die  Grewerbeordnung  vom  20.  September 
1862  (G.V.Bl.  S.  409)  die  Gewerbefreiheit  und  zwar  auch  bezüg- 
lich des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  insoweit  eingeführt,  dass 
mit  Ausnahme  der  vom  Gewerbebetrieb  überhaupt  ausgeschlossenen 
Personen  (bestrafter  Verbrecher  u.  dgl.)  ^)  und  solcher  Personen,  in 
deren  Verhalten  und  persönlichen  Verhältnissen  begründete  Besorgnis 
zu  finden  ist,  dass  sie  diesen  Gewerbebetrieb  zur  Gefährdung  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  missbrauchen  werden,  jedermann 
diesen  Gewerbebetrieb  gegen  einen  bei  der  Ortspolizeibehörde  zu 
erwirkenden  Ausweis  gestattet  ist  ^).  Ganz  frei  sind  auch  hier  wieder 
die  Hausierer  mit  Brennmaterialien,  Sand  und  anderen  Erdarten,  mit 
Erzeugnissen  der  Landwirtschaft,  der  Viehzucht  und  des  Gartenbaus. 
Beschränkt  ist  der  Hausierbetrieb  nur  durch  das  Verbot,  Häuser 
zur  Nachtzeit  oder  gegen  das  Verbot  der  Einwohner  zu  betreten, 
und  durch  das  Erfordernis  ortspolizeilicher  Genehmigung  für  die 
Veranstaltung  öffentlicher  Schau-  und  Vorstellungen  ^). 

So  sehen  wir  denn  allenthalben,  wie  zwar  mit  der  liberalen 
Entwicklung  des  Gewerbewesens  überhaupt  auch  der  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  seiner  früheren  Fesseln  entledigt  wird,  dennoch 
aber  gegenüber  dem  stehenden  Gewerbebetrieb  immer  mehr  oder 
weniger  beschränkt  bleibt.  Die  in  dieser  Entwicklung  leitenden 
Gesichtspunkte  sind  wohl  in  allgemein  gültiger  Weise  treffend  be- 
zeichnet in  dem  Kommissionsreferate  des  Abgeordneten  Kries  zum 
badischen  Gewerbegesetz  ^),  wenn  er  sagt,  es  lasse  sich  nicht  ver- 
kennen, dass  sich    der  Hausierhandel   auch   in   der  Bevölkerung  bis 


^)  Die  näheren  Bestimmungen  enthält  die  Vollzugsverordnung  vom  12.  Juni 
1865. 

*)  Auch  bezüglich  solcher  Personen  kann  die  Verwaltungsbehörde  wegen 
erprobter  Besserung  Nachsicht  erteilen. 

^)  Eine  singulare  Bestimmung  ist  es,  dass  dieser  Ausweis  für  2  Jahre  er- 
teilt werden  darf.  (P.  4  der  Vdg.  vom  24.  Sept.  1862,  G.V.B.  417),  während 
sonst  allgemein  die  Gültigkeit  der  Hausierdokumente  auf  1  Jahr  beschränkt  ist. 

^)  Eigentümlich  ist,  dass  Handelsreisende,  welche  nicht  bloss  bei  Handel- 
treibenden, sondern  auch  bei  anderen  Personen  Bestellungen  auf  Muster  suchen 
oder  Waren  mit  sich  führen,  den  Bestimmungen  über  den  Hausierhandel  unter- 
liegen —  freilich  bei  einer  so  liberalen  Gesetzgebung  keine  allzu  empfindliche 
Beschränkung. 

')  Beilagenheft  S.  65. 
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dahin  nur  geteilte  Anerkennung  erworben  habe  ^).  Wenn  aber  in 
früherer  Zeit  die  massgebenden  Gründe  für  das  Verbot  gewesen  seien, 
dass  durch  den  Hausierhandel  der  Erwerb  der  berechtigten  Handels- 
und Gewerbsleute  geschmälert  und  die  Polizeiaufsicht  erschwert,  ja 
vielfach  die  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigentums  gefährdet 
werde,  so  könne  nach  der  gesetzlichen  Einführung  der  freien  Kon- 
kurrenz überhaupt  nur  mehr  der  zweite  Punkt  in  Frage  kommen. 
Es  sei  sehr  notwendig,  den  Hausierhandel  nicht  für  jeden  ordentlichen 
Mann  allzusehr  zu  erschweren  oder  gar  unzugänglich  zu  machen. 


Das  ist  der  Zustand,  den  die  deutsche  Gewerbeordnung  von 
1869  vorfindet;  sie  stellt,  mit  den  Gesetzgebungen  der  Einzelstaaten 
verglichen,  eigentKch  nur  den  letzten  Schritt  einer  im  vollen  Zuge 
befindlichen  Reform  der  gewerblichen  Verhältnisse  dar,  der  freilich, 
je  nachdem  das  Partikularrecht  mehr  oder  minder  im  liberalen 
Sinne  entwickelt  war,  einen  ungleichen  Abstand  bedeutet;  die  deutsche 
Gewerbeordnung  ist  aber  auch  zugleich  die  erste  einheitliche  Re- 
gelung des  Gewerbewesens  für  das  ganze  Gebiet  des  neu  gegründeten 
Staatswesens  zuerst  des  Norddeutschen  Bundes,  dann  des'' Deutschen 
Reichs  ^),    und   indem  sie   das   Princip   der   Freizügigkeit   für   dieses 


')  Als  besonders  bezeichnend  in  dieser  Richtung  führt  er  an,  dass  gerade 
die  Handelskammern,  welche  sonst  der  Gewerbefreiheit  am  entschiedensten  das 
Wort  redeten,  sogar  in  ihrer  Majorität  (9  gegen  7)  den  unstäten  Bruder  des 
sesshaften  Krämers  dem  erzwungenen  Untergang  zugeführt  sehen  möchten.  — 
Von  den  durch  die  Regierung  eingeholten  Gutachten  haben  sich  nur  vereinzelte 
für  unbedingte  Freigebmig  des  Hausierhandels  ausgesprochen,  180  für  beschränkte 
Zulassung,  136  sogar  für  gänzliches  Verbot. 

^)  Die  deutsche  Gewerbeordnung,  welcher  bekanntlich  unterm  8.  Juli  1869 
(Bundesgesetz  S.  406)  das  sog.  Notgewerbegesetz  vorausging,  ist  als  Gewerbe- 
ordnung für  den  Norddeutschen  Bimd  am  21.  Juni  1869  sanktioniert  und 
im  Bundesgesetzblatt  1869,  S.  245  publiziert.  In  den  südlich  vom  Main  ge- 
legenen Teilen  von  Hessen  wurde  sie  (zugleich  mit  Ausdehnung  der  Bundes- 
verfassung) am  15.  Nov.  1870  (B.G.B.  650),  in  Württemberg  und  Baden  durch 
Ges.  vom  10.  Nov.  1871  (R.G.B.  392),  in  Bayern  durch  Ges.  vom  12.  Juni  1872 
(R.G.B.  170)  mit  geringfügigen  (un.sere  Materie  nicht  betreffenden)  Modifikationen 
eingeführt. 

In  Elsass  -  Lothringen  blieb  das  französische  Recht  in  Kraft,  bis  durch 
Ges.  vom  14.  Mai  1877  (G.B.  f.  Els.-Lothr.,  S.  15)  die  Vorschriften  der  G.O., 
welche  von   dem  Aufsuchen   der  Warenbestellungen  (§  42)   und  von   dem   Ge- 
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ganze  Gebiet  durchführt,  bedeutet  sie  für  alle  Einzelstaaten  eine  tief 
eingreifende  wesentliche  Neuerung  —  die  Konsequenz  der  Reichs- 
angehörigkeit auf  dem  Gebiete  des  Gewerbewesens. 

Die  deutsche  Gewerbeordnung  und  ihre  Geschichte  ist  in  jüngster 
Zeit  so  vielfach  und  in  so  eingehender  und  trefflicher  Weise  dar- 
gestellt worden  ^),  dass  ich  mich  hier,  wo  die  Darstellung  der  gewerbe- 
polizeilichen Verhältnisse  ohnehin  nur  von  einleitender  Bedeutung  ist, 
sehr  kurz  fassen  kann. 

Auf  unserem  Gebiete,  welches  im  III.  Abschnitte  der  G.O.  §  55 — 63 
(auch  zu  vergl.  §  42  und  44)  behandelt  wird,  sind  die  wesentlichsten 
und  ziemlich  allgemein  (mit  Ausnahme  von  Baden)  als  solche  auf- 
tretenden Neuerungen  die  principielle  Freiheit  des  Hausierhandels 
gegenüber  der  bisher  mit  grösseren  oder  geringeren  Modifikationen 
festgehaltenen  Konzessionspflicht,  die  taxative  Aufzählung  der  ganz 
objektiv  gefassten  Gründe,  wegen  welcher  der  „Legitimationsschein" 
versagt  werden  darf,  dann  der  vom  Hausierhandel  ausgeschlossenen 
Waren  ^). 

Die  Abgrenzung  des  Gewerbebetriebes  im  Umherziehen  schliesst 
sich  am  nächsten  an  die  in  Preussen  bestehende  gesetzhche  Defini- 
tion^) an,  weicht  jedoch  durch  den  Schlusssatz  auch  von  dieser  ab, 
indem  nach  der  Gewerbeordnung  der  An-  oder  Verkauf  roher  Er- 
zeugnisse   der    Landwirtschaft    von    der    Legitimationspflicht    befreit 


Werbebetrieb  im  Umherziehen  handeln  (III.  Abschn.  §  55  ffOi  ihrem  Inhalte  nach 
übernommen  wurden. 

Auf  Grund  des  Art.  16  des  Ges.  vom  1.  Juli  1883  (R.G.B.  177)  ist  die  G.O. 
durch  Aufnahme  sämtlicher  bis  dahin  erschienener  Novellen  neu  redigiert  und 
dieser  neue  Text  vom  Reichskanzler  unterm  gleichen  Datum  publiziert  worden. 

^)  S.  insbesondere  das  im  Eingang  citierte  Werk  von  Th.  Boediker,  wo 
auch  die  bis  dahin  erschienene  Litteratur  ausführlich  aufgezählt  ist.  Ferner 
Marcinowski  a.  a.  0. 

^)  §  57  1—4,  §  56  G.O.  Diese  Bestimmungen  des  §  57  finden  auf  Ausländer 
keine  Anwendung,  indem  nach  Abs.  3  dieses  Paragraphen  den  Ausländern  der  G.i.Ü. 
gestattet  werden  kann.  Nach  der  hierüber  am  7.  März  1877  vom  Bundesrat  er- 
lassenen Verordnung,  Centralbl.  f.  d.  Deutsche  Reich,  S.  142  werden  die  Ausländer 
insofeme  ungünstiger  behandelt,  als  ihnen  der  Legitimationsschein  versagt  wird, 
wenn  eine  den  Verhältnissen  des  Bezirks  entsprechende  Anzahl  von  Legitimations- 
scheinen bereits  erteilt  ist,  der  Legitimationsschein  nur  für  einen  Bezirk  gilt, 
und  die  Ausdehnung  unter  der  obigen  Bedingung  versagt  wird,  endlich  ihnen 
der  Legitimationsschein  schon  dann  verweigert  werden  kann,  wenn  sie  „zu  erheb- 
lichen polizeilichen  Bedenken  Anlass  geben".     §  55  Z.  1—4. 

3)  Vgl.  oben  S.  102,  Note  2. 

122 


Zur  Geschichte  der  Hausiersteuem  im  Deutschen  Reiche.  \2S 

ist,  wälirend  in  Preussen  (wie  in  den  meisten  anderen  Staaten) 
das  Gewicht  auf  die  selbstgewonnenen  Erzeugnisse  gelegt 
wird  *). 

Auf  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen  nimmt  femer  der 
§  58  2  Rücksicht,  indem  für  das  nach  Landesgebrauch  hergebrachte 
Anerbieten  gewerblicher  Leistungen  innerhalb  der  von  der  Polizei- 
behörde näher  zu  bestimmenden  Umgegend  des  Wohnortes  die  Kom- 
petenz der  Unterbehörden  zur  Erteilung  des  Legitimationsscheines 
festgesetzt  Avird  ^). 

Eine  Einschränkung  der  principiell  anerkannten  Gewerbefreiheit 
besteht  nach  §  59  für  jene,  welche  auf  den  Strassen  oder  sonst  im 
Umherziehen  oder  an  einem  Orte  vorübergehend  ohne  Begründung 
eines  stehenden  Gewerbes  öffentlich  Musik  aufführen,  Schaustellungen, 
theatralische  Vorstellungen  oder  sonstige  Lustbarkeiten  öffentlich  dar- 
bieten wollen,  ohne  dass  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  und  Wissen- 
schaft dabei  obwaltet:  diese  Personen  bedürfen  nämlich  ausser  den 
übrigen  Erfordernissen  noch  einer  Erlaubnis  der  Ortsbehörde  zum 
Betriebe  ihres  Gewerbes;  auch  wird  ihnen  die  Erteilung  des  Ge- 
werbescheines oder  die  Ausdehnung  desselben  auf  einen  anderen 
Verwaltungsbezirk,  als  in  welchem  er  ausgestellt  ist,  versagt,  wenn 
in  dem  betreffenden  Bezirke  eine  den  Verhältnissen  entsprechende 
Anzahl  von  Personen  mit  solchen  Legitimationsscheinen  bereits  be- 
teiligt ist. 

Es  ist  hier  nicht  meine  Aufgabe,  alle  die  zahllossen  Differenz- 
punkte zwischen  der  G.O.  und  den  bisher  bestehenden  einzelstaatlichen 
Gewer^egesetzgebungen    nachzuweisen.      Aus    der    vorangegangenen 


^)  Dieser  schon  bei  den  Verhandlungen  im  J.  1869  hervorgehobene  aber 
nicht  beseitigte  Uebelstand  sollte  in  der  Novelle  von  1883  durch  die  Fassung 
, selbstgewonnene  Erzeugnisse"  behoben  werden.  Diese  Absicht  der  Regierungen 
^vurde  aber  durch  die  vom  Reichstag  beigesetzten  Worte  (selbstgewonnene)  ,oder 
rohe"  Erzeugnisse  zum  Teil  wieder  vereitelt. 

-)  Hierher  gehört  auch  die  Bestimmung  des  letzten  Alinea  des  §  58,  dass 
,in  den  Fällen,  für  welche  die  Gesetze  die  Ausstellung  eines  Gewerbescheins 
notwendig  machen,  dieser  auch  zugleich  den  Legitimationsschein  ersetzen"  kann. 
Auf  Grund  dieser  Bestimmung  sind  z.  B.  in  Preussen  eigentümliche,  beide 
Funktionen  zum  Ausdruck  bringende  Formulare  eingefuhi-t.  Die  in  der  vorigen 
Note  berührte  Differenz  machte  sich  in  der  Praxis  namentlich  darin  fühl- 
bar, dass  man  Gewerbeschein  mit  Legitimationsschein,  Gewerbeschein  ohne 
Legitimationsschein  und  Legitimationsschein  ohne  Gewerbeschein  unterscheiden 
musste,  und  das  bei  so  nahe  verwandten  Gewerbebetrieben. 
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Darstellung  ist  zu  entnehmen,  dass  sich  fast  an  jedes  Wort  der  G.O. 
solche  Differenzen  anschliessen.  Im  allgemeinen  wird  sich  sagen 
lassen,  dass  die  G.O.  überall  eine  wesentliche  Erleichterung  des 
Hausierhandels  bedeutet  ^),  deren  Mass  gegenüber  dem  früheren  Zu- 
stande ein  verschiedenes  ist.  Am  bedeutendsten  ist  wohl  trotz 
der  Verwandtschaft  in  formeller  Beziehung  der  Unterschied  in 
Preussen  und  Sachsen,  am  geringsten  in  Bayern  und  namentlich  in 
Baden. 

In  Bezug  auf  das  Hausierwesen  hat  die  R.G.O.  bis  zur  Novelle 
vom  1.  Juli  1883  keine  Aenderung  erfahren.  An  Wünschen,  ja  an 
dringenden  Begehren  nach  einer  solchen  hat  es  freilich  auch  in  der 
Zwischenzeit  nicht  gefehlt,  da  schon  in  der  ersten  Hälfte  der  siebziger 
Jahre  im  Zusammenhange  mit  der  hereinbrechenden  wirtschaftlichen 
Krise  gerade  auf  diesem  Gebiete  empfindliche  Uebelstände  hervor- 
traten, welche  eine  Einschränkung  der  durch  die  G.O.  gewährten 
Freiheit  wünschenswert  erscheinen  Hessen.  Das  bedeutendste  Symptom 
dieser  Bewegung  ist  die  vom  Reichstage  am  11.  Dezember  1876 
angeordnete  Enquete  über  die  Wanderlager,  deren  Ergebnisse  dem 
Reichstage  vom  30.  April  1878  vorgelegt  wurden.  Wir  kommen 
auf  diese  Enqu6te  noch  im  anderen  Zusammenhange  zurück.  Die 
Schwierigkeiten,  von  der  einmal  eingeschlagenen  freiheitlichen  Bahn 
zurückzulenken ,  waren  aber  hier,  wie  ja  auch  auf  anderen  Ge- 
bieten, so  gross,  dass  bis  zum  Jahre  1883  ein  Resultat  nicht  erzielt 
werden  konnte.  Dadurch  wurde  jener  bereits  in  der  Einleitung  an- 
gedeutete eigentümliche  Zustand  geschaffen,  dass  die  Gesetzgebung 
der  Einzelstaaten  auf  dem  Umwege  der  Steuergesetzgebung  die  un- 
bedingt als  notwendig  empfundene  Einschränkung  der  Wandergewerbe 
zu  erreichen  suchte,  die  auf,  dem  Wege  der  Reichsgesetzgebung  so 
lange  nicht  durchzusetzen  war.  Die  Geschichte  der  Steuergesetz- 
gebung der  Einzelstaaten  seit  1870,  die  uns  im  nächsten  Abschnitte 
eingehend  beschäftigen  wird,  enthält  daher  einen  wichtigen  Teil  der 
gewerbepolitischen  Bestrebungen  in  diesem  Zeiträume,    sie  bildet  in 


^)  Die  Regierungen  hatten  in  dieser  Richtung  durchaus  nicht  soweit  gehen 
wollen;  der  Entwurf  ist  durch  die  Reichstagsbeschlüsse  sehr  wesentlich  in 
liberalem  Sinne  verändert  worden.  Von  Interesse  ist  es  zu  sehen,  dass  z.  B.  in 
den  nachmaligen  §  42,  44,  57,  61  die  Regierungsvorlage  vielfach  ähnliche 
Beschränkungen  enthielt,  wie  sie  dann  14  Jahre  später  in  der  Novelle  vom 
Jahr  1883  als  notwendig  erkannt  wurden.  Vgl.  Boediker  a.  a.  0.,  S.  17 
und  fP. 
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der  Geschichte  des  deutschen  Gewerberechts  in  gewisser  Beziehung 
das  verbindende  Mittelglied  zwischen  der  Gewerbeordnung  von  1869 
und  der  Novelle  von  1883. 

An  dieser  Stelle  ist  nur  in  Kürze  über  die  in  der  Novelle  ein- 
geführten Neuerungen  zu  berichten. 

Dieselben  bewegen  sich  ohne  Ausnahme  in  der  Richtung  einer 
Einschränkung  des  Hausierhandels  und  verwandter  Beschäftigungen. 
So  ist  insbesondere  der  Kreis  der  vom  Hausierhandel  ausgenommenen 
Gegenstände  wesentlich  erweitert,  und  zwar  sowohl  vom  Standpunkt 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  (gebrauchte  Wäsche  etc.)  als  der 
Verkehrssicherheit  (Bruchsilber,  Taschenuhren,  Wertpapiere),  der 
öffentlichen  Sicherheit  im  allgemeinen  (Petroleum,  Dynamit,  Waffen), 
als  endlich  auch  aus  politischen  Rücksichten  (Druckschriften)  (§  56). 
Noch  wichtiger  aber  sind  die  Beschränkungen  bei  Erteilung  des 
Wandergewerbescheins  —  wie  der  ehemahge  Legitimationsschein  nun- 
mehr genannt  wird  —  mit  Rücksicht  auf  persönliche  Eigenschaften 
des  Bewerbers.  Während  nach  §  57  der  G.O.  .von  1869  der  Legi- 
timationsschein wegen  der  dort  aufgezählten  Gründe  versagt  werden 
kann,  ist  er  nach  §  57  der  Novelle  wegen  dieser  noch  etwas  schärfer 
formulierten  Gründe  zu  versagen:  daran  reihen  sich  aber  in  den 
§  57  a  und  b  eine  Reihe  von  der  G.O.  von  1869  ganz  fremden 
Momenten,  wegen  welcher  der  W.G.Sch.  in  der  Regel  versagt 
werden  soll,  oder  versagt  werden  darf.  Die  Novelle  enthält  weitere 
Bestimmungen  über  die  Rücknahme  des  W.G.Sch.  (§  58),  über  den 
Gewerbebetrieb  Minderjähriger  und  die  Verwendung  von  Gehilfen  oder 
das  Mitführen  anderer  Personen,  insbesondere  das  Verbot,  Kinder 
unter  14  Jahren  mitzuführen  (§  60  b,  d,  62),  endlich  das  Verbot, 
zum  Zweck  des  Gewerbebetriebes  ohne  vorgängige  Erlaubnis  in 
fremde  Wohnungen  einzutreten  oder  zur  Nachtzeit  fremde  Häuser 
und  Gehöfte  zu  betreten  (§  60  c). 

Eine  sehr  wichtige  RoUe  in  den  der  Novelle  vorausgehenden 
Verhandlungen  spielte  die  Abtrennung  des  Hausierhandels  vom  Ge- 
werbebetrieb der  Handelsreisenden.  Auf  Grund  der  liberalen  Be- 
stimmungen des  §  44  der  G.O.  vom  Jahr  1869  hatte  sich  nämlich 
der  Missbrauch  eingeschlichen,  dass  Gewerbetreibende  als  Reisende 
auf  eigene  Rechnung  (sogen.  Detaüreisende)  thatsächlich  im  L^mher- 
ziehen  ihr  Gewerbe  ausübten;  hiebei  war  es  vorgekommen,  dass 
Personen,  welchen  schon  nach  den  alten  Bestimmungen  des  §  57  der 
Legitimationsschein    zum    Gewerbebetrieb    im    Umherziehen    versagt 
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worden  wäre,  eine  Legitimationskarte  erhielten  und  so  die  ohnehin 
laxen  Bestimmungen  der  G.O.  umgingen  ^).  Diesem  ünfuge  wurde 
durch  die  Beschränkung  der  Befugnisse  des  Handlungsreisenden  auf 
die  Zwecke  des  Gewerbebetriebes  und  durch  die  Bestimmung,  dass 
die  Legitimationskarte  aus  den  im  §  57  Z.  1 — 4  bezüglich  des 
W.G.Sch.  aufgezählten  Gründen  versagt  werden  soll  (§  44,  44  a), 
wenigstens  theilweise^)  gesteuert. 

Unter  dem  Gesichtspunkte  der  Abgrenzung  des  Hausierhandels 
ist  auch  die  Bestimmung  des  §  42  Abs.  2  zu  erwähnen  ^) ,  infolge 
welcher  die  Wanderlager  als  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  anzu- 
sehen sind. 

Endlich  ist  noch  der  Bestimmung  zu  gedenjcen,  dass  die  im  §  55 
ausser  dem  Wohnorte  als  Wandergewerbe  bezeichneten  Arten  des  Ge- 
werbebetriebes, auch  wenn  sie  im  Wohnorte  oder  im  Orte  der  gewerb- 
lichen Niederlassung,  auf  öffentlichen  Wegen  oder  von  Haus  zu  Haus  be- 
trieben werden,  auf  Grund  eines  Gemeindebeschlusses  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  •  für  die  betreffenden  Gemeinden  von  einer  vor- 
gängigen Erlaubnis  abhängig  gemacht  werden  können,  auf  deren 
Erteilung,  Versagung  und  Zurücknahme  die  für  die  Wandergewerbe- 
scheine geltenden  Vorschriften  sinngemässe  Anwendung  finden  (§  42  b). 
Diese  Bestimmung  war  namentlich  durch  die  aus  einzelnen  grösseren 
Städten  laut  gewordenen  Klagen  hervorgerufen,  dass  die  aus- 
wärtigen Wandergewerbetreibenden  nicht  zu  beaufsichtigen  seien, 
wenn  den  Inwohnern  der  ganz  gleiche  Gewerbebetrieb  unbeschränkt 
gestattet  sei. 

Mit  der  Novelle  des  Jahrs  1883  ist  die  Entwicklung  des  deutschen 


')  Vgl.  Motive  zur  Novelle,  Drucks,  d.  R.T.  1882,  Nr.  5,  §  5. 

*)  Die  Regierungsvorlage  enthielt  die  Vorschrift,  dass  das  Aufsuchen  von 
Bestellungen  auf  Waren  bei  Personen,  in  deren  Gewerbebetriebe  Waren  der 
angebotenen  Art  keine  Verwendung  finden,  den  vom  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen handelnden  Bestimmungen  unterliegen  soll,  sobald  dasselbe  ausserhalb 
des  Genieindebezirks  der  gewerblichen  Niederlassung  geschieht;  der  Reichstag 
hat  aber  diese  Vorschrift  abgelehnt,  so  dass  die  sog.  Detailreisenden  ihre  Be- 
stellungen nach  wie  vor  auf  dem  Boden  der  für  die  Handlungsreisenden  geltenden 
Bestimmungen  suchen  können.     (Vgl.  Boediker  a.  a.  0.  S.  60.) 

^)  Die  Stelle  lautet  (§  42,  Abs.  2):  Eine  gewerbliche  Niederlassung  gilt 
nicht  als  vorhanden,  wenn  der  Gewerbetreibende  im  Inlande  ein  zu  dauerndem 
Gebrauche  eingerichtetes,  beständig  oder  doch  in  regelmässiger  Wiederkehr  von 
ihm  benutztes  Lokal  für  den  Betrieb  seines  Gewerbes  nicht  besitzt. 
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Gewerberechts,   soweit  es   sich   auf  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen bezieht,  vorläufig  abgeschlossen. 

b)  Die  Besteuerung. 

Schon  in  der  Einleitung  zu  dieser  Abhandlung  wurde  hervor- 
gehoben, dass  gerade  der  in  der  GewerbepoHtik  vollzogene  Umschwung 
Gelegenheit  gibt,  die  eigentümlichen  Beziehungen  zwischen  Gewerbe- 
recht und  Gewerbesteuer  auf  dem  Gebiet  der  Hausierstenem  zu  ver- 
folgen. Wir  haben  nun  in  diesem  letzten  Abschnitte  diesen  Zusammen- 
hang im  einzelnen  nachzuweisen.  In  einem  ganz  singulären  Falle 
hat  sich  diese  Beziehung  in  der  Richtung  geäussert,  dass  die  be- 
stehenden, den  Hausierhandel  schwer  belastenden  Abgaben  im  Sinne 
einer  Förderung  der  Verkehrsfreiheit  ermässigt  wurden,  unter 
gleichzeitiger  Anpassung  der  hergebrachten  Ausdrücke  und  Unter- 
scheidungen an  die  durch  die  R.G.O.  eingeführte  Terminologie.  Diese 
eigentümliche  Erscheinung  bietet  Sachsen  in  seinem  Gesetze  von  1870  ^). 
Die  Motive  ^)  zu  diesem  Gesetz  sagen  ausdrücklich,  die  Aenderungen 
seien  notwendig  geworden  durch  die  Gewerbeordnung,  wegen  der 
Einteilung  der  Gewerbe  im  Umherziehen  imd  wegen  Abschaffung  der 
Gewerbebesteuerung  nach  Tagen,  dann  wegen  der  besonderen  Höhe 
der  Steuer  für  ausländische  Gewerbetreibende.  Für  letztere  liege  kein 
ausreichender  Grund  vor,  erstere  habe  sich  auf  dem  Lande  ohnehin 
als  undurchführbar  bewiesen.  In  diesem  Sinne  bestimmt  das  Gesetz 
ohne  Unterscheidung  von  Inländern  und  Ausländem  und  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Definitionen  der  G.O.  bestimmte  Jahressätze  ^) 
und  zwar  für  Hausierer  2—40  Thh.,  für  Aufkäufer  2—20  THr.,  für 
umherziehende  Gewerbsleute  untergeordneter  Art  1 — 4  Thlr.,  für 
Schaustellungen   etc.  4 — 50  Thlr.  *).     Die   Sätze   sind   nach  der  aus 


')  Gesetz   vom   18.  Februar  1870,    einige   Zusätze   zu   den   Gewerbe-  und 
Personalsteuem  betreffend  (G.S.  Nr.  13,  S.  16). 
-)  L.  A.  I.  2,  S.  97  ff. 

')  üeber  die  Höhe  dieser  Sätze  hat  sich  in  den  Kammerverhandlungen 
keine  Debatte  entsponnen:  sie  sind  im  Durchschnitt  etwas  niedriger  als  die 
preussischen,  wenn  auch  die  Maximalsätze,  die  damals  geltenden  preussischen 
bereits  übersteigen. 

■•)  A.  Personen,  welche  ausserhalb  ihres  Wohnortes  und  ohne  Begründung 
einer  gewerblichen  Niederlassung   auch    ohne   vorherige  Bestellung 
Waren  feilbieten,  2—40  Thlr. 
B.  Personen,  welche  ausserhalb  ihres  Wohnorte  Waren  irgend  einer  Art 
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äusseren  Merkmalen  zu  erschliessenden  mutmasslichen  Einträglicli- 
keit  des  Gewerbes  zu  bestimmen  und  können  im  Bedarfsfalle  noch 
erhöht  werden.  Dieser  Steuer  unterliegen  auch  ständige  Gewerbe- 
treibende, wenn  sie  ausserdem  ihre  Waren  im  umherziehen  ab- 
zusetzen suchen.  Ausgenommen  sind  die  bekannten  Fälle  des  Umher- 
tragens von  Lebensmitteln  u.  dergl.  ^)  Die  Ausländer  erfahren  nur 
insofern  noch  eine  ungünstigere  Behandlung,  als  dieselben  die  Steuer 
für  mindestens  ein  halbes  Jahr  vorausbezahlen  müssen,  während 
die  Inländer  dieselbe  in  den  gewöhnlichen  (monatlichen)  Terminen 
bezahlen. 

Wiewohl  sonach  dieses  Gesetz  zweifellos  eine  Erleichterung  der 
Besteuerung  der  Gewerbe  im  Umherziehen  und  namentlich  eine  grössere 
Aehnlichkeit  in  der  Behandlung  mit  den  stehenden  Gewerben  be- 
zweckt, ist  doch  andererseits  die  Erhöhung  der  Maximalsätze  für 
Inländer,  sowie  der  Umstand  nicht  zu  verkennen,  dass  es  die  ganz 
besonders  lästige  bisherige  Gesetzgebung  war,  die  eine  Aenderung  in 
dieser  Richtung  notwendig  machte. 

Diesen  einen  Fall  ausgenommen,  bewegen  sich  alle  Steuermass- 
regeln, sofern  sie  den  Hausierhandel  betreffen,  in  der  entgegen- 
gesetzten Richtung,    sie   suchen,    wenn   ich  so  sagen  darf,    der   neu 


bei  anderen  Personen  als  bei  Kaufleuten  oder  in  anderen  Orten  als 
in  offenen  Verkaufsstellen  zum  Wiederverkauf  aufkaufen,  ingleichen 
Personen,  welche  ausserhalb  ihres  Wohnorts  Warenbestellungen  auf- 
suchen, 2—20  Thlr. 
C.  Personen,  welche  im  Umherziehen  gewerbliche  oder  künstlerische 
Leistungen  oder  Schaustellungen  öffentlich  darbieten,  entrichten 

a)  wenn   die   gewerblichen   Leistungen   untergeordneter  Art  sind, 
1—4  Thlr., 

b)  bei   anderen   gewerblichen  Leistungen   oder   bei  künstlerischen 
Leistungen  und  Schaustellungen  4 — 50  Thlr. 

Die  geringe  Bedeutung  der  Besteuerung  der  ausländischen  Handelsreisenden 
ergibt  sich  daraus,  dass,  wie  der  Motivenbericht  mitteilt,  nach  den  bestehenden 
Verträgen  die  Handelsreisenden  steuerfrei  zugelassen  werden  müssen  aus:  Bremen 
Hamburg,  Lübeck,  Oesterreich,  Frankreich,  den  meisten  Schweizer  Kantonen, 
mit  ermässigten  Steuern  aus  Belgien  und  Holland. 

^)  a)  der  Aufkauf  von  Erzeugnissen  der  Jagd  und  Fischerei  und  der  Ver- 
kauf selbstgewonnener  derartiger  Gegenstände ;  b)  das  Feilbieten  von  Semmeln, 
Backwaren,  Obst  und  gewöhnlichen  Lebensmitteln ;  c)  der  Verkauf  selbstverfer- 
tigter Waren  des  Wochenmarktverkehrs  und  das  Anbieten  gewerblicher  Leistungen 
in  der  Umgegend  des  Wohnorts,  insofern  nach  §  58  2,  G.O.  der  Legitimations- 
schein  von  der  Ortsbehörde  ausgestellt  wird. 
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gewährten  Freiheit  in  gewerbspolizeilicher  Beziehung  ein  Gegengewicht 
durch  stärkere  Besteuerung  gegenüberzustellen.  Diese  Entwicklung 
nimmt,  wie  ich  gleich  zu  zeigen  haben  werde,  schon  mit  den  liberalen 
Gesetzgebungen  der  Einzelstaaten  ihren  Anfang,  wird  aber  freilich 
durch  die  R.G.O.  noch  gefördert. 

Schon  vor  der  R.G.O.  nänihch,  zugleich  mit  der  Einführung 
der  partikularen  liberalen  Gewerbegesetze,  haben  Bayern  und  Baden 
specielle  Abgaben  für  den  Hausierhandel  eingeführt. 

In  Art.  23  der  bayerischen  Gewerbeordnung  vom  30.  Januar 
1868  wird  die  Regierung  ermächtigt,  für  die  Ausfertigung  eines 
Hausierscheines  eine  Abgabe  im  Maximalbetrage  von  36  fl.  zu  erheben, 
welche  denn  auch  mit  der  Yerordnimg  vom  28.  April  1868,  je 
nachdem  der  Hausierschein  für  einen  einzelnen  Bezirk  oder  für  das 
ganze  Königreich  gilt,  im  Ausmasse  von  2 — 36  fl.  ^)  wirklich  eingeführt 
worden  ist.  Recht  bezeichnend  dafür,  dass  man  sich  ganz  klar  be- 
wusst  war.  damit  eine  in  den  allgemeinen  Steuerprincipien  nicht  be- 
gründete Abgabe  zu  erheben,  ist  die  Bestimmimg,  dass  der  Ertrag 
dieser  Abgabe  für  den  gewerblichen  Unterricht  verwendet  werden 
solle.  In  ähnlicher  Weise  ist  für  die  Bewilligung  zur  Errichtung 
von  Wanderlagem  zu  Gunsten  der  Gemeindekassen  eine  Abgabe 
von  3 — 6  fl.  für  jede  Woche  des  Betriebs ,  je  nach  der  Grösse  des 
Orts  eingeführt. 

In  Baden  ist  am  2.  Dezember  1862,  also  wenige  Monate  nach 
der  Gewerbeordnung,  eine  Verordnung,  die  Besteuenmg  der  Aus- 
länder betreffend,  erschienen,  nach  welcher  Ausländer,  welche  ein 
Hausiergewerbe  im  Grossherzogtum  betreiben  woUen,  anstatt  der 
Gewerbesteuer  eine  Gewerbesteuertaxe  zu  bezahlen  haben,  die  für 
jeden  Monat  der  Dauer  des  Hausierausweises  auf  1  fl.  30  kr.  *)  fest- 
gesetzt ist;  dieser  Taxe  unterhegen  auch  ausländische  Geschäfts- 
reisende, sofeme  sie  nicht  bloss  bei  Gewerbetreibenden  Bestellungen 
suchen  oder  Waren  mit  sich  führen;  sie  haben  diese  Taxe  neben 
der  eigentlichen  Patenttaxe  pr.  Hfl.  zu  entrichten^). 


')  Ermässigte  Sätze  gelten  für  Hausindustrien. 

^)  Diese  Taxe  ist  dann  später  (Vdg.  vom  31.  Dez.  1874  V.B,  ex  187.5,  S.  3) 
mit  3  Mark  normiert. 

')  Auch  diese  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  Ausländer,  welche 
nur  eigene  rohe  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Jagd  und 
Fischerei,  oder  des  Bergbaus  verkaufen,  und  für  diesen  Geschäftsbetrieb  einer 
Finanzarchiv.    n.  Jahrg.  ^29  9 


1^0  Robert  Meyer, 

Von  viel  grösserem  Interesse  ist  es,  dass  in  Baden  schon  vor 
der  R.G.O.  (1866)  das  erste  Specialgesetz  über  die  Besteuerung 
der  Wanderlager  erschienen  ist;  auf  dieses  höchst  wichtige  Gesetz, 
sowie  auf  eine  denselben  Gegenstand  betreffende  Verordnung  in 
Württemberg  kann  jedoch  erst  in  anderem  Zusammenhange  ein- 
gegangen werden. 

Wir  gelangen  somit  zu  den  der  Einführung  der  R.G.O.  nach- 
folgenden Steuergesetzen.  Ich  übergehe  die  Vollzugsverordnungen, 
insofern  sie  sich  nur  mit  dem  formellen  Detail  der  Kombination  des 
Legitimationsscheins  mit  dem  Gewerbeschein,  Patente,  Steuerquittung 
oder  wie  diese  Urkunden  sonst  heissen  mögen,  beschäftigen.  Hervor- 
zuheben ist  dagegen,  dass  in  der  Vollzugsverordnung  ^)  für 
Bayern  die  eben ,  erwähnte  besondere  Abgabe  für  den  Hausierschein 
nunmehr  für  die  Ausfertigung  des  Legitimationsscheines  erhoben 
wird,  mit  Ausnahme  jener  Legitimationsscheine,  welche  für  die  Ver- 
richtung gewerblicher  Arbeiten,  das  Aufsuchen  von  Arbeitsbestellungen 
und  den  Aufkauf  von  Waren,  sowie  nach  §  58  und  59  der  G.O. 
ausgefertigt  werden. 

Die  badische  VoUzugsverordnung  ^)  bestimmt  ausdrücklich,  dass 
Hausierer  mit  nicht  badischen  Legitimationsscheinen  die  Gewerbe- 
steuer bez.  Gewerbetaxe  in  Baden  zu  entrichten  haben,  welch  letztere 
für  den  ganzen  beabsichtigten  Gewerbebetrieb  oder  mindestens  für 
einen  Monat  vorausbezahlt  werden  muss. 

Aus  den  preussischen  Ausführungsverordnungen-'')  ist  nur  zu 
erwähnen,  dass  sie  die  Beschränkung  des  Gewerbescheins  auf  ein- 
zelne Regierungsbezirke  und  die  mit  der  Ausdehnung  derselben  ver- 
bundene Nachsteuer,  den  Fall  des  Legitimationsscheins  nach  §  59 
ausgenommen,  aufheben. 

Die  Bedeutung    dieser   geringfügigen,    niit   der  Einführung   der 


Gewerbesteuer  gleichfalls  nicht  unterworfen  sind.  —  Auch  die  Hausierer  haben 
neben  der  Steuer  oder  Taxe  eine  Gebühr  von  30  kr.  für  den  Hausierschein  zu 
entrichten.     (Ges.  29.  Juli  1864.) 

')  Vdg.  vom  16.  Juli  1872,  den  Vollzug  der  Gewerbeordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund  betreffend,  §  22  (Anh.  V  z.  G.B.  S.  49). 

*)  Vdg.  vom  26.  Dez.  1871  G.V.Bl.  503,  §  33.  Das  Einführungsgesetz  ist 
vom  21.  Dez.  1871  (G.V.Bl.  S.  423)  datiert. 

*)  Ausführungsverordnung  zur  Gewerbeordnung  vom  4.  Sept.  und  24.  Nov. 
1869  (M.B.  200  \md  284).  Die  erstere  beschäftigt  sich  namentlich  mit  den 
Handelsreisenden,  die  letztere  enthält  in  §  7  die  im  Texte  mitgeteilte  Bestimmung. 
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R.G.O.  eingetretenen  Modifikationen  des  Steuerwesens  tritt  aber 
weit  in  den  Hintergrund  gegenüber  den  umfassenden  Reformen, 
welche  das  Hausiersteuerwesen  fast  im  ganzen  Deutschen  Reich  in 
den  folgenden  Jahren  erfahren  hat.  Schon  äusserlich  unterscheiden 
sich  dieselben  vielfach  von  der  vorangegangenen  Entwicklung  da- 
durch, dass  sie  in  selbständigen  Hausiersteuergesetzen  zum  Ausdruck 
kommen,  welche  den  fast  überall  so  ziemlich  gleichzeitig  erschienenen 
oder  doch  geplanten  neuen  Regelungen  des  übrigen  Steuerwesens 
gegenüberstehen.  Wir  finden  solche  Gesetze  in  Preussen  (1876),  in 
Sachsen  (1878),  gleichzeitig  mit  der  Steuerreform  in  Bayern  (1879) 
als  Vorläufer  derselben.  Württemberg  und  Baden  haben  in  den 
Jahren  1873  bez.  1876  das  Hausiersteuerwesen  mit  dem  Gewerbe- 
steuerwesen überhaupt  zusammen  reformiert  ^). 

Bevor  wir  zur  eingehenden  Besprechung  dieser  Gesetze  über- 
gehen, ist  es  notwendig,  auf  eine  Erscheinung  aufinerksam  zu  machen, 
welche  zu  jener  Zeit  bereits  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  in  hohem 
Grade  auf  sich  gezogen  hatte:  das  sind  die  Wanderlager.  Ich 
habe  in  den  früheren  Abschnitten^)  dieser  Abhandlung  ausdrückhch 
auf  jene  vereinzelten  Bestimmungen  hingewiesen,  welche  sich  damit 
befassen,  das  Feilhalten  von  Warenlagern  ausser  dem  gewöhnlichen 
Betriebsort  und  ausser  dem  Mess-  und- Marktverkehr  zu  beschränken. 
Offenbar  kam  diese  Betriebsart  damals  nur  in  vereinzelten  Fällen 
vor  und  war  für  die  gesamte  wirtschaftliche  Entwicklung  ohne  Be- 
deutung. Mit  dem  Wegfallen  der  Schranken  der  alten  Gewerbe- 
ordnungen aber  nahm  sie  einen  ungeahnten  Aufschwung,  so  dass  sie 
bald  in  den  Vordergnmd  aller  Erörterungen  über  gewerbliche  Ver- 
hältnisse trat.  Es  kann  keine  Frage  sein,  dass  die  Wanderlager 
in  der  gewerblichen  Entwicklung  als  eine  wesentlich  neue  Erschei- 


')  Preussen,  Ges.  vom  3.  Juli  1876  (6.S.  247).  Hier  hat  zwar  keine  gleich- 
zeitige Reform  der  Gewerbesteuer  stattgefunden,  doch  ist  bei  diesem  Anlass  eine 
umfassende  neue  Instruktion  zur  Veranlagung  der  Gewerbesteuer  erschienen. 

Sachsen,  Ges.  vom  1.  Juli  1878,  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im 
umherziehen  betreffend,  G.S.  S.  121.  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878, 
G.S.  S.  129. 

Bayern,  Ges.  vom  10.  März  1879,  G.V.B1.  143.  Gewerbesteuer,  G«8.  vom 
19.  Mai  1881,  G.V.Bl.  495. 

Württemberg,  Ges.  vom  28.  April  1873,  R.B.  S.  127. 

Baden,  Ges.  vom  25.  August  1876,  G.V.B.  XXXVII,  S.  286. 

*)  S.  oben  S.  104,  Note  2. 

131 


IQ 2  Robert  Meyer, 

nung  auftraten  ^),  und  gerade  deswegen  wirkte  ihr  Ueb erhandnehmen 
mit  seinen  in  vielen  Beziehungen  zweifellos  bedenklichen  Konse- 
quenzen doppelt  beunruhigend. 

Grerade  dieser  Umstand  war  es  auch,  der  ihrer  steuerHchen 
Behandlung  besondere  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legte.  Die  Art 
des  Betriebs  brachte  es  mit  sich,  dass  es  zweifelhaft  erschien,  ob  die 
Bestimmungen  über  die  Besteuerung  des  stehenden  Gewerbes  oder 
jene  über  die  Gewerbe  im  Umherziehen  auf  sie  Anwendung  zu 
finden  hätten^).  Sprach  für  das  letztere  der  häufige  Wechsel  des 
Betriebsortes,  so  Hess  sich  für  das  erstere  der  Umstand  geltend 
machen,  dass  die  Waren  doch  jedesmal  in  einem  festen  Lokal,  nicht 
von  Haus  zu  Haus,  feilgeboten  wurden  und  der  Ortswechsel  nicht 
wie  bei  den  eigentlichen  Wandergewerben  ein  regelmässiger  von 
Ort  zu  Ort  war. 

Wie  immer  man  aber  die  Frage  entscheiden  mochte,  in  keinem 


')  Kommissionsbericht  der  bad.  Abg.  1866  (Beilagen,  6.  Heft,  S.  11—24: 
die  Wanderlager)  „auf  welche  das  Gewerbesteuergesetz  noch  keine  Rücksicht 
genommen  hat  und  nehmen  konnte,  weil  zur  Zeit  der  Erlassung  desselben  die 
Haltung  von  Wanderlagem  noch  nicht  üblich  war."  — 

^)  Baden  entscheidet  sich  für  die  erstere  Alternative  (Motive  zum  Ges.  vom 

26.  Mai  1866,  Beilagen,  4.  Heft,  S.  68-73).  Die  Gründe,  die  oben  im  Text 
für  diese  Entscheidung  angegeben  werden,  sind  fast  wörtlich  diesen  Motiven 
entlehnt.  Uebrigens  ist  den  Motiven  selbst  zu  entnehmen,  dass  auch  da  die 
Praxis  eine  schwankende  war. 

Preussen  trifft  später  die  entgegengesetzte  Entscheidung.  Gesetz  vom 
3.  Juli  1876. 

Württemberg  hat  in  einer  Verordnung  vom  21.  April  1865  (Amtsblatt  des 
Steuerkollegiums,  S.  22)  eine  komplizierte  Unterscheidung  getroffen.  Inländer, 
die  an  ihrem  Niederlassungsort  das  Wanderlager  halten,  werden  entsprechend 
höher  zur  Gewerbesteuer  eingeschätzt.  Ausländer  werden  nach  §  4  des  Accise- 
gesetzes  behandelt,  wenn  sie  eine  Hausiererlaubnis  haben.  Haben  sie  keine,  so 
werden  sie  nach  der  Gewerbesteuerinstruktion  vom  13.  Dez.  1834  in  der  Weise 
zur  Gewerbesteuer  beigezogen,  dass  bei  einer  Dauer  des  Gewerbebetriebs  von 
12  Wochen  und  darüber  die  volle  Jahressteuer,  bei  einer  kürzeren  Dauer  aber 
je  für  eine  Woche  der  12.  Teil  desselben  erhoben  wird. 

Preussen  und  Sachsen  erklären  in  den  Ges.  von  1876  und  1878  die  Wander- 
lager als  Gewerbetrieb  im  Umherziehen  (s.  unten).  In  Sachsen  war  allerdings 
gerade  über  diesen  Punkt  in  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer  lebhafter  Streit. 
Im  Jahre  1879  hat  dann,  freilich  nicht  im  Hinblick  auf  die  Besteuerung,  der 
Bundesrat  deklariert,  dass  Wanderlager  als  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
anzusehen   sind,    und  daher  eines  Legitimationsscheins  bedürfen.     (Beschl.  vom 

27.  März  1879.)     In  demselben  Sinne  Nov.  vom  1.  Juli  1883,  §  42,  Abs.  2. 
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Falle  gelangte  man  zu  einer  angemessenen  Besteuerung.  Die  Be- 
steuerung im  stehenden  Gewerbe  war  auf  die  Wanderlager  schon 
wegen  ihrer  verhältnismässigen  Schwerfälligkeit  nicht  recht  anzu- 
wenden; abgesehen  davon,  dass  die  nur  wenige  Wochen  gehaltenen 
Wanderlager  sich  häufig  der  amtlichen  Wahrnehmung  ganz  entzogen, 
war  in  manchen  Ländern  der  Beginn  der  Steuerpflicht  am  ersten 
Monatstag  nach  dem  Betriebsanfang,  das  Ende  am  letzten  vor  dem 
Aufhören  des  Betriebs  gesetzhch  normiert  (z.  B,  in  Baden  und  in 
Sachsen),  so  dass  ein  Betrieb  in  der  Dauer  von  6  Wochen  leicht 
gesetzlich  steuerfrei  ausgehen  konnte.  Dazu  kam,  dass  es  den 
Wanderlagerbesitzem  ein  leichtes  war,  zur  Zeit  der  Steuerveranlagung 
ihr  Lager  erheblich  zu  reduzieren,  um  es  danach  um  so  rascher 
zu  vergrössem  ^).  Wendete  man  aber  die  Hausiersteuergesetze  auf 
sie  an,  so  zeigte  sich  die  Unzulänglichkeit  der  gesetzlichen  Tarife, 
die  stets  den  ärmlichen,  mit  seinem  Korbe  umherwandernden  Händler, 
nicht  aber  einen  Unternehmer  vor  Augen  hatten,  der  grosse  Waren- 
quantitäten in  ausserordentlich  kurzer  Zeit  umschlägt,  dabei  die  fiir 
den  Absatz  seiner  Waren  günstigen  Orte  und  Jahreszeiten  aussucht, 
in  wenig  Wochen  den  Bedarf  der  ganzen  Saison  ausnutzt,  und  so 
Arbeitszeit  und  Betriebskapital  viel  vollständiger  verwertet  als  der 
sesshafte  Händler  und  demgemäss  auch  im  Verhältnis  zimi  verwendeten 
Kapital  ein  viel  grösseres  Geschäft  macht  ^).  Es  ist  demnach  voll- 
kommen richtig,  dass  die  Wanderlager  allenthalben  einer  im  Verhältnis 
zu  den  sesshaften  Gewerben  viel  zu  niedrigen  Besteuerung  unter- 
worfen waren;  nur  wäre  es  verfehlt,  ihr  rasches  Ueberhandnehmen 
auf  diesen  einzigen  Grund  zurückzufuhren.  Mit  Recht  sucht  die 
Enquete  des  deutschen  Reichstags  die  Gründe  dieser  Erscheinung 
viel  tiefer:  in  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  Personen-  und 
Warenverkehrs,  in  den  zum  Teil  infolge  davon  mit  dem  Kleinhandel 
sich  vollziehenden  Verändenmgen,  der  mehrfach  erfolgten  Beseitigung 
des  Mess-  und  Marktverkehrs,  Momente,  die  zusammen  mit  dem  Reiz 
der  Neuheit  und  den  Folgen  des  raschen  Aufeinanderfolgens  eines 
ungewöhnlichen  wirtschafthchen  Aufschwungs  imd  einer  intensiven 
lang  währenden  Wirtschaftskrisis   als   die   entscheidenden   anzusehen 


')  Vgl.  die  oben  citierten  Motive. 

*)  Vgl.  Motivenbericht  zum  Gewerbesteuergesetz  vom  28.  April  1873  in 
Württemberg  (Session  1868/70,  Beüagenband  I);  daim  Kommissionsbericht  der 
2,  Kammer  in  Baden  zum  Ges.  vom  25.  Aug.  1876  (4.  u.  6.  Heft,  S.  815). 
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sind  ^).  Dennoch  ist  es  unleugbar,  dass  die  unzureichende  Besteuerung 
dieser  Gewerbe  diese  Entwicklung  wesentlich  unterstützte,  und  das 
allgemeine  Begehren  nach  einer  Reform  auf  diesem  Gebiete  ist  daher 
insoweit  vollkommen  begründet. 

Man  beschränkte  sich  aber  nicht  darauf,  die  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  in  dem  Sinne  zu  verlangen,  dass  die  Wandergewerbe 
in  demselben  Verhältnisse  wie  die  übrigen  besteuert  werden  sollten, 
sondern  man  verlangte  von  der  Besteuerung,  die  volkswirtschaftliche 
Gleichmässigkeit  d.  h.  die  angemessene  Zurückdrängung  der  Wander- 
gewerbe wieder  herzustellen.  Teils  bewusst,  teils  unbewusst  ver- 
säumte man  dabei,  die  Ursachen  der  unwillkommenen  Erscheinung  zu 
isolieren,  man  machte  die  Besteuerung  allein  oder  doch  in  erster 
Linie  für  den  ganzen  Erfolg  verantwortlich.  So  theoretisch  unklar 
die  Bewegung   vielfach   ist  ^) ,    das   eine  Ziel    steht   immer   fest ,    die 


*)  Ebenso  massvoll  der  sächs.  Abg.  Dr.  Stephani  in  der  Verhdlg.  über 
das  Gesetz  vom  1.  Juli  1878  in  der  Sitzung  vom  27.  Mai  1878,  II.  M.  II.  K.: 
„Aber  zu  meinen  und  anzustreben,  dass  wir  den  schlechten  Gewerbsbetrieb  der 
Wanderlager  damit  (durch  das  Steuergesetz)  tot  machen  sollen,  oder  dass  über- 
haupt die  Gesetzgebung  das  imstande  wäre,  das  scheint  mir,  müssen  wir  nicht 
nur  vermeiden,  sondern  wir  haben  auch  noch  die  weitergehende  Pflicht,  dem 
Publikum  gegenüber  auszusprechen,  dass  die  Gesetzgebung  nimmermehr  allein 
imstande  ist,  den  sehr  tief  empfundenen  Schaden  der  Wanderlager  auszumerzen, 
sie  kann  dabei  helfen,  aber  allein  thun  kann  sie  es  nicht.  —  Das  Publikum 
soll  ja  nicht  glauben,  dass  die  Schäden  der  Wanderlager  lediglich  durch  die 
Gesetzgebung  hervorgerufen  sind,  deshalb  können  sie  auch  durch  die  Gesetz- 
gebimg allein  nicht  wieder  aus  der  Welt  geschafft  werden,  wenngleich  die  Gesetz- 
gebung dabei  mit  förderlich  sein  kann.  Es  gibt  viele  andere  und  viel  wirk- 
samere Mittel,  diese  aber  werden  leider  nicht  in  Angriff  genommen.  Die  Wander- 
lager sind  nicht  etwa  entstanden  durch  grössere  Freiheit  des  Gewerbebetriebs 
im  Umherziehen  —  sie  sind  ja  in  der  That  keine  eigejitlichen  Gewerbebetriebe  im 
Umherziehen  — ,  sie  sind  nicht  ein  Ausfluss  einer  allzuweit  getriebenen  Gewerbe- 
freiheit, sie  sind  ein  Ausfluss  von  wirtschaftlichen  Erscheinungen  auf  sehr  ver- 
schiedenen Gebieten,  von  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  die  genährt  und  hervor- 
gerufen sind  durch  die  Tendenz  des  Publikums  selbst." 

Auch  der  sächs.  Motivenbericht  (Dekrete  Nr.  33)  konstatiert,  dass  die 
Konkurrenz  der  Wanderlager  um  so  nachteiliger  geworden  sei,  als  bei  einem 
grossen  Teil  des  Publikums  die  Neigung  vorherrscht,  vorzugsweise  auf  die  Billig- 
keit und  weniger  auf  die  Güte  der  dargebotenen  Waren  und  Leistungen  zu 
sehen,  und  sich  dasselbe  daher  mit  Vorliebe  den  Hausierern  und  Wanderlager- 
verkäufem  zuwendet,  welche  diese  Neigung  des  Publikums  in  vollem  Masse 
auszubeuten  verstehen. 

2)  So  z.  B.  werden  die  strengen  Vorschläge  des  1869er  Gesetzes  von  der 
badischen  Regierung  nur   mit   der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  motiviert, 
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Wanderlager  zurückzudrängen.  In  wiefern  die  Wanderlager  selbst 
durch  unsolide  Geschäftsführung  und  übertriebene  Konkurrenz  an 
dieser  allgemeinen  Unbeliebtheit  die  Schuld  tragen  oder  nicht,  ist 
viel  erörtert  worden;  ich  kann  in  dieser  Beziehung  auf  die  in  Hirths 
Annalen  (1878  S.  707  ff.)  publizierten  Ergebnisse  der  Reichsenqußte 
verweisen.  Soviel  ist  sicher,  dass  die  Besteuerung  der  Wanderlager 
von  nun  an  den  Hauptpunkt  im  Hausiersteuerwesen  ausmacht,  gegen 
den  die  übrigen  Fragen  der  kleinen  Leute  mehr  in  den  Hintergrund 
treten.  Allerdings  hat  es,  namentlich  als  sich  die  Unzulänglichkeit 
der  ergriffenen  Massregeln  zeigte,  nicht  an  solchen  gefehlt,  welche 
die  Massregeln  gegen  die  Wanderlager  nicht  auf  die  Besteuerung 
allein  beschränken  wollten.  Die  mächtige  Agitation  im  Reichstage 
und  die  infolge  derselben  veranstaltete  bereits  erwähnte  Enqußte 
sind  das  Zeugnis  dafür.  Als  aber  diese  Enquete,  was  die  Gewerbe- 
politik betrifft,  resultatlos  verlief,  und  durch  die  von  Reichs  wegen, 
nämlich  durch  den  Bundesrat  vom  27.  März  1879  publizierte  Dekla- 
ration, dass  §  8  des  Freizügigkeitsgesetzes  ^)  der  Kommunalbesteuenmg 
der  Wanderlager  nicht  im  Wege  stehe,  eine  in  dieser  Beziehung 
zwar  nicht  allgemein  anerkannte  ^),  aber  doch  vielfach  berücksichtigte 
Schranke  hinwegräumte,  da  war  die  Bewegimg  von  neuem  auf  das 
steuerliche  Gebiet  eingeschränkt,  wo  sie  sich  denn  auch  lebhaft 
entfaltete. 

Dies    vorausgeschickt,    können    wir    nun    zur    Behandlung    der 
Gesetzgebungen  übergehen,    unter   denen  wir  zuerst   zurückgreifend 


während  kaum  ein  Zweifel  darüber  sein  kann,  dass  sie  über  dieses  Ziel  hinaus- 
gehen. 

Recht  deutlich  spricht  sich  dagegen  die  , Absicht*  aus  in  den  Erörterungen 
des  württembergischen  Abg.  Fritz,  welcher  im  Ref.  vom  21.  Nov.  1872  sagt, 
er  wünschte  eine  Beschränkung  der  Hausierer,  wenn  dies  nach  der  Reichsgewerbe- 
ordnimg  zulässig  wäre.  ,So  müssen  wir  wirken,  dass  die  Wandergewerbe  ge- 
hörig besteuert  werden,  jedenfalls  aber  im  richtigen  Verhältnis  zu 
den  sesshaften  Gewerben." 

Im  schroffen  Gegensatz  dazu  steht  freilich  die  Antwort  Moritz  Mehls,  der 
entgegnet,  diese  Ansichten  datieren  aus  der  Zeit  der  Zünfte,  wo  die  im  Orte 
angesessenen  Kaufleute  noch  geglaubt  haben,  sie  haben  ein  Monopol  der  Ver- 
sorgung dieses  Ortes  mit  ihren  Waren. 

1)  Freizügigkeitßgesetz  vom  1.  Nov.  1867,  R.G.B.  55. 

^)  In  Baden  ist  die  Kommunalbesteuerung,  wie  gleich  unten  zu  zeigen  sein 
wird,  seit  1866  durchgeführt.     S.  d.  F.  im  Text. 
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die  bereits  erwähnte  badische  von  1866  und  1869  zu  besprechen 
haben. 

Gewiss  ist  es  kein  Zufall,  dass  gerade  dasjenige  Land,  welches 
dem  völlig  gewerbefreien  Frankreich  zunächst  lag  und  selbst  die 
freisinnigste  Gewerbegesetzgebung  in  Deutschland  hatte,  zuerst  das 
Bedürfnis  empfunden,  den  Weg  der  Specialsteuergesetzgebung  für 
die  Wanderlager  zu  beschreiten. 

Schon  die  Regierungsvorlage  hatte,  durch  „die  eindringlichen 
Klagen  des  einheimischen  Handelsstandes"  veranlasst,  eine  ziemlich 
energische  Besteuerung  der  Wanderlager  in  Aussicht  genommen,  die 
zwar  im  allgemeinen  nach  dem  Grundsatze  der  Gewerbesteuer  erfolgen, 
jedoch  im  Betrage  etwas  mehr  als  das  Vierfache  desjenigen  ausmachen 
sollte,  was  ansässige  Handelsleute  mit  gleichem  Betriebskapital  zu 
entrichten  hatten.  Die  Vorlage  hielt  aber  noch  an  der  Besteuerung 
für  das  ganze  Jahr  fest,  und  sollte  sich,  offenbar  den  Einflüssen  der 
Agitation  nachgebend,  nur  auf  solche  Wanderlagerbesitzer  er- 
strecken, welche  nicht  im  Inlande  ein  sesshafbes  Gewerbe  betrieben; 
die  letzteren  glaubte  man  durch  die  gewöhnliche  Gewerbesteuer 
hinlänglich  treffen  zu  können.  In  beiden  Punkten  erfuhr  die  Vorlage 
auf  Grund  des  Kommissionsberichtes  der  zweiten  Kammer  eine  Ver- 
änderung, indem  jedermann,  der  ausserhalb  seines  Wohnsitzes 
(und  ausser  dem  Mess-  und  Marktverkehr)  Lokale  zum  Absatz  von 
Waren  hält,  der  Besteuerung  unterworfen  wurde  ^);  ferner  wurde 
festgesetzt,  dass  die  Besteuerung  in  jedem  Orte  besonders,  und 
zwar  ohne  Unterschied  der  Grösse  nach  der  höchsten  Ortsklasse  er- 
folge, und  dass  für  jede  Woche  des  angemeldeten  Gewerbebetriebs 
(im  vorhinein)  ein  Zwölffceil  der  Jahressteuer  zu  entrichten  sei.  Teile 
der  Woche  werden  für  voll  gerechnet  (Art.  3  u.  4  des  Gesetzes). 
Nach  Art.  8  sind  die  Wanderlager  in  der  nämlichen  Weise  auch  zur 
Kommunalbesteuerung  heranzuziehen.  Wenn  der  Kommissionsbericht 
trotz  dieser  wesentlichen  Verschärfung  der  Vorlage,  den  Standpunkt 
der  Regierung,  nur  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  zu  er- 
füllen, auch  seinerseits  nicht  verlassen  zu  wollen  erklärt,  so  erscheint 


1)  §  1  des  Ges.  vom  26.  Mai  1866  (R.B.  145).  Der  Entwurf  hatte  gelautet: 
Die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  solcher  Personen,  welche,  [ohne  mit  einer 
ständigen  Gewerbsanlage  zur  inländischen  Gewerbesteuer  beigezogen  zu  sein, 
nur  vorübergehend]  .  .  .  Die  eingeklammerten  Worte  wurden  ausgemerzt  und 
dafür  „ausserhalb  des  Wohnsitzes"  beigefügt. 
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die  Aufrichtigkeit  dieses  Ausspruchs  im  ersten  Augenblicke  zwar 
zweifelhaft;  wir  können  aber  nicht  umhin,  ihm  vollen  Glauben  bei- 
zumessen, wenn  wir  sehen,  dass  bereits  drei  Jahre  später  die  Regierung 
selbst  die  Unzulänglichkeit  dieser  Besteuerung  zugesteht  ^)  und  ein 
Gesetz  vorschlägt  und  durchsetzt  *) ,  nach  welchem  für  jeden  Zeit- 
raum von  7  Tagen  ein  Viertel  der  Jahressteuer  zu  entrichten  kommt  ^). 
Merkwürdigerweise  war  es  diesmal  die  Kommission  der  2.  Kammer, 
welche  allerdings  ohne  Erfolg  an  die  Stelle  dieser  Bestimmungen 
eine  solche  Normierung  setzen  wollte,  dass  der  Wanderlagerverkäufer 
für  einen  zusammenhängenden  Gewerbebetrieb  nie  mehr  als  die  ganze 
Jahressteuer  zu  bezahlen  habe. 

Derselbe  Streit  entbrannte  von  neuem  bei  der  umfassenden 
Regelung  der  Erwerbsteuer  im  Jahre  1876  *),  als  die  Regierung  in 
teilweiser  Berücksichtung  dieses  Motivs  vorgeschlagen  hatte,  für  die 


>)  Motive  zum  Ges.  1869,  Beüagenheft  4,  S.  190  ff.  Man  hatte  geglaubt, 
in  dem  Ges.  von  1866  ein  der  Billigkeit  entsprechendes  Ausmass  der  Steuer  zu 
finden.  Inzwischen  sind  von  einer  Reihe  von  Handelskammern  und  Gewerbe- 
vereinen bittere  Klagen  darüber  eingelaufen,  dass  die  ansässigen  Handelsleute 
durch  die  Wanderlager  schwer  benachteiligt  würden,  und  dass  letztere  gegenüber 
jenen  immer  noch  viel  zu  gering  besteuert  seien  .  .  .  Diese  Bitten  scheinen 
immerhin  einige  Berechtigung  zu  haben.  Das  nämlich  lässt  sich  nicht  verkennen, 
dass  die  Besitzer  von  Wanderlagem  den  ansässigen  Handels-  und  Gewerbsleuten 
gegenüber  allerdings  noch  sehr  massig  besteuert  sind.  Als  Beleg  wird  an- 
geführt, dass  nach  den  Ausweisen  der  Städte  Karlsruhe,  Mannheim,  Heidelberg 
und  Freiburg  im  J.  1868  66  Wanderlager  mit  einem  Gesamtwarenwert  von 
407,550  fl.  abgehalten  wurden,  von  denen  mit  Rücksicht  auf  ihre  kurze  Dauer 
von  durchschnittlich  1,5  Wochen  nur  203  fl.  19  kr.  Steuer  erhoben  wurden, 
d.  i.  durchschnittlich  kaum  3  fl.  für  einen  Fall.  Die  Gesamtausweise  zeigen: 
pro  1867  284  Fälle  mit  455  fl.  57  kr.  oder  durchschnittlich  ca.  1  fl.  30  kr.  Steuer. 
„   1868  213     ,        ,    463  „  21    ,       ,  ,  ,    2  ,  10  , 

*)  Im  Gegensatz  zum  Ges.  von  1866  entspann  sich  diesmal  lebhafter  Streit 
über  das  Ausmass.  Der  Kommissionsbericht  hatte  beantragt:  für  eine  Dauer 
bis  zu  14  Tagen  '/*  Jahressteuer,  für  eine  längere  Dauer  die  ganze  Jahressteuer. 
Ein  Vermittlungsantrag  lautete  dahin :  für  die  ersten  14  Tage  die  halbe  Jahres- 
steuer, für  jede  weiteren  7  Tage  ein  Viertel  der  Jahressteuer.  Schliesslich 
wmrde  der  Entwurf  angenommen.  In  den  eingebrachten  Petitionen  war  u.  a. 
vorgeschlagen,  die  Wanderlager  je  nach  der  Grösse  des  Betriebsorts  mit  einer 
Steuer  von  5—18  fl.  per  Tag  zu  belegen.    (S.  Prot,  der  Ständevers.  S.  51.) 

^)  Ges.  vom  12.  Nov.  1869,  R.B.  513.  Das  kurze  Gesetz  modifiziert  die 
Steuer  nur  in  diesem  Einen  Punkt. 

*)  Ges.  vom  25.  Aug.  1876,  R.Bl.  Nr.  XXXVH,  S.  271. 
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Wanderlager  in  der  Dauer  bis  zu  7  Tagen  7*,  über  7 — 14  Tagen  ^2, 
über  14 — 21  Tage  ^/4,  über  21  Tage  die  ganze  Jahressteuer  einzu- 
heben.  Diesmal  war  die  Kommission  zwar  mit  dem  Princip  zufrieden, 
sie  eliminierte  aber  alle  Zwischenstufen  und  setzte  für  die  ersten  7  Tage 
die  halbe,  für  jede  längere  Zeitdauer  die  ganze  Jahressteuer  als  Gebühr 
fest;  diese  strengere  Anordnung  wurde  damit  motiviert,  dass  die  Wander- 
lager immer,  auch  bei  dem  kürzesten  Betriebe  den  Bedarf  der  ganzen 
Saison  ausnützen  ^);  es  ist  kein  Zweifel,  dass  diese  Bestimmungen 
eine  neue,  ziemlich  empfindliche  Verschärfung  der  Gesetzgebung  dar- 
stellen, da  erfahrungsgemäss  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Wander- 
lager nicht  über  1 — 2  Wochen  in  Betrieb  ist  und  gerade  für  diesen 
Zeitraum  die  Steuer  gegen  früher  verdoppelt  wurde. 

Zum  vollen  Verständnis  der  Tragweite  der  1876er  Gesetz- 
gebung ist  es  aber  notwendig,  auch  auf  den  übrigen  Inhalt  des 
Gesetzes  Rücksicht  zu  nehmen,  wodurch  wir  wieder  auf  unser 
eigentliches  Gebiet,  die  Hausiersteuer  im  allgemeinen,  zurück- 
kehren. 

Das  Gesetz  vom  25.  August  1876  beseitigt  alle  bisher  bestehenden 
Tarife  und  führt  eine  ausschliesslich  auf  Grund  der  Deklarationen  der 
Steuerpflichtigen  durchgeführte  Einschätzung  ein.  Betriebskapitalien 
und  Erträge  werden  fatiert,  vom  fatierten  Ertrag  werden  S^/o  der 
fatierten  Betriebskapitalien  abgezogen,  der  Rest  bildet  den  persön- 
lichen Verdienst,  der  nach  einer  progressiven  Skala  zu  Steuerkapitalien 
veranschlagt  wird  ^).  Die  Wanderlagerbesitzer  ^)  haben  den  Ertrag 
ihres  Gewerbes,  d.  h.  denjenigen  Ertrag,  „welcher  voraussichtlich  er- 
zielt würde,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  mit  dem  während  der  Dauer 
desselben  vorhandenen  mittleren  Betriebskapital  an  dem  betreffenden 
Orte  während  eines  vollen  Jahres  fortgesetzt  werden  würde"  *),  sogleich 
beim  Beginn  des  Betriebs  anzumelden  und  nach  Feststellung  des 
Steuerbetrags  durch  die  Steuerbehörde  (den  Steuerperäquator)  den 
ganzen  Betrag  auf  einmal  einzuzahlen  ^). 


1)  Sess.  .1875/76,    4.  Beilagenheft,  S.  815. 

*)  Persönlicher  Verdienst  bis  zu  500  M.  ist  frei,  über  4000  M.  werden  je 
500  M.  zu  4000  M.  kapitalisiert.     (Art.  6—9  des  Gesetzes.) 

')  Die  Definition  der  Wanderlagerbesitzer  ist  beibehalten  wie  im  Ges.  1866. 

*)  Vollzugsverordnung  vom  20.  Febr.  1877,  R.Bl.  S.  13  ad  Art.  14,  3. 

*)  Art.  23  des  Gesetzes.  Bei  den  übrigen  Gewerbetreibenden  erfolgt  die 
Einschätzung  durch  Kommissionen,  im  nachhinein,  die  Zahlung  in  Monata- 
raten. 
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Wir  sehen  also  auch  hier  noch  eine  Reihe  für  die  Wanderlager 
odiöse  Bestimmungen,  die  geeignet  sind,  die  ihnen  zugemutete  Steuer- 
last zu  erschweren. 

Hinsichtlich  der  umherziehenden  Geschäftsleute  hat  die  badische 
Gesetzgebung  im  wesentlichen  an  den  bisher  bestehenden  Bestim- 
mungen, insbesondere  an  der  bereits  1862  eingeführten  Gewerbe- 
steuertaxe festgehalten  *).  Derselben  unterliegen  Personen,  welche 
im  Grossherzogtum  ein  Gewerbe  betreiben,  ohne  daselbst  eine  gewerb- 
liche Niederlassimg,  einen  Geschäflssitz ,  einen  Wohnsitz  oder  einen 
ansässigen  Geschäftsführer  zu  haben.  (Art.  17.  des  Ges.)  Die  Taxe  ist 
mit  3  Mark  monatlich  bestimmt,  dazu  kommt  aber  noch  für  jede 
Hilfsperson  ein  Zuschlag  von  1  Mark  50  Pfennig  ^).  Im  Inlande  sess- 
hafte  umherziehende  Gewerbsleute  werden  nach  den  allgemeinen 
Regeln  der  Erwerbsteuer  an  ihrem  Wohnsitze  (dem  Wohnsitze  des 
Geschäftsführers)  veranlagt'). 

Wie  wir  sehen,  ist  das  badische  Hausiersteuerwesen  durch 
die   deutsche   R.G.O.    nur   in   sehr  geringfügigem  Masse   modifiziert 


1)  S.  oben  S.  129. 

2)  Vollzugsverordnung  vom  20.  Febr.  1877  ad  Art.  17.  Die  Vdg.  von  1862 
hatte  nur  eine  Taxe  von  1  fl.  30  kr.  monatlich,  ohne  Rücksicht  auf  Hilfs- 
personen. 

Es  ist  klar  und  wird  in  der  Vollzugsverordnung  des  näheren  ausgeführt, 
dass  die  Taxpflichtigen  mit  den  Legitimationsscheinpflichtigen  im  Simie  der 
R.G.O.  nicht  zusammenfallen;  weder  sind  alle  Taxpflichtigen  legitimationsschein- 
pflichtig  noch  umgekehrt. 

Von  der  Erwerbsteuertaxpflicht  smd  ausgenommen:  Schiffer,  Fuhrleute, 
welche  den  Verkehr  mit  ausländischen  Plätzen  vermitteln,  Lohnkutscher,  Handels- 
reisende, Messbesucher,  Personen,  welche  nur  Produkte  von  eigenen  oder  ge- 
pachteten Grundstücken,  sowie  die  davon  ernährten  Thiere  und  deren  Erzeug- 
nisse verkaufen,  vorausgesetzt,  dass  die  Produkte  sich  im  rohen  oder  doch  in 
einem  solchen  Zustande  befinden,  der  noch  im  Kreis  des  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Betriebs  liegt.  Selbstverständlich  sind  auch  inländische  Gewerbe- 
treibende mit  derartigen  Produkten  steuerfrei.     (Art.  5.) 

^)  Vdg.  vom  20.  Febr.  1877  ad  Art.  18;  Vdg.  vom  13.  Dez.  1877,  die 
Besteuerung  der  Gewerbe  im  Umherziehen  betreffend  (R.B1.  S.  185).  Nach 
der  vorangegangenen  Darstellung  ist  es  kaum  notwendig  hinzuzufügen,  dass 
die  Erwerbsteuerkapitalien  der  Umherziehenden  (sowie  die  aller  übrigen)  der 
Kommunalbesteuerung  unterliegen. 

Die  Sportein  für  den  Hausierschein  (Legitimationskarte)  sind  geblieben  in 
dem  umgerechneten  Betrage  von  50  Pf.,  bezw.  20  M.  (Ges.  vom  21.  Juni  1874, 
R.B.  S.  417). 
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worden,  sehr  begreiflich,  wenn  wir  bedenken,  dass  in  Baden  der 
Rechtszustand  schon  vorher  dem  durch  die  R.G.O.  geschaffenen 
sehr  nahe  kam;  um  so  deuthcher  haben  wir  den  Zusammen- 
hang der  Steuerrefomen  mit  den  früher  schon  partikularrecht- 
lich eingeführten  Gewerberechtsreformen  zu  beobachten  Gelegenheit 
gehabt. 

In  vielen  Punkten,  namentlich  hinsichtlich  der  Wanderlager  ist 
der  badischen  die  württembergische  Gesetzgebung  vom  28.  April 
1873  (R.Bl.  S.  127  A.  99)  nahe  verwandt.  Hier  wie  dort  werden 
die  Wanderlager ,  deren  Definition  in  beiden  Gesetzgebungen  die 
nämliche  ist  ^),  für  jeden  Betriebsort  besonders  besteuert,  hier  wie 
dort  haben  sie  im  vorhinein  ihre  Steuerdeklarationen  abzugeben  und 
die  Steuer  zu  bezahlen  ^),  hier  wie  dort  sind  sie  der  Kompetenz  der 
Kommissionen  entzogen  und  der  rein  amtlichen  Besteuerung  zuge- 
wiesen; auch  in  Württemberg  endlich  besteht  eine  eigentümliche 
Skala  für  die  Zeitdauer  des  Unternehmens,  freilich  etwas  milder  als 
in  Baden,  indem  für  einen  Betrieb  von  14  Tagen  und  darunter  ^jiy 
von  14 — 30  Tagen  '/^ ,  über  30  Tage  die  volle  Jahressteuer  zu  be- 
zahlen ist.  Diesen  Aehnlichkeiten  stehen  allerdings  in  anderer  Be- 
ziehung insbesondere  auch  bei  den  Hausierern  wesentliche  Unter- 
schiede gegenüber. 

In  erster  Linie  ist  hervorzuheben,  dass  hier  die  Art  der  Steuer- 
bemessung für  die  Wandergewerbe  principiell  eine  andere  ist  als 
für  die  sesshaften,  während  in  Baden  für  beide  principiell  dieselben 
Vorschriften  in  Anwendung  kamen. 

Nach  dem  württembergischen  Gesetze  von  1873  ist  die  Gewerbe- 
steuer zu  veranlagen  auf  Grund  des  in  Prozenten  des  Betriebskapitals 
zu  schätzenden  Kapitalertrags  und  des  persönlichen  Verdienstes. 
Wenn  das  Kapital  400  Gulden  nicht  erreicht,'  ist  ein  Ertrag  daraus 


^)  Eine  Andeutung  der  später  so  oft  besprochenen  Schwierigkeit,  die 
Wanderlager  so  zu  definieren,  dass  die  Hinterziehung  der  Abgabe  durch  An- 
meldung als  stehender  Betrieb  unmöglich  wird,  finden  wir  in  Art.  99,  ZifF.  9  des 
Gesetzes,  wo  es  heisst,  dass  Handelsgewerbe  für  den  Kleinverkauf  in  stehenden 
Lagern,  bei  welchen  die  gewerbliche  Niederlassung  und  Wiedereinstellung 
innerhalb  6  Monaten  nach  dem  Geschäftsbeginn  angezeigt  wird,  als  Wander- 
lager zu  besteuern  sind.  —  Hinsichtlich  der  Warenauktionen  s.  Verf.  vom 
30.  Juni  1877,  Amtsbl.  des  Ministerium  des  Inneren,  S.  337.  Vgl.  auch  unten 
die  preussischen  Gesetze. 

^)  Dasselbe  ist  hinsichtlich  aller  Hausierer  etc.  der  Fall.    (Art.  99,  ZiflF.  5.) 
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nicht  zu  berechnen,  der  persönliche  Verdienst  wird  nach  einer  pro- 
gressiven (richtiger  degressiven)  Skala  veranschlagt  ^). 

An  Stelle  dieses  Besteuerungsmodus  tritt  nun  fÖr  sämtliche 
Wandergewerbe  (Wanderlager  und  Hausierer  etc.)  ein  komplizierter, 
den  Kapitalsertrag  und  den  persönlichen  Verdienst  zusammenfassender 
Tarif  —  Klassentafeln  genannt  ^)  —  in  dessen  Positionen  die  Wander- 
gewerbe auf  Grund  der  von  ihnen  zu  überreichenden  Deklarationen 
über  den  Wert  des  Warenvorrats  etc.  einzuschätzen  sind  ^). 

Diese  Klassentafeln  haben  ihre  besondere  Geschichte.  Wiewohl 
nach  Art.  99  des  Gesetzes  dem  Verordnungswege  vorbehalten,  sind 
sie  doch  den  Kammern  zur  Genehmigung  vorgelegt  worden.  In  dem 
ersten  Entwürfe  hatte  die  Regierung  an  dem  im  Gesetze  selbst  ein- 
geführten Degressivsysteme  festgehalten.  Dies  fand  aber  vielseitigen 
Widerspruch  *),  da  gerade  die  lästigen  und  gefährlichen  Hausierer  alle 
den  unteren  Einkommensklassen  angehören,  und  daher  die  vorge- 
schlagenen Tarife  thatsächhch  zu  einer  Erleichterung  des  Hausier- 
betriebs fuhren  würden,  was  unter  allen  Umständen  zu  vermeiden 
wäre  ^).      Nach    langen     Debatten    und    Meinungsverschiedenheiten 


')  Bei  einem  Arbeitsverdienst  bis  500  fl.  wird  0,1 

von  mehr  als  500  bis  1000  fl.      ,      0,2 

1000    ,    1500  fl.      ,      0,4 

1500    ,    2000  fl.      ,      0,8 

über  2000  fl.      ,      1,0 

desselben  zur  Besteuerung  veranschlagt. 

*)  Die  Kompliziertheit  dieser  Tarife  wurde  auch  von  den  Kammern  ge- 
tadelt. 

')  Die  Einschätzung  hat  bei  den  Wanderlagem  nach  dem  Umfang  des 
Handels  und  dem  Werte  der  abzusetzenden  Waren,  bei  den  Hausierern  nach  der 
Zahl  der  verwendeten  Personen  und  dem  mittleren  Stande  des  Betriebskapitals 
zu  erfolgen.  Auf  diese  Punkte  beziehen  sich  auch  die  von  diesen  Gewerbe- 
treibenden abzulegenden  Fassionen. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  der  Besteuerung  nach  den  Klassentafeln  auch 
jene  Nichtwürttemberger  unterliegen,  welche  auf  Messen  und  Märkten  Waren 
zum  Verkaufe  bringen  oder  gewerbliche  Arbeiten  verrichten,  sofeme  ihnen  nicht 
vertragsmässig  Steuerfreiheit  zukommt.  Die  ersteren  unterliegen  der  Klassentafel 
für  Wanderlager,  die  letzteren  jener  für  Hausierer.    Art.  99,  §  1  und  7. 

*)  So  namentlich  im  Kommissionsbericht  der  2.  Kammer  und  von  seiten 
mehrerer  Abgeordneten. 

■"')  Es  ist  gewiss  interessant  zu  sehen,  wie  das  Princip  der  Degression. 
welches  im  Gesetze  eingeführt  wird,  gerade  für  die  Hausierer  keine  Anwendung 
finden  soll.     Der  Grund  wird  verschwiegen.     Vgl.  auch  oben  S.  134,  Note  1. 
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zwischen  den  beiden  Kammern  wurde  endlich  die  Erhöhung  der  Tafel 
über  die  Wanderlager  beschlossen,  und  von  der  Regierung  auch 
durchgeführt.  Die  endlich  am  1.  Januar  1874  publizierten  Klassen- 
tafeln stellen  eine  Besteuerung  dar,  die  hinsichtlich  der  Hausierer 
um  ein  Drittel  bis  nahezu  um  das  Doppelte  höher  ausfällt,  als  bei 
sesshaften  Gewerbsleuten  mit  gleichviel  Gesellen  u.  s.  w. ,  bei  den 
Wanderlagern  abermals  um  etwa  ein  Drittel  bis  um  die  Hälfte 
höher  '). 

Diese  Tarife  wurden  dann  durch  Verfügung  vom  16.  Oktober 
1875  abermals  etwas  erhöht,  indem  dieselben  nach  dem  Massstabe 
von  1  fl.  =  2  Mk.  in  Mark  umgerechnet  wurden. 

Bezüglich  des  Hausierhandels  ist  hervorzuheben,  dass  Württem- 
berg mit  dem  ja  auch  dort  üblich  gewesenen  und  in  Baden  bei- 
behaltenen System  der  Unterscheidung  ausländischer  und  inländischer 
Hausierer  gebrochen  hat,  indem  es  beide  völlig  gleich  behandelt  ^). 
Die  Definition  des  Hausierhandels  ist  der  R.G.O.  angepasst  und 
demgemäss  das  Merkmal  des  Umhertragens  von  Haus  zu  Haus 
wieder  ausgemerzt  ^).  Den  Hausierern  gleich  behandelt  werden 
Aufkäufer  und  solche,  die  im  Umherziehen  gewerbliche  Arbeiten 
verrichten. 

Zu  diesen  südwestdeutschen  Gesetzgebungen  stehen,  wie  schon 
in  der  früheren  Zeit^),  so  auch  jetzt  wieder  die  norddeutschen, 
insbesondere  die  preussische  und  sächsische  in  einem  gewissen 
Gegensatze.  Gewissermassen  eine  Mittelstellung  nimmt  die  bayrische 
ein.  Dass  in  diesen  Ländern  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs 
im  Umherziehen  durch  ganz  selbständige  Gesetze  geregelt  ist,  wurde 
bereits  erwähnt.    Viel  wichtiger  aber  sind  die  sachlichen  Unterschiede. 


^)  Diese  Vergleichszahlen  gründen   sich   auf  die   vom  Verf.  beispielsweise 
durchgeführte  Berechnung  der  Steuer   eines   stehenden   bezw.  Hausiergeschäftes 
oder  Wanderlagers  mit  400  fl.  Kapital  ohne  Hilfspersonen, 
„     1000   ,         ,        mit  2 
„     3000   ,         „  ,    3  ,  ; 

als  Kapitalsertrag  wurde  bei  den  stehenden  Geschäften  57«  angenommen. 

^)  Der  Motivenbericht  führt  aus,  dass  sich  der  Unterschied  in  der  bisherigen 
Belastung  der  in-  und  ausländischen  Hausierer  zwar  nicht  genau  feststellen  lasse, 
da  letztere  zwar  die  Accise  (s.  oben  S.  212),  aber  dafür  keine  Kommunallasten 
tragen;  im  allgemeinen  lässt  sich  behaupten,  dass  die  Steuerbelastung  der  aus- 
ländischen Hausierer  vermindert,  jene  der  inländischen  erhöht  worden  sei. 

=>)  Vgl.  oben  S.  204. 

")  Vgl.  oben  S.  214. 
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Wir  wollen  zunächst  die  preussische  und  die  ihr  nachgebildete  säch- 
sische besprechen,  und  mit  der  bayrischen,  die  auch  chronologisch 
an  letzte  Stelle  gehört,  unsere  Darstellung  beschliessen. 

Während  in  den  genannten  süddeutschen  Gesetzen  die  Wander- 
lager nach  Inhalt  und  Umfang  der  bezüglichen  Bestimmungen  eine 
ganz  hervorragende  Stelle  einnehmen,  finden  wir  dieselben  in  der 
preussischen  und  sächsischen  Gesetzgebung  nur  sehr  wenig  her- 
vorgehoben, sie  erscheinen  nur  als  eia  Specialfall  des  Wanderbetriebs, 
insbesondere  fehlen  die  komplizierten  Zeitbestimmungen  hinsichtlich 
der  Besteuerung.  Umgekehrt  beschäftigen  sich  die  letzteren  sehr 
eingehend  mit  den  übrigen  Arten  des  Hausierhandels  und  Gewerbe- 
betriebs im  Umherziehen,  während  diese  Gruppen  in  den  süddeutschen 
Gesetzen  mehr  zurücktreten.  In  der  Art  der  Besteuerung  finden  wir 
mit  Ausnahme  der  badischen  Bestimmungen  über  Ausländer  in  den 
süddeutschen  Ländern,  den  daselbst  bestehenden  Gewerbesteuersystemen 
entsprechend,  eine  sehr  individualisierend  abgestufte  Ordnung  der 
Steuersätze,  die  in  Baden  sogar  an  den  erwarteten  Ertrag  unmittelbar 
anschliesst.  Dem  gegenüber  steht  in  den  norddeutschen  Staaten  das 
Festhalten  an  dem  hergebrachten  System  ziemlich  roh  abgestufter 
Klassensätze,  auch  bezüglich  der  Wanderlager,  besonders  auffällig  in 
Sachsen,  wo  gleichzeitig  die  reinste  Einkommensteuer  in  Europa  ein- 
geführt wird.  Diese  Gesetze  machen  daher  bei  oberflächlicher  Be- 
obachtung den  Eindruck  einer  grösseren  Mässigung  gegenüber  den 
Wandergewerben,  insbesondere  den  Wanderlagern :  freüich  zeigt  sich 
bei  näherem  Zusehen,  dass  man  neue,  strenge  Bestimmungen  entbehren 
konnte,  weil  die  hergebrachten  schon  eine  sehr  schwere  Belastung  dieser 
Gewerbe  darstellten,  so  insbesondere  die  alte  preussische  Norm,  dass 
der  Gewerbeschein  nicht  für  kürzere  Dauer  als  ein  Jahr  erteilt  wird. 

Der  Kreis  der  Personen  welche  der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  unterHegen,  ist  in  §  1  des  preussischen  Gesetzes  vom 
3.  Juli  1876,  im  engsten  Anschluss  an  §  55  der  R.G.O.  umschrieben. 
Ausnahmen  bilden  nur  die  bereits  mehrfach  erwähnte  Diflerenz,  dass 
nach  preussischem  Recht  der  Verkauf  selbstgewonnener  Produkte  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  befreit  ist  (nach  der  G.O.  rohe  Produkte)  *), 


»)  Ges.  vom  3.  Juli  1876,  §  1,  1  (G.S.  S.  247).  Das  Feübieten  von  Waren 
ii^end  einer  Art,  mit  Ausschluss  der  selbstgewonnenen  Erzeugnisse  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,    des  Grarten-  und  Obstbaus,    der  Jagd  und  des  Fischfangs. 

R.G.O.,  §  55,  Alin.  2.    Ein  Legitimationsschein  ist  nicht  erforderlich  zum 
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ferner  die  in  §  2  aufgezählten,  nach  preussischem  Recht  bereits  her- 
gebrachten Fälle  des  Feilbietens  selbstgewonnener  Waren  vom  Wasser- 
fahrzeuge aus  nach  Landesbrauch,  und  das  Feilbieten  von  gewissen 
Waren  bei  öffentlichen  Festen,  Truppenzusammenziehungen  u.  dgl., 
endlich  gewisse  Handels-  und  Gewerbeverrichtungen  in  der  nächsten 
Nachbarschaft  des  Wohnorts  ^). 

In  den  Steuersätzen  sind  der  in  der  Denkschrift  (Motivenbericht) 
ausgesprochenen  Absicht  des  Gesetzes,  unter  unveränderter  Erhaltung 
des  bisherigen  Gesamtaufkommens  eine  der  Billigkeit  mehr  ent- 
sprechende Abstufung  in  der  Besteuerung  herbeizuführen,  entsprechend, 
nur  wenig  Aenderungen  in  dem  bestehenden  Zustand  vorgenommen. 
So  ist  insbesondere  der  bereits  seit  1861  bestehende  Satz  von  48  Mark 
als  Normalsteuersatz  beibehalten  und  für  Gewerbe  geringerer  Art  die 
geringeren  Steuersätze  von  6 — 36  Mark  aufrecht  erhalten^),   jedoch 

Verkauf  oder  Ankauf  roher  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  des 
Garten-  und  Obstbaus. 

Die  Anweisung  vom  3.  Sept.  1876  zur  Ausführung  des  Ges.  vom  3.  Juli  1876 
(G.S.  S.  247)  zählt  die  einzelnen  Differenzfälle  in  kasuistischer  Weise  ausführ- 
lich auf. 

')  §  2,  P.  5,  6.  Der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  nicht 
unterworfen  sind: 

5.  Gewerbetreibende,  welche  in  nicht  grösserer  Entfernung  als  15  Kilometer 
vom  Wohnort 

a)  selbstverfertigte  Waren,  welche  zu  den  Gegenständen  des  Wochenmarkt- 
verkehrs  gehören,  feilbieten; 

b)  gewerbliche  Leistungen,  hinsichtlich  deren  dies  nach  Landesgebrauch 
hergebracht  ist,  anbieten; 

c)  das  Musikergewerbe  ausüben. 

6.  Gewerbetreibende,  welche  ausserhalb  ihres  Wohnortes,  aber  innerhalb 
des  Gemeindebezirks  und  der  etwa  durch  besondere  Anordnung  der  Regierung 
dem  Gemeindebezirk  des  Wohnorts  in  dieser  Hinsicht  gleichgestellten  nächsten 
Umgebung  derselben  Waren  aufkaufen,  Waren  oder  Leistungen  feilbieten,  oder 
Warenbestellungen  suchen. 

Die  nach  §  2  ausgenommenen  Arten  des  Gewerbebetriebs  sind  nach  §  4 
des  Gesetzes  bei  der  Besteuerung  des  stehenden  Gewerbebetriebs  zu  berück- 
sichtigen.    Vgl.  die  citierte  Anw.  P.  6. 

^)  Die  mehrfach  citierte  Anweisung  weist  wiederholt  auf  den  konservativen 
Charakter  des  Gesetzes  hin,  so,  werm  sie  den  Regierungen  insbesondere  für  die 
Zeit  des  Ueberganges  dringend  empfiehlt,  sich  auf  die  Beseitigung  auffallender 
Ungleichheiten  und  unverkennbarer  Härten  in  der  anderweitigen  Normierung  der 
Steuersätze  zu  beschränken  (P.  10,  V.  i.  f.),  wenn  sie  die  Bestimmungen  des  auf- 
gehobenen Regulativs  vom  4.  Dez.  1886  als  Ergänzung  der  im  §  9  a,  b  gewählten 
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in  der  Form,  dass  die  Regierungen  ermächtigt  werden,  dieselben 
unter  gewissen  Voraussetzungen  in  Anwendung  zu  bringen,  unter 
denen  namentlich  jene  neu  eingeführte  hervorzuheben  ist,  dass  der 
Gewerbebetrieb  durch  besondere  Umstände  (körperliche  Gebrechen, 
hohes  Alter  des  Gewerbetreibenden  u.  dergl.  mehr)  beeinträchtigt  wird  ^). 
Neu  ist  die  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  Wanderlager  eben- 
falls in  der  oben  bezeichneten  Weise  eingeführte  Festsetzung  von 
erhöhten  Jahressteuersätzen  von  72,  96,  144  Mark  „für  Gewerbe- 
betriebe von  bedeutendem  Umfange,  wie  diejenigen  der  Vorsteher 
grosser  Schauspieler-,  Musiker-,  Kimstreiter-  und  ähnlicher  GeseU- 
schaften,  der  Pferde-  und  Viehhändler  mit  erheblichem  Betriebs- 
kapital und  Umsatz,  der  mit  grösseren  Warenlagern  umherziehenden 
Handelstreibenden  u.  s.  w.  *   (§  9,  2  des  Ges.)  *).     Damit  steht  dann 


Bezeichnung  als  dienlich  erklärt  (V),  wenn  sie  ad  VII  anordnet,  dass  die  Regie- 
rungen bei  Verwertung  des  ihnen  .  .  .  zugefuhrten  Materials  von  denselben  all- 
gemeinen Gesichtspunkten  auszugehen  haben,  welche  den  bisherigen  bezüglichen 
Vorschriften  zum  Grunde  lagen  u.  s.  w. 

Ob  die  in  der  Denkschrift  (Drucks.  Nr.  87)  angeführte  Thatsache,  dass  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  eine  allmähliche  Steigerung  der  Steuer  eingetreten  sei, 
hauptsächlich  bewirkt  durch  die  Vermehrung  der  mit  48  und  36  M.  besteuerten, 
während  die  geringeren  Gewerbebetriebe  abgenommen  haben,  —  nicht  richtiger 
auf  eine  strengere  Besteuerungspraxis  als  auf  ein  ,  Abnehmen  der  Gewerbe- 
betriebe* zurückzuführen  ist,  lässt  sich  schwer  mit  Bestimmtheit  entscheiden. 

*)  Die  geringeren  Steuersätze  sind  bestimmt  (§  9,  1)  für  Gewerbe  geringerer 
Art .  .  .  sowie  auch  für  andere  Gewerbe ,  wenn  sie  in  erheblich  geringerem  als 
dem  gewöhnlichen  Umfange  betrieben  werden,  oder  der  Gewerbebetrieb  . .  .  be- 
einträchtigt wird.     (Die  ausgelassenen  Worte  sind  im  Text  mitgeteilt.) 

Insbesondere  kann  die  Steuer 

a)  ,fur  das  Sanmieln  geringwertiger  Erzeugnisse  und  Abgänge  der  Haus- 
und Landwirtschaft  vmd  für  das  Anbieten  gewerblicher  Leistungen  von  unter- 
geordneter Beschaffenheit  .  .  .  tmd  diesen  gleichzustellenden  Gewerbebetriebe  bis 
auf  6  M. ; 

b)  für  das  Feilhalten  von  Lebensmitteln,  Haushaltungs-  und  Wirtsdiafte- 
bedürfnissen  und  anderen  Waren  von  geringem  Werte  .  .  .  und  diesen  gleich- 
zustellende Gewerbebetriebe  bis  auf  12  M.,  ausnahmsweise  bis  auf  6  M.  ermässigt 
werden,"  und  soU  für  diese  Gewerbebetriebe  (zu  a  und  b)  den  Steuersatz  von 
24  M.  regelmässig  nicht  überschreiten. 

^)  Diese  Textierung  fand  im  Abgeordnetenhause,  namentlich  von  liberaler 
Seite,  viel  Widerspruch,  weü  man  dem  Ermessen  der  Regierung  einen  allzuweiten 
Spielraum  zu  lassen  befürchtete.  — 

In  welcher  Art  die  Regierung  dieselben  anzuwenden  beabsichtigt,  geht 
einerseits  aus  der  Denkschrift  hervor,  wo  es  in  Bezug  auf  die  Wanderlager  heisst, 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.-  145  10 


\^Q  Robert  Meyer, 

in  Zusammenhang  die  Bestimmung  des  §  15,  dass  wegen  Ab- 
standnahme vom  Beginn  des  Gewerbebetriebes,  sowie  wegen  Ein- 
stellung, Unterbrechung  oder  Verminderung  des  Betriebs  im  Laufe 
des  Jahres  eine  Erstattung  der  Steuern  für  den  eingelösten  Ge- 
werbeschein, oder  eines  Teiles  derselben,  die  im  folgenden  Alinea 
bezeichneten  wenigen  Fälle  ausgenommen  ^) ,  in  der  Regel  nicht 
stattfindet. 

An  die  alten  Bestimmungen,  nach  welchen  die  Ausländer  von 
allen  Ermässigungen  ausgeschlossen  waren,  erinnern  auch  die  Ver- 
fügungen der  §  3  und  12,  nach  welchen  Angehörige  ausserdeutscher 
Staaten,  welche  weder  ihren  Wohnsitz  noch  eine  gewerbliche  Nieder- 
lassung in  einem  deutschen  Staate  haben,  auch  wenn  sie  selbst- 
gewonnene Erzeugnisse   der  Landwirtschaft   etc.    feilbieten   oder   als 


dass  es  gewiss  nicht  Aufgabe  der  Steuergesetzgebung  sein  könne,  hier  hemmend 
oder  schützend  einzugreifen,  anderseits  aus  der  Anweisung,  wo  es  unter  P.  10, 
X  b,  c  heisst:  Eine  geringere  Besteuerung  des  Hausiergewerbes  gegenüber  dem 
stehenden  Gewerbe  würde  zwar  der  Absicht  des  Gesetzes  keinesfalls  entsprechen, 
auch  in  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz,  welche  dem  stehenden  Gewerbe  durch  das 
Hausiergewerbe  gemacht  wird,  unangemessen  sein. 

Anderseits  ist  festzuhalten,  dass  über  die  Anwendung  erhöhter  Steuer- 
sätze nur  nach  den  für  die  Besteuerung  massgebenden  Gesichtspunkten  die  Ent- 
schliessung  getroffen  werden  muss  und  nicht  rein  gewerbepolizeiliche  Erwägungen 
die  Oberhand  gewinnen  dürfen,  wie  dies  in  den  .  .  .  Motiven  besonders  in  Bezug 
auf  die  Klagen  und  Beschwerden  über  die  sog.  Wanderlager  und  Wander- 
auktionen schon  dargelegt  ist. 

Von  Interesse  ist  es,  dass  zur  Bemessung  der  höheren  Steuersätze,  die 
Vergleichung  mit  stehenden  Gewerbebetrieben  der  Klasse  A  II  in  Städten  der 
IL  Abth.  empfohlen  wird  (P.  10,  X  b),  während  bei  Besprechung  der  ermässigten 
Sätze  ausdrücklich  gewarnt  wird,  dass  nicht  die  Steuersätze  und  Verhältnisse 
anderer  Steuerklassen  massgebend  sein  können,  sondern  nur  diejenigen  der  ein 
Gewerbe  im  Umherziehen  betreibenden  Personen  unter  sich  zu  vergleichen  sind 
(P.  10,  V.  i.  f.). 

^)  Die  entrichtete  Steuer  kann  nämlich  ganz  oder  teilweise  zurückerstattet 
werden,  wenn  wegen  unvorhergesehener,  von  dem  Willen  des  Inhabers  des  Ge- 
werbescheines unabhängiger  Ereignisse  der  Beginn  des  Gewerbebetriebes  unter- 
blieben oder  der  Betrieb  eingestellt  worden  ist  und  der  Gewerbeschein  innerhalb 
einer  Frist  von  6  Monaten  nach  der  Einlösung  zurückgegeben  wird.  —  Ebenso 
kann  der  Finanzminister  die  Gewerbesteuer  ganz  oder  teilweise  zurückerstatten 
lassen,  wenn  infolge  unvorhergesehener  Ereignisse  eine  allgemeine  Unterbrechung 
des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  oder  einzelner  Gattungen  desselben,  wenn 
auch  nur  in  einem  Teile  der  Monarchie,  eintritt  (§  15,  Alin.  2  und  4). 
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Handelsreisende  auftreten  *),  der  Steuer  unterliegen ,  und  auf  die 
ermässigten  Steuersätze  nach  §  9,  1  wegen  geringen  Gewerbebetriebs 
keinen  Anspruch  haben. 

Ueberdies  ist  im  §  14  der  Finanzminister  ermächtigt,  die  Steuer 
für  Angehörige  solcher  Länder,  welche  diesseitige  Staatsangehörige 
ungünstiger  behandeln,  bis  auf  das  Achtfache  zu  erhöhen,  eine  Er- 
mächtigung, von  welcher  nur  gegenüber  Dänemark  insoweit  Gebrauch 
gemacht  wurde,  dass  die  Steuer  auf  jährlich  180  Mark  normiert  ist. 
(Anm.  S.  31). 

Eine  wesentliche  Ergänzung  zu  dem  1876er  Gesetze  bildet  das 
Gesetz  vom  27.  Februar  1880  (G.S.  S.  174),  mit  welchem  die 
Kommunalbesteuerung  der  Wanderlager  geregelt  wurde.  Ich  habe 
bereits  erwähnt,  dass  die  Frage,  inwiefern  die  Kommunalbesteuerung 
der  Wandergewerbe  mit  den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über 
Freizügigkeit  vereinbar  sei,  im  Jahre  1879  durch  den  Bundesrat  be- 
jahend entschieden  wurde.  In  Freussen  standen  aber  einer  solchen 
Besteuerung  auch  dann  noch  die  landesgesetzlichen  Normen^)  ent- 
gegen, so  dass  eine  neue  gesetzliche  Regelung  notwendig  war.  In 
diesem  Gesetze  werden  die  Wanderlagerbesitzer,  der  Natur  der  Sache 
entsprechend,  an  jedem  Orte  des  Gewerbebetriebs  bez.  für  jedes 
Gewerbslokal,  abgesehen  von  der  Steuer  vom  G.  i.  U.,  je  nach  der 
Grösse  des  Orts  mit  einer  Steuer  von  wöchentlich  30 — 50  Mark 
belegt,  welche  in  den  Orten  der  1. — 3.  Gewerbesteuerabteilung  der 
Gemeinde,  in  den  Orten  der  4.  Klasse  den  betreffenden  Kreisen  über- 
wiesen wird'). 

Wir  finden  also  hier  im  Gegensatze  zu  Süddeutschland  die  starren 
Pauschalsätze  wieder,  die  sich  übrigens  mittlerweile  in  einer  Reihe 
mitteldeutscher    Staaten   eingebürgert    hatten*).     Anderseits   ist  das 


')  Die  Bestimmung  hinsichtlich  der  Handelsreisenden  auch  hier  wieder 
infolge  der  zahlreichen  Staatsverträge  ohne  wesentliche  praktische  "Bedeutuqg 
(Anw.  16). 

*)  Nämlich  §  10  der  Kreisordnung  vom  13.  Dez.  1872  (G.S.  S.  661)  und 
§  106  der  Provinzialordnung  vom  29.  Juni  1875  (G.S.  S.  335). 

')  Abzüglich  S'/o  Erhebungskosten,    im  Falle   eine  Staatskasse  die  Steuer 
einhebt  (§  5,  AI.  3,  Ges.). 
*)  So  z.  B. 

im  Grossherzogtum  Hessen  (Ges.  vom  22.  Juni  1878)  haben  Wanderlager 
wöchentlich  in  Darmstadt  und  Mainz  40  M. ,  in  Offenbach,  Gieasen, 
Worms,  Bingen  .30  M.,  übrigens  20  M.  zu  entrichten,  wovon  je  ein 
Dritteil  der  Gemeindekasse  zufliesst; 
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\AQ  Eobert  Meyer, 

Gesetz  durch  die  eigentümliche  Definition  oder  richtiger  durch  die 
Vermeidung  einer  Definition  der  Wanderlager  merkwürdig;  man  hatte 
in  den  Nachbarstaaten  Gelegenheit  gehabt,  die  Schleichwege  zu  beob- 
achten, auf  denen  sich  die  Unternehmer  der  schweren  Steuerlast  ent- 
ziehen, und  suchte  nun  solche  Praktiken  unmöglich  zu  machen,  was 
freilich  wieder  nur  um  den  Preis  sehr  freien  Ermessens  der  Ver- 
waltung möglich  war^). 

Damit  hatte  die  preussische  Gesetzgebung  ihren  noch  jetzt  be- 
stehenden Zustand  erreicht. 

Das  sächsische  Gesetz  vom  1.  Juli  1878  ist  ungeachtet  der  in 
der  Kammer  mehrfach  laut  gewordenen  Wünsche,  sich  mehr  dem 
süddeutschen  Muster  zu  nähern,  doch  ganz  nach  dem  preussischen 
Vorbilde  entwickelt.  Auch  hier  hat  sich  die  Regierung  auf  den 
Standpunkt  gestellt,  dass  eine  Prohibitivsteuer  dem  Geiste  der  Reichs- 
gewerbeordnung widersprechen  würde,  und  dass  sich  ihre  Aufgabe 
darauf  beschränke,  ungerechtfertigte  Steuerbegünstigungen  des  Wander- 


im  Herzogtum  Coburg,   und  zwar  in  Coburg  30  M.,    in  anderen  Orten 

10-20  M.  Staatssteuer  (Vdg.  vom  17.  Okt.  1878); 
ebenso  in  Schwarzburg  (nach  dem  Ges.  vom  22.  Febr.  1879)  10 — 30  M. 
wöchentlich  zur  Staatskasse,  Gemeindeumlagen  dürfen  die  Staatssteuer 
nicht  übersteigen. 
In  Altenburg   (Ges.  vom  13.  März   1878)   sind   wöchentlich   10—30  M. 
zu  bezahlen;    diese  Sätze  sind  noch  zu  erhöhen,   weim  der  Gewerbe- 
treibende zugleich  hausiert  oder  Gehilfen  hält; 
vgl.  auch  Sachsen- Weimar,  Ges.  vom  12.  Apr.  1877 ; 
Sachsen-Meiningen,  Ges.  vom  30.  Nov.  1878. 
Nach  einer  Mitteilung  des  Vicepräs.  Pfeiffer  im  sächs.  Abgeordnetenhause 
sollen  in  Dessau  50  M.  wöchentlich,  in  Bemburg  20  M.  täglich  gezahlt  werden. 
Mecklenburg-Schwerin  ist  bei  Jahressteuersätzen  von  100—200  M.  stehen 
geblieben  (Vdg.  vom  19.  Dez.  1873  und  22.  Sept.  1879). 

')  §  1.  Wer  ausserhalb  seines  Wohnortes  und  ohne  Begründung  einer 
gewerblichen  Niederlassung  die  Waren  eines  Wanderlagers  von  einer  festen 
Verkaufsstätte  aus  feilbieten  will .  .  .  hat  an  jedem  Orte,  an  welchem  er  das 
Geschäft  betreibt  oder  durch  Vermittlung  eines  daselbst  einheimischen  Ver- 
käufers oder  Auktionators  betreiben  lässt .  .  .,  Steuer  zu  entrichten. 

Durch  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Förmlichkeiten  in  Begründung  des 
Wohnsitzes  oder  einer  gewerblichen  Niederlassung  wird  der  Inhaber  eines  Wander- 
lagers von  der  Entrichtung  der  Steuer  nicht  befreit,  wenn  die  begleitenden 
Umstände  erkennen  lassen ,  dass  die  Förmlichkeiten  behufs  Verdeckung  des 
Wanderlagerbetriebs  erfüllt  sind. 

Das  Veranstalten  einer  Auktion  von  Waren  eines  Wanderlagers  wird  dem 
Feilbieten  derselben  gleich  geachtet. 
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gewerbes  hintanzuhalten.  Freilich  erweckt  die  Bemerkung:  „immer- 
hin genüge  voraussichtlich  doch  die  vorgeschlagene  Besteuerung,  um 
einen  Teil  der  Wanderlagerverkäufer  ferne  zu  halten  und  den  be- 
rechtigten Klagen  der  stehenden  Gewerbetreibenden  wenigstens  zu 
einem  beträchtlichen  Teile  abzuhelfen"  (Motive  ad  §  8),  die  Ver- 
mutung, als  ob  man  jenen  Klagen  doch  etwas  nachgegeben  hätte. 
Auch  war  es  keineswegs  jene  gemässigte  Tendenz  der  Regienmg, 
welche  dem  Entwürfe  eine  so  willkommene  Aufnahme  im  Parlamente 
verschaffte,  sondern  im  Gegenteile  die  gewerbepolizeiliche  Tendenz, 
die  man  in  demselben  zu  erblicken  glaubte  ^)  und  die  man  auch  noch 
insbesondere  durch  Erhöhung  der  Maximalsätze  von  150  Mark  auf 
300  Mark  zu  verschärfen  suchte.  In  der  That  hat  auch  das  säch- 
sische Gesetz  in  dieser  Beziehung  trotz  seiner  fast  gleichlautenden 
Bestimmungen  eine  wesentlich  andere  Bedeutung  als  daspreussische. 
In  Sachsen  ist  durch  das  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878 
das  Ertragsteuersystem  abgeschafft,  und  die  Einkommensteuer  an 
die  SteUe  gesetzt,  welcher  auch  die  in  Sachsen  wohnhaften  umher- 
ziehenden Gewerbetreibenden  unterliegen  ^).  Während  also  in  Preussen 
die  Steuer  der  Wandergewerbe  den  auf  dieselben  entfallenden  Zweig 
des  Ertragsteuersystems  darstellt,  ist  dieselbe  in  Sachsen  im  ganzen 
eine  Extrabelastung  dieser  Erwerbsart,  die  sich  in  diesem  Umfange 
gewiss  nicht  durch  die  Berufung  auf  die  Gleichmässigkeit  der  Be- 
steuerung rechtfertigen  lässt^).  Dies  ist  der  wesenthche  Unterscliied 
zwischen  der  preussischen  und  sächsischen  Hausiersteuer.  Die  Ab- 
weichungen im  Gesetze  selbst  sind  unbedeutend.  Die  Definition  der 
Steuerflichtigen  ist  mit  jener  im  preussischen  Gesetz  identisch,   auch 


*)  Auch  von  der  Gegenseite  wurde  die  gewerbepolitische  Tendenz  —  natür- 
lich tadelnd,  anerkannt. 

11.  Beratung  am  27.  Mai  1878,  II  M.  II  K. 

^)  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878,  §  6,  P.  6.  Von  der  Einkommen- 
steuer befreit  sind:  Diejenigen,  welche  ohne  in  Sachsen  ihren  Wohnsitz  zu 
haben,  lediglich  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreiben,  hinsichtlich  des  Ein- 
kommens aus  diesem  Gewerbe. 

§  1.  Ges.  vom  1.  Juli  1878,  die  Bestimmungen  des  Gewerbebetriebs  im  Umher- 
ziehen betreffend.  Wer  .  .  .  will,  unterliegt  der  Steuer  vom  Gewerbebetriebe  im 
Umherziehen,  ohne  dass  dadurch  die  auf  anderen  Gesetzen  beruhende  Besteuerung 
des  aus  diesem  Gewerbebetrieb  fliessenden  Einkommens  eine  Äenderung  erleidet. 

')  In  dieser  Beziehung  steht  Sachsen  im  Deutschen  Reiche  allein  da.  Auch 
in  den  südwestdeutschen  Staaten  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Hausiersteuev 
Teil  des  Ertragsteuersystems;  ebenso  in  Bayern. 
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150  Robert  Meyer, 

die  im  §  2  aufgezählten  Ausnahmen  sind  mit  ganz  geringfügigen 
Modifikationen  ^)  die  nämlichen  wie  im  preussischen  Gesetz.  Auch 
die  Bemessung  der  Steuer  ist  wesentlich  dieselbe,  nur  sind  die  Sätze 
mehr  nach  dem  dekadischen  System  abgerundet,  an  Stelle  des  Normal- 
satzes von  48  Mark  treten  50  Mark,  die  geringeren  Steuersätze,  deren 
Anwendung  in  derselben  Weise  und  unter  denselben  Voraussetzungen 
stattfindet,  wie  in  Preussen,  betragen  2,  5,  10,  20,  30,  40  Mark  '-*), 
nur  der  Maximalsatz  zu  300  Mark  übertrifft  den  preussischen  um 
mehr  als  das  doppelte,  und  unterscheidet  sich  auch  insofern  von  dem- 
selben, als  es  im  sächs.  Ges.  §  8,  Z.  2  heisst,  die  Behörden  (Kreis- 
steuerräte) seien  ermächtigt,  erhöhte  Jahressteuersätze  „bis  zu  300  Mark 
festzusetzen,  in  besonderen  Fällen  kann  jedoch  der  vorgedachte  Maxi- 
malsatz dem  anzunehmenden  Erwerbe  entsprechend  höher  bestimmt 
werden".  Aehnlich  wie  im  preussischen  Gesetz  sind  auch  hier  die 
Ausländer  etwas  nachteiliger  behandelt  (§  3  u.  10),  und  ausserdem 
die  Steuererhöhung  bis  zum  Achtfachen  als  Repressalie  vorgesehen  (§  13). 
Etwas,  aber  ebenfalls  nicht  wesentlich  abweichend  sind  die 
Wanderlager   definiert^),    auch   ist   für  diesen  Fall  ganz  speciell  ein 


')  Diese  Modifikationen  bestehen  darin,  dass  bei  den  „ausserordentlichen 
Gelegenheiten"  die  Ausstellungen  speciell  angeführt  sind,  dass  Gewerbe- 
treibende, welche  Verzehrungsgegenstände  des  Wochenmarktverkehrs  im  Umher- 
ziehen feilbieten,  befreit  sind,  dagegen  die  Musiker  in  dem  Verzeichnisse  ganz 
fehlen  (§  2,  P.  2,  7). 

*)  Hiebei  ist  zu  bemerken,  dass  nach  dem  Ges.  von  1870  den  veranlagenden 
Behörden  zwischen  Minimal-  und  Maximalsätzen  ein  Spielraum  gelassen  war; 
man  ist  davon  abgegangen,  „weil  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Unterbehörden 
von  den  niedrigsten  Sätzen  einen  viel  zu  weitgehenden  Gebrauch  gemacht  haben" 
(Motivenbericht) . 

^)  §  4  lautet  nämlich: 

„Wer  ausserhalb  der  Messen,  Jahrmärkte  und  öffentlichen  Ausstellungen 
ein  Warenlager  (Wanderlager)  ausserhalb  seines  Wohnorts  im  Königreiche 
Sachsen,  gleichviel  ob  zum  Verkauf  aus  freier  Hand  oder  im  Wege  der 
Versteigerung  feilbietet  oder  durch  andere  feilbieten  lässt,  unterliegt, 
auch  wenn  er  diesen  Gewerbebetrieb  als  stehenden  anmeldet,  zunächst 
für  die  Dauer  des  Kalenderjahres,  in  welchem  der  Gewerbebetrieb  be- 
gonnen hat,  und  weiter  so  lange,  als  nicht  ausser  Zweifel  gesetzt  ist,  dass 
der  Inhaber  eine  dauernde  gewerbliche  Niederlassung  begründet  hat,  der 
Steuer  vom  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen.  Dieser  Steuer  unterliegt 
auch  derjenige,  welcher  innerhalb  seines  Wohnorts  ein  Warenlager  feil- 
bietet, dafem  die  obwaltenden  Umstände  die  Annahme  begründen,  dass 
die  Verlegung  des  Wohnsitzes  an  den  Ort  der  Feilbietung  des  Waren- 
lagers nur  vorübergehend  ist." 
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Rekurs  an  das  Finanzministerium  eingeräumt  (§  4).  Dagegen  sind 
die  Bedingungen  einer  allfälligen  Rückvergütung  der  Steuer  wegen 
unterbliebenen  Betriebs  u.  s.  w.  genau  dem  preussischen  Vorbilde 
nachgebildet  (§  14). 

Eine  Analogie  mit  dem  preussischen  Rechte  zeigt  sich  endlich 
auch  noch  darin,  dass  die  Kommunalbesteuerung  der  Wanderlager 
durch  ein  späteres  Gesetz  (vom  23.  August  1880,  G.Bl.  21,  S.  47) 
geregelt  ist  ^);  danach  haben  die  Wanderlager  für  jede  Gemeinde 
eine  von  derselben  einzuhebende,  dem  Jahresbetrag  der  Staatssteuer 
gleich  hohe,  jedoch  die  Summe  von  60  Mark  nicht  übersteigende 
Steuer  für  die  Woche  beim  Betrieb  aus  freier  Hand,  und  wenn  die 
Ware  an  dem  Orte  in  mehi'eren  Lokalen  zugleich  oder  nacheinander 
verkauft  ward,  für  jedes  Lokal  besonders,  eine  gleiche  Steuer  aber 
für  den  Tag  und  für  jedes  einzelne  Lokal  beim  Betrieb  durch  Ver- 
steigenmg  im  voraus  zu  entrichten. 

Die  bayrische  Gesetzgebung  schliesst  sich  in  formeller  Beziehung 
an  das  preussische  und  sächsische  Muster  enge  an,  während  sie  in 
ihren  materiellen  Bestimmungen  mehr  den  Grundsätzen  des  süd- 
deutschen Steuerwesens  angehört. 

Wie  in  Preussen  ist  auch  im  bayrischen  Gesetze  vom  15.j  März 
1879  (G.V.Bl.  S.  143)  die  Hausier-  imd  Wanderlagersteuer  gemein- 
sam und  selbständig  geregelt.  Die  Beschreibung  der  Steuerpflichtigen 
stimmt  fast  wörtlich  mit  dem  preussischen  überein.  Die  Beseitigung 
der  Ortsklassen,  der  Ausschluss  der  Kompetenz  der  Ausschüsse  zu 
Gunsten  der  rein  amtlichen  Bemessung  ^),  endlich  die  Vorauszahlung 
der  Steuer  für  ein  Jahr  als  Regel  ^)  sind  weitere ,  der  bayrischen 
Gesetzgebimg  allerdings  nicht  mit  den  norddeutschen  allein  gemein- 
same Momente. 


')  Der  Grund  der  besonderen  gesetzlichen  Regelung  liegt  auch  hier  in  den 
bisher  geltenden  Vorschriften  der  Städteordnung  und  der  Landgemeindeordnung 
vom  24.  April  1873,  deren  bezügliche  Bestimmungen  eben  durch  das  neue  Gesetz 
derogiert  wnirden. 

^)  Eigentümlich  ist  die  in  Art.  14  auf  Anregung  des  Abgeordnetenhauses  ein- 
geführte Kontrolle  dieser  Bemessung  durch  einen  besonderen  Ausschuss. 

')  Eine  Ausnahme  bilden  die  Wanderlager,  s.  d.  f. 

Femer  Art.  13.  Nur  wenn  wegen  unvorhergesehener  Ereignisse  der  Beginn 
des  Gewerbebetriebes  unterblieben  ist,  und  der  Besteuerungsausweis  binnen 
4  Wochen  zurückgegeben  wird,  ist  die  Steuer  zurückziizahlen  (vgl.  P.  14  des 
Sachs.,  §  15  des  preuss.  Ges.,  oben  Note  1,  S.  146). 
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Aueh  die  Definition  der  Wanderlager  ^)  unterscheidet  sich  von 
der  preussischen  und  sächsischen  nur  stilistisch,  dagegen  finden  wir 
in  der  Besteuerung  der  Wanderlager  an  jedem  Orte  des  Betriebes 
und  in  den  Zeitabschnitten,  nach  welchen  für  14  Tage  und  darunter 
die  Hälfte,  für  14 — 30  Tage  drei  Viertel  und  für  eine  längere  Dauer 
der  volle  Jahresbetrag  zu  entrichten  ist  ^),  bereits  Bestimmungen,  die 
der  badischen  Gesetzgebung  nachgebildet  sind. 

Das  wichtigste  Unterscheidungsmoment  gegenüber  den  nord- 
deutschen Gesetzen  liegt  aber  in  der  Bestimmung  des  Steuerfusses. 
Den  in  Süddeutschland  überhaupt  und  speciell  in  Bayern  bestehenden 
Gewerbesteuersystemen  entsprechend  ist  hier  eine  individualisierende 
Berücksichtigung  der  einzelnen  Fälle  durchgeführt;  ja  das  bayrische 
Gesetz  geht  insofern  noch  weiter  als  das  württembergische,  als  es 
auch  bei  den  Wandergewerben  Normal-  und  Betriebsanlage  unter- 
scheidet und  die  Arten  der  Wandergewerbe  in  neun  verschiedene, 
noch  vielfach  untergeteilte  Tarifpositionen  zerlegt.  Gerade  durch  das 
letztere  Moment  nähert  sich  das  Gesetz  in  seinem  praktischen  Er- 
folge wieder  sehr  den  norddeutschen,  welche  mit  ihrem  Normalsatz, 
ihren  geringeren  Betrieben  und  Betrieben  von  bedeutendem  Umfange 
ja  doch  etwas  Aehnliches  bezwecken.  Von  aUen  Gesetzgebungen  ist 
die  bayrische  diejenige,  welche  das  gewerbepolizeiliche  Moment  am 
meisten  in  den  Vordergrund  stellt  oder  richtiger  am  offensten  ein- 
gesteht. So  sagen  schon  die  Motive  ^) ,  die  durch  die  Ausdehnung 
der  umherziehenden  Gewerbe  den  stehenden  geschaffene  Konkurrenz 


^)  Art.  15.  1.  Wer  ausserhalb  seines  Wohnortes  oder  des  Wohnorts  des 
Unternehmers  und  ausser  dem  Mess-  und  Marktverkehr  von  einer  festen  Verkaufs- 
stätte aus  vorübergehend  Waren ,  gleichviel  ob  zum  Verkaufe  aus  freier  Hand 
oder  im  Wege  der  Versteigerung  feilbietet,  bezw.  feilbieten  lässt,  ist  für  jeden 
Ort  des  Betriebs  gesondert  der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
unterworfen. 

2.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  feilgebotenes  Warenlager  nach  den 
unter  Ziff.  1  gegebenen  Merkmalen  als  Wanderlager  anzusehen  ist,  richtet  sich 
nach  den  thatsächlichen  Verhältnissen  des  Gewerbetreibenden  und  es  ist  für 
dieselbe  der  Umstand,  dass  der  Betrieb  nach  §  14,  G.O.  als  ein  stehender  an- 
gemeldet wurde,  ebensowenig  als  die  vorübergehende  Verlegung  des  Wohnsitzes 
an  den  Betriebsort  massgebend. 

^)  Wie  immer  über  derartige  Zahlenbestimmungen,  die  willkürlich  getroffen 
werden  müssen,  war  auch  über  diese  Bestimmung  in  den  Kammern  viel  Streit. 

')  Motivenbericht,  Beilagen  Nr.  202. 
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empfehle  es  als  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit*),  die  erst  erwähnten 
Betriebe  nicht  nur  in  gleicher  Höhe  wie  die  letzteren  zur  Steuer 
heranzuziehen,  sondern  weitergehend  die  allfälligen  Vorteile  des  erst- 
erwähnten Betriebs  gegenüber  der  letzteren  Betriebsform  durch  ent- 
sprechend stärkere  Steuerbelegung  auszugleichen,  und  der  sehr  ge- 
mässigte Abg.  Stauffenberg  ^)  sagt:  Wir  wünschen  nicht,  dass  viel 
eingehe,  sondern  wir  wünschen,  dass  möglichst  wenig  Einnahmen 
eingehen,  .  .  .  dass  das  Gesetz  einem  Teile  des  Unfugs,  der  jetzt  un- 
zweifelhaft betrieben  wird,  ein  Ende  mache  ').  In  demselben  Sinne  ist 
auch  die  Debatte  über  die  einzelnen  Tari^osten  gefuhrt,  indem,  oft 
in  höchst  interessanter  Weise,  bei  jedem  einzelnen  erörtert  wird,  in- 
wiefern derselbe  dem  öffentlichen  Interesse  nützlich  oder  gefährlich 
sei  und  danach  der  Steuersatz  höher  oder  niedriffer  bestimmt  wird. 
Trotzdem  kann  man  den  Tarif,  der  als  Normalanlage  im  Maxi- 
mum 36  Mark  festgesetzt  und  nur  in  einigen  Positionen  beträchtliche 
Betriebsanlagen  normiert,  durchaus  keinen  besonders  strengen  nennen*). 
Nur   die  Wanderlager   machen   in   dieser  Beziehung  eine  Ausnahme, 


')  Der  Gerechtigkeit  der  Besteuerung  oder  der  volkswirtschaftlichen  Aus- 
gleichung ? 

^)  In  der  Sitzung  vom  31.  Januar  1879. 

•)  Besonders  strenge  Massregehi,  die  schon  fast  auf  das  Gebiet  der  Gewerbe- 
polizei hinübergreifen,  sind  auch  die  Bestimmungen,  dass  Auktionatoren  und 
ähnliche  Personen  gehalten  sind,  auf  Verlangen  die  Eigentümer  der  von  ihnen 
feilgehaltenen  Waren  nachzuweisen,  und  dass  der  Rentbeamte  jederzeit  bei  ihnen 
Nachschau  halten  darf  (Art.  15,  §  5,  9). 

Uebrigens  ist  bei  der  Beurteilung  dieser  Auseinandersetzungen  nicht  ausser 
acht  zu  lassen,  dass  Bayern  unter  den  die  Hausiersteuer  regelnden  Staaten  der 
letzte  ist,  und  dass  es  daher  in  der  Zwischenzeit,  wie  der  Minister  Riedel  sagte, 
infolge  der  strengen  Gesetze  der  Nachbarstaaten  von  Hausierern  überschwemmt 
wurde.  Der  Minister  hebt  hervor,  dass  der  Entwurf  nicht  die  Absicht  habe, 
im  Wege  der  Hinterthür  der  Steuergesetzgebung  den  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  unmöglich  zu  machen  oder  bedeutend  zu  erschweren;  das  wäre 
üloyal  und  würde  gegen  die  Reichsgesetzgebung  Verstössen.  Was  der  Entwurf 
beabsichtigt,  ist  lediglich  eine  der  Natur  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen 
an  imd  für  sich  und  seinem  Verhältnisse  zum  stehenden  Gewerbebetriebe  ent- 
[  sprechende  und  gerechte  Besteuerung. 

*)  Tarif.  Normalanl.        Betriebsanl. 

1.  Sammeln   geringwertiger  Erzeugnisse  und 
Abgänge  der  Haus-  oder  Landwirtschaft     .    M.  3.  60.  für  jeden  Begleiter 

2.  Gewerbliche  Arbeiten   von  untergeordneter  dasselbe. 
Beschaffenheit M.  6.  40.           wie  ad  1. 
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indem  hier  als  Betriebsanlage  1  ^jo  des  angemeldeten  Warenwerts  bis 
zum  Maximalbetrage  von  1080  Mark  festgesetzt  ist.  Sowohl  nach 
der  absoluten  Höhe  als  im  Vergleich  zu  der  Besteuerung  des  Gewerbe- 
steuergesetzes von  1881,  welches  bei  stehenden  Gewerben  ^/4 — l^/2**/o 
(event.  2^/2*^/0)  des  Ertragsansatzes  in  Anspruch  nimmt,  ist  diese 
Steuer  ausserordentlich  hoch,  sie  ist  die  höchste  in  ganz  Deutschland. 
Zur  Ergänzung  ist  noch  beizufügen,  dass  nach  dem  1879er  Ge- 


Tarif. 
Hausierhandel : 

a)  mit  Lebensmitteln,  Haushaltungs-  und 
Wirtschaftsbedürfnissen  und  anderen 
Waren  von  geringerem  Wert     .     .     . 

b)  mit  anderen  Gegenständen  von  höherem 
Wert  und  des  Luxusverbrauchs  .     .     . 

c)  mit  Gold-,  Silber-  und  Bijouteriewaren, 
Taschenuhren  und  Druckschriften  .     . 

Gewerbebetrieb  der  Gaureiter 


Normalanl.        Betriebsanl. 


M.    9.  - 


M.  18.  — 


M.  24. 
M.  18. 


wie  ad  1. 


bei  einem  Gehilfen 

keine,    für  jeden 

weiteren  dasselbe. 

M.  1-360.  — 

ohne 


5.  Gewerbetrieb  im  Umherziehen  mit  erheb- 
lichem Betriebe,  Kapital  und  Umsatz     .     .     M.  36.  — 

6.  Ausländische  Musterreisende M.  36.  — 

7.  Darbietung  von  künstlerischen  Leistungen 
oder  Schaustellungen,  bei  welchen  ein  höheres 
künstlerisches  oder  wissenschaftliches  Inter- 
esse nicht  vorwaltet 

a)  untergeordneter  Art M.     5.  40.  wie  ad  1. 

b)  wandernde  Musikgesellschaften  etc.     .     M.     9.    —  wie  ad  1. 

8.  Dasselbe  besserer  Gattung 

a — c)  Taschenspieler,  Schaubudeninhaber, 

Musikgesellschaften M.  18.   —      M.  1-180.  — 

d)  Theater-   und   Schauspielgesellschaften    M.  36.   —      M.  24.   für  jedes 

Mitglied, 
untergeordnete  Mitglieder  M.  12.  — 

e)  Singspielunternehmungen M.  36.   —      M.  24.  — 

f)  Kunstreiter,  Seiltänzer  und  Gymnastiker    M,  36.  —      M.  24.  (12.) 

g)  Menagerieinhaber M,  36.  —      M.  1—360.  — 

9.  Wanderlager  und  Wanderauktionen  .     .     .     M.  36.   —      M.  1—1080.  — 

Zur   Vergleichung    setze   ich    einige   Normalanlagen   sesshafter   Gewerbe- 
treibender nach  dem  Gesetz  vom  19.  Mai  1881  bei: 

Kleinkrämer  M.  1.  80  bis  M.  5.  40.     Licitationsanstalten  M.  12 — 36.  — 
Pfandleihanstalten  M.  7.  20  bis  M.  21.  60. 

Schaubudeninhaber  M.  6—18.  —     Musiker  M.  1.  80  bis  M.  5.  40.  — 
Karussellinhaber  M.  1.  80  bis  M.  5.  40.    Theater,  Schauspieler  M.  12—36.  — 
Singspieluntemehmer  M.  12—36.  — 
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setze  ein  Unterschied  zwischen  In-  und  Ausländern  nicht  besteht, 
ferner,  dass  die  Besteuerung  des  Gewerbes  im  Umherziehen  durch 
die  im  Jalire  1881  vollzogene  Reform  der  Gewerbe-  und  Einkommen- 
steuer, welche  sich  beide  auf  diese  Erträge  nicht  erstrecken,  nicht 
berührt  wurde  ^). 

Endlich  ist  zu  erinnern,  dass  die  im  Jahr  1868  eingefülirte  Ab- 
gabe vom  Hausierschein  etc.  zu  Gunsten  der  Gewerbeschulen  auch 
femer  aufrecht  erhalten  blieb  ^). 

Die  Kommunalbesteuerung  machte  in  Bayern  eine  besondere 
Verfügung  nicht  notwendig,  weil  hier  ähnlich  wie  in  Baden  und  Würt- 
temberg die  staatlichen  Steueransätze  auch  dieser  Betriebe  schon  längst 
die  Grundlage  für  die  Gemeindelasten  abgaben. 


Wenn  ich  nun,  am  Ende  meiner  Darstellung  angelangt,  versuche, 
die  Ergebnisse  derselben  zusammenzufassen,  und  zugleich  auf  gewisse 
allgemeine  Erscheinungsformen  zurückzuführen,  so  möchte  ich  es  in 
folgenden  Sätzen  thun: 

1.  Die  einigende  Wirkung  des  deutschen  Reichsverbandes  zeigt 
sich  auch  in  der  formell  selbständigen  Gesetzgebung  über  Hausier- 
steuern ;  namentlich  infolge  der  Einführung  der  Reichsgewerbeordnung 
hat  auch  die  Hausiersteuergesetzgebung  einen  sehr  viel  einheitlicheren 
Charakter  angenommen,  als  sie  vorher  besass.  Der  Wanderlager- 
betrieb, sowie  der  eigentliche  Hausierbetrieb  sind  trotz  aller  Ab- 
weichungen im  einzelnen  vom  stehenden  Gewerbebetrieb  wesentlich 
gleichartig  abgegrenzt,  und  soweit  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ver- 
schiedenen Gewerbesteuersysteme  möglich  ist,  nach  wesentlich  gleich- 
artigen Grundsätzen  besteuert. 

2.  Die  Entwicklung  des  Hausiersteuerwesens  ist  ein  deutliches 
Beispiel  dafür,  wie  die  Besteuerung  mit  der  fortschreitenden  Arbeits- 


')  Gewerbsteuergesetz  vom  19.  Mai  1881. 
§  1,  Alin.  2.     Die  im  Umherziehen  betriebenen  Gewerbe,   einschliesslich 
der  Wanderlager  und  Wanderauktionen   bleiben,    soweit  sie   unter  das  Gesetz 
vom  10.  März  1879  fallen,  von  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
unberührt. 

Einkommensteuergesetz  31.  Mai  1881. 
§  1.    Wer  ein  Einkommen  bezieht,  das  nicht  bereits  mit  Grund-,  Haus-, 
Gewerbe-  oder  Kapitalrentensteuer  angelegt  ist,  unterliegt  hierfür  der  Einkommen- 
steuer. 

2)  S.  oben  S.  129. 
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teilung,  mit  der  fortschreitenden  Differenzierung  und  Specialisierung 
der  Verkehrserscheinungen  selbst  differenziert  und  specialisiert  werden 
muss ;  insbesondere  die  Wanderlager  bieten  eine  wesentlich  neue  Er- 
scheinungsform dar,  die  auch  neue  Besteuerungsformen  notwendig 
machte. 

3.  Gerade  diese  Specialisierung  des  Steuerwesens  macht  die  Durch- 
führung des  in  der  Theorie  allgemein  anerkannten  Grundsatzes  der 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  ausserordentlich  schwierig,  ja  fast 
undurchführbar ;  auf  dem  besprochenen  Gebiete  hat  sich  sogar  gezeigt, 
dass  dieser  Grundsatz,  wenigstens  sofern  er  die  gleichmässige  Be- 
lastung der  verschiedenen  Erwerbszweige  bedeuten  soll,  bei  den  mass- 
gebenden Faktoren,  d.  i.  bei  den  Regierungen  und  bei  den  Ver- 
tretungskörpern keine  Anerkennung  gefunden  hat,  indem  man  fast 
allgemein  unbedenklich  die  Höhe  der  Steuerlast  von  dem  Gesichts- 
punkte aus  bestimmt  hat,  ein  volkswirtschaftliches  Gleich- 
gewicht zwischen  den  Erwerbszweigen  herzustellen. 
Wie  sehr  aber  dieser  Gesichtspunkt  auch  die  Anerkennung  der 
Gleichmässigkeit  gegenüber  den  einzelnen  gefährdet,  geht  aus  dem 
eigentümlichen  Gegensatze  hervor,  in  dem  sich  die  Argumente  für 
die  stärkere  Besteuerung  der  umherziehenden  Gewerbe  zu  jenen 
Grundsätzen  stellen,  die  man  bei  den  stehenden  in  Anwendung 
bringt. 

Sobald  von  den  stehenden  Gewerben  die  Rede  ist,  hört  man 
stets,  dass  durch  die  Gewerbefreiheit  die  Konkurrenz  vermehrt,  der 
alte  sichere  Absatz  gestört,  der  Gewinn  geschmälert  sei.  Die  alten 
Gewerbesteuersätze,  welche  eine  sichere  Kundschaft  voraussetzen,  seien 
zu  starr,  in  ihren  Unterstufen  zu  hoch,  dem  durch  die  Gewerbefrei- 
heit begünstigten  Auftreten  zahlreicher  kleiner  Geschäfte  müsse  die 
Besteuerung  durch  grössere  Specialisierung,  durch  sorgfältigere  Ab- 
stufung, bezw.  Erniedrigung  ihrer  Sätze  oder  durch  den  Uebergang 
zum  Princip  der  Einkommensbesteuerung  Rechnung  tragen. 

Gerade  das  Gegenteil  wird  gesagt  bei  den  Wandergewerben, 
und  doch  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Gewerbefreiheit  auch  hier  die 
Konkurrenz  vermehrt,  die  alten,  sicheren  Absatzgebiete  gestört,  den 
Gewinn  vielfach  geschmälert  habe.  Wird  doch  gerade  in  den  Ver- 
handlungen über  die  Hausiersteuergesetze  oft  genug  geklagt,  dass 
der  alte,  solide  Hausierer,  der  mit  guter,  billiger  Ware  alle  Viertel- 
oder Halbjahre  seine  wohlbekannten  Kunden  besucht,  und  ihnen 
die  erwarteten  Stoffe  etc.  bringt,  verschwunden  sei. 
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Wenn  wir  von  den  Wanderlagem  absehen,  wird  auch  eigent- 
lich nirgends  behauptet,  dass  die  Hausierer  übermässige  Reichtümer 
sammehi,  ja  im  Gegenteil,  es  wird  fort  und  fort  die  Vermehrung  des 
Bettels  und  des  Vagabundenwesens  durch  die  Hausierer  hervorgehoben. 
Nicht  die  übermässigen  Gewinne,  die  die  Hausierer  machen,  sondern 
die  grosse  Zahl  der  Hausierer,  die  Belästigung  des  Publikums, 
der  Schaden,  den  sie  den  sesshaften  Gewerbsleuten  machen,  das  sind 
die  Argumente,  die  immer  und  immer  wieder  für  die  hohe  Belastung 
geltend  gemacht  werden  ^). 

Erinnern  wir  uns  nun,  dass  als  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
die  möglichste  ProportionaHtät  derselben  zum  Einkommen  verstanden 
wird,  dass  ganz  allgemein  eine  Degression  und  eine  möghchst  nied- 
rige Besteuerung  kleiner  Einkommen  verlangt  wird,  so  werden  wir 
uns  kaum  entschliessen  können,  in  jenen  Argumenten  Gründe  für 
die  Behauptung  anzuerkennen,  dass  eine  hohe  Besteuerung  des  Hausier- 
handels im  Interesse  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
gefordert  werde,  wir  werden  vielmehr  anerkennen  müssen,  dass  hier 
der  Volks wirtschaftspohtische  Zweck  der  Besteuerung,  korrigierend 
in  die  bestehenden  Verhältnisse  einzugreifen,  auf  Kosten  der 
Gleichmässigkeit  sogar  gegenüber  den  Einzelnen  ver- 
folgt wurde. 

Bezüglich  der  beiden  ersten  Punkte,  der  zunehmenden  Einheitlich- 
keit der  Gesetzgebung  im  Reiche  und  der  zunehmenden  Speciali- 
sierung  nach  den  technischen  Eigentümlichkeiten  der  einzelnen  Er- 
werbszweige werden  wir  sagen  können,  dass  wir  inmitten  einer 
fortschreitenden  Entwicklung  stehen,  die  sich  aller  menschlichen 
Voraussicht  nach  in  demselben  Sinne  noch  weiter  ausbilden  "wird. 

Nicht  so  bezüglich  des  dritten  Punktes.  Die  allgemeine  That- 
sache,  dass  sich  das  Steuerwesen  mit  der  Volkswirtschaflspolitik  aufs 
engste  verbimden  hat,  ist  wohl  auch  hier  von  bleibender  Bedeutung. 
Sofeme  wir  es  aber  mit  einer  bestimmten  Richtung  der  volks- 
wirtschaftlichen   Einflussnahme .    der  Zurückdrängung   der   neu   sich 


*)  Vielleicht  am  schroffsten  gegenübergestellt  finden  sich  diese  Argumente 
in  den  Ausföhnmgen  des  württembergischen  Abg.  Schmid  (in  den  Verhand- 
lungen über  die  1873er  Reform,  am  21.  Nov.  1872),  der  die  Kalamität  des 
Hausierens  beklagt,  da  der  Hausierhandel  so  ins  Kleine  gehe,  dass  er  vom  Bettel 
nicht  zu  unterscheiden  sei,  und  seine  Philippika  mit  den  Worten  schliesst: 
.Diese  Leute  sollten  nicht  steuerfrei  bleiben." 

157 


^^g  Robert  Meyer,  Zur  Geschichte  der  Hausiersteuem  im  Deutschen  Reiche. 

entwickelnden  Erwerbsformen  des  Wanderbetriebs  zu  Gunsten  der 
alten  sesshaften  Kleinhändler  und  Kleinkrämer  zu  thun  haben,  werden 
wir  die  beschriebene  Entwicklung  aller  Voraussicht  nach  als  eine  im 
wesentlichen  abgeschlossene  geschichtliche  Erscheinung  ansehen  müssen. 
Einerseits  aus  dem  Grunde,  weil  nunmehr  die  Gewerbepolizei  selbst 
durch  die  Novelle  modifiziert  ist  und  daher  für  die  Steuergesetzgebung 
diese  Funktion  entfällt,  anderseits  aber  deshalb,  weil  diese  ganze 
Richtung  der  Gewerbepolitik,  wesentlich  bedingt  durch  die  allgemeinen 
Erscheinungen  der  europäischen  Volkswirtschaft  im  letzten  Decennium, 
auf  dauernde  Geltung  überhaupt  keinen  Anspruch  hat,  und  mit  der 
längst  gehofften  und  vielleicht  auch  schon  beginnenden  Wiederkehr 
günstigerer  Konjunkturen  einer  anderen  freieren  Richtung  Platz 
machen  wird. 
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Die  indirekten  Steuern  in  Russland  *). 

Von 
Dr.  Julias  Wolf. 

Im  russischen  Budget  figurieren  als  indirekte  Steuern: 

A.  Ac eisen:    Getränkesteuem         mit  Ist-Ertrag  in  1883  von  252,101,401  Rub. 

Tabaksteuer                  „           ,            ,      ,        ,  18,829,775     „ 

Zuckersteuer                 ,           ,           »      »        »  8,877,979     , 

Rückstände                    ,           ,           ,      ,        ,  60,092     , 


279,869,247  Rub. 

B.  Andere  indirekte  Steuern: 

Stempelsteuern           mit  Ist-Ertrag  in  1883 

von 

16,710,478  Rub. 

Passabgabe                   «           ,           ,      , 

31 

5,246,889     , 

Avancementabgabe 

von  Staatsbeamten    ,           ,           »      » 

> 

884,435     , 

Versicherungsabgabe   ,           ,           «      » 

> 

3,490,987     . 

Steuer  von  Eisenbahn- 

passagieren und  Eü- 

gütem     .     .    .     ,     ,           ,           ,      , 

11 

8,189,210     , 

34,521,949  Rub. 
Nebst  20,600  Rubel  Rückstände  trugen   die  indirekten  Steuern  in  1883: 
314,411,779  Rubel. 

Im  vorangegangenen  Jahrzehnt  stellt  sich  der  Ertrag  der  Accise  imd  der 
anderen  indirekten  Steuern  folgendermassen : 

Accise  And.  indir.  Steuern  Zusammen 

Rubel  Rubel  Rubel 

1873  205,201,663  20.682,765  225,884,428 

1874  227,036,795  20,676,883  247,713,678 


*)  S.  insbes.  den  Bericht  des  Departements  der  indirekten 
Steuern  im  russ.  Finanzminigterium  pro  1883.  Petersburg  1884.  (In  russ. 
Sprache.) 
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Accise 

And.  indir.  Steuern 

Zusammen 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

1875 

222,423,734 

22,033,637 

244,457,381 

1876 

218,027,064 

21,526,919 

239,553,983 

1877 

218,615,632 

20,764,155 

239,379,787 

1878 

240,054,624 

23,311,892 

263,366,516 

1879 

259,247,342 

38,559,970 

297,807,312 

1880 

253,258,659 

40,978,729 

294,237,388 

1881 

241,529,094 

41,377,002 

282,906,096 

1882 

274,274,581 

42,539,389 

316,834,570 

1883 

279,869,247 

34,521,949 

314,411,799 

Während  des  Jahrzehnts  1873/83  haben  die  indirekten  Steuern  eine  grosse 
Reihe  auf  den  Ertrag  wirkender  Modifikationen  erfahren.  Vom  1.  Juli  1873 
wurde  die  Branntweinsteuer  erhöht  von  6  auf  7  Kop.  pro  Wedrograd,  eine 
zweite  Erhöhung  von  7  auf  8  Kop.  galt  vom  1.  Juli  1881.  Vom  1.  Januar  1879 
trat  ein  neues  Gesetz  in  Kraft  betreffend  Steuerpflichtigkeit  von  Spiritusgetränken, 
welche  aus  versteuertem  Branntwein  erzeugt  sind  ').  Am  1.  Juli  1875  trat  ein 
neues  Gesetz  über  die  Stempelsteuer  ^)  in  Wirksamkeit,  welches  viele  Akten  und 
Dokumente  steuerpflichtig  erklärte,  die  dies  früher  nicht  waren.  Mit  1879  fanden 
weitere  Erhöhungen  und  die  Ausdehnung  des  Wechselstempels  auf  Polen  statt. 
Mit  1.  Januar  1881  hörte  die  Salzsteuer  auf,  was  den  Ertrag  aus  den  indirekten 
Steuern  um  12  Millionen  Rubel  verminderte.  Mit  1.  August  1881  wurde  an  Stelle 
der  bis  dahin  bestandenen  Zuckerpauschalierungssteuer  die  Fabrikatsteuer  von 
Zucker  eingeführt^).  Vom  1.  Januar  1879  trat  eine  Erhöhung  der  Abgabe  von 
Feuerversicherung  und  die  Einführung  der  Steuer  von  Eisenbahnpassagieren  und 
Eilgütern  in  Kraft.  Mit  1.  Januar  1883  wurde  wirksam  ein  unter  dem  28.  Mai  1882 
sanktionierter  Erlass  über  Tabaksteuer.  Schliesslich  wurde  mit  1.  Januar  1883 
der  Kauf  briefstempel  in  das  Ressort  der  direkten  Steuern  übertragen. 

Um  die  mitgeteilten  Ziffern  des  Ertrags  der  indirekten  Steuern  richtig  zu 
lesen,  muss  noch  beachtet  werden,  dass  1876/77  der  russisch-türkische  Krieg 
geführt  worden  ist. 

Getränkesteuern. 


Von  (Korn-, 

Liqueur- 

Von 

Bier- 

Patentsteuer Diverse 

Zusammen 

Kartoffel-  u. 

zusatz- 

Frucht- 

steuer 

und  Pro-    Ertrags- 

Melasse-) 

abgabe 

brannt- 

pinations-   quellen 

Branntwein 

wein 

abgäbe 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Rubel         Rubel 

1873  157,931.511 

— 

158,206 

2,405,056 

18,009,430     474,037 

178,978,300 

1874  175,505,899 

— 

93,800 

2,661,360 

20,931,565  1,376,749 

200,569,373 

1875  173,722,243 

— 

136,326 

3,091,374 

19,805,027     394,904 

197,149,874 

^)  S.  mein  Buch,  Die  Branntweinsteuer,  Tübingen  1884,  S.  225,  s.  hier 
auch  weitere  Aenderungen  der  bestehenden  Branntweinsteuergesetze  während 
des  fraglichen  Jahrzehnts. 

^)  Zur  Geschichte  dieser  Steuer  von  1841  —  1879  s.  Vesselovsky,  Annuaire 
des  finances  russes  1879  (VIII)  S.  476  ff. 

^)  S  meine  Abhandlung  in  der  Tüb.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswissensch. 
1882,  Separ.-Abdr.  S.  118  ff. 
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Von  (Korn-,  Liqueur- 

Kaiioffel-  u.  zusatz- 

Melasse-)  abgäbe 
Branntwein 

Rubel  Rubel 

1876  167,096,540  — 

1877  166,753,290  — 

1878  188,709,393  - 


1879  200,159,941  2,107,707  195,261 

1880  195,437,794  1,712,310  193,703 

1881  203,235,885  1,537,550  189,089 

1882  221,742,298  1,460,658  141,194 

1883  225,104,727  1,478,880  126,446 


Von  Bier-     Patenteteuer  Diverse 

Frucht-       Steuer        und  Pro-    Ertrags- 
brannt-  pinations- 

wein  abgäbe 

Rubel        Rubel  Rubel 

159,982  3,470,310  19,704,395 
108,096  3,347,745  18,957,023 
118,217  3,691,592  19,862,801 
20,439,162 
18,713,749 
13,455,566 
22,215,487 
19,463.193 


quellen     Zusammen 


Rubel 
353,524 
335,940 
427,367 
454,093 
498,989 
473,439 
435,747 
282,120 


190,784,751 
189,502,094 
212,809,370 
228,130,367 
222,328,144 
224,264,227 
251,841,712 
252,106,501 


Rubel 
3,470,310 
3,347,745 
3,691,592 
4,774,203 
5,771,599 
5.392,698 
5,846,328 
5,651,135 

Die  relativ  stärkste  Steigerung  des  Erträgnisses  weist  die  Biersteuer  auf, 
für  diese  trat  1876  ein  neues  System,  eine  Maischsteuer  (vom  Fassungsraum  der 
Maischbottiche  und  der  Zahl  der  gemachten  Maischimgen;  s.  übrigens  weiter 
unten)  in  Kraft  imd  1879  erfuhr  überdies  der  Satz  der  Steuer  eine  Erhöhung 
von  12  auf  20  Kop.  pro  Wedro  des  Maischraums. 

Vermindei-ung  des  Ertrages  zeigt  die  Zuschlagssteuer  von  aus  versteuertem 
Branntwein  erzeugten  Spirituosen  Getränken.  Die  Wirksamkeit  dieser  Steuer 
ist  zum  grossen  Teil  in  den  ZiflFem  des  Ertrages  der  eigentlichen  Branntwein- 
steuer verborgen,  denn  sie  hat  bewirkt,  dass  Branntwein  unter  der  gesetzlichen 
Normalstärke  von  40  Grad  in  bedeutend  geringerem  Umfange  als  finiher  ver- 
kauft wird  *). 

Die  auffallenden  Differenzen  in  dem  Ertrage  der  Patentsteuer  1881,  1882 
und  1883  beruhen  auf  einer  zeitweilig  eingetretenen  Verschiebung  des  Zahlungs- 
termins. Als  ,  Patentsteuer  *  figurieren  die  Patentsteuer  von  den  Erzeugungs- 
anstalten der  geistigen  Getränke  (Brennereien,  Liqueurfabriken,  Brauereien),  die 
Steuer  vom  Grossverkauf,  jene  vom  Kleinverkauf,  und  hieran  reiht  sich  die  sog. 
Propinationsabgabe  für  das  Recht  des  Verkaufs  geistiger  Getränke  auf  den  Bauern- 
gründen im  Königreich  Polen  ^).    Das  Erträgnis  dieser  einzelnen  Abgaben  war : 

Patenlateuer. 


Von  d.  Er- 

Vom Gross- 

Vom Klein- 

Patent- 

Propi' 

zeugungsstellen 

verkauf 

verkauf 

steuer 

nations- 

geistiger 

geistiger 

geistiger 

zusam- 

abgabe 

Getränke 

Getränke 

Getränke 

men 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

1873 

784,492 

535,235 

14,628,982 

15,951,709 

563,391 

1876 

774,842 

548,250 

16,469,037 

17,792,129 

508,831 

1879 

537,736 

669,365 

18,329,727 

19,536,828 

491,390 

1880 

467,123 

619,550 

16,922,528 

18,009,201 

274,681 

1881 

486,925 

660,162 

12,156,274 

13,303,361 

371,109 

1882 

453,627 

695,750 

20,125,119 

21,274,496 

367,601 

1883 

771.500 

676,340 

17,282,280 

18,730,120 

367.993 

^)  S.  mein  Buch,  a.  a.  0. 

*)  Das  Propinationsrecht  war  das  in  Polen  für  den  Ginndherm  bestandene 
I  Recht,  einen  Schankwirt  auf  seinem  Gut  einzusetzen  und  von  ihm  eine  Abgabe  zu  er- 
'  heben.   Zur  Geschichte  und  näheren  Erklärung  dieses  Rechts  s.  mein  Buch,  S.  445  f.  - 
Finanzarchiv,    ü.  Jahrg.  Igl  U 


\Q2  JiUus  Wolf, 

Zu  diesen  Ziffern  ist  zu  bemerken,  dass  1879  die  Patentsteuer  vom  Klein- 
verkauf geistiger  Getränke  (ausgenommen  Bierhäuser  und  Keller  mit  russischen 
Weinen)  auf  das  Doppelte  erhöht  wurde  und  1883  die  Patentsteuer  der  Brannt- 
weinbrennereien und  der  Trakterien  eine  Erhöhung  erfuhr. 

Branntweinsteuer  und  Brennerei. 
Die  Entwickelung   der  Brennerei   im   allgemeinen  und  die  der  Kartoffel-, 
Getreide-  und  Melasse -Verarbeitung   im  gegenseitigen  Verhältnis   zeigt  für  das 
letzte  Quinquennium  die  folgende  Aufstellung: 

Zahl         Darunter              Verarbeitetes  Material  in  Erzeugter 

der          Kartoffel-                      Tausenden  Pud  absoluter 

Brennereien  Brennereien  Getreide         Melasse      Kartoffeln  Alkohol 

taus.Wedro 

1878/79       2,756            1,335  70,593           2,697            40,694  35,636 

1879/80       2,531            1,267  64,440            3,784            35,959  32,717 

1880/81        2,524            1,408  55,665            4,240            52,251  30,976 

1881/82       2,574            1,570  55,396            3,903            62,307  32,579 

1882/83       2,517            1,577  53,871            3,638            65,508  32,300 

Die  Kartoffelbrennereien  treten  den  Getreidebrennereien  gegenüber  immer 
mehr  in  den  Vordergrund.  1863/64  stand  das  Verhältnis  von  Getreide  zu  Kar- 
toffeln 68  :  18,  1873/74  65  :  37,  nunmehr  ist  es  54  :  66. 

Auf  die  einzelnen  Landesteile  verteilen  sich  die  Brennereien  und  ihre  Er- 
zeugung : 

Zahl  Gebrannte  Tausend  Pud       Erzeugter 

der  Ge-  Kar-  Me-      Alkohol 

Brennereien  treide         toffeln  lasse      tausend 

Wedro 
Mittlere  Schwarzerde  Gouvern.     285         15,891         16,655  375         8,971 

Südwestl.  Gouvernements     .     .     334  6,989  2,206         2,073         3,794 

Ostseeprovinzen 356  2,560         17,403  —  3,687 

Oestliche  Gouvernements     .     .      81  7,083  129  —  2,884 

Polen 426  1,142         16,021  53         2,640 

Kleinrussland 193  4,934  778  835         2,366 

Nordwestl.  Gouvernements  .     .    491  2,789  8,691  22         2,267 

Mittlere  industrielle  Gouvern.  .     146  4,028  3,203  —  2,069 

Südliche  Gouvernements  ...      87  4,013  —  279         1,717 

Sibirien  und  Turkestan    ...      58  3,530  —  -  1,452 

Nördliche  Gouvernements     .     .      60  948  422  -  453 

Zur  besseren  Kontrolle  der  steuerpflichtigen  Erzeugung  bestehen  nach  dem 
russischen  Branntweinsteuergesetze  bekanntlich  sog.  „Normen",  d.  h.  fixierte 
Mindestausbeuten,  in  der  Zahl  von  drei,  von  denen  eine  seitens  jedes  Brenners 
deklariert  werden  muss.  Es  ist  von  Interesse,  nachzusehen,  in  welchem  Verhält- 
nisse hohe,  mittlere  und  niedere  Norm  gewählt  werden.  Von  563,493  Maischen 
in  allen  Brennereien  während  der  Campagne  1882/83  erfolgten  nicht  weniger 
als  532,961  nach  der  hohen  Norm,  nur  27,133  nach  der  mittleren  und  nur  8399 
nach   der  niederen   Norm.     Dabei  war  die   Gärdauer  bei  562,214  Maischungen 
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eine  dreitägige,  bei  6053  Maischungen  eine  viertägige,  bei  196  Maischungen  eine 
fünf-  und  bei  30  Maischungen  eine  zweitägige. 

Nach  den  Normen  hätten  1882/83  in  Russland  28,919,042  Wedro  Spiritus 
gebrannt  werden  sollen.  Als  thatsächlich  gebrannt  wurden  dagegen  deklariert 
32,280,278  Wedro  (wozu  noch  20,028  ohne  Norm  gebrannte  Wedro  kommen;. 
jUeberbrand*  waren  also  3,361,236  Wedro,  d.  i.  11,6  Perz.  des  nach  den 
Normen  erzeugten  Spiritus.  Vom  Ueberbrand  wurden  nach  den  Gesetzesbestim- 
mungen 2,135,405  Wedro  den  Brennereien  steuerfrei  überlassen,  die  übrigen 
1,225,831  Wedro  mit  Steuer  belegt.  Die  Höhe  des  üeberbrandes,  welche  nach 
den  Landesteilen  imd  selbst  nach  den  Gouvernements  ausserordentlich  schwankt, 
hängt  hauptsächlich  ab  von  der  Qualität  des  verarbeiteten  Materials,  von  der 
technischen  Führung  des  Betriebes  etc.  Die  Kartoffelbrennerei  hat  im  allgemeinen 
grösseren  Ueberbrand  als  die  Getreidebrennerei.  Die  stärksten  Ueberbrandperzente 
haben  in  Russland  die  Ostseeprovinzen  als  jener  Rayon,  in  dem  die  Brennerei 
am  rationellsten  ausgebildet  und  die  Kartoffel  am  stärkereichsten  ist.  Die  Ostsee- 
provinzen haben  im  Durchschnitt  25,2  Perz.  Ueberbrand  (Esthland  am  meisten, 
nämlich  25,2  Perz.,  Kurland  am  wenigsten,  nämlich  13,4  Perz.),  es  folgt.  — 
freilich   in  sehr  weitem  Abstand  —  Polen  mit  Ueberbrand  von  9,6 — 16,8  Perz. 

An  sich  nicht  unbedeutende,  wenn  auch  der  Produktion  gegenüber  nicht 
in  die  Wagschale  fallende  Mengen  Spiritus  bringt  Russland  zur  Ausfuhr.  Es 
wurden  Wedro  absoluter  Alkohol  ausgeführt: 


1873 

1,219,218 

1879 

2,298,652 

1874 

2,303,843 

1880 

1,825,300 

1875 

1,742,226 

1881 

822,784 

1876 

1,614,797 

1882 

2,400,308 

1877 

2,103,681 

1883 

3,066,978 

1878 

1,390,107 

Im  Jahre  1883  erfolgte  die  Ausfuhr  mit  1,183,870  Wedro  durch  die  Ostsee, 

,       982,168       ,  ,    das  schwarze  Meer. 

T-     900,940       ,       über  Land. 

Von  den  Bestimmungen  über  Branntweinbesteuerung  erfuhren  in  1883  nur 
jene,  welche  die  Patentsteuer  betrafen,  eine  Modifikation  ').  Bereits  in  das 
Jahr  1884  fällt  eine  Neuregelung  der  Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr  von  Spiritus. 
Die  Chancen  des  russischen  Spiritusexportes  hatten  sich  durch  den  1883  zwischen 
Deutschland  und  Spanien  abgeschlossenen  Handelsvertrag  sehr  ungünstig  gestaltet. 
Bis  dahin  hatte  russischer,  in  Hamburg  raffinierter  Spiritus  an  allen  Begünsti- 
gungen, welche  deutscher  Sprit  bei  der  Einfuhr  nach  Spanien  genoss,  teil- 
genommen. Nachdem  aber  jener  Handelsvertrag  festgestellt  hatte,  dass  aller 
nach  Spanien  geführte  Sprit  seinen  deutschen  Ursprung  nachweisen  müsse,  wenn 
er  die  an  deutsches  Produkt  gewährten  Vorteile  sich  zu  nutze  machen  wolle, 
war  der  russische  Branntweinexport  in  eine  sehr  unvorteilhafte  Situation  gebracht. 
Man  hatte  die  Rektifikation  des  russischen  Sprits  bisher  auf  fremdem  Boden 
vorgenommen,  weil  die  Bedingungen  für  die  Ausfuhr  von  rohem  Sprit  günstiger 


*)  S.  mein  Buch,  Die  Branntweinsteuer,  S.  227. 
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als  für  die  Ausfuhr  von  rektifiziertem  Spiritus  standen.  Letzterer  genoss  bei 
der  Ausfuhr  eine  Daraufprämie  gegen  den  Rohspiritus  von  3  Perz.  als  Vergütung 
für  Raffinationsverluste;  aber  der  thatsächliche  Verlust  bei  der  Rektifikation 
war  5V2~6  Perz.  Noch  am  besten  kamen  unter  den  geltenden  Bestimmungen 
die  grossen  Brennereien  weg,  mit  ihren  technisch  vollkommenen  Apparaten, 
welche  ihnen  die  Erzeugung  hochgradigen,  wenn  auch  nicht  rektifizierten  Spiritus 
ermöglichten.  Die  Reformbedürftigkeit  dieses  Zustandes  wurde  erst  mit  dem 
Abschluss  des  erwähnten  Handelsvertrages  den  massgebenden  Kreisen  klar.  Gleich- 
zeitig wurde  man  hier  aber  auf  einen  anderen  Anachronismus  in  den  Export- 
regeln für  Spiritus  aufmerksam.  Für  auszuführenden  Spiritus  wurde  vom  Staat 
ein  Perzentsatz  der  Steuer  für  „Wege-Leckage"  vergütet,  dessen  Höhe  sich  nach 
der  Zeit  richtete,  welche  der  Branntwein  bis  zum  Ueberschreiten  des  Grenz- 
zollamtes unterwegs  zuzubringen  hatte  ^).  Diese  Art  der  Festsetzung  hatte  zm- 
Folge,  dass  sehr  oft  der  auszuführende  Spiritus  auf  der  Tour  zum  Zollamte 
absichtlich  zui-ückgehalten  wurde,  um  eine  höhere  Prämie  zu  erlangen.  Die 
Abstellung  des  Missbrauchs  erfolgte  in  der  Weise,  dass  das  Ministerium  ein 
Maximum  der  Zeit  normierte,  welche  für  den  Transport  auf  einer  Strecke  von 
gewisser  Länge  gerechnet  werden  darf. 

Es  muss  an  dieser  Stelle  noch  in  kurzem  verschiedener  Verbesserungen 
gedacht  werden,  welche  im  Jahre  1883  an  den  Spiritusmessapparaten 
zur  grösseren  Sicherheit  gegen  fraudulöse  Gebarung  des  Brenners  angebracht 
worden  sind.  Eine  Art  bisher  geübter  Defraude  war  bewei'kstelligt  durch 
wechselndes  Treiben  von  schwachem  und  starkem  Spiritus.  Die  auf  diesem 
Wege  immer  drohende  Gefahr  wurde  1883  abgewendet  durch  Anbringung  von 
^Supplementarröhren"  im  Apparate.  Weitere  Sicherungen  erfolgten,  um  die 
Einführung  eines  Stäbchens  in  den  Apparat  behufs  Anhaltung  der  Trommel 
unmöglich  zu  machen.  Endlich  hatte  man  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass 
das  Abtreiben  von  sehr  heissem  Spiritus  die  Funktionen  des  Schwimmers  im 
Apparate  ungünstig  beeinflusse.  Um  fraudulöses  Gebaren  dieser  Art  der  Be- 
hörde blosszulegen,  wurden  in  allen  in  Russland  wirksamen  Apparaten  Maximal- 
thermometer angebracht. 

Endlich  nahm  man  den  Gedanken  der  Einführung  von  Maischmess- 
apparaten auf,  d.  i.  von  Apparaten  zur  Prüfung  der  Maischmenge,  welche 
in  den  Brennapparat  gelangt.  Es  war  der  Behörde  nicht  fremd  geblieben,  dass 
die  weitaus  meisten  Defraudationen  in  russischen  Brennereien  geübt  werden 
nicht  durch  Manipulationen  im  Kontrolleapparat,  sondern  durch  Ableitung  des 
Spiritus,  bevor  er  in  den  Kontrolleapparat  kommt.  Wurde  nun  aber  die  Menge 
der  Maische  konstatiert,  welche  in  den  Brennapparat  kam,  so  waren  der  Ab- 
leitung des  Spiritus  Schranken  gezogen.  Mit  Einführung  eines  Maischmess- 
apparates konnte  auch  eine  ganze  Reihe  von  dem  Brenner  lästigen  Vorschriften 
in  Wegfall  kommen.  In  Hinsicht  auf  den  letzteren  Umstand  nahm  man  an, 
eine  grosse  Zahl  Brenner  werde  dem  Vorschlage  freiwilliger  Einführung  des 
Maischmessapparates  Sympathien  entgegenbringen,  und  erliess  eine  diesbezüg- 
liche Aufforderung  an  die  Brenner  im  Oktober  1883. 


^)  S.  mein  Buch,  Die  Branntweinsteuer,  a.  a.  0. 
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Branntweinstenerreform. 

Nicht  so  sehr  zu  Zwecken  der  Eiimahmesteigening  als  um  verschiedenen 
Wünschen  der  Industrie  zu  entsprechen,  wird  im  russischen  Finanzministerium 
ein  Entwurf  zur  Branntweinsteuerreform  vorbereitet.  Grundlagen  für  denselben 
sind  die  Beschlüsse  einer  Enquete,  welche  in  den  ersten  Monaten  1884  im 
Finanzministerium  zusammenberufen  worden  war. 

Da  man  bisher  die  segenvolle  Wirksamkeit  kleinerer  landwirtschaft- 
licher Brennereien  in  Russland  fast  gänzlich  vermisst  hatte,  so  sollten  in 
erster  Reihe  Bestimmimgen  geschaflFen  werden,  welche  die  Errichtung  und  den 
Betrieb  derartiger  Brennereien  ermöglichen.  Die  Brennereien  wurden  zu  diesem 
Zwecke  in  industrielle  und  landwirtschaftliche  geteilt.  Als  landwirtschaftliche 
sollen  solche  Brennereien  gelten,  welche  sich  auf  Gütern  von  nicht  unter 
600  Dessätinen  Gesamtareal  befinden,  wovon  nicht  weniger  als  100  Dessätinen 
Acker  sein  müssen,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass,  wenn  weniger  als 
600  Dessätinen  Gesamtareal,  aber  mehr  als  100  Dessätinen  .\cker  vorhanden 
sind,  jede  überzählige  Dessätine  Acker  über  hundert  5  De.ssätinen  ungeackertes 
Land  ersetzen  kann.  Güter  in  einer  Entfernung  von  über  20  Werst  von  der 
Brennerei,  ausserdem  in  Pacht  genommenes  Land  wird  nicht  in  Anrechnung 
gebracht,  dagegen  wohl  in  Pacht  gegebenes.  Dem  Finanzminister  ist  jedoch 
gestattet,  in  besonders  beachtenswerten  Verhältnissen  eine  Brennerei  auch  dann 
als  landwirtechafüich  anzuerkennen,  wenn  eines  oder  das  andere  der  angeführten 
Bedingnisse  nicht  erfüllt  ist.  Die  Leistungsfähigkeit  der  landwirtschaftlichen 
Brennerei  soll  zum  Areal  in  bestimmtem  Verhältnisse  stehen.  Es  dürfen  ein- 
gemaischt werden: 

a)  bei  einem  Areal  bis   100  Dess.  1  Pud  pro  Dess. ; 

b)  ,         ^  ,       von  100—300  Dess.  für  die  ersten  100  Dess.   1  Pud  pro 

Dess.,  für  jede  weitere  Dess.  '/<  Pud; 

c)  ,         ,  ,         ,    300—1000  Dess.   ausser  den  250  Pud  auf  300  Dess. 

noch  für  die  übrigen  zu  Vj  Pud  pro  Dess.; 

d)  ,         ,  ,         ,    1000—3000  Dess.  ausser  den  600  Pud  auf  1000  Dess. 

noch  für  die  übrigen  zu  Y*  ^^^  pro  Dess.; 

e)  ,         ,  „         V    ü^er  3000  Dess.  ausser  den  1100  Pud  auf  3000  Dess. 

noch  für  die  übrigen  zu  '/lo  Pud  pro  Dess. 
Die  Vorteile,  welche  die  Brennereien,  die  durch  Erfüllung  aller  geforderten 
Bedingungen  sich  als  landwirtschaftlich  qualifizieren,  gegenüber  den  industriellen 
Brennereien  geniessen,  bestehen  vorerst  in  Erleichterungen  bei  Erlag  des  „Salogs" 
(Unterpfandes  zur  Sicherstellung  der  Gesetzmässigkeit  des  Brennereibetriebes), 
weiters  in  Erleichterungen  bezüglich  des  Termins  der  Steuerzahlimg  und  endlich 
in  der  Erlaubnis  zur  Errichtung  von  steuerfreien  Spiritusgrosslagem.  Während 
diese  Erleichterungen  allen,  auch  den  grösseren  landwirtschaftlichen  Brennereien 
zu  gute  kommen,  sollen  den  kleineren  landwirtschaftlichen  Brennereien  auch  Be- 
günstigungen im  Betrage  der  Steuerzahlung  geboten  werden.  Bekanntlich  ist 
in  Russland  ein  Teil  des  über  die  deklarierte  Norm  gebrannten  Spiritus,  die 
jäog.  LTeberbrandperzente  steuerfrei.  Den  Vorteil  hieraus  genossen  bisher  gleicher- 
weise grosse  und  kleine  Brennereien.  Dies  soll  nun  geändert  werden.  Man 
schlägt  vorr   allen  Brennereien  werden  zwei  Perzente  des  gewonnenen  Spiritus 
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unter   dem  Titel  „Schweudung"   steuerfrei  gelassen.     Ueberdies  sind  als  steuer- 
freier Ueberbrand  zu  rechnen: 

Von  den  ersten       10,000  Wedro  Spiritus  (ä  40  Perz.)  der  Erzeugung  5,7  Perz. 

,    folgend.  20,000       ,  ,  „    ,       „  ,  ,  4,5     , 

,-     ,  .         30,000      ,  ,         „    ,      ,  ,  ,  3,4     „ 

.       .  .         40,000      ,  ,         „    „      „  ,  ,  2,3     , 

„    über       100,000       ,  ,  ,    ,      ,  „  „  1,2     „ 

Um  zu  verhüten,  dass  nun  kleine  industrielle  Brennereien  erbaut  werden, 
welche  bloss  auf  den  erhöhten  Ueberbrand  spekulieren,  wird  es  für  nützlich  er- 
achtet, allen  neu  zu  errichtenden  industriellen  Brennereien  ausser  den  2  Perz. 
für  Leckage  überhaupt  nur  1 '/«  Perz.  vom  Normalertrage,  ohne  Berücksichtigung 
des  ünifanges  der  Produktion,  zu  gewähren.  Auf  die  bereits  bestehenden 
industriellen  Brennereien  ist  diese  gleichmässige  Berechnung  des  Ueberbrandes 
von  1 V2  Perz.  nach  10  Jahren  vom  Tage  der  Publizierung  des  Gesetzes  anzu- 
wenden. Die  Eröffnung  von  neuen  Brennereien  in  Städten  wird 
verboten. 

Abgesehen  von  dejn  Wunsche  nach  Förderung  kleinerer  landwirtschaftlicher 
Betriebe,  derentwegen  an  eine  Reihe  der  gegenwärtigen  Gesetzesbestimmungen 
die  reformierende  Hand  gelegt  werden  soll,  haben  verschiedene  auf  anderem 
Gebiete  liegende  Mängel  des  Gesetzes  Vorschläge  zur  Modifikation  hervorgerufen. 
Bisher  bestand  bekanntlich  innerhalb  der  russischen  Fabrikatsteuer  eine  Material- 
kontrolle, welche  oft  sogar  Veranlassung  bot  zur  Bezeichnung  der  russischen 
Steuerform  geradewegs  als  System  der  Materialbesteuerung.  „Angesichts  der 
Unmöglichkeit,  das  Quantum  des  zur  Einmaischung  wirklich  verbrauchten 
Materials  zu  konstatieren  und  der  Unbequemlichkeit  der  Verpflichtung  seiner 
Deklaration  sowohl  für  die  Brennereibesitzer  als  auch  für  das  Aufsichtspersonal " 
wurde  nun  seitens  der  Enquete  vorgeschlagen,  die  Berechnung  der  Ertrags- 
normen von  der  Materialeinheit  auf  die  Raumeinheit  der  Gärbottiche 
zu  übertragen.  Hierbei  sollen  6  Wedro  Maischraum  gleich  1  Pud  Getreide 
gelten,  zu  weiterer  Kontrolle  aber  Maischmessapparate  herangezogen 
werden. 

Weiters  „zur  Vereinfachung  und  Bequemlichkeit  der  Aufsicht  und  zur 
Vermeidung  unnützen  Reglementierens  wird  als  nützlich  erkannt  für  alle  stärke- 
iind  zuckerhaltigen  Stoffe  (Mehl,  Körner,  Kartoffel,  Stärke,  Malz,  Rübensyrup 
oder  Melasse)  gleichartigeNormen  aufzustellen  und  dem  Brennereibesitzer 
volle  Freiheit  in  Bezug  auf  Quantität,  Gattung  und  Art  der  zu  verwendenden 
Rohstoffe,  Wechsel  derselben.  Einmaischen  von  Kartoffeln,  Getreide,  Melasse  jn 
diesem  oder  jenem  Verhältnis  zu  gewähren."  Was  die  Höhe  der  Norm  betrifft, 
so  heisst  es  in  den  Beschlüssen  der  Enquete:  Um  dem  Brennereibesitzer  die 
Möglichkeit  zu  bieten,  zum  Branntweinbrande  auch  Produkte  relativ  schlechterer 
Beschaffenheit  zu  verwenden,  und  angesichts  der  geringeren  technischen  Voll- 
kommenheit des  Branntweinbrandes  auf  kleinen  Brennereien,  wird  vorgeschlagen, 
dem  Brennereibesitzer  die  freie  Auswahl  der  Norm  zwischen  36  und  41  Perz. 
für  je  6  Wedro  des  Rauminhalts  eines  Gärbottichs  und  für  eine  Einmaischung 
zu  gewähren. 

Eine  weitere  wichtige  Aenderung  will  mit  Bezug  auf  die  gestattete  Gär- 
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dauer  gemacht  werden.  „In  Erwägung  dessen,  dass  gegenwärtig  alle  Brennereien 
bei  dreitägiger  Gärdauer  erfolgreich  funktionieren  und  dasa  längere  Gärfrifiten 
eine  grosse  Gefahr  in  Bezug  auf  Defraudation  involvieren,"  wird  in  Vorschlag 
gebracht,  die  dreitägige  Gärdauer  obligatorisch  zu  machen,  die  fünf-  und  vier- 
tägige Gärdauer  zu  verbieten  und  dem  Brennereibesitzer  die  Wahl  der  zwei- 
tägigen Grärdauer,  falls  er  sie  wünschen  sollte,  aber  ohne  besondere  Prämie  in 
Form  einer  Erhöhung  des  üeberbrands  u.  s.  w.  freizustellen. 

Endlich  registrieren  wir  noch  folgende  Beschlüsse:  In  Berücksichtigung 
der  Klagen  der  Brennereibesitzer  über  häufige  Abänderungen  der  Besicherungen 
und  ihre  Mannigfaltigkeit  in  den  verschiedenen  Gouvernements  erkennt  es  die 
Kommission  als  wünschenswert,  dass  das  Departement  der  indirekten  Steuern 
einen  allgemeinen  Charakter  der  Besicherung  ausarbeiten  möge.  Angesichts  der 
eingegangenen  Berichte  darüber,  dass  die  Anfordenmgen  der  Acciseaufsicht  in 
den  verschiedenen  Verwaltungen  sich  als  ungleichartig  erweisen,  wird  es  im 
Interesse  des  Brennereigewerbes  als  wünschenswert  anerkannt,  dass  in  dieser 
Beziehung  eine  grössere  Gleichartigkeit  Platz  greife  und  dass  das,  was  an  einem 
Ort€  erlaubt,  nicht  an  einem  anderen  verboten  werde. 

Die  Beschlüsse  der  Enquete  haben  in  Russland  allgemein  sympathische 
Aufnahme  gefunden.  Dies  hinderte  jedoch  nicht  die  Bekämpfung  einzelner  d« 
erstatteten  Vorschläge ').  Insbesondere  bildete  Gegenstand  der  Diskussion  jener 
Teil  der  Reform,  der  sich  mit  den  kleinen  landwirtschaftlichen 
Brennereien  befasst. 

Die  Begünstigung,  welche  man  den  kleinen  Brennereien  bei  dem  üeber- 
brand  zukommen  lassen  will,  ist  in  facto  gering»,  als  sie  nach  dem  Gesetze 
gewährt  scheint.  Die  den  kleinen  und  grossen  Brennereien  gleicherweise  mit 
2  Perz.  zugestandene  Leckage  deckt  sich  bei  den  kleineren  Brennereien  mit  der 
Wirklichkeit,  während  die  grossen  Brennereien  über  IV«  Perz.  Leckage  nicht 
haben.  Damit  verringert  sich  aber  die  den  ersten  gewährte  Begünstigung  um 
ein  Bedeutendes.  Dieselbe  kann  derart  die  Differenz  in  den  Produktionskosten 
des  Branntweins  in  kleineren  und  grösseren  Brennereien  nicht  decken.  Bei 
10,000  Wedro  Erzeugung  sind  die  Produktionskosten  pro  Wedrograd  Alkohol 
2,5  Kop. ,  wovon  für  den  Ueberbrand  U,5  Kop.  abgehen,  so  dass  2  Kop.  als 
Produktionskosten  verbleiben. 

Bei    30,000  Wedro  Erzeugung  sind  die  bezüglichen  Ziffern  2,3  und  0,5  Kop., 
Produktionskosten  1,8  Kop. 

,      60,000        r       Erzeugimg:  2,1  imd  0,4  Kop.,  Produktionskosten  1,7  Kop. 

,    100,000       r       Erzeugung:   2  und  0,4  Kop.,   Produktionskosten  1,6  Kop. 

Man  sieht  also,  dass  die  grösseren  Brennereien  sich  noch  immer  im  Vorteil 

gegenüber  den  kleineren  Brennereien  befinden,  trotz  der  Begünstigungen,  welche 

letzteren  gewährt  werden  sollen.    Freilich  war  die  Situation  der  kleinöi  Brennerei 

bisher  noch  eine  weit  schlimmere. 


')  S.  die  vortreffliche  Schrift  von  J.  K  e  s  t  n  e  r.  Das  Brennereigewerbe  unter 
den  gegenwärtigen  Bestimmungen  und  die  für  die  Zukimft  projektierten  Ab- 
änderungen derselben  in  Russland.  Dorpat  1884.  Femer  die  Aj^kel  von  Baron 
Nolde  in  den  Nummern  78,  81,  82,  83  der  (in  russischer  Sprache  erscheinenden) 
Petersburger  Börsenzeitung. 
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Tadel  erfährt  weiters,  dass  durch  die  Reformbeschlüsse  der  KartofFelbrennerei 
erheblichere  Vorteile  zugewendet  sind,  als  sie  gegenwärtig  geniesst.  Dies  ver- 
möchte den  Gegensatz,  der  bereits  heute  zwischen  Kartoffel-  und  Getreide- 
brennerei besteht  und  den  wir  ziffermässig  bereits  belegten,  zu  verschärfen. 

Abgesehen  von  den  immerhin  zu  gewärtigenden  Erfolgen  für  die  Hebung 
der  landwirtschaftlichen  Brennerei,  dann  für  die  Vereinfachung  und  die  Vervoll- 
kommnung der  Kontrolle,  welche  man  sich  von  der  Reform  verspricht,  soll 
dieselbe  auch  zu  einem  Mehrertrag  aus  der  Branntweinsteuer  von  6  Millionen 
Rubel  führen. 

Biersteuer  und  Bierbrauerei. 

Die  Biersteuer  wird  in  Russland  als  Maischraum  Steuer,  d.  i.  als  Steuer  vom 
Rauminhalt  der  Maischbottiche  und  zwar  zu  einem  Satz  von  20  Kop.  pro  Wedro 
und  jede  Einmaischung  erhoben  ^). 

Die  Brauerei  hat  in  Russland  in  diesem  Jahrhundert  grosse  Schicksals- 
wandlungen erfahren.  Sie  hatte  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts 
bereits  eine  ansehnliche  Stellung  im  Lande  gewonnen,  als,  wie  es  heisst,  die 
Institution  der  Branntweinsteuerpacht  in  Verbindung  mit  hoher  Steuer  sie  ihr 
wieder  entriss  ^).  Noch  im  Jahre  1838,  als  Moskau  kaum  die  Hälfte  der  jetzigen 
Einwohnerzahl  besass  und  als  das  Bier  noch  kein  Gegenstand  des  Exportes  aus 
den  Mauern  der  Stadt  in  die  Provinz  war,  wurden  in  Moskau  jährlich  2  Millionen 
Wedro  Bier  konsumiert,  was  einem  Konsum  von  7  Wedro  pro  Bewohner  gleich- 
kommt. 1862  war  der  Konsum  300,000  Wedro,  d.  i,  ^|^  Wedro  pro  Kopf.  Von 
1863  fing  die  Industrie  wieder  an,  sich  zu  erholen.  Nach  Mitteilungen  von 
anderer  Seite  ^)  ist  übrigens  nicht  ausgeschlossen,  dass  zum  Verfall  der  Bier- 
brauerei in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  die  schlechte  Qualität  des  erzeugten 
Getränkes  ganz  besonders  beitrug.  Erst  mit  dem  Aufbau  der  gegenwärtig 
grössten  Brauerei  Russlands,  der  Kalinkinbrauerei  in  St.  Petersburg,  begann  auch 
dieser  Uebelstand  zu  schwinden.  Die  Kalinkinbrauerei  fand  eine  grosse  Zahl 
Brauereien,  die  es  ihr  in  der  Erzeugung  genussfähigen  Bieres  gleichthun  wollten 
und  gleich  thaten.  Ueber  die  Entwickelung  der  Bierbrauerei  im  letzten  Jahr- 
zehnt kann  man  nach  den  folgenden  Daten  urteilen. 


Jahr 

Zahl  der 

Biersteuer 

Patentsteuer 

Brauereien 

Rubel 

Rubel 

1873 

2037 

2,372,383 

105,863 

1874 

2058 

2,610,189 

106,311 

1875 

2070 

3,067,229 

109,904 

1876 

2145 

3,434,919 

122,821 

1877 

1958 

3,302,165 

117,649 

1878 

1896 

3,650,125 

148,910 

1879 

1879 

4,732,381 

142,192 

^)  Das  einzelne  der  Bestimmungen  s.  Pezet  de  Corval.  Ustaw  über  die 
Getränkesteuer,  ins  Deutsche  übertragen.  Mitau  1878.  Auch  bei  May,  Gesetz 
über  den  Malzaufschlag  vom  16.  Mai  1868.     Erlangen  1883.     S.  118  ff. 

2)  S.  Brauer-  und  Hopfenzeitung  1882,  S.  171. 

^)  Das  russische  Reich  in  Europa  (anonym).    Berlin  1884.    Mittler  u.  Sohn. 
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Jahr  Zahl  der  Biersteuer  Patenteteuer 

Brauereien  Rubel  Rubel 

1880  1802  5,735,958  133,874 

1881  1709  5,358,845  140,638 

1882  1658  5,807,380  133,374 

1883  1648  5,536,145  128,952 

Neuerliche  yerminderung  der  Brauereien  datiert  von  1877,  d.  i.  seit  Ein- 
führung der  Maischsteuer  (nach  dem  Fassungsraum  der  Maischbottiche  und  der 
Zahl  der  vorgenommenen  Maischungen)  und  steigert  sich  seit  1879,  d.  i.  seit 
Erhöhung  der  Steuer  von  12  auf  20  Kopeken  pro  Wedro  Maischraum. 

Die  Bierbrauereien  und  ihre  Erzeugung  verteilen  sich  folgendermassen  auf 
die  einzelnen  Landschaften : 

Bier-  Im  Durchschnitt 

brauereien  erzeugtes  Bier 
Wedro 

Königreich  Polen 408  8,320,788 

Nordwestliche  Gouvernements  ....     356  3,447,114 

Baltische  Provinzen     .......     332  6,566,463 

Südwestliche  Gouvernement*    ....     129  1,415,666 

Südliche  Gouvernements 99  1,915.800 

Mittelrussische       Gouvernements       der 

schwarzen  Erde 66  829,738 

Kleinrussland 63  843,644 

Industrielles  Mittelrussland       ....       60  1,364.795 

Oestliche  Gouvernement«! 47  1,131,035 

Sibirien  und  Turkestan 41  206,450 

Petersburg  und  Moskau 30  8,166,467 

Nördliche  Gouvernements 17  242,029 

Die  Gesamterzeugung  von  Bier  beläuft  sich  auf  34,243,539  Wedro.  Man 
sieht  aus  der  Tabelle,  dass  die  Erzeugung,  welche  auf  die  einzelne  Brauerei 
entfällt,  in  den  verschiedenen  Landest^ilen  ausserordentlich  variiert.  So  entfällt 
IQ  den  „Residenzgouvemementß"  (Petersburg  und  Moskau)  auf  die  Brauerei  ein 
Durchschnittsquantum  der  Erzeugung  von  1,272,000  Wedro,  in  den  nordwest- 
lichen Gouvernements  dagegen  ein  solches  von  9000  Wedro. 

Die  in  den  Hauptstädten  und  in  den  Ostseeprovinzen  gelegenen  Brauereien 
stehen  hinsichtlich  der  Vollkommenheit  des  Betriebes  an  der  Spitze  der  russischen 
Bierbrauerei.  In  Polen  finden  sich  neben  grossen,  vorzüglich  geleiteten  Fabriks- 
untemehmimgen  zahlreiche  kleine,  jedem  Fortschritte  fremde  Erzeugungsstätten, 
, Bierquetsch en " ,  denen  der  Name  der  Brauerei  überhaupt  vorenthalten  werden 
soUt«.  In  Mittel-  und  Südrussland  dagegen  entwickelt  sich  die  Brauerei  nach 
deutschen  und  österreichischen  Mustern,  womit  aber  nicht  ausgeschlossen  ist, 
dass  auch  hier  Brauereien  auf  primitivster  Entwickelungsstufe  gefunden  werden. 
Die  Steuer,  welche  nach  dem  Satze  von  20  Kop.  pro  Wedro  Maischraum  auf 
ein  Wedro  Bier  entfällt,  wird  vom  russischen  Finanzministerium  auf  Grund 
detaillierter  Nachforschungen  mit  16,7  Kop.  angenommen.  Selbstverständlich 
variiert  die  entfallende  Steuer  mit  der  Gradhältigkeit  des  Bieres,  und  zwar  von 
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9  bis  30  Kop.  pro  Wedro.  Auf  das  Pud  eingemaischten  Malzes  ist  die  Steuer 
im  Durchschnitt  SSV«  Kop.,  bei  ^gewöhnlichem"  Biere  79  Kop.  —  Kontra- 
ventionsfälle  in  russischen  Brauereien  wurden  1883  in  der  Zahl  von  178  kon- 
statiert. 

Die  Bierbesteuerung  hat  im  Jahre  1883  den  Gegenstand  eingehender  Er- 
hebungen und  Beratungen  seitens  des  russischen  Finanzministeriums  gebildet. 
Erhöhung  des  Ertrags  war  Zweck  derselben.  Man  war  zuerst  zum  Vorschlage 
einer  einfachen  Erhöhung  des  Steuersatzes  von  20  auf  30  Kop.  gelangt.  Man 
Hess  diesen  Vorschlag  jedoch  bald  fallen.  Man  fürchtete  von  einer  solchen 
Erhöhung  Beeinträchtigung  des  Braugewerbes,  Verminderung  der  Brauereienzahl 
und  des  Bierverbrauchs.  Es  musste  also  ein  anderes  Projekt  ausgearbeitet 
werden,  ein  solches,  welches  nicht  minder  den  Interessen  der  Industrie,  wie 
jenen  des  Fiskus  entgegenkam.  Man  leitete  eine  Enquete  ein,  indem  man  den 
Accisedirigenten  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Reiches,  überdies  notablen 
Brauern  Gutachten  abverlangte.  Die  Antworten  sprachen  sich  zum  weitaus 
grössten  Teile  gegen  eine  Erhöhung  der  Steuer,  welche  die  Industrie  schwer 
treffen  würde,  aus  und  glaubten  eine  Steigerung  der  Einnahmen  auf  dem  Wege 
verschiedener  anderer  Aenderungen  an  dem  Steuergesetz  herbeiführen  zu  können. 
Von  diesen  vorgeschlagenen  Aenderungen  ')  erwähnen  wir  nur  die  hauptsäch- 
lichsten jener,  welche  zum  Zwecke  haben,  den  Bierabsatz  zu  erleichtern  und 
somit  den  Bierkonsum  zu  vergrössern.  In  Parenthese  mag  hier  bemerkt  sein, 
dass  eine  von  der  russischen  Regierung  im  Jahre  1881  behufs  Bekämpfung  der 
Branntweinpest  einberufene  Expertenkommission  sich  zu  dem  einstimmigen  Be- 
schluss  einigte,  dass  die  Verbreitung  des  Biergenusses  allein  geeignet  sei,  der 
Branntweinvöllerei  zu  steuern. 

Die  wichtigsten  der  vorerwähnten  Beschlüsse  zur  Erleichterung  des  Bier- 
absatzes lauten :  Personen,  die  einen  Handel  mit  Bier  betreiben,  sind  verpflichtet, 
das  Bier  unverändert  so  zu  verkaufen,  wie  sie  es  von  der  Brauerei  erhalten 
haben.  Bei  Bierversendungen  ins  Ausland  soll  eine  teilweise  oder  vollständige 
Rückvergütung  der  Accise  eintreten.  Es  soll  ein  Unterschied  zwischen  Brannt- 
wein- und  Bierniederlagen  in  dem  Sinne  gemacht  werden,  dass  für  letztere 
die  jährliche  Patentsteuer  bedeutend  ermässigt  wird.  Die  Bierbuden  sollen 
künftig  längere  Zeit  offen  halten  und  kalte  Speisen  führen  dürfen.  Endlich 
sei  durch  das  Kommunikationsministerium  dahin  zu  wirken,  dass  sämtliches 
Bier  auf  Eisenbahnen  zum  Satze  gewöhnlichen  Frachtgutes  als  Eilgut  expediert 
werde. 

Der  Beschluss  des  Finanzministeriums  über  die  an  dasselbe  erstatteten  Vor- 
schläge steht  noch  aus. 

Kleinverkauf  der  Getränke. 

Man  zählt  in  Russland 

in  den  auf  dem        „ 

Städten  Lande 

Spiritus-Grossverkaufslager     .     .     .       2,593  3,054                5,647 


^)  Dieselben  sind  genau  mitgeteilt  Brauer-  und  Hopfenzeitung  1884,  S.  309. 
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Man  zählt  in  Russland 

in  den  auf  dem  zusam- 

Städten  Lande             men 
Trinkhäuser,  Branntweinschenken,  Stofbuden, 

Wirtshäuser  etc 16,554  69,670  86,224 

Tracteurs,  Cafes,  Restaurants 14,754  6,705  21,459 

Herbergen,  Höfe,  Einkehrwirtshäuser    .     .     .         523  1,401             1,924 
Weinkeller   mit   Ausschank   für   das   Lokale 

und  nach  aussen 1,795  1,742  3,537 

Weinkeller  mit  Verkauf  nur  nach  aussen             5,804  2,641  8,475 
Weinkeller  mit  Verkauf  ausschliesslich  von 

russischem  Wein 2,447  2,623  5,070 

Büffette  in  Theatern,  Eisenbahn-  und  SchiflFs- 

stationen —  —  2,795 

Porter-  und  ßierschenken 5,438  1,447  6,885 

Zeitweilige  Verkaufsstellen 1,130  2,004  3,134 

48,445  88,263         139,503 

Von  der  ganzen  Anzahl  Stellen  für  Kleinverkauf  von  Getränken  entfällt 
somit  auf  die  Städte  35  Perz..  auf  das  Land  63  Perz.,  die  übrigen  2  Perz.  stellen 
die  BüflFett«  dar,  bezüglich  welcher  eine  Scheidung  in  Stadt  und  Land  nicht 
erfolgt.  Den  Ausschlag  für  jenes  Verhältnis  geben  ersichtlich  die  Branntwein- 
schenken. Weinkeller  und  Bierschenken  sind  zu  68,5,  respektive  80  Perz.  in 
den  Städten. 

Die  grösste  Zahl  Verkaufsstellen  entfällt  auf  die  mittelrussischen  Schwarz- 
erdegouvemements ,  nämlich  15,077  oder  17  Perz.;  12,359  oder  14,3  kommen 
auf  Polen,  11,667  oder  13,5  Perz.  auf  die  südlichen  Gouvernements  u.  s.  w. 
Porter-  und  Bierschenken  sind  in  grösserer  Zahl  in  den  hauptstädtischen  Gouverne- 
ments vertreten,  nämlich  2212  oder  32  Perz.,  femer  in  den  baltischen  Gouverne- 
ments 1883  oder  13  Perz.,  in  Polen  756  oder  11  Perz. 

Gegenüber  der  Bevölkerung  Russlands  von  86  Millionen  Seelen  entfällt 
eine  Verkaufsstelle  geistiger  Getränke  (inkl.  Bier)  auf  617  Seelen.  Es  wird  an- 
genommen, dass  in  Städten  12  Perz.  der  Bevölkerung  =  10,377,000  Seelen 
wohnen.  Hiemach  berechnet  sich  für  die  Städte  die  Getränkeverkaufsstelle  auf 
200  Seelen,  für  das  Land  auf  860  Seelen. 

Die  gegenüber  der  Bevölkerung  grösste  Zahl  Verkaufsstellen  entföUt  auf 
die  Gouvernements  Süd-  und  Südwestrusslands ,  auf  das  Königreich  Polen  und 
die  Ostseeprovinzen,  d.  h.  auf  die  sog.  privilegiert  gewesenen  Landesteiie,  während 
die  kleinste  Zahl  auf  die  mittleren  Gouvernements  kommt,  auf  die  nördlichen 
und  die  östlichen,  d.  h.  jene,  in  denen  bis  zur  Einführung  der  neuartigen 
Branntweinsteuer  Monopolspacht  galt.  Zieht  man  die  Zahl  der  in  1883  aus- 
gewiesenen Kleinverkaufsstellen  mit  der  Zahl  pro  1873  in  Vergleich,  so  findet 
man  eine  Verminderung  um  nicht  weniger  als  70,064 ;  indes  erfolgte  diese  Ver- 
minderung gänzlich  in  der  ersten  Hälfte  des  fmheren  Jahrzehnts  und  hatte  als 
wesentlichste  Ursache  die  mit  1.  Januar  1874  eingetretene  Erhöhung  der  für 
den  Verkauf  von  Getränken  zu  zahlenden  Patentsteuer.  In  der  zweiten  Hälfte 
des  Jahrzehnts   greift   wieder  eine  gewisse  Erhöhung   der  Schenkenzahl  Platz. 
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Mit  1880  erreicht  sie  den  höchsten  Stand,  sodann  beginnt  wieder  eine  Ver- 
minderung, welche  diesmal  veranlasst  ist  einerseits  durch  die  energischen  Mass- 
regeln, welche  von  selten  vieler  Städte,  Landstädte  und  Landgemeinden  gegen 
die  Schenken  ergriffen  wurden,  anderseits  durch  die  von  der  Regierung  ver- 
ordnete Einschränkung  des  den  Juden  zustehenden  Rechtes  zum  Verkaufe. 

Die  gesetzliche  und  im  Verwaltungswege  unternommene  Einschränkung 
der  Zahl  der  Branntweinschenken  hat  eine  Vermehrung  der  heimlichen  Schenken 
zur  Folge  gehabt.  Im  Jahre  1883  sind  nicht  weniger  als  16,088  Kontraventionen, 
erfolgt  im  Wege  unversteuerten  Verkaufs  von  geistigen  Getränken,  aufgedeckt 
worden.  Die  meisten  heimlichen  Verkaufsstellen  finden  sich  dort,  wo  man  in 
der  Einschränkung  der  gestatteten  Verkaufsstellen  am  weitesten  gegangen  ist, 
wie  z.  B.  in  dem  Gouvernement  St.  Petersburg.  Die  neuesten  Verfügungen  haben 
die  Zahl  der  Schenken  in  diesem  Gouvernement  um  ein  Drittel  vermindert ;  aber 
während  man  1870  —  73  bis  83  heimliche  Schenken  jährlich  hier  fand,  beläuft 
sich  1883  die  Zahl  solcher  auf  573,  d.  h.  ungefähr  siebenmal  so  viel.  Selbst- 
verständlich erreicht  die  Zahl  der  entdeckten  Kontraventionen  lange  nicht  jene 
der  geübten. 

Das  Schankwesen  zeigt  auch  nach  anderer  Richtung  Missbräuche  in  reicher 
Fülle.  Hier  mag  nur  noch  einer  eigentümlichen  Praxis  der  Gemeinden,  welchen 
bekanntlich  das  Recht  der  Konzessionserteilung  für  Branntweinschenken  gegeben 
ist,  Erwähnung  gethan  sein.  Selbstverständlich  dürfen  Gemeinden  für  die  Er- 
teilung solcher  Konzession  Geldgeschenke  nicht  annehmen.  In  letzter  Zeit  ist 
jedoch  dieses  Verbot  mehrfach  umgangen  worden.  Insbesondere  im  mittleren 
und  im  östlichen  Russland  wird  ganz  allgemein  von  den  Gemeinden  der  Getränke- 
verkauf an  bestimmte  Persönlichkeiten  nur  gegen  specielle  Bezahlung,  manchmal 
sehr  bedeutender  Summen,  hintangegeben.  Die  betreff"enden  Abmachungen  ge- 
schehen ganz  im  stillen  und  in  der  Konzessionsurkunde  wird  nichts  von  der 
erfolgten  Bezahlung  gesagt.  Einzelne  Händler  wissen  sich  auf  diese  Weise  die 
Rechte  mehrerer  Nachbargemeinden,  manchmal  auch  ganzer  Distrikte  zu  er- 
werben und  derart  gewissermassen  ein  Monopol  des  Ausschanks  herzustellen. 
Ist  ihnen  dies  gelungen  und  fühlen  sie  sich  damit  sicher  vor  jeder  Konkurrenz, 
so  verkaufen  sie  den  Branntwein  zu  hohem  Preise  und  in  schlechter  Qualität. 
Das  Geld,  welches  die  Gemeinde  von  den  Händlern  bekommt,  wird  in  der 
Regel  auch  vertrunken  und  ist  derart  auch  ein  Mittel  für  die  Förderung 
der  Trunksucht. 

Zuckersteuer   und   Zuckerfabrikation. 

In  Russland  besteht  vom  1.  August  1881  Zucker-Fabrikatsteuer.  Die 
Durchführung  einer  solchen  ist  in  Russland  durch  mehrere  Umstände  erleichtert. 
Einmal  dadurch,  dass  in  Russland  nur  eine  Zuckerqualität,  noch  dazu  eine 
der  Raffinade  sehr  nahe  stehende  erzeugt  wird,  nämlich  der  meist  99,6—99,8  Perz. 
polarisierende  Sandzucker.  Damit  ist  die  Feststellung  eines  einheitlichen  Steuer- 
satzes ermöglicht  und  alle  mit  der  Klassifizierung  der  Zucker  nach  ihrem  Aus- 
bringen an  Raffinade  verbundenen  sehr  erheblichen  Schwierigkeiten  fallen  fort. 
Dann  kommt  der  Zuckersteuer  aber  noch  der  verhältnismässig  niedrige  Steuer- 
satz und  die  Höhe  der  in  Russland  für  Zucker  gezahlten  Preise  zu  statten. 
Die  zur  Steuer  eingeführten  Kontrollemassregeln  würden  vielleicht  nicht  genügen, 
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wäre  nicht  durch  die  beiden  genannten  Faktoren  den  Fabrikanten  der  wesent- 
lichste Anlass  zur  Defraude  entzogen. 

Das  Gesetz  vom  12.  Mai  1881,  welches  die  Fabrikatsteuer  einführte,  hatte 
bestimmt,  dass  die  Steuer  für  Sandzucker  in  den  Campagnen  1881/82  und  1882,8:^ 
50  Kop.  und  in  den  Campagnen  1883/84  und  1885/86  65  Kop.  pro  Pud  betragen 
solle.  Im  Jahre  1884  ist  die  Feststellung  der  Accisesätze  für  die  folgenden 
Campagnen  erfolgt.  In  den  Campagnen  1886/87  bis  1888/89  wird  die  Accise 
85  Kop.  pro  Pud  betragen,  und  mit  1.  Januar  1889  erfolgt  eine  weitere  Erhöhung 
der  Steuer  bis  auf  1  Rubel  pro  Pud. 

Wenn  gegenwärtig  also  die  Steuer  65  Kop.  pro  Pud  beträgt,  so  bedeutet 
dies  (bei  Umrechnung  des  Rubels  zimi  Kurse  von  2,10  Mark)  4,15  Mark  für  den 
Centner  Krystallzucker,  während  in  Deutschland  für  das  gleiche  Quantum  etwa 
das  Doppelte  gezahlt  wird. 

Die  Einnahmen  aus  der  Zuckersteuer  betrugen: 


Accise 

Patent- 
steuer 

Strafen  für 

Zahlnngs- 

verzögerung 

Zusammen 

1873 

3,775,242 

54,114 

40,932 

3,870,288 

1874 

3,760,799 

53,668 

45,139 

3,859,606 

1875 

3,086,377 

65,029 

29,191 

3,180,597 

1876 

4.850,809 

76,037 

66,151 

4,992,997 

1877 

6,616,048 

68,385 

91,387 

6,775,820 

1878 

4.972,553 

58,755 

63,511 

5,094,819 

1879 

4,537,814 

48,395 

48,267 

4.634,476 

1880 

4,169,536 

51,409 

36,355 

4,257,300 

1881 

3,590,772 

63,190 

40,581 

3,694,543 

1882 

7,962,258 

85,411 

7,378 

8,055,047 

1883 

8,783,359 

89,031 

5,589 

8,877,979 

Die  Steuererhöhung  von  den  20—25  Kop.  pro  Pud,  die  zuletzt  unter  der 
Pauschalierungssteuer  gezahlt  worden  sein  mögen,  auf  50  und  65  Kop.  der 
Fabrikatsteuer  hat  die  Entwickelung  der  Zuckerindustrie  in  keiner  Weise  benach- 
teiligt. Ja,  aus  den  Ziffern  der  für  Steuerrückstände  zuerkannten  Strafen  geht 
sogar  eine  erhöhte  Zahlungsfähigkeit  der  Industrie  hervor. 

Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  nach  und  aus  Russland  sind  imbedeutend. 
Im  Jahre  1883  wurden  ausgeführt  8,143  Pud  gegen  94,942  Pud  in  1882,  während 
die  Einfuhr  sich  1882  auf  95,232  Pud  und  1883  auf  85,689  Pud  belief.  In  den 
westlichen  Bezirken  sollen  indes  auch  nicht  imbedeutende  Mengen  geschmuggelten 
Zuckers  zum  Konsum  gelangen. 

üeber  die  Einzelheiten  der  russischen  Zuckerfabrikation  in  1882  83  gibt  die 
folgende  Tabelle  Auskunft: 


Zahl 

Mit  Rüben 

Gewonnene 

Erzeugt 

der 

bebaute  Fläche 

Rüben 

Zucker 

Fabriken 

Dessätinen 

Berkowetz 

Pud 

Südwestrussland      .     .     .     126 

134,717 

13,137,095 

10,062,068 

Mittel-  und  Kleinrussland      68 

62,759 

5,182,328 

3,648,398 

Südrussland 2 

2,120 

■   223,899 

149,768 

Westrussland      ....         1 

517 

19,246 

11,224 

Polen 40 

34,312 

4,334.508 

3,666,432 

Europ.  Russland     .     .    •.     237 

234,425 

173 

22,897,076 

17,537,890 
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Von  den  237  Fabriken,  die  1882/83  thätig  waren,  erzeugten  198  bloss  Sand- 
zucker, 39  auch  Raffinade.  Neben  letzteren  bestanden  20  Etablissements,  welche 
bloss  Raffinerien  waren.  Letztere  erzeugten  1882/83  9,150,701  Pud  Raffinade, 
während  aus  den  Zuckerfabriken,  welche  gleichzeitig  raffinierten,  3,887,556  Pud 
Raffinade  hervorgingen.  Während  des  letzten  Jahrzehnts  entwickelte  sich  Fabriken- 
zahl und  Zuckererzeugung  folgendermassen : 


Zuckerfabriken 

Zuckererzeugung 
Pud 

1872/73 

235 

8,479,187 

1873/74 

249 

9,133,389 

1874/75 

249 

8,060,853 

1875/76 

254 

9,507,105 

1876/77 

260 

12,669,594 

1877/78 

245 

10,602,918 

1878/79 

240 

11,101,063 

1879/80 

239 

12,544,628 

1880/81 

236 

12,399,897 

1881/82 

235 

15,936,714 

1882/83 

237 

17,537,890 

Die  Ziffern  der  Zuckererzeugung  vor  Einführung  der  Fabrikatsteuer,  also 
vor  1881/82  stimmen  nicht  mit  der  Wirklichkeit.  Sie  haben  als  Grundlage  die 
Angaben  der  Fabrikanten  selbst  über  ihre  Erzeugung.  Die  Unrichtigkeit  dieser 
Angaben  wird  ins  Licht  gesetzt  durch  den  Vergleich  mit  den  Ziffern  für  die 
zwei  Jahre  der  Fabrikatsteuer  1881/82  und  1882/83.  Auch  Erhebungen,  welche 
das  Finanzministerium  1878/79  bis  1880/81  durch  Techniker  vornehmen  Hess, 
ergaben  eine  viel  höhere  Erzeugung,  als  die  Fabrikanten  sie  auswiesen,  nämlich 
im  Durchschnitt  jenes  Trienniums  15,600,000  Pud  gegen  rund  12,000.000  Pud 
nach  Angabe  der  Zuckerfabrikanten. 

In  den  Jahren  1883/84  und  1884/85  hat  die  Zuckererzeugung  noch  weiteren 
Umfang  gewonnen.  Der  Rübenbau  umfasste  1883''84  276,131,  1884/85  291,725 
Dessätinen,  das  Ergebnis  der  Rübenerate  war  1883/84  22,473,096,  1884/85 
25,897,786  Berkowetz,  von  denen  aber  am  1.  November  1884  4,227.525  Berkowetz, 
grösstenteils  ausgehoben,  wegen  der  schlechten  Wege  auf  dem  Felde  verblieben. 
Die  ungefähre  Zuckererzeugung  war  1883/84 18,430,000  Pud  (gleich  3,020,000  Doppel- 
centner).  Die  Einnahme  aus  der  Zuckersteuer  war  für  1884  auf  11,142,000  Rubel 
veranschlagt. 

Die  hohen  Zölle  stellen  die  Bewegung  der  Zuckerpreise  in  Russland  fast 
gänzlich  unabhängig  vom  Ausland.  Der  Schutzzoll  hat  hier  die  seltsamsten 
Früchte  gezeitigt.  Es  ist  Zuckerfabriken  und  Zuckerhändlern  gelungen,  die 
Preise  auf  vernunftwidrige  Höhe  zu  schrauben  und  hier  festzuhalten.  Vor  vierzig 
Jahren,  als  das  russische  Absatzgebiet  dem  Ausland  noch  offen  stand,  wurde 
ein  Pfund  Raffinade  im  Kleinhandel  zu  10  Kop.  verkauft,  gegenwärtig  hält  sich 
der  Preis  über  20  Kop.  Im  Jahre  1883,  als  der  Marktpreis  von  Zucker  im  west- 
lichen Europa  8  —  9  Kop.  pro  Pfund  betrug,  zahlte  man  in  Russland  22 — 24  Kop. 
In  Taschkent  und  Sibirien  werden  60—75  Kop.  pro  Pfund  gefordert  und  gegeben. 
, Zuckerfabriken,"  schreibt  ein  Fachblatt  in  1883,  , deren  Aktien  noch  vor  wenigen 
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Jahren  unter  Pari  standen,  werden  jetzt  mit  300—500  Perz.  Agio  gehandelt  auf 
Grund  ihrer  30— 40perzentigen  Dividenden,  die  sie  für  die  vergangene  Campagne 
verteilten/  Die  Fabriken  verkauften  mit  6  Rubel  das  Pud;  der  hohe  Preis 
hindert*  nicht  den  Kaufmann,  resp.  die  dritte  und  vierte  Hand,  die  Hälfte  noch 
daraufzuschlagen.  Ein  Zuckerpreis  im  Detail  von  23  Kop.  pro  Pfund  ent«pricht 
einem  Engrospreis  von  97<  Rubel  pro  Pud.  S'/*  Rubel  pro  Pud  fallen  also  an 
die  ZMrischenhändler.  Ein  im  deutschen  Handelsarchiv  veröflFentlicht«r  Konsulat- 
bericht aus  Moskau  lässt  sich  folgendermassen  vernehmen:  ,Wenn  die  Zucker- 
preise in  1882  und  1883  ausserordentlichen  Schwankungen  unterworfen  waren 
und  sogar  im  Februar  und  März  v.  J.  die  beträchtliche  Höhe  von  Rubel  8,40 
pro  Pud  {—  40  Pfd.  russisch  ä  409,53  g)  erreichten  —  ausländische  Ware  hätte 
man  schon  zu  Rubel  7,90  importieren  können !  —  so  lag  der  Grund  darin,  dass 
sich  zum  Schaden  aller  russischen  Zuckerkonsumenten  die  Spekulation  dieses 
Artikels  bemächtigt  hatte  und  mit  demselben  Börsenspiel  trieb.  Die  Haupt- 
geschäfte wurden  auf  lange  Lieferung  abgeschlossen :  zum  wirklichen  Empfange 
der  Ware  kam  es  jedoch  nur  in  den  seltensten  Fällen.  Die  Umsätze  waren 
sehr  bedeutend;  manche  Partien  wechselten  fünf  bis  sechsmal  den  Besitzer. 
Man  berechnet  den  Gesamümasatz  der  Jahre  1882  und  1883  in  Moskau  auf  etwa 
16  Millionen  Pud  pro  Jahr.  Dabei  beträgt  der  jährliche  Konsum  Moskaus  nicht 
mehr  als  4  Millionen  Pud.  Drei  Viertel  des  gesamten  Umsatzes  entfallen  also 
auf  Spekulationsgeschäfte.  * 

Tabaksteuer  und  Tabak-Bau  und  -Industrie. 

Mit  1.  Januar  1883  war  ein  neues  Tabaksteuergesetz  (vom  18.  Mai  1882) 
in  Kraft  getreten.  Dasselbe  erhöhte  den  Ertrag  der  Tabaksteuer  sehr  wesentlich. 
Derselbe  war  1883  (ohne  Hinzurechnung  des  Tabakzolles  mit  1,558,357  Rubel 
Gold  =  [ä  1  Rubel  60  Kop.  Papier]  2,493,381  Rubel  Papier  und  ohne  Hinzu- 
rechnung des  Tabaksteuerertrages  im  hinterkaukasischen  Land  mit  447,321  Rubel) 
18,829,775  Rubel. 

Die  Zahl  der  Tabakfabriken  und  der  Ertrag  der  Tabaksteuer  waren  188S 
und  im  vorangegangenen  Jahrzehnt: 

Zahl  der      Steuerertrag  Zahl  der      Steuerertrag 

Tabakfabriken      Rubel  Tabakfabriken       Rubel 


1873 

318 

10.337,587 

1879 

284 

12,939,982 

1874 

324 

10,598,514 

1880 

290 

13,002,350 

1875 

299 

10,683,693 

1881 

289 

12,231,736 

1876 

275 

10,499,303 

1882 

287 

14,286,205 

1877 

255 

11,986,033 

1883 

431 

18,829,775 

1878 

260 

11,903,366 

Der  höchste  Ertrag  an  Tabaksteuer  geht  unter  den  verschiedenen  Gouverne- 
ments ein  im  Gouvernement  St.  Petersburg,  nämlich  4,126,061  Rubel  =  22  Perz. 
des  Gesamtertrags. 

Nach  den  Rayons  verteilt  sich  die  Zahl  der  Tabakfabriken  und  der  Ertrag^ 
der  Tabaksteuer  folgendermassen : 

■» 
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Tabakfabriken  Tabaksteuer 

Hauptstädtische  Gouvernements      .     .  36  5,154,457  Rubel 

Südliche  Gouvernements 77  4,084,341  , 

Nordwestliche  Gouvernements     ...  96  1,738,528  „ 

Südwestliche  Gouvernements       .     .     .  61  1,612,682  „ 

Kleinrussische  Gouvernements     ...  36  1,540,812  „ 

Mittlere    Schwarzerde  -  Gouvernements  50  1,430,212  „ 

Polen  .     .     ; 16  1,055,786  , 

Mittlere  industrielle  Gouvernements    .  18  1,030,642  „ 

Ostseeprovinzen     ........  22  711,763  „ 

Oestliche  Gouvernements    .....  10  313,310  „ 

Nördliche  Gouvernements 7  148,216  „ 

Sibirien 3  135,770 

Das  neue  Steuergesetz  ist  zu  Klagen  der  Tabakbauer  Anlass  gewesen. 
Die  Klagen  der  Bauern,  welche  in  der  zweiten  Hälfte  1883  und  beim  Beginn  1884 
hörbar  wurden,  gingen  dahin,  dass  der  Tabak  nicht  gerne  bei  ihnen  gekauft 
werde,  dass  die  Preise  infolgedessen  gefallen  sind  und  grosse  Mengen  Tabak 
unverkauft  bleiben.  Als  Folgen  des  neuen  Gesetzes  können  diese  Uebelstände 
insoferne  betrachtet  werden,  als  das  Gesetz  die  Tabakkäufer  auf  Lager-  und 
Fabriksinhaber  beschränkt  und  auch  die  Verbreitung  des  Verkaufs  des  Blätter- 
tabaks aus  „Geschäften  und  Geschäftchen "  beschränkt  hat.  in  einigen  Teilen 
Russlands  erwartet  man  von  alledem  eine  Verminderung  des  Tabakbaues  um 
nicht  weniger  als  ein  Drittel. 

Was  die  Gestaltung  des  russischen  Tabakbaues  in  1883  betrifft,  so  ist  zu 
bemerken ,  dass  sich  die  Zahl  der  Tabakbauer  gegen  einen  Durchschnitt  der 
drei  vorangegangenen  Jahre  um  7  Perz.  verringert  hat,  während  das  für  den 
Tabakbau  verwendete  Areal  um  33  Perz.  stieg ,  woraus  hervorgeht ,  dass  die 
grösseren  Gutsbesitzer  anfangen,  sich  in  stärkerem  Verhältnis  der  Tabakkultur 
zuzuwenden.  Es  wurden  1883  in  34  Gouvernements  des  europäischen  Russland 
auf  140,316  Tabakplantagen  von  49,564  Dessätinen  3,637,275  Pud  =  59,24  Mil- 
lionen kg  Tabak  produziert.  Davon  entfallen  auf  drei  kleinrussische  Gouverne- 
ments (Poltawa,  Charkow,  Tschemigow)  91,490  Plantagen  von  27,081  Dessätinen 
mit  2,348,170  Pud  Ertrag.  Der  stärkste  Tabakbau  findet  statt  im  Gouvernement 
Tschemigow  auf  70,379  Plantagen  und  15,087  Dessätinen  (1883er  Ertrag  1,390,586 
Pud  meist  Machorka).  Die  feinen  türkischen  Tabake,  die  mit  6—25  Rubel  pro  Pud 
bezahlt  werden,  werden  nur  in  den  südlichen  Gouvernements  und  Podolien 
kultiviert,  die  aus  amerikanischen  Samen  (4 — 8  Rubel  pro  Pud)  vorzugsweise 
im  Gouvernement  Samara,  dann  aber  auch  in  Tschemigow,  Poltawa,  in  geringerer 
Ausdehnung  in  Wolhynien  imd  Podolien.  In  allen  übrigen  Gouvernements  werden 
nur  die  unter  dem  Namen  Machorka  bekannte  Tabaksorte  und  andere  niedere 
Tabaksorten  kultiviert,  deren  Preis  zwischen  1 V2  und  2  Rubel  pro  Pud  schwankt. 

Im  Jahre  1883  gingen  aus  den  Plantagen  3,791,084  Pud  Tabak  in  die 
Grossverkaufslager,  592,220  Pud  direkt  in  die  Fabriken.  Viel  von  dem  hier 
ausgewiesenen  Erzeugnis  stammte  jedoch  aus  1882.  Sämtliche  Fabriken  ver- 
arbeiteten 91,722  Pud  ausländischen,  meist  amerikanischen  Tabak,  806,765  Pud 
inländischen    aus    türkiscHen    und    amerikanischen    Samen    und    2,962,754   Pud 
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Machorka  und  andere  niedere  Tabaksorten.  Sie  fabrizierten  aus  diesem  Roh- 
material Rauchtabak  erster  Sorte  60,001  Pud,  zweiter  Sorte  371,684  Pud,  dritter 
Sorte  138,747  Pud,  zusammen  Rauchtabak  570,432  Pud;  Cigarren  erster  Sorte 
18,017,778  Stück  im  Gewichte  von  27,234  Pud  und  zweiter  Sorte  123,875,702  Stück 
im  Gewichte  von  44,123  Pud;  Papiercigaretten  in  zwei  Sorten  3,439,564,848  Stü<* 
im  Gewichte  von  160,983  Pud,  andere  Cigaretten  10,390,800  Stück  im  Gewichte 
von  696  Pud,  und  4828  Pud  Schnupftabak.  Der  Machorka  wurde  verarbeitet 
zu  1,949,544  Pud  Rauchtabak,  257,677  Pud  Schnupftabak  und  zu  463,662  Pud 
gepresstem  Tabak  (Kautabak,  der  besonders  in  Sibirien  Absatz  findet).  Ein 
Hauptaitz  der  Tabakindustrie  ist  St.  Petersburg  mit  27  Fabriken,  die  209,758  Pud 
liefern. 

Zum  Steuerertrag  lieferten  von  den  höheren  Sorten  Rauch-  und  Schnupf- 
tabak 7,527,782  Rubel,  Cigarren  1,011,769  Rubel,  Cigaretten  4,328,280  Rubel, 
zusammen  12,867,382  Rubel.  Im  Durchschnitt  entfielen  danach  auf  das  Pfimd 
Rauch-  und  Schnupftabak  32,7  Kop.,  auf  das  Pfund  Cigaretten  66,9  Kop.  und 
auf  das  Pfund  Cigarren  35,4  Kop.  Pro  Pfund  Tabak  höherer  Sorten  im  all- 
gemeinen berechnet  sich  die  Steuer  auf  39,8  Kop. 

Von  niedrigeren  Sorten  Tabak  (Machorka  etc.)  wurden  4,273,413  Rubel 
Steuer  gezahlt;  vom  Gesamtertrag  der  Steuer  entfällt  derart  auf  niedrigeren 
Tabak  bloss  25  Perz.,  während  das  Hauptgewicht  mit  75  Perz.  bei  den  höheren 
Sorten  und  bei  den  besseren  Klassen  der  Bevölkerung  liegt. 

Es  muss  hier  noch  bemerkt  werden,  dass  von  dem  Gesamtertrage  der 
Tabakaccise  mit  18,829,775  Rubel  in  1883  als  eigentliche  Tabakaccise  nur 
16,736,573  Rubel  ausgewiesen  sind,  während  1,810,074  Rubel  für  „Accise- 
certifikate",  248,419  auf  „Komplettierungssteuer  für  Accisecertifikate",  34,709  Rubel 
auf  Strafen  entfallen. 

Verkaufsstellen  gab  es  in  Russland  für  ausländische  und  inländische  Tabake 
und  Cigarren  952,  für  inländische  Fabrikate  108,290.  Ausserdem  hatten  noch 
150,665  Trinklokale  und  Gasthäuser  Patente  für  den  Tabakverkauf  gelöst. 

Stempelsteuern,  Gebühren  und  andere  Abgaben. 

Die  Stempelsteuern,  Gebühren  und  anderen  Abgaben,  welche  den  indirekten 
Steuern  zugezählt  werden,  ergaben  folgende  Erträge: 

Stempel-   Passgebühren,  Kaufbrief-  Abgabe  bei  Versiehe-  Steuer  von      Zusam- 

steuer      Gerichts-  und     Stempel     Rang-  oder  rungs-  Eisenbahn-         men 

Eanzleiabgaben                Gehaltserhöhung  abgäbe  passagieren 

und  Strafen                        von  Staats-  und  Eü- 

beamten  gutem 

Rubel             Rubel             Rubel           Rubel           Rubel  Rubel  Rubel 

1873  8,811,533    4,128,673     6,814,976     845,257        82,326  -        20,682  765 

1874  8,822,518    4,454,364    6,548,230    748,018  103,753  —       2o!676'883 

1875  9,746,176    4,407,074    6,929,022    828,122  123,253  -        22'o33'647 

1876  10,024,238    4,286,040    6,218,3«2    878,779      119,480  —       2r526'919 

1877  9,365,964    4,479,239    5,879,057     891,142      148,753  —       20764155 

1878  10,115,985  5,105,872  7,030,880  924,705  134.450  -        2331 1892 

1879  14,651,966  5,45';,564  8,302,936  930,171  2,143,590  7,074,743  38  559970 

1880  14,846,063  5,467,868  9,003.208  967,169  2,605,267  8,089 154  4o'978'729 

1881  15,395,841  5,593,210  8,759,469  950,^29  2,889,657  7  787*996  41377002 

1882  15,955,467  5,621,432  8,510,992  920,534  3,183,711  8  347'25i  42'539'389 

1883  16,710,478    5,246,839          -  884,435  3,490,987  8!l89,'210  34,'52l!949 
Finanzarchiv.    IT.  Jahrg.  j^^  19     '        ' 
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Die  Erhöhung  des  Ertrags  der  Stempelsteuer  von  1878  auf  1879  findet  ihre 
Erklärung  in  Erhöhungen  der  Preise  von  „  Aktenpapier "  und  des  "Wechselstempels 
und  in  der  Einführung  des  letzteren  in  Polen.  1882  fand  eine  v?eitere  Erhöhung 
des  Wechselstempels  statt.  Die  Verminderung,  welche  der  Ertrag  der  Post, 
Passgebühren  etc.  im  letzten  Jahre  erfahren  hat,  erklärt  sich  aus  der  Aufhebung 
einiger  Strafen  für  Gebrauch  von  gewöhnlichem  8ta.tt  Stempelpapier.  Die  Ab- 
gabe für  Feuerversicherung  des  Besitzes  hat  durch  Gesetz  vom  26.  Dezember  1878 
eine  Erhöhung  von  5  auf  75  Kop.  pro  1000  Rubel  der  Versicherungssumme  er- 
fahren. Durch  Dekret  endlich  vom  1.  Mai  1884  ist  die  Wirksamkeit  des  russischen 
Stempelsteuergesetzes  und  der  Kaufbrief-  und  Aktengebühren  auf  Polen  erstreckt, 
wovon  man  eine  Mehreinnahme  von  2,300,000  Rubel  erwartet. 

Die  zusammengesetzten  Posten  der  obigen  Tabelle  specialisieren  sich 
folgendermassen.  Die  , Stempelsteuer"  teilt  sich  in  die  Steuer  von  Stempel- 
papier mit  einem  Ertrage  in  1883  von  16,249,413  Rubel  und  in  „die  Steuer  für 
anstatt  des  Stempelpapiers  gebrauchtes  gewöhnliches  Papier"  mit  461,065  Rubel. 
Die  folgende  zweite  Rubrik  fasst  in  sich: 

1)  Gerichtsabgaben  mit 689,063  Rubel 

2)  Kanzleiakten-Dreirubelabgabe  mit 267,382  , 

3)  Abgaben  von  Pensionskapitalien  mit 319,223  „ 

4)  Abgabe  für  temporäre  Abwesenheit  vom  Amte  mit  .     .     .  6,142  „ 

5)  Abgabe  von  Messungsplänen  und  Büchern  mit      ....  678  „ 

6)  Abgabe  von  Mäkler-  und  notariellen  Büchern  mit     .     .     .  18,765  „ 

7)  Passabgabe 149,000  , 

8)  Strafen  für  unrichtige  Einleitung  von  Gerichtshändeln  und 

Klagen  mit 241,236      , 

9)  Einnahmen  aus  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften, 

betreifend  die  „Siegelgebühren" 110      , 

10)  Strafen  bei  Benützung  gewöhnlichen  Papiers  für  Wechsel 

und  andere  Akten  mit 291,586       , 

11)  Waffenpassgebühren  mit 21,000      , 

12)  Rückerstattung  der  Auslagen  für  Erzeugung  der  auf  aus- 

ländische Ware  zu  legenden  Banderolen  mit      ....  7,562      , 

13)  Geleitschein-(Passeports-)Gebühren  mit 3,235,092      „ 

Zusammen    5,246,839  Rubel 

Die  Einnahmen  aus  Geleitscheingebühren  sind  (abgesehe^  von  den  Haupt- 
städten, wo  der  Ertrag  327,000  Rubel  ist)  am  höchsten  in  den  Gouvernements, 
deren  Bauemvolk  stark  wandert.     So  ist  die  Einnahme: 

im  Tw ersehen  Gouvernement 200,013  Rubel 

„   Rjäsanschen  ,  194,336       , 

,    Kasanschen  ,  156,115       , 

,   Jaroslawschen        „  139,917       „ 

,    Wladimirschen      „  126,315       , 

,    Tulaschen  ,  119,176       , 


Das  Finanzwesen  in  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas. 

Von 

Karl  Röser 

im  Treasury  Departement  zu  Washington. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  bilden  einen  Bundesstaat,  dessen 
Exekutive  der  Bundespräsident,  dessen  Gesetzgebung  der  Bundeskongress ,  be- 
stehend aus  Senat-  und  Repräsentantenhaus,  und  dessen  richterliche  Gewalt 
endlich  das  Oberbundesgericht  mit  seinen  verschiedenen  Kreisgerichten  sind.  Der 
Bundesstaat  besteht  zur  Zeit  aus  38  Staaten  und  verschiedenen  Territorien. 
Jeder  Staat  besitzt  eine  gewisse  souveräne  Gewalt  in  seinen  Domestikalange- 
legenheiten, er  hat  seine  Exekutive  im  Staatsgouvemeur,  seine  Gesetzgebung  in 
zwei  Häusern  und  seine  Staatsgerichte.  Alle  diese  verschiedenen  Gewalten  des 
Bundes  imd  des  Staates  i-uhen  im  Volke,  das  durch  unbeschränkte  allgemeine 
Wahlen  alle  Beamten,  Gesetzgeber  imd  Richter  wählt.  Jeder  Staat  ist  wieder 
in  Counties  (Grafschaftsbezirke)  imd  Towns  (Ortschaften)  eingeteilt,  welche 
ebenfalls  das  freie  Selbstregierungs-  und  Selbstverwaltungrecht  and  das  dazu 
erforderliche  Wahlsystem  haben.  Städte  büden  einen  Komplex  von  mehreren 
Towns  und  haben  zu  ihrer  Organisation  einen  besonderen  Freibrief  (charter) 
von  der  betreffenden  Staatsgesetzgebung  erhalten,  mittels  dessen  ihr  Selbst- 
regierungsrecht bestimmt  ist.  Die  Territorien  des  Bundes  stehen  unter  der 
Bundesgewalt;  doch  haben  auch  sie  eine  vom  Volke  gewählte  Gesetzgebung, 
während  die  Exekutivbeamten  und  Richter  vom  Bundespräsidenten  ernannt 
werden.  Sobald  ein  dermassen  organisiertes  Territorivmi  eine  Bevölkerung  von 
mehr  als  130,000  Einwohnern  zählt,  hat  es  das  Recht,  beim  Bundeskongress  die 
Aufnahme  als  Staat  in  die  Union  zu  beantragen;  zu  diesem  Zwecke  wählt  das 
Volk  des  Territoriums  eine  konstituierende  Konvention,  die  von  letzterer  beratene 
Staatsverfassung  wird  dem  Volke  zur  Genehmigung  vorgelegt,  und  wenn  solche 
vom  Volke  des  Territoriums  sowohl  als  auch  vom  Bundeskongresse  angenommen 
und  genehmigt  ist,  dann  tritt  ein  solches  Territorium  als  neuer  selbständiger 
Staat  in  den  Bund. 

Finanzgewalt  des  Bundes:  gesetzliche  Geldmünzen. 

Die  vorstehende  allgemeine  Einleitung  gibt  ein  näheres  Verständnis  von 
den  Finanzgewalten  des  Bundes  und   der  Staaten.    In  Gemässheit  der  Bundes- 
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Verfassung,  welche  nach  dem  Unabhängigkeitskriege  der  Kolonien  gegen  England 
durch  eine  konstituierende  Konvention  im  Jahre  1787  angenommen  wurde  und 
im  März  1789  in  Kraft  trat  und  noch  jetzt  in  voller  Geltung  ist,  hat  der  Bundes- 
kongress  die  Gewalt:  „Steuern  und  Zölle  zu  erheben,  um  Schulden  zu  tilgen, 
sowie  für  die  Verteidigung  des  Landes  und  für  die  allgemeine  Wohlfahrt  vor- 
sorgliche Bestimmungen  zu  treffen;  auch  hat  der  Bundeskongress  das  Recht, 
Geld  zu  borgen  und  dafür  seinen  Kredit  zu  verpfänden,  sowie  Geld  zu  münzen 
und  den  Wert  desselben  zu  bestimmen."  Den  einzelnen  Staaten  in  der  Union 
wurde  dagegen  durch  die  Bundesverfassung  ausdrücklich  jedes  Recht  versagt 
und  verboten:  „Zölle  zu  erheben,  öffentliche  Kreditpapiere  auszugeben  oder 
irgendwie  obligatorische  Zahlungsmittel  (legal  tender)  ausser  Gold  und  Silber, 
das  von  der  Bundesregierung  gemünzt  ist,  zur  Zahlung  von  Schulden  auszugeben 
und  zu  erlassen." 

Durch  die  Kongressakte  vom  2.  April  1792  wurde  der  Dollar  als  Unit 
erklärt,  bestehend  aus  100  Cents.  Die  Goldmünzen  bestehen  aus  20,  10,  5  und 
2V2  Dollarstücken,  während  die  Silbermünzen  aus  1  Dollar,  aus  ^2  und  '/^  Dollar, 
sowie  aus  kleineren  Stücken,  nämlich  10  Cents,  5  Cents  und  1  Cent  (Nickel), 
bestehen.  Nach  späteren  Akten  des  Kongresses  von  1834  und  1837  wurde  das 
Gewicht  von  Gold-  und  Silbermünzen  von  neuem  festgestellt  wie  folgt: 

10     Dollargoldstück:   Gewicht  258  Gran,  reines  Gold  232  Gran 
5  „  „         129       ,  „  r      116      „ 

2V2  ,  ,        64'/2     ,  ,  ,       58      „ 

Der  Silberdollar:  Gewicht  41272  Gran,  reines  Silber  371 '/<  Gran. 
Hierbei  ist  das  sogeannte  Troygewicht  als  massgebend  angenommen,  wonach 
480  Gran  eine  Unze  und  12  Unzen  ein  Pfund  ausmachen.  Die  Feinheit  des 
Goldes  und  Silbers  ist  für  beide  Münzen,  Gold-  und  Silberdollars,  auf  ^'"'/looo 
festgesetzt,  wobei  die  Zahl  1000  als  Unit  angenommen  worden.  Das  Verhältnis 
des  Goldes  zum  Silber  ist  gesetzlich  auf  1  zu  16  (1  Unze  Gold  gleich  16  Unzen 
Silber)  festgestellt. 

Bisher  galt  das  bimetallische  System;  die  Gold-  und  Silbermünzen  waren 
ausschliesslich  als  obligatorische  Zahlungsmittel  (legal  tender)  zur  Bezahlung 
öffentlicher  und  Privatschulden  gesetzlich  anerkannt.  Thatsächlich  war  aber 
Gold  vorwiegend,  da  seit  1809  bis  1878  keine  weiteren  Silberdollars  gemünzt 
worden  und  dieselben  daher  knapp  waren.  Seit  1878  sind  aber  jährlich  min- 
destens 24  Millionen  Silberdollars  gemünzt  worden ,  so  dass  der  Silberdollar 
wieder  vorherrschend  geworden  ist.  Ueber  diesen  Punkt  verweise  ich  jedoch 
auf  die  nähere  Besprechung  unter  dem  weiter  unten  folgenden  Titel:  „Gold 
und  Silber". 

Papiergeld  oder  Papiercouränt. 

Die  Vereinigte-Staaten-Regierang  hatte  bis  nach  dem  Anfange  des  Rebellions- 
krieges, namentlich  bis  1862,  kein  öffentliches  Papiercouränt;  den  einzelnen 
Staaten  war  durch  die  Bundesverfassung  die  Ausgabe  von  Kreditpapieren  ver- 
boten. Es  fand  sich  jedoch  bald  ein  Weg,  Papiergeld  zu  kreieren.  Privat- 
compagnien  bildeten  sich  in  fast  allen  Staaten,  Hessen  sich  von  den  Staats- 
gesetzgebungen Freibriefe  (charters)  geben  und  errichteten  Privatzettelbanken. 
Die  Teilhaber  gaben  grösstenteils  zur  Bildung  des  Kapitalstocks  nur  ihre  Privat- 
iso 
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noten,  erliessen  ohne  alle  weitere  gesetzliche  Kontrolle  Banknoten,  ohne  femer 
einen  Reservefonds  von  Hartgeld  zur  Einlösung  dieser  Banknoten  zu  ächem. 
Dieser  Missbrauch  der  Privatbanken  nahm  dermassen  überhand,  dass  in  den 
Jahren  1837  und  1857  furchtbare  Bankerotte  und  Finanzkrisen  eintraten.  Diese 
Banknoten,  welche  äusserst  mangelhaft  gedruckt  waren,  wurden  so  verfälscht, 
dass  auf  eine  echte  Note  vier  gefälschte  kamen.  Die  Bewohner  des  einen 
Staates  verweigerten  die  Annahme  von  Banknoten  anderer  Staaten.  Diese 
Banknoten  wurden  von  der  Bundesregierung  refüsiert.  Genug,  es  war  ein  reiner 
Finanzwirrwarr,  so  dass  man  das  ganze  Privatbanksystem  mit  dem  Ausdruck 
^Wildcatcurrent"  (Wildkatzenpapier)  bezeichnete.  Nur  der  Staat  New- York  und 
einzelne  Neuenglandstaaten  zeichneten  sich  vor  anderen  Staaten  dadurch  aus. 
dass  ihre  Privatzettelbanken  unter  der  Kontrolle  des  Staates  standen  und  ver- 
pflichtet waren,  ihre  Noten  gegen  Hai-tgeld  einzulösen. 

Der  Rebellionskrieg  von  1861  —  1865  nnd  das  Vereinigte-Staaten-Papier- 

courant. 

Die  republikanische  Antisklavereipartei  hatte  in  der  Nationalwahl  des 
Jahres  1860  ihren  republikanischen  Kandidaten  Lincoln  zum  Bundespräsidenten 
gewählt.  Diese  Wahl  war  ein  folgenreiches  Ereignis.  Die  südlichen  Sklaverei- 
staaten, welche  die  Sklaverei  als  das  Fundament  ihres  Fortbestehens  und  ihrer 
materiellen  Wohlfahrt  betrachteten,  erklärten  sofort,  dass  sie  als  souveräne 
Staaten  das  Recht  der  Trennung,  der  Sezession,  hätten;  sie  verbanden  sich  zur 
Sicherung  des  Sklavereisystems  zu  einer  südlichen  Konföderation  mit  eigener 
Bundeskonstitution.  Die  nördlichen  Staaten  und  die  Bundesregierung  bestritten 
das  Recht  der  Sezession :  die  südlichen  Staaten  feuerten  den  ersten  Schuss  gegen 
das  Bundesfort  Sumner  in  Südkarolina.  Der  Rebellionskrieg  erfolgte  imd  der 
Norden  stellte  unter  Waffen  die  Staatsvolontänmlizen  bis  zu  IV2  Millionen 
Mann.  Kriegsequipments,  Munition,  Waffen,  Vorräte  u.  s.  w.  wurden  massenhaft 
angeschafft.  Die  Bundesregierung  versuchte  in  England  Anleihen  zur  Bestreitung 
der  furchtbaren  Kriegskosten  zu  machen :  allein  England  sympathisierte  offen  mit 
den  südlichen  Rebell ionsstaaten.  unterstützte  dieselben,  rüst^e  Piratenschiffe 
aus,  sandte  Waffen,  Munition,  Geld  nach  diesen  südlichen  Staaten,  wofür  ihm  die 
Baumwolle  des  Südens  verpfändet  wurde.  Dies  Gebaren  Englands  war  ein  Ver- 
brechen gegen  die  Humanität ,  da  es  auf  die  Aufrechthaltung  des  Sklaverei- 
systems in  jenen  südlichen  Staaten  hinauslief:  es  war  ein  Akt  der  gemeinsten 
Selbstsucht,  indem  England  hoffte,  durch  den  Success  der  Rebellion  die  Fabriken 
des  amerikanischen  Nordens  aus  der  südlichen  Konföderation  fem  zu  halten,  zu 
verkrüppeln  und  das  Handelsmonopol  im  Süden  zu  erlangen.  Unter  solchen 
Umständen  waren  alle  Versuche  der  Bundesregierung.  Anleihen  in  England  zu 
machen,  erfolglos.  Die  Bundesregierung  half  sich  im  ersten  Jahre  des  Rebel- 
lionskrieges in  1861  mit  einzelnen  geringeren  Anleihen  bei  den  Banken  in 
New-York.  Die  Finanznot  wurde  jedoch  inmier  grösser,  so  dass  der  Brmdes- 
kongress  im  Februar  1862  Vereinigte-Staaten-Noten  zum  Betrage  von  1-50  Millio- 
nen Dollars,  im  Juli  1862  wiederum  Noten  zum  Betrage  von  150  Millionen 
Dollars  und  im  Dezember  1862  von  neuem  Noten  zvmi  Betrage  von  200  Millio- 
nen. Dollars  ausgab.     Im  März  1863  wurdeu  wieder  150  Millionen  DoUara  Noten. 
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ausgegeben;  unter  späteren  Kongressakten  wurden  noch  anderweite  Millionen 
Noten  ausgegeben.  Der  Gesamtbetrag  der  erlassenen  Vereinigten-Staaten-Noten 
belief  sich  endlich  auf  1,640,559,947  Dollars.  In  den  betreffenden  Kongressakten 
wurde  festgesetzt,  dass  dieses  Vereinigte-Staaten-Papiercourant  ein  legal  tender, 
d.  h.  ein  gesetzliches,  obligatorisches  Zahlungsmittel  für  alle  öffentlichen  und 
Privatschulden  sein  solle,  dass  jedoch  alle  Zölle  und  alle  Interessen  von  öffent- 
lichen Schulden  in  Gold  und  Silber  bezahlt  werden  sollen.  Infolge  der  Massen 
von  Noten,  welche  das  Gold  verdrängt  hatten,  konnte  das  Vereinigte  -  Staaten- 
Papiercourant  nicht  einlösbar  in  Hartgeld  gemacht  werden.  Die  Bundesregierung 
hatte  bereits  am  1.  Januar  1862  die  Zahlung  in  Gold  und  Silber  suspendiert. 
Die  notwendige  Folge  war,  dass  dies  Papiercourant  der  Vereinigten  Staaten 
weit  unter  den  Goldwert  fiel,  so  dass  mit  einem  Dollar  Gold  man  zwei  Dollar 
und  drei  Cents  in  Papiergeld  kaufen  konnte.  Diese  Finanzkalamität  erstreckte 
sich  jedoch  nur  auf  die  Kriegsperiode  von  1861  bis  1865.  Nach  der  Beendigung 
des  Krieges  und  nachdem  die  südlichen  Rebellenstaaten  unterjocht  und  in  die 
Union  wieder  aufgenommen  wurden,  wurde  durch  Kongressakte  vom  12.  März 
1866  verordnet,  dass  die  Vereinigten-Staaten-Noten  nach  und  nach  eingezogen 
oder  für  Bundesschuldscheine,  welche  nebst  Interessen  in  Gold  zu  zahlen  waren, 
angenommen  werden  sollten ;  jedoch  musste  der  einzuziehende  Betrag  der  Noten 
auf  das  Maximum  von  356  Millionen  Dollars,  welche  in  Cirkulation  bleiben 
sollten,  beschränkt  werden.  Gegenwärtig  beläuft  sich  nun  der  ausstehende  Be- 
trag der  Vereinigten-Staaten-Noten  nur  noch  auf  die  Summe  von  346  Millionen 
Dollars,  welche  in  Cirkulation  sind.  Durch  die  angeordnete  Wiederaufnahme 
der  Barzahlung  vom  1.  Januar  1879  ab  werden  diese  Vereinigten-Staaten-Noten 
sowohl  im  Bundesschatzamt  als  in  den  Nationalbanken  in  Gold  und  Silber  zu 
pari  eingelöst,  so  dass  sie  den  gleichen  Goldwert  haben  und  nicht  nur  ein  ge- 
suchtes, sondern  auch  ein  gesichertes  Cirkulationsmedium  sind. 

Die  Mationalbanken. 

Durch  eine  Akte  des  Bundeskongresses  vom  25.  Februar  1863  wurde  das 
Institut  der  Nationalbanken  gegründet,  das  während  des  Krieges  sich  als  eine 
grosse  Stütze  der  Bundesregierung  erwies  und  bis  zur  Gegenwart  als  sicher  und 
vertrauenswürdig  sich  bewährt  hat.  Durch  diese  Nationalbanken  verschwanden 
die  unsicheren  Privatbanken  in  den  verschiedenen  Staaten.  Die  Zahl  der  National- 
banken, welche  in  allen  Staaten  und  Territorien  sich  verzweigt  haben,  betrug 
am  Schlüsse  des  letzten  Fiskaljahres  2672  mit  einem  Gesaiiitkapital  von 
524  V^  Millionen  Dollars  und  330  Millionen  Dollars  an  Banknoten  in  Cirkulation, 
sowie  mit  einem  Betrage  von  1000  Millionen  Dollars  an  Privatdepositen.  Die 
gesetzlichen  Bestimmungen,  unter  welchen  diese  Nationalbanken  bestehen,  sichern 
ebensowohl  die  Banknoten  als  die  Depositen.  Zunächst  bilden  diese  National- 
banken kein  Monopol,  die  Zahl  derselben  ist  nicht  beschränkt,  und  ihre  Errichtung 
steht  jedem  in  einer  Stadt,  die  mindestens  20,000  Einwohner  zählt,  offen.  Diese 
Nationalbanken  sind  gehalten,  im  Bundesschatzamte  Bundesschuldscheine,  die  in 
Gold  einlösbar  sind,  zu  hinterlegen,  und  zwar  zur  Sicherung  der  Banknoten  in 
solchem  Masse,  dass  auf  100  Dollar  hinterlegter  Bundesschuldscheine  nur  90  Dollar 
in  Banknoten  ausgegeben  werden  können.     Der  Inhaber  von  Banknoten  ist  dem- 
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nach  vollständig  gesichert,  zumal  das  Bundesschatzamt  die  volle  Regulierung^ 
die  Anfertigung  und  die  Ausgabe  der  Banknoten  kontrolliert.  Ausserdem 
müssen  5  Prozent  dieser  Noten  als  Reserve  im  Bundesschatzamte  gehalten  und 
sonstige  Sicherungsmassregeln  zur  Sicherung  der  Privatdepositen  innegehalten 
werden.  Wenn  eine  Nationalbank  aufhört  zu  existieren,  muss  sie  den  gleichen 
Betrag  der  in  Cirkulation  befindlichen  Banknoten  in  Vereinigten-Staaten-Noten 
an  das  Bundesschatzamt  einzahlen.  Gegen  Einzahlung  von  Vereinigten-Staaten- 
Noten  zum  Betrage  der  in  Cirkulation  gesetzten  Banknoten  erhält  die  National- 
bank die  zur  Sicherung  deponierten  Bundesschuldscheine  zurück;  das  Bundes- 
schatzamt zieht  und  löst  die  cirkulierenden  Banknoten  der  geschlossenen  Bank 
ein.  Die  Nationalbanken  stehen  unter  besonderer  Kontrolle  eines  »Currency- 
Bureaus"  im  Bundesschatzamte:  sie  sind  femer  während  ihres  Bestehens  ver- 
pflichtet, ihre  Noten  in  Hartgeld  einzulösen,  und  dienen  zugleich  als  Agenten 
und  Depositäre  der  Bundesregierung  zur  Empfangnahme  von  Steuern  und  zur 
Zahlung  von  Bundesausgaben.  Die  Banknoten  stehen  den  Vereinigten-Staaten- 
Noten  an  Wert  gleich  und  werden  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  für  öffentliche 
und  Privatschulden  anerkannt.  Der  Gesamtbetrag  der  Cirkulationsnoten,  nämlich 
der  Vereinigten-Staaten-Noten  und  der  Banknoten,  beträgt  676  Millionen  Dollars, 
welche  allenthalben  zu  pari  empfangen  und  ausgegeben  werden. 

Das  Druck-  und  Gravierbnreau  des  Buudesschatzamtes. 

Die  Vereinigten-Staaten-Noten,  die  Banknoten,  die  Bundesschuldscheine, 
die  Steuerstempel  und  andere  Druck-  und  Graviergegenstände  des  Bundes- 
gouvemements  werden  auf  besonderem,  unter  der  Kontrolle  des  Gouvernements 
fabrizierten  Papier  der  feinsten  Qualität  gedruckt  und  graviert.  Ein  besonderes 
kostbares  Gebäude  mit  geräumigen  Hallen  und  verschiedenen  Maschinen  ist  für 
das  Gravierbureau  gebaut;  in  demselben  arbeiten  gegen  1000  Menschen,  darunter 
viele  Frauenspersonen.  Die  Druck-  und  Gravierarbeit  geschieht  auf  Stahlplatten 
der  feinsten  Art:  die  Arbeit  zeigt  eine  grosse  technische  Kunst.  Fälschungen 
können  bei  der  ausgezeichneten  Arbeit  und  bei  den  besonders  dazu  eingerichteten 
Materialien  nicht  oder  äusserst  selten  vorkommen.  Dies  Gra\'ierbureau  steht 
unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Bundesschatzamtes  und  hat  einen  solchen 
guten  Ruf  sich  erworben,  dass  auswärtige  Staaten  ihre  Noten  und  Schuldscheine 
in  diesem  Bureau  anfertigen  lassen. 

Die  Vereinigten-Staaten-Schuldscheine  (Bonds  und  Consols).' 

Der  Rebellionskrieg  von  1861  —  1865  verechlang  eine  Million  Menschen, 
sowie  Tausende  von  Millionen  Dollars.  Es  standen  aber  am  Staatsruder  der 
Bundesregierung  grosse  Staatsmänner,  welche  die  Union  der  Republik  vor  ihrem 
Ruin  schützten  und  sicherten,  wie  der  Präsident  Lincoln,  der  Staatssekretär 
Seward,  der  Kriegsminister  Stanton  und  der  geniale  Finanzminister  Chase;  ebenso 
waren  im  Bundeskongresse  bedeutende  Männer,  von  denen  ich  nur  Thaddäus 
Stevens  im  Repräsentantenhause  und  Charles  Sumner  im  Senate  anführe.  Sie 
sind  alle  gestorben.  Die  Erhaltung  einer  Armee  von  1'/«  Millionen  Volontär- 
soldaten,   die  Errichtung  und   Erhaltung  einer   Kriegsflotte,    die  Blockade    der 
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Küsten  der  Rebellenstaaten  und  das  gesamte  Kriegsmaterial  erforderten  immense 
Geldmittel.  Es  wurde  daher  durch  Kongressakte  vom  17.  Juli  und  5.  August 
1861  die  Ausgabe  von  Vereinigten-Staaten-Schuldscheinen  und  zwar  18972  Millio- 
nen zu  6  Prozent  Interessen,  sowie  140  Millionen  Dollars  zu  7  Prozent,  femer 
durch  Kongressakte  vom  25.  Februar  1862  die  Ausgabe  von  Bonds  im  Betrage 
von  500  Millionen  Dollars  zu  6  Prozent  Interessen  autorisiert;  im  März  1863 
passierte  eine  neue  Akte,  welche  die  Ausgabe  von  75  Millionen  Dollars  Bonds  zu 
6  Prozent  Interessen  anordnete.  Durch  Kongressakte  vom  3.  März  1864  wurde 
der  Finanzminister  zur  weiteren  Ausgabe  von  200  Millionen  Dollars  Bundes- 
schuldscheinen zu  6  Prozent  Interessen  ermächtigt;  durch  Akte  vom  30.  Juni 
1864  erfolgte  eine  weitere  Ausgabe  von  125  V2  Millionen  Bonds  zu  6  Prozent 
Interessen;  durch  Akte  vom  3.  März  1863  wiederum  eine  Ausgabe  von  Bonds 
zum  Betrage  von  600  Millionen  Dollars  zu  6  Prozent  Interessen.  Unter  einer 
Kongressakte  vom  12.  April  1866  wurden  Bons  zu  6  Prozent  innerhalb  der 
Jahre  1866 — 1868  im  Gesamtbetrage  von  958  Millionen  Dollars  zu  6  Prozent 
Interessen  zu  dem  Zwecke  autorisiert,  um  die  Vereinigten-Staaten-Notgn,  sowie 
fällige  Bonds  durch  diese  neuautorisierten  Bonds  abzuzahlen  und  einzulösen. 
Der  Gesamtbetrag  der  Bundesbonds  bis  zum  Jahre  1868  einschliesslich  belief 
sich  auf  1,930,000,000  Dollars. 

Bemerkenswert  ist  es,  dass  infolge  des  Vertrauens,  welches  die  patriotische 
Bundesregierung  allenthalben  genoss,  die  sämtlichen  Bundesbonds  sowohl  in  den 
Vereinigten  Staaten  als  auch  im  Auslande,  namentlich  in  Deutschland,  ohne 
grosse  Mühe  Käufer  und  schnellen  Absatz  fanden.  Um  aber  auch  jeden  Zweifel 
in  die  Ehrlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  der  Bundesregierung  bezüglich  der 
Erfüllung  aller  ihrer  Obliegenheiten  zu  beseitigen,  so  erliess  noch  der  Kongress 
am  18.  März  1869  eine  Akte,  in  welcher  erklärt  wurde:  „dass  die  Treue  und 
Ehre  der  Vereinigten  Staaten  feierlichst  für  die  Zahlung  aller  ihrer  Bonds  nebst 
Interessen  in  Gold  hiermit  verpfändet  wird." 

Durch  verschiedene  Akte  des  Kongresses  vom  14.  Juli  1870,  20.  Januar 
1871,  14.  Januar  1875,  25.  Januar  1879  wurden  nun,  da  der  Kredit  der  Ver- 
einigten Staaten  immer  mehr  an  Vertrauen  gewonnen,  die  oben  genannten  Bonds 
zu  7  und  zu  6  Prozent  Interessen  nach  ihrer  Zeitfolge  nach  und  nach  refundiert 
und  konvertiert  in 

Sprozentige  Bonds  im  Gesamtbetrage  von     .     .     .        517,494,150  Doli. 

4V2     „  ,         ,  ,  n       .     .     .        250,000,000      , 

4        ,  ,        „  ,  ,       •    .     .        739,480,800      . 


Zusammen     1,506,974,950  Doli. 

Der  verbleibende  Rest  der  übrigen  7-  und  6prozentigen  Bonds  war  in- 
zwischen durch  den  Tilgungsfonds  vom  Bundesschatzamte  eingelöst. 

Dieser  Konvertierungsprozess  ging  ohne  jedes  Hindernis  mit  glücklichem 
Erfolge  von  statten  und  es  wurden  durch  denselben  gegen  25  Millionen  Dollars 
an  Zinsen  jährlich  erspart.  —  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  hierbei  die  That- 
säche,  dass  sogleich  nach  dem  Ausbruche  des  Krieges  durch  Kongressakte  vom 
25.  Februar  1862  für  alle  Bundeschuldscheine  ein  Schuldentilgungsfonds  im 
Butidessehatzamte  errichtet  wurde,  in  welchen  jährlich  1  Prozent  der  gesamten 
Schuld  der  Vereinigten  Staaten  entweder  in  Gold   oder  goldeswerten  Papieren 
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einbezahlt  wurde;  dieser  Tilgungsfonds  nebst  Interessen  sollte  gesetzlich  von 
Zeit  zu  Zeit  zur  Zahlung  oder  zum  Ankaufe  von  Bundesbonds  verwendet  werden. 
—  Die  Revenuen  flössen  so  überreichlich  in  den  Bundesschatz,  dass  seit  1870 
stets  bedeutende  Jahresüberschüsse  im  Bimdesschatze  waren.  Diese  üeberschüsse 
nebst  dem  Tilgungsfonds  wurden  zum  Ankauf  oder  zur  Einlösung,  überhaupt 
zur  Tilgung  der  Bundesbonds  verwandt.  Der  Kredit  der  Vereinigten  Staaten 
war  so  fest  begründet,  dass  im  Jahre  1881  die  Sprozentigen  Bonds  in  3V«pro- 
zentige  Bonds  konvertiert,  seit  dem  Jahre  1882  aber  auch  diese  auf  unbestimmte 
Zeit  zahlbaren  SV^prozentigen  Bonds  teüs  eingelöst,  teils  in  3prozentige  Bonds 
konvertiert  worden  sind. 

Der   gegenwärtige    Stand   oder   Betrag    der   Bundesschuldscheine   ist   fol- 
gender : 

3prozentige  Bonds,  jederzeit  einlösbar 194,000,000  Doli. 

4        ,  „        fallig  am  1.  JuH  1907       ....       738,000,000      , 

4' j     ,  ,       fällig  am  1.  September  1891     .     .        250,000,000      , 

Gesamtbetrag  1,182,000,000  Doli. 
Hierzu  kommen  noch  Bundesbonds  zu  6  Perzent 
Zinsen,  welche  die  Bundesregierung  den  Pacificeisen- 
bahnen  zu  ihrem  Bau  dargeliehen  hat,  und  welche  diese 
Pacificeisenbahnen  an  die  Bimdesregierung  nach  einer 
bestimmten  Zeit  zurückzuzahlen  haben 64,000,000  Doli. 

Totalbetrag  1,246,000,000  Doli. 
Vergleicht  man  den  Schuldenzustand  beim  Schlüsse  des  Krieges  im  Jahre 
1865  mit  dem  gegenwärtigen  Zustande  der  Vereinigten-Staaten- Schulden,  so 
ergibt  sich  ein  Resultat,  das  äusserst  günstig  für  die  Schuldenverwaltung  der 
Bundesregierung  spricht.  Nämlich  am  31.  August  1865  betrugen  die  Schulden 
der  Vereinigten  Staaten  das  Maximum: 

Bundesschuldscheine  mit  Goldzinsen 1,108,310,192  Doli. 

Bundesschuldscheine  mit  Courantzinsen 1,273,220,103      , 

FäUige  Schulden 1,503,020      , 

Schulden  ohne  Zinsen 461,616,311 

Gesamtbetrag     2,844,649,626  Doli. 
Am  1.  November  1884  war  dagegen  der  Schuldenzustand  folgender: 

Zinstragende  Schulden  (Bonds) 1,206,475,600  Doli. 

Schulden  föUig 12,547,485      , 

Schulden  ohne  Zinsen 623,468,436      , 

Gesamtbetrag      1.842,491,521  DolL 
Bargeld  im  Bundesschatz        434,008,572      , 

Verbleibt  ein  Schuldenbestand  von  1,408,482,949  Doli. 
Innerhalb    19   Jahren    wurden    denmach    die    öffentlichen    Bundesschulden 
um   1,347,948,622    Dollars   und   die  jährlichen   Zinsen  um   103,653,866  Dollars 
vermindert. 
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Gold  und  Silber. 

Im  letzten  Jahre  wurden  27,932,824  Doli,  in  Goldmünzen  und  28,773,387  Doli, 
in  Silbermünzen  geprägt.  Es  existieren  in  den  Vereinigten  Staaten  verschiedene 
Bundesmünzen,  nämlich  in  Philadelphia,  San  Francisco,  Carson,  New-Orleans, 
Denver,  sowie  Assay-Aemter  zur  metallurgischen  Prüfung  in  New- York,  Helena, 
Boise,  Charlotte,  St.  Louis.  Diese  Münzämter  werden  ebenso  vom  Publikum 
wie  von  der  Regierung  zur  Münzung  von  Gold-  und  Silberdollars  benutzt;  sie 
stehen  jedem  zu  diesem  Zwecke  offen;  auch  werden  diese  Münzämter  von  fremden 
Ländern  zur  Münzung  ihrer  Geldmünzen  gegen  Entschädigung  benutzt. 

Im  Jahre  1883  wurden  in  19  verschiedenen  Staaten  und  Territorien  der 
Union  30  Millionen  Dollars  an  Gold  und  46  V2  Millionen  Dollars  an  Silber  pro- 
duziert.    Am  1.  Juli  1884  waren  in  den  Vereinigten  Staaten  in  Cirkulation 

551,632,442  Doli.  Gold-  und 
250,617,357  Doli.   Silbermünzen 

Gesamtbetrag    802,249,799  Doli. 
Rechnet  man   zu  diesem  Gesamtbetrage  von  Gold  und  Silber  in  Cirkula- 
tion, nämlich       802,249,799  Doli., 

das  in  Cirkulation  befindliche  Papiercourant  von  ....        873,426,755      „ 

so  ergibt  sich  eine  Totalsumme  von 1,675,676,554   Doli. 

an  Metall-  und  Papiercourant,  das  in  Cirkulation  sich  befindet. 

In  der  gesamten  Welt  sind  im  Jahre  1883  nach  der  Schätzung  des  hiesigen 
Münzdirektors  101,265,357  Dollars  in  Gold  und  113,769,901  Dollars  in  Silber  als 
coursierende  Münzen  geprägt. 

In  der  ganzen  Welt  cirkulieren 3,293,606,836  Doli,  in  Gold, 

sowie 2,754,611,080      „     in  Silber, 

zusammen  an  Hartgeld  von  Gold  und  Silber    .     .     6,048,217,916  Doli. 

Ausserdem  cirkuliert  in  der  ganzen  Welt  an 
Papiercourant  die  Summe  von 3,943,746,608  Doli., 

so  dass  die  gesamte  Geldcirkulation  beträgt     .     .     9,991,964,524  Doli. 

Infolge  der  ergiebigen  Silberminen  und  der  zunehmenden  Silberproduktion 
in  den  Vereinigten  Staaten  wurde  durch  eine  Akte  des  Kongresses  vom  Februar 
1878  angeordnet,  dass  jeden  Monat  mindestens  2  Millionen  Silberdollars  gemünzt 
und  in  Cirkulation  gesetzt  werden  sollen.  Diöse  Akte,  welche  jetzt  noch  in 
Kraft  ist,  hat  sich  als  unheilsam  bewiesen,  und  im  Kongresse  sind  verschiedene 
Bills  zur  Suspendierung  dieser  Akte  eingebracht.  Es  liegen  im  Bundesschatze 
über  135  Millionen  Silberdollars  angehäuft,  welche  nicht  in  Cirkulation  gesetzt 
werden  können,  und  diese  Summe  schwellt  durch  die  fortgesetzte  Münzung  immer 
mehr  an.  Zur  Erleichterung  des  Silber  Verkehrs  und  Transports  hat  man  Silber- 
certifikate  kreiert,  welche  gegen  Hinterlegung  von  Silber  vom  Bundesschatzamte 
ausgegeben  werden  und  als  Papiercourant  cirkulieren.  Infolge  der  allgemeinen 
Silberentwertung  und  der  Anhäufung  von  Silber  ist  der  Wert  des  Silberdollars  von 
100  Cents  auf  85  Cents  gefallen.  Auf  Einladung  der  Vereinigten  Staaten  fand 
im  August  1878  eine  allgemeine  Münzkonvention  in  Paris  statt,  in  welcher  sich 
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die  europäischen  Mächte  nebst  den  Vereinigten  Staaten  durch  Delegierte  be- 
teiligten. Der  Zweck  der  Konvention  sollte  die  Einführung  eines  geregelten 
bimetallischen  Systems  von  Gold  und  Silber  sein.  Die  Konvention  scheiterte 
jedoch  an  England  und  Deutschland. 

Jahreseinnahmen  der  Vereinigten  Staaten  an  Zöllen,  Stenern  n.  s.  w.,  sowie 
Jahresansgaben  der  Bundesverwaltnng. 

Die  Haupteinnahmequellen  der  Vereinigten  Staaten  bestehen  in  Zöllen 
und  inländischen  Steuern,  sowie  zum  geringeren  Betrage  im  Erlös  des  Ver- 
kaufs von  öffentlichen  Ländereien  und  anderen  verschiedenen  Einnahme- 
quellen. 

Was  zunächst  die  Zölle  auf  importierte  fremdländische  Artikel  betrifft,  so 
kann  man  sie  durchschnittlich  per  Jahr  auf  200  Millionen  Dollars  Einnahme 
schätzen.  Im  letzten  Fiskaljahre,  das  am  30.  Juni  1884  endete,  betrug  der  Wert 
der  importierten  Artikel  667,-575,389  Dollars,  wovon  die  zollpflichtigen  Artikel  sich 
auf  456,295,124  Dollars  beliefen  und  der  Rest  von  211,280,265  Dollars  zollfrei  waren. 
Durchschnittlich  beträgt  der  Zoll  von  41  bis  42  Prozent  des  Wertes.  Die  grössten 
Zollbeträge  wurden  von  folgenden  Artikeln:  vom  Zucker  zu  48  Millionen  Dollars, 
von  Wollwaren  zu  32  Millionen  Dollars,  von  Seidenwaren  zu  18  Millionen  Dollars, 
von  Eisen  und  Stahl  zu  15  Millionen  Dollars,  von  baumwollenen  Fabrikaten  zu 
1172  Mülionen  Dollars,  von  Flachs-  und  Hanfwaren  zu  9V2  Mülionen  Dollars, 
von  Tabakfabrikaten  zu  7  Millionen  Dollars,  von  Spirituosen  zu  5'/4  Millionen 
Dollars  u.  s.  w.  im  letzten  Jahre  erhoben. 

Die  inländische  Steuer  der  Vereinigten  Staaten,  welche  man  durchschnitt- 
lich auf  125  Millionen  Dollars  jährlicher  Einnahme  berechnet,  beschränken  sich 
auf  nur  wenige  Gegenstände,  die  meistens  zum  Luxus  gerechnet  werden  dürfen. 
Diese  steuerbaren  Gegenstände  sind  destillierte  Spiiituosen ,  Bier,  fabrizierter 
Tabak  und  Cigarren,  sowie  Banksteuem.  Die  Steuern  auf  fabrizierten  Tabak 
betragen  8  Cents  per  Pfimd  —  Rohtabak  oder  Blätter  sind  frei  von  Steuer  — , 
auf  Schnupfta.bak  8  Cents  per  Pfund,  auf  Cigarren  je  nach  Qualität  3  und 
6  Dollar  per  Tausend,  auf  Cigaretten  von  50  Cents  bis  auf  3  Dollar  per  Tausend, 
auf  destillierte  Spirituosen  90  Cents  per  Gallone,  auf  Bier  1  Dollar  per  Barrel 
von  35  Gallonen  und  auf  Nationalbanken  ein  halb  von  1  Prozent  der  Bank- 
Tiotencirkulation  halbjährlich,  während  auf  Staatsbanken  10  Prozent  der  Bank- 
notencirkulation  als  Steuer  gelegt  sind. 

Tabaksteuer  wurde  im  letzten  Fiskaljahre  zum  Betrage  von  14  Millionen 
Dollars,  Cigarren-  und  Cigarettensteuer  zum  Betrage  von  11  Millionen  Dollars 
erhoben,  während  die  Steuer  auf  destillierte  Spirituosen  sich  auf  71,655,011  Dollars 
belief.  Die  Biersteuer  betrug  über  18  Millionen  nnd  die  Banksteuer  nur  8  Mil- 
lionen Dollars.  Ausserdem  wird  noch  eine  massige  Specialsteuer  für  den  Handel 
mit  Spirituosen.  Bier.  Malz.  Tabak  und  Cigarren  erhoben.  Dies  ist  das  gesamte 
Steuersystem  der  Bundesverwaltung.  Die  Kollektionskosten  dieser  Steuern  be- 
tragen ungefähr  4  Prozent  der  ganzen  Einnahme. 

Im  Finanzberichte  des  Schatzamtssekretärs  für  das  letzte  Fiskaljahr  sind 
die  Jahreseinnahmen  und  -ausgaben  amtlich  dahin  angegeben: 
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Einnahme  von  Zöllen 195,067,489,76  Doli. 

,     inländischen  Steuern 121,586,072,51  , 

„  Verkauf  öiFentlicher  Ländereien  .     .     .  9,810,705,01  , 

,     Nationalbanksteuer 3,108,730,13  , 

,     Profit  vom  Münzamte 4,250,609,30  , 

,             „     verwirkten  Finanzstrafen 1,074,665,46  „ 

,     Konsularsporteln 3,248,937,57  , 

,             ,  Interessen  der  Pacificeisenbahnen     .     .  3,417,138,26  , 

,             „  verschiedenen  anderen  Quellen    .     .     .  6,955,521,92  , 


Gesamtbetrag  der  Jahreseinnahmen  348,519,869,92  Doli. 
Die  Jahresausgaben  betrugen: 

für  Civilverwaltung 22,312,907,71  Doli. 

„     diplomatische  Gehälter 1,260,766,37  , 

„     Unterhaltungskosten  der  Indianerstämme      .     .     .  6,475,999,29  „ 

n     Pensionen  aus  dem  letzten  Kriege 55,429,228,06  „ 

„  Militärdepartement  und  Arsenale  nebst  Verbesse- 
rungskosten der  schiflHjaren  Flüsse  und  Häfen 
durch    das   Ingenieurdepartement.     (Die   Armee 

besteht  nur  aus  25,000  Mann.) 39,429,603,36  „ 

,     Flottendepartement  nebst  SchiflFsbauhöfen     .     .     .  17,292,601,44  „ 

„     Interesse  der  öffentlichen  Bundesschuld     ....  54,578,378,48  „ 

,     Beiträge  zum  Schuldentilgungsfonds 46,790,229,50  „ 

„     öffentliche   Gebäude,   Leuchttürme   u.  s.  w.       .     .  43,939,710,—  „ 

,     vermischte  Ausgaben 3,407,049,62  , 


Gesamtbetrag  der  Jahresausgaben     290,916,473,83  Doli. 
Rekapitulation  der  Jahreseinnahmen    .     348,519,869,92  Doli. 
,    Jahresausgaben.     .     290,916,473,83      „ 

Verbleibt  ein  Einnahmeüberschuss  von      57,603,396,09  Doli. 

Der  auswärtige  nnd  inländisclie  Handelsverkehr. 

Nach  dem  Jahresbericht  der  statistischen  Bureaus  für  das  Jahr  1884  beträgt 
der  Export  der  amerikanischen  Produkte  und  Fabrikate  .  740,513,609  Doli, 
und  der  Import  fremder  Produkte  und  Fabrikate  ....       667,697,693     „ 

so  dass  der  gesamte  auswärtige  Verkehr  sich  auf  ....  1,408,211,302  Doli, 
beziffert..  Die  Hauptprodukte  des  Exports  bestehen  aus  Brotstoffen  zum  Betrage 
von  162,544,715  Dollars,  aus  roher  Baumwolle  zu  197,015,204  Dollars,  aus 
Provisionen  an  Fleisch,  Butter,  Käse  u.  s.  w.  zu  114,416,547  Dollars,  aus  Mineral- 
ölen zu  47,108,248  Dollars,  aus  Tabak  zu  20,296,217  Dollars,  während  die 
exportierten  Manufakturartikel  nur  111,330,242  Dollars  betragen. 

Von  der  Gesamtsumme  des  auswärtigen  amerikanischen  Verkehrs,  nämlich 
1,408,211,302  Dollars,  kommen  auf  den  Handelsverkehr  mit  Europa  954,752,063  Doli., 
mit  Mexiko,  Centralamerika,  Westindien  und  Canada  228,538,551  Dollars  und 
mit  Südamerika  106,980,894  Dollars,  mit  Asien  und  Oceanien  96,166,320  Dollars, 
mit  Afrika  6,669,816  Dollars  und  mit  anderen  Ländern  15,103,658  Dollars. 

188 


Das  Finanzwesen  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas.  Jgg 

Unter  dem  Import  fremdländischer  Produkte  und  Fabrikate  nehmen  den 
Hauptrang  folgende  Artikel  ein:  Zucker  und  Melasse  zum  Werte  von  104  Mil- 
lionen Dollars  ,  Wollenfabrikate  zu  53  Va  Millionen  Dollars,  Seidenfabrikate  zu 
50  Millionen  Dollars,  Kaffee  zu  50  Millionen  Dollars,  Eisen-  imd  Stahlfabrikat' • 
zu  41V»  Millionen  Dollars,  Chemikalien  zu  38  V2  Millionen  Dollars,  Flachs-  und 
Hanffabrikate  zu  33  V«  Millionen  Dollars,  baumwollene  Fabrikate  zu  307«  Mil- 
lionen Dollars  u.  s.  w. 

Der  inländische  Verkehr  überragt  jedoch  den  auswärtigen  Handelsverkehr 
in  fast  immenser  Weise.  Der  Census  von  1884  nimmt  eine  wohl  zu  geringe 
Schätzung  des  Gesamtwertes  der  Ackerbauprodukte,  der  Manufakturartikel,  der 
Bergwerksprodukte,  der  Wald-  und  Fischereierträge  u.  s.  w.  auf  10,000  Millionen 
Dollars  an.  Selbst  der  englische  Statistiker  Mulhall  erklärt,  dass  die  Manufaktur- 
fabrikate in  Nordamerika  um  mindestens  650  Millionen  Dollars  jährlich  die 
Manufakturfabrikate  in  England  übersteigen.  Der  Census  von  1880  gibt  den 
Wert  der  amerikanischen  Manufakturfabrikate  auf  5000  V^  Millionen  Dollars  an. 
Dass  nun  der  Export  der  Manufakturfabrikate,  wie  oben  gezeigt,  nur  über  111  Mil- 
lionen Dollars  beträgt,  davon  liegt  der  Grund  hauptsächlich  in  dem  hohen  Schutz- 
zolle, mittels  dessen  die  inländischen  Fabrikate  einen  höheren  Preis  im  Inlande 
als  im  Auslande  erzwingen  und  daher  nur  für  die  inländische  Konsumtion,  die  aller- 
dings bedeutend  ist,  berechnet  sind.  Inzwischen  ist  auch  in  den  inländischen 
Manufakturen  und  Fabriken  in  neuerer  Zeit  eine  grosse  Konkurrenz  und  Kom- 
petition  eingetreten,  welche  die  inländische  Konsumtion  weit  üben-agt,  eine  Ueber- 
produktion  verursacht  hat  und  sich  einen  Absatz  nach  dem  Auslande,  nament- 
lich nach  Central-  und  Südamerika,  suchen  muss. 

Der  inländische  Verkehr  wird  wesentlich  durch  die  grossen  Transportwege, 
durch  die  weitverzweigten  Eisenbahnen,  durch  die  grossen  schiffbaren  Flüsse 
und  Binnenseen,  durch  Kanäle  befördert.  Von  Chicago,  dem  grossen  Getreide- 
emporium  des  Westens,  bis  nach  New- York  am  antlantischen  Hafen,  eine  Ent- 
fernung von  ungefähr  2000  Meilen,  kostet  der  Bushel  (Scheffel)  Getreide  an 
Fracht  13  Cents  per  Eisenbahn  und  Q'^lt  Cents  per  Schiffahrt.  Von  Chicago 
wurden  nach  den  atlantischen  Häfen  im  vorigen  Jahre  1  Million  Stück  Hornvieh, 
V2  Million  Schafe,  1 72  Millionen  Schweine,  4  Millionen  Fass  Mehl,  10  Millionen 
Bushel  Weizen,  70  Millionen  Bushel  Welschkom  teils  per  Eisenbahn',  teils 
per  Schiffahrt  verschifft.  Es  gibt  in  Europa  keine  Stadt,  die  in  diesem  Trans- 
portverkehre, rücksichtlich  dessen  ich  die  Manufakturfabrikate  ganz  unberück- 
sichtigt gelassen  habe,  mit  Chicago  rivalisieren  kann.  Ebenso  sind  Cincinnati, 
Cleveland,  Buffalo,  Müwaukee,  St.  Paul  und  St.  Louis  als  Centralpunkte  des 
westlichen  Handels  zu  betrachten,  von  welchen  aus  grosse  Quantitäten  von  Pro- 
dukten und  Fabrikaten  verschifft  werden.  Cincinnati  und  St.  Louis  senden  haupt- 
sächlich die  Produkte  nach  der  atlantischen  Hafenstadt  New-Orleans  per  Eisen- 
bahn und  Wasser. 

Gesamtwert  des  Eigentums  in  den  Vereinigten  Staaten:   die  Steuerqnote  für 
die  einzelnen  Staaten;  die  Schulden  der  Staaten,  Connties  und  Städte. 

Zur  besseren  Uebersicht  ist  es  nötig,  die  Staaten  geographisch  zu  gruppieren 
und  zwar  in 
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1.  die  Neuenglandstaaten,  bestehend  aus  den  Staaten  Maine,  New-Hamp- 
shire,  Vermont,  Massachusetts,  Rhode-Island  und  Connecticut; 

2.  die  Mittelstaaten,  nämlich  New- York,  New-Jersey,  Pennsylvania,  Delaware, 
Maryland,  Distriet  Columbia; 

3.  die  Südstaaten  Virginia,  West- Virginia,  North-Carolina,  South-Carolina, 
Georgia,  Florida,  Alabama,  Mississippi,  Lousiana,  Texas,  Arkansas,  Kentucky, 
Tennessee; 

4.  die  Weststaaten  Ohio,  Indiana,  Illinois,  Michigan,  Wisconsin,  Iowa, 
Minnesota,  Kansas,  Nebraska,  Colorado,  Nevada,  Oregon,  California; 

5.  die  Territorien  Arizona,  Dakota,  Idaho,  Montana,  New-Mexiko,  Utah, 
Washington,  Wyoming. 

Nach  dem  Census  von  1880,  der  zur  Grundlage  genommen  ist,  beträgt  der 
Gesamtwert  des  Eigentums  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Summe  von  43,642  Mil- 
lionen Dollars,  so  dass  bei  der  Gesamtbevölkerung  im  Jahre  1880  zu  der  Zahl 
von  50,155,783  Einwohnern  auf  den  Kopf  eines  jeden  P]inwohners  ein  Eigen- 
tumswert von  870  Dollars  kommt.  Das  unbewegliche  Eigentum  der  Einwohner 
ist  auf  19,000  Millionen  und  das  bewegliche  Eigentum  auf  24— 25,000  Millionen 
Dollars  geschätzt. 

Dieser  angegebene  Gesamtwert  des  Eigentums  verteilt  sich  auf 

1.  die  Neuenglandstaaten  .  zu  15,69  Prozent 

2.  die  Mittelstaaten    .     .  .  „    32,92 

3.  die  Südstaaten  .     .     .  .  „    14,02         „ 

4.  die  Weststaaten      .     .  .  ,    36,61         ,, 

5.  die  Territorien  .     .     .  .    „      0,76         „ 


Zusammen  100,00  Prozent. 

Der  Gesamtbetrag  der  jährlichen  Staats-,  County-  und  Townsteuem,  welche 
in  sämtlichen  Staaten  und  Territorien  erhoben  werden,  beträgt  312,750,721  Dollars, 
so  dass  nach  der  oben  angegebenen  Bevölkerungszahl  von  50,155,785  Ein- 
wohnern auf  den  Kopf  jeden  Einwohners  6,23  Dollars  oder  ziemlich  6  V*  Dollars 
Steuer  kommen. 

Diese  gesamte  Steuersumme,  welche  nur  aus  Grundsteuer  und  persönlicher 
Vermögenssteuer  besteht,  verteilt  auf  die  Staaten  und  Territorien,  ergibt,  wenn 
man  100  als  Einheit  annimmt,  folgende  Prozentbeträge: 


Staats- 

County- 

Municipal- 

Schul- 

Total 

steuer 

steuer 

steuer 

steuer 

Für  die  1.  Neuenglandstaaten 

10,11 

4,99 

82,68 

2,22 

100 

„      „    2.  Mittelstaaten     .     . 

11,81 

14,64 

62,47 

11,08 

100 

,      ,    3.  Südstaaten    .     .     . 

36,61 

35,58 

24,92 

2,89 

100 

,      „4.  Weststaaten .     .     . 

16,68 

29,11 

34,35 

19,86 

100 

,       „5.  Territorien    .     .     . 

23.40 

65,29 

5,33 

5,98 

100 
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Verteilt  man  die  Gesamtsteuer  von  312,750,721  Dollars  auf  den  .anteiligen* 
Gesamtwert  des  Eigentums  von  43,642,000,000,  so  fällt  auf  die  Staaten  und  Terri- 
torien folgende  Prozentrate: 

1.  auf  die  Neuenglandstaaten     "/loo    oder   Gesamtsteuer  von     42,010,217  Doli. 

2.  .  .  Mittelataaten  .  .  «*/ioo  ,  ,  ,  101,466,347  , 

3.  ,  ,  Südstaaten   .  .  .  «^loo  ,  .  ,  37,507,417  , 

4.  .  ,  Weststaaten  .  .  "/loo  ,  .  ,  129,117,979  . 

5.  .  ,  Territorien  .  .  .  «»Aoo  .  ,  ,  2,648,761  , 

Gesamtbetrag  312,750,721  Doli. 
Die  Schulden  der  Staaten,  Counties,  der  Städte  und  Ortschaften 
betragen,  und  zwar: 

die  Staatsschulden 226,597,594  DoU. 

die  Countyschulden 124,027,586      , 

die  Municipalschulden 697,458,861      , 

Gesamtbetrag  der  Staats-,  County-  und  Municipalschtilden  1,048,084,041  Doli. 
Diese  Gesamtschulden  von  1,048,084,041  Dollars  verteilen  sich  auf  die  Staats- 
gruppen wie  folgt: 


Staate- 
schulden 


County- 
schulden 


Municipal- 
schulden 


Gesamt- 
schulden 


Auf  die  1.  Neuenglandstaaten     35,207,482 


2.  Mittelstaat«n 

3.  Südstaaten    . 

4.  Weststaaten 

5.  Territorien   . 


_  29,506,281 

i  124,030,897 

37,673,756 

179,178 


2,726,877  125,937,193  163,871,552 
30,270,480  350,377,635J  410,154,396 
24,111,154!  71,064,958:    219,207,009 


Gesamtbetrag 


64,327,085^149,832,742 
2,591, 990i        246,333 


251,833,583 
3,017,501 


226,597,594!  124,027,586  697,458,861 : 1,048,084,041 


Von  sämtlichen  Staats-,  County-  und  Municipalschulden  kommt  durchschnitt- 
lich auf  den  Kopf  jeden  Einwohners  20,90  Dollar  bei  einer  Gesamtbevölkenmo- 
von  50,155,783. 

Diese  gesamten  Schulden  bestehen: 

in  Bonds  oder  Staatsschuldscheinen  zu 1,117,105,546  Doli. 

,    schwebender  Schuld  zu 84,303,455      , 


Gesamtbetrag  1,201,409,001  Doli. 
Hiervon   kommt  in  Abzug  der  Betrag  des  Schulden- 
tügungsfonds 153,324,960      , 


Verbleibt  ein  Schuldenbestand  von  1,048,084,041  DoU. 


Transportmittel,  nämlich  Eisenbahnen,  Schiffe,  Telegraphen  und  Telephone. 

Durch  das  gesamte  Areal  der  Vereinigten  Staaten,  w^elches  3,611,849  Qua- 
dratmeilen umfasst,  ziehen  sich  Eisenbahnlinien.  Dieselben  haben  gegenwärtig 
eine  l&nge  von  ungeföhr  137,000  Meüen  und  sind   das  Eigentum  verschiedener 
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Privatcompagnien,  welche  ihre  verbrieftes  Privileg  (charter)  von  den  verschie- 
denen Staatsgesetzgebungen  erhalten  haben.  Nach  dem  Census  von  1880  betrug 
die  Zahl  der  Eisenbahnmeilen  nur  87,782,  welche  Zahl  wir  den  folgenden  sta- 
tistischen Angaben  zu  Grunde  legen. 

Der  Kostenbetrag  für  die  Konstruktion  dieser  Eisenbahnlinien  beziffert  sich 
auf  4200  Millionen  Dollars,  so  dass  sich  die  Kosten  per  Meile  ungefähr  auf 
45,000  Dollars  belaufen.  Die  Equipierung  dieser  Eisenbahnen  umfasst  17,412 
Lokomotiven,  12,330  Passagierwagen,  4475  Post-  und  Expresswagen,  875,812 
Frachtwagen,  sowie  80,138  andere  Transportwagen;  der  Gesamtwert  derselben 
beträgt  418,045,458  Dollars.  Die  Reparatur  kosten  der  Bahnen-  und  Wagen  sind 
durchschnittlich  auf  55  Millionen  Dollars  geschätzt. 

Das  Aktivvermögen  (assets)  dieser  sämtlichen  Eisenbahncompagnien  besteht 
in  folgendem: 

1.  Konstruktion  der  Bahn 4,200,000,000  Doli. 

2.  Equipierung  derselben 418,045,458      „ 

3.  Eigentum  an  Ländereikomplexen 103,319,845      „ 

4.  Aktienkapital 184,866,526      , 

5.  Bonds • 158,938,604      , 

6.  Telegraphenlinien,    welche   mit   der  Eisenbahn   ver- 

bunden und  das  Eigentum  der  letzteren   sind     .        204,913,195      „ 

7.  barer  Kassenbestand,  Ausstände,  Vorräte      ....       338,978,980      „ 

8.  Schuldentilgungsfonds 20,000,000      , 

Gesamtaktiwermögen     5,624,052,608  Doli. 

Das  Passiwermögen  und  die  Schuldverpflichtungen  (liabilities)  belaufen 
sich  auf  folgende  Zahlen: 

1.  Aktienbetrag 2,618,606,264  Doli. 

2.  fundierte  Schuld  in  Bonds  und  Hypotheken  .     .     2,890,915,401      , 

3.  nichtfundierte  Schuld 421,200,893      „ 

Gesamtpassiwermögen    5,425,722,558  Doli. 

Nach  Abzug  dieses  Passivvermögens  vom  Aktivvermögen  verbleibt  ein  Aktiv- 
bestand von  198,330,050  Dollars. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  sämtlichen  Eisenbahnen  sind  folgende: 
Durchschnittliche  Jahreseinnahme .     .     661,295,391  Doli. 
Jahresausgabe    .     .     527^236,298      „ 

Reines  Einkommen     184,059,098  Doli. 

Die  durchschnittliche  Eisenbahnfracht  beziffert  sich  auf  290,897,395  Tonnen 
(die  Tonne  zu  2000  Pfund)  zu  der  Rate  von  1  ^*/i  oo  Cents  per  Meile ;  die  durch- 
schnittliche Zahl  der  Passagiere  bestand  aus  5,740,112,502  zu  der  Rate  von 
2* Vi  00  Cents  per  Meile. 

Die  durchschnittliche  Zahl  der  jährlichen  Unglücksfälle  betrug  2541  Ge- 
tötete und  5674  Beschädigte,  und  zwar  zum  Teil  mit  Schuld,  zum  Teil  ohne 
Schuld  der  Eisenbahncompagnie. 

Ausser  den  mit  den  Eisenbahnen  verbimdenen  Telegi-aphenlinien  gibt  es 
noch  besondere  Telegraphencompagnien,  deren  Aktivvermögen  besteht  in: 
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97,232,639  DolL, 
sowie  deren  Passiwermögen  in 77,270,419      , 


Verbleibt  ein  Aktivbestand  von    19,962,220  DoU. 
Die  Einnahmen  derselben  betrugen  jährlich     .     .     .     16,696,623  Doli, 
die  Ausgaben  ,  ,  ,  ...     10,218,281      , 


80  dass  ein  reiner  Gewinn  verbleibt  zu      6,478,342  DoU. 
Die  Zahl  der  Telephoncompagnien  beläuft  sich  über  150  mit  35,000  Meilen 
von  Drähten  und  55,000  empfangenden  Telephonen. 

Die  durchschnittliche  Einnahme  jährlich  beträgt.     .    3,098,081  Doli. 
Ausgabe  ,  ...    2,373,703      , 

so  dass  ein  reiner  Gewinn  verbleibt  von       724,388  Doli. 
Das  Aktivvermögen  besteht  in    .     .     15,702,195  Doli. 
,    Passiwermögen       ,         ,     •     .     13,723,719      , 

Verbleibt  ein  Aktivvermögen  von      1,978,476  DoU. 

Die  amerikanische  Schiflfelirt  dehnt  sich  aus  über  den  Atlantischen  und 
Pacific-Ocean,  welche  beide  Nordamerika  im  Osten  und  Westen  begrenzen,  sowie 
über  die  grossen  Binnenseen,  die  zahlreichen  schiffbaren  Flüsse  und  Kanäle. 
Nach  dem  Census  von  1880  betrug  die  Zahl  der  Vereinigten-Staaten-Flotte  264 
Dampfschiffe,  zu  welchen  die  Kauffahrteidampfschiffe  mij;  5139  hinzukommen: 
ihr  gesamter  Tonnengehalt  beträgt  1,359,322  Tonnengewicht.  Ausserdem  beträgt 
die  Zahl  der  Segelschiffe  und  Kanalboote  38,968  mit  einem  Tonnengewicht  von 
6,654,996.  Diese  Zahl  der  Schiffe  hat  sich  im  letzten  Jahre  um  410  Dampf- 
schiffe und  780  Segelschiffe  und  Kanalboote  vermehrt,  welche  zusammen  einen 
Tonnengehalt  von  225,514  haben. 

Die  Schiffe,  Dampf-  und  Segelschiffe,  welche  in  sämtHchen  amerikanischen 
Häfen  der  beiden  Oceane  letztes  Jahr  einUefen,  zählten  17,423  und  hatten  einen 
Tonnengehalt  von  12,083,613;  hiervon  waren  11,870  fremde  Schiffe  mit  9,264,364 
Tonnengehalt,  sowie  5553  amerikanische  Schiffe  mit  2,820,792  Tonnengehalt. 
In  den  Häfen  der  grossen  amerikanischen  Seen  Uefen  ein:  4064  amerikanische 
Schiffe  mit  381,501  Tonnengehalt,  sowie  10,335  fremde  Schiffe  mit  2,602,171 
Tonnengehalt. 

Andererseits  liefen  aus  den  amerikanischen  Oceanhäfen  17,670  Schiffe  mit 
12,205,719  Tonnengehalt,  wovon  5616  amerikanische  Schiffe  zu  2,845,109  Tonnen- 
gewicht, sowie  12,054  fremde  Schiffe  zu  9,360,610  Tonnengewicht.  Und  aus 
den  Häfen  der  amerikanischen  Seen  liefen  14,311  Schiffe  zu  2,988,824  Tonnen- 
gehalt, wovon  3959  amerikanische  Schiffe  zu  391,532  Tonnen,  sowie  10,382 
fremde  Schiffe  zu  2,607,292  Tonnen. 

Die  Dampfschiffe,  welche  im  letzten  Jahre  auf  den  schiffbaren  Flüssen  des 
Inlandes  den  Transport  besorgten,  zählten  1158  zu  einem  Tonnengehalte  von 
241,007;  ausserdem  betrug  die  Zahl  der  Kanalboote  und  der  Barken  862  zu  einem 
Tonnengehalte  von  102,680. 
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Das  Staatsschuldljucli  des  Königreichs  Sachsen. 

Von 

Dr.  Lobe, 

Geh.  ObeiTechnungsrat  in  Dresden. 

Wie  in  anderen  deutschen  Staaten,  so  ist  auch  im  Königreich  Sachsen  bei 
Aufnahme  von  Staatsanleihen  das  System  der  Inhaberpapiere  seither  fast  aus- 
schliesslich angewendet  worden,  und  es  kann  daher  nicht  überraschen,  dass,  je 
mehr  im  Laufe  der  Zeit  sich  die  Vorliebe  der  Kapitalistenkreise  für  die  Schulden- 
titel des  Staates  gesteigert  hat,  um  so  stärker  auch  das  Verlangen  nach  geeig- 
neten Schutzmassregeln  gegen  die  mit  dem  Abhandenkommen  solcher  Papiere 
verbundenen  Verluste  und  Weiterungen  sich  geltend  gemacht  hatte.  Auch  die 
Landesvertretung  hatte  mehrfach  die  Aufmerksamkeit  der  Staatsregierung  auf 
diese  Frage  gelenkt,  und  speciell  aus  der  Mitte  der  I.  Kammer  war  zu  diesem 
Behufe  wiederholt  die  Einführung  der  Verbriefung  von  Staatsschulden  auf  den 
Namen  der  Gläubiger  in  Anregung  gebracht  worden.  Zu  einer  derartigen  ver- 
änderten Einrichtung  hatte  sich  aber  die  Staatsregierung  nicht  entschliessen 
können,  weil  durch  Nennung  des  Namens  des  Gläubigers  in  der  Urkunde  der 
damit  angestrebte  Zweck  nur  in  sehr  unvollkommener  Weise  erreicht  werden 
würde.  Denn  wenn  dadurch  auch  im  Falle  des  Verlusts  der  Urkunde  eine 
Garantie  dafür  geboten  wird,  dass  nicht  ein  Dritter  die  aus  der  Urkunde  sich 
ergebenden  Rechte  ohne  jede  andere  Legitimation  als  den  Besitz  dieser  Urkunde 
eigenmächtigerweise  geltend  macht,  so  wird  doch  der  Verlustträger  seine 
Rechte  aus  der  Urkunde  nicht  andesrs,  als  dass  er  den  Verlust  derselben,  sowie 
den  Umstand,  dass  er  zur  Zeit  dieses  Verlustes  als  Berechtigter  in  der  Urkunde 
eingetragen  war,  nachweist,  mithin  nur  unter  erheblichen  Weiterungen  realisieren 
können. 

Die  Regierung  gelangte  vielmehr  zu  der  Ansicht,  dass  sich  eine  gründliche 
Abhilfe  der  geschilderten  Nachteile  nur  dann  erwarten  lasse,  wenn  man  die 
Rechte  des  Gläubigers  vom  Besitze  eines  Dokuments  ganz  unabhängig  macht, 
vielmehr  nur  denjenigen  für  berechtigt  ansieht,  der  in  ein  hierzu  bestimmtes 
öffentliches  Buch  eingetragen   ist   und   auch   die   einzelnen  Zinsen   oder  Renten 
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nur  dem  eingetragenen  Berechtigten  auszahlen  lässt.  Nach  dem  Vorgange 
Preussens,  wie  solcher  in  dem  Gesetze,  betr.  das  Staatsschuldbuch,  vom  20.  Juli 
1883  (vgl.  Finanzarchiv  I.  Jahrg.  1.  Heft  S.  283  fF.)  seine  Verkörpenmg  gefunden 
hat,  legte  sie  deshalb  dem  Landtage  1883/84  mittelst  Allerhöchsten  Dekrets 
vom  15.  November  1883  einen  auf  Einführung  eines  Staatsschuldbuchs  gerichteten 
Gesetzentwurf  vor,  indem  sie  von  der  Einführung  einer  derart  veränderten  Form 
der  Staatsschulden  nicht  allein  erhebliche  wirtschaftliche  Vorteile  für  die  Be- 
teiligten erwartete,  sondern  von  der  Verleihung  eines  grösseren  Schutzes  an  die 
staatlichen  Gläubiger  auch  eine  Förderung  der  Interessen  des  Staates  insofern 
sich  versprach,  als  hierdurch  ein  erhöhter  Begehr  nach  dessen  Schuldtiteln  werde 
hervorgerufen  werden.  Dieser  Entwiurf  schloss  sich,  soweit  nicht  partikularrecht- 
liche Bestimmungen  oder  die  dabei  in  Betracht  kommenden  Anleihebedingungen 
entgegenstanden,  möglichst  dem  preussischen  Gesetze  vom  20.  Juli  1883  an,  da 
eine  thunlichste  Uebereinstimmung  als  im  Interesse  der  beteiligten  Kreise  beider 
Länder,  von  denen  jedes  auch  Staatsanleihen  des  anderen  Landes  in  nicht  uner- 
heblichem Betrage  bei  sich  aufgenommen  hat,  liegend  erachtet  wurde.  Auch 
beschränkte  er  die  geplante  Institution  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  in  dem 
preussischen  Gesetze  geschehen  ist,  auf  eine  bestimmte  Kategorie  der  verschie- 
denen Gattxmgen  staatlicher  Anleihen,  nämlich  auf  die  einer  Auslosung  nicht 
unterworfenen,  zur  Zeit  in  Höhe  von  etwa  360  Millionen  Mai'k  in  Umlauf  be- 
findlichen 3prozentigen  Rentenschuldverschreibimgen,  da  bei  den  einer  allmählichen 
Tilgung  auf  dem  Wege  der  Auslosung  unterliegenden  übrigen  Anleihen  die  Um- 
wandlung der  Schuldscheine  in  eine  Buchschuld  der  Natur  der  Sache  nach  nicht 
wohl  für  thunlich  erachtet  wird. 

Bei  den  wiederholten  Beratungen  des  Gesetzentwurfs  seitens  der  Landes- 
vertretung wurden  von  verschiedenen  Seiten  Bedenken  dagegen  erhoben.  Ins- 
besondere wurde  der  Befürchtung  Ausdruck  gegeben,  dass  die  neu  zu  begrün- 
dende Form  der  Staatsschulden  den  Kapitalistenkreisen  Veranlassung  bieten 
möchte,  sich  tnit  Vorliebe  der  Erwerbung  Sprozentiger  Rentenanleihen  zuzu- 
wenden, und  dass  hierdurch  der  Grundkredit,  insbesondere  der  landwirtschaft- 
liche, werde  geschädigt  werden.  Hiergegen  wurde  indessen  mit  Erfolg  geltend 
gemacht,  dass  eine  durch  das  Staatsschuldbuch  vermehrte  Vorliebe  für  Kapital- 
anlage in  Rentenanleihen  nur  dann  ungünstig  auf  den  Grundkredit  einwirken 
könne,  wenn  eine  solche  Anlage  in  unbeschränktem  Masse  erfolgen  könne. 
Letzteres  sei  indessen  nicht  der  Fall;  ein  mehreres  in  Rententiteln  anzulegen, 
als  davon  der  Staat  ausgegeben  habe,  sei  nicht  möglich.  Die  seither 
kreierten  Rentenanleihen  seien  sämtlich  begeben;  eine  Vermehrung  derselben 
durch  das  Staatsschuldbuch  sei  also  nicht  in  Frage.  Lediglich  ein  teilweiser 
Wechsel  in  der  Person  der  Besitzer  von  Rententiteln  könne  infolge  der  Ein- 
führung des  Staatsschuldbuchs  eintreten;  dafür  werde  aber  wieder  anderes 
Kapital  frei,  welches  Anlage  suchen  müsse;  das  Gleichgewicht  des  Kapitalmarkts 
werde  also  nicht  gestört,  üebrigens  sei  bei  dem  hohen  Kurse,  welchen  die 
3prozentige  Rente  erreicht  habe  (damals  ungefähr  83  Proz.,  gegenwärtig  bereits 
84,70  Proz.  für  Abschnitte  von  500  Mark  und  84,20  Proz.  für  grössere  Ab- 
schnitte), kaum  zu  erwarten,  dass  viele  Leute  bloss  deshalb  Rentenanleihen  kaufen 
würden,  um  solche  in  das  Staatsschuldbuch  eintragen  zu  lassen.  Sollte  dies 
wider  Erwarten  aber  deimoch  geschehen,   so  werde   die  Reaktion  infolge  einer 
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unverhältnismässigen  Steigerung  des  Kurses  nicht  ausbleiben.  Dies  könne  aber 
nur  dazu  führen,  entweder  dass  auch  die  Anlagen  in  Hypotheken  gesuchter 
würden,  weil  sie  bei  ebenfalls  grosser  Sicherheit  rentabler  seien,  oder  auch,  dass 
der  Zinsfuss  für  den  Grundkredit  sich  ermässige. 

Ein  weiteres  Bedenken  wenigstens  gegen  die  sofortige  Einführung  des 
Staatsschuldbuchs  wurde,  namentlich  seitens  einer  grösseren  Anzahl  von  Mit- 
gliedern der  1.  Kammer,  in  der  dermaligen  Organisation  der  mit  der  Führung 
des  Staatsschuldbuchs  zu  betrauenden  sächsischen  Staatsschuldenverwaltung  ge- 
funden. Dieselbe  ist  nämlich  auf  Grund  der  Verfassungsurkunde  vom  4.  Sep- 
tember 1831  dergestalt  geregelt,  dass  ein  aus  der  Mitte  der  Landstände  ge- 
bildeter Ausschuss  nicht  bloss,  wie  dies  in  anderen  Staaten  der  Fall  ist,  eine 
Kontrolle  über  die  ordnungsmässige  Verwaltung  der  Staatsschulden  ausübt, 
sondern  diese  Verwaltung  selbst  führt.  Eine  solche  Einrichtung,  so  vnirde  aus- 
geführt, möge  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Verfassungsurkunde  seine  Berechtigung 
gehabt  haben,  da  damals  die  ganze  Schuldenlast  des  Staates  nicht  ganz  17  Millio- 
nen Thaler  betragen  habe.  Nachdem  indessen  die  sächsischen  Staatsschulden, 
wenn  schon  in  der  Hauptsache  infolge  der  Aufnahme  von  Anleihen  zum  Bau  und 
zum  Erwerbe  von  Eisenbahnen,  also  zu  werbenden  Anlagen,  bis  zu  einer  Gesamt- 
höhe von  über  620  Millionen  Mark  angewachsen  seien,  könne  es  nicht  länger 
angezeigt  erscheinen,  die  mit  der  Verwaltung  der  Staatsschulden  verbundene 
grosse  Arbeitslast  einem  Kollegium,  welches  noch  dazu  alle  2  Jahre  der  Mög- 
lichkeit eines  Personenwechsels  unterliege,  durch  den  die  Zuverlässigkeit  und 
Sicherheit  der  zu  bewältigenden  vielfachen  Arbeiten  sehr  leicht  geschmälert 
werden  könne,  als  blosses  Nebengeschäft  zu  überlassen;  vielmehr  bedürfe  es 
dazu  der  Errichtung  einer  königlichen,  wenn  schon  der  Kontrolle  des  Landtags 
unterworfenen  Behörde.  Um  dem  dennaligen  Landtagsausschusse  zu  Verwaltung 
der  Staatsschulden  nicht  auch  noch  die  mit  der  Führung  des  Staatsschuldbuches 
verbundene  Arbeitslast  und  Verantwortlichkeit  aufzubürden,  empfehle  sich  daher 
eine  Vertagung  des  Projektes  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wenn  eine  zeitgemässe 
Reorganisation  der  Staatsschuldenverwaltung  durchgeführt  sei.  Das  Gewicht 
dieser  Bedenken  wurde  zwar  vielseitig  anerkannt;  indessen  erfuhren  dieselben 
eine  wesentliche  Abschwächung  dadurch,  einerseits  dass  der  Landtagsausschuss 
zu  Verwaltung  der  Staatsschulden  wenigstens  in  seiner  Majorität  sich  bereit  und 
imstande  erklärt  hatte,  auch  noch  die  mit  der  Führung  des  Staatsschuldbuches 
verbundene  Mühewaltung  zu  übernehmen,  anderseits  durch  die  Erklärung  der 
Staatsregierung,  dass  es,  wenn  sich  nach  Ablauf  einiger  Zeit  herausstellen  sollte, 
dass  dem  Landtagsausschusse  eine  zu  grosse  Arbeitslast  auferlegt  worden  sei, 
nur  einer  leisen  Anregung  desselben  bedürfe,  um  die  Regierung  zu  veran- 
lassen, schon  dem  nächsten  Landtage  einen  Gesetzentwurf  behufs  der  Abänderung 
der  dermaligen  Befugnisse  des  Landtagsausschusses  vorzulegen.  Infolgedessen 
gewann  denn  auch  die  Ueberzeugung  die  Oberhand,  dass  es  sich  nicht  empfehle, 
die  Einführung  des  Staatsschuldbuchs  von  einer  vorgängigen  Reorganisation  der 
Staatsschuldenverwaltung  abhängig  zu  machen,  sondern  damit  aus  allgemeinen 
finanzpolitischen  Erwägungen  sofort  vorzugehen.  Hiemach  erscheine  es  als 
ein  Gebot  der  Notwendigkeit,  den  sächsischen  Staatsgläubigem  dieselben  Vor- 
teile zu  gewähren,  wie  solche  auch  den  Gläubigern  anderer  deutscher  Staaten, 
namentlich  Preussen   geboten  werden.    Wolle   man  dies  nicht  thun,   so  werde 
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voraussichtlich  eine  grosse  Anzahl  von  Besitzern  sächsischer  Rentenanleihen 
letztere  verkaufen,  um  die  mit  dem  gewünschten  Vorzug  ausgestattete  4prozen- 
tige  preussische  konsolidierte  Anleihe  dagegen  zu  kaufen,  wodurch  der  Kurs  der 
sächsischen  Rentenanleihen  werde  gedrückt,  derjenige  der  4prozentigen  preussi- 
schen  Anleihe  dagegen  werde  in  die  Höhe  getrieben  werden.  Wenn  nun  auch 
der  Staat  als  solcher  für  den  Augenblick  durch  eine  rückgängige  Kursbewegung 
der  Rente  direkt  nicht  benachteiligt  werde,  weü  diese  Anleihen  längst  imter- 
gebracht  seien,  so  habe  der  Staat  doch  eine  moralische  Pflicht,  seine  Gläubiger 
auch  vor  Nachteilen  solcher  Art  zu  schützen.  Uebrigens  aber  sei  doch  auch  die 
Möglichkeit  der  Aufnahme  neuer  Anleihen  ins  Auge  zu  fassen,  der  gegenüber 
es  von  grösster  Bedeutung  sei,  ob  ein  günstig  gestimmter  Markt  vorgefunden 
werde  oder  nicht. 

Diese  Erwägungen  hauptsächlich  waren  es,  welche  dem  Projekte  zum  Siege 
verhalfen  dergestalt,  dass  der  Gesetzentwurf  von  der  II.  Kammer  einstimmig, 
von  der  I.  Kammer  mit  einer  Majorität  von  25  gegen  15  Stimmen  angenommen 
wurde. 

Seine  Verkündigung  als  Gesetz  erfolgte  unter  dem  25.  April  1884  in 
folgender  Fassung: 

Gesetz,   das  Staatsschuldbuch  betreffend; 
vom   25.   April   1884. 

Wir  Albert,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Sachsen  etc.  verordnen  mit 
Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände  wie  folgt: 

§  1.  Staatsschuldverschreibimgen  über  dreiprozentige  jährliche  Renten 
können  in  Buchschulden  des  Staats  auf  den  Namen  eines  bestimmten  Gläubigers 
umgewandelt  werden. 

§  2.  Die  Umwandlung  erfolgt  gegen  Einlieferung  zum  Umlaufe  brauch- 
barer Schuldverschreibungen  nebst  Zinsleisten  (Talons)  und  Zinsscheinen  (Coupons) 
durch  Eintragung  in  das  bei  dem  Landtagsausschusse  zur  Verwaltung  der 
Staatsschulden  zu  führende  Staatsschuldbuch. 

In  demselben  sind  auch  die  in  dem  SdiuldverhäJtnisse  eintretenden  Ver- 
änderungen zu  vermerken. 

Von  dem  Staatsschuldbuche  ist  ein  Duplikat  zu  führen  und  getrennt  auf- 
zubewahren. 

Nur  dem  eingetragenen  Gläubiger  und  den  sonstigen  eingetragenen  Be- 
rechtigten, ihren  gesetzlichen  oder  verfassungsmässigen  Vertretern,  Bevollmäch- 
tigten und  Rechtsnachfolgern  von  Todes  wegen,  sowie,  bezüglich  der  im  §  4 
unter  Nr.  3  und  4  bezeichneten  Gläubiger,  den  zur  Revision  der  Kassen  der- 
selben berechtigten  öffentlichen  Behörden  oder  sonstigen  Personen,  letzteren  aber 
nur,  falls  ihre  Berechtigung  zur  Kassenrevision  durch  eine  deutsche  öffentliche 
Behörde  bescheinigt  ist,  darf  über  den  Inhalt  des  Staatsschuldbuchs,  und  zwar 
auch  nur  über  diejenigen  Stellen  desselben,  auf  welche  sich  ihr  Interesse  bezieht, 
Auskimft  erteilt  werden. 

Doch  leidet  §  31  Absatz  1  und  2  des  Einkommensteuergesetzes  vom  2.  Juli 
1878  auch  auf  das  Staatsschuldbuch  imd  die  mit  Führung  desselben  beauftragten 
Personen  sinngemässe  Anwendung. 

§  3.    Die  Eintragung  einer  Buchschuld  geschieht  auf  Antrag  des  Inhabers 
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von  Renten-Schuldverschreibungen  und  auf  den  Namen   der  in   dem  Antrag  als 
Gläubiger  bezeichneten  Person. 

§  4.    Als  Gläubiger  können  nur  eingetragen  werden: 

1.  einzelne  physische  Personen, 

2.  einzelne  Handelsfirmen, 

3.  einzelne  juristische  Personen,  welche  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs 
ihren  Sitz  haben,  sowie  einzelne  vom  Staate  nicht  ausdrücklich  als 
juristische  Personen  anerkannte  Personenvereine,  Genossenschaften 
und  Kassen,  denen  die  Befugnis,  unter  ihrer  Firma  oder  unter  ihrem 
Namen  Rechte  zu  erwerben  und  Verbindlichkeiten  einzugehen,  gesetz- 
lich eingeräumt  ist, 

4.  einzelne  Anstalten  und  Vermögensmassen  (Fonds,  Stiftungen  etc.) 
ohne  juristische  Persönlichkeit,  deren  Verwaltung  innerhalb  des 
Gebiets  des  Deutschen  Reichs  von  einer  öffentlichen  Behörde  oder 
unter  deren  Aufsicht  geführt  wird. 

Einem  Gläubiger  wird  nicht  mehr  als  Ein  Conto  im  Staatsschuldbuch 
eröffnet, 

§  5.  Mit  der  Eintragung  erlöschen  die  Rechte  des  Inhabers  an  den  ein- 
gelieferten Schuldverschreibungen. 

Im  übrigen  finden  die  für  die  Sprozentigen  Renten -Anleihen  geltenden 
Vorschriften  auf  die  eingetragene  Forderung  entsprechende  Anwendung. 

§  6.  Eingetragene  Forderungen  können  durch  Zuschreibung  erhöht,  ganz 
oder  teilweise  auf  andere  Conten  übertragen  und  ganz  oder  teilweise  gelöscht 
werden. 

Verfügungen  über  Teile  eingetragener  Forderungen  sind  jedoch  nur  zu- 
lässig, sofern  die  Teilbeträge  in  Abschnitten  von  Schuldverschreibungen  über 
Sprozentige  Rente  darstellbar  sind. 

Im  Falle  gänzlicher  oder  teilweiser  Löschung  der  eingetragenen  Forderung 
erfolgt  die  Auslieferung  von  Schuldverschreibungen  über  Sprozentige  Rente  zu 
gleichem  Nennwerte,  zu  deren  Ausfertigung  der  Landtagsausschuss  zu  Verwaltung 
der  Staatsschulden  hiermit  ermächtigt  wird. 

§  7.  Zur  Stellung  von  Anträgen  auf  Uebertragung  eingetragener  Förde- 
rungen auf  ein  anderes  Conto,  auf  Eintragung  und  auf  Löschung  von  Vermerken 
über  Veränderungen  im  Schuldverhältnisse  (§  2  Absatz  2),  sowie  auf  Auslieferung 
von  Staatsschuldverschreibungen  gegen  Löschung  der  eingetragenen  Forderung 
sind  nur  der  eingetragene  Gläubiger,  seine  gesetzlichen  oder  verfassungsmässigen 
Vertreter,  seine  Bevollmächtigten,  sowie  diejenigen  Personen  berechtigt,  auf 
welche  die  eingetragene  Forderung  von  Todes  wegen  übergegangen  ist. 

Zur  Stellung  von  Anträgen  für  eine  Firma  gilt  für  berechtigt,  wer  zur 
Zeichnung  der  Firma  berechtigt  ist,  zur  Stellung  von  Anträgen  für  die  in  §  4 
Nr.  4  gedachten  Vermögensmassen  die  daselbst  genannte  Behörde  oder  die  von 
derselben  bezeichnete  Person. 

Zu  Löschung  von  Vermerken  zu  Gunsten  dritter  bedarf  es  der  Zustimmung 
derselben  mit  Ausnahme  des  in  §  13  Absatz  2  gedachten  Falls. 

Abtretungen  und  Verpfändungen  eingetragener  Forderungen  können  nur 
durch  Eintrag  im  Staatsschuldbuch  geschehen. 

Bis  zur  Uebertragung  der  eingetragenen  Forderung  auf  den  Pfendgläubiger, 
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beziehentlich  bis  zur  Niederlegung  der  Schuldverschreibungen  nach  §  15,  ge- 
schieht die  Zahlung  der  Renten  nicht  an  den  Pfandgläubiger,  sondern  an  den 
eingetragenen  Gläubiger. 

Eine  Pfändung  oder  vorläufige  Beschlagnahme  der  eingetragenen  Forderung 
im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  des  Arrestes,  sowie  eine  durch  eine 
einstweilige  gerichtliche  Verfügung  angeordnete  Beschränkung  des  eingetragenen 
Gläubigers  ist  von  Amts  wegen  auf  dem  Conto  zu  vermerken,  beziehentlich  nach 
Beseitigung  dieser  Anordnimgen  zu  löschen.  Wird  eine  gepfändete  Forderung 
an  Zahlungsstatt  überwiesen,  so  ist  dieselbe,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in 
§  15  No.  2,  im  Staatsschuldbuche  zu  übertragen. 

Eine  Prüfung  der  Gültigkeit  der  den  Anträgen  zu  Grunde  liegenden  Rechts- 
geschäfte findet  nicht  statt. 

§  8.  Die  Eintragtmgen  erfolgen  in  derselben  Reihenfolge,  in  welcher  die 
auf  dasselbe  Conto  bezüglichen  Anträge  bei  der  Staatsschuldenverwaltung  ein- 
gegangen sind. 

§  9.  Ehefrauen  und  volljährige,  in  väterlicher  Gewalt  stehende  Personen 
werden  zu  Anträgen  ohne  Zustimmung  des  Ehemannes  und  beziehentlich  Vaters 
zugelassen,  Ehefrauen  jedoch  nur  so  lange,  als  nicht  ein  Widerspruch  des  Ehe- 
mannes vorliegt. 

§  10.  Zum  Antrage  auf  Eintragung  einer  Forderung,  sowie  auf  gleich- 
zeitigen Vermerk  einer  Beschränkung  des  Gläubigers  in  Bezug  auf  dieselbe  und 
zur  gleichzeitigen  Erteilung  einer  Vollmacht  ist  schriftliche  Form  erforderlich  und 
genügend;  dieselbe  Form  ist  bei  dem  in  §  9  gedachten  Widerspruch  anzuwenden. 

In  allen  anderen  Fällen  müssen  die  Anträge  in  öffentlichen  Urkunden  ein- 
gereicht werden. 

Sind  seit  der  Eintragung  Aenderungen  in  der  Person  des  Gläubigers  (Ver- 
heiratimg  einer  Frau,  Aendenmg  des  Gewerbes,  Standes,  Namens,  Wohnorts) 
eingetreten,  so  kann  verlangt  werden,  dass  die  Identität  durch  eine  öffentliche 
Urkunde  dargethan  werde. 

§  11.  Rechtsnachfolger  von  Todes  wegen  haben  sich,  sofern  ihre  Berech- 
tigung auf  der  gesetzlichen  Erbfolge  beruht,  durch  eine  Bescheinigimg  als  Erben 
(vergl.  §  19  der  Verordnung,  das  Verfahren  in  nichtstreitigen  Rechtssachen  be- 
treffend, vom  9.  Januar  1865,  G.-  u.  V.-Bl.  S.  3  ff.),  sofern  diese  Berechtigung  auf 
letztwüliger  Verfügung  oder  Erbvertrag  beruht,  durch  eine  Bescheinigung  darüber, 
auszuweisen,  dass  sie  über  die  eingetragene  Forderung  zu  verfügen  befugt  sind. 

Zur  Ausstellung  der  vorgedachten  Bescheinigungen  ist  dasjenige  Gericht, 
bei  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  den  allgemeinen  Gerichtsstand 
hatte  und,  sofern  derselbe  im  Deutschen  Reich  einen  solchen  nicht  hatte,  der- 
jenige Konsul  des  Deutschen  Reichs,  in  dessen  Amtsbezirke  der  Erblasser  zur 
Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  oder  gewöhnlichen  Aufenthaltsort  gehabt  hat, 
falls  dem  Konsul  von  dem  Reichskanzler  die  Ermächtigung  zur  Ausstellung 
solcher  Bescheinigungen  erteilt  ist,  und,  in  Ermangelung  eines  solchen  hiemach 
zuständigen  Konsuls,  sowie  im  Falle  der  Ablehnung  des  Deutschen,  aussersäch- 
sischen  Gerichts  das  Amtsgericht  Dresden  zuständig. 

§  12.  Mehrere  Erben  haben  zur  Stellung  von  Anträgen  und  zur  Empfang- 
nahme von  Renten  und  Schuldverschreibungen  eine  einzelne  Person  zum  Bevoll- 
mächtigten zu  ernennen. 
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§  13.  Vollmachten,  sowie  die  Genehmigungserklärungen  dritter  Personen, 
zu  deren  Gunsten  der  Gläubiger  durch  einen  Vermerk  im  Staatsschuldbuche  be- 
schränkt ist,  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  derselben  Form,  welche  für  die  Anträge 
vorgeschrieben  ist.  Zum  Widerruf  einer  Vollmacht  ist  schriftliche  Form  erforder- 
lich und  genügend. 

Zur  Löschung  von  persönlichen  Beschränkungen  des  Verfügungsrechts  des 
Gläubigers,  welche  durch  dessen  Tod  oder  durch  den  Tod  des  berechtigten 
Dritten  weggefallen  sind,  ist  nur  die  Beibringung  der  Sterbeurkunde  erforderlich. 
Das  Recht  auf  den  Bezug  einzelner  rückständiger  Leistungen  wird  hierdurch 
nicht  berührt. 

§  14.  Ueber  die  Eintragung  von  Forderungen  und  Vermerken,  sowie  über 
die  verfügte  Auslieferung  von  Schuldverschreibungen  an  Stelle  zur  Löschung 
gelangter  Forderungen  wird  dem  Antragsteller  und,  falls  der  Berechtigte  ein 
anderer  ist,  auch  diesem  eine  Benachrichtigung  erteilt,  sofern  deren  Aufenthalt 
bekannt  ist. 

Die  Benachrichtigung  gilt  nicht  als  eine  über  die  Forderung  ausgestellte 
Verschreibung. 

§  15.  Von  Amtswegen  kann  die  Löschung  eingetragener  Forderungen  und 
die  gerichtliche  Niederlegung  der  dagegen  auszuliefernden  Schuldverschreibungen 
auf  Kosten  des  Gläubigers  erfolgen: 

1.  wenn  die  Eintragung  von  Verpfändungen  oder  sonstigen  Verfügungs- 
beschränkungen beantragt  wird; 

2.  wenn  die  Forderung  ganz  oder  teilweise  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung oder  des  Arrestes  gepfändet  oder  wenn  eine  einstweilige  ge- 
richtliche Verfügung  über  dieselbe  getroffen  ist; 

3.  wenn  über  die  Berechtigung  des  Gläubigers  aus  gerechten  Gründen 
Zweifel  bestehen,  z.  B.  die  Ausstellung  des  in  §  11  gedachten  Zeug- 
nisses von  der  zuständigen  Behörde  beanstandet  wird,  oder  der  in  §  9 
gedachte  Widerspruch  vorliegt; 

4.  wenn  über   das  Vermögen   des   eingetragenen  Gläubigers   der  Konkurs 

eröffnet  worden  ist; 

5.  wenn  die  Renten  zehn  Jahre  hintereinander  nicht  abgehoben  worden  sind ; 

6.  wenn  glaubhaft  bekannt  geworden  ist,  dass  der  Gläubiger  vor  länger 
als  zehn  Jahren  verstorben  ist  und  ein  Rechtsnachfolger  sich  nicht 
legitimiert  hat. 

Die  niedergelegten  Schuldverschreibungen  treten  in  allen  rechtlichen  Be- 
ziehungen an  die  Stelle  der  gelöschten  Forderung. 

Erfolgt  Löschung  einer  eingetragenen  Forderung  \md  die  gerichtliche  Nieder- 
legung der  dagegen  auszuliefernden  Schuldverschreibungen,  so  sind  die  unabgehoben 
gebliebenen  fälligen  noch  nicht  verjährten  Renten  gleichzeitig  mit  abzuliefern. 

§  16.  Die  Zahlung  der  Renten  erfolgt  mit  rechtlicher  Wirkung  an  denjenigen, 
welcher  am  zehnten  Tage  des  Fälligkeitsmonats  eingetragener  Berechtigter  war. 

§  17.  Die  Renten  werden  nur  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  gezahlt 
und  zwar  in  der  Zeit  vom  vierzehnten  Tage  vor  bis  zum  achten  Tage  nach  dem 
Fälligkeitstermine  durch  eine  öffentliche  Kasse  oder  mittels  Uebersendung  durch 
die  Post  oder  auf  sonstige  vom  Finanz -Ministerium  zu  bestimmende  Weise  auf 
Gefahr  und  Kosten  des  Berechtigten. 
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Nach  Ablanf  der  gedachten  Frist  erfolgt  die  Zahlung  nur  noch  bei  der 
Staatsschuldenkasse  in  Dresden. 

§  18.  Aenderungen  in  der  Person  oder  der  Wohnung  des  Rentenempfängers 
(§  10  Absatz  3)  werden  nur  berücksichtigt,  wenn  sie  von  demselben  schriftlich 
gemeldet  worden. 

§  19.     An  Gebühren  werden  erhoben: 

1.  für  die  Umwandlung  von  Staatsschuldverschreibungen  in  Buch- 
schulden des  Staats,  sowie  für  sonstige  Eintragungen  und  Löschun- 
gen, jede  Einschrift  in  das  Staatsschuldbuch  besonders  gerechnet, 
20  Pfennige  von  je  angefangenen  1000  Mark  des  Kapitalbetrags, 
über  den  verfügt  wird,  zusammen  mindestens  1  Mark; 

2.  für  die  Auslieferung  von  Staatsschuldverschreibungen  für  je  ange- 
fangene 1000  Mark  Kapitalbetrag  40  Pfennige,  zusanoanen  mindestens 
1  Mark,  Vermerke  über  Bevollmächtigungen,  sowie  über  Aende- 
rungen in  der  Person  oder  der  Wohnung  des  eingetragenen  Berech- 
tigten (§10  Absatz  3)  sind  gebührenfrei. 

Die  Gebühren  werden  vom  Antragsteller,  soweit  nötig,  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung  in  Gemässheit  des  Gesetzes,  die  Zwangsvollstreckung  wegen 
Geldleistungen  in  Verwaltungssachen  betreffend ,  vom  7.  März  1879  (G.-  u.  V.- 
Bl.  S.  84)  eingezogen.  Auch  kann  die  Vorausbezahlung  der  Gebühren  gefordert 
werden  oder  deren  Erhebung  im  Wege  der  Aufrechnung  gegen  föllige  Renten 
erfolgen. 

Quittvmgen  über  Zahlxmg  von  Renten,  welche  in  das  Staatsschuldbuch  ein- 
getragen sind,  sind  vom  Quittungsstempel  befreit. 

§  20.  Anträge  auf  Eintragimg  oder  Löschung  von  Forderungen  und  Ver- 
merken, welche  in  dem  Monate,  in  welchem  die  Renten  fällig  werden,  eingereicht 
werden,  sind  erst  nach  Ablauf  desselben  zu  erledigen. 

§  21.    Die    behufs    Eintragung    der    Forderung    eingereichten    Schuldver- 
schreibungen sind  zu  löschen  und  zu  vernichten. 

Der  Landtagsausschuss  zur  Verwaltung  der  Staatsschulden  ist  insbesondere 
auch  dafür  verantwortlich,  dass  die  im  Staatsschuldbuche  eingetragenen  Forde- 
rungen und  die  noch  umlaufenden  Schuldverschreibungen  über  Sprozentige  jähr- 
liche Renten  zusammen  den  gesetzlich  festgestellten  Betrag  der  letzteren  nicht 
überschreiten. 

§  22.  Im  Falle  der  Wiederaufhebung  oder  Abänderung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  sind  die  Inhaber  eingetragener  Forderungen  verpflichtet ,  an  deren 
Stelle  Staatsschuldverschreibungen  über  .Sprozentige  jährliche  Rente  anzunehmen. 

§  23.  Mit  der  Ausführung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sind  Unser  Finanz- 
ministerium, welches  auch  den  Zeitpunkt  zu  bestimmen  hat,  mit  welchem  dasselbe  in 
Kraft  tritt,  und  der  Landtagsausschuss  zu  Verwaltung  der  Staatsschulden  beauftragt. 

Urktmdlich  haben  Wir  dieses  Gesetz  eigenhändig  vollzogen  und  L'nser 
Königliches  Siegel  beidrucken  lassen. 

Gegeben  etc. 

Da  das  sächsische  Gesetz  vom  25.  April  1884  in  der  grossen  Hauptsache 
dem  gleichartigen  preussischen  Gesetze  vom  20.  JuU  1883,  über  dessen  Ent- 
stehungsgeschichte und  Bedeutung  bereits  im  1.  Hefte  des  I.  Jahrgangs  dieser 
Zeitschrift  S.  265  ff.  ausführlich  referiert  worden  ist,  sich  anlehnt,  können  wir 
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darauf  verzichten,  die  dem  Entwürfe  zu  ersterem  beigegebenen  Motive,  so  knapp 
gehalten  dieselben  auch  sind,  hier  zu  reproduzieren,  und  uns  auf  folgende  er- 
läuternde Bemerkungen  beschränken. 

Zu  §  2  Schlusssatz.  Das  sächsische  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli 
1878  bestimmt  im  §  31  Absatz  1  und  2  folgendes: 

^Die  Einschätzungskommission  hat  das  Befugnis,  über  Verhältnisse,  welche 
auf  das  Einkommen  der  Beitragspflichtigen  von  Einfluss  sind,  von  Gerichts-  und 
Gemeindebehörden  auf  bestimmte  Fragen  Auskunft  zu  erfordern  und  Hypotheken- 
und  Flurbücher,  Vormundschafts-  und  Nachlassakten,  sowie  die  Grundsteuer-  und 
die  Kommunalanlage-Kataster  durch  ein  beauftragtes  Mitglied  einzusehen. 

Dieses  Befugnis  steht  auch  dem  Bezirkssteuerinspektor  zu." 

Diesen  Vorschriften  gegenüber  eine  Ausnahmebestimmung  zu  Gunsten  der 
in  das  Staatsschuldbuch  eingetragenen  Gläubiger  eintreten  zu  lassen,  ist  um  so 
weniger  für  angängig  erachtet  worden,  als  eine  solche  Ausnahmebestimmung 
leicht  als  eine  Benachteiligung  des  Hypothekarkredits  angesehen  werden  könnte. 

Zu  §  4.  Die  mehrfach  veränderte  Fassung  der  Punkte  3  und  4  gegenüber 
dem  gleichartigen  §  4  des  preussischen  Gesetzes  ist  durch  die  Gesetzgebungs- 
deputation der  IL  Kammer  veranlasst  worden  und  gründet  sich  auf  den  Wunsch, 
dass  die  Möglichkeit,  als  Gläubiger  im  Staatsschuldbuch  eingetragen  zu  werden, 
möglichst  allen  auf  Grund  von  Gesetzen  erwerbsfähigen  Personen  und  Vermögens- 
massen des  Deutschen  Reiches,  seien  sie  juristische  Personen  oder  nicht,  gewährt 
werden  möchte.  Dem  schien  die  Fassung  des  preussischen  Gesetzes  nicht  ganz 
zu  entsprechen.  Man  einigte  sich  daher  über  den  nunmehr  in  das  Gesetz  über- 
gegangenen Wortlaut,  der  den  Vorzug  hat,  die  im  einzelnen  Falle  oft  schwierige 
Frage,  ob  einem  Personenvereine  oder  einer  Vermögensmasse  juristische  Persön- 
lichkeit beiwohne  oder  nicht,  auszuschliessen. 

Ueber  die  Vermögensmassen  im  Sinne  des  Punkt  4  gehören  auch  Fonds, 
welche  zwar  dem  mobilen  Staatsvermögen  angehören,  aber,  wie  dies  mehrfach 
der  Fall  ist,  aus  Zweckmässigkeitsgründen  getrennt  von  diesem  verwaltet  werden. 

Zu  §  5  Absatz  2.  Von  den  hier  in  Bezug  genommenen  Vorschriften  über 
die  3prozentigen  Rentenanleihen  kommen  hauptsächlich  diejenigen  über  die 
Fälligkeitstermine  und  die  Verjährung  der  Renten  in  Betracht.  Die  Fälligkeits- 
termine der  Renten  sind  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  die  durch  das 
Gesetz,  die  Aufnahme  einer  Sprozentigen  Rentenanleihe  betrefi'end,  vom  6.  Juni 
1876  emittierte  Rentenanleihe  vom  Jahre  1876  handelt,  deren  Renten  am  30.  Juni 
und  31.  Dezember  fällig  sind,  oder  die  durch  das  Gesetz,  die  Aufnahme  einer 
3prozentigen  Rentenanleihe  betr.,  vom  1.  März  1878  und  das  Gesetz,  die  Auf- 
nahme einer  3prozentigen  Rentenanleihe  betr.,  vom  15.  August  1878  emittierten 
Rentenanleihe  des  Jahres  1878  in  Frage  kommt,  bei  welcher  die  Fälligkeitstermine 
auf  den  31.  März  und  30.  September  festgesetzt  sind.  Die  Verjährungsfrist  der 
Renten  ist  allgemein  eine  dreijährige,   vom  Tage   der  Verfallzeit  an  gerechnet. 

Zu  §  6,  Abs.  2.  Die  Ersetzung  der  Worte  „Teilübertragungen  und  Teil- 
löschungen",  wie  solche  in  §  6,  Abs.  2  des  preussischen  Gesetzes  gebraucht  sind, 
durch  die  Worte:  ^Verfügungen  über  Teile  eingetragener  Forderungen",  hat  den 
Zweck  auszudrücken,  dass  die  Bestimmung,  wonach  Uebertragungen  und  Löschun- 
gen einer  Buchschuld,  insofern  sie  einen  Teil  derselben  betreffen,  nur  zulässig 
sind,  wenn  sie  einen  in  Abschnitten  von  Schuldverschreibungen  über  3prozentige 
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Rente  darstellbaren  Teil  betreffen,  sich  nicht  bloss  auf  Abtretungen  und  Nach- 
lassungsbeschränkungen  bezieht,  sondern  auch  auf  Verpfändungen,  so  das«  auch 
eine  gerichtliche  Arrestanlage,  insofern  sie  einen  Teil  einer  Buchschuld  betrifft, 
diesen  Teil  nach  Massgabe  der  Abschnitte  der  3prozentigen  Rente  anzugeben  hat. 
Hierbei  ist  zu  bemerken,  das«  bei  der  3prozentigen  Rente  nur  Abschnitte  von 
500,  1000,  3000  und  5000  Mark  bestehen. 

Zu  §  7,  Abs.  5.  Die  hier  getroffene  Bestimmung  ist  durch  die  betreffende 
Deputation  der  I.  Kammer  veranlasst  worden  und  beruht  auf  der  Erwägung,  dass, 
da  die  hier  fragliche  Art  der  Verpfändimg  eine  neue,  im  Bürgerlichen  Gesetz- 
buche für  das  Königreich  Sachsen  an  sich  nicht  vorgesehene  Art  der  Verpfändung 
ist,  es  wünschenswert  erscheint,  in  der  hier  fraglichen  Beziehung,  um  jeden  Zweifel 
auszuschliessen,  eine  bestimmte  Norm  festzusetzen. 

Zu  §  9.  Die  Schlussworte:  , Ehefrauen  jedoch  nur  so  lange,  als  nicht  ein 
Widerspruch  des  Ehemanns  vorliegt",  sind  auf  Antrag  der  Gesetzgebungsdepu- 
tation der  n.  Kammer  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden,  um  dem  Ehemann 
das  Recht  zu  waliren,  jederzeit.  Widerspruch  gegen  Berücksichtigung  von  seiner 
Ehefrau  etwa  allein  zu  stellender  Anträge  mit  der  Wirkung  zu  erheben,  dass, 
sobald  ein  solcher  Widerspruch  vorliegt,  von  der  Ehefrau  allein  gestellte  Anträge 
nicht  mehr  zu  berücksichtigen  sind,  die  Sache  vielmehr  an  die  Gerichtsbehörde 
abzugeben  ist. 

Zu  §  11.  Die  hier  angezogene  Verordnung  vom  9.  Januar  1865  befasst 
sich  mit  der  Frage  der  Erteilung  von  Zeugnissen  über  Erbantritt  aus  gesetzlicher 
Erbfolge  nur  insofern,  als  sie  in  §  19  vorschreibt,  dass,  wenn  das  Erbschaftsgericht 
ein  Zeugnis  über  das  andere  ausschliessende  Erbrecht  einer  Person  auszustellen 
habe,  von  ihm  in  dem  Zeugnisse  zu  versichern  sei,  dass  ihm  eine  andere  Person, 
welcher  ein  besseres  oder  gleiches  Erbrecht  zustehe,  nicht  bekannt  sei.  Der  Er- 
teilung eines  solchen  Zeugnisses  hat  die  auf  Grund  von  §  2295  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Königreich  Sachsen  zu  bewirkende  Beweisfühnmg  seitens 
des  Antragstellers  vorauszugehen,  dass  die  Person,  ohne  welche  weder  er  noch 
der  Erblasser  gelebt  haben  könnten,  sofern  diese  Personen  nach  der  gesetzlichen 
Erbfolge,  wenn  sie  lebten,  ihn  ausschliessen  würden,  vor  dem  Erblasser  gestorben 
sind  oder  aus  irgend  einem  Grunde  seinem  Erbrechte  nicht  entgegenstehen,  — 
ein  Beweis,  den  der  Antragsteller  auch  dann  zu  führen  hat,  wenn  derartige  Per- 
sonen, sofern  sie  am  Leben  wären,  mit  ihm  zugleich  erben  würden  und  er  ein 
Erbrecht  in  einem  Umfange  behauptet,  in  welchem  er  es  bloss  beim  Wegfallen 
dieser  Personen  haben  könnte.  Dieser  Beweisführung  bedarf  es  jedoch  nach 
§  2297  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  in  Ansehung  solcher  Personen  nicht,  seit 
deren  Geburt  90  Jahre  verflossen  sind. 

Zu  §  15,  letzter  Absatz.  Die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  in  das  Gesetz 
beruht  auf  einem  Antrage  der  betreffenden  Deputation  der  I.  Kammer.  Von 
der  II.  Kammer  wurde  das,  was  in  diesem  Zusätze  ausgedrückt  wird,  für 
selbstverständlich  erachtet,  indessen  dagegen  ebensowenig  wie  von  der  Regierung 
Widerspruch  erhoben. 

Zu  §  19.  Die  niedrigeren  Gebührensätze  des  sächsischen  Gesetzes  gegenüber 
dem  preussischen  Gesetze  finden  ihre  Erklärung  in  dem  Unterschied  der  Kurse 
der  3prozentigen  sächsischen  Rentenanleihen  und  der  4prozentigen  preussischen 
konsolidierten  Anleihe,  indem  diesem  Kurse  gemäss  die  Gebühren  geregelt  sind. 
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Die  im  letzten  Absätze  von  §  19  geordnete  Befreiung  der  Quittungen  über 
Zahlung  von  Renten  von  dem  Quittungsstempel  hat  den  Zweck  der  Gleichstellung 
dieser  Quittungen  mit  den  Quittungen  über  Zinsen  von  Hypothekenkapitalien, 
welche  letzteren,  da  sie  der  Regel  nach  zur  Produktion  bei  Behörden  nicht 
gelangen,  im  Hinblick  auf  das  der  sächsischen  Gesetzgebung  über  den  Urkunden- 
stempel insoweit  zu  Grunde  liegende  Produktionsprincip  wenigstens  in  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Fälle  thatsächlich  stempelfrei  ausgehen.  Die  Frage, 
ob  und  inwieweit  im  übrigen  eine  Stempelverwendung  bei  Benutzung  des  Staats- 
schuldbuchs Platz  zu  greifen  habe,  ist  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  über 
den  Urkundenstempel  zu  beurteilen,  der  gegenüber  für  blosse  Anträge  und  Aus- 
lieferung von  Rentenscheinen  Stempel  jedenfalls  nicht  zu  verwenden  ist. 

Zu  §  27.  Dieser  §  ist  auf  Antrag  der  betreffenden  Deputation  der  I.  Kammer 
eingeschaltet  worden,  welche  eine  Klarstellung  nach  der  fraglichen  Richtung  zur 
Vermeidung  von  Weiterungen  für  erforderlich  erachtete. 


Die  in  §  23  des  Gesetzes  vorbehaltenen  Ausführungsvorschriften 
zu  demselben  sind  von  dem  Finanzministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Land- 
tagsausschusse zur  Verwaltung  der  Staatsschulden  unter  dem  17.  November  1884 
erlassen  worden  und  bestimmen  folgendes. 

§  1.    Zu  §§  2  bis  4  des  Gesetzes. 

1)  In  dem  Staatsschuldbuch  werden  unter  fortlaufenden  Nummern  so  viel 
einzelne  Conten  angelegt,  als  Gläubiger  (vergl.  §  4  des  Gesetzes)  einzutragen 
sind.  Jedes  Conto  wird  nach  dem  beifolgenden  Formulare  (J)  eingerichtet,  für 
dessen  Benutzung  das  JVIuster    J   als  Anleitung  zu  dienen  hat. 

2)  Staatsschuldverschreibungen  über  Sprozentige  jährliche  Renten,  auf 
welchen  sich  ein  gültiger  (vergl.  §  17  des  Gesetzes,  die  Einführungen  des  all- 
gemeinen deutschen  Handelsgesetzbuches  betreffend,  vom  30.  Oktober  1861, 
§  44  der  augehörigen  Ausführungsverordnung  vom  30.  Dezember  1861,  S.  811 
und  S.  570  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes,  sowie  §  3  unter  B  Nr.  6  des 
Bundesgesetzes,  betreffend  die  Einführung  etc.  des  allgemeinen  deutschen  Han- 
delsgesetzbuches als  Bundesgesetz,  vom  5.  Juni  1869  S.  379  des  Bundesgesetz- 
blattes) Vermerk  der  Ausserkurssetzung  vorfindet,  sind  als  zum  Umlaufe  brauchbar 
anzusehen,  wenn  ein  ordnungsgemässer  Vermerk  der  Wiederinkurssetzung  darauf 
angebracht  ist. 

Verunstaltete  Stücke  sind  als  brauchbar  zum  Umlaufe  nur  anzusehen,  wenn 
der  Inhaber  nach  §  4  Abs.  1  und  2  des  Gesetzes,  die  Kraftloserklärung  etc.  be- 
treffend, vom  6.  März  1879  (S.  75  ff.  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes)  die 
Aushändigung  eines  in  der  nämlichen  Form  ausgestellten  gleichlautenden  Papieres 
oder  eine  dasselbe  ersetzenden  Bescheinigung  würde  verlangen  können. 

Jeder  eingereichten  Schuldverschreibung  müssen  ausser  der  zugehörigen 
Zinsleiste  (Talon)  alle  noch  nicht  fälligen  Zinsscheine  (Coupons)  beigefügt  werden. 
Nur  wenn  die  Schuldverschreibung  in  dem  Monate  eingereicht  wird,  in  welchem 
ein  Zinsschein  fällig  wird,  ist  der  letztere  nicht  beizufügen. 

3)  Erfolgt  eine  nach  §  2,  Abs.  4  des  Gesetzes  zu  erteilende  Auskunft  schrift- 
lich, so  ist  der  in  §  7  Nr.  1  Abs.  2  der  gegenwärtigen  Verordnung  gedachte 
Vermerk  gleichfalls  auf  das  Schriftstück  zu  setzen. 
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§  2.     Zu  §  3  des  Gesetzes. 

1)  Bei  Stellung  von  Anträgen  auf  Eintragung  einer  Buchschuld  haben  sich 
die  Beteiligten  der  hierfür  von  der  Staatsschuldenverwaltung  aufgestellten  For- 
mulare zu  bedienen.  Werden  von  der  Staatsschuldenverwaltung  für  die  sonstigen 
im  Gesetze  vorgesehenen  Anträge  und  Meldungen  Formulare  aufgestellt,  so  sind 
auch  diese  thunlichst  zu  benutzen.  Die  Formulare  sind  bei  der  Staatsschulden- 
buchhalterei  in  Dresden  oder  bei  den  in  §  9  Nr.  1  unter  b  bis  d  namhaft 
gemachten  Kassenstellen  zu  entnehmen. 

Soweit  diese  Anträge  und  Meldungen  auf  bereite  bestehende  Conten  sich 
beziehen,  sind  die  letzteren  genau  zu  bezeichnen.  Auch  haben  alle  Anträge  und 
Meldungen  die  genaue  Angabe  von  Namen,  Stand,  Wohnort  und  Wohnung  des 
Antragstellers  oder  Meldenden  zu  enthalten. 

2)  In  den  Anträgen  auf  Eintragung  einer  Buchschuld  muss  die  Bezeichnung 
des  Gläubigers  so  genau  erfolgen,  dass  die  Unterscheidung  von  einem  anderen 
Gläubiger  mit  Sicherheit  geschehen  kann. 

Deshalb  sind  bei  physischen  Personen  anzugeben: 

a)  der  Familienname, 

b)  sämtliche  Vornamen, 

c)  bei  Frauen  auch  der  Geburtsname, 

d)  der  Beruf  oder  Stand, 

e)  der  Wohnort  und 

f)  die  Wohnung. 

3)  Die  gleichen  genauen  Angaben  sind  erforderlich  füi*  die  als  zum  Renten- 
empfang berechtigt  bestellten  physischen  Personen,  seien  dies  nun  Bevollmächtigte 
oder  gesetzliche  oder  verfassungsmässige  Vertreter. 

4)  Am  Schlüsse  des  Antrages  ist  zu  erwähnen,  welchen  etwaigen  Be- 
schränkungen der  Gläubiger  in  Bezug  auf  die  einzutragende  Forderung  unter- 
liegen soll. 

5)  Soll  die  Eintragung  auf  den  Namen  einer  Handelsfirma,  einer  juristischen 
Person,  eines  Personenvereins,  einer  Genossenschaft  oder  Kasse  der  in  §  4  Nr.  3  des 
Gesetzes  gedachten  Art  geschehen,  so  ist,  soweit  dies  nicht  notorisch,  dem  Antrage 
das  Zeugnis  der  zuständigen  öfifentlichen  Behörde  beizufügen,  durch  welches  dar- 
gethan  wird  bei  Handelsfirmen,  dass  sie  mit  der  angegebenen  Bezeichnung  imd 
Niederlassung,  beziehentlich  mit  dem  angegebenen  Sitze  in  ein  Handelsregister 
eingetragen  sind,  bei  juristischen  Personen,  dass  sie  rechtliche  Existenz  und  ihren 
Sitz  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  haben,  bei  Personenvereinen,  auf  welche 
das  Gesetz  vom  15.  Juni  1868,  die  juristischen  Personen  betreffend  (Seite  315 
des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes),  Anwendung  leidet,  ebenso  wie  bei  ein- 
getragenen Genossenschaften,  dass  sie  in  ein  Genossenschaft^register  eingetragen, 
bei  anderen  Personenvereinen,  bei  eingeschriebenen  Hüfskassen  und  sonstigen 
Kassen  der  ia  §  4  Nr.  3  des  Gesetzes  gedachten  Art,  dass  sie  als  Kassen  inner- 
halb des  Gebiets  des  Deutschen  Reichs  zugelassen  sind. 

6)  Die  dem  Antrage  beiliegenden  Schuldverschreibimgen  sind  in  einem  be- 
sonderen Verzeichnis  aufzuführen,  welches  Littera,  Nummer  und  Kapitalbetrag 
der  Verschreibungen  enthält. 

7)  Der  Einlieferer  erhält  sofort  nach  dem  Eingange  einen  Empfangschein 
über  Zahl,  Gattung  und  Kapitalbetrag  der  eingelieferten  Wertpapiere. 
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Der  Schein  muss  von  dem  Staatsschuldbuchführer  oder  deren  Stellvertretern 
unterschrieben  sein. 

8)  Von  denselben  Personen  wird  jede  Eintragung  in  das  Staatsschuldbuch 
unterschrieben. 

9)  Die  Staatsschuldenverwaltung  ist  befugt,  Ergänzungen  der  in  den  Ge- 
suchen gemachten  Angaben  zu  erfordern,  sofern  dies  zur  Klarstellung  der  im 
Staatsschuldbuch  zu  bewirkenden  Eintragungen  angezeigt  erscheint. 

Ablehnende  Bescheide  sind  mit  Gründen  zu  versehen. 
§  3.     Zu  §  4  Nr.  4  des  Gesetzes. 

Zu  den  hier  erwähnten  Vermögensmassen  gehören  auch  Erbschaften,  für 
welche  vom  Erbschaftsgericht  Vertreter  bestellt  werden  (§  2247  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches),  sowie  Konkursmassen. 

§  4.    Zu  §  6,  Absatz  3  des  Gesetzes. 
Die  Nummern  von  Schuldverschreibungen,  welche  an  Stelle  gelöschter  For- 
derungen ausgeliefert  werden,  haben  sich  an  die  Nummern  der  im  Umlaufe  be- 
findlichen Schuldverschreibungen  derselben  Anleihe  und  der  bezüglichen  Abschnitte 
anzuschliessen. 

§  4.     Zu  §  7  des  Gesetzes. 

Zur  Stellung  eines  Antrages  auf  Auslieferung  von  Staatsschuldverschreibun- 
gen gegen  Löschung  der  auf  den  Namen  eines  Minderjährigen  eingetragenen 
Forderung  seitens  des  Vormunds,  sowie  zum  Antrage  desselben  auf  Ueber- 
tragung  einer  solchen  Forderung  auf  ein  anderes  Conto  bedarf  es  der  Geneh- 
migung des  Vormundschaftsgerichts. 

Wird  der  Antrag  auf  Auslieferung  von  Staatsschuldverschreibungen  gegen 
Löschung  der  auf  den  Namen  eines  in  Konkurs  verfallenen  Buchgläubigers  ein- 
getragenen Forderung  oder  der  Antrag  auf  Uebertragung  einer  solchen  Fordeining 
auf  ein  anderes  Conto  von  dem  Konkursverwalter  gestellt,  so  hat  derselbe  durch 
ein  Zeugnis  des  Konkursgerichts  nachzuweisen,  dass  er  als  Konkursverwalter 
bestellt  ist,  und  dass  die  eingetragene  Forderung  zur  Konkursmasse  gehört. 

Wer  einen  Antrag  in  Vertretung  einer  Handelsfirma  stellt,  hat  durch 
Zeugnis  der  Registerbehörde  nachzuweisen,  dass  er  die  Handelsfirma  zu  vertreten 
berechtigt  ist. 

Juristische  Personen  haben,  soweit  die  Grundsätze  wegen  ihrer  Vertretung 
und  der  Legitimation  ihrer  Vertreter  nicht  notorisch  oder  gesetzlich  geregelt 
sind,  mit  jedem  auf  Bewirkung  eines  Eintrags  auf  einem  Conto  gerichteten 
Antrag  ein  obrigkeitliches  Zeugnis  darüber  beizubringen ,  in  welcher  Art  und 
durch  welche  Personen  sie  vertreten  werden. 

Die  Vorschrift  in  §  20  Abs.  2  des  Bundesgesetzes,  betreffend  die  privat- 
rechtliche Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  vom  4.  Juli 
1868  (Seite  415  ff.  des  Bundesgesetzblattes),  wonach  zur  Legitimation  des  Vor- 
standes einer  eingetragenen  Genossenschaft  bei  allen,  das  Hypothekenbuch  be- 
treffenden Geschäften  und  Anträgen  ein  Attest  des  Handelsgerichts  genügt,  dass 
die  darin  zu  bezeichnenden  Personen  als  Mitglieder  des  Vorstands  in  das  Ge- 
nossenschaftsregister eingetragen  sind,  gilt  auch  von  den  das  Staatsschuldbuch 
betreffenden  Geschäften  und  Anträgen. 

Für  die  Legitimation  der  Vorstände  neuer  Innungen,  der  Vorstände  von 
eingeschriebenen  Hilfskassen,  Oi-ts-  und  ßetriebs-(Fabrik-)Krankenkassen,  Knapp- 
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schafts-Kranken-  und  Pensionskassen  gelten  die  in  den  einschlagenden  Special- 
gesetzen —  Gewerbeordnung  des  Deutschen  Reichs  §  101  Abs.  3  (Seite  217  des 
des  Reichsgesetzblattes  von  1883),  Reichsgesetz  über  die  eingeschriebenen  Hilfs- 
kassen vom  7.  April  1876  §  17  Abs.  2  (Seite  129  des  Reichsgesetzblattes),  Reichs- 
gesetz, betreflfend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  vom  15.  Juni  1883  §  35 
Abs.  2  und  §  64  (Seite  86  und  95  des  Reichsgesetzblattes),  königlich  sächsisches 
Gesetz,  die  Ergänzung  und  Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  V.  Ab- 
schnittes Kap.  II  des  Allgemeinen  Berggesetzes,  vom  2.  April  1884  §  34  Abs.  2, 
§  59  Abs.  2  (Seite  107  und  113  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes)  —  ge- 
troffenen Bestimmxmgen. 

Das  in  §  7  Abs.  2  des  Staatsschuldbuch-Gesetzes  bezüglich  der  in  §  4 
Nr.  4  desselben  gedachten  Vermögensmassen  Bemerkte  gilt  auch  von  den  an  der 
zuletzt  angezogenen  Stelle  erwähnten  Anstalten. 

§  6.     Zu  §  10  Abs.  2  und  §  13  des  Gesetzes. 

Sind  Anträge  imd  Urkunden  von  einer  ausländischen  Behörde  ausgestellt 
oder  beglaubigt,  und  ist  die  Befugnis  dieser  Behörde  zu  Ausstellung  öffentlicher 
Urkunden  nicht  durch  Staatsverträge  verbürgt  (vergl.  z.  B.  den  Vertrag  zwischen 
dem  Deutschen  Reich  und  der  OesteiTeichisch- Ungarischen  Monarchie  wegen 
Beglaubigung  der  von  öffentlichen  Behörden  und  Beamten  ausgestellten  oder 
beglaubigten  Urkunden  vom  25.  Februar  1880  —  Reichsgesetzblatt  von  1881 
S.  4  ff.  — )  oder  sonst  der  Staatsschuldenverwaltung  bekannt,  so  muss  die  Be- 
fugnis der  ausländischen  Behörde  zur  Aufiiahme  des  Aktes  und  deren  Unter- 
Bchriffc  auf  gesandtschaftlichem  Wege  festgestellt  werden.  Zur  Annahme  der 
Echtheit  einer  solchen  Urkunde  genügt  nach  §  2  des  Reichsgesetzes  vom  I.Mai 
1878  (Reichsgesetzblatt  S.  89)  die  Legalisation  durch  einen  Konsul  oder  Ge- 
sandten des  Reichs. 

§  7.     Zu  §  14  des  Gesetzes. 

1)  Das  Benachrichtigungsschreiben  über  Eintragung  von  Forderungen  und 
Vermerken  hat  den  Wortlaut  des  betreffenden  Eintrags  zu  enthalten. 

Ausserdem  ist  auf  jedes  solches  Schreiben  in  einer  besonders  in  die  Augen 
fallenden  Form  der  Vermerk  zu  setzen: 

, Dieses  Schriftstück   gilt  nicht  als   eine   über  die  Forderung  ausgestellte 
Verschreibung. " 

2)  Die  Auslieferung  von  Schuldverschreibimgen  an  Stelle  zur  Löschung 
gelangter  Forderungen  geschieht  gegen  Quittung  an  denjenigen,  welcher  sich 
bei  der  Staatsschuldenverwaltung  als  berechtigt  zum  Empfange  ausweist,  und 
zwar  entweder  durch  die  Staatsschuldenbuchhalterei  oder  durch  eine  von  der 
Staatsschuldenverwaltung  zu  bestimmende  Kassenstelle.  Die  Prüfung  der  Iden- 
tität des  Empfängers  Hegt  letzterenfalls  der  ausliefernden  Stelle  ob. 

Hat  der  Berechtigte  die  Zusendung  durch  die  Post  innerhalb  des  Deutschen 
Reichs  beantragt,  so  ist  die  Staatsschuldenverwaltung  ermächtigt,  diesem  An- 
trage zu  entsprechen.  Die  Sendung  geschieht  alsdann  auf  Gefahr  und  Kosten 
des  Berechtigten.     Der  Posteinlieferungsschein  dient  als  Quittung. 

3)  Die  Mitteilung  der  in  Gemässheit  §  14  des  Gesetzes  zu  erlassenden 
Benachrichtigimgsschreiben  geschieht  durch  die  Post,  und  zwar,  sofern  der  Be- 
teiligte dies  bestimmt  hat,  mit  der  Bezeichnxmg:  .Einschreiben",  sonst  mittelst 
gewöhnlichen  Briefes. 
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§  8.  Zu  §  15  des  Gesetzes. 
Die  Hinterlegung  von  Schuldverschreibungen  erfolgt  unter  Beifügung  einer 
Abschrift  des  gelöschten  Contos  bei  dem  Amtsgerichte  zu  Dresden.  Dem  letz- 
teren sind  auf  Verlangen  auch  die  auf  das  Conto  bezüglichen  Akten  zur  Einsicht- 
nahme mitzuteilen.  Die  Beteiligten  sind  von  dem  Verfügten  gleichzeitig  zu 
benachrichtigen. 

§  9.     Zu  §§  16  und  17  des  Gesetzes. 

1)  Die  Zahlung  der  Renten  kann  erfolgen: 

a)  durch  die  Staatsschuldenkasse  in  Dresden; 

b)  durch  die  Lotterie-Darlehnskasse  in  Leipzig; 

cf  durch  die  Hauptsteuerämter  zu  Chemnitz,  Zwickau  und  Plauen; 

d)  durch  die  Stationskassen  der  sächsischen  Staatseisenbahnen  mit 
Ausnahme  derjenigen  von  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz,  Zwickau  und 
Plauen; 

e)  mittelst  üebersendung  durch  die  Post,  und  zwar  bis  zu  vierhundert 
Mark  einschliesslich  im  Wege  der  Postanweisung,  sonst  mittelst 
Briefs  unter  Wertangabe,  jedoch  nur  innerhalb  des  Deutschen  Reichs. 
Der  Posteinlieferungsschein  dient  als  Quittung. 

2)  Die  Staatsschulden-Verwaltung  bestimmt,  auf  welchem  Wege  die  Zahlung 
erfolgen  soll,  und  berücksichtigt  dabei  thunlichst  die  Wünsche  der  Gläubiger. 
Anträge  auf  eine  Aenderung  des  bisherigen  Zahlungsweges  haben  für  den 
nächsten  Fälligkeitstermin  nur  dann  Anspruch  auf  Berücksichtigung,  wenn  sie 
bis  zum  ersten  Tage  des  Fälligkeitsmonats  eingehen. 

3)  Die  Zahlung  durch  eine  öffentliche  Kasse  (zu  Nr.  1  a  bis  d)  erfolgt 
gegen  Quittung  auf  dem  hierzu  vorgeschriebenen  Formular.  Ehefrauen  sind, 
solange  nicht  ein  Widerspruch  des  Ehemannes  vorliegt,  zur  selbständigen 
Quittungsleistung  über  die  Renten  auf  die  für  sie  eingetragenen  Forderungen 
berechtigt.  Bei  Prüfung  der  Legitimation  und  Identität  des  Empfängers  sind 
die  Kassen  verpflichtet,  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Vorschriften  gewissen- 
haft zu  verfahren. 

4)  Die  Rentenempfänger  haben  sich  bei  denjenigen  Kassenstellen,  an  denen 
sie  ihre  Renten  zu  empfangen  haben,  innerhalb  der  in  §  17  des  Gesetzes  be- 
stimmten Fristen  freiwillig  und  ohne  besondere  Erinnerung  seitens  der  be- 
treffenden Kassenstelle  zur  Erhebung  der  ihnen  zukommenden  Beträge  an- 
zumelden. 

§  10.     Zu  §  18  des  Gesetzes. 
Schriftliche  Meldungen  über  Aenderungen  in  der  Person   oder  Wohnung 
des   Rentenempfängers,   welche  jedenfalls  die  Angabe   der   zeitherigen  Adresse 
des  letzteren  enthalten  müssen,   haben   für  den  nächsten  Fälligkeitstermin  nur 
dann  Anspruch  auf  Berücksichtigung,  wenn  sie  bis  zum  ersten  Tage  des  Fälligkeits- 
monats bei  der  Staatsschulden- Verwaltung  eingehen. 
§  11.     Zu  §  19  des  Gesetzes. 
Die  Einhebung   der  nach   §  19   des  Gesetzes   zu   entrichtenden  Gebühren 
erfolgt  durch  die  Staatsschuldenkasse. 

§  12.     Zu  §  23  des  Gesetzes. 
Das  Gesetz  über   das  Staatsschuldbuch   tritt   mit  dem   2.  Januar  1885   in 
Kraft. 
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Ausser  diesen  öflFentlich  verkündeten  Ausführungsvorschriften  ist  in  betreff" 
der  Führung  des  Staatsschuldbuchs  noch  eine  für  die  Buchhalterei  und  die 
Kasse  der  Staatsschuldenverwaltung  bestimmte  Instruktion  ergangen,  aus  der 
wir,  als  vom  finanztechnischen  Standpunkte  aus  erwähnenswert,  zunächst  hervor- 
heben, dass  jedes  Conto  des  Staatsschuldbuchs  4  Seiten  umfasst,  von  denen  je 
2  sich  gegenüberstehende  zusammengehören.  100  Conten,  für  welche  noch 
80  Seiten  als  Ergänzungsblätter  vorgesehen  sind,  bilden  einen  Band.  Je  zwei 
sich  gegenüberstehende  Seiten  werden  zusammen  als  eine  Seite  behandelt 
und  mit  der  nämlichen  Seitenziffer  versehen,  so  dass  jeder  Band  240  verwend- 
bare Doppelseiten  enthält.  Das  Titelblatt  jeden  Bandes  trägt  die  Aufschrift: 
„Staatsschuldbuch  des  Königreichs  Sachsen"  sowie  die  Nummer  des  Bandes  und 
die  Angabe  der  Nummern  der  darin  eröfiheten  Conten  (Band  I  Conten  No.  1  bis 
100).  Die  Blätter  werden  mit  einer  Schnur  durchzogen,  deren  beide  Enden 
der  Vorsitzende  des  Landtagsausschusses  zur  Verwaltung  der  Staatsschulden 
mit  seinem  Amtssiegel  auf  dem  Titelblatt  befestigt,  während  er  daneben  folgenden 
Vermerk  unterzeichnet:  „Der  gegenwärtige  Band  umfasst  zweihundertundvierzig 
(240)  mit  fortlaufenden  Ziffern  versehene  Doppelseiten. "  Die  Ergänzungsblätter 
werden  zur  Fortsetzung  derjenigen  Conten  benutzt,  für  welche  bezüglich  einer 
Spalte  die  beiden  Doppelseiten  des  Buches  nicht  ausreichen.  Das  Duplikat  des 
Staatsschuldbuchs  besteht  aus  den  Duplikaten  der  einzelnen  Conten  des  Haupt- 
exemplars, welche  jedoch  nicht  in  einem  Bande  vereinigt,  sondern  gesondert  in 
Mappen  gehalten  werden,  deren  je  eine  für  die  Conten  eines  Bandes  des  Haupt- 
exemplars verwendet  wird.  Jede  Mappe  erhält  ein  Titelblatt  in  gleicher  Weise 
wie  der  entsprechende  Band  des  Hauptexemplars  und  ausserdem  die  Bezeichnung  . 
„Duplikat".  Sobald  das  Duplikat  eines  Contos  die  Verwendung  von  mehr  als 
einem  Bogen  erheischt,  ist  jeder  anzufügende  Bogen  mit  dem  Duplikate  durch 
eine  Schnur  zu  verbinden,  welche  vom  Ausschussvorsitzenden  amtlich  ange- 
siegelt wird. 

Neben  dem  Staatsschuldbuche  wird  zum  Zwecke  der  leichten  und  sicheren 
Auffindung  der  darin  eingetragenen  Gläubiger  ein  alphabetisches  Namenregister 
derselben  in  einem  seinem  Formate  nach  mit  den  Bänden  des  Schuldbuchs 
übereinstimmenden  besonderen  Bande  geführt. 

Mit  der  Führung  des  Staatsschuldbuchs  ist  ein  bestimmter  Beamter  der 
Buchhalterei  der  Staatsschuldenverwaltung  ausschliesslich  beauftragt,  dem  zu 
grösserer  Sicherstellung  der  ordnungsmässigen  Erledigung  der  Geschäfte  ein 
zweiter  Beamter  als  Controleur  zur  Seite  gestellt ,  ist.  Ausserdem  sind  der 
Staatsschuldenbuchhalter  und  der  Staatsschuldenkassierer  bei  Erledigung  der 
auf  das  Staatsschuldenbuch  bezüglichen  Geschäfte  beteiligt. 

Auf  den  das  Staatsschuldenbuch  betreffenden  Eingängen  und  Vorlagen 
von  Amts  wegen  ist  ausser  dem  Tage  des  Eingangs  auch  noch  die  Stunde  und 
in  den  Fällen  von  §  7  Abs.  6  des  Gesetzes  die  Minute  aufzutragen.  Die  Ein- 
gänge sind  in  einer  besonderen  Registrande  zu  verzeichnen  und  hierauf  mit 
den  beiliegenden  Wertscheinen  samt  Zinsleisten  und  Zinsscheinen  unverweilt 
an  den  Buchführer  abzugeben.  Bares  Geld  ist,  insoweit  dasselbe  nicht  irrtümlich 
eingesendet  worden  und  daher  zurückzugeben  ist,  unmittelbar  der  Kasse  zu 
überweisen.  Die  zu  einem  Eingange  gehörigen  Wertpapiere  sind,  nachdem  der 
Buchführer  oder  im  Falle  augenblicklicher  Behinderung  desselben  der  Controleur 
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deren  genaue  Uebereinstimmung  mit  den  Lieferscheinen,  sowie  die  Echtheit 
und  Umlaufsfähigkeit  derselben  festgestellt  hat,  Hauptpapiere  und  Zinsbogen 
getrennt,  mit  Umschlägen  zu  versehen,  auf  welchen  die  Nummer  angegeben 
wird,  unter  der  die  Papiere  in  einem  zu  diesem  Behufe  zu  führenden  Eingangs- 
journale verzeichnet  worden  sind.  Alsdann  gehen  die  Hauptpapiere  in  die 
Verwahrung  des  Buchführers,  die  Zinsleisten  und  Zinsscheine  in  die  Verwahrung 
des  Controleurs  über.  Das  Ergebnis  der  angestellten  Prüfung  der  Papiere  und 
der  Empfang  derselben,  ingleichen  der  Empfang  von  barem  Gelde  sind  von 
den  bezüglichen  Beamten  auf  dem  Eingangsstücke  zu  bescheinigen. 

Für  jeden  im  Staatsschuldbuch  zu  bewirkenden  Eintrag  ist  zunächst  ein 
Entwurf  anzufertigen  und  dem  Vorsitzenden  des  Landtagsausschusses  zur  Ver- 
waltung der  Staatsschulden  zur  Genehmigung  und  Zeichnung  voraulegen. 

Bei  Eintragung  des  Namens  des  Gläubigers  auf  der  ersten  Doppelseite 
des  Contos  oberhalb  der  Spalten  ist  so  zu  verfahren,  dass  zwischen  dieser 
Eintragung  und  den  Spalten  Raum  für  spätere  Aenderungen  bleibt,  da  bei 
solchen  Aenderungen  der  neue  Name  auf  dem  bisherigen  Conto  dem  alten 
hinzugefügt  wird,  die  Anlegung  eines  neuen  Contos  daher  ebenfalls  nicht 
stattfindet. 

Bei  jeder  Aendenmg  in  den  Spalten  für  die  Forderung  und  für  die  Be- 
schränkungen des  Gläubigers  ist  sorgfältig  zu  prüfen,  welchen  Einfluss  das 
durch  die  Aenderung  betreffs  des  Kapitals  hergestellte  neue  Rechtsverhältnis 
auf  die  Eintragimgen  betreffs  der  Berechtigung  zum  Empfange  der  Renten  aus- 
übt, und  es  ist  danach,  nötigenfalls  von  Amts  wegen,  in  der  Spalte  für  die 
Berechtigung  zum  Empfang  der  Renten  die  erforderliche  Einschrift  mit  zu  be- 
wirken. Ein  gleicher  Vermerk  von  Amts  wegen  hat  stattzufinden,  wenn  in  betreff 
der  Person  oder  der  "Wohnung  des  Rentenberechtigten  oder  in  betreff  des  Weges, 
auf  welchem  die  Rentenzahlung  erfolgen  soll ,  eine  Aenderung  schriftlich  ange- 
zeigt worden  ist.  Derartige  Aenderungen  sind  auch  in  dem  Namenregister  und 
Staatsschuldbuche  nachzutragen. 

Rasuren,  Einschaltungen  und  Berichtigungen  sind  unbedingt  verboten. 
Unrichtige,  unvollständige  oder  mangelhafte  Vermerke  müssen  rot  unterstrichen 
und  in  der  Spalte  für  Löschungsbemerkungen  als  ungültig  bezeichnet  werden. 
Gleichzeitig  ist  der  richtige  Vermerk  einzutragen. 

Bei  Abschreibungen  in  der  Spalte  für  die  Forderung  ist  der  in  Ziffern 
ausgedrückte  Betrag  der  abzuschreibenden  Summe  mit  roter  Tinte  einzutragen 
und  der  Rest  unter  einem  mit  schwarzer  Tinte  zu  ziehenden  Strich  schwarz 
abzuschreiben.  Bei  Löschungen  in  den  Spalten  für  die  Beschränkungen  des 
Gläubigers  und  für  die  Berechtigung  zum  Empfange  der  Renten  ist  der  Löschungs- 
vermerk in  die  vorgesehene  Spalte  neben  die  Eintragung,  auf  welche  sich  die 
Löschung  bezieht,  zu  schreiben  und  die  gelöschte  Eintragung  selbst  rot  zu  unter- 
streichen. Löschungen  in  der  Ueberschrift  des  Contos  sind  nur  durch  Unter- 
streichung des  zu  löschenden  Vermerks  mit  roter  Tinte  zu  bewirken.  Ein  be- 
sonderer Vermerk  über  die  Löschung  erfolgt  hier  nicht,  weil  mit  jeder  solchen 
Löschung  eine  Neueintragung  verbunden  sein  muss.  Bei  Löschimgen  des  ganzen 
Contos  ist  dasselbe  auf  jeder  Seite  kreuzweise  rot  zu  dui-chstreichen  und 
der  Löschungsvermerk  unten  auf  der  letztbenutzten  Doppelseite  des  Contos  ein- 
zutragen.    In  dem   zu    dem  Staatsschuldbuch   gehörigen  Namenregister   erfolgt 
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die  Löschung  ebenfalls  im  Wege  der  Durchstreichung  mit  roter  Tinte  und  im 
übrigen  unter  Beisetzung  des  Vermerks:  „Geschlossen". 

Bei  allen  Einschreibungen  in  das  Staatsschuldbuch  ist  der  Tag  der  Ein- 
schrift  anzugeben.  Jede  Einschreibung  ist  von  dem  Buchführer  und  dem 
Buchhalter  mit  Namen  und  Dienstbezeichnung  zu  unterzeichnen.  Diese  Unter- 
zeichnung darf  jedoch  nicht  eher  erfolgen,  als  bis  sich  der  Buchhalter  von  der 
Uebereinstimmung  des  Eintrags  mit  dem  genehmigten  Entwm-fe  desselben  über- 
zeugt hat.  Bei  dem  Entwürfe  der  Eintragung  wird  unter  Beisetzung  des  Datums 
vom  Buchführer  und  Buchhalter  bescheinigt,  dass  die  Einschreibung  im  Staats- 
schuldbuche erfolgt  ist. 

Nach  jedem  Geschäftsschluss  sind  die  in  Gebrauch  gewesenen  Bände  des 
Staatsschuldbuchs  vom  Buchführer  und  Controleur  unter  gemeinschaftlichen 
Verschluss  zu  nehmen.  Die  Aufbewahrung  erfolgt  in  einem  feuerfesten  Kassen- 
schranke. 

Die  Einschriften  in  das  Duplikat  des  Staatsschuldbuchs  haben  möglichst 
unmittelbar  nach  den  Eintragungen  in  das  Hauptexemplar  zu  erfolgen  und 
müssen  in  gleicher  Weise  wie  die  Eintragungen  im  Hauptexemplar  vollzogen 
werden.  Bei  Einträgen  in  bestehende  Conten  sind  die  bezüglichen  Duplikat- 
Conten  vom  Staatsschuldenkassierer,  dem  die  ebenfalls  in  einem  feuerfesten 
Kassenschranke  erfolgende  Aufbewahrung  des  Schuldbuch -Duplikats  obliegt, 
gegen  Empfangsbekenntnis  an  den  Buchführer  herauszugeben.  Die  Rückgabe 
an  den  Kassierer  hat  alsbald  nach  bewirktem  Eintrage,  jedenfalls  aber  noch  am 
Tage  der  Herausgabe  zu  erfolgen.  Duplikate,  welche  über  neu  angelegte  Conten 
auszufertigen  sind,  müssen  an  demselben  Tage,  an  welchem  der  Eintrag  in  das 
Hauptschuldbuch  gemacht  wird,  an  den  Kassierer  abgegeben  werden,  welcher 
über  den  Empfang  ein  Bekenntnis  zu  den  Akten  auszustellen  hat. 

Die  auf  die  Eintragungen  im  Staatsschuldbuche  bezüglichen  Geschäfte 
sind  dergestalt  zu  beschleunigen,  dass,  abgesehen  von  den  Verzögerungen,  welche 
sich  aus  §  20  des  Gesetzes  ergeben,  zwischen  dem  Eingange  der  Anträge  und 
der  Absendung  der  Benachrichtigung  über  erfolgte  Einschriften  in  das  Staats- 
schuldbuch, welche  im  Namen  des  Landtagsausschusses  zu  Verwaltung  der 
Staatsschulden  ausgefertigt  und  von  dem  Buchführer  mit  Hinzufügung  des 
Wortes  „Beglaubigt,"  sowie  unter  Beidrückung  seines  Amtsstempels  namens- 
unterschriftlich  und  unter  Angabe  seiner  Dienststellung  vollzogen  wird,  oder 
sonstige  Bescheidungen  in  der  Regel  nicht  mehr  als  4  Tage  vergehen.  Ver- 
fügungen der  Gerichte  müssen  zu  jeder  Zeit  unverzüglich  erledigt  werden. 

Gleichzeitig  mit  der  Eintragung  einer  Forderung  in  das  Staatsschuldbuch 
sind  die  eingelieferten  Staatsschuldverschreibungen,  und  zwar  diese  vom  Buch- 
führer, nebst  Zinsleisten  und  Zinsscheinen,  diese  vom  Controleur,  ungültig  zu 
machen.  Dies  geschieht  dadurch,  dass  jedem  Hauptpapiere  auf  dem  Worte 
„Staatsschuldverschreibung"  und  auf  dem  Prägestempel,  jeder  Zinsleiste  und 
jedem  Zinsscheine  aber  auf  der  faksimilierten  Unterschrift  ein  Stempel  mit  dem 
Worte  „Ungültig"  und  mit  der  Umschrift  „Staatsschuldenbuchhalterei"  auf- 
gedrückt wird.  Die  ungültig  gemachten  Papiere  sind  an  den  Buchhalter  abzu- 
geben. Dieser  hat  den  Empfang  der  Papiere  in  dem  Eingangsjournale  zu  be- 
scheinigen und  dieselben  unter  laufender  Nummer  und  unter  Bezugnahme  auf 
die  bezügliche  Nummer  des  Eingangsjournals   in   einem  für  jede  Rentenanleihe 
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besonders  zu  führenden  Conto  zu  verzeichnen.  Die  Nummer,  unter  welcher  der 
Eintrag  in  diesem  Conto  erfolgt  ist,  ist  auf  dem  Umschlage  jeder  Post  neben 
der  Nummer  des  Eingangsjournals  zu  bemerken.  Der  Eintrag  muss  das  Datum 
der  Einlieferung ,  den  Nennwert  und  die  Abschnitte  der  eingelieferten  Schuld- 
verschreibungen, die  Termine  der  mit  eingelieferten  Zinsscheine,  die  Aktenstelle, 
wo  sich  das  Eingangsstück  und  das  Nummemverzeichnis  befindet,  die  Nummer 
des  Contos  im  Staatsschuldbuch  und  die  Nummer  der  Einschrifl  auf  diesem 
Conto,  sowie  den  Namen  des  daselbst  eingetragenen  Gläubigers  angeben;  auch 
ist  eine  Spalte  für  den  Nachweis  der  späteren  Vernichtung  der  Papiere,  die  in 
gleicher  Weise  wie  diejenige  der  ausgelosten  oder  sonst  amortisierten  Effekten 
im  Wege  der  Verbrennung  erfolgt,  vorzusehen.  Bis  zum  Zeitpunkte  dieser  Ver- 
nichtung sind  die  Papiere,  nachdem  sie  zuvor  in  den  bestehenden  Grundbüchern, 
Kapital-  und  Zinslöschregistem,  sowie  Tilgungsregistem  gelöscht  und  mit  dem 
Abdrucke  eines  Löschungsstempels  versehen  worden,  unter  Verschluss  des  Buch- 
halters und  Mitverschluss  eines  von  dem  Landtagsausschusse  dazu  bestimmten 
Buchhaltereibeamten,  welcher  die  Anlegung  des  Mitverschlusses  in  dem  vorbe- 
zeichneten  Conto  des  Buchhalters  zu  bescheinigen  hat,  zu  nehmen. 

Die  auf  die  Buchschulden  zu  zahlenden  Renten  sind  in  Nachweisungen  zu- 
sammenzustellen, welche  von  Termin  zu  Tei*min  angelegt  und  der  Staatsschulden- 
kasse zugestellt  werden.  L^m  zu  ermöglichen,  dass  diese  Nachweisungen,  welche 
der  Kasse  hinsichtlich  der  auf  dem  Postwege  abzusendenden  Beträge  und  der- 
jenigen Beträge,  bei  welchen  sie  sonst  als  Zahlungsstelle  bezeichnet  ist,  als  Zah- 
Itmgsanweisung  dienen,  alle  am  10.  Tage  des  Fälligkeitsmonats  eingetragenen 
Berechtigten  enthalten  und  doch  auch  der  Kasse  so  rechtzeitig  zugehen,  dass 
die  letztere  der  Vorschrift  von  §  17  des  Gesetzes  gemäss  14  Tage  vor  dem 
Fälligkeitstermine  mit  der  Leistung  der  Zahlungen  beginnen  kann,  sind  dieselben 
schon  vorher  aufzustellen  und  auf  Gi-und  der  genehmigten  Entwürfe  der  Einträge 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten.  Aus  den  Rentennachweisungen  muss  sich  die 
Nummer  des  Contos  im  Schuldbuche  (der  Betrag  der  Rente,  der  Name,  Stand 
und  Wohnort  des  Empfängers  und  die  Zahlstelle,  beziehentlich  der  Zahlungs- 
weg) ergeben.  Ausserdem  sind  dieselben  mit  Spalten  zum  Nachweise  der  ge- 
leisteten Zahlimgen  (Ist-Ausgaben)  und  der  in  Rückstand  gebliebenen  Zahlungen 
(Ausgabe-Reste)  versehen. 

Gleichzeitig  mit  den  Rentennachweisungen  sind  die  Quittungsformulare 
zu  den  durch  eine  öffentliche  Kasse  auszuzahlenden  Renten  fertig  zu  stellen  und 
zum  Abgange  zu  bringen.  Im  Texte  der  Quittungsformulare  muss  der  Betrag 
der  Rente  in  Buchstaben  und  in  Ziffern,  der  Fälligkeitstermin  und  der  Kapital- 
betrag, auf  welchen  die  Rente  sich  bezieht,  die  Nummer  des  Contos  im  Staats- 
schuldenbuche und  die  Rentenanleihe,  welcher  der  Kapitalbetrag  angehört, 
angegeben  sein.  Ausserdem  sind  den  Quittungsformularen  Bescheinigungen  auf- 
gedruckt, durch  deren  Ausfüllimg  imd  Unterschrift  der  auszahlende  Beamte  zu 
beurkunden  hat,  in  welcher  Weise  er  sich  über  die  Persönlichkeit,  an  welche 
die  Zahlung  geleistet  worden  ist,  die  erforderliche  Gewissheit  verschafft  hat. 
Jedem  für  eine  auswärtige  Zahlstelle  bestimmten  Quittungsformulare  ist  ein 
besonderer  Streifen  angefügt,  auf  welchem  der  Zahlungsstelle  aufgegeben  wird, 
den  in  dem  Formulare  ausgedrückten  Betrag  an  die  benannten  Berechtigten  gegen 
Quittung  auszuzahlen.     Auf  diesem  Streifen,  welcher  abzurennen  ist,  bevor  das 
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Quittungsformular  dem  Empfangsberechtigten  vorgelegt  oder  ausgehändigt  wird, 
finden  sich  ausserdem  die  wesentlichen  Merkmale  der  Quittung  wiederholt  und 
diejenigen  Vorschriften  angegeben,  welche  die  Zahlungsstelle  zu  beachten  hat. 
Treten  vor  Auszahlung  eines  Rentenbetrages  Aenderungen  in  der  Person  des  Em- 
pfängers ein,  so  ist  das  ungültig  gewordene  Quittungsformular  gegen  ein  neues 
umzutauschen. 

Die  Rentenempfänger,  an  welche  die  Zahlung  durch  eine  öffentliche  Kasse 
zu  geschehen  hat,  haben  bei  der  letzteren  freiwillig,  und  ohne  dass  eine  besondere 
Erinnerung  erfolgt,  die  ihnen  zukommenden  Beträge  zu  erheben,  und  zwar  in 
der  Regel  persönlich.  Die  Kassenstelle  hat,  dafern  der  Zahlung  Begehrende  ihr 
nicht  bekannt  ist,  dessen  Persönlichkeit  genau  festzustellen,  wobei  es  indessen 
genügt,  dass  ein  der  Kassenstelle  persönlich  und  als  glaubwürdig  bekannter 
Zeuge  den  Zahlung  Begehrenden  als  den,  für  welchen  er  sich  ausgibt,  anerkennt, 
oder  wenn  der  Zahlung  Begehrende  durch  den  Vorweis  eines  persönlichen  Papieres 
(Passkarte,  Bürgerschein  etc.)  sich  ausweist.  In  dem  Falle,  dass  der  Empfangs- 
berechtigte am  persönlichen  Erscheinen  behindert  ist,  wird  das  Quittungsformular 
zur  Vollziehung  verabfolgt,  sofern  der  Abholer  den  hierzu  erhaltenen  Auftrag 
durch  Abgabe  einfacher  schriftlicher  Vollmacht,  welche  der  Aussteller  noch  durch 
Mitgabe  eines  persönlichen  Papieres  zu  ergänzen  hat,  nachzuweisen  vermag. 
Bei  Vorlegung  der  ausserhalb  der  Kassenstelle  vollzogenen  Rentenquittung  zur 
Zahlung  wird  letztere  erst  geleistet,  nachdem  die  Uebereinstimmung  der  Schrift- 
züge der  Quittungsunterschrift  mit  der  Unterschrift  der  bei  der  Abholung  des 
Formulares  abgegebenen  Vollmacht  festgestellt  ist  und  der  Abholer  seinen  Auf- 
trag durch  nochmalige  Vorzeigung  eines  persönlichen  Papieres  des  Berechtigten 
bescheinigt  hat.  Der  auszahlende  oder,  soweit  die  Auszahlung  bei  der  Staats- 
schuldenkasse unmittelbar  erfolgt,  der  mit  der  Prüfung  beauftragte  Beamte  hat 
durch  Ausfüllung  und  Unterschrift  der  auf  die  Quittungen  gesetzten  Beschei- 
nigung je  nach  Lage  des  Falles  zu  beurkunden,  dass  der  in  der  Quittung  be- 
nannte Empfänger  „ihm  von  Person  bekannt  sei",  oder  „durch  den  ihm  persönlich 
und  als  glaubwürdig  bekannten  N.  N.  als  Zeugen  seiner  Persönlichkeit  nach  fest- 
gestellt worden  sei",  oder  „durch  Vorweis  seiner  Passkarte  (seines  Bürger- 
scheines etc.)  sich  seiner  Persönlichkeit  nach  ausgewiesen  habe",  oder  „dass  der- 
jenige, welcher  das  Quittungsformular  abgeholt  hat,  sich  durch  Abgabe  einer 
Vollmacht,  sowie  durch  Vorzeigung  einer  Passkarte  (eines  Bürgerscheines  etc.) 
des  Empfangsberechtigten  legitimiert  habe,  auch  bei  Empfangnahme  der  Rente 
die  Passkarte  (den  Bürgerschein  etc.)  des  Empfangsbescheinigten  anderweit  vor- 
gelegt worden  sei  und  die  Schriftzüge  der  Quittungsunterschrift  mit  den  Schiift- 
zügen  der  Unterschrift  unter  der  Vollmacht  übereingestimmt  haben." 

Mit  der  Absendung  der  auf  dem  Postwege  zu  bewirkenden  Rentenzahlungen 
hat  die  Staatsschuldenkasse  thunlichst  sogleich  bei  Beginn  der  Zahlungszeit 
den  Anfang  zu  machen  und  die  Absendung  so  zu  fördern,  dass  mit  Eintritt  des 
Fälligkeitstermins  die  Renten  vollständig  zur  Post  gegeben  sind.  Jeder  Brief- 
sendung ist  ein  Begleitschein  beizulegen,  in  welchem  unter  Hinweis  auf  die 
Nummer  des  Contos  im  Staatsschuldbuche  die  Sendung  nach  Betrag,  Termin 
und  Gegenstand  genau  bezeichnet  wird.  Bei  Sendung  mittelst  Postanweisung 
sind  die  gleichen  Angaben  auf  dem  Absclmitte  der  Anweisung  zu  bewirken, 
es  sei  denn,    dass  der  Empfangsberechtigte  beantragt,    unter  Weglassung  einer 
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solchen  Bemerkung  auf  der  Postanweisung  eine  besondere  Benachrichtigung  zu 
-erhalten. 

Da  die  bei  den  auswärtigen  Zahlungsstellen  bis  zum  8.  Tage  nach  dem 
Fälligkeitstermine  unerhoben  gebliebenen  Renten  nur  noch  bei  der  Staatsschulden- 
kasse gezahlt  werden,  sind  die  hierauf  bezüglichen  Quittungsformulare  von  der  be- 
treffenden Zahlimgsstelle  kurzer  Hand  an  die  Staatsschuldenkasse  zurückzusenden. 

Sämtliche  auf  Buchschulden  geleistet«  Rentenzahlungen  werden  von  der 
Staatsschuldenkasse  in  einem  besonderen  Ausgabejoumale  unter  laufender  Num- 
mer und  dem  Datum  der  Zahlung  oder  Zurechnung,  sowie  unter  Beisetzung  der 
bezüglichen  Contonummern  des  Staatsschuldbuches  gebucht.  Die  laufende 
Nummer  dieses  Journals  wird  auf  den  Quittungen  und  Postlieferungsscheinen 
vermerkt.  Die  Beträge  zurückkommender  Postsendimgen  sind  an  dem  Tage, 
an  welchem  sie  zur  Kasse  zurückfliessen,  unter  Eintragung  einer  Anmerkung  zu 
der  bezüglichen  Ausgabepost  von  der  Ausgabe  abzusetzen.  Neben  den  Spalten, 
welche  zu  dem  summarischen  Nachweise  der  auf  Buchschulden  geleisteten  Renten- 
zahlungen erforderlich  sind,  enthält  das  Ausgabejoumal  noch  Spalten,  welche 
dem  Nachweise  der  Zahlungen  nach  Anleihen,  nach  Ausgaberesten  und  nach 
den  Fälligkeitsterminen  des  laufenden  Jahres  dienen. 

Was  die  Benutzung  anlangt,  welche  das  sächsische  Staatsschuldbach  bis 
jetzt  gefunden  hat,  so  ist  durch  Eintragung  in  dasselbe  in  der  Zeit  vom  2.  Januar 
bis  24.  April  1885  ein  Nennwert  von 

1,355,000  Mark  in  Staatsschuldverschreibungen  der  3prozentigen  Rentenanleihe 
vom  Jahre  1876  und 
496,000       ,      in  dergleichen  der  Sprozentigen  Rentenanleihe  vom  Jahre  1878, 

1,851,000  Mark  zusammen 

in  Buchforderungen  auf  den  Namen  bestimmter  Gläubiger  umgewandelt  worden. 
Die  Eintragungen  verteilen  sich  auf  55  verschiedene  Conten,  von  denen  53  für 
einzelne  physische  Personen  und  je  1  für  eine  juristische  Person  und  eine  ein- 
getragene Genossenschaft  eröffnet  worden  sind.  Von  der  Gesamtzahl  der  Conten 
entfallen  13  Prozent  auf  Einzelbeträge  bis  zu  5000  Mark,  18  Prozent  auf  Be- 
träge über  5000  Mark  bis  zu  10,000  Mark,  51  Prozent  auf  Beträge  über 
10,000  Mark  bis  zu  50,000  Mark  und  18  Prozent  auf  Beträge  über  50,000  Mark; 
<ier  Durchschnittsbetrag  für  ein  Conto  stellt  sich  auf  rund  33,500  Mark.  Löschun- 
gen eingetragener  Forderungen  und  Rückumwandlung  derselben  in  3prozentige 
Rentenschuldverschreibungen  sind  zur  Zeit  nicht  beantragt  worden;  dagegen 
haben  auf  4  Conten  Zuschreibungen  stattgefunden.  Für  ausserhalb  Sachsens 
wohnende  Gläubiger  sind  3  Conten  eröffnet  worden. 

Will  man  diese  Ergebnisse  mit  dem  Geschäftsstande  bei  dem  preussischen 
Staatsschuldbuche,  wie  solches  kürzlich  in  dem  Reichs-  und  Preussischen  Staats- 
anzeiger veröffentlicht  worden  ist,  vergleichen,  so  ist  zunächst  auf  den  Unter- 
schied zwischen  der  Höhe  der  preussischen  4prozentigen  konsolidierten  Staatsanleihe 
und  der  sächsischen  3prozentigen  Rentenanleihen  und  sodann  auf  die  längere 
Dauer  der  Wirksamkeit  des  preussischen  Staatsschuldbuchgesetzes  Rücksicht  zu 
nehmen.  Da  die  preussische  4prozentige  konsolidierte  Staatsanleihe,  nach  dem 
Nennwerte  gerechnet,  den  6'/7fachen  Betrag  beider  sächsischer  Rentenanleihen 
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ausmacht  und  die  in  dem  angezogenen  Hinweise  enthaltenen  Geschäftsergebnisse 
der  preussischen  Staatsschuldbuch-Verwaltung  sich  auf  einen  halbjährigen  Zeit- 
raum beziehen,  so  stellt  sich  das  Verhältnis  auf  annähernd  10 : 1,  und  es  sollten, 
da  in  Preussen  nach  einem  einhalbjährigen  Bestehen  der  Staatsschuldbuch-Ver- 
waltung auf  643  eröffneten  Conten  Buchforderungen  im  Gesamtbetrage  von 
52,300,200  Mark  (81,000  Mark  im  Durchschnitt  für  das  einzelne  Conto)  ein- 
getragen worden  waren,  in  Sachsen  gegenwärtig  63  Conten  über  einen  Gesamt- 
betrag von  5,152,000  Mark  eröff"net  sein.  Wenn  auch  diese  Contenzahl  in 
Sachsen  nahezu  erreicht  ist,  so  ist  doch  der  Kapitalbetrag  der  eingetragenen 
Forderungen  und  der  Durchschnittsbetrag  der  einzelnen  Conten  ganz  erheblich 
hinter  der  angegebenen  Verhältnisziffer  zurückgeblieben.  Dieses  Missverhältnis 
beruht  darauf,  dass,  während  in  Preussen  die  öffentlichen  Behörden  für  die  ver- 
schiedensten Arten  ihrer  Vermögensverwaltungen  bereits  von  der  Einrichtung 
des  Staatsschuldbuchs  Gebrauch  gemacht  haben,  dies  in  Sachsen  bis  jetzt  in 
keinem  einzigen  Falle  geschehen  ist,  und  daher  erklärt  es  sich,  dass  nach  den 
mitgeteilten  Geschäftsergebnissen  in  Preussen  130  Conten  von  juristischen  Per- 
sonen und  anderen  Vermögensmassen  besetzt  waren,  während  dies  in  Sachsen 
zur  Zeit  nur  erst  bei  2  Conten  der  Fall  ist.  Die  Richtigkeit  dieser  Annahme,^ 
welche  bei  der  Erheblichkeit  der  Kapitalbeträge  vieler  staatlicher  Vermögens- 
verwaltungen zugleich  den  Unterschied  zwischen  „Ist"  und  „Soll"  der  in  Sachsen 
eingetragenen  Forderungen  erklärt,  erhellt  noch  daraus,  dass  sich  hinsichtlich 
der  physischen  Personen  das  Verhältnis  im  Vergleiche  zu  Preussen  in  Sachsen 
sogar  etwas  günstiger  gestaltet,  da  gegenüber  von  511  Conten  für  physische 
Personen  in  Preussen  gegenwärtig  für  Sachsen  nur  50  derartige  Conten  ange- 
nommen werden  könnten,  während  in  Wirklichkeit  53  bestehen. 
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Die  neuesten  russischen  Gesetze  über  die  Grundsteuer, 
Handels-  und  Gewerbesteuer. 

Ton 
Dr.  Joh.  T.  Eeussler. 

1)  Die  Erhöhung  der  Staatsgmndsteuer. 

Das  am  17.  (29.)  Januar  1884  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  ia  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie 
und  Gesetzgebung  tmd  in  der  Plenarversammlung  —  nach  Durchsicht  der 
Vorlage  des  Finanzministers  über  die  Erhöhung  der  Staatsgrundsteuer  —  sein 
Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.  Der  Entwurf  der  mittleren  Steuersätze  der  Staatsgrundsteuer  für  die 
Gouveniements  und  Gebiete  pro  Dessätine  Nutzland  und  Wald  ist  der  Bestäti- 
gung Sr.  Majestät  des  Kaisers  zu  imterbreiten. 

n.  Zur  Erhebung  der  Staatsgrundsteuer  sind  folgende  Hauptgrundsätze 
festzustellen : 

1.  Der  obbezeichneten  Steuer  unterliegt  alles  Land,  das  auf  Grundlage 
der  Beilage  zum  Artikel  55  des  Statuts  über  die  Landesprästanden  von 
den  örtlichen  Landschaftssteuem  betroffen  wird,  jedoch  mit  Ausschluss 
der  Domänenländereien. 

2.  Die  Totalsumme  der  Steuer  für  jedes  Gouvernement  und  Gebiet  wird 
mit  Bestätigung  des  Finanzministers  gefanden  durch  die  Multiplikation 
der  Gesamtzahl  der  Dessätinen  des  der  Besteuerung  unterliegenden 
Landes  mit  dem  für  das  Gouvernement  oder  Gebiet  festgesetzten 
Steuersatz  pro  Dessätine  Nutzland  und  Wald,  wie  er  in  dem  gesetzlich 
bestätigten  Verzeichnis  vermerkt  ist. 

3.  Die  vom  Finanzminister  (Punkt  2)  pro  Gouvernement  und  Gebiet  fest- 
gesetzte Steuersumme  wird  von  der  Gouvemementslandschaftsversamm- 
lung  unter  die  Kreise  verteilt,  entsprechend  der  Dessätinenzahl  imd 
dem  Wert  oder  dem  Ertrage  des  Landes  jeden  Kreises.  Die  von  der 
Gouvemementslandschaftsversammlung  auf  den  Kreis  auferlegte  Steuer- 
summe aber  wird  von  dem  Kreislandamt  auf  die  Grundbesitzer  repartiert 
nach  den  Grundsätzen,  die  von  der  Kreislandschaftsversammlung  zur 
Repartition  der  lokalen  Landschaftssteuem  festgestellt  wird. 

217 


2\Q  J-  V.  Keussler, 

Anmerkung  1.  lu  den  Grouvernements ,  in  welchen  die  Landschaftsinstitutionen  nicht 
eingefülirt  sind,  wird  die  Verteilung  der  für  das  Gouvernement  festgesetzten  Steuersumme  auf 
die  Kreise  und  in  den  Kreisen  auf  die  einzelnen  Grundbesitzer  mit  Berücksichtigung  des  Wertes 
oder  des  Ertrages  des  Landes ,  der  kombinierten  Session  des  gouvernementsanordnenden 
Komitees  und  der  Gouvernementsbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten  übertragen.  In  diese 
Session  werden  vom  Gouverneur  örtliche  Gutsbesitzer,  zwei  oder  drei  pro  Kreis,  mit  vollem 
Stimmrecht  in  Sachen  der  Verteilung  dec  Steuer  berufen.  Die  Beschlüsse  der  kombinierten 
Session  werden  dem  Finanzminister  zur  Bestätigung  vorgestellt. 

Anmerkung  2.  Die  Verteilung  der  Steuer  auf  die  Kreise  und  auf  die  einzelnen  Grund- 
besitzer wird  übertragen :  in  Kurland  auf  das  gouvernementsanordnende  Komitee  mit  Beteili- 
gung der  Personen,  die  zur  Verteilung  der  örtlichen  Landesprästanden  in  dasselbe  berufen 
werden,  in  Estland  und  Livland  den  Institutionen,  die  in  Punkt  4  und  5  des  Allerhöchst 
am  5.  Mai  1881  bestätigten  Reichsratgutachtens  bezeichnet  sind,  in  den  Gebieten  Ter  und  Kuban 
den  Gebietsverwaltungen.  Die  Beschlüsse  all  der  bezeichneten  Institutionen  werden  dem  Finanz- 
minister  zur  Bestätigung  vorgelegt. 

4.  Die  in  der  (in  den  vorhergehenden  Punkten)  bezeichneten  Ordnung 
festgesetzten  Summen  der  Grundsteuer  für  jedes  Gouvernement  und 
Gebiet,  sowie  für  jeden  Kreis  müssen  jedenfalls  im  vollen  Betrag  ver- 
teilt werden:  erstere  unter  die  Kreise,  letztere  aber  unter  die  Steuer- 
zahler. 

5.  Die  Kreislandämter  stellen  den  Kameralhöfen  jährlich  nicht  später  als 
am  1.  November  die  Verzeichnisse  sämtlicher  Grundbesitzer  mit  Angabe 
der  Grösse  des  jedem  einzelnen  gehörenden  Landes,  dessen  Klassifizie- 
rung und  der  auf  jeden  Grundbesitz  entfallenden  Steuersumme  zu. 
Im  Falle  diese  Ausweise  nicht  bis  zum  1.  November  zugestellt  werden, 
bestimmt  der  Kameralhof  die  Steuer  eines  jeden  Steuerpflichtigen  im 
Betrage  des  vorhergehenden  Jahres. 

Anmerkung.  In  den  Gouvernements ,  in  welchen  die  Landschaftinstitutionen  nicht  ein- 
geführt sind,  wird  die  Zustellung  der  erforderlichen  Angaben  zur  Aufstellung  der  Steuerlisten 
an  die  Kameralhöfe  den  in  den  Anmerkungen  zu  Punkt  3  genannten  Institutionen  übertragen. 

III.  Der  im  Artikel  II  festgestellte  Modus  der  Erhebung  der  Staatsgrund- 
steuer und  das  im  Artikel  I  erwähnte  Verzeichnis  der  mittleren  Sätze  dieser 
Steuer  für  die  Gouvernements  und  die  Gebiete  hat  nach  erfolgter  Allerhöchster 
Bestätigung   dieses  Verzeichnisses   mit   dem  1.  Januar  1884  in  Kraft  zu  treten. 

IV.  Die  respektiven  Institutionen  (Art.  II,  Punkt  5  und  die  Anmerkung  zu 
diesem  Punkt)  sind  zu  verpflichten,  den  Kameralhöfen  zum  1.  April  1884  die 
erforderlichen  Angaben  zur  Aufstellung  der  Steuerlisten  für  die  Staatsgrund- 
steuer dieses  Jahres  zuzustellen.  Im  Falle  der  Nichtzustellung  dieser  Angaben 
zum  bestimmten  Termin  ist  die  Steuer  auf  den  Grundbesitz  nach  den  Steuer- 
listen des  Jahres  1883  mit  Erhöhung  derselben  in  dem  Masse,  wie  sie  vom 
Finanzminister  in  Erwägung  des  Masses  der  Erhöhung  der  ganzen  Steuersumme 
pro  Gouvernement  bezeichnet  werden  wird,  zu  berechnen. 

V.  In  den  Landgemeinden,  in  denen  die  Staatsgrundsteuer  im  Jahre  1884 
gegen  den  Betrag  des  Jahres  1883  um  eine  grössere  Summe  erhöht  wird,  als 
um  welche  die  Kopfsteuer  mit  dem  Jahre  .1884  in  der  betreffenden  Gemeinde 
ermässigt  wird,  kraft  des  Allerhöchsten  Befehls  vom  14.  Mai  1883,  hat  eine 
weitere  Ermässigung  dieser  Steuer  in  dem  Masse  einzutreten,  dass  die  allgemeine 
Summe  der  Verringerung  der  ermässigten  Kopfsteuer  gleichkomme  der  Summe, 
um  welche  die  Grundsteuer  dieser  Gemeinde  erhöht  wird. 
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Das  gleichzeitig  mit  obigem  Gesetz  vom  Kaiser  bestätigte  Verzeichnis 
,der  mittleren  Sätze  der  Staatagrundsteuer  pro  Dessätine  Nutzland  und  Wald" 
ist  folgendes.     Der  mittlere  Steuersatz  beträgt: 

V*  Kopeken:  für  die  Gouvernements  Archangel  und  Olonez, 

'/j  ,  ,      r  ,  Perm,  Nowgorod  und  Wologda, 

'/<,,,  „  Orenburg  und  Astrachan, 

1  f  „      T  T  Kostroma,  Mohilew  und  Smolensk, 

IV«  ,  x      »  »  Pskow,  Minsk,  Witebsk,  Petersburg  und 

Estland, 
l'/a  „  »      »    Gebiete  Ter  und  Kuban, 

l*/4  „  „    das  Gouvernement  Wätka, 

2  ,  ,    die  ,  Ufa,  Stawropol,  Twer  und  Ssamara, 

4  ,  „      „  „  Kaluga, 

4V2  DK»  ji  Wladimir,  Taurien  und  Jaroslaw, 

5  ,  „      T  1,  Moskau, 

SV*  »  T.      j!  a  Wüna,    Nishni-Nowgorod,    Grodno    und 

Livland, 
6Va  r  T.      »  »  Jekaterinoslaw  und  Cherson, 

7V2  it  »      »  »  Wolhynien  und  Kasan, 

8  „am  K  Ssaratow  und  Ssimbirsk, 
87«          «           »       »                -  Tschernigow, 

9  T  T      71  ).  Bessarabien  imd  Kowno, 
l9V»           »            »       >                 »  Charkow, 

lO  ,  ,  „  ,  Kurland, 

[1  n  «  «  T  Räsan, 

12  T  r  n  T  Pensa  und  Woronesh, 

14  ,  „  „   •  „  Podolien,  Poltawa,  Orel  und  Tula, 

|5  »  1.  »  ,.  Kiew, 

fSV«  «  ,.  n  ,.  Tambow, 

17  n  «  »  T  Kursk. 

Die  Bedeutung   des   neuen  Gesetzes  liegt   einerseits  in   der  Erhöhung, 

iderseits  in  einer  rationelleren  Verteilung  der  Steuer. 

Die  Veranlassung  zur  Erhöhung  der  Grundsteuer  lag  in  der  Ermässigung 
1er  Kopfsteuer,  die  für  einige  Gruppen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ganz  ab- 
feschafft,  für  andere  herabgesetzt  ist.    Ein  Teü  des  hierdurch  eintretenden  Aus- 

lUs  in  den  Staatseinnahmen  und  zwar  3,8  Mllionen  Kübel  wird  der  Grundsteuer 
luferlegt,  wobei  nach  vorläufiger  Berechnung  etwa  2,3  Millionen  Rubel  von  dem 
.Bauerland"  zu  erheben  sein  mrd,  der  Rest  vom  übrigen  Grundbesitz  (mit  Aus- 
nahme des  Domänenlandes,  das  dieser  Steuer  überhaupt  nicht  unterliegt).  Da 
ier  bisherige  Ertrag  der  Staatsgrundsteuer  sich  auf  7,647,312  Rubel  belief,    so 

itte  der  neue  Ertrag  IIV2  Millionen  Rubel  betragen  müssen,  doch  ergab  sich 
»ei  der  Ausrechnung  der  Steuer  (nach  den  Gouvernements)  die  Gesamtsumme 
^on  11,650,246  Rubel;  jedoch  werden  ca.  70,000  Rubel  an  Kopfsteuer  gestrichen, 
denjenigen  Gemeinden  nämlich,  wo  die  Erhöhung  der  Grundsteuer  mehr  be- 

ragen  würde,  als  die  erfolgte  Ermässigung  der  Kopfsteuer  ausmacht,  soll  diese 

Btztere  Steuer  um  diesen  Mehrbetrag  weiterhin  ermässigt  werden.     Dieser  Fall 
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kann  nur  im  Gebiet  der  Schwarzerde  und  der  Steppe,  und  zwar  nur  bei  den 
früheren  Domänen-  und  wohl  auch  Apanagenbauern  eintreten,  die  über  besonders 
viel  Land  verfügen.  Aus  den  vorhandenen  Daten  lässt  sich  schliessen,  dass  es 
sich  hierbei  um  nicht  mehr  als  70,000  Rubel,  vielleicht  aber  um  weniger  handelt. 

Die  Erhöhung  der  Grundsteuer  ist  eine  beträchtliche:  5272  Prozent.  Der 
Druck  derselben  wird  aber  dadurch  erheblich  gemildert,  dass  die  Verteilung  der 
Steuer  eine  gerechtere  und  zweckmässigere  ist  als  bisher  und  zwar  in  zwei- 
facher Beziehung. 

Bisher  waren  die  Gouvernements  nach  der  Produktivität  des  Landes 
(Ertrag  des  Bodens  mit  Berücksichtigung  der  Absatzverhältnisse)  in  elf  Gi'uppen 
geteilt,  für  welche  je  der  Steuersatz  pro  Dessätine  (=  4,29  preussische  Morgen) 
Nutzland  und  Wald  normiert  war.  Der  Steuersatz  für  die  letzte,  niedrigste 
Gruppe  betrug  0,14  Kopeken  (Gouvernement  Archangel  und  Olonez),  für  die 
erste  Gruppe,  also  der  höchste  Satz,  10  Kopeken  (Gouvernement  Kiew,  Tambow, 
Kursk  etc.).  Die  Daten,  auf  Grundlage  welcher  die  Einreihung  (Einschätzung) 
der  einzelnen  Gouvernements  in  die  Gruppen  erfolgt  war,  waren  sehr  lückenhaft; 
dazu  kommt,  dass  seit  jener  im  Gesetz  •  vom  1.  Juli  1870  festgesetzten  Ein- 
reihung der  Wert  des  Grund  und  Bodens  in  den  verschiedenen  Teilen  des 
weiten  Reichs  in  sehr  verschiedenem  Masse  gestiegen  ist.  Die  Notwendigkeit 
einer  Neuschätzung  erwies  sich  um  so  dringender,  als  jede  Erhöhung  der  Steuer 
die  ungerechte  Verteilung  derselben  auf  die  Gouvernements  um  so  stärker  hervor- 
treten lassen  musste,  die  in  Aussicht  genommene  so  bedeutende  Erhöhung 
(52  V^  Prozent)  für  manche  Landstriche  geradezu  erdrückend  gewesen  wäre.  An 
eine  systematische  Katastrirung  des  Landes  war  bei  den  gegebenen  Bedingungen 
nicht  zu  denken,  man  begnügte  sich  also  mit  einer  Schätzung  des  Landes  nach 
den  vorhandenen  Daten  (Pacht-,  Kaufpreise  etc.),  aus  denen  der  durchschnitt- 
liche Wert  des  Nutzlandes  für  jeden  Kreis  (Unterabteilung  des  Gouvernements) 
und  dann  für  jedes  Gouvernement  berechnet  ward.  So  ward  der  Kapitalwert 
des  Nutzlandes  und  des  Waldes  im  europäischen  Russland  (ohne  das  sehr  aus- 
gedehnte Domanialland)  mit  Ausschluss  des  sogenannten  Königreichs  Polen  und 
Finnlands  auf  7385  Millionen  Rubel  ermittelt  (die  Grundsteuer  beträgt  also 
0,18  Prozent  des  Wertes  des  Landes).  Wie  es  bei  solchen  allgemeinen  Schätzun- 
gen auf  Grundlage  von  immerhin  vereinzelten  Daten  geboten  ist,  ist  den 
niedrigen  Wertziifern  bei  der  Wertberechnung  eine  grössere  Bedeutung  bei- 
gemessen als  den  höheren,  so  dass  der  effektive  Wert  des  Landes  erheblich 
höher  ist.  Es  Hessen  sich  im  allgemeinen  wohl  25  Prozent  zuschlagen,  ohne 
in  eine  Ueberschätzung  zu  geraten.  Die  Gruppenbildung  ist  aufgegeben.  Aus 
der  oben  mitgeteilten  Tabelle  über  die  Steuersätze  für  die  Gouvernements  ergibt 
sich,  dass,  während  bisher  nur  elf  Steuersätze  und  zwar  von  0,14  Kopeken  bis 
10  Kopeken  bestanden,  jetzt  deren  25  sind  und  zwar  von  V*  Kopeke  bis  17  Kopeken. 

Praktisch  von  noch  grösserer  Bedeutung  als  die  Neuschätzung  des  Landes 
ist  der  neu  geschaffene  Modus  der  Repartition  der  Steuer  auf  die  einzelnen 
Steuerpflichtigen.  Bisher  erfolgte  diese  durch  eine  staatliche  Behörde;  die  soge- 
nannte ,  Besondere  Behörde  für  die  Landesprästanden"  hatte  (bis  zum  Jahre  1875) 
das  betreffende  Gouvernement  je  nach  der  Verschiedenheit  des  Ertrages  des 
Landes  in  Bezirke  geteilt,  für  die  je  ein  bestimmter  Steuersatz  pro  Dessätine 
festgesetzt  ward,  und  zwar  derart,  dass  der  durch  Multiplikation   des   für   das 
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Gouvernement  durch  das  Gesetz  statuierten  Steuersatzes  mit  der  Zahl  der  Dessä- 
tinen  Nutzland  und  Wald  sich  ergebende  Gesamtbetrag  erzielt  ward.  So  ward, 
um  ein  Beispiel  anzuführen,  das  Gouvernement  Wladimir,  dessen  gesetzlicher 
durchschnittlicher  Steuersatz  4V2  Kopeken  betrug,  in  26  Bezirke  geteilt,  wobei 
der  niedrigste  Steuersatz  auf  V<  Kopeken,  der  höchste  auf  31  Kopeken  normiert 
war.  Wurden  hierdurch  auch  wesentliche  Härten  der  Steuer  beseitigt,  indem 
die  Verschiedenheit  des  Ertrages  des  Landes,  wie  sie  sich  bei  der  grossen  Aus- 
dehnung eines  Gouvernements  naturgemäss  ergibt,  berücksichtigt  wurde,  so 
zeigten  doch  zahlreiche  Beschwerden,  dass  jene  auf  ganz  aproximativen  Schätzun- 
gen beruhenden  Teilungen  des  Gouvernements  in  Bezirke  eine  recht  ungleich- 
massige  (in  betreff  des  Ertrages  des  Landes)  Verteilung  der  Steuer  ergaben.  Die 
Staatsregierung  hat  sich  nun  im  neuen  Gesetz  veranlasst  gesehen,  die  Repartition 
den  Selbstverwaltungsorganen,  der  Landschaft,  in  den  35  Gouvernements,  in 
welchen  diese  Institution  eingeführt  ist,  zu  übertragen.  Die  Gouvemements- 
(Provinzial-)landschaftsversammlung  verteilt  von  jetzt  ab  die  für  das  ganze 
Gouvernement  berechnete  Steuersumme  auf  die  einzelnen  Kreise  (administrative 
Unterabteilung  des  Gouvernements)  und  das  Ereislandamt  (das  Exekutivorgan 
der  Kreislandschaftsversammlung)  repartiert  die  betreffende  Summe  auf  die  ein- 
zelnen Grundbesitzer  und  ländlichen  Gemeinden  nach  denselben  Grundsätzen, 
die  von  den  Kreislandschafts  Versammlungen  zur  Repartition  der  örtlichen  Land- 
schafts-(Selbstverwaltungs-)Steuem  festgesetzt  sind.  Es  überschreitet  den  Rahmen 
der  Analyse  des  neuen  Grundsteuergesetzes,  näher  auf  die  sehr  verschieden- 
gestaltigen  Arten  der  Schätzungen  des  Landes  seitens  der  Kreislandschaft  ein- 
zugehen. Wir  begnügen  uns  mit  einigen  Bemerkungen.  Mit  Ausnahme  einiger 
Gouvernements  in  dem  so  überaus  fruchtbaren  Gebiet  der  Schwarzerde,  wo  die 
gleichmässige  Beschaffenheit  des  Bodens,  die  Gleichartigkeit  der  anderen  wirt- 
schaftlichen Bedingungen  die  gleiche  Schätzung  des  Nutzlandes  in  je  einem 
Kreise  und  selbst  in  mehreren  benachbarten  möglich  macht,  ist  das  Land  eines 
Kreises  entweder  in  verschiedene  Kategorien  gebracht,  oder  in  territoriale  Be- 
zirke geteilt,  oder  endlich  diese  beiden  Principien  sind  verbunden.  Die  erste 
Differenzierung  in  der  Schätzung  ist,  dass  das  Land  je  nach  der  Nutzungsart 
verschieden  geschätzt  wird,  so  Gärten,  Acker,  Wiese,  Weide  und  Wald;  ein 
weiterer  Schritt  ist,  dass,  wo  die  Erträge  erheblich  verschieden  sind,  nicht  ein, 
sondern  mehrere  Ertragssätze  für  einzelne  imd  endlich  für  alle  die  genannten 
Landarten  aufgestellt  sind.  Auch  werden  Bezirke  mit  gleichen  natürlichen  und 
wirtschaftlichen  Bedingungen  gebildet,  die  für  jede  Landart  eine  und  auch 
mehrere  Ertragssätze  normiert  erhalten.  Endlich  finden  sich  einige  Kreise,  in 
welchen  das  Land  noch  specieller  geschätzt  wird;  der  Ertrag  des  Landes  wird 
auf  geringem  Räume,  dem  Landgemeindebezirk  mit  dem  zunächst  belegenen 
Grimdbesitz,  speciell  ermittelt.  Lassen  diese  Ertragsschätzimgen  auch  zumeist 
noch  vieles  an  Genauigkeit  zu  wünschen  übrig,  so  entsprechen  sie  doch  unstreitig 
weit  mehr  dem  thatsächlichen  Wert  des  Landes,  als  die  bisher  für  die  Staats- 
grundsteuer geltenden.  Die  Repartition  dieser  Steuer  nach  dem  Modus  der 
landschaftlichen  Grundsteuer  ist  demnach  als  ein  erfreulicher  Fortschritt  zu  be- 
grüssen.  Uebrigens  war  diese  Reform  seit  einigen  Jahren  angebahnt,  denn  es 
ist  diese  Art  der  Repartition  bereits  in  einigen  Gouvernements  (Tula,  Woro- 
nesh,    Cherson,    Pensa,    Räsan   imd   Wologda)   auf  bezügliches  Ansuchen   der 
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betreffenden  Landschaften  eingeführt  und  besteht  die  analoge  Einrichtung  in 
Livland  und  Estland,  seitdem  diese  Gouvernements  zur  Staatsgrundsteuer  heran- 
gezogen sind  (Gesetz  vom  22.  Mai  1880  und  5.  Mai  1881). 

Da  die  landschaftliche  Grundsteuer  erheblich  höher  ist  als  die  Staats- 
grundsteuer, so  ist  die  Anlehnung  letzterer  an  die  erstere  naturgemäss.  Die 
Staatsgrundsteuer  erscheint  somit  als  Zuschlagsteuer  zu  der  landschaftlich- 
kommunalen. 

Dass  im  Gesetz  nur  der  mittlere  Steuersatz  pro  Gouvernement,  nicht  der 
aus  der  Multiplikation  dieser  Ziffer  mit  der  Dessätinenzahl  des  der  Besteuerung 
tmterliegenden  Landes  sich  ergebende  Steuerbetrag  pro  Gouvernement  angegeben 
ist,  findet  seine  Erklärung  in  dem  Umstand,  dass  letztere  Ziffer  keine  allendlich 
feststehende  ist.  Es  vergrössert  sich  die  Dessätinenzahl  des  Nutzlandes  beständig, 
einerseits  dadurch,  dass  bisher  als  untauglich  geltendes  Land  zur  Nutzung  ge- 
zogen wird,  anderseits  dadurch,  dass  durch  neue  Messung  mehr  Land  gefunden 
und  durch  Nachforschung  seitens  der  Kreislandschaft  verheimlichtes  Land 
„entdeckt"  wird.  Letzterer  Posten  hat  namentlich  im  letzten  Jahrzehnt  in  so 
manchen  Kreisen  einen  nicht  unerheblichen  Betrag  ergeben,  und  das  ist  erklär- 
lich, da  es  noch  immer  an   dem  gerichtlichen  Grundbuchsystem   bei  uns   fehlt. 

Die  bisherigen  Ermässigungen  resp.  Abschaffung  der  bäuerlichen  Kopf- 
steuer betragen  19  Millionen  Rubel;  hiervon  werden,  wie  bemerkt,  circa  3,9  Millio- 
nen Rubel  dem  Grund  und  Boden  auferlegt,  von  welch  letzterer  Summe  etwa 
2,3  Millionen  auf  das  Bauerland  entfallen.  Die  Erleichterung  der  Steuerlast  der 
Bauern  ist  demnach  eine  recht  beträchtliche  und  wird  dadurch  noch  grösser, 
dass  die  Grundsteuer  —  sowohl  die  bestehende  als  die  jetzt  eingeführte  Erhöhung 
derselben  —  gerechter  auf  die  Gouvernements  und  die  Zahlungspflichtigen  ver- 
teilt wird. 

2)  Die  Modifikation  der  Handels-  nnd  Gewerbestener. 

Dieses  am  5.  (17.)  Juni  1884  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz  lautet: 
Der  Reichsrat  hat  —  in  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie 
und  für  Gesetzgebung   und  in   der  Plenarversammlung  —  nach  Durchsicht   der 
Vorlage  des  Finanzministers  über  eine  gleichmässigere  Besteuerung  des  Handels 
und  des  Gewerbes  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.  In  Abänderung  und  Ergänzung  der  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen 
sind  folgende  Regeln  aufzustellen: 

1.  Die  unter  Gesamtbürgschaft  der  Darlehnempfänger  bestehenden 
Agrarbanken  (darunter  auch  die  von  Adelskorporationen  gegründeten), 
die  städtischen  Kreditvereine,  die  Kommunal banken  und  die  Vereine 
gegenseitigen  Kredits  unterliegen  der  Steuer  für  das  Recht  des  Handels- 
und Gewerbebetriebes  entsijrechend  dem  Betrage  ihres  effektiven  Ka- 
pitals, zu  welchem  das  Grund-  und  das  Reservekapital  und  die  übrigen 
das  Eigentum  der  Kreditinstitution  bildenden  Kapitalien  zu  rechnen 
sind,  wobei:  a)  wenn  das  Kapital  der  Kreditinstitution  50,000  Rbl. 
übersteigt,  ein  Schein  1.  Gilde,  b)  bei  einem  Kapital  von  über 
10,000  Rbl.  bis  50,000  Rbl.  ein  Schein  2.  Gilde,  und  c)  bei  einem 
10,000  Rbl.  nicht  übersteigenden  Kapital  ein  Schein  für  Kleinhandel 
gelöst  werden  muss. 

222 


Die  neuesten  mssischen  Gesetze  über  die  Grundsteuer,  Handels-  und  Gewerbesteuer.      223 

2.  Die  auf  dem  Principe  gegenseitiger  Hilfe  begründeten  Darlehns-,  Spar- 
genossenschaften und  Sparkassen,  wie  städtische,  ländliche,  für  Hand- 
werker, Arbeiter  gegründete  und  andere  unterliegen  der  Handels-  und 
Gewerbesteuer  entsprechend  dem  Betrage  ihres  effektiven  Kapitals,  als 
welches  das  Grund-  und  Anteilkapital  und  die  übrigen  das  Eigentum 
der  Genossenschaft  oder  Kasse  bildenden  Kapitalien  (mit  Ausnahme 
des  Reservekapitals)  zu  rechnen  sind,  wobei:  a)  wenn  dieses  Kapital 
100,000  Rbl.  übersteigt,  ein  Schein  1.  Gilde,  b)  bei  einem  Kapital 
von  über  20,000  Rbl.  bis  100,000  Rbl.  ein  Schein  2.  Gilde,  c)  bei 
einem  Kapital  von  über  5000  Rbl.  bis  20,000  Rbl.  ein  Schein  für 
Kleinhandel  und  d)  bei  einem  5000  Rbl.  nicht  überragenden  Kapital 
ein  Kleinhandelbillet  gelöst  werden  muss. 

3.  Beim  Handelsbetrieb  in  Genossenschaften  oder  von  HandelshäiLsem, 
die  aus  mehreren  Teilhabern  unter  einer  Gesamtfirma  bestehen,  sind 
nachstehende  Regeln  zu  beachten:  a)  Jeder  der  Teilhaber  muss  einen 
Handelsschein  auf  seinen  Namen  lösen;  b)  für  Handelshäuser,  welche 
Grosshandel  treiben,  löst  der  Chef  des  Handelshauses  einen  Schein 
1.  Gilde,  den  übrigen  Teilhabern  aber  ist  es  gestattet,  Scheine  2.  Gilde 
zu  lösen,  c)  die  BiUete  für  Handelsetablissements  werden  auf  den  Namen 
des  Handelshauses  ausgereicht ;  d)  die  Geschäftsthätigkeit  von  Handels- 
häusern ausserhalb  ihrer  Eintragungsorte  ist  nach  Lösung  eines  Handels- 
scheines auf  den  Namen  des  Handelshauses  für  jede  Ortschaft  nebst  der 
erforderlichen  Zahl  von  Billeten  gestattet,  imd  e)  von  der  Verpflich- 
tung, Handelsscheine  zu  lösen,  werden  diejenigen  Personen  befreit, 
welche  das  Recht  haben,  mit  dem  Familienhaupt,  auf  dessen  Namen 
der  Schein  ausgegeben  ist,  auf  einen  Handelsschein  zu  leben,  wie  auch 
diejenigen  Personen,  welche  nur  mit  einer  bestimmten  Einlage  an 
Handelsoperationen  teilnehmen  und  kein  Dispositionsrecht  in  den  Ope- 
rationen haben. 

4.  Lieferungen  und  Submissionen  können  übernommen  werden:  a)  auf 
Handelsscheine  1.  Gilde  für  jede  beliebige  Summe,  b)  auf  Handels- 
scheine 2.  Gilde  für  eine  Summe  bis  zu  30,000  Rbl.,  c)  auf  Klein- 
handelsscheine bis  zu  5000  Rbl.,  d)  auf  Kleinhandelbillete  bis  zu 
1000  Rbl.  und  e)  auf  Gewerbescheine  (Verzeichnis  F.)  I.  Klasse  bis  zu 
5000  Rbl.,  II.  Klasse  bis  zu  2500  Rbl.  und  III.  Klasse  bis  zu  1200  Rbl., 
Lieferungen  und  Submissionen  bis  zu  300  Rbl.  können  ohne  Lösimg 
von  Handelsdokumenten  übernommen  werden. 

5.  Eine  Person,  welche  sich  mit  dem  erforderlichen  Handelsdokument 
versehen  hat,  darf  auf  das  nämliche  Dokument  mehrere  Lieferungen 
übernehmen  unter  der  Bedingung,  dass  die  Summe  einer  jeden  Liefe- 
rung nicht  die  in  dem  vorigen  Punkt  bestimmten  Grenzen  der  Ueber- 
nahme  einer  Lieferung  nach  der  Art  des  Dokumentes  überrage.  Diese 
Bestimmung  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Fälle,  wo  eine  Person, 
die  mit  einer  staatlichen  oder  Kommunalverwaltung  einen  Lieferungs- 
oder Submissionsvertrag  abgeschlossen  hat,  in  der  nämlichen  Verwal- 
tung vor  Erfüllung  des  ersten  Vertrages  noch  einen  anderen  zu  über- 
nehmen gedenkt.     Wenn  die  Summe  beider  Lieferungen   die  Grenzen 
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überschreitet,  bis  zu  denen  eine  Lieferung  auf  Grund  des  ursprünglich 
gelösten  Dokuments  übernommen  werden  dürfte,  so  ist  die  eine  neue 
Lieferung  übernehmende  Person  zur  Zahlung  einer  Ergänzungssteuer 
in  einem  solchen  Betrage  verpflichtet,  dass  die  Summe  der  von  ihr 
geleisteten  Zahlungen  dem  Preise  des  Dokuments  entspricht,  auf  Grund 
welches  beide  Lieferungen  in  ihrer  Gesamtheit  übernommen  werden 
können. 

6.  Die  auf  Grund  von  Kleinhandelscheinen  handeltreibenden  Personen 
sind  verpflichtet,  für  jedes  der  von  ihnen  unterhaltenen  Etablissements 
einen  besonderen  Schein  zu  lösen  (Verzeichnis  D.) 

7.  Bei  den  Kleinhandlungen  ist  es  gestattet,  ohne  besondere  Zahlung  je 
einen  Depotraum  (Niederlage,  Keller,  Eiskeller,  Boden  und  andere 
Räume  zur  Aufbewahrung  von  Waren)  zu  haben.  Weitere  Depot- 
räume bei  der  nämlichen  Kleinhandlung  sind  nur  statthaft  gegen 
Lösung  je  eines  Kleinhandelsbillets  für  je  zwei  solche  Räume. 

8.  Der  Gewerbebetrieb  von  Kleinbürgern  und  Handwerkern,  an  welchen 
nur  die  Familienglieder  des  Wirtes,  wie  auch  nur  ein  Lohnarbeiter 
teilnehmen,  unterliegt  nicht  der  Gewerbesteuer. 

9.  Fabrik-  und  Handwerketablissements  und  Werkstätten  mit  Handbetrieb 
ohne  Maschinen  oder  Apparate,  welche  mit  Dampf  oder  Wasser  in 
Bewegung  gesetzt  werden,  und  mit  nicht  mehr  als  16  Arbeitern 
müssen  Gewerbescheine  entsprechend  der  Zahl  der  im  Etablissement 
beschäftigten  Arbeiter  lösen  (Verzeichnis  F.) 

10.  Die  bei  den  im  Punkt  9  bezeichneten  Fabriken,  Etablissements  und 
Werkstätten  in  gesonderten  Räumen  befindlichen  Läden  zum  Verkauf 
der  fertigen  Fabrikate  können  nicht  anders  als  nach  Lösung  von 
Kleinhandelbilleten  für  dieselben  gehalten  werden. 

Anmerkung.  Eine  offene  Werkstätte,  in  welcher  das  Handwerk  betrieben  wird,  wird 
nicht  als  Laden  angesehen,  wenn  auch  in  ihr  die  eigenen  Erzeugnisse  der  Werkstätte  ver- 
kauft werden. 

11.  Gesonderte  Läden,  welche  von  den  Etablissements  und  Werkstätten 
zum  Verkauf  der  eigenen  Erzeugnisse  unterhalten  werden,  sowie  auch 
Läden,  welche  sich  bei  den  Etablissements  selbst  befinden,  in  welchen 
aber  Waren,  die  nicht  in  diesen  Etablissements  hergestellt  sind,  ver- 
kauft werden,  unterliegen  der  Handels-  und  Gewerbesteuer  entsprechend 
der  Art  des  Betriebes. 

12.  Unternehmer,  welche  verschiedene  durch  Lohnarbeiter  auszuführende 
Arbeiten  übernehmen,  wie  z.  B.  Maurer-,  Zimmermann-,  Steinmetz-, 
Erd-,  Stuck-,  Dachdecker-,  Bohner-,  Dienstmanns-Arbeiten,  unterliegen 
der  Steuerzahlung  nach  der  Zahl  der  von  ihnen  beschäftigte)!  Arbeiter, 
wobei  Unternehmer,  welche  mehr  als  16  Arbeiter  haben,  zur  Lösung 
eines  Scheines  2.  Gilde,  Unternehmer  mit  weniger  als  16  Arbeitern 
aber  zur  Lösung  von  Gewerbescheinen  entsprechend  der  Zahl  der  Ar- 
beiter verpflichtet  sind.  Diese  Bestimmung  wird  auch  auf  die  Arteis 
ausgedehnt,  welche  Statuten  oder  ein  anderes  gehörig  bestätigtes 
Eeglement  haben,    wobei  die  Artelmitglieder  als  Arbeiter   betrachtet 
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werden;  doch  sie  findet  keine  Anwendung  auf  die  Arteis,  die  sich  zur 
Ausführung  irgend  welcher  Arbeiten  zeitweilig  gebüdet  haben. 
13.  Fuhrherren,  welche  mehr  als  16  Passagier-  oder  Lastfuhrleute  be- 
schäftigen, müssen  Scheine  2.  Güde  lösen,  wenn  aber  die  Zahl  der 
Arbeiter  16  nicht  übersteigt,  Gewerbescheine  entsprechend  der  Zahl 
der  Arbeiter. 

II.  In  Abänderung  der  Steuersätze,  wie  sie  für  Handel-  und  Gewerbescheine 
und  für  Handel-  und  Gewerbebillete  bestehen  (Verzeichnis  d  und  e,  Beilage  zu 
V  und  VI  zum  Artikel  29  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1865),  und  der  Zuschläge 
zu  den  genannten  Steuern  (Allerhöchst  bestätigte  Reichsratsgutachten  vom 
9.  Juni  und  10.  Dezember  1874  und  16.  Dezember  1880)  sind  neue  Steuersätze  für 
Scheine  und  Billete  gemäss  dem  beigefügten  Verzeichnis  (Lit.  D,  E,  F)  festzusetzen. 

III.  Die  von  diesen  Handelsdokumenten  zum  Besten  der  städtischen  und 
Landschaftsinstitutionen  zu  erhebenden  Ergänzungssteuem  sind  nach  diesen  fest- 
gesetzten neuen  Sätzen  zu  erheben:   nicht  über   15  Prozent   von   den  Scheinen 

1.  und  2.  Güde  und  10  Prozent  von  allen  übrigen  Dokumenten. 

IV.  Mit  der  Erhebung  der  durch  diese  Regeln  bestimmten  Handels-  und 
Gewerbesteuern  ist  bei  Ausgabe  der  Dokumente  für  das  Jahr  1885  zu  beginnen. 

V.  Mit  diesem  Zeitpunkt  ist  abzuschaffen:  aj  die  Erteilung  von  Billeten 
für  Handelsetablissements  beim  Lösen  von  Kleinhandelscheinen  und  b)  die  Er- 
hebung von  Scheinen  für  Kleinbürgergewerbe. 

Verzeichnis  D.  über  die  Handel-  und  Gewerbescheine. 
Der  Steuersatz   für   Scheine   1.  Gilde   allenthalben  565   Rbl.,   für   Scheine 

2.  Gilde  in  den  Ortschaften  1.  Klasse  120,  H.  Klasse  95,  111.  Klasse  75,  IV.  Klasse  55, 
V.  Klasse  40  Rbl.;  der  Steuersatz  für  Kleinhandelsscheine  in  den  Ortschaften,  je 

|iiach  der  Klasse  derselben:  30,  25,  20,  15  und  10  Rbl.;  Scheine  für  Transport 
16  Rbl.  und  für  Hausierhandel  6  Rbl. ;  Kommisscheine  I.  Klasse  allenthalben 
35  Rbl. ,  II.  Klasse  allenthalben  6  Rbl. ;  Passscheine  der  Kaufmannsfamilien 
1.  Güde  15  Rbl.,  2.  Güde  6  Rbl. 

Verzeichnis  E.  über  die  Handels-  und  Gewerbebülete. 
Der  Steuersatz  für  diese  BiUete  beträgt:  zu  Handels-  und  Gewerbescheinen 

I.  Güde  in  den  Ortschaften  der  1.  Klasse  55  Rbl.,  II.  Klasse  45  Rbl.,  111.  Klasse 
35  Rbl.,  IV.  Klasse  25  Rbl.  und  V.  Klasse  20  Rbl.,  und  zu  Handels-  und  Ge- 
werbescheinen 2.  Güde  in  den  Ortschaften  I.  Klasse  35  Rbl.,  II.  Klasse  25  Rbl., 
in.  Klasse  20  Rbl.,  IV.  Klasse  15  Rbl.  und  V.  Klasse  10  Rbl. 

Die  Bülete  für  Kleinhandel   kosten  in  den  Ortschaften  I.  Klasse  10  Rbl., 

II.  Klasse  8  Rbl.,  HI.  Klasse  6  Rbl.,  IV.  Klasse  4  Rbl.,  V.  Klasse  2  Rbl. 
Verzeichnis  F.  über  die  Gewerbescheine. 

Die  Steuersätze  betragen: 


in  den  Ortschaften: 

1.  Kategorie 
10-16 

2.  Kategorie 
5—9 

3.  Kategorie 
2-4 

Arbeiter 

I. 

Klasse 

30 

20 

10  Rbl. 

n. 

„ 

25 

18 

9     . 

III. 

, 

20 

14 

7      . 

IV. 

, 

15 

10 

5      . 

V. 

T 

10 

7 

3     , 

Finanzarchi\ 

'.    U.  Jahrg. 

825 

15 

OOß  J-  V.  Keussler, 

Die  Grundlage  der  Handels-  und  Gewerbesteuer  bildet  das  Gesetz  vom 
9.  (21.)  Februar  1865.  Das  Grundprincip  dieser  Steuer  ist,  dass  die  handel-  und 
gewerbetreibenden  Personen  verpflichtet  sind,  Gilden-  und  Gewerbescheine,  auch 
Billete  oder  nur  Billete  zu  lösen,  wobei  der  Preis  der  „Handelsdokumente"  (mit 
Ausnahme  des  Scheines  erster  Gilde)  vom  Standort  des  Unternehmens  in  einem 
der  fünf  Klassen  (Rayons)  abhängt,  in  welche  die  Ortschaften  des  Staates  zu 
diesem  Zweck  geteilt  sind;  die  Gattung  der  zu  lösenden  „Dokumente"  richtet  sich 
nach  dem  Charakter  des  Handels  oder  Gewerbes  (ob  Gross-,  Detail-,  Klein-,  Hausier- 
handel etc.)  und  nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter.  Somit  hängt  die 
Zahl  der  zu  lösenden  Scheine  und  Billete  von  der  Zahl  der  Etablissements,  wie 
auch  von  der  Zahl  der  Gelasse  und  der  Eingänge  (Thüren)  in  dieselben  ab. 

In  nachfolgendem  wollen  wir  in  aller  Kürze,  soweit  es  zum  Verständnis 
des  neuen  Gesetzes  erforderlich  ist,  das  System  dieser  Besteuerung  erläutern. 
Einen  Schein  erster  Gilde  haben  Personen  zu  lösen,  die  Grosshandel  treiben; 
unter  „Grosshandel"  versteht  das  Gesetz  den  Handelsbetrieb  in  kaufmännischen 
Comptoiren,  Speichern,  Niederlagen,  auch  von  Schiffen  aus,  und  zwar,  wenn  der 
Verkauf  der  Waren  en  gros  erfolgt.  Der  Schein  zweiter  Gilde  gilt  für  den 
Detailhandel;  hierunter  versteht  das  Gesetz  den  Detailverkauf  von  Waren  in 
Läden,  Magazinen  etc.  Und  endlich  der  (eigentliche)  Kleinhandel  und  das  Klein- 
gewerbe —  hier  ist  der  Kleinhandelschein  zu  lösen.  Die  Institution  der  Billete 
ersieht  der  Leser  aus  dem  Gesetz. 

Das  neue  Gesetz  ist  eine  neue  Systematisierung  des  grundlegenden  Gesetzes 
vom  Jahre  1865  mit  den  nachfolgenden  Ergänzungs-  und  Erweiterungsgesetzen, 
und  bietet  ausserdem  einige  übrigens  nicht  wesentliche  Aenderungen  der  be- 
stehenden Gesetzgebung.  Die  Steuersätze  sind  nur  unmerklich  verändert,  zum 
grössten  Teil  sind  die  Ziffern  nur  abgerundet,  in  einigen  Fällen  auch  erhöht. 
Die  ursprünglichen  Steuersätze  im  Gesetz  vom  Jahre  1865  sind  durch  folgende 
Gesetze  (Zuschlagssteuer  vom  8.  Juni  und  10.  Dezember  1874  und  16.  Dezember 
1880)  erhöht  und  zwar  fast  durchgehend  prozentualisch,  wobei  unbequeme  Ziffern 
Kopeken  selbst  bei  grösseren  Steuersätzen  sich  ergaben.  So  betrug  der  Steuer- 
satz für  einen  Schein  erster  Gilde  nach  dem  Gesetz  von  1865  —  265  Rbl.,  die 
drei  folgenden  Zuschläge:  39  Rbl.,  26 V«  Rbl.  und  235  Rbl.,  also  zusammen 
565  V2  Rbl.,  das  neue  Gesetz  rundet  den  Steuersatz  zu  565  Rbl.  ab.  Wir  stellen  die 
bisher  geltenden  Steuersätze  (mit  Einschluss  der  Zuschläge)  den  neu  normierten 
Sätzen  gegenüber.  Die  Scheine  zweiter  Gilde  für  die  fünf  Klassen,  in  welche 
die  Ortschaften  des  Reiches  je  nach  der  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens 
geteilt  sind,  kosteten:  120  Rbl.  50  Kop.  (jetzt  120  Rbl.),  92  Rbl.  50  Kop.  (jetzt 
95  Rbl.),  74  Rbl.  (jetzt  75  Rbl.),  56  Rbl.  (jetzt  55  Rbl.)  und  38  Rbl.  (jetzt  40  Rbl.); 
die  Scheine  für  Kleinhandel  für  die  fünf  Klassen:  22  Rbl.  (jetzt  30  Rbl.),  19  Rbl. 
80  Kop.  (25  Rbl.),  16  Rbl.  (20  Rbl.),  11  Rbl.  (15  Rbl.)  und  8  Rbl.  80  Kop. 
(10  Rbl.);  Scheine  für  Transportgewerbe  16  Rbl.  50  Kop.  (jetzt  16  Rbl.);  für 
Hausierhandel  6  Rbl.  60  Kop.  (jetzt  6  Rbl.);  Kommisscheine  I.  Klasse  32  Rbl. 
(jetzt  35  Rbl.)  und  II.  Klasse  5  Rbl.  50  Kop.  (jetzt  6  Rbl.);  Passscheine  für  Kauf- 
mannsfamilien I.  Gilde  bisher  11  Rbl.  (jetzt  15  Rbl.),  II.  Gilde  bisher  5  Rbl. 
50  Kop.  (jetzt  6  Rbl.) ;  Handel-  und  Gewerbebillette  bei  einem  Schein  I.  Gilde 
für  die  fünf  Klassen:  53  Rbl.  (jetzt  55  Rbl.),  42  Rbl.  50  Kop.  (45  Rbl.),  32  Rbl. 
(35  Rbl.),  26  Rbl.  50  Kop.  (25  Rbl.)  und  21  Rbl.   (20  Rbl.),  bei   einem   Scheine 
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11.  Güde  aber  für  die  fünf  Klassen:  32  Rbl.  (35  Rbl,),  26  Rbl.  70  Kop.  (25  Rbl.), 
21  Rbl.  50  Kop.  (20  Rbl.),  16  Rbl.  (15  Rbl.)  und  10  Rbl.  50  Kop.  (10  Rbl.),  bei 
einem  Scheine  für  Kleinhandel  endlich:  11  Rbl.  (10  Rbl.),  8  Rbl.  80  Kop.  (8  Rbl.), 
6  Rbl.  60  Kop.  (6  Rbl.),  4  Rbl.  40  Kop.   (4  Rbl.)  und  2  Rbl.  20  Kop.  (2  Rbl.). 

Schliesslich  noch  die  Gewerbescheine  (im  engeren  Sinne).  Es  ist  dieser 
Schein  eine  neue  Einrichtung.  Bisher  hatten  Fabrik-  und  Gewerbeetablissements 
ohne  Maschinen  und  ohne  Dampf-  oder  Wasserbetrieb  mit  nicht  über  16  Arbeiter 
einen  Kleinhandelschein  imd  event.  ein  Billet.  Jetzt  sind  die  Zahlungen  im  Ge- 
werbeschein (im  engeren  Sinne)  zusammengefasst  und  diese  Steuer  stellt  sich  zu 
den  bisher  erhobenen  (in  eine  Summe  zusammengefasst)  wie  folgt:  bisher  bei 
10-16  Arbeitern  für  die  fünf  Klassen  33  Rbl.  (jetzt  30  Rbl.),  28  Rbl.  60  Kop. 
(25  Rbl.),  23  Rbl.  10  Kop.  (20  Rbl.),  15  Rbl.  40  Kop.  (15  Rbl.)  und  11  Rbl. 
(10  Rbl.).  bei  5— 9  Arbeitern:  22  Rbl.  (jetzt  20  Rbl.),  19  Rbl.  80  Kop.  (18  Rbl.), 
16  Rbl.  50  Kop.  (14  Rbl.),  11  Rbl.  (10  Rbl.),  8  Rbl.  80  Kop.  (7  Rbl.)  und  end- 
lich bei  1 — 4  Arbeitern  11  Rbl.,  jetzt  unter  Freilassung  eines  Arbeiters,  also 
nur  von  2—4  .Arbeitern  (für  alle  fünf  Klassen) :  10  Rbl.,  9  Rbl.  90  Kop.  (9  Rbl.), 
8  Rbl.  25  Kop.   (7  Rbl.),   5  Rbl.  50  Kop.  (5  Rbl.)  und  4  Rbl.  40  Kop.  (3  Rbl.). 

Diese  Steuerbefreiung  des  einzigen  Hilfsarbeiters  im  Gewerbebetrieb  ist 
bereits  eine  principielle  Aenderung  des  Gewerbesteuergesetzes,  die  im  inneren 
Zusammenhang  mit  der  Abschaffung  der  Scheine  für  Kleinbürgergewerbe  (2  Rbl. 
75  Kop.)  und  der  Befreiung  des  Kleinhandels,  für  den  jetzt  der  Kleinhandel- 
schein genügt,  von  der  Lösung  von  Billeten  für  Handelsetablissements  stehen. 
Es  ist  dieses  eine  sehr  erfreuliche  Erleichterung  des  Kleinbetriebes  in  Handel 
und  Gewerbe. 

Was  Aenderungen  im  Detail  des  neuen  Gesetzes  anbetrifft,  so  heben  M-ir 
folgende  hervor:  Die  unter  I.  1.  des  neuen  Gesetzes  bezeichneten  Banken  und 
Kreditvereine  hatten  bisher  —  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  23.  März  1873  und 
nachfolgender  ergänzender  Bestimmungen  —  bei  einem  Kapital  von  30,000  Rbl., 
nach  dem  neuen  Gesetze  aber  erst  bei  einem  Kapital  von  50,000  Rbl.  einen 
Schein  I.  Gilde,  bei  einem  Kapital  von  10—30,000,  jetzt  10—50,000  Rbl.,  einen 
Schein  11.  Gilde  zu  lösen,  bei  einem  Kapital  unter  10,000  Rbl.  waren  sie  bisher 
steuerfrei,  während  sie  von  nun  ab  einen  Kleinhandelschein  zu  bezahlen  haben. 
Die  imter  I.  2.  genannten  Darlehen-  und  Spargenossenschaften  erfahren  die  Ver- 
günstigung, dass  erst  bei  doppelt  so  hohem  Kapitalbesitze  als  bei  den  vorher- 
genannten Kreditinstituten  die  betreffenden  Scheine  zu  lösen  sind. 

Auch  bei  der  Uebemahme  von  Lieferungen  und  Submissionen  treten  Er- 
leichterungen ein :  bisher  konnte  man  sich  an  solchen  bei  einem  Schein  II.  Gilde 
nmr  bis  zu  15.000,  jetzt  aber  bis  zu  30,000  Rbl.,  beim  Kleinhandelschein  nur  bis 
zu  1200  Rbl.,  jetzt  aber  bis  zu  5000  Rbl.  beteiligen.  Eine  Aenderung  ist  weiter- 
hin darin  eingetreten,  dass  derartige  Geschäfte  unter  300  Rbl.  steuerfrei  geworden 
sind,  und  dass  die,  wie  bereits  erwähnt,  neugeschaffenen  Gewerbescheine  zu- 
gelassen werden:  Gewerbescheine  I.  Klasse  zu  derartigen  Geschäften  bis  zu 
5000  Rbl.,  n.  Klasse  bis  zu  2500  Rbl.,  IIL  Klasse  bis  zu  1200  Rbl. 

Die  kommunalen  (städtische  und  landschaftliche)  Verwaltungen  hatten  bis- 
her das  Recht,  Handel  und  Gewerbe  bis  zu  25  Prozent  der  Scheine  beider  Gilden 
und  bis  zu  10  Prozent  der  anderen  Handelsdokumente  der  ursprünglichen  Beträge, 
wie  sie  im  Gesetz  vom  Jahre  1865  festgesetzt  waren,  zu  besteuern.    Nachdem  im 
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neuen  Gesetz  die  Zuschläge  mit  den  ursprünglichen  Beträgen  zu  einer  Ziffer 
zusammengefasst  sind,  musste  jener  Prozentsatz  verändert  werden :  er  ist  für  die 
Scheine  beider  Gilden  auf  15  Prozent  der  neuen  Steuersätze  normiert,  was  un- 
gefähr dieselben  Summen  ergibt,  als  die  25  Prozent  der  ursprünglichen  Beträge. 
Da  die  anderen  ^Handelsdokumente"  nur  von  einer  oder  von  zwei  geringen 
Zuschlagssteuem  betroffen  waren,  so  bleibt  für  diese  der  Satz  von  10  Prozent. 
Hiermit  haben  wir  die  wichtigen  Aenderungen,  die  das  neue  Gesetz  einführt, 
skizziert.  Es  sei  noch  bemerkt,  dass  eine  tief  einschneidende  Massnahme  pro- 
jektiert war,  aber  nicht  die  Sanktion  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  erhalten 
hat,  nämlich  die  Einführung  einer  Prozentsteuer,  um  die  grossen  Geschäfte 
entsprechend  ihren  grösseren  Gewinnerträgen  zu  besteuern.  Diese  Steuern  sollten 
den  Reinertrag,  der  im  Jahre  vorher  in  Geschäften  mit  einem  Schein  I.  Gilde 
20,000  Rbl.,  beim  Schein  IL  Gilde  je  nach  den  fünf  Klassen  4000  Rbl.,  3000  Rbl., 
2400  Rbl.,  1800  Rbl.  resp.  1200  Rbl.  überschreitet,  treffen.  Der  Ueberschuss 
über  diese  Reinerträge  sollte  mit  3  Prozent  besteuert  werden. 

3)  Das  Gesetz  über  die  ergänzende  Bestenerung  der  Handels-  nnd  industriellen 
Unternehmungen  durch  eine  Prozent-  resp.  Repartitionssteuer. 

Dieses  am  15.  (27.)  Januar  1885  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz  (Gesetzessamm- 
lung Stück  12  Nr.  99)  lautet:  Der  Reichsrat  hat  nach  Durchsicht  der  Vorlage 
des  Finanzministers  über  eine  ergänzende  Besteuerung  der  Handels-  und  in- 
dustriellen Unternehmungen  mit  einer  Prozent-  resp.  Repartitionssteuer  in  den 
vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie  und  Gesetze  wie  in  seiner  Plenar- 
sitzung sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.  Der  Entwurf  der  Regeln  über  die  Besteuerung  der  Handels-  und  in- 
dustriellen Unternehmungen  mit  einer  Prozent-  resp.  Repartitionssteuer  ist  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu  unterbreiten. 

II.  Mit  der  Erhebung  der  erwähnten  Steuer  ist  vom  Jahre  1885  ab  zu 
beginnen. 

III.  Die  Totalsumme  der  auf  Handels-  und  industrielle  Unternehmungen 
zu  repartierenden  Steuer  ist  für  das  Triennium  1885  —  1887  auf  zwei  Millionen 
fünfhundertachtundfünfzigtausend  Rubel  festzusetzen. 

IV.  Die  im  vorigen  Artikel  festgesetzte  Totalsumme  der  Repartitionssteuer 
ist  unter  die  Gouvernements  und  die  Gebiete  zu  verteilen  entsprechend  dem 
beigefügten  Verzeichnis,  das  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu  unter- 
breiten ist. 

V.  Dem  Finanzminister  ist  anheimzustellen,  schlüssig  zu  werden  und 
in  gesetzmässiger  Ordnung  dem  Reichsrate  zur  Durchsicht  Anträge  darüber  ein- 
zubringen, nach  welchen  Grundsätzen  die  ergänzende  Besteuenmg  von  Fabriken, 
die  der  Accisesteuer  unterliegen  und  sich  im  persönlichen  Eigentum  der  Unter- 
nehmer befinden,  zu  erfolgen  habe,  ohne  dass  diese  bereits  jetzt  zur  Entrichtung 
der  Repartitionssteuer  herangezogen  werden. 

VI.  Bis  die  Gouvernements-  und  Kreislandschaftsversammlungen  im  Jahre 
1885  die  von  ihnen  zu  ernennenden  Glieder  der  Gouvernements-  und  Kreissteuer- 
behörde gewählt  haben,  sind  die  Obliegenheiten  dieser  Glieder  den  Präsidenten 
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der  Gouvernements-  und  der  Kreislandämter  und  auf  ein  von  diesen  disigniertes 
Glied  der  Landämter  zu  übertragen. 

Regeln   über   die  Besteuerung   der  Handels-  und   industriellen 
Unternehmungen  mit  der  Prozent-  resp.  Repartitionssteuer. 

1.  Die  Handels-  und  industriellen  Unternehmungen,  die  die  Gildensteuer 
entrichten,  werden  ausserdem  mit  der  ergänzenden  Prozent-  resp.  Repartitions- 
steuer besteuert. 

2.  Die  ergänzende  Prozentsteuer  wird  von  Aktiengesellschaften  und  Er- 
werbsgenossenschaften auf  Anteil  aller  Art  im  Betrage  von  3  Prozent  der  Rein- 
einnahme des  abgelaufenen  Geschäftsjahres  erhoben. 

3.  Die  im  vorigen  Artikel  nicht  genannten  Unternehmungen  werden  mit 
der  ergänzenden  Repartitionssteuer  besteuert,  deren  Totalsumme  pro  Gouvernement 
auf  gesetzgeberischem  Wege  auf  drei  Jahre  festgesetzt  und  darauf  innerhalb 
der  Gouvernements  auf  der  weiter  unten  angegebenen  Grundlage  (Artikel  14—21) 
repartiert  wird. 

4.  Behufs  vorläufiger  Erwägung  und  Ausarbeitung  der  in  Betreff  der  Er- 
gänzungssteuer entstehenden  Fragen  wird  beim  Handels-  und  Manufaktur-De- 
partement eine  besondere  Behörde  konstituiert,  welche  unter  dem  Präsidium  des 
Direktors  des  Handels-  und  Manufaktur-Departements  aus  folgenden  Gliedern  be- 
steht :  a.  aus  den  die  allgemeine  Session  des  Departements  bildenden  Beamten,  b.  drei 
vom  Handel-  und  Manufakturkonseü  zu  wählenden  Personen,  c.  dem  St.  Peters- 
burger Stadthaupt  und  einem  Gliede  des  Stadtamts,  d.  den  Präsidenten  des 
St.  Petersburger  Gouvemementslandamtes,   des  St.  Petersburger  Kaufmannsamtes 

'  und  des  St.  Petersburger  Börsenkomitees  oder  je  einem  Gliede  dieser  Institutionen. 

5.  Die  Verwaltung  der  Ergänzungssteuer  wird  in  jedem  Gouvernement  dem 
;Kameralhof  mit  der  bei  diesem  zu  bildenden  Gouvernementssteuerbehörde 
;ftbertragen. 

6.  Die  Gouvemementssteuerbehörde  besteht  imter  dem  Vorsitz  des  Präsi- 
denten des  Kameralhofes  aus  den  Gliedern  der  Plenarsession  desselben  und  aus 
sechs  Personen,  die  in  dem  betreffenden  Gouvernement  Gildenscheine  zum  Betrieb 

lan  Handels-  und  industriellen  Unternehmungen  gelöst  haben,  wobei  diese  Per- 
'  sonen,  wie  deren  sechs  Stellvertreter  auf  drei  Jahre  in  gleicher  Zahl  a.  von  der 
Gouvemeraentslandschaftsversammlung,  b.  von  der  Stadtverordnetenversammlung 
der  Gouvemementsstadt  und  c.  von  der  örtlichen  Kaufmannschaft  gewählt  werden. 

7.  Zur  Repartition  des  auf  den  Kreis  entfallenden  Betrages  der  Ergänzungs- 
steuer wird  eine  besondere  Kreissteuerbehörde  und  zwar  unter  dem  Vor- 
satz einer  vom  Präsidenten  des  Kameralhofes  hierzu  ernannten  Person  aus  sechs 
t Personen,  die  in  dem  betreffenden  Kreise  der  Ergänzungssteuer  unterliegen,  ge- 
[  bildet.  Diese  Personen  wie  auch  deren  sechs  Stellvertreter  werden  auf  drei  Jahre 
^in  gleicher  Zahl    a.  von  der  Kreislandschaftsversammlung,    b.  von  der  örtlichen 

Stadtverordnetenversammlung  und   c.  von  der  örtlichen  Kaufmannschaft  gewählt. 

Anmerkung.  In  den  Residenzen  und  in  den  bedeutenderen  Städten  (nach  Bestimmung 
des  Finanzministers)  werden,  gesondei-t  von  den  Kreis-,  Stadtsteuerbehörden  gebildet, 
die  für  diese  Städte  die  Kreissteuerbehörden  ersetzen.  Die  Stadtsteuerbehörde  wird  unter  dem 
■  Vorsitz  einer  vom  Finanzminister  ernannten  Person  aus  sechs  Gliedern  gebildet,  die  der  Er- 
\  gänzungsstener  unterliegen  und  mit  ihren  Stellvertretern  auf  drei  Jahre  in  gleicher  Zahl  a.  von 
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der  Stadtverordnetenversammlung,    b.  der  örtlichen  Kaufmannschaft  und   c.  dem  örtlichen 
Börsenkomitee  gewählt  werden. 

8.  In  den  Gouvernements,  in  welchen  die  Landschaftsinstitutionen  nicht 
eingeführt  sind,  und  in  den  Städten,  auf  welche  sich  die  Städteordnung  nicht 
erstreckt,  werden  die  Glieder  der  Steuerbehörden  —  an  Stelle  der  Wahl  durch 
die  Landschaft  und  die  Stadt  —  vom  Gouverneur  im  Einvernehmen  mit  dem 
Präsidenten  des  Kameralhofes  aus  der  Zahl  der  Personen,  die  den  hierzu  fest- 
gesetzten Bedingungen  (Artikel  6  und  7)  entsprechen,   ernannt. 

9.  Die  ergänzende  Prozentsteuer  wird  von  den  ihr  unterliegenden  Handels- 
und industriellen  Unternehmungen  (Artikel  2)  dort  erhoben,  wo  sich  deren  Haupt- 
verwaltungen befinden. 

10.  Die  Verwaltungen  der  im  vorigen  Artikel  bezeichneten  Unternehmungen 
sind  verpflichtet,  im  Laufe  eines  Monats  nach  Bestätigung  des  Jahresrechen- 
schaftsberichts durch  die  Generalversammlung  denselben  nebst  dem  Protokoll  der 
Generalversammlung  der  Gouvernementssteuerbehörde  desjenigen  Gouvernements 
vorzustellen,  in  welchem  die  Verwaltung  ihren  Sitz  hat,  sowie  auch  zur  In- 
serierung im  „Anzeiger  für  Finanzen,  Industrie  und  Handel"  mit  der  entsprechen- 
den Gebühr  —  die  allendliche  Bilanz  und  einen  Auszug  aus  dem  Jahresbericht 
mit  der  Angabe  der  Bruttoeinnahme,  der  Ausgabe  und  der  Reineinnahme  für 
das  Rechnungsjahr,  auch  die  Verteilung  der  letzteren  nebst  Angabe  der  Höhe 
der  Dividende,  die  pro  Aktie  oder  Anteil  zur  Verteilung  gelangt.  Ausserdem 
sind  die  Verwaltungen  verpflichtet,  der  Gouvernementssteuerbehörde  auf  Ver- 
langen ergänzende  Angaben  und  Erläuterungen  zu  geben. 

11.  Bei  Vorstellung  des  Rechenschaftsberichts  für  das  abgelaufene  Geschäfts- 
jahr (Artikel  10)  präsentiert  die  Verwaltung  gleichzeitig  auch  die  Quittung  der 
Rentei  über  die  Entrichtung  der  ergänzenden  Prozentsteuer,  welche  nach  der  Total- 
reineinnahme aller  dem  Unternehmer  gehörigen  Etablissements  berechnet  wird. 

12.  Falls  die  Gouvernementssteuerbehörde  bei  Prüfung  der  Rechenschafts- 
berichte findet,  dass  die  Prozentsteuer  nicht  richtig  berechnet  und  nicht  voll 
bezahlt  ist,  so  fordert  sie  nach  Korrektur  der  gemachten  Berechnung  die  Ver- 
waltung auf,  sofort  die  entsprechende  Bezahlung  zu  entrichten. 

13.  Unternehmungen,  deren  Rechenschaftsberichte  nicht  bis  zum  1.  Juli  pu- 
bliziert and  vorgestellt  sind,  haben  bis  zu  diesem  Tage  die  entsprechende  Prozent- 
steuer in  dem  Betrage  des  Vorjahres  zu  zahlen.  Wenn  nach  Prüfung  der  Rechen- 
schaftsberichte diese  Summe  sich  als  nicht  hinreichend  erweist,  so  wird  sie 
sofort  von  der  Verwaltung  ergänzt;  eine  sich  etwa  erweisende  Ueberzahlung 
wird  auf  das  folgende  Jahr  verrechnet  oder  auf  bezügliches  Ansuchen  zui-ück- 
gezahlt. 

14.  Der  vom  Gouvernement  zu  entrichtende  Betrag  der  ergänzenden  Re- 
partitionssteuer  (Artikel  3)  wird  jährlich  von  der  Gouvernementsbehörde  unter 
die  Kreise  entsprechend  dem  Masse  der  Entwickelung  des  Handels  und  der  In- 
dustrie verteilt. 

Anmerkung.  Für  die  Eesidenzen  und  die  bedeutenderen  Städte  (Anmerkung  zu  Artikel  7) 
werden  die  Beträge  der  Eepartitionssteuer  gesondert  angesetzt,  wie  für  die  einzelnen  Kreise. 

15.  Die  Kreissteuerbehörde  repartiert  den  auf  den  Kreis  entfallenden  Be- 
trag der  Repartitionssteuer  unter  die  im  Kreise  befindlichen  Handels-  und 
Industrieunternehmungen  entsprechend  dem  von  ihnen  erzielten  Gewinn. 
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16.  Unternehmungen,  die  durch  unbedeutenden  Umsatz  oder  aus  anderen 
Veranlassungen  sich  in  einer  schwierigen  Lage  befinden,  können  von  der  Repar- 
titionssteuer  eximiert  werden,  die  hier  erlassene  Summe  muss  auf  den  ganzen 
Kreis  resp.  Stadt  (Artikel  7  Anmerkung,  Artikel  14  Anmerkung)  imter  die  übrigen 
Steuerpflichtigen  des  Kreises  oder  der  Stadt  voll  repartiert  werden. 

17.  Nach  Aufstellung  der  Repartition  werden  die  der  Besteuenmg  unter- 
liegenden Personen  über  den  Betrag  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  Ergänzungs- 
steuer unterrichtet. 

18.  Im  Laufe  eines  Monats  vom  Tage  der  Bekanntmachung  der  Repartition 
können  die  zur  Steuer  herangezogenen  Personen  der  örtlichen  Steuerbehörde  ihre 
Einwendungen  gegen  dieselbe  einreichen. 

19.  Nach  Ablauf  der  im  vorigen  Artikel  angegebenen  Frist  nimmt  die 
Kreissteuerbehörde,  falls  Einwendimgen  gegen  die  aufgestellte  Repartition  ein- 
gegangen sind,  die  sich  etwa  als  erforderlich  ergebenden  Berichtigungen  in  der 
Repartition  vor  und  reicht  dieselbe  mit  allen  eingegangenen  Einwendungen, 
mit  den  in  der  Sitzung  verlautbarten  Meinungen,  wie  auch  mit  ihrem  eigenen 
Gutachten  der  Gouvemementssteuerbehörde  zur  Bestätigung  ein. 

20.  Die  von  der  Gouvemementssteuerbehörde  bestätigte  Repartition  wird 
von  dem  Kameralhof  in  Ausführung  gebracht,  der  den  Steuerpflichtigen  die  be- 
treffende Steuerliste  zustellt. 

21.  Das  Nähere  über  die  Art  der  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer,  ihrer 
Erhebung,  der  Berechnung  der  der  Prozentsteuer  unterliegenden  Reineinnahmen,  der 
Geschäftsführung  in  den  Gouvernements-,  den  Kreis-  und  den  Stadtsteuerbehörden, 
wie  auch  der  Rechnungs-  und  Buchführung  wird  durch  Instruktionen,  die  vom 
Finanzminister  —  in  erforderlichen  FäUen  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  und  dem  Reichskontrolleur  —  bestätigt  werden,  bestimmt.  Diese 
Instruktionen  werden  dem  dirigierenden  Senat  behufs  Publikation  zugestellt. 

22.  Die  Beschlüsse  der  Gouvemementssteuerbehörde  werden  in  Kopien  dem 
Gouverneur  mitgeteilt,  welcher,  falls  er  mit  einer  Bestimmung  nicht  einverstanden, 
dieselbe  mit  seinen  Ausstellungen  dem  Finanzminister  in  einer  siebentägigen 
Frist  vorstellt,  worüber  er  in  derselben  Frist  der  Steuerbehörde  Mitteilung  macht. 

23.  Beschwerden  über  unrechtmässige  Bestimmungen  der  Gouvemements- 
steuerbehörden  werden  im  Laufe  eines  Monats  beim  Finanzminister  vorgebracht 
und  von  diesem  der  besonderen  Steuerbehörde  (Artikel  4)  behufs  Entscheidung 
übergeben. 

Anmerkung.  Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Beschwerden  werden  bei  der  be- 
treffenden Gouvemementsbehörde  eingereicht,  welche  dieselben,  mit  ihren  Erklärungen  ver- 
sehen, dem  Finanzminister  vorstellt. 

24.  Die  Repartitionssteuer  ist  nicht  später  als  am  1.  Juni  in  der  betreffen- 
den Rentei  einzuzahlen.  Die  Einreichimg  einer  Beschwerde  stundet  dem  Steuer- 
pflichtigen nicht  die  Entrichtung  der  auferlegten  Steuerquote. 

25.  Für  nicht  rechtzeitige  Entrichtung  der  Ergänzungssteuer  (Artikel  9  —  11 
and  24)  wird  von  dem  säumigen  Steuerpflichtigen  eine  Pön  im  Betrage  von 
1  Prozent  monatlich  von  der  ganzen  im  Rückstand  verbliebenen  Summe  erhoben. 

26.  Die  Lm  Artikel  2  erwähnten  Unternehmimgen,  deren  Verwaltungen 
der  Gouvemementssteuerbehörde  nicht  zum  gehörigen  Termin  ihre  Rechenschafts- 
berichte und  die  Protokolle  der  Generalversammlung,   wie  auch  die  von  ihnen 
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eingeforderten  Ergänzungen  und  Erläuterungen  einreichen,  unterliegen  einer  von 
der  Gouvernementssteuerbehörde  nicht  über  300  Rubel  zu  normierenden  Straf- 
zahlung. Für  nicht  rechtzeitige  Einsendung  des  Auszuges  aus  dem  Rechenschafts- 
berichte und  der  Bilanz  —  behufs  Abdruck  im  ,  Anzeiger  für  Finanzen,  Industrie 
und  Handel"  —  wird  die  dreifache  Insertionsgebühr  erhoben. 

27.     Die   specielle  Entscheidung   der  Fragen,   die  bei  Ausführung   dieser 
Regeln  entstehen  könnten,  wird  dem  Finanzminister  anheimgestellt. 

Verzeichnis  der  Repartitionssteuer  pro  Gouvernement  und  Gebiet  für  das 
Triennium  1885—1887. 


Gouvernements  des 
europäischen  Russ- 
land. 

Archangel 

Astrachan 

Bessarabien    . 

Wilna  .     .     . 

Witebsk    .    . 

Wladimir  .     . 

Wologda  .     . 

Wolynien 

Woronesh 

Wätka .     .     . 

Grodno      .     . 

Jekaterinoslaw 

Kasan   .     .     . 

Kaluga      .     . 

Kiew     .     .     . 

Kowno       .     . 

Kostroma  .     . 

Kurland     .     . 

Kursk   .     .     . 

Livland     .     . 

Minsk   ... 

Mohilew    .     . 

Moskau     .     . 

Nishninowgoro  d 

Nowgorod 

Olonez 

Orenburg 

Orel       . 

Pensa    . 

Perm     . 

Podolien 

Poltawa 

Pleskau 

Räsan   . 


Jahresbetrag 
der  Steuer. 

8,000  Rubel 

20,000  , 

22,000  „ 

12,000  , 

17,000  , 

109,000  , 

12,000  , 

19,000  „ 

24,000  „ 

26,000  , 

19,000  , 

63,000  , 

45,000  , 

19,000  , 

71,000  „ 

11,000  „ 

42,000  , 

20,000  „ 

34,000  , 

87,000  , 

11,000  „ 

9,000  , 

422,000  „ 

36,000  „ 

20,000  , 

5,000  „ 

25,000  „ 

32,000  . 

13,000  , 

56,000  , 

25,000  „ 

28,000  „ 

18,000  „ 

31,000  , 


Gouvernements  des 
europäischen  Russ- 
land. 

Ssamara    .     . 

St.  Petersburg 

Ssaratow   , 

Ssimbirsk  . 

Smolensk  . 

Stawropol 

Taurien 

Tambow    . 

Twer     .     . 

Tula      .     . 

Ufa  .     .     . 

Charkow    . 

Cherson 

Tschernigow 

Estland      . 

Jaroslaw    . 

Gebiet  der  Don- 
sehen  Kosaken 


Jahresbetrag 
der  Steuer. 

26,000  Rubel 

333,000  , 

40,000  „ 

23,000  „ 

15,000  „ 

42,000  „ 

25,000  „ 

27,000  „ 

47,000  „ 

34,000  „ 

15,000  „ 

57,000  „ 

94,000  , 

27,000  „ 

11,000  . 

41,000  , 

16,000      , 


2,284,000  Rubel. 

Gouvernements  des 

Königreichs 

Polen. 

Warschau 

91,000  Rubel 

Kaiisch 

10,000      , 

Kelez    . 

8,000      , 

Lomsha 

4,000      „ 

Lublin  . 

10,000      „ 

Piotrkow 

78,000      „ 

Plozk    . 

5,000      „ 

Radom 

8,000      „ 

Ssuwalki 

5,000      „ 

Ssedletz 

5,000      „ 

224,000  Rubel. 
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Sibirische  Gouver-  Jahresbetrag  Sibirische  Gouver-  Jahresbetrag 

nements.                der  Steuer.  nements.  der  Steuer. 

Jenisseisk  .    .     .  6,000  Rubel  Tobolsk     .    .     .  13,000  Rubel 

Irkutsk      .     .     .  15,000      „  Tomsk       .     .     .  16,000      „ 


50,000  Rubel. 
In  Summa:  2,558,000  Rubel. 

In  der  Besprechung  des  die  Handels-  und  Gewerbesteuer  modifizierenden 
Gesetzes  hat  der  Leser  die  Bemerkimg  gefunden,  dass  ein  Teil  der  Vorlage  des 
Finanzministers  vom  Reichsrat  abgelehnt  wurde,  und  zwar  die  beantragte  Extra- 
besteuerung der  grossen  und  gewinnreichen  Handels-  imd  Gewerbeuntemeh- 
mungen.  Die  gesetzgebende  Körperschaft  erklärte  sich  nicht  gegen  die  stärkere 
Besteuerung,  sondern  nur  gegen  den  Modus  der  Veranlagung  der  Steuer:  sie 
beanspruchte  eine  Veränderung  der  Vorlage  in  der  Richtung,  dass  die  Ermit- 
telung der  Reineinnahme  der  einzelnen  Geschäfte  umgangen  werde,  mit  dem  Hin- 
zuftigen,  dass  die  dii-ekte  Besteuerung  der  Reineinnahme,  d.  i.  der  gesamten 
Reineinnahme  der  Staatsbürger,  der  in  Aussicht  genommenen  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer vorzubehalten  wäre. 

In  seiner  neuen  Vorlage,  die  die  Zustimmimg  des  Reichsrats  erhalten  hat, 
hat  der  Finanzminister  den  Intentionen  des  Reichsrats  Rechnung  getragen,  gleich- 
zeitig aber  der  neuen  Steuer  eine  umfassendere  Bedeutung  gegeben,  als  zuerst 
geplant. 

Während  nämlich  der  ursprüngliche  Entwurf  nur  diejenigen  Geschäfte  der 
neuen  Steuer  zu  unterwerfen  gedachte,  die  im  Besitz  eines  Scheines  I.  Gilde 
eine  Reineinnahme  von  über  20,000  Rbl.,  resp.  im  Besitze  eines  Scheines  II.  Gilde 
eine  Reineinnahme  von  über  4 — 12,000  Rbl.  je  nach  dem  Rayon,  in  welchem  das 
Unternehmen  sich  befindet,  erzielen,  sollen  nach  dem  Gesetz  —  entsprechend  der 
neuen  Vorlage  des  Finanzministers  —  sämtHche  Geschäftsunt«mehmungen,  soweit 
die  schlimme  Geschäftslage  im  besonderen  nicht  nachgewiesen  ist,  betroffen  werden. 
Die  neue  Steuer  zerfällt  in  zwei:  die  Prozentsteuer,  die  von  den  Unter- 
nehmungen, deren  Reineinnahme  ohnehin  bekannt,  nicht  erst  ad  hoc  zu  ermitteln 
ist  (Aktiengesellschaften,  Erwerbsgesellschaften  auf  Anteil),  erhoben  wird,  und  die 
Repartitionssteuer,  der  die  anderen  Unternehmungen  unterliegen.  Nach  der 
vorläufigen  Berechnung  des  Finanzministers  wird  die  öprozentige  Prozentsteuer 
1,663,000  Rbl.  abwerfen.  Da  die  Repartitionssteuer  für  das  erste  Triennium  auf 
2,558,000  Rbl.  normiert  ist,  so  fliessen  dem  Staat  aus  dieser  Ergänzungssteuer 
ca.  4,221,000  Rbl.  zu.  Die  Normierung  der  Höhe  der  Repartitionssteuer  pro 
Gouvernement  ist  erfolgt  auf  Grund  einer  Kombination  des  Reinertrages  sämt- 
licher Fabrik-  und  Gewerbeetablissements  und  des  Ertrages  der  Steuer  für  die 
Gildenscheine  und  -Billete.  Der  Reinertrag  ist  —  freüich  auf  Grundlage  recht 
unsicherer  Daten  —  für  das  ganze  Reich  ohne  Finnland  und  Transkaukasien  auf 
894  Mill.  Rbl.  geschätzt,  der  Steuersatz  von  0,1  Prozent  von  dieser  Summe 
ergibt  894,000  Rbl.,  der  Ertrag  der  Gildensteuer  im  vorletzten  Jahre  ergab 
11,684,319  Rbl.  Da  nun  durch  die  Repartitionssteuer  2,558,000  Rbl.  erhoben 
werden  sollen,  so  bleiben  nach  Abzug  obiger  894,000  Rbl.  noch  1,664,000  Rbl. 
d.  i.  14,25  Prozent  der  Güdensteuer.  Es  wird  mm  der  Betrag  der  Repartitions- 
steuer pro  Gouvernement  ermittelt  durch  Berechnung  von  0,1  Prozent  der  ge- 
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schätzten  Reineinnahme  der  Fabrik-  und  Gewerbeetablissements  und  14,25  Prozent 
der  Gildensteuer  im  Gouvernement.  Die  Repartitionsziffern  haben  nur  für  das 
Triennium  1885—87  Geltung.  Bis  dahin  hofft  das  Ministerium  besser  beglau- 
bigte Daten  über  das  Handels-  und  gewerbliche  Leben  gewonnen  zu  haben,  um 
die  Repartition  gerechter  auf  die  Gouvernements  zu  beziffern. 

Die  Repartition  der  durch  das  Gesetz  für  das  Gouvernement  festgesetzten 
Summe  auf  die  Kreise  des  Gouvernements  und  endlich  auf  die  Steuerpflichtigen 
ist  neugeschaffenen  Behörden  übertragen,  die  aus  Vertretern  der  staatlichen 
Finanzbehörde,  der  Selbstverwaltungskörperschaften  und  der  Steuerpflichtigen 
bestehen.  Das  Detail  hierüber  ersieht  der  Leser  aus  dem  Gesetz  selbst.  Das 
System  der  Repartition  einer  Staatssteuer  durch  die  Steuerpflichtigen  ist  kein 
Novum  in  der  russischen  Steuergesetzgebung;  es  besteht  seit  alters  in  den  länd- 
lichen Gemeinden  in  betreff  der  ihnen  obliegenden  staatlichen  Leistungen,  sowie 
auch,  was  die  städtische  Bevölkerung  anbetrifft,  in  betreff  der  sog.  Traiteur- 
steuer,  d.  i.  der  Steuer,  der  die  Gastwirtschaften  aller  Art  unterliegen. 

Wie  der  Leser  aus  dem  Gesetz  ersehen  hat,  ist  eine  Gruppe  von  Erwerbs- 
arten aus  der  Besteuerung  vorläufig  ausgeschlossen,  d.  i.  die  der  Accise  unter- 
liegenden Fabriken  (Branntweinbrennereien,  Bierbrauereien  etc.).  Solches  findet 
seine  Erklärung  in  dem  Umstände,  dass  das  Accisesteuersystem  zur  Zeit  einer 
kardinalen  Reform  unterzogen  wird. 
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Von 
Georg  Schanz. 

In  Deutschland  sind  hinsichtlich  der  direkten  Steuern  die  verschiedensten 
Systeme  vertreten :  die  einen  Staaten  haben  Ertragssteuem,  andere  ein  möglichst 
rerues  Einkommensteuersystem,  wieder  andere  ein  aus  beiden  gemischtes  System. 
In  allen  drei  Gruppen  hat  das  letzte  Decennium  mancherlei  Modifikationen 
gebracht.  Während  Bayern  und  Württemberg  -)  unter  Festhaltung  ihres  kon- 
sequent ausgebildeten  Ertragssteuersystems  den  neuen  Verhältnissen  und  An- 
forderungen zu  genügen  suchten,  haben  die  Staaten  mit  Einkommensteuer  oder 
gemischtem  System  teils  die  Einkommensteuer  in  ihren  Grundlagen  verbessert 
(Sachsen -Coburg- Gotha) '),  teils  zu  Entlastungen  der  untern  Klassen  benützt 
(Preussen,  Sachsen -Meiningen  u.  s.  w.),  teüs  haben  sie  das  gemischte  System 
durch  Ausfüllung  etwaiger  Lücken  rationell  auszubilden  sich  bemüht.  Zu  dieser 
Gruppe  gehören  die  Reformprojekte  Preussens  **)  und  die  wirklich  perfekt  ge- 
wordenen Reformen  Badens  *)  imd  Hessens.  Letztere  bilden  den  Gegenstand 
dieser  Abhandlung. 

Volle  zehn  Jahre  war  in  Hessen  die  Reform  der  direkten  Steuern  in  der 
Schwebe,  zahlreiche  Untersuchungen  wurden  angeregt,  breite  Verhandlungen 
und   Debatten    geführt   und    dabei   so    ziemlich   alle   Fragen,    die  von  Belang 


')  Ich  kann  nicht  unterlassen,  an  dieser  Stelle  Herrn  Landtagsarchivar 
Paul  für  die  liebenswürdige  Ueberlassung  aller  nötigen  Landtagsverhandlungen 
meinen  wärmsten  Dank  auszusprechen. 

■^)  Vgl.  Finanzarchiv  I,  S.  389  fg. 

')  Ueber  die  Reform  des  s.  w.  Einkommensteuergesetzes  wird  im  nächsten 
Band  berichtet  werden. 

*)  Entwürfe  eines  Gesetzes  betreffend  die  Einkommensteuer  und  eines 
Gesetzes  betreffend  die  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  vom  17.  Dezem- 
ber 1883. 

*)  Vgl.  Finanzarchiv  I,  S.  308  fg.  Auf  die  badische  Reform  wird  in  einem 
späteren  Band  noch  ausführlicher  eingegangen  werden. 
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sein  konnten,  gestreift.  Mit  ebensoviel  Sachkenntnis  als  Eifer  haben  Kammer 
und  Regierung  des  kleinen  Landes  das  Reformwerk  verfolgt  und  gefördert,  und 
es  verlohnt  sich  wohl,  die  Aufmerksamkeit  der  Leser  auf  dasselbe  zu  lenken 
und  ihm  ein  getreues  Bild  von  den  Vorgängen,  Bestrebungen  und  Resultaten 
vorzuführen.  Es  dürfte  dies  im  jetzigen  Augenblick  um  so  mehr  gerechtfertigt 
erscheinen,  als  die  neuen  hessischen  Gesetze  sich  ganz  auf  der  Linie  der  preus- 
sischen  Entwürfe  bewegen,  also  zugleich  für  Beurteilung  dieser  klärend  zu  wirken 
imstande  sind.  Ehe  aber  in  diese  Betrachtung  der  neuesten  Phase  der  Entwick- 
lung des  hessischen  direkten  Steuersystems  eingetreten  werden  kann,  ist  not- 
wendig, die  ältere  Geschichte  desselben  in  den  Hauptzügen  zu  skizzieren. 


Die  Begründung  des   hessischen  Steuersystems*). 

Die  direkte  Steuer  in  Hessen  hat  sich  namentlich  seit  dem  16.  Jahrhundert 
entwickelt;  wie  anderwärts  wurden  die  teils  für  den  Landesherrn,  teils  für  Reichs- 
zwecke notwendigen  Steuern  von  den  Ständen  bewilligt  und  die  Ansätze  recess- 
weise  mit  ihrer  Einwilligung  verfasst.  Grundlegend  für  dieses  ältere  hessische 
Steuerwesen  war  das  aus  Anlass  einer  Türkenhilfe  vom  gemeinschaftlichen  Land- 
tag zu  Treysa  beschlossene  Steuergesetz  vom  19.  Dezember  1576,  der  sogenannte 
„Treysaer  Anschlag".  Als  Hauptprincip  der  Besteuerung  war  das  der  Ver- 
mögenssteuer angenommen.  Alles  Vermögen,  welcher  Art  es  auch  sein  mochte, 
suchte  man  zu  erfassen.  Fruchtgefälle  mussten  nach  bestimmten  Sätzen  kapi- 
talisiert werden,  das  Gleiche  scheint  bei  anderen  Renten  und  Zinsen  geschehen 
zu  sein;  Gewerbtreibenden,  die  zwar  wenig  steuerbares  Vermögen,  aber  ein  gutes 
Einkommen  hatten,  wurde  neben  der  Vermögenssteuer  noch  „ein  zimliches  uff 
ihre  Händel  und  Gewerbe  nach  Grösse  und  Gelegenheit  derselben"  zur  Versteue- 
rung angesetzt;  ein  Gleiches  geschah  bei  denjenigen  Personen,  die  in  fremden 
Häusern  wohnten  und  sonst  nicht  begütert  waren.  Es  war  also  Vorsorge  ge- 
troffen, dass  die  Vermögenssteuer  keine  Lücke  Hess.  Wenn  man  will,  kann  man 
in  der  alten  Steuer  des  Treysaer  Anschlags  den  Vorläufer  der  späteren  hessischen 
Grund-,  Gewerbe-  und  Personalsteuer  erblicken. 

Die  Durchführung  der  Steuer  war  auf  eidliche  Selbstangabe  unter  Ein- 
reichung von  Vermögensverzeichnissen  gegründet.  Ein  anderer  Weg  war  auch 
gar  nicht  möglich,  da  alle  Kataster  fehlten  und  bei  Grund  und  Boden  speciell 
weder  Flächeninhalt  noch  Bonität  bekannt  war.  Bei  dem  Mangel  an  eigentlichen 
Kontrollmitteln  blieben  deshalb  die  „Register"  unvollkommen  und  trotz  wieder- 
holter „Renovatur"  der  letzteren  war  die  Ungleichheit  an  manchen  Orten  so 
gross,  ,dass  sie  gleichsam  mit  Händen  zu  greifen  war". 

Eine  Abhilfe  hoffte  man  durch  eine  Massregel  zu  erreichen,  die  in  der 
Geschichte  des   althessischen   Steuerwesens   nicht   weniger   markant   hervortritt, 


*)  Für  den  1.  Abschnitt  wurde  hauptsächlich  L.  Bauer,  Handbuch  des 
direkten  Steuerwesens  und  der  damit  in  Beziehung  stehenden  Gegenstände  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  im  Grossherzogtum  Hessen.  Erster  Teil  (nicht 
mehr  erschienen),  Heidelberg  1868,  benützt. 
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als  der  berühmte  Treysaer  Anschlag.  Durch  die  Verordnung  vom  3.  August 
1700  wurde  für  die  sämtlichen  der  Natur  der  Sache  nach  weit  überwiegenden 
Immobiliarsteuerobjekte  das  System  der  Register  verlassen  und  zu  dem  der  Ka- 
tastrierung  übergegangen.  Die  Objekte  sollten  vermessen,  ihr  Ertrag  taxiert, 
alle  Besitzveränderungen  ab-  und  zugeschrieben  werden.  Bezüglich  der  Handels- 
leute, Handwerker,  Tagelöhner  und  dergl.  verfuhr  man  nach  Massgabe  des 
Treysaer  Anschlags,  d.  h.  man  glich  sie  so  an,  dass  ihr  Ertrag  entsprechend 
getroffen  war.  Stand  im  Princip  das  in  seinen  Einzelheiten  äusserst  interessante 
Reformwerk  hoch  da,  in  der  Ausführung  blieb  es  doch  sehr  mangelhaft.  Gleich 
die  Vermessung  selbst  Hess  infolge  der  Ungeschicklichkeit  der  Feldmesser  viel 
zu  wünschen  übrig.  Durch  Beiackem  wüster  Raine  wurden  auch  die  richtig 
vermessenen  Objekte  im  Laufe  der  Zeit  vmrichtig.  Durch  Zerstückelung  der 
Güter,  gegen  die  man  veiederholt  ankämpfte,  sowie  wegen  mangelhaften  Be- 
folgens  der  Vorschriften  über  Ab-  und  Zuschreiben  wurden  die  Ungenauigkeiten 
immer  grösser.  Aehnliche  Unvollkommenheiten  und  Schwierigkeiten  zeigten  sich 
nach  anderen  Richtimgen. 

Man  begreift,  dass  dieses  alte  auf  dem  Treysaer  Anschlag  von  1576  und 
der  Renovaturinstruktion  von  1700  beruhende  Steuersystem  bei  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts imhaltbar  geworden  war.  Ein  neuer  Reformversuch  lag  nahe,  er  wurde 
aber  geradezu  unverschieblich  infolge  der  in  den  Jahren  1803,  1806,  1810  imd 
1816  eingetretenen  Territorialveränderungen  und  der  als  notwendig  erkannten 
und  durch  Edikt  vom  1.  Oktober  1806  dekretierten  Beseitigung  der  Steuerprivi- 
legien, Di^e  Regulierung,  welche  die  Basis  des  neuen  hessischen  direkten  Steuer- 
wesens bildet,  vollzog  sich  in  den  Jahren  1803 — 27.  Aehnlich  wie  in  Bayern 
zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  definitive  Steuerordnung  durch  ein  Provi- 
sorium vorbereitet  und  vermittelt  wurde,  war  es  auch  in  Hessen  der  Fall.  Hier 
war  man  vornehmlich  darauf  bedacht,  die  alten  und  neuen  Landesteile  vorerst 
so  viel  wie  möglich  gleichzustellen.  Zu  diesem  Behufe  stallte  man  da,  wo 
man  Steuemormen  vorfand,  die  sich,  wenn  auch"  nur  einigermassen,  auf  Wert- 
schätzimg  des  besteuerten  Gegenstandes  gründeten,  fest,  wie  sich  dieselben  zu 
den  Normen  verhielten,  welche  in  den  alten  Landen  bestanden,  setzte  dann  jeder 
Gemeinde  ihren  Steueranteil  im  ganzen  an  und  nahm  die  Unterabteilung  nach 
dem  herkömmlichen  Steuerfuss  vor.  Es  ergab  sich,  dass  in  Starkenburg  die 
Steuerkapitalien  der  alten  und  neuen  Lande  sich  wie  2  :  5  verhielten,  d.  h. 
dass  1  fl.  reinen  Ertrags,  welcher  in  den  neuen  Landen  1  fl.  Steuerkapital  er- 
hielt, in  den  alten  mit  24  Kr.  Steuerkapital  belegt  war.  Dieses  letztere  Steuer- 
kapital von  24  Kl.  für  1  fl.  Ertrag  ward  einstweilen  als  die  Normalgrösse  be- 
trachtet, nach  welcher  die  Centralstaatsbehörde  die  Steuerausschläge  vornehmen 
und  auf  welche  die  übrigen  Steuerkapitalien  zurückgeführt  werden  sollten.  Man 
nannte  dieses  daher  L a n d steuerkapital  im  Gegensatz  zu  Ortssteuerkapital, 
welches  in  den  übrigen  Landesteilen  zur  Untereinteilung  diente.  Wenn  also 
beispielsweise  von  der  Centralbehörde  auf  1  fl.  Landessteuerkapital  1  Kr.  aus- 
geschlagen wurde,  so  kamen  von  1000  fl.  Steuerkapital  zur  Erhebung  in  den 
alten  Landen  von  Starkenburg  1000  Kr.,  in  den  neuen  400  Kx.,  in  den  alten 
Landen  von  Hessen  912  Kr.,  in  den  neuen  400  Kr.,  in  Westfalen  670  Kr.  Gegen 
Ende  1813  war  die  Regulierung  der  Steuern  von  den  Immobilien  so  weit  ge- 
diehen, dass  eine  provisorische  Gleichstellung  derselben  innerhalb   der  drei 
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Provinzen  des  Grossherzogtums  hatte  geschehen  können.  Durch  Verordnung 
vom  2.  Oktober  1813  wurde  im  ganzen  Grossherzogtum  auch  die  gleichmässige 
Besteuerung  der  Gewerbe  und  des  Viehs  geregelt.  Bei  den  Gewerben  wurde 
der  Arbeitsverdienst  und  das  in  denselben  umlaufende  Kapital  mit  abgesonderten 
SteuerkapitaHen  angesetzt.  Mit  Einführung  des  neuen  Steuersystems  in  den 
neuen  Landen  wurden  alle  vorher  bestandenen  unmittelbaren  Steuern  aufgehoben 
und  auch  in  den  althessischen  Landen  konnten  die  unmittelbaren  Staatsabgaben, 
welche  neben  den  gewöhnlichen  Steuern  bestanden  hatten,  nicht  mehr  beibehalten 
werden.  Die  Abgaben,  welche  hierdurch  in  den  alten  Landen  wegfielen,  waren 
Kreissteuem,  ordinäre  Kontribution,  herrschaftliches  Beisassengeld,  Landbataillons- 
Montierungsgeld ,  Wildzaungelder,  Wildbretmonatsgelder,  Landgestütsgelder, 
Jagd-,  Wolfs-  und  Schonjagdsgelder,  Verwilligungen  zur  Unterstützung  der  Schul- 
denkasse, der  Generalkasse,  zum  Ausbau  des  Schlosses,  zur  Unterhaltung  des 
Landdragonercorps  und  zu  gemeinnützigen  Anstalten. 

Das  Definitivum  wurde  eingeleitet  durch  das  Gesetz,  die  Vollendung  des 
Immobilienkatasters  betreffend,  vom  13.  Mai  1824.  Dasselbe  regelte  die  Be- 
steuerung des  Grundeigentums,  der  Gebäude  nebst  den  dazu  gehörigen  Hofraithen, 
der  Berechtigungen  zu  Fronden,  Schäfereien,  Jagden,  Fischereien  und  anderer 
nutzbaren  dinglichen  Rechte,  der  Zehnten  und  Grundlasten;  es  suchte  vor  allem 
eine  neue  summarische  Gleichstellung  der  Gemarkungen  zu  erreichen.  Zu 
diesem  Behufe  wurde  für  jeden  Steuerbezirk  eine  Normalgemarkung  gewählt 
und  in  derselben  Hauptnormalstücke  für  jede  Kulturart  sowohl,  als  wie  für  eine 
hinreichende  Anzahl  von  Klassen  derselben  Kulturart  bestimmt  und  genau  be- 
zeichnet und  hierauf  sämtliche  Grundstücke  der  Normalgemarkungen  in  die  ver- 
schiedenen Klassen  eingereiht.  Der  reine  mittlere  Ertrag  jeder  Kulturart  und 
Klasse  wurde  nach  näheren  Bestimmungen  festgestellt,  und  zwar  bei  Liegen- 
schaften und  dinglichen  Rechten  Abschätzung,  bei  den  Gebäuden  und  den 
dazu  gehörigen  Hofraithen  der  mittlere  Kaufwert  benutzt.  Der  festgestellte 
reine  Ertrag  wurde  als  das  Nörmalsteuerkapital  bezeichnet  und  durch  ein  be- 
stimmtes Verfahren  zur  endgültigen  Anerkennung  gebracht.  In  den  zu  dem 
Steuerbezirke  der  Normalgemarkung  gehörigen  übrigen  Gemarkungen  wurden 
die  für  die  einzelnen  Kulturarten  und  Klassen  bereits  gewählten  örtlichen  Nor- 
malstücke beibehalten  oder  es  wurden,  insofern  deren  noch  keine  vorhanden 
sein  sollten,  solche  örtliche  Normalstücke  nachträglich  gewählt  und  genau  be- 
zeichnet. Die  Normalsteuerkapitalien  der  örtlichen  Normalstücke  wurden  in  den 
Gemarkungen  des  Steuerbezirks,  welche  durch  die  bisherigen  Steuerregulierungs- 
arbeiten mit  der  Normalgemarkung  gleichgestellt  waren  oder  inzwischen  noch 
gleichgestellt  wurden,  in  demselben  Verhältnis,  in  welchem  die  bisherigen  Erträge 
der  korrespondierenden  Kulturarten  in  der  Normalgemarkung  durch  die  neue  Ab- 
schätzung abgeändert  worden,  durch  Rechnung  berichtigt  und  denselben  dadurch 
wieder  gleichgestellt.  Nach  Erledigung  aller  vorgebrachten  Reklamationen  wurde 
die  gemarkungsweise  Berechnung  der  Normalsteuerkapitalien  unter  Abzug  der 
Differenz  zwischen  dem  rauhen  und  reinen  Ertrag  der  Zehnten  berichtigt,  den- 
selben das  Normalsteuerkapital  der  Gebäude,  Waldungen  und  übrigen  steuer- 
baren Objekte  beigefügt  und  hiemach  das  Verhältnis  bestimmt,  in  welchem  jede 
Gemarkung  des  Grossherzogtums  zu  den  direkten  Steuern  von  unbeweglichen 
Steuerobjekten  künftig  beitragen  sollte.    Die  Unterverteilung  der  Steuern  inner- 
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halb  der  Gemarkungen  geschah  nach  den  bisherigen  Normen  vorbehaltlich  der 
infolge  der  Vollendung  des  Katasters  eintretenden  Abänderungen  und  derjenigen 
Aenderungen,  welche  die  Regierung,  um  den  auffallendsten  Mängeln  der  Sub- 
repartition  abzuhelfen,  in  denjenigen  Gemarkrmgen.  wo  solches  am  dringendsten 
erforderlich  war,  traf  Zur  allmählichen  Vollendung  des  definitiven  Katasters 
und  Verbesserung  der  Subrepartition  musste  die  allgemeine  Landesvermessung 
fortgesetzt  werden.  Die  gesetzlich  verlangte  Vermessung  blieb  bei  der  Flur- 
vermessung stehen.  Nach  vollendeter  Flurvermessung  eines  ganzen  Steuer- 
bezirks ^Tirden  die  Flächengehalte  der  Parzellen  innerhalb  jeder  Flur  nach 
Massgabe  des  für  die  ganze  Flur  gefundenen  Inhalts  reduziert  und  das  Normal- 
steuerkapital der  Fluren  und  Gemeinden  mit  Beibehaltung  der  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  für  jede  Kulturart  und  Klasse  gefundenen  Normalbetrags 
definitiv  festgesetzt.  Erst  dann,  wenn  durch  dieses  Verfahren  Beschwerden  in 
Beziehung  auf  die  Subrepartition  entstanden,  wurden  die  einzelnen  Parzellen 
der  betreffenden  Flur  vermessen,  die  Kosten  dieser  Vermessung  aber  von  den 
Beteiligten  getragen.  Die  Resultate  der  Parzellenvermessung  innerhalb  der  Fluren 
bewirkten  an  dem  Normalkapital  der  ganzen  Flur  keine  Aendening.  sondern 
bildeten  nur  neue  Subrepartitionsnormen  innerhalb  derselben. 

Weiter  in  das  Detail  dieses  Gesetzes  und  der  zahlreichen  dazu  im  Lauf 
der  Zeit  erschienenen  Verordnungen  und  Instruktionen  einzugehen,  kann  hier 
nicht  der  Zweck  sein.  Als  besonders  wichtig  für  das  direkte  Steuerwesen  Hessens 
mag  nur  noch  die  Bestimmung  desselben  hervorgehoben  werden,  dass  die  wirkliche 
Verteilung  der  auf  die  unbeweglichen  Steuerobjekte  fallenden  direkten  Steuern 
nach  Verhältnis  der  Normalsteuerkapitalien  der  Gemarkungen  des  Grossherzogtums 
erst  dann  erfolgen  durfte,  wenn  die  gemarkungsweise  Zusammenstellung  der- 
selben vollendet  war  und  gleichzeitig  auch  die  übrigen  direkten  Steuern  in  dem 
ganzen  Grossherzogtume  nach  gleichförmigen  gesetzlichen  Vorschriften  erhoben 
wurden.  Damit  war  man  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  möglichst  bald  auch 
die  übrigen  Glieder  des  Steuerwesens  zu  reformieren. 

Es  lag  nahe,  aus  den  Elementen,  die  man  in  einzelnen  hessischen  Landes- 
teilen vorfand,  ein  für  das  ganze  Land  brauchbares  System  zu  schaffen.  In 
Oberhessen  und  Starkenburg  war,  wie  bereits  erwähnt,  1813  eine  gemeinschaft- 
liche Gewerbsteuer  geschaffen  worden.  Sie  war  ziemlich  weit  gegriffen, 
indem  sie  nicht  nur  den  Arbeitsverdienst  der  eigentlichen  Gewerbtreibenden, 
Professionisten  und  Handwerker,  sondern  auch  den  Arbeitsverdienst  der  Hand- 
arbeiter, Taglöhner  und  der  mit  eignem  Feldbau  beschäftigten  Personen  umfasste; 
ausserdem  war  aber  auch  das  in  den  Gewerben  umlaufende  Kapital  besteuerte 
indem  den  bezeichneten  Steuerpflichtigen  ein  Gewerbsteuerkapital  angesetzt  und 
dieses  bei  der  Verteilung  der  direkten  Steuern  mit  in  Anschlag  gebracht  wurde. 
In  beiden  Beziehungen  war  aber  diese  Gewerbsteuer  missliebig  geworden.  Die 
Beiziehung  der  Handarbeiter,  Taglöhner  und  Landwirte  zur  Gewerbesteuer  ver- 
anlasste vielfältige  Beschwerden,  ebenso  erzeugte  die  Ausmittelung  der  in  den 
Gewerben  umlaufenden  Kapitalien  zahlreiche  Inkonvenienzen.  Auch  hatte  die 
Erfahrung  gezeigt,  dass  eine  gleichförmige  Anwendung  des  Gesetzes  durch  die 
Gewerbsteuerkommission  nicht  erzielt  werden  konnte.  Man  war  unter  diesen 
Umständen  begreiflicherweise  nicht  gesonnen,  die  Gewerbsteuer  in  dieser  Form 
auf  das  ganze  Land  zu  übertragen.     Eine  Verbesserung  war  zu  erreichen,  weim 
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man  die  in  Rheinhessen  auf  das  Gesetz  vom  1.  Brumaire  des  Jahres  VII  ge- 
gründete Patentsteuer  verwertete.  Sie  war  mit  der  Gewerbsteuer  in  Starken- 
burg und  Oberhessen,  insoweit  solche  die  eigentlichen  Gewerbtreibenden,  Pro- 
fessionisten  und  Handwerker  traf,  analog,  doch  darin  wesentlich  von  derselben 
verschieden,  dass  sie  in  einer  bestimmten  unveränderlichen  Abgabe  bestand,  welche 
von  jedem  Gewerbe  nach  Umständen  mit  verhältnismässigen  Zusätzen  entrichtet 
werden  musste,  während  in  den  diesseitigen  Provinzen  die  Ausübung  eines  Ge- 
werbes ebenso  wie  der  Besitz  eines  Grundstücks  nur  die  Basis  der  Steuerrepar- 
tition  bildete,  mithin  auch  die  Gewerbsteuer  in  demselben  Verhältnis  stieg  und 
fiel,  in  welchem  die  Summe  grösser  oder  kleiner  ward,  welche  nach  verfassungs- 
mässigen Bestimmungen  auf  direktem  Wege  aufgebracht  werden  sollte.  Diese 
letztere  Bestimmung  hielt  die  Regierung  für  einen  Vorzug,  wogegen  in  anderer 
Hinsicht  das  französische  Patentgesetz  ihr  zweckmässiger  zu  sein  schien.  So 
suchte  sie  die  Vorteile  beider  Gesetze  zu  verbinden,  was  auch  im  Gewerbesteuer- 
gesetz vom  16.  Juni  1827  geschah.  Demnach  war  die  Gewerbsteuer  keine  fixe, 
auf  dem  Gewerbe  ruhende  Abgabe,  sondern  es  sollte  nur  das  reine  Gewerbsein- 
kommen,  gleich  dem  reinen  Einkommen  von  Gegenständen  des  Immobilienkatasters, 
bei  der  Repartition  der  gesamten  direkten  Steuern  in  Ansatz  gebracht  werden, 
und  die  Steuerkapitalsansätze  für  die  Gewerbe  hatten  auch  hier  nur  die  Verhält- 
niszahlen oder  den  Massstab  der  Verteilung  zu  bilden.  In  Bezug  auf  die  Klassen- 
einteilung dagegen  wurden  fast  durchaus  die  Abstufungen  des  französischen 
Patenttarifs  angenommen.  Die  Feststellung  der  Normalste  aerkapitalien  geschah 
nach  7,  bezw.  8  Klassen  (da  die  erste  in  die  Abteilungen  A  und  B  zerfiel)  und 
nach  dem  in  3  Abstufungen  erscheinenden  Rang  der  Orte.  Zu  diesen  Normal- 
oder fixen  Steuerkapitalien,  die  in  den  unteren  Klassen  sehr  niedrig  fixiert 
wurden,  um  für  Gewerbe,  welche  einzelne  nur  in  sehr  geringem  Umfang  betrieben, 
nicht  drückend  zu  werden,  kam,  um  dem  grösseren  oder  geringeren  Umfang  der 
Gewerbe  Ausdruck  zu  verleihen,  ein  verhältnismässiger  Zusatz  nach  der  Anzahl 
der  Gehilfen  oder  nach  dem  Mietwert  des  zum  Betriebe  erforderlichen  Lokals. 
Dem  fixen  Steuerkapital  wurde  ein  Dritteil  für  jeden  Gehilfen  zugesetzt,  der 
Mietwert  hingegen  wurde  fast  durchgängig  mit  seinem  vollen  Betrag  in  Ansatz 
gebracht,  indem  sich  die  einzigen,  im  Art.  9  des  Gesetzes  ausdrücklich  bestimmten 
Ausnahmen,  in  welchen  nur  die  Hälfte  des  Mietwertes  in  Ansatz  kam,  auf  die 
Gastwirtschaften  zum  Beherbergen,  die  Mühlwerke  und  diejenigen  Fabriken, 
welche  im  Gewerbslokal  selbst  über  50  Arbeiter  beschäftigten,  bezogen.  Andere 
Kriterien  für  die  Bildung  der  verhältnismässigen  Zusätze  bestanden  nicht,  wes- 
halb denn  sowohl  die  systematische  als  die  alphabetische  Klassifikation  der  Ge- 
werbe (Gewerbsteuertarif)  eine  sehr  einfache  Form  annahm.  Gleich  einfach 
waren  die  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Ausländer,  welche  eine  Niederlassung 
im  Inlande  nicht  besassen,  sowie  die  hinsichtlich  der  öffentlichen  Darstellungen 
und  Belustigungen  und  des  Tanz-  und  Musikhaltens  an  öffentlichen  Orten  ge- 
gebenen Vorschriften.  Durch  die  äusseren  Merkmale  war  die  Handhabung  des 
Gesetzes  sehr  erleichtert  und  die  vielen  Willkürlichkeiten,  welche  früher  in 
Starkenburg  und  Oberhessen  mit  der  Ausmittelung  des  umlaufenden  Kapitals 
verbunden  waren,  wurden  hierdurch  für  die  Zukunft  vermieden. 

Wie   bei    der  Gewerbsteuer   aus    der  französischen  Gesetzgebung  Elemente 
entlehnt  wurden,  so  geschah  es  auch  bei  dem   dritten  Glied   des  Steuersystems, 
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bei  der  Personalsteuer.  Dieselbe,  durch  das  Gesetz  vom  3.  Nivose  des  Jahres  VIT 
angeordnet  und  durch  spätere  Gesetze  modifiziert,  war  in  Rheinhessen  für  alle 
Personalsteuerpflichtige  gleich.  Sie  war  eine  rohe  Steuerform.  Mit  alleiniger 
Ausnahme  der  Armen  wurde  sie  von  jedermann,  welcher  das  Bürgerrecht  genoss, 
mit  gleicher  Summe  entrichtet  und  bestand  in  dem  Wert  von  3  Arbeitstagen, 
welcher  1827  in  der  Provinz  Rheinhessen  im  Mittel  auf  2  fl.  24  Kr.  festgesetzt 
war.  Mit  dieser  Abgabe  konnte  die  alte  Gewerbesteuer,  wie  sie  in  Starkenburg 
und  Oberhessen  von  den  Handarbeitern,  Taglöhnem  und  denjenigen,  welche  sich 
mit  der  Landwirtschaft  beschäftigten,  entrichtet  wurde,  als  gleichartig  angesehen 
werden,  indem  diese  Klasse  von  Staatsbürgern  in  der  Provinz  Rheinhessen  von 
den  dortigen  eigentlichen  Gewerbesteuern  (der  Patentgebühr)  befreit  war.  Sie 
eignete  sich  also,  ohne  dass  dadurch  eine  wesentliche  Verrückung  der  Abgabe- 
verhältnisse in  Aussicht  stand,  zur  allgemeinen  Einführung  im  Grossherzogtum, 
sobald,  wie  es  auch  geschah,  in  Starkenburg  und  Oberhessen  die  Gewerbsteuer 
der  Taglöhner  und  Landwirte  aufgehoben  wurde.  Sie  empfahl  sich  noch  be- 
sonders durch  ihre  Allgemeinheit,  vermöge  welcher  vier  Klassen  von  Staatsbürgern, 
welche  bisher  in  Starkenburg  und  Oberhessen,  insofern  sie  kein  Grundeigentum 
besassen,  gar  keine  direkten  Steuern  zu  entrichten  hatten,  zur  Erleichterung  der 
übrigen  Steuerpflichtigen  auch  auf  direktem  Weg  mit  zu  den  Staatsbedürfnissen 
herbeigezogen  werden  konnten.  Durch  entsprechende  Abstufungen  Uess  sich 
die  Personalsteuer  auch  den  Wohlhabenheitsverhältnissen  anpassen  und  gerechter 
gestalten. 

Auf  diesen  Erwägungen  beruht  das  Personalsteuergesetz  vom  15.  Juni  1827. 
Wie  die  vorher  in  Rheinhessen  bestandene  Personalsteuer,  so  war  auch  die  neue 
allgemein,  sie  war  von  jedem  zu  entrichten,  der  im  Grossherzogtum  die  Rechte 
eines  Inländers  genoss.  also  auch  von  Landwirten  und  Gewerbtreibenden  neben 
der  Grund-  und  Gewerbesteuer;  ebendeshalb  wurde  letztere  niedrig  gehalten 
und  war  geringer  veranschlagt,  als  die  alte  Gewerbesteuer;  die  neue  Gewerbesteuer 
sollte  eben  nur  die  reinen  Erträge  der  Gewerbe,  d.  h.  ,,nur  diejenigen  üeberschüsse 
treffen,  welche  nach  Abzug  der  reinen  Produkte  der  allgemeinen  persönlichen 
Thätigkeit  als  reine  Produkte  erlernter  Profession  oder  des  ausgeübt  werdenden 
Gewerbes  erscheinen "(!).  Von  der  ehemals  rheinhessischen  Personalsteuer  imter- 
schied  sich  die  neue  —  analog  wie  bei  der  Gewerbesteuer  —  dadurch,  dass  sie 
nicht  in  einer  fixen  Abgabe  bestand,  sondern  nur  jedem  Personalsteuerpflichtigen 
ein  Steuerkapital  ansetzte  und  dieses  bei  der  Repartition  der  gesamten  direkten 
Steuer  in  Rechnimg  zog,  femer  dadurch  —  und  hierin  griff  sie  auf  das  firan- 
zösische  Urbüd  von  1791  zurück  ^)  —  dass  sie  Abstufungen  besass.  L'm  diese 
zu  bekommen  und  zugleich  die  Personalsteuer  in  ein  richtiges  Verhältnis  zu 
den  Steuerkapitalien  des  Immobilienkatasters  zu  bringen,  ging  man  von  einem 
objektiven  Merkmal,  dem  Wohnungsaufwand  aus.  Man  sagte  sich,  dass  das 
Einkommen  in  derselben  Art,  wie  der  reine  Ertrag  von  Grtmdstücken  der  Be- 
steuerung unterliegen  sollte.  Wie  bei  den  Grundstücken  der  Säsamen  und  die 
Kulturkosten,  so  sollte  von  dem  Produkte  der  persönlichen  Thätigkeit,  von 
dem  Einkommen,  die  notwendige  Bedingung  desselben,  nämlich  der  in  den  Ver- 


')  VgL  Kaufmann,  Die  Finanzen  Frankreichs  1882,  S.  197  fg. 
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hältnissen  begründete  Aufwand  des  Steuerpflichtigen  auf  die  Erhaltung  seiner 
physischen  Existenz  und  des  bürgerlichen  Zustandes,  von  welchem  sein  persön- 
liches Einkommen  abhängt,  in  Abzug  gebracht  werden,  um  das  reine  Einkommen 
in  gleichartiger  Grösse  mit  den  reinen  Erträgen  im  Immobilienkataster  zu  be- 
stimmen. Man  nahm  an,  dass  der  Wohnungsaufwand,  der  nur  einen  Teil  des 
Gesamteinkommens  bildet,  ungefähr  der  richtigen  Quote  entspreche.  Der  Miet- 
wert der  Wohnungen  wurde  sehr  summarisch  in  der  Weise  festgestellt,  dass  man 
zu  den  festgestellten  Gebäudesteuerkapitalien  (4%  des  mittleren  Kaufwerts),  also 
zu  dem  Reinertrag  noch  V»  hinzufügte,  um  eben  die  Bruttorente  oder  den  Miet- 
wert zu  erhalten,  ''/s  des  Gebäudesteuerkapitals  galt  sonach  als  gesetzlicher 
Mietwert. 

Das  Gesetz  zählte  9  Steuerklassen,  für  welche  an  Steuerkapitalien  fest- 
gesetzt waren  10  fl.,  20  fl.,  40  fl.,  80  fl.,  160  fl.,  250  fl.,  350  fl.,  550  fl.  und 
1000  fl. 

Durch  die  auf  einem  Kompromiss  der  französischen  und  deutschen  Steuer- 
gesetzgebung beruhende  Regulierung  der  Grundsteuer,  Gewerbesteuer  und  Per- 
sonalsteuer war  für  das  ganze  Grossherzogtum  ein  in  seiner  Tendenz  gerechtes, 
lediglich  auf  objektiven  Merkmalen  beruhendes,  leicht  funktionierendes  System 
geschaffen  ').  In  das  chaotische  Steuerwesen  war  einigermassen  Ordnung  gebracht, 
die  hauptsächlichsten  Steuerkräfte  waren  getroffen,  das  ganze  Werk  hatte  einen 
gewissen  Abschluss  erlangt. 

II. 

Weiterentwicklung   in   der   Zeit  von   1827— -1873. 

Im  Staats-  und  Gesellschaftsleben  gibt  es  keinen  Ruhepunkt,  am  aller- 
wenigsten im  Steuerwesen.  Die  einzelnen  Epochen  sind  zwar  nicht  gleich  be- 
deutsam und  inhaltsreich,  die  einen  ragen  hervor  durch  grundlegende  Neuorga- 
nisationen, die  andern  müssen  sich  begnügen,  auf  dem  gegebenen  Fundament 
weiterzubauen,  das  Fachwerk  zu  ändern  und  zu  verbessern  und  dadurch  das 
ganze  Gebäude  immer  dem  jeweiligen  Bedürfnis  entsprechend  brauchbar  zu 
erhalten. 

Die  45  Jahre,  welche  nach  Herstellung  eines  Systems  der  direkten  Steuern 
in  Hessen  verflossen,  charakterisieren  sich  als  einen  solchen  Weiter-  und  Umbau. 
Die  Hauptimpulse  zu  Aenderungen  in  dieser  Periode  gaben  die  Jahre  1848 
und  1866. 

Im  Jahre  1848  versagten  die  Einnahmen  vielfach  ihren  Dienst,  während 
gleichzeitig  die  Anforderungen  an  den  Staat  ins  Ungeheure  zu  wachsen  drohten. 
Es  öffnete  sich  eine  finanzielle  Kluft,  die  immer  bedenklicher  wurde.  Noch  mitten 
in  der  stürmischen  Zeit  suchte  man  ähnlich  wie  in  Bayern  durch  eine  neue 
Steuer  Mittel  zu  schaffen.  Es  war  die  ausserordentliche  Einkommensteuer,  welche 
durch  Gesetz  vom  12.  August  1848  für  das  Jahr  1849  geschaffen  wurde.  Die 
Art  und  Weise  ihrer  Ausgestaltung  verriet  deutlich  genug  die  Zeit,  der  sie  ent- 


*)  Erwähnt  sei  noch,  dass  die  Thür-  und  Fenstersteuer,  wie  sie  in  Rhein- 
hessen bestand,  mit  Einführung  der  Grundsteuer  verschwinden  musste,  da  sonst 
eine  doppelte  Besteuerung  der  Häuser  sich  ergeben  hätte. 
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sprossen  war.  Als  ausserordentliche  Steuer  sollte  sie  auf  alles  und  jedes  Ein- 
kommen, welches  nicht  schon  der  Grundsteuer  und  Gewerbesteuer  unterlag  oder 
ausdrücklich  ausgenommen  war,  ausgeschlagen  werden.  Die  Steuer  betraf  also 
hauptsächlich  Kapitalien  und  Besoldungen.  Der  Steuer  waren  alle  Staatsange- 
hörigen beiderlei  Geschlechts  und  die  im  Grossherzogtum  wohnenden  Ausländer, 
letztere  in  Bezug  auf  dasjenige  Einkommen,  welches  sie  sich  durch  persönlichen 
Erwerb  im  Grossherzogtum  verschafften ,  unterworfen.  Ausserhalb  des  Gross- 
herzogtums wohnende  Staatsangehörige,  welche  aus  der  Staatskasse  eine  Besol- 
dung oder  Pension  erhielten,  waren  mit  dieser  ebenfalls  zugezogen.  Unver- 
heiratete Personen  waren  für  ein  jährliches  Gesamteinkonamen  von  200  fl. ,  Fa- 
milien aus  zwei  und  mehr  Köpfen  bestehend  wegen  des  zweiten  und  jeden 
folgenden  Kopfes  für  je  weitere  50  fl.  des  jährlichen  reinen  Gesamteinkommens 
befreit.  Das  nach  diesem  Abzug  verbleibende  Einkommen  war  mit  1  "/o  bis  zu 
500  fl.,  mit  2%  von  den  ersten  500  fl.  bis  1000  fl.,  mit  3  "/o  von  1000  fl.  bis 
2000  fl.,  mit  4  °/o  von  200(T  fl.  bis  3000  fl. ,  mit  5  V  von  3000  fl.  an  für  jedes 
weitere  Hundert  belegt.     Die  Progression  war  eine  sehr  starke. 

Zur  Regulierung  der  Steuer  wurde  in  jeder  Gemeinde  eine  Konmiission 
niedergesetzt,  auf  deren  schriftliche  Aufforderung  jeder  Steuerpflichtige  oder 
dessen  Stelltertreter  auf  Ehre  imd  Gewissen  eine  schriftliche  Erklärung  über  die 
Grösse  seines  betreffenden  Einkommens  abzugeben  hatte.  Die  Kommission  unter- 
warf die  Erklärungen  der  Steuerpflichtigen  einer  Prüfung.  Bei  nachgewiesener 
absichtlicher  zu  geringer  Angabe  des  Vermögens  erfolgte  Bestrafung  mit  dem 
Fünffachen  der  Steuer  von  dem  verschwiegenen  Einkommen.  Bei  versäumter 
Deklaration  trat  Schätzung  durch  eine  Kommission  ein.  Alle  beteiligten  Be- 
hörden und  Kommissionen  waren  auf  strenge  Geheimhaltung  ihrer  Wahrneh- 
mungen verpflichtet. 

Das  finanzielle  Resultat  war  ein  durchaus  ungünstiges.  Statt  eines  ver- 
muteten Ertrags  von  200,000  fl.  wurden  nur  105,000  fl.  erbracht,  von  denen 
zwei  Dritteile  auf  die  öffentlichen,  namentlich  die  Staatsbeamten  fielen,  deren 
Besoldungseinkommen  offiziell  feststand.  Die  übrigen  Deklarationen  waren  un- 
vollkommen teüs  infolge  geringen  Verständnisses,  teils  infolge  des  Bestrebens, 
die  Steuer  zu  hinterziehen.  Bei  den  Einkommen  aus  Löhnen,  sonstigen  Be- 
schäftigungen, welche  der  Gewerbesteuer  nicht  unterlagen,  und  namentlich  aus 
Kapitalien ,  versagte  das  ideale  Vertrauen  auf  die  patriotische  Selbstbesteue- 
rung ganz. 

Unter  diesen  Umständen  erklärt  sich,  dass  die  Finanzlage  nach  1848  eine 
üble  war.  In  der  Finanzperiode  von  1848/50  waren  nicht  nur  die  gesamten 
Reservevorräte  der  Staatskasse  nebst  dem  normalen  Betriebskapital  von 
1,100,000  fl.  aufgerieben,  sondern  auch  noch  ein  Deficit  vorhanden,  neben  welchem 
nach  dem  Hauptvoranschlag  der  Regierung  für  1851/53  ein  weiteres  im  Betrag 
von  72  Million  in  Aussicht  stand.  Um  die  fehlenden  Summen  zu  decken  und 
das  Gleichgewicht  herzustellen,  auch  der  Staatskasse  wieder  zu  einem  Betriebs- 
kapital und  Reservefonds  zu  verhelfen,  musste  man  nach  einem  neuen  Mittel 
sich  umsehen.  Man  wählte  ein  sehr  einfaches,  das  sich  durch  den  Erfolg  auch 
bewährte. 

Früher  nämlich  und  bis  zum  Jahre  1853  wurde  der  nach  dem  aufgestellten 
Staatsbudget  sich   ergebende  Totalbedarf  an  direkten  Steuern  mit   den  Land- 
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ständen  des  Grossherzogtunis  jedesmal  für  die  drei  Jahre  der  Finanzperiode 
festgesetzt  und  durch  das  Finanzgesetz  publiziert.  Der  aus  diesem  Totalbetrag 
der  direkten  Steuern  und  aus  der  durch  die  jährliche  Steuerregulierung  ermittelten 
Totalsumme  sämtlicher  drei  Steuerkapitalien  sich  ergebende  Quotient  war  der 
Ausschlagskoefficient  für  einen  Gulden  Normalsteuerkapital.  Die  hessischen 
direkten  Steuern  waren  also  reine  Repartitionssteuem;  der  nach  Abzug  der 
sonstigen  Einnahmen  des  Staats  nach  dem  Hauptvoranschlag  der  Ausgaben 
verbleibende  Rest  des  Staatsbedürfnisses  wurde  jedes  Jahr  auf  die  konstatierten 
Grund-,  Gewerbe-  und  Personalsteuerkapitalien  repartiert,  und  da  diese  Steuer- 
kapitalien besonders  durch  die  Ausdehnung  der  Gewerbe,  die  Vermehrung  und 
Vergrösserung  der  Gebäude  etc.  einem  steten  langsamen  Steigen  unterlagen, 
so  kam  es,  dass  damals  gewöhnlich  die  direkte  Steuer  in  den  letzten  Jahren 
jeder  Finanzperiode  etwas  geringer  war  als  bei  der  Einführung  eines  neuen 
Finanzgesetzes.  Jeder  Zuwachs  der  Steuerkapitalien  kam  also  nicht  der  Staats- 
kasse, sondern  der  Gesamtheit  der  Steuerpflichtigen  zu  gut.  Von  diesem  System 
einer  reinen  Repartitionssteuer  ging  man  nun  ab  und  beschloss,  das  bleibende 
Bedürfnis  der  Staatskasse  für  die  Dauer  der  Finanzperiode,  ohne  auf  die  Ver- 
änderung der  Steuerkapitalien  Rücksicht  zu  nehmen,  auf  diese  auszuschlagen 
und  dadurch  den  Vorteil  des  Steigens  derselben  der  Hauptstaatskasse  zuzu- 
wenden, um  daraus  die  ihr  nötigen  Vorräte  nach  und  nach  wieder  ansammeln 
zu  können.  Es  wird  also  seitdem  der  Steuerausschlagskoefficient  selbst  nach 
festgesetztem  Staatsbudget  für  jede  Finanzperiode  mit  den  Landständen  ver- 
einbart und  im  Finanzgesetz  publiziert. 

Im  Zusammenhang  mit  der  erwähnten  Massregel  wurde  aber  gleichzeitig 
auch  die  Vervollkommnung  des  Steuersystems  angeregt.  Man  war  namentlich 
bestrebt,  die  Herstellung  eines  richtigen  Verhältnisses  der  Steuerkapitalien  zu 
befördern  und  das  Wachsen  derselben  nach  dem  Verhältnis  der  Zunahme  des 
reinen  Einkommens  der  Steuerpflichtigen  als  der  Grundlage  jeder  Besteuerung 
zu  erleichtem,  weil  dadurch  herbeigeführt  wurde,  dass  die  direkte  Steuer  ohne 
eine  Erhöbung  des  Steuerausschlags  mehr  eintragen  musste,  dass  also  derjenige, 
dessen  Einkommen  sich  nicht  vermehrte,  keine  höhere  Steuer  zu  entrichten  hatte, 
sondern  nur  der,  dessen  präsumtives  Einkommen  gewachsen  war.  Die  Kammer 
nahm  demzufolge  Beschlüsse  an,  welche  den  Zweck  hatten,  die  Steuerkapitalien 
dem  Reinertrag  entsprechender  zu  regulieren  und  ihre  Veränderlichkeit  für  den 
Fall  zunehmenden  Einkommens  zu  erleichtem;  dieselben  gingen  speciell  dahin, 
1)  die  Regierung  zu  ersuchen,  eine  Gesetzesvorlage  einzubringen ,  durch  welche 
eine  periodische  Revision  der  Immobiliarkataster ,  besonders  zu  dem  Zweck,  die 
Steuerkapitalien  dem  geistigen  Kulturstand  und  Produktenpreis  entsprechender 
festzustellen,  eingeführt  werde;  2)  die  Frage  zu  prüfen,  ob  die  Steuerkapitalien 
der  Wiesen  und  Waldungen  im  Verhältnis  zu  denen  des  Ackerlandes  zu  gering, 
die  der  Weinberge  zu  hoch  normiert  seien,  und  den  Ständen  das  Resultat  vor- 
zulegen, auch  einen  geeigneten  Gesetzesentwurf  einzubringen;  3)  eine  baldige 
Rektifikation  der  Gebäudesteuerkapitalien  vorzunehmen,  um  die  Missverhältnisse, 
welche  sich  bei  Regulierung  der  Personalsteuer  nach  derselben  ergeben,  zu  be- 
seitigen; 4)  einen  Gesetzesentwurf,  wodurch  die  von  der  Gewerbesteuer  befreiten 
Personen,  mit  Ausnahme  der  Grundeigentümer,  Pächter,  Gesellen  und  Taglöhner 
und  der  ihnen  gleichstehenden  Arbeiter  zur  Gewerbesteuer  zugezogen  werden, 
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und  überhaupt  das  System  der  Gewerbesteuer  zu  verbessern  und  weiter  auch  einen 
solchen  vorzulegen,  wodurch  die  Besitzer  verzinslicher  Kapitalien  und  Renten 
einer  Rentensteuer  unterworfen  würden'). 

Wie  man  sieht,  war  schon  damals  die  Absicht  vorhanden,  die  noch  vor- 
handenen Lücken  des  Steuersystems  zu  beseitigen,  zugleich  mit  dem  Streben, 
das  Ertragssteuersystem  der  Stabilität  zu  entkleiden  und  den  fortschreitenden 
Verhältnissen  entsprechend  beweglich  zu  machen. 

Die  Wünsche  der  Kammer  fanden  nur  sehr  allmählich  imd  nur  zum  klei- 
neren Teil  Berücksichtigung.  Am  frühesten  gelang  eine  gesetzliche  Regelung 
der  Gewerbesteuer.  In  dem  §  1  des  Finanzgesetzes  vom  24.  November  1857 
vrarde  mit  den  Ständen  vereinbart,  dass  im  Lauf  des  Jahres  1858  eine  ReArision 
der  bestehenden  Gewerbesteuergesetzgebung  stattfinden  und  die  sich  hierbei 
als  zweckmässig  darstellenden  Abänderungen  noch  im  Laufe  der  Finanz- 
periode von  1857/59  einstweilen  zur  Anwendung  gebracht  und  den  Ständen 
auf  dem  nächsten  Landtage  zur  verfassungsmässigen  Zustimmung  vorgelegt 
werden  sollten.  Durch  die  Verordnung  vom  16.  Juli  1858  wurde  dies  bewerk- 
stelligt und  der  wesentliche  Inhalt  dieser  Verordnung  wurde  am  4.  Dezember 
1860  Gesetz.  Die  Grundlagen  der  Gewerbesteuergesetzgebung  von  1827  sind 
darin  festgehalten.  Das  Gewicht  der  vorgenommenen  Aenderungen  liegt  haupt- 
sächlich in  einer  Modifikation  der  Normen  für  die  verhältnismässigen  Zusätze, 
wodurch  die  grössere  Ausdehnung  eines  Gewerbebetriebs  vollständiger  als  dies 
früher  der  FaU  war,  bei  der  Steueranlage  berücksichtigt  wurde,  ohne  jedoch 
das  Princip,  die  Steuer  nach  den  äusserlich  erkennbaren  Merkmalen  des  Geschäfts- 
umfangs  zu  bemessen,  zu  verlassen. 

Die  wesentlichsten  neuen  Bestimmungen  des  revidierten  Gesetzes 
lassen  sich  in  folgendem  zusammenfassen: 

1)  Die  unabhängig  vom  Rang  der  Orte  erklärten  Gewerbe  (im  Tarif  mit 
jU"  bezeichnet)  erhielten  das  fixe  Steuerkapital  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  in 
welchem  das  Gewerbe  betrieben  wurde,  nach  dem  Satz  für  den  ersten  Rang  der 
betreffenden  Klasse.  2)  Hinsichtlich  einzelner  Gewerbe  wurden  bei  Bildung  des 
verhältnismässigen  Zusatzes  neben  der  Zahl  der  Gehilfen  imd  dem  Mietwert  des 
Gewerbslokals  auch  andere  den  umfang  des  Gewerbsbetriebs  anzeigende  Merkmale 
zu  Hilfe  genommen.  B)  Erhielt  das  Gewerbe  den  Zusatz  allein  nach  der 
Anzahl  der  Gehilfen,  oder  wurde  es  hausierend  betrieben,  so  wurde  für  jeden 
Gehilfen  die  Hälfte  des  fixen  Steuerkapitals  zugesetzt,  im  andern  Falle  nur 
ein  Dritt  eil,  auch  kamen  bei  Handels-  und  Wii"tschaftsgewerben  untergeordnete 
Arbeiten  verrichtende  Personen  nicht  in  Betracht.  4)  Bei  einer  Reihe  von  Ge- 
werben (Berg-  und  Hüttenwesen,  Fabriken  und  andern  mehr)  mit  dem  Zusatz 
M.  G.  wurde  zwischen  Gehilfen  höherer  und  niederer  Kategorie  unterschieden 
und  wurden  die  betreffenden  Zusätze  gebildet.  5)  Wo  in  einzelnen  Gewerbs- 
anstalten für  Arbeiten,  welche  in  andern  Anstalten  desselben  Gewerbes  durch 
Menschenhände  verrichtet  werden,  Maschinen  angewendet  sind,  wurde  die  Anzahl 
der  dadurch  ersetzten  menschlichen  Arbeitskräfte  nach  büligem  Anschlag  scas- 
gemittelt  imd  der  Anzahl  der  Gehilfen  zugerechnet.  6)  Die  neu  eingeführten 
ausgedehnten  Ausnahmen  von  dem  Ansatz  des  ganzen  Mietwerts,  sowie  andern 


')  Landtagsverhandlungen  1851/53,  Beil.  533  und  Beil.  769. 
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Kriterien  wurden  im  Tarif  angegeben.  Bei  Handwerksgewerben  mit  Laden  oder 
Niederlage  blieb  der  Mietwert  der  Werkstätte  ausser  Betracht.  7)  Nähere  Be- 
stimmungen regelten  die  Behandlung  im  Falle  des  Betriebs  verschiedener  Ge- 
werbe in  zusammenhängenden  Lokalen.  8)  Sollte  das  Gewerbe  von  Ausländem 
im  Grossherzogtum  mit  Gehilfen  betrieben  werden,  so  wurde  für  jeden  Gehilfen 
die  Hälfte  des  Satzes  für  die  betreffende  Klasse  angesetzt.  War  im  Tarif  in- 
dessen dasselbe  Gewerbe  in  verschiedene  Klassen  eingereiht,  je  nachdem  es  mit 
oder  ohne  Gehilfen  betrieben  wurde ,  so  blieb  ein  Gehilfe  bei  Patenterteilung 
nach  der  Klasse  mit  Gehilfen  ausser  Ansatz. 

Infolge  der  neuen  Bestimmungen  trat  eine  massige  Erhöhung  des  Gewerbe- 
steuerkapitals ein,  welches  1858  sich  auf  1,314,397  fl. ,  hingegen  1859  auf 
1,638,622  fi.  belief.  Dadurch  stieg  der  Ertrag  der  Gewerbesteuer  —  ungerechnet 
die  Zusätze  wegen  der  Staats-  und  Provinzialstrassen  und  den  Steuerzuschlag 
für  das  zweite  Semester  1859  —  um  60,118  fl. ,  ungefähr  25  Prozent.  Man 
glaubte  nach  diesen  Zahlen,  dass  der  Zweck,  den  Ertrag  der  Gewerbesteuer  der 
gestiegenen  Bedeutung  des  Gewerbsbetriebs  im  Grossherzogtum  entsprechend 
zu  erhöhen,  in  befriedigendem  Masse  erreicht  worden  sei.  Trotz  äusserst 
ungünstiger  Zeitumstände,  in  die  unvermutet  die  veränderte  Besteuerung  fiel, 
waren  nur  sehr  wenige  Beschwerden  gegen  dieselben  vorgekommen ;  auch 
stiess  die  Anwendung  der  komplizierteren  Bestimmungen  auf  keine  erheblichen 
Schwierigkeiten. 

Noch  früher  als  das  Gewerbesteuergesetz  wurde  eine  Revision  und  Rekti- 
fikation der  Gebäudesteuer kapitalien  ins  Auge  gefasst ,  es  dauerte  aber 
länger,  bis  die  gesetzliche  Regelung  gelang.  Dieselbe  erwies  sich  besonders 
notwendig,  teils  weil  die  Personalsteuerkapitalien  von  den  Gebäudesteuerkapitalien 
abhingen,  teils  weil  der  Kaufwert  der  Häuser  an  vielen  Orten  sich  ganz  ausser- 
ordentlich geändert  hatte  und  die  Verteilung  der  Steuerlast  infolgedessen  höchst 
ungleichmässig  geworden  war.  In  Darmstadt  z.  B.  war  zur  Zeit  der  ersten 
Veranlagung  der  Schwerpunkt  der  gewerblichen  Thätigkeit  in  der  Altstadt,  der 
Kaufwert  der  Häuser  deshalb  sehr  hoch;  später  änderte  sich  das,  der  Kaufwert 
der  Häuser  sank,  und  sie  waren  nun  mit  ihrem  geringen  Ertrag  viel  zu  hoch 
belastet.  Die  Gesetzgebung  von  1824  Hess  bloss  bei  baulichen  Veränderungen, 
nicht  aber  auch  bei  Veränderungen  des  innern  Werts  der  Gebäude  eine 
Aenderung  des  Steuerkapitals  zu.  Die  auf  Anregung  der  Steuerkommissäre 
durchgeführte  Neuschätzung  bedurfte  deshalb  zur  Anwendung  eines  neuen  Ge- 
setzes, welches  auch  am  27.  November  1860  erlassen  wurde.  Wie  bedeutsam 
dasselbe  war ,  mag  aus  dem  einen  Beispiel  ersehen  werden ,  dass  manche 
Häuser  in  der  Altstadt  in  Darmstadt  bis  auf  V*  ihres  Steuerkapitals  herab- 
gesetzt wui'den. 

Durch  das  Gesetz  von  1860  wurde  eine  richtigere  Verteilung  erzielt, 
es  sollte  aber  nicht  dadurch  das  Beitragsverhältnis  der  Gebäude 
gegenüber  den  Grundstücken  geändert  werden.  Die  Mehrzahl  der  Gebäude 
—  die  Altstadt  Darmstadt  gehörte  zu  den  Ausnahmen  —  ergab  bei  der  neuen 
Schätzung   einen   grösseren   Kaufwert  0.     Hätte   man   nun   nach   Massgabe   des 


0  Zur   Ermittlung   des  Kaufwerts   diente   nach  §  2   der  Instruktion   vom 
17.  Juli  1857    der  Neubauwert  nach  Abzug   der  Wertsverminderung   durch  Ab- 
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Gesetzes  vom  13.  April  1824  bei  den  Gebäuden  V«»>  bei  Mühlen-  und  Hammer- 
werken V»o  des  neu  festgestellten  Kaufwerts  zu  Grunde  gelegt,  ohne  gleich- 
zeitig die  analogen  Reinerträge  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  ebenfalls 
neu  festzustellen,  so  würde  eine  unbillige  Prägravation  der  Gebäudebesitzer  die 
Folge  gewesen  sein.  Liess  sich  wahrscheinlich  machen,  dass  sich  der  Gesamt- 
ertrag der  Grundstücke  und  der  Gebäude  in  gleichem  Verhältnis  geändert  hatte, 
so  konnte  man  die  Gesamtsumme  der  bisherigen  Gebäudesteuerkapitaüen  be- 
lassen; es  war  nötig,  die  neuen  richtigeren  einzelnen  Gebäudesteuerkapitalien 
im  Verhältnis  zu  vermindern;  die  Verhältnismässigkeit  gegenüber  der  Grund- 
steuer blieb  gewahrt,  die  Gebäudesteuer  selbst  aber  war  richtiger  verteilt.  Die 
Voraussetzung  für  dieses  Verfahren  wurde  von  der  Regierung  in  der  That  plau- 
sibel gemacht.  Eine  Vergleichung  der  neuen  Taxation  der  Gebäude  mit  dem 
alten  Steuerkapital  derselben  ergab,  dass  dieses  auch  nur  in  etwa  dem  50.  Teil 
des  jetzigen  Kaufwerts,  ungefähr  l,8°/o  bestand.  Man  konnte  also  die  Ver- 
hältnismässigkeit zwischen  Ackerland  und  Gebäude  wieder  herstellen,  weim  man 
einfach  die  Gesamtheit  der  neuen  Gebäudesteuerkapitaüen  auf  das  alte  Steuer- 
kapital reduzierte.  Die  von  der  Regierung  festgestellte  ReduktionsziflFer  betrug 
0,45.  Für  das  einzelne  Gebäude  wurde  also  zunächst  das  neue  Gebäudesteuer- 
kapital zu  Grunde  gelegt,  dann  aber  mit  0,45  multipliziert,  d.  h.  fast  auf  die 
Hälfte  ermässigt,  und  wenn  man  so  bei  allen  Gebäuden  verfuhr,  ergaben  sie  in 
ihrer  Masse  wieder  das  alte  Steuerkapital. 

"War  die  Annahme,  dass  Gebäude  und  landwirtschaftlicher  Boden  im 
ganzen  gleich  hoch  belastet  seien,  an  sich,  wie  wir  sahen,  nicht  unwahrscheinlich, 
so  war  nicht  das  Gleiche  der  Fall  bei  den  "Waldungen.  Die  Taxation  des  Er- 
trags in  den  zwanziger  Jahren  war  ausserordentlich  niedrig  ausgefallen,  weil  das 
Holz  wegen  des  schwierigen  Transports  damals  kaum  verwertet  werden  konnte, 
während  mit  dem  Ausbau  der  Strassen  und  Eisenbahnen  ganz  andere  Verhält- 
nisse eintraten.  Die  Revisionsabschätzung  der  "Waldungen  ergab,  dass  die  Rein- 
erträge des  "Waldes  zu  den  Steuerkapitalien  wie  2,356  :  1  sich  verhielten.  Mit 
Rücksicht  darauf  wurde  im  Finanzgesetz  vom  26.  September  1864  der  Reinertrag 
der  "Waldungen  um  22  "/o  erhöht  (von  dem  Rohertrag  der  "Waldungen,  d.  h.  von 
dem  Jahresdurchschnitt  der  gesamten  in  Geld  ausgedrückten  Erträge  aller  Haupt- 
und  Zwischennutzungen  wähi-end  des  Turnus  durften  statt  */iq  in  Zukunft  nur 
',10  in  Abzug  gebracht  werden),  und  es  stellte  sich  dadurch  das  Verhältnis  der 
Reinerträge  zu  den  Steuerkapitalien  nicht  mehr  wie  2,356  :  1 ,  sondern  wie 
1,931  :  1.  Die  Differenz  gegenüber  dem  Ackerland  betrug  nur  noch  0,037;  die 
jährliche  Steuer  der  "Waldungen  wurde  infolgedessen  um  die  Summe  von  18,686  fl. 
höher  angesetzt. 

Durch  diese  Aenderungen  schien  das  direkte  Steuerwesen  wieder  für  einige 
Zeit  genügen  zu  können.  Die  Gewerbesteuer  war  imstande,  besser  den  wirk- 
lichen Ertragsverhältnissen  zu  folgen,  die  Gebäudesteuer  war  dem  wirklichen 
Reinertrag  gemäss  reguliert,  eben  deshalb  auch  die  von  ihr  abhängige  Personal- 


nutzung, und  der  Wert  des  Hofraithe  g  r  u  n  d  e  s.  Der  §  3  bestimmte  zur  Be- 
rechnimg des  Bauwertes  die  Ausmittelung  des  Preises  pro  Quadratfuss  nach  den 
lokalen  Baupreisen  und  einfache  Multiplikation  der  bebauten  Grundfläche  mit 
dieser  Zahl. 
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Steuer  besser  veranlagt,  die  Wälder  waren  gleichfalls  zu  der  Grundsteuer  in 
ein  richtigeres  Verhältnis  gesetzt;  an  dieser  selbst  war  nichts  geändert  worden, 
obwohl  im  einzelnen  die  Verschiebungen  im  Reinertrag  nicht  minder  gross 
waren,  wie  bei  den  Gebäuden,  während  freilich  im  ganzen  die  Aenderungen 
als  ziemlich  gleichmässig  angesehen  werden  konnten  ^). 

Dass  dieser  Zustand  nicht  kritikfrei  war,  liegt  auf  der  Hand.  Es  war 
ebenso  erklärlich,  wenn  man  die  Bonitierung  des  Grand  und  Bodens  be- 
mängelte, als  wenn  man  verlangte,  das  Kataster  überhaujit  beweglicher  zu 
machen.  Beide  Punkte  wurden  auch  aufgegriffen  bei  den  Landtagsverhand- 
lungen 1866/67. 

Die  eine  Frage  kam  zum  Ausdruck  in  einem  von  der  Regierung  1866  vor- 
gelegten Entwurf,    der  das  G  e  b  ä  u  d  e  steuerkataster  wenigstens   in  einigen  Be- 
ziehungen accommodationsfähiger  machen  wollte.     Das  Grundsteuergesetz  vom 
10.  April  1824  hatte  hinsichtlich  der  Steuerkapitalien  bei  Gebäuden   eine  Aen- 
derung  nur  dann  vorgesehen,  wenn  alte  Gebäude  ab-  und  neue  zugingen.     Das 
Gesetz  hatte  nicht  einmal  die  Melioration  oder  Deterioration  der  Gebäude  durch 
blosse  Bauveränderungen  ins  Auge   gefasst.     Die  Natur   der   Sache  hatte  indes 
zu  einer  Auslegung  des  Gesetzes  geführt,  die  aus  seinen  Worten  nicht  gerecht- 
fertigt war,   indem  bei  der  jährlichen  Steuerregulierung   allerdings   auch   auf 
Bauveränderungen  an  katastrierten  Gebäuden  Rücksicht  genommen  wurde.     In- 
folge eingetretener  Beschwerden  war  durch  ein  Nachtragsgesetz  vom  31.  Mai  1836 
bestimmt  worden,  dass  das  Normalsteuerkapital  eines  in  das  Kataster  aufgenom- 
menen Gebäudes,  an  welchem  Bauveränderungen  stattgefunden  hatten,  dann  erhöht 
werden  sollte,  wenn  die  vorgenommenen  Bauveränderungen  den  Wert  desselben 
um  wenigstens  ein  Fünftel  vermehrt  hatten,  aber  auch  nur  dann  herabgesetzt 
werden  durfte,  wenn  sich  sein  ganzer  Wert  durch  teilweisen  Abbruch  oder  durch 
ausserordentliche   Unglücksfiille    auf  lange   Zeit    um  wenigstens  V»  vermindert 
hatte.     Diese  Aenderung  erwies  sich  selbst  in  ihrer  Beschränkung  ungenügend. 
Je  wertvoller   ein  Gebäude   war,  um   so  bedeutender  konnte   die  Verbesserung 
desselben  schon  sein,  ehe  sie  das  Verhältnis   des  fünften  Teils   des  Werts   des- 
selben erreichte,  und  da  in  der  neuen  Zeit  die  Häuser  immer  grösser  und  besser 
gebaut  werden,  so  war  der  Fall   einer  möglichen  Erhöhung   des  Steuerkapitals 
selten,   nicht   minder   aber  der  einer  Erniedrigung,  weil  Wertsverminderungen 
durch  Unglücksfall,  ebenso  selbst  absichtliche  Verringerungen  des  Werts  durch 
Abbruch  einzelner  Teile  nicht  sehr  häufig   sind.     Auf  Anregung   der  Regierung- 
wurde    durch  Gesetz  vom  7.  Oktober  1867   das   ältere  vom   31.  Mai   1836   auf- 
gehoben  und   dehnbarer   gestaltet.     Es  wurde  bestimmt,   dass  nicht  bloss   die 
willkürlichen   Veränderungen   durch  Bauen   und  Abbrechen   der   Gebäude  und 
ausserordentliche   Unglücksfälle,   welche    deren   Wert  verschlechtern,    sondern 
überhaupt  alle  Veränderungen   in    den  Bestandteilen   der  Gebäude,    aber  nicht 
bloss   dieser,  sondern  auch  der  für   den  Wert   so  wichtigen  Hofraithen  berück- 
sichtigt werde;  das  Normalsteuerkapital  soll  neu  bestimmt  werden,  wenn  durch 


*)  Vergl.  die  Resultate  der  neuen  Bonitierung  in  den  27  Normalgemarkungen, 
welche  die  Regierung  auf  die  gemeinschaftliche  Adresse  der  Stände  vom  5.  No- 
vember 1857  hatte  vornehmen  lassen,  in  der  Anlage. 
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Veränderungen  in  den  Bestandteilen  dieser  Objekte  der  Wert  derselben  in  der 
Art  vermehrt  oder  vermindert  worden  ist,  dasa  er  in  eine  andere  Klasse  der 
bei  Erneuerung  des  Gebäudesteuerkatasters  zu  Grunde  gelegten  Klassenkauf- 
wei-te  fällt'). 

Unberücksichtigt  blieben  auch  jetzt  noch  die  Wertsänderungen,  welche 
durch  den  Verkehr  herbeigeführt  wurden.  Nachdem  aber  doch  schon  mehrfack 
dem  Fortschritt  der  Reinerträge  der  Steuerobjekte  der  ihnen  gebührende  Einfluss 
auf  ihre  Besteuerung  eingeräumt  worden  war,  lag  nahe  ,  dass  man  nicht  nur 
den  Wunsch  ausspi*ach,  auch  auf  dieses  Moment  Rücksicht  zu  nehmen,  sondern 
nun  auch  verlangte,  dass  die  Grundstücke  neu  bonitiert  würden.  Ein  Antrag 
letzterer  Art  neben  dem  auf  vorläufige  Steuererhöhung  der  Waldungen  wurde 
auch  ausdrücklich  gestellt,  aber  vom  Ausschuss  und  der  II.  Kammer  nur  in 
sehr  modifizierter  Form  angenommen.  Eine  vollständig  neue  Bonitierung  hielt 
man  für  verfrüht;  man  woUte  erst  den  Ausbau  der  Bahnen  abwarten,  indem  man 
fürchtete,  durch  dieselben  würden  die  Werts-  und  Ertragsverhältnisse  in  kürzester 
Frist  wieder  vollständig  verschoben.  Für  viele  Gegenden  wieder,  wie  z.  B. 
den  Vogelsberg,  erschien  eine  Neuschätzung  unnötig.  Auch  hielt  man  angesichts 
der  Finanzlage  eine  Ausgabe  von  300,000 — 500,000  fl.  für  diesen  Zweck  im 
gegebenen  Augenblick  für  bedenklich^).  Die  Majorität  ersuchte  deshalb  die 
Regierung,  auf  Grund  eines  noch  auf  diesem  Landtag  zu  erlassenden  Boni- 
tierungsrevisionsgesetzes  eine  möglichst  baldige  Revision  und  Berichtigimg  der 
Steuerkapitalien  derjenigen  Grundstücke  vornehmen  zu  lassen,  deren  Wert  oder 
Ertrag  infolge  von  Veränderungen,  deren  Berücksichtigimg  nach  Art.  30  des 
Katastergesetzes  unzulässig  war,  eine  wesentliche  Aenderung  erfahren  hatte, 
und  gleichzeitig  auch  eine  Revision  der  stattgehabten,  noch  ungewahrten 
Kulturwechsel  anzuordnen*).  Der  Antrag  bHeb  ein  frommer  Wunsch;  er  war 
ein  unglücklicher,  insofern  er  eine  halbe  Massregel  bedeutete  und  in  seiner 
Ausführung  sicher  nach  allen  Seiten  zu  Klagen  Anlass  gegeben  hätte.  Bezüg- 
lich der  Waldungen  kam  es  dagegen  zu  einer  kleinen  Aenderung,  insofern 
es  sich  um  Eichenschälwaldungen  handelte.  Das  Missverhältnis  erschien  hier 
zu  gross.  Es  wurden  Fälle  angeführt,  dass  die  Lohschläge  mit  15,  7,  5  Kr.  per 
Morgen  eingeschätzt  waren,  dagegen  6,  8,  10  fl.  jährlich  thatsächUch   ertrugen. 


')  Die  Regierung  hatte  vorgeschlagen,  dass  nicht  mehr  die  DiiFerenz  von 
Vs,  sondern  die  von  Vio  berücksichtigt  werde;  das  hätte  aber  auch  wieder 
zur  Folge  gehabt,  dass  bei  einem  Gebäude  von  40,000  fl-  Wert  eine  Bauverbesse- 
rung von  3500  fl.  nicht,  bei  einem  Gebäude  von  400  fl.  dagegen  schon  eine  solche 
von  40  fl.  berücksichtigt,  der  Einfluss  der  Aenderung  auf  die  Klassifikation 
also  ganz  ausser  acht  geblieben  wäre.  Vergl.  Beil.  107,  108,  189  der  Verh. 
der  IL  Kammer  1866,68. 

■)  Beil.  190  der  Verh.  der  II.  Kammer  1866/68. 

')  Nach  den  geltenden  Vorschriften  müssen  zwar  jedes  Jahr  Verzeich- 
nisse über  die  vorgekommenen  Kulturwechsel  an  das  Steuerkommissariat  abge- 
geben werden.  Der  Steuerkommissär  setzt  hierauf  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Ortsgericht  bezw.  den  Feldgeschworenen  die  Klassen  fest  und  berechnet  das 
neue  Steuerkapital.  Die  meisten  Kulturwechsel  kommen  hierdurch  jedenfalls 
zur  Anzeige,  ein  Teü  bleibt  aber  ungewahrt.  Es  kann  dies  leicht  geschehen 
dadurch,  dass  man  im  ersten  Jahre  den  eingetretenen  Kulturwechsel  noch  für 
keinen  dauernden  hält  und  nicht  mehr  an  denselben  denkt. 
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Durch  Finanzgesetz  vom  26.  September  1867  wurde  deshalb  bei  den  Eichen- 
schälwaldungen eine  neue  Bonitierung  mit  Zurechnung  des  Reinertrags  aus 
Rinden  angeordnet  und  nach  der  Instruktion  vom  21.  Januar  1868  durch- 
geführt. 

Während  man  über  diese  Besserungen  beriet,  erhielt  das  direkte  Steuer- 
system eine  tiefgreifende  Veränderung  von  ganz  anderer  Seite  her.  Die  Finanz- 
lage, die  im  Jahre  1865  noch  eine  vorzügliche  war,  hatte  sich  durch  die  Ereig- 
nisse von  1866  sehr  bald  zu  einer  ungünstigen  gestaltet.  Infolge  seiner  Reserve- 
vorräte aus  älteren  Ueberschüssen  war  Hessen  zwar  im  Gegensatz  zu  vielen 
anderen  deutschen  Staaten  imstande  gewesen ,  ohne  Verlegenheiten  über  die 
Jahre  1866  und  1867  hinwegzukommen.  Es  bestritt  aus  seinen  Ueberschüssen 
seit  1865  den  Bau  des  Irrenhauses  zu  Heppenheim  mit  380,000  fl.,  die  Kriegs- 
bereitschaft mit  2,500,000  fl.,  die  Kriegskontribution  an  Preussen  mit  3,000,000  fl. 
und  noch  die  Mehrausgaben  für  1867.  —  Damit  waren  aber  die  Reserven  er- 
schöpft und  es  handelte  sich  nun  darum,  Deckung  zu  schaffen  für  die  Ausgaben, 
wie  sie  durch  die  Vereinigung  der  Provinz  Oberhessen  mit  dem  norddeutschen 
Bund  und  durch  die  zur  Erhaltung  des  Zusammenhanges  der  hessischen  Truppen 
abgeschlossene  Militärkonvention  vom  7.  April  1867  bedingt  waren.  Bei  der 
regelmässigen  Wiederkehr  dieser  Ausgaben  war  die  Deckung  durch  Anleihen 
ausgeschlossen,  die  Einführung  neuer  indirekter  Steuern,  die  Wiedereinführung 
des  aufgehobenen  Chausseegeldes,  die  Erhöhung  verschiedener  Stempelabgaben 
und  ähnliche  Mittel  wurden  für  unzureichend  und  unzweckmässig  erachtet,  eine 
einfache  Erhöhung  des  Steuerausschlags  auf  die  seitherigen  Normalsteuerkapi- 
talien von  der  Kammer  als  unmöglich  zurückgewiesen;  es  schien  der  beste 
Ausweg  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  wie  sie  von  der 
Regierung  vorgeschlagen  wurde  ^). 

Abgesehen  von  dem  finanziellen  Bedürfnis,  das  die  neue  Steuer  befriedigen 
sollte,  äusserte  sie  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  den  Bau  und  Zusammenhang 
des  ganzen  Steuersystems.  Nach  dieser  Seite  konnte  ja  mit  vollem  Recht  geltend 
gemacht  werden,  dass  dasjenige  Einkommen,  welches  nur  durch  die  Personal- 
steuer getroffen  wurde,  insbesondere  das  höhere  Einkommen  aus  Kapitalvermögen 
und  nicht  gewerblichem  Arbeitsverdienst  verhältnismässig  gering  besteuert  war. 
Eine  Abhilfe  war  in  dieser  Hinsicht  auch  nicht  anders  zu  erreichen,  als  durch  Ein- 
führung von  Steuerformen,  die,  abweichend  von  dem  System  der  Besteuerung  nach 
bestimmten  äusserlich  erkennbaren  Merkmalen,  auf  direkter  Ermittlung  be- 
ruhen und  dadurch  lästig  und  unangenehm  werden  -r-  ein  Hauptgrund,  weshalb 
man  ja  auch,  solange  der  Bedarf  ein  massiger  war,  das  System  beibehielt.  Man 
konnte  nun  freilich  an  verschiedene  Möglichkeiten  denken,  um  die  Aenderung 
durchzuführen.  Man  konnte  entweder  nach  bayrischem  Muster  durch  Ein- 
führung einer  partiellen  Einkommensteuer  unter  gleichzeitiger  Aufhebung  der 
Personalsteuer  und  durch  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  die  vorhandenen 
Lücken  beseitigen,  oder  man  konnte  zu  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
nach  preussischem  Vorgang  greifen.  Ersterer  Weg  bedeutete  einen  gewissen 
Abschluss    und    vollerföeten    Ausbau    des    Ertragssteuersystems,    letzterer    eine 


')  Landtagsverhandlungen  der  II.  Kammer  1866/68,  Beil.  Bd.  V,  No.  270. 
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Verschiebung  des  Steuersystems  und  seiner  Auffassung.  Regierung  wie  Stände 
wählten  den  zweiten  Weg.  Das  preussische  Vorbild  entschied.  Der  Stand- 
punkt war:  „Wenn  man  zu  den  preussischen  Ausgaben  gezwungen  ist,  so 
muss  man  für  preussische  Einnahmen  sorgen.*  Der  erste  Weg  hätte  zudem 
mehr  Vorbereitung  bedurft  und  war  wohl  auch  ungewisser  in  Bezug  auf  den 
nötigen  Ertrag. 

Das  Einkommensteuergesetz  vom  11.  April  1868  beschränkte  sich  zunächst 
auf  die  Einkommen  von  über  800  fl.,  für  die  unter  800  fl.  blieb  die  Personalsteuer. 
Letztere  sollte?,  nur  in  viel  tieferer  Grenze,  gewissennassen  die  preussische  Klassen- 
steuer ersetzen.  Für  die  über  800  fl.  lautenden  Einkommen  wurde  aber  vorerst 
auch  die  Personalsteuer  beibehalten,  nur  durften  die  Personalsteuerkapitalien 
in  Abzug  kommen,  so  dass  effektiv  bei  den  PersonaLsteuerpflichtigen  die  doppelte 
Besteuerung  vermieden  blieb,  während  bei  den  Grundbesitzern  xmd  Gewerbe- 
treibenden dies  nicht  der  Fall  war.  Hätte  man  auch  diese  ausscheiden  wollen, 
so  wäre  der  Ertrag  der  neuen  Steuer  auf  ein  Minimum  zusammengeschwunden, 
es  wäre  die  obligatorische  Fassion  nötig  geworden,  während  man  an  dem 
Princip  der  Einschätzung  festzuhalten  gedachte.  In  der  Heranziehung  der 
Einkommen  aus  Grundbesitz  imd  Gewerbe  mit  in  die  Einkommensteuer  sah  man 
nicht  nur  keinen  Mangel,  sondern  eine  Rektifikation  sowohl  der  unvermeidlichen 
Lücken  und  Unzulänglichkeit eny  der  Gewerbesteuer -Veranlagungen  und  Boni- 
tierungen  des  Grundbesitzes  als  auch  des  oft  schreienden  Missverhältnisses 
in  der  gleichen  Besteuerung  des  verschuldeten  und  unverschuldeten  Gewerb- 
betriebs und  Grundbesitzes,  da  bei  den  Einkommensteuerkapitalien  die  Zinsen 
der  Schulden  in  Abzug  gebracht  werden,  demnach  der  schwer  verschuldete 
Gewerbtreibende  und  Bauer  in  seiner  Einkommensteuer  erleichtert,  der  schulden- 
freie von  der  Einkommensteuer  schwerer  betroffen  wird.  Die  Einkommensteuer 
war  prozentual  gestaltet;  eine  Eigentümlichkeit  derselben  war  es,  dass  Steuer- 
kapitalien gebildet  wurden;  sie  waren  auf  lO'/o  von  der  untern  Grenze  der 
Klasseneinkommen  bestimmt,  und  nach  dem  damaligen  Ausschlag  betrug  die 
neue  Steuer  2°/o  des  Einkommens,  Obwohl  dieser  Satz  die  Höhe  des  in  Preussen 
bestehenden  Steuergesetzes  von  S"/»  der  untern  Grenze  der  Klasseinkommen  nicht 
erreichte,  wurden  dadurch  doch  die  bisherigen  Personalsteuerkapitalien  derjenigen 
Personen,  welche  der  Einkommensteuer  unterworfen  wurden,  bedeutend  über- 
stiegen. 

Bei  der  schwierigen  Finanzlage  nahmen  die  Stände  den  Entwurf  ohne  viele 
Aenderungen  an ,  ersuchten  aber  die  Regienmg  um  die  baldige  Vorlage  eines 
neuen  Gesetzes.  Sie  missbilligten  besonders  die  Beschränkung  der  Einkommen- 
steuer auf  Einkommen  von  über  800  fl.,  teils  weil  dies  den  Ertrag  schmälerte  und 
dadurch  eine  stärkere  Belastung  des  Grund-  und  Gewerbsbesitzes  nötig  machte, 
teüs  weil  das  Nebeneinanderbestehen  der  Personal-  und  Einkommensteuer  einen 
unorganischen  Charakter  hatte. 

Diesem  Mangel  trug  das  neue  Einkommensteuergesetz  von  1869,  wie  es 
unten  abgedruckt  ist,  Rechnung.  An  die  Stelle  der  unvollkommenen  Personal- 
steuer trat  nun  durchweg  die  schärfere,  aber  auch  gerechtere  Einkommensteuer. 
Für  die  Besteuenmg  der  höheren  imd  geringeren  Einkommen  wurden  ähnlich, 
wie  es  in  Preussen  durch  die  klassifizierte  Einkommensteuer  und  die  Klassen- 
steuer geschieht,  zwei  verschiedene  Abteilungen  gebildet,  nur   dass  diese  nicht 
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in  zwei  besondere  Steuerarten  getrennt  wurden.  Die  erste  Abteilung  umfasste 
die  Einkommen  über  1500  fl.  mit  Festsetzungen  der  Normalsteuerkapitalien  von 
10%  des  Minimums  in  Klassen  mit  Zwischenräumen  von  anfänglicb  200  fl.,  in 
den  höheren  steigend  bis  zu  30,000  fl.  Die  zweite  Abteilung  schliesst  in  elf 
Klassen  die  Einkommen  bis  1500  fl.  in  sich,  und  wurden  die  Steuerkapitalien 
progressiv  nach  oben  von  5  bis  10  Prozenten  des  Einkommens  gebildet.  Man 
hielt  an  der  Festsetzung  besonderer  Steuerkapitalien  auch  im  neuen  Gesetz 
fest,  weil  man  der  Meinung  war,  dass  dadurch  die  Uebersichtlichkeit  der 
steuerbaren  Objekte  sehr  gewinne,  die  Vergleichung  der  Belastung  mit  den 
übrigen  Steuern  leichter  möglich  werde  und  die  ungleiche  Bildung  der  Steuer- 
kapitalien eine  bequeme  Gelegenheit  biete,  bei  gleichem  Steuer ausschlag  eine 
mindere  Belastung  der  geringen  Leute  durchzuführen,  wie  es  auch  bei  der 
zweiten  Abteilung  verwirklicht  wurde.  Nach  dem  Regierungsentwurf  sollten 
die  Einkommensteuerkapitalien  mit  dem  gleichen  Steuerausschlag  wie  die 
Grund-  und  Gewerbesteuerkapitalien  belegt  werden.  Die  Kammer  dagegen 
wählte  eine  Fassung,  welche  einen  veränderten  Ausschlag  zuliess,  indem  sie 
die  Ansicht  billigte,  die  Einkommensteuerkapitalien  seien  in  so  wesentlich 
von  den  anderen  Steuerkapitalien  abweichender  Höhe  gebildet,  dass  es  ge- 
boten sei,  späteren  Kammern  ohne  Gesetzesänderung  die  Möglichkeit  zu 
geben,  diese  Ungleichheit  abzuschwächen.  Auch  schwebte  die  Idee  vor,  dass 
die  Einkommensteuer  jeweils  zur  Ausgleichung  dienen,  während  die  Objekt- 
steuern mehr  als  stabil  betrachtet  werden  sollten. 

III. 
Reformbestrebungen  und  Reformen  der  Jahre   1873  — 1884. 

Die  erwähnten  vollzogenen  Aenderungen  im  hessischen  Steuerwesen  ge- 
nügten nicht  lange,  sie  waren  unzureichend  gegenüber  den  grossen  Wandelungen, 
die  das  Gesellschafts-  und  Erwerbsleben  erfahren  hatte.  Die  Gewerbefreiheit  und 
Freizügigkeit,  die  Entwicklung  des  modernen  industriellen  Lebens,  die  Ausbildung 
der  Verkehrsmittel  und  die  dadurch  herbeigeführten  Verschiebungen  in  Pro- 
duktion und  Handel,  die  Entstehung  des  Deutschen  Reichs  und  das  Verhältnis 
des  Einzelstaates  zum  Ganzen,  die  Aenderung  der  Währung,  kurz  der  ganz  andere 
Charakter  der  neuen  Volkswirtschaft  bedingten  tiefer  greifende  Umgestaltungen 
formeller  und  materieller  Art.  Stand  noch  eine  Steigerung  der  Ausgaben  zu 
erwarten,  so  konnte  der  Steuerdruck  dann  leicht  nach  einzelnen  Seiten  sehr 
gross  werden.  In  Hessen  war  und  ist  die  Summe  der  direkten  Steuern  ohne- 
hin nicht  gering  ^). 

Das  Jahr  1873  brachte  zum  Ausbruch,  was  schon  lange  geschlummert. 
Mit  einem  gewissen  Ungestüm  bemächtigte  man  sich  der  Steuerrefomifrage,  mit 


^)  Legt  man  die  letzten  Budgets  zu  Grunde,  und  rechnet  man  zu  den 
direkten  Steuern  die  Grund-,  Gewerbe-,  Haus-,  Kapital-,  Eisenbahn-  und  Ein- 
kommensteuer, so  beträgt  die  Steuer  pro  Kopf  in  Hessen  8,5  M.,  in  Baden  6,7  M., 
Sachsen  5,8  M.,  in  Preussen  5,3  M.,  in  Bayern  4,8  M.,  in  Sachsen-Meiningen  2,9  M., 
Württemberg  2,6  M. 
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einem  Mal  stand  sie  im  Vordergrund  des  Interesses.  Die  bekannten  Vorgänge  in 
Preussen  und  Sachsen  trugen  sehr  dazu  bei,  der  Bewegung  Nahrung  xind  Im- 
puls zu  geben.  Preussen  hob  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auf  und  verbesserte 
die  Klassen-  und  Einkommensteuer,  in  Sachsen  aber  schwebten  Versuche,  welche 
eine  möglichst  radikale  Umgestaltung  bezweckten.  Auch  die  Theorie  brachte 
damals  dem  direkten  Steuerwesen  und  specieU  der  Einkommensteuer  grosses 
Interesse  entgegen. 

Den  ersten  äusseren  Ausdruck  erhielt  das  Verlangen  nach  einer  Reform  in 
Hessen  bei  der  Budgetberatung  auf  dem  Landtag  von  1873.  Eine  Menge  von 
Anträgen  wurde  gestellt,  welche  alle  das  Steuerwesen  nach'  der  einen  oder  andern 
Seite  verbessern  wollten.  Ein  Antrag  verlangte  die  A^orlegung  eines  Gesetz- 
entwurfs, welcher  auf  dem  Grundsatz  beruhe,  dass  nur  eine  einzige  direkte 
Staatssteuer  nach  der  Leistimgsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen  dem  wirklichen 
persönlichen  Einkommen  entsprechend  ausgeschlagen,  eventuell  der  Art.  16  des 
Einkommensteuergesetzes  vom  21.  Juni  1869  dahin  abgeändert  werde,  dass  der 
volle  Betrag  aller  übrigen  zu  zahlenden  direkten  Steuern  auf  die  Einkommensteuer 
in  volle  Anrechnung,  resp.  Berechnung  gebracht  werden  müsse.  Ein  zweiter  Antrag 
wünschte  „bei  dem  immer  schärfer  hervortretenden  Verlangen  nach  möglichster 
Konzentrierung  der  Steuern  auf  die  Einkommensteuer  und  bei  dem  Umstand, 
dass  das  bestehende  Einkommensteuergesetz  nicht  geeignet  ist,  hierfür  aufzu- 
kommen und  unbedingt  Aenderungen  bedarf,  um  ganze  oder  teilweise  Ueber- 
tragung  anderer  Steuern  auf  die  Einkommensteuer  möglich  zu  machen,  eine 
Revision  des  Einkommensteuergesetzes  vorzunehmen".  Ein  dritter  Antrag  ging 
auf  Einführung  einer  allgemeinen  und  progressiven  Einkommensteuer  unter  gleich- 
zeitiger Aufhebung  der  Grund-  und  Gewerbsteuer,  da  die  Extrabelastung  des 
Grundbesitzes  und  des  Handels  und  der  Gewerbe  im  Widerspruch  stehe  mit  dem 
Princip  der  gleichen  Besteuerung  aller  Staatsbürger.  Ein  vierter  Antrag  ver- 
langte mit  Rücksicht  auf  die  hohe  Grundsteuer  in  Hessen  (man  erwähnte,  dass 
im  Königreich  Preussen  an  Grund-  und  Gebäudesteuer  auf  die  Quadratmeile 
2710  Thk.,  auf  Rheinpreussen  5000  Thlr.,  auf  Provinz  Sachsen  4400  Thlr.,  auf 
Hessen  aber  8386  Thlr.  kommen)  die  Reduktion  der  Grunc'steuer  um  wenigstens 
die  Hälfte  und  eventuelle  Deckung  dieses  Ausfalls  durch  die  Einkommensteuer. 
Ein  fünfter  Antrag  nahm  seinen  Anlass  aus  der  Inkongruenz  des  Grundsteuer- 
katasters mit  der  Wirklichkeit,  indem  auf  die  grossen  Ungleichheiten  in  den 
meisten  Gemarkungen  des  Landes  aufmerksam  gemacht  wurde,  und  verlangte 
deshalb,  dass  eine  neue.  Abschätzung  und  Gleichstellung  des  Reinertrags  der 
Grundsteuer  mit  Rücksicht  auf  den  damaligen  Kulturzustand  und  die  geänderten 
Produktenpreise  vorgenommen  und  hiemach  die  Normalsteuerkapitalien  der 
Grundstücke  festgestellt  wurden.  Ein  sechster  Antrag  endlich  wünschte  sogleich 
eine  Aenderung  des  Einkommensteuergesetzes  in  so  weit,  dass  die  Aktiengesell- 
schaften und  juristischen  Personen  noch  von  1874  ab  der  Einkommensteuer  unter- 
worfen würden.  Die  letzterwähnten  Antragsteller  gingen  von  der  Ansicht  aus, 
dass  eine  völlige  Reform  wahrscheinlich  lange  Zeit  beanspruche,  während  die 
Regelung  dieses  einen  Punktes  einstweilen  in  Kürze  erledigt  werden  könnte. 
Es  wurde  auf  die  wiederholten  Debatten  in  dieser  Hinsicht  bezogen  und  nament- 
lich daran  erinnert,  dass  die  II.  Kammer  schon  auf  dem  20.  Landtag  bei  Be- 
ratimg   des  Einkommensteuergesetzes   die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften 
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und  juristischen  Personen   beschlossen  '),    aber  bei   der  I.  Kammer  damit  keine 
Zustimmung  gefunden  hatte  ^). 

All  diesen  Anträgen  wurde  zunächst  keine  unmittelbare  Folge  gegeben, 
auch  nicht  den  letzterwähnten,  teils  weil  die  Mehrzahl  die  Regelung  dieses  einen 
Punktes  doch  nicht  für  so  eilig  hielt,  teils  weil  die  Regierung  gegen  denselben 
sich  aussprach^). 


^)  Der  Artikel  lautete:  „Der  Einkommensteuer  sind  unterworfen  auch  Aktien- 
gesellschaften und  juristische  Personen,  welche  mit  Erwei'b  verbundene  Geschäfte 
betreiben  mit  Ausnahme  der  Gemeinden,  des  Fiskus  und  derjenigen  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche  sich  in 
ihrer  Wirksamkeit  auf  ihre  Mitglieder  beschränken,  dieselben  aber  nicht  auf  Per- 
sonen ausdehnen,  welche  dem  Verbände  nicht  angehören,  und  der  milden  Stif- 
tungen und  Sparkassen.  Die  J]rhebung  dieser  Steuer  findet  von  dem  reinen 
Einkommen  solcher  Anstalten  selbst  statt,  den  einzelnen  Teilhabern  ist  vor- 
behalten, das  Kapital  der  Beteiligung  bei  Berechnung  ihres  persönlichen  Ein- 
kommens als  bereits  besteuert  aufzuführen." 

*)  Der  Ausschuss  der  I.  Kammer  hatte  sich  darüber  folgendermassen  aus- 
gesprochen: „Wir  sind  im  Princip  mit  diesen  in  der  Analogie  begründeten 
Zusatzbestimmungen  einverstanden,  namentlich  auch  mit  der  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften.  Der  namhafte  Betrag  solchen  Einkommens,  die  Sicherheit 
seiner  Ermittelung  und  die  Mühelosigkeit  des  Erwerbs  aus  Aktienbesitz,  sind 
ausserdem  praktische  Momente  von  unverkennbarem  Gewichte  für  diese  Mass- 
regel. Auch  glauben  wir  nicht,  dass  die  durch  dieselbe  verursachte  Belastung 
einen  hinreichend  grossen  Druck  ausüben  werde,  um  solche  Aktiengesellschaften 
zur  Auswanderung  zu  vermögen.  Und  schliesslich  bleibt  jedem  durch  diese 
Massregel  mitbetroffenen  Aktienbesitzer  die  Befugnis  (welche  im  Beschluss 
II.  Kammer  ausdrücklich  anerkannt  ist),  das  entsprechende  Einkommen  in  seinem 
ausserdem  zu  besteuernden  Einkommen  in  Abrechnung  zu  bringen.  Wir  begegnen 
indes  hier  nicht  nur  einer  ansehnlichen  Minorität,  sondern  auch  dem  entschie- 
denen Widersjjruch  der  grossherzoglichen  Regierung.  Ohne  von  dem  eben  be- 
zeichneten Standpunkte  aus  die  entgegengesetzte  Ansicht  für  principiell  richtig 
anerkennen  zu  können,  glaubte  die  Majorität  des  berichtenden  Ausschusses  doch 
besonders  auf  das  Argument  Gewicht  legen  zu  sollen,  dass  die  preussische  Ge- 
setzgebung die  Heranziehung  der  Aktiengesellschaften  nicht  kenne.  Ein  enger 
Anschluss  an  diese  Gesetzgebung  ist,  als  unseren  damaligen  Verhältnissen  ent- 
sprechend, schon  auf  dem  vorigen  Landtag  allseitig  für  zweckmässig  befunden 
worden  und  erscheint  um  so  mehr  angemessen,  als  bei  der  Natur  des  Aktienbesitzes 
auf  eine  Gleichmässigkeit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Nachbarstaaten 
Wert  zu  legen  ist  und  in  der  That  die  Bestimmung,  wie  sie  vorgesehen  ist, 
wesentlich  auf  die  Heranziehung  von  Ausländern  berechnet  ist.  Ueberdies  ge- 
währt die  Gewerbsteuer  ein  Mittel,  dieses  ohnedem  steuerfreie  Einkommen  her- 
anzuziehen." Der  Ausschuss  hatte  sich  also,  obgleich  er  im  Princip  mit  der 
II.  Kammer  vollständig  einverstanden  war,  nur  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
diesem  Zusatzantrag  nicht  angeschlossen. 

')  Ihr  Hauptbedenken  lag  in  dem  Reichsgesetz  über  Doppelbesteuerung. 
Sie  gab  zu,  dass  man  dem  §  3  die  Auslegung  geben  könne,  dass  das  Einkommen 
der  Aktiengesellschaft  nicht  nur  zur  Gewerbesteuer,  sondern  auch  zur  Einkom- 
mensteuer nur  in  dem  Staat  zugezogen  werden  dürfe,  von  welchem  das  betreffende 
Gewerbe  betrieben  wird,  dass  also  umgekehrt  das  Einkommen  der  einzelnen 
Aktionäre  in  denjenigen  Staaten,  wo  das  betreffende  Gewerbe  nicht  betrieben 
wird,  nicht  besteuert  werden  dürfe.  Thatsächlich  sei  aber  diese  Auslegung  nirgends 
adoptiert,  man  ziehe  vielmehr  das  Einkommen  der  Aktionäre  aus  dem  Aktien- 
untemehmen  bei  den  Personen  zur  Steuer,  welche  es  beziehen,  an  ihrem  Wohn- 
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Wirkungslos  blieben  aber  die  gegebenen  Anregungen  doch  nicht.  Der 
Ausschuss  der  II.  Kammer  unterzog  die  Frage  der  Steuerreform  einer  eingehen- 
den Prüfung;  die  sorgfältigen  Berichte  der  beiden  Referenten  Möllinger  und 
Schaum  (Beil.  Nr.  127  und  128  zum  10.  Protokoll)  verfehlten  nicht,  grossen 
Eindruck  zu  machen,  wie  sie  denn  auch  der  ganzen  Reformfrage  Unterlage  und 
Ziel  boten. 

Der  Referent  Möllinger  ging  von  der  Betrachtung  des  bisherigen  Steuer- 
systems aus  und  suchte  vor  allem  festzustellen,  welche  Belastung  der  einzelnen 
Einkommensquellen  nach  diesen  sich  ergab.  Er  berechnete,  dass  beim  landwirt- 
schaftlich benutzten  Boden 

die  Grundsteuer    .     .  4,5  "/o  des  Reinertrags 

bei  den  Waldungen  .  3,9%     „  , 

,     Gebäuden     .  3,24°/o  , 

die  Gewerbesteuer     .  l,5°/o     ,  , 

,     Einkommensteuer  1,57%  „  „ 

betrage.  Da  die  Einkommensteuer  auch  vom  Grundbesitz  und  Gewerbe  ent- 
richtet werden  muss,  so  ergab  sich  eine  Gesamtbelastung  von  6,07%  für  den 
Grundbesitz,  von  3,07%  für  das  Gewerbe  und  von  1,57%  für  diejenigen,  welche, 
wie  Kapitalisten,  Beamten,  Arbeiter  nur  von  der  Einkommensteuer  betroffen 
wurden. 

Ein  grobes  Missverhältnis  schien  vorzuliegen,  das  noch  verstärkt  wurde, 
wenn  man  erwog,  dass  die  Einkommen  der  Grundbesitzer  sich  nicht  leicht  der 
Taxation  entziehen  können  und  ähnlich  wie  die  Gewerbtreibenden  meist  mit 
Schulden  behaftet  sind,  wodurch  der  Prozentsatz  der  ganzen  Steuer  in  Bezug 
auf  das  freibleibende  Einkommen  leicht  auf  9—12  steigen  konnte^). 

Das  war  der  entscheidende  Punkt,  an  dem  nach  Ansicht  des  Referenten 
die  Reform  ansetzen  musste. 

Hinsichtlich  der  Abhilfe  scheute  er,  durch  die  Verhandlungen  in  Sachsen 
abgeschreckt,  vor  einem  radikalen  Umsturz  des  Bestehenden  zurück.  Er  fürchtete 
ähnliche  lange  sich  hinziehende  Kämpfe,  die  in  Hessen  noch  viel  heftiger  werden 
konnten,  da  der  Steuerbetrag  per  Kopf  (damals  4,68  fl.  gegen  1,75  fl.  in  Sachsen) 
hier  viel  erheblicher  als  in  Sachsen  war,  jede  radikale  Aenderung  und  Verschie- 
bung der  Steuerlast  also  viel  empfindlicher  wirken  musste.  Der  Referent  plä- 
dierte deshalb  für  einen  Anschluss  an  das  Bestehende,  nicht  für  eine  radikale 
Reform,  sondern  für  eine  Revision. 

Die  Idee,  wie  er  sich  den  Aus-  und  Umbau  der  direkten  Steuern  dachte, 
stellte  sich  als  eine  Kombination  zweier  sich  ergänzender  Reihen  von  Massregeln 
dar.  Auf  der  einen  Seite  sollten  die  übermässig  geschonten  Steuerquellen 
schärfer  beigezogen  werden    —    deshalb   der  Vorschlag   einer  Verstärkung  der 


ort  und  betrachte  sie  wie  eine  Kapitalrente.  Die  Regierung  fürchtete  damals» 
dass  die  Reichsgesetzgebung  selbst  oder  auf  Anstoss  Preussens  einschritte,  wenn 
man  dem  Antrag  gemäss  verfahre. 

^)  Hiebei   ist  freilich  unberücksichtigt  gelassen,    dass  ein  Teil  der  Grund- 
steuer im  Kaufpreis  abgewälzt  ist. 
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Progression  der  Einkommensteuer,  besondere  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften 
und  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  — ,  auf  der  andern  Seite  sollte  in 
dem  Mass  des  Zuwachses  von  neuen  Steuerkapitalien  der  bisher  hochbelastete 
landwirtschaftliche  Boden  entlastet  werden.  Der  ganze  Plan  ging  von  einer 
Unterscheidung  der  fundierten  und  unfundierten  Einkommen  aus.  Die  verschie- 
dene Besteuerung  beider  sollte  dadurch  erreicht  werden,  dass  die  Einkommen 
aus  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb  und  Kapitalvermögen  im  voraus  für  sich  durch 
die  Ertragssteuem  belastet  und  dann  nochmals  alle  Einkommen  ohne  Ausnahme 
mit  einem  gleichen  Ausschlag  zugezogen  werden  sollten. 

Gegenstand  der  eigentlichen  Einkommensteuer  waren  nach  MöUinger  die 
Einkommen  jeder  Art,  die  alsdann  ohne  Rücksicht  auf  die  Quelle  gleich  hoch 
zu  belasten  waren.  Wenn  die  Einkommensteuer  3  Prozent  betrug,  so  sollte 
die  Belastung  der  fundierten  Einkommen  auf  etwa  1,5  Prozent  festgesetzt 
werden.  Selbstverständlich  durfte  bei  den  fundierten  Objekten  der  Abzug  der 
Schuldzinsen  auch  in  Zukunft  nicht  stattfinden,  während  er  bei  der  Einkommen- 
steuer wie  seither  gestattet  war.  Die  Doppelbesteuerung  wurde  zwar  beibehalten, 
sie  entsprach  aber  nur  der  berechtigten  Forderung  der  Mehrbelastung  dieser 
Einkommen.  Im  Grunde  wurde  es  als  einerlei  angesehen,  ob  das  Einkommen 
aus  Grundbesitz  mit  1  Prozent  im  voraus  belastet  und  in  der  allgemeinen  Steuer 
nochmals  mit  3  Prozent  oder  ob  es  im  ganzen  einer  Steuer  mit  4  Prozent  be- 
lastet wurde.  Die  relative  Belastung  der  fundierten  und  unfundierten  Einkommen 
sollte  den  Vorteil  haben,  dass  bei  Zunahme  der  Steuerkapitalien  eine  gleich- 
massige  Herabminderung  aller  Belastungen  die  Folge  wäre,  und  wenn  endlich 
diese  sich  namhaft  erwiese,  durch  einen  einfachen  Zuschlag  zur  Einkommensteuer 
für  die  fundierten  Einkommen  der  Uebergang  zur  Steuereinheit  sich  leicht  voll- 
ziehen lassen  würde. 

Die  Reform,  wie  sie  Möllinger  sich  vorerst  dachte,  illustrierte  er  noch  be- 
sonders in  folgendem  von  ihm  aufgestellten  Zahlenbild.  Die  Steuerkapitalien 
sollten  folgende  Veränderungen  erleiden: 

landwirtschaftlicher  Boden  7,434,003  reduziert  auf  2,453,220 

Wald 810,282        ,          ,        405,000 

Gebäude 2,896,320        „          ,     2,896,000 

Renten 2,000,000 

Gewerbe.    , 2,341,538        ,          ,     2,340,000 

Einkommensteuer     .     .     .  8,386,300     erhöht     „   10,830,000 

21,970,370  20,924,220 


Trotz  erheblicher  Umänderungen  war  das  neue  Steuerkapital  in  seiner 
Summe  nur  um  1  Million  niedriger,  was  einen  Steuerausfall  von  181,000  fl.  Steuer 
bedeutete. 

Der  Korreferent  (Schaum)  stimmte  mit  dem  Referenten  überein  in  der 
Verurteilung  des  bestehenden  Steuersystems,  wich  aber  von  ihm  ab  in  Bezug 
auf  den  einzuschlagenden  Weg:  er  vertrat  die  radikale  Richtung,  einen  völligen 
Neubau  des  direkten  Steuerwesens  skizzierend.  Ihm  galt  die  einzige  unifizierte 
Einkommensteuer  mit  Selbstdeklaration,  Progression,  Verminderung  der  Intervalle 
in  den  oberen  Klassen,  Scheidung  fundierter  und   unfundierter  Quellen   als  das 
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2U  erstrebende  Ziel.  Ebenso  klar  als  bestimmt  und  richtig  erörterte  der  Korreferent 
die  verschiedene  Bedeutung  der  beiden  Einkommensarten  für  die  Besteuerung. 
Der  Grund  und  Boden  sagt  er,  ist  das  sicherste  und  stabilste  Kapital.  Es 
ist  am  wenigsten  den  Wechselfallen  des  Schicksals  und  dem  Verlust  ausgesetzt 
und  geht  gewinnbringend  und  ein  Einkommen  sichernd  auf  die  Nachkommen 
des  Eigentümers  über.  Der  Grundbesitz  darf  daher  in  seinem  Einkommen  nicht 
niedriger  besteuert  werden,  als  irgend  ein  Einkommen  anderer  Art.  Das  Ein- 
kommen aus  beweglichem  Kapital,  Renten,  Kapitalzinsen,  Benutzung  von 
Geldkapitalien  hat  im  allgemeinen  dieselben  Vorzüge.  Es  ist  zwar  mehr  den 
Wechselfällen  und  den  Schwankungen,  auch  Verlusten  unterworfen,  nicht  ganz 
so  sicher  und  stetig,  wie  das  Einkommen  aus  Grundbesitz,  geht  zwar  nicht  unter 
allen  Umständen  auf  die  Nachkommen  des  Besitzers  über,  aber  es  haben  die 
Geldkapitalien  eine  grosse  und  leichte  Beweglichkeit,  es  kann  leicht  und  schnell 
über  sie  verfügt  und  dieselben  können  nutzbarer  gemacht  werden;  sie  haben 
daher  eine  grosse  Reproduktionslähigkeit,  die  für  ihren  Besitzer  sehr  einträglich 
werden,  sein  Einkommen  sehr  leicht  vermehren  kann.  Der  Besteuerungswert 
des  Einkommens  aus  beweglichem  Kapital  steht  daher  dem  aus  Grund  und  Boden 
nicht  nach;  jenes  Einkommen  ist  allerdings  weniger  sicher  und  stabil,  dagegen 
kann  das  Geldkapital  rentabler  gemacht  werden,  als  der  Grundbesitz.  Es  darf 
daher  beides  Einkommen  gleicher  Steuer  unterliegen.  Da  aber  die  Möglichkeit 
einer  grösseren  Rentabilität  mit  der  Vermehrung  des  Geldkapitals  wächst,  grössere 
Kapitalien  eine  bessere  Rentabilität  gewähren  können,  als  kleinere,  so  dürfte 
das  Einkoramen  aus  jenen  mit  den  Einkommensteuern  stärker  heranzuziehen 
sein,  als  das  Einkommen  aus  kleinem  Kapitalbesitz.  Kleine  Renten  und  Kapital- 
Zinsen  u.  8.  w.  sind  darum  geringer  zu  besteuern  als  hohe.  Sie  dienen  nicht 
selten  dazu,  den  Unterhalt  massig  wohlhabender  Rentner  zu  bestreiten  und  ge- 
währen oft  keinen  Ueberschuss  über  denselben.  Dagegen  wird  es  gerechtfertigt 
erscheinen,  wenn  Kapitalisten,  Geldinstitute  und  diejenigen,  welche  mit  grossen 
Geldkapitalien  spekulieren  und  hohen  Gewinn  bringende  Geschäfte  unternehmen, 
zu  einer  höheren  Einkommensteuer  herangezogen  werden.  Die  Furcht,  dass  durch 
eine  höhere  Besteuerung  der  Grosskapitalisten  die  Geldkapitalien  andere  Rich- 
tungen einschlagen  und  solche  Verwendung  suchen  möchten,  welche  den  all- 
gemeinen Interessen  widersprechen,  dass  sie  namentlich  ins  Ausland  gedrängt 
werden  könnten,  ist  unbegründet.  Für  die  Art  und  Weise  ihrer  Verwendung, 
sei's  im  In-  oder  Auslande,  bleibt  wesentlich  die  lokale  Rentabilität  entscheidend, 
und  die  unter  allen  Umständen  nicht  exorbitante  Einkommensteuer,  der  oder^ 
deren  Aequivalenten  die  Kapitalisten  auch  im  Auslande  nicht  entgehen,  wird 
nicht  von  Bedeutung  sein  für  die  Wahl  des  Veranlagungsorts.  Auch  das  ge- 
werbliche Einkommen  darf  bei  der  Besteuerung  dem  Einkommen  aus  Grund- 
besitz nicht  erheblich  nachgestellt  werden.  Mehr  oder  weniger,  je  nach  Hand- 
werk- oder  Fabrikbetrieb  wirkt  dabei  Kapitalbesitz  immer  mit;  auch  geht  die 
Steuerquelle,  der  Gewerbbetrieb  zumeist  auf  die  Nachkommen  oder  auf  Nach- 
folger des  seitherigen  Besitzers  über,  es  handelt  sich  sonach  ebenfalls  um  fun- 
diertes Einkommen.  Dazu  kommt,  dass  beim  Gewerbbetrieb  auch  der  Kredit 
eine  bedeutende  Rolle  spielt  (in  bedeutend  höherem,  gar  nicht  zu  vergleichendem 
Mass,  wie  bei  der  Landwirtschaft)  und  sich  als  sehr  lohnend  erweist.  Ebenso 
vollzieht  sich  die  Verwertvmg  der  Arbeit  und  ihrer  Erzeugnisse,  der  umlaufenden 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  25^  yj 
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und  Betriebskapitalien  weit  rascher  und  gewinnbringender  als  beim  Landbau. 
Alle  diese  Vorzüge  müssen  bei  der  Besteuerung  wohl  in  Betracht  kommen  und 
der  Gewerbbetrieb  kann  als  eine  einträgliche  Kapitalanlage  betrachtet  werden, 
deren  Besteuerung  nach  dem  erzielten  höheren  oder  niederen  Erträgnis  bemessen 
werden  mag.  Das  unfundierte  persönliche  Einkommen  aus  anderweitiger 
erwerbender  Thätigkeit  ohne  Mitbenutzung  von  Kapital  muss  geringer  besteuert 
werden  als  die  bisher  erwähnten  Einkommen.  Die  geistige  oder  körperliche 
Arbeitskraft,  aus  welcher  Quelle  jenes  Einkommen  fliesst,  vermindert  sich  mit 
den  Jahren  ihres  Besitzers,  ist  fortwährend  plötzlichem  Erlöschen  unterworfen 
und  hört  mit  dem  Tode  völlig  auf,  damit  auch  das  Einkommen.  Dabei  ist  nicht 
zu  übersehen,  dass  das  Einkommen  jedes  Jahres  auch  den  bereits  absorbierten 
Teil  des  Arbeitskapitals  in  sich  begreift.  Alle  diese  Umstände  sollen  bei  der 
Besteuerung  des  unfundierten  Einkommens  in  Betracht  gezogen  und  diese  muss 
daher  niedriger  gegriffen  werden.  Man  soll  annehmen,  dass  ein  nicht  fundiertes 
Einkommen  von  z.  B.  4000  fl.  nicht  bloss  die  Unterhaltung  des  Steuernden  gleich 
einem  fundierten  Einkommen  von  4000  fl.  zu  bestreiten  habe,  sondern  dass  das- 
selbe gleichzeitig  zu  einem  Sparfond  beitragen  müsse,  der  nach  dem  Tode  des 
Besitzers  eines  nicht  fundierten  Einkommens  vererbt  werden  könnte.  Dieser 
Beitrag  müsste  niedriger  besteuert  werden.  Auf  Grund  dieser  Erwägung  machte 
der  Korreferent  den  Vorschlag,  das  Einkommen  aus  Haus-  und  Grundbesitz, 
zinstragenden  Kapitalien  und  Gewerben  jeder  Art  in  seinem  vollen  Betrag  an- 
zusetzen, von  Besoldungen  mit  Pensionsberechtigung,  Ruhegehalten  und  Leib- 
renten Vio>  bei  Löhnen  und  Besoldungen  ohne  Pensionsberechtigung  Vio  in  Abzug 
zu  bringen ;  im  Uebrigen  sollte  die  Einkommensteuer  mit  0,7  Prozent  bei  300  M. 
Einkommen  anfangend  auf  4  Prozent  bei  einem  Einkommen  von  4800  M.  steigen 
und   die  Ober-   und   Untergrenze   einer  Klasse  nie  mehr  als  1200  M.  betragen. 

Die  beiden  Referate  bedeuteten  zunächst  einen  Ausblick  in  die  Zukunft, 
aber  niemand  konnte  oder  wollte  die  Behauptung  vertreten,  dass  die  Frage  schon 
vollständig  spruchreif  sei.  Man  war  sich  bewusst,  dass  man  behufs  Entscheidung 
darüber,  ob  der  eine  oder  andere  Weg  möglich  oder  rätlich  sei,  noch  weiteren 
Materials  bedürfe,  um  dessen  Beschaffung  die  Regierung  von  dem  Korreferenten 
in  sehr  detallierter  Weise  ersucht  wurde. 

Die  Regierung  selbst  nahm  diesen  Referaten  und  Anträgen  gegenüber  eine 
kühle  reservierte  Haltung  ein.  Sie  lehnte  zwar  eine  Bethätigung  an  einer  Re- 
form nicht  ab,  aber  sie  warnte  vor  Ueberstürzung  und  verteidigte  mit  Geschick 
die  Verbindung  der  persönlichen  und  objektiven  Besteuerung.  Der  damalige 
Ministerialpräsident  v.  Biegeleben  sprach  sich  in  folgender  Weise  in  der  Kammer  aus. 

„Meine  Herren,  eine  allgemein  anerkannte  Theorie  der  besten  Steuerver- 
fassung gibt  es  nicht.  Es  herrschen  darüber  die  verschiedensten  Ansichten  und 
auch  diejenigen,  welche  es  versuchen,  eine  solche  Theorie  aufzustellen,  müssen, 
wenn  sie  Männer  von  Erfahrung  sind,  zugestehen,  dass  man  in  der  Praxis  ge- 
nötigt ist,  gar  vieles  von  den  Ansprüchen  der  Theorie  nachzulassen,  dass  man 
sich  dem  Ziele  nur  nähern,  aber  nicht  es  erreichen  kann.  Selbstverständlich 
kann  dies  nicht  hindern,  eine  Reform  der  bestehenden  Steuergesetzgebung  an- 
zustreben, wenn  man  glaubt,  etwas  Besseres  vorschlagen  zu  können.  Aber  es 
genügt  nicht,  die  Mängel  des  Bestehenden  nachzuweisen,  um  die  Notwendigkeit 
und  Zweckmässigkeit  einer  Reform  zu  begründen;  denn  bei  den  praktischen 
Schwierigkeiten  des  Gegenstandes  wird  jede  mögliche  Steuerverfassung  ihre 
Mängel,  ihre  grossen  Mängel  haben. 
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Man  muss  auch  nachweisen  können,  dass  das,  was  an  die  Stelle  gesetzt 
werden  soll,  das  »Für  und  Wider"  sorgfältig  abgewogen,  wirklich  als  etwas 
Besseres  zu  erkennen  sei.  Eine  schroffe  Verurteilung  des  Bestehenden,  ohne  dass 
man  sich  vorher  über  einen  besseren  Vorschlag  klar  geworden  ist,  ist  wohl 
nirgends  weniger  am  Platz,  als  gerade  in  der  Steuerfrage. 

Im  allgemeinen  hat  jedes  seit  längerer  Zeit  bestehende  Steuersystem  das 
für  sich,  dass  es  in  die  Gewohnheit  der  Bevölkerung  übergegangen  ist  und  dass 
durch  die  ausgleichenden  Wirkungen  des  Verkehrs  die  Mängel  des  Systems  nach 
und  nach  weniger  fühlbar  geworden  sind.  Jede  Neueining  dagegen  wird  von 
denjenigen,  zu  deren  Nachteil  sie  gereicht,  sehr  unangenehm  empfunden,  imd 
gerade  weil  es  kein  unanfechtbares  Princip  der  Steuergesetzgebung  gibt,  wird 
man  immer  diejenigen,  die  durch  eine  Veränderung  benachteiligt  sind,  schwer 
davon  überzeugen  können,  dass  das  der  grösseren  Gerechtigkeit  entspricht,  was 
ihrem  Interesse  nicht  entspricht.  Es  ist  eine  bekannte  Erfahrung,  dass  man  bei 
jeder  Veränderung  der  Steuerverhältnisse  viel  weniger  Dank  und  Anerkennung 
bei  denjenigen,  die  erleichtert  werden,  als  Unzufriedenheit  imd  Missmut  bei 
denjenigen,  die  mehr  belastet  werden,  zu  erwarten  hat.  Man  wird  deshalb  wohl 
daran  thun,  sich  zu  tief  eingreifenden  Neuerungen  nicht  so  leicht  zu  entschliessen. 
Dabei  wird  es  auch  wesentlich  darauf  ankommen,  ob  es  sich  darum  handelt, 
eine  mögliche  Steuererleichterung  zu  gewähren,  oder  eine  Erhöhung  des  Steuer- 
ertrags zu  erreichen  oder  nur  eine  Veränderung  der  Steuerverteilung  eintreten 
zu  lassen.  Im  letzten  Fall  wird  man  gewiss  immer  am  vorsichtigsten  aus  den 
eben  angegebenen  Gründen  sein  müssen.  Ist  es  mögKch,  die  Steuern  im  Ganzen 
zu  ermässigen,  so  ist  es  leichter,  in  Bezug  auf  die  Steuerverteilung  auch  eine 
Aenderung  vorzunehmen.  Müssen  die  Steuern  erhöht  werden,  so  kommt  in  Be- 
tracht, dass  die  Mängel  des  bestehenden  Systems  bei  einem  erhöhten  Steuersatz 
in  vermehrtem  Masse  fühlbar  werden,  und  man  kann  dann  wohl  veranlasst  sein, 
diejenigen  Steuerkräfte,  die  bisher  noch  mehr  geschont  waren,  vorzugsweise 
stärker  in  Anspruch  zu  nehmen.  In  dieser  Weise  hat  auch  die  grossh.  Regierung 
verfahren,  als  bei  uns  die  Notwendigkeit  eintrat,  infolge  der  erhöhten  Militär- 
bedürfnisse unsere  Steuereinnahmen  zu  vermehren,  und  es  wurde  damals  an  die 
Stelle  der  früheren  Personalsteuer,  die  auch  eine  Art  Einkommensteuer,  aber 
nach  dem  beschränkten  Massstabe  des  Wohnungsaufwands  war,  eine  andere 
Einkommensteuer  nach  dem  Vorbild  der  preussischen  eingeführt,  die  auf  einer 
weit  ausgiebigeren  Grundlage  beruht.  Diese  Massregel  hat  die  gehegten  Er- 
wartungen in  ihren  Ergebnissen  übertroffen  und  es  ist  ihr  zu  danken,  dass  gegen- 
wärtig trotz  des  gesunkenen  Geldwertes,  der  natürlich  auch  den  Wert  der  Steuer- 
last vermindert,  und  trotz  des  in  allen  Richtimgen  gestiegenen  Staatsaufwandes 
bei  uns  von  einer  Erhöhung  des  Steuerausschlags  nicht,  wie  in  anderen  deutschen 
Staaten,  die  Rede  zu  sein  braucht. 

Durch  die  Einführung  der  Einkommensteuer  wurde  das  Steuerbeitragsver- 
hältnis der  Grund-  und  Gewerbesteuerpflichtigen  gegenüber  den  übrigen  Klassen 
der  Bevölkerung  sehr  wesentlich  zu  Gunsten  der  ersteren  verändert.  Sie  werden 
zwar  auch  nach  ihrem  Gesamteinkommen  zu  der  Einkommensteuer  zugezogen, 
aber  dabei  kommt  ihnen  zunächst  der  Abzug  der  Schuldzinseu  zu  gute,  und 
wenn  ihr  Grund-  oder  Gewerbesteuerkapital  einigermassen  von  Bedeutung  ist,  so 
haben  sie  nach  Einführung  der  Einkommensteuer  jedenfalls  erheblich  weniger 
zu  bezahlen,  als  sie  bezahlen  müssten,  wenn  dieselbe  Steuersumme  auf  Grund 
der  früheren  Repartitionsnormen  aufgebracht  werden  müsste.  Dagegen  sind 
diejenigen,  deren  Einkommen  ganz  oder  vorzugsweise  in  Kapitalrenten  oder 
persönlichem  Arbeitsverdienst  besteht,  durch  die  Einkommensteuer  in  sehr  be- 
deutend höherem,  häufig  um  ein  Vielfaches,  höherem  Masse  belastet  worden,  als 
früher.  Demungeachtet  sehen  wir,  dass  von  selten  der  Grundbesitzer  hauptsächlich 
neuerdings  lebhaft  Bestrebungen  hervortreten,  die  Grundsteuer  ganz  zu  besei- 
tigen oder  zu  ermässigen.  Diese  Bestrebungen  haben  ihren  Boden  nicht  nur  in 
unserm  Grossherzogtum,  sondern  auch  in  anderen  deutschen  Staaten;  sie  sind 
wohl  zu  beachten,  wie  jede  Strömung  in  den  Ideen  der  Bevölkerung  zu  beachten 
ist,   aber  man  muss   doch   dabei  im  Auge  behalten,  dass  sie  einem  einseitigen 
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Interesse  entspringen,  und  zwar  einem  Interesse,  welches  schon  durch  die  seit- 
herigen Aenderungen  im  Steuerwesen  bei  uns  wesentliche  Berücksichtigung  ge- 
funden hat. 

Es  erklären  sich  diese  Bestrebungen  aus  Verhältnissen,  die  auch  im  Aus- 
schussbericht berührt  worden  sind,  und  es  steht  damit  die  Frage  der  Ueberwälzung 
der  Steuern  im  Zusammenhang.  Der  Herr  Ausschussreferent  hat  in  seinem  Be- 
richte die  Möglichkeit  der  Ueberwälzung  der  Grundsteuer  bestritten,  weil  dieselbe 
keinen  beschränkenden  Einfluss  auf  die  Produktion  äussere,  also  das  Angebot 
nicht  vermindere  und  weil  der  Preis  der  Waren  sich  nur  nach  Angebot  und 
Nachfrage  richte. 

Nichtsdestoweniger  bin  ich  der  Meinung,  dass  in  der  Regel  eine  teilweise 
Ueberwälzung  der  Grundsteuer  stattfindet.  Es  ist  wahr,  der  Preis  der  Ware 
richtet  sich  nach  Angebot  und  Nachfrage,  aber  nach  einem  bekannten  national- 
ökonomischen Grundsatz  hat  die  Höhe  des  Preises  einen  wesentlichen  Bestim- 
mungsgrund, der  in  den  Produktionskosten  besteht.  Man  hat  auch  öfter  die 
Höhe  dieser  Kosten  den  natürlichen  Preis  genannt.  Der  Landwirt  rechnet  die 
Grundsteuer  zu  seinen  Produktionskosten  und  wird  bemüht  sein,  sie  in  dem 
Preis  der  Produkte  ersetzt  zu  erhalten.  Ob  und  inwieweit  dies  von  Erfolg 
sein  wird,  hängt  freilich  von  den  Umständen  ab.  Bestünde  diese  Steuer  nur  in 
dem  Grossherzogtum,  so  würde  ein  Erfolg  nicht  zu  erwarten  sein,  da  bei  den 
jetzigen  Verhältnissen  des  Verkehrs  die  Grundeigentümer  den  Preis  nicht  be- 
herrschen können;  allein  die  Grundsteuer  besteht  in  ganz  Europa  in  einer  Höhe, 
die,  wenn  man  alles  berechnet,  nur  wenig  verschieden  ist.  Gegen  die  Konkui-renz 
aus  fernen  Gegenden  schützt  in  einem  gewissen  Grade  die  Höhe  der  Transport- 
kosten. Da  nun  dies  Bedürfnis  nach  landwirtschaftlichen  Produkten  mit  dem 
Steigen  der  Bevölkerung  fortwährend  zunimmt,  so  wird  dies  allgemeine  Bestreben 
der  Grundbesitzer,  auch  die  Grundsteuer  in  dem  Preise  ihrer  Produkte  sich  er- 
setzen zu  lassen,  in  der  Regel  wenigstens  teilweise  nicht  ohne  Erfolg  bleiben. 
Freilich  können  sich  dabei  die  Verhältnisse  leicht  ändern,  sie  können  wechseln. 
Vor  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  war  der  Preis  der  Produkte  gegen  früher 
bedeutend  gestiegen,  aber  die  Arbeitslöhne  waren  nicht  in  dem  gleichen  Ver- 
hältnis gestiegen.  Dadurch  kamen  die  Grundbesitzer  in  eine  besonders  günstige 
Lage,  und  man  hat  jahrelang  keine  Beschwerde  gegen  die  Grundsteuer  gehört; 
erst  in  neuerer  Zeit  sind  solche  aufgetaucht,  und  zwar  erklären  sich  diese  wesent- 
lich daraus,  dass  in  neuerer  Zeit  die  Preise  nicht  weiter  erheblich  gestiegen  sind, 
wohl  aber  die  Arbeitslöhne,  und  dass  dadurch  vorübergehend  wenigstens  eine  un- 
günstigere Lage  für  die  Landwirte  eintrat,  welche  es  ihnen  erschwert,  die  Grund- 
steuer von  sich  abzuwälzen.  Es  ist  sehr  begreiflich,  dass  dieser  Umstand 
Veranlassung  gibt  dass  die  Grundbesitzer  auf  eine  andere  Weise  sich  von  der 
Grundsteuer  entlasten  möchten;  indessen,  meine  Herren,  die  Verhältnisse  können 
auch  wieder  wechseln,  und  der  Herr  Ausschussreferent  hat  selbst  die  Bemerkung 
gemacht,  dass  es  höchst  wahrscheinlich  sei,  dass  infolge  der  gestiegenen  Löhne 
auch  die  Preise  der  Produkte  einen  weiteren  bedeutenden  Aufschwung  nehmen. 
Ich  halte  dies  allerdings  für  recht  wohl  möglich,  und  wenn  wir  dann  die  Grund- 
besitzer auf  Kosten  der  übrigen  Bevölkerung  entlastet  hätten,  so  würde  diese  doppelt 
leiden;  sie  würde  den  Grundbesitzern  höhere  Preise  und  dem  Staat  mehr  an 
Steuern  bezahlen  müssen. 

Meine  Herren,  die  Agitation,  die  jetzt  von  selten  der  Grundbesitzer  zum 
Teil  betrieben  wird,  könnte  bald  von  anderer  Seite  viel  mächtiger  auftreten, 
wenn  wir  uns  verleiten  Hessen,  in  Berücksichtigung  der  ersten  zu  weit  zu  gehen. 
Die  Beseitigung  oder  eine  bedeutende  Herabsetzung  der  Grundsteuer  würde  einen 
Ausfall  an  unseren  Steuern  verursachen,  die  nur  durch  eine  höchst  drückende 
Mehrbelastung  anderer  Klassen  ausgeglichen  werden  kann. 

Das  Finanzministerium  hat  in  dieser  Beziehung  in  der  Antwort,  die  auf 
eine  Anfrage  dem  Herrn  Ausschussreferenten  erteilt  worden  ist,  einiges  bemerkt, 
was  ich  in  dem  Ausschussbericht,  der  die  Antwort  nur  zum  Teil  enthält,  nicht 
abgedruckt  finde;  ich  erlaube  mir,  Ihnen  diese  Bemerkungen  hier  vorzutragen. 
Sie  lauten: 
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,Die  Beixachtung  der  dritten  Frage,  welche  sich  auf  die  Möglichkeit  des 
Ersatzes  der  Grundsteuer  durch  Erhöhung  der  Einkommensteuer  bezieht,  wird 
wohl  bald  zu  der  Ueberzeugimg  von  der  ünannehmbarkeit  der  gestellten  An- 
träge führen.  Würde  die  Grundsteuer  aufgehoben,  so  müsste  notwendig  auch 
die  Gewerbesteuer  fallen,  und  die  Einkommensteuer  hätte  also  allein  die  ganze 
Last  der  direkten  Steuern  zu  tragen.  Nun  verhält  sich  nach  der  Steuerregu- 
lierung pro  1873  die  Summe  der  Einkommensteuerkapitalien  zu  der  Gesamtsumme 
der  Steuerkapitalien  wie  1  :  2,62.  Um  daher  den  Ertrag  der  Grund-  und  Ge- 
werbesteuer durch  Erhöhung  der  Einkommensteuer  zu  ersetzen,  müsste  man  den 
Ausschlag  auf  diese  Steuer  2,62  mal  höher  bestimmen,  als  er  dermalen  ist.  Es 
bedarf  wohl  keiner  näheren  Auseinandersetzung,  dass  dies  ein  Experiment  der 
bedenklichsten  Art  wäre,  wobei  darauf  hingewiesen  wird,  dass  65  Prozent  der 
Einkommensteuer  von  ungefähr  219,000  Personen  mit  weniger  als  1500  fl.  Ein- 
kommen getragen  werden.  Selbst  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Grundsteuer- 
pflichtigen würde  dadurch  stärker  als  seither  besteuert  werden,  weil  die  Erhöhung 
ihres  Einkommensteuerkapitals  mehr  betrüge,  als  ihr  wegfallendes  Grundsteuer- 
kapital. 

Ein  Einkommensteuerpflichtiger  der  untersten  Klasse  muss  schon  ein  Grund- 
steuerkapital von  16,2  fl.,  einer  der  zweituntersten  Klasse  ein  Grundsteuerkapital 
von  24,3  fl.,  einer  der  drittuntersten  Klasse  ein  Grundsteuerkapital  von  32,4  fl. 
u.  s.  f.  haben,  um  bei  der  fraglichen  Aenderung  der  Steuerverhältnisse  nicht 
zu  verlieren.  So  hoch  stellt  sich  aber  bei  den  meisten  ihr  Grundsteuerkapital 
nicht,  und  wenn  daher  auch  den  begüterten  Gnmdbesitzem  eine  Steuererleich- 
terung zu  teü  würde,  so  würden  dagegen  nicht  nur  die  ganz  besitzlosen  Klassen 
übermässig  belastet,  sondern  auch  der  grösste  Teil  der  kleineren  Grundbesitzer 
benachteiligt  werden. 

Bei  der  Herabsetzung  der  Grundsteuer  auf  die  Hälfte,  nach  dem  Antrag 
der  Abgeordneten  Wadsack,  Büchner  und  Stephan,  würde  natürlich  die  höhere 
Belastung  der  Einkommensteuerpflichtigen  verhältnismässig  geringer  sein,  immer 
aber  noch  stark  genug  (ungefähr  um  81  Prozent),  um  es  als  unzweifelhaft 
erscheinen  zu  lassen,  dass  dieselbe  grosse  Unzufriedenheit  und  Aufregung  im 
Lande  verursachen  würde." 

Ich  weiss  wohl,  meine  Herren,  dass  man  sich  vielfach  mit  der  Ansicht 
schmeichelt,  es  könne  durch  Aenderiing  unserer  Einkommensteuergesetzgebung 
vermieden  werden,  dass  die  weniger  bemittelte  Belasse  infolge  einer  Aufhebung 
oder  bedeutenden  Herabsetzung  der  Grundsteuer  viel  stärker  belastet  werde,  imd 
dass  man  den  Ausfall  auf  die  höheren  Klassen  der  Einkonmiensteuer  wälzen 
könne.  Aber  wenn  man  einen  näheren  Blick  auf  die  Zahl  der  Personen  wirft, 
die  in  den  verschiedenen  Steuerklassen  sich  finden,  so  wird  man  leicht  zu  der 
Ueberzeugung  kommen,  dass  diese  Ansicht  eine  sehr  illusorische  ist.  Wenn  wir 
sämtliche  Steuerpflichtigen  der  ersten  Abteilung  um  die  Hälfte  in  der  Steuer 
erhöhen,  so  werden  wir  einen  Betrag  von  ungefähr  270,000  fl.  erreichen.  Und 
was  es  für  einen  grossen  Teil  der  Mittelklassen  sagen  würde,  wenn  wir  ihre 
Steuer  um  die  Hälfte  erhöhten,  das  brauche  ich  Ihnen  nicht  auseinanderzusetzen. 
WoUten  wir  aber  die  unteren  Klassen  der  ersten  Abteilung  noch  schonen,  so 
müsste  man  in  den  höheren  Klassen  Prozentsätze  annehmen,  die  ganz  unver- 
hältnismässig hoch  wären  und  die  Besteuerung,  wie  sie  in  andern  benachbarten 
Ländern  besteht,  bei  weitem  übersteigen  würden.  Ein  kleines  Land,  wie  das 
Grossherzogtum,  kaim  aber  nicht  ohne  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  verfahren, 
wie  sie  in  andern  Ländern  bestehen.  Wir  müssen  uns  sagen,  dass  wir  in  dem, 
was  wir  in  Bezug  auf  eine  Erhöhung  der  Einkommensteuer  thun  können,  ganz 
abgesehen  von  theoretischen  Gründen,  aus  praktischen  Gründen  eine  Grenze  haben, 
die  durch  die  Höhe  der  Besteuerung  in  anderen  Ländern,  insbesondere  in  Preussen, 
was  ja  den  grössten  Teü  unseres  Grossherzogtums  umschliesst,  gegeben  ist. 

Also  weitgehende  Steuererträge  lassen  sich  durch  Umänderung  der  Ein- 
kommensteuergesetzgebung nicht  erzielen.  Was  die  Betrachtung  der  Grundsteuer- 
frage in  theoretischer  Beziehung  betrifft,  so  wiU  ich  zwar  hier  nicht  in  eine 
ausführliche  und  erschöpfende  Erörterung  darüber  eingehen;   es  würde   das   zu 
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weit  führen.  Indessen  erlaube  ich  mir  doch  zu  demjenigen,  was  bereits  in  dem 
Schreiben,  welches  das  Finanzministerium  an  den  Finanzausschuss  gerichtet  hat, 
gesagt  wurde,  noch  einiges  hinzuzufügen. 

Der  Rechtsgrund  jeder  Steuerleistung,  sei  es  an  den  Staat  oder  an  politische 
Verbände  innerhalb  des  Staates,  beruht  in  den  Leistungen  des  Staates  oder  dieser 
politischen  Verbände  für  die  Steuerzahlenden.  Nun  lassen  sich  zwar  diese  letzteren 
Leistungen  vielfach  nicht  in  Geld  anschlagen;  es  würde  auch,  selbst  wenn  man 
dies  könnte,  gewiss  praktisch  unausführbar  sein,  die  Steuer  eines  jeden  einzelnen 
nach  dem  Masse  der  Leistung  des  Staates  oder  der  Kommune  für  ihn  zu  bemessen. 
Aber  daraus  folgt  noch  nicht,  dass  in  der  Steuergesetzgebung  jeder  Zusammen- 
hang zwischen  der  Leistung  des  Staats  und  der  Leistung  des  Steuerzahlenden 
über  Bord  geworfen  werden  müsste.  Es  ist  sehr  wohl  möglich,  wenn  auch  nur 
in  grossen  Zügen,  auf  die  Art  der  Verwendungen  des  Staats  oder  der  politischen 
Verbände  und  darauf,  wem  sie  vorzugsweise  zu  gute  kommen,  Rücksicht  zu 
nehmen,  und  es  liegt  um  so  mehr  ein  triftiger  Grund  vor,  dies  zu  thun,  je  mehr 
der  Staat  oder  politische  Verband  es  sich  zur  Aufgabe  stellt,  auch  die  beiden 
ökonomischen  Interessen  zu  fördern,  je  mehr  er  also  Verwendungen  macht,  die 
der  Privatwirtschaft  entweder  positiv  zum  Vorteil  oder  zur  Ersparnis  gereichen. 

Dies  führt  auf  den  Unterschied  zwischen  der  persönlichen  Besteuerung  und 
zwischen  der  Besteuerung  der  lokalen  Einkommensquellen,  der,  wie  ich  der  An- 
sicht bin  und  wie  in  dem  Schreiben  des  Finanzministeriums  auch  bemerkt  worden 
ist,  ein  sehr  wesentlicher  und  notwendiger  für  ein  gutes  Steuersystem  ist.  Mass 
man  zugestehen,  dass  die  Ausgaben  des  Staates  oder  der  politischen  Verbände 
innerhalb  des  Staates  zum  Teil  vorzugsweise  zur  Erhaltung  und  Vermehrung 
der  Sicherheit  und  des  Ertrags  der  örtlichen  Einkommensquellen,  insbesondere 
des  Grundeigentums  und  des  Gewerbbetriebs  dienen,  muss  man  auch  femer  zu- 
gestehen, dass  auf  die  Höhe  des  lokalen  Aufwands  des  Staats  die  territoriale 
Ausdehnung  der  einzelnen  Gebietsteile  von  wesentlichem  Einfluss  ist,  so  wird 
man  das  Bestehen  einer  besondern  mehr  objektiven  Besteuerung  der  lokalen 
Einkommensquellen,  also  das  Bestehen  einer  besonderen  Grund-  und  Gewerbesteuer, 
neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  nur  als  berechtigt  erkennen  können, 
und  man  wird  darin,  dass  das  Einkommen  aus  Grundeigentum  und  Gewerbe, 
neben  der  Grundsteuer  und  Gewerbesteuer,  auch  noch  zur  persönlichen  Einkom- 
mensteuer zugezogen  wird,  eine  ungerechte  Doppelbesteuerung  nicht  finden  können. 

Betrachten  wir  den  Fall,  wo  jemand  lediglich  Einkommen  aus  Grandeigen- 
tum besitzt,  welches  sich  aber  nicht  in  dem  Staat  befindet,  in  welchem  er  wohnt. 
Wird  man  es  nicht  für  ganz  billig  finden,  dass  diese  Person  in  dem  Staat,  wo 
das  Grundeigentum  liegt,  auch  Steuern  bezahlt,  und  zwar  darum,  weil  die  ICin- 
richtungen  und  Verwendung  dieses  Staates  der  Sicherheit  und  dem  Ertrag  seines 
Grundeigentums  zum  Vorteil  gereichen  und  darum  dem  Besitzer  nützen,  dem 
der  Ertrag  des  Grundeigentums  zufliesst,  wenn  er  auch  nicht  dort  wohnt?  Wird 
man  es  aber  auch  nicht  ebenfalls  billig  finden,  dass  dieselbe  Person  in  dem 
Staate,  worin  sie  wohnt,  gleichfalls  Steuern  bezahlt,  und  zwar  darum,  weil  sie 
dort  Schutz  und  gar  manche  Annehmlichkeit  infolge  der  staatlichen  Verwen- 
dungen geniesst?  Man  wird  dies  billig  finden,  obgleich  diese  Person  kein  Ein- 
kommen aus  diesem  Staate  bezieht.  Wenn  nun  diese  zweifache  Steuerzahlung, 
hier  wegen  des  Grundeigentums,  dort  wegen  des  Aufenthalts  der  Person,  billig 
ist,  warum  soll  es  nicht  eben  so  billig  sein,  dass,  wenn  diese  selbe  Person  ihren 
Wohnsitz  in  dem  Staate  nimmt,  wo  sie  das  Grundeigentum  besitzt,  sie  dann 
ebenfalls  sowohl  für  ihr  Grundeigentum  zu  der  objektiven  Besteuerung  der 
Grundsteuer,  als  auch  ausserdem  zu  der  persönlichen  Besteuerung  einei  Ein- 
kommensteuer zugezogen  wird? 

Noch  viel  schärfer  tritt  die  Notwendigkeit  der  Verbindung  dieser  zwei 
Steuergattungen  bei  den  Kommunalsteuern  hervor,  die  ja  bei  uns  nach  denselben 
Principion  wie  die  Staatssteuern  umgelegt  werden,  ein  Verhältnis,  das  gewiss 
nur  ein  sehr  erwünschtes  ist.  Ich  möchte  die  Herren,  welche  die  Grundsteuern 
abgeschafft  wissen  wollen,  bitten,  zu  sagen,  ob  sie  wünschen  möchten,  dass  die 
Forensen  von  der  Besteuerung  in  der  Gemeinde,  in  welcher  ihr  Grundeigentum 
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liegt,  ausgenommen  würden,  oder  ob  sie  wünschten,  dass  jemand,  der  in  einer 
Gemeinde  wohnt,  keine  Steuern  daselbst  bezahlt,  weil  er  sein  Einkommen  nur 
aus  Grundeigentum  bezieht,  was  in  andern  Gemeinden  liegt.  Der  Herr  Aus- 
schussreferent meint  zwar  auf  Seite  25  des  Berichts,  es  dürfte  sich  dafür  wohl 
eine  Aushilfe  finden  lassen,  aber,  meine  Herren,  den  Weg  zu  einer  solchen  Aus- 
hilfe hat  er  uns  nicht  angegeben. 

Ich  komme  nun  zu  der  Frage,  ob  die  Grundsteuer  im  Grossherzogtum  eine 
unverhältnismässig  hohe  sei.  Ich  gebe  zu,  dass  sich  darüber  streiten  lässt. 
Nach  meiner  AuflFassung  wird  mit  vollem  Recht  das  Grundeigentum,  wegen  der 
ökonomischen  Vorteile,  welche  die  Verwendungen  des  Staates,  resp.  der  politischen 
Verbände  in  dem  Staate  ihm  gewähren,  und  ausserdem  wegen  der  gesicherten 
und  dauernden  Natiu-  des  aus  ihm  fliessenden  Einkommens,  zur  vorzugsweisen 
Besteuerung  hinzugezogen;  aber  das  Mass  derselben  lässt  sich  nicht  theoretisch 
bestimmen,  da  es,  wie  ich  schon  vorhin  bemerkt  habe,  überhaupt  keinen  unan- 
fechtbaren theoretischen  Massstab  für  die  St«uerverteilung  gibt.  Es  kommt 
übrigens  auch  sehr  darauf  an,  in  welchem  Masse  die  Befriedigung  der  lokalen, 
öffentlichen  Bedürfnisse  in  der  Hand  des  Staates  mehr  oder  weniger  centraUsiert 
ist.  Im  Grossherzogtum  sind  wir  hierin  sehr  weit  gegangen,  indem  viele  Ver- 
wendungen bei  uns  zu  Lasten  des  Staates  gemacht  werden,  die  in  anderen  Staaten 
den  Kreis-  oder  Provinzialverbänden,  oder  auch  den  Kommunen  zugewiesen  werden. 
Es  lässt  sich  deshalb  auch  aus  der  Vergleichung  der  staatlichen  Grundsteuer 
mit  der  in  anderen  Staaten  ein  richtiges  Urteil  über  die  wahre  Belastung  der 
Grundbesitzer  gar  nicht  gewinnen.  Uebei'haupt  ist  eine  Vergleichung  der  Höhe 
der  Grundsteuer  in  den  verschiedenen  Staaten  ausserordentlich  sch-wierig,  denn 
die  Vergleichung  der  Höhe  der  Steuer  auf  den  Morgen  kann  nur  dann  einen 
Wert  haben,  wenn  in  den  betreffenden  Staaten  die  durchschnittliche  Ertrags- 
fähigkeit des  Grund  imd  Bodens  eine  gleiche  ist.  In  Preussen  ist  unzweifelhaft 
im  ganzen  Staate  die  durchschnittliche  Ertragslähigkeit  geringer,  als  im  Gross- 
herzogtum; aber  auch  die  preussische  Rheinprovinz  ist  meines  Erachtens  nicht 
mit  dem  Grossherzogtum  auf  eine  Linie  zu  stellen,  da  bei  den  grossen  Sti-ecken 
des  Hundsrücks  und  der  Eifel  im  Ganzen  genommen  die  preussische  Rhein- 
provinz an  Ertragsfähigkeit  dem  Grossherzogtum  nachstehen  wird. 

Vielleicht  würde  die  bayrische  Rheinpfalz  einen  richtigen  Vergleich  dar- 
bieten. Dort  ist  nun  allerdings  die  staatliche  Steuer  erhebHch  geringer,  wie  im 
Grossherzogtum,  allein  es  werden  dort  so  bedeutende  Kreis-  und  Distriktzu- 
schläge erhoben,  dass  sich  im  Durchschnitt  die  Belastung  vollständig  gleichsteht. 
Ich  möchte  mir  hier  noch  einen  Bück  auf  die  Verhältnisse  in  England 
erlauben,  weil  man  oft  gerade  die  englischen  Verhältnisse  zur  Begründung  der 
Bestrebungen  auf  Verminderung  der  Grundsteuer  anführt.  In  England  besteht 
eine  eigentliche  Grundsteuer  gar  nicht  mehr.  Die  Landtaxe,  welche  noch  einen 
Posten  in  dem  Budget  von  nicht  sehr  grosser  Bedeutung  büdet,  hat  den  Cha- 
rakter einer  Steuer  vollständig  verloren  und  den  einer  Grundlast  angenommen, 
xmd  sie  ist  auch  längst  von  dem  Staate  für  ablösbar  erklärt  worden.  Allein 
man  würde  sehr  irren,  wenn  man  glaubte,  dass  deswegen  in  England  das  Grund- 
eigentum weniger  belastet  sei,  als  auf  dem  Kontinent.  In  England  ist  die  Ver- 
waltung des  Staates  weniger  centraUsiert  wie  bei  uns.  Es  wird  ein  grosser 
Teü  der  Ausgaben,  die  bei  uns  der  Staat  trägt,  dort  den  Grafschaften  überlassen 
imd  die  Grafschaftsabgaben,  die  lediglich  von  dem  Grundbesitz  und  den  Ge- 
werbsanstalten erhoben  werden,  berechnen  sich,  wie  ich  aus  einer  kürzlich  er- 
schienenen Broschüre  entnommen  habe,  in  England  dm-chschnittlich  höher,  wie 
bei  uns  die  Staats-  und  Kommunalgrundsteuer  zusammengenommen.  Wollte 
man  bei  uns  auch  in  ähnlicher  Weise  verfahren  wie  in  England,  wollte  man 
die  Kosten  der  Lokalverwaltung,  der  niederen  Polizei-  und  Gerichtsbarkeit,  die 
Kosten  des  Strassen-  und  Wasserbaus,  der  Hospitäler,  Irren-  und  Armenanstalten, 
alle  Kosten  für  das  niedere  Schulwesen  und  dergl.  aus  unserem  Staatsbudget 
ausfallen  lassen  und  anderen  Verbänden  zuweisen,  dann  würde  auch  vielleicht 
bei  uns  zu  einer  bedeutenden  Verminderung  der  Staatsgrundsteuer  geschritten 
werden  können.     Ich  bezweifle  aber,  dass  die  Grundsteuerpflichtigen  sich  dabei 
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besser  befinden  würden,  am  wenigsten  in  der  ärmeren  Provinz  Oberhessen.  Es 
wäre  vielleicht  möglich,  dass  durch  die  neue  Kreisordnung  im  Grossherzogtum 
eine  von  der  seitherigen  Centralisierung  etwas  ablenkende  Richtung  herbeigeführt 
würde,  und  ich  gestehe,  dass  das  für  mich  ein  erheblicher  Grund  ist,  der  einiger- 
massen  dafür  zu  sprechen  scheint,  eine  mögliche  Verminderung  der  Abgaben 
zunächst  bei  der  Grundsteuer  eintreten  zu  lassen,  wie  dies  von  dem  verehrlichen 
Ausschuss  beantragt  worden  ist.  Es  wird  dadurch  Raum  für  die  künftigen. 
Kreisabgaben  geschaffen. " 

Es  gelang  der  Regierung  nicht,  die  entfesselten  Geister  zu  beschwichtigen. 
Ihre  Gründe  für  Abweisung  der  Anträge  auf  Revision  der  Gesetzgebung  über 
die  direkten  Steuern  wurden  schon  von  dem  Ausschussreferenten  bekämpft.  Vor 
allem  wendete  man  sich  gegen  die  Behauptung,  Grundbesitz  und  Gewerbe  hätten 
besondere  Vorteile  vom  Staate  und  müssten  deshalb  mehr  steuern.  Man  Hess 
diese  Theorie  von  Leistung  und  Gegenleistung  nicht  gelten,  schon  deshalb,  weil 
es  an  einem  greifbaren  Massstab  für  die  Zumessung  des  Mehr  fehle.  Man  be- 
stritt aber  auch  die  Prämisse,  dass  Extraleistungen  des  Staats  an  den  Grund- 
besitzer vorlägen;  des  Schutzes  seien  am  meisten  bedürftig  die  Sachgüter,  die 
mobil  sind,  die  sämtlichen  Verkehrseinrichtungen,  der  internationale  Rechtsschutz, 
die  Erziehungs-  und  Bildungsanstalten  dienten  in  erster  Linie  dem  Handel  und 
Gewerbe.  Wo  aber  der  Grundbesitzer  die  Gerichtsbarkeit  freiwillig  anrufe,  so 
oft  er  Besitzwechsel  unter  staatlicher  Aegide  vornehme,  vergüte  er  recht  teuer 
und  besonders  diese  staatliche  Leistung.  Auch  den  Grund  der  Regierung,  dass 
es  beim  Wegfall  einer  der  Steuern  an  einem  Steuerkapital  für  einen  der  Plätze 
—  Wohnsitz  oder  Ort  der  belegenen  Sache  —  fehlen  würde,  hielt  man  nicht 
für  ausreichend,  um  die  doppelte  Besteuerung  zu  rechtfertigen.  Für  letzteren 
Mangel  lasse  sich  wohl  eine  Aushilfe  finden,  wofür  eine  Analogie  bereits  in  der 
Halbierung  der  Einkommensteuerkapitalien  bei  dem  Ausschlag  der  Kommunal- 
steuem  bestehe.  Der  Charakter  der  Grundsteuer  als  einer  Reallast  wurde  ent- 
schieden für  Hessen  bestritten.  Ebenso  wurde  für  nicht  stichhaltig  erachtet, 
dass  die  Grundsteuer  relativ^)  erheblich  geringer  geworden  und  es  in  hohem 
Mass  gelungen  sei,  die  notwendig  gewordene  Vermehrimg  des  Ertrags  der 
direkten  Steuern  unter  Schonung  der  Grundsteuerpflichtigen  zu  erreichen.  Im 
Jahre  1830  betrugen  nach  Angabe  der  Regierung  die  gesamten  Steuerkapitalien 
der  direkten  Steuern  13,551,994  fl.,  hierunter  die  der  Grundsteuern  10,074,791  fl. 
=  74,3°/o.  Nach  der  Steuerregulierung  pro  1873  beliefen  sich  die  Gesamtsteuer- 
kapitalien auf  21,970,370  fl.,  die  Grundsteuerkapitalien  auf  11,242,532  fl.  =  51,27o. 
Dabei  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Vermehrung  um  1,167,741  fl.,  welche  sich 
auch  bei  den  Grundsteuerkapitalien  zeigt,  nur  auf  die  Gebäudesteuer  und  die 
auf  ständischen  Antrag  erfolgte  Erhöhung  der  Waldsteuerkapitalien  fällt.  Die 
Summe  der  Personalsteuerkapitalien  dagegen  betrug  1830  2,550,030  fl.,  1869 
3,330,580  fl. ;  nach  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  ergab  die  Steuer- 
regulierung pro  1870  an  Einkommensteuerkapitalien  die  Summe  von  7,438,260  fl., 
pro  1873  8,386,300  fl.  Der  relativ  geringer  gewordene  Betrag  der  Grundsteuer  wurde 
jedoch  als  Schein  erklärt.     In  der  Gesamtsumme  der  Steuerkapitalien  für  1873 


^)  Absolut  war  der  Steuersatz  auf  1  fl.  Normalsteuerkapital  höher  geworden, 
1830  betrug  er  9  Kr.  0,13  Heller,  seit  1861  11  Kr.  8,5  Heller.  Die  Regierung 
machte  den  Minderwert  des  Geldes  geltend,  allein  dasselbe  Moment  trifft  auch 
bei  andern  Steuern  zu. 
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mit  21,970,000  fl.  sind  die  Grundsteuerkapitalien  mit  11,242,000  fl.  enthalten. 
Da  aber  in  den  8,386,300  fl.  Einkommensteuerkapitalien  nochmals  der  Grund- 
besitz mitbegrijBfen  ist  und  mindestens  auf  3,4  Millionen  geschätzt  werden  kann, 
so  ist  die  Summe  gleich  14,64  Millionen  gegen  41,97  Millionen,  also  gleich 
69  Prozent,  welche  Zahl  sich  der  früheren  von  74,3  Prozent  nähert.  Eine  kleine  Ver- 
schiebung wurde  zugegeben;  man  erachtete  sie  aber  als  viel  zu  unbedeutend,  als 
dass  sie  den  Verschiebungen  der  Steuerkraft  entspräche.  Man  schätzte  den  Ge- 
samtwert des  Gnmdkapitals  auf  1100  Millionen,  den  der  mobilen  Kapitalien 
auf  1150  Millionen,  während  die  Steuerkapitalien  beider  Gruppen  14,7  und 
7,5  Millionen  betrugen. 

Die  Regierung  und  die  Stände  hatten  es  nicht  zu  bereuen,  dass  weitere 
Materialien  beschafit  wurden.  Eine  reiche  Frucht  war  das  Ergebnis  der  angestellten 
Bemühungen.  Die  Resultate  waren  vielfach  überraschend;  sie  wirkten  nach  allen 
Seiten  klärend  imd  trugen  erheblich  zur  Korrektur  der  von  der  Kammer  ge- 
äusserten Reformprojekte  bei.  Mit  einem  nicht  unberechtigten  Selbstgefühl 
bezeichnete  die  Regierung  diese  Untersuchungen  als  ,eine  Arbeit  von  einer  Be- 
deutimg, wie  sie  wohl  noch  in  wenigen  Staaten  geliefert  worden  ist". 

Auf  Grund  von  64  Probeabschätzungen  (je  2  in  den  einzelnen  Steuerkom- 
missariaten) Hess  sich  für  1874  das  Gesamteinkommen  der  Einkommensteuer- 
pflichtigen des  Grossherzogtums  auf  113,907,854  fl.  schätzen.  Nach  den  Quellen, 
deren  Unterscheidung  hinsichtlich  der  Besteuerung  in  Betracht  kommt,  zerfiel 
dieses  Einkommen  in  folgende  Abteilungen: 

1)  Haus-  und  Grundbesitz 24,483,279  fl.  =  21,507o 

2)  in  eigenem  Landwirtschafts-  oder  Gewerbs- 

betrieb angelegte  Kapitalien  (Anlage-  und 

Betriebskapital) 6,833,739  fl.  =   6,00> 

3)  Zinstragende  Kapitalien  jeder  Art,  Geld-  und 

Naturalgefälle  auf  Grund  von  Berechti- 
gungen   11,384,955  fl.  =  10,00»/o 

4)  Persönliche  Thätigkeit  in  eigenem  Landwirt- 

schafts- und  Gewerbsbetrieb  (Untemehmer- 

gewinn  und  Arbeitsverdienst) 34,182,074  fl.  =  30,047o 

5)  Besoldungen,    auch    sonstige    Dienstbezüge 

mit  Aussicht  auf  Pensionsbezug,  von  Ruhe- 
gehalten und  Leibrenten 10,246,742  fl.  =    9,007o 

6)  Löhne,   Besoldungen,   auch  sonstige  Dienst-  '' 

bezüge  ohne  Aussicht  auf  Pensionsbezug 
und  anderer,  unter  vorstehende  Rubriken 
nicht  faUender  Erwerb 26,777,065  fl.  =  23,507o 

100,047o 

Durch  Kombination  dieser  6  Abteüujigen  war  es  leicht,  alle  für  die  Be- 
steuerung wichtigen  Gruppen  zu  erhalten;  z.  B.  durch  Addition  von  Pos.  2  und  3 
steUt  sich  das  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  auf  18,218,694  fl.  =  16  Prozent: 
das  fundierte  Einkommen  im  engem  Sinn  ergibt  sich  durch  Addition  von  Pos. 
1,  2,  3  und  beläuft  sich  auf  42,701,973  fl.  =  37,5  Prozent;  im  weiteren  Sinn  auf- 
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gefasst,  wäre  auch  noch  Pos.  4  hinzuzuzählen,  es  ergäbe  sich  dann  die  Summe 
von  76,884,047  fl.  =  67,5  Prozent.  Mit  Hilfe  der  6  Abteilungen  versuchte  die 
Regierung  auch  eine  Schätzung  des  Prozentanteils,  den  das  volle  Einkommen 
der  einzelnen  Erwerbsquellen  betrug.     Es  ergab  sich 

ein  Einkommen  aus  Haus-  und  Grundbesitz =  44,05°/o  ^) 

aus  Gewerbe =  13,007o 

aus  zinstragenden  Kapitalien,  Besoldungen 

und  Löhnen =  42,057o 

100,007o 

Die  Gliederung  des  Einkommens  stellte  sich  hiemach  erheblich  anders  als 
der  erste  Referent  angenommen.  Die  drei  bezüglichen  Zahlen  waren  nach  ihm 
47,1  Prozent,  27,2  Prozent  und  24,7  Prozent. 

Die  Vorschläge,  welche  die  beiden  Ausschussreferenten  in  Bezug  auf  die 
einzuschlagende  Steuerreform  gemacht  hatten,  Hessen  sich  nun  einer  Würdigung 
unterziehen,  was  von  selten  der  Regierung  auch  geschah.  Unter  Zugrunde- 
legung der  Probeeinschätzungen  waren  die  Grundbesitzer,  Gewerbtreibenden 
und  sonstigen  Steuerpflichtigen  beteiligt,  vsde  folgt: 

Vorschlag  MöUingers. 

Grundsteuerkapital 11,242,532  fl.  5,754,220  fl. 

Gewerbsteuerkapital 2,341,538  ,  2,340,000  , 

Einkommensteuerkapital     dieser 

beiden  (Pos.  1,  2,  4)      ...      4,822,122  ,  6,227,250  „ 

18,406,192  fl.  14,321,470  fl. 
Einkommensteuerkapital  der  Ka- 
pitalisten,   Angestellten,    Ar- 
beiter u.  s.  w 3,564,173  „  4,602,750  , 

Steuerkapital 

aus  Renten  ,     2,000,000  „ 

21,970,365  fl.  20,924,220  fl. 

In  Wirklichkeit  betrug  das  Steuerkapital  der  Gewerbtreibenden  und  Grund- 
besitzer 84  Prozent,  nach  Möllinger  nur  68  Prozent  des  Gesamtsteuerkapitals. 
Nimmt  man  den  landwirtschaftlichen  Boden  für  sich  allein,  so  trafen  1873  von 
dem  Gesamtsteuerkapital  von  21,970,370  fl.  auf  denselben  7,434,003  fl.  =  34,3  Pro- 
zent; nach  dem  Möllingerschen  Antrag  sollte  das  Grundsteuerkapital  auf  2,453,220  fl. 


')  Dabei  ist  von  der  Pos.  2  die  Hälfte  gleich  3  Prozent  und  von  Pos.  4 
zwei  Drittel  gleich  20  Prozent  der  Landwirtschaft  zugeteilt.  Diese  Annahme 
wurde  vom  Ausschuss  der  IL  Kammer  als  irreführend  bezeichnet.  Bei  Halbie- 
rung des  Betriebskapitals  bleibt  für  das  Gewerbe  eine  Rente  von  3,400,000  fl., 
was  zu  4  Prozent  einem  Kapital  von  85.000,000  fl.  entspräche.  In  dieser 
Summe  sollen  enthalten  sein  die  Fabrikanlagen  (ohne  Gebäude),  Maschinen,  Ein- 
richtungen, der  Preis  des  Rohmaterials,  Warenvorräte,  Buchausstände  u.  s.  w. 
Das  Betriebskapital  der  Banken  und  Privateisenbahnen  allein  beträgt  fast  die 
obige  Summe.  Für  Landwirtschaft  erweist  sich  die  Halbierung  etwas  zu  gross. 
Man  rechnet  50  fl.  Betriebskapital  per  Morgen  Ackerland;  das  ergibt  für  Hessen 
75,000,000  fl.     Vergl.  die  neue  Erhebung  weiter  unten. 
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reduziert  werden,  so  dass  es  nur  noch  11,7  Prozent  betragen  hätte.  Rechnet  man 
zu  diesen  11,7  Prozent  noch  das  von  den  Landwirten  zu  entrichtende  Einkonunen- 
steuerkapital,  so  ergab  sich  nach  Möllingerschem  Vorschlag  eine  Belastung  der 
Landwirtschaft  von  32  Prozent  des  Gesamtsteuerkapitals ').  Der  Anteil  des  land- 
wirtschaftlichen Einkommens  schätzte  sich  dagegen  auf  39  Prozent  des  Gesamtein- 
kommens ^).  Die  Belastung  der  Landwii-tscbaft  wäre  also  nicht  einmal  im  Verhältnis 
des  Einkommens  erfolgt,  geschweige  dass  der  fundierte  Charakter  dieser  Einkom- 
mensquelle Berücksichtigimg  gefunden  hätte.  Die  Regierung  konnte  —  die  Richtig- 
keit der  Erhebung  und  der  Zahlen  vorausgesetzt  —  mit  vollem  Recht  behaupten, 
dass  der  Möllingersche  Vorschlag  die  Tendenz  habe,  die  Besteuerung  der  Landwirte 
imUebermass  herabzusetzen.  Mit  nicht  minderem  Recht  konnte  sie  es  bemängeln, 
dass  Mölünger  das  Grundsteuerkapital  von  der  Landwirtschaft  auf  ein  Dritteil, 
das  des  "Waldes  nur  auf  die  Hälfte  reduziere,  das  Gebäudesteuerkapital  sogar 
voll  einführe,  während  er  selbst  die  Rente  des  landwirtschaftlich  benutzten 
Bodens  zu  30,000,000  fl.,  die  der  Gebäude  nur  zu  12,000,000  fl.  angenommen 
hatte.  Als  ungeheuerlich  musste  es  endlich  angesehen  werden,  wenn  für  den 
zu  30,000,000  fl.  Rente  veranschlagten  Boden  nur  eia  Steuerkapital  von  2,253,220  fl., 
für  die  auf  10  Millionen  veranschlagten  Kapitalrenten  dagegen  ebenfalls  2  Mil- 
lionen Steuerkapital  angesetzt  werden  sollten.  Neben  diesen  in  der  That  höchst 
bedenklichen  Seiten  des  MöUingerschen  Vorschlags  wies  die  Regieiomg  auch  noch 
darauf  hin,  dass,  weim,  wie  es  gewünscht  worden  war,  alle  Steuerkapitalien  einer 
Neuschätzimg  unterworfen  werden  müssten,  die  Reform  in  weite  Feme  geschoben 
würde;  sie  gab  aber  überhaupt  nicht  in  der  unbedingten  Weise,  wie  es  der  Aus- 
schuss  that,  zu,  dass  der  landwirtschaftlich  benutzte  Boden  gegenüber  den  andern 
Steuerquellen  überlastet  sei,  und  dass  dessen  Besteuerung  in  ungünstigem  Ver- 
hältnis zu  der  Besteuerung  der  Waldungen  imd  Gebäude  stehe.  Insoweit  eine 
Prägravation  angenommen  werden  könne,  hielt  sie  dieselbe  für  hinlänglich  be- 
rücksichtigt dadurch,  dass  im  Finanzgesetz  pro  1874  und  1875  auf  den  Gulden 
Grundsteuerkapital  nur  10  kr.  ausgeschlagen  wurden.  Aus  all  diesen  Gründen 
hielt  die  Regierung  den  konkreten  Vorschlag  Möllingers  für  unausführbar. 

Noch  weit  entschiedener  erklärte  sich  die  Regierang  gegen  den  Plan  des 
Korreferenten,  der  auf  eine  vollständige  Umgestaltung  des  gegenwärtigen  Steuer- 
systems hinauslief.  Sie  hatte  bei  der  Erhebung  probeweise  ganz  nach  dem 
Plane  von  Schaum  für  die  nicht  oder  nicht  ganz  fundierten  Einkommen  ^lo, 
bezw.  */io  abziehen  vmd  die  gebildeten  Steuerkapitalien  in  einen  Tarif  eintragen 
lassen,  wie  man  ihn  verlangt  hatte. 

Die  Summe  des  steuerbaren  Einkommens  sank   durch   die   gemachten  Ab- 


^)  Von  dem  in  dem  MöUingerschen  Bericht  veranschlagten  Einkommen- 
steuerkapital von  10.830.000  fl.  würden  auf  die  eigentliche  Landwirtschaft 
4,224,710  fl.  oder  20,2  Prozent  des  Gesamtsteuerkapitals  von  20,924,220  fl.  treffen, 
welche  mit  den  11,7  Prozent  zusammen  31,9  oder  rund  32  Prozent  ergeben. 

*)  Das  Einkommen  aus  Haus-  imd  Grundbesitz  beträgt  21,5  Prozent. 
Rechnet  man  für  Wald  und  diejenigen  Gebäude,  welche  sich  im  Besitz  von  Land- 
wirten nicht  befinden,  ein  Vierteil  ab,  so  ergeben  sich  rund  16  Prozent.  Hierzu 
den  Ertrag  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  mit  3  Prozent  und  das  Einkommen 
aus  persönlicher  Thätigkeit  der  Landwirtschaft  mit  7'  X  30  Prozent  =  20  Prozent 
gerechnet,  ergibt  zusammen  39  Prozent. 
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Züge  von  113,907,854  fl.  auf  107,527,762  fl.,  also  um  5,7  Prozent.  Das  Steuer- 
kapital nach  dem  neuen  Tarif  betrug  dagegen  10,240,707  fl.  Auf  dieses  Steuer- 
kapital war  das  ganze  effektive  Steuersoll  (nach  Abzug  durchlaufender  Posten) 
von  3,910,648  fl.  zu  verteilen;  der  Ausschlagskoefficient  pro  1  fl.  Steuerkapital 
berechnete  sich  danach  auf  rund  22  Kr.  3V2  Pf-,  während  der  1874er  Ausschlag 
auf  die  Gewerb-  und  Einkommensteuerkapitalien  nur  1 1  Kr.  ^2  Pf.  betragen  hatte. 

Die  Wirkung  dieses  neuen  Ausschlags  wurde  von  der  Regierung  in  sehr 
detaillierter  Weise  folgendermassen  geschildert. 

„Von  grösster  Bedeutung  würde  das  neue  Steuersystem  zunächst  für  das 
Verhältnis  der  Provinzen  zu  einander  sein.  Während  nämlich  Starkenburg  einen 
Zuwachs  seiner  jährlichen  Steuer  von  119,039,2  fl.  oder  8,5  Prozent,  Rheinhessen 
einen  solchen  von  135,255,6  fl.  oder  8,8  Prozent  davontragen  würde,  trüge  es 
der  Provinz  Oberhessen,  wo  der  Ackerbau  die  weitaus  überwiegende  Beschäfti- 
gung ist  und  die  Einkommensteuerkapitalien  verhältnismässig  gering  sind,  eine 
den  oben  genannten  Zahlen  entsprechende  Erleichterung  von  254,294,8  fl.  oder 
25,8  Prozent.  Die  vorzugsweisen  ländlichen  Steuerkommissariate  würden  —  im 
Gegensatz  zu  den  Bezirken  Darmstadt,  Offenbach,  Giessen,  Bingen,  Mainz  und 
Worms  —  durchweg  eine  Entlastung  erfahren,  und  zwar,  in  der  Reihenfolge 
der  Prozente  geordnet,  von 

Fürth 37,250  fl.  oder  58,9^0 

Schotten 18,791  ,  ,  54,1  , 

Höchst 26,379  „  „  48,6  , 

Wörrstadt 49,644  ,  „  45,9  , 

Lauterbach 31,497  „  „  45,8  „ 

Grünberg 27,712  ,  ,  44,7  „ 

Nidda 37,289  „  ,  42,9  „ 

Langen 26,119  „  „  39,2  „ 

Butzbach 32,355  ,  ,  38,9  „ 

Heppenheim    ....  36,707  „  ,  36,5  „ 

Homberg 15,024  „  ,  36,4  , 

Beerfelden 18,998  „  ,  35,6  , 

Schlitz 7,382  „  „  32,2  „ 

Büdingen 24,231  „  ,  31,4  , 

Dieburg 28,703  ,  ,  31,0  „ 

Oppenheim      ....  .34,109  „  '  „  27,4  „ 

Ober-Ingelheim    .     .     .  23,999  „  „  25,9  , 

Seligenstadt     ....  15,859  „  „  23,7  „ 

Alsfeld 16,099  ,  ,  22,5  , 

Alzey 27,903  ,  ,  21,7  , 

Friedberg 43,085  ,  ,  21,6  , 

Osthofen 23,609  „  „  18,9  „ 

Zwingenberg    ....  21,971  „  „  18,1  , 

Michelstadt      ....  11,276  „  ,  18,0  , 

Gross-Gerau     ....  11,025  „  „  8,5  , 

Der  durch  diese  Entlastung  entstehende  namhafte  Ausfall  wäre  von  den 
erwähnten  6  Steuerkommissariaten,   welchen   die   grösseren   Städte   des  Landes 
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angehören,  zu  tragen,  tind  welche  gegen  ihre  bisherige  Jahressteuer  sich  folgen- 
den Zuwachs  gefallen  lassen  müssten,  nämlich  in  den  Steuerkommissariaten: 


Darmstadt 
Offenbach 
Giessen  . 
Bingen  . 
Mainz 
Worms     . 


241,902,9  fl.  oder  63,2  7o 


111,454,0 

26,720,1 

2,861,5 

254,166,6 
37,544,2 


52,7, 
20,8, 
1,7, 
45,3. 
17,5, 


Fasst  man  die  Steuerquote  der  einzelnen  Bezirke  in  Prozenten  der  Gesamt- 
summe von  3,910,648  fl.  ins  Auge,  so  beträgt  diese  in  den  Steuerkommissariaten: 


Darmstadt 

Offenbach 

Giessen 

Bingen 

Mainz  . 

"Worms 

Fürth  . 

Schotten 

Höchst 

Wörrstadt 

Lauterbach 

Grünberg 

Nidda  .     . 

Langen     . 

Butzbach . 

Heppenheim 

Homberg . 

Beerfelden 

Schlitz      . 

Büdingen . 

Dieburg    . 

Oppenheim 

Ober-Ingelheim 

Seligenstadt 

Alsfeld     . 

Alzey  .     . 

Friedberg 

Osthofen  . 

Zwingenberg 

Michelstadt 

Gross-Gerau 


früher  9,8  jetzt 

.  5,4  , 

n  3,0  , 

,  4,2  , 

.  14,3  , 

,  5,5  a 

.  1,6  . 

,  0,9  , 

.  1,4  , 

.  2,7  , 

.  1,7  , 

,  1,6  . 

,  2,2  . 

,  1,7  , 

,  2,1  , 

2,6  , 

.  1,1  , 

1,4  „ 

.  0,6  , 

„  2,0  „ 

.  2,4  , 

-  3,2  „ 

,  2,4  , 

„  1,7  « 

n  1,9  fl 

»  3,3  , 

.  5,1  „ 

,  3,2  , 

,  3,1  „ 

K  1,6  , 

.  3,3  , 


16,0  > 
8,3, 
4,0, 
4,3, 

20,8, 
6,4, 
0,7. 
0,4. 
0,7, 
1,5, 
0,9, 
0,9. 
1,3. 
1,0. 
1,3. 
1,6. 
0,7. 
0,9, 
0,4, 
1,3. 
1,6. 
2,3, 
1,8. 
1,3, 
1,5. 
2,6, 
4,0, 
2,6, 
2,5. 
1,3, 
3,1, 


Besonders  beachtenswert  ist  der  von  dem  Katasteramt  aufgestellte  ,  Nach- 
weis der  Wirkung  einer  auf  die  Ergebnisse  der  Probeeinschätzung  sich  gründen- 
den Besteuerung  auf  die  Orte  I.  und  H.  Rangs"  (im  Sinne  des  Gewerbsteuertarifs). 
Gegen  die  Steuer  von  1874  hat  hiemach  mehr  zu  bezahlen: 
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Stadt  Darmstadt 

191,058  fl. 

Ddei 

67,900/0 

„       Mainz  .     . 

222,535  , 

» 

52,03  „ 

„       Offenbach 

81,640  „ 

I) 

52,12  , 

,       Worms     . 

49,261  , 

n 

45,37  , 

„       Giessen     . 

41,174  „ 

r> 

53,71  , 

Bingen      . 

26,768  , 

B 

55,04  , 

uote  dieser  Städte 

in  Prozenten  der  Landessteuer  von 

betragen  für: 

Darmstadt    .     entspr. 

472,429,1  fi. 

— 

12,08  > 

Mainz .     .     . 

, 

650,247,4  , 

» 

16,63  , 

Offenbach     . 

v 

238,290,4  , 

„ 

6,09  , 

Wonns     .     . 

ü 

157,828,0  « 

!) 

4,04  , 

Giessen     .     . 

» 

117,835,0  „ 

„ 

3,01  „ 

Bingen     .     . 

Jl 

75,402,4  , 

n 

1,93  „ 

Summe   entspr.  1,712,032,3  fl.  —  43,78  7o 

Die  Einwohnerzahl  dieser  6  Städte  beträgt  nach  der  letzten  Volkszählung 
zusammen  143,001  oder  nur  16,8  Prozent  der  sich  auf  rund  853,000  belaufenden 
Einwohnerzahl  des  Grossherzogtums.  Es  ist  einleuchtend,  dass  Bedenken  getragen 
werden  muss,  die  Stadt  Darmstadt  mit  nahezu  einem  Achtteil,  die  Stadt  Mainz 
mit  mehr  als  einem  Sechsteil  der  gesamten  direkten  Steuern  des  Ijandes  zu  be- 
lasten, während  die  Bevölkerung  von  Darmstadt  nur  V25,  diejenige  von  Mainz 
nur  Vi  6  der  Gesamtbevölkerung  ausmacht,  in  den  genannten  Städten  aber,  zu- 
mal in  Mainz,  die  geringere  sogenannte  arbeitende  Klasse  sehr  stark  vertreten  ist. 

Von  Wichtigkeit  für  die  vorliegenden  Fragen  musste  es  sein,  das  Ver- 
hältnis zu  ermitteln,  in  welchem,  was  die  in  den  Probesteuerlisten  behandelten 
Steuerpflichtigen  betrifft,  die  gänzlich  ausfallenden  Posten,  die  in  ihrer  Steuer 
ermässigten  und  die  darin  erhöhten  in  ihrer  Zahl  zu  einander  stehen.  Die  64 
Auszüge  aus  den  Probesteuerlisten  ergeben  folgendes  Resultat: 


0 

— 

+ 

Beerfelden  ....       264 

257 

78 

Gammelsbach 

91 

46 

7 

Darmstadt  . 

136 

539 

518 

Reinheim     . 

243 

196 

50 

Dieburg .     . 

344 

565 

99 

Altheim  .     . 

64 

143 

6 

Fürth      .     . 

161 

124 

25 

Zotzenbach . 

80 

85 

4 

Gross- Gerau 

192 

423 

126 

Nauheim 

90 

174 

12 

Heppenheim 

438 

701 

126 

Bürstadt 

409 

316 

27 

Höchst    .     . 

103 

243 

76 

Kirch-Brombach 

144 

66 

8 

Langen   .     .     . 

.       121 

647 

139 
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Erzhausen  .  . 
Michelstadt 

Zell     .     .    .  . 

Offenbach    .  . 

Bieber     .     .  . 

Seligenstadt  . 
Gross-Steinheim 

Bensheim    .  . 

Balkhausen .  . 


0 

74 
235 

52 
227 
125 
373 

99 
456 

41 


128 
361 

47 
848 
316 
326 
234 
690 

28 


+ 
6 

165 
6 

428 
98 

110 
74 

211 
1 


Samme  Starkenburg    4561 

7503 

2400 

0 

— 

+ 

Alsfeld 224 

438 

251 

Ober-Breidenbach 

50 

61 

23 

Büdingen    .     .     . 

86 

361 

205 

Vonhausen . 

36 

87 

4 

Butzbach     , 

.      105 

261 

199 

Nieder-Mörlen 

63 

110 

6 

Friedberg    . 

.      181 

528 

375 

Peterweil    . 

21 

132 

9 

Giessen  .     . 

124 

386 

491 

Rödgen  .     . 

86 

62 

5 

Grünberg     . 

156 

261 

170 

Lauter    .     . 

64 

58 

5 

Homberg     . 

129 

196 

47 

Ober-Ofleiden 

49 

39 

6 

Hungen  .     , 

85 

156 

72 

Berstadt      . 

130 

139 

9 

Lauterbach 

376 

325 

131 

Crainfeld     .     . 

70 

53 

7 

Nidda     .    . 

148 

240 

64 

Bleichenbach  . 

69 

111 

4 

Schlitz    .     ,     . 

518 

271 

103 

Pfordt     .     .     . 

46 

36 

5 

Schotten      .     . 

147 

273 

86 

Bobenhausen   . 

68 

70 

5 

Summe  Oberhessen    3021  4654  2324 

0  -  -f 

Alzey 266  876  354 

Albig 56  208  15 

Bingen 133  400  401 

Siefersheim      ...        55  113  16 

Mainz 116  688  412 

Ober-Obn    ....       132  247  18 

Nieder-Ingelheim      .        82  425  71 
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0 

— 

+ 

Appenheim      .     . 

65 

160 

10 

Oppenheim 

68 

563 

202 

Schwalsburg 

48 

169 

14 

Osthofen 

150 

480 

124 

Hassloch 

66 

133 

24 

Wörrstadt  . 

142 

395 

62 

Schomsheim 

66 

247 

17 

"Worms    .     . 

156 

561 

301 

Nieder-Flörshe 
Summe  Rheinhess 

im 

20 

151 

24 

en 

1627 

5832 

2065 

„        Oberhessen  . 

3021 

4654 

2324 

„        Starkenbi 
„        Grossherz 

irg 

4561 

7503 

2400 

ogt. 

9209 

17,989 

6789 

Die   Summe    aller  hier    in   Betracht   gezogenen   Posten  beträgt  hiernach 
33,987,  mithin  sind: 


ausgefallen      .     .     .     .     27  "/o 

ermässigt 53  „ 

erhöht 20  , 


100  70. 


Da  die  20  Prozent  der  in  ihrer  Steuer  erhöhten  Pflichtigen  den  Ausfall 
vollständig  decken  müssten,  welcher  durch  die  Freilassung,  bezw.  Erleichterung 
der  übrigen  80  Prozent  entsteht,  so  ist  einleuchtend,  dass  durchschnittlich  die 
in  ihrer  Steuer  erhöhten  Pflichtigen  das  Vierfache  von  demjenigen  zu  übernehmen 
hätten,  was  einem  ausfallenden  oder  erleichterten  Pflichtigen  abgenommen  würde. 
Bei  einzelnen  Gemeinden,  insbesondere  den  grösseren  Städten,  gestaltet  sich 
indes  die  Sache  noch  weit  auffallender.  Inhaltlich  des  Auszugs  der  Probesteuer- 
listen von  Darmstadt  ist  von  den  675  ausfallenden,  bezw.  erleichterten  Pflich- 
tigen künftig  nur  162  fl.  37  kr.  3  pf.  oder  durchschnittlich  für  den  einzelnen 
14  kr.  monatlich  weniger  als  bisher  zu  bezahlen,  während  die  in  ihrer  Steuer 
erhöhten  518  Pflichtigen  monatlich  2215  fl.  5  kr.  1  pf.  oder  durchschnittlich 
4  fl.  17  kr.  mehr  als  bisher  zu  entrichten  haben.  Ein  infolge  der  Einführung 
des  neuen  Systems  in  der  Steuer  hinaufgesetzter  Pflichtiger  hätte  daher  in  der 
Stadt  Darmstadt  das  Achtzehnfache  von  dem  Betrag  zu  entrichten,  um  welchen 
ein  entlasteter  Pflichtiger  durchschnittlich  erleichtert  wird.  In  der  Stadt  Mainz 
haben  inhaltlich  des  Auszugs  aus  den  Probesteuerlisten  804  ausfallende,  bezw. 
erleichterte  Posten  eine  monatliche  Erleichterung  von  nur  180  fl.  59  kr.  3  pf., 
oder,  gleichvsde  in  Darmstadt,  von  durchschnittlich  14  kr.  Die  in  ihrer  Steuer 
erhöhten  412  Posten  haben  dagegen  monatlich  1650  fl.  49  kr.  2  pf.  mehr  als 
bisher  zu  entrichten,  was  durchschnittlich  auf  einen  der  Beteiligten  4  fl.,  oder 
das  Siebzehnfache  von  demjenigen  ausmacht,  um  welches  ein  Pflichtiger  der 
ersten  Kategorie  erleichtert  wird.  Aus  den  einzelnen  Vorlagen  der  Steuerkommis- 
sariate sind  zur  besseren  Uebersicht  noch  einige  Zahlen,  welche  daraus  immittelbar 
zu  entnehmen  sind,  hierher  zu  setzen. 
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Es  hätten  zu  entrichten  in: 

Steuer-  monatlich  Steuer-  monatlich 

Pflichtige  weniger  pflichtige  mehr 

Höchst 243  131  fl.  70  152  fl. 

Gross-Steinheim  .     .    234  70  ,  74  134  , 

Seligenstadt     ...     165  72  ,  62  148  , 

Balkhausen      ...      28  42  ,  1  0,33  , 

Giessen 386  217  ,  491  2382  , 

Hungen 156  2aS  ,  72  315  , 

Berstadt      ....     139  166  ,  9  9,5  , 

Man  wird  die  Ueberzeugung  fassen  können,  dass  die  Einführung  eines  Steuer- 
systems, wie  solches  mittelst  der  Probesteuerlisten  einer  eingehenden  Prüfung 
unterworfen  worden,  unter  den  im  Grossherzogtum  bestehenden  Verhältnissen 
nicht  thunlich  erscheint.  Die  Gründe,  welche  zu  dieser  Ansicht  fuhren,  lassen 
sich  in  nachfolgendem  kurz  zusammenfassen: 

1)  Nicht  ein  einziger  deutscher  Staat  hat  bis  jetzt  ^s  System  der  Ertrag- 
steuer verlassen,  um  zur  Einkommensteuer  als  einziger  direkter  Steuer  über- 
zugehen. Insbesondere  haben  die  bekannten  im  Königreich  Sachsen  gepflogenen 
ausfuhrlichen  Verhandlungen  lediglich  dazu  geführt,  da^  dortige  Steuersystem 
dem  gegenwärtig  in  Preussen  und  diesseits  bestehenden  durch  Einführung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  neben  den  Ertragsteuem  zu  nähern.  Ist  es  hier- 
nach schon  für  einen  Tcrhältnismässig  kleinen  Staat  keinesw^s  geraten,  sich 
für  sich  allein  auf  Versuche  von  so  erheblicher  Tragweite  einzulassen,  so  er- 
scheint es  nicht  minder  bedenklich,  eine  so  sichere  Einkommensquelle,  wie  sie 
vor  allem  in  der  einträglichen  und  für  die  meisten  Pflichtigen  keineswegs  drücken- 
den Grundsteuer  besteht,  aufzugeben,  um  an  deren  Stelle  die  auf  ungleich  we- 
niger sicherer  Grundlage  beruhende  Einkommensteuer  treten  zu  lassen,  ganz 
abgesehen  davon,  welche  Folgen  hinsichtlich  des  Gemeindesteuerwesens  etc.  etc. 
sich  an  eine  derartige  radikale  Aenderung  des  Steuersy^ems  knüpfen  würden. 

2)  Wollte  man  sich  selbst  für  die  AbschafFung  der  Grund-  und  Gewerb- 
und  die  Einführung  einer  einzigen  Einkommensteuer  entscheiden,  so  wäre  doch 
durch  das  von  dem  Zusatzbericht  zur  Erprobimg  empfohlene  System,  wonach 
das  unfundierte  Einkommen  keine  andere  Vergünstigung  gemessen  soU,  als  dass 
von  dem  Einkommen  aus  Besoldungen  mit  Aussicht  auf  Pensionsbezug  etc.  ^fio, 
von  dem  Einkonunen  aus  andern  Besoldungen.  Löhnen  und  sonstigem  Arbeits- 
verdienst jeder  Art  \i  in  Abzug  gebracht  wird,  der  berechtigten  und  neuerdings 
allgemein  anerkannten  Forderung  einer  den  Verhältnissen  entsprechenden  höheren 
Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  auch  nicht  entfernt  Rechnung  getragen. 

Der  Abzug  von  \io  bei  Besoldungen  kann  noch  nicht  einmal  den  Nachteü, 
welcher  den  Besoldeten  aus  der  leichten  Bestimmbarkeit  seines  Einkommens 
erwächst,  ausgleichen,  geschweige  denn,  dass  durch  diesen  Abzug,  wie  durch 
denjenigen  von  V^  bei  dem  gewöhnlichen  Arbeitsverdienst,  die  erforderliche 
Schonung  der  zahlreichen  Klassen,  welche  eine  weniger  sichere  Existenz  haben, 
gewährleistet  wäre. 

3)  Auch  der  .Tarif  für  die  Veranlagung  der  progressiven  Einkommensteuer', 
wie  er,  wesentlich  im  Einklang  mit  den  landständischen  Beschlüssen  in  Anwen- 
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düng  gebracht  -worden  ist,  kann  nicht  als  zulässig  angesehen  werden.  Wie  aus 
dem  Obigen  hervorgeht,  kommen  bei  Anwendung  dieses  Tarifs  27  Prozent  aller 
Einkommensteuerpflichtigen  überhaupt  in  Wegfall,  was  damit  ganz  überein- 
stimmt, dass  in  die  Klasse  V^  pro  1875  2,425,  in  die  Klasse  1  dagegen 
23,18  Prozent  der  Pflichtigen  zählen  und  hier  weiter  eine  Anzahl  der  Pflichtigen 
in  Klasse  2  (Einkommen  von  200 — 299  fl.)  wegen  der  Keduktion  der  Löhne  etc.  etc. 
auf  4  Fünfteile,  in  Betracht  kommt.  Wenn  nun  auch  der  Korreferent  aller- 
dings nur  die  Freilassung  bis  zu  175  fl.  (und  nicht  bis  zu  199  fl.,  wie  der  Tarif 
annimmt)  in  Aussicht  genommen  hat,  so  würde  doch  dadurch  ein  Ausfall  be- 
wirkt, der  sich  für  die  Verhältnisse  des  Grossherzogtums  nicht  rechtfertigen 
lässt.  Wesentlich  zu  beanstanden  ist  ferner  die  gewünschte  Progression,  welche 
bei  200  fl.  mit  0,66  Prozent  der  Steuer  vom  Einkommen  beginnt  und  bei  3000  fl. 
(der  Korreferent  wollte  sogar  nur  2800  fl.)  mit  4  Prozent  seine  höchste  Stufe 
erreicht,  wodurch  die  unteren  Klassen  unverhältnismässig  begünstigt,  die  mitt- 
leren belastet  und  die  höheren  allzufrühe  gleichgestellt  erscheinen.  Die  Pflich- 
tigen bis  zu  949  fl.  aufwärts  gerechnet,  welche  91,0558  Prozent  der  Gesamtpflich- 
tigen umfassen  und  ^1,7988  Prozent  der  Steuer  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Einkommensteuergesetzes  repräsentieren,  erscheinen  in  dem  progressiven  Tarif 
sämtlich  mit  geringeren,  die  unteren  Klassen  mit  wesentlich  geringeren  Steuer- 
kapitalien wie  bisher,  »während  die  Steuerkapitalien  von  da  an  ein  sehr  erhebliches 
Wachstum  zeigen.  Folge  ist  die  Entlastung  der  zahlreichen  unteren  Klassen  zu 
Ungunsten  der  verhältnismässig  wenig  zahlreichen  oberen,  was  ohne  die  erheb- 
lichsten Anstände  nicht  abgehen  könnte. 

4)  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  in  den  Mängeln  des  Systems 
beruhende  geringe  Erleichterung  zahlreicher  Pflichtigen  kaum  empfunden  werden, 
dass  aber  die  damit  zusammenhängende  starke  Belastung  einer  Minderheit,  zumal 
der  angesehensten  Steuerpflichtigen,  die  bestehende  Unzufriedenheit  voraussicht- 
lich nur  vermehren  würde.  Zu  dieser  Minderheit  würde  auch  ohne  Zweifel  die 
grosse  Reihe  wohlhabender  Grundbesitzer  und  Gewerbtreibenden,  namentlich 
auch  die  der  Häuserbesitzer  der  Städte  gehören,  welche  an  Stelle  der  gehofl^en 
Steuererleichterung  eine  meist  sehr  belangreiche  Erhöhung  ihrer  Gesamtsteuer 
zu  gewärtigen  hätten.  Ungerechtfertigt  ist  andererseits  die  ganz  ausserordent- 
liche Erhöhung  der  Steuer  der  arbeitenden  Klasse  im  höheren  Sinn  —  Beamte, 
Geistliche,  Lehrer,  Aerzte,  Anwälte,  Künstler,  Pächter  etc.  etc.  —  deren  Ein- 
kommen mit  ihrem  Ableben  zu  erlöschen  pflegt. 

Ein  Beamter  von  3000  fl.  Gehalt  und  ohne  sonstiges  Einkommen  würde 
12  X  21  fl.  4  kr.  2  pf.  =  252  fl.  54  kr.  direkte  Staatssteuer  zu  entrichten 
haben,  was  nicht  gerechtfertigt  wäre. 

5)  Aus  obigen  Erörterungen  ist  zur  Genüge  zu  ersehen,  dass  das  vor- 
geschlagene Steuersystem  eine  ganz  unverhältnismässige  Belastung  der  grösseren 
Städte,  in  Darmstadt  bis  zu  67,9  Prozent  Aufschlag  gegen  bisher,  zur  Folge 
haben  würde.  Es  gehört  dies  zu  den  vornehmsten  Wirkungen  des  geprüften 
Systems  und  bedarf  vorzugsweise  der  Beachtung. 

6)  Bleiben  die  Kameraldomänen,  Forstdomänen  und  Pfarr-  und  Schulbe- 
soldungsobjekte ,  wie  bereits  angegeben,  ausser  Betracht,  so  entrichtet  die 
Provinz : 
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Starkenburg 1,406,460    oder    36,0  "/o 

Rheinhessen 1,518,847        ,        38,8  , 

Oberhessen 985,340       ,       25,0  , 


Summe    3,910,647     oder  100,07» 


an  direkten  Steuern  imd  Strassenbaukosten.  Der  verhältnismässig  geringe  Bei- 
trag Oberhessens  entspricht  hiemach  ungefähr  dem  Opfer,  welches  der  Staat 
für  die  TJebemahme  der  Zinsengarantie  der  oberhessischen  Eisenbahnen  jährlich 
zu  bringen  hat.  "Würde  dagegen  nach  den  Anträgen  des  Korreferenten  ver- 
fahren und  das  speciell  geprüfte  System  zu  Grunde  gelegt,  so  würde  zum  Nach- 
teil der  beiden  anderen  Provinzen  die  Provinz  Oberhessen  für  die  Zukunft  um 
25,8  Prozent  d.  h.  um  254,118  fl.  in  ihrer  direkten  Steuer  entlastet,  so  dass  der 
Ertrag  nicht  mehr  der  Hälfte  des  Ergebnisses  der  Provinz  Rheinhessen  gleich- 
käme. Man  wird  zu  Massnahmen,  welche  ein  solches  Resultat  haben,  nicht 
schreiten  wollen,  es  lässt  sich  aber  aus  dieser  Erscheinung  der  Schluss  ziehen, 
dass,  von  der  Frage  höherer  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  ganz  ab- 
gesehen, im  Falle  der  Aufhebung  der  Grundsteuer  das  Einkommen  aus  Grund- 
besitz vorerst  kaum  entsprechend  in  Ansatz  kommen  würde,  wie  sich  denn  in 
der  That  die  in  eigner  Haushaltung  verwendeten  Erträgnisse  erfahrungsmässig 
schwer  taxieren  lassen. 

7)  Die  Ausführung  des  Einkommensteuergesetzes  hat  bisher  ausserordeni- 
Hche  Schwierigkeiten  nicht  gehabt.  Der  massige  Ansatz  in  Verbindung  mit  der 
im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  grösseren  Aufklärung  über  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  hat  auch  eine  Vermindenmg  der  Beschwerden,  ungeachtet  fort- 
gesetzter erheblicher  Steigerung  des  Erträgnisses,  zur  Folge  gehabt.  Selbstver- 
ständlich würde  sich  dagegen  ein  Sturm  von  Beschwerden  erheben  und  die 
unleugbaren  Mängel  der  Einkommensteuer  schonungslos  biossiegen,  woUte  man 
die  gesamte  direkte  Steuer  unter  dem  Titel  Einkommensteuer  jährlich  aufs  neue 
veranlagen  und  dabei  eine  Reihe  von  Pflichtigen  bis  zum  vierfachen  Betrag 
ihrer  Gesamtsteuer  erhöhen.  Es  empfiehlt  sich  schon  aus  diesem  Grund  nicht, 
dem  Vorschlage  der  Einführung  einer  einzigen  progressiven  Einkoromensteuer 
irgend  welche  Folge  zu  geben. 

Schon  oben  unter  Pos.  2  ist  bemerkt,  dass  der  Vorschlag  des  Korreferenten 
der  anerkannten  Notwendigkeit,  das  fundierte  Einkommen  höher  als  das  übrige 
zu  belasten,  keineswegs  gebührend  Rechnung  trage.  Glaubt  man  aber  den 
Vorschlag  aus  diesem  Grunde  verwerfen  zu  müssen,  so  liegt  doch  sehr  nahe, 
eine  Probe  darüber  anzustellen,  welche  Wirkung  es  auf  die  einzelnen  Klassen 
von  Einkommensteuerpflichtigen  äussern  würde,  wenn  man  sich  entschüessen 
könnte,  die  Aufhebung  der  Grundsteuer  und  der  Gewerbsteuer  dadurch  zu 
ermöglichen,  dass  alsdann  das  fundierte  Einkommen  in  höherem  Masse,  als 
bei  dem  Versuche  geschehen,  herangezogen,  überhaupt  je  nach  dem  Masse 
der  Steuerfähigkeit  ein  angemessenes  Verhältnis  zwischen  dem  aus  den  ver- 
schiedenen Quellen  fliessenden  Einkommen  hergestellt  würde.  Dies  hat  denn 
auch  zu  einer  Reihe  hierauf  bezüglicher  Berechnungen  veranlasst,  aus  welchen 
dasjenige  hervorzuheben  ist,  was  für  den  vorliegenden  Zweck  vorzugsweise 
dienlich  erscheint. 
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Das  mittelst  der  Probeabschätzungslisten  und  Uebersichten  ermittelte  volle 
Einkommen  der  nach  dem  progressiven  Tarif  Einkommensteuerpflichtigen  beträgt, 
wie  bereits  bemerkt,  —  113,907,854  fl.  und  da  die  1874er  Steuer  der  in  Betracht 
kommenden  I.,  II.  und  V.  Registerabteilung  —  3,910,648,1  fl.  ausmacht,  so  muss 
auf  einen  Gulden  Einkommen  jährlich  ausgeschlagen  werden: 

tSt'  =  »'^««ä"  «•  =  '■''''''  ^■^- 

Es  betragen  hiemach  die  Steuern  3,43317  Prozent  des  vollen  Einkommens. 

Hiernach  würde  bei  völlig  gleicher  Behandlung  der  verschiedenen  Gattungen 
von  Einkommen  einer-  und  der  verschiedenartigsten  Pflichtigen,  gleichviel  ob  arm 
oder  reich,  andererseits  das  bisherige  Bedürfnis  an  direkten  Steuern  für  die  Zu- 
kunft gedeckt  werden  können,  wenn,  abgesehen  von  der  immerhin  mangelnden 
vollen  Zuverlässigkeit  der  Probearbeiten,  die  Möglichkeit  vorläge,  allen  Pflich- 
tigen ohne  Unterschied  eine  Steuer  von  ihrem  einfachen  Jahreseinkommen  im 
Betrage  von  ca.  3,5  Prozent  aufzuerlegen. 

Von  diesem  einfachsten  Verhältnis  ausgehend  dürften  sich  folgende  5  Be- 
rechnungen zu  besonderer  Erwägung  empfehlen: 

a)  Wenn  das  fundierte  Einkommen  (42,701973  fl.)  doppelt,  alles  übrige 
Einkommen  einfach  gerechnet  wird,  so  berechnet  sich  der  jährliche 
Koefficient  für  1  fl.  auf 

fimfsL   +    4270197^  =  «'ä«'»«*  «■  =  ''«82384  b., 

und   betrügen   hiernach   die  jährlichen  Steuern   4,994128   Prozent  des 

fundierten  und  2,497064  Prozent  des  übrigen  Einkommens. 

b)  Wenn  das  fundierte  Einkommen  ein  und  einhalbfach,  alles  übrige  ein- 
fach genommen  wird,  so  berechnet  sich  der  Jahreskoefficient  auf 

i'Sm    +    21,850,986   =  ''"''''^■'^  «■  =  "«47398  kr., 

und   betragen   sodann   die  jährlichen  Steuern  4,33685  Prozent  für  das 

fundierte  und  2,891233  Prozent  für  das  übrige  Einkommen. 

c)  Wenn  die  Summe  des  Einkommens  aus  Grundbesitz,  Gewerbsbetrieb 
und  Kapitalvermögen  im  weiteren  Sinn  (76,884047  fl.)  doppelt,  alles 
übrige  Einkommen  einfach  genommen  wird,  so  berechnet  sich  der 
Jahreskoefficient  auf 

iSS   +    76,884047     =  "■'>"'''''  «'  =  ''^ä»«"  '''•' 
und   betragen   sodann   die  jährlichen   Steuern  4,09938   Prozent   dieses 
fundierten   Einkommens    im    weiteren   Sinn   und   2,04969   Prozent   des 
übrigen  Einkommens. 

d)  Wenn  das  nämliche  Einkommen  ein  und  einhalbfach,  alles  übrige  Ein- 
kommen einfach  genommen  wird,  so  berechnet  sich  der  Jahreskoef- 
ficient auf 

'^U^-T^iümm  =  "■'"'''''  «•  =  '■''''"*  ■''■' 

und  betragen  in  diesem  Falle  die  Steuern  3,85033  Prozent  des  fundierten 
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Einkommens  im  weiteren  Sinn  und  2,56089  Prozent  für  das  übrige 
Einkommen. 
e)  Wenn  das  fundierte  Einkommen  (42,701,973  fl.)  ganz,  das  Einkonunen 
von  Besoldungen  mit  Aussicht  auf  Pensionsbezug  etc.  (10,246,742  fl.) 
zu  0,7  \md  das  Einkommen  aus  Arbeitsverdienst  jeder  Art  ohne  Aus- 
sicht auf  Pensionsbezug  (60,959,139  fl.)  zu  0,5  Prozent  genommen  wird, 
so  berechnet  sich  der  Jahreskoefficient  auf 

!2'!701978  +  7,172719  +  30,479,070    =  M«««'«  1-  =  ä-^OSe  kx., 

und  es  betragen  die  jährlichen  Steuern  4,86676  Prozent  des  fundierten 

Einkommens,  3,406732  Prozent  des  Einkommens   aus  Besoldungen  etc. 

imd  2,4338  Prozent  des  Arbeitsverdienstes  jeder  Art  ohne  Aussicht  auf 

Pensionsbezug. 

Es  kann  nun  die  Ansicht  nicht  sein,  auf  irgend  eine  dieser  Berechnungen 

ein  neues  Steuersystem   zu   gründen,    da   nach   der  Gestalt   der  einzuführenden 

Progressionsskala    für   den   einzelnen   Steuerpflichtigen    sich   die  Prozente    sehr 

wesentlich  verrücken,  gegenüber  aber  der  bisher  sehr  massigen  Besteuerung  des 

grösseren  Teils   der  unteren  Volksklassen  für   etwaige   auf  eine  Erhöhung  der 

Steuer  hinauslaufende  Projekte  wenig  Spielraum  gegeben  ist.    Immerhin  sind, 

zumal  wenn  angenommen  werden  kann,   dass   sich  Grundbesitz,   Gewerbbetrieb 

und  zinstragendes  Kapitalvermögen   mit   einer  gewissen  Uebereinstimmung  auf 

die   geringeren  und    höheren   Klassen   der  Pflichtigen   verteilt,    die   ermittelten 

Verhältniszahlen  von  Wert." 

Auf  Grund  dieser  Analyse  und  der  kritischen  Erörterung  der  Reformprojekte 
war  die  Regierung  sich  auch  selbst  über  den  einzuschlagenden  Weg  klar  ge- 
worden. Sie  legte  dem  Landtag  gleichzeitig  (Oktober  1875)  zwei  Gesetzentwürfe 
vor;  der  eine  betraf  die  Einkommensteuer  (mit  Progression,  engerer  Begrenzung 
der  einzelnen  Einkommensklassen,  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften),  der 
andere  betraf  die  Einführung  einer  massigen  Kapitalsteuer  und  bezweckte,  die 
Vorwegbelastung  des  fundierten  Einkommens  zu  verallgemeinem.  Es  schien 
aber  anfangs,  als  ob  dieser  Weg  nicht  beliebt  werden  und  die  in  Bezug  auf 
Steuerreform  radikale  Richtung  zum  Durchbruch  kommen  wollte.  Der  Gegen- 
satz zweier  Strömungen,  wie  er  beim  ersten  Auftauchen  der  Reformbestrebungen 
hervortrat,  kam  auch  jetzt  wieder  in  vollem  Mass  zur  Geltung. 

Eine  Majorität  unter  Führung  Kuglers  griff"  den  Schaumschen  Plan  auf, 
eine  neue  Gesetzesvorlage  und  zwar  im  Sinn  einer  einzigen  progressiven  Ein- 
kommensteuer mit  Scheidung  des  Einkommens  nach  Art  seiner  Fundation  ver- 
langend').     Man  fürchtete  von  dieser  Seite,  dass  durch  Einfügung  des  Kapital- 


^)  Von  nicht  fundiertem  Arbeitsverdienst  sollte  das  volle  Einkommen,  von 
teilweise  fundiertem  und  von  Gehalten  mit  Pensionsberechtigung  ^^/ss  bis  '"/ss, 
von  fundiertem  ^""/^s  des  Einkommens  zu  Grunde  gelegt  werden.  Diese  Zahlen 
gingen  im  Gegensatz  zu  den  Schaumschen  von  der  wirklichen  Belastung  aus. 
Der  bisherige  Steuerausschlag  betrug  für  die  Grundsteuer  I6V3  Pf.  per  Mark 
Steuerkapital,  für  die  Einkommensteuer  18V8,  zusammen  .34'*/24.  Die  Belastung 
des  fundierten  Einkommens  zum  unfundierten  verhält  sich  also  wie  34  :  18  oder 
wie  100  :  53. 
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Steuergesetzes  eine  gründliche  Reform  auf  absehbare  Zeit  verhindert  werde,  man 
bekämpfte  deshalb  diesen  Entwurf  ganz  speciell;  man  wollte  gewissermassen 
die  Lücke  offen  halten,  um  ein  neues  System  zu  erzwingen. 

Die  Minorität,  an  deren  Spitze  Möllinger  stand,  nahm  eine  den  Regierungs- 
propositionen günstige  Stellung  ein;  bewegten  sich  dieselben  doch  ganz  auf  dem 
Weg,  den  Möllinger  seiner  Zeit  angedeutet  hatte.  Die  Minderheit  des  Ausschusses 
bezweifelte  zwar  nicht  die  Möglichkeit  des  radikalen  Umbaus,  allein  sie  glaubte 
nicht,  dass  er  auf  einmal  durchgesetzt  werden  könne;  sie  gab  zu,  dass  nach 
Einführung  der  beiden  Gesetze  noch  manche  Ungleichheiten  bestehen  würden, 
bestritt  aber,  dass  sie  dadurch  geschaffen  würden.  Sie  war  überzeugt,  dass 
man  durch  die  Gesetzentwürfe  dem  gesteckten  Ziele,  einer  gerechten  Steuerver- 
teilung nach  dem  Können  der  Person,  näher  komme,  hielt  aber  ebenso  unentwegt 
fest  an  den  Grundgedanken,  von  denen  die  Reformfrage  ausgegangen  war.  Die 
Berechnungen  der  Regierung  nach  den  Schaumschen  Vorschlägen  überraschten 
hier  gar  nicht.  ,Sie  beweisen  nur,"  sagt  Möllinger,  „welch  grosse  Last  der  Grund- 
besitz überhaupt  seither  getragen  hat,  und  wie  schwer  diese  kleine  Verschiebimg 
gleich  die  anderen  Steuerzahler  trifft.  Aus  dieser  Wirkung  lässt  sich  noch  nicht 
folgern,  dass  das  Neue  ungerecht  wäre,  wenn  auch  zugegeben  werden  muss, 
dass  über  die  Höhe  der  relativen  Belastungen  sich  reden  lässt.  Darüber  kann 
natürlich  kein  Zweifel  sein,  dass  jede  Erleichterung  des  Grundbesitzes  eine  Mehr- 
belastung der  Nichtgrundbesitzer  zur  Folge  haben  muss,  dass,  mit  anderen 
Worten,  die  Steuerbelastung  des  flachen  Landes  etwas  abnimmt  und  die  Städte 
mehr  herangezogen  werden.  Es  ist  das  eine  einfache  Folge  des  grösseren  Ver- 
dienstes in  denselben  und  entspricht  somit  ganz  gewiss  dem  grösseren  Können." 
Als  Ziel  stellte  Möllinger  die  Vorausbelastung  der  fundierten  Einkommen  mit 
2  Prozent  hin,  wogegen  das  weitere  Bedürfnis  an  Steuer  durch  die  Einkommen- 
steuer mit  2,75  Prozent  gedeckt  werden  sollte.  Nach  diesem  Ausschlag  ergab 
sich  ungefähr  derselbe  Steuerertrag  wie  bisher. 

1)   Grundbesitz   27,9  MilUonen  ä  4,75  =  1,320,000 


22,8 

» 

ä  2,75  =     620,000 

2)   Gewerbe . 

.    3,4 

B 

ä  4,75  =      152,000 

11,4 

» 

ä  2,75  =     314,000 

3)  Kapital  . 

.  11,4 

» 

ä  4,75  =      541,000 

4)   Arbeit     . 

.  37,0 

Jl 

ä  2,75  =  1,000,000 

3,947,000'). 

*)  Nach  diesem  Schema  fehlte  nur  noch  die  etwas  höher  zu  greifende  Be- 
lastung der  Einkommen  mit  Pensionsberechtigung.  Der  Gegenstand  wurde  für 
zu  unbedeutend  erachtet,  als  dass  man  daran  die  vorläufige  Steuerreform  scheitern 
lassen  dürfe,  zumal  eine  Reihe  von  Gründen  eine  gewisse  Milde  in  dieser  Be- 
ziehung empfahlen.  Einmal,  sagte  man,  bilden  die  Staatsdiener  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Pflichtigen;  der  Staat  ist  verpflichtet,  ihnen  ein  genügendes  Ein- 
kommen zu  sichern;  entzieht  er  durch  Steuern  einen  zu  grossen  Teil  davon,  so 
müsste  er  durch  Zulagen  sehr  bald  wieder  nachhelfen,  wenn  er  sich  nicht  in 
die  Lage  bringen  will,  Mangel  an  tüchtigen  Kräften  zu  leiden.  Zum  andern 
handelt  es  sich  nur  um  eine  Versorgung,  sei  es  im  Alter  oder  im  Unglück,  nicht 
um  ein  auf  die  Erben  übertragbares  Einkommen.  Der  Witwengehalt,  welcher 
durch  Beiträge  der  Teilhaber  selbst  fast  ganz    geschaffen  wird,    kann  natürlich 
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Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  musste  volle  Klarheit  über  die  Belastung  des 
Grundbesitzes  gegenüber  allen  anderen  Einkommensquellen  geschaflfen  werden. 
Die  Untersuchungen  der  Regierung  wurden  in  'dieser  Beziehung  nicht  als  völlig 
ausreichend  erachtet  und  in  mehrfacher  Hinsicht  bemängelt;  namentlich  be- 
hauptete man,  dass  das  Gewerbseinkommen  von  der  Regierung  zu  niedrig  ge- 
schätzt sei*).  Jedenfalls  leugnete  man,  dass  die  Regienmgsdaten  die  bisher 
behauptete  Ueberlastung  des  Grundbesitzes  widerlegten.  Man  wies  darauf  hin, 
dass  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  44,5,  das  aus  Gewerbe  13  Prozent,  beide 
zusammen  also  57,5  Prozent  des  Gesamteinkommens  betrugen,  während  von  der 
gesamten  direkten  Steuerlast  diesen  57,5  Prozent  der  Betrag  von  84  Prozent 
zugewiesen  ist.  Unter  Zugrundelegung  der  Regierungsziffem  zahlte  der  Grund- 
besitz von  seinem  Einkommen  5,32  Prozent,  das  Gewerbe  4,15  Prozent,  das  Ka- 
pital, die  Besoldung  und  Arbeit  1,33  Prozent.  In  weiterer  Linie  hegte  man 
ernste  Zweifel  hinsichtlich  der  GebäudesteuerkapitaHen.  Man  gab  der  Vermutung 
Raum,  es  seien  die  Steuerkapitalien  der  Gebäude,  namentlich  derjenigen  in  den 
Städten  den  Gnmdsteuerkapitalien  auf  dem  Lande  gegenüber  entweder  zu  gering 
angesetzt  oder  es  lieferten,  wenn  auch  ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  Steuer- 
kapital und  Kaufwert  bestehe,  doch  die  Gebäude  in  den  Städten  einen  höheren 
Ertrag,  als  ihr  Steuerkapital  im  Verhältnis  zu  den  SteuerkapitaHen  von  Acker- 
land, Wiesen  und  Weinbergen  ausdrücke.  Man  war  der  Anschauung,  dass  die 
Frage  der  Steuerbelastung  der  Gebäude  nach  ihrem  Einkommen  noch  durchaus 
ungelöst  und  jedenfalls  die  Gebäudebesteuerung  ganz  von  dem  landwirtschaftlich 
benutzten  Boden  zu  trennen  sei.  Bezüglich  der  Gewerbe  war  noch  strittig  und 
dunkel,  wie  hoch  das  Betriebskapital  und  Gebäude^teuerkapital  in  denselben  sei, 
und  inwiefern  man  dasselbe  der  Gewerbesteuer  zu  Grunde  legen  dürfe. 

Um  über  alle  diese  Fragen  Klarheit  zu  gewinnen,  wurde  die  Regierung 
ersucht  1)  um  eine  Revision  der  Gebäudesteuerkapitalien,  namentlich  in  den 
Städten;  2)  um  eine  Ausscheidung  dei-selben  aus  den  Gnmdsteuerkapitalien. 
3)  um  eine  Revision  des  Gewerbsteuergesetzes,  insbesondere  eine  Untersuchung 
der  Gewerbsteuerkapitalien  mit  Rücksicht  auf  das  darin  angelegte  Gebäude-  und 
Betriebskapital  und  das  daraus  entspringende  Einkommen;  4)  um  eine  Ver- 
gleichung  der  Grundsteuerkapitalien,  etwa  in  den  Normalgemarkungen  oder  ge- 
markungsweise mit  dem  wirklichen  Einkommen. 

Die  Ausschussberichte  waren  bereits  im  Sommer  1876  verteilt  worden,  zur  Be- 
ratung der  Gesetzentwürfe  selbst  kam  die  II.  Kammer  erst  nahe  am  Schluss  des 
Ländtags  im  Januar  1878.  Dieselbe  folgte  dem  Standpunkt  der  Minorität  des  Aus- 
schusses. Der  Antrag  auf  eine  einzige  Einkommensteuer  vereinigte  nur  7  Stimmen 
auf  sich.  Die  Begeisterung,  welche  für  die  radikalere  Reform  1873  noch  bestand, 
hatte  sich  sehr  abgekühlt.     Man  war  nun  überwiegend  der  Meinung,   dass  für 


nicht  in  Betracht  kommen.  Eine  Mehrbelastung  dieser  Einkommen  könnte  also 
nur  iu  dem  Grade  stattfinden,  als  etwa  eine  anderweitige  Versicherung  für  diese 
Fälle  kosten  würde.  Endüch  kommt  in  Betracht,  dass  gerade  hier  das  Steuer- 
objekt so  klar  zu  Tage  liegt,  dass  jede  Hinterziehung  unmöglich  ist,  und  dass 
gegenüber  dem  geschätzten  Einkommen  anderer  Pflichtigen  diese  Klassen  in 
Nachteü  kämen. 

1)  Siehe  oben  S.  266,  Note  1. 
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die  einzige  Einkommensteuer  die  Zeit  erst  gekommen  sei,  wenn  jeder  es  als  eine 
Bürgertugend  erkenne,  sein  Einkommen  genau  zu  deklarieren  und  die  gesetzliche 
Steuer  der  Staatskasse  unverkürzt  zuzuführen.  Den  Argumenten  der  Anhänger^) 
■wurde  kein  entscheidendes  Gewicht  beigelegt  gegenüber  den  grossen  Bedenken. 
Die  Ausführungen  der  Regierung  hatten  doch  etwas  bange  gemacht.  Die  plötz- 
liche und  starke  Verschiebung  der  Steuerlast  wurde  nun  gescheut,  das  Beispiel 
Sachsens  wurde  als  unzutreffend  für  Hessen  erachtet,  indem  dort  die  jährlichen 
Staatsbedürfnisse  zu  ^js  durch  Einnahmen  aus  Domänen  und  Nutzungen  des 
Staatsvermögens  gedeckt  werden,  wäh'rend  in  Hessen  eine  Einnahme  aus  Do- 
mänen von  etwa  öV«  Millionen  einem  Steueraufkommen  von  ca.  12  Millionen 
gegenüber  steht.  Auch  wollte  man  nicht  die  feste  Unterlage,  welche  Grund- 
und  Gewerbesteuer  darbieten,  wegwerfen  und  alles  auf  die  Schaukel  setzen  und 
alle  Erträgnisse  von  periodischen  Einschätzungen  abhängig  machen.  Der  in- 
zwischen gegen  1873  verschlechterte  Status  des  Finanzhaushalts  (die  Erträgnisse 
der  direkten  imd  meisten  indirekten  Steuern  blieben  zurück,  die  Weinsteuer 
war  durch  Aufhebung  der  Kellerkontrolle,  Transportkontrolle  und  durch 
andere  Erleichterungen  unergiebig  geworden,  die  Stempelabgaben  Hessen  mit 
Einführung  der  Eeichsjustizgesetze  einen  Ausfall  erwarten,  die  Einnahmen  aus 
Domänen,  namentlich  aus  Wäldern,  zeigten  gleichfalls  sinkende  Tendenz  wegen 
der  geringen  Holzpreise,  die  Matrikularumlagen  waren  im  Wachsen  u.  s.  w.) 
liess  gleichfalls  ein  vorsichtiges  Vorgehen  rätlich  erscheinen.  Die  neuen  Gesetz- 
entwürfe boten  zu  einer  massigen  Erhöhung  des  Staatseinkommens  aus  Steuern 
die  Hand  und  liessen  doch  noch  hoffen,  dass,  weil  die  Steuerkapitalien  sich 
alsdann  erheblich  vermehrten,  eine  Erleichterung  der  Grund-  und  Gewerbsteuer- 
pflichtigen herbeigeführt  werde.  Sollte  aber  auch  die  letztere  Hoffnung  sich 
nicht  verwirklichen,  so  schien  es  doch  schon  ein  erheblicher  Vorzug,  wenn 
die  jetzt  bestehenden  Steuerkapitalien  von  einer  Erhöhung  des  Steuerausschlags 
verschont  blieben. 

Unter  dem  Einfluss  dieser  Erwägungen  gelang  es,  die  beiden  Gesetzentwürfe 
mit  einer  Reihe  von  Modifikationen  in  zwei  Lesungen  in  der  H.  Kammer  zur  An- 
nahme zu  bringen.  Nichtsdestoweniger  führt  die  Arbeit  der  H.  Kammer  zunächst 
zu  keinem  gesetzgeberischen  Abschluss.  Die  I.  Kammer  nämlich  weigerte  sich 
(14.  Juni  1878),  in  die  Beratung  der  Gesetzentwürfe  einzutreten,  sprach  aber  die 
Erwartung  aus,  dass  die  kommende  Kammer,  welche  das  Finanzgesetz  für  die 
Periode  1879—81  zu  beraten  und  zu  beschliessen  hatte,  frühzeitig  berufen  werde. 
Die  Gründe,  welche  zu  diesem  Beschluss  führten,  waren  mannigfacher  Art.  Die 
Zeit,  die  zur  Verfügung  gestanden  hätte,  war  nur  noch  kurz,  man  leugnete  das 
Bedürfnis  für  weitere  neuere  Steuern,  man  hielt  es  auch  für  unpassend,  Steuer- 
gesetze zu  beschliessen  und  der  kommenden  Periode  als  ein  bindendes  Gesetz 
zu  überweisen,  das  man  in  der  laufenden  Periode  nicht  zur  Anwendung  bringen 


^)  Sie  betonten  besonders  2  Momente:  Ihr  Plan  ermögliche  allein  eine 
konsequente  Durchführung  der  Progression,  die  einfache  Vorwegbesteuerung  des 
Grundbesitzes,  der  Gewerbe  und  des  Kapitals  Verstösse  dagegen  (!);  ferner  erhalte 
man  bei  der  unificierten  Einkommensteuer  einen  Steuerausschlag,  wodurch 
der  Krieg  aller  gegen  alle  bei  der  jedesmaligen  Festsetzung  des  Finanzgesetzes 
mit  einem  Male  beseitigt  werde,  während  die  Hinzufügung  der  Kapitalsteuer 
statt  zwei  streitende  Parteien  drei  schaffe. 
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wolle.  In  Ermangelung  von  Besserem  suchte  man  auch  nach  einem  Bedenken 
auf  Grund  des  Art.  67  der  Verfassung,  wonach  das  Finanzgesetz  auf  3  Jahre 
gegeben  werden  soll.  Die  II.  Kammer  erkannte  diese  Gründe  nicht  an  und  be- 
harrte deshalb  auf  ihrem  früheren  Beschluss.  Sie  hob  hervor,  dass  es  sich  nicht 
bloss  um  eine  Steuererhöhimg,  sondern  zugleich  und  hauptsächlich  um  eine  Reform 
handele,  sie  wies  nach,  dass  es  ihre  Absicht  war,  dass  das  Gesetz  noch  in  der 
laufenden  Periode  in  Wirksamkeit  tret«,  und  dass  der  Art.  67  mit  Unrecht  an- 
gezogen worden  sei,  indem  die  Bildung  der  Steuerkapitalien  unabhängig  von 
den  Finanzgesetzen  sei  imd  nach  eigenen,  zum  Teil  sehr  alten  Gesetzen  geschehe. 

War  der  Anlauf  zur  Reform  vorerst  missglückt,  so  hatte  sich  doch  der 
Aufschub  nicht  schädlich  erwiesen.  Die  von  der  ü.  Kammer  gestellten,  oben 
erwähnten  Ersuchen  gaben  der  Regierung  Anlass  zu  erneuten  Erhebungen,  die 
abermals  sehr  zur  Klärung  beitrugen. 

Was  vor  allem  die  Gebäudesteuer  betrifft,  so  ergab  sich  auf  Grund  der 
neuen  Untersuchungen  als  unwahrscheinlich,  dass,  wie  die  U.  Kammer  vorausgesetzt 
haben  mochte,  die  Steuerkapitalien  der  Gebäude,  namentlich  derjenigen  in  den 
Städten,  den  Grundsteuerkapitalien  auf  dem  Lande  gegenüber  entweder  zu  ge- 
ring angesetzt  seien,  oder  dass,  wenn  auch  ein  richtiges  Verhältnis  zwischen 
Steuerkapital  und  Kaufwert  bestehe,  doch  die  Gebäude  in  den  Städten  einen 
höheren  Ertrag  lieferten,  als  ihr  Steuerkapital  im  Verhältnis  zu  den  Steuerkapi- 
talien von  Ackerland,  Wiesen  und  Weinbergen  ausdrücke. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Steuerregulierung  pro  1879  war 


Gebäudesteuer- 

kapital  in 

gesamtes 

Prozent  des  ge- 

in den  Steuer- 

die Seelen- 

Grundsteuer- 

Gebäudesteuer- 

samten Grund- 

kommissariaten 

zahl 

kapital 

kapital 

steuerkapitals 

Starkenburg 

.     369,492 

4,002,906,07 

1,339,794,00 

33,5 

Oberhessen   .     . 

.     254,714 

3,511,653,01 

729,385,05 

20,8 

Rheinhessen .     . 

.     260,012 

4,161,762,08 

1,331,765,00 

32,0 

Grossherzogtum 

.    884,218 

11,676,322,06 

3,400,944,05 

29,1 

Es  spricht  nach  Ansicht  der  Regierung  nicht  für  eine  Begünstigimg  der  Ge- 
bäude, wenn  sie  29  Prozent  der  gesamten  Grundsteuer  tragen,  zumal  wenn  man 
sich  erinnert,  dass  dem  Steuerkapital  der  Gebäude  lediglich  der  Kaufwert  der  Ge- 
bäude, dem  Grundsteuerkapital  dagegen  nicht  nur  der  Kaufwert  der  Grundstücke, 
sondern  nebenbei  auch  noch  der  Kapitalwert  der  für  sich  grundsteuerfreien 
Oekonomiegebäude  und  der  Wert  des  Inventar-  und  umlaufenden  Kapitals  gegen- 
über steht.  Hebt  man  die  30  volkreichsten  Orte  des  Grossherzogtums  heraus, 
so  zeigen  diese  ein  Gesamtgrundsteuerkapital  von  2,506,373  fl.  oder  21,5  Prozent 
desjenigen  des  ganzen  Landes,  wovon  das  Gebäudesteuerkapital  wiederum  71,6  Pro- 
zent beträgt.  Für  die  8  volkreichsten  Orte  (Mainz,  Darmstadt,  Offenbach,  Worms, 
Giessen,  Bessungen,  Bingen  und  Kassel)  beträgt  von  dem  Gesamtgrundsteuerkapital 
mit  1,681,979  fl.  das  Gebäudesteuerkapital  rund  1,488,984  fl.  oder  88,52  Prozent. 
Noch  belangreicher  tritt  die  Höhe  des  Gebäudesteuerkapitals  hervor,  wenn  das- 
selbe mit  Ausschluss  der  Steuerkapitalien  von  Waldungen,  Gefallen  und  Gerecht- 
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samen,  lediglich  mit  dem  Steuerkapital  von  Ackerfeld,  Wiesen  und  Weinbergen, 
mithin  mit  demjenigen  des  landwirtschaftlich  benutzten  Geländes  verglichen 
wird.  Für  das  Etatsjahr  1880—81  betrug  das  letztere  7,426,968  fl.,  während 
sich  das  Gebäudesteuerkapital  auf  3,459,061  fl.  oder  rund  46,6  Prozent  gegen 
•das  erstere  belief.  Hiernach  tragen  die  Gebäudebesitzer  einen  recht  erheblichen 
Teil  der  Gesamtgrundsteuer  und  zwar  erscheinen,  da  auch  noch  die  Wohnhäuser 
der  Regel  nach  nur  mit  massigen  Steuerkapitalien  belastet  sind,  vorzugsweise 
die  übrigen  Berufsklassen  beschwert').  Die  Befragung  der  Steuerkom- 
missariate über  die  Haussteuer  ergab  ein  sehr  übereinstimmendes  Resultat.  Er- 
hebliche Mängel  bezüglich  der  gegenwärtig  gültigen  Abschätzung  der  Gebäude, 
bezw.  der  Steuerkapitalsbestimmung  daraus  wurden  nicht  zugestanden,  und  eine 
Erneuerung  der  Steuerkapitalien  wurde  weder  im  allgemeinen,  noch  mit  einer 
Beschränkung  auf  die  Städte  für  notwendig  oder  auch  nur  als  wünschenswert 
bezeichnet.  Fast  ungeschmälerte  Anerkennung  zollte  man  den  Bestimmungen 
über  die  Erneuerung  des  Gebäudesteuerkatasters  und  deren  in  den  Jahren  1857 
bis  1861  stattgehabten  Durchführung,  und  es  wurde  die  fortdauernde  Gleichmässig- 
keit  der  Gebäudesteuerkapitalien  mit  den  übrigen  Grundsteuerkapitalien  ent- 
schieden behauptet.  Das  auf  dem  Gesetz  vom  27.  November  1860  beruhende 
von  den  beiderseitigen  Kaufwerten,  bezw.  Steuerkapitalien  ausgehende  Gleich- 
stellungsverfahren war  rationell  und  Regierung  wie  Steuerkommissariate  waren 
überzeugt,  dass  auf  Grund  desselben  gute  Resultate  erzielt  worden  seien,  und  dass 
auch  das  gegenseitige  Verhältnis  mittlerweile,  wenn  auch  im  einzelnen  hin  und 
wieder  eine  Störung,  doch  eine  wesentliche  Veränderung  nicht  erfahren  habe  ^). 
Müsste  aber  wirklich  angenommen  werden,  dass  unter  den  Steuerkapitalien  der 
Gebäude  und  denjenigen  der  übrigen  Grundstücke  eine  verhältnismässige  Gleich- 


^)  Es  möchte  ein  Hinweis  auf  andere  Staaten  des  Vergleichs  wegen  nicht 
unpassend  sein.  Rechnet  man  Grund-  und  Gebäudesteuer  zusammen  als  100, 
so  trefi'en  in  Preussen  auf  die  Gebäudesteuer  41,7  Prozent,  in  Oesterreich  43,4  Pro- 
zent, in  Sachsen-Meiningen  40,3  Prozent,  in  Bayern  26,5,  in  Württemberg  21  Pro- 
zent. In  Preussen  und  Oesterreich  ist  der  Satz  so  hoch,  weil  diese  Staaten  bei 
den  Häusern  den  Wertsänderungen  durch  periodische  Revisionen  nachgehen,  die 
Grundsteuer  dagegen  stabil  lassen.  Hessen  hält  dagegen  ganz  richtig  an  dem 
Grundsatz  fest,  dass  Grund  und  Boden  und  die  Häuser  in  ganz  gleichem  Masse 
zu  besteuern  sind.  In  Bayern  ist  eine  periodische  Revision  vorgesehen;  wenn 
der  Satz  trotzdem  niedrig  ist,  so  liegt  dies  namentlich  daran,  dass  die  Mehrzahl 
der  ländlichen  Gebäude  der  niedrigen  Arealhaussteuer  unterliegt. 

^)  Das  Steuerkommissariat  Alzey  suchte  dies  durch  folgende  Beispiele  dar- 
zuthun:  Nimmt  man  ein  Häuschen  oder  eine  Hofraithe  von  6  fl.  Gebäudesteuer- 
kapital, welches  einem  Klassenkaufwert  von  350  fl.  entspricht,  so  wird  wohl 
durchschnittlich  eine  solche  Hofraithe  einen  wirklichen  Kaufwert  von  800  — 1000  M. 
repräsentieren.  Für  den  genannten  Wert  (Preis)  erhält  man  aber  auch  hier  zu 
Lande  einen  Morgen  mittelgutes  Feld,  welches  gleichfalls  mit  ca.  9  fl.  Grund- 
steuerkapital im  Durchschnitt  zur  Steuer  gezogen  ist.  Oder  eine  Malzfabrik 
in  Alzey  mit  grösseren  zweistöckigen  Wohngebäuden  und  einem  dreistöckigen 
grossen  Fabrikgebäude  nebst  zwei  Kellern  darunter  ist  zur  Gebäudesteuer  ab- 
geschätzt mit  26,000  fl.  und  hat  also  in  60.  Klasse  ein  Gebäudesteuerkapital 
von  468  fl.  Einen  wirklichen  Wert  würde  dieses  Anwesen  wohl  haben  von 
ca.  40,000  fl.  Nun  würde  man  zum  Preise  von  500  fl.  pro  Morgen  für  40,000  fl. 
ca.  80  Morgen  mittelgutes  Feld  erhalten  und  dieses  pro  Morgen  ä  6  fl.  ein  Grund- 
steuerkapital von  480  fl.  repräsentieren.  Ein  grosser  Unterschied  liegt  also 
nicht  vor. 
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heit  nicht  mehr  vorhanden  sei,  so  war  doch  zunächst  nur  geboten,  mittelst  irgend 
eines  Verfahrens  sie  wieder  herzustellen.  Dagegen  lag  nach  Ansicht  der  Regierung 
gar  kein  Grund  vor,  die  Steuerkapitalien  der  Gebäude  von  denjenigen  der  Grund- 
stücke dem  landständischen  Ersuchen  entsprechend  etwa  in  dem  Sinne  zu  trennen, 
dass  ein  vei-schiedener  Ausschlagskoefficient  in  Anwendung  gebracht  würde. 
Die  Grundsteuer  von  Immobüien  in  Hessen  war  seit  ihrem  Bestehen  eine  einheit- 
liche. Für  alle  Immobilien  ist  der  reine  Ertrag  massgebend.  Eine  differentielle 
Behandlung  lässt  sich  durch  nichts  begründen. 

In  betreff  der  Grundsteuer  war  die  Regierung  aufs  eifrigste  bemüht, 
das  wahre  Verhältnis  der  Grundsteuerkapitalien  zum  Einkommen,  resp.  Rein- 
ertrag zu  eruieren.  Bei  der  grossen  Wichtigkeit  dieser  Frage  und  dem  Interesse, 
das  die  einzelnen  Ausführungen  beanspruchen  können,  ist  dieser  Teil  der  Denk- 
schrift in  der  Anlage  abgedruckt.  Die  Resultate,  zu  denen  man  gelangte,  waren 
geeignet,  die  Behauptungen  hinsichtlich  der  Ueberlastung  des  Grundbesitzes, 
wenn  auch  nicht  zu  widerlegen,  aber  doch  in  massigeren  Grenzen  zu  halten. 
Es  zeigte  sich,  dass  die  gegenwärtige  Grundsteuer  im  Verhältnis  zum  Reinertrag 
des  Ackerlandes  seit  53  Jahren  auf  ungefähr  '/s  der  ursprünglichen  Belastung 
reduziert  ist,  bei  einer  Steigerung  des  Grundsteuerkapitals  um  16,46  Prozent*). 
Die  Ursache  dieser  effektiven  Steuerreduktion  liegt  in  dem  Steigen  der  Rein- 
erträge, die  zwar  im  einzelnen  ungleich,  aber  im  ganzen  sehr  erheblich  waren. 
Legt  man  die  mittleren  Kaufwerte  des  Ackerlandes  zu  Grunde  und  macht  man 
die  Annahme,  dass  dasselbe  sich  zu  4  Prozent  verzinse,  so  betrug  die  Grund- 
steuer vom  Ertrag  des  Ackerlandes  5,3  Prozent.  Geht  man  dagegen  vom  Pacht- 
erlös aus,  so  berechnete  sich  bei  den  Grundstücken  des  grossherzogHchen  Hauses 
die  Grundsteuer  auf  6,22  Prozent,  bei  Grundstücken  der  evangelischen  Pfarreien 
auf  5,46  Prozent  des  Pachterlöses.  In  beiden  Fällen  ist  das  Inventar-  und  sonstige 
Betriebskapital,  sowie  der  Kapitalwert  der  steuerfreien  Oekonomiegebäude  nicht 
mit  in  Rechnung  gezogen.  Thut  man  dies,  wie  streng  genommen  notwendig, 
bezieht  man  also  die  Grundsteuer  auf  das  gesamte  landwirtschaftliche  Kapital, 
so  ergibt  sich  eine  Belastimg  von  3,91  Prozent,  wobei  freüich  in  der  Rechnung 
einige  hypothetische  Annahmen  unterlaufen. 

Was  endlich  die  Gewerbesteuer  betrifft,  so  war  dem  Wunsche  der  Stände 
gemäss  zunächst  das  in  den  Gewerben  angelegte  Gebäudekapital  festausteilen. 
Es  wurden  als  solches  156,135,467  M.  mit  einem  Reinertrag  von  7,856,794  M. 
ermittelt-).     Dasselbe  unterKegt  wie   alle  Gebäude   —   ausgenommen  die  land- 


')  Die  Steigerung  trifft  hauptsächlich  auf  die  Gebäude.  Das  Gewerbsteuer- 
kapital mehrte  sich  um  190.47  Prozent,  das  Personal-  bezw.  Einkommensteuer- 
kapital, woran  freilich  nochmals  Grundbesitz  imd  Gewerbe  beteiligt  sind,  um 
296,35  Prozent. 

^)  Es  wurde  zunächst  der  steuerliche  Mietwert  im  Betrag  von  1,042,146  fl. 
festgestellt.  Die  Steuerkommissäre  mussten  dann  aus  den  zahkeichen  Vermie- 
tungen von  Gewerbslokalen  und  aus  ihren  sonstigen  Erfahrungen  einen  Koef- 
ficienten  gewinnen,  um  diesen  Mietwert  in  den  wirklichen  Reinertrag  zu  ver- 
wandeln; in  den  einzelnen  Steuerkommissariaten  schwankte  er  zwischen  1,8 — 6. 
Dass  dieses  Verfahren  als  hinlänglich  genau  angesehen  werden  könne,  schloss 
die  Regierung  aus  dem  Brandversicherungskapital  der  Immobilien,  das  1879  im 
Grossherzogtum  sich  auf  892,747,320  M.  beHef.  Der  im  Gewerbsbetrieb  angelegte 
Gebäudewert  beträgt  hiervon  18  Prozent  oder  nahezu  V»- 
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wirtschaftlichen  Oekonomiegebäude,  die  befreit  sind  —  der  Grundsteuer  im  Be- 
trag von  234,482  M.,  was  2,99  oder  3  Prozent  des  Reinertrags  entspricht.  Dieser 
Satz  ist  nun  freilich  geringer,  als  der  oben  für  die  Grundsteuer  berechnete. 
Es  darf  hierbei  aber  nicht  ausser  acht  gelassen  werden,  dass  zu  dieser  Besteue- 
rung noch  die  ganze  Gewerbsteuer  hinzukommt,  während  die  Grundsteuer  die 
ganze  Belastung  des  Grundbesitzes,  insoweit  es  sich  um  die  Ertragssteuer  handelt, 
in  sich  begreift.  Von  diesem  Gesichtspunkt  konnte  die  Regierung  mit  Recht 
sagen,  dass  eine  höhere  Belastung  der  in  den  Gewerben  angelegten  Gebäude- 
kapitalien nicht  angezeigt  sei.  Ebensowenig  konnte  die  Rede  davon  sein,  dass 
man  die  ganze  Gewerbesteuer  nach  den  Gebäudekapitalien  bemessen  solle  ^).  Es 
würde  das  ein  Massstab  sein,  dem  es  an  innerer  Begründung  fehlen  würde.  Die 
Last  würde  in  kaum  zu  rechtfertigender  Weise  fast  ganz  den  Städten  zufallen, 
da  naturgemäss  in  diesen  die  Gewerbsgebäude  am  wichtigsten  sind.  Die  Ge- 
werbesteuer würde  vom  Reinertrag  der  Gewerbsgebäude  11  Prozent  betragen. 
Die  weitere  Erhebung  betraf  das  in  den  Gewerben  angelegte  Betriebskapital 
(Inventar-  und  umlaufendes  Kapital);  sie  fiel  unbefriedigend  aus.  Es  fand  hier 
nur  eine  Nachprüfung  der  1874  vorgenommenen  Probeabschätzung  statt,  die 
schon  deshalb  auf  einer  falschen  Basis  sich  bewegte,  als  das  geliehene  Betriebs- 
kapital nach  der  Instruktion  in  Abzug  kommen  musste.  Der  Abzug  hatte  hier 
in  der  That  gar  keinen  Sinn,  weil  es  sich  um  eine  genaue  Feststellung  des  dem 
Gewerbe  thatsächlich  dienenden  Betriebskapitals  und  eines  daraus  zu  entnehmen- 
den Massstabs  für  den  Umfang  des  Geschäfts  handelte.  Die  neue  Zusammen- 
stellung wich  nicht  erheblich  von  der  früheren  ab;  als  Gesamtsumme  des  5pro- 
zentigen  Einkommens  aus  landwirtschaftlichem  und  gewerblichem  Betriebskapital 
erschien  der  Betrag  von  7,376,425  fl.,  wovon  auf  den  Gewerbsbetrieb  4,096,685  fl. 
entfielen;  daraus  ergibt  sich  durch  Vervielfachung  mit  20  ein  gewerbliches  Be- 
triebskapital von  140,457,777  M.  Eine  Bestätigung  für  diese  Ziffer  wollte  die 
Regierung  namentlich  in  dem  Vergleich  mit  Baden  finden.  In  Baden  belief 
sich  das  zur  Erwerbsteuer  veranlagte  Betriebskapital  auf  323,116,900  M.;  erhöht 
man  das  hessischerseits  gefundene  dem  badischen  Bevölkerungsstand  entsprechend, 
so  ergeben  sich  235,769,065  M.  Die  Differenz  erklärt  sich  aber  vollkommen, 
wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  in  Baden  die  Betriebskapitalien  eines  Pflich- 
tigen unter  700  M.  ausfallen,  dagegen  die  Schuldzinsen,  sowie  die  auf  Leib- 
rentenverträgen (Vorbehalten)  beruhenden  Lasten  mit  in  Ansatz  kommen. 

Die  gewonnene  Zahl  diente  der  Regierung  als  Anhalt  für  die  Beurteilung 
der  Frage,  ob  das  Betriebskapital  als  Bemessungsgrundlage  dienen  könne.  Sie 
verneinte  die  Frage  aus  finanziellen  Gründen.  Bei  der  Einkommensteuer  beträgt 
die  Belastung  1,5  Prozent.  Legt  man  diesen  Satz  auch  für  die  Gewerbesteuer 
zu  Grund,  so  würde  dieselbe  105,000  M.  ergeben,  während  die  wirklich  erhobene 
899,904  M.  ausmacht.  Wollte  man  die  bisherige  ungewöhnlich  hohe  Steuer  Badens 
mit  5,2  Prozent  zu  Grunde  legen,  von  welchem  Satz  zuvor  wegen  der  in  Hessen 
mit  der  Gewerbesteuer  verbundenen  Einkommensteuer  1,5  Prozent  in  Abzug 
zu  kommen   hätte,   so  ergäbe  sich  immerhin   nur  eine  Gewerbesteuer  von  rund 


^)  Zwar  ist  auch  bei  der  gegenwärtigen  Gewerbesteuer  der  verhältnismässige 
Zusatz  für  Mietwert  auf  die  Grundsteuerkapitalien  basiert,  aber  es  handelt  sich 
hierbei  doch  nur  um  eine  Seite  der  Gewerbesteuer. 
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259,000  M.  „Es  steht  hiernach  nicht  zu  erwarten,  dass  eine  Gewerbsteuerver- 
anlagxing,  welche  vorzugsweise  oder  gar  ausschliesslich  das  Betriebskapital  zu 
Grunde  legen  und  dabei  doch  massige  Steuerprozente  in  Anwendung  bringen 
würde,  finanziell  eine  erhebliche  Bedeutung  hätte ')."  Diese  abermalige  Prüfung 
bestärkte  die  Regierung  in  ihren  bisherigen  Reformvorschlägen;  sie  legte  deshalb 
den  schon  einmal  beratenen  Einkommensteuer-  und  Kapitalrentensteuergesetz- 
entwurf  wieder  vor,  zugleich  aber  auch  das  Gewerbsteuergesetz  in  verbesserter 
Gestalt,  jedoch  mit  Festhaltung  der  bisherigen  Grundlagen  dieses  Gesetzes. 
Nachdem  wir  im  bisherigen  den  leitenden  Reformgedanken  gefolgt  sind,  erübrigt 
noch,  die  wichtigeren  principiellen  Fragen,  die  bei  den  einzelnen  Entwürfen 
auftauchten,  einer  Besprechung  zu  unterziehen.  Es  empfiehlt  sich  hierbei,  die 
Verhandlungen  sowohl  von  1878  als  1883  zu  berücksichtigen,  da  beide  ein 
Ganzes  bilden. 

Einkommensteuer. 

Bei  der  Beratung  des  Einkommensteuergesetzentwurfs  wurde  das  meiste 
Interesse  zugewendet  der  Frage  der  Deklaration  und  Meldangabe,  der  Steuer- 
skala, speciell  der  Progression  und  Befreiung  der  untersten  Einkommen,  sowie 
der  Berücksichtigimg  der  persönlichen  Verhältnisse,  endlich  der  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften. 

1.  Was  die  erste  Frage  betrifft,  so  legte  die  Regierung  im  ersten  und 
zweiten  Entwurf  die  Einschätzung  zu  Grunde,  sie  sah  aber  in  dem  Princip  der 
Deklaration  ein  in  der  Zukunft  anzustrebendes  Ziel.  (Siehe  unten  die  Motive.) 
Der  Ausschuss  war  gleichfalls  schon  bei  Beratung  des  ersten  Entwurfs  darüber 
ziemlich  einig,  dass  die  Deklaration  für  die  erste  Abteilung  der  Einkommen- 
steuer an  sich  das  Richtige  sei,  nm-  hielt  er  es  für  impraktisch,  mit  der  Dekla- 
ration zu  gleicher  Zeit  einen  doppelten  Versuch  zu  machen  (bei  der  Kapital- 
rentensteuer und  Einkommensteuer),  die  Aenderung  bei  der  Einkommensteuer 
erschien  nicht  dringlich,  da  das  bisherige  System  nicht  schlecht  funktioniert 
hatte.  Man  hoffte  in  nicht  zu  femer  Zeit  bei  Gelegenheit  einer  etwaigen  Ver- 
einigung der  Einkommensteuer  und  Kapitalrentensteuer  auf  die  Frage  zurück- 
kommen zu  können.  In  der  Kammer  selbst  wurde  aber  ein  Antrag  auf  Ein- 
führung der  Deklaration  gestellt  und  besprochen,  aber  nicht  angenommen.  Der 
Regierungsvorlage  stimmten  alle  bis  auf  sechs  Mitglieder  bei. 

Bei  der  Beratung  des  zweiten  Entwurfs  änderte  sich  bezüglich  dieses 
Punktes  die  Situation.  Die  Frage  der  Deklarationspflicht  trat  weit  mehr  als 
beim  ersten  Entwurf  in  den  Vordergrund,  und  ein  langer  und  wogender  Kampf 
wurde  um  dieselbe  geführt.  Die  Chancen  für  dieselbe  schienen  gleich  von  vorn- 
herein insofern  günstiger,  als  der  Ausschuss  diesmal  selbst  die  Deklaration  für 
die  erste  Abteilung  beantragte ,  dementsprechend  die  Artikel  20  ff.  des  Gesetz- 
entwurfs umarbeitete  und  zum  Teil  durch  neue  ersetzte.  Nach  langer  Debatte 
wurde  denn  auch  von  der  II.  Kammer  in  erster  Lesung  mit  26  gegen  16  Stimmen 
die  Deklarationspflicht    angenommen    und    bei   der   weitem  Beratung  die   vom 


')  Wollte  man  selbst  das  gewerbliche  Betriebskapital  (wegen  Abzugs  der 
Schulden)  verdoppeln,  so  würden  doch  noch  ca.  8  Pi-ozent  erhoben  werden 
müssen,  um  die  jetzige  Gewerbesteuer  zu  erzielen. 
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Ausschuss  hergestellte  Form  des  Entwurfs  zu  Grunde  gelegt.  Zwei  Anträge, 
welche  im  Umfang  der  Deklarationspflicht  Modifikationen  vornehmen  wollten, 
wurden  abgelehnt^). 

Die  Gegner  der  Deklaration  stützten  sich  auf  folgende  Gründe.  Viele 
Leute,  sagten  sie,  können  ihr  Einkommen  nicht  richtig  angeben.  Selbst  ge- 
bildete und  tüchtige  Landwirte  sind  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  ihrer 
Buchführung  nicht  in  der  Lage,  den  Reinertrag  genau  darzulegen.  Ebenso 
weiss  die  grosse  Mehrzahl  der  Handwerker  nicht,  was  sie  in  ihrem  Geschäft  er- 
übrigt und  wieviel  ihr  Haushalt  gekostet.  Die  meisten  Familien  schätzen  den 
Bedarf  ihrer  Haushaltung  viel  zu  niedrig.  Viele  Geschäftsleute  entdecken  dies 
erst,  wenn  sie  sich  zur  Ruhe  setzen.  Wieder  andere  Leute  gibt  es,  die  den 
Konsum  überhaupt  nicht  als  Einkommen  betrachten.  Bei  dem  grossen  Publikum 
ist  es  mit  der  Gesetzeskenntnis  schlecht  bestellt,  und  man  wird  diesem  Mangel 
kaum  durch  Formulare  abhelfen  können;  denn  auch  diese  werden  schlecht  aus- 
gefüllt, wie  die  statistischen  Erhebungen  beweisen.  Die  seitherigen  freiwilligen 
Deklarationen  sind  ausserordentlich  mangelhaft  gewesen,  und  die  Erfahrungen, 
welche  bei  den  gesetzlichen  Erbschaftsdeklarationen  gemacht  wurden,  waren, 
obwohl  letztere  für  den  Fall  der  Unrichtigkeit  mit  hoher  Strafe  belegt  sind, 
gleichfalls  ungünstig.  In  Sachsen  hat  man  die  Deklarationspflicht  wieder  ein- 
schränken müssen.  Es  gibt  auch  eine  Masse  von  Punkten,  über  die  Streit  ent- 
stehen kann.  Ein  Fabrikant  schreibt  an  den  Maschinen  5  Prozent,  ein  anderer 
30  Prozent  ab,  es  ist  schwer,  eine  positive  Fälschung  im  zweiten  Fall  anzu- 
nehmen, da  sehr  oft  für  die  Abschreibung  sichere  Anhaltspunkte  fehlen.  Viele . 
werden  im  Zweifel  sein,  wie  sie  die  einbringlichen  und  uneinbringlichen  Aus- 
stände behandeln  sollen.  Sehr  oft  wird  der  Nachweis  für  die  Steuerbehörde, 
dass  die  Deklaration  unrichtig  ist,  eine  probatio  diabolica  sein.  Wollte  sie  die 
Vorlage  der  Bücher  verlangen,  so  müsste  die  Steuerbehörde,  da  der  Bucheintrag 
abhängig  ist  von  dem  Einschätzungswert,  in  tausend  Fällen  eine  Einschätzung 
der  Waren  vornehmen.  In  Orten  wie  Mainz  ist  das  gar  nicht  durchzuführen. 
Die  Deklaration  bringt  also  einesteils  viele  Leute,  ohne  dass  sie  die  Absicht 
hatten  zu  defraudieren,  in  hohe  Strafen,  setzt  sie  zum  mindesten  dem  Verdacht 
und  Verhandlungen  empflndlicher  Natur  aus;  andererseits  gewährt  sie  keine 
Garantie,  dass  die  Angaben  richtig  werden.  Die  hessischen  Handelskammern, 
welche  überhaupt  eine  grosse  Agitation  gegen  die  Gesetzentwürfe  in  Scene 
setzten,  behaupteten,  die  ehrlichen  Leute  würden  bei  der  Deklarationspflicht  ge- 
trofi'en,  die  unredlichen  kämen  glatt  durch.  Für  Hamburg  wurde  dieser  Satz 
durch  Beispiele  belegt.  In  Amerika  hat  man  deshalb  die  Deklarationspflicht 
abgeschafft  und  im  Kanton  Neuenburg  war  durch  die  Deklaration  das  Privileg 
der  Unehrlichen  gegenüber  den  Ehrlichen  so  gross,  dass  es  1862  zur  Bildung 
einer  Gesellschaft  führte,  die  aus  den  Steuerlisten  in  einem  Buch  von  510  Seiten 
alle  Namen  veröffentlichte,   die  bis    zu   2  Frs.  Steuer  bezahlten,   um  alle  Per- 


^)  Der  eine  verlangte,  dass  die  vier  ersten  Einkommens-  und  Steuerklassen 
in  der  ersten  Abteilung  gestrichen  und  noch  in  die  zweite  Abteilung  versetzt 
wurden  (also  Einschränkung  der  Deklaration),  der  andere  dagegen,  dass  Klasse 
8—11  in  der  zweiten  Abteilung  noch  in  Abteilung  1  vor  die  Klasse  1  eingereiht 
wurden  (Ausdehnung  der  Deklaration). 
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sonen  gewissermassen  an  den  Pranger  zu  stellen.  Es  wurde  behauptet,  da«s 
die  Steuer  nicht  die  Hälfte  dessen  abwirft,  was  sie  liefern  sollte,  wenn  Vermögen 
und  Einkommen  nach  dem  Gesetze  beitrügen.  Es  hatte  sich  ein  allgemeines 
System  des  Betrugs  in  die  Sitten  der  Neuenburger  Gesellschaft  eingeschlichen. 
Personen,  welche  ihre  Nebenmenschen  nicht  um  5  Centimes  betrögen  würden, 
nahmen  keinen  Anstand ,  dem  Staat  einige  Hunderte  von  Franks  zu  entziehen ; 
ja  selbst  Korporationen,  von  honetten  und  gemässigten  Männern  verwaltet,  sah 
man  sich  zu  einer  Fassion  verbunden,  die  zum  Ergebnisse  hatte,  den  Staat  um 
einige  Tausend  Franks  zu  betrügen.  Würde  der  gleiche  Fall  in  Hessen  ein- 
treten, so  müsste  der  Steuerkoefficient  in  die  Höhe  gesetzt  werden  bloss  deshalb, 
weil  es  eine  grosse  Zahl  Unehrlicher  gibt,  die  den  Staat  betrögen.  Wollte  man 
sich  aber  auf  den  Standpunkt  stellen,  alle  Menschen  als  Spitzbuben  zu  betrachten, 
dann  bekommt  man  trotz  der  Deklaration  dieselbe  Abschätzung  wie  früher. 
Die  Einschätzung  ist  aber  gar  nicht  so  hilflos,  wie  man  in  der  Regel  hinstellt, 
sie  hat  Anhaltspunkte  in  der  Lebenshaltung,  dem  Absatz,  dem  Anwachsen  des 
Kapitals,  der  Ausdehnung  des  Geschäfts,  der  Grösse  der  angelegten  Kapitalien, 
der  Mitgift  u.  s.  w.  Als  ultima  ratio  bleibt  der  Kommission  die  Steuerschraube; 
im  Zweifelfall  kann  sie  hoch  einschätzen,  also  eventuell  die  Reklamation  pro- 
vocieren.  Bei  der  Deklarationspflicht  ist  sie  viel  ohnmächtiger;  sie  muss  ent- 
weder die  Deklaration  annehmen  oder  gegen  den  Deklaranten  auftreten;  zahl- 
reiche Verfolgungen  und  Verdächtigungen  erzeugen  Unzufriedenheit  und  Hass 
gegen  den  Staat.  Dass  das  Schätzungsverfahren  sich  bewährt  hat,  geht  schon 
daraus  hervor,  dass  in  zwölf  Jahren  die  S teuer kapitalien  um  45  Prozent  ge- 
wachsen sind.  Die  Erfahrungen  der  Kommissionen  haben  sich  eben  fortwährend 
gesteigert;  die  Mitglieder  der  Kommissionen  sind  stille  Beobachter,  sie  kümmern 
sich  darum,  wenn  es  irgendwo  einen  Erbschaftsfall  gibt,  eine  Heirat  u.  s.  w.,  sie 
werden  fortwährend  imd  besser  instruiert.  In  Zukunft  werden  die  Abschätzungen 
noch  besser  werden,  da  die  Kommissionen  alle  drei  Jahre  gewählt  werden  sollten 
und  gerade  die  am  schwersten  aufzufindende  Einnahmequelle,  die  Kapital- 
rente, durch  Einführung  der  Deklarationspflicht  bei  dieser  festgestellt  wird. 
Hier  ist  letztere  auch  ganz  am  Platz,  da  die  Deklaration  des  Einkommens  aus 
Kapitalvermögen  im  Verhältnis  zur  Deklaration  des  gesamten  Einkommens  eine 
ausserordentliche  einfache  Sache  ist.  Die  Mehrzahl  der  Kapitalisten  braucht 
nur  ihr  Buch  zur  Hand  zu  nehmen,  um  genau  zu  sagen,  wieviel  Mark  an  Zinsen 
sie  aus  ihren  Kapitalien  gezogen  haben.  Es  ist  eine  ebenso  starke  Zumutung,  dass 
Bürger  sich  zu  Richtern  über  die  Wahrhaftigkeit  ihrer  Mitbürger  aufwerfen, 
die  einen  vor  Gericht  bringen,  die  andern  als  wahi-  anerkennen  sollen,  als 
jemand  zu  zwingen,  gegen  sein  Interesse  als  Zeuge  aufzutreten;  in  der  juristi- 
schen Praxis  wird  dieser  Grundsatz  ganz  allgemein  verworfen.  Viele  können  nicht 
richtig  deklarieren,  sonst  ruinieren  sie  ihren  ganzen  Kredit.  Viele  Fabrikanten 
und  Kaufleute  versetzt  man  in  die  peinlichste  Lage.  Es  gelingt  z.  B.  einen 
neuen  Artikel  zu  produzieren,  der  bisher  nicht  dagewesen  ist  und  einen  grossen 
Nutzen  abwirft;  der  Nutzen  ist  von  7000  auf  30,000  Mark  gestiegen;  wenn  er 
diesen  Geschäftsgewinn  deklariert,  so  ist  sein  ganzes  Geschäftsgeheimnis  ver- 
raten. Wenn  ein  Kaufmann  für  die  Ausfuhr  eines  Artikel  plötzlich  in  einem 
fernen  Lande  eine  sehr  gute  Absatzquelle  fände,  so  könnte  sich  sein  Geschäfts- 
nutzen  verdreifachen.     Deklariert  er  das,    so   würden  von   den  Konkurrenten 
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Spürhunde  ausgesendet,  um  auf  der  Eisenbahn  auszufox'schen,  wohin  der  Mann 
seine  Waren  versendet.  Bei  Licht  besehen ,  richtet  die  Deklarationspflicht  ihre  . 
Schärfe  hauptsächlich  gegen  die  Gewerbetreibenden,  denn  für  die  Kapitalrenten- 
steuer besteht  sie  bereits,  und  der  Grundbesitz  und  die  Gehälter  liegen  offen 
und  klar  zu  Tage.  Höchst  eigentümlich  ist  auch,  dass  man  durch  Beschränkung 
der  Deklarationspflicht  auf  die  erste  Abteilung,  während  man  sie  in  der  zweiten 
Abteilung  für  undurchführbar  hält,  gewissermassen  eine  bestimmte  Grenze  des 
Einkommens  zum  Massstab  der  Intelligenz  macht,  obgleich  Einkommen  und 
Intelligenz  sich  keineswegs  decken.  Die  Abgrenzung  der  Deklarationspflicht 
führt  auch  insofern  zu  Schwierigkeiten,  als  es  sehr  viele  geben  kann,  deren 
Einkommen  auf  2000 — 2600  Mark  geschätzt  wird,  während  sie  ebenso  gut 
2600—3000  Mark  haben  können.  Sie  entgehen  widerrechtlich  der  Deklarations- 
pflicht. Umgekehrt  kann  es  manche  in  der  Klasse  2600 — 3000  geben,  die  zu 
hoch  eingeschätzt  sind,  die  seither  nicht  dagegen  reklamiert  haben,  nun  aber 
zur  Deklarationspflicht  gezwungen  sind.  Wenn  sie  das  Richtige  nun  dekla- 
rieren, so  bleibt  doch  dahingestellt,  ob  dies  anerkannt  wird.  Einige  waren  der 
Meinung,  man  dürfe  den  Regierungen  die  Erhebung  der  Steuern  nicht  so  sehr 
erleichtern,  weil  sie  sonst  zu  leicht  in  ihren  Ausgaben  die  Grenzen  überschreite, 
zu  wenig  an  diejenigen  denke,  die  mit  saurem  Schweiss  die  Steuern  erarbeiten 
müssen.  Die  Regierung  ihrerseits  legte  besonders  Gewicht  auf  die  Geschäfts- 
belastung, wie  sie  durch  Prüfung  und  Vervollständigung  der  Deklarationen 
u.  s.  w.  eintreten  werde.  In  Mainz  sind  3015  Einkommensteuerpflichtige  erster 
Abteilung.  Selbst  angenommen,  dass  Vs  der  Deklarationen  brauchbar  wäre,  so 
würden  immer  noch  2774  übrig  bleiben.  Auf  Aufforderung  vom  11.  Mai 
1881  erklärten  sich  die  Steuerkommissariate  fast  einstimmig  gegen  die  Deklara- 
tion. Im  Moment,  wo  schon  die  Einführung  der  Kapitalrentensteuer  die  Thätig- 
keit  der  Steuerbeamten  erheblich  beansprucht,  hielt  man  eine  weitere  Belastung 
für  nicht  angezeigt.  Die  Regierung  war  der  Ansicht,  dass  bei  Beibehaltung 
der  Deklaration  eine  vollständige  Veränderung  der  Veranlagungsbehörden  in 
den  grössern  Städten  notwendig  werde. 

Gegenüber  diesen  zahlreichen  Einwänden  war  es  den  Freunden  der  De- 
klaration nicht  gerade  leicht,  diese  Massregel  zu  verteidigen.  In  erster  Linie 
wurde  von  ihnen  behauptet,  dass  die  Deklaration  richtigere  Resultate  ergebe. 
Die  Schätzung  bei  vielen  Einkommen,  namentlich  den  sehr  grossen,  ist  ungemein 
schwierig,  und  wenn  auch  in  Zukunft  das  Einkommen  aus  Kapitalien  leichter 
getroffen  werden  kann,  so  gibt  es  doch  noch  sehr  viele  andere,  die  ebenso  schwer 
zu  finden  sind,  z.  B.  dasjenige  der  grossen  Fabrikanten,  der  grösseren  Kaufleute 
und  anderer.  Zur  Zeit  kann  derjenige,  der  stillschweigt,  nur  gewinnen  zum 
Nachteil  dessen,  der  ehrlich  sein  Einkommen  deklariert;  denn  wenn  er  zu  hoch 
eingeschätzt  wird,  so  bleibt  ihm  immer  das  Reklamationsrecht  offen,  und  er 
kann  nachweisen,  dass  sein  Einkommen  nicht  so  hoch  ist,  als  die  Einschätzungs- 
kommission angenommen.  Er  riskiert  durch  Stillschweigen  gar  nichts,  er  kann 
nur  gewinnen;  denn  er  hat  die  Chance,  dass  er  niedriger  eingeschätzt  wird  als 
er  verdient.  Andere  wünschten  gerade  aus  einem  gegenteiligen  Motiv  die  Dekla- 
ration. Nach  ihnen  wurde  man  bisher,  wie  die  steten  Klagen  beweisen  soUten, 
zu  hoch  eingeschätzt,  die  Reklamationen  blieben  fast  stets  erfolglos,  die  Selbst- 
deklaration  gewährt   also   einen  bessern  Schutz.     Die  Schwierigkeiten   der  De- 
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klaration,  wurde  weiter  behauptet,  werden  überschätzt.  Es  ist  zuzugeben,  dass 
in  einer  Zeit,  in  der  so  viele  Gesetze  gemacht  werden,  die  Gesetzeskenntnis  eine 
mangelhafte  ist,  aber  diejenigen  Gesetze,  bei  denen  es  sieh  um  pekuniäre  An- 
gelegenheiten handelt,  pflegen  doch  sehr  rasch  bekannt  zu  werden.  Die  Un- 
kenntnis der  Gesetze,  ein  Rechtsirrtum  hilft  auch  sonst  den  Beschuldigten  zu 
keiner  Zeit,  und  je  verwickelter  das  Gesetz  ist,  desto  leichter  ist  ein  Irrtum, 
desto  grösser  ist  der  Nachteil,  der  wegen  der  Unkenntnis  einen  treffen  kann. 
Wer  beispielsweise  im  neuen  bürgerlichen  Verfahren  einen  auf  Versäunmis  des 
ersten  Termins  anberaumten  zweiten  Termin  versäumt,  kann  unter  Umständen 
sein  ganzes  Vermögen  verlieren,  er  hat  den  betreffenden  Prozess  definitiv  ver- 
loren. Oder  es  ist  ein  Urteil  rechtskräftig  geworden;  wenn  man  nun  noch  mit 
Zeugen  voll  beweisen  kann,  dass  einen  die  Verpflichtung  nicht  trifft,  welche  das 
Urteil  rechtskräftig  ausspricht,  so  kann  doch  nicht  mehr  geholfen  werden; 
denn  es  gibt  keine  Wiederauftiahme  des  Verfahrens  wegen  neu  aufgefundener 
Zeugen  gegen  ein  rechtskräftig  gewordenes  Urteil.  Die  Steuergesetze  sind  nicht 
schwer  verständlich  und  leben  sich  schnell  in  das  bürgerliche  Leben  ein.  Durch 
genaue  Instruktionen  kairn  man  die  Schwierigkeiten  der  Deklaration  erheblich 
abschwächen,  und  da  es  sich  in  der  ersten  Abteilung  nur  um  14,000  Einkommen- 
steuerpflichtige und  nicht  wie  in  der  zweiten  Abteilung  um  250,000  handelt, 
so  wird  die  Belehrung  leicht  möglich  sein.  In  Baden,  zum  Teil  auch  in  Würt- 
temberg und  Bayern  findet  sich  die  Deklaration.  Wenn  die  bisherigen  Dekla- 
rationen in  Hessen  schlecht  waren,  so  kann  dem  kein  Gewicht  beigelegt  werden, 
da  dieselben  freiwillige  und  straflose  waren.  In  Zukunft  sind  die  Deklaranten 
in  einer  vollständig  andern  Lage.  Der  Pflichtige  ist  gehalten,  richtig  zu  dekla- 
rieren, wenn  er  sich  nicht  schweren  Nachteilen  aussetzen  will.  Für  die  Leute, 
die  zu  deklarieren  haben,  ist  die  Einkommensteuer  nichts  Neues,  eine  absolute 
Unkenntnis  über  ihr  Einkommen  können  die  Leute  also  nicht  haben,  das  bisher 
durch  Einschätzung  Festgesetzte  gewährt  immerhin  einen  gewissen  Schutz.  Treten 
Abweichungen  auf.  so  wird  dies  grösstenteils  auf  die  Fehler  der  Einschätzung 
hinweisen,  über  deren  Grenzen  man  ja  überhaupt  noch  nichts  weiss.  Es  ist 
jedenfalls  richtiger,  wenn  man  den  Deklaranten  in  die  Lage  versetzt,  über  seine 
Verhältnisse  Aufschluss  zu  geben.  Die  Einschätzungskommission  weiss  oft  nicht, 
soll  sie  500,  1000  oder  2000  fl.  annehmen.  Vor  allen  Quälereien,  Zudringlich- 
keiten und  falschen  Schlüssen  aus  involventen  Thatsachen  werden  die  Steuer- 
pflichtigen nur  durch  die  Deklaration  bewahrt.  Man  weckt  durch  dieselbe  zu- 
gleich das  Pflichtgefühl  dem  Staat  gegenüber  und  gewöhnt  den  einzelnen,  über 
sein  Geschäft  und  sein  Einkommen  sich  klar  zu  werden,  also  wirtschaftlich  zu 
denken.  Man  braucht  auch  nicht  bange  zu  machen  damit,  dass  der  einzelne 
ohne  Schuld  so  leicht  der  Strafe  verfalle.  Man  wird  immer  erst  den  Weg  der 
A'erständigimg  beschreiten,  imd  erst  wenn  man  sieht,  dass  er  eine  absichtlich 
falsche  Deklaration  abgegeben  hat,  wird  er  straffäUig.  Zum  Schutz  des  Pflich- 
tigen wurde  ausdrücklich  in  der  Kammer  die  Absicht  ausgesprochen,  dass  nicht 
die  Präsumtion  für  den  Dolus  angenommen  werden  soUe,  die  Richter  sollten 
prüfen,  ob  wissentlich  falsch  deklariert  ist;  der  Beschuldigte  hat  nicht  das 
Gegenteil  nachzuweisen.  Kein  Gewicht  wurde  der  Behauptung  der  Handels- 
kammern beigelegt,  dass  die  Deklaration  den  Kaufmann  veranlasse,  falsche  An- 
gaben zu  machen,  um  sich  in  den  Augen  der  Welt  kreditfähiger  erscheinen  zu 
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lassen,  also  untei-  den  Kaufleuten  der  Immoralität  Vorschub  leiste.  Der  Kauf- 
mann kann  sich  weit  unmoralischerer  Mittel  bedienen,  um  seinen  Kredit  zu  er- 
halten, wie  Wechselreiterei,  übertriebene  Wareneinkäufe,  glänzende  Ausstattung 
seines  Lagers  u.  s.  w.  Schliesslich  kann  er  auch  bei  zu  hoher  Einschätzung 
stillschweigen.  Die  Gegner  meinten  freilich,  es  bleibe  auch  da  noch  der  Unter- 
schied, dass  in  dem  einen  Fall  jemand  zu  einem  verwerflichen  Mittel  freiwillig 
seine  Zuflucht  nehme,  während  die  Deklaration  ihn  geradezu  in  Versuchung 
führe.  Was  endlich  die  Geschäftsvermehrung  anlangt,  so  wollten  einige  geradezu 
eine  solche  bestreiten ;  denn  hier  kommt  der  Deklarant  und  sagt,  das  ist  mein 
Einkommen,  im  andern  Fall  muss  dagegen  die  Einschätzungskommission  das 
Einkommen  erst  umständlich  eruieren.  Andere  behaupteten,  in  den  Land- 
bezirken betrage  die  Zahl  der  Pflichtigen  eines  Steuerkommissariats  kaum  100  in 
den  besseren  Gegenden,  in  andern  bleibe  sie  oft  noch  weit  darunter.  In  Städten 
werde  allerdings  eine  Arbeitshilfe  nötig  werden.  Die  Mehrausgabe  werde  aber 
durch  das  Resultat  der  Selbsteinschätzung  mehr  als  aufgewogen.  Wollte  man 
die  Ueberbürdung  der  Steuerbehörden  gelten  lassen,  so  könne  man  jeden  Fort- 
schritt in  der  Gesetzgebung  aufhalten.  Andere  Staaten  brächten  es  doch  auch 
zustande. 

Diese  Gründe  zu  Gunsten  der  Deklaration  wurden  von  der  I.  Kammer 
nicht  als  durchschlagend  anerkannt,  sie  scliloss  sich  den  Gegnern  an  und  lehnte 
einstimmig  alle  auf  die  Deklarationspflicht  bezüglichen  Artikel  ab.  Auch  der 
Weg  der  Rekommunikation  ergab  kein  anderes  Resultat,  so  dass  die  II.  Kammer 
schliesslich,  wollte  sie  nicht  das  ganze  Gesetz  scheitern  lassen,  nachgeben 
musste.  Der  volle  Nachdruck  fehlte  der  IL  Kammer  dadurch,  dass  die  Regierung 
für  die  Einschätzung  eintrat,  wenn  sie  auch  das  Gesetz  nicht  abgelehnt  hätte, 
wenn  die  Deklaration  angenommen  worden  wäre. 

Der  Versuch  der  IL  Kammer,  bei  den  höheren  Einkommen  den  Veran- 
lagungsmodus auf  eine  andere  und  nach  ihrer  Ansicht  bessere  Basis  zu  stellen, 
war  also  definitiv  gescheitert.  Um  so  merkwürdiger  ist  der  Widerspruch  ihres 
Verhaltens  gegenüber  der  Meldangabe,  von  der  die  Art.  11  und  12  handeln. 
Während  die  Majorität  der  IL  Kammer  mit  Eifer  und  Energie  für  die  Dekla- 
ration eintrat,  um  angeblich  die  Wahrheit  der  Einkommensgrösse  zu  eruieren, 
bröckelte  sie  hier  im  Gegensatz  zur  Regierung  in  Art.  11  und  12  vieles  ab, 
was  dem  gleichen  Zwecke  dienen  sollte.  Bei  der  I.  Kammer  war  es  freilich 
nur  konsequent  und  ihrer  Haltung  bei  der  Deklarationspflicht  nur  entsprechend, 
wenn  sie  den  Abbröcklungsprozess  noch  etwas  weiter  fortsetzte. 

Die  Absicht  der  Regierung  ging  dem  Entwurf  zufolge  dahin,  die  für  Er- 
fassung des  Einkommens  äusserst  wirksame  Meldangabe  in  möglichst  umfang- 
reicher Weise  zur  Geltung  zu  bringen.  Sie  verlangte,  dass  die  Besitzer  der 
bewohnten  Gebäude  oder  deren  Stellvertreter  hinsichtlich  der  Bewohner  der- 
selben, die  Haushaltungsvorstände  hinsichtlich  der  zu  ihrem  Haushalt  gehörigen 
Personen  und  die  Gewerbtreibenden ,  sowie  die  Arbeitgeber  bezüglich  der  bei 
ihnen  beschäftigten  Personen  in  allen  ihnen  bekannten,  die  Einkommensteuer- 
pflichtigkeit  berührenden  Beziehungen  zur  Auskunft  verpflichtet  seien,  die  Arbeit- 
geber sollten  ausserdem  noch  speciell  verbunden  werden,  auf  Verlangen  die 
Löhne  anzugeben,  ebenso  sollten  die  Spar-  und  Leihkassen  und  ähnliche  Institute 
über   die  Einlagen   der  Beteiligten  Aufschluss   geben.     Ein  Teil  dieser  Bestim- 
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mirngen  war  bisher  schon  durch  Verordnung  vom  3.  Juli  1869  verlangt  *),  aber  nicht 
pönalisiert,  ein  Zwang  konnte  sonach  nicht  ausgeübt  werden.  Das  Verhalten  der 
Bevölkerung  gegenüber  der  Verordnung  war  nicht  gleichartig.  In  Mainz  füllten 
fast  sämtliche  Gewerbtreibende  die  Formularien  und  besonders  die  Kolumnen  der 
Lohnbezüge  aus,  ebenso  grösstenteils  in  Worms.  In  Offenbach  machte  man  aber 
fast  systematische  Opposition.  Die  Kommissäre  suchten  sich  nun  dadurch  zu 
helfen,  dass  sie  nicht  gelinde  verfuhren;  die  Steuerpflichtigen  reklamierten,  zur 
Begründung  ihrer  Reklamation  wurden  sie  aber  schliesslich  doch  genötigt,  spe- 
cielle  Bescheinigung  über  ihre  Bezüge  zu  erbringen.  Statt  dieses  Umwegs  schien 
es  geratener,  im  Gesetz  den  direkten  Weg  sicher  zu  stellen.  Bei  der  Beratimg 
des  ersten  Entwurfs  stiess  der  Art.  11  auch  auf  keine  principiellen  Schwierig- 
keiten. Der  Ausschuss  empfahl  den  Entwurf  mit  der  Bemerkung,  dass  die 
Auskunftserteilung  von  den  Hausbesitzern  nur  insoweit  verlangt  werden  dürfe, 
als  sie  Kenntnis  zufällig  besitzen;  eine  Verpflichtung  zum  Ausspionieren  sollte 
ihnen  nicht  damit  auferlegt  werden,  und  bezüglich  der  Sparkassen  fügte  er  die 
Beschränkung  bei ,  dass  die  Auskunft  nur  auf  einzelne  speciell  namhaft  zu 
machende  Personen  sich  erstrecken  dürfe;  dadurch  hoffte  er  zu  verhüten,  dass 
die  Leute  abgeschreckt  würden,  ihr  Geld  der  Sparkasse  zuzuführen.  Eine  De- 
batte über  den  Artikel  erfolgte  in  der  Kammer  nicht,  er  wurde  einstimmig 
angenommen. 

Fünf  Jahre  später  entfesselte  derselbe  Artikel  ein  grosses  Redetoumier  und 
einen  schweren  Kampf.  Die  Kammer  fand  es  nun  als  unzulässig,  dass  die 
Hauseigentümer  über  alle  möglichen  Verhältnisse  der  Mieter  Auskunft  geben 
sollten;  dadurch  stifte  man  in  allen  Häusern  Unfrieden  und  Feindschaft.  Weder 
das  bayrische  noch  sächsische  Gesetz  verlange  derartiges.  Ersteres  begnüge 
sich  mit  der  Angabe  der  im  Haus  vorhandenen  Personen  mit  Namen,  Berufs- 
oder Erwerbsart,  letzteres  mit  Angabe  derjenigen,  die  im  Hause  wohnen.  Man 
sehe  auch  nicht  ein,  weshalb  gerade  der  Mietsherr  sich  als  Vormund  und  Ober- 
steuercontroleur  seiner  Hausbewohner  qualifizieren  solle,  und  warum  nicht  auch 
umgekehrt  dem  Mieter  gegenüber  dem  Vermieter  das  gleiche  Recht  eingeräumt 
werde.     Die  Regierung   erklärte,    die   Bestimmung  habe  nur   den    Zweck,   die 


^)  §  2 :  Zum  Zweck  der  Beschaffung  dieser  Nachrichten  sind  auf  Ver- 
langen der  betreffenden  Bürgermeisterei  zur  Auskunftserteilung  in  allen  die 
Einkommensteuerpflichtigkeit  berührenden  Beziehungen  die  Besitzer  bewohnter 
Gebäude  oder  deren  Stellvertreter  hinsichtlich  der  Bewohner  derselben,  die 
Haushaltungsvorstände  hinsichtlich  der  zu  ihrem  Haushalt  gehörigen  Personen 
und  die  Gewerbtreibenden  und  sonstigen  Arbeitgeber  hinsichtlich  der  bei  ihnen 
beschäftigten,  wenn  auch  anderwärts  wohnenden  Personen  verpflichtet. 

§  4:  Die  Steuerverwaltung  kann  Anordnung  treffen,  dass  in  denjenigen 
grossem  Gemeinden,  für  welche  sie  es  für  erforderlich  erachtet,  vor  der  Steuer- 
regulierung eine  vollständige  Aufuahme  des  einkommensteuerpflichtigen  Per- 
sonenstandes stattfindet.  Zu  diesem  Behufe  sind  die  Bürgermeistereien  ver- 
pflichtet, die  desfallsigen  ihnen  von  den  Steuerkommissariaten  mitgeteilt  werdenden 
Aufnahmeformularien  den  Haushaltimgsvorständen,  beziehungsweise  Eigentümern 
bewohnter  Gebäude  auf  Kosten  der  Gemeinden  zuzustellen  und  dieselben  nach 
Ablauf  von  drei  Tagen,  nach  stattgefundener  ordmmgsmässiger  Ausfüllung  wieder 
abholen  zu  lassen.  Sie  haben  sodann  die  eingezogenen  Notizen  sorgfältig  zu 
prüfen  etc. 

291 


292  Georg  Schanz, 

Steuerpflichtigkeit  als  solche  zu  ermitteln,  nicht  aber,  dass  der  Haus- 
besitzer seine  Meinung  über  das  P]inkommen  der  Mieter  äussere  oder  auch  nur 
den  Ertrag  der  Miete  einschreibe.  Vergeblich  —  die  Meldangabe  der  Haus- 
besitzer wurde  eliminiert. 

Der  zweite  Angriff  richtete  sich  gegen  die  Deklarationspflicht  der  Arbeit- 
geber bezüglich  der  Arbeiter.  Sie  drohe,  sagte  man,  das  ohnebin  verschärfte 
Verhältnis  zwischen  beiden  zu  verschlimmem;  bei  einer  hohem  Einschätzung 
falle  das  Odium  auf  den  Arbeitgeber.  Es  könne  vorkommen,  dass  der  kleine 
Meister  selbst,  weil  sein  Einkommen  nicht  2600  Mark  erreicht,  unter  die  Ein- 
schätzung falle,  während  sein  Geselle,  für  den  der  Meister  deklarieren  muss, 
den  vollen  Verdienst  zu  versteuern  habe.  Das  Publikum  sehe  die  Sache  an,  wie 
eine  Denunziation,  wenn  schon  keine,  sondern  nur  eine  Pflicht  vorliege;  beim 
anzeigenden  Forstwart  oder  Zollbeamten  sei  das  gleiche  Verhältnis.  Dem  hielt 
man  entgegen,  dass,  soweit  bisher  freiwillig  Angaben  von  den  Arbeitgebern  über 
die  Löhne  der  Arbeiter  gemacht  wurden,  das  Verhältnis  beider  nicht  darunter 
litt.  Das  Gleiche  habe  man  beobachtet,  wenn  bei  den  Armenvereinen  von  den 
Arbeitgebern  die  Bezüge  auf  Verlangen  mitgeteilt  wurden.  Um  eine  Steuer 
gerecht  zu  verteilen,  müsse  man  das  wahre  Einkommen  möglichst  zu  ermitteln 
suchen.  Wenn  man  den  Zweck  wolle,  müsse  man  auch  die  Mittel  wollen,  man 
dürfe  diesen  nicht  den  Schein  unberechtigter  Eingriffe  geben.  Das  Pflicht- 
gefühl gegenüber  dem  Staat  müsse  auch  dem  Arbeiter  innewohnen,  und  man 
düi'fe  nicht  für  die  Arbeiter  ein  besonderes  Privilegium  schaffen.  Auf  der 
andern  Seite  stehe  wohl  das  Princip  der  persönlichen  und  bürgerlichen  Freiheit; 
allein  man  könne  sie  nicht  verletzt  erachten,  wenn  die  Steuerbehörde  den 
Arbeitgeber  um  Auskunft  angehen  darf.  Die  der  ersten  Abteilung  ange- 
hörigen  Steuerpflichtigen  seien  verpflichtet,  alles  anzugeben,  was  ihr  Einkommen 
angeht ;  wenn  man  die  zweite  Abteilung  nicht  damit  behellige,  so  geschehe  es  nur 
deshalb,  weil  man  eine  enorme  Arbeitslast  für  die  Steuerbehörden  sonst  schaffe. 
Die  Deklarationspflicht  müsse  deshalb  hier  entsprechend  ersetzt  werden.  Im 
Steuerkommissariat  Mainz  allein  seien  35,000  Einkommensteuerpflichtige  einzu- 
schätzen; in  der  ersten  Abteilung  seien  jährlich  1.5 — 17  Sitzungen  von  je 
3 — 3Y2  Stunden;  in  der  zweiten  habe  jede  einzelne  der  Bezirkskommissionen 
mehrere  Wochen  zu  thun;  es  wolle  sich  fast  niemand  mehr  dazu  hergeben. 
Ohne  Beihülfe  könnten  die  Kommissionen  die  Veranlagung  nicht  vornehmen  und 
nicht  der  Gerechtigkeit  nachkommen.  Es  sei  irrig,  wenn  man  glaube,  die  Ein- 
schätzung sei  leicht,  weil  es  sich  um  allgemeine  Sätze  handele.  Die  Regierung 
wies  auf  die  Art.  16  —  19  des  bayrischen  Einkommensteuergesetzes,  fex'ner  auf 
die  sehr  weitgehenden  Art.  35 ,  36  des  sächsischen  Gesetzes  hin,  um  zu  zeigen, 
dass  bei  andern  Staaten  das  gleiche  Bedürfnis  empfunden  wurde. 

Die  Argumente  machten  wenigstens  insoweit  Eindruck,  als  man  sich  hier 
mit  einer  Abschwächung  begnügte.  Es  wurde  für  die  Befragimg  der  Formular- 
zwang vorgeschrieben,  um  eine  Gewähr  zu  schaffen,  dass  der  Steuerkommissär 
alle  gleich  behandele.  Ferner  sollten  bloss  bestimmte  über  Thatsachen  sprechende 
Fragen  gestellt,  aber  nicht  Mutmassungen  über  die  Verhältnisse  an  sich  ver- 
langt werden,  auch  die  Fragen  nur  beantwortet  zu  werden  brauchen,  soweit 
die  Thatsachen  bekannt  sind  und  auf  eigener  Wahrnehmung  beruhen. 

Die  I.  Kammer  war  auch  damit  nicht  zufrieden  gestellt.     Sie   lehnte  alle 
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auf  die  Meldangabe  der  Arbeitgeber  bezüglichen  Bestimmungen  ab.  Massgebend 
für  sie  war,  dass  sie  das  sociale  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern nicht  durch  kleine  Nadelstiche  verbittern  wollte.  In  der  II.  Kammer 
beantragte  der  Ausschuss  Beitritt  zum  Beschluss  der  I.  Kammer,  nahm  aber  diesen 
Antrag  zurück,  als  die  Regierung  in  emstUcher  Weise  darlegte,  wie  successive 
der  Art.  11  abgeschwächt  und  seines  Wertes  beraubt  worden  war.  Sie  wax 
in  der  Lage,  den  Art.  21  des  neuen  preussischen  Gesetzentwurfs  noch  zu  ihren 
Gunsten  anzuführen,  und  stützte  sich  hauptsächlich  darauf,  dass  es  sich  nicht 
etwa  bloss  und  hauptsächlich  um  die  Angabe  der  Löhne,  sondern  in  erster 
Linie  um  Angabe  des  ganzen  Personenstandes  handele.  Sollte  man  nicht  mehr 
in  der  Lage  sein,  in  den  grossem  Städten  die  Personenstandsaufhahme  zu  be- 
werkstelligen, die  in  den  meisten  Städten  bisher  keinen  und  auch  in  Offenbach 
und  Worms  nur  beschränkten  Widerspruch  gefunden  habe,  so  wäre  für  die  Steuer- 
regulierung, namentlich  in  den  sechs  grössten  Städten  ein  Hauptfundament  weg- 
gefallen. Wenn  man  erwäge,  dass  der  Steuerbehörde  beispielsweise  die  Mittei- 
lungen der  hessischen  Ludwigsbahnverwaltimg  fehlen  sollten,  die  allein  im  Bezirke 
Mainz  960  Beamte,  59  Pensionäre  und  93  Witwen  verzeichnet  habe,  so  könne  man 
ermessen,  welches  belangreiche  Material  hinfällig  würde,  wenn  der  Artikel  noch 
weiter  abgeschwächt  würde.  Sie  erinnerte  ferner  daran,  dass  mit  Angabe  der 
Löhne  noch  nicht  gesagt  sei,  dass  sie  auch  strikt  zu  Grunde  gelegt  werden 
müssten,  da  die  Kommission  eine  Klasse  tiefer  herabgehen  könne,  wenn  Krank- 
heit, Kinderzahl  u.  s.  w.  das  erforderlich  erscheinen  lassen.  Aus  der  Kammer 
selbst  wurde  noch  hervorgehoben,  dass  man  die  Lohnfeststellung  und  sogar  den 
Lohnabzug  noch  bei  andern  Gelegenheiten  z.  B.  bei  der  Unfallversicherung  habe. 

Das  Entgegenkonamen  der  II.  Kammer  war  vergeblich;  die  I.  Kammer 
beharrte  bei  ihrem  Strich,  und  die  II.  Kammer  trat  diesem  Votum  schliesslich 
bei.    Die  Meldangabe  der  Arbeitgeber  war  damit  definitiv  gefallen. 

Es  erübrigte  nun  nur  noch,  der  Verpflichtimg  der  Vorstände  der  Spar- 
und  Leihkassen  ein  Ende  zu  bereiten.  Schwer  war  dies  insofern  nicht,  als  hier 
die  Bedenken  unstreitig  erheblicher  waren.  Man  führte  an.  es  seien  vorwiegend 
kleine  Leute,  die  ihr  sauer  verdientes  Geld  diesen  Instituten  übergäben,  es  sei 
unbillig,  gerade  diese  scharf  zu  den  Steuern  heranzuziehen.  Es  sei  sehr  bedenk- 
lich, das  Publikum  den  Sparkassen  zu  entfremden  und  dem  Verkehr  mit  Wert- 
papieren zuzuführen,  über  deren  Güte  die  Mehrzahl  kein  Urteil  habe,  und  bei 
denen  sie  allen  möglichen  Verlusten,  und  wäre  es  nur  dem  an  verfallenen  Coupons 
oder  an  Zins  von  ausgelosten  Papieren  ausgesetzt  sei.  Wenn  die  Entwicklimg 
der  Sparkassen  gehemmt  werde,  so  hätten  weite  Kreise  Nachteil.  Das  Einlage- 
kapital der  42  Sparkassen  betrug  1855  46  MüHonen,  1880  dagegen  67  Millionen. 
In  Rheinhessen  stieg  es  von  9  Millionen  im  Jahre  1875  auf  18  Millionen  im 
Jahre  1880.  Diese  MiUionen  dienten  dazu,  das  anleihende  Publikum  vor  den 
Händen  der  Wucherer  zu  bewahren.  Der  Gewinn  der  Kassen  werde  gleichfalls 
zum  grössten  Teil  Nützlichkeits-  und  Humanitätszwecken  gewidmet.  Es  \\urde 
als  Beispiel  die  Kasse  für  den  Amtsgerichtsbezirk  Gross-Umstadt  angeführt,  die 
jährlich  3—4000  Mark  spendet  (600  Mark  an  den  landwirtschaftlichen  Bezirks- 
verein, 700—800  Mark  an  brave  Dienstboten,  400 — 500  Mark  an  die  Realschule 
als  Unterstützung  an  bedürftige  Schüler  für  Freiplätze  und  Lehrmittel,  350  Mark 
an  die  Handwerkerschule  in  Dieburg,  850  Mark  an  die  in  Gross-Umstadt,  den 
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Rest  an  das  Mathilden-Landkrankenhaus  in  Darmstadt,  an  die  Ludwigs-  und 
Alicestiftung,  an  das  Diakonissenhaus,  an  Invalidenvereine,  an  den  Tierschutz- 
verein, das  Lehrerwaiseninstitut  u.  s.  w.).  Insoweit  aus  dem  Gewinn  der  Reserve- 
fonds erhöht  werde,  steigere  das  das  Ansehen  des  Instituts  und  erleichtere 
die  Haftungspflicht  der  Gemeinden.  Es  wurde  hervorgehoben,  die  Sparkassen- 
vorstände behaupteten,  sie  wären  an  sich  gerne  bereit,  Auskunft  über  die  Höhe 
einzelner  Einlagen  zu  erteilen,  aber  die  allgemein  gestellte  Forderung  hielten 
sie  für  eine  Gefahr. 

Dem  wurde  entgegengehalten,  dass  die  kleinen  Einlagen  ja  ohnehin  sowohl 
von  der  Einkommensteuer  als  in  noch  höherem  Mass  von  der  Kapitalrenten - 
Steuer  frei  seien.  Ein  Zurückziehen  und  Verbrauchen  dieser  Anlagen  sei  also 
gar  nicht  zu  befürchten.  Man  führte  Fälle  an,  in  denen  der  Direktor  der  Spar- 
kasse zugleich  Steuerkommissär  und  der  Rechner  Mitglied  der  Einschätzungs- 
kommission gewesen  sei,  ohne  dass  man  eine  Schädigung  der  Kasse  beobachtet 
haben  wollte.  Es  handele  sich  oft  auch  um  grosse  Einlagen  von  10,000,  20,000 
und  30,000  Mark.  Wenn  man  überhaupt  zur  Förderung  der  Sparsamkeit  keine 
Steuer  auferlegen  wollte,  so  müsste  man  auch  die  Grundsteuer  aufheben,  denn 
der  kleine  Mann  kaufe  sich  sehr  oft  für  seine  Ersparnisse  Grundstücke.  Man 
könne  unmöglich  den  Grundsatz  sanktionieren,  dass  die  Sparkassebehörden  eine 
Auskunft  nicht  geben  sollen,  denn  sonst  würde  man  ein  Asyl  für  jeden  schaffen, 
der  sein  Einkommen  und  sein  Vermögen  der  Steuer  entziehen  wolle.  Der 
sparenden  Bevölkerung  könne  man  im  grossen  Ganzen  keinen  betmgerischen 
Hang  zuschreiben,  und  es  sei  nicht  mehr  Nachteil  zu  fürchten,  als  bei  den 
Hypothekenregistem  auch,  die  dem  Steuerkommissär  off"en  stünden,  ohne  dass 
das  Kapital  sich  deswegen  aus  dem  Grundbesitz  herausziehe.  Man  habe  nie 
gehört,  dass  die  Grundlage  der  Sparkassen  das  Geheimnis  der  Einlagen  bilde. 
Die  Steuerbehörde  habe  bei  jedem  Todesfall  Veranlassung,  sich  in  den  Besitz 
der  Nachlassakten  zu  setzen,  bei  allen,  die  unter  Kuratel  stehen,  sei  die  Steuer- 
behörde in  der  Lage,  alles  aufzufinden,  warum  solle  sie  bei  den  Sparkassen  ein 
verschlossenes  Thor  finden.  Die  Sparkassen  seien  öffentliche  Institute, 
welche  unter  kreisamtlicher  Aufsicht  stünden ;  wenn  man  die  Hypothekenbücher 
zur  beliebigen  Durchsicht  preisgebe,  könne  man  nichts  sagen  gegen  eine  Er- 
kundigung bei  den  Beamten  der  Sparkasse.  Der  grössere  Teil  der  Bevölkerung 
sei  gewitzigt  genug,  als  dass  er  deshalb,  weil  er  zu  einem  kleinen  Steuerbetrag 
zugezogen  werde,  der  Sicherheit  die  Unsicherheit,  der  .festen  Anlage  die  Gefahr 
des  Verlustes  vorzöge.  Die  Regiening  hob  ausdrücklich  hervor,  es  sei  nicht  die 
Absicht,  förmliche  Verzeichnisse  der  Einlagen  zu  verlangen;  nur  bei  Reklama- 
tions-  oder  erheblichen  Zweifelsfällen  sollte  Gebrauch  davon  gemacht  werden, 
an  die  Dienstboten  habe  man  nicht  gedacht. 

Die  Kammer  nahm  bei  der  ersten  Lesung  den  dritten  Absatz  an^).  Der 
Beschluss  rief  eine  grosse  Agitation  im  Land  hervor,  welche  nicht  ohne  Eindruck 
auf  die  Abgeordneten  blieb.  Von  den  42  Sparkassen  waren  14  mit  Eingaben 
herangetreten;  durch  die  Eingaben  war  eine  Beunruhigung  ins  Publikum  ge- 
drungen, manche  Kapitalien  sollten  daraufhin  gekündigt  worden  sein.  Von 
verschiedenen  Seiten  wurde  dargethan,   dass   die  Befürchtungen   offenbar  übei- 


^)  Nur  setzte  sie  an  Stelle  des  Wortes  „sind"  die  Worte  , dagegen  sind  nur". 
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trieben  seien,   und  zum  Teil   nur  die  Absicht  vorliege,   das  walire  Einkommen 
zu  verschleiern.    Beim  ersten  Entwurf  habe  keine  einzige  Sparkasse  remonstriert. 
Es    wm-de   daran    erinnert,    dass   das   Kapitalrentensteuergesetz  ja   selbst   den 
Steuerpflichtigen  schon  anhält,  seine  Kapitalrente  zu  deklarieren,  weshalb  solle 
man,  wenn  Zweifel  an  seiner  Wahrhaftigkeit  der  Angabe  bestehen,   sich   nicht 
zur    Aufklärung    der    Sache    auch    an    die   Sparkassen   wenden?     Anderseits 
wollten   aber  viele  Abgeordnete  nicht  mehr  die  Verantwortung  tragen,   wenn 
ein  Schaden  erwachse.     Die   berichtenden  Sparkassen  Verwaltungen,   beziehungs- 
weise Korporationen,  erschienen   doch  an  sich  zu  uninteressiert,   als   dass   man 
ihr  Urteil  nicht  beachten  sollte.    Es   schien  bedenklich,   wegen   einzelner  Per- 
sönlichkeiten  und   Fälle    —    auf   solche   war   der   Absatz   3    ausdrücklich    be- 
schränkt —  das  Vertrauen   von   10,000   andern  zu  erschüttern.    Die   sonstigen 
Gründe,  die  dagegen  sprachen,  wurden  zum  Teil  wiederholt,  manche  gegnerische 
Behauptung  richtig   gestellt.     Dass   es   sich   in   der  Masse   um  kleine  Einlagen 
handelt,  wurde  durch   die  Statistik  erwiesen.     Die   67  Millionen  Einlagen  ver- 
teilen sich  auf  167,000  Einleger;   in  der  Pro\-inz  Starkenburg  entfallen  auf  ein 
Sparkassenbuch   580.11,   in   Oberhessen  .521.00,   in  Rheinhessen  798.89,   durch- 
schnittlich  also  610.82  Mark.    Meist   schliessen  schon   die  Statuten   grosse  Be- 
träge  aus;    auch  ist   für    den   grossen   Kapitalisten   die  Verzinsung   zu   gering. 
Was    die    Sparkassen    für   gemeinnützige   Zwecke  jährlieh    opfern,   wurde    auf 
170,000  Mark  geschätzt.     Es  wurde  als  inkonsequent  befunden,   dass   man   den 
Privatbanken  nicht  auch  die  Verjjflichtung  auferlege,   ihre  Bücher  den  Steuer- 
behörden zur  Verfügung  zu  stellen.     Der  Vergleich  mit  den  Hypothekenbüchem 
wurde  als  vmzureichend  angesehen,  da  man  wegen  eines  Gläubigers  alle  Hypo- 
thekenbüchei  des  Landes  prüfen  müsste,  um  die  Ausleihungen  des  Beti-effenden 
zu   ermitteln.     Der  grosse   Kapitalist  habe   überhaupt    tausend   Gelegenheiten, 
sein  Geld  und  seine  Kapitalien  unterzubringen  in  einer  Weise,  dass  kein  Mensch 
etwas  davon  erfähi-t;  die  kleinen  Leute  seien,  dagegen   auf  die  Sparkasse  ange- 
wiesen.    Ein  Antrag   ging   dahin,   nicht   der  Steuerbehörde,    sondern  der    Ein- 
schätzungskommission   das   Recht,    Auskunft   zu  fordern,    zu    geben.     Es  sollte 
dadurch   das  Odiöse   wegfallen;    denn  von    den    Kommissionen   nahm   man    an, 
dass  sie  nur  dann  Anfragen  an  die  Vorstände  der  Kassen  richteten,   wenn  sie 
sich  überhaupt  über  einen  einzelnen  Fall  nicht  für  genug   unterrichtet  hielten. 
Die  Kammer  lehnte  aber  den  Absatz  3   mit  20   gegen   19  Stimmen   ganz  ab '). 
Der  Artikel  11  war  kaum  mehr  ein  Schattenbild    des  ursprünglichen  Ent- 
wurfs.    Nichtsdestoweniger  waren  einige  auch  jetzt  noch  nicht  zufrieden  gestellt 
und  wollten  die  lex  vollends  und  zwar  auch  im  juristischen  Sinn   zu    einer  im- 
perfecta machen,  indem  sie  im  Artikel  12  die  Pönalisierung  bekämpften  ,    doch 
wurde  diese  nach  einigen  Milderuncren  des  Entwurfs  gerettet. 


^)  Mit  dieser  gänzlichen  Ablehnung  war  ein  Bedenken  hinfällig  geworden, 
was  nämlich  unter  den  den  Sparkassen  und  Leihkassen  ähnlichen  Instituten 
zu  verstehen  sei.  Nach  einer  Erläuterung  der  Regierung  sollte,  ,wer  sich  mit 
Aulhahme  von  Kapitalien  und  Verzinsung  derselben  im  Sinne  der  Spar-  und 
Leihkassen  beschäftigt,  einschliesslich  der  von  Gemeinden,  Vereinen  und  Gesell- 
schaften gegi-ündeten  Institute  ^  unter  Artikel  12  fallen.  Unter  die  Leihkassen 
wären  wohl  alle  Banken  gefallen  und  mit  der  Erfassung  des  Kapitals  Ernst 
gemacht  worden. 
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2.  Steuerskala.  (Entlastung  der  untern  Klassen,  Progression), 
Aehnlich  wie  in  Preussen  eine  Klassensteuer  und  klassifizierte  Einkommen- 
steuer besteht,  die  zusammengenommen  ein  Ganzes  bilden,  so  zerfällt,  wie 
schon  oben  kurz  angedeutet,  auch  die  hessische  Einkommensteuer  in  zwei  Ab- 
teilungen, von  denen  die  erste  die  höheren,  die  zweite  die  niederen  Einkommen 
betrifft.  Beide  unterscheiden  sich  hauptsächlich  durch  abweichende  Zusammen- 
setzung der  Einschätzungskommission  und  Reklamationsinstanz ,  durch  ver- 
schiedenen Aufbau  der  Steuerskala ,  sowie  dadurch,  dass  bei  der  zweiten  Ab- 
teilung die  Einschätzung  in  die  nächst  niedere  Klasse  erfolgen  darf,  wenn  andere 
auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  ungünstig  einwirkende  Verhält- 
nisse zu  besonderer  Berücksichtigung  Anlass  geben.  Bei  den  neuen  Gesetzent- 
würfen musste  die  Frage  der  Freilassung  und  Entlastung  der  untern  Klassen 
bei  der  zweiten  Abteilung  (Artikel  35)  zum  Austrag  kommen,  wogegen  bezüglich 
der  Progression  der  Schwerpunkt  bei  der  ersten  Abteilung  (Artikel  13)  lag. 

Bei  dem  ersten  Punkt  zeigte  sich  in  dem  Gang  der  Verhandlungen  der 
ganze  Wechsel  der  Anschauungen,  wie  er  in  dem  Zeitraum  von  1878 — 1883 
hauptsächlich  unter  dem  Einfluss  der  preussischen  Gesetzgebung  sich  vollzogen 
hatte.  Zunächst  mag  zum  bessern  Verständnis  der  Aufbau  von  der  Skala  der 
ersten  Abteilung  des  bisherigen  Gesetzes  mitgeteilt  werden : 

Einkommen                           Steuerkapital  Von  jeder  unteren  Klassen- 

in  Gul-  in  °/o  der  grenze  werden  bei  einem 

den  Unter-  Ausschlag  von  19  Pf.  in 

grenze  "/oen  entrichtet, 

bis  200  fl.  (bis              342,86  M.)       10  -  — 

•  200-  300  fl.  (  342,86-  514,29  M.)       15  Th  — 

300-  400  fl.  (  514,29-  685,71  M.)       20  6-/3  1,27 

400—  500  fl.  (  685,71—  857,14  M.)      30  7V2  1,43 

500-  600  fl.  (  857,14—1028,57  M.)       40  8  1,52 

600—  700  fl.  (1028,57—1200,00  M.)      50  8V8  1,58 

700-  800  fl.  (1200,00-1371,43  M.)       60  877  1,63 

800-  950  fl.  (1371,43-1628,57  M.)       75  9Vs  .  1,78 

950— 1100  fl.  (1628,57-1885,71  M.)       90  9^/5  1,80 

1100— 1300  fl.  (1885,71-2228,57  M.)     110  10  1,90 

1300—1500  fl.  (2228,57—2571,43  M.)     130  10  .                   1,90 

Die  1.  E.  der  Regierung  sah  folgende  Skala  für  die  2.  Abteilung  vor: 

Steuer-  in  "/«  der 

kapital  Untergrenze 

16  - 

24  8 

82  7,11 

44  7,83 

60  8,00 

80  8,89 

100  9,09 


1. 

Klasse  bis  zu 

300  M. 

2. 

^ 

800- 

-  450  M. 

3. 

jj 

450- 

-  600  M. 

4. 

, 

600- 

-  750  M. 

5. 

1) 

750- 

-  900  M. 

6. 

„ 

900- 

-1100  M. 

7. 

„ 

1100- 

-1300  M. 

8. 

j, 

1300- 

-1500  M. 

125  9,61 
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Steuer- 

in "/'o  der 

kapital 

Untergrenze 

9.  Klasse   1500-1700  M. 

150 

10,00 

10.       „       1700-1900  M. 

175 

10,30 

11.       ,       1900-2200  M. 

200 

10,52 

12.       ,        2200-2500  M. 

235 

10,67 

Von  einer  erheblichen  Begünstigung  war,  wie  man  leicht  ei:sieht,  in  der 
ersten  Abteilung  keine  Rede;  manche  Steuerkapitalien  wurden  im  Gegenteil 
noch  erhöht.  Auch  die  bessere  Behandlung  der  untersten  Klasse  war  von  ge- 
ringem Belang.  Bisher  betrug  für  die  Einkommen  der  ersten  Klasse  (bis  200  fl.) 
das  Steuerkapital  10  fl.  =  17,14  Mark,  während  in  Zukunft  für  die  erste  Klasse 
(bis  300  Mark)  16  zu  Grund  gelegt  werden  soUte,  für  die  zweite  Klasse  bisher 
15  fl.  =  25,71  Mark,  jetzt  24  Mai-k. 

Im  Ausschuss  wurde  die  Skala  mehrfach  bemängelt.  Man  warf  zunächst 
die  Frage  auf,  ob  man  nicht  wie  in  Preussen  die  Einkommen  bis  420  Mark 
freilassen  und  dadurch  eine  weitere  Erleichterung  der  um  den  Erwerb  zum 
notwendigsten  Unterhalt  Kämpfenden,  sowie  eine  bedeutende  Vereinfachung  des 
Steuergeschäftes  herbeiführen  soUte.  Es  würden  von  229,329  Steuerpflichtigen 
84,418  mit  1,722,472  Mark  Steuerkapital,  sonach  circa  37  Prozent  der  Personen 
mit  0,9  Prozent  des  gesamten  Einkommensteuerkapitals  freigegeben  worden  sein. 
Man  hielt  die  Bedenken,  die  dagegen  sprachen,  für  entscheidender.  Einmal  sei 
es  nicht  gut,  dass  eine  Reihe  von  Personen  überhaupt  keine  Steuern  mehr  be- 
zahlten, weil  sie  damit  offenbar  in  ein  lockeres  Verhältnis  zum  Staate  geriethen, 
es  komme  ihnen  das  Staatsinteresse  abhanden.  Sodann  sei  der  Steuerbetrag 
in  dieser  Klasse  so  unbedeutend,  dass  fast  der  Verdienst  eines  einzigen  Tages 
zu  dessen  Zahlung  hinreiche.  Auch  würden  nach  der  hessischen  Gesetzgebung 
sofort  eine  grosse  Anzahl  ihres  "Wahlrechts  verlustig.  Eine  Ausnahme  schien 
dem  Ausschuss  nur  bezüglich  der  seitherigen  Klasse  1  a  (Einkommen  bis  100  fl.) 
angezeigt:  er  empfahl  die  Einkommen  bis  zu  200  Mark  ganz  frei  zu  lassen. 
1876  gehörten  zu  dieser  Kategorie  5500  Personen.  Die  Mehrzahl  davon  hielt  man 
für  so  arm,  dass  für  sie  selbst  die  geringste  Abgabe  als  eine  grosse  Last  ange- 
sehen werden  müsse.  Ausserdem  verlangte  die  Majorität  des  Ausschusses  eine 
Modifikation  der  SteuerkapitaUen  in  der  Weise,  dass  sie  für  die 

1.  Klasse   12  Mark  statt  16  Mark 

2.  ,       20      ,         ,      24      „ 

3.  ,        32      ,         .      32      , 
*•         i>         ^^       1»  »       44        j, 

setzte.     In  Prozenten  der  Untergrenze  soUte  also  das  Steuerkapital  betragen 

nach  den  Vorschlägen  des  Ausschusses        nach  dem  Entwurf 
1.  Klasse  6    7o  — 

8    »/o 
7,1»/« 
7,3> 
8,0 
8,8 
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•2. 

,       6,7> 

3. 

,            Irl'^l'o 

4. 

,       7,5> 

5. 

,       8,0 

6. 

.    .S3 
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Der  Antrag  der  Majorität  bedeutete  im  Gegensatz  zur  Regierungsvorlage 
ein  besseres  stufenweises  Fortschreiten  der  Progression,  sowie  eine  Erleichterung 
der  drei  ersten  Klassen  um  403,672  Mark  Steuerkapital ') ,  dem  ein  Zuwachs 
in  Klasse  4  um  32,585  Mark  gegenüber  stand. 

Die  Minorität  ging  noch  etwas  energischer  vor.  Sie  verlangte  andere 
Steuerkapitalien.  Die  Abweichungen  ihrer  Vorschläge  gegenüber  der  Vorlage 
sind  aus  folgender  Zusammenstellung  ersichtlich: 


Einkommens- 

kiasse. 


Steuerkapitalien 

in 

Mark. 


Steuerkapital 
in  Prozenten 
des  Ein- 
kommens. 


Steuer  in 
Prozenten 
des  Ein- 
kommens 
bei  18  Pf. 

Steuer- 
ausschlag. 


Steigende 

Steuer- 
kapitalien 
per  1000  M. 
des  Ein- 
kommens. 


Betrag  der 

Jahressteuer 

in  Mark. 


Kla8se|Untergrenze|      I. 

n. 

1       I 

IL 

1    I.     1    II.    1    I.     ,    II.    1 

I. 

II. 

1      Mark.          ,1- 

;     An- 
trag. 

Vor- 
lage. 

An- 
trag. 

(  Vor- 1  An- 
[  läge. !  trag. 

Vor-  1  An- 
lage. !  trag. 

Vor- 
lage. 

An- 
trag. 

1 

200 

2 

300 

8 

450 

4 

600 

5 

750 

6 

900 

7 

1100 

8 

1300 

9 

1500 

10 

1700 

11 

1900 

12 

2200 

Zweite  Abteilung 

der  Steuerklassen. 

16 

12 

8,00 

6,00 

1,44 

1,08 

— 

— 

2.88 

24 

20 

8,00 

6,67 

1,44 

1,20 

54 

80 

4,32 

32 

32 

7,11 

7,11 

1,28 

1,28 

54 

80 

5,76 

44 

45 

7,33 

7,50 

1,32 

1,35 

80 

87 

7,92 

60 

60 

8,00 

8,00 

1,44 

1,44 

107 

100 

10.80 

80 

75 

8,89 

8,33 

1,60 

1,50 

134 

100 

14,40 

100 

95 

9,09 

8,64 

1,64 

1,55 

100 

100 

18,60 

125 

115 

9,61 

8,84 

1,73 

1,59 

125 

100 

22,50 

150 

135 

10,00 

9,00 

1,80 

1,62 

125 

100 

27,00 

175 

155 

10,30 

9,12 

1,85 

1,64 

125 

100 

31,50 

200 

180 

10,52 

9,47 

1,90 

1,90 

125 

125 

36,00 

235 

220 

10,67 

10,- 

1,92 

1,80 

117 

133 

42,30 

2,16 

3,60 

5,76 

8,10 

10,80 

13,50 

17,10 

20,70 

24,30 

27,90 

32,40 

39,60 


Die  Minorität  wollte  also,  wie  leicht  ersichtlich,  ähnlich  der  Majorität  die 
abnorme  Erscheinung  beseitigen,  dass  für  die  beiden  untersten  Klassen  ein 
höheres  Steuerkapital  angesetzt  werde,  wie  für  die  beiden  nächsten,  sie  wollte 
aber  zugleich  die  ganze  zweite  Abteilung  etwas  erleichtern;  nach  ihrer  Ansicht 
führte  die  Skala  der  Regierung  vielfach  zu  einer  grösseren  Belastung  als  bisher 
und  zwar  nicht  nur  in  den  fünf  untersten  Klassen,  sondern  auch  von  der  fünften 
bis  zur  neunten  Klasse,  indem  hier  das  Steuerkapital  rasch  von  8  Prozent  auf 
10  Prozent  der  Einkommen  steige,   diesen  Satz   also   schon  bei   1500  Mark  er- 


')  Klasse  1   für  37,945  Personen  X     4  =  151,780  Mark 

„        2      ,    46,473         ,         X     4  =  185,892      , 
unter  900  Mark  5500         „         X  12  =     66,000      , 


Mehrbetrag  für  Klasse  4 


403,672  Mark 
32,585      . 
371,087  Mark 
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reiche,  während  die  alte  Skala  erst  bei  1886  Mark  (1100  fl.)  auf  10  Prozent 
gestiegen  war. 

Dieser  von  der  Minorität  vertretene  Standpunkt  wurde  mehrfach  be- 
mängelt'), und  die  Kammer  schloss  sich  denn  auch  den  Vorschlägen  der 
Ausschussmehrheit  mit  allen  gegen  drei  Stimmen  an. 

Die  Regierung  war  diesen  Beschlüssen  und  Vorschlägen  gegenüber  mit  der 
Freilassung  der  Einkommen  bis  200  Mark  einverstanden,  nicht  aber  mit  der 
Herabsetzung  der  Steuerkapitalien  von  16  und  24  Mark  auf  12  und  20  Mark. 
Der  Ausfall  an  Steuer  im  Betrag  von  64,159  Mark  (unter  Zugrundelegung  des 
Ausschlags  von  19  Pfennig)  war  ihr  zu  gross,  die  Entlastimg  zu  weitgehend,  nach- 
dem schon  im  Entwürfe  das  Steuerkapital  von  10  fl.  =  17,14  Mark  auf  16  Mark 
und  von  15  fl.  =  25,71  Mark  auf  24  Mark  herabgesetzt  worden  sei,  und  nachdem 
durch  die  Progression  in  der  ersten  Abteilung  eine  relative  Entlastung  in  Aussicht 
stehe.  Umgekehrt  bedeute  die  geringste  durchschnittliche  Entlastung  der  untersten 
Klasse  der  Steuerpflichtigen  eine  erhebliche  Belastung  der  oberen  Klassen.  Von 
den  243,000  Einkommensteuerpflichtigen  des  Grossherzogtums  gehörten  95  Prozent 
der  zweiten  Abteilung,  welche  gegenwärtig  die  Einkommen  von  weniger  als 
1500  fl.  umfasst,  und  nur  5  Prozent  der  ersten  Abteilung  an.  Es  ergebe  sich 
rund  ein  Verhältnis  von  1  :  20.    Wenn  man  also  die  Steuerpflichtigen  der  imtersten 


')  Die  Mehrheit  legte  auf  die  regelmässigere  Progression  der  Minorität 
keinen  Wert.  „Einmal  sind  die  Klassenintervalle  doch  immer  noch  sehr  wesent- 
lich, und  bei  der  Schätzung  wird  in  der  Regel  zurückgegriffen  auf  den  niedersten 
Satz,  d.  h.  man  setzt  den  Betreffenden  nicht  in  die  Klasse,  in  welcher  sein  Ein- 
kommen die  unterste  Grenze  bildet,  sondern  in  diejenige,  in  welcher  dasselbe 
die  oberste  Grenze  erreicht.  Also  bestehen  taktisch  die  Intervallen  doch  noch 
in  dem  Masse,  wie  sie  hier  seitens  der  Regierung  proponiert  worden  sind."  Die 
früheren  Prozentsätze  des  Steuerkapitals  seien  zum  Teil  etwas  geringer  wie  die 
in  der  Regierungsvorlage  vorgeschlagenen;  allein  auch  die  Untergrenze  sei  ge- 
ringer. Man  findet  bei  Klasse  6  Untergrenze  900  Mark  8,89  Prozent  Steuer- 
kapital, während  früher  bei  857  Mark  es  nur  8  Prozent  waren:  bei  Klasse  7 
1100  Mark  9,09  Prozent  Steuerkapital,  gegen  früher  bei  1028  Mark  8V3  Prozent, 
ebenso  sind  es  bei  1200  Mark  8*/' ,  imd  bei  1300  Mark  9,6  Prozent.  Es  liege 
also  wesentlich  daran,  wie  man  die  Untergrenze  festhalte  und  ob  man  diese  als 
massgebend  ansehe  oder  das  durchschnittliche  Einkommen  der  beti-effenden 
Klasse.  Es  sei  unrichtig,  von  der  Untergrenze  auszugehen;  aber  selbst  wenn  man 
dieselbe  betrachte  und  damit  die  nächst  höhere  Untergrenze  der  seitherigen 
Klasse  vergleiche,  so  finde  man,  dass  die  Skala  der  Minorität  noch  immer 
nicht  gegen  die  seitherige  heruntergegangen  ist.  Die  Minorität  setzt  für  das 
Einkommen  mit  der  Untergrenze  von  900  Mark  denselben  Steuersatz,  wie 
er  seither  für  1028  Mark  bestanden.  Dafür  war  das  Einkommensteuerkapital 
8'/3  Prozent  imd  die  Minorität  setzt  bereits  bei  900  Mark  8V3  Prozent.  In  der 
obersten  Klasse  der  zweiten  Abteilung  war  die  Untergrenze  des  Einkommens 
2280  Mark  und  dafür  das  Steuerkapital  10  Prozent  desselben;  die  Minorität 
setzt  es  schon  bei  2200  Mark  Einkommen  auf  10  Prozent  und  reguliert  die 
Zwischenglieder  nur  auf  dieser  Basis.  Die  Minorität  gab  übrigens  nicht  zu. 
dass  man  nicht  die  Untergrenze  als  Massstab  annehmen  dürfe.  Wenn  jemand 
400  Mark  Einkommen  habe,  so  könne  man  für  diesen  doch  den  Durchschnitt 
nicht  rechnen,  ohne  ihn  zu  stark  zu  belasten.  Wenn  dann  auch  derjenige,  der 
die  Obergrenze  der  Klasse  als  Einkommen  habe,  dadurch  etwas  erleichtert  werde, 
so  sei  dies  nicht  schlimm  und  auch  kein  Grund,  deshalb  die  Untergrenze  nicht 
zu  nehmen,  sondern  man  müsse  darauf  sehen,  dass  derjenige,  der  die  Untergrenze 
als  Einkommen  habe,  nicht  höher  belastet  werde,  als  es  ihm  zukomme. 
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Klassen  um  1  Mark  erleichtere,  so  müsse  man  unbestreitbar  jeden  Pflichtigen 
der  obern  Abteilung  im  Durchschnitt  um  20  Mark  mehr  belasten.  Die  Lage  der 
untern  Klassen  habe  sich  gebessert,  dieselben  seien  an  die  Entrichtung  gewöhnt. 
Die  eigentlichen  Arbeiterklassen  in  den  Städten  würden  übrigens  nicht  einmal  be- 
günstigt ;  sie  fielen  meist  in  die  3.  und  4.  Klasse,  und  da  der  Ausschuss  und  die 
Kammer  eine  Erhöhung  des  Steuerkapitals  von  44  Mark  auf  45  Mark  beantragt 
habe,  würde  diese  Klasse  sogar  mit  32,585  Mark  mehr  belastet. 

Im  Jahre  1888  bei  der  Beratung  des  zweiten  Entwurfs  war  die  Stimmung 
in  Bezug  auf  Freilassungen  erheblich  günstiger  geworden.  Der  fiskalische  Stand- 
punkt der  Regierung,  wie  er  noch  im  Jahre  1875  und  1878  sich  geltend  machte, 
trat  sehr  zurück.  Der  neue  Entwurf  machte  vor  allem  schon  selbst  die  Kon- 
zession, dass  er  die  Einkommen  nicht  bloss  bis  200  Mark,  sondern  bis  300  Mark 
frei  liess  und  das  Steuerkapital  der  zwei  untersten  Klassen  noch  weiter  herabsetzte. 

Erster  Entwurf  Beschluss  der  Kammer  Zweiter  Entwurf 

Bis  300  Mark  16  Mark  .  200—300  Mark  12  Mark  —  — 

300—450      „      24      „        300—450       „      20      „  300-450  Mark  16  Mark 

450—600      ,      32      „        450—600       ,      32      „  450-600      ,      30      , 

600—850      ,      44      ,        600—750       „      45      „  600-750      „      45      , 

850—900      „      60      „        750-900       „      60      „  750—900      „      60      , 

Durch  die  vorgeschlagene  Freilassung  bis  zu  300  Mark  wurden  44,039  Pflich- 
tige mit  408,970  fl.  Steuerkapital  und  133,207  Mark  43  Pfennig  frei^). 

In  der  Kammer  stieg  im  Verlauf  der  Beratung  die  Neigung,  weitere  Ent- 
lastungen vorzunehmen.  Ein  Antrag,  aus  der  1.  und  2.  Klasse  3  zu  machen 
und  zwar  folgendermassen : 

1.  Klasse  300-400  Mark     10  Mark 

2.  ,       400—500       „        20       „ 

3.  ,       500—600       ,        30       , 

wurde  einstimmig  angenommen;  gegenüber  dem  Vorschlag  bedeutete  dies  einen 
Ausfall  von  260,814  Mark  Steuerkapital  und  bei  einem  Ausschlagskoefficienten 
von  17  Pfennig  statt  19  Pfennig  einen  Steuerverlust  von  44,338  Mark.  Von 
anderer  Seite  wurde  der  Versuch  gemacht,  die  unteren  Schichten  noch  mehr 
zu  erleichtem  dadurch,  dass  die  Steuern  für  die  2  ersten  Klassen  nicht  er- 
hoben und  mit  Rücksicht  auf  die  viel  schwierigere  -Lage  der  Verheirateten  — 
man  nahm  an,  dass  der  Familienstand  bei  einem  Einkommen  von  500  —  1000  Mark 
einen  Unterschied  von  50 — 60  Prozent  bei  Zugrundelegung  des  absoluten  Be- 
dürfnisses ausmacht  —  in  Klasse   3   und  4  für  verheiratete  Steuerpflichtige  die 


')  Eine  Minderheit  im  Ausschuss  fand  diese  Grenze  von  300  Mark  zu  hoch 
und  wollte  eine  Klasse  la  für  Einkommen  von  250—350  Mark  mit  10  Mark 
Steuerkapital  schaffen.  Sie  fürchtete,  es  möchten  viele  Steuerpflichtigen,  die 
man  seither  nieder  eingeschätzt,  leicht  höher  besteuert  werden,  weil  man  sie 
nicht  ganz  frei  lassen  wolle,  und  legte  Wert  darauf,  dass  das  Wahlrecht  und 
die  Kommunallasten  nicht  geschädigt  und  letztere  in  armen  Gegenden  fast  ganz 
auf  die  Schultern  weniger  wohlhabender  Leute  gelegt  würden.  Diesen  Gründen 
wurde  schon  im  Ausschuss  kein  entscheidendes  Gewicht  beigelegt,  da  der  Unter- 
schied von  50  Mark  zu  belanglos  sei. 
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Steuerkapitalien  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  werden  sollten.  Diesem  Vorschlag 
standen  aber  so  grosse  finanzielle  Bedenken  entgegen,  dass  die  Kammer  ihn 
nicht  acceptierte.  Die  Freilassung  bis  zu  600  Mark  und  die  der  Verheirateten 
in  der  3.  und  4.  Klasse  bis  zur  Hälfte  bedeutete  nach  der  Berechnung  der 
Regierimg  einen  Ausfall  von  3,879,362  Mark.  Er  würde  den  Zuwachs,  den  man 
sich  von  der  Progression  versprochen  und  auf  2,200,000  Mark  berechnet«,  noch 
überstiegen  haben,  so  dass  noch  ein  erheblicher  Teil  von  dem  Grund-,  Gewerbe- 
und  Kapitalrentensteuerkapital  hätte  herüber  genommen  werden  müssen,  um 
die  Befreiung  zu  decken.  Es  würde  die  Steuerreform  nicht  eine  Erleichterung 
der  Grundbesitzer  und  Gewerbtreibenden,  sondern  eine  wesentliche  Erhöhung  ihrer 
Steuer  bewirkt  haben.  Es  liegt  dies  daran,  dass  die  Masse  der  Pflichtigen  in  den 
untersten  Klassen  sich  befindet,  dass  mit  den  zu  den  untersten  KJassen  Gehörigen 
mit  einem  Einkommen  bis  zu  circa  900  Mark  bereits  rund  74  Prozent  der  ge- 
samten Steuerpflichtigen  erschöpft  sind,  imd  dass  die  bis  zu  2500  Mark  einge- 
schätzten Pflichtigen  rund  94  Prozent  aller  Pflichtigen  ausmachen. 

Ebenso  scheiterte  ein  bei  der  zweiten  Lesung  gemachter  Versuch,  die 
Skala  in  der  3.  und  4.  Klasse  noch  so  herabzudrücken,  dass  dadurch  auch  die 
mittleren  Landwirte,  die  noch  in  die  4.  Klasse  fallen,  an  der  Vergünstigung 
hätten  partizipieren  können*).    Die  Skala  sollte  also  lauten: 

1.  Klasse   300—400  Mark  Einkommen   10  Mark  Steuerkapital 

2.  ,       400-500       ,  ,  15       , 

3.  ,       500—600      ,  ,  25      ,  , 

4.  „       600—750       ,  ,  40       „ 

Die  Regierung  legte  dar,  dass  die  Annahme  einen  Ausfall  an  Steuerkapital 
im  Betrag  von  712,299  Mark  bedeute,  also  451,485  Mark  mehr  Ausfall  als  nach 
dem  Beschluss  der  ersten  Lesung.  Bei  der  4.  Klasse  sei  die  Erleichterung  für 
den  Einzelnen  ziemlich  belanglos.  Sie  enthalte  33,834  Steuerpflichtige;  es  entgehe, 
wenn  man  von  45  auf  40  Mark  herabgeht,  ein  Steuerkapital  von  169,170  Mark. 
Bei  einem  künftigen  Ausschlag  von  beispielsweise  15  Pfennig  mache  das  für  den 
Einzelnen  75  Pfennig  Jahressteuer.  Der  GesamtausfaU  durch  die  Befreiung  bis 
zu  300  Mark  und  durch  die  Ermässigung  bis  zu  450  Mark  ergebe  ein  Steuer- 
kapital von  936,978  Mark.  Durch  die  Progression,  welche  schon  einigermassen 
in  zweiter  Abteilung  beliebt  worden  sei,  werde  wieder  ein  Plus  von  668,150  Mark 
erzielt.  Die  Einkommensteuerpflichtigen  der  ersten  Abteilung  hätten  die  Differenz 
von  268,828  Mark  wieder  einzubringen.  Dazu  kämen  weitere  260,000  Mark, 
die  infolge  des  Beschlusses  der  ersten  Lesung  wegfielen,  und  nach  dem  neuen 
Antrag  würden  nochmals  451,000  Mark  hinzukommen.  Die  Schwächung  des 
Steuerkapitals  um  980,000  Mark  mache  es  schwer,  durch  die  Progession  der 
Einkommensteuer  imd  durch  die  Kapitalrentensteuer  die  Mittel  zu  einer  erheb- 
lichen Reduktion  des  Steuerkoefficienten,  also  zur  Entlastung  der  Gewerbe-  und 
Grundsteuerpflichtigen  zu  erhalten. 

Ein  weiterer  Antrag  wollte  noch  eine  effektive  Erleichterung  dadurch  herbei- 


*)  Es  wurde  auf  einen  Landwirt  exemplifiziert,  der  40  Morgen  in  Ortenberg 
besitzt  imd  mit  einem  Grundsteuerkapital  von  160  Mark  angelegt  ist.  Sein 
Einkommen  wurde  auf  640  Mark  geschätzt. 
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führen,  dass  für  die  zweite  Abteilung  die  verschiedene  Leistungsfähigkeit  des 
fundierten  und  unfundierten  Einkommens  berücksichtigt  werden  sollte  ^),  Bei  der 
ersten  Abteilung,  also  bei  den  höheren  Einkommen,  wurde  die  Trennung  der 
Einkommensquellen  nicht  für  nötig  gehalten,  so  lange  noch  eine  Grundsteuer 
und  Gewerbesteuer  bestehe  und  als  eine  Vorwegbesteuerung  des  fundierten  Ein- 
kommens erhoben  werde.  Für  den  Antrag  war  eine  einzige  Stimme.  Man  hielt 
die  Ausführung  für  schwierig  und  kompliziert,  das  finanzielle  Ergebnis  nicht  für 
leicht  übersehbar,  die  Unterscheidung  von  fundiertem  und  unfundiertem  Ein- 
kommen innerhalb  der  Einkommensteuer  für  unzweckmässig,  so  lange  die 
Objektsteuem  beibehalten  werden.  Namentlich  wurde  auch  betont,  dass  bei 
Annahme  des  Antrags  für  die  zweite  Abteilung  geradezu  auch  die  Einführung 
der  Deklarationspflicht  notwendig  würde;  denn  die  Kommission  könnte  doch 
nicht  erraten,  ob  und  inwieweit  das  Einkommen  fundiert  oder  unfundiert  ist. 
Ausserdem  hielt  man  es  für  einen  Mangel,  dass  die  Schuldzinsen,  die  Haupt- 
sache, ausser  acht  gelassen  seien.  Soweit  übrigens  die  Leistungsfähigkeit  der 
Steuerpflichtigen  zweiter  Abteilung  verschieden  sei,  habe  die  Kommission  die 
Herabsetzung  in  die  nächstniedere  Klasse  in  der  Hand. 

Schliesslich  tauchten  in  der  IL  Kammer  noch  verschiedene  Versuche  auf, 
um  in  der  einen  oder  andern  Weise  das  Wahlrecht  der  von  der  Steuer  Befreiten 
zu  sichern^). 


^)  Der  Antrag  lautete: 
Das  eingeschätzte  Einkommen  wird  1.  zur  Hälfte,  wenn  es  lediglich  aus 
täglich   kündbarem  Arbeitsverdienst   ohne  Recht   auf  Bezug   von  Unter- 
stützungen in  Krankheitsfällen  oder  nach  eingetretener  Arbeitsunfähigkeit 
des  Pflichtigen    resultiert,    2.    zu    '^ß ,   wenn   es    aus  Gehalt-   oder  Lohn- 
bezügen  ohne   Pensionsberechtigung   besteht,    3.   zu    ^jio,   wenn   es   aus 
pensionsberechtigten  Gehalten  und  Löhnen,  Besoldungen,  Ruhegehalten, 
Leibrenten  besteht,   und  4.  zum  vollen  Betrage,   wenn   es   aus  anderen 
Quellen  resultiert,  in  Ansatz  gebracht. 
^)  Ein  Antrag,   zu  sagen:    „Die  Steuern  für   die  Klasse    1    und    2  werden 
nicht    erhoben"  wurde   als   kaum    ausreichend   erachtet,    da    der  Artikel   7    des 
Wahlgesetzes   ausdrücklich    die   Stimmberechtigung   von   der  „Entrichtung"  der 
Steuer  abhängig   mache.     Das  Gleiche   galt   von   einem   weitern  Antrag:    „Ein- 
kommen  unter  300  Mark  werden   mit   einem  Steuerkapital   von  5  Mark   einge- 
schätzt, die  darauf  entfallenden  Steuern  werden  nicht  erhoben."   Dieser  Schwierig- 
keit wollte   ein   anderer  Antrag    folgender  Art   entgegenkommen:    „Diejenigen, 
welche  infolge  dieser  Bestimmung  in  der  Ausübung  ihrer  politischen  Rechte  be- 
schränkt werden,  sind  berechtigt,  ihre  Eintragung  in  die  Steuerliste  mit  1  Mark 
Steuerkapital  zu  begehren.     Die  Steuerkommissäre  sind  verpflichtet,  diesem  Ver- 
langen jederzeit  nachzukommen,  und  wird  dann  die  Steuer  von  dem  so  steuer- 
pflichtig Gewordenen  alljährlich  so  lange  erhoben,  bis  seitens  des  Steuerpflichtigen 
dagegen   reklamiert  wird."     Auch    dieser  Vorschlag   wurde   als    unzweckmässig 
befunden.     Es  wurde  als  dem  Geiste  der  Wahlgesetze  widersprechend   erachtet, 
dass  man  gewissermassen  nur  zum  Zweck  der  Wahl  Steuer  zahle,   also  effektiv 
die  Steuerzahlung  so  gut  wie  beseitige   und   gleichwohl   das  Wahlrecht  diesen 
Leuten    erhalte.     Weiter  befürchtete   man    Missbrauch    und  frevles   Spiel   mit 
Wahlstimmen.     Um  30  Leute  wahlfähig   zu  machen,   brauche   man  bei   einem 
Steuerkoefficienten  von    12    Pfennig    nur   3   Mark   60  Pfennig    auszulegen,    den 
Steuerbeamten  verursache  man  unnötige  Arbeit;  der  richtige  Platz  zum  Austrag 
dieser  Frage   sei  ein  eigenes  Gesetz,    nicht   aber   das  Steuergesetz.     Man   über- 
schätze die  ganze  Sache.     Das  Einkommen  der  städtischen  Arbeiter  liege  meist 
über  300  Mark;    es   fielen  hauptsächlich  weibliche   und   auf  dem  Lande   ältere 
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In  der  I.  Kammer  wurde  der  Entlaatungsprozess  fortgesetzt.  Sie  strich  die 
1.  Klasse,  so  dass  nun  die  Befreiung  bis  400  Mark  sich  ausdehnte.  Um  ausser- 
dem nach  dem  jeweiligen  Finanzzustand  eine  noch  weitere  Befreiung  möglich 
zu  machen,  beschloss  sie  noch  den  Zusatz:  ,Die  drei  untersten  Klassen  dürfen 
jedoch  von  unten  anfangend  alle  oder  teilweise  durch  Festsetzung  im  Finanz- 
gesetz von  der  Erhebung  der  Einkommensteuer  für  die  jedesmalige  Finanzperiode 
befreit  werden"  *).  Die  IL  Kammer  überbot  bei  der  Rekommunikation  wieder 
die  I.  Kammer,  indem  sie  in  der  nunmehr  1.  Klasse  statt  20  Mark  als  Steuer- 
kapital 15  Mark  ansetzte  ^).  Infolge  der  gleichzeitig  auftauchenden  preussischen 
Gesetzentwürfe,  worin  eine  Freilassung  bis  1200  Mark,  und  des  badischen,  worin 
eine  solche  bis  zu  500  Mark  vorgesehen  war,  wäre  man  gern  zu  noch  grösseren 
Befreiungen  geschritten;  es  wurde  auch  ein  Antrag  gestallt,  die  Einkommen  bis  zu 
900  Mark  für  frei  zu  erklären.  Man  hielt  aber  das  für  Hessen  für  undurchführbar. 
Von  250,000  Einkommensteuerpflichtigen  der  zweiten  Abteilung  wären  etwa 
noch  50,000  übrig  geblieben.  Die  Kommunalsteuem  wären  arg  ins  Gedränge 
geraten.  Man  wies  darauf  hin,  dass  Preussen  grosse  privatwirtschafüiche  Ein- 
nahmen, namentlich  aus  den  neuen  Eisenbahnen  habe,  seine  Verhältnisse  also 
anders  lägen.  Auch  wurde  darauf  gehalten,  dass  selbst  dem  kleinen  Mann 
durch  Zahlung  allerdings  von  geringeren  Steuern  zum  Bewusstsein  gebracht 
werde,  dass  man  im  Staat  nicht  bloss  Rechte,  sondern  auch  Pflichten  habe. 
Bei  der  zweiten  Rekommunikation  machte  die  I.  Kammer  noch  einmal  einen 
Schritt  vorwärts.  Indem  sie  die  anfangs  verweigerte  Ausdehnung  der  Progression 
konzedierte,  gewann  sie  die  Mittel,  um  auch  noch  die  Einkommen  von  400  bis 


politisch  teilnahmslose  Leute  danmter.  Im  übrigen  stehe  ja  jedem,  der  auf 
sein  Wahlrecht  Wert  lege,  frei,  sich  für  steuerpflichtig  zu  erklären  und  zu  be- 
anspruchen, dass  er  in  die  unterste  Klasse  der  Steuerpflichtigen  versetzt  werde, 
wodurch  er  inmierhin  gegen  die  seitherigen  Bestimmungen  noch  einen  grossen 
Vorteil  erziele,  indem  er  anstatt  des  seitherigen  Steuerkapitals  von  10  Gulden 
nun  ein  solches  von  10  Mark  zu  versteuern  und  ausserdem  noch  den  Vorteil 
einer  wesentlichen  Reduktion  des  Ausschlagskoefficienten  zu  gemessen  habe. 
Damit  aber  dieses  Recht  nicht  etwa  vefweigert  werden  könne,  wurde  nach 
Artikel  48  ein  Zusatzartikel  48a  einstimmig  angenommen: 

„Die   nach  Artikel   1    dieses   Gesetzes    der  Einkonomensteuer   an   sich 
unterworfenen,  jedoch  zur  Einkommensteuer  in   dem  befrefFenden  Jahre 
nicht  herangezogenen  Personen  werden  zur  ersten  Klasse  der  Einkommen- 
steuer zweiter  Abteilung  nachfrägüch  veranlagt,   wenn  sie   bei  dem  be- 
treffenden Grossh.  Steuerkommissär  oder  der  Grossh.  Bürgermeisterei  ihres 
Wohnortes  sich  zur  ersten  Klasse  dieser  Einkommensteuer  innerhalb  der 
ersten  drei  Monate  des  betreffenden  Steuerjahres  anmelden." 
*)  Die  IL  Kammer  bemängelte  den  Zusatz  vielfach;    seine  Form   sei   eine 
unlegislative;  er  sei  unnötig,  denn  die  gesetzgebenden  Faktoren  könnten  jederzeit 
diesfallsige  Beschlüsse  fassen,  ohne  dass  dieser  Zusatz  in  das  Gesetz  aufgenommen 
werde;  man  errege  Hoffnungen,  die  sich  möglicherweise  nicht  erfüllten.     Schliess- 
lich hielt  die  Majorität  ihn  doch  mindestens  für  unschädlich. 

')  Dabei  spielte-  auch  das  Moment  wieder  eine  Rolle,  dass  viele,  die  bisher 
in  der  untersten  Kasse  mit  10  fl.  Steuerkapital  und  manche,  die  in  der  Klasse  1  a 
waren,  in  die  unterste  Klasse  mit  20  Mark  eingeschätzt  werden  möchten, 
die  ärmeren  Leute  also  mehr  bezahlen  müssten,  als  vor  der  Reform.  Man 
war  aber  auf  anderer  Seite  der  Ansicht,  dass  die  Reklamation  den  nötigen 
Schutz  gewähre. 
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500  Mark  freizugeben.  Die  II.  Kammer  stimmte  bei.  Die  Bedenken  wegen  des 
Wahlrechts  und  der  Kommunalsteuer  wurden  unterdrückt  mit  Rücksicht  auf  die 
demnächst  notwendige  gesetzliche  Regelung. 

Die  Skala  des  Art.  35  erhält  ihre  genaue  Fortsetzung  im  Artikel  13.  Es 
ist  die  Steuerskala  für  die  oberen  Einkommen.  Die  bisherige  litt  hauptsächlich 
an  zwei  Mängeln:  1.  waren  die  Klassenintervallen  zu  gross;  die  Differenz 
zwischen  der  Unter-  und  Obergrenze  einer  und  derselben  Klasse  stieg  von  200  fl. 
auf  80,000  fl ;  durch  diese  weiten  Sprünge  gerade  bei  den  höchsten  Einkommens- 
klassen trat  für  viele  eine  beträchtliche  Steuerminderung  ein ;  z.  B.  in  der  letzten 
Klasse  zahlte  derjenige,  der  120,000  fl.  Einkommen  hatte,  ebensoviel  wie  der- 
jenige, der  150,000  fl.  Einkommen  besass.  2.  Die  Einkommen  von  1500  fl. 
(bezw.  schon  von  1 100  fl.)  ab  erhielten  gleichmässig  ein  Steuerkapital,  das  10  Prozent 
der  untern  Klassengrenze  betrug.  Es  fehlte  also  gerade  bei  den  Leistungs- 
fähigeren jede  Progression,  im  Gegenteil  innerhalb  der  einzelnen  weit  gespannten 
Klasse  ergab  sich  sogar  eine  Degression. 

Diese  bei  den  ständischen  Verhandlungen  oft  gerügten  Unvollkommen- 
heiten  suchte  die  Regierung  in  ihrem  Entwürfe  abzustellen.  Sie  rückte  die 
einzelnen  Steuerklassen  so  eng  zusammen,  dass  die  Differenz  der  Unter-  und 
Obergrenze  nur  zwischen  300  und  1000  Mark  schwankte,  und  führte  eine 
massige  Progression  ein.  Die  letzte  Klasse  der  zweiten  Abteilung  mit  einem 
Einkommen  von  2200  bis  2499  Mark  und  einem  Steuerkapital  von  235  Mark 
sollte,  nach  dem  ersten  Entwurf  und  nach  dem  bisletzt  gültigen  Steuerfuss, 
2,029  Prozent  der  untern  Grenze  des  Klasseneinkommens  entrichten.  Daran 
schloss  die  erste  Abteilung  in  der  Weise  an,  dass  die  unterste  Klasse  (Einkommen 
von  2500  bis  2799  Mark)  bei  275  Mark  Steuerkapital  2,090  Prozent  Steuer 
zahlen  sollte;  jede  folgende  Klasse  zeigte  im  Entwurf  ein  stetiges  Wachstum 
der  Besteuerung  um  0,025  Prozent  bis  zur  38.  Klasse  (31,000  bis  32,000  Mark), 
wo  der  Satz  von  3,065  Prozent,  mithin  rund  3  Prozent  betrug;  von  da  an  blieb 
er  konstant.  Die  Regierung  glaubte  in  dieser  Begrenzung  das  Richtige  getroffen 
zu  haben.  Sie  legte  Wert  darauf,  d^ss  die  Besteuerung  auch  in  einem  ange- 
messenen Verhältnis  zu  andern  Staaten  stehen  müsse.  Die  Vergleichung  bietet 
nur  insofern  Schwierigkeiten,  als  unter  den  einzelnen  deutschen  Staaten  je  nach 
der  Bedeutung,  welche  dem  Ertrag  der  Domänen,  der  indirekten  Steuern,  der 
Grund-  und  Gewerbesteuer  endlich  in  vereinzelten  Staaten  der  Kapitalrenten- 
steuer beizulegen  ist,  sich  für  die  Einkommensteuer  die  Höhe  des  Steuerfusses 
sehr  verschieden  gestaltet.  In  Bayern  geht  sie  bis  zu  1  Prozent,  in  Oldenburg, 
Schaumburg-Lippe  und  Bremen  bis  zu  2  Prozent,  in  Preussen,  Altenburg,  Lübeck 
bis  zu  3  Prozent,  in  Hamburg  bis  zu  S'/a  Prozent,  in  Sachsen- Weimar  bis  zu 
3,4  Prozent,  in  Sachsen-Coburg-Gotha  bis  nahezu  zu  4  Prozent,  in  Baden  bis 
zu  5,2  Prozent.  Der  hessische  Entwurf  war  also  bescheiden  in  Bezug  auf  den 
Maximalsatz,  und  die  Steigerung  war  zudem  noch  eine  sehr  allmähliche,  indem 
eben  der  Maximalsatz  erst  bei  31,000  Mark  eintrat,  während  in  Preussen  z.  B. 
der  gleiche  Maximalsatz  schon  bei  3000  Mark  Anwendung  findet.  Die  Ausschuss- 
und  die  Kammermehrheit  nahmen  den  Entwurf  an  mit  der  Modifikation,  dass  sie 
in  Klasse  37  als  Steuerkapital  4800  Mark,  in  Klasse  38  5000  Mark  und  für 
jedes  weitere  1000  200  Mark  statt  160  Mark  ansetzten. 
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Eine  Minorität  war  ähnlich  wie  bei  der  zweiten  Abteilung  anch  hier  mit 
clem  ganzen  Aufbau  der  Skala,  beziehungsweise  der  Steuerkapitalien  gar  nicht 
zufirieden.  Ihre  Vorschläge,  sowie  die  der  Regierung  und  die  Bedeutung  beider 
lassen  sich  aus  folgender  Zusammenstellung  ersehen. 
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für  je  1000  Mark  ferner  160  200 


40,000 

6415 

6800 

16,036 

17,0 

2,89 

3,08 

1155 

50,000 

8055 

8800 

16,030 

17,6 

2,89 

3,17 
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100,000 

16,015 

18,800 

16,015 

18,8 

2,89 

3,38 

2882 

500,000 
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98,800 
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2,89 
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Der  Hauptschwerpunkt  der  Minoritätsskala  lag  darin,  dass  bis  zur  17.  Ein- 
kommensklasse,  der  Steuerfuss  hinter  dem  der  Vorlage  zurückblieb,  also  auch 
in  der  ersten  Abteilung  noch  eine  massigere  Belastung  bis  zu  10,000  Mark  fest- 
hielt, während  von  da  an  die  Progression  stärker  als  die  Vorlage  wuchs 
und  namentlich  —  darin  mit  der  Majorität  übereinstimmend  —  auch  nicht 
bei  31,000  Mark  stehen  blieb.  Bei  1  Million  Einkommen  betrug  das  Steuer- 
kapital  nach  der  Regierungsvorlage  16  Prozent,  nach  der  Minoritätsskala 
20  Prozent. 

Selbstverständlich  musste  ein  solcher  Skalaaufbau  auch  von  seiner  finan- 
ziellen Seite  aus  betrachtet  werden.  Nach  der  Regierungsvorlage  betrugen  die 
Steuerkapitalien  sämtlicher  Pflichtigen  der  12  Klassen  zweiter  Abteilung 
10,600,279  Mark;  also  6,8  Prozent  mehr  als  nach  der  seitherigen  Besteuerung. 
Die  Regierungsvorlage  wollte  somit  die  12  Klassen  zweiter  Abteilung  mit 
circa  721,000  Mark  Steuerkapital  mehr  belasten  als  seither.  —  Nach  der  Mino- 
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ritätsskala  sollten  diese  12  Klassen  im  ganzen  nur  9,908,602  Mark  Steuerkapitalien 
der  Pflichtigen  ergeben.  Dies  wäre  allerdings  491,477  Mark  weniger  als  der  durch 
die  Regierungsvorlage  erzielte  Betrag,  aber  immer  noch  circa  1,3  Prozent  oder 
circa  129,000  Mark  Steuerkapital  der  Pflichtigen  mehr  als  seither.  In  der  ersten 
Abteilung,  für  welche  das  Material  zur  genauen  Berechnung  fehlt,  würde  die 
Minoritätsskala  in  der  1.  bis  17.  Klasse  zwar  circa  150,000  Mark  Steuerkapital 
weniger,  dagegen  von  der  17.  bis  zur  höchsten  Klasse  circa  100,000  Mark 
Steuerkapital  mehr  ertragen  als  die  Regierungsvorlage.  Im  ganzen  wollte  die 
Minoritätsskala  die  Pflichtigen  mit  circa  642,000  Mark  Steuerkapitalien  weniger 
belasten  als  die  Regierungsvorlage.  —  Da  der  Mehrbetrag  der  Regierungs- 
vorlage bei  19  Pfennig  Steuerausschlag  pro  Mark  Steuerkapital  453,924  Mark 
jährlich  ergeben  soUte,  welche  Summe  3,441,700  Mark  Steuerkapital  entspricht, 
so  würde  die  Minoritätsskala  immerhin  einen  Mehrbetrag  von  cirka  2,800,000  Mark 
Steuerkapital  ergeben  haben,  welcher  jedoch  vorzugsweise  nur  von  den  grösseren 
Einkommen  zu  tragen  gewesen  wäre,  die  seither  der  Progression  nicht  unter- 
legen hatten. 

Auch  hier  drang  die  Minorität  nicht  durch.  Man  verkannte  nicht,  dass 
die  Skala  einen  bessern  Eindruck  mache  mit  Bezug  auf  RegeLmässigkeit  und 
systematischeren  Aufbau,  aber  man  legte  noch  grösseren  Wert  darauf,  dass 
die  Regierungsvorlage  bedeutendere  Steuerkapitalien  zusammenbringe  —  und 
man  wollte  doch  das  Ij-trägnis  steigern  —  die  Erleichterungen  für  den  einzelnen 
unbedeutend  seien,  zusammengefasst  aber  einen  ganz  erheblichen  Betrag  dar- 
stellten. Die  beabsichtigte  Erleichterung  in  der  ersten  Abteilung  bis  zur 
17.  Klasse  um  115,000  Mark,  während  von  da  an  100,000  Mark  Steuerkapital 
mehr  aufgebi-acht  werden  sollten,  bedeutete  für  den  Steuerpflichtigen  der  ersten 
Kategorie  eine  Minderung  um  2  Mark  60  Pfennig,  für  den  der  zweiten  Kategorie 
dagegen  eine  Mehrung  um  25  Mark.  Die  Erleichterung  in  der  zweiten  Abteilung 
um  499,000  Mark  machte  pro  Steuerpflichtigen  43  Pfennig. 

Was  die  Stellung  der  Regierung  anbetrifft,  so  war  sie  mit  der  von  der 
Majorität  vorgeschlagenen  Abänderung  in  Klasse  37  imd  38  einverstanden,  da- 
gegen bekämpfte  sie  den  Vorschlag,  bei  den  Einkommen  von  über  32,000  Mark 
für  je  1000  Mark  ein  Steuerkapital  von  200  Mark  statt  160  Mark  einzusetzen. 
Es  handele  sich  hierbei  um  etwa  150  Steuerpflichtige,  welche  meist  zu  den 
Grossgrundbesitzem  und  GrossindustrieUen  gehören,  also  sehr  erheblich  besteuert 
seien,  beziehungsweise  neu  durch  die  Kapitalrentensteuer  getroffen  würden. 

Der  zweite  Entwurf  stimmte  in  der  Hauptsache  mit  dem  ersten  überein. 
Abweichungen  ergaben  sich  in  folgenden  Punkten:  Die  bei  Klasse  37  und  38 
im  ersten  Entwurf  vorgeschlagenen  Steuerkapitalien  von  4775  und  4975  Mark 
waren  von  der  Kammer  auf  4800  und  5000  Mark  abgerundet  worden.  Statt 
4800  Mark  setzte  die  Regierung  zur  Erhaltung  der  Untergrenze  4785  Mark. 
Femer  während  nach  dem  ersten  Entwurf  von  32,000  Mark  ab  für  jedes  weitere 
1000  ein  Steuerkapital  von  160  Mark  angesetzt  werden  soUte,  hielt  die  Regierung 
für  den  zweiten  Entwurf  dies  Verfahren  für  unrätHch,  nachdem  das  bedeutendste 
Steuerkommissariat  des  Landes  die  Befürchtung  ausgesprochen  hatte,  dass 
dadurch  für  die  sehr  hohen  Klassen  zahlreiche  jährliche  Reklamationen  herbei- 
geführt würden.  Der  zweite  Entwurf  bestimmte  deshalb,  dass  von  32,000  Mark 
ab  eine  weitere  Klasse  bedingen  sollten : 
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a)  je  2000  Mark,  wofür  ein  Steuerkapital  von  320  Mark  anzusetzen  ist, 
bis  zu  einem  Einkommen  von  vreniger  als  40,000  Mark; 

b)  je  3000  Mark,  v^ofür  ein  Steuerkapital  von  480  Mark  anzusetzen  ist, 
bis  zu  einem  Einkommen  von  weniger  als  70,000  Mark;  endlich  von 
da  an 

c)  je  5000  Mark,  wofür  ein  Steuerkapital  von  800  Mark  anzusetzen  ist. 
Die  II.  Kammer  war  damit   nicht  einverstanden.     Man   gab    zu ,    dass  bei 

den  grossen  Einkommen  es  schwierig  ist,  dieselben  bis  auf  kleine  Summen 
festzustellen;  anderseits  sah  man  aber  doch  auch  keinen  Grund,  wieder 
2—5000  Mark  Steuerkapital  schwinden  zu  lassen  und  ein  Einkommen  von 
105,000  Mark  ebenso  hoch  zu  besteuern,  -wie  ein  solches  von  100,000  Mark.  Es 
ist  belanglos,  wenn  einige  Klassen  mehr  in  die  Liste  einzusetzen  sind,  die  Zahl 
der  Personen  mit  mehr  als  100,000  Mark  Einkommen  macht  nur  169  Personen 
aus.  Ebenso  konnte  sich  die  II.  Kammer  nicht  dazu  entschliessen,  von  32,000  Mark 
ab  für  je  1000  Mark  nur  160  Mark  statt  200  Mark  Steuerkapital  anzusetzen. 
Die  Regierung  wollte,  dass  die  äusserste  Grenze  der  Einkommensteuer  nicht  bei 
3,75  Prozent,  sondern  bei  3  Prozent  stehen  bleibe;  die  Kammer  dagegen  war 
der  Ansicht,  dass  auch  bei  200  Mark  Steuerkapitäl  für  je  1000  Mark  die  Pro- 
gression noch  eine  massige  sei.  Bei  einem  Steuerausschlag  von  je  15  Pfennig 
beträgt  die  Steuer 
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In  der  Unendlichkeit  würde  die  Belastung  auf  3,8  Prozent  steigen,  während 
nach  der  Regierungsvorlage  es  bei  dem  Satze  von  3,065  Prozent  bleibt.  Andere 
Anträge,  welche  bezweckten,  weniger  Klassen  zu  schaffen  und  dadurch  die 
Geschäftsführung  zu  erleichtem,  oder  welche  vermeiden  wollten ,  dass  ohne 
Rücksicht  auf  die  Grösse  des  Gesamteinkommens  Unterschiede  von  gleicher 
Grösse  in  den  Klassen  entstünden'),  wurden  abgelehnt;  die  II.  Kammer  hielt 
also  an  dem  Standpunkt  fest,  den  sie  1878  eingenommen. 


^)  Ein  Antrag  verlangte,  die  Positionen  a,  b  und  c  zu  streichen  und  statt 
deren  zu  setzen  Je  3000  Mark,  wofür  ein  Steuerkapital  von  600  Mark  anzu- 
setzen ist";  ein  anderer  ging  dahin,  die  Skala  derart  abzuändern,  dass  die 
einzelnen  Klassen  mit  bis  auf  mindestens  100  Mark  abgerundeten  und  durch- 
weg möglichst  nahe  je  10  Prozent  grösseren  Einkommen  steigen  und  die  ent- 
sprechenden Steuerkapitalien  in  geringerer,  aber  durchweg  gleichmässiger 
Progression  sich  bewegen. 
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Wie  in  anderen  Teilen  der  Steuergesetze  die  I.  Kammer  tief  eingrifF,  so 
sollte  es  auch  bei  diesem  fundamentalen  Punkte  nicht  ausbleiben.  Während 
die  Progression  in  der  II.  Kammer  nahezu  als  etwas  Selbstverständliches  ange- 
nommen worden  war,  stiess  dieselbe  hier  anfangs  auf  erhebliche  Schwierigkeiten. 
Man  behauptete,  die  Einkommensteuer  habe  schon  jetzt  in  der  Praxis  sehr 
grosse  Unbilligkeiten  in  Menge  im  Gefolge,  sie  messe  mit  ungleichem  Mass, 
man  dürfe  diese  Unbilligkeiten,  die  innerhalb  aller  Steuerklassen  wiederkehren, 
nicht  noch  dadurch  steigern,  dass  man  sie  durch  Progression  noch  mehr  hervor- 
treten lasse.  Die  vorgeschlagene  Progression  bedeute  eine  prozentuaUsche  Prä- 
gravation  der  mittleren  Einkommen  gegenüber  den  höchsten,  da  die  Progression 
bei  32,000  Mark  aufhöre;  man  könne  mit  ihr  der  Bildung  zu  grosser  Kapital- 
macht nicht  entgegenarbeiten,  dazu  bedürfe  es  anderer  Mittel,  das  blosse  Be- 
dürfnis nach  höheren  Steuererträgen  rechtfertige  nicht  eine  so  einschneidende 
Ma«sregel.  Das  Princip  der  Progression  führe  zum  Kommunismus;  sei  die 
Progression  einmal  angenommen,  so  werde  man  darin  bald  weiter  gehen,  ähnlich 
wie  man  es  bei  der  Kapitalrentensteuer  vorhabe.  Entsprechend  dieser  Anschauung 
wollte  der  Ausschuss  der  I.  Kammer  einfach  die  Skala  des  Gesetzes  von  1869 
umrechnen,  dabei  aber  die  einzelnen  Klassen  nach  oben  abrunden ,  weil  dies  für 
den  Verpflichteten  günstiger  und  auch  sonst  von  Vorteil  gewesen  wäre ;  die  erste 
Abteilung  z.  B.  begann  bisher  mit  1500  fl.  =  2571,43  Mark,  der  Entwurf  rundete 
nach  unten  zu  ab,  nahm  also  2500  Mark  an,  was  dem  fiskalischen  Interesse 
entspricht;  bei  2600  Mark  hoffle  man,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Subaltem- 
beamten  noch  in  der  zweiten  Abteilimg  verblieben.  Im  übrigen  sollten  dem 
geltenden  System  gemäss  die  einzelnen  Einkommensteuerklassen  so  gebüdet 
werden,  dass  die  einzelnen  IQassen  den  gleichen  Prozentsatz  zuzahlen  haben, 
und  dass  das  Steuerkapital  für  jede  Klasse  10  Prozent  des  jedesmaligen  niedersten 
Einkommens  der  Klasse  ausmache;  also  bei  2600 — 3000  Mark  260  Mark  Steuer- 
kapital. Gleichzeitig  wollte  man  die  zweite  Abteilung  annehmen,  wie  die 
II.  Kammer,  nur  dass  man  mit  der  gänzlichen  Befreiung  bis  400  statt  bis 
300  Mark  vorging.  Als  aber  die  Regierung  zeigte,  dass  bei  dieser  Kombination 
das  gesamte  Steuerkapital  nur  noch  15.995,732  Mark,  also  um  1,824,169  Mark 
weniger  als  bisher  betragen  hätte,  suchte  man  den  Ausfall  in  der  Weise  zu 
decken,  dass  man  bei  der  1.  Klasse  den  Prozentsatz  um  nicht  ganz  1  Prozent 
erhöhte,  die  absteigenden  Prozente  aber  anstatt  bei  2600,  der  Grenze  der 
zweiten  Abteilung,  bei  5500  Mark  Einkommen  nach  den  niedrigeren  Einkommen 
beginnen  oder  umgekehrt  ausgedrückt  die  jetzt  bis  2600  Mark  gehende  Progression 
bis  5500  Mark  steigen  Hess.    Die  vorgeschlagene  Skala  lautete: 

Das  St^uerkapi- 
tal  beträgt  Proz. 
der  Untergrenze 
Kl.     1      2600  bis  weniger  als     2900  M.     280  M.  Steuerkapital  10.77 

,      2     2900    ,         ,         ,       3200   ,     315    ,  ,  10,a5 

,      3     3200    .         ,        ,       3600  ,     360    ,  ,  11,25 

„     4     3600    ,         ,„       4000   ,     410    .  ,  11,39 

,      5     4000     ,  ,         ,       4500   ,      465    ,  ,  11,77 

„      6     4500    ,         ,        ,       5000   ,     530    ,  ,  12,00 
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Das  Steuerkapi- 
tal beträgt  Proz. 
der  Untergrenze 

Kl.  7      5000  bis  weniger  als     5500  M.  600  M.  Steuerkapital              12,00 

r  8     5500  ,  „  ,       6000  .  660  , 

.  9      6000  „  ,  ,       6500  „  720  ,              , 

,  10     6500  „  ,  ,       7000  .  780  , 

,  11     7000  „  ,  ,       7500  ,  840  , 

,  12     7500  ,  ,  „       8000  .  900  , 

,  13     8000  ,  ,  ,       8500  .  960  , 

,  14     8500  ,  ,  ,       9000  „  1020  , 

,  15     9000  ,  „  „       9500  ,  1080  , 

,  16     9500  ,  ,  ,  10,000  .  1140  . 

„  17  10,000  ,  ,  ,  11,000  „  1200  , 

„  18  11,000  „  ,  „  12,000  ,  1320  , 

,  19  12,000  ,  ,  ,  13,000  ,  1440  , 

.  20  13,000  r  .  .  14,000  ,  1500  „ 

,  21  14,000  „  „  „  15,000  ,  1680  , 

,  22  15,000  ,  ,  ,  16,000  „  1800  , 

,  23  16,000  ,  ,  ,  17,000  „  1920  „ 

,  24  17,000  „  „  ,  18,000  ,  2040  „             ,   ' 

,  25  18,000  ,  ,  ,  19,000  ,  2160  , 

,  26  19,000  ,  ,  ,  20,000  ,  2280  „ 

,  27  20,000  ,  ,  „  21,000  ,  2400  , 

„  28  21,000  ,  ,  ,  22,000  ,  2520  , 

,  29  22,000  ,  ,  ,  23,000  „  2640  , 

,  30  23,000  ,  ,  ,  24,000  ,  2760  , 

,  31  24,000  „  ,  ,  25,000  ,  2880  „ 

,  32  25,000  ,  ,  ,  26,000  ,  3000  , 

^  33  26,000  ,  „  „  27,000  „  3120  „ 

„  34  27,000  „  „  „  28,000  „  3240  „ 

„  35  28,000  „  „  ,.  29,000  „  3360  „ 

,  36  29,000  „  „  „  30,000  „  3480  „ 

„  37  30,000  „  ,  „  31,000  .  3600  „ 

u.  s.  f.  in  der  Weise,  dass  je  1000  Mark  mit  120  Mark  Steuerkapital  eine 
■weitere  Klasse  bedingen.  Die  finanzielle  Seite  dieser  Skala  war  insofern  nicht 
ungünstig,  als  die  Progression,  wenn  schon  sie  bei  5000  Mark  endigte,  immer 
noch  auf  nahezu  99  Prozent  aller  Steuerpflichtigen  sich  erstreckte,  und  es  sich 
somit  nur  um  1  Prozent  handelte,  das  der  Progression  entrückt  blieb,  femer 
insofern  als  gegenüber  der  bisherigen  Gesetzgebung  die  Steuerkapitalien  immer 
noch  um  775,439  Mark  erhöht  wurden.  Wenn  die  Regiei'ung  unter  Einrechnung 
der  Freilassung  der  Einkommen  von  300—399  Mark  (mit  einem  Ausfall  von 
311,000  Mark)  gegenüber  dem  erwarteten  Steuerkapital  von  2  Millionen  Mark 
einen  Fehlbetrag  von  1,175,230  Mark  nachwies,  so  konnte  man  mit  Recht  er- 
widern, dass  man  einen  bis  jetzt  nicht  als  gesetzmässig  bestehenden  Zustand 
nicht  als  Vergleichszustand  annehmen  dürfe. 
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Erheblicher  waren  aber  die  principiellen  Einwände.  Man  gab  zu,  dass 
die  Einkommensteuer  keine  absolut  gute  Steuer  sei,  aber  sie  sei  doch  relativ 
die  beste  direkte  Steuer;  sie  suche  wenigstens  das  wirkliche  Einkommen  zu 
trefifen,  während  die  alten  Realsteuem  hiur  [ein  [fiktives  Einkommen  der  Be- 
steuerung unterwürfen.  Sie  habe  zwar  auch  UnvoUkommenheiten ,  durch  ihr 
Hinzutreten  würden  aber  die  Unbilligkeiten  nicht  vermehrt,  überhaupt  gingen 
die  Fehler  (der  einzelnen  Steuern  nicht  immer  nach  einer  Seite,  sondern  sie 
glichen  sich  zum  |Teü  aus.  Die  Progression  entspreche  dem  Gedanken  der 
Leistungsfähigkeit  und  sei  sehr  verbreitet.  Sie  bedeute  nicht  eine  Konfiskation, 
sie  involviere  keine  Gefahr,  an  eine  Uebertreibung  des  Princips  denke  niemand. 
Man  könne  dieselbe  auch  als  eine  Degressivskala  auffassen.  In  Verbindung  mit 
der  Kapitalrentensteuer  sei  sie  bestimmt,  die  Prägravationen  der  Grund-  und 
Gewerbesteuer  auszugleichen.  Die  Skala  führe  zu  dem,  was  man  nicht  wolle; 
sie  stimme  mit  der  Regierungsvorlage  bis  7000  Mark  überein,  von  da  an  habe 
sie  aber  niedrigere  SteuerkapitaHen  als  erstere.  Der  Ausschussantrag  bedeute 
also  gerade  eine  Prägravation  der  mittleren  Einkommen.  Der  I.  Kammer, 
welche  den  Besitz  repräsentiere,  stehe  es  vor  allem  an,  hier  nach  dem  Princip 
B  Noblesse  oblige"  zu  handeln. 

Die  n.  Kammer  wies  die  von  der  I.  Kammer  beschlossene  Skala  zurück. 
Infolgedessen,  und  da  auch  inzwischen  die  preussischen  Gesetzentwürfe  be- 
kannt wurden,  suchte  die  I.  Kammer  nach  einem  Weg,  der  den  letzteren  sich 
näherte  und  zugleich  der  II.  Kammer  etwas  entgegenkam.  So  entstand  die 
Skala,  welche  schliesslich  Gesetz  wurde.  Sie  sollte  eine  Vermittlung  sein 
zwischen  dem  Progressivsystem  und  dem  Prozentualsystem.  Die  Progression 
wurde  nicht  bloss  bis  5000  Mark,  wie  die  I.  Kammer  bei  ihrer  ersten  Skala 
woUte,  aber  auch  nicht  bis  32,000  Mark,  wie  die  II.  Kammer  woUte,  sondern  bis 
20,000  Mark  ausgedehnt,  innerhalb  dieser  Grenze  aber  verstärkt,  insofern  der 
Satz  von  .3,04  Prozent  (bei  dem  gegenwärtigen  Koefficienten)  nicht  erst  bei 
30,000  Mark,  sondern  schon  bei  20,000  Mark  eintrat.  Anderseits  stieg  aber 
die  Steuer  überhaupt  nicht  auf  3,8  Prozent,  wie  früher  beabsichtigt  war.  Für 
126  Steuerpflichtige  mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  30,000  Mark  trat 
gegenüber  der  Skala  der  11.  Kammer  eine  Erleichterung  ein. 

Diese  neue  Skala  und  ihre  Abweichungen  gegenüber  der  Regierungs- 
vorlage imd  den  Beschlüssen  der  II.  Kammer  sind  aus  folgenden  üebersichtea 
zu  ersehen: 
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Grenze 

des 

Einkommens, 

M. 


Jahressteuer 

bei  19  Pfennig 

Ausschlag. 

M.       I     Pf. 


Steuer  in 
Prozenten  des 
Einkommens. 


II.  Abteilung. 

1 

500-  599 

30 

5 

2 

600—  749 

45 

8 

3 

760-  899 

60 

11 

4 

900-1099 

80 

15 

•5 

1100—1299 

100 

19 

6 

1800—1499 

125 

23 

7 

1500-1699 

150 

28 

8 

1700-1899 

175 

33 

9 

1900-2299 

210 

39 

10 

2300-2599 

245 

46 

I.  Abteilung. 

1 

2600—2899 

280 

53 

2 

2900—3199 

'   315 

59 

3 

3200-3599 

360 

68 

4 

3600—3999 

410 

77 

5 

4000-4499 

465 

88 

6 

4500-4999 

530 

100 

7 

5000—5499 

595 

113 

8 

5500-5999 

665 

126 

9 

6000-6499 

735 

139 

10 

6500—6999 

805 

152 

11 

7000-7499 

875 

166 

12 

7500-7999 

945 

179 

13 

8000-8499 

1020 

193 

14 

8500-8999 

1090 

207 

15 

9000—9499 

1165 

221 

16 

9500-9999 

1245 

236 

17 

10,000-10,999 

1330 

252 

18 

11,000—11,999 

1485 

282 

19 

12,000-12,999 

1650 

313 

20 

13,000-13,999 

1815 

344 

21 

14,000—14,999 

1985 

377 

22 

15,000-15,999 

2160 

410 

23 

16,000-16,999 

2340 

444 

24 

17,000—17,999 

2520 

478 

25 

18,000—18,999 

2710 

514 

26 

19,000—19,999 

2900 

551 

27 

20,000—20,999 

3200 

608 

70 
55 
40 
20 

75 
50 
25 
90 
55 

20 
85 
40 
90 
35 
70 
05 
35 
65 
95 
25 
55 
80 
10 
35 
55 
70 
15 
50 
85 
15 
40 
60 
80 
90 


1,140 
1,425 
1,520 
1,689 
1,727 
1,827 
1,900 
1,956 
1,995 
2,024 

2,046 
2,064 
2,113 
2,164 
2,209 
2,238 
2,261 
2,297 
2,328 
2,353 
2,375 
2,394 
2,423 
2,437 
2,459 
2,490 
2,527 
2,565 
2,615 
2,653 
2,694 
2,736 
2,779 
2,816 
2,861 
2,900 
3,040 
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über  den  jährlichen  Steuerbetrag  bei  19  Pfennig  Steuerausschlag. 


Nach 
der  Regierungs- 
vorlage. 

Nach  den 

i 

Q 

o 

■a 
■Ji 

■A 

Einkommen. 

Nach  den  Beschlüssen  Beschlüssen 
zweiter  Kammer.             erster 
Kammer. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

II.  Abteilung,  Einkommen  bis  unter  2500  Mark. 


1 

300  bis 

U. 

450 

2 

450 

» 

" 

600 

3 

600 

750 

4 

750 

900 

5 

900 

n 

1100 

6 

1100 

« 

n 

1300 

7 

1300 

1500 

8 

1500 

1700 

9 

1700 

n 

1900 

10 

1900 

2200 

11 

2200 

11 

» 

2500 

3.04  (300—400) 

5,70  (400—500) 

(500—600) 

8,55 

11.40 

15.20 

19.00 

23.75 

28,50 

33,25 

38,00 

44,65 


2,85 
5,70 
8,55 
11,40 
15,20 
19.00 
23,75 
28,50 
33,25 
38.00 
44,65 


resp.  (  400-  500) 
„     (  500—  600) 


(1700—2000) 
(2000—2300) 
(2300—2600) 


11 

15 
19 
23 

28 

as 

39 
46 


,70 
,55 
,40 
,20 
,00 
,75 
,50 
25 
,90 


1,90 
1.90 
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Nach  den  Be- 

X 
X 

5 

Einkommen. 

gierungsvorlage  und 
den  Beschlüssen 
zweiter  Kammer. 

schlüssen  erster 
Kammer. 

DiiFerenz. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 


I.  Abteilung,  Einkommen 

2500  bis  u.  2800 


2800 

3200 

3600 

4000 

4500 

5000 

5500 

6000 

6500 

7000 

7500 

8000 

8500 

9000 

9500 

10,000 

11,000 

12,000 

13,000 

14,000 

15,000 

16,000 


3200 

3600 

4000 

4500 

5000 

5500 

6000 

6500 

7000 

7500 

8000 

8500 

9000 

9500 

10.000 

11,000 

12,000 

13.000 

14,000 

15,000 

16,000 

17,000 


Ton  2500  bis  unter  32,000  Mark. 

52,25 

59,85 

68,40 

77,90 

88,35 
100.70 
113,05 
125.40 
138.40 
152.00 
165,30 
178,60 
192.85 
207,10 
221,35 
235,60 
250,80 
279,30 
307,80 
a36,30 
365,75 
396,15 
426.55 


(2600—2900)  53,20 

+ 

0,95 

(2900-3200)  59,85 

68,40 

77,90 

88,35 

100,70 

113,05 

126,35 

1 

0.95 

139,65 

+ 

0.95 

152.95 

+ 

0,95 

166,25 

+ 

0,95 

179,55 

+ 

0,95 

193,80 

+ 

0,95 

207,10 

221,35 

236,55 

+ 

0,95 

252,70 

+ 

1.90 

282,15 

+ 

2.85 

313.50 

-1- 

5,70 

344,85 

+ 

8.55 

.377,15 

4- 

11.40 

410.40 

-^ 

14,25 

444.60 

+ 

18,05 
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«5 
J 

Einkommen. 
M. 

Nach  der  Re- 
gierungsvorlage und 
den  Beschlüssen 
zweiter  Kammer. 
M. 

Nach  den  Be- 
schlüssen erster 
Kammer. 

M. 

Differenz. 
M. 

I.  Abteilaag,  Einkommen  von  2500  bis  unter  32,000  Mark. 


24 

17,000  bis  u 

25 

18,000   „    , 

2ö 

19,000   „    , 

27 

20,000  „    , 

28 

21,000  „    , 

29 

22,000  „    , 

30 

23,000  „    , 

31 

24,000  „    , 

32 

25,000  „    , 

33 

26,000   „    , 

34 

27,000   „    , 

35 

28,000   „    , 

36 

29,000   „    , 

37 

30,000  „    , 

38 

31,000  „    , 

18,000 
19,000 
20,000 
21,000 
22,000 
23,000 
24,000 
25,000 
26,000 
27,000 
28,000 
29,000 
30,000 
31,000 
32,000 


456,95 
488,30 
520,60 
552,90 
586,15 
619,40 
653,60 
688,75 
723,90 
759,05 
795,15 
832,20 
869,25 
909,15 
950,00 


478,80 

+  21,85 

514,90 

+  26,60 

551,00 

+  30,40 

608,00 

-f  55,10 

638,40 

+  52,25 

668,80 

-f  49,40 

699,20 

-f  45,60 

729,60 

-f  40,85 

760,00 

+  36,10 

790,40 

-f  31,35 

820,80 

-f  25,65 

851,20 

-f  19,00 

881.60 

-f  12,35 

912,00 

4-    2,85 

942,40 

wenig.7,60 
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I.  Regierungs- 
vorlage. 

IL  Beschluss 
IL  Kammer. 

III.  Beschluss 
I  Kammer. 

ifferenz 

Differenz 

B 

von 
gegen  I. 

von 

Steuer- 
kapital   ^^«"^"^ 

Steuer- 
kapital 

Steuer 

Steuer- 
kapital 

1      III 

III.  gegen  II. 

M. 

M.           M. 

M. 

M. 

M.     1    M.    1 

M. 

M. 

Einkomn 

len  über  32,000  Mark. 

40,000 

6280 

1193,20 

6600 

1254 

6400 

1216   .  m 

ehr  22,80 

weniger     38 

50,000 

7880 

1497,20 

8600 

1634 

8000 

1520 

„      22,80 

114 

60,000 

9800 

1862,00 

10,600 

2014 

9600 

1824  wen 

iger  38,00 

190 

70,000 

11,240 

2135,60 

12,600 

2394 

11,200 

2128 

7,60 

266 

80,000 

13,000 

2470,00 

14,600 

2774 

12,800 

2432 

38,00 

342 

90,000 

14,600 

2774,00 

16,600 

3154 

14,400 

2736 

,       38,00 

418 

100,000 

16.200 

3078,00 

18,600 

3534 

16,000 

3040 

,       38,00 

494 

120,000 

19,400 

3686,00 

22,600 

4294 

19,200 

3648 

38,00 

646 

150,000 

24,200 

4598,00 

28,600 

5434 

24,000 

4560 

,       38,00 

„        874 

200,000 

32,200 

6118,00 

38,600 

7334 

32,000 

6080 

,       38,00 

„       1254 

250,000 

40,200 

7638,00 

48,600 

8379 

40,000 

7600 

38,00 

779 

300,000 

48,200 

9158,00 

• 

58,600 

11,134 

48,000 

9120 

,       38,00 

„      2014 
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Das  finanzielle  Ergebnis  stallte  sich  nun  so,  dass  das  gesamte  Einkommen- 
steuerkapital gegenüber  dem  bisherigen  ein  Plus  von  940,328  Mark  ergab; 
dabei  waren  bei  der  zweiten  Abteilung 

in  Klasse  1    311,190  Mark 

.      2    583,880      „ 


895,070  Mark 


Steuerkapitalien  in  Wegfall  gekommen.  Die  Skala  der  IL  Klasse  hätt«  ein 
Plus  an  Einkommensteuerkapitalien  im  Betrag  von  1,493,319  Mark  und  nach 
Wegfall  der  IL  Klasse  von  909,439  Mark  gewährt. 

In  der  IL  Kammer  war  man  mit  der  von  der  I.  Kammer  gewährten  Kon- 
zession nicht  ganz  zufrieden;  eine  Minorität  bekämpfte  sie  heftig.  Die  Progression, 
sagte  man,  entspricht  allein  dem  Gedanken  der  Leistungsfähigkeit,  sie  vermittelt 
eine  grössere  Einnahme  und  damit  eine  Herabsetzung  des  Steuerausschlags,  der 
Wegfall  der  Progression  bewirkt  einen  verstärkten  Steuerausschlag  für  die  untern 
Einkommen,  was  auch  für  die  Kommunalumlagen  gilt.  Kommt  das  Gesetz  nicht 
zustande,  so  fällt  die  Schuld  auf  die  I,  Kammer  zurück,  welche  es  verschlechtert 
hat.  Ein  Verschieben  ist  ohnehin  rätlich,  bis  das  Kommimalsteuergesetz  und  das 
Wahlgesetz  geändert  ist.  Gegenüber  dieser  Opposition  machte  die  Majorität 
geltend:  Zur  Zeit  als  die  Reform  der  direkten  Steuern  angeregt  wurde,  wurde 
die  Progression  nicht  in  den  Vordergrund  gestellt,  von  einer  unendlichen  Pro- 
gression war  keine  Rede,  man  wies  nur  darauf  hin,  eine  Steigerung  eintreten 
zu  lassen,  wie  sie  in  Preussen  bestand.  1878  beschloss  dann  die  11.  Kammer, 
bezüglich  der  Einkommen,  welche  32,000  Mark  übersteigen,  noch  eine  Ver- 
stärkung eintreten  zu  lassen.  In  dem  neuen  Entwurf  wurde  dies  nicht  von  der 
Regierung  aufgenommen,  weil  sie  es  bei  der  I.  Kammer  für  aussichtslos  erachtete. 
Der  abermalige  Beschluss  der  IL  Kammer,  bei  Einkommen,  die  über  32,000  Mark 
hinausgehen,  für  je  1000  Mark  nicht  160  Mark,  sondern  200  Mark  Steuerkapital 
anzusetzen,  bedeutet  aber  auch  keine  Progression,  sondern  eine  Limitierung; 
es  heisst,  alle  Einkommen  von  32,000  Mark  an  zahlen  3,75  Prozent  anstatt 
3,4  Prozent.  Wenn  man  die  Progression  bis  zu  20,000  Mark  steigen  lässt,  so  ist 
dies  immer  noch  beträchtlich  gegenüber  andern  Staaten.  Die  preussische  Vor- 
lage ging  bis  zu  10,000  Mark,  das  gegenwärtige  preussische  Gesetz  nur  bis 
3000  Mark,  von  wo  an  3  Prozent  eintreten;  in  Baden  nach  dem  neuen  Gesetz 
geht  die  Progression  bis  zu  30,000  Mark,  in  Bayern  nach  dem  Einkommensteuer- 
gesetz vom  19.  Mai  1881  in  Abt.  II  bis  12,000  Mark,  in  Sachsen  nach  dem  Ein- 
kommensteuergesetz vom  2.  Juli  1878  bis  6300  Mark  mit  3  Prozent,  in  Hamburg 
endigt  sie  nach  dem  Gesetz  vom  7.  März  1881  bei  10,000  Mark  mit  3V2  Prozent, 
in  Bremen  nach  dem  Gesetz  vom  17.  Dezember  1874  bei  10,000  Mark  mit 
1  Prozent.  Durch  die  Ausdehnung  der  Progression  bis  20,000  Mark  sind  fast 
sämtliche  Steuerpflichtige  von  derselben  erfasst;  es  bleiben  nur  noch  übrig  etwa 
1  von  1000,  d.  h.  von  rund  260,000  Einkommensteuerpflichtigen  sind  es  nmd 
260,  welche  der  Progression  nicht  unterliegen.  Werden  die  Leut«  mit  über 
30,000  Mark  Einkommen  auch  günstiger  nach  der  neuen  Skala  der  I.  Kammer 
behandelt,  als  es  die  II.  Kammer  intendierte,  so  zahlen  sie  doch  immer  noch 
114,000  Mark  mehr  als  bisher,   wobei   die  neue  Kapitalrentensteuer  noch  gar 
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nicht  eingerechnet  ist.  In  die  Progression  ragt  auch  die  Zweckmässigkeit 
herein,  sie  entscheidet,  wie  weit  man  damit  gehen  kann.  Diese  Erwägungen 
fanden  Beifall.  Die  Annahme  der  Skala  erfolgte  mit  allen  gegen  6  Stimmen. 
Durch  die  im  vorstehenden  näher  betrachtete  bedeutende  Freilassung  der 
untern  Einkommen  in  Verbindung  mit  der  bei  dieser  möglichen  Herabsetzung  in 
eine  tiefere  Klasse  einerseits,  durch  Einführung  einer  massigen  Progression  in 
den  obern  Einkommen  anderseits  war  man  dem  Postulat  der  Gerechtigkeit  und 
insbesondere  der  Leistungsfähigkeit  näher  gekommen.  Manche  in  der  Kammer 
hielten  dies  nicht  für  ausreichend ,  sondern  wünschten  ganz  allgemein  eine 
weitergehende  Berück  sich  tigu  ng  der  persönlichen  Verhältnisse. 
Es  kam  dies  auch  in  zwei  Anträgen  zum  Ausdruck  (siehe  die  Noten  zu  Ar- 
tikel 19).  Der  eine  wollte  das  zum  Lebensunterhalt  unbedingt  Notwendige  in 
Abzug  bringen  und  ganz  konsequent  die  Grösse  der  Familie  dabei  in  Rücksicht 
ziehen.  Vom  Einkommen  sollte  demzufolge  für  einen  einzelnen  Steuerpflichtigen 
der  Betrag  von  300  Mark,  für  eine  verheiratete  Frau  der  Betrag  von  200  Mark, 
für  jedes  Kind  unter  15  Jahren  der  Betrag  von  100  Mark  in  Abzug  kommen. 
Zur  Begründung  wurde  ausgeführt:  Der  Artikel  19  lässt  eine  Masse  Dinge  in 
Abzug  bringen,  aber  die  Hauptlast,  die,  auch  auf  einer  Rechtsverbindlichkeit 
beruht  und  das  Einkommen  schmälert,  wird  von  der  Abrechnung  fem  gehalten. 
Es  ist  ein  grosser  Unterschied,  ob  das  Einkommen,  welches  versteuert  wird,  von 
einer  einzelnen  Person  eingenommen  und  verbraucht  wird,  oder  ob  daran  eine 
Familie  möglicherweise  einen  grossen  Anteil  hat.  Die  Alimentationspflicht, 
die  der  Mann  seiner  Frau  und  seinen  Kindern  gegenüber  hat,  ist  auch  eine 
Rechtspflicht,  und  man  sieht  nicht  ein,  wenn  man  Verbindlichkeiten,  die  auf 
dem  Einkommen  ruhen,  principiell  abziehen  will,  warum  nicht  auch  hier  bei 
dieser  schweren  Last..  Wenn  man  Einkommen  unter  300  Mark  steuerfrei  lässt, 
darf  man  auch  nicht  die  ganze  Familie  als  eine  Person  betrachten.  Der  Ar- 
tikel 35  lässt  zwar  eine  kleine  Korrektur  zu,  indem  er  gestattet,  die  Leute  unter 
Berücksichtigung  ihrer  Verhältnisse  in  eine  verhältnismässige  niedrigere  Steuer- 
klasse einzuschätzen.  Allein  dies  gilt  nur  für  die  kleinen  Einkommen,  und 
im  Rechtsstaat  soll  nicht  das  Wohlwollen  der  Behörden  entscheiden,  man  muss  in 
dem  Gesetz  selbst  die  Principien  niederlegen.  Die  Tendenz  dieses  Antrages  wurde 
vielfach  gebilligt,  dagegen  derselbe  als  viel  zu  weitgehend  erachtet.  Die  Re- 
gierung erinnerte  an  das  klägliche  Ergebnis,  welches  die  ausserordentliche  Ein- 
kommensteuer vom  12.  August  1848  hatte,  dem  ähnliche  Bestimmungen  ein- 
verleibt waren.  Es  sollten  für  ledige  Personen  200  fl.  in  Abzug  kommen ,  für 
Verheiratete  200  fl. ,  für  den  Mann  und  für  die  Frau  50  fl.",  femer  für  jedes 
Kind  50  fl.  Würde  der  obige  Antrag  angenommen ,  so  würde  sich  für  eine 
Gemeinde  wie  Mörfelden  mit  2055  Einwohnern  und  473  Einkommensteuerpflich- 
tigen das  Verhältnis  etwa  folgendermassen  herausstellen.  Nimmt  man  an, 
sämtliche  Steuerpflichtige  wären  verheiratet  und  in  jeder  Familie  durchschnitt- 
lich vier  Kinder  unter  15  Jahren.  In  die  sogenannte  halbe  Klasse  mit  5  fl. 
Steuerkapital  gehören  14  Pflichtige,  welche  ausfallen:  in  der  ersten  Klasse  mit 
einem  Einkommen  unter  200  fl.  fallen  weitere  123,  in  der  zweiten  Klasse  mit 
200—299  fl.  fallen  212,  in  der  dritten  76,  in  der  vierten  18,  in  der  fünften  5, 
in  Summa  448  Steuerpflichtige  aus,  und  es  würden  nur  25  verbleiben,  von 
denen   der  Staat  noch    etwas   zu  beziehen  hätte.     Eine  derartige  Bestimmung 
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wäre  für  die  Kommunalbesteuerung  vollends  unbrauchbar.  Es  TÄdderspricht  dem 
Einkommensprincip,  den  Unterhalt  in  Abzug  zu  bringen;  in  keinem  Steuei^esetz 
ist  er  zugelassen;  die  Bestimmung  ist  auch  nur  aus  dem  Grunde  besonders  ein- 
gefügt, weil  vielfach  bei  den  Einkommensteuerpflichtigen  Zweifel  darüber  be- 
stehen, was  sie  imter  Einkommen  zu  begreifen  haben  und  glauben,  das,  was 
zum  Unterhalt  der  Familie  notwendig  sei,  sei  kein  steuerbares  Einkommen. 
Man  kann  auch  den  Steuerkommissionen  nicht  zumuten,  sich  so  detailliert  um 
die  einzelnen  Verhältnisse  kümmern  zu  müssen.  Der  Abzug  passt  nicht  für 
Leute    mit   höherem   Einkommen. 

Von  anderer  Seite  wurde  zugegeben,  dass  es  unthunlich  sei,  die  Bänder- 
zahl und  dergl.  zu  berücksichtigen  oder  für  den  Unterhalt  einen  Abzug  zu 
machen;  aber  man  solle  doch  den  ausserordentlichen  Aufwand  ausser  Berechnung 
lassen,  wie  er  z.  B.  auftritt,  wenn  jemand  eine  Tochter  oder  eine  Frau  im 
Irrenhause  hat  und  jährlich  1000  Mark  für  den  Unterhalt  daselbst  bezahlen 
muss.  Die  Sache  führe  zu  kernen  Weiterungen,  es  brauche  jemand  nur  der 
Einschätzimgskommission  zu  erklären,  ich  habe  diese  ausserordentliche  Ausgabe, 
der  Beweis  sei  ja  schnell  geführt.  Diesem  Antrag  gegenüber  wurde  geltend 
gemacht,  dass  die  Bestimmung  „für  den  regelmässigen  Unterhalt  —  findet 
keinerlei  Abzug  statt"  viel  zu  schwankend  sei;  der  Begriff  des  regelmässigen 
Unterhalts  sei  verschieden  bei  einem  Mann  mit  5000  Mark  imd  einem  mit 
3000  Mark  Einkommen.  Individualität,  Bildungsgrad  kämen  in  Frage.  Wenn 
ferner  ein  Steuerpflichtiger  infolge  einer  längeren  Krankheit  zu  bedeutenden 
Auslagen  genötigt  sei,  zu  Badekuren  und  anderen  Aufwendimgen,  und  man 
gestatte  den  Abzug,  wie  schwer  werde  sich  da  eine  Grenze  finden  lassen? 
Soweit  eine  Remedur  nötig,  müsse  Artikel  35  ausreichen.  Beide  Anträge  wurden 
abgelehnt. 

3.  Die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  ist  bekanntlich  eine 
sehr  intrikate  Frage,  und  wir  müssen,  um  die  hessischen  Verhandlungen  und 
Gesetze  nach  dieser  Seite  ins  rechte  Licht  setzen  zu  können,  einige  allgemeine 
Erörterungen  vorausschicken.  Die  Unklarheiten  und  Widersprüche  lassen  sich 
alle  auf  eine  Quelle  zurückführen;  die  Aktiengesellschaften  schillern  wie  ein 
Opal  in  verschiedenen  Farben  je  nach  der  Seite,  von  der  man  sie  ansieht. 
Man  kann  die  Aktiengesellschaften  betrachten  als  ein  Konglomerat  der  einzelnen 
Aktionäre,  als  eine  geschäftliche  von  Aktionären  betriebene  Genossenschaft,  so 
dass  die  Aktien  als  Geschäftsanteile  der  einzelnen  erscheinen,  nicht  Schulden, 
sondern  Aktien  sind.  Die  Aktionäre  sind  die  Besitzer,  die  Gewerbtreibenden, 
sie  leiten  durch  das  Medium  des  von  ümen  eingesetzten  Direktoriums  die  Ge- 
schäfte, kontrollieren  aUe  seine  Teile,  verfügen  über  den  Gewinn  u.  s.  w.  Die 
den  Aktionären  gewährten  Rechte  und  Befugnisse  sind  gewissermassen  das 
Prisma,  durch  welches  man  die  Aktiengesellschaften  ansieht.  Man  kann  aber 
auch  die  Aktiengesellschaft  von  einer  andern  Seite  her  betrachten;  dann  er- 
scheint sie  als  eine  selbständige,  einzige,  juristische  Person,  in  der  die  einzelnen 
Personen  der  Aktionäre  vollständig  aufgehen,  und  im  Verhältnis  zu  welcher  die 
einzelnen  Aktionäre  dritte  Personen  sind.  Man  kann  auch  sagen:  Die  Aktien- 
gesellschaft besteht  aus  zusammengelegten  Kapitalien,  das  Kapital  wird  per- 
sonifiziert,  es  wird  von   der  Person  losgelöst  und  arbeitet  in   der  Eigenschaft 
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eines  Kaufmanns  für  sich').  Die  Aktionäre  erscheinen  dann  wirtschaftlich  als 
Gläubiger  der  Aktiengesellschaft,  ähnlich  wie  die  Prioritätenbesitzer  auch.  Auf 
die  Mehrzahl  der  Aktionäre  passt  diese  Vorstellung  auch  thatsächlich.  Sie  be- 
gnügen sich  damit,  den  Kurs  zu  verfolgen  und  die  Coupons  einzuziehen;  sie 
operieren  ähnlich  wie  derjenige,  der  Staatspapiere  u.  s.  w.  besitzt.  Die  meisten 
kümmern  sich  um  die  Aktiengesellschaften  sogar  weniger  als  sonst  der  Gläu- 
biger um  die  Verhältnisse  seines  Schuldners,  da  hier  die  Möglichkeit,  seine 
Forderung  zu  verkaufen  nicht  so  leicht  ist.  Nichtsdestoweniger  muss  man  sich 
gegenwärtig  halten,  dass  in  dieser  Betrachtung  die  andere  Seite  der  Aktien- 
gesellschaften übersehen  wird. 

Das  schillernde,  zweideutige  Wesen  der  Aktiengesellschaften  kommt  nun 
auch  in  der  Besteuerung  zur  Geltung.  Dieselbe  gestaltet  sich  verschieden,  je 
nachdem  man  von  der  ersten  (I)  oder  von  der  zweiten  (II)  Anschauung  ausgeht 
und  je  nach  dem  Steuersystem,  auf  welche  man  sie  anwendet. 

Es  ergeben  sich  auf  diese  Weise  6  Fälle: 

a.   Ertragssteuersystem. 

Fall  1.  Nach  Anschauung  I  hat  die  Aktiengesellschaft  als  solche  (neben 
etwaiger  Grund-  und  Haussteuer  u.  s.  w.)  Gewerbesteuer  zu  zahlen.  Das  Ertrags- 
steuersystem geht  vom  Objekt,  vom  Gewerbebetrieb  aus.  Die  einzelnen  Aktionäre 
zahlen  durch  das  Medium  ihres  Direktoriums  gewissermassen  die  Gewerbesteuer, 
sie  selbst  zahlen  für  sich  nichts  weiter,  namentlich  entrichten  die  einzelnen 
Aktionäre  keine  Kapitalrentensteuer  für  ihre  Dividenden,  so  wenig  als  der 
einzelne  Geschäftsmann  für  sein  Betriebskapital  Kapitalrentensteuer  bezahlt. 
Jeder  Aktionär  hat  sein  Kapital  im  Geschäft,  dies  wird  aber  durch  die  Gewerbe- 
steuer getroffen.  Jeder  Aktionär  tritt  uns  so  zu  sagen  als  Gewerbsmann  gegen- 
über. Ein  solcher  Gedankengang  scheint  die  württembergische  Steuergesetz- 
gebung vor  1872  beherrscht  zu  haben.  Vor  dem  Gesetz  vom  30.  März  1872 
unterlagen  Dividenden  der  Kapitalrentensteuer  nicht,  soweit  das  betreffende 
Unternehmen  der  württembergischen  Gewerbesteuer  unterworfen  war. 

Fall  2.  Unter  Zugrundelegung  der  Anschauung  II  stellt  sich  die  Sache 
anders.  Die  Aktionäre  werden  nun  lediglich  als  Gläubiger  der  Gesellschaft  auf- 
gefasst,  sie  bezahlen  also  Kapitalrentensteuer,  während  die  Gesellschaft  selbst 
Gewerbesteuer  entrichtet.  Das  Verhältnis  liegt  also  ganz  ähnlich,  wie  bei  einem 
privaten  Gewerbetreibenden,  der  Gewerbsteuer  zahlte  während  sein  Gläubiger 
kapitalrentensteuerpflichtig  ist  Auch  darin  ist  Uebereinstimmung ,  dass  die 
Quelle,  welche  beide  Steuern  schafft  und  produziert,   nur  eine  ist,   ein  Unter- 


')  Handelsgesetzbuch  Artikel  207 :  Eine  Gesellschaft  ist  eine  A.-G. ,  wenn 
sich  die  sämtlichen  Gesellschafter  nur  mit  Einlagen  beteiligen,  ohne  persönlich 
für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  zu  haften.  Artikel  213:  Die  A.-G. 
als  solche  hat  selbständig  ihre  Rechten  und  Pflichten.  Artikel  216:  Der 
Aktionär  kann  den  eingezahlten  Betrag  nicht  zurückfordern  und  hat,  so  lange 
die  Gesellschaft  besteht,  nur  einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn.  Artikel  219: 
Die  Verpflichtung  des  Aktionärs,  zu  dem  Zwecke  der  Gesellschaft  und  zur  Er- 
füllung ihrer  Verbindlichkeiten  beizutragen,  wird  durch  den  Nominalbetrag  der 
Aktien  —  begrenzt. 
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schied  ergibt  sich  aber  doch  insofern,  als  die  Wirkung  in  beiden  Fällen  nicht 
gleich  ist.  Im  einen  Fall  trifft  sie  in  letzter  Linie  eine  und  dieselbe 
Person  (den  Aktionär  als  Gewerbsinhaber  und  den  Aktionär  als  seinen  eigenen 
Gläubiger),  im  andern  Fall  zwei  verschiedene  Personen  (den  Gewerbtreibenden 
und  den  fremden  Gläubiger)').  Darin  liegt  eine  gewisse  Härte,  aber  man  sieht 
darüber  vielfach  hinweg,  teils  weil  die  Gewerbesteuer  die  Aktiengesellschaft 
nicht  ausreichend  genug  trifft,  teils  weil  dadurch  auch  die  auswärtigen  Aktien- 
dividenden, welche  im  Besitz  Einheimischer  sind,  erfasst  und  die  Einheimischen 
nicht  begünstigt  werden,  wenn  sie  fremde  Aktien  kaufen.  Dieser  Auffassung 
folgen  zur  Zeit  z.  B.  die  bayrische  und  württembergische  Gesetzgebung. 

b.  Einkommenstenersystem. 

Fall  3.  Nach  Anschauung  I  treten  uns,  wie  wir  wissen,  die  Aktionäre  als 
ein  Konglomerat  von  Gewerbtreibenden  entgegen.  Sie  versteuern  das  gesamte 
Einkommen,  das  im  Moment  des  Bilanzabschlusses  vorhanden  ist  (Dividende, 
Anteil  des  Reservefonds,  Erweiterung  der  Anlage,  Schuldentilgung).  Die  Er- 
hebung kann  so  geschehen,  dass  man  die  Steuer  für  Dividende  bei  den  Aktio- 
nären holt,  das  übrige  bei  der  Aktiengesellschaft,  oder  auch  so,  dass  man 
beide  Teile  bei  der  Aktiengesellschaft  erhebt.  Eine  doppelte  Besteuerung  tritt 
unter  keinen  Umständen  ein,  der  Aktionär  wird  nicht  zugleich  als  Kapitalrentner 
angesehen.  Diesen  Standpunkt  nimmt  z.  B.  das  Sachsen-Weimarer  Einkommen- 
steuergesetz vom  13.  Oktober  1883  ein. 

Fall  4.  Nach  Anschauung  II  zahlen  die  Aktiengesellschaften  Einkommen- 
steuer nur  von  dem,  was  nach  Auskehrung  der  Zinsen  und  Dividenden  in  das  Ge- 
schäft geht;  die  Aktionäre  erscheinen  ihr  gegenüber  als  dritte  Personen,  als  Gläu- 
biger, und  die  Aktiengesellschaft  hat  bei  der  Einkommensteuer  das  Recht,  ihre 
Schuldzinsen,  also  auch  die  Dividenden  vom  Gesamtertrag  abzuziehen.  Die  Aktio- 
näre dagegen  als  Gläubiger  entrichten  ähnlich  wie  die  Prioritätsgläubiger  Steuer 
von  ihrer  Dividende.  Die  doppelte  Besteuerung  fällt  auch  hier  weg.  Im  Endresultat 
laufen  Anschauung  II  und  I  auf  dasselbe  hinaus;  der  Steuergrund  ist  nur  ver- 
schieden. (Bremen,  Hessen.)  Wenn  einzelne  Einkommensteuergesetze,  wie  das 
königlich  sächsische  und  das  Sachsen-Meiningsche,  der  preussische  Einkommen- 
steuergesetz-Entwurf vom  17.  Dezember  1883  das  volle  Einkommen  der 
Aktiengesellschaft  und  daneben  die  Dividenden  der  Aktionäre  besteuern,  so  liegt 
augenscheinlich  eine  Verbindung  und  Vermischung  der  Anschauung  I  und  II 
zu  Grunde.  Hat  man  wie  im  Königreich  Sachsen,  nur  eine  einzige  Einkommen- 
steuer (neben  einem  Rest  von  Grundsteuer  und  einer  Steuer  vom  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen),  so  erreicht  man  natürlich  damit  ganz  genau  dasselbe,  wie 
beim  Ertragssteuersystem  unter  Zugrundelegung  der  Anschauung  11.  Die  Kom- 
bination liegt  hier  nahe  teils  wegen  des  fiskalischen  Interesses,  teils  wegen  der 
Kommunalabgaben;  der  grössere  gewerbliche  Betrieb,  wie  ihn  meist  die  Aktien- 
gesellschaften darstellen,  veranlasst  in  Bezug  auf  Armenpflege,  Schullasten, 
Wegewesen  oft  erhebliche  Kosten  der  Gemeinde. 


^)  Von   einem  komplizierten   und   nicht  wahrscheinlichen  Ueberwälzungs- 
prozess  wird  dabei  abgesehen. 
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c.  Allgemeine   Einkommensteuer  neben  Ertragssteuern. 

Fall  5.  Was  sich  bei  gleichzeitiger  Anwendung  der  beiden  Systeme  er- 
geben muss,  ist  aus  dem  bisher  Gesagten  leicht  ersichtlich.  Man  braucht  nur 
a  und  b  zu  kombinieren.  Bei  Zugrundelegung  der  Anschauung  I  zahlt  die 
Aktiengesellschaft  Gewerbesteuer  und  für  das  gesamte  Einkommen  Einkommen- 
steuer (wofür  in  Bezug  auf  die  Erhebung  auch  die  oben  erwähnte  Teilung  ein- 
treten kann);  die  einzelnen  Aktionäre  zahlen  keine  Einkommen-  und  keine 
Kapitalsteuer.  Es  ist  eine  einfache  doppelte  Besteuerung,  wie  beim  Handwerker, 
Grund-,  Haus-  und  Kapitalbesitzer. 

Fall  6.  Geht  man  aber  von  der  Anschauung  H  aus,  zahlt  die  Aktien- 
gesellschaft Gewerbesteuer,  ferner  von  dem,  was  nach  Auskehrung  der  Zinsen 
und  Dividenden  in  das  Geschäft  geht,  Einkommensteuer,  die  Aktionäre  zahlen 
für  ihre  Dividende  Kapitalrentensteuer  und  Einkommensteuer.  Es  ergibt  sich 
eine  viermalige  —  es  wäre  ungenau  zu  sagen  vierfache  —  Besteuerung  der- 
selben Steuerquelle  und  schliesslich  derselben  physischen  Personen!  Eine  solche 
Kombination  liegt  der  neuesten  badischen  Gesetzgebung  zu  Grunde,  ebenso  den 
preussischen  Entwürfen  vom  17.  Dezember  1883,  nur  mit  der  Abweichung,  dass 
die  Aktiengesellschaften  neben  der  Gewerbesteuer  nicht  bloss  von  der  Quote, 
sondern  vom  ganzen  Einkommen  Einkommensteuer  entrichten.  Das  Schema  der 
Theorie  und  der  preussischen  Entwürfe  ist  sonach  folgendes: 


Th 
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Preuss.  Entwürfe 

Eigenes  Ein- 

D 

ividenden 

Eigenes  Ein- 

Dividenden 

kommen   der 

kommen   der 

Aktiengesell- 

Aktiengesell- 

schaften 

schaften 

1)  Gewerbesteuer 

1)  Gewerbesteuer 

2)  Einkommen- 

Einkommen- 

2) Einkommensteuer 

steuer 

steuer 

3) 

Kapital- 
rentensteuer. 

3)         - 
4) 

Einkommen- 
steuer 
Kapital- 
rentensteuer. 

Die  Vermischung  verschiedener  Standpunkte  und  das  Schillernde  der 
Aktiengesellschaft  wird  in  den  preussischen  Entwürfen  recht  augenfällig.  Bei 
dem  Entwurf  zur  Kapitalrentensteuer  sagen  die  preussischen  Motive,  „dass  die 
Aktiengesellschaft  ein  selbständiges  und  von  der  Gesamtheit  der  Aktionäre 
verschiedenes  Rechtssubjekt  ist  und  als  solches  auch  bezüglich  des  von  ihr  be- 
triebenen in  Betracht  kommen  muss.  Der  Aktionär  legt  mithin  ebenso  wie  der 
Gläubiger  sein  Kapital  in  einer  gewerblichen  Unternehmung  an  etc."  Die 
Konsequenzen  für  den  Aktionär  werden  auch  hier  ganz  richtig  gezogen,  er 
zahlt  für  seine  Dividende  Kapitalrentensteuer  und  Einkommensteuer,  wie  jeder 
andere  Gläubiger.  Gegenüber  der  Aktiengesellschaft  selbst  fällt  man  dann  aber 
plötzlich  aus  der  Rolle;  denn  der  eingenommene  Standpunkt  verlangt,  dass  die 
Aktiengesellschaft  die  Aktien  als  Schulden  ansehen  und  die  Dividende  in  Abzug 
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bringen  darf.     Statt  dessen  besteuert  man  das  volle  Einkommen!     Durch  diese 
Abweichung  vom  angenommenen  Princip  wird  die  Belastung  verstärkt. 

Bei  unbefangener  Würdigung  muss  der  preussische  Weg  sowie  auch  nm- 
«ine  Besteuerung  nach  Massgabe  des  Falls  6  als  eine  Ungeheuerlichkeit  bezeichnet 
werden.  Die  Vorstellung,  dass  der  Aktionär  Gläubiger,  die  Aktiengesellschaft 
«ine  selbständige  Person  sei,  führt  zu  einem  erträglichen  Resultat  bei  reinem 
Ertragssteuersystem;  sie  führt  aber  ad  absurdum,  wenn  es  sich  um  eine  Kombi- 
nation des  Ertrags-  und  Einkommensteuersystems  handelt;  mit  der  viermaligen 
Steuer  triflft  man  immer  die  nämlichen  physischen  Personen,  imd  zwar  nicht 
«twa  auf  dem  dunklen  und  verschlungenen  Weg  der  üeberwälzung,  sondern  effektiv 
und  bestimmt.  Für  eine  derartige  Kumulierung  fehlt  es  an  jedem  haltbaren 
Grund.  Die  Aktiengesellschaften  zahlen  genau  ihre  Schuldigkeit,  kein  Heller 
wird  hinterzogen,  es  lässt  sich  dies  wenigstens  erreichen  (vide  unten  Hessen). 
Verdient  die  Aktiengesellschaft  viel,  so  zahlt  sie  viel;  ihre  erhöhte  Leistungs- 
fähigkeit ist  zunächst  nur  eine  Präsumtion,  die  oft  genug  nicht  Stich  hält;  wird 
sie  Wirklichkeit,  so  erscheint  ihre  Grösse  eben  im  Einkommen.  Steuern  sollen 
aber  soviel  wie  möglich  der  wirklichen,  nicht  der  angenommenen  Leistungs- 
fähigkeit entsprechen.  Augenscheinlich  hat  man  in  Preussen  und  Baden  etwas 
gedankenlos  das  Verfahren  verschiedener  Staaten  kombiniert,  ohne  zu  prüfen, 
was  dem  Steuersystem  des  Einzelstaates  wirklich  entspricht.  Wenn  Sachsen 
beim  Fehlen  einer  Gewerbesteuer  undKapitalrentensteuer  die 
Aktiengesellschaften  als  solche  und  zugleich  die  Aktionäre  der  Einkommen- 
steuer unterwirft,  so  liegt  darin  zwar  eine  Inkonsequenz,  eine  Vermischung 
verschiedener  Standpunkte  und  eine  ungleiche  Behandlung  anderen  Gewerb- 
treibenden  gegenüber  vor,  man  kann  aber  immerhin,  wie  schon  oben  angedeutet, 
das  zur  Not  noch  passieren  lassen.  Man  thut  aber  des  Guten  entschieden  zu 
viel,  wenn  man  zu  dem  sächsischen  Verfahren  noch  einfach  das  bayrische  addiert. 
Bei  Verbindung  von  Ertrags-  und  Einkommensteuersystem  muss  man ,  will  man 
nicht  unbülig  werden,  die  Anschauung  I  zu  Grunde  legen.  Die  Aktiengesell- 
schaften werden  dann  lediglich  doppelt  besteuert,  wie  jeder  andere  Gewerbs- 
mann auch.  Hessen  hat  sich  auf  diesen  Boden  gestellt  und  zugleich  gezeigt, 
wie  auch  im  einzelnen  unter  Festhaltung  dieses  Princips  die  Besteuerung  rationell 
zur  Zufriedenheit  des  Staats-  und  Kommunalfiskus  und  gerecht  gegenüber  den 
Betroffenen  ausgestaltet  werden  kann. 

Bisher  waren  die  Aktiengesellschaften  in  Hessen  nicht  einkommensteuer- 
pflichtig, wohl  aber  die  Aktionäre  für  ihre  Dividenden.  Die  Aktiengesellschaften 
selbst  zahlten  Gewerbesteuer.  Die  Besteuerung  war  ganz  nach  Art  des  Er- 
tragssteuersystems geregelt  und  zwar  unter  Annahme  der  Anschauung,  dass 
die  Aktionäre  als  Gläubiger  anzusehen  sind,  die  Stelle  der  Kapitalrenten- 
steuer wurde  nur  von  der  Einkommensteuer  vertreten.  Die  Besteuerung  war 
eine  doppelte,  ähnlich  wie  bei  jedem  andern  Gewerbtreibenden ,  der  auch 
Gewerbesteuer  und  Einkommensteuer  zu  entrichten  hatte.  Die  Aktiengesell- 
schaft war  nur  diesem  gegenüber  etwas  im  Vorteil,  weü  ihre  Reserveteile, 
Schuldentügimgsquoten  u.  s.  w.  nicht  auch  von  der  Einkommensteuer  getroffen 
wurden. 

Diese  Besteuerung  wurde  als  ungenügend  befunden,   die  Stände   drängten 
unter  dem  Eindruck  der  grossen  Dividenden  anfangs    der   70er  Jahre    zu   einer 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  q,^  21 
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stärkeren  Heranziehung  derselben.  In  der  That  war  die  Besteuerung  eine  unvoll- 
kommene, insofern  das  offen  zu  Tage  liegende  Einkommen  der  Aktionäre  dadurch, 
dass  es  an  die  einzelnen  Aktionäre  hinausging  und  erst  bei  diesen  erfasst 
wurde,  vollständig  verschleiert  ward;  die  einzelne  Dividende  war  entweder  un- 
bekannt oder  konnte  nicht  genügend  in  Betracht  gezogen  werden.  In  seltenen 
Fällen  war  eine  solche  Anzahl  von  Aktien  in  einer  Hand,  dass  die  Dividende 
für  die  einzelne  Person  einen  Gegenstand  des  Ausschlags  für  die  Einschätzung 
geben  konnte.  Die  Ausländer,  welche  Aktien  von  hessischen  Aktiengesellschaften 
besassen,  waren  ohnehin  für  das  aus  Hessen  bezogene  Einkommen  nur  steuer- 
pflichtig, wenn  dasselbe  wenigstens  300  fl.  betrug;  anderseits  brauchten  die 
Hessen  für  das  Einkommen,  das  aus  im  Ausland  belegenen  Immobilien  kam, 
nicht  Einkommensteuer  zu  entrichten,  wenn  im  Ausland  schon  eine  gleichartige 
Steuer  entrichtet  ward.  Die  inländischen  Aktiengesellschaften  konnten  als 
solche  zur  Einkommensteuer  nicht  gezogen  werden,  da  das  Gesetz  von  1869  die 
Steuerpflichtigkeit  rein  persönlich  auffasste,  also  die  Besteuerung  nur  physischer 
Personen  kannte.  Die  Regierung  hatte  im  Gesetz  von  1869  diesen  Standpunkt 
festgehalten,  weil  auch  Preussen  so  verfuhr  und  es  ihr  bedenklich  erschien,  ob 
es  einem  Staate  von  dem  Umfang  des  Grossherzogtums,  an  dessen  grösseren  Aktien- 
gesellschaften das  Ausland  vorzugsweise  beteiligt  ist,  möglich  sein  werde,  die 
Besteuerung  der  inländischen  Gesellschaften  als  solcher  mit  ihrem  vollen  Jahres- 
erträgnis durchzuführen.  Das  änderte  sich  durch  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai 
1870  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung.  Dies  bestimmt,  dass  der 
Betrieb  eines  Gewerbes  und  das  aus  diesen  Quellen  herrühende  Einkommen 
nur  von  demjenigen  Bundesstaate  besteuert  werden  darf,  in  welchem  das  Ge- 
werbe betrieben  wird.  Das  Gesetz  gibt  einen  Impuls,  bei  der  Einkommensteuer 
an  die  Aktiengesellschaft  als  solche  sich  zu  halten;  thut  man  es  nicht,  so  ver- 
zichtet man  auf  den  Vorteil,  die  Ausländer,  welche  inländische  Aktien  haben, 
mitzutreffen. 

Im  Zusammenfluss  dieser  Erwägungen  schritt  die  hessische  Regierung  zu 
einer  Neuregelung  der  Materie.  Die  bezüglichen  Artikel  des  ersten  Entwurfs 
lauteten : 

Artikel  4  des  Einkommensteuergesetzes:  Aktiengesellschaften  und  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  unterliegen  hinsichtlich  der  Ueber- 
schüsse,  welche  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter 
welcher  Benennimg  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  zur  Bildung  von 
Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden,  als  solche 
der  Einkommensteuer.  Den  Vorständen  der  Aktiengesellschaften  als 
deren  gesetzlichen  Vertretern  liegt  es  ob,  auf  Verlangen  der  Steuer- 
behörde über  das  Einkommen  der  Gesellschaften  vollständigen  Auf- 
schluss  zu  erteilen. 
Artikel  19:  Bei  Feststellung  des  Einkommens  der  Steuerpflichtigen  kommen 
in  Abzug  ,die  bereits  der  Einkommensteuer  unterworfenen  Zinsen 
und  Dividenden  von  Aktien". 
Kapitalrentensteuergesetz  Artikel  2  letzter  Absatz :  Dividenden  und  Zinsen 
von  Aktien  der  im  Grossherzogtum  gewerbsteuerpflichtigen  industriellen 
und  Handelsunternehmungen  bleiben  bei  der  Kapitalrentensteuer  ausser 
Betracht. 
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Aus  diesen  Bestinimnngen  ist  klar  ersichtlich,  dass  die  Regierang  die 
früher  zu  Grund  gelegte  Anschauung  verliess  und  der  Ansicht  beitrat,  doss  die 
Aktionäre  nicht  als  Gläubiger  anzusehen  sind,  Sie  hat  auch  die  Besteuerung 
unter  Festhaltung  des  Grundgedankens  ganz  korrekt  durchgeführt  (vgl.  oben 
Fall  5)  und  sie  hat  damit  erzielt,  dass  das  Aktiengesellschaftseinkommen  der 
erhöhten  Leistungsfähigkeit  entsprechend  zwar  progressiv,  aber  effektiv  nicht 
mehr  als  doppelt  besteuert  ist  (durch  Gewerbsteuer  und  Einkommensteuer)  wie 
das  Einkommen  der  übrigen  Gewerbtreibenden  auch.  Die  Regierung  hat  der 
Versuchung  widerstanden,  den  Aktionär  auch  noch  mit  der  Kapitalrentensteuer 
und  Einkommensteuer  für  seine  Dividenden  zu  belasten.  Rechtlich  stand  es 
ihr  zu.  Das  Reichsgesetz  versteht  unt^r  Doppelbesteuerung  nur  die  doppelte 
Besteuerung  einer  und  derselben  Person.  Die  Aktiengesellschaft  und  der  Aktionär 
können  als  zwei  verschiedene  Personen  oder  Rechtssubjekte  angesehen  werden. 
Nicht  nur  die  preussische  und  sächsische  Regierung  halten  an  dieser  Auffassung 
fest,  sondern  auch  das  Reichsgericht  ist  ihr  beigetreten.  Es  hatte  ein  Mecklen- 
burger gesagt,  er  brauche  keine  Steuer  von  Dividenden  von  Aktien  zu  bezahlen, 
weil  bereits  die  Gesellschaft  in  Sachsen  zu  einer  ähnlichen  Steuer  herangezogen 
sei,  nach  dem  Mecklenburger  Landesgesetze  er  somit  von  der  Einkommensteuer 
für  dieses  Einkommen  frei  sei.  Das  Reichsgericht  nahm  dagegen  an,  eine  Be- 
steuenmg  der  Aktiengesellschaft  sei  noch  keine  solche  des  einzelnen  Aktionärs '). 
Es  war  also  rechtlich  ganz  gut  möglich,  wie  ja  auch  Sachsen  zeigt,  die  Aktien- 
gesellschaft mit  Einkommensteuer  und  den  Aktionär  nochmals  mit  Einkommen- 
steuer und  ebenso  mit  Kapitalrentensteuer  zu  belegen.  Die  hessische  Regierung 
that  dies  nicht.  Eine  nicht  unberechtigte  Ausnahme  machte  sie  nur  bezüglich 
der  Prioritätszinsen  und  Di\T[denden  der  im  Grossherzogtimi  nicht  gewerbe- 
steuerpflichtigen industriellen  und  Handelsuntemehmungen.  Insoweit  das  Reichs- 
gesetz über  Doppelbesteuerung  nicht  entgegensteht,  sollen  die  Aktionäre  einer 
nicht  hessischen  Aktiengesellschaft  Einkommensteuer  und  auch  Kapitalrenten- 
steuer bezahlen.  Der  Aktionär  einer  nicht  hessischen  Aktiengesellschaft  wird 
also  für  diesen  Fall  als  ein  Gläubiger,  als  ein  Kapitalist  angesehen. 

So  müd,  gemässigt  und  sachentsprechend  die  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaften von  der  Regierung  intendiert  war,  so  stiessen  die  Bestimmungen  im  ganzen 
und  in  ihren  Teilen  doch  auf  grossen  Widerspruch.  Vor  allem  wurde  die  direkte 
Heranziehung  der  Aktiengesellschaft  zur  Einkommensteuer 
von  einer  Minorität  im  Ausschuss  und  in  der  Kanmier  bekämpft.  Sie  stellte 
den  Satz  in  den  Vordergrund,  dass  die  Aktiengesellschaft  kein  eigenes  Ver- 
mögen besitze,  da  das  Aktienkapital  nur  darlehnsweise  von  den  Aktionären 
entnommen  sei;  die  Aktiengesellschaft  als  solche  habe  deshalb  gar  kein  eigenes 
Einkommen.  Die  Aktionäre  seien  anzusehen,  wie  die  verschiedenen  Associes 
einer  offenen  Handelsgesellschaft.  Wie  da  jeder  für  sich  nach  seinem  Ein- 
kommen zur  Einkommensteuer  herangezogen  werde,  so  sei  auch  bei  Aktionären 
dies  das  Richtige.  Wenn  man  die  Aktiengesellschaft  besteuere,  die  Aktionäre 
für  ihre  Dividende  dagegen  freilasse,  wie  es  beabsichtigt  sei,  so  seien  grosse 
Unterschleife  zu  befürchten ;  man  werde  sich  durch  geliehene  Aktien  leicht  eines 
Teiles  seiner  Einkommensteuer  entledigen.     Der  direkten  Besteuerung  der  Aktien- 

^)  Entsch.  des  Reichsger.  in  Strafsachen  VHL  Bd.  S.  1.32. 
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gesellschaften  stehe  ferner  das  Bedenken  entgegen,  dass  sie  das  Entstehen  neuer 
Aktiengesellschaften  im  Tnlande  verhindere  und  diese  sowohl  als  die  bereits  im 
Inland  bestehenden  grösseren  Gesellschaften  veranlasse,  ihren  Sitz  nach  einem 
Nachbarland  zu  verlegen.  Es  wurde  sehr  detailliert  die  Wirkung  der  Besteue- 
rung auf  die  Bank  für  Handel  und  Industrie,  auf  die  Zettelbank  und  die 
Ludwigsbahn  besprochen.  Man  fürchtete  den  Wegzug  der  ersten,  die  Liquida- 
tion der  zweiten,  namentlich  in  Anbetracht  des  grossen  Reservefonds,  und  eine 
Bedrückung  der  letzten,  eventuell  glaubte  man,  werde  eine  Steuerhinterziehung 
eintreten  durch  Benützung  von  Filialen.  Die  Aktiengesellschaften  könnten  solche 
in  jenen  Ländern  errichten,  wo  sie  steuerfrei  sind,  oder  ihren  dort  bestehenden 
Zweiggeschäften  sowohl  das  Aktienkapital  als  auch  die  gewinnbringenden 
Geschäfte  grösstenteils  zuweisen.  So  könne  z.  B.  die  Bank  für  Handel  und 
Industrie  in  Darmstadt  iliren  bestehenden  Filialen  in  Frankfurt  a.  M.  und 
Berlin,  an  welchen  Orten  ohnehin  ein  ergiebigeres  Feld  der  Thätigkeit  für  Bank- 
geschäfte sei,  als  in  Darmstadt,  sowohl  ihr  Aktienkapital  als  auch  die  gewinn- 
bringenden Geschäfte  grösstenteils  zuweisen  und  auch  ihre  Kommanditen  in 
München,  Stuttgart,  Heilbroim,  Kassel,  Dresden,  Hamburg  etc.  von  Frankfurt 
oder  Berlin  aus  kommanditieren.  Die  Filialen  in  Frankfurt  und  Berlin  würden 
dann  besondere  Gewinnbilanzen  machen,  und  es  würde  in  dieser  Weise  dann 
leicht  zu  bewerkstelligen  sein,  dass  jene  Filialen  die  Gewinnüberschüsse  und 
Dividenden  allein  erzielten,  während  das  Hauptgeschäft  durch  eigenen  Gewiim 
dann  vielleicht  nicht  einmal  die  Generalunkosten  decken  würde.  Für  Aktionäre 
und  Direktoren  bliebe  es  sich  im  Grunde  ganz  gleich,  ob  die  Dividenden  in 
Darmstadt,  Frankfurt  oder  Berlin  verdient  würden,  und  hätte  deshalb  eine 
derartige  Operation  für  die  ersteren  nur  Vorteil,  da  sie  sich  dadurch  der  Be- 
steuerung entziehen  würden.  Auf  der  anderen  Seite  würde  eine  solche  Be- 
schränkung des  Kapitals  im  Darmstädter  Hauptgeschäft  leicht '  dazu  führen,  dass 
die  von  demselben  in  Hessen  gewährten  Kredite  eingeschränkt  oder  gekündigt 
würden.  Durch  diese  Gesetzesbestimmung  würde  somit  voraussichtlich  wenig 
Nutzen  für  den  Staat,  dagegen  wahrscheinlich  in  letzterer  Beziehung  grosser 
Schaden  für  Industrie  und  Handel  herbeigeführt.  Auch  sonstige  Industrie- 
Aktiengesellschaften  könnten  leicht  durch  Errichtung  von  Filialen  in  Preussen, 
welchen  sie  den  Verkauf  und  das  Kapital  grösstenteils  zuweisen  würden,  der 
Besteuerung  entgehen.  Auch  darauf  wurde  hingewiesen,  dass  bei  Aktiengesell- 
schaften der  Ort  der  Fabrikation  und  der  Sitz,  wo  das  eigentliche  Geschäft 
gemacht  wird,  sich  leicht  trennen  Hessen.  Die  Aktiengesellschaften  wehrten 
sich  in  einer  Denkschrift  noch  speciell  gegen  die  direkte  Heranziehung.  Sie 
führten  aus,  juristische  Personen  seien  wesentlich  verschieden  von  physischen, 
sie  erwürben  zwar,  allein  sie  konsumierten  kein  Einkommen;  die  Leistungen 
des  Staates  kämen  nicht  ihnen  im  vollem  Masse  zu  gut,  weshalb  man  auch  nur 
Gegenleistungen  in  beschränkter  Form  verlangen  könne;  die  Einkommensteuer 
sei  rein  persönlicher  Natur  an  Stelle  der  Personalsteuer  getreten;  es  sei  un- 
billig, dass  man  das  ganze  Einkommen,  selbst  den  Reservefonds  und  die 
Amortisation  der  Schulden  zur  Steuer  heranziehe,  die  Progression  erweise 
sich  bei  dem  Aktieneinkommen  als  eine  Ungerechtigkeit,  und  als  unzweck- 
mässig müsse  es  auch  angesehen  werden,  wenn  durch  die  Aenderung  die 
Kommunalsteuern  dem  Sitz  der  Gesellschaft  zuwüchsen.    Die  Ludwigseisenbahn- 
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gesellschaft   beanspruchte   nach    dem  Wortlaut   ihrer   Eonzessionen   ein   Recht 
auf  Befreiung. 

All  diesen  Einwänden  wurde  wenig  Gewicht  beigelegt.  Man  fürchtete 
das  Auswandern  der  Aktiengesellschaften  nicht,  weil  die  Aktiengesellschaften 
auch  auswärts  meist  hoch  besteuert  werden.  Für  Gründung  und  Bestand  einer 
Aktiengesellschaft  seien  zudem  meist  die  besonderen  Verhältnisse  eines  Orts, 
z.  B.  das  Vorhandensein  eines  Rohprodukts  massgebend.  Solche,  welche 
industrielle  Zwecke  verfolgten,  würden  kaum  ihre  industriellen  Anlagen  im 
Stich  lassen  oder  unter  dem  Wert  verkaufen  und  sich  anderwärts  ansiedeln,  da 
keine  Garantie  geboten  sei,  dass  in  dem  andern  Lande  nicht  dieselbe  Besteuerung 
nach  und  nach  eingeführt  werde.  Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  habe 
um  so  weniger  Grund  dazu,  als  sie  durch  gewisse  Rechte  begünstigt  sei,  die 
sie  nicht  leicht  aufgeben  dürfte ').  Dass  man  nicht  auch  die  Handelsgesell- 
schaften wie  Einzelexistenzen  besteuere,  wurde  damit  begründet,  dass  diejenigen, 
welche  eine  Handelsgesellschaft  bilden,  ganz  bestimmte  Personen  sind  und  ihre 
eigene  Thätigkeit  einsetzen,  während  bei  Aktiengesellschaften  die  Besitzer  fort- 
während wechseln.  Als  ebenso  irrelevant  sah  man  es  an,  dass  eine  juristische 
Person  nicht  konsumiere,  sondern  nur  erwerbe  und  den  Erwerb  verteüe.  Die 
Frage  der  Steuerpflicht  sei  nicht  abhängig  von  der  Konsumtion  des  erworbenen 
Einkommens,  wie  ja  auch  diejenigen  Personen,  die  im  Inlande  aus  Grundbesitz 
oder  Gewerbebetrieb  Einkommen  beziehen,  es  aber  nicht  im  Inlande,  sondern 
im  Auslande,  wo  sie  wohnen,  konsumieren,  für  das  aus  dem  Inland  bezogene 
Einkommen  besteuert  würden.  Das  Princip  gerechter  Steuerveranlagung  werde 
nicht  verletzt,  wenn  man  das  Einkommen  entweder  bei  der  Gesellschaft  oder 
bei  dem  Einzelbesitzer  besteuere.  Wenn  die  Einkommensteuer  an  Stelle  der 
Personalsteuer  getreten  sei,  so  habe  man  gerade  damit  die  Absicht  gehabt,  an 
Stelle  der  einfachen  Kopfsteuer,  welche  nach  dem  Mietwert  der  Wohnung  be- 
messen war,  eine  auf  das  gesamte  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  gestützte 
Besteuerungsart  einzuführen.  Niemand  könne  aus  dem  Nichtzuziehen  zur  Personal- 
steuer einen  Grund  ableiten,  auch  von  der  neuen  Steuer  befreit  zu  sein.  Die 
Zuziehung  der  Einkommensteile,  welche  zur  Schuldentilgung  und  zur  Bildung 
von  Reservefonds  verwendet  wurden,  rechtfertige  sich  einfach  dadurch,  dass 
das  ganze  jährliehe  Einkommen  der  Aktiengesellschaften  ins  Auge  gefasst  werden 
müsse ^).      Was  die  Progression  betrifft,   so  wurde  zugegeben,  dass  durch   die 


')  So  seien  im  §  45  ihres  Statuts  für  die  auf  Inhaber  ausgestellten  Pfand- 
scheine und  deren  Veräusserung  zwecks  Deckung  der  Bank  ganz  besonders 
günstige  Vorschriften  gegeben,  ebenso  habe  sie  in  betreff  der  Beschlagnahme 
und  Aufforderung  zu  einer  Konkursmasse  für  die  zu  Gunsten  der  Bank  ver- 
pfändeten Sachen  eine  bevorzugte  Berechtigung. 

*J  Die  Begründung  des  Ausschusses  ist  hier  wohl  nicht  stichhaltig;  er 
scheint  von  der  Ansicht  auszugehen,  als  ob  jedes  Jahr  der  ganze  Reservefonds 
in  Betracht  komme.  Er  sagt:  „Das  Gesetz  verlangt  die  Zurechnung  des  Reserve- 
fonds zum  Einkommen.  Der  Verbrauch  desselben  im  Laufe  des  Geschäftsjahres 
verkürzt  ihn  bis  zu  dem  am  Ende  desselben  in  der  Bilanz  erscheinenden  Betrag. 
Bei  der  Berechnung  in  späteren  Jahren  erscheint  er  unter  dem  Aktivum  der 
Masse,  während  sein  Uebergang  in  das  folgende  Jahr  ebenfalls  aufgeführt  wird. 
Es  findet  also  die  Differenz  Ausdruck  in  der  Zusammenstellung  des  Vermögens, 
und  wird   sonach  ein  Minderwert  vom  Reinertrag  abgezogen.    Eine  ungerechte 
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Besteuerung  des  Einkommens  der  Aktiengesellschaften  an  der  Quelle  dieselbe 
schärfer  wirkt,  als  wenn  das  Gesamteinkommen  in  seiner  Zersplitterung  bei  den 
einzelnen  Aktionären  aufgesucht  würde;  man  fand  dies  aber  nicht  ungerecht, 
da  die  Aktiengesellschaft  durch  die  Zusammenfassung  vieler  Kapitalien  so 
ausserordentlich  leistungsfähig  sei  und  Vorteile  erreiche,  wie  sie  dem  einzelnen 
nicht  möglich  seien  ^).  Die  Aktiengesellschaft  geniesse  als  Handelsgesellschaft 
so  gut  wie  jeder  einzelne  Kaufmann  den  Schutz  des  Gesetzes  und  es  stünden 
ihr  alle  Privilegien  eines  Kaufmanns  zu.  Es  sei  ein  grosses  Privileg,  dass  mit 
Hilfe  der  Aktiengesellschaften  jede  Person  befähigt  werde,  ihr  Kapital  für  sich 
arbeiten  zu  lassen,  ohne  dass  hierdurch  zugleich  eine  Verbindlichkeit  für  die 
physische  Person  selbst  erwachse,  und  ohne  dass  ihre  eigene  Erwerbsthätigkeit 
dadurch  beschränkt  werde.  Selbst  eine  hohe  progressive  Steuer  verteile  sich 
auf  die  einzelnen  Aktien  in  einem  Masse,  dass  es  für  den  einzelnen  kaum  fühlbar 
sein  werde.  Ebendeshalb  fand  auch  ein  Antrag,  die  Progression  bei  den  Aktien- 
gesellschaften zu  begrenzen,  indem  11  Prozent  des  Gesamterträgnisses  das 
Steuerkapital  bilden  sollten,  keine  Annahme.  Man  hielt  es  für  eine  Ausnahme, 
dass  eine  grosse  Anzahl  von  Aktien  in  den  Händen  von  Minderbemittelten  sei 
und  nun  mit  16  —  20  Prozent  Steuerkapital  für  ihre  Aktien  belegt  würde.  Die 
Annahme  des  Antrags  würde  auch  zur  Folge  gehabt  haben,  dass  eine  Reihe  von 
Aktionären  dadurch  niedriger  besteuert  worden  wären,  als  es  der  Fall  gewesen, 
wenn  man  die  Erträgnisse  bei  ihnen  selbst  ergriffen  hätte,  nämlich  alle  die- 
jenigen, die  vermöge  ihrer  Steuerklasse  einer  hohem  als  der  für  die  Fixierung 
gewählten  Progressionsstufe  angehören. 

Die  Bedenken  der  Aktiengesellschaften  hinsichtlich  der  Heranziehung  des 
ganzen  Einkommens,  gleichviel  ob  es  im  Inland  oder  Ausland  verdient  wird, 
wurden  durch  Erläuterung  und  Modifikation  des  Entwurfs  beseitigt.  Der  Aus- 
schuss  sprach  sich  hierüber  folgendermassen  aus:  Für  die  Herbeiziehung  zur 
Einkommensteuer  ist  der  Wohnort  entscheidend,  und  es  kann  nur  von  einer  Frei- 
gebung im  Auslande  verdienter  Summen  die  Rede  sein,  wenn  dort  durch 
selbständige  Zweiggeschäfte  die  Gesellschaft  vertreten  wird.  Eine  Scheidung 
des  Verdienstes  wird  dann  auch  keinen  grossen  Schwierigkeiten  unterliegen. 
Es  bezieht  sich  dies  namentlich  auf  die  Bank  für  Handel  und  Industrie.  Dagegen 
hat  die  Immobiliengesellschaft  keine  auswärtigen  Filiale,  und  ihre  Geschäfte, 
die  sie  überall  macht,  gedenkt  sie  nicht  auszunützen  durch  Bewirtschaftung  von 
Grund  und  Boden,  sondern  sie  will  an  derselben,  .wie  an  jeder  andern  Ware, 
verdienen.     Jeder  in  Hessen  wohnende  Geschäftsmann  muss  ebenso  gut  für  sein 


Belastung  kann  hierbei  um  so  weniger  stattfinden,  als  der  dreijährige  Durchschnitt 
bei  Berechnung  des  Einkommens  angesetzt  wird.  Die  Amortisation  der  Schulden 
ist  eine  Vermehrung  des  Vermögens,  welche  den  Eigentümern  zu  gute  kommt. 
Wenn  auch,  solange  die  Gesellschaft  besteht,  der  einzelne  Aktionär  nicht  dar- 
über verfügen  kann,  so  würde  er  offenbar  bei  Auflösung  derselben  seinen  Anteil 
daran  haben.  Inzwischen  hat  er  ohnehin  Teil  an  der  Zinsenersparnis,  welche 
sich  in  dem  dadurch  vermehrten  Einkommen  der  Gesellschaft  ausspricht." 

^)  Es  wurde  in  der  I.  Kammer  auch  daran  erinnert,  dass  eben  deshalb 
neben  Sachsen  auch  die  Schweiz  das  Einkommen  der  Aktiengesellschaften  be- 
steuere und  zwar  mit  5  Prozent,  dass  auch  Frankreich  ganz  kolossale  Summen 
von  Aktiengesellschaften  erhebe. 
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Einkommen  Steuer  bezahlen,  einerlei  ob  er  im  Inlande  oder  Auslande  seine 
Geschäfte  macht.  Ein  Grund,  Aktiengesellschaften  in  anderer  Weise  zu  behandeln, 
liegt  nicht  vor.  Eine  etwas  verschiedene  Stellung  nehmen  offenbar  die  Eisen- 
bahnen ein.  Sie  haben  im  Auslande  förmliche  Anlagen,  wie  Bahnhöfe  etc.,  mit 
welchen  sie  den  Erwerb  betreiben.  Es  kommt  bei  ihnen  wohl  auf  den  Wortlaut 
der  Konzessionen  des  Auslandes  an,  um  die  Frage,  ob  die  Strecke  daselbet  als 
ein  besonderes  Geschäft  betrachtet  werden  kann  oder  nicht,  zu  entscheiden. 
Ist  letzteres  der  Fall,  so  würde  nach  dem  allgemein  gültigen  Grundsatze  zur 
Veranlagung  der  Einkommensteuer  auch  hier  die  Frage  des  Wohnortes  ent- 
scheidend sein.  Wir  betrachten  also  in  dieser  Frage  die  Entscheidung  abhängig 
vom  einzelnen  Fall  und  von  der  Auslegung  des  Reichsgesetzes  über  die  Doppel- 
besteuerung." Die  Regierung  erkannte  diese  Auffassung  auch  an.  Ein  Antrag, 
in  Artikel  4  dies  durch  den  Zusatz,  „hinsichtlich  der  in  ihren  inländischen  ge- 
werblichen Niederlassungen  eraielten  üeberschüsse"  auszudrücken,  wurde  für 
iHmötig  befunden'),  dagegen  musste  im  Artikel  19  die  Konsequenz  der  Auf- 
fassung gezogen  werden.  Es  erschien  natürlich  unthunlich,  dass  man,  wenn  die 
Aktiengesellschaft  ausländische  Filialen  hatte,  dem  einzelnen  einheimischen 
Aktionär  den  Abzug  der  vollen  Dividende  gewähre.  Es  würde  unter  Um- 
ständen der  Staatskasse  mehr  entgangen  sein  als  ihr  durch  die  neue  Steuer 
zugewachsen  wäre.  Es  wurde  deshalb  in  Artikel  19  bestimmt^),  dass  der 
inländische  Aktionär  sein  Einkommen  aus  steuerpflichtigen  Aktien  nur  in  dem- 
jenigen Verhältnis  in  Abzug  bringen  dürfe,  in  welchem  dasselbe  bereits  der  in- 
ländischen Einkommensteuer  unterliege.  Um  die  Bestimmung  auszuführen,  ist 
wohl  notwendig,  jedes  Jahr  bekannt  zu  machen,  nach  welchem  Verhältnissatz  bei 
den  einzelnen  Aktiengesellschaften  der  Abzug  für  die  Aktionäre  zu  bewirken  ist. 
Hinsichtlich  der  Kommunalsteuern  wurden  die  Bedenken  der  Aktien- 
gesellschaften anerkannt.  ^Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  sagt  der  Ausschuss, 
dass  es  im  höchsten  Masse  imgerecht  wäre,  das  ganze  Einkommen  einer  Gesell- 
schaft (z.  B.  der  Ludwigseisenbahn)  an  dem  Wohnsitz  derselben  in  Rechnung 
zu  ziehen,  wenn  sie  zugleich  an  andern  Orten  auch  Teile  ihrer  Anlagen  hat. 
Bei  Eisenbahnen  ist  es  selbstverständlich,  dass  nicht  nur  das  Grund-  und  Ge- 
werbesteuerkapital an  den  einzelnen  Orten  verrechnet  werden  muss,  sondern 
offenbar  gehört  auch  das  daraus  entspringende  Einkommen  dort  versteuert.  Bei 
Gesellschaften,  welche  nur  an  ihrem  Wohnsitze  Erwerbsanlagen  haben,  hat  kein 
anderer  Ort  Anspruch  auf  Anteil  an  den  Einkommensteuerkapitalien. "  Eine 
neue  gesetzliche  Regelung  der  Materie,  die  schon  der  Freilassungen  von  Ein- 
kommensteuer wegen  notwendig  erscheint,  wurde  in  Aussicht  gestellt  und  auch 
inzwischen  erzielt. 

Endlich    legte    man    dar,    dass    das    Verlangen    der    Ludwigseisenbahn- 
gesellschaft unberechtigt  sei  und  vsdes  nach,   dass  der  Wortlaut  der  Konzession 


^)  Der  Antrag  wurde  mit  23  gegen  20  Stimmen  bei  der  ersten  Lesung 
des  zweiten  Entwurfs  abgelehnt,  teils  weil  über  die  Interpretation  des  Artikels  4 
teine  Meinungsverschiedenheit  bestand,  teüs  weil  der  festgestellte  Unterschied 
nicht  bloss  für  Aktiengesellschaften,  sondern  auch  für  Private  gut. 

^  Unter  Streichung  der  Worte  „die  bereits  der  Einkommensteuer  unter- 
worfenen Zinsen  und  Dividenden  von  Aktien". 
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von  ihr  falsch  interpretiert  werde.  Allseitig,  namentlich  in  der  I.  Kammer  an- 
erkannte man  die  Verdienste  derselben,  indem  sie  dem  Lande  ein  dichtes  Netz 
wie  es  kaum  in  einem  deutschen  Lande  vorkomme,  gegeben  und  selbst  Bahnen 
gebaut  habe,  über  deren  Unrentabilität  im  voraus  kein  Zweifel  bestehen  konnte. 
Sie  leiste  zu  den  subventionierten  Bahnen  einen  Zuschuss  von  700,000  Mark 
und  unterliege  jetzt  schon  einer  hohem  Besteuerung  wie  irgend  eine  Bahn  in 
Deutschland.  Die  meisten  ihrer  Aktionäre  wohnten  im  Auslande,  und  es  sei  .zu 
befürchten,  dass  die  hessischen  Aktien  an  der  Berliner  und  an  andern  Börsen 
in  Acht  erklärt  würden.  Künftige  Konversionen  könnten  dadurch  sehr  erschwert 
werden.  In  der  I.  Kammer  stellte  man  deshalb  sogar  den  Antrag,  die  hessische 
Ludwigsbahn  auszunehmen,  was  aber  nicht  Billigung  fand.  In  der  II.  Kammer 
machte  man  noch  aufmerksam  darauf,  dass  die  Ludwigsbahn  durch  Gestattung 
der  Konversion  des  Zinsfusses  der  Prioritäten  eine  Art  Gegenleistung  erhalten 
habe  und  wenn  ihr  Erträgnis  geringer  wie  früher  sei,  so  werde  sie  mit  der 
Einkommensteuer  auch  geringer  veranlagt. 

Bei  dem  eigentümlichen  Charakter  der  Aktiengesellschaften  erklärt  sich 
leicht,  dass  die  Debatte  nach  mehreren  Seiten  hin  ausgriff,  und  in  Form  von 
Anträgen  verschiedene  Tendenzen  sich  zu  verwirklichen  suchten.  War  ein 
Teü,  wie  wir  sehen,  principiell  gegen  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaft 
überhaupt,  so  war  ein  anderer  wenigstens  bereit,, sie  für  das,  was  sie  nicht  in 
Form  von  Zinsen  und  Dividenden  verwendeten,  zur  Einkommensteuer  heran- 
zuziehen, wogegen  letztere  dann  bei  den  einzelnen  Aktionären  in  Betracht 
kommen  sollten;  es  war  die  Auffassung,  welche  wir  im  Fall  4  skizzierten.  Man 
hob  hervor,  dass  bei  diesem  Verfahren  das  Aktienuntemehmen  richtig  als  eine 
steuerbare  Person  erscheine,  dass  bei  der  vorgeschlagenen  Trennung  nicht  nur 
das  Bedenken  wegen  der  Progression,  sondern  auch  die  Schwierigkeit  in 
betreff  der  Kommunalabgaben  wegfalle.  Die  Besteuerung  des  Einkommens  der 
Ausländer,  die  sich  an  inländischen  Aktienuntemehmungen  beteiligten,  komme 
dabei  zwar  in  Wegfall,  es  sei  dies  aber  auch  im  Sinne  der  Reichsgesetzgebung,, 
dass  man  sich  im  wesentlichen  nur  mit  Inländern  befasse,  und  volkswirtschaftlich 
empfehlenswert,  weil  es  dazu  diene,  das  ausländische  Kapital  den  inländischen 
Unternehmungen  zu  erhalten.  Auch  erreiche  man  damit,  dass  die  Aktionäre 
hinsichtlich  ihrer  Dividenden  gleich  behandelt  würden  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Dividenden  aus  in-  oder  ausländischen  Unternehmungen  stammen. 

Ein  Teil  bekämpfte  die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Besteuerung^ 
der  Aktiengesellschaften,  insofern  als  bezüglich  der  Dividenden  und  Zinsen  der 
im  Grossherzogtum  nicht  gewerbsteuerpflichtigen  Aktiengesellschaften  die  sonst 
zu  Grund  gelegte  Anschauung  verlassen  und  die  Dividenden  der  Kapitalrenten- 
steuer unterzogen  werden  sollten.  Für  Hessen,  welche  nichthessische  Aktien  be- 
sitzen, tritt  demzufolge  leicht  viermalige  Besteuerung  ein.  In  Hessen  z.  B. 
bezahlt  der  hessische  Besitzer  preussischer  Aktien  Einkommensteuer  und  Kapital- 
rentensteuer, in  Preussen  die  Aktiengesellschaften  selbst  Gewerbesteuer  und 
(nach  dem  neuen  Entwurf)  Einkommensteuer  (Fall  6).  Das  Verlangen  ging  nun 
dahin,  dass  die  Befreiung  der  Dividenden  von  der  Kapitalrente  auch  für  die 
Aktienbesitzer  gelten  solle,  wenn  die  Gesellschaften  in  einem  andern  deutschen 
Staate  eventuell  auch  im  Auslande  sich  befänden  und  dort  mit  Gewerbesteuern 
getroffen  seien.  Man  stützte  sich  teils  auf  das  Gesetz  über  die  Doppelbesteuerung, 
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•was  natürlich  irrig  war,  teils  auf  den  Unterschied  der  Kapitalrente  gegenüber 
der  Dividende.  Die  Kapitalrentensteuer  solle  bloss  diejenigen  Kapitalrenten 
treffen,  die  eine  gewisse  Sicherung  haben ,  indem  sie  zu  einem  festen  Prozent- 
satz ausgeliehen  sind  und  nicht  den  Chancen  des  Gewerbebetriebs  unterliegen.  Man 
verfahre  inkonsequent,  wenn  man  sage:  Dieses  Vermögen,  obwohl  es  den  Chancen 
des  Gewerbebetriebs  unterliegt,  besteuern  wir  nicht,  wenn  es  im  Inland  ist, 
wir  besteuern  es  aber  im  Reiche  und  um  so  mehr,  wenn  es  im  Reichsauslande, 
wenn  es  in  Frankreich,  Oesterreich  oder  in  Nordamerika  angelegt  ist.  Damit 
schädige  man  nicht  das  Ausland,  sondern  die  inländischen  Aktionäre,  die  solche 
Aktien  genommen  haben.  Wenn  jemand  ausländische  Aktien  nehme,  so  wisse 
er,  dass  er  einen  grossen  Zins  gewinnen  könne,  aber  auch  das  Risiko  laufe, 
Kapital  und  Zinsen  zusammen  zu  verlieren;  eben  darum  mOssten  solche  Anlagen 
nur  der  Einkommensteuer  aber  nicht  der  Kapitakentensteuer  unterliegen,  weil 
die  Sicherheit  dabei  nicht  vorliege,  wie  bei  dem  Ausleihen  von  Kapital  auf 
Zinsen.  Diese  Anschauung  wurde  weder  von  der  Regierung  noch  von  der 
Majorität  geteilt.  Man  hielt  es  einerseits  für  imzweckmässig,  dass  man  sich  in 
eine  weitläufige  Untersuchung  einlasse,  ob  und  in  welcher  Höhe  in  andern 
Ländern  eine  Gewerbesteuer  bestehe,  anderseits  wollte  man  keine  Konzessionen 
machen,  die  vom  Ausland  nicht  erwidert  würden.  Die  Besitzer  von  Aktien  der 
hessischen  Ludwigsbahngesellschaft  würden  in  Preussen  und  andern  deutschen 
Staaten  zm-  Besteuerung  gezogen,  obwohl  die  hessische  Ludwigsbahn  in  Hessen 
Gewerbesteuer  entrichte. 

Ein  letzter  Teil  wollte  umgekehrt  die  eben  besprochene  Ausnahme  ver- 
allgemeinem und  in  Hessen  selbst  die  viermalige  Besteuerung  des  aus  Aktien 
herrührenden  Einkommens  herbeiführen  (Fall  6).  Namentlich  war  es  der 
Ausschussreferent  selbst,  der  —  aber  als  Minorität  —  mit  grossem  Eifer  dafür 
eintrat.  Die  Begründung  wurde  ganz  aus  der  einen  Seite  der  Aktiengesell- 
schaften abgeleitet  und  kann  in  dieser  Hinsicht  einfach  auf  die  obige  Auseinander- 
setzung verwiesen  werden ').  Die  Gegner  verwerteten  selbstverständlich  die 
andere  Seite,  von  der  die  Aktiengesellschaft  sich  ansehen  lässt.  Das  Princip, 
von  dem  das  Gesetz  in  der  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  ausgeht,  kam 
hier  in  voller  Schärfe  zu  Tage.  Die  Aktionäre  gelten  als  Gewerbtreibende,  die 
ihr  Geld  im  eigenen  gewerblichen  Etablissement  angelegt  haben.  Dasselbe  ist 
von  der  Gewerbesteuer  getroffen  und  scheidet  der  Gewinn  aus  diesem  Geld  aus 
der  Kapitalrentensteuer  aus.  Die  Regierung  hielt  ihre  Auffassung  in  dieser 
Hinsicht  für  so  selbstverständlich  und  unbestreitbar,  dass  sie,  selbst  wenn  die 
Befreiung  der  Dividenden  von  der  Kapitalrentensteuer  in  Artikel  2  des  Kapital- 
rentensteuergesetzes  gestrichen  worden  wäre,  lediglich  auf  Grund  des  Artikels  1 
dieselbe  durchgeführt  hätte*). 


*)  Die  vielfache  Besteuerung  wurde  auch  noch  damit  gerechtfertigt,  dass 
die  Gewerbesteuer  für  kaum  eine  Aktiengesellschaft  über  1  Prozent  hinausgehe, 
während  die  durchschnittliche  Gewerbesteuerbelastung  nach  den  Probeeinschät- 
zungen auf  4,15  Prozent  sich  belaufe. 

*)  Ton  einer  Seite  wollte  man  die  Befreiung  der  Dividenden  folgender- 
massen  begründen:  .Die  Aktiengesellschaft  hat  kein  eigenes  Einkommen,  sie 
sanmielt  das  Einkommen  nur  fiir  die  Aktionäre.  Wenn  dieses  Einkommen 
dennoch   durch    das   Einkommensteuergesetz  herangezogen   wird,    so   ist   diese 
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Gewerbesteaer. 

Wie  schon  oben  angedeutet,  lehnte  die  Regierung  eine  Aenderung  der 
Grundlagen  der  Gewerbesteuer  ab,  ebenso  eine  Verminderung  den  übrigen  direkten 
Steuern  gegenüber,  wohl  aber  schien  ihr  eine  bessere  Ausgleichung  innerhalb 
der  Gewerbesteuer  angezeigt.  Eine  Bestätigung  ihrer  Anschauung,  dass  die  Ge- 
werbesteuer zu  den  andern  direkten  Steuern  in  ungefähr  richtigem  Verhältnis 
stehe,  glaubte  sie,  abgesehen  von  dem  bereits  Bekannten,  namentlich  in  den 
statistischen  Ergebnissen  und  Vergleichen  zu  finden. 

Vor  allem  zeigt  der  Prozentsatz,  welcher  von  der  Summe  der  direkten 
Steuern  auf  die  Gewerbesteuer  fällt,  im  Betrag  von  11,6  Prozent  einen  hohen 
Grad  von  Uebereinstimmung  mit  dem  in  Preussen  vorhandenen  Prozentsatz 
(12  Prozent),  was  namentlich  deshalb  von  Bedeutung  ist,  weil  das  direkte  Steuer- 
system in  seinen  Hauptlinien  in  beiden  Staaten  das  gleiche  ist.  In  den  übrigen 
Staaten  finden  sich  folgende  Prozentsätze :  in  Oesterreich  9,90,  Ungarn  23,30, 
Frankreich  28,28,  Spanien  15,91,  Belgien  13,51,  Portugal  26,34,  Niederlande  16, 
Bayern  17,  Württemberg  15,38,  Baden  (Ei-werbsteuer  im  weitern  Sinn)  28,20, 
Braunschweig  (Personal-  und  Gewerbesteuern)  32,10,  Anhalt  19,30  und  Waldeck 
14,30  Prozent.  Ferner  kann  bei  weitaus  den  meisten  Gewerbsteuei*pfiichtigen, 
wie  auch  schon  das  Verhältnis  der  Gewerbesteuer  zu  den  übrigen  dii-ekten  Steuern 
ausdrückt,  nach  Ansicht  der  Regierung,  wegen  der  Geringfügigkeit  der  Jahres- 
beträge von  einer  Ueberbürdung  nicht  die  Rede  sein.  Das  Gewerbesteuerkapital 
stellt  sich  für  das  ganze  Grossherzogtum  in  den  7  Klassen  auf  803,  176,  77, 
59,  27,  9,69,  3,88  fl.  und  von  den  72,100  Gewerbesteuerpflichtigen  zahlen  im 
Durchschnitt  jährlich: 

Orte  1.  Rangs     Orte  2.  Rangs 


6,743   der  7. 

Klasse 

1,26  M. 

5,61 

2,63 

34,673     ,     6. 

„ 

3,15    „ 

10,61 

5,56 

15,407     ,     5. 

n 

8,79    . 

25,40 

16,61 

8,623     „     4. 

„ 

19,21    , 

37,13 

29,64 

4,100     ,     3. 

11 

25,08    , 

41,36 

1,495     ,     2. 

n 

57,32    , 

81,43 

1,095     „     1.       ,        261,54   „  285,65 

Es  kommen  nur  bei  verhältnismässig  wenigen  Gewerben  erhebliche  Durch- 
schnittssätze vor.  In  letzterer  Beziehung  sind  es  nicht  die  Städte  1.  und  2.  Rangs 
allein,  welche  in  Betracht  kommen,  da  von  den  1495  Pflichtigen  2.  Klasse  noch 
976  den  Orten  3.  Rangs  angehören,  während  allerdings  bei  der  1.  Klasse  die 
Orte  1.  Rangs  mit  524  und  2.  Rangs  mit  274  gegen  die  Orte  3.  Rangs  mit  297 
Pflichtigen  das  grösste  Kontingent  der  Höchstbesteuerten  stellen.  Berechnet  sich 
in  einzelnen  Fällen  das  Gewerbesteuerkapital  besonders  hoch,  so  wird  die  Berech- 


Besteuerung  eigentlich  eine  Kapitalrentensteuer,  die  nur  in  das  Einkommen- 
steuei-gesetz  verschoben  ist.  Es  ist  eine  Steuer  auf  dasjenige  Einkommen  der 
Aktiengesellschaften,  welches  als  Kapitalrente  an  die  Aktionäre  verteilt  wird,  und 
weil  es  dort  bereits  in  der  Einkommensteuer  zugezogen  wird,  kann  dieses  halbe 
Einkommen  nicht  noch  einmal  durch  die  Kapitalsteuer  beteuert  werden." 
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nung  in  der  Regel  auch  materiell  wohl  begründet  sein.  Letztere  Vermutung  wird 
auch  bestätigt  durch  die  Verteilung  der  Gewerbesteuer  nach  Klassen.  Das  Gewerbe- 
steuerkapital pro  1880/81  betrug  2,747,722  fl.  (Rheinhessen  1,270,447  fl.,  Starken- 
burg 1,034,671  fl.,  Oberhessen  442,604  fl.).    Nach  Klassen  verteilt  kommen 

auf  die  1.  Klasse    879,446  oder    32,01  »/o 


2. 

s 

263,157 

„ 

9,58  , 

3. 

s 

316,577 

s 

11,52  „ 

4. 

« 

505,592 

11 

18,40  , 

5. 

T 

420,646 

r 

15,31  , 

6. 

V 

336,093 

T 

12,23, 

7. 

T 

26,211 

T 

0,95  , 

2,747,722  oder  100,00  7» 

Auf  die  3  obersten  Klassen,  bei  welchen  es  sich,  wie  der  Tarif  zeigt,  vor- 
zugsweise um  belangreiche  Geschäft«  handelt,  treffen  von  dem  Ertrag  der  Ge- 
werbesteuer 53,11  Prozent,  während  die  3  unteren  Klassen  nur  28,49  Prozent 
liefern  imd  die  bedeutende  Mittelklasse  4  rund  18,4  Prozent  abwirft. 

Berücksichtigt  man  den  Rang  der  Orte,  so  ist  leicht  ersichtlich,  aber  auch 
naturgemäss,  dass  die  Städte  an  dem  Gewerbesteuerertrag  besonders  stark  be- 
teüigt  sind.    Es  entfallen  von  den  Gewerbsteuerkapitalien  auf  die  Orte 

Bevölkerung 

1.  Rangs    943,560  fl.  =  34,35  7o  102,622    =     10,95  7o 

2.  ,         548,874  ,    =  19,97  ,  71,692    =      7,65  , 

3.  ,      1,255,288  ,    =  45,68  „  762,630     =     81,40 , 

G^nz  entsprechend  sind  die  verhältnismässigen  Zusätze  in  den  grösseren 
Städten  von  hervorragender  Bedeutung.  Das  fixe  Gewerbesteuerkapital  verhält 
sich  zu  den  verhältnismässigen  Zusätzen  nach  dem  Mietwert  und  nach  Gehilfen, 
wie  folgt: 

1.  Rang  27  :  aS  :  28 

2.  „      36  :  38  :  26 

3.  ,      60  :  26  :  14 

Aehnlich  treten  die  verhältnismässigen  Zusätze  erst  in  den  oberen  Klassen 
hervor.  Ein  Ueberwiegen  des  fixen  Steuerkapitals  zeigt  sich  im  Grossherzogtnm 
in  Klasse  3 — 7,  in  Rheinhessen  jedoch  erst  in  5—7.  Bei  dem  1.  und  2.  Rang 
der  Orte  überwiegt  das  Fixum  erst  in  Klasse  6  und  7,  bei  dem  3.  Rang  in 
Klasse  3—7. 

Die  Vorschläge  der  Regierung  in  betreff  des  Gewerbesteuergesetzes  stiessen 
in  zweifacher  Hinsicht  auf  Opposition.  Man  war  zum  grossen  Teü  seitens  der 
Kammer  durchaus  nicht  damit  einverstanden,  dass  die  Grundlagen  des  jetzigen 
Gesetzes  beibehalten  werden  soUten,  ebenso  leugnete  man,  dass  kein  Bedürfnis 
zu  Erleichterungen  vorhanden  sei. 

In  ersterer  Hinsicht  machte  man  geltend,  dass  das  System,  auf  welchem 
die  Gewerbesteuer  beruht,  fehlerhaft  und  nicht  mehr  zeitgemäss  sei.  Die  Ein- 
teilung sämtlicher  Gewerbe  in  7,  bezw.  8  Klassen,  für  welche  fixe  Steuerkap ital- 
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Sätze  bestimmt  sind,  mit  Abstufungen  ]e  nach  dem  Range,  d.  h.  der  Grösse  des 
Ortes,  an  welchem  das  Gewerbe  betrieben  wird,  femer  mit  Zusätzen  einesteils 
nach  dem  Mietwert  des  Gewerbslokals,  andemteils  nach  der  Zahl  der  Gewerbs- 
gehilfen. —  beim  Banquiergewerbe  ausserdem  noch  für  das  zum  Gewerbbetrieb 
verwendete  Kapital  —  diese  Einteilung  nehme  auf  den  thatsächlichen  Ertrag 
des  Gewerbes  keinerlei  Rücksicht;  dieselbe  gehe  vielmehr  davon  aus,  dass  die 
bezeichneten  Anhaltspunkte  hinreichen,  um  im  allgemeinen  Bedeutung  und  Um- 
fang des  Gewerbes  und  aus  diesem  wieder  ein  mutmassliches  mittleres  Ertragnis 
desselben  erkennen  zu  lassen,  nach  welchem  die  Steuerkapitalsätze  abgestuft 
sind.  Es  sei  einleuchtend,  dass  hiemach  kein  Unterschied  gemacht  wird,  ob  die 
besteuerten  Gewerbe  den  vorausgesetzten  mittleren  Ertrag  auch  thatsächlich  ab- 
werfen, oder  ob  der  letztere  im  einzelnen  Fall  nicht  erreicht,  bezw.  überstiegen 
wird.  Ebenso  wenig  könne  bei  diesem  System  berücksichtigt  werden,  ob  ein 
Gewerbe  kürzere  oder  längere  Zeit  betrieben  worden  ist,  und  ob  seine  übrigen 
Verhältnisse  derart  sind,  dass  etwa  bei  dem  Wegfallen  des  zeitweiligen  Inhabers 
der  Fortbestand  des  Gewerbes  gesichert  oder  gefährdet  erscheint.  Mit  der 
einzigen  beim  Banquiergewerbe  stattfindenden  Ausnahme  bleibe  das  zum  Gewerb- 
betrieb verwendete  Kapital  gänzlich  ausser  Betracht,  während  doch  gerade  das 
Betriebskapital  in  vielen,  wenn  nicht  in  den  meisten  Fällen  dasjenige  Moment 
sei,  welches  dem  gewerblichen  Einkommen  den  Charakter  eines  fundierten  Ein- 
kommens verleihe  und  auf  dieser  Fundierung  wiederum  die  principielle  Recht- 
fertigung der  besonderen  Gewerbesteuer  in  erster  Linie  beruhe.  Durch  zahlreiche 
Detailangaben  und  Beispiele  wurden  dann  die  verschiedenen  Mängel  der  Gewerbe- 
steuer noch  im  einzelnen  beleuchtet '). 


^)  Unter  anderem  wurde  hervorgehoben,  dass  durch  die  Einführung  der 
Gewerbelokalitäten  bei  Fixierung  der  Steuer  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl 
von  Gewerben  bevorzugt  werde  zum  Nachteil  von  solchen,  die  bei  sonstiger 
Gleichwertigkeit  der  Fabrikate  infolge  der  schwierigen  Gewinnung  und  Her- 
stellung ausgedehnte  Bauten  erforderlich  hätten.  Das  Bergwerk,  das  durch  Tag- 
bau betrieben  werde,  brauche  fast  gar  keine  Lokalitäten  zum  Gewinnen  der  Erze, 
während  Bergwerke  mit  Tiefbau  oft  sehr  ausgedehnte  Anstalten  notwendig- 
hätten.  Der  Mietwert  des  Geschäftslokals  sei  oft  höchst  schwierig  zu  bestimmen; 
denn  zweckmässige  Fabrikgebäude  seien  vielfach  für  gar  nichts  anderes  zu  be- 
nutzen, als  für  den  vorliegenden  speciellen  Fall.  Höre  die  Fabrik  auf,  so  sei 
das  für  die  Gebäude  angelegte  Kapital  gewöhnlich  kaum  zur  Hälfte  zurück  zu 
bekommen.  Die  Ableitung  des  Mietwerts  aus  dem .  aufgewendeten  Baukapital 
führe  zum  Schaden  für  den  Industriellen.  Sehr  einträgliche  Geschäfte  würden 
mit  wenigen  Gehülfen  und  in  kleinen  Räumlichkeiten  gefunden,  z.  B.  bei  der 
chemischen  Industrie.  Es  bedürfe  beispielsweise  zur  Herstellung  von  Salicyl, 
Chinin  und  ähnlichen  teuren  Produkten  keiner  grossen  Arbeitsräume.  Die  Klassi- 
fikation nach  Ortsgrösse  sei  unbillig,  insofern  auf  dem  Lande  unter  Umständen 
wegen  billigerer  Löhne,  Materialien,  Wasserkraft  u.  s.  w.  manche  Geschäfte 
besser  rentierten  als  in  der  Stadt.  Auch  die  Zahl  der  Gehilfen  bilde  nicht  den 
richtigen  Massstab  für  die  Höhe  des  Einkommens  des  Geschäfts,  resp.  Gewerbes. 
Die  Qualität  der  Gehilfen  könne  sehr  verschieden  sein.  Ein  Fabrikant  oder 
Handwerker  habe  sehr  tüchtige  Gehilfen,  der  andere  dagegen  mehr  oder  weniger 
untüchtige.  Wie  ganz  verschiedene  Verhältnisse  durch  das  gleiche  Steuerkapital 
getroffen  würden,  dafür  wurde  folgendes  Beispiel  angeführt:  ,Eine  Cigarren- 
fabrik  beschäftigt  50—60  Arbeiter  und  hat  ein  entsprechend  grosses  Lokal. 
Dieselbe  fabriziert  ordinäre  Sorten  im  Werte  von  12—30  M.  per  Tausend  und 
verkauft  an  Engrosgeschäfte.     Sie  kommt  dadurch   in   die  Steuerklasse  I B   mit 
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Dass  der  Tarif  in  der  That  höchst  ungleichmässig  wirkt,  darüber  konnte 
allerdings  kaum  ein  Zweifel  sein.  Der  Vergleich  einzelner  Gewerbesteuerkapi- 
talien mit  den  EinkommensteuerkapitaUen  lieferte  den  evidentesten  Beleg  hierfür; 
im  Steuerkommissariat  Offenbach  betrug  z.  B.  bei  einer  Reihe  von  Steuerzahlern, 
welche  mit  ihrem  Einkommen  auf  den  Ertrag  ihres  Gewerbes  angewiesen  waren, 
das  Gewerbesteuerkapital  vom  Einkommensteuerkapital  110  Prozent,  160,  80, 
250,  85,  315,  28,  75,  160,  125,  170,  81  Prozent  u.  s.  w. »)      * 

Schon  in  dem  Ausschuss  wurden  deshalb  Versuche  gemacht,  das  System 
als  solches  zu  ändern,  namentlich  wurde  von  dem  Referenten  (Wolfskehl)  der 
Vorschlag  gemacht,  die  Gewerbesteuer  in  der  Weise  zu  veranlagen,  dass  die 
Steuerkapitalien  einerseits  nach  dem  gewerblichen  Einkommen,  anderseits  nach 


I 


340  M.  fixem  Steuerkapital.  Dazu  kommen  3  Gehilfen  1.  Klasse  mit  135  M., 
60  Gehilfen  2.  Klasse  mit  180  M.  und  der  ganze  Mietwert  des  Lokals  mit  500  M., 
sind  zusammen  11-55  Mark  Gewerbesteuerkapital. 

Eine  andere  Cigarrenfabrik  hat  nur  20—24  Arbeiter  statt  50 — 60  imd  ein 
entsprechend  kleineres  Lokal;  sie  macht  dieselben  Cigarren,  verkauft  sie  aber 
im  kleinen  an  Wirte  und  Private,  wie  es  ja  im  Geschäftsleben  häufig  vorkommt. 
Dieser  Fabrikant  kommt  vermöge  der  geringeren  Arbeiterzahl  in  die  4.  Klasse 
mit  80  M.  fixem  Kapital;  er  braucht  bei  den  wenigen  Arbeitern  auch  nur  1  Ge- 
hilfen 1.  Kategorie  mit  45  M.  Er  hat  weiter  24  Gehilfen  2.  Kategorie  mit 
72  M.,  und  der  Mietwert  des  Lokals  beträgt  auch  nur  ^fh,  also  200  M.,  so  dass 
das  ganze  Steuerkapital  dieses  Fabrikanten  397  M.  beträgt,  gegen  das  des  vor- 
hergenannten im  Betrage  von  1155  M.  L'nd  der  zweite  Fabrikant  verdient  da- 
durch, dass  er  detailliert,  soviel  als  der  erste,  der  an  Grosshändler  verkaufen 
muss,  um  ein  Geschäft  in  der  Art  zu  machen,  wie  er  es  betreiben  will,  das  Ge- 
schäft des  ersteren  ist  ebenso  solide,  wie  jenes  des  letzteren,  aber  er  hat  bei 
demselben  Nutzen  das  dreifache  Steuerkapital. 

Und  der  dritte  Fabrikant,  der  in  gleicher  Weise  wie  der  zweite  arbeitet, 
hat  auch  nur  ein  Steuerkapital  von  derselben  Höhe  wie  dieser;  aber  er  fabriziert 
feine  Cigarren  im  Werte  von  60—150  M.  imd  hat  den  fünffachen  Umschlag  und 
bezahlt  doch  nur  V3  von  dem  erstgenannten.  Da  verhältnismässig  zu  dem  Um- 
schlag auch  sein  Nutzen  sich  stellt,  so  hat  er  im  Vergleich  des  Nutzens,  den 
beide  Geschäfte  machen,  ungefähr  Vi»  von  dem  zu  bezahlen,  was  der  erste 
bezahlt. 

Man  sieht  daraus,  welch  ausserordentlich  falsche  Kriterien  hier  zu  Grunde 
gelegt  sind,  um  die  Ertragsfahigkeit  eines  solchen  Geschäftes  zu  schätzen.  Ganz 
ähnlich  ist  es  in  den  Handelsgeschäften,  bei  einem  Modewarenhändler  oder  bei 
einem  Spezerei-  und  Kolonialwarenhändler.  Wenn  er  ein  altes  Geschäft  hat, 
hat  er  Kundschaft,  er  braucht  nur  ein  kleines  Lädchen  und  einen  Gehilfen  imd 
die  Leute  kommen  doch.  Der  Konkurrent  muss  ein  schönes  grosses  Lokal  haben 
und  mehrere  Gehilfen,  um  Kunden  anzuziehen  und  damit  jeder  gleich  be- 
dient ist,  sonst  kommen  die  Leute  nicht  zu  ihm.  Er  hat  gleich  die  dreifache 
Gehilfenzahl,  die  dreifache  Miete  imd  die  dreifache  Steuer  zu  bezahlen,  obgleich 
er  höchstens  dasselbe  verdienen  kann,  wie  der  andere.  Ebenso  ist  es,  wenn 
einer  ein  gi-osses  Kapital  in  seinem  Geschäft  hat,  gegenüber  dem,  der  nur  ein 
kleines  Kapital  hat.  Der  erstere  kann  bar  einkaufen  und  auf  Kredit  verkaufen, 
der  andere  muss  teuer  bezahlen  und  muss  an  Grosshändler  verkaufen,  weil  er 
nicht  lange  Kredit  geben  kann;  er  verdient  ganz  wenig,  während  der  andere 
sehr  viel  verdient." 

*)  Bei  Brauern  und  MüUem  wurden  besonders  Missverhältnisse  zwischen 
Einkommen-  und  Gewerbesteuerkapital  konstatiert;  bei  ersteren  fand  man  fol- 
gende korrelate  Zahlen  260,  478;  1400,  1897;  260,  495;  1800,  2022;  300,  285; 
500,  712;   180,  262;  bei  letzteren  75,  96;   75,  89;   90,  150;  150,  144;  150,  151. 
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dem  im  Gewerbebetrieb  verwendeten  Kapital  berechnet  würden,  im  wesentlichen 
also  dem  bisherigen  badischen  Muster  gefolgt  würde  (jedoch  mit  höherer  Be- 
lastung des  gewöhnlichen  Einkommens  in  den  untern  Stufen  und  ohne  steuer- 
liche Freigabe  aller  Betriebskapitalien  unter  700  M.).  Dieser  Vorschlag  fand 
jedoch  keine  Unterstützung,  wie  er  auch  von  der  Regierung  entschieden  bekämpft 
wurde.  Ueber  anderweitige  positive  Vorschläge  wegen  principieller  Umgestaltung 
des  bestehenden  Systems  konnte  man  sich  gleichfalls  nicht  einigen,  so  dass  der 
Ausschuss  sich  die  Frage  vorlegte,  ob  unter  diesen  Umständen  es  nicht  geratener 
sei,  sich  für  gänzliche  Ablehnung  des  Gesetzentwurfes  auszusprechen,  als  durch 
Befürwortung  desselben  der  missverständlichen  Auffassung  Raum  zu  geben,  man 
betrachte  denselben  als  eine  solche  Verbesserung  des  seitherigen  Gesetzes,  welche 
mit  einem  Abschluss  der  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbesteuer 
für  eine  absehbare  Zeit  gleichbedeutend  sein  würde.  Dies  wurde  aber  schliess- 
lich doch  für  unpraktisch  erachtet.  Man  mochte  die  Verantwortung  nicht  dafür 
übernehmen,  dass  den  Gewerbtreibenden  die  Vorteile  und  Erleichterungen  des 
neuen  Gesetzes  vorenthalten  blieben,  während  für  die  Regierung  bei  Ablehnung 
der  Vorlage  ein  Zwang  zur  Beschleunigung  einer  neuen  Vorlage  um  so  weniger 
vorlag,  als  das  alte  Gesetz  einen  höheren  finanziellen  Ertrag  gewährte.  Unter 
Wahrung  des  Standpunktes  bemühte  man  sich  nur,  die  Reform  in  Fluss  zu  er- 
halten. Der  Ausschuss  stellte  deshalb  den  Antrag,  ^die  Regierung  zu  ersuchen, 
die  Frage  einer  sorgfältigen  Prüfung  zu  unterziehen  und  von  dem  Ergebnis  den 
Ständen  Mitteilung  zu  machen,  ob  auch  im  Falle  der  Beibehaltung  des  jetzigen 
Gewerbesteuersystems  es  behufs  einer  bessern  und  gleichmässigen  Veranlagung  der 
Gewerbesteuer  ratsam  zu  erachten,  das  Betriebskapital  als  weitem  Faktor  bei 
der  Bildung  der  Gewerbesteuerkapitalien  heranzuziehen  und  im  Fall  der  Beja- 
hung, für  welche  Kategorien  von  Gewerben  die  Heranziehung  dieses  weitem 
Faktors  sich  empfehle,  sowie  welche  Modifikationen  des  seitherigen  Gewerbe- 
steuergesetzes, namentlich  auch  hinsichtlich  der  Art  und  Weise  der  Ermittelung 
des  Betriebskapitals  dadurch  bedingt  würden." 

In  den  Kammern  selbst  wurde  der  Kampf  gegen  das  System  fortgesetzt  ^). 
Die  alte  Idee  der  einzigen  Einkommensteuer  tauchte  wieder  auf  und  wurde  bei 
dieser  Gelegenheit  indirekt  zu  verwirklichen  gesucht.  Die  Kapitalrentensteuer 
war  durch  Abzug  der  Schulden  schon  zu  einer  Species  der  Einkommensteuer 
gemacht;  gelang  es,  die  Gewerbesteuer  im  Sinn  des  Antrags  ebenfalls  an  die 
Einkommensteuer  anzuschliessen,  so  blieb  nur  noch  die  Grundsteuer  als  Objekt- 
steuer übrig,  und  man  sprach  geradezu  die  Hoffnung  aus,  dass  diese  Anomalie 
dann  anch  nicht  länger  bestehen  könne.  Wurde  dagegen  das  Gewerbesteuergesetz 
nach  der  Regierungsvorlage  angenommen,  so  schien  die  Aussicht  auf  ein  besseres 
Gesetz  und  einen  Umbau  des  ganzen  Steuersystems  auf  lange  Zeit  beseitigt. 
An  die  Stelle   des  Frincips,  dass   ein  möglicher  Ertrag  besteuert  werde,   sollte 


^)  Wenig  Beachtung  fand  der  aus  Anlass  des  Gewerbesteuergesetzes  gestellte 
Antrag,  die  Regierung  wolle  die  Einführung  der  Bestimmung  in  die  drei  Objekt- 
steuergesetze, wonach  die  Passivzinsen  bei  Berechnung  der  Reinerträge  in  Abzug 
kommen,  veranlassen.  Der  Antrag  wurde  mit  allen  gegen  drei  Stimmen  ab- 
gelehnt. Der  Antrag  ist  nur  bei  Zusammenfassung  der  Ertragsquellen  ausführbar, 
da  man  die  Schulden  doch  nicht  dreimal  abziehen  kann. 
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das  andere  treten,  das  den  wirklichen  Ertrag  erfasse.  Das  geschehe  einfach 
durch  Zuschlag  zu  dem  Einkommen,  und  das  sei  auch  durchführbar.  Wofern 
man  die  Deklarationspflicht  annehme,  erfahre  man  genau,  welcher  Ertrag  aus 
dem  Gewerbe  gezogen  werde,  und  für  die  Steuerklassen,  für  welche  keine  De- 
klarationspflicht eingeführt  werde,  seien  die  Verhältnisse  ohnehin  durchsichtig. 
Von  den  meisten  Gewerbtreibenden  wisse  man,  was  sie  aus  ihrem  Gewerbe 
verdienten,  und  wieviel  aus  Nebenbeschäftigungen.  So  g^t  man  das  Einkommen 
überhaupt  bei  diesen  Leuten  schätzen  könne,  mit  derselben  Leichtigkeit  könne 
man  unbedingt  auch  das  Einkommen  aus  ihrem  Gewerbe  schätzen.  Aus  den 
Deklarationen  lasse  sich  leicht  berechnen,  welchen  Prozentsatz  man  für  die 
Gewerbesteuerkapitalien  ansetzen  müsse,  um  mit  ziemlich  annährend  gleicher 
Summe  den  seitherigen  Ertrag  zu  erzielen.  Es  wurde  deshalb  von  dieser  Seite 
ein  Antrag  gestellt:  1)  den  Gesetzentwurf,  die  gleichmässige  Besteuerung  der 
Gewerbe  betreffend,  im  ganzen  ohne  Eintritt  in  die  Diskussion  der  einzelnen 
Artikel  abzulehnen ;  2)  die  grossherzogliche  Regierung  zu  ersuchen,  baldthunlichst 
und  jedenfalls  noch  während  dieses  Landtags  den  Ständen  einen  neuen  Gewerbe- 
steuergesetzentwurf vorzulegen,  in  welchem  die  Gewerbesteuerkapitalien  in  Pro- 
zenten der  aus  den  Gewerben  erzielten  Einkommen  zu  bilden  sind. 

Das  Princip,  das  der  Motivierung  dieses  Antrags  zu  Grunde  lag,  wurde 
auf  das  lebhafteste  bekämpft.  Es  sei  genug,  wenn  der  Fleiss  und  das  Talent 
einmal  subjektiv  besteuert  werde,  wie  dies  bei  der  Einkommensteuer  geschehe. 
Man  dürfe  den  Ertrag  nicht  zur  Grundlage  der  Veranlagung  machen;  sonst 
würde  der  kleine  Mann,  der  bei  besserer  Kundschaft  relativ  mehr  verdiene,  als 
der  grosse  Fabrikant,  einen  Vorteü  verlieren,  der  für  die  gesunde  Entwicklung 
und  Erhaltung  des  eigentlichen  Gewerbes  notwendig  sei.  Nach  dem  jetzigen 
Gewerbesteuergesetz  zahle  derjenige,  der  grosse  und  gewaltige  Anlagen  mache, 
mehr  als  derjenige,  der  sein  Geschäft  bescheiden  betreibe  imd  im  Mass  der  Kund- 
schaft entwickele;  dieses  solidere  Geschäft  dürfe  man  im  Interesse  des  Ganzen 
begünstigen;  denn  es  sei  eben  ein  falscher  Grundsatz,  dass  man,  wie  es  jetzt 
geschehe,  Aktiengesellschaften  gründe,  viele  Waren  produziere  und  dann  erst 
Handlungsreisende  in  die  Welt  schicke,  um  für  die  Waren  Käufer  zu  suchen. 
Der  Plan  des  Antrags  sei  ein  vollständiges  Novum,  noch  von  keinem  andern 
Staate  versucht.  Die  Regierung  sah  in  demselben  die  nicht  offen  ausgesprochene 
Absicht,  den  Ertrag  der  Gewerbesteuer,  die  auf  ca.  700,000—800,000  M.  sich 
belaufend  von  72,000  Steuerpflichtigen  getragen  wird,  zu  schmälern,  in  dem 
Versuch  der  Annäherung  an  eine  einzige  Einkommensteuer  eine  Zerstörung  xmd 
das  Ende  der  gesimden  finanziellen  Verhältnisse;  sie  hielt  es  für  unmöglich 
8,000,000  M.  mittelst  einer  einzigen  direkten  Steuer  aufzubringen.  Die  Schätzung 
des  Gewerbseinkommens  ohne  objektive  Merkmale  sei  die  schwierigste  Aufgabe; 
auch  die  Deklaration  helfe  nicht  darüber  weg,  da  diese  nur  für  die  erste  Ab- 
teilung der  Einkommensteuer  intendiert  sei,  also  nur  4V2  Prozent  der  gesamten 
Steuerpflichtigen  umfasse.  Ungleichheiten  kämen  in  allen  Steuern  vor,  auch  bei 
der  Einkommensteuer  seien  Personen  und  Familien  zu  ganz  gleichen  Summen 
gesetzlich  eingeschätzt,  welche  die  allerverschiedenste  Leistungsfähigkeit  zeigten. 
Wenn  der  eine  sein  Grundstück  vernachlässige  und  der  andere  es  fleissig  bebaue, 
der  eine  sein  Haus  deterioriere  und  denimächst  an  der  Nutzbarkeit  desselben 
geschädigt  werde,  so  lasse  sich  das  auch  nicht  berücksichtigen.    Es  wurde  aufs 

335 


ggß  Georg  Schanz, 

stärkste  bezweifelt,  ob  durch  einen  einfachen,  gleichmässigen ,  prozentualen 
Zuschlag  zu  dem  gewerblichen  Einkommensteuerkapital  eine  gleichmässige 
gewerbliche  Besteuerung  zu  erreichen  sei.  Das  Gewerbe  werde  besonders  be- 
steuert, weil  man  das  gewerbliche  Einkommen  als  fundiert  betrachte,  ähnlich 
wie  den  Grundbesitz,  ähnlich  wie  das  Einkommen  aus  Kapital,  ähnlich  auch 
vielleicht  wie  das  Einkommen  aus  Gehalt  mit  Pensionsberechtigung.  Aber 
während  bei  dem  Grundbesitz,  bei  dem  Kapital  und  dem  Gehalt  mit  Pensions- 
berechtigung die  Fundierung  innerhalb  der  verschiedenen  Einkommensgattungen 
eine  ziemlich  gleichmässige  sei,  sei  keine  Einkommensgattung  an  sich  so  ver- 
schieden fundiert,  wie  das  gewerbliche  Einkommen.  Die  Verhältnisse,  welche 
das  Einkommen  aus  Gewerbe  zu  einem  fundierten  machten,  seien  ungemein 
komplizierter  Art  und  so  verschiedenartig,  dass  es  ganz  unmöglich  sei,  dieser 
Verschiedenheit  durch  einfachen  prozentualen  Zuschlag  gerecht  zu  werden. 

Nach  den  gemachten  Darlegungen  war  man  in  der  Kammer  der  Meinung, 
dass  der  Antrag,  aus  der  Gewerbesteuer  einfach  einen  Zuschlag  zur  Einkommen- 
steuer zu  machen,  zu  verwerfen  sei;  demselben  traten  nur  9  Stimmen  bei. 

Allein  auch  der  oben  erwähnte  Ausschussantrag  hatte  kein  Glück,  er  wurde 
mit  allen  gegen  13  Stimmen  abgelehnt.  Man  hielt  es  für  bedenklich,  die  objek- 
tiven Faktoren,  über  die  jetzt  schon  so  viel  geklagt  werde,  noch  durch  einen 
weiteren  Faktor,  das  Betriebskapital,  zu  vermehren.  Dasselbe  wurde  als  ein 
schlechter  Massstab  angesehen.  Man  wies  darauf  hin,  dass  das  Betriebskapital 
oft  gar  nicht  Eigentum  des  Geschäftstreibenden  ist,  oder  dass  es  in  Maschinen 
steckt,  die  nicht  rentieren  oder  stille  stehen,  oder  in  Ausständen,  wofür  die 
Leute  Zinsen  nicht  bekommen,  oft  ist  es  eine  Last,  es  sind  nur  Warenmagazrne 
oder  Fabrikräume  vollgepfropft;  nicht  da,  wo  das  grösste  Betriebskapital  ist, 
findet  sich  der  grösste  Ertrag,  sondern  da,  wo  der  Umschlag  am  raschesten  ist. 
Dagegen  fand  in  der  II.  Kammer  Zustimmung,  dass  die  Regierung  ersucht  werde, 
die  Frage  einer  Reform  der  Gewerbesteuer  in  der  Richtung  der  Gewinnung 
besserer  Grundlagen  für  die  gerechte  Belastung  der  Gewerbetreibenden  nach  ihrer 
auf  der  mehr  oder  weniger  sicheren  Fundierung  des  gewerblichen  Einkommens 
und  auf  dem  Ertrag  des  Gewerbes  selbst  beruhenden  Leistungsfähigkeit  einer 
sorgfältigen  Prüfung  zu  unterziehen  und  von  dem  Ergebnisse  den  Ständen  Mit- 
teilung zu  machen;  ebenso  das  weitere,  gegenüber  dem  ersten  Antrag  eine  Ab- 
schwächung  bedeutende  Ersuchen,  im  Falle  der  Beibehaltung  des  jetzigen 
Gewerbesteuersystems  den  Tarif  mit  Rücksicht  auf  die  darin  vorkommenden 
bedeutenden  Ungleichheiten,  nach  Anhörung  der  Centralstelle  des  Landesgewerbe- 
vereins, bezw.  der  Lokalgewerbevereine,  sowie  nach  Anhörung  der  Handelskam- 
mern einer  allgemeinen  Revision  und  sorgfältigen  Prüfung  zu  unterziehen  und 
von  dem  Ergebnis  den  Ständen  baldmöglichst  Mitteilung  zu  machen.  Allein 
auch  diese  milden  Anträge  sollten  nicht  glatte  Annahme  finden.  Die  I.  Kammer 
trat  dem  1.  Beschluss  nicht  bei,  weil  nach  ihrer  Ansicht  die  gleichmässige  Be- 
steuerung der  Gewerbe  durch  das  in  der  Vorlage  enthaltene  Princip,  sowie  durch 
die  einzelnen  Bestimmungen  derselben  in  durchaus  zutrefifender  Weise  herbei- 
geführt würde  und  es  angezeigt  erscheine,  die  gewerblichen  Kreise  vor  künftiger 
Beunruhigung  zu  bewahren;  dem  2.  Beschluss  stimmte  sie  zu,  jedoch  unter 
Strich  der  Eingangsworte  „im  Falle  der  Beibehaltung  des  jetzigen  Gewerbe- 
steuersystems"  und  der  Worte  „bezw.  der  Lokalgewerbevereine,  sowie  nach  An- 
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hörung  der  Handelskammern ".  Da  die  IL  Kammer  diese  Aendenmg  nicht  billigte, 
die  I.  Kammer  aber  konsequent  auf  ihrem  Standpunkt  beharrte,  so  kam  es  zu 
keinem  gemeinsamen  Beschluss. 

Die  ganze  Opposition  gegen  das  Gewerbesteuersystem  verlief  schliesslich 
in  Sand.  Mehr  Erfolg  erzielte  die  II.  Kanouner  und  ihr  Ausschuss  in  Bezug  auf 
den  zweiten  Punkt,  in  dem  sie  sich  in  Dissens  mit  dem  Regierungsentwurf  be- 
fand; er  betraf  die  Erleichterungen.  Der  Ausschuss  ging  von  der  Thatsache 
aus,  dass  in  vielen  Fällen  das  Gewerbseinkommen  der  Pflichtigen  kaum  besser 
fundiert  erscheint,  als  der  gewöhnliche,  lediglich  der  Einkommensteuer  unter- 
worfene Arbeitsverdienst.  Offenbar  liegt  kein  ausreichender  Grund  vor,  z.  B. 
einen  Schlächter  um  Lohn,  einen  Schuhflicker  oder  Schneider  für  Fückarbeit, 
namentlich  wenn  solche  ihr  Gewerbe  ohne  fremde  Hilfe  betreiben,  höher  zu  be- 
steuern, als  einen  das  gleiche  Einkommen  beziehenden  gewöhnlichen  Arbeiter. 
Bei  einem  grossen  Teil  der  in  Klasse  7  des  Tarifs  aufgeführten  Gewerbe  ist 
dieser  Fall  gegeben.  Für  diese  wäre  die  Beibehaltung  der  Gewerbesteuer  in 
Verbindung  mit  der  hinzutretenden  Kommimalsteuer  fühlbar  geworden.  Um 
jedoch  QÜie  Benachteiligung  der  konkurrierenden  steuerpflichtigen  Gewerbe- 
treibenden zu  verhindern,  schlug  der  Ausschuss  vor,  in  der  7.  Klasse  nur  die 
Gewerbebetriebe  ohne  Gehilfen  ganz  freizugeben,  die  übrigen  steuerpflichtig 
Bleibenden  dieser  IQasse  in  der  Weise  zu  erleichtem,  dass  der  fixe  Satz  für  die 
Orte  1.  und  2.  Rangs  gleichmässig  10  M.  (statt  20  M.  für  Orte  1.  Rangs  und 
10  M.  für  Orte  2.  Rangs),  für  die  Orte  3.  Rangs,  sowie  für  alle  mit  nur  einem 
Gehilfen  betriebenen  Gewerbe  5  M.  betrage  (während  der  Entwurf  für  den  Ge- 
hilfen den  verhältnismässigen  Zusatz  verlangte).  Man  glaubte  letztere  Vergün- 
stigung um  so  mehr  empfehlen  zu  dürfen,  als  gerade  bei  diesen  geringfügigsten 
Gewerbebetrieben  der  Rang  der  Orte,  an  welchen  dieselben  stattfinden,  kaum 
von  irgend  welcher  Bedeutung  erscheint,  indem  einem  vielleicht  höheren  Gewerbe- 
ertrag an  grösseren  Orten  jedenfalls  auch  noch  höhere  Lebensbedürfnisse,  über- 
haupt schwierigere  Lebensbedingungen  gegenüberstehen.  Neben  der  7.  am  be- 
dürftigsten erscheinenden  Klasse  glaubte  der  Ausschuss  auch  noch  der  6.  und 
5.  Klasse  Erleichterungen  bieten  zu  sollen.  In  diesen  Klassen  figuriert  die  grosse 
Zahl  der  eigentlichen  Handwerker,  Kleinhändler  und  Krämer.  Wegen  der  Masse 
der  hierhergehörenden  Gewerbetreibenden  musste  man  sich  hier  in  massigen 
Grenzen  halten.  Der  Vorschlag  des  Ausschusses  ging  deshalb  dahin,  die  in 
Klasse  5  Ziffer  2,  abhängig  vom  Rang  der  Orte,  und  in  Klasse  6  des  Gewerbe- 
steuertarifs verzeichneten  Gewerbe  sollen,  sofern  sie  ohne  oder  mit  nicht  mehr 
als  einem  Gehilfen  betrieben  werden,  anstatt  des  in  dem  Tarif  festgesetzten  zu 
dem  zunächst  niedrigen  der  im  Tarif  enthaltenen  fixen  Sätze,  mindestens  aber 
zum  Satze  von  10  M.  besteuert  werden.  Um  aber  die  beabsichtigten  Steuer- 
erleichterungen auch  noch  auf  diejenigen  Gewerbetreibenden  der  4.  Klasse,  für 
welche  solche  ebenfalls  geboten  schienen,  auszudehnen,  schlug  der  Ausschuss 
vor,  folgende  Gewerbe,  nämlich:  Krämpler,  Metzger  (Fleischer),  Kurzwaren- 
händler im  kleinen,  Spezerei-  und  Gewürzhändler  im  kleinen,  nebst  den  beiden 
letzteren  Kategorien  imtergeordneten  Gewerben,  Bleigiesser,  Bleizieher,  Gold, 
und  Silberarbeiter  ohne  Laden,  Leinweber  mit  6—10  Stühlen,  Schiffer  für  Ueber- 
fahrt  mit  Fähren,  Viehhändler  mit  Rindvieh  im  kleinen,  Wachszieher,  Waffen- 
Pinanzarchiv.    ü.  Jahrg.  3jj  22 
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schmiede,  Zeugweber  mit  6—10  Stühlen  —  aus  der  4.  in  die  5.  Klasse  des  Tarifs 
zu  versetzen. 

Die  finanzielle  Wirkung  dieser  Vorschläge  wurde  von  der  Regierung  dahin 
geschätzt,  dass  eine  Gesamteinbusse  an  Jahressteuer  von  70,000  M.  =  8  Prozent 
eintrete.  Der  Schwerpunkt  lag  in  den  Vergünstigungen  der  5.  und  6.  Klasse  mit 
43,800  M.  und  18,5000  M.  Jahressteuerausfall.  In  der  7.  Klasse  dagegen  waren 
finanziell  die  Befreiungen  und  Vergünstigung  unbedeutend,  indem  dieselbe  trotz 
6734  Pflichtigen  überhaupt  nur  ca.  8500  M.  Steuern  entrichtete.  Die  Regierung 
machte  deshalb  auch  in  Bezug  auf  die  Klasse  7  die  geringste  Opposition.  Der 
milde  Vorschlag  erschien  ihr  durchaus  beachtenswert,  bedenklich  fand  sie  nur, 
dass  durch  Wegfall  der  Verpflichtung  zur  Einholung  eines  Gewerbspatents  und 
Zahlung  der  Steuer  ein  Damm  wegfalle  gegen  Vagabondage  und  Bettelei,  sowie 
Schädigung  des  reellen  Betriebs  der  stehenden  Gewerbe,  und  dass  die  gesetzlichen 
Unterschiede  zwischen  Orte  1.  und  2.  Rangs  in  der  untersten  Gewerbesteuer- 
klasse gefährdet  würden.  Auch  hielt  sie  die  Freigebung  aller  ohne  Gehilfen 
betriebenen  Gewerbe  dieser  Klasse  für  zu  weitgehend.  Mit  aller  Entschiedenheit  trat 
dagegen  die  Regierung  den  vorgeschlagenen  Vergünstigungen  in  Klassg  5  und  6' 
entgegen.  Es  handele  sich  um  zahlreiche,  zu  einem  grossen  Teil  gut  situierte 
Gewerbtreibende,  namentlich  Handels-  und  Wirtschaftsgewerbe,  welche  bei  ver- 
hältnismässig lukrativem  Betriebe  in  der  Regel  steuerbarer  Hilfe  gar  nicht 
bedürften,  das  auf  genaueste  Erörterung  beruhende  Verhältnis  der  einzelnen 
Klassen  zu  einander  erleide  eine  empfindliche  Störung,  der  Ausfall  an  Steuer- 
kapital führe  zur  entsprechenden  höheren  Belastung  anderer  Steuerpflichtigen, 
namentlich  der  Gebäude-  und  Grundbesitzer.  Da  weitaus  die  meisten  der  in 
Rede  stehenden  Gewerbe  ohne  steuerbare  oder  doch  nur  mit  einem  steuerbaren 
Gehilfen  betrieben  würden,  so  würde  die  Klasse  5  und  zwar,  wie  angedeutet, 
ohne  ausreichenden  Grund  der  Hauptsache  nach  in  die  Klasse  6  und  wiederum 
diese  Klasse  für  die  Orte  1.  und  2.  Rangs  in  die  Klasse  7  übergehen,  während 
doch  den  der  Zahl  nach  weit  überwiegender  ca.  29,700  Gewerbsteuei-pflichtigen 
6.  Klasse  in  den  Orten  3.  Rangs  irgend  eine  Erleichterung  nicht  zu  teil 
würde.  Schon  jetzt  bestehe  für  eine  Reihe  von  Gewerben,  je  nachdem  sie  mit 
oder  ohne  Gehilfen  betrieben  würden,  eine  verschiedene  Tarifierung  in  Klasse  5, 
bezw.  6,  wobei  noch  hervorzuheben  sei,  dass,  nachdem  Art.  12  des  Entwurfs  in 
der  Klasse  für  den  Betrieb  mit  Gehilfen  bei  dem  verhältnismässigen  Zusatz  ein 
Gehilfe  ausser  Ansatz  zu  lassen  sei.  Von  den  Lokalbehörden  werde  geltend 
gemacht,  dass  die  Unterscheidung  hinsichtlich  des  fixen  Steuerkapitalsansatzes 
zwischen  dem  Betrieb  mit  und  ohne  Gehilfen  wegen  des  grossen  Wechsels  in 
der  Gehilfenzahl  die  wünschenswerte  Stabilität  in  der  Besteuerung  in  hohem 
Grade  beeinträchtigen  werde.  Mit  Rücksicht  auf  die  bei  der  Einkommensteuer 
vorgesehene  Erleichterung  der  untern  Volksklassen  sei  eine  weitgehende  Ent- 
lastung in  der  Gewerbesteuer  doch  bedenklich  mit  Bezug  auf  die  Kommunal- 
besteuerung. Die  Besteuerung  werde  auch  sicher  zu  Beschwerden  wegen  ungleich- 
massiger  Behandlung  Veranlassung  geben,  wenn  man  wahrnehme,  dass  innerhalb 
der  6.  Klasse  künftighin  die  Gewerbtreibenden  der  Orte  2.  Rangs  (Offenbach, 
Giessen,  Worms  und  Bingen)  denjenigen  der  kleinsten  Dörfer  gleichgestellt  sein 
würden.  Auch  die  vorgeschlagene  Versetzung  einer  Reihe  einzelner  Gewerbe 
aus  Klasse  4  in  Klasse  5    stiess   bei   der  Regierung  und  den  von  ihr  befragten 
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Lokalbehörden  auf  Widerspruch.  Es  handele  sich  auch  hier  um  Leute,  die  die 
Steuer  recht  wohl  tragen  könnten.  Speciell  für  die  massigere  Besteuerung 
der  im  allgemeinen  günstig  situierten  Metzger  liege  offenbar  kein  Grund  vor, 
zumal  auch  die  Tarifposition  ,  Metzger,  der  nicht  ständig  schlachtet,  5  M.  6." 
volle  Gelegenheit  gebe,  bei  den  in  nur  geringem  Umfang  betriebenen  Gewerben 
Härten  zu  vermeiden.  Aehnliches  gelte  für  die  grosse  Kategorie  der  Kurzwaren- 
händler im  kleinen,  sowie  der  Spezerei-  und  Gewürzhändler  im  kleinen  mit  Er- 
streckung auf  die  diesen  im  Tarif  speciell  zugeteilten  zahlreichen  verwandten 
Handelsgewerbe,  da  die  zugelassene  Vielseitigkeit  des  Betriebs  eine  steuerliche 
Ueberbürdung  nicht  aufkommen  lasse,  namentlich  aber  die  in  Klasse  6  ent- 
haltene Abstufung  jKurzwarenkrämer*  und  , Spezerei-  und  Gewürzkrämer" 
die  Möglichkeit  biete,  die  bezüglichen  Handelsgewerbe  geringeren  Umfangs  in 
dieser  niedrigen  Steuerklasse  den  Verhältnissen  entsprechend  zuzuziehen.  Die 
übrigen  verlangten  Aenderungen  seien  ein  Griff  ins  Dunkle,  man  bedürfe  erst 
genauer  Informationen. 

Die  sehr  entschiedene  Haltung  der  Regierung  veranlasste  den  Ausschuss 
zu  einer  gründlichen  Widerlegung,  aber  zugleich  zu  einem  teilweisen  Nachgeben 
in  seinen  Forderungen.  Vor  allem  bestritt  er  in  betreff  der  Klassen  5  und  6, 
dass  es  sich  um  gut  situierte  Gewerbtreibende  handele.  Gerade  die  kleineren 
Gewerbtreibenden  litten  seit  Jahren  unter  der  Ungunst  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, und  das  Verlangen  nach  steuerlicher  Entlastung  erscheine  hier  nicht 
weniger  gerechtfertigt,  als  bei  dem  der  Landwirtschaft  angehörigen  Teile  der 
Bevölkerung,  dem  es  nur,  begünstigt  durch  seine  zahh'eichere  Vertretung  in 
den  parlamentarischen  Körperschaften  seither  besser  als  den  Gewerbtreibenden 
gelungen  sei,  seinen  Beschwerden  Ausdruck  und  Geltung  zu  verschaffen.  Wenn 
die  Regierung  femer  befürchte,  das  Verhältnis  der  einzelnen  Gewerbesteuerklassen 
zu  einander  erfahre  eine  empfindliche  Störung,  so  könne  zwar  nicht  bestritten 
werden,  dass  die  regelrecht«  Abstufung  der  einzelnen  Sätze,  wie  der  Tarif  sie 
darstelle,  dadurch  in  vielen  Fällen  unterbrochen  werden  würde;  dagegen  sei 
nicht  ersichtlich,  für  wen  diese  Störung  empfindlich  sein  soll.  Für  den  erleichterten 
Steuerpflichtigen  gewiss  nicht,  für  den  im  bisherigen  Ansatz  Verbleibenden  aber 
ebensowenig,  da  eine  Beeinträchtigung  seiner  Konkurrenzfähigkeit  hieraus  wohl 
nicht  werde  behauptet  werden  wollen.  Dass  die  vorgeschlagene  Herabsetzung 
einen  belangreichen  Ausfall  an  Jahressteuer  zur  Folge  haben  würde,  sei  richtig, 
aber  unvermeidlich,  wenn  man  überhaupt  wirksame  Erleichterungen  für  geboten 
halte  und  ins  Werk  setzen  wolle.  Der  Einwand,  dass  der  entstehende  Ausfall 
andern  Steuerpflichtigen  zur  Last  fallen  würde,  verliere  der  projektierten  an- 
sehnlichen Vermehrung  der  Steuerkapitalien  infolge  der  Progression  und  der 
Einführung  der  Kapitalrentensteuer  gegenüber  zweifellos  an  Gewicht.  Auch  die 
weitere  Bemerkung,  dass  weitaus  die  meisten  der  in  Rede  stehenden  Gewerbe 
ohne  steuerbare  oder  nur  mit  einem  steuerbaren  Gehilfen  betrieben  und  des- 
halb die  beantragte  Herabsetzung  der  Steuerkapitalien  der  Hauptsache  nach 
auf  die  gesamte  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Steuerpflichtigen  Anwendung 
finden  würde,  sei  zu  bezweifeln,  es  scheine  etwa  der  6.  Teil  der  Steuerpflichtigen 
5.  und  6.  Klasse  der  projektierten  Ermässigung  nicht  teilhaftig  zu  werden.  Auch 
die  für  eine  Reihe  von  Gewerben  schon  jetzt  gültige  Bestimmung,  wonach  die- 
selben, je  nachdem  sie  mit  oder  ohne  Gehilfen  betrieben  werden,  in  verschiedenen 
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Gewerbesteuerklassen  rangieren,  könne  nicht  als  stichhaltiger  Grund  gegen  weiter- 
gehende Erleichterungen  gelten.  Vor  allem  sei  diese  Bestimmung  eine  ledig- 
lich ausnahmsweise,  welche  nur  bei  etwa  18  Gewerben  der  5.  und  6.  Klasse 
Anwendung  finde,  und  gerade  für  diesen  Ausnahmscharakter  Hessen  sich  innere 
Gründe  nicht  leicht  nachweisen.  Man  sehe  wenigstens  nicht  ein,  weshalb  der 
Umstand,  ob  ein  Gewerbe  mit  oder  ohne  Gehilfen  betrieben  wird,  z.  B.  bei 
einem  Schlosser,  Schreiner  oder  Schmied  gewichtiger  sein  solle,  als  bei  einem 
Schneider,  Bäcker  oder  Metzger,  oder  bei  einem  Rotgerber  gewichtiger  als  bei 
einem  Weissgerber,  bei  einem  Dachdecker  mehr  als  bei  einem  Gärtner  u.  s.  w. 
Es  erscheine  deshalb  gewiss  richtiger,  wenn  man  überhaupt  die  grössere  oder 
geringere  Steuerfähigkeit  nach  der  Thatsache,  ob  ein  Gewerbe  mit  oder  ohne 
Gehilfen  beti'ieben  werde,  bemessen  wolle,  diese  Unterscheidung  auf  alle  Gewerb- 
betriebe von  geringerer  Bedeutung  auszudehnen,  als  sie  auf  eine  kleine  Zahl 
mehr  oder  weniger  willkürlich  herausgegriffener  Gewerbe  zu  beschränken.  Wenn 
die  Regierung  bemerke,  für  eine  so  umfassende  Begünstigung  der  ohne  oder 
mit  nur  einem  Gehilfen  arbeitenden  sogenannten  Handwerker  liege  ein  Grund 
nicht  vor,  so  sei  zu  beachten,  dass  man  so  weit  auch  nicht  gehe;  jedenfalls 
habe  aber  die  preussische  Gesetzgebung  nicht  ohne  triftige  Gründe  so  ver- 
fahren und  biete  ein  nachahmenswertes  Beispiel.  Auch  dem  Moment,  dass  die 
Stabilität  in  der  Besteuerung  beeinträchtigt  werde,  könne  ein  entscheidendes 
Gewicht  um  deswillen  nicht  beigelegt  werden,  weil  schon  nach  der  bestehenden 
Gesetzgebung  diese  Gehilfenzahl  ebenso  wie  der  Wechsel  in  den  Gewerbslokalen 
bereits  wesentlich  auf  die  Steuerkapitalien  influiere,  weshalb  ja  auch  diese 
letzteren  einer  fortwährenden  Revision  unterlägen.  Ob  diese  Revision  sich  neben 
den  Zusatzziffem  auch  auf  die  fixen  Steuerkapitalsätze  erstrecke  oder  nicht, 
könne  nicht  entscheidend  sein.  Ebensowenig  könne  die  Rücksicht  auf  die  Kom- 
munalbesteuerung von  der  Gewährung  einer  Vergünstigung  an  die  in  Rede 
stehenden  kleineren  Gewerbtreibenden  abhalten,  d%  einmal  gerade  die  weitere 
Belastung  derselben  durch  die  Gemeindeumlagen  ein  hauptsächlicher  Grund  sei, 
weshalb  eine  Erleichterung  geboten  sei,  anderseits  die  bevorstehenden  Aende- 
rungen  in  der  Einkommenbesteuerung  und  der  Hinzuti'itt  der  Kapitalrenten- 
steuer den  Gemeinden  ohne  Zweifel  die  ihnen  entgehenden  Steuerkapitalien  in 
den  meisten  Fällen  wieder  ersetzen,  wenn  nicht  noch  mehr  einbringen  würden. 
Wenn  endlich  die  Regierung  es  ungerecht  finde,  dass  die  grosse  Zahl  der  Steuer- 
pflichtigen 6.  Klasse  in  den  Orten  3.  Rangs  von  jeder  Erleichterung  ausgeschlossen 
bleibe,  so  sei  zu  bemerken,  dass  hierbei  das  Bestreben  massgebend  gewesen  sei, 
den  finanziellen  Ausfall  nicht  noch  um  weitere  30,000  M.  zu  steigern.  Der  Aus- 
schuss  gab  aber  zu,  dass  der  Einwand  vieles  für  sich  habe,  und  aus  diesem 
Grund,  und  um  den  Steuerertrag  weniger  zu  schmälern,  schlug  er  als  Kompromiss 
vor,  die  vorgeschlagenen  Vergünstigungen  nur  fakultativ  zuzulassen,  d.  h.  auf 
diejenigen  Fälle  zu  beschränken,  in  welchen  entweder  die  Höhe  des  Gewerbe- 
steuerkapitals im  Verhältnis  zum  gewerblichen  Einkommen  oder  sonstige  die 
Leistungsfähigkeit  des  Pfiichtigen  ungünstig  beeinflussende  Umstände  zu  einer 
Herabminderung  der  gewerbsteuerlichen  Belastung  auffordern. 

Eine  ähnliche  Konzession  machte  der  Ausschuss  rücksichtlich  der  Versetzung 
einzelner  Gewerbe  aus  Klasse  4  in  Klasse  5,  ohne  jedoch  deshalb  die  von  der 
Regierung  ins  Treffen  geführten  Momente   anzuerkennen.    Namentlich   legte  er 
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der  in  Art.  10,  Abs.  2  des  Entwurfs  vorgezeichneten  Bestimmung,  wonach  nötig 
scheinende  Verbesserungen  in  der  Tarifierung  durch  das  Ministerium  unter  Vor- 
behalt der  Vorlage  an  die  nächste  Steuerversammlung  einstweilen  vorgenommen 
werden  können,  keinen  Wert  bei,  indem  die  Erfahrung  gelehrt  habe,  dass  von 
dieser  auch  seither  bestandenen  Befugnis  in  weitaus  den  meisten  Fällen  nur  in 
dem  Sinn  Gebrauch  gemacht-  worden  sei,  dass  solche  Gewerbe,  welche  im  Laufe 
der  Zeit  eine  grössere  Bedeutung  gewonnen,  entweder  allgemein  höher  tarifiert 
oder  in  Gross-  und  Kleinbetrieb  zerlegt  wurden,  um  die  Zuziehung  des  ersteren 
zu  einem  höheren  als  dem  bis  dahin  bestajidenen  Tarifsatz  herbeizuführen. 
Bezüglich  der  Metzger  fand  man  es  ungerechtfertigt,  dass  sie  ungünstiger  be- 
handelt wurden,  als  die  in  Klasse  5  befindlichen  Bäcker.  Bei  47  Metzgern  betrug 
das  Gewerbesteuerkapital  45  Prozent  des  Einkommensteuerkapitals,  bei  38  Bäckern 
nur  40  Prozent.  Auf  Grund  dieser  Beispiele  glaubte  der  Ausschuss  annehmen 
zu  können,  dass  die  Metzger  um  ^s  oder  12,5  Prozent  höher  mit  Gewerbesteuer 
belastet  seien  als  die  Bäcker.  Doch  entschied  sich  auch  hier  der  Ausschuss  im 
Weg  des  Kompromisses  für  die  fakultative  Gewährung.  Um  nun  aber  diese 
fakultativen  Herabsetzungen  nicht  verkümmern  zu  lassen,  hielt  der  Ausschuss 
es  für  nötig,  die  Regelung  der  Gewerbesteuer  nicht  mehr  ausschliesslich  wie 
bisher  in  die  Hände  der  Steuerkommissariate  zu  legen,  sondern  hierfür  eine 
Kommission  zu  bestellen,  ähnlich  wie  sie  bei  der  Einkommensteuer  bestand. 

Kapitalrentensteuer. 

Bei  der  Beratung  der  Kapitalrentensteuer  tauchten  manche  Fragen  wieder 
auf,  deren  wir  schon  bei  der  Einkommensteuer  gedachten;  es  betriflFl  dies 
namentlich  die  Behandlung  der  Aktiengesellschaften  und  die  Deklarationspflicht. 
Ich  kann  bezüglich  dieser  Punkte  deshalb  lediglich  auf  das  oben  Seite  317  fg. 
und  auf  das  bei  den  einzelnen  Gesetzesartikeln  Bemerkte  verweisen.  Als  neue 
strittige  Punkte  dagegen  treten  uns  entgegen  die  Frage  des  Abzugs  der  Passiv- 
kapitalzinsen, die  Höhe  des  Steuerfusses,  ja  das  ganze  Kapitalrentensteuergesetz 
selbst.  Schon  oben  wurde  erwähnt,  ^^ie  im  Zusammenhang  mit  den  gesamten 
Refonnbestrebungen  von  gewisser  Seite,  namentlich  von  den  Anhängern  der 
einzigen  Einkommensteuer  die  Kapitalrentensteuer  bekämpft  wurde.  Man 
fürchtete,  dass  mit  Annahme  des  Gesetzes  alle  Bestrebungen  nach  einer  gründ- 
licheren Reform  bei  der  Regierung  erfolglos  abprallten.  Im  einzelnen  wurde 
getadelt,  dass  die  Kapitalsteuer  nicht  als  eine  Objekt-  und  Vermögenssteuer, 
sondern  als  eine  Einkommensteuer  ausgestaltet  sei  ^).  Es  verlohne  sich  nicht, 
wegen  des  geringen  Ertrags  (2V2  Prozent  der  gesamten  direkten  Steuern)  zu 
dem  ohnehin  komplizierten  Dreisteuersystem  noch  ein  viertes  GUed,  die  Kapital- 
steuer hinzuzufügen.  Es  sei  gewagt,  dass  der  kleine  Staat  Hessen  in  dieser 
schwierigen  Frage   den  Weg   der  Partikulargesetzgebung  beschreite,    während 


')  Man  deutete  an,  dass  man  eine  allgemeine  Kapitalsteuer,  nicht  bloss 
eine  gewisse  Besteuerung  von  Kapitalrenten  wolle,  bei  der  das  im  eigenen 
Gnmdbesitz  und  Gewerbebetrieb  verwendete  Kapital  der  Besteuerung  nicht 
unterworfen  sei.  Der  Gedanke  ist  bei  Aufrechthaltung  von  Grund-  und  Gewerbe- 
steuern rmpraktisch  und  hängt  wieder  mit  der  Idee  der  unifizierten  Einkom- 
mensteuer zusammen. 
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das  benachbarte  Preussen  noch  keine  Kapitalsteuer  erhebe.  Das  Kapital  sei  sehr 
flüchtig,  es  sei  zu  fürchten ,  dass  man  dasselbe  aus  dem  Lande  nach  Preussen 
dränge.  Die  Regierung  selbst  teile  diese  Furcht;  der  Artikel  3  stelle  sich 
geradezu  als  „ Angstparagraph "  dar,  man  habe  darin  die  fremden  Rentner 
ausnehmen  müssen,  weil  man  nicht  wollte,  dass  der  Zuzug  nach  Mainz  aufhöre 
und  in  Darmstadt  viele  der  so  leichtfüssig  und  schnell  dahinschreitenden  Leute, 
welche  die  vielen  Pfunde  in  den  Taschen  hätten,  flüchten.  Es  kämen  aber  auch 
Landeskinder,  die  in  Amerika,  Russland  oder  sonstwo  sich  ein  grosses  Vermögen 
erworben  hätten,  in  ihr  Vaterland  und  ihre  Vaterstadt  als  wohlhabende  Männer 
zurück.  Wenn  ihnen  die  Kapitalsteuer  nicht  gefalle,  zögen  sie  weg,  zumal  da 
die  progressive  Einkommensteuer  sie  auch  noch  packe.  Was  solle  da  aiis  Mainz 
werden,  das  mit  einem  jährlichen  Betriebsdefieit  von  2—300,000  Mark  beim 
Stadterweiterungsunternehmen  brillante  ruhige  Strassen  anlege  und  geradezu 
auf  solche  Leute  warte.  Handele  es  sich  hier  um  das  Heranziehen  und  Fest- 
halten der  grossen  Kapitalisten,  so  gebe  es  anderseits  wieder  viele  Fälle,  wo 
Schonung  ein  Gebot  der  Humanität  sei,  In  den  Städten  gebe  es  viel  mehr  kleine 
Rentner  als  auf  dem  Lande,  wo  ältere  und  schwache  Leute,  namentlich  die 
Eltern  in  der  Regel  im  Hause  verblieben  und  mithälfen.  In  der  Stadt  hätten 
viele  keinen  Erwerb  mehr  und  müssten  von  den  Sparpfennigen,  die  sie  sich 
während  der  20 — 40  Jahre  ihres  Geschäftsbetriebes  zurückgelegt,  leben.  Man 
nehme  zwar  diejenigen  aus,  welche  nicht  einen  Besitz  von  1100  Mark  Einkommen 
haben,  aber  in  der  Stadt  koste  eine  anständige  Wohnung  500—600  Mark,  ziehe 
man  diese  Wohnungsmiete  ab,  so  bleibe  Leuten,  die  nur  ein  Gesamteinkommen 
von  1500—2000  Mark  haben,  sehr  wenig  übrig,  sie  müssten  sich  kümmerlich 
durchhelfen  ^).  Selbstverständlich  blieb  auch  das  alte  halbsophistische  Moment 
der  Doppelbesteuerung  (beim  Schuldner  und  Gläubiger)  nicht  unverwertet. 
Durch  das  Gesetz  würde  vorzugsweise  der  Grundbesitz  und  das  Gewerbe  aufs 
neue  belastet,  indem  durch  Besteuerung  der  Hypotheken  und  sonstigen  Darlehen 
an  Grundbesitzer  und  Gewerbtreibende  diese  Kapitalien  als  Objekte  nochmals 
besteuert  würden,  nachdem  sie  bereits  durch  Grundsteuer  und  Gewerbesteuer 
belastet  seien,  da  bei  letzteren  beiden  Steuern  die  Schulden  des  Steuerpflichtigen 
keine  Berücksichtigung  fänden.  Dadurch  werde  entweder  das  Kapital  für  den 
kreditbedürftigen  Grundbesitzer  und  Gewerbtreibenden  noch  theurer  oder,  was 
noch  schlimmer,  das  Kreditwesen  überhaupt  empfindlich  geschädigt,  indem 
das  Kapital  solche  Anlagen  suche,  die  entweder  gar  nicht  oder  nicht  so  leicht 
greifbar  zur  Kapitalsteuer  herangezogen  werden  könnten.  Eine  empfindliche 
Schädigung  des  Hypothekenkredits,  aber  auch  die  des  Staats-  und  Gemeinde- 
kredits wurde  als  notwendige  Folge  der  Kapitalsteuer  in  Aussicht  gestellt. 

Selbstverständlich  vermochten  alle  diese  Gründe  nicht  bei  der  Mehrheit  zu 


^)  Ein  ähnliches  Argument  scheint  der  Vorstellung  der  Handelskammern 
zu  Grunde  gelegen  zu  haben,  welche  verlangten,  dass  die  Kapitalrentensteuer 
auf  die  Einkommensteuerpflichtigen  erster  Klasse  beschränkt  Ijleiben  solle. 
Die  Regierung  wies  mit  Recht  diesen  Vorschlag  zurück.  Wenn  der  kleinste 
Grundbesitzer  seine  Grundsteuer,  der  Kleingewerbtreibende  seine  Gewerbesteuer 
entrichten  müsse,  dann  werde  man  mit  der  Kapitalrentensteuer  nicht  erst  bei 
einem  Kapitalrenteneinkommen  von  2500  Mark,  entsprechend  einem  Kapital- 
vermögen von  circa  60,000  Mark  beginnen  wollen. 
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verfangen.  Man  konnte  sich  doch  unmöglich  verhehlen,  dass  in  neuerer  Zeit 
die  mobilen  Werte  dem  Grundbesitz  und  Gewerbe  gegenüber  sehr  an  Bedeutung 
gewonnen  haben  und  durch  die  moderne  Gesetzgebung  (wie  allgemeine  Wechsel- 
fähigkeit, Aufhebung  der  Zinstaxen,  lange  Zeit  bestandene  schlaffe  Aktien- 
gesetze, leicht  und  geringbelasteten  Besitzwechsel  im  Gegensatz  zu  den  hohen 
Uebertragungsgebühren  bei  Grundbesitz)  sehr  gefördert  wurden.  Das  Kapital 
trägt  fast  ohne  aUe  Arbeit  Zinsen,  und  es  erscheint  in  der  That  unbillig,  einen 
Steuerpflichtigen,  dessen  Einkommen  aus  Kapitalzinsen  besteht,  in  Bezug  auf 
die  Entrichtung  der  direkten  Steuern  demjenigen  Steuerpflichtigen  gleich  zu 
behandeln,  dessen  Einkommen  lediglich  aus  Arbeitsverdienst  irgend  welcher  Art 
herrührt,  welches  mit  dem  Eintritt  des  Ablebens  oder  der  Arbeitsunfähigkeit 
erlischt  oder  infolge  Eintritts  anderer  Verhältnisse  zeitweise  aufhört  oder  eine 
Minderung  erfahrt.  Die  behauptete  Doppelbesteuerung  beweist  nichts  gegen 
den  Gläubiger,  der  als  ein  selbständiges  und  steuerfähiges  Steuersubjekt  erscheint: 
dass  das  geliehene  Kapital  beim  Schuldner  nochmals  voll  in  der  Ertragssteuer 
mit  besteuert  wird,  ist  ein  Mangel,  der  mit  dem  Ertragssteuersystem  verknüpft 
ist,  der  aber  doch  sehr  an  Bedeutung  verliert  da,  wo  nicht  ein  starr  und  rein 
ausgebildetes,  sondern  ein  durch  eine  allgemeine  Einkommensteuer  ergänztes 
und  modifiziertes  Ertragssteuersystem  besteht;  dem  verschuldeten  Besitzer  wird 
da  die  erforderliche  Entlastung  zu  teil.  Eine  Schädigung  des  Kredits  durch 
die  Kapitalsteuer  ist  nur  bei  Kapitalmangel  und  sehr  empfindlicher  Wirkung 
der  Konkurrenz  und  Ueberwälzungsprozesse  wahrscheinlich.  Nimmt  man  an, 
der  Kapitalist  erziele  4  Prozent  aus  seinem  Kapital  und  sei  imstande,  sich  die 
vorgeschlagene  Kapitalrentensteuer  von  den  Zinszahlenden  bezahlen  zu  lassen, 
so  müsste  in  Hessen  bei  der  angenommenen  Kapitalsteuer  von  1,5  Prozent  — 
dabei  ist  die  Ermässigung  durch  den  Ausschlagskoefficienten  ausser  acht  gelassen 
—  der  Zinsfuss  von  4  Prozent  bis  zu  ungefähr  4 Vi  6  Prozent  erhöht  werden.  Das 
ist  schon  um  deswillen  unwahrscheinlich,  weil  bei  der  Bestimmung  der  Prozent- 
sätze für  entliehene  Kapitalien  nicht  nach  Vi«,  auch  nicht  nach  V»,  kaum  nach  V«, 
sondern  in  der  Regel  von  '/i  zu  V2  gerechnet  wird.  Die  allgemeine  Lage  des 
Kapitalmarktes,  nicht  die  Steuer  eines  einzelnen  Staates  entscheidet.  Als 
Bayern  imd  Württemberg  ihre  Kapitalsteuer  einführten,  stieg  der  Zinsfuss  nicht, 
und  obwohl  in  Bayern  die  Steuer  nicht  über  3,5  Prozent  hinausgeht,  in  Württem- 
berg dagegen  4,8  Prozent  beträgt,  so  kann  doch  nicht  behauptet  werden,  dass 
in  Württemberg  der  Zins  höher  steht  als  in  Bayern,  ein  deutlicher  Beweis,  dass 
die  Kapitalisten  in  der  Hauptsache  die  Steuer  tragen.  Unter  gewissen  Be- 
dingungen kann  Auswandern  des  Kapitals  eintreten,  es  sind  aber  doch  auch  die 
Gegenwirkungen  da;  wenn  der  Rentner  sich  entschliesst,  seinen  bisherigen 
Wohnort  nebst  allen  Verhältnissen,  die  ihm  denselben  lieb  und  wert  gemacht 
haben,  zu  verlassen,  so  pflegen  in  der  Mehrzahl  noch  andere  und  triftigere  als 
Steuergründe  zu  gelten ').  Für  Hessen  ist  diese  Befürchtung  insofern  gering, 
als  in  Württemberg  (4,8  Prozent),  Bayern  (bis  3,5  Prozent),  Baden  (3  Prozent) 


*)  Man  hat  auch  nicht  gehört,  dass  Kapital  von  Preussen,  ebensowenig 
dass  solches  von  Baden  und  Württemberg  nach  Hessen  wanderte,  obwohl  in 
Preussen  früher  als  in  Hessen  die  Einkommensteuer  eingeführt  wurde  und  in. 
Baden  und  Württemberg  Kapitalsteuer  bestand. 
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eine  beträchtliche  Kapitalrentensteuer  besteht,  in  Preussen  das  Kapitaleinkommea 
von  3000  Mark  ab  auch  mit  3  Prozent  getroiFen  wird  und  einer  weiteren  Be- 
steuerung in  sehr  absehbarer  Zeit  entgegensieht  ^).  Die  Kapitalsteuer  er- 
scheint als  eine  gerechte  Massregel  und  füllt  im  hessischen  Steuersystem  eine 
wirkliche  Lücke  aus.  Sie  ist  zugleich  eine  entwicklungsfähige  Steuer,  wie  das 
Beispiel  anderer  Staaten  beweist-).  Es  war  auch  richtig,  wenn  man  die 
Kapitalsteuer  als  eigene  Steuer  ausgestaltete  und  nicht,  wie  die  Anhänger  der 
einzigen  Einkommensteuer  und  andere  verlangt  hatten,  mit  der  Einkommen- 
steuer in  der  Art  eines  besonderen  Zuschlags  verschmolz.  Der  Gedanke  der 
Vorausbelastung  des  fundierten  Einkommens  gelangt  durch  eine  besondere 
Steuer  klarer  zum  Ausdruck,  es  besteht  die  Möglichkeit,  für  die  fundierten  Ein- 
kommen einen  andern  Steuersatz  wie  bei  der  Einkommensteuer  zu  wählen.  Die 
Mischung  der  Progression  und  des  prozentualen  Zuschlags  in  einem  und  dem- 
selben Gesetz  bleibt  vermieden.  Die  notwendige  Herübernahme  einer  Reihe  von 
Bestimmungen  des  Kapitalsteuergesetzentwurfs  in  das  Einkommensteuergesetz 
hätte  ohnehin  nur  scheinbar  ein  Gesetz  geschaffen  und  in  Bezug  auf  Geschäfts- 
erleichterungen wäre  auch  nichts  gewonnen  worden. 

Neben  der  principiellen  Zulässigkeit  der  Kapitalrentensteuer  war  in  weiterer 
Linie  die  Frage  zu  entscheiden,  welcher  Charakter  der  ganzen  Steuer  verliehen 
Averden  solle.  Der  Abzug  der  Schuldzinsen  und  die  Höhe  des  Steuer- 
fusses  kamen  in  dieser  Hinsicht  vor  allem  in  Betracht. 

Was  den  ersten  Punkt  anlangt,  so  war  ein  Teil  für  Nichtabzug,  ein  anderer 
Teil,  namentlich  der  Ausschuss  der  II.  Kammer  wollte  einen  Abzug  nur  insoweit 
zulassen,  als  den  Aktivzinsen  Zinsen  von  einem  Passivkapital  direkt  gegenüber 
stehen;  er  sollte  stattfinden,  wenn  z.  B.  jemand  Kapitalien  ausgeliehen  und 
zugleich  wieder  solche  geliehen  hat,  um  vielleicht  am  Prozentsatz  zu  gewinnen, 
oder  bei  einem  Lombarddarlehen,  so  lange  er  das  erhobene  Kapital  nicht  wieder 
zinstragend  verwendet  hat.  Für  diesen  Fall  hielt  man  den  Artikel  1  für  aus- 
reichend. Ein  dritter  Teil,  darunter  die  Regierung,  vertrat  die  Ansicht,  dass 
sämtliche  Schuldenzinsen  in  Abzug  kommen  sollen,  also  auch  diejenigen,  welche 
auf  dem  Haus,  Geschäft  oder  Gut  lasten.  Manche,  die  das  Gesetz  vorher  prin- 
cipiell  und  hartnäckig  bekämpft  hatten,  erklärten  sich  zufrieden  gestellt,  sobald 
dieser  volle  Abzug  gewährt  werde.  Freunde  und  Gegner  des  Abzugs  boten 
alle  Kraft  auf,  um  ihren  Standpunkt  als  den  richtigen  zu  ei-weisen. 

Die  Gegner  gingen  davon  aus,  dass  die  Kapitalsteuer  eine  Objektsteuer 
sei,  wie  die  Grundsteuer  und  Gewerbesteuer.  Wie  man  bei  diesen  einen  Abzug 
nicht  zulasse,  so  müsse  es  auch  bei  der  Kapitalrentensteuer  sein.  Wenn  jemand 
Papiere  lombardiere,   so  sei  dies  genau   so,   wie   wenn   der  Landwirt  auf  sein 


^)  Der  Entwurf  von  1883  besteuert  das  Zinseinkommen  von  600—900  Mark 
mit  0,5  Prozent  und  von  10,000  Mark  ab  mit  2  Prozent;  dazu  sollte  die  Ein- 
kommensteuerkommen bei  1200  Mark  Einkommen  mit  1  Prozent,  von  10,000  Mark 
ab  mit  3  Prozent. 

^)  In  Baden,  wo  1875  das  neue  Kapitalrentensteuergesetz  in  Kraft  trat,, 
betrugen  die  Rentensteuerkapitalien  669,840,160  Mark,  1884  bereits  930,788,180  M. 
1860  betrug  das  deklarierte  bezw.  eingeschätzte  Kapitalvermögen  209,724,910  fl., 
1874  362,856,830  fl.  In  Württemberg  belief  sich  das  Kapitalrenteneinkommen 
1852/53  auf  21,539,320  Mark,  1881/82  auf  75,564,604  Mark. 
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Grundstück  oder  der  Gewerbetreibende,  am  sein  Etablissement  auf  bessern  Fuss  zu 
setzen,  eine  Anleihe  mache.  Es  könne  unmöglich  die  Absicht  sein,  die  schuldigen 
Kapitalzinsen  zweimal,  einmal  bei  der  Kapitalsteuer  und  noch  einmal  bei  der  Ein- 
kommensteuer abziehen  zu  lassen.  Bei  Abzug  der  Schulden  höre  die  Kapitalsteuer 
auf,  eine  Objektsteuer  zu  sein,  sie  werde  eine  Einkommensteuer  Nr.  2.  Der  Gedanke, 
das  System  der  Ertragssteuem  zu  vervollständigen,  werde  also  illusorisch,  das  Ka- 
pital als  neues  Ertragsobjekt  ohne  allen  Grund  erheblich  begünstigt  und  das  finan- 
zielle Ergebnis  dieser  Steuer  beeinträchtigt.  Es  sei  unrecht,  nachdem  der  Grund- 
besitzer mit  4  Prozent,  das  Kapital  nur  mit  l'/«  Prozent  belastet  sei,  bei  letz- 
terem nun  auch  noch  die  Schuldzinsen  in  Abzug  zu  bringen.  Wer  gleichzeitig 
Schulden  und  Kapitalien  besitze,  sei  in  der  Lage,  von  der  Kapitalrentensteuer 
sich  zu  befreien,  indem  er  erstere  abstosse.  Thue  er  es  nicht,  so  liege  ein 
grösserer  Gewinn  vor;  er  erziele  aus  seinem  Kapital  höhere  Zinsen  oder  wolle 
einen  höheren  Kurs  abwarten.  Die  Steuerzahlung  sei  also  eine  freiwillige  und 
stütze  sich  auf  besondere  Leistungsfähigkeit.  Der  Nichtabzug  der  Schulden 
widerspreche  nicht  dem  Artikel  1,  der  den  Reinertrag  besteuern  wolle;  der 
Reinertrag  verstehe  sich  nicht  von  dem  Reinertrag  des  ganzen  Vermögens, 
sondern  des  besondem  Objekts;  wenn  man  den  Reinertrag  eines  Ackers  bestimme, 
ziehe  man  auch  nicht  die  Schulden  ab,  die  darauf  lasten.  Das  badische  und 
bayrische  Gesetz  könne  nicht  zur  Entkräftung  herangezogen  werden,  da  diese 
Gesetze  ursprünglich  zugleich  die  Einkommensteuer  zum  Teil  ersetzten. 

Diejenigen,  welche  für  den  Abzug  eintraten,  machten  geltend:  Die  Kapital- 
steuer sei  nur  in  gewissem  und  zwar  sehr  beschränktem  Sinn  eine  Objektsteuer, 
es  liege  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  in  der  verschiedenartigsten  Weise 
angelegten  sehr  beweglichen  Kapitalien  nicht  in  dem  Sinne  wie  die  Objekte 
der  Grundsteuer  katastriert  und  jährlich  ab-  und  zugeschrieben  werden 
könnten.  Dies  sei  nicht  ausführbar,  tmd  auch  in  andern  Staaten  werde  die 
Veranlagung  der  Kapitalrentensteuer  von  der  Person  nicht  getrennt.  Dieser 
Charakter  der  Kapitalrentensteuer  als  einer  Einkommensteuer  spreche  sich  auch 
darin  aus,  dass  sie  nur  gezahlt  werde,  insoweit  das  Kapital  Zinsen  trägt;  mache 
jemand  keine  Zinsen  von  seinem  Kapital,  so  brauche  er  es  auch  nicht  zu  ver- 
steuern, mache  er  1  Prozent,  so  versteuere  er  1  Prozent,  mache  er  10  Prozent, 
so  versteuere  er  10  Prozent.  Ein  Kapitalvermögen,  von  dem  der  Artikel  1 
spreche,  liege  in  juristischem  Sinne  nur  dann  vor,  wenn  die  Schulden  abgezogen 
seien'),  ebenso  könne  von  einer  Kapitalrente  nur  die  Rede  sein,  insofern  die 
Passivzinsen  abgerechnet  seien.  Der  Nichtabzug  bei  Grundbesitz  sei  gerecht- 
fertigt; die  Grundsteuer  sei  eine  Objektsteuer,  die  von  jeher  auf  dem  Grund- 
besitz geruht  *) ;  jeder,  der  Grundbesitz  kaufe,  wisse,  dass  er  ihn  versteuern  müsse, 
gleichgültig  ob  er  Geld  darauf  leihe  oder  nicht.    Die  Grundsteuer  und  Gewerbe- 


')  Dem  wurde  widersprochen.  Wer  seine  Schuld  tilgen  will,  die  auf  dem 
Grundstück  lastet  und  zur  Verwertung  schreitet,  dem  bleibt  schliesslich  auch 
nicht  mehr  übrig,  wie  der  Wert  von  dem  Objekt  mehr  beträgt,  als  die  Schulden, 
ganz  wie  beim  Kapitalvermögen. 

^)  Dem  wurde  entgegengehalten,  die  Grundsteuer  sei  auch  nicht  reine 
Objektsteuer,  sie  basiere  auf  dem  sog.  Reinertrag,  man  sage  nicht,  der  Morgen 
Land  koste  so  viel  Steuer.  In  noch  höherem  Grade  komme  bei  der  Gewerbe- 
steuer das  Subjekt  in  Betracht. 
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Steuer  würden  nach  äusseren  Merkmalen  erhoben,  die  Kapitalsteuer  dagegen  nach 
der  Höhe  der  Rente  selbst.  Einige  waren  der  Ansicht,  dass  mit  der  Zeit  auch 
dort  der  Abzug  gewährt  werden  müsse  (!).  Jedenfalls  dürfe  man  nicht  zu  einer 
Härte  noch  eine  andere  hinzufügen.  Es  sei  auch  irrig,  wenn  man  etwa  glaube, 
durch  den  Nichtabzug  könne  man  besonders  die  grossen  Kapitalisten  treflfen; 
bei  diesen  sei  es  selten,  dass  sie  zugleich  Passivkapitalien  auf  Haus-  oder  Grund- 
stücke hätten,  häufig  würden  aber  solche  ihre  Papiere  als  Lombard  benutzen, 
und  da  reiche  ja  schon  Artikel  1  zum  Abzug  aus.  Anderseits  führte  man 
zahlreiche  Fälle  an,  in  denen  es  nicht  so  leicht  möglich  sei,  die  Schulden  mit 
dem  eigenen  Kapital  abzustossen.  Ein  Mann  mit  vielen  Kindern  hat  eine  Hypo- 
thek auf  seinem  Haus;  er  treibt  ein  Geschäft  und  hat  sonst  noch  Vermögen. 
Er  gedenkt  sein  Haus  und  sein  Geschäft  seinem  Sohn  zu  übergeben  und  dann 
die  andern  Kinder  mit  Geld  auszustatten.  Würde  er  die  Hypothek  abzahlen 
und  müssten  später  andere  Kinder  ausgesteuert  werden,  so  müsste  der  Sohn 
eine  neue  Hypothek  machen.  Oder  es  hat  jemand  2.  und  3.  Hypotheken;  wollte 
er  kündigen,  um  eigene  Hypothekschulden  zu  tilgen,  so  riskiert  er  möglicher- 
weise sein  ganzes  Kapital.  Oft  ist  die  Kündigung  erschwert  oder  die  einmalige 
Rückzahlung  unmöglich  gemacht,  z.  B.  bei  Annuitäten.  Es  handelt  sich  auch 
nicht  immer  um  Fälle,  in  denen  jemand  in  gewinnsüchtiger  Absicht  Kapitalien 
aufnimmt,  um  z.  B.  dafür  andere  hohe  Zinsen  tragende  Papiere  einzukaufen. 
Es  kommt  z.  B.  vor,  dass  Witwer  noch  das  Vermögen  der  Ehegatten  in  Pa- 
pieren besitzen,  die  einen  niedrigen  Kurs  haben,  so  dass  die  Aufnahme  eines 
Kapitals  auf  das  Haus  notwendig  wird.  Es  sei  auch  nicht  zu  befürchten,  dass 
der  Abzug  zu  Hinterziehungen  Anlass  gebe,  da  die  Schuld  nachgewiesen  werden 
müsse  und  dieser  Nachweis  sogar  neue  Einblicke  in  andere  Kapitalrenten  ver- 
schaffe. Die  Regierung  hielt  nicht  einmal  für  nötig,  nach  Analogie  des  badischen 
Gesetzes  die  gegen  einfache  Handschrift  gegebenen  Anlehen  auszuschliessen, 
weil  bei  jeder  irgend  nennenswerten  Anleihe  eine  Verunterpfändung  stattfinde. 
Die  Scheidung  zwischen  solchen  Passivkapitalien,  die  dem  Aktivkapital  direkt, 
und  solchen,  die  indirekt  gegenüberstehen,  wurde  gleichfalls  bekämpft,  sie  sei 
zu  difficil,  unlogisch  und  ungerecht.  Es  könne  also  logischerweise  nur  von 
einem  vollen  Abzug  die  Rede  sein.  Man  rekurrierte  auf  die  Theorie,  welche 
(aber  doch  nur  zum  Teil)  gleichfalls  diesen  Standpunkt  einnehme  ^).  Schliesslich 
hielt  man  es  für  ein  Gebot  der  politischen  Klugheit,  dem  „jüngsten  Steuer- 
zahler" das  Joch  anfangs  etwas  sanft  zu  machen,  wenn  er  jochbändig  geworden, 
könne  man  ihm  immer  noch  mehr  zumuten  ^). 


^)  Ad.  Wagner:  „Es  kommt  durch  die  Besteuerung  des  Kapitals  nach  der 
Höhe  der  einzelnen  Rente,  die  eine  Person  bezieht,  ein  Subjektsteuerelement  in 
diese  Objektbesteuerung,  wodurch  aber  eine  Verbesserung  erzielt  wird.  Ebenso 
besteht  wohl  der  Abzug  der  Passivrenten  von  den  Aktivrenten  zu  Recht  und  ist 
nur  der  Rest  das  Steuerobjekt.  Eine  Abweichung  von  der  Realsteuer,  welche 
gleichwohl  hier  der  Sachlage  entspricht." 

^)  Um  zu  zeigen,  wie  der  Nichtabzug  der  Passivkapitalzinsen  in  der  Wirklich- 
keit sich  manchmal  gestalte,  wurde  folgendes  Beispiel  gewählt:  „Es  kauft  jemand 
bei  einem  Banquier  für  20,000  Mark  Papiere,  kann  sie  aber  vorerst  nicht  bezahlen 
und  belässt  sie  also  beim  Banquier.  Er  schuldet  ihm  den  gleichen  Betrag,  wie 
ihn   der  Wert   der  Papiere   ausmacht.     Es   ist   auch   nach  Ansicht   derjenigen. 
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Die  Befürworter  des  Abzugs  der  Passivzinsen  drangen  bei  der  Beratung 
des  ersten  Entwurfs  durch,  und  es  wurde  zur  Beseitigung  aller  Zweifel  —  die 
Regierung  hielt  mit  Rücksicht  auf  Artikel  1  dies  nicht  für  nötig  —  der  Absatz  2 
zu  Artikel  13  beigefügt,  der  dann  auch  in  dem  zweiten  Entwurf  Aufnahme 
fand.  Bei  Beratung  des  letzteren  setzten  in  der  IL  Kammer  die  Gegner  den 
Strich  des  zweiten  Absatzes  durch,  die  I.  Kammer  stellte  um  aber  wieder  her. 
Sie  stützte  sich  hierbei  auf  die  bereits  erwähnten  Momente,  besondem  Wert 
legte  sie  aber  darauf,  dass  der  Abzug  doch  in  vielen  Fällen  auch  eine  Erleich- 
terung der  Grundbesitzer  und  Gewerbetreibenden  bedeute.  ,Es  kommt  häufig 
vor.  dass  der  Grundbesitz  in  guten  Zeiten  Notpfennige  in  Kapitalansammlungen 
zurücklegt,  die  ihm  über  die  schlechten  Zeiten  hinaushelfen  müssen.  Wenn  nun 
anderseits  Schulden  vorhanden  sind,  so  kann  die  Ausgleichung  der  Zinsen 
beider  für  die  Rentenbesteuerung  die  sehr  segensreiche  Folge  für  den  Grund- 
besitz haben,  dass  wenigstens  auf  diesem  Wege  die  Nichtberücksichtigung  der 
Hypothekenschuld  bei  der  Grundsteuer  wieder  gut  gemacht  werden  kann."     Die 


welche  den  2.  Absatz  des  Artikels  13  streichen  wollen,  nicht  zweifelhaft,  dass 
in  diesem  Falle,  obgleich  der  Betreffende  Eigentümer  der  gekauften  an  sich 
steuerpflichtigen  Papiere  ist,  er  die  Passivzinsen  in  Abzug  bringen  darf,  d.  h. 
dass  er  keine  Kapitalrentensteuer  zahlt,  weil  Null  von  Null  aufgeht.  Es  kann 
aber  der  Fall  eintreten,  dass  der  Banquier  nicht  warten  will  und  der  Käufer 
genötigt  ist,  seine  Schuld  zu  radicieren  auf  sein  Haus,  d.  h.  eine  Hypothek  zur 
Befriedigung  des  Banquiers  bei  einem  dritten  aufzunehmen.  Aeusserlich  ist  nun 
der  Zusammenhang  zwischen  den  steuerpflichtigen  Papieren  und  der  Passivschuld 
völlig  aufgehoben  und  wäre  daher  von  den  Papieren  ohne  Rücksicht  auf  die 
Passivzinsen  Steuern  zu  entrichten,  aber  niemand  bezweifelt,  dass  der  Betreffende 
nicht  reicher  geworden  ist  und  biUigerweise  ebenso  wenig  verpflichtet  sein  kann, 
Kapitalrentensteuer  zu  bezahlen  als  früher,  wo  er  noch  das  Geld  einfach  an  den 
Banquier  schuldete."  Ein  anderes  Beispiel:  ,Ein  Privatmann  kauft  durch  einen 
Börsenmakler  für  20,000  Mark  Wertpapiere,  welche  der  Kapitalsteuer  unter- 
liegen, zahlt  auf  diesen  Kauf  jedoch  nur  2000  Mark  an  und  sagt  dem  Makler, 
die  fehlenden  18,000  Mark  müsste  er  sich  gegen  Deponierung  der  betreffenden 
Papiere  selbst  verschaffen.  Der  Makler  deponiert  deshalb  die  Wertpapiere, 
welche  20,000  Mark  kosten,  gegen  einen  Vorschuss  von  18,000  Mark  bei  einer 
Bank  und  bezahlt  damit  zuzüglich  der  Anzahlung  des  Privatmannes  die  Papiere. 
Da  die  Bank  in  diesem  Falle  ein  verzinsliches  Darlehen  gegeben  hat,  wäre  sie 
nach  der  Gesetzesvorlage  zur  Kapitalsteuer  heranzuziehen.  Der  Börsenmakler, 
der  das  verzinsliche  Darlehen  von  der  Bank  empfangen  hat,  macht  dieses  Dar- 
lehen wieder  dem  Privatmann ,  indem  er  damit  dessen  Wertpapiere  bezahlt. 
Die  Zinsen,  die  der  Makler  bezahlen  muss  und  wieder  erhält,  gleichen  sich  also 
ungefähr  aus  und  es  bleibt  ihm  nur  eine  Courtage  übrig.  Er  hat  also  keine 
Zinseneinnahmen  und  müsste  doch  für  das  ausgeliehene  Kapital  Steuer  bezahlen, 
da  man  unter  rechtsverbindlichen  Lasten  wohl  eine  Couponsteuer,  aber  kaum 
die  Zinsen  einer  Gegenschuld  verstehen  kann.  (Dabei  ist  von  Artikel  1  abge- 
sehen.) Dasselbe  Kapital  wäre  also  dann  bei  ihm  zum  zweitenmal  besteuert. 
Schliesslich  hat  der  Privatmann,  dem  die  Papiere  eigentlich  gehören,  die  Ein- 
nahme aus  den  Coupons,  welche  aber  voraussichtlich  keine  so  grosse  ist,  als 
seine  Ausgabe  an  Zinsen,  für  das  auf  die  Papiere  gemachte  Darlehen,  die  er  an 
den  Makler  zu  bezahlen  hat.  Ruht  auf  diesen  Coupons  eine  Couponsteuer,  so  kann 
er  dieselbe  als  .rechtsverbindliche  Last"  auf  die  steuerbare  Einnahme  aus  den 
Coupons  in  Abzug  bringen,  aber  die  Zinsen,  die  er  an  den  Makler  zu  bezahlen 
hat,  kann  er  dem  Wortlaut  des  Entwurfs  nach  nicht  in  Gegenrechnung  stellen. 
Der  Privatmann  müsste  also  auf  dasselbe  Kapital,  welches  in  diesem  Geschäft 
angelegt  ist,  als  dritter  nochmals  Kapitalsteuer  bezahlen." 
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II.  Kammer  beharrte  zunächst  bei  ihrem  früheren  Beschluss,  sie  führte  die 
gerade  bekannt  gewordenen  Motive  des  preussischen  Kapitalrentensteuergesetz- 
entwurfs  ins  Treffen^)  und  bestritt,  dass  die  Härten,  die  in  dem  einen  oder 
andern  Fall  bei  Nichtabzug  vorkämen,  den  Ausschlag  geben  dürften.  In  der 
Mehrzahl  der  Fälle  sei  es  dem  Kapitalbesitzer  möglich,  mit  dem  Kapital  seine 
Schulden  abzustossen,  die  Kreditgesellschaften  Hessen  es  meist  zu.  Gesetze  ohne 
alle  Härten  könne  man  überhaupt  nicht  machen.  Die  I.  Kammer  Hess  sich 
nicht  bekehren,  der  II.  Kammer  blieb  schliesslich  nichts  anderes  übrig  als  bei- 
zutreten. 

Nachdem  durch  den  Abzug  der  Passivzinsen  das  Kapitalrentensteuergesetz 
in  seiner  Wirkung  erheblich  abgeschwächt  worden  war,  gewann  der  Artikel  11, 
der  die  Bildung  des  Steuerkapitals  betrifft,  eine  um  so  grössere  Bedeutung. 
Der  Standpunkt  der  Regierung  ist  in  den  Motiven  ausgedrückt.  (Siehe  unten.) 
Eine  Progression  bei  der  Kapitalrentensteuer  nach  Analogie  Bayerns  wurde  von 
ihr   mit    Recht   verworfen;    die    allgemeine   Einkommensteuer    trägt   in  Hessen 


')  „Trotz  der  im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  (§  2)  ausgesprochenen 
Gleichstellung  des  der  Kapitalrentensteuer  unterliegenden  Objektes  mit  dem  der 
Einkommensteuer  unterliegenden  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  konnte  der 
Abzug  etwaiger  vom  Steuerpflichtigen  zu  entrichtenden  Schuldzinsen  nicht  zu- 
gelassen werden. 

Da  die  das  sonstige  Einkommen  treffenden  Realsteuern,  sowohl  die  Grund- 
und  Gebäude-,  als  die  Gewerbesteuer  ohne  Rücksicht  auf  die  Schulden  des 
Steuerzahlers  veranlagt  und  erhoben  werden,  so  würde  es  eine  ungerechtfertigte 
Bevorzugung  der  Kapitalisten  sein,  wenn  denselben  die  zu  entrichtenden  Schulden- 
zinsen ausser  beim  Gesamteinkommen  noch  einmal  auf  das  Renteneinkommen 
angerechnet  werden  sollten.  Hierzu  liegt  um  so  weniger  eine  Veranlassung  vor,^ 
als  die  Kapitalisten  mehr  in  der  Lage  sind,  etwaige  Schulden  aus  ihrem  in 
mobilem  Kapital  bestehenden  Vermögen  zu  decken  und  damit  die  Steuerpflicht 
auf  den  Ueberschuss  der  Aktien  über  die  Passiva  zu  beschränken,  als  dies  vei'- 
mittelst  des  im  Grundbesitze  oder  Gewerbe  festgelegten  Vermögens  geschehen 
kann.  Wollte  man  aber  auch  von  der  aus  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  sich 
ergebenden  Konsequenz  abstrahieren  und  den  Schuldenabzug  im  Princip  zu- 
lassen, so  würde  doch  selbstverständlich  nur  von  den  das  Kapitalvermögen  als 
solches  treffenden  Schulden  und  nicht  von  der  bei  der  Personaleinkommensteuer 
in  Frage  kommenden  Gesamtschuldenlast  der  Steuerpflichtigen  einschliesslich  der 
Hypotheken-  und  gewerblichen  Schulden  die  Rede  sein  können.  Eine  Sonderung 
der  auf  den  verschiedenen  Einkommensquellen  haftenden  Schulden  ist  aber 
praktisch  undurchführbar  und  beruht  auf  unrichtigen  Voraussetzungen. 

Die  Schulden  sind  persönliche  VeiTjflichtungen  Und  verlieren  diesen  Cha- 
rakter weder  durch  die  Form  ihrer  Aufnahme  noch  die  Art  ihrer  Sicherstellung. 
Daraus,  dass  Schulden  hypothekarisch  eingetragen  sind  oder  dass  sie  in  einer 
bei  Handels-  und  gewerblichen  Geschäften  üblichen  Form  kontrahiert  sind,  folgt 
noch  keineswegs,  dass  es  sich  wirklich  um  Verbindlichkeiten  handelt,  welche 
aus  der  Bewirtschaftung  des  betreffenden  Grundstücks  oder  dem  Betriebe  des 
Gewerbes  hervorgegangen  sind.  Sowohl  hypothekarische  Darlehen ,  als  soge- 
nannte Geschäftsschulden,  als  Lombarddarlehen  können  durch  rein  persönliche 
Bedürfnisse  veranlasst  sein,  und  werden  umgekehrt  die  zum  Betriebe  eines  Ge- 
werbes oder  zur  Bewirtschaftung  eines  Grundstückes  erforderlichen  Geldsummen 
nicht  immer  als  Hypotheken  oder  in  Form  von  gewerblichen  Anlelien  auf- 
genommen. Die  Entstehungsursache  der  Schulden  zu  ermitteln,  ist  weder 
möglich  noch  erforderlich.  Vielmehr  ist  es  der  richtigste  und  zweckmässigste 
Weg,  die  Schuldzinsen  lediglich  bei  der  Einkommensteuer  von  dem  persönlichen 
Gesamteinkommen  abzusetzen." 
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diesem  Gesichtspunkt  bereits  Rechnung,  während  eine  solche  in  Bayern  fehlt. 
Die  Kapitalrentensteuer  sollte  eine  einfache  Vorwegbesteuerung  des  fundirten 
Einkommens  aus  Kapital  darstellen,  ähnlich  wie  die  Grundsteuer  imd  Gewerbe- 
steuer. Im  übrigen  hielt  sie  auch  hier  einen  milden  Steuersatz  für  rätlich. 
Das  in  Vorschlag  gebrachte  und  im  Gesetz  aufgenommene  Steuerkapital  von 
0,08  bedeutet  bei  dem  gegenwärtigen  Steuerausschlag  von  19  Pf.  1,52  Prozent. 
Schlägt  man  die  Einkommensteuer  dazu,  so  ergibt  sich  unter  Zugrundelegung 
des  neuen  Einkommensteuergesetzes  für  ein  Kapitaleinkommen  von 


Einkommensteuer 

Kapitalsteuer 

in  Prozent. 

in  Prozent. 

Summe 

500  Mark 

1,140 

1,52 

2,066 

1000 

^ 

1,689 

1,52 

3,209 

1500 

» 

1,900 

1,52 

3,042 

2000 

» 

1,995 

1,52 

3,515 

3000 

» 

2,064 

1,52 

3,584 

4000 

j, 

2,209 

1,52 

3,729 

5000 

, 

2,261 

1,52 

3,781 

6000 

, 

2,328 

1,52 

3,848 

10,000 

r 

2,527 

1,52 

4,047 

20,000 

„     und  mehr 

3.040 

1,52 

4,560 

Die  Gesamtbela^timg  der  Kapitalrentensteuer  steigt  also  allmählich  auf  4,56  Prozent. 
Der  Referent  des  Ausschusses  der  IL  Kammer  bemühte  sich  in  der  ange- 
legentlichsten Weise,  statt  0,08  als  Steuerkapital  0,1  durchzusetzen.  Sowohl 
bei  der  Beratung  des  ersten  als  zweiten  Entwurfs  machte  er  den  Versuch.  Bei 
dem  gegenwärtigen  Steuerausschlag  würde  der  Steuerfuss  statt  1,52  Prozent  dann 
1,9  Prozent  betragen  haben.  Gegenüber  der  Belastimg  des  Grund  und  Bodens 
mit  3,91  Prozent,  der  gewerblich  benützten  Gebäude  mit  3  Prozent,  der  Gewerbe 
mit  3  Prozent  (alle  ohne  die  Einkommensteuer),  erschien  das  Kapital  immer 
noch  begünstigt.  Man  hielt  es  für  unberechtigt,  dass  man  das  Kapital  nur  '3 
so  hoch  treffe  wie  den  Grundbesitz.  Früher  habe  auch  die  Regierung  immer 
ausgesprochen,  dass  das  Einkommen  aus  rententragenden  Kapitalien  mindestens 
gleichwertig  sei  mit  dem  Ertrag  aus  Grundstücken,  ja  man  habe  geglaubt,  aus- 
führen zu  dürfen,  dass  die  Fundation,  die  man  dem  Grundbesitz  zuschreibt, 
nicht  so  hoch  sei,  wie  die  Fundation  des  Kapitals.  Der  Kapitalrentner  habe 
durchaus  keine  Arbeit  aufzuwenden ,  er  sei  unter  Umständen  der  reine  Coupons- 
absdmeider;  der  Landwirt  müsse  allen  Wechselfällen  des  Gewerbelebens,  der 
Witterungsverhältnisse  unterliegen  imd  erst  dann,  wenn  alle  glücklichen  Zufälle 
für  ihn  günstig  gewirkt  hätten,  sei  ein  Reinertrag  vorhanden.  Der  Kapital- 
besitzer habe  eine  fest  zugesicherte,  einklagbare  Rente.  In  anderer  Beziehung 
gab  man  aber  zu,  dass  das  Kapital  in  ungünstigerer  Lage  sei,  aber  nicht  deshalb, 
weil  die  Kapitalanlage  nicht  so  sicher  sei,  wie  die  Anlage  im  Grundbesitz  — 
der  geringeren  Sicherheit  beim  Schuldner  steht  die  Gefahr  zeitweisen  Abschlags 
des  Grundwerts  gegenüber  —  sondern  aus  Gründen,  die  in  der  Natur  der  bezüg- 
lichen Dinge  lägen.  Kapital  Liefere  seine  Rente  in  Geld  im  grossen  ganzen  in 
einem  ziemlich  feststehenden  Prozentsatz.  Es  hänge  also  der  Wert  der  Rente 
und  des  Kapitals  direkt  von  dem  Geldwert  ab.     Sinke  dieser,  wie  es  seit  Jahr- 
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hunderten  geschehen  sei,  allmälich,  so  vermindere  sich  nicht  bloss  der  Wert  der 
Rente,  sondern  auch  der  des  Kapitals  resp.  Vermögens,  umgekehrt  bringe  ein 
Fallen  des  Geldwerts  beim  Grundbesitz  ein  Steigen  des  Geldwerts  hervor,  also 
eine  Vermögensmehrung,  wenn  auch  vielleicht  keine  solche  der  Rente.  Die 
Erhöhung  des  Steuerkapitals  auf  0,1  wurde  in  weiterer  Linie  empfohlen,  weil 
sie  sich  rechnerisch  zweckmässig  erwies  und  besonders  die  Aussicht  eröffnete, 
dass  die  zukünftige  Gleichstellung  leichter  gelingen  werde,  indem  es  wohl  möglich 
sei,  später  das  Steuerkapital  der  Gewerbesteuer  und  der  Grundsteuer  dem  Satz 
von  10  Prozent  anzupassen.  In  der  Frage  der  künftigen  Gleichstellung  sollte  feste 
Stellung  genommen  werden,  und  man  legte  den  grössten  Wert  darauf,  dass  dies 
beim  Steuerkapital  nicht  durch  Erhöhung  des  Ausschlagskoefficienten  geschehe. 
Der  letztere  Weg  wurde  für  ungeeignet  befunden,  weil  er  eine  wesentliche  Ver- 
mehrung der  Arbeit  zur  Folge  habe  und  mit  dem  Nachteil  verbunden  sei,  dass 
bei  jeder  Budgetberatung  ein  förmlicher  Interessenkampf  um  die  Höhe  der  ver- 
schiedenen Steuerausschläge  entbrenne.  Es  sei  zweckmässiger,  wie  es  früher 
gewesen,  nur  einen  Ausschlag  zu  wählen.  Seien  die  Steuerkapitalien  in  einem 
gesetzlich  richtigen  Verhältnis  gebildet,  dann  könne  man  von  einer  Veränderung 
für  längere  Zeit  absehen  und  derselbe  Ausschlag  für  die  Ertragssteuern  bei- 
behalten werden.  Der  Ausschlag  auf  die  Einkommensteuerkapitalien  sollte  dann 
je  nach  dem  wechselnden  Bedürfnis  der  verschiedenen  Finanzperioden  zur  Aus- 
gleichung erhöht  und  erniedrigt  werden.  Geringen  Wert  legte  man  von  dieser 
Seite  auf  die  Befürchtung,  dass  die  weitere  Erhöhung  das  Kapital  vertreiben 
könne,  unangenehm  werde  die  neue  Steuer  mit  und  ohne  Erhöhung  empfunden 
werden,  aber  das  Auswandern  stosse  auf  Schwierigkeit,  da  Bayern,  Baden, 
Württemberg  hohe  Kapitalsteuern  hätten  und  Preussen  eine  solche  einführen  wolle. 
Weder  im  Ausschuss  noch  in  der  Kammer  fanden  diese  Anschauungen 
Zustimmung;  bei  der  Beratung  im  Plenum  wurden  sogar  noch  Anträge  auf 
Herabsetzung  des  Steuerkapitals  auf  0,06  und  0,05  Prozent  gestellt.  Man  war 
vielfach  der  Meinung,  dass  man  langsam  und  vorsichtig  vorgehen  müsse,  zumal 
mit  Rücksicht  auf  die  kleinen  Rentner,  Grundbesitzer  und  Gewerbetreibende, 
die  sich  ein  kleines  Kapital  erspart  hätten.  Die  meisten  von  der  Kapitalrenten- 
steuer getroffenen  Personen  seien  schliesslich  doch  kleine  Leute.  Man  solle  die 
Steuer  sich  erst  einleben  lassen,  die  Kapitalverzinsung  habe  zur  Zeit  ohnehin  eine 
schlechte  Konjunktur,  der  Zinsfuss  sei  im  Sinken  begriffen.  Wenn  auch  zuzu- 
geben sei,  dass  der  Grundbesitz  zu  hoch  belastet  sei,  so  sei  doch  auch  zu  be- 
denken, dass  die  Grundsteuer  seit  Jahrzehnten  bestehe  und  sich  in  den  Kauf- 
preisen des  Grundbesitzes  ausgedrückt  habe.  Durch  die  Deklarationspflich't  sei 
die  Besteuerung  eine  sicherere,  als  bei  Grundbesitz  und  Gewerbe,  bei  denen  man 
nur  Durchschnitte  für  die  Höhe  der  Besteuerung  ziehen  könne,  während  im 
einzelnen  erhebliche  Verschiedenheiten  bestünden.  Man  urgierte  von  dieser  Seite 
noch  besonders  die  geringere  Fundierung  des  mobilen  Kapitals.  Sehe  man  sich 
in  Kreisen  der  bekannten  Familien  um,  so  finde  man,  dass  im  grossen  ganzen 
bei  den  Einkommen,  welche  auf  mobiles  Kapital  fundiert  seien,  leichter  und 
öfter  ein  Rückgang  stattfinde,  während  bei  dem  Grundbesitz,  bei  seinem  ein- 
facheren und  gleichmässigeren  Betrieb  ein  stabilerer  Vermögensstand  und  eine 
stabilere  Vermögenshaltung  gegeben  sei.  Besonders  erinnerte  man  daran,  dass 
der  Staat  gerade  für  Grund  und  Boden  und  für  Gewerbe  den  grössten  Teil  zur 
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Aufbesserung  aus  der  Steuerlast   verwende,   während   er  für  das  feine  Kapital 
nichts  zu  verwenden  habe. 

Die  II.  Kammer  entschied  sich  für  die  Regierungsvorlage;  in  der  I.  Kammer 
beantragte  der  Ausschuss  die  Erhöhung  des  Steuerkapitals  auf  0,1,  zugleich  um 
Ersatz  für  die  Befreiung  in  den  untersten  Klassen  der  Einkommensteuer  zu  er- 
halten; es  drang  aber  auch  hier  der  Entwurf  durch. 

Schliesslich  sollte  der  Kapitalsteuergesetzentwurf  eine  äusserst  umfangreiche 
und  gespannte  Debatte  erzeugen,  in  der  die  ganze  Tendenz  der  Steuerreform  noch- 
mals kritisch  beleuchtet  wurde.  Wie  bereits  bei  der  Beratung  des  Einkommensteuer- 
gesetzentwurfs die  Kammern  auf  die  infolge  der  Progression  entstehende  Mehrung 
der  Steuerkapitalien  die  Hand  legten  imd  zum  Teil  zu  Nachlässen  in  den  unteren 
Klassen  benützten,  wie  sie  femer  bei  der  Gewerbesteuer  eine  nochmalige  Erleich- 
terung der  schwächeren  Steuerkräfte  durchsetzten,  so  wurde  nun  auch  bei  der 
Kapitalrentensteuer  die  Frage  der  Verwendung  der  neuen  Steuerkapitalien  zum 
Zweck  der  Reform  des  ganzen  Steuersystems  abermals  aufgeworfen.  Man  griff 
zurück  auf  die  früher  festgestellte  Thatsache,  dass  Grundbesitz  und  Gewerbe 
stärker  belastet  seien,  als  Kapital  und  Einkommensquellen,  und  verlangte  dem- 
zufolge, dass  die  neuen  Steuerkapitalien  aus  den  Kapitalrenten  zu  direkten  Er- 
leichterungen des  Grundbesitzes  und  Gewerbes  benützt  würden.  Es  kam  diese 
Tendenz  in  zwei  Anträgen  zum  Ausdruck.  Der  eine  verlangte,  dass  gleich  im 
Eingang  des  Gesetzentwurfs  die  bezügliche  Absicht  ausgesprochen  werde  und 
darum  den  Wortlaut  erhalte:  , Nachdem  für  angemessen  erachtet  worden  ist 
zur  Vervollständigung  des  Systems  der  direkten  Steuern  des  Grossherzogtums, 
insbesondere  zur  Ermässigung  der  seitherigen  Grund-  und 
Gewerbesteueransätze  einzuführen,  haben  Wir  etc.''  Der  andere  Antrag 
ging  dahin,  nach  Artikel  2  einen  Artikel  2a  einzuschieben  des  Wortslauts: 
,Die  so  gebildeten  Steuerkapitalien  sollen  .  procentualiter  zur  Herabsetzung 
der  Grund-  und  Gewerbesteuerkapitalien  verwendet  werden."  Beide  Anträge 
wurden  bei  der  ersten  Lesung  von  der  IL  Kammer  trotz  des  Widerspruchs 
der  Regierung  angenommen,  der  erste  Antrag  auch  bei  der  zweiten  Lesung, 
dagegen  der  zweite  Antrag  in  der  zweiten  Lesung  in  namentlicher  Abstimmung 
mit  23  gegen  19  Stimmen  abgelehnt.  Die  Regierung  hatte  erklärt,  dass  das 
Kapitalrentensteuergesetz  mit  dem  Artikel  2a  für  sie  unannehmbar  wäre. 
Nach  ihrer  Ansicht  sollten  die  Vorteile,  welche  die  Eröffnung  der  neuen  Steuer- 
quelle biete,  der  Allgemeinheit  der  Steuerpflichtigen  und  nicht  einzelnen 
Klassen  derselben  zu  gute  kommen.  Sie  leugnete,  jemals  eine  Absicht,  wie  die 
in  Artikel  2a  ausgesprochene,  gehabt  zu  haben,  sie  habe  nicht  daran  gedacht, 
ihr  bisheriges  System,  nämlich  das  des  Ausschiagens  auf  die  Steuerkapitalien 
zu  verlassen  und  etwa  zu  bestimmen,  dass,  was  unter  dem  Titel  einer  Steuer 
eingeht,  direkt  zu  Gunsten  einer  andern  verwendet  werden  solle;  sie  könne  und 
wolle  von  der  Anwendung  eines  alle  drei  Jahre  durch  finanzgesetzliche  Be- 
stimmung festgesetzten  Koefficienten  auf  die  gesamten  Steuerkapitalien  nicht 
abgehen.  Sie  behauptete  geradezu,  der  ganzen  Idee  mangele  die  Basis  der 
Gerechtigkeit.  Seit  dem  Jahre  1830  habe  sich  das  Verhältnis  der  direkten 
Steuern  immer  mehr  zu  Gimsten  der  Grundsteuer  verschoben.  Das  Gewerbe- 
steuerkapital betrug  damals  927,178  fl.,  das  Grundsteuerkapital  etwa  das  Elffache, 
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nämlich  10,0^4,791  fl.,  das  Personalsteuerkapital  rund  '/*  des  Grundsteuerkapitals 
mit  2,547,620  fl.  Seitdem  seien  die  Gewerbesteuerpflichtigen,  sowie  die  Eiu- 
kommensteuerpflichtigen  mit  Macht  in  das  Steuersystem  hereingerückt  worden 
zur  wirksamen  thatsächlichen  Entlastung  des  Grundbesitzes ,  der  nominelle 
Ausschlagskoefficient  seit  dem  Jahre  1827  sei  trotz  der  Geldentwertung  nicht 
gestiegen,  in  neuester  Zeit  infolge  des  Wegfalles  der  Staatsstrassenbaukosten 
wieder  zurückgegangen.  Das  Grundsteuerkapital  sei  seit  1830  nur  um  17,47  Proz., 
das  Gewerbesteuerkapital  um  200,11  Prozent,  das  Personal-  bezw.  Einkommen- 
steuerkapital dagegen  um  312  Prozent  gewachsen,  wobei  freilich  an  letzterem 
Grundbesitz  und  Gewerbe  nochmals  beteiligt  seien  ^).  Trotz  dieser  Wandlung 
lasse  man  Grundbesitz  und  Gewerbe  nun  auch  an  dem  Mehr  aus  den  neuen 
Steuerkapitalien  partizipieren,  ja  beide  hätten  den  Hauptvorteil,  denn  das  Grund- 
und  Gewerbesteuerkapital  betrügen  zusammen  14,8  Millionen  gegen  ein  Ein- 
kommensteuerkapital von  10,9  Millionen,  an  welchem  sie  nochmals  beteiligt  seien. 
Die  Verminderung  des  Koefficienten  komme  also  ihnen  vorzugsweise  zu  Gute- 
Nur  wolle  man,  dass  auch  die  übrigen  Steuerpflichtigen  gleich  behandelt 
würden.  Die  Progressionsskala  bei  der  Einkommensteuer  sei  ausdrücklich  unter 
der  Voraussetzung  aufgestellt  worden,  dass  auf  sie  auch  die  durch  den  Zuwachs 
des  Steuerkapitals  mögliche  Erniedrigung  des  Koefficienten  zur  Anwendung 
komme.  Die  Progression  in  den  unteren  und  mittleren  Klassen  müsse  wieder 
2um  Teil  unter  dem  Titel  der  Verminderung  des  Ausschlagskoefficienten  aus- 
geglichen werden.  Auch  den  neuen  Kapitalrentensteuerpflichtigen  gegenüber 
müsse  die  Ermässigung  zur  Anwendung  kommen.  Der  Hauptzweck  der  Regierung 
sei  ein  stärkeres  Hervortreten  der  Einkommensteuer  in  Verbindung  mit  der 
Kapitalrentensteuer  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  gegenüber,  ein  Hervortreten, 
das  sich  von  Jahr  zu  Jahr  in  verstärktem  Masse  zeigen  und  was  bewirken 
werde,  dass  Grundbesitz,  Gewerbe  und  Kapital  im  Laufe  der  Zeit  von  diesem 
neuen  System  ihre  Vorteile  zögen. 

In  der  Kammer  selbst  stimmten  zwar  viele  mit  den  Anschauungen  der 
Regierung  über  die  Grundlagen  der  Reform  nicht  überein,  allein  man  hielt  das 
Kapitalrentensteuergesetz  doch  nicht  für  den  Platz,  an  dem  diese  Frage  definitiv 
ausgetragen  werden  könne;  die  Regierung  habe  sich  mehrfach  accommodiert,  sie 
sei  anfangs  Gegnerin  jeder  Reform  gewesen,  schliesslich  aber  sei  sie  doch  immer 
mehr  entgegengekommen.  Man  werde  sie  auch  noch  für  die  direkte  Entlastung 
des  Grundbesitzes  und  Gewerbes  gewinnen.  Vorerst  hielt  man  es  aber  für  ge- 
raten ,  das  Kapitalsteuergesetz  zu  sichern.  Die  Annahme  des  Artikels  2  a  hätte 
Ablehnung   des   Gesetzes   bedeutet,    die   Grundbesitzer  und    Gewerbetreibenden 


')  1828  trafen  von  den  direkten  Steuerkapitalien  auf  die  Grundsteuer 
73,9  Prozent,  die  Gewerbesteuer  7,0  Prozent,  die  Personalsteuer  19,1  Prozent; 
1881  waren  die  bezüglichen  Zahlen  47,2,  11,2,  41,6;  die  Avirklich  zu  entrichtenden 
Steuern  verteilten  sich  nach  Prozenten  45,2,  11,6,  43,2.  In  Preussen,  dessen 
Steuersystem  mit  dem  hessischen  sich  am  meisten  deckt,  waren  die  drei  korre- 
laten  Zahlen  im  Jahre  1873  40  Prozent,  11  Prozent,  43  Prozent  (dazu  noch 
6  Prozent  für  Eisenbahnsteuer  und  1  Prozent  Hohenzollern).  Jetzt  haben  durch 
die  Revision  der  Gebäudesteuer  und  fast  völligem  Wegfall  der  Eisenbahnabgabe 
die  Prozentsätze  sich  folgendermassen  verschoben:  47  Prozent,  13  Prozent, 
89  Prozent.  Erschien  die  relative  Belastung  der  Grund-  und  Gebäudebesitzer 
früher  günstiger  in  Preussen  als  in  Hessen,  so  ist  es  jetzt  umgekehrt  der  Fall. 
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hätten  dann  die  aus  der  Kapitalrentensteuer  fliessende  Ermässigung  ganz  ver- 
loren, die  Klasse  der  Kapitalisten  wäre  verschont  und  der  t«rtius  gaudens  ge- 
blieben, die  Progression  ohne  Rücksicht  auf  die  Quellen  des  Einkommens  hätte 
ihr  Korrektiv  durch  den  Nichthinzutritt  der  dritten  Objektsteuer  verloren, 
Grundbesitzer  und  Gewerbtreibende  wären  durch  sie  ohne  Kompensation  ge- 
troffen worden.  Es  schien  in  der  That  gerathen,  nicht  um  das  Fell  des  Bären 
zu  kämpfen,  ehe  er  noch  erlegt  war,  ehe  man  die  Kapitalsteuer  hatte  und  ehe 
<iie  neuen  Einkommensteuerkapitaüen  und  Kapitalsteuerkapitalien  feststanden. 
Die  Erhöhung  der  Steuerkapitalien  bedeutete  noch  keine  Erhöhung  der  Steuern, 
die  Kammer  hatte  immer  noch  durch  die  Budgetberatung  den  Ausschlag  in  der 
Hand.  Ja  ein  Beschluss  nach  Art  des  Artikels  2a  war  wertlos,  weil  man  die 
künftigen  Budgeterfordemisse  nicht  übersehen  konnte  und  der  kommende 
Landtag  doch  neu  zu  beschliessen  hatte.  Im  übrigen  hielten  es  viele  ähnlich  wie 
<Lie  Regierung  für  principiell  richtig ,  dass  auch  nur  die  der  Einkommensteuer 
Unterworfenen  von  der  Mehrung  der  Steuerkapitalien  profitierten;  derjenige,  der 
ein  unfundiertes  Einkommen  habe,  sei  immer  übler  daran,  als  der  mit  fundiertem 
Einkommen;  die  mittleren  Leute  in  den  Städten  mit  einem  Einkommen  von 
2500  Mark  müssten  eine  sehr  knappe  Haushaltung  führen,  ihnen  sei  eine  Er- 
leichterung ebenso  notwendig  als  zu  gönnen.  Schliesslich  wies  man  auf  die 
technischen  Schwierigkeiten  hin,  die  mit  dem  Artikel  2a  verknüpft  sind;  der 
Ertrag  der  Kapitalrentensteuer  wechselt  mit  jedem  Jahr  und  es  müssten  wohl 
entsprechend  auch  jedes  Jahr  die  Steuerkapitalien  verändert  werden.  Auch  die 
formelle  Fassung  wurde  beanstandet,  besondei-s  die  Worte  ,die  so  gebildeten 
Steuerkapitaüen",  während  vorher  von  gar  keinen  Steuerkapitalien  die  Rede  ist. 
Femer  nahm  man  Anstoss  daran,  dass  nicht  klar  gestellt  war,  in  welcher  Weise 
die  Herabsetzung,  ob  gleichmässig  oder  nicht  vorgenommen  werden  solle;  eine 
gleichmässige  Entlastung  wurde  von  einer  Seite  als  ungerecht  bezeichnet,  die 
Gewerbe  z.  B.  seien  ganz  verschieden  fundiert  u.  s.  w. 

All  diese  Bedenken  wurden  von  den  Antragstellern  nicht  für  durchschlagend 
befunden.  Sie  beschuldigten  die  Regierung,  ihr  Widerstand  sei  ganz  gegen  den 
seit  10  Jahren  vertretenen  Reformgedanken,  sei  gegen  die  Verständigung  zwischen 
ihr  und  Kammer;  hätte  man  diese  ihre  Haltung  gekannt,  so  würde  man  das 
Einkommensteuergesetz  abgelehnt  haben.  Das  System  der  alten  Steuerausteilung 
müsse  beseitigt  werden ;  der  Vorwurf,  dass  der  Antrag  zur  Systemlosigkeit  führe, 
sei  wertlos ,  da  schon  jetzt  für  die  Grundsteuer  ein  verschiedener  Koefficient 
(17,5  Pfennig  pro  Mark  Steuerkapital  gegenüber  19  Pfennig  bei  der  Gewerbe- 
steuer) bestehe.  Es  sei  kein  Grund  vorhanden,  die  bloss  einmal  besteuerten 
Einkommen  zu  entlasten,  wohl  aber  die  Ueberlastung  der  Grundbesitzer  und 
Gewerbtreibenden  zu  ermässigen.  Die  Reform  laufe  auf  eine  einfache  Steuer- 
erhöhung hinaus,  zu  dem  vorhandenen  Ejopf  komme  nur  noch  ein  neuer;  der 
Verlass  auf  die  Budget verhandlimgen  sei  gering;  das  allgemeine  Gesetz,  dass 
derjenige,  dessen  Einkommen  sich  vergrössere,  sich  auch  weniger  in  seinen 
Ausgaben  einschränke,  gelte  auch  für  den  Staat,  wie  die  Erfahrung  beweise. 
Man  dürfe  die  Gesetzesklinke  nicht  aus  der  Hand  geben,  sonst  gehe  es  wie  bei 
der  hessischen  Gemeinde-  und  Städteordnung,  wo  es  als  selbstverständlich  galt 
und  auch  vom  Regierungskommissär  zugesagt  wurde,  dass  das  Gesetz  betreffend 
den  Eintritt  der  Höchstbesteuerten  ohne  Wahl  in  den  Gemeinderat  wegfallen 
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müsse,  oline  dass  es  hernach  geschah.  Der  Artikel  2  a  enthalte  ein  Kompelle 
und  eine  Anweisung  für  die  Regierung,  der  Sache  wirklich  nahe  zu  treten  und 
bald  eine  specielle  Gesetzesvorlage  zu  machen.  Lehne  die  Regierung  wegen  des 
Artikels  2  a  das  Kapitalrentensteuergesetz  ab,  so  helfe  ihr  dies  nichts;  bei  den 
Verschärfungen,  welche  das  neue  Einkommensteuergesetz  enthalte,  werde  sich 
in  kurzem  eine  solche  Agitation  im  Volk  geltend  machen,  dass  das  Ministerium 
kein  Jahr  lang  Widerstand  leisten  könne. 

Wie  schon  erwähnt,  erlagen  die  Gegner  in  der  zweiten  Lesung.  Noch 
war  aber  der  Gedanke  in  den  einleitenden  Worten  des  Gesetzes  freilich  nur  in 
Form  eines  frommen  Wunsches  fixiert.  Der  I.  Kammer  blieb  es  vorbehalten,, 
auch  diese  Worte  auszumerzen.  Man  war  dort  der  Ansicht,  dass  die  letzteren, 
nur  einen  akademischen  Wert  hätten,  dass  die  Deckung  des  bevorstehenden 
Deficits  in  erster,  die  Entlastung  anderer  Steuerobjekte  erst  in  zweiter  Linie 
stände;  die  Entlastung  sei  Sache  des  Einkommensteuergesetzes.  Die  IL  Kammer 
trat  nur  mit  einer  Majorität  einer  einzigen  Stimme  (mit  18  gegen  17  Stimmen) 
bei.  Man  gab  zu,  dass  die  Worte  nichts  Bindendes  enthielten,  sowie  dass  da» 
Wort  , insbesondere*  abschwächend  wirke,  aber  als  Mahnung  und  schwachen 
Ersatz  für  Artikel  2  a  hätten  doch  viele  die  Beibehaltung  gewünscht.  Andere 
trösteten  sich  mit  der  Hoffnung,  beim  nächsten  Landtag  viel  weitergehende 
Anträge  durchzusetzen. 

Schlussbetrachtung. 

Ueberblickt  man  den  ganzen  Verlauf  der  Reformarbeit  und  prüft  das  Ge- 
samtresultat, so  wird  man  nicht  umhin  können  zuzugeben,  dass  das  hessische 
Steuersystem  durch  die  neuen  Gesetze  erheblich  gewonnen  hat.  Durch  Hinzu- 
fügung der  Kapitalrentensteuer  ist  der  Kreis  der  der  Besteuerung  der  fundierten 
Einkommensquellen  dienenden  Ertragssteuern  geschlossen  worden,  die  sie  er- 
gänzende und  korrigierende  allgemeine  Einkommensteuer  hat  grosse  Verbesse- 
rungen, erfahren,  ebenso  wurde  auch  die  Gewerbesteuer  einer  Reihe  ihrer  Mängel 
entkleidet. 

Zusammenfassend  lassen  sich  als  wichtigste  Modifikationen  der  Gewerbe- 
steuer bezeichnen:  Die  Umwandlung  der  Guldensätze  in  Markrechnung;  Auf- 
nahme einer  Reihe  von  Ergänzungsgesetzen  zu  dem  Tarif  und  des  Gesetzes 
über  die  Wanderlager  in  das  neue  Gewerbesteuergesetz ;  grössere  Klassifikation 
der  Gewerbe,  die  früher  sehr  allgemein  gehalten  war,  sehr  wesentliche  Verbesse- 
rungen und  Vereinfachungen  im  Tarif,  sowie  massenhafte  Zusammenfassungen 
unter  dem  Titel  eines  Patents  (den  Kurzwarenhändlem,  sowie  den  Spezerei- 
warenhändlem  sind  z.  B.  eine  ganze  Reihe  von  Gewerben  zugeteilt);  Beseitigung 
der  bisherigen  Vorschrift,  dass  mit  der  Straf  Verhandlung  unter  allen  Umständen 
der  Ansatz  des  Gewerbesteuemachtrags  stattfinden  muss,  mag  das  Gewerbe  im 
betreffenden  Jahr  schon  steuerpflichtig  gewesen  sein  oder  nicht;  gesetzliche  An- 
erkennung der  von  der  Regierung  bereits  eingeführten  Art  und  Weise  der  Er- 
ledigung der  grossen  Masse  der  Gewerbesteuerreklamationen,  indem  sie  zunächst 
als  Remonstrationen  behandelt  und  von  der  Lokalbehörde  selbst,  insoweit  sie 
sich  überzeugt,  dass  der  Ansatz  der  Berichtigung  bedarf,  erledigt  werden  sollen; 
beträchtlich  höhere  Besteuerung  der  auswärts  Wohnenden,  welche  weder  Gewerbs- 
anlagen  noch  Niederlassungen  im   Grossherzogtum  besitzen   und    dennoch    ein 
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Gewerbe  im  Grossherzogtum  treiben  (Hausierer,  Handlungsreisende  etc.);  Re- 
gelung der  Besteuerung  der  Erwerbs- und  Wirtschaftgenossenschaften;  erhebliche 
Erleichterungen  hinsichtlich  der  geringeren  Gewerbtreibenden.  Die  grosse  Zahl 
der  in  Klasse  7  aufgeführten  Gewerbe  sind  ganz  frei,  wenn  sie  ohne  Gehilfen 
betrieben  werden;  werden  sie  mit  einem  Gehilfen  betrieben,  so  beträgt  ohne 
Rücksicht  auf  den  Ort  der  fixe  Satz  5  .M.;  die  schon  besseren,  aber  doch  oft 
noch  sehr  bescheidenen  Gewerbe,  welche  in  der  6.  Klasse  und  in  der  4.  und  5., 
abhängig  vom  Rang  der  Orte,  steuerpflichtig  sind  und  nicht  mehr  als  einen 
steuerbaren  Gehilfen  haben,  können  im  Bedarfsfall  nach  dem  nächstniedrigeren 
der  in  Art.  7  aufgeführten  Sätze  behandelt  werden;  bei  allen  Gewerben  kann 
der  tarifmässige  Zusatz,  der  nach  der  Zahl  der  Gehilfen  oder  nach  dem  Miet- 
wert gemacht  wird,  im  Fall  sich  eine  rmverhältnismässige  Belastung  herausstellt, 
bis  zur  Hälfte  ermässigt  werden.  Würde  bezüglich  des  Mietwerts  bis  zum  Excess 
von  dieser  Erleichterung  Gebrauch  gemacht,  so  würde  sich  die  Gewerbesteuer 
um  V«  mindern.  Der  objektive  Charakter  der  Gewerbesteuer  ist  durch  diese  Be- 
stimmungen durchbrochen,  es  ist  das  subjektive  Element  in  dieselbe  eingeführt. 
Sie  sind  um  so  bedeutsamer,  als  der  Entscheid  über  dieselben  nicht  ausschliesslich 
der  Finanzbehörde  anheim  gegeben  ist.  Es  geschieht  nämlich  die  Regulierung 
der  Gewerbesteuer  nicht  mehr  durch  Steuerkommissäre  unter  Mitwirkung  der 
Bürgermeistereien,  sondern  durch  eine  Kommission,  welche  aus  dem  Steuer- 
kommissär  als  Vorsitzenden  und  3  Stadtverordneten,  bezw.  Gemeinderatsmit- 
gliedem  besteht.  Es  ist  damit  ein  Gegengewicht  gegen  die  fiskalischen  Interessen 
geschaffen;  gegen  Missbrauch  im  gegenteiligen  Sinn  soll  die  Berufung  des  Vor- 
sitzenden schützen. 

Bedeutsamer  und  tief  ergreifend  sind  die  Aendenmgen  des  neuen  Einkom- 
mensteuergesetzes. Dasselbe  hat  für  die  untern  Volksklassen  erhebliche  Be- 
freiungen und  Ermässigungen  geschaffen,  die  Bessersituierten  durch  Progression  und 
Einengung  der  Einkommensklassen  schärfer  getroffen,  die  Aktiengesellschaften  in 
ebenso  praktischer  als  den  Anforderungen  der  Billigkeit  entsprechender  Weise  zur 
Steuer  herangezogen.  Liegt  schon  in  diesen  Bestimmungen  die  Absicht,  der 
materiellen  Gerechtigkeit  Genüge  zu  leisten,  so  finden  sie  noch  eine  weitere 
Ergänzung  in  den  Verbesserungen,  welche  bezüglich  der  Veranlagung  getroffen 
wurden,  das  Gesetz  verlangt  nur  mehr  dem  Steuerpflichtigen  gegenüber 
das  Vermeiden  lästigen  Eindx-ingens  in  die  Einkommensverhältnisse  (Art.  23), 
scheut  aber  nicht  indirekte  Wege,  um  zum  Ziele  zu  gelangen ;  es  sind  zu  nennen 
die  Ansätze  zur  Meldangabe  (Art.  11  und  12),  die  gegen  früher  weiter  gegriffenen 
Verpflichtungen  der  Behörden  zu  Aufschlüssen  (Art.  22),  die  Berufungsmöglich- 
keit des  Vorsitzenden  gegen  zu  geringe  Einschätzung  in  der  2.  Abteilung  und 
Zuweisung  der  Kosten  an  die  Gemeinden,  wenn  zu  niedrige  Einschätzungen  zu 
wiederholten  allgemeinen  Revisionen  veranlassen  (Art.  36).  Nicht  belanglos  ist 
auch  für  die  Veranlagung  und  die  Kontinuität  der  Schätzungserfahrungen,  dass 
statt  der  einjährigen  nun  dreijährige  Kommissionen  vorgesehen  sind,  welche  nicht 
mehr  der  Bezirksrat,  sondern  der  Kreistag  wählt  (Art.  36,  21).  Die  Reklamations- 
zeit wurde  genauer  begrenzt,  anderseits  aber  den  Steuerpflichtigen  ein  grösseres 
Mass  von  Rechtsmitteln  gegen  früher  geöfinet  imd  ihr  Interesse  noch  besonders 
durch  strenge  Strafen  auf  Verletzung  des  Geheimnisses  seitens  der  Einschätzungs- 
kommissionen wahrgenommen  (Art.  37,  29).     Durch  genaue  Regelung  der  Steuer- 
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nachtrage  ist  der  fiskalische  Gesichtspunkt  berücksichtigt,  die  zweimonatliche 
statt  monatliche  Erhebung  vereinfacht  und  verbilligt  die  Geschäfte.  Schliesslich 
ist  noch  hervorzuheben,  dass  die  Besteuerung  der  Reichsangehörigen  entsprechend 
dem  Reichsgesetz  über  die  Doppelbesteuerung  geordnet,  die  der  Reichsausländer 
gegien  bisher  um  weniges  verschärft  worden  ist  (Art.  1,  3). 

Gegenüber  diesem  Fortschritt  dürfen  die  einzelnen  Mängel,  wie  Festhaltung 
an  der  Klassenbildung,  Fehler  der  Deklaration,  ungenügende  Ausbildung  der 
Meldangabe,  zu  geringe  Belastung  der  Kapitalien,  Abzug  der  Schuldzinsen  bei 
der  Kapitalsteuer  u,  s.  w.  nicht  urgiert  werden,  da  immer  zuzugeben  ist,  dass  den 
Gründen  dafür  auch  erhebliche  dagegen  gegenüberstehen.  Die  Reform  hat  Besse- 
rungen im  einzelnen  gebracht,  aber  ein  ebenso  klares  als  rationelles  Verhältnis 
im  ganzen  begründet.  Die  Verbindung  der  drei  Ertragssteuem  mit  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer  ist  zwar  an  sich  kein  absolut  vollkommenes  System 
und  hat  nicht  den  idealen,  reinen  Charakter  der  einzigen  Einkommensteuer,  bietet 
aber  doch  unter  Rücksichtnahme  auf  die  politisch  wichtige,  historische  Kontinuität 
die  erheblichsten  Vorteile  für  die  Verteilung  des  Steuerdrucks,  Steigerung  der 
Einnahmen  und  Durchführung  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Die  dritte  Phase  in  der  Entwicklung  des  hessischen  direkten  Steuerwesens 
steht  hinter  den  beiden  ersten  an  Bedeutung  sonach  nicht  zurück.  Ein  lebendiges 
Gefühl  für  die  Fordemngen  der  Gerechtigkeit  durchdringt  das  Werk  und,  wie  es 
diesmal  die  entgegenstehenden  Interessen  besiegt  hat,  so  berechtigt  es  auch  in 
Zukunft  zur  Hoffnung,  dass  die  noch  weiter  notwendigen  Reformen  nicht  unter- 
bleiben. 

In  erster  Linie  steht  in  dieser  Hinsicht  die  Bildung  neuer  Steuerkaijitalien 
für  die  landwirtschaftlichen  Grundstücke,  um  diese  untereinander  in  ein  rich- 
tiges Verhältnis  zu  bringen.  Der  einzuschlagende  Weg  kann  nicht  die  kost- 
spielige'),  auf  lauter  Fiktionen  beruhende  Bonitierung  sein,  sondern  liegt  in 
der  zwar  auch  nicht  ganz  mangelfreien,  aber  doch  noch  am  ersten  zu  empfeh- 
lenden Ermittelung  der  durchschnittlichen  Kaufwerte.  Zweimal  hat  die  Regierung 
mit  Erfolg  die  mittleren  Kaufwerte  benutzt  und  sogar  das  Verhältnis  der  Ge- 
bäude zu  den  Grundstücken  danach  reguliert;  sie  hat  damit  selbst  bereits  an- 
erkannt, dass  die  Kaufwerte  das  Bessere  und  Zuverlässigere  sind.  Ein  solches 
Verfahren  liegt  für  Hessen  um  so  näher,  als  erst  hierdurch  die  Immobiliensteuer 
eine  wirklich  einheitliche  würde,  indem  eben  das  Verfahren  bei  der  Gebäude- 
ateuer  auch  auf  die  Grundsteuer  übertragen  wird.  Die  Frage  der  Proportionalität 
der  Gebäude-  und  eigentlichen  Grundsteuer  und  der  einzelnen  Objekte  innerhalb 
jeder  Gruppe  löst  sich  dann  von  selbst,  und  all  die  bisherigen  Reduktionen, 
Suppositionen  und  Fiktionen  fallen  weg.  Das  Verfahren  gestattet  eine  häufigere 
Wiederholung  und  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  folgt  dann  den  wirklichen 
Verhältnissen  ungefähr  ebenso ,  wie  die  Gewerbesteuer  und  Kapitalsteuer.  Die 
Ertragssteuem  würden  manches  von  ihrer  Härte  verlieren. 

In  zweiter  Linie  harrt  der  Kernpunkt  alles  Steuerwesens,  die  Frage  der 
Verhältnismässigkeit  in  der  Belastung  der  einzelnen  Einkommensquellen  noch 
immer  der  Lösung.  Ist  man  auch  durch  die  gegenwärtige  Reform  dem  Ziel 
näher  gekommen,  so  ist  es  doch  noch  nicht  erreicht,  und  es  will  uns  scheinen, 


^)  Die  erste  Bonitierung  Hessens  kostete  2V2  Millionen. 
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als  ob  die  Regierung  diesen  Punkt  doch  nicht  hinlänglich  gewürdigt  hätte. 
So  wenig  Baden  und  Württemberg  vor  einer  Korrektur  zurückgeschreckt  sind, 
so  wenig  braucht  es  Hessen  zu  thun.  Die  Vorwegbelastung  der  fundierten  Ein- 
kommen durch  die  Ertragssteuem  (Grundsteuer  3,91  Prozent  nach  dem  geringsten 
Regierungssatz,  Gewerbesteuer  ca.  2,5,  gewerbliche  Gebäude  3,  Kapitalst^uer 
1,5  Prozent)  ist  nicht  nur  unter  sich  ganz  ungleich,  sondern  zum  Teil  auch  zu 
hoch.  Es  wird  kaum  Ruhe  geben,  bis  die  Korrektur  vorgenommen  ist,  d.  h. 
bis  die  Grundsteuer  etwas  erniedrigt  (wobei  aber  auch  der  reallastartige  Charakter 
der  Steuer  nicht  ganz  ignoriert  werden  darf),  die  Kapitalsteuer  dagegen  etwas 
erhöht  ist.  Die  Grund-,  Gewerbe-  und  Kapitalsteuer  könnten  dann  mit  einem 
gleichen  und  möglichst  stabilen  Ausschlag  bedacht  werden,  während  die  Ein- 
kommensteuer als  das  wahrhaft  bewegliche  Element  zur  Erhaltung  des  finan- 
ziellen Gleichgewichts  dienen  sollte.  Die  Ertragssteuem  würden  das  feste 
Fundament  bilden,  die  Einkommensteuer  aber  den  Oberbau,  der  dem  jeweiligen 
Bedürfnis  angepasst  werden  kann. 

Anmerkung.  Die  vorstehende  Arbeit  hat  den  Zweck,  das  Zurückgreifen  auf  die  um- 
fangreichen Landtagsverhandlungen  selbst  unnötig  zu  machen.  Alle  bei  den  Beratungen  und 
in  den  Materialien  aufgetauchten  Momente  von  einiger  Bedeutung  sind  hier  oder  in  den  unten 
folgenden  Noten  zu  den  Gesetzen  selbst  berücksichtigt.  Die  ganze  Eeformarbeit  mit  all  ihrem 
verwickelten  Detail  kommt  so  gesichtet  zur  Erscheinung.  Notgedrungen  musste  die  Darstellung 
dadurch  etwas  breit  werden,  was  mit  ßücksicht  auf  den  verfolgten  Zweck  entschuldigt 
werden  möge. 
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Anlage.     (Vgi.  oben  s.  283.) 

Ersuchen  um  eine  Vergleichung  der  Grundsteuerkapitalien,  etwa 
in  Normalgemarkungen  oder  gemarkungsweise,  mit  dem  wirklichen 
Einkommen,  zum  Zwecke  der  Klarstellung  der  Belastung  durch  die 

Grundsteuer. 

Diesem  Ersuchen  liegt  die  im  Anschluss  an  die  früheren  ausführlichen 
Verhandlungen  von  dem  Berichterstatter  der  Ausschussminorität  ausführlich  ent- 
wickelte Ansicht  zu  Grund,  dass  der  Grundbesitz  allen  übrigen  Einkommens- 
quellen, insbesondere  dem  Gewerbsbetrieb  und  Kapitalvermögen  gegenüber, 
weitaus  zu  hoch  belastet  sei,  weshalb  über  diesen  Punkt  volle  Klarheit  geschafft 
werden  müsse,  um  alsdann,  wenn  auch  nicht,  nach  der  Anschauung  der  Aus- 
schussminorität, zu  einer  radikalen  Reform  des  Steuersystems,  doch  zu  einer 
Revision  in  dem  Sinne  zu  schreiten,  dass,  nach  einer  Vorausbesteuerung  des  fun- 
dierten Einkommens  mit  ca.  2  Prozent,  das  weitere  Bedürfnis  durch  eine  ca. 
2,75  Prozent  betragende  allgemeine  Einkommensteuer  gedeckt  werde. 

Die  Hinweisung  des  Ersuchens  auf  eine  etwaige  Vergleichung  der  Grund- 
steuerkapitalien in  den  Normalgemarkungen  mit  den  wirklichen  reinen  Er- 
trägen erinnert  in  erster  Linie  an  eine  einschlägige  umfassende  Arbeit,  welche, 
ebenso  wie  die  Revision  der  Gebäudesteuerkapitalien,  der  neueren  Zeit  angehört. 
Es  kann  nicht  umgangen  werden,  auf  diesen  Gegenstand  etwas  näher  einzugehen, 
um  darzuthun,  in  welcher  Weise  es  sich  gegenwärtig  empfiehlt,  die  von  der 
II.  Kammer  der  Stände  gewünschte  Vergleichung  vorzunehmen. 

In  der  gemeinschaftlichen  Adresse  der  Stände  vom  5.  November  1857 
über  den  Voranschlag  von  1857 — 59  war  an  die  Staatsregierung  das  Ersuchen 
gerichtet  worden,  bis  zur  nächsten  Finanzperiode  das  Verhältnis  der  Besteuerung 
des  Bodens  nach  Kulturarten,  dann  das  Verhältnis  der  direkten  Steuern  unter 
einander  möglichst  genau  zu  ermitteln  und  den  Ständen  darüber  Vorlage  zu 
machen.  Auf  Grund  dieses  Ersuchens  fanden  —  abgesehen  von  den  auf  Grund 
der  „Anleitung  zur  probeweisen  Revision  der  Bonitierung  der  Waldungen  des 
Grossherzogtums  *  d.  d.  26.  April  1859  vorgenommenen  Arbeiten  —  nach  einer 
^Anleitung  zur  probeweisen  Revision  der  Bonitierung  von  Ackerland,  Wiesen 
und  Weinbergen  des  Grossherzogtums "  d.  d.  28.  März  1859  sehr  eingehende 
einschlägige  Untersuchungen  statt,  welche  sich  hauptsächlich  auf  die  Ermitte- 
lung des  gegenwärtigen  (damaligen)  Verhältnisses  der  Steuerkapitalien  dieser 
Kulturarten   zu  den  wirklichen   reinen  Erträgen   erstreckten.     Massgebend  für 
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die  Arbeit  waren   die   folgenden  wesentlicheren  Bestimmungen   der  Anleitung, 
deren  Anführung  behufs  richtiger  Beurteilung  der  ganzen  Massregel  sich  empfiehlt : 

„8  1.  Die  Ausführung  vorgenannter  Arbeit  erfolgt  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  besonders 
niedergesetzte  Kommission,  bestehend  aus  einem  Hanptabschätzungskommissär,  welchem  die 
Leitung  des  ganzen  Geschäfts  übertragen  ist,  und  aus  drei  aus  den  drei  Provinzen  des  Gross- 
herzogtnms  gewählten  Experten  (Provinzialexperten). 

Ausserdem  wird  noch  jedesmal  ein  Experte  des  betreflFenden  Bezirks  (Bezirksexperte) 
und  ein  Vertreter  der  betreflPenden  Xormalgemarkungen  zugezogen. 

§  2.  Die  Abschätzungen  geschehen  nach  Massgabe  dieser  Anleitung  auf  Grundlage  des 
Gesetzes  vom  13.  Apiil  1824,  betreffend  die  Vollendung  des  Immobiliarkatasters  (Reg.-Blatt 
Nr.  24),  und  der  Bonitierungsinstruktion  vom  31.  Januar  1825  (Eeg.-Blatt  Xr.  9)  und  haben  sich 
deshalb  die  Mitglieder  der  Kommission  mit  den  Bestimmungen  dieser  gesetzlichen  Grundlage 
für  das  Geschäft  vor  allem  vollkommen  vertraut  zu  machen. 

§  4.    Ist  die  Hauptabschätzungskommission  in  einer  Normalgemaikung  eingetroffen  und 
hat  sie  sich  in  den  Besitz  der  nötigen  Akten  gesetzt,  so  erfolgt  nach  Zuziehung  der  Bezirks- 
experten und  der  Gemeindevertreter,  zuerst  die  gemeinschaftliche  Besichtigung  derXormal- 
grundstucke,  um  zunächst  bei  jedem  einzelnen  Normalgrundstück  zu  konstatieren: 
•  1)  ob  dasselbe  nach  Ausweis  des  Katasters  auch  das  richtige  ist,  und 
2)  ob  dasselbe  noch  immer  als  Repräsentant  der  betreffenden  Bonitätskasse  angesehen 

werden  kann. 
Stellt  sich  in  letzterer  Beziehung  heraus,  dass  ein  Xormalgrundstück  eine,  mit  den  übrigen 
Grundstücken  derselben  Klasse  nicht  gleichmässige  Verbesserung  oder  Verschlechterung  er- 
fahren hat,  so  darf  dasselbe  der  Abschätzung  nicht  zu  Grunde  gelegt  werden,  vielmehr  ist  in 
diesem  Falle  von  der  Konmiission  ein  neues  Mustergrundstück  zu  bestimmen,  welches  der 
mittleren  Bonität  der  betreffenden  Klasse  entspricht.  ^ 

§  5.  Zum  Zwecke  der  hierauf  vorzunehmenden  Abschätzung  der  Normalgrundstücke 
elbst  haben  die  einzelnen  Mitglieder  der  Hauptabschätzungskomnüssion  die  nötigen  Unter- 
suchungen hinsichtlich  der  Ackerkrume,  des  Untei^runds,  der  Lage  und  Neigung  des  Grund- 
stücks, der  Grasnarbe  und  dergl.  anzustellen,  dabei  auf  die  klimatischen  Verhältnisse,  die  Be- 
schwerlichkeit des  Ackerbaus  und  dergl.  gehörige  Rücksicht  zu  nehmen  und  überhaupt  alles 
dasjenige,  was  zur  Beurteilung  der  Ertragsßlhigkeit  xmd  zur  Berechnung  des  rohen  Ertrags 
notwendig  ist,  in  umfassender  und  gründlicher  Weise  in  Betracht  zu  ziehen. 

Auf  diese  Ermittelungen  und  üeberlegungen  hin  wird  die  Berechnung  des  mittleren  rohen 
Ertrags  für  einen  Normalmorgen  vorgenommen,  und  zwar  muss  dieselbe  eine  ganze  Kultur- 
periode (Turnus)  umfassen,  wobei  die  ortsübliche  Fruchtfolge  streng  zu  beobachten  und 
nicht  gestattet  ist,  eine  fingirte,  wenn  auch  nach  der  Ansicht  der  Kommission  bessere  Frucht- 
folge der  Ertragsberechnung  zu  substituiren. 

Aus  diesem  Grunde  bleiben  auch  Crescenzien,  welche  in  einer  Normalgemarkung  mehr 
oder  weniger  vereinzelt  vorkommen,  bei  der  Ertragsermittelung  ausser  Betracht. 

§  6.  Der  Geldanschlag  der  abgeschätzten  mittleren  rohen  Erträge  wird  vermittelst 
der  der  Hauptabschätzungskommission  durch  Gr.  Obersteuerdirektion  mitgeteilten  Durchschnitts- 
preise der  Produkte  berechnet.  Fehlt  ein  solcher  Preis  für  ein  in  die  Ertragsberechnung  amf- 
genommenes  landwirtschaftliches  Produkt,  so  hat  die  Abschätzungskommission,  gestützt  auf 
ihre  Erfahrungen  und  nach  Benehmen  mit  dem  Bezirksexperten,  dem  Vertreter  der  Gemeinde 
und,  geeigneten  FaUs,  mit  anderen  erfahreneren  Landwirten,  solchen  nachträglich  zu  bestimmen. 

§  7.  An  dem  Geldwerte  der  mittleren  rohen  Erträge  werden  sodann  die  nach  den  orts- 
üblichen Preisen  xmd  Arbeitslöhnen  ermittelten  Kulturkosten  für  einen  Normalmorgen 
in  Abzug  gebracht. 

Der  Rest,  welcher  nach  Abzug  der  Kulturkosten  von  dem  Geldanschlage  der  mitt- 
leren rohen  Erträge  verbleibt,  ist  der  Reinertrag  des  ganzen  Turnus.  Dieser  Reinertrag, 
durch  die  Anzahl  der  Jahre  des  Turnus  dividirt,  gibt  den  mittleren  jährlichen  Reinertrag 
für  einen  Normalmorgen. 

Die  Berechnung  des  Reinertrags  erfolgt  in  besonders  hierzu  entworfenen  Formularien. 

§  8.  Von  selbst  versteht  es  sich,  dass  sich  die  Hauptabschätzungskommission  über  die 
in  den  vorhergehenden  §§  5.  7  angedeuteten  Elemente  zur  Bestimmung  des  Reinertrags,  also 
namentlich  über  die  Fruchtfolge,  die  rohen  Erträge  und  über  die  Bestandtheile  und  Grösse 
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der  Kulturkosten  nicht  allein  mit  den  Bezirksexperten  und  den  Vertretern  der  resp.  Gemeinden 
zu  benehmen  und  deren  Ansichten,  so  weit  sie  es  für  gut  findet,  zu  benutzen  hat,  sondern  dasa 
sich  auch  die  Mitglieder  der  Hauptabschätzungskommission  selbst  vor  Berechnung  des  Rein- 
ertrags miteinander  über  diese  Gegenstände  zu  beraten  und  in  sachgemässer  Weise  zu  ver- 
ständigen haben. 

Im  Falle  jedoch  über  den  einen  oder  den  anderen  Punkt  eine  Verständigung  der  Mitglieder 
der  Hauptabschätzungskommission  nicht  stattfinden  sollte,  bleibt  es  den  dissentirenden  Mit- 
gliedern unbenommen,  ihre  abweichenden  Ansichten  in  Form  eines  Partikularvotums  der 
Ertragberechnung  beizulegen. 

§  9.  Der  Hauptabschätzungskommission  wird  es  noch  zur  besonderen  Pflicht  gemacht,. 
bei  Gelegenheit  der  Besichtigung  und  Abschätzung  der  Normalgrundstücke  einer  Nonnalge- 
markung  zugleich  auch  ihr  Augenmerk  auf  die  Beschaffenheit  der  gegenwärtigen  Klassifika- 
tion der  Grundstücke  zu  richten  und  die  Bemerkungen,  zu  welchen  in  dieser  Beziehung  sich 
Veranlassung  geben  sollte,  schriftlich  niederzulegen.  Es  wird  hierbei  besonders  anzugeben 
sein,  ob  nur  einzelne  Grundstücke,  oder  ob  ganze  Gewannen  und  Fluren  unrichtig  klassifizirt 
erscheinen,  und  ob  in  diesen  Fällen ,  nach  Ansicht  der  Kommission,  diese  Unrichtigkeit  schon 
von  vorneherein  bestanden  hat  oder  durch  spätere  Meliorationen  oder  Deteriorationen  veran- 
lasst worden  ist. 

Bezüglich  der  Einholung  und  Berücksichtigung  der  Ansicht  der  Bezirksexperten  und 
der  Gemeindevertreter  über  diesen  Gegenstand  und  der  Abgabe  etwaiger  dissentirender  An- 
sicht eines  oder  des  anderen  Mitglieds  der  Hauptabschätzungskommission  gilt  auch  hier  das. 
darüber  im  vorigen  Paragraphen  Bemerkte. 

§  11.  Nach  Beendigung  der  Abschätzung  und  Berechnung  der  Eeinerträge  der  Normal- 
grundstücke in  den  revidirten  Normalgemarkungen  hat  die  Hauptabschätzungskommission 
einen  Hauptbericht,  womit  die  Resultate  ihrer  Arbeit  erschöpfend  darzulegen  sind,  an  die 
Gr.  Obersteuerdirektion  zu  erstatten." 

Der  Gegenstand  wurde  in  der  Art  mit  Rücksicht  auf  den  grossen  Umfang 
der  Arbeit  beschleunigt,  dass,  während  die  Anleitung  mittelst  Ausschreibens  vom 
29.  März  1859  den  Steuerkommissariaten  mitgeteilt  worden  war,  der  Haupt- 
bericht der  Hauptabschätzungskommission  am  12.  Juni  1862  erstattet  und  mit 
seinen  zahlreichen  Anlagen  vorgelegt  wurde.  In  der  Praxis  ergaben  sich  für 
die  Abschätzungskommission  mancherlei  unvermeidliche  Abweichungen  von  der 
Anleitung,  und  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  waren  für  das  ausgewählte  vor- 
zügliche Personal  zu  überwinden,  um  nur  einigermassen  zutreffende  Resultate  zu 
erhalten.  Als  wichtigste  der  belehrenden  Erfahrungen,  welche  die  Abschätzungs- 
kommission machte,  wurde  in  dem  letzterwähnten  Bericht  diejenige  bezeichnet, 
dass  die  schon  in  der  Bonitierungsinstruktion  vom  31.  Januar  1825  vorgeschrie- 
benen Normen  für  das  Verfahren  bei  Bestimmung  der  Reinerträge  keine  all- 
gemeine gültige  Anwendung  finden  können,  was  hauptsächlich  darin  seinen 
Grund  habe,  dass  nirgends  eine  unabänderlich  feste  Fruchtfolge  bestehe,  jede 
Modifikation  und/Verschiedenheit  hierbei  aber  auf  das  Resultat  der  Reinertrags- 
berechnung einen  so  wesentlichen  Einfluss  übe,  dass  in  Gemarkungen  von  ganz 
gleicher  Ertragsfähigkeit,  worin  aber  die  Fruchtfolge  verschieden  ist,  sich  ganz 
verschiedene  Reinerträge  ergeben  würden.  Es  musste  zunächst  von  Interesse 
sein,  die  von  der  Hauptabschätzungskommission  ermittelten,  sich  auf  27  der 
ursprünglichen  Normalgemarkungen  erstreckenden  Reinerträge  mit  den  bestehen- 
den Reinerträgen  der  betreffenden  Gemarkungen  zu  vergleichen,  um  sich  zu 
überzeugen,  ob  sich  vielleicht  aus  dem  Verhältnis  beider  Resultate  irgend  ein 
Gesetz  ableiten  Hesse;  es  ist  jedoch  nicht  gelungen,  auch  nur  annäherungsweise 
eine  gewisse  Regelmässigkeit  in  dem  Verhältnis  der  neuen  zu  den  alten  Rein- 
erträgen zu  entdecken.    Namentlich  fanden  bei  den  drei  letzten  Bonitätsklassen 
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so  bedeutende  Differenzen  unter  den  Vergleichungskoefficienten  statt,  dass  hier 
am  wenigsten  von  einer  Regelmässigkeit  die  Rede  sein  konnte.  Ein  gleiches 
Resultat  ergab  eine  Yergleichung  der  aus  den  Flächeninhalten  berechneten 
summarischen  Reinerträge  der  revidierten  Normalgemarkungen  mit  den  ent- 
sprechenden alten  Reinerträgen.  Auch  hier  konnte  ein  gewisses  Gesetz  der  aus 
der  Vergleichung  beider  Reinerträge  sich  ergebenden  Koefficienten  nicht  wahr- 
genommen werden.  Es  mussten  daher  alle  Versuche,  aus  der  Vergleichung  der 
speciellen  oder  summarischen  Reinerträge  der  revidierten  Normalgemarkungen, 
wie  sie  von  der  Abschätzungskommission  ermittelt  worden  waren,  mit  den  ent- 
sprechenden alten  Reinerträgen  ein  für  die  Entscheidung  der  Frage  über  das 
Besteuerungsverhältnis  der  Grundsteuerobjekte  taugliches  Resultat  zu  erzielen, 
aufgegeben  werden  xmd  dieses  mochte  auch  der  Grund  sein,  dass  die  Kommis- 
sion es  unterlassen  hatte,  in  ihr  Gutachten  in  dieser  Beziehimg  eine  Kritik  der 
gewonnenen  Resultate  aufzunehmen  und  dass  sie  vielmehr  ohne  weiteres,  um 
ihre  erzielten  Resultate  im  grossen  und  ganzen  zu  verwerten,  zur  Ermittelung 
und  Vergleichung  der  für  die  drei  Provinzen  des  Grossherzogtums  sich  ergeben 
habenden  neuen  Reinerträge  oder  Steuerkapitalien  mit  den  entsprechenden  alten 
Steuerkapitalien,  also  zur  Vergleiehimg  der  Provinzialkoefficienten  geschritten 
ist.  Hiemach  verhält  sich  der  jetzige,  durch  die  Revisionsabschätzung  ermittelte 
Reinertrag  zu  dem  firüheren  (zu  vgl.  Beilage  Nr  387  zum  108.  Protokoll  11.  Kam- 
mer vom  21.  April  1864): 

1)  beim  Ackerland 

in  Starkenburg  wie  ....  1,964  :  1 

,   Oberhessen       ,     .     .     .     .  1,829  :  1 

,  Rheinhessen     ,     .     .     .     .  1,895  :  1 

im  Grossherzogtum  wie      .     .  1,894  :  1 ; 

2)  bei  den  Wiesen 

in  Starkenburg  wie  ....  2,275  :  1 

,   Oberhessen       ,     .     .     .     .  2,043  :  1 

,  Rheinhessen     ,     .     .     .     .  2,754  :  1 

im  Grossherzogtum  wie      .     .  2,198  :  1; 

3)  bei  den  Weinbergen 

in  Starkenburg  wie  ....     1,282  :  1 

,  Rheinhessen     ,     .     .     .     .     1,835  :  1 

im  Durchschnitt    ,     .     .     .     .     1,808  :  1. 

Man  betrachtete  durch  diese  Zahlen  als  konstatiert,  dass  das  Ackerland 
unter  sich  und  mit  den  Weinbergen  immer  noch  in  einem  richtigen  Steuerver- 
hältnis stehe  und  dass  nur  bei  den  Wiesen  diese  Gleichmässigkeit  alteriert  sei, 
was  eine  ganz  neue  Klassifikation  und  Taxation  dieser  Kulturart  notwendig 
machen  würde.  In  Berücksichtigimg  jedoch,  dass  die  Wiesenkultur  sich  gleich- 
sam im  Augenblicke  noch  in  einer  Uebergangsperiode  befinde  und  dass  es  ge- 
radezu unzulässig  erscheine,  eine  einseitige  Aenderung  dieser  mit  dem  Ackerland 
und  den  Weinbergen  in  Wechselwirkung  stehenden  Kulturart,  ohne  gleichzeitige 
Revision  dieser  Kulturarten,  vorzimehmen,  erklärte  man  sich  mit   der   einstim- 
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migen  Ansicht  der  Hauptabschätzungskommission  einverstanden,  dass  die  all- 
gemeinen Besteuerungsverhältnisse  von  Ackerland  und  Weinbergen  eine  neue 
Bonitierung  noch  nicht  notwendig  erscheinen  lasse  und  ^dass  auch  für  die  aus 
der  Probebonitierung  sich  ergeben  habende  Revision  der  Steuerkapitalien  der 
Wiesen  der  geeignete  Zeitpunkt  noch  nicht  gekommen*  sei.  In  der  That  hat 
die  in  Rede  stehende  probeweise  neue  Bonitierung  von  Ackerland,  Wiesen  und 
Weinbergen  in  27  Normalgemarkungen  (darunter  3  des  sogen.  Hinterlandes) 
eine  Veränderung  der  Besteuerung  bis  jetzt  nicht  zur  Folge  gehabt,  während, 
abgesehen  von  der  bereits  behandelten  neuen  Regulierung  der  Gebäudesteuer- 
kapitalien  (Gesetz  vom  27.  November  1860),  eine  Erhöhung  der  Steuerkapitalien 
der  Waldungen  (§  1  des  Finanzgesetzes  vom  26.  September  1864)  und  eine 
neue  Bonitierung  insbesondere  der  Rindenschläge  (§  4  des  Finanzgesetzes  vom 
26.  September  1867)  mittlerweile  eingetreten  ist. 

Die  Resultate  der  mühevollen  Revision,  welche  im  einzelnen,  wie  voraus- 
zusehen war,  sehr  erhebliche  Abweichungen,  im  grossen  und  ganzen  eine  gewisse 
Konformität  des  Wachstums  der  reinen  Erträge  aufweisen,  waren  und  sind  nur 
von  beschränktem  Wert.  Drückten  die  ursprünglichen  und  gegenwärtig  noch  zu 
Recht  bestehenden,  nach  bestimmten  Vorschriften  ermittelten  Steuerkapitalien 
von  Anbeginn  die  thatsächlichen  Reinerträge  der  betreffenden  Objekte  nicht  aus, 
waren  sie  vielmehr  auch  damals  schon  mehr  als  Verhältniszahlen  zu  betrachten, 
80  hat  die  Proberevision  nunmehr  wieder  die  von  ihr  ermittelten  Reinerträge 
lediglich  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  früheren  Reinerträgen  (Steuerkapitalien) 
bestimmt,  während  doch  auch  von  den  neueren  Ermittelungen  nicht  wird  be- 
hauptet werden  können,  dass  sie  die  wirklichen  reinen  Erträge  zur  Zeit  der  Re- 
vision in  der  That  direkt  darstellen.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
die  subtile  Ermittelung  der  Roherträge  und  Abzugsposten  unter  Einwirkung 
von  allerlei  Voraussetzungen  immerhin  wesentlich  einen  theoretischen  Wert  hat. 
Handelt  es  sich  nun  im  Sinne  des  landständischen  Ersuchens  darum,  eine  Ver- 
gleichung  der  Grundsteuerkapitalien  mit  dem  wirklichen  Einkommen  eintreten 
zu  lassen,  so  konnte  nicht  daran  gedacht  werden,  ein  Verfahren,  wie  das  vor 
22  Jahren  bei  der  probeweisen  Revision  der  Bonitierung  der  Grundstücke  ein- 
gehaltene, wenn  auch  etwa  mit  Modifikationen,  wiederholt  in  Anwendung  zu  brin- 
gen. Verfahren  dieser  Art  können  im  Sinne  praktischer  Beui-teilung  nur  zu 
unrichtigen  Schlüssen  führen.  Drückten  die  ursprünglichen  und  heute  gültigen 
Grundsteuerkapitalien  in  Wirklichkeit  den  reinen  Ertrag  aus,  so  würde,  da  die 
heutige  Steuer  in  ^^'Vioo  des  Steuerkapitals  besteht,  die  Steuer  sich  auf  17,5  Pro- 
zent des  reinen  Ertrags  belaufen.  Würde  man  nun  auch  auf  Grund  der  Resultate 
der  probeweisen  Bonitierung  beispielsweise  beim  Ackerland  eine  mittlerweile 
eingetretene  Erhöhung  des  reinen  Ertrags  im  Verhältnis  von  1  :  1,894  gelten 
lassen,  so  würde  immerhin  noch  zur  Zeit  der  Revision  (1860 — 61)  die  Grund- 
steuer circa  9,2  Prozent  des  wirklichen  reinen  Ertrags  ausgemacht  haben,  ein 
Satz,  den  man  nicht  ohne  weiteres  als  richtig  gelten  lassen  kann.  Unter  diesen 
Verhältnissen  lag  es  nahe,  sich  nach  anderen  Hilfsmitteln  zur  Beurteilung  der 
gegenwärtigen  wirklichen  Belastung  von  Ackerland,  Wiesen  und  Weinbergen 
durch  die  Grundsteuer  umzusehen.  Indem  zu  deren  näheren  Darlegung  über- 
gegangen wird,  bleibt  zu  bemerken,  dass  es  sich  um: 

a)  eine  umfassende  Benutzung  der  neuerdings  ermittelten  Kaufwerte, 
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b)  eine  desgleichen  der  in  neuester  Zeit  ermittelten  wirklichen  Pachtpreise 

und 

c)  um  specielle  Benutzung  der  erwähnten  mittleren  Kaufwerte   in  Verbin- 

dung mit   den  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  angelegten  Inventar- 
und  umlaufenden  Kapitalien   und  dem  Kapitalwert  der  gnmdsteuer- 
freien  Oekonomiegebäude 
handelt. 

Die  im  Jahre  1877  abgeschätzten  mittleren  Kaufwerte  der  Klassen 
des   Ackerlandes,    der   Wiesen    und   Weinberge   in   sämtlichen    Ge- 
markungen. 

Handelt  es  sich  um  Beantwortung  der  Frage  der  Belastung  von  Grund 
und  Boden  durch  die  Grundsteuer,  so  dürfen  die  umfassenden  Mitteilungen  nicht 
ausser  Betracht  gelassen  werden,  welche  in  den  Beiträgen  zur  Statistik  des 
Grossherzogtums,  Bd.  20  unter  dem  Titel:  ,Die  mittleren  Kaufwerte  des  Acker- 
lands, der  Wiesen  und  der  Weinberge"  (Abhandlung  des  Gr.  Geheimerat  Ewald) 
enthalten  sind.  Es  versteht  sich  indes  von  selbst,  dass  hier  den  betreflFenden 
höchst  eingehenden  speciellen  Darlegungen  nicht  gefolgt  werden  kann,  sich  viel- 
mehr auf  die  Yorbringung  des  für  den  vorliegenden  Zweck  Hauptsächlichen  be- 
schränkt werden  muss,  was  in  dem  bedeutungsvollen  Schlussergebnis  hinsichtlich 
des  Verhältnisses  der  gegenwärtigen  Belastung  zu  der  vor  mehr  als  50  Jahren 
gipfelt. 

Auf  Anregung  der  Centralstelle  für  die  Landesstatistik  sind  im  Laufe  des 
Jahres  1877  Erhebungen  über  die  derzeitigen  mittleren  Kaufwerte  des  Acker- 
landes, der  Wiesen  und  der  Weinberge  angeordnet  worden.  Zu  diesem  Zwecke 
waren  die  Steuerkommissariate  beauftragt,  von  jeder  Gemarkung  ihrer  Bezirke 
den  mittleren  Kaufwert  eines  Hektar  der  verschiedenen  Bonitätsklassen  des 
Ackerlandes,  der  Wiesen  und  der  Weinberge  durch  Benehmen  mit  den  Bürger- 
meistern, Ortsgerichtsvorstehern  und  sonstigen  sachkundigen  Personen  möglichst 
genau  zu  ermitteln,  und  zwar  so  weit  thunlich  auf  Grund  der  in  neuester  Zeit 
oder  doch  innerhalb  der  letzten  3  Jahre  vorgekommenen  Verkäufe,  andernfalls 
durch  thunlichst  zuverlässige  Abschätzung. 

Da  in  gleicher  Weise  im  Jahr  1857  Erhebungen  über  die  mittleren  Kauf- 
werte des  Ackerlands  stattgefunden  hatten,  so  liess  sich  zunächst  durch  die 
Ergebnisse  der  neueren  Ermittelungen  in  Beziehimg  auf  das  Ackerland,  mithin 
die  weit  überwiegende  Kulturart,  eine  Vergleichung  mit  den  Wertverhältnissen 
des  Grundeigentums  vor  20  Jahren  gewinnen.  Das  auf  dem  angegebenen  W^e 
gesammelte  Material  konnte  femer  geeignet  erscheinen,  die  Wertverhältnisse 
der  genannten  3  Kulturarten  in  den  einzelnen  Teilen  des  Landes  gegen  einander 
zu  stellen,  sowie  ausserdem  nicht  nur  zur  Vergleichung  mit  den  zur  Ausführung 
der  Gesetze  über  die  Besteuerung  des  Grundeigentums  im  Jahr  1826  festgestellten 
Grundlagen  zu  dienen,  sondern  auch  weiter  noch  zu  der  für  die  Beurteilung 
der  thatsächlichen  Besteuerung  des  Einkommens  aus  dem  Grundbesitz  interes- 
santen Frage,  wie  sich  gegenwärtig  für  jede  der  3  Kulturarten  in  den  einzelnen 
Gemarkimgen  die  Steuerkapitalien  im  ganzen  zu  den  mittleren 
Kaufwerten  verhalten,  die  Mittel  zu  bieten. 
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Die  im  Jahr  1877  in  der  angegebenen  "Weise  ermittelten  mittleren  Kauf- 
werte des  Ackerlandes,  der  Wiesen  und  Weinberge  im  ganzen  betrugen  in 

Starkenburg 334,955,199  M. 

Oberhessen 328,295,705    „ 

Rheinhessen 405,496,181    „ 

im  Grossherzogtum 1,068,847,085  M. 

Werden  aus  dem  mittleren  Kaufwert  des  Ackerlandes,  der  Wiesen  und 
Weinberge  im  ganzen  und  den  entsprechenden  Flächengehalten  im  ganzen  die 
mittleren  Kaufwerte  per  Hektar  des  landwirtschaftlichen  Kulturlandes  überhaupt 
berechnet,  so  ergeben  sich  für  diese  Kaufwerte: 

Starkenburg 2089,6  M. 

Oberhessen 1573,5    „ 

Rheinhessen 3357,4    , 

Grossherzogtum 2182,4    „ 

Was  die  Steuerkommissariate  betrifft,  so  ergibt  sich  für  den  mittleren 
Kaufwert  im  Durchschnitt  per  Hektar  nachstehende  Reihenfolge: 


Ackerland. 

1.  Bingen 3439 

2.  Ober-Ingelheim  ....  3224 

3.  Worms 3220 

4.  Alzey 3067 

5.  Mainz 2985 

6.  Osthofen 2897 

7.  Dieburg 2805 

8.  Oppenheim 2781 

9.  Wörrstadt 2757 

10.  Darmstadt 2740 

11.  Friedberg 2583 

12.  Zwingenberg 2550 

13.  Heppenheim 2549 

14.  Gross-Gerau 2283 

15.  Butzbach 2260 

16.  Hungen 2208 

17.  Giessen 2005 

18.  Höchst 1881 

19'.  Nidda 1815 

20.  Offenbach 1791 

21.  Seligenstadt 1710 

22.  Büdingen 1616 

23.  Michelstadt 1547 

24.  Langen 1432 

25.  Beerfelden 1273 

26.  Fürth 1253 

27.  Homberg 1104 


Wiesen. 

M.       1.  Bingen 4605 

2.  Alzey 4104 

3.  Ober-Ingelheim   ....  3343 

4.  Giessen 3340 

5.  Wörrstadt 3311 

6.  Mainz 3357 

7.  Worms 3082 

8.  Dieburg 3081 

9.  Darmstadt      .  *.     .     .     .  2930 

„      10.  Friedberg 2834 

,      11.  Höchst 2820 

,      12.  Osthofen 2401 

„      13.  Oppenheim 2390 

„      14.  Seligenstadt 2374 

„      15.  Zwingeijberg 2343 

,      16.  Butzbach 2310 

,      17.  Michelstadt 2246 

„      18.  Hungen 2176 

„      19.  Fürth 2066 

„      20.  Offenbach 1966 

„      21.  Beerfelden 1938 

„      22.  Büdingen 1844 

„      23.  Langen 1819 

„      24.  Nidda 1791 

,      25.  Heppenheim 1700 

„      26.  Gross-Gerau 1433 

„      27.  Grünberg 1367 
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Ackerland.  Wiesen. 

28.  Alsfeld 1073  M.  28.  Alsfeld 1303  M. 

29.  Grünberg 985    „  29.  Homberg 1253    . 

30.  Schotten 757    ,  30.  Schotten 794   , 

31.  Lauterbach 702   ,  31.  Lauterbach 720    , 

Die  mittleren  Kaufwert«  im  Durchschnitt  per  Hektar  betragen  beim  Acker- 
land: 

1857  1877  Erhöhung  Prozent 

Starkenburg  ....    1232  2082  68,9 

Oberhessen     ....     1051  1622  54,3 

Rheinhessen  ....     1973  3029  53,5 

Grossherzogtum      .    .    1368  2166  58,3 

Hiemach  hat  sich  der  mittlere  Kaufwert  des  Ackerlandes  in  der  Periode 
von  1857 — 1877  im  ganzen  Grossherzogtum  um  mehr  als  300,000,000  M.  oder 
per  Hektar  um  nahezu  800  M.  erhöht.  Es  lässt  sich  daher  annehmen,  dass  der 
Kapitalwert  des  Ackerlands  in  den  genannten  20  Jahren  im  Durchschnitt  des 
ganzen  Landes  um  etwa  58,3  Prozent  gestiegen  ist.  Für  Starkenburg  ergibt 
sich  eine  Erhöhung  um  68,9,  für  Oberhessen  um  .54,3,  für  Rheinhessen  um  53,5  Pro- 
zent. Hinsichtlich  einzelner  Steuerkommissariate  gelten  für  die  Erhöhung  die 
folgenden  Zahlen:  Höchst  173,8,  Michelstadt  154,4,  Langen  135,3,  Schotten  129,4, 
Nidda  105,8,  Hungen  95,5,  Friedberg  14,  Heppenheim  19,2,  Fürth  28,6  Prozent. 

Diejenigen  Steuerkommissariate  in  jeder  Provinz,  auf  welche  die  Minimal- 
zahlen der  Kaufwerte  des  Jahres  1857  fallen,  zeigen  im  Jahr  1877  die  Maxima 
der  SteigenmgskoefBcienten  der  betreffenden  Provinz,  nämlich  in  Starkenburg, 
Höchst,  Michelstadt  und  Langen,  in  Oberhessen  Schotten,  in  Rheinhessen  Wörr- 
stadt.  Ebenso  findet  das  umgekehrte  Verhältnis  bei  den  Steuerkommissariaten 
mit  den  Maximalkaufwerten  des  Jahres  1857  statt,  indem  in  Starkenburg  Heppen- 
heim, in  Oberhessen  Friedberg,  in  Rheinhessen  Mainz  mit  den  kleinsten  Steige- 
rungskoefficienten  der  betreffenden  Provinz  verzeichnet  sind.  Aus  weiteren  Zu- 
sammenstellungen geht  hervor,  in  welchem  ganz  ausserordentlichen  Mass  die 
Kaufwerte  der  untersten  Bodenklassen  des  Ackerlands  der  geringwertigen  Ge- 
markungen im  Jahr  1857  im  Verlaufe  von  20  Jahren  gestiegen  sind.  Im  Steuer- 
kommissariat Grünberg  kommen  Erhöhungen  bis  zum  zwanzigfachen  vor.  Im 
Steuerkommissariat  Schotten  betrug  die  höchste  Steigerung  das  Sechsfache,  während 
der  allgemeine  Wertzuwachs  hier  (129,4  Prozent)  weit  erheblicher  war,  als  im 
Steuerkommissariat  Grünberg  (71,3  Prozent). 

In  der  nachstehenden  üebersicht  sind  von  12  Steuerkommissariat^n  die 
Prozentverhältnisse,  in  welchen  die  Steuerkapitalien  von  1826  zu  den  Kau^reisen 
von  Ackerland  und  Wiesen  im  Jahr  1826  und  zu  den  mittleren  Kaufwerten  des 
Ackerlands  in  den  Jahren  1857  \md  1877  standen,  nebeneinandergestellt.  Die 
Zahlen  der  letzten  Spalte  geben  an,  um  wie  viel  Prozent  der  Kaufwerte  in  1826 
die  Kaufwerte  in  1877  gestiegen  sind. 
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Verhältnis  des  Steuer- 

Verhältnis des  Kauf- 

kapitals zum  Kaufwert. 

werts  von  1826  zum 
Kaufwert  von 

Steuer- 

kommissariat. 

1826 

1857 

1877 

1857 
wie  100 

1877 
wie  100 

> 

> 

> 

zu 

zu 

Gross -Gerau     .     . 

3.33 

2,11 

1,29 

157,8 

258,1 

Höchst     .     . 

2,90 

2,67 

0,98 

108,6 

295,9 

Offenbach    . 

2,50 

1,53 

1,00 

163,4 

250,0 

Giessen    .     . 

3,36 

1,41 

1,02 

259,6 

358,8 

Büdingen     . 

3,91 

1,79 

1,35 

218,4 

289,7 

Butzbach     . 

3,88 

2,24 

1,28 

173,2 

303,1 

Friedberg    . 

3,22 

1,60 

1,41 

201,2 

228,3 

Grünberg     . 

4,10 

2,22 

1,34 

184,7 

306,0 

Homberg 

3,58 

2,26 

1,42 

158,4 

252,1 

Hungen  .     . 

5,88 

2,26 

1,16 

260,1 

506,9 

Nidda      .     . 

3,28 

2,20 

1,09 

149,1 

300,9 

Schotten 

4,27 

2,39 

1,08 

178,6 

395,4 

Es  geht  hieraus  hervor,  dass  die  Erhöhungen  in  sehr  ungleichem  Masse 
sowohl  in  der  30jährigen  Periode  1826 — 57,  als  auch  in  der  darauf  folgenden 
20jährigen  Periode  1857 — 77  und  ebenso  im  ganzen  in  der  50jährigen  Periode 
1826—77  erfolgt  sind. 

Was  das  Verhältnis  der  mittleren  Kaufwerte  und  Reinerträgnisse  des  Acker- 
lands etc.  betrifft,  so  liegen  zur  Vergleichung  mit  den  Steuerkapitalien  von 
1826,  welche  die  damals  ermittelten  Reinerträge  repräsentieren,  vor:  für  Acker- 
land, Wiesen  und  Weinberge  die  in  27  (nun  25)  Normalgemarkungen  in  den 
Jahren  1859 — 61  abgeschätzten  und  die  hieraus  für  die  betreffenden  Bezirke, 
die  Provinzen  und  für  das  ganze  Land  hergeleiteten  mittleren  Reinerträge,  so- 
wie die  aus  den  1877  abgeschätzten  Kaufwerten  zu  berechnenden  4  Prozent 
Renten;  ausserden  für  Ackerland  weiter  die  aus  den  1857  abgeschätzten  Kauf- 
werten zu  berechnenden  4prozentigen  Renten.  Hinsichtlich  des  Ackerlands  können 
für  die  fraglichen  25  Gemarkungen  die  Steuerkapitalien  von  1826  im  Durch- 
schnitt per  Hektar  aller  Klassen,  sodann  die  1859—61  abgeschätzten  Reinerträge, 
femer  die  4prozentigen  Beiträge  der  Kaufwerte  von  1857  und  von  1877  in  fol- 
gender Uebersicht  zusammengestellt  werden: 


366 


Die  direkten  Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Reform. 


367 


Gemarkung. 

Steuer- 
kapitalien 
von  1826 

Reinerträge 
von 

1859—61 

4%  der 
Kaufwerte 
von  1857 

4>  der 
Kaufwerte 
von  1877 

M. 

M. 

M. 

M. 

Beerfelden 

Gross  Ger  au 

Höchst 

Langen 

Lorsch 

INIichelstadt 

Reinheim 

Wimpfen  a.  B 

Zwingenberg      .... 

Büdingen 

Butzbach 

Giessen 

Gross-  und  Klein -Karben 

Grünberg 

Herbstein 

Schotten 

Alzey 

Bechtheim 

Büdesheim 

Nieder- Olm 

Ober -Ingelheim      .     .     . 
Pfeddersheim     .... 

WöUstein 

Wörrstadt 

Worms •  . 

11,66 
33,94 
28,46 
22,74 
17,77 
32,34 
34,86 
31,09 
31,77 
23,20 
32,00 
32,80 
37,71 
21,37 
13,60 
11,89 
52,57 
40,46 
33,83 
35,77 
37.03 
48,80 
44,80 
40,00 
59,43 

25,14 
60,80 
44,69 
41,14 
44,11 
56,69 
66.51 
64,:34 
63,54 
41,60 
64,34 
59,43 
68,69 
39,66 
19,20 
22,74 
94,06 
82,29 
61,06 
80,91 
68,23 
93,83 
78,97 
68,23 
101,03 

36,29 

72,40 

30,94 

37,26 

59,89 

81,43 

89,29 

82,00 

90,74 

50,57 

90,14 

52,06 

87,60 

42,69 

4,57 

39,11 

83,11 

102,57 

108,91 

110,20 

81,06 

83,00 

110,71 

70,03 

112,11 

48,48 

109,96 

95,36 

64,20 

71,20 

107,60 

123,48 

100,72 

146,04 

52,00 

117,76 

93,80 

98,24 

42,20 

13,60 

39,00 

121,04 

105,04 

156,60 

118,76 

172,28 

143,48 

195,48 

126,72 

134,56 

Eine  ähnliche  Tabelle  ist  für  die  Wiesen,  bei  welchen  eine  Ermittelung 
der  mittleren  Kaufwerte  in  1857  indes  nicht  stattgefunden  hat,  aufgestellt.  Das 
Nämliche  gilt  von  den  Weinbergen,  bei  welchen  zum  Teil  ein  sehr  erhebliches 
Wachstum  stattgefunden  hat.  Im  ganzen  Grossherzogtum  ist  das  Yerhältnis 
der  Steuerkapitalien  von  1826  zu  4  Prozent  der  Kaufwerte  von  1877  bei 

Ackerland       wie  1  :  3,233 

Wiesen  ,     1  :  3,198 

Weinbergen      ,     1  :  5,038 

zusammen         ,     1  :  3,331. 
Ergaben  die  Probeabschätzungen  von  1859 — 61  für  jede  Provinz  und  jede 
Kolturart  gleich  oder  nahezu  gleiche  KoefBcienten,  so  war  hieraus  zu  schliessen. 
dass  die  Steuerkapitalien  von  1826  in  ihrer  Geltung  als  Grundlage  gleichmässiger 
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Besteuerung  im  ganzen  auch  weiterhin  noch  zu  erhalten  waren.  Insoweit  dies 
zulässig  war,  lässt  sich  bemessen,  wenn  man  die  als  Landeskoefficient  für  die 
drei  landwirtschaftlichen  Kulturarten  zusammen  berechnete  Zahl  1,939  mit  den 
übrigen  Koefficienten  vergleicht.  Die  Abweichungen  liegen  innerhalb  der  10  Pro- 
zent, deren  Nachweis  als  geringste  Differenz  zwischen  den  Normalsteuerkapitalien 
und  den  erfahrungsmässigen  wirklichen  reinen  Erträgen  der  Steuerobjekte  die 
gesetzliche  Bedingung  für  die  Begründung  von  Reklamationen  bildete. 

Das  Gesamtsteuerkapital  des  Ackerlands,    der  Wiesen  und  Weinberge  be- 
rechnet sich  für 

Starkenburg  auf  .     .     3,779,546,14  M. 

Oberhessen       ,     .     .     4,153,446,72    , 

Eheinhessen     ,     .     .     4,745,608,84    „ 


Grossherzogtum    auf  12,678,601,70  M. 
Die  Kaufwerte  betragen 

Starkenburg  .  .  334,955,199  M. 
Oberhessen  .  .  328,295,705  , 
Rheinhessen    .     .     405,496,181    „ 


Grossherzogtum    1,068,747,085  M. 

Hiemach  sind  die  Steuerkapitalien  in  Prozenten  der  Kaufwei-te  für 
Starkenburg    .     .     1,128  7o 
Oberhessen      .     .     1,265  „ 
Rheinhessen     .     .     1,176  „ 
Grossherzogtum  .     1,186  ^ 

Diese  letzte  Zahl  1,186  kann  als  Normalzahl  insofern  betrachtet  werden, 
als  sich  eine  vollkommen  gleichmässige  Besteuerung  erweisen  würde,  wenn  sämt- 
liche Prozentzahlen,  welche  das  Verhältnis  des  Steuerkapitals  zum  Kaufwert 
ausdrücken,  mit  derselben  übereinstimmten. 

Die  Unvollkommenheiten  der  gegenwärtigen  Besteuerung  des  landwirt- 
schaftlich kultivierten  Bodens,  welche  ihre  Ursache  darin  haben,  dass  dieselbe 
vor  mehr  als  50  Jahren  abgeschätzte  Reinerträge  zur  Grundlage  hat,  verlieren, 
was  die  relativ  zu  hoch  besteuerten  Objekte  betrifft,  insoweit  an  Bedeutung, 
als  sie  durch  die  sehr  erhebliche  Verminderung,  welche  die  wirklich  zur  Er- 
hebung gebrachten  Steuerbeträge  im  Verhältnis  zu  den  reinen  Erträgen  der  be- 
treffenden Steuerobjekte  im  Laufe  von  50  Jahren  erfahren  haben,  Ausgleichung 
finden. 

Im  Jahr  1857  sind  auf  1  fi.  Steuerkapital  37,5  Pf.  süddeutscher  Währung, 
also  auf  5,907,928,5  fl.  Steuerkapital  des  Ackerlands  923,113,8  fl.  Grundsteuer 
ausgeschlagen  worden.  Nähme  man  4  Prozent  der  im  Jahre  1857  ermittelten 
mittleren  Kaufwerte  des  Ackerlandes  als  Reinerträge  und  diese  als  die  der  Steuer- 
veranlagung für  1857  zu  Grund  zu  legenden  Steuerkapitalien  an,  so  würde  sich 
berechnen : 

4  Prozent  der  Kaufwerte  =  ^Q8,230,9ö5  X  4  ^  12,329,238,2  fl.  Steueraus- 
schlag-12,329,238,2  fl.  X  37,5  Pf.  =  1,926,443,5  fl.,  hiermit  verglichen  die 
wirklich   ausgeschlagene  Steuer  von   923,113,8  fl.,   so   wären   mehr   an  Steuern 
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auszuschlagen  gewesen  1,003,329,7  fl.,  also  mehr  als  das  doppelte,  genau  der 
2,086fache  Betrag. 

Da  der  erste  Steuerausschlag  auf  Grund  der  jetzigen  Steuerkapitalien  (näm- 
lich im  Jahr  1828)  37,27  Pf.  auf  1  fl.  Steuerkapital  betrug,  also  nur  wenig  von 
dem  des  Jahres  1857  differierte,  so  kann  angenommen  werden,  dass  die  Belastung 
des  Ackerlands  mit  Grundsteuer  im  Verhältnis  zum  Reinertrag  im  Verlauf  der 
fast  30jährigen  Periode  von  1828  —  1857  auf  ungeföhr  die  Hälfte  sieh  vermindert 
hatte. 

Wenn  man  eine  ähnliche  Berechnung  für  das  Jahr  1877  anstellt,  so  würde 
sich,  da  der  Steuerausschlagskoefficient  für  1877  =  17,5  Pf.  Reichswährung  auf 
1  M.  Gnmdsteuerkapital,  das  Gesamtsteuerkapital  des  Ackerlandes  10,039,986,7  M. 
und  somit  die  für  1877  ausgeschlagene  Grundsteuer  von  Ackerland  =  1,756,997,67  M. 
betrug,  bei  Zugrundlegung  von  4  Prozent  der  im  Jahr  1877  ermittelten  mitt- 
leren   Kaufwerte    des    Ackerlands    als    Steuerkapital     =     —    '  ..' 

luv 

=  32,941,424,20  M.  für  1877  ein  Steuerausschlag  ergeben  haben  von  32,941,424,20 

X  17,5  Pf.  = 5,737,749,23  M., 

werden  hiervon  obige  .     .     .     1.756,997,67    „ 

abgezogen,  so  bleiben  mehr.  3,980.751,56  M.  oder  etwas  über  2'/»  mal  so  viel, 
als  wirklich  an  Steuer  ausgeschlagen  worden. 

Es  wird  sich  hiemach  wohl  annehmen  lassen,  dass  im  grossen  und  ganzen 
die  Grundsteuer  im  Verhältnis  zum  Reinertrag  des  Ackerlands  höchstens  nur 
noch  ein  Dritteil  so  hoch  ist  (genau  30,6  Prozent),  als  vor  50  Jahren. 

Die   im  Jahr    1880    ermittelten  Pachtpreise   von   in   Zeitpacht    ver- 
liehenen Grundstücken  des  Grossherzoglichen  Hauses  und  der  evan- 
gelischen Pfarreien. 

Für  die  Beurteilung  der  wirklichen  Belastung  des  Grundeigentums  durch 
die  Grundsteuer  erscheint  von  ganz  besonderem  Interesse,  davon  unterrichtet  zu 
sein,  wie  sich  sowohl  in  den  einzelnen  Landesteilen,  als  auch  im  grossen  und 
ganzen  die  wirklich  erzielten  Pachtpreise  zu  dem  den  betreffenden  Parzellen  an- 
gesetzten Steuerkapital  und  bezw.  der  Jahressteuer  verhalten.  Denn  wenn  auch 
nicht  unbedingt  und  überall  zugegeben  werden  kann,  dass  die  Pachtpreise  den 
reinen  Ertrag  unzweideutig  ausdrücken,  da  auf  deren  Höhe  sehr  verschieden- 
artige Verhältnisse  einwirken,  so  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  dass  die 
massenweise  Ermittelung  und  Zusammenstellung  gerade  der  thatsächlich  ent- 
richteten Pachte  in  erster  Linie  geeignet  ist,  für  die  Bestimmung  des  Reinertrags 
eine  Unterlage  zu  bieten. 

Die  Gewinnung  dieses  Materials  war  nicht  schwierig,  da  sich  einesteils  im 
Familieneigentum  des  Grossherzoglichen  Hauses,  andemteils  im  Besitz  der  zahl- 
reichen evangelischen,  über  die  drei  Provinzen  verbreiteten  Pfarreien  eine  grosse 
Menge  von  Gütern  und  einzelnen  Grundstücken  befinden,  welche  in  Zeitpacht 
verliehen  zu  werden  pflegen. 

Es  ist  daher  zunächst  die  Aufstellung  einer  Uebersicht  angeordnet  worden, 
welche  bezüglich  des  sämtlichen  gegenwärtig  in  Zeitpacht  vergebenen,  zum  Fa- 
milieneigentum   des   Grossherzoglichen   Hauses    gehörigen  Acker-   und  Wiesen- 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  355  24 


370  Georg  Schanz, 

geländes  gemarkungsweise  den  Flächeninhalt,  das  Steuerkapital  und  den  jähr- 
lichen Pacht  enthält,  und  es  ist  weiter  das  Grossherzogliche  Oberkonsistorium 
um  Mitteilung  einer  ähnlichen  Uebersicht  in  betreff  der  gegenwärtig  in  Zeitpacht 
vergebenen,  der  evangelischen  Kirche  gehörenden  Acker-  und  Wiesenparzellen 
ersucht  worden. 

Aus  dem  so  gewonnenen  Material  hat  das  Katasteramt  auf  Grund  eines 
vorgeschriebenen  Formulars  die  entsprechenden  Zusammenstellungen  nach  Steuer- 
kommissariaten, Provinzen  und  für  das  ganze  Grossherzogtum  in  der  Weise 
bearbeitet,  dass  je  deren  linke  Seite  sich  auf  die  evangelischen  Pfarrgüter,  deren 
rechte  Seite  auf  die  Grundstücke  des  Familieneigentums  des  Grossherzoglichen 
Hauses  erstreckt. 

Was  nun  zunächst  die  letztgenannten,  sich  auf  eine  grosse  Reihe  von 
Grossherzoglichen  Oberförstereien  erstreckenden  Grundstücke  betrifft,  so  beziehen 
sich  dieselben  nur  auf  die  Provinzen  Starkenburg  und  Oberhessen.  In  Starken- 
burg handelt  es  sich  um  6648  Hektar  5557  Quadratmeter,  während  in  Ober- 
hessen nur  1829^  Hektar  3252  Quadratmeter  in  Betracht  kommen.  Im  ganzen 
handelt  es  sich  um  8477,8809  Hektar  mit  247,644,14  M.  Steuerkapital  und  einen 
Pachterlös  von  695,059,12  M.  Im  Verhältnis  zum  Steuerkapital  drückt  der  Pacht 
ein  Vielfaches  aus: 

in  Starkenburg    .     ,     .     2,81 
,    Oberhessen      .     .     .     2,78 


im  Grossherzogtum  .     .     2,80, 

mithin  zeigt  sich  zwischen  den  beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Provinzen 
viel  Uebereinstimmung.  Im  Durchschnitt  des  Ganzen  wird  pro  V^  Hektar  (Mor- 
gen) an  Pacht  entrichtet  in: 

Starkenburg .     .    .     20,96  M. 

Oberhessen   .     .     .     18,81    „ 


im  ganzen    .     .     .     20,49  M. 

Vom  Pachterlös   beträgt,   den  Ausschlag  des  gegenwärtigen  Etatsjahrs  zu 
Grunde  gelegt,  die  Jahressteuer: 

in  Starkenburg  ....     6,22  Prozent 
,   Oberhessen     ....     6,29       - 


im  ganzen 6,22  Prozent,  was,  wenn  der  Pachte 

erlös  als  Reinertrag  angesehen  werden  wollte,  eine  recht  erhebliche  Belastung 
von  Ackerfeld  und  Wiesen  ausdrücken  würde.  Unter  der  Einwirkung  der  ver- 
schiedensten Umstände  ergeben  sich  im  einzelnen  ganz  ausserordentliche  Ab- 
weichungen. In  der  Provinz  Starkenburg  wird  durch  die  Pachterlöse  des  Steuer- 
kommissariats Höchst  das  höchste  Vielfache  des  Steuei-kapitals  mit  5,06  erreicht, 
so  dass  die  Grundsteuer  nur  3,45  Prozent  vom  Pacht  beträgt,  während  das  ge- 
ringste Vielfache  mit  2,04  das  Steuerkommissariat  Gross-Gerau,  entsprechend 
einer  Besteuerung  von  8,57  Prozent,  aufweist.  Der  höchste  Pacht  pro  Morgen 
erscheint  im  Bezirk  Höchst  mit  durchschnittlich  41,58  M.,  der  niedrigste  im 
Bezirk  Offenbach  mit  11,15  M.  In  Oberhessen  erreicht  das  Vielfache  des  Steuer- 
kapitals den  höchsten,  bezw.  niedrigsten  Stand  in  den  Steuerkommissariaten 
Schotten  und  Hungen  mit  5,92,   bezw.    2,20.     Der  höchste  Pacht  pro   Morgen 
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findet  sich  im  Bezirk  Butzbach  mit  25,73  M.,  der  niedrigste  im  Bezirk  Büdingen 
mit  10,51  M.  Die  Besteuerung  in  Prozenten  beträgt  in  Schotten  nur  2,95,  hingegen 
in  Hungen  7,95.  In  nachstehendem  sind  diejenigen  Orte  in  den  einzelnen  Steuer- 
komniissariaten  hervorgehoben,  welche  das  grösste  und  bezw.  das  geringste  Viel- 
fache des  Steuerkapitals  zeigen: 

1)  Beerfelden. 
Ünter-Schönmattenwag ....     6,39,     Hirschhorn 1,83 

2)  Darmstadt. 

Steinau 18,32,    Neunkirchen 3,33 

3)  Dieburg, 

Habitzheim 5,37,    Dieburg 2,16 

4)  Fürth. 
Krumbach 8,27,    Rimbach 2,17 

5)  Gross-Gera u. 

Raunheim 6,98,    Komsand 1,23 

6)  Heppenheim. 

Viernheim 15,37,    Nordheim 2,37 

7)  Höchst. 

Brensbach 6,42,    Wald-Amorbach 2,44 

8)  Langen. 

Wixhausen 13,00,    Dietzenbach 1,63 

9)  Offenbach. 
Lämmerspiel 6,44,     Bürgel 1.59 

10)  Seligenstadt. 

Seligenstadt 68,33,     Hegershausen 4,20 

11)  Zwingenberg. 

ßalkhausen 17,32,     Schwanheim 1,77 

12)  Alsfeld. 

Udenhausen 8,44,    Romrod 1,61 

13)  Büdingen. 

Lindheira 11,45,     Hainehen 2,47 

14)  Butzbach. 

Ober-Mörlen 8,44,    Nieder-Mörlen 1,91 

15)  Friedberg. 

Kloppenheim 4,56,     Ober-Wöllstadt 1,31 

16)  Giessen. 

Staufenberg 4,97,    Klein-Linden 2,48 

17)  Grünberg. 

Saasen 5,75,     Atzenhain 2,54 

18)  Homberg. 
Appenrod 4,67,    Nieder-Ofleiden 1,53 
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19)  Hungen. 

Dorfgüll 2,80,     Berstadt 1,99 

20)  Nid  da. 

Ober-Mockstadt 5,20,     Wenings 1,86 

21)  Schotten. 
Ulfa 8,46,     Bobenhausen 1,63 

In  der  nämlichen  Reihenfolge  der  Steuerkommissariate  finden  sich  als 
höchste,  bezw.  niedrigste  Pachte  pro  Morgen  in  den  Gemarkungen: 

Wimpfen  a.  B 37,76  Neckar-Steinach 12,80 

Spachbrücken 36,81  Darmstadt 15,77 

Habitzheim 46,34  Langstadt 19,72 

Lindenfels 73,41  Seidenbuch 8,48 

Griesheim 47,21  Astheim 11,66 

Viernheim 35,26  Nordheim 14,53 

Brensbach 48,50  Wald-Amorbach 23,41 

Erzhausen 16,23  Urberach 2,98 

Lämmerspiel 23,14  Bürgel 6,09 

Sickenhofen 77,79  Mainflingen 8,24 

Zwingenberg 42,97  Malchen ,     .     .  0,65 

Zell 19,08  Schwarz 8,05 

Lindheim 37,05  Hainchen     ..." 7,88 

Steinfurth 42,20  Fauerbach 16,20 

Heldenbergen 40,55  Leidhecken 16,24 

Heuchelheim 21,97  Staufenberg 9,54 

Saasen     .     .     .     , 36,33  Nieder-Ohmen 7,87 

Haarhausen 61,05  Schadenbach 7,16 

Berstadt 27,38  Langd 12,05 

Ober-Mockstadt 37,91  Wenings 9,05 

Stomfels 29,44  Feldkrücken 3,94 

Für  den  vorliegenden  Zweck  besonders  brauchbar  erscheinen  offenbar  die 
Pachterlöse  der  über  alle  Provinzen  verteilten,  meist  in  kleineren  Abteilungen 
in  Pacht  gegebenen  Pfarreiobjekte.  Die  Ermittelungen  erstrecken  sich,  in  Hektaren 
ausgedrückt,  auf  folgende  Flächen: 

Starkenburg 1321,2308 

Oberhessen 2226,7676 

Rheinhessen 1052,5025 

Grossherzogtum 4600,5009 

mit   einem   Gesamtsteuerkapital   von    123,673,58    und    einem   Pachtertrag   von 
396,392,50  M. 

Im  Verhältnis  zum  Steuerkapital  drückt  der  Pacht  ein  Vielfaches  aus  von : 

in  Starkenburg 3,45 

„   Oberhessen 3,32 

„  Rheinhessen 2,84 

^     im  Grossherzogtum      .     .     .     3,20. 
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Auch  hier  herrscht,  wie  bei  den  Besitzungen  des  Grossherzoglichen  Hauses, 
zwischen  Starkenburg  und  Oberhessen  viel  Uebereinstimmung,  während  Rhein- 
hessen mit  seinen  hohen  Steuerkapitalien  eine  erheblichere  Abweichung  zeigt. 
Im  Durchschnitt  des  Ganzen  wird  pro  V*  Hektar  an  Pacht  entrichtet  in: 

Starkenburg 16,43 

Oberhessen 22,11 

Rheinhessen 26,74 

Grossherzogtum     ....  21,54. 

Den  Steuerausschlag  des  laufenden  Etatsjahres  zu  Grunde  gelegt,  beträgt 
die  Jahressteuer  vom  Pachterlös  in: 

Starkenburg 5,07  Prozent 

Oberhessen 5,26        „ 

Rheinhessen 6,16        „ 

Grossherzogtum 5,46        , 

ein  Ergebnis,  welches,  den  oben  erwähnten  Grundstücken  des  Grossherzoglichen 
Hauses  gegenüber,  eine  im  Verhältnis  von  6,22  :  5,46,  mithin  eine  wesentlich 
geringere  Belastung  des  Grundeigentums  ergibt.  Auch  hier  ergeben  sich  im 
einzelnen  sehr  erhebliche  Abweichungen.  In  Starkenburg  erreicht  der  Bezirk 
Seligenstadt  mit  4,87  das  höchste,  der  Bezirk  Oifenbach  mit  2,37  das  niedrigste 
Vielfache  mit  einer  Belastung  von  3,59,  bezw.  7,38  Prozent.  Der  höchste  Pacht 
erscheint  im  Bezirk  Seligenstadt  mit  41,83,  der  geringste  im  Bezirk  Fürth  mit 
19,08  M.  In  Oberhessen  wird  das  höchste  Vielfache  im  Steuerkommissariat  Butz- 
bach mit  3,91,  das  geringste  im  Steuerkommissariat  Lauterbach  mit  2,53  erreicht, 
entsprechend  einer  Belastung  von  4,47,  bezw.  6,91  Prozent.  Den  höchsten  Pacht 
pro  Morgen  hat  der  Bezirk  Büdingen  mit  30,37,  der  Bezirk  Lauterbach  den 
geringsten  mit  12,90  M. 

Die  Provinz  Rheinhessen  angehend,  so  wird  das  höchste  Vielfache  im 
Steuerkommissariat  Ober-Ingelheim  mit  3,69,  das  niedrigste  im  Steuerkommis- 
sariat Wörrstadt  mit  2,50  erreicht,  welchen  Zahlen  eine  Belastung  von  4,74,  bezw. 
7,00  Prozent  entsprechen  würde.  Der  höchste  Durchschnittspacht  kommt  im 
Bezirk  Worms  mit  31,42.  der  geringste  im  Bezirk  Mainz  mit  17,25  vor.  Nach 
Steuerkommissariaten  geordnet,  zeigt  der  Pachterlös  je  das  höchste  und  niedrigste 
Vielfache  des  Steuerkapitals  in: 

Falken-Gesäss 8,60  Güttersbach 2,21 

Wembach 14,47  Brandau 1,58 

Habitzheim 21,12  Gross-Zimmem 1,48 

Ellenbach ,     .     .  6,84  Rimbach 2,62 

Büttelbom 14,85  Goddelau 1,75 

Hofheim 7,60  Lampertheim 3,23 

Nieder-Klingen 5,75  Rimhorn 2,84 

Wiesenthal 9,15  Kelsterbach 1,10 

Schönnen 3,42  Reicheisheim 2,97 

Offenbach 6,86  Rumpenheim 0,97 

Babenhausen 13,04  Dudenhof en 2,46 
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Fehlheim 12,78 

Köddingen 30,00 

Dudenrod 7,38 

Steinfurth 9,63 

Bönstadt 5,32 

Steinbach ,     .  10,84 

Reinhardshain 17,50 

Gontershausen 6,07 

Steinheim 6,93 

Herbstein 9,11 

Blofeld 8,36 

Kaulstoss 82,00 

Freimersheim 10,95 

Volxheim 3,97 

Harxheim 4,14 

Aspisheim    '. 7,91 

Hahnheim 3,82 

Hessloch 6,32 

Ober-Hilbersheim 4,24 

Hohensülzen 3,49 


Pfungstadt 2,53 

Vadenrod 1,50 

Rohrbach 2,05 

Ober-Mörlen ,   .  1,76 

Ober-  und  Nieder-Rossbach   .     .  2,33 

Daubringen 2,60 

Merlau 2,03 

Kirtorf 1,76 

Wetterfeld 2,11 

Holzmühl 0,76 

Mittel-Seemen 1,17 

Ulfa 1,63 

Odemheim 1,40 

Badenheim 2,05 

Zomheim 2,17 

Freiweinheim 1,25 

Oppenheim 1,08 

Ibersheim 1,99 

Stadecken 1,54 

Kriegsheim 1,20 


Die  höchsten,  bezw.  niedrigsten  Durchschnittspächte  befinden   sich  in  den 


Gemarkungen: 

(M.  pro  Morgen) 

Falken-Gesäss 46,56  Hohenstadt  .     . 

Wembach 106,68  Brandau  .     .     . 

Schaafheim 62,27  Sickenhofen     . 

Glattbach 92,61  Schannenbach 

Goddelau 37,10  Leeheim  .     .     . 

Gross-Rohrheim 31,24  Hof  heim .     .     . 

Sandbach-Neustadt 64,62  Höchst     .     .     . 

Arheilgen 80,38  Braunshardt     . 

Reicheisheim 27,28  Ober-Mossau     . 

OfFenbach 33,09  Sprendlingen    . 

Babenhausen 34,95  Dudenhofen    '  . 

Zwingenberg 40,23  Reichenbach     . 

Brauerschwend 74,31  Stumpertenrod 

Düdelsheim 44,26  Dudenrod     .     . 

Gambach 61,21  Langenhain      . 

Ober-Eschbach      ......  42,04  Ober-Florstadt 

Steinbach 32,48  Garbenteich      . 

Saasen 45,00  Lauter     .     .     . 

Gontershausen.     ......  29,36  Maulbach     .     . 

Holzheim 46,40  Laubach .     .     . 

Herbstein 71,41  Holzmühl     .     . 

Mittel-Seemen 50,65  Gedem    .     .     . 

Betzenrod 48,61  Bobenhausen    . 


13,89 

7,85 

10,53 

8,50 

11,66 

22,45 

0,36 

11,73 

17,10 

25,56 

11,83 

3,54 

6,98 

3,81 

11,82 

16,66 

8,93 

8,44 

8,75 

10,21 

3,63 

6,81 

8,67 
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Alzey 50,03  Odernheim 16,52 

Frei-Laubersheim 34,59  Steinbockenheim 17,60 

Ebersheim 41,27  Harxheim 13,10 

Aspisheim 82,52  Freiweinheim 3,76 

Selzen 37,04  Dienheim 21,17 

Eppelsheim 42,12  Hamm 19,29 

Armsheim 28,69  Stadecken 7,96 

Monsheim 47,85  Kriegsheim 16,00 


c.  Belastung  des  Grundeigentums  mit  Rücksicht  auf  die  mittleren 
Kaufpreise  in  Verbindung  mit  dem  Inventar-  und  umlaufenden 
Kapital  und  dem  Kapitalwert  der  steuerfreien  Oekonomiegebäude. 

Wie  sich  die  Steuerkapitalien,  bezw.  die  Jahressteuem  zu  der  4prozentigen 
R«nte  aus  den  1877  ermittelten  Kaufwerten  verhalten,  ist  oben  bereits  nach- 
gewiesen. Handelt  es  sich  um  eine  eingehende  Erörterung  der  Frage  der  Be- 
lastung durch  die  Grundsteuer,  so  darf,  wie  schon  angedeutet,  nebenbei  nicht 
übersehen  werden,  dass  das  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  angelegte  Kapital 
sich  aus  dem  eben  erwähnten  Kapitalwert  des  Grundbesitzes,  aus  dem  in  der 
Landwirtschaft  verwendeten  Inventar-  und  umlaufenden  Kapital  und  aus  dem 
Kapitalwert  der  grundsteuerfreien  „Oekonomiegebäude,  welche  sowohl  zur  Ge- 
winnung und  Aufbewahrung  der  rohen  Erzeugnisse  des  Ackerbaus,  als  auch  zu 
Stallungen  dienen",  zusammensetzt.  Werden  die  dreierlei  Summen  addiert  und 
wird  eine  Rente  daraus  zu  dem  massigen  Satz  von  4  Prozent  berechnet,  so 
darf  aus  einer  Vergleichung  des  Resultats  mit  der  wirklich  von  dem  betreffenden 
Gelände  entrichteten  Jahressteuer  ein  verhältnismässig  sicherer  Schluss  auf  die 
in  Rede  stehende  Belastung  gemacht  werden.  Obgleich  nun  die  Grossherzog- 
lichen Steuerkommissariate  veranlasst  worden  sind,  sich  —  wie  bezüglich  der 
Gewerbe  —  auch  der  annähernden  Ermittlung  des  Einkommens  von  im  eigenen 
Landwirtschaftsbetrieb  angelegten  Kapital  (Anlage-  und  Betriebskapital)  zu  imter- 
ziehen,  und  das  Resultat  Anspruch  auf  Zuverlässigkeit  machen  konnte,  so  musste 
doch  von  Interesse  sein,  auch  die  der  Sache  näherstehende  Gr.  Centralstelle 
für  die  Landwirtschaft  und  die  landwirtschaftlichen  Vereine  mit  ihrer  Ansicht 
über  die  Ermittelimg  des  fraglichen  Kapitals  zu  vernehmen. 

Die  Gr.  Centralstelle  hat  der  Ministerialabteilung  für  Steuerwesen  auf 
deren  Ersuchen  um  bezügliche  Auskunft  erwidert,  dass  sie  nicht  in  der  Lage 
sei,  auf  die  Anfrage, 

wie  hoch  sich  das  in  der  Landwirtschaft  des  Grossherzogtums  vorhandene 
Betriebskapital,  ausschliesslich  der  rein  landwirtschaftlichen  Gebäude  an- 
nähernd beläuft, 

auf  Grund  vorliegenden  Materials  irgend  welche  Auskunft  zu  geben.  Sie  glaubt 
auch  nicht,  dass  statistische  Erhebungen  darüber  zur  Zeit  ein  irgendwie  be- 
friedigendes Resultat  ergeben  würden,  abgesehen  von  den  damit  verbundenen 
unendlichen  Schwierigkeiten.  Selbst  die  landwirtschaftlichen  Lehrbücher  und 
die  gesamt«  neueste  Wissenschaft  böten  über  das  Vorhandensein  und   über  das 
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Bedürfnis  an  landwirtschaftlichem  Betriebskapital  nur  sehr  dürftige  Angaben 
von  ganz  relativem  Werte. 

Das  Antwortschreiben  d.  d.  21.  Februar  vorigen  Jahres  fährt  sodann  fort: 

„Um  Ihnen  aber  wenigstens  einen  gewissen  Anhalt  für  die  Beurteilung  der 
Höhe  des  Werts  zu  geben,  der  für  das  von  Ihnen  bezeichnete  landwirtschaftliche 
Betriebskapital  im  Grossherzogtum  in  Rechnung  zu  ziehen  wäre,  erlauben  wir 
uns,  im  Fall  dass  Sie  glauben,  davon  Gebrauch  machen  zu  können,  die  An- 
sichten des  mitunterzeichneten  Generalsekretärs  darüber  zu  unterbreiten,  wie 
das  Bedürfnis  an  landwirtschaftlichem  Betriebskapital,  ausschliesslich  der  land- 
wirtschaftlichen Gebäude,  in  heutiger  Zeit  ungefähr  zu  berechnen  ist. 

Das  Erfordernis  an  Inventarkapital  (Vieh  und  Geräte),  sowie  das  an  um- 
laufendem Betriebskapital  (Dünger  und  Futtermittel,  Saatgut,  Arbeitslöhne, 
Steuern  etc.)  muss  in  einem  gewissen  Verhältnis  zu  dem  wirtschaftlichen  Werte 
des  Grundkapitals  (Grund  und  Boden  excl.  Gebäude)  stehen,  welches  Verhältnis 
indes,  je  nach  den  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Produktionsbedingungen, 
nach  Wirtschaftsmethode  und  Produktionsrichtung  wieder  sehr  schwankend  ist. 
Als  Inventarkapital  können  hiernach  zur  Zeit  in  Deutschland  durchschnittlich 
etwa  10 — 20  Prozent,  als  umlaufendes  Betriebskapital  etwa  5—25  Prozent  vom 
Grundkapital  als  erforderlich  erachtet  werden,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  in 
dem  letzteren  auch  die  in  der  Wirtschaft  selbst  erzielten,  in  derselben  aber  wieder 
zur  Verwendung  kommenden  Produkte  (Dünger,  Futter,  Saatgut)  enthalten  sind. 
Nehmen  wir  nun  in  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Hessens  und 
namentlich  der  hier  nur  wenig  ausgebildeten  intensiven  Wirtschaftsmethode  das 
Inventarkapital  mit  wenig  mehr  als  das  Minimum  des  Erforderlichen,  etwa  mit 
12,5  Prozent  vom  Grundkapital,  und  das  umlaufende  Betriebskapital  mit  dem 
Durchschnitt  des  Erforderlichen,  also  ebenfalls  zu  I2V2  Prozent  vom  Grundkapital 
an,  so  wären  zu  dem  von  Ihnen  bezeichneten  Betriebskapital  von  etwa  25  Pro- 
zent vom  wirtschaftlichen  Werte  des  Grundkapitals  zu  rechnen,  wozu  dann  noch 
der  Wert  der  nicht  unmittelbar  zum  landwirtschaftlichen  Betrieb  gehörigen  Ge- 
bäude und  Einrichtungen  hinzukäme,  der  indes  vielleicht  als  kompensiert  be- 
trachtet werden  könnte  und  durch  die  Annahme  von  12,5  Prozent  umlaufenden 
Betriebskapitals,  welche  durchschnittliche  Höhe  in  dem  vielen  kleinen  Grund- 
besitz Hessens  möglicherweise  nicht  erreicht  wird,  so  dass  also  die  25  Prozent 
für  das  Ganze  festgehalten  werden  könnten. 

Wird  zu  einer  annähernden  Feststellung  der  gegenwärtige  wirtschaftliche 
Wert  des  landwirtschaftlich  benutzten  Grund  und  Bodens  pro  Hektar  durchschnitt- 
lich auf  1000—1500  oder  zu  1200  M.  angenommen  (die  Kaufpreise  des  Bodens 
können  hierbei  nicht  in  Rechnung  kommen),  so  wären  hiernach  pro  Hektar  des 
landwirtschaftlich  benutzten  Bodens  etwa  300  M.  Betriebskapital  zu  veran- 
schlagen, wobei  jedoch  nur  das  Acker-  und  Gartenland,  nicht  aber  das  Weide- 
land in  Rechnung  zu  ziehen  sein  dürfte,  weil  letzteres  in  Hessen  nur  eine  Neben- 
benutzung bietet  und  nicht  aus  besonderer  Kultur  hervorgeht. 

Schliesslich  wollen  wir  noch  bemerken,  dass  der  Wert  des  Viehstandea 
in  Hessen  bei  der  letzten  Viehzählung  (s.  Mitteilung  der  Gr.  Centralstelle  für 
Landesstatistik  7.  Bd.  1875)  mit  in  die  statistische  Aufnahme  gezogen  worden  ist,. 
wenn  wir  auch  derselben  keine  besondere  Zuverlässigkeit  vindizieren  möchten, 
und  dass  man  als  Erfordernis  an  totem  Inventar  vielfach  50  Prozent  vom  Werte 
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des  Lebenden  anzunehmen  pflegt,  so  dass  also  hieraus  eine  annähernde  Berech- 
nung des  Gesamtwertes  des  Inventarkapitals  möglich  wäre,  welche  Berechnung 
uns  indes  auch  von  sehr  zweifelhaftem  Werte  zu  sein  scheint." 

Mit  Benutzung  dieses  Materials  hat  nun  das  Katasteramt  auf  verschiedenen 
Grundlagen  eine  „Berechnung  des  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  des  Gross- 
herzogtums angelegten  Inventar-  und  umlaufenden  Kapitals"  aufgestellt. 

Behufs  Bestimmung  des  annähernden  Kapitalwerts  der  grundsteuerfreien 
Oekonomiegebäude  wurde  ia  Erwägung  gezogen,  dass  einen  zuverlässigen  An- 
haltspunkt für  die  Beurteilung  des  Kapitalwerts  der  Gebäude  überhaupt  die  in 
den  Brandkatastem  enthaltenen  Brandversicherimgskapit allen  bieten,  so  dass  es 
sich  lediglich  darum  handeln  konnte,  in  diesen  Katastern  die  Oekonomiegebäude 
so  gut  als  thunlich  auszuscheiden  und  das  Verhältnis  des  Versicherungskapitals 
derselben  zu  dem  Ende  1880  bestandenen  Gesamtversicherungskapital  der  Ge- 
bäude von  912,835,840  M.  zu  bestimmen,  aus  welchem  Verhältnis  der  eigentliche 
Wert  der  in  Rede  stehenden  Gebäude  herzuleiten  war. 

Nach  der  demgemäss  von  dem  Katasteramte  bearbeiteten  ,  Zusammenstel- 
lung der  Brandversicherungskapitalien  nach  dem  Stande  zu  Ende  1880  mit  An- 
gabe der  für  Oekonomiegebäude  ausgeschiedenen  Versicherungssummen  und  des 
Verhältnisses  der  letzteren  zu  den  Gesamtsummen"  kommen  auf  die  Oekono- 
miegebäude vom  Versicherungskapital  überhaupt: 

in  Starkenburg     .     .     70,933,768  M.  oder  19,5  Prozent 
„   Oberhessen  .     .     .     84,822,418    „       ,      34,3 
,  Rheinhessen      .     .     61,045,327    ,       „      20,3 

im  Grossherzogtum  .  216,801,513  M.      „      23,8        , 

Für  Berechnung  des  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  angelegten  Kapitals 
überhaupt  ergeben  sich  nun  nach  dem  von  der  Centralstelle  für  die  Landwirt- 
schaft gelieferten  Anhaltspimkte  zunächst  zwei  Wege,  nämlich: 

a.  Wert  der  landwirtschaftlich  benutzten  Bodenfläche    .       591,221,556  M. 

Inventar  und  umlaufendes  Kapital 147,805,389    „ 

Wert  der  steuerfreien  Oekonomiegebäude     ....      216,801.513    , 

zusammen      955,828,458  M. 

Die  4prozentige  Rente  hiervon  beträgt  38,233,138  M.  und  die  Jahressteuer 
pro  1880—81  mit  2,228,090  M.  5,83  Prozent. 

b.  Wert  der  landwirtschaftlich  benutzten  Bodenfläche    .  581,221,556  M. 

Wert  des  Viehstandes 80,695,714    „ 

Wert  des  toten  Inventars   (50  Proz.  des  Viehstandes)  40,347,857    „ 

Wert  der  steuerfreien  Oekonomiegebäude     ....  216,801.513    , 


zusammen      929,065,640  M. 


Die  4prozentige  Rente  hiervon  beträgt  37,162,625  und  die  Steuer  pro 
1880-81  mit  2,228,090  M.  5,99  Prozent. 

Im  Schreiben  der  Centralstelle  für  die  Landwirtschaft  etc.  ist  nicht  der 
Kaufpreis,  sondern  der  , wirtschaftliche"  Wert  der  Grundstücke  zu  Grunde 
gelegt,  der  zu  1200  M.  pro  Hektar,   mithin  nur   zu  300  M,  pro  Morgen   ange- 
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geben  wird.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sich  hierdurch  die  4p ro- 
zentige  Rente  von  dem  in  landwirtschaftlichem  Betrieb  angelegten  Kapital  sehr 
gering,  die  davon  zu  entrichtende  Grundsteuer  hingegen  sehr  hoch  berechnet. 
Indessen  unterliegt  es  wohl  keinem  Anstand,  die  [nach  dem  bereits  erwähnten 
20.  Heft  der  Beiträge  zur  Statistik  festgestellten  Kaufwerte  der  Grundstücke  der 
Berechnung  der  steuerlichen  Belastung,  wie  auch  dort  bereits  geschehen,  zu 
Grunde  zu  legen,  um  so  mehr,  als  seit  Ermittelung  dieser  1877er  Kaufpreise  im 
grossen  und  ganzen  wiederum  eine  Werterhöhung  stattgefunden  haben  mag. 
Ebensowenig  erscheint  es  bedenklich,  als  Inventar-  und  Betriebskapital  den  von 
den  Steuerkommissariaten  ermittelten  Betrag  in  Anwendung  zu  bringen.  Wurde 
in  dem  mehrerwähnten  Ausschussbericht  der  II.  Kammer  der  Stände  das  in 
gleicher  Weise  ermittelte  Inventar-  und  Betriebskapital  der  Gewerbe  als  viel  zu 
gering  bezeichnet  und  könnte  hiernach  die  betreffende  Summe  höchtens  als  das 
Minimum  der  wirklichen  angesehen  werden,  so  erscheint  es  doch  angemessen, 
das  Gleiche  hinsichtlich  des  Betriebskapitals  der  Landwirtschaft  zu  thun.  Für 
die  relative  Zuverlässigkeit  der  betreffenden  Veranschlagung  der  Steuerkommis- 
sariate spricht  übrigens,  dass  sich  nach  Anleitung  des  Schreibens  der  Central- 
stelle  ein  Inventar-  und  umlaufendes  Kapital  der  Landwirtschaft  von  121,043,571, 
bezw.  147,805,398  ergibt,  während  die  Ermittelung  der  Steuerkommissariate  mit 
140,563,000  zwischen  beiden  die  Mitte  einhält.  Der  Kapitalwert  der  steuer- 
freien Oekonomiegebäude  endlich  dürfte  nach  Massgabe  der  Brandversicherungs- 
kapitalien keineswegs  zu  hoch  gegriffen  sein. 

Hiernach  ergibt  sich  folgende  Berechnung: 
Kapitalwert   des   landwirtschaftlich   benutzten  Bodens   nach 

Band  20  der  Statistik 1,068,747,085  M. 

Inventar-    und    umlaufendes    Kapital    nach    Anschlag    der 

Steuerkommissariate 140,563,000    „ 

Kapitalwert  der  steuerfreien  Oekonomiegebäude       ....         216,801,513    , 

zusammen      1,426,111,598  M. 

Die  4prozentige  Rente  hiervon  beträgt  57,044,463  M.  und  die  Jahressteuer 
pro  1880-81  mit  2,228,090  M.  3,91  Prozent. 

Die  nämliche  Rechnung,  nach  Provinzen  angestellt,  ergibt: 

a.    Starkenburg. 

Kapitalwert  des  landwirtschaftlich  benutzten  Bodens      .     .     .  334,955,199  M. 

Inventar-  und  umlaufendes  Kapital 40,620,771    „ 

Kapitalwert  der  Oekonomiegebäude 70,933,768    „ 

zusammen      446,509,738  M. 
Die  4prozentige  Rente  hiervon  beträgt  17,860,389  M.   und   die  Steuer  pro 
1880—81  mit  663,696  M.  3,72  Prozent. 

b.    0  b  e  r  h  e  s  s  e  n. 

Kapitalwert  des  landwirtschaftlich  benutzten  Bodens       .     .     .  328,295,705  M. 

Inventar-  und  umlaufendes  Kapital 41,390,571    , 

Kapitalwert  der  Oekonomiegebäude 84,822,418    , 

zusammen      455,508,694  M. 
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Die  4prozentige  Rente  hiervon  beträgt  18,180,347  M.  und  die  Steuer  pro 
1880-81  mit  725,572  M.  3,99  Prozent. 

c.    R  h  e  i  n  h  e  s  s  e  n. 

Kapitalwert  des  landwirtschaftlich  benutzten  Bodens      .     .     .  405,496,181  M. 

Inventar-  und  umlaufendes  Kapital 58.459,943    , 

Kapital  wert  der  Oekonomiegebäude 61,045,327    , 

zusammen  525,001,451  M. 

Die  4prozentige  Rente  hiervon  beträgt  21,000,058  M.  und  die  Steuer  pro 
1880—81  mit  838,821  M.  3,99  Prozent. 
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Uebersicht  über  die  in  der  Frage  der  Steuerreform  gepflogenen 
Landtagsverhandlungen  und  dazu  gehörigen  Materialien. 

21.  Landtag  1873/75. 

1)  Antrag  des  Abg.  Freih.  v.  Rabenau,  die  Einfühmng  einer  einzigen  direkten  Staats- 
steuer in  Form  der  Einkommensteuer  betr.  Beilage  Nr.  5  zum  3.  ftotokoll  vom  21.  De- 
zember 1872. 

2)  Antrag  der  Abg.  Waldsack,  Büchner  und  Stephan,  die  Ermässigung  der  Grundsteuer  betr. 
Beilage  Nr.  15  zum  4.  Protokoll  vom  23.  Dezember  1872. 

3)  Antrag  des  Abg.  George,  die  Revision  des  Immobiliarkatasters  resp.  des  Gesetzes  vom 
13.  April  1824,  die  Feststellung  der  Normalsteuerkapitalien  und  Besteuerung  nach  dem 
dermaligen  Kulturzustande  und  dem  Werte  der  Erzeugnisse  betr.  Beilage  Nr.  25  zum 
5.  Protokoll  vom  20.  Januar  1873. 

4)  Antrag  des  Abg.  Wolz,  die  Einführung  einer  allgemeinen  und  progi-essiven  Einkommen- 
steuer unter  gleichzeitiger  Aufhebung  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  betr.  Beilage 
Nr.  36  zum  5.  Protokoll  vom  20.  Januar  1873. 

5)  Antrag  der  Abg.  Büchner,  Schaum,  Dumont  und  Schröder,  die  Einkommensteuer  betr. 
Beilage  Nr.  47  zum  6.  Protokoll  vom  22.  Januar  1873. 

C)  Bericht. des  ersten  Ausschusses  der  2.  Kammer  über  die  vorstehenden  Anträge.  Bei- 
lage Nr.  127,  128  zum  10.  Protokoll. 

7)  Beratung  der  2.  Kammer  über  die  Anträge  vom  18  Juli  1873.  Protokoll  33.  Protokolle 
zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.    Bd.  11. 

22.  Landtag  1876/78. 

1)  Gesetzentwurf,  die  allgemeine  Einkommensteuer  betr. ,  sowie  Gesetzentwurf,  die  Ein- 
führung einer  Kapitalsteuer  betr.  nebst  Motiven  der  2.  Kammer  der  Stände  vorgelegt 
am  8.  Oktober  1875.    Beilage  Nr.  19,  20,  21,  22  zum  5.  Protokoll. 

2)  Bericht  des  ersten  Ausschusses  über  beide  Gesetzentwürfe.  Beilage  Nr.  176  zum  30. 
Protokoll  vom  5.  Juli  1876. 

3)  Generaldebatte  über  beide  Gesetzentwürfe  am  15.  und  16.  Januar  1878.  Protokoll  54 
und  55  in  den  Pi-otokollen  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.  Bd.  V. 

4)  Erste  Lesung  des  Gesetzentwurfs,  die  Kapitalsteuer  betr.,  am  17.  und  18.  Januar  1878. 
Protokoll  56  und  57  ebenda. 

5)  Zusamenstellung  der  Vorlage  und  der  Beschlüsse  erster  Lesung  der  Gesetzesvorlage, 
die  Einführung  einer  Kapitalsteuer  betr.  Beilage  383  zum  57.  Protokoll  in  der  Beilage 
zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer. 

6)  Erste  Beratung  des  Gesetzentwurfs  die  allgemeine  Einkommensteuer  betr.,  am  21.  und 
22.  Januar  1878.  Protokoll  58,  59.  Protokolle  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.  V.  Bd. 

7)  Zusammenstellung  der  Vorlage  und  Beschlüsse  erster  Lesung  der  Gesetzesvorlage  die 
allgemeine  Einkommensteuer  betr.  Beilage  Nr.  389  zum  59.  Protokoll.  Beilage  zu 
den  Verhandlungen  der  2.  Kammer. 

8)  Zweite  Beratung  des  Gesetzentwurfs ,  die  Einführung  einer  Kapitalsteuer  und  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  betr.  vom  25.  und  26.  Januar  1878.  Protokoll  62,  63  in  den 
Protokollen  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.  V  Bd. 

9)  Bericht  des  ersten  Ausschusses  der  ersten  Kammer  der  Stände  über  die  beiden  Gesetz- 
entwürfe. Beilage  Nr.  113  zum  16.  Protokoll  in  der  -Beilage  zu  den  Verhandlungen 
der  1.  Kammer  1878.  Die  Anlage  zu  Beilage  Nr.  113  enthält  die  Zusammenstellung 
der  Vorlage  und  die  von  der  2.  Kammer  gefassten  Beschlüsse.  2.  Lesung  über  die  Ge- 
setzentwürt'e. 

10)  Beratung  über  die  Gesetzentwürfe  in  der  1.  Kammer  am  14.  Juni  1878.  Protokoll  18. 
Protokolle  zu  den  Verhandlungen  der  1.  Kammer. 

11)  Beratung  der  2.  Kammer  über  die  Rekommunikation  der  1.  Kammer  bezüglich  der 
beiden  Gesetzentwürfe  am  l.  Juli  1878.  Protokoll  80.  Pi'Otokolle  zu  den  Verhandlungen 
der  2.  Kammer.    Bd.  VI. 

23.  Landtag  1879/81. 

1)  Vorstellung  des  Vorstandes  des  Handelsvereins  von  Darmstadt  und  Bessungen,  die  Re- 
form der  direkten  Steuern  betr.    Protokoll  14  Bd.  I  und  Protokoll  20  Bd.  IL 

2)  Kommunikation  der  1.  Kammer  bezüglich  obiger  Vorstellung.    Protokoll  33  Bd.  III. 

3)  Antrag  des  Abg.  Betz  auf  Revision  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1869,  betr.  die  Einkommen- 
steuer, bezw.  Abänderung  einzelner  Bestimmungen  desselben ,  namentlich  der  Art.  18 
und  22,  ohne  andere  auszusehliessen.    Protokolle  Bd.  I  Nr.  13;  Beilagen  Bd.  11  Nr.  115. 

4)  Antrag  des  Abg.  George,  Revision  des  Immobiliarkatasters,  resp.  des  Gesetzes  vom 
13.  April  1824  und   die  Feststellung  der  Normalsteuerkapitalien  und  die  Besteuerung 
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nach  dem  dermaligen  Kulturzustand  und  dem  Wert  der  Immobilien  betr.  Protokolle 
Bd.  n  Nr.  20 ;  Beilagen  Bd.  IQ  Nr.  122. 
5)  Antrag  der  Abg.  Möllinger  und  Stephan  (Hessloch),  Steuerreform  betr.  Protokolle  Bd.H 
Nr.  30;  Beilagen  Bd.  III  Nr.  216.  Ausschussbericht  bezüglich  der  Vorstellung.  Protokolle 
Bd.  in  Nr.  33;  Bd.  r\' Nr.  .i6;  Beilagen  Bd.  fV' Nr.  273.  Beratung  und  Abstimmung. 
Protokolle  Bdl  lY  Nr.  59.  Rekommunikation  der  l.  Kammer.  Protokolle  Bd.  V  Nr.  70. 
(Vgl.  1.  Kanuner  Beilagen  Nr.  110;  Protokolle  Nr.  10  und  18.) 

24.  Landtag  1882/85. 

1)  Eiyebnis  der  Untersuchungen,  welche  infolge  der  Anträge  der  2.  Kammer  der 
Stande  des  22.  Landtags  (Protokoll  S9)  von  der  Regierung  veranlasst  worden  sind. 
Beilage  Nr.  57  zum  3.  Protokoll  in  der  Beilage  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer. 

2)  Vorlage  der  Gesetzentwürfe,  die  allgemeine  Einkommensteuer,  die  Einfuhrung  einer 
Kapitalrentensteuer  und  die  gleichmässige  Besteuerung  der  Gewerbe  betr.  vom  l.  Mäi-z 
1882  nebst  Motiven.    Beilage  Nr.  91,  92,  93,  94,  95  zum  17.  Protokoll  vom  8.  März  18«.'. 

3)  Bericht  des  ersten  Ausschusses  über  die  Vorlagen.    Beilage  Nr.  203  zum  29.  Protokoll. 

4)  Beratung  der  Gesetzentwürfe  im  allgemeinen  in  der  2.  Kammer  am  29.  und  30.  Mai 
1883.    Protokoll  33,  34.    Protokolle  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.    Bd.   UI. 

5)  Erste  Beratung  des  Gesetzentwurfs,  die  allgemeine  Einkommensteuer  betr.  am  31.  Mai, 
1.  Juni,  2.  Juni,  5.  Juni,  6.  Juni  1883.  Protokoll  35,  36,  37,  38,  39.  Protokolle  zu  den 
Verhandlungen  der  2.  Kammer.    Bd.  DI. 

6)  Zusammenstellung  der  Gesetzesvorlage ,  die  allgemeine  Einkommensteuer  betr.,  mit 
den  Beschlüssen  erster  Lesung.    Beilage  Nr.  233  zum  43.  Protokoll. 

7)  Zweite  Beratung  in  der  2.  Kammer  vom  14.  Juni  1883.  Protokoll  45.  Protokolle  zu 
den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.    Bd.  IV. 

8)  Erste  Beratung  des  Gesetzentwurfs,  die  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  betr. 
in  der  2.  Kammer  am  ".,  8.  Juni.  Ptotokoll  40,  41.  Protokolle  zu  den  Verhandlungen 
der  2.  Kammer.    Bd.  IH. 

9)  Zusammenstellung  der  Gesetzesvorlage,  die  Einführung  einer  Kapitalrentenstener  betr. 
mit  den  Beschlüssen  erster  Lesung.    Beilage  Nr.  234  zum  41.  Protokoll. 

10)  Zweit«  Beratung  am  15.  Juni  1883.  Protokoll  46.  Protokolle  zu  den  Verhandlungen 
der  2.  Kammer.    Bd.  IV. 

11)  Antrag  des  Abg.  Freiherm  von  VTedekind  auf  Herbeiführung  einer  gleichmässigen  Be- 
steuerung dei  Kleinhandels ,  insbesondere  mit  Viktualien  in  Hessen  und  Baden.  Bei- 
lage 131  zum  27.  Protokoll. 

12)  Bericht  des  vierten  Ausschusses  über  diesen  Antrag.    Beilage  213  zum  32.  Protokoll. 

13)  Bericht  des  3.  Ausschusses  über  die  Vorstellung  einer  Anzahl  Schweinehändler  aus  der 
Provinz  Rheinhessen,  Herbeiführung  einer  gleichmässigen  Besteuerung  des  Handels 
mit  Zuchtschweinen  in  den  deutschen  Bundesstaaten  Bayern,  Hessen  und  Preusseri  betr. 
Beilage  Nr.  191  zum  29.  Protokoll. 

14)  Erste  Beratung  des  Gesetzentwurfe,  die  gleichmässige  Besteuerung  der  Gewerbe  betr. 
in  der  2.  Kammer  am  8.,  9.,  12.  Juni  1883.  Protokoll  41,  42,  43.  Protokolle  zu  den  Ver- 
handlungen der  2.  Kammer.    Bd.  rv. 

15)  Zusammenstellung  der  Gesetzesvorlage,  die  gleichmässige  Besteuerung  der  Gewerbe 
betr.  mit  den  Beschlüssen  erster  Lesung.    Beilage  235  zum  43.  ProtokoU. 

16)  Zweite  Beratiuig  über  Gesetzentwurf  am  15.  Juni  1883.  Protokoll  46.  Protokolle  zu  den 
Verhandlungen  der  2.  Kammer.    Bd.  IV. 

17)  Bericht  des  ersten  Ausschusses  der  1.  Kammer  der  Stände  über  die  drei  Gesetzentwürfe 
in  der  von  der  2.  Kammer  beratenen  Gestalt.  Beilage  Nr.  46  zum  11.  Protokoll.  Bei- 
lage zu  den  Verhandlungen  der  l.  Kammer  1383. 

18)  Beratung  der  drei  Gesetzentwürfe  in  der  1.  Kammer  am  11.,  12.  Dezember.  Protokoll 
11  und  12.    Protokolle  zu  den  Verhandlungen  der  l.  Kammer.    Bd.  I. 

19)  Weiterer  Bericht  des  ersten  Ausschusses  der  2.  Kammer  zufolge  Rekommunikation  der 
1.  Kammer  über  die  drei  Gesetzentwürfe.    Beilage  Nr.  284  zum  49.  Protokoll. 

20)  Beratung  hierüber  in  der  2.  Kammer  am  9.  und  13.  Februar  1884.  Protokoll  56,  58. 
Protokolle  zu  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.    Bd.  V. 

21)  Bericht  des  ersten  Ausschusses  der  l.  Kammer  der  Stände  über  die  Rekommunikation 
der  2.  Kammer  in  betreflf  der  drei  Gesetzentwürfe.  Beilage  zu  den  Verhandlungen 
der  1.  Kammer  1884. 

22)  Beratung  hierüber  in  der  1.  Kammer  am  2.  April  1880.  Protokoll  13.  Protokolle  zu 
den  Verhandlungen  der  Kammer.    Bd.  I. 

23)  Dritter  Bericht  des  ersten  Ausschusses  der  2.  Kammer  über  die  weitere  Rekommunikation 
der  1.  Kammer  in  betreff  der  drei  Gesetzentwürfe.    Beilage  Nr.  326  zum  67.  Protokoll. 

24)  Beratung  hierüber  in  der  2.  Kammer  am  11.  Mai  1884.  Protokoll  68.  Protokolle  zu 
den  Verhandlungen  der  2.  Kammer.    Bd.  ^^. 

25)  Mündliche  Berichterstattung  namens  des  ersten  Ausschusses  der  1.  Kammer  und  Be- 
ratung über  die  Rekommunikation  der  2.  Kammer  vom  26.  Mai  1884.    Protokoll  16. 
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Gesetz,  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer betreffend  vom  21.  Juni  1869. 

Ludwig  III.  von  Gottes  Gnaden,  Grossherzog  von  Hessen  und  bei 
Rhein  etc.  etc. 

Nachdem  für  angemessen  erachtet  worden  ist,  eine  allgemeine 
Einkommensteuer  unter  Aufhebung  der  bisherigen  Personalsteuer 
in  dem  Grossherzogtum  einzuführen,  haben  Wir  nach  Anhörung 
Unseres  Staatsrats  und  mit  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände 
verordnet  und  verordnen  hiermit,  wie  folgt: 

Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel    1. 
Der  Einkommensteuer  sind  mit  den  im  Art.  4  bezeichneten  Ausnahmen 
ohne  Unterschied  des  Geschlechts  unterworfen: 

1.  die  im  Grossherzogtum  wohnenden  Inländer; 

2.  die  im  Ausland  wohnenden  Inländer,  welche  ein  Einkommen 
von  wenigstens  300  fl.  aus  dem  Grossherzogtum  beziehen, 
für  dieses  allein  bei  ihnen  in  Betracht  kommende  Ein- 
kommen; 


Vorbemerkung.   Die  Noten  beziehen  sich  ausschliesslich  auf  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1884. 
E.  bedeutet  Entwurf,  A.  Ausschuss. 


Art.  1.  Der  Art.  1  des  bisherigen  Gesetzes,  welcher  von  der  Steuerpflichtig- 
keit handelt,  musste  aus  dem  Grunde  eine  wesentlich  veränderte  Fassung  er- 
halten, weil  das  seit  Erlass  des  gegenwärtig  gültigen  Gesetzes  erschienene 
Reichsgesetz,  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870  hin- 
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Gesetz,  die  allgemeine  Einkommensteuer  betreffend 
Yom  8.  Juli  1884. 

Ludwig  IV.  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  und  bei 
Rhein  etc.  etc. 

Auf  Grund  einer  für  notwendig  befundenen  Revision  der  Be- 
stimmungen über  die  allgemeine  Einkommensteuer  haben  Wir  mit 
Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände  verordnet  und  verordnen 
hiermit  wie  folgt: 

Erster  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmnngen. 

Artikel    1. 

Der  Einkommensteuer  sind  mit  den  in  Artikel  2,  3  und  6  bezeichneten 
Beschränkungen  und  Ausnahmen  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  unter- 
worfen : 

1)  Angehörige  des  Grossherzogtums  und  zwar: 

a.  wenn  sie  einen  Wohnsitz  daselbst  haben; 

b.  wenn  sie  in  einem  andern  deutschen  Staate  wohnen 
oder  sich  aufhalten,  ohne  gleichzeitig  im  Grossherzogtum 
einen  Wohnsitz  zu  haben,  mit  demjenigen  Einkommen, 
welches  aus  inländischem  Grundbesitz  oder  aus  einem  im 
Inlande  betriebenen  Gewerbe  herrührt,  sofern  dieses  Ein- 
kommen wenigstens  500  Mark  beträgt,  desgleichen  mit 
dem  Einkommen  an  Gehalt,  Pension  und  Wartegeld, 
welches  aus  der  Grossherzoglichen  Staatskasse  ge- 
zahlt wird; 

c.  wenn  sie  im  Reichsauslande  wohnen  und  ein  Einkommen 
von  wenigstens  500  Mark  aus  dem  Grossherzogtum  be- 
ziehen, für  dieses  allein  bei  ihnen  in  Betracht  kommende 
Einkommen. 

2)  Angehörige  anderer  deutschen  Staaten  und  zwar: 


sichtlich  der  Beiziehung  der  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  zu  den  direkten 
Staatssteuem  innerhalb  der  einzelnen  Bundesstaaten  eine  Reihe  allgemeiner 
Normen  aufgestellt  hat,  welche,  wenn  es  sich  um  Feststellung  der  Steuerpflich- 
tigkeit im  Grossherzogtum  handelt,  nicht  ausser  Berücksichtigung  bleiben  dürfen. 
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3.  Ausländer,  welche  im  Grossherzogtum  wohnen,  und 

a)  daselbst  eine  mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung  au 
üben,  oder 

b)  im    Beginn    des    Steuerjahrs    bereits    2    Jahre    im    Gross- 
herzogtum gewohnt  haben;  ausserdem 

4.  auch  solche  Ausländer,  welche  im  Grossherzogtum  Grund- 
eigentum besitzen  oder  welche  daselbst  gewerbliche  oder 
Handelsanlagen  besitzen,  bezüglich  ihres  Einkommens  aus 
diesen  Einnahmequellen,  wenn  dasselbe  wenigstens  300  fl. 
beträgt. 


Um  die  Uebersicht  zu  erleichtern,  ist,  in  Uebereinstimmung  mit  §  2  des  königlich 
sächsischen  Einkommensteuergesetzes  vom  2.  Juli  1878  zwischen  den  Ange- 
hörigen des  Grossherzogtums,  den  Angehörigen  anderer  deutscher  Staaten  und 
den  Reichausländem  unterschieden  worden.  —  Die  im  Ausland  wohnenden  In- 
länder, welche  ein  Einkommen  von  wenigstens  300  fl.  aus  dem  Grossherzogtum 
bezogen,  waren  bisher  für  dieses  allein  bei  ihnen  in  Betracht  kommende  Ein- 
kommen der  Steuer  unterworfen.  Diese  Bestimmung  musste  infolge  des  erwähnten 
Reichsgesetzes  wesentlich  modifiziert  werden.  Nur  für  die  im  Reichsauslande 
wohnenden  Inländer  kann  sie  noch  beibehalten  bleiben,  es  wurde  jedoch  für 
angemessen  erachtet,  die  Grenze,  bei  welcher  die  Steuerpflicht  eintritt,  nunmehr 
auf  300  M. ,  mit  welchem  Betrag  nach  Art.  35  die  Steuerpflicht  überhaupt  be- 
ginnen soll,  festzusetzen.  Auch  insofern  Angehörige  des  Grossherzogtums  An- 
gehörige anderer  deutscher  Staaten  und  Reichausländer  nur  für  im  Grossherzogtum 
belegenen  Grundbesitz  oder  daselbst  betriebene  Gewerbe  der  Einkommensteuer 
unterliegen  (Pos.  16,  Pos.  2  c,  Pos.  3  b.),  ist  die  untere  Grenze  für  die  Zuziehung 
überhaupt,  anstatt  bisher  auf  300  fl. ,  nunmehr  auf  300  M.  festgesetzt,  was  als 
ausreichend  erachtet  wird,  um  einerseits  nicht  durch  Rücksichtnahme  auch  auf 
die  kleinsten  Einkommen  der  fraglichen  Art  die  Verwaltung  übermässig  zu  be- 
lästigen, anderseits  aber  die  Garantie  zu  bieten,  dass  Einkommen  irgend 
nennenswerter  Art  nicht  ausser  Betracht  gelassen  werden.     Im  übrigen  schliesst 
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a.  wenn  sie,  ohne  gleichzeitig  in  ihrem  Heimatstaate  einen 
Wohnsitz  zu  haben,  im  Grossherzogtum  wohnen,  oder, 
ohne  anderswo  im  Reiche  einen  Wohnsitz  zu  haben,  sich 
im  Grossherzogtum  aufhalten; 

b.  wenn  sie  in  Reichsdiensten  oder  Staatsdiensten  anderer 
den  t  seh  er  Bundesstaaten  stehen  und  in  dies  er  Eigensc  ha  ft 
im  Grossherzogtum  ihren   dienstlichen  Wohnsitz   haben; 

c.  in  allen  anderen  Fällen  mit  demjenigen  Einkommen, 
welches  aus  im  Grossherzogtum  belegenem  Grundbesitze 
oder  einem  im  Grossherzogtum  betriebenen  Gewerbe  her- 
rührt, sofern  dieses  Einkommen  wenigstens  500  Mark 
beträgt,  desgleichen  mit  dem  Einkommen  an  Gehalt, 
Pension  und  Wartegeld,  welche  aus  derGrossherzoglichen 
Staatskasse  gezahlt  werden. 

3)    Reichsausländer  und  zwar: 

a)  wenn  sie  im  Grossherzogtum  ihren  Wohnsitz  haben; 

b)  wenn  sie  im  Grossherzogtum  Grundeigentum  oder  gewerb- 
liche oder  Handelsanlagen  besitzen,  bezüglich  ihres  Ein- 
kommens aus  diesen  Einnahmequellen,  wenn  dasselbe 
wenigstens  500  Mark  beträgt. 

Einen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes  hat  eine  Person  an 
dem  Orte,  an  welchem  sie  eine  Wohnung  unter  Umständen  innehat, 
welche  auf  die  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung  einer  solchen 
schliessen  lassen. 


sich  die  Redaktion  des  vorliegenden  Artikels  an  den  Inhalt  des  erwähnten 
Reichsgesetzes  speciell  an.  Gegenüber  dem  von  der  zweiten  Kammer  der  Stände 
angenommenen  1.  Entwurf  wurde  zur  grösseren  Deutlichkeit  für  angemessen 
erachtet,  in  Ziffer  1  lit.  b  nach  den  Worten  „wenn  sie  in  Reichs-  oder  Staats- 
diensten" den  Zusatz  „anderer  deutscher  Bundesstaaten"  zu  machen.  Auch  die 
am  Schlüsse  des  Artikels  angebrachte,  ganz  mit  dem  allegirt«n  Reichsgesetz 
übereinstimmende  nähere  Bestimmung  des  Begriffes  „Wohnsitz",  welche  sich  zur 
Begegnung  von  Zweifeln  empfehlen  dürft«,  ist  neu.     (Motive.) 

Bei  der  Beratung  des  1.  E.  hatte  der  A.  beanstandet,  dass  in  Ib,  2c, 
3  b  die  Einkommen  aus  Grundbesitz  etc.  unter  300  M.  frei  sein  sollten.  Die 
Begründung,  dass  das  Herbeiziehen  dieser  Einkommen  grosse  Arbeit  verursache 
und  doch  nur  geringen  Ertrag  liefere,  wurde  für  nicht  ausreichend  erachtet. 
Es  handele  sich  hier  oft  nicht  um  kleine  Gesamteinkommen,  sondern  nur  um 
Teile  eines  möglicherweise  ganz  grossen.  Der  A.  beantragte  deshalb  die  Worte  : 
„wenigstens  300  M.  beträgt"  zu  streichen,  und  dafür  zu  setzen:  „nicht  minde- 
stens in  der  I.  Klasse  einzuschätzen  sind*.  Statt  dessen  hielt  die  Kammer  für 
rätlich ,  die  Summe  zu  nennen,  und  setzte  200  M.  ein.  Bei  der  Beratung  des 
2  E.  wurde  der  Satz  von  500  M.  angenommen.     (Siehe  Art.  35.) 
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3gQ  Georg  Schanz, 

Artikel    2. 
Das  Einkommen  aus  im  Ausland  belegenen  Immobilien  kommt 
bei    der    Einkommensteuer   in    dem   Fall    nicht   in   Betracht,    wenn 
wegen  desselben  dort  schon  eine  gleichartige  Steuer  entrichtet  wird. 


Art.  2.  Es  empfiehlt  sich,  im  Gegensatz  zu  den  im  vorigen  Artikel  ent- 
haltenen positiven  Bestimmungen,  dasjenige  Einkommen  hier  sj)eciell  aufzuführen, 
welches  nach  §§  3  und  4  des  allegierten  Reichsgesetzes  der  diesseitigen  Ein- 
kommensteuer nicht  unterworfen  werden  kann.     (Motive.) 

Art.  3.  Nach  Art.  1  Pos.  3  des  bisher  gültigen- Gesetzes  sind  Ausländer, 
welche  im  Grossherzogtum  wohnen,  ohne  daselbst  eine  mit  Erwerb  verbundene 
Beschäftigung  auszuüben,  erst  alsdann  zur  Einkommensteuer  zu  ziehen,  wenn 
sie  bei  Beginn  des  Steuerjahres  bereits  zwei  volle  Jahre  im  Grossherzogtum 
gewohnt  haben.  Diese  Bestimmung  hat  ihren  Grund  darin,  dass  für  angemessen 
erachtet  worden  war,  Fremden,  welche  im  Grossherzogtum  lediglich  von  ihren 
Renten  leben,  ohne  den  daselbst  gewählten  Aufenthalt  zu  irgend  einer  Erwerbs- 
thätigkeit  zu  benutzen,  die  Einkommensteuer  nicht  sofort  bei  ihrem  Einzug, 
sondern  erst  alsdann,  wenn  sich  die  Absicht  dauernder  Beibehaltung  des  ge- 
wählten Wohnsitzes  herausgestellt  haben  würde,  anzusetzen.  Auf  Grund  der 
bisher  gemachten  Erfahrungen,  in  Verbindung  mit  den  Bestimmungen  des 
Reichsgesetzes  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung,  ist  indes  in  neuerer 
Zeit  die  Ansicht  zur  Geltung  gekommen,  dass  gegenwärtig  ein  triftiger  Grund 
nicht  mehr  vorliegt,  die  bisherige  Steuerfreiheit  in  so  ausgedehntem  Masse  auf- 
recht zu  erhalten.  Namentlich  im  Hinblick  auf  §  18  zweiten  Absatz  des  königl. 
preussischen   Gesetzes  vom  1.  Mai  1851 ,   wonach  derartige  Ausländer  der  Ein- 
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Artikel  2. 
Das  Einkommen  aus  Grundbesitz,  welcher  in  einem  anderen 
deutschen  Staate  liegt,  oder  aus  einem  Gewerbe,  welches  in  einem 
anderen  deutschen  Staate  betrieben  wird,  desgleichen  Gehalte, 
Pensionen  und  Wartegelder,  welche  Militärpersonen  und  Civil- 
beamte,  sowie  deren  Hinterbliebene,  aus  der  Kasse  eines  anderen 
deutschen  Staates  beziehen,  bleiben  bei  Berechnung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  ausser  Betracht. 

Artikel  3. 

Angehörige  anderer  deutscher  Staaten  sowohl,  als  Reichs- 
ausläuder,  welche  im  Grossherzogtum  wohnen,  werden,  im  Falle 
sie  nicht  daselbst  eine  mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung  aus- 
üben, erst  alsdann  zur  Einkommensteuer  gezogen,  wenn  sie  im 
Beginn  des  Steuerjahrs  bereits  ein  Jahr  im  Grossherzogtum  ge- 
wohnt haben. 

Artikel   4. 

Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
unterliegen  hinsichtlich  der  Ueberschüsse,  welche  als  Aktien- 
zinsen oder  Dividenden,  gleichviel  unter  welcher  Benennung,  unter 
die  Mitglieder  verteilt,  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds  oder 
zur  Schuldentilgung  verwendet  werden,  als  solche  der  Ein- 
kommensteuer. 

Den  Vorständen  der  Aktiengesellschaften,  als  deren  gesetz- 
lichen Vertretern,  liegt  es  ob,  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde 
über  das  Einkommen  der  Gesellschaften  vollständigen  Aufschluss 
zu  erteilen. 


kommensteuer  nur  dann  unterworfen  sind,  wenn  sie  sich  des  Eiwerbs  wegen 
oder  länger  als  Ein  Jahr  im  preussischen  Staate  aufhalten,  wurde  der  in  Rede 
stehenden  Bestimmung  die  vorliegende  Fassung  gegeben.     (Motive.) 

Vor  dem  jetzigen  Art.  3  war  im  1.  E.  als  Art.  3  die  Bestimmung  einge- 
schoben :  „Das  Einkommen  von  im  Reichsauslande  belegenen  Immobilien  kommt 
bei  der  Einkommensteuer  in  dem  FaU  nicht  in  Betracht,  wenn  wegen  desselben 
dort  schon  eine  gleichartige  Steuer  entrichtet  wird."  Dieser  Artikel  des  1.  E. 
wurde  auf  Antrag  des  A.  gestrichen,  weil  derselbe  dem  sonst  allgemein  durch- 
geführten Grundsatze  widerspreche,  sich  nicht  um  die  ausländischen  Steuerver- 
hältnisse zu  kümmern,  und  die  Ausführung  auch  noch  leicht  Veranlassung  zu 
Entziehungen  geben  könnte. 

Art.  4.  Der  Artikel  hatte  im  1.  imd  2.  E.  den  gleichen  Wortlaut.  Bei 
Beratung  des  1.  E.  wurden  keine  Abänderungsanträge  gestellt.  Bei  Beratung  des 
2.  E.  wmrden  in  der  2.  K.  in  1.  L.  folgende  Anträge  gestellt:  1)  Zwischen  die 
Worte  , hinsichtlich  der"  und  , Ueberschüsse"  einzuschalten  ,in  ihren  inländischen 
gewerblichen  Niederlassungen  erzielten"  (abgelehnt  mit  23  gegen  20  St.),  2)  „das 
Einkommen  einer  Aktiengesellschaft  wird  derart  zur  Steuer  beigezogen,  dass 
11  "/o  des  Gesamterträgnisses  das  Steuerkapital  bilden"  (abgelehnt  mit  allen 
gegen  7  St.),  3)  im  1.  Abs.  die  Worte  ,  gleichviel  unter  welcher  Benennung 
unter   die  Mitglieder  vertheüt,   oder"    zu   streichen,    dagegen    die  Worte  ,und 
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Artikel   3. 

Ehegatten,  welche  zusammenleben,  werden  bei  der  Besteuerung  als  eine 
Person  angesehen,  desgleichen  Eltern  mit  den  in  ihrer  Haushaltung  lebenden 
unverheirateten  Kindern,  sofern  letztere  weder  Ortsbürger  geworden  sind, 
noch  in  anderer  Weise ,  als  durch  Beihilfe  in  dem  Geschäft  der  Eltern  selbstän- 
digen Erwerb  haben. 

Verheiratete  Personen,  welche  mit  ihren  Eltern  oder  Schwiegereltern  in 
gemeinschaftlichem  Haushalt  leben,  werden  mit  letzteren  nur  dann  als  eine 
Person  angesehen,  wenn  der  eine  Teil  aus  Mangel  an  Mitteln  zur  Führung 
eines  eigenen  Haushalts  in  die  Haushaltung  des  andern  Teils  aufgenommen 
worden  ist. 

Bei  der  Steuerveranlagung  des  Haushaltungsvorstands  wird  seinem  Ein- 
kommen das  besondere  Einkommen  zugerechnet,  welches  Angehörige  seiner 
Haushaltung,  die  nach  vorstehenden  Bestimmungen  mit  ihm  als  eine  Person 
angesehen  werden,  beziehen. 


nicht  unter  die  Mitglieder  vertheilt"  zwischen  die  beiden  Worte  „verwendet" 
und  „verwenden"  einzufügen  (abgelehnt  mit  allen  gegen  1  St.);  4)  „die  Aus- 
führung des  Gesetzentwurfs  zu  sistiren,  solange  nicht  im  Königreich  Preussen 
die  Aktiengesellschaften  mit  ähnlicher  Steuer  belegt  werden"  (abgelehnt  mit 
allen  gegen  7  St.).  In  der  1.  K.  wurde  der  Antrag,  im  1.  Abs.  nach  den  Worten 
„auf  Aktien"  einzuschalten  „mit  Ausnahme  der  hessischen  Ludwigsbahn"  ab- 
gelehnt (mit  21  gegen  3  St.),  ebenso  der  Antrag,  dem  Art.  4  den  Scbluss- 
satz  beizufügen:  „die  vorstehenden  Bestimmungen  (des  Art.  4)  sollen  erst  in 
Kraft  treten,  wenn  eine  ähnliche  Besteuerungsweise  in  anderen  deutschen 
Staaten,  namentlich  aber  in  Preussen  zur  Einführung  gelangt"  (mit  19  gegen 
5  Stimmen). 

Eine  bei  2.  Lesung  des  2.  E.  gestellte  Anfrage,  ob  Sparkassen,  die  auf 
Aktien  gegründet  sind  und  einen  Theil  ihres  Reingewinns  zu  mildthätigen 
Zwecken  verwenden,  einen  andern  an  die  Aktionäre  vertheilen,  als  A.G.  im 
Sinne  des  Gesetzes  zu  behandeln  sind ,  beantwortete  die  Regierung  dahin ,  dass 
es  darauf  ankomme,  ob  ein  Erwerbsbetrieb  im  Sinne  des  Gesetzes  vorliege  oder 
nicht.  Institute,  die  nicht  einen  eigentlichen  Erwerb  zum  Gegenstand  hätten, 
wolle  man  nicht  der  Besteuerung  unterwerfen. 

Bezüglich  dieses  Artikels  .vgl.  im  übrigen  oben  S.  317  fg. 

Art.  5.  Im  1.  E.  lautete  der  Nachsatz  des  1.  Abs. :  „sofern  letztere  weder 
Ortsbürger  geworden  sind  noch  in  anderer  Weise  als  durch  Beihilfe 
der  Eltern  selbständigen  Erwerb  haben."  Analog  dem  Artikel  4  des  Kapital- 
rentensteuergesetzes  wurden  bei  der  Beratung  des  1.  E.  die  Worte  „weder 
Ortsbürger  geworden  sind,  noch"  gestrichen  und  dafür  „nicht"  eingesetzt. 
Der  Ausschuss  hob  hervor,  dass  das  Ortsbürgerrecht  durch  die  neuere  Ge- 
setzgebung fast  ganz  hinfällig  geworden  sei,  deshalb  kein  Grund  zur  be- 
sonderen Behandlung  vorliege.  Von  einer  Seite  war  man  gegen  Stnch  der 
Worte  mit  Rücksicht  auf  die  Bürgernutzungen  (oft  500 — 600  M.),  damit 
solche  Fälle  nicht  der  Einkommensteuer  und  Kommunalsteuer  entgehen.  Es 
wurde  aber  klar  gestellt,  dass  dem  Sinne  des  Artikels  nach  letzteres  auch  ganz 
und  gar  nicht  der  Fall  ist.  Der  Sinn  des  Art.  wurde  folgendermassen  von  einem 
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Artikel   5. 

Ehegatten,  welche  zusammenleben,  werden  bei  der  Besteuerung  als  eine 
Person  angesehen,  desgleichen  Eltern  mit  den  in  ihrer  Haushaltung  lebenden, 
unverheirateten  Kindern,  sofern  letztere  nicht  in  anderer  Weise  als  durch  Bei- 
hilfe in  dem  Geschäft  der  Eltern  selbständigen  Erwerb  haben. 

Verheiratete  Personen,  welche  mit  ihren  Kindern,  Eltern  oder  Schwieger- 
eltern in  gemeinschaftlichem  Haushalt  leben,  werden  mit  letzteren  nur  dann  als 
eine  Person  angesehen,  wenn  der  eine  Teil  aus  Mangel  an  Mitteln  zur  Führung 
eines  eigenen  Haushalts  in  die  Haushaltung  des  andern  Teils  aufgenommen 
worden  ist. 

Bei  der  Steuerveranlagung  des  Haushaltungsvorstands  wird  seinem  Ein- 
kommen das  besondere  Einkommen  zugerechnet,  welches  Angehörige  seiner 
Haushaltung,  die  nach  vorstehenden  Bestimmungen  mit  ihm  als  eine  Person 
angesehen  werden,  beziehen. 


Abgeordneten  erläutert:  Ehegatten,  welche  zusammenleben,  sollen  als  eine  Person 
in  Bezug  auf  die  Veranlagung  der  Einkommensteuer  angesehen  werden.  Das 
Einkommen  der  Frau  ist  deshalb  nicht  steuerfrei,  sondern  es  wird  in  seinem 
vollen  Betrage  dem  Einkommen  des  Mannes  hinzugerechnet,  und  von  der  Summe 
beider  Einkommen  die  Steuer  bezahlt.  Ebenso  soll  es  mit  den  unverheirateten 
Kindern  gehalten  werden,  die  mit  ihren  Eltern  zusammen  wohnen,  in  ihrer 
Haushaltimg  leben.  Das  Einkommen  dieser  Kinder  soll  also  nicht  als  besonderes 
Einkommen  versteuert,  sondern  nur  dem  Einkommen  der  Eltern  zugeschlagen 
werden.  Es  soll  nur  dann  eine  Ausnahme  gemacht  werden,  wenn  ein  bei  den 
Eltern  wohnendes  Kind  einen  selbst  ändigenErwerb  hat,  dann  soll  es  als 
besonderer  Einkommensteuerpflichtiger  erachtet  werden.  Im  übrigen  wird  das 
Einkommen  des  Betreffenden  versteuert  dadurch,  dass  die  Einkommenstener  der 
Eltern  entsprechend  erhöht  wird.  Die  Qualität  als  Ortsbürger  stellt  wohl  den 
Mann  in  gewisser  Beziehung  selbständiger,  wenn  aber  ein  Kind  in  der  That 
noch  so  abhängig  ist,  dass  es  in  dem  Haushalte  der  Eltern  lebt,  so  ist  die 
Qualität  als  Ortsbürger  nicht  ausreichend,  um  eine  Ausnahme  von  dem  Gesetze 
zu  statuieren. 

In  dem  2.  E.  wurde  in  Abs.  2  hinter  den  Worten  „Verheiratete  Personen, 
welche  mit  ihren",  das  Wort  „Kindern"  beigefügt,  da  es  besonders  häufig  vor- 
kommt, dass  gerade  bejahrte  Eltern  aus  Mangel  an  Mitteln  zur  Führung  eines 
eigenen  Haushalts  in  die  Haushaltung  ihrer  verheirateten  Kinder  aufgenommen 
sind.    Diese  Aenderung  wurde  von  den  Kammern  gebüligt. 

In  der  1.  K.  wurde  der  Abs.  1  beanstandet.  Für  den  Fall  der  Aimahme 
der  progressiven  Besteuerung  hielt  man  es  für  unbülig,  ausdrücklich  durch 
Vertrag  als  getrennt  bezeichnete  Vermögen  in  steuerlicher  Beziehung  zusammen- 
zuwerfen und  dadurch  einer  höheren  Steuerskala  auszusetzen.  Die  1.  K.  nahm 
den  Art.  an  „vorbehaltlich  des  Zurückgreifens  auf  denselben  bei  der  Abstimmung 
über  Art.  1.3".  Bei  Art.  1.3  scheint  der  Vorbehalt  vergessen  worden  zu  sein. 
Obwohl  schliesslich  im  Art.  13  die  progressive  Besteuerang  beschlossen  wurde, 
so  griff  man  nicht  mehr  auf  Art.  5  zurück. 


QQA  Georg  Schanz, 

Artikel   4. 

Von  der  Einkommensteuer  sind  ausgenommen: 

1.  die  Mitglieder  des  grossherzoglichen  Hauses,  jedoch  nicht  für  solches 
Einkommen,  welches  sie  infolge  eines  dienstlichen  Verhältnisses  aus  der 
grossherzoglichen  Staatskasse  erhalten. 

2.  diejenigen  Personen,  welche  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt 
haben,  sofern  sie  nicht  ein  selbständiges  Einkommen  von  wenigstens 
300  fl,  beziehen,  sowie  unter  gleicher  Voraussetzung  auch  Personen 
höheren  Alters,  welche  zu  ihrer  Ausbildung  ein  Gymnasium,  eine  Univer- 
sität oder  andere  Unterrichtsanstalten  besuchen; 

3.  alle  bei  dem  Heer  oder  bei  den  Landwehrstämmen  in  Reih  und  Glied 
befindlichen  Unteroffiziere  und  Soldaten  nebst  den  nach  Art.  3 
einzurechnenden  Hausgenossen  für  das  aus  dem  Militärdienst  fliessende 
Einkommen,  ebenso  für  sonstiges  Einkommen,  wenn  dasselbe  den  Betrag 
von  200  fl.  nicht  erreicht. 


4.  die  Unteroffiziere  und  Soldaten  der  Landwehr- bei  Einkommen 
unter  1500  fl.  für  die  Monate,  in  welchen  sie  zur  Fahne  einberufen 
sind,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  den  Anfang  und  die 
Dauer  des  Militärdienstes  innerhalb  eines  Monats; 

5.  die  Offiziere  des  stehenden  Heeres  und  der  Landwehr,  desgleichen 
Militärbeamte  für  die  Zeit,  während  welcher  sie  mobil  gemacht  sind, 
wenn  das  Gesamteinkommen  derselben  1500  fl.  nicht  erreicht. 


Art.  6.  „Die  im  Art.  6  enthaltenen  Bestimmungen  schliessen  sich  im  we- 
sentlichen an  die  Bestimmungen  im  Art.  4  des  bisher  gültigen  Gesetzes  an. 
Zu  bemerken  ist: 

Zu  Pos.  1.  Hier  war  bisher  nur  von  dem  aus  grossherzoglicher  Staats- 
kasse bezogenen  dienstlichen  Einkommen  die  Rede.  Der  angebrachte  Zusatz, 
wonach  das  dienstliche  Einkommen  aus  der  deutschen  Reichskasse  auf  gleiche 
Stufe  gestellt  wird,  bedarf  wohl  einer  näheren  Begründung  nicht. 

Zu  Pos.  3.  Die  geringe  Abweichung  von  der  bisherigen  Fassung  schliesst 
sich  dem  königlich  preussischen  Gesetz  vom  25.  Mai  1873,  wegen  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1851,  betrefi'end  die  Einführung  einer  Klassensteuer 
und  einer  klassifizierten  Einkommensteuer,  an.  Gegenüber  dem  1.  E.  und  den 
neuesten  Beschlüssen  der  Stände  erscheint  der  in  Uebereinstimmung  mit  der 
bisherigen  Pos.  4  aufgenommene  Schlusssatz,  wonach  die  Befreiung  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Anfang  und  die  Dauer  des  Militärdienstes  innerhalb  eines  Monats 
einzutreten  hat. 

Zu  Pos.  4.  Die  hierin  enthaltene  Vorschrift  entspricht  dem  gegenwärtig 
gültigen  Gesetz   und  dem  bezüglichen  neuesten  Beschluss  der  zweiten  Kammer 
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Artikel   6. 

Von  der  Einkommensteuer  sind  ausgenommen: 

1)  die  Mitglieder  des  grossherzoglichen  Hauses,  jedoch  nicht  für  solches 
Einkommen,  welches  sie  infolge  eines  dienstlichen  Verhältnisses  aus 
der  Deutschen  Reichs-  oder  grossherzoglichen  Staatskasse  erhalten; 

2)  diejenigen  Personen,  welche  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  zurück- 
gelegt haben,  sofern  sie  nicht  ein  selbständiges  Einkommen  von 
wenigstens  700  Mark  beziehen,  sowie  unter  gleicher  Voraussetzung  auch 
Personen  höheren  Alters,  welche  zu  ihrer  Ausbildung  ein  Gymna- 
sium, eine  Universität  oder  andere  Unterrichtsanstalten  besuchen; 

3)  alle  zur  Friedensstärke  des  Heeres  gehörigen,  bei  dem  Heer 
oder  bei  den  Landwehrstämmen  in  Reih  und  Glied  befindlichen  Per- 
sonen des  Unteroffiziers-  und  Gemeinenstandes  nebst  den 
nach  Art.  5  einzurechnenden  Hausgenossen  für  das  aus  dem  Militär- 
dienst fliessende  Einkommen,  ebenso  für  sonstiges  Einkommen,  wenn 
dasselbe  den  Betrag  von  500  Mark  nicht  erreicht,  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  den  Anfang  und  die  Dauer  des  Militärdienstes 
innerhalb  eines  Monats; 

4)  die  Personen  des  Unteroffiziers-  und  Gemeinenstandes  der 
Reserve  und  Landwehr  bei  Einkommen  unter  2600  Mark  für  die 
Monate,  in  welchen  sie  zur  Fahne  einberufen  sind,  und  zwar  mit  der 
am  Schlüsse  von  Ziffer  3  erwähnten  Ausdehnung; 

5)  die  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Gemeinen  des  stehenden  Heeres 
und  der  Landwehr,  desgleichen  Aerzte  und  Militärbeamte,  wenn  das 
Gesamteinkommen  2600  Mark  nicht  erreicht,  für  die  Zeit  während 
welcher  sie  mobil  gemacht  sind,  oder  zu  Ersatzabteilungen 
mobiler  Truppen  oder  zu  Besatzungen  von  im  Kriegsstande 
befindlichen  Festungen  gehören,  und  zwar  mit  der  am 
Schlüsse  von  Ziffer  3  und  4  erwähnten  Ausdehnung; 


der  Stände.  Nur  ist,  was  einer  näheren  Begründung  wohl  nicht  bedarf  (gegen- 
über dem  1.  Entwurf)  vor  dem  Worte  „Landwehr"  eingefügt  , Reserve  und". 
Zu  Pos.  5.  Die  bisherige  bezügliche  Bestimmung  erstreckte  sich  auf  die 
Personen  des  Unteroffiziers-  und  Gemeinenstandes  bei  dem  stehenden  Heer  und 
den  Landwehrstämmen  nicht,  vielmehr  war  das  nicht  aus  dem  Militärdienst 
füessende  Einkommen  derselben ,  soweit  es  200  fl.  (nun  350  M.)  erreicht ,  auch 
im  Falle  der  Mobilmachung  steuerbar.  Mit  der  neuen  Fassung  ist  der  in  §  52 
des  Landtagsabschiedes  vom  7.  November  1872  von  seiten  der  grossherzoglichen 
Regierung  gegebenen  Zusage,  dem  Antrage  der  Stände  auf  Befreiung  der  Un- 
teroffiziere und  Soldaten  des  stehenden  Heeres  mit  einem  Gesamteinkommen 
unter  1500  fl.  (mm  2500  M.)  von  der  Einkommensteuer,  während  der  Zeit  der 
Mobilmachung  zu  entsprechen,  nachgekommen.  Die  Ausdehnung  auf  diejenigen 
Truppen,  welche  zu  Ersatzabteilungen  mobiler  Truppen  oder  zu  Besatzungen  im 
Kriegszustande  befindlicher  Festungen  gehören,  entspricht  der  gleichen  Bestim- 
mung in  dem  bereits  erwähnten  königlich  preussischen  Gesetz  vom  25.  Mai  1873. 
Auch  hier  ist  femer  (gegenüber  dem  1.  Entwurf)  die  gleiche  Bestimmung,  wie 
am  Schluss   der  Zifier  3  und  4  aufgenommen. 


2^2  Georg  Schanz, 

6.  Die  Gewerbsgehilfen  und  die  Dienstboten,  welche  von  ihren 
Prinzipalen  oder  Dienstherrn  Wohnung  und  Kost  empfangen, 
im  Fall  sie  nicht  höher  als  in  die  2.  Steuerklasse  des  Art.  32 
einzuschätzen  sein  würden, 

7.  Invaliden,  die  eine  Invalidenpension  beziehen,  sofern  ihr  Einkommen 
den  Betrag  von  200  fl.  nicht  übersteigt. 


Arme,  die  im  Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  eine  fortdauernde 
Unterstützung  erhalten  oder  in  öffentlichen  Anstalten  auf  öffentliche 
Kosten  verpflegt  werden,  oder  welche  ihren  Unterhalt  ganz  oder  zum 
grössten  Teil  durch  Privatwohlthätigkeit  empfangen. 
Ausländer,  welchen  auf  Grund  von  Vereinbarungen  mit  anderen  Staaten 
die  Befreiung  von  persönlichen  Steuern  zusteht. 


Zu  Pos.  6.  Bisher  fand  in  dem  hier  in  Rede  stehenden  Fall  Steuerfreiheit 
nicht  statt.  Die  nunmehr  aufgenommene  Bestimmung  entspricht  dem  Art.  2 
des  oben  genannten  preussischen  Gesetzes  und  dürfte  sich  aus  Gründen  der 
Billigkeit  empfehlen. 

Zu  Pos.  7.  Die  genannten  Personen  sollten  bisher  nur  dann  steuer- 
pflichtig sein,  wenn  sie  höher  als  in  die  bisherige  zweite  Klasse  (Einkommen 
bis  weniger  als  300  fl.)  einzuschätzen  seien.  Es  wird  für  angemessen  erachtet, 
die  Steuerpflicht  künftig  mit  der  Ueberschreitung  der  Grenze  von  500  M.  ein- 
treten zu  lassen.  Bisher  musste  als  ein  Missstand  angesehen  werden,  dass  Ge- 
werbsgehilfen und  Dienstboten,  insofern  sie  überhaupt  als  steuerpflichtig  zu 
erachten  waren,  unbedingt  in  Klasse  3  der  zweiten  Abteilung  mit  20  fl. 
Steuerkapital  gesetzt  werden  mussten.  Um  im  geeigneten  Falle  eine  mildere 
Behandlung  eintreten  lassen  zu  können,  enipfiehlt  es  sich,  die  gegenüber  dem 
gegenwärtig  gültigen  Gesetz  (dem  1.  E.)  und  den  neuesten  Beschlüssen  der 
zweiten  Kammer  der  Stände  neuen  Bestimmungen  aufzunehmen,  wonach  auch 
hier  die  Einreihung  in  die  zunächst  niedrigere  Klasse,  als  dem  Einkommen 
entspricht,  zulässig  erscheint. 

Zu  Pos.  8.  Nach  dem  bisher  gültigen  Gesetz  sind  Invaliden,  welche  eine 
Invalidenpension  beziehen,  insofern  befreit,  als  ihr  Einkommen  den  Betrag 
von  200  fl.  nicht  übersteigt.  (Im  1.  Entwurf  und)  durch  den  neuesten  bezüg- 
lichen Beschluss  der  zweiten  Kammer  der  Stände  wurde  anstatt  der  200  fl.  der 
Betrag  von  350  Mark  gesetzt.  Bleiben  die  Einkommen  der  niedrigsten  Stufe 
bis  zu  300  M.  für  die  Zukunft  überhaupt  frei,  so  würden  die  erwähnten  Inva- 
liden eine  Begünstigung  kaum  mehr  geniessen.  In  milder  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  wird  daher  nunmehr  beantragt,  den  Betrag  von  350  M.  auf 
400  M.  zu  setzen,  zugleicli  mit  der  weiteren  Vergünstigung,  dass  infolge  von 
Verletzungen,  in  ihrer  Erwerbsthätigkeit  wesentlich  geschädigte  Invaliden  auch 
dann  noch,  wenn  ihr  Gesamteinkommen  weniger  als  500  M.  erreicht,  von  der 
Einkommensteuer  ausgenommen  sein  sollen. 

Zu  Pos.  9  und  10.  Die  hier  enthaltenen  Bestimmungen  entsprechen  den 
Ziffern  8  und  9  des  gegenwärtig  gültigen  Gesetzes."     (Motive.) 

Bei  der  Beratung  des  1.  E.  wurde  ausdrücklich  konstatiert,  dass  die  unter 
Pos.  6  festgesetzte  Befreiung  nur  auf  3  Fälle  sich  erstreckt.  Die  Proposition, 
erklärte  die  Regierung,  geht  dahin,  dass  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Gemeine 
des  stehenden  Heeres  und  der  Landwehr,  desgleichen  Aerzte  und  Militärbeamte, 
wenn  das  Einkommen  2500  M.  nicht  erreicht,  für  die  Zeit,  während  welcher 
sie  mobil  gemacht  sind  oder   zu  Ersatzabteilungen  mobiler  Truppen   oder 
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6)  Im  gleichen  Falle  die  Offiziere,  Aerzte  und  Militärbeamten, 
deren  Gesamteinkommen  2600  Mark  und  mehr  beträgt,  hin- 
sichtlich ihres  Militärdiensteinkommens; 

7)  Invaliden,  die  eine  Invalidenpension  beziehen,  sofern  ihr  Gesamt- 
einkommen den  Betrag  von  600  Mark  nicht  erreicht;  desgleichen 
Invaliden,  welche  infolge  von  Verletzungen  in  ihrer 
Erwerbsthätigkeit  wesentlich  geschädigt  sind,  im  Falle  das 
Gesamteinkommen  weniger  als  700  Mark  beträgt; 

8)  Arme,  die  im  "Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  eine  fortdauernde 
Unterstützung  erhalten  oder  in  öffentlichen  Anstalten  auf  öffentliche 
Kosten  verpflegt  werden,  oder  welche  ihren  Unterhalt  ganz  oder  zum 
grössten  Teile  durch  Privatwohlthätigkeit  empfangen; 

9)  Ausländer,  welchen  auf  Grund  von  Vereinbarungen  mit  anderen  Staaten 
die  Befreiung  von  persönlichen  Steuern  zusteht. 


zu  Besatzungen  von  im  Kriegsstande  befindlicher  Festungen  gehören,  von  der 
Einkommensteuer  überhaupt  ausgenommen  sind.  Der  Gegensatz  dazu  ist  der, 
dass  in  gleichem  Falle,  sobald  das  Einkommen  2500  M.  übersteigt,  bei  den 
Offizieren,  Aerzten  und  Militärbeamten  diese  Freiheit  nicht  in  vollem  Masse, 
wohl  aber  hinsichtlich  des  Militär-Diensteinkommens  eintritt.  Es  sind 
triftige  Gründe  vorhanden,  auch  bei  denjenigen,  welche  der  ersten  Abteilung 
der  Einkommensteuer  angehören,  also  mehr  als  2500  M.  Einkommen  haben, 
wenn  sie  mobil  gemacht  sind,  doch  wenigstens  dieses  Einkommen  von  der  Be- 
steuerung frei  zu  geben. 

Bei  Berathung  des  2.  E.  wurde  Pos.  6  bekämpft,  es  wurde  aber  entgegnet, 
dass  nach  dem  alten  deutschen  Satz  ,was  dienstbar  ist,  ist  nicht  zinsbar"*,  es 
eine  Sache  des  Anstandes  sei,  dass  man  demjenigen,  der  sein  Leben  dem  Vater- 
lande zum  Opfer  zu  bringen  bereit  sei,  während  der  genannten  Zeit  wenigstens 
bezüglich  des  militärischen  Diensteinkommens  von  der  Besteuerung  freilasse. 

"Weiter  wurde  der  Antrag  gestellt,  in  Pos.  3  den  Satz  von  , ebenso  — 
Monats"  ganz  zu  streichen;  es  sollten  also  die  fraglichen  Personen  bezüglich 
ihres  nicht  aus  dem  Militärdienst  fliessenden  Einkommens  mit  allen  andern 
gleichgestellt,  d.  h.  bis  zu  300  M.  befreit  werden.  Es  sei  wenig  gerechtfertigt, 
die  Einkommen  von  300 — 350  M.  eigens  zu  behandeln,  d.  h.  für  einen  so  engen 
Kreis  eine  Ausnahmebestimmung  zu  schaffen.  Der  Antrag  wurde  aber  ab- 
gelehnt. 

Im  2.  E.  war  vor  der  jetzigen  Pos.  7  eine  andere  als  Pos.  7  eingeschoben: 
„Die  Gewerbsgehilfen  und  die  Dienstboten,  welche  von  ihren  Prinzipalen  oder 
DienstheiTn  Wohnung  und  Kost  empfangen,  im  Falle  sie  nicht  mindestens  zu 
500  M.  einzuschätzen  sein  würden;  Einreihung  in  die  zunächst  niedrigere 
Klasse  im  Sinne  des  Artikels  35  erscheint  zulässig."  Ein  Antrag  ging  dahin, 
in  Pos.  7  den  2.  Satz  zu  streichen  und  im  1.  Satz  statt  ,im  Falle  sie  nicht 
mindestens  zu  500  M.  einzuschätzen  sein  würden"  zu  sagen  ,im  Falle  sie  ausser 
Wohnung  und  Kost  400  M.  Geldlohn  beziehen".  Der  Antrag  wurde  damit  be- 
gründet, dass  Dienstboten  und  Gewerbsgehilfen,  welche  beim  Prinzipal  Wohnung 
und  Kost  empfangen,  als  Hausgenossen  im  Sinne  des  Art.  5  des  Ges.  anzusehen 
seien.  Auch  müsse  man  eine  Ungleichheit  der  Dienstboten  untereinander 
möglichst  verhindern.  Die  Dienstboten  stünden  bei  Nichtänderung  des  Artikels 
in  gewissem  Nachteü  zu  anderen,  ihr  Einkommen  werde  genau  eruirt,  weil 
die  Dienstherrn  Auskunft  erteilen  sollen,  es  handele  sich  um  wenige  Personen 
imd  niedrige  Einkommen,  die  man  doch  frei  lassen  könne.  Dem  gegenüber  hob 
die  Regierung  hervor,   dass   die  vorgeschlagene  Bestimmung  ganz   an  die  bis- 
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Artikel  5. 

Die  Veranlagung  der  Einkommensteuer  geschieht  in  zwei  Abteilungen, 
nämlich  in  der  ersten  Abteilung  für  diejenigen  steuerpflichtigen  Personen,  welche 
selbständig  ein  jährliches  Einkommen  von  wenigstens  1500  fl.  beziehen,  nach 
den  in  Art.  10—31  enthaltenen  Bestimmungen,  und  in  der  zweiten  Abteilung 
für  diejenigen  steuerpflichtigen  Personen,  deren  selbständiges  jährliches  Ein- 
kommen den  Betrag  von  1500  fl.  nicht  erreicht,  nach  den  in  Art.  82 — 34  ent- 
haltenen Bestimmungen. 

Artikel  6. 

Die  Einkommensteuerkapitalien  unterliegen  einem  für  jede  Finanzperiode 
festzusetzenden  Steuerausschlage  nebst  dem  Zuschlage  für  Verzinsung  und  Til- 
gung der  Staats-  und  Provinzialstrassenbauschulden. 


Artikel    7. 

Die  Einkommensteuer   wird  in  monatlichen  Raten   nach   den  für  die 
übrigen  direkten  Steuern  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  erhoben. 

Nachtragsrollen  für  diejenigen,  deren  Steuerpflicht  im  Laufe  des  Jahres 
beginnt,  werden  nicht  aufgestellt,  ausser  für  die  Personen,  welche  dadurch,  dass 
sie  ihren  Wohnort  im  Grossherzogtum  nehmen,  steuerpflichtig  werden  und  welche 
vom  nächstfolgenden  Monat  an  zur  Steuer  zu  ziehen  sind. 


herige  Vorschrift  sich  anschliesse ;  es  gehe  zu  weit,  Dienstboten  und  Gewerbsge- 
hilfen den  Kindern  gleichzustellen,  es  gebe  Dienstboten  in  grossen  Häusern,  die 
ganz  bedeutende  Einkommen  aus  Lohn  bezögen.  Schon  bei  der  Beratung  des 
Einkommensteuergesetzes  1869  sei  die  selbständige  Besteuerung  der  Dienstboten, 
die  damals  in  Preussen  in  ausgedehntem  Sinne  bestand,  ausführlich  besprochen 
worden.  Man  habe  damals  die  Frage  im  allgemeinen  verneint,  namentlich  auch 
w^eil  man  fürchtete,  dass  der  Dienstherr  diese  Steuer  wohl  selbst  bezahlen  müsse. 
Dagegen  habe  man  sich  dahin  verständigt,  dass  die  bestsituirten  Dienstboten 
wesentlich  günstiger  gestellt  sind,  als  ein  Familienvater,  der  in  seinem  kleinen 
Häuschen  wohnt  und  dasselbe  Einkommen  hat. 

Schliesslich  wurde  die  ganze  Pos.  7  hinfällig  durch  die  zu  Art.  35  be- 
schlossene Befreiung  aller  Einkommen  bis  zu  500  M.  Mit  der  Aenderung  der 
Skala  in  Art.  35  und  13  hing  es  auch  zusammen,  dass  nachträglich  in  Pos.  2 
der  Betrag  von  500  auf  700,  in  Pos.  3  von  350  auf  500,  in  Pos.  4  und  5  von 
2500  auf  2600,  in  jetziger  Pos.  8  von  400  auf  600  und  von  500  auf  700  erhöht 
wurde. 

394 


Die  direkten  Steaem  Hessens  and  deren  neueste  Beform.  395 

Artikel   7. 

Die  Veranlagung  der  Einkommensteuer  geschieht  in  zwei  Abteilvmgen, 
nämlich  in  der  ersten  Abteilung  für  diejenigen  steuerpflichtigen  Personen,  welche 
selbständig  ein  jährliches  Einkommen  von  wenigstens  2600  Mark  beziehen,  nach 
den  in  Art.  13  bis  34  enthaltenen  Bestimmimgen,  und  in  der  zweiten  Abteilung 
für  diejenigen  steuerpflichtigen  Personen,  deren  selbständiges  jährliches  Ein- 
kommen den  Betrag  von  2600  Mark  nicht  erreicht,  nach  den  in  Art.  35  bis  37 
enthaltenen  Bestimmungen. 


Artikel  8. 

Die  Einkommensteuer  wird  in  sechs  Zielen  nach  den  für  die  übrigen 
direkten  Steuern  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  erhoben. 

Nachtragsrollen  für  diejenigen,  deren  Steuerpflicht  im  Laufe  des  Jahres 
beginnt,  werden  nicht  aufgestellt,  ausser  für  die  Personen,  welche  dadurch,  dass 
sie  ihren  Wohnort  im  Grossherzogtum  nehmen  und  daselbst  eine  mit 
Erwerb  verbundene  Beschäftigung  ausüben,  steuerpflichtig  werden 
und  welche  vom  nächstfolgenden  Monat  an  zur  Steuer  zuzuziehen  sind. 

Von  dem  nämlichen  Zeitpunkt  an  werden  Angehörige  des 
Orossherzogtums,  welche  bisher  anderwärts  gewohnt  hatten  und 
in  das  Grossherzogtum  zurückgekehrt  sind,  zur  Steuer  gezogen. 

Ferner  finden  Steuernachträge  für  diejenigen  Personen  statt, 
deren  Einkommen  sich  zwischen  der  Zeit  der  Steuerregulierung 
und  dem  Beginn  des  Steuerjahres  erhöht  hat  oder  deren  volles  im 
Beginne  des  Steuerjahres  bestandenes  Einkommen  zur  Zeit  der 
Einschätzunor  unbekannt  war. 


Art.  7.  Auch  hier  setzte  die  erste  Kammer  mit  Rücksicht  auf  Art.  13  statt 
2500  M.  jedesmal  2600  M. 

Art.  8.  Die  seit  Erlass  des  bisher  gültigen  Einkommensteuergesetzes 
durch  Gesetz  vom  29.  August  1874  eingeführte  Erhebung  der  direkten  Steuern 
in  sechs  Zielen  hat  hier  zunächst  Berücksichtigung  gefunden.  Der  Zusatz  im 
folgenden  Absatz  zu  der  bisherigen  Bestimmung :  „und  daselbst  eine  mit  Erwerb 
verbundene  Beschäftigung  ausüben",  dient  zur  grösseren  Deutlichkeit  der  Be- 
stimmung. 

Der  letzte  Absatz  ist  gegenüber  dem  bisher  gültigen  Gesetz,  dem 
1.  Entwurf  und  den  neuesten  Beschlüssen  der  zweiten  Kammer  der  Stände  neu. 
Die  Bestimmung  steht  übrigens  im  Einklang  mit  dem  zweiten  Absätze  des 
Artikels  und  empfiehlt  sich  zur  Begegnung  von  Zweifeln.  Bisher  wurde  ange- 
nommen, dass  jemandes  angesetzter  Steuerbetrag  bereits  innerhalb  des  Steuer- 
jahres, abgesehen  von  den  besonderen  Bestimmimgen  im  Gesetz,  nicht  verändert 
werden  solle.    Zweifelhaft  war  es  nach  dem  Wortlaut  des  Gresetzes,   ob   in  der 
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Artikel   8. 

Eine  Veränderung  an  dem  Einkommen  im  Lauf  des  Jahres,  für  welches 
die  Veranlagung  erfolgt  ist,  zieht  keine  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Steuer 
nach  sich.  Nur  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  durch  den  Verlust  ein- 
zelner Einnahmequellen  das  veranschlagte  Gesamteinkommen  eines  Steuer- 
pflichtigen um  mehr  als  den  vierten  Teil  vermindert  worden,  darf  eine  verhältnis- 
mässige Herabsetzung  der  Steuer  auf  dem  Wege  der  Reklamation  mit  Wirkung 
vom  Schlüsse  des  Monats  an,  in  welchem  der  Verlust  eingetreten  ist,  gefordert 
werden. 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  Steuei-pflichtigen  sind  die  Erben  zur  Fort- 
entrichtung der  Steuer  für  das  laufende  Jahr  verpflichtet.  Sofern  aber  das  Ein- 
kommen, das  der  Verstorbene  bezog,  durch  sein  Absterben  ganz  oder  teilweise 
erlischt,  können  sie  auf  dem  Wege  der  Reklamation  Nachlass,  bezw.  entsprechende 
Herabsetzung  der  Steuer  von  dem  Schlüsse  des  Monats  an,  in  welchen  der 
Todestag  fällt,  verlangen. 

Hört  die  Steuerpflicht  durch  Wegzug  aus  dem  Grossherzogtum  auf,  so  ist 
die  veranlagte  Steuer  vom  Anfang  des  nächstfolgenden  Monats  an  in  Abzug  zu 
bringen. 


Artikel  9. 

Die  Zahlung  der  angesetzten  Steuer  darf  wegen  einer  Reklamation  in 
keinem  Falle  aufgehalten  werden,  muss  vielmehr,  mit  Vorbehalt  der  Erstattung 
des  zu  viel  Bezahlten,  stets  in  den  bestimmten  Terminen  erfolgen. 


Zwischenzeit  zwischen  der  Steuerregulierung  und  Beginn  des  Steuerjahres  eine 
Veränderung  vorgenommen  werden  könnte.  Im  §  10  der  Instruktion  vom  5.  Juli 
1869  war  die  Frage  bejaht.  Zur  grössern  Deutlichkeit  hat  nun  die  Regierung 
diese  Bestimmung  in  das  Gesetz  selbst  aufgenommen.  (Motive  und  Ausschuss- 
bericht z.  2.  E.) 

Zum  1.  E.  wurde  vom  Ausschuss  bemerkt:  Im  Absatz  2  ist  der  Eintrag 
des  Zuziehenden  in  die  Nachtragsrollen  im  Laufe  des  Jahres  von  einem  Gewerbe- 
betrieb abhängig  gemacht,  im  Falle  der  alleinigen  Einkommensteuerpflicht  sind 
sie  frei.  Eine  solche  Freilassung  mag  vielleicht  gerechtfertigt  erscheinen,  allein 
ihr  gegenüber  ist  der  Absatz  3  eine  Härte  gegen  den  zurückkehrenden  Hessen. 
Er  soll  sofort  wieder  in  die  Liste  aufgenommen  werden,  auch  wenn  er  kein  mit 
Erwerb  verbundenes  Geschäft  betreibt.  Dafür  wird  allerdings  bemerkt,  dass 
der  Fall  nicht  sehr  häufig  vorkommt  und,  wenn,  es  meistenteils  auf  eine  Ent- 
ziehung der  Besteuerung  abgesehen  ist.  —  Ein  Mitglied  des  Ausschusses  hatte 
beantragt,  den  3.  Abs.  zu  fassen:  „Angehörige  des  Grossherzogtums,  welche 
bisher  anderwärts  gewohnt  hatten  und  in  das  Grossherzogtum  zurückgekehrt  sind, 
unterliegen  der  Besteuerung,"  zog  aber  bei  der  Verhandlung  den  Antrag  wieder 
zurück. 

A  rt.  9.  Dieser  Art.  ist  fast  vollständig  mit  dem  Art.  8  des  bisherigen  Ge- 
setzes, der  sich  bewährt  hat,  übeinstimmend.  Mit  dem  im  ersten  Absatz  für 
, Gesamteinkommen"    substituirten  Ausdruck    „gesamte  Jahreseinkommen"    soll 
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Artikel    9. 

Eine  Veränderung  an  dem  Einkommen  im  Laufe  des  Jahres,  für  welches 
die  Veranlagung  erfolgt  ist,  zieht  keine  Erhöhung  oder  Verminderung  der 
Steuer  nach  sich.  Nur  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  durch  den  Verlust 
einzelner  Einnahmequellen  das  veranschlagte  laufende  gesamte  Jahres- 
einkommen eines  Steuerpflichtigen  für  den  Rest  des  Steuerjahres  um  mehr  als 
den  vierten  Teü  vermindert  worden,  darf  eine  verhältnismässige  Herabsetzung 
der  Steuer  auf  dem  Wege  der  Reklamation  mit  Wirkung  vom  Schlüsse  des 
Monats  an,  in  welchem  der  Verlust  eingetreten  ist,  gefordert  werden. 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  Steuerpflichtigen  sind  die  Erben  zur  Fort- 
entrichtung der  Steuer  für  das  laufende  Jahr,  sowie  für  dasjenige,  auf 
welches  sich  die  zur  Zeit  des  Ablebens  etwa  bereits  stattgefundene 
Veranlagung  bezieht,  verpflichtet.  Sofern  aber  das  Einkommen,  das  der 
Verstorbene  bezog,  durch  sein  Absterben  ganz  oder  teilweise  erlischt,  können 
sie  auf  dem  Wege  der  Reklamation  Nachlass,  beziehungsweise  entsprechende 
Herabsetzung  der  Steuer  von  Beginn  des  Monats  an,  in  welchen  der  Todestag 
fällt,  verlangen. 

Hört  die  Steuerpflicht  durch  Wegzug  aus  dem  Grossherzogtum  auf,  so  ist 
die  veranlagte  Steuer  vom  Anfang  des  nächstfolgenden  Monats  an  in  Abzug  zu 
bringen. 

Artikel   10. 

Die  Zahlung  der  angesetzten  Steuer  darf  wegen  einer  Reklamation  in 
keinem  Falle  aufgehalten  werden,  muss  vielmehr,  mit  Vorbehalt  der  Erstattung 
des  zu  Adel  Bezahlten,  stets  in  den  bestimmten  Terminen  erfolgen. 


Zweifeln,  welche  hin  und  wieder  zum  Vorschein  gekommen  sind,  begegnet  werden. 
Zur  Herbeiführung  grösserer  Deutlichkeit  ist  dem  eben  erwähnten  Ausdruck  das 
Wort  „laufende"  vor-  und  dem  Wort  „Steuerpflichtige"  der  Passus  „für  den 
Rest  des  Steuerjahrs"  neuerdings  nachgesetzt.  Ebenso  liegt,  gegenüber  dem  bis- 
herigen Gesetz,  dem  1.  Entwurf  und  den  neuesten  Beschlüssen  der  zweiten  Stände- 
kammer, in  dem  im  zweiten  Absatz  hinter  den  Worten  „für  das  laufende  Jahr" 
angebrachten  Zusatz:  „sowie  für  dasjenige,  auf  welches  sich  die  zur  Zeit  des 
Ablebens  etwa  bereits  stattgefundene  Veranlagung  bezieht",  eine  Neuerung,  die 
sich  aus  praktischen  Gründen  empfiehlt,  da  hierdurch  umständliche  Auseinan- 
dersetzungen, welche  der  Steuerkommissär  selbst  mit  Hilfe  der  Einschätzungs- 
koramission  oft  kaum  zu  bewerkstelligen  imstande  ist,  vermieden  werden  können. 
(Motive.) 

Bei  der  Beratung  des  2.  E.  wurde  von  mehrfacher  Seite  für  unbillig  ge- 
funden, dass,  wenn  durch  Absterben  eines  Mannes  das  ganze  Einkommen  erlischt, 
erst  „von  dem  Schlüsse  des  Monats  an,  in  welchen  der  Todestag  fällt",  die 
Steuer  erlassen  wird.  Der  letzte  Absatz  enthält  eine  ähnliche  Bestimmung; 
diese  wurde  aber  nicht  für  massgebend  erachtet,  da  es  sich  dort  nur  um  Weg- 
zug, hier  aber  um  Todesfall  handelt.  Man  wies  auf  die  Sterbequartale  der 
Beamten  und  auf  den  Fall  der  Mobilmachung  hin,  wo  auch  der  begonnene 
Monat  zu  Gunsten  der  Verpflichteten  gerechnet  wird.  Die  vorgeschlagene  Aen- 
derung  wurde  um  so  lieber  angenommen,  als  für  das  Ganze  der  finanzielle 
Ausfall  unbedeutend,  die  Erleichterung  für  den  einzelnen  gross  ist. 
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Art.  11.  Es  wird  für  empfehlenswert  erachtet,  die  hierin  enthaltenen, 
zum  Theil  mit  §  2  der  Verordnung  vom  5.  Juli  1869,  die  Einführung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  betreffend,  übereinstimmenden  Vorschriften,  welche 
für  die  vollständige  und  gleichmässige  Veranlagung  der  Einkommensteuer  von 
grösserer  Wichtigkeit  sind,  in  das  Gesetz  aufzunehmen.  Neu  ist  die  Bestimmung, 
wonach  die  Arbeitgeber  gehalten  sein  sollen,  auf  Verlangen  auch  die  Bezüge 
der  bei  ihnen  beschäftigten  Personen  der  Steuerbehörde  anzugeben,  was  frei- 
willig bisher  schon  in  grösserem  Umfange  stattgefunden  hat.  Von  dieser  Be- 
stimmung sowohl,  als  von  der  den  Vorständen  der  Spar-  und  Leihkassen  aufer- 
legten Verpflichtung  steht  unzweifelhaft  für  die  Veranlagung  der  Einkommen- 
steuer ein  günstiges  Resultat  zu  erwarten.     (Motive.) 

Der  Art.  lautete  im  1.  Entwurf:  Zum  Zweck  der  Beschaffung  des  voll- 
ständigen Materials  für  die  Veranlagung  der  Einkommensteuer  sind  auf  Verlangen 
der  betreffenden  Bürgermeisterei  oder  der  Steuerbehörde  zur  Auskunftserteüung 
in  allen  die  Einkommensteuerpflichtigkeit  berührenden  Beziehungen  die  Besitzer 
der  bewohnten  Gebäude  oder  deren  Stellvertreter  hinsichtlich  der  Bewohner  der- 
selben, die  Haushaltungsvorstände  hinsichtlich  der  zu  ihrem  Haushalt  gehörigen 
Personen  und  die  Gewerbtreibenden,  sowie  alle  sonstigen  Arbeitgeber  hinsichtlich 
der  bei  ihnen  beschäftigten,  wenn  auch  anderwärts  wohnenden  Personen  ver- 
pflichtet. 

Die  Arbeitgeber  ohne  Ausnahme  sind  namentlich  verbunden,  auf  Verlangen 
der  Bürgermeisterei  oder  der  Steuerbehörde,  die  Löhne  und  sonstigen  Bezüge 
der  bei  ihnen  beschäftigten  Personen,  einschliesslich  des  Anschlags  für  Kost 
und  Wohnung  vollständig  anzugeben. 

Die  Vorstände  der  Spar-  und  Leihkassen  und  ähnlicher  Institute  sind  ge- 
halten, der  Steuerbehörde  auf  Verlangen  über  die  Einlagen  der  Beteiligten 
Auskunft  zu  erteilen. 

Dieser  Artikel  wurde  bei  der  Beratung  des  1.  E.  ziemlich  anstandslos 
erledigt.  Auf  Antrag  des  Ausschusses  waren  nur  2  Aenderungen  vorgenommen 
worden;  im  1.  Absatz  wurden  hinter  „allen"  die  Worte  „ihnen  bekannten"  ein- 
geschoben, und  im  S.Absatz  wurde  statt  „der  Beteiligten"  gesetzt  „bestimmter 
seitens  der  Steuerbehörde  namhaft  zu  machender  Personen",  weil  ein  Verlangen 
ganz  genereller  Verzeichnisse  zu  sehr  bedeutenden  Arbeiten  Veranlassung  geben 
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Artikel    11. 

Zum  Zwecke  der  Beschaffung  des  vollständigen  Materials 
für  die  Veranlagung  der  Einkommensteuer  sind,  auf  Verlangen 
der  betreffenden  Bürgermeisterei  oder  der  Lokalsteuerbehörde, 
die  Haushaltungsvorstände  hinsichtlich  der  zu  ihrem  Haushalt  ge- 
hörigen Personen  zur  Beantwortung  bestimmter,  durch  Formular 
vorgeschriebener,  auf  die  Einkommensteuerpflichtigkeit  der  be- 
treffenden Personen  sich  beziehender  Fragen,  jedoch  nur  insoweit, 
als  den  Befragten  die  einschlägigen  Verhältnisse  aus  eigener 
Wahrnehmung  bekannt  sind,  verpflichtet. 

Artikel  12. 
Die  im  vorigen  Artikel  erwähnten  Haushaltungsvorstände, 
sowie  dieVorstände  der  Aktiengesellschaften  und  der  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  verfallen,  wenn  sie  den  ihnen  nach  dem 
genannten  Artikel,  beziehungsweise  nach  Art.  4,  obliegenden  Ver- 
pflichtungen innerhalb  der  ihnen  von  der  Bürgermeisterei  oder 
Steuerbehörde  gestellten  Frist  von  mindestens  14  Tagen  und  nach 


könnte.  Beide  Aenderungen  gingen  in  den  2.  E.  über.  Die  Regierung  setzte 
ausserdem  in  dem  2.  Entw.  in  Abs.  1  , Lokalsteuerbehörde"  statt  , Steuerbe- 
hörde", imd  in  Abs.  2  schaltete  sie  vor  dem  Worte  »Löhne"  die  Worte  „die  Ge- 
halte ihrer  Beamte  sowie"  ein. 

Bei  der  Beratung  des  2.  E.  wurden  in  der  2.  K.  die  Worte  im  1.  Abs. 
,die  Besitzer  der  bewohnten  Gebäude  oder  deren  Stellvertreter  hinsichtlich  der 
Bewohner  derselben"  gestrichen,  und  im  übrigen  der  Abs.  1  so  formuliert,  wie 
der  Art.  11  des  jetzigen  Gesetzes  mit  der  einzigen  Abweichung,  dass  nach  den 
Worten  ,zu  ihrem  Haushalt  gehörigen  Personen",  aus  dem  Entwurf  die  Worte 
^und  die  Gewerbtreibenden,  sowie  sonstigen  Arbeitgeber  hinsichtlich  der  bei 
ihnen  beschäftigten,  wenn  auch  anderwärts  wohnenden  Personen"  beibehalten 
wurde.  Dieselben  wurden  aber  durch  die  1.  K.  gestrichen.  Der  S.  Absatz  fiel 
schon  in  der  2.  K.     Bezüglich  der  Debatte  über  den  Art.  11  vgl.  oben  S.  290. 

Erwähnt  sei  noch,  dass  ein  Antrag  Strich  der  Worte  „der  betreffenden 
Biirgermeisterei  oder"  im  1.  Abs.  verlangt«.  Es  sollte  der  Bürgermeisterei  die 
Initiative,  die  betreffenden  Haushaltungsvorstände  zu  Erklärungen  zu  veranlassen, 
entzogen  werden.  Bei  der  Zerklüftung  der  Orte  in  Parteien  infolge  der  Bür- 
germeisterwahlen könne  Missbrauch  getrieben  werden,  oder  doch  der  Verdacht 
missbräuchlicher  Anwendung  entstehen.  Die  gleiche  Bestimmung  in  der  bis- 
herigen Verordnung  habe  nichts  zu  sagen  gehabt,  da  die  Erklärung  verweigert 
werden  konnte.  Selbstverständlich  sollte  die  Lokalsteuerbehörde  die  Vermittelung 
der  Bürgermeisterei  benützen  können.    Der  Antrag  wurde  abgelehnt. 

Art.  12.  Eine  Strafbestimmung  der  vorliegenden  Art  erscheint  für  die 
Durchführung  der  bezüglichen  Vorschriften  imerlässlich.  Sie  musste  hier  am 
Schlüsse  der  allgemeinen  Bestimmungen  des  Gesetzes  ihi-e  Stelle  finden,  da  die 
weitere  Strafbestimmung  (Art.  .82)  sich  nur  auf  die  Einkommensteuerpflichtigen 
der  ersten  Abteilung  bezieht.  Der  Passus  „oder  \A-issentlich  unrichtige  oder 
unvollständige  Angaben  machen'  fehlt  im  1.  E.  und  wurde  von  der  Regierung 
in  den  2.  E.  eingefügt. 

Die  Steuerbehörden  werden  übrigens  angewiesen  werden,  Strafanträge  nur 
dann  zu  erheben,  wenn  zureichende  Entschuldigvmgsgründe  für  Verfehlvmgen 
gegen  die  Bestimmungen  des  Art.  12  von  den  Kontravenienten  nicht  beigebracht 
werden  können.     (Motive.) 
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Zweiter  Abschnitt. 

Bestimmungen  über  die  Teranlagung  der  Einkommensteuer  erster 

Abteilung. 

Artikel    10. 
Jeder  in  der  ersten  Abteilung  Steuerpflichtige  wird  mit  Beachtung  der  in 
•den  Art.    12   bis   16   enthaltenen   näheren  Bestimmungen   nach  Massgabe    des 
^Gesamteinkommens  (soweit  es  nach  Art.  1  und  2  in  Betracht  kommt),  welches 

Der  Vorschlag  des  A.  zum  1.  E.  nur  bei  einem  wiederholten  Ungehorsam 
eine  Strafe  anzuwenden,  wurde  von  der  Kammer  abgelehnt.  ,Eine  Strafe  für 
-eine  nicht  eingehaltene  Frist  kann  wohl  in  dem  Falle  hart  erscheinen,  wenn  die 
Frist  ganz  allgemein  durch  das  Gesetz  ein  für  alle  Mal  bestimmt  ist,  weil  man 
annehmen  kann,  dass  der  Betreffende  nicht  die  nötige  Kenntnis  von  der  ge- 
setzlichen Bestimmung  gehabt  haben  mag,  die  allerdings  juristisch  gefordert 
werden  darf,  aber  praktisch  sich  nicht  immer  wird  finden  lassen.  Hier  handelt 
•es  sich  aber  um  eine  Frist,  die  ausdrücklich  der  betreffenden  Person  auferlegt 
wird."  Im  übrigen  wurde  der  Ausschussantrag  angenommen,  also  statt  20  bis 
100  M.  5 — 100  M.  gesetzt,  ebenso  ein  Antrag:  dass  die  Strafe  nicht  in  eine 
Freiheitsstrafe  umgewandelt  werden  darf.  Vom  Ausschuss  wurde  es  für  gerecht- 
fertigt erachtet,  den  A.G.  ausnahmsweise  die  Deklaration  aufzuerlegen  und  die- 
selben bei  unrichtiger  Angabe  zu  bestrafen.  Man  hielt  es  für  schwierig,  den 
Ertrag  dieser  grossen  Geschäfte,  der  sehr  schwanke,  richtig  zu  schätzen,  während 
•die  A.G.  wegen  der  öffentlichen  Rechnungslegung  leicht  die  nötigen  Angaben 
machen  könnten. 

Bei  der  Beratung  des  2.  E.  war  in  der  2.  K.  ein  Teil  für  Strich  des 
ganzen  Artikels,  der  materiell  und  formell  ein  ganz  neues  und  belastendes  Recht 
schaffe.  Man  könne  ohne  Pönalisierung  auskommen;  durch  schärfere  Einschätzung 
werde  Reklamation  hervorgerufen.  Es  sei  nicht  so  ganz  ungewöhnlich,  dass 
<die  Pönalisierung  fehle;  in  dem  französischen  Recht  bestehe  z.  B.  die  Vorschrift, 
dass  wenn  von  Eheleuten  eines  stirbt  und  es  sind  minderjährige  Kinder  da, 
•Inventar  gemacht  werden  muss.  Obwohl  die  Strafe  fehle,  kämen  ^/lo. 
In  Preussen  und  Bayern  hätten  Verordnungen  bezüglich  des  Impfens  bestanden, 
die  auch  ohne  nähere  Strafbestimmungen  waren  und  doch  ihre  Schuldigkeit 
thaten;  es  gäbe  gesetzliche  Ehrenpflichten  im  Code  Napoleon  und  sonst,  z.  B. 
Pflichten  bei  Ausbruch  eines  Brandes.  Der  Art.  12  schaffe  durch  die  Strafe 
-einen  Denunziationszwang.  Man  entgegnete  mit  Recht,  dass  der  Art.  11  dann 
wertlos  sei;  eine  gesetzliche  Vorschrift  ohne  Strafandrohung  sei  ein  Unding,  des 
Staates  unwürdig ;  der  bisherige  Zustand  habe  nicht  genügt  und  lehne  man  den 
Art.  ab,  so  würden  auch  da,  wo  es  bisher  freiwillig  geschah,  die  Mitteilungen 
unterbleiben.  Der  Art.  11  involviere  eine  Zeugnispflicht;  so  gut  eine  solche 
beim  geringsten  Polizeivergehen  bestehe,  die  Aussage  sogar  beeidigt  und  bei 
Verweigerung  Geld-  und  Freiheitsstrafe  verhängt  werden  könne,  so  müsse  auch 
hier  es  sein.  Aufgabe  der  K.  sei  es,  neues  Recht  zu  schaffen,  die  Progression 
und  Zwangsdeklaration  sei  ja  auch  neu.  Es  sei  richtiger,  direkt  der  Wahrheit 
auf  den  Grund  zu  kommen,  als  den  längeren  und  umständlicheren  Weg  zu 
wählen,  d.  h.  die  Schraube  so  lange  anzuziehen,  bis  der  Betreffende  einen  Schmer- 
zensschrei  ausstösst.  Andere  Einkommensteuergesetze  enthielten  gleichfalls  be- 
zügliche Strafbestimmungen,  z.  B.  das  bajrrische  im  Art.  68,  das  sächsische  im 
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nochmaliger  fruchtloser  Aufforderung  nicht  nachkommen,  oder 
wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  machen,  für 
jeden  Fall  der  Zuwiderhandlung  einer  einmaligen  Strafe  von  5  bis 
100  Mark. 

Umwandlung  derselben  in  Freiheitsstrafen  findet  nicht  statt. 

Zweiter  Abschnitt. 

Bestimmangen  ttber  die  Yeranlagang  der  Einkommensteuer  erster 

Abteilung. 

Artikel    13. 
Jeder  in  der  ersten  Abteilung  Steuerpflichtige  wird,  mit  Beachtung  der  in 
den   Art.  1.5   bis   19   enthaltenen   näheren   Bestimmungen,   nach   Massgabe   des 
Gesamteinkommens  (soweit  es  nach  Art.  1  und  2  in  Betracht  kommt),  welches 

§  71.  Beispiele  aus  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  passt^n  nicht  hieher,  denn 
da  handele  es  sich  um  die  Wahrung  von  Privatinteressen.  Es  wurde  zurückge- 
wiesen, dass  man  von  Denunziation  spreche,  eine  solche  sei  eine  Anzeige  ohne 
vorheriges  Verlangen.  (Die  Gegner  behaupteten  aber,  dass  das  alte  hessische 
Strafgesetzbuch  (§  134)  und  das  badische  auch  eine  gezwimgene  „Denunziation" 
kannten.) 

Für  bedenklich  wurde  erachtet,  dass  die  Strafe  schon  eintreten  solle,  wenn 
der  Auskunftserteiler  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist -die  Auskunft  erteile. 
Der  Mann  konnte  aus  Vergesslichkeit  in  Strafe  geraten ;  sei  die  Behörde  freund- 
lich gesinnt,  so  stelle  sie  eine  lange,  im  andern  Fall  eine  kurze  Frist.  Um 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  zu  erzielen,  wurde  deshalb  ein  Antrag  gestellt  und 
angenommen,  wonach  die  Frist  mindestens  14  Tage  dauern  muss. 

Beanstandet  wurde  auch  von  manchen  der  Ausdruck  „unvollständige  An- 
gaben". Dadurch  werde  der  Bürger  der  Gnade  oder  Ungnade  der  Behörde  aus- 
geliefert; eine  wissentlich  unrichtige  Angabe  verdiene  Strafe,  aber  nicht  das 
Gleiche  sei  der  Fall,  wenn  unter  20  Fragen  eine  übersehen  werde.  Ein  bezüg- 
licher Antrag  auf  Streichung  des  Wortes  , unvollständige"  wurde  jedoch  nicht 
angenommen,  da  der  Ausschuss  unter  stillschweigender  Zustimmung  der  Regierung 
erklärte,  das  Wort  , wissentlich"  beziehe  sich  sowohl  auf  , unrichtige"  als  „un- 
vollständige"   Angaben. 

Eine  Milderung  des  Artikels  durch  Einschieben  der  Worte  „nach  noch- 
maliger fruchtloser  Aufforderung"  wurde  angenommen,  dagegen  eine  andere,  zu 
setzen  „einmalige"  Strafe  wurde  mit  21  Stimmen  bei  1.  Lesung  abgelehnt,  bei 
2.  Lesung  aber  angenommen.  Es  sollte  vermieden  werden,  dass  durch  Behörden 
infolge  missverständlicher  Auslegung  des  Gesetzes  künftighin  wegen  eines  und 
desselben  Falles  beständig  Strafandrohungen  und  Strafexekutionen  stattfinden 
können. 

Bezüglich  der  arbiträren  Strafe  bemerkte  die  Regierung:  „Der  einzelne 
Steuerkommissär  kann  nach  den  bestehenden  Vorschriften  keinen  Strafantrag 
bei  Gericht  stellen,  ohne  vorher  bei  der  vorgesetzten  Behörde  Vorlage  gemacht 
und  die  Entschliessimg  wegen  Festsetzung  des  Strafmasses,  auf  welches  er  an- 
tragen soll,  vorher  eingeholt  zu  haben.  Sie  können  sich  darauf  verlassen,  dass 
von  Seiten  der  Oberbehörde  —  das  ist  die  Abteilimg  für  Steuerwesen  —  ohne 
besonderen  Grund  nicht  streng  verfahren  wird." 

Art.  13.  Im  1.  E.  war  der  1.  Abs.  übereinstimmend  mit  dem  früheren 
Gesetz.  Im  2.  E.  wurde  der  Passus  „oder  aus  Rechten  auf  periodische  Bezüge 
und  irgend  welche  Vorteile"  als  zu  Missverständnissen  Veranlassung  gebend 
gestrichen,  und  dafür  nach  „zufliesst"  eingefügt:  „unter  Hinzurechnung  von  Be- 
zügen und  das  Einkommen  erhöhenden  Vorteilen  jeder  Art".  Ueber  die  Ver- 
handlungen in  betrefi"  der  Skala  siehe  oben  S.  301  fg. 
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ihm  aus  Grundeigentum,  aus  Kapitalvermögen  oder  aus  Rechten  auf  perio- 
dische Bezüge  und  irgend  w  eiche  Vorteile,  aus  Besoldungen  und 
Pensionen,  aus  Pachtungen,  Gewerben  und  Handel  oder  sonst  aus  dem  Ertrag 
irgend  einer  gewinnbringenden  Thätigkeit  zufliesst,  zu  einer  der  nachfolgend 
unter  Beifügung  der  Steuerkapitalien  verzeichneten  Einkommens-  und  Steuer- 
klassen eingeschätzt. 

Klasse  Einkommen 

1        von      1500  bis  weniger  als 


2 

j) 

1700 

3 

» 

2000 

4 

7) 

2300 

5 

)) 

2600 

6 

n 

3000 

7 

71 

3500 

8 

71 

4000 

9 

9 

4500 

10 

» 

5000 

11 

n 

6000 

12 

» 

7000 

13 

71 

8500 

14 

» 

10,000 

15 

» 

12,000 

16 

„ 

14,000 

17 

)1 

17,000 

18 

» 

20,000 

19 

r> 

24,000 

20 

V 

30,000 

21  . 

ji 

36,000 

22 

n 

45,000 

23 

» 

55,000 

24 

n 

65,000 

25 

J> 

80,000 

26 

j) 

100,000 

27 

» 

120,000 

Steuerkapital 

als  1700  fl. 

150  fl. 

,   2000  , 

170  „ 

.   2300  „ 

200  „ 

,   2600  , 

230  , 

,   3000  , 

260  „ 

,   3500  , 

300  „ 

,   4000  , 

350  „ 

«   4500  „ 

400  „ 

5000  , 

450  „ 

,   6000  „ 

500  „ 

.       7000  , 

600  „ 

„   8500  „ 

700  „ 

,  10,000  , 

850  , 

,  12,000  , 

1000  „ 

,  14,000  , 

1200  „ 

.  17,000  „ 

1400  „ 

,  20,000  „ 

1700  „ 

r,    24,000  , 

2000  „ 

,  30,000  , 

2400  „ 

.    36,000  r. 

3000  „ 

,  45,000  , 

3600  „ 

,  55,000  , 

4500  „ 

„  65,000  , 

5500  „ 

.    80,000  , 

6500  „ 

„  100,000  , 

8000  „ 

„  120,000  „ 

10,000  , 

„  150,000  „ 

12,000  , 

für  jede  weitere  30,000  fl.  Einkommen  3000  fl.  Steuerkapital  mehr. 


Artikel   11. 
Bei  der  Schätzung  des  Einkommens  der  Steuerpflichtigen   und- behufs  der 
Entscheidung   der  Reklamation   derselben  sind  nachfolgende  (Art.   12  bis   16) 
leitende  Grundsätze  zu  beachten. 

Artikel    12. 
Alles  Einkommen,  dessen  Betrag  nicht  fixiert  ist,  wie  das  Einkommen  aus 
eigener  Bewirtschaftung  von  Grundbesitz,   aus  Pachtungen,  aus  Gewerben,  aus 
der  Praxis    der  Anwälte   und   Aerzte,    aus   sonstigem  nicht   fixiertem  Arbeits- 
los 
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ihm  aus  Grundeigentum,  aus  Kapitalvermögen,  aus  Besoldungen  und  Pensionen, 
aus  Pachtungen,  Gewerbe  und  Handel  und  sonst  aus  dem  Ertrag  irgend  einer 
gewinnbringenden  Thätigkeit  zufliesst,  unter  Hinzurechnung  von  Bezügen 
und  das  Einkommen  erhöhenden  Vorteilen  jeder  Art,  zu  einer  der 
nachfolgend  mit  Beifügung  der  Steuerkapitalien  verzeichneten  Einkommens-  und 
Steuerklassen  eingeschätzt. 


blasse 

Einkommen 

i 

Steuerkapital 

1 

2600 

bis 

weniger 

als 

2900  Mark 

280  Mark 

2 

2900 

» 

» 

R 

3200 

» 

815 

s 

3 

8200 

9 

> 

B 

3600 

a 

360 

a 

4 

3600 

» 

11 

„ 

4000 

a 

410 

a 

5 

4000 

» 

n 

a 

4500 

n 

465 

B 

6 

4500 

1» 

D 

» 

5000 

8 

580 

B 

7 

5000 

51 

• 

a 

5500 

B 

595 

n 

8 

5500 

S 

1> 

a 

6000 

a 

665 

» 

9 

6000 

D 

» 

a 

6500 

a 

735 

» 

10 

6500 

3 

a 

a 

7000 

a 
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a 

11 

7000 

S 

» 

a 

7500 

a 
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B 

12 

7500 

» 

» 

a 

8000 

» 

945 

B 

13 

8000 

» 

5> 

a 

8500 

a 

1020 

a 

14 

8500 

> 

» 

„ 

9000 

a 

1090 

a 

15 

9000 

51 

11 

, 

9500 

B 

1165 

a 

16 

9500 

n 

11 

„ 

10,000 

B 

1245 

B 

17 

10,000 

„ 

9 

a 

11,000 

B 

1330 

„ 

18 

11,000 

» 

a 

a 

12,000 

B 

1485 

a 

19 

12,000 

a 

a 

a 

13,000 

B 

1650 

20 

13,000 

» 

a 

a 

14,000 

B 

1815 

21 

14,000 

11 

n 

a 

15,000 

B 

1985 

22 

15,000 

, 

a 

a 

.16,000 

B 

2160 

23 

16,000 

B 

a 

a 

17,000 

» 

2340 

24 

17,000 

> 

a 

a 

18,000 

a 

2520 

25 

18,000 

9 

» 

a 

19,000 

a 

2710 

26 

19,000 

» 

» 

a 

20,000 

a 

2900 

27 

20,000 

T> 

, 

» 

21,000 

n 

3200 

B 

und   so   fort  in  der  "Weise,   dass  je  1000  Mark  mit  160  Mark  Steuer- 
kapital  eine  weitere  Klasse  bedingen. 

Artikel    14. 
Bei  der  Schätzung  des  Einkommens  der  Steuerpflichtigen  und  behufs  der 
Entscheidung  über  Reklamationen  derselben   sind  nachfolgende  (Art.  15  bis  19) 
leitende  Grundsätze  zu  beachten. 

Artikel    15. 
Alles  Einkommen,  dessen  Betrag  nicht  fixiert  ist,  wie  das  Einkommen  aus 
eigener  Bewirtschaftung  von  Grundbesitz,  aus  Pachtungen,  aus  Gewerben,  aus 
der  Praxis    der  Anwälte   und   Aerzte,    aus   sonstigem  nicht  fixiertem  Arbeits- 
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verdienst,  aus  Dienstemolumenten  u.  s.  w.,  ist  nach  seinem  wahrscheinlichen 
Ertrage  anzuschlagen  und  dabei  der  Durchschnitt  des  Ertrags  der  letzten  3  Jahre 
zu  Grunde  zu  legen,  sofern  das  betreffende  Einkommen  schon  3  Jahre  fliesst. 
In  diesem  Ertrage  muss  auch  der  volle  Geldwert  der  Naturalnutzungen  ein- 
begriffen sein,  welche  der  Steuerpflichtige  zur  Bestreitung  seines  Haushalts  aus 
seinen  Einnahmequellen  bezieht. 


Artikel    13. 

Von  Immobilien,  welche  verpachtet  oder  vermietet  sind,  ist  der  jeweilige 
Pacht-  oder  Mietzins  einerseits  unter  Hinzurechnung  etwaiger  Natural-  oder 
sonstiger  Nebenleistungen ,  sowie  der  dem  Verpächter  etwa  vorbehaltenen  Nut- 
zungen, anderseits  unter  Abrechnung  der  dem  Verpächter  verbliebenen  Lasten 
letzterem  als  Einkommen  zu  berechnen. 

Das  Einkommen  aus  Gebäuden  oder  Teilen  von  Gebäuden,  die  der  Besitzer 
selbst  bewohnt,  kommt  nach  dem  örtlichen  Mietwert  in  Anschlag.  Ebenso  ist 
die  Nutzung  einer  Dienstwohnung  dem  Inhaber  in  Ansatz  zu  bringen. 

Artikel    14. 

Bei  dem  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  oder  Renten  bilden  die  zuge- 
sicherten Jahreszinsen  oder  Renten  das  in  Ansatz  zu  bringende  Einkommen. 
Unterliegt  aber  der  Ertrag  einer  Kapitalanlage  jährlichen  Schwankungen,  wie 
bei  Dividenden  von  Aktien,  so  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  12  Anwendung. 
Zinsen  oder  Renten,  die  voraussichtlich  uneinbringlich  werden,  bleiben  ausser 
Berechnung.  Zinsen,  die  nicht  jährlich  bezahlt  werden,  sondern  aufwachsen, 
sind  unter  dem  steuerbaren  Einkommen  einzubegreifen  unter  Berücksichtigung 
des  Verlustes  an  Zwischenzinsen.  Bei  Anlagen  in  Schuldverschreibungen  von 
Lotterieanlehen  ist  neben  den  jährlich  etwa  bezahlt  werdenden  Zinsen  die  Wert- 


Ar  t.  15.  Der  1.  E.  enthielt  den  Abs.  2  nicht.  Ein  Mitglied  des  Aus- 
schusses hielt  schon  damals  die  dreijährige  Durchschnittsberechnung  bei  grösseren 
Gesellschaften  für  unzweckmässig.  Die  Mehrheit  konnte  sich  von  dem  Gewicht 
dieses  Bedenkens  nicht  überzeugen.  Was  in  einem  besonders  günstigen  Jahre 
mehr  verlangt  werden  könnte,  wird  sogar  erspart,  und  müsse  erst  in  den  beiden 
folgenden  nachbezahlt  werden.  Die  Regierung  würdigte  aber  doch  die  gegebene 
Anregung  und  erachtete  es  im  2.  E.  für  zweckmässig,  bei  den  Aktiengesellschaften  von 
der  Jahresrechnung  auszugehen.  Von  einer  Seite  wm-de  bei  Beratung  des  1.  E. 
angeregt,  allgemein  statt  des  3jährigen  Durchschnitts  das  jeweils  vorhergehende 
Jahr  zu  Grunde  legen  zu  lassen;  der  3jährige  Durchschnitt  involviere  eine  Un- 
gerechtigkeit. Das  wurde  bestritten  und  für  unzweckmässig  erachtet.  Das,  was 
einer  überhaupt  zu  zahlen  habe,  sei  im  Lauf  der  Jahre  gleich,  ob  man  so  oder 
so  verfahre.  Für  den  Steuerzahler,  wie  für  den  Staat  sei  es  erwünschter,  eine 
gleichmässige,  statt  stark  schwankende  Zahlung  zu  erhalten. 
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verdienst,  aus  Dienstemolumenten  u.  s.  w.  ist  nach  seinem  wahrscheinlichen 
Ertrage  anzuschlagen  und  dabei  der  Durchschnitt  des  Ertrags  der  letzten  drei 
Jahre  zu  Grunde  zu  legen,  sofern  das  betreffende  Einkommen  schon  drei  Jahre 
fliesst,  andernfalls  der  Durchschnitt  aus  dem  bezüglichen  geringeren 
Zeitraum.  In  diesem  Ertrage  muss  auch  der  volle  Geldwert  der  Natural- 
nutzungen  einbegriffen  sein,  welche  der  Steuerpflichtige  zur  Bestreitung  seines 
Haushalts  aus  seinen  Eiimahmequellen  bezieht. 

Das  nach  Art.  4  steuerbare  Einkommen  der  Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  ist  jeweilig  nach 
den  Ergebnissen  des  letzten  Verwaltungsjahrs,  dessen  Abschluss 
zur  Zeit  der  Veranlagung  bereits  stattgefunden  hat,  in  Ansatz  zu 
bringen. 

Artikel    16. 

Von  Immobilien,  welche  verpachtet  oder  vermietet  sind,  ist  der  jeweilige 
Pacht-  oder  Mietzins  einerseits  imter  Hinzurechnung  etwaiger  Natural-  oder 
sonstiger  Nebenleistungen,  sowie  der  dem  Verpächter  etwa  vorbehaltenen 
Nutzungen,  anderseits  unter  Abrechnung  der  dem  Verpächter  verbliebenen 
Lasten  letzterem  als  Einkommen  zu  berechnen. 

Das  Einkommen  aus  Gebäuden  oder  Teilen  von  Gebäuden,  die  der  Besitzer 
selbst  bewohnt,  kommt  nach  dem  örtlichen  Mietwert  in  Anschlag.  Ebenso  ist 
die  Nutzung  einer  Dienstwohnung  dem  Inhaber  in  Ansatz  zu  bringen. 

Artikel    17. 

Bei  dem  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  oder  Renten  bilden  die  zuge- 
sicherten Jahreszinsen  oder  Renten  das  in  Ansatz  zu  bringende  Einkommen. 
Unterliegt  aber  der  Ertrag  einer  Kapitalanlage  jährlichen  Schwankungen,  wie 
bei  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktien,  so  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  15 
Anwendung.  Zinsen  oder  Renten,  die  voraussichtlich  uneinbringlich  werden, 
bleiben  ausser  Berechnung.  Zinsen  die  nicht  jährlich  bezahlt  werden,  sondern 
aufwachsen,  wie  bei  unverzinslichen  Kaufschillingszielen,  diskon- 
tierten Wechseln,  Schatzscheinen  und  anderen  unverzinslichen 
Kapitalforderungen,  sind  unter  dem  steuerbaren  Einkommen  einzubegreifen 


Bei  Gelegenheit  dieses  Artikels  wurde  noch  bemerkt,  dass  es  sehr  schwierig 
sei,  das  Einkommen  aus  eigen  bewirtschaftetem  Grundbesitz  zu  ermitteln.  Es 
sei  von  seiten  der  Steuerkommissäre  vorgeschlagen  worden  und  werde  thatsächlich 
so  verfahren,  dass  der  vierfache  Betrag  der  Steuerkapitalien  als  Reinertrag  des 
Gutes  angenommen  werde.  Dies  Verfahren  sei  nicht  zweckmässig,  der  vierfache 
Betrag  überschreite  meist  die  Summe  des  Reinertrags,  es  fänden  sich  viele  Un- 
gerechtigkeiten bei  derBonitierung  vor,  und  da  wäre  der  Einschätzungskommission 
ein  Mittel  gegeben,  diese  Ungerechtigkeiten  auszugleichen.  Die  Regierung  ent- 
gegnete, dass  es  zwar  in  der  Natur  der  Sache  liege,  dass  die  Grundsteuerkapitalien 
gewisse  Anhaltspunkte  für  die  Besteuerung  des  Einkommens  aus  Grundbesitz 
darböten,  man  habe  aber  niemals  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission 
eine  Instruktion  gegeben,  so  schablonenmässig  zu  verfahren,  man  habe  vielmehr 
wiederholt  ausdrücklich  betont,  dass  die  persönlichen  Verhältnisse  eines  jeden 
Steuerpflichtigen  in  Erwägung  gezogen  werden  müssten. 
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erhöhung,  welche  sich  aus  der  Differenz  der  geringsten  Preise  in  den  nächsten 
Ziehungen  für  das  Jahr  ergibt,  als  Ertrag  zu  berechnen. 


Artikel    15. 

Besoldungen,  fixierte  Belohnungen,  Pensionen  kommen  nach  der  je- 
weiligen Bewilligung  in  Ansatz  unter  Berechnung  von  Naturalbezügen  oder 
Naturalienvergütungen  nach  dem  Durchschnitt  des  Ertrags  der  drei  letzten 
Jahre. 

Enthält  ein  Diensteinkommen  zugleich  die  Entschädigung  für  Dienst- 
aufwand, so  ist  der  dafür  zu  berechnende  Betrag  ausser  Ansatz  zu  lassen. 
Der  Repräsentationsgehalt  wird  nicht  zu  dem  abzuziehenden  Dienstaufwand 
gerechnet. 

Artikel    16. 

Die  von  dem  Steuerpflichtigen  zum  Erwerb  und  zur  Erhaltung  seines 
Einkommens  zu  bestreitenden  Auslagen  kommen  bei  der  Einkommensberechnung 
in  Abzug.  Ausserdem  werden  bei  der  Feststellung  des  steuerbaren  Einkommens 
auch  die  Zinsen  erweislicher  Schulden,  sonstige  auf  Rechtsverbindlichkeit  be- 
ruhende, das  Einkommen  schmälernde  Lasten  und  die  von  den  Steuerpflichtigen 
zu  zahlenden  Grund-  und  Gewerbesteuern,  sowie  die  auf  Grund-  und  Gewerbe- 
steuern fallenden  Kommunalumlagen  in  Abzug  gebracht. 

Für  den  unterhalt  des  Steuerpflichtigen  findet  keinerlei  Abzug  statt. 


Art.  17.  Die  beigefügten  Worte  nach  „aufwachsen"  entsprechen  der  Pos.  3 
in  Art.  2  des  Kapitalrentensteuergesetzes. 

Art.  18.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  vermeintliche  Ueberschuss  der 
Diäten  bei  Assessoren  etc.  bisher  zur  Einschätzung  herangezogen  wurde,  was 
viele  Beschwerden  hervorrief,  hat  der  Ausschuss  bei  der  Beratung  des  1.  E. 
erklärt,  dass  dies  trotz  der  Worte  „der  dafür  in  Wirklichkeit  verwendete  Betrag" 
(statt  der  bisherigen  „der  dafür  zu  berechnende")  nicht  mehr  geschehen  solle, 
und  die  Kammer  schloss  sich  dem,  wie  ausdrücklich  konstatiert  wurde,  bei  der 
1,  Lesung  an,  damit  die  Regierung  die  Einschätzungskommissionen  in  dieser 
Weise  instruiere.  Es  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Diäten  nur  den  Charakter 
eines  Ersatzes  für  geleistete  Vorlagen  hätten,  und  so  gering  seien,  dass  sie 
kaum  einen  Ueberschuss  übrig  Hessen.  Ein  Mitglied  äusserte  die  Ansicht,  dass 
auch  die  Diäten  der  Abgeordneten  und  die  der  Kreisausschüsse  ausser  Betracht 
zu  treten  hätten.  Bei  der  2.  Lesung  erklärte  die  Regierung,  dass  sie  der  Auf- 
fassung des  A. ,  wonach  zu  den  steuerfreien  Entschädigungen,  die  für  einen 
Dienstaufwand  gegeben  werden,  auch  alle  Reiseentschädigungen  und  Taggelder 
für  auswärtige  Geschäfte  gehören,  ganz  abgesehen  davon,  ob  der  Betreffende  sie 
zur  Reise  verbraucht  oder  nicht,  in  ihrer  Allgemeinheit  nicht  beistimmen  könne. 
„Es  wird  hierdurch  das  Grundprincip  des  Einkommensteuergesetzes  berührt. 
Nach  Art.  13  erfolgt  die  Besteuerung  nach  dem  gesamten  Einkommen  und  es 
haben  dabei  jedwede  Vorteile,  aus  denen  ein  Einkommen  erwächst,  in  Betracht 
zu  kommen.  Femer  ist  im  Art.  19  bestimmt,  dass  nur  die  von  den  Steuerpflichtigen 
zum  Erwerb  und  Erhaltung  ihres  Einkommens  zu  bestreitenden  Ausgaben 
in  Abzug  zu  bringen  seien.   Wenn  nun  auch  Diäten  und  Taggelder  in  der  Regel 
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unter  Berücksichtigung  des  Verlustes  an  Zwischenzinsen.  Bei  Anlage  in  Schuld- 
verschreibungen von  Lotterieanlehen  ist  neben  den  jährlich  etwa  bezahlt  werdenden 
Zinsen  die  Werterhöhung,  welche  sich  aus  der  Differenz  der  geringsten  Preise 
in  den  nächsten  Ziehungen  für  das  Jahr  ergibt,  als  Ertrag  zu  berechnen. 

Artikel   18. 

Besoldungen,  fixe  Belohnungen,  Pensionen  kommen  nach  der  jeweiligen 
Bewilligung  in  Ansatz  unter  Berechnung  von  Naturalbezügen  oder  Naturalien- 
vergütungen nach  dem  Durchschnitt  des  Ertrages  der  drei  letzten  Jahre. 

Enthält  ein  Diensteinkommen  zugleich  die  Entschädigung  für  Dienstaufwand, 
so  ist  der  dafür  in  Wirklichkeit  verwendete  Betrag  ausser  Ansatz  zu 
lassen.  Der  Repräsentationsgehalt  wird  nicht  zu  dem  abzuziehenden  Diensfc- 
aufwand  gerechnet 


Artikel    19. 

Die  von  dem  Steuerpflichtigen  zum  Erwerb  und  zur  Erhaltung  seines  Ein- 
kommens zu  bestreitenden  Auslagen  kommen  bei  der  Einkommensberechnung 
in  Abzug,  Ausserdem  werden  bei  der  Feststellung  des  steuerbaren  Einkommens 
auch  die  Zinsen  erweislicher  Schulden,  sonstige  auf  Rechtsverbindlichkeiten  be- 
ruhende, das  Einkommen  schmälernde  Lasten  und  die  von  dem  Steuerpflichtigen 
zu  zahlenden  Grund-,  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuern,  sowie  die  auf 
Grund-,  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuerkapitalien  fallenden  Kommunal- 
umlagen, endlich  die  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktien  inländischer 


kein  steuerbares  Einkommen  darstellen  werden,  so  gibt  es  doch  auch  Fälle 
anderer  Art.  Es  kommt  vor,  dass  eine  Dienststelle  durch  einen  Vikar  längere 
Zeit  verwaltet  wird,  der  kein  anderes  Einkommen  neben  dem  aus  den  Diäten 
bezieht.  Dass  man  hier  dieses  letztere  nicht  freilassen  kann,  versteht  sich  von 
selbst.  In  diesem  Sinn  ist  seither  verfahren  worden.  Wenn  man  der  Auffassung 
des  Ausschusses  Folge  geben  will,  würden  beträchtliche  Steuerbefreiungen 
erfolgen;  die  Berücksichtigung  der  Diäten  hat  hin  und  wieder  ihre  Wirkung 
dahin  geäussert,  dass  auf  Grund  derselben  eine  höhere  Klasse  angenommen 
wurde."  Man  war  auch  in  der  Kammer  mehrfach  der  Meinung,  dass,  wenn 
Beamte,  z.  B.  Assessoren,  Diäten  erhielten  und  dieselben  nicht  vollständig 
brauchten,  dieses  erübrigte  Einkommen  zur  Einkommensteuer  zu  ziehen  sei. 
Dem  wurde  widersprochen.  Der  eine  Assessor  brauche  seine  Diäten  vollständig 
auf,  der  andere  sparsamere  nicht;  es  sei  unrecht  den  Letzteren  zu  besteuern. 
Von  anderer  Seite  wurde  aber  geltend  gemacht,  dass  ein  Unrecht  nicht  vorliege. 
Wenn  zwei  Leute  gleiches  Einkommen  hätten,  der  eine  davon  aber  alles  aus- 
gebe, der  andere  einige  himdert  Mark  spare,  so  werde  letzterer  zur  Einkommen- 
steuer weiter  zugezogen,  sowie  zur  Kapitalsteuer,  während  der  andere  nicht 
zugezogen  werde,  weil  er  sein  Einkommen  nicht  vermehrt  hat.  Ebenso  sei  es 
mit  dem  üeberschuss  der  Diäten. 

Die  Diskussion  führte  dahin,  dass  man  eine  Erledigung  von  Fall  zu  Fall 
für  das  Richtige  hielt  und  beliess  es  beim  Beschluss  der  1.  Lesung.  Ein  Antrag: 
, Diäten  und  Transportkosten  kommen  nur  dann  in  Betracht,  wenn  sie  den 
Charakter  der  Besoldung  annehmen",  fand  nicht  die  zur  Abstimmung  nöthio'e- 
Unterstützung.  ° 
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Verwendungen  zu  Meliorationen,  Geschäffcserweiterungen,  Kapitalanlagen 
oder  Kapitalabtragungen  dürfen  ebenfalls  nicht  in  Abzug  gebracht  werden. 

Bei  Berechnung  des  von  einem  Ausländer  nach  Art.  1  Pos.  4  zu  ver- 
steuernden Einkommens  aus  diesseitigem  Grundeigentum  und  gewerblichen  oder 
Handelsanlagen  dürfen  nur  solche  Betriebsanlagen,  Lasten,  Schuldzinsen  und 
Steuern  in  Abzug  kommen,  welche  speciell  und  ausschliesslich  das  diesseitige 
Einkommen  treffen. 


Artikel    17. 

Bei  den  im  Art.  1  Pos.  3b  bezeichneten  Ausländern  ist,  wenn 
ausreichende  Mittel  zur  Schätzung  des  wirklichen  Einkommens  nicht  vorliegen, 
der  sechsfache  Betrag  des  wirklichen  Mietwerts  ihrer  Wohnung  als  ihr  Ein- 
kommen anzusehen  und  danach  ihre  Steuerklasse  zu  bestimmen,  sofern  nicht 
ein  geringeres  Einkommen  von  ihnen  nachgewiesen  wird. 


Art.  19.  Der  1.  und  2.  E.  stimmten  überein  bis  auf  den  letzten  Satz  des 
1.  Abs.  und  fgd.  Der  1.  E.  lautete  von  da  ab:  ^endlich  die  bereits  der  Ein- 
kommensteuer unterworfenen  Dividenden  von  Aktien  in  Abzug  gebracht.  Für 
den  Unterhalt  des  Steuerpflichtigen  findet  keinerlei  Abzug  statt. 

Verwendungen  zu  Meliorationen,  Geschäftserweiterungen,  Kapitalanlagen 
oder  Kapitalabtragungen  dürfen  ebenfalls  nicht  in  Abzug  gebracht  werden. 

Bei  Berechnung  des  von  einem  Ausländer  nach  Art.  1  Pos.  2  c  und  3  b 
zu  versteuernden  Einkommens  aus  diesseitigem  Grundeigentum  und  gewerblichen 
oder  Handelsanlagen  dürfen  nur  solche  Betriebsauslagen,  Lasten,  Schuldzinsen 
und  Steuern  in  Abzug  kommen,  welche  speciell  und  ausschliesslich  das  dies- 
seitige Einkommen  treffen." 

Der  1.  E.  wurde  in  1.  und  2.  Lesung  angenommen.  Im  2.  E.  lauteten  die 
Stellen: 

„endlich  die  bereits  der  Einkommensteuer  unterworfenen  Zinsen  und  Divi- 
denden von  Aktien  in  Abzug  gebracht.  Für  den  Unterhalt  des  Steuerpflichtigen 
und  der  zu  seiner  Haushaltung  zählenden,  nicht  selbständig  besteuerten  Familien- 
angehörigen findet  keinerlei  Abzug  statt. 

Verwendungen  zu  Meliorationen,  Geschäftserweiterungen,  Kapitalanlagen 
oder  Kapitalabtragungen ,  desgleichen  Lebensversicherungs-,  Witwen- 
kasse- und  ähnliche  Beiträge,  sowie  solche  für  die  Mobiliarver- 
sicherung dürfen  ebenfalls  nicht  in  Abzug  gebracht  werden. 

Bei  Berechnung  des  von  einem  Ausländer  nach  Art.  1  Pos.  2  c  und  3  b  zu 
versteuernden  Einkommens  aus  diesseitigem  Grundeigentum  und  gewerblichen 
oder  Handelsanlagen   dürfen   nur  solche    Betriebsauslagen,  Lasten  und  Steuern 
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Gesellschaften,  jedoch  nur  in  demjenigen  Verhältnis,  nach  welchem 
deren  Ueberschüsse  bereits  der  Einkommensteuer  unterworfen  sind, 
in  Abzug  gebracht.  Für  den  Unterhalt  des  Steuei-pflichtigen  und  der  zu' 
seiner  Haushaltung  zählenden,  nicht  selbständig  besteuerten  Fa- 
milienangehörigen findet  keinerlei  Abzug  statt. 

Verwendungen  zu  Meliorationen,  Geschäftserweiterungen,  Kapitalanlagen 
oder  Kapitalabtragungen,  desgleichen  Lebensversicherungs-,  Witwen- 
kasse- und  ähnliche  Beiträge,  sowie  solche  für  Mobiliarversiche- 
rung, dürfen  ebenfalls  nicht  in  Abzug  gebracht  werden. 

Bei  Berechnung  des  von  einem  Ausländer  nach  Art.  1  Pos.  2  c  und  3  b  zu 
versteuernden  Einkommens  aus  diesseitigem  Grundeigentum  und  gewerblichen 
oder  Handelsanlagen  dürfen  nur  solche  Betriebsauslagen,  Lasten  und  Steuern 
in  Abzug  kommen,  welche  speciell  und  ausschliesslich  das  diesseitige  Ein- 
kommen treffen. 


Artikel   20. 

Bei  denjenigen  Ausländern,  welche  im  Beginn  des  Steuer- 
jahres bereits  ein  Jahr  im  Grossherzogtum  gewohnt  haben,  ohne 
daselbst  eine  mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung  auszuüben 
(Art.  3),  ist,  wenn  ausreichende  Mittel  zur  Schätzung  des  wirklichen  Ein- 
kommens nicht  vorliegen,  der  sechsfache  Betrag  des  wirklichen  Mietwerts  ihrer 
Wohnung  als  ihr  Einkommen  anzusehen  und  danach  ihre  Steuerklasse  zu  be- 
stimmen, sofern  nicht  ein  geringeres  Einkommen  von  ihnen  nachgewiesen  wird. 


in  Abzug  kommen,    welche   speciell    und  ausschliesslich   das   diesseitige  Ein- 
kommen treffen." 

Bei  der  Beratung  des  2.  E.  wurde  ein  Antrag  auf  Strich  der  Worte  , end- 
lich die  bereits  der  Einkommensteuer  imterworfenen  Zinsen  und  Dividenden  von 
Aktien"  abgelehnt  mit  allen  gegen  15  St.;  ein  weiterer  Antrag,  die  Worte  ,die 
bereits  der  Einkommensteuer  unterworfenen  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktien* 
zu  ersetzen  durch  die  Worte  ,die  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktien  inländischer 
Gesellschaften,  jedoch  nur  in  demjenigen  Verhältnis,  nach  welchem  deren  Ueber- 
schüsse bereits  der  Einkommensteuer  unterworfen  sind*  wurde  gebilligt  mit  allen 
gegen  3  St.    Ueber  diese  Anträge  vgl.  oben  S.  328  fg. 

Zwei  weitere  Anträge  betrafen  eine  weitgehende  Berücksichtigung  der  per- 
sönlichen Verhältnisse.  Der  eine  lautete:  Für  jeden  Steuerpflichtigen  kommt 
ein  Betrag  für  das  zum  Lebensunterhalt  unbedingt  Notwendige  in  Abzug,  und 
zwar  vorerst  für  einen  einzelnen  Steuerpflichtigen  der  Betrag  von  300  M.,  für  eine 
verheiratete  Frau  der  Betrag  von  200  M.,  für  jedes  Kind  unter  fünfzehn  Jahren 
der  Betrag  von  100  M.  (abgelehnt  mit  allen  gegen  1  St.);  der  andere  verlangte, 
dass  im  letzten  Satz  des  1.  Abs.  vor  das  Wort  , Unterhalt'  das  Wort  , regel- 
mässiger" gesetzt  werde  (abgelehnt  mit  allen  gegen  15  St.). 

Art.  20.  Es  wurde  erwähnt,  dass  in  Mainz  Leute  mehr  als  den  vierten  Teil 
ihres  Einkommens  für  die  Wohnungen  aufbrauchten ,  für  Mainz  passe  die  Be- 
stimmung nicht.  Es  wurde  aber  entgegengehalten ,  dass  dieselbe  dem  Art.  17 
des  bisherigen  Gesetzes  entspreche,  und  ein  daraus  sich  ergebender  Missstand 
nicht  bekannt  geworden  sei.  ^ 
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Artikel    18. 

Zum  Zwecke  der  Einscliätzung  zur  Einkommensteuer  wird  alljährlich 
für  jedes  Steuerkommissariat  unter  dem  Vorsitze  des  Steuerkommissärs  oder 
eines  besonderen  von  der  Obersteuerdirektion  ernannten  Kommissärs  eine 
Kommission  gebildet,  deren  Mitglieder  von  dem  Bezirksrat  des  Kreises,  zu 
welchem  das  Steuerkommissariat  gehört,  oder,  wenn  dasselbe  in  mehrere  Kreise 
fällt,  von  den  Bezirks  raten  dieser  Kreise  aus  denjenigen  in  dem  betreffenden 
Steuerkommissariat  oder  Teil  eines  Steuerkommissariats  wohnenden  Personen, 
welche  ein  Einkommen  von  wenigstens  1500  fl.  beziehen,  gewählt  werden.  Für 
einzelne  grössere  Gemeinden  kann  auch  innerhalb  desselben  Steuer- 
kommissariats von  dem  Finanzministerium  die  Bildung  besonderer  Einschätzungs- 
kommissionen angeordnet  werden,  zu  welchen  die  Mitglieder  aus  den  Einwohnern 
der  betreffenden  Gemeinde,  die  ein  Einkommen  von  wenigstens  1500  fl.  beziehen, 
von  dem  Gemeindevorstand  zu  wählen  sind. 

Bei  der  Wahl  der  Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen,  zu  welcher 
der  Steuerkommissär  zugezogen  werden  muss,  ist  darauf  zu  sehen,  dass 
die  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  (aus  Grundeigentum,  Kapitalbesitz, 
Gewerbebetrieb  oder  irgend  einer  Art  gewinnbringender  Beschäftigung)  möglichst 
gleichmässig  vertreten  werden. 

Dem  wählenden  Bezirksrat  beziehungsweise  Gemeindevorstand  selbst 
dürfen  nicht  mehr  als  ein  Dritteil  der  Gewählten  angehören. 

Zu  Mitgliedern  der  Einschätzungskommission  können  nur  solche  gewählt 
werden,  welche  zur  Zeit  der  Wahl  volle  30  Jahre  alt  sind  und  deren  Staats- 
bürgerrecht weder  suspendiert  noch  verwirkt  ist. 

Auf  ihr  Verlangen  dürfen  von  der  Verpflichtung  zur  üebemahme  der 
Funktionen  als  Kommissionsmitglied  nur  befreit  werden: 

1.  diejenigen,  welche  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

2.  alle  grossherzogliche  Beamte,  deren  Unentbehrlichkeit  im  Dienste  ihre 
vorgesetzte  Behörde  bezeugt; 

3.  diejenigen,  welche  bereits   drei  Jahre   hintereinander  Mitglied   einer 
Einschätzungskommission  gewesen  sind. 

Für  den  Fall,  dass  gewählte  Mitglieder  mit  Tod  abgehen  oder  nicht  mehr 
die  Bedingungen  der  Wählbarkeit  besitzen  oder  sonst  dauernd  ausser  stände 
sind,  ihr  Mandat  zu  erfüllen,  werden  Ersatzmänner  gewählt,  die  in  solchen 
Fällen  an  die  Stelle  der  ursprünglich  Gewählten  zu  -treten  haben. 

Die  Zahl  der  zu  wählenden  Mitglieder  der  Einschätzungskommission  und 
Ersatzmänner  wird  für  die  einzelnen  Steuerkommissariate,  beziehungsweise  Ge- 
meinden mit  Rücksicht  auf  deren  Grösse  und  die  Einkommensverhältnisse  ihrer 
Einwohner  von  dem  Finanzministerium  bestimmt. 

Dasselbe  bestimmt  auch,  wo  ein  Steuerkommissariat  in  mehrere  Kreise 
fällt,  diejenige  Zahl  der  Mitglieder  der  Kommission,  welche  zu  derselben  von 
den  verschiedenen  Bezirksräten  zu  wählen  sind. 


Art.  21.  „Hierin  sind  die  Bestimmungen  des  Art.  18  des  bisher  gül- 
tigen Gesetzes,  welche  sich  bewährt  haben,  enthalten.  Im  zweiten  Absatz  ist 
übrigens  den  verschiedenen  Arten  des  Einkommens,  auf  deren  Vertretung  in  der 
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Artikel   21. 

Zum  Zwecke  der  Einschätzung  zur  Einkommensteuer  wird  alle  drei  Jahre 
für  jedes  Steuerkomniissariat  unter  dem  Vorsitze  des  Steuerkommissärs  oder  eines 
besonderen,  von  dem  Ministerium  der  Finanzen  Abteilung  für  Steuer- 
wesen ernannten  Kommissärs  eine  Kommission  gebildet,  deren  Mitglieder  von  dem 
Kreistag  des  Kreises,  zu  welchem  das  Steuerkommissariat  gehört,  oder,  wenn 
dasselbe  in  mehrere  Kreise  fällt,  von  den  Kreistagen  dieser  Kreise  aus  denjenigen 
in  dem  betreflfenden  Steuerkommissai-iat  oder  Teil  eines  Steuerkommissariats 
wohnenden  Personen,  welche  ein  Einkommen  von  wenigstens  2600  Mark  be- 
ziehen, gewählt  werden.  Für  die  Städte  Mainz,  Darmstadt,  Oifenbach, 
Worms  und  Giessen  soll  und  für  andere  Gemeinden  kann  auch  inner- 
halb desselben  Steuerkommissariats  von  dem  Finanzministerium  die  Büdung 
besonderer  Einschätzungskommissionen  angeordnet  werden,  zu  welchen  die  Mit- 
glieder aus  den  Einwohnern  der  betreffenden  Gemeinde,  die  ein  Einkommen 
von  wenigstens  2600  Mark  beziehen,  von  dem  Gemeindevorstand  zu  wählen  sind. 

Bei  der  Wahl  der  Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen,  wozu  der 
Steuerkommissär  eingeladen  und  mit  seiner  Ansicht  angehört  werden 
muss,  ist  darauf  zu  sehen,  dass  die  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  (aus 
Grundeigentum,  Kapitalbesitz,  Gewerbebetrieb,  Gehaltsbezug  oder  irgend  einer 
Axt  gewinnbringender  Beschäftigung)  möglichst  gleichmässig  vertreten  werden. 

Dem  wählenden  Kreistag,  beziehungsweise  Gemeindevorstand  dürfen 
nicht  mehr  als  ein  Dritteü  der  Gewählten  angehören. 

Zu  MitgHedem  der  Einschätzungskommission  können  nur  solche  gewählt 
werden,  welche  zur  Zeit  der  Wahl  volle  30  Jahre  alt  sind  und  deren  Staats- 
bürgerrecht weder  suspendiert  noch  verwirkt  ist. 

Auf  ihr  Verlangen  dürfen  von  der  Verpflichtung  zur  Uebemahme  der 
Funktionen  als  Kommissionsmitglied  nur  befreit  werden: 

1)  diejenigen,  welche  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

2)  alle  grossherzoglichen  Beamte,  deren  ünentbehrlichkeit  im  Dienste  ihre 
vorgesetzte  Behörde  bezeugt; 

3)  diejenigen,  welche  bereits  drei  Jahre  hintereinander  als  Mitglied  einer 
Einschätzungskommission  fungiert  haben. 

Für  den  Fall,  dass  gewählte  MitgKeder  mit  Tod  abgehen,  oder  nicht  mehr 
die  Bedingungen  der  Wählbarkeit  besitzen  oder  sonst  dauernd  ausser  stände 
sind,  ihr  Mandat  zu  erfüllen,  werden  Ersatzmänner  gewählt,  die  in  solchen 
Fällen  an  die  Stelle  der  ursprünglich  Gewählten  zu  treten  haben. 

Die  Zahl  der  zu  wählenden  Mitglieder  der  Einschätzungskommission  und 
Ersatzmänner  wird  für  die  einzelnen  Steuerkommissariate,  beziehungsweise  Ge- 
meinden mit  Rücksicht  auf  deren  Grösse  und  die  Einkommensverhältnisse  ihrer 
Einwohner  von  dem  Finanzministerium  bestimmt. 

Dasselbe  bestimmt  auch,  wo  ein  Steuerkommissariat  in  mehrere  Kreise 
fällt,  diejenige  Zahl  der  Mitglieder  der  Kommission,  welche  zu  derselben  von 
den  verschiedenen  Kreistagen  zu  wählen  sind. 

Einschätzungskommission  Bedacht  genommen  werden  soll,  das  aus  Gehaltbezug 
hinzugefügt  worden.  Zu  häufige  Wechsel  hinsichtlich  der  Mitglieder  der  Ein- 
schätzungskommission werden  allgemein  als  für  die  Veranlagung   der  Einkom- 
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Artikel    19. 

Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission,  welcher  zugleich  die 
Interessen  des  Staats  zu  vertreten  hat,  leitet  innerhalb  des  Steuerkommissariats 
oder  der  Gemeinde,  für  welche  die  Kommission  errichtet  ist,  das  Veran- 
lagungsgeschäft und  ist  besonders  dafür  verantwortlich ,  dass  das  letztere 
überall  nach  den  in  diesem  Gesetz  aufgestellten  Grundsätzen  zur  Ausführung 
gelange. 

Er  hat  vor  allem  die  Aufnahme  eines  vollständigen  Verzeichnisses  aller 
derjenigen  Einwohner  seines  Einschätzungsbezirks  und  derjenigen  im  Ausland 
wohnenden  aus  diesem  Bezirk  Einkommen  beziehenden  Personen  zu  bewirken, 
welche  für  in  der  ersten  Abteilung  einkommensteuerpflichtig  zu  erachten  sind. 
Zugleich  hat  derselbe  über  die  Besitz-,  Vermögens-,  Erwerbs-  und  sonstigen 
Einkommensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen,  soweit  dies  ohne  tieferes  Eindringen 
in  die  ersteren  geschehen  kann,  möglichst  vollständige  Nachrichten  einzuziehen,, 
überhaupt  alle  Merkmale,  welche  ein  Urteil  über  das  in  Ansatz  zu  bringende 
Einkommen  näher  zu  begründen  vermögen,  zu  sammeln. 

Bei  der  Aufnahme  des  Verzeichnisses  der  Steuerpflichtigen  sowohl  als  zur 
Beschafiung  der  erforderlichen  Nachrichten  über  deren  Vermögens-  und  Ein- 
kommensverhältnisse hat  sich  der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission 
nach  seinem  Ermessen  der  Mitwirkung  der  Gemeindevorstände,  welche  allen 
seinen  Anforderungen  Folge  zu  leisten  schuldig  sind,  zu  bedienen.  Ausserdem 
sind  sämtliche  Verwaltungs-  und  Finanzbehörden  verpflichtet,  ihm 
über  die  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  jede  gewünschte  amt- 
liche Auskunft  zu  erteilen. 

Die  Ergebnisse  der  von  ihm  eingezogenen  Nachrichten  überträgt  der  Vor- 
sitzende in  die  Einkommensnachweisung  seines  Bezirks  und  bezeichnet  dann  in 
der  dazu  bestimmten  Spalte  dieser  Naehweisung   gutachtlich  für  jeden  Steuer- 


mensteuer  misslich  bezeichnet.  Es  ist  daher  vorgesehen,  dass  die  Bildung  der 
Einschätzungskommission  im  Sinne  gegenwärtigen  Artikels,  anstatt  alljährlich, 
künftig  nur  alle  drei  Jahre  stattfinden  soll.  An  die  Stelle  der  wählenden  Be- 
zirksräte treten  die  Kreistage.  Die  Verwandlung  von  1500  fl.  in  2500  M.  ent- 
spricht dem  Art.  8  des  Entwurfs.  Gegenüber  dem  betreffenden  Beschluss  der 
früheren  II.  Kammer  der  Stände  glaubt  die  Regierung,  die  ursprüngliche  Fassung, 
wonach  die  Steuerkommissäre  bei  der  Wahl  der  Einschätzungskommissionen 
erster  Abteilung  zuzuziehen  sind,  wenigstens  insoweit,  als  ihnen  gesetzlich  eine 
Einladung  zugehen  muss,  beibehalten  zu  sollen."  (Motive.)  Im  ersten  Entwurf 
lautete  der  letzte  Satz  des  ersten  Absatzes:  „Für  einzelne  grössere  Gemeinden 
kann  auch  innerhalb  desselben  Steuerkommissariats  von  dem  Finanzministerium 
die  Bildung  besonderer  Einschätzungskommissionen  angeordnet  werden  etc." 
Diese  Bestimmung  hielt  man  für  bedenklich.  Man  habe  die  Erfahrung  gemacht, 
dass  in  einzelnen  Gemeinden  ganz  vorzugsweise  geringere  Einschätzungen  statt- 
gefunden hätten,  als  sie  nach  der  Sachlage  statthaben  sollten.  Es  seien  deshalb 
von  dem  Steuerkommissär  den  betreff'enden  Bürgermeistern  Andeutungen  gemacht 
worden,  dass,  wenn  diese  Art  der  Einschätzung  weiter  stattfände,  andere  Mass- 
regeln ergriffen  werden  müssten.  Die  Regierung  hielt  die  obige  Bestimmung 
nicht  für  bedenklich,  weil  sie  sich  bisher  keineswegs  auf  kleinere  Gemeinden 
erstreckt  hätte.  Es  würde  aber  in  der  Bestimmung  nichts  anderes  ausgedrückt, 
als  dass  an  Stelle  der  sogenannten  Bezirkskommissionen  für  die  grösseren  Städte 
Lokalkommissionen  auch  für  die  erste  Abteilung  gewählt  werden  können.     Von 
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Artikel   22. 

Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission,  welcher  zugleich  die  Inter- 
essen des  Staats  zu  vertreten  hat,  leitet  innerhalb  des  Steuerkommissariats  oder 
der  Gemeinde,  für  welche  die  Kommission  errichtet  ist,  das  Veranlagungs- 
geschäft und  ist  besonders  dafür  verantwortlich,  dass  das  letztere  überall  nach, 
den  in  diesem  Gesetz  aufgestellten  Grundsätzen  zur  Ausführung  gelange. 

Er  hat  vor  allem  die  Auftiahme  eines  vollständigen  Verzeichnisses  aller  der- 
jenigen Einwohner  seines  Einschätzungsbezirks  und  derjenigen  im  Ausland 
wohnenden,  aus  diesem  Bezirk  Einkommen  beziehenden  Personen  zu  bewirken, 
welche  für  in  der  ersten  Abteilung  einkommensteuerpflichtig  zu  erachten  sind. 
Zugleich  hat  derselbe  über  die  Besitz-,  Vermögens-,  Erwerbs-  und  sonstigen 
Einkommensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen,  soweit  dies  diesen  gegenüber 
ohne  tieferes  Eindringen  in  die  ersteren  geschehen  kann,  möglichst  vollständige 
Nachrichten  einzuziehen,  überhaupt  alle  Merkmale,  welche  ein  Urteü  über 
das  in  Ansatz  zu  bringende  Einkommen  näher  zu  begründen  vermögen,  zu 
sammeln. 

Bei  der  Aufnahme  des  Verzeichnisses  der  Steuerpflichtigen  sowohl,  als  zur 
Beschaifung  der  erforderlichen  Nachrichten  über  deren  Vermögens-  imd  Ein- 
kommensverhältnisse hat  sich  der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission 
nach  seinem  Ermessen  der  Mitwirkung  der  Gemeindevorstände,  welche  allen 
seinen  Anfordenmgen  Folge  zu  leisten  schuldig  sind,  zu  bedienen. 

Ausserdem  sind  sämtliche  Staats-  und  Gemeindebehörden,  ein- 
schliesslich der  Ortsgerichte  und  Hypothekenbewahrer,  sowie  die 
Notare  verpflichtet,  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommis- 
sionen, wie  auch  diesen  Kommissionen  selbst  oder  einzelnen  aus- 
drücklich von  ihnen  beauftragten  Mitgliedern,  auf  Verlangen  Auf- 
schlüsse zu  erteilen  und,  sofern  nicht  besondere  dienstliche  Rück- 


vomherein  sei  man  hier  so  wenig  wie  in  Preussen  im  Zweifel  darüber  gewesen, 
dass  man  für  die  grössten  Städte  des  Landes  nicht  Bezirkskommissionen,  sondern 
Lokalkommissionen  auch  für  die  erste  Abteilung  wähle,  und  Nachteile  hätten 
sich  hieraus  nicht  ergeben,  wie  denn  diese  Kommissionen  der  Regel  nach  aus 
einsichtsvollen  und  unabhängigen  Personen  zusammengesetzt  seien.  Auf  Antrag 
des  Ausschusses  wurde  der  letzte  Satz  des  ersten  Absatzes  so  gefasst,  wie  er 
im  Gesetze  steht. 

In  der  Kammer  wurde  bei  der  Beratung  des  1.  E.  der  Antrag  gestellt  und 
angenommen,  an  die  Stelle  des  Kreisausschusses  den  Kreistag  zu  setzen.  Es 
geschah,  um  eine  Garantie  zu  schaffen,  dass  die  Einschätzmigskommission  aus 
tüchtigen,  rechtschaffenen,  umsichtigen  Männern  bestehe,  die  mit  den  Lokal-  und 
Personalverhältnissen  genau  vertraut  seien.  Der  Kreisausschuss  wurde  als  zu 
klein  betrachtet;  der  Ausschuss  der  städtischen  Kreise  bestehe  z.  B.  namentlich 
aus  Stadtbewohnern,  die  der  Natur  der  Sache  nach  von  den  ländlichen  Ver- 
hältnissen keine  rechte  Idee  hätten.  Im  Kreistag  seien  dagegen  alle  Teüe  des 
Kreises  vertreten.  —  Im  ersten  Entwurf  lautete  der  Relativsatz  im  zweiten  Ab- 
satz „wozu  der  Steuerkommissär  zugezogen  und  mit  seiner  Ansicht  angehört 
werden  muss".  Dies  hielt  man  für  unzweckmässig,  weil  der  Kommissär  es  oft. 
nicht  einhalten  könne.  Es  wurde  die  Bestimmung  von  der  Kammer  so  geändert, 
wie  es  der  Wortlaut  des  Gesetzes  angibt.  Als  selbstverständlich  wurde  erachtet, 
dass  in  Abs.  2,  4  und  8,  wo  von  MitgUedem  der  Einschätzungskommission  die 
Rede  ist,  zugleich  die  Ersatzmänner  darunter  zu  begreifen  sind. 
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Pflichtigen  diejenige  Klasse,  in  welche  derselbe  nach  dem  ihm  beizumessenden 
Gesamteinkommen  einzuschätzen  sein  dürfte,  wobei  die  in  den  Art.  12  bis  17 
vorgeschriebenen  Abschätzungsgrundsätze  in  Anwendung  zu  bringen  sind. 

Er  hat  ausserdem  alle  zur  Beschlussnahme  der  Einschätzungskommission 
erforderlichen  Vorbereitungen  zu  treffen,  und  die  Zusammenberufung  derselben 
geht  von  ihm  aus. 


Artikel    20. 

Die  Einschätzungskommission  unterwirft  die  von  dem  Vorsitzenden  auf- 
gestellte Einkommensnachweisung  unter  Benutzung  aller  ihr  zu  Gebote  stehenden 
Hilfsmittel,  worunter  auch  die  etwa  eingelaufenen  freiwilligen  Angaben  der 
Steuerpflichtigen  über  ihre  Einkommensverhältnisse  begriffen  sind,  einer  genauen 
Prüfung.  Dabei  ist  zwar  ebenfalls  jedes  lästige  Eindringen  in  die  Vermögens- 
und Einkommensverhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  vermeiden;  jedoch 
hat  die  Kommission  das  Recht,  wenn  sie  zur  Erlangung  einer  näheren  Kenntnis 
von  den  Einkommensverhältnissen  eines  Steuerpflichtigen  es  für  nötig  erachtet, 
von  den  Verhandlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  den  Hypotheken- 
büchern Einsicht  zu  nehmen. 

Nachdem  die  Prüfung  vollzogen  ist,  hat  die  Kommission  nach  den  statt- 
gefundenen Ermittelungen  oder  anderweit  bekannten  Verhältnissen  des  einzelnen 
Steuerpflichtigen  die  Einkommensklasse  festzustellen,  nach  welcher  derselbe  zu 
veranlagen  ist. 

Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  nach  einfacher  Stimmenmehrheit 
gefasst.  Dem  Vorsitzenden  steht  ein  Stimmrecht  nur  in  dem  Falle 
der  Stimmengleichheit  der  übrigen  Kommissionsmitglieder  zu  und 
gibt  alsdann  seine  Stimme  den  Ausschlag. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  können  bei  Feststellung  ihrer  eigenen 
Steuerkapitalien  und  derjenigen  ihrer  Verwandten  und  Verschwägerten  des 
ersten  und  zweiten  Grades  nicht  mitwirken. 

Gegen  die  Beschlüsse  der  Einschätzungskommission  ist  der  Vorsitzende 
berechtigt,  die  Berufung  an  die  Landeskommission  (Art.  22)  einzulegen. 

Art.  22.  Die  hierin  enthaltenen  Bestimmungen  entsprechen  denjenigen  in 
Art.  19  und  20  des  bisher  gültigen  Gesetzes,  mit  der  Modifikation  jedoch,  dass 
die  beschränkende  Bestimmung  im  dritten  Absatz  des  Artikels  20  des  seitherigen 
Gesetzes,  wonach  dem  Vorsitzenden  ein  Stimmrecht  nur  im  Fall  der  Stimmen- 
gleichheit der  übrigen  Kommissionsmitglieder  zusteht,  im  Art.  23  aus  Rücksicht 
auf  Erzielung  einer  möglichsten  Richtigkeit  der  Steuerveranlagung  nicht  wieder 
aufgenommen,  vielmehr  dem  Vorsitzenden  ein  unbeschränktes  Stimmrecht  mit  ent- 
scheidender Stimme  im  Falle  der  Stimmengleichheit  eingeräumt  werden  soll. 

Bei  der  Redaktion  des  zweiten  Entwurfs  wurde  zur  Begegnung  irrtümlicher 
Auslegungen  für  zweckmässig  erachtet,  im  zweiten  Absatz  des  Artikels  22  vor 
,ohne  tieferes  Eindringen"    einzuschalten:  , diesen   gegenüber".     Die   gleichfalls 
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sichten  entgegenstehen,  worüber  im  Zweifel  die  zuständige  Auf- 
sichtsbehörde entscheidet,  die  Einsicht  aller  einschlägigen  Doku- 
mente zu  gestatten. 

Die  Ergebnisse  der  von  ihm  eingezogenen  Nachrichten  überträgt  der 
Vorsitzende  in  die  Einkommensnachweisung  seines  Bezirks  und  bezeichnet  dann 
in  der  dazu  bestimmten  Spalte  dieser  Nachweisung  gutachtlich  für  jeden  Steuer- 
pflichtigen diejenige  Klasse,  in  welche  derselbe  nach  dem  ihm  beizumessenden 
Gesamteinkommen  einzuschätzen  sein  dürfte,  wobei  die  in  den  Art.  15  bis  19 
voi^eschriebenen  Abschätzungsgrundsätze  in  Anwendung  zu  bringen  sind. 

Er  hat  ausserdem  alle  zur  Beschlussnahme  der  Einschätzungskommission 
erforderlichen  Vorbereitungen  zu  treffen,  und  die  Zusammenberufung  derselben 
geht  von  ihm  aus. 

Artikel   23. 

Die  Einschätzungskommission  unterwirft  die  von  dem  Vorsitzenden  auf- 
gestellte Einkommensnachweisimg  unter  Benutzung  aller  ihr  zu  Gebot  stehenden 
Hilfsmittel,  wonmter  auch  die  etwa  eingelaufenen  freiwilligen  Angaben  der 
Steuerpflichtigen  über  ihre  Einkommensverhältnisse  begriffen  sind,  einer  genauen 
Prüfung.  Dabei  ist  zwar  ebenfalls  jedes  lästige  Eindringen  in  die  Vermögens- 
und Einkommensverhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  diesen  gegenüber 
zu  vermeiden,  jedoch  hat  die  Kommission,  wie  auch  ihr  Vorsitzender  für 
sich,  auch  in  diesem  Stadium  das  Recht,  wenn  sie  zur  Erlangung  einer 
näheren  Kenntnis  von  den  Ernkommensverhältnissen  eines  Steuerpflichtigen  es 
für  nötig  erachtet,  von  den  Verhandlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und. 
den  Hypothekenbüchem  Einsicht  zu  nehmen. 

Nachdem  die  Prüfung  vollzogen  ist,  hat  die  Kommission  nach  den  statt- 
gefondenen  Ermittelungen  oder  anderweit  bekannten  Verhältnissen  des  einzelnen 
Steuerpflichtigen  die  Einkommensklasse  festzustellen,  nach  welcher  derselbe  zu 
veranlagen  ist.  Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  nach  einfacher  Stimmen- 
mehrheit gefasst.  In  dem  Falle  der  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme 
des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  können  bei  Feststellung  ihrer  eigenen 
Steuerkapitalien  und  derjenigen  ihrer  Verwandten  und  Verschwägerten  des 
ersten  und  zweiten  Grades  nicht  mitwirken. 

Gegen  die  Beschlüsse  der  Einschätzungskommission  ist  der  Vorsitzende 
berechtigt,  die  Berufung  an  die  Landeskommission  (Art.  25)  einzulegen. 


veränderte  Fassung  des  Schlusssatzes  im  dritten  Absätze :  „Ausserdem  sind  sämt- 
liche" etc.  schliesst  sich  an  die  einschlägigen  Bestimmungen  im  königlich 
sächsischen  Gesetz  vom  2.  Juli  1878,  noch  specieller  aber  an  Artikel  23  des 
bayrischen  Gesetzes  vom  19.  Mai  1881  an  und  entspricht  einem  dringenden 
Bedürfnis.  Im  ersten  Entwurf  lautete  der  Passus:  .Ausserdem  sind  sämtliche 
Verwaltungs-  und  Finanzbehörden  verpflichtet,  ihm  über  die  Verhältnisse  der 
Steuerpflichtigen  jede  gewünschte  amtliche  Auskunft  zu  erteilen."   (Motive.) 

Art.  23.  Im  1.  E.  hiess  es  im  zweiten  Satz  des  1.  Abs.  Jedoch  hat  die 
Kommission  das  Recht,  wenn"  etc. 

Bei  Gelegenheit  dieses  Artikels  wurden  manche  Klagen  Ober  die  Stellung 
der  Vorsitzenden   zu   den  Kommissionen  hervorgehoben.     Oft  gingen   die  Vor- 
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Artikel    21. 

Jedem  Steuerpflichtigen  ist  nach  stattgefundener  Abschätzung  durch  eine 
verschlossene  Zuschrift  die  Einkommensklasse,  zu  welcher  er  eingeschätzt  worden 
ist,  bekannt  zu  machen. 

Findet  sich  der  Steuerpflichtige  durch  die  Einschätzung  beschwert,  so  steht 
ihm  dagegen  binnen  einer  Präklusivfrist  von  3  Monaten  die  Reklama- 
tion an  die  Landeskommission  offen,  welche  bei  dem  Vorsitzenden  der  Ein- 
schätzungskommission schriftlich  einzureichen  ist.  Er  kann  aber  auch  innerhalb 
der  ersten  sechs  Wochen  dieser  Frist  eine  neue  Beschlussfassung  der  Ein- 
schätzungskommission verlangen  und  durch  schriftliche  oder  mündliche  Verhand- 
lungen, persönlich  oder  durch  Vermittelung  von  Vertrauensmännern  oder  durch 
andere  Beweismittel  dieser  Kommission  die  erforderliche  Ueberzeugung  von  der 
vorgeblichen  Ueberbürdung  durch  die  erfolgte  Abschätzung  zu  verschaffen  suchen. 
Findet  sich  der  Steueri:)flichtige  von  der  Einschätzungskommission  auf  derartige 
Remonstration  nicht  befriedigt,  so  steht  ihm  noch  das  Recht  zu,  vor  Ablauf 
der  oben  bestimmten  Frist  bei  der  Landeskomraission  Reklamation  zu  er- 
heben. Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission  hat  aber  ebenfalls  die 
Befugnis,  gegen  Entscheidungen  der  Kommission  zu  Gunsten  des  remonstrierenden 
Steuerpflichtigen  an  die  Landeskommission  Berufung  einzulegen. 


sitzenden  von  der  Auffassung  aus,  als  ob  die  Kollegen  in  der  Kommission  nur 
beratende,  begutachtende,  anzuhörende,  auskunftgebende  Personen  und  nicht 
in  jedem  einzelnen  Falle  berechtigt  seien,  nicht  bloss  zu  votieren,  sondern  auch 
die  Motivierung  ihrer  Votierung  berücksichtigt  zu  sehen.  Man  verlangte,  und 
die  Regierung  war  dazu  bereit,  dass  die  Kommissionsmitglieder  in  geeigneter 
Weise  über  ihre  Rechte  und  Pflichten  belehrt  würden.  Man  hob  auch  hervor,  dass 
in  den  Kommissionen  das  Hinaufsetzen  in  der  Steuer  in  der  Regel  ausserordent- 
lich rasch  sich  vollziehe,  die  Motivierung  sei  da  auch  leicht  und  angenehm, 
dagegen  sei  letztere  schwer,  wenn  es  sich  um  Herabsetzung  der  Steuer  handele, 
und  man  dringe  nur  schwer  durch. 

Art.  24.  „Auch  hier  findet  im  wesentlichen  Uebereinstimmung  mit 
Art.  21  des  bisher  gültigen  Gesetzes  statt,  doch  ist  für  empfehlenswert  er- 
achtet worden,  für  die  Reklamationen  und  Remonstrationen  eine  gemeinschaft- 
liche Frist  zu  bestimmen  und  solche,  abgesehen  von  dem  unbestimmten  Tag 
der  Zustellung  der  betreffenden  Zuschrift,  d.  h.  des  Steuerzettels,  auf  die  zwei 
ersten  Monate  des  Jahres  bezw.  bei  Veranlagung  im  Laufe  des  Jahres  auf 
zwei  Monate  nach  Zustellung  der  Anforderung  festzusetzen.  Erfolgt  auf 
die  Remonstration  ein  abschlägiger  Bescheid,  so  soll  dem  Steuerpflichtigen 
innerhalb  weiterer  vier  Wochen  die  Reklamation  an  die  Landeskommission  zu- 
stehen. Diese  Abänderung  der  bisherigen  Bestimmungen  hat  denn  auch  hin- 
sichtlich des  Kostenpunktes  den  wesentlichen  Vorteil,  dass,  was  die  Erledigung 
der  verschiedenen  Beschwerden  der  Steuerpflichtigen  betrifft,  die  Einschätzungs- 
kommissionen der  ersten  Abteilung  (zu  vgl.  §  21)  künftig  nur  einmal  jährlich 
zusammenzutreten  haben,  und  zwar  nach  Ablauf  des  Monats  Mai,  bei  welcher 
Gelegenheit  die  Entscheidung  über  die  Remonstrationen  der  Pflichtigen  erster 
Abteilung,  die  Begutachtung  der  Reklamationen  der  Pflichtigen  zweiter  Abteilung, 
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Artikel    24. 

Jedem  Steuerpflichtigen  ist  nach  stattgefundener  Abschätzung  durch  eine 
verschlossene  Zuschrift  die  Einkommensklasse,  zu  welcher  er  eingeschätzt  worden 
ist,  bekannt  zu  machen. 

Findet  sich  der  Steuerpflichtige  durch  die  Einschätzung  beschwert,  so  steht 
ihm  dagegen  innerhalb  der  ersten  zwei  Monate  des  Steuerjahres,  oder, 
wenn  die  Veranlagung  im  Laufe  des  Steuerjahrs  erfolgt,  innerhalb 
zwei  Monaten  nach  Zustellung  der  Benachrichtigung  die  Reklamation 
an  die  Landeskommission  offen,  welche  bei  dem  Vorsitzenden  der  Einschätzungs- 
kommission unter  der  zur  Beurteilung  der  Sache  notwendigen  Be- 
gründung schriftlich  einzureichen  ist.  Er  kann  aber  auch  innerhalb  der 
nämlichen  Frist  eine  neue  Beschlussfassung  der  Einschätzungskommission 
verlangen  und  durch  schriftliche  oder  mündliche  Verhandlungen,  persönlich  oder 
durch  Vermittelung  von  Vertrauensmännern ,  welche  der  Einschätzungs- 
kommission angehören  müssen,  oder  durch  andere  Beweismittel  dieser 
Kommission  die  Ueberzeugung  von  der  vorgeblichen  Ueberbürdung  durch  die 
erfolgte  Abschätzung  zu  verschaffen  suchen.  Findet  sich  der  Steuerpflichtige 
von  der  Entscheidung  der  Einschätzungskommission  auf  derartige  Remonstration 
nicht  befriedigt,  so  steht  ihm  immer  noch  das  Recht  zu,  innerhalb  4  Wochen 
nach  erhaltenem  Bescheid  bei  der  Landeskommission  Reklamation  zu  er- 
heben. Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission  hat  aber  ebenfalls  die 
Befugnis,  gegen  Entscheidungen  der  Kommission  zu  Gunsten  des  remonstrierenden 
Steuerpflichtigen  an  die  Landeskommission  Berufung  einzulegen. 


welche  Reklamationen  nach  Artikel  37  ebenfalls  bis  zu  Ende  Mai  eingereicht 
sein  müssen,  gleichzeitig  erfolgen  kann.  —  Im  zweiten  Absatz  ist  vor  den  Worten 
, schriftlich  einzureichen''  in  dem  zweiten  Entwurf  eingeschaltet:  , unter  der  zur 
Beurteilung  der  Sache  notwendigen  Begründung,"  welche  Bestimmung  sich  als 
angemessen  erweisen  dürfte.  —  Es  kann  nicht  gesagt  werden,  dass  sich  die  Ver- 
wendung von  Vertrauensmännern  zur  Klarstellung  der  Gi-ünde  der  Beschwerden 
bisher  besonders  bewährt  habe,  und  ist  daher  der  betreffende  Passus  des  bisherigen 
Gesetzes  gestrichen;  die  Mithilfe  dritter  ist  damit  nicht  gänzlich  ausgeschlossen, 
doch  muss  selbstverständlich  den  betreffenden  Kommissionen  die  Beurteilung 
des  Werts  der  Vermittelmig  überlassen  bleiben."  (Motive.)  Ein  Antrag,  nach 
dem  Worte  „Verhandlungen"  die  Worte  „persönlich  oder  durch  Vermittelung 
von  Vertrauensmännern,  welche  der  Einschätzungskommission  angehören  müssen* 
einzusetzen,  wurde  angenommen.  Die  Vermittelung  des  Vertrauensmanns  be- 
findet sich  in  dem  älteren  Gesetz,  in  das  sie  aus  dem  preussischen  übernommen 
worden  war.  Die  Regierung  behauptete,  das  Institut  habe  sich  nicht  bewährt, 
es  habe  das  Veranlagungsgeschäft  erschwert  und  auch  die  Einnahme  aus  der 
Einkommensteuer  geschmälert.  Die  Vertrauensmänner  erhielten  gemeiniglich 
keinen  Einblick  in  die  wirklichen  Verhältnisse  desjenigen,  der  sie  gewählt  habe; 
sie  bekämen  nur  allgemeine  Andeutungen  über  die  zu  schwere  Belastung  und 
machten  eben  auch  nur  solche  allgemeine  Andeutungen  den  Kommissionen  gegen- 
über. Das  Institut  sei  auch  in  dem  neuen  preussischen  Entwurf  fallen  gelassen 
und  sei  vage  gegenüber  der  Deklarationspflicht,  die  eine  Specialisierung  des  ganzen 
Einkommens  verlange.  Das  Gesetz  weise  schon  an  sich  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen an  den  Vorsitzenden  und  die  Mitglieder  der  Kommission  und  es  ver- 
stehe sich  von  selbst,  dass  die  Kommissionsmitglieder  n§,ch  der  ihnen  aufliegenden 
Pflicht  den  Pflichtigen,  welcher  sich  an  sie  gewendet  hat,  vor  der  Kommission 
verträten.  Die  Mehrzahl  hielt  es  für  gut,  trotzdem  den  Vertrauensmann  aus- 
Finanzarchiv.    IT.  Jahrg.  4j7  27 
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Artikel   22. 

Für  das  ganze  Grossherzogtum  wird  unter  dem  Vorsitze  eines  von  dem 
Ministerium  der  Finanzen  zu  ernennenden  Kommissärs  eine  Landeskommission 
gebildet.  Dieselbe  besteht  aus  neun  von  den  Provinzial dir  ektionen  der  drei 
Provinzen  des  Grossherzogtums  aus  den  Mitgliedern  der  Einschätzungskommis- 
sionen der  betreffenden  Provinz  ervpählten  Mitgliedern.  Jede  der  drei  Provinzial- 
direktionen  erwählt  zu  der  Landeskommission  drei  Mitglieder  nebst  zwei 
Ersatzmännern,  welche  für  den  Fall  dauernder  Verhinderung  der  ersteren  einzu- 
treten haben.  Bei  der  Auswahl  ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  auch  in 
der  Landeskommission  die  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  möglichst 
gleichmässig  vertreten  werden. 

In  Bezug  auf  die  Zulässigkeit  der  Wahl  gilt  die  im  Art.  18  getroffene 
Bestimmung. 

Artikel   23. 

Der  Vorsitzende  der  Landeskommission  ist  in  Bezug  auf  die  richtige  Ver- 
anlagung der  Steuer  der  Vertreter  der  Staatsinteressen.  Er  hat  die  gleich- 
massige  Anwendung  der  Veranlagungsgrundsätze  zu  überwachen,  die  Geschäfts- 
führung der  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommissionen  zu  beaufsichtigen  und 
für  die  rechtzeitige  Vollendung  des  Veranlagungsgeschäfts  zu  sorgen.  An  ihn 
gelangen  alle  Beschwerden  und  Reklamationen,  sowie  die  Bex'ufungen  der  Vor- 
sitzenden der  Einschätzungskommissionen.  Er  hat  die  erforderlichen  Vorbe- 
reitungen für  die  Beschlussfassung  der  Landeskommission  zu  treffen,  und  die 
Zusammenberufung  derselben  geht  von  ihm  aus. 

Artikel   24. 

Die  Landeskommission  entscheidet  über  alle  gegen  das  Verfahren  der 
Einschätzungskommissionen  vorgebrachten  Beschwerden,  sowie  über  alle  Rekla- 
mationen gegen  die  Einschätzungen  und  über  die  von  den  Vorsitzenden  der 
Einschätzungskommissionen  eingelegten  Berufungen. 

Dieselbe  hat  ausserdem  die  von  den  Einschätzungskommissionen  fest- 
gestellten Einkommensnachweisungen  sorgfältig  zu  prüfen  und  ihre  Erinnerungen 
dagegen  zu  machen,  welche  bei  dem  Einschätzungsverfahren  des  folgenden 
Jahres  beachtet  werden  müssen. 

Artikel    25. 

Zum  Zwecke  der  Prüfung  der  von  den  Steuerpflichtigen  angebrachten 
Reklamationen  hat  der  Vorsitzende  der  Landeskommission,  wenn  die  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  nicht  schon  klar  genug  vorliegen,  um  danach  die  Entscheidung 
treffen  zu  können,  zunächst  den  Versuch  zu  machen,  durch  nähere  Aufklärungen 
und  Nachweisungen  von  selten  des  Reklamanten  die  Wahrheit  zu  erforschen. 
Erscheinen  die  hierdurch  erzielten  Resultate  indessen  der  Landeskommission  nicht 
ausreichend,  um  die  Entscheidung  darauf  zu  gründen,    so   steht  dieser  die  Be- 

drücklich  in  das  Gesetz  einzuführen,  damit  nicht  die  Auskunft  eines  solchen  als 
etwas  Nebensächliches  behandelt  werde.  Die  etwaige  Deklaration  stehe  nicht 
im  Widerspruch.     Es  handele  sich   um  Reklamation  uud  man  könne  nicht  der 
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Artikel  25.      ' 

Für  das  ganze  Grossherzogtum  wird  unter  dem  Vorsitze  eines  von  dem 
Ministerium  der  Finanzen  zu  ernennenden  Kommissärs  eine  Landeskommission 
gebildet.  Dieselbe  besteht  aus  neun,  von  den  Provinzial  aus  schlissen  der 
drei  Provinzen  des  Grossherzogtums  aus  den  Mitgliedern  der  Einschätzungs- 
kommissionen der  betreffenden *Provinz  erwählten  Mitgliedern.  Jeder  der  drei 
Provinzial ausschüsse  erwählt  zu  der  Landeskommission  drei  Mitglieder  nebst 
zwei  Ersatzmännern,  welche  für  den  Fall  dauernder  Verhinderung  der  ersteren 
einzutreten  haben.  Bei  der  Auswahl  ist  darauf  Eücksicht  zu  nehmen,  dass 
auch  in  der  Landeskommission  die  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  möglichst 
gleichmässig  vertreten  werden.  In  Bezug  auf  die  Zulässigkeit  der  Wahl  gilt 
die  im  Art.  21  getroffene  Bestimmung. 

Artikel   26. 

Der  Vorsitzende  der  Landeskommission  ist  in  Bezug  auf  die  richtige  Ver- 
anlagung der  Steuer  der  Vertreter  der  Staatsinteressen.  Er  hat  die  gleich- 
massige  Anwendung  der  Veranlagungsgnmdsätze  zu  überwachen,  die  Geschäfts- 
führung der  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommissionen  zu  beaufsichtigen  und 
für  die  rechtzeitige  Vollendung  des  Veranlagungsgeschäfts  zu  sorgen.  An  ihn 
gelangen  alle  Beschwerden  und  Reklamationen,  sowie  die  Berufungen  der  Vor- 
sitzenden der  Einschätzungskommissionen.  Er  hat  die  erforderlichen  Vorberei- 
tungen für  die  Beschlussfassung  der  Landeskomraission  zu  treffen,  und  die 
Zusammenberufung  derselben  geht  von  ihm  aus. 

Artikel    27. 

Die  Landeskommission  entscheidet  über  alle  gegen  das  Verfahren  der 
Einschätzungskommissionen  vorgebrachten  Beschwerden,  sowie  über  alle  Rekla- 
mationen gegen  die  Einschätzungen  und  über  die  von  den  Vorsitzenden  der 
Einschätzungskommissionen  eingelegten  Berufungen. 

Dieselbe  hat  ausserdem  die  von  den  Einschätzungskommissionen  festge- 
stellten Einkommensnachweisungen  sorgfältig  zu  prüfen  und  ihre  Erinnerungen 
dagegen  zu  machen,  welche  bei  dem  Einschätzungsverfahren  des  folgenden 
Jahres  beachtet  werden  müssen. 

Artikel   28. 

Zum  Zwecke  der  Prüfung  der  von  den  Steuei-pflichtigen  angebrachten 
Reklamationen  hat  der  Vorsitzende  der  Landeskommission,  wenn  die  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  nicht  schon  klar  genug  vorliegen,  um  danach  die  Ent- 
scheidung treffen  zu  können,  zunächst  den  Versuch  zu  machen,  durch  nähere 
Aufklärungen  und  Nachweisungen  von  selten  des  Reklamanten  die  Wahrheit  zu 
erforschen.  Erscheinen  die  hierdurch  erzielten  Resultate  indessen  der  Landes- 
kommission nicht  ausreichend,   um   die  Entscheidung   darauf  zu   gründen,   so 

ganzen  Einschätzungskommission  seine  Bücher  zeigen  und  alle  Familienverhält- 
nisse darlegen.  Oft  verbiete  sich  dies  auch,  weil  ein  Konkurrent  in  der  Kom- 
mission sitze. 
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fugnis  zu,  eine  genaue  Feststeilung  der  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse 
des  Reklamanten  zu  veranlassen,  und  zu  diesem  Behufe  Zeugen,  äussersten  Falls 
eidlich  durch  das  betreffende  Gericht  vernehmen  zu  lassen,  dem  Reklamanten 
bestimmte  Fragen  über  seine  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  vorzu- 
legen, sowie  ihn  aufzufordern,  die  in  seinem  Besitze  befindlichen  Urkunden, 
Pachtkontrakte,  Schuldverschreibungen,  Handelsl^jficher  u.  s.  w.  zur  Einsicht  vor- 
zulegen. Hat  Reklamant  den  an  ihn  gestellten  Aufforderungen  entsprochen, 
dann  trifft  die  Kommission,  im  Falle  sie  sich  für  ausreichend  unterrichtet  er- 
achtet, auf  Grund  aller  gesammelten  Nachrichten  ihre  Entschliessung.  Wenn 
jedoch  binnen  der  zu  bestimmenden  Frist  die  erforderte  Auskunft  nicht  ei'teilt 
wird,  oder  die  betreffenden  Urkunden  etc.  nicht  vorgelegt  werden,  so  wird  — 
was  dem  Reklamanten  jedesmal  bei  der  Aufforderung  zu  eröffnen  ist  —  ange- 
nommen, dass  er  die  angebrachte  Reklamation  zu  begründen  ausser  stände  sei, 
und  dieselbe  abgewiesen. 

Auch  ist  die  Landeskommission,  wenn  es  an  andern  Mitteln,  die  Wahrheit 
zu  ergründen,  fehlt,  berechtigt,  den  Reklamanten  zur  Erklärung  an  Eidesstatt 
über  die  in  betreff  seines  Einkommens  von  ihm  selbst  gemachten  Angaben  auf- 
zufordern. Sie  hat  für  einen  solchen  Fall  in  einer  darüber  zu  erlassenden  Ent- 
scheidung die  eidesstattliche  Erklärung  wörtlich  vorzuschreiben,  auch  die  min- 
destens achttägige  Frist  zu  bestimmen,  nach  deren  Ablauf  diese  Erklärung  abzu- 
geben ist,  widrigenfalls  die  angebrachte  Reklamation  als  unbegründet  zurück- 
zuweisen sein  würde. 

Dem  pflichtmässigen  Ermessen  der  Landeskommission  bleibt  es  übrigens 
lediglich  überlassen,  welche  der  erwähnten  Mittel  sie  zur  Ergründung  der  Wahr- 
heit in  Anwendung  bringen  will. 

Die  Kosten,  welche  durch  die  nähere  Feststellung  des  Einkommens  eines 
Steuerpflichtigen  infolge  der  von  ihm  erhobenen  Reklamation  veranlasst  werden, 
sind  alsdann  von  diesem  zu  tragen,  wenn  seine  eigenen  Angaben  in  wesent- 
lichen Punkten  als  imrichtig  befunden  worden.  Die  Landeskommission  hat 
hierüber  zu  entscheiden. 

Bei  Erörterung  der  von  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommissionen 
nach  Art.  23  eingelegten  Berufungen  stehen  der  Landeskoramission  nur  die- 
selben Befugnisse  zu,  wie  den  Einschätzungskommissionen.  Zum  Zweck  der 
Entscheidung  über  Berufungen,  welche  von  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungs- 
kommissionen nach  Art.  21  gegen  die  Beschlüsse  dieser  Kommissionen  über 
Remonstrationen  der  Steuerpflichtigen  eingelegt  werden,  hat  die  Landeskommis- 
sion dagegen  die  gleichen  Befugnisse,  wie  bei  der  Prüfung  der  bei  ihr  ange- 
brachten Reklamationen. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Landeskommission  findet  ein  Rekurs  nicht  statt. 

In  betreff  der  Fassung  ihrer  Beschlüsse  gilt  die  im  Art.  23  für  die  Ein- 
schätzungskommissionen gegebene  Bestimmung. 

Artikel   26. 
Die   bei    dem   Einschätzungsgeschäft    beteiligten    Vorsitzenden   der    Kom- 
missionen und  sonstigen  Beamten   sind   kraft  des  von   ihnen  geleisteten  Dienst- 
eides zur  Geheimhaltung   der  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse,   welche 
bei  diesem  Geschäft  zu   ihrer  Kenntnis   gelangen,    sowie   des  Inhalts   der  Kom- 
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steht  dieser  die  Befugnis  zu,  eine  genaue  Feststellung  der  Vermögens-  und 
Einkommensverhältnisse  des  Reklamanten  zu  veranlassen,  und  zu  diesem  Behufe 
Zeugen,  äussersten  Falls  eidlich  durch  das  betreffende  Gericht  vernehmen  zu 
lassen,  dem  Reklamanten  bestünmte  Fragen  über  seine  Vermögens-  und  Ein- 
kommensverhältnisse  vorzulegen,  sowie  ihn  aufzufordern,  die  in  seinem  Besitze 
befindlichen  Urkunden,  Pachtkontrakte,  Schuldverschreibungen,  Handelsbücher 
u.  s.  w.  zur  Einsicht  vorzulegen.  Hat  Reklamant  den  an  um  gestellten  Auffor- 
derungen entsprochen,  dann  trifft  die  Kommission,  im  Falle  sie  sich  für  aus- 
reichend unterrichtet  erachtet,  auf  Grund  aller  gesammelten  Nachrichten  ihre 
Entschliessung.  Wenn  jedoch  binnen  der  zu  bestimmenden  Frist  die  erforderte 
Auskunft  nicht  erteüt  wird,  oder  die  betreffenden  Urkunden  etc.  nicht  vorgelegt 
werden,  so  wird  —  was  dem  Reklamanten  jedesmal  bei  der  Aufforderung  zu 
eröffnen  ist  —  angenommen,  dass  er  die  angebrachte  Reklamation  zu  begründen 
ausser  stände  sei,  und  dieselbe  abgewiesen. 

Auch  ist  die  Landeskommission,  wenn  es  an  andern  Mitteln,  die  Wahrheit 
zu  ergründen,  fehlt,  berechtigt,  den  Reklamanten  zur  Erklärung  an  Eidesstatt 
über  die  in  betreff  seines  Einkommens  von  ihm  selbst  gemachten  Angaben  auf- 
zufordern. Sie  hat  für  einen  solchen  Fall  in  einer  darüber  zu  erlassenden  Ent- 
scheidung die  eidesstattliche  Erklärung  wörtlich  vorzuschreiben,  auch  die 
mindestens  achttäge  Frist  zu  bestimmen,  nach  deren  Ablauf  diese  Erklärung 
abzugeben  ist,  widrigenfalls  die  angebrachte  Reklamation  als  unbegründet  zurück- 
zuweisen sein  würde. 

Dem  pflichtmässigen  Ermessen  der  Landeskommission  bleibt  es  übrigens 
lediglich  überlassen,  welche  der  erwähnten  Mittel  sie  zur  Ergründung  der 
Wahrheit  in  Anwendung  bringen  will. 

Die  Kosten,  welche  durch  die  nähere  Feststellimg  des  Einkommens  eines 
Steuerpflichtigen  infolge  der  von  ihm  erhobenen  Reklamation  veranlasst  werden, 
sind  alsdann  von  diesem  zu  tragen,  wenn  seine  eigenen  Angaben  in  wesent- 
lichen Punkten  als  unrichtig  befunden  worden.  Die  Landeskommission  hat 
hierüber  zu  entscheiden.     Deren  Entscheidung  ist  vollstreckbar. 

Bei  Erörterung  der  von  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommissionen 
nach  Art.  23  eingelegten  Bemfungen  stehen  der  Landeskommission  nur  dieselben 
Befugnisse  zu,  wie  den  Einschätzimgskommissionen.  Zum  Zweck  der  Ent- 
scheidung über  Berufungen,  welche  von  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungs- 
kommissionen nach  Art.  24  gegen  die  Beschlüsse  dieser  Kommissionen  über 
Remonstrationen  der  Steuerpflichtigen  eingelegt  werden,  hat  die  Landeskommission 
dagegen  die  gleichen  Befugnisse,  wie  bei  der  Prüfung  der  bei  ihr  angebrachten 
Reklamationen. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Landeskommission  findet  ein  Rekurs  nicht  statt. 

In  betreff  der  Fassung  ihrer  Beschlüsse  gilt  die  im  Art.  23  für  die  Ein- 
schätzungkommissionen gegebene  Bestimmung. 

Artikel    29. 
Die   bei    dem   Einschätzungsgeschäft   beteiligten  Vorsitzenden   der   Kom- 
missionen und  sonstigen  Beamten  sind  kraft   des  von   ihnen   geleisteten  Dienst- 
eides zur  Geheimhaltung   der  Vermögens-   und  Einkommensverhältnisse,  welche 
bei  diesem  Geschäft  zu   ihrer  Kenntnis  gelangen,    sowie   des  Inhalts   der  Kom- 
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missions Verhandlungen,  verpflichtet.  Die  Mitglieder  der  Kommissionen  haben 
diese  Geheimhaltung,  sovv^ie  die  unparteiische  und  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer 
Pflichten  dem  Vorsitzenden  mittelst  Handschlags  an  Eidesstatt  zu  geloben. 


Artikel    27. 

Die  Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen  und  der  Landeskommission 
erhalten  bei  Geschäften  ausserhalb  ihres  "Wohnorts  den  Verhältnissen  ange- 
messene Vergütungen  für  Transportkosten  und  Diäten. 


Artikel   28. 

Die  oberste  Leitung  des  Veranlagungsgeschäfts  im  Grossherzogtum  steht 
Unserem  Finanzministerium  zu,  welches  auch  über  die  gegen  das  Verfahren  der 
Landeskommission  und  des  Vorsitzenden  derselben  angebrachten  Beschwerden 
zu  entscheiden  hat. 


Art.  29.  Der  1.  Abs.  lautet  in  dem  zweiten  und  ersten  Entwurf  gleich 
bis  auf  die  Worte  ,  sowie  des  näheren  Inhalts  der  Kommissionsverhandlungen ", 
welche  im  2.  Entwurf  beigefügt  sind. 

In  dem  2.  Abs.  fand  der  Ausschuss  bei  der  Beratung  des  1.  E.  die  Strafen 
zu  hoch  und  beantragte,  statt  300  M.  100  M.  und  vor  die  Worte  „dem  Verluste" 
zu  setzen  „im  Wiederholungsfalle  mit" ;  der  Antrag  wurde  aber  abgelehnt.  Von 
anderer  Seite  wurde  der  Abs.  2  bekämpft,  weil  er  eine  Ungleichheit  der  strafrecht- 
lichen Beurteilung  eines  und  desselben  Vergehens  involviere.  Es  sei  kein  Grund 
vorhanden,  warum  der  Beamte,  d.  h.  der  Steuerkommissär  disciplinariter  bestraft, 
der  Nichtbeamte  vor  Gericht  gestellt  werden  solle.  Der  Nichtbeamte  verdiene 
eher  eine  mildere  Behandlung.  Die  Mitglieder  der  Einschätzungskommission 
würden  sodann  mit  Verlust  der  Eigenschaft  als  Kommissionsmitglieder  bestraft, 
sie  verlören  ihre  Mitgliedschaft,  während  der  Vorsitzende  bei  dem  ganz  gleichen 
Vergehen  Vorsitzender  und  Mitglied  der  Einschätzungskommission  bleibe.  Die 
Kammer  beschloss  deshalb  den  Absatz  folgendermassen  zu  fassen:  Uebertretungen 
werden  bei  den  Beamten  im  Disciplinarweg  bestraft,  bei  den  übrigen  Kommis- 
sionsmitgliedem  mit  einer  vom  Kreisausschusse  nach  Massgabe  der  Kreis-  und 
Provinzialordnung  zu  erkennenden  Strafe  geahndet  und  kann  ausserdem  auf 
den  Verlust  der  Eigenschaft  als  Kommissionsmitglied  erkannt  werden.  Ausserdem 
wurden  die  Zusätze  beschlossen:  „Eine  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheits- 
strafe findet  nicht  statt.     Die  Strafverfolgung  verjährt  in  drei  Monaten". 

Bei  der  2.  Lesung  wurde  mit  den  beiden  eben  erwähnten  Zusätzen  der 
Abs.  2  nach  der  Regierungsvorlage  wieder  hergestellt.  Es  wurde  geltend  ge- 
macht, dass  die  Beamten  nicht  milder  beurteilt  würden,  als  die  Nichtbeamten,  im 
Gegenteil,  die  letzteren  konnten  nur  bestraft  werden  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
300  M. ,  während  ein  Beamter  mit  300  fl.  und  Suspension  vom  Dienst  und 
Gehalt  bis  zu  6  Monaten,  ja  nach   dem  Gesetz   von  1873   mit  Dienstsuspension 
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missionsverhandlungen,  verpflichtet.  Die  Mitglieder  der  Kommissionen  haben 
diese  Geheimhaltung,  sowie  die  unparteiische  und  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer 
Pflichten  dem  Vorsitzenden  mittelst  Handschlags  an  Eidesstatt  zu  geloben. 

Uebertretungen  werden  bei  den  Beamten  im  Disciplinarweg 
bestraft,  bei  den  übrigen  Kommissionsmitgliedern  mit  einer  gericht- 
lich zu  erkennenden  Strafe  bis  zu  300  Mark  und  dem  "Verlust  der 
Eigenschaft  als  Kommissionsmitglied  geahndet. 

Eine  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  findet 
nicht  statt. 

Die  Strafverfolgung  verjährt  in  1  Jahr,  die  Strafvollstreckung 
in  2  Jahren. 

Artikel   30. 

Die  Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen  und  der  Landeskommissionen 
erhalten  bei  Geschäften  ausserhalb  ihres  Wohnorts  den  Verhältnissen  ange- 
messene Vergütungen  für  Reisekosten  und  Tagegelder. 


Artikel   31. 

-  Die  oberste  Leitung  des  Veranlagungsgeschäfts  im  Grossherzogtum  steht 
Unserem  Finanzministerium  zu,  welches  auch  über  die  gegen  das  Verfahren  der 
Landeskommission  und  des  Vorsitzenden  derselben  angebrachten  Beschwerden 
zu  entscheiden  hat. 


von  einem  Jahr  imd  sogar  mit  Dienstentlassung  bestraft  werden  könne.  Ent- 
scheidend war  besonders  noch,  eine  Uebereinstimmung  mit  dem  Kapitalrenten- 
steuergesetz  herbeizuführen.  Bei  der  Beratung  des  2.  Entwurfs  wurde  auf  An- 
trag des  Ausschusses  der  2.  Absatz  folgendermassen  gefasst:  „Uebertretungen 
werden  bei  den  Beamten  im  Disciplinarweg  bestraft,  bei  den  übrigen  Kommis- 
sionsmitgliedem  mit  einer  gerichtlich  zu  erkennenden  Strafe  bis  zu  300  M,  ge- 
ahndet, mit  welcher  unter  erschwerenden  Umständen  der  Richter  den  Verlust 
der  Eigenschaft  als  Kommissionsmitglied  aussprechen  kann."  Diese  Müderung 
wurde  von  mancher  Seite  bekämpft,  weil  man  bei  Annahme  der  Deklarations- 
pflicht, welche  zur  Darlegung  der  Kredit-  und  Familienverhältnisse  führe,  mit 
der  äussersten  Strenge  die  Geheimhaltung  der  Verhandlungen  aufrecht  erhalten 
müsse.  Es  wurde  auf  das  Strafgesetzbuch  hingewiesen,  das  im  Art.  300  eine 
Geldstrafe  bis  zu  500  Thlr.  oder  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  verhängt,  wenn 
Rechtsanwälte,  Notare,  Aerzte,  Hebammen,  Apotheker,  denen  man  seine  Privat- 
verhältnisse anvertraut,  unbefugt  Privatgeheimnisse  verletzten.  Anderseits  hielt 
man  es  doch  für  eine  zu  grosse  Strenge,  gleich  den  Verlust  der  Eigenschaft 
als  Kommissionsmitglied,  der  auch  öffentlich  bekannt  würde,  auszusprechen, 
wenn  ein  Kommissionsmitglied  in  unbedachter  Weise  irgend  eine  Aeusserung 
thut  und  es  sich  nicht  um  grave  Fälle  handelt.  Der  Betreffende  wähle  auch 
nicht  freiwillig  sein  Amt,  wie  der  Rechtsanwalt,  Apotheker  u.  s.  f.,  sondern  die 
Pflicht  werde  ihm  auferlegt,  er  könne  sich  ihr  nicht  entziehen.  Die  Fassung  des 
Ausschusses  wurde  deshalb  abgelehnt,  dagegen  fand  allgemeine  Zustimmung 
der  Antrag,  den  letzten  Absatz  so  zu  fassen,  dass  die  Mitglieder  wenigstens 
nicht  straffrei  ausgehen,  weil  die  Verjährungszeit  zu  kurz  ist,  also  zu  sagen: 
,Die  Strafverfolgung  verjährt  in  einem  Jahre,  die  Strafvollstreckung  in  zwei 
Jahren." 
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Artikel    29. 

Wer  bei  der  Erörterung  einer  von  ihm  erhobenen  Reklamation  auf  die 
dieserhalb  an  ihn  ergangene  besondere  Aufforderung  wissentlich  einen  Teil 
seines  Einkommens  verschwiegen  oder  zu  gering  angegeben  hat,  verfällt  in  eine 
Strafe  zur  Höhe  des  vierfachen  Jahresbetrags  der  Steuer,  um  welche  der  Staat 
verkürzt  worden  ist  oder  verkürzt  werden  sollte,  und  hat  ausserdem  die  ver- 
kürzte Steuer  für  das  ganze  Jahr  auf  einmal  zu  bezahlen. 

Die  Entscheidung  hierüber  gebührt  dem  kompetenten  Gericht,  insofern 
der  Steuerpflichtige  sich  nicht  auf  erfolgte  Aufforderung  binnen  10  Tagen  frei- 
willig zur  Bezahlung  der  verkürzten  Steuer  und  der  Strafe  bei  dem  Steuer- 
kommissariat bereit  erklärt.  Eine  solche  in  verbindlicher  Form  bei  dem 
Steuerkommissariat  abgegebene  Erklärung  hat  die  Wirkung  einer  rechtskräftigen 
gerichtlichen  Entscheidung. 

Die  kompetente  Gerichtsbehörde  ist  dieselbe  wie  bei  den  Kontraventionen 
gegen  die  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  indirekten  Auflagen  und  das 
gerichtliche  Verfahren  richtet  sich  ebenfalls  nach  den  für  letztere  bestehenden 
Vorschriften. 


Artikel    30. 

Bei  Reklamationen  wegen  Einkommensverlust  im  Laufe  des  Jahres  oder 
wegen  Todesfällen  (Art.  8) ,  welche  binnen  drei  Monaten  nach  dem  statt- 
gehabten Verlust  oder  Todesfall  bei  dem  Steuerkommissär  vorgebracht  werden 
müssen,  hat  dieser  eine  Prüfung  und  Entscheidung  durch  die  Einschätzimgs- 
kommission  zu  veranlassen  und  den  etwaigen  Steuernachlass  bei  der  Obersteuer- 
direktion zu  erwirken. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Einschätzungskommission  steht  dem  Rekla- 
manten, wie  auch  dem  Vorsitzenden  der  Einschätzimgskommission  innerhalb  vier 
Wochen  die  Berufung  an  die  Landeskommission  zu.  Ein  weiterer  Rekurs  gegen 
deren  Entscheidung  findet  nicht  statt. 


Artikel    31. 

Reklamationen,  die  sich  nicht  auf  die  Einschätzung,  sondern  auf  die 
Steuerberechnung  beziehen,  werden  nach  den  bei  den  übrigen  direkten  Steuern 
über  das  Reklamationsverfahren  erteilten  Vorschriften  behandelt. 

Dritter  Abschnitt. 

Bestiinmnngen  ttber  die  Yeranlagniig  der  Einkommenstener  zweiter 

Abteilnng. 

Artikel    .32. 

Jeder  in  der  zweiten  Abteilung  Steuerpflichtige  wird  in  eine  der  nach- 
folgenden Steuerklassen  eingeschätzt: 
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Artikel   32. 

Wer  bei  der  Erörterung  einer  von  ihm  erhobenen  Reklamation  auf  dieser- 
halb  an  ihn  ergangene  besondere  Aufforderung  wissentlich  einen  Teü  seines 
Einkommens  verschwiegen  oder  zu  gering  angegeben  hat,  verfallt  in  d  i  e  Strafe 
des  vierfachen  Jahresbetrags  der  Steuer,  um  welche  der  Staat  verkürzt  worden 
ist  oder  verkürzt  werden  sollte,  und  hat  ausserdem  die  verkürzt«  Steuer  für  das 
ganze  Jahr  auf  einmal  zu  bezahlen. 

Die  Entscheidung  hierüber,  sowie  über  die  nach  Art.  11  und  12 
verwirkten  Strafen  gebührt  dem  kompetenten  Gericht,  insofern  der  Steuer- 
pflichtige sich  nicht  auf  erfolgte  Aufforderung  binnen  10  Tagen  freiwillig  zur 
Bezahlung  der  verkürzten  Steuer  und  der  Strafe  bei  dem  Steuerkommissariat 
bereit  erklärt.  Eine  solche,  in  rechtsverbindlicher  Form  bei  dem  Steuer- 
kommissariat abgegebene  Erklärung  hat  die  Wirkung  einer  rechtskräftigen 
gerichtlichen  Entscheidung. 

Die  kompetente  Gerichtsbehörde  ist  dieselbe  wie  bei  den  Kontraventionen 
gegen  die  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  indirekten  Auflagen,  und  das 
gerichtliche  Verfahren  richtet  sich  ebenfalls  nach  den  für  letztere  bestehenden 
Vorschriften. 

Artikel   33. 

Bei  Reklamationen  wegen  Einkommensverlust  im  Laufe  des  Jahres  oder 
wegen  Todesfällen  (Art.  9),  welche  binnen  einer,  in  geeigneten  Fällen  von 
Unserem  Ministerium  der  Finanzen  erstreckbaren  Frist  von  zwei 
Monaten  nach  dem  stattgehabten  Verlust  oder  Todesfall  bei  dem  Steuer- 
kommissär vorgebracht  werden  müssen,  hat  dieser  eine  Prüfung  und  Entscheidung 
durch  die  Einschätzungskommission  zu  veranlassen  und  den  etwaigen  Steuer- 
nachlass  durch  Aufnahme  in  ein  Nachlassverzeichnis  zu  bewirken. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Einschätzungskommission  steht  dem  Rekla- 
manten, wie  auch  dem  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission  innerhalb 
4  Wochen  die  Berufung  an  die  Landeskommission  zu.  Ein  weiterer  Rekurs 
gegen  deren  Entscheidung  findet  nicht  statt. 

Artikel   34. 

Reklamationen,  die  sich  nicht  auf  die  Einschätzung,  sondern  auf  die 
Steuerberechnung  beziehen,  werden  nach  den  bei  den  übrigen  direkten  Steuern 
über  das  Reklamationsverfahren  erteilten  Vorschriften  behandelt. 


Dritter  Abschnitt. 

Bestlmmnugeu  über  die  Veranlagung  der  Einkommensteuer  zweiter 

Abteilung. 

Artikel   35. 
Jeder  in    der  zweiten  Abteilung  Steuerpflichtige  wird   in  einer  der  nach- 
folgend  unter  Beifügung   der  Steuerkapitalien   verzeichneten  Einkommens-  und 
Steuerklassen  eingeschätzt: 
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1.  Klasse        10  fl.  Steuerkapital 

2.  „  15  „ 

3.  ,  20  . 

4.  .  80  , 

5.  ,  40  . 

6.  ,  50  „ 

7.  ,  60  , 

8.  „  75  , 

9.  .  90  . 

10.  „  110    . 

11.  .  130    „ 

Die  Einschätzung  in  diese  Klassen  geschieht  ohne  lästiges  Eindringen  in 
die  speciellen  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  nach  dem  mutmasslichen, 
mit  Beachtung  der  im  zweiten  Abschnitt  (Art.  12  bis  lö)  aufgestellten  leitenden 
Grundsätze  zu  schätzenden  Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen  (soweit 
es  nach  Art.  1  und  2  in  Betracht  kommt),  zugleich  aber  auch  mit  Rücksicht- 
nahme auf  andere  die  Leistungsfähigkeit  desselben  berührende  Umstände,  der- 
gestalt, dass  in  der  Regel  Personen  mit  einem  Einkommen 
von  weniger  als  200  fl.  in  die  1.  Klasse 
von  200  fl.  bis  300  fl.     2. 

400   „3.       „ 

500    ,4.       , 

600    „      5. 

700    ,      6.       , 

800    ,      7.       „ 

950    ,      8.       , 

1100    „      9.       „ 

1300    ,    10. 

1500    .    11.       „ 

einzuschätzen  sind,  die  Einschätzung  jedoch  auch  in  die  zunächst  niedrigere 
Klasse  erfolgen  kann,  wenn  andere  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Steuer- 
pflichtigen ungünstig  einwirkende  Verhältnisse  zu  besonderer  Berücksichtigung 
Anlass  geben. 

Bei  den  Steuerpflichtigen  der  Klasse  1  (Einkommensteuer  unter 
200  fl.)  hat  die  Kommission  das  Recht,  bei  entschiedener  Mittel- 
losigkeit ausnahmsweise  die  Jahressteuer  einzelner  auf  die  Hälfte 
herabzusetzen.  Bei  den  im  Art.  1  Pos.  3b  bezeichneten  Ausländern 
findet  die  Bestimmung  im  Art.  17  auch  hier  Anwendung. 

Art.  35.  „Hinsichtlich  dieses  Artikels,  welcher  zunächst  den  Klassifikations- 
tarif für  die  Einkommensteuerpflichtigen  der  zweiten  Abteilung  enthält,  wird 
auf  die  Motivierung  zu  Artikel  13  Bezug  genommen. 

Es  handelt  sich  hier  um  die  sehr  belangreiche  Frage,  bis  zu  welcher  Grenze 
des  Einkommens  Steuerfreiheit  für  die  Zukunft  stattfinden  soll.  Der  den 
Kammern  der  Stände  am  8.  Oktober  1875  unterbreitete  Gesetzentwurf  hatte, 
den  bisher  gültigen  Bestimmungen  entsprechend,  eine  derartige  Bestimmung 
nicht  vorgesehen,  sondern  als  erste  Klasse  die  Einkommen  bis  zu  300  M. 
mit  16  M.  Steuerkapital  aufgeführt.     Von  Seiten   der  IL  Kammer   der  Stände 
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Klasse.  Einkommen.  Steuerkapital. 

1  500  bis  weniger  als  600  Mark  30  Mark 

2  600    ,  ,  ,     750      ,  45      , 

3  750    ,  ,         ,     900      ,  60      . 

4  900    ,  ,  ,  1100      ,  80      „ 

5  1100    ,  ,         ,  1300      ,  100      , 

6  1300    ,         „         ,  1500      ,  125      , 

7  1500    ,  „         ,  1700      ,  150      , 

8  1700    ,  ,  ,  2000      „  175      . 

9  2000    ,  „         ,  2300      .  210      , 
10        2300    „          ,          „  2600      ,           245      , 

Die  Einschätzimg  in  diese  Klassen  geschieht  ohne  lästiges  Eindringen  in 
die  specieUen  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  nach  dem  mutmasslichen, 
mit  Beachtung  der  im  zweiten  Abschnitt  (Art.  15 — 19)  aufgestellten  leitenden 
Grundsätze  zu  schätzenden  Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen  (soweit  es 
nach  Art.  1  und  2  in  Betracht  kommt),  zugleich  aber  auch  mit  Rücksichtnahme 
auf  andere  die  Leistungsfähigkeit  desselben  berührende  Umstände  dergestalt, 
dass  die  betreffenden  Personen  in  der  Regel  zu  der  ihrem  wirk- 
lichen Einkommen  entsprechenden  Klasse  einzuschätzen  sind,  die 
Einschätzung  jedoch  auch  in  die  zunächst  niedrigere  Klasse  erfolgen  kann,  wenn 
andere  auf  die  Leistimgsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  ungünstig  einwirkende 
Verhältnisse  zu  besonderer  Berücksichtigimg  Anlass  geben.  Tritt  dieser 
Fall  bei  einem  Steuerpflichtigen  der  Klasse  1  ein,  so  kann  er  ganz 
freigegeben  werden. 

Einkommen  unter  500  Mark  bleiben  ausser  Betracht. 

Die  drei  untersten  Klassen  dürfen  jedoch  von  unten  anfangend 
alle  oder  teilweise  durch  Festsetzung  im  Finanzgesetz  von  der  Er- 
hebung der  Einkommensteuer  für  die  jedesmalige  Finanzperiode 
befreit  werden. 

Die  Bestimmung  in  Art.  20  findet  auch  hier  Anwendung. 

Die  nach  Art.  1  dieses  Gesetzes  der  Einkommensteuer  an  sich 
unterworfenen,  jedoch  zur  Einkommensteuer  im  betreffenden  Jahr 
nicht  herangezogenen  Personen  werden  zur  ersten  Klasse  der  Ein- 
kommensteuer II.  Abteilung  nachträglich  veranlagt,  wenn  sie  bei 
dem  betreffenden  Steuerkommissariat  oder  der  Bürgermeisterei 
ihres  Wohnorts  sich  zur  ersten  Klasse  dieser  Einkommensteuer 
innerhalb  der  ersten  drei  Monate  des  betreffenden  Steuerjahrs 
anmelden. 


fand  ein  abändernder  Beschluss  in  der  Richtung  statt,  dass  die  Einkommen  unter 
200  M.  für  die  Zukunft  frei  zu  lassen  seien  und  hiemach  die  erste  Klasse  die 
Einkommen  von  200  bis  weniger  als  300  M.  und  zwar  mit  einem  Steuerkapital 
von  nur  12  M.  zu  umfassen  habe. 

Weder  bei  dem  vorigen  Landtage,  noch  jetzt  fehlte  es  indes  an  Stimmen, 
welche  sich  für  eine  weitere  Erleichterung  der  bedürftigsten  Volksklassen  er- 
klärten. Die  grossherzogliche  Regierung  hat  diese  Frage  wiederholt  in  reifliche 
Erwägung  gezogen  und  ist  zu  der  Ansicht  gelangt,  dass  eine  weiter  sich  er- 
streckende namhafte  Freilassung  aus   den  Schichten   derjenigen  bisherigen  Ein- 
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Artikel    33. 

Die  Einschätzung  in  die  Steuerklassen  wird  alljährlich  für  jede  Gemeinde 
unter  der  Leitung  des  Steuerkommissärs  des  Bezirks  von  einer  örtlichen  Kom- 
mission vorgenommen,  welche  von  dem  Gemeindevorstand  gewählt  wird.  Von 
den  zu  wählenden  Mitgliedern,  über  deren  Anzahl  nach  der  Grösse  der  Gemeinde 
von  dem  Finanzministerium  Bestimmung  zu  treffen  ist,  dürfen  nicht  mehr  als 
zwei  Dritteile  dem  Gemeindevorstand  selbst  angehören;  wenigstens  ein  Mit- 
glied muss  aber  demselben  angehören. 

kommensteuerpflichtigen,  welche  ihrer  geringen  Verhältnisse  halber  kaum  in  der 
Lage  sind,  auf  direktem  Wege  irgend  eine  Abgabe  an  den  Staat  zu  entrichten, 
sich  im  Anschluss  an  die  Gesetzgebungen  anderer  deutscher  Staaten  dringend 
empfehle. 

Die  bezüglichen  Gesetzgebungen  gewähren,  abgesehen  von  einer  kleinen 
Anzahl  norddeutscher  Staaten,  in  welchen  noch  die  Klassensteuer  im  ehemaligen 
preussischen  Sinne  besteht,  in  fraglicher  Beziehung  mehr  oder  weniger  bestimmten 
Aufschluss.  Im  Königreich  Preussen  besteht  bekanntlich  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  25.  Mai  1873  Steuerfreiheit  bis  zu  420  M.,  die  unterste  Klasse  um- 
fasst  demgemäss  die  Einkommen  von  420  bis  660  M.  Nach  dem  bayerischen 
Gesetz  vom  19.  Mai  1881  erstreckt  sich  die  erste  Klasse  auf  die  Einkommen  bis 
zu  350  M.,  gewisse  Witwenpensionen  bleiben  nach  Art.  12,  Pos.  6  bis  zum  Be- 
trage von  500  M.  steuerfrei.  Inhaltlich  des  königlich  sächsischen  Gesetzes 
vom  2.  Juli  1878  (§  5,  Pos.  9)  sind  diejenigen  Personen,  deren  Jahreseinkommen 
den  Betrag  von  300  M.  nicht  übersteigt,  befreit,  mit  Ausnahme  der  ausser  Sachsen 
wohnenden  Besitzer  sächsischer  Grundstücke  und  Gewerbsetablissements.  Die  erste 
Klasse  umfasst  hiernach  die  Einkommen  von  über  300  bis  400  M.  Das  württem- 
bergische Gesetz  vom  19.  September  1852  befreit  nach  Art.  3  unter  anderem 
das  Dienst-  und  Berufseinkonunen,  welches  bei  einer  Person  im  ganzen  den  Be- 
trag von  jährlich  200  fl.  (342,86  M.)'  nicht  übersteigt.  Inhaltlich  des  badischen 
Gesetzes  vom  25.  August  1876  über  die  Erwerbsteuer  umfasst  für  den  Steuer- 
anschlag des  persönlichen  Verdienstes  der  Gewerbtreib enden,  sowie  den  Steuer- 
anschlag aus  Arbeit,  dienstlicher  und  sonstiger  Berufsthätigkeit  die  unterste 
Klasse  ein  Einkommen  von  500  bis  699  M.  mit  1000  M.  Steueranschlag  (Steuer- 
kapital). Nach  dem  oldenburgischen  Gesetz  vom  6.  April  1864  ist  frei,  wer  so 
dürftig  ist,  dass  ihm  auch  die  Steuer  der  niedrigsten  Stufe  drückend  erscheint. 
Die  erste  Klasse  umfasst  die  Einkommen  von  1  bis  75  Thlr.  mit  10  Gr.  Jahres- 
steuer. Coburg-Gotha  lässt  nach  Gesetz  vom  10.  Januar  1854  denjenigen  frei, 
der  ausser  stände  ist,  sich  die  notwendigsten  Bedürfnisse  selbst  zu  gewähren. 
In  Altenburg  erstreckt  sich  nach  Gesetz  vom  17.  März  1868  die  Steuerfreiheit 
auf  diejenigen,  von  welchen  ein  Beitrag  nach  dem  Zeugnis  der  Ortsbehörde 
nicht  zu  erhalten  ist.  In  Lippe  nach  Gesetz  vom  6.  Juni  1868  und  in  Schaum- 
burg-Lippe nach  Gesetz  vom  3.  Februar  1871  besteht  eine  Befreiung  der 
Armen  wie  in  Preussen  und  diesseits.  Endlich  gewährt  Hamburg  nach  Gesetz 
vom  7.  März  1871  Freiheit  von  Einkommen  bis  weniger  als  601  Reichsmark, 
Bremen  nach  Gesetz  vom  17.  Dezember  1874  desgleichen  und  Lübeck  nach 
Gesetz  vom  23.  September  1874  bis  zu  400  Reichsmark. 

Würde,  wie  in  dem  von  der  II.  Kammer  der  Stände  seiner  Zeit  genehmigten 
Entwurf  vorgesehen,  nur  ein  Einkommen  bis  zu  200  M.  freigegeben,  so  kann 
angenommen  werden,  dass  infolgedessen  die  bisherige  Unterklasse  der  ersten 
Klasse  mit  5  fl.  Steuerkapital  in  Wegfall  käme  mit  6284  Pflichtigen,  31,420  fl. 
Steuerkapital  und  bei  gegenwärtigem  Ausschlag  10,233  M.  94  Pf.  Jahressteuer. 
Im  Fall  hingegen  die  Befreiung  bis  zu  299  M.  zugestanden  werden  wollte,  ent- 
stünde ein  Ausfall  von  44,039  Pflichtigen,  408,970  fl.  Steuerkapital  und  133,207  M. 
43  Pf.  Jahressteuer.  Wollte  endlich  die  Steuerbefreiung  auf  die  Einkommen 
unter  350  M.  erstreckt  werden,  so  würde  es  sich  um  einen  Ausfall  an  Steuer- 
pflichtigen von  62,266,  an  Steuerkapital  von  601,200  fl.  und  an  Jahressteuer  von 
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Artikel   36. 

Die  Einschätzung  in  die  Steuerklassen  wird  alljährlich  für  jede  Gemeinde 
unter  der  Leitung  des  Steuerkommissärs  des  Bezirks  von  einer  örtlichen  Kom- 
mission vorgenommen,  welche  von  dem  Gemeindevorstand  auf  je  3  Jahre 
gewählt  wird.  Von  den  zu  wählenden  Mitgliedern,  über  deren  Anzahl  nach 
der  Grösse  der  Gemeinde  von  dem  Finanzministerium  Bestimmung  zu  treffen 
ist,  dürfen  nicht  mehr  als  zwei  Dritteile  dem  Gemeindevorstand  selbst  ange- 
hören, wenigstens  ein  Mitglied  muss  aber  demselben  angehören. 

195,819  M.  handeln.  Die  Regierung  nimmt  um  so  weniger  Anstand,  den  für 
einen  erheblichen  Teil  der  geringen  Bevölkerung  entlastend  wirkenden  Vorschlag 
der  Befreiung  des  Einkommens  unter  300  M.  zu  machen,  als  die,  wie  bereits 
erwähnt,  gleichzeitig  zur  Einfühi-ung  gelangende  massige  Progi-ession,  ungeachtet 
des  durch  die  fraglichen  Freilassungen  entstehenden  Ausfalls  und  der  später  zu 
erwähnenden  Herabsetzung  der  Steuerkapitalien  in  der  künftigen  ersten  und 
zweiten  Klasse,  voraussichtlich  immer  noch  eine  Einkommensteuerkapitalsmehrung 
von  2,211,293  M.  zur  Folge  haben  wird. 

Die  Verwirklichung  der  Absicht  der  Staatsregierung,  in  Bezug  auf  die  Be- 
freiung der  unteren  Volksklassen  noch  weiter,  als  hier  beantragt,  zu  gehen,  hat  bei 
den  betreffenden  Lokalbehörden  aus  verschiedenen  Gründen,  namentlich  auch  im 
Hinblick  auf  die  Aufbringung  der  Kommunalbedürfnisse,  welche  sich  bisher 
im  wesentlichen  an  die  direkten  Staatssteuern  angeschlossen  hat,  entschiedenen 
Widerspruch  gefunden.  In  der  That  dürfte  auch  der  gemachte  Vorschlag,  mit 
dessen  Wirksamkeit  ungefähr  45,000  Einkommensteuerijflichtige  aus  der  Steuer- 
liste verschwinden  werden,  die  richtige  Grenze  einhalten.  Der  Ansicht  der 
Lokalbehörden,  dass  die  völlige  Freigebung  zu  beschränken,  hingegen  das 
Steuerkapital  der  untersten  Klassen  thunlichst  massig  zu  greifen  sei,  ist,  den 
früheren  Beschlüssen  der  II.  Kammer  der  Stände  gegenüber,  durch  ausschliess- 
lichen Wegfall  der  Klasse  von  200  bis  weniger  als  200  M.  mit  12  M.  Steuer- 
kapital, sowie  durch  Herabsetzung  des  Steuerkapitals  der  verbleibenden  Klasse 
von  300  bis  weniger  als  450  M.  von  20  auf  16  M.,  sowie  des  Steuerkapitals 
der  Klasse  von  450  bis  weniger  als  600  M.  von  32  auf  90  M.  Rechnung  getragen. 

Im  Sinne  des  von  der  IL  Kammer  der  Stände  seiner  Zeit  angenommenen 
Entwurfs  berechnet  sich  übrigens,  gegenüber  dem  gegenwärtigen  Bestand,  der 
entstehende  Ausfall  wesentlich  geringer,  da  hiemach  ohnedies  eine  grosse  Zahl 
von  Pflichtigen  für  die  Zukunft  teils  befreit,  teils  von  17.40  M.  (10  fl.)  Steuer- 
kapital auf  1 2  M.  herabgesetzt  würden.  Die  Bestimmung  in  Art.  32  des  gegen- 
wärtig gültigen  Gesetzes,  wonach  bei  der  seitherigen  untersten  Klasse  mit  Rück- 
sicht auf  entschiedene  Mittellosigkeit  Herabsetzung  des  Steuerkapitals  auf  die 
Hälfte  zulässig  war,  wurde  schon  bei  der  mehrerwähnten  Beratung  des  fräheren 
Gesetzentwurfs  gestrichen,  und  kann  mit  Rücksicht  auf  die  nun  in  Aussicht  ge- 
nommenen ausgedehnteren  Befreiungen  für  die  Zukunft  um  so  metr  in  Wegfall 
kommen.  Die  Steuerkapitalien  der  Klassen  2,  3  und  4  mit  30,  45  und  60  M. 
sind  je  nach  der  Gestaltung  der  neuen  Einteilung  thunlichst  dem  bisherigen  Ver- 
hältnis angepasst.  A'on  der  5.  bis  11.  Klasse  (Einkommen  von  900  bis  weniger 
alt  2500  M.)  findet,  die  untere  Grenze  des  Einkommens  zu  Grunde  gelegt,  nach 
dem  jetzigen  Steuerfuss.  eine  Besteuerung  innerhalb  der  Grenzen  von  etwa  1,70 
und  2,00  Prozent  statt,  welche  um  so  weniger  drückend  sein  wird,  als  auch 
künftig,  wenn  auf  die  Leistungsfähigkeit  ungünstig  einwirkende  Verhältnisse 
vorliegen,  Versetzung  in  die  nächst  niedrigere  Klasse  stattfinden  kann.  Die 
obersten  Klassen  der  zweiten  Abteilung  erhalten  für  die  Zukunft  ein  etwas  höheres 
Steuerkapital,  als  bisher,  was  durch  die  immerhin  beträchtliche  Progression  in 
der  ersten  Abteilung,  wodurch  deu  Pflichtigen  der  unteren  Klassen  ein  wesent^ 
lieber  Vorteil  erwächst,  begründet  erscheint.  Im  vorletzten  Absatz  des  Artikels 
war  anstatt  200  M.  nunmehr  300  M.  zu  setzen."  (Motive.)  Ueber  die  Verhand- 
lungen zu  diesem  Artikel  vgl.  oben  S.  296. 
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Der  Steuerkommissär  führt  den  Vorsitz  in  der  Kommission  und  hat  das 
Geschäft  zur  Herbeiführung  gleichmässiger,  gesetzlicher  Veranlagung  zu  leiten. 

Hinsichtlich  der  Beschlussfassung  gelten  die  im  Art.  20  für  die  Ein- 
schätzungskommissionen der  ersten  Abteilung  enthaltenen  Bestimmungen. 

Sollten  die  Ergebnisse  der  Einschätzung  durch  die  Kommission  derart 
sein,  dass  im  Interesse  der  gleichmässigen  Ausführung  der  Steuerveranlagung 
eine  Revision  der  Einschätzung  erforderlich  erscheint,  so  hat  der  Steuerkommissär 
das  Recht  und  die  Pflicht,  eine  solche  Revision  bei  der  Obersteuerdirektion 
zu  beantragen,  welche  alsdann  durch  einen  von  ihr  zu  bestellenden  Kommissär 
die  Einschätzung  prüfen  und  begutachten  lässt  und  daraufhin  nach  Befinden 
die  vorzunehmenden  Berichtigungen  verfügt. 


Artikel    34. 

Reklamationen  gegen  die  Veranlagung  der  Steuer  seitens  der  Steuer- 
pflichtigen dieser  Abteilung  müssen  innerhalb  der  bei  Bekanntmachung  des 
jährlichen  Steuerausschlags  festgesetzten  Frist  oder  bei  Veranlagung 


Art.  36.  „Die  hierin  enthaltenen  Vorschriften  stimmen  mit  Art.  83  des 
bisherigen  Gesetzes  überein,  mit  der  Ausnahme,  dass  auch  die  hier  in  Rede 
stehenden  örtlichen  Kommissionen  künftig  auf  drei  Jahre  gewählt  werden  sollen 
(vgl.  Art.  21).  Grosser  Wert  muss  auf  die  im  zweiten  Absatz  enthaltene  neue 
Bestimmung  gelegt  werden,  wonach  der  Bürgermeisteir  als  solcher  künftig  stän- 
diges Mitglied  der  hier  in  Rede  stehenden  Einschätzungskommission  und  Stell- 
vertreter des  Vorsitzenden  sein  soll.  Es  erscheint  dringend  erwünscht,  die  Sach- 
kenntniss  der  gr.  Bürgermeister,  welche  in  den  meisten  Fällen  bisher  schon 
Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen  zweiter  Abteilung  waren,  für  die 
Zukunft  allgemein  bei  der  sich  immer  wichtiger  gestalteten  Einschätzung  zur 
Einkommensteuer  zu  verwerten,  wie  auch  in  der  Person  dieser  mit  einem  stän- 
digen Bureau  versehenen  Beamten  geeignete  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  der 
örtlichen  Kommissionen  zu  gewinnen. 

Im  einzelnen  Falle  ist  die  Notwendigkeit  der  Revision  nach  Abs.  5  mehr- 
fach wiederholt  eingetreten,  ohne  dass  der  bestellte  Kommissär  in  der  Lage 
gewesen  wäre,  die  ursprüngliche  Einschätzung  der  örtlichen  Kommission  gut  zu 
heissen,  was  für  diese  Kommission  recht  wohl  vorauszusehen  war.  Fälle  dieser 
Art  verursachen  der  Staatskasse  unverhältnismässige  Kosten,  welche  die  örtliche 
Kommission   durch   angemessene  Einschätzung   zu   verhüten   imstande   ist.     Die 
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Bei  dieser  letzteren  Bestimmung  bleibt  der  Bürgermeister, 
welcher  als  solcher  ständiges  Mitglied  der  Einschätzungskommis- 
sion und  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  ist,  ausser  Betracht. 

Der  Steuerkommissär  fuhrt  den  Vorsitz  in  der  Kommission  und  hat  das 
Geschäft  zur  Herbeiführung  gleichmässiger,  gesetzlicher  Veranlagung  zu  leiten. 

Hinsichtlich  der  Beschlussfassung  gelten  die  im  Art.  23  für  die  Ein- 
schätzungskommissionen der  ersten  Abteilung  enthaltenen  Bestimmungen. 

Sollten  die  Ergebnisse  der  Einschätzung  durch  die  Kommission  derart  sein, 
dass  im  Interesse  der  gleichmässigen  Ausführung  der  Steuerveraidagung  eine 
Revision  der  Einschätzung  erforderlich  erscheint,  so  hat  der  Steuerkommissär 
das  Recht  und  die  Pflicht,  eine  solche  Revision  bei  dem  Ministerium  der 
Finanzen  Abteilung  für  Steuerwesen  zu  beantragen,  welches  alsdann 
durch  einen  von  ihr  zu  bestellenden  Kommissär  die  Einschätzung  prüfen  und 
begutachten  lässt  und  darauf  hin  nach  Befinden  die  vorzunehmenden  Berichti- 
gungen verfügt. 

Findet  eine  derartige  Revision  wiederholt  statt  und  führt 
dieselbe  abermals  zur  Berichtigung  von  Einschätzungen  zu  Un- 
gunsten der  betreffenden  Steuerpflichtigen,  so  hat  die  Gemeinde 
die  entstehenden  Kosten  zu  tragen. 

In  einzelnen  Fällen  zu  geringer  Einschätzung  hat  der  Vor- 
sitzende der  Einschätzungskommission  das  Recht,  gegen  die  Ein- 
schätzung Berufung  an  die  nach  Art.  21  gewählte  Kommission  zu 
verfolgen,  welcher  in  diesem  Falle  die  Entscheidung  über  die 
Steuerklasse  für  das  betreffende  Jahr  zusteht. 


Artikel   37. 

Reklamationen  gegen  die  Veranlagung  der  Steuer  seitens  der  Steuer- 
pflichtigen dieser  Abteilung  müssen  innerhalb  der  ersten  2  Monate  des 
Steuerjahres  oder  bei  Veranlagung  im  Laufe  des  Jahres  innerhalb  2  Monaten 


Bestimmung,  wonach  (zu  vgl.  Art.  28  Abs.  4)  im  Falle  wiederholter  erfolgreicher 
Revision  die  betreffende  Gemeinde  die  entstehenden  Kosten  zu  tragen  hat,  dürfte 
hiemach  motiviert  erscheinen. 

In  gleicher  Weise  ist  der  Schlusssatz  des  Artikels  durch  die  bisher  ge- 
machten Erfahrungen  begründet.  Er  soll  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungs- 
kommissionen zweiter  Abteilung  das  Mittel  darbieten,  einzelne  Fälle,  in  welchen 
die  örtlichen  Kommissionen  der  zweiten  Abteilung  offenbar  zu  gering  geschätzt 
haben,  vor  die  Einschätzungskommission  erster  Abteilung  zur  Entscheidung  zu 
bringen.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  durch  die  fragliche  Bestim- 
mung die  gleichmässige  Veranlagung  der  Einkommensteuer  in  den  einzelnen 
Gemeinden  gefördert  werden  wird."     (Motive.) 

Der  Ausschuss  und  die  Kammer  schlössen  sich  bei  Beratimg  des  ersten 
Entwurfs  diesen  Erwägungen  an.  Sie  weigerten  sich  nicht,  den  Gemeinden  die 
dpch  vielfach  wiederholte  Revisionen  entstehenden  Kosten  aufzulegen,  weil  die 
bisherige  Beschränkung  des  Reklamationsrechts  seitens  der  Steuerbehörden  durch 
den  letzen  Absatz  beseitigt  wm-de,  also  nicht  mehr  zu  befürchten  ist,  dass  Lokal- 
kommissionen in  einzelnen  Gemeinden  grundsätzlich  ihre  Angehörigen  gegenüber 
den  allgemeinen  Schätzungen  recht  nieder  einschätzen. 
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im  Laufe  des  Jahres  innerhalb  drei  Monaten  nach  der  dem  Steuei-pflichtigen 
zugegangenen  Benachrichtigung  bei  dem  Steuerkommissariat  vorgebracht  werden. 

üeber  die  vorgebrachten  Reklamationen  entscheidet  nach  eingeholtem 
Outachten  der  Einschätzungskommission  die  im  Art.  18  für  die  Einschätzung 
der  Steuerpflichtigen  erster  Abteilung  vorgesehene  Kommission.  Gegen  diese 
Entscheidung  steht  dem  Reklamanten  wie  dem  Steuerkommissär  binnen  einer 
Präklusivfrist  von  vier  Wochen  der  Rekurs  an  die  Obersteuerdirektion  zu. 

Die  im  Art.  8  erwähnten  Reklamationen  müssen  binnen  drei  Monaten 
nach  dem  stattgehabten  Verlust  oder  Todesfall  bei  dem  Steuerkommissär  vor- 
gebracht werden.  Dieser  hat  eine  Präfung  und  Entscheidung  durch  die  örtliche 
Kommission  zu  veranlassen  und  den  etwaigen  Steuernachlass  bei  der  Ober- 
steuerdirektion zu  bewirken.  Gegen  die  Entscheidung  der  örtlichen 
Kommission  steht  dem  Steuerkommissär  wie  dem  Steuerpflichtigen  innerhalb 
vier  Wochen  der  Rekurs  an  die  im  Art.  18  für  die  Einschätzung  der  Steuer- 
pflichtigen erster  Abteilung  vorgesehene  Kommission  zu.  Ein  weiterer  Rekurs 
gegen  die  Entscheidung  der  letzteren  findet  nicht  statt. 


Schlnssbestimmnugen. 

Artikel    35. 

Die  Erhebung  der  Einkommensteuer  nach  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes soll  vom  1.  Januar  1870  an  in  Vollzug  gesetzt  werden. 

Vom  gleichen  Zeitpunkt  an  erlischt  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom 
15.  Juni  1827,   die  Einführung   einer  gleichmässigen  Personalsteuer  betreffend. 

Artikel    36. 
Unser  Ministerium  der  Finanzen  ist  mit  der  Ausführung  des  gegenwärtigen 
•Gesetzes  beauftragt. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrückten  gross- 
herzoglichen Siegels. 

Friedberg,  den  21.  Juni  1869. 

Ludwig. 
(L.  S.)  F.   V.    Schenck. 

Art.  37.  Dieser  Artikel  entspricht  dem  Artikel  34  des  bisher  gültigen 
Gesetzes.  Hinsichtlich  der  im  Absatz  3  erwähnten  Reklamationen  stand  den 
Beteiligten  ein  weiterer  Rekurs,  als  derjenige  an  die  nach  Artikel  2  ge- 
wählte Kommission  nicht  zu.  Im  Einklänge  mit  der  Bestimmung  im_  voraus- 
gegangenen Absatz  ist  daher  auch  hier  ein  Rekurs  an  das  Ministerium  der 
Finanzen,  Abteilung  für  Steuerwesen,  vorgesehen.  (Im  ersten  Entwurf  war  statt 
dessen  stets  „Obersteuerdirektion"  gesagt.)  —  Der  Schlusssatz  dieses  Artikels 
füllt  eine  Lücke  des  bisherigen  Gesetzes  aus.     (Motive.) 

An  Stelle  der  Bestimmung  im  vorletzten  Absatz  „und  den  etwaigen  Steuer- 


Die  direkten  Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Reform.  433 

nach  der  dem  Steuerpflichtigen  zugegangenen  Benachrichtigpung  bei  dem  Steuer- 
kommissariat vorgebracht  werden. 

Ueber  die  vorgebrachten  Reklamationen  entscheidet  nach  eingeholtem 
Gutachten  der  betreffenden  Einschätzungskommission  für  die  zweite 
Abteilung  die  im  Art.  21  für  die  Einschätzung  der  Steuerpflichtigen  erster 
Abteilung  vorgesehene  Kommission.  Gegen  diese  Entscheidung  steht  dem  Re- 
klamanten wie  dem  Steuerkommissär  binnen  einer  Präklusivfrist  von  4  Wochen 
der  Rekurs  an  das  Ministerium  der  Finanzen  Abteilung  für 
Steuerwesen  zu. 

Die  im  Art.  9  erwähnten  Reklamationen  müssen  bümen  einer,  in  geeig- 
neten Fällen  von  Unserem  Ministerium  der  Finanzen  erstreck- 
baren Frist  von  2  Monaten  nach  dem  stattgehabten  Verlust  oder  Todesfall 
bei  dem  Steuerkommissär  vorgebracht  werden.  Dieser  hat  eine  Prüfung  imd 
Entscheidung  durch  die  örtliche  Kommission  zu  veranlassen  und  den  etwaigen 
Steuemachlass  durch  Aufnahme  in  ein  Nachlassverzeichnis  zu  be- 
wirken. Gegen  die  Entscheidung  der  örtlichen  Kommissionen  steht  dem  Steuer- 
kommissär, wie  dem  Steuerpflichtigen,  innerhalb  4  Wochen  der  Rekurs  an  die 
im  Art.  21  für  die  Einschätzung  der  Steuerpflichtigen  erster  Abteilung  vorge- 
sehene Kommission  zu,  gegen  deren  Entscheidung  binnen  weiterer 
4  Wochen  Beschwerde  bei  dem  Ministerium  der  Finanzen  Abteilung 
für  Steuerwesen  geführt  werden  kann,  welches  endgültig  zu  ent- 
scheiden hat. 

Reklamationen,  welche  sich  nur  auf  die  Steuerberechnung 
beziehen,  sind  nach  Art.  34  zu  behandeln. 

Schlnssbestimmnngen« 

Artikel   38. 
Das    Gesetz   vom    21.   Juni    1869,    betreffend    die    Einführung 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  ist  aufgehoben. 

Artikel   39. 

Unser  Ministerium  der  Finanzen  ist  mit  der  Ausführung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  beauftragt. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrückten  Gross- 
herzoglichen Siegels. 

Fischbach,  den  8.  Juli  1884. 

LndTvig. 
(L.  S.)  Schleierm acher. 

nachlass  durch  Aufiiahme  in  ein  Nachlassverzeichnis  zu  bewirken'  war  im  ersten 
Entwurf  der  Wortlaut  des  früheren  Gesetzes  beibehalten. 

Art.  38.  Der  Artikel  lautete  im  ersten  Entwurf:  Die  Erhebimg  der  Ein- 
kommensteuer nach  den  Bestimmimgen  dieses  Gesetzes  soll  vom  1.  Januar  1877 
an  in  Vollzug  gesetzt  werden.  Vom  gleichen  Zeitpunkt  an  erlischt  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  vom  21.  Januar  1869,  die  Einführung  einer  gleichmässigen 
Einkommensteuer  betreffend.  Bei  der  Beratung  des  ersten  Entwurfs  wurde  der 
erste  Satz  gestrichen  und  der  zweite  wie  oben  im  Gesetz  formuliert. 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  ^jj  28 
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Gesetz,  die  gleicliniässige  Besteuerung  der  Gewerbe 
betreffend,  Yom  4.  Dezember  1860. 

Ludwig  III.    von    Gottes   Gnaden   Grossherzog  von    Hessen   und   bei 

Rhein  etc.  etc. 

Nachdem  eine  Revision  der  Gewerbsteuergesetzgebung  für  zweckmässig 
erachtet  und  in  Gemässheit  des  §  1  des  Finanzgesetzes  vom  24.  November  1857 
deshalb  einstweilen  die  Verordnung  vom  16.  Juli  1858  von  Uns  erlassen  worden 
ist,  hierauf  aber  nach  Anhörung  Unseres  Staatsrats  die  künftig  in  Anwendung 
zu  bringenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Besteuerung  der  Gewerbe 
mit  Unseren  getreuen  Ständen  vereinbart  worden  sind,  haben  Wir  verordnet  und 
verordnen  hiermit,  wie  folgt: 

Artikel  1. 

Jeder,  der  im  Grossherzogtum  ein  Gewerbe  betreibt,  muss  mit  einem  Patent 
versehen  sein,  worin  die  Art  des  zu  betreibenden  Gewerbes  genau  bezeichnet  ist, 
und  unterliegt  der  Gewerbsteuer  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Artikel  2. 
Der  Bestimmung  im  Art.  1  sind  nicht  unterworfen: 

1)  die  öffentlichen  Beamten  und  besoldeten  Angestellten: 

2)  die  Grundeigentümer  und  Pächter  landwirtschaftlicher  Grundstücke,  insofern 
sie  keinen  andern  Handel  als  den  mit  den  rohen  Produkten  der 
von  ihnen  bebauten  oder  von  ihnen  gepachteten  Grundstücke 
treiben ; 

3)  die  praktizierenden  Aerzte,  Wundärzte  und  Zahnärzte,  die  Hebammen 
und  Tierärzte; 

4)  die  Advokaten  und  Notarien; 

6)  die  Posthalter  und  Postknechte; 

6)  die  Maler,  Kupferstecher,  Lithographen  und  Bildhauer,  welche  bloss  die 
Produkte  ihrer  Kunst  verkaufen ;  die  patentisierten  Geometer,  die  Privat- 
lehrer, die  Lehrer  der  freien  Künste  und  die  Privatskribenten; 

7)  die  Handlungsdiener,  Gesellen,  Lehrlinge,  Taglöhner,  Holzhauer  und  jeder, 
welcher  für  Rechnung  eines  andern  in  dessen  Hause,  dessen  Bureau  oder 
dessen  Werkstätte,  oder  in  Bergwerken,  Gräbereien,  Stein-  oder  Schiefer- 
brüchen arbeitet; 

8)  die  Flachs-,  Woll-  und  Baumwollspinner,  insofern  diese  Geschäfte  nicht 
fabrikmässig,  sondern  nur  im  kleinen  betrieben  werden; 

9)  die  Nähterinnen,  Wäscherinnen  und  Büglerinnen,  die  nur  in  der  Wohnung 
ihrer  Kunden  oder  zu  Hause  ohne  Gehilfen  arbeiten; 
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Gesetz,  die  gleichmässige  Besteuerung  der  Gewerbe 
betreffend,  Yom  8.  Juli  1884. 

Ludwig  rV.    von    Gottes    Gnaden    Grossherzog   von   Hessen   und   bei 

Rhein  etc.  etc. 

Nachdem  eine  Revision  der  Gewerbsteuergesetzgebung  für  zweckmässig 
erachtet  worden  ist,  haben  Wir  mit  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände  ver- 
ordnet und  verordnen  hiermit  wie  folgt: 


Artikel  1. 
Jeder,  der  im  Grossherzogtum  ein  Gewerbe  betreibt,  muss  mit  einem  Patent 
versehen  sein,  worin  die  Art  des  zu  betreibenden  Gewerbes  genau  bezeichnet  ist, 
und  unterliegt  der  Gewerbesteuer  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Artikel  2. 
Der  Bestimmung  im  Art.  1  sind  nicht  unterworfen: 

1)  die  öfiFentlichen  Beamten  und  besoldeten  Angestellten; 

2)  die  Grundeigentümer  imd  Pächter  landwirtschaftlicher  Grundstücke,  inso- 
fern sie  einzeln  oder  gemeinschaftlich  keinen  andern  Handel  als 
den  mit  den  Erzeugnissen  ihrer  eigenen  Landwirtschaft  betreiben; 

3)  die  praktizierenden  Aerzte  und  Wundärzte,  die  Tierärzte  und  die  Heb- 
ammen ; 

4)  die  Rechtsanwälte; 

5)  die  Architekten,  soweit  solche  sich  nur  mit  der  Anfertigung 
von  Bauplänen  und  der  Ueberwachung  der  Bauten  befassen, 
die  Maler,  Kupferstecher,  Lithographen  und  Büdhauer,  welche  nur  die 
Produkte  ihrer  Kunst  verkaufen;  die  patentisierten  Geometer,  die  Privat- 
lehrer, die  Lehrer  der  freien  Künste  und  die  Privatskribenten; 

6)  die  Handlungsdiener,  Gesellen,  Lehrlinge,  Taglöhner,  Holzhauer  und  jeder, 
welcher  für  Rechnung  eines  andern  in  dessen  Hause,  dessen  Geschäfts- 
stube oder  dessen  Werkstätte,  oder  in  Bergwerken,  Gräbereien,  Stein- und 
Schieferbiüchen  arbeitet ; 

7)  die  Flachs-,  WoU-  und  Baumwollspinnerei,  insofern  diese  Geschäfte  nicht 
fabrikmässig,  sondern  nur  im  kleinen  betrieben  werden; 

8)  die  Nähterinnen,  Wäscherinnen  imd  Büglerinnen,  die  nur  in  der  Wohnung 
ihrer  Kunden  oder  zu  Hause  ohne  Gehüfen  arbeiten; 
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10)  die  Fischer,  die  Besenbinder,  sowie  alle  diejenigen,  welche  auf  öffentlichen 
Plätzen  und  Strassen  Obst,   Gemüse,  Blumen,  Butter,  Eier,  Geflügel  und 
sonstige  kleine  Esswaren,  Zunder,  Schwefelhölzer,  Reiserbesen  und  ähnliche 
Kleinigkeiten  feilbieten,  oder  damit  hausieren. 
Betreiben  die  in  diesem  Artikel  bezeichnete  Personen  ausserdem  ein  nicht 

befreites  Gewerbe,   so   haben   sie   dafür   das  vorgeschriebene  Patent  zu  lösen 

und  die  Gewerbsteuer  zu  entrichten. 

Bergwerksunternehmer  sind  im  Beginn  und  während  des  Betriebs,  solange 

das  Bergwerk  keine  Ausbeute  an  Mineral  liefert,  von  der  Gewerbsteuer  frei. 


Art.  2.  „Zu  Ziffer  3.  Neben  den  praktizierenden  Aerzten,  Wundärzten,  den 
Tierärzten  und  den  Hebammen  waren  bisher  auch  die  Zahnärzte  von  der  Ge- 
werbsteuer ausgenommen.  Wenn  nun  auch  Gründe  vorhanden  sein  dürften,  den 
eigentlichen  ärztlichen  Beruf  nach  wie  vor  von  der  Gewerbsteuer  frei  zu  lassen, 
zumal  die  Aerzte  vielfach  thatsächlich  Berufshandlungen  vollziehen,  für  welche 
sie  nicht  honoriert  werden,  so  dürften  doch  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der 
Entwicklung  des  zahnärztlichen  Geschäftsbetriebs  Gründe  vorliegen,  die  Zahn- 
ärzte nunmehr  an  geeigneter  Stelle  in  den  Gewerbsteuertarif  autzunehmen,  wo- 
bei die  vielfach  gute  Lukrativität  dieses  Gewerbes  mit  in  Betracht  kommt.  Die 
Zahnärzte  sind  daher  unter  den  erwähnten,  bisher  befreiten  Gewerben  für  die 
Zukunft  gestrichen  worden. 

Zu  Ziffer  4.  Für  den  bisherigen  Ausdruck  „Advokaten"  ist  hier  der  Aus- 
druck „Rechtsanwälte"  aufgenommen,  und  es  sind  die  Notarien,  als  zu  den 
öffentlichen  Beamten  gehörend,  gestrichen  worden. 

Zu  Ziffer  9.  Die  Bestimmungen  der  hier  in  Rede  stehenden  bisherigen 
Ziffer  10  haben  zu  eingehenden  Erörterungen  darüber  geführt,  ob  es  sich  nicht 
empfehle,  noch  weiter  gehende  Befreiungen  von  der  Gewerbsteuer  eintreten  zu 
lassen,  als  sie  hierin  für  gewisse  Gattungen  ganz  geringfügigen  Gewerbsbetriebs 
festgesetzt  sind,  wobei  indes  die  Anlage  A  der  Verordnung,  den  Hausierhandel 
und  die  hausierend  betriebenen  Gewerbe  betreffend,  vom  6.  November  1846, 
welche  das  Hausieren  ohne  Gewerbspatent  für  eine  ganze  Reihe  speciell  ver- 
zeichneter Gegenstände  zulässt,  nicht  ausser  acht  gelassen  werden  durfte.  Als 
Resultat  ergab  sich  die  Bejahung  der  Frage,  welche  um  so  weniger  bedenklich 
erscheint,  als,  wie  oben  dargethan,  die  gegenwärtig  der  Gewerbsteuer  noch 
unterworfenen  geringfügigsten  Geschäfte  verhältnismässig  nur  einen  sehr  ge- 
ringen Steuerbetrag  abwerfen.  Uebrigens  findet  die  Befreiung  gewisser  Gewerbe 
schon  durch  die  Konkurrenz,  welche  patentisierten  und  besteuerten  Gewerben 
in  einzelnen  Fällen  dadurch  erwachsen  kann,  ihre  natürliche  Grenze.  Die  er- 
wähnten Erörterungen  haben  nun  nicht  dazu  geführt,  an  den  in  Rede  stehenden, 
bisher  gültigen  Bestimmungen  des  Art.  2  irgend  eine  Aenderung  eintreten  zu 
lassen,  wohl  aber  sind  mit  Beirat  der  einschlägigen  Lokalbehörden  mehrere 
Gewerbe  der  Klasse  6  und  eine  grössere  Anzahl  von  Gewerben  der  Klasse  7 
im  Tarif  gestrichen  worden,  worüber  unten  das  Nähere  bemerkt  werden  wird. 
Zu  Ziffer  10.  Die  hierin  enthaltene,  nicht  unwichtige  Bestimmung  ist  neu. 
Sie  entspricht  wörtlich  den  auf  vorigem  Landtag  gefassten  einschlägigen  Be- 
schlüssen der  Kammer  der  Stände  und  zeigt  eine  nahe  Verwandtschaft  mit 
Art.  18  des  bayrischen  Gewerbsteaergesetzes  vom  19.  Mai  1881.     Aus  letzterem 
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9)  die  Fischer,  die  Besenbinder,  sowie  alle  diejenigen,  welche  auf  öffentlichen 
Plätzen  und  Strassen  Obst,  Gemüse,  Blumen,  Butter,  Eier,  Geflügel  und 
sonstige  kleine  Esswaren,  Zunder,  Schwefelhölzer,  Reiserbesen  und  ähnliche 
Kleinigkeiten  feilbieten,  oder  damit  hausieren; 
10)  diejenigen  Erwerbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche, 
unbeschadet  der  Freiheit  auch  von  Ni ch t mitgli ed er n  Kapitalien 
oder  Spareinlagen  entgegenzunehmen,  um  Wirtschaftsbedürf- 
nisse anzukaufen  und  Wirtschaftserzeugnisse  ihrer  Mitglieder 
an  Dritte  abzusetzen,  die  ihrem  Zweck  entsprechende  Thätig- 
keit  statutenmässig  und  thatsächlich  auf  den  Kreis  ihrer  Ver- 
einsgenossen beschränken. 
Betreiben  die  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Personen  ausserdem  ein  nicht 

befreites  Gewerbe,  so  haben  sie  dafür  das  vorgeschriebene  Patent  zu  lösen  und 

die  Gewerbsteuer  zu  entrichten. 

Bergwerksuntemehmer  sind  im  Beginne  und  während  des  Betriebs,  so  lange 

das  Bergwerk  keine  Ausbeute  an  Mineral  liefert,  von  der  Gewerbsteuer  frei. 

ist  auch  der  Zusatz :  ,und  nicht  die  Erzielung  eines  gewerblichen  Ge^NÖnns  an- 
streben" entnommen,  welcher  sich  schon  mit  Rücksicht  auf  den  notwendigen 
Schutz  der  einschlägigen  besteuerten  Geschäfte  empfehlen  dürfte. 

Die  bisherige  Ziffer  5  des  Gesetzes,  wonach  die  Posthalter  und  Postknechte 
der  Gewerbsteuer  nicht  unterworfen  waren,  ist  im  neuen  Entwurf  ausgefallen. 
Was  die  Posthalter  betrifft,  so  beruhte  deren  Befreiung  auf  den  früher  im  Gross- 
herzogtum bestandenen  bezüglichen  Verhältnissen,  während  nach  stattgefundenem 
Uebergang  der  Post  an  das  Reich  nunmehr  diejenigen  Personen,  welche  auf 
Grund  von  Verträgen  mit  der  Postverwaltung  das  Postfuhrwesen  besorgen,  ins- 
besondere gegen  vereinbarte  Aversionalvergütung  oder  gegen  Bezahlung  für  die 
einzelne  Fuhr  die  erforderlichen  Wagen,  Pferde  und  Kutscher  oder  auch  nur 
die  letzteren  stellen,  der  Gewerbsteuer  unterliegen,  wozu  namentlich  auch  die- 
jenigen Personen  gehören,  welchen  die  Beförderung  von  Passagieren  imd  Gepäck 
auf  eigene  Rechnung  von  der  Postverwaltung  überlassen  ist.  Die  Postknechte 
erscheinen  im  Hinblick  auf  Ziffer  6  (bisher  Ziffer  7)  des  Entwurfs  befreit  und 
können  daher  um  so  mehr  für  die  Zukunft  gestrichen  werden."  (Motive.) 

Die  Fassung  der  Pos.  2  statt  des  Entwurfs  wurde  von  der  2.  Kammer  ge- 
wählt, weil  die  aus  dem  seither  gültigen  Gesetz  herübergenommene  Bestimmung 
als  zu  engbegrenzt  und  nicht  mehr  den  heutigen  Verhältnissen  entsprechend 
angesehen  wurde.  Es  sollte  nach  dem  Entwurf  nur  der  Handel  mit  Rohprodukten 
der  von  dem  betreffenden  Grundeigentümer  gebauten  oder  gepachteten  Grund- 
stücke frei  bleiben;  die  2.  Kammer  wollte  dies  auch  auf  andere  Produkte,  wie 
auf  den  Handel  mit  Produkten  aus  der  Viehzucht  ausgedehnt  und  ausdrücklich 
keinen  Unterschied  gemacht  wissen,  ob  die  fragliche  Veräussenmg  direkt  geschieht, 
oder  von  einer  Gemeinsamkeit  ausgeht,  um  sich  bessere  Bedingungen  zu  schaffen. 

In  Pos.  .5  wurden  auf  Antrag  in  der  2.  Kammer  die  Architekten,  die  nicht 
gleichzeitig  Bauuntemehmung  betreiben,  befreit,  weil  man  es  für  eine  Härte 
hielt,  diese  anders  zu  behandeln  als  Bildhauer  imd  Maler;  sie  wurden  faktisch 
auch  bisher  nicht  zur  Steuer  herangezogen. 

In  Pos.  10  wurde  von  der  2.  Kammer  hinter  die  Worte  , entgegenzunehmen" 
der  Zusatz  eingeschoben:  , Wirtschaftsbedürfnisse  anzukaufen  und  Wirtschafts- 
erzeugnisse ihrer  Mitglieder  an  Dritte  abzusetzen,"  um  etwaige  Zweifel  bezüglich 
der  landwirtschaftlichen  Konsumvereine,  ländlichen  Rohstoffgenossenschaften 
und  solcher  Genossenschaften,  die  sich  mit  gemeinsamer  Verwertung  der  Pro- 
dukte (z,  B.  Milch)  befassen,  zu  beseitigen;  es  sollte  daraus,  dass  speciell  für 
die  Kreditvereine  eine  Bestimmung  eingefügt  ist,  wonach  sie  die  Freiheit  haben, 
auch  von  Nichtmitgliedern  Kapitalien  und  Spareinlagen  entgegenzunehmen,  nicht 
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Artikel  3. 

Das  nacli  Art.  1  zu  dem  Betrieb  eines  Gewerbes  erforderliche  Patent  wird 
für  Inländer  und  diejenigen  Ausländer,  welche  nach  Art.  26  dieses  Gesetzes  wie 
Inländer  behandelt  werden,  von  der  Bürgermeisterei  des  Wohnortes  des  Gewerb- 
treibenden,  in  den  Fällen  aber,  wo  der  Eigentümer  der  Gewerbsanlage  nicht  an 
dem  Ort  derselben  wohnt,  von  der  Bürgermeisterei  des  Orts,  wo  sich  die  Ge- 
werbsanlage befindet,  auf  Stempelpapier  zu  12  Kr.  ausgefertigt.  Dasselbe 
muss  dem  betreffenden  Steuerkommissariat  zum  Visieren  vorgelegt  werden  und 
erhält  erst  durch  dessen  Visa  Gültigkeit. 

Das  Patent  ist  nur  bis  zu  Ende  des  Jahres,  wofür  es  erteilt  worden, 
gültig.  Wer  mit  einem  solchen  Patente  versehen  ist,  kann  die  darin  bezeich- 
neten Gewerbe  für  die  Dauer  desselben  von  dem  Orte  aus,  an  welchem  das 
Patent  erteilt  ist,  auch  an  allen  andern  Orten  innerhalb  des  Grossherzogtums 
betreiben,  insofern  nicht  polizeiliche  Vorschriften  entgegenstehen. 


gefolgert  werden  können,  dass,  weil  für  andere  nicht  eine  analoge  Bestimmung 
getroffen  ist,  sie  zur  Steuer  heranzuziehen  sind.  Der  eingeschobene  Zusatz  sichert 
denjenigen  Vereinen,  die  Betriebsstoffe  verkaufen,  das  Recht,  das  zu  thun,  ohne 
der  Steuer  anheimzufallen.  Diese  Betriebsstoffe  dürfen  aber  nicht  an  Nicht- 
mitglieder  abgegeben  werden,  indem  die  Steuerfreiheit  nur  für  jene  gilt,  welche, 
wie  der  Schlusssatz  der  Pos.  10.  sagt,  ihre  Thätigkeit  nur  auf  ihre  Mitglieder 
beschränken;  der  andere  Teil  des  Zusatzes  befreit  die  Vereine,  welche  die 
Wirtschaftserzeugnisse  ihrer  eigenen  Mitglieder  an  Dritte  verkaufen  wollen, 
die  also  als  Verkaufsgenossenschaften  erscheinen.  Es  entspricht  dies  dem  bereits 
in  Pos.  2  ausgesprochenen  Grundsatz. 

Weiter  strich  auf  Antrag  des  A.  in  Pos.  10  die  Kammer  die  Worte  ,und 
nicht  die  Erzielung  eines  gewerblichen  Gewinns  anstreben".  Die  1.  Kammer 
beschloss,  in  Pos.  10  die  Regierungsvorlage  wieder  herzustellen.  Sie  war  der 
Meinung,  dass  solche  Genossenschaften,  welche  die  Vorteile  einer  gewinn- 
bringenden Thätigkeit  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  ganz  genau  in  derselben 
Weise  der  Steuer  zu  unterliegen  haben,  wie  die  Aktiengesellschaften  oder  die 
Privaterwerbsgesellschaften,  welche  dem  Handelsgesetzbuch  statt  dem  Genossen- 
schaftsgesetz unterstellt  sind.  Es  liege  kein  Grund  vor,  diese  Genossenschaften 
von  der  Steuer  zu  befreien,  während  die  Konsum-  und  sonstigen  Vereine,  welche 
nur  für  ihre  Mitglieder  thätig  sind,  allerdings  von  der  Gewerbesteuer  befreit 
bleiben   sollen.     Die   2.  Kammer  beharrte   aber    auf  ihrem   Beschluss   und   die 

1.  Kammer  trat  dann  dem  bei.  Die  2.  Kammer  begründete  ihren  Standpunkt 
folgendermassen:  Die  Frage  der  Heranziehung  der  Genossenschaften  zur  Gewerb- 
steuer ist  auf  dem  vorigen  Landtage  infolge  mehrerer  in  diesem  Betreff  an  die 
Stände  gerichtet  gewesener  Petitionen  eingehend  erörtert  worden.    (Vgl.  23.  Ldtg. 

2.  K.  Beil.  Nr.  307  u.  Prot.  Nr.  54,  S.  25  ff.;  1.  K.  Prot.  Nr.  19  S,  470  fg.) 
Die  Verhandlungen  ergaben  übereinstimmenden,  einstimmigen  Beschluss  beider 
Kammern  dahin,  dass  die  Regierung  ersucht  wurde,  „diejenigen  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  welche  —  unbeschadet  der  Freiheit,  auch  von  Nicht- 
mitgliedern  Kapitalien  und  Spareinlagen  gegen  Zinsenbezug  entgegen  zu  nehmen  — 
ihre  Geschäftsthätigkeit  statutenmässig  auf  die  Vereinsmitglieder  beschränken, 
zur  Gewerbsteuer  nicht  zuzuziehen."  Von  einer  Einschränkung,  wie  sie  die  Worte 
„und  nicht  die  Erzielung  eines  gewerblichen  Gewinns  anstreben"  enthalten,  war 
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Artikel  3. 

Das  nach  Art.  1  zu  dem  Betrieb  eines  Gewerbes  erforderliche  Patent  wird 
für  Inländer  und  diejenigen  Ausländer,  welche  nach  Art.  28  dieses  Gesetzes  wie 
Inländer  behandelt  werden,  von  der  Bürgermeisterei  des  Wohnorts  des  Gewerb- 
treibenden,  in  den  Fällen  aber,  wo  der  Eigentümer  der  Gewerbsanlage  nicht  an 
dem  Ort  derselben  wohnt,  von  der  Bürgermeisterei  des  Orts,  wo  sich  die  Gewerbs- 
anlage befindet,  unter  Verwendung  des  Stempels  von  40  Pfennig  aus- 
gefertigt. Dasselbe  muss  dem  betreffenden  Steuerkommissariat  zum  Visieren 
vorgelegt  werden  und  erhält  erst  durch  dessen  Visa  Gültigkeit. 

Das  Patent  ist  nur  bis  zu  Ende  des  Steuerjahrs,  wofür  es  erteilt  worden, 
gültig. 

Wer  mit  einem  solchen  Patente  versehen  ist,  kann  die  darin  bezeichneten 
Gewerbe  für  die  Dauer  desselben  von  dem  Orte  aus,  an  welchem  das  Patent 
erteilt  ist,  auch  an  allen  anderen  Orten  innerhalb  des  Grossherzogtums  betreiben, 
insofern  nicht  polizeiliche  Vorschriften  entgegenstehen  und  keine  Gewerbs- 
anlage errichtet  wird. 


keine  Rede,  letztere  ist  vielmehr  aus  dem  bayrischen  Gesetze  herübergenommen 
worden,  weü  sie  sich  , schon  den  Motiven  zufolge  mit  Rücksicht  auf  den  not- 
wendigen Schutz  der  einschlägigen  besteuerten  Geschäfte  empfehlen  dürfte". 
Der  Ausschuss  der  2.  Kammer  glaubte  jedoch,  dass  eine  Beibehaltimg  dieser 
Beschränkung  die  Genossenschaften  thatsächlich  in  den  meisten  FäUen  der  be- 
absichtigten Steuerbefreiung  wieder  verlustig  machen  würde,  weil  dieselben  bei 
ihrer  Geschäftsführung  zwar  in  erster  Linie  den  Vorteil  in  dem  durch  die  Ver- 
einigung begründeten  stärkeren  Gesamtkredit  suchen,  nebenbei  aber  auch  einen 
gewerblichen  Gewinn  anstreben  und  anstreben  müssen,  schon  behufs  der  An- 
sammlung von  Reformen,  aber  auch  um  den  Mitgliedern  eine  angemessene  Ver- 
zinsung ihrer  Stammanteüe  gewähren  zu  können.  Dividenden  von  solcher  Höhe, 
dass  deswegen  eine  Befreiung  von  Gewerbsteuer  den  besteuerten  Geschäften 
gegenüber  imgerecht  erschiene,  werden  bei  Genossenschaften  nur  seltene  Aus- 
nahmefälle bilden,  und  können  eine  so  weitgehende  Beschränkung,  wie  sie  die 
fraglichen  Worte  enthalten,  durchaus  nicht  rechtfertigen.  Der  Zweck  der  ganzen 
Bestimmung  ist  vielmehr  Förderung  des  Genossenschaftswesens  mittelst  der  ein- 
geräumten Steuerbefreiung,  und  diesem  Zwecke  widerspricht  es  nicht,  wenn 
letztere  hin  und  wieder  auch  einer  einzelnen  Genossenschaft  mit  höherem  Ge- 
schäftsgewinn zu  teü  wird. 

Art.  3.  Die  Stempelgebühr  für  die  Gewerbspatente  der  Inländer  und  der 
als  solche  zu  behandelnden  Gewerbtreibenden,  insbesondere  auch  lür  die  Hausier- 
patente und  die  Abschriften  der  letzteren  (zu  vergl.  §  9  der  Verordnung  vom 
6.  November  1846),  beträgt  nach  der  Bekanntmachung  vom  27.  Juli  1875,  wie 
auch  in  Art.  5  des  Gesetzes,  das  Etatsjahr  für  den  Staatshaushalt  betreffend, 
vom  22.  März  1876  ausgedrückt  ist,  nicht  mehr  12  Kr.,  beziehungsweise  35  Pf-, 
sondern  40  Pf.  pro  Steuerjahr.  Der  erste  Absatz  des  Artikels  3  des  bisher  gül- 
tigen Gewerbsteuergesetzes  musste  daher  entsprechende  Abänderung  erleiden. 
Im  zweiten  Absatz  wurde  sodann  das  Wort  , Jahres'  in  „Steuerjahres''  umge- 
wandelt. Endlich  enthält  der  bisherige  dritte  Absatz  die  Hinzufügung:  ,und 
keine  Gewerbsanlage  errichtet  wird",  welche  sich  mit  dem  zweiten  Absatz  des  §  9 
der  Gewerbsteuerverordnung  vom  24.  Dezember  1860  in  Uebereinstimmung  be- 
findet und  sich  für  Aufnahme  in  das  Gesetz  wohl  eignet.     (Motive.) 
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Artikel  4. 

Hinsichtlich  der  Aufnahme  in  die  Zünf.te  verbleibt  es  bei  den 
in  den  verschiedenen  Landesteilen  des  Grossherzogtums  bestehen- 
den gesetzlichen  Bestimmungen.  Die  Bürgermeisterei  darf  daher 
in  allen  Fällen,  wo  zum  Betrieb  eines  Gewerbes  die  Aufnahme  in 
eine  Zunft  erfordert  wird,  das  Patent  nicht  eher  erteilen,  als  bis 
diese  Aufnahme  vorausgegangen  ist. 

Ferner  darf  in  allen  Fällen,  in  welchen  aus  polizeilichen  Gründen 
oder  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Finanzverwaltung  die 
Einholung  der  Erlaubnis  der  höheren  Administrativ-Behörden  zum 
Betrieb  eines  Gewerbes  von  der  Staatsregierung  vorgeschrieben  ist, 
das  Patent  erst  alsdann  erteilt  werden,  wenn  diese  Erlaubnis  er- 
folgt ist. 

Artikel  5. 

Die  Gewerbsteuer  wird  für  Inländer  und  diejenigen  Ausländer,  die  nach 
Art.  26  wie  Inländer  behandelt  werden,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des 
jeweiligen  Finanzgesetzes  über  die  direkten  Steuern,  auf  die  Gewerbsteuer- 
kapitalien ausgeschlagen,  welche  den  steuerpflichtigen  Gewerbtreibenden  nach 
den  in  den  folgenden  Artikeln  (Art.  6  bis  18)  enthaltenen  Vorschriften  ia  Ansatz 
zu  bringen  sind. 

Artikel  6. 

Die  Gewerbsteuerkapitalien  werden  gebildet: 

1)  aus  fixen  Steuerkapitalien,  die  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutendheit  der  Ge- 
werbe nach  einer  Klasseneinteilung  festgesetzt  werden  und  teilweise  sich 
nach  der  Grösse   des  Orts,   wo  das  Gewerbe  betrieben  wird,   richten  und 

2)  aus  verhältnismässigen  Zusätzen,  welche  nach  den  Kennzeichen  des  Be- 
triebsumfangs  der  Gewerbe  in  einer  und  derselben  Klasse  bemessen  werden. 


Artikel  7. 
Für  die  verschiedenen  Klassen  der  Gewerbe  und  den  verschiedenen  Rang 
der  Orte  werden  folgende  Normalsteuerkapitalien  festgesetzt: 


Rang 

Klassen  der  Gewerbe. 

der  Orte. 

I. 

1      11.      1     111.     [     IV.     1      V. 

VI. 

VII. 

Normalsteuerkapital. 

(A.) 

(B.) 

1 

Gulden. 

Gulden. 

Gulden. 

Gulden. 

Gulden.'  Gulden. 

Gulden. 

Gulden. 

1. 

300 

200 

96 

72 

48 

36 

24 

12 

2. 

300 

200 

72 

48 

36 

24 

12 

6 

3. 

300 

200 

48 

36 

24 

12 

6 

8 

Art.  4.  Nach  §  4  der  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  steht  den  Zünften 
und  kaufmännischen  Korporationen  das  Recht  zu,  andere  von  dem  Betriebe  eines 
Gewerbes  auszuschliessen,  nicht  zu.  Der  hier  einschlagende  erste  Absatz  in 
Art.  4  des  bisher  gültigen  Gesetzes  hat  daher  in  Wegfall  zu  kommen.  Der 
zweite  Absatz  des  gedachten  Gesetzes  musste  eine  den  dermaligen  Vorschriften 
entsprechende  Aenderung  in  der  Fassung  erhalten.     (Motive.) 

Anlässlich  dieses  Artikels  wurde  von  einem  Abgeordneten  das  Ersuchen  an 
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Artikel  4. 
In  allen  Fällen,   in  welchen  die  Einholung  der  besonderen  Ge- 
nehmigung  der   zuständigen  Behörde   zum  Betrieb   eines  Gewerbes 
erforderlich  ist,  darf  das  Patent  erst  alsdann  erteilt  werden,  wenn 
diese  Genehmigung  erfolgt  ist. 


Artikel  5. 
Die  Gewerbsteuer  wird  für  Inländer  und  diejenigen  Ausländer,  die  nach 
Ai-t.  28  wie  Inländer  behandelt  werden,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des 
jeweiligen  Finanzgesetzes  über  die  direkten  Steuern  auf  die  Gewerbsteuer- 
kapitalien ausgeschlagen,  welche  den  steuerpflichtigen  Gewerbtreibenden  nach 
den  in  den  folgenden  Artikeln  (Art.  6  bis  20)  enthaltenen  Vorschriften  in  An- 
satz zu  bringen  sind. 

Artikel  6. 
Die  Gewerbsteuerkapitalien  werden  gebildet: 

1)  aus  fixen  Steuerkapitalien,  die  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutendheit  der 
Gewerbe  nach  einer  Klasseneinteilimg  festgesetzt  werden  und  teilweise  sich 
nach  der  Grösse  des  Orts,  wo  das  Gewerbe  betrieben  wird,  richten,  und 

2)  aus  verhältnismässigen  Zusätzen,  welche  nach  den  Kennzeichen  des  Betriebs- 
umfangs  der  Gewerbe  in  einer  und  derselben  Klasse  bemessen  werden. 


Artikel  7. 
Für  die   verschiedenen  Klassen  der  Gewerbe  und  den  verschiedenen  Rang 
der  Orte  werden  folgende  Normalsteuerkapitalien  festgesetzt: 


Rang 

Klassen  der  Gewerbe. 

der  Orte. 

I. 

n.        III.    !    IV.    1    V. 

VI. 

vn. 

Normalsteuerkapital. 

(A.) 

,     (B.) 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

1. 

500 

1     340 

160 

120 

80 

60 

40 

10 

2. 

500 

340 

120 

80 

60 

40 

20 

10 

3. 

500 

340 

80 

60 

40 

20 

10 

5 

die  Regierung  gestellt,  durch  eine  Instraktion  sowohl  an  die  Kreisämter  als  an 
die  Steuerkommissäre  zu  bestimmen,  dass  die  Verwaltungsbehörden  verpflichtet 
sind,  wenn  eine  Genehmigung  eines  Patentes  definitiv  erteilt  ist,  das  dem  Steuer- 
kommissär anzuzeigen,  und  dass  letzterer  nicht  eher  das  Patent  visiert,  bis  diese 
Anzeige  erfolgt  ist.  Es  kam  bisher  oft  vor,  dass  die  Genehmigung  von  dem 
Kreisausschuss  erteilt  worden  ist  —  darauf  hin  wurde  das  Patent  ausgestellt  — 
und  in  der  späteren  Instanz  wurde  es  wieder  aufgehoben. 
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In  den  Klassen  II  bis  VII  richten  sich  die  Steuerkapitalien  in  allen  Fällen 
nach  dem  Rang  der  Orte,  wo  das  Gegenteil  in  dem  Gewerbsteuertarif  (Art.  10) 
nicht  ausdrücklich  bestimmt  ist.  Diejenigen  Gewerbe,  bei  welchen  letzteres  der 
fall  ist,  erhalten  das  fixe  Steuerkapital  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  das 
Gewerbe  betrieben  wird,  nach  dem  Satze  für  den  ersten  Rang  in  der  betreffenden 
Klasse. 

Wo  es  auf  den  Rang  der  Orte  ankommt,  ist  für  den  Steuerkapitalsansatz 
der  Ort  entscheidend,  an  welchem  nach  Art.  3  das  Patent  genommen  werden  muss. 


Art.  7.  Nachdem  die  Reichsmarkrechnung  bereits  vom  1.  Januar  1875  an 
im  Grossherzogtum  eingeführt  ist,  erscheint  es  dringend  erwünscht,  die  in  Art.  7 
des  bisherigen  Gesetzes  enthaltenen  fixen  Steuerkapitalansätze,  wie  die  in  Gulden 
ausgedrückten  Zahlen  überhaupt  endlich  in  Mark  umzuwandeln.  Abgesehen  von 
dieser  Umrechnung,  welche  mit  den  entsprechenden  Abr^indungen  zu  bewerk- 
stelligen sein  wird,  dürfte  zu  einer  Aenderung  der  Sätze,  die  sich  seit  1827 
bewährt  haben,  Veranlassung  nicht  vorliegen.  Die  Umwandlung  selbst  vollzieht 
sich  nun  in  einer  schicklichen  Weise,  wenn  für  die  unterste  Stufe,  nämlich  die 
siebente  Klasse  an  Orten  dritten  Rangs,  anstatt  3  Gulden  für  die  Zukunft  5  Mark 
(2  fl.  55  kr.)  gesetzt  und  in  dem  gleichen  Verhältnis  zu  den  oberen  Rang-  und 
Gewerbeklassen  fortgeschritten  wird.  An  die  Stelle  der  nachfolgenden  in  Gulden 
ausgedrückten  Sätze  würden  hiemach  die  daneben  in  Mark  ausgedrückten,  welche 
zugleich  in  Klammer  die  üebersetzung  in  alte  Rechnung  enthalten,  zu  treten 
haben : 

Gulden  Mark 

300     ...     .     500    (291  fl.  40  kr.) 


200 
96 

72 
48 


340  (198  ,  20 

160  (  93  .  20    „  ) 

120  (  70  ,   -     .  ) 

80  (  46  ,  40    .  ) 

412 
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In  den  Klassen  II  bis  VII  richten  sich  die  Steuerkapitalien  in  allen  Fällen 
nach  dem  Rang  der  Orte,  wo  das  Gegenteil  in  dem  Gewerbsteuertarif  (Art.  12) 
nicht  ausdrücklich  bestimmt  ist.  Diejenigen  Gewerbe,  bei  welchen  letzteres  der 
Fall  ist,  erhalten  das  fixe  Steuerkapital  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  das 
Gewerbe  betrieben  wird,  nach  dem  Satze  für  den  ersten  Rang  in  der  betreffenden 
Elasse. 

Wo  es  auf  den  Rang  der  Orte  ankommt,  ist  für  den  Steuerkapitalsansatz 
der  Ort  entscheidend,  an  welchem  nach  Art*  3  das  Patent  genommen  werden  muss. 

Artikel  8. 

Erscheint  bei  Gewerbtreibenden,  welche  in  der  vierten  und 
fünften,  abhängig  vom  Rang  der  Orte,  oder  in  der  sechsten  Klasse 
des  Gewerbsteuertarifs  (Artikel  12)  steuerpflichtig  sind  und  nicht 
mehr  als  einen  steuerbaren  Gehilfen  haben,  die  Heranziehung  zum 
tarifmässigen  Satz  im  Verhältnis  zum  gewerblichen  Einkommen  des 
Pflichtigen  oder  in  Berücksichtigung  anderer  auf  dessen  Leistungs- 
fähigkeit ungünstig  einwirkender  Verhältnisse  allzu  belastend,  so 
kann  durch  Beschluss  der  mit  Regulierung  der  Gewerbsteuer  be- 
trauten Kommission  (Art.  27)  eine  Herabsetzung  auf  den  nächst 
niedrigeren  der  im  Art.  7  aufgeführten  fixen  Sätze  stattfinden.  In 
•diesem  Falle  hat  auch  die  Berechnung  des  verhältnismässigen  Zu- 
satzes  für  Gehilfen  nach  dem  herabgeminderten  Satze  zu  erfolgen. 

Artikel  9. 

In  der  siebenten  Klasse  soll  der  fixe  Satz  für  alle  mit  nur  einem 
■Gehilfen  betriebenen  Gewerbe  5  Mark  betragen.  Die  in  dieser  Tarifs- 
klasse aufgeführten  Gewerbe,  welche  ohne  Gehilfen  betrieben  werden, 
sollen  gänzlich  gewerbsteuerfrei  sein. 


Gulden 

Mark 

36  .  . 

.  .   60  (  35  fl.  —  kr.) 

24  .  . 

.  .   40  (  23  ,  20  ,  ) 

12  .  . 

.  .   20  (  11  .  40  ,  ) 

6  .  . 

.  .   10  (  5  .  50  ,  ) 

3  .  . 

5  (  2  ,  55  ,  ) 

Die  in  Rede  stehende,  wegen  ihrer  abgerundeten  Zahlen  sehr  naturgemässe 
Umwandlung  wird  um  so  weniger  zu  beanstanden  sein,  als  dadurch  ausnahms- 
los etwas  geringere  Sätze,  als  die  bisherigen,  zum  Vorschein  kommen.  Eine 
von  der  übrigen  Zahlenumrechnung,  welche  genau  nach  dem  angegebenen,  ein- 
fachen Princip  stattfinden  konnte,  nur  wenig  abweichende  Behandlung  mussten 
die  Sätze  300  \md  200  fl.  erfahren.  Es  wird  nur  fiir  geeignet  erachtet  werden 
können,  dass  im  ersteren  Fall  anstatt  514,29  M.  rund  500  M.  und  im  zweiten 
FaU  anstatt  342,86  M.  rund  340  M.  gesetzt  wurde.     (Motive.) 

Die  Art.  8  u.  9  wurden  von  der  2.  Kammer  auf  Antrag  ihres  Ausschusses 
neu  eingeschoben,  um  weitere  Erleichterungen  gegenüber  der  Regierungsvorlage 
herbeizuführen.  Man  hätte  gerne  noch  mehr  gewährt,  wenn  nicht  zu  befürchten 
gewesen  wäre,  dass  dann  das  Gesetz  am  Widerstand  der  Regierang  scheiterte. 
Vgl  oben  S.  337  fg. 
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Artikel  8. 
Die  Städte  ersten  Ranges  sind: 

Darmstadt  und  Mainz. 
Die  Städte  zweiten  Ranges  sind: 

Giessen,  Offenbach,  Worms,  Bingen. 
Alle  übrigen  Städte  und  Dörfer  des  Grossherzogtums  gehören  zu  den  Orten 
des  dritten  Rangs. 

Artikel  9. 

Die  Kennzeichen,  nach  welchen  die  verhältnismässigen  Zusätze  zu  dem 
Steuerkapital  (Art.  62)  bemessen  werden,  bestehen  hauptsächlich  in  der  Anzahl 
der  für  das  Gewerbe  beschäftigten  Gehilfen  und  in  dem  Mietwert  des  zum  Be- 
triebe des  Gewerbes  erforderlichen  Lokals.  Bei  einzelnen  Gewerben  werden  aber 
auch  andere,  den  Umfang  des  Gewerbebetriebs  anzeigende  Merkmale  zu  Hufe 
genommen. 

Artikel  10. 

In  dem  diesem  Gesetze  beigefügten  Verzeichnis  (Gewerbsteuertarif)  ist 
jedem  Gewerbe  seine  Klasse  angewiesen  und  zugleich  die  Norm  für  den  ver- 
hältnismässigen Zusatz  angegeben. 

Sollte  irgend  ein  Gewerbe  vorkommen,  welches  nicht  in  diesem  Verzeichnis 
aufgeführt  ist,  so  ist  das  Finanzministerium  befugt,  das  Einschalten  desselben 
nach  Analogie  ähnlicher  Gewerbe  vorzunehmen.  Auch  ist  dasselbe  befugt,  nötig 
scheinende  Verbesserungen  mit  der  Tarifierung  der  Gewerbe  vorzunehmen,  welche 
dann  ebenso  wie  die  Einschaltungen  der  nächsten  Ständeversammlung  vorgelegt 
werden  sollen. 

Artikel  11. 

Der  verhältnismässige  Zusatz  nach  der  Anzahl  der  Gehilfen  wird  nach 
folgenden  Grundsätzen  bemessen: 

a)  Wenn  das  Gewerbe  in  Gemässheit  des  Tarifs  den  Zusatz  allein  nach  der 
Anzahl  der  Gehilfen  erhält,  oder  wenn  es  hausierend  betrieben  wird,  so 
wird  für  jeden  Gehilfen  die  Hälfte  des  fixen  Steuerkapitals  zugesetzt. 


Art.  10.  „Zunächst  musste  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  es  mit  Rück- 
sicht auf  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretene  höhere  gewerbliche  Entwicklung 
nicht  weniger  Orte  des  Grossherzogtums  im  Interesse  der  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  nicht  angezeigt  erscheine,  in  Bezug  auf  die  aus  dem  Jahr  1827 
herstammende  Rangeinteilung  der  Städte  und  Dörfer  eine  Aenderung  eintreten 
zu  lassen.  Wie  indes  die  bei  der  Gesetzesrevision  von  1858—60  aufgeworfene 
gleiche  Frage  erheblichen  Schwierigkeiten  begegnet  ist,  so  war  dies  auch 
bei  den  neuerdings  stattgehabten  bezüglichen  Erörterungen  in  hohem  Masse 
der  Fall. 

Auch  heute  glaubt  sich  die  Grossherzogliche  Regierung  zunächst  für  irgend 
eine  Aenderung  mit  Steuerkapitalserhöhung  nicht  entscheiden  zu  sollen.  Eine 
Verteilung  der  jetzigen  zahlreichen  Orte  dritten  Ranges  in  zwei  Rangklassen 
erschiene  wohl  möglich,  wenn  für  den  dritten  Rang  die  bisherigen  Steuerkapi- 
talien bestehen  blieben,  während  für  den  vierten  Rang  geringere  Steuer- 
kapitalien gebildet  würden.  Für  die  letztere  Massregel  liegt  indes  bei  der  Ge- 
ringfügigkeit der  Steuerkapitalien  dritten  Rangs  ein  Grund  nicht  vor.  Sind 
in  Orten  wie  Alzey,  Friedberg,  Bensheim,  Kastei  allerdings  einzelne  in  gleicher 
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Artikel  10. 
Die  Städte  ersten  Ranges  sind: 

Damistadt  und  Mainz. 
Die  Städte  zweiten  Ranges  sind: 

Giessen,  Oflfenbach,  Worms  und  Bingen. 
Alle  übrigen  Städte  und  Dörfer  des  Grossherzogtunis  gehören  zu  den  Orten 
des  dritten  Rangs. 

Artikel  11. 

Die  Kennzeichen,  nach  welchen  die  verhältnismässigen  Zusätze  zu  dem  fixen 
St^uerkapital  (Art.  6j)  bemessen  werden,  bestehen  hauptsächlich  in  der  Anzahl 
der  für  das  Gewerbe  beschäftigten  Gehilfen  imd  in  dem  Mietwert  des  zum  Be- 
triebe des  Gewerbes  erforderlichen  Lokals.  Bei  einzelnen  Gewerben  werden  aber 
auch  andere  den  Umfang  des  Gewerbebetriebs  anzeigende  Merkmale  zu  Hilfe 
genommen. 

Artikel  12. 

In  dem  diesem  Gesetze  beigefügten  Verzeichnis  (Gewerbsteuertarif)  ist  jedem 
Gewerbe  seine  Klasse  angewiesen  und  zugleich  die  Norm  für  den  verhältnis- 
mässigen Zusatz  angegeben. 

Sollte  irgend  ein  Gewerbe  vorkommen,  welches  nicht  in  diesem  Verzeichnis 
aufgeführt  ist,  so  ist  das  Finanzministerium  befugt,  die  Einschaltung  desselben 
nach  Analogie  ähnlicher  Gewerbe  vorzunehmen.  Auch  ist  dasselbe  befugt,  nötig 
scheinende  Verbesserungen  mit  der  Tarifierung  der  Gewerbe  vorzunehmen,  welche 
dann  ebenso,  wie  die  Einschaltungen,  der  nächsten  Ständeversammlung  vorgelegt 
•werden  sollen. 

Artikel  13. 

Der  verhältnismässige  Zusatz  nach  der  Anzahl  der  Gehilfen  wird  nach 
folgenden  Grundsätzen  bemessen: 

a.  Weim  das  Gewerbe  in  Gemässheit  des  Tarifs  den  Zusatz  allein  nach  der 
Anzahl  der  Gehilfen  erhält,  oder  weim  es  hausierend  betrieben  wird,  so 
wird  für  jeden  Gehilfen  die  Hälfte  des  fixen  Steuerkapitals  zugesetzt. 


Klasse  stehende  Gewerbe  lukrativer,  als  in  den  kleineren  und  kleinsten  Land- 
orten, so  mag  doch  in  den  verhältnismässigen  Zusätzen,  namentlich  in  denjenigen 
für  das  Gewerbslokal,  wiederum  eine  Ausgleichung  gefunden  werden.  Mit  Rück- 
sicht auf  alle  diese  Verhältnisse  und  in  der  bestimmten  Voraussicht,  dass  jede 
mit  einer  Steuerkapitalserhöhung  nach  irgend  welcher  Seite  hin  verbundene 
Aenderung  des  Bestehenden  mit  Befriedigimg  nicht  aufgenommen  werden  würde, 
sieht  die  Regierung  auch  jetzt  davon  ab,  irgend  einen  hier  einschlagenden  Ab- 
änderungsvorschlag zu  machen.  Das  nämliche  gilt  von  der  herkömmlichen  Ein- 
teilung in  sieben  Klassen  der  Gewerbe,  wovon  die  erste  in  die  ünterabteilimgen 
A  und  B  zerfällt."     (Motive.) 

In  der  Kammer  schloss  man  sich  diesen  Ausführungen  an.  Nur  bezüglich 
Offenbach  schwankte  man,  ob  man  es  nicht  den  Städten  Darmstadt  und  Mainz 
gleichstellen  sollte ;  man  sah  aber  schliesslich  davon  ab,  da  Offenbach  bezüglich 
seiner  grossen  Fabrikanlagen  ohnehin  nach  dem  Satze  der  Orte  ersten  Rangs 
taxiert  ist,  bezüglich  der  Detailgeschäfte  keine  bevoi-zugte  Stellung  einnimmt, 
im  Gegenteil  wegen  der  Nähe  von  Frankfurt  sehr  zu  kämpfen  hat  imd  weniger 
gut  situiert  ist,  als  manche  kleinere  Stadt. 
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b)  Wenn  das  Gewerbe  nach  dem  Tarif  den  Zusatz  nach  der  Anzahl  der 
Gehilfen  neben  dem  Zusatz  nach  dem  Mietwert  des  Gewerblokals  erhält^ 
und  weder  hausierend  betrieben  wird,  noch  zu  den  unter  c.  begriffenen 
Gewerben  gehört,  so  besteht  der  Zusatz  für  jeden  Gehilfen  in  einem 
Dritteil  des  fixen  Steuerkapitals. 

Bei  Handels-  und  Wirtschaftsgewerben  werden  hierbei  als  Gehilfen 
die  Geschäftsführer,  Buchhalter,  Handlungsdiener,  Handelsreisende,  Comp- 
toiristen,  Ladendiener  und  Ladenmädchen,  Verwalter,  Kellermeister,  Kellner 
und  Kellnerinnen  u.  s.  w.  angesehen,  und  kommen  Personen,  die  in  solchen 
Gewerben  nur  untergeordnete  Arbeiten  verrichten,  nicht  in  Ansatz. 

c)  Bei  einer  Reihe  von  Gewerben  (Fabriken,  Berg-  und  Hüttenwerken  u.  dgl.), 
welche  den  verhältnismässigen  Zusatz  zugleich  nach  dem  Mietwert  des 
Gewerblokals  und  nach  der  Anzahl  der  Gehilfen  erhalten,  besteht  der 
letztere  nicht  in  einer  Quote  des  fixen  Steuerkapitals,  sondern  es  wird 
zwischen  Gehilfen  höherer  und  niederer  Kategorie  unterschieden  und  ist 
bei  den  einzelnen  betreffenden  Gewerben  in  dem  Tarif  angegeben,  welches 
Zusatzkapital  für  jeden  Gehilfen  der  einen  und  anderen  Kategorie  in 
Anwendung  zu  bringen  ist.  Bei  der  Bestimmung  des  Zusatzkapitals  für 
die  Gehilfen  der  niederen  Kategorie  ist  im  Tarif  auch  auf  die  Qualität  der 
Arbeiter,  die  in  den  betreffenden  Gewerben  beschäftigt  zu  werden  pflegen, 
Rücksicht  genommen. 

Hierbei  werden  als  Gehilfen  der  ersten  Kategorie  die  Geschäfts-  oder 
Werkführer,  Buchhalter,  Comptoiristen,  Verwalter,  Geschäftsreisenden  u.  dgl., 
als  Gehilfen  der  zweiten  Kategorie  alle  andern  in  dem  Gewerbe  beschäftigten 
Personen  behandelt. 


Artikel  12. 

Die  Hilfe   der  Ehefrau   des  Gewerbtreibenden  wird   in  allen  Fällen  ausser 
acht  gelassen,  ausgenommen  bei  dem  hausierenden  Gewerbsbetrieb. 

Lehrlinge,  welche  noch  nicht  zwei  Jahre  in  d6r  Lehre  stehen,  werden  in 
der  Regel  als  Gehilfen  nicht  angerechnet.  Bei  den  Gehilfen  der  niederen  Kate- 
Art.  13.  Der  von  dem  verhältnismässigen  Zusatz  nach  der  Anzahl  der 
Gehilfen  handelnde  Art.  13  hat  sich  bisher  entschieden  bewährt,  wie  in  gleicher 
Weise  von  den  drei  folgenden,  speciellere  Ausführungsbestimmungen  enthaltenden 
Artikeln  gesagt  werden  kann.    (Motive.) 

Der  letzte  Zusatz  wurde  bei  der  Verhandlung  in  der  IL  Kammer  beantragt 
und  angenommen.  Er  bildet  ein  Korrelat  zu  Art.  17,  wo  der  Mietwert  bis  zur 
Hälfte  eingeschränkt  werden  kann,  und  zu  Art.  8,  der  eine  Ermässigung  vor- 
sieht für  Gewerbe,  welche  nur  mit  einem  Gehilfen  arbeiten.  Ein  solches  Korrektiv 
anzubringen  schien  erforderlich,  da  der  Steuerkapitalzuschlag  für  je  einen  Gehilfen 
nicht  unbeträchtlich  war,  nämlich  in  Klasse  A  166  M.,  in  Klasse  B  110  M.  Gegen- 
über den  Befürchtungen  der  Regierung,  dass  durch  Herabsetzung  des  Mietwerts 
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b.  Wenn  das  Gewerbe  nach  dem  Tarif  den  Zusatz  nach  der  Anzahl  der  Ge- 
hilfen neben  dem  Zusatz  nach  dem  Mietwert  des  Gewerblokals  erhält,  und 
weder  hausierend  betrieben  wird,  noch  zu  den  unter  c.  begriffenen  Ge- 
werben gehört,  so  besteht  der  Zusatz  für  jeden  Gehilfen  in  einem  Dritteil 
des  fixen  Steuerkapitals. 

Bei  Handels-  und  Wirtschaftsgewerben  werden  hierbei  als  Gehilfen 
die  Geschäftsführer,  Buchhalter,  Handlungsdiener,  Handelsreisenden,  Comp- 
toiristen,  Ladendiener  und  Ladenmädchen,  Verwalter,  Kellermeister,  Kellner 
und  Kellnerinnen  u.  s.  w.  angesehen,  imd  kommen  Personen,  die  in  solchen 
Gewerben  nur  untergeordnete  Arbeiten  verrichten,  nicht  in  Ansatz. 

c.  Bei  einer  Reihe  von  Gewerben  (Fabriken,  Berg-  und  Hüttenwerken  u.  dgl.), 
welche  den  verhältnismässigen  Zusatz  zugleich  nach  dem  Mietwert  des 
Gewerblokals  und  nach  der  Anzahl  der  Gehilfen  erhalten,  besteht  der 
letztere  nicht  in  einer  Quote  des  fixen  Steuerkapitals,  sondern  es  wird 
zwischen  Gehilfen  höherer  und  niederer  Kategorie  unterschieden  und  ist 
bei  den  einzelnen  betreffenden  Gewerben  in  dem  Tarif  angegeben,  welches 
Zusatzkapital  für  jeden  Gehilfen  der  einen  imd  der  anderen  Kategorie  in 
Anwendung  zu  bringen  ist.  Bei  der  Bestimmung  des  Zusatzkapitals  für 
die  Gehilfen  der  niederen  Kategorie  im  Tarif  ist  auch  auf  die  Qualität 
der  Arbeiter,  die  in  den  betreffenden  Gewerben  beschäftigt  zu  werden 
pflegen,  Rücksicht  genommen. 

Hierbei  werden  als  Gehilfen  der  ersten  Kategorie  die  Geschäfts-  oder 
Werkführer,  Buchhalter,  Comptoiristen,  Verwalter,  Geschäftsreisenden  u.  dgl., 
als  Gehilfen  der  zweiten  Kategorie  alle  andere  in  dem  Gewerbe  beschäftigten 
Personen  behandelt. 

Die  mit  Regulierung  der  Gewerbsteuer  betraute  Kommission 
(Art.  27)  ist  befugt,  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  tarifmässige 
Zusatz  nach  der  Anzahl  der  Gehilfen  eine  unverhältnismässige  Be- 
lastung herbeiführen  würde,  eine  Ermässigung  des  erwähnten  tarif- 
mässigen  Zusatzes  bis  zur  Hälfte  eintreten  zu  lassen. 

Artikel  14. 

Die  Hilfe  der  Ehefrau  des  Gewerbtreibenden  wird  in  allen  Fällen  ausser 
acht  gelassen,  ausgenommen  bei  dem  hausierenden  Gewerbsbetrieb. 

Lehrlinge,  welche  noch  nicht  zwei  Jahre  in  der  Lehre  stehen,  werden  in 
der  Regel  als  Gehilfen  nicht  angerechnet.    Bei  den  Gehilfen  der  niederen  Kate- 

(=  31  "/o  des  ganzen  Gewerbsteuerkapitals)  und  des  Gehüfenzusatzes  (=  22°/o  des 
ganzen  Gewerbsteuerkapitals)  26  "/o  verloren  gehen  könnten  und  dass  dann  im 
Art.  25  mindestens  zum  Schutz  dem  Steuerkommissär  das  Reklamationsrecht 
offen  gehalten  werden  müsse,  wurde  hervorgehoben,  dass  es  sich  nicht  um  eine 
allgemeine,  sondera  um  eine  ausnahmsweise  Herabsetzung  im  Fall  imverhältnis- 
mässiger  Belastung  handele.  Das  Wort  „  unverhältnismässig "  soll  seine  Er- 
läuterung finden  in  dem  Zusatzartikel  8,  wo  es  heisst  ,die  Heranziehimg  zum 
tarifmässigen  Satze  im  Verhältnis  zum  gewerblichen  Einkommen  des  Pflichtigen 
oder  in  Berücksichtigung  anderer  auf  dessen  Leistungsfähigkeit  ungünstig  ein- 
wirkender Verhältnisse  allzu  belastend. "  Die  Regienmg  gab  übrigens  selbst  zu,  dass 
schon  das  Interesse  für  die  Gemeindesteuern  einen  groben  Missbrauch  ausschliesse. 
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gorie  in  den  im  Art.  11  unter  c.  erwähnten  Gewerben  werden  sie  jedoch  mit 
in  Ansatz  gebracht. 

Im  übrigen  kommt  es  auf  das  Alter  und  Geschlecht  der  Gehilfen  nicht  an, 
ebensowenig  darauf,  ob  und  welchen  Lohn  sie  empfangen. 

Bei  Witwen  wird  der  erste  Gehilfe,  durch  welchen  das  Geschäft  des  ver- 
storbenen Ehemanns  fortgeführt  wird,  nicht  aufgerechnet. 

Personen,  die  selbständig  zur  Gewerbsteuer  gezogen  sind,  werden,  wenn 
sie  mit  Arbeiten  ihres  Gewerbes  für  grössere  Unternehmer  oder  Fabrikanten 
beschäftigt  werden,  bei  der  Berechnung  des  für  letztere  zu  bildenden  verhältnis- 
mässigen Zusatzes  nicht  berücksichtigt.  In  Bezug  auf  die  Klasseneinreihung, 
wo  diese  nach  dem  Tarif  von  der  Anzahl  der  Gehilfen  abhängt,  werden  jedoch 
solche  Personen  mit  in  Rechnung  gebracht. 

Wenn  nach  dem  Tarif  dasselbe  Gewerbe  in  verschiedene  Klassen  einge- 
reiht ist,  je  nachdem  es  mit  oder  ohne  Gehilfen  betrieben  wird,  so  ist  in  der 
Klasse  für  den  Betrieb  mit  Gehilfen  bei  dem  verhältnismässigen  Zusatz  ein 
Gehilfe  ausser  Ansatz  zu  lassen,  insofern  nicht  bei  dem  nach  Art.  17  zu  be- 
handelnden Betrieb  mehrerer  Gewerbe  die  Anwendung  des  fixen  Steuerkapitals 
dieser  oder  einer  höheren  Klasse  schon  durch  ein  anderes  Gewerbe  bedingt  wird. 

Artikel  13. 

Bei  denjenigen  Gewerben,  welche  ihrer  Natur  nach  nicht  das  ganze  Jahr 
hindurch  betrieben  werden  können,  und  bei  welchen  daher  die  Anzahl  der  Ge- 
hilfen periodisch  wechselt,  ist  dieser  Umstand  bereits  in  dem  Gewerbsteuertarif 
berücksichtigt,  und  es  wird  daher  hier  der  verhältnismässige  Zusatz  für  die 
Gehilfen  nach  derjenigen  Anzahl  derselben  gebildet,  welche  der  Gewerbetreibende 
während  des  Zeitraums  der  Ausübung  seines  Gewerbes  im  Mittel  zu  beschäftigen 
pflegt. 

Bei  solchen  Gewerben  dagegen,  die  zwar  das  ganze  Jahr  hindurch  betrieben 
werden  können,  bei  welchen  aber  in  Beziehung  auf  einzelne  Gewerbsteuerpflichtige 
dennoch  die  Anzahl  der  Gehilfen  im  Laufe  des  Jahres  wechselnd  ist,  wird  der 
verhältnismässige  Zusatz  für  die  Gehilfen  nach  derjenigen  Anzahl  derselben 
berechnet,  welche  der  Gewerbtreibende  im  Mittel  für  den  Zeitraum  des  ganzen 
Jahres  beschäftigt. 


Art.  14.  Der  letzte  Absatz  enthält  für  diejenigen  Gewerbe,  welche,  je 
nachdem  sie  mit  oder  ohne  Gehilfen  betrieben  werden,  in  verschiedene  Klassen 
eingereiht  sind,  eine  Vergünstigung,  indem  in  solchem  Fall  bei  dem  mit  Ge- 
hilfen betriebenen  Gewerbe  in  der  Berechnung  des  verhältnismässigen  Zusatzes 
ein  Gehilfe  ausser  Ansatz  bleibt.  Man  behielt  diese  Vergünstigung  bei,  obwohl 
die  in  Betracht  kommenden  Gewerbe  der  Mehrzahl  nach  der  5.,  bzw.  6.  und 
7.  Klasse  angehören,  für  welche  schon  durch  Art.  8  und  9  Erleichterung  ver- 
schafi't  wurde.  Es  geschah  deshalb,  weil  eine  Vergleichung  der  aus  den  Zusatz- 
artikeln 8  und  9  in  Verbindung  mit  der  hier  fraglichen  Vorschrift  sich  ergebenden 
Folgen  darlegte,  dass  ein  Zusammentreffen  beider  Vergünstigungen  lediglich  in 
den  Fällen  wirksam  sein  wird,  in  welchen  ein  bei  dem  Betrieb  mit  Gehilfen  der 
5.  Klasse  (andernfalls  der  6.  Klasse)  angehöriges  Gewerbe  nur  einen  steuerbaren 
Gehilfen  besitzt.     Es  würde   nämlich   der  betrefi"ende  Steuerpflichtige   a)   nach 

448 


Die  direkten  Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Refonn.  449 

gorie  in  den  im  Art.  13  unter  c.  erwähnten  Gewerben  werden  sie  jedoch  mit  in 
Ansatz  gebracht. 

Im  übrigen  kommt  es  auf  das  Alter  und  Geschlecht  der  Gehilfen  nicht  an, 
«bensowenig  darauf,  ob  und  welchen  Lohn  sie  empfangen. 

Bei  Witwen  wird  der  erste  Gehilfe,  durch  welchen  das  Geschäft  des  ver- 
storbenen Ehemanns  fortgeführt  wird,  nicht  aufgerechnet. 

Personen,  die  selbständig  zur  Gewerbsteuer  zugezogen  sind,  werden,  wenn 
sie  mit  Arbeiten  ihres  Gewerbes  für  grössere  Unternehmer  oder  Fabrikanten 
beschäftigt  werden,  bei  der  Berechnimg  des  für  letztere  zu  bildenden  verhältnis- 
mässigen Zusatzes  nicht  berücksichtigt.  In  Bezug  auf  die  Klasseneim-eihung,  wo 
diese  nach  dem  Tarif  von  der  Anzahl  der  Gehilfen  abhängt,  werden  jedoch  solche 
Personen  mit  in  Rechnung  gebracht. 

Wenn  nach  dem  Tarife  dasselbe  Gewerbe  in  verschiedene  Klassen  einge- 
reiht ist,  je  nachdem  es  mit  oder  ohne  Gehilfen  betrieben  wird,  so  ist  in  der 
Klasse  für  den  Betrieb  mit  Gehilfen  bei  dem  verhältnismässigen  Zusatz  ein 
Gehülfe  ausser  Ansatz  zu  lassen,  insofern  nicht  bei  dem  nach  Art.  19  zu  handeln- 
den Betrieb  mehrerer  Gewerbe  die  Anwendung  des  fixen  Steuerkapitals  dieser 
oder  einer  höheren  Klasse  schon  durch  ein  anderes  Gewerbe  bedingt  wird. 

Artikel  15. 

Bei  denjenigen  Gewerben,  welche  ihrer  Natur  nach  nicht  das  ganze  Jahr 
hindurch  betrieben  werden  köimen,  und  bei  welchen  daher  die  Anzahl  der  Ge- 
hilfen periodisch  wechselt,  ist  dieser  Umstand  bereits  in  dem  Gewerbsteuertarif 
berücksichtigt,  und  es  wird  daher  hier  der  verhältnismässige  Zusatz  für  die  Ge- 
hilfen nach  derjenigen  Anzahl  derselben  gebildet,  welche  der  Gewerbtreibende 
während  des  Zeitraums  der  Ausübung  seines  Gewerbes  im  ^Mittel  zu  beschäftigen 
pflegt. 

Bei  solchen  Gewerben  dagegen,  die  zwar  das  ganze  ^ahr  hindurch  be- 
trieben werden  können,  bei  welchen  aber  in  Beziehung  auf  einzelne  Gewerb- 
steuerpflichtige dennoch  die  Anzahl  der  GehiKen  im  Laufe  des  Jahres  wechselnd 
ist,  wird  der  verhältnismässige  Zusatz  für  die  Gehilfen  nach  derjenigen  Anzahl 
derselben  berechnet,  welche  der  Gewerbtreibende  im  Mittel  für  den  Zeitraum 
des  ganzen  Jahres  beschäftigt. 


dem  Gesetzentwurfe  in  der  1.,  2.,  3.  Ortschaftsklasse  60,  40,  20  M.;  b)  nach 
dem  Zusatzartikel  7  a  in  Verbindung  mit  Art.  12,  letzten  Abs.  40,  20,  10; 
c)  nach  dem  Zusatzartikel  8  unter  Aufliebung  der  in  Art.  12,  letztem  Abs.  ge- 
währten Vergünstigung  60,  30,  15  M.  angesetzt  erhalten.  In  aUen  andern  Fällen, 
bei  welchen  die  Zusatzartikel  8  und  9  Anwendung  finden,  würde  es  keinerlei 
Unterschied  machen,  ob  die  in  Rede  stehende  Vergünstigimg  bestehen  bleibt 
oder  nicht.  Bei  dem  geringen  Einfluss  der  letzteren  schien  es  imrätlich,  diesen 
letzten  Absatz  durch  Hinzufügung  einer  weiteren  Einschränkung  noch  mehr  zu 
komplizieren  und  es  sprach  hiergegen  auch  der  Umstand,  dass,  wie  aus  dem 
Beispiel  unter  c  ersichtlich,  in  diesem  Falle  für  die  in  Betracht  kommenden 
Pflichtigen  der  ersten  Ortschaftsklasse  die  beabsichtigte  Erleichterung  wieder 
verloren  gehen  würde. 
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Artikel  14. 

Wo  in  einzelnen  Gewerbsanstalten  für  Arbeiten,  welche  in  anderen  An- 
stalten desselben  Gewerbes  durch  Menschenhände  verrichtet  werden,  Maschinen 
angewendet  sind,  wird  die  Anzahl  der  dadurch  ersetzten  menschlichen  Arbeits- 
kräfte nach  billigem  Anschlag  ausgemittelt  und  der  Anzahl  der  Gehilfen  zu- 
gerechnet. 

Artikel  15. 

Der  verhältnismässige  Zusatz  nach  dem  Mietwert  des  Gewerblokals  besteht 
in  der  Regel  in  dem  ganzen  Mietwert  sämtlicher  Gewerbslokale.  Ausnahmen 
finden  nur  statt,  wo  in  dem  Gewerbsteuertarif  ausdrücklich  etwas  anderes  be- 
stimmt ist,  sowie  bei  den  im  Tarif  aufgeführten  Handwerksgewerben  mit  Laden 
oder  Niederlagen,  bei  welchen  der  Mietwert  der  Werkstätte  nicht  in  Ansatz 
kommt.  Bei  Ausmittelung  der  Mietwerte  dienen  die  Immobiliarsteuerkapitalien 
des  Katasters  als  Anhaltspunkte. 


Art.  17.  „Im  Gegensatz  zu  dem  Zusatz  nach  Gehilfen  wird  von  dem  Zu- 
satz nach  dem  Mietwert  des  Gewerbslokals  behauptet,  dass  er  in  nicht  seltenen 
Fällen  eine  unverhältnismässige  und  nach  Umständen  drückende  Besteuerung 
herbeiführe.  Die  Frage,  in  welcher  Weise  diesem  Uebelstand  abgeholfen  werden 
könne,  hat  daher  neuerdings  eine  gründliche  Erörterung  gefunden.  Es  unter- 
liegt auf  Grund  der  bisher  gültigen  gesetzlichen  Bestimmungen  keinem  Anstände, 
dass  die  Lokalsteuerbehörden  in  allen  Fällen,  in  welchen  Gewerbslokale  dauernd 
nur  teilweise  benützt  werden,  zu  Gunsten  der  Steuerpflichtigen  die  entsprechende 
Ausscheidung  voiTiehmen.  Eine  zu  erlassende  Anweisung  wird  geeignet  sein 
jeden  in  dieser  Beziehung  etwa  bestehenden  Zweifel  zu  beseitigen.  Allein  auch 
in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  gewisse  Gewerbsräume  während  eines  Teils 
des  Jahres  ausser  Benutzung  stehen,  möchte  eine  mildernde  Bestimmung  wünschens- 
wert sein.  Endlich  und  vorwiegend  aber  handelt  es  sich  um  die  Erwägung  der 
für  diejenigen  Fälle  zu  ergreifenden  Massnahmen,  in  welchen  bei  unausgesetzter 
Benutzung  der  angesetzten  Gewerbslokale  dennoch  eine  unverhältnismässige  Be- 
lastung durch  den  Mietwertsansatz  stattfindet.  Hier-  handelt  es  sich  um  die 
Herbeiführung  der  Möglichkeit  einer  entsprechenden  Ermässigung  des  Mietwerts- 
zusatzes,  wie  in  neuerer  Zeit  in  ähnlichem  Sinne  auch  anderweit  verfahren  wird. 
In  Art.  19  des  mehr  erwähnten  bayrischen  Gewerbsteuergesetzes  vom  19.  Mai  1881 
ist  unter  dem  Titel:  „Ausgleichung  der  Steueranlage"  in  der  fraglichen  Beziehung 
bestimmt:  „Sofern  die  Rücksicht  auf  besondere,  die  Einträglichkeit  des  Gewerbe- 
betriebs beschränkende  Verhältnisse  das  Mass  der  festgesetzten  Gewerbsteuer 
eines  Pflichtigen  im  Vergleich  zu  der  Steueranlage  anderer  Gewerbtreibender 
als  eine  Ueberbürdung  erscheinen  lässt,  ist  die  Einsteuerungsbehörde  ermächtigt, 
die  Normal-  und  Betriebsanlage  ausnahmsweise  um  einen  bestimmten  Teil,  welcher 
jedoch  die  Hälfte  des  nach  dem  gesetzlichen  Tarif  sich  berechnenden  Betrags 
nicht  übersteigen  darf,  zu  ennässigen  etc."  Die  als  zweiter  Absatz  des  in  Rede 
stehenden  Artikels  des  Entwurfs  eingefügte  neue  Bestimmung  wird  geeignet  sein, 
bei  Ausführung  des  ersten  Absatzes  etwa  eintretende  Härten  im  einzelnen  Falle 
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Artikel  16. 

Wo  in  einzelnen  Gewerbsanstalten  für  Arbeiten,  welche  in  anderen  An- 
stalten desselben  Gewerbes  durch  Menschenhände  verrichtet  werden,  Maschinen 
angewendet  sind,  wird  die  Anzahl  der  dadurch  ersetzten  menschlichen  Arbeits- 
kräfte nach  billigem  Anschlag  ausgemittelt  und  der  Anzahl  der  Gehilfen  zugerechneL 

Artikel  17. 

Der  verhältnismässige  Zusatz  nach  dem  Mietwert  des  Gewerblokals  besteht 
in  der  Regel  in  dem  ganzen  Mietwert  sämtlicher  Gewerbslokale.  Ausnahmen 
finden  nur  statt,  wo  in  dem  Gewerbsteuertarif  ausdrücklich  etwas  anderes  be- 
stimmt ist,  sowie  bei  den  im  Tarif  aufgeführten  Handwerksgewerben  mit  Laden 
oder  Niederlagen,  bei  welchen  der  Mietwert  der  Werkstätte  nicht  in  Ansatz 
kommt.  Bei  Ausmittelung  der  Mietwerte  dienen  die  Immobüiarsteuerkapitalien 
des  Katasters  als  Anhaltspunkte. 

Die  mit  der  Regulierung  der  Gewerbsteuer  betraute  Kommission 
(Art.  27)  ist  befugt,  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  tarif- 
mässige  Zusatz  des  Mietwerts  eine  unverhältnismässige  Belastung 
herbeiführen  würde,  eine  Ermässigung  desselben,  jedoch  nur  bis 
zur  Hälfte  eintreten  zu  lassen. 


wirksam  zu  beseitigen.  Dass  die  Herabsetzung  nur  mit  Zuziehung  des  Bürger- 
meisters stattfinden  kann,  folgt  aus  §  17  der  Verordnimg  vom  24.  Dezember  1860, 
wonach  überhaupt  die  jährliche  Regulierung  der  Gewerbsteuer  durch  das  Steuer- 
kommissariat an  Ort  und  Stelle  unter  Zuziehung  der  Bürgermeisterei  stattzufinden 
hat.  Wie  oben  erwähnt,  verhält  sich  der  Mietwert  des  Gewerbslokals  zu  dem  übrigen 
Gewerbsteuerkapital  wie  31  :  69.  Es  beträgt  daher  noch  nicht  ein  Dritteil  des 
ganzen  Gewerbsteuerkapitals.  Es  möchte  daraus  hervorgehen,  dass  selbst  eine 
ausgedehntere  Anwendung  der  in  Rede  stehenden  milderen  Bestimmung  den 
Gesamtertrag  der  Gewerbsteuer  nur  um  einen  kleineren  Bruchteil  schmälern 
würde.  Die  Regierung  glaubt  in  der  fraglichen  Neuerung  eine  wesentliche  Ver- 
besserung der  Gewerbsteuergesetzgebung  erblicken  zu  dürfen."     (Motive.) 

Der  zweite  Absatz  lautete  im  Entwurf:  ,Das  Steuerkommissariat  ist  mit 
Zuziehung  des  Bürgermeisters  befugt,  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der 
tarifmässige  Zusatz  des  Mietwerts  ohne  Zweifel  eine  unverhältnismässige  Be- 
lasttmg  herbeiführen  würde,  eine  Ermässigimg  desselben,  jedoch  nur  im  äussersten 
Falle  bis  zur  Hälfte  eintreten  zu  lassen."  Die  2.  Kammer  strich  die  Worte 
^ohne  Zweifel",  da  in  den  meisten  Fällen  ein  ganz  unzweifelhaftes  Urteil  sehr 
schwierig,  wenn  nicht  unmöglich  sein  würde,  und  ebenso  die  Worte  „im  äussersten 
Falle",  da  dieselben  vielleicht  so  ausgelegt  werden  könnten,  als  sei  hier  nur 
unter  ganz  exceptionellen  Umständen  bis  zur  Hälfte  herabzugehen.  Ein  Antrag, 
„die  mit  Regulierung  der  Gewerbsteuer  betraute  Kommission  (Art.  27)  ist  befugt, 
in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  erfahrungsmässige  Mietwert  des  Gewerb- 
lokals von  dem  nach  den  Immobiliarsteuerkapitalien  des  Katasters  zu  berechnenden 
Mietwert  um  mehr  als  50  "/u  abweicht,  eine  verhältnismässige  Ermässigimg  oder 
Erhöhung  dieses  Mietwerts  für  die  Grundsteuer  zu  Grunde  zu  legen"',  wurde  wieder 
zurückgezogen,  als  die  Regienmg  nachwies,  dass  der  berechnete,  d.  h.  nach  der 
V.O.  vom  24.  Dezember  1860  um  ein  Dritteil  erhöhte  Katastermietwert  in  der 
Regel  nur  's  bis  V»  des  wirklichen  betrage,  der  Antrag  also  fast  immer  zu  einer 
Erhöhung  der  Steuerkapitalien  führen  würde. 
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Artikel  16. 
Betreibt  jemand  gleichartige  oder  verschiedenartige  Gewerbe  in  mehreren 
ganz  abgesonderten  Gewerbslokalen,  so  ist  für  jeden  solchen  Gewerbsbetrieb  ein 
besonderes  Patent  zu  lösen,  und  jeder  besonders  zu  besteuern. 

Artikel  17. 

Betreibt  jemand  verschiedene  Gewerbe,  ohne  ganz  abgesonderte  Gewerbs- 
lokale dafür  zu  besitzen,  so  ist  ihm  als  fixes  Steuerkapital  nur  das  höchste  der 
betreffenden  Gewerbe  in  Ansatz  zu  bringen,  der  verhältnismässige  Zusatz  aber 
für  jedes  Gewerbe  nach  der  dafür  vorgeschriebenen  Norm  zu  berechnen,  wobei 
jedoch  Gehilfen  und  Gewerbslokale,  die  für  mehrere  Gewerbe  verwendet  werden, 
nur  einmal  nach  der  den  höchsten  Ansatz  bedingenden  Norm  in  Betracht  kommen. 
Für  die  verschiedenen  Gewerbe  ist  in  diesem  Falle  nur  ein  Patent  erforderlich, 
in  welchem  die  einzelnen  Gewerbe  namentlich  aufgeführt  sein  müssen.  Wenn 
jedoch  jemand  ein  Hausiergewerbe '  neben  andern  Gewerben  betreibt,  so  ist  er 
zwar  hinsichtlich  des  Steuerkapitalansatzes  nach  den  vorstehenden  allgemeinen 
Grundsätzen  zu  behandeln,  muss  aber  für  das  Hausiergewerbe  ein  besonderes 
Patent  besitzen. 

Artikel  18. 

Wenn  mehrere  Genossen  an  der  Administration  eines  der  Gewerbsteuer 
unterliegenden  Geschäfts  thätigen  Anteil  nehmen,  so  wird  nur  ein  Patent  unter 
der  Firma  der  Societät  gelöst  und  das  Geschäft  nur  im  ganzen  zur  Steuer 
gezogen. 

Die  einzelnen  Teilhaber  werden  in  dem  Patent  namentlich  aufgeführt.  Ab- 
schriften dieses  Patents  können  die  einzelnen  Teilhaber  des  Geschäfts  gegen 
die  Steuergebühr  (Art.  3)  erhalten. 

Bei  der  Berechnung  des  verhältnismässigen  Zusatzes  nach  der  Anzahl  der 
Gehilfen  wird  die  Anzahl  der  thätigen  Teilhaber  des  Geschäfts,  weniger  einen, 
den  übi'igen  Gehilfen  beigezählt. 

Artikel  19. 

Die  Gewerbsteuer  wird  von  allen  im  Land  angesessenen  Gewerb  treibenden 
in  monatlichen  Raten  bezahlt,  soweit  nicht  in  Art.  20  für  einzelne  Fälle  eine 
andere  Bestimmung  getroffen  ist. 

Die  Stempelgebühr  (Art.  3)  für  das  Patent,  welches  für  Gewerbe,  die  im 
Laufe  des  Jahres  angefangen  werden,  bei  der  Bürgermeisterei,  ausserdem  aber 
zu  Anfang  des  Jahres  bei  der  betreffenden  Distriktseinnehmerei  in  Empfang  zu 
nehmen  ist,  wird  bei  dessen  Einhändigung  auf  einmal  entrichtet. 

Artikel  20. 

Inländer,  die  im  Laufe  des  Jahres  ein  Gewerbe  neu  anfangen,  sind  bis  zum 
Ende  desselben  Jahres  von  der  Gewerbsteuer  frei  und  haben  nur  die  Stempel- 
gebühr für  das  Patent  zu  zahlen. 

Wer  aber  im  Laufe  des  Jahres  ein  Gewerbe  wieder  anfängt,  nachdem  er 
dasselbe  bereits  im  vorhergegangenen  Jahre  betrieben  und  niedergelegt  hat, 
muss  die  Gewerbsteuer  für  das  ganze  Zahr  und  zwar  auf  einmal  entrichten, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Wiederaufnahme  des  Gewerbebetriebs. 
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Artikel  18. 
Betreibt  jemand  gleichartige  oder  verschiedenartige  Gewerbe  in  mehreren 
ganz  abgesonderten  Gewerbslokalen,  so  ist  für  jeden  solchen  Gewerbsbetrieb  ein 
besonderes  Patent  zu  lösen  und  jeder  besonders  zu  besteuern. 

Artikel  19. 

Betreibt  jemand  verschiedene  Gewerbe,  ohne  ganz  abgesonderte  Gewerbs- 
lokale dafür  zu  besitzen,  so  ist  ihm  als  fixes  Steuerkapital  nur  das  höchste  der 
betreffenden  Gewerbe  in  Ansatz  zu  bringen,  der  verhältnismässige  Zusatz  aber 
für  jedes  Gewerbe  nach  der  daför  vorgeschriebenen  Norm  zu  berechnen,  wobei 
jedoch  Gehilfen  und  Gewerbslokale,  die  für  mehrere  Gewerbe  verwendet  werden, 
nur  einmal  nach  der  den  höchsten  Ansatz  bedingenden  Nomi  in  Betracht  kommen. 
Für  die  verschiedenen  Gewerbe  ist  in  diesem  Falle  nur  ein  Patent  erforderlich, 
in  welchem  die  einzelnen  Gewerbe  namentlich  aufgeführt  sein  müssen.  Wenn 
jedoch  jemand  ein  Hausiergewerbe  neben  andern  Gewerben  betreibt,  so  ist  er 
zwar  hinsichtlich  des  Steuerkapitalansatzes  nach  den  vorstehend  allgemeinen 
Grundsätzen  zu  behandeln,  muss  aber  für  das  Hausiergewerbe  ein  besonderes 
Patent  besitzen. 

Artikel  20. 

Wenn  mehrere  Genossen  an  der  Administration  eines  der  Gewerbsteuer 
unterliegenden  Geschäfts  thätigen  Anteil  nehmen,  so  wird  nur  ein  Patent  unter 
der  Firma  der  Societät  gelöst  und  das  Geschäft  nur  im  ganzen  zur  Steuer 
angezogen. 

Die  einzelnen  Teilhaber  werden  in  dem  Patent  namentlich  aufgeführt. 
Abschriften  dieses  Patents  können  die  einzelnen  Teilhaber  des  Geschäfts  gegen 
die  Stempelgebühr  (Art.  3)  erhalten. 

Bei  der  Berechnung  des  verhältnismässigen  Zusatzes  nach  der  Anzahl  der 
Gehilfen  wird  die  Anzahl  der  thätigen  Teilhaber  des  Geschäfts,  weniger  einen, 
den  übrigen  Gehilfen  zugezählt. 

Artikel  21. 

Die  Gewerbsteuer  wird  von  allen  im  Lande  angesessenen  Gewerbtreibenden 
in  zweimonatlichen  Raten  bezahlt,  soweit  nicht  im  Art.  22  für  einzelne  Fälle 
eine  andere  Bestimmung  getroffen  ist. 

Die  Stempelgebohr  (Art.  3)  für  das  Patent,  welches  für  Gewerbe,  die  im 
Laufe  des  Jahres  angefangen  werden,  bei  der  Bürgermeisterei,  ausserdem  aber 
zu  Anfang  des  Jahres  bei  der  betreffenden  Distriktseinnehmerei  in  Empfang  zu 
nehmen  ist,  wird  bei  dessen  Einhändigung  auf  einmal  entrichtet. 

Artikel  22. 
Inländer,   die  im  Laufe   des  Jahres   ein  Gewerbe  neu  anfangen,   sind  bis 
zum  Ende  desselben  Jahres  von  der  Gewerbsteuer  frei,  und  haben  nur  die  St^mpel- 
gebühr  für  das  Patent  zu  zahlen. 

Wer  aber  im  Laufe  des  Jahres  ein  Gewerbe  wieder  anfängt,  nachdem  er 
dasselbe  bereits  im  vorhergegangenen  Jahre  betrieben  und  niedergelegt  hat,  muss 
die  Gewerbsteuer  für  das  ganze  Jahr,  und  zwar  auf  einmal,  entrichten,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Wiederaufnahme  des  Gewerbebetriebs. 
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Desgleichen  hat  derjenige,  welcher  ein  Gewerbe  betreibt,  ohne  mit  dem  dazu 
erforderlichen  Patent  versehen  zu  sein,  ausser  der  dafür  verwirkten  Strafe  die 
Gewerbsteuer  selbst  ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer  des  unbefugten  Ge- 
werbsbetriebs für  das  ganze  Jahr  auf  einmal  zu  entrichten. 

Wenn  derjenige,  welcher  ein  Gewerbe  im  Laufe  des  Jahres  anfängt  oder 
ein  Gewerbe  unbefugt  betreibt,  bereits  für  andere  Gewerbe  patenlisiert  ist,  so 
beziehen  sich  die  vorstehenden  Bestimmungen  nur  auf  den  Mehrbetrag  der 
Gewerbsteuer,  welchen  das  neu  begonnene  oder  unbefugt  betriebene  Gewerbe  nach 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  begründet. 


Artikel  21. 

Die  Nachtragung  eines  neu  angefangenen  Gewerbes  in  ein  für  andere 
Gewerbe  früher  erteiltes  Patent  ist  nicht  gestattet,  sondern  der  Gewerb- 
treibende,  der  ein  weiteres  Gewerbe  neben  andern,  für  welche  er  bereits  ein 
Patent  besitzt,  betreiben  will,  muss  ein  neues  Patent,  welches  auch  den  neu  zu 
beginnenden  Gewerbsbetrieb  legitimiert,  lösen. 

Artikel  22. 

Die  freiwillige  Niederlegung  eines  Gewerbes  im  Laufe  des  Jahres  befreit 
nicht  von  der  Gewerbsteuer  vor  Ablauf  desselben. 

Hört  aber  der  Betrieb  eines  Gewerbes  infolge  des  Todes  des  Gewerbtreibenden 
oder  aus  andern,  zur  unfreiwilligen  Niederlegung  des  Geschäfts  nötigenden  Ur- 
sachen im  Laufe  des  Jahres  auf,  so  wird  die  Gewerbsteuer  auf  erfolgende  Rekla- 
mation von  dem  Schlüsse  des  Monats  an,  in  welchem  der  Gewerbsbetrieb  aufge- 
hört hat,  nachgelassen. 

Artikel  23. 

Aenderungen  in  den  Verhältnissen,  welche  den  verhältnismässigen  Zusatz 
bestimmen,  ziehen  im  Laufe  des  Jahres  keine  Aenderung  der  Gewerbsteuer 
nach  sich. 

Wenn  jedoch  eine  Einschränkung  des  Betriebs  infolge  des  Todes  des  Ge- 
werbtreibenden eintritt,  kann  eine  Herabsetzung  des  verhältnismässigen  Zusatzes 
und  in  dem  Falle,  wenn  für  das  Gewerbe  nach  den  Merkmalen  seines  Umfangs 
verschiedene  Klassen  bestimmt  sind,  auch  eine  Herabsetzung  des  fixen  Steuer- 
kapitals auf  das  der  entsprechenden  geringeren  Klasse  auf  dem  Wege  der  Rekla- 
mation bewirkt  werden. 

Auch  kann,  wenn  ein  Gewerbslokal  durch  einen  ausserordentlichen  Zufall 
zerstört  wird,  den  Gewerbsteuerpflichtigen  ein  verhältnismässiger  Nachlass  zu  teil 

Art.  22.  Die  Bestimmung  im  dritten  Absatz  des  hier  in  Rede  stehenden 
Artikels  in  seiner  bisherigen  Gestalt,  wonach  neben  der  Strafe  die  Gewerbe- 
steuer zu  entrichten  ist,  auch  wenn  der  Zuwiderhandelnde  für  das  betreffende 
Jahr  noch  keine  Steuer  schuldig  war,  schliesst  Härten  in  sich,  da  selbst  bei 
dem  Vorhandensein  der  triftigsten  Milderungsgründe  der  Bestrafte  unter  allen 
Umständen  die  als  Strafe  wirkende  Nachtragssteuer  zu  entrichten  hat.  Freilich 
sprechen  für  die  aus  der  Revision  von  1858—60  herrührende  verschärfte  Be- 
stimmung praktische  Gründe,  welche  darin  bestehen,  dass  die  Ermittelung  des 
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Desgleichen  hat  derjenige,  welcher  ein  Gewerbe  betreibt,  ohne  mit  dem 
<iazu  erforderlichen  Patent  versehen  zu  sein,  ausser  der  dafür  verwirkten  Strafe 
die  Gewerbsteuer  selbst  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen  gesetz- 
liche Steuerpflicht  für  das  betreffende  Jahr  besteht,  auf  einmal  zu 
entrichten. 

Wenn  derjenige,  welcher  ein  Gewerbe  im  Laufe  des  Jahres  anföngt,  oder 
ein  Gewerbe  imbefugt  betreibt,  bereits  für  andere  Gewerbe  patentisiert  ist,  so 
beziehen  sich  die  vorstehenden  Bestimmungen  nur  auf  den  Mehrbetrag  der  Ge- 
werbsteuer, welchen  das  neu  begonnene  oder  unbefugt  betriebene  Gewerbe  nach 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  begründet 


Artikel  23. 

Die  Nachtragung  eines  neu  angefangenen  Gewerbes  in  ein  für  andere  Ge- 
werbe früher  erteiltes  Patent  ist  nicht  gestattet,  sondern  der  Gewerb  treibende, 
der  ein  weiteres  Gewerbe  neben  andern,  für  welche  er  bereits  ein  Patent  besitzt, 
betreiben  will,  muss  ein  neues  Patent,  welches  auch  den  neu  zu  beginnenden 
Gewerbsbetrieb  legitimiert,  lösen. 

Artikel  24. 

Die  freiwillige  Niederlegung  eines  Gewerbes  im  Laufe  des  Jahres  befreit 
nicht  von  der  Gewerbsteuer  vor  Ablauf  desselben. 

Hört  aber  der  Betrieb  eines  Gewerbes  infolge  des  Todes  des  Gewerbtreibenden 
oder  aus  andern,  zur  unfreiwilligen  Niederlegung  des  Geschäfts  nötigenden  Ur- 
sachen im  Laufe  des  Jahres  auf,  so  wird  die  Gewerbsteuer  auf  erfolgende  Rekla- 
mation von  dem  Schlüsse  des  Monats  an,  in  welchem  der  Gewerbsbetrieb  auf- 
gehört hat,  nachgelassen. 

Artikel  25. 

Aenderungen  in  den  Verhältnissen,  welche  den  verhältnismässigen  Zusatz 
bestimmen,  ziehen  im  Laufe  des  Jahres  keine  Aenderung  der  Gewerbsteuer 
nach  sich. 

Wenn  jedoch  eine  Einschränkung  des  Betriebs  infolge  des  Todes  des 
Gewerbtreibenden  eintritt,  kann  eine  Herabsetzung  des  verhältnismässigen  Zu- 
satzes und  in  dem  Falle,  wenn  für  das  Gewerbe  nach  den  Merkmalen  seines 
ümfangs  verschiedene  Klassen  bestimmt  sind,  auch  eine  Herabsetzung  des  fixen 
Steuerkapitals  auf  das  der  entsprechenden  geringeren  Klasse  auf  dem  Wege  der 
Reklamation  bewirkt  werden. 

Auch  kann,  wenn  ein  Gewerbslokal  durch  einen  ausserordentlichen  Zufall 
zerstört  wird,  den  Gewerbsteuerpflichtigen  ein  verhältnismässiger  Nachlass  zu  teil 


Datums  des  Gewerbebeginns  oft  schwierig  ist  und  dass  im  Hinblick  auf  die 
Kommunal-  und  sonstigen  nach  dem  Steuerfuss  ausgeschlagenen  Steuern  die 
Anforderung  ledigUch  des  doppelten  des  Steuersatzes  als  Strafe  eine  zu  geringe 
Busse  in  sich  schliessen  würde.  Die  Regierung  glaubt  nichts  destoweniger  eine 
Fassung  vorschlagen  zu  sollen,  wonach  die  Gewerbesteuer  selbst  nur  in  allen 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  gesetzliche  Steuerpflicht  für  das  betreffende  Jahr 
besteht,  neben  der  Strafe  zu  entrichten  ist.     (Motive.) 
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werden,   nach  Analogie   der  für  ähnliche  Fälle   auch  bei  den  übrigen  direkten 
Steuern  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Die  nach  diesem  Artikel  zu  bewilligenden  Nachlässe  treten  von  dem  Ende 
des  Monats  an  in  Wirksamkeit,  in  welchem  die  Einschränkung  des  Betriebs  in- 
folge des  Todesfalles  oder  der  Unglücksfall  stattgefunden  hat. 

Artikel  24. 

Ueber  alle  Reklamationen  gegen  doppelte  oder  irrige  Ansätze,  sowie  zur 
Erlangung  der  nach  den  Art.  22  und  23  stattfindenden  Nachlässe,  entscheidet 
die  Obersteuerdirektion  nach  vorgängiger  Untersuchung  und  nötigenfalls  An- 
ordnung einer  neuen  Expertise,  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an  das  Finanz- 
ministerium. 

Werden  die  Reklamationen  wegen  doppelter  oder  irriger  Ansätze  begründet 
befunden,  so  treten  die  dadurch  bewirkt  werdenden  Modifikationen  von  dem 
Anfang  des  betreffenden  Jahres  an  in  Wirksamkeit,  ohne  dass  jedoch  hiedurch 
die  Beitreibung  der  angesetzten  Steuern  bis  zum  Augenblick  der  Entscheidung 
gehemmt  wird. 

Reklamationen,  welche  nach  den  bei  Gelegenheit  des  Steuerausschlags 
bekannt  gemachten  Fristen  vorgebracht  werden,  bleiben  unberücksichtigt. 

Diejenige  Behörde,  welche  über  die  Reklamation  entscheidet,  hat  zugleich 
auch  darüber  zu  entscheiden,  ob  der  Reklamant  die  Kosten  einer  auf  sein  Ver- 
langen angeordneten  neuen  Expertise  zu  tragen  hat. 


Artikel  25. 

Die  Regulierung  der  Gewerbsteuer  geschieht  durch  die  Steuer- 
kommissariate unter  Mitwirkung  der  Ortsvorstände.  Letzteren 
liegt  insbesondere  ob,  zu  denjenigen  Ermittelungen  mit  Sorg- 
falt behilflich  zu  sein,  welche  das  Steuerkommissariat  zur 
Feststellung  der  verhältnismässigen  Zusätze  bedarf. 


Art.  26.  Zu  erheblicher  Vereinfachung  des  Geschäftsbetriebs  war  bisher 
schon  angeordnet,  dass  sämtliche  Reklamationen  gegen  die  Gewerbesteuer,  deren 
gesetzliche  Begründung  sich  nach  eingeholtem  Gutachten  des  Ortsvorstandes 
durch  die  neuerdings  zur  Erörterung  gekommenen  thatsächlichen  Verhältnisse 
unzweifelhaft  herausstellt,  als  Remonstrationen  anzusehen  und  von  den  Steuer- 
kommissariaten sofort  willfährig  zu   entscheiden   sind.     Als  Wirkung   erscheint, 
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werden,   nach  Analogie   der  für  ähnliche  Fälle   auch  bei  den  übrigen  direkten 
Steuern  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Die  nach  diesem  Artikel  zu  bewilligenden  Nachlässe  treten  von  dem  Ende 
des  Monats  an  in  Wirksamkeit,  in  welchem  die  Einschränkung  des  Betriebs  in- 
folge des  Todesfalls  oder  der  Unglücksfall  stattgefunden  hat. 

Artikel  26. 

lieber  alle  Reklamationen  gegen  doppelte  oder  irrige  Ansätze,  sowie  zur 
Erlangung  der  nach  den  Art.  24  und  25  stattfindenden  Nachlässe,  entscheidet, 
sofern  nicht  infolge  Behandlung  der  betreffenden  Beschwerden  als 
Remonstrationen,  willfähriger  Bescheid  der  mit  Regulierung  der 
Gewerbsteuer  betrauten  Kommission  erfolgt,  das  Ministerium  der 
Finanzen,  Abteilung  für  Steuerwesen,  nach  vorgängiger  Untersuchung 
und  nötigenfalls  Anordnimg  einer  neuen  Expertise,  unter  Vorbehalt  des  Rekurses 
an  das  Finanzministerium. 

Werden  die  Reklamationen  wegen  doppelter  oder  irriger  Ansätze  begründet 
befunden,  so  treten  die  dadurch  bewirkt  werdenden  Modifikationen  von  dem 
Anfang  des  betreffenden  Jahres  an  in  Wirksamkeit,  ohne  dass  jedoch  hierdurch 
die  Betreibung  der  angesetzten  Steuern  bis  zum  Augenblick  der  Entscheidung 
gehemmt  wird. 

Reklamationen,  welche  nach  den  bei  Gelegenheit  des  Steuerausschlags 
bekannt  gemachten  Fristen  vorgebracht  werden,  bleiben  unberücksichtigt. 

Diejenige  Behörde,  welche  über  die  Reklamation  entscheidet,  hat  zugleich 
auch  darüber  zu  entscheiden,  ob  der  Reklamant  die  Kosten  einer  auf  sein  Ver- 
langen angeordneten  neuen  Expertise  zu  tragen  hat. 

Artikel  27. 

Die  Vorbereitungen  zur  Regulierung  der  Gewerbsteuer  hat  der 
Steuerkommissär  unter  Mitwirkung  der  Bürgermeistereien  zutreffen, 
welchen  insbesondere  obliegt,  zu  den  Ermittelungen  behufs  Fest- 
stellung der  verhältnismässigen  Zustände  mit  Sorgfalt  behilflich 
zu  sein. 

Die  Regulierung  selbst  geschieht  durch  eine  Kommission,  welche 
aus  dem  Steuerkommissär  als  Vorsitzenden  und  drei  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung, beziehungsweise  dem  Gemeinderat  einer 
jeden  Gemeinde  auf  drei  Jahre  gewählten  Mitgliedern  besteht.  Zu 
Mitgliedern  dieser  Kommission  können  nur  solche  gewählt  werden, 
welche  zur  Zeit  der  Wahl  volle  30  Jahre  alt  sind  und  welche  die 
passive  Wahlfähigkeit  als  Mitglieder  der  Stadtverordnetenversamm- 
lung, beziehungsweise  als  Gemeinderat  besitzen. 


dass  weitaus  die  grössere  Menge  der  Beschwerden  gegen  die  jährlichen  Gewerbe- 
steueransätze einer  förmlichen  Begutachtung  durch  die  Steuerkommissariate  und 
einer  Vorlage  an  das  Ministerium  der  Finanzen  Abteilung  für  Steuerwesen  seit- 
dem nicht  mehr  bedarf.  Die  erwähnte  Anordnung  hat  sich  durchaus  bewährt 
und  erscheint  es  angemessen,  eine  bezügliche  Bestimmung  nunmehr  in  das 
Gesetz  selbst  aufzunehmen.     (Motive.) 
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Der  Art.  27  erfuhr  durch  den  Ausschuss  eine  gänzliche  Umgestaltung;  er 
lautete  im  Entwurf:  Die  Regulierung  der  Gewerbesteuer  geschieht  durch  die 
Steuerkommissariate  unter  Mitwirkung  der  Bürgermeister.     Letzteren   liegt  ins- 
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Auf  ihr  Verlangen  dürfen  von  der  Verpflichtung  zur  Uebernahme 
der  Funktionen  als  Kommissionsmitglieder  nur  befreit  werden: 

1)  diejenigen,  welche  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

2)  alle    grossherzogliche    Beamte,     deren    Unentbehrlichkeit   im 
Dienst  ihre  vorgesetzte  Behörde  bezeugt; 

3)  diejenigen,   welche  bereits  drei  Jahre  hintereinander  als  Mit- 
glieder einer  solchen  Kommission  fungiert  haben. 

Für  den  Fall,  dass  gewählte  Mitglieder  mit  Tod  abgehen  oder 
nicht  mehr  die  Bedingungen  der  Wählbarkeit  besitzen,  oder  sonst 
dauernd  ausser  Stande  sind,  ihr  Mandat  zu  erfüllen,  werden  in  jeder 
Gemeinde  2  Ersatzmänner  gewählt,  die  in  solchen  Fällen  an  die 
Stelle  der  ursprünglich  Gewählten  zu  treten  haben. 

Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  nach  einfacher  Stimmen- 
mehrheit gefasst;  in  dem  Falle  der  Stimmengleichheit  gibt  die 
Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  können  bei  Feststellung  ihrer 
eigenen  Gewerbsteuerkapitalien  und  derjenigen  ihrer  Verwandten 
und  Verschwägerten  des  ersten  und  zweiten  Grades  nicht  mitwirken. 

Reklamationen  der  Steuerpflichtigen  gegen  die  Beschlüsse  der 
Kommission  finden  nach  Artikel  26  ihre  Erledigung.  Der  Vor- 
sitzende der  Kommission  ist  ausserdem  berechtigt,  gegen  die  Be- 
schlüsse derselben  Berufung  bei  dem  Ministerium  der  Finanzen, 
Abteilung  für  Steuerwesen,  einzulegen,  gegen  deren  Entscheidung 
dem  Pflichtigen,  welcher  sich  durch  dieselbe  beschwert  erachtet, 
der  Rekurs  an  das  Finanzministerium  in  Gemässheit  des  genannten 
Artikels  freisteht. 

Ueber  die  Frage  der  Herabsetzung  des  fixen  Steuersatzes  auf 
Grund  des  Art.  8,  sowie  des  verhältnismässigen  Zusatzes  für  Ge- 
hilfen zufolge  Art.  13  letzter  Absatz  und  für  Mietwert  zufolge 
Art.  17  Absatz  2  entscheidet  die  Kommission  nach  pflichtmässige  m, 
freiem  Ermessen.  Sowohl  über  die  Berufung  der  Vorsitzenden,  als 
auch  über  die  Reklamation  der  Steuerpflichtigen  gegen  die  Be- 
schlüsse hat  nach  eingeholtem  Gutachten  der  Gewerbsteuerkom- 
mission die  in  Art.  21  des  Einkommensteuergesetzes  für  die  Veran- 
lagung der  Einkommensteuerpflichtigen  1.  Abteilung  vorgesehene 
Kommission  zu  erkennen,  gegen  deren  Entscheidung  dem  Rekla- 
manten wie  dem  Steuerkommissär  binnen  einer  Präklusivfrist  von 
4  Wochen  ein  weiterer  Rekurs  zusteht.  Für  diesen  Rekurs  ist  hin- 
sichtlich solcher  Gewerbsteuerpflichtigen,  welche  zur  ersten  Ab- 
teilung der  Einkommensteuer  zugezogen  sind,  die  in  Art  25  des  Ein- 
kommensteuergesetzes erwähnte  Landeskommission,  hinsichtlich  der 
übrigen  das  Ministerium  der  Finanzen,  Abteilung  für  Steuerwesen, 
zuständig. 

besondere  ob,  zu  denjenigen  Ermittelungen  mit  Sorgfalt  behilflich  zu  sein, 
welche  das  Steuerkommissariat  zur  Feststellung  der  verhältnismässigen  Zusätze 
bedarf. 
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Artikel  26. 
Ausländer,   welche  Gewerbsanlagen  oder  Niederlassungen  im  Grossherzog- 
tum  besitzen,    werden  rücksichtlich   der  Gewerbsteuer  wie  Inländer  behandelt. 
Sie   bedürfen  jedoch  zu  ihrem  Gewerbsbetrieb  der  vorgängigen 
Erlaubnis  der  höheren  Administrativbehörde. 

Artikel  27. 

Diejenigen  Ausländer  hingegen,  welche  weder  Gewerbsanlagen  noch  Nieder- 
lassungen im  Grossherzogtum  besitzen,  und  dennoch  ein  Gewerbe  im  Gross- 
herzogtum treiben  wollen,  müssen  sich  dazu  ein  Patent  von  einem  Kreisamt 
einwirken. 

Ein  solches  Patent  ist  bis  zum  Ablaufe  des  Jahres,  worin  es  ausgestellt 
worden,  für  das  ganze  Grossherzogtum  gültig. 

Ausländer,  welche  die  inländischen  Messen  und  Jahrmärkte  besuchen  und 
nur  während  der  Dauer  derselben  ihre  Waren  feil  bieten,  haben  kein  Patent 
zu  lösen  und  keine  Gewerbsteuer  zu  entrichten. 


Artikel  28. 
Die  Klassifikation  der  im  Art.  27  erwähnten  Ausländer  geschieht  nach 
Massgabe  des  Gewerbsteuertarifs,  wobei,  wenn  dieselben  mehrere  Gewerbe  be- 
treiben wollen,  unter  diesen  das  Gewerbe  der  höchsten  Klasse  zur  Norm  dient. 
Diese  Gewerbsteuer,  mit  Einschluss  der  Ausfertigungsgebühr  des  Patents, 
wird  von  diesen  Ausländern  mittelst  des  Stempels  für  das  ganze  Jahr  auf 
einmal  erhoben,  das  Geschäft  mag  das  ganze  Jahr  hindurch  oder  nur  einen  Teil 
desselben  betrieben  werden  sollen.     Dieser  Stempel  beträgt 

für  die  1.  Klasse  40  fl. 


2. 

„ 

16 

3. 

j> 

12 

4. 

„ 

8 

5. 

, 

6 

6. 

„ 

4 

7. 

» 

2 

Soll  das  Gewerbe  im  Grossherzogtum  mit  Gehilfen  betrieben  werden,  so 
wird  für  jeden  Gehilfen,  deren  Anzahl  in  dem  Patent  anzuführen  ist,  die  Hälfte 
des  Satzes  für  die  betreffende  Klasse  zugesetzt. 


Art.  29  entspricht  den  bisherigen  bezüglichen  Bestimmungen  bis  auf  den 
letzten  Absatz,  welcher  durch  die  II.  K.  erst  hinzugefügt  wurde.  Von  einem 
Abgeordneten  wurde  die  Bitte  ausgesprochen,  dass  auf  den  Patenten  folgender 
Vermerk  gemacht  werde:  „unabhängig  davon  ist  für  jeden  Kreis  noch  besondei-s 
die  polizeiliche  Erlaubnis  zum  Gewerbebetrieb  einzuholen,  so  dass  bei  dem 
Uebergang  in  einen   andern  Kreis   zwar  die  Gewerbesteuer  nicht  nochmals   zu 
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Artikel  28. 
Angehörige    anderer  deutscher   Bundesstaaten,   sowie    Reichs- 
ausländer,  welche  Gewerbsanlagen   oder  Niederlassungen  im  Grossherzogtum 
besitzen,  werden  rücksichtlich  der  Gewerbsteuer  wie  Inländer  behandelt. 


Artikel  29. 

Angehörige  anderer  deutscher  Bundesstaaten^  sowie  Reichs- 
ausländer hingegen,  welche  weder  Gewerbsanlagen,  noch  Niederlassungen 
im  Grossherzogtum  besitzen,  und  dennoch  ein  Gewerbe  im  Grosshei-zogtum  treiben 
wollen,  müssen  sich  dazu  ein  Patent  von  einem  Kreisamt  erwirken. 

Ein  solches  Patent  ist  bis  zum  Ablauf  des  Steuerjahres,  worin  es  aus- 
gestellt worden,  für  das  ganze  Grossherzogtum  gültig. 

Angehörige  anderer  deutscher  Bundesstaaten,  sowie  Reichs- 
ausländer, welche  die  inländischen  Messen  und  Jahrmärkte  besuchen  und  nur 
während  der  Dauer  derselben  ihre  Ware  feübieten,  haben  kein  Patent  zu  lösen 
und  keine  Gewerbsteuer  zu  entrichten. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  unter  den  bezeichneten 
Voraussetzungen  auch  auf  Inländer  (Staatsangehörige  des  Gross- 
herzogtums),  welche  ausserhalb  des  Grossherzogtums  wohnen,  An- 
wendung. 

Artikel  30. 
Die   Klassifikation   der  im  Art.  29   erwähnten  Personen  geschieht  nach 
Massgabe  des  Gewerbsteuertarifs,  wobei,  wenn  dieselben  mehrere  Gewerbe  betreiben 
woUen,  unter  diesen  das  Gewerbe  der  höchsten  Klasse  zur  Norm  dient. 

Die   Gewerbsteuer,   mit  Einschluss   der  Ausfertigungsgebühr  des  Patents, 
■wird  von  diesen  Personen  mittelst  des  Stempels  für  das  ganze  Jahr  auf  einmal 
erhoben,   das  Geschäft   mag  das  ganze  Jahr  hindurch  oder  nur  einen  Teü  des- 
selben betrieben  werden  sollen.    Dieser  Stempel  beträgt 
für  die  1.  Klasse  200  M. 


2. 

■ 

80 

3. 

n 

60 

4. 

r 

40 

5. 

V 

30 

6. 

, 

20 

r      ,     7.       ,         10    , 
Soll   das  Gewerl^  im  Grossherzogtum  mit  Gehilfen  betrieben  werden,   so 
wird  für  jeden  Gehilfen,  deren  Anzahl  in  dem  Patent  aufzuführen  ist,  die  Hälfte 
des  Satzes  für  die  betreffende  Klasse  zugesetzt. 


entrichten  ist.  aber  sofern  die  weitere  Poiizeierlaubnis  nicht  eingeholt  wird. 
Strafmassregeln  die  Leute  treffen."  Es  kam  nämlich  vor,  dass  Ausländer,  die 
einmal  das  Patent  gelöst  hatten,  ^•ielfach  in  dem  guten  Glauben  waren,  unge- 
fährdet ihr  Gewerbe  im  ganzen  Grossherzogtum  betreiben  zu  dürfen  und  dadurch 
in  üngelegenheiten  gerieten. 
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In  den  Fällen,  wo  in  dem  Tarif  dasselbe  Gewerbe  in  verschiedenen  Klassen 
eingereiht  ist,  je  nachdem  es  mit  oder  ohne  Gehilfen  betrieben  wird,  bleibt 
jedoch  bei  der  Patenterteilung  nach  der  Klasse  mit  Gehilfen  e i n  Gehilfe  ausser 
Ansatz, 

Hinsichtlich  der  Handelsreisenden  auswärtiger  Handlungshäuser,  Fabriken 
und  Manufakturen  verbleibt  es  bei  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
18.  Juli  1825  und  der  darin  für  das  erforderliche  Patent  festgesetzten  Stempel- 
abgabe von  15  fl.,  soweit  nicht  infolge  von  Verträgen  mit  anderen  Staaten  nach 
den  betreffenden  Bekanntmachungen  deren  Angehörige  bei  Erfüllung  der  vor- 
geschriebenen Bedingungen  steuerfrei  oder  gegen  eine  geringere  Abgabe  zum 
Geschäftsbetrieb  zugelassen  werden. 


A  r  t.  30.  Infolge  Einführung  der  Reichsmarkrechnung  sind  durch  Bekannt- 
machung vom  23.  November  1874  (Regbl.  S.  669)  die  bisherigen  Stempelsätze- 
wie  folgt  festgesetzt: 

1.  Klasse    68,60  Mark 

2.  „         27,50       „ 

3.  ,         20,60       , 

4.  „  13,80       „ 

5.  ,         10,30       „ 

6.  .  6,90      , 

7.  ,  3,50       , 

Zugleich  wurde  die  Stempelabgabe  von  15  fl.  für  die  Patente  der  Handlungs- 
reisenden auswärtiger  Handlungshäuser,  Fabriken  und  Manufakturen  in  25,80  M. 
umgewandelt.  Es  handelt  sich  hier  um  nunmehr  auf  volle  Mark  abzurundende 
mittlere  Sätze,  welche  man  den  sich  für  die  inländischen  Gewerbtreibenden 
auf  Gi'und  ihrer  Gewerbsteuerkapitalien  berechnenden  Sätzen  seiner  Zeit  anzu- 
passen gesucht  hat,  wobei  in  Betracht  zu  ziehen  war,  dass  der  mit  Patent  ver- 
sehene ausserhalb  des  Grossherzogtums  wohnende  Gewerbtreibende  die  Berech- 
tigung hat,  im  Inlande  an  den  Orten  jeden  Rangs  sein  Gewerbe  zu  betreiben. 
Wenn  sich  nun  auch  aus  Veranlassung  der  gegenwärtigen  Gesetzesrevision  eine 
wesentliche  Erhöhung  der  in  Rede  stehenden  Sätze  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  im  allgemeinen  befolgten  Grundsatz  nicht  empfehlen  dürfte,  so  entsteht 
hier  doch  die  Frage,  ob  nicht  schon  aus  Gründen  der  Reciprocität  ein  massiger 
Zusatz  sich  rechtfertigen  würde.  Nach  der  stattgefundenen  Erörterung  dieser 
Frage  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  der  Gewerbebetrieb  der  Ausländer 
in  sämtlichen  Nachbarstaaten,  vor  allem  im  Königreich  Preussen  und  Gross- 
herzogtum Baden,  höher  als  diesseits  besteuert  ist.  Die  Gesetzgebung,  wenn 
auch  zum  Teil  in  dieser  Frage  etwas  kompliziert,  spricht  dafür  und  zahlreiche 
Einzelerfahrungen  liefern  das  gleiche  Ergebnis.  Neben  der  bereits  angedeuteten 
ünbeschränktheit  des  Betriebes  könnte  für  eine  Erhöhung   der  Sätze   auch    die 
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In  den  Fällen,  wo  in  dem  Tarif  dasselbe  Gewerbe  in  verschiedenen  Klassen 
eingereiht  ist,  je  nachdem  es  mit  oder  ohne  Gehilfen  betrieben  wird,  bleibt 
jedoch  bei  der  Patenterteilung  nach  der  Blasse  mit  Gehilfen  ein  Gehilfe  ausser 
Ansatz. 

Hinsichtlich  der  Handelsreisenden  auswärtiger  Handlungshäuser,  Fabriken 
imd  Manufakturen  verbleibt  es  bei  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
18.  Juli  1825  unter  Erhöhung  der  darin  für  da*  erforderliche  Patent  fest- 
gesetzten Stempelabgabe  auf  30  Mark,  soweit  nicht  infolge  von  Verträgen  mit 
anderen  Staaten  nach  den  betreffenden  Bekanntmachungen  deren  Angehörige 
bei  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Bedingungen  steuerfrei  oder  gegen  eine  ge- 
ringere Abgabe  zum  Geschäftsbetrieb  zugelassen  werden. 

Artikel  31. 
Personen,  welche  ausser  dem  Mass-  und  Marktverkehr  an  einem  Ort  de& 
Grossherzogtums  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  vorübergehend  Verkaufslokale  zum 
Absatz  von  Waren  halten  oder  Warenversteigenmgen  entweder  selbst  oder  durch 
andere  vornehmen,  haben  für  jeden  Ort  des  Betriebs  sowohl,  als  jedes  einzelne 
Verkaufslokal  je  für  eine  Woche  oder  den  Teil  einer  Woche  in  den  Städten 
Darmstadt  mit  Bessungen  und  Mainz  mit  Kastell  40  Mark,  in  den  Städten 
Offenbach,  Giessen,  Worms  und  Bingen  30  Mark,  in  allen  übrigen  Städten  und 
Dörfern  des  Grossherzogtums  20  Mark  Gewerbsteuer  zu  entrichten,  wovon  je  ein 
Dritteil  der  Gemeindekasse  des  Betriebsorts  zufliessen  soll. 


diesseitige  Kommunalsteuerfreiheit  der  betreffenden  Gewerbetreibenden  geltend 
gemacht  werden.  Mit  Rücksicht  auf  alle  diese  Verhältnisse  glaubt  die  Regie- 
rung den  Vorschlag  machen  zu  sollen,  für  je  1  fl.  der  ursprünglichen  Sätze 
2.5  M.  zu  setzen,  so  dass  sich  für  die  in  Rede  stehenden  7  Klassen  von  unten 
nach  oben  die  den  bisherigen  Sätzen  völlig  symmetrischen  Zahlen  5,  10,  15,  20, 
30.  40,  100  herausstellen.  Die  Massregel  wird  einen  nicht  ganz  unerheblichen 
höheren  Ertrag  des  betreffenden  Stempels  und  eine  bessere  Gleichstellung  mit 
den  inländischen  Gewerbtreibenden  zur  Folge  haben.  Es  braucht  indess  wohl 
kaum  bemerkt  zu  werden,  dass  der  Schwerpunkt  des  Ertrags  entschieden  in  den 
unteren  Klassen  der  Gewerbe  liegt,  während  der  umherziehende  Betrieb  in  den 
oberen  Klassen  weitaus  weniger  vorzukommen  pflegt.  In  gleichem  Sinne  wird 
es  sich  endlich  empfehlen,  die  Stempeltaxe  für  die  Gewerbspatente  auswärtiger 
Handlungsreisender  von  15  fl.  auf  30  M.  festzusetzen.  Eine  weitergehende  Er- 
höhung der  fraglichen,  übrigens  wegen  der  bestehenden  zahlreichen  Verab- 
redimgen  mit  anderen  Staaten  verhältnismässig  nur  selten  zur  Anwendung 
kommenden  Taxe  glaubt  die  Regierung  nicht  befürworten  zu  soDen.  (Motive.) 
Die  II.  K.  erhöhte  die  Sätze  des  Entwurfs  auf  das  Doppelte,  weil  man  der 
Ansicht  war,  dass.  wenn  auch  die  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Stempel- 
sätze gegen  die  seitherigen  bereits  als  erhöht  erscheinen,  die  im  vorhergehenden 
Artikel  bezeichneten  Gewerbetreibenden  immer  noch  eine  entschiedene  Begünsti- 
gung von  den  betreffenden  im  Grossherzogtum  angesessenen  Gewerbtreibenden 
erfahren  würden,  insofern  dem  fixen  Gewerbesteuerkapital  der  letzteren  ein  nach 
dem  Mietwert  ihres  Gewerbelokals  bemessener  Zuschlag  hinzugefügt  wird, 
während  die  Ausländer  von  diesem  Zuschlag  befreit  bleiben.  Eine  derartige 
Begünstigung  erschien  aber  um  so  weniger  gerechtfertigt,  als  die  Inländer  auch 
noch  kommunalsteuerpflichtig  sind,  während  die  betreffenden  Ausländer  häufig, 
wenn  sie  nämlich  nicht  fest  ansässig  sind,  nicht  einmal  Staatssteuer  zu  ent- 
richten haben.  Die  Hessen  waren  dagegen  erheblich  ungünstiger  gestellt,  wenn 
sie  in  Nachbarländern,  besonders  in  Baden  Gewerbe  im  Umherziehen  betrieben^ 
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Artikel  29. 
Die  Erlaubnis 

1)  zum  Komödien-  oder  Marionetten-Spiel,  zum  Kunstreiten  oder  anderen 
öffentlichen  Darstellungen  oder  Belustigungen,-  sowie 

2)  zum  Tanz  und  Musikhalten,  in  den  Fällen,  wo  solche  vorgeschrieben  ist, 
muss  jedesmal  bei  den  betreffenden  Kreisämtem  oder  den  hierzu  ermächtigten 
Ortspolizeibehörden  nachgesucht  worden,  und  es  werden  dafür,  mittelst 
des  Ausfertigungsstempels,  die  verordneten  Tarifansätze  erhoben. 
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Gelangen  ausschliesslich  gebrauchte  Gegenstände  (Trödelwaren)  zum  Ver- 
kauf, so  beträgt  die  Abgabe  die  Hälfte  der  angegebenen  Sätze.  Gewerbetreibende 
der  genannten  Art,  welche  im  Grossherzogtura  noch  ein  anderes  Gewerbe  au.s- 
üben,  werden  nach  den  desfalls  bestehenden  Bestimmungen  hierfür  besonders 
besteuert. 

Artikel  32. 

Zum  Betrieb  des  im  vorigen  Artikel  erwähnten  Gewerbes  ist  ein  Gewerbs- 
patent erforderlich,  welches  vor  dem  Beginn  von  dem  Kreisamt,  zu  dessen  Bezirk 
der  Ort  des  beabsichtigten  Betriebs  gehört,  zu  erwirken  ist.  Die  Gewerbsteuer 
mit  Einschluss  der  Ausfertigungsgebühr  des  Patents  wird  gleichzeitig  mit  der 
Ausstellung  des  letzteren  mittelst  Stempels  für  die  ganze  Dauer  des  für  einen 
bestimmten  Ort  angemeldeten  Betriebs  auf  einmal  erhoben. 

Soll  das  Gewerbe  nach  Ablauf  der  angemeldeten  Zeit  am  nämlichen  Ort 
oder  an  einem  anderen  Ort  fortbetrieben  werden,  so  ist  ein  neues  Patent  zu 
erwerben. 

Artikel  33. 

Wer  das  in  Artikel  31  genannte  Gewerbe  betreibt,  ohne  mit  dem  nach 
Artikel  32  dazu  erforderlichen  Patent  versehen  zu  sein,  verfallt  in  eine  Strafe 
gleich  dem  doppelten  Betrag  der  für  die  Zeit  des  unbefugten  Betriebs  sich  be- 
rechnenden Steuer,  welche  letztere  nebenbei  nachzuerheben  ist,  und  muss  ausser 
.jLein  für  den  nach  Beendigung  der  betreffenden  Woche  oder  an  einem  anderen 
te  etwa  fortzusetzenden  Gewerbebetrieb  das  vorgeschriebene  zahlbare  Patent 
ei  dem  Kreisamt  erwirken. 

Das  Verfahren   bei  Erledigung    der  Zuwiderhandlungen   richtet  sich   nach 
ien  Vorschriften,    welche  über  die  Bestrafung  der  Gewerbsteuerkontraventionen 
ier   ausserhalb    des  Grossherzogtums  wohnenden  und  dauernde  Niederlassungen 
Inlande  nicht  besitzenden  Personen  bestehen. 

Artikel  34. 
Die  Erlaubnis    • 

1)  zum  Komödien-  oder  Marionetten-Spiel,  zum  Kunstreiten  oder  anderen 
öffentlichen  Darstellungen  oder  Belustigungen,  sowie 

2)  zum  Tanz-  und  Musikhalten  in  den  Fällen,  wo  solche  vorgeschrieben  ist, 
muss  jedesmal  bei  den  betreffenden  Kreisämtem  oder  den  hierzu  ermäch- 
tigten Ortspolizeibehörden  nachgesucht  werden,  und  es  werden  daiüi-. 
mittelst  des  Ausfertigungsstempels ,  die  verordneten  Tarif- Ansätze  erhoben. 
Aenderungen  der  letzteren  sollen  fernerhin  auf  dem  Wege  des 

fesetzes  erfolsen. 


Art.  31 — 33  sind  die  des  Gesetzes  vom  26.  Juni  1878,  die  Wanderlager 
betr.  Die  Einverleibung  in  das  Gewerbsteuergesetz  wurde  von  der  II.  Kammer 
vorgenommen. 

Art.  34.  Der  letzte  Absatz  wurde  in  der  II.  K.  hinzugefügt,  weil  auch 
die  übrigen  Stempelsätze  auf  gesetzlichem  Wege  festgestellt  werden. 
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Artikel  30. 

Diejenigen,  welche  vermöge  einer  Realgerechtsame,  z.  B.  Schild- 
wirtschaft, oder  vermöge,  vor  Erlassung  des  Gewerbsteuergesetzes 
vom  16.  Juni  1827  ausgewirkter  Konzessionen,  deren  Termin  noch 
nicht  abgelaufen  ist,  das  Recht  erworben  haben,  ein  Gewerbe  zu 
betreiben,  sollen  die  nach  Art.  1.  erforderlichen  Patente  jährlich 
und  auf  so  lange,  als  ihre  Berechtigung  dauert,  auf  stempelfreies 
Papier  ausgefertigt  erhalten. 

Neue  Gewerbskonzessionen  werden  nicht  mehr  erteilt. 

Artikel  31. 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  vom  I.Januar  1861  an  in  Wirksam- 
keit, und  ist  von  diesem  Zeitpunk  t  an  die  Verordnung  vo  ml  6.  Juni  185  8, 
die  gleichförmige  Besteuerung  der  Gewerbe  im  Grossherzogtum  be- 
treffend, aufgehoben.  Desgleichen  sind  das  Gewerbsteuergesetz 
vom  16.  Juni  1827,  die  seitdem  erlassenen  Gesetze,  die  Vervoll- 
ständigung des  Gewerbsteuertarifs  betreffend,  und  das  Gesetz  vom 
22.  November  1852,  das  Gewerbsteuergesetz  und  die  Vervollstän- 
digung des  Gewerbsteuertarifs  betreffend,  aufgehoben. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrückten  gross- 
herzoglichen Siegels. 

Darm  Stadt,  den  4.  Dezember  1860. 

Ludwig. 

(L.  S.)  F.  V.  Schenck. 


Art.  30  des  alten  Gesetzes.  Was  den  Art.  30  des  bisher  gültigen  Gesetzes 
betrifft,  wonach  diejenigen,  welche  vermöge  einer  Realgerechtsame  oder  in  älterer 
Zeit  ausgewirkter  Konzession,  deren  Termin  noch  nicht  abgelaufen  ist,  das  Recht 
erworben  haben,  ein  Gewerbe  zu  betreiben,  auf  so  lange,  als  ihre  Berech- 
tigung dauert,  stempelfreie  Patente  erhalten  sollen,  so  möchte  es  angemessen  sein, 
diese  Bestimmung,  sowie  diejenige,  dass  neue  Realkonzessionen  nicht  mehr  erteilt 
werden,  in  das  revidierte  Gewerbesteuergesetz  nicht  nochmals  aufzunehmen.     Die 
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Artikel  35. 

Die  Erhebung  der  Abgabe  nach  gegenwärtigem  Gesetz  tritt 
vom  1.  April  1885  an  in  Wirksamkeit,  und  sind  von  diesem  Zeitpunkt 
an  das  Gewerbsteuergesetz  vom  4.  Dezember  1860,  sowie  die  seit- 
dem erlassenen  Gesetze,  den  Gewerbsteuertarif  betreffend,  vom 
9.  Mai  1865,  2.  Oktober  1867,  4.  Februar  1874  und  3.  Januar  1877, 
endlich  auch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1878,  die  Besteuerung  der 
Händler  im  Umherziehen  mit  vorübergehenden  Verkaufsnieder- 
lagen betreffend,  aufgehoben. 

Urkundlich  unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  des  beigedrückten 
grossherzoglichen  Siegels. 

Fischbach,  den  8.  Juli  1884. 

Ludwig. 


(L.  S.) 


Schleiermacher. 


letztere  Bestinmiung  ist  nach  dem  Stande  der  neueren  Gesetzgebung  offenbar 
überflüssig,  hinsichtlich  der  ersteren  kommt  in  Betracht,  dass  nach  angestellter 
Erhebung  gegenwärtig  nur  noch  11  Stück  Freipatente  jährlich  zm  Ausgabe 
gelangen.  Es  ist  dabei  nicht  beabsichtigt,  thatsächlich  eine  Schmälenmg  der 
hier  in  Betracht  kommenden  wohlerworbenen  und  bisher  anerkannten,  wenn 
auch  im  Hinblick  auf  den  Patentstempelsatz  von  40  Pf.  höchst  geringfügigen 
Rechte  eintreten  zu  lassen.     (Motive.) 
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Georg  Schanz, 


Beilage 

zu  dem  Gesetz, 

die  gleichmässige  Besteuerung  der  Gewerbe  betreffend 
vom  4.  Dezember  1860. 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verbältnismäs  siger 
Znsatz. 


Basis. 


!  Zusatz 
I  für  die 
Gehülfen 


Gl 


AM 


"^4 
Gii 


Bemerkungen. 


I.  Klasse.     Abteilung  A. 

(Fixes    S  t  e  u  e  r  k  a  p  i  t  a  1   300  fl.) 

Bergwerk-Unternehmer  mit  mehr  als  2ö  Gehülfen 
Chaisen-  und  Kutschenfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Drahtfabrikant  mit  300  und  mehr  Zügen 

Eisen-  und  Kupferhütten-Unternehmer  mit  2  und  mehr 

Feuern 

Fabrikant  von  mechanischen  Stoffen  mit  mehr  als  20 

Gehülfen     .    .    • 

Fabrikant  von  moussierendem  Wein  mit  mehr  als  10 

Gehülfen 

Hammerwerk-Unternehmer  (Reck-,  Band-^  Zain-,  Stab-, 

Wappen-Hammer)  mit  3  und  mehr  Hämmern  .    .    . 


Hochöfen-Unternehmer  mit  2  und  mehr  Feuern     .    .    . 

Kleiderfabrikant  mit  mehr  als  25  Gehülfen         .... 

Lederfabrikant  mit  lackiertem  Leder,  Korduan  und  Saf- 
fian mit  mehr  als  25  Gehülfen     ........ 

Leuchtgasfabrikant  für  den  Bedarf  von  mehr  als  300 
Flammen  täglich 

Maschinenfabrikant  mit  mehr  als  25  Gehülfen   .     .     .    , 

Salzsiederei-Unternehmer 

Schmelzen-Unternehmer  mit  3  und  mehr  Feuern        .    . 

Tabaksfabrikant  von  Schnupftabak  mit  mehr  als  20  Ge- 
hülfen       

Agent  (Hauptagent)  für  Assekurationsgeschäfte     .    .    . 

Agent  für  DampfschifTahrt-Untemehmer  an  den  Orten, 
wo  die  Dampfschiffe  gewöhnlich  stationieren  .    .    . 

Agent  (Hauptagent)  für  den  Transport  von  Auswanderern 

Agent  für  Wechselgeschäfte 

Assekurationsgeschäftsführer  auf  eigene  Rechnung   .    . 

Banquier 

Kommissionär 

Eisenbahrfahrt-Untemehmer  an  den  Hauptstationen 

Flossholz-Händler  im  grossen 

Fuhrwesen-Unternehmer  im  grossen 

Grosshändler,  zu  Handelsgeschäften  jeder  Art,  insofern 
nicht  besondere  Konzession  dazu  erforderlich  ist, 
berechtigt 

Leiher  auf  Pfänder ,  wo  dieses  Gewerbe  nicht  unter- 
sagt ist 
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Mietwert  u 

Gehülfen 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 

Der  Mietwert 
kommt  nur  zur 
Hälfte  in  An- 
satz. 

Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Beträgt  das  Be- 
triebskapital 
über  eine  Mil- 
lion Gulden,  so 
wird  für  je 
10,000  fl.  Mehr- 
betrag des  Be- 
tiiebskapitals 
50  fl.  Steuerka- 
pital zugesetzt. 


Die  direkten  Steaern  Hessens  nnd  deren  neueste  Reform. 


469 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Spediteur  an  Orten  mit  Transit-  und  Freilager  für  zoll- 
pflichtige Gegenstände 

Unternehmer  von  öflTentlichen  Arbeiten 

Dampfschiffahrt-Üntemehmer 


I.  Klasse.    Abteilung  B. 
(Fixes    Steuerkapital  200  fl.) 

Bergwerk-rntemehmer  mit  16  bis  25  Gehülfen      .    .    . 
Blechwarenfabiikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 
Bronce-,  Eisenguss-,  geprägte-  oder  galvanoplastische- 

Waren-Fabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen    .    .    . 
Bach-,   Kunst-,  Kupfer-,  lithographierter-  und  Noten- 
drucker mit  mehir  als  15  Handpressen  oder  mit  mehr 

als  3  Schnellpressen 

Chocoladefabrikaut  mit  mehr  als  20  Gehüllen  .... 
Cichorienfabiikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen  .... 
Cigarrenfabrikant  mit  mehr  als  50  Gehülfen  .... 
Dosen-  und  Schachtelfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 
Eisen-  und  Kupferhütten-Unternehmer  mit  l  Feuer  .  . 
Esswarenfabrikant  i  Maccaroni,  Suppenteig,  comprimieite 

Gemüse,  Obstgelee)  mit  mehr  als  20  Gehülfen     .    . 

Etuifabrikani  mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Galanteriewarenfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Glashütten-Unternehmer 

Gummi-,  Kautschuk-  oder  Guttapercha -Warenfabrikant 

mit  mehr  als  20  Gehfilfen 

Hasen-Haarschneider  mit  mehr  als  20  Gehülfen 
Häckel-  und  Strickwarenfabrikant  mit  mehr  als  100  (Je- 

hülfen 

Hochöfen-Unternehmer  mit  1  Feuer 

Hutfabrikant  mit  mehr  als  2i  Gehülfen 

Instrumentenfabrikant  von  musikjjischen  Instrumenten 

mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Knopffabrikant  mit  mehr  als  25  Gehülfen      .... 

Lackierfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehälfen 

Leinwandfabrikant  mit  mehr  als  25  Stühlen  .... 
Lichter-  imd  Seifenfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehälfen 

Möbelfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Papierfabrikant  von  buntem  Papier  mit  mehr  als  20  Ge- 

hiUfen 

Schmelzen-Unternehmer  mit  1  oder  2  Feuer 

Sdiuhfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehälfen 

Spiegelfabrikant 

^ielkartenfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen  .  .  . 
Spinnerei-Unternehmer  mit  mehr  als  10  Jlaschinen   .    . 

Stärkefabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Stahlwaienfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen      .    .    . 

Stockfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Streichfeuerfabrikant  mit  mehr  als  80  Gehülfen 
Tabaksfabrikant  von  Schneid-  oder  RoU-Tabak  mit  mehr 

als  20  Gehülfen 

Tapetenfabrikani  mit  mehr  als  2o  Gehülfen 

Tuchfabrikant  mit  mehr  als  25  Stühlen 

Wachstuchlabrikant  mit  mehr  als  20  Gehiilfen  .... 

Zeugfabrikant  mit  mehr  als  25  Stühlen 

Zuckerfabrikant 

Zwimfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehälfen 

Baumwollenhändler  im  grossen 

Ksenbahnfahrt  -  Unternehmer  an  den  Nebenorten  mit 

Bahnorten 

Eisenhändler  im  grossen 

Ellenwarenhändler  im  grossen 
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Bemerkungen. 


Desgl. 
f.  Desgl. 
j|      Desgl. 

Desgl. 

Desgl.     ii  25 

Desgl.      r  25 

Desgl.  I  S5 

Desgl.  i  25 

Desgl.  25 

Desgl.  !  »6 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
D^gl. 
Desgl. 


©er  Miet  wert  der 

Dampfschifte 

wird  nach   der 

'  Leistungsföhig- 

)  keit  derDampf- 

I  maschinen    mit 

3  fl.    für   jede 

Pferdekraft,  der 

Mietwert      der 

Schleppkähne 

_  nach    der    La- 

I  diuigsfähigkeit 

derselben .  wie 

ibei  den  Segel- 

^  schiffen  in  An- 

1  Vi  Satz  gebracht. 

4     I 

-Der  Mietwert  des 
1  Gewerbslokals 
4    I  kommt  nur  zur 
4      Hälfte    in   An- 
4    I  satz. 
3 


Der  Mietwert  des 
j  Gewerbslokals 
!  kommt  nur  ztrr 
Hälfte    in   An- 
satz. 


'Der  Mietwert  des 
i  Crewerbslokals 
'  kommt  nur  zur 
!  85  i  4    ;  Hälfte    in   An- 
satz. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


I  Zusatz 

für  die 

iGehülfen 


2  p 
iGi 


S  CS 

Gn 


Beraerliungen. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Essighändler  im  grossen 

Flachs-  und  Hanmändler  im  grossen 

Galanteriewarenhändler  im  grossen       

Garn-,  Schnur-  und  Zwirnhändler  im  grossen   .    .    .    . 

Häute-  und  Lederhändler  im  grossen 

Holzhändler  im  grossen 

Holzhändler  im  grossen 

Holzkohlenhändler  im  grossen       

Hopfenhändler  im  grossen 

Kurzwarenhändler  im  grossen 

Leinwandhändler  im  grossen    .    .         

Lieferant  für  die  Regierung  oder  Private 

Liqueurhändler  im  grossen ■ 

Materialwarenhändler  im  grossen 

Metallhändler  im  grossen      

Obstweinhändler  im  grossen 

Pferdehaarhändler  im  grossen 

Schiftbauholzhändler 

Schreibmaterialienhändler  im  grossen 

Spediteur  ohne  Transit-  und  Freilager  für  zollpflichtige 

Gegenstände 

Spezerei-  und  Gewürzhändler  im  grossen 

Spitzenhändler  im  grossen 

Stahlwarenhändler  im  grossen 

Stein-  und  Braunkohlenhändler  im  grossen  .    .    .    .    . 

Weinhändler  im  grossen 

Wollhändler  im  grossen [ 

II.  Klasse. 

1)  Unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 
(Fixes  Steuerkapital  96  fl.) 

Blechwarenfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen      .... 

Bronce-,  Eisenguss-,  geprägte-  oder  galvanoplastische- 
Warenfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Buch-,  Kunst-,  Kupfer-,  lithographische-  und  Noten- 
drucker mit  6  bis  15  Handpressen,  oder  2  und  3 
Schnellpressen 

Chaisen-  und  Kutschenfabrikant  mit  weniger  als  21  Ge- 
hülfen       

Chokoladefabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Cichorienfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Cigarrenfabrikant  mit  26  bis  50  Gehülfen 

Dosen-  und  Schachtelfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Drahtfabrikant  mit  weniger  als  200  Zügen 

Esswarenfabrikant  (Maccaroni,  Suppenteig,  comprimierte 
Gemüse,  Obstgelee)  mit  11  bis  20  Gehülfen     .    .    . 

Etuifabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Fabrikant  von  chemischen  Steifen  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Fabrikant  von  moussierendem  Wein  mit  5  bis  10  Gehülfeii 

Fayence-  und  Steingutfabrikant 

Galanterie  Warenfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen  .    .    . 

Gummi-,  Kautschuk-  oder  Guttapercha-  Warenfabrikant 
mit  11  bis  20  Gehülfen 

Hasenhaarschneider  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Häckel-  und  Strickwarenfabrikant  mit  öl  bis  100 Gehülfen 

Hammerwerkuntemehmer  (Reck-,  Band-,  Zain-,  Stab-, 
Wa^enhammer  mit  1  und  2  Hämmern 

Hutfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen     ...... 

Instrumentenfabrikation  von  musikalischen  Instrumenten 
mit  11  bis  20  Gehülfen 

Kleiderfabrikant  mit  weniger  als  26  Gehülfen    .... 
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Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 

Desgl. 


Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 


X 


25 
25 

25 

25 
25 
25 
25 
25 
25 

25 
25 
25 
25 
25 
25 

25 

25 
25 

25 
25 

25 
25 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


i 


Die  direkten  Steuern  Hessens  nnd  «leren  neueste  Reform. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Zusatz 
^  für  die 
Gehülfen 


Bemerkungen. 


Gl  Gii 


Knopffabrikant  mit  11  bis  25  Gehülfen 

Lackierfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Lederfabrikant  von  lackiertem  Leder,  Korduan  und  Saf- 
fian mit  11  bis  25  Gehülfen     • 

Leinwandfabrikant  mit  11  bis  25  Stühlen 

Leuchtgasfabrikant  für  den  Bedarf  von  nicht  mehr  als 
300  Flammen  täglich ■ 

Lichter-  und  Seifenfabrikant  mit  weniger  als  21  Gehülfen 

Maschinenfabrikant  mit  11  bis  25  Gehülfen 

Möbelfabrikant  mit  ll  bis  20  Gehülfen       

Papierfabrikant  von  Maschinenpapier 

Papierfabrikant  von  buntem  Papier  mit  ll  bis  20  Ge- 
hülfen       

Porzellanfabrikant 

Schnhfabrikant  mit  weniger  als  21  Gehülfen     .... 

Spielkaiteufabi-ikant  mit  ll  bis  20  Gehülfen      .    .    .    . 

Stärkefabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Stahlwarenfabiikant  mit  11  bis  20  Gehülfen      .    .    .    . 

Stockfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen       

Streichfeuerzeugfabrikant  mit  31  bis  80  Gehülfen  .    .    . 

Tabaksfabrikant  von  Schneid-  oder  Rolltabak  mit  11  bis 
20  Gehülfen 

Tabaksfabrikant  von  Schnupftabak  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Tapetenfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Tuchfabrikant  mit  11  bis  25  Stühlen 

Wachstuchfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Zeugfabiikant  mit  11  bis  25  Stühlen 

Z«-inifabrikant  mit  11  bis  '20  Gehiilfen 

Bierbrauer,  welche  mehr  als  500  Ohm  jährlich  brauen  . 

Packtuchhändler  im  grossen 

Samenhändler  im  grossen 

2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steu erkapital  für  die  Orte L  Rangs  96  fl., 

für  die  Orte  H.  Rangs  72  fl.,  für  die  Orte 

m.  Rangs  48  fl.) 

[  Apotheker  mit  Gehülfen 

■Bauunternehmer 

1  Buchhändler 

[  Eisenbahiifahrtuntemehmer  an    den  Nebenorten   ohne 

Bahnhöfe         

i  Ellenwarenhändler  im  Ausschnitt [ 

^ Flossholzhändler  im  kleinen.    .    .         

Fruchthäudler  mit  Niederlage 

Geldwechsler 

Holzhändler  auf  Schiffen '. 

Leinwandhändler  im  Ausschnitt . 

Mineralwasserhändler  im  grossen 

Müller  (Mehl-,  Schlag-  und  Schneidmüller)  mit  3  und 
mehr  Gängen 

Proviantbäcker  auf  eigene  Rechnung 

SchwerspatmüUer  mit  6  imd  mehr  Gängen   .    .    .    .    ! 

Spitzenhändler  im  Ausschnitt 

pSteinplattenhändler  im  grossen .    *. 

'  Tbauer  von  grossen  und  neuen  SchiflTen     .    .    .    . 


]7lietwert  u, 

Gehülfen. 

Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
DesgL 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
DesgL 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 


Mietwert  u 

Gehülfen. 

Desgl. 

Desgl. 

DesgL 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 

Desgl. 


DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Gehauen. 


•Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


I 

J)er  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  znr 
Hälfte    in   An- 
satz. 

Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Gl  IGn 
fl.  I  Ü. 


Zusatz 

für  die 

Gehülfen 


^  ? 


W)    «i  SD 


Bemerkungen. 


III.  Klasse. 

1)  Unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  72  fl.) 

Bergwerkuntemehmer  mit  fc"  bis  15  Gehülfen     .... 

Nadelfabrikant 

Spinnereiunternehmer  mit  6  bis  10  Mascliinen  .... 

Branntweinhändler  im  grossen .    .    . 

Oelhändler  im  grossen 

2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  für  die  Orte  I.  Rangs  72  fl., 

für  die  Orte  II.  Rangs  48  fl.,  für  die  Orte 

III.  Rangs  3ü  fl.) 

Agent  (ünteragent)  für  Assekurationsgeschäfte     .    .    . 

Agent  für  Dampfschiftahi-tunternehmer  an  den  Neben- 
orten   

Agent  (ünteragent)  für  den  Transport  von  Auswanderern 

Agent  für  den  Verkauf  von  Industrieerzeugnissen  (Indu- 
striehallen)       

Bierbrauer,  welche  l'>o  bis  .ioo  Ohm  jährlich  brauen.    . 

Bijouterie-  und  Juwelenhändler 

Butterhändler  im  grossen 

Eisenhändler  im  kleinen  mit  ständiger  Niederlage    .    . 

Essigfabrikant  (Essigsieder) 

Fischhändler  im  grossen    ....         

Fouragehändler 

Fruehthändler  ohne  Niederlage 

Gastgeber  (Traiteur,  Restaurateur) 

Gastwirt 

Gold-  und  Silberarbeiter  mit  Laden 

Gold-  und  Silberwarenliändler 

Kartofl'elhändler  im  grossen 

Kleiderhändler  mit  neuen  Kleidern 

Kunsthefefabrikant 

Mäkler  mit  Wechseln,  Staats-  und  anderen  Papieren     . 

Materialwarenhändler  im  kleinen 

Mehlhändler  im  grossen 

Papierhändler 

Pferdehändler  im  kleinen 

Rotgerber  mit  Gehülfen 

Schreibmaterialienhändler  im  kleinen 

Weinhändler  im  kleinen 

Wollliändler  im  kleinen 

Apotheker  ohne  Gehülfen .... 

Frachtenflösser  im  grossen,    d.  h.   welche   Flosse  von 
2000  Zentner  und  darüber  flössen 

Schiffe   für  Waventransport  im   grossen   (Gross-    oder 
Rangschiffer) 

■Chaisen-  und  Kutschenmaclier .... 

Pferdehändler 

IV.  Klasse. 

1)  Unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 
(Fixes  Steuerkapital  48  fl.) 
Blech  Warenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen     .    . 
Bronce-,  Eisenguss-,  geprägte   oder  galvanopl  astische - 
Warenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen       .     . 
Buch-,    Kunst-,    Kupfer-,    lithographischer   und   Noten- 
drucker  mit   2   bis   5  Handpressen   oder  nur   mit 
1  Schnellpresse 
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Mietwert  u. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Mietwert.  u. 
Gehülfen. 

Desgl 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Mietwert 

Desgl 

Desgl. 

Geliülien. 

Desgl. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 

Desgl. 
Desgl. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


per  Mietwert  der 
ISchiffe wird  nach 
der  Ladungsfä- 
higkeit dersel- 
ben, und  zwar 
biszu-ioooCtni. 
mit  n  fl.  und  von 
2001  Ztr.  an  mit 
3  fl.  Steuerkapi- 
tal für  je  250  Ztr. 
Ladungsfähig- 
keit in  An.satz 
gebracht,  wobei 
jede      Gentner- 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Veihältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Zusatz 

für  die 

lOehülfei] 


Bemerkungen. 


t  ir  i:  t: 


•jC 


Gl  Gu 


'•X 


STietwert  u. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Mietwert  n. 

Gehttlfen. 

Desgl. 

Desgl. 


Biirstenfabrikant 

Chokoladefabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen  .    .    . 

Cichorienfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen    .    .     . 

Cigarrenfabrikant  mit  weniger  als  26  Gehülfen      .     . 

Dosen-  und  Schachtelfabrikant  mit  weniger  als  11  GehiHfen 

Esswarenfabrikant  (Maccaroni,  Suppenteig,  komprimierte 
Gemüse,  Obstgelee)  mit  weniger  als  11  Genülten    . 

Etuifabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen 

Fabrikant  von  chemischen  Stoffen  mit  weniger  als 
11  Gehülfen 

Fabrikant  von  moussirendem  Wein  mit  weniger  als 
5  Gehülfen 

Galanteriewarenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehälfen  . 

Gummi-  und  Kautschuk-  oder  Guttaperchawarenfabri- 
kant mit  weniger  als  11  Gehülfen 

Hasenhaarschneider  mit  weniger  als  11  Gehülfen .    .     . 

Häckel-  und  Strickwarenfabrikant  mit  weniger  als 
51  Gehülfen . 

Harz-.  Pech-  und  Teerfabrikant 

Hutfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen 

Instrumentenfabrikant  von  musikalischen  Instrumenten 
mit  weniger  als  11  Gehülfen 

Knopffabiikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen     .... 

Korkstopfenfabrikant 

Lackierfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen  .     . 

Lederfabrikant  von  lackiertem  Leder,  Korduan  und  Saf- 
fian mit  weniger  als  11  Gehülfen 

Maschinenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen  .    .    . 

Möbelf abrikaut  mit  weniger  als  11  Gehülfen.    .         .     . 

Papierfabrikant  von  Hand-,  Lösch-  oder  Packpapier  oder 
Pappendeckel 

Papierfabrikant  von  buntem  Papier  mit  weniger  als 
11  Gehülfen 

Puderfabrikant  ... 

Samenklenganstaltuntemehmer  im  grossen 

.Spielkaitenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen     .    . 

.Stärkefabrikant  mit  weniger  aas  11  Gehülfen    .... 

Stahl  Warenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehüllen     .    . 

Stocktabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen.         .     .    . 

Streichfeuerzeugfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen. 

Strohhutfabrikant 

Strumpffabrikant  .  ....  .... 

Tabaksfabrikant  von  Schnitt-  oder  Rollentabak  mit  weni- 
ger als  11  Gehülfen 

Tabaksfabrikant  von  Schnupftabak  mit  weniger  als 
11  Gehülfen 

Tapetenfabrikant  mit  weniger  als  11  Geholfen  .... 

Teppiclifa))rikant 

Tuchfabrikant  mit  6  bis  lo  Stühlen 

Vergolderwarenfabrikant 

Wachstuchfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen.     . 

Zwimfabrikant  mit  weniger  tds  11  Gehülfen     .... 

Liqueurfabrikant 

2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  für  die  Ortel.  Rangs  48 fl., 

für  die  Orte  II.  Rangs  36  fl.,  für  die  Orte 

III.  Rangs  24  fl.) 

Besorgungsanstaltuntemehmer 

Büdhauerwarenhändler 

Branntweinbrenner,  welche  mehr  als  100  Ohm  jäiiriich 
brennen  
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AT 
25 
25 
25 
26 
25 

2ö 
26 

25 

25 
25 

85 
25 

25 
25 
25 

25 

25 
25 
25 

25 
25 
25 

85 

25 
25 
25 
25 
25 
25 
25 
25 
25 


zahl  Über  ein 
vielfaches  von 
250  Ctm.  stets 
für  voll  gerech- 
net wird. 


25  i  4 


,Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Zusatz 
für  die 
Gehülfen 


S  o    t-  o 

J3   0)    ^   CD 

}i  Gii 


Bemerkungen. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl.  - 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


fl. 


Dreher  in  Hom  oder  Metall  mit  Laden 

Dungstoffehändler  im  grossen 

Ellenwarenkrämer 

Färber  (Kunstfärber  oder  für  Fabrikanten) 

Farbwarenhändler 

Fayence-  und  Steinguthändler 

Fayenceofenfabrikant 

Fett-,  Speck-  und  Talghändler 

Frachtenbestätter  (für  den  Land-  und  Wassertransport) 

Fuhrmann  mit  Warentransport 

Galanteriewarenhändler  im  kleinen 

Galanteriewarenhändler  im  kleinen .    . 

Gemäldehändler 

Gewehrhändler 

Glaswarenhändler 

Graveur  in  Elfenbein,  Meerschaum  etc.  mit  Laden    .    . 

Häute-  und  Lederhändler  im  kleinen 

Huthändler 

Krämpler 

Kürschner  mit  Laden 

Kunstdreher  mit  Laden 

Kunsthändler 

Kupfergeschirrhändler 

Kurzwarenhändler  im  kleinen 

Kutschenvermieter 

Leinwandhändler  im  Ausschnitt 

Lesebibliothekhalte.r 

Lichter-  und  Seifehändler 

Lohhändler  im  grossen 

Mäkler  mit  Waren 

Mäkler  mit  Frucht,  Wein,  Branntwein,  Kartoffeln,  But- 
ter etc.  im  grossen 

Mechanikus  mit  Laden 

Messer-  und  Scherenhändler      

Messerschmied  mit  Laden 

Metzger  (Laden) 

Möbelhändler  mit  neuen  Möbeln 

Modewarenhändler 

Müller  (Mahl-,  Schlag-  und  Schneidmüller)  mit  2  Gängen 

Musikalienhändler      .    .    .  ' 

Obstweinfabrikant  von  aufgekauftem  Obst 

Optikus  mit  Laden 

Packtuchliändler  im  kleinen 

Pelzwerkliändler 

Pferdegeschirrhändler  für  Luxuspferde 

Pferdevei'mieter 

Porzellanhändler 

Pulvermüller  mit  Schiesspulver 

Putzmacher  mit  Laden 

Putzwarenhändler 

Quincailleriewarenhändler 

Rauchwerkhändler 

Regen-  und  Sonnenschirmhändler 

Rindenhändler  im  grossen 

Säckler  mit  Laden 

Sattler  mit  Laden 

Sauerkrauthändler  im  grossen 

Schildwirt  zum  Beherbergen  berechtigt 


iU 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 


Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Die  direkten  Steaeni  Hessens  und  deren  neueste  Refonn. 


475 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Bemerkungen. 


Sclineider,  der  zugleich  die  Stoffe  zu  den  Kleidungs- 
stücken liefert 

Schreiner  mit  Niederlage  von  Möbeln 

Schwerspathändler 

Schwerspatmüller  mit  2  bis  5  Gängen 

Spezerei-  und  Gewürzhändler  im  kleinen 

Spielkartenhändler 

Stahlwarenhändler  im  kleinen  mit  Laden 

Stein-  und  Braunkohlenhändler  im  kleinen  mit  ständiger 

Xiederlage 

Stmmpfhändler 

Tabakshändler 

Tapetenhändler 

Tapezier  mit  Niederlage  von  Tapeten  und  Möbeln    .    . 

Torihändler  im  grossen 

Uhrmacher  mit  Uhrenhandel 

Uhrenhändler 

Vergantungsuntemehmer      

Weinwirt  mit  Speisewirtschaft 

Zuckerbäcker  (Konditor) 

Znckerwarenhändler 

Marktschiffer 

Rotgerber  ohne  Grehülfen 

Bleigiesser  und  Bleizieher 

Gold-  und  Silberarbeiter  ohne  Laden 

Leinweber  mit  6  bis  10  Stühlen 

Schiffer  für  Ueberfahrt  mit  Fähren 

Viehhändler  mit  Rindvieh 

Wachszieher 

Waffenschmied 

Zeugweber  mit  6  bis  10  Stühlen 

V.  Klasse. 

1)  unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Stenerkapital  36  fl.) 

Bergwerkuntemehmer  mit  weniger  als  6  Gehülfen    .    . 
Spinnereiuntemehmer  mit  weniger  als  6  Maschinen 

2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Stenerkapital  für  die  Orte  I.Rangs  36  fl., 

für  die  Orte  II.  Rangs  24  fl.,  für  die  Orte 

III.  Rangs  12  fl.) 

Antiquar  mit  Kunstgegenständen 

Backsteinbrenner  (nicht  Feldbrennerei) 

Baeksteinhändler 

Bäcker      

Bäderuntemehmer  von  warmen  Bädern 

Bierbrauer,  welche  bis  100  Ohm  jährlich  brauen   .    .    . 

Bilderhändler 

Bleichuntemehmer 

Branntweinbrenner,  welche  5  bis  100  Ohm  jährlich  brennen 
Branntweinbrenner  im  kleinen      
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Mietwert  u. 
Gehülfen. 


Desgl. 
Des^ 
DesgL 
DesgL 
DesgL 
DesgL 

Desg^. 
DesgL 
DesgL 
Desg^ 
DesgL 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Mietwert  u. 

Gehülfen. 

Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
DesgL 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 


Nnrder  .Mietwert 
des  Lokals  der 
Niederlage  von 
Stoffen  kommt 
in  Ansatz. 


[)er  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Wegen  Ermitte- 
lung der  Miet- 
werte derSchiffe 
siehe  die  Bemer- 
kung bei  .Schif- 
fer tür  Waren- 
transport im 
grossen-  Kl.  3. 


;Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 

JDer  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnunsr  der  Gewerbe. 


Buch-,  Kunst-,   Kupfer-,  lithographischer-  und  Noten- 
drucker mit  nur  1  Handpresse 

ßucliliändler  mit  alten  Büchem     ....  ... 

Dreher  in  Holz  mit  Laden 

Bisenhändler  im  kleinen  ohne  ständige  Niederlage    .    . 

Flachs-  und  Hanfhändler  im  kleinen 

Friseur  mit  Laden 

Gries-,  Grütze-,  geschälte  Gerste-  und  Hirsenhändler    . 
Gipsmüller 


Hanfreibmüller      

Harz-,  Pech-  und  Teerhändler 

Hopfenhändler  im  kleinen 

Kalkbrenner       

Kammmacher  mit  Laden 

Kappenmacher  mit  Laden 

Knochenhändler 

Knochenmehlhändler 

Knochenmüller 

Korbhändler  mit  feineren  Korbwaren 

Leimsieder 

Lichterzieher ! 

Liqueurhändler  im  kleinen 

Lohmüller 

Lumpenliändler 

Mäkler  mit  Geld  und  Immobilien 

Maccaroni-  und  sonstige  Suppenteig-(NudeIn  etc.)  Händler 

Malzbereiter  und  Malzhändler 

Manger     

Mehlhändler  im  kleinen 

Metzger,  der  nicht  ständig  schlachtet 

Müller  (Mahl-,  Schlag-  und  Schneidmüller)  mit  1  Gang 

Nürnbergerwarenhändler 

Obstweinhändler  im  kleinen 

üelhändler  im  kleinen 

Oelkuchenhändler 

Parfümeriehändler 

Pastetenbäcker 

Posamentier  mit  Laden 

Pulverhändler  mit  Schiesspulver 

ßossmüller 

Schieferhändler 

Schuhhändler  mit  neuen  Schuhen 

Schuhmacher  mit  Laden 

Schwefelspanhändler 

Schwerspatmüller  mit  1  Gang 

SGifönsiGclöi' •••. 

Seiler  mit  Flachs-  und  Hanfhandel 

Seilerwarenhändler 

Siebmacher  mit  Laden      

Siebhändler 

Spengler  mit  Laden      

Stärkebereiter »    .    ■ 

Steinplattenhändler  im  kleinen 

Strohhuthändler 

Vergoldete  Waren-Händler 

Wachshändler  mit  rohem  Wachs 
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Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl 
Desgl. 


Desgl  • 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Zusatz 

für  die 

Gehülfen 


J3  cö 

Gl 


Gii 


fl.  I  fl. 


Bemerkungen. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 
Desgleichen. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 
Desgleichen. 


Desgleichen. 


Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 

Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 


Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 

[Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


I  Zusatz 
I  für  die 
Gebülfei 


Gl  Gii 


Bemerkungen 


Walkmüller 

Wattenmacher  mit  Maschinen 

Weinwirt  ohne  Speisewirtseh£ift 

Wollkratzer  mit  Maschinen .    . 

Zäpfer  von  Wein,  Obstwein.  Bier  und  Branntwein  .    . 

Ziegler 

Zieglenvarenhändler 

Zinngiesser  mit  Laden 

Frachtenflösser  im  kleinen,  d.  h.  welche  Flösse  von 
weniger  als  2000  Centner  flössen 

Schifler  für  Warentransport  im  kleinen  (Intermediär- 
oder Kleinschilfer) 

Backsteinbrenner  mit  Feldbrennerei      

Blechschmied 

Büchsenmacher 

Cigarrenmacher  mit  Gehülfen 

Dachdecker  mit  Gehülfen 

Drahtzieher 

Dreher  in  Hom  oder  Metall  ohne  Laden 

Drucker  auf  Zeuge 

Ebenist  (Kunstschreiner) 

Goldschläger 

Graveur  in  Elfenbein,  Meei-schaum  etc.  ohne  Laden 

Grobschmied  mit  Gehülfen 

Hauderer  mit  2-  oder  mehrspännigem  Fuhrwerk   .    .     . 

Hufschmied  mit  Gehülfen 

Hutmacher  mit  Gehülfen 

Instrumentenmacher  von  musikalischen  Instrumenten   . 

Käsefabrikant 

Kaminfeger 

Korbmacher  für  feinere  Korbwaren 

Kürschner  ohne  Laden       .     .  

Kunstdreher  ohne  Laden 

Kupferschmied 

Latemenbeleuchtungsnntemehmer 

Leinweber  mit  3  b:s  5  Stühlen 

Mechanikus  ohne  Laden . 

Messerschmied  ohne  Laden 

Messinggiesser 

Optikus  ohne  Laden 

Pappendeckelmacher      

Pfannenschmied 

Sattler  ohne  Laden 

Schiffbauer  von  Nachen 

Schiffs-  und  Flosssteuermann 

Schlosser  mit  Gehülfen 

Schreiner  mit  Gehülfen 

Schriftgiesser 

Setzschiifer [ 

Siegellackfabrikant 

Spommacher 

Spritzenmacher 

Stahlschleifer  mit  Gehülfen .    . 

Steinmetz 

Strohhutmacher  von  feinen  Hüten 

Strumpfweber  mit  3  bis  5  Stühlen 

Tuchmacher  mit  3  bis  5  Stühlen 

Tuchscherer  und  Tuchkratzer 

Uhrmacher  ohne  Uhrenhandel 

Viehhändler  mit  kleinem  Vieh  (als  Kälbern,  Schafen, 
Ziegen,  Schweinen ) 

Waffelbäcker 

Wagner  mit  Gehülfen 
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Mietwert  u 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Mietwert. 

DesgL 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl 
Desgl. 
DesgL 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl 
Desgl. 


fl. 


[Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 

iDer  Mietwert  des 
I  Gewerbslokals 
I  kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 

Wegen  Ermitte- 
lung des  Miet- 
werts derSchiffe 
siehe  die  Bemer- 
kung bei , Schif- 
fer für  Waren- 
transport im 
grossen"  Kl.  3. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


s  H  £  & 
2  '«  Ä  W) 


Znsatz 
für  die 
Gehülfen 


Gl  Ig  II 


Bemerkungen. 


Weissgerber 

WoUweber  mit  3  bis  5  Stühlen 
Zeugschmied  mit  Gehülfen  .  . 
Zeugweber  mit  3  bis  5  Stühlen 

Zimmermaler 

Zimmermann  mit  Gehülfen    .    . 


VI.  Klasse. 

Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  für  die  Orte  I.  Rangs  24  fl., 

für  die  Orte  II.  Rangs  12  fl. ,  für  die  Orte 

III.  Rangs  6  fl.) 

Bäcker,  welche  nicht  ständig  backen    . 

Bäderuntemehmer  von  kalten  Bädern 

Bettfedernhändler 

Blumenhändler  (mit  künstlichen  Blumen) 

Blutegelhändler    ...         

Branntweinbrenner,  welche  bis  50  Ohm  jährlich  brennen 

Bürstenhändler 

Butterhändler  im  kleinen  (soweit  sie   nicht  gesetzlich 

befreit  sind) 

Citronenhändler 

Dürrgemüshändler 

Dungstoffhändler  im  kleinen 

Eierhändler  (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind)     . 

Essighändler  im  kleinen 

Esswarenhändler  mit   geringen  Esswaren  (soweit   sie 

nicht  gesetzlich  befreit  sind) 

Färber,  nicht  für  Fabrikanten 

Fegmühlenhändler 

Fischhändler  im  kleinen 

Fleischverkäufer  von  nicht  selbst  geschlachtetem  Vieh 

Gärtner  (Kunst-  und  Handelsgärtner) 

Galanteriewarenkrämer 

Garkoch 

Garn-,  Schnur-  und  Zwimkrämer 

Geflügelhändler  (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind) 

Glaswarenkrämer 

Gipshändler 

Gipsflgurenhändler 

Häfen-  und  Geschirrhändler 

Handschuhhändler 

Hefenhändler 

Holzgeschirrhändler 

Holzhändler  mit  kleingemachtem  Holz 

Holzkohlenhändler  im  kleinen 

Instrumentenhändler  mit  musikalischen  Instrumenten  . 

Käsekrämer 

Kaffeewirt  ohne  Zapfwirtschaft 

Kalkhändler 

Kartoffelhändler  im  kleinen 

Kittelhändler 

Kleiderhändler  mit  alten  Kleidern 

Knopfhändler 

Kurzwarenkrämer 

Lolüiändler  im  kleinen 

Lohkäshändler 

Menschenhaarliändler 

Mineralwasserhändler  im  kleinen 
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Gehülfen. 
Desgl. 


fl7 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl, 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Die  direkten  Stenern  Hessens  and  deren  neueste  Reform. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Zusatz 

für  die 

iQebülfen 


11 
ll 

Gn 


Bemerkungen. 


Müller  (Mahl-,  Schlag-  und  Schneidmüller)  mit  1  Gang, 
die  während  mehr  als  6  Monaten  des  Jahres  nicht 
mahlen  können 

Möbelhändler  mit  alten  Möbeln 

Obsthändler  (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind)    . 

Pappendeckelhändler 

Pferdegeschirrhändler  für  Ackerpferde  . 

Pomeranzenhändler 

Pottascheuhäudler 

Rindenhändler  im  kleinen 

Samenhändler  im  kleinen 

Saraenklenger  im  kleinen 

Salpeterhändler 

Sauerkrauthändler 

Sehilfrohrhändler . 

Schreibmaterialienkrämer 

Senfmacher  und  Senthändler 

Spezereikrämer 

Stein-  und  Braunkohlenhändler  im  kleinen  ohne  stän- 
dige Niederlage 

Stockrohrkrämer 

Streichfenerzeugkrämer 

Strohhändler  mit  gefärbtem  Stroh 

Tabakskrämer 

Teppichliändler 

Torfhändler  im  kleinen 

Trödler  mit  alten  Gegenständen 

Wachskerzenkrämer 

Wagenschmierhändler 

Weisszeugwieder\-erkäufer 

Wildprethändler  (soweit  sie  nicht  gesetzlich  betreit  sind) 

Zäpfer  von  Obstwein,  Bier  oder  Branntwein  über  die 
Strasse  oder  am  Stande 

Arbeiter  zu  Hause  für  andere  Meister  .    .         .... 

Baekofenmacher . 

Bader 

Bandagemacher 

Bandweber 

Barbier .     • 

Baumwollenzeughändler  am  Stande  oder  hausierend     . 

Bettfedemputzer 

Beutelmacher 

Bierbrauer  um  Lohn 

Blumenmacher .     . 

Bretter-  und  Lattenmacher 

Brotbäcker  um  Lohn 

Brunnenmacher 

Buchbinder 

Büchsenschäfter  und  Büchsenausbesserer 

Bürstenbinder 

Corsettenweber 

Cravattenmacher 

Dachdecker  für  Strohdächer 

Darmseitenmacher 

Dekatierer 

Destillierer  von  Scheidewasser 

Dreher  in  Holz  ohne  Laden 

Druckerschwärzebereiter 

Eisenhändler  am  Stande 

Etuiarbeiter 

Fayence  oder  Steinguthändler  am  Stande  oder  hausierend 

J  egmühlenmacher 

Feilenhauer 

Flechtenmacher 
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Mietwert  u. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
DesgL 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnuncr  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Bemerkungen. 


Formstecher  (sog.  Bildhauer) 

Friseur  ohne  Laden 

Fruchtmesser  und  Fruchtwieger  (nicht  herrschaftlicher) 

Fuhrmann  um  Lohn  für  die  einzelne  Fuhr 

Gemäldeausbesserer 

Glaser .' 

Glasschleifer 

Gries-,  Grütze-,  geschälte  Gerste-  und  Hirsenhändler 
hausierend 

Gürtler  und  Giselierer 

Gipsarbeiter 

Hafner.    ...         

Häutehändler  hausierend 

Handschuhmacher 

Harz-,  Pech-  und  Teerbrenner 

Hauderer,  nur  mit  einspännigem  Fuhrwerl^ 

Heuwieger  (nicht  herrschaftlicher) 

Holzgeschirrmacher 

Holzmesser  (nicht  heiTschaftlicher) . 

Kärcher  mit  Bespannung 

Kammmacher  ohne  Laden 

Kappenmacher  ohne  Laden 

Kesselflicker 

Knopfmacher 

Koifermacher 

Küfer  und  Kubier 

Kunstsachenhändler  am  Stande  oder  hausierend    .    .    . 

Kupfergeschirrhändler  am  Stande  oder  hausierend    .     . 

Kupferschmied  für  Ausbesserung  des  alten  Geschirrs    . 

Lackierer 

Lehmsteinmacher  auf  den  Kauf 

Leinwandkrämer  am  Stande  oder  hausierend    .... 

Leinreiter 

Lichter-  und  Seifenhändler  am  Stande  oder  hausierend 

Mäkler  mit  Frucht,  Wein,  Branntwein,  Kartoffeln,  But- 
ter etc.  im  kleinen ... 

Mäkler  mit  vierfüssigem  Vieh 

Marmorschleifer 

Maurer 

Mehlhändler  am  Stande  oder  hausierend  ...... 

Messer-  und  Scherenhändler  am  Stande  oder  hausierend 

Mühlarzt 

Nadler 

Nagelschmied 

Nähterin  zu  Haus  mit  Gehülfen,  wenn  sie  Putz  und 
Kleider  verfertigt 

Oblatenbäcker  ...         

Packtuchhändler,  hausierend 

Papierhändler,  hausierend 

Pergamentmacher 

Pettschaftstecher 

Pfeifenbäcker 

Pflasterer  

Photographist 

Porzellanhändler  am  Stande  oder  hausierend    .    .    .    . 

Posamentier  ohne  Laden 

Pottaschensieder 

Pumpenmacher 

Putzmacher  ohne  Laden 

Regen-  und  Sonnenschirmausbesserer 

Regen-  und  Sonnenschirmhändler,  haiisierend  .    .         . 

Säckler  ohne  Laden 

Salpetersieder 

Schachtelmacher  von  Schachteln  aus  Holz  oder  Pappe. 
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Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 

Desgl 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Zusatz 
für  die 
Gehälfeo 


uehmiea 


Bemerkungen. 


Gii| 


Schaftenmacher  (für  Stiefel) 

Schiffbauer  für  Reparatur 

Schiffer  mit  Nachen  zum  Personentransport      .    . 

Schiffer  für  Ueberfahrt  mit  Nachen 

Schindler 

Schneider,  der  keine  Stoffe  zu  den  Kleidern  liefert 

Schuhmacher 

Schwefelspanzieher 

Schwertfeger 

Segelmacher 

Seüer  ohne  Flachs-  und  Hanfhandel     

Sensen-  und  Sichelhändler  hausierend 

Siebmacher  ohne  Laden 

Siebhändler  am  Stande  oder  hausierend    .... 

Simmermacher 

Sodasieder 

Spengler  ohne  Laden 

Stahlwarenhändler  hausierend 

Steinbrecher  mit  Gehülfen 

Sticker  in  Gold 

Strohhuthändler  hausierend 

Strumpfhändler  am  Stande  oder  hausierend  .    .    . 

Strumpfzubereiter 

Stuhlflechter 

Tabaksblätterhändler  hausierend 

Tapezier  ohne  Niederlage 

Teppichmacher 

Tuchmacher  mit  1  oder  2  Stählen 

Uhrenhändler  hausierend 

ührenmacher  von  hölzernen  Uhren 

Yergolder  und  Versilberer 

Viehverschneider 

Waflelkrämer  am  Stande  oder  hausierend     .    .    . 

Wagenschmierbereiter 

Wämschenhändler  hausierend 

Wasenmeister 

Wattenmacher  im  kleinen 

Weissbinder  (Tüncher) 

Welleahändler,  stückweise 

Wollscherer 

Wollweber  mit  1  und  2  Stühlen 

Zinkdrucker 

Zinngiesser  ohne  Laden 

Zuckerwarenhändler  am  Stande  oder  hausierend  . 

Cigarrenmacher  ohne  Gehiilfen 

Dachdecker  ohne  Gehülfen 

Grobschmied  ohne  Gehülfen 

Hufschmied  ohne  Gehülfen 

Hutmacher  ohne  Gehülfen 

Schlosser  ohne  Gehülfen 

Schreiner  ohne  Gehülfen 

Stahlschleifer  ohne  Gehülfen 

Wagner  ohne  Gehülfen      

Zeugschmied  ohne  Gehülfen 

Zimmermann  ohne  Gehülfen 


PinanzarchiY.    U.  Jahrg. 


Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgU 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
DesgL 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 

Zusatz 
für  die 
Gehülfen 


Basis. 


So 
!Gi 


u  o 

'S 

Gii 


Bemerkungen. 


VII.  Klasse. 
Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  für  die  Orte  I.Rangs  12  fl., 

für  die  Orte  II.  Rangs  6  fl.,  für  die  Orte 

III.  Rangs  3  fl.) 

Aschensammler 

Baumhändler 

Besenhändler  (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind) 

Bienenkorbmacher  und  Bienenkorbhändler 

Blättermacher  für  Leinweber 

Blech-,  Eisen-  und  Holzwarenhändler  hausierend  mit 
Gerätschaften  zum  häuslichen  und  landwirtschaft- 
lichen Gebrauche 

Bleicher  im  kleinen 

Blumenhändler  (mit  künstlichen  Blumen  hausierend)     . 

Brot-  und  Weckverkäufer  ohne  Backofen 

Büglerin  zu  Hause  mit  Gehülfen 

Bürstenhändler  hausierend 

Druckkärcher 

Eisenhändler  mit  altem  Eisen 

Essighändler  hausierend 

Fleckenauswasclier 

Formschneider  (Schuhleisten  etc.) 

Häfen-  iind  Geschirrhändler  hausierend 

Haftenmacher 

Hand-  und  Drehmüller 

Hanf-  und  Flachshechler 

Harz-,  Pech-  und  Teerhändler  hausierend 

Hechelmacher 

Hefenhändler  hausierend 

Holzschuhmacher  und  Holzschuhhändler 

Hutausbesserer  und  Hutstaffierer 

Huthändler  hausierend  mit  Hüten  von  Bast,  Holz  oder 
Stroh 

Jochmacher  und  Jochhändler 

Käflg-  und  Mausfallenkrämer 

Kaffeewirt  am  Stande 

Kesselflicker  hemmzieliend 

Knochensammler 

Köhler  (Kohlenbrenner) 

Korbhändler  mit  groben  Korbwaren 

Korbmacher  für  grobe  Korbwaren 

Krautschneider 

Lebkuchenhändler  am  Stande  oder  hausierend      .    .    . 

Leinweber  mit  1  und  2  Stülilen 

Lockenmacher  von  seidenen  Locken 

Lumpensammler 

Mattenmacher  für  Matten  von  Bast,  Stroh  etc.      .     .     . 

Matratzenkratzer 

Mausfallenmacher 

Musikant  für  Tanzbelustigung 

Nähterin  zu  Haus  mit  Gehülfen 

Oel-  und  Oelkuchenhändler  hausierend 

Pfeifendeckelmacher       

Ratten-  und  Mäusevertilger 

Rechenmacher  und  Rechenhändler 

Samenhändler  hausierend 

Schäfer  für  eigene  Rechnung 

Scheren-  und  Messerschleifer 
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Gehülfen. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Dösgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


fl.     fl 
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Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Basis. 


I  Zusatz 
I  für  die 
.Gehülfen  i 


2   ^^  o> 

S-<  O     ^  Ol 

e  vis  Kfl 

ml 

Gl  ,Gni 


Bemerkungen. 


Schieferbrecher 

Schleif-,  Abzieh-  nnd  Weisswarenhändler  hausierend 

Sclmeider  für  Flickarbeiten 

Schröter 

Schuhflicker 

Schuhhändler  mit  alt«u  Schuhen 

Schweinschiachter  um  Lohn 

Seilei-warenhändler  hausierend 

Sensen^vurfinacher  und  Sensenwurfhändler 

Spielzeughändler  am  Stande  oder  hausierend    .    .    .    . 

Stiftenmacher    .    .    , 

Streichen-  und  Eratzenmacher 

Streichhölzerverfertiger 

Strohflechter 

Strohhutmacher  von  groben  Strohhüten 

Strumpiweber  mit  1  und  2  Stühlen 

Tabaksspinner 

Torfstecher 

Wachskerzenkrämer  am  Stande 

Wäscherin  zu  Haus  mit  Gehälfen 

Winterschuhmacher  tmd  Winterschuhhändler    .    .    .    . 

Wollkratzer  (ohne  Maschinen) 

Zeugweber  mit  1  und  2  Stühlen 

Zimder- und  Schwefelholzkrämer  (soweit  sie  nicht  gesetz- 
lich befreit  sind) 

Steinbrecher  ohne  Gehülfen 


Gehülfen. 
Desgl. 
De^gl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 
DesgL 
DesgL 
DesgL 

DesgL 
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Georg  Schanz, 


Beilage 

zu  dem  Gesetz, 

die  gleichmässige  Besteuerung  der  Grewerbe  betreffend 
vom  8.  Juli  1884. 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Zusatz  j 

für  die  ' 

Gehülfen 


u  p 
Gl 


Gii 


Bemerkungen. 


L  Klasse.     Abteilung  A. 

(Fixes  Steuerkapital  500  M.) 

Bergwerk-Unternehmer  mit  mehr  als  25  Gehülfen     .    . 

Cementfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen,  desgleichen 
Chaisen-  und  Kutschenfabrikant,  Fabrikant  von  che- 
mischen Stoffen      

Drahtfabrikant  mit  200  und  mehr  Zügen,  Lederfabrikant 
mit  mehr  als  25  Gehülfen    .    .    .    .    ' 

Eisen-  und  Kupferhütten-Unternehmer  mit  2  und  mehr 
Feuern,  Hochöfen-Unternehmer  mit  2  und  mehr 
Feuern,  Schmelz-Unternehmer  mit  3  und  mehr  Feuern 

Fabrikant  von  moussierendem  Wein  mit  mein*  als  10 
Gehülfen 


Hammerwerks -Unternehmer  (Reck-,  Band-,  Zain-,  Stab-, 
Wappen-Hammer)  mit  3  und  mehi-  Hämmern  .     .    . 

Kleideriabrikant  mit  mehr  als  25  Gehülfen,  Maschinen- 
fabrikant mit  desgleichen 

Leuchtgasfabrikant  für  den  Bedarf  von  mehr  als  300 
Flammen  täglich 

Salzsiederei-Unternehmer 

Tabaksfabrikant  von  Schnupftabak  mit  mehr  als  20  Ge- 
hülfen       

Agent  (Hauptagent)  für  Assekurationsgeschäfte  mit  einer 
Jahresprämieneinnahme  von  100,000  Mark  und  mehi-, 
Agent  für  Dampfschiffahrts-Untemehmer  an  den  Or- 
ten, wo  die  Dampfschiffe  gewöhnlich  stationieren, 
Agent  (Hauptagent)  für  den  Transport  von  Auswan- 
derern, Agent  nir  Wechselgeschäfte,  Assekurations- 
geschäftsunternehraer  auf  eigene  Rechnung,  Kom- 
missionär,Eisenbahnfahrt-Untemehmer  an  denHaupt- 
stationeuj  Fischhändler  im  Grossbetrieb,  Flossholz- 
händler im  grossen ,  Fuhrwesen-Untemehiuer  im 
fressen,  Grosshändler  für  Handelsgeschäfte  jeder 
rt ,  Leiher  auf  Pfänder ,  Unternehmer  von  öffent- 
lichen Arbeiten 
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Mietwert  u. 
Gehülfen 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 


M. 


14 


Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 

Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Znsatz. 


Basis. 


Zusatz 

für  die 

Gehälfen 


Bemerkungen. 


Banqoier 


Dampfschifiahrts-Üntemehmer 


I.  Elasse.     Abteilung  B. 
Fixes    Steuer  kapital  3MH. 

Bergwerks-Untemehmer  mit  16  bis  25  Gehülfen    .    .    . 

Bleäiwarenfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen      .    .    . 

Desgleichen  Chocoladefabrikant,  Gichorienfabrikant,  Do- 
sen- und  Schachtelfabrikant,  Esswarenfabrikant  (Mac- 
caroni,  Suppenteig,  comprimierte  Gemüse,  Obst- 
gelee etc.),  Etuifabiikant ,  Fabrikant  von  Kaffee- 
siirrogaten,  Galanteriewarenfabiikant,  Gummi-, Kaut- 
schuk- oder  Guttapercha -Warenfabrikant,  Hasen- 
Haai'schneider,  Hutfabiikant,  Kupfer-,  Messing-  und 
Stahlwarenfabrikant ,  Lackierfabrikant-,  Leirnfabri- 
kant,  Lichter-  und  Seifenfabiikant ,  Posamentier- 
warenfabrikant ,  Sattlerwarenfabrikant ,  Schrift- 
giesser,  Spielkartenfabrikant,  Stärkefabiikant,  Stock- 
tabiikant.  Tabaksfabiikaut  von  Schneid-  oder  Roll- 
tabak, Tapetenfabrikant. 

Bronce-,  Eisenguss-,  geprägte-  oder  galvanoplastische- 
Waren-Fabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen    .    .     . 

Desgleichen  Papierfabiikant  von  buntem  Papier,  Wachs- 
tuchtabiikant. 

Buch-,  Kunst-,  Kupfer-,  lithographischer-  und  Noten- 
drucker mit  mehr  als  15  Handpressen  oder  mit  mehr 
als  3  Schnellpressen 

Cigarrenfabrikant  mit  mehr  als  50  Gehülfen     .... 

Dampf  säge  werk -Unternehmer  im  Grossbetrieb  mit  4  und 
mehr  Gattern 

Düten-  und  Enveloppenfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 


Eisen-  und  Kupferhütten-Unternehmer  mit  1  Feuer  .    . 

Desgleichen  Hochofenuntemehmer  mit  l  Feuer,  Schmel- 
zenuntemehmer  mit  1  oder  2  Feuer. 

Glashütten-Unternehmer 

Häkel-  und  Strickwarenfabrikant  mit  mehr  als  100  Ge- 
hülfen      

Herdfabrikant  von  eisernen  Herden  mit  mehr  als  25  Ge- 
hülfen 

Instrumentenfabrikant  von  musikalischen  Instrumenten 
mit  mehi-  als  20  Gehülfen 

Desgleichen  Malzfabrikant,  Möbelfabrikant,  Schub- 
fabrikant. 

Knopffabrikant  mit  mehr  als  25  Gehülfen      

Leinwandfabiikant  mit  mehr  als  25  Stiihlen      .... 

Spiegelfabiikant 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 


M.    M. 


Mietwert. 


Mietwert  u. 

GehnUen. 

Desgl. 


Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


45 


Beträgt  das  Be- 
triebskapital 
über  eine  Mil- 
lion Mark ,  so 
wird  für  je 
100,000  M.Mehr- 
i  betrag  des  Be- 
{  triebskapitals 
100  M.  Steuerka- 
pital zugesetzt. 

Der  Mietwert  der 

Dampfschiffe 
wird  nach  der 
Leistungsfähig- 
keit der  Dampf- 
maschinen mit 
5  Mark  für  jede 
Pferdekraft,  der 
Mietwert  der 
Schleppkähne 
nach  der  La- 
dungsfähigkeit 
derselben ,  wie 
bei  den  Segel- 
schiffen in  An- 
satz gebracht. 


iDer  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 

Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  niu-  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 
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Georg  Scbaiiz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Zusatz 

für  die 

Gehülfen 


:3s 

I    w 
Gl 


Gn 


Bemerkungen. 


Spinnerei-Unternehmer  mit  mehr  als  10  Maschinen    .    . 

Streichfeuerzeugfabrikant  mit  mehr  als  80  Gehülfen 

Tuchfabrikant  mit  mehr  als  25  Stühlen ,  Zeugfabrikant 
desgleichen 

Zuckerfabrikant 

Zwirnfabrikant  mit  mehr  als  20  Gehülfen 

Agent  (Hauptagent)  für  Assekurationsgeschäfte  mit  einer 
Prämieneinnahme  von  50,000  bis  weniger  als  100,000  M. 

Baumwollenhändler  im  grossen 

Desgleichen  (sämtlich  im  grossen)  Delikatessenhändler, 
Eisenhändler ,  EUenwarenhändler,  Flachs-  und  Hanf- 
händler, Galanteriewarenhändlerj  Gani-,  Schniu'-und 
Zwirnhändler,  Häute-  und  Lederhändler,  Holzhändler, 
Holzkohlenhändler,  Hopfenliändler,  Kurzwarenhänd- 
ler, Leinwandliändler ,  Liqueurhändler ,  Maschinen- 
händler, Materialwarenhändler,  Metallhändler,  Mode- 
warenhändler ,  Obstweinhändler ,  Papierhändler, 
Pappeudeckelhändler ,  Pferdehaarhändler,  Schiftbau- 
holzhändler, Schreibmaterialienhändler,  Schuhhänd- 
1er  mit  neuen  Schuhen,  Spezerei-  und  Gewürzhändler, 
Spitzenhändler,  Stahlwarenhändler,  Stein- und  Braun- 
kohlenhändler ,  Tabakshändler ,  Tapetenhändler, 
Weinhändler,  Wollhändler. 

Bierbrauer,  welche  mehr  als  3000  Hektoliter  jährlich 
brauen    

Eisenbahnfahrt  -  Unternehmer  an  den  Nebenorten  mit 
Bahnhöfen 

Lieferant  für  die  Regierung  oder  Private 

Spediteur 

Schiffer  mit  Warenhandlung    im  grossen 

IL  Klasse. 

1)  Unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 
(Fixes  Steuerkapital  160  M.) 

Blechwarenfabrikant  init  11  bis  20  Gehülfen      .... 

Desgleichen  Chokoladenfabrikant ,  Cichorienfabrikant, 
Dosen-  und  Schachtelfabrikant,  Esswarenfabrikant 
(Maccaroni,  Suppenteig,  comprimierte  Gemüse,  Obst- 
gelee etc.),  Etuifabrikant,  Fabrikant  von  Kaffee- 
surrogaten ,  Galanteriewarenfabrikant ,  Gummi-, 
Kautschuk-  oder  Guttaperchawarenfabrikant,  Hasen- 
haarschneider,  Hutfabrikant,  Kupfer-,  Messing-  und 
Stahl  Warenfabrikant,  Laokierfabrikant,  Posamentier- 
warenfabrikant,Sattlerwarenfabrikant,Schriftgiesser, 
Spielkartenfabrikant, Stärkefabrikant, Stockfabrikant, 
Tabaksfabrikant  von  Schneid-  und  Rolltabak,Tapeten- 
fabrikant. 

Bronce-,  Eisenguss-,  geprägte-  und  galvanoplastische- 
Warenfabrikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Desgleichen  Papierfabrikant  von  buntem  Papier,  Wachs- 
tuchfabrikant. 

Buch-,  Kunst-,  Kupfer-,  Lithograpliie-  und  Notendrucker, 
mit  6  bis  15  Handpressen,  oder  mit  2  bis  3  Schnell- 
pressen   

Cementfabrikant  mit  li  bis  20  Gehülfen 

Desgleichen  Fabrikant  von  chemischen  Stoffen,  Instru- 
mentenfabrikant von  musikalischen  Instrumenten, 
Malzfabrikant,  Möbelfabrikant. 

Chaisen-  und  Kutschenfabrikant  mit  weniger  als  21  Ge- 
hülfen      

Desgleichen  Schuhfabrikant. 

Cigarrenfabrikant  mit  26  bis  50  Gehülfen 
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Mietwert  u. 

Gehülfen. 

Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Mietwert. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 


Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 


45 


I 

Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nui"  zur 
Hälfte  in  An- 
satz. 


Der  Mietwert  der 
Schiffewird  nach 
der  Ladungsfä- 
higkeit dersel- 
ben, und  zwar 
bis  zu  2000  Ctni. 
mit  9  M.  und  von 
2001  Ctr.  an  mit 
5M.  Steuerkapi- 
tal für  je  250  Cftr. 
Ladungsfällig- 
keit in  Ansatz 
gebracht,  wobei 
jede  Centner- 
zahl über  ein 
vielfaches  von 
250  Ctrn.  stets 
für  voll  gerech- 
net wird. 


Die  direkten  Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Reform. 


487 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


I  Zusatz 
I  für  die 
Gehülfen' 


--|!  Bemerkungen. 


Gl  Gnl 


DampfsägewerkuntemehmerimGrossbetrieb  mit  2  Gattern 

Drahtfabrikant  mit  weniger  als  200  Zügen 

Düten-  und  Enveloppenfabiikant  mit  11  bis  20  Gehülfen 
Fabrikant  von  moussierendem  Wein  mit  5  bis  lOGrehülfen 

Fayence-  und  Steingutfabrikant 

Desgleichen  Poraellanfabrikant. 

Häkel-  und  Strickwarenfabiikant  mit  51  bis  100  Gehülfen 

Hammerwerkuntemehmer  iKeck-,  Band-,  Zain-,  Stab-, 

Wappenhammer  mit  1  und  2  Hämmern 

Herdfabrikant  von  eisernen  Herden  mit  11  bis  25  Gehülfen 

Desgleichen  Maschinenfabrikant. 

Kleidertabrikant  mit  weniger  als  26  Gehülfen  .... 

Knopffabiikant  mit  11  bis  25  GehiUfen 

Lederfabrikant  mit  11  bis  25  Gehülfen 

Leimfabrikant  mit  weniger  als  21  Gehülfen 

Desgleichen  Lichter-  und  Seifenfabrikant. 
Leiuwandfabrikant  mit  11  bis  25  Stühlen,   desgleichen 

Tuchfabrikant,  Zeugfabiikant 

Leuchtgasfabrikant  für  den  Bedarf  von  nicht  mehr  als 

300  Flammen  täglich 

Papierfabrikant  von  Maschinenpapier 

Streichfeuerzeugfabiikant  mit  ai  bis  80  Gehülfen  .    .    . 
Tabaksfabrikant  von  Schnupftabak  mit  11  bis  20  Gehülfen 

Z Wimfabrikant  mit  11  bis  JO  Gehülfen 

Agent  (Hanptagent)  fiir  Assekurationsgeschäfte  mit  einer 

Jahi'esprämieneinnahme  von  weniger  als  50,000  M. 
Bierbrauer,  welche  800  bis  3000  Hektoliter  jährlich  brauen 

Eisenhändler  mit  altem  Eisen  im  grossen 

Desgleichen  (sämtlich  im  grossen)  Lumpenhändler,  Pack- 

tuchhändler,  Samenhändler,  Viehhändler. 

2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(FixesSteuerkapital  für  die  Ort eL  Rangs  160 M., 

für  die  Orte  H.  Rangs  120  M.,  für  die  Orte 

m.  Rangs  80  M.) 

Apotheker  mit  Gehülfen 

Desgleichen  Zahnärzte  und  Zahntechniker. 

Bauunternehmer 

Desgleichen  Eisenbahnfahrtuntemehmer  an  den  Neben- 
orten ohne  Bahnhöfe,  Geldwechsler,  Proviantbäcker 
auf  eigene  Rechnung 

Buchhändler 

Desgleichen  EUenwarenhändler  im  Ausschnitt,  Flossholz- 
nändler  im  kleinen ,  Fruchthändler  mit  Niederlage, 
Holzhändler  auf  Schiffen,  Leinwandhändler  im  Aus- 
schnitt, Mineralwasserhändler  im  grossen,  Spitzen- 
händler im  Ausschnitt,  Stein-,  Steinplatten-  und 
Schieferhändler  im  grossen. 

Müller  (Mahl-,  Schlag-  und  Schneidmüller)  mit  3  und 
mehr  Gängen  

Desgleichen  Schwerspatmüller  mit  6  imd  mehr  Gängen 

Schiffbauer  von  grossen  tmd  neuen  Schifien     .... 

m.  Klasse. 

1)  Unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  120  M.) 

Bergwerkuntemehmer  mit  6  bis  15  Gehülfen     .... 

Nadelfabrikant 

Spiunereiuntemehmer  mit  6  bis  10  Maschinen  .... 

Bierhändler  im  grossen 

Desgleichen  (sämtlich  im  grossen)  Branntweinhändler, 
Essighändler,  Oelhändler. 
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Mietwert  u. 

Gehülfen. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
DesgL 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Mietwert  n 
Gehülfen. 

DesgL 


Desgl. 


Desgl. 
Gehälfen. 


Mietwert  u. 

Gehülfen. 

Desgl. 

Desgl. 

DesgL 


Der  Miet wert  des 
Grewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 


(Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


(Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  ntu-  zur 
Hälfte  in  An- 
satz. 


Desgleichen. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Zusatz 
für  die 
Gehülfenl 


'2  o3 

Gl 


\4 


Bemerkungen. 


2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(FixesSteuerkapital  für  dieOrtel.Eangs  120 M., 

für  die  Orte  IL  Rangs  80  M.,  für  die  Orte 

m.  Rangs  60  M.) 

Agent  für  Dampfschiifahrtuntemehmer  an  den  Neben- 
orten, Agent  (Unteragent)  für  den  Transport  von 
Auswanderern,  Agent  für  den  Verkauf  von  Industrie- 
erzeugnissen (Industriehallen),  Auktionatoren,  Bier- 
brauer, welche  200  bis  800  Hektoliter  jährlich  brauen, 
Essigfabrikant  (Essigsieder),  Gastgeber  (Traiteur, 
Restaurateur),  Gold-  und  Süberarbeiter  mit  Laden, 
KunsthefefabrikantJ,  Mäkler  mit  Wechseln,  Staats- 
und anderen  Werthpapieren,  Rotgerber  mit  Gehülfen 

Bijouterie-  und  Juwelenhändler,Butterhändler  im  grossen, 
Eisenhändler  im  kleinen  mit  ständiger  Niederlage, 
Eishändler  im  grossen,  Fischhändler  im  kleinen, 
Fouragehändler ,  Fmchthändler  ohne  Niederlage, 
Gold-  und  Silberwarenhändler,  KartofFelhändler  im 
grossen,  Materialwarenhändler  im  kleinen,  Mehl- 
händler im  grossen,  üelfruchthändler,  Papierhändler 
im  kleinen,  Pferdehaarhändler  im  kleinen,  Schreib- 
materialienhändler im  kleinen,  Weinhändler  im 
kleinen,  Wildprethändler  im  grossen 

Gastwirth 

Apotheker  ohne  Gehülfen 

Desgleichen  Zahnärzte  und  Zahntechniker 

Frachtenflösser  im  grossen,  d.  h.  welche  Flosse  von 
2000  Centner  und  darüber  flössen 

Schiffer  für  Warentransport  im  grossen  (Gross-  oder 
Eangschififer) 


auf  dem  Neckar 

Chaisen-  und  Kutschenmacher 
Desgleichen  Pferdehändler. 


IV.  Klasse. 

1)  Unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  80  M.) 

Blechwarenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen     .    . 

Desgleichen  Chokoladefabrikant,  Cichorienfabiikant,  Do- 
sen- und  Schachtelfabrikant j  Esswarenfabrikant 
(Maccaroni,  Suppenteig,  kompnmiei-te  Gemüse,  Obst- 
gelee etc.),  Etuifabrikant,  Fabrikant  von  Kaffee- 
surrogaten, Galanteriewarenfabrikant,  Gummi-  und 
Kautschuk-  oder  Guttaperchawarenfabrikant,  Hasen- 
haarschneider,  Hutfabrikant,  Kupfer-,  Messing-  und 
Stahlwarenfabrikant ,  Lackieifabrikant ,  Ledeifa- 
brikant ,  Posamentierwarenfabrikant ,  Sattlerwaren- 
fabrikant,Schriftgiesser,Spielkartenfabrikant,Stärke- 
fabrikant,  Stockfabrikant,  Tabaksfabrikant v.Schneid- 
oder  RoUtabak,  Tapetenfabrikant. 
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Mietwert  u. 
Gehülfen. 


Desgl. 

Desgl. 

Mietwert 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 


Desgl. 
Gehülfen. 


Mietwert  u, 
Gehülfen. 


u: 


45 


DerMietwertder 
Logierräume 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 

[Wegen  Ermitte- 
lung der  Miet- 
werte derSchiffe 
siehe  die  Bemer- 
kung bei  „Schif- 
fer mit  Waren- 
handlung im 
grossen"  Kl.  I, 
Abth.  B. 

DerMietwertder 
Schiffe  wird  nach 
der  Ladungsfä- 
higkeit dersel- 
ben und  zwar 
mit  fiM.  Steuer- 
kapital für  je 
250Ctr.Ladungs- 
fähigkeit  in  An- 
satz gebracht, 
wobei  jedeCent- 
nerzalü  über  ein 
vielfaches  von 
250  Ctr.  stets  für 
voll  gerechnet 
wird. 


Die  direkten  Steaem  Hessens  und  deren  neueste  Beform. 
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Bezeichnung  der  Grewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


j  Zusatz 
I  für  die 
lOehülfen 


-  U  ^  iß 


Gl  Gn 


Bemerkungen. 


Bronce-,  Eisenguss-,  geprägte  oder  galvanoplastische- 
Warenfabrikant  mit  weniger  als  11  Gehülfen .    .    . 

Desgleichen  Papierfabrikant  von  buntem  Papier,  Wachs- 
tuchfabiikant. 

Buch-,  Kunst-,  Kupfer-,  lithographischer  und  Noten- 
drucker   mit   2   bis   5  Handpressen   oder  nur  mit 

I  Schnellpresse 

Bürstenfabrikant 

Cementfabrik  mit  weniger  als  11  Gehülfen 

Desgleichen  Fabrikant  von  chemischen  Stoffen,  Herd- 
fabrikant, Instrumentenfabrikant  von  musikalischen 
Instrumenten ,  Malzfabrikant ,  Maschinenfabrikant, 
Möbelfabrikant. 

Cigarrenfabrikant  mit  weniger  als  26  Gehülfen     .    .    . 

Damptsägewerkuntemehmer  im  Grossbetrieb  mit  1  Gatter 

Düten-  und  Enveloppenfabrikant  mit  weniger  als  11  Ge- 
hülfen      

Desgleichen  Knopffabrikant,  Zwimfabrikant. 

Fabrikant  von  moussirendem  Wein  mit  weniger  als 
5  Gehülfen       

Handschuhfabrikant 

Desgleichen  Samenklenganstaltuntemehmer  im  grossen. 

Häckel-  und  Strickwarenfabrikant  mit  weniger  als  51 
Gehülfen 

Harz-.  Pech-  und  Teerfabrikant 

Desgleichen  Puderfabrikant,  Teppichfabrikant. 

Korkstopfenfabrikant 

Desgleichen  Vergoldete  Warenfabrikant. 

Papiertabiikant  von  Hand-,  Lösch-  oder  Packpapier  oder 
Pappendeckel 

StreicMeuerzeugfabrikant  mit  weniger  als  31  Gehülfen. 

Strumpffabrikant  mit  mehr  als  ö  Stühlen 

Tabaksfabrikant   von   Schnupftabak    mit   weniger   als 

II  Gehülfen 

Tuchfabiikant  mit  6  bis  10  Stühlen 

Liqueurtabiikant 

Obsthändler  im  grossen 

2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  für  die  Orte  I.  Kangs  80 M., 

für  die  Orte  II.  Rangs  60  M.,  für  die  Orte 

lU.  Rangs  40  M.) 

Agent  (Unteragent)  für  Assekurationsgeschäfte  mit  einer 
Jahresprämieneinnahme  vou  10,000  Mark  und  mehr, 
Besorgungsanstaltsuntemehmer ,  Frachtenbestätter 
(für  den  Land-  und  Wassertransport).  Fuhrmann  mit 
zwei  -  und  mehi"späniiigem  Fuhrwerk  für  Waren- 
transport ,  Kutschenvermieter,  Lesebibliothekhalter, 
Mäkler  mit  Waren  (Agent  tür  Handelsgeschäfte), 
Mäkler  mit  Landesprodukten  im  grossen,  Pferde- 
vermieter, Vergantungsuntemehmer 

Bildhauerwai-enhändler ,  Blechwareuhändler ,  Blutegel- 
händler im  grossen,  Delikatessenhändler  im  kleinen, 
Dungstofihändler  im  grossen,  Eierhäudler  im  gi-os- 
sen,  Ellen warenkrämer,  Fett-,  Speck-  und  Talghänd- 
ler, Fischhändler  im  kleinen,  Gemäldehändler,  Ge- 
wehihändler ,  Häute-  und  Lederhändler  im  kleinen, 
Holzhändler  im  kleinen,  Instmmentenhändler  mit 
musikalischen  Instrumenten ,  Kleiderhändler  mit 
neuen  Kleidern,  Kunsthändler,  KupfergeschiiThändler, 
Leinwandkrämer  im  Ausschnitt,  Lohhändler  im  gros- 
sen, Maschinenhändler  im  kleinen,  Möbelhändler  in 
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Mietwert  u 
Gehülfen. 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 
Desgl. 
DesgL 


mtm: 

45 


45 


Desgl. 


[Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 


^Der  Metwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte  in  An- 
satz. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


neuen  Möbeln,  Modewarenhändler  im  kleinen,  Musi- 
kalienhändler, Packtuchhändler  im  kleinen,  Pelzwerk- 
händler,  Pferdegeschirrhändler  für  Luxuspferde,  Putz- 
warenhändler, Rauchwerkhändler,  Regen-  und  Son- 
nenschinnhändler,  Rindenhändler  im  grossen,  Salz- 
händler, Sauerkrauthändler  im  grossen,  Schwer- 
spathändlei-  S^ielkartenhändler,  Stein-  und  Braun- 
kohlenhändler im  kleinen  mit  ständiger  Niederlage, 
Tapetenhändler  im  kleinen,  Torfliändler  im  grossen, 
Wollhändler  im  kleinen 

Branntweinbrenner,  welche  mehr  als  100  Hektoliter 
jährlich  brennen      .    •. 

Dreher  in  Hom  oder  Metall  mit  Laden 

Desgleichen  (sämtlich  mit  Laden)  Fonnstecher  (sogen. 
Bildhauer),  Gärtner  (Kunst-  und  Handelsgärtner), 
Graveur  in  Elfenbein,  Meerschaum  etc.,  Kürschner, 
Kunstdreher,  Mechanikus,  Messersclimid ,  Optikus, 
Photograph,  Putzmacher,  Säckler,  Sattler. 

Färber  (Kunstfärber  oder  für  Fabrikanten) 

Desgleichen Krämpler,  Metzger  (Fleischer),  Safflangerber, 
Schreiner  mit  Niederlage  von  Möbeln,  Tapezier  mit 
Niederlage  von  Tapeten  und  Möbeln,  Uhrmacher  mit 
Uhrenhandel,  Weinwirt  mit  Speisewirtschaft,  Zucker- 
bäcker (Conditor). 

Fayenceofenfabrikant 

Desgleichen  Obstweinfabrikant  von  angekauftem  Obst, 
Regen-  und  Sonnenschirmfabrikant. 

Kurzwarenhändler  im  kleinen 

Das  Patent  berechtigt  noch  zum  Betrieb  folgender  Ge- 
werbe :  Eisenhändler  im  kleinen  ohne  ständige  Nie- 
derlage, Fayence-  und  Steinguthändler,  Galanterie- 
warenhändler im  kleinen,  Garn-,  Schnur-  und  Zwim- 
händler  im  kleinen,  Glaswarenhändler,  Huthändler, 
Kappenhändler,  Korbhändler  mit  feineren  Korb- 
waren, Messer-  und  Scheerenhändler ,  Spiel waren- 
händler,  Parfümeriehändler,  Porzellanhändler,  Quin- 
cailleriewarenhändler ,  Schulihändler  mit  neuen 
Schuhen  im  kleinen,  Seilerwarenhändler,  Siebhänd- 
ler, Stahlwarenhändler  im  kleinen  mit  Laden,  Stroh- 
huthändler, Strumpfhändler,  ührenhändler,  vergol- 
dete Waren-Händler;  femer  zum  Betrieb  der  in 
Klasse  VI  unter  Kurzwarenkrämer  einbegriffenen 
Gewerbe. 


Müller  (Mahl-,  Schlag-  und  Schneidmüller)  mit  2  Gängen 


Pulvermüller  für  Schiesspulver 

Schneider,  der  zugleich  die  Stoffe  zu  den  Kleidern  liefert 
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Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 

Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 

Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 


Zusatz 
für  die 
Gehülfen 


[5^  &J}^  ÖD' 

X3   CD    ~   OJ 

Gl  Gii 


M. 


M. 


Bemerkungen. 


Beim  Einzelbe- 
trieb   der  hier 

aufgefülu1;en 
Gewerbe  ist  be- 
sonderePatenti- 
.sierung     erfor- 
derlich. 

Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 

Desgleichen. 

Nur  der  Miet  wert 
des  Lokals  der 
Niederlage  von 
Stoffen  Kommt 
in  Ansatz. 


f 


Ii 


Die  direkt«ii  Steaem  Hessens  and  deren  neueste  Refonn. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


I  Zasatz 

för  die 

Gehülfen' 


Bemeiiiangen. 


Gl  |Giii 


pHetwert  u. 

Schwerspatmüller  mit  2  bis  5  Gängen !|  Gehülfen. 

Spezerei-  und  Gewürzhändler  im  kleinen •      Desgl. 

Das  Patent  berechtigt  noch  zum  Betrieb  folgender  Ge- 
werbe :  Farbwarenhändler,  Gries-,  Grütze-,  geschälte 
Gersten.  Hirsenhändler,  Lichterhändler.  Maccaroni- 
und  sonstige  Snppenteig-  'Xudeln  etc.)  Händler, 
Mehlhändler  im  kleinen,  Oelhändler  im  kleinen.  Oel- 
kuehenhändler,  Schwefelspahnhändler,  Seifenhändler, 
Tabakshändler  im  kleinen.  ZuckerwarenhändJer; 
femer  zum  Betrieb  der  in  Klasse  VI  unter  Specerei- 
krämer einbegriffenen  Gewerbe. 


i 


Marktschiffer 

Eotgerber  ohne  Gehülfen 

Bleigiesser  und  Bleizieher 

Gold-  und  Süberarbeiter  ohne  Laden , 

Kaminfeger 

Leinweber  mit  6  bis  10  Stühlen 

Schiffer  für  üeberfahrt  mit  Fähre 

Viehhändler  mit  Rindvieh  im  kleinen 

Wachszieher 

Waffenschmied       

Zeugweber  mit  6  bis  lo  Stühlen 

Zimmermann  mit  Holzlieferung  für  Neubauten .    .    , 

V.  Klasse. 

1)  Unabhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  60  M.) 

Bergwerksuntemehmer  mit  weniger  als  6  Gehülfen , 
Spinnereiuntemehmer  mit  weniger  als  6  Maschinen  , 
Strohwarenfabrikant 


2)  Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapitalfür  die  Orte  I.  Rangs  60 M., 

für  die  Orte  II.  Rangs  40  M.,  für  die  Orte 

ni.  Rangs  20  M.) 

Agent  (Unteragent)  für  Assekurationsgeschäfte  mit  einer 
Jahresprämieneinnahme  von  5000  bis  weniger  als 
10,000  M.,  Bleichuntemehmer,  Mäkler  mit  Geld  und 
Immobilien,  Fuhrmann  für  Waren transport  mit  ein- 
spännigem Fuhrwerk.  Antiquar  mit  Kunstgegen- 
ständen, Bierhändler  im  kleinen.  Bilderhänfier. 
Branntweinhändler  im  kleinen,  Buchhändler  mit 
alten  Büchern,  Eisenhändler  im  kleinen  ohne  stän- 
dige Niederlage,  Eishändler  im  kleinen,  Flachs-  und 
Hanfliäudler  im  kleinen,  Gries-,  Grütze-,  geschälte 
Gerste-  und  Hirsenhändler,  Hai-z-,  Pech-  und  Teer- 
händler. Hopfenhändler  im  kleinen,  Knochenhändler, 
Knochenmehlhändler,  Korbhändler  mit  feineren  Korb- 
waren.  Liqueurhändler  im  kleinen,  Lumpenhändler 
im  kleinen,  Maccaroni-  und  sonstige  Suppenteig- 
(Nndeln  etc.)  Händler,  Malzhändler,  Mehlhändler  im 
kleinen,    Spielwarenhändler,    Obstweinhändler    im 
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Mietwert. 

DesgL 
GehöLfen. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

Desgl. 

DesgL 

Desgl. 

DesgL 

DesgL 


Mietwert  n. 

Gehülfen. 

DesgL 

DesgL 


^5ir~sr 


Der  Miet  wert  des 
Gewerbslokals 
koomit  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 


[Beim  Einzelbe- 
trieb   der    hier 

aufgeführten 
Gewerbe  ist  be- 
sonderePatenti- 
siemng     erfor- 
derlich. 

[Wegen  Ermitte- 
lung des  Miet- 
werts derSchiffe 
siehe  die  Bemer- 
kung bei  -Schif- 
fer für  Waren- 
transport im 
grossen"  Kl.  I, 
Abt.  B. 


[Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 
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Georg  Schanz, 


Bezeichnung  der  Gewerbe. 


kleinen,  Oelhändler  im  kleinen,  Oelkuchenhändler, 
Parfümeriehändler,  Pulverhändler  mit  Schiesspulver, 
Schuhhändler  mit  neuen  Schuhen  im  kleinen, Schwefel- 
spahnhändler,Seilerwarenhändler,Siebhändler,Stein-, 
Steinplatten-  und  Schieferhändler  im  kleinen,  Stroh- 
huthändler, Stuhlhändler,  vergoldete  Waren-Händler, 
Wachshändler  mit  rohem  Wachs,  Zieglerwaren- 
händler 

Backsteinbrenner  (nicht  mit  Feldbrennerei),  Bäderunter- 
nehmer von  warmen  Bädern,  Gipsmüller,  Hanfreib- 
müller, Kalkbrenner,  Knochenmüller,  Lohmüller, 
Manger,  Müller  (Mahl-,  Schlag-  und  Schneidmüller) 
mit  1  Gang,  ßossmüller,  Schwerspatmüller  mit  l 
Gang,  Walkmüller,  Ziegler 

Bäcker,  Bierbrauer,  welche  bis  200  Hektoliter  jährlich 
brauen,  Branntweinbrenner,  welche  100  bis  200  Hekto- 
liter jährlich  brennen.  Buch-,  Kunst-,  Kupfer-,  litho- 
graphischer- und  Notendrucker  mit  nur  l  Handpresse, 
Drucker  auf  Zeuge,  Glockengiesser ,  Kunstheten- 
macher,  Leimsieder,  Lichterzieher,  Malzbereiter, 
Metzger,  der  nicht  ständig  schlachtet,  Pastetenbäcker, 
Seifensieder,  Seüer  mit  Flachs-  und  Hanfhandel, 
Stärkebereiter,  Wattenmacher  mit  Maschinen,  Wein- 
wirt, ohne  Speisewirtschaft.WoUkratzer  mitMaschinen, 
Zäpfer  von  Wein,  Obstwein,  Bier  und  Branntwein 

Dreher  in  Holz  mit  Laden 

Desgleichen  (sämtlich  mit  Laden),  Friseur,  Kamm- 
macher, Kappenmacher,  Posamentier,  Schuhmacher, 
Siebmacher,  Spengler,  Vergolder,  Zinngiesser     .    . 

Käsefabrikant 

Desgleichen  Siegellackfabrikant. 

Schüdwirt  zum  Beherbergen  berechtigt 


Frachtenflösser  im  kleinen,  d.  h.  welche  Flösse  von 
weniger  als  2000  Centner  flössen 

Schiffer  für  Warentransport  im  kleinen  (Intermediär- 
oder Kleinschiffer) 


auf  dem  Neckar 

Backsteinbrenner  mit  Feldbrennerei,  Blechschmied, 
Büchsenmacher,  Drahtzieher,  Ebenist  (Kunstschrei- 
ner), Eisengiesser,  Feilenhauer  mit  Gehülfen,  Gold- 
schläger, Hasenhaarschneider  im  Kleinbetrieb,  In- 
strumentenmacher von  musikalischen  Instrumenten, 
Korbmacher  für  feinere  Korbwaren,  Kupferschmied, 
Latemenbeleuchtungsuntemehmer ,  Leinweber  mit 
3  bis  5  Stühlen,  Lohnkutscher  mit  zwei  und  mehr- 
spännigem  Fuhrwerk,  Messinggiesser,  Pappendeckel- 
macher, Pfannenschmied,  Schiffbauer  von  Nachen, 
Schiffs-  und  Flosssteuermann,  Setzschiffer,  Sporen- 
macher, Spritzenmacher,  Steinmetz,  Strohhutmacher 
von  feinen  Hüten,  Strumpfweber  mit  3  bis  5  Stühlen, 
Tuchmacher  mit  3  bis  5  Stühlen,  Tuchscherer  und 
Tuchkratzer,  ührenmacher  ohne  Uhrenhandel,  Vieh- 
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Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Mietwert  u. 
Gehülfen. 


Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
Desgl. 

Desgl. 


Desgl. 
Mietwert 


Desgl. 


u  p 
a>  iß 

ja  eö 

Gl 


Zusatz 
für  die 
Gehülfen 


a 
Gli 


i^w 


M.    M. 


Bemerkungen. 


:Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


per  Mietwert  des 
Herberglokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in   An- 
satz. 


Wegen  Ermitte- 
lung des  Miet- 
werts derSchiffe 
siehe  die  Bemer- 
kung bei  „Schif- 
fer für  Waren- 
transport im 
grossen"  Kl.  I, 
Abt.  B. 

Siehe  desgl.  die 
Bemerkung  bei 
-Schiffer  für 
Warentranspoil; 
im  grossen"  auf 
dem  Neckar 
Kl.  m. 


I 


Die  direkten  Steaern  Hessens  nnd  deren  neueste  Reform. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


Bemerkungen. 


händler  mit  kleinem  Vieh  (als  Kälbern,  Schafen, 
Ziegen,  Schweinen)  im  kleinen,  Waffelbäcker,  Weiss- 
gerber, Wollweber  mit  3  bis  5  Stühlen,  Zeugweber 
mit  3  bis  5  Stühlen.  Zimmermaler      

Cigarrenmacher  mit  Gehülfen 

Desgleichen  (sämtlich  mit  Gehülfen)  Dachdecker,  Grob- 
schmied, Gürtler  und  Ciselierer,  Hufschmied,  Hut- 
macher, Messerschmied  ohne  Laden,  Mühlarzt,  Por- 
zellanmaler mit  Gehülfen,  Schlosser,  Schreiner,  Stahl- 
schleifer,  Wagner,  Zeugschmied.  Zimmermann  ohne 
Holzlief erang  f üi-  Neubauten . 

Dreher  in  Hom  oder  Metall  ohne  Laden  ...... 

Desgleichen  (sämtlich  ohne  Laden)  Formstecher  (sogen. 
Bildhauer),  Graveur  in  Elfenbein,  Meerschaum  etc. 
Kürschner,  Kunstdreher,  Mechanikus,  Optikus,  Photo- 
graph, Sattler. 

VI.  Klasse. 

Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuer  kapital  für  die  Orte  L  Rangs  40  H., 

für  die  Orte  II.  Rangs  20  M.,  für  die  Orte 

III.  Rangs  10  M.) 

Agenten  fünteragent)  für  Assekurationsgeschätte  mit 
einer  Prämieneinnahme  von  weniger  als  öOOO  M.     . 

Bäcker,  welche  nicht  ständig  backen,  femer  Branntwein- 
brenner, welche  bis  loo  Hektoliter  jährlich  brennen, 
Färber,  nicht  für  Fabrikanten,  Gärtner  (Kunst-  und 
Handelsgärtner)  ohne  Laden,  Garkoch,  Kaffeewirt 
ohne  Zapfwirtschaft,  Oblatenbäcker,  Samenkienger 
im  kleinen,  Senftnacher,  Zäpfer  von  Obstwein,  Bier 
und  Branntwein  über  die  Strasse  oder  am  Stande . 

Bäderuntemehmer  von  kalten  Bädern 


Baumwollenzeugkrämer ,  Bettfedemhändler ,  Blutegel- 
händler im  kleinen ,  Borsten-  und  Rindviehhaaren- 
händler, Brot-  und  Weckverkäufer  ohne  Backofen, 
Dungstoffhändler  im  kleinen,  Fegmühlenhändler, 
Geflügelhändler  (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit 
sind),  Gipshändler,  Gipsflgurenhändler,  Holzhändler 
mit  kleingemachtem  Holz,  Holzkohlenhändler  im 
kleinen,  Kalkhändler,  Kartoffelhändler  im  kleinen, 
Kittelhändler,  Kleiderhändler  mit  alten  Kleidern, 
Lohkäshändler,  Möbelhändler  mit  alten  Möbeln, 
Pferdegeschirrhändler  für  Ackerpferde.  Rindeuhänd- 
1er  im  kleinen,  Salzkrämer,  Scliilfrohrhändler,  Spiel- 
kartenkrämer, Stein-  und  Braunkohlenhändler  im 
kleinen  ohne  ständige  Niederlage,  StrohhändJer  im 
kleinen,  Strohhändler  mit  gefärbtem  Stroh,  Torf- 
händler im  kleinen,  Trödler  mit  alten  Gegenständen, 
Wildprethändler  im   kleinen,   Zuckerwarenkrämer 

Kurzwarenkrämer 

Das  Patent  berechtigt  zugleich  zum  Betrieb  folgender 
Gewerbe :  Besenhändler,  Bienenkorbhändler,  Blumen- 
händler mit  künstlichen  Blumen,  Bürstenhändler, 
Galanteriewarenkrämer,  Garn-,  Schnur-  und  Zwim- 
krämer,  Glaswarenkrämer,  Hafen-  und  Geschirr- 
händler ,  Handschuhhändler ,  Holzgeschirrhändler, 
Holzschuhhändler,  Käfig-  und  Maustallenkrämer, 
Knopfhändler,  Rechenhändler,  Sensenwurfhändler, 

4f3 


Grehülfeii. 
Desgl. 


.Mietwert  u. 
G^hülfen- 


DesgL 


Desgl. 
Desgl. 


Desgl. 
DesgL 


unr 


Der  Mietwert  des 
Qewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 
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aj  SX) 
^  1) 

|ö   CO 

Gl 


Gii 


Bemerkungen. 


Stöekrohrkrämer,  Teppichhändler,  Weisszeugwieder- 
verkäufer,  Winterschuhhändler 


Müller  (Mahl-,  Schlag-  und  Schneidmüller)  mit  1  Gang, 
die  während  mehr  als  6  Monaten  des  Jahres  nicht 
mahlen  können 

Spezerei-  und  Gewürzkrämer 

Das  Patent  berechtigt  zugleich  zum  Betrieb  folgender 
Gewerbe :  Butterhändler  im  kleinen  (soweit  sie  nicht 
gesetzlichbefreit  sind),  Citronenhändler,  Dürrgemüse- 
händler, Eierhändler  (soweit  sie  nicht  gesetzlich 
befreit  sind) ,  Essighändler  im  kleinen ,  Esswaren- 
händler mit  geringen  Esswaren  (soweit  sie  nicht 
Gesetzlich  befreit  sind),  Farbwarenkrämer,  Fett-, 
peck-  und  Talgkrämer,  Fischkrämer,  Fleischver- 
käufer von  nicht  selbst  geschlachtetem  Vieh,  Gries-, 
Grütze-,  Geschälte  Gerste-  und  Hirsenkrämer,  Hefen- 
händler, Käsekrämer,  Lichterkrämer,  Maccaroni-  und 
sonstige  Suppenteig-  (Nudeln  etc.)  Krämer ,  Milch- 
händler (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind), 
Mineralwasserhändler  im  kleinen,  Obsthändler  im 
kleinen  (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind),  Oel- 
krämer,  Oelkuchenkrämer,  Pappendeckelhändler  im 
kleinen  ,  Pomeranzenhändler ,  Pottaschenhändler, 
Samenhändler  im  kleinen,  Salpeterhändler,  Sauer- 
krauthändler im  kleinen,  Schreibmaterialienkrämer, 
Schwefelspahnkrämer,  Seilerwaarenkrämer,  Seifen- 
krämer, Senfhändler,  Streichfeuerzeugkrämer,  Ta- 
bakskrämer ,  Wachskerzenkrämer ,  Wagenschmier- 
händler,  Zuckerwarenkrämer,  Zunder-  und  Schwefel- 
holzkrämer (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind) 

Backofenmacher,  Bader,  Bandagenmacher,  Bandweber, 
Barbier,  Bettfedemputzer,  Beutelmacher,  Bierbrauer 
um  Lohn,  Blumenmacher,  Bretter-  und  Lattenmacher, 
Brotbäcker  um  Lohn,  Brunnenmacher,  Buchbinder, 
Büchsenschäftler  und  Büchsenausbesserer,  Bürsten- 
binder, Cementwarenarbeiter,  Corsettenmacher,  Cra- 
vattenmacher,  Darmsaitenmacher,  Dekatierer,  Destil- 
lierer von  Scheidewasser,  Dreher  in  Holz  ohne  Laden, 
Düten-  und  Enveloppenmacher ,  Druckerschwärze- 
bereiter, Etuiarbeiter,  J  egmühlenmacher,  Flechten- 
macher ,  Friseur  ohne  Laden  j  Fruchtmesser  und 
Fruchtwieger  (nicht  heiTSchaftlicher),  Fuhnnann  um 
Lohn  für  die  einzelne  Fuhre,  Gesindevermieter, 
Glaser,  Glasschleifer,  Gräbereiuntemehmer  zur  Ge- 
winnung von  Erde  für  technische  Zwecke  mit  Ge- 
hülfen, Gipsarbeiter,Hafner,Handschuhmacher,Harz-, 
Pech-  und  Theerbrenner ,  Heuwieger  (nicht  herr- 
schaftlicher), Holzgeschirrmacher,  Holzmesser  (nicht 
herrschaftlicher),  Kärcher  mit  Bespannung,  Kamm- 
macher ohne  Laden,  Kappenmacher  ohne  Laden, 
Kesselflicker,  Knopfmacher ,  Koffermacher,  Krino- 
linenmacher,  Küfer  und  Kubier,  Kupferschmied  für 
Ausbessenmg  des  alten  GeschiiTS,  Lackierer,  Lehm- 
steinmacher auf  den  Kauf,  Leinreiter,  Lohnkutseher 
mit  nur  einspännigem  Fuhrwerk,  Mäkler  mit  Landes- 
produkten im  kleinen,  Mäkler  mit  vierfüssigem  Vieh, 
Marmorschleifer,  Maurer,  Nadler,  Nagelschmied, 
Nähterin  zu  Haus  mit  Gehülfen,  wenn  sie  Putz  und 
Kleider   verfertigt ,    Pergamentmacher ,    Petschaft- 
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W. 


M. 


Mietwert  u. 

Geliülfen. 

Desgl. 


Beim   Einzelbe- 
trieb   der    hier 

aufgeführten 
Gewerbe  ist  be- 
sonderePatenti- 
sierung     erfor- 
derlich. 

Der  Mietwert  des 
Gewerbslokals 
kommt  nur  zur 
Hälfte    in    An- 
satz. 


Beim   Einzelbe- 
trieb   der    hier 

aufgeführten 
Gewerbe  ist  be- 
sonderePatenti- 
sierung     erfor- 
derlich. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Basis. 


I  Zusatz 
I  für  die 
ßehülfen 


Gl  Ig 5 


Bemerkungen. 


Stecher,  Pfeifenbäcker,  Pflasterer,  Posamentier  ohne 
Laden,  Potaschensieder,  Pumpenmacher,  Putzmacher 
ohne  Laden,  Regen-  und  Sonnenschinnausbesserer, 
Säkler  ohne  Laden,  Salpetersieder,  Schaehtelmacher 
von  Schachteln  aus   Holz   oder  Pappe.   Sehaften- 
macher   füi-  Stiefel,   Schieferbrecher  mit  Gehülfen, 
Scliiffbauer  für  Reparatur,  Schiffer  mit  Xachen  zimi 
Waren-  und  Personentransport,   Schilfer  für  Ueber- 
fahit  mit  Xachen,   Schindler,   Schneider,  der  keine 
Stoffe  zu  den  Kleidern  liefert,   Schuhmacher  ohne 
Laden,  Schwefelspahnzieher,  Schwertfeger ,  Segel- 
macher, Seiler  ohne  Flachs-  und  Hanfhandel,  Sieb- 
macher ohne  Laden,    Simmermacher ,   Sodasieder, 
Spengler  ohne  Laden,    Steinbrecher  mit  Gehülfen, 
Sticker  in  Gold ,   Strohwarenmacher,  Strumpfzube- 
reiter,  Stuhlflechter ,    Tapezier    ohne    Niederlage, 
Teppichmacher,  Tuchmacher  mit  l  und  2  Stühlen, 
Tufilteinmacher ,   LTirmacher  von  hölzernen  LTn-en, 
Vergolder  und    Versilberer  ohne  Laden,    Viehver- 
schneider ,    Wachstuchmacher ,    Waffelkrämer    am 
Stande    oder    hausierend.     Wagenschmierbereiter, 
Wasenmeister ,  Wattenmacher  im  kleineu.  Weiss- 
binder (Tüncher).  Wollscheerer ,  WoUweber  mit  1 
und  2  Stühlen,  Zinkdiiicker,  Zinngiesser  ohne  Laden 
Druckschriften-,  Musikalien-  und  Bilderverkäufer,  hau- 
sierend oder  am  Stande,  Eisenhändler  am  Stande, 
Fayence  und  Steinguthändler  am  Stande  oder  hausie- 
rend,Häutehändler  hausierend ,  Kunstsachenhändler 
am  Stande  oder  hausierend,   Kupfergeschin-händler 
am   Stande  oder  hausierend,   Leinwandkrämer  am 
Stande  oder  hausierend,  Lichter-  und  Seifenhändler 
am  Stande  oder  hausierend,  Mehlhäudler  am  Stande 
oder  hausierend,  Messer-  und  Scherenhändler  am 
Stande  oder  hausierend,  Paektuchhändler  hausierend, 
Papierhändler    hausierend,     Porzellanhändler    am  i 
Stande  oder  hausierend.  Regen-  tmd  Sonnenschirm-  ! 
händler  hausierend,  Sensen-  und  Sichelhändler  hau- 
sierend,  Siebhändler  am   Stande  oder  hausierend, 
Stahlwarenhändler  hausierend,  Strolihuthändler  hau- 
sierend, Shiimpfhändler  am  Stande  oder  hausierend, 
Lhi-enhändler  hausierend,  Wellenhändler  stückweise 
Cigan-enmacher  ohne  Gehülfen. 

Femer  (sämtlich  ohne  Gehülfen):  Dachdecker,  Feilen- 
hauer, Grobschmied,  Güitler  und  Ciselierer,  Hut- 
schmied, HiTtmacher,  Messerschmied  ohne  Laden, 
Mühlarzt,  Poi-zellanmaler,  Schlosser,Schreiner.  Stahl- 
schleifer, Wagner,  Zeugschmied,  Zimmennann   .    , 

VII.  Klasse. 
Abhängig  vom  Rang  der  Orte. 

(Fixes  Steuerkapital  für  die  Orte  I.Rangs  10  M., 

für  die  Orte  H.  Rangs  10  M.,  für  die  Orte 

m.  Rangs  5  M.) 

Arbeiter  zu  Hause  für  andere  Meister,  Bleicher  im  klei- 
nen. Büglerin  zu  Hause  mit  Gehülfen.  Druckkärcher, 
Formschneider  (Schuhleisten  etc.) ,  Haftenmacher, 
Hechelmacher ,  Holzschuhmacher ,  Hutausbesserer 
und  Hutstaffierer,  Jochmacher,  Kaffeewirt  ohne  Zapf- 
wirtschaft am  Stande ,  Kesselflicker  henimziehend, 
Knochensammler,  Korbmacher  füi-  giobe  Korbwaren, 
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Gehülfen. 


DesgL 


Desgl. 
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Bezeichnung  der  Gewerbe. 


Verhältnismässiger 
Zusatz. 


Bemerkungen. 


I#einweber  mit  1  und  2  Stühlen,  Lumpensammler, 
Mattenmacher  für  Matten  von  Bast ,  Stroh  etc., 
Mausfallenmacher,  Musikant  für  Tanzbelustigung, 
Nähterin  zu  Haus  mit  Gehülfen,  Rechenmacher, 
Schäfer  für  eigene  Rechnung,  Scheren-  und  Messer- 
schleifer, Schlächter  um  Lohn,  Schneider  für  Flick- 
arbeiten, Schuhflicker,  Sensenwurfmacher ,  Stiften- 
macher, Streichen-  und  Kratzenmacher,  Streich- 
hölzerverfertiger,  Strohflechter,  Strohhutmacher  von 
groben  Strohhüten,  Strumpfweber  mit  l  u.  2  Stühlen, 
Torfstecher,  Wäscherin  zu  Haus  mit  Gehülfen,  Winter- 
schuhmacher, Wollkratzer  ohne  Maschinen,  Zeug- 
weber mit  1  und  2  Stühlen. 
Blech-,  Eisen-  und  Holzwarenhändler  hausierend  mit 
Gerätschaften  zum  häuslichen  und  landwirtschaft- 
lichen Gebrauch ,  Brot  -  und  Weckverkäufer  am 
Stande,  Bürstenhändler  hausierend,  Eisenhändler 
mit  altem  Eisen  im  kleinen,  Essighändler  hausierend, 
Häfen  -  und  Geschirrhändler  hausierend  oder  am 
Stande,  Harz-,  Pech-  und  Theerhändler  hausierend, 
Hefenhändler  hausierend,  Holzschuhliändler ,  Hut- 
händler hausierend  mit  Hüten  von  Bast,  Holz  oder 
Stroh,  Jochhändler,  Käfig-  und  Mausfallenkrämer, 
Korbhändler  mit  groben  Korbwaren ,  Lebkuchen- 
krämer am  Stande  oder  hausierend,  Oel-  und  Oel- 
kuchenhändler  hausierend,  Samenhändler  hausierend. 
Schleif-,  Abzieh-  und  Wetzsteinhändler  hausierend, 
Schuhhändler  mit  alten  Schuhen,  Schuh-  und  Stiefel- 
wichshändler hausierend,  Seilerwarenhändler  hau- 
sierend, Spielzeughändler  am  Stande  oder  hausierend, 
Wachskerzenkrämer  am  Stande,Winterschuhhändler, 
Zinngeschirrhändler  hausierend,  Zunder- u.  Schwefel- 
holzkrämer (soweit  sie  nicht  gesetzlich  befreit  sind) 


Gehülfen. 
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Gesetz,  die  Einführung  einer  Kapitalrentenstener 
betreffend  Yom  8.  Juli  1884. 

Ludwig  IV.  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  und 
bei  Rhein  etc.  etc. 

Nachdem  für  angemessen  erachtet  worden  ist,  zur  Vervollständigung  des 
Systems  der  direkten  Steuern  des  Grossherzogtums  eine  Kapitalrentensteuer  ein- 
zuführen, haben  Wir  mit  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände  verordnet  und 
verordnen  hiermit  wie  folgt: 

I.    Bestimmimgen  über  die  Steuerbarkeit. 

Artikel  1. 
Der  Reinertrag  aus  Kapitalvermögen,  soweit  solches  nicht  in  Gnmdstücken, 
Gebäuden   imd  gewerblichen  Anstalten  angelegt  ist  oder  im  eigenen  landwirt- 


Titel.  Der  erste  Entwurf  sprach  immer  nur  von  einer  Kapitalsteuer. 
Da  es  sich  aber  in  dem  Gesetz  nicht  um  Besteuerung  des  Kapitalvermögens, 
sondern  nur  um  die  Besteuerung  der  wirklichen  Rente  des  Leihkapitals  handelt, 
wurde  auf  Anregimg  der  II.  K.  das  Wort  Kapitakentensteuer  gewählt.  %2 

Art.  1.  „Nicht  das  Kapitalvermögen  überhaupt,  sondern  das  in  irgend 
welcher  Gestalt  gegen  Leihzins  hingegebene  Kapital  unterliegt  nach  seinem  Er- 
trag der  Kapitakentensteuer.  Alles  in  Grund-  und  Gebäudebesitz,  sowie  im 
eigenen  landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Betrieb  angelegte  Kapital,  ein- 
schliesslich der  Inventare  und  Betriebskapitalien  bleibt  mithin  von  der  Kapital- 
reutensteuer  frei,  da  in  allen  diesen  FäUen  neben  der  Grund-,  Gebäude-  bezw. 
Gewerbesteuer  und  der  allgemeinen  Einkommensteuer  nicht  eine  weitere  Steuer 
in  Anwendung  kommen  soll.  Xur  dem  in  Gnmd  und  Boden  und  im  Gewerbe- 
betrieb angelegten  Kapital  wkd  die  Befreiung  von  der  Kapitakentensteuer  zu- 
gestanden, während  alle  Kapitalien,  welche  sich  der  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  entziehen,  der  Kapitakentensteuer  unterworfen  sind."  (Motive.) 
Der  1.  E.  hatte  den  Ausdruck  „Ertrag  aus  Kapitalvermögen" :  auf  Antrag 
des  Ausschusses  wurde  statt  dessen  „Reinertrag"  gesetzt,  da,  wie  die  Regierung 
zugab,  nur  dieser  gemeint  sein  könne.  Wie  aber  dieser  Reinertrag  aufzufassen 
sei,  darüber  gingen  die  Meinungen  auseinander.  Die  einen  wollten  unter  Rein- 
ertrag nur  den  Ertrag  nach  Abzug  dessen,  was  etwa  an  Couponsteuem.  Pfand- 
belastung u.  8.  w.  in  Abzug  kommt,  verstanden  wissen,  sie  wollten  aber  nicht 
einen  Abzug  konzedieren  für  Verbindlichkeiten,  welche  in  keinem  unmittelbaren 
Zusammenhang  damit  stehen.  Die  anderen,  darunter  die  Regierung,  fasste  den 
Reinertrag  so  auf,  dass  sämtliche  Schuldzinsen  in  Abzug  kommen  sollten. 
Diese  Meinung  wurde  als  die  entscheidende  im  weiteren  Verlauf  der  Verhand- 
lungen anerkannt.    (S.  Art.  13  und  oben  S.  344.) 

Unter  denjenigen,  welche  das  Kapitakentensteuergesetz  bekämpften,  wurde 
dafür  plaidiert,  dass  auch  das  Kapital  freigelassen  werde,  das  nicht  im  eigenen 
Finanzarchiv,    n.  Jahig.  j^97  32 
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schaftlichen  oder  der  Gewerbsteuer  unterworfenen  eigenen  gewerblichen  Betriebe 
Verwendung  findet,  unterliegt  der  Kapitalrentensteuer. 


landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Betrieb  verwendet  sei.  Die  Regierung 
erklärte  mit  Recht,  dass  dann  eine  weitere  Diskussion  gar  nicht  nötig  sei;  die 
Zahl  der  steuerpflichtigen  Kapitalien  schwänden  dann  auf  ein  Minimum  zusam- 
men; es  würden  nur  zinstragende  Papiere  und  Anlehen  des  Deutschen  Reichs 
oder  Schuldbriefe  deutscher  und  nichtdeutscher  Staaten  übrig  bleiben,  und  selbst 
diese  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Anlehen  nicht  für  grosse  volks- 
wirtschaftliche oder  gewerbliche  Anstalten  erfolgten. 

Es  wurde  bei  der  Verhandlung  auf  die  Schwierigkeiten  aufmerksam  ge- 
macht, welche  aus  Art.  1  insofern  hervorgehen ,  als  derselbe  eine  scharfe  Schei- 
dung des  in  Grund  oder  Gebäuden,  sowie  im  eigenen  landwirtschaftlichen  oder 
gewerblichen  Betrieb  angelegten  Kapitals,  wozu  nach  den  Motiven  auch  die 
Inventare  und  Betriebskapitalien  zählen,  voraussetzt.  Man  erinnerte  an  das 
Verhältnis  beim  Banquier.  Der  Banquier  hat  naturgemäss  sein  Betriebskapital 
zum  Teil  in  Wertpapieren  angelegt,  und  es  wird  da  sehr  schwierig  sein,  in  allen 
einzelnen  Fällen  zu  unterscheiden  zwischen  Betriebskapital  und  Kapitalvermögen ; 
der  Banquier  wird  geneigt  sein,  alle  Effekten,  die  er  besitzt,  samt  und  sonders 
als  zu  seinem  Gewerbebetrieb  gehörig  zu  rechnen.  Man  erinnerte  femer  an 
Gewerbtreibende,  die  einen  Teil  des  Betriebskapitals  aus  Gründen  der  Vorsicht 
in  Reserve  behalten  und  dieserhalb  oder,  weil  das  Kapital  während  einer  gewissen 
Zeit  im  Geschäft  nicht  benutzt  werden  kann,  es  vorübergehend  verzinslich  an- 
legen, um  es  im  erforderlichen  Momente  greifen  und  ihrem  Geschäftsbetriebe 
zuwenden  zu  können.  Auch  die  Bücherausstände  regten  Zweifel  an;  es  wurde 
ein  Antrag  gestellt,  sie  ausdrücklich  zum  steuerfreien  Betriebskapital  zu  zählen, 
da  es  gleich  sei,  ob  das  Betriebskapital  momentan  in  Waren  stecke  und  weniger 
in  Ausständen  oder  umgekehrt. 

Die  Anschauungen  über  diese  Punkte  waren  vielfach  geteilt.  Von  einer 
Seite  wurde  z.  B.  behauptet,  das  vom  Geschäftsmann  zur  Vorsicht  zurückgelegte 
Vermögen  sei  steuerpflichtig,  und  wenn  er  es  zurücklege,  weil  er  momentan 
keinen  Bedarf  für  das  Geld  in  seinem  Geschäfte  habe,  so  verfalle  dies  ebenfalls 
der  Kapitalbesteuerung.  Von  anderer  Seite  wurde  dem  widersprochen  und  auf 
die  Erschwerung  des  Erhebungsmodus  hingewiesen.  Heute  hat  der  Geschäfts- 
mann so  viel  Tausend  Gulden  brach  daliegen,  die  er  morgen  in  das  Geschäft 
stecken  und  in  14  Tagen  wieder  herausziehen  kann  oder  muss.  Dem  gegenüber 
wies  ein  Abgeordneter  auf  den  Art.  12  hin  und  meinte,  es  sei  einfach  der  drei- 
jährige Durchschnitt  zu  nehmen,  also  in  Berücksichtigung  zu  ziehen,  wie  sich 
die  Verhältnisse  innerhalb  dreier  Jahre  gestalteten,  welche  Rente  das  Kapital 
als  zinstragendes  durchschnittlich  per  Jahr  eintrug.  Ein  anderer  wollte  das 
nicht  anerkennen,  weil  die  Geschäftsentwicklungen  der  3  letzten  Jahre  so  von 
einander  abweichen  könnten,  dass  sie  gar  nicht  mehr  als  Massstab  dienten.  Die 
Regierung  war  der  Meinung,  dass  man  die  Entscheidung  in  jedem  einzelnen 
Falle  in  die  Hand  der  selbständigen  Einschätzungskommission  legen  müsse. 
Bezüglich  der  Ausstände  gab  sie  zu,  dass  dieselben  im  allgemeinen  zum  Betriebs- 
kapital zu  rechnen  seien,  so  also  sicher  die  gewöhnlichen  laufenden  Ausstände, 
bezweifelte  es  aber  sehr,  ob  das  gleiche  angenommen  werden  dürfe  für  belang- 
reiche alte  Ausstände,  für  welche  eine  bestimmte  Zinszahlung  vereinbart  sei, 
und  die  somit  gewisserraassen  aus  dem  Geschäftskapital  ausschieden.  Allein 
ein  Abgeordneter  wollte  —  indem  er  wohl  des  „Reinertrags*  vergass  —  auch 
diese  Ansicht  nicht  gelten  lassen,  da  es  unbillig  sei,  dass  jemand,  der  belang- 
reiche Ausstände  habe,  und  gezwungen  werde,  fremde  Kapitalien  aufzunehmen  und 
zu  verzinsen,  trotzdem  auch  noch  die  Ausstände  versteuern  solle.  Mehrfach 
wurde  im  Hinblick  auf  diese  Schwierigkeiten  betont,  dass  eine  Aenderung  des 
Gewerbesteuergesetzes  notwendig  werde  und  zwar  in  der  Art,  dass  die  Besteue- 
rung wie  in  Baden  fundiert  werde  auf  das  angelegte  Betriebskapital  plus  dem 
Einkommen.     Wäre  die  Steuer,  die  auf  das  Gewerbe  fällt,    ziemlich   gleich  der 
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Artikel  2. 
Der  Kapitalrentensteuer  sind  hiemach  unterworfen: 

1)  Die  Zinsen  oder  Renten  aus  Anlehen  des  Deutschen  Reiches,  sowie  aus 
Schuldbriefen  deutscher  und  nicht  deutscher  Staaten,  Gemeinden  und 
anderer  öffentlicher  Verbände. 

2)  Die  Zinsen,  Renten  und  Dividenden  aus  Aktien  oder  Geschäftsanteilen  von 
Unternehmen  jeder  Art;  femer  die  Zinsen  aus  Schuldbriefen  von  Eisen- 
bahn-, Bank-,  Bergwerks-  und  anderen  industriellen  oder  Handelsunter- 
nehmungen, insbesondere  auch  der  Aktiengesellschaften. 

3)  Die  Erträge  sonstiger  verzinslicher  Kapitalforderungen,  insbesondere  aus 
Darlehen,  Kaufschillingen,  Ablösimgsbeträgen,  Sparkasseguthaben,  Dienst- 


Steuer,  die  auf  da^  Rentenkapital  fallt,  so  wäre  es  einerlei,  ob  ein  Kapitalist 
einen  Teil  seines  Kapitals  als  Rentenkapital  oder  im  Gewerbebetrieb  angelegt 
bezeichnet. 

Bei  der  ersten  Beratung  des  zweiten  Entwurfs  wurde  folgender  Fall  an- 
geregt. Es  kommt  vor,  dass  bei  Leuten  in  grossen  Geschäften,  z.  B.  bei  Hopfen- 
händlem  und  Weinhändlem,  die  vielleicht  in  der  Regel  keine  oder  nur  sehr  wenige 
zinstragende  Papiere  besitzen,  im  Frühjahr  sehr  viel  bares  Geld  eingeht,  das 
sie  aber  erst  im  Herbst  wieder  gebrauchen.  Sie  kaufen  vielleicht  Papiere  und 
gemessen  ein  paar  Monate  Zins.  Die  Ansicht  der  Regierung  ging  dahin,  dass, 
wenn  das  Kapital  dem  Geschäft  auch  nur  auf  einige  Monate  entzogen  wird,  es 
nicht  mehr  Betriebskapital  des  Geschäfts  ist.  Es  wird  es  erst  aufs  neue,  wenn 
der  Gewerbtreibende  es  wieder  flott  macht.  Hat  derselbe  mitbin  im  Laufe  des 
Jahres  erhebliche  Summen  von  Kapital  gegen  Leihzins  Migelegt,  so  verfallt  er 
dafür  pro  rata  temporis  der  Kapitalrenten  stcuer. 

Eine  Anfrage,  wie  sich  die  Besteuerung  stelle,  wenn  mehrere  Socü  zusammen 
eine  Gesellschaft  mit  einem  bestimmten  Kapital  bildeten,  nicht  als  offene  Handels- 
gesellschaft, sondern  als  Kommandite,  ob  diese  Kommanditisten  für  ihren  Ge- 
winnanteil zur  Kapitalrentensteuer  heranzuziehen  oder  fi-ei  seien,  weil  das 
betreffende  Kapital  im  Gewerbe  stecke  und  hier  schon  in  und  mit  der  Gewerbe- 
steuer getroffen  werde,  beantwortete  die  Regierung  dahin,  dass  dies  im  Geschäfte 
zusammengeschossene  Kapital  von  der  Kapitalrentensteuer  befreit  bleibe,  ähnlich 
wie  das  Gewerbesteuergesetz  im  Art.  20  bestimme,  dass,  wenn  mehrere  Personen 
ein  Gewerbe  gemeinschaftlich  betrieben,  so  dass  sie  als  Gewerbsgenossen  anzusehen 
seien,  dieselben  auf  Grund  eines  imter  der  Firma  der  Societät  gelösten  Patents 
gemeinschaftlich  der  Gewerbesteuer  unterlägen. 

Art.  2.  „Auch  von  unverzinslichen  Kaufschillingen  und  anderen  unver- 
zinslichen Kapitalforderungen,  bei  welchen  die  Zinsen  als  in  dem  Kapitalbetrag 
einbegriffen  gedacht  werden,  wird  auf  Grund  geeigneter  Berechnung  die  Kapital- 
rentensteuer erhoben.  Der  letzte  Absatz  des  Artikels  soll  zur  Vermeidung  von 
Missverständnissen  dienen,  da  Dividenden  und  Zinsen  von  Aktien  anderwärts, 
wo  neben  der  Kapitalrentensteuer  eine  allgemeine  Einkommensteuer  nicht  be- 
steht, der  Kapitalrentensteuer  unterworfen  zu  sein  pflegen,  während  im  Gross- 
herzogtum auf  die  auf  Aktien  gegründeten  Unternehmungen  sowohl  die  Be- 
stimmungen über  die  Gewerbesteuer  als  diejenigen  über  die  aUgemeine  Ein- 
kommensteuer Anwendung  finden  sollen."  (Motive.) 

Der  1.  Entwurf  stimmt  in  seinem  Wortlaut  mit  dem  Gesetz  überein  in 
Pos.  2  und  .3.  nicht  aber  in  Pos.  1  und  2  und  letztem  Absatz.  Diese  lauteten 
im  1.  Entwurf: 

1)  die  Zinsen  aus  Anlehen  des  Deutschen  Reiches,  sowie  aus  Schuldbriefen 
deutscher  und  nicht  deutscher  Staaten,  Gemeinden  und  anderer  öffent- 
licher Verbände; 
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und  anderen  Kautionen,  Hinterlegungsgeldem,  sowie  die  Erträge  aus  ver- 
zinslieli  gewordenen  Zins-  und  anderen  Ausständen. 

4)  Die  Zinsen,  welche  infolge  des  Besitzes  von  Lotterieanlehenslosen,  verzins- 
lichen wie  unverzinslichen,  bezogen  werden,  ferner  solche,  welche  in  unver- 
zinslichen Kaufschillingszielen,  diskontierten  Wechseln,  Schatzscheinen  und 
in  anderen  unverzinslichen  Kaijitalforderungen  einbegriffen  sind. 

Dividenden  und  Zinsen  von  Aktien  der  im  Grossherzogtum  gewerb- 
steuerpflichtigen  industriellen  und  Handelsuntemehmungen  bleiben  bei  der 
Kapitalrentensteuer  ausset  Betracht. 


2)  die  Zinsen  aus  Schuldbriefen  von  Eisenbahn-,  Bank-,  Bergwerks-  und 
anderen  industriellen  oder  Handelsuntemehmungen. 

Dividenden  und  Zinsen  von  Aktien  der  gewerb esteuei-pflichtigen,  in- 
dustriellen und  Handelsunternehmungen  bleiben  bei  der  Kapitalsteuer 
ausser  Betracht. 

In  dieser  Form  wurde  der  1.  E.  auch  in  1.  und  2.  Lesung  angenommen. 
Der  2.  Entwurf  stimmt  genau  mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  überein. 
Die  Aenderungen  gegenüber  dem  1.  Entwurf  wurden  in  den  Regierungsmotiven 
folgendermassen  begründet:  Neu  ist  unter  Ziffer  1  hinter  die  , Zinsen"  die  Ein- 
schaltung „oder  Renten,  welche  mit  Art.  1  lit.  a  des  bayr.  Gesetzes  vom  19.  Mai 
1881  übereinstimmt  und  in  dem  Vorhandensein  staatlicher  Renten b riefe  be- 
gründet ist.  Gegenüber  den  früheren  Beschlüssen  der  2.  K.  der  Stände  ist 
ferner  bei  Ziffer  2  ein  Zusatz  angebracht  worden,  wonach,  vorbehaltlich  der 
Ausnahmebestimmung  im  letzten  Absatz  die  Zinsen,  Renten  und  Dividenden  aus 
Aktien  oder  Geschäftsanteilen  von  Unternehmen  jeder  Art  der  Kapitalrenten- 
steuer unterliegen.  Es  soll  dies  zur  Beseitigung  von  Zweifeln  dienen,  obgleich 
sich  von  selbst  verstehen  dürfte,  dass  sowohl  die  Zinsen  aus  Prioritäten  von 
Aktiengesellschaften,  als  die  Dividenden  und  Zinsen  von  Aktien  der  im 
Grossherzogtum  nicht  gewerbesteuerpflichtigen  industriellen  und  Handels- 
untemehmungen, insoweit  in  letzterer  Beziehung  nicht  etwa  das  Reichsgesetz 
wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  entgegensteht,  der  Kapitalrentensteuer 
unterworfen  sind". 

Bei  der  Beratung  des  1.  Entwurfs  wurden  bei  der  1.  Lesung  abgelehnt 
folgende  Anträge: 

1)  Dem  letzten  Absatz  die  Fassung  zu  geben:  „Dividenden  und  Zinsen 
von  Aktien  industrieller  und  Handelsunternehmungen  bleiben  bei 
der  Kapitalsteuer  ausser  Betracht"  (abgelehnt   mit   allen  gegen  8  St.). 

2)  „Dividenden  und  Zinsen  von  Aktien  der  gewerbesteuerpflichtigen  industriel- 
len und  Handelsunternehmungen  kommen  bei  der  Kapitalsteuer  dann 
in  Betracht,  wenn  die  betreffenden  Unternehmungen  im  Reichsausland 
ihren  Sitz  haben"  (abgelehnt  mit  20  gegen  19  St.). 

3)  Hinter  Handelsunternehmungen  zu  setzen: 

„sowie  die  Zinsen  auf  die  im  Inlande  hypothekarisch  angelegten  Dar- 
lehen" (abgelehnt  mit  allen  gegen  2  St.). 

Bei  der  Beratung  des  2.  Entwurfs  wurde  ein  Antrag,  den  letzten  Absatz 
zu  streichen,  abgelehnt  und  derselbe  mit  20  gegen  16  St.   angenonuuen. 

Auf  eine  Anfrage  hin  erklärte  die  Regierung  bei  der  Beratung  des  2.  E. 
zu  Art.  2  Pos.  2,  dass  diese  Position  sich  auf  Bezüge  erstreckt,  die  etwa  vom 
Auslande  kommen,  von  Instituten,  die  nicht  im  Inlande  der  Gewerbesteuer  bereits 
unterliegen.  Insofern  solche  Bezüge  als  Kapitakenten  angesehen  werden  müssen, 
sollen  sie  besteuert  werden.  Die  Kapitalien,  die  zu  einem  geschäftlichen  oder 
gewerblichen  Betriebe  im  Grossherzogtum  nötig  sind,  unterliegen  natürlich  nicht 
der  Kapitalrentensteuer  laut  letzten  Abs.  des  Art.  2. 
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Artikel  3. 

Landesangehörige  —  Körperschaften.  Stifioingen,  Anstalten  und  Gesellschaften 
einbegriffen  —  sind,  wenn  sie  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870, 
die  Beseitigimg  der  Doppelbesteuerung  betreffend,  ihren  Wohnsitz  oder  Aufent- 
halt im  Grossherzogtum  haben,  mit  dem  ganzen  Betrag  ihres  nach  Art.  2  steuer- 
baren Zinsbezugs  der  Kapitalrentensteuer  unterworfen,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  das  gedachte  Einkommen  von  im  Inlande,  im  übrigen  Reichsgebiete  oder 
im  Auslande  angelegten  Kapitalien  herstammt. 

Dem  Grossherzoglichen  Staatsverbande  nicht  angehörige  Personen  unter- 
liegen dieser  Steuer  nur  dann,  wenn  sie  im  Grossherzogtum  wohnen  und  daselbst 
eine  mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung  ausüben  oder  ausgeübt  haben. 

Art.  3.  ^In  Bezug  auf  die  Inländer  entspricht  der  erste  Absatz  dieses 
Artikels  dem  in  dem  mehrerwähnten  Reichsgesetz  ausgedrückten  Princip,  dass, 
was  hier  speciell  das  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  angeht,  für  die  Besteue- 
rung innerhalb  des  Deutschen  Reichs  nur  der  Wohnsitz  massgebend  ist.  Die 
im  Grossherzogtum  wohnenden  sonstigen  Reichsangehörigen  imd  Ausländer  sollen 
wie  die  Inländer  behandelt  werden,  sobald  sie  daselbst  ein  mit  Erwerb  ver- 
bundenes Geschäft  betreiben,  dagegen  in  allen  anderen  Fällen  von  der  Kapital- 
rentensteuer befreit  bleiben,  indem  ihre  Zuziehung  zur  Einkommensteuer  nach 
Art.  1  Pos.  2  a  imd  b  imd  Pos.  3  a  und  Art.  3  des  bezüglichen  Gresetzentwurfs 
in  Aussicht  genommen  ist,  imd  es  bedenklich  sein  würde,  solche  Nichtangehörige 
des  Grossherzogtums  neben  der  Einkommensteuer  noch  mit  der  Kapitalrenten- 
steuer zu  belegen."     (Motive.) 

Im  1.  Entwurf  lautete  der  Abs.  2:  ,Der  gleichen  Steuer  unterliegen  Ange- 
hörige der  übrigen  deutschen  Staaten  sowohl  als  Reichsausländer,  welche  im 
Grossherzogtum  wohnen  und  daselbst  eine  mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung 
ausüben."  Der  Ausschuss  beantragte  den  Strich  der  Worte  ,und  daselbst  eine 
mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung  ausüben,"  weü  eine  solche  Befreiung  dem 
Inländer  gegenüber  sich  nicht  rechtfertigen  lasse.  Bei  den  Verhandlungen  wurde 
der  Zusatz  aber  für  praktisch  gehalten,  weü  nur  der  Ausländer,  der  ein  Gewerbe 
betreibe,  ein  bindendes  Interesse  habe,  im  Lande  zu  bleiben.  Wenn  aber  der  Aus- 
länder, der  nur  von  seinen  Renten  lebe,  sich  durch  die  Kapitalrentensteuer  belastet 
fühlen  und  deshalb  seinen  Aufenthalt  im  Lande  nicht  nehmen  würde,  so  schädige 
dies  das  Land,  insbesondere  die  grösseren  Städte,  sehr,  ohne  dass  für  Heran- 
ziehung solcher  Personen  ein  eigentlich  gewichtiges  Motiv  vorhanden  wäre. 
Nur  hielt  man  noch  einen  Zusatz  am  Schluss  y,oder  ausgeübt  haben  und  ihren 
Wohnsitz  beibehalten"  für  nötig,  damit  nicht  Ausländer,  welche  lange  Zeit  im 
Lande  ein  Gewerbe  ausüben,  sich  da  ein  Vermögen  erwerlsen,  dann  das  Gewerbe 
aufgeben  und  femer  im  Lande  leben,  kapitalsteuerfrei  bleiben.  Bei  der  2.  Lesung 
wm-de  für  den  2.  Abs.  die  dem  bayrischen  Gesetz  entlehnte  Fassung  vorge- 
schlagen und  angenommen,  wie  sie  oben  im  Gesetzestext  sich  findet.  Es  sollte 
dadurch  der  Zweifel  beseitigt  werden,  ob  vielleicht  nicht  Ausländer,  die  aus 
dem  Inland  Kapitalrenten  beziehen,  zur  Steuer  zugezogen  werden  müssen. 
Der  bei  erster  Lesung  gemachte  Zusatz  „imd  ihren  Wohnsitz  beibehalten" 
wurde  gestrichen,  weil  es  sich  von  selbst  versteht,  dass  ein  Ausländer,  der  ein 
Gewerbe  ausgeübt  hat,  nur  dann  zur  Steuer  herangezogen  werden  kann,  wenn 
er  im  Grossherzogtum  wohnen  bleibt.  Das  Wohnenbleiben  ist  aber  schon  vorher 
erwähnt. 

Bei  der  Beratung  des  2.  Gesetzentwurfs  wurde  die  Befreiung  der  Ausländer 
von  der  Kapitalrentensteuer  mehrfach  angefochten.  Man  machte  geltend,  dass 
es  eine  Ungerechtigkeit  gegen  die  Einheimischen  sei;  es  werde  eine  Art  gegen- 

Iseitigen  Kriegs  der  benachbarten  Staaten  bezw.  ein  wechselseitiger  Steuerentzug 
geschaffen;  der  Preusse  brauche  nur  nach  Hessen,  der  Hesse  nur  nach  Preussen 
n.  s.  f.  zu  gehen,  um  jeweils  als  Ausländer  steuerfrei  zu  bleiben.     Man  meinte 
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Artikel  4. 
Ehegatten,  welche  zusammen  leben,   werden  bei  der  Besteuerung  als  eine 
Person   angesehen,    desgleichen  Eltern   mit   den  in  ihrer  Haushaltung  lebenden 
unverheirateten  Kindern,   sofern   letztere  nicht  in  anderer  Weise  als  durch  Bei- 
hilfe in  dem  Geschäft  der  Eltern  selbständigen  Erwerb  haben. 

Verheiratete  Personen,  welche  mit  ihren  Kindern,  Eltern  oder  Schwieger- 
eltern in  gemeinschaftlichem  Haushalt  leben,  werden  mit  letzteren  nur  dann  als 
eine  Person  angesehen,  wenn  der  eine  Teil  aus  Mangel  an  Mitteln  zur  Fühnmg 
eines  eigenen  Haushaltes  in  die  Haushaltung  des  anderen  Teiles  aufgenommen 
worden  ist. 

Bei  der  Steuerveranlagung  des  Haushaltungsvorstandes  wird  seinem  Ein- 
kommen an  Kapitalzinsen  das  besondere  Kapitalrenteneinkommen  zugerechnet, 
welches  Angehörige  seiner  Haushaltung,  die  nach  vorstehenden  Bestimmungen 
nait  ihm  als  eine  Person  angesehen  werden,  beziehen. 

sogar,  es  sei  nur  nötig,  dass  ein  Hesse  sich  das  Indigenat  von  Preussen  oder 
Baden  erwerbe,  um  sich  dadurch  steuerfrei  zu  machen.  Das  wurde  aber  als 
ein  Irrtum  erkannt,  da  der  Betreffende,  der  das  Indigenat  eines  anderen  Staates 
erwerben  will,  nach  Art.  7  des  Gesetzes  über  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  wirklich  in  diesem  sich  niederlassen  muss. 
Bei  einer  einzigen  Einkommensteuer  würden  die  Ausländer  auch  nicht  frei  bleiben. 
Es  wurde  von  dieser  Seite  vorgeschlagen,  lediglich  den  Wohnsitz  als  entscheidend 
anzusehen,  so  zwar,  dass  wer  „ein  Jahr  lang"  im  Grossherzogtum  wohnt,  kapital- 
steuerpflichtig werden  sollte  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  eine  mit  Erwerb  ver- 
bundene Beschäftigung  ausübt.  Regierung  wie  die  Mehi-zahl  der  Abgeordneten 
war  gegen  diesen  Vorschlag.  Man  verwies  auf  die  Motive;  dass  ein  im  Inland 
wohnender  Kapitalist,  auch  wenn  er  dem  Grossherzogtum  nicht  angehört,  inso- 
weit das  Reichsgesetz  nicht  entgegensteht,  zur  Kapitalrentensteuer  gezogen 
werden  kann,  war  zweifellos.  Der  Staat  Hessen,  indem  er  die  Kapitalrenten- 
steuer einzuführen  beabsichtigte,  will  indes  von  diesem  Recht  zu  seinem  eigenen 
Nutzen  keinen  Gebrauch  machen,  er  gesteht  ausdrücklich  zu,  dass  auswärtige 
Rentner,  welche  dem  Grossherzogtum,  indem  sie  ihr  Geld  verzehren,  besondere 
Vorteile  bringen,  ohne  dass  sie  daselbst  einen  Beruf  ausüben  oder  durch  andere 
Bande  an  das  Land  gefesselt  sind,  nach  wie  vor  zwar  der  Einkommensteuer, 
keineswegs  aber  der  Kapitalrentensteuer  unterworfen  werden  sollen.  Es  wurde 
auf  den  Schaden  der  Städte  und  bei  den  Beziehungen  des  platten  Landes  zu 
diesen,  indirekt  auch  des  Landes  aufmerksam  gemacht.  Der  eventuelle  sichere 
Wegzug  grosser  Kapitalisten  wurde  behauptet. 

Art. '4.  „Die  hierin  enthaltenen  Bestimmungen  entsprechen  dem  Art.  5 
des  Einkommensteuergesetzes.  Da  sich  die  darin  angegebenen  Kriterien  für  die 
eigene  Steuerpflichtigkeit  einer  Person  bewährt  haben,  was  in  gleicher  Weise 
von  der  am  Schlüsse  hinsichtlich  der  Steuerveranlagung  des  Haushaltungsvor- 
standes enthaltenen  Bestimmung  gilt,  so  empfiehlt  es  sich,  diese  Vorschriften 
unverändert  auch  bei  der  Kapitalrentensteuer  einzuführen."  (Motive.) 

Im  1.  Entwurf  lautete  der  Abs.  1:  „Ehegatten,  welche  zusammenleben, 
werden  bei  der  Besteuerung  als  eine  Person  angesehen,  desgleichen  Eltern  mit 
den  in  ihrer  Haushaltung  lebenden  unverheirateten  Kindern,  sofern  letztere 
weder  Ortsbürger  geworden  sind  noch  in  anderer  Weise  als  durch  Beihilfe  in 
dem  Geschäft  der  Eltern  selbständigen  Erwerb  haben."  Auf  Antrag  des  Aus- 
schusses wurden  bei  Beratung  des  1.  Gesetzentwurfs  wie  im  Einkommensteuer- 
gesetze die  Worte  „weder  Ortsbürger  geworden  sind,  noch"  gestrichen.  Von 
einer  Seite  wurde  hervorgehoben,  dass  der  erste  Abschnitt  in  manchen  Fällen 
nicht  gerechtfertigt  sei.  Es  könnten  Ehegatten  zusammenleben  in  ganz  getrennten 
Güterverhältnissen;    die   Ehefrau   habe   alsdann   für    sich   die   selbständige  Ver- 
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Artikel  5. 
Von  der  Kapitalrentensteuer  sind  ausgenommen: 

1)  Die  Mitglieder  des  grossherzoglichen  Hauses. 

2)  Der  Staat. 

3)  Anstalten,  welche  vom  Staat  durch  jährliche,  nicht  aus  privatrechtlichem 
Titel  zu  leistende  Zuschüsse  imterstützt  werden. 


waltung   ihres   Vermögens.     Warum    solle   hier   dennoch    eine   Personeneinheit 
bestehen? 

Die  Fassung  des  2.  Entwurfs  ist  genau  die  des  Gesetzes;  gegenüber  dem 
1.  Entwurf  ist  nur  neu.  dass  im  2.  Absatz  noch  die  »Kinder"  vor  „Eltern  oder 
Schwiegereltern"  eingefügt  sind. 

A  r  t.  5.  Die  einzelnen  Bestimmrmgen  sind  den  Motiven  zufolge  dem  Art.  4 
des  bayr.  Ges.  v.  19.  Mai  1881,  dem  Art.  3  des  württ.  Ges.  v.  19.  Sept.  1852 
und  dem  Art.  5  des  bad.  Ges.  v.  29.  Juni  1874  nachgebildet. 

Pos.  1  entspricht  der  in  Pos.  1  Art.  6  des  Einkommensteuergesetzes  ent- 
haltenen Ausnahmebestimmung.  (Motive.)  Bei  der  Beratung  des  1.  Gesetzent- 
wurfs wurde  beantragt,  die  Pos.  1  zu  streichen.  Weder  die  Verfassungsurkunde 
noch  sonst  irgend  ein  Gesetz  bestimme,  dass  das  grossh.  Haus  steuerfrei  sei  und 
bleiben  solle.  Wenn  ein  Mitglied  des  grossh.  Hauses  Kapitalien  ansammle, 
so  habe  es  auch  die  Pflicht,  die  Steuer  dafür  zu  zahlen,  wie  man  von  dem  Ge- 
ringsten der  Bürger  verlange.  Auch  in  andern  Ländern  beschränke  die  Gesetz- 
gebung die  Steuerfreiheit  vielfach  auf  die  Regenten  und  ihre  direkte  Familie, 
in  England  sei  bloss  die  Königin  steuerfrei.  Die  Sache  liege  bei  der  Kapital- 
rentensteuer anders  als  bei  der  Einkommensteuer,  bei  der  die  Domänenverhält- 
nisse hereinspielten.  Die  Einkünfte  der  hessischen  Domänen  flössen  sämtlich 
in  die  Staatskasse,  nur  bei  etwaigem  Ausscheiden  der  Dvnastie  kämen  die 
Domänen  zur  Erörterung.  Das  grossherzogliche  Haus  beziehe  nicht  direkt  aus 
seiner  Domäne  Einkünfte,  vielmehr  beschränkten  sich  dessen  Einkünfte,  soweit 
sie  aus  dem  Lande  kämen,  auf  die  Civilliste  und  Deputate  für  die  grossh. 
Prinzen.  Die  Einkommen,  welche  aus  Domänen  flössen,  blieben  unbesteuert,  weil, 
nachdem  die  Civilliste  etc.  festgesetzt  seien,  diese  als  steuerfrei  gedacht  würden. 
Die  Domänenantheile  des  grossh.  Hauses  würden  unter  Umständen  um  dieselbe 
Summe  erhöht  werden  müssen,  als  sie  mit  Steuern  belastet  würden.  Die  Re- 
gierung berief  sich  auf  den  Vorgang  Preussens.     Der  Antrag  wurde  abgelehnt. 

Bei  der  2.  I^esung  fand  der  gleiche  Antrag  nicht  die  genügende  Unter- 
stützung und  kam  deshalb  gar  nicht  zur  Beratung. 

Bei  der  Beratung  des  2.  E.  beantragte  bereits  der  Ausschuss,  dass  nur  der 
Grossherzog  befreit  bleibe,  wogegen  er  es  für  bülig  hielt,  dass  die  übrigen 
Mitglieder  des  gi-ossh.  Hauses  die  Kapitalrentensteuer  bezahlten.  Die  2.  Kammer 
trat  dem  Antrag  bei.  die  1.  K.  ging  aber  nicht  auf  diesen  Beschluss  ein,  sondern 
stellte  die  Regierungsvorlage  wieder  her.  Bei  der  weitem  Rekommunikation 
beharrte  die  2.  K.  auf  ihrem  Standpunkt.  Sie  führte  aus.  die  Kapitalrentensteuer 
sei  eine  Objektsteuer,  wie  die  Grund-  und  Gewerbesteuer,  von  deren  Entrichtimg 
die  Prinzen  und  Prinzessinnen  nicht  entbunden  seien :  die  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer, die  als  bisher  bereits  bestehend  man  nicht  beanstande,  könne 
nicht  als  Analogie  gelten.  Der  Ausschuss  der  1.  K.  gab  die  Richtigkeit  dieser 
Argumentation  jju  und  war  für  Beitritt.  Im  Plenum  aber  fand  dieser  Vorechlag 
keineBilligung;  es  wurde  als  wünschenswert  erachtet,  unziemliche  Nachforschungen 
der  Interna  der  Vermögensverhältnisse  des  grossh.  Hauses  zu  vermeiden.  Ebenso 
wurde  es  für  unzulässig  erklärt,  die  Befreiung  des  Landesherm  von  einer  Un- 
terthanenpflicht  auszusprechen,  da  der  Landesherr  eo  ipso  nicht  steuerpflichtig 
ist.     Die  2.  K.  accommodirte  sich  schliesslich  diesen  Anschauungen. 

Pos.  2  und  3.  ,Es  scheint  angemessen.  Anstalten,  welche  im  öffentlichen 
Interesse  vom  Staat  durch  jährliche,  nicht  aus  privatrechtlichem  Titel  zu  leistende 
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4)  Anstalten  für  Wohlthätigkeit,  Kranken-  und  Armenpflege,  sowie  öflfentliche 
Anstalten  für  den  Unterricht  und  öffentliche  Spar-  und  Leihkassen. 

5)  Bürgerliche  und  kirchliche  Gemeinden  und  Verbände  hinsichtlich  der  Zins- 
bezüge, welche  zu  Zwecken  dieser  Korporationen  dienen  oder  bestimmt  sind. 

Zuschüsse  unterstützt  werden,  ebenso  von  der  Kapitalrentensteuer  frei  zu  lassen, 
wie  den  Staat  selbst."     (Motive.) 

Pos.  4.  , Anstalten  der  hier  erwähnten  Art,  worunter  auch  Stiftungen  und 
Vereine,  welche  die  angegebenen  Zwecke  verfolgen,  verstanden  sind,  werden, 
wie  anderweit,  da  sie  dem  öffentlichen  Interesse  oder,  ohne  auf  Gewinn  der 
Beteiligten  gerichtet  zu  sein,  der  allgemeinen  Wohlfahrt  dienen,  steuerfrei  zu 
lassen  sein."  (Motive.)  Durch  diese  Erläuterung  wurde  die  Aufnahme  des  Wortes 
, Stiftungen"  hinter  Anstalten,  wie  sie  bei  der  Beratung  des  1.  E.  von  der  2.  K. 
beschlossen  worden  war,  unnötig. 

Pos.  5.  „Es  ist  nicht  die  Absicht,  Zinsenbezüge  bürgerlicher  und  kirch- 
licher Gemeinden  oder  Stiftungen  principiell  von  der  Kapitalrentensteuer  freizu- 
geben. Solange  von  diesen  Bezügen  jedoch  angenommen  werden  muss,  dass  sie  zu 
den  Zwecken  dieser  Coi-porationen  unmittelbar  oder  doch  demnächst  unzweifel- 
haft dienen,  so  dass  die  durch  die  staatliche  Steuer  entzogenen  Mittel  auf  anderem 
Wege  aufgebracht  werden  müssten,  soll  von  Zuziehung  der  betreffenden  Ein- 
künfte zur  Kapitalrentensteuer  abgesehen  werden.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass 
unter  bürgerlichen  Gemeinden  auch  Kreis-  und  Provinzialverbände  verstanden 
werden,  und  unter  kirchlichen  Gemeinden  auch  die  betreffenden  israelitischen 
mit  inbegriffen  sind."     (Motive.) 

Bei  der  Beratung  des  1.  E.  wurde  von  der  2.  K.  auf  Antrag  des  Ausschusse» 
die  Freigabe  der  kirchlichen  Stiftungen  selbst  mit  der  Beschränkung  des  Nach- 
satzes nicht  für  gerechtfertigt  und  leicht  zu  Missverständnissen  Anlass  bietend 
angesehen  und  deshalb  gestrichen;  der  2.  E.  und  das  Gesetz  stehen  auf  gleichem 
Standpunkt. 

Pos.  6.  „Es  dürfte  sich  empfehlen,  die  hier  erwähnten  Anstalten,  welche 
sich  den  Erwerb  eines  Einkommens  nicht  zum  Ziel  setzen,  deren  gesammelte 
Mittel  vielmehr  zur  Erfüllung  der  gesellschaftlichen  Verpflichtungen  dienen, 
bei  der  Kapitalrentensteuer,  wie  solches  auch  anderwärts  geschieht,  ausser  Be- 
tracht zu  lassen."     (Motive.) 

Pos.  7.  „Es  würde  zu  weit  führen,  auch  das  kleinste  Einkommen  aus 
Kapitalzinsen  zur  Versteuerung  besonders  auszuscheiden.  Personen,  deren  Ein- 
kommen an  solchen  Bezügen  eine  gewisse  Grenze  nicht  überschreitet,  sollen  daher 
zur  Kapitalrentensteuer  nicht  zugezogen  werden.  Hierbei  wird  davon  ausge- 
gangen, dass  einesteils  ein  Minimum  von  Einkommen  aus  zinstragendem  Kapital 
kaum  eine  besondere  Steuerfähigkeit  begründet  und  dass  anderseits  mit  Auf- 
nahme einer  bezüglichen  Bestimmung  in  das  Gesetz  die  Veranlagung  der  Steuer 
in  hohem  Masse  vereinfacht  wird,  da  infolge  derselben  die  gi'osse  Masse  der 
Einkommensteuerpflichtigen  von  vornherein  ausser  Berücksichtigung  bleibt,  ohne 
dass  der  dadurch  bewirkte  Ausfall  als  besonders  nennenswert  zu  bezeichnen  ist. 
Die  hierdurch  von  vornherein  bewirkte  Beschränkung  der  Zahl  der  Kapital- 
steuerpflichtigen hat  den  sehr  erheblichen  Vorteil  zur  Folge,  dass  der  Veranlagung 
des  einzelnen  Pflichtigen,  wie  solches  das  Wesen  der  Kapitalrentensteuer  unbedingt 
erfordert,  grössere  Aufmerksamkeit  zugewendet  werden  kann.  Nach  dem  bayr. 
Gesetz  sind  die  Kapitalien  jener  Personen,  deren  ganze  jährliche  Kapitalrente 
den  Betrag  von  40  M.  nicht  erreicht,  von  der  Kapitalrentensteuer  ausgenommen. 
Das  neue  badische  Gesetz  befreit  alle,  deren  steuerbare  Zinsen  und  Renten, 
nach  Abzug  etwaiger  Schuldzinsen  und  Lasten,  die  Summe  von  60  M.  jährlich 
nicht  übersteigen.  In  der  proponirten  Bestimmung  ist  auf  Grund  eingehender 
Ei-wägung  dieser  speciellen  Frage  die  Summe  von  100  M.  aufgenommen,  welche 
den  fünfprozentigen  Zinsen  eines  Kapitals  von  2000  M.  entspricht.  Neben  dem 
erwähnten  allgemeinen  Zweck  der  Ausscheidung  der  gi'ossen  Masse  kleinster 
Kapitalisten  wurde  hierbei  noch  speciell   ins  Auge  gefasst,    dass   nicht  die  Ab- 
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6)  Auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Anstalten  zur  Versicherung  gegen  Feuer-, 
Wasser-,  Hagel-  und  Viehschaden  oder  gegen  Schaden  aus  anderen  Un- 
glücksfallen;   femer    die   auf  Gegenseitigkeit  gegründeten   Sustentations- 


sicht  vorliege,  die  in  den  Sparkassen  angelegten  Ersparnisse  der  Dienstboten,  so 
weit  sie  nicht  einen  nennenswerten  Betrag  überschreiten,  der  Kapitalrentensteuer 
zu  unterwerfen.  Es  wird  sich  hiernach  empfehlen,  die  Summe,  welche  die  Steuer- 
pflichtigkeit im  Einzelnen  begründen  soll,  nicht  zu  gering  zu  greifen  und  dürfte 
in  diesem  Sinne  die  vorgeschlagene  runde  Summe  von  100  M.  als  angemessen 
erscheinen.  *     (Motive.) 

Bei  der  Beratung  des  2.  Entwurfs  wurde  ein  Antrag  gestellt,  die  Summe 
von  100  auf  200  M.  zu  erhöhen.  Die  Aenderung  sollte  bezwecken,  dass  Arbeiter 
und  kleine  Leute,  besonders  Dienstboten  nicht  von  der  Kapitalrentensteuer  ge- 
troffen und  mit  Untersuchungen  bezüglich  derselben  behelligt  würden.  Diesem 
Antrag  wurde  entgegengehalten,  dass  bei  100  M.  Rente,  also  bei  einem  Kapital 
von  2500  M.  die  Mehrzahl  der  kleinen  Ersparnisse  thatsächlich  frei  bleiben,  es 
sei  kaum  nötig,  bis  zu  5000  M.  Kapital  zu  gehen.  Das  hessische  Gesetz  gehe 
ohnehin  schon  weiter  als  das  bayrische  und  badische. 

Pos.  8.  Der  1.  Entwurf  lautete:  Witwen,  elternlose  Minderjährige  imd 
erwerbsunfähige  Personen,  wenn  ihre  Bezüge  an  Kapitalzinsen  einschliesslich 
ihres  sonstigen  Einkommens  die  Summe  von  600  M.  jährlich  nicht  erreichen. 
Die  Motive  bemerkten  hiezu,  dass  die  drei  süddeutschen  Nachbarstaaten  diese 
wenig  steuerfähigen  Personen  entweder  ganz  oder  teilweise  befreiten.  Die  obige 
Bestimmung  ist  dem  badischen  Gesetz  entlehnt. 

Bei  der  Beratung  des  1.  Entwurfs  wurde  der  Antrag  gestellt,  Pos.  8  fol- 
gendermassen  zu  fassen:  „Die  Witwen,  elternlose  Minderjährige  und  erwerbs- 
unfähige Personen  unter  1100  M.  Gesamteinkommen,  welche  nicht  wenigstens 
550  M.  Kapitalzinsen  zu  beziehen  haben."  Es  wurde  zur  Begründung  angeführt, 
dass  der  Betrag  von  1100  M.  an  und  für  sich  schon  für  elternlose  Minderjährige, 
deren  Erziehimg  zu  besorgen  sei,  für  Witwen,  denen  die  Unterstützung  voll- 
ständig fehle,  für  Erwerbsunfähige,  die  durch  Krankheit  an  Erwerb  verhindert 
seien,  gering  genug  gegriffen  sei.  Es  erscheine  als  eine  Härte,  solche  Personen, 
schon  wenn  sie  ein  Einkommen  von  600  M.  hätten,  zu  besteuern,  zumal  die 
Regel  sei,  dass  sie  im  Laufe  eines  mühevollen  langen  Lebens  sich  eine  kleine 
Ersparnis  angesammelt  hätten  und  im  Alter  von  dem  Ergebnis  ihrer  Arbeit 
leben  wollten.  Es  wurde  auch  daran  erinnert,  dass  diese  Bestimmung  die 
Ausführung  des  Gesetzes  wesentlich  erleichtere,  insofern  als  volle  6  Einkommen- 
Steuerklassen  von  der  neuen  Steuer  freigelassen  werden  sollten.  Die  Begrenzung, 
jwenn  sie  nicht  zugleich  einen  Rentenbezug  von  über  550  Mark  beziehen"  Avurde 
beigefügt,  weil,  wer  einmal  sich  ein  Vermögen  von  11,000  M.  angesammelt 
habe  oder  darüber,  wohl  der  bestehenden  Gesetzgebxmg  unterworfen  werden 
könne  und  solle,  um  eine  Ungleichheit  zu  beseitigen,  die  auch  sonst  mit  anderen 
im  Lande  stattfinden  würde.  Von  denen,  welche  den  Antrag  bekämpften,  wurde 
auf  die  Geringfügigkeit  der  Kapitalrentensteuer  hingewiesen  und  betont,  dass 
die  Kapitalrentensteuer  ein  Aequivalent  sein  soll  für  die  Last  der  Grundsteuer 
und  der  Gewerbesteuer.  Wer  einen  Morgen  Land  besitze  oder  ein  ganz  kleines 
Häuschen,  sei  in  derselben  Lage,  wie  die  Witwe  mit  der  kleinen  Rente.  Der 
Antrag  widerspreche  dem  System,  das  im  Einkommensteuergesetz  und  hier 
aufrechterhalten  sei.  Nirgends  werde  bei  einem  Einkommen  auf  die  Zahl  der 
Personen  gesehen,  welche  sich  in  ein  Gesamteinkommen  teilten:  nach  dem 
Antrag  würde  sich  die  sonderbare  Konsequenz  ergeben,  dass  eine  einzeln  stehende 
Witwe  bei  einem  Einkonunen  von  so  und  soviel  von  der  Steuer  befreit  würde, 
während  eine  Witwe,  die  zufällig  mehrere  Kinder  und  ein  unbedeutend  höheres 
Einkommen  besitze ,  die  Steuer  zahlen  müsse.  Wer  ein  Kapitalvermögen  von 
11,000  M.  und  550  M.  sonstiges  Einkommen  habe,  könne  die  Kapitalrentensteuer 
bezahlen.  —  Dem  wurde  wieder  entgegengehalten,  dass  der  kleine  Landmann, 
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und  Krankenkassen  von  Arbeitern,  sowie  die  auf  Gegenseitigkeit  gegi-ündeten 
Sterbekassen. 

7)  Diejenigen  Personen,  deren  steuerbare  Zinsen  die  Summe  von  100  Mark 
jährlich  nicht  ei-reichen. 

8)  Witwen,  elternlose  Minderjährige  und  erwerbsunfähige  Personen,  bei  einem 
Gesamteinkommen  von  weniger  als  1500  Mark,  wenn  ihre  Bezüge  an 
Kapitalzinsen  die  Summe  von  750  Mark  jährlich  nicht  erreichen. 

Artikel  6. 

Bei  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Witwen-  und  Waisenkassen  und  bei 
Versorgungsanstalten,  ferner  bei  auf  Gemeinschaftlichkeit  des  Erträgnisses,  der 
Verluste  und  Verwaltungskosten  gegründeten  Spar-  und  Leihkassen,  Vorschuss- 
vereinen  und   anderen  Erwerbs-   und  Wirtschaftsgenossenschaften,    sofern   diese 


der  ein  Aeckerchen  und  noch  gesunde  Arbeitshände  habe,  in  der  glücklichen 
Lage  sei,  dass  er  sich  durch  seine  Arbeit  nicht  nur  ernähren,  sondei'n  auch  sein 
Vermögen  durch  Fleiss  vermehren  könne.  Aber  diese  Minderjährigen  und  armen 
Witwen  und  ai'beitsunfähigen  Leute  seien  nicht  in  der  gleichen  Lage.  Im 
übrigen  solle  nur  bezüglich  der  550  M.  Rente  die  Steuerfreiheit  eintreten, 
damit  sei  keineswegs  Steuerfreiheit  überhaupt  ausgesprochen,  da  die  Einkommen- 
steuer noch  in  Betracht  komme.  Der  Antrag  wurde  abgelehnt  und  der  Regie- 
rungsentwurf angenommen. 

Bei  Vorlage  des  2.  Entwurfs  nahm  die  Regierung  aber  den  abgelehnten 
günstigeren  Antrag  wieder  auf.  Sie  ging  dabei  namentlich  davon  aus,  dass  in 
Betracht  der  gesellschaftlichen  Stellung  nicht  weniger  der  in  Rede  stehenden 
Steuerpflichtigen  selbst  bei  einem  Gesamteinkommen  von  1100  M.,  der  untern 
Grenze  der  künftigen  6.  Einkommensteuerklasse,  die  Fähigkeit  zur  Entrichtung 
einer  höhern  als  der  bisherigen  Steuer  kaum  als  vorhanden  angesehen  werden 
kann.  Die  vorgeschlagene  mildere  Bestimmung  schliesst  sich  Art.  4  Z.  9  des 
bayrischen  Gesetzes  an,  worin  es  heisst,  dass  Witwen  und  minderjährige  Waisen, 
ebenso  minderjährige  Dopi^elwaisen,  deren  Kapitalrente  den  Betrag  von  500  M. 
jährlich  nicht  übersteigt,  wenn  ihnen  ausser  dieser  Kapitalrente  nicht  noch 
anderweitiges  Einkommen  von  wenigstens  500  M.  zusteht,  lediglich  die  Hälfte 
der  in  Art.  2  bestimmten  Steuersätze  zu  entrichten  haben.  In  Hessen  erschien 
unter  gleichen  Verhältnissen  die  gänzliche  Befreiung  von  der  Kapitalrentensteuer 
gerechtfertigt,  weil  neben  derselben  noch  die  allgemeine  Einkommensteuer, 
welcher  die  betreffenden  Pflichtigen  unterworfen  sind,  besteht.  Die  Kammer 
schloss  sich  dieser  Proposition  an;  aber  verschiedene  Anträge  wollten  im  Hinblick 
auf  viele  Witwen,  die  eine  Reihe  von  Kindern  zu  erziehen  haben  und  auf 
viele  dürftige  Rentner,  die  durch  die  Verhältnisse  gedrängt  worden  sind,  Rentner 
zu  werden  (kleine  Handwerker  etc.),  noch  weitergehende  Befreiungen;  der  eine 
wollte  die  beiden  Zahlen  1100  und  500  durch  1400  und  800,  ein  anderer  durch 
1500  und  750  (was  auch  Annahme  fand)  einsetzen,  ein  letzter  verlangte  die 
Streichung  der  Pos.  7  und  8  und  Ersetzung  der  beiden  durch  die  Bestimmung: 
„Personen,  dei-en  Gesamteinkommen  die  Summe  von  1500  M.  nicht  erreichen." 
Zu  Gunsten  des  erstgenannten  Antrags  wurde  noch  besonders  geltend  gemacht, 
dass  er  es  möglich  mache,  eine  Kapitalrente  von  800  M.  und  eine  Pension  von 
600  M.  steuerfrei  zu  lassen;  man  legte  aber  keinen  Wert  auf  dieses  Argument, 
weil  die  Annahme  des  Antrags  eine  ganz  besondere  Einschätzung  bedingt  hätte, 
indem  die  Einkommensteuerklassen  der  2.  Abteilung  die  Zifl^er  1400  gar  nicht  ent- 
halten, sondern  1100—1300,  1300—1500.  Gar  keinen  Anklang  fand  der  letzte 
Antrag;  durch  denselben  wären  alle  Personen  (nicht  bloss  Witwen  etc.),  welche 
ein  Kapital  von  37,500  M.  gehabt  hätten,  befreit  worden. 
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Institute  nicht  etwa  wie  die  Lebensversicherungsanstalten,  der  Gewerbsteuer 
unterliegen  und  schon  aus  diesem  Grunde  von  der  Kapitalrentensteuer  befreit 
sind,  hat  nicht  die  Anstalt  vom  Ganzen,  sondern  jeder  Teilnehmer  von  den 
empfangenen  oder  gut  geschriebenen  Zinsen  aus  der  Anstalt  die  Kapitalrenten- 
steuer zu  entrichten. 

Das  nämliche  gilt  von  den  auf  solcher  Gemeinschaftlichkeit  beruhenden 
Vermögensverwaltungen  mehrerer  zu  diesem  Zwecke  vereinigten  Personen,  wenn 
sie  den  Ertrag  des  imter  gemeinschaftlicher  Verwaltung  befindlichen  Vermögens 
von  Zeit  zu  Zeit  unter  ihre  Mitglieder  verteilen  oder  denselben  gutschreiben. 

Artikel  7. 

Ungeteilte  Erbschaftsmassen   unterliegen   von   dem   auf  das  Ableben   des 

Erblassers   folgenden  Jahr   an  und,   solange  ein  Rechtsnachfolger  in  Bezug  des 

Nachlasses  noch  nicht  eingetreten   ist,   selbständig  der  Kapitakenten-steuer.    Bei 

demnächst   eintretender  Teüung  findet  vom  nächsten  Steuerjahr   an  der  Strich 


Art.  6.  „Unterliegen  Anstalten  der  hier  in  Rede  stehenden  Art  der  Ge- 
werbesteuer, so  versteht  es  sich  nach  den  bereits  entwickelten  Grundsätzen  von 
selbst,  dass  die  darin  wirkenden  zinstragenden  Kapitalien  bei  der  Kapitalrenten- 
steuer ausser  Betracht  bleiben.  Aber  auch  in  dem  Falle,  in  welchem  die  Gewerbe- 
steuer ausser  Konkurrenz  bleibt,  möchte  es  im  Hinblick  auf  die  Eigentümlichkeit 
der  Einrichtungen  und  Zwecke  dieser  Institute  sich  empfehlen,  dieselben  nicht  als 
solche  zur  Kapitalrentensteuer  zu  ziehen,  sondern  jeden  einzelnen  Teilnehmer 
hinsichtlich  der  empfangenen  oder  gutgeschriebenen  Zinsen  aus  der  Anstalt  mit 
der  Steuer  zu  belasten.  Der  gleiche  Grundsatz  soll  bei  auf  Gemeinschaftlichkeit 
beruhenden  Vermögensverwaltungen  unter  den  näher  angegebenen  Bedingungen 
gelten.  Es  wird  hierbei  von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass  es  zweckmässig  sei, 
die  Kapitalrentensteuer  soweit  es  thunlich,  nicht  einer  Gemeinschaft,  sondern  der 
zinsberechtigten  Person  anzusetzen."     (Motive.) 

Der  1.  E.  lautete:  Bei  Witwen-  und  Waisenkassen  und  auf  Gegenseitigkeit 
gegründeten  Versorgungsanstalten  etc.     (Das  übrige  wie  oben.) 

Der  Ausschuss  bemerkte:  Es  kann  nicht  die  Absicht  sein,  die  Spar-  und 
Leihkassen  zur  Besteuerung  selbst  heranzuziehen,  und  muss  demgemäss  der 
Wortlaut  im  Abs.  1  etwas  verändert  werden,  indem  nur  solche  herangezogen 
werden ,  welche  Geschäfte  zum  Vorteile  einzelner  Personen  machen.  Diese 
letzteren  Genossenschaften  werden  aber  mit  Gewerbesteuer  belegt  imd  sind  dann 
auch  von  der  Kapitalrentensteuer  frei.  Der  Ausschuss  beantragte  deshalb,  dass 
die  Worte  „bei  auf  Gemeinschaftlichkeit  des  Erträgnisses,  der  Verluste  imd  Ver- 
waltimgskosten  gegründeten"  gestrichen  werden.  Statt  dieses  Strichs  wurde,  um 
den  gleichen  Zweck  herbeizuftihren,  nämlich  die  Sparkassen  von  Gemeinden  in 
demselben  Sinn  auszunehmen,  wie  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versor- 
gungsanstalten und  Wirtschaftsgenossenschaften,  auf  Antrag  eines  Abgeordneten 
hinter  Waisenkassen  , Sparkassen  von  Gemeinden"  eingeschaltet:  denn  wenn  der 
von  dem  Ausschuss  beantragte  Satz  lediglich  gestrichen  worden  wäre,  so  könnte 
der  gestrichene  Satz  auch  auf  die  Vorschussvereine  und  andere  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  bezogen  werden,  also  eine  Undeutlichkeit  entstehen. 
Die  Regierung  erklärte  sich  damit  einverstanden;  aber  weder  der  2.  E.  noch 
das  Gesetz  berücksichtigte   den  früheren  Beschluss. 

Art.  7.  Im  1.  Entwurf  lautete  der  2.  Satz:  Bei  demnächst  eintretender 
Teilung  findet  auf  erhobene  Reklamation  der  Nachlass  für  die  Erbschafts- 
masse und  die  den  Erbanteilen  entsprechende  höhere  Besteuerung  der  einzelnen 
Erben  statt.  Der  2.  Entwurf  enthielt  die  Fassung  des  Gesetzes;  sie  wurde  ge- 
wählt in  ,  einer  gewissen  Uebereinstimmung  mit  Art.  9  Abs.  2  des  Einkommen- 
steuergesetzes". 
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der  Erbschaftsmasse   als  solcher  und  die  den  Erbanteilen  entsprechende  höhere 
Besteuerung  der  einzelnen  Erben  statt. 

Artikel  8. 

Die  Kapitalrentensteuer  wird  in  sechs  Zielen  nach  den  für  die  übrigen 
direkten  Steuern  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  erhoben. 

Nachtragsrollen  für  diejenigen,  deren  Steuerpflicht  im  Laufe  des  Jahres 
beginnt,  werden  nicht  aufgestellt,  ausser  für  die  Personen,  welche  dadurch,  dass 
sie  ihren  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  nehmen  und  daselbst  eine  mit  Erwerb 
verbundene  Beschäftigung  ausüben,  steuerpflichtig  werden  und  welche  vom 
nächstfolgenden  Monat  an  zur  Steuer  zu  ziehen  sind. 

Von  dem  nämlichen  Zeitpunkte  an  werden  Angehörige  des  Grossherzog- 
tums, welche  bisher  anderwärts  gewohnt  hatten  und  in  das  Grossherzogtum 
zurückgekehrt  sind,  zur  Steuer  gezogen. 

Femer  finden  Steuernachträge  für  diejenigen  Personen  statt,  deren  Kapital- 
renteneinkommen sich  zwischen  der  Zeit  der  Steuerregulierung  und  dem  Beginn 
des  Steuerjahrs  erhöht  hat,  oder  deren  volles  im  Beginne  des  Steuerjahrs  be- 
standenes  Kapitalrenteneinkommen  zur  Zeit  der  Einschätzung  unbekannt  war. 

Artikel  9. 

Eine  Veränderung  an  dem  Einkommen  aus  Kapitalzinsen  im  Laufe  des 
Jahres,  für  welches  die  Veranlagung  erfolgt  ist,  zieht  keine  Erhöhung  oder  Ver- 
minderung der  Steuer  nach  sich.  Nur  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass 
durch  den  Verlust  einzelner  Einnahmequellen,  wozu  freiwillige  Abtretung  von 
Kapitalien  an  Kinder  und  Verwandte  nicht  zu  rechnen  ist,  das  veranschlagte 
laufende  gesamte  Jahreseinkommen  eines  Steuerpflichtigen  aus  zinstragenden 
Kapitalien  für  den  Rest  des  Steuerjahres  um  mehr  als  den  vierten  Teil  ver- 
mindert worden,  kann  eine  verhältnismässige  Herabsetzung  der  Steuer  auf  dem 
Wege  der  Reklamation  mit  Wirkung  vom  Schlüsse  des  Monats  an,  in  welchem 
der  Verlust  eingetreten  ist,  gefordert  werden. 

Im  Falle  des  Ablebens  eines  Steuerpflichtigen  sind  die  Erben  zur  Fort- 
entrichtung der  Steuer  für  das  laufende  Jahr,  sowie  für  dasjenige,  auf  welches 
sich  die  zur  Zeit  des  Ablebens  etwa  bereits  stattgefundene  Veranlagung  bezieht, 
verpflichtet. 

Hört  die  Steuerpflicht  durch  Wegzug  aus  dem.  Grossherzogtum  auf,  so  ist 
die  veranlagte  Steuer  vom  Anfang  des  nächstfolgenden  Monats  an  in  Abgang 
zu  bringen. 

Artikel  10. 

Die  Zahlung  der  angesetzten  Steuer  darf  wegen  einer  Reklamation  in 
keinem  Falle  aufgehalten  werden,  muss  vielmehr  mit  Vorbehalt  des  zu  viel  Be- 
zahlten stets  in  den  bestimmten  Terminen  erfolgen. 


Art.  8.  Die  Motive  verweisen  auf  den  korrespondierenden  Art.  8  des 
Einkommensteuergesetzes.  Der  4.  Absatz  war  im  1.  Entwurf  nicht  enthalten. 
Er  ist  gleichlautend  mit  dem  4.  Abs.  des  Art.  8   des  Einkommensteuergesetzes. 

Art.  9  entspricht  dem  Art.  9  des  Einkommensteuergesetzes. 

Art.  10  findet   sein   Analogon   im   Art.  10    des   Einkommensteuergesetzes. 
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n.    Festsetzimg  des  Steuerbetrages. 

Artikel  11. 

Die  VeranlagTing  der  | Kapitalrentensteuer  erfolgt  in  der  Weise,  dass  je 
acht  Hundertteile  des  nach  Art.  17  des  festgesetzten  Einkommens  der  einzelnen 
Pflichtigen  die  Steuerkapitalien  bilden. 


Art.  11.  „Bei  Festsetzung  der  Verhältniszahlen,  in  welchen  die  Kapital- 
rentensteuer zu  veranlagen  ist.  warft  sich  zunächst  die  Frage  auf,  ob  bei  Einführung 
einer  besonderen,  bezw.  erhöhten  Besteuerung  des  Einkommens  aus  Kapitalzinsen 
eine  Progression  stattzufinden  habe,  wie  solche  bei  der  gegenwärtigen  Einkom- 
mensteuer in  gewissem  Sinne  besteht,  für  die  Zukunft  aber,  wie  dargethan,  in 
weiterem  Umfange  in  Aussicht  genommen  ist.  Eine  derartige  Progression  be- 
steht namentlich  in  Bayern,  wo  ein  Wachstum  der  Steuer  von  l*/2  Prozent  bei 
einer  Jahresrente  von  40  bis  100  M..  bis  zu  SVa  Prozent  bei  einer  Jahresrente 
von  1000  und  mehr  Mark  stattfindet.  Für  das  Grossherzogtum  würde  eine 
Progression  indes  nicht  begiündet  sein,  da  die  Kapitalrentensteuer  für  das  Ein- 
kormnen  aus  zinstragenden  Kapitalien  die  nämliche  Bedeutung  haben  soll,  wie 
die  Grundsteuer  für  das  Einkommen  aus  Grundbesitz ,  die  Gewerbesteuer  für 
dasjenige  aus  Gewerbebetrieb,  bei  diesen  beiden  Steuerarten  aber  eine  Progression 
nicht  stattfindet.  Gerade  mit  Einführung  der  Kapitalrentensteuer  soll  die  Vorweg- 
besteuerung sämtlichen  fundierten  Einkommens  in  thunlichst  gleichartigem  Sinne 
en-eicht  werden.  Die  drei  das  fundierte  Einkommen  treffenden  Steuern  müssen 
daher  auch  hinsichtlich  der  Frage  der  Progression  auf  gleicher  Linie  stehen. 
Aus  diesen  Gründen  ist  in  dem  vorliegenden  Artikel  von  Einführung  irgend 
einer  Progression  abgesehen. 

Von  noch  grösserer  Bedeutimg  ist  die  hier  weiter  in  Betracht  kommende 
Frage,  in  welchem  Betrage  die  Kapitalrentensteuer  erhoben  werden  soll.  Da  die 
Einkommensteuer  bei  dem  jetzigen  Steuerfuss  eine  Belastung  des  Einkommens  von 
zinstragenden  Kapitalien  bis  zu  ungefähr  1,85  Prozent  bereits  in  sich  schliesst, 
für  die  Zukunft  sogar  ein  Aufsteigen  bis  zu  ungefähr  3  Prozent  in  Aussicht  ge- 
nommen ist,  so  muss  die  Frage  der  nochmaligen,  bezw.  erhöhten  Besteuerung 
mit  Vorsicht  behandelt  werden.  Zu  erwägen  ist  hierbei,  dass  die  zinstragenden 
Kapitalien  das  Mass  der  Stabilität,  wie  der  Grundbesitz,  nicht  zeigen,  dass  ein 
zu  hoher  Satz  der  neuen  Steuer  für  die  betroffen  werdenden,  weniger  wohl- 
habenden Klassen  der  Bevölkerung  drückend  wirken  würde  und  dass,  was  die 
grösseren  Kapitalisten,  insbesondere  diejenigen  betrifft,  welche  nicht  gerade 
durch  besonders  feste  Bande  an  das  Grossherzogtum  geknüpft  sind,  die  Gefahr  des 
Wegziehens  sehr  nahe  Hegt.  In  dieser  letzteren  Beziehimg  muss  ins  Auge  gefasst 
werden,  dass  die  Kapitalrentensteuer  in  Verbindung  mit  der  Einkommensteuer 
einen  massigen  Prozentsatz  von  dem  Einkommen  nicht  überschreite  und  dass 
insbesondere  die  diesseitige  Besteuerung  der  Kapitalzinsen  im  ganzen  nicht  im 
Missverhältnis  zu  der  gleichen  Besteuerung  in  den  mehrerwähnten,  das  ganze 
Grossherzogtum  umfassenden  Nachbarländern  stehe.  Was  die  Nichtangehörigen 
des  Grossherzogtums  betrifft,  deren  Zuziehung  zur  Besteuerung  aus  den  ange- 
gebenen Gründen  eine  besondere  Vorsicht  erheischt,  so  wird  auf  das  oben  zu 
Art.  3  Bemerkte  Bezug  genommen.  Von  obigen  Gesichtspunkten  aus  ist  bei 
dem  in  dem  Entwurf  proponierten,  zur  Bildung  der  Steuerkapitalien  dienenden 
Prozentsatze  danach  gestrebt  worden,  eine  nur  massige  Kapitalsteuer  einzuführen. 
Legt  man  den  gegenwärtigen  Ausschlag  an  direkten  Steuern  und  Staatsstrassen- 
baukost^n  von  19  Pf.  auf  die  Mark  Normalsteuerkapital  zu  Grunde,  so  ergibt 
sich  mit  Anwendung  der  jenem  Prozentsatz  entsprechenden  Steuerkapitalien  eine 
Besteuerung  von  nahezu  ein  und  ein  halb  Prozent  des  Einkommens.  Wird 
die  Kapitalrentensteuer  in  Verbindung  mit  der  Einkommensteuer  aufgefasst,  so 
erscheinen  diejenigen  Personen,   deren  gesamtes  Einkonxmen  von  zinstragenden 
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Artikel  12. 
Die  zugesicherten  Jahreszinsen  stellen  das  in  Ansatz  zu  bringende  Ein- 
kommen dar.  Unterliegt  jedoch  der  Ertrag  der  Kapitalanlage  jährlichen 
Schwankungen,  so  ist  derselbe  nach  seinem  wahrscheinlichen  Ergebnis  anzu- 
schlagen und  dabei  der  Durchschnitt  der  drei  letzten  Jahre  zu  Grunde  zu  legen, 
sofern  das  betreffende  Einkommen  schon  drei  Jahre  fliesst,  andernfalls  der  Durch- 
schnitt aus  dem  bezüglichen  geringeren  Zeitraum.  Zinsen  oder  Renten,  welche 
voraussichtlich  uneinbringlich  werden,  bleiben  ausser  Berechnung.  Zinsen,  die 
nicht  jährlich  bezahlt  werden,  sondern  aufwachsen,  sind  unter  dem  steuerbaren 
Einkommen  einzubegreifen  mit  Berücksichtigung  des  Verlustes  an  Zwischenzinsen. 
Bei  Anlagen  in  Schuldverschreibungen  von  Lotterieanlehen  ist  neben  den  jährlich 
etwa  bezahlt  werdenden  Zinsen,  die  Werterhöhung,  welche  sich  aus  der  Differenz 
der  geringsten  Preise  in  den  nächsten  Ziehungen  für  das  Jahr  ergibt,  als  Er- 
trag zu  berechnen. 


Kapitalien  herrührt,  am  schwersten  belastet,  und  zwar  in  um  so  höherem  Mass, 
je  mehr  sich  wegen  der  Höhe  des  Einkommens  die  Progression  bei  der  Ein- 
kommensteuer geltend  macht.  Bei  ausschliesslichem  Bezug  von  Kapitalzinsen 
würde  beispielsweise  für  den  jetzigen  Steuerfuss  folgende  Besteuerung  stattfinden: 


Einkommen          Einkommenst. 

Kapitalst. 

Summe 

Mark                        in  7« 

in  «/o 

7o 

1000                         1,69 

1,50 

3,19 

1500                         1,90 

1,50 

3,40 

2000                         2,00 

1,50 

3,50 

3000                         2,137 

1,50 

3,637 

4000                         2,209 

1,50 

3,709 

5000                         2,261 

1,50 

3,761 

6000                         2,312 

1,50 

3,812 

10000                         2,508 

1,50 

4,008 

20000                         2,765 

1,50 

4,265 

30000  und  mehr      3,000 

1,50 

4,500 

Diese  Gesamtsteuersätze  für  das  Einkommen  aus  zinstragenden  Kapitalien  dürf- 
ten, so  erheblich  auch  die  Steigerung  gegen  den  bisherigen  Einkommensteuer- 
satz sich  herausstellt,  keineswegs  zu  hoch  gegriffen  sein,  zumal  erst  bei  den 
besser  und  sehr  gut  situierten  Pflichtigen  ein  höherer  Prozentsatz  zum  Vorschein 
kommt.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Prozentsatz  der  Gesamtsteuer  sich 
in  dem  Verhältnisse  mindert,  in  welchem  das  Einkommen  nicht  bloss  aus  Kapi- 
talien, sondern  auch  aus  Arbeitsverdienst  herrührt.-  Wird  der  Vergleich  mit 
den  Nachbarstaaten  angestellt,  so  ist  freilich  das  Einkommen  aus  Kapitalzinsen 
in  Preussen  annoch  nur  zu  3  %  >  in  Bayern  hingegen,  wie  diesseits  vor- 
gesehen, bis  zu3,5  7">  in  Württemberg  endlich  durchweg  mit  4,8%  besteuert. 
Ein  geringerer  Ansatz  der  Kapitalsteuer,  als  der  in  obigem  in  Aussicht  ge- 
nommene, würde  finanziell  nur  ein  sehr  massiges  Resultat  liefern  und  die  Aus- 
gleichung zwischen  den  einzelnen  direkten  Steuern  nicht  in  dem  zu  wünschen- 
den Masse  zur  Folge  haben."     (Motive.) 

Was  die  Berechnung  des  Steuerkapitals  des  einzelnen  betrifft,  so  ergibt 
.  es  sich  durch  Multiplikation  von  0,08  mit  der  Kapitalrente ;  also  bei  einer  Kapi- 
talrente von  2113  M.  65  Pf.  beträgt  das  Steuerkapital  169,92.  Die  Regierung 
sicherte  eine  Abrundung  zu,  die  nicht  zur  Belastung  des  Betreffenden  führen  soll. 

Ueber  den  Art.  11  vgl.  noch  oben  S.  348. 

Art.  12.  Der  1.  E.  enthielt  den  Zusatz  „andernfalls  der  Durchschnitt  aus 
dem  bezüglichen  geringeren  Zeitraum'  nicht.  Er  entspricht  aber  dem  Art.  15 
des  Einkommensteuergesetzes. 
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Artikel  13. 

Haften  auf  dem  Bezug  von  Kapitalzinsen  rechtsverbindliche  Lasten,  so  ist 
deren  Wertanschlag  bei  der  Berechnung  des  steuerbaren  Zinsertrages  in  Abzug 
zu  bringen. 

Von  der  steuerbaren  Kapitalrente  dürfen  ausserdem  die  von  dem  Pflichtigen 
erweislich  zu  zahlenden  Passivkapitalzinsen  in  Abzug  gebracht  werden. 

Artikel  14. 

Die  Heranziehimg  zur  Kapitalrentensteuer  erfolgt  auf  Grund  einer  Er- 
klärung, welche  jeder  Steuerpflichtige  über  den  Jahresbetrag  seiner  Zinsen, 
sowie  der  etwa  zum  Abzug  geeigneten  Lasten  bei  der  hierzu  berufenen  Ein- 
schätzungskommission schriftlich  abzugeben  hat. 

Diese  Steuererklärungen  haben  unter  Anwendung  eines  von  unserem  Mini- 
sterium der  Finanzen  festzusetzenden  Formulars  zu  geschehen  und  sind  je  nach 
der  Wahl   des  Steuerpflichtigen   offen   oder  verschlossen  jährlich  nach  erfolgter 


Art.  13.  Bei  der  Beratimg  des  1.  E,  wurde  die  Anfrage  gestellt,  welche 
Arten  rechtsverbindliche  Lasten  gemeint  seien.  Die  Regierung  beantwortete 
diese  Frage  dahin,  dass  darunter  gewisse,  auf  rechtlichem  Verhältnisse  berahende 
Lasten  verstanden  werden  sollen,  welche  mit  dem  Bezug  von  Kapitalzinsen  etwa 
in  specieller  Beziehung  stehen  (z.  B.  Couponsteuer).  Die  Regiening  woUte  nicht 
darunter  begreifen,  dass  erweisliche  Zinsen  von  PassivkapitaHen  bei  Bestimmung 
der  Kapitalrente  in  Abzug  gebracht  werden  können.  Das  letztere  sah  die  Re- 
gierung als  selbstverstäjidlich  an.  Um  aUe  Zweifel  zu  beseitigen,  TSTirde  aber 
von  der  Kommission  nach  Janger  Debatte  (siehe  oben  S.  344)  der  Abs.  2  noch 
hinzugefügt.  Bei  der  Beratung  des  2.  E.  wurde  der  Ausdnick  .rechtsverbind- 
liche Lasten*  bemängelt,  indem  bemerkt  wurde,  dass  eine  Last,  die  nicht 
rechtsverbindlich  sei,  überhaupt  keine  Last  sei.  Es  soll  soviel  heissen,  wie 
verbindliche  Lasten  im  Gegensatz  zu  einer  freiwilligen  Gabe. 

Der  Abzug  der  Passivkapitalzinsen  erstreckt  sich  auf  sämtliche  Schulden 
des  Steuerpflichtigen.  ,Wer  einerseits  20.000  M.  in  Staatsobligationen  hat, 
anderseits  20,000  M.  Kapitalschulden,  indem  er  vielleicht  seinen  Grundbesitz 
oder  sein  Haus  nur  halb  bezahlt  hat,  der  besitzt  kein  Kapitalvermögen  und 
gehört  nicht  zur  Klasse  der  Steuerbaren,  es  sei  denn,  dass  das  geliehene  Kapital 
geringere  Zinsen,  als  ihm  seine  eigenen  Papiere  eingetragen,  kostet,  in  welchem 
Fall  die  Differenz  zu  versteuern  wäre."' 

Bei  der  Beratung  wurde  mehrfach  die  Möglichkeit  der  Hinterziehung  an- 
geregt. Es  wurde  der  Fall  angeführt,  dass  jemand  einige  Wochen  vor  dem 
Termin  der  Steuererklärung  eine  Schuld  aufnehme,  das  Geld  tot  in  den  Kasten 
lege  und  die  Schuld  abziehe.  Man  war  der  Ansicht,  dass  in  diesem  Fall  das 
Nichtausleihen  von  Kapital,  um  die  Steuerbehörde  zu  täuschen,  als  eine  straf- 
bare Hinterziehung  anzusehen  sei.  Zudem -spreche  das  Gesetz  von  ,  Abzug  der 
Passivzinsen ".  Die  Kommission  habe  also  das  Recht,  die  Quittungen  von  diesen 
Zinsen  zu  verlangen,  die  er  während  eines  Jahres  bezahlt  hat.  Wenn  der  Mann 
sich  auf  einige  Tage  ein  Kapital  leiht,  so  kann  er  nur  auf  einige  Tage  diese 
Zinsen  in  Abzug  bringen. 

Art.  14.     Im  1.  E.  lautete  der  Art.  14  folgendermassen : 
„Die  Heranziehung   zur  Kapitalsteuer  erfolgt  auf  Grund  einer  Erklärung, 
welche  jeder  Steuerpflichtige   über   den  Jahresbetrag  seiner  steuerbaren  Zinsen, 
sowie   der   etwa   zum  Abzug   geeigneten  Lasten   bei   der  hierzu  berufenen  Ein- 
schätzungskommission schriftlich  abzugeben  hat. 

Diese  Steuererklärungen  haben  unter  Anwendung  eines  von  unserem  Mini- 
sterium der  Finanzen  festzusetzenden  Formulars  zu  geschehen  und  sind  je  nach 
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öffentlicher  Bekanntmachung  spätestens  bis  zum  1.  Juli,  ohne  dass  der  Steuer- 
pflichtige deshalb  eine  besondere  Aufforderung  abzuwarten  hat,  bei  den  Bürger- 
meistereien abzuliefern,  von  wo  sie  ohne  Verzug  den  Vorsitzenden  der  betreffenden 
Einschätzungskommissionen,  insoweit  verschlossen  uneröfinet,  übersendet  werden. 
Wird  es  von  selten  der  betreffenden  Einschätzungskommission  ausdrücklich 


der  Wahl  des  Steuerpflichtigen  offen  oder  verschlossen  jährlich  spätestens  bis 
zum  1.  Juni  bei  den  Bürgermeistereien  abzuliefern,  von  wo  sie  ohne  Verzug  den 
Vorsitzenden  der  betreffenden  Einschätzungskommissionen  übersendet  werden. 

Wird  es  von  selten  der  betreffenden  Einschätzungskommission  ausdrücklich 
verlangt,  so  ist  der  Steuerpflichtige  verbunden,  weiter  ein  specielles  Verzeichnis 
der  in  Betracht  kommenden  Kapitalforderungen  und  Zinsen  zu  erbringen." 

Nachdem  die  Motive  die  Deklarationspflicht  begründet  (siehe  unten),  erwähnen 
sie  hier  noch  folgendes:  ^Die  sich  auf  die  Erklärung  beziehenden  proponierten 
Bestimmungen  schliessen  sich  den  bezüglichen  Bestimmungen  anderer  Gesetz- 
gebungen an.  Die  Steuererklärungen  müssen  jährlich  so  zeitig  eingereicht  werden, 
dass  von  denselben  für  die  Steuerregulierung  des  folgenden  Jahres  im  vollsten 
Umfange  Gebrauch  gemacht  werden  kann.  Die  Einliefei'ung  bei  den  Bürger- 
meistereien, als  den  dazu  geeigneten  Ortsbehörden,  und  die  Ablieferung  durch 
diese  innerhalb  kürzester  Frist  an  die  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommis- 
sionen (Steuerkommissäre)  ist  so  wichtig,  dass  die  betreffenden  Vorschriften  in 
das  Gesetz  aufzunehmen  sein  dürften.  Eine  Hinweisung  darauf,  dass  die  Er- 
klärung verschlossen  eingereicht  werden  könne,  wird  in  Bezug  auf  die  Er- 
höhung des  Vertrauens  der  Steuerpflichtigen  auf  die  Geheimhaltung  der  von 
ihnen  gemachten  Angaben  von  günstiger  Wirkung  sein  und  die  Vermehrung 
der  Zahl  der  Deklarationen  unzweifelhaft  zur  Folge  haben.  Das  für  die  De- 
klarationen vorzusehende  Formular  wird,  wie  anderwärts,  zwar  hinsichtlich  der 
einzelnen  in  Betracht  kommenden  Kategorien  von  Einkommen  Unterscheidungen 
treffen,  nicht  aber  eine  Anleitung  für  die  specielle  Angabe  jedes  einzelnen  Ein- 
nahmepostens in  sich  schliessen.  Den  Kommissionen  i'esp.  deren  Vorsitzenden 
muss  jedoch  das  Recht  eingeräumt  werden,  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
solches  für  nötig  erachtet  wird ,  ein  specielles  Verzeichnis  der  in  Betracht 
kommenden  Kapitalforderungen  und  Zinsen  zu  verlangen. 

Es  wird  bekannt  gemacht  werden,  dass  die  Formularien  zur  Erklärung 
bei  den  Bürgermeistereien  in  Empfang  zu  nehmen  sind,  übrigens  aber  mit  Rück- 
sicht auf  die  Wichtigkeit  der  erstmaligen  Veranlagung  auch  dafür  Sorge  ge- 
tragen werden,  dass  einem  jeden  Einkommensteuerj^flichtigen ,  bei  welchem  ein 
Einkommen  an  Kapitalzinsen  von  100  M.  und  mehr  zu  vermuten  steht,  mit 
Hilfe  der  Ortsbehörde  ein  Deklarationsformular  zugestellt  wird." 

Die  Deklarationspflicht  wurde  von  einigen  mit  folgenden  Gründen  bekämpft: 
Die  Deklarationspflicht  ist  ein  Privileg  für  die  Unehrlichen,  überbürdet  den  Ehr- 
lichen; die  Fassion  führt  gerade  zu  einer  ungerechten  Verteilung  der  Steuer. 
Der  Staat  ist  nicht  berechtigt,  eine  derartige  Verpflichtung  dem  Staatsbürger 
aufzuerlegen,  wie  auch  im  Kriminalrecht  der  Inkulpat  nicht  gegen  sich  selbst 
zu  zeugen  braucht.  Geschäftsleute, '  die  momentan  oder  länger  in  gewisse  Ver- 
legenheiten kommen,  werden  durch  die  Selbstdeklaration  vor  die  Alternative 
gestellt,  entweder  ihren  Kredit  oder  ihr  Vermögen  zu  schädigen.  Man  muss 
der  Regierung  nicht  alles  zu  leicht  machen,  sondern  auch  das  Interesse  des 
Volkes  wahren.  Die  Deklaration  ist  eine  sehr  schwierige,  und  die  Fehler,  die 
dabei  vorkommen,  bergen  grosse  Gefahren  in  sich.  Das  Steuerpflichtige  wechselt 
fortwährend,  es  kommt  täglich  vor,  dass  ein  Kapitalist  seine  Obligatio.nen  gegen 
kapitalsteuerfreie  Aktien  vertauscht,  diese  wieder  verkauft  und  zeitweise  Geld 
als  Guthaben  beim  Bankier  stehen  lässt.  Für  die  Deklaration  ist  keine  feste 
Basis  gegeben,  und  wenn  sie  sich  etwa  auf  einen  bestimmten  Tag  beziehen 
sollte,  so  kann  es  der  Steuerpflichtige  machen,  dass  er  an  jenem  Tage  weniger 
steuerpflichtiges  Kapital  hat  als  an  einem  andern.    Soll  aber  der  Steuerpflichtige 
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verlangt,  so  ist  der  Steuerpflichtige  verbunden,  weitere  Aufklärungen  der  in 
Betracht  kommenden  Kapitalforderungen  und  Zinsen  zu  erbringen. 

Hält  die  Einschätzungskommission  jemanden,  welcher  innerhalb  der  oben- 
genannten Frist  eine  Erklärung  nicht  abgegeben  hat,  für  steuerpflichtig,  so  hat 

bei  seiner  Deklaration  den  Durchschnitt  von  einem  —  das  war  die  Ansicht  eines 
Abgeordneten  —  oder  vielleicht  von  3  Jahren  ziehen,  so  ist  dies  noch  schwie- 
riger, denn  wie  soll  der  Privatmann,  der  keine  Bücher  fuhrt,  ermitteln,  wenn 
und  wie  lange  sein  Kapital  in  Aktien  oder  in  andern  Wertpapieren,  wie  lange 
es  unverzinslich  oder  verzinslich  beim  Banquier  oder  in  der  Sparkasse  angelegt 
war?  Die  Deklarationspflicht  ist  unhaltbar,  und  es  ist  auch  unrecht,  ausser- 
ordentliche Strafbestimmimgen  zu  treffen.  Die  Fassion  verschlechtert  die 
Moralität;  ein  Kommissionsbericht  der  württembergischen  Kammer  über  den 
Steuerantrag  des  Abgeordneten  Mayer,  erstattet  von  Mohl,  citiert  aus  einem 
Buch  über  die  Verhältnisse  des  Kantons  Neuenburg  in  der  Schweiz,  dass  ein 
allgemeines  System  des  Betrugs  sich  in  die  Sitten  der  Neuenburger  Gesellschaft 
durch  die  Fassion  eingeschlichen  habe.  Durch  die  Fassion  erhöht  man  die 
Wülkür  der  Steuerbeamten.  Eine  Einschätzung  kann  ebensogut  die  Kapitalrente 
einer  Person  herausfinden,  wie  ihr  Einkommen  im  ganzen.  In  der  grossen  Stadt 
Mainz  gibt  es  Makler  und  Unterhändler,  die  bis  ins  kleinste  Detaü  ausrechnen, 
wie  viel  Papiere,  Aktien  u.  s.  w.  eine  Person  besitzt.  Wie  bei  der  Einkommen- 
steuer kaim  auch  hier  der  Kommission  das  Recht  der  Anfirage  und  Auskunft 
beim  Steuerpflichtigen  eingeräumt  werden.  Das  ist  erfolgreicher  als  erzwungene 
Deklaration. 

Dem  wurde  entgegengehalten :  Ein  Privileg  für  die  Unehrlichen  liegt  nicht 
vor,  weil  die  Einschätzungskommissionen  nicht  an  die  Deklaration  gebunden, 
vielmehr  verpflichtet  sind,  bei  Zweifeln  genaue  Untersuchung  eintreten  zu  lassen; 
die  richtige  Einschätzung  ist  also  durch  die  Deklaration  nicht  gehindert.  Der 
Vergleich  mit  dem  Inkulpaten  im  Kriminalprozess  ist  unzulässig ;  denn  der  An- 
geschuldigte wird  von  dem  Richter  allerdings  aufgefordert,  die  Wahrheit  aus- 
zusagen, wenn  sie  auch  zu  seinem  Nachteil  lautet.  Freüich  wird  er  nicht  be- 
eidigt, aber  das  geschieht  auch  hier  nicht ;  denn  auf  die  Deklaration  als  solche 
wird  der  Steuerpflichtige  nicht  beeidigt  und  höchstens  kann  ihm  der  Eid  auf- 
erlegt werden  im  Fall  der  Reklamation.  Verweigert  er  die  Eidesleistung,  dann 
wird  angenommen,  dass  er  die  Reklamation  nicht  begründen  könne,  und  er  wird 
abgewiesen.  Es  passt  besser  der  Vergleich  mit  der  Partei  im  Civilprozess  als 
mit  dem  Inkulpaten  im  Kriminalprozess.  Es  handelt  sich  nicht  um  ein  entgegen- 
gesetztes Interesse  von  Regierung  und  Volk,  die  richtige  Veranlagung  ist  ein 
allgemeines  staatliches  Interesse.  Bei  der  Einkommensteuer  ist,  wie  auch  die 
Motive  hervorheben ,  die  Schätzung  des  Einkommens  möglich ;  aus  dem  all- 
gemeinen Aufwände  jemands,  wie  er  wohnt,  wie  er  lebt  und  seine  Kinder  er- 
zieht u.  s.  f.  kann  man  sich  ein  Urteü  über  dessen  Gesamteinkommen  bilden, 
allein  es  ist  nicht  ebenso  möglich,  daraus  zu  entnehmen,  wie  viel  der  Mann  an 
Kapitalzinsen  einnimmt  gegenüber  etwaigen  Einnahmen  aus  andern  Quellen. 
Die  Zahl  der  Kapitalsteuerpflichtigen  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Einkommen- 
steuerpflichtigen  ist  gering,  wodm-ch  es  den  Einschätzungskommissionen  ermög- 
licht ist,  die  eigenen  Erklärungen  der  Pflichtigen  in  dem  wünschenswerten  Um- 
fang einer  Prüfung  zu  unterwerfen.  Die  Deklarationspflicht  ist  bereits  mehrfach 
im  Steuerwesen  üblich,  so  bei  Verzollung,  bei  der  Erbschaftssteuer.  (Von  geg- 
nerischer Seit«  wurde  dieses  Moment  als  nicht  stichhaltig  erachtet.  Bei  der 
Kollat«ralsteuer  handelt  es  sich  um  .Angabe  einer  Einnahme,  die  man  gemacht 
hat,  deren  Deklaration  also  in  keinem  Fall  den  Kredit  bei  einem  Mitbürcer 
schädigen  kann.  Ebenso  ist  es  beim  Octroi.)  Wenn  die  Pflicht  der  Deklaration 
hier  angenommen  wird,  so  wii-d  bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  des 
einzelnen  dieser  Teil  des  Einkommens  besser  gegriffen  werden  können .  als  es 
bisher  möglich  war.  Nirgends  besteht  eine  specielle  Besteuerung  der  Kapital- 
renten, ohne  dass  damit  eine  Fassion  verknüpft  ist.  Die  hessischen  Lokal- 
Finanzarchiv,    n.  Jahrg.  5J3  3ß 
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sie  denselben  unter  Festsetzung  einer  Frist  von  vier  Wochen  zur  Abgabe  einer 
Erklärung  über  den  steuerbaren  Betrag  seiner  Zinsen,  oder  zur  Abgabe  der  Ver- 
sicherung, dass  er  ein  nach  dem  Gesetz  zu  besteuerndes  Zinseneinkommen  nicht 
besitzt,  zugleich  unter  Androhung  des  Rechtsnachteils  aufzufordern,  dass  nach 
fruchtlosem  Ablauf  der  bewilligten  Frist  der  Betrag  der  steuerbaren  Zinsen 
ohne  weitere  Mitwirkung  des  Beteiligten  werde  von  Amtswegen  festgesetzt  werden 
und  dass  ihm,  abgesehen  von  der  etwa  verwirkten  Strafe,  für  das  betreffende 
Steuerjahr  eine  Einsprache  dagegen  nicht  zustehe. 

Steuerbehörden  haben  alle  erklärt,  dass  ohne  dieselbe  ein  wesentliches  Resultat 
nicht  zu  erwarten  stehe,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sich  das  steuerbare 
Publikum  auf  eine  Art  passiven  Widerstand  legen  und  den  Einschätzungs- 
kommissionen wohl  in  den  meisten  Fällen  seine  Mitwirkung  entziehen  werde. 
Auch  in  Württemberg  und  im  Kanton  Neuenburg  hat  man  die  Deklarations- 
pflicht nicht  aufgehoben.  Die  Regierung  betonte  noch  besonders,  dass  es  nicht 
ihre  Absicht  sei,  mit  massenhaften  Strafverhandlungen,  soweit  sie  nicht  nötig 
sind,  gegen  die  säumigen  Steuerpflichtigen  vorzugehen.  Man  wird  in  dem- 
selben Sinne,  wie  einige  besondere  milde  Bestimmungen  unter  die  Strafartikel 
aufgenommen  sind,  eine  Verfolgung  in  grösserem  Massstab  nicht  eintreten 
lassen,  solange  die  Kommisionen  in  der  Lage  sind,  auf  gütlichem  Weg  den 
Zweck  zu  erreichen. 

Was  die  Fassung  des  Artikels  im  einzelnen  betrifft,  so  beantragte  der  Aus- 
schuss,  die  Worte  „weiter  ein  specielles  Verzeichnis"  durch  „weitere  Aufklärung" 
zu  ersetzen,  da  die  Vorlage  eines  speciellen  Verzeichnisses  über  die  Kapital- 
forderungen allzusehr  in  die  Verhältnisse  einzelner  Personen  eindringe.  Bei  den 
Verhandlungen  im  Plenum  wurde  dies  acceptiert  und  noch  näher  dahin  erläu- 
tert, dass  man  namentlich  und  ausdrücklich  eine  unter  Umständen  den  Geschäfts- 
verkehr schädigende  Einsichtnahme  der  Bücher  von  selten  der  Kommission  ver- 
mieden sehen  wollte,  ähnlich  wie  dies  in  Sachsen  auch  der  Fall  sei. 

Ein  anderer  Antrag  des  Ausschusses  ging  dahin,  nach  dem  Worte  „Steuer- 
pflichtige" im  ersten  Absatz  aus  Art.  19  hierher  die  Worte  „bei  Verlust  des 
Reklamationsrechtes  für  das  laufende  Steuerjahr"  zu  setzen,  damit  der  Betreffende 
gleich  wisse,  welche  Strafe  ihn  für  seine  Unterlassung  treffe.  In  Bezug  auf  die 
nachträglich  geforderte  Aufklärung  der  Einschätzungskommission  wollte  der 
Ausschuss  die  Strafandrohung  ganz  fallen  lassen.  Der  erstere  Teil  des  Antrags 
wurde  beanstandet.  Man  machte  geltend,  dass  eine  solche  Bestimmung  zu 
Zweifeln  Anlass  geben  und  in  ihrer  Strenge  zu  weit  gehen  würde.  Die  Folge 
würde  sein,  dass,  sobald  ein  Steuerpflichtiger  keine  Erklärung  abgegeben  hat 
in  der  allgemein  vorgeschriebenen  Frist,  ihm  dann  sofort  die  Beweislast  zu- 
fallen würde,  dass  er  gar  nicht  steuerpflichtig  ist;  er  müsste  dann  über- 
haupt nachweisen,  dass  sein  einkommensteuerpflichtiges  Kapitaleinkommen  die 
minimale  Höhe  nicht  erreicht,  die  eine  Steuerpflicht  nach  dem  Gesetze  be- 
gründet. Es  würde  auch  zu  weit  gehen,  wenn  man  auf  die  im  Gesetze  all- 
gemein angeordnete  Frist  hin  sofort  die  Reklamation  ganz  abschneiden  wollte 
für  das  betreffende  Jahr.  Im  Anschluss  an  das  badische  Kapitalrentensteuer- 
gesetz  wurde  deshalb  der  Antrag  gestellt  und  von  der  Kammer  in  1.  Lesung 
angenommen,  wonach  statt  der  Herübemahme  der  Worte  „bei  Verlust  des  Re- 
klamationsrechts für  das  laufende  Steuerjahr"  aus  Art.  19  folgender  4.  Absatz 
beigefügt  werden  sollte:  „Hält  die  Einschätzungskommission  jemanden,  welcher 
innerhalb  der  oben  genannten  Frist  eine  Erklärung  nicht  abgegeben  hat,  für 
steuerpflichtig,  so  hat  sie  denselben  binnen  einer  auf  mindestens  vierzehn  Tage 
anzuberaumenden  Frist  zur  Abgabe  einer  Erklärung  über  den  steuerbaren  Ber 
trag  seiner  Zinsen  oder  aber  zur  Abgabe  der  Versicherung,  dass  er  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  ein  nach  diesem  Gesetz  zu  besteuerndes  Zinseneinkommen 
nicht  besitze,  unter  dem  Rechtsnachteile  aufzufordern,  dass  nach  fruchtlosem 
Ablauf  der   bewilligten  Frist   der  Betrag   der  steuerbaren  Zinsen   ohne  weitere, 

514 


Die  direkten  Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Beform.  5|5 

Artikel  15. 

Von  der  Verpflichtung  zur  Steuererklärung  sind,  im  Falle  nicht  unser 
Ministerium  der  Finanzen  für  ein  Steuerjahr  deren  allgemeine  Erfüllung  aus- 
drücklich angeordnet,  diejenigen  Steuerpflichtigen  entbunden,  welche  im  unmittel- 
bar vorangegangenen  Steuerjahr  bereits  zur  Kapitalrentensteuer  zugezogen  waren, 
auch  inzwischen  ihren  Wohnsitz  nicht  gewechselt  und  keine  den  Betrag  von 
100  Mark  jährlich  erreichende  Einkommensverbesserung  aus  Kapitalzinsen  er- 
langt haben. 

In  allen  Fällen  jedoch,  in  welchen  die  Einschätzungskommission  geeignet 
findet,  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  unter  Mitteilung  des  Formulars  zur  Er- 
klärung ausdrücklich  aufzufordern,  ist  dieser  Aufforderung  binnen  einer  Frist 
von  vier  Wochen,  bei  Vermeidung  des  in  Art.  14  erwähnten  Rechtsnachteüs, 
Folge  zu  leisten. 

Artikel  16. 

Die  Kapitalrentensteuererklärung  haben  abzugeben: 


Mitwirkung  des  Beteiligten  werde  von  Amtswegen  festgesetzt  werden  imd  dass 
ilim  für  das  betreffende  Steuerjahr  eine  Einsprache  dagegen  nicht  zustehe."  Bei 
der  2.  Lesung  wurde  dieser  Zusatz  redaktionell  mehrfach  umgeändert  und  erhielt 
die  Gestalt,  wie  er  schliesslich  Gesetz  wurde  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass 
die  Frist  zur  Abgabe  einer  Erklärung  auf  14  Tage  lautete;  bei  der  Beratung 
des  2.  Entwurfes  dehnte  die  Kammer  dieselbe  auf  4  Wochen  aus. 

Die  übrigen  Aenderungen,  welche  der  Art.  14  erfuhr,  wurden  von  der 
Regierung  im  2.  E.  in  Anregung  gebracht.  So  wurde  mehrmals  hinter  „Ein- 
schätzimgskommission"  eingeschoben  ,oder  deren  Vorsitzender",  da  dem  Vor- 
sitzenden der  Einschätzungskommission  selbst  die  Möglichkeit  geboten  sein 
muss,  schon  vor  Einberufung  der  ersteren  imd  behufs  Ermöglichung  einer  ein- 
maligen Zusammenberufung  der  Bezirkskommissionen  alles  dasjenige  Material, 
welches  sich  eignet,  der  Einschätzung  zu  Grunde  gelegt  zu  werden,  zu  sammeln 
und  zu  verarbeiten. 

Femer  wurde  im  2.  Absatz  der  Zusatz  eingeschaltet  ,ohne  dass  der  Steuer- 
pflichtige deshalb  eine  besondere  Aivffordenmg  abzuwarten  hat".  Der  Ausschuss 
und  die  Kammer  hielten  für  angezeigt,  dass  wenigstens  eine  öffentliche  Mahnung 
vorangehe,  daher  die  Einfügung :  „nach  erfolgter  öffentlicher  Bekanntmachung". 
Man  sah  von  einer  speciellen  Aufforderung  des  einzelnen  unter  Zustellimg  eines 
Deklarationsformulars  ab,  weü  sonst  jeder  Rentner,  der  grosse  und  kleine, 
sich  in  Stillschweigen  hüllen  könnte  und  der  Steuerbehörde  überlassen  bliebe, 
mit  Findigkeit  im  Laufe  der  Zeit  diejenigen  herauszubringen,  welche  kapital- 
rentensteuerpflichtig sind.  Auch  wurde  auf  die  Arbeit  hingewiesen,  welche  die 
Zustellimg  von  50,000  Formularien  verursache. 

Art.  15.  ,Es  würde  zu  weit  fühi-en,  wollte  das  umfangreiche  Material 
der  Deklarationen  alljährlich  wiederholt  vollständig  eingezogen  und  verarbeitet 
werden.  Der  erste  Absatz  des  vorliegenden  Artikels  enthält  daher  Beschränkungen, 
welche  geeignet  sein  werden,  die  nötige  Vereinfachung  herbeizuführen.  Immer- 
hin muss  vorbehalten  bleiben ,  die  allgemeine  Aufforderung  zur  Deklaration  so 
oft,  als  solches  für  notwendig  erachtet  wird,  zu  wiederholen.  Ausserdem  erscheint 
es  unerlässlich,  den  Einschätzungskommissionen,  bezw.  deren  Vorsitzenden,  das 
Recht  einzuräumen ,  im  einzelnen  Fall  den  Steuerpflichtigen  unter  Mitteilung 
eines  Formulars  zur  Erklärung  ausdrücklich  aufzufordern."  fMotive.)  In  dem 
1.  E.  war  im  Abs.  2  eine  Frist  von  8  Tagen  vorgesehen,  die  Kammer  setzte 
statt  dessen  14  Tage.  Bei  der  Beratung  des  2.  E.  wurden  daraus  4  Wochen; 
im  1.  Abs.  wurde  der  Betrag  von  50  M.  auf  100  M.  erhöht. 
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1)  für  minderjährige,  vermisste  oder  unter  Vormundschaft  gestellte  Personen 
deren  gesetzliche  Vertreter; 

2)  für  moralische  Personen  (Gemeinden,  Körperschaften,  Stiftungen,  Anstalten), 
femer  für  Gesellschaften,  Genossenschaften,  Gantmassen,  Erbmassen,  soweit 
eine  Steuerpflicht  hier  überhaupt  in  Betracht  kommt,  die  bestellten  Vor- 
stände oder  Verwalter; 

3)  in  allen  anderen  Fällen  der  Steuerpflichtige  selbst  und  zwar  hinsichtlich 
des  gesamten  Ziusenbezugs,  welcher,  sei  es  aus  eigenem  Vermögen  oder 
aus  dem  Vermögen  seiner  nicht  selbständig  zur  Kapitalrentensteuer  ge- 
zogenen Angehörigen,  ihm  in  Steueransatz  zu  kommen  hat. 

Artikel  17. 

Die  Feststellung  der  Beträge,  mit  welchen  die  einzelnen  Pflichtigen  zur 
Kapitalrentensteuer  zu  ziehen  sind,  erfolgt  alljährlich  gleichzeitig  mit  der  Ein- 
schätzung zur  Einkommensteuer  durch  die  für  den  letzteren  Zweck  gewählten 
Kommissionen  in  der  Weise,  dass  die  Kapitalrentensteuerpflichtigen,  deren  ein- 
kommensteuerpflichtiges Gesamteinkommen  den  Betrag  von  2600  Mark  jährlich 
nicht  erreicht,  von  der  Einschätzungskommission  für  die  Einkommensteuer  zweiter 
Abteilung,  diejenigen  Kapitalrentensteuerpflichtigen  hingegen,  deren  einkommen- 
steuerpflichtiges Gesamteinkommen  2600  Mark  und  mehr  beträgt,  von  der 
Einschätzungskommission  für  die  Einkommensteuer  erster  Abteilung  eingeschätzt 
werden.  Hinsichtlich  des  Verfahrens  im  allgemeinen  gelten  hierbei  die  in  dem 
Gesetz,  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betrefi"end,  vom 
Heutigen  enthaltenen  desfallsigen  näheren  Bestimmungen. 

Artikel  18. 
Nachdem  der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission  die  zur  Beurteilung 
der  Steuerpflichtigkeit  und   Steuerfähigkeit   dienenden  Nachrichten  soweit  als 
möglich  gesammelt  hat,  zu  welchem  Behufe  die  Gemeindevorstände,   Gerichts-, 

Art.  17.  „Es  besteht  die  Absicht,  der  Vereinfachung  des  Geschäftsbetriebs 
und  Kostenersparnis  halber  für  die  Einschätzung  zur  Kapitalsteuer,  wie  auch  zur 
Erledigung  der  bezüglichen  Reklamationen  und  Beschwerden  besondere  Organe 
nicht  zu  schaffen,  sondern  hiefür  die  Organisation,  wie  sie  der  Entwurf  des  Ein- 
kommensteuergesetzes in  Uebereinstimmung  mit  dem  bisherigen  Gesetz  darbietet, 
in  vollstem  Umfang  zu  benützen.  Zu  diesem  Behufe  hat  alljährlich  nichts 
Weiteres  zu  geschehen,  als  dass  die  Einschätzungskommissionen  erster,  bezw. 
zweiter  Abteilung,  indem  sie  zur  Einkommensteuer  einschätzen,  gleichzeitig  bei 
den  einzelnen  Pflichtigen  die  Frage  erörtern,  ob  auch  kapitalrentensteuerpflichtiges 
Einkommen  vorkommt,  und  im  bejahenden  Falle  die  Einschätzung  voi'nehmen. 
Zur  Vermeidung  von  Unordnung  erscheint  es  erforderlich,  dass  keine  Kommission 
in  das  Gebiet  der  andern  übergreife,  was  nur  dann  geschehen  kann,  wenn  für 
die  Zuständigkeit  der  einen  und  andern  Kommission,  wie  bei  der  Einkommen- 
steuer, ein  Gesamteinkommen  von  2500  M.  und  darüber,  bezw.  ein  solches  von 
weniger  als  2500  M.  massgebend  ist.  In  Konsequenz  des  Vorstehenden  sollen 
für  das  Verfahren  im  allgemeinen  die  im  Gesetzentwurf  über  die  Einkommen- 
steuer enthaltenen  näheren  Bestimmungen  gelten."     (Motive.) 

Art.  18.     „Es  dürfte  sich  von  selbst  verstehen,  dass  im  Grossherzogtum 
anderwärts  die  eingelaufenen  Deklarationen  nicht  ohne  die  eingehendste  Prüfur 
der  Veranlagung  zu  Grunde  gelegt  werden  können  und  dass,  im  Falle  die  Ve 
handlungen  über  die  für  notwendig  erachtete  Berichtigung  und  Vervollständigt 
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Verwaltungs-  und  Finanzbehörden  auf  Verlangen  zur  Erteilung  amtlicher  Aus- 
kunft verpflichtet  sind,  auch  von  den  Verhandlungen  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit und  von  den  Hj'pothekenbüchem  Einsicht  genommen  werden  kann,  imter- 
wirft  die  Einschätzungskommission,  unter  Leitimg  ihres  genannten  Vorsitzenden, 
die  eingelaufenen  Kapitalrentensteuererklärungen  einer  sorgfaltigen  Prüfung  und 
setzt  die  steuerbaren  Zinsbeträge  aller  derjenigen  Steuerpflichtigen,  hinsichtlich 
deren  Erklärungen  ein  Anstand  nicht  erhoben  wird,  definitiv  fest. 

Bezüglich  derjenigen  Erklänmgen,  bei  deren  Prüfung  sich  Anstände  ergeben, 
liegt  der  Einschätzungskommission  zunächst  ob,  den  zur  Steuererklärung  Ver- 
pflichteten zur  Aufklärung  nach  Befund  zur  Berichtigung  und  Ergänzung  seiner 
Erklärung  binnen  einer  kurzen  Frist  aufzufordern,  gutfindendenfaUs  um  oder 
seinen  Bevollmächtigten  persönlich  zu  hören,  auch,  wenn  dies  für  nötig  erachtet 
wird,  weitere  Aufklärung  in  Bezug  auf  die  in  Betracht  kommenden  Kapital- 
forderungen imd  Zinsen  zu  verlangen.  Mit  dieser  Auffordenmg  an  die  Steuer- 
pflichtigen ist  zugleich  die  Eröffiiung  zu  verbinden,  dass  nach  fruchtlosem  Ab- 
lauf der  bewilligten  Frist  oder  im  Falle  des  Nichterscheinens  auf  ergangene  Ein- 
ladung der  Betrag  der  steuerbaren  Zinsen  ohne  weitere  Mitwirkung  der  Be- 
teiligten werde  von  Amtswegen  festgestellt  werden  tmd  dass  ihm  für  das  be- 
trefi'ende  Jahr  alsdann  ein  Einspruch  dagegen  nicht  zustehe.  Auf  Grund  näherer 
Prüfung  der  infolge  dieser  Verhandlungen  weiter  eingegangenen  Nachrichten 
und  Nachweise  stellt  die  Einschätzungskommission  hiemach  auch  die  steuer- 
baren Zinsbeträge  der  betreffenden  Pflichtigen  definitiv  fest. 

Das  Gleiche  geschieht  nach  selbständigem  Ermessen  der  Kommission  hin- 
sichtlich aller  deijenigen  Steuerpflichtigen ,  welche  eine  Steuererklärung  ent- 
weder überhaupt  nicht  eingereicht,  oder  auf  die  Beanstandung  der  von  ihnen 
eingegangenen  Erklärungen  sich  zu  weiteren  Mitteilungen  nicht  herbeigelassen 
haben. 

Gegen  die  Beschlüsse  der  Einschätzungskonmiission  ist  der  Vorsitzende 
berechtigt,  die  Berufung  einzulegen,  welche  je  nachdem  das  einkommensteuer- 
pflichtige Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen  2600  Mark  nicht  erreicht  oder 
2600  Mark  und  mehr  beträgt,  bei  den  Einschätzungskommissionen  für  die  Ein- 
kommensteuer erster  Abteilung  oder  bei  der  Landeskommission  (Art.  21)  anzu- 
bringen ist. 


nicht  zum  wünschenswerten  Ziele  fuhren  oder  überhaupt  Erklänmgen  nicht  ein- 
gelaufen sind,  die  Kommission  das  Recht  haben  muss,  das  Steuerkapital  nach 
eigener  Erwägung  festzusetzen.  Der  Entwurf  sieht  (vgl.  übrigens  den  letzten 
Abs.  des  Art.  14)  im  allgemeinen  vor,  dass  die  Prüfung  und  bezw.  Beanstan- 
dung der  Erklärungen  erst  bei  dem  eigentlichen  Zusammentritt  der  Kommissionen 
behufs  der  Einschätzung  stattzufinden  hat.  Diese  Bestimmung  schliesst  übrigens 
die  für  praktisch  erachteten  Vorbereitungshandlungen  des  Vorsitzenden  und  der 
Kommission  nicht  aus.  Dabei  wird  unterstellt,  dass  die  sich  an  die  Deklaration 
anschliessenden  weiteren  Verhandlungen  der  Regel  nach  mündlich  geführt  imd 
während  der  Kommissionssitzung  zur  Erledigung  gebracht  werden.  Es  wird 
nicht  beabsichtigt,  dass  sich  der  Steuerkommissär,  wozu  ihm  auch  die  nötige 
Zeit  abgeht,  zur  Zeit  der  Steuerregulierung  der  Kapitalrentensteuer  wegen 
wiederholt  in  die  einzelnen  Orte  seines  Bezirks  begebe,  wogegen  die  wieder- 
holte Zusammenberufung  der  örtlichen  Kommissionen  an  den  Sitzen  der  Steuer- 
kommissäre,  wohin  die  grösseren,    bei  der  Kapitalrentensteuer  vorzugsweise  in 
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Artikel  19. 

Wer  ungeachtet  der  in  Art.  14  Absatz  3  und  Art.  15  Absatz  2  ergangenen 
besonderen  Aufforderung  eine  Kapitalrentensteuererklärung  nicht  abgegeben  hat, 
oder  der  Aufforderung  der  Einschätzungskommission  hinsichtlich  der  Ergänzung 
oder  Berichtigung  einer  abgegebenen  Erklärung  nicht  nachgekommen  ist,  macht 
sich,  abgesehen  von  der  in  ersterem  Falle  verwirkten  Strafe  (Art.  24),  für  das 
betreffende  Steuerjahr  des  Rechts  der  Erhebung  einer  Reklamation  gegen  seine 
Einschätzung  verlustig. 


Betracht  kommenden  Städte  gehören,  ohne  Kosten  und  wesentliche  Beschwerde 
stattfinden  kann.  Die  am  Schluss  hinsichtlich  der  Berufungen  getroffenen  Be- 
stimmungen entsprechen  den  Art.  24  und  38  des  Einkommensteuergesetzes. 
(Motive.)  Bei  der  2.  Lesung  des  1.  E.  wurde  statt  „Einsprache"  das  Wort  „Ein- 
spruch" gesetzt,  um  in  einem  und  demselben  Gesetz  Uebereinstimmung  des 
Ausdrucks  herbeizuführen  und  nicht  die  Meinung  zu  erwecken,  als  bedeute  das 
eine  oder  andere  etwas  anderes. 

Art.  19.  „Wer  zur  vorgeschriebenen  Zeit  seine  Erklärung  nicht  abgegeben 
hat,  unterliegt  der  nach  Art.  24  verwirkten  Strafe.  Es  liegt  indes  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  die  Steuerverwaltung  nicht  gegen  alle  Personen,  von  denen  sie 
unterstellen  zu  können  glaubt,  dass  die  Erklärung  unterlassen  worden  ist,  das 
Strafverfahren  einleiten  kann.  An  die  Unterlassung  der  Deklaration,  sowie  an 
die  versäumte  Folgeleistung  der  erwähnten  speciellen  Aufforderung  gegenüber 
muss  daher  ein  anderer  allgemein  wirksamer  Nachteil  geknüpft  werden,  welcher 
im  Einklang  mit  einer  bezüglichen  Bestimmung  des  neuesten  badischen  Gesetzes 
(Art.  22,  Pos.  4)  darin  gefunden  werden  soll,  dass  die  fraglichen  Unterlassungen 
den  Verlust  des  Reklamationsrechtes  für  das  betreffende  Steuerjahr  nach  sich 
ziehen.  In  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  wird  ohne  Zweifel  ein  vorzügliches 
Mittel  liegen,  die  Steuerpflichtigen,  auch  abgesehen  von  der  Anhängigmachung 
massenhafter,  wie  leicht  zu  sehen,  meist  schwierig  durchzuführender  Strafprozesse, 
an  die  Abgabe  der  Steuererklärungen  zu  gewöhnen."     (Motive.) 

Der  Artikel  lautete  im  1.  E. :  „Wer  zur  festgesetzten  Zeit  eine  Kapitalsteuer- 
erklärung nicht  abgegeben  hat  oder  der  Aufforderung  der  Einschätzungskom- 
mission hinsichtlich  der  Ergänzung  oder  Berichtigung  einer  abgegebenen  Er- 
klärung nicht  nachgekommen  ist,  macht  sich,  abgesehen  von  der  in  ersterem 
Falle  verwirkten  Strafe  (Art.  24)  für  das  betreffende  Steuerjahr  des  Rechts  der 
Erhebung  einer  Reklamation  gegen  seine  Einschätzung  verlustig."  Bei  Beratung 
des  1.  E.  wurde  der  Art.  19  nach  dem  Antrag  des  Ausschusses  gestrichen,  teils 
weil  der  Beschluss  zu  Art.  14  denselben  unnötig  mache,  teils  weil  er  zur 
Konsequenz  führe,  dass  derjenige,  der  gar  nicht  zur  Kapitalrentensteuer  ver- 
pflichtet sei  und  im  Bewusstsein  dessen  keine  Erklärung  abgebe,  ganz  wehr- 
los wäre  und  nicht  reklamieren  könnte.  Bei  der  2.  Lesung  vnirde  von  der 
Regierung  geltend  gemacht,  dass  der  Art.  19  mit  Unrecht  bei  der  ersten  Lesung 
gestrichen  worden  sei.  Das  Amendement  zu  Art.  14,  worauf  bezogen  worden, 
besage  nur,  dass  dem  Betreffenden,  wenn  er  nicht  noch  nachträglich  diese 
Erklärung  bringe,  der  Verlust  des  Reklamationsrechts  angedroht  werden  solle. 
Dieser  Eröffnung  müsse  eine  positive  Bestimmung  gegenüber  stehen,  auf  Grund 
welcher  die  Steuerbehörde,  resp.  die  Kommission  im  eintretenden  Falle  jenes 
Recht  in  der  That  zu  entziehen  befugt  sei.  Dasselbe  gelte  in  Bezug  auf  den 
Art.  18.  Wenn  nämlich  die  Kommission  jemand  erfolglos  auffordere,  weitere  Er- 
läuterungen zu  serner  Deklaration  zu  geben,  so  müsse  für  den  Fall  der  Weigerung 
eine  Bestimmung  bestehen.  Beides  sehe  Art.  19  vor.  Es  wurde  dem  entsprechend 
der  Art.  19  hergestellt  in  der  Fassung  des  Gesetzes,  nur  dass  in  letzterem  nach 
„Art.  14  Abs.  3"  noch  beigefügt  ist  „und  Art.  15  Abs.  2". 
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m.    Erledigung  der  Reklamationen  und  Beschwerden, 

Artikel  20. 

o 

Jedem  Steuerpflichtigen  ist  nach  stattgefundener  Einschätzung  die  Summe 
an  steuerbaren  Zinsen,  zu  welcher  er  eingeschätzt  ist,  bekannt  zu  machen. 
Steueriiflichtigen,  welche  sich  durch  diese  Einschätzung  für  beschwert  erachten, 
steht,  sofern  nicht  der  Fall  des  Art.  14  letzter  Absatz,  Art.  1.5  zweiter  Absatz  imd 
beziehungsweise  19  vorliegt,  das  Recht  zu,  innerhalb  der  zwei  ersten  Monate 
des  Steuerjahrs,  oder  bei  Veranlagung  im  Laufe  des  Jahres,  innerhalb  zwei 
Monaten  nach  Zustellung  der  Benachrichtigung,  gegen  die  Einschätzung  Einspruch 
zu  erheben. 

Demjenigen  Steuerpflichtigen,  welcher  durch  die  Kommission  für  die  Ein- 
kommensteuer erster  Abteilung  eingeschätzt  worden  ist,  steht  die  Reklamation 
an  die  Landeskommission  offen,  welche  bei  dem  Vorsitzenden  der  Einschätzungs- 
kommission unter  der  zur  Beurteilung  der  Sache  notwendigen  Begründung 
schriftlich  einzureichen  ist.  Er  kann  aber  auch  iimerhalb  der  erwähnten  Frist 
eine  neue  Beschlussfassung  der  Einschätzungskommission  verlangen  und  durch 
schriftliche  oder  mündliche  Verhandlungen,  persönlich  oder  durch  Vermittelvmg 
von  Vertrauensmännern,  welche  der  Einschätzungskommission  angehören  müssen, 
oder  durch  andere  Beweismittel  dieser  Kommission  die  erforderliche  Ueberzeugung 
von  der  vorgeblichen  Ueberbürdung  durch  die  erfolgte  Abschätzung  zu  ver- 
schaffen suchen. 

Findet  sich  der  Steuerpflichtige  von  der  Entscheidung  der  Einschätzungs- 
kommission auf  derartige  Remonstration  nicht  befriedigt,  so  steht  ihm  immer 
noch  das  Recht  zu,  innerhalb  vier  Wochen  nach  erhaltenem  Bescheid  bei  der 
Landeskommission  Reklamation  zu  erheben.  Der  Vorsitzende  der  Einschätzungs- 
komniission  hat  aber  ebenfalls  die  Befugnis,  gegen  Entscheidungen  der  Kommission 
zu  Gunsten  des  remonstrierenden  Steuerpflichtigen  an  die  Landeskommission 
Berufung  einzulegen. 

Ueber  Reklamationen  der  übrigen  Steuerpflichtigen,  welche  gleichfalls  bei 
dem  Steuerkommissär  vorgebracht  werden  müssen,  entscheidet  nach  eingeholtem 
Gutachten  der  örtlichen  Einschätzungskommission  die  in  Art.  21  des  Einkommen- 
steuergesetzes für  die  Einschätzung  der  Steuerpflichtigen  erster  Abteilung  vor- 
gesehene Kommission.  Gegen  diese  Entscheidung  steht  dem  Reklamanten  wie 
dem  Steuerkommissär  binnen  einer  Präklusivfrist  von  vier  Wochen  der  Rekurs 
an  das  Ministerium  der  Finanzen,  Abteilung  für  Steuerwesen  zu. 

Die  im  Art.  9  erwähnten  Reklamationen  müssen  binnen  zwei  Monaten 
nach  dem  stattgehabten  Verlust  bei  dem  Steuerkommissär  vorgebracht  werden. 
Dieser  hat  eine  Prüfung  und  Entscheidung  durch  die  betreffende  Einschätzungs- 
kommission zu  veranlassen  und  den  etwaigen  Steuemachlass  bei  dem  Ministerium 
der  Finanzen  Abteilung  für  Steuerwesen  zu  bewirken.    Gegen  die  Entscheidung 


Artikel  20.  Die  hierin  enthaltenen  Bestimmimgen  stehen  im  allgemeinen 
mit  denjenigen,  welche  die  Art.  24  und  37  des  Einkommensteuergesetzes  ent' 
halten,  im  Einklänge.  Die  Worte  im  2.  Abs.  .imter  der  zur  Beurteilung  der 
Sache  notwendigen  Begründung"  waren  im  1.  E.  nicht  enthalten. 
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der  Einschätzungskommission  steht  dem  Steuerkommissär,  wie  dem  Steuer- 
pflichtigen innerhalb  vier  Wochen  der  Rekurs  und  zwar  bei  einem  Gesamtein- 
kommen des  Pflichtigen  von  weniger  als  2600  Mark  an  die  Einschätzungskom- 
mi^ion  fftr  die  Einkommensteuerpflichtigen  erster  Abteilung  und  bei  einem 
Gesamteinkommen  von  2600  Mark  und  mehr  an  die  Landeskommission  zu.  Er- 
folgt in  ersterem  Fall  abschlägiger  Bescheid,  so  erscheint  innerhalb  weiterer 
vier  Wochen  Beschwerde  bei  dem  Ministerium  der  Finanzen  Abteilung  für  Steuer- 
wesen zulässig,  welche,  wie  im  zweiten  Fall  die  Landeskommission,  definitiv  zu 
entscheiden  hat. 

Reklamationen,  die  sich  nicht  auf  die  Einschätzung,  sondern  auf  die  Steuer- 
berechnung beziehen,  werden  nach  den  bei  den  übrigen  direkten  Steuern  über 
das  Reklamationsverfahren  erteilten  Vorschriften  behandelt. 

Artikel  21. 

Als  Landeskommission  im  Sinne  der  einschlägigen  Bestimmungen  erscheint 
die  nach  Art.  25  des  Gesetzes,  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer betreffend,  erwählte  Kommission. 

Dem  Vorsitzenden  dieser  Kommission  liegen  die  nämlichen  Verpflichtungen 
ob,  welche  ihm  durch  Art.  26  des  oben  genannten  Gesetzes  hinsichtlich  der 
Einkommensteuerpflichtigen  der  ersten  Abteilung  zugewiesen  sind.  An  ihn  ge- 
langen alle  nach  dem  vorigen  Artikel  von  der  Landeskommission  zu  entscheiden- 
den Reklamationen,  sowie  die  Berufungen  der  Vorsitzenden  der  Einschätzungs- 
kommissionen. Er  hat  die  erforderlichen  Vorbereitungen  für  die  Beschlussfassung 
zu  treffen. 

Artikel  22. 

Die  Landeskommission  entscheidet  hinsichtlich  aller  durch  die  Einkommen- 
steuer-Einschätzungskommissionen erster  Abteilung  eingeschätzten  Kapitalrenten- 
steuerpflichtigen über  die  gegen  das  Verfahren  der  Einschätzungskommissionen 
angebrachten  Beschwerden,  sowie  über  alle  Reklamationen  gegen  die  Ein- 
schätzungen und  die  von  den  Vorgesetzten  der  Einschätzungskommissioneu  ein- 
gelegten Berufungen. 

Artikel  23. 

Zum  Zwecke  der  Prüfung  der  von  den  Steuerpflichtigen  angebrachten 
Reklamationen  hat  der  Vorsitzende  der  Landeskommission,  wenn  die  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  nicht  schon  klar  genug  vorliegen,  um  danach  die  Entscheidung 
treffen  zu  können,  zunächst  den  Versuch  zu  machen,  durch  nähere  Aufklärungen 
und  Nachweisungen  von  selten  des  Reklamanten  die  Wahrheit  zu  erforschen. 
Erscheinen    die   hierdurch    erzielten  Resultate   indessen   der  Landeskommission 


Art.  21 — 23.  „Der  Landeskommission  für  die  Einkommensteuer  werden 
nach  diesen  Artikeln  die  nämlichen  Funktionen  übertragen,  welche  sie,  bezw.  ihr 
Vorsitzender,  bezüglich  der  Einkommensteuer  bereits  zu  erfüllen  habeij.  Es 
handelt  sich  daher  hier  im  wesentlichen  um  die  in  Art.  25  bis  27  des  Ein- 
kommensteuergesetzes enthaltenen  Bestimmungen."     (Motive.) 

Anlässlich  der  Beratung  des  1.  E.  wurde  bei  Art.  23  in  der  Kammer  die 
Ansicht  geäussert,  dass  die  Behandlung  der  Reklamanten  eine  zu  zärtliche  sei. 
Namentlich  hätten  die  Worte  ,im  äussersten  Falle,   wenn  es  an  andern  Mitteln 
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nicht  ausreichend,  um  die  Entscheidung  darauf  zu  gründen,  so  steht  dieser  die 
Befugnis  zu,  eine  genaue  Feststellung  der  steuerbaren  Kapitalzinsen  des  Rekla- 
manten zu  veranlassen  und  zu  diesem  Behufs  Zeugen,  äussersten  FaUs  eidlich 
durch  das  betrefiFende  Gericht,  vernehmen  zu  lassen,  dem  Reklamanten  bestimmte 
Fragen  über  seine  einschlägigen  Vermögens-  imd  Einkommensverhältnisse  vor- 
zulegen, sowie  ihn  aufzufordern,  die  in  seinem  Besitze  befindlichen  Urkunden, 
Schuldverschreibungen,  Handelsbücher  u.  s.  w.  zur  Einsicht  vorzulegen.  Hat 
Reklamant  den  an  ihn  gestellten  Aufforderungen  entsprochen,  dann  trifft  die 
Kommission,  im  Falle  sie  sich  für  aiisreichend  unterrichtet  erachtet,  auf  Grund 
aller  gesammelten  Nachrichten  ihre  Entschliessung.  Wenn  jedoch  binnen  der  zu 
bestimmenden  Frist  die  erforderte  Auskunft  nicht  erteilt  wird,  oder  die  betreffen- 
den Urkunden  etc.  nicht  vorgelegt  werden,  so  wird  —  was  dem  Reklamanten 
jedesmal  bei  der  Aufforderung  zu  eröfinen  ist  —  angenommen,  dass  er  die 
angebrachte  Reklamation  zu  begründen  ausser  stände  sei,  und  dieselbe  ab- 
gewiesen. 

Auch  ist  die  Landeskommission,  wenn  es  an  andern  Mitteln,  die  Wahrheit 
zu  ergründen,  fehlt,  berechtigt,  den  Reklamanten  zur  Erklärung  an  Eidesstatt 
über  die  in  betreff  seines  steuerbaren  Zinseneinkonunens  von  ihm  selbst  ge- 
machten Angaben  aufzufordern.  Sie  hat  für  einen  solchen  Fall  in  einer  darüber 
zu  erlassenden  Entscheidung  die  eidesstattliche  Erklärung  wörtlich  vorzuschreiben, 
auch  die  mindestens  achttägige  Frist  zu  bestimmen,  nach  deren  Ablauf  diese 
Elrklärung  abzugeben  ist,  widrigenfalls  die  angebrachte  Reklamation  als  imbe- 
gründet zurückzuweisen  sein  würde. 

Dem  pflichtmässigen  Ermessen  der  Landeskommission  bleibt  es  übrigens 
lediglich  überlassen,  welche  der  erwähnten  Mittel  sie  zur  Ergründung  der  Wahr- 
heit in  Anwendung  bringen  will. 

Die  Kosten,  welche  durch  die  nähere  Feststellung  des  Einkommens  eines 
Steuerpflichtigen  infolge  der  von  ihm  erhobenen  Reklamation  veranlasst  werden, 
sind  alsdann  von  diesem  zu  tragen,  wenn  seine  eigenen  Angaben  in  wesent- 
lichen Punkten  als  imrichtig  befunden  werden.  Die  Landeskommission  hat 
hieiüber  zu  entscheiden.     Deren  Entscheidung  ist  vollstreckbar. 

Bei  Erörterung  der  von  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommissionen 
nach  Art.  18  eingelegten  Berufungen  stehen  der  Landeskommission  nur  dieselben 
Befugnisse  zu,  wie  den  Einschätzungskommissionen.  Zum  Zweck  der  Entscheidung 
über  Berufungen,  welche  von  den  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommissionen 
nach  Art.  20  gegen  die  Beschlüsse  dieser  Kommissionen  über  Remonstrationen 
der  Steuerpflichtigen  eingelegt  werden,  hat  die  Landeskommission  dagegen  die 
gleichen  Befugnisse,  wie  bei  der  Prüfung  der  bei  ihr  angebrachten  Reklamationen. 


fehlt",  verursacht,  dass  noch  niemals  von  dem  Mittel  der  eidlichen  Zeugenver- 
nehmung Gebrauch  gemacht  worden  sei.  Wenn  man  dieses  Mittel  als  durchaus 
exceptionell  hinstelle,  dann  gebreche  es  den  betreffenden  Untersuchungen  stets 
an  dem  nötigen  Ernst. 

Bei  der  2.  Lesung  des  1.  E  wurde  unter  Zustimmung  der  Kammer  kon- 
statiert, dass  den  Worten  „dem  Reklamanten  bestimmte  Fragen  über  seine  Ver- 
mögens- und  Einkommensverhältnisse  vorzulegen"  die  Auslegung  zu  geben  sei, 
dass  dabei  die  ,für  die  Veranlagung  der  Kapitalrentensteuer  massgebenden  Ver- 
mögensverhältnisse" gemeint  seien. 
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Gegen  die  Entscheidungen  der  Landeskommission  findet  ein  Rekurs  nicht 
statt.  In  betreff  der  Fassung  ihrer  Beschlüsse  gilt  die  im  Art.  23  des  Einkommen- 
steuergesetzes für  die  Einschätzungskommissionen  gegebene  Bestimmung. 


rv.    Strafbestimmungen. 

Artikel  24. 

Wer  bei  der  Deklaration  seiner  der  Kapitalrentensteuer  unterworfenen  Zinsen- 
bezüge oder  bei  Beantwortung  der  ihm  zum  Zwecke  der  Veranlagung  der  Steuer 
oder  bei  der  Verhandlung  eines  Rechtsmittels  amtlich  vorgelegten  Fragen  in 
betreff  seiner  Zinsenbezüge  aus  Kapitalvermögen  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  wissentlich  macht,  welche  zur  Verkürzung  des  Steuerinteresses  zu  führen 


Strafbestini mungen.  „Ohne  gesetzliche  Bestimmung,  welche  für 
den  Fall  der  Unterlassung  der  Erklärung,  sowie  der  unvollständigen  oder 
wahrheitswidrigen  Erklärung  eine  verhältnismässig  strenge  Ahndung  zulässt, 
erscheint  die  richtige  Veranlagung  der  Kapitalrentensteuer  unmöglich.  Die 
bereits  allegierten  Kapitalrentensteuergesetze  der  Nachbarländer  enthalten  daher 
mit  ziemlicher  Uebereinstimmung  hier  einschlagende  Strafbestimmungen.  Nach 
dem  neuesten  bayr.  Gesetz  wird  die  Steuerhinterziehung,  verübt  durch  unter- 
lassene oder  falsche  Steuererklärung,  mit  dem  fünf-  bis  zwanzigfachen  Betrag 
der  Jahressteuer  bestraft.  Unter  mildernden  Verhältnissen  finden  geringere 
Strafen  Anwendung. 

Wird  dagegen  in  Württemberg  ein  Einkommen  ganz  oder  teilweise  ver- 
schwiegen, so  ist  wegen  Steuergefährdung  der  zehnfache  Betrag  der  verkürzten 
Steuer  verwirkt  und,  wie  in  Bayern,  daneben  die  letztere  nachzuholen."    (Motive.) 

Bei  Beratung  des  1.  E.  war  der  Ausschuss  der  Ansicht,  dass  die  Art.  24 — 27 
der  Klarheit  entbehrten,  beantragte  deshalb  die  Streichung  und  Ersetzung  durch 
Art.  59,  60,  62,  63  und  65^  Abs.  1  des  sächsischen  Gesetzes.  Dem  gab  die  Kammer 
mit  einigen  Modifikationen  statt.  Die  Art.  24 — 26  des  1.  E.  waren  dem  badischen, 
Art.  27  dem  bayrischen  Gesetz  entlehnt  und  lauteten  folgendermassen : 

Art.  24.  Wer  der  Kapitalsteuer  unterworfene  Zinsenbezüge,  ergangener 
öffentlicher  oder  besonderer  Aufforderung  ungeachtet,  innerhalb  des  in  Art.  14 
bestimmten  Termins  gar  nicht  oder  in  zu  geringem  Mass  anmeldet,  femer  wer 
wahrheitswidrig  die  Versicherung  abgibt,  dass  er  ein  der  Kapitalsteuer  unter- 
worfenes Einkommen  nicht  besitze,  oder  wer  die  abzuziehenden  Lasten  unrichtig 
angibt,  macht  sich,  gleichviel  ob  die  bezüglichen  Angaben  bei  Veranlagung 
durch  die  Einschätzungskommission  oder  bei  der  Verhandlung  über  eine  Rekla- 
mation zu  Tage  getreten  sind,  der  Hinterziehung  der  Kapitalsteuer  schuldig  und 
wird  auf  Antrag  der  Steuerbehörde  in  eine  Strafe  zur  Höhe  des  achtfachen 
Jahresbetrags  der  Steuer ,  um  welche  der  Staat  verkürzt  worden  ist  oder  ver- 
kürzt werden  sollte,  verfällt  und  hat  ausserdem  die  verkürzte  Steuer,  soweit 
solche  sich  für  die  Vergangenheit  ermitteln  lässt,  auf  einmal  zu  bezahlen. 

Von  dieser  Strafe  werden  auch  die  zur  Steuererklärung  nach  Art.  16  ver- 
pflichteten Vertreter  von  Steuerpflichtigen,  wenn  sie  entweder  gar  keine  oder 
eine  unrichtige  Steuererklärung  abgegeben  haben,  betroffen, 

Art.  25.  Wird  dargethan,  dass  die  Steuererklärung  aus  Versehen  oder 
Fahrlässigkeit  unterblieben  oder  unrichtig  abgegeben  ist,  so  tritt,  neben  der 
Nachzahlung  der  nicht  angesetzten  Steuer,  statt  der  Strafe  in  Art.  24  eine  Ord- 
nungsstrafe von  5  bis  zu  30  Mark  ein. 

Art.  26.  Wird  die  unterbliebene  oder  zu  nieder  abgegebene  Erklärung 
nachträglich  erbracht  oder  berichtigt,  bevor  die  strafrechtliche  Verfolgung  ein- 
geleitet ist,  so  fällt  jede  Strafe  weg. 
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geeignet  sind,   oder  wer  die  vorgeschriebene  Steuererklärung  absichtlich  unter- 
lägst, macht  sich  des  Vergehens  der  Hinterziehung  schuldig. 

Des  gleichen  Vergehens  machen  sich  auch  die  zur  Steuererklärung  nach 
Art.  16  verpflichteten  Vertreter  von  Steuerpflichtigen  schuldig,  wenn  sie  in  be- 
trefi"  der  Steuerpflicht  der  Personen,  in  deren  Vertretung  ihnen  die  Deklarations- 
pflicht obliegt,  in  der  vorstehend  bezeichneten  Weise  wissentlich  unrichtige, 
wissentlich  unvollständige  oder  keine  Angaben  machen. 


Artikel  24.  Der  vom  Ausschuss  bei  Beratung  des  1.  E.  beantragte  Art.  24 
lautete :  ,Wer  bei  Deklaration  seines  Einkommens  oder  bei  Beantwortung  der 
ihm  zum  Zweck  der  Einschätzung  oder  der  Verhandlung  eines  Rechtsmittels 
amtlich  vorgelegten  Fragen  in  betreff  seiner  Erwerbs-  oder  Vermögensver- 
hältnisse wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  erstattet,  welche 
zur  Verkürzung  des  Steuerinteresses  zu  führen  geeignet  sind,  macht  sich  des 
Vergehens  der  Hinterziehung  schuldig. 

Die  gesetzlichen  Vertreter  physischer  und  juristischer  Personen  machen 
sich  des  Vergehens  auch  dann  schuldig,  wenn  sie  in  betreff  des  Einkommens 
der  Personen,  in  deren  Vertretung  ihnen  die  Deklarationspflicht  obliegt,  in  der 
vorstehend  bezeiclmeten  Weise  wissentlich  imrichtige  oder  unvollständige  Angabe 
erstatten." 

Dieser  Artikel  wurde  angenommen,  jedoch  unter  Streichung  der  Worte 
„Erwerbs-  oder  Vermögensverhältnisse "  und  Einschiebung  der  Wort«  „Zinsen- 
bezüge aus  Kapitalvermögen"  und  mit  Streichung  des  2.  Absatzes  und  Ersetzung 
durch  die  Bestimmung,  wie  sie  oben  im  Gesetz  enthalten  ist.  Durch  die  Be- 
stimmung sollte  der  Widerspruch  zu  Art.  16  gehoben  werden,  nach  welchem 
noch  andere  Personen  deklarationspflichtig  sind. 

Bei  Beratung  des  2.  E.  wui'de  zu  dem  Art.  24  eine  Frage  zur  Sprache  ge- 
bracht, die  auch  für  die  Strafbestimmung  bei  der  Einkommensteuer  gelten  sollte. 
Es  wird  in  Art.  24  pönalisiert,  wenn  jemand  wissentlich  unrichtige  oder  un- 
vollständige Angabe  macht,  welche  zur  Verkürzung  des  Steuerinteresses  zu  fuhren 
geeignet  sind.  Das  ist  der  Thatbestand  des  Betrugs,  wie  ihn  das  Reichsstraf- 
gesetz formuliert;  danach  wird  der  Betrug  angenommen,  wenn  jemand  in  der 
Absicht,  sich  einen  rechtswidrigen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen,  das  Ver- 
mögen eines  andern  dadurch  beschädigt,  dass  er  durch  Vorspiegelung  falscher 
oder  Entstellung  wahrer  Thatsachen  einen  Irrtum  erregt.  Hier  will  gleichfalls 
jemand  sich  einen  rechtswidrigen  Vermögens  vorteil  verschaffen,  er  will  das  Ver- 
mögen eines  andern,  d.  h.  des  Staates  schädigen  und  es  geschieht  durch  Ent- 
stellung der  Wahrheit.  Es  würde  also  an  sich  nichts  im  Wege  stehen,  dass  der 
Staatsanwalt  auf  Gnmd  des  Reichsstrafgesetzes  gegen  den  betreffenden  Steuer- 
pflichtigen die  öffentliche  Anklage  erhebt  und  seine  Verurteilung  wegen  Betrugs 
herbeizuführen  sucht.  Es  hängt  davon  ab.  wie  das  Einführungsgesetz  zu  dem 
Strafgesetzbuch  zu  verstehen  ist.  Der  §  2  desselben  sagt :  Mit  diesem  Tage  tritt 
das  Bundes-  und  Landesstrafrecht,  insoweit  dasselbe  Materien  betrifit,  welche 
Gegenstand  des  Strafgesetzbuches  für  den  norddeutschen  Bund  sind,  ausser  Kraft. 
In  Kraft  bleiben  die  besonderen  A^orschriften  des  Bundes-  und  Landesstraf- 
rechts, namentlich  über  strafbare  Verletzungen  der  Presspolizei,  Post-  imd  Steuer- 
gesetzen u.  s.  w.  Das  Reichsgericht  hat  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  der 
Absatz  2  nicht  bloss  auf  die  bei  Erlass  des  Gesetzes  geltenden,  sondern  auch 
die  denmächst  zu  erlassenden  Steuergesetze  sich  beziehe.  Die  hessische  Regierung 
erklärte  auch,  dass  es  nicht  ihre  Absicht  sei,  jemand,  der  auf  Gnmd  des  Art.  24 
in  Strafe  genommen  wird,  auch  noch  wegen  Betrugs  zu  verfolgen. 
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Artikel  25. 


Die  Hinterziehung   ist  mit  Geldstrafe  in  der  Höhe  des  achtfachen  Jahres- 
betrags der  Steuer  zu  belegen,  deren  Hinterziehung  unternommen  wurde. 


Art.  25.  Der  Ausschussantrag  bei  der  Beratung  des  1.  E.  lautete  ent- 
sprechend dem  Art.  69  des  sächsischen  Gesetzes: 

,Die  Hinterziehung  ist  mit  Geldstrafe  und  zwar  je  nach  dem  Grade  der 
dabei  an  den  Tag  gelegten  Böswilligkeit  mit  dem  Vier-  bis  Zehnfachen  des  Be- 
trags zu  belegen,  dessen  Hinterziehung  unternommen  wurde. 

Die  Strafe  der  Hinterziehung  tritt  nicht  ein,  falls  der  Schuldige,  bevor  die 
Sache  zur  Untersuchung  an  das  Gericht  abgegeben  ist,  seine  Angaben  an  der 
zuständigen  Stelle  berichtigt  und  vervollständigt." 

Anstoss  nahm  man  an  dem  Wort  „böswillig",  da  es  weder  in  der  Landes- 
noch  deutschen  Strafgesetzgebung  vorkommt  und  die  Böswilligkeit  nicht  mit 
dem  , Wissentlichen"  übereinstimmt.  Böswillige  Wissentlichkeit  existiert  nicht 
als  Begriff.  Ebenso  wurde  in  dem  Ausschussantrag  die  relative  Strafandrohung 
mit  dem  Moment  der  Wissentlichkeit  als  unvereinbar  erklärt.  Wissentlich  ist 
ein  absoluter  Begriff,  dem  auch  eine  absolute  Strafe  gegenüberstehen  muss. 

Der  zweite  Absatz  des  Ausschussantrags  wurde  als  im  Widerspruch  mit 
dem  Einkommensteuergesetz  und  mit  Art.  29  des  Kapitalrentensteuergesetzes 
angesehen.  Wenn  jemand,  bevor  die  Sache  geriehtsanhängig  wird,  sich  beim 
Steuerkommissariat  freiwillig  meldet  und  bezahlt  die  ihm  angeforderte  Steuer 
und  Strafe,  so  wird  er  nach  dem  Einkommensteuergesetz  nicht  etwa  von  der 
Strafe  befreit,  sondern  er  hat  nur  den  Vorteil,  dass  seine  Sache  nicht  gerichts- 
hängig  wird.  Der  2.  Abs.  des  obigen  Art.  25  aber  lässt  die  Strafe,  welche  bereits 
verwirkt  ist,  wegfallen,  wenn  jemand,  bevor  die  Sache  gerichtshängig  geworden 
ist,  sich  beim  Steuerkommissariat  meldet  und  den  Steuerbetrag  bezahlt.  Ander- 
seits sagt  Art.  29  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  dass,  wenn  sich  jemand  beim 
Steuerkommissariat  meldet,  seine  Strafe  nicht  zum  Wegfall  kommt,  sondern 
er  Strafe  und  Steuer  zu  bezahlen  hat.  Auch  wurde  hervorgehoben,  dass  es 
misslich  sei,  dem  Steuerkommissär  die  Zumessung  der  Strafe  zwischen  dem 
4 — lOfachen  Betrag  zu  überlassen.  Da  ferner  bei  Fixierung  des  Strafbetrags 
aufs  Achtfache,  analog  dem  badischen  Gesetze,  die  Schwierigkeit,  den  Begriff 
„der  an  den  Tag  gelegten  Böswilligkeit"  zu  bestimmen,  von  selbst  wegfiel, 
wurde  ein  diesbezüglicher  Antrag  gestellt  und  angenommen.  Die  schliessliche 
Fassung  des  Artikels  wurde  die  des  Gesetzes. 

Bezüglich  der  Strafen  wurde  hervorgehoben,  dass  sie  kaum  vollzogen  werden  ; 
insoweit  der  Betrag  von  50  Thalem  nicht  erreicht  wird,  bezw.  insoweit  eine 
Uebertretung  vorliegt,  ist  die  Verjährungsfrist  3  Monate  und  dieselbe  läuft  von  der 
Zeit  der  Deklaration  an.  Bis  die  Sache  gerichtshängig  werden  kann,  ist  die  Verjäh- 
rung fast  regelmässig  verstrichen.  Nimmt  man  hinzu  die  Schwierigkeit  des  Be- 
weises der  Wissentlichkeit,  so  erscheint  die  eigentliche  Strafandrohung  als  ein 
Superfluum.  Man  hielt  aber  von  dieser  Seite  auch  die  Strafe  für  nicht  gehörig 
qualifiziert.  Der  Hinterzieher  erlangt  durch  Täuschung  fortwährend  rechtswidrige 
Vermögensvorteile,  sie  darf  nicht  wie  Octroidefraudation  oder  Weinschmuggel 
beurteilt  werden,  sie  ist  nicht  bloss  eine  Kontravention,  sie  verstösst  gegen  eine 
Pflicht,  welcher  allen  Staatsbürgern  gleichmässig  obliegt.  Sie  muss  als  eine 
niederträchtige  Handlung  charakterisiert  werden.  Die  Hinterziehung  ist  gewiss 
eine  viel  bedeutendere  strafbare  Handlung,  als  ein  Jagdvergehen,  das  mit  Geld- 
oder Gefängnisstrafe  bedroht  ist.  Es  wurde  deshalb  der  Antrag  gestellt,  dem 
ersten  Absatz  die  Worte  beizufügen:  „Zugleich  ist  auf  Haft  zu  erkennen." 
Dieser  Antrag  wurde  bekämpft.  Auch  im  Einkommensteuergesetze  sei  keine 
Haftstrafe  vorgesehen;  bei  einem  neuen  Gesetze,  welches  so  viele  Schwierig- 
keiten gegen  sich  habe,  sei  es  unrätlich,  mit  Haftstrafe  anzufangen.  Der  An- 
trag wurde  abgelehnt. 
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Artikel  26. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Mark  kann  derjenige  Steuerpflichtige  belegt 
werden,  welcher  aus  Nachlässigkeit  die  Abgabe  der  Steuererklärung  unterlässt, 
oder  bei  Angabe  in  derselben  oder  in  den  bei  der  Verhandlung  infolge  eines 
ergriffenen  Rechtmittels  von  ihm  gemachten  Angaben  sich  in  wesentlichen  Punkten 
Unrichtigkeiten  zu  Schulden  kommen  lässt,  sofern  diese  zur  Bestrafung  nach 
den  Art.  24  und  25  nicht  geeignet  sind. 

Dieselbe  Strafe  trifft  in  gleichen  Fällen  die  nach  Art.  16  berufenen  Ver- 
treter physischer  und  juristischer  Personen. 

Artikel  27. 
Diejenigen,   welche  infolge   der   in   Art.  25  und  26  mit  Strafe  bedrohten 
Verfehlungen   gegen   die  Vorschriften   dieses  Gesetzes   zu  wenig  Steuer  bezahlt 


Art.  26.  „Die  Strafbestimmungen  sollen  ledigUch  dazu  dienen,  die  Er- 
fullimg  der  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  herbeizuführen.  Jede  Härte, 
welche  diesem  Zwecke  fremd  ist,  soll  dagegen  ausgeschlossen  sein.  Die  Auf- 
nahme der  vorliegenden  Bestimmungen,  welchen  ähnliche  Bestimmungen  im 
neuesten  badischen  (und  sächsischen)  Gesetz  entsprechen,  wird  sich  daher 
empfehlen,  ebenso  wie  die  im  nachfolgenden  Artikel  30  enthaltene  entschieden 
milde  Bestimmung.''     (Motive.) 

Der  Ausschussantrag  bei  Beratung  des  1.  E.  lautete:  „Mit  Geldstrafe  bis 
zu  100  M.  kann  belegt  werden,  wer  in  dem  zum  Zwecke  der  Einschätzung  seines 
Einkommens  oder  der  Verhandlung  eines  Rechtsmittels  von  ihm  gemachten  An- 
gaben sich  in  wesentlichen  Punkten  Unrichtigkeiten  zu  Schulden  kommen  lässt, 
sofern  diese  zur  Bestrafung  nach  §§.  24  u.  25  nicht  geeignet  sind. 

Dieselbe  Strafe  trifft  die  gesetzlichen  Vertreter  physischer  und  juristischer 
Personen,  wenn  sie  sich  bei  ihren  Angaben  in  betreff  des  Einkommens  derjenigen 
Personen,  in  deren  Vertretimg  ihnen  die  Deklarationspflicht  obliegt,  derartige 
Unrichtigkeiten  zu  Schulden  kommen  lassen." 

Die  hier  festgesetzte  Strafe  wurde  von  einer  Seite  als  zu  gering  angesehen, 
einmal,  weil  es  eine  Fahrlässigkeit  geben  kann,  die  von  dem  Dolos  sich  kaum 
unterscheidet;  z.  B.,  wenn  Jemand  von  einer  Wahrheit,  die  sich  ihm  aufdrängt, 
geradezu  die  Augen  verschliesst  oder  wenn  er  sich  bei  der  demnächstigen  prak- 
tischen Anwendung  des  Gesetzes  irgend  eine  Ansicht  kombiniert  imd  sagt,  auf 
diese  Ansicht  hin  bin  ich  steuerfrei,  während,  wenn  er  nachdenkt,  wenn  er  viel- 
leicht seinen  Nachbar  fragt,  er  sofort  von  der  Unwahrheit  seiner  Ansicht  über- 
zeugt sein  wird.  Er  kann  jahrelang  so  beträchtliche  Vermögensvorteile  gemessen. 
Sodann  wurde  die  Strafe  in  keinem  Verhältnis  stehend  erachtet  zu  der  für 
falsche  eidesstattliche  Versicherung,  die  gleichzeitig  vorkommen  könne.  Es 
wurde  deshalb  ein  Antrag  gestellt,  den  ganzen  Artikel  so  zu  fassen:  .Ist  die 
Steuererklärung  von  den  hierzu  verpflichteten  Personen  aus  Versehen  oder  Nach- 
lässigkeit unterblieben  oder  in  wesentlichen  Punkten  unrichtig  abgegeben  worden, 
80  tritt  Geldstrafe  bis  zu  Einhundert  Mark  ein.  Im  Falle  grober  Fahrlässigkeit 
oder  wenn  die  Unterlassung  der  Steuererklärung  eine  absichtliche  war,  kann 
jedoch  die  Geldstrafe  bis  auf  1000  M.  erhöht  werden."  Der  Antrag  wurde  aber 
hauptsächlich  wegen  der  hohen  Strafe  abgelehnt.  Der  Art.  erhielt  bei  Beratung 
des  1.  E.  die  Gestalt,  wie  sie  im  Gesetz  auftritt,  ausgenommen  den  ersten 
Relativsatz,  der  lautete:  , welcher  aus  Versehen  oder  Nachlässigkeit  die  Abgabe 
der  Steuererklärung  unterlässt."  Bei  der  Beratimg  des  2.  E.  wurden  die  Worte 
,au8  Versehen"  gestrichen,  da  sie  mit  , Nachlässigkeit"  bereits  gedeckt  erscheinen. 

Art.  27.  „Der  erste  Satz  dieses  Artikels,  welcher  sich  übrigens  von  selbst 
verstehen  dürfte,  entspricht  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  Gesetzgebungen 
anderer  Staaten,   wie   denn  das  bayrische  Gesetz   vom  16.  Mai  1881  in  Art.  30 
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haben,  sind  zur  Nachzahlung  des  der  Staatskasse  entzogenen  Betrags  verpflichtet. 
Dieser  Anspruch  auf  Nachzahlung  ist  jedoch  nicht  weiter  zu  verfolgen  als  auf 
fünf  Jahre  vom  Anfang  des  Jahres  an  zurückgerechnet,  in  welchem  die  That- 
sache  der  Entziehung  bekannt  geworden  ist. 

Artikel  28. 

Die  Verpflichtung  zur  Nachzahlung  der  Steuer,  um  welche  die  Staatskasse  ^ 
verkürzt  worden  ist,   geht  auf  die  Erben  über,   einerlei  ob  die  Verkürzung  vor 
oder  nach  dem  Tode  des  Pflichtigen  entdeckt  worden  ist. 

Die  Verwalter  der  Nachlassmassen  bezw.  Erben  sind  bei  Vermeidung  der 
in  den  Art.  25  und  26  angedrohten  Strafen  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Steuer- 
behörden den  Jahresbetrag  der  steuerbaren  Zinsen  anzugeben. 

Artikel  29. 

Die  Erkennung  der  in  den  Art.  25  und  26  erwähnten  Strafen  gebührt 
dem  kompetenten  Gericht,   insofern  der  Steuerpflichtige  sich  nicht  auf  erfolgte 


die  Bestimmung  enthält:  ^Die  Einziehung  der  Kapitalrentensteuer  erfolgt  unab- 
hängig von  der  Bestrafung,"  womit  weiter  die  Bestimmung  in  Art.  38  in  Ver- 
bindung zu  bringen  ist,  dass  Steuerpflichtige,  welche  bei  der  Feststellung  der 
Kapitalrentensteuer  übergangen  oder  wegen  einer  strafbaren  Zuwiderhandlung 
gegen  das  Gesetz  zu  gering  veranlagt  sind,  unabbrüchig  der  Strafverfolgung 
zur  Nachzahlung  des  der  Staatskasse  dadurch  entgangenen  und  vom  Rentamte 
festzusetzenden  Betrags  verpflichtet  sind.  Es  entspricht  sodann  der  2.  Satz  des 
in  Rede  stehenden  Artikels  des  Entwurfs  wörtlich  dem  2.  Abs.  in- ebenerwähntem 
Art.  38  des  bayrischen  Gesetzes,  eine  Bestimmung,  welche,  da  der  Erhebung 
des  Anspruchs  auf  Steuernachzahlung  eine  Grenze  gesetzt  werden  muss,  sich 
empfehlen  dürfte."     (Motive.) 

Bei  Beratung  des  1.  E.  hatte  der  Ausschuss  beantragt: 
„Beitragspflichtige,  welche  bei  der  Einschätzung  übergangen  oder  in  eine 
niedrigere  Klasse  eingeschätzt  worden  sind,  als  dies  nach  ihrem  Einkommen  zu- 
folge des  Gesetzes  hätte  geschehen  sollen,  sind  zur  Nachzahlung  des  der  Staats- 
kasse dadurch  entzogenen  Betrags  verpflichtet,  gleichviel  ob  eine  Hinterziehung 
vorliegt  oder  nicht.  Der  Anspruch  auf  Nachzahlung  ist  jedoch  nicht  weiter  zu 
verfolgen  als  auf  5  Jahre  vom  Anfange  des  Jahres  zurückgerechnet,  in  welchem 
die  Thatsache  der  Entziehung  bekannt  geworden  ist. 

Die  Verbindlichkeit  zur  Nachzahlung  geht  auf  die  Erben  über." 
Es  wurde  schliesslich  die  Fassung  gewählt,  wie  sie  das  Gesetz  hat. 

Art.  28.  ,Im  3.  Abs.  des  Art.  38  des  bayrischen  Gesetzes  ist  festgesetzt,  dass, 
wenn  sich  die  Thatsache  der  Steuerverkürzung  erst  nach  dem  Tode  des  Steuer- 
pflichtigen ergibt,  alsdann  die  Nachzahlung  des  entzogenen  Steuerbetrags  aus 
der  Erbschaftsmasse  bezw.  von  den  Erben  zu  leisten  ist,  wobei,  wenn  sich  die 
Steuerverkürzung  als  eine  Hinterziehung  im  Sinne  des  betreff"enden  Strafartikels 
darstellt,  die  Nachzahlung  sich  um  das  Fünf-  bis  Zehnfache  des  höchsten  in 
einem  der  drei  letzten  Jahre  hinterzogenen  Steuerbetrags  erhöht.  Inhaltlich 
des  königl.  württembergischen  Gesetzes  findet  die  Steuemachholung  und  Strafe 
auch  dann  statt,  wenn  die  Thatsachen,  durch  welche  sie  begründet  werden,  erst 
nach  dem  Tode  des  Schuldigen  bekannt  werden.  Die  Milde  der  diesseits  vor- 
geschlagenen bezüglichen  Vorschrift  ist  ersichtlich,  eine  Verschärfung  liegt  nur 
darin,  dass  die  Erben ,  bezw.  Verwalter  der  Nachlassmassen  bei  Vermeidung  ge- 
setzlicher Strafe  verpflichtet  sein  sollen,  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde 
den  Jahresbetrag  der  steuerbaren  Zinsen  anzugeben,  wodurch  voraussichtlich 
der  Zweck  gesichert  und  doch  allzu  grosse  Härte  vermieden  wird."     (Motive.) 
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Aufforderung  binnen  10  Tagen  freiwillig  zur  Bezahlung  der  verkürzten  Steuer 
und  der  Strafe  bei  dem  Steuerkommissariat  bereit  erklärt.  Eine  solche  in  rechts- 
verbindlicher Form  bei  dem  Steuerkommissariat  abgegebene  Erklärung  hat  die 
Wirkung  einer  rechtskräftigen  gerichtlichen  Entscheidung. 

Die  kompetente  Gerichtsbehörde  ist  dieselbe,  wie  bei  den  Kontraventionen 
gegen  die  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  indirekten  Auflagen,  und  das 
gerichtliche  Verfahren  richtet  sich  ebenfalls  nach  den  für  letztere  bestehenden 
Vorschriften. 

Artikel  30. 

Wird  die  unterbliebene  oder  zu  nieder  abgegebene  Erklänmg  nachträglich 
erbracht  oder  berichtigt,  ehe  strafrechtliche  Verfolgung  eingeleitet  ist,  so  fallt 
jede  Strafe  weg. 

Artikel  31. 

Die  Verfolgung  der  in  diesem  Titel  mit  Strafe  bedrohten  Verfehlimgen 
verjährt  in  einem  Jahre,  die  Strafvollstreckung  in  zwei  Jahren.  Eine  Umwand- 
lung der  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen  findet  nicht  statt. 


Art.  29.  Die  hierin  enthaltenen  Bestimmungen  entsprechen  dem  Art.  32 
des  neuen  Einkommensteuergesetzes,  bezw.  dem  Art.  29  des  alten  Gesetzes.  Der 
Art.  beabsichtigt  in  erster  Linie  weiter  nichts,  als  dass  man  auch  hier,  wie 
solches  bei  einer  Reihe  anderer  Steuergesetze  der  Fall  ist,  eiae  Erledigung  im 
administrativen  Wege  möglich  machen  will.  Die  Kontravention  ist  perfekt, 
sobald  die  Strafverhandlung  eröffiiet  wird,  imd  diese  Einleitung  der  strafrecht- 
lichen Verfolgung  findet  dadurch  statt,  dass  das  Steuerkommissariat  eine  Auf- 
forderung an  den  Kontravenienten  erlässt,  die  Zuwiderhandlung  im  administrativen 
Wege  zu  erledigen,  widrigenfalls  eine  Abgabe  an  das  Gericht  stattfinden  werde. 

Art.  30.  ,Es  wird  hier  auf  die  Motive  zu  Art.  26  Bezug  genommen.  Die 
vorliegende  Bestimmung  schliesst  sich  an  die  aUerdings  strengen,  im  2.  Abs. 
vom  Art.  29  des  neuesten  bayrischen  Gesetzes  an,  welches  an  Stelle  der  Hinter- 
ziehungsstrafe eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  100  M.  für  diejenigen  Fälle  vorsieht, 
in  welchen  unterlassene  Steuererklärungen  oder  die  unrichtigen  bezw.  unvoll- 
ständigen Angaben  noch  vor  der  Einleitung  eines  Strafverfahrens  bei  dem  ein- 
schlägigen Rentamt  nachgebracht,  berichtigt  oder  ergänzt  werden.*  (Motive.) 
Der  Artikel,  vde  er  aus  der  Beratung  des  1.  E.  hei"vorging,  lautete:  ,Wird 
die  unterbliebene  oder  zu  nieder  abgegebene  Erklärung  nachträglich  erbracht 
oder  berichtigt,  bevor  eine  Strafandrohung  erfolgt  oder"  etc.  Bei  der 
Beratung  des  2.  E.  wurden  die  gesperrt  gedruckten  Worte  gestrichen,  ähnlich 
wie  im  Einkommensteuergesetzentwurf  Art.  42. 

Art.  31  wurde  bei  der  Beratung  des  1.  E.  von  der  Kammer  eingefügt. 
Der  ursprüngliche  Antrag  des  Ausschusses  lautete: 

,Die  Verfolgung  wegen  der  im  §.  27.aufgeführten  Verordnungswidrigkeiten 
verjährt  in  drei  Monaten,  die  Strafvollstreckung  in  zwei  Jahren.  Eine  Umwand- 
lung in  Freiheitsstrafen  findet  nicht  statt." 

Von  einer  Seite  wurde  Strich  dieses  Artikels  beantragt,  teils  weU  es  für 
unrecht  gehalten  wurde,  dass,  wenn  die  Geldstrafen  nicht  beigetrieben  werden 
können,  die  Umwandlung  in  Freiheitsstrafe  nicht  stattfinden  solle,  während  dies 
möglich  ist,  wenn  jemand  die  Strasse  nicht  kehrt  und  2—3  M.  Strafe  erhält,  sie 
aber  nicht  bezahlen  kann,  teüs  weil  bezüglich  der  Verjährung  das  Reichsstraf- 
gesetzbuch ausreicht.  Daran  knüpfte  sich  eine  lange  Diskussion,  inwieweit  dies 
in  dieser  Materie  in  Frage  komme.  Gerade  diese  Hereinziehung  des  Reichs- 
strafgesetzbuchs wurde  aber  für  viele  Anlass,  an  der  Bestimmung  festzuhalten. 
Sie  wollten  —  und  da«  war  auch  für  den  Ausschuss  massgebend  —  nicht,  dass 
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y.    Besondere  Bestimmungen. 

Artikel  32. 

Die  bei  dem  Einschätzungsgeschäft  beteiligten  Vorsitzenden  der  Kommis- 
sionen und  sonstigen  Beamten  sind  kraft  des  von  ihnen  geleisteten  Diensteides 
zur  Geheimhaltung  der  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse,  welche  bei 
diesem  Geschäfte  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen,  sowie  des  Inhalts  der  Kommis- 
sionsverhandlungen, verpflichtet.  Die  Mitglieder  der  Kommissionen  haben  diese 
Geheimhaltung  sowie  die  unparteiische  und  gewissenhafte  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
dem  Vorsitzenden  mittelst  Handschlags  an  Eidesstatt  zu  geloben. 

üebertretungen  werden  bei  den  Beamten  im  Disciplinarweg  bestraft,  bei 
den  übrigen  Kommissionsmitgliedem  aber  mit  einer  gerichtlich  zu  erkennenden 
Strafe  bis  zu  300  Mark  und  dem  Verlust  der  Eigenschaft  als  Kommissions- 
mitglied geahndet. 

Eine  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  findet  nicht  statt. 

Die  Strafverfolgung  verjährt  in  einem  Jahr,  die  Strafvollstreckung  in  zwei 
Jahren. 


das  Reichsstrafgesetzbueh  in  seinen  allgemeinen  Bestimmungen  auch  nur  subsi- 
diär auf  diese  Materie  angewendet  werde.  Man  wollte  die  rein  strafrechtlichen 
Gesichtspunkte  überhaupt  nicht  gelten  lassen,  sondern  nahm  ein  „civilrechtliches 
Strafverhältnis "  an.  Man  war  femer  der  Meinung,  dass  überall  da,  wo  Geld- 
strafen vorausgehen  und  Exekution  möglich  ist,  der  Betrefi'ende  es  nicht  zur 
Freiheitsstrafe  kommen  lasse,  im  andern  Fall  aber  unerhört  sei,  über  jemand, 
der  nur  derart  ungehorsam  ist,  Freiheitsstrafen  verhängen  zu  wollen.  Bei  der 
2.  Lesung  des  1.  E.  wurde  die  Fassung,    wie  sie  im  Gesetz  steht,   beschlossen. 

Art.  32  entspricht  dem  Art.  29  des  Einkommensteuergesetzes.  Der  Aus- 
schuss  hatte  zu  dem  1.  E.  beantragt,  im  letzten  Absatz  statt  „300  Mark"  zu 
setzen  und  vor  dem  Worte  „und"  die  Worte  „im  Wiederholungsfall  mit"  einzu- 
schalten. Im  Plenum  wurde  diesem  Antrag  entgegengetreten.  Mit  Rücksicht  auf 
die  intimen  Verhältnisse,  die  vor  der  Einschätzungskommission  blossgelegt  werden, 
hielt  man  für  erforderlich,  die  Strafandrohung  nicht  zu  niedrig  zu  halten.  Unter 
den  300  M.  ist  zudem  nur  das  Strafmaximum  zu  verstehen.  Auch  den  Verlust 
der  Eigenschaft  als  Kommissionsmitglied  hielt  man  für  verdient,  wenn  sich  ein 
Mitglied  eine  derartige  Indiskretion  auch  nur  ein  einziges  Mal  hat  zu  Schulden 
kommen  lassen. 

Bei  der  Beratung  des  2.  E.  drang  der  Art.  mit  einer  Milderung  durch, 
indem  beigefügt  war,  dass  ausser  der  Geldstrafe,  „unter  erschwerenden  Um- 
ständen der  Richter  den  Verlust  der  Eigenschaft  als  Kommissionsmitglied  aus- 
sprechen kann".  Man  war  der  Meinung,  dass  es  Fälle  so  geringfügiger  Natur 
gebe,  in  denen  die  Entziehung  des  Rechts,  Kommissionsmitglied  zu  sein,  eine  im- 
berechtigte  Härte  wäre.  Die  1.  Kammer  lehnte  aber  diese  Milderung  ab  und 
hielt  daran  fest,  dass  ein  Mann,  der  die  Verschwiegenheit  nicht  beobachte, 
nicht  mehr  in  der  Kommission  sein  könne.  Die  2.  Kammer  trat  bei,  da  der 
Fall  wohl  selten  vorkomme.  Seit  18  Jahren  ist  er  in  der  Einkommensteuer 
nicht  beobachtet  worden. 

Bei  der  2.  Lesung  des  1.  E.  wurde  der  Antrag  gestellt,  den  2.  Abs.  folgen- 
dermassen  zu  fassen: 

„Üebertretungen  werden  bei  den  Beamten  im  Disciplinarwege  bestraft,  bei 
den  übrigen  Kommissionsmitgliedem  auf  Antrag  des  Beschädigten  mit  einer 
vom  Kreisausschusse  bezw.  für  die  Mitglieder  der  Landeskommission  mit  einer 
durch  den  betreffenden  Provinzialausschuss  nach  Massgabe  der  Kreis-  und 
Provinzialordnung  zu   erkennenden  Strafe   geahndet,    und   kann  ausserdem  auf  ■ 
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Artikel  33. 
Die   oberste  Leitung  des  Veranlagungsgeschäfts  im  Grossherzogtum  steht 
unserem  ^rinisterium   der  Finanzen  zu,   welches   auch  über  die  gegen  das  A'er- 
fahren  der  Landeskommission  imd  des  Vorsitzenden  derselben  angebrachten  Be- 
schwerden zu  entscheiden  hat. 

Schlussbestimmung. 

Artikel  .34. 
Unser  Ministerium  der  Finanzen  ist  mit  der  Ausführung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  beauftragt. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift   und   beigedviickten  Gross- 
herzoglichen Siegels. 

Fischbach,  den  8.  Juli  1884. 

LUDWIG. 

(L.  S.) 

Schi  ei  erra  acher. 


den  Verlust  der  Eigenschaft  als  Kommissionsmitglied  erkannt  werden.  Eine 
Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe  findet  nicht  statt." 

Von  einer  Seite  wurde  am  Regierungsentwurf  festgehalten,  die  dort  ge- 
machte Scheidung  als  richtig  betrachtet.  Die  Verletzung  des  Dienstgeheimnisses 
sei  ein  Disciplinarvergehen  und  werde  nach  dem  Edikt  von  1820  und  1870  be- 
straft. Ein  Beamter,  der  sich  eines  Dienstvergehens  schuldig  mache,  könne  nur 
bestraft  werden  nach  dem  Edikt  von  1820  und  müsse,  wenn  die  dort  angedrohte 
Disciplinarstrafe  nicht  ausreiche,  nach  dem  Gesetze  von  1870  vor  den  Disciplinar- 
gerichtshof  verwiesen  werden.  Das  sei  also  verfassungsmässig  geordnet.  Für 
die  Mitglieder  der  Kommission,  die  nicht  Beamte  seien,  müsse  das  Gericht  die 
Strafe  erkennen;  der  Kreisausschuss  sei  wohl  ein  Verwaltungs-  aber  kein  Straf- 
gericht. Die  Kreis-  und  Provinzialaussehüsse  hätten  lediglich  das  Recht,  Dis- 
ciplinarstrafen  über  ihre  Untergebenen  zu  erkeimen,  aber  niemals  hätten  sie 
das  Recht.  Disciplinarstrafen  in  Fällen  zu  erkennen,  welche  zur  Verwaltungs- 
kompetenz überhaupt  nicht  gehören. 

Dem  wurde  entgegengehalten,  dass  man  für  Beamte  und  Nichtbeamte  die 
Strafe  als  Disciplinarstrafe  charakterisieren  wolle,  eben  deshalb  das  Gericht 
ausschliesse.  Die  Regelung  nach  dem  Antrag  sei  die  naturgemässe.  Der  Vor- 
sitzende sei  gewissermassen  Delegirter  der  Regierung,  die  Mitglieder  der  Ein- 
schätzungskommission seien  Delegierte  des  Kreises  imd  der  Provinz.  Der  Vor- 
sitzende werde  unter  die  Disciplinargewalt  der  delegierenden  Behörde  gestellt, 
ebenso  die  Mitglieder  der  Einschätzungskommission.  Eine  Ansicht  ging  dahin, 
dass  man  Beamte  und  Nichtbeamte  vor  Gericht  stellen  müsse.  Der  Antrag 
wurde  abgelehnt,  ebenso  auch  ein  solcher,  in  den  Regierungsentwurf  ,auf  Antrag 
des  Beschädigten"  einzusetzen.  Die  Absicht  der  letzten  Aenderung  war  die,  dass 
wohl  bei  den  Beamten,  die  disciplinär  gefehlt  haben,  eine  Strafe  eintreten  muss, 
dagegen  der  , Beschädigte  =  zum  Antrag  Berechtigte"  ein  Interesse  daran  haben 
kann,  dass  durch  eine  gerichtliche  Procedur  gegen  Mitglieder  der  Kommission, 
die  nicht  Beamte  sind,  Ermittelungen  über  Vermögensverhältnisse  hervorgerufen 
und  diese  bekannt  werden. 
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Dr.  Eugen  Philippovicli  von  Philippsberg,  Die  Bank  von 
England  im  Dienste  der  Finanz  Verwaltung  des  Staates.  Verlag 
von  Töplitz  und  Deuticke  in  Wien.     1884. 

Zu  den  grossen  Errungenschaften  dieses  Jahrhunderts  auf  volkswirtschaft- 
lichem  und   finanziellem    Gebiete   gehört   auch   die   stetig   fortschreitende    Ver- 
drängung des  Bargeldverkehrs  durch  einen  auf  eine  konzentrierte  Bargeldreserve 
gestützten   Abrechnungsverkehr.     Die   Vorteile   des   letzteren,   namentlich    auch 
im  Verkehr  der  öffentlichen  Kassen  unter   sich   und   mit    dem  Publikum  liegen 
auf  der  Hand.    Abgesehen  davon,  dass  durch  die  Verminderung  der  Barsendungen 
die  mit  der  Beförderung  baren  Geldes  verknüpften  Gefahren,  Verantwortlichkeiten 
und  Dienstleistungen  beschränkt,  Zeit  und  Kosten  für  Verpackung,    Transport, 
Zählen   der  Geldsorten  u.  s.  w.  erspart  werden,    wird    durch   den  Abrechnungs- 
verkehr   die    Zersplitterung    und    unrentable    Lagerung     des    nationalen    Geld- 
vorrates in  einer  grossen  Menge  kleinerer  oder  grösserer  Kassen  vermieden,  die 
Verringerung  der  Betriebsfonds  für  den  Staat  und  den  einzelnen  ermöglicht,  der 
Geldumlauf  beschleunigt  und  der  Bargeldvorrat  der  Nation    seiner   eigentlichen 
Aufgabe,  die  Grundlage  und  Deckung  des  Kreditverkehrs  zu   bilden,    dienstbar 
gemacht.     In  Deutschland   haben    die  auf  dieses  Ziel   gerichteten  Bestrebungen 
einen  grossen  Vorschub  durch  die  Eimdchtung  der  Reiehsbank,    welche   gleich- 
zeitig die  Kassageschäfte  des  Reichs  besorgt,    sowie  durch  die  gi'ossartige  Ent- 
wicklung der  Postverwaltung  und  der  staatlichen  Eisenbahnverwaltungen  erhalten. 
Die  Umsätze  im  Giroverkehr  erreichten  bei  der  Reichsbank  im  Jahre  1883  bereits 
die  Höhe  von  rund  44  Millionen  Mark,   worunter  sich  etwa  7  Millionen  Ueber- 
tragungen  zwischen  verschiedenen  Plätzen  befanden,   ein  Betrag,  welcher  sonst 
grössenteils   mit   der  Post  hätte   befördert  werden   müssen.     Diesen  Giroverkehr 
der  Reichsbank  machen   sich  insbesondei'e    auch   die   Reichspostverwaltung  und 
die  Eisenbahnverwaltungen  in  steigendem  Masse   nutzbar.     Infolge    dieses  Giro- 
netzes kann  in  dringenden  Fällen  das  Geld  telegraphisch   von   einem  Konto   in, 
Hamburg   auf  dasjenige   in   Frankfurt   derai't   übertragen  werden,   dass   das  inj 
Hamburg   entbehrliche    Geld   schon   nach   wenigen   Minuten   in   Frankfurt  Ver- 
wendung finden  kann.     Schwieriger  als  bei  diesen  grossen  Betriebsverwaltungen, ' 
deren   Entwicklung   im   wesentlichen    aus    der    modernen   Verkehrsorganisation  j 
hervorgegangen  ist,  gestaltet  sich  die  Vereinfachung   des  Kassenverkehrs   durch) 
die  thunlichste  Förderung  des  Abrechnungssystems   bei  den  Kassen  der  inneren | 
Verwaltung  und  der  Steuerverwaltung,  bei  welchen  noch  vielfach  ältere,  etwas j 
komplizierte  Verwaltungssysteme  in  Uebung  sind.    Für  die  aber  auch  auf  diesemj 
Gebiete  thätigen  Bestrebungen  zur  Erreichung  einfacherer  Formen  ist  die  Kenntniaj 
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der  betreffenden,  in  auswärtigen  Staaten  bestehenden  Systeme  von  grossem 
Wert,  imd  wenn  daher  jede  Belehrung  in  dieser  Beziehung  schon  an  und  für 
sich  von  Nutzen  ist,  so  ist  dieselbe  doppelt  willkommen,  wenn  sie  in  so  vor- 
trefflicher Weise  geboten  wird,  wie  dies  in  dem  vorliegenden  Buche  bezüglich 
der  englischen  Verhältnisse  der  Fall  ist. 

In  drei  Teilen  entwickelt  der  Verfasser  in  einer  übersichtlichen,  uimötiges 
Beiwerk  klug  vermeidenden  Darstellung  die  Geschichte  der  Gründimg  der 
Bank  von  England ,  und  die  Entwicklung  des  Verhältnisses  dieser  Bank  zur 
Kassen-  und  Schuldenverwaltung  des  Staates  im  18.  und  19.  Jahrhundert,  um 
alsdann  in  einem  vierten  Teile  ein  klares,  erschöpfendes  Bild  über  die  gegen- 
wärtige Stellung  der  Bank  im  Dienste  der  Finanzvei-waltung  des  Staates  zu 
geben.  Von  den  historischen  Teilen  sind  insbesondere  von  Interesse  die  Ab- 
schnitte über  die  Stellung  der  drei  grossen,  für  die  Entwicklung  des  englischen 
Handelsstaates  grundlegenden  Institute  (der  ostindischen  Kompagnie,  der  Südsee- 
gesellschaft und  der  Bank  von  England)  zur  Verwaltung  der  Staatsschulden, 
ferner  die  Abhandlung  über  die  Eeformen  der  staatlichen  Kassenverwaltung  von 
1780  bis  zu  dem  Gesetze  von  1884,  durch  welches  das  Princip  zur  rechtlichen 
Anerkennung  gelangte,  dass  alle  staatlichen  Gelder  bis  zur  ^'erwendung  zu 
Zahlungen  der  Bank  zur  Verwahrung  und  Verwaltung  zu  übergeben  sind.  In 
der  Schilderung  der  gegenwärtigen  Stellung  der  Bank  im  Dienste  der  Staats- 
finanzverwaltung wird  das  Verhältnis  der  Bank  einesteils  als  Organ  der  staat- 
lichen Kassenverwaltung,  andemteils  als  Schuldenverwaltungsamt  sowohl  hin- 
sichtlich der  allgemeinen  Grundlagen  als  in  Bezug  auf  die  Detailbehandlung 
eingehend  erläutert.  Durch  eine  allmähliche  Entwicklung,  welche  einen  Zeit- 
raimi  von  fast  150  Jahren  umfasst,  hat  es  England  dahin  gebracht,  dass  die 
Finanzen  des  Staates  mit  jenen  der  Bank  zu  untrennbarer  Einheit  verschmolzen 
erscheinen,  und  die  letztere  als  ein  unentbehrliches  Glied  in  den  Organismus 
der  Finanzverwaltung  eingereiht  worden  ist.  Die  Staatseinnahmen  werden  da- 
selbst, ohne  in  Mittelkassen  zusammengefasst  zu  werden,  direkt  von  den  Ein- 
nahmeämtem  nach  Bestreitung  lokaler  Ausgaben  an  die  Bank. von  England  nach 
London  überwiesen ;  der  grösste  Teil  des  Budgets  wird  in  London  selbst  gezahlt ; 
für  Zahlungen  aber,  welche  ausserhalb  Londons  zu  machen  sind  imd  nicht  vcfn 
einem  Einnahmeamt  bestritten  werden  können,  werden  die  Gelder  stets  von 
London  aus  angewiesen. 

Durch  die  Verbindung  des  staatlichen  Kassenwesens  mit  dem  Bankwesen 
geht  der  grösste  Teil  der  staatlichen  Zahlungen  in  den  bei  den  Banken  üblichen 
Zahlungsformen  (Buchübertragungen ,  Check-  und  Wechselzahlungen)  vor  sich. 
Alle  Geldumsätze  der  Centralämter  der  Staatsverwaltung  unter  sich  werden  durch 
blosse  Buchungen  besorgt.  Ebenso  findet  die  Benutzung  des  Wechsels  durch 
staatliche  Behörden  als  Mittel  zur  Geldübertragung  in  ausgedehntem  Masse  statt ; 
namentlich  werden  die  Einnahmen  jetzt  sämtlich  durch  Wechsel  nach  London 
remittiert  und  die  Zahlungen  im  Auslande,  sowie  auf  Grund  von  Kontrakten 
fast  ausnahmslos  durch  Wechsel  besorgt.  Von  grosser  Bedeutung  ist  femer  die 
Einrichtung,  dass  die  gesamte  staatliche  Schuld  der  Verwaltung  der  Bank  von 
England  anvertraut  ist.  —  Bei  der  ausgezeichneten  Weise  der  Behandlung  aller 
auf  diesen  Gegenstand  bezüglichen  Fragen  in  dem  vorliegenden  Buche  kann 
dasselbe  auf  das  Wärmste  empfohlen  werden. 

M.  Schraut. 
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Adolph  Widenmeyer,    Das  Etat-   und  Kassenwesen   des-  König- 
reichs Württemberg.     Stuttgart  1885.     8^     IX  und  442  S. 

Es  wird  ganz  lebhaft  auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung,  und  man 
]<ann  es  nur  mit  Genugthuung  begrüssen,  wenn  berufene  Federn  sich  mit  der 
Darstellung  der  Finanz-Verfassung  und  -Verwaltung  der  verschiedenen  Staaten 
befassen. 

Das  vorliegende  Werkchen  kann  und  will  sich  zwar  weder  an  Umfang 
noch  an  Reichtum  des  Inhalts  mit  dem  im  zweiten  Heft  des  vorigen  Jahrgangs 
dieser  Zeitschrift  besprochenen  Löbeschen  Buch  messen;  es  umfasst  nur  174  Seiten 
eigentlichen  Text  —  selbständige  Darstellung  des  Hei'rn  Verfassers  —  während 
der  ganze  übrige  Teil  in  Beilagen  besteht,  welche  Budget  oder  Proben  aus 
solchen,  Instruktionen,  badische  Kammerverhandlungen  und  eine  Reihe  von 
Formularen  für  das  Kassenwesen  enthalten. 

Das  Rechnungswesen  ist  im  Titel  nicht  erwähnt,  man  kann  daher  auch 
nicht  verlangen,  dass  es  im  Buche  selbst  eine  Schilderung  finde.  Beiläufige 
Erwähnungen  waren  aber  bei  dem  innigen  Zusammenhang  des  Rechnungs-  mit 
dem  Etats-  und  Kassenwesen  nicht  zu  vermeiden,  und  auch  in  den  Beilagen 
finden  sich  Proben  aus  den  Staats-Rechnungsnachweisungen,  sowie  die  Instruktion 
für  das  Staatskassenwesen  sich  von  der  für  das  Rechnungswesen  nicht  scheiden 
Hess,  weil  beide  Gegenstände  in  einer  Verordnung  zusammengefasst  und  als  die 
beiden  Seiten  einer  und  derselben  Thätigkeit  untrennbar  sind.  Es  ist  daher 
schade,  dass  der  Herr  Verfasser  seine  Darstellung  nicht  auf  das  Rechnungs- 
wesen ausgedehnt  hat.  Indessen  ist  das  Büchlein  auch  so  für  den  Fachmann 
in  vieler  Beziehung  anziehend  und  belehrend.  Besonders  ist  dies  der  Fall  in 
Ansehung  der  wenn  auch  kurzen  aber  doch  anschaulichen  und  charakteristischen 
Darstellung  des  Etatswesens. 

Das  Bild,  welches  hier  von  der  württembergischen  Finanzverfassung  ge- 
geben wird,  ist  in  vieler  Hinsicht  interessant  und  beachtenswert.  Abweichend 
von  den  übrigen  deutschen  Verfassungen,  welche  alle  mehr  oder  weniger  im 
Sinne  des  Liberalismus  nach  der  Schablone  gearbeitet  sind,  geht  durch  das 
württembergische  Staatswesen  ein  historischer  Zug,  welcher  zur  Folge  hat,  dass 
in  der  That  manches  etwas  altmodisch  und  veraltet  aussieht,  dass  dafür  aber 
auch  nicht  so  viel  bloss  auf  dem  Papier  steht,  nicht  so  viel  unzeitig,  unausgegoren 
und  unverstanden  ist,  wie  anderwärts. 

So  nimmt  die  Oberrechnungskammer,  welche  seltsamerweise  mit  der 
Staatshauptkasse  unter  einem  und  demselben  Vorstand  steht,  eine  sehr  unter- 
geordnete Stellung  ein,  indem  sie  dieser  Kasse  koordiniert  imd  mit  ihr  dem 
Finanzministerium  untergeben  ist.  Gleichwohl  hat  sie  bei  der  Aufstellung  des 
Etats,  soweit  dieser  die  einzelnen  Ministerialdeiiartements  nicht  speciell  berührt, 
mitzu-wirken.  Von  einer  Etats-  und  Verwaltungskontrolle  gegenüber  den 
Ministerien  ist  aber  bei  einer  so  gestellten  Behörde  selbstverständlich  keine 
Rede.  Diese  Kontrolle  hat  vielmehr  in  altlandständischem  Sinne  der  Landtag 
selbst  in  der  Hand  behalten  und  lässt  sie  durch  seine  Kommissarien  ausüben, 
deren  thatsächliche  Befugnisse  viel  weiter  gehen,  als  jene  der  Landtagskom- 
missionen in  anderen  Staaten,  und  auch  als  der  Wortlaut  der  württembergischen 
Verfassung,  indem  ihnen  nicht  bloss  die  sehr  ausführlichen  allgemeinen  Rechnungs- 
nachweisungen (StaatshauiDtrechnung)  vorgelegt  werden,  sondern  auch  alle 
Specialrechnungen  zur  Verfügung  stehen.  Die  Meinung,  dass  die  Ministerien  der 
Oberrechnungskammer  hinsichtlich  der  Etatseinhaltung  u.  dgl.  nicht  „verant- 
wortlich seien,"  wird  zwar  (S.  18)  als  gänzlich  unrichtig  bezeichnet.  Es  scheint 
aber,  dass  der  Herr  Verfasser  unter  diesem  „verantwortlich  sein"  nur  die  Ver- 
pflichtung versteht,  Antwort  zu  geben.  Ein  anderer  Sinn  ist  bei  einer  über- 
geordneten Behörde  der  untergeordneten  gegenüber  wohl  nicht  denkbar. 

Nun  ist  es  freilich,  wie  auch  der  Herr  Verfasser  hervorhebt,  zweifellos,  dass 
eine  Landtagskommission  unmöglich  in  die  Einzelheiten  der  Specialrechnungen 
so  eindringen  kann,  wie  eine  Revisionsbehörde,  indem  es  ihr  dazu  sowohl  an 
Zeit,    als  in  der  Regel  an  Sachkenntnis  fehlt.     Es   ist   also  nicht  zu  verkennen 
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und  grundsätzlich  zuzugestehen,  dass  eine  mit  ausgiebigen  Kontrol- Befug- 
nissen ausgerüstete,  selbständige  Revisionsbehörde  ein  Bedürfnis  tür  Württemberg 
ist.  Allein  man  wird  den  Württembergem  kaum  einen  Vorwurf  daraus  machen 
können,  dass  sie  dieses  Bedürfiiis  noch  nicht  zur  Geltung  gebracht  haben,  ja 
dass  sie  dasselbe  nicht  einmal  zu  fühlen  scheinen ,  denn  man  gewinnt  aus  der 
Darstellung  der  dortigen  Zustände  den  Eindruck,  als  lege  man  dort  mehr 
Wert  auf  gesunde  Zustände  und  auf  die  thatsächliche  Anerkennung  genügender 
Befugnisse  der  Volksvertretung,  als  auf  fein  und  korrekt  ausgedachte  Institutionen, 
für  welche  aber  im  Volk  noch  das  rechte  Verständnis  fehlt,  und  mit  welchen 
seine  Vertreter  nicht  umzugehen  wissen.  Wenn  man  die  Verhandlungen  des 
Reichstags  und  die  Berichte  seiner  Rechnungskommissionen  über  die  vom 
Rechnungshof  des  Deutschen  Reichs  aufgestellten  Bemerkungen  verfolgt,  so  kann 
man  leicht  zu  der  Ansicht  hinneigen,  als  sei  zu  unseren  Zeiten  eine  wohl  aus- 
gestattete, selbständige  Revisionsbehörde  keineswegs  unentbehrlich.  In  dem 
Wechsel  der  Parteiverhältnisse,  welche  in  diesen  Kommissionen  und  im  Reichs- 
tage selbst  herrschten,  ist  nur  die  eine  Erscheinung  stetig  geblieben ,  dass  jene 
Bemerkimgen  ei-folglos  waren ;  imd  wenn  ein  Unterschied  besteht,  so  ist  es  bloss 
der.  dass  so  lange  der  Liberalismus  am  Ruder  war,  die  Sachen  im  Plenum  gar 
nicht  zur  Sprache  kamen,  sondern  von  den  Kommissionen  in  mehr  oder  weniger 
geringschätziger  Weise  abgethan  wurden,  während  sie  jetzt  wenigstens  zum 
Teü  in  mehr  oder  weniger  anständiger  Manier  vom  Reichstage  selbst  zu  Grabe 
getragen  werden. 

Wenn  also  die  Volksvertretung  mit  einer  Kontrolbehörde  nichts  anzufangen 
weiss,  so  ist  man  in  Württemberg  ganz  vernünftig  andj  beweist]  man  eine  an- 
erkennenswerte Nüchternheit,  wenn  man  die  Ausgabe  dafür  erspart,  sich  mit 
einer  dem  Finanzministerium  untergeordneten  Revision  begnügt  und  sich  vor- 
behält, selbst  zu  sehen,  was  man  eben  unter  obwaltenden  Umständen  aus  den 
Rechnungen  sehen  kann. 

Leider  erstreckt  sich,  wie  gesagt,  die  Arbeit  des  Herrn  Verfassers  auf  diese 
Rechnungen  nicht,  sondern  —  wie  es  der  Titel  verspricht  —  nur  auf  das  Etats- 
und Kassenwesen,  obwohl  die  Rechnung  das  Korrelat  des  Etats  ist.  Nur  neben- 
bei werden  die  (Central-)Nachweisimgen  der  Rechnungsergebnisse  erwähnt  und 
eine  sehr  magere  Probe  davon  gegeben.  Auch  die  Mitteilung  des  württem- 
bergischen Etats  selbst  ist  etwas  stieftnütterlich  behandelt,  indem  nur  die  Haupt- 
übersicht, der  Hauptfinanzetat,  abgedruckt  ist  und  von  den  Specialetats  nur 
sehr  dürftige  Proben  gegeben  sind.  Dagegen  sind  der  Reichs-,  der  bayiische 
und  badische  Etat  in  einer  fast  bevorzugenden  Vollständigkeit  mitgeteilt. 

Durch  die  Nichtberücksichtigung  des  Rechnungswesens  fehlt,  möchte  man 
sagen,  dem  Büchlein  die  rechte  Einheit,  denn  die  Kasse  steht  doch  wesentlich 
nur  durch  das  Mittelglied  der  Rechnung  im  Zusammenhang  mit  dem  Etat.  Die 
beiden  Abschnitte:  Etatswesen  imd  Kassenwesen  stehen  also  bloss  nebeneinander. 

Von  den  allgemeinen  Betrachtungen  zu  Einzelheiten  übergehend,  findet 
man  unter  anderen  Eigentümlichkeiten  der  württembergischen  Verfassung,  welche 
der  erste  Teil  schildert,  wie  in  Finanzfragen  die  Macht  der  Abgeordnetenkammer 
überwiegt,  indem  bei  einem  Zwiespalt  der  beiden  Häuser  deren  Zusammentritt 
stattfindet,  wobei  die  Majorität  der  Gesamtstimmenzahl  entscheidet. 

Ob  es  femer  in  Württemberg  anerkannten  Rechtens  ist,  wenn  der  Herr 
Verfasser  sagt:  Für  den  überwiegenden  Teil  der  Staatsausgaben  hat  die  Volks- 
vertretung kein  Verweigerungs  r  e  c  h  t ,  sondern  eine  Verwilligungs  p  f  1  i  c  h  t ,  — 
oder  ob  er  diese  Ansicht,  der  es  freilich  an  Berechtigung  keineswegs  fehlt,  aus 
L.  von  Steins  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  herübergenommen  hat,  muss 
dahin  gestellt  bleiben.  Mit  der  landläufigen  konstitutionellen  Theorie  stimmt 
dieser  Satz  trotz  seines  Vorbilds  im   englischen  Etatsrecht   nicht  ganz   überein. 

Als  Lücke  im  Etat  wird  (S.  7)  die  Nichtberücksichtigung  der  Rest-  und 
Grundstocksverwaltung  bezeichnet.  Was  aber  unter  beiden  zu  verstehen  sei,, 
muss  erst  mit  Hilfe  des  Registers  oder  fortgesetzter  Lektüre  erkannt  werden. 
Es  scheint,  dass  vmter  , Resten"  sowohl  die  rückständig  gebliebenen  Einnahmen 
und  Ausgaben,  als  auch  die  nicht  verbrauchten  Etatssummen  derjenigen  Etats- 


534  Litteratur. 

titel  verstanden  werden,  deren  üeberschüsse  in  das  folgende  Jahr  übertragen 
und  in  der  Zukunft  verbraucht  vrerden  dürfen.  ^Grundstock"  aber  scheint  das 
bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  des  Staats  zu  heissen. 

Der  württembergische  Etat  ist  in  der  Hauptsache  ein  „Netto -Budget".  Nach 
der  Angabe  des  Herrn  Verfassers  befriedigt  zwar  der  württembergische  Etat  in 
seinen  Specialetats  auch  die  Anforderungen,  welchen  das  Bruttobudget  genügt; 
aber  es  wäre  doch  auch  erwünscht,  wenn  wenigstens  eine  Pi'obe  davon  in  den 
Beilagen  gegeben  wäre.  Ebenso  ist  unterlassen,  zu  zeigen,  inwiefern  der  württem- 
bergische Etat  der  vom  Herrn  Verfasser  aufgestellten  ganz  richtigen  Forderung 
entspricht,  dass  innerhalb  der  Kapitel  die  Ausscheidung  nach  Titeln  weder  über- 
trieben vielfach,  noch  zu  spärlich  sein  darf.  Wie  beides  in  einem  und  dem- 
selben Etat  vorkommen  kann,  davon  mag  sich  jedermann  überzeugen,  wenn  er 
den  Reichspostetat  aufmerksam  betrachtet. 

Zu  den  interessantesten  Abschnitten  des  Buches  gehören  unstreitig  jene 
über  das  Etatsr  echt,  wobei  nur  zu  bedauern  ist,  dass  dieser  Gegenstand  nicht 
noch  eingehender  behandelt  worden  ist.  Auch  hier  ist  jedoch  nicht  durchaus 
ersichtlich,  was  als  gültiges  Etatsrecht  zu  betrachten  ist,  und  was  die  blosse  — 
wenn  auch  noch  so  gut  begründete  —  Privatansicht  des  Herrn  Verfassers  ist. 
Dies  gilt  z.  B.  von  dem  Heimfall  nicht  aufgebrauchter  Etatsmittel  und  von 
deren  Verwendung  zu  Remunerationen. 

In  Ansehung  der  Uebertragbarkeit  besteht  in  Württemberg  das  gleiche 
Verhältnis  wie  in  Sachsen,  insofern  die  Mittel  des  einen  von  den  beiden  Jahren, 
welche  zusammen  eine  Finanzperiode  bilden,  unbedingt  im  folgenden  verwendbar 
sind.  Was  aber  im  zweiten  Jahr  unverwendet  ist,  darf  nur  mit  besonderer  Ge- 
nehmigung durch  den  Etat  in  die  nächste  Finanzperiode  übergehen.  Von  dem 
sächsischen  Etat  —  und  auch  von  dem  bayrischen,  welcher  ebenfalls  zwei- 
jährige Etatsperioden  hat  —  unterscheidet  sich  jedoch  der  württembergische 
insofern,  als  hier  für  jedes  Jahr  ein  besonderer  Etat  aufgestellt  wird,  so  dass 
die  Ziffern  des  zweiten  Jahres  öfters  von  jenen  des  ersten  abweichen,  während 
in  Bayern  und  Sachsen  für  jedes  der  beiden  Jahre  der  nämliche  Jahresetat  gilt. 

In  Ansehung  der  Etatsabweichungen  werden  unterschieden  quantitative 
(Mehr-  oder  Minder-Einnahmen  und  Ausgaben)  und  qualitative  (Nichterhebung 
etatsmässiger  Einnahmen  und  Nichtleistung  etatsmässiger  Ausgaben,  sowie  Er- 
hebung nichtetatsmässiger  Einnahmen  und  Leistung  nichtetatsmässiger  Ausgaben). 
Diese  Einteilung  ist  recht  gut  gedacht,  aber  sie  genügt  nicht  vollständig,  denn 
sie  lässt,  wie  auch  aus  der  weiteren  Ausführung  hervorgeht,  die  Verrechnung  an 
sich  begründeter  Einnahmen  und  Ausgaben  unter  falschen  Etatstiteln  —  Fonds- 
verwechselungen —  unberücksichtigt.  In  der  Regel  sind  das  freilich  nur  gx-össere 
oder  kleinere  Fehler  des  Rechnens;  es  können  damit  aber  auch  recht  bedeutende 
Etatsüberschreitungen  und  Uebertragungen  (Virements)  verdeckt  werden. 

Bei  der  Herstellung  der  , Rechnungsnachweisungen "  zeigt  sich  ebenfalls 
das  allmähliche  Entstandensein  dieses  Geschäftszweiges.  Dass  die  verschiedenen 
Ministerialdepartements  und  Centralverwaltungen  die  Rechnungen  über  ihre 
Etatsfonds  aufstellen,  kann  nicht  anders  sein;  aber  dass  für  eine  Anzahl  von 
Ausgabezweigen  die  Nachweisungen  von  der  Oberrechnungskammer  unter  Mit- 
wirkung der  Staatshauptkasse  hergestellt  und  „mit  resümierendem  Bericht"  dem 
Finanzministerium  vorgelegt  werden,  ist  jedenfalls  eigenartig.  Eine  Revision 
oder  Superrevision  sämtlicher  Rechnungen  scheint  der  ObeiTechnungskammer 
nicht  zuzustehen.  Bei  allem  Respekt  vor  historischem  Sinn  darf  man,  wie  es 
scheint,  in  manchen  Punkten  für  die  Organisation  doch  etwas  mehr  Rationalis- 
mus wünschen. 

Weniger  interessant,  aber  für  viele  Praktiker  nützlicher  ist  der  zweite, 
viel  ausführlichere  Teil  unserer  Schrift,  welcher  das  Kassenwesen  behandelt. 
Wir  erfahren  hier  die  Organisation  der  sämtlichen  Staatskassen,  ihren  Geschäfts- 
gang und  ihre  Kasse-  und  Buchführung.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
eine  Besprechung  über  diesen  Teil  kurz  hinweggehen  kann.  Die  Einrichtungen, 
um  die  es  sich   hier  handelt,   beruhen  vorzugsweise   auf  Zweckmässigkeit,    und 
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wenn  sie  sich  in  Hinsicht  auf  diese  bewähren,  so  sind  sie  gut,  wenn  sie  auch 
anders  sind,  als  unter  anderen  Umständen  anderswo. 

Dass  also  auch  hier  manches  in  Württemberg  anders  ist,  als  anderwärt«, 
kann  nicht  Wunder  nehmen.  Gleich  die  Staatshauptkasse,  welche  mit 
der  Oberrechnungskammer  einen  gemeinsamen  Vorstand  hat,  ist  in  eine  Ober- 
einnehmerei  und  eine  Oberzahlmeisterei  mit  verschiedenen  Kassieren  abgeteilt. 
Das  ist  sonst  nicht  üblich,  aber  es  besteht  kein  Bedenken,  dass  bei  sonst  guter 
Einrichtung  der  Geschäfte  auch  diese  Teilung  sich  gut  bewähren  kann,  ihre 
Entstehung  verdankt  sie  aber  vermutlich  nicht  einer  klugen  Erwägimg.  sondern 
dem  historischen  Verhältnis  der  landesherrlichen  und  landständischen  Kassen, 
deren  erstere  vorzugsweise  mit  den  Ausgaben,  letztere  mit  Einnahmen  zu  thun 
hatte,  welche  in  der  Hauptsache  die  Mittel  für  die  ersteren  lieferten. 

Eigentümlich  ist  der  gemeinsame  Kassenverschluss  bei  diesen  beiden  Teilen 
der  Staatshauptkasse  geregelt,  indem  zwar  jeder  der  beiden  Controleure  den 
Mitverschluss  des  Kassengewölbes  hat,  aber  nur  für  die  Zeit,  wo  die  Kasse  ge- 
schlossen ist.  Während  der  Dienststunden  aber  —  anscheinend  unter  der  Vor- 
aussetzung fortwährender  Anwesenheit  des  Controleurs  —  hat  der  Kassier  allein 
freien  Zutritt  zur  Kasse  und  verfügt  über  die  Gelder  ohne  den  Controleur. 
Anderwäi-ts  würde  man  das  nicht  für  genügend  erachten,  aber  in  Württemberg 
findet  man  es  für  zweckmässig  und  die  Sicherung  für  ausreichend.  Es  kommt 
eben  überall  vor  allem  auf  die  Qualität  der  Beamten  an  und  die  Erfahrung 
zeigt,  dass  die  Institution  der  ängstlichsten  Doppelsperre  vor  den  gröbsten  Unter- 
schleifen nicht  zu  schützen  vermag,  wenn  die  Beamten  imredlich  sind. 

Ein  weiterer  interessanter  Ueberrest  aus  der  ständischen  Zeit  ist  die 
Staatsschuldenzahlungskasse,  welche  ganz  selbständig  gestellt  ist  und 
von  .ständischen",  durch  die  Regierung  nur  bestätigten  Beamten  verwaltet  wird 
unter  Verantwortlichkeit  der  ^Stände".  Dem  „ständischen  Ausschüsse"  werden 
auch  die  monatlichen  Kassenberichte  übergeben.  Der  Regierung  steht  jedoch 
ein  Aufsichtsrecht  zu  und  die  Oberrechnungskammer  hat  allmonatlich  —  was 
unnötig  oft  sein  dürfte  —  unter  Zuziehung  eines  Ausschuss-Mitgliedes  die  Kasse 
zu  untersuchen. 

Bei  der  Eisenbahnverwaltung  ist  bemerkenswert,  dass  die  Erlöse  für 
alte  Materialien  nicht  vereinnahmt,  sondern  an  den  Ausgaben  gekürzt  werden. 
Das  ist  eine  Konsequenz  des  Nettobudgets.  Aber  es  lässt  sich  allerdings  darüber 
streiten,  ob  es  korrekt  ist,  diese  Erlöse  zu  vereinnahmen.  Im  Reichsbudget  ist 
der  Grundsatz  des  Bruttobudgets  durch  Zulassung  ausgedehnter  Kürzungen  dieser 
Art  bei  der  Militär-  und  bei  der  Marineverwaltung  vielfach  durchbrochen,  obwohl 
das  Gesetz  über  die  Rechtsverhältnisse  des  Reichseigentums  die  Vereinnahmung 
der  Erlöse  für  altes  Material  ausdrücklich  vorschreibt.  Jedenfalls  sollte  der 
Etat  für  solche  Kürzungen  vermerkungsweise  die  veranschlagten  Summen  fest- 
stellen, wie  dies  im  Reichshaushaltsetat  geschieht;  ob  auch  in  Württemberg,  ist 
nicht  ersichtlich.  Aber  dann  müsste  auch,  wenn  der  Vermerk  nicht  wertlos 
sein  soll,  jede  Ueberschreitung  der  vei*anschlagten  Summe  eine  gleichmässige 
VermindeiTing  des  betreffenden  Ausgabeetats  zur  Folge  haben  oder  als  verdeckte 
Etataüberschreitung  angesehen  werden.  Das  wird  ohne  weitere  Begründung 
einleuchten. 

Sehr  bemerkenswert  ist  auch  bei  der  Eisenbahnverwaltung  die  Anordnung, 
dass  am  Schlüsse  jedes  Jahrs  der  ganze  Wert  der  Materialvorräte  als  Einnahme 
imd  Ausgabe  in  die  Rechnung  des  nächsten  Jahrs  übergeht.  Dies  verdient 
Nachahmung,  denn  erst  hiedurch  wird  der  wirkliche  Auf\vand  jedes  Jahrs  voU- 
kommen  klargestellt.  Ob  es  noch  anderswo  geschieht,  ist  mir  imbekannt ;  gewiss 
ist,  dass  nicht  überall  so  verfahren  'wix.d. 

Von  grosser  Wichtigkeit  sind  die  Kameralämter,  welche  die  all- 
gemeinen Staatseinnahmen  zu  verrechnen,  an  die  Staatshauptkasse  abzuliefern, 
und  die  Staatsausgaben  für  deren  Rechnung  zu  bestreiten  haben.  Provinzial- 
kassen  oder  Kreiskassen  als  Mittelkassen  sind  bei  dem  Umfange  des  Staats 
nicht  nötig.  Das  Abrechnungswesen  der  Kameralämter  mit  der  Staatshaupt- 
kasse u.  a.    ist   ausführlich   dargestellt.     Die  Steuern  werden  nicht   von   diesen 
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Aemtern ,  sondern  teils  von  den  Gemeindebehörden ,  teils  von  den  A  c  c  i  s  e- 
ämtern  erhoben,  über  deren  Einrichtung  und  Geschäftsgang  aber  —  in  An- 
sehung der  ersteren  natürlicherAveise,  in  Ansehung  der  letzteren  leider  —  nichts 
mitgeteilt  wird. 

Dann  folgen  eingehende  Darstellungen  über  die  Führung  der  Kassentage- 
bücher, über  Kassenüberschüsse  und  „Abmängel",  über  die  Behandlung  der 
Gelder,  über  Kassenberichte  und  Kassenrevisionen,  Diensteskautionen  und  straf- 
rechtliche Vorschriften.     Weitere  Mitteilungen  hierüber  würden  zu  weit  führen. 

An  die  174  Seiten  Text  reihen  sich  nun  258  Seiten  Beilagen,  deren  zum 
Teil  schon  Erwähnung  geschehen  ist.  Sie  enthalten  nach  den  Etats  für  Württem- 
berg, das  Deutsche  Reich,  Bayern  und  Baden  das  badische  Etatsgesetz  (Gesetz 
über  die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben)  von  1882,  einen  neuen 
Entwurf  zu  einem  solchen  Gesetz  vom  gleichen  Jahre  und  die  Kommissions- 
berichte der  beiden  badischen  Kammern  zu  demselben.  Es  ist  eigentümlich, 
dass  diese  die  wüvttembergischen  Verhältnisse  nicht  berülu-ende  und  75  Seiten 
umfassende  Beilage  zugegeben  wurde.  Der  Herr  Verfasser  scheint  dies  gethan 
zu  haben,  um  seinen  Landsleuten  ein  nachahmungswürdiges  Beispiel  vorzuführen. 
Nun,  es  mag  ja  wohl  richtig  sein,  dass  man  in  Württemberg  manches  von  Baden 
lernen  könnte ,  aber  man  möge  nur  nicht  ins  Nachahmen  verfallen ,  sondern 
genau  prüfen,  wo  und  ob  wirkliche  Bedürfnisse  zu  ändern  vorliegen.  Ob 
Württemberg  einen  grossen  Vorteil  davon  haben  und  glücklich  sein  würde, 
wenn  es  die  dem  preussischen  Oberrechnungskammergesetz  und  dem  Reichsgesetz- 
entwurfe  nachgebildeten  badischen  Oberrechnungskammer-  und  Etatsgesetze 
kopieren  wollte ,  ist  die  Frage.  Es  ist  mir  nicht  bekannt  geworden ,  ob  und 
welche  Erfolge  man  in  Baden  von  diesen  Gesetzen  aufzuweisen  hat.  Institutionen 
allein  können  nicht  Heil  bringen. 

Den  Schluss  bilden  die  sehr  beachtenswerten  württembergischen  Instruktionen 
über  das  Kassen-  und  Rechnungswesen  und  für  die  Kassenrevisioneit,  und  endlich 
eine  Reihe  von  dreissig  Formularen  für  die  Kasse-  und  Buchführung  und  das 
Abrechnungswesen.  Auch  hiemit  scheint-  uns  der  Herr  Verfasser  des  Guten  etwas 
viel  gethan  zu  haben.  Der  einheimische  Pi-aktiker  braucht  diese  Formulare 
nicht  abgedruckt,  denn  er  hat  sie  schon,  der  fremde  aber  würde  an  einer  kleinen 
Zahl  der  wichtigsten  und  solcher,  die  sich  durch  bemerkenswerte  Besonderheiten 
auszeichnen,  genug  haben. 

Ein  gutes  Sachregister  bildet  das  Ende.  V  o  c  k  e. 


Seydel,  Max,  Bayrisches  Staatsrecht.  I.  Band.   München.    Litterar.- 
artistische  Anstalt.     (Theodor  RiedeL)     1884.     157  S. 

Es  ist  ein  altes  Vorrecht  der  Staatsrechtslehrer,  den  Beginn  ihrer  Wirk- 
samkeit an  einer  Universität  mit  einer  Neubearbeitung  des  Stoifes  zu  beginnen, 
dessen  Bebauung  und  Vermittelung  an  den  jungen  Beamtennachwuchs  ihnen 
zur  Pflicht  gemacht  worden  ist.  Von  diesem  Vorrecht  haben  bislang  die  Lehrer 
an  der  ersten  bayrischen  Landesuniversität  vollauf  Gebrauch  gemacht,  und  auch 
der  Autor,  der  mit  dem  vorliegenden  Bande  vor  uns  tritt,  will  damit  in  die  Fuss- 
stapfen  seiner  Vorgänger  treten.  Er  reicht  mit  diesem  Werke  dem  freundlichen 
aber  lebensmüden  Greise  die  Hand,  der  als  Vorgänger  Seydels  fast  die  Gesamt- 
heit der  jüngeren  Beamtenschaft  zu  seinen  Füssen  sah,  zum  mindesten  war  es 
Dr.  Joseph  von  Pözls  Lehrbuch  des  bayrischen  Verfassungsrechts,  das  in  eines 
jeden  Hand  gelangte  und  die  Grundlage  seiner  staatsrechtlichen  Bildung  in  Be- 
zug auf  die  bayrischen  Verhältnisse  wurde. 

Letzteres  Werk  war  zum  letztenmal  im  Jahre  1877  vor  seine  Leser  getreten, 
und  nun  nach  Umfluss  von  kaum  10  Jahren  erscheint  eine  neue  Arbeit.  Quan- 
titativ kündigt  sich  dieselbe  schon  durch  einen  weit  grösseren  Umfang  an,  indem 


Litteratur.  537 

der  erste  Band  allein  schon  mehr  Seiten  zählt  als  das  ganze  Pözlsche  Werk. 
Es  erhebt  sonach  den  Anspruch,  sich  über  den  Rahmen  eines  Lehrbuchs  hin- 
auszuheben und  auf  der  breitesten  Grundlage  die  staatsrechtlichen  Fragen,  die 
das  Reichs-  und  Landesstaatsrecht  darbieten,  zu  entwickeln. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  des  Referenten  sein,  zu  untersuchen,  ob  eine  der- 
artige gedehnte  Anlage  von  nöten  war  und  wie  die  Aufgabe  gelöst  wurde.  Dazu 
fehlt  ihm  der  Auftrag  und  wie  er  gerne  gesteht,  die  Befähigung.  Ziel  und 
Zweck  dieser  Zeilen  können  nur  sein,  die  Berührungspunkte  mit  einem  ver- 
wandten Gebiete  festzustellen,  die  das  neue  Werk  in  Bezug  auf  die  Finanz- 
verfassung und  das  gesamte  Finanzrecht  Bayerns  in  reicher  Fülle 
gewährt,  um  damit  die  Legitimation  zu  gewinnen,  auch  an  diesem  Orte  des 
bayrischen  Staatsrechtes  Erwähnung  zu  thun. 

Nach  zwei  Richtungen  bietet  Seydels  Arbeit  in  diesem  Betrachte  ein  Feld 
der  Thätigkeit  dar.  Er  hat  sich  der  höchst  mühevollen  und  daher  auch  dankens- 
werten Aufgabe  imterzogen,  seiner  Darstellung  eine  historische  Grundlage 
zu  geben,  welche  mehr  als  die  Hälfte  des  ersten  Bandes  ausfüllt ;  er  hat  damit 
mit  Recht  das  Beispiel  seines  Vorgängers  befolgt,  der,  freilich  nur  in  knapper 
Weise,  dasselbe  gethan.  Man  könnte  vielleicht  gegen  diesen  Versuch,  wie  ihn 
Seydel  gemacht  hat.  nicht  mit  Unrecht  einwenden,  dass,  so  gross  auch  der 
Rahmen  sein  mag,  den  der  Verfasser  für  dieses  Ziel  sich  gesteckt  hat,  derselbe 
doch  immerhin  noch  hinter  unseren  Wünschen  zurückbleibt;  wir  hätten  es  nament- 
lich gern  von  dem  Vei-fasser  gesehen,  der  mit  so  viel  Schneidigkeit  in  sein 
Lehramt  eintrat,  dass  er  uns  mit  einer  wirklichen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte des  Landes  beschenke;  es  ist  dieses  nicht  geschehen,  und  wir 
wollen  hoffen,    dass  die  Zukimft  vielleicht   diesem  Mangel  noch  abhelfen  wird. 

Die  zweite  bewährte  Richtung  aber  enthält  die  Bestellung  des  positiven 
Rechtszustandes,  soweit  er  in  diesem  Bande  schon  zur  Abhandlung  gelangt. 

Vorerst  müssen  wir  uns  mit  dem  VorKegenden  bescheiden,  das  trefflich 
komponiert  und  geschrieben  erscheint,  soweit  es  die  Darstellung  der  legisla- 
torischen Akte  betrifft ;  täuschen  würde  man  sich  freilich,  wollte  man  eine  prag- 
matische Darstellung  der  Rechtsentwickelung  darin  vermuten,  oder  auch  nur 
eine  volle  Uebersicht  über  das  vorhandene  Litteraturgebiet. 

Die  Absicht  des  Verfassers  ging  offenbar  nur  dahin,  die  allemotwendigsten 
hisorischen  Moleküle  zusammenzutragen,  die  zur  Erkenntnis  des  Späteren,  teils 
als  Kolorit,  teils  aber  auch  als  Inhalt  und  Wesen  der  gegenwärtigen  Verfassung 
notwendig  ist. 

Folgen  wir  dem  Verfasser  auf  diesem  Wege,  und  lenken  wir  zunächst  nnsem 
Blick  auf  den  ersten  Teil  der  geschichtlichen  Einleitung,  welcher 
die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  Bayerns  bis  gegen  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  betrifft.  Wir  bemerken,  dass  wir  lediglich  das  finanz- 
rechtliche Material  im  Auge  behalten  und  verweisen  den  Leser  zugleich  auf  das 
erste  Heft  des  Finanzarchivs  1884  S.  397. 

A. 

I.  In  dieser  Periode  war  es  der  Landesherr,  der  die  Finanzgewalt  im  Zu- 
sammengange mit  den  Landständen  besass.  Den  Landständen  kam  die  Bewil- 
ligung der  direkten  und  indirekten  Steuern  zu,  wobei  freilich  die  Landesherren 
zur  Durchbrechung  des  ständischen  Steuerbewilligungsrechtes  die  Hilfe  der  Reichs- 
gewalt schon  sehr  frühzeitig  in  Anspruch  nehmen.  So  erwirkten  die  Herzöge 
bezüglich  der  Erhebung  von  Aufschlägen  kaiserliche  Privilegien,  deren  rechtliche 
Verbindlichkeit  die  Landstä.nde  allerdings  bestritten;  eine  grundsätzliche  Ein- 
schränkung aber  erhielt  das  landständische  Steuerbewilligungsrecht  im  Wege 
der  Reichsgesetzgebung  durch  eine  Reihe  von  Reichsabschieden,  welche  im  all- 
gemeinen auf  dem  leitenden  Gedanken  beruhen,  dass  die  Unterthanen  für  jene 
Leistrmgen  zu  steuern  haben,  welche  den  Reichsständen  gegenüber  dem  Reiche 
obliegen. 

Der  jüngste  Reichsabschied  erklärte  die  Reichsstände  für  berechtigt,  zu 
den  Kammerzielem .  sowie  zu  den  Kosten  der  Besetzung  und  Erhaltung  der 
nötigen  Festungen,  Plätze  und  Garnisonen  die  Unterthanen  heranzuziehen,  später 
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auch  noch  für  die  Legationskosten  zu  Reichsdeputations-  und  Kreiskonventen. 
Eine  Erweiterung  dieser  Rechte  dahin,  dass  nicht  bloss  zur  Landesdefension, 
sondern  auch  zur  Handhabung  und  Erfüllung  der  dem  westphälischen  Frieden 
nicht  zuwiderlaufenden  Bündnisse,  sowie  nicht  nur  zur  Erhaltung  und  Besetzung 
der  nötigen  Festungen,  sondern  überhaupt  aller  festen  Plätze  die  Unterthanen 
ohne  die  Landstände  und  deren  Bewilligung  Steuern  zu  geben  schuldig  seien, 
lehnte  der  Kaiser  rundweg  ab. 

Neben  dem  Steuerbewilligungsrecht  stand  den  Ständen  auch  die  Steuer- 
erhebung und  Steuerverwaltung  zu  und  damit  auch  eine  Einflussnahme  auf  das 
Landesschuldenwesen.  Ein  viel  erörterter,  aber  nicht  ausgetragener  Streit  war 
es  im  vorigen  Jahrhundert,  ob  zur  Veräusserung  der  Kammergüter  die  Zu- 
stimmung der  Landstände  erfordert  würde. 

Aus  dem  Organismus  der  Verwaltung  heben  wir  zunächst  die  Oberlandes- 
regierung hervor,  welche  1779  errichtet  wurde  und  gemeinsam  mit  der  Hof- 
kammer die  Einleitung  der  Steuerrefoi'm  und  die  Revision  der  Taxordnungen 
übertragen  erhielt,  wozu  1788  auch  noch  die  Geschäfte  des  aufgehobenen  Kom- 
merzienkollegiums  kamen. 

Dieses  bestand  seit  1689  und  wurde  mit  sechs  aus  drei  anderen  Behörden 
entnommenen  Kommerzienräten  besetzt.  Es  sollte  die  Direktion  und  Aufsicht 
über  die  churfürstlichen  Gewerbe  und  Accisehäuser  führen  und  die  Hausier- 
patente und  Gewerbepässe  erteilen;  später  erhielt  es  auch  die  Maut-,  Zoll-,  Auf- 
schlags- und  Tabakssachen. 

Die  wichtigste  Finanzstelle  war  die  Hofkammer,  die  in  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  entstand  und  zuletzt  dahin  ihre  Ausbildung  erhielt,  dass 
sie  sich  in  das  Plenum  mit  einem  Präsidenten  und  Direktor  und  eine  Anzahl 
von  Abteilungen  gliederte. 

Zum  Plenum  gehörten  alle  fiskalischen  Angelegenheiten,  alle  Kameralsachen 
mit  Strassenbau,   Jagd  und  Perlfischereiregal  und  mehrere  besondere  Gewerbe. 

Die  Abteilungen  bestanden  aus  dem  Fiskalat,  dem  Kommerzienkollegium  mit 
der  Mautdeputation,  welcher  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  106  Hauptmauten, 
316  Beiämter,  104  Wegzollstationen  und  178  Aufschlags-  etc.  Aemter  unter- 
standen; ferner  die  Salz-  und  Bräudeputation,  die  Hof-  und  landesherrliche  Oeko- 
nomiedeputation,  die  Forstdeputation  u.  s.  w. 

Diese  Deputationen  schwanden  1786  zu  Gunsten  einer  unifizierten  Geschäfts- 
behandlung. 

Die  oberste  Forstbehörde  in  Gestalt  des  Oberforstmeisteramtes  entstand 
1790,  und  es  hatte  auch  die  Direktion  der  zu  errichtenden  Forstschule  und  die 
Vornahme  der  Forstprüfungen.  1795  wurde  daraus  eine  selbständige  Forst- 
kammer. Ein  Münz-  und  Bergwerkskollegium,  eine  Generallotteriedirektion 
bestanden;  die  Haupt-  und  Generalkasse  besorgte  seit  1762  die  Ordnung  der 
verschiedenen  Einnahmen-  und  Ausgabenrechnungen  und  wurde  allen  kur-  und 
landesfürstlichen  Gefällen,  sowie  den  Zahl-  und  Ausgabeämteni  vorgesetzt,  aus- 
genommen der  Kabinettskasse  und  selbstverständlich  der  Landschaftskasse.  Damit 
war  für  das  Kassenwesen  ein  centraler  Punkt  geschaffen. 

Zur  Verwaltung  des  Kammergutes  bestanden  die  Kastenämter,  denen  die 
Einbringung  der  landesherrlichen  Kastenamtsgefälle  und  des  Gült-  und  Zehent- 
getreides und  dessen  Abgabe  und  Verwertung  oblag. 

Die  wichtigsten  Mittelorgane  zwischen  der  höchsten  Stelle  und  den  äusseren 
Behörden  waren  die  Rentmeister,  die  aus  Verwaltern  des  herzoglichen  Kammer- 
gutes zu  Verwaltungsbehörden  sich  emporschwangen.  Ihre  Aufgabe  umfasste 
sonach  auch  die  Aufsicht  über  das  Kassen-  und  Rechnungswesen,  die  Bedacht- 
nahme  auf  Hebung  des  landesherrlichen  Kamerales,  die  Einziehung  der  Steuern 
und  sonstigen  Lasten  der  Unterthanen,  die  Kontrolle  der  Kastenämter  und  Ge- 
treidekästen, des  Zoll-,  Maut-  und  Forstwesens  u.  s.  w.  1779  wurden  aus  den 
Rentmeisterämtern  Kameralrentdeputationen,  ohne  jedoch  dadurch  die  Natur  reiner 
Finanzbehörden  zu  erlangen.  — 

Das  Finanzwesen  hatte  sich  auf  Grundlage  der  Kammereinkünfte,  der 
direkten  Steuern,   der  Aufschläge,   der  Accisen,   Zölle   und  Mauten   entwickelt. 
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Namentlicli  clie  letzteren  zwei  hatten  sich  höchst  unwirtschaftlich  ausgebaut  und 
erst  1764  kam  es  zu  einer  Wendung  zum  Bessern,  durch  Festsetzimg  des  Schutz- 
zollsystems und  Aufrichtung  eines  Tarifs.  Der  innere  Handel  und  Wandel  soUte 
dabei  mautfrei  sein. 

Unter  den  Aufschlägen  ist  besonders  der  Fleischaufschlag  hervorzuheben, 
der  seit  1634  bestand.  Auch  die  Tabakbesteuerung  hat  ihre  Geschichte;  zunächst 
ein  polizeiliches  Verbot,  dann  hohe  Einfuhrstcuer,  seit  1692  eine  eigene  Tabak- 
administration  der  kurfürstlichen  Kammer,  nachdem  der  Tabak  schon  früher 
als  Regal  erklärt  wurde;  dann  eine  Wiederverpachtung  des  Tabakhandels  und 
endlich  Aufhebung  des  Monopols,  sowie  Wiedereinführung,  sodann  Uebergang 
zum  Aufschlag,  neuerdings  Monopol  und  der  Verpachtung  desselben,  dann  er- 
neute Freigabe  des  Handels.  — 

II.  Wir  gehen  mm  über  zu  dem  zweiten  Teil  der  geschicht- 
lichen Einleitung,  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  Bayerns 
vom  Ende  des  18.  Jahrhunderts  bis  zur  Verfassungsurkunde  vom 
Jahre   1818. 

Was  hier  für  die  Finanzgeschichte  zimächst  von  Interesse  ist,  ist  vor  aUem 
die  Säkularisation  der  fundierten  Mediatklöst^r,  Abteien  und  Stifter.  Diese  war 
nach  dreifacher  Richtung  für  die  Landesfinanzen  von  Bedeutimg.  Staatsrechtlich, 
insofern  ein  Stand  wegfiel,  der  der  Prälaten,  so  dass  nur  mehr  ein  Rumpfaus- 
schuss  die  Steuern  weiter  bewilligte;  zweitens  erlitt  das  Staatsvermögen  durch 
Einziehung  des  Kirchenvermögens  eine  Erweiterung  imd  endUch  drittens  erhielt 
der  Staat  durch  die  Fürsorge  für  den  seiner  Pfründen  entledigten  Klerus  eine 
neue  bedeutende  Last. 

Unter  diesen  Umständen  waren  die  Tage  der  Landschaft  gezählt. 

Bereits  1807  hörten  die  bisherigen  Befreiungen  von  Staatsauf  lagen,  ins- 
besondere von  der  Grundvermögenssteuer  auf,  die  landschaftlichen  Kassen  wurden 
aufgehoben  und  durch  Einziehung  der  Steuern  durch  ständische  Steuereinnehmer 
beseitigt.  Das  Postulat  aber  wurde  nach  wie  vor  gestellt  und  den  ständischen 
Deputierten  das  Recht  der  Einsicht  in  die  jährliche  Verwendung  der  Steuerfonds 
gestattet. 

Die  nicht  zur  Wirklichkeit  gelangte  Konstitution  hob  die  alte  Verfassimg 
auf,  sie  wollte  ein  allgemeines  Steuersystem,  Beseitigung  der  Leibeigenschaft. 
Beibehaltung  des  Adels  und  seiner  gutsherrlichen  Rechte;  aber  der  Adel  sollte 
die  Staatslasten  gleich  den  andern  Bürgern  tragen  und  keine  ausschliesslichen 
Privilegien  besitzen. 

Die  Nationalrepräsentation,  welches  kein  öffentliches  Verhandlungsrecht 
besitzen  sollte,  sollte  aus  ihrer  Mitte  unter  anderen  auch  Kommissionen  von  3, 
höchstens  4  MitgHedem  wählen  für  die  Finanzen  und  die  Tilgung  der  Staats- 
schulden. 

Erst  nach  Umfluss  längerer  Zeit  begannen  die  Vorarbeiten  für  die  später 
wirklich  in  Kraft  getretene  Verfassungsurkunde.  Hier  waren  die  hauptsächlichsten 
Streitpunkte  die  Befugnisse  der  Kammern.  Man  wollte  bei  Bestimmung  der 
jährlichen  Steuern  die  indirekten  Auflagen  gänzlich  von  dem  Wirkungskreis  des 
Landtags  ausschliessen ;  man  wollte  dem  König  gestatten,  jährlich  einen  Vor- 
sehuss  der  Steuern  ohne  Bewilligung  der  Stände  zu  erheben;  auch  die  Diätenfrage 
der  Abgeordneten  gab  zu  Erörterungen  Anlass,  und  es  meinte  namentlich  der 
Kronprinz  als  Gegner  der  Diäten,  dass,  wenn  ja  der  Abgeordnete  derselben  be- 
dürfe, diese  am  besten  jedesmal  von  den  Wählenden  festgesetzt  würden  und  nie 
aus  der  Staatskasse  zu  reichen  seien.  Zum  Grundsatz  jedoch  war  es  ihm  ge- 
worden, dass  ohne  Stimmenmehrheit  der  Stände  keine  Auflagen  und  Schulden 
sollen  gemacht  werden  können,  denn  nur  dadurch  bessere  sich  das  Staatswirt- 
schaftsvertrauen. 

Wir  sind  damit  den  Ereignissen  vorausgeeilt;  schon  ehe  die  Verfassungs- 
urkunde Gesetz  wurde,  waren  mancherlei  Aenderungen  in  der  Verwaltung  ein- 
getreten. Schon  seit  1779  entstand  ein  Finanzministerium.  Das  Stiftungs-  und 
Gemein devermögen  wurde  1807  centralisiert.  Es  sollte  nämlich  das  Stiftungsver- 
mögen in  3  Teüe  zerfallen;   für  Kirche,  Unterricht  imd  Wohlthätigkeit.    Jener 
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Teil  des  Stiftungsvermögens,  der  aus  Privatmitteln  herrührt  und  ausschliessend 
einem  Kultus,  einer  Familie  oder  einem  Orte  gewidmet  ist,  bleibt  für  diesen 
Zweck  isoliert.  Die  Ueberschüsse  des  konsolidierten  Stiftangsvermögens  werden 
centralisiert  und  bilden  die  Fundierung  einer  Centralstiftungskasse,  welche  centrale 
Nationalanstalten  zu  dotieren,  ausserordentliche  Exigenzen  einem  Stiftungszwecke 
zuzuschiessen  und  "Vorschüsse  an  Private  und  Gemeinheiten  für  wirtschaftliche 
Zwecke  zu  geben  hatte. 

Das  Kommunalvermögen  sollte  in  städtisches,  das  der  Märkte  und  der  Dorf- 
gemeinden zerfallen  und  isoliert  bleiben,  aber  unter  Aufsicht  stehen.  Dass  diese 
ungeheuerliche  Idee  keine  Früchte  trieb,  ist  klar,  und  sie  wird  nur  übertroffen 
dui'ch  die  andere  gleichfalls  ausgeführte  Idee,  die  Armenpflege  als  eine  Staats- 
anstalt der  Wohlthätigkeit  für  den  Stand  der  Armut  zu   erklären. 

Die  Finanzbehörden  wurden  1803  organisiert.  Der  Finanzetat  sollte  sich 
nach  Provinzialetats  zusammensetzen,  denen  eine  Provinzialkasse  zur  Seite  steht. 

Der  etatsmässige  Ueberschuss  dieser  Kasse  soll  in  Monatsraten  zur  Central- 
staatskasse  als  Dotation  der  Universalstaatsausgaben  für  den  Hof,  das  Mini- 
sterium und  die  Schulden  abgeführt  werden.  Der  Ueberschuss  der  Centralstaats- 
kasse  liefert  die  Pundierung  einer  Generaldispositionskasse. 

Die  Finanzperioden  sind  vierjährig  und  das  Etatsjahr  beginnt  mit  dem 
1.  Oktober.  Die  Finanzkontrolle  übte  ein  geheimes  Centralrechnungskommissariat 
des  Finanzministeriums,  und  als  Centralstelle  für  das  Schuldenwesen  entstand 
eine  Centralschuldenetatskommission  mit  in  den  Provinzen  delegierten  Schulden- 
fondstilgungskassen  und  mit  Provinzialschuldentilgungskommissionen. 

1807  begannen  die  Arbeiten  für  die  Steuerrektifikation,  welche  den  Steuer- 
fuss  für  die  allgemeine  Grundsteuer  berichtigen  sollte;  auch  eine  Generalzoll- 
und  Mautdirektion  entstand,  deren  Gefalle  direkt  in  die  Centralmautkasse  flössen ; 
eine  Generallottokommission  wurde  errichtet  und  das  Forstwesen  dem  Finanz- 
ministerium unterstellt,  welches  die  Waldungen  jeder  Provinz  in  Inspektionen, 
diese  in  Oberförstereien  und  letztere  in  Reviere  abteilte.  Das  oberste  Forstamt 
behält  die  Oberaufsicht. 

Die  seit  1790  zu  München  bestehende  Forstschule  wurde  1803  nach  Weihen- 
stephan verlegt.  Ein  Generalbureau  des  Berg-  und  Hüttenwesens  übersah  die 
Berg-  und  Hüttenetablissements,  die  metallischen  Fabriken  und  Perlfischereien, 
an  dessen  Stelle  1807  eine  Generalsalinenadministration  und  ein  oberstes  Berg- 
amt für  die  Berg-,  Hütten-  und  Münzämter  trat. 

Das  bayrische  Postwesen  blieb  vor  der  Hand  in  der  Regie  des  Fürsten  von 
Thum  und  Taxis. 

Zur  Einnahme  und  Verrechnung  der  Staatsgefälle  waren  ein  oder  zwei 
Rentämter  für  jeden  Landgerichtsbezirk  bestimmt. 

Die  Konstitution  von  1808  bewirkte  eine  durchgreifende  Aenderung  in  der 
Organisation  der  Staatsämter.  Das  Finanzministerium  zerfiel  in  die  Steuer-  und 
Domänensektion,  die  Generalforstadministration,  die  Generalzoll-  und  Maut- 
direktion, die  Generalsalinenadministration  und  die  Generalbergwerksadmini- 
stration. 

1816  und  1817  wurde  mit  dem  bisherigen  System  auf  dem  Gebiete  des 
Stiftungs-  und  Armenwesens  zu  Gunsten  des  Principes  der  Decentralisation  ge- 
brochen. 

1808  erhielt  das  Kassenwesen  eine  neue  Gestalt  unter  Zugrundelegung  einer 
Centralstaatskasse,  welche  alle  Staatsausgaben  zu  leisten  hatte  und  daher  ein 
getreues,  vollständiges  und  klares  Bild  aller  Einnahmen  und  aller  Ausgaben  des 
Landes  specifisch  darstellen  sollte.  Die  Provinzialhauptkassen  werden  aufgelöst, 
an  ihre  Stelle  treten  Kreiskassen,  in  welche  die  Empfänge  von  den  Rentämtern 
und  die  besonderen  Empfänge  wie  Aufschläge,  Taxen  etc.  fliessen.  Das  Kassen- 
wesen für  den  Schuldenstand  blieb  getrennt  und  erhielt  bestimmte  Fonds  zur 
Zinszahlung  und  Schuldentilgung.  Die  Revision  der  Finanzrechnungen  erhielt 
seit  1811  ein  oberster  Rechnungshof.  Das  Postwesen  ging  1808  vollständig  in 
die  Hände  des  Staates  über. 

Eine  der  wichtigsten  Massregeln  war  die  Reform  des  Staatsdienstes.    Dieser 
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war  bislang  von  dem  System  der  Dienstanwartschaft  beherrscht,  das  hörte  1799 
auf.  Anderseits  wurde  aber  auch  da  der  Hebel  angesetzt,  wo  der  wundeste 
Punkt  im  bisherigen  Staatsdienerwesen  bestand,  in  der  Regelung  der  Gehalts- 
frage. In  dieser  Beziehung  griff  man  zu  in  Anbetracht  der  Zeit  ungeheuren 
Sätzen.  Dem  ältesten  Staatsminister  wurden  25,000  fl.,  den  beiden  anderen  je 
16,000  fl.,  den  geheimen  Referendären  4400  fl.,  dem  Präsidenten  der  Generallandes- 
direktion 6600  fl.,  der  andern  Landeskollegien  4000  fl.,  dem  Direktor  des  Revisoriums 
5000  fl.  bewüligt  und  die  übrigen  Kategorien  (Direktoren  und  Räte)  hatten 
vier  Quinquennalzulagen  und  Gesamtgehalte  von  3000  bis  1100  fl.;  Landrichter 
und  Rentbeamte  hatten  neben  festem  Gehalte  von  900,  später  1200  fl.  eine  Geld- 
zulage, die  nach  der  Zahl  der  Familien  des  Bezirks,  respektive  nach  Verhältnis 
der  Einnahmen  bemessen  wurde. 

Die  Entlassung  der  Staatsdiener  wurde  nach  festen  Grundsätzen  geregelt, 
ebenso  die  Beschlagnahme  der  Besoldungen. 

Die  Versorgung  der  Hinterbliebenen  sollte  eine  Witwenkassenanstalt  über- 
nehmen, mit  einem  beträchtlichen  jährlichen  Beitrage  aus  der  Staatskasse, 

1803  erging  ein  Pensionsregulativ  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Staats- 
diener. Die  Staatsregierung  ging  dabei  von  der  Erwägung  aus,  dass  die  Kräfte 
der  Staatskassen  nicht  hinreichen,  den  Staatsbeamten  eine  solche  Besoldung  zu 
verleihen,  wodurch  sie  für  ihre  Dienste  und  für  das  der  Regel  nach  eintretende 
Opfer  eines  jeden  anderen,  freien,  bürgerlichen  Erwerbes  jene  vollkommene 
Gegenleistung  erhielten,  welche  den  wahren  Lebensbedürfnissen  einer  Familie 
genügen  und  noch  überdies  den  Familienvater  in  der  Möglichkeit  erhalten  würde, 
die  ihm  sonst  allein  obliegende  Pflicht  der  Vorsorge  für  seine  Familie  nach 
seinem  Tode  erfüllen  zu  können.  Es  soll  daher  ein  Surrogatteil  dieses  Abganges 
in  das  Pensionssystem  der  Witwen  und  Kinder  gelegt  werden.  Die  Witwenkasse 
blieb  bestehen.  Die  Witwen-  und  Waisenpensionen  wurden  nach  16  Klassen 
abgestuft.  Die  Unterhaltsbeiträge  der  Kinder  erhöhen  sich  bei  Doppelwaisen 
um  die  Hälfte  und  dauern  bei  der  6.  bis  16.  Klasse  regelmässig  nur  bis  zum 
21.  Jahre.  1805  wurde  diese  ganze  Ordnung  in  der  Hauptlandespragmatik 
über  die  Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener  vorzüglich  in  Beziehung 
auf  ihren  Stand  und  Gehalt  kodifiziert,  und  dieses  Gesetz,  das  Seydl  mit  Recht 
eine  der  grössten  Leistungen  des  Ministeriums  Montgelas  nennt,  ist  für  die 
Geschichte  nicht  nur  des  bayrischen,  sondern  auch  des  deutschen  Staatsdiener- 
rechts epochemachend  gewesen.  Danach  zerfällt  die  Besoldung  in  den  St  and  es- 
und  Dienstgehalt.  Der  Standesgehalt  ist  derjenige  Besoldungsteil,  durch 
welchen  im  allgemeinen  der  Anspruch  des  einzelnen,  als  Gliedes  einer  gewissen 
Klasse  des  Staatsdienerstandes  gesichert  wird.  Der  Dienstgehalt  ist  derjenige 
Besoldungsteil,  durch  welchen  die  Befriedigung  jener  Bedürftüsse  gesichert  wird, 
welche  für  den  einzelnen  als  Funktionär  in  der  Klasse  seines  Standes  entstehen. 
Der  Staatsdienerstand  selbst  kann  nur  durch  Richterspruch  verloren  werden. 
Ebenso  hat  der  Standesgehalt,  der  mit  ihm  verbimden  ist,  eine  dauernde  Natur. 
Dagegen  kann  der  Funktionsgehalt  ohne  Rekurs  an  den  Richter  infolge  einer 
administrativen  Ei-wägung  oder  einer  organischen  Verfügung  entweder  für  immer 
mittelst  Dimission  oder  für  eine  gewisse  Zeit  mittelst  Quiescierung  genommen 
werden. 

Finanzielle  Gründe  führten  jedoch  bald  zu  Abnainderungen  der  Dienstes- 
pragmatik namentlich  in  Bezug  auf  die  Witwen  und  Waisen,  imd  es  wm-de  so- 
gar ein  Witwen-  und  Waisenfondsbeitrag  der  Besoldungen  und  Ruhegehalte 
von  mehr  als  600  fl.  angelegt,  der  je  nach  der  Höhe  des  betreffenden  Geld- 
bezuges mit  1  bis  3%  bemessen  war.  Die  Konstitution  vom  Jahre  1808  brach 
aber  wieder  Aollständig  mit  diesem  Systeme t  indem  sie  aussprach,  dass  alle 
künftig  Anzustellenden  nur  dann  als  wirkliche  Staatsbeamte  angesehen  werden, 
wenn  sie  ein  Amt,  welches  dieses  Recht  mit  sich  bringt,  sechs  Jahre  lang  un- 
unterbrochen verwaltet  haben.  Wegen  der  Unterstützungsbeiträge  der  übrigen 
Diener  soUte  eine  eigene  zweckmässige  Verordnung  erlassen  werden.  Diese 
Massregel  hat  den  Staatsdienerstand  in  seiner  Wesenheit  angegriffen  und  es  wurde 
nichts  oder  wenig  gebessert,  dass  den  Räten  der  Justizkollegien  die  Vorteile  der 
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Dienstespragmatik  durch  eine  spätere  Verordnung  sofort  bei  ihrer  Anstellung 
als  Räte  zukommen  sollten. 

Das  Staatsvermögen  war  verschiedenerlei  Bahnen  gewandelt.  1804  ver- 
einigt die  Domanialfideikommisspragmatik  und  die  Schuldenpragmatik  den  ganzen 
gegenwärtigen  Komplex  sämtlicher  Erbstaaten  an  Landen,  Leuten,  Herrschaften, 
Gütern,  Regalien,  Renten  mit  allem  Zubehör  zu  einer  einzigen,  unteilbaren,  un- 
veräusserlichen Fideikommissmasse.  Die  Schuldenpragmatik  zählt  die  Fälle  auf, 
in  welchen  die  Eingehung  von  Schulden  zulässig  sein  soll,  erklärt  aber  andere 
Schulden  für  nichtig. 

Die  direkten  Steuern  schlössen  sich  an  das  Hergebrachte  an.  1808  wurde 
beschlossen,  das  bereits  erwähnte  Steuerrektifi,kationsgeschäft  in  zwei  besondere 
Zweige  zu  teilen  und  auf  der  einen  Seite  durch  unverzügliche  Einleitung  der 
allgemeinen  und  besonderen  Vermessungen  den  Grund  zu  einer  vollständigen 
und  definitiven  Steuerrektifikation  zu  legen  und  auf  der  andern  Seite  die  Ein- 
leitung zur  Festsetzung  eines  allgemeinen  Steuerprovisoriums  zu  treffen,  welches 
in  Kürze  fertig  die  wesentlichen  Unrichtigkeiten  und  Ungleichheiten  der  Steuer- 
einrichtungen beseitigen  sollte.  Das  ist  der  Anlass  zu  einer  Landesvermessungs- 
arbeit,   die  fast  beispiellos  in  der  Geschichte  der  europäischen  Staaten  dasteht. 

Zum  Vollzuge  des  Steuerprovisoriums  wurde  jedes  Landgericht  in  Steuer- 
distrikte eingeteilt.  Auch  die  Ertragsteuern  wurden  reformiert  und  an  die  Stelle 
der  bisherigen  Personalsteuem  trat  das  Familienschutzgeld.  Eine  Zugviehsteuer 
an  Stelle  des  aufgehobenen  Weggeldes  wurde  auf  das  ganze  Königreich  ausgedehnt. 

Bier-  und  Branntweinaufschlag  bestanden  in  erhöhter  Weise  fort ;  auch  der 
Fleischaufschlag,  die  Einführung  einer  Tabaksregie  in  der  Weise,  dass  die  Tabak- 
pflanzung und  die  Tabakfabrikation  unter  staatlicher  Aufsicht  freigegeben  war, 
der  Tabakhandel  für  das  inländische  Fabrikat  aber  unter  die  Leitung  einer 
staatlichen  Tabaksregie  gestellt  wurde,  verfügt.  Das  Taxwesen  fusste  auf  pro- 
vinziellen Normen,  das  Stempelwesen  aber  war  seit  1805  durch  eine  Stempel- 
ordnung auf  Grundlage  des  Gradations-  und  Klassenstempels  geregelt. 

Die  Zölle  sollten  im  Sinne  des  Freihandels  reformiert  werden.  Es  gab 
einen  Transito-,  Consumo-,  Essito-,  Weg-  und  Brückengeldtarif.  1808  wurden 
sämtliche  Gebietsteile  in  einen  Mautverband  gezogen  und  die  Mautgrenzen 
an  die  Reichsgrenzen  verlegt.  Alle  Abgaben  im  Innern  des  Königreichs  wurden 
aufgehoben,  ausgenommen  die  von  den  Stadt-  und  Marktgemeinden  erhobenen. 
Auch  die  Ausfuhr  erlitt  Erschwerungen. 

Seit  1811  wurde  zum  Zwecke  der  Schuldentilgung  von  allen  zum  inneni 
Verbrauch  aus  dem  Auslande  eingeführten  Gütern  neben  dem  bisherigen  Consumo- 
zoll  noch  ein  besonderer  Aufschlag  erhoben. 

B. 

Wir  können  damit  die  Skizze  dieser  geschichtlichen  Skizze  schliessen  und 
gehen  nun  in  Kürze  auf  die  Darstellung  des  positiven  Rechtszustandes 
in  Bezug  auf  das  bayrische  Finanzwesen  über,  soweit  es  in  diesem 
Bande  schon  zur  Behandlung  gelangt.  Dieser  bezieht  sich  auf  die  Vermögensrechte 
des  Königs  und  seiner  Familie  und  auf  die  besonderen  Privilegien  Einzelner. 

I.  Geschichtlich  haben  sich  die  Vermögensrechte  des  Königs  in  der  Weise 
ausgebildet,  dass  das  Kammergut  dem  Staatsgute  einverleibt  wurde,  so  dass  der 
Aufwand  für  den  Unterhalt  des  Königs  und  seines  Hauses  auch  unter  der  Herr- 
schaft der  Verfassungsurkunde  eine  Staatslast  bildete,  wenngleich  die  Verfassungs- 
urkunde selbst  wegen  des  Unterhaltes  des  Königs  keine  Vorsehung  traf. 

Für  die  Feststellung  der  Höhe  dieses  Aufwandes  und  die  Anweisung  der 
zu  dessen  Bestreitung  erforderlichen  Mittel  mussten  mangels  anderweitiger  An- 
ordnung die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Staatsausgaben  massgebend 
sein  und  erst  durch  das  Verfassungsgesetz  von  1834  wurde  eine  Civilliste  für 
den  König  festgestellt.  Sie  wurde  nicht  auf  Lebenszeit  des  jeweiligen  Herrschers, 
sondern  ein  für  allemal  bis  zur  Aenderung  im  Wege  der  Gesetzgebung  festge- 
stellt. Die  Civilliste  hat  demnach  die  Natur  einer  Staatsausgabe;  sie  ist  nach 
Notwendigkeit  und  Höhe  gesetzlich  fixiert,  über  sie  kann  der  König  frei  verfügen  und 
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sie  ist  zugleich  ein  Pauschquantum  für  diejenigen  Ausgaben,  welche  gesetzlich  auf 
sie  angewiesen  sind;  über  sie  kann  der  Landtag  keine  Rechnungsablage  fordern, 
es  besteht  aber  auch  keine  rechtliche  Pflicht  des  Landtages  zu  MehrbewiUigung. 

Seit  1834  enthält  die  Civilliste  die  Summe  von  2,350,580  fl.,  worunter  sich 
ein  Aufwand  von  240,000  fl.  für  Hofbauten  befinden  soll.  Seit  1876  wurde 
sie  bleibend  auf  4,231,044  M.  erhöht.  Für  die  Auszahlung  der  Civilliste  haften 
in  erster  Linie  die  Erträgnisse  der  Staatsdomänen.  Die  Auszahlung  geschieht 
in  monatlichen  Raten  aus  der  Centralstaatskasse. 

Der  Civilliste  obUegt  die  Bestreitung  des  Haus-  und  Hofhalts  des  Königs, 
der  Königin  und  der  minderjährigen  Kinder  des  Königs,  des  etwaigen  Reichs- 
verwesers, der  Reparaturen  an  den  zum  Gebrauch  des  Hofes  bestimmten  Ge- 
bäuden, die  Erhaltung  der  dem  Hofe  überwiesenen  beweglichen  Sachen  und  alle 
erforderlichen  neuen  Nachschafiungen.  Alle  diese  Rechtsverhältnisse  sind  öffent- 
lichrechtlicher Natur.  Streitigkeiten  zwischen  dem  König  und  dem  Staatsärar 
gehören  daher  nicht  vor  die  bürgerlichen  Gerichte.  Von  dem  Staatsgute  ist  das 
Privatvermögen  der  Monarchen  zu  unterscheiden.  Dies  richtet  sich  nach  ge- 
meinem Recht  und  nur  jene  beweglichen  Sachen  des  königlichen  Privatvermögens, 
welche  der  König  in  eine  wissenschaftliche  oder  Kunstsammlung  des  Staates 
hat  verbi-ingen  lassen,  ohne  sie  dabei  dem  Staatsvermögen  förmlich  einzuver- 
leiben, machen  eine  Ausnahme,  insofern  sie  in  das  Privateigentum  der  Erben 
nur  dann  übergehen,  wenn  sie  als  königliches  Privateigentum  unter  der  Fertigung 
derjenigen  Staatsbeamten,  welchen  die  Aufsicht  über  die  betreft'enden  Sammlungen 
anvertraut  ist,  in  den  Verzeichnissen  vorgemerkt  sind.  Der  König  ist  femer 
steuerfrei  nach  jeder  Hinsicht  mit  Ausnahme  der  indirekten  Steuern.  Bezüglich 
der  Reichssteuem  müsste  eine  Steuerbefreiung  erst  ausgesprochen  werden.  Der 
König  hat  nach  bayrischem  Rechte  eine  Zollinickvergütung  bezüglich  jener  Gegen- 
stände zu  beanspruchen,  welche  er  zu  eigenem  Gebrauche  einfuhrt. 

Der  König  ist  frei  von  allen  an  die  Staatskasse  zu  entrichtenden  Gebühren, 
frei  von  Post-  und  Telegraphengebühren  nach  Reichs-  und  Landesrecht,  für  sich 
und  seine  Organe.  Die  ümlagenpflicht  zu  Orts-,  Distrikts-  und  Kreisgemeinden 
ist  zwar  nirgends  deutlich  aufgehoben,  aber  da  der  König  steuerfrei  ist,  und 
die  Umlagen  nach  dem  Steuerfusse  erhoben  werden,  so  folgert  man  daraus  auch 
die  Umlagenfreiheit  des  Königs. 

Auch  die  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  haben  als  solche  eine  Reihe 
von  vermögensrechtlichen  Ansprüchen  gegen  die  Staatskasse,  die  öffentlich-recht- 
licher Natur  sind. 

Die  Königin- Gemahlin  erhält  bei  Entbindungen 2000  Dukaten,  die  Kron- 
prinzessin 1000  Dukaten  mit  je  50  Dukaten  für  den  Dienst  aus  der  Staaskasse. 

Die  Königin- Witwen  haben  Anspruch  auf  ein  Wittum,  bestehend  in 
einer  anständig  eingerichteten  und  unterhaltenen  Residenz  und  einer  jährlichen 
Geldrente,  welche  den  Betrag  von  120,000  fl.  nicht  übersteigen  darf,  und  der 
nötigen  Fourage  und  Holz. 

Die  Höhe  der  Geldrente  wird  im  Ehevertrag  oder  nachträglich  vom  König 
festgesetzt. 

Auch  die  Witwe  eines  von  der  Regierung  zurückgetretenen  Königs  hat 
dieses  Reichnis,  während  über  das  Wittum  einer  verwitweten  Kronprinzessin 
nichts  vorgesehen  ist. 

Der  Kro  nprinz  hat,  sobald  er  volljährig  ist,  Anspruch  auf  Unterhalt  aus  der 
Staatskasse,  der  vom  König  festgesetzt  wird,  und  230,000  fl.  nicht  übersteigen  darf. 

Der  Bezug  des  Kronprinzen  ist  rein  persönlich. 

Wenn  sich  der  Kronprinz  selbständig  etabliert,  so  hat  die  Staatskasse  die 
Etablierungskosten  bis  zum  Höchstbetrage  von  230,000  fl.  zu  bestreiten. 

Bezüglich  der  übrigen  Prinzen  des  königlichen  Hauses  ist  vor  allem 
zwischen  der  eigentlichen  königlichen  Linie  und  der  herzoglichen  Linie  zu  unter- 
scheiden. Dieser  ist  gemäss  Apanagialvertrag  vom  30.  November  1803  eine  Rente 
von  225,000  fl.  zugesprochen,  und  sie  wird  aus  der  Staatskasse  gezahlt. 

Die  Söhne  eines  Königs  werden,  wenn  sie  majorenn  sind,  auf  Kosten  des 
Staates  unterhalten.     Dieser  Unterhalt  wird  jährlich  von  dem  Könige  bestimmt 
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und  ist  so  lange  zu  gewähren,  bis  mit  der  Bildung  eines  eigenen  Hauses  deren 
Apanagierung  eintritt. 

Die  Etablierung  der  nachgeborenen  Prinzen  kann  vom  König  verfügt 
werden,  sobald  sie  volljährig  geworden  sind,  und,  sie  tritt  notwendig  ein,  wenn 
sie  sich  vermählen. 

Nach  dem  Tode  des  Vaters  sind  sie  berechtigt,  sich  zu  etablieren,  wenn 
sie  das  21.  Lebensjahr  erreicht  haben.  Durch  die  Etablierung  entsteht  für  die 
Staatskasse  die  Verpflichtung,  die  Kosten  der  Etablierung  bis  zum  Betrage  der 
einjährigen  Apanage  zu  bestreiten,  und  eine  Apanage  zu  bezahlen,  die  nicht 
auf  liegende  Güter  angewiesen  werden  darf  und  in  einer  Geldrente  von  höch- 
stens 100,000  fl.  jährlich  besteht,  die  aber  auch  bei  verheirateten  nicht  unter 
80,000  fl. ,  bei  unverheirateten  nicht  unter  60,000  fl.  betragen  darf  und  in  die 
Nebeneinkünfte,  welche  aus  öff'entlichen  Dienstverhältnissen  oder  aus  besonderen 
Titeln  bezogen  werden,  nicht  eingerechnet  werden  dürfen,  so  dass  ein  könig- 
licher Prinz,  der  auf  einen  fremden  Thron  gelangt,  seinen  Anspruch  auf  Apa- 
nage nicht  verliert.  Der  Mindestbetrag  der  Apanage  erhöht  sich,  wenn  der 
König  bei  seinem  Tode  nur  zwei  Prinzen  hinterlassen  hat,  auf  80,000  fl,  für  den 
unvermählten  Prinzen,  und  auf  100,000  fl.  für  den  vermählten  Prinzen. 

Für  die  Apanage  gilt  das  gemeinrechtliche  Vererbungssystem,  d.  h.  die 
Apanage  geht  in  der  männlichen  Linie  der  zuerst  apanagierten  Nachgeborenen 
bis  zu  deren  Erlöschen  weiter;  beim  Abgange  einzelner  Zweige  der  Linie  wächst 
der  eröfihete  Anteil  der  Apanage  den  übrigen  Zweigen  der  Linie  gleichheitlich 
an  und  das  nämliche  gilt,  wenn  die  Krone  an  einen  Zweig  der  apanagierten 
Linie  gelangt.  Aus  der  Apanage  sind  der  Unterhalt  des  prinzlichen  Hauses, 
die  Aussteuer  der  Tochter,  die  Etablierung  und  Versorgung  der  Söhne,  der 
standesmässige  Unterhalt  der  ledigen  Prinzessinnen  und  die  Wittume  zu  bestreiten. 
Der  König  kann  sogar  eine  Ergänzung  der  Apanage  über  den  gesetzlichen  Höhe- 
betrag aus  der  Staatskasse  eintreten  lassen,  wenn  die  ausgesetzte  Apanage  zum 
standesmässigen  Unterhalt  der  zu  zahlreichen  Familie  der  Nachgeborenen  nicht 
mehr  hinreicht,  oder  wenn  auf  die  einzelne  Nebenlinie  nicht  wenigstens  20,000  fl. 
als  Apanageanteil  treff'en.     Diese  Ergänzung  ist  rein  persönlich. 

Von  den  Prinzessinnen  haben  nur  jene,  welche  Töchter  eines  Königs 
sind,  unmittelbare  Ansprüche  gegen  die  Staatskasse  und  zwar  bei  Volljährigkeit 
auf  standesmässigen  Unterhalt  und  bei  Minderjährigkeit  nur,  wenn  der  König 
Vater  gestorben  ist.  Sie  erhalten  in  diesen  Fällen  12  bis  15,000  fl.,  oder  24  bis 
30,000  fl.  aus  der  Staatskasse.  Die  Kosten  der  Ausstattung  sind  aus  Staats- 
mitteln zu  bestreiten  und  sie  erhalten  ausserdem  100,000  fl.  als  Aussteuer  und 
Total  abfind  ung  '). 


^)  Das  Budget  enthält  jetzt  folgende  Posten: 

Permanente  Civilliste  Seiner  Majestät  des  Königs  Ton  Bayern    4,231,044  M. 

Apanagen. 

Seiner  Königliche  Hoheit  des  Prinzen  Otto  von  Bayern  ....  137,148  „ 
Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Prinzen  Luitpold  von  Bayern  .  .  171,429  „ 
Ihrer   Königlichen   Hoheiten   der  Prinzen  Ludwig  Ferdinand  und 

Alphons  von  Bayern 171,429  „ 

Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Herzogs  Maximilian  von  Bayern     ,        385,716  „ 

Witwengelialte  und  zwar  Ihrer  Majestät  der 
Königin-Mutter. 

Witwengehalt  in  Gold 205,716  , 

Geldanschlag  für  den  freien  Bezug  von  Fourage  und  Brennholz     .     .     32,738  „ 

Pensionen  für  Eeclinnng  heimgefallener  Apanagen. 

Von  Seite  Ihrer  Majestät   der  Königin  Karoline  von  Bayern     .     .  7,589  ,. 

Von  Seite  Ihrer  Königlichen  Hoheit  der  Kurfürstin  Leopoldine     ,  2,070  „ 

Gesamtbetrag  der  Ausgaben  5,344,879  M. 
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Die  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  gemessen  Vorrechte  in 
Bezug  auf  die  staatliche  Besteuerung  und  zwar :  Die  Königin-Gemahlin,  die 
Königin- Witwe .  der  zurückgetretene  König  und  seine  Gemahlin  sind  steuerfrei 
wie  der  regierende  König.  Die  übrigen  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  sind 
frei  von  staatlichen  Personalsteuern  und  die  in  ihrem  Eigentum  stehendea  und 
von  ihnen  bewohnten  Schlossgebäude  sind  frei  von  der  Haussteuer,  nicht  also 
von  der  Gewerbesteuer  und  einer  etwaigen  Gnmdsteuer.  Danach  bemisst  äich 
die  entsprechende  Minderung  der  Umlagepflicht.  Die  Quittungen  über  Apanagen 
und  sonstige  Bezüge  aus  der  Staatskasse  sind  gebührenfrei.  Die  Mitglieder  des 
königlichen  Hauses  geniessen  in  Bezug  auf  Zollentrichtimg  und  Militärlasten 
das  nämliche  Vorrecht   wie    der  König. 

II.  Gehen  wii-  nun  zum  Schlüsse  zu  den  Vorrechten  der  standesherr- 
lichen Familien  über,  so  ist  zunächst  zu  sagen,  dass  sich  dieselben  räumlich 
nur  auf  das  rechtsrheinische  Bayern  und  nicht  auf  die  Pfalz  erstrecken. 

Die  Standesherren  und  ihre  Familien  sind  frei  von  folgenden  Lasten: 

Die  Gebäude,  welche  zu  ihren  vormals  reichsständischen  Besitzungen  ge- 
hören, sind,  soferne  sie  für  immer  oder  zeitweise  zum  Wohnsitze  der  Eigentümer 
bestimmt  sind,  frei  von  der  Quartierleistung  für  die  bewafhete  Macht  im  Frieden. 
Die  Standesherren  und  deren  Familien  sind  frei  von  den  staatlichen  Personal- 
Steuern.  Es  sind  femer  die  Schlossgebäude,  welche  die  Standeshen-en  bewohnen, 
frei  von  der  Haussteuer.  Zu  ausserordentlichen  Staatsumlagen  haben  jedoch  die 
Standesherren  und  deren  Familien  gleichmässig  nach  dem  allgemeinen  Steuer- 
fusse  beizutragen,  und  sie  sind  nicht  befreit  von  den  Kreis-  und  Distriktsumlagen. 
Die  Standesherren  geniessen  eine  insofeme  beschränkte  Befreiung  von  der  Ent- 
richtung von  Ortsgemeindeumlagen,  als  sie  nur  auf  ihre  vormals  reichsständischen 
Besitzungen  zu  verstehen  ist  und  nur  dann  eintritt,  wenn  die  Standesherren 
nicht  Vorteile  aus  dem  Gemeindeverbande  ziehen. 

Die  Häupter  der  staudesherrlichen  Familien  erhalten  die  Zölle  rückvergütet, 
welche  von  den  für  ihren  eigenen  Hausbedarf  eingeführten  Verzehrungsgegen- 
ständen  entrichtet  worden  sind.  Diese  Zollvergünstigungen  fallen  jedoch  der 
bayrischen  Staatskasse  imd  nicht  der  Reichskasse  zur  Last. 

Dr.  L.  Hoff  mann. 


L.   Zammarano,    La  riforma  delle  pensioni  ed  il  nuovo  disegno 
di  legge.     Roma.     Ermanno  Loescher.     1884.     75  S. 

Diese  Schrift  wendet  sich  aus  Anlass  der  Erörterung  des  italienischen 
Gesetzentwurfs  gegen  die  heute  übliche  Form  des  Pensionswesens.  Der  Verf. 
bringt  hierbei  manche  beachtenswerte  Gedanken,  und  es  dürfte  deshalb  angezeigt 
sein,  die  Aufmerksamkeit  auch  in  Deutschland  auf  diese  Arbeit  zu  lenken. 

Wir  übergehen  die  im  ersten  Abschnitt  mitgeteilten  geschichtlichen  Notizen 
über  die  älteren  Versuche,  die  in  den  italienischen  Staaten  behufs  Regelung  des 
Pensionswesens  gemacht  wurden.  Die  neuere  Gestaltung  dieser  Materie  geht 
von  dem  Gesetz  vom  14.  April  1864  aus.  Dasselbe  hatte  einen  politischen 
Charakter.  Nach  Konstituierung  des  Königreichs  galt  es,  den  besseren  Teil  der 
Beamten  für  die  Regierung  zu  gewinnen;  das  Gesetz  enthielt  daher  sehr  gün- 
stige Bestimmungen.  Erfordernis  für  die  Pensionsberechtigung  war,  dass  man 
das  40.  Lebensjahr  oder  das  25.  Dienstjahr  mit  dem  65.  Lebensjahr  vollendet 
hatte.  Jedoch  durfte  der  Beamte  wegen  Kränklichkeit  oder  aus  administrativen 
Rücksichten  (per  dispensa  dal  servizio)  schlechthin  nach  25  Jahren  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  werden.  Die  Pension  berechnete  sich  nach  dem  Durchschnitt  der 
3  letzten  Dienstjahre  und  betrug  soviel  Vierzigstel  auf  die  ersten  2000  Lire  und 
soviel  Sechzigstel  auf  den  Rest,  als  der  Beamte  Dienstjahre  hatte.  Das  Maxi- 
mum durfte  sowohl  *io  des  dreijährigen  Gehaltsdurchschnitts  als  überhaupt 
8000  Lire  nicht  übersteigen,  das  Minimum  war  auf  150  Lire  festgesetzt.  Die 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  5^5  35 
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Witwe,  die  minorennen  sowie  die  weiblichen  grossjährigen  Waisen  haben  ein 
Recht  auf  V»  der  Pension,  welche  der  Gatte  oder  Vater  zu  beanspruchen  gehabt 
hätte.  Die  Heirat  musste  aber  2  Jahre  vor  Aufhören  des  Dienstes  geschlossen 
sein,  wenigstens  durfte,  wenn  dies  nicht  der  Fall  war,  keine  Nachkommenschaft 
daraus  hervorgegangen  sein.  Ausser  der  Pension  gewährte  das  Gesetz  noch  eine 
einmalige  Entschädigung  von  so  vielen  Zwölfteln  auf  die  ersten  2000  Lire  Ge- 
halt und  soviel  Achtzehnteln  auf  den  Rest,  als  die  Dienstjahre  jener  betrugen, 
welche  65  Jahre  alt  oder  kränklich  waren  oder  zur  Disposition  gestellt  wurden. 
In  diesen  Fällen  hatte  der  Rechnungshof  der  Witwe  und  den  Waisen  im  ganzen 
die  Entschädigung  zu  gewähren,  welche  dem  Vater  oder  dem  Gatten  zugestanden 
hätte.  Das  Militärpensionsgesetz  vom  7.  Februar  1865,  welches  von  dem  piemon- 
tesischen  vom  27.  Juni  1850  wenig  abwich,  gewährte  ein  Ruhegehalt  vom  Haupt- 
mann aufwärts  nach  30,  in  den  übrigen  Fällen  nach  25  Dienstjahren,  doch 
wurde  das  Minimum  und  das  Maximum  für  jeden  Grad  erhöht.  Ohne  Rücksicht 
auf  das  Alter  konnte  allen  die  Pension  nach  25jähriger  Dienstzeit  infolge  Un- 
tauglichkeit  oder  Zurdispositionsstellung  gewährt  werden.  Die  Pension  der  Wit- 
wen und  Waisen  war  analog  der  der  Civilbeamten  geregelt.  Das  Pensionsgesetz 
für  die  Militärs  der  Marine  vom  26.  März  1865  enthält  fast  die  nämlichen  Dis- 
positionen wie  das  für  das  Landheer  erlassene. 

Bei  den  schlechten  Finanzen  in  den  ersten  Jahren  des  Königreichs  em- 
pfand man  bald  Reue  über  die  bethätigte  Freigebigkeit.  Bereits  am  21.  Mai 
1870  verlangte  die  Kammer  eine  Reform,  und  von  Sella  wurde  eine  Kommission 
niedergesetzt.  Die  Civilpensionen  figurierten  im  Budget  pro  1871  mit  der  hohen 
Summe  von  30  Millionen.  Dieses  Anschwellen  war  zum  grossen  Teil  dadurch 
veranlasst,  dass  man  viele  Pensionen  aus  den  aufgelösten  Staaten  übernehmen 
musste,  auch  viele  Beamten  bei  Konstituierung  des  Königreichs  ausschieden. 
Ein  Gesetzentwurf,  den  Sella  am  12.  Dezember  1871  vorlegte,  kam  nicht  zur 
Diskussion,  dagegen  stellte  ein  k.  Dekret  vom  23.  Dezember  1871  eine  jährliche 
unter  die  verschiedenen  Ministerien  zu  verteilende  Summe  für  die  Pensionierungen 
aus  administrativen  Rücksichten  fest,  um  im  finanziellen  Interesse  das  Inpension- 
schicken  etwas  zu  erschweren. 

Die  Frage  kam  wieder  in  Fluss  1880,  als  es  sich  darum  handelte,  wenig- 
stens durch  zeitweise  Erleichterung  des  Budgets  die  Abschaffung  des  Zwangs- 
kurses zu  beschleunigen.  Magliani  legte  einen  Gesetzentwurf  behufs  Errichtung 
einer  Civil-  und  Militärpensionskasse  vor.  Sein  Plan  war,  den  debito  vitalizio 
in  einen  debito  perpetuo  zu  verwandeln.  Er  knüpfte  damit  an  einen  Vorschlag 
an,  den  schon  die  Fünfzehnerkommission  am  26.  April  1866  gemacht  und  der 
auch  der  Regierung  in  den  Gesetzen  vom  19.  April  1872  und  8.  März  1874  zu- 
gestanden worden  war.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1881  verwirklichte  den  Ge- 
danken. Man  verfuhr  dabei  so,  dass  man  sämtliche  am  31.  Dezember  1881 
noch  laufende  Pensionen  unter  Berücksichtigung  des  Alters  der  Pensionisten  und 
der  Höhe  der  Pension  auf  ihren  Kapitalwert  zurückführte,  mit  andern  Worten  den 
Wert  bestimmter  Leibrenten  berechnete.  Als  solcher  ergab  sich  der  Betrag  von 
488,758,320  M.  Wenn  man  diese  Summe  am  31.  Dezember  1881  besass,  so  war 
man  imstande,  alle  zu  diesem  Zeitpunkte  noch  laufenden  Pensionen  zu  decken. 
Man  wies  der  neu  errichteten  Kasse  Rententitel  im  Betrag  von  27,153,240  Lire  = 
23,569,021  netto  zu,  was  beim  Kurs  von  90  ein  Kapital  von  488  Millionen  reprä- 
sentierte. Dafür  belastete  sich  die  Kasse  mit  der  ganzen  Leibrentenshuld,  die  bis 
zu  diesem  Tag  fällig  war.  Sie  tilgte  dieselbe  mit  den  Renten  und  den  allmählich 
veräusserten  Rententiteln.  Nach  55  Jahren  waren  keine  Rententitel  mehr  zu 
verkaufen,  aber  auch  keine  von  den  am  31.  Dezember  1881  laufenden  Pensionen 
mehr  zu  zahlen.  Es  war  ein  Verfahren  analog  dem  des  deutschen  Invaliden- 
fonds, jedoch  mit  dem  Unterschied,  dass  Deutschland  Kapital,  Italien  Renten 
zuwies.  Der  finanzielle  Effekt,  den  man  wollte,  war  erreicht;  die  bis  31.  De- 
zember angewachsene  Pensionslast  war  zeitlich  anders  verteilt.  Ohne  diese  Mass- 
regel hätte  man  pro  1882  in  das  Budget  59  Millionen  für  Pensionen  eintragen 
müssen;  in  dem  Mass,  als  die  am  31.  Dezember  1881  vorhandenen  Pensionisten 
gestorben  wären,  hätte  die  Summe  abgenommen,  im  Jahre  1939  nur  noch 
90,000  Lire  betragen.   All  die  Summen,  die  von  1881  bis  1939  ins  Budget  hätten 
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eingetragen  werden  müssen,  hat  man  also  auf  ihren  Jetztwert  zurückgeführt 
imd  diesen  in  Rententitel  umgewandelt.  An  Stelle  der  anfangs  grossen  und 
später  geringer  werdenden  Verpflichtungen  hat  man  eine  dauernde,  aber  gleiche 
Zinsenlast  von  23  V»  Millionen  Frs. ,  das  Budget  in  den  ersten  Jahren  war 
behufs  Abschaötmg  des  Zwangskurses  und  bis  zur  Besserung  der  Finanzen  er- 
leichtert. 

Nicht  berührt  von  dieser  Massregel  waren  die  nach  1881  entstehenden 
neuen  Pensionen.  Um  auch  für  diese  vorzusorgen,  bestimmte  das  Gesetz  vom 
7.  April  1881  eine  jährliche  Summe  von  18  Millionen,  von  denen  der  Staat 
14,4  Millionen,  die  Beamten  3,6  Millionen  aufzubringen  haben.  Man  glaubte, 
dass  diese  Summe  genügen  würde,  um  die  Pensionen,  welche  in  der  Zeit  von 
1881  —  1895  erwüchsen,  zu  tragen,  und  noch  einen  Fond  übrig  lasse.  Dabei  ist 
angenommen,  dass  die  jährlich  neu  fällig  werdende  Pensionssumme  nicht  mehr 
als  3,170,000  Lire  betrage.  Diese  Voraussetzimg  trifft  aber  nicht  zu,  und  auch 
wenn  sie  zuti-äfe,  würden,  wie  man  wahrscheinlich  gemacht  hat,  höchstens  10  Jahre 
die  Pensionen  Deckung  haben.  Bis  1938/1939,  wo  der  Beharrungszustand  er- 
reicht ist,  würde  die  jährliche  Leistung  für  diese  auf  52  Millionen  angewachsen 
sein;  inklusive  der  oben  erwähnten  23 V2  Millionen  Zinsen  wäre  die  jährliche 
Gesamtlast  von  da  an  75  Millionen. 

Eine  definitive  Regelung  des  Pensionswesens  in  Italien  erweist  sich  als 
eine  Notwendigkeit.  Der  neue  Gesetzentwurf  enthält  folgende  allgemeine  Be- 
stimmungen :  Das  Recht  auf  Pension  entsteht  nach  5  Jahren  Dienstzeit ;  zwischen 
dem  5.  und  15.  Dienstjahr  hat  der  Beamte  nur  das  Recht  auf  die  in  die  Kasse 
gezahlten  Beiträge,  vom  20.  Dienstjahr  an  erhält  er  den  Zuschuss  des  Staates, 
vom  15.  bis  20.  nur  ^/s  davon.  Im  Fall  der  Enthebung  vom  Dienst  ist  der  Bei- 
trag des  Staates  auf  die  Hälfte  festgesetzt,  wenn  die  Dienstzeit  länger  als  10 
und  weniger  als  20  Jahre  dauert,  auf  ^/s  bei  längerer  Dienstzeit.  Der  Minimal- 
betrag der  Pension  ist  abgeschafft,  die  Maximalgrösse  ist  durch  den  letzten  Ge- 
halt begrenzt.  Der  Angestellte  kann  nach  20  Jahren  die  Pensionieinmg  ver- 
langen, darauf  hat  er  ein  Recht ;  die  Regierung  darf  auch  Beamten,  welche  nur 
15  Dienstjahre  haben,  auf  ihr  Verlangen  in  den  Ruhestand  versetzen.  Der 
Gesetzentwurf  verlässt  den  Gedanken,  dass  die  Pension  nur  eine  Fortsetzung 
des  Gehaltes  sei,  basiert  vielmehr  darauf,  dass  sie  eine  wahre  und  eigentliche 
Versicherung  ist,  und  zwar  ist  das  System  der  gegenseitigen  Versicherung  ge- 
wählt, gewissermassen  die  „Tontinenform".  Alle  Beamten  werden  Avie  Mitglieder 
einer  einzigen  Familie  betrachtet.  Diejenigen,  welche  die  vorgeschriebene  Alters- 
grenze und  Dienstzeit  nicht  erreichen,  verlieren  den  Einsatz  zu  Gunsten  der- 
jenigen, welche  dank  einer  längeren  Lebensdauer  oder  Dienstfähigkeit  allein 
den  Vorteil  der  Pension  gemessen.  Für  die  Witwen  imd  Waisen  hat  jedoch 
der  Entwurf  mangels  genügender  rechnerischer  Unterlagen  das  Tontinensystem 
aufgegeben  und  das  System  der  Individualconti  gewählt.  Der  Beamte  zahlt 
einen  kleinen  Beitrag,  um  diese  Pension  zu  konstituieren  und  der  Staat  schiesst 
das  Dreifache  zu,  damit  die  jetzige  Witwen-  und  Waisenpension  erreicht  werde. 
Die  juridischen  Konsequenzen  aus  dem  Individualconto  sind  strikt  beobachtet; 
es  bleibt  namentlich  der  Witwe  und  den  Kindern  das  Eigentum  des  so  gebil- 
deten Kapitals,  die  Beschränkung  auf  die  Minorität  der  Kinder,  der  Verlust  bei 
Wiederverheiratung  der  Witwe  fallen  weg.  Ausser  den  obligatorischen  Bei- 
trägen soll  der  Beamte  auch  noch  freiwillige  leisten  dürfen,  um  sein  Kapital 
zu  vergrössem,  sowohl  für  seine  eigene  Person  als  für  seine  Erben;  das  bildet 
ein  eigenes  Conto. 

Das  System  der  individuellen  Conti  für  die  Beamtenpension  selbst  hat 
der  Entwurf  nicht  angenommen,  weü  sonst  für  eine  Pension,  welche  der  gegen- 
wärtigen ungefähr  gliche,  an  Beiträgen  imd  Zuschüssen  ca.  15 "/o  des  Gehalts 
notwendig  geworden  wären ,  während  bei  Tontinenform  nur  1 1  "/o  erforderlich 
sind.  Der  gleiche  Grund  war  aber  für  die  parlamentarische  Kommission 
massgebend,  dass  sie  auch  für  Witwen  und  Waisen  die  Tontinenform  statt 
der  Individualconti  verlangte.  Im  übrigen  änderte  sie  an  dem  Entwurf  nur 
wenig;  der  letztere  setzte  den  mittleren  Beitrag  für  unverheiratete  Beamte  auf 
2,60,  für  verheiratete  auf  3,50  des  durchschnittlichen  Gehaltes  fest,  die  Kommis- 
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sion  dagegen  für  beide  47o.  Femer  strich  sie  die  Restitution  der  in  die  Kasse 
gezahlten  Beiträge  für  Beamte,  welche  den  Dienst  verlassen,  bevor  sie  das  Recht 
auf  Pension  erworben  haben  oder  welche  vor  Ablauf  von  10  Jahren  pensioniert 
werden. 

Der  Verfasser  bekämpft  den  Entwurf  wie  das  ganze  Institut  des  heutigen 
Pensionswesens.  Die  Finanztheorie  habe,  führt  er  aus,  in  diesem  Punkt  seit 
50  Jahren  so  gut  wie  keine  Fortschritte  gemacht;  man  brauche,  um  sich  hier- 
von zu  überzeugen,  nur  die  Finanzwissenschaft  von  Ad.  Wagner  vom  Jahi-e 
1883  und  von  Malchus  vom  Jalire  1830  miteinander  zu  vergleichen.  Die  Regeln 
seien  ganz  empirisch.  Die  Pension  nach  heutigem  System  erscheine  als  ein  auf- 
geschobener Gehaltsteil,  dessen  Erlangung  an  gewisse  Zeitbedingungen  geknüpft 
sei.  Das  verhindere  eine  rationelle  Erneuerung  des  Personals,  fülle  die  Aemter 
mit  ungeschickten  und  alten  Angestellten.  Der  grosse  Durchschnitt  sei  träge, 
wenn  er  wisse,  dass  er  und  seine  Familie  später  Pension  erhalte.  Nicht  die 
Pension,  sondern  das  Avancement  sei  der  beste  Stimulus.  Zwischen  Pension 
und  Gehalt  müsse  jede  Verbindung  gelöst  werden.  Der  öffentliche  Dienst  müsse 
so  viel  kosten,  als  er  wert  sei  und  nicht  mehr.  Das  gegenwärtige  Pensions- 
system genüge  allein,  um  jede  organische  Reform  in  der  Administration  zu 
hindern.  Wenn  der  Staat  den  Gehalt  um  den  thatsächlichen  Wert  der  Pension 
erhöhe,  so  habe  er  seine  volle  Pflicht  gethan;  der  gebildetsten  Klasse  könne 
man  wohl  die  Sorge  für  die  Zukunft  überlassen.  Der  Zug  der  Zeit  sei  aber 
leider  für  Pension,  nicht  für  Ersparung.  Wenn  doch  Pensionen  sein  müssten, 
dann  wähle  man  wenigstens  ein  System,  das  der  Verwaltung  nicht  hinderlich 
sei,  nämlich  das  der  individuellen  Conten.  Der  Beamte  habe  hierbei  volle  Frei- 
heit der  Einzahlung.  Beim  Verlassen  des  Dienstes  stehe  ihm  das  Recht  zu,  das 
auf  seinen  Conto  angewachsene  Kapital  zurückzuziehen  oder  eine  Leibrente  sich 
geben  zu  lassen  oder  auch  bloss  die  Zinsen  zu  beziehen  und  das  Kapital  seinen 
Erben  zu  überlassen.  Um  eine  Pension,  die  der  jetzigen  in  Italien  gleich  sei, 
zu  erhalten,  müsste  man  157«  d^s  Gehalts  in  Anspruch  nehmen;  davon  könnte 
der  Staat  ^3  übernehmen,  d.  h.  wenn  der  Staat  die  Gehälter  um  10  7o  erhöhte, 
kpnnte  er  sich  vollständig  aller  Pensionen  entledigen.  Die  Erhöhung  der  Ge- 
hälter würde  jährlich  22V-2  Millionen  betragen. 

Bei  diesem  System  würde  man  weder  Angestellte  finden,  welche  trag  das 
Leben  in  dem  Amte  zubringen  und  nur  so  viel  thun,  dass  sie  nicht  die  Pensions- 
rechte verlieren,  noch  Witwen  ihrem  Elende  überlassen,  bloss  deshalb,  weil  der 
Gatte  nicht  25  Dienstjahre  erreicht  oder  die  Heirat  nicht  2  Jahre  vor  dem  Tode 
datiert,  noch  solche,  welche  sich  scheuen,  eine  neue  Heirat  einzugehen  aus 
Furcht,  die  elende  Pension  zu  verlieren.  Ein  kleines  Kapital  werde  den  aus 
dem  Dienste  Tretenden  noch  zur  Thätigkeit  anspornen,  die  Pension  des  heutigen 
Systems  aber  nicht.  Besonders  wertvoll  sei,  dass  der  Uebergang  von  einem 
Posten  oder  Zweig  zu  einem  andern  nicht  den  geringsten  Schwierigkeiten  untei'- 
liege,  sowie  dass  die  zurückbehaltene  Ersparnis  und  der  vom  Staat  gemachte 
Zuschuss  der  Beamten  niemals  verloren  geht.  Das  System  der  speciellen  Conti 
ist  dem  Verfasser  zufolge  bei  Compagnie  d'Orleans  (der  Verfasser  dürfte  das 
bei  dieser  Eisenbahngesellschaft  übliche  System  nicht  genau  kennen;  über  das- 
selbe vgl.  Lindner,  Die  Pensionsinstitute  bei  den  sechs  grossen  Eisenbahngesell- 
schaften 1883,  S.  20  fg.),  bei  der  Compagnie  des  assurances  geuerales,  in  Italien 
bei  der  Banca  populäre  di  Milano  in  Gebrauch  und  soll  sich  da  bewährt  haben. 
Ein  französischer  Gesetzentwurf  von  1879  hat  ebenfalls  das  System  der  indi- 
viduellen Conti  zu  Grund  gelegt.  Wenn  derselbe  keinen  Anklang  fand,  so  lag 
es  daran,  dass  er  die  gewöhnlichen  Beschränkungen  der  üblichen  Pensionsgesetze 
beibehielt,  z.  B.  dem  aus  dem  Dienste  Austretenden  die  Verfügung  über  sein 
Kapital  entzog,  sowie  daran,  dass  die  Zuschüsse  des  Staates  so  gering  angesetzt 
waren,  dass  die  meisten  Pensionen  noch  niedriger  ausgefallen  wären,  als  nach 
dem  Gesetz  von  1853.  Für  Cochinchina  hat  die  französische  Regierung  im  Ver- 
ordnungsweg das  System  der  Individualconten  eingefülii-t.  Trotz  der  schlechten 
klimatischen  Verhältnisse  erhielten  nämlich  dort  die  Beamten  erst  nach  25  Jahi-en 
eine  elende  Pension.  Daher  entstand  grosser  Mangel.  Man  führte  das  System 
der  Individualconten  ein,    die  Regierung  schoss  40 7<»  bei  und  Hess  die  Pensio- 
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nierung  schon  nach  10  Jahren  zu.  Der  Beamte  erhält  das  für  ihn  angesammelte 
Kapital.     Infolgedessen  sind  jetzt  für  jeden  Posten  20  Bewerber  da. 

Den  Einwand,  dass  man  eine  enorme  Zahl  Conten  und  eine  unverhältnis- 
miissige  Arbeitslast  erhalt«,  lässt  der  Verfasser  nicht  gelten.  Die  Zahl  der 
pensionsberechtigten  Beamten  in  Italien  betrage  nur  80,000;  die  Postsparkasse 
dagegen  habe  1882  144,485  Sparbüchlein  ausgegeben.  Ebenso  bestreitet  er,  dass 
dem  Staat,  wenn  er  keine  Pension  zahle,  durch  Gesellschaften  und  Private  seine 
Beamten  entzogen  würden;  wenn  der  Staat  für  die  Arbeit  wirklich  zahle,  was 
sie  wert  sei,  so  sei  das  nicht  zu  befürchten.  Hohe  Gehälter  seien  bei  Privaten 
selten,  dem  Staat  stünden  zudem  noch  Auszeichnungen  zu  Gebote.  Auch  das 
will  der  Verfasser  nicht  zugeben,  dass  nur  mit  Berufsbeamten  —  diese  seien 
die  Konsequenz  des  Pensionswesens  —  die  Verwaltung  geführt  werden  könne, 
er  verweist  auf  die  Vereinigten  Staaten  und  auf  die  Schweiz,  glaubt  sogar,  beide 
überträfen  die  übrigen  Staaten! 

Auch  die  Befürchtung  eines  aUzu  häufigen  Personalwechsels  und  einer  be- 
denklichen Macht  der  Regierung  teilt  der  Verfasser  nicht;  denn  zur  Zeit  stehe 
dem  Minister  ja  auch  nicht«  im  Wege,  wenn  er  Beamte  pensionieren  wolle. 
Man  könne  zudem  die  Fälle  genau  präcisieren.  in  denen  der  Minister  einen  An- 
gestellten verabschieden  dürfe  und  sonstige  Kautelen,  wie  ein  unabhängiges 
Kollegium  behufs  Entscheidung  schaffen. 

Die  Vorschläge  des  Verfassers  gehen  deshalb  vor  allem  dahin,  dass  für 
die  neu  in  den  Dienst  Tretenden,  gegenüber  denen  der  Staat  freie  Hand  habe, 
das  System  der  Individualconti  eingeführt  werde. 

Die  Anschauungen  Zammaranos  stellen  sich,  wie  man  sieht,  als  eine  strenge 
Konsequenz  des  ökonomischen  Individualismus  dar.  Sie  entsprechen  wenig  der 
deutschen  Praxis  (vgl.  namentlich  die  neueste  preussische  Pensionsgesetzgebung), 
welche  den  gerade  umgekehrten  Weg  vom  Privatwirtschaftlichen  mehr  ins 
Gemeinwirtschaftliche  wandelt. 

Die  Pensionsfrage  ist  aber  keineswegs  eine  nur  einigermassen  abgeschlossene, 
sondern  bedarf  noch  sehr  der  Klärung.  Durch  die  Mitteilung  eines  Teils  der 
Zammaranoschen  Ausführungen  wollten  wir  vorerst  neue  Anregung  gegeben 
haben,  auf  den  Gegenstand  selbst  soll  bei  anderer  Gelegenheit  zurückgekommen 
werden.  G.  Schanz. 


Hans  Schwab,  Die  Notwendigkeit  einer  Reorganisation  der  würt- 
tembergischen Staatsbahnverwaltung,  hergeleitet  aus  ihrem  jähr- 
lichen Deficit  von  zwei  Millionen  Mark.  Stuttgart.  Druck  und 
Verlag  von  J.  H.  W.  Dietz.     1884.     79  S. 

Der  Verfasser  führt  sich  als  einen  ehemaligen  Innungskaufmann  ein. 
Der  Gesichtskreis,  der  in  dem  Schriftchen  auftritt,  ist  auch  ein  ganz  entsprechen- 
der. Neben  manchen  recht  verständigen  Beobachtungen  tauchen  ebensoviele 
oberflächliche  und  irrige  Behauptungen  als  imglaublich  barocke  Einfälle  auf. 
Die  grosse  Zahl  einzelner  Mängel,  deren  das  würrttembergische  Staatsbahnwesen 
beschuldigt  wird,  bedürfte  noch  erst  einer  Kontrolle.  Man  hat  aber  die  Em- 
pfindung, als  wenn  hier  wirkliche  Wunden  aufgedeckt  wüi-den,  und  es  bewährt 
sich  auch  da  der  alte  Satz:  Si  duo  faciunt  idem,  non  est  idem.  Das  Staats- 
bahnsystem wirkt  nicht  überall  gleich,  es  krankt,  wenn  bureaukratischer  Eigen- 
sinn dasselbe  beherrscht.  Es  kann  nicht  auf  die  Einzelheiten  eingegangen 
werden.  Sicher  ist  und  bleibt,  dass  es  mit  der  Rentabilität  der  württember- 
gischen Bahnen  bedenklich  steht.  Der  Hauptfehler  liegt  aber  in  der  Vergangen- 
heit, in  verkehrten  Routenrichtungen,  besonders  in  der  am  Anfang  nicht  er- 
kannten Auseinanderhaltung  von  Haupt-  und  Sekundärbahnen.    Dadurch  ist  das 
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gesamte  Anlagekapital  zu  gross  geworden.  Nach  dem  jüngsten  württembergischen 
Etat  pro  1885/7  betrug  dasselbe  am  1.  April  1884  459,6  Mill.  M.  Die  Bahnen 
sollten  zu  A^/o  mindestens  18,4  Mill.  M.  Ertrag  liefern,  während  der  Etat  nur 
13,2  Mill.  vorsieht. 

Es  darf  die  Verwaltung  allerdings  recht  rührig  sein,  um  das  Verhältnis 
zu  bessern.  Manches  in  dem  Schriftchen  Gesagte  wird  sie  wohl  beherzigen 
müssen.  Die  Grundvorschläge  aber,  die  der  Verfasser  macht,  um  eine  gänzliche 
Reorganisation  herbeizuführen,  halten  wir  für  unzweckmässig  und  utopisch.  Sie 
lauten  folgendermassen :  1)  Die  königliche  Eisenbahnverwaltung  bleibt  im  Be- 
sitz der  Lokomotiven  und  vorerst  auch  des  Wagenparks,  den  sie  unterhält;  sie 
unterhält  die  Bahnen  und  übt  die  Bahnpolizei  aus.  2.  Die  königliche  P  o  s  t- 
verwaltung  übernimmt  die  Führung  sämtlicher  Personenzüge,  ausschliesslich  der 
etwaigen  Privatlokalfahrten.  3.  Der  Güterverkehr  per  Bahn  wird  kautionsfähi- 
gen Kaufleuten  unter  Festhaltung  der  allgemeinen  Tarife  als  Maximalgebühren 
übertragen.  4.  Beide  letztgenannten  Verkehrsfaktoren  haben  der  königlichen 
Eisenbahnverwaltung  die  für  die  Benützung  der  Bahn,  der  Gebäude  imd  des 
Fahrparks  vereinbarten  Vergütungen  in  täglichen  beiläufigen  Geldbeträgen  zu 
bezahlen,  resp.  an  die  Staatshauptkasse  abzuliefern.  Aus  einer  solchen  Reor- 
ganisation würde  als  Resultat  das  vollständigste  Chaos  hervorgehen. 

G.  Schanz. 


Dr.   Josef  Albert,    Professor,     Lehrbuch   der   Forstverwaltung. 
München  1883.    M.  Riegersche  Universitätsbuchhandlung.    597  S. 

Dr.    Adam    Schwappach,    Professor,     Handbuch    der    Forst- 
verwaltungskunde.   Berlin.    Verlag  von  J.  Springer.  1883.  312  S. 

In  der  forstlichen  Litteratur  hat  sich  unter  der  Bezeichnung  Forstverwal- 
tung oder  Forsthaushaltung  schon  seit  längerer  Zeit  ein  Begriff  herausgebildet, 
welcher  den  sonst  üblichen  Begriffen  von  Verwaltung  und  Haushalt  nicht  voll- 
ständig entspricht.  Nach  Albert  hat  es  die  Forstverwaltungslehre  mit  der  Or- 
ganisation und  Führung  des  forstlichen  Betriebes  zu  thun,  nach  Schwappach 
hat  sie  lediglich  die  formelle  Seite  der  Wirtschaft  ins  Auge  zu  fassen  und  die 
zum  Zwecke  des  Wirtschaftsbetriebes  zu  treffenden  Einrichtungen  und  zu  be- 
rufenden Organe,  sowie  die  Grundsätze  darzustellen,  nach  welchen  diese  Organe 
zu  bestellen  und  zu  instruieren  sind.  Im  wesentlichen  handeln  beide  Werke 
von  den  für  die  Waldwirtschaft  zu  verwendenden  Arbeitskräften,  von  deren  Aus- 
bildung, Rechten,  Pflichten  und  Lohnung  (Besoldungswesen,  Arbeitslohn),  von 
der  örtlichen  und  sachlichen  Arbeitsteilung  (Einteilung  der  Dienstbezirke,  Ab- 
grenzung der  Arbeiten  der  Verwaltung,  der  Kontrolle,  des  Schutzes  und  der 
mechanischen  Ausführung),  sowie  von  der  formellen  Geschäftsbehandlung. 

Das  umfangreiche  Werk  Alberts,  welches  als  Lehrbuch  betitelt  ist,  trägt 
eigentlich  den  Charakter  eines  Handbuchs.  Dasselbe  geht  allzusehr  in  Einzel- 
heiten ein  und  überhebt  mit  seinen  ausführlichen  Erläuterungen  den  Lernenden 
fast  aller  Arbeit  des  eigenen  Denkens.  Von  den  drei  Teilen  des  Werkes  (1.  Fest- 
stellung der  allgemeinen  Bedingungen  der  Forstverwaltung,  2.  Organisation  des 
forstlichen  Betriebs,  3.  Führung  des  forstlichen  Betriebs)  könnte  der  erste  mit 
seinen  136  Seiten  unbeschadet  des  Ganzen  fast  vollständig  ausgeschieden  werden, 
da  er  meist  Fragen  behandelt,  welche  mit  denen  der  beiden  anderen  Teile  in 
keinem  inneren  Zusammenhang  stehen.  Das  Werk  selbst  würde  durch  eine 
solche  Ausscheidung  auch  deswegen  nur  gewonnen  haben,  weil  der  genannte 
Teil  eine  grössere  Zahl  recht  schwacher  Ausführungen  sowohl  über  wirtschaft- 
liche als  auch  über  rechtliche  Begriffe  enthält.  Indem  ich  hier  auf  Vorführung 
eingehender  Belege  verzichte,  erlaube  ich  mir,  nur  auf  die  Seiten  27,  31,  41,  57, 


Litteratur.  551 

64,  93,  100,  102,  105  u.  a.  zu  verweisen.  —  Der  zweite  und  der  dritte  Teil  sind 
nicht  allein  das  Erzeugnis  einer  sehr  fleissigen  Arbeit,  sondern  sie  enthalten 
auch  eine  grosse  Fülle  recht  wertvoller  Darlegungen.  Sollte  der  Verfafiser  bei 
Gelegenheit  der  Herausgabe  einer  zweiten  Auflage  sich  dazu  entschliessen,  alles 
überflüssige  Beiwerk,  sowie  die  minutiöse  Detailmalerei  zu  streichen,  so  würde 
seine  Arbeit  unzweifelhaft  brauchbarer  als  Lehrbuch,  wie  auch  zum  Zwecke  der 
Orientienmg  für  Nichtfachleute. 

Das  Handbuch  Schwappachs  hätte  recht  gut  als  Lehrbuch  bezeichnet 
werden  können.  Diesen  Titel  hat  es  wahrscheinlich  deswegen  nicht  erhalten, 
weil  zur  Zeit  seiner  Herausgabe  das  Werk  von  Albert  bereits  erschienen  war. 
Der  zweite  Teü.  welcher  sich  mit  der  Geschäftsbehandlimg  befasst,  ist  für  ein 
Handbuch  allzu  kurz,  für  ein  Lehrbuch  aber  mehr  als  hinreichend,  zumal  manche 
hier  erörterte  Gegenstände  auch  in  anderen  DiscipUnen  besprochen  werden  und 
viele  Ausführungen,  wie  sie  unter  dem  gedachten  Titel  vorzukommen  pflegen, 
in  Wirklichkeit  nur  Binsenwahrheiten  enthalten.  Der  erste  Teü  mit  der  Ueber- 
schrift  ,  Diensteinrichtung "  darf  als  vorzüglich  bezeichnet  werden.  Sehr  wahr- 
scheinlich wird  das  Handbuch  als  Lehrbuch  einen  guten  Absatz  finden,  wie  es 
ihn  auch  verdient.  Lehr. 


Oskar  Kuntze,  Sparkassen  und  Gemeindefinanzen,  deren  gegen- 
wärtige und  zukünftige  Gestaltung  und  Einrichtung.  Berlin. 
C.  Heynianns  Verlag.     1882.     176  S. 

Vorstehendes  Buch,  das  wir  dem  um  die  Neubelebvmg  des  gemeindlichen 
Sparkassenwesens  hoch  verdienten  Bürgermeister  Kuntze  in  Plauen  im  Vogtland 
verdanken,  ist  aus  der  Praxis  erwachsen,  und  zwar  specieU  aus  einem  Vortrage, 
den  Verfasser  im  Mai  1880  zunächst  zum  Zweck  der  Herbeiführung  von  Ver- 
besserungen imd  Neuerungen  bei  der  Sparka.sse  in  Plauen  hielt,  und  der  in 
weiteren  Kreisen  Anregungen  gab,  welche  zu  dieser  jetzt  vorliegenden  Um- 
arbeitung und  Erweiterung  geführt  haben.  Der  Zweck  ist  auch  jetzt  vor  aUem 
ein  praktischer:  es  soll  Anleitung  und  Anregung  zur  Gründung  und  Ausge- 
staltung von  Sparkassen  gegeben  werden  (S.  V.);  speciell  die  Gemeinden  sind 
es.  an  die  sich  seine  Aufforderungen  richten,  imd  er  bezeichnet  dies  Buch  daher 
auch  selbst  als  einen  Auf  ruf  an  die  Thatkraft  der  Gemeinden  und  der 
Sparkassenverwaltungen.  (S.  28.  95.)  Diese  Entstehungsart  und  diesen  Zweck 
wird  man  sich  selbsts'erständlich  vor  Augen  halten  müssen,  um  dem  Buche  ge- 
recht zu  werden,  in  welchem  die  Gliederung  und  Verarbeitung  des  gebotenen 
reichhaltigen,  wenn  auch  nirgend  vollständigen  Stoffes  wohl  nicht  auf  gleicher 
Höhe  mit  den  mannigfachen  ,  vortrefflichen ,  praktischen  Darlegungen  und  Rat- 
schlägen steht. 

Das  Buch  zerfällt  in  vier  Kapitel,  deren  drei  erste  (S.  1 — 98)  sich  lediglich 
mit  dem  Sparkassenwesen,  seinem  jetzigen  Zustand  und  seiner  Weiterentwicklung 
beschäftigen,  während  das  letzte  in  Form  eines  Anhanges  vier  kleinere  Aufsätze 
anfügt,  welche  in  mehr  oder  weniger  nahem  Zusammenhange  mit  dem  gemeind- 
lichen Sparkassen-  und  Finanzwesen  stehen.  (S.  98  —  146.)  In  einer  Anzahl  von 
Beilagen  gibt  der  Verfasser  endlich  das  Statut  der  Alters-Sparkasse  (Diergard- 
Stiftung)  zu  München-Gladbach  und  die  erneuerte  Sparkassenordnung  für  die 
Stadt  Plauen  i.  V.  nebst  Geschäftsordnung,  Formularen  und  Geschäftsanweisung 
für  die  Sparstellen  imd  die  SparmarkenverkaufssteUen  der  Sparkasse  zu  Plauen  i.  V. 
(S.  147-176.) 

Das  erste  Kapitel  (S.  1 — 30)  enthält  ausser  einer  Reihe  allgemeinerer  Be- 
merkungen über  die  Bedeutung  des  Sparens  zahlreiche  Zusammenstellungen  über 
die  Entwicklung  des  Sparkassen wesens  in  Sachsen,  Preussen,  Dänemark,  Eng- 
land, Frankreich  und  Italien.    Der  eigentliche  Zweck  dieser  Ziffern  aber  ist  der 
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Nachweis  (S.  4) ,  dass  die  Vermehrung  der  Spargelegenheiten  das 
Sparen  mächtig  fördert  und  den  Sparsinn  weckt.  Verf.  steht  also,  wie 
er  auch  ausdrücklich  bemerkt  (S.  26.  95),  auf  demselben  Boden,  wie  die  in- 
zwischen bereits  ihrer  Verwirklichung  näher  gerückte,  damals  (1882)  noch  in 
ihren  Anfängen  befindliche  Vorlage  über  die  Postsparkassen.  Trotzdem 
war  Verf.  einer  der  ersten,  welche  als  Gegner  derselben  hervortraten,  und  er 
legt  S.  10—26  eingehend  die  Gründe  seiner  Gegnerschaft  dar  —  dieselben,  die 
seit  der  Einbringung  der  Vorlage  im  Bundesrat  vielfach  erörtert  sind.  Verf.  glaubt 
einmal,  dass  durch  eine  allgemeine  Verbindung  des  Sparkassenwesens  mit  der 
Gemeindeverwaltung  noch  viel  mehr  Sparstellen  geschaffen  werden  könnten,  als 
durch  Verbindung  von  Post  und  Sparkassen.  Die  deutsche  Reichspost  könne 
z.  B.  in  Sachsen  zur  Zeit  nur  565  Sparstellen  einrichten,  während  die  3300  Ge- 
meinden in  Sachsen  sehr  wohl  auch  3300  Sparstellen  schaffen  könnten.  (S.  16.) 
Lebhaft  und  eindringlich  schildert  er  die  Thätigkeit,  welche  die  Gemeinden 
dabei  entwickeln  könnten,  zumal  wenn  Gutsbesitzer,  Lehrer,  Geistliche  u.  s.  w. 
ihre  Mitwirkung  böten.  Er  übersieht  aber  dabei  doch  wohl,  dass  längst  nicht 
in  allen  Teilen  Deutschlands  eine  so  entwickelte  und  geübte  Gemeindeverwaltung 
wie  in  Sachsen  existiert  und  dass  nur  auf  gleichmässige  Unterlagen  Oi'gani- 
sationen  für  das  ganze  Reich  aufgebaut  werden  können.  Verf.  führt  freilich 
auch  andere  Momente  an,  denen  er  selbst  besonderes  Gewicht  beilegt.  Er  fürchtet 
zunächst,  (S.  20—23),  dass  die  Postsparkassen  die  Gemeindesparkassen  durch 
Schmälerung  der  ihnen  bislang  zugewandten  Einlagen  schädigen  und  dass  in- 
folge dessen  sich  die  Gewinne  der  Gemeindesparkassen  erheblich  verringern 
würden,  woraus  denn  wieder  die  Konsequenz  entstehe,  dass  die  bisher  aus  den 
Gewinnen  den  Gemeindehaushalten  zugeführten  und  zu  Schulbauten  u.  s.  w.  ver- 
wendeten Summen  durch  Steuern  aufzubringen  wären,  so  dass  also  geradezu 
die  Gemeindeangehörigen  finanziell  geschädigt  würden.  Er  weist  ferner  auf 
die  Gefahr  hin,  in  welche  die  Grundbesitzer  und  Gewerbetreibenden  geraten 
würden,  wenn  die  Gemeindesparkassen,  aus  denen  sie  bisher  ihren  Darlehensbedarf 
gedeckt  hätten,  nicht  mehr  genügende  Einlagen  besässen.  Anderseits  sucht  er 
namentlich  durch  Hinweis  auf  England,  welches  faktisch  durch  die  Postspar- 
kassen die  Verzinsung  seiner  Staatsschuld  erleichtere,  darzuthun,  dass  bei  den 
Postsparkassen  nur  der  Staat,  aber  nicht  der  kleine  Mann  profitiere  (S.  25). 
Es  kann  hier  auf  diese  Ausführungen  im  einzelnen  nicht  eingegangen  werden. 
Wenn  aber  auch  bei  der,  mit  andern  Ländern  gar  nicht  vergleichbaren,  glänzenden 
Entwicklung  unseres  Gemeindesparkassenwesens  nicht  verkannt  werden  kann, 
dass  die  angeregten  Bedenken  ernste  Berücksichtigung  erheischen,  so  scheint  es 
anderseits  wohl  möglich,  die  geeigneten  Wege  zu  einer  Beseitigung  dieser  Be- 
denken zu  finden,  wie  ja  die  bisherigen  Stadien  der  Vorlage  im  Staatsrat  und 
Bundesrat  wenigstens  teilweise  schon  gezeigt  haben.  Jedenfalls  dürfte  der 
schädliche  Einfiuss  von  Postsparkassen  mit  niedriger  Verzinsung  auf  Gemeinde- 
sparkassen mit  merklich  höherer   Verzinsung  u.  f.    erheblich   überschätzt   sein. 

Das  zweite]  Kapitel  (S.  31 — 64)  gibt  eine  reichhaltige,  aus  Geschäfts- 
berichten, Zeitungsausschnitten  und  andern  Quellen  zusammengestellte  Material- 
sammlung über  Schulsparkassen  —  deren  pädagogische  Bedenklichkeit  dem  Verf. 
noch  nicht  ganz  ausser  Frage  zu  sein  scheint  (S.  44)  —  Konfirmandenkassen, 
Pfennigsparkassen  und  Sparmarken,  Fabrik-,  Mietzins-,  Winter-  und  Alters- 
sparkassen. Ueberall  findet  man  Anregungen  und  zugleich  Hinweise  auf  die 
Quellen  behufs  weiterer  Orientierung. 

Das  dritte  Kapitel  (S.  64 — 96)  enthält  die  Vorschläge  des  Verf  in 
betreff  der  weiteren  Entwicklung  des  Sparkassenwesens  im  Anschluss 
an  Aufstellungen,  welche  derselbe  am  10.  Februar  1881  auf  einer  Konferenz  von 
36  Vertretern  sächsischer  Sparkassen  gegeben  hat. 

Ein  Teil  dieser  Vorschläge  bezieht  sich  auf  Vermehrungund  Erleich- 
terung der  Spargelegenheit:  Errichtung  von  Sparkassen,  bezw.  Filialen 
oder  Sparannahmestellen  in  allen  Gemeinden,  Sparstellen  mit  Sparmarken- 
ausgabe, letztere  namentlich  in  grösseren  Orten,  Ausdehnung  der  Geschäftszeit 
auch  über   die  gewöhnlichen  Arbeitsstunden  hinaus,   Errichtung  von  Pfennig-, 
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Jugend-  u.  s.  w.  Sparkassen;  andere  betreflFen  die  Herbeiführung  der  Ueber- 
tragbarkeit  der  Einlagen  von  einer  Gemeindesparkasse  auf  die  andere 
und  die  Vermittlung  von  Ein-  und  Auszahlungen  der  Spargelder  durch  die 
Postanstalten  —  beides  bekanntlich  Punkte,  hinsichtlich  welcher  das  Er- 
scheinen der  Postsparkassenvorlage  neuerdings  lebhaft«,  aber  noch  wenig  erfolg- 
reiche Bemühungen  her\orgerufen  hat;  neu  und  interessant  ist  femer  der  Vor- 
schlag (Nr.  10,  S.  78).  seitens  der  Gemeindesparkassen  eine  Einrichtung  zu  trefFen, 
wonach  für  grössere  Sparsummen  durch  die  Sparkassenvei-waltungen  Kommunal- 
schuldscheiue  angekauft,  bezw.  auch  wieder  angekauft  werden  können, 
wobei  die  durch  die  englische  Postverwaltung  für  Umwandlung  von  Sparsummen 
in  Staatspapieren  getroffene  Einrichtung  zum  Muster  genommen  werden  können. 
Besonders  ausführlich  ist  sodann  (S.  78—88)  der  Vorschlag  Nr.  11  modifiziert, 
bei  sämtlichen  Gemeindesparkassen  für  die  auszuleihenden  Gelder  eine  regel- 
mässige Schuldentilgung  durch  feste  Jahreszahlungen  (Annuitäten)  einzu- 
führen. Verf.  sieht  darin  einen  Zwang,  eine  Erziehung  zur  Sparsamkeit  und 
Schuldenabtragung,  die  wie  bereits  vielfach  für  ländliche  Hypotheken  auch  für 
städtische  eingeführt  werden  sollte.  Es  fehlt  indessen  an  einem  Eingehen  auf 
die  besonderen  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  städtischen  Grundbesitzes,  nament- 
lich in  gi-össeren  Städten.  Vorschlag  Nr.  12  betrifft  die  Verwendung  eines  Teiles 
des  Gewinnes  der  Sparkassen  zur  Begründung  und  Erhaltung  von  Altersspar- 
kassen imter  Hinweis  auf  den  Vorgang  in  M.-Gladbach,  dem  jetzt  auch  Breslau 
mit  seiner  städtischen  Sparkasse  zur  Seite  gestellt  werden  kann;  Vorschlag 
Nr.  13  empfiehlt  die  Einführung  sogenannter  gesperrter  Sparkassenbücher, 
bei  denen,  wie  bei  den  sogenannten  Aussteuerkassen,  die  Sparbeträge  vor  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  nicht  zurückgezahlt  werden  dürfen;  weitere  Vorschläge 
beziehen  sich  auf  die  Errichtung  von  Landes-  bezw.  Provinzial-Centralstellen  und 
Centralkassen  für  die  Gemeindesparkassen,  Sparkassenverbände,  Be- 
gründung einer  Fachzeitschrift  für  Sparkassenwesen  und  das  Verhalten  gegen- 
über dem  Vorgehen  des  Reiches  in  der  Sparkassensache.  Es  ist  in  allen  diesen 
Vorschlägen  nach  den  verschiedensten  Seiten  hin  Anregung  zu  finden;  dieselbe 
würde  naturgemäss  —  namentlich  bei  dem  wichtigen  Punkt  einer  geordneten 
Verbindung  der  Sparkassen  zu  gegenseitiger  Unterstützimg  und  Förderung  ihrer 
Interessen,  speciell  der  Zusammenfassung,  Ausnutzung  und  Verwertung  der  durch 
die  Vereinigung  erwachsenden  Kapitalmacht  unter  sachverständiger  Führung  — 
\%-irksamer  sein  können,  wenn  die  Darlegung  sich  nicht  nur  auf  die  Anregung 
beschränkte,  sondern  der  Sache  imd  ihren  grossen  Schwierigkeiten  näher  aut 
den  Grund  ginge.  Aehnliche  Bemerkungen  drängen  sich  gegenüber  den  Er- 
örterungen im  Anhang  auf,  welche  einmal  die  Errichtung  von  Stadtbanken 
bezw.  Verbandssparkassen  und  Vorschusskassen  bei  den  Sparkassen  und  zweitens 
(S.  116 — 132)  die  Errichtung  von  Darlehnsanstalten  bezw.  Banken,  für  Gemeinden, 
Clemeindekreditanstalten  betreffen.  Letztere  sollten  nach  Ansicht  des 
Verfassers  von  den  Gemeinden  selbst  errichtet  werden  und  zwar  in  Form  von 
Aktiengesellschaften,  deren  alleinige  Aktionäre  die  Gemeinden  sein  würden, 
wobei  speciell  auf  das  Vorbild  der  schon  seit  1865  bestehenden,  mit  Regierungs- 
unterstützung eingerichteten  societe  du  credit  communal  hingewiesen  ist.  Der 
Verf.  erhofft  von  einer  solchen  Anstalt,  namentlich  für  die  kleineren  Gemeinden, 
billigere  Anleihebedingungen,  und  Vereinfachung  ihres  Verwaltungsapparates, 
fügt  aber  selbst  hinzu  (S.  128),  dass  er  bislang  noch  kein  Interesse  für  baldige 
Ausführung  an  sonst  massgebenden  Stellen  habe  finden  können,  und  dass  er 
im  wesentlichen  nur  die  seit  dem  sächsischen  Städtetage  (1867)  ruhende  Idee 
wieder  habe  anregen  wollen. 

Die  letzten  beiden  Aufsätze  des  Anhanges  stehen  nur  in  losem  Zusammen- 
hange mit  der  Sparkassenfrage.  Die  eine  plädiert  für  Errichtung  von  Pensions- 
kassen für  Gemeindebeamte  und  für  staatliche  Beiträge  zu  denselben  unter 
Hinweis  auf  die  von  Regierirngskreisen  mannigfach  anerkannte,  bedrängte, 
finanzielle  Lage  der  Gemeinden.  Es  fehlt  jedoch  durchaus  der  Nachweis,  dass 
es  rätlicher,  angemessener  und  leichter  realisierbar  ist,  den  Staat  zur  Unter- 
stützung der  Gemeinden  auf  diesem  Wege  als  auf  einem  der  andern,  schon 
vorgeschlagenen,    vom  Verf.   aber  gar  nicht  näher  eröi-terten  Wege,   zu  veran- 

553 


554  Litteratur. 

lassen.  U.  E.  dürfte  dieser  hier  empfohlene  Weg,  der  den  kleinen  Gemeinden 
ohne  Berufsbeamten  gar  keine  Abhilfe  gewährt,  wenig  Aussichten  haben,  be- 
treten zu  werden.  Die  grosse  Frage  der  anderweiten  Verteilung  eines  Teiles 
der  jetzt  von  den  Gemeinden  getragenen  Lasten  für  Schulen,  Armenwesen, 
Arbeiten  der  Staatsverwaltung  u.  s.  w.  kann  aber  nach  allem,  was  schon  darüber 
geschrieben  und  verhandelt  ist,  überhaupt  nicht  mehr  durch  gelegentliche  Be- 
merkungen, sondern  nur  noch  durch  eingehende,  umfassende  Darstellungen  wirk- 
sam gefördert  werden. 

Den  Schluss  bildet  ein  empfehlender  Hinweis  auf  Herstellung  von  Ge- 
meindehandbüchern. Verf.  hat  deren  Bearbeitung  für  Sachsen  versucht, 
ist  aber  hierbei  —  wie  in  andern  Bestrebungen  —  „an  dem  leidigen  Indifferen- 
tismus der  Gemeindeverwaltungen",  über  welchen  er  wiederholt  klagt,  gescheitert. 

Das  hoch  erfreuliche  Interesse,  welches  sich  in  den  letzten  Jahren  wieder 
dem  Spar  kassenwesen  zugewendet  hat,  nachdem  es  lange  Jahre  fast  erstorben 
schien,  so  dass  viele  städtische  Sparkassen  unter  Hintansetzung  ihrer  eigentlichen 
Aufgaben  nahezu  zu  Hypothekeninstituten  werden  konnten,  wird  auch  diesem, 
aus  der  Praxis  für  die  Praxis  bestimmten  Buch  zu  statten  kommen.  Mögen 
die  in  ihm  gegebenen  Anregungen  fruchtbringend  weiter  wirken!  Vielleicht 
auch  gewinnt  der  Verf.  selbst  die  erwünschte  Muse,  die  eine  oder  andere  dieser 
Anregungen,  besonders  derjenigen  im  Anhange,  so  weit  zu  führen,  dass  die  daraus 
gewinnbaren  Resultate  auch  dem  „leidigen  Indifferentismus "  wie  der  kühlen 
Kritik  greifbar  entgegengetreten. 

Altona,  Anfang  Januar  1885.  Adickes. 


Eugen  V.  Böhm-Bawerk,  Geschichte  und  Kritik  der  Kapitalzins- 
theorien. (Kapital  und  Kapitalzins.  Erste  Abteilung.)  Innsbruck. 
Verlag  der  Wagnerschen  Universitätsbuchhandlung.  1884.   495  S. 

Für  das  Finanzarchiv  kommen  aus  der  vorliegenden  Schrift  namentlich 
der  2.  und  3.  Abschnitt  in  Betracht,  die  sich  mit  den  Theorien  des  Leihzinses, 
beschäftigen.  Der  eine  behandelt  die  antikphilosophische  und  kanonistische 
Gegnerschaft  des  Leihzinses,  der  andere  die  Verteidiger  des  Leihzinses  vom 
16.  bis  ins  18.  Jahrhundert  und  den  Niedergang  der  kanonistischen  Lehre.  Es 
dürfte  diese  Darstellung  zu  den  übersichtlichsten  und  doch  hinlänglich  erschöpfen- 
den Arbeiten  über  dieses  Thema  gehören.  Die  weiteren  Abschnitte  besprechen 
die  zahlreichen  Theorien,  welche  den  Kapitalgewinn  als  solchen,  also  nicht 
bloss  den  Leihzins  begründen  wollen.  Ein  Eingehen  in  diese  Probleme  liegt 
den  Zwecken  dieser  Zeitschrift  ferne.  Wir  wollen  aber  nicht  unterlassen  hervor- 
zuheben, dass  Böhm-Bawerk  der  sich  gesteckten  Aufgabe  in  vollem  Masse  ge- 
recht geworden  ist.  Das  ganze  Buch  ist  mit  eben  so  viel  Geist  als  Scharfsinn 
geschrieben,  der  Verfasser  beherrscht  den  Wirrwarr,  der  ihm  in  den  zahlreichen 
Theorien  entgegentritt  und  weiss  die  letzteren  ebenso  geschickt  zu  gruppieren 
als  zu  kritisieren.  Die  Dogmengeschichte  des  Kapitalzinses  ist  mit  dieser  Arbeit 
erheblich  gefördert,  zum  grössten  Teil  überhaupt  erst  geschaffen  worden.  In 
einer  zweiten  Abteilung  will  der  Verf.  „eine  positive  Theorie  des  Kapitals" 
folgen  lassen.  G.  Schanz. 
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Quintino  Sella,  Charles  J.  Folger,  Henry  Fawcett. 

Es  wird  wohl  nicht  unfreundlich  aufgenommen  werden,  wenn  das  Finanzarchiv  jeweils 
über  verstorbene  hervoiTagende  Finanzpolitiker  einige  Daten  beizubringen  sucht.  Eine  flnanz- 
wissenschaftliche  Zeitsclirift  würde  kaum  ihrer  Aufgabe  gerecht  werden,  wenn  sie  nicht  auch 
in  ihren  Blättern  die  Namen  derer,  welche  an  dem  öffentlichen  Finanzwesen  in  einschneidender 
Weise  sich  beteiligt  haben,  bewahren  wollte. 

Unter  den  im  letzten  Jahre  Dahingegangenen  darf  in  erster  Linie  eine  Erwähnung 
der  Mann  beanspruchen,  dessen  Name  an  der  Spitze  steht').  Voll  Dankbarkeit  preist  ihn  eine 
ganze  Nation  als  den  Begründer  und  Reformator  ihres  Finanzwesens,  als  den  Erretter  vom 
finanziellen  Bankerott.  Hohe  Tugenden,  rechtlicher  Sinn  und  eiserne  Willensstärke  befähigten 
ihn,  dieser  Aufgabe  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen,  unbeirrt  von  Gunst  oder  Ungunst 
der  Parteien  und  unbekümmert  um  die  schwankende  Meinung  der  Massen ,  Herr  zu  werden. 
Er  war  ein  Politiker,  der  führt,  aber  nicht  geführt  wird. 

Quintino  Sella  war  geboren  am  17.  Juli  1827  in  Mosso  bei  Biella  (Prov.  Novara)  als 
Sohn  einer  seit  anderthalb  Jahrhunderten  berühmten  und  reichen  Fabrikantenfamilie.  Er  war 
ebenfalls  für  die  industrielle  Laufbahn  bestimmt,  zeigte  aber  grössere  Neigung  für  wissen- 
schaftliche Beschäftigungen.  Dante,  Horaz  und  Ovid  wurden  von  ihm  mit  grösster  Liebe 
gepflegt,  so  dass  er  schon  früh  in  seiner  Heimat  als  ein  „Gelehrter"  galt  und  die  ganze  Gegend 
auf  ihn  stolz  war.  Namentlich  machte  es  grossen  Eindruck,  dass  er  als  14jähriger  Knabe  bei 
einer  Gelegenheit  imstande  war,  Dantes  „l'Infenio"  frei  aus  dem  Gedächtnis  zu  deklamieren 
und  mit  gutem  Verständnis  zu  erklären.  Sella  bezog  die  Universität  Turin,  widmete  sich  aber 
dort  vorwiegend  physikalischen  und  mathematischen  Studien,  worin  er  auch  mit  20  Jahren  das 
Examen  ablegte.  Seine  Vorliebe  für  Mineralogie  und  Geologie  veranlasste  den  damaligen 
Minister  Desambrois ,  den  jungen  Sella  auf  die  ecole  des  mines  nach  Paris  zu  entsenden.  Als 
Karl  Albert  den  Ticino  überschritt,  um  die  Vereinigung  Italiens  zu  begründen,  kehrte  Sella 
nach  Turin  zurück,  wurde  aber  von  Desambrois  zurückgeschickt,  weil  der  König  gute  Köpfe 
brauche ,  an  starker  Arme  aber  keinen  Mangel  leide.  Sella  blieb  bis  1851  in  Paris ,  besuchte 
dann  die  Weltausstellung  von  London,  sowie  die  bedeutendsten  Industriestätten  Deutschlands. 
18.52  betrat  er  wieder  den  heimatlichen  Boden.  Sein  erstes  gedrucktes  Werk,  das  er  mit 
21  Jahren  publizierte,  war  ein  krystallograpliisches  und  erwarb  ilim  in  der  Gelehilenwelt  sofort 
einen  Namen.  Von  da  ab  ging  kein  Jahr  vorüber,  ohne  dass  Sella  ein  wissenschaftliches  Werk 
veröffentlichte.  Seine  Arbeiten  bewegten  sich  vorwiegend  auf  dem  Gebiet  des  Minenwesens. 
Noch  nicht  30  Jahre  alt,  wurde  er  zum  Mineningenieur,  Bergrat  und  Mitglied  der  Akademie  der 
Wissenschaften,  wie  der  Bergakademie  von  St.  Petersburg  ernannt. 

Sella  verliess  nun  den  Staatsdienst,  um  am  parlamentarischen  Leben  sich  zu  beteiligen. 
Der  Gelehrte  wird  ein  Politiker ;  damit  beginnt  seine  Thätigkeit,  die  uns  hier  besonders  inter- 
essiert. 1860  wurde  er  in  seiner  Heimat  als  Deputierter  in  das  subalpinische,  ein  Jahr  später 
in  das  erste  italienische  Parlament  gewählt.  Um  unabhängig  zu  sein  und  uninteressiert  zu 
erscheinen,  mussten  auf  seinen  Wunsch  alle  Teilhaber  der  Fabrik  sich  verpflichten,  ferner 
keine  Lieferung  für  die  Regierung  zu  übernehmen.  Schon  nach  zwei  Monaten  bot  Cavour 
dem  jungen  Sella  das  Unterrichtsportefeuille  an.  Da  dieser  viel  zu  bescheiden  war,  dasselbe 
anzunehmen,  bestand  Cavour  wenigstens  darauf,  dass  der  neue  Unteii-ichtsminister  Francesco 
le  Sanctis  ihn  zu  seinem  Generalsekretär  ernannte,  wozu  sich  aber  Sella  auch  nur  unter  der 
Bedingung  verstand,  dass  er  keinen  Gehalt  beziehe.  Zwei  Monate  später  starb  Cavour 
(Juni  1861).  Sella  wurde  nun  für  den  Posten  ausersehen,  auf  dem  er  so  Grosses  leistete. 
Nachdem  er  noch  die  erste  Nationalausstellung  zu  Florenz  1861  betrieben,  trat  er,  35  Jahre 
alt,  im  Februar  1862  in  das  Ministerium  Ratazzi  als  Finanzminister  ein. 


1)  Hierbei  wurden  unter  anderem  benützt  der  Discorso  del  Professore  Luigi  Luzzati 
„In  memoria  di  Q.  S."  23  Aprile  1884;  der  Discorso  in  onore  di  Q.  S.  pronunziato  in  Camerino  il 
giomo  11  Maggio  1884  daGaspareFinali;  der  Discorso  del  Professore  Vito  Cusum^ano 
al  circolo  fllologico.   Ich  verdanke  diese  Gedächtnisreden  der  Liebenswürdigkeit  von  Ferraris. 
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Sella  hatte  sich  bisher  wenig  mit  Volkswirtschaft  und  Finanzkunde  beschäftigt.  Seine 
Kenntnis  rühite  hauptsächlich  von  dem  her,  was  er  als  Deputierter  in  der  Kammer  gehört 
hatte.  Einem  so  scharfen  Denker  und  einer  so  für  das  Praktische  angelegten  Natur  konnte 
es  nicht  schwer  fallen ,  in  die  neuen  Verhältnisse  sich  einzuarbeiten  und  in  kurzer  Frist  alle 
Details  seines  Ressorts  zu  übersehen.  Zur  ersten  Orientierung  hatte  besonders  eine  Schrift 
Valentino  Pasinis  gedient,  welche  damals  die  aUgemeine  Aufmerksamkeit  erregte.  Die  Finanz- 
lage war  höchst  ernster  Natur.  Das  neue  Königreich  sah  sich  vor  viele  Aufgaben  gestellt, 
hatte  vor  und  nach  dem  Kriege  enorme  Ausgaben,  ohne  dass  gleich  der  ganze  Finanz- 
apparat entsprechend  gestaltet  war.  Die  Rechnung  pro  1861  schloss  mit  einem  Deficit  von 
354  Millionen  Lire,  das  Budget  pro  18ü2  stellte  sogar  ein  Deficit  von  500  Millionen  in  Aussicht. 
Weder  Sellas  Vorgänger  Minghetti  noch  sonstwer  wusste  Rat.  Sella  entwickelte  in  einem 
grossen  Expose  am  7.  Juni  1862  in  der  Turiner  Kammer  seine  Finanzpläne.  Dasselbe  zeichnet 
sich  durch  eine  seltene  Klarheit  aus.  Von  der  Ausführung  zweier  bereits  beschlossener  Gesetze, 
der  zehnprozentigen  Steuer  auf  die  Einnahmen  der  Eisenbahnen  und  der  Einregistrierungs-, 
Hypotheken-  und  Stempelsteuer  erwartete  er  für  die  noch  ausstehenden  sieben  Monate  einen 
Mehiertrag  von  29  Millionen.  Die  Veräussemng  eines  Restes  sicilianischer  Rente  sollte 
l»;,5  Millionen  Lire  ergeben;  ein  kleiner  Betrag  von  Aktien  der  toskanischen  Bank  sollte  gleich- 
falls veräussei-t  werden.  Das  Deficit  von  1862  war  bei  alledem  ei-st  um  50  Millionen  herab- 
gedrückt. Er  erwog  nun,  ob  nicht  grosse  Ersparnisse  möglich  seien.  Er  verneinte  das.  Die 
Heeresausgaben  liessen  sich  nicht  reduzieren,  ebensowenig  die  für  nützliche  produktive  An- 
lagen. In  letzterer  Hinsicht  war  er  sogar  für  eine  sehr  energische  Durchfdhrung  derselben. 
E  mia  convinzione  che  se  no  si  accresce  Tattivitä  e  la  produttivitä  del  nostro  paese,  noi  non 
potremo  superare  i  grandissimi  ostacnli  che  tuttavia  ci  stanno  davanti  prima  che  la  costituzione 
completa  del  nostro  paese  sia  ottenuta.  Die  Befestigung  der  Finanzen  schien  ihm  gerade  davon 
abzuhängen.  Er  fasste  in  weiterer  Linie  Anleihen  ins  Auge.  Als  er  das  Finanzministerium  über- 
nahm, war  der  Kurs  der  öfl"entlichen  Schuld  66;  er  erkundigte  sich  und  erfuhr,  dass  ein  neues 
etwa  zu  60  begeben  werden  könne.  Auch  dieses  Hilfsmittel  hielt  er  für  den  Augenblick  nicht  für 
anwendbar.  An  sich  hatte  nach  seiner  Meinung  die  italienische  Schuld  nichts  Beängstigendes, 
die  Zinsenlast  betrug  circa  7— 7»,  Lire  pro  Kopf,  in  England  21,  in  Frankreich  15;  oder  von 
der  Ausgabe  ^e  in  Italien,  in  Frankreich  und  England  Va-  Allein  eine  frühere  Anleihe  von  500 
Millionen  war  noch  nicht  vollständig  von  den  üebemehmem  untergebracht ,  weü  der  Kurs  fast 
immer  niedriger  stand  als  der  Uebemahmspreis.  Die  Klugheit,  meinte  S.,  erfordere  ein  Hinaus- 
schieben, sonst  gehe  es  wie  mit  einer  ausgezeichneten  Ware;  wenn  man  zu  viel  anbiete,  so 
sinke  sie  trotz  ihres  inneren  Wertes  im  Preis.  Auch  verbiete  die  Ehre  und  zukünftige  Ordnung 
des  Finanzwesens ,  zu  solch  niederem  Kurs  abzuschliessen.  Man  schade  auch  der  Landwirt- 
schaft und  Privatindustrie,  diese  könnten  keine  Kapitalien  mehi-  erhalten,  wenn  der  Staat 
so  enorme  Zinsen  zahle.  Die  Ausgabe  von  speciellen  Eisenbahnanleihen  hielt  er  auch  für  un- 
rätlich. Man  zerstöre  dadurch  wieder  die  an  sich  wertvolle  Unifizierung  der  Staatsschuld,  der 
Kurs  dürfte  kaum  erheblich  besser  dadurch  werden. 

Da  sowohl  Ersparnisse  als  neue  Anlehen  ausgeschlossen  blieben,  so  war  zu  erwägen, 
ob  man  nicht  dem  Parlament  .ausserordentliche  drakonische"  Steuern  vorschlagen  soUe.  Er 
war  nun  zwar  der  Meinung,  dass  nur  Steuern  das  Budget  in  Ordnung  bringen  könnten.  lo 
riconosco  che  ad  assestare  le  nostre  finanze  occorrano  imposte,  imposte,  null'  altro  che  imposte. 

Allein  bei  der  Kürze  der  Session  und  den  Kämpfen,  die  sich  um  Steuern  abspielten,  hielt 
er  für  ausgeschlossen,  dass  eine  grössere  Zahl  Steuerprojekte  beraten  werden  könne.  Er  legte 
nur  einen  Steuergesetzentwurf  vor,  den  sulla  tassa  di  consumo. 

Um  die  öffentlichen  Arbeiten  nicht  zu  hindern  und  doch  bei  dem  schlechten  Stand  der 
Staatsschuld  das  Budget  nicht  zu  belasten,  schlug  er  die  Ueberlassung  des  Baues  der  Eisen- 
bahnen etc.  an  Private  voi"  während  5  Jahren  sollten  60  Millionen  jährlich  zur  Verwendung  kommen. 

Durch  diese  und  ähnliche  Mittel  liess  sich  das  Deficit  pro  1862  auf  324,93  Millionen  Lire 
herabdrücken,  durch  100  Millionen  Schatzscheine  auf  224,9  Millionen.  Als  Deckung  hierfür  schlug 
er  die  Veräussemng  von  Staatsgütern  vor. 

Wiederholt  hob  er  hervor,  dass  es  sich  nur  um  Beseitigung  der  weiteren  Schwierigkeiten 
handle,  dagegen  eine  vollständige  Saniemng  erst  in  der  Folgezeit  angestrebt  werden  könne. 

Noch  ehe  er  diese  Pläne  verwirklichen  konnte,  fiel  das  Ministerium  Ratazzi,  und  mit  ihm 
verlor  auch  Sella  sein  Portefeuille.  Es  folgte  diesem  im  September  1864  das  Ministerium  Farini- 
Minghetti  und  diesem  im  September  1864  das  Kabinett  Lamarmora-Lanza,  welches  Sella  wieder 
als  Finanzminister  berief. 

Die  Finanzlage  hatte  sich  in  der  Zwischenzeit  noch  verschlechtert.    Bei  SeUas  Antritt 
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waren  200  000  Lire  in  der  Staatskasse,  während  die  Veri^flichtung  zur  sofortigen  Zahlung  von 
200  Millionen  Lire  vorlag.  Um  die  Deckung  dieser  Summe,  die  am  dringendsten  erschien,  zu 
bewirken,  beantragte  und  erlangte  er  eine  Erhöhung  der  Zölle,  welche  50  Millionen  Lire 
betragen  sollte,  wogegen  er  den  Rest  teils  durch  Ersparungen  in  den  Ausgaben,  teils  durch 
Vorschussleistungen  der  Gemeinden  und  Provinzen  zu  begleichen  suchte.  Zu  diesem  Behufe 
appellierte  er  an  den  Patriotismus,  nicht  vergeblich.  Die  Kommunen,  allen  voran  Brescia, 
beeilten  sich,  Folge  zu  leisten  oder  sogar  noch  mehr  zu  bieten;  der  König  Viktor  Emanuel 
verzichtete  trotz  seiner  Sciiuldenlast  auf  3 ','2  Millionen  Lire  seiner  Civilliste,  die  Minister  setzten 
ihre  eigenen  Gehälter  um  4000  Lire  und  die  ihrer  Subalternbeamten  so  weit  herab,  dass  weitere 
4  Millionen  erspart  wurden. 

All  das  konnte  selbstverständlich  nicht  genügen,  um  die  gähnende  Kluft  zwischen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  für  die  folgenden  Jahre  zu  beseitigen.  Nichts  Hess  er  unversucht,  um 
hier  Wandel  zu  schaffen.  Mit  ebenso  gewaltiger  Külniheit  als  unermüdlicher  Ausdauer  verfolgte 
er  das  Ziel :  Beseitigung  des  Deficits.  Die  Mittel,  die  in  Anwendung  kamen,  waren  Erhöhung 
alter  Steuern,  Einfülirung  neuer,  Reduktion  der  Ausgaben;  bis  diese  Massregeln  getroffen  und 
die  ordentlichen  Finanzquellen  entwickelt  waren ,  musste  man  auch  zum  Verkauf  der  Staats- 
güter und  zur  Aufnahme  von  Schulden  greifen.  In  letzter  Hinsicht  war  man  genötigt,  in  den 
Jahren  von  1861—1865  für  1700  Millionen  Anleihen  zu  machen.  Diese  neue  Schuld  wurde  mit  der 
alten  von  den  früheren  Staaten  übernommenen  unifiziert,  so  dass  Italien  bis  1866  kurz  vor  dem 
Beginn  des  Zwangskurses  seine  Schuld  von  2  Milliarden  auf  4  Milliarden  gesteigert  hatte. 
Der  Krieg  brachte  eine  abennalige  bedeutende  Mehrung,  so  dass  sie  bis  jetzt  auf  11  Milliarden 
stieg.  So  gross  diese  Summen  erscheinen,  so  konnten  sie  doch  nicht  im  Interesse  der  politischen 
Konstituirung  vermieden  werden.  Man  wies  nicht  mit  Unrecht  auf  England  liin,  das  während 
seines  2ljährigen  Krieges  mit  Frankreich  die  öffentliche  Schuld  um  621  Millionen  Lire  und  den 
Ertrag  der  Steuern  um  391  Millionen  Lire  durch  Hinzufügung  der  income  tax  vermehrte.  Frank- 
reich aber  erwuchsen  im  letzten  Krieg  9,82  Milliarden  neuer  Schulden. 

Mit  der  Aufnalune  von  Anlehen  ging  in  Italien  die  Veräusserung  von  Staatsgut  parallel. 
Der  Verkauf  der  Kirchengüter  wurde  von  Sella  angeregt  und  durch  die  Gesetze  vom  21.  August 
und  24.  November  1861  beschlossen.  Von  1862—1870  gingen  auf  diesem  Weg  518398  024  Lire 
ein ;  ebenso  verkaufte  Sella  die  wenigen  Eisenbahnen',  welche  der  Staat  in  den  alten  Provinzen 
besass,  um  200  Millionen  Lire.  Diese  Weggabe  von  Staatsvermögen  ist  nicht  kritikfrei  und 
hat  ihre  Schattenseiten.  Namentlich  muss  man  bedauern,  dass  die  Veräusserung  nur  in  grossen 
Massen  geschah.  Man  hat  sich  dadurch  und  durch  die  Veräusserung  überhaupt  die  Möglichkeit 
zu  einer  zweckmässigen  Beeinflussung  der  Agrarpolitik  verschlossen.  Allein  solche  Fragen 
konnten  doch  damals  erst  in  zweiter  Linie  Beachtung  finden.  Die  finanzielle  Ordnung  war 
das  Wichtigere,  für  den  Bestand  des  Staates  Entscheidende. 

Inzwischen  säumte  Sella  nicht,  die  dauernden,  regulären  Einnahmen  zu  entwickeln, 
wobei  er  zugleich  auf  die  natürliche  Steigerung  der  vorhandenen  Quellen  in  dem  Masse  der 
Konsolidation  aller  Verhältnisse  rechnete.  Gleich  beim  Antritt  seines  Amtes  unifizierte  er  die 
Steuern  vom  Geschäftsbetrieb  (tassa  sugli  affari).  Dadurch  wurden  für  ganz  Italien  die  Ei-b- 
schaftssteuer,  die  Abgaben  von  den  Einkünften  der  toten  Hand,  die  Abgaben  von  den  Ein- 
nahmen der  Banken  und  Handelskompanien,  die  Einregistrierung ,  die  Hypothekengebühren, 
Stempelsteuer  und  Einnahmen  aus  Regierungskonzessionen  einheitlich  geregelt  und  in  Fluss 
gebracht.  Durch  Dekret  vom  10.  September  1862  regulierte  er  die  Grenzabgaben,  indem  er 
den  Formalismus  des  sardinischen  Tarifs  vom  9.  Juli  1859  beseitigte.  Durch  Gesetz  vom 
14.  Juli  1864  wurde  die  Ausgleichung  und  Regulierung  der  Grundsteuer  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen in  Aussicht  genommen,  um  dadurch  die  Basis  für  eine  Erhöhung  zu  erhalten.  Diese 
Frage  ist  noch  nicht  definitiv  gelöst,  es  liegt  bereits  ein  Gesetzentwurf  hierüber  vor.  Das 
Finanzarchiv  wird  bei  anderer  Gelegenheit  über  diese  Reform  berichten.  Durch  Gesetz  vom 
26.  Januar  1865  verwandelte  Sella  die  sog.  Fabrikatsteuer  (Steuern  von  der  Fabrikation  von 
Spiritus,  Bier,  kohlensaurem  Wasser,  Schiesspulver  u.  s.  w.)  aus  einer  Gontingentssteuer  in 
eine  Quotitätssteuer ,  wodurch  gleichfalls  der  Ertrag  gesteigert  wurde.  Durch  ein  weiteres 
Gesetz,  das  im  Entwurf  schon  1862  und  1865  vorgelegen  hatte,  aber  erst  am  20.  April  1871  zu- 
stande kam ,  wurde  die  Erhebung  der  Steuern  wesentlich  vereinfacht.  An  die  Stelle  der  bis- 
lang üblichen  drei  Erhebungsmethoden  (direkte  Erhebung  durch  Agenten,  Vei-pachtung  und 
Erhebung  durch  die  Gemeinde)  trat  nun  ein  System.  Die  zwei  einschneidendsten  und  finanziell 
bedeutsamsten  Massregeln  Sellas  waren  die  Steuer  von  den  Einnahmen  des  Mobiliarbesitzes 
und  die  Mahlsteuer.  Erstere  hatte  Sella  seit  dem  18.  November  1862  verlangt  und  mit  dem 
Gesetz  vom  14.  Juli  1864  auch  durchgesetzt. 
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Diese  Mobiliarvermögenssteuer  charakterisiert  sich  als  eine  Steuer  von  allem  Einkommen, 
ausgenommen  das  Einkommen  aus  Grundbesitz.  Was  diese  Steuer  für  den  italienischen  Haus- 
halt bedeutet,  mag  man  daraus  ersehen,  dass  sie  1864  22  Millionen,  1881  184  Millionen  Lire 
ergab.  Sella  selbst  war  für  diese  Steuer  sehr  eingenommen.  „Dem  zu  Grunde  liegenden  Princip 
nach,"  sagte  er,  „ist  sie  die  einzige  unter  den  vielen  Steuerarten,  die  in  der  Welt  vorherrschten, 
welche  dem  Fundamentalgedanken  der  ötTentlichen  Abgaben  sehr  nahe  kommt.  —  Die  Be- 
steuerung der  Einkünfte  geht  logisch  und  redlich  vor.  Sie  verlässt  die  alten  qualvollen  Wege, 
sie  will  weder  Industrien  schützen,  noch  specielle  Klassen  begünstigen,  noch  andere  unter- 
driicken ;  sie  gründet  ihren  Kalkül  vielmehr  direkt  auf  die  reale  Ziffer  des  Reichtums ;  anstatt 
nmherzutasten  und  die  sehr  oft  trügerischen  Indicien  hierfür  zu  suchen,  stellt  sie  das  Finanz- 
problem in  klarer  Weise  auf:  dass  nämlich  jeder  Bürger  beitrage,  nicht  sowohl  auf  Grund  des 
„cieca  legge  del  testatico",  als  nach  Massgabe  des  jähiliehen  Einkommens ,  das  jeder  besitzt, 
d.  h.  nach  dem  einzigen  Massstab,  nach  welchem  sich  die  Beitragspflicht  eines  Bürgers  in 
Bezug  auf  das  allgemeine  Ganze  bemessen  kann.  Man  möchte  fast  sagen,  dass  die  Be- 
steuerung der  Einkünfte  die  Inauguration  der  Wahrheit  im  Steuerwesen  sei.  Sie  repräsentiert 
vielleicht  den  einzigen  Fall,  auf  den  das  betrefl'ende  Wort  unserer  Väter  nicht  angewandt 
werden  kann ;  sie  gaben  nämlich  jenen  Steuern,  welche  die  modernen  Staaten  einfach  indirekte 
nennen,  den  Namen  gabbanti  =  Betrüge!"." 

Man  sieht  aus  dieser  Aeusserung,  dass  SeUa  das  Principielle  und  Gerechte  im  Steuer- 
wesen nicht  missachtete,  der  Idee  nach  auch  die  direkte  Steuer  sehr  hoch  stellte.  Wenn  er 
dennoch  186.5  den  Entwurf  der  vielgehassten  Mahlsteuer  vorlegte,  so  war  es  wieder  nur  der 
Gedanke,  dass  um  des  gesteckten  und  behaiTÜch  verfolgten  Zieles  der  Beseitigung  des  Deficits 
willen  eine  vorübergehende  Abweichung  statthaft  sei. 

Sella  gab  zu,  dass  die  Mahlsteuer  hauptsächlich  die  armen  Klassen  trelTe,  ,ma  il  bene 
dltalia  ve  lo  spinse,"  sagte  er  zu  einem  Redakteur  der  „Neuen  Fi-eien  Presse". 

Der  Gesetzentwurf  kam  bei  der  ei-sten  Vorlage  nicht  zur  Diskussion ,  in  der  Folgezeit 
wurde  er  von  Sella,  Ferrara,  Scialoja  verteidigt  und  nach  grossen  Kämpfen  am  7.  Juli  1868 
unter  dem  Ministerium  Dignj^  Gesetz.  Ohne  Scheu  opferte  SeUa  als  der  Urheber  derselben 
die  ganze  Popularität ,  ruhig  liess  er  alle  Vorwürfe  über  sich  ergehen ,  wohl  wissend ,  dass 
man  es  ihm  noch  danken  werde. 

In  der  Zeit  vom  14.  Dezember  1869  bis  zum  lo.  Juli  1873  leitete  SeUa  auch  wieder  in 
Person  das  Finanzministerium.  Im  Jahre  1872  sagte  er  auf  dem  Monte  Citorio  in  Rom  die 
wirkliche  Beseitigung  des  Deficits  innerhalb  der  nächsten  fünf  Jahi-e  mit  voller  Bestimmtheit 
voraus.  Er  hatte  richtig  gerechnet ;  das  Jahr  1S75  bildete  den  Wendepunkt  im  italienischen 
Haushalt;  von  da  an  überwogen  die  Einnahmen  die  Ausgaben.  Man  war  in  der  Lage,  die 
Mahlsteuer,  nachdem  sie  ihren  Dienst  gethan  und  die  anderen  Hilfsquellen  mit  dem  Erstarken 
der  ganzen  Volkswii-tschaft  sich  normal  und  vorteilhaft  entwickelt  hatten ,  allmählich  abzu- 
schaffen, was  Sella  noch  erlebte;  man  konnte  nun  überhaupt  dem  Princip  der  gerechten 
St€uer\erteilung  Rechnung  tragen i)  und  bei  alledem  für  das  Heer  und  andere  Verwaltungs- 
zweige grössere  Aufwendungen  machen.  Der  Zwangskurs  ist  beseitigt,  die  italienische  Rente, 
welche  1866  auf  38  Lire  stand,  fast  auf  Parität  gebracht,  der  üeberschuss  der  Einfuhr  über  die 
Ausfuhr,  welcher  1860  400  Millionen  betrug,  verschwimden.  Die  feste  Ordnung  des  italienischen 
Finanzwesens,  die  wir  heute  beobachten,  ist  in  der  Hauptsache  das  Werk  des  nüchternen  und 
energischen  Sella. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  sind  die  Geschicke  Italiens  mit  seinem  Namen  verknüpft.  Er 
stimmte  1870  als  erster  für  die  Neutralität  Italiens  in  dem  französischen  Kriege,  während 
italienische  Hitzköpfe  den  Kampf  gegen  Deutsehland  predigten ;  er  war  es  auch ,  auf  dessen 
Andrängen  man  gegen  Rom  zog.  König  Viktor  Emanuel  schickte  Sella  aus  diesem  Anlass 
seine  Photographie  mit  dfer  eigenhändigen  Widmung :  „AI  amico  Quintino  Sella  la  Patria  e  Roma 
Ubera  il  20  settembre  1870."  Wie  der  Kqnig  das  Verdienst  Seilas  würdigte,  so  war  es  auch  bei 
dem  Volke  zuletzt  der  Fall.  Obwohl  er  sich,  der  Parteikämpfe  und  steten  Schwankungen 
müde,  in  den  späteren  Jahien  von  der  Politik  zuriickgezogen  hatte  und  als  Präses  der  Akademie 
der  Wissenschaften  ausschliesslich  seinen  Studien  widmete,  so  vergass  man  doch  nicht  seiner. 
Noch  kurz  vor  seinem  Tode  wollte  man  ihn  wieder  an  die  Spitze  der  Geschäfte  berufen.  Er 
starb  am  14.  März  1884.  Die  Trauer  über  sein  Hinscheiden  war  eine  nationale  im  wahrsten 
Sinne  des  Wortes. 


1)  Vgl.  Finanzarehiv  I,  431  ff. 
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Charles  J.  Folger  wurde  am  16.  April  1818  in  Nantucket,  Mass.,  geboren.  Seine  Eltern 
siedelten,  als  er  noch  ein  Knabe  von  12  Jahren  war,  nach  Geneva  im  Staate  New  York  über, 
woselbst  auch  er  sich  später  dauernd  niederliess.  Er  absolvierte  dort  das  KoUeg,  arbeitete 
bei  einem  Advokaten  und  wurde  1839  zur  Eechtspraxis  zugelassen.  Im  Jahre  1844  wurde  er 
von  Gouverneur  Bouck  zum  Richter  im  „Court  of  Common  Pleas"  von  Ontaiio  County  ernannt, 
blieb  jedoch  in  dieser  Stellung  nur  ein  Jahr.  Später,  im  Jahre  1851,  wurde  er  wieder  gewählt 
und  blieb  nun  vier  Jalu-e  im  Amte.  Im  Jahre  1861  wurde  Folger  von  republikanischer  Seite  in 
den  Senat  der  Legislatur  von  New  York  gewählt  und  blieb  darin  für  vier  Tennine.  In  dieser 
Stellung  wurde  er  bald  ein  Führer  der  republikanischen  Partei  im  Staate  New  York ,  der  er 
sich  schon  zur  Zeit  ihrer  Gründung  angeschlossen  hatte.  Im  Jahre  1869  schied  er  aus  dem 
Senat  aus  und  wurde  von  General  Grant  zum  Unterschatzmeister  im  Staate  New  Y'ork  ernannt, 
welche  Stelle  er  schon  im  darauffolgenden  Jalire  mit  der  eines  Richters  im  Appellationsgericht 
vertauschte.  Später  wurde  er  Präsident  dieses  Gerichtshofes  und  blieb  in  dieser  Stellung,  bis 
ihn  Präsident  Arthur  am  27.  Oktober  1881  in  sein  Kabinett  als  Staatssekretär  und  Chef  des 
Finanzdepartements  berief.  Im  Jahre  1882  wurde  er  republikanischerseits  als  Gegenkandidat 
Grover  Clevelands  für  den  Gouvemeursposten  des  Staates  New  York  aufgestellt,  wurde  aber 
von  demselben  mit  ungelieurer  Majorität  geschlagen.  Diese  Niederlage,  die  weniger  Folgers 
Persönlichkeit,  als  der  von  ihm  vertretenen  Sache  zuzuschreiben  war,  konnte  er  nie  ganz  über- 
winden. Er  blieb  in  Arthurs  Kabinett,  kränkelte  aber  in  letzter  Zeit.  Zur  Erholung  begab  er 
sich  von  Washington  nach  seiner  Heimat  Geneva,  einem  kleinen  Städtchen  im  Staate  New  York, 
wo  ihn  der  Tod  so  unerwartet  ereilte  (4.  September  1884),  dass  nicht  einmal  mehr  seine  Kinder 
an  sein  Krankenlager  gerufen  werden  konnten.  Folger  war  ein  respektabler  Charakter,  tüch- 
tiger Verwaltungsbeamter  und  Richter,  der  in  den  verschiedenartigen  Stellungen,  die  er  ein- 
nahm, neben  rastlosem  Fleiss  auch  entschieden  hervorragende  Tüchtigkeit  entwickelte.  Seine 
Partei  verliert  in  ihm  einen  würdigen  Vertreter,  das  Land  einen  zuverlässigen  Beamten ,  der  sich 
grosser  Achtung  und  Popularität  erfreute.  Seine  Krankheit  und  sein  Tod  werden  teilweise  auf 
Ueberarbeitung  in  der  angestrengten  Amtsthätigkeit  als  Finanzsekretär  zurückgeführt  i). 

Henry  Fawcett  wurde  zu  Salisbury  1833  geboren.  Sein  noch  lebender  Vater  ist  Alder- 
man  und  Beamter  der  Stadt  und  jetzt  über  90  Jahre  alt.  Henry  Fawcett  wurde  erzogen 
im  King's  College  zu  London  und  in  Trinity  Hall  zu  Cambridge.  Den  Grad  M.  A.  erlangte  er 
1859.  Ein  Jahr  zuvor  wurde  er  von  einem  sehr  traurigen  Unglücksfall  heimgesucht.  Auf  einer 
Hühnerjagd  traf  infolge  eines  Unglücksfalls  ein  Schuss  seine  beiden  Augen ,  so  dass  er  voll- 
ständig erblindete.  Sein  Lebensmut  wurde  dadurch  nicht  gebrochen.  Er  blieb  nicht  nur  ein 
grosser  Freund  aller  köi^perlichen  Uebungen  —  er  war  ein  ebenso  leidenschaftlicher  Reiter 
als  Schlittschuhläufer,  Ruderer  und  Angler  — ,  sondern  er  betrieb  auch  mit  grossem  Eifer  die 
Fortsetzung  seiner  Studien,  besonders  widmete  er  sich  der  Nationalökonomie  und  Politik.  Die 
von  ihm  in  den  Zeitschriften  publizierten  Abhandlungen  verschafften  ihm  rasch  einen  Namen, 
so  zwar,  dass  man  ihn  1863  zum  Pi'ofessor  der  politischen  Oekonomie  an  der  Universität  Cam- 
bridge wählte.  Im  selben  Jahre  veröffentlichte  er  sein  Hauptwerk  „A  manual  of  political  eco- 
nomy",  das  in  England  neben  Mills  „Principles"  das  meist  gebrauchte  Lehrbuch  ist.  Zwei  Jahre 
später  (1865)  erschienen  seine  ,,Lectures  on  the  economic  position  of  British  Labourer".  Ein 
Verzeichnis  seiner  Schriften  findet  sich  in  Conrads  Jahrbüchern  Bd.  32  S.  438.  Unter  den 
„Speeches  on  some  current  political  questions"  (1873)  ist  besonders  „Indian  Finance  and  Budget 
1872—1873"  hervorzuheben.  1863  trat  er  ins  Parlament  ein,  dem  er  mit  geringen  Unterbrechungen 
von  da  an  angehörte.  Er  galt  als  eine  Autorität  für  indisches  Finanzwesen,  und  es  gelang 
ihm,  im  Parlament  grosse  Erfolge  zu  gunsten  der  Inder  zu  erzielen.  Fawcett  trat  mit 
Ernst  und  Wärme  für  seine  üeberzeugungen  ein  und  war  selbst  von  politischen  Gegnern  hoch 
geachtet.  Das  Ministerium  Gladstone  konnte  ihn  wegen  der  Erblindung  nicht  zum  Mitglied 
des  Kabinetts  machen,  so  wurde  er  zum  Generalpostmeister  ernannt.  Seine  Verwaltung  währte 
nur  41 2  Jahre,  ist  aber  reich  an  Reformen.  Das  Postanweisungssystem,  die  Postsparkassen, 
die  mit  diesen  verknüpften  Lebensversicherangen,  der  Telegraphendienst,  Postkarten  mit  Ant- 
wort, die  Paketpost  sind  die  Branchen,  in  denen  er  die  fortgeschritteneren  kontinentalen  Ein- 
richtungen zur  Geltung  brachte.  1882  ernannte  die  Universität  Würzburg  bei  ihrem  Jubiläum 
ihn  zu  ihrem  Ehrendoktor,  1883  wurde  er  zum  Lord -Rektor  der  Universität  von  Glasgow- 
gewählt.    Er  starb  im  November  1884. 


1)  AUg.  Zeitung  Nr.  266,  24.  Sept.  1884. 
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Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen  in 

ihrer  organischen  Entwicklung  von  den  ältesten  Zeiten 

bis  auf  die  Gegenwart. 

Von 

Dr.  Lobe, 

Geheimem  Oberrechnungsrat  in  Dresden. 

I. 

Die  ersten  Anfänge  einer  geregelten  Kontrolle  des  landes- 
herrlichen Finanzwesens,  wie  sie  in  der  durch  oberstinstanzliche 
Organe  erfolgenden  Abnahme  und  Prüfung  der  auf  die  landes- 
herrlichen Einnahmen  und  Ausgaben  bezüglichen  Rechnungen,  ver- 
bunden mit  lokaler  Revision  der  diese  Einnahmen  und  Ausgaben 
verwaltenden  Behörden,  Kassen  und  Einzelbeamten,  ihren  charak- 
teristischen Ausdruck  findet,  lassen  sich  in  Sachsen  mit  Sicherheit, 
weil  urkundlich  nachweisbar,  länger  als  ein  halbes  Jahrtausend, 
nämlich  bis  in  die  mit  dem  Jahre  1349  anhebende  Reffierunffszeit 
der  Markgrafen  von  Meissen  Friedrich,  Balthasar  und  Wilhelm, 
zurück  verfolgen  ^). 

Wie  in  andern  deutschen  Staaten  bestanden  auch  in  den  säch- 
sischen Landen  zu  jener  Zeit  die  regelmässigen  Einkünfte  der  Landes- 
herren in  erster  Linie  aus  den  Natural-  und  Gelderträgnissen  ihres 
Grundbesitzes  an  Gütern,  Vorwerken,  Gärten,  Weinbergen,  Mühlen, 
Teichen  und  andern  Fischwässem,  Bleichereien,  Forsten,  einschliess- 
lich der  Jagd,  der  Kohlenbrennereien,  Gräsereien  und  sonstigen 
Nebennutzungen,  femer  in  Gerichtsgefällen,  Geleits-  und  ZoUgeldem, 
Dammgeldem,  Lehn-  und  Hilfsgeldem,  Markt- und  Stättegeldem,  Zinsen 

')  Vgl.  die  Beilagen  la  ff. 
Finanzarchiv.    n.  Jahrg.  2^  \ 
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der  verschiedensten  Art  und  ähnlichen  Gefällen  und  Leistungen.  Dazu 
kamen  direkte  Steuern  unter  der  Bezeichnung  von  Beten  und  Jahr- 
renten, indirekte  Steuern  unter  der  Bezeichnung  von  Zinsen,  Um- 
geld  etc.  Neben  diesen  Einkünften,  welche  der  Hauptsache  nach 
von  sogenannten  „Aemtem"  eingehoben  und  verrechnet  wurden, 
bildete  der  Bergbau,  einschliesslich  des  Hüttenbetriebes,  die  wichtigste 
Finanzquelle  für  die  Landesherren.  Abgesehen  von  den  Erträg- 
nissen, welche  die  im  Eigentum  der  Landesherren  selbst  befind- 
lichen, sowie  diejenigen  Unternehmungen  abwarfen,  an  denen  letz- 
tere, wie  vielfach  der  Fall,  gewerkschaftlich  beteiligt  waren, 
kamen  hierbei  insbesondere  die  aus  dem  Bergregal  fliessenden  Ein- 
künfte in  Betracht,  welche  teils  in  dem  Zehnten  bestanden,  den  die 
im  privaten  Betriebe  befindlichen  Werke  zu  entrichten  hatten,  teils 
aus  dem  besondern  Gewinne  an  der  inländischen  Silberausbeute  sich 
zusammensetzten ,  welcher  den  Landesherren  dadurch  erwuchs ,  dass 
nicht  allein  das  auf  ihren  eigenen  Werken,  sondern  überhaupt  alles 
im  Lande  gewonnene  Silber  gegen  bestimmte  Taxen  an  die  landes- 
herrlichen Münzen  abgeliefert  werden  musste,  um  ausschliesslich  von 
hier  aus  teils  in  geprägtem,  teils  in  ungeprägtem  Zustande  in  den 
Verkehr  gebracht  zu  werden.  Ueberdies  war  das  bei  den  Münzen 
stattfindende  Umwechseln  alter  und  ausländischer  Geldsorten  ein  mit 
Gewinn  verbundenes  Geschäft. 

Hiemach  bildeten  die  Aemter,  die  Münzen,  die  Zehntereien 
und  die  Hütten  die  hauptsächlichsten  unteren  Finanzbehörden  und 
nach  heutigen  Begriffen  zugleich  die  wichtigsten  Specialkassen. 
Ihnen  stand  als  oberste  Centralkassedie  landesherrliche  R e n t k a m m e r 
(camera  domini)  insofern  gegenüber,  als  in  letztere  die  bei  ersteren 
nach  Abzug  des  Betriebs-  und  Erhebungsaufwandes  sowie  der  viel- 
fach auf  sie  angewiesenen  besondern  Ausgaben  sich  ansammelnden 
Betriebsüberschüsse  zusammenflössen.  Die  Rentkammer,  häufig  auch 
schlechthin  Kammer  genannt,  war  es  auch,  aus  welcher,  und  zwar  zum 
Teil  durch  Vermittelung  der  Ho f am t er,  die  Kosten  des  Hof-  und  des 
damals  davon  noch  nicht  getrennten  Staatshaushaltes  bestritten  wurden, 
soweit  dies  nicht  bereits  bei  den  Unterbehörden  geschehen  war. 

Dass  die  mit  der  Verwaltung  landesherrlicher  Einnahmen  und 
Ausgaben  betrauten  Behörden  und  Beamten  zur  Rechnungsablegung 
verpflichtet  waren,  galt  zwar  auch  zu  jener  Zeit  schon  als  ein  un- 
bestrittener Grundsatz.  Allein  weder  war  die  Ablegung  der  Rech- 
nungen   bereits    an    bestimmte,    regelmässig    wiederkehrende    Zeit- 
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abschnitte  gebunden,  noch  bestanden  Vorschriften  über  die  formelle 
Eini'ichtung  der  Rechnungen.  Beides  findet  seine  natürliche  Erklä- 
rung in  dem  Umstände,  dass  die  Rechnungsablage  seitens  der  rech- 
nungspflichtigen  Beamten  nicht  etwa  schriftlich  erfolgte,  die  letzteren 
vielmehr  darüber,  wie  von  ihnen  innerhalb  eines  bestimmten  Zeit- 
raums mit  dem  ihnen  anvertrauten  Gute  der  Landesherren  gewirt- 
schaftet worden  war,  mündlich  Rechenschaft  abzulegen  hatten,  wes- 
halb man  sich  auch  für  den  Akt  der  Rechnungsabnahme  des  Aus- 
drucks bediente:  „Rechnung  hören".  Ein  schriftliches  Verfahren 
fand  daneben  nur  insofern  statt,  als  die  im  Wege  mündlicher  Ver- 
handlung ermittelten  Rechnungsergebnisse  in  Registraturen  zu- 
sammengefasst  wurden,  für  welche  bis  in  die  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts das  barbarische  Mönchslatein  des  Mittelalters  die  herr- 
schende Sprache  war,  während  von  letzter  Zeit  an  die  deutsche  Sprache 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  kam  ^). 

Der  Rechnungsabhör  unterzogen  sich  entweder  die  Landes- 
herren selbst,  teils  allein  2),  teils  unter  Zuziehung  ihrer  obersten 
Hofbeamten  und  Räte  (der  sogenannten  „Heimlichen")  oder  sonstiger 
vertrauter  Personen ^) ,  oder  sie  verordneten  dazu  Kommissare,  welche 
zwar  vorzugsweise  dem  Kreise  der  obersten  Hofbeamten  und  Räte, 
als  da  waren  insbesondere  der  Hofm arschall  (marschalcus),  der 
Hofrichter  (judex  curiae),  der  Kanzler  (canceUarius) ,  der  Hof- 
meister (magister  curiae),  der  Kammermeister  (magister  camerae), 
entnommen^),  wozu  jedoch  nicht  selten  auch  Geistliche*)  und 
andere  vertraute,  dem  Beamtentum  nicht  angehörige  Personen 
bestimmt  wurden  ^).  Diesen  Kommissaren  wurden,  so  weit  nötig,  landes- 
herrliche Schreiber  (notarii)  zur  Unterstützung,  namentlich  bei  Auf- 
nahme der  auf  die  Rechnungsabhör  bezüglichen  Registraturen,  bei- 
gegeben '').  Insoweit  Geistliche  zur  Rechnungsabhör  zugezogen  waren, 
unterzogen  sich  in  der  Regel  diese  der  Niederschrift  der  erforder- 
lichen Registraturen. 

Die  Rechnungsabhör  selbst  fand  teils  am  Sitze  der  bezüglichen 


')  Vgl.  die  Beilagen  einerseits  la— i,  anderseits  Ik— m. 

*)  Vgl.  die  Beilagen  Id,  g. 

')  Vgl.  die  Beilagen  le,  f,  i. 

*)  Vgl.  die  Beilagen  Ja,  b,  c,  k,  1,  m  und  n.  1  und  2  S.  7. 

*)  Vgl.  die  Beilage  Ic. 

®)  Vgl.  die  Beilagen  la,  b,  i  und  n.   2  S.  7. 

')  Vgl.  die  Beüage  Ja  und  n.  1  S.  7. 

591 


A  Lobe, 

Behörden  statt,  teils  wurden  dazu  diejenigen  Beamten,  welche  ver- 
pflichtet waren,  Rechnung  abzulegen  („computare"  oder  „computa- 
cionem  facere",  „racionem  facere"),  an  dritte  Orte  geladen,  wo  sich 
die  Landesherren  oder  die  zur  Rechnungsabhör  verordneten  Kommis- 
sare zu  gegebener  Zeit  gerade  aufhielten.  In  letzter  Beziehung 
kamen  namentlich  die  Orte  in  Betracht,  an  welchen  sich  jeweilig  das 
landesherrliche  Hoflager  befand^). 

Der  Gang  der  Rechnungsabhör  gestaltete  sich  so,  dass  auf 
Grund  der  von  den  bezüglichen  Behörden,  Kassen  und  Einzelbeamten 
geführten  Register  und  der  sonst  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Rech- 
nungsbelege (partes  computacionis)  die  Einnahmen  (percepta)  und  die 
Ausgaben  (distributa)  sowohl  im  einzelnen  als  im  ganzen  ermittelt 
und  hierauf  die  Summe  der  Einnahmen  (summa  perceptorum)  und 
die  Summe  der  Ausgaben  (summa  distributorum)  einander  gegenüber- 
gestellt wurden  (summas  perceptorum  et  distributorum  defalcare  oder 
auch  compensare),  um  auf  diese  Weise  festzustellen,  ob  die  Summe 
der  Einnahmen  die  Summe  der  Ausgaben  überstiegen  hatte  („remanet 
summa  perceptorum")  ^)  oder  umgekehrt  die  Summe  der  Ausgaben 
grösser  als  die  Summe  der  Einnahmen  gewesen  war  („remanet  summa 
distributorum")  ^). 

Insoweit  hiernach  bei  den  unteren  Kassenstellen  Einnahme- 
überschüsse vorhanden  waren,  blieben  die  letzteren  entweder  dem 
rechnungspflichtigen  Beamten  als  Betriebsmittel  zu  weiterer  Ver- 
tretung überlassen ,  welchen  Falles  sie  bei  der  nächsten  Rechnungs- 
abhör unter  den  Einnahmen  wieder  mit  vorzutragen  waren  ^),  oder 
sie  wurden  auf  Zahlungen  angewiesen,  welche  die  Landesherren  zu 
leisten  hatten,  oder  sie  mussten  auch  sofort  an  die  Rentkammer,  be- 
ziehentlich an  den  Kammermeister  als  den  Vorstand  der  letzteren  ^), 
ja  nach  Befinden   an   die  Landesherren   selbst**)    abgeliefert   werden. 

Hatten  die  Einnahmen  nicht  ausgereicht,  um  davon  die  not- 
wendigen Ausgaben  zu  bestreiten,  und  war  deshalb  vom  rechnungs- 
pflichtigen Beamten  Vorschuss  aus  eigenen  Mitteln  geleistet  worden, 
dadurch  aber   eine  Schuldverbindlichkeit  auf  Seite  der  Landesherren 


')  Vgl.  die  Beilagen  la  (Meissen  und  Altenburg)  d,  f  (Dresden). 

^)  Vgl.  die  Beilagen  If  (decima),  i. 

^)  Vgl.  die  Beilagen  Ib,  c,  d,  e,  f  (moneta). 

*)  Vgl.  die  Beilagen  I  d,  e,  g. 

^)  Vgl.  die  Beilage  li. 

*)  Vgl.  die  Beilage  If  (decima). 

692 


Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen.  5 

entstanden,  so  wurde,  wenn  die  letztere  nicht  sofort  getilgt  werden 
konnte,  dem  rechuungspfiichtigen  Beamten  eine  landesherrliche 
Schuldverschreibung  (litera  domini)  erteilt^),  welche  zugleich  Be- 
stimmung darüber  traf,  in  welcher  Weise  er  Befriedigung  erlangen 
sollte.  In  der  Regel  wurde  er  dabei  auf  künftige  Einnahmen  dergestalt 
verwiesen,  dass  er  dieselben,  soweit  ihm  nicht  etwa  bloss  ratenweise  Ab- 
hebung in  bestimmten  Terminen  nachgelassen  wurde,  ganz  oder  zu  einem 
ihm  bezeichneten  Teile  so  lange  innebehalten  durfte,  bis  er  sich  dar- 
aus bezahlt  gemacht  hatte  ^) ,  womit  unter  Umständen  die  Zusiche- 
rung verbunden  war.  dass,  solange  er  nicht  vollständige  Befriedigung 
erlangt  hatte,  weder  er.  noch  seine  Erben  aus  dem  ihm  übertragenen 
Amte  entfernt  werden  durften^).  In  allen  diesen  Fällen  waren  die 
rechnungspflichtigen  Beamten,  beziehentlich  deren  Erben  berechtigt, 
das  ihnen  verbliebene  Guthaben  oder,  soweit  möglich,  doch  die  ter- 
minlich angewiesenen  Teilsummen  davon  bei  der  nächsten  Rechnungs- 
abhör  unter  den  Ausgaben  mit  einzustellen^).  Insoweit  sie  hierbei 
vollständige  Befriedigung  nicht  nur  nicht  fanden,  sondern  sogar  neue 
Forderungen  auf  ihrer  Seite  sich  ergaben,  ohne  dass  die  FügHchkeit 
bestand,  letztere  sofort  zum  Ausgrleich  zu  brincfen,  wurde  der  ver- 
bliebene  Rest  des  alten  Guthabens  mit  dem  neuen  Guthaben  in  eine 
Summe  zusammengerechnet  und  darüber  eine  anderweite  Schuldver- 
schreibung ausgefertigt,  in  welcher  die  ältere,  soweit  sie  noch  nicht 
erledigt  war.  für  ungültig  erklärt  wurde  ^). 

Die  Ermittelung  der  Einnahme  beschränkte  sich  nicht  bloss  auf 
den  baren  Eingang,  sondern  man  zog  auch  die  etwa  vorhandenen 
Aussenstände  (debita)  mit  in  Betracht^).  Die  Vertretung  der- 
-selben  wai-  zunächst  Sache  der  rechnungspflichtigen  Beamten,  und 
es  wurden  deshalb  die  bei  einer  Rechnungsabhör  ermittelten  Aussen- 
stände bei  der  nächsten  Rechnungsabhör  unter  den  Einnahmen  ohne 
Rücksicht  darauf  eingestellt,  ob  sie  inzwischen  eingegangen  waren 
oder  nicht  ^. 

In  gleicher  Weise  nahm  man,  insoweit  die  Rechnungsabhör  am 


'j  Vgl.  die  Beilagen  Ic  n.  3,  d  n.  1  S.  94,  f  n.  1  S.  95. 

-)  Vgl.  die  Beilage  Ion.  3. 

^)  Vgl.  die  Beilagen  I  d  n.  1  S.  94,  f  n.  1  S.  95. 

*)  Vgl.  die  Beilagen  Ib,  c,  d,  e,  i. 

')  Vgl.  die  Beilage  I  d  n.  1  S.  94. 

®)  Vgl.  die  Beilage  Ig. 

^  Vgl.  die  Beilage  Ih. 
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Sitze  der  bezügliclien  Behörden  stattfand,  Veranlassung,  dabei  die 
etwa  vorhandenen  geldwerten  Naturalbestände  mit  Einschluss  der 
baren  Geldvorräte  (pecunia  parata)  festzustellen  („inventarium  fa- 
cere")  ^),  Derartige  Bestände  wurden  bei  der  nächstfolgenden  Rech- 
nungsabhör  ebenfalls  unter  den  Einnahmen  mit  vorgetragen^). 

Die  Aufführung  der  Aussenstände  und  Naturalvorräte  in  den 
Rechnungsregistraturen  erfolgte  speciell  "*),  während  man  sich  in  Be- 
zug auf  die  baren  Einnahmen  und  Ausgaben,  auch  insoweit  dieselben 
nicht  unter  Bezugnahme  auf  Register  oder  sonstige  Belege  Einstellung 
fanden  („ut  patet  in  registro",  „ut  patet  in  partibus")*),  meist  mit 
mehr  oder  weniger  summarischen  Angaben  begnügte. 

Einwendungen  der  rechnungsp flichtigen  Beamten  gegen 
die  im  Wege  kommissarischer  Abhör  festgestellten  Rechnungsergeb- 
nisse mussten,  wenn  sie  noch  bei  der  Rechnungsabhör  selbst  zum  Aus- 
trage gebracht  werden  sollten,  geltend  gemacht  werden,  bevor  die 
Rechnung  „zugeschlossen" ,  d.  h.  ehe  der  in  der  Bilanzierung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  bestehende  Abs chluss  der  Rechnung  er- 
folgt war.  Im  Gegenteil  wurden  die  rechnungspflichtigen  Beamten 
mit  der  Verfolgung  ihrer  Ansprüche  unmittelbar  an  die  Landesherren 
verwiesen  ^) ;  doch  war  es  auch  in  Fällen  dieser  Art  nicht  ausge- 
schlossen, dass  die  obwaltenden  Differenzen  bei  der  nächsten  Rech- 
nungsabhör Ausgleichung  erfuhren,  ohne  dass  inzwischen  deshalb  eine 
Entscheidung  der  Landesherren  herbeigeführt  worden  war  *').  Ein- 
sprüche der  Rechnungskommissare  gegen  die  Rechnungsergeb- 
nisse wurden  zu  jeder  Zeit  für  durchführbar  erachtet  und  daher  auch 
nach  bereits  erfolgtem  Abschlüsse  der  Rechnungen  noch  erledigt,  so- 
weit dies  den  Umständen  nach  überhaupt  möglich  war''). 

Li  welcher  Weise  über  die  bei  der  Rechnungsabhör  durch- 
gesehenen Register  und  sonstigen  Rechnungsbelege  verfügt 
wurde,  lässt  sich  mit  unbedingter  Sicherheit  nicht  feststellen.  Gewiss 
ist  jedoch  soviel,  dass  dieselben  häufig  den  rechnungspflichtigen  Be- 
amten abgefordert  wurden,  um  den  Rechnungsregistraturen  beigefügt 


^)  Vgl.  die  Beilage  Ig. 
-)  Vgl.  die  Beilage  Ih. 
^)  Vgl.  die  Beilage  Ig. 
*)  Vgl.  die  Beilage  Ig. 
*)  Vgl.  die  Beilage  II. 
')  Vgl.  die  Beilage  Im. 
')  Vgl.  die  Beilage  Im, 


Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen.  'J 

ZU  werden.  Einerseits  finden  sich  nämlich  in  den  letzteren  bei 
grösseren,  nur  summarisch  bezifferten  Posten  vielfach  Bezugnahmen 
auf  die  Belege,  und  anderseits  tragen  einzelne  Registraturen  einen 
ausdrücklichen  Vermerk  darüber,  dass  die  Belege  den  rechnungs- 
pflichtigen  Beamten  abgenommen  worden  sind,  und  wo  oder  bei  wem 
sie  sich  in  Verwahrung  befinden  *). 

Nachdem  die  Rechnungsabhör  zum  Abschlüsse  gebracht  und 
über  die  Ergebnisse  derselben  den  Landesherren,  soweit  nötig,  Vor- 
trag gehalten  worden  war,  wurde  den  rechnungspflichtigen  Beamten 
Quittung  über  die  geführte  Verwaltung  in  Form  einer  schriftlichen 
ürkimde  erteilt,  welche  im  Namen  der  Landesherren  ausgefertigt  und 
von  diesen  unterschriftlich  vollzogen  wurde.  Diese  Quittung  war  ent- 
weder eine  vorbehaltslose,  wenn  Vertretungsposten  auf  Seite  der 
rechnungspflichtigen  Beamten  sich  nicht  ergeben  hatten^),   oder   sie 


')  So  schliesst  z.  B.  eine  Registratur  über  eine  Münz-  und  Zehntenrech- 
nung auf  die  Zeit  vom  19.  August  1360  bis  3.  Juli  1361  mit  den  Worten: 
;,  Partes  distributorum  in  pappiro  proposito  edocentur"*  (vgl.  K.  S.  Haupt- 
staatsarchiv, Cop.  5  fol.  32),  und  eine  Registratur  über  eine  ,presentibu8  dominis 
Cristano  de  Wiczeleybep,  Theoderico  de  Honsperg,  Hold  et  Johanni  notariis* 
gehörte  Münzrechnung  auf  die  Zeit  vom  17.  Januar  bis  25.  Joli  1366  enthält  am 
Schlüsse  die  Worte:  , Partes  hujus  computacionis  reservabit  Cristanus  de  Wicze- 
leyben"  (vgl.  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Cop.  o  fol.  41b). 

^)  Eine  derartige  Quittung  beispielsweise  der  Markgrafen  Friedrich  des 
Streitbaren,  Wühelm  und  Georg  vom  18.  März  1394  hat  folgenden  Wortlaut : 
,Wir  Friderich,  Wilhelm  und  Jurge  gebrudere  etc.  bekennen  etc.,  alss  Grossechin 
unser  mimczmeister  zcu  Friberg  und  Virich  sin  son  uns  alss  hüte  in  kegin- 
wertikeyt  der  hohgebom  etc.  unser  lieber  muter,  des  edeln  grafen  Friderich 
von  Orlamünde,  hern  zcu  Droyssk,  hem  Jans  von  Hugewicz  unsers  hofemeisters, 
Albrechtes  von  Brandenstein  und  Thideriches  von  Talheym  unser  lieben  getruwen 
heymelicher  eyne  rechenunge  getan  haben  von  der  muncze  czu  Friberg  von  dem 
sunabende  nach  Yrbani  des  dry  unde  nuynczgesten  jares  ingeslossen  biz 
uff  den  sunabend  nach  Gregor  des  XCIIII  jares,  der  czit  gewest  ist  czwo  und 
\-irczig  Wochen,  und  dy  summe  der  inname  was  vyrtusend  sechs  unde  funffzig  schok 
und  XXI  gr.  Frybergischer  muncze,  und  dy  summe  des  ussgebins  was  vyr  tusend 
siebin  hundert  dry  unde  sechszig  schok  und  XXIX  groschen  egnanter  were, 
von  der  rechenunge  nach  inname  imd  uzgabe,  alss  dy  stugke  yrer  rechenunge 
bewysen,  wir  yn  schuldig  bliben  syn  YII  hundert  VII  schok  und  VllI  gi'oschen 
der  egnanten  muncze,  daz  wir  sy  und  yre  erben  der  rechenunge  quyd  ledig 
und  los  gesaget  haben  unde  sagen  mit  krafft  dyses  brifes.  Und  des  zcu  orkunde 
haben  wir  Friderich  egnanter  unser  secret,  das  wir,  Wilhelm  und  Jurge  sine 
brudere  zcu  dyser  czüt  mit  ym  gebruchen,  an  disem  brife  etc.  lassen  hengen, 
der  gegeben  ist  zcu  Aldenburg  am  mittewochen  nach  reminiscere  anno  do- 
mini  etc.  XCIIII."    (Vgl.  Codex  diplomaticus  Sasoniae  regiae  II.  13  Nr.  957  S.  60.) 
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war  eine  an  entsprechende  Vorbehalte  geknüpfte,  wenn  und  insoweit 
das  Gegenteil  der  Fall  war  ^). 

Zwei  Uebelstände  waren  es  hauptsächlich,  welche  dem  im  vor- 
stehenden geschilderten  System  der  Rechnungsabnahme  anhafteten 
und  seinen  Wert  als  Mittel  der  Kontrolle  beeinträchtigten,  einmal 
nämlich  die  Unregelmässigkeit  der  Zeitabschnitte,  auf  welche  die 
Rechnungsabhör  erfolgte,  sodann  aber  der  Umstand,  dass  die  letztere 
zumeist  Personen  anvertraut  war,  welchen  eigene  Uebung  und  Er- 
fahrung im  Kassen-  und  Rechnungswesen  teils  überhaupt  nicht,  teils 
doch  nicht  in  genügendem  Masse  zur  Seite  standen.  Denn  dadurch 
wurde  die  Wirkung  der  Kontrolle  namentlich  den  minder  gewissen- 
haften Beamten  gegenüber  in  erheblicher  Weise  abgeschwächt,  und 
den  Landesherren  erwuchsen  hieraus  empfindliche  pekuniäre  Schädi- 
gungen. Wie  häufig  die  beteiligten  Kassenbeamten  namentlich  die 
Unerfahrenheit  der  Rechnungskommissare  im  Rechnungswesen  sich 
zu  nutze  zu  machen  verstanden,  dafür  sprechen  u.  a.  die  vielen  in  den 


')  Zum  Belege  möge  nachstehend  der  Wortlaut  einer  Quittung  vom  5.  Sep- 
tember 1385  folgen,  durch  welche  die  Markgrafen  Friedrich  und  Wilhelm  ihren 
Münzmeister  Henczel  Czigeler  wegen  der  in  7  Rechnungen  verrechneten  Aus- 
gaben und  Einnahmen  unter  Vorbehalt  ihrer  Ansprüche  wegen  eines  für  den 
Landgrafen  Balthasar  zu  Zwecken  des  Bergbaues  verausgabten  Postens  von  121 V'^ 
Schock  ledig  und  los  sprechen. 

„Wir  Friderich  unde  Wilhehn  gebrudere  bekennen,  alßs  die  irluchte 
furstynne  vrouwe  Catherine  marggrafin  zcu  Missen  unser  liebe  muter  unde  wir 
dem  bescheiden  Henczel  Czigeler  am  sunabin.de  nach  dem  ostertage  nach  gots 
geburt  dryczen  hundirt  jar  in  dem  czwei  unde  achczigesten  jare  unsir  muncze 
czu  Friberg  unde  daz  daczu  geboret  enpholen  unde  czu  munczemeister  genomen 
unde  gesaczt  haben,  von  derselbin  muncze  unde  ampten  er  uns  von  dem  gnanten 
sunabinde  biz  uff  den  sunabind  vor  sente  Jürgen  tage  des  fünf  unde  achczigisten 
jares  syben  rechenunge  gethan  hat,  daz  wir  yn  unde  syne  erbin  derselbin  rechenunge 
alle,  alss  er  uns  dy  gerechind  hat  an  uzgabe  unde  ynname,  alss  dy  stugke  uzwisen, 
ledig  unde  loz  gesagit  habin  unde  sagin  yn  ouch  unde  syne  erbin  der  rechenunge 
uflFname  unde  uzgabe,  alss  dy  stugke  uzwisen,  quiid  ledig  unde  loz  mit  crafft 
dieses  brives,  uzgeslozzen  hundirt  unde  anderhalb  unde  czwenczig  schog,  die  er 
in  der  sibinden  rechenunge  gerechint  hat  czu  uzgabe  vor  unsern  vettern  Balthazar 
in  die  gruben,  ob  wir  yn  daryn  sprechin,  da  suUen  sie  uns  antwerten  unde 
uzrichtunge  umbe  thun.  Unde  dez  zcu  orkunde  habin  wir  Friderich  unser  secret 
an  diesin  brif  lazen  hengen,  des  wir  Wilhelm  syn  bruder  egnanter  czu  diesem 
mal  mit  ym  gebruchin.  Gegeben  czu  Aldinburg  nach  Christs  gebort  dryczen 
hundirt  jar  darnach  in  dem  funff  unde  achczigesten  jare  am  dinstage  nach 
Egidii  des  heiligen  aptes  tage."  (Vgl.  Codex  diplomaticus  Saxoniae  regiae  II.  13 
Nr.  940  S.  53.) 
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Rechnimgsregistraturen  wahnielmibaren  Unrichtigkeiten  im  Zah- 
lenwerk, welche  zum  Teil  so  unverhältnissmässige  Differenzen  zum 
Nachteil  der  Landesherren  in  sich  schliessen  '),  dass  sie  kaum  auf 
blossem  Zufall  haben  beruhen  können,  sondern  absichtliche  gewesen 
sein  müssen,  letzteres  um  so  mehr,  wenn  man  sieht,  dass  die  rech- 
nungspflichtigen  Beamten  derartige  Unrichtigkeiten,  die  ihnen  doch 
mindestens  bei  späterer  Prüfung  der  Kassenbestände  nicht  hätten  ent- 
gehen können,  niemals  ausgeglichen  haben,  während  sie  nicht  ver- 
absäumten, für  Uebersehen  bei  der  Rechnungsabhör,  die  ihnen  selbst 
zum  Nachteil  gereichten,  sich  Schadloshaltung  zu  verschaffen  *).  Zieht 
man  ausserdem  in  Betracht,  dass  überhaupt  das  Beamtentum  jener 
Zeit  mehr  oder  weniger  geneigt  war,  die  landesherrlichen  Einnahme- 
ciuellen  nach  Möglichkeit  zugleich  zu  seinem  eigenen  Vorteile  aus- 
zunutzen, so  erscheint  nicht  einmal  der  Verdacht  ausgeschlossen,  dass 
bei  der  Entstehung  jener  Rechenfehler  zuweilen  wohl  die  zur  Rech- 
nungsabhör verordneten  Kommissare  oder  doch  wenigstens  die  zur 
AufQahme  der  Registraturen  ihnen  beigegebenen  Sclireiber  selbst  die 
Hand  mit  im  Spiele  gehabt  haben  mögen. 

Um  diesen  Unzuträglichkeiten  nach  Möglichkeit  zu  begegnen, 
erfolgte  bereits  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  die  Anstellung 
eines  besondern  obersten  Rechnungs-  imd  Kontrollebeamten 
unter  der  Bezeichnung  als  , Landrentmeister"  ^).  dem  eine  Anzahl 
von  Rentschreibern  und  sonstigen  Hilfsbeamten  beigegeben  war,  welche 
die  sogenannte  „Renterei"*)  bildeten,  und  von  nun  an  war  es  in 
erster  Linie  dieser  Beamte,  welchem  die  Rechnungsabhör  zufiel. 
Allein  nur  erst  nachdem  Kui-fürst  Ernst  und  Herzog  Albrecht 
im  Jahr  1409  das  Amt  des  Landrentmeisters  und  dasjenige  des  Kammer- 
meisters durch  Uebertragung  beider  an  den  durch  seine  Tüchtigkeit 

')  Vgl.  insbesondere  die  Beilagen  Ib,  g,  h. 

*)  Vgl.  die  Beilage  le,  in  welcher  200  Schock,  die  der  rechnungspflichtige 
Beamte  früher  übersehen  haben  will,  nachti-äglich  unter  den  Ausgaben  einge- 
stellt werden. 

')  Der  Zeitpunkt  des  Eintritts  dieser  Neuerung  lässt  sich  genau  nicht 
bestimmen.  Schon  in  einem  Befehle  Friedrichs  des  Sanftmütigen  vom  1.  Juni 
1462  geschieht  des  Landrentmeisters  Erwähnung.  K.  S.  Hauptstaatsarchiv, 
Abth.  II,  Steuersachen  Bl.  22. 

•*)  Aus  dieser  Renterei  haben  sich  die  noch  heute  in  Thätigkeit  befindlichen 
Rechnungsexpeditionen,  speziell  die  Finanzrechnungsexpedition 
entwickelt,  deren  Vorstand  noch  bis  vor  wenigen  Jahren  ebenfalls  den  Amtstitel 
,  Landrentmeister"  führte. 
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wie  unerschütterliche  Pflichttreue  gleich  ausgezeichneten  Kanzler 
Johann  von  Mergental  in  einer  Person  vereinigt  ^)  und  zugleich 
bestimmte  Vorschriften  darüber  erlassen  hatten,  wie  oft  bei  den  ein- 
zelnen Kassenstellen  die  Rechnungsabhör  in  Ausführung  gebracht 
werden  musste,  gelang  es,  eine  grössere  Sicherheit  und  Stetigkeit  in 
die  Rechnungskontrolle  zu  bringen.  Denn  von  nun  an  musste  jähr- 
lich einmal,  rücksichtlich  des  Umgeldes  aber  nach  Gefallen  der 
Fürsten  jährlich  zweimal  eine  vollständige  Rechnungsabhör  stattfinden, 
und  auch  über  die  Verwaltung  der  Rentkammer  hatte  der  Landrent- 
meister jährlich,  und  zwar  in  Gegenwart  der  Landesherren  sowie 
ihrer  beiden  Marschälle  und  anderer  Räte,  Rechnung  abzulegen.  Aber 
nicht  bloss  auf  die  Rechnungsabhör  erstreckte  sich  die  dem  Land- 
rentmeister übertragene  Kontrolle,  sondern  er  war  zu  regelmässigem 
Besuche  der  Aemter  auch  zu  dem  Zwecke  verpflichtet,  um  alle 
Vorwerke,  Schäfereien,  Teiche,  und  was  sonst  zu  den  Aemtern  ge- 
hörte, zu  besichtigen  und  nach  seinem  besten  Wissen  und  Vermögen 
die  Einträglichkeit  derselben  zu  erhöhen.  Hierbei  sollte  er  insbesondere 
Gelegenheit  nehmen,  der  in  den  Aemtern  in  hohem  Grade  eingerissenen 
Willkür  und  Verschwendung  in  dem  Verbrauche  der  Naturalvorräte 
entgegenzuwirken.  Beide  waren  hauptsächlich  eine  Folge  der  Ein- 
richtung, wonach  das  sämtliche  Amtspersonal  von  dem  Amtsvorstande 
(dem  Amtmann  oder  Schösser,  bisweilen  auch  Vogt  genannt)  an  bis 
herab  auf  das  Gesinde  für  die  Viehhaltung,  die  Küche  und  den  Keller 
auf  Naturalverpflegung  angewiesen  war,  ja  mit  selbiger  zum  Teil 
auch  die  im  Felde  sowie  in  Hof  und  Haus  beschäftigten  Fröhner 
bedacht  wurden.  Daher  kam  es,  dass  die  bei  den  Aemtern  sich  an- 
sammelnden Vorräte  an  land-  und  forstwirtschaftlichen  Erzeugnissen, 
soweit  sie  nicht  in  der  Hofhaltung  Verwendung  fanden,    zum  über- 


')  Johann  v.  Mergental  berichtet  über  seine-  Anstellung  als  Landrent- 
meister und  Kammermeister  selbst  in  einer  Vorbemerkung  auf  der  Rückseite 
des  Titelblattes  eines  handschriftlichen  Rechnungsbandes,  welcher  die  Aufschrift 
trägt:  ,Das  Buch  der  Montze  Rechnungen  ut  sequitur,  auch  des  muntz  meysters 
vnd  sej'ner  knechte  eyd"  (Akten  des  gemeinschaftlichen  Archivs  zu  Weimar 
Reg.  U.  pag.  22  III  Lit.  B)  in  folgender  Weise: 

„Zcu  merckene.  Am  mitwochen  nach  Lucie  anno  etc.  LX  nono  haben 
die  Irlu  eilten  Hochgebornen  Fürsten  vnd  hern  hern  Ernst  des  heiigen  Römischen 
Reichs  erztmarschalgk  kurfurste  vnd  her  Albrecht  gebrudere  Hertzogen  zu  Sachssen 
meine  gnedige  lieben  hern  mir  Johann  vom  Mergental  das  landrentmeister  ampt 
vnd  kammer  ampt  empfolen,  do  habe  ich  ditz  Register  der  Möntze  rechnunge 
gemacht  vnnd  angehoben  anno  et  die  ut  supra." 
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wiegend  grössten  Teile  in  den  Aemtem  verbraucht  wurden,  dagegen  nur 
unbedeutende  Mengen  davon  zum  Verkauf  gebracht  werden  konnten 
und  somit  Ueberschüsse  für  die  Rentkammer  lieferten.  So  betrug 
beispielsweise  im  Jahr  1471  die  Einnahme  sämtlicher  Aemter  (ihrer  Zahl 
nach  etwa  50)  in  Leipziger  Scheffeln  an  Roggen  8374,  wovon  in 
den  Aemtem  5545  verbraucht  wurden;  Gerste  1714,  dagegen  der 
Verbrauch  in  den  Aemtem  1889 ;  Malz  810  gegen  eine  Ausgabe  von 
324;  Hafer  9555,  wähi-end  der  Verbrauch  10,069  betrug.  Auch  die 
Hühner,  164  Schock,  die  Eier,  397  Schock,  Käse,  105  Tonnen,  ausser- 
dem etwa  2800  Lämmer,  218  Kälber,  680  Schweine,  60  Tonnen 
Butter,  b%  Tonnen  Honig,  250  St^in  UnschHtt,  72 Vg  Scheffel  Rüben- 
samen wurden  bis  auf  geringfügige  Mengen  in  den  Aemtern  auf- 
gebraucht, üeberdies  fand  aber  noch  ein  Zukauf  von  Küchenvor- 
räten an  Fleisch,  grünen,  gedörrten  und  gesalzenen  Fischen,  Butter. 
Käse,  Honig,  Gemüsen  und  Gewürzen  in  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden 
Mengen  statt.  Hauptsächlich  darauf  ist  es  zurückzuführen,  dass  auch 
von  den  baren  Geldeinnahmen  ein  im  verhältnismässig  grosser  Teil 
in  den  Aemtem  selbst  zurückblieb,  um  für  die  Erhaltung  derselben 
Verwendimg  zu  finden.  Im  Jahi-e  1471 — 1472  beispielsweise  wurden 
von  der  Gesamtsumme  der  Bareinnahmen  aller  Aemter,  die  sich  auf 
9173  Schock  16  Groschen  3  Pfennige  oder  nach  heutigem  Gelde 
auf  rund  etwa  176,000  Mark  behef,  3978  Schock  2  Groschen  oder 
nach  heutigem  Gelde  etwa  76,300  Mark,  also  weit  über  ein  Drittel, 
von  den  Aemtem  selbst  in  Anspruch  genommen.  Um  dem  willkür- 
lichen und  verschwenderischen  Gebaren  des  Amtspersonals  in  Küche 
und  Keller  Schranken  zu  setzen,  führte  der  Landrentmeister  insbeson- 
dere sogenannte  Beschiede  ein,  d.  h.  er  schloss  mit  den  Amtleuten 
Verträge  auf  Zeit  ab,  nach  welchen  ihnen  für  die  Erhaltung  des 
sämtlichen  Amtspersonals  eine  gewisse  Summe  Geldes  ausgesetzt 
wurde,  wogegen  sie  alles,  was  sie  aus  den  Vorräten  der  Aemter  zur 
Naturalverpflegung  entnahmen,  zu  bestimmten  Preisen  in  Rechnung 
stellen  mussten.  Ausserdem  nahm  er  zugleich  darauf  Bedacht,  einem 
üebelstande  entgegenzuwirken,  welcher  die  finanziellen  Gebarungen 
der  Rentkammer  ebenso  sehr  erschwerte,  als  er  die  Kontrolle  be- 
einträchtigte. Dieser  Uebelstand  beruhte  darin,  dass  die  Landes- 
herren und  deren  Räte  je  nach  Bedürfnis  und  Gelegenheit  auf  die  Aemter 
eine  Menge  von  Anweisungen  für  Ausgaben  ausstellten,  welche  mit 
der  Bewirtschaftung  der  Aemter  in  keinem  Zusanmienhange  standen, 
sondern  meistens  Dienstgelder  für  Ritter  und  Knechte,  Auslösungen 


X2  liöbe, 

für  Gresandte  und  Botschafter,  Besoldungen  des  Hofgesindes,  ingleichen 
Kauf-  und  Gnadengelder  verschiedener  Art  betrafen. 

Infolgedessen  konnte  die  Rentkammer  niemals  auf  einen  nur 
einigermassen  beträchtlichen  Zufluss  aus  den  Aemtern  rechnen;  im 
Gegenteil  wurden  die  Einnahmen  auch  der  besten  Aemter  meistens 
verbraucht,  bevor  nur  das  Rechnungsjahr  zu  Ende  ging,  und  statt 
am  Jahresschlüsse  Ueberschüsse  an  die  Kammer  abliefern  zu  können, 
erforderten  die  Aemter  vielfach  noch  Zuschüsse.  Von  den  Barein- 
nahmen sämtlicher  Aemter  beispielsweise  des  Jahres  1471,  welche 
sich,  wie  bereits  erwähnt,  auf  9173  ß  16  Gr.  3  Pf.  oder  nach  heu- 
tigem Gelde  auf  etwa  176,000  M.  behefen,  gelangten  3971  ß  16  Gr. 
oder  etwa  76,200  M.  in  der  vorbeschriebenen  Art  zur  Anweisung, 
so  dass  unter  Hinzurechnung  von  3978  ß  2  Gr.  oder  etwa  76,300  M., 
welche  in  den  Aemtern  selbst  verbraucht  worden  waren,  nur  1224  ß 
3  Pf.  oder  etwa  23,500  M.  übrig  blieben,  welche  an  die  Rentkammer 
eingeliefert  werden  konnten.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurde  unter 
anderem  die  Bestimmung  getroffen,  dass,  wenn  ein  Rat  oder  Hofdiener 
auf  landesherrlichen  Befehl  in  Aemtern,  Städten  oder  sonst  im  Lande 
reiste,  er  seine  Auslösung  aus  der  Kammer  beziehen,  aus  den  Vor 
raten  der  Aemter  aber  in  keinem  Falle  ohne  Bezahlung  etwas  em- 
pfangen sollte,  und  dass  auch  zu  den  kleineren  Lagern  der  Fürsten 
in  den  Aemtern  der  Geldbedarf  nur  aus  der  Kammer  entnommen 
werden  durfte,  so  dass  die  Aemter  bei  solchen  Gelegenheiten  nur  Ge- 
treide und  sonstige  Vorräte  abzugeben  hatten  ^). 


n. 

Je  mehr  im  Laufe  der  Zeit  die  Bedürfnisse  des  Hof-  und 
Staatshaushalts  sich  steigerten,  um  so  gebieterischer  machte  sich  die 
Notwendigkeit  einer  Vermehrung  der  landesherrlichen  Einkünfte  gel- 
tend. Nach  Lage  der  Verhältnisse  Hess  sich  letztere  in  ausgiebigem 
Masse  nur  dadurch  erreichen,  dass  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung 
zu  möglichst  regelmässigen  direkten  Steuerleistun  gen  heran- 
gezogen wurde.  Hierzu  aber  bedurfte  es  der  Mitwirkung  der  Land- 
stände, denen  als  einer  Landesvertretung  wir  in  Sachsen  bereits  im 
14.  Jahrhundert  begegnen.    Die  Landstände  zeigten  sich  freilich  nicht 


^)  Vgl.  Falke,  Die  Finanzwirtschaft  im  Kurfürstentum  Sachsen  um  das 
Jahr  1470   in    den   Mitteilungen   des   K.  S.  Altertumsvereins  Heft  XX.  S.  78  tf. 
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immer  geneigt,  den  nach  dieser  Richtung  an  sie  herantretenden  An- 
sprüchen zu  genügen.  Als  sie  aber  doch  mehr  und  mehr  der  Macht 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  sich  beugen  mussten,  waren  sie  wenig- 
stens darauf  bedacht,  sich  einen  massgebenden  Einfluss  bei  der  Ver- 
waltung und  Kontrolle  der  von  ihnen  bewilligten  Steuern  zu 
sichern. 

Nachdem  bereits  der  Kurfürst  Friedrich  und  sein  Bruder 
Wilhelm  rücksichtlich  einer  auf  dem  Landtage  des  Jahres  1438 
geforderten  allgemeinen  Steuer  den  Landständen  den  Vorschlag  ge- 
macht hatten,  dass  die  erhobene  Steuer  mit  Rat  und  AVissen  der 
Lande  und  der  Räte  der  Herren,  Mannen  und  Städte  nur  zu  Nutz 
und  Notdurft  und  redlichen  Sachen  angelegt  und  nicht  unnütz  ver- 
than  werden  solle ,  und  dieser  Vorschlag  in  der  Weise  die  land- 
ständische Genehmigung  gefunden  hatte,  dass  die  Erhebung  der 
Steuer  Einnehmern,  welche  die  Landstände  dazu  bestellten,  anver- 
traut wurde,  in  jedem  Vierteljahre  aber  vier  Räte  von  den  Fürsten, 
vier  von  der  Mannschaft  und  vier  von  den  Städten  in  Leipzig  zu- 
sammenkommen sollten,  um  sich  wegen  der  besten  Verwendung  des 
gefallenen  Geldes  zu  vereinbaren  ^),  wurde  auch  auf  einem  im  Jahre  1451 
abgehaltenen  Landtage  dem  Kurfürsten  Friedrich  IL  eine  von  ihm 
erbetene  Hilfe  und  Steuer  nur  unter  der  Bedingung  bewilligt,  dass 
dieselbe  von  einem  ständischen  Ausschusse,  welcher  aus  zwei 
Geistlichen,  zehn  Rittern  und  je  einem  Vertreter  der  Städte  Leipzig, 
Dresden,  Wittenberg,  Torgau,  Zwickau  und  Pegau  zusammengesetzt 
war,  verwaltet,  das  Geld  bei  dem  Rate  zu  Leipzig  niedergelegt  und 
ohne  Vorwissen  des  Ausschusses  weder  auf  der  Kurfürsten  noch  deren 
Räte  Befehl  verabfolgt  werden  durfte  ^). 

Auch  eine  auf  dem  Landtage  des  Jahres  1454  zur  Vorsorge, 
wenn  das  Land  etwa  mit  Krieg  angegriffen  werden  möchte,  erfolgte 
Bewilligung  einer  gemeinen  Land-  imd  Stadtsteuer  war  an  die  Be- 
dingimg geknüpft,  dass  sie  unter  die  Verwaltung  von  acht  land- 
ständischen Deputierten  gestellt  wurde,  das  Geld  von  dem  jeglichen 
Orts  gesetzten  Steuermeister  bei  dem  Rate  zu  Leipzig  hinterlegt 
werden  musste  und  ohne  der  acht  Deputierten  Anordnung  an  nie- 
manden verabfolgt  werden  durfte,  wenn  es  auch  gleich  der  Landes- 
fürst selbst  befehlen  wollte^). 

')  Falke  in  den  Mitteilungen  des  K.  S.  Altertumsvereins,  Heft  XIX  S.  44  ff. 
»^)  Weck,  Beschreibung  von  Dresden  S.  439. 
»)  Weck  a.  a.  0.  S.  439. 
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Als  auf  dem  Landtage  des  Jahres  1458  neue  Steuern  bewilligt 
wurden,  geschah  dies  ebenfalls  unter  dem  Vorbehalte  der  Erhebung 
und  Verwaltung  derselben  durch  einen  diesmal  aus  zehn  Personen 
bestehenden  landständischen  Ausschuss  unter  Zuziehung  eines  kur- 
fürstlichen Rates,  und  der  Kurfürst  Friedrich  gab  in  dem  von  ihm 
darüber  ausgestellten  Reverse  das  ausdrückliche  Versprechen  ab,  dass 
er  und  seine  Erben  sich  dieses  Geldes  ganz  entäussern  und  nicht 
Macht  haben  wollten,  das  zu  heischen  und  zu  fordern,  sondern  allein 
die  dazu  verordneten  elf  Personen  darüber  zu  der  Lande  Besten  sollten 
verfügen  dürfen.  Käme  es  aber  in  Vergessenheit,  und  würde  von 
dem  Kurfürsten  oder  seinen  Erben  von  solchem  Gelde  wenig  oder 
viel  von  den  geordneten  Personen  gefordert,  so  sollten  die  letzteren 
nach  solchem  Heischen  nicht  fragen,  noch  sich  daran  kehren,  sondern 
solches  Geld  innebehalten ,  um  es  nach  ihrem  Erkenntnis  und  der 
Lande  Notdurft  zu  verwenden  ^). 

In  gleicher  Weise  durfte  die  auf  dem  Landtage  des  Jahres  1481 
unter  der  Regierung  des  Kurfürsten  Ernst  und  seines  Bruders,  des 
Herzogs  Albrecht,  bewilligte  Kopf-,  Gewerbe-  und  Vermögens- 
steuer zum  Türkenkriege,  welche  an  den  Rat  zu  Leipzig  abgeliefert 
werden  musste,  nur  „mit  Rate  und  Vorwissen,  so  vom  Lande  dazu 
geordnet,  ausgegeben  und  gebraucht  werden"  ^). 


1)  Falke  a.  a.  0.  S.  51. 

^)  Das  auf  diese  Steuer  bezügliche  landesherrliche  Ausschreiben  dd,  Dresden 
am  Sonnabend  nach  Esto  mihi,  Anno  1481  bestimmt  über  die  Erhebung,  Ab- 
lieferung und  Verwendung  derselben  folgendes: 

^Die  Bischöife  sollen  solch  Geld  in  Unsem  Landen,  wo  ein  ieglicher  Dom- 
herr sein  Gebiethe  hat,  dorch  sich  oder  seine  Commissarien  einbringen  und  or- 
dentlich vorzeichnet  und  mit  dem  Register  vorpetschafft  in  einen  wohlbewahrten 
Sacke  oder  Laden,  darauf  geschrieben  ist,  wer  das  geantwortet,  dem  Rathe  zu 
Leipzig  antworten.  Ein  ietzlich  geistlich  Capp'itel,  Sämpung,  Graffe,  Herr,  Rath 
und  Knecht  und  die  Städte  in  den  Landen  sollen  von  allen  den  Ihren,  der  seiner 
und  der  ihren  Dienstbothen  und  allen  andern  ledigen  und  freyen  Menschen 
uf  ihren  Gerichten  und  Gebiethen  solch  Geld  einfordern  und  das  mit  deme,  das 
ihm  als  von  seinen  und  ihren  eigenen  Gut  zu  geben  gebühret,  mit  ordentlicher 
Vergnügunge  denen,  so  in  den  Landen  das  aufzunehmen  gesatzt  und  geordnet, 
geben,  die  das  förder,  wie  ihn  das  von  ieden  gegeben  wird,  in  ordentliche  Ver- 
zeichnunge  und  Register  bracht  werden,  und  so  sie  solche  genommen  haben, 
mit  den  Verzeichnungen,  wie  und  von  wem  sie  das  empfangen,  mit  den  Aus- 
gaben, so  sie  auf  ihre  Zehrunge  und  Bothen  Lohn,  das  Geld  einzumahnen,  darauf 
hätten  wenden  oder  ausgeben  müssen,  dem  Rathe  zu  Leipzig  in  einen  festen 
Sacke  oder  Laden,  darauf  ihre  Namen  geschrieben  seyn,  mit  samt  den  Registern 
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Ebenso  bedangen  sich  die  Landstände  rücksichtlich  der  auf  dem 
Landtage  des  Jahres  1523  dem  Herzog  Georg  bewilligten  Türken- 
hilfe aus,  dass  solche  von  etlichen  von  der  Landschaft  eingenommen 
und  nicht  eher  als  auf  den  Notfall  ausgegeben  würde  ^). 

Auch  als  auf  dem  Landtage  1541  d*em  damaligen  Herzog,  spä- 
teren Kurfürsten  Moritz  eine  Türkenhilfe  bewilligt  wurde,  be- 
schlossen die  Landstäude,  dass  ein  Ausschuss  gewählt  würde,  welcher 
das  Geld  von  den  Einnehmern  empfinge,  die  Schlüssel  dazu  hätte,  das 
Geld  zu  nichts  als  zur  Türkenhilfe  verabfolgen  Hesse  und  darüber 
den  Ständen  Rechnung  ablegte^).  Nicht  minder  war  die  auf 
dem  Landtage  des  Jahres  1546  geschehene  Bewilligung  einer  Trank- 
steuer   zur   Unterhaltung    des   Kriegsvolkes    an    die   Bedingung   ge- 


ungezehlt  verpettschaftet  und  von  dem  Rathe  ein  Bekäntniss  nehmen,  dass  sie 
das  Ilnre  also  geantwortet  hätten.  Welch  Geld  bey  den  Käthen  zu  Leipzig  den 
Landen  zu  Gute  soll  behalten  und  in  keine  Wege  anders  denn  wider  die  im- 
gläubigen  Türeken  mit  Rathe  und  Wissen,  so  von  den  Landen  dazu  geordnet, 
ausgegeben  und  gebraucht  werden,  und  ob  die  solch  Geld  einzunehmen  geordnet, 
die  in  den  Landen,  von  denen  sie  solch  Geld  einzunehmen  geordnet  sind, 
denen,  die  es  geben  sollen,  darum  Erinnerunge  und  Mahnunge  thun,  wer  denn 
uf  die  Zeit  mit  solchem  seinen  Gelde,  das  ihm  seiner  eigen  Guthe  und  von  allen  der 
Seinen  wegen  einzubringen  und  zu  geben  gebühret,  säumig  würde,  so  soll  ein 
itzlicher  Amtmann,  der  von  dem  Geordneten  das  Geld  einzunehmen  ersuchet 
würdet,  über  die  Yersäumlichen.  wy  die  seynd,  mit  alle  den,  die  er  von  unsert- 
wegen auszubringen  hat  und  vermag,  ohn  alles  Yei^ziehen  heliFen  und  diejenigen 
darzu  bringen,  dass  sie  solch  Geld  einmahnen,  denen  Geordneten  von  sich  selber 
und  von  den  Ihren  bey  Vermeidung  Unserer  Ungnade  und  schweren  Straffe  ant- 
worten. Und  nachdem  Wir  L'ns  nicht  anzuschlagen  wissen  und  zu  deme  ver- 
sammelten Geld  von  Unseren  eigenen  Gute  nicht  frey  gelassen  werden,  so  wollen 
AVir  zu  solchen  versammleten  Geld  uf  die  Zeit  zwey  tausend  Gülden  geben, 
wollen  auch,  so  viel  an  Uns  ist,  bey  L^nser  lieben  Frau  Mutter  verfügen,  dass 
ihr  Liebden  von  ihren  eigen  gute,  das  sie  in  Unsem  Landen  zu  ihrem  Leib  Gute 
hat,  nachdeme  sichs  gebühret  und  ziemlich  ist,  das  Ihre  uf  die  Zeit  auch  geben 
soll.  Und  also  zu  hoffen  ist,  dass  manch  Mann,  Geistlieh  imd  Weltlich,  in  den 
Landen  und  Städten  ist,  der  etzlich  verborgen  beweglich  Gut,  als  Süber  GeschiiT 
oder  gülden  und  silbern  Kleinod  und  bereit  Geld  und  dergleichen  Gut  hat  und 
nicht  gerne  wolte,  dass  man  das  bey  ihm  wissen  solle,  uf  dass  derselbige  solch 
sein  Gut  seinen  Gewissen  nach  bei  obgenannter  Poen  des  noch  Vorrechten  und 
damit  gnug  thun  mag,  so  sollen  in  allen  Städten  Kasten  gesetzet  werden,  darein 
dieselbigen  solch  ihr  Verborgen  einlegen,  Vorrechten  und  ihren  Gewissen  gnung 
thun  mögen."     (Vgl.  Codex  Augusteus  11  S.  1667  ff.) 

»)  Weck  a.  a.  0.  S.  441. 

^)  Hausmann,  Beiträge  zur  Kenntniss  der  kursächsischen  Landes- 
versammlungen II.    S.  132. 
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knüpft,  dass  letztere  durch  einen  ständischen  Ausschuss  verwaltet 
würde  ^). 

Als  auf  dem  zweiten  Landtage  des  Jahres  1552  (23. — 31.  Aug.) 
der  Kurfürst  Moritz  von  den  Landständen  anderweit  eine  Türken- 
hilfe sowie  zur  Bezahlung  seiner  Schulden  Fortbewilligung  der  Trank- 
steuer auf  eine  fernere  Reihe  von  Jahren  verlangte,  machte  er  den 
Landständen  gleichzeitig  den  Vorschlag,  dass  sie  nicht  allein  die 
Türkensteuer  durch  aus  ihrer  Mitte  verordnete  Einnehmer  erheben 
lassen,  sondern  auch  einige  aus  ihrer  Mitte  erwählen  sollten,  um  die 
Tranksteuer  einzunehmen  und  davon  die  Zinsen  wie  die  Hauptsummen 
der  kurfürstlichen  Schulden,  soweit  man  reichen  könne,  von  Jahr 
zu  Jahr  abzulegen.  Die  Landstände  gingen,  wennschon  erst  nach 
längeren  Verhandlungen,  auf  die  ihnen  gemachten  Propositionen  ein 
und  übertrugen  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  bewilligten  Steuern 
einem  Ausschusse,  der  aus  sieben  Vertretern  der  Ritterschaft  und  den 
Bürgermeistern  der  Städte  Wittenberg,  Dresden,  Leipzig  und  Salza 
bestand.  Diesem  Ausschusse  wurde  unter  dem  2.  September  1552 
eine  besondere  Instruktion  erteilt,  in  welcher  ihm  zur  Pflicht  ge- 
macht wurde,  die  Befehle  der  Landschaft  genau  einzuhalten,  die  er- 
hobenen Gelder  zu  nichts  anderem  als  zu  den  bewilligten  Zwecken 
herzugeben,  die  Zehrungskosten  und  Auslagen  soviel  als  möglich  zu 
massigen  und  unter  die  Ausgaben  zu  setzen,  doppelte  Register,  eines 
für  den  Kurfürsten,  das  andere  für  die  Stände,  zu  halten,  einen  ge- 
lernten „richtigen"  Schreiber  zum  Buchhalter  auf  gemeine  Kosten 
anzunehmen  und  über  die  Verwaltung  Jahresrechnungen  abzulegen^ 
denen  die  erledigten  Schuldbriefe  und  Quittungen  als  Belege  bei- 
gefügt werden  sollten  ^). 

In  ähnlicher  Weise,  wie  Kurfürst  Moritz,  verfuhr  der  Kurfürst 
August  auf  dem  Landtage  des  Jahres  1570.  Indem  er  von  den 
Landständen  zur  Bezahlung  seiner  Schulden  die  Erstreckung  der 
Tranksteuer  unter  den  seitherigen  Bedingungen  und  ausserdem  eine 
Landsteuer  verlangte,  erbot  er  sich  dagegen,  die  Einnahmen  der 
Steuern  und  die  Bezahlung  der  Schulden  ohne  allen  Eintrag  den 
Ständen  ganz  anheimzugeben,  so  dass  vier  aus  der  Landschaft  und 
vier  von  den  kurfürstlichen  Räten  miteinander  diese  Steuern  einnehmen 
und  zu  nichts  anderem  als  zur  Ablösung  und  Verzinsung  der  Schulden 

^)  Hausmann  a.  a.  0.  S.  138. 

^)  Falke,  Zur  Geschichte  der  sächsischen  Landstände  in  den  Mitteihmgen 
des  K.  S.  Altertumsvereins  Heft  XXH.  S.  127,  132. 
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verwenden  soUten.  Auf  jedem  Leip2ager  Markte  sollten  sie  über 
Einnahme  und  Ausgabe  Rechnung  halten,  die  dringendsten  und  be- 
schwerlichsten Schulden  zuerst  ablösen  und  jedes  Jahr  dem  Kurfürsten 
nach  geschlossener  Rechnung  Bericht  erstatten.  Ausgenommen  hier- 
von sollten  jedoch  diejenigen  Steuern  sein,  welche  in  den  Stiftern 
Naumburg  und  Merseburg,  dem  Vogtlande  und  den  vier  Aemtern 
Weida,  Ziegenrück,  Arnshaugk  imd  Sachsenburg  (den  sogenannten 
assekurierten  Aemtern,  weil  sie  dem  Kurfürsten  August  zur  Sicher- 
stellung der  Exekutionskosten,  die  er  bei  Vollstreckung  der  Reichs- 
acht gegen  den  Herzog  Johann  Friedrich  der  sachsen-eruestinischen 
Linie  aufgewendet  hatte,  im  Jahre  1567  verpfändet  worden  waren) 
einffinofen,  indem  der  Kurfürst  erklärte,  dass  er  diese  Einkünfte  zu 
seinem  fürstlichen  Unterhalte  nicht  wohl  entbehren  könne.  Die  Land- 
stände nahmen  die  Ueberlassung  der  Einnahme  und  Verwendung  der 
Steuern  zur  Bezahlung  der  kurfürstlichen  Schulden  in  der  angebotenen 
Weise  mit  Dank  und  in  der  Hofiiiung  an,  dass  weitere  Schulden  nicht 
mehr  gemacht,  auch  ohne  der  Landschaft  Rat  und  Bevrilligung  Anlehen 
nicht  weiter  aufgenonunen  vnirden,  worauf  der  Kurfürst  die  Einnahme 
der  von  den  Landständen  bewilligten  Steuern  und  die  Verwendung 
derselben  zur  Ablösung  der  Schulden  den  Landständen  übertrug,  in- 
dem er  zugleich  das  Versprechen  abgab,  ohne  deren  Einwilligung 
keine  Schulden  mehr  zu  machen  und  kein  Anlehen  aufzunehmen  ^). 
Die  von  der  zur  Verwaltung  der  Steuern  und  der  landesherrlichen 
Schulden  eingesetzten  Kommission  abzulegenden  Jahresrechnungen 
unterlagen  der  Abnahme  und  Prüfung  seitens  der  Landstände,  welche 
über  das  Ergebnis  dieser  Prüfung  dem  Landesherm  Bericht  zu  er- 
statten hatten,  worauf  dieser  die  Rechnungsführer  durch  Quittungs- 
erteilung entlastete.  Später  wurde,  einer  auf  dem  Landtage  des  Jahres 
1576  erteilten  ständischen  Zusage  gemäss,  ein  engerer  ständischer 
Ausschuss  eingesetzt,  welcher  sich  der  Abnahme  und  Prüfung  der 
Rechnungen  zu  unterziehen  hatte,  und  dem  eine  besondere  Instruk- 
tion erteilt  war,  in  welcher  ihm  die  eingehendste  Prüfung  der  Rech- 
nungen nicht  nm*  in  kalkulatorischer,  sondern  vornehmlich  auch  in 
materieller  Beziehung  zur  besondern  Pflicht  gemacht  wurde,  da- 
mit jeder  Nachteil  von  dem  Steuerärar  nach  Kräften  abgewendet 
werde. 


*)  Falke,  Zur  Geschichte  der  sächsischen  Landstände  in  den  Mitteilongen 
des  K.  S.  Altertumsvereins  Heft  XXIV.  S.  109  ff. 
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Auf  dem  Landtage  des  Jahres  1582  überwies  der  Kurfürst 
August,  als  er  anderweite  Bewilligungen  zur  Abminderung  der  immer 
noch  vorhandenen  grossen  Schuldenlast  verlangte,  den  Landständen 
auch  die  Steuern  der  Stifter  Naumburg  und  Merseburg,  des  Vogt- 
landes und  der  assekurierten  Aemter,  welche  bis  dahin  für  die  kur- 
fürstliche Rentkammer  erhoben  worden  waren,  zur  Verwaltung  und 
Mitverwendung  bei  Bezahlung  der  landesherrlichen  Schulden  ^). 

Seit  jener  Zeit  verblieb  die  Verwaltung  und  Kontrolle  der  direkten 
Landessteuern  und  der  auf  den  Steuerkredit  gewiesenen  landesherr- 
lichen Schulden  (der  sogenannten  Steuerkreditschulden  im  Gegen- 
satze zu  den  Kammerkreditschulden,  unter  welchen  letzteren 
Schulden  verstanden  wurden,  welche  die  Landesherren  ohne  vorgängige 
Befragung  und  Zustimmung  der  Landstände  gemacht  hatten,  und  die 
daher  auch  nur  aus  den  Kammereinkünften  verzinst  und  getilgt  wer- 
den konnten)  in  den  Händen  der  ehemaligen  Landstände,  und  aus 
der  zur  Verwaltung  der  direkten  Landessteuern  und  der  Steuerkredit- 
schulden bestellten  Kommission  entwickelte  sich  im'  Laufe  der  Zeit 
eine  oberste  kollegiale  Landesbehörde  unter  der  Bezeichnung 
„Obersteuereinnahme"  oder  „Obersteuerkollegium".  Erst  der 
Eintritt  der  konstitutionellen  Verfassung,  wie  solche  in  der  Verfas- 
sungsurkunde vom  4.  September  1831  ihre  Verkörperung  gefunden 
hat,  brachte  es  mit  sich,  dass  die  landständische  Verwaltung  der 
direkten  Steuern  und  damit  zugleich  das  Obersteuerkollegium  vom 
1.  Januar  1834  an  aufgehoben  und  die  Geschäfte  des  letzteren  teils 
unmittelbar  dem  Finanzministerium,  teils  den  dem  letzteren  unter- 
geordneten Kreissteuerräten  übertragen  wurden.  Dagegen  dauert  die 
landständische  Verwaltung  und  rechnungsmässige  Kontrolle  des  staat- 
lichen Schuldenwesens  bis  auf  den  heutigen  Tag  insofern  noch  fort, 
als  die  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  bestehende  Staats- 
schuldenkasse nach  §.  107  der  Verfassungsurkunde  in  Verbindung 
mit  dem  Gesetze,  die  Einrichtung  der  Staatsschuldenkasse  betreffend, 
vom  29.  September  1834  unter  die  Verwaltung  der  Stände  in  der 
Weise  gestellt  ist,  dass  diese  Verwaltung  durch  einen  ständischen 
Ausschuss  mit  Hilfe  der  von  ihm  ernannten  und  vom  Könige  be- 
stätigten Beamten  geführt  wird,  die  von  diesem  Ausschusse  abge- 
legten Jahresrechnungen  aber,  nachdem  sie  zuvörderst  einer  Prüfung 
seitens  der  obersten  staatlichen  Rechnungsrevisionsbehörde  unterlegen 


1)  Falke  a.  a.  0.  S.  131. 
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haben,  mit  dem  Gutachten  der  letzteren  durch  den  ständischen  Aus- 
schuss  den  Ständen  bei  jedem  ordentlichen  Landtage  zur  Erinnenmg 
und  Justifikation  (Decharge)  vorgelegt  werden. 


m. 

Mit  dem  16.  Jahrhundert  begann  für  die  Entwicklung  der  obersten 
landesherrlichen  Finanzkontrolle  eine  Epoche  von  Wandlungen,  welche 
nach  mehr  als  einer  Richtung  eine  ausschlaggebende  Bedeutimg  erlang- 
ten. An  Stelle  der  mündlichen  Rechnungsabhör  trat  mehr  imd  mehr  das 
System  der  Ablegung  schriftlicher  Rechnungen,  woraus  sich  von 
selbst  die  Notwendigkeit  des  Erlasses  bestimmter  Vorschriften  über 
die  innere  Einrichtung  der  Rechnungen,  die  Fristen  für  die  Ablegung 
und  das  Verfahren  bei  Prüfung  derselben  ergab.  Hand  in  Hand  da- 
mit wurden  die  Verhältnisse  der  wichtigsten  finanziellen  Verwaltungs- 
zweige durch  Instruktionen  und  Ordnungen  geregelt,  in  welchen 
zugleich  die  Grundsätze,  die  sich  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  landes- 
herrhchen  Finanzen  und  Finanzquellen  nach  und  nach  herausgebildet 
hatten,  eine  zeitgemässe  Kodifikation  erfuhren.  Aus  den  mit  der 
Handhabung  der  finanziellen  Kontrolle  betrauten  Einzelbeamten  aber 
wuchs  allmählich  ein  Behördenorganismus  heraus,  wie  er  Hun- 
derte von  Jahren  hindurch  sich  erhalten  hat. 

Von  den  in  dieser  Beziehung  in  Betracht  kommenden  gesetz- 
geberischen Arbeiten  jener  Zeit  war  eine  der  frühesten  und  bedeu- 
tungsvollsten die  Bergordnung,  welche  Herzog  Georg  der  Bär- 
tige zuerst  im  Jahre  1509,  zuletzt  im  Jahre  1536  erKess  ^).  Zwar 
hatte  bereits  Markgraf  Friedrich  der  Ernsthafte  unter  dem 
18.  Mai  1328  eine  Bergwerksordnung  gegeben^);  allein  dieselbe  be- 
schränkte sich  in  der  Hauptsache  darauf,  die  Befugnisse  und  Ffliciiten 
zu  regeln,  welche  dem  Bergmeister  und  dem  Richter  bei  Ausübung 
der  poHzeüichen  und  richterlichen  Gewalt  über  die  Bergwerke  zu- 
stehen, beziehentlich  obliegen  sollten,  während  die  Bergordnung  des 
Herzogs  Georg  die  administrative  Seite  des  Bergwerksbetriebes  in 
ihrer  Gesamtheit  systematisch  behandelte,  zimi  Teü  auch  auf  die 
Technik  des  Betriebes  einging  und  überdies  dem  gewerkschaftlichen 
Bergrechnungswesen  eine  feste  Grundlage  verlieh. 


*)  Codex  Augusteus  II.  75. 

*)  Codex  diplomaticus  Saxoniae  regiae  n,  13.  Nr.  873  S.  5. 
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Nach  Massgabe  der  in  letzter  Beziehung  getroffenen  Bestim- 
mungen hatte  jeder  Schichtmeister  oder  Zechenvorsteher  allviertel- 
jährHch  Rechnung  abzulegen.  In  den  Rechnungen  mussten  „anfäng- 
lich, eigentlich  und  deutlich,  mit  deutschen  Worten  und  Zahlen'' 
ausser  dem  baren  Gelde  auch  die  gesamten  Naturalien  an  Blei,  Un- 
schlitt.  Eisen  —  und  zwar  alles  dies  nach  Gewicht  — ,  ferner  an  Holz, 
Brettern,  Seilen,  Gefässen  etc.  in  Einnahme  nachgewiesen  werden, 
während  bei  der  Ausgabe  jederzeit  vermerkt  werden  musste, 
wofür,  in  welcher  Höhe,  zu  welcher  Zeit  und  an  wen  ausgegeben 
worden  war.  Bei  angekauften  Waren  insbesondere  war  ausser  der 
Benennung  und  dem  Stückpreise  derselben  auch  die  Quelle  anzugeben, 
aus  der  sie  erkauft  worden  waren ;  weiter  aber  hatten  die  Rechnungen 
darzuthun,  in  welcher  Weise  über  solche  Waren  verfügt  worden  war. 
Bei  den  Löhnen  war  anzugeben,  was  und  wie  lange  im  Gedinge 
oder  ausserhalb  desselben  gearbeitet  worden  war,  wobei  die  beteilig- 
ten Arbeiter  namentlich  aufgeführt  werden  mussten.  Schliesslich 
waren  die  im  Bestand  verbliebenen  Vorräte  dem  Gewicht  oder  der 
Stückzahl  nach  ersichtlich  zu  machen.  lieber  Ausgaben  für  StoUen- 
und  Schachtsteuern  sowie  andere  'regelmässig  wiederkehrende  Lei- 
stungen mussten  von  den  Empfangsberechtigten  Quittungen  erfordert 
werden,  welche  mit  den  Rechnungen  vorzulegen  waren.  D.amit  man 
aus  den  Rechnungen  selbst  sofort  ersehen  konnte,  welche  Gruben 
abgebaut  oder  doch  in  abbaufähigem  Zustande  gehalten  wurden, 
mussten  in  jeder  Rechnung  die  bezüglichen  Zechen  namentlich  und 
den  Massen  nach  verzeichnet  werden;  übrigens  aber  hatte  sich  die 
Rechnungsablegung  auch  auf  die  zwischen  den  Quatembern  liegen  ge- 
bliebenen Gruben  zu  erstrecken.  Insoweit  die  Zechen  Silber  an  die 
Zehntner  abgeliefert  und  dafür  Bezahlung  von  letzteren  zu  verlangen 
hatten,  musste  mit  denselben  vor  dem  Rechnungsabschlüsse  voll- 
ständig abgerechnet  und  das  Ergebnis  der  Abrechnung  in  den  Rech- 
nungen ersichtlich  gemacht  werden.  Die  je  am  Sonnabende  vor  Weich- 
fasten abgeschlossenen  Vierteljahrsrechnungen  mussten  am  nächsten 
Montage  nach  Weichfasten,  zur  Pfingstzeit  am  Montage  nach  Trinitatis 
den  Berghauptleuten,  Bergmeistern  oder  den  sonst  zur  Rechnungs- 
abhör  verordneten  landesherrlichen  Bergbeamten  vorgetragen  werden, 
damit  sie  von  letzteren  „besichtigt  und  überlegt"  wurden.  Die  wesent- 
liche Aufgabe  dieser  Rechnungsabhör  war,  einerseits  davon  Ueber- 
zeugung  zu  nehmen,  „wie  itzlich  viertheil  jhar  den  gewergken  vor- 
gestanden und  mit  jrem  gutt  gehandelt   sey",    anderseits   den    etwa 
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hierbei  wahrgenommenen  Missständen  Abliilfe,  für  pekuniäre  Schädi- 
gungen den  Gewerken  Ersatz  zu  verschaffen  und  betrügerische  Ge- 
barungen gegen  sie  mit  nachdrücklichen  Geld-  oder  Freiheitsstrafen 
zu  bekämpfen. 

Den  Rechnungsführern  war  deshalb  besonders  eingeschärft,  „ihre 
Rechnung  gerecht  und  ungetadelt  zu  verfertigen",  und  Versäumnisse 
in  dieser  Beziehung  sollten,  auch  wenn  sie  auf  Böswilligkeit  nicht 
beruhten,  mit  entsprechenden  Ordnungsstrafen  geahndet  werden.  In- 
soweit der  Rechnungsabschluss  das  Vorhandensein  von  Barbeständen 
ergab,  waren  die  Rechnungsführer  gehalten,  dieselben  „von  Stund 
an  sampt  der  Rechnung  aufzulegen".  Für  den  Fall,  dass  sie  erklärten, 
den  rechnungsmässig  sich  ergebenden  Barbestand  in  Vorräten  ange- 
legt zu  haben,  sollte  sofort  zur  Ermittelung  der  letzteren  geschritten 
und,  dafem  sich  hierbei  ergab,  dass  der  angegebene  Vorrat  nicht 
vorhanden  war,  der  Rechnungsführer  so  lange,  bis  er  Bezahlung 
gethan,  gefangen  gesetzt  werden,  überdies  aber  seines  Amtes  ver- 
lustig gehen.  Unbeschadet  der  den  Bergmeistern  etc.  obliegenden 
Rechnungsabhör ,  und  wenn  sie  hierbei  auch  die  Rechnungen  für 
richtig  angenommen  hatten,  mussten  sie  letztere  und  die  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  Register  doch  noch  durch  eine  oder  zwei  sach- 
verständige Personen  „mit  guter  Müsse  übersehen  lassen",  und  für 
jeden  unrichtigen  Eintrag,  der  hierbei  wahrgenommen  wurde,  hatten 
sie,  soweit  nicht  Betrug  dabei  in  Frage  kam,  der  an  Leib  und  Gut 
und  mit  Amtsentziehung  geahndet  werden  musste,  den  Rechnungs- 
führer in  eine  Strafe  von  einem  Groschen  zu  nehmen.  Nach  erfolgter 
Rechnungsabhör  endlich  waren  summarische  Auszüge  aus  den 
Rechnungen  anzufertigen  und  zur  Kenntnis  des  Landesherm  zu 
bringen. 

Was  Herzog  Georg  begonnen,  setzte  von  seinen  Nachfolgern 
am  erfolgreichsten  und  hervorragendsten  Kurfürst  August  fort. 
Zunächst  liess  er  die  Bergordnung  des  Herzogs  Georg,  nachdem  sie 
in  der  Zwischenzeit  von  dem  Herzog  Heinrich  bestätigt,  von 
dem  Kurfürsten  Moritz  aber  in  mehrfacher  Beziehung  ergänzt 
worden  war  ^) ,  neu  bearbeiten ,  ohne  dass  sich  indessen  hierbei  die 
Notwendigkeit  ergeben  hätte,  die  letztere,  wenigstens  soweit  es  sich 
um   die   rein  administrative   Seite   des   Bergwerksbetriebes    und    um 


^)  Vgl.  insbesondere  die  Instruktionen  vom  22.  Februar  1546  und  6.  No- 
vember 1548,  Codex  Augusteus  11.  113. 
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das  Bergrechnungswesen  handelte,  sachlich  einschneidenden  Umge- 
staltungen zu  unterziehen.  Dieser  Neukodifikation  der  Bergordnung, 
welche  das  Datum  des  3.  Oktober  1554  trägt  ^),  schlössen  sich  Er- 
läuterungen und  Ergänzungen  derselben  an,  welche  unter  dem 
23.  April  1571  verkündet  wurden^),  und  unter  dem  4.  November 
1573  erfolgte  eine  nochmalige  Neukodifikation  ^) ,  welche  die  seit- 
herige Gesetzgebung  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  zusammenfasste. 
Des  weiteren  war  es  die  Kontrolle  des  Münzbetriebes, 
welcher  der  Kurfürst  August  seine  Aufmerksamkeit  zuwendete.  In- 
folge des  eigennützigen  Gebarens  der  Münzmeister  waren  die  ver- 
schiedenen Münzsorten  im  Laufe  der  Zeit  im  Gehalt  mehr  und  mehr 
verschlechtert  worden.  Dadurch  aber  war  nach  den  eigenen  Worten 
des  Kurfürsten  nicht  nur  „  den  Landen  und  Unterthanen  an  ihren  Handeln, 
Kauifmannschafffcen ,  Handthierungen  und  Gewerben  ein  mercklicher 
grosser  Abfall,  Hinderung  und  Schmälerung  erwachsen",  sondern  auch 
gegen  die  Landesherren  selbst  war  „bei  andern  Ständen  im  heiligen 
Reich  deutscher  Nation  eine  böse  Nachrede  und  Verdacht  entstanden, 
als  ob  solches  mit  ihrem  guten  Vorwissen,  Willen  und  vielleicht  aus 
Geheiss  und  Befehl  geschehen  sei".  Der  Kurfürst  entschloss  sich 
deshalb,  „auf  diese  Dinge  selbst  fleissig  Achtung  zu  geben  und  die 
Münzen  in  eigene  Sorge  und  Bestellung  zu  ziehen",  und  um  dieses 
Ziel  zu  erreichen,  verlegte  er  die  letzteren  nach  Dresden,  erliess  auch 
unter  dem  27.  September  1558  eine  neue  Münz  Ordnung''),  welche 
im  Verhältnis  zu  den  Münzordnungen,  welche  bereits  vom  Kur- 
fürsten Moritz  unter  dem  1.  JuH  1542  5)  und  dem  27.  März  1549^) 
ausgegangen  waren,  in  vieler  Beziehung  als  ein  völlig  neues  Werk 
gelten  kann  und  insbesondere  zum  erstenmal  auch  das  Münz- 
rechnungswesen in  ihren  Bereich  zog.  Der  Münzmeister  hatte 
hiernach  aUe  Vierteljahre  Rechnung  abzulegen  und  solche  unmittel- 
bar dem  Kurfürsten  oder  dessen  Kammermeister  zu  überantworten. 
Die  nämliche  Verpfiichtung  hatte  der  zur  Prüfung  der  Münzen  auf 
Schrot  und  Korn  bestellte  Münzwardein  hinsichtlich  seiner  Probations- 
rechnung,   welcher   die  Proben    beizufügen    waren.     In   der   Münz- 


^)  Codex  Augusteus  II.  117. 
^)  Codex  Augusteus  IL  169. 
^)  Codex  Augusteus  IL  175. 
*)  Codex  Augusteus  IL  753. 
*)  Codex  Augusteus  IL  745. 
^)  Codex  Augusteus  IL  749. 
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betriebsrechnung  war  das  System  einer  Geld-  und  Naturalrechnung 
insofern  vereinigt,  als  in  derselben  nicht  nur  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  an  barem  Gelde,  sondern  auch  die  Ab-  und  Zugänge  an 
den  Vorräten  von  gemünztem  und  ungemünztem  Silber,  ingleichen 
von  Zwischenprodukten  (Platten  und  Schroten)  und  der  davon  ver- 
bliebene Bestand,  alles  unter  genauer  Angabe  des  Gehaltes  an  Fein- 
silber, nachgewiesen  werden  mussten,  so  dass  sich  aus  der  Rechnung 
ausser  dem  erzielten  baren  Betriebs  Überschüsse  auch  der  eigent- 
liche Betriebs  e  r  t  r  a  g  erkennen  Hess. 

Unter  dem  8.  September  1560  erfolgte  der  Erlass  einer  For st- 
und Holzordnung  ^),  in  welcher  namentlich  die  Art  und  Weise 
des  Holzverkaufs  und  in  Verbindung  damit  das  Forstrechnungs- 
wesen geregelt  wurde.  Hiernach  sollten  in  jedem  Amte  mehr  nicht 
als  jährlich  zwei  Förstereien,  die  erste  in  der  Woche  Matthäi  oder 
Michaelis,  die  andere  in  der  Woche  nach  dem  Sonntage  Judica  oder, 
wenn  dies  vorfallender  Gewitter  wegen  nicht  ausführbar  sein  sollte, 
doch  wenigstens  im  IVIichaelis-  und  Märzmonate  abgehalten  werden. 
Der  Holzverkauf  aber  durfte  nicht  mehr  in  den  Stuben  erfolgen, 
sondern  die  Jägermeister  oder  in  deren  Behinderung  die  ihnen  bei- 
gegebenen Forstschreiber,  desgleichen  die  Amtleute  sowie  die 
Ober-  und  Unterförster  mussten  sich  zur  Zeit  der  Holzmärkte  in  die 
Waldungen  selbst  begeben,  imi  hier  den  Kauflustigen  das  Holz,  dessen 
sie  bedurften,  an  Ort  und  Stelle  anzuweisen.  Nur  die  Bezahlung  des 
Holzes  sollte,  soweit  sie  nicht  bereits  im  Walde  erfolgt  war,  im  Amte 
oder  in  des  Oberförsters  Behausung  stattfinden  dürfen,  und  zwar 
musste  sie  in  jedem  Falle  noch  am  Tage  der  Anweisung  selbst  ge- 
schehen. Wer  dieser  Verpflichtung  nicht  nachkam,  ging  nicht  allein 
des  erkauften  Holzes  verlustig,  sondern  es  sollte  auch  das  verfallene 
Kaufgeld  im  Wege  der  AmtshiKe  von  ihm  eingebracht  und  als  Straf- 
geld verrechnet  werden.  Das  Ablassen  von  Holz  auf  Borg  war  aus- 
drücklich untersagt.  Jedem  Holzkäufer  mussten  darüber,  welche 
Mengen  von  Holz  er  erkauft,  wie  viel  er  dafür  gegeben  hatte,  und 
zu  welcher  Zeit  dies  geschehen  war,  Bescheinigungen  in  doppelten 
Exemplaren  zugestellt  werden,  deren  eines  der  Amtmann,  das  andere 
der  Forstschreiber  auszufertigen  hatte.  In  gleicher  Weise  musste 
auch  rücksichthch  des  angewiesenen  Freiholzes  verfahren  werden. 
Die  Verbuchung  des  aus  dem  Holzverkaufe  erzielten  Erlöses  hatte  in 


Codex  AugTisteus  II.  487. 

611 


24  Lobe, 

den  sogenannten  Tors tregist er n  zu  geschehen,  die  m  zwei  gleich- 
lautenden Exemplaren,  das  eine  von  dem  Amtmann,  das  andere 
von  dem  Forstschreiber,  geführt  werden  mussten.  Jede  Post  war 
einzeln  zu  verbuchen,  wobei  der  Ort,  wo  das  Holz  verkauft  worden, 
sowie  Name  und  Wohnort  des  Käufers  anzugeben  waren.  Auch  die 
Erlöse  aus  allen  andern  Forstnutzungen  waren  in  den  Forstregistern 
nachzuweisen.  Nicht  minder  hatten  sich  die  letzteren  auf  das  ver- 
schenkte oder  sonst  ohne  Bezahlung  abgelassene  Holz  mit  Einschluss 
des  in  den  Aemtern  verbrauchten  zu  erstrecken.  Der  Abschluss  der 
Register  hatte  jährlich  zu  Michaelis  zu  erfolgen,  worauf  sie  an  die 
Renterei  eingeschickt  werden  mussten,  damit  sie  von  dieser  geprüft 
und  mit  den  Jahresrechnungen  der  Aemter  verglichen  werden  konnten. 

Die  Bestimmungen  der  Forst-  und  Holzordnung,  soweit  sie  sich 
auf  den  Holzverkauf  und  dessen  Kontrolle  bezogen,  wurden  im  Laufe 
der  Zeit  von  dem  Kurfürsten  August  noch  mehrfach  ergänzt. 

Nachdem  er  wahrgenommen  hatte,  dass  vielfach  auch  ausserhalb 
der  ordentlichen  Holzmärkte  Holz  verkauft  und  hierbei  erheblicher 
Unterschleif  getrieben  worden  war,  erliess  er  im  Jahre  1561  an  die 
Forstbeamten  ein  ausdrückliches  Verbot,  ohne  seinen  unterschriebenen 
Befehl  Holz  zu  verkaufen.  Auch  untersagte  er  ihnen  bei  Strafe  des 
Galgens,  Handel  mit  Brettern  und  andern  Walderzeugnissen  zu 
treiben.  Im  Jahre  1568  traf  er,  da  sich  auch  bei  Gelegenheit  der 
regelmässigen  Holz  verkaufe  nicht  selten  Betrügereien  aller  Art  er- 
eignet hatten,  die  Anordnung,  dass  sich  zu  jedem  Markte  vertraute 
Räte  vom  Hofe  begeben  sollten,  um  richtige  Befehle  mit  sich  zu 
bringen,  was  auf  jedem  Markte  in  jedem  Amte  zu  lösen  sei,  auch  das 
Kaufgeld  für  das  Holz  aufzuzeichnen,  in  Empfang  zu  nehmen  und  an 
die  dazu  ihnen  angewiesenen  Aemter  abzuliefern,  den  letzteren  aber 
darüber  richtige  Gegenregister  zukommen  zu  lassen.  Auch  diesen 
abgeordneten  Räten  war  das  Verborgen  von  Holz  ausdrücklich  unter- 
sagt. Dafern  angesessene  Leute  ganz  notwendig  Holz  für  sich  bedurften, 
ohne  dasselbe  alsbald  bezahlen  zu  können,  konnten  die  Abgeordneten 
den  Schössern  solches  Holz  zwar  anweisen;  dagegen  mussten  sie  die 
Bezahlung  sofort  von  letzteren  dafür  einnehmen  und  ihnen  befehlen, 
das  Geld  gegen  Ueberantwortung  des  Holzes  von  den  Leuten  einzu- 
bringen, damit  die  Holznutzung  ohne  weiteres  als  voll  eingenommen 
berechnet  werden  konnte.  Seit  dem  Jahre  1569  mussten  die  Jäger- 
meister und  Oberförster  im  Verein  mit  den  Schössern  auch  bei  jeder 
Försterei    die    etwa    vorgekommenen    Holzdiebstähle    feststellen    und 
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hierüber  Verzeichnisse  anfertigen,  welche  an  die  Renterei  zur  Prüfung 
einzusenden  waren.  In  Bezug  auf  die  Ablieferung  der  Holzgelder 
aber  erging  der  Befehl,  dass  dieselbe  stets  binnen  Monatsfrist  nach 
abgehaltenem  Holzmarkte  zu  erfolgen  habe  ^). 

Auch  das  Amtsrechnungswesen  -unterzog  Kurfürst  August 
einer  Neugestaltung.  Sie  erfolgte  durch  eine  Instruktion  vom  8.  Sep- 
tember 1563  ^),  durch  welche  vor  allem  die  seitherigen  Naturalbesol- 
dungen,  welche  sich  als  eine  Hauptquelle  von  Willkürlichkeiten  und 
Unterschleifen  erwiesen  hatten,  beseitigt  wurden,  um  durch  feste  Geld- 
besoldungen ersetzt  zu  werden.  Die  letzteren  waren  in  halbjäh- 
rigen, je  zu  Ostern  und  MichaeHs  fälligen  Raten  aus  der  Rentkammer 
zu  erheben  und  in  den  Aemtem  gegen  Quittung  an  die  Berechtigten 
zu  zahlen.  Auch  die  sonst  im  Interesse  der  Aemter  erforderlichen 
Geldausgaben  soUten,  um  jeder  Willkür  der  Amtleute  bei  Verfügung 
über  die  Amtseinkünfte  vorzubeugen,  nicht  mehr  unmittelbar  aus 
letzteren  bestritten  werden,  sondern  die  dazu  erforderlichen  Mittel 
waren  den  Aemtem  von  der  Rentkammer  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Insbesondere  war  den  Amtleuten  hierbei  zur  Pflicht  gemacht,  der 
eigenmächtigen  Ausführung  von  Baulichkeiten,  wodurch  die  peku- 
niären Interessen  des  Landesherm  seither  vielfach  geschädigt  worden 
waren,  sich  zu  enthalten.  Damit  indessen  den  Gebäuden  hierdurch 
ein  Nachteil  nicht  erwuchs,  hatte  einerseits  jährlich  zur  Winterszeit 
der  verordnete  landesherrliche  Baumeister  jedes  Amt  zu  be- 
suchen, um  die  Baulichkeiten  zu  besichtigen  und  über  die  hierbei 
für  notwendig  befundenen  Herstellungen  dem  Kui-fürsten  Bericht  zu 
erstatten;  anderseits  waren,  wenn  sich  in  der  Zwischenzeit  an  den 
Gebäuden  Schäden  ereigneten,  deren  Beseitigung  ohne  Nachteil 
für  den  Landesherm  nicht  aufgeschoben  werden  konnte,  die  Amt- 
leute berechtigt,  miter  Beirat  verständiger  Werkleute  alsbald  zu  den 
erforderlichen  Herstellungen,  jedoch  unter  thunlichster  Kostenbeschrän- 
kung, zu  verschreiten.  Indessen  mussten  sie  solchenfalls  dem  Kur- 
fürsten unverweilt  Bericht  erstatten,  damit  der  Landbaumeister  zur 
Mitwirkung  bei  Ausführung  der  fraglichen  Baulichkeiten  veranlasst 
werden  konnte.  Auch  Ausgaben  untergeordneter,  dabei  aber  regel- 
mässig wiederkehrender  Art,  wie  z.  B.  Botenlöhne,  Kosten   für  die 


^)  Falke,  Geschichte  des  Kui-fiirsten  August  von  Sachsen  in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung  S.  132  ff. 

*)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Kurfürst  Augusti  Instruktion  wegen  Einrichtung 
der  Amtsrechnungen  etc.  1563  etc.  loc.  Nr.  7287. 
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Unterhaltung  der  Gefangenen  etc.,  durften  die  Amtleute  ohne  vor- 
gängige Anfrage  aus  den  Amtseinkünften  bestreiten;  doch  hatten 
sie  auch  diese  bei  der  ßentkammer  „gegen  Ueberreichung  richtiger 
versiegelter  und  unterschriebener  Verzeichnisse  und  Register"  zur 
Erstattung  anzumelden.  Alle  Naturalvorräte  mussten,  soweit  sie  nicht 
für  die  Hofhaltung  Verwendung  fanden,  veräussert  und  die  dafür  er- 
zielten Erlöse  in  Rechnung  gestellt  werden.  Dies  galt  namentlich 
auch  von  den  Ueberschüssen  an  Gretreide,  die  nicht  mehr,  wie  vorher 
vielfach  geschehen,  an  andere  Aemter  verschickt  werden  durften, 
sondern  nach  ihrem  Werte  in  gleicher  Weise,  wie  dies  selten  „der 
anstossenden  Nachbarn"  geschah,  ausgethan  und  verkauft  werden 
mussten.  Und  damit  die  Amtleute  „hierinnen  nicht  irren  möchten", 
sollten  sie,  wenn  sie  „zufällige  Botschaften  nach  der  Residenz"  hatten, 
dem  Kurfürsten  „Bericht  zuschreiben,  was  jederlei  Getreide  gültig, 
wie  es  die  andern  anstossenden  Nachbarn  und  Unterthanen  austhun, 
und  um  welchen  Preis  man  hiernach  die  Amtsvorräte  anbringen 
könne,  hierauf  aber  seines  Bescheids  gewärtig  sein".  Für  die  Fälle, 
in  welchen  die  Amtleute  in  landesherrlichen  Geschäften  reisen  würden, 
wurden  bestimmte  Auslösungssätze  in  der  Weise  festgesetzt,  dass  die 
Amtleute  beim  Reiten  für  ihre  Person  und  ein  Pferd  mehr  nicht  denn 
einen  halben  Gulden,  beim  Fahren  aber  mehr  nicht  als  für  ihre 
Person  6  Groschen  und  auf  einen  Wagenknecht  und  zwei  Wagen- 
pferde einen  halben  Gulden  in  Ansatz  bringen  durften.  Die  Fristen 
für  die  Ablieferung  der  Amtsgelder  an  die  Rentkammer  wurden 
dergestalt  geregelt,  dass  an  jedem  Leipziger  Markte  eine  solche  Ab- 
lieferung zu  erfolgen  hatte. 

Für  die  Aufstellung  der  Amtsrechnungen  wurde  ein  eigenes 
Formular  vorgeschrieben ,  demzufolge  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
gruppenweise  und  daher  unter  Zerfällung  in  Kapitel  dergestalt  vor- 
geführt werden  mussten,  dass  zunächst  die  baren  Einnahmen  und 
Ausgaben  zu  erscheinen,  hierauf  aber  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
an  Naturalien  sich  anzuschliessen  hatten.  Bei  den  zur  Verrechnung 
gekommenen  Gefällen  musste  überall  der  Termin  der  Fälligkeit  ver- 
merkt, auch  angegeben  werden,  ob  es  sich  dabei  um  erbliche  oder 
widerrufliche  sowie  um  feststehende  oder  um  steigende  und  fallende 
Leistungen  handelte.  Die  Verrechnung  der  Holznutzungen  hatte  für 
jede  Holzgattung  besonders  zu  erfolgen.  Um  sofort  aus  den  Rech- 
nungen selbst  das  Verhältnis  der  Einnahmen  und  *der  Ausgaben  im 
Vergleich  zum  Vorjahre  ersehen  zu  können,  musste  bei  jedem  Kapitel 
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angemerkt  werden,  ob  es  gegen  das  vorhergehende  Jahr  in  den  Ein- 
nahmen, beziehentlich  Ausgaben  gestiegen  oder  gefallen,  und  aus 
welchen  Ursachen  dies  geschehen  war.  Jeder  Rechnung  waren  an- 
hangsweise ein  Inventarienverzeichnis  und  die  Kirchenrechnung 
beizugeben. 

Kurfürst  August  begnügte  sich  aber  nicht  damit,  auf  solche  Weise 
der  obersten  Finanzkontrolle  die  für  ihren  Erfolg  unentbehrhchen  gesetz- 
lichen und  reglementären  Stützpunkte  geschaffen  zu  haben;  er  war 
es  auch,  welcher  den  ersten  entscheidenden  Schritt  zu  einer  sach- 
gemässen  Erweiterung  und  Verstärkung  des  diesfalls  bestehenden 
Behördenorganismus  that.  Zwar  hatte  bereits  sein  Vorgänger 
in  der  Regierung,  der  Kurfürst  Moritz,  die  Notwendigkeit  erkannt, 
neben  dem  Landrentmeister  und  dem  Kammermeister  noch  andere 
ständige  Organe  zu  besitzen,  welche  sich  an  der  obersten  Leitung 
und  Kontrolle  des  Finanzwesens  beteiligen  konnten,  und  er  übeiirug 
deshalb,  nachdem  er  auf  Antrag  der  Landstände  im  Jahre  1547 
unter  dem  Namen  „Hof rat"  eine  oberste  Landesbehörde  zunächst 
für  die  Justizsachen  begründet,  die  letztere  aber  bereits  durch  die 
Regimentsordnung  vom  23.  September  1548  ^)  zu  einer  allgemeinen 
Landesregierung  erweitert  hatte,  dieser  auch  die  Oberaufsicht 
über  das  Kammerwesen  mit.  Lnmerhin  aber  war  damit  dem  Be- 
dürfnisse in  ausreichender  Weise  nicht  genügt,  da  der  Hofrat  die 
Erledigung  der  Kammersachen  mehr  oder  weniger  nur  als  ein  neben- 
sächliches Geschäft  behandelte. 

Kürfürst  August  zog  es  deslialb  vor,  einige  seiner  Räte  für 
die  Kammersachen  besonders  zu  deputieren.  Er  gab  ihnen  die  Be- 
zeichnung als  „Kammerräte",  und  nach  der  ihnen  erteilten  Listruk- 
tion  hatten  sie  u.  a.  die  Verpflichtung,  neben  dem  Landrentmeister 
und  dem  Kammermeister,  welche  beide  ihnen  imtergeben  waren, 
,bei  den  Amts-  und  anderen  Rechnungen  zu  sitzen,  dieselben  fleissig 
anhören  zu  helfen  und  also  die  Kammersachen  Ausgebens  und  Ein- 
nehmens  halber  wohl  wahrzunehmen,  damit  sie  derselben  in  Erfah- 
rung kommen,  des  Landesherm  Bestes  betrachten,  Schaden  und 
Nachteil  aber  verhüten  und  abwenden  helfen  möchten"  -).  Ueberdies 
beteiligte   sich   der   Kurfürst   zeitweise  selbst   an   der  Prüftmcr   der 


0  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Kanzleiordnungen  v.  1500—1683  Bl.  28  ff. 
*)  Falke,  Geschichte  des  Kurfürsten  August  von  Sachsen   in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung  S.  20. 
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Rechnungen,  wobei  er  grosse  Schärfe  entwickelt  haben  soll,  und  er 
betraute  mit  derartigen  Prüfungen  auch  seinen  Sohn,  den  Kur- 
prinzen Christian^). 

Im  Jahre  1575  umgab  sich  Kurfürst  August  mit  einem  aus 
4  Personen  bestehenden  Geheimen  Rate,  der  seine  geheimsten  Gre- 
schäfte  besorgen  sollte,  und  diesem  übertrug  er  auch  die  Kammer- 
sachen mit,  —  eine  Massregel,  zu  der  er  hauptsächlich  dadurch  ver- 
anlasst worden  zu  sein  scheint,  dass  er  auf  die  Zuverlässigkeit  und 
Uneigennützigkeit  seiner  seitherigen  Kammerräte  nicht  immer  mit 
unbedingter  Sicherheit  hatte  bauen  können  ^). 

^)Gretschel  und  B  ü  1  a  u ,  Geschichte  des  sächs.  Volkes  und  Staates  II.  90. 

^)  Bereits  im  Jahr  1563  sprach  sich  Kurfürst  August  in  einem  Schriftstücke 
(K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Kurfürst  Augusts  Erklärung  über  seinen  Staatshaushalt, 
1563,  loc.  Nr.  7287)  bei  einer  Betrachtung  über  die  Lage  seiner  Finanzen  in 
folgender  charakteristischen  Weise  über  die  Thätigkeit  seiner  beiden  Kammer- 
räte  Hans  von  Ponickau  und  Dr.  Ulrich  Mordeisen  aus: 

,Von  1  Pferde  6  fl.  vor  den  Ritter  Dienst,  thut  auf  1  Pferd  1  Jahr  72  fl. 
Thut  auf  1200  Pferde  86,400  fl.  oder  aufs  wenigste  ein  Jahr  ufs  Pferd  50  fl., 
■wenn  einer  dem  andern  einen  Pferd  Ritter  Dienst  verkauffet,  thut  auf  1200  Pferde 
60,000  fl.  Item  von  einen  Heerf artswagen  auch  50  fl. ,  thut  auf  200  Wagen 
10,000  fl.  Item  von  einen  jeden  Trabanten  oder  Fuss  Knecht  ausserhalb  derer, 
so  in  Vestungen  bleiben  sollen,  alle  Monath  1  fl.,  thut  auf  4000  Trabanten  oder 
Fuss  Knecht  48,000  fl.  Item  von  einen  ieden  besessenen  Mann  einen  Monath 
3  gr.,  thut  1  Jahr  36  gr.,  thut  auf  pp.  Vm  Mann  42,857  fl.  3  gr.  Thut  in 
einer  Summe  187,257  fl.  3  gr.  Die  Trancksteuer  hat  von  dem  53.  bis  auf  das 
ietzige  63.  Jahr  getragen  1,900,000  fl.  Die  Pfennigsteuern  haben  bey  meiner 
Regierung  getragen.  Meine  Aembter  und  die  Bergk  Wercke  haben  bei  meiner 
Regierung  auch  getragen  4,382,583  fl.  9  gr.  Wie  ich  ins  Regiment  kommen 
bin,  da  sind  so  viel  Schulden  gewesen,  nehmlich  1,667,078  fl.  12  gr.  4  Pf.  Jezo 
sind  so  viel  Schulden  2,000,000  fl.  und  darüber.  Was  ich  damit  gebessert  habe  ? 
Nichts.  Wo  es  hin  ist  kommen?  Das  weiss  Gott.  Ob  die  Leute  nicht  sagen 
würden,  wenn  sie  es  wüsten?  Entweder  der  Herr  ist , zu  fromm  oder  ein  Narr, 
und  seine  Räthe  wolten  freylich  nicht,  dass  der  Herr  zu  viel  reich  würde,  sondern 
sie  müssten  zuvor  fein  satt  seyn  und  ihre  Beutel  voll  haben.  Wenn  nun  umb- 
gef raget  würde,  was  ein  jeglicher  bekommen,  so  würde  von  meisten  Hauff'en 
das  gesaget  werden:  das  Hannss  von  Ponickau  und  Dr.  Ulrich  Mordeisen  sich 
zum  besten  ge wärmet  haben,  wer  könte  denn  sagen,  dass  solches  nicht  wahr 
wäre?  Darum  wird  mich  nicht  niemand  verdencken  können,  dass  ich  mit  bessern 
Fleiss,  denn  bisshero  geschehen,  zu  dem  meinen  sehe,  sonst  hette  ich  Sorge,  es 
würde  unser  Herr  Gott  dadurch  erzürnet,  und  wäre  auch  sonsten  bei  wenig 
Leuten  rühmlich." 

Die  nach  einer  Abschrift  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  bisher  erfolgten 
Abdrücke  dieses  interessanten  Schriftstückes  (vgl.  Gretschel  und  Bülau  a.  a.  0. 
S.  70,  Falke  a.  a.  0.  S.  21)  sind  teils  unvollständig,  teils  ungenau  und  unkorrekt. 
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Im  Zusammenhange  mit  der  Errichtung  eines  Geheimen  Rates 
erhielten  sowohl  der  Landrentmeister  als  der  Kammermeister,  welche 
an  erster en  gewiesen  waren,  unter  dem  1.  Februar  1575  neue  In- 
struktionen. Hiemach  lag  dem  Landrentnieister  hauptsächlich  ob, 
jede  Unrichtigkeit  in  Einnahme  und  Ausgabe  der  jährlichen  Nutzungen 
zu  offenbaren,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  erblichen  Gefälle  in  ihrem 
Stande  erhalten,  die  Nutzungen  getreulich  eingebracht  und  verrechnet, 
alle  Ausgaben  mit  Quittungen  etc.  belegt  wurden,  über  ungewöhn- 
liche Ausgaben  Rechenschaft  zu  verlangen,  die  Gegenregister  der 
Forstbeamten  mit  den  Rechnungen  zu  vergleichen,  über  die  Nutzungen 
der  eigentümlichen  Güter,  ihre  Bevdrtschaftung  und  das  finanzielle 
Ergebnis  derselben  Auszüge  zu  fertigen  und  dem  Kurfürsten  vorzu- 
legen, von  deiji  Stande  des  Schuldenwesens  sich  in  fortlaufender  Kenntnis 
zu  erhalten  und  dem  Kurfürsten  darüber  vor  und  bei  Ausgang  jedes 
Leipziger  Marktes  Bericht  zu  erstatten.  In  Bezug  auf  die  Abnahme 
der  Rechnungen  war  ihm  zur  Pflicht  gemacht,  dieselbe  dergestalt 
zu  beschleunigen,  dass  sie  zwischen  Michaelis  des  einen  und  Pfingsten 
des  folgenden  Jahres  vollständig  zur  Erledigung  gebracht  wurde. 
Der  Kammermeister  sollte  besonders  darüber  wachen,  dass  die 
der  Rentkammer  zugewiesenen  Einnahmen  zu  rechter  Zeit  eingeliefert 
und  Reste  möglichst  vermieden  wui'den.  AUe  Vierteljahre  hatte  er 
aus  den  Kassenbüchern  der  Rentkammer,  nach  Abschluss  der  Jahres- 
rechnung der  letzteren  aber  aus  dieser  einen  Auszug  anzufertigen 
und  dem  Kurfürsten  zu  überreichen,  auch  sich  jederzeit  bereit  zu 
halten,  dass  er  die  Rechnung  selbst,  in  der  alle  Ausgaben  mit  Quit- 
tungen, Beweiszetteln,  Bekenntnissen  und  andern  schriftlichen  Ur- 
kunden belegt  sein  mussten.  dem  Kurfürsten  auf  Erfordern  vorlegen 
konnte.  An  der  Prüfung  der  Rechnungen  hatte  er  sich  in  gleicher 
Weise  wie  der  Landrentmeister  zu  beteiligen,  und  er  war  verpflichtet, 
alle  hierbei  wahrgenommenen  Unrichtigkeiten  zur  Kenntnis  des  Kur- 
fürsten zu  bringen.  Als  Rechnungsjahr  war  der  Zeitraum  von  Michaelis 
des  einen  bis  MichaeKs  des  folgenden  Jahres  festgesetzt '). 

Im  Hinblick  auf  die  nahen  Beziehungen,  welche  zwischen  den 
landesherrlichen  Finanzen  und  dem  Haushalte  der  Städte  schon  des- 
halb obwalteten,  weil  die  letzteren  zu  vielfachen  direkten  und  in- 
direkten Leistungen  an  den  Landesherrn  sowie  zur  Einhebung  von 
Gefällen   verschiedenster   Art    verpflichtet   waren,    wendete   Kurfürst 


1)  Falke  a.  a.  0.  S.  23  flF. 
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August  auch  der  Kontrolle  des  städtischen  Finanzwesens  seine 
persönliche  Aufmerksamkeit  zu.  Bereits  unter  seinen  Vorfahren  war 
die  Bestimmung  getroffen  worden,  dass  die  Stadträte  von  Jahr  zu 
Jahr  ihre  Rechnungen  bei  der  ßenterei  zur  Prüfung,  „wie  dem 
gemeynenn  gutte,  auch  denn  hospitaln,  forbergen,  scheffereien,  mwhlen, 
teichen,  geholtzen,  zeigelscheunen  und  andern  guttern  vorgestanden 
worden,"  einzureichen  hatten,  und  bevor  dies  nicht  geschehen  war, 
neue  Ratswahlen  von  der  Regierung  weder  angenommen,  noch  be- 
stätigt werden  sollten.  Dieser  Bestimmung  waren  indessen  die  Städte 
teüs  gar  nicht,  teüs  nur  in  ungenügender  Weise  nachgekommen ;  im 
übrigen  aber  waren  die  Ratsrechnungen  in  der  Renterei  zumeist  ohne 
Prüfung  geblieben,  was  zur  Folge  gehabt  hatte,  dass  „bey  etlichen 
den  gemeynen  guttern,  hospitaln,  forbergen,  scheffereien,  mwhlen, 
teichenn,  geholtzen,  zeigelschewnen  und  anderm  so  gar  ordentlich  und 
vleissig,  wie  wol  bülich  gescheen  solle,  nicht  vorgestanden,  nach  be- 
stellet, sondern  ye  zcu  zceitten  auch  eigener  nutz  gebraucht  unnd  mehir 
Unkosten,  dan  die  notdurfft  erfordert,  auffgewandt  unnd  awsgegeben 
worden  war".  Kurfürst  August  traf  deshalb  die  Anordnung,  dass 
die  Prüfung  der  Ratsrechnungen  von  ihm  in  eigener  Person  und 
nur,  wenn  er  verhindert  war,  durch  von  ihm  dazu  Verordnete  er- 
folgen sollte,  um  dadurch  „den  unrath  abctzuwenden"  ^). 

Kurfürst  Christian  I.  Hess  das  Institut  der  Kammerräte,  wie 
es  sein  Vater,  der  Kurfürst  August,  zu  Beginn  seiner  Regierung  be- 
gründet hatte,  nicht  nur  wieder  aufleben,  sondern  er  gab  demselben 
auch  eine  gesicherte  Grundlage,  indem  er  sich  den  Kammerräten 
gegenüber  in  einer  unter  dem  22.  Mai  1589  ihnen  erteüten  Instruktion  2) 
ausdrücklich  verpflichtete,  die  Kammersachen  ausschliesslich  durch 
sie  im  Verein  mit  dem  Landrentmeister  und  dem  Kammermeister, 
welche  beide  an  sie  gewiesen  waren,  besorgen  zu  lassen.  Damit  ver- 
band er  die  Anordnung,  dass  sie  die  in  ihren  Geschäftsbereich  ge- 
hörigen Sachen  in  gemeinsame  Beratung  nehmen  soUten  dergestalt, 
dass  sie  nach  Befinden  zu  wichtigeren  Bergsachen  die  Berghauptleute 
und  den  Oberbergmeister,  zu  wichtigeren  Forstsachen  den  Jäger- 
meister, zu  andern  wichtigen  Angelegenheiten  den  Kanzler  zuzu- 
ziehen hatten,  und  mit  dieser  Einrichtung  wurde  er  der  Begründer 
einer  obersten  kollegialen  Finanzbehörde,  des  „Kammerkollegiums" 


^)  Richter,  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Dresden  S.  371. 
')  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  loc.  Nr.  7287. 
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oder  ,  Kamm  er-  und  Berggemachs",  wie  dieselbe  vielfach  auch 
genamit  wurde. 

In  Bezug  auf  die  Prüfung  der  Rechnungen  bestimmte  die  In- 
struktion vom  22.  Mai  1589,  dass  die  Amtsrechnungen  zunächst 
von  dem  Landrentmeister  abgehört,  hierauf  aber  den  Kammerräten 
vorgelegt  werden  mussten,  damit  sich  letztere  auch  ihrerseits  in  diesen 
Reclmungen  „ersehen"  und  das  Nötige  anordnen  konnten,  wenn  sie 
hierbei  etwas  zu  erinnern  fanden  oder  dem  Interesse  des  Landes- 
herm  für  nützlich  oder  notwendig  erachteten.  Die  Kammerrechnungen 
sollten  die  Kammerräte  im  Verein  mit  dem  Landrentmeister  und  dem 
Kammermeister,  die  Hofämterrechnungen  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Landrentmeister  selbst  abhören.  Auch  der  Abhör  der  Rechnungen 
der  Kammerschreiber  über  aus  Verlagsgeldem  von  ihnen  bestrittene 
Ausgaben,  der  Münze,  der  Zehntereien,  der  Hütten  und  der  Berg- 
werke hatten  sie  sich  selbst  zu  unterziehen.  Nicht  minder  sollte 
einer  von  ihnen  der  Abhör  der  Rechnungen,  welche  über  die  gewerk- 
schaftlich betriebenen  Zechen  den  Gewerken  vierteljährlich  abgelegt 
wurden,  an  Ort  imd  Stelle  persönlich  beiwohnen.  Dabei  war  ihnen 
im  allgemeinen  zur  Pflicht  gemacht,  darüber  zu  wachen,  dass  die 
Rechnungen  rechtzeitig  angefertigt  wurden  und  ihre  Prüfung  der- 
gestalt beschleunigt  stattfand,  dass  ein  Anwachsen  derselben  aus- 
geschlossen war,  auch  Einnahmereste  nicht  in  unverhältnismässiger 
Weise  sich  anhäuften. 

Ganz  besondere  Aufmerksamkeit  sollten  die  Kammerräte  der 
Kontrolle  des  Verbrauchs  der  Hofhaltung  in  Küche  und  Keller 
zuwenden.  Soweit  nicht  der  Kurfürst  selbst  Zahlungsanweisungen  er- 
liess,  durften  ohne  ihr  Vorwissen  an  den  Küchen-  und  Kellermeister 
aus  der  Rentkammer  keinerlei  Gelder  verabfolgt  werden,  und  jeder  dem- 
gemäss  von  ihnen  erlassenen  Anweisung  hatten  Bedarfsanzeigen  vor- 
auszugehen, welche  zum  Beweise  dafür,  dass  die  Bedarfsgelder  in  der 
geforderten  Höhe  wirklich  auch  notwendig  waren,  von  dem  Hof- 
marschaU  und  dem  Oberküchenmeister  oder  dem  Oberschenken  unter- 
schriftlich  vollzogen  sein  mussten.  Ueberdies  waren  die  Kammerräte 
verpflichtet,  jede  Woche  Auszüge  über  den  Verbrauch  in  Küche 
und  Keller  einzufordern  und  dieselben  zu  dem  Zwecke  zu  prüfen, 
um  etwaige  Unregelmässigkeiten  sofort  abstellen  zu  können.  Im 
Zusammenhange  damit  hatten  sie  auch  bei  Prüfung  der  Rech- 
nungen über  die  aus  den  Aemtem  verlagsweise  bestrittenen  Kosten 
des  Unterhalts   fürstlicher  Personen  ausserhalb  des  Hoflagers  darauf 
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ZU  sehen,  dass  alle  unnötigen  und  überflüssigen  Ausgaben  unter- 
blieben. 

Insoweit  die  Kammerräte  und  der  Landrentmeister  ermächtigt 
waren,  Zahlungen  auf  die  Rentkammer  ohne  vorgängige  Genehmigung 
des  Kurfürsten  anzuweisen,  hatte  sich  letzterer  selbst  die  Kontrolle 
darüber  in  der  Weise  vorbehalten,  dass  diese  Anweisungen  liinterher 
in  Verordnungen  zusammengefasst  werden  mussten,  welche  ihm  zur 
Genehmigung  und  unterschriftlichen  Vollziehung  vorzulegen  waren, 
worauf  sie  der  Kammerrechnung  als  Belege  beigefügt  wurden. 

Von  Zeit  zu  Zeit  mussten  die  Kammerräte  und  der  Landrent- 
meister auch  persönlich  in  den  Aemtern  „den  Augenschein  nehmen", 
um  eigene  Erfahrungen  zu  sammeln,  ob  und  welche  Verbesserungen 
in  der  Verwaltung  der  Aemter  sich  notwendig  machten,  und  darüber 
dem  Kurfürsten  Bericht  zu  erstatten.  Zur  Revision  der  Natural- 
vorräte  der  Aemter  wurden  jedoch  auf  ihren  Antrag  auch  „sonderliche" 
Personen  abgeordnet,  welche  sich  namentlich  davon  zu  überzeugen 
hatten,  ob  die  in  den  Rechnungen  enthaltenen  Angaben  über  Art 
und  Menge  der  vorhandenen  Vorräte  der  Wirklichkeit  entsprachen. 
Ebenso  waren  die  Kammerräte  verpflichtet,  im  Verein  mit  dem  Land- 
rentmeister und  dem  Kammermeister  die  Leipziger  Märkte  zu  be- 
suchen, um  an  den  Abrechnungen  der  Amtsvorstände  wegen  der  Ajuts- 
einkünfte  teilzunehmen. 

Daneben  war  den  Kammerräten  die  Aufsicht  über  den  soge- 
nannten geis'tlichen  Kasten,  worunter  eine  von  dem  Kurfürsten  August 
begründete  Stiftung  zur  Unterstützung  der  Hinterlassenen  von  Geist- 
lichen verstanden  wurde,  in  der  Weise  übertragen,  dass  sie  die 
stiftungsgemässe  Verwaltung  und  Verwendung  der  bezüglichen  Fonds 
zu  überwachen  und  darüber  sich  Rechnung  ablegen  zu  lassen  hatten. 

Bereits  Herzog  Friedrich  Wilhelm  von  Sachsen-Weimar 
als  Administrator  des  Landes  in  Vormundschaft  des  minderjährigen 
Kurfürsten  Christian  IL  unterwarf  die  Kammerinstruktion  Chri- 
stians I.  einer  Neubearbeitung,  die  in  der  grossen  Hauptsache  als  ein 
völlig  neues  Werk  bezeichnet  werden  muss,  namentlich  auch  deshalb, 
weil  sie  mit  eingehenden  Vorschriften  über  das  Verfahren  bei  Prüfung 
der  Rechnungen  eine  umfassende  Kodifikation  der  für  die  Gebarung 
mit  den  landesherrlichen  Geldern  und  geldwerten  NaturaHen  mass- 
gebenden Grundsätze  verband.  Sie  erlangte  deshalb  auch  eine  Epoche 
machende  Bedeutung  für  das  sächsische  Finanzwesen  im  allgemeinen 
wie  die  Finanzkontrolle  im  besonderen   und  überdauerte,   namentlich 
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in  ihrer  Eigenschaft  als  der  ältesten  geschriebenen  Quelle  einer  Art 
von  Etatrecht,  Jahrhunderte,  indem  sie  die  nur  in  Einzelheiten  er- 
gänzte und  modifizirte  Grundlage  aller  späteren  Kammerinstruktionen 
wurde  und  blieb. 

Nach  dieser  Instruktion,  welche  das  Datum  des  28.  März  1594 
trägt,  und  die  ich  wegen  ihres  hervorragenden  Interesses  auch  für 
die  Finanzgeschichte  im  allgemeinen  in  der  Beilage  11  wörtlich  folgen 
lasse,  musste  jede  Rechnung  zunächst  von  dazu  bestimmten  Unter- 
beamten vorgeprüft  werden,  wozu  man  sich  entweder  der  Rentschreiber 
oder  der  Kammerschreiber  bediente,  je  nachdem  die  Rechnungen  zum 
Zwecke  ihrer  Prüfung  bei  der  Renterei  oder  bei  der  Rentkammer 
einzureichen  waren.  An  die  Rentkammer  hatten  die  Münz-,  die  Schmelz- 
und  Saigerhütten-,  die  Zehnt-  und  sonstigen  Bergrechnungen  zu  ge- 
langen, während  alle  übrigen  Rechnungen  der  Renterei  zugewiesen 
waren.  Die  Vorprüfung  der  Rechnungen  durch  die  Rent-  und  Kammer- 
schreiber hatte  sich  ausser  auf  die  Yergleichung  der  in  erst^ren  nach- 
gewiesenen Einnahmen  und  Ausgaben  mit  den  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  vorhergehenden  Rechnungen  insbesondere  darauf  zu 
erstrecken,  ob  und  inwieweit  die  Ausgaben  mit  Befehlen,  Quittungen 
oder  sonstigen  schriftlichen  Beweisurkunden  belegt  waren,  und  Mängel, 
welche  von  den  Rent-  und  Kammerschreibem  wahrgenommen  wurden, 
mussten  von  ihnen  aufgezeichnet  werden.  Nach  erfolgter  Vorprüfung 
der  Rechnungen  mussten  dieselben  nebst  den  darauf  bezüghchen 
Erinnerungen  dem  Landrentmeister,  beziehentKch  dem  Kammermeister 
vorgelegt  werden,  damit  sie  nunmehr  auch  von  diesen  einer  Prüfung 
namentlich  nach  der  Richtung  hin  unterzogen  wurden,  ob  ungebühr- 
liche Verschreibungen  vorgekommen  waren,  die  sie  auf  keinen  Fall 
passieren  lassen,  sondern  , ausstreichen"  sollten,  oder  ob  sonst  Un- 
regelmässigkeiten wahrzunehmen  waren,  denen  entgegengetreten 
werden  musste.  Endlich  waren  die  Rechnungen  den  Kammerräten 
zuzustellen,  um  auch  diesen  Gelegenheit  zu  etwaigen  Erinnerungen 
und  Anordnungen  zu  geben,  worauf  die  der  Beantwortimg  und  Er- 
ledigung bedürfenden  Erinnerungen  den  rechnungspflichtigen  Beamten 
zugefertigt  wurden.  Eine  Ausnahme  von  diesem  Verfahren  machten 
die  vierteljährlichen  Verlagsrechnungen  der  Kammerschreiber,  welche 
die  Kammerräte  mit  dem  Landrent-  und  Kammermeister  gemein- 
schaftlich abhören  sollten,  die  Verlagsrechnungen  über  die  Auslösungen 
und  Begleitungen  fürstlicher  Personen,  welche  von  dem  Hausvogt 
geprüft  und  nach  Richtigbefund  von  den  Kammerräten  dem  Landes- 
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herrn  zur  Einsicht  und  unterschriftlichen  Vollziehung  vorgelegt  werden 
mussten,  ferner  die  Rechnungen  der  Rentkammer,  welche  von  den 
Kammerräten  und  dem  Landrentmeister  in  Gegenwart  entweder  des 
Landesherrn  selbst  oder  eines  von  ihm  besonders  dazu  verordneten 
Kommissars  abgehört  werden  sollten,  endlich  die  Rechnungen  über 
das  Schieferbergwerk  zu  Sangerhausen,  welche  von  dem  Berghaupt- 
mann und  dem  Zehntner  von  Annaberg  jedes  Jahr  an  Ort  und  Stelle 
abgehört  werden  mussten,  dergestalt  jedoch,  dass  sich  dazu,  wenn 
möglich,  auch  einer  der  Kammerräte  oder  der  Kammermeister  ein- 
zufinden hatte. 

Auch  die  Abhör  der  den  Gewerken  vierteljährlich  abzulegenden 
Bergrechnungen  sollte  wie  seither  an  Ort  und  Stelle  stattfinden; 
statt  der  Kammerräte  durfte  aber  auch  der  Kammermeister  derselben 
beiwohnen,  und  im  übrigen  war  über  das  Ergebnis  der  Abhör  dem 
Landesherrn  jedesmal  Bericht  zu  erstatten.  Die  Prüfung  der  Ver- 
lagsrechnungen der  Kammerschreiber  sollte  sich  nicht  bloss  darauf 
erstrecken,  dass  die  Ausgaben  mit  richtigen  Quittungen  beleg-t  waren, 
sondern  durch  dieselbe  sollte  auch  verhindert  werden,  dass  die  Kammer- 
schreiber mit  den  Verlagsgeldern  „Handel"  trieben  und  in  Rest  ge- 
rieten, weshalb  ihnen  wie  allen  denjenigen,  welchen  Gelder  zur  ver- 
lagsweisen Verwendung  anvertraut  wurden,  neue  Bedarfsgelder  nur 
erst  dann  wieder  überwiesen  werden  durften,  wenn  sie  den  Verbrauch 
der  vorher  empfangenen  Gelder  nachgewiesen  hatten.  Bei  Prüfung 
der  Verlagsrechnungen  über  die  Auslösungen  und  Begleitungen  fürst- 
licher Personen  sollte  hauptsächlich  erwogen  werden,  ob  „nach  Ge- 
legenheit der  Speisung  etwas  zu  viel  oder  zur  Ungebühr  verschrieben 
worden  war".  Bei  Abhör  der  Rentkammerrechnung  mussten  wegen 
des  nahen  Zusammenhanges,  der  zwischen  ihr  und  den  Rechnungen 
der  Specialkassen  bestand,  auch  die  letzteren  zur  Vergleichung  herbei- 
gezogen werden.  Gelegentlich  der  Abhör  der  Rechnungen  über  das 
Schieferbergwerk  zu  Sangerhausen  war  zugleich  der  Bedarf  für  das 
neue  Rechnungsjahr  festzustellen  und  darüber  ein  Anschlag  (nach 
heutigen  Begriffen  also  ein  Kassenetat)  anzufertigen,  welcher  dem 
Landesherrn  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  musste.  In  ähnlicher 
Weise  war  es  Sache  der  Kammerräte  und  des  Kammermeisters,  den 
erforderlichen  Bedarf  an  Kohlen,  Holz  und  sonstigen  Materialien  für 
die  Hütten  und  die  bei  letzteren  notwendigen  Baulichkeiten  festzu- 
stellen und  anzuordnen. 

Die  Kontrolle  über  die  von  den  Kammerräten  und  dem  Land- 
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rentmeister  in  eigener  Zuständigkeit  bei  der  Rentkamraer  angewiesenen 
Ausgaben  blieb  wie  bisher  dem  Landesherrn  selbst  vorbehalten.  Das 
dabei  zu  beobachtende  formelle  Verfahren  erfuhr  aber  insofern  eine 
Vereinfachung ,  als  dem  Landesherm  darüber  nicht  mehr  Einzel- 
verordnungen, sondern  von  den  Kammerräten,  dem  Landrentmeister 
und  dem  Kammermeister  zu  vollziehende  Wochenauszüge  vorzulegen 
waren,  die  er  prüfte  und  bei  Richtigbefund  unterschrieb,  worauf  sie 
zu  den  Belegen  der  Rentkammerrechnung  genommen  wurden.  Rech- 
nungen über  Lieferimgen  und  Leistungen  von  Handwerkern  durften 
nicht  eher  bezalilt  werden,  als  bis  sie  von  denjenigen,  welche  mit  Vor- 
wissen der  Kammerräte  die  Arbeiten  angeordnet  oder  verdingt  hatten,  in 
Bezug  auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  und  bescheinigt  worden  waren.  Liqui- 
dationen über  Auslösungen,  welche  die  Räte  und  sonstige  Beamte  für  aus- 
gefülirte  Dienstreisen  aus  der  Rentkammer  zu  fordern  hatten,  mussten  zu- 
vor dem  Landesherrn  zur  Prüfung,  Genehmigung  und  unterschriftHchen 
Vollziehung  vorgelegt  werden.  Die  Höhe  der  den  Räten  und  sonstigen 
höheren  Beamten,  ingleichen  dem  Hoi^ersonale  aus  der  Rentkammer 
zu  gewährenden  Gehalte  und  sonstigen  festen  Dienstbezüge  war  durch 
einen  fomüichen  Personaletat  geregelt,  welcher  die  Bezeichnung 
Hof  buch  führte,  den  Kammerräten  von  dem  Landesherm  zugrestellt 
imd  der  Rentkammerrechnung  beigefügt  wurde.  Bei  der  Anweisung 
von  Ausgaben,  welche  in  der  Kammerinstruktion  nicht  vorgesehen 
waren,  war  den  Kammerräten  und  dem  Landrentmeister  die  Befolgung 
möglichster  Sparsamkeit  zur  besondern  Pflicht  gemacht,  wie  sie  denn 
überhaupt  darüber  zu  wachen  hatten,  dass  weder  in  der  Rentkammer, 
noch  in  der  Hofhaltung,  noch  in  den  Aemtem  oder  sonstwo  unnötige 
Ausgaben  gemacht  wurden.  Ausgaben,  welche  zu  Bedenken  Ver- 
anlassung bieten  konnten,  durften  sie  ohne  Vorwissen  des  Landes- 
herm überhaupt  nicht  anweisen.  Neubauten  durften  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Landesherrn  ausgeführt  werden,  soweit  in  dieser 
Beziehung  nicht  die  Kammerinstruktion  selbst  Ausnahmen  zuliess. 

Für  die  Abhör  der  in  den  Geschäftsbereich  der  Renterei  fallen- 
den Rechnungen  waren  Fristen  in  der  Weise  festgesetzt,  dass  die  Amts-, 
Geleits-  und  ähnhche  Rechnungen  zwischen  MichaeHs  und  Pfingsten, 
die  übrigen  Rechnungen,  namentlich  die  Hof-,  Bau-  und  Festungs- 
rechnungen, zwischen  Pfingsten  und  Michaelis  vorgenommen  werden 
sollten.     In  jedem  FaUe  aber  war  die  Rechnungsabhör  thunlichst  zu 

»beschleunigen. 
Nach   Beendigung    des   Prüfungsverfahrens    mussten   aus   allen 
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Amtsrechnungen  Auszüge  angefertigt  werden,  welche  nicht  bloss 
die  Gesamtabschlusssummen  der  verschiedenen  Rechnungen,  sondern 
auch  die  Abschlusssummen  der  einzelnen  Rechnungskapitel  nachzu- 
weisen hatten  und  dem  Landesherrn  vorzulegen  waren. 

Bei  der  Verpflichtung  der  Kammerräte  zu  zeitweiser  lokaler 
Besichtigung  der  Aemter  verblieb  es  mit  der  Massgabe,  dass  sie  hier- 
bei insbesondere  fleissige  Erkundigung  darüber,  wie  in  den  Aemtern 
hausgehalten  wurde,  einnehmen  und  Unordnung,  Untreue  oder  sonstige 
Missbräuche,  die  sie  hierbei  wahrnahmen,  abstellen  sollten.  Bei  den 
Abrechnungen  mit  den  Amtsvorständen,  welche  die  Kammerräte  im 
Verein  mit  dem  Landrentmeister  und  dem  Kammenneister  auf  den 
Leipziger  Märkten  zu  besorgen  hatten,  sollten  sie  darüber  wachen, 
dass  die  Ueberschüsse  von  den  Amtsvorständen  unter  Vorlegung 
richtiger  Auszüge  über  die  Einnahmen  und  die  Ausgaben  regel- 
mässig abgeliefert  wurden,  um  dadurch  zu  verhindern,  dass  die  Amts- 
personen die  Gelder  „unter  sich  zogen"  oder  damit  „parthierten"  und 
sonst  ihren  Nutzen  suchten.  Das  Ergebnis  dieser  Abrechnungen 
musste  nach  Schluss  eines  jeden  Marktes  in  einen  Generalauszug 
zusammengefasst  werden,  welcher  dem  Landesherrn  zur  Kenntnis- 
nahme vorzulegen  war. 

Auch  die  Aufsicht  über  das  Kammerschuldenwesen  wurde 
den  Kammerräten  und  dem  Landrentmeister  anvertraut,  wobei  ihnen 
insbesondere  die  Aufgabe  gestellt  war,  darauf  Bedacht  zu  nehmen, 
dass  die  Schulden,  je  nachdem  der  Stand  der  Rentkammer  es  zu- 
liess,  nach  und  nach  abgetragen  wurden. 

Der  Nachfolger  Christians  IL,  Kurfürst  Johann  Georg  L, 
ergänzte  die  Kammerinstruktion  des  Administrators  Friedrich  Wilhelm 
durch  eine  Neubearbeitung  derselben  vom  5.  April  1629  nach  mehr- 
fachen, das  Gebiet  der  finanziellen  Kontrolle  berührenden  Richtungen. 
Insbesondere  bestimmte  er,  dass  die  für  die  Hofhaltung  sowie  zur  Be- 
wirtung fürstlicher  Gäste  aus  den  Aemtern  abgegebenen  Vorräte  an 
Getreide,  Holz,  Heu,  Stroh,  Obst  etc.,  auch  insoweit  dafür  Bezahlung 
aus  den  Hofämtern  und  der  Rentkammer  nicht  geleistet  wurde,  ihrem 
Geldwerte  nach  veranschlagt  werden  mussten  und  letzterer  in  den 
Amtsrechnungen  unter  den  Einnahmen  mit  nachzuweisen  war,  damit 
auf  diese  Weise  ersehen  werden  konnte,  was  ein  jedes  Amt  in  Wirk- 
lichkeit ertragen  hatte.  In  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  Gewährung 
von  Auslösungen  und  Begleitungen  an  fürstliche  Personen,  welche 
das  Land  durchreisten,  stellte  er  neue  Grundsätze  auf,  welche  darauf 
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abzielten,  den  uuverliältuismässigen  Aufgang,  der  hierbei  vielfach  ein- 
gerissen war,  nach  Möglichkeit  einzuschränken.  Von  der  Ansicht 
geleitet,  dass  dieses  unwirtschaftliche  Gebaren  hauptsächlich  daher 
rührte,  dass  „die  verordneten  Geleitsleute  in  den  Aemtem  auf  Küche 
und  Keller  keine  fleissige  Inspektion  hielten,  auch  selbst  einen  grossen 
Ueberfluss  forderten  und  bestellten,  danach  aber  keine  Rechnung 
examinierten,  noch  darum  redeten,  sondern  stracks  unterschrieben", 
machte  er  den  Kammerräten  und  dem  Landrentmeister  zur  Pflicht, 
nur  solche  Beamte  zum  Geleite  zu  bestimmen,  welche  „zum  Ueber- 
fluss keine  Neigimg  trügen  und  sich  auf  diese  Dinge  verständen", 
auch  dieselben  zu  ermahnen,  dass  sie  zwar,  was  „nach  eines  jeden 
Kur-  oder  Fürsten,  auch  desselben  Freundschaft  und  Verwandtnis 
von  nöten,  nichts  unterlassen,  jedoch  aber  das  Unnötige  und  Ueber- 
flüssige  einstellen  und  die  Rechnung,  ehe  sie  solche  unterzeichneten, 
fleissig  ersehen  sollten".  Die  Amtleute  aber  sollten  angewiesen  werden, 
die  Zehrungsrechnungen  nicht  erst  bei  Gelegenheit  der  Abrechnung 
auf  den  Leipziger  Märkten  vorzulegen,  sondern  schon  vorher  derge- 
stalt zeitig  an  die  Renterei  einzusenden,  dass  sie  hier  „mit  guter 
Weile  übersehen  und  angenommen  werden  konnten".  Auch  den  mit 
den  Reisen  der  Räte,  Lehnsleute  und  sonstigen  Hofbeamten  verbun- 
denen Aufwand  suchte  Johann  Georg  L  abzumindern  und  die  Kontrolle 
darüber  zu  erleichtem,  indem  er  feste  Auslösungssätze  .einführte, 
neben  welchen  den  zur  Pferdehaltung  nicht  verpflichteten  Beamten  nur 
noch  das  Mietlohn  für  Pferde  vergütet  wurde,  während  ledigUch  den- 
jenigen Personen,  welche  als  Gesandte  an  das  kaiserliche  Hoflager  zu 
Prag  sowie  zu  Deputations-,  Kreis-  oder  ähnhchen  Zusammenkünften 
verschickt  wurden,  nachgelassen  sein  sollte,  den  ihnen  wirklich  er- 
wachseneu Aufwand  mit  Ausschluss  der  Reisetage,  für  welche  nur  die 
geordneten  Auslösungssätze  passierten,  in  der  Weise  zu  liquidieren, 
dass  sie  specifizirte  Rechnungen  darüber  einzureichen  hatten,  welche 
von  dem  Landesherm  selbst  oder  von  den  Kammerräten  geprüft 
wurden,  ehe  Zahlung  aus  der  Rentkammer  darauf  erfolgte  ^). 

Gleichwohl  war  es  gerade  die  Regierungszeit  Johann  Georgs  I., 
in  welcher  die  Kontrollethätigkeit  des  Kammerkollegiums  fast  voll- 
ständig zum  Erliegen  gekommen  war  und  die  Kammerinstruktion  schliess- 
lich mehr  nicht  bedeutete  als  ein  beschriebenes  Stück  Papier.   Nament- 


')  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Kammerinstruktionen  de  ao.  1594  sequ..  loc. 
Nr.  12,032,  BI.  30  ff. 
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lieh  der  Kontrolle  der  Hofhaltung  hatte  sich  das  KammerkoUegium 
teils  gar  nicht  mehr,  teils  nur  in  ungenügender  Weise  unterzogen. 
In  Folge  dessen  hatten  sich  die  Ausgaben  für  die  Hofhaltung  in 
einer  Weise  gesteigert,  dass  von  einem  Gleichgewicht  zwischen  den 
Einnahmen  und  Ausgaben  schlechterdings  nicht  mehr  die  Rede  war 
und  der  Landesherr  sich  in  steter  finanzieller  Bedrängnis  befand. 
Wie  weit  es  in  dieser  Beziehung  gekommen  war,  schildert  in 
drastischer  Weise  ein  vom  19.  Januar  1657  datierter  Bericht,  welchen 
eine  Kommission  erstattet  hat,  die  Kurfürst  Johann  Georg  H. 
mittelst  Reskripts  vom  9.  November  1656,  also  kurz  nach  dem  am 
8.  Oktober  1656  erfolgten  Ableben  seines  Vaters  Johann  Georg  L, 
zu  dem  Zwecke  niedergesetzt  hatte,  damit  sie  erwägen  sollte,  „wie 
demUeberfluss  und  unerschwindlichen  Aufgange  allenthalben  gesteuert, 
was  zu  entraten  möglich  abgeschafft  und  nur  das  Notwendigste 
behalten,  auch  mit  einem  und  andern  Bedienten  auf  eine  billig  massige 
und  eingezogene  Besoldung  traktieret  werden  möge." 

Hiernach  Avaren  die  durch  die  bestehenden  Speise-  und  sonstigen 
Ordnungen  festgesetzten  Deputate  allenthalben  weit  überschritten. 
Einer  grossen  Anzahl  von  Personen  wurde,  obwohl  dieselben  ein 
Recht  auf  Naturalbezüge  überhaupt  nicht  hatten,  an  Wein,  Lichtern 
und  dergl.  verabfolgt,  was  sie  nur  immer  forderten.  An  Gewürzen, 
Schmalz  und  dergl.  fanden  sich  solche  Mengen  verschrieben,  dass 
„sich  nicht  unbillig  höchlich  darüber  zu  verwundem".  Daneben  waren 
grosse  Posten  von  Naturalien  in  Ausgabe  gestellt,  rücksichtlich  deren 
die  dabei  bezeichneten  Empfänger  bestritten,  dass  sie  dieselben  je- 
mals erhalten  hatten.  Die  Zahl  des  in  den  einzelnen  Hofämtern 
Verwendung  findenden  Gesindes  war  eine  weit  grössere,  als  die  be- 
stehenden Ordnungen  dies  nachliessen.  So  wurden  allein  in  Küche 
und  Keller  weit  über  100  dienende  Personen  beschäftigt,  was  haupt- 
sächlich daher  kam,  dass  die  Ausspeisungen  vielfach  auch  ausser- 
halb Hofes  erfolgten,  die  Zahl  der  Tafeln  und  Tische,  an  denen  bei 
Hofe  täghch  gespeist  wurde,  die  geordnete  Grenze  bei  weitem  über- 
stieg, die  Mannigfaltigkeit  der  Speisen  aber,  welche  bei  den  einzelnen 
Mahlzeiten  gereicht  wurden,  eine  so  grosse  war,  dass  beispielsweise 
den  Kammer-  und  Hofjunkern  jeden  Mittag  16  Gänge  aufgetragen 
wurden,  ja  selbst  die  unteren  Bedienten  mittags  4  und  abends 
3  Gerichte  erhielten.  Die  Zahl  der  Personen,  welche  täghch  aus 
der  Hofküche  und  Hofkellerei  mit  Speise  und  Trank  versehen  wurden, 
belief  sich  auf  nahe  an  800.     Daneben  war  auch  noch  für  die  Füt- 
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terung  einer  grossen  Anzahl  „wilder  Tiere"  und  Hunde  Sorge  zu 
tragen,  und  es  begreift  sich  daher  leicht,  dass  der  Verbrauch  an 
Verzehrungsniitteln,  auch  insoweit  er  nicht  durch  Betrügereien  aller 
Art  noch  künsthch  gesteigert  wurde,  ein  ganz  ungeheurer  war.  So 
fand  sich  beispielsweise  für  die  Woche  vom  12.  bis  18.  Oktober  1656 
u.  a.  folgendes  in  Rechnung  gestellt:  4071  Pfd.  Wildpret,  8951  Pfd. 
Rind-,  Schöpsen-  und  Kalbfleisch,  1655  Pfd.  aUerhand  grosse  und 
Speisefische,  49  wilde  Schweinsköpfe,  28'/*  Lämmer,  8  Rindszungen, 
6  Euterstücke,  2  Auerhähne,  1  Trappe,  1  Hase,  5  Rebhühner, 
8  wilde  Enten,  10  Schnepfen,  257  grosse  Vögel,  402  Lerchen, 
185  kleine  Vögel,  16  Truthähne,  48  Gänse,  130  alte  Hühner,  99  junge 
Hühner,  30  junge  Tauben,  288  Forellen,  20  Käuzchen,  10  Kannen 
Schmerlinge  und  Elritzen,  8  Neunaugen,  20  Schock  Halbfische, 
130  Pfd.  geräucherter  Speck,  228  Pfd.  Rinds-  und  Schöpstalg, 
220  Pfd.  Schmeer,  717  Kannen  Butter,  70  Pfd.  holländischer  Käse, 
2  Tonnen  72  Schock  gemeine  Käse,  für  119  fl.  9  Gr.  3  Pf.  Gewürz 
und  Spezerei,  für  16  fl.  5  Gr.  3  Pf.  Konfekt,  114  Eimer  Wein, 
74  Fass  Bier,  40,870  Brote,  wozu  181  Scheffel  Roggen-  und  Weizen- 
mehl Verwendung  gefunden  hatten,  und  2820  Zeilen  Semmeln,  zu 
deren  Herstellung  15  Scheffel  Weizenmehl  erforderlich  gewesen 
waren,  245  fl.  7  Gr.  9  Pf.  für  Wachs  und  Unschhtt  zu  Wachskerzen, 
Lichtem,  Pechfackeln  u.  dgl.  Der  Verbrauch  der  „wilden  Tiere" 
an  Rindfleisch  war  auf  700  Pfd.  beziffert,  nämKch  98  Pfd.  für  1  Löwen, 
70  Pfd.  für  1  Löwin,  49  Pfd.  für  1  Tiger,  175  Pfd.  für  12  Luchse. 
42  Pfd.  für  2  Wölfe,  39  Pfd.  für  5  Füchse,  6  Pfd.  :mr  2  Igel, 
22  Pfd.  für  7  Uhus,  2  Pfd.  für  1  Kranich,  2  Pfd.  für  1  Wehbe, 
4  Pfd.  für  2  Amseln,  7  Pfd.  für  3  Elstern,  1  Pfd.  fiir  1  Eule, 
84  Pfd.  für  12  Adler,  7  Pfd.  für  2  Störche,  7  Pfd.  für  3  Falken, 
84  Pfd.  Rindsluugen  für  3  weisse  Bären.  Ausserdem  waren  für 
2  Marder  56  Eier  in  Ausgabe  crestellt.  Dazu  kamen  718  Pfd.  Rind- 
fleisch  sowie  Rinds-  und  Schöpsenabgänge  und  2035  Stück  Brote  = 
68  Scheffel  Roggenmehl  für  die  Leib-  und  Kammerhunde.  Der  Ge- 
samtrerbrauch  der  „wilden  Tiere ''  und  Hunde  belief  sich  daher 
jährlich  auf  74,399  Pfd.  Fleisch  und  Fleischabgänge,  2912  Eier  und 
105,820  Brote  =  3536  Scheffel  Roggenmehl,  —  eine  Thatsache, 
welche  der  Kommission  zu  der  charakteristischen  Aeusserung  Ver- 
anlassung gab,  dass  „dieses  nicht  allein  schädlich,  sondern  sogar 
unter  den  sündlichen  Missbrauch  der  edlen  Gaben  Gottes  nicht  un- 
billig zu  rechnen  sei".     Der  regelmässige   Gesamtaufwand  in  Küche 
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und  Keller  wurde  hiernach  auf  ungefähr  200,000  fl.  jährheh  veran- 
schlagt. Dazu  kamen  192,443  fl.  an  Besoldungen,  so  dass  allein 
für  die  Unterhaltung  des  Hofstaates  gegen  400,000  fl.  jährlich  auf- 
gewendet werden  mussten,  während  der  gleichartige  Aufwand  noch 
im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts,  zu  der  Regierungszeit  des  Kur- 
fürsten Christian  IL,  nur  etwas  über  83,000  fl.  betragen  hatte. 
Die  regelmässigen  jährlichen  Einkünfte  der  Rentkammer  beliefen 
sich  dagegen  auf  nur  424,525  fl.  in  baar  und  1406  Scheffel  Weizen, 
14,459  Scheffel  Roggen,  3900  Scheffel  Gerste,  19,554  Scheffel  Hafer 
und  2037  Eimer  Wein  in  Naturalien,  so  dass  also  für  alle  sonstigen 
Bedürfnisse  des  Hof-  und  Staatshaushalts,  welche  die  Kosten  der 
Erhaltung  des  Hofstaates  noch  bei  weitem  überstiegen,  nur  ein 
verschwindender  Bruchteil  an  Deckungsmitteln  übrig  blieb.  Unter 
diesen  Umständen  hatte  sich  nach  und  nach  bei  der  Rentkammer 
eine  Schuldenlast  angehäuft,  die  sich  bei  dem  Regierungsantritt  Johann 
Georgs  IL  auf  die  für  die  damalige  Zeit,  in  welcher  der  Scheffel 
Weizenmehl  mit  2  fl.  und  das  Pfund  Rindfleisch  mit  10  Pf.  bezahlt 
wurde,  geradezu  ungeheuerliche  Summe  von  11,867,720  fl.  belief. 
Darunter  befanden  sich  allein  4,358,047  fl.  Zinsen,  die  zum  Teil  seit 
20  Jahren  und  länger  rückständig  waren  und  daher  die  Höhe  der 
Kapitahen  erreicht  hatten,  1,000,000  fl.  rückständige  Besoldungen, 
20,000  fl.  unbezahlte  Kostgelder,  100,000  fl.  in  Rest  verbliebene  Aus- 
lösungen in  den  Aemtern,  80,000  fl.  unbezahlte  Kaufmannsrechnungen 
und  70,000  fl.  unbezahlte  Handwerkerrechnungen  ^). 

Was  die  Schwierigkeit  der  finanziellen  Lage  des  Kurfürsten 
noch  erhöhte,  war  der  Umstand,  dass  auf  den  grössten  Teil  der  der 
Rentkammer  zugewiesenen  Ueberschüsse  bereits  im  voraus  eine  so 
grosse  Menge  von  Anweisungen  erlassen  war,  dass  dieser  Kasse 
meist  nur  Quittungen  statt  baren  Geldes  (von  den  auf  486,840  fl. 
11  Gr.  2  Pf,  sich  belaufenden  Ueberschüssen  des  Jahres  1656 — 1657 
beispielsweise  nur  71,368  fl.  6  Gr.  8^/4  Pf.  bar)  zugerechnet  wurden. 
Diesen  Vorgriffen  stand  zwar  eine  grosse  Masse  von  Einnahmeresten 
bei  den  einzelnen  Specialkassen  gegenüber;  allein  infolge  des 
„hochstrafbaren  Unfleisses  und  Eigennutzes  der  Beamten  und  Ein- 
nehmer" wurde  deren  Beitreibung  nur  geringe  Sorgfalt  zugewendet. 

Johann  Georg  IL  sah  sich  hiernach  der  Lösung  von  Aufgaben 


1)  K.   S.   Hauptstaatsarclnv,   Akten   III.     Reg.  21,  fol.   7   Nr.  23   vol.  I. 
Bl.  11  ff. 
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gegenübergestellt,  die  zu  den  schwierigsten  ihrer  Art  gehörten.  Er 
begann  zunächst  damit,  einen  eigenen  Beamten  für  die  Kontrolle  der 
Aemter  zu  bestellen,  welcher  in  denselben  einerseits  die  alten  An- 
weisungen und  Auslösungen  genau  prüfen  und  ebenso  die  aussen- 
stehendeu  Reste  gründlich  erforschen,  anderseits  einer  „beständigen 
nutzbringenden  Verfassung,  nach  welcher  sowohl  die  Haushaltungen 
als  Rechnungssachen  besser  und  richtiger  administriret  werden  könnten", 
die  Wege  bahnen  sollte.  Die  Beamten  der  Aemter  wie  nicht  minder 
die  Stadträte  waren  deshalb  verpflichtet,  ihm  die  Rechnungen,  Manuale 
und  sonstigen  Unterlagen,  die  er  forderte,  herauszugeben,  imd  „zum 
Schrecken  der  unfleissigen  und  untreuen  Beamten"  war  ihm  die  Be- 
fugnis beigelegt,  wider  die  letzteren  „einen  ungesäumten  Ernst  zu 
erweisen  und  nach  Befinden  sie  ab  officio  zu  suspendiren,  zu  arrestiren 
oder  nach  Dresden  zu  fernerer  Verantwortung  ihrer  übelgeführten 
Administration  zu  schicken"  ^).  Mit  dieser  Einrichtung  wurde 
Johann  Georg  IL  der  Begründer  des  Instituts  der  sogenannten 
„Landkammerräte"  als  eines  specieU  der  lokalen  Aemterrevision 
dienenden  Organs. 

Unter  dem  29.  November  1658  erliess  Johann  Georg  IL  eine 
neue  Kammerinstruktion  ^),  die  jedoch  nur  in  unwesentlichen  Punkten 
von  ihrer  unmittelbaren  Vorgängerin  abwich.  Neu  im  Verhältnis 
zur  letzteren  war  insbesondere,  dass  die  Bestreitung  der  Präsente 
zu  fürsthchen  Beüagem  und  Gevatterschaften  sowie  zu  andern  Hoch- 
zeiten mid  Kindtaufen  von  der  Rentkammer  auf  die  auch  mit  der 
Verwaltimg  des  kurfürsthchen  Schatzes  betraute  Oberkämmerei 
übertragen  und  damit  eine  centrale  Hofkasse  geschaffen  wurde, 
deren  Rechnungen  jedoch  ebenfalls  der  Revision  des  KaimnerkoUegiums 
unterlagen. 

Die  nach  und  nach  wieder  in  Vergessenheit  geratenen  Vor- 
schriften wegen  Einreichung  der  Jahresrechnungen  der  Stadträte  an 
die  Renterei  schärfte  Johann  Georg  H.  durch  Mandat  vom  21.  No- 
vember 1659  mit  der  Massgabe  wieder  ein,  dass,  „da  es  nicht  genung, 
wann  die  Rechnungen  nur  eingeantwortet  und  beigelegt  würden,  im- 
massen  etwan  vormals  zu  Zeiten  geschehen  sein  möge,"  dieselben 
in  der  Renterei   „mit  Fleiss  überleget  und  examiniret,    mit  den  Be- 


^)  Reskript  vom  15.  Oktober  1657,  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  III.  Reg.  21, 
fol.  7  Nr.  23  vol.  I.  Bl.  142. 

')  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Kammerinstruktionen  de  ao.  1594  sequ.,  loc. 
Nr.  12,032,  Bl.  61  ff. 
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legen  conferiret,  die  befindlichen  defecta  darauf  exti-ahiret  und  zu 
deren  Justification  hernach  den  Administratoribus  gewisse  Termine 
bestimmet,  auch,  wenn  Alles  richtig,  die  benöthigten  Belege  wieder 
zurückgegeben  werden  sollten"  ^), 

Bereits  unter  der  Regierung  Johann  Georgs  III.  machte  sich 
eine  abermalige  Neubearbeitung  der  Kammerinstruktion  nötig.  Dieselbe 
trägt  das  Datum  vom  1.  November  1680,  enthält  aber  etwas  wesentlich 
Neues  nur  insofern,  als  durch  dieselbe  das  Kautionswesen  bei  den 
Aemtern  in  der  Weise  geregelt  wurde,  dass  die  zur  Kautionsleistung 
verpflichteten  Amtsschösser  die  von  ihnen  erforderten  Kautionen  jeder- 
zeit noch  vor  ihrer  Installation  zu  bestellen  hatten^  und  dass  als 
Kautionen  nur  bares  Geld,  gerichtlich  bestätigte  Verpfändungen 
unverschuldeter  Güter  oder  Bürgschaften  ansässiger  dritter  Personen 
angenommen  werden  sollten,  während  Kammerverschreibungen  ebenso 
ausgeschlossen  M'^aren,  wie  es  für  unzulässig  erklärt  wurde,  Kautionen 
von  Amtsunterthanen  für  die  Amtsschöffen  bestellen  zu  lassen  ^). 

Johann  Georg  IV.  liess  die  bestehende  Kammerinstruktion 
unverändert.  Dagegen  traf  er  in  Bezug  auf  die  Revision  der  Jahr- 
rechnungen der  Städte  eine  bemerkenswerte  Neuerung  insofern, 
als  er  durch  eine  Specialinstruktion  vom  18.  März  1693  das  Kammer- 
koUegium  anwies,  entweder  durch  seine  eigenen  Mitglieder  oder  durch 
diesfalls  dazu  zu  bestimmende  Kommissare  diese  Rechnungen  an  Ort 
und  Stelle  abnehmen  und  prüfen  zu  lassen.  Dabei  sollten  diejenigen, 
welche  zur  Rechnungsablegung  verpflichtet  waren,  angehalten  werden, 
die  Richtigkeit  der  Rechnungen,  und  dass  darin  mit  ihrem  Wissen 
und  WiUen  „nichts  hinterhalten,  verschwiegen  oder  anders  angegeben 
sei,  als  es  sich  in  der  That  befinde,  auch  dass  sonderlich  weder  an 
der  Einnahme  nichts  ermangle,  noch  bei  der  Ausgabe  etwas  zu  viel 
oder  zur  Ungebühr  angesetzt  sei" ,  in  Gegenwart  der  Viertel- 
meister und  der  Gemeindeältesten  eidlich  zu  bestärken.  Falls  ein 
Rechnungsführer  sich  dessen  weigern  würde,  sollte  „Mann  vor  Mann 
von  den  Einwohnern  vorgenommen  und  ein  jeder  auf  seine  Pflicht 
um  alles  und  jedes,  was  der  Sachen  und  des  Orts  Zustand  erheischen 
werde,  befragt,  auch,  was  nötig,  gar  noch  absonderlich  auf  Articul 
eidlich   abgehört   und  Alles  richtig   aufgezeichnet   werden".     Dafern 


^)  Codex  Augusteus  I.  1685. 

'')  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Kammerinstvuktionen  de  ao.  1594.  sequ.,  loc. 
Nr.  12,032,  Bl.  81  fF. 
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Rechnungen  gar  nicht  vorhanden  oder  die  Rechnungsführer  nicht  im- 
stande waren,  die  Richtigkeit  ihrer  Rechnungen  zu  beschwören,  sowie 
in  Fällen  wahrgenommener  Untreue  sollten  die  rechnungspflichtigen 
Beamten  ohne  weiteres  ihres  Amtes  entsetzt  werden.  Ueberhaupt 
sollte  als  Regel  gelten,  dass,  wer  mit  der  Ablegung  der  Rechnungen 
in  Rückstand  blieb,  ,alsobald  zur  Strafe  abgeschafft  und  so  lange  in 
Arrest  gehalten  werden  sollte,  bis  er  die  Rechnungen  abgelegt  und 
justificirt  hatte".  Bei  der  Prüfung  der  Rechnungen  sollte  zugleich 
erörtert  werden,  was  an  gemeinen  Stadtgütern  veräussert  worden, 
und  ob  und  wie  dies  wieder  herbeizuschaffen  war,  welche  Schulden 
auf  der  Stadt  hafteten,  woher  sie  ihren  Ursprung  genommen  hatten, 
wer  die  Gläubiger  waren,  und  wie  sonst  allenthalben  mit  den  Stadt- 
gütern und  dem  städtischen  Einkommen  umgegangen  wurde,  auch 
wie  die  Einnahmen  geführt  und  die  Ausgaben  belegt  wurden.  Alle 
dem  gemeinen  Wesen  schädlichen  oder  unnötigen  Ausgaben  sowohl 
bei  den  Städten  unmittelbar  als  auch  bei  den  Kirchen  und  Hospitälern 
sollten  abgestellt  werden,  damit  „durchgehends  ein  rechter,  guter 
und  nützlicher  Haushalt"  sich  entwickele.  Mit  besonderer  Schärfe 
sollte  die  Präfung  der  bereits  der  Renterei  vorliegenden  älteren  Rech- 
nungen  erfolgen,  um  dadurch  in  Erfahrung  zu  bringen  .,was  die 
eigentlichen  Ursachen  seien,  dass  die  Städte,  sogleich  vormals  in 
gutem  Zustande  und  Flor  gewesen,  so  sehr  in  Ruin  und  Abfall  der 
Xahrung  geraten,  ja  sogar  guten  Teils  wüste  geworden  seien,  und 
wer  die  Güter  und  Stücke,  auch  davon  die  Nahrung  an  sich  gezogen 
habe."  Gegen  die  hierbei  schuldig  Befundenen  sollte  „gebührend 
inquirirt,"  auch  sollten  dieselben,  soweit  es  wegen  grosser  Wider- 
spenstigkeit oder  Fluchtverdachts  für  notwendig  befunden  wurde,  ge- 
fänglich eingezogen  werden  ^). 

Der  Nachfolger  .Johann  Georgs  IV.,  Kurfürst  Friedrich  Au- 
gust I.  (gleichzeitig  König  von  Polen),  begann  seine  Wirksamkeit 
auf  dem  Gebiete  der  finanziellen  Kontrolle  damit,  dass  er  durch 
Generale  vom  19.  August  1667  2)  die  Aemter  anwies,  über  die  bei 
ihnen  verbleibenden  Einnahmereste  an  Geld  und  Getreide  besondere 
Restrechnungen  zu  führen  und  dieselben  nebst  einem  namentlichen 
Verzeichnis  der  Restanten  den  Amtsrechnungen  beizufügen,  im  übri- 


^)  K,  S.Hauptstaatsarchiv,  Kammersachen  XXXII.  loc.  1.  Nr.  7287,  Schrift- 
stück R. 

^)  Codex  Augusteus  II.  69. 
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gen   aber   dasjenige,    was  von  aussenstehenden  Resten   einkam,    zu- 
nächst auf  alte  und  nicht  auf  neue  Reste  abzuschreiben. 

Hiernächst  erfuhr  das  Institut  der  Landka  mm  errate  durch  ihn 
eine  weitere  Ausbildung,  indem  er  eine  Mehrzahl  derselben  dem 
Kammerkollegium  beigab  und  die  ihnen  obliegenden  Revisionsver- 
pflichtungen durch  eine  eingehende  Instruktion  vom  9.  Dezember  1700^) 
genau  regelte.  Hiernach  hatten  die  Landkammerräte  jährlich  min- 
destens zwei  mal  in  die  ihrer  Aufsicht  anvertrauten  Aemter  und  die 
dazu  gehörigen  Güter  sich  zu  begeben,  um  sich  davon  zu  überzeugen, 
wie  nach  allen  Richtungen  hin  verwaltet  und  gewirtschaftet  wurde, 
und  ob  die  Einnahmen  allenthalben  richtig  zur  Verrechnung  kamen. 
Wenn  sie  hierbei  Unregelmässigkeiten  wahrnahmen,  hatten  sie  die 
beteiligten  Beamten  und  sonstigen  Personen  darüber  zu  vernehmen 
und  über  das  Ergebnis  dem  Kammerkollegium  Bericht  zu  erstatten. 
Bei  dem  Besuche  der  selbstbewirtschafteten  landesherrlichen  Güter 
hatten  sie  insbesondere  zu  untersuchen,  ob  sich  Schiff  und  Geschirr 
in  gutem  und  tüchtigem  Zustande  befanden,  das  Vieh  ordentlich  und 
pfleglich  abgewartet  wurde,  die  Felder  in  rechter  Düngung  und  Be- 
stellung gehalten  und  durch  überflüssiges  Sommern  nicht  ausgesogen, 
wüste  liegende  Aecker  und  Lehden  wieder  angebaut,  vernachlässigte 
Wiesen  wieder  in  ertragsfähigen  Zustand  versetzt  wurden.  In  An- 
sehung der  verpachteten  Güter  hatten  sie  die  genaue  Einhaltung  der 
Pachtverträge  zu  überwachen,  auch  zu  erforschen,  ob  etwa  Objekte 
vorhanden  waren,  die  von  den  Pächtern  oder  andern  Personen  ge- 
nutzt wurden,  ohne  dass  sie  in  den  Pachtanschlägen  vorgesehen 
waren  oder  in  den  Amtsrechnungen  erschienen.  Bei  jedem  Amte 
und  Gute  hatten  sich  die  Landkammerräte  die  Inventarienverzeichnisse 
vorlegen  zu  lassen,  letztere  fleissig  durchzugehen,  mit  den  darauf 
bezüglichen  Akten  zu  vergleichen  und  den  Zu-  und  Abgang  dabei 
zu  kontro-llieren.  Auch  über  den  Zustand  der  Gebäude  hatten  sie 
sich  in  fortdauernder  Kenntnis  zu  erhalten  und  dabei  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  bei  Veranschlagung  der  Kosten  für  Neu-  und  Re- 
paraturbauten unter  Beobachtung  thunlichster  Sparsamkeit  verfahren 
wurde.  Weiter  hatten  sie  der  Kontrolle  der  Einnahmereste  ihre 
besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Bei  jedem  Amte  mussten 
sie  sich  deshalb  ein  Verzeichnis  der  nach  der  letzten  Rechnung  ver- 


^)   K.   S.   Hauptstaatsarchiv,    Kammersachen   XXXII.     1.    loc.  Nr.   7287, 
Schriftstück  S. 
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bliebeneu  Reste  vorlegen  lassen,  dasselbe  einer  gi-ündlichen  Prüfung 
unterwerfen,  die  einbringlichen  Reste  von  den  uneinbringlichen  son- 
dern und  zur  Eintreibung  der  ersteren  die  erforderlichen  Veranstal- 
tungen treffen.  Ueberhaupt  war  es  ihre  Aufgabe,  in  alle  Wege  das- 
jenige, was  den  finanziellen  Interessen  des  Landesherm  nützlich  war, 
zu  befördern,  dagegen  alles  dasjenige,  was  den  landesherrlichen 
Aemtern,  Gütern,  Regalien  und  Domanialgerechtigkeiten  schaden 
konnte,  abzuwenden.  Zu  Erreichung  dieses  Zweckes  sollten  sie  u.  a. 
auch  daran  denken,  ob  und  inwieweit  durch  Einziehung  überflüssiger 
Beamtenstellen  Ersparnisse,  durch  Einführung  neuer  Nutzungen  in 
den  Aemtern  und  Gütern  aber  ohne  Benachteiligung  der  Amtsunter- 
thanen  Mehrerträgnisse  sich  erzielen  Hessen. 

Den  wichtigsten  und  folgenreichsten  Schritt  für  die  weitere  Ent- 
wicklung der  finanziellen  Kontrolle  in  Sachsen  aber  that  Friedrich 
August  L,  indem  er  im  Jahre  1706  den  Entschluss  fasste,  eine 
selbständige,  nur  allein  ihm  untergeordnete  centrale  Rechnungs- 
re Visionsbehörde  ins  Leben  zu  rufen.  Was  ihn  hierzu  bewog, 
wird  aus  folgenden  Betrachtungen  erklärlich  werden. 

Bereits  unter  der  Regierung  des  Kurfürsten  Johann  Georg  I. 
war  damit  begonnen  worden,  den  einheitlichen  Verwaltungs-  und 
Kontrolleorganismus,  wie  er  in  dem  Kanimerkollegium  verkörpert 
war,  zu  decentralisieren. 

Es  war  dies  durch  die  im  Jahre  1631  erfolgte  Begründung  einer 
Kriegskanzlei  geschehen,  der  neben  den  auf  das  eigentliche  Kriegs- 
wesen bezüglichen  Verwaltungsgeschäften  auch  die  Leitung  der  da- 
mit in  Verbindung  stehenden  finanziellen  Angelegenheiten  übertragen 
und  zu  diesem  Behufe  eine  eigene  centrale  Kasse,  die  Kriegskasse, 
beigegeben  war.  Aus  dieser  Kanzlei  war  im  Jahre  1682,  unter  der 
Regierung  des  Kurfürsten  Johann  Georg  III.,  eine  oberste  kolle- 
giale Landesbehörde,  das  Geheime  Kriegsratskollegium,  mit  der 
Generalkriegskasse  und  einer  eigenen  Rechnungsexpedition  für 
die  auf  das  Rechnungswesen   bezüglichen  Geschäfte  hervorgegangen. 

Eine  neue  oberste  Landesbehörde  hatte  Friedrich  August  I.  selbst 
in  der  für  die  Verwaltung  der  sogenannten  Generalaccise,  d.  h.  eines 
Gemischs  von  Verbrauchsabgaben,  Gewerbsabgaben  und  Grundabgaben, 
1702  errichteten,  1706  in  ein  Kollegium  umgewandelten  General- 
accisinspektion  (Generalacciskollegium)  geschaffen,  die  auch 
ihre  eigene  centrale  Kasse,  die  Generalacciskasse,  und  eine  be- 
sondere Rechnungsexpedition  besass. 
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Im  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  bestanden  daher  in  Sachsen 
fünf  centrale  Landeskassen  oder,  wie  sie  damals  genannt  wurden, 
Hauptkassen,  nämHch  die  Rentkammer,  die  Generalkriegs- 
kasse (auch  Generalkriegszahlamt  genannt),  die  Generalacciskasse, 
die  Kasse  der  Oberkämmerei  (Hofkasse)  und  die  Obersteuer- 
einnahme, und  für  die  Revision  der  von  diesen  sowie  den  mit  ihnen 
im  Abrechnungsverhältnisse  stehenden  Specialkassen,  den  Individual- 
kassen, wie  sie  zu  jener  Zeit  hiessen,  abzulegenden  Rechnungen 
vier,  beziehentlich  fünf  verschiedene  Revisionsbehörden,  nämlich  das 
Kammerkollegium  (zugleich  für  die  Rechnungen  der  Hofkasse  und 
der  verschiedenen  Hofämter),  das  geheime  Kriegsratskollegium, 
das  GeneralacciskoUegium,  das  Obersteuerkollegium  und  für 
die  von  der  Obersteuereinnahme  abzulegenden  Rechnungen  —  die 
sogenannten  Steuerhauptrechnungen  —  der  zu  deren  Prüfung  besonders 
bestellte  landständische  Ausschuss. 

Dass  bei  dieser  Sachlage  von  einer  einheitlichen  und  gleich- 
massigen  Kontrolle  des  Kassen-  und  Rechnungswesens  füglich  nicht 
mehr  die  Rede  sein  konnte,  wird  einer  eingehenderen  Darlegung 
nicht  bedürfen. 

Bei  weitem  nachteiliger  noch  als  der  Mangel  an  EinheitHclikeit 
in  der  Kontrolle  aber  erwies  sich  der  Umstand,  dass  sich  die  den 
verschiedenen  Kassen  vorgesetzten  Oberbehörden  im  Laufe  der  Zeit 
mehr  und  mehr  daran  gewöhnt  hatten,  das  Rechnungärevisionsgeschäft 
den  ihnen  beigegebenen  Rechnungsbeamten  zu  ganz  selbständiger 
Erledigung  zu  überlassen,  ohne  sich  ihrerseits  darum  zu  bekümmern, 
ob  und  mit  welchem  Erfolge  die  Rechnungsprüfung  geschah,  ja  ob 
selbst  nur  eine  regelmässige  Ablegung  der  Rechnungen  stattfand. 
Infolgedessen  war  nach  und  nach  eine  so  grosse  Verschleppung  der 
Rechnungsprüfung  eingerissen  und  die  Zahl  der  ungeprüften  Rech- 
nungen zum  Teil  zu  einem  solchen  Umfange  angewachsen,  dass  eine 
Kontrolle,  namentlich  insoweit  sich  dieselbe  auf  die  den  rechnungs- 
pflichtigen  und  sonst  beteiligten  Beamten  und  Personen  obliegende 
Vertretung  von  Beständen,  Defekten  und  Einnahmeresten  zu  erstrecken 
hatte,  mit  Erfolg  überhaupt  nicht  mehr  durchführbar  war.  Dadurch 
aber  war  nicht  allein  der  Neigung  zu  unwirtschaftlichen  Gebarungen 
auf  Seite  der  verwaltenden  Behörden  und  Beamten  der  bedenklichste 
Vorschub  geleistet,  sondern  auch  Betrügereien  und  Durchsteckereien 
aller  Art  waren  Thür  und  Thor  geöffnet  und  solchergestalt  die 
finanziellen  Interessen  der  Landesherren  in  der  empfindlichsten  Weise 
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geschädigt  worden,  letzteres  um  so  mehr,  als  sich  auch  allerlei  Fehler- 
haftigkeiten in  der  Vervs  altung  infolge  verzögerter  Aufdeckung  nicht 
selten  Jalirzehnte  hindurch  fortgeschleppt  hatten. 

Am  schlimmsten  sah  es  in  dieser  Beziehung  im  Kammerkol- 
legium selbst,  also  der  grössten  und  wichtigsten  Finanzbehörde  des 
Landes,  aus.  Seit  dem  Jahre  1618  hatte  dasselbe  überhaupt  keinem 
seiner  Kammermeister  mehr  eine  Rechnung  direkt  abgefordert,  sondern 
lediglich  dem  Gutbefinden  dieser  Beamten  überlassen,  ob  sie  Rech- 
nung ablegen  wollten  oder  nicht.  Daher  kam  es  beispielsweise,  dass 
ein  im  Jahre  1625  verstorbener  Kammermeister  noch  mit  6  Jahres- 
rechnungen im  Rückstand  war,  der  Nachfolger  desselben  aber  bei 
seinem  Tode  im  Jahre  1642  nicht  weniger  als  17  Jahresrechnungen 
und  dessen  Nachfolger,  als  er  im  Jahre  1661  starb,  8  Jahresrechnungen 
schuldig  blieb. 

Zur  nachträglichen  Anfertigung  dieser  Rechnungen  wurden  be- 
sondere Beamte  angestellt  und  besoldet.  Einerseits  aber  machten 
die  letzteren  aus  der  ihnen  übertragenen  Verrichtung  im  buchstäb- 
lichen Sinne  des  Wortes  eine  Lebensaufgabe,  indem  sie  so  langsam 
arbeiteten,  dass  sie  zum  Teil  abstarben,  ehe  sie  mit  ihrer  Arbeit  zu 
Ende  gekommen  waren,  und  anderseits  wurde  die  Revision  der 
nachträglich  fertiggestellten  Rechnvmgen  bei  der  Renterei  in  so  läs- 
siger Weise  betrieben,  dass  beispielsweise  im  Jahre  1661  von  den 
6  rückständigen  Rechnungen  des  im  Jahre  1625  verstorbenen  Kammer- 
meisters nur  erst  2  geprüft  waren.  Inzwischen  aber  waren  auch  die 
Erben  des  letzteren  sämtlich  mit  Tode  abgegangen,  so  dass  sich 
wegen  der  vielen  Vertretungsposten,  welche  die  Rechnungsprüfung 
zu  Tage  gefördert  hatte,  an  niemandem  mehr  erholt  werden  konnte 
und  sonach  auch  die  erheblichen  Kosten  der  nachträglichen  Rech- 
nungsablage vergebhch  aufgewendet  waren  ^). 

Alle  Versuche,  welche  im  Laufe  der  Zeit  gemacht  worden 
waren,  in  dieser  Beziehung  Wandel  zu  schaJßfen,  hatten  sich  als  er- 
folglos erwiesen;  sie  waren  jederzeit  an  dem  passiven  Widerstände 
des  Kamm erkoUegiums  gescheitert^),   dem  freüich  hierbei  zu  einiger 


1)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Akten  Abteilung  lU.  Bd.  21  fol.  11  Nr.  2, 
Bl.  56  ff. 

^)  Dass  das  Kammeikollegium  auch  in  anderer  Beziehung  dem  Landes- 
herm  nicht  immer  zu  Willen  war,  dafür  liegen  überaus  charakteristische  Belege 
in  den  nachfolgenden  beiden  eigenhändigen  Resolutionen  vor,  welche  Kurfürst 
Johann  Georg  II.  unter  dem  26.  und  30.  September  1668  auf  einen  ihn  nicht  be- 
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Entschuldigung  gereichen  mag,  dass  die  finanzielle  Bedrängnis,  in 
der  sich  seit  Johann  Georg  I.  die  sächsischen  Landesfürsten  unaus- 
gesetzt befunden  hatten,  ihm  Sorgen  auferlegten,  welche  die  Kontrolle 
des  Rechnungswesens  vollständig  in  den  Hintergrund  drängten. 

Auch  bei  den  übrigen  Landeskollegien '  wurde  das  Geschäft 
der  Rechnungsrevision  nur  lässig  betrieben,  und  selbst  der  für  die 
Prüfung  der  Steuerhauptrechnungen  bestellte  landständische  Aus- 
schuss  war  im  Jahre  1706  noch  mit  20  Jahresrechnungen  im  Rückstand. 

Gegen  so  tief  eingewurzelte  Missstände  gab  es  nur  ein  wirk- 
sames Abhilfemittel:  es  bestand  in  der  Errichtung  einer  einerseits 
von  den  obersten  Landesbehörden  unabhängigen,  anderseits  denselben 
ebenbürtigen  centralen  Rechnungsrevisionsbehörde,  und  dieses 
Mittel  war  es,  zu  dem  Friedrich  August  L  griff.  Seinen  hierauf 
gerichteten  Entschluss  eröffnete  er  dem  Statthalter  und  den  Geheimen 
Räten  in  einem  aus  Lobesow  vom  29.  Mai  1706  datierten  Reskripte, 
in  welchem  er  sich  dahin  aussprach,  dass  er  „besserer  Ordnung 
halber,  und  damit  die  Rechnungen  bey  den  Hauptkassen  fleissiger 
als  zeithero  bei  ein  und  anderer  geschehen,  und  zwaren  nicht  nach 
bissherigem  Gebrauch  von  denenselben,  so  die  Direction  und  Dispo- 
sition darüber  gehabt,  sondern  von  unparteyischen  Personen  defectiret 


friedigenden  Bericht  erteilte,  den  der  Geheime  Rat  über  eine  von  dem  Kur- 
fürsten angeordnete  Revision  des  Kammerwesens  erstattet  hatte. 

„Lieber  herr  director  und  geheimbder  Raht.  Ich  sehe  das  man  mich  wie 
auch  meinen  Seeligen  herrnVattern  wiederfahren,  bloss  bey  der  Nase  mitt  schriefften 
und  wordten  rummer  ziehen  und  auffhalten  will,  so  Ich  aber  nicht  zulassen 
kan ,  als  wollet  Ihr  nuhr  die  Cammercommission  darhin  richten  wie  Ich  vor- 
mahlen begeret,  und  die  revision  der  Kammer  meinen  Willen  und  Vorschlag 
nach  vort  göhen  lassen.  Ich  weiche  in  geringsten  nicht  darvon,  Johann  Georg, 
Curfürst. " 

,Auff  der  Herrn  Geheimbt  Ratte  guttachten  resolvire  ich  mich  nochmahlen 
bestendig  verbleibende  bey  meiner  vorigen  resoludion,  das  woferne  es  wie  es  bis 
anherö  vergangen,  auch  wie  Ich  diese  nichtige  endschuldigung  ja  auch  bey 
meines  Seeligen  Herrn  Vattem  Zeitt  in  meinen  damalichen  anbefohlen  beisitzen 
genungsam  bericht,  auch  höchstgedachter  mein  Seeliger  Herr  Vatter  bey  selbiger 
mir  damals  befollenen  Commission,  worin  der  Herr  Marschalch  Seeliger  Heinrich 
Taube  selber  gewesen,  nichts  draus  geworden,  wie  dan  Ihr  Seeliger  mein  höchst- 
geehreter  Herr  Vatter  diese  wortt  gögen  mir  gebrauchet :  es  wirdt  nichts  daraus. 
Darbey  verbley  Ich,  Ich  will  aber  haben  eine  refision  meiner  Cammer  und  inner- 
halb zwey  tagen.    Ich  vorhoffe   das  Ich  Churfürst  bin.    Johann  Georg." 

Vgl.  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Akten  Abt.  III.  Reg.  21  fol.  7  Nr.  25, 
vol.  m.,  Bl.  98,  99. 
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und  abgenommen  werden  mögen,  für  nötig  und  dienlich  erachte, 
eine  Chambre  des  comtes  oder  Rechnungscollegium  aufzurichten".  Zu 
diesem  Behufe  befahl  er  die  Niedersetzvmg  einer  aus  den  drei  wirk- 
lichen Geheimen  Räten  Zech,  Freiherm  von  Hoym  jun.  und  Frei- 
herm  von  Imhoff,  dem  Geheimen  Rat  imd  Vizekanzler  von  Kötteritz, 
dem  Geheimen  Kriegsrat  von  Schindler  und  dem  Accisrat  Ext  be- 
stehenden Kommission,  welche  Vorschläge  über  die  organische  Ein- 
richtung xmd  die  Besetzimg  der  neuen  Behörde  machen,  auch  eine 
Instruktion  für  dieselbe  entwerfen  sollte  ^). 

Die  auf  Grund  einer  Verfügung  des  Statthalters  imd  Geheimen 
Rates  vom  15.  Juni  1706  in  Thätigkeit  getretene  Kommission  erledigte 
die  ihr  gewordene  Aufgabe  mit  ungewöhnlicher  Schnelligkeit.  Denn 
bereits  unter  dem  20.  Juli  desselben  Jahres  erstattete  sie  über  das 
Ergebnis  ihrer  Beratungen  Bericht,  in  welchem  sie  das  geplante  Unter- 
nehmen als  ein  ebenso  wichtiges,  wie  heilsames  und  für  das  landes- 
herrliche Interesse  erspriessliches  bezeichnete,  und  mit  dem  sie  den  Ent- 
wurf einer  Instruktion  für  die  neue  Behörde  überreichte.  Von  dem 
Geheimen  Rate  wurde  dieser  Entwurf  mit  Bericht  vom  3.  August  1706 
zur  Kenntnis  des  Landesherrn  gebracht,  welcher  darauf  imter  dem 
31.  August  1706  von  Novogrodess  aus  zunächst  eine  Zwischenent- 
scheidung des  Inhalt«  erteüte,  „dass  er  sich  diese  Sache  der  erhei- 
schenden Notdurft  nach  femerweit  überlegen  imd  seine  vöUige  Re- 
solution hierüber  erteilen  wolle".  Letztere  erfolgte,  nachdem  der 
Kurfürst  den  ihm  überreichten  Instruktionsentwurf  inmittelst  in  seinem 
Kabinet  „mit  Fleiss  hatte  durchgehen"  lassen,  wobei  der  letztere 
vieKachen  Abänderungen  und  Ergänzungen  imterworfen  worden  war, 
mittelst  eines  von  Leipzig  aus  unter  dem  24.  Mai  1707  datierten 
Reskripts,  in  welchem  die  Errichtung  der  geplanten  „Chambre  des 
comtes"  definitive  Genehmigung  fand,  und  welchem  die  von  dem 
Kurfürsten  unter  dem  gleichen  Datum  voUzogrene  Instruktion  für  die 
letztere  beigefügt  war. 

Die  solchergestalt  ins  Leben  gerufene  oberste  Rechnungsrevi- 
sionsbehörde  —  die  erste  ihrer  Art  in  Deutschland  —  erhielt 
den  Namen  „Ober-Rechen-Kammer" ;  doch  wurde  sie  häufig  auch 
als  „Ober-Rechnungs-Kollegium"  und  „Ober-Rechen-Rat"  be- 
zeichnet. Ihre  Verfassung  war  eine  koUegialische,  und  sie  be- 
stand aus  einem  Präsidenten  und  4  Räten,  welche  letzteren  den  Amts- 


»)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Spezialbefehle  XXIV.  loc.  Nr.  7044,  Bl.  2332. 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  gvj  4 
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titel  „  Ober-Rechen-Rat "  führten.  Als  Revisionspersonal  waren  ihr 
vier  Beamte  unter  der  Bezeichnung  als  „ Rechnungsexaminatoren " 
beigegeben,  während  das  Kanzleipersonal  aus  einem  Sekretär,  drei 
Kopisten  und  einem  Thürsteher  bestand. 

Gleich  den  übrigen  LandeskoUegien  —  also  nach  heutigen  Be- 
griffen den  Departementsministerien  —  dem  Landesherrn  unmittel- 
bar untergeordnet,  nahm  sie  auch  sonst  eine  den  ersteren  ebenbür- 
tige Stellung  ein,  was  sich  insbesondere  darin  äusserte ,  dass  ihr  in 
der  nämlichen  Weise  wie  den  übrigen  Landeskollegien  das  Recht 
zustand,  im  Namen  des  Landesherrn  zu  schreiben  und  sich  eines  dem 
entsprechenden  Siegels  zu  bedienen.  Durch  Reskript  vom  23.  August 
1709  wurde  sie  zwar  ebenso  wie  die  andern  Landeskollegien,  insoweit 
sie  Kassen  dirigirten,  für  die  Fälle  der  Abwesenheit  des  Kurfürsten 
ausserhalb  Landes  an  die  jim  Lande  zurückgebliebenen  Kabinetts- 
minister dergestalt  verwiesen,  dass  sie  Verordnungen  in  Rechnungs- 
sachen von  den  letzteren  anzunehmen,  auch  von  ihnen  vorkommenden 
Falles  sich  Bescheid  zu  erholen  hatte.  Wenn  sie  jedoch  in  den  Rech- 
nungen wahrnahm,  dass  die  Kabinettsminister  in  den  an  die  Kassen  er- 
lassenen Verordnungen  die  landesherrliche  Intention  verfehlt  hatten, 
hatte  sie  nach  wie  vor  unmittelbar  an  den  Kurfürsten  Bericht  zu 
erstatten  und  deshalb  niemandem  als  dem  Kurfürsten  selbst  oder  dem- 
jenigen, der  hierzu  von  ihm  kommittiert  worden  war.  Rede  und  Ant- 
wort zu  stehen. 

Nach  der  der  Oberrechenkammer  erteilten  Instruktion,  welche 
des  historischen  Interesses  wegen,  das  sich  an  sie  als  die  älteste 
ihrer  Art  in  Deutschland  knüpft,  in  der  Beilage  III  in  einem  voll- 
ständigen Abdrucke  wiedergegeben  wird  ^) ,  war  ihr  in  erster  Linie 
die  Aufgabe  gestellt,  die  Rechnungen  der  5  Hauptkassen  des  Landes, 
die  sogenannten  Hauptrechnungen,  vom  Jahre  1705  an  zu  revi- 
dieren. Ausserdem  lag  ihr  die  Revision  der  sogenannten  Extraor- 
dinärrechnungen, d.  h.  derjenigen  Rechnungen  ob,  welche  von 
solchen  Personen  abzulegen  waren,  die  auf  Grund  von  Spezialbefehlen 
des  Landesherm  Gelder  aus  dessen  Schatulle,  der  Rentkammer,  dem 
Generalkriegszahlamte  oder  der  Generalacciskasse  auf  Berechnung 
erhalten  hatten. 

Die  Einsendung  der  Hauptrechnungen  nebst  Zubehör  an  die 


^)  Eine  Veröffentlichung  dieses  wichtigen  urkundlichen  Denkmals  hat  bis- 
her überhaupt  noch  nicht  stattgefunden. 
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Oberrechenkammer  sollte  binnen  8  Wochen  vom  Abschlüsse  der 
Kassenbücher  an,  der  ein  verschiedenartiger  war  und  insbesondere 
bei  der  Rentkanmier  je  Ende  März  und  Ende  September  erfolgte, 
geschehen;  auf  Ansuchen  durfte  die  Oberrechenkammer  jedoch  Frist- 
verlängerungen in  der  Höchstdauer  von  18  Wochen  bewilligen,  unent- 
schuldigte Nichteinhaltung  der  Einsendimgsfristen  war  mit  Geldstrafe 
von  100  bis  200  Thalern  bedroht.  Die  sogenannten  Extraordinär- 
rechnungeu  soUten  binnen  6  Wochen  nach  Erledigung  des  bezüg- 
lichen Geschäfts  bei  der  Oberrechenkammer  eingereicht  werden.  Wer 
ein  Jahr  vorübergehen  liess,  ohne  dieser  Verpflichtung  nachzukommen, 
sollte  zur  Herausgabe  der  empfangenen  Geldposten  im  Wege  der 
mihtärischen  Exekution  oder  des  Personalarrests  angehalten  werden. 

Die  Revision  der  von  den  unteren  Kassenstellen  abzulegenden 
Rechnungen,  der  sogenannten  Individualrechnungeu,  nebst  den 
zugehörigen  Stück-  und  Beirechnimgen  verblieb  bei  denjenigen  Ober- 
behörden, unter  welchen  diese  Kassen  standen.  Die  Oberijehörden 
waren  aber  verpflichtet,  diese  Rechnungen  innerhalb  der  für  die  Eiu- 
reichung  der  Hauptrechnungen  geordneten  Frist  zu  prüfen  und  in 
Richtigkeit  zu  bringen  imd  nebst  den  aus  dieser  Prüfung  hervorge- 
gangenen Erinnerungen  mit  den  Hauptrechnungen  gleichzeitig  an 
die  Oberreclienkammer  gelangen  zu  lassen,  welche  letztere  berechtigt 
war,  eine  Nachprüfung  der  Individualrechnungeu  in  der  Richtung 
eintreten  zu  lassen,  ob  unrichtige  Verschreibungen  versehentlich  für 
passierlich  erachtet  oder  Einnahmeposten  von  Wichtigkeit  nicht  zur 
Verrechnung  gebracht  worden  waren,  wie  sie  denn  auch  Rechen- 
feliler.  die  in  denselben  von  ihr  wahrgenommen  wurden,  noch  be- 
richtigen durfte. 

Die  Revision  der  Rechnungen  durch  die  Oberrechenkammer  hatte 
sich  nicht  nur  in  formeller  und  kalkulatorischer,  sondern  auch  in 
materieller  Richtung  zu  bewegen,  darum  aber  auch  auf  die  Prüfung 
der  Richtigkeit,  beziehendlich  Zulässigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  in 
den  Rechnungen  ihren  Ausdruck  findenden  finanziellen  Gebarungen 
zu  erstrecken,  und  in  letzter  Beziehung  fielen  neben  demjenigen,  was 
zur  Vertretung  der  Rechnungsführer  gehörte,  auch  die  von  den  die 
Kassen  dirigierenden  Oberbehörden  getroffenen  Anordnungen 
in  den  Bereich  ihrer  Kontrolle.  Im  allgemeinen  soUte  jedoch  für 
diese  Anordnungen  „eine  gute  Präsumtion  militiren",  und  eine  Ver- 
pflichtung der  Oberbehörden,  wegen  der  von  ümen  getroffenen  An- 
ordnungen der  Oberrechenkammer  gegenüber  sich  zu  verantworten, 
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sollte  nur  eintreten,  wenn  und  soweit  sie  ihre  Instruktionen  oder 
die  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  von  Einnahmen  und  Ausgaben  sonst 
etwa  bestehenden  Reglements  und  Vorschriften,  welche  sämtlich 
der  Oberrechenkammer  zu  ihrer  Information  mitgeteilt  werden  muss- 
ten,  überschritten  hatten.  Deshalb  war  ihnen  auch  die  ausdrückliche 
Zusicherung  erteilt,  dass  sie  durch  die  Oberrechenkammer  „nicht 
über  Gebühr  in  Anspruch  genommen,  noch  aus  ihrer  Verfassung 
und  Autorität  zum  Anstoss  gesetzt  werden  sollten". 

Der  formelle  Gang  des  RevisionsTerfahrens  gestaltete 
sich  so,  dass  jede  Rechnung  zunächst  der  Prüfung  durch  einen  oder 
nach  Gutbefinden  des  Präsidenten  durch  zwei  Revisionsbeamte  unter- 
lag, denen  ein  Rat  zur  oberen  Leitung  der  Prüfungsarbeiten  zuge- 
ordnet war.  Die  hierbei  gezogenen  Erinnerungen  wurden  im  Kol- 
legium vorgetragen  und  von  diesem  endgültig  festgestellt,  worauf  sie 
den  Rechnungsführern  oder,  soweit  es  sich  um  Anordnungen  der 
den  letzteren  vorgesetzten  Behörden  handelte,  den  Vorständen  dieser 
Behörden  zur  Beantwortung  und  Erledigung  binnen  einer  Frist  von 
6  Wochen  zugefertigt  wurden.  Die  auf  die  Erinnerungen  erteilten 
Beantwortungen  wurden  ebenfalls  im  Kollegium  zum  Vortrag  ge- 
bracht, welches  darauf  Entscheidung  erteilte  oder,  soweit  die  Sache 
zur  Erteilung  einer  solchen  noch  nicht  reif  war,  anderweite  Beant- 
wortung binnen  einer  Frist  von  4  Wochen  anordnete.  Die  Rechnungs- 
führer konnten  jedoch  auch  in  Person  vor  die  Oberrechenkammer 
geladen  werden,  um  hier  mündlich  die  erforderlichen  Auskünfte  zu 
erteilen.  Wer  es  unterliess,  die  Beantwortung  der  gegen  ihn  ge- 
zogenen Erinnerungen  fristgemäss  zu  bewirken,  ohne  deshalb  Nach- 
sicht von  der  Oberrechenkammer  erlangt  zu  haben ,  wurde ,  soweit 
es  sich  um  Defekte  handelte,  zu  deren  Bezahlung  verurteilt.  Einer 
solchen  Verurteilung  hatte  jedoch  noch  die  Absetzung  eines  förm- 
lichen Kontumazialverfahrens  vorauszugehen. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Oberrechenkammer  stand  sowohl 
den  Rechnungsführern  als  den  beteiligten  Oberbehörden  das  Rechts- 
mittel der  Berufung  an  das  Geheime  Konsilium  zu,  bei  dessen 
Entscheidung  es  zu  bewenden  hatte.  An  letzteres  war  auch  Bericht 
zu  erstatten,  wenn  sich  die  Rechnungsführer  betrügerische  Ge- 
barungen bei  Verwaltung  der  landesherrlichen  Gelder  hatten  zu 
schulden  kommen  lassen,  damit  von  ihm  darüber  Beschluss  gefasst 
wurde,  „wie  und  wo  weiter  gegen  die  untreuen  Administratores  mit 
Inquisition  und  sonsten  zu  verfahren  sei".     Ebenso  war   es  das  Ge- 
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heime  Konsilium,  an  welches  sich  die  Oberrechenkammer  zu  wenden 
hatte,  wenn  ihr  Zweifel  über  die  Erledigung  einzelner  Sachen  bei- 
gingen; von  der  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  diesfalls 
von  der  Oberrechenkammer  erstatteten  Berichte  waren  jedoch  die- 
jenigen Geheimen  Räte  ausgeschlossen,  welche  die  Hauptkassen  diri- 
gierten, deren  Rechnungen  dabei  in  Frage  kamen. 

Wenn  die  Erinnerungen  der  Oberrechenkammer  allenthalben 
Erledigung  gefunden  hatten,  wurde  den  Rechnungsführern  Quittung 
(die  sog.  Hauptquittung),  den  anordnenden  Behörden  aber  Liberation 
erteilt.  Die  hierauf  bezüglichen  Urkunden  wurden  in  Ansehung  der 
Rechnungen  der  Oberkämmerei  von  dem  Könige  selbst,  in  allen  andern 
Fällen  von  der  Oberrechenkammer  ausgestellt  und  vollzogen. 

Defekte,  welche  von  der  Oberrechenkammer  endgültig  fest- 
gesetzt waren,  konnten  im  Wege  Rechtens  nicht  angefochten  werden, 
sondern  die  Oberrechenkammer  war  befugt,  dieselben  durch  'mili- 
tärische oder  gerichthche  Exekution  oder  auch  durch  Yerhängung 
von  Personalarrest  ohne  Verstattung  der  sonst  üblichen  Hilfsfristen 
einzutreiben. 

Abgesehen  davon,  dass  die  Fristen  zur  Einsendung  der  Rech- 
nungen an  die  Oberrechenkammer  viel  zu  kurz  bemessen  waren, 
bestand  der  hauptsächhchste  Fehler  der  im  vorstehenden  in  Kürze 
geschilderten  Organisation  darin,  dass  der  Oberrechenkammer  nicht 
ausschliesslich  die  Revision  aller  auf  landesherrliche  Einnalmien 
und,  Ausgaben  bezüghchen  Rechnungen  übertragen  war.  Im  übrigen 
aber  war  sie  mit  einer  solchen  FüUe  von  Machtbefugnissen  aus- 
gestattet, dass  sie  an  sich  sehr  wohl  befähigt  gewesen  wäre,  eine 
-närksame  Kontrolle  über  die  landesherrlichen  Finanzen  zu  füliren. 
Gleichwohl  gelang  es  ihr  trotz  allen  redlichen  Bemühens  nicht,  dieses 
Ziel  zu  erreichen;  denn  mit  dem  Momente,  in  welchem  ihre  Thätig- 
keit  in  die  äussere  Erscheinunor  trat,  beofann  auch  sofort  ein  erbitter- 
ter  Kampf  der  Verwaltung  gegen  die  Kontrolle,  der  schliess- 
lich mit  dem  Siege  der  ersteren  endete. 

Obwohl  die  mit  der  Verwaltung  der  landesherrlichen  Einnahmen 
■und  Ausgaben  betrauten  Kollegien  rechtzeitig  von  der  Errichtung  der 
Oberrechenkammer  unterrichtet,  auch  von  dem  Inhalte  der  der  letz- 
teren erteüten  Instruktion  zur  Nachachtung  in  Kenntnis  gesetzt 
worden  waren,  kamen  sie  doch  der  hiemach  ihnen  obliegenden  Ver- 
pflichtung zur  Einsendung  der  Hauptrechnungen  nebst  den  zugehö- 
rigen Individualrechnungen  an  die  Oberrechenkammer  so  wenig  nach, 
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dass  sich  auf  deshalb  erhobene  Beschwerde  der  letzteren  der  Kurfürst 
Friedrich  August  I.  bereits  in  einem  Reskripte  vom  26.  September  1707 
veranlasst  fand,  sein  Missfallen  darüber  auszusprechen  und  die 
bezüglichen  Vorschriften  der  Oberrechenkammerinstruktion  einzu- 
schärfen ^). 

Gegen  dieses  Reskript  wurden  sowohl  das  Kammerkollegium 
als  das  Obersteuerkollegium  vorstellig,  indem  sie  geltend  machten, 
dass  es  nach  Lage  der  obwaltenden  thatsächlichen  Verhältnisse  ausser- 
halb der  Möglichkeit  liege,  die  in  Frage  kommenden  Rechnungen 
binnen  der  in  §.  11  der  Oberrechenkammerinstruktion  geordneten 
Frist  von  8  Wochen  vom  Abschlüsse  der  Kassenbücher  ab  fertig  zu 
stellen  und  an  die  Oberrechenkammer  einzureichen.  Das  Obersteuer- 
köUegium  bezog  sich  aber  überdies  darauf,  dass  die  Steuerrechnungen 
den  Landtagsabschieden  und  der  Steuerinstruktion  gemäss,  ingleichen 
dem  beständigen  Herkommen  nach  jederzeit  durch  Deputirte  der 
Landschaft  abgenommen  worden  seien  (vergl.  S.  17),  und  gab  des- 
halb der  Erwartung  Ausdruck,  dass  die  Abnahme  der  Steuerrechnungen 
auch  in  Zukunft  nicht  ohne  landständische  Mitwirkung  erfolgen  werde. 

Infolge  dieser  Vorstellungen  wurde  durch  landesherrliches  Re- 
skript vom  31.  März  1708  §.11  der  Oberrechenkammerinstruktion 
dahin  geändert:  „dass  dem  Kammermeister  jedesmahl  nach  dem 
Schluss  eines  halben  Jahres  das  folgende  halbe  Jahr  ohne  Ansuchung 
einer  Prorogation  zu  Fertigung  und  Einrichtung  der  vorigen  Rech- 
nung nachgelassen  sein  und  nur  erst,  wenn  er  nach  diesem  ver- 
flossenen termino  annoch  8  Wochen  vorbey  gehen  Hesse  und  die 
Ursachen  bey  dem  Ober-Rechen-Rathe  nicht  anzeigte,  noch  die  Rech- 
nungen einschickte,  nach  Inhalt  des  §.11  wider  ihn  zu  verfahren,  im 
Uebrigen  auch  bey  andern  Rechnungsführern  ratione  der  Swöchent- 
lichen  Frist  die  Unmöglichkeit  gleichfalls  in  gebührende  Obacht  zu 
ziehen  sey"  ^). 

Dem  ObersteuerkoUegium  aber  erteilte  der  Kurfürst  mittelst 
Reskripts  vom  5.  Juni  1708  den  Bescheid,  dass  es  bei  den  hinsicht- 
lich der  Revision  der  Steuerhauptrechnungen  durch  die  Oberrechen- 
kammer getroffenen  Bestimmungen  sein  Bewenden  behalte,  da  ihn 
„die  Erwägung  der  grossen  Unordnung,   welche  durch  die  mehr  als 


^)  K.   S.  Hauptstaatsarchiv,   Aufriclitung  der    chambre  des  comtes  betr., 
ao.  1706  etc.,  vol.  I  loc.  Nr.  4595  Bl.  67. 

*)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  75. 
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20  Jahre  insonderheit  bei  der  Obersteuereinnahme  unterbliebene  Rech- 
nungsabnahme zu  seinem  nicht  geringen  Nachteil  und  Schaden  bis- 
hero  eingerissen,  dahin  veranlasset,  dass  er  solchem  Uebel  so  viel 
möglich  vorzubauen  darauf  bedacht  sein  müssen,  und  dahero  um 
besserer  Richtigkeit  willen  auch  die  Examination  und  Abnahme  derer 
Steuerrechnuneren  dem  von  ihm  zu  solchem  Ende  etablirten  Ober- 
Rechnunffs-CoUesrio  crleich  anderen  committiret".  Dabei  erklärte  er 
sich  jedoch  zugleich  „gnädigst  zufrieden,  dass  aus  denen  allegirten 
Ursachen,  wenn  besagte  Abnahme  derer  Steuerrechnungen  bey  der 
Ober-Rechnungs-Kammer  vorgenommen  werde,  jedesmahl  2  Persohnen, 
welche  die  Landschafft  aus  ihrem  Mittel  darzu  zu  erwehlen,  so  lange 
selbige  währe,  dabey  gegenwärtig  seyn,  diesen  aber  dameben  die  An- 
deutung geschehe,  dass,  auf  den  Fall  sie  sich  dabey  nicht  einfinden 
würden  oder  zu  erscheinen  einig  Bedencken  hätten,  mehr  ermelte 
Rechnungsabnahme  einen  Weg  wie  den  andern  vor  sich  gehen  und 
deshalb  nicht  aufgehalten  werden  solle "  ^). 

Von  der  ihnen  hiemach  erteilten  Ermächtigung,  bei  der  Ab- 
nahme der  Steuerhauptrechnungen  durch  die  Oberrechenkammer  mit- 
zuwirken, machten  indessen  die  Landstände  keinen  Gebrauch,  und 
als  ihnen  auf  einen  gelegentlich  des  Ausschuss,tags  vom  Jahre  1715 
gestellten  Antrag,  dass  die  Abnahme  der  Steuerrechnungen  in  der 
gewöhnlichen  Weise  erfolgen  möge,  durch  landesherrliche  Resolution 
vom  30.  März  1715  eröffnet  wurde,  dass  die  Rechnungsabnahme  bei 
dem  Oberrechenrate  mit  Zuziehung  etlicher  landschaftlicher  Deputirten 
(deren  Zahl  zu  bescliränken  sei,  damit  die  L^nkosten  der  Steuer  nicht 
zu  schwer  fielen)  zu  erfolgen  habe,  machten  sie  auch  ihrerseits 
geltend,  dass  die  Abnahme  der  Steuerrechnungen  jederzeit  nur  durch 
eine  von  ihnen  niedergesetzte  Deputation  geschehen  sei.  Der  Kur- 
fürst bestätigte  hierauf  in  dem  Abschiede  des  Ausschusstags  vom 
30.  April  1715  zwar  die  der  älteren  Verfassung  gemäss  von  den 
Landständen  bestellte  Deputation  zur  Prüfung  der  Steuerrechnungen; 
im  übrigen  aber  Hess  er  es  bei  seiner  Resolution  vom  30.  März 
desselben  Jahres  bewenden,  weil  es  zur  Beförderung  des  Kredits  ge- 
reiche, wenn  über  die  Administration  der  Steuer  auch  die  Oberrechen- 
kammer die  strengste  Aufsicht  führe  ^).  Eine  praktische  Folge  hatte 
jedoch   diese   landesherrliche   Anordnung  nicht;   die  Landstände  be- 


^)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  III.  Reg.  107,  fol.  43  Nr.  1  Bl.  14. 
')  Weiss,  Neueste  Geschichte  des  Königreichs  Sachsen  II.  20. 
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harrten  vielmelir  bei  ihrem  passiven  Widerstände  gegen  die  Abnahme 
der  Steuerrechnungen  bei  der  Oberrechenkammer,  ja  das  Obersteuer- 
kollegium ging  sogar  soweit,  dass  es  die  Annahme  der  von  der 
Oberrechenkammer  über  die  Revision  dieser  Rechnungen  ausgestellten 
Quittungen  und  Liberationsscheine  verweigerte.  Infolgedessen  war 
noch  im  Jahre  1734  keine  einzige  der  Steuerhauptrechnungen  bis 
zum  Jahre  1687  zurück  quittiert. 

Nicht  minder  gross  war  der  Widerstand,  welchen  das  Kammer- 
kollegium der  Wirksamkeit  der  Oberrechenkammer  fortdauernd  ent- 
gegensetzte. Trotzdem  dasselbe  auf  diesfalls  erhobene  Beschwerden 
der  Oberrechenkammer  bereits  durch  kurfürstliches  Reskript  vom 
28.  Juni  1709  angewiesen  worden  war,  sowohl  damals  als  inskünftig, 
„wenn  die  Oberrechenkammer  zu  Beförderung  des  Rechenwerks  einige 
Erläuterung  verlangen  werde,  dieselbe  ohne  Weigerung  jedesmal  zu 
ertheilen,  sich  auch  der  gegen  die  Oberrechenkammer  bis  anhero  ge- 
brauchten Repliken  hinfüro  zu  enthalten, "  durch  ein  weiteres  Reskript 
vom  6.  Dezember  1710  aber  die  Weisung  erhalten  hatte,  „künftig 
alle  Kammerrevenüen  und  Ausgaben  bei  der  Oberrechenkammer  nach 
eben  der  Art,  wie  es  von  andern  CoUegiis  zu  geschehen  pflege, 
und  als  die  der  Oberrechenkammer  ertheüte  Instruction  erfordere,  zu 
justificiren  und  zu  dem  Ende  auch  die  Individualrechnungen  mit  zu 
übergeben,  nicht  weniger  die  kurfürstlichen  Specialbefehle,  so  oft  es 
die  Nothwendigkeit  erfordere  und  etwas  damit  zu  belegen  sei,  zu 
ediren,"  betrieb  es  doch  einerseits  die  ihm  obliegende  Revision  der 
Individualrechnungen  in  so  lässiger  Weise,  dass  dieselben  niemals 
mit  den  Hauptrechnungen  zugleich  an  die  Oberrechenkammer  ge- 
gelangen konnten  und  die  Zalil  der  ungeprüften  Individualrechnungen, 
die  bereits  im  Jahre  1707  gegen  1200  Stück  betrug,  sich  fortgesetzt 
in  bedenklicher  Weise  steigerte;  anderseits  verzögerte  es  die  Beant- 
wortung der  von  der  Oberrechenkammer  gegen  die  Hauptrechnungen 
aufgestellten  Erinnerungen  in  geradezu  unerhörter  Art,  so  dass 
beispielsweise  die  Beantwortung  der  aus  dem  Jahre  1708  datierenden 
Erinnerungen  gegen  die  Kammerrechnung  auf  das  Jahr  1705  erst 
im  Jahre  1719  erfolgte.  Wenn  und  insoweit  aber  auch  das  Kanimer- 
kollegium  sich  herbeüiess,  Erinnerungen  der  Oberrechenkammer  zu 
beantworten,  war  diese  Beantwortung  doch  entweder  ablehnender  oder 
ausweichender  oder  sonst  ungenügender  Art,  indem  es,  selbst  wenn 
ihm  offenbare  Verstösse  gegen  die  Kammerinstruktion  oder  sonst 
massgebende  Reglements  nachgewiesen  wurden,  auf  seine  pflichtmässige 


Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen.  57 

Veranstaltung  oder  altes  Herkommen  und  Observanz  sich  berief,  die 
Mitteilung  der  von  der  Oberrechenkammer  zur  Bedeckung  der  Rech- 
nungen für  erforderlich  erklärten  landesherrlichen  Spezialbefehle  und 
sonstigen  Urkunden  verweigerte,  Vorschläge  der  Oberrechenkammer, 
welche  auf  Erzielung  von  Ersparnissen,  sorgsamere  Beitreibung  der 
überaus  zalilreichen  und  bedeutenden  Einnalmiereste  oder  sonstige 
Verbesserungen  in  der  Finanzverwaltung  gerichtet  waren,  mit  der 
Erklärung  zurückwies,  dass  es  seinerseits  zu  arbitrieren  wissen  werde, 
was  am  thunlichsten  sei,  und  —  wie  es  in  einem  von  der  Oberrechen- 
kammer unter  dem  28.  November  1719  erstatteten  Berichte  heisst  ^) 
—  „  auch  sonsten  mit  vielen  sensiblen  und  das  Hauptwerk  doch  nicht 
hebenden  erpressionibus  repHcirte." 

Auch  das  Geheime  KriegsratskoUegium  verhielt  sich  der  Haupt- 
sache nach  scliroff  und  ablehnend  der  Oberrechenkammer  gegenüber, 
indem  es  deren  Erinnerungen  teils  überhaupt  nicht,  teils  ungebührlich 
verspätet,  teils  ungenügend  beantwortete. 

AUe  Vorstellungen,  welche  die  Oberrechenkammer  hiergegen 
unmittelbar  an  die  beteiligten  Kollegien  richtete,  erwiesen  sich  eben 
so  fruchtlos  wie  die  vielfachen  Beschwerden,  die  sie  deshalb  Aller- 
höchsten Orts  anbrachte.  Was  insbesondere  ilire  Beziehungen  zum 
Kammerkollegium  anlangt,  so  wurde  letzteres,  nachdem  dasselbe 
selbst  bis  in  das  Jahr  1726  hinein  noch  keine  einzige  seiner  Rech- 
nungen bis  zum  Jahre  1705  zurück  in  Richtigkeit  gesetzt  hatte,  auf 
ausdrücklichen  Befehl  des  Kurfürsten  und  im  Namen  desselben  durch 
Reskript  des  Geheimen  Konsiliums  vom  24.  August  1726  zwar  an- 
gewiesen, „alle  Erinnerungen  der  Oberrechenkammer,  deren  Reguli- 
rung  in  der  Kammerinstruction  und  dem  Kammerreglement  oder  auch 
in  der  Oberreclienkammer-Instruction  zu  befinden,  nach  deren  Inhalt 
und  Erforderung  ohne  einigen  Zeitverlust  in  Richtigkeit  zu  setzen 
und  selbigen  durchgehends  zu  Erhaltung  guter  Ordnung  und  zu  wahrer 
Beförderung  des  Kammerinteresse  unverlangt  die  abhelfliche  Masse 
zu  geben,  die  schleunige  Justification  der  sämtKchen  Amts-  und  andern 
IndividuaLrechnungen  mit  gehörigem  Nachdruck  zu  veranstalten,  die 
dem  Collegium  selbst  zur  Beantwortung  von  der  Oberrechenkammer 
communicirten  Erinnerungen  ohne  längeren  Anstand  gebührend  zu  be- 
antworten, die  benöthigten  Extracte,  Nachrichten  und  Erläuterungen 


^)  K.  S,  Hauptstaatsarchiv,  Akten  der  Geh.  Kabinetskanzlei  loc.  Nr.  443 
(1257)  Bl.  21  ff. 
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der  Oberrechenkammer  auf  ihr  Verlangen  zu  ediren,  dasjenige,  was 
selbige  bei  der  Einnahme  und  Ausgabe,  sowohl  in  Herbeibringung 
der  rückständigen  Reste  erinnert,  ungesäumt  zu  Werke  zu  richten, 
auch  darüber,  warum  solches  alles  nach  deutlicher  Vorschrift  der 
Kammerinstruction,  des  Kammerreglements  und  der  Oberrechen- 
kammerinstruction  zeithero  nicht  erfolget,  mithin  diesen  hierunter 
nicht  nachgegangen  worden,  sowohl  wie  und  auf  was  Masse  nun- 
mehr dem  oban  befohlenen  durchgehends  gebührende  Folge  geleistet 
und  das  Rechnungswerk  in  gehörige  Richtigkeit  gesetzet,  längstens 
binnen  zwei  Monaten  a  dato  Bericht  zu  erstatten"  ^).  Allein  auch 
dieser  Anordnung  leistete  das  Kammerkollegium  in  keiner  Weise 
Folge,  und  so  konnte  das  Geheime  Konsilium  in  einem  Berichte  vom 
2(3.  September  1727  dem  Kurfürsten  nur  melden,  „dass  es  nicht 
fortkommen  könne,  sondern  stille  stehen  müsse,  weil  die  von  ihm 
im  Allerhöchsten  Namen  erteilten  Befehlige  vom  Kammerkollegium 
nicht  attendiret  worden  seien."  In  diesem  Berichte  nahm  sich  das 
Geheime  Konsilium  zugleich  in  sehr  energischer  Weise  der  Ober- 
rechenkammer an,  indem  es  unter  Hinweis  einerseits  'darauf,  dass 
durch  die  von  der  Oberrechenkammer  gegen  die  Rentkammerrech- 
nungen gezogenen  Erinnerungen  „in  verschiedenen  passibus  solche 
Unordnungen  und  Unrichtigkeiten  bei  dem  Rentkammer-Rechnungs- 
werk zu  Tage  gefördert  worden  seien,  die  sonst  bei  einem  wohl  ein- 
gerichteten Kammeretat  sich  nicht  leicht  finden  lassen  sollten, "  ander- 
seits darauf,  dass  die  Oberrechenkammer  vom  Zeitpunkte  ihrer 
Errichtung  an  bis  zum  22.  Juni  1727  in  den  von  ihr  revidierten 
Rechnungen  der  verschiedenen  Kollegien  nicht  weniger  als  rund 
660,015  Thaler  in  Defekt  gestellt  habe,  von  denen  340,655  Thaler 
den  landesherrlichen  Kassen  zugewachsen,  319,360  Thaler  aber  vom 
Kurfürsten  erlassen  worden  seien,  sich  dahin  aussprach,  wie  nicht 
zu  zweifeln  sei,  „dass,  woferne  die  Oberrechnungskammer  von  denen 
CoUegiis  und  Kassen ,  so  ihre  Rechnungen  zur  Justification  dahin 
einzuschicken  haben,  besser  secundiret,  die  von  jenen  bei  Einnahme 
und  Ausgabe  gemachten  Erinnerungen  fleissiger  und  hinlänglich  be- 
antwortet, diejenigen  aber,  wodurch  wirklich  eine  Ersparung  zu  machen, 
besser  in  Obacht  genommen  und  also  von  allen  Seiten  mit  zusammen- 
gesetztem Rath  und  That  die  ausfallenden  Defecte  und  vorkommenden 
Mängel  zur  Abstellung   gebracht   würden,    selbige  noch  viel  frucht- 


')  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  184  ff. 
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barliches  mehr  bei  sämmtlichen  Kassen  auszurichten  vermöchte,  dahero 
wohl  die  Nothdurft  erfordern  dürfte,  sie  allenthalben  und  durchgehends 
bei  der  ertheilten  Instruction  auf  das  kräftigste  nicht  nur  zu  hand- 
haben und  derselben  die  darunter  erforderliche  Autorität  in  keine 
Wege  entziehen,  sondern  auch  gedachtes  Oberrechnungs-Collegium 
mit  Beiseiteraumung  verschiedener  ihme  seither  im  Wege  gestandener 
beschwerlicher  Hindemisse  in  mehrere  Activität  diesfalls  setzen  zu 
lassen*  ').  Der  Kurfürst  entschloss  sich  hierauf  dazu,  die  alten  Sachen 
und  Kammerrechnungen  von  1705  bis  mit  1726  durch  Deputierte 
aus  den  beiderseitigen  Kollegien  .ausmachen  und  applaniren"*  zu 
lassen,  erliess  an  die  demgemäss  zu  bestellenden  Deputierten  in 
einem  Befehle  vom  6.  Aprü  1729  die  Weisung,  ^sich  förderlichst 
zusammenzusetzen,  wie  denen  bisherigen  Hindernissen  abgeholfen  und 
die  Abnehmung.  Defectirung  und  Justification  der  Rechnungen  be- 
fördert werden  möge,  zu  überlegen,  darüber  mit  den  beiderseitigen 
Collegien  zu  communiciren  und  sich  zu  vereinigen,  sodann  die  Rent- 
kammerrechnungeu  von  ao.  1705  an  bis  mit  ao,  1726  mit  Zuziehung 
benöthigter  Subalternen  durchzugehen,  zu  defectiren.  Rechnungsführern 
die  Defecte  zu  communiciren,  selbige  dem  Rechnungs-Stylo  gemäss 
darüber  zu  hören  und  folglich  die  sämmtlichen  Rechnungen  zur  Ober- 
rechnungskammer zu  fernerer  Untersuchung  und  endlicher  Abthuung 
derselben  zu  transmittiren,  solches  alles  auch  nach  Möglichkeit  zu 
beschleunigen,'  und  bedeutete  insbesondere  das  Kammerkollegiiun 
noch,  den  Deputierten  .mit  dienlichen  Nachrichten  und  Verordnungen 
allenthalben  ungesäumt  und  willig  an  die  Hand  zu  gehen"'*).  Infolge- 
dessen traten  auch  Deputierte  aus  beiderseitigen  Kollegien  am  26.  Juli 
1729  zu  einer  Sitzung  zusammen;  dieselbe  verlief  jedoch  resultatlos. 
weil  —  wie  es  in  einem  hierüber  von  der  Oberrechenkammer  unter  dem 
16.  Januar  1731  erstatteten  Berichte  heisst  —  ,die  Deputati  von  Seiten 
des  Kammercollegii  sowohl  der  an  die  Oberrechnungskammer  ertheilten 
Instruction  als  auch  denen  sonst  ergangenen  hohen  Specialbefehlen 
ganz  andere  Interpretationen  beilegen  und  geben  wollten,  als  deren 
wirklicher  Inhalt  mit  sich  fiihrte,  und  Seiten  der  Oberrechnungs- 
kammer nicht  die  mindeste  Ursache  gefunden  wurde,  solche  zu  agnos- 
ciren."  Als  hierauf  seitens  des  KammerkoUegiums  die  Zusammen- 
künfte nicht  fortgesetzt  wurden,  beantragte  zwar  die  Oberrechenkammer. 


»)  K.  S.  Hanptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  212  fiF. 
»)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  O.  BL  260  ff. 
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„um  ihrerseits  nichts  zu  verabsäumen  und  sich  keine  culpam  zuzu- 
ziehen," unter  dem  1.  Februar  1730  die  Anberaumung  einer  neuen 
Sitzung,  und  das  Kammerkollegium  erklärte  auch  unter  dem  6.  des- 
selben Monats,  „wie  es  nicht  ermangeln  werde,  des  nächsten  eine 
anderweitige  Conferenz  zu  veranlassen".  Diese  Zusage  blieb  indessen 
unerfüllt;  zu  einer  weiteren  Deputationssitzung  kam  es  überhaupt 
nie;  die  ganze  Sache  verlief  vielmehr  vollständig  im  Sande.  Selbst 
der  Oberrechenkammer  war  dies  nicht  einmal  unerwünscht;  denn  in 
dem  bereits  erwähnten  Berichte  sprach  sie  sich  dem  Kurfürsten  gegen- 
über dahin  aus,  „dass  dergleichen  Deputation^  weil  man  in  denen 
Hauptprincipiis  der  Explication  und  Ausdeutung  der  Oberrechnungs- 
kammer-Instruction ,  derer  Reglements  und  anderer  allergnädigsten 
Befehle  nicht  conveniren  und  sich  vereinigen  könne,  fernerhin  gar  ohne 
Nutzen  sein  werde,  woferne  nicht  Se.  Königliche  Majestät  einen  be- 
sonders hierzu  autorisirten  hohen  Ministre  derselben  Deputation  vorzu- 
setzen allergnädigst  geruhe,  damit  selbiger  diejenigen  Differentien,  so 
in  continenti  zu  decidiren  sein  möchten,  entscheide  oder  aber,  wo  der- 
selbe des  eigenen  Decisi  sich  nicht  anmassen  wollte,  es  ad  referen- 
dum  annehme  und  darüber  seinen  Hauptbericht  nebst  unvorgreif- 
lichem  Gutachten  erstatte"  '). 

Der  Kurfürst  griff  nunmehr  zu  einem  andern  Auskunftsmittel 
zu  Herbeiführung  eines  geregelten  Geschäftsverkehrs  zwischen  der  Ober- 
rechenkammer und  dem  Kammerkollegium,  dessen  Widerstand  gegen 
die  erstere  hauptsächlich  durch  die  Befürchtung  genährt  wurde,  durch 
das  Revisionsverfahren  derselben  aus  seiner  Verfassung  und  Autorität 
gesetzt  und  zu  einem  subalternen  Kollegium  herabgedrückt  zu  werden, 
indem  er  der  Oberrechenkammer  das  von  ihr  selbst  wiederholt  als  un- 
entbehrlich bezeichnete  Recht  beilegte,  in  Zukunft  auch  die  sogenannten 
Individualrechnuugen  ordentlich  zu  examinieren.  Das  diesfalls  unter 
dem  31.  Juli  1731  an  die  Oberrechenkammer  ergangene  Allerhöchste 
Reskript  besagte  in  dieser  Beziehung  wörtlich  folgendes: 

^Uns  ist  erinnerlich,  was  Gestalt  ihr  zu  verschiedenen  Malen,  dass  ihr  bei 
Durchgehung  der  Kammerrechnungen  zu  gründlicher  Nachricht  öfters  dahero, 
weil  eines  Theils  auf  euer  vielfältiges  Erinnern  die  examination  und  justification 
derer  noch  sehr  vielen  unabgenommenen  Individualrechnungen,  welche  vermöge 
der  an  euch  ausgestellten  Instruction  mit  der  Hauptrentkammerrechnung  justi- 
ficiret  übergeben  werden  sollen,  nicht  erfolget,  andern  Theils  nicht  von  dem 
Kammer-  und  Bergemach,  noch  dessen  membris  selbst  über- vorkommenden  Punkten 


')  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl,  322  ff. 
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die  verlangten  Nachrichten  ertheilet,  noch  von  ihren  Verordnungen  Red  und 
Antwort  gegeben  werden  wollte,  dessen  Subalternen  aber  mit  Kammerverord- 
nungen sich  sattsam  bedecket  und  zu  einer  mehreren  Verantwortung  nicht  ge- 
halten zu  sein  prätendirt^n,  nicht  gelangen  können,  Beschwerde  geführt  imd 
dabei  die  Nothwendigkeit  zu  erkennen  gegeben,  das?  auch  die  Individualrechnungen 
von  euch  abgenommen  und  Unser  Kammer-  und  Berggemach  imd  dessen  membra 
samt  und  sonders  auf  eure  Erinnerungen  und  Anfragen  dienliche  Nachricht  und 
Antwort  zu  erteilen  beschieden  würden.  Ob  mm  wohl  dagegen  von  Seiten 
unsers  Kammer-  und  Berggemachs  vorgestellet  worden,  wie  selbiges  nebst  andern 
CoUegüs  bei  Einführung  der  Oberrechnungskammer  die  Versicherung ,  dass  sie 
durch  selbige  aus  ihrer  Verfassung  und  Autorität  zum  Anstoss  nicht  gesetzet 
werden  soUen ,  erhalten,  welches  jedoch  erfolgen  würde ,  wofern  die  vor  den 
Landrentmeister  gehörige  Untersuchimg  der  Individualrechnungen  zur  Ober- 
rechnungskammer gezogen  und  das  Kammer-  und  Berggemach  vor  der  Ober- 
rechnungskammer über  seinen  collegialischen  Entschlüssen  und  Anordnungen 
Verantwortvmg  zu  thun  angehalten,  mithin  respectu  der  Oberrechnungskammer 
als  ein  subalternes  CoUegium  tractiret  werden  wollte;  So  finden  wir  doch  da.s 
Einwenden  von  keiner  genügsamen  Erheblichkeit,  anerwogen  die  Erfahrung  imd 
der  Kammer  eigenes  Anführen  und  Bekenntniss  zeiget,  wie  die  zeithero  bloss 
auf  den  Landrentmeister  und  die  an  ihn  gewiesene  Calculatores  angekommene 
Untersuchung  der  Individualrechnungen  bei  dessen  andern  vielfältigen  Verrich- 
tungen, auch  aufgehabten  Commissionen  dergestalt  nicht  expediret  werden  können, 
dass  nicht  noch  viele  Rechnungen  zurückliegen  und  auch  bei  abgenommenen 
nicht  noch  eines  und  das  andere  zu  erinnern  sein  dürfte,  hiernächst  die  Kammer- 
und  Berggemachs-Verfassxmg  keines  Weges  vermag,  dass  selbiges  über  ihren 
Entschlüssen  und  Verordnungen  Uns  und  denen,  welche  Wir  dazu  autorisiren, 
Rechenschaft  zu  geben  nicht  verbunden  sein  solle,  folglich  dergleichen  Beant- 
wortung sie  nicht  aus  ihrer  Verfassung  setzet,  viel  weniger  ratione  der  Ober- 
rechnungskammer zu  einem  subalternen  Collegio  machet,  hingegen  Wir  ohne 
die  von  euch  zu  bewerkstelligende  Durchgehung  der  Individualrechnungen  weder 
zu  gründlicher  Einsicht  der  Einkünfte  und  zuweüen  in  Individualrechnungen 
versteckten  Ausgaben,  welche  in  den  Hauptrechnungen  wäi-en  zu  verschreiben 
gewesen,  gelangen,  noch  ohne  die  dem  Kammer-  und  Berggemach  allerdings 
obliegende  Vertretung  ihrer  Anordnungen  von  Unsem  Special-  imd  andern  Be- 
fehlen und  Reglements  den  intendirt«n  Effect  verhoifen  können;  So  befinden 
Wir  der  unumbgänglichen  Nothwendigkeit  zu  sein,  dass  von  euch  sowohl  die 
Individualrechnungen  durchgangen,  als  auch  bei  vorkommenden  Zweifel  über 
Kammerverordnungen  Erläuterung  und  Antwort  von  Unserm  Kammer-  und  Berg- 
gemach  und  dessen  membris  samt  und  sonders  selbst  auf  euer  Anlangen  ertheilet 
werde.  Wie  Wir  nun  dessen  Unser  Kammer-  und  Berggemach  in  dem  copeyHch 
beigefügten  Rescript  beschieden :  Also  begehren  Wir  hiermit  gnädigst,  ihr  wollet 
in  Zukunft  jedesmal  nebst  den  Hauptkammerrechnungen  auch  die  Stück-  und 
Individualrechnungen,  und  diese  von  einigen  abgewichenen  Jahren  her,  soweit 
ihr  es  dienlich  erachtet,  abfordern,  durchgehen  und  examiniren,  auch  bei  vor- 
kommenden Zweifel  oder  Bedenken  nach  Beschaffenheit  der  Umbstände  nicht 
nur  von  dem  vorigen  und  jetzigen  Landrentmeister  und  andern  Subalternen, 
ingleichen  von  den  Beamten  und  Rechnungstührem ,  gegen  welche  ihr  auf  den 
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Weigerungsfall  und  in  contumaciam  so  als  gegen  andere  Rechnungsführer  eurer 
Instruction  gemäss  zu  verfahren  habet,  sondern  auch  nach  Befinden  von  Unserm 
Kammer-  und  Berggemach  selbst  und  dessen  membris  samt  oder  sonders  Kuaft 
dieses  Nachricht,  Antwort  und  Erläuterung  fordern,  und  da  von  diesen  wider 
Vermuthen  sich  dessen  in  einem  oder  andern  verweigert  oder  unnöthiger  An- 
stand gesuchet  werden  wollte,  darüber  zuforderst  unterthänigsten  Bericht  zu 
Unserer  fernerweiten  nachdrücklichen  Verordnung  erstatten"  '). 

Demgemäss  erging  gleichzeitig  an  das  Kammerkollegium  ein 
Allerhöchstes  Reskript,  in  welchem  dasselbe  unter  der  Ankündigung, 
dass  beschlossen  worden  sei,  „nebst  den  Kammerhauptrechnungen 
auch  die  Stück-  und  Individualrechnungen  sowohl  von  vorigen  Jahren 
her,  soweit  es  dienlich  befunden  werden  möchte,  als  die  auf  künftige 
Jahre  zu  haltende  von  der  Oberrechnungskammer  in  Zukunft  ordent- 
lich examiniren  zu  lassen,"  angewiesen  wurde,  „alle  und  jede  so- 
wohl Haupt-  als  Stück-  und  Individualrechnungen,  so  die  Ober- 
rechnungskammer jetzt  und  in  Zukunft  nur  verlangen  werde,  ohne 
einigen  Verzug  anzuschaffen  und  selbiger  abfolgen  zu  lassen  und 
nicht  nur  den  vorigen  und  jetzigen  Landrentmeister,  den  Kammer- 
meister und  Subalternen,  ingleichen  die  Beamten  und  Rechnungs- 
führer, Pachtsinhaber  und  andere  Bediente,  so  vor  euch  zu  stehen 
schuldig,  dass  sie  ihren  theuren  Pflichten  nach,  damit  Uns  selbige  zu- 
gethan  sind,  auf  alles  dasjenige,  so  die  Oberrechnungskammer  ver- 
langen wird,  ohne  einigen  Hinterhalt  richtige  und  deutliche  Anzeige 
und  Eröffnung  thun,  auch  die  ihnen  etwan  ausgesetzte  Erinnerungen 
gebührend  beantworten  und  darüber  Rechenschaft  geben  und  ihre 
Rechnungen  allda  justificiren,  zu  bescheiden  und  anzuhalten  und  aUes, 
was  zur  Untersuchung  dienlich,  auf  aUe  Weise  zu  facilitiren,  sondern 
auch  samt  oder  sonder  selbst  auf  dasjenige,  was  die  Oberrechnungs- 
kammer an  euch  samt  oder  sonders  gelangen  lassen  möchte,  Erläute- 
rung, Antwort  und  Gutdünken  zu  geben"  ^). 

Als  aber  hierauf  die  Oberrechenkammer  die  Mitteilung  der  In- 
dividualrechnungen auf  die  Zeit  von  Michaelis  1729  bis  dahin  1730 
von  dem  Kammerkollegium  verlangte,  wurde  sie  von  letzterem  zu- 
nächst vertröstet,  dass  diese  Rechnungen  zusammengesucht  und,  wenn 
sie  in  eine  Konsignation  gebracht  worden,  ihr  verabfolgt  werden 
sollten ;  schliesslich  aber  wurde  deren  Mitteilung  unter  Vorschützung 
anderweiter  nichtiger  Ausflüchte  geradezu  abgelehnt.    Die  Oberrechen- 


^)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  375  ff. 
=*)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  379  ff. 
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kanimer  wandte  sich  infolgedessen  unter  dem  23.  August  1731  mit 
einer  Beschwerde  au  den  Kurfürsten.  Hierauf  erhielt  sie  jedoch 
mittelst  Reskripts  vom  14.  September  1731  die  ganz  unerwartete  und 
mit  den  thatsächlichen  Vorgängen  schwer  zu  vereinbarende  Beschei- 
dung, wie  bei  Erlass  des  Reskripts  vom  31.  Juh  1731  die  Absicht 
des  Kurfürsten  keineswegs  dahin  gegangen,  „dass  die  Renterei  bei  der 
Kammer  eingezogen  und  die  dazu  gehörige  Verfassung  gänzlich  alte- 
riret  werden  solle,  vielmehr  die  Renterei  bei  ihrer  Consistenz,  nämlich 
bei  Defectirung  und  Abnahme  der  sämmtlichen  Individualrechuungen, 
unverändert  zu  lassen  und  er  es  nur  dahin  zu  richten  entschlossen 
sei,  damit  das  Rechnungswerk  in  behörige  Ordnung  gebracht  und 
alles,  was  das  landesherrliche  Interesse  erfordere,  bei  Abnahme  der 
Hauptkammer-  und  davon  dependirenden  Stück-  und  Individual- 
rechuungen behörig  beobachtet  werde."  Demzufolge  wurde  nunmehr 
das  Reskript  vom  31.  Juli  1731  dahin  „erläutert",  „dass  in  der 
Renterei  mit  Abnalmie  und  Defectirung  der  Stück-  und  Individual- 
rechuungen nach  wie  vor  verfahren,  selbige  mit  behörigem  Fleiss  und 
Attention  defectiret,  die  Rechnungsfülirer  darüber  gehöret,  über  den 
defectirten  Punkten  und  Beantwortungen  resolutiones  ertheüet  und 
sodann  sothane  Stück-  und  Individualrechuungen  jedesmal  womöglich 
zugleich  mit  deu  Hauptrechnimgen  selbigen  Jahres  zur  Oberechnungs- 
kammer  zu  deren  weiteren  Durchgehung  und  genauen  Examinirung 
abgegeben  werden  sollten,  da  sie  denn  die  sich  noch  ereignenden 
Defecte  und  Monita  dem  Kammercollegio  zu  deren  Erörterung  und 
Beantwortung  zu  communiciren  oder  auch  nach  Befinden  und  bevor- 
aus,  da  das  KammercoUegium  in  Sistirung  der  Rechnungsführer 
sich  säumig  erweise,  die  Rechnungsführer  immediate  vor  sich  zu 
fordern,  zur  Verantwortung  zu  ziehen  und  hierbei  ihrer  Instruction 
und  dem  Rescripte  vom  31.  Juli  1731  gemäss  allenthalben  zu  verfahren 
habe.  Wenn  nun  au  den  Rechnungen  weiter  nichts  auszusetzen, 
sondern  selbige  dergestalt  ihre  abhelfliche  Massen  völlig  erhalten, 
sodann  und  eher  nicht  seien  aus  der  Kammer  den  Rechnungs- 
führern behörige  Quittungen  auszustellen,  wobei  jedoch  die  Ober- 
rechenkammer darauf  zu  sehen  habe,  dass  dadurch  den  Beamten 
und  Rechnungsführern  nicht  unnöthige  Weitläufigkeit  und  Zeitverlust 
verursacht  und  zu  gegründeten  Beschwerden  Anlass  gegeben  werde." 
Gleichzeitig  hiermit  erging  zwar  an  das  KammerkoUegium  der  Befehl, 
„die  Renterei  zu  schleuniger  Abnahme,  Defectirung  imd  Justification 
der  Individualrechuungen  anzuweisen   und   mit   allem  Nachdruck  bei 
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Vermeidung  der  ihm  selbst  daraus  sonst  zuwachsenden  Verantwortung 
anzuhalten,  auch  vom  jetzt  laufenden  Jahre  (1731)  an  es  in  die  Wege 
zu  richten,  dass  bei  Uebergabe  der  Haupt-Kammerrechnungen  die 
sämmtlichen  Stück-  und  Individualrechnungen  selbigen  Jahres,  und 
zwar  defectiret,  der  Oberrechnungskammer  jedesmal  zugleich  mit 
ausgehändiget,  mithin  die  Rechnungssachen  behöriger  Massen  be- 
schleuniget und  in  Richtigkeit  gesetzet  würden"  ^).  Dieser  Befehl 
blieb  indessen  eben  so  unbeachtet,  wie  alle  ihm  vorausgegangenen 
ähnlichen  Weisungen,  und  die  Oberrechenkammer  gelangte  infolge- 
dessen weder  in  den  Besitz  der  Individualrechnungen,  noch  wurden 
ihre  gegen  die  Anordnungen  des  Kammerkollegiums  gerichteten  Er- 
innerungen von  letzterem  erledigt. 

In  ähnlich  bedenklicher  Weise  blieben  die  Differenzen,  welche 
zwischen  der  Oberrechenkammer  und  dem  ObersteuerkoUegium  so- 
wie dem  Geheimen  Kriegsratskollegium  entstanden  waren,  in  der 
Schwebe.  Denn  wenn  auch  beide  Kollegien  auf  diesfalls  erhobene 
Beschwerden  der  Oberrechenkammer  durch  Reskript  des  Geheimen 
Rats  vom  26.  September  1727  unter  Hinweis  darauf,  wie  aus  ver- 
schiedenen gegen  dieselben  gerichteten  Erinnerungen  der  Oberrechen- 
kammer zu  ersehen  gewesen,  „dass  sowohl  bei  der  Einnahme  der 
Cassa  noch  verschiedenes  zuwachsen  und  dahin  noch  eingebracht, 
als  auch  insonderheit  bei  der  Ausgabe  hin  und  wieder  noch  vieles 
ersparet  und  dadurch  der  Kassenzustand  um  ein  merkliches  verbessert 
werden  könne,"  angewiesen  worden  waren,  „die  Monita  des  Ober- 
Rechnungs-Collegii  über  Einnahme  und  Ausgabe  mit  Fleiss  coUegia- 
liter  durchzugehen,  und  ob  und  wieweit  solche  ad  effectum  zu  bringen, 
wohl  zu  erwägen,  mit  der  Oberrechnungskammer  daraus  zu  com- 
municiren  und  sich  diesfalls  mehrere  Anleitung  geben  zu  lassen, 
nachgehends  aber  ausführlichen  Bericht  mit  unmassgeblichem  Gutachten 
zu  erstatten"  ^),  so  machten  sie  es  doch  genau  so  wie  das  Kammer- 
kollegium, indem  sie  weder  die  Erinnerungen  der  Oberrechenkammer 
erledigten,  noch  den  erforderten  Bericht  erstatteten. 

Trotz  dieser  endlosen  MissheUigkeiten  verstand  es  die  Ober- 
rechenkammer doch,  nach  allen  Richtungen  hin  und  im  vollsten  Masse, 
soweit  dies  den  obwaltenden  Umständen  nach  überhaupt  möglich 
war,  ihre  Schuldigkeit  zu  thun,  so  dass  selbst  das  Geheime  Konsilium 
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1)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  403  ff. 
^)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  238. 
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in  einem  unter  dem  26.  September  1727  namens  des  Kurfürsten  an 
dieselbe  gerichteten  Reskripte  aussprach,  wie  ihm  ,der  bishero  in 
genauer  Examination  der  Kassenrechnungen  erwiesene  Fleiss  und 
Eifer  samt  der  bei  Einnahme  und  Ausgabe  zu  Verbesserung  des 
Kassenwesens  bezeigten  Aufinerksamkeit  zu  gnädigstem  Wohlgefallen 
gereiche"  ^). 

Gleichwohl  liess  sich  bereits  des  Kurfürsten  Friedrich  August  I. 
Nachfolger  in  der  Regierung,  der  Kurfürst  Friedrich  August  11., 
durch  das  Andrängen  der  älteren  Landeskollegien  und  unter  dem  Ein- 
flüsse seines  Günstlings,  des  allmächtigen  Kabinetsministers  (späteren 
Grafen)  v.  Brühl,  der  bereits  damals  in  seiner  Person  zugleich  das 
Präsidium  des  Kammerkollegiums,  des  Obersteuerkollegiums  imd  des 
Generalacciskollegiums  vereinigte,  bewegen,  die  Oberrechenkammer  in 
ihrer  durch  die  Instruktion  vom  24.  Mai  1707  begründeten  Organi- 
sation aufzuheben  und  an  ihre  Stelle  vom  1.  Juli  1734  an  eine  oberste 
Rechnungsrevisionsbehörde  treten  zu  lassen,  welche  zufolge  der  ihr  imter 
dem  28.  Juni  1734  erteilten  Instruktion,  die^  im  übrigen  in  der  grossen 
Hauptsache  eine  Wiederholung  der  Instruktion  vom  24.  Mai  1707 
bildete,  „zu  Erhaltung  guter  Ordnung  und  Richtigkeit  bei  der  Rech- 
nungsabnahme und  des  insonderheit  auf  die  Verkürzung  dererselben 
mit  Vermeidung  aller  undienlichen  Weitläufigkeiten  abgezielten  Zwecks' 
aus  einem  Minister  als  Direktor  und  je  einem  deputierten  Rate 
des  Geheimen  Kriegsratskollegiums,  des  Kammer-  und  Berggemachs, 
der  Landesregierung,  des  ObersteuerkoUegiums  und  des  General- 
acciskollegiums als  Mitgliedern  zusammengesetzt  war,  denen  zur 
Aufsichtsführimg  über  die  Examination  der  Rechnungen  drei  wissen- 
schaftlich gebildete  Beamte  unter  der  Bezeichnung  als  „  Oberrechnungs- 
inspektoren"  ,  welche  zusammen  die  sogenannte  „Oberrechnungs- 
inspektion"  bildeten,  und  das  erforderHche  Revisions-  und  Kanzlei- 
personal (1  (Sekretär,  8  Rechnungsexaminatoren,  4  Kopisten  und 
1  Thürsteher  oder  Aufwärter)  zur  Seite  standen.  Zum  Direktor  der 
neuen  Behörde,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Art  und  Weise  ihrer 
Zusammensetzung  den  Kamen  „Oberrechnungsdeputation"  er- 
hielt, wurde  „aus  besonderem  gnädigsten  Vertrauen"  der  Kabinets- 
minister  v.  Brühl  in  der  Weise  ernannt,  dass  derselbe,  „weil  er 
teils  zum  öfteren  abwesend,  teils  auch  mit  vielen  andern  wichtigen 
Expeditionen  beständig  beschäftigt  sei, "  durch  den  Konferenzminister 


^j  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  a.  a.  0.  Bl.  239. 
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Freiherrn  v.  Zech  oder  bei  dessen  Abwesenheit  oder  sonstiger  Be- 
hinderung durch  den  Stift  Naumburgischen  Kammerdirektor  v.  Hennicke, 
wenn  aber  auch  dieser  nicht  gegenwärtig  wäre,  durch  den  jedesmal 
Vorsitzenden  deputierten  Rat  vertreten  werden  sollte. 

In  gleicher  Weise,  wie  dies  bei  der  früheren  Oberrechenkammer 
der  Fall  gewesen,  sollte  der  Oberrechnungsdeputation  in  erster  Linie 
die  Revision  der  Rechnungen  der  fünf  Hauptkassen  obliegen;  doch 
sollten  überdies  die  Hofkassenrechnungen  des  Kurprinzen,  die  Stift 
Naumburgischen  Rentkammerrechnungen,  die  Rechnungen  der  For- 
zellanmanufaktur,  die  Waldheimer  und  Torgauer  Armenhausrechnungen, 
die  Brandkassenrechnungen,  die  gräflich  Cosel'schen  Rechnungen  (die 
zuletztgenannten,  „so  lange  respectu  dieser  die  dermaligen  Umbstände 
dauern  würden")  sowie  alle  diejenigen  Liquidationen  und  Rechnungen 
von  ihr  angenommen  werden,  welche  der  Landesherr  bei  ihr  exami- 
nieren und  defektieren  zu  lassen  für  gut  befinden  möchte.  Dagegen 
wurden  die  sogenannten  Individualrechnungen  von  der  Wirksamkeit 
der  Oberrechnungsdeputation  grundsätzlich  völlig  ausgeschlossen  und 
allein  der  Examination  und  Justifikation  derjenigen  Kollegien,  unter 
welchen  die  bezüglichen  Rechnungsführer  standen,  mit  der  Massgabe 
zugewiesen,  dass  die  mit  der  Defektur  und  Abnahme  dieser  Rech- 
nungen zu  betrauenden  Beamten  bedeutet  werden  sollten,  „die  Rech- 
nungen ohne  Ansehen  der  Person  genau  durchzugehen  und  alle 
Defecte  in  genaue  Attention  zu  ziehen,  widrigenfalls  sie  zu  erwarten 
hätten,  dass  derjenige  Schade,  so  dem  Landesherrn  durch  ihre 
NegUgenz  oder  sonst  zugezogen  werden  dürfte,  von  ihrem  Vermögen 
unnachbleibend  eingebracht  und  ersetzet  werde."  Wenn  jedoch  bei 
Durchgehung  der  Hauptrechnungen  oder  der  sonstigen  Rechnungen, 
welche  an  die  Oberrechnungsdeputation  gewiesen  waren,  von  letzterer 
für  nöthig  befunden  wurde,  auch  von  der  einen  oder  andern  Individual- 
rechnung  dabei  mit  Einsicht  zu  nehmen,  sollten  ihr  dieselben,  jedoch 
lediglich  zum  Zwecke  der  Information,  von  den  Kollegien  auf  Ver- 
langen unweigerlich  verabfolgt  werden. 

Mit  der  eigentlichen  Revision  der  Rechnungen,  welche  nicht 
bloss  „auf  Untersuchung  des  Calculi,  sondern  vornehmlich  auf  die  bei 
denen  Hauptrechnungen  vorfallende  Einnahme  und  Ausgabe,  auch  ob 
nicht  jene  vermehret,  diese  aber  vermindert  werden  könne",  gerichtet 
werden  soUte,  hatte  die  Deputation  als  solche  etwas  nicht  zu  thun; 
dieselbe  erfolgte  vielmehr  lediglich  unter  der  Oberleitung  der  Ober- 
rechnungsinspektion, in  deren  Namen  auch  die  gegen  die  Rechnungs- 
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fuhrer  aufgestellten  Erinnerungen  sowie  die  darauf  erteilten  Ent- 
scheidungen und  die  sonst  deshalb  erforderlichen  Schriften  hinausgegeben 
wurden.  Die  Deputation,  für  deren  Beschlussfähigkeit  genügte,  wenn 
ausser  dem  Direktor  oder  dessen  Stellvertreter  wenigstens  2  deputierte 
Räte  anwesend  waren,  sollte  deshalb  auch  nicht  regelmässige  Sitzungen 
abhalten,  sondern  nur  von  Zeit  zu  Zeit  zusammentreten,  um  über  die- 
jenigen besonderen  Fälle  zu  beraten  und  zu  beschliessen,  welche  ihrer 
alleinigen  Zuständigkeit  vorbehalten  waren.  Die  letztere  hatte  haupt- 
sächlich einzutreten:  wenn  wegen  einer  von  einem  Kollegium  an 
dessen  Kasse  ergangenen  Anordnung  Zweifel  entstand ;  wenn  an  einen 
Rechnungsführer  eine  Auflage  unter  Androhung  namhafter  Geldstrafe 
erlassen  oder  mit  Personalarrest  oder  sonstiger  Exekution  gegen 
einen  solchen  verfahren  werden  sollte ;  wenn  zum  Geheimen  Kabinet 
oder  Geheimen  Konsilium  Bericht  zu  erstatten  war;  wenn  die  Er- 
örterung der  Sache  auf  die  landesherrlichen  Reskripte,  Mandate,  In- 
struktionen, Kapitulationen,  Bestallungen,  Kataster,  Schuldbücher, 
Kontrakte  und  Dokumente  ankam  und  ein  Rechnungsführer  bei  der 
erstmaligen  Resolution  sich  nicht  beruhigte ;  wenn  Umstände  vorfielen 
oder  angezeigt  wurden,  in  welchen  dem  landesherrlichen  Interesse 
besonderer  Nachteil  zuwuchs ;  wenn  mit  den  Kollegien  zu  kommuni- 
zieren war  und  deshalb  schriftliche  Notifikationen  sich  notwendig 
machten ;  wenn  es  sich  um  Massregeln  wegen  Unterschlagungen  von 
Rechnungsführern  handelte ;  endlich  wenn  Rechnungen  zu  justifizieren, 
sowie  Liberationsscheine  und  Quittungen  zu  erteilen  waren.  Die 
Oberrechnungsinspektoren  hatten  bei  den  Beratungen  der  Deputation 
,sessionem  et  votum  informativum",  wie  denn  auch  die  deputierten 
Räte  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  Rechnungen  ilirer 
eigenen  Kollegien  handelte,  nur  zur  Erläuterung  mit  zu  konkurrieren 
hatten,  von  der  Abgabe  eines  entscheidenden  Votums  aber  ausgesclilossen 
waren. 

Wegen  Nichteinhaltung  der  den  Rechnungsführern  zur  Ein- 
reichung der  Rechnungen  an  die  Oberrechnungsdeputation  gesetzten 
Fristen,  welche  gegen  früher  eine  sachgemässe  Erweiterung  erfuhren, 
durfte  die  Deputation  zwar  Geldstrafen  verhängen ;  diese  Strafen  waren 
aber  von  denjenigen  Kollegien  einzuziehen  und  zu  verrechnen,  unter 
welchen  die  beteiligten  Rechnungsführer  standen.  Auch  die  endgültig 
von  ihr  festgestellten  Defekte  waren  durch  Vermittelung  der  Kollegien 
beizutreiben,  und  ebenso  hatte  sie  sich  mit  letzteren  vorerst  zu  ver- 
nehmen,   wenn  und   insoweit   sie  Abänderungen  in   den  Rechnungs- 
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mustern  für  notwendig  oder  zweckmässig  erachtete.  Die  unterschrift- 
liche Vollziehung  der  nach  Abschuss  des  Revisionsverfahrens  auszu- 
stellenden Hauptquittungen  und  Liberationsscheine  hatte  sich  der 
Landesherr  selbst  vorbehalten.  Eine  Berechtigung,  im  Namen  des 
letzteren  zu  schreiben  und  sich  eines  dem  entsprechenden  Siegels  zu 
bedienen,  wie  solche  der  früheren  Oberrechnungskammer  zugestanden 
hatte,  existierte  für  die  Oberrechnungsdeputation  nicht,  und  fehlte 
ihr  demzufolge  eines  der  wesentlichsten  Attribute  eines  höchstinstanz- 
lichen  Landeskollegiums. 

Zur  Zusammensetzung  des  Ratskörpers  der  neuen  Rechnungs- 
revisionsbehörde  aus  deputierten  Räten  der  verschiedenen  Landes- 
kollegien hatte  sich  der  Kurfürst  Friedrich  August  IL  hauptsächlich 
in  der  Hoffnung  entschlossen,  dass  auf  diese  Weise  Differenzen  mit 
den  Kollegien  in  der  wirksamsten  Weise  werde  vorgebeugt  werden 
können,  indem  die  Deputierten  jederzeit  imstande  seien,  die  für  die 
Rechnungsrevision  benötigte  Information  zu  erteilen,  dadurch  aber 
die  Kommunikationen  mit  den  Kollegien  selbst  vermieden  werden 
würden,  und  um  dieses  Ziel  um  so  sicherer  zu  erreichen,  hatte  er  in 
einem  wegen  der  Errichtung  der  Oberrechnungsdeputation  an  die 
Minister  v.  Brühl  und  Freiherrn  v.  Zech  unter  dem  28.  Juni  1734 
gerichteten  Reskripte  den  ausdrücklichen  Vorbehalt  ausgesprochen, 
nach  Verlauf  eines  oder  mehrerer  Jahre  in  der  Person  der  deputierten 
Räte  einen  Wechsel  eintreten  zu  lassen,  damit  „solchergestalt  auch  die 
übrigen  Räte  der  beteiligten  CoUegien  von  dem  Rechnungswesen  er- 
forderliches Einsehen  und  Erkenntnis  in  Zeiten  erlangen  möchten." 
Die  von  dem  Kurfürsten  genährte  Hoffnung  sollte  sich  indessen, 
wenigstens  insoweit  sie  auf  das  Institut  der  deputierten  Räte  begründet 
war,  nicht  erfüllen ;  denn  abgesehen  davon,  dass  die  deputierten  Räte, 
wenn  nicht  der  betreffende  Gegenstand  gerade  in  ihr  eigenes  Referat 
einschlug,  selten  in  der  Lage  waren,  sofort  eine  genügende  mündliche 
Erläuterung  zu  geben,  daher  aber  Vernehmung  mit  den  Kollegien 
selbst  in  den  meisten  Fällen  unvermeidlich  war,  stiess  auch  die  Ein- 
berufung der  Deputierten  zu  gemeinschaftlichen  Sitzungen  in  der 
Praxis  fortgesetzt  auf  solche  Schwierigkeiten,  dass  bereits  durch 
Reskript  vom  16.  Mai  1736  nachgelassen  werden  musste,  die  zur 
kollegialischen  Beschlussfassung  gewiesenen  Sachen  an  Stelle  münd- 
licher Beratung  und  Beschlussfassung  unter  den  Deputierten  behufs 
ihrer  Meinungsäusserung  cirkulieren  zu  lassen,  und  diese  Art  der 
Geschäftsbehandlung  wurde   schliesslich   zur  Regel   dergestalt,    dass, 
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insoweit  mündliche  Beratungen  und  Beschlussfassungen  sich  doch 
nicht  umgehen  Hessen,  solche  von  dem  Direktor  und  den  Oberrech- 
nungsinspektoren allein  erfolgten^).  Das  Institut  der  deputierten  Räte 
sank  daher  zu  einer  rein  nominellen  Einrichtung  herab,  und  zu  dem 
beabsichtigten  Wechsel  in  der  Person  derselben  kam  es  nicht  nur  nicht, 
sondern  wenn  derartige  Stellen  zur  Erledigung  gelangten,  wurde 
schliesslich  nicht  einmal  mehr  zu  deren  Wiederbesetzung  verschritten. 

Gleichwohl  fand  die  wohlmeinende  Absicht  des  Kurfürsten,  alle 
Differenzen  zwischen  der  Oberrechnungsdeputation  und  den  Landes- 
kollegien nach  Möglichkeit  vermieden  zu  sehen,  schon  deshalb  im 
vollsten  Umfange  Verwirklichung,  weü  eine  im  Sinne  und  Geiste  des 
Ministers  v.  Brühl,  der  sich  selbst  nicht  scheute,  die  landesherr- 
lichen Gelder  in  der  unverantwortlichsten  Weise  zu  verschleudern  und 
an  sich  zu  ziehen,  überdies  aber,  wie  bereits  erwähnt,  selbst  zugleich 
Chef  der  wichtigsten  Landeskollegien  war,  geleitete  Rechnungsrevisions- 
behörde  thatsächlich  überhaupt  gar  nicht  die  Macht  besass,  eine 
scharfe  und  wirkungsvolle  Kontrolle  gegen  die  Kollegien  auszuüben, 
wäre  ihr  nicht  überdies  dadurch,  dass  die  mit  den  Hauptrechnungen 
im  innigsten  Zusammenhange  stehenden  Individualrechnungen  von 
ihrer  Wirksamkeit  ausgeschlossen  waren,  eine  wesentliche  Grundlage 
für  eine  erspriessliche  Thätigkeit  entzogen  gewesen. 

Nur  erst,  als  nach  dem  i.  J.  1763  erfolgten  Ableben  des  Kur- 
fürsten Friedrich  August  II.  und  dem  hieran  sich  knüpfenden  Regie- 
rungsantritt des  Kurfürsten  Friedrich  Christian  der  Graf  von 
Brühl  auf  alle  seine  Aemter  Verzicht  geleistet  hatte  imd  an  dessen 
Stelle  durch  Reskript  vom  5.  Dezember  1763  der  Kabinetsminister 
Graf  V.  Stubenberg  mit  Rücksicht  darauf,  dass  er  bereit«  seither  bei 
Führung  des  Vicedirektoriums  der  Oberrechnungsdeputation  ■  .seine 
ausnehmende  Einsicht,  vollständige  der  Sachen  Kenntnis  und  untadel- 
hafte  Integrität"  bewährt  habe,  zum  Direktor  dieser  Behörde  ernannt 
worden  war,  gewann  dieselbe  auch  den  Landeskollegien  gegenüber 
freiere  Hand,  und  noch  günstiger  gestalteten  sich  in  dieser  Beziehung 
die  Verhältnisse,  nachdem  der  Kurfürst,  spätere  König  Friedrich 
August  der  Gerechte  in  einem  Reskripte  vom  27.  Mai  1772  die 
Notwendigkeit  anerkannt  hatte,  den  Hauptrechnungen  auch  die  In- 
dividualrechnimgen,  unbeschadet  der  Abnahme  der  letzteren  durch  die 


*)  Lobe,  Handbuch  des  K.  S.  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  mit  Ein- 
schluss  der  Staatshaushaltskontrole  S.  680,  682. 
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Kollegien,  wieder  beifügen  zu  lassen,  damit  sie  von  den  Oberrech- 
nungsinspektoren „mit  denen  Reglements  sorgfältig  zusammengehalten^ 
ob  und  wie  die  Einnahme  zu  verbessern  oder  die  Ausgabe  zu  ver- 
mindern, wohl  erwogen,  nicht  minder  nach  selbigen  die  Hauptrech- 
nungen untersucht  werden  könnten". 

Wie  schon  bei  der  früheren  Oberrechnungskammer,  so  wickelte 
sich  aber  auch  bei  der  Oberrechnungsdeputation  das  Revisionsver- 
fahren in  äusserst  schleppender  und  schwerfälliger  Weise  ab,  weil 
einerseits  die  Rechnungsführer,  welche  von  den  ihnen  vorgesetzten 
Behörden  in  dieser  Beziehung  nicht  genügend  beaufsichtigt  wurden, 
die  Beantwortung  der  gegen  sie  gezogenen  Erinnerungen  nicht  selten 
teils  in  der  ungebührlichsten  Weise  verzögerten,  teils  so  ungenügend 
bewirkten,  dass  wiederholte  Zwischenentscheidungen  der  Revisions- 
behörde sich  erforderlich  machten,  anderseits  die  gegen  die  Kolle- 
gien gerichteten  Erinnerungen  vorerst  der  Kognition  der  deputierten 
Räte  unterbreitet  werden  mussten,  die  Kollegien  selbst  aber  sich 
ebenfalls  sehr  säumig  in  der  Erledigung  derartiger  Erinnerungen  er- 
wiesen. Zu  den  erheblichsten  Klagen  gaben  in  dieser  Beziehung 
insbesondere  die  1773  errichtete  Generalhauptkasse,  deren  Vorstand 
mit  der  Beantwortung  der  Revisionserinnerungen  teilweise  bis  zu 
10  Jahren  in  Rückstand  geblieben  war,  und  das  dieser  Kasse  vor- 
gesetzte geheime  Finanzkollegium,  welches  inmittelst  an  Stelle  des 
früheren  Kammerkollegiums  getreten  war,  Veranlassung.  Das  ge- 
heime FinanzkoUegium  wollte  überhaupt  die  Revisionsthätigkeit  der 
Oberrechnungsdeputation  auf  die  rein  rechnerische  Seite  einge- 
schränkt wissen ,  und  es  musste  ihm  gegenüber  die  Autorität  des 
Königs  eingesetzt  werden,  welcher  in  einem  an  dieses  Kollegium  unter 
dem  30.  Dezember  1818  gerichteten  Reskripte  in  der  bestimmtesten 
Weise  sich  dahin  aussprach,  dass  die  Prüfung  der  an  die  Oberrech- 
nungsdeputation gewiesenen  Rechnungen  nicht  bloss  auf  die  Richtig- 
keit der  Zahlen  beschränkt,  sondern,  wie  auch  die  Instruktion  vom 
Jahre  1734  ausdrücklich  vorschreibe,  in  das  Wesen  der  Sache  dabei 
eingegangen  und  daher  sowohl  die  Eigenschaft  der  Belege  als  die 
Uebereinstimmung  der  von  den  Collegiis  erlassenen  Verordnungen 
mit  den  vorhandenen  Instruktionen,  Reglements,  Etats  oder  einzelnen 
vom  Könige  unmittelbar  ergangenen  Specialbefehlen  ins  Auge  gefasst 
werden  solle,  im  übrigen  aber,  um  das  Anwachsen  neuer  Rückstände 
in  der  Beantwortung  der  Revisionserinnerungen  zu  verhindern  und 
insoweit  eine  fortlaufende  genaue  Aufsicht  über  die  Rechnungsführer 
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ZU  ermöglichen,  die  Anordnung  traf,  dass  die  Rechnungserinnerungen 
in  Zukunft  von  der  Oberrechnungsinspektion  nicht  mehr  unmittelbar 
an  die  Rechnungsführer  und  die  Beantwortungen  der  letzteren  nicht 
mehr  unmittelbar  an  die  Oberrechnungsinspektion  abgegeben,  sondern 
jene  durch  die  Oberrechnungsdeputation  dem  geheimen  Finanzkollegium 
und  diese  durch  das  geheime  Finanzkollegium  der  Oberrechnungs- 
deputation mitgeteilt  werden  sollten,  die  Beantwortung  der  Erinne- 
rungen aber  gleich  zum  erstenmale  so  deutlich  und  erschöpfend  ab- 
zufassen sei,  dass  eine  nochmalige  Erläuterung  nicht  nötig  falle, 
sondern  seitens  der  Oberrechnungsinspektion  sofort  eine  entscheidende 
Resolution  erteilt  werden  könne. 

Der  diesen  Anordnungen  zu  Grunde  liegende  Vorgang  bot 
übrigens  dem  Könige  Veranlassung  zu  einem  gleichzeitigen  Erlasse 
an  den  Geheimen  Rat,  in  welchem  er  darauf  hinwies,  dass  auch  ihm 
der  langsame  Gang,  den  die  Ablegung  und  Berichtigung  des  an  die 
Oberrechnungsdeputation  gewiesenen  Rechnungswerks  zeither  ge- 
nommen habe ,  und  überhaupt  das  Mangelhafte  in  der  dermaligen 
Verfassung  dieser  Behörde  nicht  unbemerkt  habe  bleiben  können, 
insbesondere  aber  durch  den  Beisitz  der  aus  dem  Mittel  der  Kollegien 
deputierten  Räte,  da  selbige  über  die  bei  der  Deputation  vorkommenden 
Rechnungsgegenstände  nicht  allemal  vollständig  unterrichtet  sein 
könnten,  der  ursprüngliche  Zweck  des  Beisitzes,  durch  mündliche 
Erläuterungen  die  schriftlichen  Kommunikationen  mit  den  Collegiis 
selbst  zu  vermeiden,  nur  selten  erreicht  zu  werden  scheine,  auch  bei 
der  Wichtigkeit  der  den  Oberrechnungsinspektoren  übertragenen  Ge- 
schäfte es  nicht  für  angemessen  zu  erachten  sei,  dass  selbigen  bei  den 
Beratungen  der  Deputation  nur  ein  votum  informativum  zustehe,  und 
deshalb  ein  Gutachten  darüber  erforderte,  ob  diesen  Mängeln  nicht 
abzuhelfen  imd  zugleich  eine  mehrere  Beschleunigimg  des  Geschäfts- 
ganges zu  erwarten  sein  möchte,  wenn  die  vor  dem  Jahre  1734 
bestandene,  durch  die  Instruktion  vom  Jahre  1707  begründete  Ver- 
fassung im  wesentUchen  wiederhergestellt,  demzufolge  die  gegen- 
wärtige Deputation  in  ein  ordentliches  Kollegium  umgewandelt  werde 
und  dabei  die  Oberrechnungsinspektoren,  insoweit  sie  dazu  geeignet, 
als  Räte  mit  Sitz  und  Stimme  angestellt  würden,  ihre  Zahl  nach 
Befinden  auch  noch  eine  Vermehrung  erführe. 

Der  Geheime  Rat  sprach  sich  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Gutachten  der  Mitgheder  der  Oberrechnungsdeputation,  aber  entgegen 
dem  Gutachten  der  Oberrechnungsinspektoren  im  allgemeinen  für  die 
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Beibehaltung  der  bestehenden  Organisation  aus,  schlug  jedoch  die 
Erteilung  des  Stimmrechts  an  die  Oberrechnungsinspektoren  und  dem- 
gemäss  ihre  Ernennung  zu  Oberrechnungsräten  und  wirklichen  Mit- 
gliedern der  Behörde  vor  und  bezeichnete  die  bestehende  Instruktion 
der  Oberrechnungsdeputation  in  vieler  Hinsicht,  ganz  besonders  aber, 
insoweit  sie  den  Gang  des  Revisionsverfahrens  betraf,  als  der  Ab- 
änderung und  Verbesserung  bedürftig.  Infolgedessen  wurde  zunächst 
zur  Neubearbeitung  einer  Instruktion  geschritten,  deren  Ab- 
schluss  sich  aber  derart  verzögerte,  dass  sie  erst  unter  der  Regierung 
des  Königs  Anton,  und  zwar  vermöge  Reskripts  vom  12.  Juli  1828, 
in  Gültigkeit  trat. 

Nach  Massgabe  dieser  Instruktion  sollte  die  Oberrechnungs- 
deputation in  Zukunft  aus  einem  Direktor,  vier  deputierten  Räten 
aus  dem  geheimen  Finanzkollegium,  der  Kriegsverwaltungskammer, 
der  Landesregierung  und  dem  Obersteuerkollegium  sowie  vier  Ober- 
rechnungsräten bestehen,  welche  mit  den  deputierten  Räten  gleiches 
Stimmrecht  hatten.  Bei  der  Wahl  der  Deputierten  sollte  vorzüglich 
auf  diejenigen  Räte  der  bezüglichen  Kollegien  Rücksicht  genommen 
werden,  welchen  das  Referat  in  den  allgemeinen  Verfassungs-,  Rech- 
nungs-  und  Kassensachen  zugeteilt  war.  Von  den  Oberrechnungs- 
räten musste  wenigstens  die  Hälfte  der  Rechte  kundig  sein. 

Die  specielle  Leitung  der  Rechnungsrevision  wurde  den  Ober- 
rechnungsräten dergestalt  übertragen,  dass  einem  jeden  ein  bestimmter 
Teil  der  an  die  Deputation  gewiesenen  Rechnungswerke  zuzuteilen 
und  die  zu  deren  Bearbeitung  nötige  Anzahl  von  Revisionsbeamten 
zuzuordnen  war.  Auf  diese  Weise  verteilten  sich  die  eigentlichen 
Revisionsgeschäfte  nach  der  Zahl  der  dieselben  dirigierenden  Räte 
in  ebensoviele  Departements.  In  diesen  Departements  fand  eine  bloss 
bureaumässige  Geschäftsbehandlung  statt,  und  jeder  Oberrechnungs- 
rat war  für  seine  Dekretur  und  Anordnung  allein  verantwortlich. 

In  der  Art  und  Zahl  der  der  Oberrechnungsdeputation  zuge- 
wiesenen Rechnungs werke  trat  eine  Aenderung  nicht  ein.  Insbesondere 
blieben  die  Individualrechnungen,  wozu  jedoch  einzelne  zu  den  Haupt- 
rechnungen gehörige,  auch  bei  ihnen  verbleibende,  die  Ansätze  der- 
selben detaillierende,  einer  blossen  Kassenkalkulatur,  sei  es  auch  unter 
der  Beihilfe  der  Rechnungsexpeditionen,  unterworfen  gewesene  Neben- 
und  Unterlagsrechnungen,  Kosten-  und  andere  Verzeichnisse  dritter 
Personen  nicht  zählen,  vielmehr  als  integrierende  Bestandteile  der 
Hauptrechnungen  behandelt  werden  sollten,  von  ihrer  regelmässigen 
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Wirksamkeit  ausgeschlossen.  Dieselben  waren  ihr  indessen  nebst 
den  Revisionsakten,  so  oft  sie  es  für  nötig  hielt  und  verlangte,  un- 
weigerlich mitzuteilen,  und  wenn  sie  bei  der  Einsicht  solcher  Rech- 
nungen Nachlässigkeiten  in  der  Prüfung  oder  sonstige  bedeutende 
Ausstellungen  und  Bedenken  fand,  hatte  sie  nach  Befinden  eine  ge- 
naue Nachprüfung  der  einen  oder  andern  derselben  anzuordnen,  die 
entdeckten  Fehler  und  Gebrechen  der  Behörde,  von  deren  Rechnungs- 
expedition jene  Rechnungen  abgenommen  worden  waren,  mitzuteilen 
und  auf  Remedur,  soweit  sie  noch  möglich,  oder  doch  auf  Zurecht- 
weisung der  schuldigen  Rechnungsführer  und  Rechnungsexpeditionen 
und  Erfolgsmitteilung  anzutragen ,  in  sehr  bedenklichen  Fällen  aber 
auch  Anzeige  an  den  König  zu  erstatten. 

Die  Fristen  zur  Einsendung  der  Rechnungen,  welche  von  den 
Reclinungsführern  unmittelbar  an  die  Oberrechnungsdeputation  zu  be- 
wirken war,  hatte  die  letztere  im  Einvernehmen  mit  den  den  Rech- 
nungsführern vorgesetzten  Behörden  selbst  festzusetzen,  wobei  ihr 
das  seitherige  Recht  zur  Androhung  angemessener  Geldstrafen  für 
den  Fall  unentschuldigter  Versäumnis  gewahrt  blieb. 

Bei  der  Aufstellung  der  Erinnerungen  war  dergestalt  zu  ver- 
fahren, dass  die  Erinnerungen,  welche  von  den  Rechnungsführern  zu 
vertreten  waren,  getrennt  von  denjenigen  gehalten  werden  mussten, 
welche  gegen  die  anordnenden  Behörden  und  die  den  letzteren  an- 
vertraute Verwaltung  gerichtet  waren,  und  bei  der  Prüfung  der  Rech- 
nungen in  letzter  Beziehung  sollte  die  Deputation  besonders  darauf 
sehen,  ob  die  Behörden  die  ihnen  von  dem  Könige  oder  unter  dessen 
Genehmigung  übertragene  disponierende  Gewalt  nicht  überschritten, 
auch  die  ihnen  bei  der  Verwaltung  sonst  gesetzten  Schranken  ge- 
hörig innegehalten  hatten.  In  das  Administrationsverfahren  selbst 
aber,  soweit  es  der  Einsicht  und  dem  Ermessen  der  Behörden  über- 
lassen war,  durfte  sie  sich  dabei  nicht  einmischen;  wohl  aber  hatte 
sie  ihnen  mit  etwaigen  aus  den  Rechnungen  selbst  und  deren  Unter- 
lagen geschöpften  triftigen  Bemerkungen  und  zweckdienlichen  Vor- 
schlägen, die  jedoch  jedesmal  auf  bestimmte,  aus  den  Rechnungen 
sich  ergebende  Thatsachen  zu  gründen  waren,  an  die  Hand  zu  gehen. 
In  Hinsicht  der  den  Behörden  obliegenden  Aufsicht  auf  das  Kassen- 
Wesen,  das  Kassenpersonal,  auf  Inventarienerhaltung,  auf  Einnahme- 
reste und  deren  Herbeiziehung  und  auf  Kassenordnung  überhaupt 
hatte  sie  darauf  mit  zu  sehen,  ob  solche  genau  von  ihnen  geführt 
worden  war,  und  wo  sich  ergab,    dass  ihrer  Aufmerksamkeit  etwas 
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entgangen  oder  sonst  ein  Nachteil  verhangen  worden  war  oder  zu 
besorgen  stand,  hatte  sie  darüber  Mitteilung  an  die  Behörden  er- 
gehen zu  lassen. 

Erinnerungen  gegen  die  Rechnungsführer  wurden  diesen  von 
dem  betreffenden  Oberrechnungsrate  zur  Beantwortung  zugefertigt, 
und  letzterer  erteilte  hierauf  auch  selbst,  soweit  möglich,  Entscheidung 
oder  veranlasste  eine  anderweite  Beantwortung.  War  auch  die  letztere 
nicht  genügend  oder  daraus  abzunehmen,  dass  der  Rechnungsführer 
die  Sache  nur  zu  verzögern  und  sich  mit  leeren  Ausflüchten  zu 
behelfen  suchte,  oder  wenn  sich  der  Rechnungsführer  bei  den  Ent- 
scheidungen des  Oberrechnungsrats  nicht  beruhigen  wollte,  so  war  die 
Sache  zum  mündlichen  Vortrag  bei  der  Deputation  zu  bringen  und 
von  letzterer  zu  entscheiden.  Wenn  jedoch  der  Rechnungsführer 
unter  einem  derjenigen  Landeskollegien  stand,  aus  welchem  ein  Mit- 
glied der  Oberrechnungsdeputation  beisass,  so  war  zunächst  diesem 
Mitgliede  Mitteilung  von  dem  Sachstande  zu  machen,  damit  dasselbe 
die  nötigen  Erkundigungen  bei  dem  Kollegium  einziehen  und  hiernach 
Erläuterung  geben  konnte.  Ganz  in  der  nämlichen  Weise  war  auch 
zu  verfahren,  wenn  sich  Ausstellungen  gegen  solche  Kollegien  selbst 
ergaben.  Im  übrigen  erfolgte  die  Zufertigung  von  Erinnerungen, 
welche  gegen  die  verwaltenden  Behörden  gerichtet  waren,  durch  die 
Deputation  selbst. 

Ein  eigentümliches  Verfahren  fand  in  Bezug  auf  die  Rech- 
nungen der  unter  der  speciellen  Aufsicht  des  Präsidenten  des  geheimen 
Finanzkollegiums  stehenden  Hauptkasse  insofern  statt,  als  die  Rech" 
nungen  von  dem  Rechnungsführer  nicht  unmittelbar  an  die  Ober- 
rechnungsdeputation, sondern  an  das  Präsidium  des  geheimen  Finanz- 
koUegiums  einzureichen,  von  letzterem  aber  verschlossen  an  das 
Direktorium  der  Oberrechnungsdeputation  abzugeben  waren,  welches 
einen  Oberrechnungsrat  und  einen  Revisionsbeamten  mit  deren 
Prüfung  unter  genauester  Einschärfung  der  Geheimhaltung  besonders 
zu  beauftragen  hatte.  Die  Revisionserinnerungen  waren  nicht  un- 
mittelbar an  den  Rechnungsführer,  sondern  an  das  Direktorium  der 
Oberrechnungsdeputation  abzugeben,  welches  selbige  nach  vorgängiger 
Prüfung  ihrer  Statthaftigkeit  an  das  Präsidium  des  geheimen  Finanz- 
kollegiums gelangen  zu  lassen  hatte.  Bei  dem  letzteren  waren  die 
Erinnerungen  vorläufig  durchzugehen  und  diejenigen,  welche  den 
Rechnungsführer  selbst  angingen  und  von  ihm  zu  vertreten  waren, 
demselben  mit   Bestimmung    einer  peremtorischen   Frist  zur  Beant- 
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wortung  zuzufertigeu,  diejenigen  dagegen,  deren  Erledigung  andern 
Behörden  oder  Personen  oblag,  letztem  zu  fristgemässer  Erledigung 
mitzuteilen.  Die  Mitteilung  der  Beantwortungen  erfolgte  ebenfalls 
durch  das  Präsidium  des  geheimen  Finanzkollegiums  an  das  Direk- 
torium der  Oberrechnungsdeputation,  und  nach  erfolgter  Justifikation 
der  Rechnungen  hatte  letzteres  dem  Könige  über  den  Befund  Anzeige 
zu  erstatten. 

Wenn  der  Rechnungsführer  die  ihm  zugefertigten  Erinnerungen 
ganz  unbeantwortet  Hess  oder  den  darauf  ergangenen  Entscheidungen 
nicht  Genüge  leistete,  wurde  wider  ihn,  nachdem  er  zuvor  unter 
Anberaumung  einer  nochmaligen  km'zen  Frist  verwarnt  worden  war, 
in  contumaciam  verfahren,  indem  er  von  der  Deputation  vermittelst 
eines  Dekrets  für  geständig  und  überfuhrt  erklärt,  der  Defekt  als 
liquid  geachtet  und  dem  Rechnungsführer  definitiv  zum  Ersatz  aus- 
geworfen wurde.  Zur  Eröffnung  eines  solchen  Dekrets  wurde  der 
Rechnungsführer  schriftlich  vorgeladen ;  erschien  er,  so  wurde  es  ihm 
vor  versammelter  Deputation  bekannt  gemacht ;  bei  seinem  Ausbleiben 
wurde  es  füi*  publiziert  geachtet.  Dem  Rechnungsfühi-er  blieb  jedoch 
nachgelassen,  gegen  ein  solches  Dekret  binnen  10  Tagen  bei  der 
Oberrechnungsdeputation  unter  Anführung  seiner  Gegengründe  und 
vermeintlichen  Beschwerden  auf  die  immittelbare  Entscheidung  des 
Königs  sich  zu  berufen,  worauf  die  Deputation,  wenn  sie  die  Be- 
schwerdegi'ünde  zu  einer  Abänderung  ihrer  Entscheidung  nicht  geeignet 
fand,  an  den  König  zu  berichten  und  dem  weiteren  Verfahren  bis 
auf  Einganof  der  Resolution  des  Königs  Anstand  zu  greben  hatte. 

Zu  Einbringung  der  von  den  Rechnungsführern  verwirkten 
Geldstrafen  verfügte  die  Oberrechnungsdeputation  das  Nötige  un- 
mittelbar an  des  Rechnungsführers  Obrigkeit  oder  erteüte  nach  Be- 
finden einem  Justizbeamten  deshalb  Auftrag,  und  es  war  ihr  gestattet, 
in  Fällen  dieser  Art,  sowie  wenn  sie  Verordnungen  und  Auflagen 
an  die  Rechnungsführer  und  deren  Vertreter  erliess,  im  Namen  des 
Königs  zu  reskribieren.  Dagegen  blieb  die  Einbringung  der  von 
ihr  festgestellten  Defekte  und  sonstigen  Rückstände,  da  sich  die  der 
Oberrechnungsdeputation  verliehene  vollstreckende  Gewalt  nur  auf 
die  zur  Beschleunigung  der  Rechnungsabnahme  erforderhchen  Hand- 
lungen erstrecken  sollte,  den  Verwaltungsbehörden  überlassen,  mit 
denen  sich  die  Oberrechnungsdeputation  deshalb  in  Vernehmen  zu 
setzen  hatte.  Diese  Beschränkung  der  Vollstreckungsbefugnisse  der 
Oberrechnungsdeputation    wurde   indessen   bereits   durch   das   Gesetz 
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über  die  Kompetenz  zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  vom 
28.  Januar  1835  beseitigt,  indem  ihr  durch  §.  19  Ziffer  3  desselben 
die  Berechtigung  zugestanden  wurde,  bei  nicht  erfolgter  oder  un- 
genügend befundener  Beantwortung  der  Erinnerungen  den  Rech- 
nungsabschluss  nach  dem  Rechnungsergebnisse  festzustellen  und  die 
ausgeworfenen  Defektgelder  oder  Rückstände  im  Wege  der  Exekution 
entweder  selbst  einzubringen  oder,  soweit  die  HilfsvoUstreckung  in 
bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen,  in  Forderungen  oder  andere 
Rechte  geschehen  sollte,  die  Justizbehörden  deshalb  anzugehen,  mit 
Vorbehalt  jedoch  für  den  Rechnungsführer,  seinen  etwaigen  Anspruch 
im  Wege  Rechtens  auszuführen. 

Die  Quittungen  über  die  abgelegten  Rechnungen  derjenigen 
Kassen,  welche  unter  der  unmittelbaren  Disposition  des  Königs 
standen,  oder  deren  Ueberschüsse  in  eine  dieser  Kassen  flössen, 
wurden  unter  der  eigenhändigen  Namensunterschrift  des  Königs 
erteilt,  weshalb  ihm  die  Entwürfe  dieser  Quittungen  von  der  Ober- 
rechnungsdeputation vorzulegen  waren.  Die  Ausstellung  von  Libe- 
rationsscheinen  an  die  verwaltenden  Behörden  fand  nicht  weiter  statt. 

Die  Rechnungen  der  unter  der  Direktion  des  Obersteuer- 
kollegiums stehenden  Steuerhauptkassen  wurden  zwar  bei  der  Ober- 
rechnungsdeputation geprüft  und  in  Richtigkeit  gesetzt;  doch  hatte 
sie  hierüber  nur  Bescheinigungen  auszustellen,  während  die  Quittungs- 
erteilung den  Landständen  selbst  vorbehalten  war. 

Kollegialische  Beratungen  und  Beschlussfassungen  der  Depu- 
tation als  solcher  sollten  hauptsächlich  stattfinden:  wenn  an  den 
König  Vortrag  zu  erstatten  war;  wenn  mit  andern  Kollegien  kom- 
muniziert werden  sollte ;  wenn  Ausstellungen  gegen  die  anordnenden 
Behörden  oder  sonst  gegen  die  Administration  gemacht  wurden ;  wenn 
die  wiederholten  Beantwortungen  der  Rechnungserinnerungen  von 
dem  beteiligten  Oberrechnungsrate  noch  nicht  für  ausreichend  erachtet 
wurden;  wenn  ein  Rechnungsführer  sich  bei  der  ihm  erteilten  Reso- 
lution nicht  beruhigte;  wenn  die  Oberrechnungsräte  wichtige  oder 
ungewöhnliche  und  zweifelhafte  Fälle  zur  gemeinschaftlichen  Beratung 
zu  bringen  für  nötig  erachteten ;  wenn  Defekte  fallen  gelassen  werden 
soUten ;  wenn  gegen  einen  Rechnungsführer  in  contumaciam  zu  ver- 
fahren war;  wenn  verwirkte  Strafen  eingebracht  oder  erlassen  werden 
sollten;  wenn  die  Rechnungsführer  sich  Unterschlagungen  hatten  zu 
schulden  kommen  lassen;  wenn  Rechnungen  zu  justifizieren  und 
Quittungen  auszustellen  waren,  überhaupt  aber  in  allen  wichtigeren, 


Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen.  yy 

den  Geschäftskreis  der  Deputation  betreffenden  Angelegenheiten. 
Zum  Behufe  der  demgemäss  erforderlichen  gemeinschaftlichen  Be- 
ratungen sollten  in  jedem  Monate  2  Plenarsitzungen  stattfinden; 
zur  Gültigkeit  der  Deputationsbeschlüsse  aber  sollte  genügen,  wenn 
ausser  dem  Direktorium  wenigstens  zwei  der  deputierten  Räte  und 
zwei  der  Oberrechnungsräte  zugegen  waren.  Bei  obwaltender  Mei- 
nungsverschiedenlieit  unter  den  Mitgliedern  der  Deputation  entschied 
im  allgemeinen  zwar  die  Stimmenmehrheit.  Die  letztere  sollte  jedoch 
in  dem  Falle,  wenn  die  Verschiedenheit  der  Meinungen  nur  zwischen 
den  deputierten  Räten  und  den  anwesenden  Oberrechnungsräten  ent- 
standen war,  wenigstens  nicht  sofort  entscheiden,  sondern  es  konnte 
solchen  Falles  der  deputierte  Rat  aus  dem  Kollegium,  zu  dessen 
Ressort  die  Sache  zunächst  gehörte,  zuvörderst  auf  Kommunikation 
mit  seinem  Kollegium  oder  nach  Befinden  auf  Vortragserstattung  an 
den  König  antragen,  welches  letztere  auch  den  Oberrechnungsräten 
nachgelassen  war.  Uebrigens  hatte  bei  den  kollegialischen  Verhand- 
lungen derjenige  deputierte  Rat,  Yor  dessen  Kollegium  die  in  Be- 
ratung genommene  Rechnungssache  gehörte,  sowie  derjenige  Ober- 
rechnungsrat, der  das  zur  Entscheidung  der  Deputation  gelangende 
monitum  dekretiert  hatte,  an  der  Beratung  zwar  Anteil  zu  nehmen 
und  die  nötige  Erläuterung  in  der  Sache  zu  geben,  jedoch  bei  dem 
Beschlüsse  selbst  der  Abstimmung  sich  zu  enthalten. 

Wenn  Sachen  so  dringend  waren,  dass  sie  füglich  nicht  bis  zur 
nächsten  Sitzung  aufgeschoben  werden  konnten,  durfte  Cirkulation 
der  betreffenden  Sache  zur  schriftlichen  Abstimmung  stattfinden,  und 
wenn  sich  hierbei  eine  Meinungsverschiedenheit  nicht  ergab,  demgemäss 
Erledigung  erfolgen.  Bei  Verschiedenheit  der  Meinungen  dagegen  war 
eine  noch  zu  veranstaltende  mündliche  Beratimg  und  Abstimmung 
darüber  unerlässlich. 

Der  Eintritt  Sachsens  in  die  Reihe  der  konstitutionellen  Staaten 
durch  den  Erlass  der  Verfassungsurkunde  vom  4.  September  1831. 
welche  der  Laudesvertretung  das  Recht  einerseits  der  Mitwirkung 
bei  Feststellung  des  Staatshaushaltsplans,  anderseits  der  Kontrolle 
des  Staatshaushalts  vom  Gesichtspunkte  der  Ministerverantworthchkeit 
aus  gewährleistete,  indem  sie  in  letzter  Beziehung  der  Regierung  die 
Pflicht  auferlegte,  den  Ständen  nicht  nur  über  die  finanzielle  Verwaltung 
des  Staates  Rechnung  abzulegen,  sondern  auf  Antrag  auch  die  dieser 
Rechnung  zu  Grunde  liegenden  Rechnungen  der  Einzelkassen  nebst  den 
Belegen  mitzuteilen  (vergl.  §.  99),  übte  auf  die  Oberrechnungsdepu- 
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tation  zunächst  nur  insofern  eine  Rückwirkung  aus,  als  die  unmittel- 
bare Unterordnung   derselben   unter  den  König,    wie   sie  vom  Zeit- 
punkte ihrer  Errichtung  an  bestanden  hatte,  beseitigt  und  ihr  dafür 
das  aus  der  Gesamtheit  der  Minister  bestehende  Gesamtministerium 
als  konstitutionell  verantwortliche  Behörde  vorläufig  vorgesetzt  wurde. 
Nachdem  jedoch  in  den  massgebenden  Kreisen  inzwischen  die 
Anschauung  die  Oberhand  gewonnen  hatte,   dass   die  von  der  Ober- 
rechnungsdeputation seither  ausgeübte  Kontrolle  des  Staatshaushalts, 
insoweit  sie  gegen  die  Anordnungen  der  verwaltenden  Behörden  ge- 
richtet war  und   daher  in   letzter  Linie   ihre  Spitze    auch   gegen   die 
Minister  selbst  kehrte,  mit  der  bestehenden  Verfassung  unverträglich 
sei,    weil   die   letztere  eine  Verantwortlichkeit    der  Minister   nur    der 
Landesvertretung  gegenüber  kenne,  der  obersten  Rechnungsrevisions- 
behörde  als  eines  Organs  für  die  Kontrolle  der  finanziellen  Verwaltung 
des  Staates  aber  überhaupt  nicht  gedenke,  erfolgte  unter  der  Regierung 
des  Königs  Friedrich  August  IL,  und  zwar  zufolge  Allerhöchster 
Verordnung  vom  15.  Februar  1842  in  Verbindung  mit  einer  neuen  In- 
struktion vom  3.  Februar  1842,  eine  Reorganisation  dieser  Behörde 
in  der  Weise,  dass  sie  ihre  Revisionsthätigkeit,  welche  sich  auf  die  von 
den  oberen  Landeskassen  abzulegenden  Rechnungen  und  Kosten- 
verzeichnisse   sowie    alle    diejenigen    Rechnungswerke    zu   erstrecken 
hatte,  welche  nicht  durch  andere  verfassungsmässige  Revisionsbehörden 
zu  prüfen  waren,    so    dass   namentlich   die  Individualrechnungen  von 
ihrer  Wirksamkeit   in   der  Hauptsache   nach  wie  vor   ausgeschlossen 
bheben,  im  wesentlichen  auf  dasjenige  zu  richten  hatte,  was  zur  Ver- 
tretung der  Rechnungsführer  gehörte.  Denn  wenn  schon  ihr  unbe- 
nommen blieb,  ihr  Augenmerk  auch  auf  wirkliche  Fehlerhaftigkeiten 
in  der  Verwaltung,  ingleichen  auf  solche  Rechnungsposten  zu  richten, 
denen  ein  materielles  Versehen   seitens    der  Verwaltungsbehörden  zu , 
Grunde  lag,    so  hatte  sie  doch  die  in  dieser  Beziehung  von   ihr  ge- 
machten Wahrnehmungen,    etwa   ihr    beigegangenen  Verbesserungs- 
vorschläge  und   sonstigen   Bemerkungen   den   beteiligten  Ministerien 
nur  zur  Kenntnisnahme   mitzuteilen,    und   nur   insoweit  es   sich   um 
offenbare   Unrichtigkeiten    handelte    und    sie    ihre    diesfallsigen   Be- 
denken   durch    die    ihr    von    dem    betreffenden    Ressortministerium  j 
erteilte  Auskunft  nicht   als  hinreichend    erledigt  erachtete,    hatte  sie| 
Anzeige  an  das  Gesamtministerium  zum  Behufe  der  von  dem  Könige 
darauf  zu    fassenden   Entschliessung    zu    erstatten.     Im    allgemeinen | 
durfte  sie  übrigens  die  durch  die  Ministerien,   Kollegien  und  Direk- 
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torien  anderer  Behörden  genehmigten  und  angeordneten  Posten,  in- 
sofern, was  andere  Behörden  als  die  Ministerien  betraf,  die  diesfalls 
bestehenden  Zahlungsetats  oder  sonst  ergangenen  Anordnungen,  In- 
struktionen und  Reglements  dabei  nicht  überschritten  worden  waren, 
ihrer  Passierlichkeit  halber  nicht  in  Zweifel  ziehen;  vielmehr  hatten 
jene  Behörden  die  Vermutung  der  Rechtmässigkeit  ihres  Verfahrens 
für  sich. 

Mit  Rücksicht  auf  diesen  beschränkten  Wirkimgskreis  wurde 
auch  das  Institut  der  deputierten  Räte  beseitigt,  was  zugleich  eine 
veränderte  Benennung  der  neuen  Behörde  bedingte,  die  in  der  Weise 
erfolgte,  dass  die  Bezeichnung  „  Oberrechnungsdeputation "  mit  dem 
alten  Namen  „Oberrechnungskammer"  vertauscht  wurde.  Die 
Zusammensetzung  der  solchergestalt  reorganisierten  Behörde,  die 
nunmehr  definitiv  dem  Gesamtministerium  untergeordnet  wurde,  blieb 
auf  einen  Direktor,  wozu  ein  in  einer  entsprechenden  höheren  Stellung 
sich  befindender  Staatsbeamter  im  Nebenamte  berufen  werden  sollte, 
und  zwei  Oberrechnungsräte  beschränkt,  welche  der  Rechte  kundig 
und  in  Rechmmgssachen  erfahren  sein  sollten.  Für  die  Erledigung 
des  eigentHchen  Rechnungsrevisionsgeschäftes,  rücksichtlich  dessen  im 
wesentlichen  die  nämlichen  Grundsätze  in  fortdauernder  Geltunsr 
blieben,  welche  bereits  in  der  Instruktion  vom  12.  Juli  1828  auf- 
gestellt worden  waren,  waren  zwei  Geschäftsabteilungen  gebüdet, 
deren  jeder  einer  der  Oberrechnungsräte  vorstand,  und  in  denen  unter 
dessen  alleiniger  Verantwortlichkeit  die  Geschäfte  rein  bureaumässig 
betrieben  wurden. 

Aus  diesen  Abteilungen  unmittelbar  ergingen  auch  die  gegen 
die  Rechnungsführer  gerichteten  Erinnerungen,  die  auf  deren  Beant- 
wortungen erteilten  Entscheidungen  und  die  sonst  an  die  Rechnungs- 
fülirer  zu  erlassenden  Verfügungen  mit  Ausschluss  der  nach  beendeter 
Rechnungsrevision  zu  erteilenden  Liberationsscheine,  welche  in  gleicher 
Weise  wie  die  Mittheüungen  an  andere  Behörden  im  Namen  der 
Oberrechnungskammer  erfolgten  und  von  dem  Direktor  vollzogen 
werden  mussten. 

Ein  kollegialischer  Geschäftsgang  hatte  nur  stattzufinden,  wenn 
Vortrag  an  das  Gesamtniinisterium  zu  erstatten  war,  namens  der 
Oberrechnungskammer  verfügt  oder  ausgefertigt  werden  soUte,  Mit- 
teilungen von  andern  und  an  andere  Behörden  erfolgten,  Rechnungs- 
erinnerungen durch  die  Beantwortungen  der  Rechmmgsführer  von  der 
betrefi'enden  Geschäftsabteilung   nicht   für   erledigt   erachtet  wurden, 
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Niederschlagungen  von  Defekten  sowie  Erlasse  oder  Herabsetzungen 
verwirkter  Geldstrafen  in  Frage  kamen,  endlich  bei  Zweifeln  und 
Bedenken,  welche  das  Direktorium  oder  die  Oberrechnungsräte  als 
Vorstände  ihrer  Abteilung  zur  gemeinsamen  Beratung  auszusetzen  für 
gut  befanden. 

Der  Verkehr  der  Oberrechnungskammer  mit  den  Rechnungs- 
führern, die  sie  in  Fällen  der  Säumigkeit  durch  Geldstrafen  zu  ihren 
Obliegenheiten  anhalten  durfte,  war  ein  unmittelbarer.  An  der  ihr 
durch  §.  19  des  bereits  erwähnten  Gesetzes  vom  28.  Januar  1835  (S.  76) 
gewährleisteten  Befugnis,  bei  nicht  erfolgter  oder  ungenügend  be- 
fundener Beantwortung  der  Erinnerungen  den  Rechnungsabschluss 
nach  dem  eben  vorliegenden  Rechnungsabschlüsse  festzustellen  und 
nach  Befinden  die  zwangsweise  Beitreibung  der  ausgeworfenen  Defekt- 
gelder oder  Rückstände,  ingleichen  der  gegen  säumige  Rechnungs- 
führer von  ihr  verhängten  Geldstrafen  selbst  herbeizuführen,  wurde 
nichts  geändert.  Dagegen  hatte  sie  die  Einziehung  der  sonst  bei 
der  Rechnungsabnahme  ausgefallenen  Defektposten  und  Vertretungs- 
rückstände lediglich  den  den  Rechnungsführern  vorgesetzten  Ver- 
waltungsbehörden zu  überlassen. 

Nachdem  in  Preussen  der  auf  eine  gesetzliche  Regelung  der 
Einrichtung  und  der  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  gerichtete 
Vorbehalt  in  Art.  104  der  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850 
durch  m  diese  Behörde  betreffendes  Gesetz  vom  27.  März  1872  seine 
Erledigung  gefunden  hatte,  machten  sich  auf  dem  Landtage  1871 — 73 
auch  im  Schosse  der  sächsischen  Landesvertretung,  und  zwar  aus 
der  Mitte  der  IL  Kammer,  welche  die  Erfahrung  gemacht  hatte, 
dass  es  für  die  Landesvertretung  eine  überaus  schwierige  Aufgabe 
ist,  die  ihr  von  der  Regierung  abzulegende  Rechnung,  den  soge- 
nannten Rechenschaftsbericht,  nach  der  Richtung  hin  zu  prüfen, 
ob  wirklich  in  aUen  Punkten  der  Staatsverwaltung  den  Gesetzen, 
den  von  der  Regierung  und  den  Ständen  erteilten  Vorschriften  sowie 
den  Wünschen  der  letzteren  Genüge  geschehen  ist,  Stimmen  geltend, 
welche  die  Wirksamkeit  der  sächsischen  Oberrechnungskammer  einer- 
seits auf  den  gesamten  Staatshaushalt  ausgedehnt,  anderseits  den 
Zwecken  sowohl  der  Staatsregierung  als  der  Landesvertretung  nutzbar 
gemacht,  dabei  zugleich  die  volle  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit 
dieser  Behörde  von  der  Regierung  sichergestellt  wissen  wollten  und 
demgemäss  den  Erlass  eines  Gesetzes  für  notwendig  erklärten,  durch 
welches  in  gleicher  Weise  wie  in  Preussen  die  Verhältnisse  der  Ober- 
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rechnungskaniiner  und  ihre  Beziehungen  zur  Regierung  wie  zur  Lan- 
desvertretung festgestellt  würden.  Von  der  Regierung  wurden  die 
hierauf  gerichteten  Bestrebungen  zunächst  bekämpft,  indem  sie  gleich- 
artige Einrichtungen  wie  in  Preussen  für  Sachsen  schon  deshalb  nicht 
als  im  Bedürfnisse  liegend  erachtete,  weil  die  sächsische  Verfassungs- 
urkunde im  Gegensatz  zur  preussischen  den  Kammern  das  Recht 
zugesteht,  die  Kassenrechnungen,  welche  dem  Rechenschaftsberichte 
zu  Grunde  liegen,  nebst  den  dazu  gehörigen  Belegen  selbst  einzu- 
sehen, und  auch  die  I.  Kammer  verhielt  sich  ablehnend,  indem  sie 
die  Bedürfoisfrage  ebenfalls  verneinte,  verschiedene  ihrer  Mitglieder 
aber  überdies  fürchteten,  mit  einer  den  Absichten  der  11.  Kammer 
zustimmenden  Haltimg  ein  bedenkliches  Zugeständniss  zu  Gunsten  des 
Parlamentarismus  zu  machen.  Unter  Zustimmimg  der  Regierung  ge- 
lai  g  es  jedoch  schliesslich,  im  Wege  des  Kompromisses  einen  Antrag 
beder  Kammern  dahin  zustande  zu  bringen,  dass  die  Regierung  er- 
wägen sollte,  ob  und  inwieweit  die  Rechte  und  Pflichten  der  Ober- 
rechnungskammer sowie  die  Stellung  derselben  zu  der  Regierung 
und  zu  der  Ständeversammlung,  nicht  minder  die  Rechte  der  letzteren 
der  Oberrechnungskammer  gegenüber  gesetzlich  näher  zu  bestimmen 
seien,  um  daiüber  dem  nächsten  Landtage  eine  Mitteilung  zu  machen. 
Infolgedessen  legte  die  Regienmg  dem  Landtage  1873 — 74  den  Ent- 
wurf zu  einem  Gesetze  über  die  Oberrechnungskammer  vor, 
welcher  in  der  Hauptsache  dem  bereits  erwähnten  preussischen  Gesetze 
über  die  Oberrechnungskammer  vom  27.  März  1872  nachgebildet  war, 
demgemäss  aber  die  Oberrechnungskammer  für  eine  dem  Könige 
unmittelbar  untergeordnete,  den  Ministem  gegenüber  selbständige 
KoUegialbehörde  mit  der  Aufgabe  erklärte,  die  Kontrolle  des  ge- 
samten Staatshaushalts  durch  Prüfimg  und  Feststellung  der  Rech- 
nungen über  Einnahmen  und  Ausgaben  von  Staatsgeldem  und  über 
Zugang  und  Abgang  von  Staatseigentum  zu  führen.  Hierbei  sollte 
sie  ausser  der  Rechnungsjustifikation  ihr  Augenmerk  noch  besonders 
darauf  richten,  ob  bei  der  Erhebung  imd  Vereinnahmung  sowie  bei 
der  Verwendung  und  Verausgabung  von  Staatsgeldem,  ingleichen  bei 
der  Erwerbung,  Benutzung  und  Veräusserung  von  Staatseigentum  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  und  Vorschriften  unter  genauer  Beobach- 
tung der  massgebenden  Verwaltungsgrundsätze  verfahren  worden  sei, 
sowie  ob  und  wo  nach  den  aus  den  Rechnungen  zu  beurteilenden 
Ergebnissen  der  Verwaltung  zur  Beförderung  des  Staatszweckes  Ab- 
änderungen nötig  oder  ratsam  seien.  Auch  sollte  sie  für  jede  Finanz- 
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periode  unter  selbständiger  unbedingter  Verantwortlichkeit  einen  von 
der  Regierung  dem  Rechenschaftsberichte  beizufügenden  Be- 
richt erstatten,  aus  welchem  sich  ergeben  sollte,  ob  die  in  dem 
Rechenschaftsberichte  aufgeführten  Beträge  in  Einnahme  und  Ausgabe 
mit  denjenigen  übereinstimmen,  welche  in  den  von  ihr  revidierten 
Kassenrechnungen  in  Einnahme  und  Ausgabe  nachgewiesen  seien, 
ferner  ob  und  inwieweit  bei  Erhebung  oder  Vereinnahmung,  bei  der 
Verwendung  oder  Verausgabung  von  Staatsgeldern  oder  bei  der  Er- 
werbung, Benutzung  oder  Veräusserung  von  Staatseigentum  Ab- 
weichungen von  den  Bestimmungen  der  einzelnen  Positionen  des  fest- 
gestellten Staatsbudgets  oder  der  einzelnen  Nummern  der  dazu  gehörigen 
Spezialetats  oder  von  den  mit  den  einzelnen  Budgetpositionen  oder 
Etatnummern  verbundenen  Bemerkungen,  jedoch  mit  Ausschluss  der 
ausdrückHch  als  Erläuterungen  bezeichneten,  oder  von  den  Bestim- 
mungen der  auf  die  Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben  oder  auf 
die  Erwerbung,  Benutzung  oder  Veräusserung  von  Staatseigentum 
bezüglichen  Gesetze  stattgefunden  haben,  insbesondere  aber  ob  und 
welche  Etatüberschreitungen  und  ausseretatmässige  Ausgaben  vor- 
gekommen seien.  Auf  Erinnerungen  der  Oberrechnungskammer, 
welche  gegen  Abweichungen  von  den  ohne  ständische  Mitwirkung 
ergangenen  Vorschriften  und  Anordnungen  und  von  den  bisher  als 
massgebend  für  die  Verwaltung  angenommenen  Grundsätzen  sich  rich- 
teten, sollte  der  König  nach  Gehör  des  Gesamtministeriums  ent- 
scheiden; ebenso  sollte  derselbe  auf  Verbesserungsvorschläge  Ent- 
schliessung  fassen.  Dem  Könige  sollte  deshalb  auch  alljährlich  nach 
vollständiger  Prüfung  der  einer  Jahresperiode  angehörigen  Rechnungen 
ein  Bericht  über  die  Ergebnisse  dieser  Prüfung  von  der  Oberrech- 
nungskammer erstattet  werden.  Der  Anteil,  welchen  die  in  einzelnen 
Departements  bestehenden  Rechnungsexpeditionen  an  der  Rech- 
nungsrevision künftig  haben  sollten,  war  in  der  Weise  geregelt,  dass 
vor  Einsendung  der  Rechnungen  an  die  Oberrechnungskammer  eine 
Abnahme  der  ersteren  bei  den  Ressortministerien  oder  den  von  letz- 
teren damit  beauftragten  oberen  Verwaltungsbehörden  stattfinden  und 
hierbei  die  Rechnungen  nebst  Belegen  nicht  bloss  in  kalkulatorischer, 
sondern  auch  in  formeller  und  materieller  Hinsicht  gründlich  geprüft 
werden  sollten.  Bei  Einsendung  der  Rechnungen  nebst  Zubehör  sollte 
das  Ergebnis  dieser  Prüfungen  der  Oberrechnungskammer  mitgeteilt 
werden,  welcher  überlassen  bleiben  sollte,  davon  bei  der  Revision  der 
Rechnungen  geeigneten  Gebrauch  zu  machen. 
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Von  der  TL.  Kammer  wurde  dieser  Gesetzentwurf  durch  Majo- 
ritätsbeschluss  angenommen,  dagegen  von  der  I.  Kammer,  welche 
hauptsächlich  an  der  geplanten  Hineinziehung  des  Staatsoberhaupts  in 
den  Geschäftsorganismus  der  Oberrechnungskammer  Anstoss  nahm, 
auch  die  seitherige  Ausschliesslichkeit  und  Unmittelbarkeit  der  stän- 
dischen Kontrolle  aufrecht  erhalten  wissen  wollte,  durch  Majoritäts- 
beschluss  abgelehnt,  vielmehr  der  Antrag  gestellt,  dass  die  Regierung 
in  Erwägung  ziehen  wolle,  ob  die  von  ihr  beabsichtigte  Reorganisation 
der  Oberrechnungskammer  nicht  auch  ohne  Erlass  eines  besonderen 
Gesetzes,  einfach  dadurch  erzielt  werden  könne,  dass  die  Instruktion 
vom  3.  Februar  1842  geändert,  die  Zahl  der  Räte  und  Revisions- 
beamten vermehrt  imd  dem  Vorstande  eine  selbständigere  Stellung 
gegeben  werde. 

Zu  einer  Verständigmig  beider  Kammern  in  dem  hierauf  ver- 
fassungsmässig abgesetzten  Vereinigungsverfahren  kam  es  nicht ;  viel- 
mehr Hess,  nachdem  die  Regierung  die  Erklärmig  abgegeben  hatte, 
dass  eine  Reorcranisation  der  Oberrechnuncrskammer  im  Interesse  der 
Staatsverwaltung  unbedingt  geboten  sei,  und  dass  sie  deshalb,  auch 
wenn  ein  übereinstimmender  Beschluss  beider  Kammern  nicht  zustande 
komme,  dem  nächsten  Landtage  einen  anderweiten  Gesetzentwurf 
darüber  vorlegen  werde,  eine  jede  von  ihnen  es  bei  dem  gefassten 
Beschlüsse  bewenden. 

Auf  dem  Landtage  1875 — 76  brachte  in  der  That  auch  die  Re- 
gierung einen  neuen  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  die  Oberrech- 
nungskammer ein,  dessen  wesentlichste  Abweichung  von  dem  ihm 
vorausgegangeneu  Entwürfe  darin  bestand,  dass  die  beabsichtigte 
unmittelbare  Unterordnung  der  Oberrechnungskammer  unter  den  König 
fallen  gelassen  worden  war,  vielmehr  die  seitherige  Unterordnung 
derselben  unter  das  Gesamtministerium  mit  der  Massgabe  fortdauern 
sollte,  dass  sie  ungeachtet  dieser  Unterordnung  von  dem  Gesamt- 
ministerimu  in  der  Aufstellunor  von  Erinnerungen  ojegen  die  ihrer 
Prüfung  imterHegenden  Rechimngen  imd  in  der  Verfolgung  des  zu 
deren  Erledigung  gesetzUch  vorgeschriebenen  Wegs,  sovrie  in  der 
Anstellung  der  von  ihr  dabei  für  erforderlich  erachteten  Erörterungen 
nicht  beschränkt  werden  dürfe. 

Zu  einer  Beratimg  diese»  Gesetzentwurfs  seitens  der  Ständever- 
sammlung kam  es  indessen  nicht;  vielmehr  wurde  er  von  der  Re- 
gierung, nachdem  sie  zu  der  Ueberzeugmig  gelaugt  war,  dass  die 
Aussichten  für  das  Zustandekommen  eines  Gesetzes  auf  Grund  dieses 
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Entwurfs  nur  schwach  waren,  zurückgezogen  und  durch  ein  Nach- 
postulat zum  Staatsbudget  auf  die  Jahre  1876 — 77  ersetzt,  durch  wel- 
ches sie  die  pekuniären  Mittel  erlangen  wollte,  um  die  von  ilir  im 
Interesse  der  Staatsverwaltung  für  erforderlich  erachtete  Reorgani- 
sation der  Oberrechnungskammer,  dem  auf  dem  vorigen  Landtage 
von  der  I.  Kammer  gestellten  Antrage  entsprechend,  vorläufig  auf 
dem  Verordnungswege  durchführen  zu  können.  Ein  solches  Nach- 
postulat machte  sich  insbesondere  deshalb  nötig,  weil  u.  a.  beabsich- 
tigt war,  der  Oberrechnungskammer  einen  selbständigen  Vorstand  zu 
geben.  Von  der  IL  Kammer  wurde  dieses  Nachpostulat  zwar  abgelehnt, 
weil  sie  in  ihrer  Majorität  der  Ansicht  war,  dass  eine  Reorganisation 
der  Oberrechnungskammer  im  Verordnungswege  nur  eine  halbe  Mass- 
regel bedeute,  durch  welche  eine  durchgreifende  Umgestaltung  ledig- 
lich werde  hinausgeschoben  werden.  Da  indessen  dieser  Beschluss 
nur  mit  einer  Stimmenzahl  von  35  gegen  31 ,  mithin  nicht  mit  der 
nach  erfolgter  Bewilligung  des  Postulats  seitens  der  I.  Kammer  ver- 
fassungsmässig erforderlichen  Zweidrittelmajorität  gefasst  worden  war, 
war  die  Regierung  verfassungsmässig  unbehindert,  die  von  ihr  ge- 
forderten Summen  in  das  Budget  einzustellen. 

Von  dieser  verfassungsmässigen  Füglichkeit  machte  sie  thatsäch- 
lich  auch  Gebrauch,  und  im  Wege  Königlicher  Verordnung  vom 
4.  April  1877^)  erfolgte  nunmehr  eine  Reorganisation  der  Oberrech- 
nungskammer, vermöge  welcher  der  letzteren  in  der  Eigenschaft  einer 
dem  Gesamtministerium  unmittelbar  untergeordneten,  den  einzelnen 
Ministerialdepartements  gegenüber  selbständigen  Kollegialbehörde  die 
Aufgabe  zugewiesen  wird,  im  Wege  der  Rechnungsprüfung  eine  Kon- 
trolle über  den  gesamten  Staatshaushalt  dergestalt  zu  führen,  dass 
sie  die  Prüfung  der  Rechnungen  ausser  der  formellen  und  kalkula- 
torischen Seite  insbesondere  darauf  zu  richten  hat,  ob  bei  der  Er- 
hebung und  Vereinnahmung  sowie  bei  der  Verwendung  und  Veraus- 
gabung von  Staatsgeldem,  ingleichen  bei  der  Erwerbung,  Benutzung 
und  Veräusserung  von  Staatseigentum  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
und  Vorschriften  unter  genauer  Beachtung  der  massgebenden  Ver- 
waltungsgrundsätze verfahren  worden  ist,  sowie  ob  und  wo  nach  den 
aus  den  Rechnungen  zu  beurteilenden  Ergebnissen  der  Verwaltung 
im  finanziellen  Staatsinteresse  Abänderungen  nötig  oder  ratsam  er- 
scheinen.   Wie  aber  diese  Verordnung  einerseits,  der  geschichtlichen 
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Entwickelimg  entsprechend,  welche  die  Rechnungsrevision  in  Sachsen 
genommen  hat,  den  in  einzebien  Departements  bestehenden  Rech- 
nungsexpeditionen das  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Rechnungs- 
prüfung in  der  Weise  wahrt,  dass  die  Rechnungen  der  nicht  als 
mmiittelbare  Dependenzen  der  Ministerien  anzusehenden  Kassenver- 
waltungen mit  Ausnahme  der  Rechnungen  über  die  Landes-Immo- 
büiar-Brandversicherungskasse  imd  die  Staatsschuldenkasse,  rücksicht- 
lich deren  Prüfung  spezialgesetzliche  Bestimmungen  in  fortdauernder 
Geltung  blieben,  von  den  Rechnungsexpeditionen  zu  revidieren  und  zu 
justifizieren,  vor  erfolgter  Justifikation  aber  von  der  Oberrechnungs- 
kammer  zu  superrevidieren  sind^  wobei  der  letzteren  das  Recht  zu- 
steht, nicht  nur  neue  Erinnerungen  aufzustellen,  sondern  auch  die  im 
Laufe  des  Revisionsverfahrens  aufgestellten,  aber  wieder  fallen  ge- 
lassenen Erinnerungen  vrieder  aufeunehmen  imd  weiter  zu  verfolgen,  so 
lässt  sie  es  anderseits  auch  bei  der  seitherigen  Einrichtung  bewenden, 
wonach  die  Rechnungsrevision  lediglich  für  die  Zwecke  der  Staats- 
regierung, nicht  aber  auch  zugleich  für  die  Zwecke  der  Landesver- 
tretung erfolgt,  mit  der  einzigen,  auf  einer  Spezialbestimmimg  der 
Verfassungsm-kimde  beruhenden  Ausnahme,  vermöge  deren  die  Rech- 
nungen der  Staatsschuldenkasse,  deren  Ergebnisse  in  den  Rechen- 
schaftsbericht nicht  mit  übergehen,  von  der  obersten  Rechnungs- 
behörde, also  der  ObeiTCchnungskammer ,  zu  prüfen  und  mit  deren 
Gutachten  den  Ständen  bei  jedem  ordentlichen  Landtage  zur  Erin- 
nerung imd  Justifikation  vorzulegen  sind  (vgl.  S.  18,  19). 

Um  die  Oberrechnungskammer  zur  Lösung  ihrer  Aufgabe 
allenthalben  zu  befähigen,  ist  den  obersten  Staatsbehörden  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  alle  Verfügungen,  durch  welche  in  Beziehung 
auf  Einnahmen  oder  Ausgaben  des  Staates  eine  allgemeine  Vorschrift 
gegeben  oder  eine  schon  bestehende  abgeändert  oder  erläutert  wird, 
sogleich  bei  ihrem  Ergehen  der  Oberrechnungskammer  mitzuteilen. 
Ausserdem  steht  ihr  das  Recht  zu,  von  allen  Behörden  ohne  Aus- 
nahme und  daher  insbesondere  auch  von  den  Ministerien  selbst  jede 
bei  Prüfung  der  Rechnungen  und  Nachweisungen  für  erforderlich  er- 
achtete Auskunft  sowie  die  Einsendung  der  bezüglichen  Akten, 
Bücher  und  Schriftstücke  zu  verlangen,  auch  Bedenken  und  Er- 
innerungen gegen  die  Rechnungen  an  Ort  und  SteUe  durch  Kom- 
missare erörtern  zu  lassen  und  zur  Informationseinziehung  über  die 
Einzelheiten  der  Verwaltimg  sowie  zur  Vornahme  von  Erörterunsren 
über  die  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Kassen  und  die  Führung 
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der  Kassenbücher  bestehenden  Einrichtungen  Kommissare  abzuordnen. 
Ebenso  ist  sie  zur  Mitwirkung  bei  dem  Erlasse  allgemeiner  Anord- 
nungen der  Behörden  über  die  Verwaltung  der  Kassen  und  die 
Führung  der  Kassenbücher,  der  Vorschriften  für  die  formelle  Ein- 
richtung der  Rechnungen  und  das  Revisionsverfahren  bei  den  Rech- 
nungsexpeditionen,  ingleichen  der  Feststellung  der  Fristen  für  die 
Einsendung  der  Rechnungen  berechtigt. 

Ein  unmittelbarer  Verkehr  der  Oberrechnungskammer  findet  nur 
mit  denjenigen  Verwaltungsbehörden  statt,  welche  die  Eigenschaft  von 
Ressortministerien  haben  oder  in  Berücksichtigung  bestehender  that- 
sächlicher  Ausnahmeverhältnisse  eine  den  Ressortministerien  analoge 
Stellung  einnehmen,  wie  dies  bei  der  Generaldirektion  der  Königlichen 
Sammlungen  für  Kunst  und  Wissenschaft  sowie  dem  Landtagsaus- 
schusse zu  Verwaltung  der  Staatsschulden  der  Fall  ist.  Lediglich  durch 
Vermittelung  dieser  Behörden  werden  daher  auch  die  Erinnerungen 
und  Entscheidungen  der  Oberrechnungskammer,  soweit  sie  nicht  gegen 
die  Ressortministerien  und  die  ihnen  insoweit  gleichstehenden  Be- 
hörden selbst  gerichtet  sind,  zur  Kenntnis  der  Beteiligten  gebracht. 
In  Beziehung  auf  Defekte  steht  der  Oberrechnungskammer  zwar 
das  Recht  zu,  deren  Vereinnahmung  anzuordnen  und  zu  überwachen; 
die  zu  deren  Beitreibung  nötige  Veranstaltung  aber  ist  lediglich 
Sache  der  dem  Rechnungsführer  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde. 

In  Fällen  von  Differenzen  zwischen  der  Oberrechnungskammer 
und  den  Ressortministerien  entscheidet  das  Gesamtministerium  als 
höchste  kollegiale  Staatsbehörde,  und  zwar  ohne  dass  dabei  diejenigen 
Minister,  um  deren  Anordnungen  es  sich  handelt,  von  der  Ausübung 
des  Stimmrechts  grundsätzlich  ausgeschlossen  sind. 

Von  diesen  organisatorischen  Einrichtungen  fand  sich  nur  die 
I.  Kammer  vollständig,  die  IL  Kammer  dagegen  nur  teilweise  be- 
friedigt. Die  letztere  nahm,  wenigstens  in  ihrer  Majorität,  haupt- 
sächlich an  den  Beziehungen  der  Oberrechnungskammer  zu  dem  Ge- 
samtministerium sowie  daran  Anstoss,  dass  die  Prüfungsarbeiten  der 
Oberrechnungskammer  für  die  Ausübung  des  ständischen  Koritrolle- 
rechts  nicht  nutzbar  gemacht  worden  waren.  Auf  jedem  nach  Erlass 
der  Verordnung  vom  4.  April  1877  abgehaltenen  Landtage  mit  Aus- 
nahme des  Landtags  1881—82  kam  sie  deshalb  auf  die  Frage  der 
gesetzlichen  Regelung  der  Wirksamkeit  der  Oberrechnungskammer 
und  deren  Beziehungen  einerseits  zur  Regierung,  anderseits  zur 
Landesvertretung  zurück  und  beschloss  die  demgemäss  erforderlichen 
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Anträge  an  die  Regierung.  Die  letztere  erklärte  indessen  stets, 
dass  sie  zwar  auch  ihrerseits  die  gegenwärtige  Organisation  der  Ober- 
rechnungskanimer  nicht  für  eine  definitive  erachte  und  einer 
Regelung  der  Wirksamkeit  derselben  im  Wege  der  Gesetzgebung 
principiell  nicht  widerstrebe,  jedoch  den  Zeitpunkt  zu  einer 
definitiven  Organisation  noch  nicht  für  gekommen  erachte,  da  sie 
vorerst  noch  Erfahrungen  darüber  sammeln  müsse,  wie  eine  solche 
Organisation,  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  den  seitherigen 
Anteil  der  Rechnungsexpeditionen  an  der  Rechnungsrevision,  am  zweck- 
mässigsten  einzurichten  sei,  und  die  I.  Kammer  lehnte  die  Anträge  der 
IL  Kammer  jedesmal  ab  ^),  um  nur  erst  auf  dem  Landtage  1883 — 84 
auch  ihrerseits  die  Notwendigkeit  einer  anderweiten  definitiven  Organi- 
sation der  Oberreclmungskammer  anzuerkennen  und  der  Hoffnung 
Ausdruck  zu  geben,  dass  die  Regierung  auch  ohne  weitere  Anregung 
der  Stände  eine  demgemäss  erforderliche  Vorlage  an  dieselben  machen 
werde,  wenn  die  ganze  Frage  spruchreif  geworden  sei. 

Infolgedessen  dauert  das  durch  die  Königliche  Verordnung  vom 
4.  April  1877  geschafi'ene  Provisorium  zur  Zeit  noch  fort,  und  so  be- 
deutungsvoll auch  der  Fortschritt  ist,  den  dasselbe  gegenüber  den 
durch  die  Instruktion  vom  3.  Februar  1842  bedingten  Einrichtungen 
in  sich  schliesst,  und  so  sehr  auf  Grund  einer  mehr  als  achtjährigen 
praktischen  Erfahiomg  bestätigt  werden  kann,  dass  die  Oberrechnungs- 
kammer selbst  unter  der  Herrschaft  dieses  Provisoriums  befähigt  ist, 
dem  Staate  erspriessliche  Dienste  zu  leisten,  so  wird  es  doch  selbst 
vom  rein  finanzpolitischen  Standpunkte  aus  immerhin  als  ein  wesent- 
licher Mangel  bezeichnet  werden  müssen,  dass  die  Revisionsthätigkeit 
der  obersten  Rechnungsbehörde  lediglich  den  Zwecken  der  Staats- 
verwaltung dient,  dagegen  für  die  Kontrolle  des  Staatshaushalts,  wie 
sie  anlässlich  der  Prüfung  des  Rechenschaftsberichts  vom  Standpunkte 
der  MinisterverantwortHchkeit  aus  der  Landesvertretung  obliegt,  grund- 
sätzlich nicht  wirksam  mrd.  Denn  die  letztere  Thatsache  bringt  es 
mit  sich,  dass  auch  die  Aufstellung  des  Rechenschaftsberichts  seitens 
der  Regierung,  nicht  minder  die  Prüfung  desselben  seitens  der  Stände 
und  die  Beschlussfassung  der  letzteren  über  die  der  Regierung  zu  ge- 
währende Entlastung  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  schon  eine  Prüfung 


^)  Vgl.  auch  Lobe  a.  a.  0.  S.  694 — 730,  woselbst  der  Gang  der  parla- 
mentarischen Verhandlungen  über  die  Oberrechnungskammer  bis  zum  Landtage 
1879 — 80  in  eingehender  Weise  dargestellt  ist. 
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der  dem  Rechenschaftsberichte  zur  Grundlage  dienenden  Rechnungen 
seitens  der  Oberrechnungskammer  stattgefunden  hat,  ja  bereits  zu 
einem  Zeitpunkte  erfolgt,  zu  welchem  der  grössere  Teil  der  liier  in 
Frage  kommenden  Rechnungen  thatsächlich  noch  nicht  einmal  von 
den  Rechnungsexpeditionen,  soweit  diese  dabei  beteiligt  sind,  ge- 
schweige denn  von  der  Oberrechnungskammer  geprüft  sein  kann  ^). 

Die  Folgen  hiervon  äussern  sich  in  doppelter  Richtung,  Einer- 
seits gelangen  nämlich  alle  diejenigen  bei  Ausführung  des  Staats- 
haushaltsetats vorgekommenen  und  von  der  Regierung  den  Ständen 
gegenüber  zu  vertretenden  Verstösse  gegen  etatrechtliche  oder  sonstige 
für  die  Verwaltung  der  staatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  und 
des  staatlichen  Vermögens  massgebende  Bestimmungen  und  Grund- 
sätze, welche  nur  erst  durch  die  Rechnungsprüfung  zu  Tage  gefördert 
werden,  überhaupt  niemals  zur  Kenntnis  der  Landesvertretung,  und 
die  letztere  kommt  daher  beispielsweise  auch  nicht  in  die  Lage, 
darüber  zu  befinden,  ob  sie  einer  durch  eine  Fondsverwechselung 
herbeigeführten  Etatüberschreitung  die  Genehmigung  oder  für  eine 
ausseretatmässige  Verausgabung  nachträglich  die  erforderlich  gewesene 
Deckungssumme  bewilligen  wül.  Anderseits  aber  gebricht  es  den 
die     Entlastung     der     Staatsregierung     aussprechenden     ständischen 

*)  Zum  Teil  ist  diese  Sachlage  auch  durch  den  Umstand  begründet,  dass  die 
Regierung  gegenüber  der  Bestimmung  in  §  98  der  Verfassungsurkunde  in  Ver- 
bindung mit  §  3  des  Verfassungsgesetzes  vom  5.  Mai  1851,  wonach  bei  jedem 
ordentlichen  Landtage  den  Ständen  „eine  genaue  Berechnung  über  Einnahme 
und  Ausgabe  in  der  vorletzten  Finanzperiode  und  ein  Voranschlag  des  Staats- 
bedarfs für  die  zwei  nächstfolgenden  Jahre"  vorzulegen  ist,  als  , vorletzte* 
Finanzperiode  seither  diejenige  angesehen  hat,  welche  sich  ergibt,  wenn  man 
von  der  jeweilig  bevorstehenden  neuen  Finanzijeriode  an  zurückrechnet, 
während  der  Wortlaut  obiger  Bestimmung  nicht  hindern  würde,  die  Rückrech- 
nung von  der  jeweilig  laufenden  Finanzperiode  an  zu  bewirken,  so  dass 
beispielsweise  dem  im  Jahre  1885  zusammentretenden  Landtage  der  Rechenschafts- 
bericht nicht,  wie  thatsächlich  geschehen  wird,  auf  die  Jahre  1882 — 83,  sondern 
auf  die  Jahre  1880/81  vorzulegen  sein  würde.  Sobald  man  in  letzter  Weise 
verfahren  würde,  wäre  die  Möglichkeit  geboten,  den  Rechenschaftsbericht  auf 
Grund  geprüfter  Rechnungen  aufzustellen,  und  zwar  um  so  gewisser,  wenn 
man  sich  zugleich  entschliessen  wollte,  die  ganze  Rechnungsrevision  in  Eine  Hand, 
nämlich  in  diejenige  der  ObeiTCchnungskammer,  unter  bloss  vorbereitender 
Mitwirkung  der  Rechnungsexpeditionen,  zu  legen  und  damit  die  jetzt  gerade 
in  Ansehung  der  wichtigsten  und  umfänglichsten  Rechnungen  bestehende  Noth- 
wendigkeit  der  Absetzung  eines  doppelten,  darum  aber  mit  imverhältnis- 
mässigem  Zeitaufwande  verbundenen  Prüfungsverfahrens  (einer  Revision  und 
einer  Superrevision)  zu  beseitigen. 
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Beschlüssen  an  einer  thatsächlichen  Grundlage,  welche  selbst  in 
analogen  privatrechtlichen  Verhältnissen  überall  für  unentbehrlich 
erachtet  wird. 

Für  letzteren  Mangel  kann  in  dem  der  Landesvertretung  ver- 
fassungsmässig zustehenden  Rechte,  von  den  dem  Rechenschafts- 
berichte zu  Grimde  liegenden  Rechnungen  nebst  Belegen  selbst  Einsicht 
nehmen  zu  dürfen,  ein  genügender  Ersatz  nicht  erblickt  werden. 
Denn  die  Mitglieder  der  Kammern  sind  bei  der  Mannigfaltigkeit 
sonstiger  hochwichtiger  Gegenstände,  welche  zu  ihrer  Beratimg  und 
Beschlussfassung  kommen,  und  in  Ermangelung  eines  geübten,  mit 
den  Grundsätzen  und  den  Einzelheiten  der  Rechnungsrevision  ver- 
trauten Rechnungspersonals  auch  bei  dem  regsten  Eifer,  der  bei 
ihnen  vorauszusetzen  ist,  zumeist  gar  nicht  imstande,  eine  Prüfung 
der  Rechnungen,  welche  zu  ihrer  Einsicht  gelangen,  so  eingehend 
durchzuführen,  wie  dies  bei  einer  zweckmässig  organisierten  obersten 
Rechnungsbehörde  mögUch  ist.  Sehr  oft  stehen  überdies  verschiedene 
Rechnungen  in  so  engen  Beziehungen  zu  einander,  dass  nur  eine  mit 
geübtem  Blick  angestellte  sorgfältige  Vergleichung  derselben  zu  einem 
sicheren  Ergebnisse  führen  kann.  Die  gründliche  Beurteilung  eines 
einigermassen  verwickelten  Rechnungswerks  ist  selbst  für  den  erfah- 
rensten Geschäftsmann  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden,  wenn 
er  einerseits  nicht  bei  Prüfung  des  aufhältlichen  Zahlenwerks  durch 
zuverlässige  Beihilfe  unterstützt  wird,  anderseits  ihm  nicht  genügsame 
Zeit  gegönnt  ist,  sich  von  dem  Gange  imd  den  Eigentümlichkeiten 
des  betreffenden  Geschäftzweiges  vollständig  zu  unterrichten.  Um  so 
weniger  werden  daher  die  Ständeversajnmlungen  in  der  Lage  sein, 
in  Beziehung  auf  die  richtige  Uebersicht  der  Staatsrechnungsange- 
legenheiten  die  Stelle  der  obersten  Rechnungsbehörde  zu  ersetzen, 
und  im  allgemeinen  ist  deshalb  auch  wahrzunehmen,  dass  die  Be- 
merkungen, welche  von  den  Ständeversammlimgen  über  den  Rechen- 
schaftsbericht gemacht  werden,  vorzugsweise  nicht  sowohl  die  etat- 
rechtliche sowie  sonst  legale,  als  vielmehr  die  wirtschaftlicha 
Seite  der  Finanzgebarung  betreffen. 

Soll  daher  in  dieser  Beziehung  Wandel  geschafft  werden  —  und 
einem  Staatshaushalt  gegenüber,  der  beispielsweise  ftir  die  Finanzperiode 
1884 — 85  im  ordentlichen  Voranschläge  niitl35,014,195M.  inEinnahme 
und  mit  ebensoviel  in  Ausgabe  balanciert  imd  an  Umfang  stetig  noch 
gewinnt,  wird  sich  dies  doch  kaum  noch  lange  von  der  Hand  weisen 
lassen  — ,  so  wird  es  unerlässlich   sein,    die   Ergebnisse   der  Rech- 
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nungsprüfung,  wie  sie  seitens  der  dazu  berufenen  staatlichen  Organe 
erfolgt,  in  der  einen  oder  andern  Weise  auch  für  die  Landesver- 
tretung nutzbar  zu  machen  und  die  letztere  dadurch  zu  einem  auf 
bewusster  Ueberzeugung  beruhenden  Urteile  darüber  zu  befähigen, 
ob  die  Verwaltung  der  staatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  sowie 
des  staatlichen  Vermögens  ordnungsgemäss  geführt  oder  eine  Ver- 
tretung aus  derselben  begründet  ist.  In  und  mit  den  zu  diesem 
Zwecke  zu  treflfenden  Einrichtungen  aber,  mögen  dieselben  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  oder,  was  grundsätzlich  nicht  ausgeschlossen 
zu  sein  braucht,  im  Verordnungswege,  beziehentlich  auf  Grund  einer 
einfachen  Verständigung  mit  der  Landesvertretung  erfolgen,  wird  die 
bestehende  Verfassung  zugleich  den  für  die  dauernde  Festigkeit  ihres 
Gefüges  unentbehrlichen  Schlussstein  erhalten. 
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Münz-  und  Zehntenrechnungen  aus  dem  14.  und  15.  Jahr- 
hundert ^). 

a)  Mimzrechnung  anf  die  Zeit  vom  11.  Hai  bis  1.  Aagust  1353^). 

Anno  domini  1353  die  Petri  ad  vincula  compntavit  Nycolaus  Manhoupt 
Myssna  presentibus  dominis  Fridericus  de  Wangenheim ,  Cristanus  de  Wicze- 
leiben'),  Bertoldo  notario. 

Percepta.  Sa.  argenti  ad  monetam  a  sabbato  post  Johanms  ante  portam 
Latinam  usque  in  predictum  terminum  presentati  videlicet  12  septimanarum 
1815  m.  IV2  fert.  V^  qu.  ■*).  De  quibus  debentur  domino  nomine  lucri  181V»  ß 
2  gr.  3  h.  *).     Quas  debebit  domino  in  suis  debitis  defalcare. 

Distributa.  Idem  Ny.  Manhoubt  compntavit  Aldenbiirg  anno  predicto 
in  crastino  assumpcionis  beate  virginis,  pi*esentibus  dominis  Fridrico  de  Wang- 
heim, Cristano  de  Wiczeleiben,  Heinrico  de  Kothewicz  ^).  Primo  quitavit  domi- 
num apud  Nycol.  Jungen  67  V2  ,3  pro  pannis  apud  ipsum  receptis.  Item  Tesch  de 
Dresden  12  ß  11  gr.  pro  quitacionibus  domino  de  Swarzburg  Stutemheim.  Item 
Smolen  13  ß  et  50  gr.  pro  stamine  panni  viridi.  Item  magistro  civium  in  Lip- 
czig  14  ß.  Item  5  ß  Slabatoni,  domino  de  Hoinstein  5  ß.  It^m  18  ß  pro  spa- 
done  Tymoni  de  Grunerod.  Item  Jo.  Ruikonis  50  ß  pro  eo,  quod  renunciavit 
officio  magistratus  montium.  Summa  totalis  185  ß  31  gr.  Summa  distributorum 
de  moneta  20  ß  51  gr.      Summa  edificiorum  38  ß  minus    1  gr.     Summa  tota 


')  Die  als  Belegstücke  und  deshalb  zum  Teil  nur  auszugsweise  im  nach- 
stehenden wiedergegebenen  Urkunden  verdanke  ich  in  ihrem  hier  mitgeteilten 
Texte  der  Güte  des  Herrn  Archivrats  Dr.  Ermisch,  welcher  die  Münz-,  Zehnten- 
und  Hüttenrechnungen  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  für  das  von  der  sächsischen 
Regierung  unter  dem  Titel:  , Codex  diplomaticus  Saxoniae  regiae''  seit  1864 
herausgegebene  grosse  Urkundenwerk  gegenwärtig  bearbeitet. 

')  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  Cop.  5  fol.  8  b.  Die  Urkunde  ist  die  äJteste 
ihrer  Ai-t.  die  sich  im  Besitze  dieses  Archivs  befindet. 

')  Bekleidete  die  Stelle  des  magister  cvu-iae. 

*)  1815  Mark  IV»  Lot  V2  Quentchen. 

")  181 V2  Schock  2  Groschen  3  Heller. 

•)  Damals  Kanzler,  später  Hofinarschall.     (^'gl.  die  Beüage  1  c). 


92  I^öbe, 

244  ß  21  gr.,   quam  de   decima  montanorum  percipere  debebit,  prout  in  litera 
domini  desuper  tibi  tradita  plenius  continetur  ^). 
Datum  utsupra. 

b)  Münz-  und  Zehntenrechnung  auf  die  Zeit  vom  3.  August  1353  bis 
28.  April  1354  % 

A.  d.  1354  feria  2  a.  post  diem  sancti  Marcii  computavit  Nycolaus  Man- 
houbt  de  moneta  presentibus  judice  curie,  domino  de  Wangenheim,  Heinrico  de 
Kotewicz  a  sabbato  ante  Donati  1353  videlicet  89  septimanarum. 

Percepta.  Summa  argenti  quod  venit  ad  monetam  5107  m.  172  fert. 
3V2  qu.,  de  quibus  debentur  domino  nomine  lucri  510  ß  44  V2  gr.  Item  com- 
putavit Myssna  sub  anno  1853  in  die  Petri  ad  vincula  summam  argenti  ad  mo- 
netam a  sabbato  post  Johannis  ante  portam  Latinam  usque  in  predictum  ter- 
minum  videlicet  12  septimanarum  1815  m.  IV2  fert.  V2  q.u.,  de  quibus  deben- 
tur domino  nomine  lucri  181 V2  ß  2  gr.  3  b.,  quas  debebit  domino  in  suis  debitis 
defalcare  *).  Item  percepit  de  civitate  Friberg  30  ß  de  precaria  ibidem  sibi 
danda.  Item  decimator  dedit  eidem  Nycolao  184  ß  de  decima.  Sic  erit  summa 
horum  omnium  perceptorum  906  ß  I6V2  gr. 

Distributa.  Item  dominus  dedit  sibi  unam  litteram  sub  anno  53 '^ 
infra  octavam  pentecosten  tenet  507  ß  24  V2  gr.  Item  dominus  dedit  unam 
litteram  in  crastino  assumpcionis  Aldenburg,  que  tenet  254  ß  14  gr.  *).  Summa 
duarum  litterarum  755  ß  3  gr.  Summa  edificiorum  31  ß  15  gr.  Item  Bertoldo 
notario  3Va  ß  12  gr.  Item  judici  curie  14  ß;  debet  in  conquisicione  Johanis 
defalcare.     Sic  erit  summa  omnium  summarum   distributorum   1155  ß  42V2  gr, 

Perceptis  omnibus  defalcatis  remanet  dominus  eidem  Nycolao  249  ß  29  gr. 
Insuper  dedit  notario  monete  5  ß  6  gr.  Item  dedit  2  ß  pro  computalibus. 
Sic  remanet  summa  harum  omnium  summarum  256  ß  35  gr.  *). 


^)  Dass  für  den  Münzmeister  ein  Guthaben  in  Höhe  von  244  ß  21  gr.  be- 
rechnet worden  ist,  beruht  auf  einem  Uebersehen.  Man  hat  nämlich  verab- 
säumt, die  Summe  der  Einnahmen  (181'/»  ß  2  gr.  3  h.)  der  Summe  der  Aus- 
gaben (244  ß  21  gr.)  gegenüberzustellen,  in  welchem  Falle  der  Vorschuss  des 
Münzmeisters  sich  auf  nur  62  ß  48  gr.  9  h.  belaufen  haben  würde.  Dieser 
Fehler  ist  aber  in  der  nächsten  Rechnung  des  nämlichen  Münzmeisters  (vgl.  die 
Beilage  Ib)  dadurch  ausgeglichen  worden,  dass  unter  den  Einnahmen  dieser 
Rechnung  diejenigen  der  vorhergehenden  Rechnung  mit  181 V2  ß  2  gr.  3  h. 
wieder  mit  eingestellt  worden  sind. 

*)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  Cop.  5  fol.  13b. 

^)  Vgl.  die  Rechnung  unter  a. 

*)  Vgl.  die  Rechnung  unter  a,  laut  welcher  jedoch  die  angewiesene  Summe 
nur  244  ß  21  gr.  betrug. 

')  Wenn  das  laut  voriger  Rechnung  (vgl.  Beilage  la)  verbliebene  Guthaben 
des  Münzmeisters  in  der  richtigen  Höhe  von  244  ß  21  gr.  statt,  wie  geschehen, 
mit  254  ß  14  gr.  Einstellung  gefunden  hätte,  auch  die  einzelnen  Ausgabeposten 
richtig  aufgerechnet  worden  wären,  würde  sich  eine  Gesamtausgabe  von  nm-  807  ß 
8V2  gr.  gegenüber  einer  Gesamteinnahme  von  906  ß  I6V2  gr.  3  h.  und  somit  ein 
Ueberschuss  von  99  ß  8  gr.  3  h.  zu  Gunsten  der  Landesherren  herausgestellt 
haben.  Statt  dessen  ist  ein  Guthaben  von  256  ß  35  gr.  für  den  Münzmeister 
herausgerechnet  worden,  was  einer  Schädigung  der  Landesherren  um  nicht 
weniger  denn  355  ß  48  V2  gr.  gleich  kommt. 
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c)  Münzrechniuig  auf  die  Zeit  vom  22.  Mai  bis  20.  Jnli  1363 '). 

Äimo  1363  feria  quarta  ante  Marie  Magdalene  computavit  Henczlinus 
Monetarius  de  moneta  in  Cella  a  dominica  post  ascensionem  domini  videlicet 
10  septimanarum,  ultima  septimana  exclusa,  presentibus  Heinrico  de  Kothewitz, 
marschalco,  judice  corie  et  domino  Nicoiao  plebano  *)  in  Olsnicz. 


Remanet  sa.  perceptorum  40  ß. 

Item  nota  summa  debitorum  monetarii  circa  festum  ascensionis  prius  com- 
putata  fuit  1476  ß  16  gr.  Ab  eadem  summa  40  ß  nunc  perceptis  remanet  sa. 
debitorum  monetarii  1436  ß  16  gr.  inclusa  littera  continenti  400  ß,  quam  habet 
super  monetam'). 

d)  Münzrechnung  anf  die  Zeit  vom  12.  März  1365  bis  17.  Januar  1366*). 

A.  d.  1366  in  die  Prisce,  que  erat  in  die  dominica,  Augustinus  monetaidus 
computavit  in  Drezden  presentibus  dominis  a  die  b.  Gregorii  usque  in  sabbatum 
ante  prefatam  diem  Prisce  ista  septimana  exclusa,  videlicet  43  septimanarum. 

Percepta.  Sa.  argenti,  quod  venit  ad  monetam,  13,249  m.  5  1.  1  qu., 
quod  facit  in  grossis  nomine  lucri  3091  ß  30  gr.  Hujus  medietas  cedit  mone- 
tario  videlicet  1545  ß  45  gr.  De  residuo  respondebit  Hartmanus  et  Nicolaus 
Hartusch,  in  quam  medietatem  sustuLit  Hartmanus  a  die  Gregorii  usque  in  sab- 
batum ante  Margarete  scüicet  696  ß  4  gr. ,  quam  summam  etiam  jam  dominis 
defalcavit. 

Distributa.  Sa.  distr.  monetarii  2289  ß  56  gr.  Item  monetarius  com- 
putavit unam  summam  distributorum  tangens  solum  dominum  Balthasar  490  ß 
44  gr.  Item  computavit  unam  summam  distrib.,  que  remansit  in  die  Gregorii 
1603  ß  45  gr.  Et  sie  erit  sa.  omnium  distributorum  tangens  monetariimi  4384  ß 
24  gr.  2  h. 

Item  monetarius  assumpsit  sibi  imam  summam,  quam  dedit  Franczconi 
de  Meideburg  scilicet  40  ß  et  pro  computacionalibus  10  ß. 


^)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv  Cop.  5  fol.  36b. 

^)  Stadtgeistlicher. 

')  Die  über  die  Forderung  des  Münzmeisters  von  1436  ß  16  gr.  ausge- 
stellte landesherrliche  Schuldverschreibung  hat  folgenden  Wortlaut: 

,Wir  Friderich  und  Wilhelm  etc.  bekennen  vor  uns  und  unsem  brudir 
Balthazar  etc.  und  tun  kund  etc.,  daz  wir  etc.  Darubir  haben  wir  yn  von  aller 
schulde  wegen,  dy  wir  nach  redelichir  rechenungen  schuldik  worden  sint  biz 
uf  disen  heutigen  tag,  dy  trit  uf  tusint  fier  hundert  sechs  und  drisig  schok  und 
sechczen  gr.,  ingesatzt  unser  halben  muntze  zcu  Friberch  und  haben  yn  und 
iren  erben  bewiset.  dy  egenante  summen  geldiz  nach  redeUchen  rechenungen 
gentzlichen  davon  ufzcuhebin  und  jTizcunemen  ane  allez  hindemizze,  und  suflen 
nach  en wollen  yn  dy  egenante  halbe  muncze  nymmer  entwendin,  sie  daran  ge- 
hindem  nach  nymande  gestaten,  der  si  in  dheine  wiz  daran  irre,  alzo  lange  biz 
daz  sie  di  egenante  summe  geldiz  gentzlich  und  zcumale  ufgenomen  haben  odir 
hetten  andirs  darimi  mit  j-n  bestalt  und  gemachet,  daz  yn  wol  genugete.  Te- 
stes patent  in  littera.  Datum  anno  LXIIP,  quarta  feria  ante  Marie  Magdalene." 

Vgl.  Codex  diplömaticus  Saxoniae  regiae  II.  13.    Nr.  894  S.  19. 

*)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Cop.  5  fol.  39  b. 
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Nota:  perceptis  omnibus  defalcatis  de  media  moneta  remanet  sa.  distr. 
monetarii  tarn  preteritorum  quam  presencium  2988  ß  35  gr.  2  h. '). 

e)  Münzrechnung  auf  die  Zeit  vom  18.  Jnli  1366  bis  23.  April  1368  2). 

A.  d.  1368  in  die  dominica  qua  cantatur  misericordia  domini,  in  qua  fuit 
dies  beati  Georii,  fecit  Augustinus  monetarius  in  Friberch  ultimam  suam  com- 
putacionem  presentibus  Friderico  et  Balthasar  marchionibus,  Friderico  de  Schon- 
burk,  Cristano  de  Wiczleyben,  Theoderico  de  Honsperg,  Friderico  de  Kothewicz, 
Heinrico  de  Laucha  militibus,   Holdoni  de  Ottendorf  et  Henrico  de  Lengenfelt. 

Percepta.  Frinio  computavit  unam  summam  monete  videlicet  a  sabbato 
ante  diem  beati  Jacobi  1366  usque  in  sabbatum  ante  Gregorü  1368  excluso 
sabbato  hujus  (?)  in  qua  sa.  omnes  alie  summe  remanentes  premissarum  com- 
putacionum  sunt  locate.     Et  fuit  sa.  2570  ß. 

Secundo  computavit  idem  monetarius  unam  summam  a  predicto  sabbato 
ante  Gregorü  inclusive  usque  in  diem  dominicum  misericordia  domini,  in  qua 
fuit  dies  b.  Georii,  200  ß  54  gr. 

Sa.  totalis  perceptorum  2771  ß  21  gr. 

Distributa.  Sa.  totalis,  in  qua  summa  includuntur  2988  ß  35  gr.,  que 
remanserunt  de  antiqua  computacione  ^),  321  ß  32  gr.  nomine  edificiorum  facto- 
rum  in  castro  Friberch,  100  ß,  quas  monetarius  dixit  se  dedisse  domino  Wil- 
helmo  marchioni,  et  200  ß,  de  quibus  se  dixit  tradidisse  oblivioni  in  prioribus 
computacionibus,  quas  domini  tarnen  pro  deliberacione  et  servicio  (?)  faciendo 
in  computacione  locaverunt,  et  fuit  sa.  totalis  distr.  4015  ß  6  gr. 

Remanet  sa.  distr.  Augustini  monetarii  tota  1243  ß  32  gr. 

f)  Münz-  und  Zehntenrechnung  auf  die  Zeit  vom  23.  April  1368  bis 
17.  März  1369*). 
Moneta.     Computacione    facta    in   Dresden    cum    Nycolao   et   Johanm 
Harthus  monetariis  de  Friberch  in  presencia  dominorum  Friderici,  Balthasar  et 


^)  Die  über  die  hiernach  dem  Münzmeister  verbliebene  Forderung  aus- 
gefertigte landesherrliche  Schuldurkunde  besagt  Folgendes : 

,Wir  Friderich,  Balthasar  und  Wilhelm  bekennen,  daz  wir  den  bescheiden 
Augustin  munczmeyster  zcu  Friberg,  sinen  erben  und  zcu  siner  getruwin  hant 
etc.  nach  redelichen  rechenungen  und  nach  allen  abeslegen  aller  schulde  beyder 
alder  und  nuwer  biz  uf  desen  hutigen  tag  nach  schuldig  sint  und  bliben  zcwey 
tueint  nuen  hundirt  acht  und  achzcig  schok  XXXV  gr.,  und  haben  yn  globit 
in  guten  truwen  an  argelist,  daz  wir  deme  egnanten  Augustin,  sinen  erben  und 
sinen  getruwenhendern  unser  munczampt  zcu  Friberch  und  die  halbe  muncze 
daselbins,  die  er  iczunt  ynne  hat,  nymmer  entwenden  woUenn  noch  sie  davon 
enczseczen,  sie  enhaben  denne  die  egnante  summa  geldes  vorre  gancz  und  zcu- 
male  davon  ufgenomen  ane  alles  hinderniz,  oder  wir  hetten  vore  mit  yn  umbe 
die  egnante  summa  geldiz  alzo  bestalt  und  gemacht,  daz  in  mogelig  genüge. 
Und  sullen  alle  andern  unser  brive,  die  der  egnante  unser  munczmeyster  ubir 
schulde  gehabt  hat,  mit  desem  brive  zcumale  tod  und  abe  sin  und  vorbaz  mer 
keyne  kraft  haben  noch  behalden.  Datum  ut  supra  (anno  LXVP)  dominica  in 
die  Prisce  virginis." 

Vgl.  Codex  diplomaticus  Saxoniae  regiae  II.  13  Nr.  907  S.  26. 

^)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Cop.  5  fol.  42. 

')  Vgl.  die  Rechnung  unter  d.  * 

*)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Cop.  5  fol.  43. 
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Wilhelmi  marchionum  et  suorum  secretariorum  videlicet  de  omnibus  perceptis 
et  distributis  mutuo  compensatis  et  defalcatis  a  dominica  qua  cantatur  miseri- 
cordia  domini  anni  LXVIII  usque  in  sabbatum  post  letare  anni  LXIX  inclusive 
videlicet  47  ebdomadarum  perceptis  defalcatis  remanet  sa.  distributorum  usque 
in  diem  hodiemuiu  4430  ^  gr.,  prout  hoc  littera  locacionis  monete  super  eo 
data  de  verbo  ad  verbum  cavit  manifeste  *). 

Decima.  Anno,  die,  loco  et  testibus  ut  supra  fecit  decimator  racionem 
de  decima  Fribergensi.  Omnibus  distributis  defalcatis  remanet  sa.  perceptorum 
65  ß  gr.,  quas  ex  voluntate  omnium  dominorum  dedit  domino  Friderico  Mysnensi. 


g)  Münzrechnung  auf  die  Zeit  vom  13.  Juli  bis  18.  November  1392''). 

Benil  et  Sander  monetarii  fec.  comp,  de  moneta  a  festo  Margarete  usque 
in  feriam  secundam  vigiliam  (sie!)  Elizabeth*). 

Percepta  de  argento  monete  et  de  928V2  m.  de  gekrecze  4243  ß  25  gr. 
It€m  a  notario  montis  28  m.  czeynen  facientes  37  ß  20  gr.  Item  dominus  pre- 
sentavit  eis,  dum  eis  commisit  monetam,  debitis  inclusis  3735  ß  15  gr.  Sa.  tota 
omnium  8076  ß. 

Distributa  pro  domino  3693  ß  26  gr.  Summa  edificii  in  Castro  108  ß 
54  gr.,  hujus  sunune  due  partes  tangunt  dom.  Balthasar  et  dom.  juvenes.  Item 
ad  casam  domini  173  ß  29  gr.  Item  ad  edificia  civitatis  114  ß.  Item  sture 
zcu  Lumpen  192  ß,  in  Erpstollin  5V2  ß  11  gr.,  zcum  Bruch  4V2  ß.  zcum  Juden- 
berg 3  ß,  zcum  Schonfeit  5V2  ß,  zcum  HonstoUin  3  ß  22 ','2  gr.,  zcun  Stobin- 
berge  IIV2  ß  22  gr.  *).  Item  pro  necessariis  ad  monetam  videlicet  carbonibus, 
sepo,  annona,  precio  monetarii,  cudentibus  etc.,  ut  patet  in  partibus,  658  ß  52  gr. 


*)  In  der  hierüber  ausgefertigten  landesherrlichen  Schuldverschreibung 
dd.  anno  domini  millesimo  CCC  LXIX°  feria  quarta  post  dominica  judica  vrurden 
den  Münzmeistern  und  zu  ihrer  Hand  dem  Andress  und  Franz  von  Meydeburch, 
Bürgern  zu  Dresden,  und  ihren  Erben  Münze  und  Urbar  zu  Freiberg  und  auf 
allen  Gebirgen  nebst  Stadt-  und  Landgericht  zu  Freiberg  vom  23.  April  1369 
an  auf  2  Jahre  überlassen;  „doch  alzo  ab  sy  dy  vorgenanten  summen  geldes 
bynnen  desen  nesten  zcwen  jaren  nicht  gancz  gehuben  uz  unser  munzce,  daz  sy 
denne  dy  munzce  in  deme  dritten  jare  als  lange  behalden  sullen,  biis  sy  daz 
gelt  zcumale  geheben,  und  wurde  in  auch  ir  gelt  in  deme  dritten  jare  nicht 
zcumale,  waz  wir  in  dez  denen  nach  schuldig  weren,  wenne  dy  dry  jar  uzquemen, 
daz  solden  wir  in  bestellen  und  machen,  daz  in  billich  daran  genugete,  ab  wir 
denne  eyme  andern  unser  munzce  bevelen  wolden,  eher  denne  wir  sy  davon 
seczten.  Gesche  iz  auch ,  daz  sy  ir  gelt  eher  gehuben,  deime  dy  dry  jar  uz- 
quemen, wovon  sy  denne  in  deme  dritten  jare  ihr  gelt  zcumale  gehaben  hatten, 
so  mögen  wir  unser  muncze  danach  bevelen,  weme  wir  wollen;  abir  bynnen  den 
nesten  zcwen  jaren  sullen  wir  sy  von  unser  munzce  nicht  seczen." 

Vgl.  Codex  diplomaticus  Saxoniae  regiae  11.  13  Nr.  914  S.  29. 

^)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  loc.  4333,  Rechnung  und  Verzeichnung  der 
Zins  und  Gült,  1396—1406,  fol.  16. 

')  Die  Teilnehmer  an  der  Rechnungsabhör  sind  nicht  aufgeführt.  Aus 
der  Rechnung  selbst  aber  ergibt  sich,  dass  einer  der  Landesherren  dabei  an- 
wesend gewesen  ist. 

*)  Die  hier  verzeichneten  Ausgabepost«n  sind  Zubussen  zu  privaten  Zechen, 
an  denen  die  Landesherren  gewerkschaftlich  beteiligt  waren. 
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Item  pro  argento  empto  de  monete  549  ß  47  gr.  Sa.  tota  omnium  distr,  5634  ß 
19V2  gr.'). 

Computatis  juxta  illam  computacionem  dominus  debebat  tantum  invenisse 
2442  ß  40  Vz  gr.  ^).    Sed  dominus  invenit  plus  vidilicet  summam  subscriptam, 

Primo  in  debitis  Petir  Wechseler  in  Kempnicz  tenetur  200  ß.  Item  Ro- 
seler 23  ß.  Schonhencze  230  ß.  Gramer  de  Mittweyde  24  ß.  Hesse  236  ß. 
Brun  goltsmid  100  ß.  Conductor  in  Delczsch  1000.  Sander  365.  Conradus 
famulus  conductoris  130  ß  16  gr.  Wiczenhuser  314  ß.  Niezschen  Hecels  eydem 
45  ß.  Francze  Nuenkirchin  50  ß.  Phingistland  50  ß.  Paul  Roman  12  ß.  Ben- 
holz 36  ß.  Petir  Snydef  7  ß.  Wolfgang  20  ß.  Mönch  Hennig  3  ß.  Hensel 
goltsmit  2  ß.  Die  Glenczelynne  2  ß  24  gr.  Sa.  debitorum  2949  ß  40  gr.  % 
Item  remansit  in  argento  puro  283  ni.  pure.  Item  de  grossis  antiquis  crematis 
92  m.  pure.    Item  abschrot  et  czeynen  350  m.    Item  in  prompta  pecunia  464  ß. 

h)  Münzrechnung  anf  die  Zeit  vom  18.  November  1392  bis  22.  März  1393^). 

Benholcz  etc.  monetarii  fec.  comp,  a  vigilia  Elizabeth  1392  usque  in  sabbatum 
proximum  post  diem  sancti  Benedicti  que  est  sabbato  ante  judica  1393  videlicet 
de  18  septimanis. 

Percepta.  Primo  de  argento  monete  et  gekrecze  747  m.  2  1  =  1867  V«  ß 
17  V«  gr.  (2V2  ß  computando)  ^). 

Item  remanserunt  in  priori  computacione  *)  382  m. ')  =  955  ß  (2V«  ß  pro 
marca  computando).  Item  ramanserunt  350  m.  zceynen  =  466  ß  20  gr.  (pro 
marca  1  ß  24  gr.)  ^)  Item  in  prompta  pecunia  444  ß").  Item  in  debitis  2949  ß 
40  gr.     Summa  tota  perceptorum  6682  ß  48  gr. '"). 


1)  Münzreclinung  auf  die  Zeit  vom  2.  September  1413  bis  19.  Januar  1415  "). 

Franciscus  Grosse  monetarius  in  Friberg  fecit  computacionem  de  moneta 
in  Friberg   die   dominica  Fabiani  et  Sebastian!  a.  d.  1415  presentibus  dominis 


')  Bei  richtiger  Aufrechnung  der  einzelnen  Ausgabeposten  ergibt  sich 
eine  Gesamtsumme  von  nur  5523  ß  53  V2  gr.  statt  der  in  Rechnung  gestellten 
5634  ß  191/2  gr. 

2)  Bei  richtiger  Berechnung  (8076  ß  -  5634  ß  19  V2  gr.)  nur  2441  ß 
40  V2  gr.  Selbst  die  letztere  Summe  aber  würde,  da  die  Ausgaben  nur  5523  ß 
53 V2  gr.  statt  5634  ß  19 V2  gr.  betragen  haben,  immer  noch  um  110  ß  26  gr. 
zu  hoch  sein. 

*)  Bei  richtiger  Aufrechnung  nur  2849  ß  40  gr. 

■•)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  loc.  4333,  Rechnung  und  Verzeichnung  der 
Zins  und  Gült,  1396-1406,  fol.  20. 

')  Bei  richtiger  Berechnung  1867  V2  ß  2'd^l*  gr. 

')  Vgl.  die  Rechnung  unter  g. 

')  Hierunter  sind  jedenfalls  die  beiden  Posten  der  vorhergehenden  Rech- 
nung an  283  m.  in  argento  puro  und  92  m.  in  grossis  antiquis  crematis  zu  ver- 
stehen, die  jedoch  zusammen  nur  375  m.  statt  382  m.  ausmachen. 

*)  Bei  richtiger  Berechnung  490  ß. 

®)  Thatsächlich  waren  464  ß  vorgefunden  worden.  Vgl.  die  Rechnung 
unter  g. 

1")  Bei  richtiger  Berechnung  6682  ß  4772  gr. 

1')  Münzbuch  I.  des  gemeinschaftlichen  Archivs  zu  Weimar  fol.  7. 
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Wilhelme,  Gunthero  de  Bunaw  et  Johanne  de  Obimicz  a  sabbato  ante  nativi- 
tatis  Marie  a.  d.  1413  usque  in  sabbatum  ante  Agnetis  a.  d.  1415  \-idelicet  de 
uno  anno  et  20  septinianis. 

Distributa.  Primo  pro  snmptibus  ad  montana  et  stuyre  et  civitati 
705  ß  41 V«  gr.  Item  distr.  ad  casas  1021  ß  10  gr.  Item  pro  sumptibus  domini 
21  ß  56  gr.  9  h.  Item  presentavit  domino  post  novissimam  computacionem  200  ß. 
Item  ad  cameram  domini  944  ß  inclusa  pecmiia  domino  de  Bichelingen  presen- 
tata.  Item  ad  extra  pro  edificiis  cesis  Alberti  de  Brandenstein  et  waltsture 
65  gr.  1  h.  Item  pro  pabulo  ad  equos  casaram  18  ß  14  gr.  5V»  h-  Sa.  tota 
omnium  distr,  2977  ß  25  gr.  8  h. 

Remanet  sa,  percept.  601  ß  51  gr.,  quos  presentavit  magistro  camere. 

k)  Münz-,  Zehnten-  und  Vogteirechnung  anf  die  Zeit  vom   17.  Juli  1451  bis 

4.  Dezember  1456  ')• 

A.  d.  1459  am  sonnabend  nach  Dyonisy  confossoris  hat  Nikü  Monhowbt 
howptman  zu  Freyberg  rechenunge  gethon  beyden  meynen  gn.  h.  von  der  muntze, 
soliche  czeyt  als  her  muntzmeyst«r  gewest  ist,  auch  von  dem  wechsil  und  der 
votye,  und  was  her  von  unser  gn.  h.  wegen  hat  ingenomen  und  aussgebin. . . .  Dise 
rechnunge  habin  gehört  und  uflFgeschreben  er  Nikel  von  Schonberg  ritter  hof- 
meyster  und  Nithardus  Coder  camermeyster  etc.    Sit  laus  et  gloria  Christo. 

Nickel  Monhowbt  hat  gerechent  von  der  muntze  anczuheben  am  sonnabend 
sancti  Allexy  a.  d.  1451  biss  uf  sonnabend  s.  Barbare  a.  d.  1456  und  sind  5  jor 
und  20  Wochen. 

Percepta.  Ingenomen  an  stewrsilbir  33  m.  1  qu.  Ingenomen  an  fryem 
Silber  2733  m.  7  1.  3  qu.  Nota  des  selben  frien  silbers  ist  komen  von  u.  gn.  h. 
waltworchtem*)  1465  m.  8  1.  2V2  qu.  und  1267  m.  15  1.  V*  <!".  von  den  gemeynen 
waltworchtern.  Item  bot  ingenomen  frie  silber  usswendig  der  mylen  doch  in  der 
phlege  1  m.  1  1.  3V2  qu.  Item  ingenomen  von  silber,  das  von  testen  gemacht 
ist,  8  m.  15  1.  2V2  qu,  Sa.  tota  alles  silbers  2776  m.  9  1.  2  qu.  Pregisches 
gewichtes  =  2950  m.  1  1.  Vs  qu.  Erfordischen  gewichtes. 

Nota  diss  süber  ist  geschlagen  zcu  dreyerley  muntze.    Zcu  hellem  1071  m. 

6  1.  Erf.  gew.,  also  das  dye  gemischte  marck  bestet  uf  4V2  1.  und  im  schrote 
uff  72  wisse  platen  uf  das  lot;  dye  brengen  uss  unsem  gn.  h.  das  yren  ge- 
nadin  zeustet  über  dy  muntzekost  3492  ß  5  gr.  6  h.  berthechtes  geldes  =  4190  ß 
30  gr.  6  h.  Schild,  geldes.  So  ist  desselben  silbers  geschlagen  zcu  sechshellergroschin, 
alzo  das  dy  gemischte  marck  bestet  uf  2'/«  1-  und  am  schrote  uf  100  wisse 
platen,  200  m.;  dy  brengen  u.  g.  h.  über  dy  muntzkost  uss  470  ß  50  gr.  ber- 
tichter  gr.  =  565  schild.  ß  gr.  Item  so  ist  des  silbers  geschlagin  uf  schild.  gr. 
1728  m.  12  1.  1  ort  V'  ^u.,  also   das  dy  gemischte  marck  bestet   am  kome  uf 

7  lot  minus  1  qu.  und  am  schrote  uf  87  wisse  platen.  Darvon  entstet  u.  gn.  h, 
über  dy  muntzekost  5624  ß  50  gr.  14  h.  schild.  Sa.  tota  das  u.  g.  h.  zeustet 
von  diser  obgerurten  howtsum  silbers  10380  schild.  ß  21  schild.  gr.  5  h. 


^)  Münzbuch  II.  des  gemeinschaftlichen  Archivs  zu  Weimar  fol.  184. 
*)  Waltworchter  sind  die  Hüttenleute,   die  hier  vmterschieden  werden  in 
solche,  die  im  landesherrlichen  Dienste  stehen  (,u.  gn.  h."',  d.  h. :  „unserer  gnä- 
digen Herren"),  und  solche,  die  in  privater  Stellung  sich  befinden  (, gemeine"). 
Finanzarchiv.    E.  Jahrg.  535  7 
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Item  ingenomen  an  copher  dy  obgerurte  zeit  gar  uss  dy  weyle  er  muntz- 
meyster  gewest  ist,  277  zcentener  1  virtil  4272  U.  Dye  sind  vorkouft  für  914  schild.  ß 
17  schild  gr.  2  h.    Nota  der  zcentener  hat  110  8". 

Item  ingenomen  vom  zcenden  dy  gantze  czyt  uss  542  ß  22  gr.  1  h.  schild. 

Item  ingenomen  von  Wechsel,  das  hat  er  nicht  lenger  inne  gehabt  dann 
14  Wochen,  als  er  anquam  an  dy  muntze.  Dyeselben  wochen  hat  er  gewechselt 
2140  m.  12  1.  V*  c[u.  Daselbst  hat  man  gegebüi  von  iglicher  finen  marck 
7  schild.  gr.  slegschaczs.    Das  brenget  u.  gn.  h.  249  ß  45  gr.  5  h.  schild. 

Item  ingenomen  an  landgeschoss,  des  gefellit  iglichs  jaris  22  ß  22 '/a  gr. 
schild.;  dye  sind  eyn  teyl  in  disen  5  jaren  gefallen  an  bertechtem  gelde,  das 
dy  sum  diser  5  jar  hocher  louffet,  dann  ab  alleczeyt  schild.  gr.  in  eyner  wirde 
gegangen  hatten,  nach  lawte  des  howtmannis  register;  und  es  louft  dise  5  jar 
und  20  Wochen  uff  196  ß  30  gr.  6  h.  schild. 

Item  von  den  sibbenlehn  gefallin  jerlich  3  ß  1  gr.  schild.  Dy  hat  eyn 
bergmeyster  vil  jar  gehabin,  und  der  howptman  hat  das  gehaben  biss  uf  disen 
tag  2  jar,  faciunt  6  ß  2  gr.  schild. 

Nota  es  ist  geratschlaget,  das  m.  g.  h.  möglich  den  zcinss  zum  Sebin- 
lehin  behalden  zcu  dem  slosse,  wann  man  des  wol  dorzcu  bedarff,  und  mann 
kan  eynen  bergmeyster  dannach  wol  belonen. 

Item  in  Sibbenlehn  haben  m.  g.  h.  eyn  sunderlich  eygen  gerichte,  doi'an 
sind  gefallen,  das  der  bergschreyber  hot  innegehabt,  24  schild.  gr. 

Item  der  howbtman  hat  gerechent  von  den  gerichten  in  der  stad  und  in 
der  phlege  in  7  jaren  bissher  von  gerichtis  richtunge  ufgenomen  90  ß  30  gr,  schild. 

Item  die  fleisschower  gebin  alle  jar  l'/2  ß  schild.  schuldergelt,  das  hat 
er  ingenomen  7  jar,  macht  10  ß  30  gr.  schild. 

Item  ingenomen  an  meystergelde ,  wann  nuwe  meyster  werden  in  den 
hantwergen,  so  gibt  eyner  16  schild.  gr.  und  etlicher  mehr,  des  hot  der  howbt- 
man in  7  joren  ingenomen  6  ß  2  gr.  schild. 

Item  es  gefallin  zcu  ostern  etliche  lemmer,  das  louft  des  jores  uf  10  lemmer 
mynner  ader  mer,  die  sendet  eyn  amptman  dem  rate  und  sinen  gesellen  dem 
bergschreyber  und  andern  etc.  und  gebrucht  der  selbs,  das  ist  also  heerkomen, 
das  heldet  er,  wy  m.  g.  h.  wollen.  Dye  lemer  gefallin  von  den  fremden  fleisch- 
hawern,  die  am  osterabend  feyle  habin,  und  welcher  an  dem  obinde  nicht  feyle 
hot  und  eyn  lam  gibt,  der  darf  das  jar  in  der  stat  nicht  feyle  habin. 

Item  dy  schumecher  gebin  zcu  iglichen  jare  eym  amptman  eyn  par  sti- 
felen.  Desselbin  gleych  gebin  dy  linweber  iglich  jar  eym  amptman  drey 
tischtucher. 

Item  ingenomen  an  howbtgelde  202  ß  43  bertichte  gr.  =  243  ß  15  gr. 
9  h.  schild. 

Item  es  gefallin  in  der  phlege  40  scheffel  hafern,  das  heyst  schoshafer,  der 
ist  dem  howbtman  zcugesagit  von  u.  g.  h.  zcu  dem  ampte  für  seyn  pherdefutter. 

Sa.  sarum  aller  innam  12038  ß  59  gr.  13  h. 

Uss  gäbe  des  Nikel  Monhowbt.  Zcum  ersten  ussgegebin  zcu  gemeyner 
stewre,  dy  man  alle  wochen  phlegit  zcu  geben,  hat  er  in  den  5  jaren  und 
20  wochen  2927  ß  3  schild.  gr.  gegebin. 

Item  für  33  m.  1  qu.  stewrsilber  46  ß  13  gr.  4V2  h.  schild.,  igliche 
marck  für  7  Schilling  beczalt,  das  ist  1  ß  24  gr.  schild  und  was  Pregisch  gewichte. 
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Item  für  1267  ra.  15  1.  V«  V^  silber  Preg,  gew.  von  den  gemeynen 
waltworchtem  emtphangen  2533  ß  53  gr.  8  h.  bertichtis  geldes,  das  macht 
3040  ß  40  gr.  2  h.  schild  und  konipt  1  m.  für  2  ß  24  gr.  schild. 

Item  für  1465  m.  8  1.  2'/»  qu.  silbers  gekouft  zcu  den  waltworchtem  in 
meynes  gnedigen  herren  hatten  4198  ß  50  gr.  11  h.  schild. 

Item  für  Im.  11.  3V«  ^V^-  fric»  silbers  in  der  phlege  2  p  25  gr.  4  h. 
bert.  =  2  ß  54  schild.  gr.  4  h. 

Item  dy  huttenkoste  von  dem  testsilbir  zu  machen  23  schild.  g^. 

Item  gegeben  den  amptluten  zcu  lone  360  ß  28  schild.  gr.,  und  man 
gibt  iglichs  jares  24  gr.  dem  bergmeyster,  24  gr.  schild.  dem  bergschreyber, 
18  gr.  dem  stiger,  16  gr.  dem  hotteriter  dem  obirsten,  8  gr.  eym  colschriber, 
9  gr.  torwarten  imd  wechtem  uff  dem  schlösse.  Sa.  1  ß  39  gr.,  macht  1  jar 
85  ß  48  schild.  gr.;  underweylen  hat  man  mynner  gegeben. 

Item  so  gibt  man  in  sunderheyt  eyme  undenoyte  igHchs  jores  5  schild.  ß, 
das  hat  Nickel  Monhowpt  7  jar  gegebin,  das  macht  35  ß  schild.  gr. 

Item  ussgegebin  für  gebaw  des  slosses,  was  der  gebaw  gekostet  hat,  des 
hat  der  houbtman  meynen  gnedigen  herren  eyn  register  obirgeantwurt,  dorin 
clerlichen  von  stuken  zcu  stockin  geschreben  stet,  was  sollich  gebuwe  hat  ge- 
standen mit  mureren,  steynmetzen  und  czymerlewten,  holtz,  steynen,  isin,  naylin. 
furlone,  tagelone  etc.  und  louft  in  eyner  houbtsumme  per  totum  uff  745  ß  schild. 
36  gr.  13  h. 

Summa  summarum  aller  ussgabe,  daz  beyden  forsten  in  sampt  zcu  gelden 
zcustet,  11357  ß  9  gr.  4V»  h-  schüd. 

Defalcatis  defalcandis  blibt  der  houptmann  beyden  m.  g.  h.  schuldig  in  sampt 
1281  ß  50  gr.  8V2  h.  schild.;  so  geburet  igüchem  fursten  darvon  zcu  seyme  teyle 
640  ß  55  schüd.  gr.  4V4  h. 

1)  Münzreclmiing  auf  die  Zeit  vom  11.  Dezember  1456  bis  13.  Oktober  1459*). 

Hanns  Borner  und  Pawil  sin  son  haben  gerechent  anzcuhebin  am  Sonn- 
abend nach  concepcionis  Marie  1456  biss  uff  disen  heutigen  Sonnabend  nach 
Dyonisy  1459  (2  jar  45  wochen). 

Percepta.  Sy  habin  emphangin  von  Valentin  Crawell  u.  g.  h.  walt- 
worchtem 910  m.  9  1.  3  qu.  Preg.  gew.  Item  von  den  gemeynen  walt- 
worchtem 606  m.  14  1.  1 V«  qu.  Preg.  gew.  Item  von  testsilber  4  m.  4  1.  2  qu. 
Preg.  gew.  Sa.  tota   1521  m.  12  1.  2V2  qu.  Preg.    =    1616  m.  14  1.  2  qu.  Erf. 

Das  ist  gemuntzet  uff  zweyerley  slegeschacz.  675  m.  4  1.  2V2  qu.  sind 
also  geschlagen ,  das  der  silberkouff  ist  gesatzt  dy  fine  marck  für  3  ß  12  gr. 
schild.  zcu  kouffen  imd  8  schild.  gr.  von  eyner  finen  marck  zcu  slegeschatze  zcu 
gebin,  und  das  kom  hat  gestanden  uf  6  loten  imd  dye  ufczal  86  wisse  platen. 
Als  brenget  der  slag  m.  g.  h.  zcu  gewin  über  dy  muntzekost  2250  ß  58  gr. 
IIV«  h.  schild.,  der  heller  sind  18  an  eynen  gr.  gegangen. 


Sa.  aller  iimame  der  muntzmeystere  6433  ß  17  gr.  schild.  13  h. 
Ussgabe   der  muntzmeister.     Zcum   ersten  haben  si  ussgegebin  woche- 
lichen  zcu  gemejTier  stewr  die  vorberurte  czit  770  ß  48  gr.  7  h.  schildicht  geldes. 

^)  Münzbach  II.  des  gemeinschaftlichen  Archivs  zu  Weimar  fol.  192. 

687 


100  Lobe, 


Sa.  tota  aller  ussgabe  der  muntzmeyster  per  totum  5287  ß  41  gr.  11  h. 
alles  Schild  geldes. 

Die  summen  der  innam  und  ussgabe  gen  einander  abgerechent,  so  ubir- 
trit  dy  inname  dy  ussgab  1147  ß  36  schild.  gr.  2  h.,  dy  bliben  dy  muntzmeyster 
beyden  meynen  gnedigen  herren  insampt  schuldig.  Das  in  czwey  teyl  gespalden, 
so  geburet  iglichin  fursten  zu  seyme  teyl  572  ß  schild.  gr.  48  schild.  gr.  1  h. 

Nota  der  muntzmeyster  hat  nach  der  rechnunge  eyn  inrede  getan,  das 
im  dy  675  m.  4  1.  2V2  qu.  igliche  marck  8  schild.  gr.  zu  hoch  si  gerechent  zu 
gelden,  wann  das  silber  habe  desmals  nicht  mer  gegolden  denn  3  ß  4  gr.,  und 
es  ist  im  gerechent  für  3  ß  12  gr.  Dorumb  hat  er  karunge  geheischt  der  übrigen 
groschen,  das  louft  uf  90  ß  schild.  gr.  beyden  fursten,  und  als  dann  das  vor- 
swegen  was,  bis  dy  rechnunge  wart  zcu  geschlossen,  wolden  wir  das  nicht 
anderen,  wy  wol  das  möglich  gewest  were,  wann  er  des  in  der  rechnunge  zcu 
rechter  zeit  gedacht  hette,  und  wir  habin  in  do  mit  geweyset  an  unser  gnedige 
heiTcn,  dy  wissen  sich  dorinn  wol  zu  halden  ^). 

m)  Münzrecliming  anf  die  Zeit  vom  20.  Oktober  1459  bis  14.  August  1460^). 

Anno  d.  1460  am  dornstag  vigilia  assumpcionis  Marie  virg.  glor.  had 
Paul  Bomer  muntzmeister  zcu  Friberg  rechnung  getan  von  der  muntze,  antzu- 
heben  am  Sonnabende  noch  Luce  a.  d.  1459  biss  uff  hüte  dornstag  anno  60", 
und  sind  47  wochen.  Hiebey  sin  gewest  von  myns  alden  herren  wegen  er 
Hildebrand  vom  Eynsidel  obirmarschalk,  Georgius  von  Hugewitz  cancellarius, 
Heinrich  von  Bunaw,  von  Hertzog  Wilhelms  wegen  chenck  Hanss  und  Nithard 
Coder  camermeister. 

Hanns  Bomer  had  entpfangen  von  gemeynen  stewer  silber  2  m.  15  1. 


Inname   und  ussgabe  gein   einander  usgehaben  und  gefellet,   blibet  der 
muntzmeister  beyden  mynen  gnedigen  herren  schuldig  338  ß  53  gr.  137»  h- 


In  disser  Rechnung  had  man  dem  muntzmeister  eyn  insage  getan  in  sin 
rechnung,  das  er  das  silber  nicht  hocher  had  geschriben  zcu  gelden  dann  für 
3  schog  12  gr.  schild.,  und  das  kouff  silber  had  8  gr.  und  underwilen  20  gr. 
mer  gegolden,  des  hat  man  erstatung  von  ym  geheischt. 

Darkegen  had  er  furgelegt,  das  man  ym  in  der  nehisten  hivor  getanen 
rechnung^)  600  und  etzlich  marg  silbers  zcu  tewer  hab  geschriben,  also  das 
stet  am  ende  derselben  rechnung  in  unser  gnedigen  herren  rechenbuchern,  und 
solch  Verlust,  die  er  da  entpfangen  had,  loufft  uff  90  schild.  ß  gr.  und  itzliche 
hellere,  solt  45  ß  gr.  ussgeben,  als  had  man  eyn  ansprach  gein  der  andern  loss 
gelassen  und  ist  glich  uff  gehaben. 


^)  Vgl.  dagegen  die  Rechnung  Im. 

'')  Münzbuch  II.  des  gemeinschaftlichen  Archivs  zu  Weimar  fol.  20' 

»)  Vgl.  die  Beilage  II. 
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Instruction  und  Ordenunge 

Was  massen  \Tisere  vonn  Gottes  genaden  Friederich  Wilhelms  Hert- 
zogen  zue  Sachssenn  Vormunden  vnd  der  Chur  Sachssen  Administratoris,  Land- 
graven  inn  Doringen  vnd  Marggraven  zu  Meissen,  inn  Vormundschafft  weilandt 
des  hochgebomen  Fürsten,  Herren  Chris tiani  Hertzogen  vnd  Churfursten  zue 
Sachssen,  vnsers  freundlichen  lieben  Vetters,  Bruders  vnndt  Geuatters,  christlob- 
Hcher  gedechtnus  hinderlassener  iimger  Herrschafft  etc.  verordente  Cammer- 
räthe  vnnd  lieben  getreue,  Christof  von  Berbissdorf  vnd  Otto  von  Tettebom 
beneben  dem  Renthmeister  Matthias  Hannitzschen  vnd  dem  Kammermeister 
Gregom  Vnwirtten  die  vorfallende  Cammer,  Renth  vnd  Bergksachenn  hinfuro 
anstellen  und  verrichten  soUen, 

Es  soUen  gedachtte  Cammerräthe  nach  Gott  dem  Almechtigen  uf  vns 
als  den  Administratom  vnd  Vormunden  sehen  vnnd  Iren  geleisteten  pflichtten 
nach  dahinn  trachten,  das  gedachte  Churfurstenn  christseliger  hinderlassenen 
iungen  Herschafft,  auch  dero  Lande  wolfart,  nutz  vnd  bestes  befurdert,  schaden 
verhütet  vnd  vorkohmerm  werde, 

Vnd  damit  die  hendel  vleissig  zusammen  gehaltten  vnd  nichts  verlegt 
oder  verworffenn,  auch  alles  der  gebur  nach  verrichtet  werden  muge.  So  soUen 
die  Cammerräthe  vnd  Renthmeister  von  den  einkommenden  sachen  inn  der  Ihnen 
eingereumbten  Cammerstuben  bey  der  Rentherey  rath  haltten,  fine  vmb  sieben 
vnd  nach  mittage  vmb  ein  vhr,  oder  wenn  es  die  notturfft  erfordert,  zusammen 
kohmen,  alle  brieffe,  so  eingegeben,  vnd  die  Renth  vnd  Cammersachenn  betreffen, 
eröfaen,  die  sachen  wol  erwegenn,  sich  geburlicher  bescheide  vergleichen ,  die- 
selben dorauff  verferttigen ,  Vnd  wann  die  Secretarien  oder  Concipisten  die 
beuelche,  welche  sie  Ihnen  angeben,  concipiret  vnd  inn  die  CopiaHa  gebracht,  die- 
selben alle,  ehe  derer  einer  vmbgeschrieben,  von  den  Cammerräthen  und  Rent- 
meister, wie  es  bey  einem  oder  dem  anderen  die  nothdurfft  erfordert,  vnd  son- 
derlich in  bedencklichen  sachenn  wiedergelesen,  vnd  do  es  nothwendigk  geendert 
oder  verbessert,  vnd  wann  dieselben  reine  vnd  correct  geschriebenn,  ausgehen 
lassen , 

Es  sollen  auch  vnsere  Cammerräthe  und  Renthmeister  in  denen  sachen, 
welche  vermöge  dieser  vnserer  Instruction  vor  sie  gehörenn,  keiner  ohne  des 
andern  wissenn,  es  were  daim  derselbe  verreiset  oder  mit  Leibsschwacheit  oder 
solchen  Ehehafften  beladenn,  das  er  den  sachen  nicht  beywohnen  konte,  etwas 
anschaffenn  oder  beuelche  ausgehenn  lassenn,  sonderlichen  aber  in  nachdenck- 
lichen  sachen,  doran  der  herschafft  gelegen  sein  magk, 

Vnd  weül  der  hendell  viel,  auch  teglicheim  desshalbenn  viel  schreiben 
einkommen.  Sollen  vnsere  Cammerräthe  vnd  Rentmeister,  damitt  sie  dieselben 
desto  bass  verrichten,  alleine  darbey  gelassenn  vnd  mit  andern  sachen  souiel 
muglichen  verschonet  werdenn. 

Wann  aber  wichtige  sachenn  vor  vnd  einfielen,  dorzu  wir  oder  vnsere  inn 
Vormundschafft  verordente  Cantzler  vnd  Räthe  Ihres  raths  begerten,  oder  auch 
wir  Ihnen  durch  sonnderliche  beuehlche  dameben  etwas  auftragen  würden,  So 
sollen  sie  sich  dorinnen  vnweigerlichen  vnd  gehorsamb  erweisen, 
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Wann  auch  Irrungen  zwischen  den  Embtern  oder  sonsten  sachenn  vor- 
fielen, welche  mit  inn  die  Justitiam  lauften,  auch  andere  schwere  henndell  sich 
zutrügen.  So  sollen  vnsere  in  Vormundschafi't  verordente  Cantzler  vnd  Hofräthe 
Ihnen  Ihr  bedencken  erofnen, 

In  hochwichtigen  vnd  angelegenen  sachen,  daruon  in  dieser  unserer  In- 
struction keine  meldunge  geschieht  oder  gewisse  masse  gegeben  werden  kan  vnd 
doch  inn  Cammerrath  ohne  mitteil  gehören,  als  do  vinb  Begnadungen  vnd  Be- 
freyunge  angesuchet,  sich  Lehenguter  Oder  anfeile,  geistliche  Beneficia  vor- 
ledigen oder  anders,  so  bedenckens  vonnöten  hatt,  Sollen  durch  vnsere  Chammer 
Rethe  vnd  Renth  Meister  schrifftliche  bedencken  mit  ausfurunge  der  vrsachen 
gemachet,  dieselben  vonn  Ihnen  vnderzeichnet,  vns  femer  zuerwegen  zugeschickt 
vnd  zu  vnserer  resolution  vorgebrachtt  werden,  Do  es  auch  vonnöten  sich  selbstenn 
oder  einer  aus  Ihnen  nach  gelegenheit  vnd  Wichtigkeit  der  hendell  zue  vns  be- 
gebenn  vnd  sich  bescheidts  erholen,  Vnd  sollen  solche  sachen,  welche  vor  gemelte 
Cammerräthe  vnd  Renthmeister  gehörig,  one  vnsem  sonderliche  befelich  durch 
niemandes  anders  dann  durch  sie  expediret  vnd  zugleich  vngesondert,  es  were 
dan  einer  nicht  zur  stelle  oder  aus  Leibes  Schwachheit  oder  andern  Wichtigen 
vrsachen  verhindert,    nach   genügsamer   berathschlagunge   vorgetragen  werden, 

Inn  andern  gemeinen  Cammer  vnd  Renthsachen  aber  sollen  sie  die  gebür 
verschafi'enn  vnd  mögenn  disfals  die  bescheide  auch  wie  bisshero  geschehenn, 
doch  vff  gehalttenenn  Raht  vnd  einhelligen  beschluss,  wan  sie  beieinander,  aus- 
gehen lassenn, 

Mitt  bestellung,  annehmunge  vnndt  enturlaubunge  der  Ambts  Diener,  Als 
Schössere,  Gleittsleutte,  Vorwaltere,  Ambtschreiber,  hege  Reuter,  Förstere  vnnd 
dergleichen  Persohnenn  soll  es  also  gehalttenn  werden,  do  an  einem  odder  mehr 
vorsetzliche  verwarlosunge,  vntreu,  vngehorsamb,  vnfleiss  odder  wiedersetzigkeitt 
befundenn,  welche  vber  beschehene  vorhalttunge  vnd  Verwarnung  dauon  nicht 
abstehenn  vnnd  sich  bessern  woltenn,  Dieselbenn  sollenn  mitt  vnserm  Vorwissen 
vnsere  Cammer  Rethe  vnnd  Rentmeister  absetzenn,  vnnd  weil  an  ehrlichenn  vnndt 
verstendigenn  Dienern  nicht  allein  vns  vnnd  vnsern  Jungenn  Vettern,  sondern 
auch  den  vnderthanenn  viel  gelegenn,  So  sollenn  die  Cammer  Rethe  vnndt 
Rentmeister  gueten  Raht  halttenn,  was  vor  Persohnen  nützlichenn  wieder  zu- 
gebrauchen, Vnd  wann  Sie  Inngesambt  vff  einen  geschlossenn,  vns  denselbigenn 
in  schrifften  vorschlagenn  vnd  sich  vnsers  bescheidts  erholenn. 

Was  aber  andere  vornehme  Diener,  Als  Rethe;  haupt:  vnndt  Ambtleutte, 
Jeger:  vnndt  Oberforstmeister,  hoffdiener  vom  Adell  vnndt  andere,  so  Im  hoff- 
buche begriffenn,  anlanget,  wollenn  wir  selbsten  durch  die  Jenigen,  welchenn  wir 
solches  beuhelenn  vnd  vfftragenn  werdenn,  dieselben  bestellenn  vnnd  enturlauben 
lassenn. 

Wann  Inn  den  Embtern  vnndt  Forwergenn  etwas  an  viehe,  getreide,  füt- 
terung,  Wein,  Fischenn,  Wolle  vnnd  dergleichenn  Vorrath  zuuerkauffen  vnd 
zuuerhandeln,  Inngleichen  auch  wann  Verpachtungen  vnnd  vorerbung  der  aigen- 
thumblichen  vnd  Forwergsguetere,  Lasseckere,  Reume,  Wiesen,  Mühlen,  Teiche» 
Fischerey,  Zoll,  Gleit,  Eichelmast,  Greserey,  Hutunge,  Trifft,  Zinse,  dienste,  holz- 
kauff  vnd  Forstereyen  anzustellenn  vnd  dergleichen  vorf eilet,  Sollen  vnsere  Cammer 
Rethe  vnd  Rentmeister  gnungsame  erkundigung,  auch  wo  es  nott,  einer  odder 
Zwene   den  augenschein  selbstenn  einnehmen,   solches  biss  an  uns  berahtschla- 
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genn,  bescheide  vnd  andere  anordnung  darauff  fassenn  vnndt  \tis  dieselben  zu- 
schicken, wie  dann  auch  hinführo  keinem  vom  Ädell,  Bürger  oder  Paurenn  aus 
den  Emptem  kein  getreide  vmbs  geldt  gelassenn  vnnd  verborgett  werdenn  soll, 
Sie  seindt  dann  dauor  genungsamb  besessen,  oder  aber  können  solches  mit  den 
Gemeindenn,  darunder  Sie  wohnen,  oder  andern  verburgenn,  VonnAmbtsgetreidich 
vff  wiedererschüttenn  niemanden  nichts.  Er  hette  daim  Brandt,  Wetter  odder 
Wasserschaden  erlittenn.  Auch  dessen  aus  den  Embtem  schein  \'nnd  Zeugnuss, 
doch  vff  ermessigunge  vorsetzenn  lassenn,  Vonn  Ambtsgelde  aber  soll  wedder 
den  Haubtleutten,  Verwalteren,  Schossem,  Förstern,  noch  andern  etwas  geliehenn, 
viel  weniger  die  Supplicationes  vonn  vnbekandten  vnnd  vnuerdienten  leutten, 
so  vmb  Camerguet,  Amptsgelt  oder  begnadimge  ansuchen,  angenommen,  noch 
fiirgetragen  werden,  den  Dienern  vnnd  Vnderthanenn  aber,  so  holtz  begehren, 
soll  dasselbe  vmbs  geldt,  wofeme  Sie  nicht  eigen  holtz  vnd  sich  sonstenn  dessenn 
nicht  erholen  können,  nach  gelegenheitt  irer  notturftigen  gebende  gelassenn  wer- 
denn, Do  Sie  es  aber  zum  theill  je  nicht  bahr  zubetzahlen  hettenn,  mochte  mann 
vff  solchenn  fall  Ihnen  vonn  einem  holzmarckte  zum  andern  gegen  einer  ver- 
sicherunge  borgenn.  Welche  Ambtsvnderthanen  aber  grossenn  armuts  halben  Ihre 
nottwendigenn  gebende  ohne  beysteur  auffzuführen  nicht  vermöchtenn,  Denselbenn 
vff  vorgehendt  Zeugnuss  den  Drittenn  odder  nach  gelegenheitt  der  gebende  vndt 
ihres  armuts  den  halbenn  theill  des  bedürfendenn  bauholtzes  aus  gnaden  folgen 
lassen,  Was  aber  zu  Kirchenn,  Schulenn,  Pfarr:  vnndt  Hospital  gebeudenn,  auch 
befriedigung  der  Gottes  Ecker  Inn  Stedten  ^-nd  Dörffem  vor  holtzz  gebetenn  und 
dartzu  nottwendigk,  denen  soll  der  halbe  theill,  wofeme  es  Ambtsunderthanenn 
seindt  vnndt  keinö' eigene  gehöltz  habenn,  aus  gnadenn.  Der  ander  halbe  theil 
aber  vmbs  geldt,  doch  vff  vorgehende  erkuncligung  gefolget  werden,  Armen  vnnd 
wohlverdienten  Priestern  soll  gleichergestaltt,  doch  nicht  nach  gunst,  freund- 
schafft odder  vmb  anderer  vhrsachen  willenn  der  halbe  theil  holtz.  So  zu  ihrenn 
eigenen  nottwendigen  vndt  nicht  lustgebeudenn  suchenn,  aus  gnadenn  gegebenn, 
Ob  sie  aber  darmitt  nicht  zureichenn  köntenn,  alssodann  das  vbrige,  so  sie 
dartzu  bittenn,  wie  andere  an  vnnachtheüigenn  endenn  vmb  den  angeordenten 
kauff  Jedes  orts  vnnd  Refier  Inn  den  gewöhnlichenn  holtzmerckten  angewiesen 
werden. 

Den  Junckern  vnndt  andern  Leuttenn,  welche  selbstenn  holtz  vnnd  ge- 
treide haben  vnnd  dasselbe  hegenn  oder  sparenn  wollen,  soll  wedder  holtz  noch 
getreide  aus  denn  Embtem  gelassenn  werdenn,  Sie  betzahlen  es  dann  alsso  baldt 
bahr  vber,  odder  die  Junckern  wolltenn  vor  die  Zahlunge  selbschuldigk  hafftenn. 

Wann  ein  Edelmann  einen  neuen  Rittersitz  ausm  gründe  zubauenn  anfahen 
vand  vmb  holtz  ansuchenn  würde.  So  soll  ihme  nach  gelegenheitt  derselben,  wofern 
er  nichtt  eigen  gehöltze  hatt,  etwas,  doch  keinem  vber  funffzig  stemme  an 
endenn,  do  es  die  gehöltze  ertragen  könnenn,  aus  gnadenn  zur  beysteur  gefolget. 
Das  andere  aber,  souiel  ohne  nachtheill  der  gehöltze  geschehenn  kann,  vmbs 
geldt  gelassenn  werdenn, 

Armenn  vnserer  Jungen  Vettern  verbrandtenn  Vnderthanenn,  wann  sie 
vnuerdechtige  kundschafft  aus  den  Ambtem  bringen  vnndt  vmb  holtz  odder  ge- 
treyde  bittenn,  soll  der  halbe  theil  ihrer  bitt,  wofem  der  schade  gross  ist,  Sie 
auch  souiel  holtz,  als  sie  zu  ihren  gebenden  angebenn,  bedurftigk,  aus  gnadenn. 
Das  vbrige   aber,   do   Sie  es  nicht  zu  ihrem  Vortheil   anderweitt  verkauffenn 
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oder  verhandle!!,  viübs  geldt  folgenn  Vnd  Ihnen  die  Zahlunge  vff  ein  ihar  ge- 
stundet werdenn, 

Welchenn  aber  der  hageil  vnd  vngewitter  ihr  getreidich  erschlagenn, 
sollenn  nach  gelegenheitt  der  scheden  vfF  vorgehende  wirderung  vnnd  bericht, 
Ihnen  geldt  vnndt  getreide,  Zinnsen  vnd  Fechte  von  denen  gutem,  w^elche  der 
hagell  gerürt,  aufs  erste  Jhar  volkumlichenn,  auffs  andere  Jhar  aber  zur  helffte 
erlassenn  vnd  vffs  dritte  Jhar,  was  ein  Jeder  vff  ein  ihar  zuerlegenn  schuldigk, 
wieder  volkumlichenn  ermanet,  solches  auch  mitt  abgebrandtenn  Leutten  vnd 
denen,  so  kundliche  grosse  wasserschadenn  erlitten,  Item  bey  welchenn  die  ge- 
fehrliche  sterbennsseuche  eingerissen,  dardurch  sie  in  mangell  und  armuht  ge- 
rahtenn,  gleichergestallt  alsso  gehalttenn  werdenn. 

Wann  auch  wegenn  der  holtznutzungeim  etwas  bedenckliches  odder  wich- 
tiges vorleuffet  odder  wir  vns  den  Bergkwerge  vnd  flossenn  zu!n  besten  odder 
sonstenn  im  holtzkauffe  im  nahmen  vnser  Jungen  Vettern  einlassenn  würdenn, 
So  sollen  Sie  die  Cammer  Eethe  vnd  Rentmeister  vnsern  in  Vormundschafft  be- 
staltten  Jegern!eistern  zu  sich  ziehenn,  mitt  demselben  raht  halttenn  oder  bericht 
von  Ime  einnehmen  vndt  sich  einer  meinung  biss  an  vns  vergleichenn,  Sonstenn 
aber  sollenn  sie  vber  denn  holtzkauffenn,  vffgerichtenn  holtzordnungen  vnd  Pa- 
tenten halttenn.  Wann  man  aber  holtz  zu  den  Ambtsmühlenn,  Teichenn,  Wasser- 
gebeudenn,  Brücken,  Tennenn,  Vfern,  Wegenn  vnndt  Stegenn  bedarff,  das  soll 
umbsonst  dartzu  vff  vorgehende  beuheliche  ahngewiesen  werdenn, 

Mitt  befreyhunge  vnndt  erlassunge  der  Zoll  vnndt  Gleitte  soll  es  bey  dem 
herkommen  beruhen,  Alsso  das  alles  das  Jenige,  so  den  Chur  vnd  andern  Reichs- 
furstenn,  auch  Graffenn,  Herrn  vo!n  Adell,  Reichs  vnndt  Bei?gk  Stedten,  Geist- 
lichenn  vnndt  andern  zu  ihrer  hoff: ,  auch  haushaltunge  vnd  anderer  eigenen 
notturfft  zubrauchenn  vnd  nicht  weitter  verhandelt  wirdt,  zoll  vndt  gleitts- 
frey  Passirenn  magk.  Ob  aber  darinnen  missbrauch  geübet  wurde,  So  sollenn  die 
Cammer  Rethe  vnd  Rentmeister  gebürlich  einsehenn  habenn  vnnd  denselbenn 
abschaffenn, 

Was  zu  erhalttung  der  gebende  Inn  den  Furstlichenn  Schlössern  vnndt 
heusem,  auch  Mühlenn,  Wehre,  Tennenn,  Brückenn,  Vffern,  Schuttbödenn  vimdt 
dergleichenn  nottwendigk  vnnd  Zuuorkommung  weitters  nachteills  und  Schadens 
auffzuwendenn,  Das  sollenn  die  Cammer  Rethe  vnndt  Reimttmeister  vff  vor- 
gehende besichtigunge  der  Ambts  Persohnen  vnndt  werckleutte  Odder  nach 
gelegenheitt  sonderlich  dartzu  verordentenn  Commissarien  odder  auch,  wann 
es  nott,  Ihr  selbstenn  vnnd  gemachtte  anschlege,  wofeme  der  baukostenn  vber 
100  fl.  nicht  leufft,  antzuordenenn  habenn,  Vor  sich  aber  vnnd  ohne  vnsern 
vorbewust  keine  hauptgebeude  von  neueim  ahnschaffenn.  Sondern  mitt  vnserm 
vorwissenn  handlenn  vnndt  daran  sein,  das  aller  unnötiger  baukostenn  ver- 
miedenn  werde, 

Die  Prouiandtheuser  zu  Dressdenn,  vnd  wo  derenn  sonst  im  Lande  sein, 
desgleichen  die  Kellereyenn  sollenn  sie  dergestaltt  l!m  acht  habe!m,  das  Sie  Inn 
wohlfeile!m  iharenn  die  mitt  ziemblicher  notturfft  bey  gutem  raht  versehe!m,  an 
welchenn  orttenn  aber  der  vorraht  zu  gross,  sonderlich  zu  der  Zeitt,  wann  im 
lande  mangell  vorfellet  oder  etwas  anbrüchigk  vnd  wandelbahr  werden  woltte, 
verschaffen,  das  derselbe  nach  billichem  wehrt  zu  gelde  gemacht  vnd  do  es  die 
notturfft  mit  guter  gelegenheitt  anders  an  die  stadt  geschafft  werde, 
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Mitt  versiedung  viind  Vertreibung  des  Poysaltzes')  zue  Dressdenn  soll  wie 
angefangen  weitter  verfahrenn  werdenn,  Es  wüsten  dan  die  Cammer  Rethe  vnd 
Rentmeister  solche  wege  zufinden,  das  dasselbe  anderer  gestalt  mitt  raht  ge- 
löset, dormit  dardurch  der  abgangk  an  holtz  vnd  zerung  der  saltzabfuhre  vor- 
kommen würde, 

Was  auch  vff  die  hülffe  vnndt  straffgelde  verschriebenn,  dorüber  richtige 
bewilligung,  Churfurstliche  odder  vnsere  vnderschidebene  beuheUche  vnndt  vhr- 
kundenn  vorhandenn.  Das  soll  gleichsfals  der  ordenung  nach,  wie  die  beuheliche 
vff  einander  gehenn,  vonn  solchenn  hüLff  vnndt  straffgeldenn ,  waim  die  in  die 
Embter  odder  sonst  einkommen,  verrichtet  werdenn,  wie  solche  dann  Inn  den 
Ambts  Rechnungen  vom  Rentmeister  oder  weme  er  es  in  der  Renterey  auftragen 
wirdet,  so  lange  ausgesetzt,  \-ff  gute  rechnung  heuerigen  habendenn  schiifit- 
lichen  beuehHch  nach  dartzu  gebrauchett  werdenn  soUenn ,  biss  ein  Jeder  Das 
Jenige,  so  ihme  bewilUgett  wordenn,  erlanget,  Folgendts  aber  sollenn  alle  hülff 
vTxndt  Straffgelde  beneben  den  Andern  Ambtsgefellen  gebürlichenn  verrechnett 
werdenn, 

Es  sollen  auch  vnsere  Cammer  Rethe  vnndt  Rentmeist^r,  wann  Sie  wegen 
anderer  gescheffte  dartzu  kommen  können,  zum  ofilem  die  Embter  betziehen 
vnnd  fleissige  erkundigung  einnehmenn,  wie  darinnen  hausgehalttenn  wirdt, 
vnd  do  Sie  darinnen  Ynordnunge,  vortheilhaöl:ige  gesuch,  vntreu  odder  andern 
missbrauch  befindenn ,  denselbenn  abschaffenn  vnndt  dargegenn ,  was  vnsem 
Jungenn  Yettem  zum  besten  gereichenn  magk,  wofeme  es  ohne  ander  leutte 
schaden  geschehenn  kann,  anordenen, 

Vnser  Rentmeister  soU  es  auch  souiell  möglichenn  dahin  richten,  das  die 
Ambts,  gleits,  Hospital  und  dergleichen  in  seine  expedition  gehörige  Rechnungen 
zwischen  Michaeüs  vnd  Pfingsten  vnd  daim  von  Pfingsten  alle  hoff,  Bau,  vhestungs 
vnd  andere  Rechnungen  angehört  vnd  diese  ordemmge,  wie  bisshero  geschehen, 
halten,  dass,  wann  die  Rechnungen  eingeantworttet,  dass  dieselben  alsobalde 
durch  die  sonderlich  darzu  verordenten  Renttschreiber  mitt  vleiss  vberlegt,  die 
Einnahme  vnd  Ausgaben  In  gewissen.  Auch  steigenden  vnd  fallenden  nutzungen 
gegen  denn  vorigenn  Rechnungen  gehaltten,  die  Aussgaben  mit  befehlichen, 
quittantzen  oder  vnterschriebenen  Zedeln  belegt,  vnd  do  sie  mangell  befinden, 
mit  Vleiss  verzeichnet  werden, 

"Wann  solches  geschehen,  soll  ehr  alsodann  die  Rechnungen  selbst  ersehenn, 
Vnd  do  ehr  etwass  vngebürlichs  darinnen  befindet,  die  Schosser  vnd  andere,  so 
die  Rechnungen  haltten,  darumb  zu  rede  setzen,  dasselbe  neben  ^-nsem  Cammer 
Rethen  abschaffen,  keine  \Tigeburliche  aussgaben  passiren  lassenn,  Sondemn  die- 
selben ausstreichen  vnd  also  dann  die  Rechnungen  ^^lsem  Cammer  Reten  noch 
einsten  zuersehen  freistellen,  vnd  wass  sich  etwa  zu  erinnern  befindet,  auchnohtwen- 
digk  vnd  nützlichen  ist,  anordenen  vnd  neben  berürttem  Renthmeister  darann  sein 
mögenn,  dass  mann  ia  die  Rechnungen  nicht  aufwachssen,  auch  sich  die  resta 
der  herrschaffl  \-nd  der  Schössere  Vorstenden  -)  zu  höchstenn  nachteil  nicht 
heuffen  lasse,  Auch  auss  allen  Ampts  Rechnungen,  wie  die  namen  haben  mögen. 


')  Ungereinigtes  grobes  Steinsalz,   welches  aus  Hamburg  bezogen  imd  in 
Dresden  versotten  wurde. 
^)  Kautionen. 
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aussauge ,  ciarinnen  die  einnähme  und  aussgabe  aller  Capittel  dar  vnnd  auss- 
drucklich,  auch  die  summen  gesetzt,  machen  lassen, 

Vber  dieses  sollen  vnsere  Cammer  Rethe  die  Berckwerge  in  Ihrenn  be- 
felich  haben,  darinnen  vnserer  Jungen  Vettern  bestes  bedencken,  vnd  wan 
Cammer  vnd  Ampts  aussgaben  darunder  mit  einlauffen  wurden,  den  Rent  und 
Cammermeister  zu  sich  ziehenn. 

Ob  auch  in  Bercksachen  solche  hendel  furfielen.  So  eines  besondem  Rats 
und  bedenckens  bedurften,  So  sollen  sie  neben  den  andern  Berck  Rethen,  Ober- 
hauptman,  Berck  Ampttman,  Cammermeister,  Berckwergs  Verwalter  vnd  Berck- 
meister  Rathschlag  darüber  halten  vnd  biss  an  vns  die  notturft  darauf  an- 
schaffen. 

Wie  es  aber  mit  denn  gesuchtten  StoUn  vnd  andern  Steuern,  Silber- 
befreyhungen,  dem  Quatembergeldt,  gnaden  vnd  vffgroschen,  Ausstheilung  der 
begnadungen  auss  dem  berckkasten  vnd  dergleichen  zu  haltten,  das  sollen  sie 
inn  guten  bedachtt  nehmen  vnd  ohne  sonderliche  noht  vnd  vrsachen  in  denn 
Zehenden  keine  Aussgabenn  oder  nachlassung  ahnschaffenn.  Die  Zechen,  Stölln 
vnd  gebende  seindt  dann  zuuor  von  den  Berckmeister  vnd  geschwornen  vermöge 
derer  albereit  zuuom  Aussgegangene  befehlichen  zur  nottdurffc  befahrenn,  inn 
augenschein  genohmen  vnd  souiel  befunden,  das  die  hülffen  wohl  angewendet, 
Vff  solchenn  fall,  ihren  vnnd  der  Berckbeambten  eingeschicktenn  berichtt  vnd 
einhelligk  guthachtten  sollen  die  Cammerrehte  befehlich  darauff  ferttigen  vnd 
zum  vnderschreiben  vns  vberschicken,  Inn  solchen  allen  aber  vnser  Jungen  Vettern, 
des  Berckwerks  vnnd  bauenden  gewercken  bestes  ohne  ahnsehen  der  persohn 
gunst  oder  andere  affectionen  suchen  vnd  treulich  befordernn, 

Es  soll  auch  einer  auss  den  Cammerrehten  vnd  Cammermeister  den  Berck- 
rechnungen,  so  denn  gewercken  zum  besten  verrichttet  werden.  Wann  die  vff 
den  Bercksteten  zu  denn  quartals  Zeiten  angesteldt,  persönlich  beiwohnenn  vnd 
dieselben  neben  dennn  Bergksachen,  welche  also  dann  furlauffen  mögen,  gebür- 
lichen  vorrichtten  helffen  vnd  iedesmals,  wie  sie  dieselben  befunden,  vns  einen 
schrifftlichen  berichtt  einwenden. 

Die  Schmeltz:  vnd  seigerhuttenn,  auch  zehent:,  Muntz  vnd  andere  Rech- 
nungen, welche  ohne  mitteil  zum  berckwerge  gehören,  dessgleichen  die  darzu 
bestaltten  personen  sollen  sie  die  Cammerrehte  und  Cammermeister  in  ihren 
befehl  haben,  Vnd  wann  zuuor  durch  die  Cammerschreiber  die  Rechnungen,  wie 
bisshero  breuchlich  gewesen,  vberlegtt  vnd  die  quittäntzen  vnd  Zedell  dargegen 
gehaltten,  dieselben  ersehen,  mit  denn  ienigen,  so  die  Rechnungen  gehalten, 
darauff  alle  Jahre  abrechnenn,  nichts  vngewönliches  passiren,  auch  die  resta 
einbringeim  vnd  nicht  auffwachssen  lassenn, 

Damebenn  auch  allen  bedürffendenn  Vorrahtt  an  Kohlenn,  holtz  vnnd 
andern,  wass  mann  zum  seigemn  vnnd  schmeltzhutten  bedarff,  bestellenn,  und 
die  dartzu  gehörigenn  gebeude,  welche  mann  nicht  entrattenn  kann,  anordenenn 
vnd  versehunge  thun,  dass  alle  Jhar  nach  beschluss  der  Rechnung  vber  dass 
schiefferberckwergk  zu  Sangerhaussen  der  Berckambtmann  Christoff  von  Schön- 
bergk,  der  Bergk  verwaltter  einer  benebenn  dem  Zehentner  vf  S:  Annabergk 
nach  Sanngerhaussen  ziehen,  Die  Rechnung  vberlegen,  Ersehenn,  Alle  vhn- 
gewöhnliche  Vssgabenn  Abschaffenn  vnd  zu  Beförderung  des  Berckhwerckhs  mit 
Vleiss  Erwegenn,   Wie   das  volgende  Jahr  die   gebeude,   Schmeltzen,   Kohlbe- 
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stallung  vnd  Annders  vfs  genaueste  anzuordenen  Vnnd  einen  richtigenn  An- 
schlag, Was  mann  das  Jahr  vber  zuuerlagk  bedürffen  würdt,  vorferttigenn  Vnd 
Inn  Leiptzigschen  Neuen  Jahrsmarckht  einschickhenn, 

Do  auch  Amsere  Cammer  Raethe  oder  Cammermeister  ohne  Verseumnus  der 
Andern  Sachenn  abkommenn  könnenn,  Soll  vnder  Inenn  einer  diser  Rechnung 
Selbsten  beiwohnenn,  Sonderlichenn  Sollen  Sie  Inn  denn  Muntz  Rechnungenn  ein 
Vleissiges  Vfsehenn  haben,  Das  mit  denn  beschickhungen  Recht  vmbgegangen 
Werde.  Ynnd  da  es  vonnötenn  Abraham  Riesen '),  Welcher  ohne  das  dartzu  be- 
stelt  Ist,  zu  sich  Ziehenn  Vnd  darauf  Achtung  geben,  das  wegen  der  grobenn  vnd 
kleineun  muntzsorten  vermuge  der  denn  ^Muntzmeister  zugesteltenu  Muntz- 
ordenung  richtigk  nachgangenn,  Vonn  dem  Muntzmeister,  Muntzergesellenn,  noch 
Jemandes  Anders  einiger  Vortteilhafftiger  geniss,  Durch  was  mittel  vnd  Wege 
Auch  Solches  gum  Verfangk  fiirgenommenn  werdenn  könte,  nicht  gesucht,  Das 
Muntz  Werckh  treulich  vnd  vleissig  gefordert  vnd  die  Berckhstette  gegenn  den 
gelieffertenn  Silbemn  mit  dem  geld  ann  groben  vnd  kleinen  Sort^nn ,  wie  es 
der  Selbenn  vnd  gemeinen  Landes  noturfft  erforderet,  versehenn  werdenn. 

Was  bis  Anhero  Wegenn  Kupffer,  Zienn,  Bley,  Ahlaun  vnd  Andern  Vor 
bestendige  Contracta  geschlossenn.  Denselben  sol  Also  nachgegangen  vnd  darauf 
gebürliche  Verordnung  geschehen.  Würde  Aber  khünffbig  Dergleichen  zu  handien 
verlauffen ,  sollen  vnsere  Cammer  Räte  vnd  Cammermeister  die  Contract  nach 
Irem  höchsten  vnnd  bestenn  Verstannde  bis  an  vns  schlissenn  vnnd  vns  neben 
bericht  aller  vmbstande  Dieselben  zu  vndertzeichnen  zuschickhenn.  Damit  Wüer 
vnns  darauff  zubetzeigenn  habenn, 

Wann  Auch  henndel  einkhommenn.  Welche  Aussgaben,  so  Inn  dieser 
ordenung  nicht  begriffen  sein  mögen,  Anlangenn,  sollenn  die  Cammer  Raethe 
vnd  Rentmeister  Tim  gutenn  bedacht,  Auch  nothdürfftiger  erkhundigung  ein- 
nemenn,  Wie  es  Allenthalben  Zum  genauestenn  Anzustellenn  sein  möge,  Vnd 
dahin  sehen,  das  keine  vnnöthige  aussgaben  weder  in  Cammer,  hoöhalttung 
noch  denn  Embtem  oder  sonsten  vorgenohmen  werden,  Vnd  ob  bedenckliche  auss- 
gaben vorfallen,  sollen  sie  dieselben  inn  allewege  mit  vnserm  vorwissen  anstellen, 

Wass  aber  ann  verschriebenen  vnnd  bewilligten  begnadungen  vff  die 
Cammer,  vorledigte  Lehenguetere ,  geistliche  Beneficien,  Priuilegien  vnd  frey- 
heiten  richtigk  befunden  vnd  der  Chur  vnd  fursten  mit  eigennen  banden  vnder- 
schriebene  brieff  vnd  siegel  besagen  vnnd  aussweisen ,  Das  soll  allenthalben 
fürstlich  gehaltten  werden  vnd  die  Cammerrehte  vnd  Rentmeister  darauff  an- 
schaffunge  zuthun  habenn, 

Nachdem  wir  in  administration  der  Chur  Saxen  neben  dem  Hochgebomenn 
Fursten,  herren  Johans  Georgen,  Marggrafien  vnd  Churfurstenn  zu  Brandenburgk 
etc.  V.  f.  lieben  Oheim,  schwagem,  herren  Vettern,  Bruder  vnd  Gevattern  Inn- 
gesambter  Vormundtschafft  weylandt  obgedachts  herm  Christiani,  hertzogen 
vnd  Churf.  zu  Sachssen  etc.  christmilder  seliger  gedechtnus  nachgelassener 
Junger  herrschaft  etc.  vns  mitt  der  Churf.  S.  hinderlassenen  witben,  vnserer  freundt- 
lichen  liebenn  Muhmen,  Schwester  vnd  gefatter  etc.  dahin  verglichen,  das  Ire 
L.   ohne   abbruch  derselben  vnd   nuhnmehr   eingereumbten  Leibzucht  Jherlich 


^)  Der  berühmte  Rechenkünstler,  dem  Kurfürst  August  im  Jahre  1564  die 
Münzprobation  und  Valvation  übertragen  hatte. 
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400  fl.  alss  I.  L.  vorschriebene  Morgengabe  vnd  dann  24,000  fl.  vf  vier  Jahrlanck 
zu  underhalttung  dero  Hoffstadts  vber  die  Victualien,  welche  I.  L.  vermöge  des 
auffgerichtten  Vortrags  gewilliget,  Auss  der  Churf.S.  Renteammer  gegeben  werden, 
Alss  sollen  die  Cammerrehte  die  verordnunge  thun,  das  Irer  L.  berurt  geldt  vif 
derselben  abfordern  gegen  gebürlicher  quitantz  sollen  gefolget  vnd  ohne  ver- 
zugk  erlegett  werden,  Dargegen  werden  I.  L.  keine  andere  aussgaben  inn  der 
Churf.  Renteammer  anordenen, 

Würden  aber  I.  L.  vber  die  bewilligte  zwo  summen  etwas  niehr  suchen 
lassen,  Sollen  die  Cammerrehte  in  deme  mit  vnserm  vorwissen  handien, 

So  wollen  wier  auch  denn  Cammerrehten  vnd  Rentmeister  ein  ordentlich 
Hoff  buch,  darinnen  zubefinden,  wass  einem  ieden  Raht  vnd  diener  inn  vnd 
ausserhalb  hofes  zur  besoldung  vnd  vnderhaltt  soll  gegeben  werden,  zustellen, 
nach  demselben  sollen  sie  sich  richtten  Vnnd  einem  ieden  seine  versprochene 
besoldunge  vnd  vnderhallt  zu  Monat  vnnd  quartal  Zeitten  ohne  einige  hinde- 
runge  auss  der  Cammer  volgen  lassen  vnd  inn  der  Cammer  keine  Arresta,  es 
betreffe  dann  vnserer  iungen  vettern  eigene  schulden,  vorstatten, 

Mitt  andernn  aussgaben  soll  es  also  gehaltten ,  das  in  dennselben  vor- 
nemblichen  vnsere  vnderschriebene  befehliche  inn  acht  genommenn  werden,  vber 
dasselbe  aber  sollen  vnsere  Cammerrehte  vnd  Rentmeister  die  aussgaben  zum 
Verlagk  dess  Berckwerks,  Hämmer,  Huttenn,  Flössen,  Bley,  getreidicht,  Viehe 
vnd  andere  keuffe,  nothwendige  wasser,  Rechen,  wehre,  auch  andere  gebende 
(deren  doch  ohne  vnsem  sonderbarenn  befehlich  keines  weiter,  alss  in  dieser 
Instruction  nachgelassen,  ahnzufangenn),  Vnd  wass  dergleichen  keinen  Vorzugk 
leiden  will,  solcher,  auch  anderer  Aussgabenn,  Alss  der  handwergks  Leutte  Zetteil, 
welche  zuuorn  von  denen  ienigen,  die  mit  der  Cammerrehte  Vorwissen  die  arbeit 
so  nothwendig  angeordenet  oder  vordinget,  vnderschrieben  vnd  dergleichen  ge- 
ringere aussgaben  bey  dem  Cammermeister  verordenet  werden,  Vnd  solche,  auch 
andere  aussgaben,  welche  nicht  vf  gewisser  verordenunge  vnd  vf  vnsern  vnder- 
schriebenen  befehlichen  beruhenn.  Alle  wochen  den  Cammermeister  in  sonder- 
liche ausszüge  bringen  vnd  vorfassen  lassen ,  Dieselben  neben  dem  Cammer- 
meister vnderzeichnen,  vns  zuschicken,  vnd  do  wir  die  aussgaben  richtig  befinden, 
Wollenn  Wir  dieselben,  die  Cammerrechnungen  damit  zubelegen,  \'nderschreiben, 

Es  sollen  aber  auch  vnsere  Cammerrehte  vnd  Renttmeister  dahin  sehen 
vnd  vleissigk  achttung  darauf  geben,  dass  die  ienigen,  welche  vorlagk  auss  der 
Cammer  entpfangen,  dennselben  zu  nichtts  anderss  alss  "wozu  derselbe  verordenet 
anwenden,  Jedesmalss  ausszüge,  ehe  etwass  gegebenn,  von  ihnen  abfordern, 
sich  darauss  ersehen,  wo  der  vorhergehende  vorlagk  hinkommen,  vnd  do  sie 
etwass  unbilliches  befinden,  dasselbe  also  balde  abschaffen,  auch  mehr  nicht,  als 
die  notturft  erfordert,  anordenen, 

Nachdem  wir  auch  vf  underthenigstes  ersuchen  \Tid  bitten  einer  erbaren 
Landschafft  vnser  Hofflager  zu  Torgou  angestelt,  darzu  mann  zu  erkauffunge 
allerhand  Victualien  vnd  andern  teglich  geld  haben  muss,  alss  wollen  wir  die 
verschaflfunge  thun,  das  vber  solche  aussgaben  der  geordente  Cammerschreiber 
richtige  rechnung  haltten  soll,  Do  nun  erwenter  Cammerschreiber  geldes  von 
nöhten,  so  sollen  die  Cammer  Rehte  vnnd  Rentmeister  die  Versehunge  thun, 
dass  ihme  das  bedörffende  geld  vff  vnsere  vnderschriebene  Zedel  aus  des  Rent- 
camraer  gefolgt  werde, 
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Do  auch  ausgabenn  vor  vnsere  Junge  Vettern  vorfallenn  würdenn,  soll 
derselben  bestellter  Hoffmeister  allezeitt  solches  die  Churf.  wittibe  etc.,  ehe  dann 
etwas  angeordenett  wirdt,  berichtenn, 

Wann  nun  vonn  Ihrer  Ld.  die  anordnunge  geschieht,  Soll  er  der  Hoff- 
meister das  bedürfende  bestellenn,  den  Kauff  oder  gedinge  machenn  vnndt 
schliessenn.  Die  Zeddel  ^-nderschreibenn,  gedachter  Churfurstlicher  Wittiben  Lbd. 
vndertzeichnen  lassenn  \Tind  den  Cammer  Rethenn  vberantworttenn ,  Damit  Sie 
der  bezahlunge  halbenn  darauff  verordenung  thim  können, 

Wann  auch  ermeltte  imsere  Junge  Vettern  zu  hochtzeitten  vnnd  Kind 
Tauffenn  gebetenn,  Sosoll  mit  vorwissen  der  Churf.  Withwe,  wofern  es  vornehme 
vnd  wohlverdiente  leutte  sein,  hierinnen  anordnung  gescheenn  vnd  alsodann 
Es  mitt  dem  geschencke  nach  gelegenheitt  der  Persohnen  vnndt  nach  dem 
brauch,  wie  es  bey  Churfurstenn  Augusti  zu  Sachssemi  etc.  seliger  vnndt  lob- 
licher gedechtnus,  vnsers  weilandt  freundlichenn  liebenn  Vetters  vnd  Herrenn 
Vathers  Zeittenn  gehaltenn,  richtenn,  vnndt  Weill  es  sonderlichem!  bei  diesem 
hause  Sachssen  etc.  also  herkommen.  Das,  waim  Chur:  vnndt  Furstenn  vmb  ein 
leiblich  geleitt  angesuchet,  solches  nicht  verwegertt  odder  abgeschlagenn  wordenn, 
Do  sichs  nun  begebe,  das  Chur  vnndt  Fürstliche  Persohnen  derogleichen  suchen 
vnndt  begehrenn  würdenn.  So  soll  die  anordenunge  Inn  allewege.  Wann  wir  im 
hofflager  odder  Inn  der  nehe  desselben  zu  erreichenn,  mitt  vnserm  Vorwissenn  ge- 
schehenn.  Im  Fall  aber  wir  nicht  zuerreichenn ,  soUenn  vnsere  Canmier  Rethe 
\-nd  Renttmeister  sich  nach  dem  herkommen  richtenn  Vnndt  die  begleittimgen 
vnnd  auslösung  darnach  anschaffen,  die  darüber  gehalttenenn  R^chnungenn  den 
Hauss  Voigt  überlegenn  vnndt  nach  gelegenheitt  der  speisung  erwegenn  lassenn 
Ob  etwas  zuuiell  odder  zur  Ungebühr  vorschriebenn,  Vnndt  wenn  dieselben 
richtig  befunden,  vns  solche  zuersehenn  vnndt  zuunderzeichnenn  zuschickenn 
vnndt  alsso  dann  die  betzahlunge  Inn  der  Cammer  darauff  anordenenn, 

Do  wir  auch  Inn  vnserer  Jungenn  Vettern  sachenn  vnsere  Inn  Vormund- 
schafft verordentte  Rethe  verschickenn  werdenn,  Soll  Ihnenn  nach  gelegenheitt 
der  Reise  vnndt  antzahl  der  Personen  eine  summe  geldes  vff  Rechnung  mitt- 
gegebenn,  Vonn  ihnen  aber  richtige  Rechnunge  gehilttenn  Vnndt  nichts  zur 
vngebühr  odder  vberflüssigk  ausgebenn,  Vnndt  wann  Sie  wieder  zurück  gelangen, 
Vns  der  Zehrungs  Zeddell  nebenn  bericht  aller  Umbstende  zu  vnderzeichnenn 
vonn  Ihnenn  vorgetragen  werdenn,  Vnndt  wann  derselbe  vonn  vns  vnderschriebenn, 
sollenn  alsso  dann  die  Cammer  Rethe  die  betzahlunge  darauf  thun  lassen, 

Mitt  anderenn  auslösungenn  aber  sollenn  sich  die  Cammer  Rethe  nach 
Eins  Jedenn  bestallung  vnndt  nach  dem  herkommen  richttenn, 

Hausarmenn  leuttenn  Im  lande,  die  vnuerdechtige  kundschafftenn  vonn 
den  Räthen  \-nd  Gerichtenn  habenn,  soll  ein  gantzer,  halber  odder  orts  Thaler 
nach  gelegenheitt  der  Persohn,  Ihrer  not  ^^md  ai-mutt,  Dergleichen  auch  armen 
wittibenn  vnndt  weisenn,  • 

Den  Ausswirdischenn  aber,  welche  Ihrer  gefengnuss,  erliddenen  schädenn, 
VnfeUe  odder  Armutts  halbenn  auch  vnuerdechtige  kundtschafftenn  habenn,  nach 
gelegenheitt  einem  Zween,  Drey,  Vier  Mmdt  zum  meisten  funff  Thaler  verehrett 
vimdt  solches  alles  mitt  Inn  die  wochenn  ausszüge  gebracht  werdenn. 

Wann  auch  unsem  Jungenn  Vettern  Bücher,  Carmina  odder  dergleichenn 
zugeschriebenn  vnndt  dedicirt  werdeim,   sollenn   dieselben  durch  den  Cantzler 
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odder  die  andern  Rethe  ersehenn  Vnndt  nach  Gelegenheitt  der  authoren  vnd 
ihrer  arbeitt  Ihnenn  vff  ihre  vnd  der  Cammer  Rethe  ermessigung  eine  verehrunge 
dargegen  gereichet,  doch  vber  dreissigk  Thaler  zum  höchsten  nicht  gegebenn 
werdenn, 

Nachdeme  auch  zu  holFenn,  das  durch  Gottes  mildenn  segenn,  getreuenn 
fleissigenn  aufsehenn  vnd  haushalttun  gen  vnserer  Jungen  Vettern  einkommenn 
vermehrett  \'ndt  ein  guter  geldtvorraht  gesamlett  werdenn  kann,  die  Cammer 
aber  mitt  etzlichen  zinssbahrenn  haubtsummenn  behafft  ist,  welche  von  solchen 
einkommenn  vermittelst  Götlicher  verleihunge  von  Jharenn  zu  Jharenn  kann 
erleichtert  werdenn, 

Als  sollen  die  Cammer  Rethe  vnd  Renth  Meister  darauff  dencken,  wie 
solche  zinssbare  namhafftige  Schuldsummen,  welche  wohl  sonsten  zu  vngelegener 
Zeitt  aufgekündigett  werdenn  möchtenn,  mit  vnserm  Vorwissenn  vom  Cammer- 
guht  abzulegenn,  aufzukündigenn  vnndt  darmitt  der  Chur  vnd  Furstenn  zu 
Sachssen  verpflichtunge,  brieff  vnndt  siegell  zulösenn  vnnd  dieZinse  ersparet  werde, 

Nach  deme  auch  die  notturfi't  erfordert,  das  die  Cammer  Rechnung,  darein 
das  ganze  einkommens  leufft,  mitt  fleiss  vberlegt,  alle  Ambts  vnd  andere  Rech- 
nung, auch  die  beuehliche,  auszüge,  quittantzen,  vnderzeichnete  Zeddell  vnnd 
was  sonst  mehr  nottwendigk  dargegen  ersehenn.  Als  woUenn  wir  vff  erinnerunge 
der  Cammer  Rethe  entwedder  selber  darbey  sein  odder  Jemandes  anders  dartzu 
verordenenn,  welche  nebenn  denn  Cammer  Rethenn  vndt  Rentmeister  dieselben 
anhörenn  Vndt  mitt  dem  Cammermeister  darauff  abrechnenn,  Es  soll  aber  gleich- 
wohl Inn  allewege  der  Cammermeister  richtige  auszüge  darauff  ferttigenn  vnndt 
vns  dieselben  zuschickenn, 

Der  Cammer  Schreiber  Rechnunge  aber,  damitt  dieselbenn  in  keinenn 
Rest  gerahtenn,  noch  vhrsache  habenn  mögenn,  mit  vnser  Jungenn  Vettern  gelde 
zuhandlenn,  So  sollen  die  Cammer  Rethe  alle  quartall  Ihre  Rechnunge  abfordern, 
Vnndt  soll  Ihnenn  vonn  dem  Cammermeister  kein  geldt  Inn  die  hende  gegebenn 
werdenn.  Er  habe  dann  sich  in  Ihrenn  Rechnungenn  ersehenn  Vnndt  souiell  be- 
fundenn,  das  Sie  denn  vorigenn  empfangk  aussgegebenn,  Ihre  Rechnungen  aber 
sollen  die  Cammer  Rethe,  Renth :  vnndt  Cammermeister  selbstenn  anhören  vnnd 
die  quitantzenn  vnndt  zeddell  ersehenn. 

Es  sollen  auch  die  Cammer  Rethe  alle  Leiptzische  merckte  besuchenn 
vnnd  alle  vnserer  Jungen  Vettern  Renth :  vnndt  Cammer,  auch  andere  vorfallende 
vnnd  Ihnen  anbeuholene  sachenn  nebenn  deme  Renth:  vnndt  Cammermeister 
verrichtenn  helffenn,  Sonderlichenn  mitt  fleiss  daran  sein,  das  die  Ambts  vnd 
andere  gefelle  richtig  erlegt  vnndt  einbracht,  Vonn  den  Schössern  wie  breuch- 
lichenn  richtige  austzüge  der  einnähme  vnndt  ausgäbe  abfordern,  vnndt  was  ein 
Jeder  zuerlegenn  schuldigk  mit  fleiss  ersehenn,  dasselbe  vonn  Ihnen  einbringenn, 
Damitt  die  Ambts  vnndt  andere  Persohn  en  nichts  vnder  sich  ziehenn,  mitt  der 
herrschaffl^  gelde  Parthieren  odder  sonsten  Ihrenn  eigenen  nutz  suchenn,  sich 
auch  nebenn  den  Rent  vnndt  Cammermeister  nach  beschluss  eines  Jeden  Marckts 
eines  auszugks  aller  einnähme  vnndt  ausgäbe  vergleichenn  \Tindt  vns  denselben 
vberbringenn. 

Auf  denn  Geistlichen  Kirchenkastenn  soUenn  die  Cammer  Rethe  vnnd 
Renttmeister  wie  bisshero  geschehenn.  So  lange  biss  wir  einanderst  darmitt  ver- 
ordenen  werdenn,    das  Oberauffsehen  haben.    Das  vber  Einnahme  vnd  ausgäbe 
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durch  M.  Johann  Reisiger  oder  wehr  künfftig  dorzu  verordenet  werden  magk, 
richtige  rechnunge  gehaltten,  die  Ausspendunge  von  halben  iaren  zue  halben 
iaren,  als  Trinitatis  \Tid  Martini  geschee,  \-nd  doran  sein,  das  weilandt  tJhur- 
furst  Augusten  zue  Sachssen  loblicher  gedechtnus  fundation  vnd  doruff  eruolgte 
anordenunge  Churfursten  Christiani  auch  seliger  gedechtnus  nichts  Zuwieder 
vorgenommen  werde. 

Es  sollen  auch  die  Cammerräthe  vnd  Renthmeistcr  alle  die  sachen,  so 
bisshero  in  Ihre  Expedition  gehöret  haben,  mit  treuem  vleisse  verrichtenn,  Als 
vorferttigunge  der  Diener  Bestallungen,  Hoff:,  Kuch:  vnd  Kellerordenunge,  Hoff- 
bücher, Schuldt :  \Tid  Begnadungsvorschreibungen,  Kauff,  Yererbungs  vnd  Pacht- 
briue,  Anschlege  ATid  Besichtigunge  der  gutem,  quittantzen  vber  die  angehörten 
vnd  erledigten  Rechnungen,  Item  die  Kohlbestallunge  vnd  Kohlfuren  vor  die 
Bergkwerge,  Holtzflossen,  Tausch  vnd  Yerwechselunge  der  guter,  Bestellunge 
der  Weingebirge,  Gefesse  \Tid  was  darzu  vonnöten,  Ambts :,  Lanndt :,  getreide :, 
Bier:,  Wein:,  Baufuren  vnd  Handtdienste ,  Holtz  \nd  Kohlbestellunge  vor  die 
Hofhalttunge,  Forwerge  vnd  eigenth umbliche  guter.  Item  was  anzuordenen  wegen 
der  Schreibgebur  inn  den  Embtern,  Bereinunge  der  Eigenthumblichen  gutere, 
vnd  warm  von  den  Einwohnern  inn  Stetten  ansuchunge  geschieht,  Ihre  heuser 
mit  brawen  vnndt  Schencken  zue  befreien,  mitt  allem  treuem  vleisse  verrichten, 
auch  inn  allen  sachen  vleissige  Ordenungen,  das  die  Rentherey  xnA  Cammer- 
gesellen  ein  ieder  zue  seinem  Dienst  zue  rechter  stunde  auff  vnd  abgehe.  Wie 
daim  zue  dem  ende  die  Renthereyschreiber  ahn  Renthmeister  vnd  die  Cammer- 
schreiber  ahn  Camniermeister  gewisen  seind, 

Vber  dieser  vnserer  Instruction  wollen  wir  auch  stete,  vest  vnd  vnuorbruch- 
lichen  haltten  \Tid  darwieder  ehtwas  zuthuen  oder  vorzunehmen  nicht  gestatten, 

Wir  behaltten  vns  aber  auch  vor,  dieselbe  nach  Vnserer  gelegenheitt 
iederzeit  zuendern,  zumehren  vnd  zuuerbessem, 

Alles  treulich  vnd  ohne  geuerde. 

Zu  urkund  haben  wir  zue  ende  vns  mit  eigenen  banden  vnderschrieben 
vnd  vnser  fürstlich  Secret  vffdi-ucken  lassen. 

Geschehen  ^-nd  geben  zu  Torgou  den  28.  Monatstagk  Martü  Nach  Christi 
Vnsers  heüant  geburt  Tausent  funff  hundert  vnd  im  Vier  vnd  Neuntzigsten  .Tare  *). 


m. 

Instruction,  wie  es  bey  der  neu  aufgerichteten  Chambre  des 

Comtes  oder  Ober-Rechen-Rath  gehalten  werden  solle  ^).       Aniass  zu  dem 

Ober-Rechen- 
Wir  Friedrich  August  von  Gottes  Gnaden,  König  in  Fohlen  etc.  uhrkunden         Rathe. 
hiermit:  Demnach  Wir  bey   Unserer  Zwölflgährigen  Königlichen  und  Churfürstl. 

^)  Der  vorersichtliche  Abdruck  ist  in  genauer  Uebereinstimmung  mit  dem 
Originalkonzepte  erfolgt,  welches  sich  in  den  Akten:  , Kammer-Instruktionen  de 
ao.  1594  sequ."  des  K.  S.  Hauptstaatsarchivs  Nr.  731  loc.  Nr.  12032  S.  1  ff.  be- 
findet. Die  vielfachen  Abweichungen  in  der  Rechtschreibung  finden  hauptsäch- 
lich in  dem  Umstände  Erklärung,  dass  an  der  Herstellung  des  Konzeptes  mehrere 
Personen  beteiligt  gewesen  sind,  deren  jede  ihre  eigene  Methode  der  Recht- 
schreibung befolgt  hat. 

2)  K.  S.  Hauptstaatsarchiv,  Akten  der  Geh.  Kabinettskanzlei  loc.  Nr.  751  Bl.  88. 
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Regierung  wahrgenommen,  dass  die  Directores  und  Collegia,  welche  mit  Piin- 
nahmen  und  Ausgaben  nebenst  anderen  zur  Administration  derer  ihnen  anver- 
trauten Regalien  gehörigen  Verrichtungen  occupiret  sind,  mit  Geschafften  sich 
fast  überhäufft  befinden,  es  auch  billig  und  sicherer,  nicht  weniger  von  besserer 
Ordnung,  dass  die  Rechnungen  bey  unsern  gesambten  Haupt  Gassen  fleissiger 
als  eine  Zeithero  bey  einem  und  dem  andern  geschehen ,  und  zwar  nicht  nach 
bissherigen  Gebrauch  von  denenselben,  so  die  Direction  und  Disposition  darüber 
gehabt,  sondern  von  unpartheyischen  Persohnen  defectiret  und  abgenommen 
werden,  dannenhero  Wir  vor  nöthig  und  dienlich  erachtet,  ein  Rechnungs- 
Collegium  aufzurichten  und  es  mit  einer  besondem  Verfassung,  zu  deren  Ein- 
richtung Wir  eine  gewisse  Commission  angeordnet,  zuversehen,  damit  alles 
dabey  ordentlich,  vernünfftig  und  getreulich  zugehen  möge;  so  haben  Wir  zu 
solchem  Ende  das  Rechnungs-CoUegium  also  bestellet,  dass  iederzeit 

Persohnen,    so  Ein  Praesident, 

dabey  arbeiten.  „  a  i  i-  i       a  i 

Zweene  Adeliche  Assessores  und 

Zweene  gelehrte  Beysitzer 
darinne  arbeiten  und  ihnen 

Ein  Secretarius,  dann 

Vier  Rechnungs  Examinatores  benebst 

Drey  Copisten  zugeordnet  sein,  auch 

Ein  Thürsteher  oder  Aufwärther 
dabei  aufwartten  solle. 

§  1. 

Deren  Amts-  Diese   Unsere    zum    Ober-Rechen-Rath  verordnete  Praesident  und    Ober- 

EfGDiiiir 

Rechen-Räthe  sollen  sich   der  wahren  Gottes  Furcht,  Christlichen  Lebens  und 

Wandels,  der  Treue,  des  Gehorsambs,  der  Arbeitsamkeit  und  Verschwiegenheit 

befleissigen,   ihren  Nachgeordneten  mit  guten  Exempel  vorgehen  und  sie  auch 

dadurch  zum  treuen  und  fleissigen  Dienst  anweisen  und  darauf  sehen,  dass  die 

eigentliche  Stücke  dieser  Instruction  bey    einer  jeden  Verrichtung  rechtschaffen 

beobachtet  und    der    von  Uns    abgezielte   heilsame    Zweck    glücklich  erreichet 

werden  möge. 

§2. 
besonders  des  Insonderheit  soll  der  Praesident  die  Direction  aller  dahin  gehörigen  Arbeit 

und  Verrichtungen  haben,  das  besondere  Collegial  Siegel,  welches  umb  mehrerer 
Authoritaet  willen,  weil  Wir  auch  verstatten,  dass  in  Unsern  hohen  Nahmen  ge- 
schrieben wird,  gefertiget  und  ihm  zugestellet  werden  soll,  in  guter  Verwah- 
rung und  Beschluss  halten,  bey  nöthigen  Abwesen  oder  Kranckheit  aber  denie 
nach  ihme  folgenden  Ober-Rechen-Rathe  übergeben,  nach  Befinden  die  Ober- 
Rechen-Räthe,  Secretarium,  Examinatores  und  Copisten  zur  Treue,  Fleisse  und 
Verschwiegenheit  anmahnen  und  anhalten,  die  Rechnungen  von  denen  Collegiis 
und  Cassen,  wo  selbige  geführet  werden,  oder  auch  von  denen  particulier  Per- 
sohnen, welchen  bey  Verschickungen  oder  sonsten  Gelder  anvertrauet  sind,  ab- 
fordern, selbige  an  die  Rechnungs-Examinatores  also  austheilen,  dass  allezeit 
bey  einer  Rechnung  nicht  nur  ein  Examinator,  auch  nach  Gelegenheit  und  Wich- 
tigkeit der  Sachen  deren  zwey  die  Untersuchung  zuthun  haben,  den  Calculum 
ziehen,   Defecta  machen  und  das  übrige,  was  hierbey  nöthig,  anmercken  soll, 
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sondern  damit  auch  die  Rechnungen  materialiter  und  formaliter  desto  zuverläss- 
licher  examiniret  und  zum  endlichen  Bestände  erörtert  werden  mögen,  hat  der 
Praesident  iedesmahl  einen  Ober-Rechen-Rath  darzu  mit  zu  deputiren  und  die 
Examination  mit  dessen  guter  Application  dirigiren  zu  lassen,  welches  hernach 
auch  diesen  besondem  Nutzen  haben  wird,  dass  dem  CoUegio,  wo  sich  dubia 
ereignen,  destomehr  Erläuterung  und  Information  gegeben  werden  könne,  und 
wenn  diessfalls  abgewechselt  wird  von  einer  Rechnung  zur  andern,  alle  und 
iede  die  völlige  Notiz  bekommen,  auch  nicht,  wie  öflFkers  sich  ereignet,  alles  auf 
derer  Subalternen  Zuthun  redundiren  möge. 

§3. 

Die  also  auscreworffene  Mängel  und  gezogene  Defecten  hat  der  Praesident  """i  ,<l^i^„9^,^'"' 

.„.  „.  ,.    Rechen-Rathe 

anzunehmen,   mit  dem  CoUegio  alsofort  wenigstens  noch  zur  Zeit  pro  generali  bey  dem  modo 

notitia  zuersehen,  denen  Rechnungsführern   oder  Vertrettem  oder  auch,  wo  der  ^°   ' 

Anordnungen  wegen  was  ausgesetzet  worden,  denen  Directoren  der  Gassen  selbst 
absonderlich  zu  commimiciren  und  binnen  gewisser  Frist  als  längstens  Sechs 
Wochen,  weil  doch  ein  ieder  seiner  gemachten  Anstalten  und  der  Rechnungs 
Führer  schon  bey  der  Uebergabe  seiner  Belege  gewiss  und  zur  Verantworttimg 
bereit  seyn  soll,  justificiren  zu  lassen. 

Wann  nun  die  Antworttung  darauf  erfolgt,  so  hat  der  Praesident  sambt 
seinen  Beysitzem  selbst  alles  wohl  zu  examiniren  und  nach  Erheischung  der 
Sachen  NothdurfFt  zur  Ertheilung  mehrerer  Erleuterung  den  Rechnungs  Führer 
selbst,  iedoch  ohne  Advocaten,  vor  sich  zuerfordem  oder  auch  nach  Befinden 
dem  Directori  der  Gassen  selbst  es  abermahl  schrifftlich  zu  communiciren  und 
dem  entstandenen  Zweifel  die  Erledigung  zusuchen,  dann  nach  gnugsamer  Er- 
wegung  und  Beschluss  der  Sachen  (wobey  die  vota  majora  zwar  gelten  sollen, 
iedoch,  wenn  einer  aus  dem  CoUegio  vermeynte,  er  habe  solche  erhebliche  Uhr- 
sachen, dass  er  mit  seinen  Dissensu  anderwerts  Beyfall  zuhoffen,  dass  dessen 
Votum  besonders  registriret,  und  wann  an  Uns  zu  referiren  nöthig,  solche  Mey- 
nung  dem  Berichte  mit  einverleibet  werden  möchte)  entweder  dem  Directori 
der  Gasse  oder  Rechnungs  Führer  die  Approbation  zugeben  oder  die  puncta  als 
beständige  Defecten  zudeclariren,  auch  aUenfalls  nach  Wichtigkeit  der  Sachen 
noch  eine  vierwöchentliche  Frist  zur  endlichen  Justification  zuertheilen.  Wenn 
aber  binnen  dieser  Zeit  die  Rechtferttigung  nicht  geschiehet,  noch  erhebUche 
Ursachen,  warumb  dieser  Indult  weiter  zuerstrecken  angeführet  und  die  Proro- 
gation nicht  erhalten  worden,  so  muss  der  Schuldige  die  Post  bezahlen  oder 
die  Execution  deshalber  in  sein  bereitestes  Vermögen,  auch  wenn  solches  ver- 
muthlich  oder  kundbar  nicht  zulänglich,  den  personal  Arrest  leiden. 

§  4. 
Es  soll  auch  der  Praesident  oder  bey  seinem  Abwesen  oder  Unpässlich-  Fernere  Gebühr 
keit  der  erste  Ober-Rechen-Rath   dem  Secretario  die  Goncepta  angeben,  selbige  ^^^teif^^de^r*^*^'" 
schleunig,    da  die  Sachen   noch  in  frischem  Andencken  sind,    verferttigen  und  ältesten  Raths. 
exhibiren  lassen,  die  exhibita  revidiren  und  zum  Ablesen  bringen,  auch  in  wich- 
tigen Dingen  die  praesentes  coUegialiter  die  Nahmen  anzeichnen  und  nicht  nur 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  ^Oj  g 


die  gezogenen  defecta  und  Anmerckungen,  welche  an  die  Rechnungs  Führer  oder 
an  die  Directores  comnmniciret  werden,  und  wiederumb  die  nach  ergangener 
Beantwortung  erfolgte  Resolutiones  von  dem  deputirten  Rath  und  dem  einen 
oder  zween  Examinatoren,  die  die  Rechnung  unter  der  Hand  gehabt,  unter- 
schreiben, sondern  auch  die  Bedencken  und  Berichte,  so  an  Uns  zum  geheimen 
Consilio  ergehen,  so  wohl  von  denen  Beysitzem  als  Secretario  mit  unterzeichnen 
und  in  seinem  beysein  durch  den  Anfwärther  siegeln  lassen,  wie  denn  auch, 
weim  künfftighin  die  Secretariat  oder  eines  Examinatoris  oder  aber  eines  andern 
Subalternen  Stelle  vacant  wird,  solches  zu  ünserm  Geheimbden  Consilio  ver- 
mittelst Vorschlagung  unterschiedener  Persohnen  einzuberichten  ist. 

§  5. 

Dem  Ober-  AufF  dass  nun  das  Ober-Rechnungs-Collegium   mit  desto  mehrem  Nutzen 

soll  aus  anderer  und  Ferttigkeit   seinen  Functionen    ein  Gnügen  thun  könne,   haben  sie  sich  in 

Verfassung     ^^^  Verfassung  eines  ieden  derer  andern  Collegiorum,  als  des  Kriegs  Raths,  der 

iufonnation  ge-  Cammer,  Steuer  und  der  General  Accise,  welche  mit  Einnahmen  und  Ausgaben 

beschäfftiget  sind,  als  dem  Fundamente  der  Rechnungs-Expedition  zu  informiren. 

Dannenhero    sollen   Ihnen   zu   dem  Ende  von  denen  Instructionen,   Königl.  und 

Churfürstl.    Rescripten ,   Mandaten ,    Capitulationen  ,    Bestallungen ,    Contracten, 

Catastris,  Schuldbüchern,  Registern  und  dergleichen  Schrifften  behufige  Commu- 

nication  Extractsweise,  so  viel  ihnen  zu  diesem  Vorhaben  zuwissen  von  nöthen, 

wiederfahren  und  desshalber  aus  Unsern  Geheimbden  Rathe  Befehl  ergehen. 

§  6. 
Er  hat  nur  mit  Und  wiewohl  das  Absehen  nur  auf  die  Current  Rechnungen  von  ao.  1705 

iusliflcirteii'^  ^^^^-  ^^>  ^^Iclie  SO  wohl  im  Königreiche  Fohlen  als  auch  in  Unsern  Churfürsten- 
Reehnimgen zu- thum  Sachssen  geführet  worden,  und  successive  auf  die  andern,  so  noch  nicht 
justificiret  sind,  gerichtet  ist,  so  sollen  Ihnen  doch  auf  Ihr  Verlangen  aus  allen 
doch  sollen  Collegiis,  Expeditionen  und  Stationen ,  als  der  Ober-Cämmerey ,  Pohlnisch  und 
Rechnungen  Sächss.  Kriegs-  und  Feld-Cassen,  Cammer-,  Hoff-,  Küchen-,  Keller-,  Conditorey-, 
communiciret  Jagd-,  Stall-,  Bau-,  Bergk-  und  andere  zur  Renth-Cammer  gehörigen,  dann  auch 
Steuer-,  General-Accise- ,  Reise-  und  dergleichen  alda  geführten  Rechnungen 
sambt  denen  Belegen,  so  offt  und  viel  es  nöthig,  abgefolget  und  extradiret 
werden,  nicht  zwar  zu  dem  Ende,  dass  diejenigen  Rechnungen,  die  bey  iedom 
Collegio  und  Station  richtig  abgenommen  und  die  Rechnungs  Führer  darüber 
quittiret  worden  (ausser  was  den  errorem  calculi  betrifft,  welchen  die  in  Rechten 
gesetzte  Maasse  und  Zeit  billig  verbleibet)  von  neuen  zur  Untersuchung  gezogen 
und  die  Vertretter  oder  deren  Erben  beunruhiget  werden  sollen,  sondern  um 
Information  daraus  zuschöpffen,  weil  doch  immer  eine  Zurechnung  auf  die  andere 
weiset.  Solte  sich  aber  auch  bey  der  Evolution  einer  solchen  bereits  abge- 
nommenen Rechnung  finden,  dass  etwas  von  Wichtigkeit  zu  Unsern  Schaden 
übersehen  und  vor  passirlich  erachtet  worden,  welches  doch  unrecht  wäre,  in- 
gleichen wenn  sichs  zutrüge,  dass  der  Rechnungs  Führer  einen  oder  mehr  Posten 
von  Importanz  bey  der  Einnahme  ausgelassen  hätte,  derentwegen  soll  die  Unter- 
suchung und  Justification  dieses  sonderbahren  Punckts  noch  alle  Weile  zuge- 
lassen seyn. 
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§7. 
Welches  auch  in  seiner  Maase  von  denen  Individual-  oder  Creyss-  und  Wie  es  mit  den 
Aemter-  oder  Local-Accis-Rechnungen  zuverstehen.  Denn  obwohl  die  Ober-Rechen-  Ambts-Recb- 
Canimer  es  dabei  billig  in  regula  bewenden  lasset,  dass  die  Creyss-Einnehmer  """fiten.™ 
und  Beambten  oder  andere  Individual  Rechnungs  Führer,  wenn  sie  einmahl  vor 
dem  CoUegio,  darunter  sie  stehen,  als  dem  Kriegs  Rathe,  Cammer,  Ober-Steuer- 
oder  General-Accis-Inspection,  ihre  Rechnungen  abgeleget  und  alda  justificiret 
haben,  auch  quittiret  sind,  alles  weitem  Anspruchs  erlassen  bleiben,  auch  der 
Oollegiorum  Anordnungen,  vor  welche  iedesmahl  eine  gute  Praesumtion  militiret, 
es  wäre  denn,  dass  solche  ihre  Instructiones  und  Pouvoir  in  denen  Anordnungen 
überschritten  hätten,  nicht  weiter  deswegen  zu  revidiren  sind,  dafeme  aber  bey 
denen  Extraordinarüs  an  Aussgaben  und  Einnahmen  in  denen  Aembtem-  und 
Creyss-  oder  andern  unter  denen  Collegiis  stehenden  Administratoren  ihren 
Rechnungen  solche  Casus  und  Umbstände  vorfielen  oder  auch  denunciret  werden, 
bey  welchen  ünserm  Interesse  besonderes  Nachtheil  zuwüchse,  so  soll  der  Pi-ae- 
sident  und  die  Ober-Rechen-Räthe  zuförderst  an  die  Collegia,  wohin  iedes  ge- 
höret, solches  durch  schrifftliche  Notificationes  verweisen  und  zugleich,  dass  die 
Subalternen  mit  gebührenden  Zwangs  Mitteln  zu  ihrer  Schuldigkeit  angehalten 
werden  möchten,  nachdrückliche  Erinnerung  thun,  bey  Unterbleibung  dessen 
aber  an  Uns  oder  Unser  Geheimbdes  Consüiimi  Bericht  ei-statten,  und  wie  weiter 
zu  procediren  behöriger  Verordnung  gewärtig  seyn. 


Und  damit  Unser  Interesse  diessfalls  destoweniger  Schaden  leide,  die  Ex-  Modus,  wie  die 

Collegia  die 
peditiones   auch  bey  dem   Ober-Rechen-Rathe  destomehr  facilitiret  werden,   so    Haupt-Reeb- 

wollen  Wir  an  Unsere  Ober  Cämmerey,  Kriegs  Rath,  Renth  Cammer,  Steuer  """e^n"oUe^^' 
und  General-Accis  Inspection  unverlangten  Befehl  ergehen  lassen,  dass  sothane 
Collegia  und  Expeditiones  alle  Stück  und  Individual  Rechnungen  vor  Einrich- 
tung der  Haubt  Rechnimg  selbst  mit  Zuziehung  ihrer  Subalternen,  und  wie  es 
die  bey  einen  ieden  befindliche  Instruction  und  Reglement  erfordert,  durchgehen, 
Defecta  ziehen,  denen,  so  die  Einnahme  und  Ausgabe  würcklich  führen,  zur  Be- 
antwortt-  und  Justificirung  communiciren  und  in  8  Wochen  nach  verflossenen 
Rechnungs  Jahre  eine  Indi\-idual  Rechnung  in  zuverlässige  Richtigkeit  bringen, 
auch  da  sich  auf  Unsere  immediate  oder  aus  dem  Geheimbden  Consilio  emanirte 
Rescripta  und  Anordnungen  bezogen  wird,  selbige  iedesmahl  annotiren  und  voll- 
kommene, Unsem  hohen  Nahmen  oder  auch  Unsers  Stadthalters  Lbd.  und  des 
Geheimbden  Raths  von  dem  Departement  Nahmen  imd  des  Geheimbden  Referen- 
darii  oder  auch  Secretarii  Unterzeichnung  mit  exprimirende  Abschriffien  bey- 
fügen,  nicht  weniger  auch  die  nur  erwehnter  massen  von  dem  Collegio  über 
denen  Rechnungen  derer  Subalternen  verferttigte  Defecta  und  derer  Beantwort- 
timg  als  das  materiale  primum,  woraus  die  Richtigkeit  solcher  Individual  und 
Stück  Rechnungen  ihre  Existenz  erlanget,  unter  des  Defectirers  und  Beant- 
wortters  Händen,  auch  expression  vom  Jahre  und  Tage  mit  beylegen  und  über- 
geben, der  Ober-Rechen-Rath  aber  eins  ohne  das  andere  nicht  annehmen  solle, 
denn  auf  solche  Arth  erlanget  der  Ober-Rechen-Rath  vollkommene  Notiz  imd 
rechtschaffene  Erläuterung,  es  wird  auch  damit  zugleich  verhütet,  dass  man  die 
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Sachen  nicht   so   weitläuflftig   suchen,    noch   es   mit   denen   Special  und   Stück 
Rechnungen  so  langsam  hergehen  und  Praejudiz  daraus  entstehen  dürffe. 

§9. 

Obacht  auf  die  Wo  aber  von   einen  Rechnungs  Führer  von  Unsem  eigenhändigen  oder 

"lungen.*^^*^  Unsers  Stadthalters  Lbd.  und  Geheimbden  Räthe  Anordnungen  die  vidimus,  so 
von  Secretario  eines  jeden  Collegii,  an  welches  die  Haupt  Befehle  ergangen,  zu- 
verrichten, oder  da  sich  Zweifel  bey  denen  Copeyen  ereignete,  die  erforderten 
Originalia  exhibiret  werden,  dabey  hat  die  Oberrechen-Kammer  es  mit  schuldigsten 
Respect  gegen  Uns  bewenden  zulassen  und  keine  weitere  Scrupulirung  zumachen, 
auch  diessfalls  auf  keine  Quittung  oder  Anwendung  der  Gelder  oder  causam 
debendi  zutreiben,  wo  Wir  solches  zumahlenbey  Präsenten  expresse  erlassen  haben. 

§  10. 
Die  Directores  Gleichwie  es   nicht  unbillig  ist,   dass  bei   der  Ober-Cämmerey,  dem  Ge- 

Colleo*ien"^v'e^-'^  heimbdeh  Kriegsrathe,  der  Renth-Cammer,  Ober-Steuer-Einnahme  und  der  General- 
treten zwar  ihre  Accis-Inspection  die  von  denen  Directoribus  oder  dem  Collegio  gemachte  An- 
Anstalteii,doch  '^   ,    ^,.         ,  i       i      t      tn-       •  o       o 

nicht  weiter  als  stalten   und    Verordnungen  durch  die   JJirectores,   wenn   solche  nehmlich  ohne 

"structfonen"  Communication  mit  dem  Collegio  ergangen,  oder  das  Collegium  oder  auch  con- 
junctim  vertretten  werden,  also  wollen  Wir  aber  hergegen  dieselben  nicht  über 
Gebühr  in  Anspruch  nehmen,  noch  sie  durch  den  Ober-Rechen-Rath  aus  ihrer 
Verfassung  und  Authoritaet  zum  Anstoss  setzen  lassen,  auch  ausser  ihren  An- 
ordnungen derer  in  denen  Rechnungen  von  denen  Rechnungs  Führern  begangenen 
Fehler  und  Versehen  halber  zu  keiner  Verantworttung  ziehen,  sondern  Uns 
alleine  diessfalls  an  die  Rechnungs  Führer  halten. 

§  11. 

Rechnungs  Alle   Rechnungs   Führer  bey  denen   Haupt  Gassen,   welchen  von   denen- 

^ ihre^R^edv"  jenigen  Collegiis ,  denen  sie  unterworffen ,  hiervon  behörige  Intimation  zuthun, 
nungen  zu  sollen  bey  Straffe  100  Thlr.  gehalten  seyn,  ihre  Rechnungen  zur  gesetzten  Zeit 
eingeben,  zuschliessen  und  Acht  Wochen  nach  dem  Schlüsse  selbige  zu  dem  Ober-Rechen- 
Rathe  einzuschicken,  es  wäre  denn,  dass  sie  aus  ehehafftlichen  Ursachen,  welche 
das  Collegium  zu  arbitriren  hat,  eine  Prorogation  erlangten,  und  da  sie  nach  Ab- 
lauff  solcher  Frist  von  dem  Rechnungs  Collegio  durch  eine  Auflage  oder  sonst 
nach  Befinden  unter  des  Collegii  Siegel  schrifftlich  erinnei't  worden,  abermahl 
ohne  Erlangung  fernem  Indults  die  prorogirte  Zeit  vergeblich  vorbey  streichen 
Hessen,  soll  diese  Busse  verdoppelt,  auch  von  denen  Morosis,  und  zwar  von 
denen  Subalternen  durch  den  Ambtmann,  von  denen  Haupt  Cassen  Administra- 
tores  aber  durch  militärische  Execution  selbst  eingetrieben  und  von  dem  Copisten, 
oder  wer  die  Besoldung  einnimmet,  die  Gelder  zu  Unserer  Disposition  verwahret 
werden,  üeber  18  Wochen  aber  sollen  sich  die  Indulten  allesambt  nicht  er- 
strecken. Würde  der  Rechnungs  Führer  die  zur  Justification  gesetzte  Zeit  vor- 
bey gehen  lassen,  ohne  zu  Recht  beständige  impedimenta,  welche  doch  ante 
lapsum  termini  der  Ober-Rechen-Cammer  angezeiget  werden  sollen,  allegiren 
zu  können,  so  soll  ihme  zwar  noch  ein  kurtzer  terminus  von  3  Wochen  sub 
poena   liquidi   confessi  et  convicti    angesetzet,   da   er  aber  vorsetzlich    aussen 
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bliebe  oder  nicht  völlig  der  Aufflage  ein  Gnügen  thäte,  in  contumaciam  wider 
ihn  verfahren  imd  er  von  dem  Collegio  pro  confesso  et  convicto  vermittelst 
eines  Decrets  declariret,  mithin  die  defectirte  Posten  pro  liquido  geachtet  und 
€r  zu  deren  Bezahlung  durch  Execution  oder  personal  Arrest  angehalten  werden. 


§  12. 
Was  die  Verrechnung  derer  Gelder  anbetrifft,  welche  zur  Zehrung  auf 
anbefohlenen  Reyssen,  bey  Gesandschaften  oder  zu  andern  Nutzen  und  Auffwand 
gewissen  particulier  Persohnen  aus  denen  Haupt  Gassen  gereichet  werden,  die- 
selben bleiben  billig  bey  denen  Gassen,  woher  die  Gelder  empfangen,  und  werden 
die  Haupt  Gassen  solche  Berechnungen  als  ein  Stuck  der  Ausgabe  und  Belege 
bey  sich  in  Richtigkeit  zusetzen  vmvergessen  sej-n.  Welche  von  Unsem  Ge- 
heimbden  Räthen  und  Generalen  oder  andern  vertrauten  Persohnen  aber  von 
Unseren  Handgeldern  oder  aus  dem  General  Kriegs  Zahl  Ambte  oder  der  Cammer 
oder  General  Accis  Inspection  besonders  auf  Unsem  Befehl  und  gegen  der  Em- 
pfänger Quittungen  Gelder  erhoben ,  darüber  sollen  die  Rechnungen  von  dem 
Ober-Rechen-Rathe  justificiret,  und  zwar  Sechs  Wochen  nach  Endigung  des 
Geschafftes  solche  Rechnungen  dahin  eingereichet  und  damit  weiter  gebührend 
verfahren  werden.  Liessen  aber  solche  particulier  Persohnen  vorsetzlich  ein  Jahr 
vorbey  gehen,  ohne  die  Sache  zur  Richtigkeit  zubringen,  soll  die  gantze  Post 
des  auf  Rechnung  empfangenen  Geldes  von  ihnen  oder  deren  Erben,  an  welche 
letztere  doch  zuförderst  eine  Auflage  ergehen  zulassen,  durch  militärische  Exe- 
cution oder  auch  personal  Arrest  ohne  fernem  Verhör  und  offerirte  justification 
eingetrieben  imd  zu  Unserer  Disposition  von  denen  Rechnungs  Examinatoribus 
oder  Copisten,  so  sich  am  besten  darzu  schicket,  und  welcher  die  meiste  Caution 
stellen  kann,  verwahret  werden. 


Individoal 
Rechnungen. 


Modus,  nach 
welchem  die 
Examiuation 
derer  Rech- 
nungen bey 

dem  Ober- 
Rechen-Rathe 

geschieht. 


§  13. 

Bey  der  Examination  derer  Rechnungen  haben  Praesident  und  Ober- 
Rechen-Rathe,  sowohl  auch  die  verordneten  Examinatores  fümehmlich  dahin  zu- 
sehen, ob  die  Einnahme  bei  Ordinariis  und  Extraordinariis  richtig  imd  mit 
Approbation-Scheinen  und  andern  Belegen  bescheiniget,  von  Weme?  Wenn? 
aus  welcher  Ursache?  an  was  Sorten?  Current  oder  Speciebus  die  Geld-  oder 
andere  Lieferung  geschehen?  ingleichen  wie  die  Ausgabe  bewandt  sei?  ob 
sie  an  den  rechten  Orth  verwendet?  Wer  die  Anordnung  darzu  gethan?  Obs 
nach  dem  vorgeschriebenen  Reglement  oder  auf  besondere  Befehle,  Anordnimgen 
und  dergleichen  geschehen  ?  und  ^ae  diese  beschaffen  ?  zu  welcher  Zeit  ?  von 
Wem?  an  was  Sorten?  in  welcher  Summa?  aus  welchem  debito  die  Zahlung 
erfolget?  wie  die  Quittungen  beschaffen,  so  darüber  ertheüet  worden?  ob  sie 
die  rechte  Connexion  mit  der  Anordnung  und  das  quäle  et  quantum  richtig 
haben  ? 

§  14. 

Wann  nun   der  Rechnungs   Führer  seine  Anstalten ,  Approbationes   und  Wie  die  Rech- 
Quittung  untadelhafft  vorgeleget  und  dabey  in  calculo  nicht  geirret  oder  sonst   zu^f^ttiren'^ 
kein  Mangel   oder  Betrug  erscheinet,  oder   da  ihme   das  eine  oder  das  andere 
als  Defect  ausgesetzet  worden,  dieses  justificiret  und  gut  gethan,  so  hat  er  in- 
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soweit  seinem  Ambte  Gnü^en  geleistet  und  ist  ihme  vou  der  Ober-Rechen-Cammer 
unter  Unserm  Ihr  anvertrauten  Siegel  und  des  Praesidenten  oder  in  dessen  Ab- 
wesenheit des  Vorsitzenden  Eaths  Unterschrifffc  und  des  Secretarii  Signatur  die 
Haupt  Quittung  zu  ertheilen. 

§  15. 

Wie  die  Direc-  Dafeme  aber  bei  denen  Anordnungen  sich  Mängel  befinden,  hat  der  An- 

rmngen^^justifl^-  oi'^inende  seine  Verantworttung  vor  angeregter  massen  zu  thun,  welches  sich  am 

ciren  sollen,    allermeisten  bey  denen  Extraordinariis   ereignet,   welche  der  Ober-Rechen-Rath 

genau  anzusehen  und  zu  erforschen  hat,  und  sind,  wenn  dieses  alles  rechtmässig 

erfolget,  dieselben  mit  Liberation  Scheinen  zuversehen. 

§  16. 
Wie  die  Untreue  Findet  sich  eine  straffbare  Verwahrlosung,  dolus  oder  solche  Fälle,  welche 

zubestraffen.  ^jj^gj.  ^{q  erneuerte  und  geschärffte  Constitution  vom  anvertrauten  Guthe  ge- 
hören, so  hat  die  Ober-Rechen-Cammer  solches  zu  Unsem  Geheimbden  Concilio 
gebührend  zuberichten  und  von  daher  die  Anstalten,  wie  und  wo  weiter  gegen 
die  untreuen  Administratores  mit  Inquisition  und  sonsten  zuverfahren  sey,  zu- 
gewartten, 

§  17. 

Wie  zweifei-  Weniger  nicht  sind  auch  die  Berichte  dahin  zuerstatten,    wenn   andere 

^^^erör^m  ^^'  zweifelhaffte  Fälle  erscheinen,  und  haben  alda  in  dergleichen  Sachen  diejenigen 

würcklichen  Geheimbden  Räthe,  welche  bey  denen  Cassen  dirigiren,  keine  vota, 

sondern  sich  vielmehr  so  lange,  als  dieser  Sachen  Relation   und  Consultationes 

dauern,  der  Geheimbden  Raths  Stube  zuenthalten. 

§  18. 

Wiediemangel-  Ereignet   sich  der  Mangel   darinnen,    dass   der  Rechnungs   Führer  seine 

nuneen  mver-  Capitul  bey  Einnahme  und  Ausgabe  nicht  ordentlich  gehalten ,   nicht  explicite 

bessem.       und  deutlich,    nicht  nach   natürlicher  Ordnung    der  Zeit   und   sonsten   nicht  in 

gehöriger  Weise  verferttiget  hätte,    sondern  sich  praeposterationes  und  andere 

ungewöhnliche  Dinge  befänden,   so  ist   das  Ober-Rechnungs-Collegium   befugt, 

solche   zurück  zugeben,   ein   besser  Model   vorzuschreiben  und   den  Rechnungs 

Führer    demselben   zufolgen,    auch   eine  neue  förmliche  Rechnung  binnen   14 

Tagen  oder  sonst  nach  proportion  der  Weitläufftigkeit  in  einer  gewissen  Frist 

durch  Geldbusse  oder  andere  zulängliche  Zwangs  Mittel  vorgeschriebener  massen 

einzugeben  mit  Nachdruck  anzuhalten. 

§  19. 
Remedia,  wenn  Damit  aber  doch  ein  Rechnungs  Führer  sich  nicht  zu  beschweren  Ursach 

FWir^r  s^h  b^^  habe,  dass  er ,  da  ihme  von  dem  Ober-Rechen-Rathe  unbillig  und  zu  hart  ge- 
schweret  schehen,  nicht  gehöret  würde,  so  soll  ihme  zugelassen  seyn,  bey  Unsem  Ge- 
heimbden Consilio  seine  Gravamina  binnen  10  Tagen  nach  publicirten  Decreto, 
darinnen  er  zur  Zahlung  condemniret  worden,  kurtz  und  nervöse  zu  deduciren, 
innmassen  denn  iedesmahl  mit  der  Execution  10  Tage  nach  eröffneten  Decreto 
und  länger  nicht  innezuhalten,   iedoch  auch  nach  Wichtigkeit  der  Sachen  bey 
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Unserm  Geheimbden  Consilio  umb  Adjunction  eines  oder  zween  Rechnungs  ver- 
ständigen Leuthe,  so  den  Bericht  hierauff  zugleich  mit  unterschreiben,  zubitten, 
damit  ihme  auch  gewillfahret,  dabey  aber  doch  kein  muthwilliger  Aufzug  und 
elusion  verstattet  werden  soll,  dai-auff  denn  nach  weiteren  Erkändnüss  der  Sache 
Unsers  Statthalters  Lbd.  und  die  Geheimbden  Räthe  den  Ausschlag  zugeben 
haben,  und  dabey  behalt  es  sein  unveränderliches  Bewenden.  Und  diese  ander- 
weite Cognition  der  Sache  hat  um  so  vielmehr  statt,  wenn  gegen  der  Directom 
Anstalten  etwas,  so  ihnen  zu  Praegravirung  gereichen  könnte,  verordnet  werden 
woUen. 

§  20. 
Die  Rückstände  aber,  welche  denen  Rechnungs  Führern  oder  Vertrettem  Beständige  De- 
beständig gemacht  sind,  mögen  durch  Suchung  rechtlichen  Erkändnüsses,  appel- sind  schleunigst 
Uren  oder  andere  aufhältliche  Wege  nicht  retardiret  werden,  sondern   es   sind   einzutreiben, 
der  Praesident  und  Ober-Rechen-Räthe  befugt-,  solche  mit  Zuthun  der  Miliz  oder 
anderer  obrigkeitlichen  Hand  durch  die  schleunigsten  Executiones  oder  personal 
An-este  ohne  Verstattung  derer  Hül£Ps  Fristen  einzutreiben. 

§  21. 
Hergegen  soll   aber   auch  die  Justification   derer  Rechnungen  vor  dieser  Sicherheit    der 
Ober-Rechen-Cammer  mit  der  Sicherheit  geschehen,  dass,  wenn  ein  Director  oder   Rechnungen. 
Rechnungs  Führer  auf  derselben  Bericht  von  Uns  selbst  ratione  der  Ober  Cäm- 
merey,  in  allen  andern  Rechnungen  aber  von  dem  Ober-Rechen-Rathe  quittiret 
und  absolviret  worden,  gegen   ihn  oder  dessen  Erben  niemahls  wieder  ein  An- 
spruch gemachet  oder  verhänget  werden  soll;  es  wäre  denn  Sache,   dass  etwas 
in   der  Rechnung   ausgelassen  und   zu  der   Ober-Rechen-Cammer  Wissenschafft 
nicht  gelanget  wäre,  also  die  Justification  diessfallss  auch  nicht  zulänglich  seyn 
köimte,  sondern   die   verschwiegene  Post    anderwerts  noch   examinii-et   werden 
müste. 

§  22. 
Von  dem  Secretario  wird  praesupponiret,  dass  er  gnugsame  Wissenschafft  Des  Secretarii 
der  Generalien  habe  und  von  so  guten  Verstände  sey,  dass  er  sich  in  die  Ver-  Ambt. 
fassungen  der  Kriegs-,  Cammer-,  Steuer-,  Accis-  und  dergleichen,  soweit  sie  in 
die  Rechnungen  einlauffen,  bald  finden  könne.  Bey  solcher  Geschicklich-  und 
Ferttigkeit  des  Styli  kommet  dessen  Verrichtung  darauf  an,  dass  er  das  Proto- 
coll  bey  denen  Consultationen  des  CoUegü  führe,  die  ihme  angegebene  Con- 
cepta  und  Registraturen  geschicklich  ferttige,  zur  Revision  übergebe,  hernach 
mundiren  lasse,  fleissig  coUationire  und  unterschreibe,  hernach  dem  Praesidenten 
und  Vorsitzenden  Rathe  zur  Unterschrifft  vortrage,  und  wann  solches  geschehen, 
siegeln  und  bestellen,  auch  benöthigte  Recepisse  zurück  bringen  lasse;  dass  er 
femer  ein  richtig  Inventarium  und  Registratur  über  die  einlauffenden  und  ex- 
pedirten  Sachen  halte  und  über  die  Canzley  die  Aufsicht  führe.  Er  hat  auch 
die  zum  CoUegio  einlauffende  Königl.  Rescripta  und  einlangende  Schreiben, 
Memorialien,  übergebfenen  Rechnungen  etc.  zu  praesentiren  und  dem  Praesidenten 
vorzutragen,  ingemein  aber  dahin  zusehen,  dass  alles  in  guter  Geheim  und  Ver- 
schwiegenheit bleibe,  dannenhero  er  weder  vor  sich  selbst  die  Geheimnüsse  aus- 
zuschreiben, noch  denen  Copisten  solches  zuverstatten  hat. 
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§  23. 

Der  Examina-  Der  Rechnungs  Examinatoren  Verrichtungen  bestehen  darinnen,   dass  sie 

richtung^  die  von  dem  Praesidenten  oder  Ober-Rechen-Rathe  empfangene  oder  zu  em- 
pfangen angewiesene  Rechnungen,  Register,  Manualien,  Belege  und  Zugehörungen 
annehmen,  praesentiren,  Scheine  darüber  geben,  hernach  die  Rechnungen  an  Ein- 
nahme und  Ausgabe  genau  und  fleissig  überlegen,  calculiren,  wo  was  ungebühr- 
liches verschrieben  oder  eingeschoben,  sowohl  die  Defecta,  wo  keine  oder  nicht 
gnugsame  und  hinlängliche,  zu  der  Sache,  Summa,  Zeit,  Persohnen,  geld  Sorten 
und  andern  Umbständen  quadrirende  Befehliche,  Approbationes,  Verordnungen, 
Quittungen  und  unterschriebene  Zettel  oder  Stück  und  einzel  Rechnungen  vor- 
handen, und  alle  andern  Defecten  richtig  anzeichnen,  keine  ungewöhnliche  Aus- 
gaben oder  doppelte  Verschreibungen  und  undeutliche  Dinge  oder  auch  prae- 
posterationes  passiren  lassen  und  die  Defecta,  wenn  sie  ordentlich  verfasset  und 
nebst  dem  committirten  Ober-Rechen-Rathe  von  ihnen  unterschrieben  sind,  dem 
CoUegio  vortragen,  auch  dass  die  Rechnungen  nicht  aufwachsen,  sondern  von 
iedem  Orthe  zu  rechter  obbestimmter  Zeit  eingereichet  werden,  Anregung  thun, 
und  wenn  solche  Erinnerungen  nicht  verfangen  wollen,  so  sind  die  Rechnungs 
Führer  hierzu  durch  Straff  auflagen  und  andere  Zwangs  Mittel  obgedachter 
massen  zu  compelliren.  Hiemechst  soll  ieglicher  Examinator  des  Montags  frühe 
einen  kurtzen  Extract  der  vorigen  Wochen  Arbeit  zuüberreichen  schuldig  seyn, 
Es  soll  auch  jeder  seine  besondere  Registranda  halten,  darin,  was  er  defectiret 
habe,  verzeichnen,  ingleichen  was  zur  Justification  und  endlichen  Richtigkeit 
kommen  sey,  anmercken. 

§  24. 

Ort  und  Zeit  Die  Expedition   soll   in  dem  sogenannten  Frau  Mutter  Hause  geschehen, 

der  Expedition. ^JJ^J  ^^^^  g^ljgg  aptiret  werden,  was  zur  Raths  Stube  und  Canzley  nöthig,  und 
sollen  alle  Werckel  Tage  wenigstens  4  Stunden  des  Vormittags  zu  denen  ordi- 
när Laboribus  ausgesetzet  und  eine  richtige  Abtheilung  der  Arbeit  von  dem 
Praesidenten  gemacht  werden,  der  Secretarius  und  die  Rechnungs-Examinatores, 
auch  Canzley-Verwanthen  aber  Vor-  und  Nachmittags  zuarbeiten  und  aufzu- 
wartten  gehalten,  dabey  aber  von  frembden  Persohnen  niemanden  bey  Verlust 
derer  Dienste  in  die  Expedition  zu  admittiren,  auch  weme  nicht  nöthig  oder 
sich  zur  Sache  legitimiren  kan,  nicht  das  geringste  zuweisen,  weniger  in  denen 
Rechnungen  und  Belegen  nachschlagen  zulassen  befugt  seyn. 

§  25. 

Schutz  und  Er-  Je  schwerer  nun  und  weitläufftiger  die  functiones  des  Praesidenten  und  derer 

^°*den'ober-^^"  Räthe  bey  diesem  Ober-Rechnungs-Collegio  seynd,  ie  mehr  sind  sie  durch  mächtigen 
Rechen-Kath  Schutz  und  Ergötzlichkeit  zum  Fleisse  und  Freudigkeit  aufzumuntern,  gestalten 
Wir  hiermit  nicht  nur  Unsers  Königlichen  Schutzes  und  Schirms  dieselben  ver- 
sichern, dass  Wir  nehmlichen  alles  dieses,  was  sie  zu  Folge  dieser  Instruction  und 
nach  Anleitung  ihrer  Pflichten  in  möglichster  Treue  und  ihren  besten  Verstände 
nach  werden  verrichtet  haben,  hiermit  vor  genehm  halten  und  Sie  oder  ihre  Erben 
auf  keine  Weise  weiter  zur  Rechenschafft  fordern  oder  deshalber  verunruhigen 
und  ansprechen  lassen  wollen  und  werden.  Sondern  Wir  erklähren  Uns  auch 
vor  Uns  und  Unssere  Nachkommen  hiermit  wohlbedächtig  und  zum  unveränder- 
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liehen  Bestände,  dass  Wir  zu  Abhörung  derer  Rechnungen  keine  andern  Com- 
niissiones  anordnen  wollen,  sondern  es  soll  alles  vor  ungültig  und  pro  sub-  et 
obreptitio  gehalten  werden,  was  ausser  dem  Ober-Rechen-Rathe  diessfalls  ange- 
ordnet und  expedifet  worden.  Hiemechst  verordnen  Wir  ihnen  zur  remuneration 
und  Besoldung,  und  zwar  dem  Praesidenten  1200  Thhr.,  iedem  der  Ober-Rechen- 
Räthe  800  Thlr.,  dem  Secretario  350  Thlr,,  einen  Examinatori  300  Thlr.,  dem 
ältesten  aber  350  Thbr.,  einen  Copisten  130  Thlr.  und  dem  Aufwärther  75  Thlr. 
jährlich,  in  denen  gewöhnlichen  4  Quartalen  zubezahlen.  Das  übrige  und  was 
mehr  zur  Anleitung  imd  Aufnehmung  Unsers  bey  dem  Ober-Rechen-Rathe  ab- 
gesehenen Zwecks  gereichen  kan,  wollen  Wir  bey  künfiftiger  Zeit  und  auf  er- 
stattete allerunterthänigste  Berichte  ihnen  in  Gnaden,  damit  Wir  ihnen  gewogen 
verbleiben,  zuertheilen  nicht  ermangeln.  Dessen  allen  zu  mehrerer  Uhrkund 
haben  Wir  diese  Instruction  eigenhändig  unterschrieben  und  Unser  Königl.  und 
Churfürstl.  Innsiegel  hierauff  drucken  lassen.  So  geschehen  und  geben  in  Unserer 
Stadt  Leipzig  den  24.  Mai  Anno  1707. 

Augustus  Rex. 


IV. 

Verordnung,  die  Oberrechnungskammer  betreffend, 

vom  4.  April  1877.^) 

Wir,  Albert,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Sachsen  etc.  etc.  etc. 
haben  für  angemessen  erachtet,  die  Wirksamkeit  der  Oberrechnungskammer  zu 
erweitem  und  die  Einrichtung  derselben  zu  ändern  und  verordnen  deshalb,  mit 
Bezugnahme  auf  die  Verordnung  vom  15.  Februar  1842  (Seite  55  ff.  des  Gesetz- 
und  Verordnungsblattes  vom  Jahre  1842),  hierdurch,  wie  folgt: 

§1- 

Geschäftskreis  der  Oberrechnungskammer. 

Die  Oberrechnungskammer  hat  teils  durch  Revision  und  Justifikation  von 
Rechnungen  über  Einnahmen  und  Ausgaben  von  Staatsgeldem  und  über  Zu- 
gang und  Abgang  von  Staatseigentum,  teils  durch  Superrevision  der  bei  den 
Ressortministerien  zur  Revision  und  Justifikation  gelangenden  dergleichen  Rech- 
nungen eine  Kontrolle  über  den  gesamten  Staatshaushalt  zu  führen. 

Rücksichtlich  der  Prüfung  und  Justifikation  der  Rechnungen  über  die 
Staatsschuldenkasse  wird  auf  die  Bestimmung  in  §  15  des  Gesetzes  vom  29.  Sep- 
tember 1834  (S.  211  der  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  vom  Jahre 
1834)  Bezug  genommen*);  wegen  Prüfung  dieser  Rechnungen  findet  das  in  §§  17 
und  18  der  gegenwärtigen  Verordnung  vorgeschriebene  Verfahren  mit  der  Mass- 
gabe Anwendung,  dass  der  Landtagsausschuss  zu  Verwaltung  der  Staatsschulden 
i  an  Stelle  des  daselbst  erwähnten  Ressortministeriums  tritt. 


*)  Gesetz-  imd  Verordnungsblatt  f.  d.  Königreich  Sachsen.    6.  Stück  vom 
Jahr  1877  S.  193  ff. 

*)  Vgl.  vS.  18  und  19  der  vorliegenden  Arbeit. 
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§2. 
Aeussere  Stellung  der  Oberrechnungskammer. 
Die  Oberrechnungskammer  ist   eine  dem  Gesamtministerium  unmittelbar 
untergeordnete,   den   einzelnen  Ministerialdepartements   gegenüber  selbständige 
Behörde, 

§3. 
Zusammensetzung  der  Oberrechnungskammei*. 

Die  Oberrechnungskammer  besteht  aus  einem  Präsidenten  und  der  erfor- 
derlichen Anzahl  von  Räten, 

§4. 
Revisions-  und  Kanzleibeamte, 
Der  Obei-rechnungskammer  werden  Revisions-  und  Kanzleibeamte  beige- 
geben, v?elche  auf  den  Vorschlag  des  Präsidenten   von   dem  Gesamtministerium 
ernannt  werden. 

§  5, 
Regulativ  über  den  Geschäftsgang. 

Der  Geschäftsgang  bei  der  Oberrechnungskammer  wird  durch  ein  Regu- 
lativ geregelt,  welches  von  dem  Gesamtministerium  auf  Vorschlag  der  Ober- 
rechnungskammer aufgestellt  wird. 

§  6. 

Kollegialische  Verfassung  der  Oberrechnungskammer. 

Die  Oberrechnungskammer   fasst   ihre   Beschlüsse   nach  Stimmenmehrheit 

der  Mitglieder,  einschliesslich  des  Vorsitzenden.    Wenn  an  der  Beschlussfassung 

mehr   als   drei  Mitglieder  teilnehmen  und   die  Stimmen   gleich  geteilt  sind,  so 

gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Die  kollegialische  Berathung  und  Beschlussfassung  ist  erforderlich,  wenn 

1.  an  das  Gesamtministerium  Vortrag  erstattet, 

2.  allgemeine  Grundsätze  aufgestellt  oder  bestehende  abgeändert, 

3.  allgemeine  Instruktionen  erlassen  oder  abgeändert, 

4.  über  Anordnungen  der  obersten  Verwaltungsbehörden  Gutachten   ab- 
gegeben werden  sollen. 

Die  Bezeichnung  der  übrigen  Fälle,  in  [welchen  es  der  koUegialischen 
Beratung  und  Beschlussfassung  bedarf,  wird  dem  in'§  5  gedachten  Regulative 
vorbehalten,* 

§7. 
Rechnungen,  auf  welche  sich   die  Wirksamkeit   der  Oberrechnungs- 
kammer überhaupt  erstreckt. 

Der  Revision  und  Justifikation,  beziehentlich  der  Superrevision  durch  die 
Oberrechnungskammer  unterliegen 

1,  diejenigen  Geld-  und  Naturalrechnungen,  durch  welche  die  Ausführung 
des  festgestellten  Staatsbudgets  und  der  dazu  gehörigen  Specialetats ')  und  son- 
stigen Unterlagen,  auf  welchen  dasselbe  beruht,  dargethan  wird,  und 


^)  Zur  Zeit  des  Erlasses   der  vorliegenden  Verordnung  fühi-te  der  Voran- 
schlag  der  Einnahmen   und  Ausgaben   des   Staates    die    offizielle   Bezeicnnung 
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2.  die  Geld-  und  Naturalrechnungen  derjenigen  Anstalten,  Stiftungen  und 
Fonds,  welche  lediglich  von  Staatsbehörden  oder  durch  von  Staatswegen  ange- 
stellte Beamte,  ohne  Beteiligung  der  Interessenten  bei  der  Rechnungsabnahme 
und  Justifikation,  verwaltet  werden. 

§  8.      _ 
Rechnungen,  deren  Revision  und  Justifikation  der  Oberrechnungs- 
kammer obliegt. 

Von  den  in  §  7  unter  1  bezeichneten  Rechnungen  liegt  der  Oberrech- 
nungskammer die  Revision  und  Justifikation  derjenigen  Rechnungen  ob,  welche 
von  den  als  unmittelbare  Dependenzen  der  Ministerien  anzusehenden  Kassen- 
verwaltungen abgelegt  werden. 

Rücksichtlich  der  Revision  und  Justifikation  der  Rechnung  über  die 
Landesimmobiliar-Brandversicherangskasse  durch  die  Oben-echnungskammer  wird 
auf  die  Bestimmung  in  §  36,  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  25.  August  1876  (Seit«  353 
des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes  vom  Jahre  1876)  Bezug  genommen'). 

Die  Bestimmung  in  §  2,  Absatz  2  des  Regulativs  vom  19.  April  1873, 
den  Feuerwehrfonds  betreffend  (Seite  418  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes  vom 
Jahre  1873),  wird  aufgehoben'^). 

§  9. 
Rechnungen,  deren  Superrevision  der  Oberrechnungkammer  obliegt. 

Die  Revision  und  Justifikation  der  in  §  7  bezeichneten  Rechnungen,  so- 
weit sie  nicht  nach  §  8  der  Oberrechnungskammer  obliegt,  erfolgt  bei  den 
Ministerien  und  anderen  oberen  Behörden.  Nach  Abschluss  des  Revisionsver- 
fahrens, aber  vor  Erteilung  des  Justifikationsscheins,  sind  diese  Rechnungen 
einer  Superrevision  durch  die  Oberrechnungskammer  zu  unterwerfen. 

Die  Oberrechnungskammer  ist  berechtigt,  nach  Massgabe  der  ihr  zur 
Verfügung  stehenden  Arbeitskräfte,  sowie  der  grösseren  oder  geringeren  Be- 
deutung dieser  Rechnungen  einzelne  derselben  von  der  regelmässigen  Super- 
revision auszuschliessen;  sie  hat  jedoch  solchenfalls  die  betreffenden  Rechnungen 
von  Zeit  zu  Zeit  einzufordern,  um  sich  zu  überzeugen,  dass  die  Verwaltung  der 
Fonds,  worüber  sie  geführt  werden,  vorschriftsmässig  erfolge. 


, Staatsbudget".  Dasselbe  zerfiel  in  Positionen,  mes  aber  lediglich  die  Ab- 
schlusssummen derselben  nach,  während  die  Einzelnachweisungen  für  die  ver- 
schiedenen Positionen  in  besondem  Anlagen  erfolgten,  welche  als  Specialetats 
bezeichnet  waren.  Gegenwärtig  schliesst  dagegen  der  Voranschlag,  welcher 
seit  Beginn  der  Finanzperiode  1880— 81  als  ,Staatshaushaltsetaf  bezeichnet 
wird,  das  frühere  Staatsbudget  und  die  demselben  angefügten  Specialetats  in 
den  einzelnen  Kapiteln  und  Titeln,  in  die  er  zerfällt  ist,  als  ein  Ganzes  in 
sich,  so  dass  jetzt  von  Specialetats  im  Sinne  des  vorersichtlichen  §  7  nicht 
mehr  die  Rede  sein  kann.     Vgl.  Lobe  a.  a.  0.  S.  737  N.  2. 

^)  Diese  Bestimmung  besagt  folgendes:  „Die  Rechnungsperiode  für  die 
Anstalt  ist  das  bürgerliche  Jahr,  und  ist  auf  jedes  derselben  über  Einnahme 
und  Ausgabe  bei  der  Brandversicherungskasse  Rechnung  abzulegen  und  diese 
an  die  Oberrechnungskammer  zur  Prüfung  und  Justifikation  einzureichen." 

^)  Hiemach  hatte  die  Oberrechnungskammer  auch  die  von  einer  Special- 
kasse abzulegende  Rechnung  über  den  sogenannten  Feuerwehrfonds  zu  revidieren 
und  zu  justifizieren. 


X24  Lobe, 

§  10. 
Inventarien-Verzeichnisse. 

Inwieweit  den  Rechnungen  Inventarienverzeichnisse  beizufügen  sind,  oder 
nur  deren  regelmässige  Führung  nachzuweisen  ist,  bleibt  der  Bestimmung  der 
Oberrechnungskammer  nach  Verschiedenheit  der  Kassen  und  Institute  überlassen, 

§  11. 
Rechnung  über  die  Kanzleibedürfnisse. 
Die   Rechnung   über   die  aus   dem  Dispositionsfonds   der  Oberrechnungs- 
kammer  zu   bestreitenden  Kanzleibedürfnisse  etc.   unterliegt   der  alleinigen  Re- 
vision  des  Präsidenten  und  ist  von  demselben  mit   den  Erinnerungen  dem  Ge- 
samtministerium zur  Prüfung  und  Entlastung  vorzulegen. 

§  12. 

Gegenstände,    worauf    die    Revision,    beziehentlich    Superrevision 
durch  die  Oberrechnungskammer  zu  richten  ist. 
Die  Revision,  beziehentlich  Superrevision  der  Rechnungen  durch  die  Ober- 
rechnungskammer  ist  ausser   der  formellen  und  kalkulatorischen  Prüfung  noch 
besonders  darauf  zu  richten: 

a)  ob  bei  der  Erhebung  und  Vereinnahmung,  sowie  bei  der  Verwendung 
und  Verausgabung  von  Staatsgeldem ,  ingleichen  bei  der  Erwerbung, 
Benutzung  und  Veräusserung  von  Staatseigentum  nach  den  bestehen- 
den Gesetzen  und  Vorschriften,  unter  genauer  Beachtung  der  mass- 
gebenden Verwaltungsgrundsätze,  verfahren  worden  ist; 

b)  ob  und  wo  nach  den  aus  den  Rechnungen  zu  beurteilenden  Ergeb- 
nissen der  Verwaltung  im  finanziellen  Staatsinteresse  Abänderungen 
nötig  oder  ratsam  erscheinen. 

Was  insbesondere  die  Superrevision  der  bereits  bei  den  Ministerien  oder 
anderen  Oberbehörden  revidierten  Rechnungen  anlangt  (§  9),  so  kann  die  Ober- 
rechnungskammer nach  den  vorbezeichneten  Richtungen  hin  nicht  bloss  neue 
Erinnerungen  aufstellen,  sondern  auch  die  bei  jenen  Ministerien  oder  anderen 
Oberbehörden  aufgestellten,  jedoch  im  Laufe  des  Revisionsverfahrens  wieder 
fallengelassenen  Erinnerungen  wieder  aufnehmen  und  weiter  verfolgen. 

§  13.  . 

Erkundigungseinziehung  etc.  und  kommissarische  Lokal- 
erörterungen. 

Die  Oberrechnungskammer  ist  berechtigt,  von  den  Behörden  jede  bei 
Prüfung  der  Rechnungen  und  Nachweisungen  für  erforderlich  erachtete  Aus- 
kunft, sowie  die  Einsendung  der  bezüglichen  Akten,  Bücher  und  Schriftstücke 
zu  verlangen. 

Der  Präsident  der  Oberrechnungskammer  ist  befugt.  Bedenken  und  Er- 
innerungen gegen  die  Rechnungen  an  Ort  und  Stelle  durch  Kommissare  erörtern 
zu  lassen,  auch  zur  Informationseinziehung  über  die  Einzelheiten  der  Verwaltung, 
sowie  zur  Vornahme  von  Erörterungen  über  die  in  Bezug  auf  die  Verwaltung 
der  Kassen  und  Führung  der  Kassenbücher  bestehenden  Einrichtungen  Kom- 
missare abzuordnen.     In   allen  Fällen   der  Absendung   eines  Kommissars  hat  er 
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jedoch  dem  Ressortministerium  davon  vorherige  Mitteilung  zu  machen,  damit 
dasselbe  sich  an  den  Verhandlungen  durch  einen  seinerseits  abzuordnenden 
Kommissar  beteiligen  kann. 

§  14. 
Allgemeine  Verfügungen  der  Behörden, 

Alle  Verfügxmgen  der  obersten  Staatsbehörden,  durch  welche  in  Beziehung 
auf  Einnahmen  oder  Ausgaben  des  Staates  eine  allgemeine  Vorschrift  gegeben 
oder  eine  schon  bestehende  abgeändert  oder  erläutert  wird,  müssen  sogleich 
bei  ihrem  Ergehen  der  ObeiTechnungskammer  mitgeteilt  werden. 

Allgemeine  Anordnungen  der  Behörden  über  die  Verwaltung  der  Kassen 
und  die  Führung  der  Kassenbücher  sind  schon  vor  ihrem  Erlasse  zur  Kenntnis 
der  Oberrechnungskammer  zu  bringen,  damit  dieselbe  auf  etwaige  Bedenken, 
welche  sich  aus  ihrem  Standpunkte  ergeben,  aufmerksam  machen  kann. 

§  15. 
Vorschriften  über  die  Form  der  Rechnungen. 

Die  Vorschriften  über  die  formelle  Einrichtung  der  Jahresrechnungen 
werden  durch  Vereinbarung  der  Oberrechnungskammer  mit  den  beteiligten 
Ministerien  oder,  soweit  eine  Einigung  nicht  eintritt,  durch  Entscheidung  des 
Gesamtministeriums  festgestellt  und  von  den  beteiligten  Ministerien  erlassen. 

§  1»3. 

Allgemeine  Vorschriften  für  das  Revisionsverfahren  bei  den 

Rechnungsexpeditionen. 

Für  das  Revisionsverfahren  bei  den  Rechnungsexpeditionen  der  Ministerien 

und  anderen  Oberbehörden  werden  allgemeine  Vorschriften  durch  Vereinbarung 

der    Oberrechnungskammer  mit    den  beteiUgten   Ministerien   oder,   soweit  eine 

Einigung  nicht  eintritt,  durch  Entscheidung  des  Gesamtministeriums  festgestellt 

und  von  den  beteiligten  Ministerien  erlassen. 

§  17. 

Einsendung  der  Rechnungen. 

Die  Einsendung  der  in  §  8  bezeichneten  Rechnungen  nebst  Belegen  an 
die  Oberrechnungskammer  zum  Zwecke  der  Rerision  und  Justifikation,  sowie 
die  Einsendung  der  in  §  9  bezeichneten  Rechnungen  nebst  Belegen  und  den 
Revisionsakten  an  dieselbe  Behörde  zum  Zwecke  der  Superrevision  erfolgt  durch 
das  Ressortministerium.  Die  Fristen  zur  Einsendung  sind  von  der  Oberrech- 
nungskammer im  Einvernehmen  mit  dem  Ressortministerium  oder  im  Mangel 
einer  Einigung  von  dem  Gesamtministerium  festzustellen. 

§  18. 

Aufstellung  und  Erledigung  der  Erinnerungen, 

Die  Oberrechnungskammer  hat  sämtliche  von  ihr  bei  der  Revision,  be- 
ziehentlich SupeiTCvision  der  Rechnungen  gegen  dieselben  aufgestellten  Erinne- 
rungen dem  Ressortministerium  mitzuteilen,  welches  sämtliche  diesfallsige  Be- 
antwortungen nebst  den  Belegen  an  die  Oberrechnungskammer  gelangen  lässt. 
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In  gleicher  Weise  ist  in  den  Fällen  zu  verfahren,  wo  eine  Erinnerung 
durch  die  Beantwortung  noch  nicht  vollständig  erledigt  worden  ist  und  deshalb 
eine  anderweite  Beantwortung  sich  nötig  macht. 

Die  Fristen  zur  Erledigung  der  Erinnerungen  werden  von  der  Oberrech- 
nungskammer festgestellt. 

§  19. 

Entscheidungen  des  Gesamtministeriums. 

Auf  Erinnerungen  der  Oberrechnungskammer,  welche  durch  den  Schriften- 
wechsel mit  dem  Ressortministerium  (§  18)  nicht  zur  Erledigung  gelangen,  ent- 
scheidet das  Gesamtministerium. 

Die  Oberrechnungskammer  kann  Erinnerungen,  von  deren  Erledigung 
die  Justifikation  der  Rechnungen  nicht  abhängt,  sowie  Vorschläge  über  Anwen- 
dung gleicher  Verwaltungsgrundsätze  oder  über  Verbesserungen  und  Vervoll- 
kommnungen in  der  Verwaltung,  insoweit  dazu  die  Ergebnisse  der  der  Prüfung 
unterlegenen  Rechnungen  Veranlassung  geben,  zum  Gegenstande  besonderer 
Vernehmung  mit  dem  Ressortministerium  machen.  Entstehen  darüber  zwischen 
beiden  Meinungsverschiedenheiten ,  so  hat  gleichfalls  das  Gesamtministerium  zu 
entscheiden. 

§  20. 
Defekte. 

Stellen  sich  bei  der  Revision  beziehentlich  Superrevision  der  Rechnungen 
durch  die  Oberrechnungskammer  Vertretungen  des  Rechnungsführers  heraus, 
deren  Deckung  durch  die  Beantwortung  der  Erinnerungen  nicht  nachgewiesen 
wird,  so  hat  die  Oberrechnungskammer  die  Vereimiahmung  dieser  Defektposten 
an  der  gehörigen  Stelle  der  nächstfolgenden  abzulegenden  Rechnung  anzuordnen 
und  zu  überwachen,  während  die  zu  deren  Beitreibung  etwa  nötige  Veranstaltung 
der  dem  Rechnungsführer  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  obliegt. 

Wenn  sich  aber  wegen  Gefahr  im  Verzuge  eine  schleunige  Verfügung 
zu  Beitreibung  der  Defekte  als  notwendig  darstellt,  so  hat  die  Oberrechnungs- 
kammer dem  kompetenten  Ministerium  hiervon  sofort  Mitteilung  zu  machen. 

Der  Oberrechnungskammer  ist  gestattet,  Defekte  wegen  geringfügiger 
Posten  in  den  Fällen,  wo  zu  deren  Erledigung  ein  unverhältnismässiger  Auf- 
wand an  Zeit  oder  Mühe  erforderlich  sein  würde,  oder  wegen  solcher  Posten, 
deren  Uneinbringbarkeit  bereits  feststeht,  ausnahmsweise  nicht  weiter  zu  ver- 
folgen, sondern  fällen  zu  lassen. 

§  21. 
Ausstellung  des  Justifikationsscheins. 
Sind  von  der  Oberrechnungskammer  dem  Rechnungsführer  gegenüber  Fa- 
innerungen    gegen    die   Rechnung  nicht   gemacht   oder   sind   die  von  ihr  gegen 
den  Rechnungsführer  aufgestellten  Erinnerungen  durch  deren  Beantwortung  er. 
ledigt  und   ist  die  Vereinnahmung   der  ausgeworfenen  Defektposten  durch   die 
nächstfolgende  Rechnung  nachgewiesen  worden,  so  hat  die  Oberrechnungskammer 
1.  in  Betreff  der   ihr   zur  Revision   und  Justifikation   überwiesenen  Rech- 
nungen  {§  8)   eine   dies  aussprechende  Erklärung  (Justifikationsschein) 
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auszustellen  und  dem  Rechnungsführer  durch  Vermittelung  des  Ressort- 
ministeriums auszuhändigen; 
2.  in  Betreff  der  bei  den  Ministerien  oder  anderen  Oberbehörden  revidier- 
ten  und   sodann   nach  §  9  bei   ihr  einer  Superrevision  unterworfenen 
Rechnungen  dem  Ressortministerium  imter  Rücksendung  der  Rechnung 
nebst  Belegen  und  Revisionsakten  ihr  Einverständnis  mit  Ausstellung 
des  Justifikationscheins  zu  erklären. 
Dem  Ermessen   der  Oberrechnungskammer  wird  aber  überlassen,  in  den 
FäUen,  wo  der  Rechnungsführer  die  ihn  treffenden  Rechnungsdefekte  anerkannt 
und   deren  Vereinnahmung  in  der  nächstfolgenden  abzulegenden  Rechnung  zu- 
gesichert  hat,   die  Ausstellung   des  Justifikationsscheins,   beziehentlich  die  Er- 
klärung  des   Einverständnisses   mit   der  Ausstellung   desselben,   unerwartet  des 
Nachweises    der   Vereinnahmung    mit   dem   Vorbehalte    dieses    Nachweises    zu 
bewirken. 

Wenn  die  Oberrechnungskammer  eine  bei  dem  Ressortministerium  oder 
einer  anderen  Oberbehörde  revidierte  Rechnung  einer  Superrevision  unterworfen 
und  sodann  ihr  Einverständnis  mit  einer  vorbehaltlosen  oder  mit  Vorbehalt  aus- 
zusprechenden Justifikation  erklärt  hat,  so  ist  dies  in  dem  bei  dem  Ressort- 
ministerium oder  der  betreffenden  Oberbehörde  auszufertigenden  Justifikations- 
scheine  zu  bemerken. 

§  22. 
Eintritt  der  Wirksamkeit  der  gegenwärtigen  Verordnung. 
Von  den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Verordnung  treten  die  in  §§  7, 
9  und  11  zuerst  rücksichtlich  der  auf  das  Jahr  1876  abzulegenden  Rechnungen, 
die  übrigen  Bestimmungen  aber  sofort  in  Wirksamkeit. 

Urkundlich  haben  Wir  diese  Verordnung  eigenhändig  vollzogen  und  Unser 
Königliches  Siegel  beidrucken  lassen. 
Dresden,  den  4.  April  1877. 
Albert. 
(L.  S.)  Alfred  von  Fabrice. 
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Die  Quinen-  und  Güterlotterie  in  Prenssen^. 

Von 

Dr.  Otto  Warschauer, 

Docent  der  Staatswissenschaften  an  der  Universität  zu  Leipzig. 

Die  Geschichte  der  Quinen-  und  Güterlotterie  in  Preussen  bildet 
ein  kurzes,  aber  lehrreiches  Kapitel  der  Wirtschafts-  und  Finanz- 
geschichte des  preussischen  Staates. 

Das  Lotterieedikt  vom  28.  Mai  1810^)  sollte  eine  durchgängige 
Reform  und  Reorganisation  der  preussischen  Staatslotterien  herbei- 
führen. 

Die  Zahlenlotterie,  die  seit  dem  8.  Februar  1763  in  Preussen 
bestanden,  aber  infolge  der  Eigenart  ihrer  technischen  Einrichtungen 
und  des  demoralisierenden  Einflusses,  den  sie  auf  die  Volksmassen 
ausgeübt  hatte,  nicht  geeignet  erschien,  dauernd  für  Rechnung  des 
Staates  verwaltet  zu  werden,  war  aufgehoben  worden;  jede  Möglich- 
keit, dieselbe  später  wiederum  einzuführen,  wurde  energisch  von  der 
preussischen  Staatsregierung  zurückgewiesen. 

Die  Klassenlotterie  war  durch  Kabinettsordre  vom  17.  März 
1810  einstweilen  suspendiert,  und  in  den  Regierungskreisen  bestand 
der  Plan,  dieselbe  gleichzeitig  mit  der  Zahlenlotterie  völlig  aufzu- 
heben und  statt  beider  neue  Landeslotterien  einzurichten,  welche 
der  Staatskasse  Einnahmen  zuführten,  ohne  die  Mängel  der  bisher 
bestehenden  Lotterien  zu  haben. 


^)  Die  Quellenangabe  erfolgt  derartig,  dass  generell  die  zur  Einsicht 
gewährten  Lotterieakten  des  Preussischen  Geheimen  Staats-  und  Mini- 
sterial-Archives  mit  G.St.A.,  diejenigen  des  Archives  der  Königlich  Preus- 
sischen General-Lotterie-Direktion  zu  Berlin  mit  A.  d.  G.L.D.  be- 
zeichnet werden. 

-)  Vgl.  Gesetzsammlung  für  die  Königlich  Preussischen  Staaten 
1810  S.  712  ff. 
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Zu  diesem  Zwecke  wurden  durch  das  Lotterieedikt  vom  28.  Mai 
1810  die  Quinen-  und  Gttterlotterien  in  Preussen  eingeführt. 
Beiden  Lotterien  war  eine  nur  kurze  Dauer  beschieden  und  beide 
Lotterien  führten  direkt  und  indirekt  Verluste  für  die  preussische 
Staatskasse  herbei. 

Die  Quinenlotterie  recht  eigentlich  war  dazu  bestimmt,  die 
Zahlenlotterie  zu  ersetzen.  Der  Plan,  eine  derartig  organisierte 
Lotterie  in  Preussen  zu  errichten,  war  nicht  neu;  bereits  im  Jahre  1776 
war  der  Versuch  gemacht  worden,  neben  der  bestehenden  Zahlen- 
und  Klassenlotterie  gleichzeitig  eine  Quinenlotterie  zu  veranstalten, 
aber  die  Ausführung  dieses  Planes  missglückte  wegen  vollständiger 
Teilnahmslosigkeit  des  Publikums. 

Erst  im  Jahre  1808,  nachdem  vielfache  Vorschläge  über  die 
Reform  der  Staatslotterien  dem  Könige  unterbreitet  worden,  dessen 
Beifall  jedoch  nicht  gefunden  hatten,  und  nachdem  die  Aufhebung 
der  Zahlen-  und  Klassenlotterie  definitiv  beschlossen  war,  wurde  das 
Projekt  zur  Errichtung  einer  Quinenlotterie  wiederum  in  Erwägung 
gezogen. 

Die  Quinenlotterie  ist  eine  Abart  der  Zahlenlotterie ;  sie  besteht 
aus  einer  gewissen  Anzahl  von  Zahlen,  bei  denen  jede  Verbindung 
von  5  Nummern  eine  Quine  bildet.  Je  grösser  die  Anzahl  der  ge- 
wäJilten  Zahlen,  desto  grösser  ist  selbstverständlich  nach  den  Sätzen 
der  Kombinationstheorie  die  Anzahl  möghcher  Quinen.  Während 
jedoch  bei  der  im  Verkauf  und  Einsatz  der  Lose  fast  unlimitierten 
Zahlenlotterie  die  einfachen  Auszüge,  Amben,  Temen  und  Quatemen 
Gewinne  erzielen  können,  lag  es  in  der  beabsichtigten  Organisation 
der  Quinenlotterie,  dass  für  eine  bestimmte  Anzahl  von  Losen, 
deren  Verkaufspreis  gleichmässig  vom  Unternehmer  festgesetzt 
werden  sollte ,  eine  bestimmte  Anzahl  von  Quinen .  imter  allen  Um- 
ständen mit  Gewinn  gezogen  werden  mussten. 

Nach  einem  dem  damaligen  preussischen  Finanzminister  von 
Alten  stein  ursprünglich  eingereichten  Plane  sollte  die  zu  errichtende 
Quinenlotterie  aus  35  Nummern  bestehen;  hierbei  waren  324,632 
Quinen  möglich.  Demgemäss  sollten  324,632  Quinenlose  zu  je  1  Thlr. 
ausgegeben  werden  und  auf  diese  324,632  Lose  1  Gewinn  zu  100,000 
TUm.,  6  Gewinne  zu  10,000  Thlm.,  14  Gewinne  zu  1000  Thlrn.. 
insgesamt  also  21  Gewinne  fallen.  Gegen  die  Ausführung  dieses 
Lotterieplanes  wurden  jedoch  mit  Recht  von  sachverständiger  Seite 
Bedenken  erhoben;   denn   es    erschien  in  hohem  Masse  fraglich,    ob 

Flnanzarchiv.    II.  Jahrg.  i^-j  9 
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eine  derartige  Anzahl    von  Losen  überhaupt,   und  speziell  im  Jahre 
1809,  auf  Abnehmer  rechnen  durfte. 

Ein  zweiter  Plan  vom  Staatsrat  Ho  ff  mann  ausgearbeitet  und 
von  einem  Königsberger  Kaufmann  technisch  ergänzt,  schien  eher 
die  Möglichkeit  der  Ausführbarkeit  für  sich  zu  haben.  Demgemäss 
sollten  30  Nummern  mit  142,506  Quinenlosen,  auf  die  1  Gewinn  zu 
50,000  Thlrn.,  5  zu  5000  Thlrn.,  12  zu  500  Thlrn.  fielen,  aus- 
gespielt werden. 

Obwohl  der  erste  Plan  bei  jedesmaliger  glücklicher  Durchfüh- 
rung einen  Reingewinn  von  125,158  Thlrn.  für  die  Staatskasse  in 
Aussicht  stellte,  während  der  zweite  Plan  im  günstigsten  Falle  nur 
eine  Einnahme  von  49,731  Thlrn.  sicherte,  entschied  sich  doch  Alten- 
stein, in  der  Ueberzeugung,  dass  selbst  ein  Loseabsatz  von  142,506 
Losen  nur  durch  eine  aussergewöhnliche  Teilnahme  des  spielenden 
Publikums  herbeigeführt  werden  könnte,  für  den  letzteren  Plan  und 
unterbreitete  denselben  mit  dem  gesamten  Prospekt  zur  Errichtung 
einer  Quinenlotterie  der  Erwägung  und  Genehmigung  des  Königs. 

Friedrich  Wilhelm  III.  war,  wie  aus  der  Geschichte  der 
preussischen  Zahlenlotterie  unschwer  zu  erkennen  ist,  ein  entschiedener 
Gegner  des  Lotto,  das  den  unteren  und  besitzlosen  Klassen  des  Volkes 
durch  die  beliebige  Höhe  eines  meistenteils  geringfügigen  Einsatzes 
verführerischen  Anlass  zum  Spiele  gab.  Der  Einsatz,  der  für  je 
ein  Quinenlos  festgesetzt  worden  war,  schien  diese  Möglichkeit,  wenn 
auch  nicht  aufzuheben,  so  doch  zu  erschweren.  Der  Plan  Alten- 
steins fand  daher  durch  Kabinettsordre  vom  25.  März  1809  die 
Genehmigung  des  Königs,  obwohl  Friedrich  Wilhelm  III.  gerechte 
Bedenken  über  die  geringe  Anzahl  der  Gewinne,  die  in  keinem  Ver- 
hältnis zu  der  Anzahl  der  ausgegebenen  Lose  stünden,  geltend  ge- 
macht hatte. 

Noch  weniger  Sympathien  fand  das  Projekt  des  Ministers  bei 
der  zuständigen  Unterbehörde,  der  Königl.  Preussischen  Lotteriedirek- 
tion, welcher  mit  Recht  die  projektierte  Ausführung  des  Planes 
sehr  bedenklich  und  gewagt  erschien.  D^r  damalige  Chef  der  preus- 
sischen Staatslotterien,  Wilckens,  hob  in  einem  hierüber  an  Alten- 
stein erstatteten,  sorgfältig  ausgearbeiteten  Berichte  nachdrücklichst 
hervor,  dass  die  nach  den  Erfahrungssätzen  berechnete  Zahl  der 
Spieler  unmöghch  dem  Debit  so  vieler  Lose  genügen  könne,  und  dass. 
da  die  Möglichkeit  nicht  vorhanden  sei,  sämtliche  Lose  zu  debitieren, 
für  die  Staatskasse  nicht  nur  kein  Nutzen,  sondern  zweifelsohne  ein 
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grosser,  in  den  damaligen  politischen  Verhältnissen  doppelt  fühlbarer, 
moralischer  und  finanzieller  Nachteil  durch  die  Quinenlotterie  ent- 
stehen werde.  Wilckens  ging  noch  weiter;  er  bat,  dem  Minister 
gegenüber,  mit  seiner  vollen  Person  und  für  seine  Ueberzeugung 
eintreten  und  als  Zeuge  für  die  Zukunft  dienen  zu  dürfen,  dass  er 
im  voraus  den  Nachteil  geschildert  habe,  der  sich  mit  grosser  Wahr- 
scheinlichkeit, ja  fast  mit  positiver  Gewissheit  bei  der  Quinenlotterie 
für  den  preussischen  Staat  ergeben  werde. 

Altenstein  jedoch  war  diesen  Vorstellungen  gegenüber  un- 
zugänglich. Am  26.  Februar  1810^)  schreibt  er  an  Wilckens: 
„Es  ist  wichtig,  dass  die  Ihnen  anvertraute  Partie  nach 
einer  höheren  Ansicht  und  eingreifender  in  das  allgemeine 
Interesse  der  Staatshaushaltung  behandelt  werde,  und  dass 
die  Ihnen  mitgeteilten  Ideen  mit  Beweglichkeit  aufgefasst 
und  künftig  ohne  zu  grosse  Aengstlichkeit  oder  Vorliebe 
für  das  gewohnte  oft  verkrüppelte  Alte  ausgeführt  werden." 

Die  Zukunft  soUte  lehren,  wie  verfehlt  Altensteins  Dispo- 
sitionen gewesen  und  wie  richtig  Wilckens  die  Verhältnisse  im 
voraus  beurteilt  hatte. 

Der  Kabinettsordre  des  Königs  vom  25.  März  1809  folgte  ein 
ministerielles  Reskript  Altensteins  vom  26.  Februar  1810,  durch 
welches  die  Quinenlotterie  definitiv  den  Vorschlägen  Hoffinanns  ge- 
mäss organisiert  wurde.  Die  Eröffnung  derselben  sollte  durch  das 
Lotterieedikt  vom  28.  Mai  1810  -)  dem  PubHkum  bekannt  gemacht 
werden. 

Die  technische  Organisation  dieser  neuen  Lotterie  erstreckte 
sich  hauptsächhch  auf  folgende  Punkte: 

Die  Quinenlotterie  bestand,  wie  schon  erwähnt,  aus  30  Zahlen, 
von  1 — 30  einschliesslich.  Demgemäss  wurden  142,506  Lose,  von 
denen  jedes  eine  Quinennummer  enthielt,  ausgegeben.  Der  Preis 
eines   Loses    betrug   1    Thlr.      Damit   die   Beteiligung    der   ärmeren 


^j  Ygl.  A.  d.  G.  L.  D. :  Acta  Generalia.  betreffend  die  neue  Einrichtung 
des  Lotteriewesens,  in  specie  die  Einführung  einer  Quinenlotterie. 

«)  Lotterieedikt  vom  28.  Mai  1810:  §  2.  „An  Stelle  der  Zahlen- 
lotterie tritt  eine  Quinenlotterie,  welche  durch  ihre  Einrichtung  die  Vor- 
züge, die  die  Zahlenlotterie  in  den  Augen  der  Spielenden  hat ,  die  Aussetzung 
der  Begünstigung  des  Glückszufalls  auf  eine  Combrnation  von  Zahlen  in  höherem 
Grade  als  die  Zahlenlotterie  selbst  besitzt,  ebenso  rasch  spielt  imd  dem  nach- 
teüigen  Reiz  der  Zahlenlotterie  vorbeugt,  indem  sie  bei  einem  höheren  fest- 
stehenden Einsatz  die  ärmere  Klasse  ausschliesst  und  keinerlei  Art  von  Aber- 
glauben begünstigt." 
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Klassen  durchweg  ausgeschlossen  und  somit  ein  Uebelstand  beseitigt 
werde,  der  wesentlich  zur  Aufhebung  der  Zahlenlotterie  geführt  hatte, 
wurde  jeder  Verkauf  von  Anteillosen  streng  verboten.  Auf  die 
142,506  Lose  fielen  18  Gewinne.  Die  Ziehung  erfolgte  in  drei  Zügen 
und  zwar  derartig,  dass  die  zur  Ausspielung  erforderlichen  Zahlen 
von  1 — 30  dem  versammelten  Publikum  vorgezeigt,  dann  einzeln  in 
Kapseln  verschlossen  und  durch  einen  Waisenknaben  in  das  Glücks- 
rad gelegt  wurden.  Hierauf  wurden  in  6  Intervallen  jedesmal  5  Num- 
mern herausgezogen,  aus  denen  sich  die  ersten  6  Quinen  zusammen- 
setzten, sodann  wurden  zum  zweiten-  und  drittenmale  die  30  Zahlen 
wiederum  in  der  beschriebenen  Art  in  das  Glücksrad  geworfen  und 
gleichmässig  die  zweite  und  dritte  Serie  von  je  6  Quinen  gebildet. 
Die  gezogenen  Quinen  der  ersten  Serie  gewannen  je  500  Thlr.,  von 
den  6  Quinen  der  zweiten  Serie  die  fünf  zuerst  gezogenen  5000  Thlr., 
die  letzte  und  sechste  Quine  aber  als  zwölfter  Zug  den  Hauptgewinn 
von  50,000  Thlrn. ,  und  von  den  6  Quinen  der  dritten  Serie  jede 
wiederum  500  Thlr.  Einem  Einsätze  von  142,506  Thlrn.  standen 
demgemäss  81,000  Thlr.  in  Gewinnen  gegenüber,  so  dass  der  Staats- 
kasse im  günstigsten  Falle  des  völligen  Loseabsatzes  bei  jeder 
Quinenlotterie  ein  Bruttoüberschuss  von  61,506  Thlrn.  ge- 
blieben wäre. 

Die  Auszahlung  der  Gewinne  sollte  auf  die  in  Berlin  gespielten 
Quinen  binnen  8  Tagen,  auf  die  auswärts  gespielten  Quinen  binnen 
14  Tagen  nach  der  Ziehung  ohne  jeden  Abzug  erfolgen.  Die  Ge- 
winne konnten,  dem  Wortlaute  des  Lotterieplanes  ^)  gemäss,  von 
keinem  Gläubiger  des  Spielers  mit  Beschlag  belegt  werden  und  fielen 
im  Nichterhebungsfalle  binnen  Jahresfrist  der  Generallotteriekasse 
zu.  Da  die  Quinenlotterie  durchweg  als  Nachfolgerin  der  Zahlen- 
lotterie gelten  sollte,  wurden  die  Einnehmer  der  letzteren  aufgefordert, 
umgehend  den  Debit  der  Quinenlose  zu  übernehmen. 

Gemäss  der  technischen  Organisation  der  Quinenlotterie  nahmen 
die  Ziehungen  ihren  Anfang. 

Bereits  bei  der  ersten  Ziehung,  die  am  20.  August  1810 
erfolgte,  kamen  viele  Fehler  in  der  Geschäftsführung  vor.  Ein  wesent- 
licher Misstand  wurde  dadurch  herbeigeführt,  dass  der  Plan  zur 
Quinenlotterie,    durch   welchen   dieselbe   erst   dem   Verständnis   und 


*)  Derselbe  findet  sich  in  Matthis:   Allgemeine  juristische  Monatsschrift 
für  die  Preussischen  Staaten.    IX.  Bd.  S.  213  ff. 
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Interesse  des  Publikums  näher  gerückt  werden  sollte,  nicht  rechtzeitig 
publiziert  werden  konnte,  da  er  mit  den  Worten  begann:  „im  Ver- 
folg des  Lotterie-Edikts  vom  28.  Mai  1810".  Dieses  Lotterieedikt 
war  aber  bei  der  ersten  Ziehung  der  Quinenlotterie  überhaupt  nicht 
publizierbar,  da  es  sich  gleichzeitig  auf  die  einzuführende  Güterlotterie 
bezog,  über  deren  definitive  Organisation  Altenstein  sich  noch 
völlig  im  unklaren  befand.  Aus  dieser  Verwaltungs  -  Inkonsequenz 
entsprangen  für  die  Quinenlotterie  eine  Reihe  unvorhergesehener 
Schwierigkeiten.  Zwar  war  von  Seiten  des  Lotterieinstitutes  den  Ber- 
liner Einnehmern  mitgeteilt  worden,  dass  die  bestellten  Lose  in  Em- 
pfang genommen  werden  könnten,  aber  die  Mehrzahl  der  auswärtigen 
Einnehmer  wurde  ursprünglich  dahin  informiert,  dass  ohne  öffent- 
liche Bekanntmachung  des  Planes  ein  Absatz  der  Lose  überhaupt 
nicht  erfolgen  dürfe.  Es  blieb  demgemäss  nur  die  Wahl,  entweder 
die  erste  Quinenlotterie  ohne  oder  mit  nur  geringfügiger  Beteiligung 
der  auswärtigen  Spieler  zu  veranstalten  oder  die  Ziehung  derselben 
bis  zu  einem  nach  Publikation  des  Planes  bezw.  Lotterieediktes  noch 
festzustellenden  Termine  zu  verschieben.  Der  einmal  festgesetzte 
Termin  wurde  jedoch  innegehalten  und  das  Publikum  über  die  Art 
und  Einrichtung  der  Lotterie,  ihrer  Pläne  und  Lose  lediglich  durch 
die  Einnehmer  persönlich  unterrichtet.  Selbstverständlich  wurde  das 
Verbot  des  Loseverkaufes  auch  für  die  auswärtigen  Einnehmer  später- 
hin aufgehoben,  aber  es  war  unschwer,  zu  erkennen,  dass  derartige 
aussergewöhnKche  Komplikationen  auf  den  Gesamtdebit  der  Lose 
hinderlich  einwirken  mussten.  Thatsächlich  war  auch  die  Beteiligung 
des  Publikums  eine  sehr  geringfügige.  Die  Quinenlotterie  sollt« 
zwar  durchweg  als  Nachfolgerin  der  Zahlenlotterie  gelten,  aber  sie 
fand  durchaus  nicht  die  Sympathien,  die  jene  in  fast  allen  Schichten 
der  Bevölkerung  und  in  fast  allen  Provinzen  des  Staates  sich  er- 
worben hatte. 

Insgesamt  wurden  zur  ersten  Ziehung  der  Quinenlotterie  von 
142,506  Losen  nur  51,592  abgesetzt;  also  fast  zwei  Drittel  des  ge- 
samten Losebetrages  war  unverkäuflich  geblieben.  Im  Verhältnis 
hierzu  war  das  finanzielle  Resultat  für  den  Staat  ein  relativ  günstiges 
zu  nennen.  Auf  die  abgesetzten  Lose  waren  im  ganzen  nur  17,000  Thhr. 
Gewinne  gefallen,  während  auf  die  nicht  debitierten  90,914  Lose  der 
Hauptgewinn  von  50,000  Thlm.  und  einige  Nebengewinne  im  Ge- 
samtbetrage von  14,000  Thlm.  fielen.  Dadurch  ergab  sich  nach 
Abzug  der  an  die  Einnehmer  zu  zahlenden  Provision  von  7  Prozent 
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ein  Reingewinn  von  30,942  Thlrn.  ^).  Aber  dieses  Resultat  sprach, 
so  glänzend  es  äusserlich  erscheinen  konnte,  nicht  für  die  Lebens- 
fähigkeit der  Quinenlotterie ,  sondern  war  lediglich  einem  Zufalle 
zuzuschreiben,  der  unberechenbar  war  und  leicht  zu  gunsten  der 
Spieler  sich  ändern  konnte. 

Der  Fall  trat  thatsächlich  bei  der  zweiten  Ziehung  der 
Quinenlotterie  ein,  die  trotz  des  ersichtlichen  Misserfolges,  welchen 
die  erste  Ziehung  aufzuweisen  hatte,  am  22.  Oktober  1810  erfolgte. 
Es  wäre  zweifelsohne  ratsamer  gewesen,  nach  dem  ersten  verfehlten 
Versuche  die  Quinenlotterie  sofort  gänzlich  einzustellen,  aber  Alten- 
stein hielt  es  für  notwendig,  die  zweite,  anfänglich  bereits  projek- 
tierte Ziehung  zu  veranstalten,  um  nicht  durch  eine  augenscheinliche 
Inkonsequenz  der  Regierung  das  ganze  Lotteriewesen  in  Preussen 
und  besonders  die  neuen,  durch  das  Lotterieedikt  vom  28.  Mai  1810 
getroffenen,  reorganisatorischen  Einrichtungen  bei  dem  Publikum  zu 
diskreditieren.  Die  Teilnahme  der  Spieler  war  für  die  zweite  Ziehung 
noch  bei  weitem  geringfügiger  wie  für  die  erste;  mehrere  Einnehmer 
lehnten  rundweg  den  Debit  aller  Lose  ab,  andere  sandten  vor  Beginn 
der  Ziehung  die  ihnen  früher  zuerteilten  sämtlich  oder  teilweise  als 
unverkäuflich  zurück,  und  von  142,506  Losen  waren  nur  26,332 
abgesetzt  worden.  In  die  grösste  Verlegenheit  kam  jedoch  das  Lotterie- 
institut nicht  nur  durch  die  geringfügige  Beteiligung  des  Publikums, 
sondern  hauptsächlich  dadurch,  dass  auf  die  wenigen,  abgesetzten 
Lose  im  Gesamtbruttobetrage  von  26,332  Thlrn.  der  Hauptgewinn 
von  50,000  Thlrn.  fiel.  Zur  Wahrung  des  Staatskredits  musste  die 
Auszahlung  der  Gewinne  unter  allen  Umständen  erfolgen.  Mit  welchen 
grossen  Opfern  dies  verbunden  und  wie  schwer  dies  zu  erreichen 
war,  kann  leicht  ermessen  werden,  wenn  man  sich  jenen  Augenblick 
der  äusseren  politischen  Situation  vergegenwärtigt,  in  dem  sich  die 
preussische  Monarchie,  in  ihrem  Territorium  verkleinert,  durch  Kriegs- 
lasten gebeugt,  in  ihren  Hilfsquellen  versiegt,  am  Ende  des  Jahres 
1810  befand. 

Das  Resultat  der  zweiten  Ziehung  der  Quinenlotterie  war  ein 
unerwartet  klägliches  und  traf  die  Staatskasse  hart.  An  Ausgaben 
und  Provisionen  waren  67,872  Thlr.  zu  entrichten ,  denen  nur 
26,332  Thlr.  Einnahmen  gegenüber  standen.  Auf  116,174  unab- 
gesetzte   Lose  fielen   15,000  Thlr.    Gewinne;   im  ganzen   hatte   der 
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Staat  bei  dieser  Ziehung  4154  Thlr.  ^)  verloren.  Zog  man  den  Saldo 
beider  Lotterien,  so  ergab  sich  ein  Verlust  von  10,598  Thlrn. ;  hierbei 
war  selbstverständlich  das  durch  Aufhebung  der  Zahlen-  und  Sistierung 
der  Klassenlotterie  für  die  preussische  Staatskasse  entstandene  lucrmn 
cessans,  das  sich  im  Verhältnis  zu  den  Einnahmen,  welche  die  Lotterie 
bisher  erzielt  hatten,  sehr  hoch  belief,  sowie  der  zur  Einführung  der 
Quinenlotterie  erforderlich  gewesene  beträchtliche  Kostenaufwand  gar 
nicht  in  Anrechnung  gebracht  worden. 

An  eine  dritte  Ziehung  der  Quinenlotterie  konnte  unter 
diesen  Umständen  nicht  mehr  gedacht  werden.  Nach  den  Mitteilungen 
geschäftserfahrener  und  sachverständiger  Lotterieeinnehmer  wäre  die 
Teilnahme  des  Publikums  hierfür  noch  geringfügiger  wie  bei  der 
zweiten  Ziehung  gewesen;  nur  auf  einen  Absatz  von  15,000  Losen 
war  mit  Sicherheit  zu  rechnen.  Es  blieb  daher  nichts  anderes  übrig, 
als  die  Quinenlotterie  vollständig  zu  sistieren  imd,  falls  der  Staat 
auf  die  Einnahmen  des  Lotteriemonopols  nicht  gänzlich  verzichten 
wollte,  an  die  Organisation  einer  neuen  Lotterie  zu  denken,  die  einen 
höheren  Reiz  für  den  Spieler,  einen  sichereren  Gewinn  für  den  Staat 
bot,  bei  welcher  das  Risiko  des  Unternehmers  begrenzt  und  doch 
das  Literesse  des  Publikums  gewahrt  werden  konnte.  Dies  führte 
zur  Einführung  der  „kleinen  Geldlotterie"  in  Preussen,  deren 
historische  Entwickelung  an  anderer  Stelle  gegeben  werden  wird. 

Durch  Kabinettsordre  vom  5,  Januar  1811  bestimmte  der  König, 
dass  die  Sistierung  der  Quinenlotterie,  bei  der  nur  Verluste  ent- 
standen und  für  die  Zukunft  zu  besorgen  seien,  sofort  zu  erfolgen  habe. 

Die  Hoffnungen,  die  Altenstein,  fachverständigen  Vorschlägen 
unzugänglich,  auf  die  Errichtung  dieser  gewagten  Lotterie  gesetzt 
hatte,  waren  unerfüllt  geblieben,  das  Experiment,  die  Quinenlotterie 
in  Preussen  einzuführen,  gänzlich  und  zum  Schaden  des  Staates  miss- 
glückt. 

Altenstein  hätte  dies  voraussehen  können  und  als  erprobter 
Finanzmann  voraussehen  müssen!  Eine  Anzahl  schwerwiegender 
Gründe  musste  bei  reiflicher  Erwägung  jeden  Volkswirt  und  Staats- 
mann zu  der  Ueberzeugung  führen,  dass  die  Quinenlotterie  ihrem 
inneren  Wesen  nach  lebensunfähig  und  ihr  Verfall  eine  unausbleib- 
Hche  Folge  volkswirtschaftHch  zwingender  Gesetze  sei. 

Bereits   die  Motive  ihrer  Entstehung  und   Organisation   waren 
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weder  überzeugend  noch  stichhaltig.  Die  Quinenlotterie  war  errichtet 
worden,  um  im  Gegensatze  zur  Zahlenlotterie,  die  den  Aberglauben 
und  die  Spekulation  in  hohem  Masse  erregte  und  beförderte,  die 
Teilnahme  der  unteren  und  besitzlosen  Yolksklassen  am  Lotteriespiel 
zu  erschweren.  Aber  dieser  Missstand  wurde  durchaus  nicht  durch 
die  neue  Lotterie  und  die  Art  der  bei  ihr  möglichen  Beteiligung  ge- 
hoben. Es  war  zwar  den  Einnehmern  verboten  worden,  Anteüslose 
auszufertigen,  aber  die  Vereinigung  mehrerer  zur  Entnahme  eines 
Loses  konnte  nicht  verhindert  werden  und  somit  die  Teilnahme  der 
ärmeren  Volksklassen  am  Spiele  nicht  absolut  ausgeschlossen  sein. 
Die  Quinenlotterie  als  eine  Abart  der  Zahlenlotterie  war  durch  den 
unberechenbaren  Zufall,  der  bei  ihr  in  noch  höherem  Masse  wie  bei 
der  Zahlenlotterie  zu  walten  hatte,  bei  weitem  eher  geeignet,  einen 
verderblichen  Aberglauben  zu  erregen,  wie  ihn  zu  dämmen.  Auch 
die  einfache  und  schnelle  Entscheidung  der  Ausspielung,  durch  welche 
nur  vorübergehend  die  Leidenschaften  der  Spieler  erregt  und  in 
Spannung  gehalten  wurden,  und  die  angeblich  einen  wesentlichen 
Vorteil  der  Quinenlotterie  bilden  sollte,  konnte  leicht  und  ohne  eine 
gefahrvolle,  eventuell  die  Staatsfinanzen  sehr  schädigende  Spekulation, 
durch  Einführung  des  Einklassensystems  bei  der  Klassenlotterie  erreicht 
werden. 

Ebenso  verfehlt  wie  die  Motive  ihrer  Einführung  war  der  Ge- 
danke ihrer  Errichtung  und  die  technische  Organisation  der  Quinen- 
lotterie. Ein  grosser  Teil  des  Publikums  verstand  den  Sinn  und 
Zusammenhang  des  Quinenspieles  ebenso  wenig,  als  es  die  Möglich- 
keit eines  Gewinnes  begriff.  Aus  den  Erfahrungen  der  Zahlenlotterie 
wusste  man,  wie  selten  eine  Terne,  wie  noch  bei  weitem  seltener 
eine  Quaterne  gewonnen  hatte;  für  den  Begriff  einer  Quine  war  im 
Publikum  bisher  fast  gar  kein  Verständnis  vorhanden.  Aber  selbst 
wo  dieses  vereinzelt  vorwaltete ,  wo  der  Spieler '  nicht  durch  seine 
eigene  Unkenntnis  von  der  Teilnahme  am  Spiele  abgeleitet  wurde, 
musste  ihn  doch  das  Missverhältnis  der  emittierten  Lose  zu  den 
thatsächlichen  Gewinnen  von  der  Beteiligung  an  der  Quinenlotterie 
abschrecken.  Aehnliche  Lotterien  mit  gleichen  Einsätzen  und  gleich 
geringen  Chancen  für  den  Spieler  sind  weder  vorher  noch  jemals 
nachher  in  Preussen  organisiert  gewesen.  Auf  142,506  Lose  fielen 
18  Treffer!  Die  möglichen  Gewinne  der  Quinenlotterie  waren  zwar 
nicht  unbedeutend,  nicht  reizlos,  nicht  ungeeignet,  den  Begehr  des 
Einzelnen   nach    schnellem    und   leichtem  Erwerb  zu  stacheln,    aber 
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immer  erschien  es  fraglich  und  selten  konnte  es  eintreffen,  dass  die 
Zahl  derjenigen,  die  von  der  blossen  Möglichkeit  eines  ansehnlichen 
Gewinnes  und  von  dem  Wahne  getrieben,  dass  sie  allein  das  Glück 
begünstigen  werde,  eine  genügende  Beteiligung  der  zum  Losverkauf 
nötigen  Spielinteressenten  herbeiführen  würde.  Thatsächlich  zog  sich 
die  Mehrzalil  der  bisherigen  Lotteriespieler  von  der  Quinenlotterie 
zurück,  versagte  vorläufig  ihre  Teilnahme  und  wollte  erst  durch  die 
einzelnen  Ziehungen  belehrt  werden,  welche  positiven  Chancen  sich 
dem  Spieler  böten.  Schon  hieraus  hätte  bei  Beginn  der  Lotterie  sich 
die  zwingende  Notwendigkeit  eines  mangelnden  Loseabsatzes  heraus- 
stellen müssen.  Aber  auch  die  Höhe  des  Einsatzes  für  je  ein  Kauflos 
erhöhte  diesen  durch  die  technische  Organisation  des  Spieles  hervor- 
gerufenen und  daher  unvermeidlichen  Missstand.  Bei  der  bisherigen 
Zahlenlotterie  waren  allerdings  von  seiten  der  Spieler  insgesamt 
höhere  Einsätze  geleistet  worden  als  die  Quinenlotterie  forderte,  aber 
dieselben  waren  mehr  oder  weniger  dem  Belieben  des  einzelnen  an- 
heimgesteUt  gewesen,  durchschnittlich  in  ihren  Beträgen  geringfügig 
und  fast  durchweg  unter  dem  Preisniveau  eines  Quinenlotterieloses.  Ln 
Gegensatze  zur  Klassenlotterie  wurde  dieser  Missstand  allerdings 
weniger  fühlbar,  aber  gerade  hier  zeigten  sich  andere  Folgen  einer 
fehlerhaften  Organisation.  Die  Melirzahl  der  Klassenlotteriespieler, 
die  bisher  30  Thlr.  für  je  ein  Los  der  Klassenlotterie  gezahlt  hatte, 
nahm  nicht  30  Quinenlose  zu  je  einem  Thaler  Einsatz,  sondern 
begnügte  sich,  soweit  sie  sich  überhaupt  am  Quinenspiel  beteiKgte, 
mit  je  einem  Lose.  Demgemäss  wirkte  nicht  nur  die  relative  Ge- 
ringfügigkeit der  Gewinne  und  die  Höhe  des  Einsatzes,  sondern  auch 
die  viel  zu  hoch  bemessene  Anzahl  und  übergrosse  Menge  der  Lose 
störend  auf  deren  Debit  ein.  Selbst  bei  Anwendung  aller  nur  erlaubten, 
mögUchen  und  zweckmässigen  Mittel  wäre  der  dauernde  Absatz  von 
142,506  Losen  kaum  durchzuführen  gewesen.  Diesem  Missstande 
konnte  durch  die  in  der  Natur  des  Quinenspieles  begründete  Eigenart 
schwer  abgeholfen  werden.  Bei  jeder  Lotterie  ist  es  Hauptsache, 
schnell  zu  erkennen,  ob  eine  dem  Bedarf  der  Spieler  adäquate  An- 
zahl der  Lose  vorhanden,  oder  ob  dieselbe  der  Nachfrage  gegenüber 
zu  hoch  oder  zu  niedrig  bemessen  ist.  Eventuell  müssen,  um  die 
Existenz  der  Lotterie  zu  sichern  oder  das  Interesse  des  spielenden 
Publikums  wach  zu  erhalten,  so  schnell  wie  möglich  diesbezügliche 
Aenderungen  vorgenommen  werden.  Aber  bei  der  Quinenlotterie  war 
dies  schwer  durchführbar;  sie  war  weder  erweiterungs-  noch  reduk- 
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tionsfahig.  25  Zahlen  geben  53,130  Quinen,  30  142,506,  35  342,632, 
je  fünf  Zahlen  verändern  gänzlich  die  Chancen  des  Unternehmers 
oder  Spielers  und  das  finanzielle  Tableau  der  Lotterie, 

Und  bildete  es  einen  elementaren  Missstand  der  Quinenlotterie, 
dass  sie  nicht  geeignet  war,  sich  den  Zeitumständen  und  Wünschen 
des  Publikums  jeweilig  zu  accommodieren,  so  lag  der  Hauptgrund 
ihrer  Existenzunfähigkeit  in  der  finanziellen  Basis,  auf  der  sie  ruhte. 
Fiel  der  Hauptgewinn  auf  ein  verkauftes  Los,  so  hätten  die  Ein- 
nahmen in  den  seltensten  Fällen  dazu  gereicht,  die  Staatskasse  vor 
beträchtlichem  Schaden  zu  hüten ;  fiel  der  Hauptgewinn  in  die  nicht 
abgesetzten  Lose  und  dem  Staate  als  Unternehmer  zu,  so  hätte  bei 
der  Höhe  des  Gewinnes  das  Publikum  entweder  das  Vertrauen  zur 
Lotterie  verlieren  müssen,  oder  doch  mindestens  seine  Teilnahme  an 
derselben  bedeutend  eingeschränkt. 

Auch  finanzpolitische  Bedenken  sprachen  gegen  die  Errichtung 
einer  Quinenlotterie.  Das  Einkommen,  welches  der  Staat  durch  diese 
Lotteriesteuer  zu  erheben  versuchte,  war  kein  festes,  jährlich  gleich- 
massiges,  einheitlich  vorauszuberechnendes,  wie  es  bei  der  Klassen- 
lotterie annähernd  möglich  ist,  sondern  hatte  lediglich  den  Charakter 
einer  aus  Spekulationen  resultierenden  Einnahme.  Konnte  und  wollte 
der  preussische  Staat  im  Jahre  1810  auf  die  Revenuen,  welche  ihm 
die  Lotterien  bisher  zugeführt  hatten,  nicht  gänzlich  verzichten  —  und 
dies  wäre  bei  der  durch  die  Kriegsverhältnisse  geschafi'enen  Finanz- 
lage des  Landes  fast  unmöglich  gewesen  — ,  so  musste  er  den  eigent- 
lichen Zweck  einer  jeden  Lotterie  —  die  Sicherung  eines  möglichst 
hohen  Unternehmergewinnes  —  im  damaligen  Augenblicke  um  so 
energischer  verfolgen,  keinesfalls  aber  ein  Staatsgeschäft  entrieren, 
dessen  Endresultat  ihn  unter  Umständen  finanziell  zu  schwächen 
imstande  war. 

Die  Quinenlotterie  konnte  daher  nicht  von  dauerndem  Erfolge 
begleitet  sein,  weil  sie  ohne  genügende  Existenzgründe  und  Fach- 
kenntnis errichtet,  in  ihren  technischen  Eigentümlichkeiten  dem 
Publikum  neu  war  und  unbekannt  blieb,  weil  die  Anzahl  ihrer  Lose 
eine  zu  grosse,  die  Wahrscheinlichkeit  eines  Gewinnes  für  den  Spieler 
eine  zu  geringe,  sie  ihrer  inneren  Beschaffenheit  nach  schwerfällig 
und  kaum  änderungsfähig  war,  und  weil  endlich  staatswirtschaftliche 
Bedenken  finanzieller  Natur  von  grosser  Tragweite  und  voller  Be- 
rechtigung sich  stets  gegen  sie  hätten  erheben  müssen. 

Gemeinsames    Gesetz   und   Schicksal  teilt  mit  der  Quinen-  die 
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Gtiterlotterie !  Auch  sie  enthielt  in  ihren  Existenzbedingungen  den 
Keim  des  Verfalls,  auch  sie  erregte  unerfüllbare  Hoffnungen  und 
auch  sie  ist  als  ein  verunglücktes  Experiment  in  der  Geschichte  der 
preussischen  Staatslotterieen  zu  verzeichnen !  Fast  gleichzeitig  mit  der 
Quinenlotterie  eingeführt,  endete  die  Güterlotterie  kurze  Zeit  nach 
deren  definitiver  Aufhebung.  Beide  Lotterien  umschlingt  das  Band 
eines  schweren,  aber  zu  vermeidenden  Missgeschickes!  Während 
jedoch  die  Quinenlotterie  als  ein  gefährliches  Experiment  des 
Staates,  das  nur  ihn  allein,  als  Unternehmer,  schädigen  konnte,  zu 
bezeichnen  ist,  erregte  die  Güterlotterie  die  Leidenschaften  gewisser 
Berufsgruppen  und  war  unter  Vereinigung  aller  Missstände,  welche 
die  Quinenlotterie  aufzuweisen  hatte,  gleichzeitig  geeignet,  den  Wohl- 
stand einzelner  zu  schädigen,  ohne  dem  Gesamtwohl  zu  nützen.  War 
aber  bei  der  Quinenlotterie  der  leitende  Staatsminister  durchaus 
nicht  frei  von  dem  Vorwurfe,  diese  Lotterie  aus  eigener  Initiative 
und  selbständig  errichtet  zu  haben,  so  erfolgte  die  Einführung  der 
Güterlotterie  lediglich  auf  Wunsch  und  Drängen  der  Grundbesitzer, 
denen  die  Staatsregierung  in  schwerer  Zeit  Hilfe  und  Unterstützung 
wohlwollend  gewähren  wollte.  Der  Gedanke,  Güterlotterien  in  Preussen 
unter  staatlicher  Autorität  zu  veranstalten,  entsprang  den  Kreisen 
ländlicher  Grundbesitzer,  deren  Lage  seit  dem  Jahre  1807  eine 
höchst  bedrängte  geworden  war,  während  die  städtischen  Grund- 
besitzer weniger  unter  der  Ungunst  der  politischen  Verhältnisse  zu 
leiden  und  daher  zur  Verbesserung  ihrer  finanziellen  Lage  nicht  direkt 
an  die  Staatsregierung  appelliert  hatten. 

Ein  kurmärkischer  Rittergutsbesitzer,  Namens  von  Zülow, 
wandte  sich  1809  an  Altenstein  mit  der  Bitte,  Grundeigentümern 
für  die  durch  den  Krieg  erlittenen  Schicksalsschläge  aussergewöhn- 
lichen  Schutz  zu  gewähren  und  zu  diesem  Zwecke  Güter-  und  Häuser- 
ausspielungen in  Form  staatlich  geleiteter  Lotterien  zu  veranstalten. 
Altenstein  zeigte  sich  den  Vorstellungen  des  Bittstellers,  der  im 
Namen  vieler  bedrängter  Berufsgenossen  zu  petitionieren  schien,  nicht 
abgeneigt.  Eine  Reihe  äusserlich  verlockender,  wenn  auch  thatsäch- 
lich  wenig  stichhaltiger  Gründe  schien  für  das  Projekt  zu  sprechen. 
Für  eine  grosse  Anzahl  von  Grundbesitzern  hätte  eine  derartige  in- 
direkte Staatssubvention  ein  Rettungsmittel  in  der  Not  werden  können ; 
der  Vorteil  des  spielenden  Publikums,  das  die  Güterlotterie  der  Klassen- 
lotterie vorziehen  und  mit  geringer  Bareinlage  Grundbesitz  erwerben 
und   zugleich  Mitmenschen   vor  dem   Ruin   schützen   würde,    konnte 
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gewahrt  bleiben,  und  auch  die  Möglichkeit  war  gegeben  und  unschwer 
zu  verteidigen,  dass  Ausländer,  begünstigt  vom  Grlück  und  Zufall, 
in  den  Besitz  von  Grundstücken  in  Preussen  gelangt,  vielleicht  ihr 
Heimatsland  verlassen,  nach  der  Stätte  ihres  neuen  Grrundeigentums 
mit  ihrem  gesamten  Vermögen  übersiedeln  und  somit  zur  wirtschaft- 
lichen Hebung  Preussens  beitragen  würden.  So  schien  eine  einzu- 
führende Güterlotterie  die  Sicherheit  des  Erfolges  in  sich  zu  tragen 
und  bestehenden  Missständen  Abhilfe  schaflPen  zu  können.  Den  bis- 
herigen Grundbesitzern  konnte  aus  ihrer  bedrängten  Lage  geholfen, 
die  Schulden  der  einzelnen  getilgt  und  gleichzeitig  die  Geldcirkulation 
im  Staate  befördert  werden. 

Altenstein  Hess  sich  durch  diese  äusserlich  bestechenden  Gründe 
bestimmen,  dem  Projekte  einer  Güterlotterie  näher  zu  treten,  das- 
selbe zur  Ausführung  zu  bringen  und  somit  Lotterien  in  Preussen 
zu  organisieren,  die  allerdings,  wenn  auch  in  anderer  Form,  so  doch 
schon  früher  daselbst  existiert  hatten  und  unschwer  in  der  Erinnerung 
des  spielenden  Publikums  aufgefrischt  werden  konnten.  Bereits  vor 
dem  Jahre  1809  waren  in  Preussen  Güterlotterien  veranstaltet  worden. 
Durch  ministerielles  Reskript  vom  3.  Juni  1712  ^)  wurde  die  Kon- 
zession zum  Ausspielen  eines  Grundstücks  in  Berlin  gegeben  und 
auch  für  das  Jahr  1716  finden  sich  in  den  Akten  Andeutungen  über 
eine  ähnlich  organisierte  Lotterie.  Für  die  erteilten  Konzessionen 
zahlten  die  Unternehmer  bestimmte  Summen  an  milde  Stiftungen; 
der  Berliner  Magistrat  hatte  die  Oberaufsicht  über  derartige  Lotterien 
zu  führen.  Yon  1716 — 1793  finden  sich  über  Güterlotterien  keine 
authentischen,  archivalischen  Mitteilungen.  Erst  im  Jahre  1794  sind 
nach  aktenmässigen  Belegen  ^),  und  zwar  unter  eigentümlichen  Ver- 
hältnissen, wieder  Konzessionen  erteilt  worden.  Je  einem  schlesischen 
und  kurmärkischen  Grossgrundbesitzer  war  zwar  die  Erlaubnis  zur 
Ausspielung  ihrer  Güter  gegeben,  zugleich  aber  der  Debit  der  Lose 
in  Preussen  verboten  worden.  Dieses  Verbot  diente  als  Reizmittel 
für  die  Spieler;  gerade  in  Preussen  fanden  die  Unternehmer  einen 
bedeutenden  Absatz  ihrer  Lose  und  beide  Lotterien  hatten  in  hohem 
Masse  reüssiert. 

Der  Plan,    der  Altenstein  im  Jahre  1809  unterbreitet  worden, 


>)  Vgl.  G.  St.  A.:    R.  9.  J.  J.     13  A.     Lotteriesachen  bis  1760. 
^)  Vgl.  A.    d.   G.L.D.:   Acta  Generalia,  betreffend   die  Ausspielung    von 
Grundstücken  durch  die  Lotterie. 
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war  daher  au  und  für  sich  kein  neuer.  Neu  war  nur  für  preussische 
Verhältnisse,  dass  Güterlotterien  staatlich  geleitet  und  somit  der 
öffentlichen  Meinung  gegenüber  durch  die  Autorität  der  Regierung 
geschützt  werden  sollten.  Namenhafte  Männer  lautersten  Charakters 
und  bewährten  Patriotismus  protestierten  gegen  die  Möglichkeit  einer 
glückhchen  Durchführung  von  Güterlotterien.  „Die  Güterausspielung 
allgemein  freizugeben, "  —  berichtet  der  bereits  fiüher  erwähnte,  da- 
malige Chef  der  preussischen  Lott^rieverwaltung  an  Hardenberg^)  — 
„kompromittiert  die  beste  Regierung,  kann  dem  Staat  nichts  ein- 
bringen, versetzt  den  Ausspielenden  in  eine  schlechtere  Lage,  als  er 
bisher  war,  weil  er  seine  Lose  nicht  los  wird,  mithin  die  Ausspielung 
nicht  zustande  konmit,  und  bringt  das  spielende  PubHkum  in  Gefahr. 
Ich  halte  es  mindestens  für  unmögUch,  dass  die  Sache  durchgeführt 
werden  kann,  und  ich  sehe  nicht  ab,  warum  erst  ein  Versuch  gemacht 
werden  soll,  wo  es  keines  Versuches  mehr  bedarf." 

Wie  bei  der  Quinenlotterie  hatte  Wilckens  mit  vielem  Scharf- 
blick auch  das  Geschick  der  Güterlotterie  vorausgesehen !  Aber  Gründe 
anscheinend  zwingender  Natur,  der  allgemeine  Wunsch,  dass  die 
Güterlotterien  definitiv  und  für  immer  in  der  Zukunft  erlaubt  sein 
möchten,  der  für  die  Staatskasse  hieraus  resultierende  vermeintliche 
hohe  Gewinn  Hessen  die  Bedenken  Wilckens  ungerechtfertigt  er- 
scheinen und  waren  für  die  Organisation  der  Güterlotterie  von  be- 
stimmendem  Einfluss.  Dem  allgemeinen  Drängen  gab  der  König, 
wenn  auch  mit  Widerstreben,  nach.  Die  Kabinettsordre  vom  17.  März 
1810  ^),  durch  welche  die  Güterlotterie  in  Preussen  eingeführt  wurde, 
charakterisiert  den  Scharfblick,  die  volkswirtschaftliche  Einsicht  und 
Gerechtigkeitsliebe  Friedrich  Wilhelm  HJ. 

Nachdem   die   Güterausspielungen   principieU   vom   Könige  ge- 


^)  Vgl.  G.  St.  A. :  Acta  Generalia  der  Geheimen  Registratur  des  Staats- 
kanzlers Hardenberg,  betreffend  das  Lotteriewesen,  R.  74  Xo.  I.  Bericht 
Wilckens  an  Hardenberg  vom  19.  Juni  1810. 

^)  Vgl.  A.  d.  G.L.D:  Acta  Generalia,  betreffend  die  neue  Einrichtung 
des  Lotteriewesens  in  speeie  die  Einführung  einer  Quinenlotterie.  Kabinetts- 
ordre vom  17.  März  1810  an  den  Finanzminister  von  Altenstein.  ,Zur  Ausspielung 
von  Privatgütem  will  Ich,  weil  das  Publikum  so  allgemein  sie  wünscht,  imd 
in  der  Hoffnung,  dass  die  grosse  Konkurrenz  der  Ausspielenden  deren  Zweck 
selbst  zerstören  werde,  hierdurch  eine  allgemeine  Erlaubnis  dabin  erteüen,  dass 
dabei  keine  ausschliesslichen  Begünstigimgen  stattfinden ,  die  Grundsätze  des 
dazu  Mir  von  Euch  vorzulegenden  Planes  genau  befolgt  und  von  den  auszu- 
spielenden Güterpreisen  1.5  Prozent  Abgabe  an  den  Staat  entrichtet  werden  sollen.'" 
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nehmigt  worden  waren,  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  in  welcher 
Form  dieselben  am  geeignetsten  zur  Ausführung  kommen  könnten. 
Einzig  schien  hierfür  nur  das  System  einer  Klassenlotterie  empfeh- 
lenswert. Die  Zahlenlotterie  mit  90  Zahlen  war  für  die  Güterlotterie 
nicht  zweckmässig ;  in  das  kombinierte  Spiel  der  Amben ,  Temen  und 
Quaternen  hätte  sich  weder  das  Publikum  noch  die  Ausspieler  leicht 
finden  können.  Andererseits  würde  die  Güterlotterie  in  Art  einer 
Zahlenlotterie  eine  Inkonsequenz  der  Staatsregierung,  die  das  Lotto 
für  immer  in  Preussen  aufzuheben  beabsichtigte,  involviert  haben. 
Auch  gegen  die  Form  einer  Quinenlotterie  erhoben  sich  erhebliche 
Bedenken,  weil  für  die  Ausspielung  eines  jeden  Grundstückes  beson- 
dere Lose  notwendig  waren  und  sich  demgemäss,  sobald  zwei  oder 
drei  Grundstücke  zur  Ausspielung  gelangten,  die  Anzahl  der  Lose 
derartig  gehäuft  hätte,  dass  für  jede  Einzelausspielung  ein  vollstän- 
diger Absatz  derselben  unmöglich  gewesen  wäre.  So  schien  nur  in 
Form  einer  Klassenlotterie  den  Güterausspielungen  die  Möglichkeit 
eines  Erfolges  gesichert  werden  zu  können. 

Der  Kabinettsordre  des  Königs  folgte  das  „Lotterie-Edikt  vom 
28.  Mai  1810"  und  das  „Publicandum  wegen  Ausspielung  von  Grund- 
stücken vom  15.  August  1810".  Auf  Grundlage  dieser  beiden  Gesetze^) 
wurde  die  Güterlotterie  in  Preussen  folgendermassen  organisiert: 

Die  alleinige  Berechtigung  zum  Ausspielen  eines  Grundstücks 
hatte  nur  dessen  Eigentümer.  Die  vom  Finanzminister  hierfür  zu 
erteilende  Konzession  konnte  nur  erlangt  werden,  nachdem  der  Aus- 
spieler den  Wert  des  zu  verlosenden  Grundstückes,  dessen  Hypo- 
thekenstand und  den  Plan  der  Ausspielung  detailHert  angegeben  hatte. 
Nach  Erteilung  der  Konzession  durfte  eine  erhöhte  hypothekarische 
oder  sonstige  Belastung  des  auszuspielenden  Grundstückes  nicht  er- 
folgen, noch  anderweitige  Veränderungen  an  demselben  vorgenommen 
werden.  Waren  diese  Vorbedingungen  zur  Ausspielung  erfüUt,  so 
übernahm  die  Königlich  Preussische  General-Lotteriedirektion  die 
geschäftliche  Leitung  jeder  einzelnen  Lotterie.  Für  die  Verlosung 
waren  hauptsächlich  ländHche  oder  städtische  Grundstücke  bestimmt. 
Dem  Unternehmer  war  jedoch  gestattet,  auch  Geldprämien  auszu- 
setzen, welche  jedoch  den  fünften  Teil  des  ganzen  Betrages  der  aus- 
zuspielenden  immobiliaren  Wertobjekte   nicht   ü])erschreiten   durften. 


*)  Vgl.  Lotterie-Edikt  vom  28.  Mai  1810.    §  4  a.  a.  0.  und  Matthis 
a.  a.  O.  S.  284  ff. 
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Die  Abstempelung  der  zu  verkaufenden  Lose  übernahm  die  General- 
Lotteriedirektion.  Hierfür  und  für  die  Leitung  einer  jeden  Lotterie 
erhielt  sie  15  "/o  von  dem  Einnahmebetrage  der  abgesetzten  Lose. 
Zur  Sicherheit  der  Spieler  war  der  für  letztere  erzielte  Geldbetrag 
nach  Schluss  einer  jeden  Einnahme  bei  der  General-Lotteriekasse  zu 
deponieren.  Das  auszuspielende  Grundstück  musste  schuldenfrei  dem 
Gewinner  überlassen  werden.  Zur  Sicherung  der  hypothekarischen 
Grundstücksgläubiger  hatte  nach  definitiver  Ausspielung  einer  jeden 
Lotterie  die  Kündigung  der  eingetragenen  Hypotheken  zu  erfolgen. 
Unkündbare  Forderungen  mussten  durch  die  kompetent«  Justizbehörde 
direkt  oder  unter  deren  Aufsicht  reguliert  werden;  für  die  kündbaren 
Hypotheken  waren  Kapital  und  Zinsen  bei  der  General-Lotteriekasse 
bis  zum  Zahlungstermine  niederzulegen.  Um  keine  nutzlose  und 
gegenseitig  gefährdende  Konkurrenz  der  einzelnen  Ausspieler  her- 
vorzurufen und  nur  denjenigen  Betrag  an  Grundstücken  und  Geld- 
prämien, der  dem  wahrscheinlichen  Absatz  der  Lose  annähernd 
gleichkäme,  zur  Ausspielung  zu  bringen,  hatte  sich  die  General- 
Lotteriedirektion  die  Reihenfolge  der  einzelnen  auszuspielenden  Grund- 
stücke selbständig  zu  bestimmen  vorbehalten.  Jede  Lotterie  musste 
in  einem  Zeiträume  von  vier  Monaten  begonnen,  beendet  oder  definitiv 
aufgegeben  sein.  Nur  während  dieses  Termines  war  der  Absatz  der 
Lose  gestattet.  Wenn  der  Unternehmer  in  der  seiner  Ausspielung 
bewilligten  Zeit  nicht  die  genügende  Anzahl  von  Losen  verkauft  hatte, 
so  musste  er  entweder  die  bereits  geleisteten  Einsätze  den  einzelnen 
Spielern  zurückzahlen  oder  die  Ausspielung  dem  Plane  gemäss  vor- 
nehmen. War  der  Einnahmebetraof  der  abofesetzten  Lose  der  Summe 
der  Hypothekenschulden  und  Geldprämien  oder  der  an  den  Fiskus 
zu  leistenden  Abgaben  nicht  crleichofekommen,  so  konnte  die  Aus- 
spielung  eines  Grundstücks  nicht  erfolgen.  Wenn  der  Gewinner 
eines  Grundstücks  zum  Besitz  desselben,  seinem  Stande  oder  seiner 
Konfession  nach,  nicht  berechtigt  war,  so  hatte  er  sich  innerhalb 
Jahresfrist  die  Berechtigung  hierzu  zu  verschaffen,  oder  im  Nicht- 
vermögensfalle  das  Grundstück  an  einen  hierzu  Berechtigten  zu  ver- 
äussem. 

Auf  Grundlage  dieser  technischen  Organisation  vollzog  sich  die 
historische  Entwickelung  der  Güterlotterie  in  Preussen.  Dieselbe 
zerfällt  in  zwei  Abteilungen,  in  die  Ausspielung  städtischer  und 
die  Ausspielung  ländlicher  Grundstücke.  Kurz  nach  Emanation 
des    „Publicandums   vom  15.  August  1810"    lief  eine  grosse  Anzahl 
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von  Gesuchen  zur  Konzessionierung  im  Finanzministerium  ein.  Die 
Zahl  der  Meldungen  stieg  von  Tag  zu  Tage ;  binnen  kürzester  Frist 
hatten  sich  346  Bewerber  mit  genügender  Legitimation  eingefunden. 
Von  ihnen  erhielten  vorläufig  4  städtische  und  7  ländliche  Grund- 
besitzer die  Konzession  zur  Ausspielung  ihrer  Grundstücke. 

Die  Ausspielung  städtischer  Grundstücke  begann  mit  Ver- 
losung eines  Hauses  in  Berlin,  das  einem  dort  domizilierten  Kauf- 
mann gehörte.  Das  Grundstück  war  in  bester  Gegend  der  Stadt 
gelegen,  hatte  einen  Wert  von  17,000  Thlrn.  und  brachte  einen 
jährlichen  Mietzins  von  800  Thlrn.  Für  diese  Güterlotterie,  die  so- 
genannte Dietrichsche  Ausspielung,  waren  6200  Lose  zu 
5^/3  Thlr.  Einsatz  in  zwei  Klassen  und  500  Geldprämien  bestimmt. 
Wegen  völliger  Teilnahmslosigkeit  des  Publikums  konnte  bereits  die 
erste  Lotterie  nicht  zustande  kommen.  Das  Projekt  musste  als  miss- 
glückt betrachtet  und  daher  definitiv  aufgegeben  werden. 

Mehr  Erfolg  hatte  die  zweite  städtische  Güterlotterie, 
die  Klapprothsche  Ausspielung,  ebenfalls  ein  Haus  in  Berlin 
betreffend.  Nach  dem  Plane  bestand  sie  aus  einer  Klasse  mit 
3000  Losen  zu  2  Thlr.  Einsatz  und  300  Geldgewinnen  im  Betrage  von 
1200  Thlrn.  1821  Lose  wurden  debitiert.  Die  Ausspielung  erfolgte 
zwar,  aber  allerdings  mehr  zum  Nutzen  des  Unternehmers,  wie  zu 
dem  der  Spieler. 

Die  dritte  städtische  Güterlotterie,  bei  der  alle  Vor- 
bedingungen eines  Misserfolges  durch  die  unglückliche  Lage  des  aus- 
zuspielenden Wertobjektes  in  vollem  Masse  gegeben  waren,  betraf 
die  Ausspielung  eines  Provinzialgrundstückes ,  des  von  Yorkschen 
Hauses  in  Mittelwalde.  Das  Grundstück  nebst  Zubehör  besass 
einen  Wert  von  7100  Thlrn.  3000  Lose  ä  3  Thlr.  für  zwei  Klassen 
wurden  ausgegeben.  199  Geldgewinne  im  Betrage  von  1750  Thlrn. 
sollten  die  Beteiligung  des  Publikums  erhöhen.  Das  Reizmittel  ge- 
nügte nicht,  die  Lotterie  teilte  das  Schicksal  der  Dietrichschen  Aus- 
spielung und  kam  trotz  vieler  Bemühungen  nicht  zustande. 

Die  vierte  und  letzte  Ausspielung  eines  städtischen  Grund- 
stücks betraf  das  von  Hansensche  Haus  in  Charlottenburg,  das 
nach  gerichtlioher  Taxation  einen  Wert  von  14,000  Thlrn.  nachwies. 
Die  Loseanzahl  belief  sich  auf  5500  Stück  zu  5  Thlr.  Einsatz  in 
zwei  Klassen.  400  Geldgewinne  im  Betrage  von  4225  Thlrn.  waren 
dem  Immobiliargewinn  beigefügt.  Obwohl  der  Loseabsatz  auch  hier 
ein  höchst  geringfügiger  war  —  es  wurden  im  ganzen  nur  1621  Lose 
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verkauft  — ,  kam  die  Lotterie  doch,  und  zwar  zum  Vorteil  des  Aus- 
spielers, zustande,  da  auf  die  nicht  debitierten  Lose  der  Hauptgewinn 
imd  einige  kleinere  Geldgewinne  fielen. 

Mit  diesen  vier  Häuserlotterien  war  die  Reihe  der  städtischen 
Grundstücksausspielungen  abgeschlossen.  Ihr  fast  durchgängiger 
Misserfolg,  der  nur  durch  aussergewöhnliche  Glückszustände  ver- 
mieden werden  konnte,  sprach  für  die  innere  Unhaltbarkeit  und 
fernere  Undurchführbarkeit  des  an  sich  verfehlten  Projektes.  Un- 
nütze Hofihungen  waren  erregt,  der  vorhandene  Missstand  nicht 
gehoben  worden. 

In  noch  höherem  Masse  zeigte  sich  dies  bei  der  Ausspielung 
ländlicher  Grundstücke,  die  noch  tiefer  in  die  Interessen  der  ein- 
zelnen eingriff,  die  mit  vielem  Aufwand  an  Zeit  und  Geld  veranstaltet, 
mit  einer  rührigen  Agitation  zum  Absatz  der  Lose  betrieben  vrurde, 
um  mit  einem  für  die  Ausspieler  meistenteils  unerwarteten  und  un- 
glücklichen Resultate  zu  enden. 

Zeichneten  sich '  die  Pläne  der  Häuserlotterie  durch  prägnante 
Kürze  und  durch  nüchterne  Mitteilung  der  Thatsachen  aus,  so  waren 
diejenigen  der  ländlichen  Grundstücksausspielungen  meistenteils  in 
bestechenden  Worten  höchst  poetischer  Natur  abgefasst.  Die  Seen 
wimmelten  von  Fischen,  die  Wälder  von  Wildbret,  die  Ländereien 
waren  aussergewöhnlich  ergiebig,  und  ein  vollkommenes  Paradies,  das 
mit  Ausnahme  des  menschenfreundlichen  Ausspielers  keiner  für  alle 
Schätze  der  Welt  aufzugeben  bereit  gewesen  wäre,  war  für  5 — 10  Thlr. 
zu  gewinnen. 

Die  Ausspielung  ländlicher  Grundstücke  begann  mit  der  Güter- 
lotterie der  Herrschaft  Amalienburg,  die  im  Besitz  des  In- 
fanteriegenerals vonRüchel  in  Pommern  gelegen,  aus  zwei  Gütern, 
einem  Vorwerk  und  einer  Kolonie  bestand.  Das  lebende  Inventar 
der  Herrschaft  setzte  sich  aus  18  Stück  Pferden,  70  Stück  Rindvieh 
und  1200  Schafen  zusammen.  2254  Geldgewinne  repräsentierten 
einen  Gesamtwert  von  68,000  Thlm.  Von  20,000  zu  18  TUr.  Ein- 
satz für  vier  Klassen  emittierten  Losen  wurden  19,000  abgesetzt. 
Die  Lotterie  wurde  mit  Erfolg  durchgeführt. 

Das  Gut  Niedergiesmannsdorf  in  Schlesien,  im  Besitz 
des  Grafen  Haslingen,  gelangte  in  zweiter  Reüie  zur  Ausspielung. 
12,000  Lose  zu  16^2  Thlr.  Einsatz  für  vier  Klassen  wurden  aus- 
gegeben und  11,771  hiervon  verkauft.  Auch  diese  Lotterie  war  vom 
Erfolg    begleitet.     In   den    vorhandenen   Akten    finden    sich   jedoch 
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nur  geringfügige  Mitteilungen  über  die  derzeitige  Bodenkultur  und 
Rentabilität  des  auszuspielenden  Gutes,  und  nur  das  ist  ersichtlich, 
dass  dasselbe  späterhin  vom  Ausspieler  selbst  wieder  für  ungefähr 
20,000  Thlr.  zurückgekauft  wurde  »). 

Unter  komplizierten  Verhältnissen  entwickelte  sich  die  dritte 
Ausspielung  ländlicher  Grundstücke,  die  „Grosse  vereinte  Güter- 
lotterie",  zu  welcher  die  AUodial-Rittergüter  Dahlwitz,  Zackenzien 
nebst  Louisenhof  und  Neuvorwerk  Kurow  und  10  im  Wartebruch 
gelegene  Grundstücke  gemeinsam  ausgespielt  werden  sollten.  Die 
Güter  hatten  verschiedene  Besitzer.  Dahlwitz,  im  Teltower  Bereise 
der  Kurmark  mit  einem  Flächenraum  von  ungefähr  4000  Morgen 
gelegen,  befand  sich  im  Besitz  der  Herren  von  Zülow  und  von  Bü- 
low.  Die  Feldmark,  die  in  Wechsel  wirtschaften  gelegt  war,  um- 
fasste  eine  der  grössten  damaligen  Ackerwirtschaften  des  Teltowschen 
Kreises.  Die  Rentabilität  des  Gutes  war  in  früheren  Jahren  eine 
normale  gewesen ;  vor  dem  Kriege  belief  sie  sich  auf  8 — 9000  Tlilr. 

Zackenzien  und  Kurow,  im  Lauenburgschen  Kreise  von 
Hinterpommern,  eine  Meile  vom  Meere  gelegen,  war  alleiniges 
Eigentum  des  Herrn  von  Bülow.  Zackenzien,  das  12  Pachtbauern 
hatte,  bestand  aus  einem  gleichnamigen  Dorfe  und  einem  Gehöft, 
das  Louisenhof  hiess.  Der  Boden  des  Gutes  war  gut  und  zur  Er- 
zeugung der  verschiedensten  Produkte,  deren  Absatz  sowohl  zur  See, 
als  auch  nach  dem  nur  8  Meilen  entfernten  Danzig  schnell  bewerk- 
stelligt werden  konnte,  geeignet.  Durch  zahlreiche  Waldungen,  durch 
die  Befugnis  für  hohe  und  niedere  Jagd,  durch  Brau-  und  Brenn- 
gerechtigkeit wurde  der  Wert  des  Gutes  gehoben.  Kurow,  umgeben 
von  fruchtbaren  Wiesen,  denen  sich  ein  Buchwald  von  400  Morgen 
anschloss,  grenzte  an  Zackenzien. 

Die  10  in  Wartebruch  gelegenen  Grundstücke  waren 
Dismembrationsobjekte  des  Gutes  Quebeck  im  Gesamtumfang  von 
ungefähr  245  Morgen,  die  nach  amtlich  bestätigten  Mitteilungen  vor 
dem  Kriege  eine  jährliche  Rente  von  3000  Thalern  ergeben  hatten. 

Nach  dem  „Plane  zur  grossen  vereinten  Güterlotterie  vom 
18.  März  1811"  sollten  die  Gewinner  drei  Wochen  nach  geschehener 
Ziehung  sämtliche  Güter  in  Pausch  und  Bogen,  die  Bruchgrundstücke 
in   ihrer   damaligen   Verfassung,    die  verpachteten   Grundstücke   mit 


^)  Vgl.  G.  St.  A.:   Acta  Generalia  der  Geheimen  Registratur  des  Staats- 
kanzlers Hardenberg,  betreffend  das  Lotteriewesen.     R.  74  No.  I. 
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den  laufenden  Kontrakten  schuldenfrei  übernehmen.  25,000  Lose  zu 
24  Thlr.  Einsatz  in  Gold  für  fünf  Klassen  und  3996  Geldgewinnen 
waren  ausgegeben  worden. 

Die  „Grosse  vereinte  Güterlotterie "  in  dieser  projektierten  Form 
kam  jedoch  nicht  zur  Ausführung.  Dieselbe  scheiterte  an  der  Be- 
teiligung des  Publikums,  dem  ein  Einsatz  von  24  Thlm.  in  Gold 
gleich  28  Thlm.  in  Courant,  im  Verhältnis  zur  Möglichkeit  eines 
Gewinnes  und  in  Anbetracht  der  damaligen  politischen  Verhältnisse, 
die  unproduktiven  Ausgaben  des  einzelnen  enge  Grenzen  gesteckt 
hatte,  mit  R«cht  zu  hoch  erschien.  Eine  derartig  organisierte  Lotterie 
mit  einer  grossen  Anzahl  von  Losen  konnte  nur  dann  mit  Erfolg 
durchgeführt  werden,  wenn  der  zu  leistende  Einsatz  ein  massiger 
und  derartig  normiert  war,  dass  auch  den  weniger  Bemittelten  für 
einen  geringen  Betrag  an  den  vermeintHchen  Vorteilen  der  Ausspie- 
lung teilzunehmen  Gelegenheit  verschafft  wurde.  Von  der  Not- 
wendigkeit einer  Reduktion  des  ursprünglich  festgesetzten  Einsatzes 
hatten  sich  nach  Veröffentlichung  des  Planes  vom  18.  März  1811 
die  Unternehmer  der  „Grossen  vereinten  Güterlotterie "  und  mit  ihnen 
die  preussische  General-Lotteriedirektion  bald  überzeugt.  Eine  dies- 
bezügliche Aenderung  war  jedoch  nur  durch  eine  völlige  Umgestaltung 
des  bisherigen  Lotterieplanes  durchführbar.  Der  Gedanke,  3  Güter 
und  10  dazu  gehörige  Ackergrundstücke  in  einer  Lotterie  gemeinsam 
zur  Ausspielung  zu  bringen,  war  ein  verfehlter  gewesen.  Es  musste 
demgemäss  der  Versuch  gemacht  werden,  ob  nicht  durch  zwei  völlig 
in  ihrer  Organisation  getrennte  Lotterien  der  Zweck  der  beabsich- 
tigten L^nternehmung  erreicht  werden  konnte.  Am  8.  Mai  1811 
veröffentlichten  die  Besitzer  der  auszuspielenden  Güter  zwei  Pläne, 
denen  zufolge  sowohl  die  ursprünglich  kombinierte  Lotterie  für  zwei 
besondere  Ausspielungen  geteilt,  als  auch  zur  grösseren  Bequemlich- 
keit des  Publikums  der  Einsatz  der  Lose  in  Courant,  und  nicht  wie 
vorher  in  Gold,  das  gerade  damals  einen  höchst  variabeLn  Kurs  hatte, 
festgesetzt  -wurde. 

Der  erste  Plan  umfasste  die  Ausspielung  des  Rittergutes  Dahl- 
witz  und  6  Bruchgrimdstücke  mit  4003  Geldgrevrinnen  im  Betraore 
von  54,600  Thlm.  Der  zweite  Plan  betraf  die  Ausspielung  des 
Rittergutes  Zackenzien  nebst  Louisenhof,  Neuvorwerk  Kurow,  4  Bruch- 
grundstücke und  6634  Geldgewinne  im  Betrage  von  52271  Thlrn. 
Für  die  erstere  Lotterie  wurden  25,000  Lose  zu  16  Thlr.  Einsäte  in 
Courant,  für  die  letztere  75,000  Lose  zu  4  Thlr.  Einsatz  in  gleicher 
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Münze  ausgegeben.  Beide  Lotterien  erhielten  je  vier  Klassen;  die 
Ziehungen  derselben  sollten  unmittelbar  nach  einander  und  zwar 
derartig  erfolgen ,  dass  zuerst  der  zweite  Plan ,  dessen  Gewinne  die 
grösseren  Wertobjekte  enthielt,  ausgespielt  wurde.  Jeder  Besitzer 
eines  Loses  zur  ersten  Klasse  der  kombinierten  Güterlotterie  erhielt 
ein  Los  zur  ersten  Klasse  der  Dahlwitzschen  und  drei  Lose  zur  ersten 
Klasse  der  Zackenzienschen  Lotterie.  Dieses  neue  Arrangement  war 
für  den  Spieler  günstiger  wie  das  bisherige  der  kombinierten  Güter- 
lotterie. Denn  nicht  nur  war  durch  die  Teilung  der  Pläne  auch  den 
weniger  bemittelten  Spielern  Gelegenheit  gegeben,  an  der  Ausspielung 
Teil  zu  nehmen,  sondern  auch  die  Möglichkeit  eines  Gewinnes  war 
wesentlich  gehoben  worden.  Dort  hätte  der  Spieler  bei  einem  Einsatz 
von  24  Thlrn.  in  Gold  nur  einen  Gewinn  erhalten  können,  während 
ihm  durch  die  neue  Einrichtung  der  Pläne  bei  einem  Einsatz  von 
20  Thlrn.  in  Courant  ein  Gewinn  in  der  Dahlwitzer  und  drei  in 
der  Zackenzienschen  Lotterie  zufallen  konnten.  Diese  abgeänderte 
Form  der  Ausspielung  musste  daher  den  Wünschen  des  Publikums 
angemessen  erscheinen,  dessen  Teilnahme  an  den  Ausspielungen 
steigern  und  demgemäss  zu  einem  grösseren  Loseabsatz  führen. 

Beide  Lotterien  wurden  auch  thatsächlich  und  mit  Erfolg  für 
die  Ausspieler  durchgeführt.  Allerdings  war  auch  hier  wiederum  der 
Nutzen  der  Unternehmer  auf  aussergewöhnliche  und  vorher  un- 
berechenbare Verhältnisse  zurückzuführen.  Von  25,000  Losen  der 
Dahlwitzer  Lotterie  wurden  7160  Lose  abgesetzt;  auf  die  nicht  debi- 
tierten fiel  das  Rittergut  Dahlwitz  dem  ausspielenden  Besitzer  zurück. 
Bei  der  Zackenziener  Lotterie  wurden  von  75,000  Losen  33,397  ver- 
kauft, und  auf  die  nicht  abgesetzten  fiel  das  Rittergut  Kurow  dem 
ursprünglichen  Besitzer  wieder  zu.  Wären  beide  Ausspieler  nur 
auf  den  Absatz  der  Lose  und  der  hierbei  erzielten  Bareinnahmen 
angewiesen  und  nicht  vom  Glücke  begünstigt  gewesen,  so  hätten  sie, 
wenn  überhaupt,  so  nur  mit  grossen  finanziellen  Opfern  das  Unter- 
nehmen durchführen  können.  Ein  günstiges  Geschick  bewahrte  sie 
vor  völligem  Ruin! 

Weniger  Erfolg  als  die,  wenn  auch  mit  vielen  Schwierigkeiten, 
so  doch  immerhin  nicht  resultatlos  durchgeführte  „Grosse  vereinte 
Güterlotterie"  hatte  die  vierte  Ausspielung  ländlicher  Grund- 
stücke, welche  das  von  Schleinitzsche  Etablissement  in  der 
Hasenheide  von  Berlin  betraf.  Das  Gut  besass  einen  Flächen- 
inhalt von  ungefähr  29  Morgen,  war  im  Jahre  1809  auf  12,451  Thlr. 
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abgeschätzt  worden  und  bis  zum  1.  April  des  Ausspielungsjahres  für 
600  Thlr.  jährlich  verpachtet  gewesen.  5200  Lose  zu  6  Thlr.  Ein- 
satz in  Courant  für  2  Klassen  und  500  Geldgewinne  im  Betrage 
von  6000  Thlrn.  wurden  ausgegeben.  Das  Publikum  wandte  dieser 
Lotterie  auch  nicht  die  geringste  Teilnahme  zu  und  jede  ihrer  Nach- 
folgeiinnen  hatte  mit  womöglich  noch  grösseren  Schwierigkeiten  be- 
züghch  des  Loseabsatzes  zu  kämpfen. 

Es  beweist  dies  die  Ausspielung  des  Erbpachtgutes 
Niederschönhausen,  das  bei  BerHn,  unmittelbar  am  Schönhauser 
Thor  lag,  und  467  Morgen  in  höchster  Kultur  stehendes  Ackerland 
hatte,  wovon  ein  Teil  innerhalb  der  Ringmauern  Berlins  fiel.  Die 
unmittelbare  Verbindung  des  Gutes  mit  der  Residenz  gab  demselben 
eigene  Reize.  Die  bevölkerte  Stadt  machte  es  möglich,  dem  Acker- 
lande die  vorzügUchste  Pflege  zur  Hervorbringung  von  Gartenfrüchten, 
deren  Absatz  durch  die  schnelle  Kommunikation  mit  Berlin  zu  hohen 
Preisen  bewerkstelligt  werden  konnte,  angedeihen  zu  lassen,  und 
fernerhin  lag  es  in  der  Wahl  des  Besitzers,  je  nach  Wunsch  und 
Individualität  die  Vorzüge  des  Stadt-  oder  Landlebens  oder  dies 
beides  gleichzeitig  zu  gemessen.  Aber  trotz  aller  dieser  für  die  pro- 
jektierte Güterlotterie  so  vorteilhaften  Einzelheiten  konnte  der  zur 
Ausspielung  notwendige  Absatz  der  Lose  nicht  erzielt  werden.  Von 
18,500  Losen  zu  15  Thlrn.  Courant  für  3  Klassen  und  2000  Geld- 
gewinne konnten  nur  2436  abgesetzt  werden.  Das  Unternehmen 
war  gänzlich  gescheitert. 

Ein  gleiches  Schicksal  traf  die  Ausspielung  des  Rittergutes 
Petershagen,  das.  im  Kreise  Lebus  gelegen,  1651  Morgen  Acker- 
land umfasste.  Im  Jahre  1806  war  das  Gut  für  85,000  Thlr.  gekauft 
und  für  3600  Thlr.  verpachtet  gewesen.  Der  Besitzer  des  Grund- 
stückes hatte  infolge  der  unglücklichen  Kriege  eine  Anleihe  von 
107,000  Thlrn.  auftiehmen  müssen,  die  er  zu  tilgen  nicht  imstande 
war.  Die  Verlosimg  soUte  nur  die  Befriedigung  der  Gläubiger  her- 
beiführen, jeder  etwa  zu  erlangende  Vermögensvorteil  des  Besitzers 
jedoch  vollkommen  ausgeschlossen  sein.  Zu  diesem  Zwecke  erbot 
sich  der  letztere,  falls  die  Lose  nicht  völlig  debitiert  und  das  aus- 
zuspielende Gut  auf  die  übrig  gebliebenen  Lose  ihm  selbst  wieder 
zugefallen  sei.  zuvörderst  von  den  Einsatzgeldem  die  Gläubiger  zu 
befriedigen  und  die  Ausspielung  des  Grundstücks  so  oft  und  so  lange 
vorzunehmen,  bis  dasselbe  definitiv  in  den  Besitz  der  eigentlichen, 
durch  Bareinsatz  hierzu  berechtigten  Spielinteressenten    gelangt  sei. 
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Aber  selbst  trotz  dieser  ehrlich  gemeinten  Versicherungen  kam  die 
Lotterie  nicht  zustande..  Von  15,000  Losen  zu  14  Thlr.  Einsatz  für 
drei  Klassen  und  1800  Geldgewinnen  wurde  ungefähr  nur  der  zehnte 
Teü  abgesetzt. 

Sowohl  für  die  Ausspielung  des  Rittergutes  Petershagen  als 
auch  für  diejenige  von  Niederschönhausen  war  der  Debit  der  Lose 
ein  derartig  geringfügiger  gewesen,  dass  nicht  einmal  die  15procen- 
tige  Abgabe,  die  nach  dem  Publicandum  vom  15.  August  1810  an 
die  Staatskasse  zu  entrichten  war,  gedeckt  werden  konnte.  Um  nun 
nicht  die  Ausspielung  gänzlich  zurücknehmen  zu  müssen  und  durch 
die  zur  Errichtung  der  Lotterie  aufgewandten  Kosten  eine  beträcht- 
liche Einbusse  zu  erleiden,  wurde  den  Besitzern  beider  Güter  von 
Friedrich  Wühelm  III.  die  Genehmigung  erteilt,  sich  zum  Zwecke 
einer  Geldlotterie,  bei  der  die  Ausspielung  von  Niederschönhausen 
und  Petershagen  gänzlich  ausgeschlossen  war,  derartig  vereinigen  zu 
dürfen,  dass  statt  der  Gütergewinne  ein  jedesmal  im  Verhältnis  zu 
den  abgesetzten  Losen  normierter  Hauptgewinn  in  barem  Gelde  sub- 
stituiert werden  sollte.  Als  Minimalbetrag  des  Absatzes  wurden 
7000  Lose  zu  15  Thlr.  Einsatz  angenommen.  In  diesem  Falle  sollte 
der  Hauptgewinn  50,000  Thlr.  betragen,  jedoch  bei  einem  höheren 
Absatz  von  je  500  Losen  um  je  4000  Thlr.  erhöht  werden. 

Obwohl  nun  mit  Recht  vorausgesetzt  werden  konnte,  dass  den 
Spielern,  welche  bereits  im  Besitze  eines  Loses  für  die  eigentlichen 
Güterlotterien  waren,  ein  Geldgewinn  in  den  damaligen  Zeiten  min- 
destens ebenso  willkommen  gewesen  wäre,  wie  der  Gewinn  eines 
Gutes,  und  dass  anderseits  durch  diese  Vereinfachung  der  Aus- 
spielung die  Zahl  der  Spielinteressenten  vergrössert  werden  würde, 
so  war  doch  das  Resultat  des  Loseabsatzes  ein  höchst  klägliches. 
Auch  in  dieser  Form  konnte  die  projektierte  Lotterie  wegen  völliger 
Teünahmlosigkeit  des  Publikums  nicht  zur  Ausführung  gebracht  werden. 

Mit  diesem  doppelten  Misserfolge  fand  die  Güterlotterie  in 
Preussen,  die  schliesslich  eine  Geldlotterie  geworden  war  und  auch 
als  solche  sich  nicht  zu  halten  vermochte,  ihren  endgültigen  Abschluss. 
Nur  die  erste  und  zweite  Ausspielung  ländlicher  Güter  hatte  bei  den 
Spielinteressenten  Anklang  gefunden,  für  die  Lotterien  von  Dahlwitz 
und  Zackenzien  war  der  Absatz  der  Lose  bereits  unter  schwierigeren 
Verhältnissen  möglich  gewesen,  für  jede  fernere  Lotterie  aber,  gleich- 
viel in  welcher  äusserlich  verlockenden  Form  sie  auch  eingeführt 
werden  mochte,  war  die  Teilnahme  des  Publikums  erkaltet. 
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Welche  Art  und  Abart  der  Ausspielungen  auch  immer  ersonnen 
worden  war,  der  beabsichtigte  Zweck  der  Unternehmung  war  nicht 
zu  erreichen,  und  kein  anderes  Resultat  rührig  betriebener  Geschäfts- 
manipulationen ergab  sich,  als  die  Einbusse  nicht  unbedeutender 
Kosten  auf  Seite  der  privaten  Unternehmer  und  der  Verlust  erheb- 
licher Lotterierevenüen  für  den  Staat. 

Die  Güterlotterie  in  Preussen  hatte  den  Zweck  ihrer  Begründung 
durchweg  verfehlt.  Die  geringe  Anzahl  der  wirklich  zustande  ge- 
kommenen Ausspielungen  städtischer  und  ländlicher  Grundstücke 
stand  in  schroffem  Gegensatz  zu  der  grossen  Anzahl  der  eingeholten 
Konzessionen ;  durch  die  sich  immer  mehr  abschwächende  Teilnahme 
des  Publikums  an  den  staatHch  genehmigten  und  geleiteten  Privat- 
lotterien war  die  wohlmeinende  Absicht  der  Regierung,  dem  Stande  der 
Grundbesitzer  durch  aussergewöhnliche  Mittel  Unterstützung  zu  ge- 
währen, gänzlich  vereitelt  worden.  Gleichzeitig  hatte  der  Staat  zu 
Gunsten  einzelner  auf  die  Einnahmen  des  Lotteriemonopols  teilweise 
verzichtet,  oder  mindestens  sich  dieselben  durch  die  Konkurrenz  der 
Privatlotterien  wesenthch  kürzen  lassen.  Nach  einem  Berichte 
Wilckens  an  Hardenberg  vom  13.  Januar  1812  wies  der  Staats- 
haushaltetat für  das  Jahr  1811  ein  Minus  von  350,103  Thlm.  in 
Lotteriegefällen  gegen  das  Vorjahr  auf.  §  4  des  Gesetzes  vom 
28.  Mai  1810  und  das  Publicandum  vom  15.  August  1810  hatten 
arge  Missstände  geschaffen,  die  im  Interesse  einer  geordneten  Staats- 
wirtschaft so  schnell  wie  möglich  zu  beseitigen  waren.  Hardenberg 
stellte  dem  Könige  gegenüber  die  sofortige  Aufhebung  der  Güter- 
lotterie als  unumgänglich  notwendig  hin.  Die  Kabinettsordre  vom 
31.  März  1812  ^)  untersagte  jede  femerweitige  Ausspielung  städtischer 
oder  ländlicher  Grundstücke ;  alle  bereits  früher  hierfür  erteilten  Kon- 
zessionen wurden  als  nichtig  zurückgezogen.  Eine  Ergänzung  dieser 
Kabinettsordre  trat  in  späteren  Jahren,  als  wiederum,  wenn  auch 
unter  gänzhch  veränderten  Verhältnissen,  der  Wunsch  zur  Veran- 
staltung privater  Güterlotterien  in  einzelnen  Kreisen  der  Bevölkerung 
wieder  wach  geworden  war,  durch  die  Verordnung  vom  26.  März  1825^) 
ein,  durch  welche  die  Ausspielung  inländischer  Grundstücke  durch 
ausländische  Lotterien  ebenfalls  von  der  Genehmigunor  der  Re- 
gierung  abhängig  gemacht  imd  im  Kontraventionsfalle  hohe  Strafen 

^)  Vgl.  Gesetzsammlung  1812   S.   31.     Verordnung  wegen  Aufhebung 
der  bisherigen  Verstattung  des  Ausspielens  von  Grundstücken  vom  31.  März  1812. 
»)  Vgl.  G.  S.  1825  S.  22. 
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verhängt  wurden.  Jeden  Zweifel  über  die  Möglichkeit  einer  privaten 
Ausspielung  von  Grundstücken  widerlegte  endlich  die  Kabinettsordre 
vom  20.  März  1827  ^),  der  zufolge  alle  Güterlotterien,  ipi  Gegensatze 
zu  sonstigen,  für  gesellige  oder  mildthätige  Zwecke  erlaubten  Privat- 
lotterien, für  Privatzirkel  als  unausführbar  bezeichnet  und  demgemäss 
unbedingt  verboten  wurden. 

Die  Güterlotterien  in  Preussen,  die  mit  so  vielen  Hoffnungen 
der  beteiligten  Kreise  errichtet  worden,  hatten  den  Beweis  ihrer 
Existenzunfähigkeit  geliefert.  Versuchsweise  war  von  346  hinläng- 
lich legitimierten  Bewerbern  11  die  sofortige  Konzession  erteilt  wor- 
den ;  von  4  städtischen  Ausspielungen  waren  2 ,  von  7  ländlichen 
4,  insgesamt  nur  6  Lotterien  zustande  gekommen. 

Welchen  Einfluss,  fragt  man  bei  Kenntnis  dieses  Kapitels 
preussischer  Wirtschaftsgeschichte,  hatte  die  Güterlotterie,  die  unter 
dem  Wohlwollen  und  grossen  Opfern  seitens  der  Staatsregierung  ins 
Leben  gerufen,  aber  durch  die  nachgewiesenen  Misserfolge  als  ver- 
fehlt zu  bezeichnen  ist,  auf  die  damaligen  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse Preussens,  wie  war  ihre  Wirkung  auf  die  Einzelwirtschaften 
der  vom  Erfolg  begünstigten  Ausspieler,  welchen  Vorteil  bot  sie  der 
Staatskasse,  und  welches  sind  endlich  die  Gründe,  durch  die  in  der 
Objektivität  der  Gegenwart  die  Unhaltbarkeit  des  erwähnten  Projektes 
ersichtlich  wird  und  die  zu  der  Ueberzeugung  führen,  dass  derartig 
organisierte  Lotterien  weder  im  Interesse  einer  geordneten  Privat- 
noch  in  demjenigen  einer  fürsorglichen  Staats  Wirtschaft  liegen? 

Den  Einfluss,  den  die  Güterlotterien  auf  die  Einzelwirt- 
schaften der  Ausspieler  ausgeübt  haben,  gibt  folgende: 

Tabellarische  Uebersicht  der  Resultate  der  Güter-Ausspielungen  in  Preussen^). 

Erwerbs-  Angenom-  Eeingewinn 

r'-^„««o4^or,;i^=-..A„c,or.joi„v,™  NamedesBc-      preis  des  mener Wert  Hypotheken-  des  Privat- 

Gegenstand  der  Ausspielung.  gj^^ers.              Grund-  der  Aus-  schulden.         unter- 

stückes.  spielung.  nehmers. 
Herrschaft  Amalienburg  .    .  von  Rüchel      Thlr.  80,000  Thlr.180,000  Thlr.  30,357  Thlr.  200,000 
Niedergiessmannsdorf      .    .  Graf  Haslingen      „     32,000  „     85,000  „     41,350      „      85,000 
Daldwitz  und  6  Bruchgrund- 
stücke    von  Zülow           „      64,000  „    249,350  „    199,768       „     102,844 

Zackenzien,  Kurow,  4  Bruch- 
grundstücke        von  Bülow                  —3)  „    131,000  „      12,854       „       54,000 

Haus  in  Berlin    .....  Dr.  Klapproth       „       2,000  „       3,300  „       1,500      „          800 
Etablissement  in  Charlotten- 
burg      Frhr.  V.Hansen     „       2,500  „     14,000  „       5,000      „       5,500 

1)  Vgl.  G.  S.  1827  S.  29. 

2)  Vgl.  G.  St.  A.  a.  a.  0.;  ferner  G.  St.  A.:  Acta,  betreffend  die 
Konzessionsgesuche  zur  Ausspielung  von  Häusern,  Gütern  und  anderen  Grund- 
stücken durch  die  Lotterie.     Vol.  I  und  II. 

')  Für  Zackenzien  und  Kurow  lässt  sich   ein  genauer  Kaufpreis  nicht  an- 
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Die  angeführten  Zahlen  liefern  einen  beredten  Beweis,  wie  un- 
günstig sich  das  wahre  Wertverhältnis  der  auszuspielenden  Güter 
zu  dem  in  den  Plänen  substituierten  stellte,  und  wie  hoch  sich  für 
diejenigen  Ausspieler,  denen  ein  zur  Durchführung  der  Lotterie  ge- 
nügender Absatz  der  Lose  geglückt  war,  der  Gewinn  der  Unter- 
nehmung belief. 

Die  Gesamtlage  der  Grundbesitzer  in  Preussen  war  selbstver- 
ständlich durch  die  sechs  veranstalteten  Lotterien  in  nichts  gebessert. 
Weniger  günstig  wie  für  die  privatwirtschafllichen  Verhältnisse 
einzelner  vom  Glücke  begünstigter  Ausspieler  stellte  sich  das  finan- 
zielle Resultat  der  Güterlotterie  für  die  preussische  Staats- 
kasse. Wie  aus  früheren  Mitteilungen  ersichtlich,  war  für  Erteilung 
der  Konzession  und  geschäftliche  Oberleitung  des  Staates  von  dem 
Unternehmer  jeder  Lotterie  eine  Abgabe  von  15  Procent  zu  entrichten. 
Dem  General  von  Rüchel  war  dieselbe  für  Verlosung  der  Herrschaft 
Amalienburg  im  Betrage  von  51,000  Thlm.  erlassen  worden.  Es 
wurden  der  preussischen  Staatskasse  demgemäss  während  der  Dauer 
der  Güterlotterie  für  die  Zeit  vom  23.  Mai  1810  bis  31.  Dezember 
1811  durch  die 

Ausspielung  von  Niedergiessmannsdorf     .     .     21,545  Thlr. 
„            eines  Hauses  in  Berlin      .     .     .  246      „ 
,                 „       Etablissements    in    Char- 
lottenburg         1,308  y, 

„  von  Dahlwitz,  Zackenzien,  Ku- 
row  und  10  Bruchgrund- 
stücken       38,027      , 

insgesamt  61,126  Thlr. 
zugeführt  ^). 

Diese  Zahlen,  die  nicht  den  eigentlichen  Reingewinn,  sondern 
nur  die  Bruttoeinnahme  des  Staates,  von  der  die  den  Lotteriekollek- 
teuren  zu  zahlenden  Provisionen  und  sonstigen  Geschäftsunkosten  in 
Abrechnung  zu  bringen  sind,  darstellen,  berechtigen  zu  dem  Schlüsse, 
dass  sich  durch  die  Einführung  der  Güterlotterie  für  die  preussische 
Staatskasse  ein  minimaler  Gewinn  ergeben  hat.  Ln  Vergleich  zu 
den  Resultaten,  welche  in  den  Vorjahren  die  Zahlen-  und  Klassen- 


geben,  da   sie  vereint  mit  den  Hauptgütem  Ossecken  und  Wittenberge  einige 
Jahre  vor  der  Ausspielung  für  185,000  Tbk.  angekauft  worden  waren. 

')  Vgl.  A.  d.  G.L.D.:  Acta,  betreffend  die  Herstellung  einer  Klassenlotterie. 
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lotterie  erzielte,  stellte  sich  sogar  ein  relativer,  sehr  bedeutender 
Verlust  heraus.  In  den  Jahren  1803 — 04  hatten  die  aus  den  Staats- 
lotterien resultierenden  Reineinnahmen  ungefähr  685,000  Thlr., 
1804—05  sogar  782,000  Thlr.  betragen.  Im  Interesse  der  Finanz- 
Verwaltung  des  Landes  konnte  es  daher  durchaus  nicht  liegen,  für 
die  Erhaltung  der  Güterlotterie,  die  weder  den  Zweck  ihrer  eigent- 
lichen Begründung  erfüllt,  noch  dauernd  den  Beifall  des  Publikums 
gefunden  hatte,  durch  irgend  welche  Massnahmen  noch  fernerhin 
thätig  einzutreten. 

Und  doch  war  es  nicht  allein,  oder  in  erster  Linie  der  finan- 
zielle Misserfolg,  der  die  preussische  Staatsregierung  veranlasste,  die 
Güterlotterie  für  immer  in  Preussen  aufzuheben. 

Die  Gründe,  welche  sie  mit  zwingender  Notwendigkeit  hierzu 
drängten,  sind  in  dem  leitenden  Grundgedanken,  dem  die  Güterlotterie 
ihr  Dasein  verdankte,  und  in  dem  verfehlten  Plane  ihrer  Schöpfung, 
der  finanzielle,  technische  und  kulturelle  Misstände  gleich- 
massig  erzeugt  hatte,  zu  suchen.  Der  Gesamtheit  der  durch  die 
Ungunst  der  politischen  Verhältnisse  des  Landes  in  ihren  materiellen 
Interessen  geschädigten  Grundbesitzer  konnte  durch  Errichtung  von 
Güterlotterien  nur  dann  finanziell  geholfen  werden,  wenn  derartige 
Lotterien  zahlreich  und  gleichzeitig  organisiert  wurden.  Dies 
war  unmöglich!  In  einem  und  demselben  Zeiträume  mehrere  Güter 
auszuspielen,  wäre  aus  Mangel  an  Spielinteressenten  undurchführbar 
gewesen ;  nur  derjenige  Wertbetrag  von  Grundstücken  konnte  zur 
Ausspielung  gelangen,  der  dem  wahrscheinlichen  Absatz  der  Lose 
und  der  hierdurch  resultierenden  Einnahme  gleichkam.  Wären  von 
Seiten  der  Staatsregierung  mehrere  Konzessionen  zur  gleichzeitigen 
Benutzung  erteilt  und  den  Ausspielern  jeweilig  gestattet  worden,  den 
Loseabsatz  selbst  ohne  staatliche  Vermittlung  zu  suchen,  so  hätte 
der  Interessenkampf  der  Einzelnen  schliesslich  den  Debit  aller  Lose 
verhindert.  Die  Güterlotterie  war  daher  nicht  geeignet  —  ganz  ab- 
gesehen von  dem  Umstände,  dass  die  kleinen  und  unvermögenden 
Grundbesitzer  sich  wegen  der  Höhe  der  Geschäftsunkosten  an  den 
Ausspielungen  schwer  beteiligen  konnten,  —  ein  allgemeines  Rettungs- 
mittel für  alle  Grundbesitzer  zu  werden,  sondern  sie  konnte  nur  ein- 
zelnen vom  Glücke  Begünstigten  zu  gute  kommen.  Aber  auch  diesen 
gegenüber  war  es  eventuell  sehr  schwer,  den  eigentlichen  Zweck,  zu 
dem  die  Güterlotterie  errichtet  worden  war,  voll  und  zweifelsohne 
zum  Ausdruck  zu  bringen.   Die  Güterlotterie  sollte  den  Grundbesitzern 
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Gelegenheit  bieten,  die  vor  dem  Kriege  zu  hohem  Preise  angekauften 
Güter  durch  Ausspielungen  besser  zu  veräussem,  als  bei  den  dama- 
ligen Verhältnissen  sonst  möglich  gewesen  wäre.  Jedoch  bald  nach 
Emanation  des  Publicandums  vom  15.  August  1810  meldeten  sich 
mehrere  Grundeigentümer  mit  Konzessionsgesuchen  zur  Ausspielimg 
von  Gütern,  die  in  den  Jahren  1807 — 10,  mithin  nach  dem  Ejdege 
gekauft  waren.  Nicht  unwahrscheinlich  ist  es,  dass  mancher  Spekulant, 
von  der  Möglichkeit  einer  späteren  Ausspielimg  geleitet,  erst  nach 
Publikation  des  Lotterieediktes  vom  28.  Mai  1810  Grundeigentum 
in  der  spekulativen  Absicht  einer  schnellen  und  mit  Vorteil  realisier- 
baren Veräusserung  erwarb.  Da  durch  solche  Spekulanten  die  Zahl 
der  Kompetenten  zimi  Nachteil  wirklich  Bedürftiger  wesentlich  ver- 
on-össert  werden  konnte,  so  war  eventuell  die  Absicht  der  Staats- 
regierung,  durch  Ausspielungen  notleidenden  Grundbesitzern  zu  helfen, 
nicht  nur  vereitelt,  sondern  auch  die  Wirkung  des  Gegenteils  her- 
beigeführt. Denn  selbst  im  günstigsten  Falle  der  völligen  Durch- 
führung einer  Güterlotterie  war  es  schwer,  zu  erkennen,  wem  eigent- 
lich damit  geholfen  sei,  bedrängten  Grundbesitzern  oder  beutelustigen 
Spekulanten.  Aus  der  Unmöglichkeit,  eine  für  alle  Beteiligte  gleich- 
massig  gerechte,  ihre  Ziele  scharf  innehaltende  Einrichtung  zu  treffen, 
ergibt  sich  der  Schluss,  dass  die  Güterlotterie  den  eigentlichen 
Zweck  ihrer  Begründung,  die  materielle  Lage  der  Grundbe- 
sitzer zu  heben,  nicht  erfüllen  konnte. 

Aber  wie  sie  nicht  geeignet  war,  den  Literessen  einer  einzelnen 
Berufsklasse  zu  dienen,  so  konnte  sie  infolge  ihrer  geschäftstechnischen 
Organisation  auch  die  Teilnahme  des  lotteriespielenden  Publikums 
dauernd  weder  erregen  noch  erhalten. 

Wer  mit  nur  einiger  Sachkenntnis  die  Pläne  der  einzelnen 
Güterlotterien  durchliest,  kommt  schnell  zu  der  Ueberzeugimg,  dass 
die  Ausspieler  sich  stet«  auf  Kosten  anderer  bereichem  wollten, 
indem  sie  den  Wert  ihrer  Grundstücke  viel  zu  hoch  angaben.  Hierzu 
kam  der  unvermeidliche  Missstand,  dass  die  Spieler  wegen  der  ge- 
nerellen, bei  jeder  Lotterie  entstehenden  Geschäftsunkosten  und  der 
specieUen  durch  das  Publicandum  vom  15.  August  1810  zwar  für  die 
Ausspieler  festgesetzten,  aber  doch  schliesslich  vom  Publikum  zu  zah- 
lenden 15  Prozent  Abgabe  an  den  Staat  nur  einen  geringen  Prozent- 
satz ihrer  Einlagen  zurückerhielten.  Das  Verhältnis  hieraus  stellte 
sich  wesentlich  ungünstiger,  wie  bei  der  Klassenlotterie ;  während  die 
letztere  10  Prozent  von  den  Einnahmen  nimmt,  absorbierte  die  Güter- 
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lotterie  30 — 40  Prozent.  Die  Mehrzahl  der  Spieler  konnte  über- 
haupt nichts  gewinnen,  und  selbst  der  jedesmalige  Hauptgewinn,  das 
auszuspielende  Grrundstück,  hatte  nicht  überall  gleichen  Wert  und 
vermochte  nicht  auf  alle  Spieler  einen  gleichmässigen  Reiz  aus- 
zuüben. Vom  Glück  Begünstigte  konnte  sogar  bei  ländlichen  Aus- 
spielungen, falls  ihnen  der  Hauptgewinn  zufiel,  durch  Uebernahme 
des  Gutes  ein  Verlust  treffen,  wenn  sie  nicht  für  das  plötzlich  er- 
worbene Grundstück  einen  zahlungsfähigen  Käufer  fanden  oder  Mittel 
und  Kenntnisse  genug  besassen,  sich  gänzlich  der  Landwirtschaft 
zu  widmen.  Und  war  es  nicht  im  Interesse  der  Landeskultur  sehr 
zu  befürchten,  dass  durch  die  Güterlotterie  ländliche  Grundstücke 
Loseinhabern  zufielen,  die  weder  Kenntnis  von  der  Bevsdrtschaftung 
eines  Gutes  hatten  noch  Interesse  für  dasselbe  besassen?  Jedenfalls 
war  bei  jeder  Güterlotterie  die  Teilnahme  der  Spieler  zweifelsohne 
bedingt  von  deren  räumlicher  Entfernung  zum  auszuspielenden  Grund- 
stück und  dieser  Umstand  musste  selbstverständlich  die  Zahl  der 
Spiellustigen  vermindern  oder  wenigstens  begrenzen. 

In  diesen  angeführten  Motiven  liegen  die  Gründe  für  die  Un- 
durchführbarkeit  der  Güterlotterie,  für  welche  die  preussische  Staats- 
regierung wohlwollend  und  mit  Opfern  eingetreten  war,  indem  sie 
ihr  Interesse  mit  dem  des  grundbesitzenden  Privatmannes  weder  zu 
dessen  Vorteile,  noch  zu  ihrem  eigenen  Nutzen  vorübergehend  identi- 
ficiert  hatte. 

Konnten  Güterlotterien  überhaupt  reüssieren?  Der  erwartete 
Erfolg  hätte  vielleicht  eintreten  können,  wenn,  wie  dies  ursprünglich 
beabsichtigt  worden  war,  diese  Ausspielungen  nicht  Privaten  gestattet, 
sondern  als  staatlich  geleitete  Domänenlotterien  veranstaltet  worden 
wären.  Die  Durchführbarkeit  eines  derartigen  Projektes,  das  im 
Jahre  1810  ernstlich  in  Erwägung  gezogen  wurde  ^),  war  durchaus 
nicht  unmöglich.  Der  preussische  Staat  wollte  im  Jahre  1809  Do- 
mänen veräussern,  konnte  aber  diese  Absicht  nicht  ausführen,  weil 
entweder  gar  keine  oder  nicht  genügend  solvente  Käufer  vorhanden 
waren.  Bei  den  Domänenausspielungen  hätte  es  keiner  grossen 
Kapitalien  für  den  Einzelnen  bedurft;  der  Geldwert  einer  Domäne 
hätte  sich  mit  dem  Gesamtbetrage  der  debitierten  Lose  annähernd 
kompensiert.    Der  preussische  Staat  würde  bei  der  Organisation  emer 


^)  Vgl.  A.  d.  G.L.D.:    Acta  Generalia,   betreffend   die   neue  Einrichtung 
des  Lotteriewesens  u.  s.  w. 
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derartigen  Lotterie  für  die  Reellität  und  ordnungsmässige  Durcli- 
fuhrimg  jeder  Einzelausspielung  eingetreten,  eine  übermässige  Er- 
höhung des  Gutspreises  ausgeschlossen  gewesen  sein,  die  Abgaben, 
die  der  Einzelausspieler  an  die  Staatskasse  zu  entrichten  hatte,  wären 
erspart,  die  Anzahl  der  Gewinne  dadurch  erhöht,  oder  der  Preis  der 
Lose  vermindert,  jedenfalls  aber  der  Verlust  des  lotteriespielenden 
PubUkums  bei  der  Domänenlotterie  begrenzter  wie  bei  der  privaten 
Güterlotterie  gewesen  und  dadurch  die  Teilnahme  der  Spieler  zweifels- 
ohne gesteigert  worden.  Auch  äussere  Verhältnisse  sprachen  im 
Jahre  1810  für  die  glückliche  Durchführung  einer  Domänenlotterie. 
Die  Klassenlotterie  war  durch  Kabinettsordre  vom  17.  März  1810 
sistiert  worden,  die  Zahlenlotterie  ging  ihrer  definitiven  Auflösung 
entgegen,  von  der  projektierten  und  bald  darauf  eingeführten  Quinen- 
lotterie  war  vorauszusehen,  dass  sie  einen  dauernden  Bestand  nicht 
haben  könne.  Domänenausspielimgen  hätten  also  in  jener  Zeit  gering- 
fügige, vorübergehende  oder  gar  keine  Konkurrenz  gefunden.  Das 
Terrain  war  für  sie  gewissermassen  frei  und  geebnet. 

Altenstein  jedoch  hatte  damals  das  Projekt  nicht  gebilligt  imd 
die  Ausspielung  von  Privatgrundstücken,  welche  schliesslich  in  eine 
Art  von  Landplage  ausgeartet  war,  einer  Domänenlotterie,  bei  der 
mindestens  den  bedrängten  Grundbesitzern  nicht  unnütze  und  kost- 
spielige Hoffnungen  erregt  worden  wären,  vorgezogen.  Nachdem  die 
Ausspielung  privater  Grundstücke  den  beabsichtigten  Zweck  voll- 
kommen verfehlt  hatte  und  missglückt  war,  erfolgte  eine  Wieder- 
auftiahme  des  früher  in  Anregung  gebrachten  Planes  zur  Ausspielung 
von  Staatsdomänen.  Aber  die  Verhältnisse,  die  im  .Jahre  1810  für 
das  Projekt  sprachen,  waren  im  Jahre  1812  wesentlich  zu  dessen 
Ungunsten  verändert.  Der  allgemeine  Wohlstand,  der  von  so  be- 
stimmendem Einfluss  auf  den  Loseabsatz  jeder  Lotterie  ist,  hatte  sich 
inzwischen  nicht  nur  nicht  gehoben,  sondern  war  infolge  der  dauern- 
den Abgaben,  Steuern  und  Kriegslasten  wesentlich  gegen  früher  ge- 
sunken. Die  , Kleine  Geldlotterie"  war  eingeführt  worden  und  hatte  bei 
der  Geringfügigkeit  ihrer  Einsätze  und  den  verhältnismässig  bedeuten- 
den Chancen,  die  sie  dem  Spieler  bot,  schnell  den  Beifall  des  Publi- 
kums gefunden ;  die  Retablierung  der  Klassenlotterie  war  vom  Könige 
genehmigt,  die  beschleunigte  Publizierung  des  hierfür  entworfenen 
Planes  den  Lotteriebehörden  bereits  amtlich  aufgetragen  worden,  imd 
vor  allem  —  dies  war  die  Hauptschwierigkeit,  die  nicht  überwunden 
werden    konnte    und    hieran   musste    jede   Staatsdomänenlotterie   im 
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Jahre  1812  scheitern  —  standen  die  gehässig  gewordenen  privaten 
Grüterausspielungen  noch  in  zu  frischem  Andenken  des  Publikums, 
als  dass  eine  principiell  ähnlich  organisierte  Lotterie  auch  nur  an- 
nähernd auf  die  Möglichkeit  eines  Erfolges  hätte  rechnen  können. 
Unter  solchen  Verhältnissen  wäre  eine  Domänenlotterie  das  dritte  und 
wahrscheinlich  ebenfalls  verfehlte  Lotterieexperiment  gewesen.  Man 
verzichtete  hierauf  und  mit  Recht!  Die  Lotteriegeschäfte  des  preus- 
sischen  Staates  wurden  vom  Jahre  1812  an  wieder  mit  Umsicht  und 
Sachkenntnis  verwaltet,  es  gelang  den  neu  ernannten  Leitern  der 
Staatslotterie,  das  erschütterte  Vertrauen  des  Publikums  zurückzuge- 
winnen, dessen  Teilnahme  am  Lotteriespiel  unter  Berücksichtigung 
moralischer,  von  einer  gewissenhaften  Regierung  stets  zu  beachten- 
der Momente  dauernd  zu  erregen  und  zu  steigern  und  das  Lotterie- 
institut in  Preussen  zu  neuer  Blüte  und  voller  Entfaltung  zu  bringen. 
In  den  Annalen  preussischer  Gesetzgebung,  die  an  Erfolgen  so 
reich  ist  und  durch  deren  genaue  Kenntnis  der  Patriotismus  jedes 
Deutschen  gehoben  wird,  bildet  das  Lotterieedikt  vom  28.  Mai  1810, 
dem  die  Quinen-  und  Geldlotterie  ihre  Entstehung  verdankten,  und 
das  gegen  die  Auswüchse  damals  bestehender  Staatsinstitutionen  ge- 
richtet war,  sie  aber  nicht  zu  heben  vermochte,  sondern  zu  alten 
Missständen  noch  neue  hinzufügte,  keinen  Glanzpunkt. 
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Von 

Bicca*Salerno, 

Professor  au  der  Universität  Modena. 

Die  gerechte  und  wirkungsvolle  Ordnung  der  direkten  Steuern, 
deren  Verwirklichung  in  Italien  öfters  versucht  wurde,  und  zu  welcher 
auch  der  neue  Gresetzentwurf  über  die  Peräquation  der  Grundsteuer 
beitragen  soll,  ist  eine  nicht  weniger  schwere  imd  dringende 
Frage  als  die,  welche  die  Umgestaltung  der  indirekten  Steuern  be- 
trifft; sie  bildet  einen  Teil  des  umfangreichen  und  wichtigen  Gebietes 
der  Steuerreform,  die  schon  teilweise  durchgeführt  worden  ist.  Der 
Zweck  ist  derselbe,  das  heisst  die  billigste  tmd  zweckmässigste  Ver- 
teilung der  öffentlichen  Lasten.  Verschiedene  Mittel  müssen  sich  zu 
diesem  Zwecke  in  einem  systematischen  und  rationellen  Plan  ver- 
einigen. Das  Streben  der  Finanzschriftsteller  und  Finanzpolitiker, 
sowohl  in  Italien,  als  in  anderen  civilisierten  europäischen  Staaten, 
verfolgt  ein  grosses  Princip  und  bezweckt,  dem  Finanzwesen  einen 
den  gewachsenen  Bedürfiiissen  des  Staates  entsprechenden  Raum  zu 
geben,  zugleich  aber  dasselbe  mit  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit 
in  Einklang  zu  bringen  und  seine  Bestandteile  den  Gesetzen  der 
Nationalökonomie  anzupassen. 

Das  System  der  direkten  Steuern  in  Italien  setzt  sich  aus  ver- 
schiedenen Elementen  zusammen;  es  wird  gebildet  durch  die  Grund- 
steuer, die  Gebäudesteuer  und  die  Einkonunensteuer  von  dem  so- 
genannten  beweglichen  Vermögen,   welche   verschiedene  Grundlagen 


')  Vgl.  hierzu  das  inzwischen  erschienene  Werk  von  Isidore  Sachs: 
L'Italie,  ses  finances  et  son  developpement  economique  depuis  l'unification  du 
royaume  1859-1884.    Paris  1885,  S.  313  ff. 
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und  Erhebungsformen  haben.  Die  stufenweise  und  unvollkommene 
Bildung  dieses  Systems  und  seine  gegenwärtige  Form  sind  zum  grossen 
Teil  eine  Folge  von  speciellen  Umständen  und  geschichtlichen  Vor- 
gängen, die  unserem  Lande  eigen  waren.  Und  insbesondere  der 
jetzige  Zustand  der  Grundsteuer,  welcher  so  verwirrt  und  verwickelt 
in  den  verschiedenen  Provinzen  des  Königsreichs  ist,  hat  seinen 
Ursprung  in  den  mannigfachen  politischen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  der  kleinen  Staaten,  die  zuvor  existierten.  Es 
dürfte  zweckdienlich  sein,  dieser  Umstände  und  historischen  Vor- 
gänge kurz  zu  erwähnen,  bevor  wir  in  die  Frage  eintreten,  welche 
Mittel  von  der  Regierung  dem  Parlament  zur  Abhilfe  vorgeschlagen 
wurden. 

Allen  Ländern,  welche  das  neue  Königreich  Italien  bildeten, 
waren  zwei  dkekte  Auflagen  gemeinsam,  nämlich  die  Grund-  und 
die  Haussteuer,  die  hie  und  da  mit  dem  Namen  fondiaria  oder 
prediale  bezeichnet  wurde.  Wenn  aber  diese  Auflagen  in  Bezug  auf 
die  Erhebungsform  gleichartig  erschienen,  so  enthielten  sie  doch  grosse 
Verschiedenheiten,  welche  entweder  das  Besteuerungsmass  oder  die 
Art  der  Verteilung,  oder  die  Zeit  und  die  Massregeln  der  Kataster 
betrafen.  In  einigen  Teilen  des  vorherigen  piemontesischen  König- 
reichs beruhte  die  Grundsteuer  auf  alten  und  unvollkommenen  Ka- 
tastern, so  dass  der  Wert  der  Schätzung  meistens  nicht  das  Ein- 
kommen der  Güter,  sondern  eine  hypothetische,  für  die  Verteilung 
des  Steuerkontingents  in  den  einzehien  Gemeinden  festgesetzte  Norm 
ausdrückte.  Anderswo  fehlte  entweder  die  Grundlage  des  Katasters 
gänzlich  oder  stellte  sich  als  eine  einfache  summarische  Beschreibung 
der  Zustände  der  Grundstücke,  oder  als  eine  unbestimmte  Schätzung 
nach  Baumassen  dar,  oder  enthielt  nichts  als  Erklärungen  der  Steuer- 
pflichtigen: das  waren  ungefähr  die  Verhältnisse  im  Neapolitanischen, 
in  Sicilien,  im  Modenesischen  und  in  manchen  Teilen  der  piemon- 
tesischen Provinzen.  Wieder  in  anderen  Teilen  Italiens,  nämlich  in 
der  Lombardei,  im  Venetianischen,  in  Parma  und  Toscana  und  in 
den  Provinzen  des  Kirchenstaates  bestanden  mehr  oder  weniger  voll- 
kommene Kataster,  welche  aber  grösstenteils  nach  verschiedenen 
Grundsätzen,  zu  verschiedenen  Zeiten  errichtet  worden  waren,  indem 
dieselben  bald  auf  die  wirklichen  oder  vorausgesetzten  Pachtzinse, 
bald  auf  die  geschätzte  Rente  sich  stützten.  In  den  letzten  Jahren 
wurden  zwar  an  manchen  Orten  ItaHens  Gesetze  erlassen  und  Arbeiten 
unternommen,    welche   die   Bildung   neuer  Kataster   bezielten:    diese 
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Arbeiten  aber,  die  nur  teilweise  fortgesetzt  wurden,  konnten  an  dem 
Wesen  der  Dinge  nicht  viel  ändern  •). 

Das  Mass  der  staatlichen  Grund-  und  Haussteuer  war  gleich- 
falls mehr  oder  weniger  hoch,  je  nach  den  verschiedenen  Ländern. 
In  der  Lombardei  zum  Beispiel  war  die  Last  grösser  als  in  den  alten 
piemontesischen  Provinzen.  In  manchen  Staaten  blieb  die  Grund- 
steuer unverändert ;  in  anderen  dagegen  erlitt  sie  häufige  und  bedeu- 
tende Veränderungen.  Im  lombardisch  -  venetianischen  Königreich 
beschwerte  die  österreichische  Regierung  vor  und  besonders  nach 
dem  Krieg  von  1848  die  Grundbesitzer  immer  mehr  ^).  Man  muss 
hinzufügen,  dass  eine  grosse  Verschiedenheit  in  Bezug  auf  Provinz- 
und  Gemeindezuschläge  bestand;  in  mancher  Gegend  gering,  waren 
diese  in  anderen  so  gross,  dass  die  staatliche  Auflage  dadurch  ver- 
doppelt imd  verdreifacht  wurde.  Weitere  Zuschläge  sind  hier  und 
dort  noch  aus  besonderen  Gründen  eingeführt  worden.  Die  ganze 
staatliche  Grund-  und  Haussteuer,  das  Kriegszehntel  und  die  Er- 
hebungsausgaben mitgerechnet,  bezifferte  sich  auf  104,921,000  Lire'). 

Daneben  fand  man  in  manchen  Provinzen  von  Nord-  und  Central- 
Italien  andere  direkte  Steuern,  welche  in  verschiedener  Weise  den 
Gewinn  der  Gewerbe  und  des  Handels,  oder  das  Einkommen  des 
beweglichen  Vermögens  zu  treffen  suchten.  So  bestand  in  Toscana 
die  sogenannte  Familiensteuer,  die  durch  Dekret  vom  11.  Februar  1855 
verordnet  und  nach  Klassen  unter  die  einzelnen  Gemeinden  verteilt 
^vln•de;  sie  traf  alle,  die  eine  selbständige  wirtschaftliche  Stellung 
hatten^).  In  Modena  existierte  eine  Art  von  Kopfsteuer,  die  dem 
Gesetz  vom  27.  November  1849    gemäss  mit  anderen  Gewerbe-  und 


')  Siehe  unseren  Artikel,  Del  riordinamento  dell'  imposta  fondiaria  in  Italia 
(in  dem  Archivio  di  Statistica,  Jahrg.  VII,  1882,  S.  69.  70). 

^)  A.  Meneghini,  Le  imposte  nella  Venezia  e  neUa  Lombardia.  Torino 
1863.  S.  7  —  8.  —  G.  Alessio,  Saggio  sul  systema  tributario  in  Italia.  Torino 
1883.   Band  I,  S.  192  u.  fg. 

')  M.  Minghetti,  Dell'  ordinamento  delle  imposte  dirette  in  Italia  (in 
dem  Band  der  Opusculi.     Firenze  1872.     S.  336. 

■*)  Siehe  Les  finances  du  Royaume  d'Italie  par  A.  Plebano  et  G.  A.  Musso. 
Paris,  Guill.  1863.  S.  269.  Die  Steuen-egelung  wurde  später  durch  Dekret  vom 
29.  Juli  1829  modifiziert,  wodurch  das  Regierungskontingent  auf  L.  2,100,000 
von  Toscana  festgesetzt  und  den  Gemeinden  die  Macht  verliehen  wurde,  die 
Steuerpflichtigen  in  mehr  als  fünf  Klassen  zu  vei-teilen;  und  femer  auch  durch 
Dekret  vom  24.  Dezember  1850,  das  die  Steuerlast  für  den  Mobüiarbesitz  mit 
einem  Kontingent  von  L.  1,478,400  festsetzte. 
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Kapitalauflagen  nach  einem  verwickelten  System  verbmiden  war;  sie 
traf  alle  mibemittelten  zwischen  14  und  60  Jahre  alten  Männer, 
welche  auf  dem  Lande  ihren  Wohnsitz  hatten,  und  wurde  als  Aequi- 
valent  des  in  den  Städten  und  geschlossenen  Gemeinden  bestehenden 
Octroi  angesehen.  Die  Gewerbe-  und  die  Kapitalsteuer  waren  auf 
die  Erklärungen  der  Steuerpflichtigen  begründet;  diese  aber  wurden 
von  den  fiskalischen  Beamten  und  von  besonderen  Kommissionen 
kontrolliert  und  rektifiziert.  Sogar  eine  Vieh-  und  eine  Reisfeldsteuer, 
als  erster  Versuch  einer  landwirtschaftlichen  Gewerbebesteuerung, 
wurden  eingeführt.  Es  existierte  in  Parma  eine  Personalsteuer,  die 
unter  den  Gemeinden  nach  Kontingenten  und  unter  den  einzelnen 
Pflichtigen  nach  Klassen  verteilt  war.  Es  bestand  auch  eine  Patent- 
steuer, die  alle  diejenigen  traf,  welche  einen  Handels-  oder  Gewerbe- 
zweig betrieben ;  die  Steuerpflichtigen  waren  in  sieben  Gruppen  geteilt, 
von  denen  die  ersten  fünf,  ausser  dem  festen  Steuersatz,  einen  ver- 
hältnismässigen Beitrag  zahlten,  der  dem  Zehntel  des  Mietzinses  der 
von  dem  Handwerk  benutzten  Lokale  gleich  war.  In  der  Lombardei 
war  schon  seit  dem  ersten  italienischen  Königreich  eine  Personal- 
steuer und  eine  Gewerbe-  und  Handelssteuer  verordnet,  deren  Pflich- 
tigen in  sieben  Gruppen  geteilt  und  diese  letzten  in  drei  Stufen  nach 
der  Grösse  und  Wichtigkeit  der  Gemeinden  unterschieden  waren'). 
Später  unter  der  österreichischen  Regierung  ist  auch  im  Lombardisch - 
Venetianischen  durch  das  Gesetz  vom  IL  April  1851  die  Einkommen- 
steuer eingeführt  worden ;  sie  war  in  drei  Kategorien  geteilt,  auf  die 
Erklärungen  der  Pflichtigen  begründet,  traf  alle  Einkommenszweige 
und  bildete  daher  in  Bezug  auf  das  Grundeigentum  einen  Zuschlag 
zu  der  Grundsteuer^).  Endlich  in  den  alten  Provinzen  der  piemon- 
tesischen  Monarchie  wurden,  ausser  der  Grundsteuer,  andere  direkte 
Steuern  verordnet:  es  waren  dies  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer 
(Gesetz  vom  28.  April  1853)  und  die  Handels-  und  Gewerbesteuer 
(Gesetz  vom  7.  Juli  1853),  die  der  französischen  Patentsteuer  nach- 
gebildet waren.     Die  Personalsteuer  war  in  drei  Stufen  und  diese  in 


')  Les  finances  du  Royaume  d'Italie.  S.  262.  Sie  gab  einen  Ertrag 
von  L.  686,430. 

^)  Les  Finances  du  Royaume  d'Italie.  S.  263.  Der  Ertrag  war  L.  2,083,290, 
ausser  dem  Zehntel  und  den  Zusätzen.  In  der  Lombardei  existierte  auch 
früher  eine  Fersonalsteuer,  welche  durch  Gesetz  vom  13.  Juni  1811  verordnet, 
und  mit  L.  3,20  per  Kopf  auf  etwa  600,000  Personen  verteilt  wurde;  sie 
dauerte  bis  1848. 
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drei  Kategorien  unterschieden :  die  Mobiliarsteuer  gründete  sich  haupt- 
sächlich auf  den  Mietwert  und  traf  alle  Vermögensbesitzer ;  die  Pa- 
tentsteuer war  dagegen  in  sieben  Klassen  geteilt  und  nach  der 
Beschaffenheit  des  Gewerbes  und  den  Produktionsmitteln  sowie  der 
Bevölkerungszahl  der  verschiedenen  Orte  bemessen^).  Aber  diese 
Steuern,  die  meistens  unbestimmt  und  empirisch  waren,  zeigten  sich 
ebenso  uneinträglich  als  ungleichmässig  und  verwickelt  und  konnten 
daher  keine  grosse  finanzielle  Bedeutung  haben.  Sie  brachten  im 
ganzen  kaum  14,054,054  Lire  auf^). 

Obgleich  der  mittlere  Steuersatz  per  Kopf  die  wirkliche  Last 
nicht  vorstellt,  weü  der  Reichtum  der  Steuerpflichtigen  in  den  ein- 
zelnen Provinzen  verschieden  ist  und  weil  die  Lokalzuschläge  und 
die  indirekten  Auflagen  ihre  Ergebnisse  stark  modifizieren,  so  dürfte 
es  doch  nicht  ganz  bedeutungslos  sein,  einen  solchen  Vergleich  zu 
machen,  um  das  Wesen  der  direkten  Steuern  in  den  verschiedenen 
Teüen  unseres  Königreichs  in  der  ersten  Zeit  seines  Daseins  zu  be- 
weisen.    Die  mittlere  Steuerquote  per  Kopf  war  ^) : 

gesamte  Personal-,  Mobiliar-. 

Grundsteuer      Patentsteuern    u.  s.  w. 

Piemont  und  Ligurien 3,96  1,95 

Sardinien 4,20  1,95 

Lombardei 7,44  1,15 

Parma 6,65  0,75 


^)  Les  finances  du  Royaume  d'Italie,  S.  257—61.  —  M.  Rizzari,  Delle 
presenti  condizioni  deUa  finanza  italiana  e  del  suo  ordinamento.  Pisa  1865, 
S.  290—91.  Die  Patentsteuer  gab  einen  Ertrag  von  L.  4,579,751,  und  die  Per- 
sonal- und  Mobüiarsteuer  von  L.  7,411,704,  alles,  selbst  die  Zusätze,  mit- 
gerechnet. 

*)  Minghetti,  a.  a.  0.  Beide  obenerwähnte  Schriftsteller,  Plebano 
und  Musso,  berechneten,  indem  sie  auf  andere  analogen  Abgaben  achteten,  wie 
auf  jene  über  Gehalt  und  Pension,  über  Wege  und  ähnliche,  den  ganzen  Ei-trag 
der  Besteuerung  des  MobiliaiTeichtums  auf  L.  18,746,293,  und  machen  folgende 
Yerteüung  per  Einwohner  in  den  einzelnen  Gegenden: 

Piemont  und  Ligurien  1,92  Modena  1,40 

Lombardei      ....  1,31  Toscana    .       1,20 

Parma  und  Picenza    .  1,02  Durchschnitt   0,86 

Für  die  übrigen  Provinzen  berechneten  sie  L.  2,981,016,  welche  von  den 
Gehalten  und  von  den  Gewichten  und  Massen,  d.  h.  ungefähr  L.  0,25  per  Kopf 
gewonnen  wurden. 

')  Minghetti,  Dell'  ordinamento  delle  imposte  dirette  in  Italia,   S.  337. 
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gesamte  Personal-,  Mobiliar-, 

Grundsteuer        Patentsteuem  u.  s.  w. 

Modena •     •     •      5,03  0,91 

Toscana 3,61  0,90 

Romagna,  Marken  und  Umbria  .     .      5,06  — 

Neapel .      4,87 

Sicilien 3,40  — 

Diese  Unvollkommenheit  des  Steuersystems  beschäftigte  unsere 
Finanzpolitiker  gleich  nach  der  Errichtung  des  neuen  Königreichs  1861 ; 
man  könnte  behaupten,  die  erste  finanzpoKtische  Frage,  welche  sich 
in  jener  Zeit  erhob,  sei  die  der  Einrichtung  und  Peräquation  der 
Grundsteuer  gewesen.  Dieselbe  trat  mit  in  den  weiten  Plan  der 
politischen  Einheit  Italiens  ein.  Wer  den  Stand  der  öffenthchen 
Meinung  über  diesen  Gegenstand  in  jener  Zeit  und  die  Verhandlungen 
des  Parlaments  verfolgt,  der  wird  finden,  dass  damals  allgemein  die 
Ueberzeugung  herrschte,  dass  man  keine  neue  Steuer  einführen  und 
die  bestehenden  Auflagen  nicht  ändern  oder  erhöhen  könne,  wenn 
nicht  zuvor  die  Peräquation  der  Grundsteuer  zur  That  geworden 
sei  ^).  Und  schon  Vegezzi  hatte,  als  er  Finanzminister  war  (1860), 
versprochen,  dass  solche  Peräquation  wo  möglich  1861  ihre  Verwirk- 
lichung erlange.  Die  Parlamentsbeschlüsse  zu  Gunsten  dieser  Idee 
wiederholten  sich  so  oft,  dass  man  nicht  mehr  daran  zweifeln  konnte, 
es  sei  Wunsch  der  Nationalvertretung,  dass  die  Ordnung  der  direkten 
Steuern  eine  bessere  und  billigere  Einrichtung  der  Grundsteuer  zur 
Basis  haben  solle. 

Von  allen  Seiten  war  man  darüber  einverstanden,  dass  eine 
solche  Reform,  um  wirksam  und  nützlich  zu  werden,  sich  auf  eine 
neue  grosse  Katasteroperation  stützen  müsse,  welche  lange  Zeit  und 
bedeutende  Ausgaben  erheische,  die  mit  den  dringenden  Bedürfnissen 
des  italienischen  Finanzhaushaltes  nicht  übereinstimmten.  Daher 
glaubte  man,  dass  als  erster  Versuch  und  als  Vorbereitung  der  wei- 
teren notwendigen  Veränderungen  des  Steuersystems  eine  neue  Ver- 
teilung des  Kontingents  nach  Provinzen,  namentlich  nach  Provinz- 
gruppen oder  Compartiments,  genüge.  Von  Minister  Bastogi  wurden 
durch  Königl.  Dekret  11.  August  1861  zwei  Kommissionen  ernannt: 
die  eine  hatte  die  Aufgabe  ,  die  Peräquation  der  Grundsteuer  unter 
den   einzelnen  Provinzen  durchzuführen;    die  andere  sollte  die  Frage 


^)  E.  Morpurgo,  La  finanza.     Firenze  1877.     S.  47  u.  fg. 
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erforschen,  wie  man  das  Mobiliarvermögen  besteuern  könne,  das 
im  Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels  auftrete  und  täglich  sich 
mehre.  Die  erste  Kommission  fand  in  der  Erfüllung  ihrer  Arbeit 
grosse  Schwierigkeiten  wegen  der  Verschiedenheiten  in  betreff  der 
Grundsteuer  und  der  grossen  Mängel  und  Unordnung  des  Kataster- 
wesens; sie  war  öfters  in  ihren  Untersuchungen  gezwungen,  auf  in- 
direkte Weise  zum  Ziel  zu  gelangen.  Drei  verschiedene  Wege  wurden 
einofeschlagen :  die  einen  widmeten  sich  dem  Studium  der  bestehenden 
Kataster  in  den  einzelnen  Teilen  des  Königreichs ;  die  anderen  grün- 
deten ihre  Berechnungen  auf  einen  Vergleich  zwischen  der  Bevölke- 
rungsdichtigkeit  und  dem  allgemeinen  Reichtum  jeder  Abteilimg; 
wieder  andere  endlich  suchten  die  wirkliche  Rente  jedes  Gebietes 
durch  die  Prüfung  der  Kauf-  und  Pachtverträge  zu  schätzen.  Die 
Resultate,  die  man  durch  diese  verschiedenen  Methoden  erlangte, 
wichen  voneinander  sehr  wenig  ab.  Es  entstanden  neue  Peräqua- 
tionspläne,  welche,  in  passender  Weise  gruppiert,  sich  in  einem  Trans- 
aktionseutwurf  vereinigten.  Nichtsdestoweniger  wollte  die  Kommission 
ihren  Plan  bloss  als  einen  provisorischen  angefasst  wissen  und  em- 
pfahl dem  Parlament,  dass  es  nicht  nur  für  die  Gegenwart  sorgen, 
sondern  auch  zugleich  eine  genaue  und  vollständige-  Peräquation  für 
die  Zukunft  anordnen  möge'). 

Um  eine  Idee  von  dem  Zustande  der  Grundsteuer  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  des  Königreichs  zu  jener  Zeit  zu  geben,  dürfte 
es  angezeigt  sein,  einige  Resultate  der  damals  vorgenommenen  En- 
quete vorzuführen  und  die  nötigen  Schlüsse  daraus  zu  ziehen.  Nach 
den  Angaben,  welche  eine  einfache  Einsichtnahme  der  Kataster 
gewährte,  betragen  die  KatastraMäche  und  die  respektive  Rente  der 
Güter  2): 

Katastral-  Staats- 

fläche Steuer 

Piemont  und  Lire 

Ligurien  .  3,186,496  12,864,466,67  72,797,250,42  22,81  4,04 
Sardinien  .  .  1,800,865  2,456,186,62  16,253,085,02  9,03  1,36 
Lombardei   .     1,680,900  19,455,953,17     52,027,692,11  30,97  11,58 


Katastral- 

Rente    Steuer 

rente 

per         per 

Lire 

Hektar  Hektar 

^)  Siehe  die  Atti  della  Commissione  per  la  perequazione  dell'  imposta 
fondiaria  (istituita  con  R.  Decreto  11  agosto  1861).  Torino  1863,  und  die  Relazione 
Parlamentäre  sul  conguaglio  provvisorio  (scritta  dall'  on.  AUievi),  Sessione 
1863,  n.  5  A. 

^)  Morpurgo,  La  finanza,  S.  53. 
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Katastral-  Staats-  Katastral-         Rente    Steuer 

fläche  Steuer  rente  per         per 

Lire  Lire  Hektar  Hektar 

Pai-ma  .  .  .  504,774  3,090,374,30  10,687,263,13  21,13  6,12 
Modena  .  .  485,960  2,889,932,64  11,396,170,25  23,45  5,94 
Toscana  .  .  2,073,958  5,344,259,32  28,556,924,57  13,71  2,58 
Kirchenstaat  2,720,242  11,133,029,51  25,012,721,73  9,17  4,07 
Neapel  .  .  .  6,251,787  27,067,909,45  127,520,957,43  19,08  3,68 
Sicilien  .  .  .  2,402,098  6,326,192,25  50,629,789,91  21,08  2,63 
Königreich  .  21,107,080  90,628,323,93  394,941,859,60  18,07  4,29 
Gestützt  auf  die  Resultate  der  von  der  Peräquationskommission 
über  das  Katasterwesen  gemachten  Studien  und  unter  Berücksichtigung 
der  Unvollkommenheiten  und  Lücken  der  letzteren  nahmen  zwei  un- 
serer Finanzmänner  für  das  italienische  Königreich  jener  Zeit  einen 
Katastralertrag  von  535,350,000  Lire,  nämlich  136  Millionen  für  die 
Gebäude  und  399  für  Grund  und  Boden  an.  Lidessen  ergab  sich  bei 
Benützung  der  Kauf-  und  Pachtverträge  ein  grösseres  Resultat,  näm- 
lich eine  reelle  Totalrente  von  866,633,204  Lire.  Verteilt  man  die 
zwei  genannten  Summen  der  Katastral-  und  der  reellen  Rente  auf 
die  verschiedenen  Teile  der  Halbinsel,  und  berechnet  man  ilir  Ver- 
hältnis, so  ergibt  sich  folgende  Uebersicht  ^) : 

Katastralrente       Geschätzte  Rente     ,,    , ..,.   . 
_ .  Verhältnis 

Lire  Lire 

Piemont  und  Ligurien     109,650,000         161,984,583  0,65 

Sardinien 20,700,000  21,203,555  0,98 

Lombardei 65,200,000         132,291,163  0,49 

Parma 14,000,000  20,464,130  0,68 

Modena 14,500,000  27,988,745  0,52 

Toscana 41,500,000  67,886,340  0,61 

Kirchenstaat 33,000,000  &5,462,117  0,39 

Neapel 166,500,000         263,251,836  0,63 

Sicilien 70,300,000  80,100,735  0,88 

Diese  Uebersicht  zeigt,  dass  wenn  man  auch  einen  gleich- 
massigen,  dem  Katasterwert  in  den  einzelnen  Provinzen  entsprechenden 
Massstab  der  Steuer  gehabt  hätte,  dennoch  ungleiche  Lasten  und  Ab- 
gabequoten in  Bezug  auf  den  wirklichen  Ertrag  sich  ergeben  hätten. 
Anderseits    unterschied    sich    die   Grundsteuer    von    einem   Ort   zum 


^)  Les   finances   du   Royaume   d'Italie,   par  A.  Plebano   et   G.  A.  Musso, 
S.  243-48. 
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andern  nicht  nur  wegen  der  wesentlichen  obenerwähnten  Ursachen, 
sondern  auch  wegen  zufälliger  Umstände,  als  verschiedener  Verwal- 
tungssyst^me,  Erhebungsmethoden,  Zuschläge  und  Ausgaben,  welche 
bald  in  der  Regierungsquote  mitgerechnet,  bald  aber  von  den  Ge- 
meinden gedeckt  wurden,  wie  es  in  der  Lombardei,  Modena  imd 
Toscana  der  Fall  war.  Alle  Elemente  vereinigend,  die  vom  Fiskus 
als  Grundsteuer  eingetrieben  wurden,  erhielt  man  ein  Totale  von 
113,786,087  Lire,  das  die  wirkliche  Staatslast  vorstellte,  welche  auf 
Inunobiliarbesitz  lag.  Das  gab  eine  mittlere  Quote  von  ungefähr 
L.  4,74  per  Hektar,  von  L.  5,15  per  Bewohner  und  von  L.  13,13  per  je 
100  Lire  Ertragt).  Und  wenn  man  die  Last  unter  die  einzelnen 
Provinzen  des  Königreichs  verteilt,  so  ergeben  sich  folgende  Daten: 

Grund-  Steuer-  Steuer-  Steuer- 

steuer quote  quote  quote 

per  je 
Lire  per  Hektar      per  Kopf      100  Lire 

Ertrag 
Piemont  und  Ligurien     17,975,011  4,82  4,73  10,70 

Sardinien 2,471,243  1,02  4,31  11,66 

Lombardei 23,690,539  12,13  8,60  17,74 

Parma 3,760,379  6,88  8,02  18,38 

Modena 3,629,539  5,39  5,49  12,64 

Kirchenstaat 11,809,874  5,27  4,31  13,82 

Toscana 5,821,200  2,71  3,21  8,57 

Neapel 35,517,234  4,46  5,06  13,49 

Sicilien 9,111,068  3,48  4,10  11,37 

Die  Kommission  setzte  auf  Grund  vielfacher  Studien  imd  Be- 
rechnimgen  die  Grundlage  der  Peräquation  in  der  Weise  fest,  dass 
sie  als  Summe  der  Staatsauf  läge ,  ohne  die  Zehntel,  die  Zuscliläge 
und  die  Erhebvmgskosten  mitzurechnen,  110  Millionen  annahm.  Es 
entstand  daraus  eine  allgemeine  mittlere  Quote  von  L.  4.04  per  Hektar, 
von  L.  5,06  per  Kopf  und  von  L.  12,69  per  je  100  Lire  berechneten 
Ertrags.  Die  Verteilung  dieser  Summe  unter  die  einzelnen  Teile  des 
Königreichs  wurde  nach  den  Ergebnissen  vorgenommen,  die  auf  in- 
dii-ektem  Weg  über  den  Wert  imd  die  Fruchtbarkeit  des  Grundeigen- 
tums gewonnen  worden  waren.  Die  unmittelbare  Wirkung  der  Per- 
äquation, nämlich  die  grössere  Gleichmässigkeit  der  Last,  erschien  in 
den  Daten,    welche   das  Verhältnis    der  Steuer   zu    dem  Ertrag  dar- 

^)  Las  finances  du  Royaume  d'Italie,  S.  259—54. 
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stellen.  Auf  solche  Weise,  könnte  man  behaupten,  wurde,  uisofem 
die  Berechnungen  über  den  vorausgesetzten  Ertrag  der  verschiedenen 
Gegenden  genau  waren,  eine  gewisse  Grleichheit  in  der  Steuerverteilung 
unter  den  einzelnen  Provinzen  ermöglicht.  Indessen  berechnet  man  die 
mittlere  Steuerquote  per  Hektar,  per  Kopf  und  per  je  100  Lire  Er- 
trag   in  jedem  Compartement,    so   gewinnt  man   folgende   Daten  ^): 

Grund-  Steuer-  Steuer-  Steuer- 

steuer quote  quote  quote 

per  je 
Lire  per  Hektar      per  Kopf      100  Lire 

Ertrag 
Piemont  und  Ligurien     20,079,400  5,38  5,28  11,93 

Sardinien 2,646,700  1,08  4,61  12,48 

Lombardei 17,717,000  9,16  6,49  13,39 

Parma 2,508,000  4,60  5,35  12,25 

Modena 3,491,400  5,31  5,42  12,47 

Toscana 8,585,500  3,98  4,72  12,64 

Kirchenstaat 11,256,300  5,02  4,09  13,17 

Neapel    33,530,200  4,39  4,77  12,73 

Sicilien 10,184,900  3,89  4,58  12,71 

Der  Gesetzentwurf  über  die  Peräquation  der  Grundsteuer,  den 
die  genannte  Kommission  vorlegte,  wurde  nach  einigen  Diskussionen 
von  der  Abgeordnetenkammer  20.  März  1864  genehmigt  und  vom 
König  am  14.  Juli  1864  sanktioniert.  Es  wurden  darin  für  die 
Grundsteuer  die  Provinzialkontingente  der  vollzogenen  Peräquation 
gemäss  festgestellt,  und  zugleich  viele  ungerechtfertigte  Exekutionen 
und  jede  Art  von  Privilegien  abgeschafft  ^).  Mit  demselben  Datum 
ist  auch  das  Gesetz  herausgegeben  worden,  welches  den  Plan  einer 
auf  das  Mobiliareigentum  gegründeten  Einkommensteuer  in  Kraft 
setzte  und  damit  eine  besondere  Komplementarbesteuerung  durch- 
führte, die  in  Bezug  auf  Einrichtung  und  Erhebungsformen  sehr  ver- 
schieden war,  und  das  Einkommen  in  seinen  unmittelbaren  Quellen 
nach    dem    Beispiel    Englands    traf.      Und    obgleich    viele    und    be- 


')  Siehe  unseren  Artikel,  Del  riordinamento  deU'  imposta  fondiaria  (im 
Archivio  di  Statistica,  1882,  S.  76). 

^)  Siehe  darüber  die  Pariamensakten  und  Reden  in  Bezug  auf  den  ge- 
nannten conguaglio  provvisorio  von  1866,  und  auch  das  Werk  von  J.  Arne, 
La  perequazione  dell'  imposta  sui  terreni  e  le  sue  applicazioni  alla  riforma 
tributaria.     Torino  1879,  S.  5—7. 
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deutende  Veräudemngen  in  dieser  Steuer  vorgenommen  wurden, 
so  blieben  doch  die  Grundlage  und  der  wesentliche  Charakter  un- 
verändert ^).  So  entstand  das  System  der  direkten  Steuern  in 
Italien ;  es  besteht  aus  zwei  verschiedenen  Teilen,  nämlich  der  Grund- 
steuer, die  nach  den  Katastern  sich  bemisst  und  das  unbewegliche 
Eigentum  trifft,  und  der  Einkommensteuer,  welche  nur  den  Mobiliar- 
besitz besteuert,  und  hauptsächlich  auf  den  Erklärungen  der  Steuer- 
pflichtigen beruht.  Es  handelt  sich  um  ein  System,  das  in  seiner 
Totalität  nur  Italien  eigen  ist,  imd  hier  infolge  gewisser  Umstände 
zustande  kam  und  nach  und  nach  ausgebildet  ward.  Für  das  Giomd- 
eigentum  bestanden  einige  Kataster,  die  sich  einer  fast  klassischen 
Tradition  rühmen  konnten:  was  aber  den  Mobiliarbesitz  betrifft, 
kannte  man  schon  das  Princip  der  Pei-sonalbesteuerung ,  welches 
sich  bei  Schriftstellern  und  FinanzpoKtikem ,  besonders  in  Piemont 
während  der  Zeit,  welche  die  Nationalauferstehung  vorbereitete,  einen 
Weg  bahnte  -).  Wenn  man  daher  auf  die  geschichtlichen  Vorgänge 
achtet,  so  begreift  man  den  üi^sprung  imd  die  Natur  des  gemischten 
Systems,  welches  eine  gewisse  Transaktion  unter  den  extremen  Lehren 
und  Vorschlägen  darstellt ,  die  hinsichtlich  der  Bedürfiiisse  imd  Ver- 
hältnisse der  Staatswirtschaft  vertreten  wm-den. 

Indessen  das  Streben  unserer  Finanzmänner  ging  dahin,  die 
Ordnung  der  dii-ekten  Steuern,  wie  sie  angebahnt  war.  noch  weiter 
zu  festigen  und  zu  verbessern,  ohne  ihre  Grundlage  umzuändern. 
Die  Hauptaufgabe  war,  das  natürliche  Wachsen  derselben  zu  be- 
fördern, deren  Fehler  nach  und  nach  zu  mindern,  die  Gelegenheit  zu 
L-rtümem  abzuschneiden,  die  Anwendungen  nach  den  Umständen  der 
Finanzpraxis  und  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  zu  modifizieren. 
Das  geschah  hauptsächlich  in  Bezug  auf  die  Mobiliareinkommen- 
steuer, die,  nachdem  sie  beständig  in  ihrer  Einrichtimg  umgeändert 
und  gleichmässiger  gemacht  war,  einen  grösseren  Ertrag  dem  Fiskus 
gab  und  auf  die  unteren  Klassen  weniger  schwer  drückte.  Das  Kon- 
tingentierungssystem wurde  an  die  Stelle  des  Quotität«ystems  ge- 
setzt, die  Erhebungsmethode  des  direkten  Einzugs  für  Gehälter  und 
Pensionen  eingeführt,  die  Zinsen  der  Staatsschuld  in  gleicher  Weise 


^)  Siehe  unseren  Artikel,  Dell'  imposta  sul  reddito  im  Annuario  delle 
scienze  gim-idiche,  sociali  e  politiche,  diretto  da  Carlo  F.  Ferraris,  II.  Jahrg. 
1881,  S.  402  u.  fg. 

*)  Siehe   unsere   Storia   delle.  dottrine   finanziarie  in  ItaUa.    Roma,  1881. 
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besteuert,  strengere  und  genauere  Grundsätze  in  der  Besteuerung  der 
Gesellschaften  und  Korporationen  angewendet,  die  Kontrollkommissionen 
neu  geordnet  u.  s.  w.  ^).  Der  politische  und  fiskalische  Gesichts- 
punkt, oder  das  Princip  der  grössten  Einträglichkeit  der  Steuer 
stand  damals  in  erster  Linie,  die  Ergebnisse  entsprachen  so  ziem- 
lich dem  Regierungsstreben,  besonders  in  den  letzten  Jahren  dieser 
Periode;  denn  von  Jahr  zu  Jahr  und  hauptsächlich  seit  1873  bis 
1876  nahm  das  besteuerte  Einkommen  zu,  während  gleichzeitig  die 
Steuernachlässe  immer  mehr  abnahmen.  Seit  1864  bis  1872  er- 
langte man  einen  Totalertrag  von  L.  483,258,852  (?)  und  zugleich 
musste  man  eine  Summe  von  112  Millionen  ungehöriger  und  un- 
zahlbarer Quoten  vergüten  oder  nachlassen ,  nämlich  mehr  als 
25  Prozent;  seit  1873  bis  1876  war  dagegen  der  Steuerertrag 
L.  368,499,941  (?),  und  der  Wert  der  Nachlässe  ungefähr  26  Mil- 
lionen, d,  h.  7  Prozent.  Der  Fortschritt  war  ein  stetiger,  trotz  der 
Schwankungen  von  einem  Jahr  zum  andern  infolge  der  abgeänderten 
Gesetzesbestimmungen  und  der  verschiedenen  Methoden  ^). 

Das  neue  Gesetz  von  1877  verfolgte  einen  andern  Zweck,  näm- 
lich den,  der  die  Erleichterung  der  Last  für  die  kleineren  Pflichtigen 
zum  Gegenstand  hatte,  indem  es  die  Steuer  weniger  beschwerlich  zu 
machen  suchte,  ohne  jedoch  deren  Einrichtung  zu  trüben  und  die 
Wirkungskraft  einzuschränken.  Daher  verordnete  man  für  das  Steuer- 
bare  Einkommen,  das  schon  um  zwei  Achtel  in  der  zweiten  Kategorie 
und  um  drei  in  der  dritten  vermindert  war,  eine  neue  Reihe  von  ab- 
nehmenden Abzügen,  vom  Minimum  von  L.  420  anfangend  bis  800  Lire 
steigend,  wo  die  normale  Besteuerung  beginnt.  Auf  solche  Art  er- 
langten mehr  als  291,474  Steuerpflichtige,  die  ein  Einkommen  unter 
L.  800  besitzen,  eine  Erleichterung  der  Last.  Es  wurden  zugleich 
einige  nützliche  Verbesserungen  in  der  Erhebungsmethode  und 
in  der  Bildung  der  Lokalkommissionen  eingeführt,  und  obschon 
in  der  Einrichtung  dieser  Steuer  noch  einige  Beschwerden  und 
Schwierigkeiten  bleiben,  und  die  Zahl  der  Defrauden  zahlreich 
und  der  Steuerfuss  zu  gross  ist,  zeigen  doch  die  Resultate  der 
letzten  Jahre   einen  Fortschritt  und  beweisen   die   Vorteile   der   an- 


^)  Jos.  Chailley,  L'impöt  sur  le  revenu,  Paris,  Guillaumin,  1884. 
S.  220  u.  fg. 

^)  Siehe  den  Bericht  von  Minister  Depretis  (in  den  Atti  parlamentari, 
Sessione  1876,  Nr.  75). 
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14,799,697  (1 

1865 

65,746,970 

1866 

61,078,160 

1867 

67,477,733 

1868 

64,261,625 

1869 

92,192,382 

1870 

89,707,238 

1871 

143.717,521 

1872 

157,474,683 
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geführten  Reform  ^).  Der  Totalertrag  der  Steuer  in  den  einzelnen 
Jahren  war  folgender: 

Semester)         1873  169,635,378 

1874  170,900,492 

1875  176,703,097 

1876  180,645,429 

1877  184,839,641 

1878  182,729,446 

1879  180,522,405 

1880  175,300,754 

1881  177,893,083 
Was  nun  die  Grundsteuer   selbst  anbetriflPt,  blieb    der  Zustand 

der  Dinge  fast  unverändert,  nur  dass  zu  den  bereits  oben  erwähnten 
Gründen,  die  die  Grundsteuerlast  in  den  einzelnen  Provinzen  Italiens 
so  ungleich  und  ungewiss  machten,  noch  neue  Ungleichheiten  sich 
hinzugesellten.  Die  Abschaffung  der  Zollhindemisse  in  den  ver- 
schiedenen Theilen  unserer  Halbinsel,  die  leichteren  und  ausgedehn- 
teren Verkehrsmittel,  die  neuen  Alpenbahnen,  die  besseren  technischen 
Produktionsmethoden,  die  Ausdehnung  mehrerer  Ackerbausysteme, 
der  grössere  Gebrauch  des  Maschinenwesens  und  gewisser  nützlicher 
Materialien  und  andere  mit  dem  Fortschritt  der  Industrie  und  mit 
dem  Zuwachs  des  nationalen  Reichtums  vereinten  Umstände  trugen 
dazu  bei,  den  Ertrag  und  die  Grundrente  umzuändern;  denn  die 
veränderten  Marktverhältnisse  der  Agrarprodukte  mit  den  neuen 
Preisen  der  Waren  brachten  es  mit  sich,  dass  in  jeder  Gegend  die 
Bebauungsweise  vieler  Güter  geändert  wurde.  Diese  in  dem  Zu- 
stand des  Ackerbaus  vor  sich  gegangenen  Umgestaltungen  waren 
gross:  und  viele  Beweise  bestätigen  ihre  Ausdehnung  und  Wichtig- 
keit, wie  wir  später  sehen  werden.  Eine  Peräquation  zwischen 
Compartements  und  Provinzen  konnte  also  auf  keine  Weise  ge- 
nügen, man  musste  eine  wahre,  vollkommene  Peräc|uation  unter  den 
einzelnen  Steuerpflichtigen  im  Sinne  des  Art.  54  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1864  herstellen. 

Jedoch  während  der  Jahre,  in  denen  diese  Frage  debattiert 
wurde,  erhoben  sich  viele  Zweifel  über  die  Grundlagen  der  Reform, 
und  namentlich  waren  starke  Einwendungen  gegen  die  Nützlichkeit  des 


^)  Siehe  unsem  Artikel,  Dell'  imposta  sul  reddito  (in  Ferraris'  Annuario, 
S.  407 — 408;  und  Challey,  L'impot  sur  le  revenu,  S.  264 — 71. 
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Katasterwesens  gerichtet.  Ein  hervorragender  Finanzmann  und  Oeko- 
nomist,  Anton  Scialoia,  der  eine  grosse  Rolle  in  Fragen  der  Ver- 
waltungseinrichtung Italiens  spielte,  entwarf  einen  sehr  abweichenden 
Plan  der  Steuerreform;  er  wollte,  dass  die  Ordnung  der  direkten 
Steuern,  anstatt  sich  auf  den  zwei  genannten  Grundlagen,  nämlich 
der  der  Kataster  für  die  Grundsteuer  und  der  der  Deklaration  für 
die  Mobiliareinkommensteuer  zu  entwickeln  und  zu  vervollkommnen, 
sich  ganz  so,  wie  die  englische  income-tax,  nach  einem  einzigen 
Princip  umbilden  solle.  Schon  1863  entwickelte  Scialoia  in  einem 
bedeutenden  und  gelehrten  Bericht  an  den  Senat  seine  Idee  über  eine 
Einkommensteuerreform;  in  demselben  sollte  eine  Personalabgabe  und 
eine  Steuer  auf  Grund  des  Mietwerts  Platz  finden ;  und  indem  er  den 
erwähnten  Gesetzentwurf  begründete,  deutete  er  auf  die  Unförmig- 
keiten und  Lücken  hin,  die  in  unserem  Steuersystem  bestanden^). 
Später,  als  es  sich  um  die  Frage  der  Grundsteuerperäquation  handelte, 
drückte  er  seinen  Gedanken  in  klarer  Weise  aus,  und  zog  die  Folge 
aus  den  genannten  Vordersätzen,  indem  er  behauptete,  dass  es  nötig 
sei,  „dem  Agrargewinn  die  Steuer  aufzuerlegen,  von  welcher  die 
Grundeigentümer  durch  das  Gesetz  über  Mobiliareinkommensteuer 
unbilligerweise  befreit  seien".  Und  endlich,  als  er  Minister  wurde, 
verteidigte  er  in  dem  Finanzexpose  vom  22.  Januar  1866  vor  der 
Deputiertenkammer  abermals  seinen  Reformplan  mit  warmer  Ueber- 
zeugung  und  grosser  Gelehrsamkeit.  Der  Plan  Scialoias  war  eine 
Art  Nachahmung  dessen,  was  Pitt  in  England  um  das  Ende  des 
letzten  Jahrhunderts  zu  vollbringen  suchte;  er  fusste  auf  einem 
bestrittenen  Princip,  d.  h.  auf  der  Voraussetzung  der  Abwälzung, 
welche  letztere,  wie  der  Verfasser  meint,  „die  gesetzliche . Erklärung 
einer  geschehenen  That,  nämlich  der  natürlichen  Umbildung  der 
Steuer  in  einen  festen  Grundzins  zu  Gunsten  des  Staates  wäre,  der 
dem  Kapital,  das  man  in  den  Kaufverträgen  dem  Grundpreis  abzu- 
ziehen pflegt,  entspricht"  ^). 

Scialoias  Plan  stiess  auf  Hindemisse  und  rief  so  starken  Wider- 
spruch im  Parlament  hervor,   dass   er  scheiterte.     Insbesondere  war 


^)  Siehe  Scialoias  Bericht  an  den  Senat  (in  den  Atti  del  Senato,  1873, 
Nr.  47. 

2)  Ausser  den  vor  der  Deputiertenkammer  (1866  — 1867)  gehaltenen 
Reden  kann  man  die  Schriften  lesen,  die  Scialoia  in  der  Nuova  Antologia 
(Februar,  Mai,  Juli  und  Oktober  1867  und  Juni  1868)  herausgab,  und  besonders 
die  mit  dem  Titel:  Dei  tributi  diretti  e  della  loro  sistemazione  in  Italia  (1867). 


Die  neue  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuerreform  in  Italien.  j^yg 

es  Minghetti,  der,  so  sehr  er  den  Scharfsinn,  die  Gelehrsamkeit  und 
die  unermüdlichen  Studien  Scialoias  in  diesem  Gebiete  schätzte,  doch 
dessen  Hauptlehren  bestritt,  das  Irrtümliche  und  das  Unpraktische 
eines  solchen  Systems  bewies  und  sich  fUr  die  in  der  Praxis 
überwiegende  Einrichtung  erklärte  ^).  Und,  ohne  in  das  Detail  der 
Frage  einzutreten,  können  wir  schon  hier  behaupten,  dass  die  Ab- 
wälzungslehre, auf  welche  sich  Scialoias  Reformplan  stützte,  mit  der 
Natur  der  ökonomischen  Erscheinungen  nicht  in  Einklang  steht,  und 
Bedingungen  voraussetzt,  die  im  natürlichen  Lauf  der  Ideen  und 
Finanzinstitutionen  nicht  angenommen  werden  können.  Vor  allem 
ist  die  Ueberwälzung,  der  man  grosse  Bedeutung  zuschreibt,  nicht 
so  einfach  und  entscheidend,  wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheint, 
und  kann  keinen  bestirmnten  Einjfluss  auf  den  Wert  und  die  Rente 
des  Gnmdbesitzes  imd  auf  die  thatsächliche  Verteilung  der  Grund- 
last üben.  Man  stützt  sich  hiebei  auf  eine  Voraussetzung,  die  nicht 
immer  und  nicht  ganz  der  Wahrheit  entspricht,  nämKch  auf  den 
dem  Steuerbetrag  entsprechenden  Abzug  des  Wertes  der  Güter  im 
Widerspruch  mit  allen  geschichtlichen  Beweisen  und  mit  dem 
natürlichen  Lauf  der  ökonomischen  Ereignisse,  die  vielmehr  den 
Zuwachs  des  Bodenwertes  bestätigen.  Betrachtet  man  die  Grund- 
steuer in  ihrem  gewöhnlichen  Zustand,  d.  h.  als  wesentliches  GHed 
eines  vollkommenen  Systems  der  direkten  Steuern,  worin  alle  Mobiliar- 
und  Grundbesitzungen  einer  fast  gleichmässigen  Last  unterliegen,  so 
sind  die  Grundeigentümer  in  ihren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  den 
übrigen  Besitzern  und  Erzeugern  angeglichen,  und  sie  gemessen  zu- 
dem den  besonderen  Vorteil,  der  von  der  Zeit  herrührt  und  darin 
besteht,  eine  beständige  Erhöhung  der  Rente  und  des  Bodenwerts  zu 
bewirken.  Die  mannigfachen  Beweggründe,  die  aus  entgegen- 
gesetzten Seiten  hervorquellen  und  in  sehr  verschiedener  Weise 
wirken,  schliessen  sich  meistens  in  der  Praxis  gegenseitig  aus. 
Wenn  aber  eine  beständige  und  gleichförmige  Tendenz  mit  der 
Zeit  wahrgenommen  wird,  so  handelt  es  sich  um  die  Tendenz, 
welche  die  Preise  der  Agrarprodukte  und  des  Grund  und  Bodens 
zur  Erhöhung  zeigen,  wofern  man  nm-  die  Nebenumstände  und . 
die    vorübergehende    Krisis    beiseite    lässt.      Mit     dem    wirtschaft- 


^)  Minghetti  widerlegte  Scialoias  Lehre  in  der  erwähnten  Schrift,  die 
zuvor  in  der  Nuova  Antologia,  und  später  im  genannten  Band  der  Opusculi 
erschien. 
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liehen  und  agrarischen  Fortschritt  nimmt  die  Grmidrente  nach  und 
nach  infolge  jener  Ursachen  zu,  die  das  Bedürfnis  und  die  Nach- 
frage der  Waren  und  Rohmaterialien  entwickelnd  eine  Erhöhung 
der  Preise  bestimmen  und  einen  ausgedehnteren  und  intensiveren 
Ackerbau  notwendig  machen;  die  Auflage  wird  immer  leichter,  je 
nach  dem  Zuwachs  des  steuerbaren  Gegenstandes,  worauf  sie  lastet 
oder  je  nach  der  Erweiterung  der  Quelle,  woraus  sie  entsprang;  und 
schon  die  blosse  Voraussicht  dieses  natürlichen  Laufes  der  Dinsfe  se- 
nügt  meistens,  das  Grundeigentum  vor  einer  allgemeinen  und  plötz- 
lichen Entwertung  zu  schützen.  Die  alten  Gutsbesitzer  finden  in  der 
beständigen  Zunahme  der  Rente  die  hinreichenden  Mittel  zur  Be- 
zahlung der  Steuer  und  zugleich  zur  Erhaltung  der  Preise,  und  die 
neuen  Erwerber  wissen  sehr  gut,  dass  dieselbe  Steuer  auf  der  Grund- 
rente lastet,  ohne  den  gewöhnlichen  Verdienst  der  landwirtschaftlichen 
Industrie  zu  treffen,  und  dass  sie  auf  den  künftigen  Zustand  der  Güter 
und  auf  den  natürlichen  Zuwachs  ihres  Wertes  rechnen  können.  Wenn 
man  dies  alles  betrachtet,  so  kann  die  Ueberwälzung  der  Steuer  nicht 
in  dem  Sinne  verstanden  werden,  wie  die  Gegner  behaupten,  dass  die 
ersten  unmittelbaren  Pflichtigen  die  ganze  Last  tragen  müssen,  und 
dass  sie  jedesmal  vom  Güterpreis  abgezogen  und  endlich  eine  Gattung 
von  festem  Grundzins  werde,  der  dem  Grundeigentum  anhängt  ^). 
Zudem  setzt  die  Abwälzungslehre  auch  die  Festigkeit  und  die  Un- 
veränderlichkeit  der  Steuer  voraus,  wogegen  es  doch  allgemein  bekannt 
ist,  dass  selbe  in  ihrer  Höhe  und  Verteilungsweise  von  Zeit  zu  Zeit  sich 
ändert.  Mehrere  Beispiele  solcher  Veränderungen  können  in  der  neuen 
Geschichte  der  italienischen  Kataster  gefunden  werden.  Ohne  auf  die 
Katasterarbeiten  von  Sicilien  und  Sardinien  einzugehen  (1853,  1855), 
wird  es  genug  sein,  die  siebente  im  Jahr  1855  in  den  Provinzen  des 
Kirchenstaates  eingeführte  Rate  und  die  im  Jahr  1849  in  der  Lom- 
bardei und  Venedig  eingetretene  Erhöhung  auf  50  Prozent,  die  später 
auf  33  Prozent  herabgesetzt  und  endlich  abgeschafft  wurde,  und 
die  zwei  im  Jahr  1863  in  Venedig  verordneten  Zwölftel,  und  die 
vielen  Belastungen  im  Herzogtum  Parma  zu  erwähnen,  ganz  zu 
schweigen  von  den  letzten  Resultaten  der  1864  bewirkten  Peräquation 
und  von  den  drei  ausserordentlichen,  später  hinzugefügten  Zehnteln. 
Schon  in  den  infolge  der  provisorischen  Peräquation  geschehenen  Ab- 
wechselungen   fand    Scialoia  viele   Hindemisse   in    der   Durclisetzung 


Del  riordinamento  dell'  imposta  fondiaria  in  Italia,  S.  92—96. 
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seines  Planes,  den  er  selbst  aus  diesem  Grund  nicht  klar  und  annehm- 
bar gestalten  konnte.  Und  wenn  man  ausser  der  Regienmgsquote  die 
Provinzial-  und  Gemeindezuschläge  in  Rechnung  zieht,  die  in  einer 
Weise  zugenommen  haben,  dass  sie  heutzutage  in  vielen  Gegenden 
der  Hauptsteuer  nicht  nur  gleich  sind,  sondern  selbe  weit  über- 
schreiten, so  enthalten  die  Veränderungen,  von  denen  wir  gesprochen, 
eine  grössere  Wichtigkeit  und  ändern  den  Wert  und  die  Verteilung 
der  Grundsteuer  gänzlich.  Schliesslich  setzt  die  genannte  Lehre  auch 
voraus,  dass  eine  Abgabe  in  Folge  gewisser  Umstände  imd  Neben- 
erscheinungen sich  so  verändern  könne,  dass  sie  eine  Art  Grundzins 
werde,  und  das  würde  in  Widerspruch  zu  den  Grundsätzen  sowohl 
des  öffentlichen  als  des  Privatrechts  stehen.  Grundzins  und  Abgabe 
sind  ihrer  Natur  nach  verschieden,  da  die  Massregeln  und  die  recht- 
lichen Wii'kungen,  welche  daraus  entspringen,  nicht  dieselben  sind; 
der  Unterschied  gleicht  dem,  der  zwischen  den  öffentlichen  und  den 
privaten  Verhältnissen  imd  Verbindlichkeiten  eingehalten  wird  '). 
Zudem  muss  man  beifügen,  dass  Scialoias  Reformplan  damals  in 
ItaKen  zu  eng,  ungewiss  und  gewagt  selbst  in  Hinsicht  auf  seine 
fiskalischen  Folgen  erschien,  indem  man  befürchtete,  dass  die  De- 
klaration, wenn  sie  auch  auf  den  Ertrag  der  Grundstücke  aus- 
gedehnt würde,  keine  Sicherheit  der  Kataster  verspreche. 

Als  Scialoias  Versuch  gescheitert  war,  drang  die  andere  Idee 
durch,  das  System  der  direkten  Steuern  zu  verbessern  und  zu  ent- 
wickeln, ohne  seine  wesenthchen  Grundlagen  zu  berühren.  Die 
früheren  Parlamentsbeschlüsse  legten  der  Regierung  die  genaue  Ver- 
pflichtung auf,  die  vorgeschlagene  Reform  durchzusetzen:  und  zu 
diesem  Zweck  legte  Minister  Cambray-Digny  am  21.  April  18(59  der 
Deputiertenkammer  einen  Gesetzentwurf  über  die  neue  Peräquation 
der  Grundsteuer  vor.  Der  Gesetzentwurf  wurde  nicht  diskutiert,  weil 
die  Legislatur  sogleich  endete;  auch  war  er  nicht  hinlänglich  vor- 
bereitet und  mit  dem  gesamten  Material  ausgerüstet.  Da  aber  die 
Regierung  an  der  Absicht,  das  wichtige  Werk  auszuführen,  festhielt, 
so  ernannte  Minister  SeUa  durch  könighches  Dekret  vom  12.  März 
1871  eine  Kommission,  welche  den  Auftrag  erhielt,  „alle  jene  Unter- 
suchungen anzustellen,  welche  nötig  seien,  um  der  allgemeinen  Per- 


^)  Eine  treflfende  Widerlegung  der  Abwälzungslehre  unternahm  Tocke 
in  seiner  Arbeit,  üeber  die  Besteuerung  der  Landwirtschaft  etc.,  in  der  Tübinger 
Zeitschrift;  1873,  S.  640-50. 
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äquation  der  Grundsteuer  Genüge  zu  leisten"  ^).  Die  vom  Senator 
Menabrea  präsidierte  und  aus  Mitgliedern  beider  Parlamentsparteien 
zusammengesetzte  Kommission  übernahm  die  schwierige  Aufgabe, 
diese  Vorbereitungsarbeit  durchzuführen,  und  schloss  sie  ab  am 
23.  Februar  1874.  Ihre  vielfachen  und  verschiedenen  Untersuchungen 
bildeten  eine  interessante  Enquete;  die  vielen  über  den  Zustand  der 
Grundsteuer  und  der  Kataster  Italiens  gesammelten  Notizen  und  Be- 
richte beleuchten  sehr  gut  die  Frage  und  liefern  die  Angaben,  auf  die 
sich  die  neuen  Gesetzentv^ürfe  stützen.  Es  empfiehlt  sich,  die  wich- 
tigsten Resultate  dieser  Studien  darzustellen  und  selbe  mit  anderen, 
aus  andern  Quellen  gewonnenen  Angaben  zu  vergleichen,  bevor 
wir  den  Inhalt  der  genannten  Entwürfe  prüfen.  Werfen  wir  zunächst 
einen  Blick  auf  die  starke  Sammlung  der  Urkunden  und  Kataster- 
angaben, so  überrascht  uns  vor  allem  die  Vielfachheit  und  Verschieden- 
heit der  in  Italien  bestehenden  Kataster,  da  unser  Land  22  Arten 
derselben  zählt.  Vom  geometrischen  Parcellarkataster,  der  auf  ge- 
nauen trigonometrischen  Operationen  ruht,  bis  zum  verwirrten  Grund- 
besitzungen-Register zeigt  Italien  die  ganze  Gradation,  die  man  in 
diesem  Gebiete  sich  denken  kann,  oder,  um  uns  besser  auszudrücken, 
es  zeigt  geradezu  die  Geschichte  der  Umwandlungen  und  Ver- 
änderungen, die  das  Katastersystem  in  den  verschiedenen  Epochen 
erlitt.  Und,  wenn  wir  darauf  achten,  dass  oft  mit  derselben  Art 
Kataster  mehrere  verschiedenen  Provinzen  gehörige  Gemeinden  ver- 
sehen sind,  und  dass  anderseits  eine  einzige  Gemeinde  in  zwei  oder 
mehrere  besondere  Katastersektionen  geteilt  ist,  so  wird  man  leicht 
die  grosse  Vielfachheit  und  Verschiedenheit  der  Katastergrundlagen 
und  Schätzungen  und  die  Verwirrung  begreifen,  welche  aus  der  Ver- 
teilung der  Grundsteuer  hervorgeht. 

Die  bestehenden  Kataster  können  vor  allem  in  geometrische 
und  descriptive  unterschieden  werden.  Die  geometrischen  sind 
der  alte  mailändische  und  mantuanische ,  der  neue  lombardisch- 
venetianische ,  der  toscanische  für  das  feste  Land  und  die  zwei  der 
Insehi  Giglio,    Elba  und  Pianosa,  der    vom  Kirchenstaat,    der  letzte 


')  Alle  folgenden  Notizen  und  Angaben  finden  sich  in  dem  wichtigen 
Band,  den  Minister  Minghetti  der  Deputiertenkammer  in  der  Sitzung  vom 
21.  Mai  1874  vorlegte.  Der  Band  enthält  den  Gesetzentwurf  und  die  Urkunden 
über  die  perequazione  dell'  imposta  fondiaria.  Roma,  1874.  Diese  Enquete- 
resultate benutzte  auch  Minister  Magliani  in  seinem  Entwurf  über  den  Riordi- 
namento  dell'  imposta  fondiaria,  den  er  der  Kammer  am  28.  April  1882  vorlegte. 
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lucchesische,  der  parmesanische,  der  massesische,  der  sardinische,  die 
französischen  Ursprungs  im  lignrisch-piemontesischen  Gebiet  und 
teilweise  die  alten  piemontesischen.  Derselben  Natur  ist  der  neue 
piemontesische,  insoweit  es  sich  um  den  schon  fertigen  Teü  handelt, 
und  wird  auch  der  neue  noch  nicht  vollendete  modenesische  sein. 
Einzelne  Gemeinden  sind  hie  und  da  mit  eigenen  Mappen  versehen. 
Alle  anderen  Kataster  sind  deskriptiv,  nämhch  ohne  die  Grundlage 
einer  ordentlichen  geometrischen  in  Karten  niedergelegten  Erhebung 
zusammengestellt.  Daneben  können  noch  verschiedene  Kategorien  der- 
selben Kataster  nach  den  einzelnen  Methoden  und  Schätzungsnormen 
gemacht  werden.  In  der  grössten  Katasterzahl  herrscht  das  System 
der  nach  Beschaffenheit  und  Güterklassen  unterschiedenen  Steuer- 
kapitahen ;  dieses  beruht  auf  den  Kauf-  und  Pachtpreisen  in  den  Ka- 
tastern von  Neapel  und  Sicilien,  gründet  sich  dagegen  auf  die  Ertrags- 
schätzung in  den  anderen  Katastern,  wie  im  mailändischen,  im  man- 
tuanischen,  im  lombardisch-venetianischen,  im  kirchenstaatlichen,  im 
parmesanischen ,  im  modenesischen  der  Ebene,  im  massesischen ,  im 
sardinischen,  im  letzten  lucchesischen,  im  toscanischen  der  genannten 
Inseln.  Ein  anderes  System,  das  der  direkten  und  individuellen 
Schätzung  der  einzelnen  Parzellen,  wird  bei  dem  einzigen  txDscanischen 
Kataster  für  das  feste  Land  angewendet.  Und  endlich  gibt  es  einige 
auf  die  Fatierungen  der  Besitzer  begründete  Kataster,  die  Erklärungen 
sind  aber  von  besonderen  Kommissionen  oder  von  Sachverständigen 
kontrolliert ;  dahin  gehören  der  modenesische  für  das  Gebirge,  der  luni- 
gianische,  der  von  Garfagnana.  der  alte  lucchesische,  und  ebenso  die 
der  genuesischen  Republik  im  ligurisch-piemontesischen  Gebiet.  Die 
französischen  Kataster  in  demselben  Gebiet  sind  teilweise  nach  Wirt- 
schaftseinheiten und  teilweise  nach  Parcellarschätzung  gebildet,  ebenso 
der  sardinische,  der  nach  Eigentumsgruppen  und  Territorialzonen  topo- 
graphisch erhoben  ist,  jedoch  die  Parzellenschätzung  enthält.  Es  gibt 
ferner  verschiedene  Schätzungen  nach  Kapital-  und  nach  Ertragswert. 
Vom  Kapitalwert  gehen  aus  der  mailändische,  der  mantuanische,  der 
kirchenstaatliche,  der  modenesische,  der  lunigianische,  der  von  Gar- 
fagnana, der  französische  und  der  alte  piemontesische;  die  übrigen 
legen  den  Ertragswert  zu  Grunde.  Der  Unterschied  betrifft  nm*  die 
Form  in  jenen  FäUen,  wo  der  Massstab,  nach  dem  der  Ertrag  kapi- 
taHsiert  wurde,  bekannt  und  gleichmässig  angesehen  ist  ^). 

^)  Eine    scharfe    und   genaue  Ausarbeitung   der  von    der  Enquete   über 
das  Katasterwesen   gelieferten  Angaben  nebst  vielen  Vergleichungen  von  ver- 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  755  jo 
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Die  ältesten  Karten  sind  die  des  mailändischen  Katasters  und 
führen  das  Datum  1723,  das  mantuanische  K.  dagegen  das  Datum  1775 ; 
an  ihre  Stelle  traten  nach  und  nach  die  neuen  Karten.  Die  Mappen 
der  übrigen  Kataster  stammen  aus  dem  gegenwärtigen  Jahrhundert, 
und  erstrecken  sich  auf  eine  bedeutende  Grundfläche,  wie  folgende 
Uebersicht  zeigt: 

Lombardisch-Venetianischer  alter  Kataster     Hektar    801,271,85 

„  „  neuer        „  „      3,451,460,67 

Toscana,  toscanischer  Kataster     ....         „      2,128,904,07 

„         lucchesischer        „  ....         „  92,833,78 

Parma,  total „         574,197,42 

Kirchenstaat,  total „      4,114,561,47 

Piemont,  neuer  Kataster „         974,904,00 

Modena,  Reggio  und  Massa „         122,943,84 

Neapel,  Pontecorvo  und  Benevento  ...         „  24,442,38 

Ausserdem  sind  auch  die  auf  der  Insel  Sardinien  in  einer 
Ausdehnung  von  2,424,665,54  ha  (d.  h.  ein  Gebiet  von  368  Ge- 
meinden) verfertigten  Karten  hieher  zu  rechnen,  obgleich  dieselben 
nach  einem  grossen  Massstab  ausgeführt  wurden  und  eine  Erhebung 
nach  grossen  Baumassen  darstellen.  Aus  den  erwähnten  Studien  er- 
hellt, dass  von  den  8382  Verwaltungsgemeinden,  in  welche  das  Ge- 
biet des  Königreichs  von  1871  geteilt  war  (diese  Gemeinden  wurden 
gegen  Ende  1883  auf  8257  reduziert)  nur  4663  existierten,  die  in 
7119  Katastergemeinden  unterschieden  mit  ordentlichen  geometrischen 
Katastern  versehen  waren,  die  sich  auf  14,710,185,92  ha  erstrecken. 
Und  da  die  ganze  Oberfläche  des  Königreichs  auf  28,374,185  ha 
geschätzt  war,  so  blieben  mehr  als  13,663,999  ha  für  die  Deskrip- 
tivkataster übrig,  nämlich  etwas  weniger  als  die  Hälfte  in  Bezug  auf 
welche  die  Erhebung  und  die  Parzellenausmessung  notwendig  ist.  Alle 
Verwaltungsgemeinden  teilten  sich  in  10,842  Katastergemeinden; 
diese  Unterscheidung  aber  hat  nur  im  lombardisch  -  venetianischen 
Compartement  und  in  dem  kirchenstaatlichen  Wichtigkeit.  In  dem 
ersten  dieser  Compartements  gab  es  in  der  That  4536  Kataster- 
gememden  auf  2591  Verwaltungsgemeinden,  nämlich  100  von  jenen, 
über  57  von  diesen;   im   zweiten  Compartement  war   das  Verhältnis 


schiedenen  Orten  und  Zeiten  enthält  die  Relazione  della  Commissione  Parlamen- 
täre sul  riordinamento  delU  imposta  fondiaria,  vom  20.  März  1884,  auf  die  wir 
uns  besonders  berufen  in  dieser  raschen  Erzählung  der  Thatsachen. 
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etwas  kleiner,  da  man  1271  Katastergemeinden  auf  784  Verwaltungs- 
gemeinden,  oder  100  von  den  ersten  neben  62  von  den  andern  zählte. 
Beide  vereinigten  Compartements  hatten  5807  Katastergemeinden 
auf  3325  Yerwaltungsgemeinden,  woraus  ein  mittleres  Verhältnis  von 
100  auf  etwas  mehr  als  58  entsteht.  Es  blieben  für  die  übrigen 
Compartements,  welche  geometrische  und  deskriptive  Kataster  be- 
sassen,  5035  Katastergemeinden  auf  5007  Verwaltungsgemeinden  mit 
einem  unbedeutenden  Ueberschuss  der  ersten  über  die  andern  von 
28  Gemeinden.  Beide  Zahlen  glichen  sich  genau  im  piemontesischen 
(1973  Gemeinden),  im  neapolitanischen  (1800  Gemeinden),  im  sici- 
Hanischen  (360  Gemeinden)  Compartement  aus.  Die  Gebietsobfer- 
fläche  unter  den  Katastergemeinden  der  einzelnen  Compartements  ist 
sehr  verschieden.  Der  Enquete  von  1871  gemäss  würde  dem  lom- 
bardisch-venetianischen  das  Minimum  mit  einer  Durchschnittszahl 
von  937  ha  per  Katastergemeinde,  das  Maximum  aber  mit  9040  ha 
Toscana  angehören;  die  andern  Compartements  stehen  in  der  Mitte: 
der  piemontesische  mit  1772  ha,  der  kirchenstaatliche  mit  3237, 
der  neapolitanische  mit  4301,  der  modenesische  mit  4864,  der 
parmesanische  mit  5649,  der  sardinische  mit  6298,  der  sicilianische 
mit  7777.  Und  das  entspricht  mit  Ausnahme  des  Kirchenstaates 
der  verschiedenen  Grösse  der  Verwaltungsgemeinden.  Sollte  das 
ganze  Königreich  in  Katastergemeinden  der  mittleren  Oberfläche 
verteilt  werden,  welche  den  lombardisch-venetianischen  eigen  ist,  so 
würde  man  die  Zahl  von  32,000  erreichen ;  könnte  man  dagegen  die 
Dimensionen  jener  wählen,  die  sich  in  Toscana  befinden,  so  würde 
die  totale  Zahl  auf  3100  sich  reduzieren;  und  wenn  man  das  Bei- 
spiel Frankreichs,  wo  36,000  Katastergemeinden  mittlerer  Ausdehnimg 
bestehen,  nachahmen  wollte,  so  würde  man  bei  uns  auf  ungefähr 
20,000  gelangen.  Alles  das  wird  als  Grundlage  für  den  Schätzungs- 
prozess  und  die  Bildung  der  Steuerkapitahen  dienen  können  ^). 

Die  Katastermappen,  obgleich  nach  verschiedenen  technischen 
Methoden  ausgeführt,  sind  alle  parzeUar,  und  in  allen,  mit  Ausnahme 
der  sardinischen  und  der  alten  piemontesischen,  waren  die  Parzellen 
sowohl  der  Figur  als  der  Ausdehnung  nach  geometrisch  erhoben. 
In  Sardinien  dagegen  waren  sie  nur  auf  Augenschein  hin  (a  vista), 
mit  Hilfe  einer  die  Ausdehnung  beiläufig  ergebenden  Rechnung  fest- 
gestellt.   Die  Parzellenzahl  der  geometrischen  Kataster  stellt  sich  zur 


*)  Relazione  della  Commissione  Parlamentäre,  1884,  S.  254 — 55. 
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Zeit  ihrer  Ausführung  auf  ein  Totale  von  18,207,000  mit  einer  Ober- 
fläche von  14,710,000  ha.  Diese  Zahl  wird  nicht  bedeutend  infolge 
des  lombardisch  -  venetianischen  Katasters  verändert,  der  teilweise 
an  die  Stelle  des  alten  mailändischen  trat.  Jedoch  nahm  die  Parzellen- 
verteilung wegen  der  Unterabteilungen  des  Eigentums  in  den  ur- 
sprünglichen Parzellen  immer  mehr  zu.  Nach  den  erwähnten 
Angaben  würde  eine  mittlere  Oberfläche  von  0,80  ha  per  Parzelle 
entstehen;  das  Minimum  würde  vom  neuen  lucchesischen  Kataster 
durch  0,22  ha  und  das  Maximum  vom  kirchenstaatlichen  durch 
1,13  ha  vertreten  sein,  wobei  man  aus  den  genannten  Gründen 
den  sardinischen  mit  der  Durchschnittszahl  von  2,09  nicht  rechnet. 
Die  mittlere  Ausdehnung  der  Parzellen  in  der  Zeit  ihrer  Ausführung, 
wie  es  aus  den  der  Enquete  von  1871  beigefügten  Tabellen  erhellt, 
wenn  man  nur  die  später  katastrierte  Insel  Giglio  annimmt,  ist  fol- 
gende ^) : 

Lombardisch- venetianischer  neuer  Kataster     .     .     Hektar  0,60 
„  „  alter  Kataster      ,     .         „        0,70 

Durchschnitt         „        0,62 

Toscanischer  Kataster „        0,98 

Lucchesischer  neuer  Kataster „        0,22      ' 

Kirchenstaatlicher  Kataster „         1,13 

Modenesischer  geometrischer  Kataster  ....         „        0,42 

Parmesanischer  Kataster „        0,54 

Neapolitanischer  Kataster „        0,92 

Sardinischer  Kataster „        2,29 

Piemontesischer  neuer  Kataster „         0,37 

Es  wäre  auch  nützlich,  aus  den  Katastern  die  Zahl  der  Grund- 
besitzer zu  entnehmen,  wie  man  es  mit  der  Parzellenzahl  gethan  hatte. 
Die  Enquete  von  1871  enthält  eine  Angabe  darüber,  die  in  man- 
chen anderen  Schriftstücken  wiederholt  ist.  Jedoch  stellt  diese  An- 
gabe nicht  die  Zahl  der  wirklichen  Besitzer,  sondern  jene  der  Ein- 
tragungen oder  Schätzungsteile  (partite  d'estimo)  in  den  einzelnen 
Katastergemeinden  dar  und  muss  daher  viele  Verdoppelungen  ent- 
halten, da  es  oft  geschieht,  dass  derselbe  Besitzer  in  mehreren  Ge- 
meinden oder  auch  in  einer  einzigen  bei  mehreren  Schätzungsteilen 
eingetragen  ist.  Nach  der  genannten  Zeit  versuchte  man  die  wahre 
Zahl  der  Besitzer  durch  verschiedene  Mittel  kennen  zu  lernen,  welche 
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zwischen  4  und  4^»  Millionen,  die  Gebäudebesitzer  mitgerechnet,  zu 
sein  schien;  und  zuletzt  nach  den  Resultaten  der  Volkszählung 
vom  31.  Dezember  1881  erlangte  man  eine  Zahl  von  4,133,432  Eigen- 
tümer, von  denen  3,351,498  nur  Gnmd  und  Boden  oder  Grund  und 
Gebäude  besassen.  Und,  der  zweiten  Angabe  gemäss,  hätten  wir 
das  Verhältnis  von  187,7  Besitzern  per  1000  Einwohner  auf  das  Totale 
der  bestehenden  Bevölkerung,  die  zu  derselben  Zeit  aus  28,459,628  Be- 
wohner bestand.  Das  Maximum  der  Grundbesitzer  befindet  sich  in 
Piemont  mit  197,2  Besitzer  per  1000  Einwohner;  es  kommen  nachher 
Sardinien  mit  188,3,  Basilicata  mit  167,6,  Abruzzen  mit  169,2,  Ligu- 
rien  mit  138,8,  Apulien  mit  130,8  und  Calabrien  mit  120,6,  was 
etwas  mehr  als  die  Durchschnittszahl  ist ;  das  Minimum  befindet  sich 
in  Eniilia  mit  69,6  Besitzer,  und  diesem  stehen  die  Marken  mit 
69,8  und  Toscana  mit  77,8  nahe;  imd  in  die  mittlere  SteUe  treten 
Sicilien  mit  114,5,  Rom  mit  106,4,  Umbrien  mit  103,9,  Campania 
mit  102,9,  Venedig  mit  109,4  und  die  Lombardei  mit  98,1.  Die  Pro- 
portionen ändern  sich  bedeutend,  sobald  ein  Vergleich  mit  der  Ober- 
fläche des  Bodens  an  Stelle  der  Bevölkerung  eingesetzt  wird;  und 
in  diesem  Fall  gewinnt  Ligurien  mit  23,9  Besitzer  per  Quadrat- 
kilometer das  Maximum ;  es  folgt  dann  Piemont  mit  20,5;  wogegen 
das  Minimum  in  Sardinien  mit  5,4  zu  treffen  ist,  welchem  Umbrien 
mit  6,3,  die  Marken  mit  6,7,  Toscana  mit  7,1,  Emilia  mit  7,3,  Rom 
mit  7,9  nahe  stehen;  und  die  allgemeine  Durchschnittszahl  belauft 
sich  auf  11,6  Besitzer  per  Quadratkilometer,  die  von  Venedig  mit 
12,8  und  von  der  Lombardei  mit  14,9  übertroffen  wird. 

Was  die  Ergebnisse  der  Schätzung  anbelangt,  so  ist  es  nicht 
möglich,  aus  den  so  verschiedenen  und  ungleichförmigen  oben  er- 
wähnten Katastern  glaubwürdige  und  vergleichbare  Angaben  über  den 
Betrag  der  Rente  in  ihrem  Verhältnis  mit  der  Steuer  zu  entnehmen. 
Die  fleissigen  Untersuchungen  und  zahlreichen  Rechnungen  der  En- 
quetekommission sind  nicht  dazu  gelangt,  uns  mehr  als  einige  sehr 
ungewisse  und  unbestimmte  Zahlen  zu  geben,  die  aber  als  Vergleichs- 
mittel hier  gegeben  werden.  Die  ganze  Oberfläche  des  Königreichs 
berechnet  sich  auf  28,372,225  ha;  wenn  man  die  3,497,684  ha  des 
ligurisch-piemontesischen  Compartements  beiseite  lässt,  so  bleiben 
24,874,541  ha  übrig;  davon  sind  20,374,275  ha  als  fruchtbarer 
Boden,  und  4,018,494  ha  als  unfruchtbar  oder  nicht  katastriert  an- 
gegeben; dazu  muss  man  253,170  ha  für  Gewässer  und  öffentliche 
Wege  und  28,602  ha  fügen,   die  die  Oberfläche  der  dem  Ackerbau 
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nicht  dienenden  Gebäude  bilden.  Danach  würden  die  unfruchtbaren 
und  katasterlosen  Grundflächen  fast  ein  Sechstel  oder  16  Prozent 
der  ganzen  Oberfläche  darstellen,  ohne  die  Wege  und  Gebäude  mit- 
zurechnen. Und  diese  so  starke,  aber  je  nach  den  einzelnen  Com- 
partements  verschiedene  Proportion  ist  in  keiner  Weise  der  natür- 
lichen Unfruchtbarkeit  und  dem  wahren  Zustand  des  Grund  und 
Bodens  gemäss,  sondern  hängt  meistens  von  den  in  der  Kataster- 
bildung befolgten  Grundsätzen  ab.  Und  während  der  kirchenstaat- 
liche Kataster  bloss  27,068  ha  nackten  Felsen  auf  ein  Totale  von 
4,114,561  ha  des  gegenwärtigen  Compartements ,  die  öffentlichen 
Wege,  Gewässer  und  die  städtischen  Gebäude  mitgerechnet,  als 
unfruchtbaren  Boden  aufführt,  sind  nach  dem  toscanischen  Kataster 
auf  einer  Oberfläche  von  2,223,925  ha,  welche  wenig  mehr  als  die 
Hälfte  der  obenerwähnten  ist,  610,200  ha  unfruchtbar.  Die  Ano- 
malie, die  in  den  Katastern  Süditaliens  besteht,  scheint  grösser  und 
in  der  That  unerklärlich.  Die  Provinzen  von  Catanzaro  und  Neapel 
haben  im  Kataster  eine  fruchtbare  Oberfläche,  welche  ihre  totale 
geographische  übertrifft;  und  obgleich  eine  Proportion  von  etwa 
29  Prozent  für  die  unter  den  fruchtbaren  nicht  klassifizierten  Grund- 
stücke angegeben  war,  so  war  es  doch  nicht  möglich,  ihre  Beschaffen- 
heit zu  erfahren,  ob  selbe  wirklich  unfruchtbar  oder  im  Kataster  nicht 
eingetragen  waren.  In  anderen  Provinzen  desselben  Gebietes,  wie 
Foggia  und  Salerno,  beträgt  die  Oberfläche  des  fruchtbaren  Bodens 
kaum  40  Prozent  des  Ganzen.  Alle  andern  Provinzen  stehen  in  der 
Mitte  ohne  eine  entsprechende  Norm,  nämlich  ohne  dass  es  bei  ihnen 
möglich  wäre,  irgend  ein  Verhältnis  mit  den  territorialen  und  ökono- 
mischen Verhältnissen  der  verschiedenen  Ortschaften  zu  finden.  Wenn 
man  die  drei  Compartements  nach  deskriptivem  Kataster  mit  einigen 
unvollkommenen  geometrischen  Katastern,  d.  h.  das  neapolitanische, 
das  sicilianische  und  das  modenesische  zusammenrechnet,  so  belauft 
sich  der  so  zusammengefasste  Grund  und  Boden  auf  2,770,313  ha 
bei  einer  totalen  Oberfläche  von  10,286,418  ha,  wobei  Wege,  Wasser 
und  Gebäude  im  Betrag  von  27  Prozent  mitgerechnet  sind.  In 
Sicilien  scheinen  die  Anomalien  weniger  gross,  und  im  ganzen 
stellt  die  fruchtbare  Oberfläche  90  Prozent  der  geographischen  dar. 
In  den  übrigen  Compartements  mit  geometrischen  Katastern,  d.  h. 
im  Lombardisch- Venetianischen,  im  Kirchenstaatlichen,  im  Parme- 
sanischen und  im  Sardinischen,  würde  die  Proportion  des  unfrucht- 
baren   Bodens    von    687,979  ha    auf    einer   totalen    Oberfläche    von 
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11,364,196  ha  etwas  mehr  als  C  Prozent  betragen.  In  Toscana 
hätte  man,  nach  den  obengenannten  Angaben,  27,42  Prozent  mi- 
fruchtbaren  Bodens,  ungefähr  wie  es  bei  den  deskriptiven  Katastern 
der  Fall  ist.  Alles  das  wird  hinlänglich  beweisen,  dass  der  Zustand 
der  Grundsteuer  in  Italien  ungewiss  und  unklar  ist;  wir  kennen  nicht 
einmal  die  Hälfte  des  steuerbaren  Bodens,  ebensowenig  den  Teü,  der 
noch  steuerfrei  ist^). 

Dasselbe  gilt  ungefähr  für  die  mittlere  Quote  der  Steuer-  und 
Grundrente.  Das  Totale  des  Ertrags,  die  drei  nach  der  Peräquation 
eingeführten  Zehntel  mitgerechnet,  beträgt  für  das  ganze  Königreich 
125,434,819.18  Lire.  Die  ganze  Katasterrente,  Piemont  ausgeschlos- 
sen, steigt  nach  den  von  der  Enquetekommission  gemachten  Er- 
fahrungen und  Angaben  im  Jahre  1871  auf  344,183,570.39  Lire, 
welche  in  Bezug  auf  die  bebaute  Oberfläche  einen  Durchschnitt  von 
16,82  Lire  per  Hektar,  die  unfruchtbare  aber  mitgerechnet  13,99  Lire 
gibt.  Auf  solche  Weise  entspricht  die  Grundsteuer,  die  sich  auf  den 
fruchtbaren  Boden  bezieht,  einem  Durchschnitt  von  5,26  Lire  per 
Hektar;  und  wenn  selbe  mit  der  ganzen  Oberfläche  verglichen  wird, 
so  nimmt  die  mittlere  Quote  um  4,46  Lire  per  Hektai-  ab.  Ins- 
besondere schwankt  für  jedes  Katastercompartement  und  in  Bezug 
auf  die  Oberfläche  des  Bodens  der  Durchschnitt  der  Katasterrente 
zwischen  einem  Maximum  von  21,40  Lire  und  einem  Minimum  von 
7,35  Lire  per  Hektar;  und  der  Durchschnitt  der  Steuerquote  bewegt 
sich  zwischen  eiaem  Maximum  von  6,38  Lire  und  einem  Minimum  von 
1,38  Lire,  wenn  man  die  hohe  Quote  des  alten  lombardisch- venetia- 
nischen  Katasters  beiseite  lässt,  wie  folgende  Tabelle  zeigt: 

Compartements  mittlere  Ertragsquote        mittlere  Steuerquote 

per  Hektar  per  Hektar 

Piemont  u.  Sardinien     .     .     .  7,35  1.38 

Modena 8,05  6,38 

Kirchenstaat    ......  8,53  4,25 

Toscana 12,98  3,16 

Neapel 15,86  4,14 

Lombard. -venetianisches  Gebiet        15,98  16,90 

,  (neuer  Kataster)  16,99  5,29 

Sicilien 18,71  3,20 

Parma 21,40  5,41 

Durchschnitt 13,99  4,46. 

')  Relazione  della  Commissione  Parlamentäre,  1884,  S.  87—89. 
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Angaben,  die  so  grosse  und  von  der  verschiedenen  Steuer- 
fähigkeit der  Grüter  nicht  abhängende  Schwankungen  darbieten,  sind 
sehr  ungewiss  und  können  nur  als  ungefähre  Symptome  des  wahren 
Zustandes  der  Dinge  und  hauptsächlich  der  bestehenden  Un- 
gleicliheiten  in  der  Verteilung  der  heutigen  Grundlast  angesehen 
werden.  Wenn  man  auch  von  den  Irrtümern  absieht,  die  aus  den 
unvollkommenen  Katastern  hervorgehen,  so  muss  man  doch  noch  im 
Auge  behalten,  dass  die  genannten  Angaben  unter  den  verschiedenen 
Provinzen  unvergleichbar  sind,  weil  ihre  Oberfläche  ungleich  und  die 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung  nicht  überall  dieselbe  ist.  Und  doch 
wurden  in  dieser  Weise  nur  die  unter  den  Compartements  und  Pro- 
vinzen bestehenden  Ungleichheiten,  nicht  aber  die  speziellen  und  be- 
deutenderen unter  einzelnen  Gütern  und  Steuerpflichtigen,  nach- 
gewiesen ^). 

Wenn  man  auch  den  obenerwähnten  Angaben  und  Beweisen 
einen  genauen  Wert  und  eine  allzugrosse  Wichtigkeit  nicht  zu- 
schreiben will,  erscheint  der  Schluss,  den  man  daraus  zieht,  nicht 
weniger  wahr  und  begründet.  Stellt  man  die  Frage  in  ihrer  allge- 
meinsten Form  und  berücksichtigt  man  alle  Umstände,  die  dieses 
Resultat  verursachten,  so  kann  man  mit  Sicherheit  behaupten,  dass 
die  italienischen  Kataster  aus  vielen  und  vielfachen  Gründen  und  be- 
sonders in  gegenwärtiger  Zeit  höchst  ungleich  sind.  Es  wird  also 
notwendig,  eine  äussere,  allgemeine  Peräquation  unter  den  einzelnen 
Katastern,  und  eine  innere  besondere  Peräquation  unter  den  ein- 
zelnen Besitzungen  im  Gebiet  desselben  Katasters  zu  unterscheiden. 
Jedenfalls  erscheint  die  grosse  Peräquation  als  eine  unzweifelhaft 
notwendige  Massregel,  wenn  man  auch,  was  nicht  wahrscheinlich  ist, 
zugeben  könnte,  dass  jeder  Kataster  in  sich  selbst  zur  Zeit  seiner 
Bildung  gleichförmig  war.  Wenige  allgemeine  Bemerkungen  werden 
hinreichen,  diese  Thatsache  zu  bestätigen. 

Die  ursprüngliche  Ungleichheit  der  italienischen  Kataster  nahm 
infolge  der  zwischen  den  einzelnen  Orten  und  Besitzungen  in  den  all- 
gemeinen und  besonderen  Verhältnissen  des  Eigentums  und  des  Acker- 
baus und  daher  der  Rente  und  Steuerfähigkeit  der  Güter  entstandeneu 
Veränderungen  beständig  zu.  Wir  besitzen,  wie  früher  erwähnt, 
22  Gattungen   von  Katastern,    ohne   die   kleineren  Unterabteilungen 


')  Siehe   den   erwähnten   Artikel:   Del   riordinaraento    dell'   imposta   fon- 
diaria  (im  Archivio  di  statistica,  1882,  S.  82). 
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mitzurechnen;  und  diese  Kataster  sind  in  allen  ihren  wichtigen 
Momenten,  d.  h.  in  der  Epoche,  der  sie  angehören,  in  den  befolgten 
Schätzungsmassregeln,  in  ihren  mehr  oder  weniger  hinreichenden  Er- 
gebnissen u.  s.  w.  verschieden,  oder  bloss  alle  ungefähr  in  einem 
Punkt  einstimmig,  nämlich  in  der  Thatsache,  dass  ihr  Schätzungsinhalt 
im  allgemeinen  derselbe  blieb  und  bis  auf  heut«  noch  bleibt,  wie  er 
im  Anfang  war,  trotz  der  grossen  vorkommenden  Veränderungen  im 
Zustand  des  Bodens.  So  stellen  die  Mappen  des  alten  mailändischen» 
Katasters,  welche  mit  dem  Jahr  1723  beginnen  und  bis  1760,  wo 
der  Kataster  eingeführt,  nur  teilweise  korrigiert  wurde,  noch  heute 
die  Zustände  des  Ackerbaus  und  der  Fruchtbarkeit  jener  Zeit  dar; 
und  auf  solcher  Grundlage  setzt  sich  die  Verteilung  der  Steuer  fort, 
die  Güter  werden  so  besteuert,  als  ob  keine  Veränderung  eingetreten 
wäre.  Bis  der  alte  Kataster  den  neuen  Schätzungen  die  Stelle  ein- 
räumt, zahlen  in  vielen  Fällen  üppige  Reisfelder  und  Irrigations- 
wiesen, die  als  die  fruchtbarsten  Kulturarten  erscheinen,  eine  Ab- 
gabe, als  ob  sie  noch  wie  vor  einem  halben  Jahrhundert  Sumpf- 
boden wären.  Umgekehrt,  wenn  irgend  ein  Gut  von  seiner 
Fruchtbarkeit  etwas  verloren  hat,  ohne  jedoch  in  seinem  materiellen 
Dasein  eine  Veränderung  erUtten  zu  haben,  so  zahlt  es  immerhin  die 
Steuer  nach  dem  Massstab,  nach  welchem  es  ursprünglich  katastriert 
wurde.  Und  was  vrir  von  diesem  Kataster  behaupten,  kann  man 
auch  von  den  anderen  sagen,  deren  einige  die  Vollkommenheit  des 
maüändischen  Katasters  nie  erreicht  haben.  Der  toscanische  Kataster 
für  das  feste  Land  stellt  den  Zustand  der  Güter  im  Jahr  1817  dar; 
der  neue  lombardisch-venetianische  Kataster  beschreibt  ihn  nach  dem 
Datum  vom  27.  Mai  1828;  der  kirchenstaatHche  zeigt  verschieden- 
artig den  vor  1814  gewesenen  Zustand  des  Grundbodens;  der  neapoli- 
tanische betrifft  den  der  ursprünglichen  Bildung  des  Katasters  zwischen 
1806  und  1809,  dessen  im  Jahr  1817  vollendete  Revision  den  Zweck 
hatte,  einige  Fehler  zu  korrigieren;  der  sicilianische  hat  die  Periode 
von  1835  bis  1852  zur  Grundlage,  und  der  sardinische  bezieht  sich 
auf  die  Periode  1839  bis  1850:  endlich  der  neue  lucchesische  von 
1860  bis  1869  ausgeführte  Kataster  stellt  den  Zustand  des  Bodens 
im  Jalir  1829  dar,  und  der  parmesanische  bezieht  sich  auf  die  Zeit 
von  1809  bis  1825.  Und  dasselbe  gilt  füi-  den  Massstab  der  Preise 
xmd  der  Ertragsschätzungen  ^). 


Relazione  della  Commissione  Parlamentäre,  1884,  S.  147. 


"[QQ  Ricca-Salemo, 

So  blieb  der  Kataster  stabil,  während  grosse  und  vielfache  Ver- 
änderungen am  steuerbaren  Gegenstande,  d.  h.  in  dem  Zustand,  Bau 
und  in  der  Fruchtbarkeit  des  Grund  und  Bodens  vor  sich  gingen.  Es 
herrscht  also  in  dieser  Rücksicht  nicht  nur  ein  bedeutender  Unter- 
schied, sondern  vielmehr  ein  wahrer  Widerspruch  unter  den  katastralen 
und  den  reellen  Bestimmungen  und  Schätzungen,  sowohl  äusserlich 
unter  den  einzelnen  Compartements,  als  innerlich  in  dem  Gebiet  des- 
selben Katasters.  Das  erlangt  eine  grössere  Wichtigkeit  und  die 
Unterschiede  werden  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  noch 
bedeutender,  wenn  man  die  ungleichartigen  Grundsätze,  nach  denen  die 
Kataster  ursprünglich  zusammengesetzt  wurden,  betrachtet.  Die  Perä- 
quation  der  Grundsteuer,  die  als  Folge  der  im  Gebiet  eines  Kataster- 
compartements  vorkommenden  Veränderungen  je  nach  den  verschiedenen 
Umständen  mehr  oder  minder  gross  werden  mag,  wird  ohne  Zweifel 
unter  jenen  Gütern  sehr  beträchtlich  sein,  die  einzelnen  Katastern  an- 
gehören, welche  in  verschiedener  Weise  und  in  verschiedenen  Epochen 
gebildet  wurden.  Die  zwei  Reihen  von  Ursachen,  d.  h.  die  ursprüng- 
lichen Verschiedenheiten  und  die  neu  entstandenen  Veränderungen 
tragen  dazu  bei,  die  Wirkungen  zu  vervielfachen.  So  werden  z.  B. 
die  verschiedenen  Kulturarten,  die  ländlichen  Gebäude,  die  Irrigations- 
wasser in  unseren  Katastern  nicht  in  derselben  Weise  behandelt; 
der  Unterschied  unter  fruchtbaren  und  unfruchtbaren  Grundstücken 
ist  nicht  in  gleichförmiger  Art  überall  verstanden  und  angewandt, 
weil  in  manchen  Fällen  viele  Besitzungen  existieren,  die  gar  nicht 
katastriert  sind  oder  sonst  jeder  Besteuerung  sich  entziehen;  in  der 
Klassifizierung  der  Grundstücke  nach  Qualität  und  Beschaff'enheit 
stützte  man  sich  nicht  auf  denselben  Grundsatz ;  man  kann  auch  nicht 
behaupten,  dass  der  Begriff  des  steuerbaren  Objekts  überall  gleich- 
förmig und  die  Bestimmung  des  Ertrags  nach  den  notwendigen  Ab- 
zügen auf  gleiche  Weise  durchgesetzt  wurde;  und  daraus  folgt,  dass 
selbst  aus  diesem  Grund  der  Zustand  der  einzelnen  Steuerpflichtigen 
in  Bezug  auf  die  Last  in  jedem  Ort  nicht  derselbe  ist,  und  daher 
wird  jene  Ungleichheit  grösser,  die  aus  den  erwähnten  Ursachen 
herrührt^). 

Wie  man  auch  die  Frage  betrachten  mag,  ob  mit  Rücksicht 
auf  die  Verhältnisse    zwischen  Compartements   und   Provinzen,    oder 


^)  II  catasto  e  la  perequazione  dell'  imposta  fondiaria  avanti  al  Parla- 
mento,  di  Fed.  G.  Winckels.  Verona.  1877,  S.  17  u.  fg. 
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mit  Rücksicht  auf  die  zwischen  einzelnen  Grundbesitzungen,  immer 
ergibt  sich  die  Notwendigkeit  einer  Reform  der  Grundsteuer.  „Es 
gibt  Gründe  von  strenger  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,"  sagt  ein 
hervorragender  Schriftsteller,  „die  als  selbstverständlich  erscheinen; 
und  es  gibt  andere  Gründe  von  grosser  wirtschaftlicher  und  finanzieller 
Nützlichkeit.  Dieselbe  Last  wird  imi  so  leichter  ertragen,  je  besser 
und  gleichartiger  sie  verteilt  wird;  setzt  man  ein  gewisses  Steuer- 
kontingent, so  ergibt  sich,  dass  die  gänzliche  oder  partielle  Exemption 
der  einen  notwendig  auf  den  anderen  lastet;  die  Steuer,  die  manch- 
mal den  Ertrag  kaum  berührt,  erschöpft  ihn  in  anderen  Fällen  fast 
ganz  und  zerstört  die  kleinen  Besitzungen"  *). 

Zu  demselben  allgemeinen  Schluss  führen  andere  Angaben, 
welche  nicht  ganz  genau  sind,  aber  genügen,  um  die  im  Bau  und 
in  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens  eingetretenen  Veränderungen  und 
Zunahmen  zu  beweisen.  Die  fleissigen  und  fortgesetzten  Unter- 
suchungen der  Regierung  und  die  nützlichen  Arbeiten  der  Enquete- 
kommission über  die  Verhältnisse  der  ländlichen  Wirtschaft  Italiens 
haben  ein  schätzbares  Material  gesammelt;  und  obgleich  sie  die 
ün Vollkommenheit,  die  Mängel  und  Lücken  unserer  agrarischen  Li- 
dustrie  nebst  gewissen  materiellen  und  moralischen  ungünstigen  oder 
schädlichen  Umständen  festgestellt  haben,  stimmen  sie  doch  darin 
überein,  die  bedeutenden  unleugbaren  Fortschritte  zu  erklären,  die  in 
den  letzten  zwanzig  Jahren  geschehen  sind;  der  Ackerbau  ist  aus- 
gedehnter und  intensiver  und  die  Produktionskraft  hat  bedeutend 
zugenommen^).     Ueberall   begegnet   man  Veränderungen   und   Ver- 


^)  Relazione  della  Commissione  Parlamentäre,  1884,  S.  148. 

^  Der  Zuwachs  der  agrarischen  Produktion  geht  nach  Jacinis  Meinung 
aus  allen  Akten  der  neuen  Enquete  hervor.  „Von  einem  Punkt  Italiens  zum 
andern  machten  sich,  wenn  nicht  aUerwärts,  so  doch  an  vielen  Orten  Strebungen 
kund,  um  den  Ackerbau  im  Laufe  der  gegenwärtigen  Generation  zu  verbessern, 
und  wirklich  gelangte  man  dazu.  Die  AbschafPung  der  innem  Zollschranken 
von  Gegend  zu  Gegend,  ein  grossartiges  System  von  Eisenbahnen  und 
anderen  ordentlichen  Verbindungsmitteln  sollten  allen  Feldern  unserer  Halbinsel 
notwendig  neues  Leben  und  neue  Bewegung  bringen.  Man  kann  nicht  den 
thätigen  Eifer  und  die  beharrlichen  und  mutvollen  Strebungen  vieler  Privaten 
leugnen.  Im  Untei-nehmungsgeist  muss  ein  heüsames  Erwachen  konstatiert 
werden,  das  in  mehreren  wichtigen  Werken  sich  offenbart;  wir  erinnern  an 
Cavours  Kanal,  Vüloresis  Kanal,  die  grossen  Meliorationen  im  ferraresischen 
und  veronesischen  Gebiet,  an  Civios  Unternehmen  u.  s.  w.  Zur  Bestätigung 
unserer  Behauptungen  wird   es   genügen,  wenn  wir   den   bedeutenden  Zuwachs 
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besserungen  des  Ackerbaus.  So  dehnte  sich  in  mehreren  Ort- 
schaften und  besonders  in  den  Provinzen  Süditaliens  die  Produktion 
von  Oel  und  Wein  nicht  nur  aus,  sondern  verbesserte  sich  auch  in 
ihrer  Qualität.  Die  durchschnittliche  Ausfuhr  des  Oels,  die  in  der 
Periode  1860 — 64  341,000  Ctr.  nicht  überstieg,  erreichte  in  der 
Periode  1875 — 79  748,000  Ctr.  Im  allgemeinen  rechnet  man  den 
jährlichen  Oelertrag  in  Italien  im  Durchschnitt  auf  3  Millionen  Centner, 
von  denen  etwa  800,000  mit  einem  Wert  von  100  Millionen  Lire  aus- 
geführt werden.  In  der  Periode  1860 — 64  hielt  die  Einfuhr  des 
Weines  fast  seiner  Ausfuhr  die  Wage;  es  wurden  im  Durchschnitt 
250,000  hl  eingeführt  und  293,000  ausgeführt.  Später  aber  nahm 
die  ausgeführte  Menge  zu  und  die  eingefülirte  ab;  im  Jahr  1879 
erreichte  die  Einfuhr  der  fremden  Weine  nicht  30,000  hl,  während 
die  Ausfuhr  auf  1,063,114  hl  sich  belief;  und  im  nächsten  Jahr 
überstieg  die  Einfuhr  um  weniges  20,000  hl  und  erreichte  die  Aus- 
fuhr zwei  Millionen  Hektoliter.  Die  jährliche  Weinerzeugung  in  Italien 
beträgt  etwas  weniger  als  30  Millionen  Hektoliter,  wovon  die  Aus- 
fuhr einen  Werth  von  45  Millionen  Lire  erreicht.  Ausserdem  und 
besonders  für  die  südlichen  Provinzen  soll  bemerkt  werden,  dass  die 
Citronenfelder  jetzt  eine  viermal  bis  fünfmal  grössere  Oberfläche  als 
vor  zwanzig  oder  dreissig  Jahren  in  Anspruch  nehmen;  und  daraus 
folgt  eine  bedeutende  Zunahme  der  Fruchtbarkeit  und  des  Wertes 
des  Bodens  und  eine  vollkommene  Umgestaltung  des  Ackerbaus. 
Um  eine  Idee  von  dem  wunderbaren  Reichtum  einer  solchen  Pro- 
duktion zu  geben,  wird  es  genügen,  wenn  wir  daran  erinnern,  wie  in 
der  Periode  1860 — 64  die  Citronenausfuhr  im  Durchschnitt  375,000  Ctr. 
betrug,  während  sie  in  der  Periode  1875 — 79  974,000  Ctr.  erreichte. 
Im  ganzen  bewertet  sich  der  jährliche  Ertrag  des  Obstes  nicht  unter 
2  ^2  Milliarden,  wovon  ein  Wert  von  30  Millionen  Lire  in  Obst  und 
8  Millionen  in  Essenzen  ausgeführt  zu  werden  pflegt  ^). 


des  Viehes  erwähnen,  sowie  auf  die  grosse  Entwicklung  des  Rebenbaues  und 
die  weniger  mangelhafte  Manipulation  des  Weines  hinweisen,  so  dass  uns  un- 
gefähr zwei  Millionen  Hektoliter  Wein  zur  Ausführung  übrig  bleiben.  Das 
Gleiche  beweisen  die  zunehmende  Verwendung  der  Agrarmaschinen  und  der 
grosse  Absatz  chemischen  Düngers.  In  einem  Worte,  die  Erzeugungskraft  des 
Ackerbaues  im  neuen  Italien  hat  bedeutend  zugenommen,  das  kann  mit  Ge- 
wissheit behauptet  werden."  Siehe  Relazione  finale  sui  risultati  dell'  inchiesta 
agraria,  del  Conte  Sen.  Stefano  Jacini.     Roma  1884,  S.  14. 

^)  Die  Quelle  dieser  und  folgender  Nachrichten  ist  eine  wichtige  offizielle 
Herausgabe  mit  dem  Titel:  Relazioni  delle  condizioni  dell'  agricoltura  in  Italia 

776 


Die  neue  Regelung  der  Grandsteuer  und  die  Steuerreform  in  Italien.  jgQ 

Wenden  wir  uns  den  Provinzen  Norditaliens  zu,  so  können 
wir  leicht  bemerken,  wie  der  Ackerbau  bedeutende  Verbesserungen 
erfahren  hat.  Der  Wiesenbau  dehnte  sich  nach  und  nach  aus  und 
ist  an  die  Stelle  anderer  veralteten,  weniger  fruchtbaren  Kultur- 
methoden getreten.  Man  sieht  die  Wirkungen  dieser  Veränderung 
in  der  schnellen  Zunahme  des  Viehexports.  In  der  Periode  1860 — 64 
betrug  der  mittlere  Ueberschuss  des  Ausfuhrwerts  über  den  Ein- 
fuhrwert des  Viehs  kaum  2  Millionen  Lire;  in  der  Periode  1875 — 79 
aber  43  Millionen.  Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass 
während  derselben  Zeit  die  Fleisch-  und  Geflügelausfuhr  von  4481  Ctr. 
auf  56,124,  und  die  Eierausfuhr  von  19,814  Ctr.  auf  231,857  ge- 
stiegen ist.  Der  Wert  der  jetzigen  Ausfuhr  von  Ochsen,  Schafen, 
Schweinen  beziffert  sich  auf  45  Millionen  Lire  und  der  der  Eier  auf 
34  Millionen  Lire.  Ebenso  schritt  der  Anbau  der  Handelsgewächse 
fort:  es  wird  genug  sein,  den  Hanfbau  zu  erwähnen,  dessen  Ausfuhr 
in  der  Periode  1860 — 64  135,000  Ctr.  betrug,  imd  in  der  folgenden 
Periode  1871 — 79  auf  346,000  stieg.  Der  Gartenbau  hat  sich  auch 
bedeutend  gehoben  und  wird  wahrscheinlich  eine  reiche  QueUe  des 
Xationalreichtimis  werden.  Die  Ausfuhi-  von  Obst  und  Gemüse  jeder 
Gattung,  welche  in  der  Periode  1860 — 64  kaum  einen  jährlichen 
Durchschnitt  von  14,268  Ctr.  erreichte,  stieg  in  der  Periode  1875 — 79 
auf  99.315  Ctr.,  und  in  den  ersten  neun  Monaten  1880  auf  143,911  Ctr. 
Endlich  ist  die  Seidenerzeugung,  die  vor  zwanzig  Jahren  so  gesunken 
war,  dass  man  sie  beinahe  als  verloren  erachtete,  in  den  letzten 
Jahren  wieder  emporgeblüht,  imd  sie  hat  mit  Ehre  die  starke  Kon- 
kurrenz Chinas  und  Japans  bestanden.  Der  Ueberschuss  der  aus- 
geführten auf  die  eingeführte  Seide,  der  in  der  Periode  1860 — 64 
12,110  Ctr.  jährlich  betrug,  stieg  in  der  folgenden  Periode  1875 — 79 
auf  20,283  Ctr.,  und  die  Zunahme  von  8000  Ctr.  entspricht  einem 
Wert  von  beinahe  60  Millionen  Lire.  Und  wenn  zm*  Zeit  die  Lage 
der  Seidenindustrie  wegen  der  starken  Herabsetzung  der  Preise  eine 
ungünstige  ist,  so  darf  man  doch  hoffen,  dass  darin  bald  wieder  eine 
Aendenmg  eintreten  werde  ^). 

Endlich,  mn  die  seit  den  letzten  dreissig  Jahren  besonders  in 
der  Lombardei  verwirklichten  Fortschritte  des  Ackerbaus  zu  illustrieren. 


nel  quinquennio  1870 — 74.    Siehe  femer  den  Ministerialbericht  über  den  Progetto 
di  legge  per  l'abolizione  del  corso  forzoso  (15.  Novembre  1880). 
^)  Jacini,  Relazione  finale,  S.  20—23. 
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können  folgende  statistische  Angaben  über  die  Erzeugung  melirerer 
Produkte  dienen ;  dieselben  beziehen  sich  auf  zwei  verschiedene  Zeit- 
perioden und  sind  für  die  eine  aus  dem  berühmten  Werk  des  Senators 
Jacini  über  das  Grundeigentum  und  die  ländlichen  Klassen  in  der 
Lombardei,  und  für  die  andere  aus  den  wertvollen  Ministerialb  erlebten 
über  die  Fortschritte  des  Ackerbaus  entnommen.  Beide  Quellen, 
obgleich  verschieden,  sind  gleich  glaub ens würdig  und  sind  vortrefflich 
geeignet,  die  Unterschiede  in  der  Ausdehnung  und  in  der  Wirksam- 
keit der  Kulturarten  darzuthun  ^). 

Produktionszweige  Jacinis  Statistik      Ministerialstatistik 

(1848-1858)  (1870—1874) 

Weizen Hektoliter  1,519,494  2,745,720 

Mais „  2,332,217  4,519,298 

Reis „  362,960  1,645,372 

Roggen  und  Gerste   .  „  357,935  632,939 

Hafer „  227,318  369,952 

Wein „  1,397,062  1,895,302 

Baumöl „  2,966  6,318 

Kartoffel Centner  214,824  1,134,457 

Hanf ,  20,170  23,282 

Lein ,  61,110  119,073 

Kastanie „  76,062  904,409 

Es  ist  bemerkenswert,  dass  alle  diese  agrarischen  Fortschritte 
sich  in  einer  Zeit  und  unter  dem  Einfluss  nicht  günstiger  Umstände 
verwirklichten,  es  fällt  in  diese  Zeit  die  Zunahme  der  öffentlichen 
Ausgaben  und  die  wachsende  Last  der  Steuern,  der  Verkauf  vieler 
Domanial-  und  Kirchenbesitzungen,  das  Aufgehen  vieler  Kapitalien 
in  den  Titeln  der  Staatsschulden  u.  s.  w.  Die  Zustände  des  Acker- 
baus' in  Italien  und  seine  Fortschritte  wären  anders  gewesen,  wenn 
solche  Hindernisse  und  Schwierigkeiten  nicht  dazwischen  getreten 
wären.  Zudem  muss  man  gewisse  natürliche  L^mstände,  wie  Boden- 
beschaffenheit und  Klima  mit  in  Rechnung  ziehen,  welche  der 
Entwicklung  und  Ausdehnung  des  Ackerbaus  nicht  ganz  günstig 
sind  und  nur  teilweise  mit  grosser  Arbeit  und  vielen  Kapitalien 
bezwungen  werden  können  ^).  Es  ist  auch  nicht  zu  vergessen, 
dass  besondere  Ursachen,    wie   die  Krankheiten  der  Rebstöcke,    der 


')  Arne,  La  perequazione  dell'  imposta  sui  terreni,  S.  110. 
^)  Jacini,  Relazione  finale,  S.  56 — 58. 

778 


Die  neue  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuerreform  in  Italien.  \g\ 

Citronenbäume  und  der  Seidenwürnier  in  dieser  Zeit  grossen  Schaden 
unserer  agrarischen  Produktion  gebracht  haben.  Die  allgemeine 
Krisis,  welche  die  europäische  Landwirtschaft  heimgesucht,  hat  auch 
Italien  nicht  ganz  verschont.  Es  soll  auch  nicht  geleugnet  werden, 
dass  noch  viel  zu  thun  bleibt,  Lücken  müssen  ausgefüllt  werden  und 
neue  rationelle  Umgestaltungen  vorgenommen  werden,  um  den  besten 
Kulturmethoden  der  europäischen  Staaten  gleich  zu  kommen.  Bei 
alledem  kann  aber  der  Fortschritt  der  letzten  zwanzig  oder  dreissig 
Jahre  nicht  verkannt  werden.  Das  Urteil  muss  eben  ein  rela- 
tives sein. 

Um  die  niedere  Stufe  unseres  Ackerbaus  zu  beweisen,  pflegt 
man  die  Thatsache  anzuführen,  dass  in  Italien  die  Weizenerzeugung 
nur  zu  11  hl  per  Hektar  im  Durchschnitt  berechnet  wird,  während 
selbe  in  England  32,  in  Deutschland  23,  in  HoUand  22,  in 
Belgien  20  und  in  Frankreich  15  beträgt.  Italien  bebaut  zur  Zeit 
nach  gewissen  officiellen  Angaben,  welche  aber  nicht  ganz  zu- 
verlässig und  genau  sind,  4,500,000  ha  und  erntet  im  ganzen 
51  Millionen  Hektoliter  Getreide;  wenn  nur  zwei  Dritteile  derselben 
Oberfläche  besser  bebaut  würden,  so  dass  man  im  Durchschnitt 
18  hl  per  Hektar  gewinnen  könnte,  so  würde  man  einen  Ertrag 
von  54  Millionen  HektoKter  erlangen.  Und  das  wäre  nicht 
schwierig  und  würde  an  die  Kräfte  unseres  Ackerbaus  nicht  über- 
mässige Anforderungen  stellen,  da  aus  den  Urkunden  der  Agrar- 
enquete  sich  ergibt,  dass  einige  Grundstücke  mittlerer  Quahtät  bis 
40  hl  Weizen  per  Hektar  ergeben,  nur  weil  sie  gut  gedüngt 
sind.  Diese  Thatsache  sollte  die  Aufmerksamkeit  unserer  bessern 
Ackerleute  auf  sich  ziehen,  damit  alle  Mittel  durchgesetzt  werden, 
welche  die  gewünschte  Veränderung  zum  Ziel  haben.  Anderseits 
aber  darf  auch  nicht  vergessen  werden,  dass  die  Getreideerzeugung 
die  Hauptgrundlage  unseres  Ackerbaus  nicht  ist  und  nicht  sein  soll. 
Der  Wein,  das  Olivenöl,  die  Seide,  das  Vieh,  die  Citronen,  die  Garten- 
erzeugnisse bilden  zusammen  die  wichtigeren  agrarischen  Produkte, 
auf  sie  stützt  sich  meistens  imsere  aktive  Handelsbilanz.  Zudem 
ergibt  die  Ausfuhr  imd  Einfuhr  des  Getreides,  dass,  um  den  Be- 
darf Italiens  zu  befriedigen,  die  nationale  Produktion,  welche  auf 
51  Millionen  Hektoliter  Weizen  und  32  MilHonen  Mais  berechnet 
ist,  nur  mit  etwa  2  Millionen  Hektoliter  Weizen  und  1^/4  Million 
Mais  ergänzt  werden  muss.  Dieser  kleine  Zuschuss,  zu  dessen 
Zahlimg   die  Eierausfuhr   schon   hinreicht,    kommt   meistenteils   aus 
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Russland  und  dann  aus  der  Türkei,  und  in  letzter  Linie  aus  Nord- 
amerika. Nur  1880,  das  ein  Teuerungsjahr  für  Italien  war,  wurde 
die  amerikanische  Einfuhr  bedeutend  und  erreichte  die  Summe  von 
1,040,000  Ctr.  Weizen,  Mais  und  Hafer,  während  in  demselben  Jahr 
Russland  3,190,000  und  die  Türkei  700,000  Ctr.  schickte;  1881  aber 
ist  die  amerikanische  Einfuhr  wieder  auf  222,000  Ctr.  und  1882  auf 
127,000,  also  weit  unter  die  türkische  herabgesunken,  welch  letztere 
1881  768,000  Ctr.  und  1882  605,000  Ctr.  betrug,  von  Russland  zu 
schweigen,  das  uns  sowohl  1881  als  1882  etwa  1,200,000  Ctr.  sandte. 
Senator  Ja  ein  i  schliesst  seine  Erzählung  dieser  Thatsachen  in  fol- 
gender Weise:  „Wenn  wir  dazu  gelangen,  18  hl  Weizen,  35  hl 
Mais,  70  hl  Reis  im  Durchschnitt  per  Hektar  zu  erzeugen  und 
40  kg  gelbe  Cocons  aus  27  Gramm  Samen,  und  für  1200  Lire  Orangen 
per  Hektar  zu  erlangen,  und  unser  Vieh  etwas  zu  vervielfältigen, 
so  werden  wir  von  der  auswärtigen  amerikanischen  und  asiatischen 
Konkurrenz  nicht  berührt"  ^). 

Trotz  aller  Mängel  und  Lücken  bietet  sich  also  die  Aussicht  der 
Zukunft  unserem  Blick  nicht  so  trüb  dar,  wie  einige  meinen.  Die 
Umgestaltung  der  Kulturmethoden  und  die  agrarischen  Verbesserungen 
jeder  Art  schreiten  vorwärts.  Die  grossen  Melioriationen  umfassen 
einen  Raum  von  345,501,37  ha,  und  für  sie  hat  man  in  den  Jahren 
1871—74  7,005,847,93  Lire  ausgegeben.  Und  die  Zahl  der  neu 
bebauten  Grundstücke  stieg  in  den  Jahren  1870 — 74,  so  viel  nur 
aus  den  verlangten  und  genehmigten  Ermächtigungen  erhellt, 
auf  91,358  ha  und  1876  auf  17,887,93  ha  i).  Wenn  man  an  die 
Zeit  vor  einem  halben  Jahrhundert  zurückdenkt,  so  sieht  man, 
dass  das  Bonifikationswerk,  welches  teils  durch  private  Thätigkeit, 
teils  durch  die  Beiträge  der  Regierung  zu  Ende  gebracht  wurde, 
in  seiner  Ausdehnung  an  Wichtigkeit  zunimmt;  die  Ausgabe  der 
Privaten  wurde  1877  auf  90,588,688,  die  des  Staats  auf  74,272,819  Lire, 
und  die  Ausdehnung  des  nunmehr  meliorierten  Bodens  auf  404,345  ha 
berechnet  *).  Um  eine  Idee  von  dem  grossen  Vorteil  zu  geben, 
den  die  Nationalwirtschaft  dadurch  gewann,  und  um  die  Zunahme 
der  agrarischen  Produktion  darzustellen,  wird  es  genug  sein,  wenn 
wir  erwähnen,  dass  in  den  lombardischen  Provinzen  Como  und  Sondrio 


^)  Jacini,  Relazione  finale,  S.  62—63. 

^)  Arne,  La  perquazione  dell'  imposta  sui  terreni,  S.  14—15. 

^)  Alessio,  Saggio  sul  sistema  tributario  in  Italia,  S.  140 — 43. 
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die  vorher  bestehenden  Sümpfe  durch  Irrigationswiesen  und  Pflug- 
felder, in  der  Provinz  von  Verona  durch  Reisfelder,  in  der  von 
Ferrara  durch  Baufelder,  Rebstöcke  und  Wiesen  ersetzt  wurden: 
ebenso  traten  in  der  Provinz  Venedig  und  in  den  benachbarten  Pro- 
vinzen die  Pflugfelder,  die  Rebstöcke  und  die  Reisfelder  an  die  Stelle 
der  Sümpfe  und  der  wilden  Weiden  ein.  Dasselbe  gilt  für  einige 
Orte  Toscanas  und  teilweise  für  Latiiun  und  für  andere  Gegenden  ^). 
Die  bewässerte  Oberfläche  wird  im  ganzen  Königreich  auf  mehr  als 
1,200,000  ha  berechnet,  von  denen  kaum  250,000  als  Reisfelder 
bebaut  sind,  der  grösste  Teil  dagegen  dem  Wiesenbau  gewidmet 
ist  *).  Und  wenn  wir  jene  Gegenden  besonders  betrachten ,  wo 
diese  Bauart  ihren  Anfang  und  ihre  grösste  Entwicklung  erlangte, 
so  finden  wir,  dass  1884  Lombardini  der  Lombardei  eine  Oberfläche 
von  213,000  ha  Irrigationsfelder,  und  1875  Baccarini  eine  Ober- 
fläche von  667,989  zuschrieb.  Es  erhellt  femer  aus  den  beide  Epochen 
betreffenden  Angaben,  dass  in  den  Provinzen  Mailand  und  Pavia  das 
Irrigationssystem  von  93,314  ha  auf  386,055,  imd  in  den  Pro- 
vinzen Bergamo,  Brescia,  Cremona  und  Mantua  von  132,502  ha 
auf  280,846  stiegt).  Der  Vorteil  des  Irrigationswesens  ist  von 
einer  Provinz  zur  anderen  sehr  verschieden,  zeigt  sich  verhältnis- 
mässig stark  in  der  Lombardei,  Piemont  und  Ligurien,  ist  dagegen 
mehr  oder  weniger  gering  in  anderen  Gegenden;  jedoch  hat  die 
Irrigation  in  der  letzten  Zeit  bedeutend  zugenommen  und  wird  in 
Zukunft  noch  mehr  zimehmen*). 
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^)  Correnti  im  Annuario  Statistico  von  1864  berechnete  folgenderweise 
das  Wertverhältnis  zwischen  dem  Sumpfboden  und  dem  meliorirten: 

Ravenna  1  :  3 

Reggio  Emilia       1  :  4,6 
Lucca  .     .     .     .     1  : 4,6 
Principato  Citra    1  :  1,2 
Calabria  Ultra .     1:2 
Catania    .     .     .     1  :  11,8 
Napoli      .     .     .     1:9. 
-)  Arne,  La  perequazione  dell'  imposta  fondiaria,  S.  102. 
')  Alessio,  Saggio  sul  sistema  tributario  in  Italia,  S.  145—47. 
*)  Nach  anderen  Studien  und  neueren  offiziellen  Forschungen  hätten  wir 
folgende  Angaben:   Im   ganzen  Königreich  hat   man  1,521,000  ha  bewässerten 
und  820,000  ha  bewässerbaren  Boden;   diese  Zahl  könnt«  auf  1,600,000  steigen, 
wenn  man  andere  800,000  ha  des  Irrigationssystems  von  Natur  fähigen  Bodens 
mitrechnete,  für  welche  aber  die  Arbeiten  noch  nicht  vollendet  oder  die  nötigen 
Pläne  nicht   vorbereitet   sind.     In  der  Lombardei   allein   hat  man   678,000  ha 
Finanzarchiv.    11.  Jahrg.  ijg^  jg 
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Je  mehr  solche  Aenderungen  vor  sich  gingen,  um  so  unrich- 
tiger und  ungenauer  wurden  die  Kataster,  Nicht  einmal  die  Flächen 
waren  zutreffend.  Marquis  Tanari's  Bericht  der  agrarischen  En- 
quete für  die  sechste  Abteilung,  welche  die  Provinzen  Forli,  Ra- 
venna,  Ferrara,  Modena,  Reggio  und  Parma  enthält,  behauptet, 
dass  in  derselben  23,828  ha  Boden  in  den  Katastern  nicht  zu  finden 
seien  ^).  Und  nach  einem  anderen  Berichte  für  die  neunte  Ab- 
teilung, welche  die  Provinzen  Florenz,  Arezzo,  Siena,  Lucca,  Pisa 
und  Livomo  umfasst,  ist  die  bebaute  Oberfläche,  die  im  Kataster 
zu  648,707,87  ha  angegeben  war,  gegenwärtig  914,500  ha,  ujid 
die  Wälder,  welche  die  Ausdehnung  von  540,972,94  ha  hatten, 
haben  jetzt  nur  468,000;  die  unbebaute  Oberfläche,  die  aus 
383,713  ha  bestand,  besteht  jetzt  aus  320,400;  und  endlich  die 
zu  Gebäuden,  Gewässern  und  Wegen  dienende  Oberfläche  war  zuvor 
64,158,57  und  ist  gegenwärtig  77,631  ha  ^).  Einerseits  haben 
wir  also  bedeutende  Veränderungen  der  verschiedenen  Kulturarten  je 
nach  den  Bedürfnissen  der  gewachsenen  Bevölkerung;  und  ander- 
seits eine  grössere  Ausdehnung  der  Grundstücke,  die  aus  mehreren 
Ursachen  dem  Kataster  und  der  Grundsteuer  entzogen  sind. 

Auf  diesen  Gegenstand  wurde  die  Regierung  oft  aufinerksam 
gemacht  und  wurden  auch  gesetzliche  Bestimmungen  getroffen,  aber 
umsonst.  Das  Gesetz  von  1864  über  die  provisorische  Peräquation 
schaffte  jede  ungerechtfertigte  Immunität  ab  und  verordnete,  dass  die 
genannten  Grundstücke  der  Steuer  zu  unterwerfen  seien,  und  dieselbe 
Bestimmung  war  durch  gesetzliches  Dekret  vom  28.  Juni  1866 
und  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1867  wiederholt;  sie  konnte  aber 
keine  Wirkung   haben,    weil   sie   ohne    die  Katastraloperation   nicht 


Irrigationsboden ,  die  auf  verschiedene  Weise  die  Wohlthat  des  Wassers  ge- 
niessen,  und  mehr  als  154,000  bewässerbaren  Boden,  wenn  die  hierauf  bezüg- 
lichen Arbeiten  vollendet  sind.  Auf  Piemont  würden  440,000  ha  bewässerten,  und 
168,000  ha  bewässerbaren  Boden,  auf  das  Venetianische  etwas  mehr  als  89,000  ha 
der  ersten  und  mehr  als  117,000  der  zweiten  Kategorie  treffen.  Im  Ganzen 
hat  man  in  Oberitalien  1,211,000  ha  bewässerten,  und  440,000  in  einer  mehr 
oder  weniger  nahen  Zeit  bewässerbaren  Bodens.  Also  erscheint  die  Ausdehnung 
dieses  Bodens  wirklich  gross  zu  sein;  sie  enthält  ein  Kapital,  das  nach  Mil- 
liarden gerechnet  wird,  und  beweist  wie  im  Irrigationssystem  der  grösste  Schatz 
unseres  Ackerbaus  besteht.  Siehe  die  Relazione  della  Commissione  Parlamentäre, 
1884,  S.  278—80. 

^)  Relazione  suUa  VI  circoscrizione.    Roma,  1881,  S.  148 — 50. 

')  Relazione  sulla  IX  circoscrizione.    Roma  1881,  S.  135 — 43. 
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durchführbar  war.  Nun  bildeten  sich  verschiedene  Mutmassungen 
über  die  Zalil  und  die  Ausdehnung  der  nicht  katastrierten  Grund- 
stücke, und  alles  bestimmt  uns  zu  glauben,  dass  sie  bedeutend  seien, 
wenn  man  die  mehr  oder  weniger  entfernten  Zeiten  und  die  unvoll- 
kommenen Methoden  beachtet,  nach  welchen  die  Kataster  gebildet 
wurden.  Wir  können  einen  Analogieschluss  ziehen.  Gen.  Menabrea 
behauptete  in  einer  wichtigen  Rede,  die  er  vor  dem  piemontesischen 
Parlament  in  den  Sitzungen  vom  23.  und  24.  Dezember  1854  über 
den  Kataster  hielt,  dass,  „wenn  die  Steuer  nicht  erhöht  und  nur 
die  Grundstücke,  die  noch  frei  wären,  derselben  unterworfen  wür- 
den, der  Ertrag  um  4  oder  5  Millionen  vermehrt  werden  könnte." 
Und  wenn  man  das  damals  von  Piemont  sagte,  wo  die  Grundsteuer 
einen  Ertrag  von  weniger  als  15  Millionen  Lire  gab,  so  könnte  man 
dieselbe  Bemerkung  auf  alle  anderen  Provinzen  Italiens,  die  wie 
Piemont  kein  vollendetes  geometrisches  Kataster  besitzen,  anwenden, 
und  sicher  behaupten,  dass  nicht  weniger  als  15  Millionen  neuer 
Ertrag  aus  der  einfachen  Besteuerung  der  nicht  katastrierten  Grund- 
stücke zu  gewinnen  sei,  ohne  die  durch  die  Kultur  dem  Ackerbau 
neu  gewonnenen  Bodenteile  zu  rechnen,  und  ohne  auf  die  in 
demselben  Zeitraum  vollzogenen  agrarischen  Fortschritte  imd  auf 
die  gesteigerte  Fruchtbarkeit  des  schon  bebauten  Bodens  zu 
achten. 

So  dürften  wir  in  jeder  Weise  den  Beweis  erbracht  haben,  dass 
die  in  den  Katastern  über  die  bebaute  Oberfläche  und  die  Kulturarten 
des  Königreichs  enthaltenen  Angaben  sehr  ungleichförmig  und  von 
der  Wahrheit  entfernt  sind.  Die  ganze  geographische  Oberfläche 
Italiens  rechnet  man  auf  etwa  29,600,000  ha,  von  denen  nicht 
weniger  als  24  Millionen  bebaut  sind.  Diese  Oberfläche  würde  in 
ihren  verschiedenen  Stufen  von  Bau  und  Fruchtbarkeit,  nach  den 
Angaben  imd  Rechnungen  eines  geachteten  Schriftstellers,  einen 
reinen  Ertrag  von  1750  Millionen  Lire  als  Minimum  geben;  imd 
in  Beziehung  auf  diesen  letzten  stellt  die  Grundsteuer  nur 
7,22  Prozent  dar  i). 

Diese  mittlere  Quote  aber  wird  durch  die  Provinzial-  und  Ge- 
meindezuschläge erhöht,  und  die  Unterschiede  sind  auch  in  dieser 
Hinsicht  von  Ort  zu  Ort  sehr  gross.     Es  ist  der  schlechte  Zustand 

*)  Arne,  La  perequazione  dell'  imposta  sui  terreni ,  S.  166—68.  Vgl. 
Jacini,  Frammenti  dell'  inchiesta  agraria  Roma.    1883,  S.  13. 

783 


IQQ  Kicca-Salemo, 

des  Gemeindefinanzwesens  bekannt;  nändich  die  allgemeine  Unordnung, 
die  Unzulänglichkeit  der  Geldmittel  für  die  Ausgaben,  die  Schäden, 
die  Verwickelungen  und  die  Unzuträglichkeit  der  Octrois,  die  Un- 
gerechtigkeit der  Familien-  und  anderer  ähnlichen  Steuern,  die  zu 
schwere  und  ungleichmässige  Last  der  Zuschläge.  Auf  solche  Weise 
ist  es  klar,  dass,  um  eine  wirkungsvolle  und  rationelle  Reform  der 
lokalen  Steuern  auszuführen,  die  neue  Regelung  der  Grundsteuer  nun- 
mehr unentbehrlich  ist.  Jedenfalls  kann  man  annehmen,  dass  die 
ersten  Ungleichheiten  in  der  allgemeinen  Vertheilung  dieser  Auflage 
selbst  aus  diesen  Gründen  enorm  geworden  seien;  und  das  geschieht 
nicht  nur  von  Ort  zu  Ort,  sondern  auch  von  Steuerpflichtigen  zu 
Steuerpflichtigen.  Einen  indirekten  Beweis  der  zu  grossen  Last, 
die  viele  kleine  und  mittlere  Besitzungen  trifft,  ziehen  wir  aus  den 
fortgesetzten  und  zunehmenden  Expropriationen  wegen  mangelhafter 
Zahlung.  Das  Anheimfallen  von  Grundstücken  an  den  Fiskus  wegen 
nicht  bezahlter  Steuern  oder  Steuerzuschläge  stieg  von  1873 — 1881 
auf  4^2  Millionen  Lire  mit  61,831  Fällen  ^).  Die  allzuschwere  Last 
für  viele  kleine  Eigentümer  ist  eine  unwiderstreitbare  Thatsache, 
welche  aus  allen  vorigen  Bemerkungen  und  aus  den  folgenden  An- 
gaben erheUt.  Der  Gesamtertrag  der  Grundsteuer  in  Italien  beträgt 
252,828,888,41  Lire;  davon  werden  126,448,245,51  Lire  dem  Staate 
und  76,138,716,71  Lire  den  Gemeinden  und  50,241,926,18  Lire  den 
Provinzen  bezahlt.  Die  Gemeinde-  und  Provinzialzuschläge  haben 
von  Jahr  zu  Jahr  zugenommen:  in  dem  Jahrzehnte  1871  — 1881  sind 
die  Gemeindezuschläge  um  69  Prozent  und  die  Provinzialzuschläge 
um  49  Prozent  gewachsen.  Der  Massstab  der  Zuschläge  ist  in  den 
einzelnen  Provinzen  verschieden.  Auf  100  Lire  der  Hauptsteuer 
werden  147,10  in  Romagna,  137,10  in  Toscana,  118,40  in  den  Marken 
und  in  Umbria,  117,70  in  Parma,  105,20  in  Neapel,  100,20  im  Lom- 
bardisch-Venetianischen ,  97,45  in  Piemont  und  Ligurien,  91,75  in 
Sicilien,  92,48  in  Modena,  86,61  in  Sardinien  und  82,09  in  der  Pro- 
vinz Rom  als  Zuschläge  bezahlt.  Im  ganzen  rechnet  man  die  gesamte 
Grundlast  auf  30  Prozent  des  reinen  Ertrags  ^). 

Es  erheUt  also  aus  dem  Gesagten,  dass  die  neue  Regelung  der 


^)  Jacini,  Relazione  finale,  S.  28. 

^)  Fornari,  Primi  risultati  dell'  inchiesta  suUe  condizioni  dell'  agri- 
coltura  e  delle  classi  agricole  in  Italia  (in  Ferraris'  Annuario  Milano.  1883. 
S.  121-22). 
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Grundsteuer  in  Italien  eine  dringende  Notwendigkeit  einer  strengen 
Gerechtigkeit  und  einer  klugen  Finanzpolitik  geworden  ist;  und  diese 
Notwendigkeit  entspricht  jener  Einheit  in  der  Richtung  der  allgemeinen 
Politik  und  Verwaltung  und  jener  gleichmässigen  Verteilung  der  Vor- 
teile und  Lasten  unter  allen  Bürgern,  welche  den  Hauptgrundsatz 
und  das  höchste  Ziel  des  modernen  Staates  bildet.  Minister  Min- 
ghetti  erkannte  dieses  Bedürfiiis  an  und,  indem  er  sich  auf  den  Boden 
der  Principien  der  klassischen  Katasterlehre  stellte,  acceptiert«  er  die 
Ergebnisse  der  genannten  Enquet«,  sowie  deren  Hauptbeschlüsse  mit 
wenigen  Modifikationen  und  legte  am  21.  Mai  1874  der  Deputierten- 
kammer einen  neuen  Gesetzentwurf  über  die  Peräquation  der  Grund- 
steuer vor.  Der  beherrschende  Gedanke,  der  den  ganzen  Entwurf 
beseelte,  bestand  darin,  die  absoluten  Grundsätze  der  Gerechtigkeit 
und  der  Wissenschaft  mit  den  Anforderungen  der  Notwendigkeit  und 
Zweckmässigkeit  in  Einklang  zu  bringen;  er  suchte  sein  Werk  mit 
der  grössten  Schnelligkeit  imd  Sparsamkeit  auszuführen,  indem  er 
auch  zu  diesem  Zweck  die  bestehenden  Arbeiten  und  Katasterkarten 
nebst  Ergänzungen  und  Rektifikationen  benützte.  Dem  Entwurf  lagen 
zwei  Principien  zu  Grunde:  das  eine  war  allgemeiner  und  technischer 
Natur,  nämlich  dass  die  Peräquation  einen  geometrischen  Parzellar- 
kataster  der  erwähnten  klassischen  Lehre  gemäss  als  Grundlage  er- 
halte :  das  andere  hatte  einen  speciellen  Charakter,  d.  h.  es  besteht  in 
der  aUmähligen  Ausführung  der  Katasterarbeiten.  Das  ganze  Werk 
sollte  in  dieser  Hinsicht  in  drei  Stadien  verteüt  werden.  Während  des 
ersten  wollte  man  unter  den  einzelnen  Pflichtigen  jeder  Gemeinde 
die  Steuerquote  festsetzen,  so  dass  bei  den  nachfolgenden  Operationen 
die  fast  jeder  Gemeinde  modifiziert  werden  könnt«.  Am  Ende  dieses 
ersten  Stadiums  hätte  man  also  eine  billige  Verteilung  des  Gemeinde- 
kontingents unter  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  gehabt.  Das  zweite 
Stadium  sollte  die  Steuerperäquation  imter  den  Gemeinden  einer  und 
derselben  Provinz  verwirklichen,  indem  man  die  verhältnismässigen 
steuerbaren  Renten  bestimmte,  imi  die  Verteilung  des  Provinzial- 
kontingents  unter  den  Gemeinden  zu  bewirken.  Im  dritten  Stadium 
endhch  sollte  die  Peräquation  unter  allen  Provinzen  des  Königreichs 
und  die  gleichmässige  Verteilung  des  ganzen  Steuerkontingents  imter 
allen  Pflichtigen  durchgeführt  werden.  Und  wenn  die  Arbeit  des 
letzten  Stadiums  fertig  ist,  so  würde  die  Grundsteuer  in  allen  ihren 
Anwendungen  und  Verhältnissen  auf  einen  gleichen  Massstab  ge- 
bracht, d.  h.  auf  dieselbe  Ertragsquote  überall  reduziert  sein. 
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In  die  ganze  Reihe  der  Operationen,  sowie  die  entsprechende 
Ausgabe  sollte  sich  Gemeinden,  Provinzen  und  Staat  teilen;  den 
Gemeinden  und  Provinzen  aber  lag  der  grösste  Teil  davon  ob: 
den  ersteren  die  Erhebungsarbeiten  und  den  anderen  die  Schätzungs- 
arbeiten. In  jeder  Gemeinde  sollten  die  einzelnen  Grundbesitzer  ein- 
geladen werden,  bei  der  Verteilung  des  Gemeindekontingents  mitzu- 
wirken ;  und  auf  die  Unterstützung  der  Pflichtigen  rechnete  man  sehr, 
da  der  natürliche  Streit  der  Privatinteressen  und  die  daraus  folgende 
Konkurrenz  die  Wachsamkeit  vermehrt  und  die  gegenseitige  Kontrolle 
wirksam  macht.  Mittelst  einer  rationellen  Arbeitsteilung  und  eines 
schrittweisen  Vorwärtsgehens  der  Operationen  glaubte  man  in  der 
besten  Weise  das  Ziel  zu  erreichen.  Ein  besonderer  Vorteil  des 
Systems  bestand  darin,  dass  die  Katasterarbeiten,  in  dem  Masse  als 
selbe  vollendet  wurden,  eine  nützliche  Anwendung  erhielten;  denn, 
sobald  das  Kataster  in  einer  Gemeinde  fertig  war,  konnte  es  für 
die  Steuerverteilung  unter  den  einzelnen  Pflichtigen  in  Wirksam- 
keit gesetzt  werden;  und  nachdem  die  Katasteroperationen  in  einer 
ganzen  Provinz  beendigt  waren,  konnte  man  die  Peräquation  unter 
ihren  Gemeinden  ausführen,  ohne  dass  man  die  endliche  Voll- 
endung des  ganzen  Werkes  abwarten  musste.  So  hätte  man  gleich 
die  Vorteile  der  Reform  gefühlt,  zuerst  in  engem  Raum  und  dann 
nach  und  nach  im  ganzen  Gebiete. 

Minister  Minghetti  legte  diesen  Gesetzentwurf  der  Deputierten- 
kammer am  21.  Januar  1875  wieder  vor;  er  konnte  aber  aus  ver- 
schiedenen Ursachen  nicht  behandelt  werden.  Später,  da  die  Re- 
gierung den  festen  Entschluss  hatte,  die  wichtige  Reform  ins  Werk 
zu  setzen,  legte  Minister  Depretis  der  Kammer  am  10.  März  1877 
einen  ähnlichen  Entwurf  vor,  den  dasselbe  Schicksal  traf. 

Beide  Entwürfe  verfolgten  dasselbe  Ziel,  nämlich  die  Peräquation 
der  Grundsteuer  durchzuführen,  ohne  das  jetzige  Steuerkontingent 
zu  alterieren;  und  diesem  Zweck  sollte  die  Bildung  eines  geometri- 
schen Parzellarkatasters  dienen.  Minghetti's  Bericht  ist  in  diesem 
Punkt  sehr  ausführlich,  und  bewies  in  klarer  Weise,  wie  jedes  andere 
Mittel,  das  von  der  geometrischen  Erhebung  und  von  der  direkten 
Schätzung  der  einzelnen  Grundstücke  sich  entfernt,  in  der  Praxis  als 
unwirksam  erscheine  und  die  Ziele  der  Peräquation  nicht  erreichen 
lasse.  Allein,  wenn  man  auch  das  Princip  als  ausser  Streit  betrachtete, 
so  fand  man  doch  hinsichtlich  der  Mittel  und  der  Art  der  Durch- 
führung einige  Hindernisse  und  Widersprüche.    So  erkannte  man  die 
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Last,  die  durch  Minghetti's  Entwurf'  den  Gemeinden  obgelegen, 
nämlich  den  grössten  Teil  der  Katasteroperationen  auf  eigene  Kosten 
auszuführen,  als  zu  schwer,  ja  man  hielt  für  einige  Gemeinden 
diese  Last  in  den  gegenwärtigen  ungünstigen  finanziellen  Zuständen 
tiir  unerträglich.  Minister  Depretis  bestimmte,  dass  „in  Beziehung 
auf  jene  Gemeinden,  in  welchen  die  zur  Katasterbildung  nötige  Aus- 
gabe 50  Prozent  der  jährlichen  R«gierungssteuer  überschritt,  der 
L^eberschuss  dem  Staate  obliegen  sollte".  Es  war  femer  in  beiden 
Entwürfen  vorgeschrieben,  dass,  „wenn  die  Gemeinden  die  Kataster- 
arbeiten nicht  vornehmen  und  an  ihre  schnelle  Durchführung  nicht 
denken  wollten,  so  sollte  die  Regierimg  sie  an  ihrer  Stelle  und  auf 
ihre  Kosten  durch  eigene  Agenten  durchführen".  Man  hat  aber  dem 
gegenüber  bemerkt,  dass,  wenn  der  Staat  den  Gemeinden  zu  Hilfe 
kommen  müsste,  in  allen  Fällen,  in  denen  die  Katasterausgabe  die 
vorgezeichnete  Grenze  überschritte,  und  wenn  er  seine  Thätigkeit 
überall  da  eintreten  lassen  müsste,  wo  die  Gemeinden  und  Provinzen 
den  auferlegten  Auftrag  nicht  erfüllten,  so  könnte  eine  grosse  Ver- 
wickelung in  der  Praxis  daraus  folgen ;  und  um  dieselbe  zu  vermeiden, 
wäre  es  vorzuziehen,  dass  der  Staat  die  ganze  Durchführung  des 
Werkes  übernähme.  Es  Avurde  auch  geltend  gemacht,  dass  der  von 
den  genannten  Entwürfen  festgehaltene  Grundsatz,  das  Steuerkontingent 
nicht  im  mindesten  zu  ändern  oder  zu  erhöhen,  in  Beziehung  auf  die 
neue  steuerbare  Rente  und  auf  die  reelle  Zunahme  des  Reichtums 
als  übertrieben  erscheine. 

Ausserdem  wurde  das  gemischte  Ausführungssystem  nach  Min- 
ghetti's Entwurf  sehr  bemängelt.  Die  Katasterarbeiten  würden,  meinte 
man,  viele  L^ngleichheiten  in  sich  schliessen,  wenn  sie  von  jeder  Ge- 
meinde in  Beziehung  auf  die  einzelnen  Grundbesitzer  ausgeführt  wür- 
den, und  das  ganze  Werk  würde  gleichfalls  grossen  Hindernissen  be- 
gegnen, da  man  nicht  voraussetzen  könne,  dass  in  der  Gemeinde- 
verwaltung eine  vollkommene  Kenntnis  der  Gesetze  imd  hinreichende 
Kraft  und  Beharrlichkeit  bestehe,  um  selbe  in  Wirksamkeit  zu  setzen 
und  den  Widerstand  der  Privatinteressen  zu  besiegen.  Und  die 
Finanzgeschichte  aller  Zeiten  beweist  klar  die  Wahrheit  dieser  Be- 
hauptung; denn  überall,  wo  die  Katasterausführung  der  Willkür 
der  lokalen  Verwaltungen  überlassen  wurde,  hat  sie  einen  schlechten 
Erfolg  gehabt  und  zu  vielen  Ungerechtigkeiten  Anlass  gegeben. 
Gründe  allgemeiner  und  besonderer  Art,  die  sich  auf  die  Gleich- 
förmigkeit und  die  volle  Wirksamkeit  des  zu  unternehmenden  Reform- 
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Werkes  beziehen,  Hessen  es  also  ratsam  erscheinen,  der  Regierung 
nicht  nur  die  ganze  Aufsicht  der  Katasteroperationen,  sondern  auch 
die  besondere  Aufgabe  zuzuteilen,  dass  sie  selbe  ordne  und  selbst 
vollziehe  ^). 

Auf  diese  Principien  gründet  sich  der  neue  Gesetzentwurf,  den 
Minister  Magliani  der  Deputiertenkammer  am  28.  April  1882  vor- 
gelegt hat.  Derselbe  unterscheidet  sich  von  den  vorigen  ausserdem 
in  einigen  speciellen  Bestimmungen  technischer  und  verwaltungs- 
artiger Natur,  besonders  in  den  für  die  Schätzung  des  steuerbaren 
Objekts  aufgestellten  Grundsätzen.  Bevor  wir  aber  einige  Details 
dieses  Gesetzentwurfs  erörtern  und  die  Modifikationen  erwähnen, 
die  die  Parlamentskommission  einzuführen  für  nötig  erachtete,  möchte 
es  angezeigt  sein,  die  Haupteinwendungen  zu  prüfen  und  zu  wider- 
legen, welche  gegen  jede  Katasterbildung  und  besonders  die  Grund- 
steuerperäquation  geltend  gemacht  werden. 

Man  behauptet  da  zunächst,  dass  die  Kataster  einerseits  eine 
lange  Arbeitenreihe  und  bedeutende  Ausgaben  erfordern,  und  ander- 
seits doch  nicht  hinreichende  Erfolge  in  Aussicht  stellen.  Man  muss 
die  topographische  Erhebung  der  Grundstücke  festsetzen,  ihre 
Oberfläche  bemessen  und  die  Grenzen  zeichnen;  die  einzelnen  Par- 
zellen unterscheiden  und  selbe  nach  Klassen  und  Stufen  in  Beziehung 
auf  ihre  Fruchtbarkeit  ordnen;  einen  Tarif  der  Schätzungspreise 
innerhalb  gewisser  Gebietsabteilungen  feststellen  und  ihn  auf  jede 
Parzelle  anwenden;  alles  das  dem  Publikum  kund  machen,  die  Klagen 
der  Steuerpflichtigen  anhören,  sie  durch  Urteil  der  Sachverständigen 
entscheiden,  und  endlich  die  steuerbare  Rente  jedes  Grundstückes, 
worauf  die  Steuerquote  begründet  wird,  festsetzen.  Ein  solcher  Ka- 
taster, sagt  man,  könnte  zur  gleichmässigen  Steuerverteilung  unter 
den  Pflichtigen  einer  einzelnen  Gemeinde  in  einer  bestimmten  Zeit 
dienen;  er  reicht  aber  nicht  aus,  die  Steuer  unter  verschiedenen  Ge- 
meinden, Provinzen  und  Compartements  in  gleichem  Mass  zu  verteilen. 
Die  Feststellung  eines  genauen  und  gleichförmigen  Grundsatzes,  mit 
dessen  Hilfe  die  Schätzung  der  Grundstücke  auf  einer  grossen  und 
ungleichförmigen  Oberfläche  ausgeführt  werden  könnte,  ist  sehr 
schwer,  es  ist  noch  schwerer  denselben   in  den  einzelnen  Fällen  an- 


^)  Siehe  den  Progetto  di  legge  sul  riordinamento  dell'  imposta  fondiaria, 
presentato  del  Ministro  Magliani  alla  Camera  dei  Deputati  nella  seduta  del 
28  aprile  1882. 
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zuwenden,  da  die  Verscliiedenheit  der  Grundstücke  gross  ist  und  die 
Bestandteile  ilirer  Fruchtbarkeit  \'ielfache  sind.  Ferner  können  die  Kata- 
steroperationen, als  Bewertungen,  Klassifikationen,  Schätzungen  u.  s.  w. 
nicht  in  den  verschiedenen  Teilen  des  nationalen  Gebietes  von  den- 
selben Männern  in  derselben  Zeit  und  durch  identische  Methoden  be- 
wirkt werden.  Es  ist  gewiss,  dass,  selbst  bei  einem  und  demselben 
Grundsatz  die  üngenauigkeiten,  Unterschiede  und  Ungleichheiten  nicht 
vermieden  werden  können.  Zudem  muss  die  Länge  der  für  solche 
Operationen  nötigen  Zeit  beachtet  werden;  dieselben  beginnen  in 
gewissen  Gebietsteilen  und  in  einem  gegebenen  Augenblick,  und 
setzen  sich  dann  für  eine  Jahresreihe  fort,  dehnen  sich  nach  und 
nach  auf  andere  Gegenden  aus.  während  der  Bodenzustand  sich  ändert. 
Man  begreift,  dass,  obgleich  alle  Katast^rarbeiten  in  einem  bestimm- 
ten Moment,  sowohl  in  Bezug  auf  den  materiellen  Zustand  der  Grund- 
stücke, als  auf  die  Warenpreise  und  die  Schätzungen  durchgeführt 
werden  können,  dessenungeachtet  die  erlangten  Resultate  nicht  gleich- 
massig  und  nicht  unter  ihnen  von  einem  Ort  zum  andern  und  von 
Anfang  des  Werkes  bis  zu  seinem  Ende  vergleichbar  sind.  Der 
praktische  Erfolg  entspricht  nicht  der  darauf  gewendeten  Arbeitszeit 
und  den  grossen  Ausgaben  ^). 

Und  in  der  That  kann  man  die  UnvoUkommenheiten  und  Fehler 
der  Kataster  nicht  leugnen,  wie  man  ebenso  nicht  verkennen  kann, 
dass  unter  den  menschlichen  Dingen  die  Steuern  und  die  Finauz- 
iiistitute  als  die  unvollkommensten  erscheinen.  Vor  allem  aber  können 
jene  UnvoUkommenheiten  grösstenteils  verbessert,  die  Zeitlänge  und 
die  notieren  Auscfaben  durch  das  Zusammenwirken  technisch  erfahrener 
Männer,  eine  strenge  Disciplin,  eine  gewandte  und  tüchtige  Aufsicht 
vermindert  werden.  Bei  dem  Mangel  solcher  Vorschriften  und  eines 
rationellen  und  mächtigen  Antriebs  werden  die  Irrtümer,  die  Unorleich- 
heiten  und  andere  Fehler,  die  bis  zu  einem  gewissen  Funkt  unver- 
meidlich sind,  wirklich  enorm.  Und  das  von  den  Katastergegnem 
oft  vorgebrachte  Beispiel  Frankreichs  beweist  klar  die  Wahrheit 
solcher  Behauptungen,    indem   hier  die  grossen  Schwierigkeiten,  die 


*)  Das  sind  ungefähr  die  gegen  das  Katast«rsystem  gebrauchten  Ein- 
wendungen, welche  von  den  Gegnern  der  Peräquation  und  selbst  von  jenen  wieder- 
holt werden,  die,  deren  Notwendigkeit  anerkennend,  eine  andere  "Weise  ihrer 
Ausführung  fordern.  Siehe  Arne.  La  perequazione  dell'  imposta  sui  terreni, 
S.  230  u.  fg. ,  wo  die  gegen  das  Katasterwesen  von  David  geäusserten  Meinungen 
und  einige  im  italienischen  Parlament  stattgefundenen  Erörterungen  erzählt  sind. 

7d9 


202  Ricca-Salemo, 

den  Kataster  trafen,  und  die  daraus  folgenden  Fehler  vom  Mangel 
einer  systematischen  Ordnung  des  ganzen  Werkes  und  einer  spe- 
ciellen  Erfahrung  der  einzelnen  Beamten  herrührten.  Von  Anfang 
hatte  man  keinen  bestimmten  Grundsatz  und  keine  genaue  Mass- 
regel; die  Bemessungs-  und  Schätzungsoperationen  schritten  im 
grössten  Teil  willkürlich  fort  und  öfters  nicht  den  gesetzlichen 
Normen  gemäss;  es  traten  später  mehrere  Veränderungen  in  den 
Hauptgrundsätzen  und  in  der  Richtung  des  Werkes  ein;  und  die 
Arbeiten  wurden  mehrmals  korrigiert  oder  selbst  erneut.  Es  ist  also 
nicht  zu  wundern,  dass  der  Erfolg  dem  Vorhaben  und  den  Erwar- 
tungen derer,  die  Katasterbildung  vorschlugen,  nicht  entsprochen 
hat.  Mit  Unrecht  behauptet  man  jedoch,  dass  der  französische  Ka- 
taster sehr  teuer  gewesen  sei.  Die  Oberfläche  Frankreichs  be- 
trug 54,302,269  ha  mit  153,079,558  Parzellen,  und  die  Ausgabe 
152  Millionen,  nämlich  weniger  als  3  Frs.  per  Hektar,  und  etwas 
mehr  als  1  Fr.  per  Parzelle.  Einige  Jahre  kosteten  die  Arbeiten 
weniger.  So  bildete  man  von  1822  bis  1828  mit  23,869,000  Fr.  den 
Kataster  für  10,261  Gemeinden,  die  eine  Oberfläche  von  14,063,409  ha 
hatten,  d.  h.  man  hat  1,61  Fr.  per  Hektar  ausgegeben.  Rechnet 
man  die  ungünstigen  Umstände,  die  Verspätungen,  die  Verbesserungen, 
die  Modifikationen,  die  Unterbrechungen  der  Arbeit,  so  wird  die  Aus- 
gabe eher  klein  als  gross  erscheinen  ^). 

Das  wird  von  einem  der  neuesten  geometrischen  Kataster,  d.  h. 
von  dem  in  Piemont  durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1855  verordneten,  be- 
stätigt. Die  Erhebungsoperation  war  unmittelbar  von  der  Regierung 
nach  den  vollkommensten  Methoden  unternommen  und  zu  Ende  ge- 
bracht, indem  man  zuvor  die  Messung  vieler  trigonometrischer  Basen 
ausführte;  da  aber  dies  von  Taglöhnern,  nicht  von  Stücklohn- 
arbeitern gemacht  wurde,  so  ergab  sich  daraus  eine  Zunahme  der 
Ausgabe.  Eine  am  6.  August  1867  ernannte  und  vom  Senator 
Sarano  präsidirte  Kommission  fand  im  piemontesischen  Kataster 
noch  weitere  besondere  Ursachen  ausserordentlicher  Ausgaben;  wir 
erwähnen  davon  die  Beschäftigung  einer  solchen  Arbeiterzahl,  die 
nicht  hinreichte,  das  Werk  mit  genügender  Thätigkeit  zu  treiben; 
die  Zersplitterung  eines  grossen  Teils  des  Katasterpersonals  in 
anderen   Geschäften,    so   dass   von    1859  bis  Juni  1867    80,000  Ar- 


^)  Siehe   den   Artikel:    Del   riordinamento    dell'   imposta    fondiaria    (im 
Archivio  di  Statistica  1882,  S.  114—13). 
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beitstage  in  verschiedenen  Werken  verloren  wurden,  und  1867  in 
anderen  Arbeiten  137  Katasterbeamte  beschäftigt  waren;  die  vom 
Krieg  1859  zum  natürlichen  Lauf  der  Katasteroperationen  zu- 
gefügten Schäden;  die  Unzufriedenheit  der  Arbeiter  in  Bezug  auf 
die  ihnen  gewährte  Entgeltung;  und  endlich  die  Vielfachheit  der 
Akten,  Pläne  imd  Register,  die  zu  diesem  Zweck  in  überflüssigem 
Mass  vorbereitet  wurden.  Diese  und  ähnliche  Umstände  muss 
man  beachten,  wenn  man  aus  den  Erfahrungen  und  Thatsachen 
der  Vergangenheit  eine  sichere  Vergleichungsnorm  für  die  Gegen- 
wart und  Zukunft  entnehmen  will.  Wenn  ü-gend  eine  sichere  Fol- 
gerung besteht,  die  aus  der  Geschichte  der  Katasteroperationen  her- 
rührt, so  ist  es  gewiss  die,  dass  die  grösste  Zahl  der  Hindemisse, 
der  Verspätungen,  der  Unschicklichkeiten  und  auch  der  überflüssigen 
Ausgaben  nicht  sowohl  aus  inneren  und  nötigen  Ursachen,  als  viel- 
mehr aus  äusseren  und  zufälligen  Umständen,  aus  politischen  Krisen, 
Missverständnissen  und  Ungewissheit^u  in  der  Verwaltung,  aus  Ver- 
änderungen in  der  Richtung  der  Operationen,  aus  Mangel  an  einem 
tüchtigen  und  hinreichenden  Personal  u.  s.  w.  herrührt. 

Weiter  werden  von  den  Gegnern  des  Katastersystems  andere 
Einwände  gemacht;  sie  behaupten  nämlich,  dass  das  erwähnte  System, 
welches  den  Charakter  einer  gewissen  Festigkeit  in  sich  trägt,  im  Lauf 
der  Zeit  dem  wirklichen  und  veränderhchen  Zustand  des  Bodens 
nicht  mehr  entspricht.  Der  Widerspruch  erscheint  selbst  vor  der 
Vollendung  der  Katasteroperationen,  und  mehr  als  die  Schwierigkeiten 
und  die  UnvoUkommenheiten  der  Kataster,  die  Irrtümer  in  der  Be- 
messung und  Schätzung,  die  in  der  Zeit  ihrer  VoUstreckimg  begangen 
wurden,  werden  die  aus  den  Veränderungen  in  Bau  und  Beschaffen- 
heit der  Grundstücke  herrührenden  Ungleichheiten  bedauert.  Denn 
einerseits  kann  der  Kataster  nur  die  Beschreibung  und  die  Schätzung 
der  Zustände  und  der  Verhältnisse  des  Grundeigentums  in  einem  be- 
stimmten Augenblicke  bewirken;  anderseits  soll  er  doch  wieder  zur 
Verteilung  der  Abgabe  für  eine  mehr  oder  weniger  lange  Jahresreihe 
als  Grundlage  dienen.  Gesetzt  auch,  dass  er  mit  grosser  Genauigkeit 
ausgeführt  werden  könne,  und  anfangs  eine  gleichmässige  Verteilung 
der  Last  ermögliche,  alle  Ursachen  der  Veränderungen,  die  sich  im 
Laufe  der  Zeit  kimd  machen,  bewirken  den  gegenteiligen  Erfolg  und 
räumen  grossen  Ungleichheiten  und  bedeutenden  Irrtümern  den  Platz. 
Dadurch  wird  die  Basis  der  Steuerverteüung  nach  einigen  Jahren 
alterirt.   Wir  woUen  von  allen  diesen  Ursachen  bloss  die  bedeutendsten 
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erwähnen:  1)  die  Einführung  der  besseren  und  intensiveren  Bau- 
arten, welche  verschiedenartig  je  nach  den  Gegenden,  den  Umständen 
und  den  einzelnen  Eigentümern  vollbracht  wird,  woraus  eine  ver- 
schiedene Fruchtbarkeit  der  Grundstücke  herrührt ;  2)  die  Erhöhung 
der  Preise  der  agrarischen  Waren,  die  durch  den  Zuwachs  der  Be- 
völkerung bestimmt  ist;  das  gibt  dem  Ackerbau  einen  neuen  Impuls 
und  nützt  besonders  den  besseren  Grundstücken,  die  einen  grösseren 
Ertrag  ohne  verhältnismässige  Zunahme  der  Kosten  liefern  können, 
und  verursacht  ebenso  verschiedene  Resultate  und  neue  Ungleichheiten; 
3)  die  Aenderungen  der  Löhne  und  des  Zinsfusses,  insofern  es  die 
Verwendungen  der  Arbeit  und  des  Kapitals  in  dem  Ackerbau  betrifft, 
da  jede  Erhöhung  oder  Erniedrigung  derselben  einen  Einfluss  auf 
die  Verteilung  des  agrarischen  Ertrags  und  auf  die  Grundrente  übt 
und  daher  die  Verhältnisse  der  Grundsteuer  alterirt,  indem  sie  selbe 
mehr  oder  weniger  schwer  den  einzelnen  Pflichtigen  macht  *).  Es 
ist  unmöglich,  für  jeden  Fall  das  Resultat  aller  dieser  zusammen- 
treffenden Umstände  genau  zu  berechnen ;  wahrscheinlich  verwirklichen 
sich  partielle  Ersätze  infolge  gewisser  im  gegenteiligen  Sinn  wirkenden 
Kräfte;  es  ist  auch  möglich,  dass  mehrere  Ungleichheiten  durch  die- 
selbe Wirkung  ausgetilgt  oder  vermindert  werden;  man  muss  jedoch 
als  gewiss  zugeben,  dass  nach  einer  nicht  kurzen  Jahresreihe  die 
normale  Ordnung  der  Steuer  und  ihre  ursprüngliche  Gleichheit  im 
Kataster  eine  gründliche  Störung  erleiden  müssen.  Deswegen  haben 
mehrere  theoretische  und  praktische  Finanzmänner  gemeint,  es  sei 
nicht  klug,  ein  System  aufrecht  zu  halten,  das  nicht  nur  viel  Arbeit, 
grosse  Kosten  und  sehr  lange  Zeit  fordert  und  immer  notwendig  als 
unvollkommen  erscheint,  sondern  auch  in  sich  selbst  keine  Festig- 
keit und  die  inneren  Keime  von  Mängeln  und  weiteren  Ungleich- 
heiten enthält,  und  beständige  Erneuerungen  nötig  macht,  die  Last 
und  Schaden  vermehren*). 

Eine  solche  Schlussfolgerung  aber  überschreitet  die  Grenzen  und 
die  Bedeutung  des  Vorausgesetzten:  alle  die  erwähnten  Gründe  be- 
weisen zwar,  dass  der  Kataster  als  ein  unveränderliches  und  ewig 
gutes  Werk  nicht  anzusehen  ist,  entscheiden  jedoch  nicht  gegen  seine 


^)  Helferich,  Die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Bayern  (in  der 
Tübinger  Zeitschrift,  1873,  XXIX,  S.  312-13). 

^)  Siehe  Arne,  La  perequazione  dell'  imposta  sui  terreni,  S.  21  u.  fg.; 
und  die  Relazione  della  Commissione  Parlamentäre,  1884,  S.  148  u.  fg. 
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Einführung  und  Erneuerung.  Den  genannten  Bemerkungen  kann 
man  andere  in  entgegengesetztem  Sinn  gegenüberstellen  und  unter 
Beachtung  einiger  wichtiger  Unterschiede  in  dieser  schwierigen  Frage 
zu  einem  praktisch  wirskamen  Schluss  gelangen,  sowie  über  den 
Zustand  der  Dinge  ein  relativ  gerechteres  Urteil  aussprechen. 

Der  Kataster,  wie  jedes  andere  öffentliche  Institut,  ist  den  Ein- 
flüssen der  Zeit  unterworfen  und  kann  sich  nicht  aufrechthalten, 
ohne  sich  je  nach  den  Veränderungen  der  Grundstücke  zu  modifi- 
zieren und  zu  erneuern.  In  solchen  Veränderungen  aber  müssen  wir 
zwei  verschiedene  Teile  unterscheiden,  welche,  obgleich  sie  einen  ge- 
meinsamen Ursprung  haben,  zu  sehr  verschiedenartigen  Folgen  führen. 
Der  erste  dieser  Teile  besteht  in  jener  Menge  von  Gütern  und  Vor- 
teilen, die  der  industrielle  und  agrarische  Fortschritt  im  allgemeinen 
den  Grundbesitzern  zukommen  lässt,  welche  dadurch  allein  und  als 
Steuerpflichtige  die  Abgabenlast  weniger  fühlen.  Das  ist  eine  allge- 
meine Wohlthat,  die  aus  der  Festigkeit  des  Katasters  herrührt,  und 
sich  entweder  unmittelbar  in  den  ersten  Schritten  des  Ackerbaues 
oder  nach  langer  Zeit  mit  der  weiteren  Entwicklung  der  Volks- 
wirtschaft zeigt.  So  bemerken  wir  zum  Beispiel  unter  den  ersten 
nützlichen  Erfolgen  des  maüändischen  Katasters,  der  um  die  Mitte 
des  letzten  Jahrhunderts  hergestellt  wurde,  einen  ausgedehnteren 
Bau  des  Bodens  und  einen  erhöhten  Preis  der  agrarischen  Waren. 
Der  zur  Zeit  der  allgemeinen  Schätzimg  unbebaute  Grund  und 
Boden  betrug  im  ganzen  821,415  Ruthen  bei  einer  Gesamtfläche  von 
11,385,121  Ruthen.  Nach  wenigen  Jahren  fand  man  im  maüändi- 
schen Staat  nur  203,817  Ruthen  nicht  bebauten  Bodens,  welche 
1^/3  Prozent  der  ganzen  Oberfläche  ausmachten.  Und  trotz  eines 
ausgedehnteren  Baues  des  Bodens  erhöhten  sich  die  Preise  der  agra- 
rischen Waren  bedeutend  und  ^vurden  in  wenigen  Jahren  vervielfacht: 
der  Weizen  stieg  von  10,  11  und  12  Lire  im  Jahre  17C0  nach 
den  Katasterschätzungeu  auf  20,  22  und  24  Lire  im  Jahre  1778; 
der  weisse  Reis  von  13,  14  und  15  auf  26,  28  und  30  Lire;  der 
Hafer  von  7,  8  auf  14  und  16  Lire;  die  Hirse  von  5,  6  auf  10, 
12  Lire  ^).  Die  neue  Regelung  der  Grundsteuer  auf  der  Basis 
des  Katasters  hatte  zur  Folge,  den  Zustand  der  Finanzverwaltung 
einfach  und  klar  zu  gestalten,  die  allgemeine  Last  leichter,  bestimmter 


^)  Carli,  Relazione  del  Censimento  Milanese,  S.  315—17,  Ausg.  v.  Cu- 
stodi,  1804. 
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und  gleichmässiger ,  die  Steuerquote  fester  und  verhältnismässiger 
für  jeden  Steuerpflichtigen  zu  bilden;  und  das  gab  der  agrarischen 
Industrie  neuen  Impuls  und,  anstatt  den  Wert  der  Grundstücke  zu 
erniedrigen,  trug  es  dazu  bei,  denselben  indirekterweise  zu  erhöhen, 
indem  die  Grrundbesitzer  zu  einem  weiteren  und  intensiveren  Bau 
getrieben  und  die  Verbesserungen  jeder  Art  erleichtert  wurden.  Die 
zugenommene  Produktion  fand  weitere  Verkaufswege  in  der  Vermeh- 
i-ung  der  Bevölkerung  und  in  den  Fortschritten  der  Gewerbe,  und 
konnte  daher  höhere  Preise  erlangen. 

Die  Erhöhung  der  Grundrente,  die  stufenweise  und  kraft  zwin- 
gender Ursachen  im  ordentlichen  Lauf  der  Volkswirtschaft  erfolgt, 
macht  die  auf  dieselbe  gelegte  Steuerlast  nach  und  nach  weniger 
schwer.  Als  Bestätigung  hiefür  brachte  ein  hervorragender  deutscher 
Finanzschriftsteller,  v.  Hock,  einige  aus  der  wirtschaftlichen  Ge- 
schichte mehrerer  civilisierten  Länder  Europas  gezogene  Beispiele 
und  Beweise.  Er  behauptete,  dass  in  England  die  1  and- tax,  welche 
anfangs  (1696)  20  Prozent  erreichte,  nunmehr  zu  ^2  Prozent,  und  wo 
sie  höher  bestimmt  ist,  zu  3  Prozent  der  Grundrente  berechnet  wird. 
Ebenso  beträgt  in  Frankreich  die  Grundsteuer,  die  zur  Zeit  ihrer 
ersten  Einführung  auf  20  Prozent  festgesetzt  wurde,  gegenwärtig  im 
Durchschnitt  kaum  8  Prozent  der  Grundrente.  Und  dieselbe  Abgabe, 
welche  ohne  die  Zuschläge  mitzurechnen,  in  Oesterreich  am  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  (1824)  zu  16  Prozent  der  Grundrente  geschätzt 
wurde ,  erreicht  heute  nur  6  Prozent  ^).  Es  geschah  überall  und 
geschieht  noch  immer,  dass  der  ordentliche  allgemeinere  und  sichere 
Ueberwälzungsfall,  d.  h.  die  Abwälzung,  durch  die  grössere  Thätig- 
keit  der  Industrie  und  die  vermehrte  Fruchtbarkeit  der  Grundstücke 
sich  verwirklichte,  es  ergibt  sich  eine  Herabsetzung  der  Steuerlast, 
wenn  letztere  trotz  der  beständigen  Zunahme  der  Rente  fest  bleibt. 
Besonders  in  Frankreich  fand  seit  dem  Ende  des  letzten  Jahrhunderts 
bis  zu  unserer  Zeit  eine  bedeutende  Erleichterung  der  Grundsteuer 
statt,  indem  einerseits  das  Hauptkontingent  sich  verminderte,  ander- 
seits aber  die  Grundrente  sich  nach  und  nach  vermehrte.  Leon 
Say  lieferte  der  französischen  Deputiertenkammer  am  23.  März  1876 
über  diesen  Gegenstand  folgende  Angaben: 


^)  C.   V.  Hock,    Die    öffentlichen    Abgaben    und    Schulden.     Stuttgart, 
1863,  S.  99-100. 
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Grundrente 

Kontingent 

Verhältnis 

Total 

der  Hauptateuer 

zwischen  Steuer  und  Rente. 
Prozent. 

1791 

1,440,000,000 

240,000,000 

16,66 

1821 

1,580,597,000 

154,678,130 

9,76 

1851 

2,540,043,000 

155,064,366 

6,06 

1862 

3,096,102,000 

159,492,663 

5,15 

1874 

3,959,165,000 

167,969,028 

4,24 

Die  Fortschritte  der  Volkswirtschaft,  die  natürlicherweise  nach 
der  Einführung  oder  der  neuen  Regelung  der  Steuer  überall  ge- 
schehen, büden  eine  gesunde  und  im  allgemeinen  wohlthätige 
Wirkung,  nämlich  eine  Wirkung,  die  in  jedem  besonderen  Fall 
wahrgenommen  wird  und  von  jener  vis  medicatrix  natura e  ab- 
hängt, welche  im  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Gebiet  eine  grosse 
RoUe  spielt,  weil  sie  aus  dem  Kampf  der  menschlichen  Interessen 
herrührt.  Der  bedeutendste  Unterschied  in  dieser  Hinsicht  zwischen 
dem  Ackerbau  und  den  anderen  Industriezweigen  entsteht  und  er- 
scheint im  Lauf  der  Zeit,  und  betrifft  die  Grundrente  und  ihre  nach- 
folgende Zunalime,  wodurch  die  erwähnte  Tendenz  zur  Erleichterung 
der  Steuerlast  als  wirkungsvoll  bewiesen  wird.  Es  muss,  wenn  die 
Grundsteuer  dazu  beiträgt,  zuerst  jene  Verbesserungen  des  Acker- 
baues kraft  der  Festigkeit  des  Katasters  zu  fördern  und  später  in- 
folge der  beständigen  Erhöhung  der  Rente  der  genannten  Last- 
erleichterung Platz  zu  geben,  das  als  ein  allgemeiner  Vorteil  für  die 
Gesellschaft  und  besonders  für  alle  Steuerpflichtigen  angesehen  werden. 

Jedoch  nach  einer  mehr  oder  weniger  langen  Jahresreihe  ent- 
stehen weitere  Aenderungen  der  Rente  vom  Eigentum  zu  Eigen- 
tum und  von  Ort  zu  Ort,  und  somit  Ungleichheiten  der  Grund- 
steuer; und  das  ist  der  zweite  Teil  oder  die  andere  Seite  der  Frage, 
die  wir  zu  erforschen  haben.  Solange  bedeutende  Veränderungen 
im  Zustand  des  Ackerbaues  und  in  den  die  durchschnittliche  Frucht- 
barkeit der  Grundstücke  bestimmenden  Umständen  nicht  eintreten, 
kann  ein  gut  ausgeführter  Kataster  in  vorteilhafter  Art  zur  Verteilung 
der  Grundlast  dienen.  Die  Verbessenmgen  des  Ackerbaues  liefern 
kein  unmittelbares  Resultat;  die  neuen  Bestandteile  der  Grundstücke 
wirken  hier  viel  langsamer  als  in  den  anderen  Industriezweigen;  die 
Kulturmethoden,  die  Eröffnung  neuer  Wege  und  neuer  Märkte  zum 
Verkauf  der  Waren  und  eine  bedeutende  Aenderung  in  ihren  Preisen 
erfordern   viele   und   viele   Jahre,  um  Thatsache  zu  werden;  folglich 
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werden  auch  die  Veränderungen  des  Privatreichtums  und  die  Ab- 
weichungen der  Abgabe  nicht  so  wichtig,  dass  sie  eine  neue  Basis 
der  Steuerverteilung  in  einer  kurzen  Zeit  notwendig  erheischen.  Man 
muss  weiter  bemerken,  dass  solche  Aenderungen  sich  nicht  auf  den 
ganzen  Ertrag  des  Ackerbaus,  den  Unternehmergewinn  eingerechnet, 
sondern  auf  die  Rente  oder  besser  auf  das  einfache  Einkommen  des 
Grundbesitzers  (reddito  dominicale)  beziehen,  welches  das  steuerbare 
Objekt  der  Grundsteuer  ist,  und  daher  verlieren  sie  einen  grossen 
Teil  ihrer  Wichtigkeit.  Nur  nach  langen  Zeitperioden,  nachdem  die 
genannten  Ursachen  grosse  Veränderungen  im  Steuerzustand  hervor- 
gebracht und  die  Grundlage  ihrer  Festsetzung  bedeutend  alteriert 
haben,  wird  die  Erneuerung  oder  die  Revision  des  Katasters  unent- 
behrlich; sie  wird  durch  dieselben  Principien  gerechtfertigt,  welche 
die  ursprüngliche  Entstehung  legitimieren.  Alle  Einwendungen,  die 
man  gegen  sie  zu  bringen  pflegt,  rühren  entweder  von  einem  falschen 
Begriff  des  steuerbaren  Objekts  und  seiner  natürlichen  Aenderungen, 
oder  von  einer  übertriebenen  Idee  über  die  Schwierigkeiten,  Kosten 
und  Wirkungen  her,  die  diesem  Werke  zugeschrieben  sind.  Die 
Festigkeit  der  Grundsteuer,  welche,  nach  P  a  s  s  y's  Urteil,  dem  natür- 
lichen Zuwachs  des  Ackerbaues  und  der  leichteren  Ordnung  der  Ab- 
gabe so  günstig  erscheint,  soll  nicht  in  absolutem  Sinn  verstanden, 
sondern  mit  gleichmässigen  Kriterium  in  Bezug  auf  die  veränderlichen 
thatsächlichen  Umstände  und  den  Wechsel  grosser  Zeitperioden 
betrachtet  werden.  Auf  solche  Art  werden  beide  sich  wider- 
streitende Tendenzen  gewissermassen  in  Einklang  gebracht  und 
zwei  ebenso  einleuchtende  Notwendigkeiten  erfüllt,  deren  erste  die 
grösste  Festigkeit  der  Grundsteuer  und  des  Katasters  fordert,  sowohl 
wegen  der  schwierigen  und  kostbaren  Operationen,  als  wegen  der 
Folgen,  die  für  den  Ackerbau  daraus  entstehen,  während  die  andere 
erheischt,  dass  dieselbe  Auflage  jedenfalls  der  Grundrente  verhältnis- 
mässig und  daher  mit  ihr  veränderlich  sei.  Wenn  man  das  Ka- 
tasterwesen teilweise  erneuert  und  seine  Resultate  nach  einem  ziem- 
lich langen  Zeitraum  revidiert  und  verbessert,  so  kann  man 
hinlänglich  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  und  der  Finanz  Ge- 
nüge leisten. 

Der  neue  Reformplan  der  Grundsteuer  in  Italien  muss  in  seinen 
wesentlichen  Grundzügen  unter  einem  doppelten  Gesichtspunkt  be- 
trachtet werden:  nämlich  in  Beziehung  auf  die  Principien  und  all- 
gemeinen Normen,  die  diesem  Gegenstand  eigen  sind,  und  in  Beziehung 
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auf  die  Umstände,  welche  das  Wesen  der  Frage  auf  unserer  Halbinsel 
bestimmen.  Der  Plan  folgt  einerseits  jener  Lehre  und  Praxis,  die 
eine  klassische  Tradition  des  Katasterwesens  bildet;  anderseits  fügt 
er  sich  dem  Bedürfnisse  und  besonderen  Zuständen  unseres  Landes. 
Gründe  der  Zweckmässigkeit  stimmen  mit  dem  allgemeinen  politischen 
und  finanziellen  Princip  überein  und  modifizieren  seine  Folgen  und 
Grundsätze.  Vor  allem  werden,  da  man  die  Grundsteuer  in  ihrem 
eigenen  reellen  Charakter,  in  ihren  natürlichen  Grenzen  der  Rente 
oder  des  Besitzeinkommens  als  die  ordentliche  Grundlage  des  Katasters 
festhalten  wird,  mehrere  schädliche  Fehler  vermieden  und  manche 
Einwendungen,  die  oft  wieder  zu  erscheinen  pflegen,  beseitigt.  Und 
in  der  That,  wenn  diese  Abgabe  keine  reelle  mit  dem  Grundeigen- 
tum innerlich  verbundene  und  durch  den  Kaufpreis  abzuziehende 
Zinslast  werden  kann,  sondern  als  wahre  und  eigentliche  Steuer  immer 
bleibt,  so  darf  sie  doch  anderseits  auch  nicht  als  eine  Steuer  ein- 
gerichtet werden,  welche  den  Ertrag  der  Industrie  oder  das  Ein- 
kommen des  Kapitals  treffen,  und  darf  sie  nicht  als  eine  Art  Patent- 
steuer, die  gewissermassen  der  Gewerbe-  und  Handelssteuer  ähnlich 
ist,  angesehen  werden,  wie  es  mit  einleuchtendem  Irrtum  der  be- 
rühmte Staatsmann  Leon  Say  in  einer  Rede  behauptet  hat ,  die  er 
zum  Zweck  einer  Lastenerleichterung  für  den  französischen  Ackerbau 
hielt  ^).  Beide  Teile ,  welche  den  ganzen  agrarischen  Ertrag  bilden, 
zeigen  sich  sehr  verschieden;  die  Rente  oder  das  Besitzeinkommen 
aus  dem  Grundstücke  unterscheidet  sich  deutlich  von  dem  Unt«r- 
nehmergewinn,  weil  sie  den  Schwankungen  und  der  Gefahr  jed- 
weden Industriezweigs  nicht  unterworfen,  nicht  so  wesentlich  ver- 
änderlich und  ungewiss  ist,  als  der  erwähnte  Gewinn  erscheint,  sondern 
eine  feste  und  reelle  Grundlage  bietet.  Und  alle  die  Einwendungen, 
die  gegen  die  Gnmdsteuer  und  ihre  neue  Regelung  vorgebracht,  und 
aus  den  Zuständen,  Interessen  und  Bedürfnissen  des  Ackerbaues  ent- 
nommen sind,  fallen  gründlich  von  selbst,  wenn  man  bemerkt,  dass 
ihre  Last  hauptsächlich  jenen  Teil  des  agrarischen  Ertrags  trifft,  der 
nicht  die  gewöhnliche  Belohnung  des  Kapitals  und  der  Arbeit,  sondern 
ein  besonderes  Einkommen,  einen  speciellen,  aus  partikulären  Natur- 
und  GeseUschaftsumständen  herrührenden  Gewinn  darstellt^). 


I 


^)  L.  Say,  Degrevement  de  l'impöt  foncier.    Paris  1881. 
')    Siehe    unseren  Artikel ,    Del    riordinamento   dell'   imposta    fondiaria. 
S.  120  u.  fg. 
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Es  wäre  weder  nützlich  noch  zweckmässig,  die  Grundsteuer  auf 
den  ganzen  Ertrag  der  Grundstücke  in  dem  von  V  o  c  k  e  gelehrterweise 
entwickelten  Umfang  auszudehnen  und  die  Grundlage  sowie  die 
Grenzen  des  Katasterwesens  zu  erweitern  ^).  Die  Grundlast  würde 
sich  in  eine  direkte  Steuer  auf  die  agrarische  Industrie  im  weiteren 
Sinn  verwandeln;  das  ganze  Einkommen  würde  besteuert  sein, 
das  von  Boden,  Kapital  und  Arbeit,  die  im  Ackerbau  verbunden 
sind,  herkommt;  und  das  wäre  eine  Abgabe,  welche  eine  vollkommene 
Analogie  mit  jener  böte,  die  auf  Gewerbe,  Handel  und  Handwerk 
lastet.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  abstract  betrachtet,  eine  solche 
viele  Vorteile  und  eine  grosse  Einfachheit  der  Form  aufweist ;  sie  ist 
an  sich  rationell  und  trägt  hauptsächlich  dazu  bei,  natürliche  und 
genaue  Grenzen  und  eine  gleichförmige  Basis  für  die  direkten  Steuern, 
die  ein  vollkommenes  System  bilden  müssen,  herzustellen.  Jedoch 
würde  die  wirkliche  Durchführung  dieses  Planes  eine  so  gänzliche 
und  gründliche  Erneuerung  der  bestehenden  Kataster  erfordern  und 
ihnen  eine  so  grosse  Aufgabe  zuweisen,  dass  das  an  sich  schon  so 
schwere  und  verwickelte  Peräquationswerk  äusserst  schwierig,  lang 
und  kostbar  werden  würde.  Das  Hauptprincip  der  neuen  italienischen 
Gesetzentwürfe  über  die  Peräquation  der  Grundsteuer  und  die  Be- 
schränkung der  Katasteroperationen  auf  gewöhnliche  und  bescheidenere 
Grenzen  ist  deshalb  zu  billigen,  weil  man  die  Lücken  füllt,  die  Irr- 
tümer korrigiert  und  den  dringenden  Bedürfnissen  des  Steuersytems 
Genüge  leistet.  A,uf  solche  Weise  wird  die  Katastererneuerung  nicht 
nur  in  der  Praxis  leicht  und  wirkungsvoll  ausfallen,  sondern  auch 
ihrem  vorgeschriebenen  Zweck  entsprechen,  der  darin  besteht,  die 
Einrichtung  der  Steuer  zu  ordnen  und  ihre  Last  in  jedem  Landteil 
und  für  alle  Pflichtigen  der  ganzen  Halbinsel  gleichmässig  zu  ver- 
teilen, ohne  ihre  Basis  und  Natur  zu  ändern. 

In  diesem  Sinn  muss  man  aus  allen  Elementen  und  Mitteln,  die 
zur  Verfügung  stehen,  Nutzen  ziehen;  die  bestehenden  Mappen  mit 
den  nötigen  Beilagen,  Modifikationen  und  Verbesserungen  brauchen 
nur  in  jenen  Kompartements  neu  gestaltet  zu  werden,  wo  sie  gänzlich 
fehlen  oder  ganz  fehlerhaft  sind. 

Was  die  Kosten  anbelangt,  so  können  wir  die  Ergebnisse  und 
Rechnungen    der    von    Menabrea    präsidierten    Enquetekommission 


*)  Vocke,  lieber  die  Besteuerung  der  Landwirtschaft  (in  der  Tübinger 
Zeitschrift,  1873). 
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mitteilen;  sie  bewertete  die  ganze  Ausgabe  auf  50  Millionen  Lire. 
Grosse  Verschiedenheit  fand  man  in  dieser  Hinsicht  in  den  ein- 
zelnen Provinzen  Italiens,  über  welche  folgende  Durchschnitts- 
zahlen der  Kosten  per  Hektar  in  jedem  Kompartement  angenommen 

wurden : 

Für  den  ganzen  Kataster  Für  die  Katastermessung 

Piemont        ....  Lire      —  Lire  13,330 

Lombardei  (bis  1854)      „    55,834  „        9,124 

(nach  1854)      „        -  „        4,722 

Kirchenstaat      .     .     .      „      2,844  „        2,190 

Parma „      3,300  ,        1,560 

Toscana       .     .     .     .      „      2,580  '  „        0,970 

Sardinien      .     .     .     .     „      1,259  „        0,750 

Die  Kommission  deutete  einige  Gründe  an,  die  die  bedeutenden 
Unterschiede  der  Ergebnisse  erklären,  und,  indem  sie  jene  zufälligen 
Umstände  beseitigte,  welche  in  einigen  Orten  die  Katasterausgabe 
grösser  machten,  und  welche  teilweise  aus  unvollkommenen  technischen 
Methoden  und  aus  zu  langen  und  verwickelten  Systemen  herkamen, 
nahm  sie  zur  .Grundlage  ihrer  Rechnungen  die  Zahlen  der  in  den 
zwei  Kompartements  von  Toscana  und  Kirchenstaat  ausgeführten 
Kataster,  deren  Gesamtausgabe  per  Hektar  in  einem  Durchschnitt  von 
2,58  Lire  und  2,84  Lire  erscheint.  Unter  Einrechnen  der  brauchbaren 
Elemente  und  der  schon  durchgeführten  Arbeiten  (vollzogene  Er- 
hebungsoperationen für  12,285,120  ha)  schätzte  die  Kommission 
die  Kosten  des  neuen  Katasters  folgender  Weise:  32,579,170  Lire 
für  die  in  Bezug  auf  13,663,999  ha  Grund  und  Boden  in  Neapel, 
in  Sicilien  und  im  ligurisch-piemontesischen  Kompartement  imd  im 
Modenesischen  neu  zu  bildenden  und  in  Bezug  auf  2,424,665  ha  in 
Sardinien  zu  ergänzenden  Mappen ;  18,499,470  Lire  für  die  Schätzungs- 
operationen und  für  die  Einführung  der  Register,  sowohl  in  Be- 
ziehung auf  diese  letzten  Grundstücke,  als  auf  die  ersten,  für  welche 
die  Mappen  existieren  und  mit  leichten  Aenderungen  und  einigen 
Ergänzungen  gebraucht  werden  können;  femer  etwa  2  Millionen  Lire 
für  Abschi-ift  der  Mappen-  und  Katasterurkunden.  In  allen  ihren 
Rechnungen  und  Studien  ging  die  Kommission  hinsichtlich  der  Durch- 
führung des  Werkes  von  der  Annahme  aus,  dass  in  der  möglichst 
kurzen  Zeit,  mit  der  grössten  Schnelligkeit  und  Sparsamkeit  die  neue 
Bildung  des  allgemeinen  Katasters  erfolgen  sollte,  der  zur  Basis  der 
Peräquation    der    Grundsteuer     diene.      Jedoch    in    dieser    Hinsicht 
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können  wir  einige  Vergleichungsmittel  aus  Katasterarbeiten  entnehmen, 
welche  in  den  letzten  Jahren  in  Frankreich  vorgenommen  wurden, 
und  deren  Kosten  von  dem  obenerwähnten  Mass  nicht  um  vieles  ab- 
weichen. So  kosteten  z.  B.  die  1870  in  Savoyen  in  Bezug  auf 
20,720  ha,  welche  in  70,286  Parzellen  verteilt  waren,  durchge- 
führten Arbeiten  100,651  Lire,  nämlich  5,30  Lire  per  Hektar  und 
1,40  Lire  per  ParzeUe.  In  Nord-Frankreich  kostete  ein  1872  her- 
gestellter Kataster  per  13,052  ha  in  21,385  Parzellen  2,69  Lire  per 
Hektar  und  1,70  Lire  per  Parzelle.  Die  in  Corsica  1872  vollzogenen 
Operationen  für  4,989  ha  kosteten  17,354  Lire,  nämlich  3,20  Lire  per 
Hektar.  Wenn  man  die  grosse  Zersplitterung  des  Eigentums  und  die 
Schwierigkeiten  des  Bodens  berücksichtigt,  die  in  Savoyen  bestehen,  so 
kann  man  behaupten,  dass  der  Preis  solcher  Arbeiten  sich  nicht  viel 
von  jenem  entfernt,  der  von  der  italienischen  Kommission  nebst  den 
für  die  Ergänzung  der  bestehenden  Mappen  nötigen  Kosten  ange- 
nommen wurde  *). 

Dasselbe  Princip  der  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Zweck- 
mässigkeit regelt  die  Messungs-  und  Schätzungsoperationen.  Li 
dieser  Hinsicht  wurden  in  dem  von  Minister  Magliani  vorgelegten 
Gesetzentwurf  drei  Grundsätze  und  verschiedene  Elemente  vereinigt: 
der  Pachtzins,  die  direkte  Bewertung  des  Ertrags  und  die  Klassi- 
fikation der  Grundstücke  nach  Kulturart  und  Bodengüte.  Der  Grund- 
satz des  Pachtzinses  steht  in  erster  Linie  und  soll  in  der  grössten 
Ausdehnung  bis  dahin  gebraucht  werden,  wo  er  eine  zweckmässige 
Anwendung  erlangen  kann.  Gesetzt,  dass  in  einer  Gemeinde  alle 
oder  fast  alle  Grundstücke  verpachtet  sind,  wenigstens  in  solcher 
Menge,  dass  sie  die  verschiedenen  Umstände  und  Abstufungen  des 
Grundeigentums  darstellen,  so  werden  die  durch  die  notwendigen 
Rechnungsoperationen  zu  gleicher  Zeit  normal  und  gleichförmig  ge- 
stellten Pachtzinse  uns  die  Rente  oder  besser  das  Besitzein- 
kommen der  Güter  ohne  weitere  Erforschung  geben  und  die  zu 
einer  allgemeinen  Schätzung  durch  das  Klassifikationssystem  und 
die  zu  Vergleichungen  nötigen  Elemente  liefern.  Die  behufs  genauer 
Ausführung  solcher  Methoden  und  Rechnungen  unentbehrhchen  Vor- 


')  Siehe  den  Ministerialbericht  neben  dem  Progetto  di  legge  sul  ri- 
ordinamento  dell'  imposta  fondiaria,  presentato  dal  Ministro  Magliani,  28.  aprile 
1884:  und  für  andere  Angaben  und  Vergleichungen  die  genannte  Relazione 
della  Commissione  Parlamentäre.    Roma  1884,  S.  313—14. 
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sichtsmassregeln  sind  freilich  nicht  ausser  Auge  zu  lassen  und  die 
Aufgabe ,  die  zahlreichen  und  verschiedenen  Pachtzinse  auf  einige 
durchschnittliche  und  gleichförmige  Ausdrücke,  sowohl  in  Bezug  auf" 
die  Umstände  von  Zeit  und  Ort,  als  auf  die  einzelnen  Modalitäten 
zu  bringen,  ist  nicht  sehr  leicht,  da  viele  besondere  Ursachen  die 
Pachtverträge  bestimmen,  und  ihre  Basis,  Termine  und  Formen 
öfters  wechseln.  In  den  anderen  Gemeinden  aber,  wo  der  Gebrauch, 
die  Güter  zu  verpachten  nicht  allgemein  herrscht  oder  nicht  genug 
ausgedehnt  ist.  und  wo  die  verpachteten  Grundstücke  in  so  geringer 
,  Menge  erscheinen,  dass  man  keine  analogen  Schlüsse  für  die  Schätzung 
der  Rente  zu  machen  vermag,  ist  es  notwendig,  der  Methode  der 
direkten  Feststellung  des  Ertrages  zu  folgen,  der  durchschnittlich 
vom  Grund  und  Boden  bei  dem  gewöhnlichen  Bauzustand  gewonnen 
wird.  Die  für  diesen  Fall  einzuhaltenden  Normen  sind  an  sich  sehr 
klar  und  genau:  es  sind  hauptsächlich  die  thatsächlichen  Zustände 
zu  beobachten,  in  denen  der  Boden  sich  befindet,  und  seine  natür- 
liche Erzeugungskraft  hinsichtlich  der  Baugattimg  zu  schätzen.  Jedoch 
die  grösseren  diesem  eklektischen  System  eigenen  Schwierigkeiten 
bestehen  darin,  wie  man  die  Ergebnisse  beider  gewählten  Schätzungs- 
methoden in  Einklang  bringen  soll,  von  denen  die  eine  sich  auf  die 
Pachtzinse  und  die  andere  auf  die  direkte  Bewertung  des  Ertrages 
gründet.  Die  Abweichungen  würden  bedeutend,  und  die  Ungleich- 
heiten von  Ort  zu  Ort  gross  sein,  wenn  nicht  einige  Modifikationen 
und  gleich  feste  Grundsätze,  und  wenn  etwa  ohne  wechselseitige 
Vergleichungen  die  erwähnten  Methoden  angewandt  werden  sollten; 
die  eine  kann  uns  das  Kapitaleinkommen  der  Grundstücke  und  die 
andere  den  ganzen  reinen  Ertrag,  was  sehr  verschieden  ist,  liefern. 
Daher  muss  man  in  der  Durchführung  der  Bodenschätzung  haupt- 
sächlich daftir  sorgen,  dass  er  schon  in  seinem  natürlichen,  ordent- 
lichen Zustand  der  Erzeugung  bewertet  sei,  ohne  das  mitzurechnen, 
was  die  menschliche  Thätigkeit  durch  das  Betriebskapital  und  die 
Arbeit  bildet  und  an  agrarischem  Untemehmergewinn  erzeugt.  Es 
ist  gewissermassen  nötig,  nur  den  einfachen  Ertrag  von  Boden  und 
Verbesserungskapital,  nämlich  den  Ertrag,  welcher  einem  voraus- 
gesetzten Pachtzins  nahe  steht,  zu  rechnen.  Die  Normen  und  die 
zu  diesem  Erfolg  notwendigen  Operationen  sind  zahlreich,  und  be- 
ziehen sich  sowohl  auf  diese  Bewertimg  der  Grundstücke  als  auf 
die  Rechnung  jener  Abzüge,  die  den  Erzeugungskosten  entsprechen. 
Die    Anwendung    beider    obenerwähnten    Principien    und    ihre 
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Uebereinstimmung  sind  durch  den  Gebrauch  des  Tarifsystems  und 
die  Klassifizierung  der  Grundstücke  nach  Beschaffenheit,  Bauart  und 
Bodenfruchtbarkeit  erleichtert.  Die  Klassifizierung  bietet  im  allge- 
meinen in  Bezug  auf  die  direkte  Schätzung  mehrere  bedeutende  Vor- 
teile, so  namentlich  eine  grössere  Schnelligkeit  und  Einfachheit  der 
Operationen  nebst  einer  grösseren  Gleichförmigkeit  im  Prozess  der 
Schätzungsarbeit.  Da  die  Sachverständigen  dazu  verpflichtet  sind, 
auf  dem  Weg  der  Vergleichungen ,  durch  Rechnungen  von  Durch- 
schnitten und  in  den  von  der  Klassifizierung  gezeichneten  Grenzen 
einherzuschreiten,  so  werden  die  daraus  fliessenden  Ergebnisse  nicht, 
viel  untereinander  abweichen.  Das  Tarif  System  ist  weiter  zur  vollen 
Ausführung  jenes  besonderen  Schätzungsprincips  unentbehrlich,  das 
auf  dem  Pachtzins  beruht  und  im  Ministerialentwurf  die  grösste 
Wichtigkeit  und  die  weiteste  Ausdehnung  in  seinen  Anwendungen 
gewinnt.  Denn  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  muss  man  zugeben,  dass 
eine  hinreichende  Menge  von  Pachtverträgen  besteht,  welche  als  Vor- 
bild und  Grundlage  einer  Bewertung  der  Territorialrente  dienen  können, 
so  dass  eine  zweckmässige  Klassifizierung  der  Grundstücke  nach  ihrer 
Bauart  und  Fruchtbarkeit  notwendig  erscheint,  um  das  Princip  praktisch 
wirksam  zu  machen  und  das  erwünschte  Ziel  zu  erreichen ;  daher  wird 
es  nötig,  bei  jedem  Grundstück  die  nach  den  erwählten  Mustergrund- 
stücken unter  den  verpachteten  Gütern  aufgesetzten  Tarife  anzuwenden. 
Jedermann  kann  leicht  begreifen,  wie  ein  solches  System  die  Schnellig- 
keit und  Einfachheit  der  Schätzungsoperationen  befördern,  und  wie 
es  dazu  dienen  kann,  die  grösste  Wirkungskraft  und  Ausdehnung 
dem  Pachtprincip,  als  einem  praktischen  Verwertungsgrundsatz,  zu 
verleihen.  Ausserdem  ist  dieses  Klassifizierungssystem  geeignet,  wenn 
es  wohl  begriffen  und  angewandt  wird,  ein  gewisses  Gleichgewicht, 
eine  genaue  Proportion  zwischen  beiden  Schätzungsprincipien  her- 
zustellen und  ihre  Erfolge  in  obenerwähntem  Sinn  in  Einklang  zu 
bringen.  Die  beständigen  Vergleichungen,  die  man  benützen  muss, 
und  die  weiteste  Anwendung  der  nach  Klassen  und  Kategorien  von 
Grundstücken  unterschiedenen  Tarife  werden  den  Schätzungsopera- 
tionen sichere  Normen  geben,  und  durch  das  Beispiel  oder  auf  der 
Grundlage  der  Pachtzinsen  auch  viele  Handhaben  zur  direkten  Be- 
wertung des  Ertrags  liefern.  Die  genaue  und  passende  Klassifizie- 
rung wird  sehr  dazu  beitragen,  jene  Gleichfönnigkeit  des  Verfahrens 
in  allen  Sehätzungsarbeiten  zu  erhalten,  welche  die  grösste  Schwierig- 
keit der  Peräquation  nach  dem  letzten  Ministerialentwurf  ist. 
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Die  Parlamentskommission,  die  den  Gesetzentwurf  prüfte  und 
seine  allgemeinen  Principien  billigte,  verlangte,  dass  die  Grundlage 
der  Schätzungsoperationen  immer  und  überall  die  direkte  Bewertung 
des  Ertrags  sei,  und  wollte  nur  nebenbei  und  als  Vergleichungs- 
mittel den  Pachtzins  gebraucht  wissen.  Sie  gab  jedoch  das  Klassi- 
tizierungs-  und  Tarifprincip  gänzlich  zu.  Wir  müssen  jedoch  in 
diesem  Punkt  dem  Ministerialentwurf  den  Vorzug  einräumen.  Der 
Pachtzins  stellt  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  das  Kapitaleinkommen 
der  Grundstücke,  nämlich  das  Objekt  imd  die  Quelle  der  Steuer, 
dar;  und,  wenn  er  von  fremden  Elementen  gereinigt,  auf  gleich- 
massige  und  durchschnittliche  Ausdrücke  reduziert  und  mit  der  Er- 
tragsschätzung passend  in  jenen  Fällen  vereinigt  wird,  wo  diese  letzte 
Methode  als  unentbehrlich  erscheint,  wird  er  eine  hinlängliche  Grund- 
lage zur  neuen  Einrichtung  der  Grundsteuer  bilden.  Die  weiteren 
Abweichimgen  zwischen  dem  Ministerial-  und  dem  von  der  Parla- 
mentskommission vorgeschlagenen  Entwurf  erscheinen  von  nebensäch- 
hcher  Bedeutung  oder  nur  die  Form  betreffend;  sie  beziehen  sich 
entweder  auf  besondere  Gegenstände,  als  Landgebäude  imd  Irrigations- 
wasser, oder  auf  die  das  technische  Verfahren  der  Bemessungs-  und 
Schätzungsoperationen  und  die  Bildung  der  Tarife  treffenden  Bestim- 
mungen, oder  endlich  auf  gewisse  Vorschläge  von  Lastenerleichtenmgen, 
die  aus  wirtschaftlichen  und  politischen  Gründen  geraten  zu  sein 
scheinen.  Davon  aber  ist  hier  nicht  die  Rede.  Die  Parlamentskom- 
mission wollte  femer  die  rechtlichen  Ziele  des  Katasters  in  den 
Vordergrund  stellen,  indem  sie  ihnen  den  fiskalischen  Zweck  unter- 
ordnete und  behauptete,  ein  Werk  solcher  Art  sei  nunmehr  in  Itahen 
unentbehrlich,  um  das  Grundeigentum  sowohl  in  ihren  thatsächlichen 
als  rechtlichen  Zuständen  darzustellen,  dessen  Veränderungen  nach 
und  nach  zu  erklären  und  auf  solche  Weise  eine  feste  dem  Im- 
mobiliarkredit nötige  Grundlage  zu  bieten  ^).  Nur  wenn  mau  dieses 
Ziel  erreiche,  seien  die  Ausgaben  zu  rechtfertigen.  Aber  die  aus 
dem  rechtlichen  Zweck  des  Katasters  abgeleiteten  Gründe  bestätigen 
und  stützen  mein  Princip  des  neuen  Reformwerkes.  Der  Bericht  der 
Parlamentskommission  bietet  hierfür  den  glänzendsten  Beweis;  sein 
Referent,  ein  hervorragender  itahenischer  Finanztheoretiker,  Dr.  Mes- 
sedaglia,  hat  mit  grosser  Gelehrsamkeit  und  in  klarer  Weise  die 
Wichtigkeit  und   die  Notwendigkeit   eines  neuen  Katasters  nachge- 


')  Relazione  della  Commissione  Parlamentäre,  1884,  S.  347. 
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wiesen    und    die    Forderungen    der    Peräquation    mächtig    verteidigt, 
indem  er  jede  Einwendung  widerlegte  ^). . 

Was  die  Wirkungen  und  Folgen  anbelangt,  die  für  die  Staats- 
wirtschaft von  der  neuen  Regelung  der  Grundsteuer  auf  Grund  eines 
allgemeinen  Katasters  zu  erwarten  sind,  könnten  wir  sehr  viel  sagen, 
allein  wir  müssen  uns  beschränken ;  nur  die  unmittelbarsten  und  wich- 
tigsten wollen  wir  kurz  berühren.  Vor  allem  bedeutet  eine  bessere 
oder  weniger  unvollkommene  Steuereinrichtung   eine  gleichmässigere 


^)  In  der  Relazione  della  Commissione  Parlamentäre,  1884,  S.  149 — 68, 
174—79  findet  man  eine  reiche  Erzählung  der  gegen  die  Peräquation  und  das 
Katastersystem  erhobenen  Kritik  und  Einwendungen;  dieselben  sind  aber  sieg- 
reich widerlegt.  Die  Gegner  und  Kritiker  der  durch  die  letzten  Minghetti's  und 
Magliani's  Gesetzentwürfe  in  Italien  vorgeschlagenen  Reform  können  folgender- 
weise unterschieden  werden.  Die  Einen  erkennen  die  Notwendigkeit  und  die 
Gerechtigkeit  der  Peräquation  an,  da  sie  aber  das  Verfahren  des  geometrischen 
Katasters  als  zu  lang,  schwierig  und  teuer  ansehen,  möchten  sie,  dass  man 
ausschliesslich  oder  hauptsächlich  die  Methode  der  Deklaration  oder  eines  sonst 
vereinfachten  Katasters  befolge;  so  denken  Pegas ,  Winckels,  Hue,  die  wir 
schon  erwähnt,  und  auch  G.  Calabich,  (II  Progetto  di  legge  suUa  perequazione 
fondiaria  ed  alcune  idee  censuarie  di  Pietro  Paleocapa.  Padova  1875),  und  C. 
L.  Gasca  (II  credito  e  l'agricultura.  Torino  1882).  Die  anderen  nehmen  ge- 
wissermassen ,  im  allgemeinen  oder  abstrakterweise  die  Peräquation  an,  halten 
sie  aber  entweder  für  unzweckmässig,  oder  durch  Katastersystem  nicht  aus- 
führbar, oder  den  gegenwärtigen  Zuständen  unserer  Agrarökonomie  nicht  ent- 
sprechend, oder  endlich  ipso  facto  ohne  vorige  Erleichterungen  und  eine  andere 
Lastverteilung  nicht  annehmbar:  und  diese  und  ähnliche  Ansichten  sind  in 
mehreren  Schriften,  zum  Beispiel  in  denen  von  Mariana  Serrao  (I  proprietari 
napolitani.  Napoli  1883)  und  von  Simone  Corleo  (Sul  riordinamento  delF  imposta 
fondiaria.  Firenze  1883),  ausgedrückt.  Wieder  andere  bekämpfen  jede  Peräquation 
und  jedes  neue  Kataster  im  Princip  und  machen  viele  der  oft  bestrittenen  und 
widerlegten  Schlüsse  kund,  indem  sie  sich  auf  den  reallastartigen  Charakter  der 
Grundsteuer  berufen,  die  wahren  Ziele  und  Massregeln  der  Reform  falsch  ver- 
stehen, über  die  elenden  Zustände  des  Ackerbaues  und  über  die  zur  Bildung 
des  Katasters  innewohnenden  Schwierigkeiten,  Fehler  und  Kosten  sich  unterhalten 
u.  s.  w.  Kurz,  um  die  Interessen  von  einer  bestimmten  Gesellschaftsklasse  zu  ver- 
teidigen und  zu  fordern,  oder  um  ungeheuere  Ungerechtigkeiten  zu  stützen,  die 
in  der  Verteilung  der  Grundlast  zum  Schaden  der  Allgemeinheit  zu  Gunsten  nur 
weniger  wahrzunehmen  sind,  greifen  sie  unguibus  et  rostris  nach  jedwedem 
Schluss  und  Grund,  und  zeigen  eine  unzureichende  und  oberflächliche  Kenntnis 
des  Gegenstandes.  Unter  diesen  Schriftstellern  erwähnen  wir  Giorgio  Sonnino 
(II  catasto  e  la  perequazione  dell'  imposta  fondiaria.  Firenze  1875),  und  einen 
bekannten  Anonymen  (La  perequazione;  sei  lettere  di  un  proprietario  pugliese. 
Napoli  1883).  Siehe  ferner  in  Bezug  auf  die  verschiedenen  Meinungen  A.  Keller, 
Sulla  perequazione.    Verona  1883). 
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Verteilung  der  Last.  Wenn  die  gegenwärtigen  Ungleichheiten,  die 
jedes  Mass  überschreiten,  verschwinden  oder  grösstenteils  vermindert 
werden,  wird  die  Abgabe  allen  Pflichtigen  leichter  und  von  jedem 
leichter  ertragen  werden,  ohne  Schaden  für  den  Fiskus :  und  das  bildet 
für  sich  selbst  eine  sehr  grosse  Wohlthat  zu  Gunsten  der  Allgemein- 
heit der  Grundbesitzer.  Und  wenn  die  Katasterverwaltimg  geordnet, 
die  Ursachen  der  Irrtümer  und  der  ungerechten  Lasten  beseitigt  sind, 
wird  die  Steuer  vom  Grundeigentum  weniger  gefühlt  imd  werden 
die  Schäden  der  Zwangsexpropriation  aufhören.  Es  liegt  dies  be- 
sonders im  Literesse  des  kleineu  und  mittleren  Grundbesitzes. 

Weitere  wohlthätige  Folgen,  die  aus  der  entworfenen  Regelimg 
der  Grundsteuer  zu  erwarten  sind,  erscheinen  als  mittelbare,  und 
beziehen  sich  auf  die  Verbesserungen  imd  Reformen,  welche  man  in 
mehreren  Teilen  des  Steuersystems  einführen  will,  ohne  von  der  Er- 
tragsvermehrung zu  sprechen,  die  dem  Fiskus  von  der  Besteuerung 
neuer  Objekte  und  noch  nicht  katastrirter  Grundstücke  zu  teil  werden 
kann.  Die  Verhältnisse  zwischen  Grund-  und  Einkommensteuer  werden 
mit  grösserer  Genauigkeit  bestimmt,  die  Grenzen  ihres  steuerbaren 
Objekts  klarer  gezeichnet  und  hauptsächlich  die  grosse  Ungerechtig- 
keit des  über  die  Einkommensteuer  des  Mobüiarbesitzes  waltenden 
Gesetzes  beseitigt  werden,  da  letztere  das  Einkommen  der  agrarischen 
Industrie  trifft,  wenn  sie  von  den  Pächtern  betrieben,  und  nicht  trifft, 
wenn  sie  von  den  Eigentümern  betrieben  wird  ^).  Wenn  nach  der 
Bildimg  des  neuen  Katasters  die  Grundsteuer  nur  das  Besitzeinkommen 
der  Grundstücke  überall  trifft,  so  muss  man  notwendig  die  andere 
genannte  Steuer  auf  aUe  analogen  FäUe  ausdehnen  und  in  gleicher 
Weise  den  Ertrag  von  Kapital  und  Arbeit  besteuern,  welche  von 
jedermann  im  Grund  und  Boden  angewandt  sind,  oder  man  muss 
wenigstens  der  Frage  nahe  treten,  ob  es  rätlich  sei,  den  Ertrag  der 
agrarischen  Industrie  im  eigentlichen  Sinn  und  in  allen  ihren  An- 
wendungen zu  besteuern.  Gleichzeitig  würden  so  manche  ungelöste 
und  verwickelte  Fragen  entschieden  und  die  Ordnung  der  direkten 
Steuern  vollständig  geregelt.     Diese  Ordnung  wird,   nachdem  sie  in 


*)  Siehe  den  Ministerialbericht  von  Depretis  und  das  Parlamentare  von 
Grimaldi  (in  den  Atti  Parlamentari,  Sessione  1876—77).  Ueber  diese  besondere 
Frage  der  Besteuerung  des  agrarischen  Untemehmereinkommens  kann  man  mit 
Torteil  die  wichtige,  obgleich  nicht  ganz  neue  Schrift  von  Ho  ff  mann  Die  Zu- 
lässigkeit  einer  landwirtschaftlichen  Gewerbesteuer  neben  der  Grundsteuer  (in 
der  Tübinger  Zeitschrift,  1854)  nachschlagen. 
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ihren  Quellen  ergänzt,  in  ihrer  Einrichtung  gleichförmig  gemacht,  in 
ihren  Teilen  wohl  unterschieden  und  gemässigt,  in  ihren  fiskalischen 
Erfolgen  fruchtbar,  in  ihren  ökonomischen  Wirkungen  gleichmässig 
geworden  ist,  zu  weiteren  Verbesserungen  und  Ergänzungen,  welche 
Technik  und  Wissenschaft  einführen  können,  die  nötige  Fähigkeit  ver- 
schaffen. 

Ferner  dient  die  Peräquation  der  Grundsteuer  dazu,  jene  Mo- 
difikationen der  indirekten  Abgaben  zu  erleichtern,  die  ein  Bedürfnis 
und  einen  Wunsch  unserer  Zeit  darstellen  ^).  Und  wenn  man  von  diesem 
Standpunkte  die  Peräquation  betrachtet,  so  gewinnt  sie  einen  neuen 
Wert,  eine  allgemeine  Bedeutung,  und  verbindet  sich  in  enger  Weise 
mit  den  höheren  Finanzfragen,  welche  jetzt  in  Italien  diskutiert  werden. 
Das  erste  Bedürfnis  des  italienischen  Finanzwesens,  welches  den  allge- 
meinen Forderungen  der  Verwaltung,  Wirtschaft  und  Civilisation  ent- 
spricht, besteht  darin,  ein  solides  und  starkes,  wohlgeregeltes  und 
gleichmässiges  Steuersystem  zu  schaffen,  das  dem  Staate  einen  hin- 
reichenden Ertrag  gewährt  und  den  einzelnen  Klassen  der  Gesellschaft 
und  den  Privaten  eine  proportionierte  Last  bringt.  Und  zu  diesem 
Zweck. sind  die  Arbeiten  und  Gesetzbestimmungen  getroffen,  welche 
die  neue  Regelung  der  direkten  Steuern  und  die  Umgestaltung  der 
indirekten  treffen;  diese  beiden  grossen  Operationen  sind  die  Haupt- 
stützen der  Steuerreform.  Das  Princip  der  Gerechtigkeit  und  der 
bürgerlichen  Gleichheit,  mit  den  Gründen  der  ökonomischen  Zweck- 
mässigkeit verbunden,  bildet  immer  die  Basis  eines  guten  Steuer- 
systemes und  zeigt  sich  in  seinen  Folgen  für  die  Volks-  und  Staats- 
wirtschaft fruchtbar.  Allein  das  Reformwerk  würde  einen  grossen 
Teil  seiner  Wirksamkeit  und  Bedeutung  verlieren,  wenn  man  beiden 
Reformzweigen  nicht  zugleich  seine  Aufmerksamkeit  widmen  würde. 
Zwischen  beiden  grossen  Bestandteilen  des  Steuersystemes  bestehen  un- 
mittelbare Wechselbeziehungen.  Die  neue  Regelung  der  direkten 
Steuern  muss  mit  der  Umgestaltung  der  indirekten  Schritt  halten 
und  demselben  Ziel  untergeordnet  sein,  um  stufenweise  mit  voller 
Sicherheit  zu  verfahren  und  den  zu  erreichenden  Zwecken  die  not- 
wendigen Mittel  zu  liefern.  Die  Erleichterung  der  nötigsten  Kon- 
sumtions-  und  Produktionswaren  von  einer  schweren  Last,  die  eine 
Ursache  von  socialen  Ungleichheiten  ist  und  nicht  wenige  Unzuträg- 
lichkeiten  mit    sich    bringt,    ist    eines    der   Hauptziele    der   heutigen 


1)  Vgl.  Finanzarchiv  I,  431  if. 
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Finanzpolitik,  die  sie  nicht  erreichen  wird,  ohne  die  dazu  notwendigen 
Mittel  in  der  ganzen  Einrichtung  der  Steuern  zu  suchen.  So  wird 
die  Steuerreform  in  Italien,  welche  glücklich  die  Abschaffung  der 
Mahlsteuer  und  eine  weitere  und  bessere  Ordnung  der  Zucker-  und 
Branntweinsteuern  durchsetzte,  nicht  vollkommen  und  abgeschlossen 
erscheinen,  bis  auch  die  Grund-  imd  Einkommensteuern  gleichmässig 
geordnet  sind,  welche  hauptsächlich  von  Eigentümern  und  Kapitalisten 
oder  von  den  reicheren  Klassen  bezahlt  werden. 


wt 


Finanzstatistik. 


Die  wlirttembergische  Staatsschuld. 

Eine  Budgetstudie  von 

Dr.  E.  y.  Riecke, 

Präsidenten  des  württembergischen  Steuerkollegiums. 

Seit  Robert  von  Mohl  in  dem  dritten  Jahrgang  der  Tübinger  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft  S.  619  ff.  seine  Erörterungen  über  die  würt- 
tembergische Staatsschuld  veröffentlichte,  ist  ein  volles  Menschenalter  vorüber- 
gegangen. Es  war  ein  strenges  Urteil,  welches  dieser  Staatsmann  über  die  bis 
dahin  befolgte  Finanzpolitik  von  Regierung  und  Ständen  in  Württemberg  fällen 
zu  müssen  glaubte.  Der  Gedanke  liegt  nahe,  zu  fragen,  wie  Robert  von  Mohl  sich 
wohl  über  die  Finanzverwaltung  und  insbesondere  über  die  Ordnung  des  Staats- 
schuldenwesens in  unseren  Tagen  geäussert  haben  würde?  Die  Zeiten  sind  ja 
wesentlich  andere  geworden.  Der  württembergische  Staatshaushalt  erfordert 
jetzt  allein  für  die  Führung  der  laufenden  Verwaltung  mehr  als  den  dreifachen 
Nettobetrag,  verglichen  mit  dem  Jahr  1846,  in  welchem  Mohl  seine  Erörterungen 
schrieb;  die  Eisenbahnen,  zu  deren  Bau  auf  Staatskosten  man  sich  eben  damals 
erst  entschlossen  hatte,  repräsentiren  jetzt,  nach  dem  Stande  vom  1.  April  1884, 
ein  Anlagekapital  von  rund  450  Mill.  M.  mit  einem  Einnahmeüberschuss  aus 
dem  Eisenbahnbetrieb  von  137s  Mill.  M.  im  Etatsjahr  1883—84;  die  württem- 
bergische Staatsschuld  endlich  ist  von  21  Millionen  Gulden  oder  36  Mill.  M.  im 
Jahr  1844  auf  gegen  430  Mill.  M.  im  Jahr  1885  angewachsen.  Gewiss  können 
manche  von  Mohl  vertretene  Ansichten  und  Vorschläge  heute  ohne  weiteres  als 
veraltet  und  überholt  zugegeben  werden.  Immerhin  aber  verdient  der  solide  Sinn, 
der  sittliche  Ernst,  der  patriotische  Eifer  in  den  Anschauungen  und  Aeusserungen 
Robert  von  Mohls  die  volle  Beachtung  auch  der  heute  Lebenden.  Und  Sätze,  wie 
die  folgenden  (S.  687  f.),  könnten  mit  gleicher  Berechtigung  erst  in  den  letzten 
Wochen  geschrieben  worden  sein: 

jEs  ist  sehr  leicht  erklärlich,  dass  man  in  einer  selbstsüchtigen,  genuss- 
liebenden,  zu  übermässigen  Unternehmungen  teils  getriebenen,  teils  geneigten 
Zeit  auf  den  Gedanken  gekommen  ist,  die  Rückzahlung  der  Staatsschuld  als 
eine  Beschränktheit  anzusehen,  den  Gläubigem  lediglich  ein  Recht  und  ein  In- 
teresse auf  eine  unablösbare  Rente  einzuräumen,  der  Nachwelt  aber  diese  als 
den  Kaufpreis  des  mittelst  der  Schuld  erworbenen,  materiellen  oder  geistigen 
Vorteiles,  welcher  ja  auf  sie  übergehe,  zu  überlassen.     Unleugbar  kommt  man 
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bei  solcher  Denk-  und  Handlungsweise  leichter  über  Schwierigkeiten  weg,  und 
kann  sich  um  einen  geringeren  Preis  Genuss  und  Nutzen  verschafifen,  als  wenn 
•man,  die  Tilgtmg  einer  Schuld  für  Pflicht  erachtend,  sich  Anstrengungen  und 
Entbehrungen  unterzieht,  und  die  Nachkommen  nicht  unter  einer  Last  erliegen 
lassen  will,  an  deren  Eingehung  sie  keinen  Anteil  hatten  und  deren  Gewinn 
vielleicht  gar  nicht  bis  zu  ihnen  herabreicht.  Allein  der  Gedanke  ist  ein  wesent' 
lieh  unsittlicher,  und  überdies  muss  er  den  Staat  rmd  das  Volk  auf  die  Dauer 
in  wirtschaftliches  Verderben  stürzen,  da  auf  solche  Weise  die  Lasten  sich  nie- 
mals mindern,  wohl  aber  bei  jeder  ausserordentlichen  Ausgabe  bleibend  steigern. 
Eine  geordnete  Schuldentilgung  ist  ebenmässig  Pflicht  Tind  Klugheitsmassregel. 

,  Nicht  in  gleichem  Grade  tadelnswert  und  verderblich,  allein  doch  auch 
nicht  löblich  sind  die  Pläne,  welche  die  endliche  Abzahlimg  einer  Schuld  in 
weite  Feme  schieben,  indem  sie  jährlich  nur  einen  geringeren  Teil  derselben 
zur  Ablösung  bringen."  Das  nachteilige  Ergebnis  ist,  ,dass  der  Staat  eine  lange 
Zeit  hindurch  von  der  Schuldenlast  gedrückt,  dadurch  in  manchen  notwendigen 
und  nützlichen  Unternehmungen  gehemmt  und  in  seinem  Kredite  geschwächt 
ist.  Und  überdies  wird  natürlich  die  Wahrscheinlichkeit  der  beständigen  Fest- 
haltxmg  eines  Tilgungsplanes  und  somit  der  endlichen  Befreiung  von  einer 
Schuld  immer  kleiner,  je  längere  Jahre  derselbe  den  Wechselfällen  der  äusseren 
und  der  inneren  Politik  ausgesetzt  bleibt.  Aller  menschlichen  Erfahrung  gemäss 
kommen  in  nicht  eben  sehr  langen  Zwischenräumen  Kriege  und  sonstige  Unfälle 
über  jedes  Volk;  oder  entstehen  grossartige  Forderungen  an  Staat  oder  Gesell- 
schaft. Neue  übermässige  Bedürfiiisse  erfordern  denn  auch  neue  Schuldenauf- 
nahmen, und  so  häuft  sich,  wenn  auch  noch  die  von  früheren  Geschlechtem 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  zum  grossen  Teil  unabgelöst  vorhanden  sind, 
Last  auf  Last  bis  zum  Unerträglichen. 

,  Unter  diesen  Umständen  muss  es  der  imbefangene  Beobachter  als  eine 
nicht  eben  sehr  erfreuliche  Eigenschaft  ständischer  Versammlungen  erkennen, 
dass  sie  eine  grosse  Neigung  wo  nicht  geradezu  zur  Unterlassung  jeder  Schulden- 
tilgung, so  doch  zur  möglichsten  Erleichterung  der  Gegenwart  auf  Kosten  der 
kräftigen  Wirkimg  der  Tilgungsfonds  haben.  Es  liegt  dies  wesentlich  in  ihrem 
volkstümlichen  Element«,  in  dem  Standpunkte  der  staatlichen  Büdung  vieler 
Mitglieder  vmd  in  dem  häufigen  Wechsel  ihrer  Bestandteile.  Und  nichts  war 
daher  verkehrter,  als  dass  unter  anderem  unschuldigen  Kinderglauben  an  die 
Wirksamkeit  repräsentativer  Verfassungen  man  sich  von  ihnen  eine  besondere 
Thätigkeit  und  Festigkeit   hinsichtlich    der  Schuldentilgung  versprochen  hatte." 

Die  württembergische  Staatsschuld  hat  in  den  letzten  Jahren  wiederholt 
zu  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  eingehenden  Verhandlungen  in  beiden 
Kammern  der  Stand  Versammlung  Anlass  gegeben.  Wir  wollen  versuchen,  in 
Kürze  zu  zeigen,  wie  man  hiebei  vorgegangen  und  inwieweit  es  gelungen  ist, 
den  Anforderungen  einer  konservativen  Politik  im  Geiste  der  durch  Robert 
von  Mohl  seiner  Zeit  vertretenen  Prinzipien  wieder  gerecht  zu  werden. 

I. 

Vor  vierzig  Jahren,  als  Robert  von  Mohl  die  Erörterungen  über  die  würt- 
tembergische Staatsschuld  schrieb,  schloss  der  ordentliche  Dienst  des  Staats- 
haushalts des   Königreichs   Württemberg  in  Ausgabe  und  Einnahme  je   mit 
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rund  10  Mill.  Gulden  ab,  woran  je  die  Hälfte  das  Kammergut  und  der  Ertrag 
der  Steuern  deckten.  Schon  wenige  Jahre  später,  durch  die  Ereignisse  von 
1848,  wurde  das  Gleichgewicht  empfindlich  gestört  und  es  dauerte  bis  1855,- 
bevor  dasselbe  wieder  hergestellt  war.  1864,  beim  Tode  des  Königs  Wilhelm, 
erreichte  der  Staatsbedarf  das  Einundeinhalbfache  desjenigen  von  1846.  Seit 
1864  aber  hat  er  sich  abermals  nahezu  verdoppelt,  trotzdem  dass  der  Aufwand 
für  Militär  und  Militärpensionen  von  1872  an  auf  den  Reichshaushaltsetat  über- 
gegangen ist  und  auch  in  der  Form  der  Matrikularbeiträge  nur  teilweise  noch 
das  Landesbudget  belastet. 

Den  an  anderen  Orten  ^)  von  mir  gegebenen  Nachweis  über  das  Anwachsen  des 
Staatsaufwandes  in  den  einzelnen  Departements  kann  ich  nach  dem  jüngst  ver- 
abschiedeten Hauptfinanzetat  für  1.  April  1885—87  bis  auf  die  neueste  Zeit  richtig 
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Dem   stelle  ich  hier  gegenüber  den  Nettoertrag  der  ordentlichen  Staats- 
einnahmen 
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Verglichen  mit  1864  hat  sich  also  der  Ertrag  des  Kammerguts  auf  das 
iVafache  erhöht  und  der  Ertrag  der  Steuern  verdoppelt.  Da  jedoch  das  Jahr  1864 
mit  einem  Ueberschuss  von  gegen  5  Mill.  M.  abschloss,  so  würde  im  Jahr  1885,  trotz- 
dem dass  sich  auch  der  Staatsbedarf  im  ganzen  nahezu  verdoppelt  hat,  zur  Aus- 
gleichung schon  ein  Zuschuss  von  nicht  ganz  1  Mill.  M.  aus  Restmitteln  genügen. 

')  Riecke,  Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt  des  Königreichs 
Württemberg.  Stuttgart  1882.  S.  174;  sodann  in  Schmollers  Jahrbuch  für 
Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich,  Jahrg.  1883. 
S.  193  ff.    »Der  württembergische  Staatshaushalt*. 


Die  wüittembergische  Staatsscbald. 


223 


Wir  müssen  hier  zunächst  das  Verhältnis  des  Staatshaushalts  zum 
Reichshaushalt  ins  Auge  fassen.  Der  Mrnderertrag  der  Salinen  ist  die  Folge 
der  Aufhebung  des  Salzmonopols  im  Jahr  1867.  Die  an  dessen  Stelle  getretene 
Salzsteuer  aber  ging  von  1872  an  mit  den  übrigen  ZoUvereinsgetällen,  dem  An- 
teil an  Zöllen,  Rübensteuer  und  der  im  Jahr  1868  eingeführten  Tabaksteuer,  in 
den  Reichshaushalt  über.  Erst  seit  1879  erhält  "Württemberg  wieder  an  dem 
Ueberschusse  der  Zölle  und  der  gleichzeitig  wesentlich  erhöhten  Tabaksteuer 
über  den  Betrag  von  130  Mill.  M. ,  seit  1881  auch  an  dem  Ertrag  der  Reichs- 
stempelabgaben einen  Anteil,  welcher  zwar  im  Jahr  1885  den  Maximalbetrag 
der  entsprechenden  fiüheren  Einnahme  unter  der  Zollvereinsverfassung  mit 
6,7  Mill.  M.  (im  Jahr  1870)  noch  nicht  erreicht  hat,  aber  doch  den  Anfall  von  1864 
schon  um  beinahe  1  Mill.  M.  übersteigt  und  mehr  als  die  Hälfte  des  württem- 
bergischen Matrikularbeitrags  deckt,  der  für  1885  86  8,660,736  M.  beträgt.  Auf 
eine  solche  Steigenmg  der  Matrikularbeiträge  (im  letztvorangegangenen  Etat 
waren  es  noch  7,6  Mill.  M.)  hat  wesentlichen  Einfluss  gehabt  der  Ausfall  an 
der  Rübensteuer  mit  mindestens  20  Mill.  M.,  herrührend  zur  einen  Hälfte  davon, 
dass  der  aus  der  Melasse  gewonnene  Zucker  steuerfrei  bleibt,  zur  anderen  Hälfte 
von  den  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzes  von  1869  gewährten  Aus- 
fuhrprämien, was  ich  in  dem  dritten  Bande  von  Schönbergs  Handbuch  der 
Politischen  Oekonomie,  zweite  Auflage  1885  S.  439,  näher  dargelegt  habe. 

Die  deutschen  Einfuhrzölle  ertrugen  vor  1879  114  bis  115  Mill.  M.  Wie 
sie  sich  infolge  der  Reform  von  1879  erhöhten  und  auf  die  Hauptgruppen  ver- 
teilten, mag  nachstehende  nach  den  Veröffentlichungen  des  kaiserl.  statistischen 
Amtes  zusammengestellte  Uebersicht  zeigen: 
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Den  finanziellen  Effekt  der  Tarifreform  von  1885  schätzt  die  württem- 
bergische Regierung  vorläufig,  nach  einer  den  Ständen  gemachten  Eröfthung 
auf  rund  19  Mill.  M.  Unter  dieser  Voraussetzung  würde  der  Gesamtertrag 
der  deutschen  Einfuhrzölle  im  Jahr  1886  die  Summe  von  240  Mill.  M.  erreichen, 
das  ist  mehr  als  den  doppelten  Betrag  der  Zolleinnahmen  vor  1879. 

Die  engen  Beziehungen  zum  Deutschen  Reich  wirken  somit  auf  die 
Führung  des  Haushalts  der  einzelnen  Bundesstaaten  bald  beschwerend,  bald 
auch  wieder  fördernd  zurück.  Im  ganzen  aber  ist  dadurch,  dass  die  Gebiete 
zwischen  der  Wirtschaft  des  Reichs  und  den  Finanzen  seiner  Glieder  nicht  be- 
stimmt abgegrenzt  werden  konnten,  die  Aufgabe  für  alle  Teile,  wie  nicht  zu 
bestreiten,  eine  schwierigere  geworden. 

Auch  nach  einer  anderen  Seite  hin  bestehen  noch  verwickelte  Verhältnisse. 
Der  württembergische  Hauptfinanzetat  enthält  mindestens  2  Mill.  M.  an  Aus- 
gaben, welche  streng  genommen  nicht  der  Staat,  sondern  die  Gemeinden  zu 
leisten  hätten.  Und  es  ist  auch  nicht  sowohl  die  Höhe  der  direkten  Staats- 
steuer, welche  als  eine  Last  empfunden  wird ,  als  vielmehr  der  in  der  Haupt- 
summe auf  das  l'/zfache  jener  sich  belaufende  Betrag  der  Gemeinde- und  Amts- 
körperschaftssteuern. Wesentlich  die  Konkurrenz  der  letzteren  ist  es  auch,  was 
es  nicht  absolut  verhindert,  aber  was  doch  weniger  leicht  dazu  kommen  lässt, 
der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  im  Staatsbudget  noch  weiteres  zuzu- 
legen. Mit  einer  Reform  der  Geseti^ebung  über  die  Kommunalsteuer  hat  man 
zwar  im  Jahr  1877  den  Anfang  gemacht,  indem  man  insbesondere  gewissen 
grösseren  Gemeinden  die  Einführung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  von  Bier, 
Fleisch  und  Gas  gestattete  ').  Weiter  aber  ist  die  Reform  seither  nicht  gediehen 
und  muss  dieselbe  daher  auch  in  Württemberg  der  Zukunft  noch  voi'behalten 
bleiben  (vgl.  Riecke,  Die  direkten  Steuern  vom  Ertrag  und  vom  Einkommen  in 
Württemberg,  Württ.  Jahrb.  1879  I  S.  185  ff.:  Die  Steuern  der  Amtskörper- 
schaften und  Gemeinden.  Ferner  Beiträge  zur  Statistik  der  Vermögensverwaltung 
der  Amtskörperschaften,  Gemeinden  und  Stiftungen  in  Württemberg  und  der 
Besteuerung  für  Amtskörperschafts-  und  Gemeindezwecke.  Mitgeteilt  vom  K.  Mi- 
nisterium des  Innern.     Württ.  Jahrb.  1883  I.  S.  187  ff.) 

Wir  haben  nun  noch  die  wichtigsten  der  Massregeln  aufzuzählen,  mittelst 
deren  seit  Ende  der  sechziger  Jahre  auf  dem  engeren  Felde  der  inneren  Landes- 
finanzgesetzgebung  dem  wachsenden  Staatsbedarf  zu  genügen  gesucht  wurde. 

Durch  das  Finanzgezetz  vom  23.  März  1868  Art.  6  ist  zuerst  ein  Zuschlag 
von  10  Prozent  zu  allen  direkten  und  indirekten  Steuern  angeordnet  worden, 
mit  Ausnahme  der  Zollvereinsgefälle,  und  mit  einem  Ertrag  des  Zuschlags  von 
766,000  Gulden  oder  1,311,000  M.  nach  dem  Etat. 

An  Stelle  dieses  Zuschlags  von  10  Prozent  wurde  wenige  Jahre  später 
ein   solcher  von   30  Prozent   eingeführt  bei  den   im  Weg   der  Umlage   zur  Er- 


')  Im  Hinblick  auf  die  Bemerkung  in  der  freundlichen  Besprechung  meiner 
oben  citierten  Abhandlung  durch  G.  Schanz  in  dem  ersten  Bande  des  Finanz- 
archivs S.  394,  dass  ich  die  Einführung  solcher  Verbrauchsabgaben  in  die  Go- 
meindehaushalte  wohl  zu  ungünstig  beurteilt  habe,  darf  ich  vielleicht  erwähnen, 
dass  ich  selbst  schon  in  der  Sitzung  der  Kammer  der  Standesherren  vom  6.  Au- 
gust 1879  auf  Grund  der  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  mein  früheres 
Votum  in  gleichem  Sinne  berichtigen  konnte. 
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hebimg  gelangenden  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern,  femer  ein  solcher 
von  20  Prozent  bei  den  Steuern  von  dem  Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Berufs- 
einkommen, bei  der  Malzsteuer  und  der  Abgabe  vom  Branntweinkleinverkauf, 
dies  alles  mit  Wirkung  vom  1.  Juli  1871  an  und  mit  einem  Mehrertrag  von 
rund  2,5  bis  2,8  MiU.  M. 

Nachdem  sodann  durch  das  Gesetz  vom  28.  April  1873  die  Herstellung 
neuer  Kataster  für  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  bestimmt  worden 
ist  und  zunächst  die  Gewerbe-  und  Gebäudekataster  fertig  waren,  trat  mit  dem 
1.  Juli  1877  eine  Erhöhung  der  Gebäude-  imd  Gewerbesteuer  um  rund  2  Mill.  M. 
ins  Leben. 

Einer  weiteren  Steigerung  der  Ausschanksabgabe  von  Wein  und  Obstmost 
über  den  Satz  von  11  Prozent  des  Ausschankerlöses  stünden  allerdings  schon 
die  Zollvereinsverträge  entgegen. 

Die  Malzsteuer  aber  wurde  im  Jahr  1881  durch  die  Feststellung  des 
Steuersatzes,  statt  seitheriger  7,20  M.,  auf  10  M.  von  100  kg.  um  rund  2  Mill.  M. 
ergiebiger  gemacht.  Und  von  der  Branntweinsteuer  wird  nach  dem  unlängst 
verabschiedeten  Gesetz  vom  18.  Mai  1885,  über  welches  in  dem  Finanzarchir 
an  einer  andern  Stelle  berichtet  wird,  jetzt  gleichfalls  ein  Mehrertrag  von 
700,000  M.  erhofft. 

Endlich  sind  auch  bei  den  gebührenartigen  Einkünften  imd  den  Ver- 
kehrssteuem  namentlich  durch  die  Gesetzgebung  von  1881  neue  Einnahmequellen 
und  grössere  Einnahmen,  vun  mehr  als  1  Mill.  M.  weiter  als  früher,  erschlossen 
worden. 

Welche  Fülle  von  anhaltender,  ununterbrochener  Mühe  und  Arbeit  die 
Durchsetzung  und  Durchführung  dieser  Massregeln  gebracht  hat  und  fortdauernd 
veranlasst,  vermag  freilich  nur  der  ganz  zu  ermessen,  der  mit  den  Verhältnissen 
in  Württemberg  näher  vertraut  ist.  Von  Budgetlandtag  zu  Budgetlandtag  muss 
ja  der  Kampf  um  viele  der  Steuern  und  um  einzelne  Steuei-sätze  immer  wieder 
von  vom  an  und  neu  aufgenommen  werden.  Fast  regelmässig  kehrt  z.  B.  die 
Beanstandung  der  Weinsteuer  wieder  in  ihrer  dermaligen  Erhebungsform  als 
Ausschanksabgabe  und  nicht  als  allgemeine  Konsumsteuer.  Zum  dritten  Mal 
schon  mussten  für  den  Malzsteuersatz  von  10  M.  für  100  kg.  die  weitläufigsten 
Untersuchungen  angestellt  und  zweimal  schon  sollte  der  auch  in  Bayern  ver- 
langte (vgl.  Schanz  in  Schmollers  Jahrbuch  1882  S.  563  und  in  verschiedenen 
Artikeln  der  Münchner  Allg.  Zeitung)  ausserordentlich  schwierige,  teilweise 
u'eradezu  unmögliche  Beweis  angetreten  werden,  dass  die  letzte  Steuererhöhung 
vom  Brauer  auf  den  Schankwirt  und  von  dem  letztem  auf  die  Biertrinker  wirk- 
lich auch  überwälzt  sei. 

Und  neue  Aufgaben  sind  bereits  angemeldet.  Wenn  bis  zum  Jahr  1887 
das  neue  Grundsteuerkataster  endlich  vollendet  sein  wird,  dann  muss  ja  die 
Frage  zum  Austrag  gebracht  werden,  in  welchem  Verhältnisse  Grund  und  Boden, 
Gebäude  und  Gewerbe,  jede  Ertragsquelle  zu  ihrem  Teil,  am  richtigsten,  dem 
Grundsatze  der  Gerechtigkeit  und  Gleichheit  entsprechend,  zur  Ertragssteuer 
heranzuziehen  sind.  Daran  wird  sich  unmittelbar  anreihen  die  weitere  Frage 
der  gleichmässigen  Ordnung  der  bis  jetzt  ebenfalls  zu  den  Ertragssteuem  ge- 
hörenden nur  so  genannten  Kapital-  imd  Renteneinkommensteuer.  Unausbleib- 
lich wird  man  sich  dann  vor  die  Entscheidvmg  gestellt  sehen,  ob  nicht  besser 
Pinanzarchiv.    II.  Jahrg.  813  15 
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zum  System  der  Einkommensteuer  übergegangen,  ob  nicht  wenigstens  neben 
den  vielleicht  eher  zu  ermässigenden  Ertragssteuem  eine  ergänzende,  zugleich 
die  Berücksichtigung  der  Schulden  jeder  Einzelwirtschaft  gestattenden  Ein- 
kommensteuer, wie  in  anderen  deutschen  Staaten,  eingeführt  werden  sollte. 
Erst  dann  würde  man  auch  eher  in  der  Lage  sein,  die  Volksklassen  mit  niedrigen 
Einzeleinkommen  in  der  direkten  Steuer  mehr  zu  entlasten,  wenigstens  solange 
die  indirekten  Staats-  und  Reichssteuem  nicht  werden  ermässigt  werden  können. 
Aber  doch  nicht  bloss  auf  die  Vermehrung  der  Einnahmen,  sondern  auch 
auf  eine  Einschränkung  der  Staatsausgaben  wurde  Bedacht  genommen,  und  die 
eingreifendste  Massregel  in  dieser  Richtung  nun,  die  1879  begonnene,  1881  und 
1885  fortgesetzte  Umwandlung  eines  grösseren  Teils  der  Staatsschuld  in 
niedriger  verzinsliche  Werte,  sowie  die  gleichzeitige,  wenn  auch  nur  vorüber- 
gehende Sistirung  ihrer  Tilgung  führt  mich  jetzt  meinem  eigentlichen  Thema 
näher.  Doch  kann  ich,  bevor  ich  mich  demselben  ganz  zuwende,  es  nicht  ver- 
meiden, der  Hauptursache  unserer  Staatsschuld,  dem  Bau  der  Staatseisenbahnen 
eine  besondere  Betrachtung  zu  widmen. 

II. 

„Württemberg  hat,  und  mit  vollem  Fuge,  die  Eisenbahnen  gewollt, 
somit  muss  es  auch  die  Mittel  zu  ihrer  Ausfühning  wollen,"  so  schrieb  Robert 
von  Mohl  a.  a.  0.  S.  723.  Welche  Vorstellung  er  sich  übrigens  von  den  hiefür 
erforderlichen  Mitteln  gebildet  haben  mochte,  zeigt  vielleicht  eine  andere  Stelle, 
S.  703,  wo  er  bemerkt,  die  Staatsschuld  werde  durch  die  neue  unvermeidliche 
Einrichtung  eine  noch  unbemessenbare  Vergrösserung  erhalten,  sie  müsse  aufs 
Doppelte,  ja  sie  könnte  aufs  Dreifache  steigen,  d.  h.  von  21  Mill.  Grulden  auf 
höchstens  63  Mill.  Gulden  oder  108  Mill.  M. 

Am  1.  April  1885  hat  aber  die  württembergische  Eisenbahnschuld 
den  Betrag  von  419,1  Mill.  M,  erreicht,  worunter  3,6  Mill.  M.  zu  Verwendungen 
für  Zwecke  der  Post-  und  Telegraphenvei-waltung ,  sowie  für  den  Bau  von 
Dienstwohnungen  der  niederen  Angestellten  bei  den  Verkehrsanstalten  überhaupt. 
Am  1.  April  1884  betrug  die  reine  Eisenbahnschuld  noch  400,7  Mill,  Ginge 
es  in  solchem  Tempo  weiter,  so  wäre  die  halbe  Milliarde  Staatsschulden,  vor 
welcher  in  der  Sitzung  der  Kammer  der  StandesheiTen  vom  13.  Januar  1873 
der  Staatsminister  Freiherr  von  Neurath  gewarnt  hat,  denn  doch  bald  erreicht. 
Von  letzteren  400,7  Mill.  M.  wurden  373,8  Mill.  auf  den  Bau  selbst ,  8,5  Mill. 
auf  Bauzinse,  18,4  Mill.  auf  GeldanschaflFungskosten  verwendet. 

In  dem  Gesamt  an  lagekapital  der  württembergischen  Eisenbahnen 
nach  dem  Stande  vom  1.  April  1884  sind  sodann  neben  den  400,7  Mill.  M.  An- 
lehensgeldem  noch  inbegriffen  25,7  Mill.  Grundstocks-  und  25,4  Mill.  M.  Rest- 
mittel, endlich  7,7  Mill.  M.  unmittelbar  verwendete  Betriebsüberschüsse,  so  dass 
sich  das  Anlagekapital  berechnen  würde  auf  459,5  Mill.  M.,  und  wenn  man  von 
den  letztern  7,7  Mill.  absieht  und  auch  die  Kosten  der  noch  im  Bau  begriffenen 
Bahn  Freudenstadt-Schiltach,  sowie  der  früheren  Vorarbeiten  für  neue  Bahn- 
projekte weglässt,  auf  448,6  Mill.  M. ,  bei  einer  Bahnbaulänge  von  1543,58  km 
ein  Aufwand  von  290,988  M.  auf  1  km. 

Nach  Abzug  endlich  des  von  Bayern  zu  verzinsenden  Bauaufwandes  für 
einzelne   kleinere  Strecken   an   der  Grenze  und   nach  Hinzurechnung  anderseits 
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des  von  Württemberg  an  Bayern  zu  verzinsenden  Baukapitals  für  die  Bahnstrecke 
von  der  Landesgrenze  bis  Nördlingen  stellt  sich  das  der  Rentabilitätsberech- 
nung zu  Grund  zu  legende  Kapital  auf  444,6  Mill.  M.  Im  Verwaltungsjahr 
1883/84  betrug  der  Einnahmeüberschuss  beim  Eisenbahnbetrieb  13,65  Mill.  M. 
Die  Rente  wäre  also  3,07  Prozent.  Liesse  man  freilich,  wie  die  immittelbar 
verwendeten  laufenden  Betriebsüberschüsse,  so  die  aufgewendeten  Restmittel 
ausser  Betracht,  würde  man  femer  auch  aus  den  bereits  getilgten  An- 
lehensgeldem,  je  nachdem  man  rechnet  (s.  unten  III),  37'/»  Mill.  oder  43V*  Mill.  M., 
auf  einen  Zins  verzichten,  so  würde  sich  das  hierüber  verbleibende  kleinere  Anlage- 
kapital mit  gegen  3  V2  Prozent  rentieren,  während  der  durchschnittliche  Zinsfuss 
der  gegenüberstehenden  Eisenbahnschuld  sich  immer  noch  auf  4,11  Prozent  be- 
läuft. Das  Zinsenerfordemis  im  ganzen  betrug  im  Verwaltungsjahr  1883/84 
1.5,39  Mill.  M.,  die  Lieferung  der  Eisenbahnen  zur  Staatskasse  13,64  Mill.,  das 
Deficit  der  Staatseisenbahnen  also  oder  der  Zuschuss  aus  anderen  Mitteln, 
d.  i.  schliesslich  der  Steuerpflichtigen,  1,75  Mill.  M.  Im  Vorjahr  hatte  es  2,70  Mill. 
und  auch  in  den  nächsten  Jahren  wird  es  wieder  mehr,  nach  den  Voranschlägen 
2.22  und  2,40  Mill.  M.,  betragen. 

Die  von  dem  k.  statistisch-topographischen  Bureau  herausgegebene  neue 
Landesbeschreibung  ,Das  Königreich  Württemberg"  enthält  in  dem  zweiten  im 
Jahre  1884  erschienenen  Bande  auf  S.  828 — 852  von  kundigster  Seite  (von  dem 
Eisenbahndirektor  Knapp  d.  j.)  sehr  belehrende  Mitteilungen  über  die  Ent- 
wicklung der  wiirttembergischen  Staatseisenbahnen.  Ausserdem  darf  ich  viel- 
leicht Bezug  nehmen  auf  meine  früheren  Veröffentlichungen  in  den  Württem- 
bergischeu  Jahrbüchern  für  Statistik  und  Landeskunde  1861  II  S.  122  ff.,  1874 
II  S.  128  ff.,  1878  I  S.  210  ff.,  1880  I  S.  221  ff.  Damach  kann  man  in  der 
Geschichte  dieses  Verkehrsmittels  vier  annähernd  gleich  grosse,  je  ein  Jahrzehnt 
umfassende  Perioden  unterecheiden. 

I.  Das  grundlegende  Gesetz  vom  18.  April  1843  ging  von  der  An- 
schauimg  aus,  dass  von  den  Eisenbahnen  als  Strassen  höherer  Ordnung  nur  die 
Haupt-  und  Staatsbahnen  auf  Staatskosten  zu  bauen,  die  Zweigeisenbahnen  aber 
der  kommunalen  oder  Privat  Unternehmung  zu  überlassen  seien,  nur  etwa  mit 
einer  staatlichen  Zinsengarantie  je  nach  dem  Verhältnis  der  Zweigeisenbahn  zu 
dem  allgemeinen  Landesinteresse.  Demgemäss  sollten  auf  Staatskosten  Eisen- 
bahnen erbaut  werden,  welche  den  Mittelpunkt  des  Landes,  Stuttgart  tmd  Cann- 
statt,  auf  der  einen  Seite  durch  das  Filsthal  mit  Ulm,  Biberach,  Ravensbm-g 
und  Friedrichshafen,  auf  der  anderen  Seite  mit  der  westlichen  Landesgrenze, 
sowie  in  nördlicher  Richtung  mit  Heilbronn  verbinden. 

Das  Gesetz  vom  18.  April  1843  bestimmte  weiter  in  Art.  3,  dass  an  dem 
Aufwand  für  die  auf  Staatskosten  zu  bauenden  Eisenbahnen  die  Kaufschillinge 
für  die  Bauplätze  der  notwendigen  Gebäude  und  für  die  Grundflächen  zu  den 
Bahnhöfen  auf  das  Grundstocks  vermögen  des  Staats  übernommen  werden 
sollen.  Ausserdem  hat  das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1851  den  gesamten  Auf- 
wand für  die  Verbindungsbahn  mit  Baden  zwischen  Bietigheim  und  Bruchsal, 
desgleichen  den  ganzen  Aufwand  für  die  Herstellung  der  Verbindung  mit  der 
bayerischen  Bahn  in  Ulm  auf  den  Grundstock  überwiesen;  ebenso  das  Gesetz 
vom  17.  September  1855  den  bis  dahin  noch  vorhandenen  Rest  des  Aufwands 
für  den  Bau  und  die  Ausrüstung   der  Bahnlinie  zwischen  Heilbronn  und  Fried- 
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richshafen.  Nach  dem  Stand  am  1.  April  1884  waren  demgemäss  aus  Grund- 
stocksmitteln verwendet  13,1  Mill.  M.  als  Bauaufwand  und  12,6  Mill.  M.  zu 
Kaufschillingen  für  Grunderwerbungen. 

Am  1.  Juli  1850  befand  sich  die  noch  heute  wichtigste  innere  Verbindungs- 
linie von  Heilbronn  bis  Priedrichshafen  in  der  Länge  von  250,17  km  im  Betrieb. 
Im  September  und  Oktober  1853  sodann  war  mit  dem  Anschluss  an  Bayern  in 
Ulm  der  Weg  nach  dem  Osten  und  durch  den  Anschluss  an  Baden  in  Bruchsal 
(unter  Verwendung  von  Grundstocksgeldem)  die  kürzeste  Verkehrslinie  nach  dem 
Mittelrhein  gesichert,  beides  Anschlüsse,  welche  durch  die  Eröfftiung  der  Linie 
Wien-Salzburg-München  und  der  Eheinbrücke  bei  Kehl  im  Jahr  1860  ihre  volle 
Bedeutung  später  noch  erhielten.  Nur  musste  nach  einem  in  dem  Vertrag  vom 
4.  Dezember  1850  gemachten  Vorbehalt  durch  den  weiteren  Vertrag  vom  15.  No- 
vember 1878  die  Strecke  Bretten-Bruchsal  an  Baden  abgetreten  werden.  Die  hiefür 
vergüteten  gegen  SV^  Mill.  M.  wurden  dem  Grundstocksvermögen  gutgeschrieben, 
aus  welchem  auch  der  Bauaufwand  bestritten  worden  war.  Zur  erleichterten 
Verbindung  mit  den  übrigen  Bodenseeuferplätzen  und  mit  den  von  diesen  aus 
nach  der  östlichen  Schweiz  sich  verzweigenden  Eisenbahnen  wurde  ferner  1854 
die  seit  1824  von  Friedrichshafen  aus  durch  eine  Aktiengesellschaft  betriebene 
Dampfschiffahrtsanstalt  für  den  Staat  erworben.  —  „Den  Hauptanteil  an  der 
Güterbewegung  auf  der  württembergischen  Bahn  hatte  schon  in  jener  Zeit  die 
Holzausfuhr."  —  „Die  solide  und  sparsame  Ausführung  des  Schienenwegs  und 
der  Bahngebäude,  die  in  dem  Albübergang  zwischen  Geislingen  und  Ulm  ge- 
fundene einfache  wie  kühne  Lösung  der  Ueberschreitung  eines  Gebirgs  durch 
für  die  Lokomotive  bis  dahin  kaum  zugänglich  gehaltene  Steilrampen,  die  den 
Bedürfnissen  des  Verkehrs  und  den  Lebensgewohnheiten  der  Bevölkerung  mit 
praktischem  Sinn  angepassten  Transporteinrichtungen  (das  amerikanische  Per- 
sonenwagensystem), der  wohlgeordnete  Betrieb  fanden  auch  über  die  Grenzen 
des  Landes  hinaus  Beachtung  und  Anerkennung." 

IL  Im  Jahr  1853—54  berechnete  sich  die  Rente  aus  dem  Anlagekapital 
zu  2,76  Prozent,  dagegen  im  Jahr  1856—57  schon  zu  5,8  Prozent,  1857—58  zu  5,1, 
1858-59  zu  6,1,  1859-60  zu  5,3  Prozent.  Unter  dem  Eindruck  solcher  Ergeb- 
nisse war  der  Entschluss  nicht  zu  schwer,  nun  auch  weitere  „Linien,  welche  den 
Verkehr  ganzer  Landesteile  mit  dem  Mittelpunkte  des  Landes  oder  unter  sich 
vermitteln  oder  neue  Berührungspunkte  mit  den  die  Grenzen  Württembergs  all- 
mählich auf  allen  Seiten  umschlingenden  Bahnen  der  Nachbarstaaten  zu  gewinnen 
geeignet  waren",  in  das  Staatsbahnnetz  einzubeziehen.  So  wurde  in  Gemässheit 
des  Gesetzes  vom  6.  Mai  1857  zuerst  die  Linie  Plochingen-Reutlingen  (Beginn  der 
Oberneckarbahn)  in  Angriff  genommen ,  wurden  ferner  durch  Gesetz  vom 
17.  November  1858  „die  Richtungen  bestimmt,  in  welchen  das  vaterländische 
Eisenbahnnetz  nach  Zulassung  der  Umstände  weitere  Ausdehnung  erhalte»  sollte", 
nämlich 

1)  die  Fortsetzung  der  Nordbahn  (Bietigheim-Heilbronn)  über  Oehringen 
und  Hall  nach  Crailsheim; 

2)  im  Anschluss  hieran  von  Crailsheim  durch  die  Thäler  der  Jagst,  des 
oberen  Kochers  und  der  Brenz  über  Heidenheim  bis  zur  Ostbahn  (Stutt- 
gart-Ulm) ; 

3)  von  Heilbronn  an  die  badische  Grenze  bei  Neckarelz; 
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4)  die  Fortsetzung  der  Neckarbahn  von  Reutlingen  nach  Rottenburg  und 
durch  das  Flussgebiet  des  oberen  Neckars  bis  an  die  badische  Grenze; 

5)  ein  Schienenweg  von  einem  Punkte  der  Ostbahn  im  Filsthal  oder  von 
Cannstatt  aus  über  Gmünd  und  Aalen  nach  Nördlingen. 

„Alle  diese  Linien  sollten  für  Rechnung  des  Staats  erbaut  werden;  einer 
jeden  derselben  war,  gewissermassen  zur  Begründung  ihrer  Aufnahme  in 
das  Staatsbahnnetz,  ein  Zielpunkt  jenseits  der  württembergischen  Grenze  ge- 
geben." 

Der  Anschluss  bei  Nördlingen  wurde  durch  Staatsvertrag  vom  21.  Januar 
1861  bei  Bayern  erwirkt,  allerdings  unter  der  lästigen  Bedingimg,  dass  inner- 
halb zwölf  Jahren  vom  Tag  der  Eröffnimg  der  Cannstatt-Nördlinger  Bahn  keine 
Schienenverbindung  zwischen  dieser  Bahn  und  der  Cannstatt-Ulmer  Eisenbahn 
hergestellt  werden  durfte,  durch  welche  die  württembergische  Bahnlinie  von 
Nördlingen  bis  Friedrichshafen  kleiner  würde,  als  die  bayerische  Linie  Nörd- 
lingen-Lindau.  (Insolange  also  Verbot  des  vollen  Ausbaues  der  Linie  2.)  Auch 
die  weiteren  bei  dem  Gesetz  vom  17.  November  1858  in  das  Auge  gefassten  An- 
schlüsse fielen  nicht  mehr  in  diese  Periode  und  so  wurde  innerhalb  der  letzteren 
überhaupt  nur  noch  ein  solcher  erreicht  durch  den  Staatsvertrag  vom  6.  No- 
vember 1860.  auf  Grund  dessen  der  badischen  Regierung  von  Mühlacker  über 
Pforzheim  nach  Durlach  eine  weitere  Verbindimg  mit  der  Rheinbahn  zugestanden 
worden  war. 

Zur  wii'klichen  Ausführung  gelangten  in  der  zweiten  Bauperiode  1854—64 
die  Linien  Plochingen-Reutlingen  (1859)  und  Reutlingen-Rottenburg  (1861),  femer 
Cannstatt-Wasseralfingen ,  die  Remsbahn  (1861)  und  Wasseralfingen-Nördlingen 
(1863),  Heilbronn-Crailsheim  (1862).  Dazu  ganz  am  Schlüsse  der  Periode  Aalen- 
Heidenheim  (1864).  Im  ganzen  umfassten  die  Staatsbahnen  am  Schlüsse  dieser 
Periode,  welcher  zugleich  mit  dem  Schluss  der  Regierung  des  Königs  Wil- 
helm zusammenfiel,  530  km.  Drei  Jahre  vorher  war  der  hauptsächlichste  Be- 
gründer und  seitherige  Leiter  des  Eisenbahnwesens,  FinanzministerKnapp, 
mit  Tod  abgegangen. 

,Die  württembergischen  Bahnen  standen  jetzt  —  ausser  der  Bodenseever- 
bindung mit  den  schweizerischen  Bahnen  —  an  vier  Punkten  in  unmittelbarem 
Schienenanschluss  mit  auswärtigen  Bahnen,  an  zwei  Punkten  mit  der  bayerischen, 
an  zwei  mit  der  badischen.  Die  Strecke  L"lm-Mühlacker  bildete  ein  Glied  des 
im  Jahr  1861  endlich  hergestellten  grossen  mitteleuropäischen  Schienenwegs  von 
Wien  nach  Paris."  Verglichen  mit  1853—54  hatte  im  Jahr  1863 — 64  die  durch- 
schnittliche Verkehrsdichtigkeit  im  Personenverkehr  um  37,5  Prozent,  im  Güter- 
verkehr um  13,2  Prozent  zugenommen.  —  ,L'nter  den  transportierten  Gütern  be- 
gann die  für  die  Entwricklung  der  Industrie  wichtige  Steinkohle  mit  grösseren 
Ziffern  zu  erscheinen."  —  Das  Anlagekapital  verzinste  sich  mit  4,91  Prozent,  ein 
finanzielles  Ergebnis,  „welches  nicht  sowohl  auf  einem  im  Vergleich  mit  anderen 
Bahnen  starken  Verkehr,  als  vielmehr  auf  dem  massigen  Anlagekapital  und  der 
niedrigen  Verhältnisziffer  der  Ausgabe  zu  der  Einnahme  beruhte." 

in.  Auch  die  ersten  Jahre  der  dritten  Periode  1864—74  lieferten  noch 
höhere  Erträge,  so  z.  B.  1866-67  4,76  Prozent,  1867—68  5,21  Prozent.  Seither 
aber  sind  4  Prozent  nur  noch  einmal,  im  Jahr  1871 — 72,  erreicht  worden.  Die 
Regierung  des  Königs  Karl   hatte   die  nicht   eben  leichte  Aufgabe  zu  über- 
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nehmen,  die  seit  einiger  Zeit  stockenden  Verhandlungen  mit  den  Nachbarstaaten 
wieder  in  Gang  zu  setzen  und  zu  Ende  zu  führen.  Dieser  Aufgabe  entsprach 
die  Vereinigung  des  bis  dahin  unter  dem  Finanzministerium  gestandenen  Eisen- 
bahnwesens mit  dem  Departement  der  auswärtigen  Angelegenheiten  unter 
dem  Minister  Freiherrn  von  Varnbüler  im  Herbst  1864. 

Dem  gleichzeitig  zwei  Anschlüsse  an  die  badische  Odenwaldbahn  sichernden 
Staatsvertrag  mit  Baden  und  Hessen  vom  31.  März  1864  —  statt  des  früher 
geplanten  einen  bei  Neckarelz,  der  indessen  seither  infolge  des  Vertrags  vom 
29.  Dezember  1873  doch  noch,  aber  von  Baden  bewerkstelligt  wurde  und  eine 
nicht  unwichtige  Verbindung  nach  dem  mittleren  Deutschland  schuf  —  Eberbach- 
Erbach-Hanau  — ,  folgten  jetzt  rasch  die  Staatsverträge  vom  18.  Febraar  1865 
mit  Baden  und  vom  3.  März  1865  mit  Preussen,  endlich  am  12.  Dezember  1868 
ein  Staatsvertrag  mit  Bayern.  Durch  den  letzteren  wurde  eine  weitere  Verbin- 
dung mit  dem  östlichen  Nachbarstaat  von  Crailsheim  über  Ansbach  nach  Nürn- 
berg erreicht.  Der  Vertrag  mit  Preussen  öffnete  das  ganze  hohenzollemsche 
Gebiet  dem  württembergischen  Bahnbau  und  Bahnbetrieb,  jedoch  unter  der 
immerhin  lästigen  Bedingung  der  nur  teilweise  durch  württembergische  Verkehrs- 
interessen gebotenen  Linie  von  Tübingen  über  Hechingen  und  Sigmaringen  nach 
Oberschwaben.  Und  wie  seiner  Zeit  das  Gesetz  vom  17.  November  1858  wesent- 
lich über  das  Programm  des  ersten  Eisenbahnbaugesetzes  vom  18.  April  1843 
hinausgegangen  war,  so  wurde  jetzt  durch  den  Vertrag  vom  18.  Februar  1865  mit 
Baden  und  durch  das  dritte  grössere  Eisenbahnbaugesetz  vom  13.  August 
1865,  welchem  teils  abändernd,  teils  ergänzend  3  Jahre  später  das  Gesetz  vom 
16.  Mai  1868  folgte,  der  Rahmen  abermals  erweitert,  wurden  da  und  dort  auch 
die  Maschen  des  Eisenbahnnetzes  enger  gezogen.  Die  noch  rückständigen  Linien 
des  Gesetzes  von  1858  kamen  vor  allem  zur  Ausführung  mit  der  schon  gedachten 
Abänderung  der  Linie  3  und  mit  Ausnahme  der  durch  eine  gleichfalls  bereits 
erwähnte  Vertragsbestimmung  vorerst  noch  verhinderten  Linie  Heidenheim-ülm 
(II,  2),  endlich  bei  der  Linie  4  mit  einem  doppelten  Anschluss  an  die  badische 
\Bahn  in  Immendingen  (zwischen  Tuttlingen  und  SchafFhausen)  imd  in  Villingen 
(von  Rottweil  ab  zur  Verbindung  einerseits  mit  Triberg,  Hausach,  Offenburg, 
anderseits  mit  Donaueschingen).  „Dem  Bedürfnis  sodann,  auch  den  von  den  Linien 
des  Gesetzes  von  1858  noch  nicht  berührten  Gegenden  die  Wohlthat  einer  Eisen- 
bahnverbindung zu  teil  werden  zu  lassen,  kamen  die  rasch  steigenden  Erträgnisse 
der  im  Betrieb  stehenden  Bahnen  und  die  aus  denselben  in  der  Staatskasse  ge- 
sammelten Ueberschüsse  entgegen.  Man  glaubte  auch  durch  eine  möglichste  Ver- 
mehi-ung  der  Bahnanschlusspunkte  zumal  auf  der  Westgrenze  sich  einen  grösseren 
Anteil  an  dem  Durchgangsverkehr  vom  Norden  nach  dem  Süden,  vom  Rhein  nach 
der  Schweiz  zu  sichern,  als  die  vorherrschend  ostwestliche  Richtung  der  bis- 
herigen Hauptbahnlinien  seither  der  württembergischen  Bahn  hatte  zukommen 
lassen." 

Den   südnördlichen  Zug   sollten   vemiitteln   an    der   Ostgrenze   die  Lini^ 
Crailsheim-Mergentheim  als  Fortsetzung  von  Friedrichshafen-Ulm-Crailsheim  (II  2) 
an  der  Westgrenze  die  Linie  Pforzheim-Calw-Horb  (Nagoldbahn)  zum  Anschlua 
an  die  obere  Neckarbahn  (II  4),  —  wobei  nur  nicht   genügend   bedacht  wurde 
dass  die  Fortsetzungen  beider  über  die  Linien  interessefeindlicher  Verwaltunge 
führten,  von  welchen  man  im  Tarif  und  Transit  abhängig  blieb. 
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Von  der  Linie  Pforzheim-Calw  (der  Nagoldlinie)  wurde  nach  Wüdbad  in 
da«  obere  Enzthal  abgezweigt,  —  ,der  erste  nicht  unbedenkliche  Vorgang  der 
Erbauung  einer  Zweigbahn  von  vorwiegend  lokaler  Verkehrsbedeutung  auf  Staats- 
kosten", die  überdies  auch  heute  noch  nicht  einmal  1  Prozent  des  Anlagekapitals 
verzinst. 

Von  Calw  aber  wurde  eine  Verbindung  mit  der  Hauptbahn  bei  ZufFen- 
hausen,  zwischen  Stuttgart  und  Ludwigsburg,  hergestellt.  »Da  man  durch  diese 
Verbindungslinie  zugleich  die  Holzausfuhr  des  Nagoldgebiets  der  Hauptbahn  und 
dem  Neckar  zuzuführen  beabsichtigte,  mussten  derselben  bei  ihrer  Ausführung 
möglichst  massige  Ansteigungen  in  der  Richtung  nach  der  Hauptbahn  gegeben 
werden,  was  bei  den  schwierigen  Terrainverhältnissen  den  Bau  dieser  Schwarz- 
waldbahn beträchtlich  verteuerte." 

,  Einem  alten  Verkehrszug  zwischen  der  mittleren  Donau  und  dem  Ober- 
rhein folgend  wurde  weiter  von  Ulm  aus  entlang  der  oberen  Donau  eine  Bahn 
in  der  Richtung  von  Schaffliausen  und  Basel  gefuhrt,  welche  bei  Mengen  mit 
der  von  Tübingen  kommenden  Hohenzollembahn  zusammentreffen  sollte.'  Die 
letztere  erhielt  ihre  Fortsetzung  schräg  durch  Oberschwaben  in  das  Allgäu,  von 
wo  aus  ein  Anschluss  an  die  bayrische  Bahn  früher  oder  später  noch  erfolgen 
muss.  Eine  weitere  Querbahn  durch  Oberschwaben  endet  vorerst  bei  dem  badi- 
schen  PfuUendorf.  Eine  Bodenseeuferbahn  ist  erst  im  Princip  mit  Baden 
vereinbart. 

Schon  dieser  kurze  Ueberblick  zeigt,  mit  welcher  Energie  jetzt  die  rasche 
Ausbreitung  des  Eisenbahnnetzes  über  fast  alle  Landesteile  betrieben  wurde. 
Man  baute  thatsächlich  an  allen  Ecken  und  Enden  zumal.  Es  gab  Zeiten,  in 
welchen  monatlich  2  Mül.  Gulden  für  diesen  Zweck  erfordert  wurden.  Am  Schlüsse 
der  dritten  Periode  standen  die  württembergischen  Bahnen  bei  einer  Länge  von 
1177,61  km  an  12  Punkten  in  unmittelbarer  Schienenverbindung  mit  den  Nach- 
barbahnen, an  zweien  mit  der  bayrischen  (Crailsheim- Ansbach  wurde  erst  in 
der  vierten  Periode  fertig),  an  zehn  mit  der  badischen.  Eine  1869  ins  Leben 
getretene  Trajektanstalt  über  den  Bodensee  sollte  auch  den  Verkehr  mit  der 
schweizerischen  Nordostbahn  mehr  heben. 

,Man  hatte  sich  auf  seiten  der  Regierung  keineswegs  verhehlt,  dass  ein 
den  Zinsen  der  aufzunehmenden  Anlehen  gleichkommendes  Erträgnis  dieser  zahl- 
reichen neuen  Bahnen,  welche  zudem  ziim  Teü  mit  unverhältnismässigem  Auf- 
wand durch  enggewimdene  Thäler  oder  über  beträchtliche  Bodenerhebungen  zu 
führen  waren,  für  längere  Zeit  nicht  zu  erwarten  sei.  Allein  man  hatte  sich  bei 
dem  Gedanken  beruhigt,  dass  der  finanzielle  Ausfall  durch  die  wohlthätigen 
volkswirtschaftlichen  Wirkimgen  der  neuen  Bahnen  und  die  infolge  dessen  ge- 
steigerte Steuerkraft  des  Landes  werde  aufgewogen  werden,  ohne  freilich  zu 
bedenken,  dass  auch  das  intensivste  Befruchtungsmittel  seine  voUe  Wirksamkeit 
da  nicht  entfalten  kann,  wo  die  natürlichen  Bedingungen  des  Wachstums  fehlen." 
Am  Schlüsse  der  dritten  Periode  betrug  die  Rente  noch  3,3  Prozent.  Da 
aber  das  Anlagekapital  in  jener  Zeit  fast  ausschliesslich  durch  Anlehen  zu  teil- 
weise ziemlich  hohem  Zinsfuss  aufgebracht  werden  musste,  war  von  einem  Rein- 
erträgnis in  Wirklichkeit  schon  damals  nicht  mehr  die  Rede. 

IV.  Dadurch  haben  sich  jedoch  Regierimg  und  Stände  nicht  abhalten 
lassen,   auf  dem  einmal  betretenen  Wege  sogar  noch  weiter  zu  gehen,  nament- 
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lieh  nachdem  die  französische  Kriegsentschädigung  grosse  Summen  der  Staats- 
kasse zugeführt  hatte.  Zunächst  konnte  die  Linie  Hei'denheim-Ulm  (s.  oben  II  2) 
in  den  Jahren  1875  und  1876  dem  Betrieb  übergeben  werden.  Femer  trat  jetzt 
der  Bau  von  sogenannten  Abkürzungslinien  in  den  Vordergrund,  von  der  Landes- 
hauptstadt nach  der  Schweiz  in  der  Richtung  gegen  den  Gotthard  hin  und  als 
Fortsetzung  auch  nach  der  anderen  Richtung  von  der  Hauptstadt  nach  Crails- 
heim-Nümberg.  Demgemäss  wurde  durch  das  Gesetz  vom  22.  März  1873 
beschlossen  auf  der  einen  Seite  der  Bau  einer  Bahn  von  Stuttgart  über  Böb- 
lingen, Herrenberg  (Gäubahn)  nach  der  Station  Eutingen  an  der  Nagoldbahn, 
nur  9  km  entfernt  von  der  Station  Horb,  wo  letztere  in  die  Oberneckarbahn  ein- 
mündet, und  von  Eutingen  nach  Freudenstadt,  zum  späteren,  durch  Staatsvertrag 
mit  Baden  vom  29.  Dezember  1873  gesicherten  Anschluss  an  die  Kinzigbahn 
Freudenstadt-Schiltach-Hausach,  —  auf  der  anderen  Seite  auch  der  Bau  einer 
Bahn  von  der  zwischen  Crailsheim  und  Hall,  7  km  von  letzterem  Orte  gelegenen 
Station  Hessenthal  durch  die  Thäler  des  oberen  Kochers  und  der  Murr  nach 
Waiblingen  an  der  Remsbahn,  13  km  entfernt  von  Stuttgart,  sowie  durch  das 
untere  Thal  der  Murr  nach  Bietigheim  an  der  Hauptbahn.  Diese  verschiedenen 
Linien  wurden  in  der  Zeit  vom  Oktober  1876  bis  Mai  1880  eröffnet.  Die  letzten 
seither  noch  erlassenen  Eisenbahnbaugesetze  vom  11.  Juni  1876  und  25.  August 
1879  bestimmten  die  Linien  Heilbronn-Eppingen,  Kisslegg-Wangen,  Ludwigsburg- 
Beihingen;  endlich  die  Inangriffnahme  von  Freudenstadt-Schiltach. 

Die  Landesbeschreibung  spricht  sich  a.  a.  0.  S.  847  über  die  Bahnen  dieser 
Periode  aus  wie  folgt:  „Die  neuen  Abkürzungslinien  erforderten,  da  die  be- 
treffenden Gegenden  zum  Teil  eben  wegen  ihrer  gebirgigen  Terrainbeschaffenheit 
bisher  vom  Eisenbahnbau  umgangen  worden  waren,  einen  verhältnismässig  hohen 
Bauaufwand;  die  Gäubahn  hatte  den  Bergstock  des  Schönbuchs  und  die  Hoch- 
ebene des  oberen  Gaus  zu  übersteigen,  um  nach  Uebersetzung  der  Quellbäche 
der  Glatt  über  die  hohe  Wasserscheide  in  das  tiefeingeschnittene  Kinzigthal  zu 
gelangen;  die  Murrbahn  hatte  zwischen  ihi-en  beiden  hocTigelegenen  Endstationen 
Waiblingen  und  Hessenthal  mehrere  tiefe  Flussthäler  zu  überschreiten  und  die 
starken  Bodenerhebungen  des  Welzheimer  und  Mainhardter  Waldes  zu  durch- 
brechen. Dem  beträchtlichen  Zuwachs  an  Anlagekapital  konnte  aber  nicht  etwa 
eine  Zunahme,  sondern  musste  vielmehr  eine  Verminderung  des  Erträgnisses 
folgen,  da  die  neuen  Linien,  deren  eigener  Verkehr  ein  wenig  lebhafter  blieb, 
den  bestehenden  ihren  Verkehr  entzogen,  die  gleichen  Transporte  aber  auf  den 
kürzeren  Linien  weniger  einbrachten  als  auf  den  längeren,  ein  allerdings  nur 
finanzieller  Nachteil,  dem  der  wirtschaftliche  Vorteil  der  Tax-  und  Frachterspamis 
gegenüberstand.  Doch  kam  dieser  Vorteil  vorwiegend  dem  Verkehr  der  Haupt- 
stadt zugut,  auf  welche  die  kürzeren  Linien  zuführten,  wähi-end  das  übrige  Land 
an  der  wachsenden  Zinsenlast  mitzutragen  hatte.  Auch  waren  die  Abkürzungen 
selbst  (bei  der  Gäubahn  37  km  gegenüber  dem  Weg  über  die  Obemeckarbahn, 
bei  der  Mun-bahn  nur  15  km  gegenüber  dem  Weg  über  die  Remsbahn)  im  Ver- 
hältnis zu  den  für  den  durchgehenden  Verkehr  in  Betracht  kommenden  Ent- 
fernungen zu  gering,  um  den  württembergischen  Bahnen  einen  wesentlich  ver- 
mehrten durchgehenden  Verkehr  zuzuführen." 

Mit  der  Ausdehnung  des  Bahnkörpers  auf  1544  km  vermehrten  sich  die 
Anschlüsse   an  die  Bahnen  der  Nachbarstaaten   in    dieser  Periode   auf   15,    von 
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welchen  12  gegen  Baden.  Der  relative  Personenverkehr  auf  1  Bahnkilometer 
aber  vermindert«  sich  1882 — 83,  verglichen  mit  1873 — 74,  um  16  Prozent,  der 
relative  Güterverkehr  um  etwa  15  Prozent,  die  Rentabilität  der  Staatsbahnen  von 
3,3  auf  2,8  Prozent.  Und  wenn  nun  auch  das  Jahr  1883—84  wieder  3,07  Prozent 
ertragen,  Personen-  und  Güterverkehr  sich  in  etwas  gehoben  haben,  so  ist  doch, 
abgesehen  davon,  dass  die  nächsten  Jahi-e  mit  der  Betriebseröfihung  auf  der  sehr 
teuren,  voraussichtlich  wenig  frequenten  Kinzigbahn  notwendig  einen  Rückschlag 
bringen  müssen,  jetzt  aber  im  grossen  Ganzen  nur  eingetroÖ'en ,  was  im  Jahr 
1873  Freiherr  v.  Neurath  in  der  schon  erwähnten  Sitzung  der  ersten  Kammer 
vorhergesagt  hatte. 

Das  sonst  eher  bedächtige  württembergische  Volk  hatte  sich  eben  um 
jene  Zeit  von  der  Leidenschaft  für  den  Eisenbahnbau  zu  sehr  beherrschen  lassen, 
in  welche  es  allmählich  hineingeraten  war.  Dem  Programm  des  Freiherm  von 
Varnbüler  vom  Jahr  1865  wird  ja  gewiss  niemand  schöpferische  Originalität, 
seiner  Diplomatie  in  Sachen  des  Verkehrs  wird  niemand  besonderes  Verständnis 
und  Geschick,  seinem  praktischen  Wirken  als  Verkehrsminister  niemand  ent- 
schiedene Thatkraft  absprechen  können.  Indem  er  an  so  vielen  Orten  gleich- 
zeitig den  Eisenbahnbau  in  Angriff  nehmen  liess,  gedachte  er  in  der  denkbar 
kürzesten  Zeit  über  die  immer  unbehaglichen,  ganz  unrentablen  Perioden  hin- 
wegzukommen. Aber  es  wurde  damit  den  Lokal-  und  Bezirksinteressen,  ja  auch 
Agitationen  auf  dem  politischen  Gebiete  zu  weit  die  Thüre  geöffnet  und  die 
finanzielle  Seite  war  von  vornherein  doch  gar  zu  sorglos  behandelt.  Zum  Beleg 
hiefür  hatte  der  Verfasser  dieser  Zeilen  z.  B.  am  3.  Juni  1874  als  Mitglied  der 
ersten  Kammer  die  unangenehme  Aufgabe  anzuführen,  dass  seiner  Zeit  in  den 
Motiven  die  Gesamtkosten  der  Bahn  Zuffenhausen-Calw-Nagold  auf  8  Mül.  Gulden 
veranschlagt  worden  seien,  während  sie  in  "Wirklichkeit  17  Millionen  betragen 
haben,  dass  ebenso  bei  der  Linie  Pforzheim- Wildbad  der  Voranschlag  auf  2V-i 
Mül.  Gulden  gelautet  habe,  der  mrkliche  Aufwand  aber  4V-2  Millionen  gewesen  sei, 
bei  Heilbronn-Jagstfeld  gai-  der  Voranschlag  1,8  Millionen  und  der  Aufwand 
4  Mill.  Gulden.  Vom  Jahr  1865  an  hat  man  auch  die  sogenannten  Bauzinse,  die 
Zinse  des  Baukapitals  während  der  Zeit  des  Baus,  auf  den  Baufonds  übernommen. 

Und  nach  dem  Abgang  des  Freiherm  v.  Varnbüler  im  September  des  Jahres 
1870  dauerte  der  fieberhafte  Drang  nach  Gewinnung  weiterer  Eisenbahnverbin- 
dungen sogar  in  verstärktem  Grade  noch  längere  Zeit  fort;  ja  man  hat,  um 
nur  diesen  Zweck  leichter  zu  erreichen,  selbst  über  manche  bewährte  Verwaltungs- 
grundsätze hier  sich  hinweggesetzt.  Im  Jahr  1873  wurde  damit  begonnen,  auch 
die  Kosten  für  Verbesserungen  und  Ei"weiterungen  der  bestehenden  Bahnen  in 
sehr  weitem  Umfang  auf  Anlehensgelder  zu  überweisen,  was  die  Folge  hat,  dass 
zwar  die  Betriebseinnahmen  grösser  erscheinen,  weil  ein  grösserer  Teü  des  Roh- 
ertrags abgeliefert  werden  kann,  dass  aber  auf  der  anderen  Seite  notwendig  die 
Staatsschuld  und  damit  schon  in  den  nä<;hsten  Jahren  die  Kosten  ihrer  Verzinsung 
und  Tilgung  wachsen  müssen.  Man  hat  dieses  Verfahren  seither  fortgesetzt  und  zu 
solchen  Zwecken  nun  schon  gegen  12  Mill.  M.  verwilligt  und  verwendet,  an- 
fänglich sogar  auf  ganz  weite  allgemeine  Kredite  hin,  welche  der  Verwaltimg 
die  freieste  Hand  Hessen,  während  doch  sonst  die  Geldverwilligungen  auch  in 
Württemberg  von  genauen  Specifikationen  abhängig  gemacht  werden.  Erst  seit- 
dem der  Ministerpräsident  Dr.  v.  Mittnacht   die  Verwaltung   der  Verkehrs- 
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anstalten  selbst  in  die  Hand  genommen,  wird  hier  mehr  Zurückhaltung  und 
Selbstbeschränkung  geübt,  welcher  auch  die  ständischen  Kreise,  melir  und  mehr 
ernüchtert,  gefolgt  sind.  Freilich  vor  11  Jahren,  im  Juni  1874,  haben  dort  dem 
Verfasser  dieser  Zeilen  nur  wenige  beigestimmt,  als  er  die  in  Württemberg  be- 
folgte Eisenbahnbaupolitik  nicht  mehr  im  richtigen  Verhältnisse  zu  unseren 
Finanzen  stehend  bezeichnet  hat,  weil  sie  die  Harmonie  im  Staatshaushalt  störe 
und  dadurch  andere  nicht  minder  wichtige  Staats-  und  Kulturinteressen  be- 
nachteilige. 

Die  wichtigsten  statistischen  finanziellen  und  Betriebsergebnisse  am  Schlüsse 
von  jeder  der  vier  Perioden  sind  in  der  nachstehenden  Uebersicht  zur  Vergleichung 
nebeneinander  gestellt. 


Württembergische  Staatseisenbahnen.    1853—54   1863—64    1873—74  j  1882—83 


Gesamtlänge  der  Bahnen  Km. 

Gesamtanlagekapital  Mill.  M. 

Auf  1  Km.  M. 

Beförderte  Personen  Tausende 

Durchschnittl.  hat  1  zurückgelegt.  Km. 

Fahrgeld  bezahlt  pr.  Km.  Pfg. 

Auf  1  Bahn  Km.  kommen  Person.  Km. 

Transportierte  Güter  Tonnen 

Durchschn.  wurde  1  Tonne  geführt  Km. 

bezahlte  1  Tonne  Fracht  p.  Km.  Pf 

Auf  1  Bahnkm.  kommen  Tonnen  Km. 


Einnahmen  auf  1  Bahnkm. 
aus  dem  Personenverkehr 

,       „     Güterverkehr 
Gesamteinnahme 


M. 


Gesamtausgabe  auf  1  Bahnkm.       M. 
in  Proz.  der  Gesamteinnahmen 

Ueberschuss  in  Mill.  M. 

Rente  des  Anlagekapitals  Proz. 


305,24 

54,86 

179720 

529,96 
115,44 
218049 

1177,61 
304,84 
259596 

1965 

24,5 

3,3 

157500 

4696 

24,5 

3,5 

216640 

9249 

24,0 

3,7 

195760 

224542 

180,8 

6,6 

132500 

849485 

93,6 

7,7 

150033 

2813227 

80,7 

5,7 

200240 

5664 

7081 
12745 

8127 
11853 
20291 

7686 
12168 
20997 

8444 
63 

10077 

48 

12111 

58 

1,51 

2,76 

5,67 
4,91 

10,07 
3,3 

1543,58 

448,68 
290638 

10389 

24,4 

3,5 

164380 

3243896 

81,2 

6.2 

171416 


5787 
10605 
17470 

9382 
54 

12.48 

2,8 


Von  der  vierten  Periode  wm-de  das  Jahr  1882/83  eingesetzt,  weil  von 
diesem  auch  die  Reichsstatistik  schon  vorliegt.  Danach  würde  Württemberg  mit 
7,40  km  Eisenbahnen  auf  100  qkm  und  mit  7,32  km  auf  10,000  Einwohner  dort 
über  dem  Durchschnitt  von  Gesamtdeutschland  mit  6,45  km,  dagegen  hier  noch 
unter  dem  Durchschnitt  stehen,  wobei  man  jedoch  die  grosse  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  unseres  Landes  nicht  übersehen  darf.  Der  Gesamtdurchschnitt  des 
Anlagekapitals  berechnet  sich  auf  265,356,  derjenige  Württembergs  auf  290,196  M. 
für  1  km;  der  letztere  ist  aber  immer  noch  niedriger  als  der  von  Preussen, 
Sachsen,  Baden  und  den  Reichslanden.  Dagegen  stellt  sich  die  württembergische 
Bruttoeinnahme  als  die  niedrigste  dar,  und  wenn  nun  gleichwohl  auch  die  Ver- 
waltungskosten in  Württemberg  die  niedrigste  Prozentziffer  der  Bruttoeinnahme 
ausweisen,  so   zeigt   dies   am   deutlichsten   die  Billigkeit  der  Verwaltung.     Die 
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Hauptursache  der  kleinen  Rente  oder,  mit  den  gegenüberstehenden  Passivzinsen 
verglichen,  des  grossen  Deficits  der  württembergischen  Eisenbahnverwaltung 
bleibt  daher  eben  immer  der  zu  schwache  Verkehr,  der  für  Güter  der  absolut 
schwächste  ist  und  bei  Personen  nur  noch  von  Bayern  unterboten  wird. 

,Das  württembergische  Eisenbahnnetz  (dies  wurde  in  den  letzten  Jahren 
auch  offiziell  erklärt  und  wird  jetzt  in  der  Landesbeschreibung  nur  wiederholt) 
darf,  wenn  die  noch  im  Bau  begriffene  Linie  Freudenstadt-Schiltach  vollendet 
sein  wird,  jedenfalls  in  den  einem  grösseren  Verkehr  dienenden  Bahnen,  ab- 
gesehen vielleicht  von  den  noch  fehlenden  Anschlüssen  im  Allgäu,  vorläufig  als 
abgeschlossen  betrachtet  werden.  —  Die  Frage,  ob  und  mit  welchen  Modi- 
fikationen der  Grundsatz  des  Gesetzes  von  1843,  dass  Zweigbahnen  von  unter- 
geordneter Bedeutung  der  Privatuntemehmung  unter  Mitwirkrmg  der  Korpora- 
tionen und  nach  Massgabe  des  Landesinteresse  mit  Staatsunterstützung  zu 
überlassen  sind,  beizubehalten  und  gesetzgeberisch  weiter  zu  entwickeln,  oder 
ob  das  Princip  des  Staatsbaues,  vorbehaltlich  der  Heranziehung  der  Korpora- 
tionen und  Interessenten  zur  Beitragsleistung,  auch  auf  solche  Nebenbahnen  aus- 
zudehnen sei,  —  ist  in  Württemberg  noch  unentschieden." 

Bis  jetzt  hat  dieses  Königreich  nur  zwei  Pi-ivateisenbahnen,  beide  von  der 
Obemeckarbahn  abzweigend,  die  eine  von  Unterboihingen  nach  Kirchheim  u.  T.. 
6,26  km  lang,  seit  1864,  die  zweite  von  Metzingen  nach  Urach,  10,43  km  lang, 
seit  1873.    Die  Staatsbahn  selbst  aber  hat  auf  127  km  Sekundärbetrieb. 

Wünsche  nach  weiteren  Bahnen  wurden  allerdings  auch  auf  dem  letzten 
Landtag  im  Frühjahr  1885  wieder  laut,  fanden  aber  bei  der  Mehrheit  wenig 
Anklang  und  wurden  von  dem  leitenden  Staatsminist^r  auf  eine  unbestimmte 
Zukunft  vertröstet. 

m. 

Die  Geschichte  der  württembergischen  Eisenbahnen  ist  zugleich  in  der 
Hauptsache  die  Entstehungsgeschichte  der  württembergischen  Staats- 
schuld. Unmittelbar  vor  dem  Beginn  der  Bahnbauten  hatte  die  letztere  ihren 
niedrigsten  Stand  mit  21  Mill.  Gulden  oder  36  Mill.  M.  erreicht  (1845)  und,  was  man 
heute  die  allgemeine  Schuld  nennt,  ist  mit  47 '/a  Mill.  M.  noch  nicht  so 
besonders  viel  mehr  geworden.  Fast  der  ganze  Zuwachs  trifft  daher  auf  die 
sogenannte  Eisenbahnschuld  mit  381 V^  Mill.  M.  Beide  Bestandteile 
zusammen  ergeben  429  Mill.  M.,  genauer  428,88  Mill.  M. 

Jene  älteren  36  Mül.  M.  eingerechnet,  welche  durch  Gesetz  vom  Jahr  1845 
eine  andere  Form  erhalten  hatten,  wurden  bis  zum  31.  März  1885  überhaupt 
aufgenommen  510,40  Mül.  M.  und  an  diesen  getilgt  81,52  MiU.  M.  Seit  1845 
wurden  jährlich  11,86  Mill.  M.  Schulden  gemacht  imd  2,04  Mill.  M.  zurückbezahlt. 

Von  jenen  510,40  Mill.  M.  fallen  91,30  Mill.  M.  auf  die  allgemeine  Schuld, 
419,10  Mill.  M.  auf  die  Eisenbahnschuld,  unter  letzterer  3,6  MiD.  M.  für  Zwecke 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung,  sowie  für  den  Bau  von  Wohngebäuden 
für  niedere  Bedienstete  der  Verkehrsanstalten  überhaupt  inbegriffen. 

Die  getügten  81,52  Mül.  M.  verteüen  sich  auf  die  allgemeine  Schidd  mit 
43,87  Mül.  M.  und  auf  die  Eisenbahnschuld  mit  37,65  Mill.  M. 

Als  , Staatsschuld"  bezeichnet  das  revidierte  Staatsschtdden-Statut  vom 
22.  Februar    1837    in   Art.  1    diejenigen  Passivkapitalien,    welche    schon    ein 
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erworbenes  Recht  auf  die  Staatsschulden-Zahlungskasse  haben,  oder  solche  Schulden, 
welche  durch  gemeinschaftliche  Verabschiedung  zwischen  der  Regierung  und 
den  Ständen  auf  die  Staatsschulden-Zahlungskasse  werden  übernommen  werden. 
Die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschuld  liegt  dem  ganzen  Staate  ob  und 
steht  unter  der  Gewährleistung  der  Stände. 

Die  letztere  Bestimmung  entspricht  dem  §  119  der  Verfassungsurkunde 
vom  25.  September  1819.  Dort  ist  weiter  gesagt,  die  Schuldenzahlungskasse 
werde  nach  den  Normen  des  (jetzt  verabschiedeten)  Statuts  von  ständischen,  durch 
die  Regierung  bestätigten  Beamten,  unter  Leitung  und  Verantwortung  der 
Stände  und,  wenn  diese  nicht  versammelt  sind,  unter  der  Aufsicht  des  ständi- 
schen Ausschusses  verwaltet  (§§.  120,  187,  188).  Der  Regierung  steht  vermöge 
des  Oberaufsichtsrechts  frei,  von  dem  Zustande  dieser  Kasse  zu  jeder  Zeit  Ein- 
sicht nehmen  zu  lassen  (§  122).  Von  den  Obereinbringem  der  direkten  und  der 
indirekten  Steuern  werden  die  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschuld 
erforderlichen  Gelder  an  die  Schuldenzahlungskasse  eingeliefert  und  sind  die- 
selben dafür  verantwortlich  gemacht,  dass  sie  die  eingehenden  Steuergelder  in 
dem  bezeichneten  Umfang  unter  keinem  Vorwande  an  eine  andere  Kasse  verab- 
folgen (§  116).  Die  Schuldenzahlungskasse  erstattet  monatliche  Kassenberichte 
(§  120).  Ihre  Rechnung  vnrd  von  einer  königlichen  und  ständischen  Kommission 
abgehört  und  das  Resultat  veröffentlicht  (§  123). 

Noch  ist  zu  erwähnen,  dass  nach  §  189  der  Verfassungsurkunde  der  stän- 
dische Ausschuss  auf  Schuldenübernahmen  sich  nicht  anders  als  in  vorbereitender 
Weise  einlassen  soll,  dass  aber  die  Gesetze,  welche  die  Ermächtigung  zur  Auf- 
nahme von  Staatsanlehen  erteilen,  regelmässig  die  Bestimmung  enthalten,  diese 
Anlehen  seien  von  der  ständischen  Schuldenverwaltungsbehörde,  d.  i.  sobald 
die  Stände  nicht  selbst  anwesend  sind,  von  dem  ständischen  Ausschusse,  unter  ver- 
fassungsmässiger Mitwirkung  des  Finanzministeriums  unter  möglichst  günstigen 
Bedingungen  aufzunehmen  (vergl.  z.  B.  Finanzgesetz  vom  31.  Mai  1885  Art.  9). 
Von  den  Anlehensaufnahmen  selbst  und  deren  Bedingungen  erhalten  dann  die 
Stände  genaue  Mitteilung  erst  durch  die  bei  ihrem  Zusammentritt  abzulegenden 
Rechenschaftsberichte  des  Ausschusses. 

Die  ganze  Einrichtung  ist  ja  nicht  unbedingt  zu  loben;  sie  erklärt  sich 
aber  aus  der  bis  in  die  Zeit  vor  der  Reformation  zurückgehende  Geschichte  des 
vormaligen  Herzogtums  Württemberg.  — 

lieber  die  Entstehung  der  Eisenbahnschuld  kann  auf  den  vorher- 
gehenden Abschnitt  II  verwiesen  werden. 

Die  allgemeine  Schuld  sodann,  im  ganzen  91,30  Mill.  M.,  wovon  noch  un- 
getilgt 47,43  Mill.  M.,  rührt  in  ihren  Hauptbestandteilen  her  aus  der  Zeit  vor 
1845,  sowie  aus  den  seither  meist  zu  militärischen  Zwecken  gemachten  Anlehen. 
Einen  weiteren  Bestandteil  derselben  bildet  nach  dem  Gesetz  vom  4.  September 
1853  Art  2  die  nicht  kündbare  Schuld,  nämlich  der  Rest  des  Brautschatz- 
kapitals der  verewigten  Königin  Katharina  mit  noch  gegen  V^  Mill.  M.  zu 
5  Prozent  und  die  Kapitalien  der  Pensionsfonds  mit  9,4  Mill.  M.  zu  4  Prozent. 
Endlich  sollten  auch  zu  Deckung  des  Deficits  der  Finanzperiode  1879 — 81 
nach  den  finanzgesetzlichen  Bestimmungen  vom  27.  Februar  und  25.  August  1879 
6,690,700  M.  mittelst  Anlehen  beschafft  werden  und  wurden  in  Wirklichkeit  sogar 
nötig  7,300,000  M.     Dazu  sei  folgendes  bemerkt: 
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Seit  1867— 70  ist  überhaupt  kein  Hauptfmanz  e  t  a  t  abgeschlossen  worden 
ohne  ein  grösseres  oder  kleineres  Deficit.  Nur  haben  sich  zum  Glück  in  Wirk- 
lichkeit statt  des  veranschlagten  Abmangels  meist  Ueberschüsse  von  oft  sehr  nam- 
haften Beträgen  ergeben,  aus  welchen  dann  ein  Restvermögen  angesammelt  werden 
konnte,  das  teils  zu  ausserordentlichen  Staatsausgaben,  grösseren  Bauten  u.  dgl., 
die  Mittel  bot,  teils  als  Reserve  für  etwaige  Ausfälle  der  laufenden  Verwaltung 
dienen  konnte.  Von  1876—77  an  aber  musste  das  Restvermögen  zu  letzterem 
Zweck  in  immer  steigendem  Masse  wirklich  beigezogen  werden,  bis  dasselbe  in 
der  Finanzperiode  1879 — 81  seine  letzten  8,6  Mill.  M.  einzuwerfen  hatte,  während 
noch  weiter  die  oben  erwähnten  7,3  Mill.  M.  nötig  und  im  Weg  des  Kredits  zu 
beschaffen  waren. 

Auch  die  beiden  folgenden  Finanzperioden  1881  —83  und  1883 — 85  hatten 
wieder  nach  dem  Etat  ein  Deficit.  Dasselbe  wurde  jedoch  diesmal  mit  den  aus  der 
Eisenbahnschuld  zu  zahlenden  Tilgungsraten  unmittelbar  in  Verbindung  gebracht 
und  in  Gegenrechnung  gestellt,  wofür  die  Mittel  durch  neue  Anlehen  beschafft 
werden  sollten  und  auch  wirklich  beschafft  wurden.  Wesentlich  mit  Hufe  dieser 
sind  jetzt  in  den  drei  Etatsjahren  1881—84  wieder  Ueberschüsse  erzielt  worden, 
aus  denen  sich  ein  neues  Restsermögen  zu  bilden  begonnen  hat,  das  wohl  hin- 
reichen wird,  den  Mehrbedarf  der  Staatsausgaben  gegenüber  den  Staatseinnahmen 
für  1885 — 87  sowohl  im  Ordinarium  als  im  Extraordinarium  auszugleichen,  so 
dass  es  zunächst  überhaupt  nicht  mehr  nötig  sein  sollte ,  zu  diesem  Behuf 
in  der  einen  oder  anderen  Form  zu  neuen  Anlehen  die  Zuflucht  zu  nehmen.  — 

Die  Tilgungen  sollen  in  erster  Linie  von  der  allgemeinen  Schuld  abge- 
schrieben werden.  Nur  insoweit  bei  einem  bestimmten  Anlehen  diese  bereits 
als  getilgt  erscheint  oder  wenn  ein  einzelnes  Anlehen  ausschliesslich  zu  Eisen- 
bahnzwecken vei-wendet  wurde,  erfolgt  die  Abschreibung  der  Tilgungen  auch 
von  der  Eisenbahnschuld.  Abgesehen  hiervon  und  lediglich  die  Tilgungspläne 
in  das  Auge  gefasst,  würden  die  effektiven  Tilg^ungen  an  der  Eisenbahnschuld 
nicht  bloss  37,65  Mill.  M.,  sondern  43,26  Millionen  betragen.  Darauf  bezieht  sich 
die  Bemerkung  oben  Absch.  II  Abs.  4. 

Unter  dem  am  1.  April  1885  noch  ungetilgten  Restbetrag  der  Gesamt- 
schuld von  428,88  Mill.  M.  befinden  sich  8,172,000  M.,  wofür  die  Schuld- 
verschreibungen zwar  bereits  ausgestellt,  aber  noch  nicht  auf  den  Markt 
gebracht  sind.  Femer  sind  inbegriffen  die  schon  erwähnten  nicht  kündbaren 
Kapitalien  der  Pensionsfonds  mit  9,4  Mill.  M.  Auch  hat  die  Finanz  Verwaltung 
selbst  mehr  als  28  Mill.  M.  des  Grundstocksvermögens  in  württembergischen 
Staatspapieren  angelegt,  ist  also  insoweit  der  Staat  sein  eigener  Gläubiger  und 
Schuldner. 

Das  Grundstocksvermögen  des  Staats  im  ganzen  wurde  von  mir  vor 
einigen  Jahren  (Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt  S.  189)  auf  an- 
nähernd '/4  Milliarden  Mark  geschätzt.  Das  gesamte  Volksvermögen  in  Württem- 
berg dagegen  soll  nach  der  Berechnung  des  Ministerialrats  Dr.  Schall  (Das 
Königreich  Württemberg  11  1,  1884,  S.  880  u.  900)  einen  Wert  von  9  Milliarden 
repräsentieren.    Das  Volkseinkommen   schätzt  Schall   auf  jährlich   700  Mül.  M. 

Um  die  Betrachtungen  über  die  Grösse  und  den  Bestand  der  würt- 
tembergischen Staatsschuld  abzuschHessen ,  sei  endlich  nach  dem  go- 
thaischen genealogischen  Hofkalender  für  1881  S.  1026  mitgeteilt,    dass   schon 
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damals  Bayern  und  Sachsen  eine  grössere  Gesamtscliuld  hatten  als  Württemberg, 
Bayern  und  Baden  auch  eine  grössere  Eisenbahnschuld.  Nach  neueren  Mit- 
teilungen aus  dem  württembergischen  Finanzministerium  an  den  Landtag  von 
1885  hätte  Preussen  jetzt  eine  Eisenbahnschuld  von  4  Milliarden,  eine  allgemeine 
Schuld  von  '/<  Milliarden,  Bayern  eine  Eisenbahnschuld  von  945,5  Mill.  M.  und 
eine  allgemeine  Schuld  von  235  Mill.  M.,  Sachsen  eine  Staatsschuld  von  659 
Mill.  M.,  Baden  eine  Eisenbahnschuld  von  329,25  Mill.  M.,  das  Deutsche  Reich 
endlich  410  Mill.  M.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kämen  darnach  von  den 
Reichschulden  9  M.,  femer  von  den  Staatsschulden  in  Preussen  174  M.,  in  Bayern 
223  M.,  in  Sachsen  239  M.,  in  Baden  210  M.  und  in  Württemberg  215  M.,  — 
wobei  man  nur  wieder  nicht  vergessen  darf,  dass  Württemberg,  wenigstens  in 
seinem  Neckarkreis,  zu  den  am  dichtesten  bevölkerten  Ländern  der  Erde  gehört. 
Reihen  wir  nun  hier  noch  an  die  Mitteilungen  über  die  laufenden  jähr- 
lichen Ausgaben  für  die  Staatsschuld,  insbesondere  für  deren  Verzinsung  und 
Tilgung,  mit  dem  Vorbehalt,  über  die  hierbei  maasgebenden  Grundsätze  in  den  fol- 
genden Abschnitten  das  Erforderliche  beizubringen.  Nach  Gerstfeldt  (Beiträge 
zur  Reichssteuerfrage  1879)  bedarf  das  deutsche  Volk  zur  Deckung  dieser  Ausgaben 
jährlich  gegen  700  Mill.  M.  weniger  als  Frankreich,  über  400  Mill.  M.  weniger  als 
Grossbritannien,  ja  selbst  über  70  Mill.  M.  weniger  als  OesteiTeich,  dessen  Bevöl- 
kerung doch  nur  etwas  über  die  Hälfte  derjenigen  des  Deutschen  Reichs  reprä- 
sentiert. Die  etatmässigen  laufenden  Ausgaben  für  die  Staatsschuld  betrugen 
nach  dem  gothaischen  Kalender  von  1881  S.  1027  in  Preussen  3,55  M.,  in 
Bayern  9,34  M.,  in  Sachsen  11,11  M,.  in  Württemberg  11,36  M..  —  im  Deutschen 
Reich  und  in  sämtlichen  Bundesstaaten  zusammen  5,05  M  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung, überall  Reichs-  und  Staatsschulden  zusammen  berücksichtigt.  Seither 
haben  sich  die  Verhältnisse  wesentlich  geändert ,  ist  insbesondere  die  Verstaat- 
lichung der  preussischen  Eisenbahnen  erfolgt.  Verglichen  mit  den  laufenden 
Staatsausgaben  verwendete  damals  Sachsen  47,3,  Württemberg  39,8  Prozent 
auf  die  Staatsschuld.  Nach  dem  neuesten  Finanzetat  berechnet  sich  das  letz- 
tere Verhältnis,  nach  mehreren  Konversionen  und  Zinsreduktionen,  noch  auf 
36  Prozent. 

In  absoluten  Zahlen  enthält  der  Hauptfinanzetat  für  1885—87  die 
nachstehenden  Beträge  in  Millionen  von  Mark. 

Kap.  3.     Staatsschuld.  1885—86  1886—87 

Tit.  1.     Verzinsung 17,21  17,51 

Tit.  2.     Tilgung 2,37  2,46 

Tit.  3.     Kosten  der  Einlösung     .     .  0,02  0,02 

-r.         .  zusammen:         19,60  19,99 

Darunter 

allgemeine  Schuld. 

Verzinsung 1,88  1,86 

Tilgung 0,72  0,74 

zusammen :  2,60  2,60 
Eisenbahnschuld. 

Verzinsung 13,33  15,65 

Tilgung 1,65  1,72 

zusammen:  14,98  17,37 
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Dabei  ist  die  beabsichtigte  Erhöhung  der  Eisenbahnschuld  um  7  Mill.  M. 
mit  in  Rechnung  genommen  worden. 

Ein  weiterer  Aufwand  sodann,  welcher  gleichfalls  die  Staatsschuld  berührt, 
ist  die  unter  Kap.  4  Renten  Tit.  3  eingebrachte,  auf  dem  Reichsgesetz  vom 
oO.  April  1874  beruhende  Jahresrente  zur  Rückzahlung  eines  Vorschusses  von 
im  ganzen  3,3  Mill.  M.  an  die  Reichskasse  für  die  Einlösung  des  württembergi- 
schen Staatspapiergeldes  von  6  Mill.  Gulden  im  Jahr  1875.  Die  Jahresraten  betragen 
220,643  M.  Die  letzte  Rate  wird  am  1.  Januar  1891  verfallen,  in  ihrem  Betrage 
aber  abhängen  von  der  Grösse  des  wirklich  geleisteten  Vorschusses,  der  sich 
endgültig  nach  dem  Betrag  des  zur  Einlösung  gebrachten  Papiergeldes  richten  soll. 

Mindestens  verwandte  Leistungen  sind  auch  die  im  Hauptfinanzetat  Kap.  4 
Tit.  1  vorgetragenen  immerwährenden,  lehenfälligen  und  HaUer  Siedens-Renten 
mit  zusammen  rund  179,000  M.,  femer  nach  Kap.  5  Tit.  1  und  2  die  teils  auf 
dem  Domanialbesitz  haftenden,  teils  auf  dem  Steuerbezug  ruhenden  Entschädi- 
gungen, zusammen  32,300  M. 

Von  der  erstmals  durch  das  Finanzgesetz  vom  24.  März  1881  gegebenen 
Ermächtigung  zur  Ausgabe  von  Schatzanweisungen  zur  Verstärkung  des  Be- 
triebs- und  Vorratskapitals  der  Staatshauptkasse  bis  zum  Betrag  von  .5  Mill.  M. 
wurde  im  Anfang  wiederholt  Gebrauch  gemacht.  Jetzt  ist  die  Ermächtigung 
auf  4  Mill.  M.  beschränkt.  Schatzanweisungen  sind  aber  schon  seit  längerer 
Zeit  nicht  mehr  im  Umlauf,  verursachen  ebendeshalb  auch  keine  Kosten  für 
Diskontabzüge. 

Die  Kosten  der  Verwaltung  der  Staatsschuld  belaufen  sich  nach  Kap.  108 
^Tit.  6-8  u.  10  des  Hauptfinanzetats  auf  rund  120,000  M.  oder  0,03  Prozent  des 
^Gesamtbetrags  der  Staatschuld  von  428,88  Mill.  M. 

IV. 

Es  sind  nun  noch  die  Grundsätze  darzulegen,  nach  welchen  bei  der  Ver- 
gebung und  Verzinsung  der  Staatsanlehen,  wie  bei  der  Ablösimg 
•oder  Tügung  derselben  in  Württemberg  verfahren  wird. 

Bei  der  A'ergebung  der  Anlehen  kommt  vor  allem  in  Betracht,  ob  man 
sich  dabei  unmittelbar  an  die  Kapitalbesitzer  und  künftigen  Staatsgläubiger 
wenden  oder  ob  man  sich  der  Vermittlung  durch  Bankhäuser  bedienen  soU.  Es 
erhebt  sich  weiter  die  Frage ,  ob  die  Vergebung  zum  Nennwert  erfolgen  kann, 
oder  ob  eine  Kursvergütung  gegeben  werden  muss,  oder  vielleicht  ein  Kurszu- 
schuss  gefordert  werden  kann.  Dies  berührt  sich  dann  mit  dem  anzubedingen- 
den  Zinsfuss.  Die  Form  der  einzelnen  Schuldverschreibungen  endlich  ist  gleich- 
falls nicht  ohne  Bedeutimg. 

Robert  von  Mohl  äusserte  sich  im  Jahr  1846  dahin:  »Eine  Provision 
kann  der  Staat  sich  vöUig  ersparen,  wenn  er  ohne  Mittelsmann  das  Geld  an- 
nimmt, und  die  Steigerung  des  Kurses  vor  der  Ablassung  an  die  einzelnen 
Kapitalisten  ist  lediglich  entweder  ein  diesen  letzteren  oder  ein  dem  Staat  ent- 
gehender, vom  Banquier  aber  wegen  keinerlei  Verdienstes  in  Anspruch  zu  nehmen- 
der Gewinn.  Nur  in  dem  einzigen  Fall,  wenn  der  Staat  eine  bestimmte  Summe  an 
einem  gewissen  Tage  bedarf,  kann  die  Vermittlung  eines  Banquiers  nötig  sein." 
Mohl  war  daher  für  allmähliche  Aufnahme  bei  den  Kapitalbesitzern  selbst  (S.  713). 
Er  konnte  sich  dabei  auf  die  bis  kurz  vor  jenem  Zeitpunkte  fast  ausnahmelos  ein- 
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gehaltene  Praxis  berufen,  nach  welcher  die  Kapitalien  in  denjenigen  Summen 
angenommen  wurden,  die  eben  der  einzelne  darzuleihen  bereit  war  (S.  682). 
Einer  besonderen  Erleichterung  des  Zinsenbezugs,  wie  der  Bestimmung  auswärtiger 
Plätze  hiefür,  hatte  es  dabei  nicht  bedurft.  Robert  v.  Mohl  stellte  dement- 
sprechend (S.  714)  die  Forderung  auf:  „Man  gebe  Verschreibung  für  das,  was 
man  wirklich  empfangen  hat;  verzinse  es  nach  Bedürfnis;  zahle  zurück,  was 
man  erhält  und  sobald  man  kann!  Alles  andere  Gebaren  mit  der  Schuld  ist 
entweder  eine,  aber  nicht  harmlose,  Spielerei  oder  es  ist  Schwindelei  und 
Täuschung."  Was  Robert  v.  Mohl  unter  dem  Verzinsen  nach  „Bedürfnis"  ver- 
stand, zeigt  folgender  Satz:  „Ueber  die  Höhe  des  zu  verwilligenden  Zinsfusses 
enthalten  wir  uns  jeder  Aeusserung,  weil  der  einseitige  "Wunsch  von  keiner  Be- 
deutung ist,  sondern  lediglich  die  Verhältnisse  des  Geldmarkts  entscheiden" 
(S.  715).  Indessen  niusste  Mohl  doch  zugeben,  dass  unter  Umständen  auch  sonst 
die  Verhältnisse  für  das  Verfahren  bei  der  Vergebung  von  Staatsanlehen  mäch- 
tiger sein  können  als  die  besten  Wünsche,  und  es  hat  auch  die  Erfahrung  sofort 
gelehrt,  dass  man  bei  dem  im  November  1846  im  Gang  begriffenen  Anlehen 
nicht  glücklich  war,  als  man,  was  Mohl  S.  685  fiF.  freudig  begrüsst  hatte,  den 
Weg  der  Submission  von  Banquiers  wieder  verlassen  wollte.  Während  Mohl  noch 
für  die  Fortdauer  oder  die  Wiederbewilligung  des  Aufkündigungsrechts  der 
Gläubiger  innerhalb  der  Grenzen  des  etatmässigen  Tilgungsfonds  (s.  unten  V) 
eintrat  (S.  715),  hatte  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1845  in  Verbindung  mit  der 
Zinsenreduktion  den  Staatsgläubigern  nur  noch  die  Wahl  gelassen  zwischen 
dem  Rückempfang  ihrer  Kapitalien  oder  dem  Verzicht  auf  ihr  Kündigungsrecht. 

Durch  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1843  wurden  Schuldscheine  auf  den 
Inhaber,  mit  halbjährlichen  Zinscoupons  und  mit  Talons,  nach  der  Bekannt- 
machung vom  24.  Juni  1843  für  Kapitalien  von  200,  300,  500,  700  (=  400  Thlr.) 
und  1000  fl.  zuerst  eingeführt.  Die  wirklich  ausgegebenen  Stücke  lauteten  auf 
100  fl.,  300  fl.,  500  fl.  und  1000  fl.,  welchen  nach  dem  Uebergang  zur  Markwährung 
die  seitdem  ausgegebenen  Stücke  von  200  M ,  500  M.,  1000  M.  und  2000  M.  an- 
nähernd entsprechen.  Bei  der  Auszahlung  auf  Schuldverschreibungen  und  Coupons, 
welche  noch  in  der  Guldenwährung  ausgestellt  sind,  werden  jetzt  die  sich  er- 
gebenden Bruchpfennige  durchweg  nach  oben  abgerundet.  Nach  dem  Gesetz  vom 
16.  September  1852,  betreffend  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Staatsschuldscheine, 
Art.  16  ist  den  Besitzern  von  Staatsschuldscheinen,  welche  auf  den  Inhaber 
lauten,  das  Recht  eingeräumt,  jederzeit  auf  solchen- Scheinen  durch  die  Staats- 
schulden-Zahlungskasse sowohl  die  geschehene  Einschreibung  auf  ihren  Namen 
vormerken,  als  auch  eine  solche  Vormerkung  wieder  zurücknehmen  zu  lassen. 
Und  zwar  können  nach  §  17  der  zu  Vollziehung  dieses  Gesetzes  ergangenen 
Königl.  Verordnung  vom  14.  Dezember  1853  bei  der  Einschreibung  nach  der 
Wahl  der  Besitzer  die  Zinsabschnitte  (Zinscoupons)  nebst  der  Zinsleiste  (dem 
Talon)  beibehalten  oder  auch  an  die  Kasse  zurückgegeben  werden  (vgl.  jetzt 
auch  das  Gesetz  vom  18.  August  1879,  betr.  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Staats- 
schuldscheine, insbes.  Art.  18.) 

Gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Verzinsung  der  Staatsschuld  enthält 
das  revidierte  Staatsschuldenstatut  vom  22.  Februar  1837,  Art.  2.  Als  Zinsen- 
zahlungsfonds ist  jährlich  diejenige  Summe  anzuweisen,  welche  zu  Entrichtung 
der   in    dem   betreffenden  Etatsjahre   verfallenden   Zinse  aus   den  vorhandenen 
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Passiv-Kapitalien  nach  dem  jeweiligen  Zinsfasse  erfordert  wird   (s.  oben  III  am 

Schlüsse,  Hauptfinanzetat  für  1885 — 87  Kap.  3  Tit.  1).  Die  Zinsen  können  gegen 
die  Coupons  nicht  bloss  bei  der  Staatsschuldenzahlungskasse,  den  Staatskameral- 
ämtem  und  den  Oberamtspflegen  (den  Einnehmereien  für  die  Grund-,  Gebäude, 
und  Gewerbesteuer),  sondern  auch  bei  verschiedenen  Bankhäusern  in  Frankfurt  a.  M. 
und  neuerdings  in  Berlin  auf  die  Coupontermine  erhoben  werden. 

Der  Zinsfuss  der  Staatsschuld  ist  in  Art.  6  des  Statuts  von  1837  auf 
vier  vom   Hundert   festgesetzt,    soweit    nicht   bei   einzelnen    Kapitalien    be- 
sondere Vertragsverhältnisse  im  Wege  stehen.    Der  Zinsfuss')  der  Staatsschuld 
war  aber  thatsächlich  in  der  ersten  Zeit  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  der  Ver- 
fassungsurkunde vom  25.  September  1819  5  Prozent,  von  1824  an  4V2  Prozent, 
von  1829  an  4  Prozent,   von  1843   an  SV«  Prozent.     Um   dieselbe  Zeit  erfolgte 
der  Beschluss,  die  Eisenbahnen  auf  Staatskosten  zu  bauen  (Gesetz  vom  18.  April 
1843)  und  im  Jahr  1845    die  Umwandlung   der  Staatsschuld  in  eine  seitens  der 
Gläubiger  unaufkündbare  Schuld  (Gesetz  vom  30.  Juni  1845  s.  oben).    Es  scheint 
nun  allerdings,  dass  die  Verhältnisse  damals  nicht  dazu  angethan  waren,  mit  dem 
Zinsfuss  der  Staatsanlehen  so  weit  herunter  zu  gehen.     Die  3'/»  Prozent  waren 
jedenfalls   nicht   von   Dauer.     Und  schon  bei  der  Umwandlung  von  4  Prozent  in 
3V2  Prozent  musste  den  Gläubigem  für  die  neuen  Schuldverschreibungen  ein  Kurs 
von  97  Vi-»  be\villigt  werden.    Von  dieser  Zeit  an  erlangte  überhaupt  neben  dem 
Zinsfuss   der   Begebungkurs    mehr    und   mehr    Bedeutung.     Als    man    im 
Jahr  1846,  wie  bereits  erwähnt,    nochmals    direkt    an  die  Kapitalbesitzer  selbst 
sich  wenden  und  diesen  4  Prozent  Zins  anbieten  wollte,  waren  nur  wenig  mehr 
als  1  Million  Gulden  aufzubringen.    Von  1847  an  wurde  der  Zinsfuss  der  Staats- 
anlehen wieder  4V2  Prozent,  damals  bei  einem  Kurs  von  97,5.    Einzelne  kleinere 
Anlehen  konnten   von  1857  bis  1861  wieder  zu  4  Prozent  (bei  einem  Kurs  von 
96,  97  und  98),  1862   eines   sogar   zu  3 ','2  Prozent  (Kurs  98)    vergeben  werden. 
Von  1866   an  lohnt   es   sich,    die  Vorgänge,  wenn  auch  möglichst  kurz, 
doch  im  einzelnen   anzugeben.     Zu  Ende  April  d.  J.   waren   6  Mill.  Gulden  als 
für  den  Eisenbahnbau  erforderlich  bezeichnet,  welcher  monatlich  1 V2  Mill.  Gulden 
beanspruchte.     Man  beschloss  4  Mill.  bei  Banquiers   zu  47«  Prozent  und  einem 
Kurs  von  98  aufzunehmen,  2  Mill.  dagegen  zum  Kurs  von  98,5  zur  Subskription 
aufzulegen.     Der  Erfolg  der  letzteren  Operation  war  nicht  so  glücklich,  wie  bei 
einer  ähnlichen  Operation  einige  Jahre  vorher.   Es  wurde  nicht  einmal  eine  Million 
gezeichnet.    Mittlerweile  waren  die  kriegerischen  Verwicklimgen  eingetreten  und 
durch  dieselben  die  Kurse  so  gedrückt,  dass  im  August  1866  das  Finanzministerium 
namens  der  Restverwaltung,  als  Ersatz  für  geleistete  Vorschüsse,  gegen  3  Mill. 
Gulden  zu  4\2  Prozent  nur  zum  Kurse  von  92  zu  übernehmen  in  der  Lage  war. 
Es  folgten   dann,  vorwiegend  für  Zwecke  des  Eisenbahnbaus,   die  Anlehen  vom 
1.  Septbr.  1866  über  14  Mill.  Gulden  effektiv  zu  4V2  %  «•  zum  Kurs  von    90,25 
24.  Mai  1867  ,     15     ,  ,  „  ,   Vh  ,    ,      .        ,        ,    91,125 

12/16.  März  1868     .     18     ,  „  ,  ,    4V2  .    ,      ,        .        ,      91,25 

15.  Januar  1869       ,     25  7«,  ,  .  ,    4V2  ,    ,      ,        ,        ,      92,09 

21.  April  1870         ,     11     ,  ,  .  ,   5      ,    ,      ,        .        .      99,31 

')  Vgl.  in  dem  Finanzarchiv  1884,  S.  936  die  Besprechung  von  Kahn. 
Fr.  Julius,  Geschichte  des  Zinsfusses  in  Deutschland  seit  1815  und  die  Ursachen 
seiner  Veränderung.     Stuttgart.    Bei  Cotta  1884. 

Finanzarchiv.    11.  Jahrg.  829  16 
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Und  zwar  wurden  alle  diese  Anlehen  mit  dem  Bankhause  M.  A.  von  Rothschild 
und  Söhne  in  Frankfurt  a.  M.  unter  teils  offener,  teils  stillschweigender  Mit 
beteiligung  von  Stuttgarter  Firmen  abgeschlossen.  Nur  bei  dem  Anlehen  vom 
15.  Januar  1869  war  auch  wieder  die  Finanz  Verwaltung  mit  nahezu  3  Mill.  Gulden 
selbst  die  Gläubigerin. 

Der  nationale  Krieg  von  1870  gab  den  Anstoss,  es  aufs  neue  mit  einem 
Appell  an  die  Kapitalbesitzer  unmittelbar  zu  versuchen.  Es  sollte  zunächst  ein 
freiwilliges  Subskriptionsanlehen  zu  6  Prozent  aufgelegt  werden.  Statt  der  ge- 
wünschten 5,900,000  Gulden  wurden  aber  nur  3,537,400  Gulden  wirklich  ge- 
zeichnet. Man  half  sich  mit  der  Ausgabe  von  zu  4,8  Prozent  verzinslichen 
Kassenscheinen  im  Gesamtbetrag  von  4,4  Mill.  Gulden,  woran  sich  am  11.  Sep- 
tember 1870  ein  mit  Stuttgarter  Bankhäusern  abgeschlossenes  Anlehen  von 
1,627,300  Gulden,  gleichfalls  zu  6  Prozent  anreihte. 

Der  1.  Februar  1871  brachte  das  zweite  5prozentige  Anlehen  über  9  Mill. 
Gulden  zum  Kurs  von  98,20,  dieses  aber  nicht  mehr  mit  M.  A.  von  Rothschild 
und  Söhne,  sondern  mit  der  württembergischen  Vereinsbank  in  Stuttgart,  in 
Verbindung  mit  dem  Bankhause  von  Erlanger  und  Söhne  in  Frankfurt  a.  M.  u.  a. 

Beide  Sprozentigen  Anleihen  vom  21.  April  1870  und  1.  Februar  1871 
enthielten  erstmals  eine  Bestimmung  des  Inhalts,  dass  die  Tilgung  erst  von 
einem  späteren  Termin  an,   in  beiden  Fällen  dem  1.  Mai  1880,  erfolgen  dürfe. 

Die  Einlösung  der  verzinslichen  Kassenscheine  von  1870  wurde  schon 
durch  Gesetz  vom  2.  Juli  1871  eingeleitet,  auch  wurden  durch  Gesetz  vom  10.  März 
1873  die  Mittel  bereit  gestellt  zu  Tilgung  der  6prozentigen  Staatsschuld  von  1870. 

Dagegen  kam   es    kurz   vor   dem   Inkrafttreten    des   Reichsgesetzes   vom 

16.  Juni  1870  in  Württemberg  (Vertrag  vom  25.  November  1870  Art.  2  Ziff.  6  II) 
nach  dem  Gesetze  vom  16.  Juli  1871  noch  zu  einer  Vermehrung  des  Staats- 
papiergeldes um  3  Millionen  Gulden,  d.  i.  auf  das  Doppelte  des  seit  1849 — 50 
ausgegebenen  Betrags;  —  was  jedoch  nach  dem  oben  in  dem  Abschnitt  III  Be- 
merkten nicht  mehr  von  langer  Dauer  sein  sollte. 

Durch  die  rasch  erfolgende  Abtragung  der  französischen  Kriegsentschädi- 
gung und  durch  die  noch  vorhandenen  Ueberschüsse  früherer  Jahre  sah  sich 
die  Staatshauptkasse  längere  Zeit  in  den  Stand  gesetzt,  die  Geldmittel  für 
den  auch  in  jenen  Jahren  fortdauernden  Eisenbahnbau  bereitstellen  zu  können, 
ohne  zur  Aufnahme  weiterer  Anlehen  zu  diesem  Zweck  schreiten  zu  müssen. 
Erst  im  Jahr  1875  wurde  mit  solchen  wieder  begonnen  und  es  folgten  nun  rasch 
nacheinander  die  Anlehen  vom 

17.  April  1875  über  18  Mill.  M.  effectiv  zu  4  7o  und  zum  Kurse  von  95,90 
12/14.  Januar  1876  ,  20  ,  .  ,  ,  4V2  ,  .  .  .  .  98,50 
10.  November  1876  ,  20  .  ,  .  ,  4V2  ,  ,  ,  ,  ,  99,60 
20.  Oktober  1877  ,  20  .  ,  ,  ,  4V2  „  .  .  r  .  100,65 
26.  April  1878  ,  25  ,  ,  ,  „  A'h  ,  ,  ,  ,  ,  100,65 
28.  Februar  1879  „  15  ,  ,  ,  „  4V2  „  .  .  ,  ,  101,40 
Das  erste  dieser  6  Anlehen  wurde  mit  der  württembergischen  Vereinsbank  in  Stutt- 
gart und  der  Bank  für  Handel  und  Industrie  in  Darmstadt,  die  weiteren  5  Anlehen 
mit  M.  A.  V.  Rothschild  und  Söhne  in  Frankfurt  a.  M.  und  den  eben  genannten 
beiden  Banken  vereinbart,  von  welchen  Bankhäusern  dann  jedes  noch  weitere 
Firmen  hinter   sich  hatte,   die  an  der  Unterzeichnung  der  Verträge  gleichfalls 
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teilnahmen.  Bei  den  4  letztgedachten  Anlehen  wiederholte  sich  der  Aufschub 
des  Beginns  der  Tilgung  für  eine  Reihe  von  Jahren.  Endlich  ist  anzuführen, 
dass  an  dem  Anlehen  vom  20.  Oktober  1877  auch  die  württembergische  Spar- 
kasse in  Stuttgart  mit  3  Mill.  M.  und  die  Finanzverwaltung  selbst  für  den 
Staatsgrundstock  sowie  für  einige  ünterstützungskassen  niederer  Beamten  mit 
zusammen  2  Mill.  M.  Anteil  hatten. 

Am  11.  Dezember  1879  kamen  3  weitere  Anlehensverträge  zum  Abschluss: 

1.  über  15  Mül.  M.  effektiv  zu  4  Prozent  und  zum  Kurs  von  96,75; 

2.  über  34,7  Mill.  M.  effektiv,  entsprechend  den  zum  Zweck  der  Umwand- 
lung gekündigten  20,241,000  Gulden  5prozentiger  Staatsschuldverschreibungen 
von  1870  und  1871,  deren  Rückzahlung  vertragsmässig  vom  1.  Mai  1880  an 
möglich  wurde  und  wofür  nun  bei  dem  angegebenen  Kurse  von  96,75  im  ganzen 
für  35,864,600  M.  neue  Obligationen  zu  4  Prozent  auszustellen  waren;  diese 
beiden  Anlehen  mit  denselben  3  Gruppen,  wie  die  vorangegangenen  5  grösseren 
Anlehen;  sodann 

3.  mit  der  Staatsgrundstocksverwaltung,  d.  i.  dem  Kgl.  Finanzministerium, 
über  11,110,000  M.  zu  4  Prozent  zum  Kurs  von  96,75,  wozu  verwendet  wurden 

a)  die  dem  Grundstock  heimgefallene  Entschädigung  Badens  für  die  Eisen- 
bahnstrecke Bruchsal-Bretten  mit  2V2  Mül.  M.: 

b)  die  im  Eigentum  der  Grundstocksverwaltung  befindlichen  5prozentigen 
Obligationen  im  Betrag  von  8,610,000  M. 

Alle  3  Anlehensverträge  vom  11.  Dezember  1879  enthalten  das  Novum, 
dass  sie  eine  70jährige  Tilgungsfrist  mittelst  jährlicher  Verlosungen  in  Aussicht 
nehmen.  Im  übrigen  war  der  zweite  Vertrag  nur  ein  Garantievertrag.  Zunächst 
sollten  nämlich  die  Inhaber  der  Schuldverschreibungen  der  beiden  gekündigten 
Anlehen  von  1870  und  1871  selbst  das  Recht  haben,  diese  Verschreibungen 
gegen  solche  des  neuen  4prozentige«  Anlehens  umzutauschen,  wobei  ihnen  die 
letzteren  zum  Kurse  von  97,25  berechnet  wurden.  Die  bei  dem  neuen  Anlehen 
beteiligten  Bankhäuser  aber  erhielten  für  ihre  Mitwirkung  beim  Umtausch  und 
für  die  Sicherstellung  des  ganzen  Umwandlungsgeschäfts  eine  Provision  von 
Va  Prozent  aus  dem  Nominalbetrag  der  gegen  die  konvertierten  Obligationen 
hinausgegebenen  4prozentigen  Markobligationen. 

Die  Umwandlung  vollzog  sich  mit  dem  Ergebnisse,  dass,  dem  Wert  der 
Obligationen  nach,  '"ji  aller  zum  Umtausch  gelangten,  für  10 Vs  Mill.  M.  aber 
die  Barrückzahlung  gefordert  wurde,  wogegen  die  kontrahierenden  Bankhäuser 
die  neuen  Obligationen  zu  übernehmen  hatten. 

Noch  günstiger  war  der  Verlauf  der  in  Gemässheit  des  Finanzgesetzes 
vom  24.  März  1881  Art.  9  durchgeführten  Kündigung  und  Umwandlung  der 
ganzen  4V2  prozentigen  Guldenschuld  im  Betrag  von  167,23  Mill.  M.  Auch 
diesem  Umwandlungsgeschäft  sollte  ein  am  30.  März  1881  abgeschlossener 
Garantievertrag,  bei  welchem  neben  den  seitherigen  3  Gruppen  noch  einige 
Berliner  Bankinstitute,  die  Königl.  Seehandlungssocietät,  die  Diskontogesellschaft 
und  die  Deutsche  Bank,  als  vierte  Gruppe  mitwirkten,  zum  Rückhalte  dienen. 
Der  Kurs  der  neuen  4  prozentigen  Obligationen  war  auf  99,  die  Provision  der 
Bankhäuser  auf  0,40  Prozent  vereinbart.  Von  jenen  167,23  Mill.  M.  nun  ge- 
langten 158 Va  Mill.  M.  zur  Umwandlung;  es  war  also  nur  für  8V<  ^liU-  M.  bare 
Rückzahlung  zu  leisten. 
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Das  Anlehen  vom  30.  März  1881  muss  spätestens  im  Jahr  1950  getilgt 
werden.  Etwaige  frühere  Tilgungen  bleiben  gesetzlicher  Bestimmung  vor- 
behalten. 

Wieder  ein  anderes  Verfahren  bei  der  Vergebung  der  Anlehen  für  Zwecke 
des  Eisenbahnbaus  hat  in  den  letzten  Jahren  platzgegrifFen.    Aus  dem  Kapitalien- 
besitz der  Staatsgrundstocksverwaltung  waren   im  Jahr  1880  mehrere  Millionen 
Mark  in  4prozentigen  Obligationen  vorgeschossen    und    veräussert  worden,   zu 
deren  Ersatz   ein   am  6.  Dezember   1880  zu  pari   abgeschlossenes  Anlehen  von 
6  Hill.  M.  vorzugsweise  bestimmt  war.   Man  hatte  dabei  die  Erfahrung  gemacht^ 
dass  die  Veräusserung   schon  ausgefertigter  Schuldverschreibungen   den  submit- 
tirenden  Bankhäusern  besonders  angenehm  sei.    Demgemäss  Hess  man  jetzt  die 
Ausfertigung  der  4prozentigen  Schuldverschreibungen  dem  Verkauf  in  kleineren 
Abteilungen  je  nach  Bedarf  vorangehen  bei  den  Vergebungen  vom 
8.  April  1881  über    4  Mill.  M.  zum  Kurse  von  100,0000 
27.  Juni  1881      „       2      ,       „       ,         ,         ,     102,4350 
2.  Januar  1882  ,       5      ,       „       ,  „  ,     101,6875 

22.  Septbr.  1882  „       6      „       ,       ,  „  „     102,8775 
14.  Januar  1884  „    3,1      ,       .,       ,         ,         „     102,6800 

23.  Febrasrl885  ,  1,581,000  Mill.  M.  zum  Kurse  von  105,3975. 

Noch  nicht  verkauft  sind,  wie  bereits  erwähnt,  die  Schuldverschreibungen  für 
das  am  20.  Januar  1885  beschlossene  Anlehen  von  8,170,000  M. 

Auf  Grund  des  Art.  9  des  Finanzgesetzes  vom  31.  Mai  1885  endlich 
wurde  am  9.  Juni  1885  das  4V2prozentige  Anlehen  vom  12.— 14.  Januar  1876 
in  dem  Restbetrag  von  18,86  Mill.  M.  gekündigt,  gleichzeitig  aber  den  Inhabern 
der  Schuldverschreibungen  dieses  Anlehens  der  Umtausch  derselben  in  gleich- 
wertige Stücke  eines  neuen  4prozentigen  Anlehens  angeboten,  dessen  Kurs  zu 
101,50  bestimmt  ist.  Der  Kursaufschlag  entspricht  annähei-nd  der  Differenz 
der  Börsenwerte  beider  Gattungen  unmittelbar  vor  der  Konversion.  Von 
einer  Mitwirkung  und  Garantie  durch  Bankhäuser  glaubte  man  in  diesem  Fall 
absehen  zu  können.  Die  Tilgung  des  neuen  Anlehens  soll  mit  dem  Jahr  1891 
beginnend  in  50  Annuitäten  erfolgen.  Zur  wirklichen  Umwandlung  gelangten 
rund  17  Mill.  M. 

Die  vorstehenden  Mitteilungen  beruhen  durchaus  auf  den  gedruckten 
Rechenschaftsberichten  des  ständischen  Ausschusses.  Sie  wurden  so  ausführlich 
gegeben,  weil  dadurch  am  besten  die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Bewegungen 
auf  diesem  Gebiete  anschaulich  gemacht  werden  konnte.    Dieselbe  äusserte  sich 

1,  in  dem  Zinsfuss,  2.  in  den  Begebungsfomien ,  3.  in  den  Begebungs- 
kursen und  4.  in  den  Tilgungsbedingungen. 

Zu  1.  Sieht  man  auf  die  letzten  25  Jahre  zurück,  so  hatten  wir,  neben 
dem  unverzinslichen  Staatspapiergelde,  dann  neben  den  zu  4,8  Prozent  verzins- 
lichen Kassenscheinen  von  1870,  endlich  neben  den  mit  Diskontabzug  verkäuf- 
lichen Schatzanweisungen,  bei  den  Anlehen  selbst  von  1862  bis  1870  eine  Zins- 
bewegung von  3V2  bis  5  und  selbst  6  Prozent,  dann  aber  wieder  rückwärts  bis 
nahe  an  3V2  Prozent.  Dass  man  Bedenken  getragen  hat,  sich  zu  diesem  Zins- 
fuss von  Staatswegen  direkt  zu  bekennen,  dürfte  berechtigt  erscheinen.  Wirth- 
scaftliche  und  sociale  Rücksichten  mahnen  hier  gewiss  zur  Vorsicht  und  zur 
Schonung  bestehender  Verhältnisse. 
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Am  1.  April  1885,  also  vor  dei-  Umwandlung  jener  18,86  Mill.  M.,  be- 
trug die  kündbare  Schuld 

zu  3  Vi  %     16.43  MiU.  M. 

,    4      ,    303,59      r      r 

,   4V2  r      98,99      ,      „ 

zusammen   419,01  Mill.  M. 

Dazu  die   unkündbare  Schuld:    0,45    Mill,  M.    zu   5   Prozent,    9,42  Mill.  M.  zu 

4  Prozent. 

Zu  2.  Wiederholt  hat  man  in  dieser  Periode  den  Versuch  gemacht,  sich 
unmittelbar  an  die  Kapitalbesitzer  selbst  zu  wenden,  aber,  abgesehen  von  den 
ümwandlungsgeschäften ,  mit  wenig  Glück,  so  1866  und  1870.  Ist  man  daher 
meist  genötigt  gewesen,  sich  der  Vermittlung  von  Bankhäusern  zu  bedienen, 
schon  wegen  der  Grösse  der  in  Anspruch  genommenen  Summen  und  der  raschen 
Aufeinanderfolge  der  Anlehen,  so  mussten  hiefür  auch  Vorteile  geboten  werden, 
sei  es  direkt  in  der  Form  von  Provisionen,  sei  es  indirekt  in  der  Ausnutzung 
der  Börsenkurse.  Die  Konkurrenz  der  grösseren  Geldmächte  wirkte  auch  bei 
solchen  Begebungen  an  Bankhäuser  bis  zu  der  Vereinigung  der  letzteren  zu 
gemeinsamen  Offerten  im  Jahr  1876;  sie  fängt  neuerdings  bei  den  Verkäufen 
ausgefertigter  Schuldverschreibungen  im  Submissionswege  wieder  an  sich  zu 
äussern.  Die  letztgedachte  Begebungsform  ist  für  kleinere  Partien,  die  je  nach 
Bedarf  effektuirt  werden  können,  die  günstigste. 

Zu  3.  Der  Begebungskurs  richtet  sich  ja  im  allgemeinen  nach  dem  Geld- 
markt. Ein  Vergleich  mit  den  täglichen  Notierungen  an  der  Frankfurter  Börse 
zeigt  aber,  dass  der  Börsenkurs  der  württembergischen  Staatspapiere  zu  den 
höchsten  zählt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  vielleicht  einmal  ein  .)ahr  für  den 
Staatshaushalt  weniger  günstig  abgeschlossen  hat  als  andere  Jahre.  Man  kann 
den  hohen  Kurs  einigermassen  mit  dem  Umstände  in  Verbindung  bringen,  dass 
die  württembergischen  Papiere  für  Pflegschaften.  Stiftungen,  Korporationen,  für 
Beamtenkautionen  und  dgl.  fortgesetzt  gesucht  werden  müssen.  In  <ier  Haupt- 
sache aber  darf  man  die  hohen  Notienmgen  als  Zeichen  des  guten  Kredits  an- 
sehen, dessen  sich  die  Finanzverwaltung  und  die  Staatsschuldenverwaltung  Würt- 
tembergs allseitig  erfreuen.  Diesen  Kredit  sich  dauernd  zu  erhalten,  dazu  ist  vor 
allem  auch  ein  geordnetes  Tilgungswesen  die  Vorbedingung  (Ziff.  4).  Hierauf 
noch  näher  einzugehen,  wird  die  Aufgabe  des  nächsten,  letzten  Abschnittes  sein. 

V. 

Weder  die  Grösse  des  Bedarfs  der  aufzunehmenden  Anlehen,  noch  die 
seitherige  ausserordentliche  Entwicklung  des  öffentlichen  Kreditwesens  überhaupt 
hatten  sich  seinerzeit  von  Mohl  im  voraus  übersehen  lassen  und  so  treffen  denn 
auch  die  durch  denselben  aufgestellten  Grundsätze,  was  die  Vergebimg  der  An- 
lehen betrifft,  nm-  in  wenigen  untergeordneten  Pimkten  noch  zu. 

Anders  verhält  es  sich  mit  denjenigen  Forderungen  Mohls,  welche  sich 
auf  die  Tilgung  beziehen.  ,Ein  kräftiger  Tilgungsplan  erscheint  als  ein  unerläss- 
liches  Mittel  zur  Wiederordnung  des  württembergischen  Schuldenwesens.  Es  mag 
sein,  dass  der  einzelne  Gläubiger,  wenn  er  hinsichtlich  der  Verzinsung  zufrieden 
gestellt  ist,   in  Beziehung  auf  Schuldentilgimg  keine  Bedingungen  macht  und 

83S 


246  •^-  ^-  Riecke, 

vielleicht  nicht  einmal  einen  Wunsch  hat.    Allein  der  Staatsmann  hat  das  All- 
gemeine ins  Auge  zu  fassen"  (Seite  719). 

Nach  den  älteren  Staatsschuldenstatuten  von  1816,  1817  und  1820,  so- 
wie nach  dem  im  wesentlichen  mit  denselben  übereinstimmenden  Statute  vom 
22.  Februar  1837  Art.  7  waren  als  jährlicher  Kapitaltilgungsfonds  gesetzlich 
bestimmt : 

a)  ein  halbes  Prozent  der  Staatsschuld  nach  ihrem  höchsten  Stande; 

b)  die  Jahreszinse  aus  den  getilgten  Schulden; 

c)  etwaige  Ersparnisse  an  den  Zinsenzahlungsfonds. 

Zunächst  sollten  die  von  den  Gläubigem  selbst  gekündigten  Posten,  dann 
die  höher  zinsenden,  weiter,  nach  den  früheren  Statuten  die  nach  der  Zeit  der 
Aufnahme  älteren,  nach  dem  Statut  von  1837  die  Kapitalposten  von  100  fl. 
oder  weniger,  endlich  die  durch  das  Los  bestimmten  Schuldverschreibungen  ab- 
gelöst werden.  Das  Gesetz  vom  4.  September  1853  hob  jedoch  diese  Ablösungs- 
ordnung auf  und  bestimmte  statt  dessen  in  Art;  1,  dass  der  für  jedes  Jahr  aus- 
zusetzende Kapitaltilgungsfonds  für  die  kündbare  Schuld  nach  den  den  einzelnen 
Bestandteilen  dieser  Schuld  zu  Grund  liegenden  vertragsmässigen  Be- 
stimmungen über  deren  Tilgung  bemessen  werden  solle.  Die  bis  dahin  hinsicht- 
lich ihrer  Ablösung  als  eine  Einheit  behandelte  Staatsschuld  wurde  nach  ihren 
einzelnen  Bestandteilen  unterschieden;  die  bis  dahin  gesetzlich  gewährleistete 
Frist  für  die  Rückzahlung  der  ganzen  Schuld  binnen  eines  Zeitraumes  von  etwa 
45  Jahren  wurde,  allerdings  im  Einklang  mit  den  seit  1845  abgeschlossenen 
Anlehensverträgen,  erweitert.  Immer  noch  aber  bildete  es  eine  wirksame  Schranke, 
dass  schon  bei  der  Aufnahme  der  Anlehen  die  Art  und  Weise  der  Tilgung  ver- 
tragsmässig  festzustellen  war.  Dies  ist  denn  auch  in  der  Weise  befolgt  worden, 
dass  nach  dem  für  jedes  Anlehen  berechneten  Tilgungsplan  mittelst  der  die 
Zinsen  und  Tilgungsquoten  in  sich  begreifenden  Annuitäten,  in  der  Regel  mit 
dem  Aufnahmejahr  beginnend,  binnen  50  Jahren  das  ganze  Anlehen  zurückbe- 
zahlt werden  muss.  Nur  sind  seit  1870  von  dieser  Regel  verschiedene  Ausnahmen 
gemacht  worden:  man  hat  bei  den  Anlehen  von  1870  und  1871,  dann  bei  denen 
von  1876  bis  1879  den  Beginn  der  Tilgung  für  die  ersten  Jahre  nach  der  Auf- 
nahme vertragsmässig  ausgeschlossen;  man  hat  ferner  bei  den  Anlehen  von 
1879  und  1880  70jährige  Annuitäten  angenommen.  Und  lag  nun  schon  diesen 
Ausnahmen  wenigstens  mit  die  Absicht  zu  Grund,  die  Lasten  der  Gegenwart 
zu  vermindern,  so  trat  dieselbe  noch  viel  deutlicher  hervor,  als  man,  Gebrauch 
machend  von  der  Vertragsbestimmung,  ausserordentliche  Tilgungen  jederzeit 
vornehmen  zu  dürfen,  hiezu  von  den  Geldern  der  französischen  Kriegsent- 
schädigung durch  den  Hauptfinanzetat  für  1871  —  73  vier  Millionen  Gulden  be- 
stimmte, diese  Tilgung  jedoch  nicht  an  der  Staatsschuld  ein  für  allemal  abschrieb 
und  dann  mit  den  ordentlichen  planmässigen  Tilgungen  einfach  fortfuhr,  sondern 
vielmehr  jene  ausserordentliche  Tügung  von  vier  Millionen  Gulden  dazu  benützte, 
um  mit  denselben  nur  die  planmässigen  Tilgungen  an  der  4  V«  prozentigen 
Schuld  der  unmittelbar  nächsten  Jahre  zu  erleichtern,  was  dann  zwar  bis  1877 — 78 
nachgewirkt  hat,  aber  schon  der  heutigen  Generation  nicht  mehr  zu  gut  kommt. 
Auch  die  in  jenen  Jahren  erzielten  Ueberschüsse  der  laufenden  Verwaltung  sind 
daher  im  Grunde  wenigstens  zu  einem  Teile  der  eben  bezeichneten  Manipulation 
zuzuschreiben  gewesen. 
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Zehn  Jahre  später,  bei  der  Verabschiedung  des  Hauptfinanzetats  für  die 
Finanzperiode  1.  April  1881 — 83,  sah  man  sich,  wie  ich  in  Schmollers  Jahrbuch 
1883  S.  199  f.  nachgewiesen  habe,  einem  offenen  Deficit  von  jährlich  9V2  Mil- 
lionen Mark  gegenüber,  dessen  Deckimg  zur  grösseren  Hälfte  von  der  Erhöhung 
der  Malzsteuer  und  der  Sportein,  mit  Einschluss  der  neu  eingeführten  Erbschafts- 
und Schenkungssteuer,  sowie  von  dem  neu  überwiesenen  Anteil  an  den  gleich- 
falls erhöhten  Zöllen  aus  der  Reichstabakssteuer  gehofft  werden  konnte,  wofür 
man  aber  im  übrigen  wieder  auf  den  Staatskredit  verwiesen  blieb.  Und  zwar 
suchte  man  hier  auf  zweierlei  Wegen  zu  helfen.  Man  nahm  zu  Deckung  der 
vertragsmässigen  Tilgungsraten  der  Eisenbahnschuld  in  dieser  Finanzperiode 
im  Betrag  von  jährlich  rund  1^2  Millionen  Mark  neue  Anlehen  auf  (vgl.  oben  lü), 
und  man  konvertierte  die  ganze  4V2prozentige  Guldenschuld  in  dem  oben  (IV) 
angegebenen  Betrag  von  167 V*  Mill.  M.,  —  nicht  bloss  um  sich,  wie  oben 
im  vierten  Abschnitt  zu  erwähnen  war,  in  den  Ausgaben  für  die  Zinsen  zu  er- 
leichtern, sondern  zugleich  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  sich  auch  freiere 
Hand  in  der  Tilgung  der  neuen  Anlehen  zu  verschaffen,  mit  andern  Worten 
die  Tilgung  zunächst  ganz  zu  suspendieren.  Auf  diesem  letzteren  Wege  der 
Schuldenkonversion  konnte  man  das  Deficit  um  weitere  2,9  Mill.  M.  vermindern. 

Nur  war  zu  dem  Behuf  vorher  eine  Aenderung  der  Gesetzgebung  nicht 
zu  umgehen.  Die  königliche  Regierung  wollte  fernerhin  die  Wahl  lassen,  ob 
die  Tilgung  in  jährlichen  Raten  nach  einem  zum  voraus  festgesetzten  Plane 
stattzufinden  oder  ob  sie  sich  nach  den  Bestimmungen  zu  richten  habe,  welche 
im  Weg  der  Gesetzgebung  werden  getroffen  werden.  Der  Vorschlag  wurde  am 
20.  März  1881  zum  Gesetz ,  indessen  doch  nur  mit  zwei  wesentlichen  Modifi- 
kationen: es  vnirde  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  beigefügt,  dass  der 
Schlusstermin  der  Heimzahlung  zum  voraus  festzusetzen  sei  und  es  wurde  durch 
die  späteren  Anlehensverträge  als  dieser  Schlusstermin  seither  das  Jahr  1950 
bestimmt;  sodaim  wurde  auf  Anregung  der  Kammer  der  Standesherren  die 
Wirkung  dieser  Gesetzesänderung  zunächst  nur  auf  die  in  der  Frnanzperiode 
1881—83  zum  Abschluss  gelangenden  Anlehea  beschränkt,  später  auch  noch 
auf  die  Anlehen  der  Periode  1883—85  erstreckt,  dagegen  ihre  abermalige  Ver- 
längerung jetzt  durch  den  Beschluss  der  Kammer  der  Standesherren  vom 
9.  April  1885  abgelehnt.  Von  vornherein  waren  die  Ansichten  über  die  Zweck- 
mässigkeit der  Massregel  geteilt  gewesen.  Wesentlich  die  Rücksichten  auf.  die 
Schwierigkeiten  der  damaligen  Finanzlage  hatten  im  Jahr  1881  den  Ausschlag 
gegeben,  daneben  auch  die  Erwägung,  dass  bei  einer  so  grossen  Operation  wie 
der  unmittelbar  bevorstehenden,  der  Konversion  von  167 ','4  Mill.  M. ,  eine 
freiere  Bewegung  in  der  Wahl  der  Anlehensarten  nicht  zu  versagen  war. 
Man  hatte  sieh  aber  doch  nicht  weiter  binden  wollen,  als  absolut  nötig,  imd 
im  Jahr  1885  hatten  sich  dann  die  Verhältnisse  so  gestaltet,  dass  eine  Rück- 
kehr zu  den  bewährten  früheren  festeren  Grundsätzen  wohl  angezeigt  er- 
scheinen konnte. 

Nach  dem  Stand  vom  1.  April  1885  liess  sich  die  kündbare  Schuld 
hinsichtlich  der  Art  und  Zeit  ihrer  Tilgung  gruppieren  wie  folgt: 
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I.  Aalehen  mit  sofort  beginnenden  Annuitäten : 

1)  mit  45j  ähriger  Tilgungsfrist 

von  1845  zu  3V2  7o  7,16  Mül.  M. 

2)  mit  50j  ähriger  Tilgungsfrist 

a)  von  1846,  1857,  1860,  1861  zu  4  7o       19,43  ,  , 

b)  von  1862  zu  S'/jO/o  9,27  ,  „ 

c)  von  1875  zu  4>  17,34  „  , 

d)  von  1876  zu  4V2  7ü  18,92  ,  „ 

3)  mit  70j  ähriger  Tilgungsfrist 

von  1879  und  1880  zu  47o  68,04      ,       „ 


Summe  I.  140,16  Mill.  M. 
II.  Anlehen  mit  später  beginnenden  Annuitäten 

von  1876,  1877,  1878  und  1879  zu  4V2  7o      80,08  Mill.  M. 
III.  Anlehen  mit  freierer  Tilgung  und  Rück- 
zahlung im  Jahr  1950 

von  1881,  1882-83  und  1884  198,77      ,       , 


zusammen  419,01  Mill.  M. 
Es  müssten  danach  vollständig  zurückbezahlt  sein: 

in  den  Jahren  1889—90  (I  1)  7,16'  Mill.  M. 

r  „  „  1895-1912  (I  2  a  und  b)  28,70  ,  , 
.  ,  ,  1924-1928  (12  c  und  d  II)  116,34  „  „ 
.      ,  ,        1950  (I  3  und  III)  266,81      „       „ 


gibt  wieder  419,01  Mill.  M. 
Wäre  die  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  20.  März  1881  hinsichtlich  der 
freien  Tilgung  verlängert  worden,  so  hätte  dies  zunächst  Einfluss  gehabt  auf 
die  Art  der  Umwandlung  des  Anlehens  I  2  d,  sowie  auf  die  für  die  Finanz- 
periode 1885 — 87  weiter  vorgesehenen  Anlehen  im  Betrag  von  7  Mill.  M. ; 
sie  würde  ferner  bald  praktisch  geworden  sein  für  die  Anlehen  II.  Die  Er- 
fahr\ingen  endlich,  welche  man  seither  mit  jener  Bestimmung  gemacht  hat, 
stützten  sich  auf  die  Anlehen  III. 

Diejenigen,  welche  die  Verlängerung  jener  Bestimmung,  mit  andern 
Worten  die  vorläufige  Sistierung  der  Tügung  auch  bei  den  neu  abzuschliessenden 
Anlehen  befürworteten,  glaubten  sich  nun  allerdings  gegen  die  Meinung  ver- 
wahren zu  sollen,  als  wollten  sie  überhaupt  das  Schuldentilgen  eingestellt  wissen. 
Zur  Bekräftigung  ihrer  Verwahrung  erklärten  sie  sich  gegen  jeden  Ueber- 
gang  zum  Rentensystem,  beriefen  sich  ferner  auf  die  Thatsache,  dass  Württem- 
berg, was  die  jährlichen  Leistungen  für  die  Tilgung  der  Staatsanlehen  betrifft, 
unter  den  deutschen  Staaten  noch  ziemlich  obenan  stehe.  Es  werden  hiefür 
verausgabt  aus  laufenden  Mitteln: 


auf  den  Kopf 

auf  100  M. 

der  Bevölkerung 

Schuldkapital 

in  Preussen 

74  Pf. 

50  Pf. 

„   Bayern 

24    , 

10    „ 

„   Sachsen 

276    . 

110    „ 

„   Württemberg 

100    , 

49    , 

„   Baden 

60    „ 
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Reclme  man  dazu,  was  Baden  mit  Anlehensmitteln ,  Württemberg  mit 
Restmitteln  tilge,  so  erhöhe  sich  die  Schuldentilgung  bei 

Württemberg  auf  122  Pf.  50  Pf. 

Baden  auf  410    ,  220    , 

Man  wolle  nur  keinen  Zwang,  wenigstens  keinen  vertragsmässigen 
Zwang  haben,  der,  wie  die  Erfahrung  lehre,  dazu  führen  könne,  dass  man  die 
niedriger  verzinslichen  vor  den  teureren  Anlehen  mit  höherem  Zinsfuss  heim- 
zahlen, ja  dasb  man,  um  der  vertragsmässigen  Verpflichtung,  zu  tügen,  genügen 
zu  können,  sogar  neue  Anlehen  unter  lästigeren  Bedingungen  aufnehmen  müsse, 
während  doch  die  Staatsgläubiger,  zumal  bei  so  hohen  Börsenkursen,  wie  gegen- 
wärtig, die  Rückzahlimgen  zum  blossen  Nennwerte  keineswegs  wünschen.  Die 
Gefahr,  dass  die  hiebei  flüssig  werdenden  Kapitalien  sich  billigeren,  aber  minder 
soliden  Anlagewerten  zuwenden,  sei  nicht  zu  unterschätzen.  Es  liege  überhaupt 
ein  Widerspruch  darin,  Schulden  zu  tilgen,  solang  man  noch  zu  fortgesetzten 
Anlehensaufnahmen  genötigt  sei.  Endlich  handle  es  sich  nicht  allein  um  das 
Wollen,  sondern  auch  um  das  Können. 

Ge^viss  verdienen  diese  Gründe  alle  Beachtung.  Man  hätte  aber  darauf 
doch  schon  mit  den  Woi-ten  Robert  von  Mohls  (S.  720  Anm.)  entgegnen  können : 
„Ein  unvermeidlicher  Zwang  zum  Schuldenzahlen  ist  eben  doch  sehr  zweck- 
mässig, da  dasselbe  immer  schwer  fällt  und  wenn  irgend  möglich  bei  Seite  ge- 
schoben wird;  ein  solcher  Zwang  aber  ist  ein  gleich  bei  der  Aufnahme  der 
Schuld  bestimmter  Tilgungsplan. "  Von  denjenigen,  welche  auf  deni  Landtag 
von  1885  in  der  Rückkehr  zu  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  4.  September 
1853,  mit  andern  Worten  in  der  Wiedereinführung  eines  regelmässigen  Tilgungs- 
plans bei  den  neu  aufzunehmenden  Anlehen  die  der  jetzigen  Sachlage  ent- 
sprechenden Finanzpolitik  erkennen  wollten ,  ist  denn  auch  im  wesentlichen  in 
Üebereinstimmung  mit  Mohl  folgendes  ausgeführt  worden: 

In  der  Kammer  der  Abgeordneten  beleuchtete  der  derselben  nach  der 
Verfassung  kraft  seines  Amtes  angehörige  Universitätskanzler  Rümelin  die 
Frage  von  allgemeinen  Gesichtspimkten  aus: 

„Jedermann,  der  Schulden  hat,  soll  darauf  bedacht  sein,  seine  Schulden 
zu  bezahlen,  und  der  Staat  hat  dazu  mehr  Anlass  als  der  Privatmann,  weü  in 
jedem  Jahrhundert  nach  dem  Zeugnis  der  Geschichte  und  der  Natur  der  Sache 
Ereignisse  vorkommen,  wo  man  Schulden  machen  niuss,  Kriege  und  sonstige 
ausserordentliche  Notstäjade.  Deshalb  soll  der  Staat,  wenn  er  eine  solide  Finanz- 
Verwaltung  haben  will,  in  geordneten  friedlichen  Zeiten  regelmässig  seine 
Schulden  vermindern,  weil  er  sicher  in  die  Lage  kommt,  früher  oder  später  sie 
wieder  vermehren  zu  müssen.  Nun  gibt  es  zwei  Systeme  von  Schuldentilgung, 
das  eine  das  der  Annuitäten,  wonach  man  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren 
in  Aussicht  nimmt,  innerhalb  welcher  die  ganze  Schuld  getügt  werden  soll, 
dadurch,  dass  man  jährlich  etwas  mehr,  als  die  blosse  Verzinsung  erfordern 
würde,  aufwendet.  Das  andere  System  ist  das  Rentensystem  oder  das  System 
der  freien  Tilgung,  wonach  über  die  Tilgung  nichts  Bestimmtes  festgesetzt  ist, 
sondern  es  dem  Staat  nach  der  jeweiligen  Finanzlage  gestattet  ist,  mehr  oder 
weniger  darauf  zu  verwenden.  Jedes  dieser  Systeme  hat  seine  Vorzüge; 
an  sieh  ist  das  System  der  freien  Tilgung  das  natürlichere,  weil  es  dem 
Staat  keinen  Zwang  auferlegt,    weil   man  in   bedrängten  Zeiten  wenig  zurück- 
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zahlen  kann  und  in  besserer  Zeit  viel.  Auch  ist  dieses  System  der  Rentenschuld 
dem  Publikum  angenehmer,  weil  es  nicht  fortwährend  nachzuschlagen  hat,  ob 
die  Obligationen  nicht  herausgekommen  sind.  Es  ist  auch  keineswegs  richtig, 
dass  man  bei  diesem  System  keine  Schulden  abbezahlt. 

„Die  Gefahr,  die  mit  diesem  System  verbunden  ist,  ist  die,  dass  „freie" 
Tilgung  häufig  so  viel  heisst  als  „keine  Tilgung",  dass  die  Finanzministerien 
und  die  Kammern  geneigt  sind,  zunächst  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart  ins 
Auge  zu  fassen,  und  die  Tilgung,  die  nicht  absolut  sein  muss,  hinauszuschieben. 
Das  Annuitäten  System  hat  insofern  eine  sehr  widerwärtige  Eigenschaft,  als 
man  gleichmässig,  ob  man  gute  oder  schlechte  Zeiten  hat,  die  gleiche  Summe 
zahlen  muss.  Es  ist  auch  dem  Publikum  weniger  angenehm.  Aber  es  hat  den 
Vorteil,  dass  es  eine  Art  von  pädagogischem  Zwang  ausübt;  man  ist  genötigt, 
das,  wozu  man  sich  engagiert,  zu  entrichten,  ob  das  nun  bequem  ist  oder  nicht. 

„Es  gibt  zwar  noch  ein  drittes  System,  welches  weder  Fisch  noch 
Fleisch  ist  und  welches  wir  gerade  adoptiert  haben  auf  den  Antrag  des  Abge- 
ordneten von  Biberach  (Probst),  welcher  vor  vier  Jahren  angenommen  worden 
ist;  man  schiebt  dabei  die  Tilgung  in  eine  dunkle  Zukunft  hinaus,  in  Verhält- 
nisse, die  wir  nicht  beurteilen  können,  und  man  weist  einer  späteren,  einer 
dritten  oder  vierten  Generation  die  Auflage  zu,  sie  soll  die  Schuld  zahlen;  in 
welcher  Lage  sie  diese  Verbindlichkeit  trifft,  das  wissen  wir  nicht,  wir  haben 
dabei  einerseits  die  Vorteile  der  freien  Tilgung,  sofern  wir  nicht  zu  tilgen  haben, 
wenn  wir  nicht  wollen,  wir  haben  keine  Annuitäten  zu  leisten,  wir  schieben 
eben  die  Verantwortlichkeit  einer  künftigen  Generation  zu.  Meines  Erachtens 
ist  weder  das  eine  noch  das  andere  System  für  sich  allein  berechtigt,  sondern 
es  ist  zweckmässig,  einen  Teil  der  Schulden  stehen  zu  lassen,  und  einen  andern 
Teil  zu  tilgen,  insbesondere  in  der  Lage,  in  der  wir  uns  in  Württemberg 
befinden." 

Kanzler  Rümelin  hält  es  nicht  für  geboten,  dass  wir  unsere  ganze 
Eisenbahnschuld  tilgen  und  den  späteren  Generationen  einen  wertvollen  Domanial- 
besitz  vollkommen  schuldenfrei  überlassen. 

„Wir  haben  denn  auch  gemäss  dem  Gesetz  von  1881  einen  sehr  nam- 
haften Teil  unserer  Schuld  mit  freier  Tilgung,  resp.  Nichttilgung ,  und  einen 
kleineren  Teil  mit  Annuitäten.  Wenn  ich  nun  aber  doch  der  Meinung  bin, 
diese  26  Millionen,  von  denen  wir  jetzt  19  Millionen  konvertieren,  sollten  wir 
nach  dem  alten  System  behandeln,  so  habe  ich  folgenden  Grund:  wenn  wir 
unsere  Eisenbahnschuld,  abgesehen  von  neuen  Eisenbahnen,  noch  fortwährend 
dadurch  vermehren,  dass  wir  für  bestehende  Bahnen  stets  neue  Summen  auf- 
nehmen, so  wird  dieses  Verhältnis  verrückt,  und  es  stellt  das  keine  solide  Wirt- 
schaft vor;  sie  steht  in  Widerspruch  mit  dem  Princip,  dass  wir  der  zukünftigen 
Generation  einen  ansehnlichen  Teil  der  Bahnen  ohne  Schulden  hinterlassen  sollen." 

Der  Berichterstatter  der  Kammer  der  Abgeordneten,  Banquier  Hartenstein 
von  Cannstatt,  führte  u.  a.  aus:  „Es  sind  jetzt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
20.  März  1881  nahezu  200  Millionen  Mark  aufgenommen  und  es  steht  mehr 
als  die  Hälfte  der  ganzen  Eisenbahnschuld  ausserhalb  der  regelmässigen  Tilgung. 
Darüber  kann  aber  gewiss  kein  Zweifel  bestehen,  dass  eine  Verminderung  der 
Eisenbahnschuld  im  höchsten  Grade  wünschenswert  ist  bei  dem  Umstände,  dass 
gegenüber   dem  Bedarf  für  ihre   Verzinsung   der  Reinertrag    der   Eisenbahnen 
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tun  mehr  als  zwei  Millionen  per  Jahr  zurückbleibt,  welche  Summe  aus  laufenden 
Etatsmitteln  gedeckt  werden  muss. 

, Sodann  handelt  es  sich  jetzt  um  neue  Anlehen  von  nicht  weniger  als 
rimd  26  Millionen,  und  davon  sind  —  und  dies  scheint  doch  sehr  wichtig  — 
bisher  beiläufig  19  Millionen  seit  ihrer  Ausgabe  stets  in  planmässiger  alljähr- 
licher Tilgung  gestanden,  welche  mit  Ausnahme  der  Jahre  1881—85  in  der 
Hauptsache  immer  aus  laufenden  Mitteln  aufgebracht  wurde.* 

Es  wäre  wohl  bedenklich  und  den  Grundsätzen  strenger  Solidität  wenig 
entsprechend,  „wenn  seither  durch  Annuitäten  alljährlich  sich  vermindernde 
Schuldposten  nun  auch  noch  von  der  regelmässigen  Heirazahlung  ausgeschlossen 
werden  sollen.  ■* 

Dazu  komme,  dass  weitere  Umwandlungen  von  4 '/«prozentigen  Anlehen 
im  Gesamtbetrag  von  80  Hill.  M.  in  wenigen  Jahren  bevorstehen. 

„Wir  sind  daher  wohl  jetzt  an  einem  Markstein  angelangt,  bei  welchem 
eine  principielle  Entscheidung  an  uns  herantritt,  die  Entscheidung  darüber,  ob 
die  unter  das  Gesetz  vom  20.  März  1881  fallende  Summe  unserer  Staatsschuld 
beschränkt  werden  soll  auf  die  demselben  bis  jetzt  unterstellten  circa  200  Mil- 
lionen, oder  ob  zunächst  die  in  dem  vorgelegten  Etat  exigierten  Anlehensbeträge 
von  zusammen  2-5,916,845  M.  66  Pf.  und  später,  in  zweifellos  folgerichtiger 
Konsequenz,  diejenigen  weiteren  Summen,  bei  welchen  die  Hermzahlung  noch 
nicht  begonnen  hat,  d.  i.  80,078,200  Mark,  successive  ebenfalls  in  die  Form  der 
freien  Tilgung  übergehen  sollen." 

In  der  Kammer  der  Abgeordneten  blieben  indessen  die  Wortführer  dieser 
Ansicht  zunächst  in  der  Minderheit. 

Der  Kammer  der  Standesherren  hatte  darauf  der  Verfasser  dieser  Zeilen 
namens  der  Finanzkommission  Bericht  zu  erstatten,  der  auch  gedruckt  aus- 
gegeben wurde.     In  demselben  ist  gesagt: 

, Vorauszuschicken  ist,  dass  hier  die  Rentenschuld,  bei  welcher  keinerlei 
bestimmte  Rückzahlimgsfrist  besteht,  ausser  Betracht  bleiben  soll.  Bei  dem 
durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  20.  März  1881  fakultativ  eingeführten  System 
der  freien  Tilgung  mit  im  voraus  bestimmtem  Rückzahlungst^rmin  sodann  ist 
als  äusserstes  Mass  der  Leistungen  der  Staatskasse  anzunehmen  die  Kapital- 
tilgung auf  diesen  Termin  und  die  Bezahlung  der  vollen  Jahreszinse  bis  zu 
dem  gleichen  Termin.  Unter  der  bis  zum  Jahr  1880  eingehaltenen  und  auch 
nach  dem  Gesetz  vom  20.  März  1881  fakultativ,  sei  es  vertragsmässig  oder  auf 
Grund  Gesetzes,  fortgesetzt  zulässigen  Tilgung  nach  dem  Annuitätensystem  end- 
lich versteht  man  die  Tilgung  und  Verzinsung  der  Schuld  in  der  Form  von 
gleichen,  über  die  ganze  Dauer  der  Rückzahlimgsfrist  sich  verteilenden  Jahres- 
raten oder  Annuitäten,  welche  nach  der  Formel  für  Zeitrenten  berechnet  und 
der  Schuldenzahlungskasse  von  der  Staatshauptkasse  fortlaufend  von  Jahr  zu 
Jahr  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Diese  Jahresraten  oder  Annuitäten  sind 
selbstverständlich  höher,  als  die  einfachen  Jahreszinsen  aus  dem  vollen  Kapital. 
Indessen  wird  die  Differenz  zwischen  beiden  um  so  kleiner,  auf  eine  je  längere 
Zeit  sich  die  Tilgung  verteilen  soll.  Sie  betragen  z.  B.  für  eine  4prozentige 
Schuld,  den  Jahreszins  einbegriffen,  bei  einer  Tügimgsfrist  von 
30  Jahren  5,78%,  50  Jahren  4,65  "/o, 

40  Jahren  5,05  »/o,  60  Jahren  4,42  >. 
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„Bei  einer  Tilgungsfrist  von  70  Jahren  reicht  schon  ein  Zuschlag  von 
wenig  mehr  als  ein  Viertel  Prozent,  genau  0,2745  Prozent,  zu  dem  4prozentigen 
Jahreszins  hin,  um  binnen  jener  70  Jahre  zugleich  das  ganze  Kapital  zu  tilgen. 
Die  Erklärung  dafür  liegt  darin,  dass  was  im  ersten  Jahr  über  den  Betrag  der 
Zinse  aufgebracht  wurde,  sofort  zur  Heimzahlung  eines  wenn  auch  zunächst 
kleinen  Teils  des  Kapitals  verwendet  werden  kann.  Dadurch  wird  letzteres 
schon  im  zweiten  Jahr  um  den  entsprechenden  Betrag  kleiner,  bedarf  also  im 
gleichen  Verhältnis  weniger  zu  seiner  Verzinsung  und  so  bleibt  infolge  dessen 
mehr  übrig  zur  weiteren  Kapitaltilgung  u.  s.  f.  Es  leuchtet  ein,  dass,  wenn  so 
fortgefahren  wii-d,  gegen  den  Schluss  der  Tilgungsperiode  ein  immer  grösserer 
Teil  jeder  Annuität  auf  die  Heimzahlung  des  Kapitals  verwendet  werden  kann, 
dass  der  Hauptnutzen  des  Annuitätensystems  für  die  Kapitaltilgung  in  die  letzten 
Jahre  der  Rückzahlungsperiode  fällt  und  dass  daher  ein  Aufgeben  des  auf 
Annuitäten  gegründeten  Tilgungsplans  in  dem  Augenblick,  wo  die  Tilgung  mehr 
hervortritt,  geradezu  ein  Fehler  wäre,  wofern  nicht  überwiegende  andere  Vor- 
teile, wie  z.  B.  der  Uebergang  zu  einem  niedrigeren  Zinsfuss,  dazu  veranlasst 
hätten  oder  veranlassen  würden. 

„Wird  nun  z,  B.  ein  Anlehen  von  1  Million  Mark  zu  4  Prozent  in  30 
Jahren  rückzahlbar  abgeschlossen,  so  sind  dafür,  wenn  die  Heimzahlung  gerade 
nach  30  Jahren  erfolgen  würde,  an  30  Jahreszinsen  (1  X  0,04  X  30)  aufzu- 
bringen 1,2  Mill.  M. ,  dazu  das  Kapital  selbst  mit  1  Million,  zusammen  2,2 
Mill.  M.  —  Wird  dagegen  nach  dem  Annuitätensystem  getilgt  und  werden 
demgemäss,  statt  40,000  M.  für  Zinsen,  57,800  M.  jährlich  für  Annuitäten 
aufgewendet,  so  genügen  im  ganzen  1,734,000  M.  (1  X  0,378  X  30),  es  können 
also  erspart  werden  466,000  M.  oder  jährlich  circa  15,500  M. 

„Bei  einer  Tilgimgsfrist  von  50  Jahren  werden  im  ersten  Fall  3  Mill.  M., 
im  zweiten,  mit  einer  jährlichen  Mehrleistung  von  nur  6500  M.,  2,325,000  M. 
erforderlich,  also  675,000  M.,  im  ganzen  oder  13,500  M.  jährlich  erspart. 

„Und  bei  einer  Tilgungsfrist  von  70  Jahren  erhöht  sich  die  Gesamt- 
leistung an  Kapital  und  Zinsen  im  ersten  Fall  auf  3,8  Mill.  M.,  im  zweiten 
Fall  aber,  in  welchem,  statt  der  jährlichen  40,000  M.  allein  für  Zinse,  nach 
Annuitäten  berechnet  nur  42,745  M.,  also  effektiv  jährlich  nur  2745  M.  mehr, 
aufzubringen  wären,  —  auf  2,992,150  M.,  so  dass  also  die  mögliche  Ersparnis 
im  ganzen  sogar  807,850  M.  oder  jährlich  11,540  M.  betragen  würde. 

„Die  Ersparnis  wird  allerdings  kleiner,  je  länger  man  gehindert  ist, 
mit  der  Tilgung  nach  dem  Annuitätensystem  zu  beginnen;  die  aufgeschobene 
Annuität  bedarf  verhältnismässig  höherer  Raten  und  die  Ersparnis  muss  kleiner 
ausfallen,  weil  die  Jahreszinse  im  vollen,  ungeminderten  Betrag  länger  fort- 
gereicht werden. 

„Eine  umsichtige  und  solide  Verwaltung  wird  daher  bei  Betretung  auch 
des  freieren  Weges  von  Anfang  an  immer  das  Ende  bedenken  und  rechtzeitig 
Vorkehr  treffen  müssen ;  sie  wird  damit  notwendig  veranlasst  werden,  von  vorn- 
herein wenigstens  einen  Tilgungsplan  für  sich  zu  entwerfen,  der  nur  kern  vertrags- 
mässig  festgestellter  zu  sein  brauchte,  an  den  aber  sie  selbst,  wenn  auch  nicht 
unbedingt,  doch  möglichst  sich  zu  halten  hätte,  soll  das  Land  nicht  Gefahr 
laufen,  gegen  das  Ende  der  Anlehensdauer  von  einem  Uebermass  der  Verbind- 
lichkeiten sehr  schlimm  betroffen  zu  werden." 
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In  dem  Bericht  der  Finanzkonimission  wurde  bei  diesem  Anlass  insbe- 
sondere hingewiesen  auf  die  Sachlage,  welche  durch  die  Aufschiebung  der 
Tilgungen  an  den  Anlehen  von  nahezu  200  Millionen  Mark  bis  zum  Jahr  1950 
geschaffen  würde.  Schon  jetzt  werde  wohl  ein  Zweifel  berechtigt  sein,  ob  man 
bei  zu  langer  Verzögerung  des  Beginns  der  Tilgung  überhaupt  noch  imstande 
wäre,  wirklich  zu  tilgen,  ob  man  nicht  alsdann  nur  zu  einer  neuen  Anlehens- 
verhandlung  und  schliesslich  doch  zum  offenen  Uebergang  zum  Rentensystem 
genötigt  sein  würde. 

Der  unmittelbar  praktischen  Frage,  den  in  der  Finanzperiode  1885  —  87 
zum  Abschluss  zu  bringenden  Anlehen ,   näher  tretend ,  fährt   der  Bericht  fort : 

..Nach  Art.  9  des  Finanzgesetzes  sollen  die  von  dem  Anlehen  I  des  Jahres 
1876  noch  vorhandenen  4Y2prozentigen  Obligationen  in  dem  Restbetrag  von 
18,92  Mill.  M.  voraussichtlich  in  ein  4prozentiges  Anlehen  umgewandelt  werden. 

,Die  nach  dem  Annuitätensystem  berechnete  Jahresrate  für  Tilgung  und 
Verzinsung  jener  18,92  Mill.  M.  betrug  seither 1,027,456  M. 

,  Unter  Zugrundelegung  derselben  wäre  im  Jahr  1925—26  das  ganze  An- 
lehen getilgt  gewesen. 

,  Würde  man  diesen  Termin  festhalten  wollen,  so  hätte  man  jetzt  für  die 
neue  4prozentige  Schuld  in  gleichem  Betrag  eine  40jährige  Annuität  zu  suchen, 
welche  bei  5.05  Prozent  955,460  M   betragen  würde.   Schon  hierbei  verminderte 

sich  die  Jahresleistung  um 71,996  M. 

und  das  Jahr  1925  —  26  sähe  die  Schuld  getilgt. 

„Man  wird  sich  jedoch  in  stärkerem  Masse  erleichtem  wollen.  Dies  Hesse 
sich  erreichen  bei   einer  Tilgungsfrist  von  70  Jahren    mit    einer  Rente  von  4,27 

Prozent  und  einer  Annuität  von        807,884  M. 

also  219,572  !M.  weniger  als  seither  und  nur  um       51,084  M. 

mehr  als  der  4prozentige  Jahreszins  aus  18,92  Mill.  M.  im  Betrag  von 

.     .     .     756,800  M. 

,  Nähme  man  also  eine  Rückzahlung  spätestens  in  70  Jahren  an,  so  hätte 
man  in  dem  Fall,  dass  dieselbe  bis  unmittelbar  in  jene  Zeit  verschoben  bliebe, 
im  Lauf  der  Jahre  eine  Summe  von  52,98  Mill.  M.  an  Zinsen  und  am  Schluss 
das  Kapital  mit  18,92  Mill.  M.,  zusammen  also  71,90  Mill.  M.  abzutragen,  wo- 
gegen man  nach  dem  Annuitä-tensystem  mit  56,55  Mill.  M.  das  Gleiche  leisten 
könnte. 

, Somit  nach  dem  Annuitätensystem  eine  Minderausgabe  von 
15,35  Mill.  M.  in  70  Jahren  oder  in  einem  Jahr  von  rund  220,000  M., 
und  dies  alles,  wenn  man  sich  nur  zu  einer  jährlichen  Mehrleistung 
von  51,084  M.  nicht  gegen  seither,  sondern  nur  gegenüber  von  dem 
reinen  Zinsbetrag  entschliessen  wollte,  während  gleichzeitig  die 
seither  schon  bezahlte  Annuität  um  219,572  M.  sich  vermindern 
würde. '' 

Rechnet  man  dazu  noch  die  beiden  weiteren  Anlehen  von  3  und  4  Mill.  M., 
welche  in  den  Spätjahren  1885  und  1886  zur  Aufnahme  kommen  sollen,  so  würde 
auch  dann  der  Mehrbetrag  der  Annuität  über  den  Zinsenbetreff  jährlich  nur 
71,370  M.  ausmachen,  damit  aber  in  70  Jahren  das  ganze  Kapital  von  26  Mill.  M. 
zu  tilgen  sein. 

„Jene  51,084  M.  sind  nicht  einmal  1  vom  Tausend,    auch   die  71,370  M. 
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sind  nur  1,3  vom  Tausend  des  gesamten  jährlichen  Staatsbedarfs  in  dessen 
Nettobetrage. " 

Dem  gegenüber  sollte  doch  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  fallen,  dass  man 
sich  bei  der  Rückkehr  zum  Annuitätensystem  dann  weiter  binden  würde  als  ab- 
solut nötig,  selbst  wenn  man  damit  zugleich  ^wieder  Vertrags  massige  An- 
nuitäten bekäme,  nach  welchen  man  auch  in  ganz  ungünstigen  Jahren  nicht 
bloss  verzinsen,  sondern  auch  tilgen  müsste.  Abgesehen  von  dem  hier  in  Frage 
stehenden,  doch  ziemlich  geringfügigen  Mehrbetrag  über  die  unter  allen  Um- 
ständen aufzubringenden  Zinse,  liegt  doch  schon  in  dem  Wesen  des  Annpitäten- 
systems  ein  gewisser  Zwang  zu  regelmässig  fortgesetzten  Leistungen,  welcher 
also  durch  die  Vertragspflicht  nur  verstärkt,  nicht  erst   geschaffen  würde". 

Der  Bericht  schloss  mit  der  Bemerkung,  dass  die  mitgeteilten  Zahlen  und 
Berechnungen  wohl  deutlich  genug  gesprochen  und  gezeigt  haben,  was  in  Wirk- 
lichkeit das  Interesse  des  Landes  fordere. 

Den  Ausführungen  des  Berichts  traten  bei  der  Beratung  des  Gegenstandes 
in  der  Kammer  der  Standesherren  am  9.  April  1885  der  Fürst  zu  Hohenlohe- 
Langenburg  und  der  Staatsminister  a.  D.  Freiherr  v.  Linden  in  längeren  Reden 
durchaus  bei.  Mir  als  Berichterstatter  lag  schliesslich  ob,  gleichfalls  das  Wort 
nochmals  zu  ergreifen.  Dabei  sagte  ich  unter  anderem  über  die  Berechnungen 
des  Kommissionsberichts:  „Bei  diesen  Berechnungen  handelt  es  sich  nicht  darum, 
dass  man  sagt:  so  und  so  viel  macht  es  unter  allen  Umständen,  was  wir  zu  be- 
zahlen haben,  sondern  es  sind  die  Jahresleistungen  summiert,  welche  sich  ergeben, 
wenn  man  die  äussersten  Konsequenzen  zieht.  Einerseits  werden  nach  dem 
System  des  Abgeordneten  Probst  oder  des  Gesetzes  vom  Jahr  1881  die  Tilgungen 
bis  auf  den  letzten  Termin  aufgeschoben  angenommen  und  anderseits,  dass 
nach  dem  Annuitätensystem  mit  der  Tilgung  sofort  begonnen,  also  an  Zinsen 
möglichst  gespart  würde.  Diese  Berechnungen  sind  einfache  Summierungen  und 
Multiplikationen.  Sie  sind,  unter  Anwendung  von  Hilfstabellen,  einfache  Rech- 
nungen, wie  sie  auch  sonst  im  Etat-  und  Rechnungswesen  vielfach  vorkommen; 
in  jedem  Hauptfinanzetat  und  Finanzgesetze  werden  die  beiden  Jahressummen 
summiert,  werden  längere  Jahresreihen  von  Einnahmen  und  Ausgaben  addiert 
und  daraus  schliesslich  die  Durchschnitte  gezogen,  damit  man  Anhaltspunkte 
hat  für  die  neuen  Etatssätze.  Es  ist  also  das  Verfahren,  welches  ich  eingehalten 
habe,  das  im  Rechnungswesen  übliche  und  es  wird  mir  nicht  widersprochen 
werden  können,  wenn  ich  sage :  es  konnten  so  die  Leistungen  gefunden  werden, 
die  sich  ergeben  würden,  wenn  in  beiden  Fällen  die  äussersten  Konsequenzen 
gezogen  werden.  Dass  man  mit  Zinseszinsrechnungen  zu  einem  andern  Er- 
gebnis kommt,  wenn  man  diskontiert  und  sagt:  heute  sind  alle  die  Leistungen 
so  und  so  viel  wert,  das  ist  natürlich.  Auch  beruhen  die  Berechnungen  aller- 
dings auf  der  Voraussetzung,  dass  es  nicht  nötig  würde,  um  die  Tilgung  zu 
vollziehen,  neue  Schulden  zu  machen.  Damit  käme  ein  ganz  neuer  Faktor  in 
die  Rechnung  herein." 

Die  Anlehen,  welche  nach  der  Methode  der  freieren  Tilgung  im  Sinne  des 
Gesetzes  von  1881  abgeschlossen  worden  sind,  also  mit  einem  festen  Rückzahlungs- 
termine, seien  einem  auf  bestimmte  Verfallzeit  ausgestellten  Wechsel  zu  ver- 
gleichen, für  welchen  unter  Umständen  hohe  Prolongationskosten  bezahlt  werden 
müssen.   Das  Annuitätensystem  weiche  dieser  Gefahr  von  vornherein  aus.   Würde 
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man  bei  den  nach  letzterem  aufgenommenen  Anlehen,  statt  im  Etat  Zinae  und 
Tilgungsrate  auszuscheiden,  nur  die  Annuitäten  buchen,  so  würden  die  über  die 
ganze  Anlehensperiode  verteilten  gleichen  Jahresleistungen  deutlicher  vor  Augen 
treten,  und  man  würde  nicht  gegen  das  Ende  der  letzteren  hin  über  den  höheren 
Tilgungsaufwand  erschrecken  und  sich  beklagen  können. 

Die  gegen  die  Vertragsform  vorgebrachten  Bedenken  hatte  auch  ich  bis 
zu  einem  gewissen  Grad  anzuerkennen.  ,Es  wird  gesagt,  die  Vertragsfonn 
schade  jedenfalls  und  störe  in  kritischen  Zeiten,  wie  sie  immer  im  Staatsleben 
wiederkehren  können,  es  sei  namentlich  ein  Widersinn,  Tilgungen  zu  machen 
und  dazu  wieder  Geld  aufnehmen  zu  müssen,  um  diese  Tilgungen  decken  zu 
können.  Das  ist  ja  gewiss  an  und  für  sich  ganz  wahr  und  es  ist  ebenso  wahr, 
dass  man  anderwärts  von  der  Vertragsform  mehr  und  mehr  abgegangen  ist.  Es 
ist  in  Deutschland  namentlich  die  Initiative  dazu  ergriffen  worden  durch  den 
preussischen  Finanzminister  Camphausen,  und  das  Beispiel  Camphausens  hat  in 
anderen  deutschen  Staaten  vielfach  Nachahmung  gefunden.  Es  ist  weiter  darauf 
Bezug  genommen  worden,  dass  auch  die  Männer  der  Finanzwissenschaft  sich 
vorwiegend  für  die  freiere  Tilgung,  d.  h.  gegen  den  Vertrag,  ausgesprochen 
haben.  Ich  kann  das  bestätigen,  es  sind  gerade  die  ersten  Männer  der  Wissen- 
schaft auf  diesem  Gebiete,  Stein  und  Wagner,  die  sich  in  diesem  Sinne  aus- 
sprechen; aber  doch  nicht  imbedingt;  sie  sagen,  die  Verhältnisse  seien  nicht 
überall  dieselben.  Und  auch  eine  gesetzliche  Regelung  lässt  entweder  der  Mög- 
lichkeit zu  viel  Raum  oder  aber  sie  bindet  so  fest  wie  der  Vertra.g.  Wenn  Sie 
einen  Vertrag  abschliessen  auf  Grund  eines  Gesetzes,  so  ist  ja  damit  das  Gesetz 
eigentlich  auch  wieder  festgenagelt,  wenn  ich  den  Ausdruck  gebrauchen  darf, 
das  Gesetz,  auf  Grund  dessen  der  Vertrag  abgeschlossen  wird,  ist  für  die  Kontra- 
henten das  Massgebende.  Warum  soll  es  denn  aber  mit  der  Bindung  durch 
den  Vertrag  etwas  so  Schlimmes  sein?  Man  bindet  sich  durch  den  Vertrag  auch 
für  den  Zins,  man  hat  sich  bis  jetzt  auch  bei  den  in  Umwandlung  befindlichen 
Anlehen  für  4\'2  Prozent  vertragsmässig  verbindlich  gemacht  und  jetzt  scheut 
man  sich,  sich  verbindlich  zu  machen  für  4'/*  Prozent  Annuitäten!  Es  ist  das 
weniger  als  seither  und  man  erreicht  damit  den  grossen  Vorteil,  dass  man  nach 
Ablauf  der  Annuitäten  vollständig  von  jeder  Verbindlichkeit  frei  ist." 

Die  Frage  sei  noch,  woher  das  Geld  nehmen,  um  nicht  bloss  den  Zins, 
sondern  auch  die  Annuität  zu  bestreiten,  welche  sich  bei  einer  70jährigen 
Tilgungsfrist  für  19  Mill.  M.  um  51,000  M.,  für  26  Mül.  M.  um  72,000  M.  höher 
stellen  würde,  als  der  Zins?  Diese  Frage  sollte  nicht  zu  schwer  zu  beantworten 
sein.  Man  habe  ja  um  200,000  M.  weniger  als  seither  für  die  4V»prozentige 
Schuld  aufzubringen.  Und  dann  liegt  der  Staatshaushalt  doch  nicht  so,  dass 
man  wegen  der  Verwendung  wenigstens  jener  51,000  oder  72,000  M.  wieder  zum 
Zweck  der  Schuldentilgung  sich  zu  sehr  besinnen  sollte,  da  sie  sonst  , sofort 
einen  andern  Liebhaber  finden  würden.  Es  fehlt  nicht  an  Verwendungszwecken 
auch  für  diesen  Betrag  und  wenn  es  auch  nichts  anderes  wäre,  als  dass  man 
sich  vielleicht  in  der  einen  oder  andern  Richtung  einer  kleinen  Steuerzahlung 
zu  entledigen  suchen  sollte,  dass  man  da  oder  dort  einen  kleinen  Steuemachlass 
im  Auge  hätte.  Wenn  man  aber  jetzt  so  diese  50,000  M.  preisgibt,  so  wird 
es  später  viel  schwieriger  sein,  das  Geld  wieder  aufzubringen,  um  die  Tilgung 
der  19  Millionen,   um  die  es  sich  handelt,   zu  erwirken.    Das  sind  die  Gründe, 
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warum  ich  glaube,  dass  man  sobald  als  möglich  sich  entschliessen  sollte,  hier 
das  Annuitätensystem  in  Kraft  treten  zu  lassen,  und  warum  ich  auch  sage, 
nehmen  Sie  einen  Teil  der  Gelder,  die  verfügbar  werden,  zu  diesem  Zweck  sofort 
wieder  in  Verwendung." 

Zum  Schlüsse  erinnerte  ich  nochmals  an  die  oben  im  Eingang  von  Ab- 
schnitt III  festgestellte  Thatsache,  dass  wir  in  den  letzten  40  Jahren  ein  Jahr  ums 
andere  12  Mill.  M.  neue  Schulden  aufgenommen  und  nur  2  Mill.  M.  getilgt  haben. 
So  könne  es  doch  nicht  fortgehen.  Mit  dem  Schuldenmachen  sollte  man  endlich 
aufhören,  mit  deren  Heimbezahlung  eher  sich  mehr  anstrengen  als  noch  weiter 
erleichtern.  Man  müsse  sich  klar  werden,  wie  man  stehe  und  wie  man  weiter 
kommen  wolle.  Möchten  dazu  die  Verhandlungen  auch  dieses  Landtags  bei- 
getragen haben. 

Die  Kammer  der  Standesherren  ist  mit  grosser  Majorität  diesen  An- 
schaungen  und  dem  darauf  gegründeten  Antrage  beigetreten.  Die  weitere  Ver- 
längerung des  nur  für  eine  bestimmte  Zeitperiode  gültigen  Gesetzes  vom  20.  März 
1881  war  damit  durch  einen  der  Faktore  der  Gesetzgebung  abgelehnt.  Infolge 
dessen  tritt  jetzt  einfach  das  Gesetz  vom  4.  September  1853  wieder  in  volle 
Wirksamkeit. 

Die  Rückkehr  zu  einem  fester  geregelten  Tilgungswesen  ist  jetzt  angebahnt. 
Das  zum  Zweck  der  Umwandlung  des  1876er  4V2prozentigen  Anlehens  am 
9.  Juni  1885  ausgeschriebene  4prozentige  Anlehen  verschiebt  allerdings  die  Til- 
gung bis  zum  Jahr  1890—91,  soll  aber  dann  in  50  Jahren  durch  regelmässige 
Annuitäten  abgetragen  werden,  so  dass  man  damit  schon  10  Jahre  vor  der  letzten 
Frist  für  die  Schulden  der  beiden  letzten  Finanzperioden  fertig  sein  wird.  An 
dieses  Anlehen  werden  sich  voraussichtlich  die  weiteren  Anlehen  der  Finanz- 
periode 1885 — 87  unmittelbar  anschliessen. 

Immerhin  aber  wird  es  steter  Wachsamkeit  bedürfen,  um  auf  dem  jetzt 
betretenen  Weg  zu  beharren  und  die  Richtung  nicht  abermals  zu  verlieren. 
Von  grosser  Bedeutung  werden  hiefür  die  Jahre  1890 — 92  werden. 

In  dem  Etatsjahr  1889—90  verfällt  die  letzte  Annuität  des  SVaprozentigen 
Anlehens  von  1845.  Dadurch  würde  sich  die  Ausgabe  für  die  Staatschuld 
um  1,518,000  jährlich  vermindern. 

Allerdings  sollen  dagegen  mit  dem  Jahr  1890—91  die  Tilgungen  des  neuesten 
Anlehens  von  1885,  mit  dem  Jahr  1891  —  92  auch  die  Tilgungen  für  die  47:»- 
prozentigen  Anlehen  von  1879  und  1880  beginnen.  Würde  aber  der  Zinsfuss 
seinen  dermaligen  niedrigen  Stand  bis  dahin  behaupten,  so  werden  voraussicht- 
lich die  letzteren  Anlehen  im  Gesamtbetrag  von  80  Mill.  M,  zur  Umwandlung 
gelangen  und  würde  allein  hierdurch  eine  weitere  Ersparnis  an  Zinsen  von  min- 
destens 400,000  M.  bei  dem  Staatsschuldetat  möglich  werden. 

Endlich  verfällt  am  1.  Januar  1891  die  letzte  Rate  an  die  Reichskasse 
zum  Ersatz  des  Vorschusses  für  die  Einlösung  des  württembergischen  Staats- 
papiergeldes im  Betrag  von  220,000  M. 

Zweifellos  wird  es  auch  dem  letzten  Jahrzehnt  unseres  Jahrhunderts 
nicht  an  neuen  Aufgaben  fehlen,  für  welche  es  unter  Umständen  von  Wert  sein 
kann,  wenn  der  Staatsschuldetat  so  erheblich  bis  dahin  entlastet  würde. 

Indessen  sollten  die  dadurch  frei  werdenden  Etatsmittel  doch  möglichst 
ihrer  Bestimmung  zur  Schuldentilgung  auch  dann  noch  erhalten  bleiben.     Dass 

SU 


Die  württembergische  Staatsschuld. 


257 


die  Zumutung  an  die  Steuerpflichtigen  darum  keine  allzu  grosse  ist,  dafür  nur 
einen  Beleg. 

Nach  einer  Aeusserung  des  Regierungskommissärs  bei  Beratung  des  Etats 
für  die  Malzsteuer  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  am  12.  Mai  1885  gehen 
in  Württemberg  jährlich  86  MiU.  M.  in  Bier  auf  und  werden  überhaupt  142 
Hill.  M.  verausgabt  für  den  Genuss  geistiger  Getränke,  der  fünfte  Teil  des  ge- 
samten Volkseinkommens.  Ein  "wenig  mehr  Zurückhaltung  auf  diesem  Gebiet 
würde  zwar  den  Ertrag  unserer  Wirtschaftsabgaben  schmälern,  aber  sonst  sieher 
dem  Volkswohlstand  zugut  kommen  imd  damit  die  Steuerkraft  des  Volkes  im 
allgemeinen  stärken. 

Eine  Beruhigung  über  die  nächste  Zukunft  unserer  Staatsschuldentilgungs- 
politik mag  daher  immerhin  das  in  der  Sache  am  20.  Mai  1885  gesprochene 
letzte  Wort  des  Staatsministers  der  Finanzen  Dr.  v.  Renner  gewähren : 

,lch  habe  eine  Berechnung  fertigen  lassen,  welche  voraussichtlich  bei  den 
Beratungen  über  die  Vorlagen  der  nächsten  Etatsperioden  von  wesentlicher  Be- 
deutung auch  für  die  Verhandlungen  der  Stände  sein  wird.  In  dieser  Berech- 
nung nimmt  das  Anlehen  von  1845  eine  bedeutende  Rolle  ein.  Dieses  Anlehen 
wird  im  Jahr  1890  voll  zurückbezahlt  sein  und  es  entsteht  dadurch  eine  Minder- 
ausgabe von  jährlich  etwa  IV2  Mill.  M.;  —  und  wenn  wir  allein  diese  Summe 
ins  Auge  fassen  und  dieselbe  auch  nach  dem  Jahr  1890  für  die  Schuldentilgung 
verwenden  würden,  so  würden  wir  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  die  Tilgung 
auch  bei  demjenigen  Teil  der  Staatsschuld,  welcher  einer  vertragsmässigen  Til- 
gung nicht  unterliegt,  in  Angrifi  zu  nehmen.  Ich  meine  die  200  Mill.  M.,  die 
auf  Gnmd  künftig  zu  erlassender  Gesetze  zu  tilgen  sind.  Die  Berechnung  hat  femer 
ergeben,  dass,  wenn  wir  ganz  in  dem  bisherigen  Masse  die  Tilgung  der  Staats- 
schuld fortsetzen,  vom  Jahr  1891  an  ein  Verhältnis  eintreten  wird,  das  uns 
ernsterer  Sorgen  entheben  kann." 

Diese  Aeusserung  des  Herrn  Finanzministers  begrüsste  der  ritterschaftliche 
Abgeordnete  Freiherr  v.  Herman  »beinahe  wie  ein  Versprechen",  an  welchem  er 
alles  thun  möchte,  den  Herrn  Minister  festzuhalten. 


Ich  habe  zu  zeigen  gesucht,  dass  durch  eine  nicht  immer  das  wünschens- 
werte Mass  einhaltende  Eisenbahnbaupolitik  die  württembergischen  Finanzen 
mit  einer  rasch  sich  erhöhenden  Staatsschuld  belastet  worden  sind  imd  dass 
deshalb  die  Notwendigkeit  einer  namhaften  Steigerung  und  Vermehrung  der 
Steuern  sich  ergeben  hat,  trotzdem  aber  eine  ernstliche  Störung  des  Gleich- 
gewichts im  Staatshaushalt  wiederholt  nur  durch  ausserordentliche  Hilfsmittel 
abzuwenden  war,  dass  man  insbesondere  vorübergehend  auch  auf  die  Aufnahme 
von  Anlehen  zurückgegriffen  hat,  auf  der  anderen  Seite  in  der  Verzinsung  und 
selbst  in  der  Tilgung  der  Staatsschuld  sich  zu  erleichtem  suchte.  Zuletzt  jedoch 
koimte  ich  von  der  Rückkehr  zu  einem  fester  geregelten  Tilgungswesen  als  einer 
bereits  in  die  Wirklichkeit  getretenen  Thatsache  berichten. 

,Dass  es  mir  gelimgen   sein   werde,    allgemeine  Zustimmung   zu  meinen 

Ansichten  zu  gewinnen,   hoffe  ich  freilich  nicht.     Ich  nehme  vielmehr   ziemlich 

sicher  an.  dass  ich  einerseits  hoch  herab  mit  Missachtimg  werde  angesehen  werden 

wegen  meines  gänzlichen  Mangels  an  verfeinerter  Finanzkunst,  anderseits  aber  un- 
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wirsch  angelassen  werden  wegen  der  von  mir  geforderten  Fortdauer  der  Lasten 
der  Gegenwart.  Es  sei  drum.  Das  grösste,  wenigstens  kostspieligste  Staats- 
unternehmen, das  unser  Vaterland  je  ausführte,  konnte  ohne  entsprechende  Opfer 
nicht  zustande  gebracht  werden.  Die  Aufnahme  von  Geld  ist  ein  sehr  ein- 
faches Geschäft.  Das  beste  aber  bleibt  doch  immer,  Schulden,  die  man  gemacht 
hat,  so  bald  als  möglich  wieder  zu  bezahlen." 

Mit   diesen  Worten  Robert  v.  Mohls   (a.   a.  0.  S.  722)    nehme   auch   ich 
jetzt  Abschied  von  meinen  Lesern. 


Der  Haushalt  der  sieben  europäisclieii  Grossstaaten 
im  Jahre  1882.  i) 


1.   Einnahmen  vom  Termögen. 


Aus 
Domänen 


Gewinn 
Zinsen      aus  gewerb-;  Erträgnis 
von  liehen     |der  Staate- 

Kapitalien  '     Staate-     j    bahnen 
i  anstalten 


Summa 


Pro 
Kopf 


eutechland         218,319,313    15,109,905158,134,560  242,439,420  634,003,198 


)esterr.  -  Ungarn 
Italien 
lussland 
rankreich 
Spanien 
rland 


35,873,125 
19,810,227 
94,441,080 
44,398,600 
8,080,000 
12,277,525 


7,404,122i 

9,800,724; 

524,170 

476,000' 

5,886,100' 


71,281.920   33.885.375141.040,420 

1,021,998   49,113,3791  77,349,726 

45,220,928|  35,466.304,184,929,036 


1,500,000, 
1,424,850 


3,500,000 


48,422,770 
10,056,000 
19,588,475 


13,85 
3,69 
2,68 
1,85 
1,28 
0,63 
0,55 


2.   Direkte  Stenern. 


•"s^u*      «»-'^ 


Summa 


Pro 

{Kopf 


Spanien 

Italien 

Frankreich 

Oesterr.- Ungarn 

England 

Deutschland 

Russland 


166,000, 
189,376, 
174,700, 
267,812, 
71,541, 
145,734, 
482.406. 


000  31,348,000 
752193,176.310 
0001146,129,1001 
500  91,353,500; 
475:310,107,8501 
546i  119,948,531! 
,228'       950,080 


33,000,000 

94,222,400 
67,845,000 
3.811,650 
39,307,949 
78,136,300 


1,600,000  231, 
1,203,080  383, 
27,056,000  442 
16,797,500  443 
27,598,900'413 
20,231,439!325 
9,993,236571 


948,000 
756,142 
107,500 
808,500 
,059,875 
,222.465 
,485,764 


13,75 
13,34 
11,70 
11,63 
11,60 
7,10 
5,74 


')  Auf  Grund  der  Undecima  relazione  della  Ragioneria  Generale  dello  Stato 
herausg.  von  Cerboni.  Bei  England  und  Italien  sind  die  Rechnungen,  bei  den 
übrigen  Staaten  die  Budgets  zu  Grunde  gelegt.  Bei  Deutschland  sind  natürlich 
Reichs-  und  Einzelstaatefinanzen  zusammengenommen.  Sämtliche  Zahlen  be- 
deuten Franks. 
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OßO  Der  Haushalt  der  sieben  europäischen  Grossstaaten  im  Jahre  1882. 

3.    Indirekte  nud  Verbrauchsabgaben. 


Getränke 


Zölle 


Tabak 


Sab 


Sonstige 


Summa 


Pro 
Kopf 


Frankreich 

England 

Spanien 

0  esterr .-  Ungarn 

Italien 

Russland 

Deutschland 


396,207,000  320,118,000 
634,113,5501497,213,325 
115,818,000 


343,280,000  32,552,000  187,514,000 
^)  2,167,050         -  7,467,275 

115,300,000  22,200,000  99,861,000 
255.961,320  84,836,573  165,336,822 
108,108,105  81,778,838   92,967,177  ^] 


121,567,500   78,128,852 
55,471,145  153,525,625 
911,109,320  412,222,000    52,208,000 
146,989,206  252,919,525    22,295,325  47,001,762 

1)  Für  Licenzen.       2)  Darunter  51, 701,407  Mahlsteuer 


31,632,000 

73,597,672 


1,279,671,000 
1,140,961,200 
353,179,000 
705,831,067 
491,853,890 
1,407,171,320 
542,803,490 


33,87 
32,06 
20,94 
18,50 
17,10 
14,14 
11,86 


4,    Taxen,  Stempel,  Gebühren,  Yerkehrssteuer,  Lotterie. 


Enregistre- 
ment,  Ge- 
richts- und 
andere 
Taxen 


Stempel 


1  -j.      o  1,  -Ä- 1  Eisenbahn- 
leits-,  Schill-  . 

fahrts-  und    m  .. 

ri        ^   ,        Transport- 

Lonsulats-  ■    ^„ 

1  ..1  Steuer 

gebühren 


Lotterie 


Summa 


Pro 
Kopf 


Frankreich 

England 

Italien 

Spanien 

0  esterr. -üngana 

Deutschland 

Russland 


566,438,285 
256,526,500 
119,255,251 

26,065,000 
113,892,082 
142,087,332 

62,090,620 


147,964,000 
80,935,425 
43,119,759 
45,500,000 
66,328,000 
55,674,667 
60,540,000 


1,500,000 

1,313,275 

835,009 

1,800,000 

8,008,788 

5,128,936 

18,044,360 


88,717,000 

20,262,850 

15,083,288 

9,700,000 

8,250,000 

3,808,500 

32,400,000 


-  804,619,285  21,29 

-  ;359,038,050 10.09 
72,964,889;251,258,196i  8,73 
60,000,000143,065,000  8,48 
59,236,170.255,715,040:  6,70 
14,883,869  221,583,304'  4,84 

-  173,074.9801  1,74 


5.   Einnahmen  aus  der  Post,  den  Telegraphen  und  dem  öffentlichen  Dienst. 


Post 


Telegraphen 


Oeffentlicher 
Unterricht 
und  Kultus 


Mass  und 
Gewicht, 
Gefäng- 
nisse etc. 


Summa 


Pro 
Kopf 


England 

Deutschland 

Frankreich 

Oesterr.-  Ungarn 

Italien 

Russland 

Spanien 


190,589,675 
180,221,320 
115,371,400 
64,750,850 
32,660,886 
58,375,052 
(14,902,638) ') 


50,210,125 
24,704,375 

27,824,000 
14,784,000 
10,991,821 
33,782,000 
(4,918,187) ') 


1,848,950 
10,640,004 

5,450,578 
14,834,333 

7,265,616. 

3,554,212 


3,611,950 

12,874,867 

17,283,000 

12,198,562 

6,855,508 

1,580,000 


246,260,700 

228,440,566 

165,928,978 

106,567,745 

57,773,831 

95,711,264 

1,580,000 


6,92 
4,99 
4.39 
2,79 
2,00 
0,96 
0,09 


1)  Unter  Stempel  eingereiht. 

6.   Einnahmen  ans  der  Kapitalbewegnng. 


Verkauf  von 

Anleihen.  Einziehung 

Fonds  für  den 

Summa 

Land  etc. 

von  Darlehen 

Eisenbahnbau 

Italien 

27,989,337 

696,323,701 

99,503,155 

823.816,193 

Russlaud 

20,999,252 

263,336,268 

90,977,172 

375,312.692 

0  esteiT.- Ungarn 

15,762,500 

56,968,740 

35,000,000 

107,727,240 

Deutschland 

8,824,005 

45,501,670 

3,000,000 

57,325.675 

Spanien 

20,704,000 

— 

— 

20,704.000 

Frankreich 

3,700,000 

— 

— 

3.700.000 

England 

— 

— 

- 

— 
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Frankreich. 

Monopol. 


Gesamteinnahmen 

Gesamtausgaben 

mit  Einschluss  des 

mit  Einschluss  der 

Ueberschuss. 

Zuwachses  an 

Minderungen  des 

Regiekapital. 

Eegiekapitals. 

Frs. 

Frs. 

Frs. 

1815 

53,872,857 

21,749,553 

32,123,304 

1820 

67,291,738 

25,185,538 

42,106,200 

1830 

69,331,295 

22,548,888 

46,782,407 

1840 

101,068,628 

30,957,471 

70,111,157 

1850 

122,113,791 

33,198,790 

88,915,001 

1851 

126,597,071 

21,907,258 

94,689,813 

1852 

131,239,335 

32,493,016 

98.746,319 

1853 

139.290,557 

34,122,129 

105,168,428 

1854 

145,702,805 

35,387,518 

110,315,287 

1855 

153,197,415 

39,381,144 

113,816,271 

1856 

164,218,310 

43,243,170 

120,975,140 

1857 

174,256,710 

48,260,233 

125,996,477 

1858 

178,074,504 

48,954,700 

129,119,804 

1859 

179,748,002 

50,087,654 

129,660,348 

1860 

195,325,476 

51,562,683 

143,762,793 

1861 

216,104,599 

52,759,f05 

163,345,094 

1862 

221,217,705 

53,444,213 

167,773,492 

1863 

227,137,150 

56,263,236 

170,873,914 

1864 

234,236,945 

56,504,510 

177,732,435 

1865 

237,212,414 

59,291,686 

177,920,728 

1866 

242,791,752 

59,212,441 

183,579,311 

1867 

248,732,345 

68,487,187 

190,245.158 

1868 

248,586,979 

58,490,152 

190,096,827 

1869 

255,707,378 

58,496,513 

197.210,865 

1870 

244,258,262 

74,972,960 

169,285,302 

1871 

218,215,699 

50,107,164 

168,108,535 

1872 

269,633,571 

50,913,135 

218,720,336 

1873 

291,976,841 

53,860,097  - 

238,116,744 

1874 

299,854,307 

55,071,752 

243,782,555 

1875 

313,553,539 

59,006,075 

254,547,464 

1876 

323,624,037 

60,295,487 

262,328,550 

1877 

330,699,010 

62,045,886 

268,653,124 

1878 

333,794,412 

61,132,600 

272,661,812 

1879 

336.875,312 

60,627,928 

276,247,384 

1880 

346,149,352 

63,564,996 

282,584,356 

1881 

355,163,302 

64,923,424 

290,239,878 

1882 

364,244,799 

67,652,820 

296,591.974 

1883 

372,500,000 

68,950,000 

303,550,000 

^)  Bulletin  de  statistique  et  Legislation  comparee  Juin  1885,  S.  626, 
Novembre  1881,  S.  362.  Vgl.  auch  Beaujon,  Tabak  en  Tabaksbelasting  in 
Staatkundig  en  Staathuishoud kundig  Jaarboekje  voor  1884.  Mengelwerk  2.  Liefe- 
rung S.  89  fg. 
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Oesterreich.  ' 

) 

Monopol. 

Auf  den 

Einnahmen. 

Ausgaben. 

Ueberschuss. 

Kopf  treffen 
von  der  Roh- 
einnahme. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1869 

48,526,928 

18.862,536 

29,664,392 

2,21 

1870 

50,948,310 

17,171,435 

33,776,875 

2,32 

1871 

65,211,210 

18,127,742 

37,083,468 

2,51 

1872 

58,536,277 

24,242,895 

34,293,382 

2,75 

1873 

61,373,189 

27,894,777 

33,478,412 

2,91 

1874 

59,236,017 

25,854.342 

33,381,675 

2,78 

1875 

59,246,782 

23,907,607 

35,339.175 

2.76 

1876 

59,640,170 

22,572,292 

37,067,878 

2,75 

1877 

59,039.753 

22,012,169 

37,027,584 

2,70 

1878 

58,595.224 

21,922,342 

36,672,882 

2,65 

1879 

59,921,898 

21,126,685 

38,795,213 

2,67 

1880 

62,844,006 

20,985,138 

41,858,868 

2,81 

1881 

65,176,546 

23,587,930 

41,588,616 

2,89 

1882 

69,282,321 

23,851,639 

45,430,682 

3,07 

1883 

70,979,635 

25,034,349 

45,045.286 

3,14 

^)  Oesterr.  statist.  Handbuch  III.  Jahrg.  1884,  S.  231. 


Ungarn.  ^) 

Monopol. 


Einnahmen. 


g  a 


b  e 


Material- 
I  beschaflfang. 


:Fabrikations- 
I      kosten. 


Yerschleiss- 
kosten. 


Summe.  *) 


Ueberschuss. 


fl.                    fl.                   fl.  fl.  ■  fl.                   fl. 

1869  24,111,741  10.169.030  1,885,431  865,448    12,919,909  11,191,832 

1870  25,197,411  10,127.781  1,679,606  1,141,857 .  12,949,244  12,248,167 

1871  26,907,987  11,238,185  2,239,147  1,113,328  ^  14,590,660  12,317,327 

1872  29,708,511  12,517,841  2,286,309  1,187,422 :  15,991,572  13,716,939 

1873  28,454,021  12,566,694  2,576,386  1,054,840 ';  16,197,920  12.256.101 

1874  28,125,257  10,807,732  2,674.381  959,098    14,441,211  13,684,046 

1875  25,681,882  10,043,693  2.395,410  850,675  113,289,778  12,392,104 

1876  27,658,880  10,763,938  2,235.974  814.082    13,813,994  13,844,886 

1877  29,255,106  10,033.130  2,439.512  880,167  i  13,352.809  15,902,297 

1878  29,793,122  10,239,154  2,461,006  872,882,13,573,042  16,220,080 

1879  31,533,664  10,145,141  2.500,697  962,754:13,608,592  17,925,072 

1880  30,776,132  10,436,365  2,760,204  894,415 '  14,090,984  16,685,148 

1881  38,654,426  19,289,617  2,559,403  889,641  ■  22,708,661  15,915,765 

1882  38,653,692  14,819,750  2,631,748  988,069 '  18,439,657  20.214.125 

1883  40,282,701  17,189,376  2,941,968  955,503   21.086,847  19,195,854 

1884  42,111,971  15,832,482  3,102,880  1,010,512    19,945,874  22,166,097 

^)  Nach  gütiger  Mitteilung  des  Präsidenten  des  Staatsrechnungshofes 
S.  V.  Gaizägö.  ^)  Die  Pensionen  und  Bauauslagen  sind  nicht  darin  enthalten. 
In  Bezug  auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  ist  (ivie  mir  Körösi  schreibt)  zu 
beachten,  dass  das  österreichische  Aerar  seinen  Bedarf  an  inländischem  Tabak 
durch  das  ungarische  decken  lässt. 
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Der  Ertrag  der  Tabakgefälle  in  einigen  wichtigeren  Staaten. 


In  Grossbritannien,   wo  der  Tabakbau  verboten  ist,    betrugen  die  Zoll- 
einnahmen von  Tabak  ^) : 

1842   3,551,000  £      1879   8,508,023  £      1881    8,658,947  £      1883   8,892,091  £ 
1862   5,596,000  „        1880    8,564,914  ,       1882   8,838,176  „ 

Ausser  dein  Zoll  werden  Licenzabgaben  erhoben.     1876  betrugen  dieselben 
87,766  £.    Vgl.  auch  oben  S.  260. 

In  den  Vereinigten  Staaten  betrug       die  Inlandssteuer        der  Zoll 

1879  40,135,003  Doli.  ? 

1880  38,870,140      „  ? 

1881  42,854,991      ,  ? 

1882  47,391,989     ,  ? 

1883  42,104,250     ,  7,661,638  Doli. 

1884  26,062,400*),,  6,945,652  *)  „ 

Spanien.  ^) 

Nettoeinnahme  des  Tabakmonopols. 

1876—1877     56,344,340  Frs.  1880-1881  77,942,340  Frs. 

1877-1878     61,855,564     ,  1881—1882  83,292,931     , 

1878—1879     65,523,856     „  1882—1883  83,841,902     , 

1879—1880    72,636,471     „  1883—1884  89,455,446     . 


Bezüglich  Bnssland  vgl.  Finanzarchiv  II, 
Tabak  betrug  für  die  europäische  Zollgrenze*) 

Metallrubel. 

1877  473,000 

1878  1,232,000 

1879  1,604,000 

1880  2,355,000 


S.  175.     Die  Zolleinnahme  aus 


1873 
1874 
1875 
1876 
Ueber 


Kreditrubel. 

1,320,000 

1,342,000 

1,423,000 

2,672,000 


die   asiatischen  Zollämter  wird   sehr  wenig 


Metallrubel. 

1881  1,382,000 

1882  1,732,000 

1883  1,557,000 

1884  1,496,000 
Tabak  eingeführt;   de 


Zollertrag  von  diesen  war  z.  B.  1873  61,171  Kreditrubel,  1883  10,536  Metalhubel. 

In  den  Niederlanden  wurden  für  Tabak  an  Eingangszoll  gezahlt ') : 
1879  125,900  fl.  1882  123,300  fl. 


1880 
1881 

132,200   „ 
123,600   „ 

In 

Belgien^)  betrug 

die  Tabaksaccise     der  Zoll 

1879 
1880 
1881 

167,457 

207,717 

2,115,042 
1,576,976 

2,065,747 

1883 


139,600 


die  Tabaksaccise  der  Zoll 

1882  192,211  3,098,061 

1883  180,156  3,059,419 

1884  270,981  2,168,422 


^)  Statistical  Abstract  1884,  S.  12  und  Bulletin  de  statistique.  Juin  1884, 
S.  686,  701. 

^)  Annual  Reports  of  the  Secretary  of  the  Treasury  on  the  state  of  the 
finances.    Durch  Gesetz  vom  3.  März  1883  wurde  die  Steuer  reduciert. 

«)  Bulletin  de  statistique.    Juli  1884,  S.  124. 

*)  Bollettino  di  legisl.  e  statist.  dogan.  e  commerc.  1885.  I.  S.  974.  Ausser- 
dem wurde  mir  gütige  Mitteilung  durch  Herrn  J.  v.  Keussler  zu  teil. 

*)  Annuaire  statistique  des  Pays-Bas  pour  1884  et  annees  anterieures 
public  par  l'institut  de  statistique.     S.  130. 

®)  Nach  Mitteilung  des  belg.  Finanzministeriums  imter  gütiger  Vermittlung 
von  Prof.  E.  Laveleye. 
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Der  Ertrag  der  Tabakgefälle  in  einigen  wichtigeren  Staaten.  271 

In  Dänemark  besteht  keine  Inlandssteuer  für  Tabak,  doch  ist  auch  der 
Tabakbau  nicht  verboten.  An  Zoll  für  Tabak  und  Tabakfabrikate  wurden  ver- 
einnahmt: 1880  1,009,318;  1881 1,015,143;  1882  1,021,328;  1883 1,027,817  Kronen »). 

In  Schweden  und  Norwegen  gibt  es  ebenfalls  keine  Inlandssteuer  für 
Tabak.  Von  1880 — 84  betrugen  die  ZoUeinnahmen  von  Tabak  und  Tabakfabri- 
katen in  Schweden  2,259,751;  2,903,922;  3,492,984;  3,755,139;  3,718,011  Kronen; 
in  Norwegen  2,774,102;  2,579,244;  2,317,553;  2,379,145;  2,581,257  Kronen^. 

In  Frankreich  betrug  der  Ueberschuss  des  Tabak- 
monopols 1883  pro  Kopf 8,58  Frs.    =  6,95  M. 

In  Grossbritannien  betrug  der  TabakzoU  1883  pro 

Kopf 0,25  £      =  5,10  M. 

In  Spanien  betrug  der  Ueberschuss  des  Tabak- 
monopols 1883—84  pro  Kopf 5,34  Frs.    =  4,32  M. 

In  Oesteireich  betrug  der  Ueberschuss  des  Tabak- 
monopols 1883  pro  Kopf 2,08  fl.       =  4,16  M. 

In  Verein.  Staaten  von  Amerika  betrug  Steuer  und 

Zoll  1883  pro  Kopf 0,99  DoU.  =  4,15  M. 

In  Italien  betrug  der  Ueberschuss  des  Tabakmono- 
pols 1883  pro  Kopf 4,02  Frs.    =  3,30  M. 

In  Ungarn  betrug  der  Ueberschuss  des  Tabak- 
monopols 1883  pro  Kopf 1,23  fl.       =  2,46  M. 

In  Norwegen  betrug  der  Zoll  1884  pro  Kopf     .    .     1,42  Kr.     =  1,59  M. 

In  Schweden  betrug  der  Zoll  1884  pro  Kopf     .     .    0,81  Kr.     =  0,91  M. 

In  Deutschland  betrug  Steuer    und    Zoll  1883—84 

pro  Kopf 0,81  M. 

In  Russland  betrug  Steuer  und  Zoll  1884  pro  Kopf    0,20  Rub.  =  0,65  M. 

In  Dänemark  betrug  der  Zoll  1883  pro  Kopf     .     .     0,49  Kr.     =  0,55  M. 

In  Belgien  betrug  Zoll  und  Accise   1884  pro  Kopf    0,42  Frs.     =  0,34  M. 

In  HoUand  betrug  der  Zoll  1883  pro  Kopf    .     .     .     0,93  fl.        =  0,05  M. 

Konsum  pro  Kopf  nach  den  Aufstellungen  der  franz.  Monopol-    Neumann-Spallarts 

Verwaltung 

kg  kg 

Ver.  Staaten  von  Amerika      ....    3,1  2,0 

Niederlande 2,8  2,8 

Belgien 2,5  2,5 

Schweiz 2,3  ? 

Oesterreich- Ungarn 1,9  2,4 

Deutschland 1,9  1,7 

Schweden 1,2  1,14 

Norwegen —  1,15 

Russland 0,9  1,0 

Serbien 0,875  — 

Frankreich 0,85  0,91 

Italien 0,7  0,0 

Rumänien 0,2  — 

Dänemark 0,1  1,55 

Finnland 0,1  — 


')  Nach  gütiger  Mitteilung  des  Herrn  Prof.  Scharling.  *)  Diese  An- 
gaben verdanke  ich  dem  Grafen  H.  Wachtmeister  im  Finanzministerium  zu 
Stockhohn. 
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Finanzielles  Ergebnis  der  Post  in  den 

I.    Länder  mit 


Länder. 


Volks- 
zahl. 


I      ^ 

S   c3   ;-! 
I      Ph   ^ 


LS  o 
Auf  1  Bureau   S-^ 


qkm 


Ein- 
wohner. 


?=  g 


m 


Grossbritannien 

Belgien 

Deutschland 

Niederlande 

Spanien 

Frankreich 

Schweiz 

0  esterreich 

Ungarn 

Dänemark 

Rumänien 

Schweden 

Ver.  Staaten  von  Nordamerika 

Italien 

Griechenland 

Luxemburg 

Aegypten 

Norwegen 

Persien 

Labuan  (Engl.  Kol.)  .  .  . 
Jungferninseln  (Engl.  Kol.)  . 
Cura9ao  (Niederl.  Kol.)  .  . 
Grenada  (Engl.  Kol.)  .  .  . 
Mayotte  (Franz.  Kol.)  .  .  . 
Antillen  (Dänische  Kol.)  .  . 
Senegal  (Franz.  Kol.)  .  .  . 
St.  Lucia  (Engl.  Kol.)  .  . 
Surinam  (Niederl.  Kol.)  .  . 
Indien  (Franz.  Kol.)  .  .  . 
Hongkong  (Engl.  Kol.)  .  . 
Gaben  (Franz.  Kol.)     .     .     . 


35,600,00015,951 

5,655,1971      869 

45,234,061  18,637 


4,225,065 

16,731,570 

37,672,048 

2,831,787 

22,144.241 

15,642,102 

1,980,675 

5,040,000 

4,579,115 

50,152,866 

28,951,374 

1,973,463 

209,570 

5,260,000 

1,928,000 

6,500,000 

5,995 

6,651 

44,153 

43,807 

12,000 

30,700 

197,331 

35,551 

53,853 

271,234 


1,281 

2,655 

6,486 

2,909 

4,148 

3,169 

636 

237 

1,896 

47,863 

3,609 

213 

72 

144 

1,032 

65 

1 

1 

4 

4 
5 
4 
1 

10 
5 

10 
1 


19,9 
33,2 
39,5 

25,7 
191,0 

81,5 

14,2 

72,3 
101,7 

62,3 
675,7 
233,5 
216,4 

82,1 
298,6 

35,9 

3,888,9 

308,3 

25,400,0 

78,0 

165,0 

282,5 

7,9 

91,5 

71,8 

62,500,0 

642,8 

11,932,8 

101,8 


2,232 
6,508 
3,317 
3,298 
6,302 
5,808 
973 
5,339 
4,936 
3,114 

21,266 
2,415 
1,048 
8,022 
9,265 
2,911 

36,528 

1,868 

100,000 

5,995 

6,651 

11,038 

3,000 

6,740 

49,333 

38,551 

5,385 

54,247 


41,5 

19,04 

18,6 

18,8 

6,0 

16,8 

25,4 

13,1 

5,9 

15,1 

1,9 

8,2 

0,6 

7,5 

2,1 

11,8 

0,95 

7,2 

0,2 

0,49 

0,1 

1,2 

1,7 

0,46 

6,3 

2,3 

0,37 

0,6 

0,1 


31,700 

5,874 

63,883 

.8,226 

10,610 

55,240 

5,633 

9,637 

4,612 

6,815 

785 

2,927 

18,934 

12,591 

449 

377 

202 

507 

1 


4 

10 

6 

20 
6 

25 
1 


')  Zu  Grunde  gelegt  wurde  die  Statistique  generale  du  service  postal 
dans  les  pays  de  l'union  postale  universelle  publiee  par  le  bureau  international 
des  postes  in  der  L'Union  postale  IX.  Vol.    Berne  1884. 
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Ländern  der  Postunion  im  Jahre  1883. ') 

Ceberschnss. 


nitc 
Art. 

* 
Einnahmen. 

Ausgaben. 

üeberschuss.    ^  ~ 

ic  — 

jC 

_S  5  __  c 

E  _ 

X 

z  . 

-^    i    r    = 

«=1 

Frs. 

Frs. 

Frs.            '^  - 

<    r 

:-  - 

■^    =        ^ 

91,002 

149,121.375,00  128,870,725,00  65,250,650.00    5,45 

3,61 

1,84 

66.38 

4.802 

13,395.473,92 

8,338.696,92 

5,056,777,00    2.37 

1,48 

0.89 

62.24 

79,384 

222,440,219,06 

193,131.644,01: 

29,308,575,05    4,94 

4,27 

0,67 

87,72 

4,713 

10,805,873,94 

7,966.598,221 

2,839,275,72    2,55 

1,88 

0,67 

73,72 

7,112 

15,892.666,89 

7,485,950,00! 

8,406,716.89,   0,95 

0,44 

0,51 

47,10 

52,636 

160,727,556,26 

141,971,315.00 

18,756.241,26;  4,26 

3,77 

0,49 

88,33 

5,936 

16,986.914,47 

15,741.091,001 

1,245,822,83'   5,99 

5,52 

0,47 

92,66 

15,763 

50.051,825,00 

41,184,:325,00 

8,867,500,00 

2,26 

1,86 

0,40 

88,28 

6,447 

19,770,992,99 

15,129.645,81 

4,641,347,18 

1,26 

0,97 

0,29 

76,52 

3,167 

5,815,389,48 

5.202.:356.97 

613,032,51 

2,93 

2,67 

0,26 

89,47 

1,410 

4,081.136,20 

2,8:30.:388,31 

1,256,747,89 

0,80 

0,56 

0,24 

69,35 

3,905 

8,433,800,00 

7,447,100.00 

986,700,00    1.84 

1,62 

0,22 

88,31 

69,020 

240,259.846.94 

229,170.622,5411.089,224,40    4,78 

4,57 

0,21 

95,38 

18,790 

35,461,7:3:3,25 

:30.123,293,39 

5,338,439,86;   1,23 

1,04 

0,19 

84,94 

407 

905.427,80 

590,862,53 

314,565.27,   0,45 

0.29 

0.16 

65,25 

312 

473.194.51 

451,092,83 

22,101,68    2,30 

2,15 

0,15 

95,.33 

570 

2,366.943.73 

1,993,641,54 

373,302,19    0,45 

0,38 

0,07 

84,22 

1.491 

2,821,949,93 

2,757.072,82 

64.877.li;    1,46 

1,43 

0,03 

97,70 

350 

502,100,00 

454,490.00 

47,610.00    0.07 

0,07 

0,001 

90,51 

2 

2,997,45 

1,195,70 

1.801,75;   0,50 

0.20 

0,30 

39,87 

1 



— 

1,371.10,      - 

— 

0,20 

— 

4 

30,456,43 

23,974.89 

6,481,54;   0,69 

0,55 

0.14 

78.73 

— 

20,670,05 

16,844,70 

3,825,:35;  0,47 

0,39 

0,09 

81.49 

4 

2,355,50 

1,400.00 

955,50    0.19 

0,11 

0,08 

59,44 

14 

83,338,05 

81,068,45 

2,269.60    2,47 

2,40 

0,07 

97,28 

11 

34.188,89 

24,095.75 

10,093,14    0,17 

0,12 

0,05 

70,47 

1 

4,593,42 

4.427.61 

165,81;   0,12 

0,11 

0,01 

96,-38 

15 

13,685,03 

13.020,00 

665.06    0,25 

0,24 

0,01 

95,36 

11 

9,199,00 

6,237,08 

2,961,92,   0,03 

0,02 

0,01 

67,80 

68 

555,819,55 

394,028,60 

161,790.95'     - 

— 

— 

70,89 

2 

4,135,59 

316,39 

3,819,20 

— 

— 

7,64 

Firanzai'chiv.    IT.  Jahrg. 
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II.   Länder 


Länder. 


Volkszahl. 


u 

•TS 

o.- 

•"—5      . 

™,  -*^ 


Ca   P 


Auf  1  Bureau 
treffen 


qkm 


Ein- 
wohner 


a  =  „• 


p£5  j«  sä  ^ 


^  ^hX  5 


<j    o 


Argentinien  (Rep.) 

Britisch  Indien        

Guatemala 

Japan 

Algerien  und  Tunis 

Russland 

Portugal 

Chile 

Haiti 

Honduras 

Bulgarien 

Canada      

Taiti -     .     .     .     . 

Cypern  (Engl.  Kol.) 

Ceylon  (Engl.  Kol.) 

Saint  Vincent  (1882  Engl.  Kol.)      . 

Reunion  (Franz.  Kol.) 

Cochinchina  (Franz.  Kol.)   .... 
Quadeloupe  (Franz.  Kol.)    .... 

Honduras  (Engl.  Kol.) 

Neufoundland  (Engl.  Kol.)   .  .  . 
St.  Pierre  et  Miquelon  (Franz.  Kol.) 


3,000,000 

253,891,821 

1,252,497 

37,017,302 

5,310,412 

95,000,000 

4,550,699 

2,412,949 

550,000 

351,700 

1,998,983 

4,324,810 

25,825 

185,906 

2,763,984 

40,580 

169,493 

1,596,500 

185,849 

27,452 

179,509 

5,564 


470 

6,391 

110 

5,387 

277 

4,663 

1,043 

390 

3 

28 

51 

6,395 

5 

15 

118 

14 

19 

48 

36 

5 

160 

4 


6440,6 

368,0 

1101,3 

71,0 

2149,1 

4726,3 

88,4 

1705,7 

7970,3 

4302,8 

1216,1 

1298,1 

235,0 

690,6 

542,2 

27,2 

136,8 

1238,7 

51,9 

3917,0 

691,6 

58,7 


6,383 

39,726 

11,386 

6,871 

J9,171 

20,373 

4,363 

6,187 

138,333 

12,561 

39,196 

676 

5,165 

12,394 

23,423 

2,896 

8,921 

33,260 

5,162 

5,490 

1,122 

1,391 


4,0 
0,65 
0,68 
2,3 
1,7 
1,3 
4,0 
4,9 
0,16 
0,30 
0,8 
18,1 
1,6 
1,2 
2,5 
1,4 
0,97 
0,38 
3,8 
1,2 
3,1 
8,1 
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mit  Deficit. 

1 
Einnahmen. 

Ausgaben. 

Deficit 

1« 

1=2 

iisgaben 
!n  Proz. 
linnhin. 

Cm 

«1 

r^2 

OD 

02 

..n       W       L^ 

CS 

<A 

Frs. 

Fi-s. 

Frs. 

»  o. 

^     »4 

Ol 

.2  ö  Ö 

580       953 

2,760,839,90  i  2,765,605,55 

4,765,65 

0,93 

0,928 

1 
0,002   101,75 

9,680  36,943  25,094,955,00  25,492,615,00 

397,660,00  1  0,09 

0,10 

0,01 

109,18 

-          325 

223,455,55 

255,4.30,35  i      31,974,80 

0,18 

0,21 

0,03 

114,30 

33,014  19,028 

9,701,398,60 

11,510,993,18  1,809,594,52 

0,26 

0,31 

0.05 

118,65 

735    1,263 

3,610,570,90 

3,915,257,93     304,687,03 

0,68 

0,73 

0,05 

108,43 

8,821  15,865 

62,708,088,00 

68,473,076,00  5,764,988,00  i  0,66 

0,72 

0,06 

109,19 

2,2351  2,457 

3,158,048,68 

3,430,744,30 

272,695,62 

0,69 

0,77 

0,08 

108,63 

579 1      828 

1,777,842,75 

1,989,034,90 

211,192,00 

0,73 

0,82 

0,09 

111,87 

3'       18 

49.076,00 

140,780,00 

91,704,00 

0,08 

0,25 

0,17 

284,62 

28!       60 

20,447,70 

114,-567,06 1      94,119,-36 

0,06 

0,32 

0,26 

560,30 

159 

459 

592,763,25 

1,281,276,00  j    688,512,75 

0,29 

0,63 

0,34 

214,77 

— 

7,225  11,321,924,70 

13,436,974,05  2,115,049,35 

2,62 

3,10 

0,48 

118,68 

34 

8 

7,869,70 

95,640,77       87,771,07 

0,34 

3,70 

3,30 

1216,40 

20 

24 

52,117,45 

61,399,95         9,282,50 

0,28 

0,33 

0,05 

117,80 

25 

2,474 

534,649,10 

788.292,-581    253,643,48 

0,19 

0,29 

0,10 

147,04 

— 

15 

12,482,49 

21,000.00 ;       4,517,51 

0,30 

0,51 

0,21 

168,24 

73 

64 

115,640,23 

1-55,217,00  i      39,576,77 

0,68 

0.90 

0,22 

134,22 

61 

299 

104,716.20 

1,247,005,45  1,142,289,25 

0,06 

0,79 

0,73 

1190,84 

50 

74 

94,506.45 

250,864,94     156,358,49 

0,50 

1,35 

0,80 

264,35 

1 

9 

61,223,86 

126.860,05       65,636,19 

2,04 

4,62 

2,58 

207,2 

180 

180 

114,522,60 

862.983.40     748,460,80 

0,63 

4,80 

4,17 

753,46 

7 

6 

16,039,96 

1 

60,370,35 

44,330,39 

2,88 

10,85 

7,97 

376,35 
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Matrikularbeiträge  und  Ueberweisimgeii  im  Deutschen 

Reich. 

Seit  dem  Jahre  1879  hat  das  Finanzwesen  des  Deutschen  Reichs  eine 
bedeutsame  Umgestaltung  erhalten.  Durch  die  im  genannten  Jahre  erfolgte 
Einführung  neuer  und  Erhöhung  alter  Zölle,  sowie  durch  Umgestaltung  und 
Steigerung  der  Tabaksteuer  sollten  die  Mittel  gewonnen  werden,  um  die  Matri- 
kularumlagen  in  "Wegfall  zu  bringen,  das  Reich  finanziell  selbständig  zu  machen, 
eventuell  den  Bundesstaaten  noch  Ueberschüsse  zu  überweisen.  Die  Majorität 
des  Reichstags  war  jedoch  mit  diesem  Plan  nicht  ganz  einverstanden,  indem  sie 
in  dem  Fortfall  der  Matrikularbeiträge  eine  Schmälerung  des  Einnahmebewil- 
ligungsrechts des  Reichstags  erblickte.  Um  dasselbe  zu  wahren,  wollte  man  auf 
der  einen  Seite  nur  eine  gewisse  Zahl  von  Zöllen  periodisch  bewilligen,  während 
man  auf  der  andern  Seite  sich  für  die  Beibehaltung  der  Matrikularbeiträge  in 
Rücksicht  auf  ihre  staatsrechtliche  Bedeutung  aussprach,  welche  Ansicht  schliess- 
lich die  Majorität  des  Reichtags  wie  die  Zustimmung  der  Bundesregierungen 
erlangte  und  im  1^  8  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1879  ihren  Ausdruck  gefunden 
hat.  Derselbe  lautet :  „Derjenige  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer,  welcher 
die  Summe  von  130,000,000  M.  in  eiaem  Jahre  übersteigt,  ist  den  einzelnen 
Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matri- 
kularbeiträgen  herangezogen  werden,  zu  überweisen.  Diese  Ueberweisung  erfolgt 
vorbehaltlich  der  definitiven  Abrechnung  zwischen  der  Reichskasse  und  den 
Einzelstaaten  auf  Grund  der  im  Artikel  39  der  Reichsverfassung  erwähnten 
Quartalsextrakte  und  bezw.  Jahresschlüsse." 

Als  dann  im  Jahre  1881  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  die  sog.  Börsensteuer 
eingeführt  wurde,  wurde  auch  der  Ertrag  dieser  neuen  Reichsstempelabgaben  den 
Einzelstaaten  überwiesen,  indem  der  §  32  des  genannten  Gesetzes  aussprach: 
„Der  Ertrag  der  Abgaben  fiiesst  nach  Abzug  1.  der  auf  dem  Gesetze  oder  auf  allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften  beruhenden  Steuererlasse  und  Steuererstattungen, 
2.  der  nach  Vorschrift  des  §  31  zu  berechnenden  Erhebungs-  und  Verwaltungs- 
kosten in  die  Reichskasse  und  ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  dem  Mass- 
stabe der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matrikularb  ei  trägen  herangezogen 
werden,  zu  überweisen"  —  eine  Bestimmung,  welche  auch  im  §  44  des  neuen 
Börsensteuergesetzes  vom  Jahr  1885  wiederkehrt. 

Formell  sind  sonach  die  Matrikularumlagen  aufrecht   erhalten ,    materiell 
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sind  sie  aber  mehr  oder  minder  durch  die  Ueberweisungen  an  die  Bundesstaaten 
kompensiert. 

Wie  sich  der  finanzielle  Effekt  auf  Grund  dieses  Verhältnisses  bisher  ge- 
staltet hat,  ist  aus  den  beiden  folgenden  Uebersichten  zu  ersehen.  In  den  mittel- 
und  norddeutschen  Staaten  zeigt  sich  natürlich  die  Ueberweisung  gegenüber 
den  Matrikularbeiträgen  scheinbar  kräftiger  als  in  den  süddeutschen  Staaten. 
Es  rührt  dies  hauptsächlich  daher,  dass  Elsass-Lothringen  die  Bier-,  Bayern, 
Baden  und  Württemberg  die  Bier-  und  Branntweinsteuer  für  sich  behalten, 
■während  die  übrigen  Staaten  (Elsass-Lothringen  hinsichtlich  der  Branntwein- 
steuer) diese  Abgaben  in  die  Reichskasse  werfen  und  natürlich  um  den  Betrag 
derselben  weniger  Matrikularbeiträge  entrichten. 


Matrikularbeitrage  und  Ueberweisungen  in  Deutschland.^) 

I. 
Die  Bundesstaaten 


brachten  auf  an 

erhielten  dagegen 

Es  blieben  also 

Matrikularbeiträgen : 

überwiesen : 

effektiv  zu  Lasten  der 
Bundesstaaten : 

1872 

94,373.559 

— 

94,373,559 

1873 

73,943.601 

— 

73,943,601 

1874 

67,144,251 

— 

67,144,251 

1875 

68,969,549 

— 

68,969,549 

1876/77  2) 

89,220,269 

— 

89,220,269 

1877/78 

81,108,516 

— 

81,108,516 

1878/79 

87,34.5,516 

— 

87,345,516 

1879/80 

89,445,950 

8,022,056») 

81,423,894 

1880/81 

81,670,950 

38,243,072 

43,427,878 

1881/82 

103,288,523 

68,023,580 

35,264,943 

1882/83») 

103.684,369 

83,456,110 

20,228,259 

1883/84=') 

92,719,354 

85,503,271 

7,216,083 

1884/85*) 

84.445,084 

96,967,880 

—12,522,796 

1885/86*) 

122,436,712 

97,410,000 

35,026,712 

^)  Nach  den  Angaben  der  verschiedenen  Jahrgänge  des  statistischen  Jahr- 
buchs für  das  Deutsche  Reich  zusammengestellt. 
^)  Fünfvierteljahr. 

»)  Nach  der  Uebersicht  der  Ausgaben  und  Einnahmen. 
*)  Nach  dem  Etat. 
»)  Vom  1.  Oktober  1879  bis  31.  März  1880. 
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Matrikularbeiträge  und  üeberweisungen  im  Deutschen  Reich. 
II. 


Auf    Grund    der    Haushaltsrechnungen. 


1879—80. 
Matrikular- 1     Ueber- 
beiträge.     Weisungen. 


1880-81. 

Matrikular- 1     Ueber- 
beiträge.     Weisungen. 


1881-82. 
Matrikular- 1     Ueber- 
beiträge.     Weisungen. 


Preussen .  . 
Bayern  .  . 
Sachsen  .  . 
Württemberg 
Baden  .  . 
Hessen  .  . 
Mecklenburg-Schw 
Sachsen-Weimar  . 
Mecklenburg-  Strelitz 
Oldenburg  .  .  . 
Braunschweig  .  . 
Sachsen-Meiningen 
Sachsen-Altenburg 
Sachsen-Cob.-Gotha 
Anhalt  .  . 
Schwarzburg-S 
Schwarzburg-R, 
Waldeck 
Reuss  ä.  L. 
Reuss  j.  L.  . 
Schaumburg-L 
Lippe .  .  . 
Lübeck  .  . 
Bremen  .  . 
Hamburg  . 
Elsass-Lothringen 


43,641,753 

18,906,776 

4,679,826 

6,736,578 

4,831,917 

1,498,506 

937,125 

496,263 

161,861 

540,906 

554,614 

329,626 

247,099 

309,600 

362,133 

114,240 

129,862 

92,569 

79,650 

156,562 

56,151 

190,427 

96,633 

241,944 

660,927 

3,392,402 


4,833,132 

942,959 

518,300 

353,252 

282,968 

166,012 

103,973 

54,998 

17,963 

59,951 

61,487 

36,516 

27,382 

34,283 

40,097 

12,669 

14,396 

10,278 

8,821 

17,343 

6,221 

21,113 

10,685 

26,698 

72,963 

287,596 


38,808,232 

18,403,839 

4,156,555 

6,226,856 

4,491,928 

1,366,638 

834,865 

441,615 

144,233 

481,384 

493,100 

293,213 

219,870 

275,279 

321,961 

101,730 

115,594 

82,527 

70,833 

139,261 

49,951 

169,529 

85,799 

214,375 

585,864 

3,095,919 


23,040,751 

52,501,405 

4,495,314 

20,149,588 

2,470,858 

5,614,998 

1,684,038 

7,281,433 

1,348,978 

5,185,452 

791,418 

1,806,698 

495,664 

1,129,439 

262,189 

597,434 

85,632 

195,125 

285,802 

651,238 

293,122 

667,304 

174,082 

396,669 

130,537 

297,448 

163,435 

372,409 

191,151 

435,562 

60,398 

137,625 

68,629 

156,379 

48,998 

111,648 

42,054 

95,823 

82,680 

188,405 

29,656 

67,575 

100,650 

229,343 

50,939 

116,070 

127,276 

290,016 

347,832 

792,583 

1,371,039 

3,810,854 

41,022,688 

7,947,319 

4,470,544 

2,964,193 

2,361,369 

1,408,080 

867,783 

465,546 

150,786 

507,504 

525,383 

311,402 

233,145 

292,816 

349,775 

106,932 

120,750 

84,999 

76,367 

152,38] 

53,196 

180,828 

95,599 

235,682 

682,534 

2,355,979 
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Auf  Grund  der  Haushaltsübersichten. 

1882-83.  I  1883-84. 

Matrikular-  j     Ueber-      I  Matrikolax- 1     üeber- , 
beitrage.     Weisungen,     beitrage.     Weisungen. 


Auf    Grund    des    Etats. 

1884—85.  I  1885—86. 

Matrikular- 1     üeber-      i  Matrikular- 1     üeber- 
beiträge.    |  Weisungen.  |    beitrage.    ;  Weisungen. 


52,249,733 

20,278,8071 

5,598,007  i 

7.670,015' 

5,359,8761 

1,794,671 

1,124,024' 

594,570j 

194.189 

648,117 

664,101, 

394,767 

296,021 

370,624 

433.477 

136.964 

155.629 

111,112 

95,365 

187,495 

67,252; 

228,247! 

115.515' 

288,6271 

788,783i 

3,838,381 1 


50,329,790 

9,749,998 

5,485,2941 

3,636,467 

2,896,833 

1,727,534' 

1,064,563 

571,159 

184.985 

622.636! 

644,603i 

382,062' 

286,046 

359,263 

429,195 

131,188 

148,136 

104,267  j 

93,703: 

186,988| 

65,268 

221,864 

117,321! 

289,214^ 

837,817, 

2,889,916, 


44,865,528 

19,842,785 

I  4,981,803 

I  7,351,843 

4,836,746 

'  1,541,486 

928,895 

507,419 

162,611 

553,196 

578,769 

342,574 

255,988 

322,754 

395,483 

116,121 

130,088! 

89,891 1 

85,565l 

173,7481 

58,721 

199,995- 

111.278' 

270,199 

833,160 

3,182,708 

I 


51,564,091 
9,989,503 ' 
5,619.318 
3,725,888 , 
2,968,158 ; 
1,769,908 
1,090.773 ; 
585,175 
189,533 
637,915 
660,388 
391,422 
293,055 
368,060 
439,655 
134,409 
151,7791 
106,840 1 
95.990  i 
191,538  j 
66,865  I 
227,294 ! 
120,164  j 
296,244 1 
857,922 
2,961,384  i 


39,852.157 

18,327.607 

4,337,698 

6,849,478 

4,615,269 

1,367,903 

843,022 

452,262 

146,483 

493,023 

509,771 

302,517 

226,493 

284,461 

339,795 

103,880 

117,305 

82,573 

74,188' 

148,0:33 

51.678; 

175,6681 

92,871! 

228,9571 

663,0.59 

3,016,617i 


58,478,003 

11,328.935 

6,372,777 

4,225,469 

3,366,140 

2,007,224 

1,237,028 

663,638 

214,946 

723,449 

748,935 

443,905 

332,349 

417,411 

498,606 

152,432 

172,130 

121,166 

108,861 

217,220; 

75,8311 

257,770 

1.36,277' 

335,966; 

972,955 

3,358,457! 


62,39.3,727 

23,238,533 

6,794,220 

8,660,736j 

6,039,664 

2,141,624 

1,319,860 

708,075 

229,339 

771,891 

798,463 

473,629 

354,603 

445,360 

531,992 

162,639 

183,655 

129,280 

116,151 

231,767 

80,909 

275,031 

145,403i 

358,461 1 

1,038,104 

4,418,676 


58,744,631 

11,380,588 

6.401,834 

4,244,735 

3,381,488 

3,016,376 

1,242,668 

666,663 

215,926 

726,747 

752,350 

445,929 

333,865 

419,314 

500,879 

153,126 

172.915 

121,718 

109,357 

218,211 

76,177 

258,946 

136,898 

337,498 

977,391 

3,373,770 
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.    Die  Gememdefinanzeii  in  Elsass-Lothringen.  i) 

1.  Die  ordentlichen  Ausgaben  der  Gemeinden  in  den  Rechnungsjahren 

1872.  1881-82. 

Gesamtbetrag 14,738,127,95       19,949,842,17 

Davon  trafen  in  Prozenten  auf: 
Persönliche  und  sachliche  Verwaltungskosten  .  8,28  7,80 

Polizei.     Gehalt  der  Polizeibeamten,  Feldhüter 

und  Forstbeamten 6,71  6,80 

Feuerlöschwesen.  Unterhalt  des  Feuerlöschcorps 

und  Ankauf  des  Mobiliars 0,51  0,92 

Unterhalt  der  Gemeindeimmobilien.     Rathaus, 

Markthallen,  Uhren,  Brunnen,  Erleuchtung, 

Pflaster,   Strassenreinigung  und  Gemeinde- 
wege      13,28  11,72 

Ausgaben  für  Gemeindewaldungen       ....  10,02  10,69 

Wohlthätigkeit.     Unterstützungen,  Wohlthätig- 

keitsanstalten ,    Kosten    der   Geisteskranken 

und   der  auf  öffentliche  Kosten  verpflegten 

Kinder 2,67  3,38 

Kosten  der  Verwaltung  des  Octroi       ....  1,87  2,24 

Bezüge   der   Gemeinderechnungsführer   für   die 

Einnahmen  und  Ausgaben,  sowie  Kosten  der 

Erhebung    der    Gemeindeabgaben,    Hunde- 
steuer, Frohnleistungen  für  Wege  ....  '4,10  3,14 
Kosten  des  Kultus.     Persönliche  und  sachliche                    3,54  2,68 
Kosten  des  öffentlichen  Unterrichts.  Persönliche 

und  sachliche 24,00  25,15 

Ausgaben  für  Vicinalwege  und  Vicinal-  (Kreis-) 

Strassen 12,24  15,29 

Pensionen  und  Unterstützungen 0,29  0,37 

Abgaben  von  Gemeindeeigentum 7,00  5,04 

Verschiedene  Ausgaben       5,49  4,78 

^)  Auf  Grund  des  Statistischen  Handbuchs  für  Elsass-Lothringen,  heraus- 
gegeben vom  Statistischen  Bureau  des  Kais.  Ministeriums  für  Elsass-Lothringen, 
1.  Jahrgang  1885,  Druck  und  Verlag  von  G.  Fischbach.  Auf  dasselbe  muss  für 
weitere  Details  verwiesen  werden. 
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2.  Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Gemeinden  in  den  Rechnnngrsjahren 

1872.  1881-82. 

Gesamtbetrag  der  ordentlichen  Einnahmen      .     15,632,359,34      21,737,391,51 
Diese  Beiträge   verteilen   sich   in  Prozenten 
auf  folgende  Einnahmen: 

Ertrag  der  fünf  Additionalcentimes  zur  Grund-, 

Personal-  und  Mobiliarsteuer 1,82  1,37 

Ertrag  der  Abgaben  von  den  Patenten    .     .     .  0,89  0,66 

Ertrag  der  Centimes   zur  Deckung  des  Deficits 

der  obligatorischen  und  freiwilligen  Ausgaben  2,39  3,54 

Bruttoeinnahmen  des  Octroi 12,30  16,80 

Ertrag  der  Miete  von  Hallen,  Schlachthäusern, 

Ständen  etc 2,71  3,58 

Ertrag  der  Specialcentimes  für  den  öffentlichen 

Elementarunterricht 1,23  1,10 

Ertrag  des  Schulgelds  für  denElementarunterricht  3,03  2,66 

Subvention    des    Staats    oder  Bezirks   für    den 

öffentlichen  Unterricht 3,81  4,37 

Vicinalwege.  Ertrag  d.Specialcentimes  (fünf  max.)  2,45  1,85 

Vicinalwege.  Drei  Tageleistungen  in  Geld  an- 
geschlagen      7,88  8,91 

Ertrag  der  Specialcentimes  für  den  Gehalt  der 

Feldhüter 2,31  1,80 

Ertrag  der  Centimes  für  die  Erhebung  der  Ge- 
meindeabgaben        0,40  0,37 

Pacht  und  Mietzins  von  Gemeindegütern     .     .  15,22  10,35 

Ordentlicher  Ertrag  der  Gemeindewaldungen   .  36,24  28,00 

Abgabe    für    Holz-     und    Weidegerechtigkeit, 

Pferchgeld  u.  s.  w 0,38  2,41 

Aus  Renten  des  Staates 2,93  1,40 

Aus  Renten  von  Privaten 0,14  0,11 

Kapitalzinsen 0,50  1,53 

Ertrag  der  Hundesteuer 0,74  0,96 

Alle  sonstigen  Einnahmen,  wie  für  Anfertigimg 
der  Civilakte,  Konzession,  Jagderlaubnis, 
Jagdverpachtimg,  von  Totenhöfen  u.  s.  w.   ,  2,63  8,23 

3.  Die  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatsstenern,  welche  in  den  Gemeinden 
zur  Bestreitung  der  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Gemeinde- 
ansgaben erhoben  wurden. 

1872.  1881—82. 

Zahl  der  Gemeinden 1694  1699 

I.  Ordentliche  Zuschläge. 

Zahl  der  Gemeinden,  welche 
erheben : 
1.  für  die  ordentlichen  Gemeindeumlagen    5  Proz.  1687  1697 

0      ,  7  2 

869 
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Zahl  der  Gemeinden,  welche 


erheben : 

1872. 

1881—82, 

2. 

,  zur  Unterhaltung  der  Vicinalwege  .     .    5 

Proz. 

1533 

1591 

4 

I) 

4 

2 

3 

„ 

11 

11 

2 

n 

2 

— 

0 

)i 

144 

95 

3. 

für  die  Lehrergehälter 3 

it 

1381 

1489 

0 

n 

313 

210 

IL  Ausserordentliche 

Zuschlä 

ge- 

1. 

für  die  Gemeindewege  dritter  Klasse  .    3 

n 

216 

362 

2 

I) 

4 

3 

1 

, 

9 

— 

0 

Ji 

1465 

1334 

2. 

für   die   Unentgeltlichkeit   des    Unter- 

richts      4 

, 

18 

42 

3 

» 

4 

8 

2 

T> 

4 

1 

i 

n 

1 

— 

0 

n 

1672 

1648 

3. 

für  das  Gehalt  des  Feldhüters     .      0—  5 

^ 

inkl. 

721 

489 

5—10 

n 

» 

744 

830 

10-15 

n 

^ 

180 

284 

15-20 

„ 

^ 

40 

76 

20-30 

ji 

n 

8 

18 

über  30 

j, 

n 

1 

4. 

für  Deckung  der  ordentlichen  Ge- 
meindedeficite,  sogenannte  Unzu- 

länglichkeitszuschläge    ....      0—5 

« 

n 

1200 

1009 

5—10 

51 

« 

99 

144 

10—15 

^ 

, 

76 

115 

15-20 

n 

» 

71 

69 

20—30 

» 

s 

92 

145 

30—40 

» 

n 

56 

72 

40-50 

n 

JI 

35 

49 

50—60 

, 

n 

26 

34 

über  60 

Tl 

» 

39 

62 

5. 

Ausgaben      .     .    , 0—10 

„ 

„ 

1492 

1298 

10-20 

, 

» 

144 

196 

20—30 

n 

» 

36 

151 

30-40 

n 

)i 

12 

36 

40—50 

n 

» 

4 

11 

50—60 

, 

„ 

3 

4 

über  60 

» 

)) 

3 

3 

870 
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Gesamtbetrag 
der  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Gemeindezuschläge. 
0—  10  Proz.  inkl. 
10—  20 
20—  30 
30-  40 
40-  50 
50  -  60 
60-  70 
70—  80 
80—  90 
90—100 
über  100 


Zahl  der  Gemeinden,  welche 
erheben : 


1872. 

1881-82. 

203 

108 

499 

352 

423 

462 

208 

232 

125 

170 

84 

109 

46 

86 

38 

50 

25 

44 

16 

26 

27 

60 
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5.  Die  Gemeiudeschniden. 

Zahl  der  beteiligten 
Gemeinden        Spitäler        Syndikate         Schuldenbetrag  derselben 

-  —  14,571,946 

-  -  15,057,576 

-  -  14,176,855 

-  —  13,191,635 

-  -  12,697,899 

-  —  12,557,813 

-  —  12,583,662 

-  —  12,639,521 

-  —  12,527,777 

-  —  12,962,605 
4  2  11,434,725 
4  —  12,612,036 

Aus  den  vorstehenden  Angaben  geht  hervor,  dass  das  Finanzwesen  der 
elsass-lothringischen  Gemeinden  als  ein  sehr  günstiges  bezeichnet  vi^erden  muss. 
Die  Gemeindezuschläge  zu  den  Staatssteuem  bleiben  dort  erheblich  im  Vergleich 
zu  anderen  deutschen  Staaten  zurück.  Sie  betrugen  1875  28,3  Prozent,  1882 — 83 
31,23  Prozent  und  auf  den  Kopf  trafen  1,61  M.  und  1,81  M. 

Vergleichen  wir  damit  Bayern  ^),  so  ergeben  sich  an  Gemeindezuschlägen 

Pro  Kopf 
in  den  unmittel-     in  den  Bezirks-      im  Kgr. 
baren  Städten  ämtern 

4,02  2,61  2,77 

5,96  2,93  8,28 

6,58  2,59  3,22 

6,50  2,53  3,16 

Noch  grösser  würde  der  Kontrast  werden,  wenn  man  andere  Staaten,  wie 
Preussen,  zum  Vergleich  heranziehen  wollte,  wo  die  direkten  Gemeindesteuern 
(167  Mill.  M.)  mehr  als  die  direkten  Staatssteuem  (130  Mill.)  betragen^). 

Das  ausserordentlich  günstige  Verhältnis  für  Elsass-Lothringen  wird  etwas 
abgeschwächt,  wenn  man  auch  die  Bezirkszuschläge  in  Betracht  zieht,  die  nicht 
unbedeutend  sind.  Sie  betrugen  1875  74  Prozent  der  direkten  Staatssteuem 
und  3,1  M.  pro  Kopf.  Nehmen  wir  wieder  Bayern  zum  Vergleich,  so  erscheinen 
die  Distrikts-  und  Kreisumlagen  zusammen  geringer.     Es  betrugen  nämlich  die 


1876 

71  Prozent 

1878 

79 

1880 

73    „ 

1881 

66         „ 

1)  Zeitschr.  des  K.  b.  stat.  Bureaus  1883.  Bd.  15  S.  77. 

^)  Finanzarchiv  I.  S.  757.  Auf  den  Kopf  trafen  in  Preussen  1880—81 
an  Gemeindeabgaben  (direkt  und  indirekt),  Schul-,  Kirchen-,  Armen-,  Kreis- 
und  Provinzialsteuem  11,42  M.,  an  Gemeindeabgaben  allein  in  den  Städten 
10,53  M.,  in  den  Landgemeinden  3,76  M.  pro  Kopf,  in  Baden  1883  an  direkten 
Gemeindeabgaben  7,68  M.,  in  Oldenburg  7,42  M.  (circa  120  Prozent  der  Staats- 
steuer). 

bli 
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Distriktsumlagen  ')  30,13  Prozent,  pro  Kopf  1,19  M.,  die  Kreisumlagen  *)  28,10  Pro- 
zent, pro  Kopf  1,45  M.,  in  Summe  58,23  Prozent,  pro  Kopf  2,64  M. 

Bei  einer  Zusammenfassung  der  Gemeinde- ,  Distrikts-  und  Kreisumlagen 
ergeben  sich  für  Bayern  137  Prozent  und  5,24  M.  pro  Kopf,  an  Gemeinde-  und 
Bezirksabgaben  in  Elsass-Lothringen  102  Prozent  und  4,91  M.  Im  übrigen  ist 
leicht  ersichtlich,  dass  die  Zuschläge  auch  in  Elsass-Lothringen  im  Wachsen  be- 
griflFen  sind.  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  Zuschlägen  bis  zu  20  Prozent  hat 
abgenommen,  die  mit  mehr  als  20  Prozent  zugenommen. 

Das  Fundament  der  Einnahmen  in  den  elsass-lothringischen  Gemeinden 
bilden  teils  die  Erträge  der  Gemeindegüter  und  des  Waldes  (44,5  Prozent  des 
Waldes  sind  Gemeindewald),  teils  die  des  Octroi.  In  Strassburg,  CoLmar,  Mühl- 
hausen und  Metz  haben  die  Bruttoeinnahmen  aus  dem  Octroi  (in  Strassburg 
und  Mühlhausen  sogar  die  Netto  einnahmen)  bereits  die  der  direkten  Steuern 
überschritten.  Der  Gegensatz  Elsass-Lothringens  (imd  fügen  wir  bei  Bayerns) 
gegenüber  Preussen  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  sehr  gross.  Während  die  Brutto- 
einnahmen des  Octroi  in  Elsass-Lothringen  16,80  Prozent  aller  Einnahmen 
ausmachen,  belaufen  sich  die  Gemeindeabgaben  in  Preussen  erst  auf  4  Prozent 
der  Gemeindeabgaben.  Wenn  die  direkten  Gemeindesteuern  in  Elsass- 
Lothringen  gering  sind,  so  ist  dafür  die  Belastung  an  indirekten  stark,  in 
Preussen  sind  umgekehrt  die  indirekten  Verbrauchssteuern  gering,  dagegen  die 
direkte  Belastung  gross. 

L'nter  den  Ausgaben  stehen  ähnlich  wie  im  übrigen  Deutschland  die  für 
Unterricht  oben  an,  dann  folgen  die  für  Wege  und  Wegeunterhaltnng  u.  a., 
und  bei  dem  ausgedehnten  Gemeindewaldbesitz  die  Ausgaben  in  der  Waldwirt- 
schaft, imbedeutend  —  im  Gegensatz  zum  übrigen  Deutschland  —  ist  der  Auf- 
wandsanteil für  Wohlthätigkeit  und  Armenpflege  (2,67  und  3,38  Prozent,  in 
Preussen  13,2  und  12,8  Prozent  der  Ausgaben). 

Zur  günstigen  Lage  der  elsass-lothringischen  Gemeinden  trägt  wesentlich 
ihr  massiger  Schuldenstand  bei.  Ton  1699  Gemeinden  waren  im  Jahr  1881 — 82 
nur  700  =  41  Prozent,  und  jede  von  diesen  durchschnittlich  mit  163,000  M. 
verschuldet.  Rechnet  man  fünf  Prozent  für  Verzinsung  und  Tilgung,  so  würde 
der  Kopfbetrag  der  Ausgabe  für  die  Schulden  in  Elsass-Lothringen  0,36  M.  be- 
tragen, während  man  in  Preussen  1883—84  1,38  M.  festgestellt  hat. 


')  Zeitschr.  des  K.  b.  stat.  Bureaus  XII.  S.  22  flg. 
*)  Blätter  für  administrative  Praxis  Bd.  29.  S.  263. 
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Erbschaftssteuern  in  Deutschland 

Von  Greorg 
1.  Ertrag  der  Erbschaftssteuern  in 


Summe 


1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

1877 

bezw. 

bezw. 

bezw. 

bezw. 

bezw. 

bezw. 

bezw. 

bezw. 

1870-71. 

1871-72. 

1872—73. 

1873-74. 

1874—75. 

1875—76. 

1876—77. 

1877—78. 

Prenssen  i)  .    .    . 

— 

— 

— 

— 

2,311,606 

3,971,322 

5,142,634 

4,933,551 

Bayern'-')      .    .    . 

569,408,13 

497,351,71 

599,504,31 

512,926,91 

548,523,03 

602,208,39 

682,096,37 

663,827,26 

Königr.  SaeliseiiS) 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

67,048,20 

Württemberg  *)     . 

128,579 

113,869 

151,099 

149,143 

133,742 

143,403 

141,204 

157,310 

Baden      .... 

308,230,74 

294,166,69 

379,534,43 

487,640,37 

415,943,51 

382,201,72 

459,633,84 

449,326,77 

Hessen     .... 

233,763,36 

268,651 

242,140,19 

286,668,88 

380,818,68 

330,429,62 

281,515,66 

330,975,20 

Mecklenburg- 
Schwerin  .    .    . 

68,899 

91,377 

93,527 

74,551 

61,374 

76,858 

105,082 

92,602 

Sachsen-Weimar  5) 

36,711,71 

37,617,48 

48,285,03 

62,366,58 

71,501,73 

47,104,04 

68,887,05 

52,376,92 

Mecklenburg-Stre- 
litz«)     .    .    .    . 

Oldenburg  i)    .    . 

67,849,48 

109,279,00 

105,908,35 

181,199,75 

129,033,12 

100,575,55 

104,499,67 

138,517,20 

Braunschweig  .     . 

32,392 

34,392 

72,321 

85,143 

97,720 

97,656 

52,340 

Ö3,ö04 

Sachsen- 

Meiningen  8)  .    . 

19,045 

25,340,74 

27,590,38 

29,615,70 

37,638,96 

29,201,50 

26,800,18 

21,083,89 

Sachsen-Alten- 

burg    .... 

31,944,66 

41,019,32 

39,411,06 

35,030,37 

29,934,30 

87,315,76 

48,627,15 

152,550,09 

Sachsen-Coburg- 
Gotha'J)    .    .    , 

75,510,96 

35,273,84 

28,035,36 

53,303,78 

48,643,10 

58,746,43 

33,522,28 

27,791,38 

Anhalt  W)     .    .    . 

48,533,70 

18,820 

16,420,93 

25,127,97 

21,664,50 

32,738,50 

39,001,50 

55,721,20 

Schwarzburg- 
Sondershausen  . 

15,497,94 

8,756,18 

24,443,49 

14,336,54 

9,336,26 

9,390,77 

12,076,59 

8,080,66 

Schwarzburg- 
Rudolstadt    .    . 

1,790 

2,518 

1,693 

3,626 

2,383  . 

4,016 

3,212 

7,138 

Waldeck  11)  .    .    . 

— 

— 

— 

- 

— 

- 

_ 

- 

Reuss  ä.  L.      .    . 

3,162,51 

7,252,46 

12,439,70 

5,097,89 

2,654,51 

8,310,09 

3,646,13 

3,944,12 

Reuss  j.  L.  12) .    . 

11,183,21 

7,469,12 

24.476,59 

13,637,38 

13,784,93 

14,999,24 

4,164,04 

12,427,75 

Schaumburg- 
Lippe  13)    .     .     . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Lippe 

2,134,10 

7,107,14 

28,660,93 

10,311,02 

13,519,53 

71,003,30 

26,295,08 

18,513,45 

Lübeck    .... 

45,219,90 

34,385,55 

22,222,49 

28,022,59 

71,913,45 

59,400,05 

64,104,76 

42,29M| 

Bremen    .... 

120,440,76 

140,414,36 

186,313,85 

172,084,63 

320,473,09 

243,059,91 

155,624,05 

187,501« 

Hamburg     .     .    . 

582,859,80 

650,2.53,00 

940,022,09 

522,340,43 

585,922,09 

953,130,77 

755,584,18 

609,13fll 

Elsass-Lothr.  i*)   . 

— 

— 

2,076,778 

2,142,936 

1,729,152 

1,764,818 

2,001,564 

2,271,60« 

12,403,155,96  |2,42o,313,59  |5,120,827,18  14,895,109,79 

870 


7,037,281,79  |9,087,019,64|10,212,114,53  110,356,831 


und  einigen  andern  Staaten. 

Schanz. 

den  deutschen  Staaten  von  1870—84*). 


1ST8 
bezw. 

1879 
bezw. 

1380 
bezw. 

1881 
bezw. 

i 
1882 

bezw.        j 

1883 
bezw. 

1884 
bezw. 

Nachdem 
Durch- 
schnitt 

der  fünf 

1878-79. 

1879—80. 

1880-81. 

1881—82, 

1882—1883. 

1883-84. 

1884—85. 

Jahre 
1880-84. 

1 

4.102,475 

4,848,130 

5,102,805 

5,690,118 

5,162,176 

5,630,497 

5,3.50,000 

5,387,119 

0,19 

'  -.'23,849,29 

1,297,860,94 

1,776,938,19 

1,510,868,14 

1,815,197,59 

1,753,592,74 

2,022,268,98 

1,775,833 

0,S1 

.17,092,05 

303,535,40 

357,949,50 

835,965,10 

1,096.199,55 

728,964,10 

962,107,80 

796,237 

0,27 

131,366 

835,780 

158,467 

482,650 

532,989 

630,779 

507,622 

462,501 

0,24 

327,680,15 

320,514,60 

435,249,22 

7U,376,22 

905,746,18 

629,774,60 

584,335,67 

659,896 

0,42 

326,150,79 

346,940,72 

416,209,35 

482,076,76 

306,467,44 

555,720,53 

457,994,83 

443,695 

0,47 

70,725 

62,659 

92,737 

76,483 

186,990 

147,197 

94,156 

119,313 

0,21 

:'6,587,57 

64,104,85 

84,015,94 

83,502,64 

69,595,42 

77,534,98 

58,114,47 

74,513 

0,24 

131,220,52 

164,050,90 

109,924,35 

100,832,70 

111,554,04 

131,093,11 

101,788,00 

111,038 

0,33 

66,348 

94,090 

67,318 

78,223 

91,053 

108,486 

146,538 

98,323      0,28 

46,085,88 

18,604,86 

33,354,75 

21,013,59 

50,192,43 

34,934,04 

49,415,91 

37,782 

0,18 

57,979,90 

49,521,56 

40,335,71 

261,632,32 

50,490,83 

90,659,27 

73,051,98 

103,234 

0,67 

51,877,86 

32,395,42 

57,964,62 

58,882,62 

66,939,44 

93,884,40 

48,379,62 

65,210 

0,34 

42,790,50 

42,122,50 

34,310,50 

35,733 

78,116,50 

28,859,82 

42,080,30 

43,820 

0,19 

14,865,99 

11,006,68 

14,410,88 

14,411,63 

12,762,19 

10,658,51 

20,235,06 

14,496 

0,24 

3,289 

3,103 

3,200 

3,631 

4,109 

2,521 

5,628 

3,976 

0,05 

17,470,70 

5,457,82 

4,386,13 

5,055,00 

6,439,40 

6,481,50 

5,592,41 

5,591 

0,11 

81,221,24 

53,453,70 

27,205,43 

18,955,83 

19,088,72 

(21,750) 

(21,750) 

«1,750 

0,21 

- 

- 

136,86 

'          3,177,10 

6,910 

6,343,02 

6,505,50 

5,734 

0,16 

30,358,27 

27,758,05 

11,624,63 

25,52S,21 

18,500,69 

14,672,09 

79,808,50 

80,007 

0,25 

63,839,70 

42,418,95 

51,016,08 

102,082,82 

268,544,76 

34,434,40 

97,302,89 

110,676 

1,74 

310,211,30 

165,794,02 

281,136,60 

290,755,63 

344,556,34 

183,775,17 

119,846,82 

844,014 

1,56 

684,751,33 

568,040,36 

624,105,86 

723,731,43 

674,642,19 

1,041,932,97 

1        959,818,77 

80,484 

1,77 

1,767,676 

1,861,259 

2,124,678 

i  1,943,051 

1,864,7W 

2,031,752 

1,821,190 

1,957,291 

1,25 

»,164,912,04 

10,618,592,83 

11,909,479,60 

113,592,536.74 

1  13,743,044,71 

13,996,497,25 

13,635,531,31 

13,375,418  1  0,29 
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290  Georg  Schanz, 

*)  Die  folgende  Zusammenstellung  wäre  nicht  ohne  die  liebenswürdige  Unterstützung 
der  einzelnen  Regierungen  zustande  gekommen.  Ich  bin  zu  besonderem  Dank  verpflichtet 
Herrn  Präsidenten  Ackermann,  Landsyndikus  Berkemeier,  Geh.  Finanzrat  Bai ck,  Staats- 
rat Engelhardt,  Generaldirektor  Fabricius,  Direktor  Frese,  Geh.  Reg.-R.  v.  Geldern- 
Crispendorf,  Staatsminister  Freih.  v.  Giseke,  Staatsrat  Dr.  v.  Holleben,  Präsidenten 
Dr.  Jolly,  Reg.-R.  Kollmann,  Finanzdh-ektor  Kybitz,  Geh.  Ob.-Rechnungsr.  Lobe, 
Senator  Möring,  Ministeriair.  Müller,  Staatsr.  Mönich,  Ministerialrat  v.  Oertzen,  Präsi- 
dent v.  Pumm  er  er,  Stadtk.-Verw.  Ramm,  Ministeriair.  Seisser,  Staatsr.  Dr.  Schambach, 
Geh.-R.  Sonnenkalb,  Geh.-R.  Vocke,  Staatsrat  Vollert,  Dir.  v.  Wintterlin,  Landrent- 
meister Wessel.    Für  Dänemark  verdanke  ich  die  Daten  Herni  Prof.  Scharling. 

1)  Die  Angabe  pro  1876  umfasst  1876  und  von  1877  das  1.  Quartal;  die  Angaben  pro 
1882—83  und  1883—84  stützen  sich  auf  die  üebersicht  von  den  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  ; 
die  Angabe  pro  1884—85  auf  den  Staatshaushaltsetat. 

2)  Die  Zalilen  bis  1878  inkl.  beziehen  sich  auf  das  diesseitige  Bayern;  das  neue  für 
ganz  Bayern  geltende  Erbschaftssteuergesetz  trat  in  Wirksamkeit  1.  Oktober  1879.  Schon 
vorher  wurde  aber  der  Taiif  geändert  durch  Gesetz  vom  17.  Februar  1878. 

3)  Die  Zahlen  für  Sachsen  sind  nicht  unbedingt  zuverlässig,  da  die  Anschreibungen, 
welche  durch  die  Kassenverwaltungen  der  Gerichte  erfolgen,  nicht  näher  kontrolliert  werden. 
In  den  Staatshaushaltsrechnungen  werden  Urkundenstempel  und  Erbschaftssteuer  nicht  unter- 
schieden. 

*)  In  Württemberg  besteht  auch  eine  Schenkungssteuer;  ihr  Ertrag  war  1881—85  13,459 ; 
21,468;  14,107;  31,867.  Der  Verwaltungsaufwand  für  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  ist 
unbedeutend,  da  die  öifentlichen  Teilungsbehörden;.die  Erbschaftssteuer  ohne  Entschädigung 
anzusetzen  haben.  Der  Ansatz  der  Schenkungssteuer  liegt  im  wesentlichen  den  Gemeinderäten 
und  Amtsgerichten  ob,  der  Einzug  beider  Steuern  geschieht  durch  die  Kameralämter  und 
Ortssteuerämter.    Der  Aufwand  betrug  1881—85  5363;  9827;  12,517;  5987  M. 

&)  Die  Abgabe  fällt  der  allgemeinen  Waisenversorgungsanstalt  anheim,  welche  1870 
einen  Yermögensstand  von  614,434  M.  27  Pf.  und  1884  einen  solchen  von  1,116,329  M.  89  Pf. 
hatte.  Die  Zahl  der  Zöglinge  in  den  beiden  Jahren  war  1320  und  1907.  Zu  dem  Kollateralgeld 
kamen  1873  noch  34,841  M.  87  Pf.  vom  Nachlass  der  Gräfin  Santi  von  Weimar,  1881  noch 
57,169  M.  43  Pf.  vom  Nachlass  des  A.  v.  Hagen  und  1882  noch  71,736  M.  74  Pf.  vom  Nachlass 
des  A.  Weiss  hinzu. 

6)  In  Mecklenburg-Strelitz  existiert  keine  Erbschaftssteuer. 

■')  Pro  1884  beti-ug  im  Herzogtum  Oldenburg  die  Erbschaftssteuer  nach  dem  Rechnungs- 
ergebnis 91,288  M. ,  für  das  Fürstentum  Lübeck  6000  M.,  für  das  Fürstentum  Birkenfeld  4500  M. 
nach  den  beiden  Etats. 

8)  Von  den  aufgeführten  Erbschaftssteuererträgnissen  fliessen  2/3  in  die  Staatskasse,  1/3  in 
die  Gemeindekasse. 

9)  Erbschaftsstempel  und  Kollateralgeld  sind  zusammengenommen;  ersterer  betrag  in 
den  Jahren  1870/71— 1884,85  3902,60;  4876;  3214,50;  10293;  11251,56;  5539,75;  8458;  6319; 
4699;  4243,  9378,50;  5588,50;  10,412;  10234,50  ;3  11565  M.  Von  dem  Kollateralgeld  fliesst  im 
Herzogtum  Gotha  die  Hälfte  zur  Staatskasse,  während  die  andere  Hälfte  an  das  betreffende 
Kirchenärar  zu  entrichten  ist. 

10)  Für  die  Jahre  1870—73  beziehen  sich  die  Angaben  auf  Anhalt-Dessau-Cöthen ;  es 
fehlt  der  Betrag  für  Anhalt-Bernburg,  wo  die  Erbschaftssteuer  in  Form  der  Gerichtskosten  von 
den  Gerichtskassen  eingezogen  wurde ,  eine  Trennung  dieser  Einnahmen  von  den  wii-klichen 
Gerichtskosten  aber  nicht  stattgefunden  hat.  1870—76  sind  Kalendeijahre ;  die  Angabe  pro 
1877—78  umfasst  infolge  der  Verlegung  des  Etatsjahres  auf  den  l.  Juli  die  Zeit  vom  1.  Januar 
1877  bis  30.  Juni  .1878. 

11)  In  Waldeck  existiert  keine  Erbschaftssteuer. 

12)  Für  1883  und  1884  liegen  die  Rechnungsergebnisse  noch  nicht  vor ;  es  wurde  der 
Durchschnitt  aus  den  vorangegangenen  drei  Jahren  eingesetzt. 

13)  Der  Ei-t.rag  pro  1880  umfasst  bloss  die  Zeit  vom  1.  Juli  1880  bis  April  1881.  Der 
eingetragene  Durchschnitt  ist  ein  vierjähriger,  1881—85. 

")  Für  die  Erträgnisse  der  Jahre  1870  und  1871  liegen  keine  Nachweisungen  vor.  Von 
1879  ab  ist  das  Etatsjahr  auf  l.  April  verlegt.  Pro  1.  Quartal  1879  betrug  die  Steuer  543,886  M. 
Neben  der  Erbschaftssteuer  besteht  in  Elsass-Lothringen  eine  Schenkungssteuer;  sie  betrug 
1872— 1884,'85  782,243;  373,721;  292,921;  320,665;  323,438;  346,362;  344.778;  (115,761);  335,415; 
319,432;  312,889;  333,535;  284,877;  277,712  M.   Gegliedert  nach  der  Verwandtschaft  verteilen  sich: 
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Erbscha 

ftssteuer 

und                S 

chenkun 

gsstenei 

in 

1  direkter 

zwischen 

Seiten- 

Nicht- 

direkte 

zwischen 

Seiten- 

Nicht- 

Linie. 

Ehelenten. 

linie. 

verwandte. 

Linie. 

Eheleuten. 

linie,  verwandte. 

1872 

678,624 

274,076 

997.444 

117,834 

721,999 

3191 

38,800 

18,253 

1873 

582,473 

221,056 

1,123,390 

216,017 

309,286 

3354 

38,092 

22,989 

1874 

486,004 

168,533 

902,726 

171,889 

241,570 

2177 

33,296 

15,878 

1875 

595,601 

165,885 

841,246 

162,116 

259,474 

2867 

33,188 

25,136 

1876 

6.58,817 

174,843 

1,009,850 

157,944 

254,499 

3734 

38,479 

26,726 

1877 

550,682 

188,366 

1,152,740 

379,817 

280,995 

3807 

30,991 

30,569 

1878 

642,441 

165,928 

804,446 

151,861 

261,205 

2422 

40,088 

40,973 

1879  (I.Q.) 

130,075 

36,978 

325,109 

51,724 

73,286 

1720 

12,156 

28,599 

1879—80 

590,593 

316,800 

904,052 

149,814 

252,203 

1862 

36,786 

44,564 

18^0—81 

585,638 

227,408 

1,093,949 

217,723 

238,520 

1662 

39,965 

39,285 

1881- 

-82 

553,436 

204,739 

1,042,16« 

142,710 

237,012 

1541 

44,278 

30,058 

1882- 

-83 

599,976 

203,342 

941,990 

120,477 

236,273 

1454 

53,714 

42,094 

1883—84 

688,195 

211,089 

1,036,533 

295,935 

225,105 

4110 

35,749 

19,913 

1884- 

-85 

584,863 

186,945 

904,240 

145,142 

209,758 

1626 

39,417 

26,911 

2.   Ertrag  der  Erbschaftssteuern  in  auswärtigen  Staaten. 

Frankreich '). 
Erbschaftssteuer.  Schenkungssteuer. 

1868  99.348.000  Frs.  17,284,000  Frs. 

1877  125.239.274     ,  20,761,435     , 

1883  137,934,500     ,  18,875,000    „ 

1884  132,528,000     ,  17,987,500     , 
pro  Kopf        2,85  Mark  0,39  Mark 

Das  konstatierte  Principale  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  pro 
1883  verteilt  sich  folgendermassen : 

Schenkungssteuer. 
Steuersatz 

Principale.     Zuschlag.  Total.  Steuerbetrag. 

In  direkter  Linie "^)                    ^)               -)  15.293,263 

Zwischen  Gatten *)                    *)               ')  96,801 

Bruder  und  Schwester;   Onkel    P.C.     4,50               1,125          5,625  ,  r-^r.  n~Q 

u.  Tanten,  Neffen undNichten  H.C.     6,50              1,625         8,125  i.'4o.^<» 

Grossonkel  und -Tanten,  Gross-    p  p      c  nn  i  o^l  ao- 

neffen    und    -Nichten,     G^  ^"J^'    ^^n              i  7?           ü^k  236,886 

schwisterkinder  .....  ^•^-     ''^0  1,75  8,^5 

Verwandte    vom    fünften    bis   P.C.    5,50              1,375         6,875  ^f.^  nn/j 

zwölften  Grad H.C.     8,00              2,00  10,00  ^ui.zub 

vr-  1.4.             ji                               PC.     6,00              1,50           7,50  ,  ^OA  z?-« 

Nichtverwandte      •     •     •     •     •  h.c.     9.00              2,25  11,25  1.284,6o2 

Nach  früheren  Gesetzen 1 

18,859,087 

')  Vgl.  Bulletin  de  statistique  et  legislation  comparee  15  S.  540;  16  S.  48; 
17  S.  150.     Kaufmann,  Finanzen  Frankreichs  S.  315. 

^)  Die  Steuer,  Zuschlag  inbegriffen,  beträgt  für  bewegliche  Güter  im 
Heiratskontrakt  (P.C.)  1,5625  Prozent,  ausserhalb  des  Heiratskontrakts  {H.C,) 
3,125 ;  für  unbewegliche  3,4375  und  5  Prozent.  Ausserhalb  des  Heiratskontrakts 
und  mit  Erbteilung  1,25  Prozent. 

')  Für  bewegliche  Güter  im  Heiratskontrakt  1,875  Prozent :  ausserhalb  des 
Heiratskontrakts  3,75  Prozent;  für  Immobilien  3,75  und  5,625  Prozent. 

879 


292 


Georg  Sclianz. 


Darunter  von  Mobilien 8,855,854 

Darunter  von  Immobilien 10,003,233 

Im  Heiratskontrakt 9,071,926 

Ausserhalb  des  Heiratskontrakts      ....  9,784,161 


Erbschaftssteuer. 
Steuersatz 
Principale.    Zuschlag. 

In  direkter  Linie 1,00  0,25 

Zwischen  Gatten 3,00  0,75 

Bruder  und  Schwester,  Onkel  und 

Tanten,  Neffen  und  Nichten       .      6,50  1,625 

Grossonkel  und  -Tanten,  Grossneffen 

und  -Nichten,  Geschwisterkinder       7,00  1,75 

Verwandte  vom  fünften'bis  zwölften 

Grad 8,00  2,00 

Nichtverwandte 9,00  2,25 

Nach  früheren  Gesetzen 


Total. 
1,25 
3,75 

8,125 

8,75 

10,00 
11,25 


Steuerbetrag. 
34,995,371 
15,472,122 

51,154,765 

8,975,597 

7,215,647 

20,110,153 

531 

137,924,186 


Darunter  von  Mobilien 71,398,723 

Darunter  von  Immobilien 66,525,463 


Belgien '). 

1840 

4,844,125 

1870            15,261,651 

1850 

6,219,080 

1880            20,540,277 

1860 

10,118,435 

pro  Kopf  3,70  Frs, 

3,00  Mark. 


Italien. 


Tote  Hand. 
Millionen  Frs. 

2,8^) 

4,7 

6,0 

5,8 

5,5 

4,9 

4,5 

4,4 


^)  Statistique  generale  des  recettes  et  depenses  du  royaume  de  Belgique 
1885  S.  95.  Im  Bulletin  de  statist.  17  S.  220  finden  sich  für  die  Jahre  1883  und 
1884  noch  folgende  Daten:  Successions  15,529,238;  16,674,344.  Droits  de  mu- 
tation  sur  les  successions  en  ligne  directe  2,816,944;  2,694,530.  Droits  dus  par 
les  epoux  survivants  307,955;  303,750. 

2)  Sachs,  ritalie  etc.  S.  359. 


Millionen  Frs. 

1862 

7,1') 

1863 

10,7 

1864 

11,7 

1865 

11,9 

1866 

11,4 

1867 

11,8 

1868 

12,9 

1869 

13,9 
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Tote  Hand. 
Millionen  Frs.  Millionen  Frs. 

1870  17,9  4,6 

1871  20,4  4,9 

1872  24,0  6,0 

1873  21,1  24,386,523,43 ')  6,5  6,653,266,05') 

1874  23,8  24,080,860,92  6,8  5,757,055,47 

1875  27,1  26,343,134,40  6,9  6,200,950,58 

1876  24,9  25,077,534,72  6,5  6,236,396,75 

1877  27,4  27,028,381,60  6,3  6,040,814,06 

1878  28,5  29,100,236,66  6,5  6,430,196,18 

1879  25,2  25,790,082,30  6,4  6,378,782,07 

1880  31,9  31,749,819,11  6,4  6,360,905,21 

1881  28,5  28,525,613,56  6,5  6,354,603,59 

1882  29,0  29,394,407,78  6,4  6,277,020,96 

Nach  Sachs  verteilten  sich  die  Erbschaftsabgaben  im  Jahre  1882  folgender- 

massen : 

Steuersatz.  Zahl.  Ertrag. 

Direkte  Linie 1,44  Proz.  116,788  8,8  Mill.  Frcs, 

Ehegatten       3,60       ,  54,-333  2,8  , 

Geschwister     und     Wohlthätigkeits- 

anstalten 6,00       „  27,243  5,5  , 

Zwischen  Onkehi,  Neffen,  Tanten  und 

Nichten 7,20      ,  14,362  6,2  , 

Geschwisterkinder 9,60       ,  899  0,7  ,         , 

Seitenverwandte  bis  zum  zehnten  Grad  10,80       ,  841  0,6  ,         , 

Entferntere    Verwandte ,    Verschwä- 
gerte ,    Nichtverwandte ,    andere, 

als  die  oben  genannten  Anstalten  12,00       ,  8,300  3,2  „         , 

Sonstiges —         ,  2,419  L2  , 

225,180       29,0  Mill.  Frcs. 
Die  Erbschaftsabgaben  betragen  im  Durchschnitt  der  letzten  drei  Jahre 
pro  Kopf  1,03  Frcs.  =  0,83  Mark;  mit  Einrechnung  der  Abgabe  von  der  toten 
Hand  1,25  Frcs.  =  1,01  Mark. 

Tote  Hand. 
Wohlthätigkeitsinstitute     unter 

Aufsicht  des  Staats     .     .     .      0,60  Proz.  ihrer  Einkünfte  0,4  Mill.  Frcs. 

Andere  juristische  Personen      .      4,80      «         »             a  5,9     ,        , 

Zuschlag 0,07    , 

6,4  Mill.  Frcs. 


')  Undecima  relazione  della  Razioneiia  Generale  dello  Stato.     Anno  1882. 
S.  113. 
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Grossbritannien. 

Gesamtergebnis  der  britischen  Erbschaftssteuern. 


Jahr,  endigend 

Pfd.  Sterl. 

Jahr,  endigend 

Pfd.  Sterl. 

am  31.  März. 

am  31.  März. 

1860 

3,463,227 

1873 

5,121,070 

1861 

3,564,394 

1874 

5,478,922 

1862 

3,696,890 

1875 

5,554,172 

1863 

3,831,530 

1876 

5,784,684 

1864 

3,846,137 

1877 

5,860,781 

1865 

3,989,956 

1878 

5,958,334 

1866 

4,303,369 

1879 

5,589,725 

1867 

4,312,837 

1880 

6,399,884 

1868 

4,666,214 

1881 

6,826,138 

1869 

4,515,698 

1882 

7,249,747 

1870 

4,722,721 

1883 

7,437,663 

1871 

4,805,298 

1884 

7,530,480 

1872 

5,215,049 

pro 

Kopf    4,37  Mark. 

Ueber  den  Charakter  der  britischen  Erbschaftssteuer  vgl.  Lesers  Abhand- 
lungen, Tübinger  Zeitschrift  1881. 


Erbschafts- 

Holland'). 
Abgabe  beim  Besitzwechsel 

Abgabe  von 

steuer. 

von  Todes 

wegen 

Schenkungen 

vom 

an  die 

Summe. 

beweglichen  unbeweglichen 

tote  Hand. 

Vermögen. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1868 

2,523,842 

149,052 
149,629 

63,567 

67,683 

•     1,651 
3,030 

2,738,115 

1869 

2,729,504 

2,949,848 

1870 

3,607,522 

250,601 

88,912 

20,556 

3,967,592 

1871 

3,497,614 

249,205 

64,873 

4,182 

3,815,875 

1872 

4,354,099 

283,644 

77,092 

1,729 

4,716,565 

1873 

3,471,126 

206,955 

77,063 

5,277 

3,760,422 

1874 

5,576,697 

375,456 

79,574 

3,097 

6,034,824 

1875 

5,157,819 

367,010 

125,164 

4,935 

5,654,927 

1876 

5,471,395 

361,553 

111,282 

3,620 

5,947,851 

1877 

4,091,894 

261,717 

114,492 

10,316 

4,478,420 

1878 

4,385,820 

266,072 

119,884 

8,211 

4,779,987 

1879 

6,427,069 

455,602 

104,582 

5,749 

6,993,002 

1880 

7,110,919 

526,885 

61,764 

15,472 

7,714,940 

1881 

7,449,969 

541,478 

100,479 

6,469 

8,098,404 

0  Annuaire    statistique    des  Pays-Bas   pour   1884   et  annees   anterieures, 
public  par  l'Institut  de  Statistique,  le  Livraison  1885  S.  211. 
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Erbschafts-        Abgabe  beim  Besitzwechsel  Abgabe  von 

Steuer.                     von  Todes  wegen  Schenkungen 

vom  an  die                Summe, 

beweglichen  unbeweglichen  tote  Hand. 
Vermögen, 

fl.                        fl.                      fl.  fl.                        fl. 

1882  6,911,656             476,039             99,527  7,853               7,495,075 

1883  6,427,880             458,350             78,295  3,872               6,968,397 

1884  6.316,639             475,285             71,770  8,365               6,872,059 
Im  Durchschnitt  der  letzten  fünf  Jahre  pro  Kopf  1,79  fl.  =  3,02  Mark. 

In  betreff  des  Tarifs  vgl.  Finanzarchiv  I,  S.  383. 

Enssland. 

In  Russland  ist  für  sämtliche  Provinzen  einschliesslich  des  General- 
gouvernements Warschau  und  der  Ostseeprovinzen  durch  einen  Erlass  von  1882 
die  Erhebung  einer  Abgabe  von  Erbschaften  und  Schenkungen  eingeführt  und 
in  den  Budgets  pro  1883  und  1884  auf  je  4,000,000  Rubel  veranschlagt.  Die 
wirkHche  Einnahme  betrug  1883  1,322,504  und  1884  4,551,793  Rubel  >j. 

Dänemark. 

Nach  dem  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  zahlen  Erbschaften,  die  an 
Gatten,  Kinder  oder  Eltern  fallen,  1  Prozent;  solche,  die  an  Geschwister  oder 
deren  Kinder  kommen,  4  Prozent ;  alle  übrigen  7  Prozent.  (Schenkungen  unter- 
liegen,  soweit  sie  Immobilien  sind,   den  gewöhnlichen  IJebertragungsabgaben.) 

Das  Ergebnis  der  Steuer  in  Kronen  (ä  1,125  M.)  war 


1870-71 
1871-72 

693,001 
582,234 

1878-79 
1879-80 

897,818 
953,054 

1872-73 

658,690 

1880-81 

960,969 

1873-74 

691,713 

1881-82 

1,169,586 

1874-75 

883,241 

1882—83 

1,110,890 

1875—76 

875,753 

1883-84 
1884-85 

1,265,353 

1876-77 

1,008,490 

1,390,024 

1877—78 

1,198,616 

„      pro 

Kopf    0,74  Mark. 

In  den  letzten  drei  Jahren  verteilte  sich  der  Ertrag 

ä  1  Prozent.      4  Prozent. 

7  Prozent.     Anfälle  aus  der  Zeit 

vor  1861. 

1882—83           461,900           313,576 

260,388 

-   75,026 

1883-84            460,291            502,975 

283,453 

18,634 

1884-85            492,6: 

t2           349,309 

542,491 

5,551 

Norwegen. 

Nach  der  Rechnung  pro  1882—83  betrug  die  Erbschaftssteuer  224,700  Kronen 
oder  pro  Kopf  0,74  Mark. 


')  Vgl.  Bulletin  1882  Septemberhefl.  S.  292  und  1885  Augustheft  S.  244. 

883 


296 


Georg  Schanz, 


3.  Zusammenstellung  der  Erbschafts- 
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Gesetz  vom  30.  Mai  1873 

Kreis  Herzogtum  Lauenburg 

Verordnung  vom  31.  Dez.  1813 

frei 
1 

frei 
frei 

frei 
frei 

frei 

4 

8 

2 

2 

4 
6 

4 
5 

4 
5 

4 
5 

8 
5 

Bayern^) 

Taxgesetz  v.  28.  Mai  1852  mit  Ab- 

änd.  vom  8.  Nov.  1875 

Gesetz  vom  17.  Febr.  1878 
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frei 
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- 
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3 
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8 

Württemberg*) 
Sporteltarif  vom  23.  Juni  1828 
Gesetz  vom  2.  März  1868 

1870—72 
1872—81 
Gesetz  v.  24.  März  1881  u.  3.  Apr.  1885 

frei 
frei 
frei 
frei 
frei 

frei 
frei 
frei 
frei 
frei 

frei 
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frei 
frei 
frei 

frei 
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frei 
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8 

8 

3 

3 

1 

1^(2 
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3 

1 
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1% 

8 

Badens) 
Acciseordnung  vom  4.  Jan.  1812 

Gesetz  vom  30.  März  1850 

Gesetz  vom  30.  Juni  1862 

Finanzgesetz  vom  18.  März  1880 

1% 

12/3 

frei 
frei 
frei 

frei 

frei 
frei 
frei 

frei 

frei 
frei 
frei 
frei 

- 

- 

- 

- 
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5 
10 

5 
10 
5 
10 

5 

10 
5 
10 

5 
10 
6 
10 

5 

10 
5 
10 
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Finanzgesetz  vom  8.  Juni  1821 

und  16.  Juli  1842 

Gesetz  vom  30.  Aug.  1884 

frei 

bz.  5 

frei 

frei 
frei 

frei 
frei 

frei 

frei 

8 

8 

5 
5 

5 
5 

5 
6 

5 
6 

5 
6 

5 
6 

5 
8 

Mecklenburg-Schwerin'') 
Ordnung  vom  11.  Sept.  1858 

frei     frei 

frei 

frei 

5     1     5 

frei 



2 

2 

5 

5 

5 

Sachsen-Weimar«) 
Gesetz  vom  3.  Sept.  1844 

frei 

frei 

frei 

frei 





4 

4 

4 

4 

4 

Oldenburg») 
Gesetz  vom  16.  Juli  1868 

frei 

frei 

frei 

frei      —    J    —        — 

3     1    3 

3          3 

3 

3          5 

BraunschweigW) 

Verordnung  vom  29.  Okt.  1821 

Gesetz  vom  18.  April  1876 

frei 
frei 

frei 
frei 

frei 
frei 

frei 
frei 

5 

2»;2 

5 
5 

frei 

2i;2 

frei 

2i;2 

5 

2';2 

5 

21/2 

6 

21/j 

5 

21/2 

5 
5 

Sachsen- Meiningen  11) 
Gesetz  vom  15.  Juli  1867 

Gesetz  vom  20.  Mai  1885 

frei 
frei 

frei 
frei 

frei 
frei 

9 

frei 

frei 

9 

3 
frei 

9 

frei 

6 
6 

9 
9 

9 
9 

6 
6 

» 
9 

Sachsen- Altenburg  12) 

vor  dem  Gesetz  vom  29.  Mai  1879 

Gesetz  vom  29.  Mai  1879 

frei 
frei 

frei 
frei 

frei 
frei 

4 
6 

- 

- 

- 

6 
6 

6 
6 

6 
6 

6 
6 

6 

1 
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stenersätze  in  den  dentschen  Bundesstaaten. 
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Georg  Schanz, 


3.  Zusammenstellung  der  Erbschafts- 
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stenersätze  in  den  deutschen  Bnndesstaateu. 
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OAA  Georg  Schanz, 

1)  Personen  im  Hausstand  oder  in  Diensten  des  Erblassers  zahlen  l  Prozent  des 
Betrags,  sofern  der  Anfall  in  Pensionen,  Renten  oder  anderen  auf  die  Lebenszeit  der  Be- 
dachten beschränkten  Nutzungen  besteht,  die  ihnen  mit  Rücksicht  auf  dem  Erblasser  ge- 
leistete Dienste  zugewendet  werden.  Bei  einem  höheren  Betrag  als  900  M.  ist  die  von  dem 
ganzen  Betrag  zu  berechnende  Steuer  nur  soweit  zu  entrichten,  als  dieselbe  aus  dem  die 
Summe  von  900  M.  übersteigenden  Betrag  entnommen  werden  kann.  —  Befreit  ist  in  Preussen 
ausser  den  in  der  Tabelle  angegebenen  Fällen  jeder  Anfall,  welcher  den  Betrag  von  50  Thalern 
nicht  erreicht  mit  Ausnahme  des  Falles,  dass  lediglich  infolge  des  Abzugs  des  Werts  der  einem 
Dritten  zustehenden  Nutzung  (§  25  des  Gesetzes)  der  Wert  der  Substanz  sich  unter  den  Betrag 
von  50  Thalem  vennindert;  ferner  der  Fiskus  und  alle  öffentlichen  Anstalten  und  Kassen, 
welche  für  Rechnung  des  Staates  verwaltet  werden  oder  diesen  gleichgestellt  sind,  Orts-  oder 
Landannenverbände  zur  Verwendung  für  Hilfsbedürftige,  öffentliche  Armen-,  Kranken-,  Arbeits-, 
Straf-  und  Besserungsanstalten ,  femer  Waisenhäuser ,  vom  Staate  genehmigte  Hospitäler  und 
ajidere  Versorgungsanstalten  oder  andere  milde  Stiftungen,  welche  vom  Staate  als  solche  aus- 
drücklich oder  durch  Verleihung  der  Rechte  juristischer  Personen  anerkannt  sind,  öff"entliche 
Schulen  und  Universitäten,  öffentliche  Sammlungen  für  Kunst  oder  Wissenschaft,  deutsche 
Kirchen  und  andere  deutsche  Religionsgesellschaften ,  denen  die  Rechte  juristischer  Personen 
zustehen.  Mit  4  Prozent  sind  zu  versteuern  alle  Anfälle  und  Zuwendungen ,  welche  aus- 
schliesslich zu  wohlthätigen,  gemeinnützigen  oder  Unten-ichtszwecken  bestimmt  sind,  insofern 
solche  nicht  einzelne  Familien  oder  bestimmte  Personen  betreffen  und  die  wirkliche  Verwendung 
zu  dem  bestimmten  Zwecke  gesichert  ist.  —  Die  Besteuerung  der  Schenkungen  unter  Lebenden 
regelt  §  i  des  Gesetzes  ähnlich  wie  bei  Erbschaften. 

-)  Anfälle  an  Eltern  sind  in  Bayern  frei  bis  lono  M.  inkl. ,  darüber  hinaus  sind  weiter 
frei  20  Pi'ozent  des  Anfalls,  der  Rest  (80  Prozent)  wird  mit  4  Prozent,  der  ganze  Anfall  ohne 
die  ersten  1000  M.  also  mit  3,2  Prozent  besteuert.  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  das 
Verhältnis  zwischen  dem  Erblasser  und  dem  Erwerber  durch  eheliche  oder  erweislich  aner- 
kannte aussereheliche  Zeugung,  durch  Arrogation,  Adoption  oder  Einkindschaft  begründet  ist. 
Ausserdem  sind  in  Bayern  frei  Anfälle,  deren  Wert  den  Betrag  von  50  M.  nicht  übersteigt; 
milde ,  fromme  und  Unterrichtsstiftungen ;  alle  Zuwendungen ,  welche  ausschliesslich  einem 
milden,  frommen,  gemeinnützigen  oder  Unterrichtszwecke  gewidmet  sind,  sofeme  die  Ver- 
wendung desselben  zu  dem  bestimmten  Zwecke  gesichert  ist.  Nach  dem  Taxgesetz  vom  28.  Mai 
1852  waren  sportelfrei  die  zu  „frommen  Stiftungen"  bestimmten  Erbschaften  und  Vermächtnisse  ; 
nach  dem  Gesetz  vom  17.  Februar  1878  „die  zur  unverzüglichen  Austeilung  unter  die  Armen, 
dann  die  für  milde  ^  fromme  und  Untemchtsstiftungen  bestimmten  Erbschaften  und  Legate." 
Nach  den  Gesetzen  von  1852—75  zahlten  die  Verwandten  des  Erblassers  in  der  Seitenlinie 
3.  Grads  2  Prozent,  4.  Grads  4  Prozent;  nach  dem  Gesetz  von  1878  zahlten  Geschwister 
und  Geschwisterkinder,  Grosseltem  und  fernere  Ascendenten,  Stiefeltern  und  Stiefkinder 
4  Prozent;  die  übrigen  Verwandten  in  der  Seitenlinie  des  3.  und  4.  Grads  6  Prozent.  —  Die 
Gesetze  von  1852,  1875,  1878  galten  nur  für  das  rechtsrheinische  Bayern. 

3)  Die  Besteuerung  der  Personen  im  Hausstand  etc.  ist  ganz  analog  wie  in  Preussen 
geordnet  (Note  l).  —  Frei  sind  der  König,  die  Königin  und  die  königlichen  Witwen,  der 
Fislus  des  Deutschen  Reiches  und  des  Königreichs  Sachsen,  sowie  die  für  Rechnung  der- 
selben verwalteten  und  diesen  gleichgestellten  Anstalten  und  Kassen;  die  am  königlichen 
Hofe  beglaubigten  Gesandten  und  Geschäftsträger  und  deren  Familienangehörige  nebst  den 
Personen,  welche  ausschliesslich  für  die  Gesandtschaft  angestellt  sind  oder  ausschliesslich  in 
dem  Dienste  des  Gesandten  oder  Geschäftsträgers  oder  ihrer  Familie  stehen,  dafeme  diese  Per- 
sonen nicht  sächsische  Staatsangehörige  sind ;  deutsche  Orts-  und  Landannenverbände  zur  Ver- 
wendung für  Hilfsbedürftige,  deutsche  öffentliche  Lehr-,  Wohlthätigkeits-,  Zucht-  und  Arbeits- 
anstalten ,  sowie  deutsche  Kirchen  und  staatlich  anerkannte  Religionsgesellschaften ,  nicht 
minder  milde  Stiftungen  im  Deutschen  Reicli,  sofern  solche  vom  Staate  ausdrücklicli  oder 
durch  Verleihung  der  Rechte  juristischer  Personen  anerkannt  und  nicht  zum  Besten  einzelner 
Familien  bestimmt  sind;  Anfälle,  welche  ausschliesslich  für  kirchliche,  wohlthätige,  gemein- 
nützige oder  Unterrichtszwecke  oder  zur  Fördening  von  Kunst  und  Wissenschaft  innerhalb  des 
Deutschen  Reichs  bestimmt  sind ,  dafem  sie  nicht  einzelne  Familien  oder  bestimmte  Personen 
betreffen  und  die  wirkliche  Verwendung  zu  dem  bestimmten  Zwecke  gesichert  ist;  Anfälle, 
deren  Wert  den  Betrag  von  150  M.  nicht  übersteigt.  —  Nach  dem  Gesetz  vom  9.  März  1880 
zahlen  Geschwisterabkömmlinge  zweiten  Grades  4  Prozent,  die  übrigen  8  Prozent ;  Gesell wister- 
kinder  6  Prozent,  die  übrigen  Vei-wandten  im  4.  Grad  8  Prozent.  —  Die  Schenkungen  unter 
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Lebenden  werden  mit  geringer  Ausnahme  analog  wie  Erbschaften  besteuert.  (Urkunden- 
stempelgesetz  vom  13.  Nov.  1876.) 

*)  Nach  dem  Gesetz  vom  24.  März  1881  zalilen  Grossneflen  und  Grossnichten  4  Prozent, 
Geschwisterkinder  6  Prozent,  die  weiteren  Descendenten  8  Prozent.  Frei  sind  Kinder  aus 
einer  Putativehe ,  d.  h.  einer  der  Form  nach  gültigen ,  dagegen  aber  wegen  eines  den  Ehe- 
leuten unbekannten  Ehehindemisses  ungültigen  Ehe,  sowie  Brautkinder. 

Frei  sind  weiter  in  Württemberg  Vermögensanfälle,  welche  an  das  Staatsoberhaupt,  den 
Staat  oder  das  Reich  erfolgen ;  Anfälle  an  beweglichem  Vermögen,  wenn  der  Wert  des  gesamten 
Anfalls  für  ein  und  dieselbe  Person  den  Betrag  von  100  M.  nicht  übersteigt ;  Vermögenszuwen- 
dungen zu  kirchlichen,  wohlthätigen,  Unterrichts-  oder  sonstigen  gemeinnützigen  Zwecken,  so- 
weit dieselben  in  beweglichem  Vermögen  bestehen,  den  Betrag  von  im  ganzen  1000  M.  für  den 
einzelnen  Erbschaftsnehmer  nicht  übersteigen  und  nach  der  von  dem  Erblasser  gegebenen  Be- 
stimmung nicht  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  zur  Verwendung  gelangen.  Zuwendungen 
von  mehr  als  1000  M.  zahlten  4  Prozent.  Durch  Gesetz  vom  3.  April  1885  ist  aber  gänzliche 
Befreiung  eingetreten.  —  Die  Sätze  der  württembergischen  Erbschaftssteuer  können  für  jede 
Finanzperiode  zwar  nicht  in  ihrem  Verhältnis  untereinander,  aber  in  ihrer  absoluten  Grösse 
verändert  werden.  Die  eingetragenen  Zahlen  sind  die  durch  Finanzgesetz  vom  24.  März  1881 
bestimmten.  —  Neben  der  Erbschaftssteuer  besteht  eine  analog  gebildete  Schenkungssteuer. 

5)  Der  aussereheliche  Erzeuger  ist  in  Baden  frei,  seine  Ascendenten  zahlen  5  Prozent, 
bezw.  10  Prozent.  —  Ausserdem  bleiben  frei  Vermächtnisse  an  Arme  zur  gleichbaldigen  Ver- 
teilung unter  diese",  öffentliche  Anstalten  für  Wohlthätigkeit  und  Unterricht,  der  Staat,  Ver- 
mächtnisse für  ein  jährliches  Seelenamt  oder  eine  stille  Messe  bis  za  75  bezw.  36  fl.  — Neben 
der  Erbschaftssteuer  besteht  eine  analog  gebildete  Schenkungsaccise. 

6)  Nach  der  älteren  Gesetzgebung  waren  Ehegatten  frei  für  gesetzliche,  vertragsmässige 
oder  statutarische  Erbportion,  dariiber  hinaus  zahlten  sie  5  Prozent.  Erbschaften  von  Ge- 
schwistern, welche  noch  nicht  aus  der  Familie  des  überlebenden  Vaters  oder  der  überlebenden 
Mutter  ausgetreten  waren,  waren,  insoweit  diese  Erbschaften  in  einer  Quote  des  Nachlasses 
eines  ihrer  bereits  verstorbenen  Eltern  bestehen,  befreit. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  sind  auch  frei  Kinder  aus  einer  Putativehe,  sowie  Brautkinder. 
Ascendenten  sind  frei  bis  zum  Betrag  ihrer  gesetzlichen  Intestatportion.  Geschwister  sind 
frei,  wenn  der  Erblasser  noch  nicht  aus  der  Familie  des  überlebenden  Eltemteils  ausgetreten 
war,  soweit  der  Anfall  in  einer  Quote  des  Nachlasses  des  verstorbenen  Eltemteils  besteht;  im 
übrigen  zahlen  voUbürtige  4,  halbbürtige  5  Prozent.  6  Prozent  bezahlen  Grossneflfen  und  Gross- 
nichten, 8  Prozent  die  ferneren  Descendenten.  Bei  einem  1000  M.  übersteigenden  Betrag,  der 
an  Personen  im  Hausstand  etc.  fällt,  ist  die  Steuer  zwar  von  dem  ganzen  Betrag  zu  berechnen, 
aber  nur  soweit  zu  entrichten,  als  dieselbe  aus  dem  die  Summe  von*l0O0  M.  übersteigenden 
Betrag  des  Anfalls  entnommen  werden  kann.  —  Frei  sind  noch  Anfälle  an  den  Grossherzog, 
den  Staat  oder  das  Reich;  Vermächtnisse  und  Stiftungen,  welche  zu  mildthätigen  Zwecken 
innerhalb  des  Deutschen  Reichs  Verwendung  finden.  —  Neben  der  Erbschaftssteuer  besteht 
eine  analog  gebildete  Schenkungssteuer. 

')  Die  Adoptiveltern  sind  frei  nur  insofeme  ihnen  ein  gesetzliches  Erbrecht  in  den  Nich- 
lass  der  Adoptivkinder  zusteht.  Die  Geschwisterdescendenten  bis  zum  vierten  Grade  civiler 
Computation  inkl.  zahlen  2  Prozent.  —  Frei  sind  alle  Vermächtnisse  an  Armeninstitute,  wozu 
indessen  Vermächtnisse  an  sogenannte  milde  Stiftungen  nur  dann  gerechnet  werden  dürfen, 
wenn  und  solange  sie  principaliter  Armenversorgung  zum  Zwecke  haben;  alle  Erbschaften, 
deren  reiner  Aktivbestand  die  Summe  von  200  Thlm.  Courant  nicht  überschreitet,  was  bei 
Taglöhnem.  Dienstboten  u.  s.  w.  prästuniert  wird. 

s)  Frei  sind  inländische  Kirchen  und  müde  Stiftungen  in  Ansehung  der  ihnen  an- 
&llenden  Erbschaften  und  Vermächtnisse  mit  Einschluss  der  zu  ft'ommen  oder  gemeinnützigen 
Zwecken  oder  behufs  der  Studien  ausgesetzten  Vermächtnisse  und  Pensionen. 

9)  5  Prozent  bezahlen  die  Grossneflfen  und  Grossnichten  und  Urgrossneflfen  und  ürgross- 
nichten,  weitere  Descendenten  dagegen  8  Prozent.  Bezüglich  der  befreiten  unehelichen  Kinder 
genügt  das  blosse  Anerkenntnis  des  Vaters  zur  Nachweisung  des  Kindesverhältnisses.  —  Frei 
ist  eine  an  Personen  im  Hausstande  etc.  fallende  lebenslängliche  Rente  von  30  Thalem.  Weiter 
befreit  sind  der  Grossherzog,  die  Mitglieder  der  regierenden  fürstlichen  Familie,  soweit  das 
Zugefallene  nicht  in  unbeweglichen  Gegenständen  besteht,  Anfälle  für  milde  und  gemeinnützige 
Zwecke;  Anfälle,  welche  den  Wert  von  50  Thalem  nicht  erreichen. 
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10)  Die  Verordnung,  die  Stempelsteuer  betreflfend,  vom  29.  Oktober  1821  sagt  im  §  7: 
Von  allen  Allodialerbscliaften  und  Legaten,  welche  aus  dem  Nachlasse  einer  in  den  herzoglich 
braunschweigischen  Landen  domizilierten  Person  hen-ühren,  soll  in  allen  Fällen,  wo  die  Erben 
und  Legatarien  weder  Ascendenten  noch  Descendenten,  noch  Ehegatten  des  Verstorbenen  sind 
olme  Unterschied  ob  dieselben  Einländer  oder  Ausländer,  eine  Erbschaftssteuer  erhoben  werden 
welche  für  vollbürtige  und  Halbgeschwister  und  deren  Descendenten  2i;2  Prozent,  für  alle 
übrigen  Erben  und  Legatarien  aber,  sie  mögen  mit  dem  Verstorbenen  venvandt  sein  oder  nicht 
5  Prozent  von  dem  Betrage  der  Erbschaft  oder  des  Legats  nach  Abzug  der  davon  zu  berich- 
tigenden Schulden  ausmacht.  Ascendenten  und  Descendenten,  desgleichen  der  übei'lebende 
Ehegatte  sollen  von  dieser  Stempelabgabe  gänzlich  befreit  sein ,  und  ebenso  auch  die  Lehens- 
und Familienfldeikommisserben  hinsichtlich  der  ilmen  zufallenden  Lehen  und  Fideikommisse 
nicht  aber  des  Allodii,  in  Ansehung  dessen  es  ganz  nach  den  obigen  Bestimmungen  geht.  Von 
einem  vermachten  lebenslänglichen  Niessbrauche  oder  einer  lebenslänglichen  Leibrente  wird 
nur  die  Hälfte  und  vom  Niessbrauche  oder  einer  Leibrente  auf  eine  bestimmte  Zeit  nur  das  Vier- 
teil der  obgedachten  Abgabe  bezahlt.  —  Durch  Gesetz  von  1876  sind  die  Personen  im  Haus- 
stand etc.  analog  besteuert  wie  inPreussen.  Siehe  Notel.  —  Beft-eit  ist,  wie  in  Preussen,  noch 
jeder  Anfall,  welcher  den  Betrag  von  150  M.  nicht  erreicht,  mit  Ausnahme  des  Falls,  dass  ledig- 
lich infolge  des  Abzugs  des  Werts  der  einem  Dritten  zustehenden  Nutzung  (§  22  des  Gesetzes) 
der  Wert  der  Substanz  sich  unter  den  Betrag  von  150  M.  vennindert;  femer  jeder  Anfall, 
welcher  gelangt  an  den  Fiskus  und  alle  öffentlichen  Anstalten  und  Kassen,  welche  für  Rechnung 
des  Staates  verwaltet  werden  oder  diesen  gleichgestellt  sind,  Orts-  oder  Landarmenverbände 
zurVerwendung  für  Hilfsbedürftige,  öffentliche  Annen-,  Kranken-,  Arbeits-,  Straf-  und  Bessenings- 
anstalten,  ferner  Waisenhäuser,  vom  Staate  genehmigte  Hospitäler  und  andere  Versorgungs- 
anstalten oder  andere  milde  Stiftungen,  welche  vom  Staate  als  solche  ausdrücklich  oder  durch 
Verleihung  derRechte  juristischer  Personen  anerkannt  sind,  öffentliche  Schulen  und  Universitäten, 
öffentliche  Sammlungen  für  Kunst  und  Wissenschaft,  deutsche  Kirchen  und  andere  deutsche 
Religionsgesellschaften,  denen  die  Rechte  juristischer  Personen  zustehen. 

11)  Nach  dem  Gesetz  von  1867  zahlten  3  Prozent  Neffen  und  Nichten,  Grossneffen  und 
Grossnichten ;  6  Prozent  Urgrossneffen  und  Urgrossnichten,  Geschwisterenkel.  Nach  dem  neuen 
Gesetz  sind  frei  die  Anfälle  an  den  Fiskus  des  Deutschen  Reichs  und  des  Herzogtums  Sachsen- 
Meiningen,  sowie  die  für  Rechnung  derselben  verwalteten  oder  diesen  gleichgestellten  Kassen ; 
deutsche  Orts-  und  Landannenverbände  zur  Verwendung  für  Hilfsbedürftige,  deutsche  öffentliche 
Lehr-,  Wohlthätigkeits-,  Zucht-  und  Arbeitsanstalten,  sowie  deutsche  Kirchen  und  staatlich 
anerkannte  Religionsgesellschaften,  nicht  minder  milde  Stiftungen  im  Deutschen  Reiche,  so- 
fenie  solche  vom  Staate  ausdriicklich  oder  durch  Verleihung  der  Rechte  juristischer  Personen 
anerkannt  und  nicht  zum  Besten  einzelner  Familien  bestimmt  sind;  Anfälle,  welche  ausscliliess- 
lich  für  kirchliche,  wohlthätige,  gemeinnützige  oder  Unterrichtszwecke  oder  zur  Förderung  von 
Kunst  und  Wissenschaft  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  bestimmt  sind,  dafeme  sie  nicht 
einzelne  Familien  oder  bestimmte  Personen  betreffen  und  die  wirkliche  Vei'\vendnng  zu 
dem  bestimmten  Zwecke  gesichert  ist ;  Anfälle,  deren  Wert  den  Betrag  von  100  M.  nicht 
übersteigt. 

12)  Nach  der  früheren  Gesetzgebung  entrichteten  Seitenverwandte  in  aufsteigender 
Linie  5  Prozent,  Seitenverwandte,  welche  durch  nähere  ausgeschlossen,  kein  gesetz- 
liches Erbrecht  hatten,  6  Prozent.  Nach  dem  Gesetz  vom  29.  Mai  1879  sind  befreit  alle 
nach  §  17  des  Gesetzes  über  die  Intestaterbfolge  etc.  vom  6.  April  1841  als  ehelich  zu  achtende, 
ingleichen  unehelich  geborene  Personen ,  soferne  dieselben  nach  §  18  und  19  desselben  Gesetzes 
auf  Grund  der  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  oder  als  Brautkinder  nach  §  1  des  Gesetzes 
über  die  erbrechtlichen  Verhältnisse  der  Brautkinder  vom  13.  Januar  1869  den  ehelich  geborenen 
gleichstellen,  rücksichtlich  der  Verlassenschaften  von  Ascendenten  väterlicher  und  mütterlicher 
Seite,  an  denen  ilmen  nach  §  15  des  angezogenen  Gesetzes  vom  6.  April  1841  ein  gesetzliches 
Erbrecht  gebührt.  Die  Unehelichgeborenen  sind  befreit  rücksichtlich  der  Verlassenscliaften 
ihrer  Mutter  und  der  mütterlichen  Voreltern,  an  denen  ihnen  nach  §  20  des  Gesetzes  über  die 
Intestaterbfolge  vom  6.  April  1841  ein  gesetzliches  Erbrecht  zukommt.  Gross-  und  Urgross- 
eltem  zahlen  4  Prozent,  die  weiteren  Ascendenten  6  Prozent.  Väter  sind  nicht  befreit  rück- 
sichtlich der  Verlassenschaften  ihrer  unehelichen  Kinder,  selbst  der  Brautkinder,  insolem  der 
Vater  nach  §  4  des  Gesetzes  vom  13.  Januar  1863  die  erbrechtlichen  Verhältnisse  der  Brautkinder 
betreffend .  von  der  Erbfolge  in  das  Vermögen  der  letzteren  ausgeschlossen  ist,  ebenso  nicht 
hinsichtlich  der  durch  landeshen-liches  Reskript  legitimiei-ten   Kinder.    —    Beft-eit   sind   noch 
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Kii-chen ,  Schulen  und  fi-omme  Stiftungen  des  Inlandes.  —  Die  Erbschaftssteuer  umfasst  auch 
eine  Steuer  für  Schenkungen  unter  Lebenden. 

13)  Verwandte  über  den  sechsten  Grad  haben  ausser  dem  EoIIateralgeld  eine  Stempel- 
abgabe  von  3  Prozent,  überhaupt  also  8  Prozent  zu  entrichten.  Ehegatten  mit  Ausnahme  der 
mit  Descendenten  des  Erblassers  konkurrierenden  Witwen  entrichten  1  Piozent  Stempel. 
Pensionen  und  Renten,  welche  Dienstboten  und  Hausoflizianten  des  Erblassers  in  Rücksicht 
auf  geleistete  Dienste  veiinacht  werden,  sind  ebenfalls  nur  mit  1  Prozent  stempelsteuerpflichtig. 
Anfälle  an  solche  Personen  sind  bis  zu  900  M.  stempelsteuerfrei.  Die  Stempelabgabe  für 
Schenkungen  unter  Lebenden  beträgt  je  nach  der  Verwandtschaft  1,  2,  4,  8  Prozent. 

»)  Die  Behandlung  der  Personen  im  Hausstand  etc.  ist  analog  wie  in  Preussen  (Notel). 
Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Befreiungen.  Die  Schenkungen  unter  Lebenden  werden,  wenn 
schriftlich  beurkundet,  wie  Erbschaften  behandelt. 

15)  Befreit  sind  milde  Stiftungen  und  Vermächtnisse  zu  milden  Zwecken  im  Fürstentum. 
Uneheliche  Kinder  nach  dem  ausserehelichen  Eraeuger  zahlen  „bei  förmlicher  Anerkennung-  1, 
sonst  6  Prozent. 

16)  Die  Abgabe  wird  nicht  erhoben,  wenn  zwischen  dem  Auktor  tmd  dem  Erwerbenden 
eine  Ehe  stattfindet  oder  bis  zum  Eintritt  des  Rechtes  auf  den  Erwerb  stattgefunden  hat  und 
mit  dem  Erwerbenden  auf  Grund  eines  gemeinschaftlichen  Erwerbstitels  in  der  Ehe  zwischen 
dem  Auktor  und  dem  Ei-werbenden  erzeugte  oder  durch  nachfolgende  Ehe  zwischen  dem  Auktor 
und  dem  Erwerbenden  legitimierte  Descendenten  des  Auktors  zugleich  erwerben.  Eine  Abgabe 
wird  nicht  erhoben,  wenn  der  Erwerbende  ein  inländisches  pium  corpus  ist;  wenn  und  inso- 
weit ein  legatum  ad  pias  causas  vorliegt ;  wenn  die  Gesamtsumme  dessen,  um  was  ein  einziger 
vorhandener  Abgabenpflichtiger  oder  mehrere  aus  einem  gemeinschaftlichen  Erwerbstitel  vor- 
handene Abgabenpflichtigen  reicher  werden,  sich  nicht  über  100  Thaler  beläuft.  Die  Abgaben- 
sätze gelten  auch  für  Schenkungen  unter  Lebenden. 

H)  Frei  sind  Personen  im  Hausstande  etc.  auch  für  300  M.  Pension  oder  Rente  oder 
andere  auf  Lebenszeit  beschränkte  Nutzung ,  Kirchen ,  Schulen ,  Armen-  und  Waisenanstalten 
und  andere  milde  Stiftungen,  welche  vom  Staate  als  solche  bei  Verleihung  der  Rechte  juristi- 
scher Personen  oder  sonst  ausdrücklich  anerkannt  sind. 

18)  Die  Adoptivkinder  sind  frei ;  das  Gesetz  spricht  nicht  von  eingekindsehafteten  Kin- 
dern. Befreit  sind  femer  l)  inländische  Kirchen  und  müde  Stiftungen  in  Ansehung  der  ihnen  an- 
fallenden Erbschaften  und  Vermächtnisse  mit  Einschluss  der  zu  frommen  und  gemeinnützigen 
Zwecken  oder  behufs  der  Studien  ausgesetzten  Vermächtnisse;  2)  Erbschaften  und  Vermächt- 
nisse, die  unter  50  Thaler  betragen. 

19)  Die  Befreiungen  sind  geregelt  wie  in  Preussen ;  hervorgehoben  ist  noch  besonders, 
dass  auch  frei  ist  jeder  AnfaU ,  welcher  von  einem  MitgUede  des  fürstlichen  Hauses  an  ein 
anderes  Mitglied  gelangt.  Vor  dem  Gesetz  vom  26.  April  1880  wurde  von  Kollateralerbschaften 
und  Vermächtnissen  bis  zu  300  M.  1  M.,  von  300— 1500  M.  lii  Prozent,  über  löOO  M.  3  Prozent 
entrichtet. 

20)  Befreiung  tritt  ein  bei  Personen,  welche  als  Dienstboten  oder  HausofBzianten  im 
Dienst  des  Erblassers  stehen  oder  gestanden  haben,  soweit  das  Zugefallene  eine  lebensläng- 
liche Rente  von  30  Thlm.  oder  ein  Kapital  von  300  Thlm.  nicht  übersteigt;  femer  wenn  die 
Erbschaften  für  milde  oder  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt  sind  oder  wenn  der  Wert  weniger 
als  50  Thlr.  beträgt.  —  Geschwisterdescendenten  zahlen  i  Piozent,  sofern  die  Verwandtschaft 
mit  den  Erblassem  und  Geschenkgebem  nicht  über  den  fünften  Grad  hinaus  sich  erstreckt. 

21)  Yon  der  Erbschaft  befreit  sind  Erbteile  bis  zum  Betrage  von  300  M.,  Vermächtnisse 
und  Schenkungen  im  Betrage  von  100  M.  und  darunter,  femer  Vermächtnisse  und  Schenkungen 
welche  zu  milden  oder  gemeinnützigen  Zwecken  bestimmt,  sowie  diejenigen,  welche  Alimente 
oder  Jahrgelder  zum  Unterhalte  benannter  Personen  auf  Lebenszeit  oder  auf  gewisse  Jahre  fest- 
setzen. Ingleichen  unterliegt  der  Erbschaftssteuer  nicht  die  den  Kuratoren  von  Erbschaften 
und  den  Testamentsvollziehern  für  Regulierung  der  Verlassen  schaft  bestimmte  Vergütung,  doch 
nur  soweit  dieselbe  nicht  2  Prozent  des  Nachlasses  übersteigt.  —  Seitenverwandte  des  vierten 
Grades  zahlen  8  (früher  6);  entferntere  10  (früher  8)  Prozent. 

--)  Die  in  Einkindschaft  aufgenommenen  Descendenten  sind  frei.  Ausserdem  sind  frei 
Anfälle,  welche  zu  gemeinnützigen  Zwecken  dienen  sollen  oder  gelangen  an  Kirchen ,  Schulen 
oder  fromme  Stiftungen  oder  Arme,  Stiftungen  oder  Vereine,  welche  die  Förderung  von  Kunst 
und  Wissenschaft  bezwecken  oder  sonstige  nur  gemeinnützige  Zwecke  ohne  Privatvorteil  und 
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Gewinn  der  einzelnen  Teilnehmer  zum  Gegenstande  haben.  Die  Abgabensätze  gelten  auch  für 
Schenkungen  (von  mehr  als  3000  M.)  unter  Lebenden. 

23)  Eingekindschaftete  Kinder  sind  frei.  Ebenso  sind  Erbschaften  und  Vermächtnisse 
von  Descendenten  an  Ascendenten  und  bei  Verwandtschaften  des  zweiten  und  dritten  Seiten, 
grades  bis  zu  3000  M.  bco.  —  4500  M.  frei.  Geschwisterdescendenten  zahlen  10  Prozent  beim 
fünften  Grade  und  folgenden.  Von  der  Abgabe  sind  ausgenommen  die  piae  causae,  Legate  von 
3000  M.  Ort.  und  daninter,  insofeme  von  dem  Testator  derselben  Person  nicht  mehr  als  solche 
300  M.  vermacht  sind,  die  Executores  testamenti  wegen  des  Honorars ,  welches  ihnen  für  ihre 
Bemühung  vermacht  wird,  falls  und  soweit  solches  nicht  über  3000  M.  bco.  beträgt.  —  Die  Erb- 
schaftsabgabe wird  auf  Eid  oder  Angelobung  der  betreffenden  Personen  entrichtet ,  ohne  dass 
desfalls  eine  Versiegelung  oder  Inventur  vorzunehmen  ist. 

'*)  Ehegatten  zahlen  3  Prozent  sofern  sie  kraft  letztwilliger  Verfügung  oder  Schenkung 
auf  den  Todesfall  erben,  sonst  9  Prozent.  Uneheliche  Kinder  zahlen  9  Prozent,  wenn  sie  kraft 
Gesetzes  mangels  anderer  Venvandten  erben.  Die  Grosseltem  und  fernere  Ascendenten  eines 
natürlichen  Kindes  gehören  zu  den  Nichtverwandten.  Enkel  von  Geschwistern  zahlen  7,  fernere 
Descendenten  8  Prozent.  Verwandte  bis  zum  zwölften  Grade  zahlen  8  Prozent.  Als  Nicht- 
verwandte gelten  auch  alle  Blutsverwandten  eines  natürlichen  Kindes  mit  Ausnahme  seiner 
Kinder,  Eltern  und  Geschwister.  Güter  der  toten  Hand  zahlen  62 'fe  Prozent  des  Grundsteuer- 
principale. 
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Die  Reform  der  Einkommensteuer  in  Sachsen-Weimar.  0 

Von 
Georgr  Schanz. 

Das  Grossherzogtum  Sachsen-Weimar  gehört  zu  jenen  mittel-  und  nord- 
deutschen Staaten,  welche  ihr  direktes  Steuersystem  möglichst  auf  das  Einkommen- 
steuerprincip  basieren.  Die  allgemeine  Einkommensteuer  ist  die  direkte  Steuer; 
was  sonst  an  Steuern  vorhanden  ist,  ist  von  geringem  Belang,  oder  es  wird 
den  betreffenden  Einnahmen  der  eigentliche  steuerliche  Charakter  überhaupt 
abgesprochen. 

Das  ganze  sächsisch-weimarische  Steuerwesen  zeigt  demzufolge  gegenüber 
Staaten  mit  anderen  Systemen  ein  sehr  einfaches  Bild. 

Wir  finden  zunächst  eine  ,alte  Grundsteuer,"  die  als  eine  unveränderliche 
Reallast  angesehen  wird ;  sodann  eine  allgemeine  Einkommensteuer  nebst  Eisen- 
bahnabgabe vom  Reinertrag  der  Eisenbahnen;  femer  einige  indirekt«  Steuern, 
zu  denen  das  sächsisch-weimarische  Steuergesetz  die  Kontroleabgabe  von  Vieh- 
und  Gewerbesalz  auf  Grund  des  Bundesgesetzes  vom  12.  Oktober  1867  nach 
Massgabe  der  Verordnung  vom  20.  November  1867  und  der  Bekanntmachung  vom 
5.  Februar  1868,  die  Hundesteuer  nach  dem  Gesetz  vom  12.  Mai  1852  und  den 
Nachträgen  dazu  vom  15.  Dezember  1853  und  10.  Februar  1868  und  die  Steuer 
vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  nach  dem  Gesetze  vom  12.  April  1877  zählt; 
dazu  kommen  im  Vordergerichte  Ostheim  (Enclave  in  Bayern)  Malzaufschlag, 
Branntweinaufschlag  und  Uebergangsabgaben  von  Branntwein,  Bier  und  ge- 
schrotcnem  Malz  nach  bayrischen  Gesetzen. 

Legt  man  den  Etat  pro  1884 — 86  zu  Grunde,  so  ergibt  sich  für  die 
gesamten  Einnahmen  folgende  Uebersicht: 

I.  Einnahme  aus  dem  fiskalischen  Vermögen     .     .  687,825  M. 

II.  Einnahme  aus  den  Regalien 30,350    „ 

in.  Sportein,  Strafgeldern,  sonstige  Gerichtsnutzungen  934,905    , 

rV.  Alte  Grundsteuer 533,800    , 

V.  Indirekte  Steuern 


^)  Die  zu  dieser  Arbeit  nötigen  Materialien  wurden  mir  in  liebenswürdigster 
Weise   von   dem  Chef  des  Finanzdepartements   Herrn   Geh.  Staatsrat  Voll  er  t 
überlassen,  dem  hierfür  der  wärmste  Dank  hiermit  ausgesprochen  wird. 
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a)  Vergütung  für  Verwaltung  und  Beaufsichtigung 

der  Reichssteuem 101,360  M. 

b)  Herauszahlungen  aus  der  Reichskasse  auf  Zölle 

und  Tabakssteuer,  auf  Reichsstempelabgabe  .       645,015    „ 

c)  Andere  indirekte  Steuern 87,200    „  ') 

VI.  Allgemeine  direkte  Einkommensteuer 

a)  vom  Einkommen      ...     - 1,386,500    , 

b)  vom  Reinertrage  der  Eisenbahnen  im   Gross- 
herzogtum    2,800    „ 

VII.  Sonstiges 1,550    , 

6,171,730  M. 

I. 
Die  Entstehung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  und  ihre  "Weiter- 
bildung bis  1883.2) 

Die  Grundlagen  der  heutigen  direkten  Besteuerung  in  Sachsen-Weimar 
wurden  im  Jahr  1821  geschaffen.  Den  Anstoss  hiezu  gab  die  Finanznot  und 
die  Masse  der  Steuerverfassungen,  die  man  mit  den  neuen  Gebieten  während 
der  Freiheitskämpfe  übernommen  hatte.  Es  war  immöglich,  den  Steuerwirrwarr 
zu  konservieren  und  das  Deficit  (1817 — 20  jährlich  102,000  Thaler)  durch  ein- 
fache Erhöhung  der  bisherigen  Abgaben  zu  beseitigen.  Obwohl  das  kleine  Ge- 
meinwesen nur  66  Quadratmeilen  mit  einer  Bevölkerung  von  195,000  Seelen 
umfasste,  so  gab  es  doch  nicht  weniger  als  50  verschiedene  direkte  Steuern. 
An  denselben  war  der  Grundbesitz  durchschnittlich  mit  Q6  Prozent  beteiligt, 
wogegen  der  Nichtgrundbesitz  im  ganzen  gering,  im  einzelnen  aber  sehr  un- 
gleich durch  Gewerbe-,  Patent-,  Handels-  und  Revenüensteuer  u.  s.  w.  getroffen 
war.  Die  Belastung  war  eine  ungleichmässige  und  ungerechte,  der  Verwaltungs- 
aufwand bei  einer  so  künstlich  zusammengesetzten  Steuererhebung,  wie  leicht 
erklärlich,  ein  unverhältnismässig  grosser. 

Die  Reform  vollzog  sich  durch  das  Gesetz  vom  29.  April  1821.  Die 
einzige  allgemeine  Einkommensteuer  —  eine  der  ältesten  in  Deutschland  — 
trat  an  die  Stelle  der  zahlreichen  persönlichen  und  anderen  Abgaben.  Eine 
Ausnahme  wurde  nur  bei  der  Grundsteuer  gemacht.  ,  Man  nahm  an,  dass  die 
Steuern,  deren  Umlegung  seit  lange  dieselbe  geblieben,  längst  auf  den  Grund- 
stücken bei  deren  Besitzwechsel  haften  geblieben  waren  und  den  derzeitigen 
Inhabern  mit  der  Befreiung  ein  gegen  die  übrigen  Steuerpflichtigen  nicht  zu 
rechtfertigendes  Geschenk  gemacht  worden  wäre.  Die  Grundsteuer  wurde 
deshalb   fast  bis   zur   Hälfte   (42,56   Prozent)   beibehalten,    zugleich    aber   aus- 

^)  An  dieser  Summe  participieren  die  Kontrolleabgabe  von  Vieh  und  Ge- 
werbesalz mit  750  Mark,  der  Anteil  des  Grossherzogtums  an  Malzaufschlag  und 
Uebergangsabgaben  von  Malz  und  Bier  für  das  Vordergericht  Ostheim,  sowie 
der  Branntweinaufschlag  und  der  Anteil  an  Uebergangsabgabe  von  Branntwein 
im  Vordergericht  Ostheim  mit  22,400  Mark,  wovon  5650  Mark  für  die  an  die 
Reichskasse  abzuführenden  Aversen  abgehen,  die  Steuer  für  Haltung  von  Hunden 
mit  43,900  Mark,  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  mit  25.800  Mark. 

2)  Vgl.  hierüber  die  verdienstvolle  Schrift  von  Dr.  A.  Borst,  Die  Grund- 
und  Einkommensteuer  des  Grossherzogtums  Sachsen-Weimar.     Jena  1879. 

894 


Die  Reform  der  Einkommensteuer  in  Sachsen-Weimar.  307 

geglichen,  indem  man  die  Gnmdsteuerquoten  der  zwölf  Landesteile  nach  den  Er- 
gebnissen der  Probeflurenbonitierungen  neu  berechnete;  die  Art  der  ümlegung 
auf  die  einzelnen  Grundstücke  dagegen  blieb  unverändert;  zugleich  erklärte 
man  die  beibehaltene  Grundsteuer  für  eine  unveränderliche  Last.  Diese  musste 
auch  der  firühere  steuerfreie  Gnmdbesitz  mit  übernehmen,  er  wurde  jedoch 
mit  dem  20fachen  Betrag  für  die  Aufgabe  seines  Vorrechtes  entschädigt*).  Bei 
konsequenter  Auffassung  hätte  man  die  später  urbar  gemachten  Ländereien  und 
neuen  Häuser  ähnlich  behandeln  oder  steuerfrei  lassen  müssen,  was  aber  nicht 
geschah.  Infolgedessen  zeigt  auch  die  Grundsteuer  ein  schwaches  Ansteigen 
im  Laufe  der  Jahre. 

Was  nun  die  uns  zunächst  interessierende  Einkommensteuer  anlangt,  so 
wich  ihr  Charakter  sehr  von  dem  ab,  was  wir  heute  uns  unter  einer  solchen 
vorstellen.  Sie  ähnelte  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  noch  sehr  den  Ertrags- 
steuem.  Sie  hatte  mit  diesen  vor  allem  gemein  die  Nichtberücksichtigxmg  der 
Schulden,  eine  der  wesentlichsten  Eigenschaften  der  Einkommensteuer  war  also 
gar  nicht  vorhanden.  Femer  teilte  sie  mit  den  Ertragssteuem  die  Eigentümlich- 
keit, dass  jede  Zusammenfassung  zu  einem  Gesamteinkommen  wegfiel.  Sie 
ging  in  dieser  Hinsicht  nicht  einmal  soweit  als  die  englische  Einkommensteuer, 
welche  wenigstens  behufs  Restitution  bei  Schuldzinsen  und  einem  gewissen 
Minimaleinkommen  die  Zusammenfassimg  kennt.  In  Sachsen-Weimar  wurde 
das  Einkommen  der  einzelnen  Ertragsquellen  gesondert  ermittelt  und  blieb 
selbständig  ^). 

Ein  weiteres  Analogon  hatte  die  sächsisch-weimarische  Einkommensteuer 
mit  den  Ertragssteuem  in  der  starken  Benützung  äusserer  Anhaltspunkte.  So 
war  lange  Zeit  von  einer  eigentlichen  Ermittelung  des  Grundeinkommens  gar 
keine  Rede,  man  begnügte  sich  einfach  mit  einem  Zuschlag  zur  Grundlast,  bei 
dessen  Bemessung  man  von  der  Annahme  ausging,  dass  das  Einkommen  des 
Grundbesitzes  zu  dem  des  Nichtgi-undbesitzes  sich  wie  1 : 2  verhalte.  Ebenso 
sah  man  bei  den  landwirtschaftlichen  Pächtern  gänzlich  von  der  genauen 
Eruierung  ihres  Einkommens  ab ,  sie  wurden  einfach  nach  einem  feststehenden 
Teüe  der  Pachtsumme  belastet'). 

Für  die  Gewerbe  wurde  eine  Skala  zu  Grunde  gelegt,  welche  nach  der 
Grösse  der  Ortschaften  in  vier  Klassen  eingerichtet  imd  nach  Art  und  Umfang 
des  Gewerbes  siebenfach  abgestuft  war.  Ausserdem  wurde  noch  der  gute, 
mittelgute  und  geringe  Stand  des  Gewerbes   imterschieden ,   so  dass  84  Fächer 

*)  Die  Ritter-  und  Freigüter  zahlten  bereits  26  Prozent  der  ihnen  neu 
zugedachten  Summe.  Der  20fache  Betrag  des  Restes  (278,215*/3  Thaler)  wurde 
in  Staatsobligationen  gezahlt.  Ein  Teü  verweigerte  die  Annahme,  ohne  etwas 
damit  auszurichten. 

*)  Die  einzelne  Ertragsquelle  war  in  manchen  Fällen  noch  weiter  ge- 
spalten, da  die  Einkommensteuer  von  der  Unterscheidimg  zwischen  werbendem 
Vermögen  und  persönlicher  Thätigkeit  ausging.  So  war  das  Einkommen  aus 
Grund  und  Boden  und  noch  besonders  die  landwirtschaftliche  Thätigkeit  ,das 
Feldgewerbe"  besteuert.  Auch  die  Arbeitsfähigkeit  vom  18.  bis  zum  60.  Lebens- 
jahr wurde  belegt,  so  dass  Rentiers,  Verpächter  u.  s.  w.  eine  Art  Faulheitssteuer 
zu  entrichten  hatten. 

')  Die  Regierung  nahm  an,  es  sei  das  Betriebskapital  des  Pachters  durch- 
schnittlich sechsmal  grösser,  als  die  Pachtsumme  und  verzinse  sich  sechsprozentig, 
was  ein  Drittel  der  Pachtsumme  ausmache. 
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entstanden;  diesen  wurde  nocli  je  eine  Unterabteilung  beigefügt,  um  den 
Unterbehörden,  welche  die  Skala  ohne  Mitwirkung  der  Besteuerten  auszufüllen 
hatten,  einigen  Spielraum  zu  gewähren.  Also  ein  Schematismus  ganz  ähnlich 
dem  der  Gewerbeertragssteuem. 

Die  Rentner  mussten  fatieren,  aber  es  wurde  ihnen  die  schonendste  Form 
concediert.  Sie  durften  schriftlich  ihre  Anzeige  zu  Händen  des  Steuerein- 
nehmers machen.  In  diesem  Fall  musste  die  Aufschrift  des  Couverts  Zinssumme, 
Namen  und  Datum  angeben,  unter  dem  Siegel  aber  eine  ausführliche  Vermögens- 
nachweisung mitgeteilt  werden.  Eine  solche  Angabe  hatte  dreijährige  Gültig- 
keit. Sobald  Verheimlichung  von  Renteneinkommen  vermutet  wurde,  hatte  der 
Steuereinnehmer  dem  Fiskal  Anzeige  zu  erstatten,  worauf  die  Ortsobrigkeit,  die 
gleich  dem  Fiskal  zu  strengster  Verschwiegenheit  zu  verpflichten  war,  den  Zettel 
in  Gegenwart  des  Angebers  öffnen  musste.  Wenn  der  Verdacht  sich  dann  be- 
stätigte, so  trat  als  Strafe  die  Einziehung  des  einmaligen  verschwiegenen  Jahres- 
einkommens und  der  rückständigen  Steuer  ein. 

So  unvollkommen  in  vielen  Beziehungen  das  Einkommensteuerprincip 
in  dem  neuen  Gesetz  durchgeführt  war,  es  umfasste  doch  die  sämtlichen  Steuer- 
quellen und  gab  die  Möglichkeit  einer  successiven  Fortbildung. 

Die  Aufnahme"  des  Einkommensteuergesetzes  war  eine  verschiedene.  Die 
Grundbesitzer  waren  zufrieden,  insofern  ihnen  eine  erhebliche  Entlastung  zu  teil 
wurde.  Statt  der  66  Prozent,  die  sie  in  der  Zeit  von  1817—21  von  der  gesamten 
Steuer  hatten  aufbringen  müssen,  entrichteten  sie  nun  im  voraus  29  Prozent,  dazu 
noch  16,3  Prozent  Grundkapitaleinkommensteuer,  etwa  2  Prozent  Einkommen- 
steuer für  landwirtschaftliche  Thätigkeit,  im  ganzen  sonach  47,3  Prozent,  später 
bei  fortgesetzter  Berichtigung  und  Ausscheidung  der  Gewerbesteuer  sogar  noch 
weniger.  Nur  in  wenigen  Teilen  betrug  die  Gesamtbelastung  des  Grundbesitzes 
incl.  der  Einkommensteuer  mehr  als  früher.  Dieselben  wurden  insofern  berück- 
sichtigt, als  die  Erhöhung  nur  allmählich  vorgenommen  wurde.  Die  Begünstigung, 
die  der  Grundbesitz  im  ganzen  erfahren  hatte,  wurde  bald  vergessen,  und  seit- 
dem die  vereinzelte  Vorausbelastung  desselben  heftig  bekämpft  ^).  Aber  auch 
das  Einkommensteuergesetz  selbst  wurde  von  den  Landwirten  bemängelt,  und 
dies  nicht  mit  Unrecht.  Man  missbilligte  die  rohe,  zu  lauter  Irrtümern  führende 
Art  der  Feststellung  ihres  Einkommens.  Man  suchte  die  Klagen  zu  beschwich- 
tigen dadurch,  dass  man  1823  den  bisherigen  Ritter- -und  Freigütern  und  1829 
dem  ganzen  Grundbesitz  die  Befugnis  zu  einer  speciellen  Bonitierung  einräumte. 

Heftiger  und  tiefergreifend  war  die  Opposition  der  gewerblichen  Kreise. 
Die  höhere  Belastung  blieb  natürlich  nicht  ohne  Reaktion.  Während  der  Nicht- 
grundbesitz  bisher  kaum  10  Prozent  zu  den  Steuern  beitrug,  zahlte  er  nun 
29  Prozent.  Weit  mehr  noch  als  über  die  höhere  Steuer  war  man  über  die  Ver- 
teilung im  einzelnen  erbittert.  Die  schablonenhafte  Einschätzung  ausschliesslich 
durch  die  Behörden  nach  der  Skala  erwies  sich  als  unhaltbar.  Nicht  weniger 
als  10,000  Beschwerden  sollen  eingegangen  sein. 

Hauptsächlich  um  diesen  Klagen  zu  begegnen,  entstand  das  dem  sächsisch- 
weimarischen  Lande  lange  Zeit  eigentümliche  Ortsquotensystem  (1828).  Das 
Wesen  desselben  ergibt  sich  aus  folgendem:    Zunächst  hatten  die  feststehenden 


1)  Vgl.  Borst  a.  a.  0.  S,  18  fg.,  39 
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und  fassionspflichtigen  Einkommen  (Pensionen,  Gehalte,  Kapitalzinsen,  Erbzinsen, 
jährliche  Gefälle  imd  Pachtungen)  wie  bisher  einen  gleichen  Prozentsatz 
(8  Pfennige  alter  Währung  pro  Thaler)  zu  entrichten.  Das  Soll,  welches  nach 
Abzug  dieses  Teils  von  dem  gesamten  aufzubringenden  Steuerbetrag  noch  übrig 
blieb,  mussten  Grund  und  Boden,  sowie  Gewerbe  und  Handel  aufbringen  uaid 
zwar  im  Verhältnis  von  5:8*).  Die  dem  Gewerbstand  so  zufallende  Summe 
wurde  auf  die  Ortschaften  verteilt  und  zwar  nach  Massgabe  der  letztvoraus- 
gegangenen Einschätzimgen.  Die  ümlegimg  dieser  Ortsquoten  auf  die  Steuer- 
pflichtigen wurde  durch  Vertrauensmänner  besorgt,  welche  zur  Hälfte  von  der 
Obrigkeit,  zur  Hälfte  von  den  Gemeinden  ernannt  wurden. 

Dieses  System  blieb  in  seinen  Grundlagen  unverändert  bis  1883;  wohl 
aber  war  man  bemüht,  die  Steuerveranlagimg  im  einzelnen  zu  bessern.  Am 
dringendsten  war  eine  Veränderung  bei  der  Grundeinkommensteuer  notwendig. 
Verschiedene  Wege  wurden  ins  Auge  gefasst,  um  eine  bessere  Grundlage  als 
das  Zuschlagssystem  fQr  die  Verteilung  zu  erhalten.  Man  dachte  zuerst  an 
eine  allgemeine  Ertragsschätzung,  sie  wurde  aber  verworfen,  weü  die  Durch- 
führung 8 — 9  Jahre  beansprucht  und  viele  Kosten  verursacht  hätte.  Dann 
fasste  man  eine  specielle  Ertragsschätzung  mit  abgekürztem  Verfahren  ins  Auge, 
auch  diese  wurde  für  unzweckmässig  befunden,  weil  man  der  Ansicht  war,  dass 
für  die  richtige  Beurteilung  des  Grundeinkommens  ausser  dem  Ertrage  der 
einzelnen  Grundstücke  noch  viele  andere  Umstände  massgebend  seien.  Ein 
drittes  Mittel,  die  Benützung  der  Kaufwerte,  wurde  gleichfalls  verworfen,  weil 
die  Probeschätzungen  sich  als  unverlässUch  gezeigt  hatten. 

So  entschloss  man  sich  (1851),  die  Ermittlung  des  Grundernkoromens  bei 
jedem  einzelnen  Pflichtigen  den  Steuerverteilem  zu  überlassen,  ähnlich-wie  bei 
Gewerbe  und  Handel  auch.  Dadurch  wurde  das  Ortsquotensystem  auch  auf  das 
Grundeinkommen  ausgedehnt,  aber  gesondert  für  sich,  weil  man  von  gemein- 
samer EinsteUimg  eine  zu  niedrige  Einschätzung  des  Grundeinkommens  zu  Un- 
gtmsten  des  Handels  und  Gewerbstandes  fürchtete.  Für  die  Richtigstellung  der 
Ortsquoten  des  Gnmdeinkommens  wurden  Ende  der  50er  und  Anfang  der  60er 
Jahre  flurweise  Abschätzungen  vorgenommen.  Wie  beim  Grundeinkommen  eine 
genauere  Ermittlung  Platz  grifl",  so  wurde  auch  bezüglich  der  Pächter  das 
frühere  System  verlassen.  Seit  1851  wurde  der  Pächter  so  eingeschätzt,  als 
ob  das  Grundstück  ihm  gehöre,  und  dann  das  Pachtgeld  von  dem  Ergebnis 
abgezogen.  Endlich  trat  auch  bei  dem  sogenannten  Feldgewerbe  an  Stelle 
starrer  Gleichförmigkeit  freie  Mannigfaltigkeit.  Im  Anfang  wurden  bei  jedem 
Pflichtigen  gleichmässig  50  Thaler  als  Einkommen  angenommen,  seit  1823  machte 
man  Abstufungen  nach  dem  Umfange  des  Besitzes,  seit  1833  wurde  die  Ein- 
schätzung den  Steuerverteüem  überlassen.  Als  Massstab  hatte  zu  gelten  der  Lohn, 
welchen  die  Pflichtigen  für  eine  gleiche  Thätigkeit  bei  andern  Grundbesitzern 
empfangen  haben  würden,  doch  durfte  nicht  unter  5  Mark  herabgegangen  werden. 

Auch  den  Handel-  und  Gewerbtreibenden  gegenüber  trat  eine  grössere 
Genauigkeit  ein,  indem  der  Klassenschematismus  aufgegeben  und  die  Ein- 
schätzung nach  dem  wirklichen  Einkommen  eingeführt  wurde.   Besonders  sollten. 


*)  Früher  war  das  Verhältniss  1:2;    es   wurde  abgeändert ,    um  das  Ge- 
werbe milder  zu  behandeln. 
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Grösse  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals,  Schwunghaftigkeit  und  Erträg- 
lichkeit des  Geschäfts,  Verwertung  der  Thätigkeit  des  Pflichtigen  beachtet  werden. 

Beim  Renteneinkommen  wurde  das  frühere  Verfahren  beibehalten,  aber 
die  Vergünstigungen  etwas  geschmälert.  Die  Veränderungen  waren  statt  drei- 
jährig halbjährig  anzuzeigen.  Statt  des  Zinses  von  3  Prozent  für  höher  aus- 
geliehene Kapitalien  mussten  seit  1851  4  Procent  und  seit  1877  5  Prozent  fatiert 
werden;  niedriger  ausgeliehene  Kapitalien  waren  mit  ihrer  wirklichen  Verzinsung 
anzugeben.     Auch  die  Strafen  erlitten  manche  Aenderung. 

In  Betreff  des  sonstigen  fassionspflichtigen  Einkommens  ist  hervorzuheben, 
dass  die  Befreiung  der  Lehrer  und  Geistlichen,  der  Sparkasseneinlagen  von 
100  Thaler  aufwärts  aufgehoben  und  die  landwirtschaftlichen  Auszüge  seit  1869 
nicht  mehr  fatiert,  sondern  eingeschätzt  wurden. 

Schliesslich  war  man  bemüht,  neben  den  Ortsquoten,  die  immer  nur  drei 
Jahre  gültig  waren,  noch  weitere  Schutzmassregeln  gegen  etwaiges  Sinken  der 
Einschätzungen  zu  schaffen  und  besonders  durch  mittelbare  Einwirkung  auf 
das  Schätzungsgeschäft  dieses  richtiger  zu  gestalten.  So  hatten  seit  1851  die 
Rechnungsämter  allein  die  Ernennung  der  Steuerverteiler  aus  der  von  den  Orts- 
vorständen vorgeschlagenen  doppelten  Anzahl  vorzunehmen.  Seit  1869  mussten 
diese  noch  durch  solche  verstärkt  werden,  welche  ihr  Einkommen  fatierten,  also 
unter  den  Schätzern  ganz  unabhängig  waren,  doch  durfte  ihre  Zahl  ein  Drittel 
nicht  übersteigen.  Ein  weiterer  Schutz  lag  in  den  Reklamationskommissionen. 
Bis  1851  konnten  die  Einschätzungen  ganz  kassiert  und  neu  angeordnet  werden. 
Nach  1851  durften  die  Steuerbehörden  offenbare  Verstösse  gegen  gesetzliche 
Bestimmungen  selbstthätig  berichtigen.  Auch  wurden  seit  1852  die  Einschätzungs- 
listen zwei  Tage  lang  öffentlich  ausgelegt,  und  es  konnte  der  einzelne  gegen 
zu  geringe  Veranschlagung  Dritter  bei  der  Reklamationskommission  sich  be- 
schweren. Endlich  konnte  das  Ministerium  durch  Revisionskommissarien  von 
Zeit  zu  Zeit  die  Arbeiten  der  Steuerverteiler  prüfen  und  auch  die  Ortsquoten  bei 
namhafter  Aenderung  innerhalb  der  Finanzperiode  erhöhen  oder  herabsetzen. 

So  wenig  der  Fortschritt  in  diesen  Massregeln  verkannt  werden  soll,  be- 
friedigen konnte  er  nicht.  Das  sächsisch-weimarische  Einkommensteuergesetz 
litt  immer  noch  an  drei  fundamentalen  Gebrechen,  die  gebieterisch  eine  Berück- 
sichtigung verlangten.  In  erster  Linie  stand  die  Lokalisierung  der  Einschätzung 
und  zu  grosse  Autonomie  der  den  Steuerpflichtigen  entnommenen  Einschätzer. 
Die  Folge  dieser  Einrichtung  war  eine  doppelte :  einesteils  wurden  die  Schätzun- 
gen in  systematischer  und  offenkundigster  Weise  zu  niedrig  gehalten,  anderer 
seits  keine  Rücksicht  auf  die  Ausgleichung  der  Quoten  innerhalb  der  Amtsbe- 
zirke genommen.  Der  Apparat  war  zu  schwach,  um  eine  annähernd  gleichmässige 
Besteuerung  der  Gemeinden  unter  einander  zu  bewirken.  Das,  was  man  ver- 
langt, dass  ein  Niveau  in  der  Einschätzung  der  Personalsteuerkapitalien  bestehe, 
konnte  das  Ortsquotensystem  nicht  prästieren,  die  einzelnen  Orte  schafften  ihr 
Wasser  in  ein  gemeinschaftliches  Bassin,  wo  das  Niveau  erst  eintrat.  Infolge 
der  mangelhaften  Schätzungen  und  des  Ortsquotensystems  waren  nicht  einmal 
innerhalb  desselben  Ortes  die  Steuersätze  gleich.  Wie  schon  oben  angedeutet, 
bestand  für  das  zu  fatierende  Einkommen  ein  fester  Satz ;  für  Grundeinkommen, 
sowie  für  Gewerbe  und  Handel  dagegen  war  zunächst  je  eine  Ortsquote  gegeben, 
nach  fest  gegebener  Ortsquote   aber  hing   die  Höhe  des  Steuersatzes  für  diese 
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beiden  Gruppen  von  der  Höhe  der  Schätzungen  ab.  Das  Ortsquotensystem  ge- 
währte zudem  einen  Schutz  immer  nur  für  je  drei  Jahre,  die  Steuerverteiler 
wussten  es  so  einzurichten,  dass  die  neue  Ortsquote  nicht  grösser  wurde.  Gegen- 
über diesen  Mängeln  waren  die  Vorteile  des  Ortsquotensystems  doch  zu  gering. 
Als  solche  wurden  namentlich  gellend  gemacht,  dass  die  der  Verteilung  jährlich 
vorangehende  Veranlagung  wenig  Zeit  und  Kosten  erforderte,  die  Revision  sich 
nicht  auf  einen  kleinen  Zeitraum  zusammen  drängte,  sondern  allmählich  aus- 
geführt wurde,  wodurch  eine  einseitige  Vermehrung  der  behördlichen  Thätigkeit 
vermieden  blieb,  sowie  dass  der  Staatskasse  infolge  der  Repartition  die  grösst- 
mögliche  Sicherheit  in  Bezug  auf  das  Aufkommen  der  Steuer  gegeben  war. 

Ein  zweiter  Hauptmangel  des  bestehenden  Steuersystems  bestand  darin, 
dass  keine  Rücksicht  auf  die  Schulden  genommen  wurde.  So  lange  man  mit 
einer  so  mangelhaften  Feststellung  des  Einkommens  sich  begnügte  und  die 
Isolierung  der  Einkommensquellen  bestehen  lies,  war  der  Abzug  der  Schuld- 
zinsen unmöglich.  Die  Rücksichtnahme  auf  die  Schulden  erforderte  weitgehende 
Veränderungen,  vor  denen  man  lange  zurückscheute.  Auch  waren  manche 
der  Ansicht,  dass  die  Massregel  nur  den  kreditfähigen  Wohlhabenden  zu  gute 
komme,  während  die  ärmeren  Klassen  durch  die  Steuerausfalle  noch  mehr 
bedrückt  würden. 

Ein  dritter  Grundfehler  der  sächsisch-weimarischen  Einkommensteuer  lag 
darin,  dass  die  verschiedene  Leistungsfähigkeit  nach  der  Grösse  und  der 
Fundienmg  der  Einkommen  gar  nicht  beachtet  war.  Auch  dieser  Fehler  hing 
eng  mit  dem  ganzen  System  zusammen,  wenigstens  eine  Progression  war 
nicht  möglich ,  solange  nicht  für  jeden  Pflichtigen  ein  Gesamteinkommen  ein- 
geschrieben wurde. 

Weder  im  Landtag  noch  in  der  Regierung  verkannte  man  die  Mängel, 
und  auf  beiden  Seiten  wurden  vereinzelte  Versuche  gemacht,  ohne  dass  sie 
zunächst  zum  Ziele  führten ').  Als  aber  am  22.  März  1878  der  Grossherzoglichen 
Regierung  durch  Intercessionalschrift  abermals  ein  Antrag  der  Stände  unter- 
breitet wurde  des  Inhalts;  „eine  Reform  der  Steuergesetzgebung  des  Gross- 
herzogtums nach  der  Richtimg  hin  eintreten  zu  lasse»,  dass  sowohl  der  Betrag 
der  Gnmdsteuer  als  die  von  den  Steuerpflichtigen  zu  zahlenden  Zinsen  von 
Schuldkapitalien  bei   der  Fatierung  und    Einschätzung    der   Einkommensteuer- 


^)  Unter  Anderem  wurde  1851  die  Aufhebung  des  Quotensystems  förmlich 
beschlossen,  vom  Landtag  aber  auf  Drängen  der  Regierung  wieder  zurückge- 
nommen. 1874  wurde  von  13  Abgeordneten  der  Erlass  einer  neuen  Steuerver- 
fassung mit  andern  Grundlagen  (keine  Grundlast,  Progression,  durchweg  Selbst- 
einschätzung,  Wegfall  der  Ortsquot«n,  Abzug  der  Schuldzinsen),  gleichzeitig 
von  19  Abgeordneten  wenigstens  der  Abzug  der  Zinsen  für  Hypothekschulden 
verlangt.  Im  Jahr  1877  schlug  die  Regierung  vor,  den  Einkommenstufen  bis 
zu  300  Mark  während  der  künftigen  Steuerperiode  (1878—80)  einstweilen  den 
vierten  Theil  der  Steuern  im  Betrag  von  100,000  Mark  zu  erlassen.  Der  Land- 
tag lehnte  die  Vorlage  mit  allen  gegen  vier  Stimmen  ab.  Er  fand  den  Vor- 
schlag ungenügend,  weil  die  Klassen  bis  300  Mark  der  Erleichterung  weniger 
bedürften,  als  die  nächstfolgenden,  auch  beanstandete  er,  dass  das  Recht  nicht 
ein  dauerndes  sein  sollte,  und  äusserte  die  Befürchtung,  dass  die  Betroff'enen 
alsdann  sorgfältiger  eingeschätzt  werden  würden.  Daher  gab  er  einer  allge- 
meinen Herabsetzung  des  Steuersatzes  um  */io  Pfennig  pro  Mark  den  Vorzug. 
Borst  a.  a.  0.  S.  26,  29,  30,  37. 
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kapitalien  geeignete  Berücksichtigung  finden,"  versprach  die  Regierung  durch 
Dekret  vom  7.  Oktober  1880,  die  Reformbedürftigkeit  ausdrücklich  anerkennend, 
die  Sache  betreiben  zu  wollen.  Der  Abzug  der  Grundsteuer  wurde  noch  im 
gleichen  Jahr  durch  Gesetz  vom  24.  Dezember  1880  bewilligt,  der  Reformentwurf 
des  ganzen  Einkommensteuergesetzes  selbst  durch  Dekret  vom  2.  Februar  1883 
den  Ständen  vorgelegt. 


U. 
Die  Reform  vom  Jahre  1883  und  1884. 

Der  Regierungsentwurf  und  das  daraus  hervorgegangene  ^neu  revidierte 
Gesetz  über  die  allgemeine  Einkommensteuer  vom  10.  September  1883"  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  dasselbe  in  einem  wichtigen  Punkte,  der  Steuerskala,  er- 
gänzenden Steuergesetz  vom  24.  Dezember  1883  und  der  höchsten  Verordnung 
vom  10.  Dezember  1884  brachten  in  der  That  die  seit  lange  gewünschte  Um- 
gestaltung der  Grundlagen  der  Einkommensbesteuerung. 

•  1.  In  erster  Linie  stand  der  gestattete  Abzug  der  Schuldzinsen. 
Es  war  dies  in  doppelter  Hinsicht  der  wichtigste  Punkt,  einmal  wegen  seiner 
finanziellen  Tragweite,  sodann  wegen  des  durch  ihn  bedingten  neuen  Aufbaus 
des  Gesetzes. 

Ueber  die  Höhe  des  möglichen  Steuerausfalles  war  es  schwer,  einen  festen 
Anhaltspunkt  zu  gewinnen.  Im  Königreich  Sachsen  betrugen  in  den  Jahren 
1877 — 80  die  in  Abzug  gebrachten  Schuldzinsen  jährlich  8,31  Prozent  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens.  Man  glaubte  seitens  der  Regierung  einen  erheblich 
höheren  Prozentsatz  für  Sachsen-Weimar  annehmen  zu  müssen,  teils  weil  in 
Sachsen  die  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  vorherrscht,  wogegen  in  Sachsen- 
Weimar  die  bestehende  Parzellierung  des  Grundbesitzes  die  Aufnahme  hypo- 
thekarischer Schulden  begünstigt,  ferner,  weil  im  Königreich  Sachsen  ein  sehr 
bedeutender  Teil  des  Landessteuerkapitals  auf  grosse  Handeltreibende  und  In- 
dustrielle entfällt,  welche  nicht  selten  schon  aus  Kreditrücksichten  die  Anmeldung 
von  Schuldzinsen  unterlassen,  endlich  auch,  weil  im  Königreich  Sachsen  Personen, 
deren  Jahreseinkommen  den  Betrag  von  300  M.  nicht  erreicht,  steuerfrei  sind. 
In  der  That  ergab  eine  approximative  Zusammenstellung  der  wichtigeren  Schuld- 
kategorien schon  10,4  Prozent  des  Steuerkapitals.  Zu  diesen  Kategorien  gehörten 
die  Schuldzinsen  von  den  seit  1.  Januar  1845  bis  Mai  1880  hypothekarisch  aus- 
geliehenen und  bis  dahin  nicht  zurückgezahlten  Kapitalien,  welche  für  je  einen 
Amtsgerichtsbezirk  der  fünf  Verwaltungsbezirke  aus  den  Hypothekenbüchern 
ermittelt,  dagegen  für  die  übrigen  zu  dem  betreffenden  Verwaltungsbezirk  ge- 
hörigen Amtsgerichtsbezirke  nach  dem  durch  die  Hypothekenbuchauszüge  er- 
mittelten Prozentsatz  veranschlagt  wurden,  ferner  die  Zinsen  von  Passivkapitalien 
der  Gemeinden,  zusammengestellt  auf  Grund  statistischer  Erhebungen  vom 
31.  Dezember  1876  und  endlich  die  Zinsen  von  den  seitens  der  Sparkassen  und 
der  Spar-  und  Vorschussvereine  an  im  Grossherzogtum  wohnende  Personen  aus- 
geliehenen Summen  nach  Ausscheidung  der  gegen  Hypothekenbestellung  imd  an 
Gemeinden  geliehenen  Kapitalien.  Da  hierunter  noch  nicht  die  unermittelt  ge- 
bliebenen Zinsen  von  den  vor  dem  1.  Januar  1845  gegen  Hypothekenbestellung 
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ausgeliehenen  und  bis  zum  Mai  1880  nicht  zurückgezahlten  Kapitalien  und 
die  überhaupt  nicht  zu  ermitteln  gewesenen  Zinsen  von  Handschriftschulden  in- 
begriffen waren,  so  glaubte  die  Regierung  12  Prozent  des  Steuerkapitals  für  den 
Zinsenabziig  annehmen  zu  dürfen. 

Für  das  Jahr  1882  betrug  das  Steuerkapital  63,798,150  M.,  flr  Schuld- 
zinsen waren  sonach  7,655,778  M.  in  Abzug  zu  bringen,  der  Steuerausfall  machte 
bei  2,9  Steuerpfennigen  von  der  Mark  222,017  M.  57  Pf.  Da  der  Etat  hauptsäch- 
lich infolge  der  vermehrten  und  die  Matrikularumlagen  übersteigenden  Ueber- 
weisung  aus  Reichsmitteln  pro  1884 — 86  ein  Plus  von  274,640  M.  aufwies,  so 
war  für  den  Ausfall  hinlängliche  Deckung  vorhanden. 

Interessant  war  es  nun  zu  prüfen,  inwieweit  die  erste  Fatierung  der  Schuld- 
zinsen mit  der  vorausgegangenen  Schätzung  übereinstimmte.  Das  Resultat  kam 
wohl  allen  imerwartet.  Es  wurden  keine  7,6-55,778  M.  =  12  Prozent  des  alten 
Steuerkapitals,  sondern  nur  4,221,400  M.  =  4,9  Prozent  des  neuen  Steuerkapitals 
fatiert.  Im  einzelnen  Rechnungsamtsbezirk  sank  der  Satz  sogar  auf  1,4  Prozent 
herab,  überstieg  aber  in  keinem  7,2  Prozent  (vergl.  Anlage). 

Man  muss  annehmen,  dass  viele  aus  Unkenntnis  der  neuen  gesetzlichen 
Einrichtung  oder  aus  Saumseligkeit  die  rechtzeitige  Anmeldung  der  Schuldzinsen 
unterlassen  haben,  andere  dagegen  durch  eine  gewisse  Scheu,  ihre  Schuldverhält- 
nisse kund  zu  geben,  von  der  Anmeldung  zurückgehalten  wurden.  Es  ist  wahr- 
scheinlich, dass,  je  mehr  im  Lauf  der  Zeit  die  Kenntnis  der  gesetzlichen  Tor- 
schrift eindringt,  die  Achtsamkeit  auf  die  Wahrung  der  Frist  geschärft  und  die 
erste  Scheu  vor  der  Angabe  der  Schulden  abgeschwächt  wird,  die  Summe  der 
abzuziehenden  Schuldzinze  steigen  wird. 

2.  Eine  notwendige  Folge  der  Berücksichtigung  der  Schuldzinsen  war, 
dass  Bestimmungen  getroffen  werden  mussten,  vmi  für  jeden  Steuerpflichtigen 
ein  Gesamteinkommen  herzustellen.  Nur  von  diesem  kann  der  Schuldzins- 
betrag in  Abzug  gebracht  werden.  Die  Schuld  ist  ein  Personalverhältnis,  nicht 
aber  ein  Faktor,  welcher  auf  den  Ertrag  einer  einzelnen  SteuerqueUe  einwirkt. 
Die  §§  6,  9,  12,  13  des  Gesetzes  regeln  die  mannigfachen  Fragen,  die  dadurch 
auftauchen,  dass  sowohl  die  Einkommen  aus  verschiedenen  Quellen  und  Orten 
fliessen,  als  auch  die  Schulden  geteilte  sind. 

Durch  die  Feststellung  eines  imgetrennten  Gesamteinkommensteuerkapitals 
wurde  die  bisherige  Einrichtung  der  gesonderten  Ermittelung  des  Einkommens, 
welches  ein  Steuerpflichtiger  aus  verschiedenen  Quellen  bezieht,  und  Eintragung 
in  gesonderte  Steuerrollenabteilungen  nicht  aufgehoben.  Man  sah  mit  Recht  in 
dem  speciellen  Zurückgehen  auf  die  einzelnen  Erwerbsquellen  die  Gewähr  für 
Erreichung  eines  richtigen  Schätzungsresultates. 

3.  Die  Einführung  des  Grundsatzes  der  Schuldzinsberücksichtigung  war 
auch  noch  nach  anderer  Seite  von  grosser  Tragweite. 

Wenn  man  die  Schuldzinsen  genau  abziehen  lässt,  so  folgt  streng  genommen 
daraus,  dass  das  Einkommen  ebenfalls  genau  ermittelt  werden  muss,  sonst  tritt 
ein  Verhältnis  ein  analog  dem  der  zu  viel  gezahlten  Exportbonifikationen.  Schon 
um  deswillen  musste  die  Ortsquoteneinrichtung  in  Wegfall  kommen.  Sie  war 
auch  technisch  schwer  zu  halten.  Während  bisher  die  Gesamtsumme  des  Ein- 
kommens eines  jeden  Orts  und  zwar  einerseits  aus  Gnmd  und  Boden  und 
anderseits  aus  Gewerbebetrieb,  Privatdiensten  imd  landwirtschaftlichen  Aus- 
sei 
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Zügen  und  die  von  diesen  Steuerquellen  zu  entrichtende  Einkommensteuer  von 
den  Organen  der  Staatsregierung  auf  Grund  bestimmter  Ermittelungen  im  voraus 
festgesetzt  wurde,  so  war  eine  solche  Festsetzung  bei  Erhebung  der  Steuer  vom 
Gesamteinkommen  nicht  mehr  ausführbar,  weil  sich  solches  aus  Faktoren  zu- 
sammensetzt, welche  sich,  wie  z.  B.  Zinseneinkommen,  der  Ermittelung  im  voraus 
entziehen  und  häufigem  Wechsel  unterliegen,  auch  insofern  zwecklos,  als  Prä- 
gravationen  von  Steuerpflichtigen  des  bisherigen  ersten  Teils  der  Ortsquote  durch 
Ortsquotenfeststellungen  nicht  mehr  hätten  verhütet  werden  können.  Wollte  man 
Schuldzinsenabzug  und  dennoch  zugleich  Konservierung  der  alten  Ortsquotenein- 
richtung, so  hätte  man  hinsichtlich  des  ersteren  zu  dem  umständlichen  und 
wenig  rätlichen  Restitutionsverfahren  greifen  müssen,  wie  es  z.  B.  in  England 
besteht. 

4.  Mit  dem  Wegfall  der  Ortsquoteneinrichtung  musste  besondere  Sorg- 
falt aufgewendet  werden,  um  eine  richtigere  Feststellung  der  Einkommen  zu 
erlangen.  Das  alte  autonome  System  der  Schätzung  konnte  nach  Beseitigung 
dieses  Schutzmittels  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Schärfere  Bestimmungen 
waren  notwendig.  Vor  allem  musste  Stellung  genommen  werden  zu  der  Frage, 
inwieweit  der  Deklaration  oder  Schätzung  Raum  gegeben  werden  sollte.  Im 
Anschluss  an  die  bisherigen  Bestimmungen  und  im  Hinblick  auf  die  Praxis 
und  Erfahrungen  anderer  Staaten^)  war  die  Regierung  für  die  Beibehaltung 
des  gemischten  Systems,  wonach  drei  Einkommensgruppen,  die  ihrer  Natur 
nach  von  dem  Steuerpflichtigen  ohne  Schwierigkeit  und  mit  annähernder  Sicher- 
heit berechnet  werden  können,  zu  fatieren  waren,  während  drei  weitere 
Einkommensgruppen,  die  nicht  sofort  in  ihrer  numerischen  Gestaltung  sich 
überschauen  lassen,  weil  sie  an  und  für  sich  schwankend  sind  und  erst  im  Zu- 
sammenhalt mit  andern  einwirkenden  Faktoren  erkannt  werden  können,  durch 
Schätzung  ermittelt  werden  sollten  (vgl.  §  4  u.  5  des  Ges.).  Dagegen  war  es 
Absicht  der  Regierung,  eine  weitere  Annäherung  an  die  Selbstdeklaration  zu 
bewerkstelligen.  Es  sollte  einerseits  jedem  Steuerpflichtigen,  dessen  Einkommen 
der  Schätzung  unterlag,  solches  zu  deklarieren  gestattet  sein,  anderseits  aber 
auch  den  behördlichen  Organen  vor  der  Einschätzung  das  Recht  eingeräumt 
werden,  nach  ihrem  Ermessen,  das  sich  natürlich  nur  auf  pflichtmässige  Er- 
wägungen zu  stützen  hatte,  Steuerpflichtige  zur  Erklärung  aufzufordern  und 
zwar  mit  dem  Rechtsnachteile,  dass  ein  Unbeachtetlassen  einer  desfallsigen  Auf- 
forderung zur  Erklärung  von  selbst  den  Verlust  des  sonst  natürlich  zuzugestehen- 
den Berufungsrechtes  nach  sich  ziehen  sollte. 

Im  Ausschuss  und  in  der  Kammer  war  man  mit  diesem  Mittelweg  viel- 
fach nicht  einverstanden;  den  einen  ging  er  nicht  weit  genug,    den  andern  war 


^)  Im  Königreich  Preussen,  im  Herzogtum  Altenburg  und  in  den  Fürsten- 
tümern Sondershausen  und  Rudolstadt  besteht  die  Verpflichtung  zur  Deklaration 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  nicht.  In  den  Herzogtümern  Meiningen, 
Gotha  und  im  Fürstentum  Reuss  j.  L.  besteht  nicht  obligatorische,  sondern  nur 
fakultative  Selbstdeklaration.  Im  Königreich  Sachsen  hat  nach  §  39  des  Ge- 
setzes vom  2.  Juli  1878  die  Gemeindebehörde  diejenigen  Steuerpflichtigen,  deren 
Einkommen  nicht  zweifellos  unter  dem  Betrag  von  1600  M.  bleibt,  zur  schrift- 
lichen Deklaration  ihres  Einkommens  aufzufordern,  und  ist  jeder,  welchem  eine 
solche  Auff"orderung  zugeht,  zur  Einreichung  der  Deklaration  seines  Einkommens 
bei  Verlust  des  Reklamationsrechts  für  das  laufende  Steuerjahr  verpflichtet. 
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er  schon  zu  viel.  Eine  Minorität  beantragte  Selbstdeklaration  für  alles  Einkommen, 
welches  nicht  zweifellos  unter  dem  Betrag  von  1000  M.  verbleibt.  Sie  machte 
geltend,  das  System,  wie  es  im  Entwurf  vorgesehen,  sei  nur  vorteilhaft  für  den 
Fiskus,  nicht  aber  für  den  Steuerpflichtigen,  ein  Teil  des  Einkommens  werde  schon 
jetzt  mit  gutem  Erfolg  fatiert,  der  Abzug  der  Schuldzinsen  bei  Selbstdeklaration 
mache  sich  ebenso  leicht  als  schön,  man  könne  eine  Form  finden,  welche  nicht 
jedermann  zum  Mitwisser  der  Schulden  mache,  indem  man  dem  Fatenten  z,  B. 
erlaube,  nur  das  nach  Abzug  der  Schuldzinsen  noch  vorhandene  Einkommen 
offen  zu  deklarieren,  während  die  genaue  Angabe  der  Schuldzinsen  in  einer  ver- 
schlossenen Fassion  eingereicht  werden  könnte,  deren  Eröffnung  nur  stattzufinden 
hätte,  wenn  an  der  Richtigkeit  Zweifel  entstünden.  Der  Vorschlag  der  Regierung 
mache  ein  Fortschreiten  auf  der  Bahn  der  Deklaration  unmöglich,  wogegen  man 
es  jederzeit,  wenn  die  Bevölkerung  erzogen  sei,  in  der  Hand  habe,  auch  die 
Grenze  von  1000  M.  fallen  zu  lassen;  das  gemischte  System  sei  verfehlt,  die 
Einschätzung  könne  die  Wahrheit  nicht  finden,  von  der  freiwilligen  Deklaration 
werde  wenig  Gebrauch  gemacht  werden;  einzelne  herauszugreifen  und  zum  De- 
klarieren zu  zwingen,  während  man  andere  unbehelligt  lasse,  sei  eine  grosse 
Unbilligkeit.  Wenn  man  Klassen  mache,  damit  der  Fatent  die  Sache  nicht  auf 
50  oder  100  M.  treffen  müsse,  so  verliere  die  obligatorische  Deklaration  alles 
Bedrückende. 

Der  Antrag  vereinigte  10  Stimmen  auf  sich;  es  lag  darin  immerhin  ein 
moralischer  Erfolg  —  und  auf  diesen  war  es  auch  vorerst  abgesehen;  fünfzehn 
Jahre  früher  war  ein  gleicher  Vorschlag  in  der  sachsen-weimarischen  Kammer 
verlacht  und  als  eine  Utopie  bezeichnet  worden.  Die  Gegner  der  einzigen  De- 
klaration stützten  sich  auf  die  Resultate,  welche  die  Deklaration  1820  im  Gross- 
herzogthum  hatte  und  die  so  ungünstig  waren,  dass  der  Landtag  bereits  1821 
vom  Grundsatz  der  Selbsteinschätzung  wieder  zurücktrat.  Die  Erfahrungen  in 
Sachsen  waren  für  die  meisten  auch  nicht  verlockend  genug.  Trotz  breiter 
Steuerstufen  wollte  die  sächsische  Regierung  1877  erst  von  3000  M.  an  die 
Deklaration  haben.  Das  Gesetz  vom  2.  Juli  1878  behielt  den  Deklarationszwang 
von  1600  M.  an  bei,  aber  1881  kamen  bittere  Klagen  in  der  Kammer  über  die 
unangenehmen  drückenden  Folgen  dieses  Zwangs  zum  Ausdruck.  In  einem  Be- 
zirk Sachsens,  wm'de  erwähnt,  seien  die  Deklaranten  ausserordentlich  hoch 
und  vielfach  bestraft  worden,  obwohl  nie  dolus,  sondern  nur  Unkenntnis  vor- 
lag. Die  Minorität  legte  weiter  auch  Wert  darauf,  dass  die  Selbsteinschätzung 
für  eine  ganze  Reihe  von  Steuerpflichtigen  in  Anbetracht  ihrer  Bildungs-,  Berufs- 
und Erwerbsverhältnisse  und  des  Mangels  genauer  Buchführvmg  sehr  schwierig 
sei,  ganz  besonders  in  Sachsen- Weimar,  wo  das  Einkommensteuergesetz  von  der 
Einzeichnung  ganz  bestimmter  Zahlen  nur  mit  Abrundimg,  wie  das  Decimal- 
system  solche  erheischt,  nicht  aber  von  der  Einreihung  des  Einkommens  in  eine 
ziemlich  grossen  Spielraum  gewährende  Steuerklasse  ausgeht.  Das  Deklarations- 
princip  lasse  sich  selbst  von  der  Minorität  nicht  rein  durchführen,  auch  sei  die 
Zeit  zu  tiefgreifenden  Aenderungen  des  Gesetzentwurfs   nicht   mehr  vorhanden. 

Die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Kombination  von  Schätzung  und 
Deklaration  wurde  also  festgehalten;  auch  die  Annäherung  an  die  Deklaration, 
indem  zu  solcher  aufgefordert  werden  durfte  und  jeder  freiwillig  deklarieren 
konnte,  wurde  acceptiert,  nur  wurde  in  ersterem  Falle  das  Zwangsrecht,  das  in 
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dem  Verlust  des  Berufungsrechtes  bei  Unterlassung  der  verlangten  Erkläruno 
lag,  beseitigt.  Im  Ausschuss  war  nur  der  Referent  für  die  Beibehaltung,  indem 
er  der  Ansicht  war,  dass  die  Bestimmung  wertlos  sei,  wenn  die  Strafe  fehle,  es 
sei  ein  Mittel,  der  Wahrheit  nahe  zu  kommen;  es  sei  für  den  Betreffenden  oft 
besser,  wenn  er  sich  decouvriere  als  wenn  dritte  und  vierte  Leute  zur  Eruierung 
beigezogen  würden  (§  36).  Die  übrigen  Kammermitglieder  waren  durch  diese 
Gründe  nicht  zu  überzeugen.  Trotz  des  Fehlens  des  Rechtsnachteils  wurde  von 
dieser  Seite  die  Aufforderung  zur  Selbstdeklaration  doch  noch  für  wertvoll  er- 
achtet; derjenige,  der  zu  hoch  eingeschätzt  sei,  werde  deklarieren,  ebenso  werde 
der  ehrliche  Steuerzahler,  der  wolle,  dass  er  nicht  zu  hoch  und  nicht  zu  nieder 
eingeschätzt  werde,  der  Aufforderung  Folge  geben.  Sogar  die  Freunde  der  all- 
gemeinen Deklaration  bekämpften  die  Zwangsbestimmung.  Sie  behaupteten, 
obligatorische  Fassion  und  Einschätzung  bei  derselben  Art  Einkommen  lasse 
sich  nicht  vereinigen;  stelle  man  sich  auf  den  Boden  der  Schätzung,  dann  biete 
der  §  39  alle  Unterlagen  und  zwar  unter  Strafandrohung.  Einzelne  herauszuholen 
und  anders  zu  behandeln  als  die  Masse  und  ihnen  dafür  im  Weigerungsfall  das 
Recht  der  Berufung  zu  entziehen,  sei  diesen  gegenüber  unbillig.  Man  werde  wahr- 
scheinlich hauptsächlich  diejenigen  herausholen,  welche  grosse  Einkommen  haben, 
da  es  sich  bei  diesen  lohnt  und  die  Schätzung  Mühe  macht;  fatiere  er  nicht, 
so  werde  man  ihn  hoch  ansetzen,  weil  er  kein  Berufungsrecht  habe. 

Nachdem  die  Kammer  in  Uebereinstimmung  mit  der  Regierung  principiell  für 
teilweise  Beibehaltung  der  Schätzung  sich  entschieden  hatte,  handelte  es  sich  darum, 
den  Einschätzungsapparat  so  zu  vervollkommnen,  dass  er  nicht  nur  ein  Bollwerk 
an  Stelle  der  abgeschafften  Ortsquote  bildete,  sondern  noch  Besseres  leistete. 

Auch  hier  lehnte  sich  der  Entwurf  an  das  Bestehende  an,  suchte  letzteres 
nur  zu  ergänzen  und  weiterzubilden.  Er  ging  von  dem  bisherigen  Einschätzungs- 
organismus aus,  der,  wie  schon  früher  angedeutet,  eine  unmittelbare  Einwirkung 
von  selten  eines  Vertreters  des  Staatsinteresses  nicht  kennt,  sondern  den  Rech- 
nungsämtern nur  die  Befugnis  zugesteht,  die  Steuerverteiler  beim  Einschätzungs- 
geschäft, so  oft  es  nötig  erschien,  sachgemäss  zu  belehren  und  denselben  An- 
leitung dazu  zu  erteilen.  Der  Schätzungsapparat  erfuhr  in  seiner  ersten  Instanz 
in  zwiefacher  Hinsicht  eine  Modifikation :  es  wurde  einmal  die  Zahl  der  Schätzungs- 
kommissionsmitglieder  vermindert;  der  Umstand,  dass  die  Schätzungskommis- 
sionen  zu  grosse  Körper  waren,  hatte  wesentlich  zu  unrichtigen  Schätzungen 
beigetragen.  Sodann  wurde  dem  Ministerium  die  Befugnis  eingeräumt,  zu  den 
Verhandlungen  der  Schätzungskommissionen  einen  Beamten  oder,  wie  der  Aus- 
schuss, um  einen  grösseren  Spielraum  zu  lassen,  korrigierte,  einen  Beauftragten 
mit  beratender  Stimme  abzuordnen,  der  den  Vorsitz  führt  und  bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  (§§.  31,  35). 

Die  obligatorische  Abordnung,  wie  sie  in  anderen  Staaten  vielfach  be- 
steht'), hielt  die  Regierung  in  Anbetracht  der  innerhalb  eines  bestimmten  kurzen 


^)  Der  Einschätzungskommission  zur  Vertretung  der  Interessen  des  Staates 
ist  durch  Gesetz  als  Vorsitzender  beigegeben  in  Preussen  bei  der  klassificierten 
Einkommensteuer  der  Landrat  des  Bezirks,  im  Königreich  Sachsen  der  Bezirks- 
steuerinspektor, im  Herzogtum  Sachsen-Meiningen  der  Kreisvorstand,  im  Herzog- 
tum Coburg-Gotha  der  Vorstand  des  Rent-  und  Steueramts. 
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Zeitraums  in  627  Gemeindebezirken  vorzunehmenden  Einschätzungen  für  zu 
schwer  durchzuführen.  Ein  anderer  ebenfalls  häufig  vorkommender  Modus,  wo- 
nach die  vom  Gemeindevorstand  und  mehreren  von  der  Gemeinde  erwählten 
Mitgliedern  vorgenommenen  Einschätzungen  gesetzlich  nur  die  Bedeutimg  eines 
Vorschlags  hat,  wogegen  die  endgültige  Feststellung  der  Steuerstufe  oder  der 
Schätzungssumme  durch  ein  anderes  Organ  erfolgt'),  erschien  als  eine  zu  grosse 
Abweichung  von  der  seit  6  Jahrzehnten  in  Sachsen- Weimar  bestehenden  Uebung. 
Waren  die  beiden  Modifikationen,  die  im  ersten  Stadium  der  Einschätzung 
vorgenommen  wurden,  auch  nicht  belanglos,  für  ausreichend  konnten  sie  nicht 
angesehen  werden.  Als  ein  wirksames  Korrektiv  schlug  die  Regierung  die  Er- 
richtung einer  Prüfungskommission  für  jeden  Rechnungsamtsbezirk  vor.  Die- 
selbe ist  zu  bilden  aus  dem  Vorstande  des  Rechnungsamtes  und  vier  Steuer- 
pflichtigen des  Bezirks,  welche  das  Rechnungsamt  aus  den  ihm  vom  Bezirks- 
ausschusse in  doppelter  Anzahl  vorgeschlagenen  Personen  zu  wählen  hat.  Diesen 
Prüfungskommissionen  ist  die  wichtige  Befugnis  eingeräumt,  unrichtige,  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechende  Einschätzungen,  mögen  diese 
zu  hoch  oder  zu  niedrig  erscheinen,  selbstthätig  zu  berichtigen.  Sie  sind  berufen, 
auf  gleichmässige  Einschätzungen  in  ihren  Bezirken  hinzuwirken  imd  solche  zu 
sichern,  FehlgriiFe  und  Irrtümer  der  Schätzungskommissionen  zu  berichtigen,  un- 
statthafte Begünstigimgen  ebenso  wie  üeberbürdungen  einzelner  Steuerpflichtigen 
zu  verhüten  und  fiskalische  Schädigungen  abzuwenden.  Ausschuss  und  Kammer 
waren  bemüht,  die  Bedeutung  der  Prüfungskommission  noch  zu  vei-stärken.  Dem 
Entwurf  zufolge  sollte  das  Rechnungsamt  die  zeitraubenden  Vorarbeiten  aus- 
führen imd  nur  jene  Einschätzungen  der  Entscheidung  der  Prüfungskommission 
vorlegen,  welche  ihm  den  thatsächlichen  Verhältnissen  gegenüber  unrichtig  — 
zu  hoch  oder  zu  niedrig  —  bemessen  erschienen^).  Die  Kammer  wollte  aber 
nicht  bloss  dasjenige  ihrer  Kognition  unterstellen,  was  dem  Rechnungsamtmann 
bedenklich  erschien,  was  irgend  jemandem  dritten  von  seiten  der  Bevölkerung 
auffallend  gewesen'),  sondern  glaubte,  man  müsse  es  den  Prüfungskommissionen 
selbst  überlassen,  in  die  Rollen  hineinzuschauen  und  etwa  auftauchende  Zweifel 
zur  Besprechung  und   Beschlussfassung   zu   verstellen.     Man   ging   dabei   nicht 


*)  In  Preussen  bei  der  Klassensteuer  durch  die  Bezirksregierung,  in  Schwarz- 
burg-Sondershausen durch  den  Landrat  des  Bezirks  und  vier  Steuerpflichtige, 
welche  vom  Ministerium  aus  den  ihm  vom  Bezirksausschuss  vorgeschlagenen 
Personen  erwählt  werden,  in  Schwarzburg-Rudolstadt  durch  den  Landrat  des 
Bezirks  oder  einen  andern  vom  Ministerium  ernannten  Beamten  und  von  acht 
Steuei-pflichtigen  des  Bezirks,  deren  Wahl  durch  den  Landrat  und  die  Gemeinde- 
vorstände der  sechs  volkreichsten  Orte  des  Bezirks,  im  Fürstentum  Reuss  ä.  L. 
durch  den  Landrat  des  Bezirks  und  durch  eine  Anzahl  städtischer  Bürgermeister 
und  Gemeindevorsteher  des  platten  Landes. 

^)  Das  Staatsministerium  ist  befugt,  diese  Prüfung  für  einzelne  Orte  oder 
Bezirke  durch  einen  besonderen  Prüfungskommissar  vornehmen  und  etwaige  Aus- 
stellungen gegen  die  Einschätzungen  von  der  Prüfungskommission  begründen  zu 
lassen,  auch  sonst  im  Laufe  des  Jahres  dergleichen  kommissarische  Prüfimgen 
zur  Gewinnung  der  erforderlichen  Untei'lagen  für  künftige  Einschätzungen  an- 
zuordnen (§  54,  Abs.  3). 

')  Die  BeschwerdefOhrung  über  zu  niedrige  Einschätzung  dritter  wurde 
nämlich  beibehalten  und  die  Prüfungskommission  hatte  darüber  zu  entscheiden 
(vgl.  unten  §  53  und  Note  dazu). 
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von  dein  Gedanken  aus,  dass  die  Prüfungskommission  unbedingt  über  jede 
einzelne  Einscbätzung  eine  besondere  Debatte  vielleicht  herbeizuführen,  Ab- 
stimmungen zu  veranlassen  habe,  das  nicht,  aber  es  sollte  den  Prüfungskommissionen 
überlassen  bleiben,  beim  Durchgehen  der  Rollen  etwa  aufzustellende  Bedenken 
selbst  zu  konstruieren  und  im  Verfolg  der  weiteren  Verhandlungen  diesen  Be- 
denken Abhilfe  zu  verschaffen.  Man  gab  der  Vermutung  Raum,  dass  jedem 
einzelnen  Mitglied  einer  Prüfungskommission  eine  gewisse  Reihe  ihm  naheliegender 
Einschätzungsbezirke  bezüglich  der  Prüfung  der  Rollen  werde  überwiesen  werden, 
bevor  die  Kommission  selbst  zur  gemeinsamen  Beratung  zusammentrete;  es 
würden  vorläufige  Prüfungen  der  einzelnen  Mitglieder  stattfinden  können  und 
die  Resultate  würden  in  der  Plenarversammlung  von  der  Prüfungskommission 
zum  geschäftlichen  Abschluss  zu  bringen  sein. 

Die  Verlegung  des  Schwerpunktes  der  Einschätzung  in  die  zweite  Instanz, 
in  die  Prüfungskommission,  wurde  bezüglich  ihrer  Zweckmässigkeit  von  manchen 
sehr  angezweifelt.  Man  war  der  Ansicht,  dass  es  richtiger  sei,  gleich  im  ersten 
Stadium  die  Steuereinschätzer  sich  nicht  zu  überlassen  und  da  schon  das  Richtige 
zu  erreichen.  Man  fürchtete,  die  bisherigen  Schätzer  würden  sich  nicht  von  den 
Ortsquoten  losmachen  können,  die  meisten  würden  der  veränderten  Sachlage 
nicht  Rechnung  zu  tragen  wissen  und  nach  wie  vor  keine  Rücksicht  auf  die 
Verhältnismässigkeit  andern  Orten  gegenüber  nehmen.  Die  Vorprüfung  der 
Schätzungslisten  durch  den  Rechnungsamtmann  hielt  man  für  unzweckmässig; 
er  kenne  die  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  nicht,  habe  er  die  Stelle  neu 
angetreten,  so  sei  ihm  vollends  alles  fremd;  er  werde  vorwiegend  Taglöhner, 
Fabrikarbeiter,  Handarbeiter  und  dergleichen  geringe  Leute  herausgreifen,  deren 
Löhne  bekannt  seien.  Die  Prüfung  seiner  Beanstandungen  durch  die  Prüfungs- 
kommission schaffe  nicht  die  gewünschte  Gleichmässigkeit  und  Genauigkeit,  sie 
prüfe  nicht  einmal  an  Ort  und  Stelle,  sondern  am  Sitz  des  Rechnungsamtmanns 
und  arbeite  deshalb  sehr  schwerfällig.  Der  Vorschlag  ging  deshalb  dahin, 
grössere  Schätzungsbezirke  von  etwa  5—7000  zu  bilden,  als  Mitglieder  der  Kom- 
mission vom  Bezirksausschuss  immer  Eingesessene  des  Bezirks,  zu  denen  noch 
der  Bürgermeister  und  drei  bis  fünf  gewählte  Steuereinschätzer  aus  der  be- 
treffenden Gemeinde  hinzutreten  sollten,  wählen  zu  lassen  und  an  ihre  Spitze 
den  Rechnungsamtmann  oder  dessen  Stellvertreter  oder  einen  andern  von  der 
Regierung  Deputierten  zu  stellen.  Der  Beauftragte  des  Staates  hätte  sich  im 
frischen  unmittelbaren  Wechselverkehr  mit  den  Steuereinschätzem  befunden,  um 
mit  diesen  von  Anfang  an  die  Wahrheit  zu  suchen,  hätte  auch  mit  grösserer 
Leichtigkeit  aufklärend  und  erziehlich  wirken  können,  die  Einschätzer  wären 
schon  an  sich  durch  ihre  grössere  Bildung,  genauere  Sachkenntnis  und  Unab- 
hängigkeit von  lokalen  Einflüssen  imstande  gewesen,  eher  Gleichheit  und  Richtig- 
keit herbeizuführen  als  die  Ortseinschätzer.  Diese  Kommissionen  hätten  gleich- 
wohl an  Ort  und  Stelle  ihre  Einschätzung  vornehmen  können,  wodurch  viel  an 
Zeit  und  Mühe  gespart  worden  wäre ;  man  wäre  allen  Teilen  gerecht  geworden, 
die  Gemeinde,  sowie  der  grössere  Ueberblick  wären  vertreten  gewesen,  ohne  dass 
das  örtliche  Cliquenwesen  zur  Herrschaft  hätte  gelangen  können.  Selbstver- 
ständlich fielen  die  Prüfungskommissionen  nach  diesem  Plan  ganz  weg. 

Der  Vorschlag  wurde  von  der  Kammer  höchst  sympathisch  aufgenommen, 
bei  der  kurzen  Beratvmgszeit  scheute  man  aber  vor  weitgreifenden  Umgestaltungen 
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des  Entwurfs  zurück.  Man  veranlasste  den  Antragsteller,  den  Ajitrag  zurück- 
zuziehen, man  wollte  nicht  darüber  abstimmen,  damit  nicht  die  Ablehnung  falsch 
ausgelegt  würde,  man  hoffte  auf  Verwirklichung  des  Gedankens  in  der  Zukunft '). 

Neben  den  Prüfungskommissionen,  wie  sie  der  Entwurf  und  das  Gesetz 
geschaffen  haben,  waren  zur  weiteren  Sicherung  thunlichst  richtiger  imd  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechenden  Einschätzungen  von  Wichtigkeit  die 
Benifungskommissionen.  Eine  erhebliche  Neuerung  nach  dieser  Richtung  ist  es, 
dass  dem  Vorstande  des  Rechnimgsamtes  oder  dessen  Stellvertreter  oder  dem 
Prüfungskommissar  zusteht,  gegen  die  Entscheidungen  der  Prüfungskommission 
nach  erfolgter  Eröflöiung  der  Steuerrollen  in  gleicher  Weise  Berufimg  an  die 
Berufungskommission  einzuwenden,  wie  solche  jedem  einzelnen  Steuerpflichtigen 
wegen  behaupteter  üeberschätzung  seines  Einkommens  zusteht.  Es  wurde  damit 
ein  Weg  betreten,  wie  er  in  der  Mehrzahl  der  Nachbarstaaten  mit  Erfolg  be- 
nützt worden  ist^).  Denn  wenn  auch  nach  den  gemachten  Erfahrungen  von 
diesem  Berufungsrechte  nur  in  vereinzelten  Fällen  Gebrauch  zu  machen  gewesen 
ist,  so  bewährte  sich  doch  die  Berufungsbefugnis  schon  an  und  für  sich  als  ein 
wertvolles  und  wirksames  Mittel  zur  Erlangung  richtiger  Einschätzungen. 

Die  Berufungskommissionen  sind  in  anderer  Weise  als  bisher  zusammen- 
gesetzt. Der  Umstand,  dass  die  Vorstände  der  Rechnungsämter  als  Vorsitzende 
der  Prüfungskommissionen  in  Thätigkeit  zu  treten  haben,  schloss  aus,  dass  die- 
selben auch  als  Mitglieder  der  Benifungskommissionen  und  insbesondere  als 
deren  Vorsitzende  fungierten.  Infolgedessen  erschien  es  auch  rätlich,  künftig 
nicht  für  jeden  Reehnungsamtsbezirk,  sondern  für  jeden  Verwaltungsbezirk  eine 


^)  Die  Regierung  war  dagegen,  weil  sie  für  alle  Einschätzungsbezirke 
passende  Beauftragte  nicht  finden  zu  können  glaubte,  und  die  Füglichkeit,  in 
längerem  Zeitraum  nach  und  nach  mit  einer  geringeren  Zahl  von  Bevollmäch- 
tigten die  grosse  Arbeit  zu  bewältigen,  durch  die  in  den  Verhältnissen  liegende 
gebieterische  Notwendigkeit,  binnen  verhältnismässig  kurzer  Frist  zum  greifbaren 
Abschluss  der  Einschätzung  gelangen  zu  müssen,  zweifellos  behindert  würde. 
Das  von  andern  angeführte  Beispiel  des  Herzogtums  Gotha,  wo  derartige  Ein- 
schätzungskommissionen, zusammengesetzt  aus  dem  Vorstande  des  Rentamts,  dem 
Bürgermeister  des  Orts  und  aus  drei  Steuerpflichtigen  angrenzender  Orte  sich 
sehr  gut  bewähren,  hielt  die  Regierung  deswegen  für  nicht  relevant,  weü  dort 
nicht  alljährlich  durchgängig  neue  Einschätzungen  vorgenommen  werden,  son- 
dern nur  Zugangs-  und  Berichtigungsschätzungen,  wenn  in  dem  einen  oder  andern 
Fall  eine  höhere  Einschätzung  geboten  erscheint. 

^)  Die  Befugnis  zur  Einwendung  von  Berufungen  gegen  zu  niedrige  Ein- 
schätzungen einzelner  Steuerpflichtiger  steht  in  Preussen  hinsichtlich  der  Ein- 
schätzungen zur  klassifizierten  Einkommensteuer  dem  Vorsitzenden  der  Ein- 
schätzungskommission ,  d.  h.  dem  Landrate  des  Bezirks  zu ,  im  Königreich 
Sachsen  dem  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission,  d.  h.  dem  Bezirks- 
steuerinspektor oder  dessen  Stellvertreter,  im  Herzogtum  Sachsen-Meiningen  dem 
Vorsitzenden  der  Schätzungskommission,  d.  h.  dem  Kreisvorstande  oder  dem 
vom  Staatsministerium  hierzu  ernannten  besonderen  Beamten,  im  Herzogtum 
Sachsen- Altenburg  dem  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission ,  d.  h.  dem 
vom  Ministerium  hierzu  ernannten  Finanzverwaltungsbeamten  oder  der  sonst 
hierzu  ernannten  geeigneten  Person,  im  Herzogtum  Sachsen-Coburg-Gotha  dem 
Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission,  d.  h.  dem  Vorstande  des  Rent-  und 
Steueramts,  im  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt  dem  Landrat  oder  dem  an 
dessen  Stelle  ernannten  Beamten,  im  Fürstentum  Reuss  j.  L.  dem  Landrate  oder 
dem  besonders  ernannten  Regierungskommissar. 
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Berufungskommission  zu  errichten,  für  welche  je  ein  Vorsitzender  vom  Staats- 
ministerium ernannt  wird  und  je  4  Mitglieder  wie  bisher  vom  Bezirksausschuss 
erwählt  werden.  Sachlich  wurde  eine  Erweiterung  der  Zuständigkeitsbefugnisse 
der  Berufungskommissionen  insofern  vorgenommen,  als  dieselben  befugt  sind,  Aus- 
kunftspersonen, Zeugen  und  Sachverständige  zu  vernehmen,  die  Steuerpflichtigen, 
welche  Benifung  einwenden,  zur  Beantwortung  bestimmter  Fragen  über  ihre  Vermö- 
gens- und  Erwerbsverhältnisse,  Verlegung  der  darauf  bezüglichen  Urkunden  und  Ge- 
schäftsbücher aufzufordern.  Die  bisherige  Befugnis  zur  Fortstellung  von  Re- 
klamationen an  das  Staatsministerium  fiel  infolge  dieser  Erweiterung  weg,  wo- 
gegen die  Befugnis  zur  Erhebung  von  Beschwerden  wegen  behaupteter  unrich- 
tiger Anwendung  gesetzlicher  oder  Vollzugs  Vorschriften  nach  wie  vor  bestehen 
bleibt. 

In  der  Kammer  entwickelte  sich  eine  lebhafte  Debatte  darüber,  ob  man 
wie  der  Entwurf  es  wollte,  der  Berufungskommission  das  Recht  geben  solle,  in 
Ermangelung  anderer  Mittel  von  dem  die  Berufung  Einlegenden  die  eidliche 
Versicherung  seiner  Angaben  zu  verlangen.  Auf  allen  Seiten  war  man  einig 
darüber,  dass  keine  Rede  davon  sein  könne,  den  Steuerpflichtigen  auch  dann 
zur  Eidesleistung  zu  veranlassen,  wenn  die  Berufung  vom  Vertreter  des  Staats- 
fiskus ausgeht;  man  fürchtete  davon  eine  grosse  Häufung  der  Eidesleistungen 
und  hielt  es  für  unrecht,  den  einzelnen  gewissermassen  durch  die  Handlung 
des  Staates  überraschen  zu  lassen  und  wider  seinen  Willen  zum  Eid  zu  nötigen. 
In  dem  Fall,  dass  die  Benifung  von  Steuerpflichtigen  ausging,  wollte  die  Majo- 
rität des  Ausschusses  den  Eid  zulassen,  die  Kammer  lehnte  aber  auch  dies  ab. 
Man  hob  hervor,  es  würden  heutzutage  ohnehin  schon  soviel  Eide  geschworen, 
man  dürfe  nicht  eine  neue  Quelle  von  Meineiden  schaffen.  Je  häufiger  der  Eid,  um 
so  mehr  ruiniere  man  die  Gültigkeit  des  männlichen  Wortes.  Wenn  man  an  allen 
möglichen  Stellen  den  Eid  abverlange,  so  erkläre  man,  die  Leute  sind  Lügner  und 
sagen  nicht  eher  die  Wahrheit,  als  bis  man  sie  zwingt,  zu  schwören.  Es  sei  juri- 
stisch unzulässig,  hier  den  Eid  zu  verlangen;  wenigstens  hüte  sich  die  Rechtswissen- 
schaft, den  Eid  zuzulassen,  wo  es  auf  den  eigenen  Vorteil  des  einzelnen  ankommt; 
nur  in  sehr  seltenen  Fällen,  wo  durch  andere  Umstände  schon  mehr  oder  minder 
dargelegt  sei,  dass  der  Mann  recht  habe,  lasse  sie  den  Erfüllungseid  zu,  und 
der  Kläger  habe  nur  dann  zu  schwören,  wenn  durch  eine  Art  Privatabkommen 
ihm  der  Eid  zugeschoben  werde.  Nicht  jeder  gewissenhafte  Mann  sei  geneigt, 
in  solcher  Sache  zu  schwören;  verweigere  er  den  Eid,  so  werde  von  vornherein 
das  Odium  der  Unwahrheit  auf  ihn  fallen;  ja  wenn  er  als  gewissenhafter 
Mann  nicht  schwören  wolle,  könne  er  nahezu  die  Berufung  gar  nicht  ein- 
legen. Selbst  bei  geordneter  Buchführung  könne  man  oft  eine  bestimmte  Zahl 
nicht  beschwören,  die  Wirthschaftsverhältnisse  seien  zu  kompliziert.  Das  Gesetz 
beruhe  auf  Einschätzung,  es  sei  ein  Widerspruch,  auf  der  einen  Seite  das  Ein- 
schätzungsprincip  zu  wählen,  auf  der  andern  Seite  aber  die  Selbstfassion  in  so 
strenger  Weise  durchzuführen.  Das  neue  Verfahren  bedeute  gegen  die  bisherige 
Uebung  eine  Verschärfung.  Bisher  war  man  nur  bei  der  zweitinstanzlichen  Be- 
rufung an  das  Staatsministerium,  also  an  eine  Behörde,  gezwungen,  alle  Beweis- 
mittel heranzuziehen,  nicht  aber  gegenüber  einer  Kommission,  wie  jetzt,  und 
doch  war  auch  die  Reklamation  an  das  Ministerium  nahezu  unmöglich  gemacht 
dadurch,    dass   der  Reklamant  eine    eingehende,   alle    Zweige    der  Wirtschaft 
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erachöpfende  Buchführung  vorlegen  sollte,  deren  Richtigkeit  von  ihm  auf  Ver- 
langen eidlich  zu  erhärten  war.  Das  Beispiel  anderer  Staaten  'j  Hess  man  nicht 
gelten ;  es  seien  dort  höhere  Berufungsinstanzen,  vielfach  Juristen,  oder  es  handele 
rieh  wie  in  Sachsen  um  Fassion,  welche  aber  an  sich  auch  den  Eid  nicht  brauche, 
da  es  genüge,  falsche  Angaben  als  Betrug  anzusehen  und  ein  Kriminalverfahren 
einzuleiten.  Man  fürchtete  schliesslich,  dass  gerade  die  Fälle,  in  denen  jemand 
zum  Eid  sich  erbiete,  die  allergefahrlichsten  seien  oder  auch  dass  die  Be- 
rufungskommissionen, durch  keine  bestimmte  Prozessordnung  eingeschränkt,  den 
Eid  verlangten,  wo  es  nicht  nötig  sei. 

Gegenüber  diesen  Gründen  hielt  man  das,  was  für  Beibehaltung  des  Eides 
geltend  gemacht  wurde,  doch  nicht  für  durchschlagend.  Man  hob  nämlich  von 
dieser  Seite  hervor,  dass  der  einzelne,  z.  B.  der  Fabrikant,  der  seine  Geheim- 
bücher nicht  vorlegen  wolle,  oft  gar  kein  anderes  Mittel  habe,  um  die  Be- 
hauptung seiner  Wahrheit  zu  erweisen ;  streiche  man  die  Bestimmung,  so  werde 
die  Beruf ungskommission  jedesmal  sagen,  der  Beweis  sei  nicht  erbracht,  es  bleibe 
bei  der  Einschätzung;  es  werde  kein  Zwang  ausgeübt;  wenn  einer  nicht  schwören 
woUe,  so  werde  seine  Sache  eben  hinfällig;  wolle  jemand  eine  Berufung  einlegen, 
so  müsse  er  sich  klar  machen,  ob  er  seine  Angaben  auch  beschwören  könne. 
Die  Berufungskommission  sei  so  gut  als  eine  Verwaltungsbehörde  geeignet,  den 
Eid  abzunehmen;  sie  werde  sich  auch  ihren  Mann  ansehen  und  zu  beurteilen 
wissen,  ob  man  ihm  glauben  kann  oder  zutrauen  muss,  dass  er  eidliche  Ver- 
sicherung der  Wahrheit  zuwider  abgibt.  Gegen  zu  häufige  Anwendung  des 
Eides  lasse  sich  durch  VoUzugsinstniktion  vorbeugen. 

5.  Mit  den  Bestiomiungen  über  die  Organisation  des  Einschätzungsge- 
schäftes hängen  eng  zusammen  die  Handhaben,  welche  bei  der  Einschätzung 
benützt  werden  dürfen,  sowie  die  Vorschriften,  nach  denen  die  Einschätzung 
sich  vollziehen  soll. 

Jeder  Abzuschätzende  ist  verpflichtet,  dem  Gemeindevorstande,  der 
Schätzungskommission,  dem  Rechnungsamte,  dem  Prüfungskommissar,  der 
Prüfungskommission  und  der  Berufungskommission  alle  zur  Gewinnung  der 
notwendigen  Schätzungsunterlagen  und  zu  einer  richtigen  Abschätzung  erfor- 
derlichen Auskünfte  auf  Verlangen  unweigerlich  imd  unverzüglich  zu  erteilen. 
Freilich  ist  dies  eingeschränkt,  insofern  lästiges  Eindringen  in  die  Vermögens- 
und Kreditverhältnisse  eines  Abzuschätzenden   unterbleiben   soll    (§.  39).      Die 


')  Das  preussische  Gesetz  sagt:  ,Es  ist  die  Bezirkskommission,  wenn  es 
an  andern  Mitteln,  die  Wahrheit  zu  ergründen,  fehlt,  berechtigt,  den  Reklamanten 
zur  Erklärung  an  Eidesstatt  über  die  in  betreff  seines  Einkommens  von  ihm 
selbst  gemachten  Angaben  aufzufordern.  Sie  hat  für  einen  solchen  Fall  in 
einem  darüber  zu  erlassenden  Bescheide  die  eidesstattliche  Erklärung  wörtlich 
vorzuschreiben."  Das  sächsische  Einkommensteuergesetz  sagt:  „Auch  ist  die 
Reklamationskommission,  wenn  es  ihr  an  andern  Mitteln  zur  ßegründimg  der 
Wahrheit  fehlt,  berechtigt,  den  Reklamanten  zur  Bekräftigung  der  in  betreff 
seines  Einkommens  von  ihm  selbst  gemachten  Angaben  zu  der  Versicherung 
an  Eidesstatt  aufzufordern."  Im  Meiningenschen  Gesetz  heisst  es:  „Auch  ist  die 
Reklamationskommission,  wenn  es  an  andern  Mitteln,  die  Wahrheit  zu  er- 
gründen fehlt,  berechtigt,  den  Reklamanten  zur  eidUchen  Erhärtung  der  über 
sein  Einkommen  selbst  gemachten  Angaben  aufzufordern."  Aehnlich  in  den 
übrigen  thüringischen  Staaten. 
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Angabe  der  Dienstherrn  und  Arbeitgeber  bezüglich  der  Löhne  und  Gehälter 
war  neu,  stiess  auch  bei  der  ersten  Anwendung  auf  Widerspruch.  Vorstellungen 
in  Prosa  und  Versen  liefen  bei  der  Regierung  ein.  Die  Besitzer  der  Fabrik- 
etablissements behaupteten,  dass,  wenn  sie  den  Lohn  ihrer  Arbeiter  angeben 
müssten,  dieses  ihr  Fabrikgeheimnis  gefährde  und  ihre  Existenz  bedrohe. 

Was   die  Einschätzungsvorschriften  betrifft,    so    enthalten  die  §§  42  —  52 
das  Nötige,  auf  die  auch  im  allgemeinen  verwiesen  wird. 

Eingehende  Beratung  und  erhebliche  Aenderungen  erfuhren  die  Bestim- 
mungen über  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  und  Gebäuden.  Der  Ent- 
wurf hatte  sich  in  dieser  Hinsicht  an  das  alte  Gesetz  angeschlossen.  Damit 
war  man  in  der  Kammer  nicht  einverstanden.  Man  erklärte  die  Vorschriften 
für  zu  schwer  verständlich  und  ausführbar  und  behauptete,  dass  sie  eben  des- 
halb nicht  benützt  würden.  Im  Ausschuss  suchte  man  auf  den  verschiedensten 
Wegen  nach  einer  leicht  fasslichen,  greifbaren  Unterlage  für  diesen  Teil  der 
Einschätzung.  Manche  glaubten  in  den  ortsüblichen  Pachtpreisen  unter  Auf- 
rechnung von  Vä  für  die  Aufsichts-  und  Arbeitsrente  die  relativ  beste  Norm  zu 
finden;  für  die  nicht  abzuleugnenden  mancherlei  Ausnahmen  (z.  B.  insoweit  eine 
Reihe  von  Verhältnissen  mitwirke,  die  den  Pachtungen  hie  und  da  einen  ganz 
besonderen,  gewissermassen  persönlichen  Charakter  geben)  sollte  es  dem  pfiicht- 
mässigen  Ermessen  der  Steuerschätzer  überlassen  bleiben,  nebenbei  noch  auf 
anderen  Wegen  zur  richtigeren  Erkenntnis  des  Reinertrags  zu  gelangen.  Allein 
die  Regierung  weigerte  sich  durchaus,  allgemein  die  Pachtverhältnisse  zu  be- 
nützen und  legte  eine  neue  Fassung  vor,  die  auch  von  der  Kammer  in  Anbe- 
tracht, dass  in  keinem  Staat  eine  ganz  befriedigende  Lösung  bis  jetzt  erreicht 
wurde'),  mit  wenigen  Ausnahmen  angenommen  wurde. 

Der  Entwurf  stellte  an  die  Spitze  den  Grundsatz,  dass  bei  der  Abschätzung 
des  Einkommens  aus  Grund  und  Boden  und  aus  Gebäuden  die  Reinerträge 
der  dem  Steuerpflichtigen  eigentümlich  gehörigen  oder  in  seiner  Nutzniessung 
befindlichen,  in  der  Flur  des  Ortes  gelegenen  Grundstücke  massgebend  sein 
sollen.  Aus  diesem  Grundsatz  zog  man  dann  die  weitere  Folge  und  unterschied 
zwei  Gruppen:  Für  die  Berechnung  des  Einkommens  aus  verpachteten  oder 
vermieteten  Grundstücken  sollte  der  jeweilige  Pacht-  oder  Mietsertrag  unter 
Hinzurechnung  des  Werts  etwaiger  Natural-  oder  sonstiger  Nebenleistungen,  so- 
wie der  dem  Verpächter  vorbehaltenen  Nutzungen,  anderseits  unter  Abrechnung 
der  demselben  obliegenden  Lasten  die  Hauptunterlagen  bilden  mit  Berücksich- 
tigung besonderer  Nebenverhältnisse. 


^)  Man  wies  besonders  auf  Sachsen  hin,  an  dessen  Gesetz  man  vielfach 
sich  angelehnt  hat.  Dort  wurden  in  der  neueren  Zeit  bittere  Klagen  geführt  über 
die  in  der  Instruktion  gegebenen  Schätzungsmodalitäten.  Der  Landeskulturrat 
hat  gegen  das  Finanzministerium  die  anscheinend  nicht  ganz  unbeSr echtigte  Be- 
schwerde geführt,  dass  seinen  Wünschen  nicht  genügend  entsprochen  worden 
sei.  Daraufhin  ist  im  Dezember  1882  eine  Generalverordnung  an  alle  Bezirks- 
steuerinspektoren erlassen  worden,  dahin  in  der  Hauptsache  zielend,  dass  in 
gewissen  passenden  Zeiten  die  Bezirkssteuerinspektoren  alle  ihre  Vertreter  zu- 
sammenberufen und  unter  Zuziehung  von  tüchtigen  Sachverständigen  aus  der 
Gegend  mit  diesen  sich  bemühen  sollen,  feste  Grundsätze  für  die  Einschätzung 
zu  gewinnen.     Hier  genügte  also  nicht  einmal  der  Weg  der  Instruktion. 
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Bei  der  Schätzung   des  Einkommens  aus   selbstbewirtschafteten  Be- 
sitzungen sollte  der  im  Durchschnitte  der  letzten  drei  Wirtschaftsjahre  erzielte 
Reinertrag  und  bei   der  Schätzung  des  Einkommens  aus  Holzgrundstücken  das 
jährliche   Einkommen  nach  wirtschaftlichem  Nutzungsanschlag   zu  Grunde  ge- 
legt werden.    Bezüglich   der  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe   und   der  vom 
Rohertrag  zu  machenden  Abzüge  lehnte  sich  der  Entwurf  an  das  alte  Gesetz  an. 
Gegen  die  Vorschläge  der  Regierung  wurden  namentlich  zwei  Bedenken 
geltend  gemacht.     Ein  Teil  missbilligte,   dass   das   Einkommen  des  Landwirts, 
wie   es   im  Ertrag  des   Grund  und  Bodens  in  Verbindung  mit  Betriebskapital, 
Aufsicht   und   Arbeit   entsteht,   nicht   als   Ganzes,   sondern  wie  bisher  getrennt 
(§.  45  und  48)  zur  Abschätzung  kommen  solle.     Die  gesonderte  Veranschlagung 
der  Aufsichts-  und  Arbeitsrente  nach  Lohn  hielt  man  für  un zweckmässig,  da  es 
dafür  bei  der  Selbstbewirthschaftung  keinen  Faktor  gebe,  das  Ganze  führe  nicht 
zur  Klarheit,  sondern  zur  Verdunkelung.    Dem  hielt  man  entgegen,  dass  auch  in 
Sachsen  zwar  gemeinschaftlich,  aber  auf  Grund  ganz  specieller  Teilung  geschätzt 
wird,  die  Scheidung  habe  sich  bisher   in  S.-W.  bewährt,    es  würde  um  so  rich- 
tiger geschätzt,  je  mehr  man  den  einzelnen  Steuerquellen  nachgehe;  sie  sei  auch 
an  andern  Stellen  des  Gesetzes  aufrecht  erhalten  (§  55);  auch  wollte  man  den  Grund- 
satz, dass  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  nur  da  versteuert  werde,  wo  es 
gewonnen  wird,  nicht  durchbrechen  wegen  der  Gemeinden ;  das  wäre  aber  einge- 
treten in  dem  Fall,  dass  Grundstücke  in  verschiedenen  Fluren  liegen,  aber  von  einem 
Orte  aus  bewirtschaftet  werden.    Es  blieb  demzufolge  bei  der  Regierungsvorlage. 
Der  andere  Punkt,    der  zu  Ausstellungen  führte,  war  die  Schätzung  des 
Einkommens   aus  selbstbewirtschaftetem  Grundbesitz   nach   dreijährigem  Durch- 
schnitt und   die  Zugrundelegung   des   wirklichen   Ertrags   anstatt    der   Ertrags- 
fähigkeit.   Die  Feststellung  des  dreijährigen  Durchschnitts  hielt  man  für  schwer 
ausführbar ').    Bei  Deklaration  würde  die  Sache  anders  liegen.    Man  bezeichnete 
es  aber  auch   als  gar   nicht  wünschenswert ,  dass  wirklich  der  Durchschnitt  der 
letzten  3  Jahre  der  kommenden  Schätzung  zu  Grund  gelegt  werde,  man  gerate 
damit  in   ein  Schwanken   der  Steuerausschrift;   nach   drei  fetten  Jahren  ergebe 
sich    ein  hohes  Steuerkapital   und   ein  niedriger  Prozentsatz,   sollten    die   drei 
folgenden  Jahre   die  Erwartimg   täuschen,   so   sei  der  Staat  schwer  geschädigt. 
Denke   man   sich    den  umgekehrten  Fall   und    lege    den   Durchschnitt    der   drei 
mageren  Jahre  zu  Grunde,  so  müsse  ein  hoher  Prozentsatz  der  Steuer  gegriffen 
werden.     Komme  man  nun  wieder   in   drei  fette  Jahre,   so   ergäben  sich  mehr 
Steuern   als  man  brauche.    Dieses  Verhältnis  würde   in  S.-W.  besonders  unan- 
genehm   empfunden  werden,  weil   dieser  Staat   dreijährige  Finanzperioden  und 
einjährige  Schätzungsperioden  habe.    Zu  einer  gewissen  Stabilität  könne  man  nur 
gelangen,  wenn  man  nicht  vom  wirklichen  Ertrag,  sondern  von  der  Ertragsfähig- 
keit ausgehe;   nicht  das,  was  in  der  Vergangenheit  eingenommen  wurde,  dürfe 
man  zu  Grunde   legen,   sondern  was   nach   der  Ertragsfähigkeit  voraussichtlich 
an  Reinertracf   zu   erzielen   sei.     Den   Steuereinschätzern   sei   volle   Freiheit   zu 


^)  Die  bisherige  Gesetzgebung  sagte  nichts  über  den  zu  Grunde  zu  legen- 
den Zeitraum;  es  war  eine  Lücke.  Nur  wenn  es  zu  Reklamationen  kam,  konnte 
nach  §  76  dem  Reklamanten  die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  die  über  das 
letztverflossene  Kalenderjahr  bezüglich  seines  Geschäfts  geführten  Bücher 
vorzulegen. 
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geben,  sie  dürften  alles  zu  Rate  ziehen,  wie  die  Höhe  der  üblichen  Pachtungen, 
Bonitierungen  u.  s.  w. 

Diese  Anschauung  wurde  mit  Recht  bekämpft.  Man  wies  auf  das  Bei- 
spiel anderer  Staaten  hin.  Preussen,  Königr.  Sachsen,  Herzogtum  Meiningen, 
Coburg-Gotha,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuss  j.  L.  haben  den  dreijährigen  Durch- 
schnitt. Die  Schwankungen  gerade  bei  dreijährigem  Durchschnitt  seien  nicht 
gross.  Auf  eine  ganz  schiefe  Ebene  begebe  man  sich,  wenn  man  statt  des  wirk; 
liehen  Ertrags  die  Ertragsfähigkeit  zu  Grunde  lege.  Letztere  sei  ein  Theorem, 
erstere  eine  Thatsache.  Das  Sicherere  sei  für  den  Landwirt  auch  das  Vorteil- 
haftere. Gehe  man  von  der  Ertragsfähigkeit  aus,  so  werde  nicht  das  Einkom- 
men in  Betracht  gezogen,  welches  der  Steuerpflichtige  wirklich  erzielt,  sondern 
die  Möglichkeit  des  Bezugs  eines  Einkommens,  das  sich  auf  Veranschlagung 
gründet;  bei  einem  Ertragsanschlage  werde  aber  nicht  berücksichtigt  die  sub- 
jektive Einwirkung  des  betreifenden  Landwirts;  es  könne  ein  solcher  ein  Grund- 
stück unbenutzt  liegen  lassen,  dann  ergebe  sich  kein  oder  nur  ein  sehr  geringes 
Einkommen ,  anderseits  könne  ein  Landwirt  die  Landwirtschaft  sehr  intensiv 
betreiben  und  ein  Einkommen  weit  über  den  Betrag  hinaus,  der  bei  ihm  ver- 
anschlagt worden  ist,  durch  erheblichere  Thätigkeit  oder  vermehrtes  Kapital  er- 
zielen, das  würde  bei  der  Schätzung  dann  gleichfalls  nicht  berücksichtigt  werden. 
Trotz  dieser  Gegengründe  siegten  die  Anhänger  der  Ertragsfähigkeit. 

6.  Bezüglich  der  zu  fatierenden  Einkommen,  von  denen  die  §§  15 
bis  30  handeln,  wurden  die  alten  Bestimmungen  grösstenteils  beibehalten.  Die 
wichtigste  Aenderung  war  die,  dass  bei  Aktien  und  andern  Kapitalanlagen  das 
wirkliche  Erträgnis  angemeldet  werden  muss,  während  man  bisher  mit  5  Pro- 
zent sich  begnügen  durfte. 

7.  Die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  war  natürlich  auch  in 
Sachsen-Weimar  eine  strittige  Frage  ^).  Nach  dem  älteren  Einkommensteuer- 
gesetz vom  19.  März  1869  hatten  Banken  und  Aktieninstitute  die  nach  ihrem 
jährlichen  Rechnungsabschlüsse  sich  herausstellenden  Reinerträge  zur  Fassion  zu 
bringen,  so  weit  sie  nicht  an  die  einzelnen  Mitglieder  verteilt  wurden  und  so- 
nach von  diesen  zu  versteuern  waren.  Es  war  eine  einmalige  Besteuerung.  Der 
neue  Regierungsentwurf  wollte  ein  anderes  Princip  zur  Durchführung  bringen. 
Aehnlich  wie  in  Sachsen  sollte  eine  doppelte  Besteuerung  eintreten,  die  Aktien- 
gesellschaften als  solche  sollten  für  das  gesamte  Einkommen  steuern,  ausserdem 
aber  auch  die  Aktionäre  noch  ihre  Dividenden  anmelden.  Schon  im  Ausschuss 
ergab  sich  hiefür  keine  Majorität.  Letztere  war  wohl  damit  einverstanden,  dass 
man  das  ganze  Einkommen  bei  der  Aktiengesellschaft  erfasse,  dann  aber  die 
so  bereits  versteuerten  Dividenden,  insoweit  solche  von  inländischen  Aktiengesell. 
Schäften  herrühren,  beim  einzelnen  Aktionär  in  Abzug  bringen  lasse,  was  auch 
den  Beifall  der  Kammer  fand.  Die  einfache  Besteuerung,  wie  sie  früher  bestand, 
ist  also  erhalten  geblieben,  nur   die  Erhebungsart  praktischer  geregelt  worden. 

8.  Einen  sehr  wichtigen  Punkt  hatte  der  neu  revidierte  Einkommensteuer- 
gesetzentwurf nicht  ins  Auge  gefasst;  er  betraf  die  Progression.  Aber  schon 
bei  der  Beratung  wurde  seitens  des  Ausschusses  diese  Frage  angeregt.  Man 
war  der  Ueberzeugung,  dass  die  bisherige  Einrichtung  des  nach  dem  wechseln- 


1)  Siehe  Finanzarchiv  II.  S.  .317  fg. 
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den  Erfordernis  zwar  schwankenden,  aber  für  alle  Steuerpflichtigen  jedesmal 
gleichen  Prozentsatzes  nicht  länger  beibehalten  werden  könne.  Bei  richtiger 
Anwendung  des  neuen  Gesetzes  mussten  die  Einschätzungen  zur  zweiten  und 
dritten  Abteilung  der  Steuerrollen  wesentlich  andere,  jedenfalls  auch  bei  den 
untersten  Schichten  der  Bevölkerung  wesentlich  höhere  werden.  Es  war  zu 
befurchten,  dass  der  gleiche  Prozentsatz  für  diese  Klassen  äusserst  drückend 
werde.  Das  Ministerium  stellte  deshalb  schon  selbst  für  die  nächste  Finanzperiode 
eine  Regelung  in  Aussicht.  Seitens  der  Kammer  hätte  man  aber  gerne  gesehen,  wenn 
bei  §  10,  der  von  der  Verabschiedung  des  jedesmaligen  Steuergesetzes  handelt, 
die  Verpflichtung  ausgesprochen  worden  wäre,  dass  jedesmal  darüber  Bestimmung 
getroflFen  werde,  ob  und  welche  verschiedene  Steuerstufen  angenommen  werden 
oder  ob  nur  Erleichterungen  der  mit  den  niedrigsten  Beträgen  Eingeschätzten 
stattfinden  soUen.  Die  Regierung  wollte  aber  in  dem  gegebenen  Augenblick  die 
Verantwortimg  für  eine  derartige  gesetzliche  Fixienmg  nicht  übernehmen,  da  ihr 
für  die  Ausführbarkeit  eine  unumstössliche  Sicherheit  nicht  gegeben  schien. 

Die  Kammer  begnügte  sich  unter  diesen  Umständen  mit  einer  kurzen 
Vertagimg.  Sie  fasste  einstimmig  den  Beschluss,  in  welchem  die  Regierung 
ersucht  wurde,  rechtzeitig  eine  Vereinbanmg  mit  dem  Landtage  zu  veran- 
lassen, kraft  deren  sofort  nach  Inkrafttreten  des  neurevidierten  Einkommen- 
steuergesetzes eine  Erleichterung  der  Niedrigbesteuerten  einzutreten  hat,  dem- 
nächst aber  die  thunlichst  baldige  Einführung  verschiedener  Steuerstufen  mit  ab- 
und  ansteigenden  Steuersätzen  im  Auge  zu  behalten,  und,  sobald  finanziell  dafür 
sich  eine  sichere  Unterlage  ergibt,  wenn  nötig  selbst  durch  Einberufung  eines 
ausserordentlichen  Landtages  eine  dahin  führende  gesetzliche  Basis  zu  schaffen. 
Die  Staatsregierung  kam  in  loyalster  Weise  den  Wünschen  des  Landtags 
entgegen.  Sie  war  sogar  bemüht,  gleichzeitig  mit  dem  Inslebentreten  des  neuen 
Einkommensteuergesetzes  (1.  Januar  1884)  die  Steuerskala  noch  einzuführen. 
In  einem  Ministerialdekret  vom  13.  Oktober  1883  proponirte  sie  folgende  Steuer- 
prozente, von  denen  sie  nebenstehende  Steuererträge  erwartete: 
Steuerstufe    Einkommen    Steuerprozentsatz     Gesamtsteuerkapital     Steuerertrag 

20,914,000  418,280 

4,879,000  107,338 

5,714,000  137,136 

6,821,000  177,346 

10,151,000  284,228 

5,853,000  175,590 

4,495,000  143.840 

5,856,000  199,104 


1. 

bis  499 

2 

n. 

500-  699 

2V5 

m. 

700—  999 

2-/5 

IV. 

1000-1499 

2»/5 

V. 

1500-2999 

2*/5 

VI. 

3000—4999 

3 

vn. 

5000-8999 

3V5 

VIII. 

9000  u.  darüber 

37» 

64,683,000  1,642,862 

Von  diesem  auf  Grund  der  Steuerstatistik  von  1881  veranschlagten  Gre- 
samtsteuerertrag  waren  noch  die  Schuldzinsen  in  Abzug  zu  bringen;  die  Re- 
gierung taxierte  diesen  Ausfall  an  Steuerkapital  auf  10,4—12  Prozent;  dem 
stand  eine  Mehrung  gegenüber  infolge  der  verbesserten  Neuschätzung,  so  dass 
sie  den  eff"ektiven  Ausfall  mit  7'/2  Prozent  annehmen  zu  dürfen  glaubte,  also 
im  ganzen  einen  Steuerertrag  von  1,520,000  M.  erwartete. 

Nach  beendigter  Beratimg  des  Etats  ergab  sich  ein  Minderbedarf  von 
direkter  Einkommensteuer  in  der  Höhe  von  133,500  M.,  so  dass  statt  1,520,000  M. 
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nur  1,386,500  M.  zu  decken  waren.  Die  Steuerskala  konnte  unter  diesen  Um- 
ständen modifiziert  werden.  In  welcher  Richtung  dieses  geschehen  müsse,  darüber 
war  man  sich  im  Ausschuss  klar. 

Man  billigte,  dass  nicht  über  den  Prozentsatz  von  37»  Prozent  in  der 
Progression  hinausgegangen  war.  Dieser  Satz  schloss  sich  an  die  bisherige 
Veranlagung  mit  2,9  Prozent,  sowie  an  die  Praxis  in  den  Nachbarstaaten  an 
(in  Sachsen,  Preussen,  Sachsen-Altenburg,  Reuss  j.  L.  nicht  über  3  Prozent).  Die 
projektierte  Progression  war  zwar  gegenüber  diesen  Staaten  verschärft,  insofern 
sie  auch  innerhalb  der  Klassen  fortwirkte,  sie  war  aber  doch  auch  wieder  milder, 
insofern  sie  erst  bei  9000  M.  ihren  Höhepunkt  mit  3^5  Prozent  erreichte.  Man 
durfte  hoffen,  dass  bei  solcher  Mässigung  weder  die  Neigung  zum  Sparen  und 
Kapitalisiren  unterbunden,  noch  zu  Hinterziehung  gereizt  wurde. 

War  nach  dieser  Seite  ziemliches  Einverständnis  vorhanden,  so  war  nicht 
das  Gleiche  der  Fall  bezüglich  der  Skala  nach  imten;  man  sah  sich  in  seiner 
Hoffnung  auf  wesentliche  Entlastungen  getäuscht,  ja  man  fürchtete  geradezu 
eine  stärkere  Belastung  der  ohnehin  durch  die  neuen  indirekten  Reichssteuern 
härter  getroffenen  untern  Volksschichten  von  der  neuen  Skala.  Ein  Handarbeiter 
z.  B.,  der  in  einer  kleinen  Gemeinde  auf  200  M.  eingeschätzt  war,  entrichtete 
bisher  5  M.  80;  man  durfte  als  sicher  annehmen,  dass  bei  dem  neuen  Gesetz 
der  nämliche  Arbeiter  zu  400  M.  eingeschätzt  wurde;  bei  2  Prozent  würde  er 
also  mit  8  M.  belegt  worden  sein.  Das  konnte  man  nicht  wollen.  War  man 
auch,  da  das  Schwergewicht  der  Steuerkraft  in  S.-W.  unbedingt  in  den  untersten 
Steuerstufen  zu  suchen  ist,  nicht  in  der  Lage,  soweit  zu  gehen  wie  andere 
Staaten '),  so  war  man  doch  entschlossen,  nicht  über  1,2  Prozent  zu  greifen. 

Das  Bedürfiiis  nach  einer  starken  Degression  war  ein  zwingendes.  Waren 
doch,  wie  auch  offiziell  zugestanden  wurde,  bisher  die  niedersten  Stufen  wegen 
des  gleichen  Prozentsatzes  so  niedrig  eingeschätzt  worden. 

Die  Regierung  machte  deshalb  nun  folgende  Proposition: 

Einkommen        Prozentsatz  Gesamtsteuerkapital        Steuerertrag 


Bis  499  M. 

1,2 

20,914,000 

250,968 

500-  699 

1,6 

4,879,000 

78,064 

700-  999 

2,0 

5,714,000 

114,280 

1000—1499 

2,4 

6,821,000 

163,704 

1500—2990 

2,8 

10,151,000 

284,228 

3000-4999 

3,0 

5,853,000 

175,590 

5000—6999 

3,2 

2,798,000 

89,536 

über  7009 

3,4 

7,553,000 

256,802 

64,683,000  1,414,172 

Rechnete  man   hievon   unter  Berücksichtigung  der  zu  erwartenden  Stei- 
gerung der  Steuerkapitale  6  Prozent  (statt  7V2)  für  Schuldzinsen  ab,   so  ergab 


1)  Steuerfreiheit  in  Preussen  bis  420  bzw.  900  M.,  in  Sachsen  bis  300  M., 
in  Bayern  unter  bestimmten  Voraussetzungen  bei  der  speciellen  Einkommen- 
steuer bis  400  und  500  M.,  in  Sachsen- Altenburg  nach  dem  Gesetz  vom  17.  März 
1868  bis  zu  1500  M.  nur  eine  sehr  massige  Klassensteuer  von  3—6  M.,  im 
Fürstentum  Reuss  j.  L.  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Juni  1868  bis  zu  3000  M. 
ebenfalls  nur  eine  Klassensteuer,  die  mit  15  Pf.  in  der  untersten  Klasse  be- 
ginnend im  äussersten  Fall  terminlich  nicht  6  M.  übersteigen  darf. 
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sich  ein  Nettosteuerertrag  von    1,328,382  M.,   also  gegenüber    dem  Bedarf  ein 
Fehlbetrag  von  58,118  M. 

Auch  diese  neue  Proposition  fand  keine  allgemeine  Billigung.  Einige 
waren  der  Ansicht,  dass  die  zu  der  mittleren  Stufe  einzuschätzenden  Steuer- 
pflichtigen benachtheiligt  würden,  indem  solche  dem  derzeitigen  Berechnungs- 
raodus  gegenüber  (2,9  M.  von  100  M.)  künftighin  anstatt  in  ihren  Steuer- 
beträgen erleichtert  zu  werden,  zu  höheren  Leistungen  würden  beigezogen 
werden.  Dem  Einwand  der  Regierung,  dass  gerade  in  den  mittleren  Klassen 
die  Einschätzungen  der  Steuerpflichtigen  besonders  schwierige  seien  und  bei 
diesen  am  meisten  zu  niedrige  Einschätzimgen  vorkämen  und  eine  zu  niedrige 
Veranlagung  dieser  Klassen  daher  auf  die  übrigen  Steuerpflichtigen  doppelt 
empfindlich  zurückwirke,  wurde  geradezu  die  Behauptung  entgegengestellt,  dass 
auch  die  Einschätzungen  der  Steuerpflichtigen  mittlerer  Klassen  nicht  selten 
übergriff'en  würden,  betonte  aber  besonders,  dass  man  die  Einführung  des  neuen 
Gesetzes  erleichtem  werde,  wenn  man  den  bisherigen  Veranlagimgen  gegenüber 
nicht  schon  bei  dem  Einkommen  von  300  M.  Steigerung  eintreten  lasse. 

Weiter  glaubte  man ,  dass  es  sich  empfehle ,  nicht  schon  bei  7000  M. 
Einkommen  den  höchsten  Satz  von  8,4,  sondern  erst  bei  9000  eintreten  zu  lassen, 
da  erst  bei  dieser  Höhe  eine  Füglichkeit,  Ersparnisse  zu  machen,  angenommen 
werden  könne.  Der  finanzielle  Ertrag  stellte  sich  um  13,953  M.  ungünstiger  als 
nach  dem  Plane  der  Regierung.  Da  es  sich  aber  doch  nur  um  ein  Provisorium 
handelte  und  für  die  Deckung  eines  etwaigen  Ausfalls  die  Ueberschüsse  aus  der 
laufenden  Finanzperiode  nicht  nur  für  1,  sondern  eventuell  sogar  3  Jahre  aus- 
reichten, so  legte  man  auf  dieses  Moment  kein  entscheidendes  Gewicht. 

Die  neue  gewünschte  Steuerskala  gewährt  folgendes  Bild: 
Einkommen         Steuerprozent  Gesamtsteuerkapital         Steuerertrag 


Bis  499  einschl. 

1,2 

20,914,000 

250,968 

500-  699 

1,6 

4,879,000 

78,064 

700-  999 

2,0 

5,714,090 

114,280 

1000-1499 

2,4 

6,821,000 

163,704 

1500-2999 

2,8 

10,151,000 

284,228 

3000—4999 

2,9 

5,853,000 

169,737 

5000-6999 

3,0 

2,798,000 

83,940 

7000-8999 

3,2 

1,697,000 

54,304 

über  9009 

3,4 

5,856,000 

199,104 

64,683,000  1,398,329 

Im  Ausschuss  und  in  der  Kammer  erklärte  sich  eine  Minorität  für  die 
Regierungsskala;  bei  dem  Dvmkel  und  der  Ungewissheit  der  neuen  Schätzungen 
und  der  Schuld zinsen  hielt  sie  ein  vorsichtiges  Vorgehen  für  geraten ;  auch 
meinte  sie,  sei  es  finanzpolitisch  viel  richtiger,  sich  die  Möglichkeit,  an  den 
Prozentsätzen  künftig  mindern  zu  können,  zu  sichern,  als  sich  denkbarerweise 
der  Notwendigkeit  auszusetzen,  später  zu  niedrig  gegriffene  Ansätze  verstärken 
zu  müssen.  Je  geringer  man  die  Veranlagung  in  den  mittleren  und  höheren 
Klassen  greife,  imi  so  mehr  schwinde  die  Hoffnvmg  auf  einen  Steuererlass  für 
die  niedrig  Besteuerten;  bei  3000  M.  falle  für  den  einzelnen  Steuerpflichtigen 
die  Differenz  zwischen  2,9  Prozent  und  3  Prozent  nicht  in  die  Wagschale,  an- 
statt 87  M.  zahle  er  künftig  90  M.,  in  der  Masse  gebe  es  aber  ein  erkleckliches 
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Material  behufs  Erleichterungen  der  untern  Klassen.  In  der  Finanzperiode 
1875/77  habe  man  3,  4  Prozent  erhoben,  ebenso  1878/80  3  Prozent  und  zwar 
von  allen  Steuerpflichtigen.  Die  Bildung  einer  besondem  Stufe  (7000 — 9000) 
sei  in  dem  Provisorium  von  geringem  Belang,  die  Zahl  der  Betroffenen  nicht 
gross,  die  Differenz  in  der  Veranlagung  um  ^,io  Prozent  nicht  empfindlich.  Zu- 
dem schliesse  man  sich  da  möglichst  an  Sachsen  an,  das  von  7200  M.  keine 
Steigerung  mehr  eintreten  lasse.  Der  Wechsel  auf  die  Ueberschüsse  sei  doch 
auch  nicht  ganz  unbedenklich.  Aus  diesen  Beständen  entnehme  man  die  Mittel 
für  höchst  vi^ichtige  Aufwendungen  in  der  innern  Verwaltung.  Es  sei  nicht 
klug,  diese  durch  Nichtsteuern  aufgehen  zu  lassen.  Diese  Gegengründe  drangen 
nicht  durch.  Als  die  Regierung  erklärte,  sie  würde  eventuell  auch  den  Plan 
der  Gegner  acceptieren,  ging  auch  die  Minorität  in  das  Lager  der  letztern  über, 
so  dass  die  Annahme  der  Skala  einstimmig  erfolgte. 

Zu  der  Skala  war  noch  ein  Beisatz  angefügt  des  Inhalts:  „Die  ausser- 
halb des  Grossherzogtums  wohnenden  Besitzer  von  Grundstücken,  Gewerbs- 
anstalten und  gewerblichen  Niederlassungen  haben  jedoch  ihr  im  Qrossherzogtum 
steuerpflichtiges  Gesamteinkommen,  sofern  es  in  den  Steuerstufen  I  und  II  zu 
versteuern  ist,  durchweg  mit  3  vom  Hundert  zu  versteuern."  Die  Regierung 
motivierte  diese  Bestimmung  als  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  nicht  als 
eine  fiskalische  Notwendigkeit.  Es  handelt  sich  dabei  hauptsächlich  um  aus- 
wärtige Besitzer  von  Grundstücken ,  welche  im  Grossherzogtum  gelegen  sind. 
In  den  Grenzorten  ist  die  Erscheinung  natürlich  am  häufigsten.  1881  zählte 
man  3903  solcher  Flurgeuossen  mit  einem  gesamten  Grundeinkommen  von 
338,950  M.  Würden  diese  auswärtigen  Flurgenossen  nicht  mit  3  Prozent, 
sondern  nach  den  allgemeinen  Steuerstufen  herangezogen  werden,  so  würde 
sich  nur  ein  Minusertrag  von  5476  M.  ergeben.  War  die  Summe,  um  die  es 
sich  eventuell  handelte,  ar.ch  klein,  so  wollte  man  doch  Besitzer  von  Grund- 
stücken, welche  nur  einen  Theil  ihres  Einkommens  aus  dem  Grossherzogtum 
beziehen,  dagegen  einen  mehr  oder  weniger  grossen  Teil  ihres  sonstigen  Ein- 
kommens in  den  angrenzenden  Staaten  erwerben,  nicht  günstiger  behandeln,  als 
die  Bewohner  des  Grossherzogtums.  Das  würde  geschehen,  wenn  beispielsweise 
der  Besitzer  eines  Grundstückes  mit  490  M.  Grundeinkommen  mit  1,2  Prozent 
zur  Besteuerung  herangezogen  würde,  während  er  ein  erheblich  gx-össeres  Ein- 
kommen in  den  angrenzenden  Staaten  zu  beziehen  hätte.  Die  Regierung  führte 
auch  das  Beispiel  anderer  Staaten  an.  Im  Königreiche  Sachsen  sind  Ein- 
kommen bis  300  M.  steuerfrei,  jedoch  mit  Ausschluss  der  ausserhalb  Sachsens 
wohnenden  Besitzer  sächsischer  Grundstücke  und  Gewerbe.  Etablissements, 
welche  das  Einkommen  aus  diesen,  wenn  dasselbe  den  Betrag  von  300  Mark 
nicht  übersteigt,  nach  dem  für  die  unterste  Klasse  bestimmten  Satze  zu  ver- 
steuern haben.  Im  Herzogtum  Gotha  findet  sich  eine  Bestimmung,  wonach  die 
Besteuerung  mit  3  Prozent  bereits  bei  einem  Einkommen  von  2400  M.  beginnt, 
wogegen  die  Einkommen  unter  2400  M.  in  sehr  massigen  Abstufungen  besteuert 
werden.  Diejenigen  aber,  welche,  ohne  im  Herzogthum  Gotha  zu  wohnen,  in 
demselben  Grundeigentum  haben,  müssen  auch  in  den  Fällen,  wenn  das  Jahres- 
einkommen unter  2400  M.  beträgt,  3  Prozent  entrichten. 

Diese  Deduktion  wurde  bekämpft  und  vom  Ausschuss  Strich  des  Bei- 
satzes beantragt.     Man  fand  keine  Ungerechtigkeit  darin,  dass  Auswärtige  mit 
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ihrem  Grundbesitz  insofern  geringer  eingeschätzt  -«ürden ,  als  wenn  sie  mit 
ihrem  Gesamteinkommen  im  Grossherzogthum  zu  veranlagen  wären.  Thatsäch- 
lich  hat  der  Ausländer  im  Grossherzogtum  nur  diesen  Besitz,  dieses  Etablisse- 
ment, bezüglich  dessen  er  nicht  in  die  7.,  8.  oder  9.  Steaerstufe  eingeschätzt 
werden  kann.  Wie  sich  sein  Gesamtbesitz,  sein  Gesamteinkommen  in  Reussen 
oder  in  Preussen  stellt,  ist  irrelevant,  man  muss  den  Fall  nehmen,  wie  er  sich 
positiv  darstellt.  Man  erinnerte  auch  daran,  dass  es  Orte  gebe,  welche  ver- 
schiedener Staatshoheit  unterliegen  (Kranichfeld,  Ruhla,  Hundhaupten,  Hohen- 
ölsen  u.  s.  w.),  dort  würden  Nichtweimaraner,  die  in  demselben  Orte  wohnen 
und  Gnmdstücke  besitzen,  mit  einem  andern  Steuermassstabe  belegt,  als  der 
daneben  Besitzende,  aber  im  Grossherzogtum  Wohnende;  das  hielt  man  für 
bedenklich.  Das  Beispiel  Sachsens  wvu-de  für  unzutreffend  erachtet.  Es  sei 
doch  etwas  anderes,  wenn  Sachsen  die  volle  Steuerfreiheit  nur  seinen  Staats- 
angehörigen gegenüber  zulasse,  die  Ausländer  bis  300  Mark  aber  doch  nur 
mit  dem  niedrigsten  Satze  besteuere.  Trotz  dieser  Ausführung  nahm  die 
Kammer  den  Beisatz,  nachdem  die  Regierung  statt  3  Prozent  den  ungefähren 
Durchschnittssatz  der  Skala  2  Prozent  eingestellt  hatte,  an. 

Das  auf  diese  Beschlüsse  gegründete  Steuergesetz  vom  24.  Dez.  1883 
war  von  Anfang  an  als  ein  provisorisches  angesehen  worden.  Solange  nicht  die 
Resultate  der  neuen  Einschätzung  vorlagen,  fehlte  die  feste  Basis.  Die  Kammer 
beantragte  deshalb,  die  Regierung  wolle  nach  Eintritt  des  2.  Semesters  1884, 
jedoch  jeden  Falles  vor  Erhebung  des  4.  Quartalterminbetrages  (§  75  des 
Gesetzes  vom  10.  September  1883)  den  Landtag  anderweit  einberufen,  um  mit 
demselben  unter  Darlegung  des  Ergebnisses  der  auf  Grund  des  vorangegangenen 
Gesetzes  bewirkten  Einschätzung  der  Steuerpflichtigen,  darüber  eine  Verein- 
barung zu  treffen: 

a)  ob  imd  inwieweit  auch  für  die  beiden  letzten  Jahre  der  Etatsperiode 
(1885  und  1886)  schon  eine  Abänderung  der  jetzt  beschlossenen  Steuerstufen  und 
Steuerprozentsätze  sich  notwendig  mache  und 

b)  ob  und  inwieweit  eine  fernere  Erleichterung  der  Steuerpflichtigen 
namentlich  in  den  untersten  Steuerstufen,  vielleicht  durch  teilweise  Nichterhebung 
des  4.  Quartalbetrags  möglich  und  rätlich  sei. 

Der  Landtag  vnirde  seinem  Wunsche  entsprechend  in  der  That  noch  im 
Herbst  1884  einberufen. 

Der  vorläufige  Mehrertrag  der  neuen  Einschätzung  von  425,727  M.  schien 
eine  erhebliche  Modifikation  der  Steuerskala  zuzulassen.  Allein  die  Finanzlage 
stimmte  die  Aussicht  hiezu  etwas  herunter.  Die  Regierung  legte  dar,  dass  die 
Gerichtssporteln  einen  bedeutenden  Ausfall^),  die  Matrikularbeiträge  dagegen 
eine  Mehrung  aufwiesen,  auch  fürchtete  sie,  dass  wegen  neu  zur  Meldung  ge- 
langender Schuldzinsen  und  wahrscheinlicher  Herabsetzungen  zu  hoher  (!)  Schät- 
zungen das  Gesamtsteuerkapital  imi  72,000  M.  sinken  werde.   Unter  Festhaltung 


^)  Es  kommt  die  Herabsetzung  der  Gerichtskosten  durch  die  Novelle  von 
1881  und  die  Abnahme  der  Sportein  infolge  der  Minderung  des  Verkehrs  mit 
Grundstücken  durch  die  Zusammenlegungen  in  Betracht. 
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der  im  letzten  Landtag  beschlossenen  Skala  und  unter  Berücksichtigung  der 
eben  angegebenen  Momente  blieben  nach  Ansicht  der  Regierung  jährlich  etwa 
100,000  M.  zur  Disposition. 

Sie  proponierte,    dass   der  untersten  Steuerklasse  mit  einem  Einkommen 
bis  490  M.  das  4.  Steuerquartal  ganz,  der  nächsten  Steuerklasse  mit  einem  Ein- 
kommen von  500 — 690  M.  zwei  Drittel  dieses  Quartals,  der  drittuntersten  Steuer- 
stufe mit   einem  Einkommen  von  700—990  M.   ein  Drittel   dieses  Quartals   er- 
lassen werden.     Zu  diesem  Erlass,  der  sich  auf  mehr  als  80  Prozent  sämtlicher 
Steuei-pflichtiger  erstreckt  hätte,  würden  erforderlich  gewesen  sein 
in  der  1.  Klasse  60,704  M. 
,     ,     2.       ,       25,671    „ 
„     „    3.       „       13,346    „ 

99,721  M. 

Die  Erwägungen  über  eine  anderweite  gesetzliche  Ordnung  der  Steuer- 
stufen und  Steuersätze  wollte  die  Regierung  bis  zur  Beratung  des  künftigen 
Etats  verschoben  wissen,  weil  sich  erst  dann  die  Staatsbedürfoisse  und  die  zur 
Deckung  derselben  erforderlichen  Mittel  im  ganzen  Zusammenhange  übersehen 
Hessen.  Von  besonderem  Belang  konnte  für  die  Gestaltung  der  Einkommen- 
steuer werden,  wenn,  wie  der  Landtag  wünschte,  inskünftig  das  Chausseegeld 
und  der  bestehende  Sportelzuschlag  von  3373  Prozent  aufgehoben  würden. 

Kammer  und  Ausschuss  teilten  zwar  bis  zum  gewissen  Grade  die  finan- 
ziellen Ei-wägungen  der  Regierung,  aber  sie  hatten  andere  Wünsche  hinsichtlich 
der  Grundlagen  des  derzeitigen  Steuergesetzes.  Als  Mängel  wurden  betrachtet, 
die  Notwendigkeit,  mit  einem  höheren  Satze  als  mit  1  Prozent  schon  in  der 
untersten  Steuerstufe  bei  der  Besteuerung  einzusetzen,  femer  der  grosse  unmo- 
tivierte Sprung  in  der  Begrenzung  der  Stufe  5,  bei  welcher  man  alsbald  um 
1500  M.  ansteigt,  endlich  die  Progression  über  3  Prozent  hinaus.  Mehrere  Ver- 
suche zur  Abstellung  dieser  Mängel  fanden  keinen  Beifall,  wohl  aber  der  Vor- 
schlag, alle  Steuerstufen  um  0,2  Prozent  zu  ermässigen,  so  dass  sich  folgende 
Aufstellung  ergab: 

Steuerstufen      Prozent       Betrag  der  Steuerkapitalien 
nach  Abzug  der  Schuldzinsen 

I.        Bis  499        1  20,234,620 

IL    500—  699       1,4  9,626,590 

III.  700-  999       1,8  8,007,690 

IV.  1000—1499       2,2  8,600,010 
V.  1500-2999       2,6                         13,309,390 

VI.  3000-4999       2,7  7,279,980 

VII.  5000—6999       2,8  3,533,090 

VIII.  7000-8999       3  1,898,790 

IX.  9000  und  mehr  3,2  8,531,050 

Im  Ausland  wohnend  bis 

^^Q  +  0,2 

81,432,980  1,650,179  M.  92  Pf 
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202,346  M, 

.  20  Pf. 

134,772  , 

26  „ 

144,138  , 

42  , 

189,200  , 

22  , 

346,044  , 

14  , 

196,559  , 

46  „ 

98,926  „ 

52  , 

56,963  „ 

70  , 

272,993  , 

60  , 

7,411  , 

86  , 

823  , 

54  , 
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Diese  Ermässigung')  sollte  nur  für  die  2  Jahre  1885  und  1886  gelten,  wo- 
gegen für  das  Jahr  1884  ein  Erlass  nicht  bewilligt  wurde.  Finanziell  unter- 
schied sich  der  Vorschlag  wenig  von  dem  der  Regierung;  dieselbe  wollte  für 
jedes  Jahr  also  auch  für  1884  100,000  M.,  im  ganzen  also  300,000  M.  erlassen. 
Der  Nachlass  dagegen,  wie  ihn  die  Kammer  beabsichtigte,  betrug  pro  1885  und 
1886  je  116,000  Mark,  mit  dem  üeberschuss  von  1884  ungeföhr  320,000  M., 
also  20,000  M.  mehr. 

Zugleich  wurde  mit  Zustimmung  der  Regierung  ein  Antrag  angenommen, 
dass  die  letztere  vor  Erhebung  des  letzten  Quartalterminsbetrages  vom  Jahre 
1886  mit  dem  in  diesem  Jahre  jedenfalls  einzuberufenden  Landtage  unter  Dar- 
legung der  für  die  Finanzperiode  1884  bis  1886  hervorgetretenen  etwaigen 
Mindereinnahmen  und  der  unvermeidlich  gewesenen  etwaigen  Mehrausgaben  so- 
wie des  dadurch  herbeigeführten  Abschlusses  der  mehrerwähnten  Steuerüber- 
schüsse, soweit  solche  Darlegungen  nach  den  zur  Zeit  der  Versammlung  des 
Landtages  vorliegenden  rechnerischen  Aufstellungen  möglich  sein  werden,  eine 
Verabschiedung  herbeiführen  möge,  ob,  in  welcher  Ausdehnung  und  nach  welchen 
Grundsätzen  eine  Nichterhebimg  der  Einkommensteuern  für  das  IV.  Quartal  des 
Jahres  1886  einzutreten  habe. 

Bis  dahin  hat  man  Gewissheit,  welchen  Einfluss  die  Veränderungen  im 
Haushalt  des  Reichs  auf  die  Ausgaben  der  Staatskasse  in  den  Jahren  1884/6 
ausgeübt  haben,  man  hat  bezüglich  der  Wirkung  des  neuen  Einkommensteuer- 
gesetzes eine  auf  mehrere  Jahre  zu  begründende  Erfahrung,  man  wird  sich  klar 
darüber,  wie  sich  für  die  Zukunft  die  Anträge  auf  Aufhebung  des  Sportelzu- 
schlags  und  des  Chausseegeldes  wirksam  zeigen  können;  man  konnte,  ohne  Ge- 
fahr zu  laufen,  dadurch  für  die  Staatskasse  Verlegenheiten  herbeizuführen,  mit 
der  Nichterhebung  eines  Teüs  der  für  das  Jahr  1886  ausgeschriebenen  Steuern 
gewissermassen  eine  Restitution  der  im  Jahr  1884  zuviel  erhobenen  Steuern 
beschliessen.  Was  aber  besonders  massgebend  für  viele  war,  war  der  Umstand, 
dass  man  sich  der  Hoffiiung  hingab,  künftige  Regierungen  und  Landtage  könnten 
nicht  wesentlich  über  die  herabgesetzten  Prozentsätze  hinausgehen. 

Das  neue  Einkommensteuergesetz  bedeutet  einen  erheblichen  Fortschritt 
gegenüber  der  bisherigen  Ordnung.  Die  Hoffnungen,  die  man  auf  dasselbe  ge- 
setzt hat,  haben  nicht  getäuscht.  Der  neue  Apparat  erwies  sich  in  der  That 
wirksamer  als  der  alte,  wie  die  Erfahrung  der  ersten  Einschätzung  zeigte. 

Das  Gesamtsteuerkapital ,  welches  für  das  2.  Halbjahr  1883  nach  dem 
alten  Gesetz  (ohne  Abzug  der  Schuldzinsen)  64,683,489  M.  betragen  hatte,  stieg 
auf  81,432,980  M.  (mit  Abzug  der  Schuldzinsen),  also  um  16,749,491  M. 

Zu  dem  günstigen  Resultate  trug,  wie  die  Regierung  mitteilte,  besonders 
bei,  dass  sie  soviel  wie  möglich  von  der  durch  das  Gesetz  erteilten  Befugnis, 
Beauftragte  zur  Uebemahme  des  Vorsitzes  und  der  Leitung  der  Verhandlungen 
in  den  Schätzungskommissionen  abzuordnen,  Gebrauch  machte.    Die  neue  Ein- 


')  Dieselbe  fand  keine  Anwendung  auf  die  ausserhalb  des  Grossherzogtums 
wohnenden  Besitzer  von  Gnmdstücken,  Gewerbsanstalten  und  gewerblichen 
Niederlassungen,  soweit  sie  ihr  steuerpflichtiges  Gesamt-Einkommen  in  den 
Steuerstufen  I,  II  oder  III  zu  versteuern  haben. 
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richtung  der  Prüfungskommissionen  hat  sich  nach  ihrer  Angabe  gleichfalls 
wohl  bewährt,  so  zwar,  dass  die  Regierung  geradezu  ihrer  Mitwirkung  es  zu- 
gehrieb, dass  die  gegen  den  Wegfall  der  Ortsquoten  gehegten  Bedeniken  als  be- 
seitigt angesehen  werden  können.  Selbstverständlich  erzeugten  die  neuen  Ein- 
schätzungen mannigfache  berechtigte  und  unberechtigte  Reaktionen ,  und  die 
Berufungskommissionen  wurden  sehr  in  Anspruch  genommen. 
Im   I.  Verw.-Bez.  wurden  593  Benif.,  davon  441  mit,  152  ohne  Erfolg  eingewendet 

.  n.      „ 
,  ni.      ,      " 

.Y.„^  

Die  Einschätzung  wurde  erheblich  richtiger,  man  darf  aber  annehmen, 
dass  sie  im  ganzen  immer  noch  etwas  hinter  der  Wahrheit  zurückbleibt.  Es 
ist  doch  trotz  der  unstreitig  bescheidenen  Einkommensverhältnisse  im  Gross- 
herzogtum etwas  auffällig,  dass  das  Durchschnittseinkommen  eines  Steuer- 
pflichtigen sich  nur  auf  667  M.  stellte  ^)  und  dass  mehr  als  60  Prozent  aller 
Steuerpflichtigen  nicht  einmal  500  M.  jährliches  Einkommen  für  sich  und  be- 
züglich für  ihre  Familien  haben  sollen  ^).  Auf  diese  60  Prozent  =  74,055  Per- 
sonen entfallen  nur  je  273  M.  durchschnittliches  Jahreseinkommen  mit  einem 
jährlichen  Steuerbetrag  von  je  3  M.  28  Pf.! 

Bei  Beharrlichkeit  und  Ausdauer  wird  man  im  Lauf  der  Jahre  auch  da 
noch  viel  zu  bessern  vermögen. 

Das  neue  Gesetz  hat  vielen  Forderungen,  welche  die  Wissenschaft  an  eine 
rationell  eingerichtete  Einkommensteuer  stellt,  Rechnung  getragen,  nur  in  einem 
Punkt  steht  es  nicht  auf  der  gewünschten  Höhe.  Gleich  seinem  Doppelgänger 
im  Königreich  Sachsen  kennt  das  weimarische  Gesetz  keine  difi^erentielle  Be- 
handlung des  fundierten  und  unfundierten  Einkommens.  Ein  sehr  wesentliches 
die  Leistungsfähigkeit  beeinflussendes  Element  wird  also  nicht  beachtet.  Sachsen- 
Weimar  wäre  bei  der  ohnehin  schon  sehr  weitgehenden  Scheidung  der  Ein- 
kommensquellen leicht  in  der  Lage,  durch  eine  prozentuale  Vorwegbesteuerung 
das  fundierte  Einkommen  für  sich  zu  treffen.  Die  alte  Landsteuer  könnte  dann 
wohl  aufgehoben  werden.  Ganz  unberücksichtigt  ist  übrigens  auch  schon  jetzt 
im  S.-W.  Steuersystem  das  fundierte  Einkommen  nicht,  insofern  im  Grossherzog- 
tum eine  Erbschaftssteuer  besteht.  Indem  diese  nur  Vermögen  trifft,  besteuert 
sie  eben  fundiertes  Einkommen.  Doch  kann  sie  nicht  als  ein  ausreichender  Er- 
satz in  Sachsen-Weimar  gelten. 


')  In  Pjreussen  berechnete  man  1882  pro  Steuerpflichtigen  899  M.,  in 
Sachsen  (wo  die  Kinder,  sobald  sie  selbständigen  Erwerb  haben,  auch  wenn  sie 
noch  zum  elterlichen  Haushalt  gehören,  besonders  eingeschätzt  werden)  853  M. 
Soetbeer  in  Conrads  Jahrbüchern  N.  F.  V.  Bd.  S.  236. 

-)  In  Preussen  schätzte  Soetbeer  für  1881  die  Censiten  mit  dürftigem 
Einkommen  bis  525  M.  (bei  Haushaltungen  durchschnittlich  500  M.,  bei  Einzel- 
erwerbenden 350  M.)  auf  42,94  Prozent  aller  Steuerpflichtigen.     Ebenda. 
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Znsammenstellang 

der  Steuerkapitale  und  der  Steuererträge,   sowie  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
nach  Steuerstufen  geordnet,  nach  dem  Ergebnisse  der  Einschätzung  und  Steuer- 
umlegung  im  Grossherzogtum  Sachsen  für  I.  Halbjahr  1884. 


Anzahl 

Betrag 
der  Steuer- 

Steuerstufen. 

der 
Steuer- 

kapitale 
nach  Abzug 

Jährliche  Steuer 

M. 

pflich- 
tigen. 

der  Schuld- 
Zinsen. 
M. 

%_ 

Betrag 
M. 

Pf. 



bis    499 

74,055 

20,234,620 

1,2 

242,815 

44 

von     500    ,      699 

16,837 

9,626,590 

1,6 

154,025 

44 

700    „       999 

9,800 

8,007,690 

2 

160,153 

80 

,      1000    ,     1499 

7,259 

8,600,010 

2,4 

206,400 

24 

,      1500    ,     2999 

6,546 

13,309,390 

2,8 

372,662 

92 

,      3000    ,     4999 

1,938 

7,279,980 

2,9 

211,119 

42 

,      5000    ,     6999 

606 

3,533,090 

3 

105,992 

70 

,      7000    ,     8999 

241 

1,898,790 

3,2 

60,761 

28 

,      9000  und  mehr 

413 

8,531,050 

3,4 

290,055 

70 

Im  Ausland  wohnend 

bis  699 

4,389 

411,770 

2 

8,235 

40 

Die  Differenz  von 

^^H 

Summa 

122,084 

81,432,980 

1,812,222 

34 

gegenüber    dem 

5 

38 

wirklich.  Steuer- 

ertrage von 

1,812.227 

72 

erklärt  sich  aus 

Abrundung    der 

Bruchpfennige. 
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Revidiertes  Gesetz  über  die  Steuerverfassung  des  Grossherzogthums 
Sachsen-Weimar  vom  18.  März  1869. 

Wir  Carl  Alexander,  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von 
Sachsen-Weimar-Eisenach  etc.  etc. 

Nachdem  eine  weitere  Revision  des  revidierten  Gesetzes  vom  18.  März  1851 
über  die  Steuerverfassung  des  Grossherzogtums  stattgefunden  hat,  so  verordnen 
Wir  mit  verfassungsmässiger  Zustimmung  des  getreuen  Landtags  wie  folgt: 

Allgemeiner  TheiL 

§  1- 
Zur  Deckung  des  Staatsbedarfs  sind,  soweit  dazu  die  Einnahmen  aus  dem 
eigenen  Vermögen  und  aus.  den  Hoheitsrechten  des  Staats  nicht  hinreichen,  auch 
künftig  nur  gewisse  Steuerarten  zulässig. 

§2. 
Diese  Steuerarten  sind: 

1.  die  Grundsteuern  (sogenannte  alte  Landsteuer,  alte  Grundsteuer), 
welche  von  den  steuerbaren  Grundstücken,  mit  Einschluss  der  Gebäude, 
allein  und  vorzugsweise  entrichtet  werden; 

2.  solche  indirekte  Steuern,  welche  neben  den  auf  ZoUvereinsver- 
trägen  und  ßundesgesetzen  beruhenden,  in  die  Bundeskasse  fliessenden, 
den  jedesmaligen  Verhältnissen  sowohl  des  ganzen  Grossherzogtums, 
als  seiner  einzelnen  Teile  für  angemessen  erkannt  und  verfassungs- 
mässig ausgeschrieben  werden; 

3.  diejenigen  allgemeinen  direkten  Steuern,  welche  auf  dem  Ein- 
kommen ruhen. 

Reicht  die  erste  dieser  Steuerarten  in  ihrem  Ertrage  zur  Deckung  des 
Staatsbedarfs  nicht  aus,  so  darf  die  zweite,  und  wird  auch  durch  diese  der 
Staatsbedarf  nicht  gedeckt,  so  soll  die  dritte  Art  stattfinden. 

§  3. 
Abgaben   —   direkte   und   indirekte  — ,   welche  eigens  zur  Erhaltung 
oder  Unterstützung  bestimmter  Staatsanstalten  geordnet  sind,  deshalb 
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auch  zum  Teil  in  besondere  Kassen  fliessen,  —  z.  B.  die  Chausseegelder,  die 
Wasserzölle,  die  Gerichts-  und  Verwaltungssporteln,  die  Brandversicherungsbei- 
träge, die  Abgaben  von  Erbschaften  und  Vemaächtnissen  an  die  Waisenanstalt, 
die  Abgaben  bei  Trauungen,  Kindtaufen  u.  s.  w.,  zur  Verbesserung  der  Schul- 
stellen bestehen  neben  den  Steuern  auch  femer  fort. 


§4. 

Steuerpflichtig  im  allgemeinen  sind,   soweit   nicht  Staatsverträge  oder 
Bundesgesetze  Abweichendes  bestimmen,  was 

1.  die  Grundsteuer  (§2,  1)  anbelangt,  alle  Grundstücke  und  Gebäude 
innerhalb  des  Staatsgebietes,  mit  alleiniger  Ausnahme 

a)  der  zum  Krongute,  zum  Kammergute  und  der  zum  Staatsgute  ge- 
hörigen Liegenschaften; 

b)  der  Kirchen  und  anderer  dem  Gottesdienste  gewidmeten  öffentlichen 
Gebäude,  ingleichen  der  öffentlichen  Schulgebäude: 

c)  des  Grundbesitzes  der  inländischen  Kirchen,  Pfarreien  und  Schulen, 
sowie  der  Gesamtuniversität  Jena,  soweit  derselbe  nicht  bereits 
steuerbar  ist; 

d)  der  zu  öffentlichen  imd  allgemeinen  Zwecken  bestimmten  Räume,  als : 
Begräbnisplätze,  Marktplätze,  Gassen  und  Strassen,  Kommunikations- 
und andere  öffentliche  Wege,  nicht  aber  der  Eisenbahnen; 

e)  der  keiner  Benutzung  fähigen  Bodenflächen,  soweit  sie  noch  nicht 
besteuert  sind. 

2.  Die  indirekten  Steuern  (§  2,  2)  haben  sämtliche  Einwohner  des 
Grossherzogtums,  mit  Einschluss  der  nur  zeitweise  sich  in  demselben 
aufhaltenden  Fremden,  zu  entrichten. 

3.  Hinsichtlich  der  direkten  Steuern  vom  Einkommen  (§  2,  3)  unter- 
liegen der  Steuerpflicht: 

A.  alle  Staatsangehörige,  seien  es  physische  oder  juristische 
Personen.  Diese  Pflicht  erstreckt  sich  auf  alle  Gattungen  ihres 
Einkommens,  mit  Ausnahme: 

a)  des  Einkommens  von  ausserhalb  des  Grossherzogtums  liegen- 
den Grundbesitz ungen  und  aus  der  auf  die  Selbstbearbeitung 
und  Selbstbewirtschaftung  derselben  verwendeten  Erwerbs- 
thätigkeit,  sowie  von  den  auf  solchen  dinglich  ruhenden  Be- 
i-echtigungen; 

b)  des  Einkommens  von  Gewerbsanstalten,  welche  selbständig  von 
einem  Staatsangehörigen  ausserhalb  des  Grossherzogtums  be- 
trieben werden,  z.  B.  Manufakturen  imd  Fabriken,  Berg-,  Salz- 
und  Hüttenwerke,  Handelskommanditen  und  dergleichen; 

c)  des  Einkommens  aus  Wartegeldem  und  Pensionen,  welche  sie 
von  einem  fremden  Staate  oder  Hofe,  ingleichen  von  einer 
ausländischen,  d.  h.  dem  Grossherzogtume  nicht  angehörigen 
Gemeinde,  Stiftung  oder  öffentlichen  Anstalt  beziehen. 
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Nehmen  Staatsangehörige  ausserhalb  des  Grossherzogtums  ihren 
wesentlichen  Aufenhalt,  so  sind  dieselben  von  der  Besteuerung 

d)  ihres  Einkommens  aus  Gewerbe-  und  Geschäftsthätigkeit 
(§  13,  Ziffer  4),  soweit  sie  dasselbe  nicht  aus  dem  Grossherzog- 
tume  beziehen,  ingleichen 

e)  des  Diensteinkommens,  soweit  sie  dasselbe  von  einem  fremden 
Staate  oder  Hofe,  ingleichen  von  einer  ausländischen  Ge- 
meinde, Stiftung  oder  öffentlichen  Anstalt  beziehen, 

freizulassen. 

Staatsangehörige  des  Grossherzogtums,  welche  zugleich  die  Staats- 
angehörigkeit eines  anderen  Staates  besitzen,  und  in  dem  letzteren 
ihren  wesentlichen  Wohnsitz  haben,  sollen  überdies 

f)  auch  hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus  Zinsen  und  Dividenden 
von  Aktivkapitalien  bezüglichen  Aktien  oder  aus  Leibrenten 
von  der  Besteuerung  im  Inlande  frei  bleiben. 

B.  Fremde,  d.  h.  solche,  welche  dem  Staatsverbande  des  Gross- 
herzogtums nicht  angehören,  haben  im  Grossherzogtume  zu^ ver- 
steuern : 

a)  ihr  Einkommen  aus  innerhalb  des  Grossherzogtums  gelegenen 
Grundstücken  und  aus  der  auf  die  Selbstbearbeitung  und 
Selbstbewirtschaftung  derselben  verwendeten  Erwerbsthätig- 
keit  oder  aus  den  auf  solchen  dringlich  ruhenden  Berech- 
tigungen ; 

b)  ihr  Einkommen  aus  im  Grossherzogtume  betriebenen  selbstän- 
digen Gewerbsanstalten  der  oben  (A.  b.)  näher  beschriebenen 
Art,  und 

c)  aus  Diensteinkommen,  Wartegeldern  und  Pensionen,  welche  sie 
aus  einer  grossherzoglichen  Hof-  oder  Staatskasse,  oder  von  einer 
inländischen  Gemeinde,  Stiftung  oder  öffentlichen  Anstalt  be- 
ziehen, ingleichen 

d)  ihr  Einkommen  aus  dem  Zinsrenten-  oder  Dividendenbezuge 
von  solchen  Aktivkapitalien,  welche  von  ihnen  —  sei  es  bar 
oder  in  Staats-  oder  in  Privatschuldbriefen,  Aktien  u.  s.  w.  — 
infolge  eines  Dienst-  oder  Geschäftsverhältnisses  im  Grossherzog- 
tume an  Behörden  oder  Privatpersonen  als  Kautionen  eingezahlt 
oder  hinterlegt  worden  sind,  jedoch  bloss  auf  die  Dauer  der 
wirklichen  Kautionsbestellung  und  demnach  nur  bis  zur  erfolgten 
Rückgabe  jener  Kautionen. 

Eerner  haben 

e)  fremde  Gewerbs-  und  Handelsleute,  welche  im  Inlande  Handels- 
geschäfte treiben  oder  sonst  einen  Erwerb  suchen,  alsbald  bei 
ihrem  Eintritte  in  das  Grossherzogtum  die  dafür  besonders  ge- 
ordnete Gewerbestsuer  zu  entrichten,  soweit  sie  nicht  nach 
Bestimmung  Ües  betreffenden  Gesetzes,  bezüglich  durch  Staats- 
verträge davon  befreit  sind. 
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Nehmen   Fremde  im   Grossherzogtume   ihren  wesentlichen   Auf- 
enthalt, so  haben  dieselben 

f)  auch  das  Einkommen  aus  ihrer  Erwerbs-  und  Geschäftsthätigkeit 
überhaupt  in  demselben  Umfange  wie  die  Staateangehörigen, 
ingleichen 

g)  das  Diensteinkommen,  welches  sie  von  einem  fremden  Staate 
oder  Hofe,  ingleichen  einer  ausländischen  Gemeinde,  Stif- 
tung oder  öfiFentlichen  Anstalt  beziehen, 

hier  zu  versteuern. 

C.  Diensteinkommen,  Wartegelder  und  Pensionen,  welche  aus  einer 
Kasse  des  Norddeutschen  Bundes  oder  aus  einer  dem  Grossherzog- 
tume mit  anderen  Staaten  gemeinschaftlichen  Kasse  bezogen  werden, 
unterliegen  der  Einkommensteuer  im  Grossherzogtume  nur  dann, 
wenn  der  Bezugsberechtigte  im  Groszherzogtume  seinen  wesent- 
lichen Aufenthalt  hat,  ohne  Unterschied,  ob  er  Staatsangehöriger 
desselben  ist  oder  nicht. 

§5. 
Ausgenommen  von  der  Entrichtung  direkter  Steuern  bleiben: 

1.  der  Grossherzog  und  die  Mitglieder  der  Grossherzoglichen  Familie; 

2.  die  am  Grossherzoglichen  Hofe  beglaubigten  Gesandten,  bevollmäch- 
tigten Ministerresidenten  und  Geschäftsträger,  deren  Gefolge  und  Ge- 
sinde als  solches. 

Jedoch  sind  inländischer  Grundbesitz  und  das  Einkommen  aus  dem- 
selben (mit  Ausnahme  der  zum  Krongute  gehörigen  Besitzungen),  sowie 
das  Einkommen  aus  im  Inlande  betriebenen  Gewerben,  ingleichen  Besol- 
dungen und  Pensionen  aus  der  Gross  herzoglichen  Staatskasse  zur  Besteuerung 
herbeizuziehen. 

Die  indirekten  Steuern  werden  auch  von  den  Hofhaltungen  des  Grossherzog- 
lichen Hauses  entrichtet. 

Inwiefern  den  unter  2  gedachten  Personen  Befreiung  von  der  Entrichtung 
indirekter  Steuern  von  solchen  Gegenständen,  welche  sie  zu  ihrem  eigenen  Be- 
darfe  von  auswärts  beziehen,  zuzugestehen  sei,  bleibt  der  grossherzoglichen 
Staatsregierung,  nach  Rücksichten  der  Gegenseitigkeit,  zu  bestimmen  vor- 
behalten. 

§6. 

Die  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  nicht  ausdrücklich  vorbehaltenen 
Steuerfreiheiten  sind  —  und  zwar,  soweit  sie  nicht  auf  verbrieften  besonderen 
Rechtstiteln  beruhen,  ohne  Entschädigung  —  aufgehoben. 

Weitere  Steuerfreiheiten  können  nur  im  Wege  des  Gesetzes  bewilligt 
werden. 
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Besonderer   Teil. 

A.  Grundsteuern. 

§  7. 
Die   Grundsteuer   (§  2,  1)   soll   auch   forthin  jährlich   gleich   sein   zehn 
Terminen  alt  weimarischer  Grundsteuer. 

§  8. 
Ausgeworfen  und  angelegt  bleibt  die  Grundsteuer  auch  fernerhin  auf  dem 
Grunde  der  Revisionsinstruktion  vom  6.  Februar  1726   und   der   in   den  Jahren 
1817  bis  1820  erfolgten  Probebonitierungen. 

§  9. 
Es  bewendet  dabei,  dass  die  im  Kataster  jedem  Gute,  jedem  Grund- 
stücke u.  s.  w.  zugeteilte  Grundsteuer  als  eine  unveränderliche  Last  anzu- 
sehen ist.  Sie  ist  weder  einer  Umlegung,  noch  einer  Erhöhung,  noch  einer 
Ablösung  unterworfen.  Eine  Abschreibung  oder  verhältnismässige  Minderung 
derselben  findet  nur  bei  dem  gänzlichen  oder  teilweisen  Untergange  des  be- 
steuerten Gegenstandes  statt. 

§   10. 

Bei  Objekten,  welche  jetzt  oder  künftig  erst  noch  mit  Grundsteuern  be- 
legt werden,  ist  die  Steuer  alsbald  nach  erfolgtem  definitiven  Auswurfe  derselben 
in  dem  betreifenden  Kataster  nachzutragen. 

Namentlich  hat  dieses  auch  rücksichtlich  aller  derjenigen  Grundsteuern 
zu  geschehen,  welche  nach  der  schon  bisher  gültigen  Steuerverfassung  jedes  Ortes 
neu  erwachsen,  mithin  nicht  bloss  rücksichtlich  neu  errichteter  Gebäude, 
neu  beurbarter  Ländereien,  neu  angelegter  Gärten,  entstandener  Alluvionen, 
erfolgter  Trockenlegung  von  Flussbetten  u.  s.  w.,  sondern  auch  rücksichtlich 
aller  in  das  Privateigentum  übergehenden  Grundstücke  oder  Grundstücksteile 
des  Krön-,  Kammer-  und  Staatsgutes,  ingleichen  des  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schul- 
gutes oder  der  akademischen  Besitzungen.  Es  werden  auch  diese  Gegenstände, 
wenn  und  wo  sie  vorkommen,  nach  den  Bestimmungen  in  den  §§  8,  9  unver- 
änderlich besteuert. 

§  11. 
Jeder,  der  ein  zeither  steuerfreies  und  infolge  der  Veräusserung  zu  be- 
steuerndes Grundstück  erwirbt,  hat  die  darauf  zu  legende  Grundsteuer,  ohne 
auf  Entschädigung  dieserhalb  Anspruch  machen  zu  können,  von  demjenigen 
Termine  an  zu  entrichten,  welcher  dem  Tage,  wo  das  bürgerliche  Eigentum  auf 
ihn  übergeht,  zunächst  folgt;  wäre  er  aber,  vermöge  des  abgeschlossenen  Ueber- 
eignungsvertrages,  schon  vor  dem  Erwerbe  des  bürgerlichen  Eigentums  in  den 
Besitz  des  ihm  übereigneten  Grundstücks  getreten,  von  dem  dem  Tage  der  Be- 
sitznahme nächstfolgenden  Steuertermine  an. 
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« 
B.  Indirekte  Stenem. 

§  12. 
Ueber  die  indirekten  Steuern  (§  2,  2),  soweit  dieselben  nicht  auf  ver- 
tragsmässiger  Verj^flichtung  gegen  die  übrigen  Staaten  des  Zoll-  und  Handels- 
vereins, oder  auf  Bundesgesetzen  beruhen,  entscheidet  die  Verwilligung  des 
Landtags  und  die  darauf  erfolgte  landesfürstliche  Sanktion.  Das  jedesmalige 
Steuergesetz  (§  35  des  revidierten  Grundgesetzes  über  die  Verfassung  des  Gross- 
herzogtums  Sachsen-Weimar-Elisenach  vom  15.  Oktober  1850),  in  Verbindung 
mit  den  besonderen  Gesetzen  wegen  der  einzelnen  indirekten  Steuern,  wird  das 
Nähere  darüber  bestimmen. 

C.  Allgemeine  direkte  Einkommensteuer. 

§   13. 
Es  trifft  diese  Steuer: 

1.  das  Einkommen  von  Grund  und  Boden; 

2.  das  Einkommen  an  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktivkapitalien  bezüg- 
lich Aktien  und  an  Leibrenten  oder  Auszügen,  ingleichen  an  Erb- 
zinsen und  sonstigen  grundherrlichen  Gefällen; 

3.  das  Diensteinkommen  der  Staatsdiener  und  der  sonstigen  in  Besoldung 
oder  in  Lohn  stehenden  Diener,  ingleichen  Wartegelder  und  Pensionen 
aus  öffentlichen  Kassen,  aus  Stiftungen  und  aus  Privatkassen; 

4.  das  Einkommen  aus  Gewerbe  und  Erwerb  überhaupt  mit  Einschluss 
des  Feld-  und  Pachtgewerbes. 

§    14. 
Die  Steuern  der  dritten  Art  (§  2,  3)  sollen  alle  Steuerpflichtigen  nach 
dem  Verhältnisse  ihrer  Leistungsfähigkeit  treffen. 

§    15. 
Frei  von  dieser  Steuer  sind: 

1.  Almosenperzipienten; 

2.  alle  bei  dem  Heere  und  bei  den  Landwehrstämmen  in  Reih  und  Glied 
befindlichen  Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  in  Ansehung 
des  Soldes  und  der  Löhnung,  ingleichen  die  Unteroffiziere  und 
gemeinen  Soldaten  der  Reserve  und  der  Landwehr  für  die  Zeit,  in 
welcher  sie  zur  Fahne  einberufen  sind,  in  Hinsicht  ihres  Einkommens 
aus  S]old,  Löhnung,  Gewerbs-  und  Geschäftsthätigkeit; 

3.  Studierende,  ingleichen  die  auf  Gymnasien,  Seminaren,  Real-  und  Se- 
kundärschulen sich  befindenden  Schüler,  in  Rücksicht  ihres  etwaigen 
Einkommens  aus  Gewerbs-  und  Geschäftsthätigkeit; 

4.  Personen,  welche  das  achtzehnte  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt 
haben,   ingleichen   diejenigen,   welche  in  einem  höheren   als   sechzig- 
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jährigen  Alter  stehen,  in  Ansehen  ihres  Einkommens  aus  Gewerbs- 
und  Geschäftsthätigkeit,  sofern  dieses  nicht  einmal 
volle  fünfzehn  Thaler  j  ährlich  betrüge; 

5.  Witwen  und  Waisen,  sowie  andere  Pensionäre,  in  Ansehung  der  Pen- 
sionen, ingleichen  Auszügler  hinsichtlich  ihrer  Auszüge  aus  Land- 
gütern (Altteile),  sofern  jene  Pensionen  oder  diese  Auszüge  weniger 
als  fünfzig  Thaler  jährlich  betragen; 

6.  diejenigen,  welche  von  bei  Sparkassen  des  Inlandes  angelegten  Kapi- 
talien von  zusammen  noch  nicht  vollen  hundert  Thalern  Zinsen, 
zu  beziehen  haben  —  in  Ansehung  dieser  Zinsen; 

7.  Kirchen,  Pfarreien,  Schulen  und  die  Akademie  Jena; 

8.  das  Personal  des  gemeinschaftlichen  Oberappellationsgerichts  und  die- 
bei  der  Gesamtuniversität  Jena  angestellten  Lehrer,  Beamten  und  Diener 
hinsichtlich  ihres  ganzen  Einkommens  aus  anderen, 
als  den  im  §  4,  Ziffer  3,  B.  a,  b,  c  bezeichneten  Quellen,  ingleicheu 
diejenigen  Witwen  und  Waisen,  welche  aus  dem  akademischen  Witwen- 
und  Waisenfiskus,  oder  aus  der  Witwenkasse  des  Oberappellations- 
gerichts eine  Pension  beziehen,  hinsichtlich  dieser  Pensioa 
ohne  Unterschied  ihres  Betrags; 

9.  Anstalten,  welche  ausschliesslich  zur  direkten  Unterstützung  von  Armen, 
Kranken,  Witwen  oder  Waisen,  ingleichen  zu  Kirchen-  oder  Schul- 
zwecken, zur  Beförderung  der  Sittlichkeit  oder  zur  Vorbeugung  gegen. 
Verbrechen  oder  Verarmung  bestimmt  sind  und  eben  deshalb  die 
Anerkennung  des  Staates  als  milde  Stiftungen  erlangt  haben; 

10.  die  Eisenbahngesellschaften,  hinsichtlich  des  Einkommens  aus  dem 
Bahnbetriebe  und  des  Einkommens  aus  dem  zum  Bahnkörper,  sowie 
zu  den  Bahnhofsanlagen  gehörigen  Grund  und  Boden,  nebst  den  darauf 
stehenden  Gebäuden,  vorbehaltlich  der  nach  besonderer  gesetzlicher 
Bestimmung  aufzulegenden  Abgabe  von  dem  Reinertrage  des  Unter- 
nehmens, 

§  16. 
Darüber,  ob  eine  solche  direkte  Steuer  und  in  welchem  Betrage  in  einem 
jeden  Jahre  einer  neuen  Finanzperiode  erhoben  werden  solle,  entscheidet  nach 
Massgabe  des  durch  Steuern  aufzubringenden  Staatsbedarfs  —  soweit  derselbe- 
durch  die  Grundsteuer  und  durch  die  nach  den  Zollvereinsverträgen  und  den 
Bundesgesetzen  oder  nach  besonderer  Verabschiedung  zu  erhebenden  indirekten 
Steuern  nicht  gedeckt  wird  —  die  Verwilligung  des  Landtags  und  die  landes- 
fürstliche Sanktion,  welche  in  dem  jedesmaligen  Steuergesetze  (§  35  des  revi- 
dierten Grundgesetzes  über  die  Verfassung  des  Grossherzogtums  Sachsen- Weimar- 
Eisenach)  verkündet  wird. 

§  17. 
Das  Nähere  über  die  Gegenstände,    sowie  über  die  Umlegung  und  Ver- 
teilung  der   allgemeinen  Einkommensteuer,   bleibt  besonderer  gesetzlicher  Be- 
stimmung vorbehalten. 
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Schlussbestimmung. 

§  18. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  vom  1.  Januar  1870  ab  in  Kraft. 

Die  Besteuerung  des  zeither  steuerfreien  Diensteinkommens  der  vor  dem 
18.  März  1851  angestellten  Geistlichen  und  Schullehrer  soll  jedoch  in  jedem 
einzelnen  Falle  erst  dann  eintreten,  wenn  dem  betreffenden  Diener  eine  Ver- 
besserung seines  Diensteinkommens  aus  Staats-,  Gemeinde-  oder  Privatmitteln 
gewährt  wird. 

Urkundlich  haben  Wir  dieses  Gesetz  höchsteigenhändig  vollzogen  und 
Unser  Grossherzogliches  Staatsinsiegel  demselben  beidrucken  lassen. 

So  geschehen  imd  gegeben  Weimar  am  18.  März  1869. 

Carl  Alexander. 

von  Watzdorf.     G.  Thon.     Stichling. 
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Revidiertes  Gesetz  über  die  allgemeine  Einkommensteuer  vom 

19.  März  1869  mit  Einschaltungen  der  Nachträge  hiezu  vom  7.  Mai  1874, 

vom  18.  April  1877  und  24.  Dezember  1880. 

Wir  Carl  Alexander,  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von 
Sachsen-Weimar-Eisenacli  etc.  etc. 

Die  im  §  17  des  revidierten  Gesetzes  über  die  Steuerverfassung  des  Gross- 
herzogtums vom  18.  März  1869  vorbehaltenen  besonderen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  allgemeine  Einkommensteuer  erteilen  Wir  mit  Beirat  und  Zu- 
stimmung des  getreuen  Landtags,  wie  folgt: 

Allgemeiner    Teil. 
A.  Von  den  Steuerbehörden. 

§  1. 

Die  oberste  Landesbehörde,  wie  für  das  Steuerwesen  überhaupt,  so  auch 
für  alle  die  allgemeine  direkte  Steuer  betreffenden  Angelegenheiten  ist  das 
Grossherzogliche  Staatsministerium. 

Demgemäss  ist  das  Staatsministerium  auch  ermächtigt,  bezüglich  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  im  §  62  des  Gesetzes  vom  5.  März  1850  mit  höchster 
Genehmigung  alle  diejenigen  Massregeln  zu  treffen  und  alle  diejenigen  all- 
gemeinen und  besonderen  Instruktionen,  Anordnungen  und  Verfügungen  zu  er- 
lassen, welche  zum  Behufe  einer  folgerichtigen  Durchführung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  schon  jetzt  nötig  erscheinen,  oder  künftig  als  geboten  sich  darstellen 
werden. 

§2. 

Die  Ausführung  dieses  Gesetzes  in  den  einzelnen  Gemeindebezirken  liegt, 
unter  der  Aufsicht  und  Oberleitung  des  Staatsministeriums,  regelmässig  den 
Grossherzoglichen  Rechnungsämtem  ob ;  ausnahmsweise  aber  —  insoweit  nämlich 
die  Staatsregierung  von  der  am  Schlüsse  des  §  41  des  Gesetzes  vom  5.  März  1850 
über  die  Neugestaltung  der  Staatsbehörden  erwähnten  Befugnis  Gebrauch  macht 
—  den  Ortsgemeindebehörden. 

Diese  führen  in  solcher  Eigenschaft  den  Amtsnamen:  Grossherzogliche 
Steuer-Lokal-Kommission. 
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Neu  revidiertes  Gesetz  über  die  allgemeine  Einkommensteuer 
vom  10.  September  1883. 

Wir,  Carl  Alexander,  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von 
Sachsen-Weimar-Eisenach  etc.  etc. 

Nachdem  eine  erneute  Revision  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
allgemeine  Einkommensteuer  stattgefunden  hat,  verordnen  Wir  mit  Zustimmung 
des  getreuen  Landtags  was  folgt: 


Allgemeine    Bestimmungen. 
A.  Steuerbehörden. 

§  1- 

Die  oberste  Landesbehörde  für  alle  die  allgemeine  direkte  Einkommensteuer 
betreffenden  Angelegenheiten  ist  das  Grossherzogliche  Staatsministerium. 

Demgemäss  ist  das  Staatsministerium  insbesondere  auch  ermächtigt,  be- 
züglich nach  Massgabe  der  Bestimmungen  in  §  62  des  Gesetzes  vom  5.  März 
1850  mit  höchster  Genehmigung  alle  diejenigen  MassregeLn  zu  treffen  und  alle 
diejenigen  allgemeinen  und  besonderen  Unterweisungen,  Anordnungen  und  Ver- 
fügungen zu  erlassen,  welche  zur  folgerichtigen  Durchführung  dieses  Gesetzes 
nötig  erscheinen,  oder  künftig  als  geboten  sich  darstellen  werden. 


§2. 

Die  Ausführung  dieses  Gesetzes  in  den  einzelnen  Gemeindebezirken  liegt 
unter  der  Aufsicht  und  Oberleitung  des  Staatsministeriums  regelmässig  den 
grossherzoglichen  Rechnungsämtem  ob,  ausnahmsweise  aber  —  soweit  die 
Staatsregierung  von  der  in  §  41  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  5.  März  1850  er- 
wähnten Befugnis  Gebrauch  macht  —  den  Gemeindebehörden. 

Die  Gemeindevorstände  führen  in  solcher  Eigenschaft  die  amtliche  Be- 
zeichnung: Grossherzogliche  Steuerlokalkommission. 

Soweit  für  einzelne  Gemeindebezirke  Steuerlokalkommissionen  bestellt 
sind,  gelten  die  nachfolgenden  für  die  Rechnungsämter  und  deren  Bezirke  ge- 
troffenen Bestimmungen  gleichmässig  für  die  Steuerlokalkommissionen  und  deren 
Bezirke. 
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§  3. 
Inwiefern  dabei  die  Gemeindevorstände  als  solche,  ingleichen  die  Bezirks- 
ausschüsse und    die  Justizbehörden  mitzuwirken  haben,    ist  weiter  unten  —  in 
dem  besondem  Teile  dieses  Gesetzes  —  bestimmt. 

6.  Von  den  Ortssteuerkapitalen  und  den  Ortsqnoten. 

§  4. 

Sobald  feststeht,  welcher  Teil  des  Staatsbedarfs  durch  die  allgemeine 
direkte  Steuer  vom  Einkommen  zu  decken  ist,  wird  durch  eine  Vergleichung 
dieser  Summe  mit  dem  nach  vorausgegangenen  Ermittelungen  für  die  nächste 
Finanzperiode  anzunehmenden  Gesamtsteaerkapitale  des  Landes  berechnet, 
wieviel  Pfennige  von  jeder  Mark  steuerbaren  Einkommens  in  einem  jeden  Jahre 
dieser  Periode  zu  erheben  sind,  um  jenen  Bedarf  zu  decken.  Diese  Pfennigzahl 
wird  in  dem  für  jede  Finanzperiode  zu  erlassenden  Steuergesetze  ausgeschrieben. 

Die  Erhebung  der  Einkommensteuer  erfolgt  jedoch  nicht  ohne  Unter- 
schied und  unmittelbar  mit  dieser  Pfennigzahl  von  jeder  Mark  des  der  Steuer 
unterliegenden  Jahreseinkommens  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  (der 
Individualsteuerkapitale),  sondern  es  ist  dabei  zwischen  denjenigen  Arten  des 
Einkommens,  welche  auf  dem  Grunde  der  eigenen  Angabe  der  Steuerpflichtigen 
(Fassion)  und  denjenigen,  welche  durch  Einschätzung  festgestellt  werden,  zu 
unterscheiden. 

§  5. 

Zu  den  Arten  des  Einkommens,  welches  die  Steuerpflichtigen 
selbst  zur  Versteuerung  anzumelden  (zu  fatieren)  haben,  gehören: 

1.  Diensteinkommen,  Gehalte,  Wartegelder  und  Pensionen  aus  Reichs-, 
Hof-,  Staats-  und  anderen  öffentlichen  Kassen,  namentlich  auch  aus 
den  Kassen  der  Gemeinden,  Kirchen,  Schulen,  Stiftungen  und  öffent- 
lichen Anstalten.  Zu  den  letztern  sind  insbesondere  auch  Eisenbahnen, 
Versicherungsanstalten,  Sparkassen  und  Banken  zu  rechnen. 

2.  Erbzinsen  und  andere  grundherrliche  Gefälle. 

3.  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktivkapitalien  bezüglich  Aktien  aller  Art,, 
ingleichen  Leibrenten. 


§  4  des  alten  Gesetzes.  Durch  Gesetz  vom  7.  Mai  1874  wurde  statt 
,von  jedem  Thaler"  gesetzt  „von  jeder  Mark". 

§  4.  In  dem  Entwurf  lautete  der  §:  Zur  Versteuerung  haben  die  Steuer- 
pflichtigen selbst  anzumelden  (zu  fatieren): 

1.  Diensteinkommen,  Gehalte,  Wartegelder  und  Pensionen  aus  Reichs-, 
Hof-,  Staats-  und  andern  öffentlichen  Kassen,  namentlich  aus  den 
Kassen  der  Gemeinden,  Kirchen  und  Schulen,  ingleichen  aus  den  Kassen 
von  Stiftungen,  Eisenbahnen,  Versicherungsanstalten,  Sparkassen  und 
Banken ; 

2.  Erbzinsen  und  andere  grundherrliche  Gefälle; 

3.  Zinsen  und  Gewinnanteile  (Dividenden)  von  Kapitalien  aller  Art,  in- 
gleiehen  Leibrenten. 
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§3. 
Ausserdem  haben  zur  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  die  nach  Art.  17  und 
95  der  neuen  Gemeindeordnung  vom  24.  Juni  1874  zur  Unterstützung  der  Staats- 
regierung im  Steuerwesen  verpflichteten  Gemeindevorstände  als  solche,  ingleichen 
die  Bezirksausschüsse  und  die  Gerichtsbehörden  nach  Massgabe  der  nachfolgen- 
den Bestinunimgen  mitzuwirken. 


B.  Ermittelung  der  verschiedenen  Arten  des  Einkommens.    Feststellung 
des  steuerpflichtigen  Gesamteinkommens. 

§4. 
Zur  Versteuerung  haben   die   Steuerpflichtigen   selbst  anzumelden   (zu 
fatieren): 

1.  Diensteinkommen,  Gehalte,  Wartegelder  und  Pensionen  aus  Reichs-, 
Hof-,  Staats-  und  anderen  öfi'entlichen  Kassen,  namentlich  aus  den 
Kassen  der  Gemeinden,  Eärchen  und  Schulen,  ingleichen  aus  den  Kassen 
von  Stiftungen,  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  eingetragenen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und 
Sparkassen ; 

2.  Erbzinsen  imd  andere  grundherrliche  Gefalle; 

3.  Zinsen  und  Gewinnanteile  (Dividenden)  von  Kapitalien  aller  Art,  in- 
gleichen Leibrenten. 

Ausgenommen   hiervon  sind  nur  diejenigen  Zinsen  und  Gewinnanteile, 
welche   von    inländischen  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf 


DieAenderungen  wurden  vorgenommen,  um  eine  wünschenswerte  Harmonie 
des  Gesetzessprache  herbeizufuhren  dem  §  48  gegenüber,  dessen  Ausdracks- 
weise  zugleich  umfassender  und  richtiger  ist. 

Ein  Antrag  als  Z.  4  anzureihen:  , alles  übrige  Einkommen,  welches 
nicht  zweifellos  unter  dem  Betrage  von  1000  M.  verbleibt,"  wurde  abgelehnt. 
S.  auch  oben  S.  315. 

Der  letzte  Absatz  wurde  von  Ausschuss  und  Kammer  beigefügt,  um  die 
Doppelbesteuerung  der  Aktiengesellschaften  hintanzuhalten. 

Im  Gesetz  vom  19.  März  1869  lautete  §  5  Pos.  1 :  , Diensteinkommen,  Gehalte, 
Wartegelder  und  Pensionen  aus  Hof-,  Staats-  und  anderen  öffentlichen  Kassen, 
namentlich  auch  aus  den  Kassen  der  Gemeinden,  Stiftungen  imd  öffentlichen 
Anstalten."     Die  obige  Fassung  erfolgte  durch  Gesetz  vom  18.  April  1877. 
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§  6. 
Dagegen  wird  durch  Einschätzung  ermittelt: 

1.  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden; 

2.  das  Einkommen  von  Auszügen  aus  Landgütern; 

3.  das  Einkommen  aus  Gewerbe  und  Erwerb,  mit  Einschluss  des  Handels- 
und Fabrikbetriebs,  ingleichen  des  Feld-  und  Pachtgewerbes,  sowie 
das  Einkommen  aus  Privatdiensten. 

§  7- 
Hinsichtlich  des  Einkommens  der  im  vorigen  Paragraphen  bezeichneten 
Art  bestimmt  bei  dem  Beginn  jeder  neuen  Finanzperiode  das  Staatsministerium 
auf  dem  Grunde  der  in  der  letzten  Periode  gewonnenen  Erfahrungen,  wie  hoch 
dieses  Einkommen  für  jeden  einzelnen  Gemeindebezirk  anzunehmen  ist, 
und  wirft  von  dieser  Summe  nach  Massgabe  der  gesetzlich  ausgeschriebenen 
Pfennigzahl  die  Steuersumme  aus,  welche  der  Gemeindebezirk  jährlich  von 
dem  gedachten  Einkommen  aufzubringen  hat. 

§  8. 
Das  aus  jedem  Gemeindebezirke  zur  P^inkommensteuer   zu   ziehende  Ein- 
kommen —  das  Ortssteuerkapital  —  setzt  sich  demnach  zusammen: 

1.  aus  dem  nach  der  Selbstangabe  der  Steuerpflichtigen  (Fassion)  auf- 
zustellenden Einkommen  aus  den  im  §  5  angegebenen  Quellen,  welche 
Aufstellung  den  ersten  Teil  des  Ortssteuerkapitals  bildet,  und 

2.  aus  dem  vom  Staatsministerium  im  voraus  bestimmten  Betrage  des 
Einkommens  aus  den  im  §  6  angegebenen  Quellen.  Dieses  Einkommen 
bildet  den  zweiten  Teil  des  Ortssteuerkapitals,  welcher  in 
zwei  Abteilungen,  und  zwar  in  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden 
(die  erste  Abteilung),  und  in  das  Einkommen  aus  den  im  §  6  Ziffer  2, 
3  angegebenen  Quellen  (die  zweite  Abteilung)  zerfällt. 

§9. 

Der  Steuerbetrag,  welcher  nach  der  gesetzlich  ausgeschriebenen  Pfennig- 
zahl auf  den  ersten  Teil  des  Ortssteuerkapitals  fällt,  heisst  der  erste  Teil 
der  Ortssteuerquote,  derjenige,  welcher  nach  gleichem  Massstabe  vom  zweiten 
Teile  des  Ortssteuerkapitals  sich  berechnet,  der  zweite  Teil  der  Ortssteuer- 
quote, welcher  gleichfalls  in  zwei  Abteilungen  (§  8,  Ziffer  2)  zerfällt. 

§  10. 
Während  also  bei  dem  ersten  Teile  des  Ortssteuerkapitals  die  ausgeschrie- 
bene Pfennigzahl  von  dem  in  die  besondere  Steuerrolle  dieses  Teils  eingezeich- 
neten Einkommen  der  Einzelnen  —  den  Individualsteuerkapitalen  — 
erhoben  wird  und  somit  die  Ortsquote  ersten  Teils  nach  den  Ab-  und  Zugängen 
bei  diesen  Individualsteuerkapitalen  fällt  und  steigt,  steht  der  zweite  Teil  der 
Ortsquote   bis   auf  weitere  Bestimmung   derselben   fest  und  wird   von  den  Ver- 

§  10.  Das  alte  Gesetz.  Durch  Gesetz  vom  7.  Mai  1874  wurde  statt  „vom 
Thaler "  gesetzt  „von  der  Mark". 
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Aktien,  eingetragenen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  unter  die  Mit- 
glieder verteilt  werden  und  daher  nach  §  48  dieses  Gesetzes  als  Teil  des  Rein- 
gewinns bei  der  Einschätzung  dieser  Gesellschaften  und  Genossenschaften  zu 
berechnen  sind. 

§5. 
Durch  Einschätzung  wird  ermittelt: 

1.  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  und  aus  Gebäuden; 

2.  das  Einkommen  aus  Gewerbe  und  Erwerb  mit  Einschluss  des  Handels- 
und Fabrikbetriebs,  ingleichen  des  Feld-  und  Pachtgewerbes,  sowie 
das  Einkommen  aus  Privat dienstverhältnissen; 

3.  das  Einkommen  von  Auszügen  aus  Landgütern. 
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änderungen  in  den  Individualsteuerkapitalen  nicht  unmittelbar  berährt.  Viel- 
mehr wird  die  Ortsquote  zweiten  Teils  erster  und  zweiter  Abteilung  alljährlich 
auf  die  durch  Einschätzung  (§  54  und  folgende)  ermittelten  und  in  die  betreffende 
Abteilung  der  Steuerrolle  zweiten  Teils  eingetragenen  Individualsteuerkapitale 
verteilt,  so  dass  von  diesen  bald  mehr,  bald  weniger  Pfennige,  als  die  ge- 
setzlich ausgeschriebene  Zahl,  von  der  Mark  zu  entrichten  sind,  je  nachdem  sich 
die  Gesamtsumme  der  in  die  betreffende  Abteilung  der  Steuerrolle  zweiten  Teils 
eingetragenen  Steuerkapitale  niedriger  oder  höher  berechnet,  als  das  vom 
Stäatsministerium  angenommene  Ortssteuerkapital  des  betreffenden  Gemeinde- 
bezirks (§  7). 

§  11. 

Eine  Erhöhung  des  zweiten  Teils  einer  Ortsquote  während  der  Dauer 
einer  Finanzperiode  ist  zulässig,  wenn  das  Staatsministerium  im  Laufe  des  ersten 
oder  zweiten  Jahres  der  Finanzperiode  die  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass 
die  Ortsquote,  infolge  irrtümlicher  Darstellung  und  Auffassung  der  Leistungs- 
fähigkeit des  einzelnen  Bezirks,  dem  Sinne  und  der  Absicht  des  Gesetzes  ent- 
gegen, zu  niedrig  gegriffen  worden  sei,  oder  wenn  durch  im  Laufe  der  Finanz- 
periode vorkommende  Veränderungen  die  der  Berechnung  und  Feststellung  des 
Betrags  einer  Quote  zu  Grunde  gelegte  Steuerkapitalsumme  des  Orts  aus  Grund 
und  Boden,  oder  aus  persönlicher  Erwerbs-  und  Geschäftsthätigkeit  wesentlich  steigt. 

Sich  ergebenden  Falles  ist  das  Staatsministerium  ebenso  verpflichtet,  als 
berechtigt,  die  Ortsquote  zweiten  Teils  bezüglich  der  noch  übrigen  Jahre  der 
Finanzperiode  richtig  zu  stellen  und  die  Aufbringung  und  Erhebung  des  be- 
richtigten Betrags  anzuordnen. 

Zu  diesem  Behufe  hat  das  Staatsministerium  von  Zeit  zu  Zeit  in  geeig- 
neter Weise  Revisionen  eintreten  zu  lassen. 

§  12. 
Eine  verhältnismässige  Herabsetzung  des  zweiten  Teils  der  Ortsquote 
wird  das  Staatsministerium  für  das  zweite  bezüglich  dritte  Jahr  einer  Finanz- 
periode, auf  entsprechende  Anträge  des  Ortsgemeindevorstandes,  in  Absicht  auf 
diejenigen  Gemeindebezirke  eintreten  lassen,  wo  bedeutendere  Erwerbszweige, 
die  früher  daselbst  betrieben  wurden,  ohne  dass  derartige  neue  Zugänge  statt- 
gefunden haben,  nachgewiesenermassen  inmittelst  dergestalt  ganz  hinweggfallen 
oder  zurückgegangen  sind,  dass  infolge  dessen  auf  diesen  Teil  der  Ortsquote 
eine  höhere  Pfennigzahl,   als  die  gesetzlich  ausgesphriebene,   zu   entrichten   ist. 

C.  Weitere  den  ersten  und  zweiten  Teil  der  Ortsquote  betreffende,  gemein- 
schaftliche Bestimmungen. 

§  13. 
Bezieht    ein    Steuerpflichtiger    Einkommen    aus    verschiedenen,  teils    zum 
ersten,  teils  zum  zweiten  Teile  der  Ortsquote  gehörigen  Quellen  (§  5  und  §  6 
oben),    so   ist   er  mit  verhältnismässigen  Beiträgen  zu  jeder  Quote   besonders 
heranzuziehen. 

§  14. 
Erlasse,  Rückstände  oder  Kaduzitäten  dürfen  hinsichtlich  der  Aufbringung 
der  jährlichen  Einkommensteuer  weder  auf  den  Gemeindebezirk,   noch  auf  die 
Quoten  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  auf  irgend  eine  Weise  zurückwirken. 
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Der  §  6  bringt  gegen  bisher  lauter  neue  Bestimmungen.  Sie  sind  not- 
wendig infolge  des  neuen  Grundsatzes,  dass  die  Schuldzinsen  abgezogen  werden 
sollen.  Schuldzinsen  kann  man  vernünftigerweise  nur  von  dem  Gesamtein- 
kommen abziehen;  es  muss  also  ein  Verfahren  konstruiert  werden,  durch  welches 
die  einzelnen  Einkommen  an  den  verschiedenen  Orten  da  geschätzt  werden,  wo 
für  die  Schätzung  die  besten  Unterlagen  sich  finden  und  später  eine  Stelle  be- 
stimmt werden,  bei  welcher  die  einzelnen  Schätzungen  zusammengetragen  werden, 
um  den  Betrag  der  angemeldeten  Zinsen  abziehen  zu  können. 

§  7  hat  unter  anderem  den  Fall  im  Auge,  dass  ein  Fabrikgescbäft  einen  Teil 
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§6. 

Hinsichtlich  des  Ortes,  in  dessen  Steuerrolle  das  gesamte  Einkommen 
eines  Steuerpflichtigen  behufs  der  Erfüllung  der  Steoerpflicht  einzutragen,  und 
an  welchem  die  Steuerpflicht  zu  erfüllen  ist,  gilt  folgendes: 

1 .  Steuerpflichtige,  welche  im  Grossherzogtume  wohnen,  oder  sich  dauernd 
in  demselben  aufhalten,  haben  ihr  gesamtes  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen an  ihrem  Wohnsitze,  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  am 
Orte  ihres  Aufenthaltes  zu  versteuern. 

2.  Steuerpflichtige,  welche  im  Grossherzogtume  weder  ihi-en  Wohnsitz, 
noch  einen  dauernden  Aufenthaltsort  haben,  versteuern  ihr  Einkommen 
aus  dem  im  Grossherzogtume  liegenden  Grundbesitze  oder  aus  einem 
im  Grossherzogtume  betriebenen  Gewerbe  an  dem  Orte,  wo  der  Grund- 
besitz liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird,  dagegen  anmeldungs- 
pflichtige  Bezüge  aus  einer  der  im  §  4  Ziffer  1  genannten  Kassen  an 
dem  Orte,  wo  die  Kasse,  aus  welcher  diese  Bezüge  fliessen,  ihren  Sitz 
hat,  und  ihr  etwaiges  sonstiges  anmeldungspflichtiges  Einkommen  an 
dem  Orte,  wo  sie  zuletzt  im  Grossherzogtume  gewohnt  haben,  in  Er- 
mangelung eines  solchen  in  der  Stadt  Weimar. 

3.  Steuerpflichtige  juristische  Personen,  Erwerbsgesellschaften  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften (§  48),  liegende  Erbschaften  und  andere  er- 
werbsfähige Vermögensmassen  versteuern  ihr  Einkommen  an  dem 
Orte,  wo  sie  ihren  Sitz  haben,  und  wenn  sich  derselbe  ausserhalb 
des  Grossherzogtums  befindet,  an  dem  Orte,  wo  sie  eine  ständige  Ver- 
tretung (Haupt-  oder  Generalagentur)  im  Grossherzogtume  haben,  wenn 
aber  eine  solche  nicht  besteht,  an  dem  Orte,  wo  der  Grundbesitz  liegt 
oder  das  Gewerbe  betrieben  wird. 

4.  Wenn  hiemach  für  einen  Steuerpflichtigen  mehrere  Orte  gleichzeitig 
zuständig  sind,  oder  überhaupt  Zweifel  entstehen,  bestimmt  das  Staats- 
ministerium den  Ort,  in  dessen  Steuerrolle  das  steuerpflichtige  Gesamt- 
einkommen einzutragen  und  an  welchem  die  Steuerpflicht  zu  erfüllen  ist. 

§  7. 
Die  Einschätzung  des  Einkommens  aus  Grund  und  Boden  und  aus 
Gebäuden,  sowie  aus  Gewerbebetrieb  erfolgt  an  dem  Orte,  wo  der  Grundbesitz 
liegt,  oder  wo,  bezüglich  von  welchem  Orte  aus  das  Gewerbe  betrieben  wird. 
Das  Ergebnis  der  Einschätzung  ist  in  dem  Falle,  wenn  die  Steuerpflicht  nach 
den  Bestimmungen  des  §  6  nicht  am  Einschätzungsorte  zu  erfüllen  ist,  dem 
Rechnungsamte  des  für  die  Erfüllung  der  Steuerpflicht  zuständigen  Orts  zur 
Aufuahme  in  die  Steuerrolle  desselben  mitzuteilen. 


seiner  Fabrik  an  einem  andern  Orte,  als  da,  wo  die  Hauptfabrik  sitzt,  Liegen  hat. 
Der  Entwurf  hatte  die  Bestimmung,  dass  die  Einschätzung  eines  Gewerbebetriebes 
da  erfolgen  solle,  wo  und  von  welchem  Orte  aus  das  Gewerbe  betrieben  wird. 
Diese  Fassung  Hess  unbestimmt,  wer  darüber  entscheiden  soll,  ob  die  Einschätzung 
da  erfolgen  soU.  wo  oder  da,  von  wo  aus  dasselbe  getrieben  wird.  Der  Aus- 
schuss  und  die  Kammer  wählte  die  Fassung  des  Gesetzes,  damit  den  Sinn  ver- 
bindend, dass  mit  dem  „wo*  die  Regel  angedeutet,  da  aber,  wo  besondere  Um- 
stände ein  Abweichen  von  der  Regel  notwendig  erscheinen  lassen,  dort  die  Ein- 
schätzung erfolgen  soll,  von  wo  aus  der  Geschäftsbetrieb  zu  Tage  tritt. 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  9il  23 
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§  12  sieht  vor,  dass  der  Abzug  der  Schuldzinsen  nicht  beim  Teil-,  son- 
dern erst  beim  Gesamteinkommen  geschieht.  Im  Entwurf  war  dem  ersten  Absatz 
ein  zweiter  Satz  beigefügt:  ,Bei  Steuerpflichtigen,  welche  ihr  Einkommen  aus 
Handels-  oder  handelsmässigem  Gewerbebetriebe  nach  §  41  Abs.  3  und  §  49 
Abs.  4  erklärt  haben,  können  Schuldzinsen  nur  in  Abzug  gebracht  werden,  wenn 
bei  deren  Anmeldung  zugleich  die  Versicherung  abgegeben  wird,  dass  dieselben 
nicht  schon  bei  der  p]rklärung  ihres  steuerpflichtigen  Einkommens  (§  41)  in  Ab- 
zug gebracht  worden  sind."  Der  Gedanke  wurde  als  richtig  anerkannt,  nur 
hielt  man  es  für  zweckmässig,  demselben  bei  §  47  Ausdruck  zu  geben. 

Die  Regierung  wollte  trotz  der  Einschaltung  in  §  47  die  Beibehaltung 
der  Bestimmung  in  §  12.  In  §  12  handle  es  sich  um  Deklaration,  in  §  47  um 
Einschätzung;  im  ersteren  Fall  solle  demjenigen  der  die  Erklärung  abgibt,  auf 
die  Seele  geführt  werden,  was  er  zu  berücksichtigen  habe.  Man  machte  auch 
darauf  aufmerksam,    dass    die  Schätzungskommission    erst  in  Thätigkeit  treten 
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§8. 
Bezieht   ein  Steuerpflichtiger  Einkommen   aus  verschiedenen  Quellen,   so 
ist  dasselbe   zur  Einkommensteuerrolle   des   für   die   Versteuerung  za-'tändigen 
Ortes  (§  6)  nach   folgenden   drei  Abteil imgen   gesondert   zu  ermitteln  und  ein- 
zustellen, und  zwar: 

1.  das  von  den  Steuerpflichtigen  selbst  zur  Versteuerung  anzumeldende 
Einkommen  (§  4  Ziffer  1,  2  und  3)  zur  ersten  Abteilung, 

2.  das  durch  Einschätzung  zu  ermittelnde  Einkommen  aus  Grund  und 
Boden  und  aus  Gebäuden  (§  5  Ziffer  1)  zur  zweiten  Abteilung, 

3.  das  durch  Einschätzung  zu  ermittelnde  Einkommen  aus  Gewerbe  und 
Erwerb,  aus  Privatdienstverhältnissen,  imd  das  Einkommen  von  Aus- 
zügen aus  Landgütern  (§  5  Ziffer  2  und  3)  zur  dritten  Abteilung 
der  Steuerrolle. 

§  9. 

Von  dem  Gesamtbetrage  der  in  den  drei  Abteilungen  ermittelten  Ein- 
kommenbeträge des  einzelnen  Steuerpflichtigen  sind  vom  Rechnungsamte  etwaige 
Schuldzinsen  des  Steuerpflichtigen  (§§  12  bis  14)  in  Abzug  zu  bringen. 

Der  sich  in  Mark  ergebende  Betrag  ist,  wenn  er  nicht  mit  10  teilbar  ist, 
auf  die  nächst  niedrigere  mit  10  teilbare  Summe  abzurunden,  imd  ist  diese 
Summe  als  steuerpflichtiges  Gesamteinkommen  (Einzelsteuerkapital)  zur 
Steuerrolle  einzustellen. 

§  10. 

Das  in  vorbezeichneter  Weise  festgestellte  Gesamteinkommen  der  einzelnen 
Steuerpflichtigen  wird  der  nach  dem  jedesmaligen  Steuergesetze  (§  35  des  revi- 
dierten Grundgesetzes  über  die  Verfassung  de»  Grossherzogtums  vom  15.  Oktober 
1850)  für  eine  Finanzperiode  ausgeschriebenen  Steuererhebung  zu  Grunde  gelegt. 

§   11. 
lieber  die  im  Laufe  des   ersten  Halbjahres   am  steuerpflichtigen  Gesamt- 
einkommen  der  einzelnen  Steuerpflichtigen   vorkommenden  Ab-  und   Zu^nge 
(§§  69  bis  71)  ist  für  das  zweite  Halbjahr  eine  Ab-  und  ZugangsUste  aufzustellen. 

C.  Abzug  der  Schaldzinsen. 

§   12. 

Schuldzinsen  dürfen,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  im  §  47,  weder 
von  dem  Steuerpflichtigen  bei  der  Anmeldung  eines  zur  ersten  Abteilung  ge- 
solle auf  Grund  des  §  47  Alinea  4,  wenn  die  Frist  zur  Anmeldung  der  Schuld- 
zinsen vorüber  ist,  also  nach  dem  8.  Januar.  Es  ist  anzunehmen,  dass  der 
Schätzungskommission  bei  ihrer  Thätigkeit  die  angemeldeten  Schuldzinsen  an- 
gemeldet werden  und  diese  davon  in  der  bei  §  47  Alinea  4  angedeuteten  Weise 
berücksichtigt  werden;  dann  aber  ist  die  Bestimmung  im  2.  Satz  gegenstandslos. 
Die  Versicherung  ist  entbehrlich,  wenn  die  Thatsache  vorliegt. 

Als  2.  Alinea  enthielt  der  Entwurf  die  Bestimmung: 

„Auf  die  Berechtigung  zur  Teilnahme  an  den  Wahlen  zum  Landtage  oder 
zum  Bezirksausschusse  durch  diejenigen  Steuerpflichtigen,  welche  mit  einem 
Einkommen  von  mindestens  drei  Tausend  Mark 

a)  aus  Grundbesitz  zur  zweiten  Abteilung  der  Steuerrolle, 

b)  aus  andern  Quellen  als  dem  Grundbesitze  zur  ersten  und  dritten  Ab- 
teilung der  Steuerrolle 

eingezeichnet  sind,  hat  der  Abzug  der  Schuldzinsen  von  dem  Gesamteinkommen 
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Besonderer   Teil. 

A.  Von  der  Aufbringung  des  ersten  Teils  der  Ortsquote. 

I.  Pflicht  nnd  Frist  zur  Patiernng  des  Einkommens. 

§  15. 
Jeder,  welcher  ein  zum  ersten  Teile  der  Ortsquote  gehöriges  Einkommen 
(§  5)   zu   beziehen   hat,    oder   ein   neues   oder   erhöhtes  zum  Ortssteuerkapitale 

keinen  Einfluss,  wenn  das  zu  versteuernde  Gesamteinkommen  wenigstens 
drei  Tausend  Mark  beträgt." 

Man  strich  dieses  Alinea ,  weil  das  Steuergesetz  bezüglich  der  Ordnung 
der  in  Rede  befangenen  Wahlen  nicht  als  der  rechte  Oi-t  angesehen  wurde; 
man  wünschte  hiefür  ein  besonderes  Nachtragsgesetz. 

§  14.     Der  Referent  des  Ausschusses  war  der  Ansicht,  dass  es  nicht  not- 
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hörigen  Einkonunens,  noch  von  den  Schätzungskommissionen  (§  31)  bei  der 
Einschätzung  eines  zur  zweiten  oder  dritten  Abteilung  der  SteuerroUe  steuer- 
pflichtigen Einkommens  (vergl.  §  45  Abs.  6  und  §  47  Abs.  2)  abgezogen  werden, 
sondern  sind  nur  auf  Grund  gehöriger  Anmeldung  (§  14)  bei  der  Feststellung 
des  steuerpflichtigen  Gesamteinkommens  (§  9)  vom  Rechnungsamte  in  Abzug 
zu  bringen. 

§   13. 

Bei  demjenigen  Einkommen,  welches  aus  dem  Grossherzogtume  nach 
andern  Staaten  bezogen  wird,  im  Grossherzogtume  aber  steuerpflichtig  ist,  sind 
nur  die  Schuldzinsen  für  die  auf  den  betrefienden  Einnahmequellen  haftenden, 
oder  wohlweislich  für  deren  Erwerb  aufgenommenen  Schulden  abzuziehen. 

Wenn  Schulden  zugleich  auf  Grundbesitz  im  Grossherzogtume  und  auf 
Grundbesitz  haften,  welcher  ausserhalb  des  Grossherzogtums  gelegen  ist,  so 
findet  Schuldzinsabzug  nur  nach  Verhältnis  des  im  Grossherzogtume  gewonnenen 
Grundeinkommens  statt.  Der  erforderliche  Nachweis  ist  von  dem  Steuerpflichtigen 
alsbald  bei  der  Anmeldung  seiner  Schuldzinsen  (§  14)  zu  erbringen. 

Der  Abzug  von  Schuldzinsen  für  solche  Schulden,  welche  auf  Einnahme- 
quellen haften,  deren  Erträge  bei  der  Besteuerung  im  Grossherzogtume  ausser 
Beti-acht  zu  lassen  sind,  findet  nicht  statt. 

§   14. 

Schuldzinsen,  deren  Abzug  beantragt  wird,  sind  von  dem  Steuerpflichtigen 
unter  genauer  Angabe  des  Namens  und  Wohnorts  des  Gläubigers,  des  Kapital- 
betrags der  Schuld,  des  Zinsfusses,  des  Jahresbetrags  der  Schuldzinsen  und  des 
Datums  der  etwa  ausgestellten  Schuldurkunde  beim  Rechnungsamte  spätestens 
bis  8.  Januar  jeden  Jahres,  und  wenn  das  Steuerkapital  eines  Steuerpflichtigen 
für  das  zweite  Halbjahr  einzustellen  ist,  spätestens  bis  8.  Juli  jeden  Jahres  offen 
und  bezüglich  erneuert  schriftlich  zu  verzeichnen. 

Schuldzinsverzeichnisse,  welche  diesen  Erfordernissen  nicht  entsprechen, 
oder  verspätet  eingereicht  werden,  oder  unrichtige  Angaben  enthalten,  sind,  als 
zur  Berücksichtigung  nicht  geeignet,  durch  Verordnung  zurückzugeben. 

Das  Rechnungsamt  hat  sich  nach  Befinden  von  der  Richtigkeit  der  Schuld- 
zinsverzeichnisse in  geeigneter  Weise  Ueberzeugung  zu  verschaffen. 

Besondere  Bestimmungen. 

A.  Von  dem  zur  ersten  Abteilung  der  Steuerrolle  anzumeldenden  Einkommen. 

I.  Pflicht  und  Frist  zur  Anmeldung. 

§  15. 

Jeder,  welcher  ein  zur  ersten  Abteilung  der  Steuerrolle  gehöriges  Ein- 
kommen (§  4)  zu  beziehen  hat,  oder  ein  neues  oder  erhöhtes  zu  dieser  Ab- 
wendig sei,  unter  allen  Verhältnissen  die  ganz  detaillirten  Angaben  über  den  Ab- 
zug der  Schuldzinsen  zu  verlangen;  es  sollte  genügen,  dass  die  Detaillierung  auf 
Verlangen  der  Behörden  stets  erfolgen  muss.  doch  wurde  kein  Antrag  gestellt. 

Alinea  2  lautete  im  Entwurf:  , Schuldzinsverzeichnisse,  welche  diesen  Er- 
fordernissen nicht  entsprechen  oder  verspätet  eingereicht  werden,  oder  unrichtige 
Angaben  enthalten,  sind  unberücksichtigt  zu  lassen."    Dieses  einfache  Unberück- 
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ersten  Teils  gehöriges  Einkommen  aus  irgend  einem  Grunde  erwirbt,  ist  ver- 
pflichtet, gedachtes  Einkommen  dem  zuständigen  Rechnungsamte  (der  Steuer- 
lokalkommission) gewissenhaft  und  vollständig  anzuzeigen  —  zu  fatieren. 

§  16. 
Es  hat  die  Fatierung  jedesmal  bis  zum  15.  Januar  oder  bis  zum  15.  Juli 
desjenigen  mit  dem  1.  Januar  und  bezüglich  1.  Juli  beginnenden  Halbjahrs  zu 
geschehen,   an  dessen  erstem  Tage  der  Steuerpflichtige  sich  im  Rechte  des  Be- 
zugs jenes  Einkommens  (§  15)  befindet. 

§  17. 
Eine  jede  Fassion  wird  so  lange  für  stillschweigend  erneuert  erachtet,  als- 
nicht  eine  Veränderung  derselben   zeitig  am  Beginn  eines  Semesters  (§  16)  ge- 
hörig angemeldet  ist. 

§  18. 
Die  Fatierung  ist  in  der  Regel  von  dem  Bezugsberechtigten  selbst  zu  be- 
wirken.    Ausserdem  haben  für  richtige  und  rechtzeitige  Fatierung  einzustehen  t 

1.  in  Rücksicht  auf  das  Einkommen  von  Vermögen,  welches  einem  Ni ess- 
brau che  unterworfen  ist  —  soweit  es  zum  ersten  Teile  der  Ortsquote- 
gehört  —  der  Niessbrauchsberechtigte; 

2.  bei  dergleichen  Einkommen  aus  Vermögen,  welches  unter  vormund- 
schaftlicher Verwaltung  steht  und  keinem  Niessbrauche  unter- 
liegt —  niag  es  einem  Minderjährigen,  einem  Geisteskranken,  einem 
Verschwender,  einem  Abwesenden,  oder  einem  aus  sonst  einem  Grunde- 
unter  Pflegschaft  Stehenden  gehören  —  der  Vormund  oder  Kurator; 

3.  bei  einem  dergleichen  Einkommen,  welches  Teil  einer  Konkursmasse 
ist  —  der  Massepfleger,  in  Ermangelung  eines  solchen  das  Kon- 
kursgericht; 

4.  bei  einem  dergleichen  Einkommen  von  Vermögen  der  Gemeinden 
oder  anderer  Korporationen,  Stiftungen,  Anstalten,  Socie- 
täten  u.  s.  w.  die  geordneten  zeitigen  Vorstände  und  zwar  unter 
solidarischer  Haftpflicht.  ' 

IL  Von  der  Form  und  dem  notwendigen  Inhalte  der  Passionen. 

§  19. 
Die  Einkommenfassionen  sind  schriftlich  bei  dem  Rechnungsamte  (der 
Steuerlokalkommission)    des    Wohnorts   einzugeben,   vorbehaltlich   der    Bestim- 
mungen in  den  §§  20  und  21. 

§  20. 
Das  Einkommen  im  Auslande  Wohnender,  welches  dieselben  im  Gross- 
herzogtume  zum  ersten  Teile  der  Ortsquote  zu  versteuern  haben,  ist  zur  Steuer- 
rolle desjenigen  Orts  des  Inlandes  zu  fatieren,  in  welchem  sie  heimatsberechtigt 
sind;  das  Diensteinkommen  solcher  im  Auslande  stationierten  diesseitigen  An- 
gestellten aber,  welche  kein  Heimatsrecht  in  einer  Gemeinde  des  Grossherzogtums 
haben,  zur  Steuerrolle  desjenigen  Ortes,  wo  die  Kasse,  aus  welcher  sie  den 
Gehalt  beziehen,  ihren  Sitz  hat. 

sichtigtlassen  sah  man  als  eine  Rücksichtslosigkeit  an.  Es  wurde  als  im  In- 
teresse für   den   betroff'enen  Steuerpflichtigen   liegend    erachtet,   rechtzeitig   zu 
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teilnng  gehöriges  Einkommen  erwirbt,  ist  verpflichtet,  den  Jahresbetrag  dieses 
Einkommens  dem  zuständigen  Rechnimgsamte  (§  6)  jedesmal  bis  zum  15.  Januar 
oder  bis  zum  15.  Juli  desjenigen  mit  dem  1.  Januar  und  bezüglich  1.  Juli  be- 
ginnenden Halbjahres  gewissenhaft  und  vollständig  anzumelden,  an  dessen  erstem 
Tage  der  Steuerpflichtige  sich  im  Rechte  des  Bezuges  jenes  Einkommens  befindet. 


§   16. 
Jede  Anmeldung  wird  so  lange  für  stillschweigend  erneuert  erachtet,  als 
nicht  eine  gehörige  Abmeldung   oder   die  Anmeldung   einer  Veränderung   der- 
selben rechtzeitig  beim  Beginne  eines  Halbjahres  (§  15)  erfolgt  ist. 

§   17. 

Die  Anmeldung  ist  in  der  Regel  von  dem  Bezugsberechtigten  selbst  zu 
bewirken,  mithin  rücksichtlich  des  Einkommens  von  Vermögen,  welches  einem 
Niessbrauche  unterworfen  ist,  soweit  es  zur  ersten  Abteilung  der  Steuerrolle 
gehört,  von  dem  Niessbrauchberechtigten. 

Ausserdem  haben  für  richtige  und  rechtzeitige  Anmeldung  einzustehen: 

1.  bei  Einkommen  aus  Vermögen,  welches  unter  vormundschaftlicher 
Verwaltung  steht  und  keinem  Niessbrauche  unterliegt,  der  Vor- 
mund; 

2.  bei  Einkommen,  welches  Teil  einer  Konkursmasse  oder  einer  andern 
erwerbsfähigen  Vermögensmasse  ist,  der  Verwalter  der  Konkurs-  und 
Vermögensmasse ; 

3.  bei  Einkommen  von  Vermögen  der  Gemeinden  oder  anderer  Kor- 
porationen, Stiftungen,  Anstalten,  Gesellschaften  etc.  die 
geordneten  zeitigen  Vorstände,  und  zwar  unter  solidarischer  Haft- 
pflicht. 


IL  Form  und  notwendiger  Inhalt  der  Anmeldungen. 

§  18. 
Die  Einkommenanmeldungen  sind  schriftlich   bei  dem  Rechnungsamte 
des  Ortes  einzureichen,  an  welchem  nach  §  6  der  Steuerpflicht  zu  genügen  ist. 


erfahren,    dass   seine  Anmeldung  nicht  berücksichtigt  werden    könne  und  zwar 
aus  dem  oder  jenem  Grunde.     Daher  die  Fassung  des  Gesetzes. 

947 


3(jQ      S. -Weimar.  Gesetz  über  die  allg.  Einkommensteuer  v.  19.  März  1869  mit  Nachträgen. 

§  21. 

Die  Fassionen  über  grundherrliche  Gefälle  sind  einzureichen: 

1.  wenn  das  Bezugsrecht  an  den  Besitz  eines  inländischen  Gutes 
oder  Grundstücks  gebunden  ist  —  bei  dem  Rechnungsamte  (der 
Steuerlokalkommission)  desjenigen  Bezirks ,  in  welchem  das  b  e- 
rechtigte  Gut  oder  Grundstück  liegt; 

2.  wenn  dagegen  das  Bezugsrecht  entweder  überall  nicht  an  den  Besitz 
eines  Gutes  oder  Grundstücks,  oder  doch  nicht  an  den  Besitz  eines 
inländischen  solchen  gebunden  und  der  Bezugsberechtigte 

a)  eine  (inländische  oder  ausländische)  jjhysische,  oder  eine  aus- 
ländische juristische  Person  ist  —  bei  dem  Rechnungsamte 
(der  Steuerlokalkommission)  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  die 
belasteten  (abgabepflichtigen)  Grundstücke  liegen, 

ist  aber  der  Berechtigte 

b)  eine  inländische  Gemeinde  oder  sonst  eine  juristische 
Person  des  Inlandes  — ,  bei  demjenigen  Rechnungsamte  (Steuer- 
Lokal-Kommission)  ,  wo  diese  Kommune  oder  sonstige  juristische 
Pei'son  ihren  Sitz  hat. 

§  22. 

Die  Fassionen  von  Diensteinkommen,  Gehalten,  Wartegeldern  und  Pensionen 
erheischen  die  genaue  Angabe  des  Betrags  an  barem  Gelde  sowohl,  als  an 
Naturalien  und  anderen  Nützlichkeiten  —  z.  B.  Dienstwohnungen  und  Dienst- 
ländereien  —  sowie  die  Bezeichnung  der  Kassen,  aus  welchen  diese  Bezüge  fliessen. 

Besteht  hinsichtlich  der  Naturalien  u.  s.  w.  eine  Veranschlagung  durch 
Bestallungsdekret  oder  Reskript,  oder  bei  Geistlichen  und  öffentlichen  Lehrern 
durch  bestätigte  Besoldungstabellen,  so  sind  die  veranschlagten  Beträge  zu 
fatieren. 

§  23. 
Mit  zu  fatieren  sind:  alle  auf  besonderen  Zulagen  beruhenden  Gehalte, 
alle  ständigen  Remunerationen,  ingleichen  alle  bloss  zufälligen,  jedoch 
wiederkehrenden  Emolumente  (Accidenzien),  welche  nach  dem  Anschlage 
(§  22)  —  ohne  Rücksicht  auf  den  höhern  oder  geringern  Ertrag  — ,  fehlt  es 
aber  an  einem  solchen  Anschlage,  nach  einem,  da  möglich,  zehnjährigen  Durch- 
schnitte aufzunehmen  sind. 

§  24. 
Werden  gewisse  Dienstemolumente  oder  Gehaltsbestandteile  nicht  aus 
einer  öffentlichen  Kasse,  sondern  aus  dritter  Hand,  z.  B.  was  Geistliche  be- 
trifft, von  den  Eingepfarrten,  was  öffentliche  Lehrer  anlangt,  in  Honoraren  und 
Schulgeldern,  von  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  in  Gebühren,  von  Kommunal- 
dienern in  Geld-  oder  Naturalabgaben  von  den  einzelnen  Gemeindegliedern  u.  s.  w. 
bezogen,  so  ist  in  die  Fassionen  auch  hierüber  das  Nötige  aufzunehmen. 

§  25. 
Nicht  in  Ansatz  kommen  bei  dem  Diensteinkommen: 
1.  Diäten,    Reisekosten,    Kommissionsgebühren,    Depositengebühren    und 
besondere,  nicht  ständige,  Gratifikationen; 

918 


S.-Weimar.  Gesetz  über  die  allg.  Einkommenstener  vom  10.  Sept.  1883.  3g) 


§  19. 

Die  Anmeldungen  von  Diensteinkommen,  Gehalten,  Wartegeldem  und 
Pensionen  müssen  die  genaue  Angabe  des  Betrages  an  barem  Gelde,  an  etwaigen 
Naturalien  und  sonstigen  Dienstbeziigen,  z.  B.  Dienstwohnungen  und  Dienst- 
ländereien,  soTvie  die  Bezeichnung  der  Kassen  enthalten,  aus  welchen  diese  Be- 
züge fliessen. 

B&steht  hinsichtlich  der  Naturalien  etc.  eine  Veranschlagung  durch  Be- 
stallungsdekret oder  Reskript,  oder  bei  Geistlichen  und  öffentlichen  Lehrern 
durch  bestätigte  Besoldungstabellen,  so  sind  die  veranschlagten  Beträge  an- 
zumelden. 

§  20. 

Anzumelden  sind  auch  alle  auf  besonderen  Zulagen  beruhenden  Gehalte, 
alle  ständigen  Remunerationen,  ingleichen  alle  bloss  zufälligen,  jedoch 
wiederkehrenden  Bezüge  (Accidenzien),  welche  —  ohne  Rücksicht  auf  den 
höheren  oder  geringeren  Ertrag  —  nach  dem  Anschlage,  fehlt  es  aber  an  einem 
solchen,  nacli  einem,  da  möglich,  dreijährigen  Durchschnitte  aufzunehmen  sind. 

§  21. 
Werden  Dienstbezüge  oder  Gehaltsbestandteüe  nicht  aus  einer  öffent- 
lichen Kasse,  sondern  aus  dritter  Hand  bezogen,  z.  B.  von  Geistlichen  in  Ge- 
bühren für  besondere  kirchliche  Amtshandlungen,  von  öffentlichen  Lehrern  in 
Honoraren  und  Schulgeldern,  von  Justiz-  und  Yerwaltungsbeamten  in  Gebühren, 
von  Gemeindedienem  in  Geld  oder  Naturalabgaben  von  den  einzelnen  Gemeinde- 
gliedem  u.  s.  w.,  so  ist  in  der  Anmeldung,  soweit  nicht  nach  §  19,  Absatz  2 
zu  verfahren  ist,  auch  hierüber  unter  Zugrundelegung  eines,  da  möglich,  drei- 
jährigen Durchschnitts  genaue  Angabe  zu  machen. 

§  22. 
Dagegen   sind  bei   der  Anmeldung   von  Diensteinkommen   nicht   mit  in 
Ansatz  zu  bringen: 
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2.  solche,  wenngleich  ständige  Geldbezüge,  welche  bloss  als  Entschädigung 
für  übernommenen  Bureau-  und  andern  Aufwand  im  Dienste  anzusehen 
sind,  z.  B.  dasjenige,  was  die  Forstbedienten  für  die  Unterhaltung  der 
Forstgehilfen  beziehen,  Fourage  für  notwendige  Dienstpferde,  Ver- 
gütung für  Schreibmaterialien; 

3.  solche  Annehmlichkeiten,  welche  unmittelbar  mit  den  Dienstleistungen 
selbst  zusammenhängen,  und  solche  Bezüge,  welche  sofort  um  des 
Dienstes  willen  wieder  aufgewendet  werden  müssen,  z.  B.  Hofbedienung, 
Montur-  und  Kleidergelder. 

In  Abzug  können  gebracht  werden  die  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Ver- 
pflichtung oder  eines  landesherrlich  bestätigten  Statuts  zu  leistenden  Pensions-, 
Witwen-  und  Waisenkassenbeiträge. 

§  26. 
Die  Fassionen  von  grundherrlichen  Gefällen  müssen  enthalten: 

1.  bei  Erbzinsen,  Gülten  und  anderen  fixen  Gefällen,  auf  dem  Grunde 
der  vorhandenen  Erb-  und  Zinsbücher,  bezüglich  Heberegister,  ge- 
fertigte genaue  Nachweisungen  über  den  dermaligen  Stock  derselben; 

2.  bei  Zehnten,  Lehnware  und  sonstigen  veränderlichen  Gefällen  die 
Angabe  des  Durchschnittsertrags  der  letzten  zehn  Jahre; 

3.  überhaupt  bei  Natur  algefällen  die  gehörig  specifizierte  Angabe  der 
Beträge  nach  Mass,  Zahl,  Gewicht  etc. 

Zugleich  sind  von  den  etwaigen  Erhebungsaufwänden  diejenigen  einzeln 
aufzuführen,  welche  mit  dem  Bezüge  der  betreffenden  Gefälle  notwendig  und 
unvermeidlich  verbunden  sind. 

§  27. 
In  den   Fassionen,   welche  Kapitalisten,   Nutzniesser  von  Aktivkapitalien 
vmd   Inhaber   von   Leibrenten   einzureichen  haben,    sind   die   sämtlichen  Aktiv- 
kapitale  und  Leibrenten    des  Fatierenden    einzeln    und    unter   fortlaufenden 
Nummern,  ihrem  vollen  Betrage  nach,  mit  Angabe 

a)  des  Münzfusses, 

b)  des  Zinsfusses, 

c)  des  Namens  und  des  Wohnorts  des  Schuldners  und  —  bei  verbrieften 
Forderungen  —  der   Jahreszahl   und   des  Datums   der  Schuldurkunde 

aufzuführen. 

§  28. 
Ob  die  Kapitale  im  Inlande  oder  im  Auslande  stehen,  ob  sie  auf  Hypothek 
oder  auf  Handschrift,  oder  auch  ganz  unverbrieft,  ferner,  ob  sie  bei  Privaten, 
oder  in  Staatspapieren  —  unter  welchem  Namen  diese  auch  vorkommen  mögen, 
—  in  Aktien,  als  verzinsliche  Kautionen  etc.  angelegt  seien,  ob  die  Kapital- 
und  Zinsforderungen  aus  Darlehns-  oder  aus  anderen  Verträgen  herrühren,  macht 
keinen  Unterschied.  Selbst  in  Lotterieanleihen  angelegte  Gelder  müssen,  dafern 
nur  der  Betrag  jedes  Loses  nach  erfolgter  Auslosung  mit  angehäuften  Zinsen 
zurückgezahlt  wird,  als  verzinsliche  —  und  darum  als  zu  fatierende  —  Kapitale 
betrachtet  werden. 
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1.  Reisekosten,  Tagegelder  und  besondere,   nicht  ständige  Vergütungen; 

2.  solche,  wenngleich  ständige  Geldbezüge,  welche  bloss  als  Ilntschädigung 
für  übernommenen  Bureau-  und  andern  Aufwand  im  Dienste  anzusehen 
sind,  z.  B.  Fourage  für  notwendige  Dienstpferde,  Vergütung  für  Schreib- 
materialien, Bezüge  für  notwendige  Geschäftshilfe  u.  s.  w. ; 

3.  solche  Annehmlichkeiten,  welche  unmittelbar  mit  den  Dienstleistungen 
selbst  zusammenhängen,  ingleichen  solche  Bezüge,  welche  sofort  um 
des  Dienstes  willen  wieder  aufgewendet  werden  müssen,  z.  B.  Hof- 
bedienung, Montur,  Kleidergelder. 

In  Abzug  können  gebracht  werden  die  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Ver- 
pflichtung oder  eines  landesherrlich  bestätigten  Statuts  zu  leistenden  Pensions-, 
Witwen-  und  Waisenkassebeiträge. 

§  23. 
Die  Anmeldungen  von  grundherrlichen  Gefällen  müssen  enthalten: 

1.  bei  Erbzinsen  und  anderen  fixen  Gefällen  auf  Grund  der  vorhandenen 
Erb-  und  Zinsbücher  bezüglich  Heberegister  gefertigte  genaue  Nach- 
weisungen über  den  dermaligen  Stock  derselben; 

2.  bei  Zehnten,  Lehnware  und  sonstigen  veränderlichen  Gefällen  die 
Angabe  des  Durchschnittsertrages  der  letzten  drei  Jahre; 

3.  überhaupt  bei  Naturalgefällen  die  gehörig  specifizierte  Angabe  der 
Beträge  nach  Mass,  Zahl,  Gewicht  u.  s.  w. 

Zugleich  sind  von  den  etwaigen  Erhebungsaufwänden  diejenigen  einzeln 
aufzuführen,  welche  mit  dem  Bezüge  der  betreffenden  Gefalle  notwendig  und 
unvermeidlich  verbunden  sind. 

§  24. 
In  den  Anmeldungen  über  Zinsen,  Gewinnanteile  (Dividenden)  und  Leib- 
renten sind  die  sämtlichen  Kapitale  des  Anmeldungspflichtigen,  sowie  die  jähr- 
lichen Zins-  und  Gewinnanteilbeträge  hiervon  und  die  Leibrenten  einzeln  ihrem 
vollen  Betrage  nach,  und  zwar  Wertpapiere  lediglich  nach  ihrem  verbrieften 
Nennwerte  und  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Ankaufspreis  oder  jeweiligen  Kurs- 
wert, aufzuführen. 


§  25. 
Ob  die  Kapitale  im  Grossherzogtume  oder  ausserhalb  desselben,  ob  sie 
auf  Hypothek  oder  auf  Handschrift  oder  ganz  unverbrieft,  ob  sie  bei  Privaten 
oder  in  Staatspapieren,  in  Aktien,  in  Anteilen  an  Kommanditgesellschaften, 
in  Losen  zu  Lotterieanleihen,  als  verzinsliche  Kautionen  u,  s.  w.  angelegt  sind, 
ob  die  Kapital-  und  Zinsforderungen  aus  Darlehns-  oder  aus  andern  Verträgen 
herrühren,  macht  keinen  Unterschied. 
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§  29. 
Auch    bei    Staatspapieren,    Aktien    und    Losen    zu    Lotterieanleihen    gilt 
lediglich    der  darin   verbriefte  Nominalwert   als    der   wahre  Kapitalwert;    der 
etwaige  Ankaufspreis  oder  Kurswert  bleibt  dabei  ausser  Betracht. 

§  30. 

Ist  ein  aussenstehendes  Kapital  entweder  überhaupt  unverzinslich  aus- 
geliehen, oder  lässt  sich  bereits  zur  Zeit  der  erfolgten  Fatierung  mit  Bestimmt- 
heit vorhersehen,  dass  davon  bedungene  Zinsen,  z.  B.  wegen  offenkundiger  In- 
solvenz des  Schuldners  während  des  nächsten  Jahres  nicht  werden  erlangt  werden, 
so  ist  dieses  Umstandes  in  der  Fassion  mit  kürzliclier  Darlegung  des  Sachverhalts 
gleichfalls  Erwähnung  zu  thun. 

Bei  Aktien  und  anderen  Kapitalanlagen,  welche  keinen  gewissen,  gleich- 
massigen  Abwurf  gewähren,  ist  der  im  letztverflossenen  Jahre  bezogene  Abwurf 
der  Fassion  zu  Grunde  zu  legen,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  im  §  34. 

Mit  gleichem  Vorbehalte  ist  bei  Losen  zu  Lotterieanleihen  der  planmässig 
zu  Grunde  liegende  Zinsfuss,  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  die  Zinsen  erst  bei 
Auslosung  des  Kapitals  mit  diesem  gezahlt  werden,  dagegen  auch  ohne  Rück- 
sicht auf  einen  möglichen  Gewinn  anzunehmen. 

§  31. 
Ausgenommen   von   den   der  Pflicht   zur  Fatierung   unterworfenen  Aktiv- 
kapitalen bleiben  die  bei  den  Sparkassen  des  Inlandes  angelegten  Gelder,  deren 

§26.  Im  Entwurf  lautete  Alinea  1 :  „Bei  Aktien  und  anderen  Kapitalanlagen, 
welche  keinen  gewissen,  gleichmässigen  Jahresertrag  gewähren,  ist  der  Abwurf, 
welchen  diese  Anlagen  im  letztverflossenen  Kalenderjahre  getragen  haben, 
der  Anmeldung  zu  Grunde  zu  legen.  Es  genügt  jedoch  bei  höherem  Ertrage 
die  Anmeldung  mit  fünf  Prozent." 

Der  erste  Satz  wurde  als  tmklar  und  unzweckmässig  befunden,  weil  man 
am  7.  Januar  noch  nicht  weiss,  welchen  Abwurf  die  Aktie  gibt.  Man  wählte 
die  Fassung  des  Gesetzes,  um  alle  Zweifel  zu  beseitigen;  es  ist  also  derjenige 
Abwurf,  welchen  der  Inhaber  des  Papieres  im  letztverflossenen  Kalenderjahr 
wirklich  erhalten  hat.  Das  wird  in  den  meisten  Fällen  die  Dividende  von  dem 
vorvergangenen  Jahx-e  sein.  Nicht  diejenige  Dividende  kommt  in  Betracht, 
welche  aus  dem  letztverflossenen  Kalenderjahr,  sondern  jene,  welche  im  letzten 
Kalenderjahr  gezogen  worden  ist,  also  der  thatsächliche  Zustand.  Die  Dividende, 
die  im  Jahr  1881  verdient  wurde,  kommt  im  Jahr  1882  zur  Zahlung  und  wird 
im  Jahr  1883  fatiert.  Damit  war  man  nicht  auf  allen  Seiten  beruhigt,  insofern 
der  Artikel  noch  Härten  bei  Neuanlagen  zulässt.  Wenn  ein  Kapitalist  am  An- 
fang des  Jahres  Aktien  mit  höherem  Erträgnis  kauft,  so  bekommt  er  die  Divi- 
dendenscheine für  das  abgelaufene  Jahr  nicht  mitgeliefei-t;  denn  am  ersten 
Januar  werden  diese  Dividendenscheine  getrennt.  Nun  soll  er  genötigt  sein, 
am  8.  Januar  diese  Aktien  mit  dem  Betrag  zu  fatieren,  den  der  vorherige 
Besitzer  bezogen  hat.  Er  soll  möglicherweise  eine  hohe  Dividende  fatieren  und 
vielleicht  bekommt  er  für  das  laufende  Jahr  gar  keine.  Es  wurde  desshalb  ein 
Antrag  eingebracht,  nach  den  Worten:  „getragen  haben"  einzuschalten:  „oder 
bei  Aktien,  wenn  der  Inhaber  bei  Neuanlagen  noch  keinen  Abwurf  genossen 
hat,  die  usancemässig  berechneten  Zinsen."  Der  Antrag  wurde  abgelehnt.  Man 
scheute  das  Schwankende  des  Wortes  „usancemässig",  auch  hielt  man  den  An- 
trag für  eine  zu  sentimentale  Rücksichtnahme  auf  denjenigen,  der  eine  Aktie  kauft. 
Entweder  kauft  er  z.  B.  im  Jahr  1888,  und  das  Jahr  1881  hat  sehr  wenig  ge- 
tragen und   das  Jahr   1884  trägt  sehr  viel,  dann  hat  er  ein  gutes  Geschäft  ge- 
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§  26. 

Bei  Aktien  und  anderen  Kapitalsanlagen,  welche  keinen  gewissen,  gleich- 
massigen  Jahresertrag  gewähren,  ist  der  Abwurf,  welcher  von  diesen  Anlagen 
im  letztverflossenen  Kalenderjahre  gezogen  worden  ist,  der  Anmeldung  zu  Grunde 
zu  legen. 

Bei  Losen  zu  Lotterieanleihen  ist  der  planmässige  Zinsfuss,  ohne  Rücksicht 
darauf,  dass  die  Zinsen  erst  bei  Auslosung  des  Kapitals  mit  diesem  gezahlt 
werden,  dagegen  auch  ohne  Rücksicht  auf  einen  möglichen  Gewinn  zur  An- 
meldung zu  verzeichnen.  Doch  soll  es  genügen,  wenn  statt  des  planmässigen 
Zinsfusses  ein  solcher  mit  4  Prozent  eingestellt  wird. 

Ist  ein  ausstehendes  Kapital  entweder  überhaupt  unverzinslich  ausgeliehen, 
oder  lässt  sich  bereits  zur  Zeit  der  Anmeldung  {§  15)  mit  Bestimmtheit  vorher- 
sehen, dass  davon  bedungene  Zinsen,  z.  B.  wegen  offenkundiger  Zahlungsunfähig- 
keit des  Schuldners  nicht  werden  erlangt  werden,  so  ist  dieser  Umstand  unter 
kurzer  Darlegung  des  Sachverhalts  in  der  Anmeldung  mit  zu  bemerken. 


macht,  oder  er  kauft  mit  einer  hohen  Dividende  aus  dem  Jahre  1881 ,  die  er 
natürlich  nicht  bekommen  hat,  fatiert  auf  Grund  der  hohen  Rente,  und  bekommt 
eine  niedrige,  dann  muss  er  es  eben  ertragen. 

Der  zweite  Satz  in  Alinea  1  des  Entwurfs  wurde  schon  im  Ausschuss  be- 
anstandet, allein  es  war  nur  eine  Minorität,  welche  sogar  zuletzt  bis  auf  den 
Referenten  zusammenschwand.  Die  Regierung  war  für  Beibehaltung  des  Satzes. 
Sie  machte  darauf  aufmerksam,  dass  solche  Aktien  und  andere  Kapitalsanlagen, 
welche  einen  gewissen  gleichmässigen  Jahresbetrag  gewähren,  vollständig  zu 
fatieren  sind;  es  werde  auch  durchschnittlich  und  regelmässig  bei  allen  Kapitals- 
anlagen, welche  einen  hohem  Jahresertrag  als  5  Prozent  gewähren,  eine  gewisse 
Gefahr  in  Anschlag  zu  bringen  sein;  wer  Kapital  zu  einem  hohem  Prozentsatz 
als  5  Prozent  anlege,  riskiere,  dass  er  das  Kapital  verliert,  und  so  müsse  man 
eine  gewisse  Versicherungsprämie  gleich  von  der  Dividende  abziehen,  wenn  man 
den  wirklichen  richtigen  Ertrag  fatieren  wolle.  Man  dürfe  auch  dem  Steuer- 
pflichtigen das  Fatieren  nicht  zu  sehr  erschweren;  diejenigen  Erträge,  welche 
nicht  fest  seien,  sondern  immer  schwankten,  würden  immer  von  neuem  zu 
fatieren  sein.  Es  komme  nicht  selten  vor,  dass  der  redlichste  Steuerpflichtige 
denke,  wenn  er  einmal  fatiert  hat,  er  habe  das  Nötige  gethan,  imd  vergesse 
dann  den  neuen  Termin  zur  Fatierung  wahrzunehmen;  die  Folge  davon  sei,  dass 
er  in  Untersuchung  und  Strafe  komme.  Die  ganze  Sache  sei  von  geringer 
finanzieller  Bedeutung,  Die  Kammer  hielt  diese  Argumente  nicht  für  durch- 
schlagend und  strich  den  Satz.  Man  betonte,  dass  es  ganz  sichere  Aktien- 
untemehmimgen  gebe,  welche  eine  lange  Reihe  von  Jahren  nicht  bloss  8,  10. 
15  Prozent  abwürfen,  sondern  auch  solche,  die  einen  viel  hohem  Abwiurf  hätten. 
Es  sei  eine  grosse  Ungerechtigkeit,  wenn  man  denjenigen,  der  mit  seiner  Hände 
mühsamer  Arbeit  einige  100  M.  verdient,  richtig  einschätze  und  besteuere,  bei 
demjenigen  dagegen,  der  Tausende  aus  hohen  Dividenden  einnehme,  diese 
Tausende  unbesteuert  lasse. 
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Betrag  zusammen  für  Einen  Fatierenden  die  Summe  von  hundert  Thalern  noch 
nicht  erreicht  (§  15,  Ziffer  6  des  Gesetzes  vom  18.  März  1869  über  die  Steuer- 
verfassung des  Grossherzogtums). 

§  32. 
Die  Fatierung  der  Aktivkapitale  und  Leibrenten  darf  in  einem  verschlos- 
senen Zettel  geschehen,  auf  dessen  Aussenseite  nächst  dem  Namen  und  Wohn- 
orte des  Fatierenden  nur  der  jährliche  Zinsertrag,  bezüglich  der  Leibrentenbetrag 
in  Zahlen  angegeben  ist. 

§  33. 

Nicht  gestattet  ist  es,  Zinsen  von  etwaigen  Passivkapitalien  (Schulden)  von 
den  zu  fatierenden  Aktivkapitalzinsen  bezüglich  Dividenden  in  Abzug  zu  bringen, 
indem  durch  diese  die  Steuerpflicht  vom  Einkommen  aus  Aktivkapitalien  keines- 
wegs gemindert  wird. 

Ausgenommen  hiervon  sind:  Sparkassen,  Banken  und  Aktieninstitute. 
Diese  bringen  die  nach  ihrem  jährlichen  Rechnungsschlusse  sich  herausstellenden 
Reinerträge,  soweit  sie  nicht  an  die  einzelnen  Mitglieder  verteilt  werden  und 
sonach  von  diesen  zu  versteuern  sind,  zur  Fassion.  Ihr  etwaiges  Einkommen 
aus  inländischem  Grundbesitze  ist  zum  zweiten  Teile  der  Steuerrolle  besonders 
einzuschätzen  und  kann  bei  der  Fatierung  von  ihnen  in  Abzug  gebracht  werden. 
Hinsichtlich  der  Steuer  von  den  Eisenbahnen  bewendet  es  bei  den  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmungen. 

§  34. 
Hat  der  Inhaber  von  Aktivkapitalien  seine  Zinsen  oder  Renten  zu  vier 
Prozent  angegeben,  so  genügt  dieses,  wenngleich  ein  höheres  Interesseneinkommen 
ihm  dargethan  werden  könnte.  Nur  wenn  in  der  von  ihm  zu  bewii-kenden  An- 
gabe Aktivkapitale  als  geringer,  denn  zu  vier  Prozent  verzinslich,  oder  gar  als 
nicht  zinstragend  aufgeführt  sind,  ist  der  Fatierende  verbunden,  die  Wahrheit 
dieser  Angabe  auf  Erfordern  zu  erweisen. 

in.  Polgen  vernachlässigter  oder  hinterzogener  Fatierung. 

§  35. 

Wer  die  in  §§  16  und  17  erwähnten  Fristen  versäumt,  hat  es  sich  selbst 
zuzuschreiben,  wenn  er  bei  dem  ersten  Teile  der  Ortsquote  mit  einem  Ein- 
kommen forthin  zur  Steuer  gezogen  wird,  welches  er  ganz  oder  teilweise  zu 
beziehen  aufhörte. 

§  36. 

Wer  ein  zum  ersten  Teile  des  Ortssteuerkapitals  gehöriges,  steuerpflichtiges 
Einkommen  ganz  oder  teilweis  dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission) 
nicht  anmeldet,  obgleich  er  nach  den  obigen  Bestimmungen  zur  Fatierung  des- 
selben verpflichtet  war,  hat  nicht  allein  die  davon  hinterzogene  Steuer  nach- 
träglich zu  entrichten,  sondern  auch  noch  überdem,  wenn  die  unterbliebene 
Anmeldung  ein  Dienst-,  Gehalts-,  Wartegelder-,  Pensions-  oder  Leibrentenein- 
kommen, oder  ein  Einkommen  an  grundherrlichen  Gefällen  zum  Gegenstande 
hatte,  den  vierfachen  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer,  waren  aber  Kapital- 
zinsen oder  andere  Renten  nicht    fatiert  worden,    den   vierten   Teil   bis    zur 
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§  27. 

Die  Anmeldungen  von  Zinsen,  Gewinnanteilen  (Dividenden)  und  Leibrenten 
können  nach  Wahl  des  Anmeldungspflichtigen  offen  oder  verschlossen  eingereicht 
werden. 

Wird  die  Anmeldung  verschlossen  eingereicht,  so  ist  auf  der  Aussenseite 
des  Umschlags  der  jährliche  Zins-,  Gewinnanteil-  oder  Leibrentenbetrag,  ingleichen 
Name  und  Wohnort  des  Anmeldenden  genau  anzugeben. 


§  33  (des  alten  Gesetzes).  Im  Gesetz  vom  19.  März  1869  hiess  es  im 
1.  Absatz  , Aktivkapitalien "  statt  , Aktivkapitalzinsen,  bezüglich  Dividenden". 
Diese  Aenderung  und  die  Beifügung  des  letzten  Satzes  in  Absatz  2  geschah 
dorch  Gesetz  vom  18.  April  1877. 
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Hälfte   des    der    Besteuerung    entzogenen    steuerpflichtigen    Einkommens  je 
nach  der  Beschaffenheit  des  Falles  als  Strafe  zur  Staatskasse  zu  entrichten. 

§  37. 
Der  Jahresbetrag  nicht   fatierter  Kapitalrenten   ist  jedoch,    dafern   nicht 
etwa   ein  noch  geringerer  Zinsertrag  nachgewiesen  werden   kann,   nur   zu   vier 
Prozent  des  Kapitals  anzunehmen  (§  34). 

§  38. 

Wenn  der  Fatierungspflichtige  ein  steuerbares  Einkommen  entweder  zu 
niedrig,  oder  gar  nicht  zur  Versteuerung  angemeldet  hatte,  jedoch  nachträglich 
selbst  aus  eigenem  freien  Antriebe,  und  ehe  eine  Anzeige  oder  ein  Einschreiten 
einer  Behörde  deshalb  gegen  ihn  erfolgt  ist,  die  Fatierung  nachholt,  beziehungs- 
weise berichtigt  und  hierbei  die  zur  Berechnung  der  Nachsteuer  erforderlichen 
Angaben  macht,  so  ist  er  mit  Strafe  zu  verschonen  und  nur  zur  Entrichtung 
der  Nachsteuer  verpflichtet. 

§  39. 

Auch  die  Erben  sind  schuldig,  die  von  ihrem  Erblasser  verwirkte  Strafe 
neben  der  Steuemachzahlung  zu  erlegen,  obgleich  die  Sache  erst  nach  dem 
Tode  des  Erblassers  zur  Untersuchung  und  Entscheidung  kommt.  Doch  soll 
in  einem  solchen  Falle  die  nach  §  36  zu  berechnende,  von  den  Erben  zu  er- 
legende Strafe  bei  verschwiegenen  Kapitalzinsen  und  anderen  Renten  nicht  über 
den  halben  Betrag  des  von  dem  Erblasser  in  den  letzten  vier  Jahren  der 
Steuer  entzogenen  Einkommens  ansteigen  dürfen,  es  wäre  denn,  der  Erbe  hätte 
selbst  an  dem  Vergehen  des  Erblassers  Teil  genommen. 

Wenn  der  Zeitpunkt  nicht  zu  ermitteln  ist,  von  welchem  an  der  Erblasser 
ein  unangemeldet  gebliebenes  Zins-  oder  Renteneinkommen  bezogen  hat,  so 
wird  bis  zum  erbrachten  Beweise  des  Gegenteils  angenommen,  dass  er  das  zur 
Zeit  des  Ablebens  bezogene  Einkommen  für  das  letzte  halbe  Jahr  vor  seinem 
Tode  anzumelden  gehabt  hätte. 

§  40. 

Die  in  den  §§  86,  39  angedrohte  Strafe  verjährt  mit  dem  Ablaufe  von 
vollen  fünf  Jahren  von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  wo  zuletzt  die  unterlassene 
Angabe  hätte  bewirkt,  oder  die  unrichtige  hätte  berichtigt  werden  sollen. 

Jedoch  sollen  bei  fortgesetzter  Steuerhinterziehung  die  bezüglichen 
einzelnen  Hinterziehungsfälle  nicht  über  zehn  Jahre  zurück  zur  Ahndung  ge- 
zogen werden. 

§  41. 

Die  beim  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission)  überreichten 
Fassionen  sind  vor  dem  Ablaufe  von  zehn  Jahren  von  dem  Zeitpunkte  an  ge- 
rechnet, an  welchem  sie  durch  Anmeldung  oder  neue  Fatierang  ausser  Kraft 
treten,  nicht  zurückzugeben,  und  auch  nach  diesen  zehn  Jahren  nur  auf  Ver- 
langen des  Fatierenden  oder  dessen  Erben. 

§  41  (des  alten  Gesetzes).  Nach  dem  Gesetz  vom  19.  März  1869  lautete 
Abs.  1 :  ,Vor  dem  Ablaufe  von  zehn  Jahren  nach  erfolgter  Einreichung  sind 
die  bei  dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission)  überreichten  Fassionen 
nicht  zurückzugeben  und  auch  nach  zehn  Jahren  nur  auf  Verlangen  des  Fatie- 

956 


S.-Weimar.  Gesetz  aber  die  allg.  Einkommensteaer  vom  10.  Sept.  1883.  ^gg 


renden  oder  dessen  Erben."  Im  2.  Absatz  hiess  es:  ,nach  erfolgter  Einreichung" 
statt  »von  dem  erwähnten  Zeitpunkt  an  gerechnet*.  Die  Aenderungen  erfolgten 
-durch  Gesetz  vom  18-  April  1877. 
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Versiegelt  eingereichte  Kapitalzins-  und  Rentenfassionen,  die  im  Laufe- 
des  elften  Jahres  von  dem  vorerwähnten  Zeitpunkt  an  gerechnet  nicht  zurück- 
erbeten worden  sind,  ist  das  Rechnungsamt  zu  vernichten  ermächtigt. 

§  42. 
Treffen  mit  einer  Steuerhinterziehung   andere  Verbrechen  zusammen,   so 
tritt  die  für  erstere  bestimmte  Strafe  neben  der  Bestrafung  der  letztem  ein. 

IV.  Verfahren  hinsichtlich  der  Erforschung  und  weitern  Behandlung  der 
Steuerhinterziehungen. 

§  43. 

Die  Steuereinnehmer  sind,  bei  Vermeidung  einer  Disciplinarahndung  von 
Seiten  des  Staatsministeriums ,  verpflichtet,  jeden  ihnen  beigehenden  Verdacht 
hinterzogener  oder  unrichtiger  Fatierung  von  zum  ersten  Teile  des  Ortssteuer- 
kapitals gehörigem  Einkommen  dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission) 
anzuzeigen. 

Die  Rechnungsämter  (Steuerlokalkommissionen)  haben  nicht  allein  der- 
gleichen Anzeigen  weiter  zu  verfolgen,  sondern  auch  selbstthätig  fortwährend 
die  sorgfältigste  Aufmerksamkeit  auf  etwaige  Steuerverschweigungen  zu  richten, 
jedem  demzufolge  hervorgetretenen  Verdachte  einer  Steuerhinterziehung  möglichst 
nachzuforschen  und  die  Ergebnisse  dieser  Nachforschungen,  in  Zweifelsfällen 
aber  vor  Einleitung  weiteren  Verfahrens  die  Verdachtsmomente  zur  Kenntnis 
des  Staatsministeriums  zu  bringen. 

§  44. 
Sollte  ihnen  als  Mittel  zur  Erforschung  einer  Steuerhinterziehung  die  Ein- 
sicht des  einen  oder  des  anderen  Aktenstücks  einer  Gerichtsbehörde  nötig  er- 
scheinen, so  hat  diese  die  begehrten  Akten  vorzulegen,  auch  sonst  alle  durch 
Schuldklagen,  Pfand-  und  Privilegienbestellung,  Nachlassregulierungen,  Vor- 
mundschaften u.  s.  w.  zu  ihrer  Kenntnis  gekommenen  Notizen  bereitwilligst 
mitzuteilen. 

§  45. 
Ist  dem  Staatsministerium  durch  Anzeigen  und  Berichte,  oder  sonst  der 
Verdacht  einer  Steuerhinterziehung  beigekommen,  ,so  liegt  ihm  ob,  entweder 
sofort  die  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens  gegen  den  Verdächtigen  oder 
dessen  Erben  zu  veranlassen,  oder  zuvor  die  nähere  Ermittelung  der  vermuteten 
Hinterziehung  auf  dem  nachstehend  bezeichneten  Wege  zu  versuchen. 

§  46. 
Handelt  es  sich  von  dem  Verdachte  einer  Hinterziehung  der  Steuer  von 
Kapitalzinsen  oder  anderen  Renten  und  ist  die  Kapital-  und  Rentenangabe  in 
einer  versiegelten  Fassion  (§  32)  bewirkt  worden,  so  ist  das  Staatsministerium 
befugt,  die  Entsiegelung  anzuordnen.  Diese  geschieht,  wenn  sie  das  Staats- 
ministerium nicht  ausnahmsweise  selbst  zu  bewirken  sich  veranlasst  findet,  bei 
demjenigen  Rechnungsamte  (Steuerlokalkommission),  bei  welchem  die  Fassion 
niedergelegt  ist.  Jedenfalls  ist  der  Aussteller  der  Fassion  oder,  bei  dessen  etwa 
bereits  erfolgtem  Ableben,  sein  Erbe  vom  Rechnungsamte  (Steuerlokalkommission) 
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dazu  schriftlich  unter  der  Verwarnung  vorzuladen,  dass  im  Fall  des  Ausbleibens 
gleichwohl  mit  der  Entsiegelung  und  Einsichtnahme  der  Fassion  werde  vor- 
geschritten werden.  Erscheint  der  Geladene  nicht,  so  ist  die  Entsiegelung  und 
Einsichtnahme  ohne  sein  Beisein  zu  bewirken. 

§  47. 

Das  Resultat  der  Einsichtnahme  hat  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokal- 
kommission) dem  Staatsministerium  anzuzeigen. 

Fällt  die  Untersuchung  für  den  Aussteller  der  Fassion  aus,  so  ist  der  ge- 
öffnete Zettel  mit  dem  Amtssiegel  wieder  zu  verschliessen,  und  es  sind  alle,  die 
von  dessen  Inhalte  amtliche  Kunde  erlangten,  zur  strengsten  Verschwiegenheit 
darüber  verpflichtet. 

§  48. 

Gewinnt  das  Staatsministerium  im  Verwaltungswege  die  Ueberzeugung, 
dass  der  Verdacht  gegründet  sei,  so  hat  dasselbe  die  gesetzliche  Strafe  (§  36,  39) 
nebst  der  Erstattung  der  erwachsenen  Verläge  dem  Steuerhinterzieher  oder  dessen 
Erben  durch  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokalkommission)  anfordern  zu  lassen, 
auch  wegen  der  nachträglichen  und  wegen  der  künftigen  Steuerzahlung  zu  be- 
schliessen  und  anzuordnen. 

§  49. 

Erlegt  der  Beschuldigte  die  angeforderte  Strafe  binnen  der  ihm  im 
Verwaltungswege  gesetzten  Frist  nicht,  so  ist  auf  Antrag  des  Staatsministeriums 
gerichtliches  Strafverfahren  wider  ihn  einzuleiten  (§  5  des  Gesetzes  vom 
25.  März  1862). 

§  50. 

"Wird  auf  dem  eingeschlagenen  Verwaltungswege  der  obwaltende  Ver- 
dacht weder  vernichtet,  noch  zur  Gewissheit  erhoben,  so  hat  das  Staats- 
ministerium nach  seinem  Ermessen  den  Antrag  auf  Einleitung  gerichtlicher 
Untersuchung  zu  stellen.  » 

V.  Von  den  StenerroUen  für  den  ersten  Teil  der  Ortsqnote  nnd  den  dazu 
gehörigen  Ab-  und  Zugangslisten. 

§  51. 
Ueber  die  bis  zum  15.  Januar  des  ersten  Jahres  einer  jeden  Finanzperiode 
teils  ausdrücklich  fatierten,  teils  nach  dem  §  17  für  fatiert  anzunehmenden, 
zum  ersten  Teile  der  Ortsquote  gehörigen  Individualsteuerkapitale  jedes  Ge- 
meindebezirks hat  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokalkommission)  ein  voll- 
ständiges, die  Jahre  der  ganzen  Finanzperiode  umfassendes  Verzeichnis  —  die 
Steuerrolle  für  den  ersten  Teil  der  Ortsquote  —  aufzustellen,  für  das  zweite, 
sowie  für  jedes  fernere  Halbjahr  der  Finanzperiode  aber,  alsbald  nach  Verlauf 
der  in  dem  §  16  gedachten  Frist,  ein  ähnliches  Verzeichnis  —  eine  Ab-  und 
Zugangsliste  zur  Steuerrolle  für  den  ersten  Teil  der  Ortsquote  —  über  die 
in  dem  unmittelbar  vorausgegangenen  Semester  bezüglich  des  zum  ersten  Teile 
der  Ortsquote  gehörigen  Einkommens  vorgekommenen  Veränderungen. 

§  52. 
Das    der   Besteuerung   unterliegende    Einkommen    an   Dienst-,    Gehalts-, 
Wartegeld-  und   Pensionsbezügen    sowie    der  Zinsen    von    Aktivkapitalien    und 
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III.  Von  den  besonderen  Verzeichnissen  über  das  znr  ersten  Abteilung  der 
Stenerrolle  gehörige  Einkommen  nnd  den  Ab-  und  Zngängen  hierzu. 

§  28. 
Ueber  das  bis  zum  15.  Januar  des  ersten  Jahres  einer  jeden  Finanzperiode 
teils  ausdrücklich  angemeldete,  teils  nach  §  16  als  angemeldet  anzunehmende, 
zur  ersten  Abteilung  der  Steuerrolle  gehörige  Einkommen  hat  das  Rechnungs- 
amt für  die  drei  Jahre  dieser  Finanzperiode  für  jeden  Gemeindebezirk  ein  be- 
sonderes Verzeichnis  und  für  das  zweite,  sowie  für  jedes  fernere  Halbjahr  der 
Finanzperiode  alsbald  nach  Ablauf  der  im  §  15  vorgeschriebenen  Frist  ein  Ab- 
und  Zugangsverzeichnis  hierzu  über  die  für  dieses  Halbjahr  angezeigten  betreffen- 
den Veränderungen  aufzustellen. 


§  29. 
Das    der   Besteuerung    unterliegende   Einkommen    an   Dienst-,    Gehalts-, 
Wartegeld-  und  Pensionsbezügen,  so^ne  an  Zinsen,  Gewinnanteilen  und  anderen 
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anderen  Renten  ist  dabei  je  mit  seinem  Jahresbetrage,  ebenso  sind  die  Einkünfte 
der  grundherrlichen  Gefälle  mit  ihren  Jahres  netto  ertragen  in  Ansatz  zu 
bringen. 

§  53. 

Die  Berechnung  der  Naturalienstücke  zu  Gelde  hat  in  allen  Fällen 
von  dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission)  zu  erfolgen. 

Bei  Dienst-,  Gehalts-  und  Pensionsbezügen  sind  dieselben,  sofern  sie  be- 
stallungsmässig  oder  mittelst  Besoldungstabelle  veranschlagt  sind,  mit  den  ver- 
anschlagten Beträgen  einzuzeichnen.  In  Ermangelung  eines  solchen  Anschlags, 
ingleichen  bei  Leibrenten  sind  dieselben,  soweit  Weizen-,  Roggen-,  Gerste-  und 
Haferfrüchte  in  Frage  kommen,  bei  Beginn  jeder  Finanzperiode  auf  Grund  der 
von  dem  Staatsministerium  nach  §  56  des  Ablösungsgesetzes  vom  18.  Mai  1848 
zuletzt  erlassenen  Bekanntmachung  der  durchschnittlichen  Fruchtzinsab- 
lösungspreise  des  betreffenden  Landesteils  für  die  Dauer  der  Finanzperiode  zu 
berechnen  und  einzustellen. 

Bei  der  Berechnung  von  Erbzinsfrüchten  sind  von  jenen  durchschnittlichen 
Fruchtzinspreisen  15  Prozent  in  Abzug  zu  bringen. 

Andere  Naturalien  sind  nach  einem  billigen,  ortsüblichen  Marktpreise, 
nicht  veranschlagte  Holzdeputate,  Dienstwohnungen  und  Dienstländereien  nach 
den  gewöhnlichen  Kauf-,  Pacht-  und  Mietpreisen  des  Orts  oder  der  Umgegend 
anzusetzen. 


B.   Von  der  Aufbringung  des  zweiten  Teils  der  Ortsquote. 

L  Von  der  Verzeichnung  der  Steuerpflichtigen  und  von  dem  Berufe,  sowie  von 
der  Wahl  und  Ernennung  der  Steuerverteiler. 

§  54. 

Die  Ermittelung  der  Steuerkapitale  der  einzelnen,  zum  zweiten  Teile  der 
Ortsquote  Beitragspflichtigen  geschieht  in  jedem  Gemeindebezirke  alljährlich 
unter  der  Leitung  des  Rechnungsamtes  (der  Steuerlokalkommission)  durch  ver- 
pflichtete Schätzer  oder  Ortssteuerverteiler,  denen  zu  diesem  Behufe  der 
Ortsgemeindevorstand  bis  zum  achten  Januar  jeden  Jahres  ein  entsprechen- 
des, genaues  Verzeichnis  sämtlicher  in  der  Steuerrolle  für  den  zweiten  Teil  der 
Ortsquote  erster  und  zweiter  Abteilung  aufzuführenden  Individuen  mit  Angabe 
des  denselben  im  Gemeindebezirke  eigentümlich  oder  niessbräuchlich  zugehörigen 
Grundbesitzes  zuzustellen  hat. 

Für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  dieses  Verzeichnisses  ist  der  Ge- 
meindevorstand verantwortlich. 


§  31.  Der  zweite  Satz  des  1.  Absatzes  wurde  von  Kammer  und  Ausschuss 
zugefügt,  weil  es  viele  kleine  Gemeinden  gibt,  die  für  sich  alleinstehend  kaum 
das  Material  an  Steuerschätzern  bieten,  doch  wohl  aber  mit  einer  nahegelegenen 
Nachbargemeinde,  mit  welcher  sehr  oft  grosse,  wenn  nicht  vollständige  Gleich- 
artigkeit der  Verhältnisse  vorliegen  wird,  sich  verbinden  lassen.  Ein  Antrag, 
das  Wort  „kleine"  zu  streichen,  wurde  abgelehnt,  weil  man  eine  Direktive  für 
die  Regierung  geben  und  nicht  ihrer  Willkür  überlassen  wollte,  dass  sie  z.  B. 
benachbarte  grosse  Gemeinden  zusammenwerfe. 
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Eenten  ist  in  diese  Verzeichnisse  je  mit  seinem  Jahresbetrage,  und  das  Ein- 
kommen an  grundherrlichen  Gefällen  mit  seinem  Jahresreinertrage  in  Ansatz 
zu  bringen. 

§  30. 
Die  Berechnung  nicht  veranschlagter  Naturaliens tücke  zu  Gelde  hat 
vom  Rechnungsamte  zu  erfolgen.  Dabei  sind  billige,  ortsübliche  Marktpreise, 
was  besonders  nicht  veranschlagte  Holzdeputat«.  Dienstwohnungen  und  Dienst- 
ländereien  betriflFt,  die  üblichen  Kauf,  Pacht-  oder  Mietpreise  des  Orts  oder  der 
Umgegend  zu  Grunde  zu  legen. 


B.   Von  dem  zur  zweiten  und  dritten  Abteilung  der  StenerroUe 
einzuschätzenden  Einkommen. 

I.  Schätzungs-Eoinniissionen. 

§  31. 

Die  Ermittelung  des  zur  zweiten  und  dritten  Abteilung  der  Steuerrolle 
einzuschätzenden  Einkommens  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  erfolgt  in  jedem 
Gemeindebezirke  alljährlich  unter  der  Aufsicht  und  Leitung  des  Rechnungsamtes 
durch  Schätzungskommissionen.  Dem  Staatsministerium  steht  die  Befugnis  zu, 
mehrere  kleine  Gemeindebezirke  zu  einem  Einschätzungsbezirke  zusammenzulegen. 

Zu  jeder  Schätzungskommission  gehören  3 — 9  Mitglieder.  Die  Zahl  der 
Steuerschätzer  für  die  einzelnen  Gemeindebezirke  wird  vom  Staatsministerium 
festgesetzt.  Letzteres  kann  zu  den  Verhandlungen  einer  Schätzungskommission 
einen  Beauftragten  abordnen.  Solchenfalls  hat  dieser  in  der  Kommission  den  Vor- 
sitz und  die  Leitung  der  Verhandlung  zu  übernehmen.  Demselben  steht  vor- 
behaltlich der  Bestimmung  in  §  35  Abs.  2  nur  beratende  Stimme  zu. 


Ein  Antrag,  an  Stelle  des  zweiten  Absatzes  folgende  Bestimmung  zu 
setzen:  ,Das  Grossherzogtum  wird  in  Schätzungsbezirke  von  ca.  5 — 7000  Seelen 
eingeteilt.  Die  vier  Städte  Weimar,  Eisenach,  Apolda  und  Jena  bilden  je  einen 
Schätzungsbezirk  für  sich.  Die  Grenzen  der  übrigen  Schätzungsbezirke  bestimmt 
das  Grossherzogliche  Staatsministerium,  *  wurde  wieder  zurückgezogen.  (Siehe 
oben  S.  318.)  Manche  waren  der  Ansicht,  dass  auch  im  Fall  der  Annahme  für 
andere  Städte  wie  Weida,  Neustadt  u,  s.  w.  eine  autonome  Schätzung  bei- 
behalten werden  sollte. 
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§  55. 
Die  geringste  Zahl  der  Steuerverteiler  eines  Gemeindebezirks  ist  fünf; 
nur  für  sehr  kleine  Gemeindebezirke  dürfen  ihrer  noch  weniger  sein.  In  Land- 
gemeindebezirken sollen  sich  der  Bürgermeister  und  wenigstens  ein  Feld- 
geschworner  des  Orts,  in  städtischen  Gemeindebezirken  die  Bezirksvorsteher  und 
wenigstens  zwei  Feldgeschwome  darunter  befinden.  Die  Bestimmung,  welche 
Feldgeschworne  des  Orts  zuzuziehen  sind,  steht  dem  Rechnungsamte  (der  Steuer- 
lokalkommission) zu.  Versieht  der  Bürgermeister  die  Funktion  eines  Mitgliedes 
der  Reklamationskommission  (§  73),  so  tritt  für  ihn  in  Ansehung  des  Steuer- 
verteilungsgeschäfts der  Stellvertreter  ein. 

§  56. 

Die  Wahl  und  Ernennung  der  übrigen  Ortssteuerverteiler  geschieht  in 
der  Weise,  dass  der  Gemeindevorstand  —  wenn  und  so  lange  aber  letzterer 
selbst  die  Steuerlokalkommission  bildet,  der  Gemeinde  rat  —  jedes  Orts  die 
doppelte  Anzahl  der  nach  dem  Ermessen  des  Rechnungsamtes  (der  Steuer- 
lokalkommission), noeh  erforderlichen  Steuerverteiler  aus  der  Mitte  der  Orts- 
bürger erlieset  und  dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission)  zur  Aus- 
wahl vorschlägt,  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokalkommission)  aber  die  Auswahl 
unter  den  Vorgeschlagenen  triift. 

Hiemächst  hat  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokalkommission)  nach  seinem 
Ermessen  noch  einen  oder  mehrere  ausschliesslich  oder  vorwiegend  zum  ersten 
Teile  der  Ortsquote  steuernde  Ortsbürger  bis  höchstens  zur  Hälfte  aller  übrigen 
Steuerverteiler,  jedoch  nur  insoweit  zu  erwählen,  dass  hierdurch  die  Zahl  aller 
ausschliesslich  oder  doch  vorwiegend  zum  ersten  Teil  der  Orts- 
quote steuerpflichtigen  Steuerverteiler  nicht  ein  Dritteil  der  Gesamtzahl 
aller  Steuerverteiler  überschreite. 

§  57. 

Bei  dem  Vorschlage  und  bei  der  Ernennung  der  Steuerverteiler  ist  genau 
darauf  zu  achten,  dass  dazu  nur  Männer  vorgeschlagen  und  auserwählt  werden,^ 
welche  Redlichkeit  und  unbescholtenen  Ruf  mit  der  nötigen  Sach-  und  Fersonen- 
kenntnis  verbinden. 

Der  Verein  der  Steuerverteiler  ist  der  Art  zusammenzusetzen,  dass  in 
demselben  thunlichst  die  im  Orte  bestehenden  Hauptnahrungszweige  vertreten 
werden. 

§  58. 
Das  Amt  eines  Steuerverteilers  ist  ein  staatsbürgerliches  Ehrenamt,  und 
es  darf  die  Wahl  dazu  nur  abgelehnt  werden  von  Personen,  welche  das 
60.  Lebensjahr  überschritten  haben,  von  Geistlichen  und  Lehrern,  ingleichen 
von  denen,  welche  nachzuweisen  vermögen,  dass  daraus  für  ihre  Gesundheit 
besondere  Gefahr  oder  für  ihre  häuslichen  Verhältnisse  ein  bedeutender  Nach- 
teil entstehen  werde,   worüber   das  Rechnungsamt  (Steuerlokalkommission)  und 

§  32.  Der  letzte  Absatz  wurde  von  Ausschuss  und  Kammer  als  Konse- 
quenz aus  dem  Beschlüsse,  der  zum  vorhergehenden  Paragraphen  gefasst  worden 
ist,  hinzugefügt. 
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§  32. 

In  den  Gemeindebezirken,  für  welche  keine  Steuerlokalkommissionen  (§  2) 
bestellt  sind,  gehört  der  Bürgermeister  des  Ortes  oder  dessen  Stellvertreter,  so- 
fern dieselben  nicht  Mitglieder  der  Prüfungskommission  (§  55)  oder  der  Be- 
rufungskommission (§  64)  sind,  zu  den  Steuerschätzern. 

Die  übrigen  Steuerschätzer  werden  durch  Wahl  berufen,  und  zwar  so, 
dass  das  Rechnungsamt  nach  seinem  Ermessen  einen  oder  mehrere  ausschliess- 
lich oder  vorwiegend  zur  ersten  Abteilung  der  SteuerroUe  gehörige  Ortsbürger  er- 
wählt, deren  Zahl  jedoch  ein  Dritteil  der  Gesamtzahl  der  Steuerschätzer  nicht 
übersteigen  darf,  wogegen  die  Wahl  und  Ernennung  der  übrigen  Steuerschätzer 
in  der  Weise  erfolgt,  dass  der  Gemeindevorstand  —  wenn  aber  demselben  die 
Steuerlokalkommission  (§  2)  übertragen  ist,  der  Gemeinderat  —  eines  jeden 
Ortes  die  doppelte  Zahl  der  noch  erforderlichen  Steuerschätzer  aus  der  Mitte 
der  Ortsbürger  erwählt,  dem  Rechnungsamte  zur  Auswahl  vorschlägt  und  vom 
letzteren  die  Auswahl  unter  den  Vorgeschlagenen  vorgenommen  wird. 

In  Einschätzungsbezirken,  welche  aus  mehreren  Gemeindebezirken  zu- 
sammengesetzt sind  (§  31),  wird  die  Zahl  der  von  den  Gemeindebehörden  vor- 
zuschlagenden Mitglieder  der  Einschätzungskommission  auf  die  einzelnen  Ge- 
meindebezirke nach  dem  Verhältnis  der  Einwohnerzahl  verteilt;  jedoch  muss 
aus  jedem  Gemeindebezirke  mindestens  ein  Mitglied  entnommen  werden. 


§  33. 

Das  Amt  eines  Steuerschätzers  ist  ein  staatsbürgerliches  Ehrenamt. 
Zu  diesem  Amte  dürfen  nur  Personen  vorgeschlagen  und  erwählt  werden,  welche 
das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  dispositionsfähig  sind  und  welche  un- 
bescholtenen Ruf  mit  der  erforderlichen  Sach-  und  Personenkeimtnis  verbinden. 

Die  Wahl  kann  nur  abgelehnt  werden  von  Personen,  welche  das  60.  Lebens- 
jahr überschritten   haben,   von  Geistlichen  und  Lehrern,   und   von   denjenigen, 

§  83.  Im  Entwurf  war  als  Geldstrafe  50 — 100  M.  festgesetzt.  Als  Mindest- 
mass  der  Strafe  fand  man  50  M.  zu  hoch,  weshalb  30 — 100  M.  gesetzt  wurde. 
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auf    Berufung     das     Grossherzogliclie     Staatsministerium     endgültig     zu     ent- 
scheiden hat. 

Steuerverteiler  können  nicht  sein: 

1.  Personen,    welche  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben; 

2.  Beamte  des  Rechnungsamtes  oder   der  Steuerlokalkommission  und  die 
Mitglieder  der  Reklamationskommission  (§  73). 

Wer  die  Uebernahme  ohne  solchen  Grund  verweigert,  ist  vom  Rechnungs- 
amte (der  Steuerlokalkommission)  durch  Geldstrafen,  welche  bei  fortgesetzter 
Weigerung  zu  erhöhen  sind,  zur  Uebernahme  anzuhalten. 

Die  Wahl  erfolgt  auf  die  Dauer  einer  Finanzperiode.  Die  früheren 
Steuerverteiler  dürfen  wieder  gewählt  werden  und  können  die  erneute  Wahl 
gleichfalls  nur  aus  den  eben  gedachten  Gründen  ablehnen. 


§  34.  Im  Entwurf  lautete  in  Alinea  1  der  zweite  Satz:  „Die  früheren  Steuer- 
schätzer können  wieder  gewählt  werden  und  können  die  erneute  Wahl  gleich- 
falls nur   aus    den   vorgedachten  Gründen  ablehnen."     Man   fand    es  hart,    dass 
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welche  nachweisen,  dass  daraus  für  ihre  Gesundheit  besondere  Gefahr,  oder  für 
ihre  häuslichen  Verhältnisse  ein  bedeutender  Nachteil  entstehen  werde,  üeber 
die  Gründe  der  Ablehnung  entscheidet  das  Rechnungsamt  und  auf  Berufung 
endgültig  das  Staatsministerium.  Weigert  sich  der  Gewählte  nach  endgültiger 
Abweisung  seiner  Ablehnungsgründe  fortdauernd,  das  ihm  übertragene  Amt  zu 
übernehmen,  so  ist  er  vom  Staatsministerium  in  30 — 100  M.  Geldstrafe  zu 
nehmen  und  erfolgt  die  Wahl  eines  anderen  ilitgliedes. 

Zu  Steuerschätzern  können  nicht  gewählt  werden  Beamte  des  Rechnungs- 
amtes und  die  Mitglieder  der  Prüftmgs-  (§  55)  und  der  Berufungskommission  (§  64). 

§  34. 

Die  Wahl  der  Steuerschätzer  erfolgt  auf  die  Dauer  einer  Finanzperiode. 
Die  früheren  Steuerschätzer  können  wieder  gewählt  werden  und  dürfen  die 
erneute  Wahl  gleichfalls  nur  aus  den  vorgedachten  Gründen,  eine  zweite  oder 
dritte  unmittelbar  hintereinander  folgende  Wiederwahl  aber  jedenfalls  ablehnen. 

Steuerschätzer,  welche  den  Wohnsitz  im  Gemeindebezirke  aufgeben,  in 
Konkurs  geraten  oder  sonst  die  Dispositionsfahigkeit  verlieren  oder  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  verlustig  gehen,  haben  auszuscheiden. 

Im  Fall  des  Abgangs  eines  Steuerschätzers  hat  das  Rechnungsamt  für 
die  Dauer  der  laufenden  Finanzperiode  bezüglich  aus  den  ihm  vorgeschlagenen 
Pei-sonen  eine  Ergänzungswahl  vorzunehmen. 

§  35. 

In  den  Gemeinden,  in  welchen  der  Bürgermeister  oder  dessen  Stellvertreter 
zu  den  Steuerschätzem  gehört  (§  32),  hat  dieser,  in  zusammengesetzten  Bezirken 
(§  31)  der  Bürgermeister  des  volkreichsten  Ortes,  die  Schätzungskommission  zu 
berufen  und  in  derselben  den  Vorsitz  zu  führen.  In  den  übrigen  Gemeinden 
haben  die  Steuei-schätzer  beim  Beginne  des  Geschäfts  einen  Vorsitzenden  und 
einen  Stellvertreter  zu  wählen. 

Die  Schätzungskomniission  beschliesst  nach  Stimmenmehrheit;  im  Falle 
der  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Ueber  Steuerschätzer,  welche  unentschuldigt  oder  ohne  genügende  Ent- 
schuldigung ausgeblieben  sind,  kann  die  Schätzungskommission  eine  Geldstrafe 
bis  zu  30  M.  verfügen. 

§  36. 

Die  Schätzungskomraission  ist  befugt,  Hypothekenbücher.  Steuerkataster, 
Vormundschafts-  und  Nachlassregulierungsakten  durch  ein  beauftragtes  Mitglied 
einzusehen  und  nach  Bedarf  Sachverständige  aus  den  einzelnen  Berufszweigen 
und  geeignete  Auskunftspersonen  zu  ihren  Beratungen  zuzuziehen. 

Innerhalb  des  Gemeindebezirks  ist  Jedermann  verpflichtet,  auf  Erfordern 
der  Schätzungskommission  ohne  besondere  Vergütung  als  Sachverständiger  oder 
Auskunflsperson  vor  derselben  zu  erscheinen  und  deren  Fragen,  soweit  sie  im 
Bereiche  seiner  Kenntnis  Herren,  zu  beantworten. 


ein  Steuerschätzer  ununterbrochen  zu  diesem  immerhin  lästigen  Ehrenamt  ver- 
pflichtet werden  könne,  weshalb  im  Gesetz  eine  Milderung  gegenüber  dem  Ent- 
wurf eingeschaltet  wiurde. 
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§  59. 

Sämtliche  Steuerverteiler  haben  in  die  Hand  des  Rechnungsamtes  (der 
Steuerlokalkommission)  feierlich  anzugeloben,  dass  sie  ihr  Amt  gewissenhaft, 
nach  ihrer  besten  Einsicht,  ohne  alle  Nebenrücksichten  und  ohne  die  geringste 
Parteilichkeit  verrichten,  auch  die  hierbei  zu  ihrer  Kenntnis  kommenden  Ver- 
mögens- und  Einkommensverhältnisse  geheim  halten  wollen. 

Bestechlichkeit  oder  sonstiger  Missbrauch  ihrer  amtlichen  Befugnisse  sollen 
an  den  Steuerverteilem  nach  der  Strenge  der  Gesetze  bestraft  werden. 

IL  Allgemeine  Bestimmungen  in  Betreff  der  Abschätzung  der  Steuerpflichtigen. 

§  60. 

Bei  der  Abschätzung  durch  die  Steuerverteiler  zu  einer  jeden  der  beiden 
Abteilungen  der  Ortsquote  sind  die  verschiedenen  Quellen  des  zu  jeder  dieser 
Abteilung  gehörigen  Einkommens  eines  jeden  Steuerpflichtigen  sorgfältigst  zu 
beachten  und  es  ist  für  eine  jede  derselben  die  Schätzung  in  einem  besonderen 
Ansätze  auszusprechen.  Es  muss  jedoch  die  Gesamtschätzungssumme  eines  jeden 
Steuerpflichtigen  —  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  den  §§  64.  69  —  mit 
zehn  Mark  teilbar  sein  und  zum  mindesten  mit  fünfzig  Mark  in  Ansatz 
gebracht  werden. 

Hausfrauen,  Töchter  und  unter  18  Jahren  alte  Söhne,  welche  keinen  selb- 
ständigen Erwerb  haben,  allein  das  Einkommen  des  Familienhauptes  durch  Er- 
werb erhöhen,  sind  zwar  nicht  besonders  einzuschätzen,  wohl  aber  bei  der  Ab- 
schätzimg des  Familienhauptes  zu  berücksichtigen. 


§  61. 
Jeder  Abzuschätzende   ist   verpflichtet,   dem  Gemeindevorstande   und  den 
Steuerverteilem,   sowie   auch   dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission), 

§  37.  Die  Worte  ,und  den  sonstigen  Inhalt  der  Verhandlungen"  wurden  von 
Ausschuss  und  Kammer  neu  eingeschaltet;  man  fand  notwendig,  das  Amts- 
geheimnis auf  die  ganzen  Verhandlungen  der  Schätzungskommissionen  aus- 
zudehnen, um  die  Mitglieder  vor  Missdeutungen  zu  bewahren.  Austragungen 
aus  der  Mitte  des  Ausschusses  heraus  können  entschieden  nachteilig  wirken  und 
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§  37. 
Jeder  Steuerschätzer  hat  vor  dem  Beginne  des  Einschätzungsgeschäils  dem 
Rechnungsamte  mittelst  Handschlags  an  Eidesstatt  anzugeloben,  dass  er  sein  Amt 
gewissenhaft,  ohne  Ansehen  der  Person,  ohne  alle  Nebenrücksichten  und  nach 
bestem  Wissen  imd  Gevrissen  verrichten,  auch  die  hierbei  zu  seiner  Kenntnis 
kommenden  Vermögens-  und  Einkommenverhältnisse  und  den  sonstigen  Inhalt 
-der  Verhandlungen  geheimhalten  wolle. 


n.  Schätzungs-Vorarbeiten  und  Vorbereitungen.    Erklärungsbefugnis. 
Erklärungspfliclit . 

§  38. 

Der  Gemeindevorstand  jedes  Ortes  hat  für  die  alljährlich  vorzunehmenden 
Einschätzungen  innerhalb  der  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  Frist  ein 
genaues  Verzeichnis  über  sämtliche  steuerpflichtige  physische  Personen  des  Ge- 
meindebezirks und  über  die  im  Gemeindebezirke  ihren  Sitz  habenden  steuer- 
pflichtigen juristischen  Personen,  Genossenschaften,  Gesellschaften  und  Gemein- 
schaften, ingleichen  über  die  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  wohnenden  Besitzer 
von  Grundstücken,  welche  innerhalb  des  Gemeindebezirks  gelegen  sind,  und  über 
die  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  wohnenden  Personen,  welche  im  Gemeinde- 
bezirke ein  Gewerbe  betreiben,  mit  Angabe  des  denselben  im  Gemeindebezirke 
eigentümlich  oder  niessbräuchlich  zustehenden  Grundbesitzes  und  des  von  ihnen 
im  Gemeindebezirke  betriebenen  Gewerbes  aufzustellen  und  an  die  Schätzungs- 
kommission abzugeben. 

Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  Zugänge  für  das  zweite  Halbjahr. 

§  39. 
Jeder    Abzuschätzende    ist    verpflichtet,    dem    Gemeindevorstande,    der 
Schätzungskommission,  dem  Rechnungsamte,  dem  Prüfungskommissar  (§  54  Abs.  3), 

die  Stellung  der  Schätzer,  die  ohnehin  eine  beschwerliche  ist,  noch  mehr  miss- 
liebig  machen.  Das  Endergebnis  ihrer  mühsamen  Arbeit  kommt  ohnehin  nach 
§  55  rechtzeitig  zur  öfi'entlichen  Kenntnis. 

§  60  des  alten  Gesetzes.  Vor  dem  Gesetz  vom  7.  Mai  1874  hiess  es: 
,funf  Thalern"  und  „fünfzehn  Thalem". 
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der  Reklamationskommission  (§  73)  und  den  Revisionskommissaren  (§  11)  alle 
zu  einer  richtigen  Abschätzung  erforderlichen  Nachrichten  und  Auskünfte  auf 
Verlangen  unweigerlich  und  unverzüglich  zu  ei-teilen. 

Dagegen  haben  sich  die  genannten  Behörden  jedes  inquisitorischen  Ein- 
dringens in  die  Vermögens-  und  Kreditverhältnisse  der  Abzuschätzenden  gänz- 
lich zu  enthalten. 


§  39.  Zum  Schlusssatze  in  Alinea  1  bemerkt  der  Äusschussbericht :  „In 
erster  Linie  muss  das  Bestreben  stehen,  thunlichst  wahre  und  genaue  Unter- 
lagen für  eine  richtige  Einschätzung  zu  erzielen;  damit  aber  muss  eng  verbunden 
sein  das  Bewusstsein,  dass  das  Interesse  der  Privaten  es  fordert,  schonend 
Einblick  zu  nehmen  in  seine  intimsten  Geschäfts-  und  Lebensbeziehungen,  und 
dass  Indiskretion  in  dieser  Richtung  oft  selbst  dem  allgemeinen  Interesse  schaden 
kann.  Bestimmtere  Anhaltspunkte  für  das  Gesetz  selbst  geben  zu  wollen,  als 
im  Entwürfe  geschehen  ist,  dürfte  ein  vergebliches  Bemühen  sein.    Pflichtgefühl 
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der  Prüfungskommission  (§  55)  und  der  Berufongskonmiission  (§  64)  alle  zur 
Gewinnimg  der  notwendigen  Schätzungsunterlagen  und  zu  einer  richtigen  Ab- 
schätzung erforderlichen  Auskünfte  auf  Verlangen  unweigerlich  und  unver- 
züglich zu  erteilen.  Lästiges  Eindringen  in  die  Vermögens-  imd  Kreditverhält- 
nisse  eines  Abzuschätzenden  hat  zu  unterbleiben. 

Dienstherren  und  Arbeitgeber,  bei  Aktiengesellschaften,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  u.  s.  w.  die  zeitigen  Vorstände,  sind  verpflichtet, 
den  vorgenannten  Behörden  und  Kommissionen  auf  Erfordern  genau  und 
gewissenhaft  über  die  Lohn-  oder  Dienstbezüge  der  von  ihnen  gegen  Lohn  oder 
Gehalt  beschäftigten  Personen  —  den  jährlichen  festen  Gehalt  oder  Lohn, 
etwaige  Naturalien  an  Wohnung,  Kost,  Kleidung  u.  s.  w.,  etwaige  Tantiemen, 
Stücklöhne  imd  sonstigen  Verdienst  nach  dem  Stande  oder  Ergebnisse  des  letzten 
Jahres  —  innerhalb  der  ihnen  hierfür  bestimmten  Frist  Auskunft  zu  geben. 

§  40. 

Jedem  Steuerpflichtigen  steht  die  Befugnis  zu,  sein  zur  zweiten  und  dritten 
Abteilung  der  Steuerrolle  steuerpflichtiges  Einkommen  (§  8  Zifier  2  und  3),  bis 
längstens  zum  achten  Januar  jedes  Jahres,  und  im  Falle  der  Einschätzung  für 
das  zweite  Halbjahr  bis  längstens  zum  achten  Juli  jedes  Jahres  bei  dem  Ge- 
meindevorstande seines  Ortes  zu  erklären  (deklarieren). 

Steuerpflichtige,  welche  zur  zweiten  oder  dritten  Abteilung  der  Steuer- 
rolle einzuschätzen  sind,  können  von  dem  Gemeindevorstande  und  von  der 
Schätzungskonunission  unter  Zufertigung  eines  Erklärungsformulars  vor  dem 
Beginne  der  Einschätzungen  zur  schriftlichen  Erklärung  ihres  einzuschätzenden 
Einkommens  innerhalb  längstens  achttägiger  Frist  aufgefordert  werden. 

Für  Steuerpflichtige,»welche  unter  elterlicher  Gewalt,  oder  unter  Vor- 
mundschaft stehen,  sowie  für  juristische  Personen,  Personenvereine  u.  s.  w.  haben 
deren  gesetzliche  Vertreter  die  Erklärung  zu  bewirken. 

An  die  vom  Gemeindevorstande  und  von  der  Schätzungskommission  etwa 
übersehenen  Personen  kann  von  dem  Rechnungsamte,  dem  Prüfungskommissar 
(§  54  Abs.  3),  der  Prüfungskommission  (§  55)  und  der  Berufungskommission 
(§  64)  unter  Bestimmung  einer  angemessenen  Frist  die  gleiche  Aufforderung 
gerichtet  werden. 

§41. 

Die  Erklärung  hat  zu  enthalten: 

a)  die  Höhe  des  steuerpflichtigen  Einkommens  und  zwar  gesondert  nach 
den  verschiedenen  Quellen  (§  5); 

b)  die  Nachweisung  der  Schuldzinsen  und  der  nach  §§  45  imd  47  zu- 
lässigen Abzüge,  welche  der  Steuerpflichtige  bei  Berechnung  seines 
Einkommens  in  Anschlag  gebracht  hat; 

einer-  und  taktvolles  Benehmen  anderseits  muss  vorausgesetzt  werden  und  wird 
vereint  zum  erwünschten  Ziele  führen." 

§  40.  Der  Entwurf  enthielt  als  3.  Alinea:  „Jeder,  welchem  eine  solche  Auf- 
forderung zugeht,  hat  die  Erklärung  seines  Einkommens  bei  Verlust  des  Berufungs- 
rechtes für  das  betreffende  Steuerjahr  innerhalb  der  gestellten  Frist  einzureichen." 

Dieses  Alinea  wurde  von    der  Kammer  abgelehnt.     Siehe'oben  S.  315,  316. 

§  41.  Die  Bestimmungen  des  §  41  gelten  für  die  freiwillig  zu  machen- 
den Erklärungen,   nachdem  im  §  40  die  Pression    zur  Deklaration   gefallen  ist. 
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III.  Regeln  für  die  Abschätzung  der  einzelnen  Arten  des  Einkommens. 

§  62. 
Bei    der  Abschätzung   des  Einkommens    von  Grund  und  Boden  haben 
die  Steuerverteiler  die  Grundstücke,  v?elche  ein  Steuerpflichtiger  in  der  Flur  des 


§  44.     Der  Ausschuss  zeigte  keine  besondere  Sympathie  für  diesen  Para- 
graphen,   allein   er   kam    zu   der   Ueberzeugung ,    dass    er   auch   stehen  bleiben 
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c)  die  Versicherung  des  Steuerpflichtigen,  dass  er  seine  Angaben  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  gemacht  habe.  Sofern  es  sich  um  Ein- 
kommen handelt,  dessen  Betrag  nur  durch  Schätzung  gefunden  werden 
kann,  genügt  es,  wenn  der  Steuerpflichtige  in  die  Erklärung  statt  der 
ziffemmässigen  Angabe  des  Einkommens  diejenigen  Nachweisungen 
aufnimmt,  deren  die  Kommission  zur  Schätzung  desselben  bedarf,  und 
sich  zu  jeder  etwa  erforderlichen  Ergänzung  dieser  Nachweisungen 
nach  Massgabe  der  ihm  vorzulegenden  Fragen  erbietet. 
Bei  der  Erklärung  des  Einkommens  aus  Handels-  und  Gewerbebetrieb 
sind  die  Bestimmungen  des  §  47  Abs.  4  zu  beachten. 

ni.  Allgemeine  Schätznngsvorschriften. 

§  42. 

Die  Abschätzung  zur  zweiten  und  dritten  Abteilung  der  Steuerrolle  hat 
für  die  verschiedenen  Quellen  des  zu  jeder  dieser  Abteilungen  gehörigen  Ein- 
kommens mittelst  besonderen  Ansatzes  zu  erfolgen. 

Die  Schätzungssumme  eines  jeden  Steuerpflichtigen,  welche  zu  einer  jeden 
Abteilung  mit  vollen  Mark  einzustellen  ist,  muss,  wenn  sie  nicht  mit  dem 
niedrigsten  Satze  von  fünf  Mark  erfolgt,  mit  Zehn  teilbar  sein. 

Hausfrauen,  Töchter  und  unter  18  Jahre  alte  Söhne,  welche  keinen  selb- 
ständigen Erwerb  haben,  aber  das  Einkommen  des  Familienhauptes  durch  Erwerb 
erhöhen,  sind  nicht  besonders  einzuschätzen,  aber  bei  der  Abschätzung  des 
Familienhaupt«3  zu  berücksichtigen. 

§  43. 

Die  rechtzeitig  eingereichten  Erklänmgen  (§§  40  und  41)  sind  von  der 
Schätzungskommission  imd  auf  Anrufen  von  der  Prüfungskommission  (§§  55 
und  58)  durch  Vergleichung  mit  den  sonstigen  Unterlagen  gründlich  zu  prüfen, 
und  wenn  keinerlei  Bedenken  bestehen,  der  Einschätzung  zu  Grunde   zu  legen. 

Wird  die  vorliegende  Erklärung  für  ungenügend  oder  unrichtig  erachtet, 
so  ist  die  Schätzung  auf  Grund  eigener  Kenntnis  der  Verhältnisse  und  nach 
dem  Ergebnisse  der  sonst  etwa  anzustellenden  Erörterungen  vorzunehmen. 

§  44. 
Die   Einschätzung   desjenigen   Einkommens  aus   Grund  und   Boden,    aus 
Gebäuden  und  aus  Gewerbebetrieb,   rücksichtlich   dessen   die  Steuerpflicht  nach 
§  7  an  einem  anderen  Orte,   als   demjenigen  der  Einschätzung  zu   erfüllen   ist, 
erfolgt  in  einem  besondem  Anhange. 

IV.  Vorschriften  für  die  Einschätzung  der  einzelnen  Arten  des  Einkommens. 

1.  Einschätzung  des  z«r  zweiten  Abteilung  der  Stenerrolle  gehörigen  Einkommens. 

§  45. 
Bei  der  Abschätzung  des  Einkommens  aus  Grund  und  Boden  und  aus 
Gebäuden  (§  5  Ziffer  1)  sind  die  Reinerträge  der  dem  Steuerpflichtigen  eigen- 


könne,  dass  er  eine  Art   Instruktion  enthält,   wie  so  mancher  andere  Satz  in 
dem  Gesetz. 
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Orts  eigentümlich  oder  niessbräuchlich  inne  hat,  ins  Auge  za  fassen  und  den 
Rohertrag  zu  schätzen,  welchen  ihm  die  Bewirtschaftung  dieser  Grundstücke  in 
ihrer  Verbindung  untereinander  mit  Hilfe  des  in  der  Wirtschaft  angelegten 
grösseren  oder  geringeren  Betriebskapitals  gewährt.  Zu  diesem  Betriebskapital 
gehören  neben  dem  lebenden  und  toten  Inventar,  den  Vorräten  und  dergleichen 
auch  die  vorhandenen  und  zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  benutzten  Wirt- 
schaftsgebäude an  Ställen,  Scheuern  u.  g.  w. 

Bei  Einschätzung  des  Ertrags  der  Wirtschaft  sind  alle  dem  Abzuschätzen- 
den daraus  zufliessenden  Haupt-  und  Neben  einnahmen  und  sonstige  Vorteile  in 
Betracht  zu  ziehen,  also  z,  B.  auch  die  Erträge  von  Brennereien,  Brauereien 
und  dergleichen,  wenn  sie  als  landwirtschaftliche  Nebengewerbe  be- 
trieben werden  und  nicht  zur  zweiten  Abteilung  besonders  eingeschätzt  sind, 
der  Gewinn  aus  Mästung,  Milchwirtschaft  und  dergleichen  mehr. 

Von  dem  Wirtschaftsrohertrage  darf  auch  derjenige  Teil  nicht  gekürzt 
werden,  welchen  der  Abzuschätzende  auf  seinen  und  seiner  Familie  Lebensunter- 
halt verwendet. 

Tn  Abzug  zu  bringen  ist  dagegen  die  Summe,  mit  welcher  der  Steuer- 
pflichtige auf  seine  persönliche  Thätigkeit  bei  der  Landwirtschaft  (auf  das  Feld- 
gewerbe) in  der  zweiten  Abteilung  eingeschätzt  ist  (§  67). 

Femer  sind  in  Abrechnung  zu  bringen  die  Aufwände,  welche  der  Steuer- 
pflichtige unmittelbar  um  des  Betriebs  seines  Gewerbes  willen  hat,  also  für 
Geschäftsgehilfen  und  sonstige  Arbeiter  im  Geschäft,  für  zugekaufte  Geschäfts- 
materialien, Unterhalt  des  Wirtschaftsinventars  und   sonstige  Betriebsausgaben. 

Bei  der  Abschätzung  des  Einkommens  von  Grund  und  Boden  ist  der 
Jahresbetrag  der  Grundsteuer  (sogenannte  alte  Landsteuer)  von  den  Grundstücken, 
welche  ein  Steuerpflichtiger  in  der  Flur  des  Ortes  eigentümlich  oder  niessbräuch- 
lich inne  hat,  als  ein  von  dem  Wirtschaftsrohertrage  in  Abz^g  zu  bringender 
Aufwand  zu  berücksichtigen. 

§  63. 

Für  Gebäude,  soweit  sie  nicht  nach  Vorstehendem  (§  62)  berücksichtigt 
sind,  ist  das  Einkommen  nach  den  ortsüblichen  Mietpreisen  und  den  sonstigen 
auf  solches  Einfluss  äussernden  Verhältnissen  zu  bemessen  (vgl.  §  65). 


§   62    des    alten    Gesetzes.     Der   letzte   Absatz    wurde    beigefügt   durch 
Specialgesetz  v.  24.  Dez.  1880. 

Im  ursprünglichen  Entwurf  lauteten  die  einzelnen  Bestimmungen: 
,Der  Abschätzung  des  Einkommens  aus  Grund  und  Boden  ist  der 
Rohertrag  zu  Grunde  zu  legen,  welchen  der  Steuerpflichtige  von  den  ihm 
eigentümlich  gehörigen  oder  in  seiner  Nutzniessung  befindlichen  Grundstücken 
der  Flur  des  Orts  durch  deren  Bewirtschaftung  in  ihrer  Verbindung  untereinan- 
der mit  Hilfe  des  in  der  Wirtschaft  angelegten  Betriebskapitals  —  wozu  neben 
dem  lebenden  und  toten  Inventare,  den  Vorräten  u.  dgl.  auch  die  vorhandenen, 
zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  benutzten  Wirtschaftsgebäude  an  Ställen, 
Scheunen  u.  s.  w.  gehören  —  im  Durchschnitte  der  letzten  drei  Jahre  erzielt 
hat.  Dabei  sind  alle  Haupt-  und  Nebeneinnahmen  und  sonstige  Vorteile  in 
Betracht  zu  ziehen,  wie  der  Gewinn  aus  Mästung,  Milchwirtschaft  und  sonstigen 
landwirtschaftlichen  Nebengewerben,  soweit  dieselben  nicht  wegen  ihres  grösseren 
Umfangs  zur  dritten  Abteilung  besonders  einzuschätzen  sind  (§  49). 
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tQralich   gehörigen   oder  in   seiner  Nutzniessung   befindlichen,   in   der  Flur  des 
Ortes  gelegenen  Grundstücke  zu  Grunde  zu  legen. 

Für  die  Berechnung  des  Einkommens  aus  verpachteten  oder  vermieteten 
Grundstücken  ist  der  jeweilige  Pacht-  oder  Mietsertrag  unter  Hinzurechnung 
des  Wertes  etwaiger  Natural-  oder  sonstiger  Nebenleistungen,  sowie  der  dem 
Verpächter  vorbehaltenen  Nutzungen,  anderseits  unter  Abrechnung  der  dem- 
selben obliegenden  Lasten  massgebend. 

Bei  der  Schätzung  des  Einkommens  aus  selbstbewirtschafteten  Besitzungen 
ist  der  nach  deren  Ertragsfähigkeit  voraussichtlich  zu  erzielende  Reinertrag  und 
bei  der  Schätzung  des  Einkommens  aus  Holzgrundstücken  das  jährliche  Ein- 
kommen nach  wirtschaftlichem  Nutzungsanschlage  zu  Grunde  zu  legen. 

Das  Einkommen  aus  landwirtschaftlichen  Nebengewerben,  welche  in 
grösserem  Umfange  betrieben  werden  und  der  persönliche  Arbeitsverdienst  eines 
Steuerpflichtigen  bei  der  Betreibung  der  Landwirtschaft  —  das  Feldgewerbe- 
einkommen —  ist  nach  §§  47  und  49  besonders  zur  dritten  Abteilung  ein- 
zu.schätzen. 

Die  auf  dem  Grundbesitze  ruhenden  Grundsteuern  (sogenannte  alte  Land- 
steuem)  und  etwaige  Reallasten,  ingleichen  die  Beiträge  zur  Brandversicherungs- 
anstalt des  Grossherzogtums  und  andere  Versicherungsprämien,  soweit  sie  zu 
den  geschäftlichen  Unkosten  gehören,  kommen  bei  Berechnung  des  steuerpflich- 
tigen Reinertrags  in  Abzug. 

Zu  den  nicht  in  Abrechnung  zu  bringenden  Aufwänden  gehören  namentlich 
die  Ausgaben,  welche  zur  Verbesserung  oder  Erweiterung  der  Betriebsanlagen 
dienen,  die  persönlichen  Steuern  imd  Abgaben,  die  Gemeindeumlagen,  die  Ver- 
wendungen für  den  Lebensunterhalt  des  Steuerpflichtigen  und  seiner  Familie 
(Wohnung,  Kleidung,  Nahrung,  Bedienung  u.  s.  w.j,  ingleichen  die  etwaigen 
erst  bei  der  Feststellung  «eines  steuerpflichtigen  Gesamteinkommens  in  Abzug 
zu  bringenden  Schuldzinsen. 

§  46. 

Für  Gebäude,  welche  nicht  vermietet  sind,  ist  das  Einkommen  nach  den 
ortsüblichen  Mietpreisen,  oder  wenn  diese  keinen  Anhalt  bieten,  nach  den  in 
der  Umgegend  üblichen  Mietpreisen  zu  bemessen.  Von  dem  Mietpreise  ist  ein 
entsprechender  Betrag  für  Unterhaltungsaufwand  in  Abzug  zu  bringen. 


Von  dem  Rohertrage  kommen  die  Aufwände  in  Abrechnung,  welche  un- 
mittelbar um  des  Betriebs  willen  zu  machen  sind,  namentlich  die  Aufwände 
für  Geschäftsgehilfen  und  sonstige  Arbeiter,  für  zugekaufte  Geschäftsmaterialien, 
für  Unterhalt  des  Wirtschaftsinventars  und  sonstige  Betriebsausgaben,  der  Jahres- 
betrag der  Grundsteuern  (sog.  alte  Landsteuer),  die  Beiträge  zur  Gebäude-Brand- 
versichenmgsanstalt  des  Grossherzogtums  und  andere  Versichenmgsprämien,  so- 
weit sie  zu  den  geschäftlichen  Unkosten  zu  rechnen  sind,  ingleichen  der  Betrag, 
:  mit  welchem  der  Steuerpflichtige  auf  seine  persönliche  Thätigkeit  bei  der  Land- 
wirtschaft, auf  das  Feldgewerbe  (§  51)  zur  dritten  Abteilung  der  Steuerrolle 
einzuschätzen  ist.  Zu  den  nicht  in  Abrechnung  zu  bringenden  Aufwänden  ge- 
hören namentlich  die  Ausgaben,  welche  zur  Verbesserung  oder  zur  Erweiterung 
der  Betriebsanlagen  dienen,  die  persönlichen  Steuern  und  Abgaben,  die  Ge- 
meindeumlagen, die  Verwendungen  für  den  Lebensunterhalt  des  Steuerpflich- 
tigen und  seiner  Familie  (Wohnung,  Kleidung,  Nahrung,  Bedienung  et«.), 
ingleichen  die  etwaigen  erst  bei  der  Feststellung  seines  steuerpflichtigen  Gesamt- 

975 


3gg      S. -Weimar.  Oesetz  über  die  allg.  Einkommensteuer  v.  19.  März  1869  mit  Nachti-ägen. 

§  64. 

Grundstücke,  welche  von  einem  anderen  Orte  aus  —  innerhalb  oder 
ausserhalb  des  Grossherzogtums  —  bewirtschaftet  werden,  sind  in  der  Steuer- 
rolle des  Orts,  in  dessen  Flur  sie  liegen,  mit  dem  Betrage  einzuschätzen,  welcher 
nach  ortsüblichen  Pachtpreisen  von  denselben  zu  erlangen  sein  wird,  und,  sind 
es  Holzgrundstücke,  nach  wirtschaftlichem  Nutzungsanschlage. 

Bei  der  Schätzung  selbstbewirtschafteter  Grundstücke  ist  der  Gewinn 
von  dem  zur  Bewirtschaftung  erforderlichen  Kapital  mit  in  Rücksicht  zu 
ziehen  (§  62). 

Erreicht  ein  solches  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  oder  Gebäuden 
(§§  62  und  63)  den  Betrag  von  fünfzig  Mark  nicht  (§  60),  so  ist  dasselbe  mit 
vierzig,  oder  nach  Befinden  mit  dreissig,  zwanzig,  zehn  oder  fünf  Mark  ein- 
zuschätzen. 

§  65. 
'         Sind  Gebäude  (Wohn-  oder  Wirtschaftsgebäude)  oder  andere  Grundstücke 
ganz  oder  zum  Teil  vermietet  oder  verpachtet,  so  vertritt  insoweit  der  bedungene 
Miet-  oder  Pachtzins  die  Stelle  der  von  dem  Vermieter  oder  Verpächter  zu  ver- 
steuernden Abschätzungssumme. 

Dabei  sind  etwaige  Natural-  oder  sonstige  Nebenleistungen,  sowie  die  dem 
Vei-pachter  etwa  vorbehaltenen  Nutzungen  hinzuzurechnen. 

Bei  Gebäuden  ist  gestattet,  von  diesem  Mietzinse  einen  entsprechenden 
Betrag  für  Unterhaltungsaufwand  in  Abzug  zu  bringen,  ausgenommen,  wenn  der 
Mieter  die  ganze  Unterhaltung  übernommen  hat. 

Wenn  Grundstücke,  welche  in  verschiedenen  Fluren  gelegen  sind,  zu- 
sammen gegen  eine  ungetrennte  Pachtsumme  verpachtet  sind,  so  hat  das  Rech- 
nungsamt, und  falls  die  Bezirke  mehrerer  Rechnungsämter  in  Frage  kommen, 
dasjenige,  in  dessen  Bezirke  sich  der  Sitz  der  Wirtschaft  befindet,  die  Verteilung 
der  Pachtsumme  in  die  verschiedenen  Steuerrollen  zum  Zwecke  der  Steuer- 
veranlagung zu  bewirken. 

§  66. 
Bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  aus  Gewerbe  und  Erwerb  mit  Ein- 
schluss  des  Handels-  oder  Fabrikbetriebs  —  wohin  auch  das  Einkommen  aus 
besonderen  landwirtschaftlichen  Nebengewerben  (§  62),  ingleichen  aus  nicht  land- 
wirtschaftlichen Pachtungen,  z.  B.  aus  Pachtungen  von  Brauereien,  Gast-  und 
Schenkwirtschaften,  Gärten  zur  Betreibung  der  Handelsgärtnerei  u.  s,  w.  zu 
zählen  ist  —  ist  alles  in  Betracht  zu  ziehen,  was  dem  Abzuschätzenden  aus 
diesen  Erwerbs-  oder  Geschäftszweigen  an  Haupt-  und  Nebeneinnahmen,  auch 
sonstigen  Vorteilen  zufliesst,  und  ist  hierbei  insbesondere  Rücksicht  zu  nehmen 
auf  die  Grösse  des  im  Geschäfte  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals  — 


einkommens  in  Abzug  zu  bringenden  Schuldzinsen.  Das  Einkommen  aus 
Grundstücken,  welche  von  einem  andern  Orte  aus  —  innerhalb  oder  ausser- 
halb des  Grossherzogtums  —  bewirtschaftet  werden,  ist  mit  dem  Betrage  ein- 
zuschätzen, welcher  nach  ortsüblichen  Pachtpreisen  von  denselben  zu  erlangen 
sein  wird,  und  wenn  es  Holzgrundstücke  sind,  nach  wirtschaftlichem  Nutzungs- 
ansehlage." 
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Die  zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  dienenden  Wirtschaftsge- 
bäude, welche  bei  der  Einschätzung  der  Bodenrente  (§  45)  Berücksichtigung 
zu  finden  haben,  unterliegen  einer  besonderen  Einschätzung  nicht. 


3.  ElnschitzuBg  des  inr  dritten  Abteilung  der  Stenerrolle  geliörlgen  Einkommens. 

§  47. 
Bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  aus  Gewerbe-,  Handels-  und  Fabrik- 
betriebe und  aus  anderm  Erwerbe,  ingleichen  aus  besonders  einzuschätzenden 
landwirtschaftlichen  Nebengewerben  f§  45  Abs.  4)  sind  alle  in  Geld  oder  Geldes- 
wert bestehenden  Einnahmen  einschliesslich  der  Zinsen  von  dem  im  Geschäfts- 
betriebe angelegten  eigenen  Kapitale  des  Steuerpflichtigen,  sowie  der  Wert  der 
zum  Haushalte  verbrauchten  Gegenstände  und  Erzeugnisse  des  eigenen  Gewerbe- 
betriebs abzüglich  der  zur  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung  dieser  Ein- 
nahmen verwendeten  Ausgaben  und  des  etwaigen  in  der  zweiten  Abteilung  zu 
berücksichtigenden  Gebäudeeinkommens  zu  Grunde  zu  legen. 


Diese  Fassung  wurde  später  von  der  Regierung  durch  eine  andere  ersetzt, 

I welche  mit  der  des  Gesetzes  übereinstimmt  bis  auf  folgende  Punkte.  Im  Abs.  3 
hiess  es:  ,der  im  Durchschnitte  der  letzten  drei  Wirtschaftsjahre  erzielte  Rein- 
ertrag". In  Abs.  5  fehlte  ,und  etwaige  Reallasten". 
Femer  hiess  es:  „bei  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens*. 
Man  setzte  an  dessen  Stelle  »Reinertrag",  um  nicht  zu  dem  Missverständnis 
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jedoch  mit  Ausschluss  der  bereits  in  der  ersten  Abteilung  der  Ortsquote  zu  be- 
rücksichtigenden Gebäude  —  und  auf  den  höheren  oder  geringeren  Ertrag  des- 
selben für  den  Abzuschätzenden,  femer  auf  die  Verwertung  der  Thätigkeit 
des  Geschäftstreibenden,  sowie  überhaupt  auf  die  grössere  oder  geringere 
Schwunghaftigkeit  und  Eintr"äglichkeit  des  Geschäfts. 

Hierbei  ist  gänzlich  ausser  Berücksichtigung  zu  lassen,  ob  der  Abzu- 
schätzende jene  Geschäftseinnahmen  und  Vorteile  zum  notwendigen  Lebensbedarf 

—  zu  Aufwänden  für  Speise,  Trank,  "Wohnung,  Kleidung,  Dienstboten  u.  s.  w. 

—  für  sich  oder  seine  Familie,  oder  bloss  zu  feineren  Lebensgenüssen  verwendet, 
oder  ob  er  etwas  davon  erspart  oder  nicht. 

Nur  der  Teil  seiner  Einnahme,  den  er  unmittelbar  auf  den  Betrieb 
seines  Gewerbes  oder  Geschäfts  verwenden  muss,  z.  B.  auf  Geschäftsmaterialien, 
oder  Handelswaren,  auf  Geschäftsgehilfen  und  sonstige  Arbeiter  im  Geschäfte, 
kann  ihm  als  zu  versteuerndes  Einkommen  nicht  angerechnet  werden.  Abzu- 
rechnen sind  namentlich  auch  bei  Pachtungen  die  Pachtsummen  und  andere  dem 
Verpächter  oder  für  denselben  zu  gewährende  Leistungen,  wogegen  der  Ver- 
pächter mit  der  entsprechenden  Summe  in  die  Steuerrolle  des  Orts,  an  welchem 
das  Geschäft  betrieben  wird,  einzustellen  ist. 


Anlass  zu  geben,  dass  man  von  vorneherein  den  Reinertrag  zu  Grunde  legt  und 
dann  noch  die  Abzüge  macht,  die  man  bisher  daran  gemacht  hat;  die  Abzüge 
gelten  als  zu  machen  vom  Rohertrag. 

Ausdrücklich  wurde  hervorgehoben  und  von  der  Regierung  zugegeben, 
dass  das  Feldgewerbe  bei  Schätzung  des  Reinertrags  zu  berücksichtigen  ist. 

§  64  des  alten  Gesetzes.  Vor  dem  Gesetz  vom  7.  Mai  1874  lautete  der 
letzte  Absatz:  „Erreicht  ein  solches  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  oder  Ge- 
bäuden (§  62  und  63)  den  Betrag  von  fünfzehn  Thalem  nicht  (§  60),  so  ist 
dasselbe  mit  zehn,  oder  nach  Befinden  mit  fünf,  vier,  drei,  zwei  oder  einem 
Thaler  einzuschätzen." 

§  46.  Im  Entwurf  lauteten  die  bezüglichen  Bestimmungen  folgender- 
massen :  „Für  Gebäude,  soweit  sie  nicht  nach  §  45  bei  der  Abschätzung 
des  Einkommens   aus  Grund    und  Boden   zu  berücksichtigen  sind,   ist   das  Ein- 
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Hierbei  kommen  die  Vorschriften  im  §  46  Abs.  5  und  6  entsprechend 
zur  Anwendung. 

Bei  der  Bemessung  des  Einkommens  aus  Handels-  und  Gewerbebetriebe 
ist  der  im  Durchschnitte  der  letzten  drei  Jahre,  oder  wenn  das  Geschäft  noch 
nicht  so  lange  besteht,  der  seit  dessen  Bestehen  erzielte  Geschäftserta^,  und 
wenn  auch  hierdurch  kein  Schätzungsanhalt  geboten  wird,  der  Stand  zu  Grxmde 
zu  legen,  welchen  der  Geschäftsbetrieb  zur  Zeit  der  Einschätzung  hat. 

Zinsen  von  Forderungen  und  Schulden  sind  bei  Berechnung  des  Rein- 
gewinnes aus  Handels-  oder  handelsmässigem  Gewerbebetriebe  in  Betracht  zu 
ziehen,  soweit  der  Bezug  oder  die  Entrichtung  der  Zinsen  zum  Geschäftsbetriebe 
gehören  und  soweit  Zinsen  von  Schulden  nicht  bereits  nach  §  14  zum  Abzüge 
angemeldet  sind.  Die  Schätzungskommission  ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  das 
Yorhandensein  von  Schuldzinsen,  wie  sonstigen  an  sich  zulässigen  Abzügen, 
über  welche  eine  Nachweistmg  von  selten  des  Steuerpflichtigen  nicht  vorliegt, 
selbständig  zu  erörtern. 

§  48. 

Bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  aus  Handel  und  selbständigem 
Gewerbebetriebe  der  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  sind  auch  die  Ueberschüsse  als  steuer- 
pflichtiges Einkommen  zu  rechnen,  welche  als  Zinsen  oder  Gewinnanteile,  gleich- 
viel unter  welcher  Benennimg,  rmter  die  Mitglieder  verteilt,  oder  zur  Bildung 
von  Reservefonds,  zur  Erweiterung  der  Anlagen  oder  zur  Schuldentilgung  ver- 
wendet werden. 

Anstalten  und  Personenvereine  anderer  Art,  ingleichen  Stiftungen,  welche 
mit  dem  Rechte  des  Yermögenserwerbs  ausgestattet  sind  (namentlich  auch  Spar- 
kassen), sind  mit  dem  Reinertrage  ihres  gewerblichen  Betriebs,  oder  ihres  sonst 
werbend  angelegten  Vermögens  einzuschätzen. 

Juristische  Personen  und  Gesellschaften  der  vorgedachten  Arten,  welche 
ihren  Sitz  ausserhalb  des  Grossherzogtums  haben,  sind  mit  demjenigen  Ein- 
kommen einzuschätzen,  welches  aus  dem  von  ihnen  im  Grossherzogtume  be- 
triebenen Gewerbe  herrührt. 

Die  Besteuenmg  des  Eisenbahnbetriebs  erfolgt  nach  Massgabe  der  hierüber 
bestehenden  Staatsverträge,  und  soweit  solche  nicht  bestehen,  nach  dem  Gesetze 
über  die  von  Eisenbahnen  zu  entrichtende  Abgabe  vom  18.  März  1873  (§  15 
Ziffer  10  des  Gesetzes  vom  18.  März  1869). 

kommen  nach  den  ortsüblichen  Mietpreisen  oder,  wenn  diese  keinen  Anhalt 
bieten,  nach  den  in  der  Umgegend  üblichen  Mietpreisen  und  den  sonstigen  hier- 
auf Einfluss  äussernden  Verhältnissen  (§  48  Abs.  2)  zu  bemessen. 

Sind  Gebäude  (Wohn-  oder  Wirtschaftsgebäude)  oder  andere  Grund- 
stücke ganz  oder  zum  Teü  vermietet  oder  verpachtet,  so  ist  insoweit  der  be- 
dungene Miet-  oder  Pachtvertrag,  unter  Hinzurechnung  des  Werts  etwaiger 
Natural-  und  sonstiger  Nebenleistungen,  sowie  der  dem  Verpächter  oder  Ver- 
mieter etwa  vorbehaltenen  Nutzungen ,  anderseits  aber  auch  unter  Abrechnung 
der  demselben  etwa  obliegenden  Lasten  (Unterhaltungsaufwand,  Grundsteuer, 
Brandversicherungsprämien),  bei  der  Abschätzimg  zu  Grunde  zu  legen. 

Bei  Gebäuden  ist  g^tattet,  von  dem  Mietzinse  einen  entsprechenden  Be- 
trag für  Unterhaltungsaufwand  in  Abzug  zu  bringen,  dafem  und  insoweit  nicht 
der  Mieter  die  Unterhaltung  übernommen  hat." 
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§  67. 

Bei  der  Einschätzung  der  Besitzer  oder  Niessbraucher  von  inländischen 
Grundstücken,  die  sie  selbst  bearbeiten  oder  bewirtschaften,  soll  hinsichtlich  der 
Arbeitsrente  —  also  bei  der  Einschätzung  des  Feldgewerbes  —  angenommen 
werden,  als  ob  sie  die  auf  diese  Grundstücke  verwendete  Thätigkeit  um  Lohn 
verrichten.  Dieser  fingierte  Lohn  ist  von  den  St eu erver teilem  nach  ortsüblichen 
Preisen  zu  Gelde  zu  veranschlagen  und  die  Abschätzungssumme  hiemach  zu  be- 
messen (§  60  alin.  2). 

Wenn  ein  solcher  Grundbesitzer  oder  Niessbraucher  nicht  selbst  die  Hand 
bei  der  Bearbeitung  anlegt,  sondern  seine  Grundstücke  durch  Lohnarbeiter  oder 
besondere  Verwalter  bewirtschaften  lässt,  jedoch  wenigstens  die  allgemeine  Ober- 
aufsicht über  die  Bewirtschaftung  führt,  so  ist  derselbe  mit  dem  Betrage  ab- 
zuschätzen, zu  welchem  diese  Aufsichtsführung,  wenn  sie  der  Bewirtschaftung 
fremder  Grundstücke  gewidmet  würde,  veranschlagt  werden  könnte. 

§  68. 
Die  nämlichen  Grundsätze  (§  66)  gelten    auch   für    die  Einschätzung  des 
Erwerbs    der   Pachter   aus   landwirtschaftlichen   Pachtungen   inländischer  Güter 
und  Grundstücke,  bei  welcher  folgendes  Verfahren  einzuhalten  ist: 

1.  die  Abschätzung  des  Einkommens  von  Grund  und  Boden  erfolgt  nach 
den  Bestimmungen  des  §  62; 

2.  daneben  wird  das  Einkommen  des  Pachters  aus  seiner  eigenen  Thätig- 
keit nach  den  Bestimmungen  des  §  67  festgestellt; 

3.  von  der  Summe  dieses  Einkommens  unter  Ziffer  1  und  2  ist  alles  das- 
jenige in  Abzug  zu  bringen,  was  der  Pachter  dem  Verpächter  oder 
für  diesen  vertragsmässig  zu  leisten  verbunden  und  von  letzterem  zu 
versteuern  ist  (§  60). 

Dafem  der  Pachter  neben  dem  eigentlichen  Pachtgewerbe  noch  weitere 
Geschäfte  treibt,  so  ist  derselbe  wegen  der  Erträge  solcher  Geschäfte  besonders 
zur  Steuer  zu  ziehen  (§  60). 

§  69. 

Ist  der  Gi'undbesitz,  auf  welchen  ein  Eigentümer  oder  Niessbraucher  seine 
Erwerbsthätigkeit  verwendet,  oder  welcher  verpachtet  ist,  so  geringfügig,  dass 
diese  Erwerbsthätigkeit  (§  67)  oder  der  Pachtgewinn  (§  68)  nicht  einmal  auf 
volle  fünfzig  Mark  veranschlagt  werden  könnte,  so  darf  jene  oder  dieser  nur 
mit  vierzig  Mark,  oder  nach  Befinden  nur  mit  dreissig,  zwanzig,  zehn  oder  fünf 
Mark  eingeschätzt  werden. 

§  70. 

Bei  der  Abschätzung  derjenigen,  welche  in  einem  Privatdienstverhältnisse 
stehen,  ingleichen  der  nicht  selbständigen  Gewerbetreibenden  —  Gehilfen  oder 
Arbeiter  —  kommen  ausser  dem  Lohne,  dem  Gehalte,  dem  Honorare  in  barem 
Gelde  oder  in  Naturalien,  alle  anderen  Vorteile  zur  Berechnung,  welche  das 
Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  gewährt,    z.  B.  die  Kost,  die  Wohnung  —  wenn 


§  69  des  alten  Gesetzes.  Vor  dem  Gesetz  vom  7.  Mai  1874  waren  die 
Zahlen  , fünfzehn  Thaler",  „zehn  Thaler",  ^fünf,  vier,  drei,  zwei  oder  einen 
Thaler  ^ 
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§  49. 

Bei  der  Einschätzung  der  Besitzer  oder  Nutzniesser  von  inländischen 
Grundstücken,  welche  sie  selbst  bearbeiten  oder  bewirtschaften,  ist  hinsichtlich 
der  Arbeitsrente  —  des  Feldgewerbes  —  anzunehmen,  als  ob  sie  die  auf 
diese  Grundstücke  verwendete  Thätigkeit  um  Lohn  verrichten.  Der  so  an- 
genommene Lohn  ist  zu  Gelde  zu  veranschlagen,  und  ist  die  Schätzungssumme 
mit  Berücksichtigung  der  etwaigen  Mitthätigkeit  der  Familien glieder  (§  42 
Absatz  3)  hiemach  zu  bemessen. 

Wenn  und  soweit  ein  solcher  Grundbesitzer  oder  Nutzniesser  bei  der  Be- 
arbeitung seiner  Grundstücke  nicht  selbst  die  Hand  anlegt,  sondern  dieselben 
durch  Lohnarbeiter  und  besondere  Verwalter  bewirtschaften  lässt,  und  hierbei 
nur  die  allgemeine  Oberaufsicht  über  die  Bewirtschaftung  führt,  so  ist  derselbe 
insoweit  mit  dem  Betrage  einzuschätzen,  mit  welchem  diese  Aufsichtsführung 
zu  veranschlagen  ist,  wenn  sie  der  Bewirtschaftung  fremder  Grundstücke  ge- 
widmet würde. 

§  50. 

Das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  der  Landwirtschaft  auf  erpachteten 
Grundstücken  ist  in  gleicher  Weise  wie  beim  Landwirtschaftsbetriebe  auf  eigenen 
Grundstücken  zu  veranschlagen,  demnach  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden 
nach  den  Bestimmungen  in  §  45  und  das  Einkommen  des  Pachters  aus  seiner 
eigenen  Thätigkeit  nach  den  Vorschriften  in  §  49  festzustellen.  Hiervon  ist  der 
Pachtzins  —  soweit  er  nicht  anteilig  auf  die  vom  Pachter  und  seinen  Angehörigen 
benutzte  Wohnung  zu  rechnen  ist  —  und  was  sonst  dem  Verpächter  oder  für 
diesen  vom  Pachter  vertragsmässig  zu  leisten  ist,  in  Abzug  zu  bringen. 

Dafem  der  Pachter  neben  dem  Pachtgewerbe  noch  weitere  Geschäfte  be- 
treibt, so  ist  derselbe  wegen  des  Einkommens  aus  solchen  Geschäften  besonders 
einzuschätzen  (§  42  Absatz  1). 


§  51. 
Bei  der  Abschätzung  von  Personen, .  welche  in  einem  Privatdienst-  oder  in 
|«inem    Arbeitsverhältnisse    —    als    Gehilfen   oder  Arbeiter    —  stehen,   kommen 
lausser   dem   Lohne    oder   Gehalte   in    barem    Gelde,    auch   die   Naturalien   und 
[sonstigen   Bezüge    zur   Berechnung,   welche   das   Dienst-    oder   Arbeitsverhältnis 
gewährt,  z.  B.  die  Kost,  die  Wohnung  —  wenn  letztere  ein  eigenes  Hauswesen 
•  möglich  macht  — ,   das  etwaige  Mietgeld,   ingleichen  Accidenzien,   diese,   wenn 
löglich,   nach   einem   dreijährigen  Durchschnitte.     Ausser  Ansatz  bleiben  die 
[Wohnung  im  Hauswesen  des  Dienstherm  oder  Arbeitgebers,   ingleichen  Dienst- 
kleidung und  was  für  solche  geleistet  wird. 
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letztere  ein  eigenes  Hauswesen  möglich  macht  —  ferner  das  sogenannte  Gedinge, 
ingleichen  andere  Accidenzien,  diese  nach  einem  ungefähren,  wo  möglich  zehn- 
jährigen Durchschnitte. 

Ausser  Ansatz  bleiben : 

a)  die  Wohnung   in   dem  Hauswesen   des  Dienst-  oder  Arbeitsherm,  be- 
züglich Arbeitsgebers, 

b)  die  Livree  und  was  für  solche  geleistet  wird. 

Für  die  Kost  eines  männlichen  Dienstboten,  oder  eines  vom  Arbeitsgeber 
beköstigten  Gewerbsgehilfen  bezüglich  Arbeiters  sind  fünfundzwanzig  bis  fünfzig 
Thaler,  für  die  Kost  eines  weiblichen  Dienstboten  zwanzig  bis  vierzig  Thaler 
zu  Grunde  zu  legen. 

Für  die  Diener  anderer  Ordnung,  z.  B.  die  Gehilfen  eines  Künstlers, 
Kaufmannsdiener,  Hauslehrer,  Gouvernanten  u.  s.  w.  findet  sich  der  Massstab 
in  den  Preisen  der  Lebensbedürfnisse,  .den  Tarifen  der  Speisewirte  u.  s.  w. 

§  71. 

Bei  der  Einschätzung  von  Auszügen  ist  alles  in  Betracht  zu  ziehen, 
was  dem  Auszugsberechtigten  entweder  an  vorbehaltenen  Auszugsleistungen  oder 
statt  deren  an  Beköstigung,  Kleidung,  Obdach,  Geld  u.  s.  w.  gewährt  wird. 

Jedoch  ist  die  freie  Wohnung,  ingleichen  Holz  und  Licht  nur  dann  mit 
in  Anschlag  zu  bringen,  wenn  der  Auszügler  eine  besondere  Auszugswohnung 
inne  hat,  nicht  auch,  wenn  er  mit  im  Hauswesen  des  Auszugspflichtigen  wohnt. 

IV.  Von  der  Beaufsichtigung  und  Berichtigung  der  Arbeiten  der  Steuerverteiler, 

sowie  von  der  Publikation  der  erfolgten  Einschätzungen  und  den  dagegen 

zulässigen  Reklamationen. 

§  72. 

Sollte  von  den  Steuerverteilern  bei  dem  Abschätzungsverfahren  gegen  die 
gesetzlichen  Vorschriften  Verstössen  oder  den  in  dieser  Richtung  bei  der  Prüfung 
ihrer  Arbeiten  vom  Rechnungsamte  (von  der  Steuerlokalkommission)  wahr- 
genommenen Mängeln  auf  vorgängige  Verständigung  nicht  abgeholfen  werden, 
so  ist  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokalkommission)  ebenso  verpflichtet  als  be- 
rechtigt, gerichtliche  Bestrafung  der  von  den  Steuerverteilern  verschuldeten 
Pflichtwidrigkeiten  (Art.  318  und  322  des  Strafgesetzbuchs)  zu  beantragen. 

Ist  von  den  Steuerverteilem  innerhalb  der  ihnen  gestellten  Frist  die  ge- 
forderte Abänderung  der  off"enbar  gegen  gesetzliche  Bestimmungen  verstossenden 
Einschätzungen  nicht  zu  erlangen,  so  hat  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokal- 
kommission) dergleichen  ungesetzliche  Einschätzungen  selbstthätig  zu  berichtigen. 

§  73. 
Sind  die  Schätzungslisten  von  den  Steuerverteilem  aufgestellt,  so  hat  der 
Gemeindevorstand  dieselben  an   zwei  Tagen  und  zwar   täglich  mindestens  fünf 
Stunden  an  einem  in  ortsüblicher  Weise  öiFentlich  bekannt  zu  machenden  Orte 


§.  73  des  alten  Gesetzes.  Vor  dem  Gesetz  vom  18.  April  1877  hiess  es: 
,zwei  Tage  hindurch"  statt  „an  zwei  Tagen  und  zwar  täglich  mindestens  fünf 
Stunden".  Der  Zusatz  „Beschwerde  etc."  in  Abs.  1  fehlte  vor  dem  genannten 
Gesetz. 
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§  52. 

Bei  der  Abschätzung  von  Auszügen  ist  alles  in  Betracht  zu  ziehen,  was 
dem  Auszugsberechtigten  an  vorbehaltenen  Auszugsleistungen  oder  statt  deren 
an  Beköstigung,  Kleidung,  Obdach,  Geld  u.  s.  w.  gewährt  wird. 

Die  freie  Wohnung,  ingleichen  Heizung  und  Licht  ist  jedoch  nur  dann 
mit  in  Anschlag  zu  bringen,  wenn  der  AuszOgler  eine  besondere  Auszugs- 
wohnung innehat,  nicht  auch,  wenn  er  mit  im  Hauswesen  des  Auszugspflich- 
tigen wohnt. 


V.  Auslegung  der  Schätzungslisten ;  Prüfung  und  Feststellung  der  Einschätzungen. 

§  53. 
Alsbald    nach   Beendigung    der  Schätzungsarbeiten    hat    der    Gemeinde- 
vorstand die  Schätzungslisten  an  zwei  Tagen  und  zwar  mindestens  fünf  Stunden 
täglich,  an  einem  in  ortsüblicher  Weise   bekannt  zu  machenden  Orte   zur  Ein- 

:  §   53.    Die  Beschwerdefahrung  über   zu   niedrige   Einschätzung    dritter, 

wie  sie  seit  1852  auf  Antrag  des  Landtags  in  das  Gesetz  kam,  und  wie  sie  auch 
im  Herzogtum  Altenburg  besteht,  wurde  bemängelt,  teils  weil  sie  der  Spionage 
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zur  Einsichtnahme  aller  Steuerpflichtigen  des  Orts  zu  dem  Behufe  auszulegen, 
um  zur  Beschwerdeführung  über  etwaige  unrichtige  Einschätzung  anderer  bei 
dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission)  Gelegenheit  zu  geben.  Be- 
schwerden über  etwaige  unrichtige  oder  gänzlich  unterbliebene  Einschätzung 
anderer  sind  innerhalb  fünftägiger  -vom  Tage  nach  dem  Schlüsse  der  Aus- 
legung ab  laufenden  Frist  beim  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission)  ein- 
zureichen. 

Nach  erfolgter  Auslegung  sind  die  Schätzungslisten  an  das  Rechnungsamt 
(die  Steuerlokalkommission)  abzugeben  und  von  diesem  (dieser)  in  Gemässheit 
des  §  72  zu  prüfen  und  eintretenden  Falles  zu  berichtigen. 

Sind  Beschwerden  der  vorgedachten  Art  eingegangen,  so  hat  das  Rech- 
nungsamt (die  Steuerlokalkommission)  solche  nebst  den  Schätzungslisten  der  von 
ihm  zu  berufenden  Reklamationskommission  vorzulegen. 

Die  Reklamationskommission  besteht  für  jeden  Rechnungsamts-  (Steuer- 
lokalkommissions-)  Bezirk  aus  dem  Vorstande  des  Rechnungsamtes  (der  Steuer- 
lokalkommission), oder  im  Falle  der  Behinderung  desselben  aus  dessen  Vertreter 
und  aus  vier  vom  Bezirksausschusse  für  die  Dauer  einer  Finanzperiode  ge- 
wählten Mitgliedern,  bezüglich  deren  Stellvertretern,  unter  welchen  sich  je  ein 
ausschliesslich  oder  vorwiegend  zum  ersten  Teil  der  Ortsquote  Steuerpflichtiger 
zu  befinden  hat. 

Befähigt  zu  dem  Ehrenamte  eines  Mitgliedes  oder  Stellvertreters  gewählt 
zu  werden,  ist  jeder  Ortsbürger  im  Bezirke  des  Rechnungsamtes  (der  Steuer- 
lokalkommission), welcher  die  allgemeinen  Erfordernisse  der  Wählbarkeit  in  eine 
Gemeindebehörde  (Art.  70  der  revidierten  Gemeindeordnung)  besitzt,  oder  in 
einem  gemeindebehördlichen  Amte  (Art.  65  der  revidierten  Gemeindeordnung) 
fungiert.  Abgelehnt  kann  die  Wahl  nur  von  demjenigen  werden,  welcher  das 
60.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  oder  die  unmittelbar  vorhergegangenen  drei 
Jahre  Mitglied  der  Reklamationskommission  gewesen  ist,  ingleichen  von  dem- 
jenigen, welcher  nachweist,  dass  ihm  aus  der  Führung  dieses  Amtes  für  die  Ge- 
sundheit besondere  Gefahr  oder  für  die  häuslichen  Verhältnisse  ein  bedeutender 
Nachteil  entstehen  werde.  Ueber  die  Gründe  der  Ablehnung  entscheidet  end- 
gültig der  Bezirksausschuss  selbst. 

Diejenigen  Mitglieder  oder  Stellvertreter,  welche  nicht  am  Sitze  des  Rech- 
nungsamtes (der  Steuerlokalkommission)  wohnen,  erhalten  bei  jedem  Zusammen- 
tritt einen  Thaler  Reiseentschädigung  für  jede  Meile  oder  geringere  Entfernung 

und  dem  Denunziantentum  Thür  und  Thor  öffne,  Zwist  und  Hader  in  die  Ge- 
meinden trage,  teils  weil  sie  keinen  erheblichen  Wert  habe,  insofern  der  Vor- 
sitzende des  Rechnungsamtes  im  Einvernehmen  mit  der  Prüfungskommission 
befugt  ist,  selbständig  zu  hoch  oder  zu  niedrig  erscheinende  Abschätzungen  ab- 
ändern zu  können.  Dem  wurde  entgegengehalten,  dass  die  Bestimmung  in 
vielen  Fällen  doch  zu  der  richtigen  Einschätzung  geführt  habe,  man  dürfe  diese 
Erkenntnisquelle  nicht  verschliessen.  Die  Bestimmung  Verstösse  nicht  gegen 
die  öffentliche  Moral.  In  einem  Staate,  in  welchem  die  Staatsbürger  ihre 
Pflichten  richtig  auffassten,  sei  das  keine  Handlung,  die  unmoralisch  er- 
scheinen dürfe,  sondern  es  sei  die  Handlung  einer  vollständig  richtig  erkannten 
Bürgerpflicht.  Die  Denunzianten  grüben  sich  selbst  ihr  Grab  und  durch  die 
erfahrene  Abweisung  machten  sie  sich  selbst  den  Ruf  zurecht.  Wenn  neuer- 
dings kein  grosser  Gebrauch   vom  Beschwerderecht  mehr  gemacht  worden  sei, 

984 


S.-Weimar.  Gesetz  über  die  allg.  Einkommensteuer  vom  10.  Sept.  1883.  397 

sichtnahme  der  sämtlichen  Steuerpflichtigen  des  Ortes  zu  dem  Behufe  öffentlich 
auszulegen,  um  zur  Beschwerdeführung  über  etwaige  unrichtige  oder  gänzlich 
unterbliebene  Einschätzung  anderer  Gelegenheit  zu  geben 

Dergleichen  Beschwerden  sind  innerhalb  fünftägiger,  von  dem  Tage  nach 
dem  Schlüsse  der  Auslegung  an  laufenden  Frist  beim  Rechnungsamte  schriftlich 
und  mit  Namensunterschrift  versehen,  einzureichen. 

§  54. 

Nach  erfolgter  Auslegung  hat  der  Gemeindevorstand  die  Schätzungslisten 
nebst  sämtlichen  Erklärungen  und  schriftlichen  Auskunftserteilungen  (§§  39 
und  40)  ohne  Verzug  an  das  Rechnungsamt  abzugeben. 

Das  Rechnungsamt  hat  nunmehr  jede  einzelne  zur  zweiten  und  dritten 
Abteilung  erfolgte  Einschätzung  genau  und  sorgfältig  zu  prüfen,  ungesetzliche 
Einschätzungen  alsbald  selbstthätig  zu  berichtigen,  demnächst  aber  das  ganze 
Einschätzungsmaterial  unter  Hervorhebung  derjenigen  Einschätzungen,  die  ihm 
den  thatsächlichen  Verhältnissen  gegenüber  zu  hoch  oder  zu  niedrig  bemessen 
erschienen  sind,  der  Prüfungskommission  (§  55)  vorzulegen. 

Das  Staatsministerium  ist  befugt,  diese  Prüfung  für  einzelne  Orte  oder 
Bezirke  durch  einen  besondem  Prüfungskommissar  vornehmen  und  etwaige  Aus- 
stellimgen  gegen  die  Einschätzungen  vor  der  Prüfungskommission  begründen 
zu  lassen,  auch  sonst  im  Laufe  des  Jahres  dergleichen  kommissarische  Prüfungen 
zur  Gewinnung  der  erforderlichen  Unterlagen  für  künftige  Einschätzungen  an- 
zuordnen. 


so  möge  das  darin  beruhen,  dass  man  dem  Ortsquotensystem  gegenüber  bis  zu 
einem  gewissen  Haltepunkt  in  den  Schätzungen  gekommen  sei;  es  seien  die  Ein- 
schätzungen dem  System  der  Ortsquoten  gegenüber  so  ziemlich  entsprechend. 
Je  weniger  die  Bestimmung  angewendet  werde,  ein  desto  besseres  Zeugnis  sei 
dies  für  die  Einschätzungen.  Ein  Antrag,  die  Worte:  , unrichtige  oder'  zu 
streichen,  wurde  abgelehnt. 

§  54.  Im  Entwurf  lautete  Alinea  2:  „Das  Rechnungsamt  hat  nunmehr 
jede  einzelne  zur  zweiten  und  dritten  Abteilung  erfolgte  Einschätzung  genau 
und  sorgfältig  zu  prüfen,  ungesetzliche  Einschätzungen  alsbald  selbstthätig  zu 
berichtigen,  hinsichtlich  derjenigen  Einschätzungen  aber,  welche  ihm  den  that- 
sächlichen Verhältnissen  gegenüber  unrichtig  zu  hoch  oder  zu  niedrig  — 
bemessen  erscheinen,  die  Entscheidung  der  Prüfungskommission  (§  55)  zu  ver- 
anlassen."    Siehe  oben  S.  317. 

985 


gCjg      S.-Weimar.  Gesetz  über  die  allg.  Einkommensteuer  v.  19.  März  18G9  mit  Nachträgen. 

der  Hin-  und  Rückreise  zusammengenommen  und,  wenn  sie  übernachten  müssen, 
zwei  Thaler  Diäten  für  jede  Uebemachtung. 

Die  Reklamationskommission  hat  die  Beschwerden  über  unrichtige  Ab- 
schätzung anderer  sorgfältig  zu  prüfen,  und  ist  ebenso  berechtigt  als  verpflichtet, 
die  angefochtenen  Einschätzungen,  wenn  sie  gegen  gesetzliche  Bestimmungen 
Verstössen,  oder  aber  nach  der  ihr  beiwohnenden  Kenntnis  und  nach  der  von 
ihr  gewonnenen  Ueberzeugung  zu  niedrig  gegriffen  sind,  selbstthätig  abzuändern 
und  zu  berichtigen.     Dieselbe  beschliesst  durch  Stimmenmehrheit. 

§  74. 

Nach  Erledigung  des  in  den  §§  72  und  73  vorgeschriebenen  Verfahrens 
hat  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokalkommission)  die  Schätzungslisten  den 
Gemeindevorständen  wieder  zuzustellen.  Den  Gemeindevorständen  liegt  nunmehr 
ob,  die  Schätzungslisten  anderweit  zur  Einsichtnahme  aller  Steuerpflichtigen  an 
fünf  Tagen  und  zwar  mindestens  fünf  Stunden  täglich  öffentlich  auszulegen  und 
dies  in  ortsüblicher  Weise  bekannt  zu  machen. 

Jedem  Steuerpflichtigen  steht  das  Recht  zu,  gegen  seine  Einschätzung, 
falls  er  sie  zu  hoch  oder  sonst  dem  Gesetze  nicht  entsprechend  finden  sollte,  zu 
reklamieren.  Eine  solche  Reklamation  muss  hinlänglich  begründet,  binnen  einer 
ausschliesslichen  Frist  von  fünf  Tagen,  vom  Ablauf  des  obigen  fünftägigen  Zeit- 
raums der  Offenlegung  an  gerechnet,  bei  dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokal- 
kommission) eingereicht  werden. 

Die  publizierten  Schätzungslisten  haben  die  Gemeindevorstände  alsbald 
mit  einem  darauf  zu  bringenden  Zeugnisse  über  die  ordnungsmässig  erfolgte 
Publikation  an  das  Rechnungsamt  (die  Steuerlokalkommission)  zurückzusenden. 

§  75. 
Ueber  zeitig  (§  74)   bei   den  Rechnungsämtern  (Steuerlokalkommissionen) 
eingereichte   Reklamationen     entscheidet     nach   gewissenhafter   Erörterung   und 
billiger  Erwägung  aller  dabei  in  Betracht  zu  ziehenden  Verhältnisse  die  Rekla- 
mation skommission  (§  73)  durch  Stimmenmehrheit. 

§  76. 

Glaubt  der  Reklamant  bei  dieser  Entscheidung  sich  nicht  beruhigen,  viel- 
mehr die  von  ihm  behauptete  Ueberschätzung  vollständig  nachweisen  zu  können, 
so  ist  er  befugt,  seine  Reklamation  innerhalb  einer  weiteren  Notfrist  von  zehn 
Tagen  nach  Eröffnung  der  erstinstanzlichen  Entscheidung  an  das  Staatsmini- 
sterium fortzustellen. 

Ein  solcher  Nachweis  kann  aber  nur  geführt  werden  auf  dem  Grunde 
glaubwürdiger  Urkunden,  namentlich  einer  genauen,  über  die  in  Frage  stehen- 
den Geschäfts-  und  Gewerbszweige  vollständig  sich  verbreitenden  Buchführung, 
welche  wenigstens  das  der  Einschätzung  unmittelbar  vorhergegangene  Kalender- 
jahr oder,  wenn  Kalender-  und  Geschäftsjahr  nicht  zusammenfallen,  das  der  Ein- 


§  74  des  alten  Gesetzes.  Durch  Gesetz  vom  18.  April  1877  wurde  im 
Abs.  1  „an  fünf  Tagen  und  zwar  mindestens  fünf  Stunden  täglich"  statt  „fünf 
Tage  lang"  und  im  Abs.  2  „fünf  statt  „acht"  gesetzt. 
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§  76  des  alten  Gesetzes.  Die  Einschaltung  ,oder  wenn  Kalender-  und 
reschäftsjahr  nicht  zusammenfallen,  das  der  Einschätzung  unmittelbar  vorher- 
jegangene  ganze  Geschäftsjahr"  inAbsatz  2  erfolgte  durch  Gesetz  vom  18.  April  1877. 
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Schätzung  unmittelbar  vorhergegangene  ganze  Geschäftsjahr  umfasst  und  sämt- 
liche einzelne  Einnahme-  und  Ausgabeposten  mit  hinlänglicher  Bestimmtheit 
entnehmen  lässt. 

Diese  Urkunden  und  Bücher  müssen  innerhalb  der  zehntägigen  Notfrist 
gleichzeitig  mit  der  Erklärung,  dass  die  Reklamation  an  das  Staatsministerium 
fortgestellt  werde,  bei  dem  Rechnungsamte  (der  Steuerlokalkommission)  versiegelt 
überreicht  v?erden  und  es  muss  der  Reklamant  sich  zugleich  erbieten,  ihren  In- 
halt eidlich  zu  bestärken. 

Von  dem  pflichtmässigen  Ermessen  des  Staatsministeriums  hängt  es  ab, 
die  eidliche  Bestärkung  zu  verlangen  oder  sie  zu  erlassen.  Nicht  minder  ist  das 
Staatsministerium  ermächtigt,  noch  andere  erfüllende  Beweismittel  zu  fordern, 
oder  die  Reklamation  unter  Verurteilung  des  Reklamanten  in  die  Kosten  alsbald 
zu  verwerfen. 

§  77. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Staatsministeriums  findet  keinerlei  weiterer 
Rekurs,  weder  im  Rechts-  noch  im  Verwaltungswege,  statt. 

Verspätete  Reklamationen  sind  gänzlich  unbeachtet  zu  lassen.  Auch  schützt 
keine  Reklamation  gegen  die  einstweilige  Zahlung  der  Steuer. 
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§  55. 
Die  Prüfungskommission  besteht  für  jeden  R^chnungsamtsbezirk  aus  dem 
Vorstande  des  Rechnungsamtes  oder  dessen  Stellvertreter,  im  Falle  des  §  54 
Absatz  3  aber  aus  dem  besonders  ernannten  Prüfungskommissar  als  Vorsitzenden 
(§  58)  und  aus  vier  für  die  Dauer  einer  Finanzperiode  gewählten  MitgUedem 
bezüglich  deren  SteUvertretem,  unter  welchen  sich  je  ein  ausschliesslich  oder 
vorwiegend  der  ersten  Abteilung  der  SteuerroUe  angehöriger  Steuerpflichtiger 
zu  befinden  hat.  Der  Bezirksausschuss  hat  dem  Rechuungsamte  die  doppelte 
Zahl  wahlfähiger  Personen  (§  56)  zur  Auswahl  vorzuschlagen,  und  das  Rech- 
nungsamt hat  daraus  die  Mitglieder  und  deren  Stellvertreter  auszuwählen. 

§  50. 

Das  Amt  der  Prüfungskommissionsmitgüeder  ist  ein  staatsbürgerliches 
Ehrenamt. 

Befähigt,  zu  diesem  Ehrenamte  vorgeschlagen  und  erwählt  zu  werden,  ist 
jeder  Ortsbürger  im  Bezirke  des  Rechnungsamtes,  welcher  die  allgemeinen  Er- 
fordernisse der  Wählbarkeit  in  eine  Gemeindebehörde  (Art.  51  der  neuen  Ge- 
meindeordnung) besitzt. 

Abgelehnt  kann  die  Wahl  nur  von  demjenigen  werden,  welcher  das 
60.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  oder  die  unmittelbar  vorhergegangenen  drei 
Jahre  Mitglied  der  Prüfungskommission  gewesen  ist,  ingleichen  von  demjenigen, 
welcher  nachweist,  dass  ihm  aus  der  Führung  dieses  Amtes  für  die  Gesundheit 
besondere  Gefahr,  oder  für  die  häuslichen  Verhältnisse  ein  bedeutender  Nachteil 
entstehen  werde.  Ueber  die  Gründe  der  Ablehnung  entscheidet  endgültig  der 
Bezirksausschuss. 

I.    .         .      .^^'' 
Die  Prüfungskommissionsmitglieder,  welche  nicht  am  Sitze  des  Rechnuungs- 
amtes  wohnen,   erhalten  bei  jedem  Zusammentritte  für  jedes  angefangene  Kilo- 
Finanzarchiv,  n.  Jahrg.  989  26 
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V.  Von  den  StenerroUen  für  den  zweiten  Teil  der  Ortsquote. 

§  78. 
Mit  Zugi-undelegung  der,  zunächst  nach  Massgabe  der  Entscheidungen, 
welche  über  die  etwa  vorgekommenen  Reklamationen  bis  zum  15.  März  jeden 
Jahres  erteilt  worden  sind,  definitiv  zu  berichtigenden  Abschätzungslisten  haben 
die  Rechnungsämter  (Steuerlokalkommissionen)  die  Beträge  des  zweiten  Teils 
der  Ortsquote  erster  und  zweiter  Abteilung  nun  ungesäumt  auf  die  in  den 
Schätzungslisten  aufgeführten  Individualsteuerkapitale  nach  richtigem  Verhält- 
nisse —  wobei  jedoch  Pfennigbrüche  nur  in  Zehnteilen  auszuwerfen  sind  und 
nicht  unter  einen  Zehntelpfennig  herabzugehen  ist  —  zu  verteilen,   überhaupt 


§  58.  Die  hinter  „befundenen"  eingeschaltenen  Worte:  „und  ihr  selbst 
Bedenken  erregenden"  und  die  hinter  „angerufen  worden"  stehenden  Worte: 
„oder  bezüglich  deren  ihr  selbst  eine  Berichtigung  notwendig  erschienen  ist" 
wurden  beigefügt  in  Konsequenz  der  bei  §  54  beschlossenen  Erweiterung  der 
Recht«  der  Berufungskommission. 
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meter  des  Hinwegs  und  des  Rückwegs  eine  Reiseentschädigung  von  zwanzig 
Pfennigen,  im  Ganzen  jedoch  mindestens  drei  Mark,  und  ausserdem  för  jeden 
Tag  ohne  Uebemachtung  drei  Mark,  für  jeden  Tag  mit  Uebemachtiing  sechs  Mark. 

§  58. 
Die  Prüfungskommission  hat  sowohl  die  Beschwerden  über  unrichtige, 
oder  gänzlich  unterbliebene  Einschätzung  anderer  (§  53),  als  auch  die  von  dem 
Vorstande  des  R«chnungsamtes,  oder  von  dessen  Stellvertreter,  oder  von  dem 
besonders  ernannten  Prüfungskommissar  (§  54  Abs.  3)  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen gegenüber  unrichtig  befundenen  (§  54  Abs.  2)  und  ihr  selbst  Bedenken 
erregenden  Einschätzungen  sorgfältig  zu  prüfen,  und  ist  ebenso  berechtigt,  als 
verpflichtet,  die  Schätzungssumme,  im  Betreff  welcher  ihre  Entscheidung  an- 
gerufen worden,  oder  bezüglich  deren  ihr  selbst  eine  Berichtigung  notwendig 
erschienen  ist,  nach  den  ihr  beiwohnenden  Kenntnissen  und  nach  der  von  ihr 
gewonnenen  Ueberzeugung  selbstthätig  zu  ergänzen  und  zu  berichtigen.  Der 
Vorsitzende  (§  55)  beruft  die  Prüfungskommission.  Zur  Beschlussfähigkeit  ist 
erforderlich,  dass  sämtliche  Mitglieder  ordnnngsmässig  geladen  und  dass  mindestens 
drei  Mitglieder  ausser  dem  Vorsitzenden  erschienen  sind. 

§  59. 
Zu  den  Verhandlungen  über  beantragte  Aenderungen  von  Einschätzimgen 
hat  die  Prüfungskommission  den  Vorsitzenden  und  im  Falle  der  Behinderung 
desselben  ein  anderes  Mitglied  der  Schätzungskommission  des  betreffenden  Ortes 
vorzuladen;  auch  ist  die  Prüfungskommission  befugt,  zu  etwa  ihr  nötig  er- 
scheinenden Auskunftserteilungen  Sachverständige  und  Auskunftspersonen  zu 
vernehmen.  Die  Entscheidung  erfolgt  nach  Rücktritt  der  zur  Verhandlung  zu- 
gezogenen Personen  durch  die  Prüfungskommission  nach  Stimmenmehrheit.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

C.  Aufstellung  der  Steuerrollen. 

I.  Feststellung  der  Einzelstenerkapitale ;  Eröffiiung  derselben. 

§  60. 
Nach  Beendigung  der  Prüfungsarbeiten  hat  das  Rechnungsamt  "die  Steuer- 
rolle aufzustellen ,  das  angemeldete  Einkommen  aus  dem  hierüber  besonders 
aufgestellten  Verzeichnisse  (§  28)  zur  ersten  Abteilung  zu  übertragen  xmd  das 
gesamte  Einkommen  eines  jeden  Steuerpflichtigen ,  soweit  es  in  verschiedenen 
Abteilungen  verzeichnet  ist,  unter  Hinzurechnung  des  etwa  an  anderen  Orten 
ermittelten  Einkommens  (§  7  am  Schlüsse)  zusanmienzustellen ,  von  der  sich 
ergebenden  Gesamtsumme  den  Betrag  der  zur  SteuerroUe  zu  vermerkenden 
Schuldzinsen  eines  jeden   Steuerpflichtigen  (§§    12—14)   in  Abzug   zu   bringen 


§  78  des  alten  Gesetzes.  Vor  dem  Gesetz  vom  7.  Mai  1874  lautete 
der  Satz  in  Parenthese:  „ohne  jedoch  dabei  unter  einen  Viertelpfennig  herab- 
zugehen." 
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dafür  zu  sorgen,  dass  die  Steuerrollen  für  den  zweiten  Teil   der  Ortsquote  vor- 
schriftsmässig  zu  stände  gebracht  werden. 


§  61.  Im  Entwurf  lautete  der  4.  Absatz:  „Jedem  Erschienenen  ist  da« 
bei  seinem  Namen  verzeichnete  steuerpflichtige  Gesamteinkommen  und  auf  dessen 
Verlangen  auch  die  in  jeder  einzelnen  Abteilung  erfolgte  Einstellung  und  der 
Betrag  der  in  Abzug  gebrachten  Schuldzinsen  durch  Vorlesen  bekannt  zu  machen. 
Dem  Staatsministerium  bleibt  vorbehalten,  für  einzelne  Orte  anzuordnen,  dass 
die  Eröffnung  an  jeden  einzelnen  Steuerpflichtigen  mittelst  verschlossener  Zu- 
schrift erfolge.  In  diesem  Falle  läuft  die  ausschliessende  Frist  von  vier  Wochen 
zur  Berufungseinreichung  vom  Tage  der  Behändigung  dieser  Zuschrift  an."  Die 
Fassung  des  Gesetzes  wurde  gewählt,  um  das  EröfFnungsverfahren  zu  erleichtem 
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und  das  hiemach  verbleibende  steuerpflichtige  Gesamteinkommen 
jedes  Einzelnen  (das  Einzelsteuerkapital)  vorschriftsmässig  abgerundet 
(§  9)  einzuzeichnen. 

§  61. 

Nach  Feststellung  der  Einzelsteaerkapitale  hat  das  Rechnungsamt 
die  St«uerrollen  den  Gemeindevorständen  zur  Eröffiiung  zuzustellen. 

Den  Gemeindevorständen  liegt  nunmehr  ob ,  die  sämtlichen  Steuerpflich- 
tigen ungesäumt  in  ortsüblicher  Weise  zur  Eröffiiung  mit  dem  Bedeuten  vorzu- 
laden, dass  für  die  Nichterscheinenden  die  Eröffiiung  als  erfolgt  anzusehen  ist, 
und  dass  jedem  Steuerpflichtigen  das  Recht  zusteht,  innerhalb  einer  ausschliessen- 
den  Frist  von  vier  Wochen,  vom  Ablaufe  des  letzten  Eröffiiungstages  an  gerechnet, 
eine  hinlänglich  begründete  Berufung  gegen  die  Feststellung  seines  Steuerkapitals, 
falls  er  solches  zu  hoch  oder  sonst  dem  Gesetze  nicht  entsprechend  eingestellt 
finden  sollte,  beim  Rechnungsamte  schriftlich  einzureichen. 

Der  Eröfinungstermin  ist  auf  zwei  nacheinander  folgende  Tage  —  in  den 
Landgemeinden  mit  mindestens  dreistündiger,  in  den  Stadtgemeinden  mit  min- 
destens fünfstündiger  Dauer  täglich  —  anzuberaumen. 

Jedem  Erschienenen  ist  das  bei  seinem  Namen  verzeichnete  steuerpflich- 
tige Gesamteinkommen,  und  auf  dessen  Verlangen  auch  die  in  jeder 
einzelnen  Abteilung  erfolgte  Einstellung  imd  der  Betrag  der  in  Abzug  gebrachten 
Schuldzinsen  durch  Vorlesen  bekannt  zumachen.  Den  Gemeindevorständen 
bleibt  jedoch  überlassen,  die  Eröfihimg  an  jeden  Steuerpflichtigen,  anstatt  durch 
Vorlesen  in  einem  Eröffiiungstermine,  mittelst  verschlossener  Zuschriften  zu  be- 
wirken; nicht  minder  ist  das  Staatsministerium  berechtigt,  eine  solche  schrift- 
liche Eröffiiung  in  einzelnen  Orten  anzuordnen.  In  diesen  Fällen  läuft  die 
ausschliessende  Frist  von  vier  Wochen  zur  Berufungseinreichung  vom  Tage  der 
Behändigung  dieser  Zuschrift  an. 

Die  eröffiieten  SteuerroUen  sind  von  den  Gemeindevorständen  alsbald  mit 
darauf  zu  vermerkendem  Zeugnisse  über  die  ordnungsmässig  erfolgte  Eröffiiung 
an  das  Rechnungsamt  zurückzusenden. 

n.  Bernfungen. 

§  62. 
Gegen  die  Einstellung  des  steuerpflichtigen  Gesamteinkommens  steht 
sowohl  dem  Steuerpflichtigen,  als  auch  dem  Vorstande  des  Rechnungsamtes  des 
Bezirks  oder  dessen  Stellvertreter,  und  im  Falle  des  §  54  Abs.  3  dem  vom 
Staatsministerium  ernannten  Prüfungskommissare  das  Rechtsmittel  der  Be- 
rufung zu. 

und  den  jeweiligen  Verhältnissen  anzupassen.  Einige  verlangten  Strich  von 
Alinea  3.  Drei  Stunden  für  Landgemeinden  sei  zu  viel,  5  für  Städte  zu  wenig; 
man  könne  sich  mit  der  „ortsüblichen  Weise'  in  Abs.  2  begnügen.  Einige 
hielten  den  zweitägigen  Termin  für  notwendig  wegen  der  Forensen,  was  aber 
nicht  zugegeben  wurde,  weil  jeder  Forense  nach  der  Gemeindeordnimg  ver- 
bunden ist,  an  Ort  imd  Stelle  einen  Beauftragten  zu  bestellen.  Die  Antrag- 
steller drangen  nicht  durch,  da  es  den  Bürgermeistern,  wenn  ihnen  Alinea  3 
imbequem  oder  unzweckmässig  erscheint,  unbenommen  ist,  von  der  Ermächti- 
gung in  Alinea  4  Gebrauch  zu  machen. 
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Berufungen  der  Steuerpflichtigen  sind  innerhalb  der  im  §  61  Bestimmten 
ausschliessenden  Frist  von  vier  Wochen  bei  dem  Rechnungsamte,  dagegen  Be- 
rufungen des  Vorstandes  des  Rechnungsamtes,  oder  dessen  Stellvertreters,  oder 
des  Prüfungskommissars  binnen  gleicher,  vom  Eingange  der  eröfl&ielen  Steuerrolle 
beim  Rechnungsamte  an  zu  rechnenden  Frist  beim  Vorsitzenden  der  Berufdngs- 
kommission  (§  64)  schriftlich  einzureichen. 

Die  Einwendung  einer  Berufung  hat  in  Bezug  auf  die  Zahlung  der  ver- 
anlagten Steuer  keine  aufschiebende  Wirkung.  Etwa  zu  viel  gezahlte  Steuer- 
beträge werden  nach  Beendigung  des  Berufungsverfahrens  zurückerstattet,  zu 
wenig  gezahlte  nacherhoben. 

§  63. 

Steuerpflichtige  haben  ihre  Berufungen  unter  Bezeichnung  der  Ansätze, 
durch  welche  sie  sich  beschwert  erachten,  und  unter  genauer  Angabe  der  Höhe 
aller  ihrer  Einkünfte  und  der  gesetzlich  zulässigen  Abzüge  zu  begründen.  Zur 
Erbringung  des  Nachweises  der  behaupteten  Ueberschätzung  bleibt  ihnen  über- 
lassen, bei  Einwendung  der  Berufung  zugleich  die  erforderlichen  urkundlichen 
Bescheinigungen,  insbesondere  ihre  während  der  letztverflossenen  Geschäftsjahre 
geführten  Geschäftsbücher  oder  voDständige  Auszüge  aus  denselben  einzureichen. 

Die  Begründung  der  Berufungen  von  seiten  des  Rechnungsamtsvorstandes 
oder  dessen  Stellvertreters,  oder  des  Prüfungskommissars  kann  mündlich  vor 
der  Berufungskommission  (§  64)  erfolgen. 

§  64. 

Die  Berufungskommission  besteht  für  jeden  der  fünf  Verwaltungsbezirke 
aus  einem  vom  Staatsministerium  zu  ernennenden  Beamten  als  Voi"sitzenden 
und  aus  vier  vom  Bezirksausschuss  auf  die  Dauer  einer  Finanzperiode  gewählten 
Mitgliedern  bezüglich  Stellvertretern,  unter  welchen  sich  je  ein  ausschliesslich 
oder  vorwiegend  zur  ersten  Abteilung  gehöriger  Steuerpflichtiger  zu  befinden  hat. 

Das  Amt  der  vom  Bezirksausschusse  gewählten  Berufungskommissions- 
mitgüeder  und  deren  Stellvertreter  ist  ein  staatsbürgerliches  Ehren- 
amt. Mitglieder  der  Prüfungskommission  sind  zu  diesem  Amte  nicht  wählbar. 
Im  übrigen  finden  rücksichtlich  der  Befähigung,  zu  diesem  Ehrenamte  gewählt 
zu  werden,  rücksichtüch  der  Befugnis  zur  Ablehnung  der  Wahl,  rüeksichtUch 
der  Entscheidung  über  Ablehnungserklärungen,  rücksichtlich  der  Reiseentschädi- 
gung für  die  nicht  am  Orte  des  Zusammentritts  der  Berufungskommission 
wohnenden  Kommissionsmitglieder  und  deren  Stellvertreter,  und  rücksichtlich  der 
Beschlussfähigkeit  der  Berufungskommission  die  Bestimmungen  in  §§  56,  57,  58 
und  59  am  Schlüsse  sinngemässe  Anwendung. 

§  65. 

Ueber  eingewendete  Berufungen  entscheidet  die  Berufungskommission  nach 
gewissenhafter  Erörterung  und  büliger  Erwägung  aller  dabei  in  Betracht  zu 
ziehenden  Verhältnisse  nach  Stimmenmehrheit. 

Versäumte  Berufungen  sind  zurückzuweisen. 

§  66. 
Behufs  Prüfung  der  von  Steuerpflichtigen  eingewendeten  Berufungen 
kann  die  Berufungskommission  eine  genaue  Feststellung  der  Erwerbs-  und  Ver- 
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§  66,  Absatz  3  wurde  von  Ausschuss  und  Kammer  beigefügt.  Er  bildet 
ein  Analogen  zu  §  68,  Absatz  2. 

Der  Entwurf  enthielt  als  4.  Absatz: 

„In  Ermangelung  anderer  Mittel  zur  Erforschung  der  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse ist  die  Berufungskommission  auch  berechtigt,  den  Steuei-pflichtigen 
zur  Bekräftigung  der  im  Betreff  seines  Einkommens  von  ihm  selbst  gemachten 
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mögensverhältnisse  des  betreffenden  Steuerpflichtigen  veranlassen.  Zu  diesenti 
Behufe  ist  die  Berufungskommission  befugt,  nicht  nur  den  Vorsitzenden  der 
Prüfungskommission  (§  55)  zur  Teihiahme  an  der  Verhandlung  als  Auskunfls- 
person  zuzuziehen,  sondern  auch  Zeugen  und  Sachverständige,  nötigenfalls  eidlich 
oder  mittelst  Versicherung  an  Eides  Statt,  durch  das  Gericht  oder  das  Rechnungs- 
amt vernehmen  zu  lassen,  auch  von  dem  Steuerpflichtigen  selbst  schriftliche 
oder  mündliche  Auskunft  auf  bestimmte  Fragen  über  seine  Erwerbs-  und  Ver- 
mögensverhältnisse zu  verlangen  und  ihn  zur  Vorlegung  der  darauf  bezüglichen 
Urkunden  und  Geschäftsbücher  aufzufordern. 

Die  Aufforderung  an  den  Steuerpflichtigen  geschieht  unter  der  Verwarnung, 
dass  die  Berufung  als  unbegründet  werde  zurückgewiesen  werden,  wenn  er 
innerhalb  der  ihm  zu  bestimmenden  Frist  die  verlangte  Auskunft  nicht  erteilen 
oder  die  erforderten  Urkunden  nicht  vorlegen  würde. 

Wird  die  Berufung  des  Steuerpflichtigen  für  unbegründet  erachtet,  so 
kann  derselbe  zur  Erstattung  der  durch  solche  herbeigeführten  Auslagen  ver- 
urteilt werden. 

§  67. 
Zur  Verhandlung  über  die  von  dem  Vorstande  des  Recbnungsamtes  oder 
dessen  Stellvertreter,  oder  von  dem  Prüfungskommissar  (§  62  Abs.  1)  eingewen- 
deten Berufungen  sind  die  Steuerpflichtigen,  gegen  deren  Einschätzung  die 
Berufung  gerichtet  ist,  zur  Teilnahme  an  der  Verhandlung,  zur  Anhörung  der 
Begründung  der  Berufung  und  zur  Vorbringung  und  Begründung  etwaiger 
Gegenäusserungen  mindestens  drei  Tage  vor  dem  Verhandlungstermine  zum 
Erscheinen  vor  der  Berufungskommission  mit  dem  Bedeuten  einzuladen,  dass 
auch  im  Falle  des  Ausbleibens  Verhandlung  und  Entscheidung  erfolgen  werde. 
Auch  in  diesem  Falle  ist  die  Berufungskommission  befugt,  die  in  den  zwei  ersten 
Sätzen  des  §  66  verzeichneten  Massregeln  eintreten  zu  lassen. 

§  68. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Berufungskommission  steht  dem  Steuer- 
pflichtigen und  dem  Voi-sitzenden  der  Beruf ungskommission  nur  eine  Beschwerde 
an  das  Staatsministerium  wegen  unrichtiger  Anwendung  gesetzlicher  oder  Voll- 
zugsvorschrifteu  zu. 

Wird  die  Beschwerde  des  Steuerpflichtigen  für  unbegründet  erachtet,  so 
kann  der  Beschwerdeführer  in  die  durch  dieselbe  erwachsenen  Kosten  verurteilt 
werden. 

Ein  weiteres  Rechtsmittel  findet  weder  im  Rechts-  noch  im  Verwaltungs- 
wege statt. 

Die  Berichtigung  von  Rechnungsfehlem  kann  bis  zum  Schlüsse  des 
Steuerjahres,  für  welches  die  SteuerroUe  aufgestellt  ist,  jederzeit  gefordert  werden. 


Angaben  durch  Versicherung  an  Eides  Statt  aufzufordern.  Solchenfalls  hat  die 
Kommission  die  abzugebende  Versicherung  wörtlich  vorzuschreiben  und  zugleich 
für  den  Fall,  dass  solche  nicht  abgegeben  würde,  die  Zurückweisung  der  Be- 
rufung, soweit  dieselbe  davon  berührt  wird,  auszusprechen.  Die  Abnahme  der 
Versicherung  hat  durch  das  zuständige  Rechnungsamt  zu  erfolgen."  Siehe  hier- 
über oben  S.  320. 
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VI.  Von  den  Ab-  und  Zugängen  bei  den  Stenerrollen  für  den  zweiten  Teil  der 
Ortsquote.  —  Stenerhaftpflicht  der  Brot-  und  Lohnherren  für  ihre  Diener 

und  Gehilfen. 

§  79. 
An  der  endlich  berichtigten  Umlegung  des  zweiten  Teils  der  Ortsquote 
(§  78)  darf  im  Laufe  des  Jahres  nichts  in  der  Art  geändert  werden,  dass  da- 
durch die  Steuerbeiträge  der  einzelnen  steigen  oder  fallen.  Dagegen  sind  die 
Rechnungsämter  (Steuerlokalkommissionen)  befugt  und  verpflichtet,  Einschät- 
zungen, welche  beim  Beginne  eines  Jahres  oder  des  zweiten  Halbjahres  gänzlich 
übersehen  worden  sind,  im  Laufe  dieses  Jahres,  bezüglich  Halbjahres  nachholen 
zu  lassen,  deren  specielle  Publikation  unter  Bestimmung  besonderer  Reklamations- 
fristen (§  74  und  76)  anzuordnen  und  vom  Beginne  des  Jahres,  bezüglich  zweiten 
Halbjahres  ab  Nachversteuerung  zu  verfügen. 

§  80. 
Personen,  welche  vor  der  Aufstellung  der  Ab-  und  Zugangsliste  zur  Steuer- 
rolle II.  teils  zweiter  Abteilung  für  das  zweite  Halbjahr  in  einen  inländischen 
Ort  einziehen,  ingleichen  Personen,  die  zur  Zeit  der  erfolgten  jährlichen  Ein- 
schätzung ein  Geschäft  oder  Gewerbe  noch  gar  nicht  betrieben,  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  aber  ein  Gewerbe  oder  eine  andere  bürgerliche  Nahrung  in 
einem  solchen  Orte  begründen,  sind  von  dem  Gemeindevorstande  den  Steuer- 
verteilem  anzuzeigen  und  von  diesen  nachträglich  einzuschätzen,  damit  sie  für 
die  zweite  Hälfte  des  Jahres  zur  Steuerentrichtung  beigezogen  werden. 

§  81. 

Verlassen  Personen,  welche  zur  zweiten  Abteilung  des  zweiten  Teils  der 
Ortsquote  beitragspflichtig  sind,  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres,  nach  bereits 
bewirkter  Umlegung  der  Steuer,  den  Ort,  so  haben  sie  vorher,  an  dem  Orte  ihres 
bisherigen  Aufenthalts  ihre  volle  Einkommensteuer  für  das  laufende  halbe  Jahr 
zu  entrichten  und  bei  dem  Steuereinnehmer  des  inländischen  Orts,  in  welchen 
sie  sich  etwa  wenden,  durch  Vorlegung  der  Steuerquittung  wegen  der  bewirkten 
Zahlung  sich  auszuweisen.  Eine  neue  Einschätzung  an  diesem  Orte  hat  alsdann 
nur  für  die  zweite  Hälfte  dieses  Jahres  hinsichtlich  ihrer  zu  erfolgen. 

Stirbt  ein  zu  dieser  Abteilung  der  Ortsquote  Beitragspflichtiger  im  ersten 
Halbjahre,  ohne  Erben  zu  hinterlassen,  welche  das  von  dem  Verstorbenen  be- 
triebene Geschäft  oder  Gewerbe  in  dem  Orte  fortsetzen,  so  kommt  die  be- 
treifende Schätzungssumme  im  zweiten  Halbjahre  in  Abfall. 

§•  82. 
Wechseln  Privatdiener,    Gewerbsgehilfen  und   andere  Arbeiter   nur   das 
Dienst-,  Arbeits-  oder  das  einkommensteuemiässige  Verhältnis  in  dem  Orte,    in 
welchem  sie  eingeschätzt  wurden,  so  wird  dadurch,  bezüglich  der  auf  das  laufende 
Jahr  von  ihnen  zu  entrichtenden  Steuern,  nichts  geändert. 


§  79  des  alten  Gesetzes.    Der  Zusatz  „dagegen  etc."  erfolgte  durch  Gesetz 
vom  18.  April  1877. 

§  80  des   alten   Gesetzes.     Vor   dem  Gesetz   vom   18.  April  1877   lautete 
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III.  Ab-  und  Zugänge. 

§  69. 

Die  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  festgestellten  Steuerrollen  bilden  die 
Grundlage  der  Steuererhebung  für  das  laufende  Rechnungsjahr. 

Für  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  sind  für  jeden  Ort  besondere  Listen 
für  die  im  ersten  Halbjahr  vorgekommenen  Abgänge  und  Zugänge  auf- 
zustellen. 

§  70. 

Zur  Abgangsliste  für  das  zweite  Halbjahr  sind  die  Einzelsteuerkapitale 
derjenigen  Personen  einzustellen,  deren  Steuerpflicht  im  ersten  Halbjahre  infolge 
Ablebens,  Wegzugs  oder  Aufhörens  des  steuerpflichtigen  Einkommens  erloschen 
oder  deren  anmeldungspflichtiges  Einkommen  abgemeldet  oder  verändert  ange- 
meldet worden  ist. 

§  71. 

Zur  Zugangsliste  für  das  zweite  Halbjahr  sind  diejenigen  Personen 
einzustellen,  welche  ein  anmeldungspflichtiges  Einkommen  neu  oder  verändert 
angemeldet  haben,  ingleichen  diejenigen,  welche  vor  Aufstellung  der  Zugan^- 
liste  für  das  zweite  Halbjahr  zugezogen  sind,  oder  welche  vor  diesem  Zeitpunkte 
ein  Geschäft  oder  Gewerbe  neu  begründet  haben. 

Personen,  welche  im  Laufe  des  ersten  Halbjahres  nur  das  Dienst-  oder 
Arbeitsverhältnis  im  Orte  wechseln,  sind  nicht  verändert  einzustellen. 

§  72. 

Steuerpflichtige,  deren  Einschätzung  beim  Beginne  eines  Jahres  oder 
des  zweiten  Halbjahres  gänzlich  übersehen  worden  ist,  sind  im  Laufe  dieses 
Jahres  oder  Halbjahres  nachträglich  einzuschätzen,  und  ist  rücksichtlich  derselben 
vom  Beginne  des  Jahres  oder  zweiten  Halbjahres  an  Nachversteuerung  zu 
verfugen. 

§  73. 

Eine  Auslegung  der  Zugangs-  (§  71)  imd  der  Nachtragslisten  (§  72)  zur 
Beschwerdefiihrung  über  unrichtige  Einschätzung  anderer  findet  nicht  statt. 

Rücksichtlich  der  Prüfung  derselben,  der  Feststellung  des  steuerpflichtigen 
Gesamteinkommens,  der  Eröfl6iimg  imd  der  Berufungsbefugnisse  finden  die  Vor- 
schriften in  §§  54,  58 — 63,  65 — 67  sinngemässe  Anwendung. 

Die  Eröffiiung  dieser  Listen  kann  auch  durch  besondere  Vorladung  der 
einzelnen  Beteiligten  oder  durch  schriftliche  Eröffnxmg  an  dieselben  erfolgen. 

Die  Entscheidung  der  Berufungskommission  über  Berufungen  gegen  Ein- 
schätzungen zu  den  Zugangslisten  für  das  zweite  Halbjahr  und  zu  den  Nachtrags- 
listen erfolgt  erst  beim  regelmässigen  Zusammentritte  der  Berufungskommission 
im  nächstfolgenden  Jahre.  Die  betreflFende  Steuer  für  das  laufende  Jahr  ist  nach 
Massgabe  der  zur  Zugangs-  oder  Nachtragsliste  erfolgten  Einschätzung,  jedoch 


der  Anfang:  , Personen,  welche  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  in  einen  inländi- 
schen Ort  einziehen.* 
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§  83. 

Für  die  von  solchen  Privatdienern,  Gewerbsgehilfen  und  anderen  Arbeitern, 
welche  neben  dem  Lohne  auch  Kost  von  dem  Dienst-  oder  Arbeitsherm  bezüg- 
lich Arbeitsgeber  beziehen,  zu  entrichtende  Einkommensteuer  haben  die  letzteren 
dergestalt  einzustehen  und  als  Selbstschuldner  zu  haften,  dass  sie,  wenn  der  be- 
treffende Steuerpflichtige  mit  einem  oder  mehreren  Steuerterminen  über  die  Ver- 
fallzeit in  Rest  geblieben  ist,  oder  den  Ort  verlassen  hat,  ohne  zuvor  seine 
Einkommensteuer  vollständig  zu  entrichten,  den  Rest  auf  die  diesfallsige  Auf- 
forderung des  Steuereinnehmers  sofort  zu  bezahlen  verbunden  sind  und  nur  die 
Beibringung  richtiger  Quittung  von  dieser  Haftpflicht  befreien  kann. 

Dagegen  ist  ihnen  gestattet,  vor  jedesmaliger  Auszahlung  des  Lohns  oder 
Abgewährung  sonstiger  Dienstemolumente  von  dem  Diener,  Gehilfen  oder  Ar- 
beiter die  Vorzeigung  der  Quittung  des  Steuereinnehmers  über  die  geschehene 
Bezahlung  des  vor  diesem  Zeitpunkte  zuletzt  verfallenen  Steuertermins  zu  ver- 
langen, auch,  wenn  der  betrefi"ende  Steuerpflichtige  im  Laufe  des  Jahres  den 
Dienst  und  Ort  verlässt,  die  Quittung  über  die  geschehene  Bezahlung  aller 
bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  oder  Semesters  (§  81)  noch  fällig  werdenden 
Termine  sich  vorzeigen  zu  lassen  und,  in  Ermangelung  solcher  Quittung,  einen 
verhältnismässigen  Teil  des  Lohns  oder  der  sonstigen  Dienstemolumente  zurück- 
zubehalten. 

§  84. 
Rücksichtlich    der  Auslegung   der  Prüfung   und    der  Publikation  der  Ab- 
schätzungen  in    den  Zugangslisten   und   rücksichtlich  der  Reklamationsbefugnis 
sind  die  Bestimmungen  in  den  §§  73 — 77  in  Anwendung  zu  bringen. 


C.   Von  den  Erlassen  und  Kaduzitäten  bei  der  Einkommensteuer. 

§  85. 

Erlasse  an  der  allgemeinen  Einkommensteuer  ist  nur  das  Staatsministerium 
zu  erteilen  ermächtigt.  Sie  erfolgen  nach  dessen  pflichtmässigem  Ermessen,  nie 
aber  ohne  hinlängliche  Erörterung  und  sorgfältige  Prüfung  der  Gründe ,  aus 
welchen  sie  nachgesucht  werd(3n.  Das  Staatsminis'terium  kann  zu  diesem  Ende 
Auskunft  bezüglich  Gutachten  von  den  Bezirksdirektoren,  Justizämtern  und  Ge- 
meindevorständen erfordern. 

§  86. 

Wegen  nachgewiesener  Erwerbslosigkeit  einzelner  Steuerpflichtigen  oder 
sonst  unvermeidlich  hervortretende  Kaduzitäten  fallen,  gleich  den  erlassenen 
Steuerrückständen,  lediglich  der  S'taatskasse  zur  Last. 


Vgl.  oben  §  35.  ff. 
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mit  dem  Vorbehalte  der  Erstattung  der  zu  viel  gezahlten,  oder  der  Nacherhebung 
der  zu  wenig  gezahlten  Steuerbeträge,  zu  entrichten. 

IV.   Answerfung  und  Entrichtung  der  Einzelsteuerbeträge,  Erlasse. 

§  74. 

Alsbald  nach  der  Eröflnung  der  Steuerrolle,  bezüglich  der  Zugangs-  und 
Nachtragslisten  hat  das  Rechnimgsamt  die  Einzelsteuerbeträge  mit  dem  für  die 
Finanzperiode  gesetzlich  ausgeschriebenen  Steuerbetrage  (§  10)  auszuwerfen  und 
für  Fertigstellung  der  Steuerrolle,  bezüglich  der  Ab-  und  Zugangslisten  und  der 
Nachtragslisten  Sorge  zu  tragen. 

§  75. 

Die  ausgeworfenen  Einzelsteuerbeträge  gelten  am  1.  Januar  eines  Jahres 
für  das  erste  Halbjahr,  imd  am  I.Juli  für  das  zweite  Halbjahr  für  ausgefallen 
und  geschuldet,  und  sind  in  Quartalsterminen  zu  entrichten. 

§  76. 
Personen,  welche  sich  im  Laufe  eines  Halbjahres  nach  einem  andern  Orte 
des  Grossherzogtums  wenden,  bleiben  für  das  laufende  Halbjahr  am  Orte  ihres 
bisherigen  Aufenthalts  steuerpflichtig.  Die  Steuerbeträge  derjenigen  Personen, 
welche  sich  im  Laufe  eines  Halbjahres  ausserhalb  des  Grossherzogtums  wenden, 
sind,  soweit  sie  nicht  im  Grossherzogtume  steuerpflichtig  bleiben,  wenn  ihr 
Abgang  am  ersten  Tage  eines  Monats  erfolgt,  vom  Tage  des  Abgangs  an, 
andernfalls  vom  ersten  Tage  des  auf  ihren  Abgang  folgenden  Monats  an,  ausser 
Hebung  zu  setzen. 

§  77. 
Für  die  Einkommensteuer  von  Privatdienem,  Gewerbegehilfen  und  anderen 
Arbeitern,   welche  von   der  Dienstherrschaft  oder  dem  Arbeitgeber   neben   dem 
Lohne  auch  Kost   beziehen,   hat    die  Dienstherrschaft   oder   der  Arbeitgeber  zu 
haften.     Der  Haftpflichtige  ist  zu  entsprechenden  Lohnabzügen  berechtigt. 

§  78. 
Erlasse  an  der  allgemeinen  Einkommensteuer  können  nur  vom  Staats- 
ministerium bewilligt  werden.  Zur  Prüfung  der  Erlassgründe  kann  das  Staats- 
ministerium auch  von  den  Bezirksdirektoren,  Amtsgerichten  und  Gemeinde- 
vorständen Auskunft  über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  und  gutachtliche 
Aeusserung  erfordern. 


D.  Zuwiderhandlungen  nnd  deren  Folgen. 
L  Strafbestimmungen. 

§  79. 
Wer  ein  zur  ersten  Abteilung  der  Steuerrolle  gehöriges   steuerpflichtiges 
Einkommen,   zu  dessen  Anmeldung  er  vei-pflichtet  war  (§§  4,  15  und  17),   ganz 
oder  teilweise  dem  Rechnungsamte  nicht  anmeldet,  hat  die  davon  hinterzogene 
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§  79.  Im  Entwurf  lautete  der  Artikel:  „Wer  ein  zur  ersten  Abteilung  der 
Steuerrolle  gehöriges  steuerpflichtiges  Einkommen,  zu  dessen  Anmeldung  er  ver- 
pflichtet war  (§  4,  15  und  17)  ganz  oder  teilweise  dem  Rechnungsamte  nicht 
anmeldet,  hat  die  davon  hinterzogene  Steuer  nachzuzahlen  und  ausserdem,  wenn 
die  Anmeldung  eines  Dienst-,  Gehalts-,  Wartegelder-,  Pensions-  oder  Leibrenten- 
Einkommens  oder  eines  Einkommens  an  grundherrlichen  Gefällen  unterlassen 
worden  ist,  den  ein-  bis  vierfachen  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer,  wenn  aber 
die  Anmeldung   von  Zinsen,  Gewinnanteilen  (Dividenden)   oder   anderen  Renten 
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Steuer   nachzuzahlen   und    ausserdem   den  ein-  bis  sechzehnfachen  Betrag  der 
hinterzogenen  Steuer  je  nach  Beschaffenheit  des  Falles  als  Strafe  zu  erlegen. 

•   §  80. 

Wer  Schuldzinsen  anmeldet  (§§  12—14),  welche  überhaupt  nicht  oder 
im  niedrigeren  Betrage,  als  angegeben,  zu  entrichten  sind,  hat  gleichfalls  die 
hinterzogene  Steuer  nachzuzahlen  und  je  nach  Beschaffenheit  des  Falles  den 
vier-  bis  sechzehnfachen  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer  als  Strafe  zu 
erlegen. 

Wenn  die  Unrichtigkeit  einer  Schuldzinsanmeldung  vor  der  Feststellung 
des  betreffenden  Einzelsteuerkapitals  ermittelt  und  hiemach  eine  Hinterziehung 
der  Steuer  durch  dieselbe  nicht  herbeigeführt  worden  ist,  ist  die  Strafe  nur 
für  dasjenige  Halbjahr  zu  erlegen,  für  welches  die  Hinterziehung  versucht 
worden  ist. 

§  81. 
Wenn  die  gänzlich  versäumte  oder  zu  niedrig  erfolgte  Anmeldung  mit 
den  zur  Nachsteuerberechnung  erforderlichen  Angaben  von  dem  Anmeldungs- 
pflichtigen selbst  nachgeholt  oder  berichtigt  wird,  oder  eine  unrichtige  Schuld- 
zinsanmeldung von  dem  betreffenden  Steuerpflichtigen  selbst  berichtigt  wird, 
ehe  eine  Anzeige  oder  ein  behördliches  Einschreiten  gegen  ihn  erfolgt  ist,  tritt 
die  Strafe  der  Steuerhinterziehung  nicht  ein,  und  ist  nur  die  hinterzogene  Steuer 
nachzuzahlen. 

§  82. 

Wenn  eine  Steuerhinterziehung  (§§  79  und  80)  erst  nach  dem  Tode  eines 
Steuerpflichtigen  zur  Untersuchung  oder  Entscheidung  kommt,  so  ist  die  von 
demselben  verwirkte  Strafe  gegen  dessen  Erben  zu  erkennen  und  nebst  der 
vorenthaltenen  Steuer  von  denselben  zu  erlegen.  In  solchem  Falle  ist  jedoch 
die  Strafe  nicht  über  die  letztverflossenen  vier  Jahre  vor  dem  Ableben  des  be- 
treffenden Steuerpflichtigen  hinaus  zu  berechnen. 

Wenn  der  Zeitpunkt  nicht  zu  ermitteln  ist,  von  welchem  an  der  Erblasser 
ein  unangemeldet  gebliebenes  Zins-  oder  Renteneinkommen  bezogen  hat,  so  wird 
bis  zum  erbrachten  Beweise  des  Gegenteils  angenommen,  dass  er  das  zur  Zeit 
seines  Ablebens  bezogene  Einkommen  für  das  letzte  halbe  Jahr  vor  seinem  Tode 
anzumelden  gehabt  hätte. 

§  83. 
Mit  Geldstrafe  bis  zu  50  Mark  kann  belegt  werden: 
1.  wer   der  nach   §  39   Abs.  1  und  2   an   ihn  ergangenen  Aufforderung 
innerhalb  der  ihm  bestimmten  Frist  nicht  nachkommt: 


unterlassen  worden  ist,  den   vier-  bis  sechzehnfachen  Betrag  der  hinterzogenen 
Steuer,  je  nach  Beschaffenheit  des  Falles  als  Strafe  zu  erlegen." 

Der  Entwurf  machte  also  einen  Unterschied  bei  den  Strafen  der  Hinterziehung, 
je  nach  dem  verschiedenen  Charakter  der  in  Frage  befangenen  Steuer,  ähnlich 
wie  die  bisherige  Gesetzgebung.  Man  konnte  seitens  des  Ausschusses  und  der 
Kammer  das  Begründetsein  des  Unterschieds  nicht  finden  und  kombinierte  das 
Mindest-  und  Maximalmass  der  beiden  Strafen. 
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Vgl.  oben  §  43  ft. 


§  83.  Im  Entwurf  lautete  Pos.  1  und  2:  „1.  wer  bei  den  zum  Zwecke 
der  Feststellung  seiner  Schätzungssumme  erforderten  Auskunftserteilungen  (§  39, 
Abs.  1);  ferner  bei  der  erforderten  Erklärung  seines  Einkommens  (§  40)  oder 
bei  der  Einwendung  einer  Berufung  oder  bei  den  Verhandlungen  hierüber 
(§§  65.  68)  in  wesentlichen  Punkten  wissentlich  unwahre  thatsächliche  Angaben 
macht;  2.  wer  der  nach  §  39  Abs.  2  an  ihn  ergangenen  Aufforderung  nicht 
oder  nicht  innerhalb  der  ihm  bestimmten  Frist  nachkommt." 

Durch  die  Fassung  des  Gesetzes  ist  bewirkt,  dass  die  unter  39  Alin.  1 
dem  Steuerpfiicutigen  auferlegte  Verbindlichkeit,  dem  Gemeindevorstande,  der 
Schätzungskommission  und  den  sonst  bei  der  Abschätzung  beteiligten  Behörden 
die  zu  einer  richtigen  Abschätzung  erforderlichen  Auskünfte  zu  erteilen,  auch 
durch  Geldstrafe  erzwungen  werden  kann,  und  dass  auch  die  unter  39  Abs.  2 
fallenden  wissentlich  unwahren  Angaben  der  Dienstherren  etc.  strafwürdig  sind. 
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2)  wer  bei  den  zum  Zwecke  der  Feststellung  seiner  Abschätzungssumme 
abgegebenen  Auskunftserteilungen  (§  39  Abs.  1)  oder  bei  den  nach 
§  39  Abs.  2  abzugebenden  Erklärungen,  femer  bei  der  abgegebenen 
Erklärung  seines  Einkoramens  (§  40),  oder  bei  der  Einwendung  einer 
Berufung,  oder  bei  der  Verhandlung  hierüber  (§§  63,  66,  67)  in  wesent- 
lichen Punkten  wissentlich  unwahre  thatsächliche  Angaben  macht; 

3)  wer  der  Aufforderung,  als  Sachverständiger  oder  Auskunftsperson  vor 
der  Schätzungskommission  (§  36  Abs.  2),  vor  der  Prüfungskommission 
(§  59)  oder  vor  der  Berufungskommission  (§§  66  und  67)  zu  erscheinen, 
ohne  genügende  Entschuldigung  nicht  Folge  leistet. 

Die  Strafe  muss  in  der  Aufforderung  ausdrücklich  angedroht  sein. 

§  84. 
Die  Strafverfolgung  verjährt  bei  Hinterziehungen    der  Steuer  von  anmel- 
dungspflichtigem  Einkommen  (§  79),    sowie  bei  Hinterziehung   durch  unrichtige 
Schuldzinsangabe  (§  80)  in  fünf  Jahren,   bei  den  in  §  83   mit  Strafe  bedrohten 
ZuAviderhandlungen  in  drei  Monaten. 

Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  strafbare  Hand- 
lung oder  Unterlassung  begangen  worden  ist.  Die  Verjährung  wird  unter- 
brochen durch  jede  zur  Verfolgung  der  Zuwiderhandlung  vorgenommene  ami- 
liche Handlung. 

§  85. 
Treffen  mit  einer  Steuerhinterziehung   andere  strafbare  Handlungen    zu- 
sammen,  so   tritt   die   für   erstere   bestinmite  Strafe   neben  der  Bestrafung  der 
letzteren  ein, 

n.   Strafverfahren. 

§  86. 

Das  Strafverfahren  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz  richtet 
sich,  soweit  nicht  Geldstrafen  im  Disciplinarwege  zu  erkennen  sind  (§  33  Abs.  2, 
§  35  Abs.  3),  nach  den  Bestimmungen  über  das  Verfahren  der  Staatsverwaltungs- 
imd  Gemeindebehörden  wegen  strafbarer  Handlungen  gegen  die  Vorschriften 
über  Staats-  und  Gemeindeabgaben  (§  16  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  12.  April  1879 
imd  Gesetz  vom  25.  März  1862). 

Die  Anforderung  verwirkter  Geldstrafen  im  Verwaltungswege  wird  in  den 
Fällen,  in  welchen  es  sich  um  eine  Zuwiderhandlung  gegen  Aufforderungen  des 


§  84.  Der  Entwurf  lautete:  „Die  Strafverfolgung  verjährt  bei  Hinter- 
ziehungen der  Steuer  von  anmeldungspfliclitigen  Einkommen  (§  79)  mit  dem 
Ablaufen  von  fünf  Jahren,  von  dem  Zeitpunkt  an  gerechnet,  zu  welchem  zuletzt 
die  unterlassene  Angabe  hätte  bewii-kt  oder  die  unrichtige  hätte  berichtigt 
werden  sollen ,  bei  Hinterziehungen  durch  unrichtige  Schuldzinsangaben  gleich- 
falls in  fünf  Jahren  von  dem  Zeitpunkte  der  unrichtigen  Angabe  an  gerechnet, 
bei  anderen  Zuwiderhandlungen  (§  84  Ziff.  1,  2,  3)  in  drei  Monaten  von  dem 
Zeitpunkte  an  gerechnet,  zu  welchem  die  Zuwiderhandlung  begangen  worden 
ist  oder  die  zur  Vermeidung  einer  Zuwiderhandlung  vorzunehmende  Handlung 
zu  geschehen  gehabt  hätte.  Die  Verjährung  wird  unterbrochen  durch  jede  zur 
Verfolgung  der  Zuwiderhandlung  vorgenommene  amtUche  Handlung.  ■  Die  Fassung 
des  Gesetzes  schliesst  sich  an  die  Bestimmimgen  des  Strafgesetzbuchs  an. 
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Gemeindevorstandes  oder  der  Schätzungskonunission  handelt,  vom  Gemeinde- 
vorstande, in  den  Fällen,  wenn  es  sich  um  eine  Aufforderung  des  Rechnungs- 
amtes, der  Prüfungskommission  oder  der  Berufungskommission  handelt,  von  dem 
Rechnungsamte,  in  allen  übrigen  Fällen  vom  Staatsministerium  verfugt. 

Erlegte  Geldstrafen  fliessen,  wenn  sie  der  Gemeindevorstand  festzusetzen 
hat.  in  die  betreffende  Gemeindekasse.  in  allen  übrigen  Fällen  zur  Staatskasse. 

§  87. 

Die  Steuereinnehmer  sind  bei  Vermeidung  einer  Disciplinarahnduug  ver- 
pflichtet, jeden  ihnen  beigehenden  Verdacht  unterlassener  oder  unrichtig  erfolgter 
Anmeldung  anmeldungspflichtiger  Bezüge  und  unrichtig  erfolgter  Schuldzins- 
verzeichnung dem  Rechnungsamte  anzuzeigen. 

Die  Rechnungsämter  haben  dergleichen  Anzeigen,  sowie  jeden  sonst  her- 
vortretenden Verdacht  einer  Steuerhinterziehung  ungesäumt  zu  verfolgen,  den 
Thatbestand  einer  etwaigen  Hinterziehung  so  viel  als  möglich  festzustellen  und 
das  Ergebniss  dem  Staatsministerium  vorzulegen. 

Wenn  den  Rechnungsämtem  hierbei  die  Einsicht  von  Gerichtsakten  über 
Schuldklagen,  Pfandbestellungen,  Uebereignungen ,  Nachlassregulierungen,  Be- 
vormundungen u.  s.  w.  nötig  erscheint,  haben  die  Gerichtsbehörden  solche  bereit- 
willig mitzuteilen. 

§  88. 

AVenn  zur  Feststellung  des  Thatbestandes  einer  Kapital-  oder  Leibrenten- 
steuerhinterziehung von  einer  verschlossen  überreichten  Anmeldung  (§27  Abs.  2)  * 
Einsicht  zu  nehmen  ist,  und  der  Aussteller  der  Anmeldung  oder  dessen  Erben 
hierzu  Zustimmung  erteilen,  hat  die  Eröflnung  einer  solchen  Anmeldung  ohne 
Einholung  einer  weitem  Ermächtigung  zu  erfolgen.  Im  Falle  der  Versagung 
dieser  Zustimmung  darf  die  Eröffnung  einer  verschlossen  überreichten  Anmeldimg 
nur  auf  Anordnung  des  Staatsministeriums  vorgenommen  werden.  Der  Aussteller 
der  Anmeldung  oder  dessen  Erben  sind  hierzu  mit  dem  Bemerken  vorzuladen, 
dass  die  Eröffnung  auch  im  Falle  ihres  Au.sbleibens  erfolgt. 

Zu  diesem  Behufe  sind  verschlossen  überreichte  Anmeldungen  fünf  Jahre 
lang,  von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  an  welchem  sie  durch  Abmeldung  oder 
neue  Anmeldung  ausser  Kraft  treten,  vom  Rechnungsamte  aufzubewahren.  Nach 
Ablauf  dieses  Zeitraumes  sind  sie  auf  Verlangen  an  den  Aussteller  oder  an  dessen 
Erben  zurückzugeben.  Verschlossen  überreichte  Anmeldungen,  welche  im  Laufe 
des  sechsten  Jahres  von  dem  vorerwähnten  Zeitpunkte  an  gerechnet,  nicht  zu- 
rückerbeten worden  sind,  können  vom  Rechnungsamte  vernichtet  werden. 

§  89. 
Gewinnt  das  Staatsministerium  die  Ueberzeugung ,  dass  eine  Steuer- 
hinterziehung vorliegt,  so  ist  von  demselben  entweder  alsbaldige  Einleitung 
gerichtlichen  Strafverfahrens  zu  veranlassen,  oder,  da  nötig,  nach  näheren  Er- 
mittelungen im  Verwaltungswege,  dem  betreffenden  Steuerpflichtigen,  bezüglich 
dessen  Erben  die  gesetzliche  Strafe  und  die  Erstattung  der  erwachsenen  Ver- 
läge im  Verwaltungswege  anfordern  zu  lassen.  Zugleich  ist  wegen  Beiziehung 
der  hinterzogenen  Steuer  und  wegen  der  etwaigen  künftigen  Steuerzahlung 
Verfügung  zu  treffen. 
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Schluss-  und  Uebergangsbestimmungen. 

§  87. 
Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  von  dem  1.  Januar  1870  ab  in  Kraft  und  alle 
früheren  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  allgemeine  Einkommensteuer  sind 
Yon  diesem  Tage  an  aufgehoben. 

§  88. 

Die  Berechnung  und  Einstellung  der  Naturalienstücke  nach  den  durch- 
schnittlichen Fruchtzinsablösungspreisen  (§  53  des  Gesetzes)  erfolgt  zum  ersten- 
mal bei  Beginn  des  Jahres  1870  auf  die  noch  übrigen  beiden  Jahre  der  Finanz- 
periode 1870  und  1871. 

Anlangend  die  Wahlen  der  Steuerverteiler  (§  58)  und  der  Reklamations- 
kommissionen (§  73),  so  haben  dieselben  auf  Grund  und  unter  Anwendung  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  zum  erstenmal  im  Laufe  des  Jahres  1869,  für  die 
Dauer  der  noch  laufenden  Finanzperiode  (1870  und  1871)  zu  erfolgen  und  wird 
das  Grossherzogliche  Staatsministerium  ermächtigt,  sowohl  dieserhalb  als  wegen 
sonst  erforderlicher  Vorbereitungen  für  die  Ausführung  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes alsbald  nach  Publikation  desselben  das  Nötige   allenthalben  anzuordnen. 

Urkundlich  haben  Wir  dieses  Gesetz  höchsteigenhändig  vollzogen  und 
Unser  Grossherzogliches  Staatsinsiegel  demselben  beidrucken  lassen. 

So  geschehen  und  gegeben  Weimar  am  19.  März  1869. 

(L.S.)  Carl  Alexander. 

von  Watzdorf.       G.  Thon.       Stichling. 


§  90  war  nicht  in  dem  Entwurf  enthalten.  Diese  Uebergangsbestimmung 
schliesst  sich  an  die  Worte  der  Bestimmung  des  Einführungsgesetzes  zum  Straf- 
gesetzbuch an.     Der  Zusatz  „insoweit  etc."  entspricht  dem  richtigen  Gedanken, 
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Wenn  die  im  Verwaltungswege  angeforderte  Geldstrafe  innerhalb  der 
bestimmten  Frist  nicht  erlegt  wird,  so  ist  auf  Antrag  des  Staatsministerium» 
gerichtliches  Strafverfahren  einzuleiten  (Gesetz  vom  25.  März  1862,  §§  4—6). 

E.   Uebergangs-  und  Schlussbestimmung. 

§  90. 
Die  Strafvorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sind  auch  auf  die,  vor 
dessen  Inkrafttreten  begangenen  Handlungen  anzuwenden,  insoweit  nicht  letztere 
nach  dem  früheren  Rechte  straflos  waren. 

§  91. 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1884  in  Kraft.  Es  haben 
jedoch  die  Wahlen  der  Schätzungskommissionen  (§  32),  der  Prüfungskommis- 
sionen (§  55),  der  Berufungskommissionen  (§  64)  für  die  Jahre  1884 — 1886  unter 
Anwendung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  im  Laufe  des  Jahres  1883  zu  erfolgen, 
und  ist  das  Staatsministerium  ermächtigt,  sowohl  wegen  dieser  Wahlen,  als 
auch  wegen  der  sonst  erforderlichen  Vorarbeiten  und  Vorbereitungen  für  Aus- 
fühnmg  dieses  Gesetzes  und  unter  Anwendung  desselben  nach  dessen  Publikation 
das  Erforderliche  anzuordnen. 

Das  revidierte  Gesetz  über  die  allgemeine  Einkommensteuer  vom  19.  März 
1869  und  die  Nachträge  hierzu  vom  7.  Mai  1874,  vom  18.  April  1877  und  vom 
24.  Dezember  1880  treten  mit  dem  Schlüsse  des  Jahres  1883  ausser  Kraft. 

Urkundlich  haben  Wir  dieses  Gesetz  höchsteigenhändig  vollzogen  und  mit 
Unserem  Grossherzoglichen  Staatsinsiegel  bedrucken  lassen. 

So  geschehen  und  gegeben  Schloss  Wartburg  am  10.  September  1883. 
(L.S.)  Carl  Alexander. 

Stichling.       v.  Gross.       Vollert. 


da«s,  wenn  etwas  nach  dem  jetzigen  Gesetz  straflos  gewesen  ist,  diese  Handlnng- 
auch  nach  dem  Eintritt  der  neuen  Gesetzgebung  nicht  zur  Bestrafung  kommen 
kann:  denn  sie  war,  als  sie  begangen  wurde,  nicht  mit  Strafe  bedroht. 
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Das  wtirttembergische  Branntweinsteuergesetz 
vom  18.  Mai  1885. 

Von 

Dr.  K.  y.  Riecke, 

Präsidenten  des  württeinbergischen  Steuerkollegiums. 

Die  Branntweinsteuer  ist  in  dem  württembergischen  Hauptfinanzetat 
unter  dem  Reinertrag  der  Wirtschaftsabgaben,  Kap.  128,  inbegriffen:  Unter 
„  Wirtschaftsabgabe "  versteht  man  hier  die  nach  dem  früheren  Sprachgebrauche 
auf  den  „ Wirtschaftsgewerben "  ruhenden  Abgaben  von  Wein,  Bier  und  Brannt- 
wein.    Dieselben  sind: 

1)  die  Abgabe  vom  Ausschank  und  Kleinverkauf  von  Wein  und 
Obstmost  in  Mengen  unter  20  1,  gegenwärtig  mit  11  Prozent  des  Ausschank- 
erlöses erhoben,  mit  einem  Bruttoertrage  von  1,925,000  M.; 

2)  die  Braumalzsteuer,  10  M.  von  100  kg  des  zur  Erzeugung  von 
Bier  bestimmten,  zur  Schrotung  nach  der  Mühle  gebrachten  Malzes,  oder  die 
entsprechende  Abgabe  von  den  in  die  Braustätte  gebrachten  Malzsurrogaten, 
und  3  M.  Uebergangssteuer  von  1  hl  braunem ,  aus  anderen  Staaten  des 
deutschen  Zollgebiets  eingeführtem  Bier,  mit  einem  Bruttoertrage  von  7  '/^  Mill.  M. ; 

3)  die  Branntweinsteuer,  welche  fortan  1,700,000  M.  brutto  bringen 
t^oll,  woran  aber  unter  anderem  gegen  400,000  M.  Steuerrückvergütungen  wieder 
abgehen  werden. 

Der  Nettoertrag  der  Wirtschaftsabgaben  im  ganzen  ist  in  dem 
neuesten  Hauptfinanzetat  für  1.  April  1885  —  87  auf  jährlich  gegen  9'/4  Mill.  M. 
veranschlagt:  das  ist  stark  der  dritte  Teil  des  Ertrags  sämtlicher  Steuern  und 
um  1  Mill.  M.  mehr  als  der  Ertrag  der  direkten  Steuer  von  Grundeigentum, 
Gebäuden  und  Gewerben.  Dieser  Nettoertrag  der  Wirtschaftsabgaben  deckt  ein 
volles  Sechstel  des  ganzen  ordentlichen  Staatsbedarfs.  Die  Weinsteuer  lässt 
sich  in  ihrer  gegenwärtigen  Erhebungsform  bis  in  das  14.  Jahrhundert  zurück 
verfolgen.  Die  Malzsteuer  zur  Besteuerung  des  Bierverbrauchs  datiert  vom 
Jahr  1827,  wo  sie  in  Württemberg  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehende  Zoll- 
verbindung mit  Bayern  nach  dem  Vorgang  dieses  Staates  zur  Annahme  gelangte. 
Dagegen  hat  die  Branntweinsteuer  im  Lauf  der  letzten  Jahrzehnte  verschie- 
dene Wandlungen  erlebt.  Mit  ihr  sollen  sich  die  folgenden  Seiten  befassen. 
Zu  erwähnen  bleibt  noch,  dass  nach  Art.  35  und  38  Abs.  4  der  Reichsverfas- 
sung Württemberg  die  Steuern  von  Branntwein  und  Bier  durch  die  Landes- 
gesetzgebung zu  ordnen  befugt    ist  und   der  Ertrag  daraus   in  die  Landeskasse 
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fliesst,  vorbehaltlich  übrigens  eines  in  den  Matrikularbeitrag  Württembergs 
«ingerechneten  Aequivalenta  für  die  direkt  zu  Gunsten  der  Reichskasse  ver- 
einnahmten Branntwein-  und  Braumalz-Steuem  der  norddeutschen  Steuer- 
gemeinschaft. 

Die  Geschichte  der  württembergischen  Branntweinsteuer  geht 
gleichfalls  in  die  Jahrhunderte  zurück.  Zwar  das  Branntweinbrennen  suchte 
man  noch  im  Jahr  1665  vom  Lande  fern  zu  halten.  Man  wollte  nicht,  dass 
das  Getreide,  diese  Gottesgabe,  zur  Herstellung  eines  so  schädlichen  und  sünd- 
haften Getränkes  verwendet  werde.  Die  Branntweinsteuer  aber  erscheint  doch 
schon  1638  in  der  Form  einer  Verkaufsaccise  und  das  18.  Jahrhvmdert  brachte 
daneben  noch  die  Fabrikationsabgabe.  Eine  solche  ohne  Unterscheidung  der 
Stärkegrade,  nur  mit  verschiedenen  Sätzen  für  denjenigen  Branntwein,  der  mit, 
und  den,  der  ohne  Malzzusatz  bereitet  wird,  und  mit  Freilassung  der  Landwirte 
und  Privaten  für  den  Branntwein  aus  eigenen  Früchten,  dann  ein  Kesselgeld 
oder  eine  Rekognitionsgebühr,  endlich  eine  Patentabgabe,  bestehend  in  1.5  Pro- 
zent des  Ausschankerlöses,  jedoch  diese,  wie  die  Fabrikationsabgabe,  durchgängig 
im  Wege  der  Schätzung  angesetzt,  erhielten  sich  bis  zum  Jahr  1852.  Ausser- 
dem eine  Uebergangssteuer,  gleichfalls  ohne  jede  Unterscheidung  der  Stärke- 
^rade.  Alles  zusammen  mit  einem  Bruttoertrag  von  rund  150,000  Gulden. 
Diese  ganz  unbefriedigenden  finanziellen  Ergebnisse,  verbunden  mit  der  Erkennt- 
nis, dass  bei  einem  solchen  Steuersystem  auch  die  Branntweinfabrikation  nicht 
gedeihen  könne,  veranlassten  in  dem  genannten  Jahre  1852  die  Einfuhrung 
der  Maischraumbesteuenmg  mit  Gesetz  vom  19.  September,  unter  Beibehaltung 
übrigens  einer  nach  allgemeinen  Anhaltspunkten  zu  bemessenden  Abgabe  vom 
Kleinverkauf.  Ob  man  jedoch  dabei  vielleicht  zu  rasch  oder  zu  schroff  ver- 
fahren ist,  den  bestehenden  vorwiegend  ganz  kleinen  Verhältnissen  zu  wenig 
Rechnimg  getragen  hat  —  genug,  die  Steuer  wurde  bald  zu  einer  Quelle  fort- 
gesetzter Klagen  und  Beschwerden,  so  dass  man  sich,  nachdem  die  Finanzlage 
eine  günstigere  geworden  war,  im  Jahr  1865  nicht  gerade  ungern  entschloss, 
auf  die  Fabrikationssteuer  vom  Branntwein  im  wesentlichen  zu  verzichten,  zumal 
damit  auch  die  Verlegenheit  beseitigt  werden  konnte,  in  welche  die  Zollvereins- 
verträge von  1864  die  württembergischen  Essigfabriken  zu  bringen  drohten. 
Nach  dem  Gesetz  vom  21.  August  1865  imterlag  nur  noch  der  mit  Verwendung 
von  Malz  hergestellte  Branntwein  der  gleichen  Malzsteuer  wie  das  Bier,  imd 
zwar  mehr  im  Interesse  der  einfacheren  Kontrolle  der  Biersteuer  als  in  der 
Hoffoung  auf  einen  erheblicheren  Ertrag  der  Steuer  vom  Brennmalz.  Dazu  kam 
die  sehr  massige  Uebergangssteuer.  Nur  die  Abgabe  vom  Kleinverkauf  blieb 
unverändert  fortbestehen,  und  diese  lieferte  auch  zuletzt  300,000  M.,  während 
das  Brennmalz  25,000  M..  die  Uebergangssteuer  allerdings  das  Zehnfache  des 
letzteren  Betrags,  V*  MiU.  M.  einbrachte. 

(Vgl.  Riecke,  Statistische  Ergebnisse  der  Verwaltung  der  sogenannten 
Wirtschaftsabgaben  im  Königreich  Württemberg.  Württemb.  Jahrbücher  für 
Statistik  und  Landeskunde  1871,  S.  165  u.  234  [auch  im  Sonderabdruck  1873]: 
femer  J.  Wolf,  Die  Branntweinsteuer  1884,  S.  97  ff.) 

Wieder  sind  es  jetzt  finanzielle  Rücksichten  und  volkswirtschaftliche  Er- 
wägungen zugleich  gewesen,  welche  zu  einer  Aenderung  des  Steuersystems  und 
zur  Rückkehr  zu  der  Maischraumsteuer  den  Anstoss  gaben. 
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Was  will  ein  Steuerertrag  von  V4  M.  brutto  auf  den  Kopf  in  Württem- 
berg besagen,  während  gleichzeitig  in  der  norddeutschen  Steuergemeinschaft 
(bei  einem  relativ  nur  dreimal  stärkeren  Branntweinverbrauch  überhaupt  — 
9,6  1  absoluten  Alkohol  auf  den  Kopf  gegen  3,12 1  in  Württemberg)  1  '/s  M. 
netto  aufgebracht  werden? 

Unter  der  Herrschaft  der  Steuer  von  1865  hat  die  inländische  Produktion 
von  Branntwein  um  7»  abgenommen,  die  Plinfuhr  dagegen  sich  nahezu  vervier- 
facht, die  technische  Verwendung  ist  das  2'/2fache  geworden,  und  der  unmittel- 
bare Konsum  beträgt  jetzt  5  1  zu  50"  Tralles  gegen  3,42  1  auf  den  Kopf  in  der 
Zeit  vor  1865. 

War  man  daher  genötigt,  nach  weiteren  Einnahmen  für  die  Staatskasse 
wieder  sich  umsehen  zu  müssen,  so  empfahl  es  sich  gewiss  in  erster  Linie,  an 
eine  Aenderung  der  Branntweinsteuer  zu  denken,  zumal  man  hoffen  darf,  da- 
durch auch  den  anderen  Zweck  mit  zu  erreichen,  den  Betrieb  der  Branntwein- 
brennerei zu  verbessern  und  zu  heben.  Dabei  kam  noch  in  Betracht,  dass  vom 
Reich  aus  in  den  württembergischen  Matrikularbeiträgen  ein  Aequivalent  von 
nahezu  2  Mill.  M.  für  die  Einnahmen  aus  der  Branntweinsteuer  berechnet  wird, 
während  wir  bisher  aus  dieser  Steuer  nur  V2  Mill.  M.  zu  ziehen  vermochten. 
Und  für  die  Wahl  der  Maischraumsteuer  fiel  endlich  mit  ins  Gewicht  die  Bestim- 
mung des  Art.  5  des  Zollvereinigungsvertrags  vom  8.  Juli  1867  und  des  Art.  35 
der  Reichsverfassung,  nach  welchen  es  als  wünschenswert  anerkannt  ist  und 
das  Bestreben  darauf  gerichtet  sein  soll,  in  Bezug  auf  diejenigen  Erzeugnisse,, 
welche  mit  einer  inneren  Steuer  bei  ihrer  Hervorbringung  oder  Zubereitung 
oder  bei  ihrem  Verbrauche  belegt  sind,  eine  Uebereinstimmung  der  Gesetzgebung^ 
und  der  Besteuerungssätze  thunlichst  herbeizuführen. 

Das  württembergische  Gesetz,  betreffend  die  Abgabe  von 
Branntwein,  vom  18.  Mai  1885  beruht  im  wesentlichen  auf  den  Vorgängen 
des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868  für  die  norddeutsche  Branntweinsteuergemein- 
schaft und  des  bayerischen  Gesetzes  über  den  Branntweinaufschlag  vom  25.  Fe- 
bruar 1880.  Es  hat  den  gleichen  Steuersatz  wie  diese,  im  Betrag  von  13  M. 
10  Pf.  für  1  hl.  Branntwein  von  50  Prozent  Alkohol  nach  Tralles  bei  12,44" 
Reaumur.  Nur  soll  daneben  die  Abgabe  vom  Ausschank  und  Kleinverkauf  des^ 
Branntweins  mit  einem  Rahmen  von  5  M.  bis  240  M.  jährlich  auch  fernerhin  be- 
stehen bleiben. 

üeber  das  Verhältnis  der  hiernach  sich  ergebenden  Besteuerung  des  Brannt- 
weins im  ganzen  zu  den  übrigen  Getränkesteuem  in  Württemberg  sprechen 
sich  die  Motive  des  Gesetzes  wie  folgt  aus : 

„Die  Abgabe  von  Wein  und  Obstmost  beträgt  gegenwärtig  11  Prozent 
des  Ausschankerlöses.  —  In  der  Unterstellung,  dass  zur  Bereitung  von  l  hl 
Bier  durchschnittlich  48  Pfund  Malz  erforderlich  sind,  berechnet  sich  sodann 
die  Malzsteuer  bei  einem  mittleren  Ausschankpreis  des  Biers  von  23  Pf.  für 
1  1  auf  10,4  Prozent  des  letzteren.  —  Selbst  wenn  man  der  Berechnung  der 
Steuerbelastung  den  vollen  Nominalsteuersatz  von  13,10  M.  für  1  hl  Brannt- 
wein von  50  °  Tralles  zu  Grunde  legt ,  würde  der  Branntwein  durch  die 
Fabrikationssteuer  kaum  in  stärkerem  Masse  getroffen.  Die  Steuer  von 
dem  gewöhnlichen  Trinkbranntwein  bei  einem  Stärkegrad  von  40  "  Tralles,  zu 
welchem  derselbe  ausgeschenkt  zu  werden  pflegt,  berechnet  sich  nämlich  auf 
10,48  M.  für  1  hl  oder  auf  rund  10,5  Pf.  für  1  1.  Den  erwähnten  Branntwein 
kauft  der  Wirt  von  dem  Händler  im  Durchschnitt  um  .30  Pf.  für  1   1,  während 
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er  ihn  in  Quantitäten  von  '/le  1  zu  5  Pf.  und  von  V32  1  zu  3  Pf.,  also  das  Liter 
zu  80,  beziehungsweise  96,  im  Durchschnitt  zu  90  Pf.  ausschenkt.  Die  Fabrikations- 
steuer, welche  auf  dem  fraglichen  Trinkbranntwein  ruht,  beträgt  somit  11 V»  Prozent 
des  mittleren  Ausschankpreises.  Da  nun  aber  die  auf  Vi«  beziehungsweise  Vs>  1 
entfallende  Steuer  nur  0,65  beziehungsweise  0,32  Pf  beträgt,  so  erscheint  es 
zweifelhaft,  ob  eine  so  geringe  Steuerbelastung  im  Preise  des  Branntweins  über- 
haupt noch  einen  Ausdruck  finden  kann,  ob  also  der  Ausschankpreis  infolge 
der  Steuererhöhung  überhaupt  steigen  wird.  Mit  Rücksicht  hierauf  und  da 
der  Schankwirt  den  Branntwein  nicht  selten  mit  einem  Preisaufschlag  bis  zu 
200  Prozent  ausschenkt,  erscheint  es  nicht  ungerechtfertigt,  den  Ausschank 
und  Kleinverkauf  von  Branntwein  auch  noch  mit  der  seitherigen  Ab- 
gabe zu  belegen,  bei  deren  Veranlagung  die  Bezirkspolizeiämter  mitwirken, 
um  neben  der  Ausdehnung  des  Betriebs  auch  die  gesundheits-  und  sittenpolizei- 
lichen Gründe,  welche  für  einen  höheren  Abgabesatz  sprechen,  zur  Berücksich- 
tigung zu  bringen.  Dadurch  ist  auch  allein  die  Möglichkeit  gegeben,  der  in 
gesundheits-  und  sittenpolizeilicher  Hinsicht  gleich  bedenklichen  Zunahme  des 
Branntweinkonsums  einigermassen  Schranken  zu  setzen.  Hat  doch  der  Genuss 
des  Branntweins  den  gemachten  Erhebungen  zufolge  neuerdings  auch  in  solchen 
Landesgegenden  Eingang  gefunden,  wo  er  früher  nur  ganz  vereinzelt  getrunken 
\sTirde.  In  verschiedenen  Gegenden  des  Landes  wird  der  Branntwein  jetzt  auch 
von  Privatpersonen  in  Fässchen  bezogen  und  bildet  nachgerade  neben  Bier  und 
Obstmost  eine  regelmässige  Zugabe  zu  dem  den  Dienstboten  und  Taglöhnem 
zu  reichenden  Vesperbrot." 

Durch  Vorstehendes  ist  wohl  bewiesen,  dass  die  neue  Branntweinsteuer 
mit  Einschluss  der  Kleinverkaufsabgabe  noch  ganz  in  dem  richtigen  Verhält- 
nisse zu  den  übrigen  Getränkesteuem  Württembergs  steht,  namentlich,  wenn 
man  anerkennen  will,  dass  der  Satz  der  Branntweinsteuer  an  und  fiir  sich  so- 
gar ein  relativ  höherer  sein  dürfte. 

Indem  sodann  das  Gesetz  vom  18.  Mai  1885  neben  der  neuen  Produktions- 
oder Fabrikationssteuer  mit  dem  Normalsteuersatze  von  13,10  M.  für  1  hl 
Branntwein  der  Normalstärke  noch  die  bestehende  Abgabe  vom  Bi-anntweinklein- 
verkauf  beibehalten  hat.  ist  Württemberg  mit  einemmal  derjenige  deutsche 
Staat  geworden,  welcher  den  Branntweinverbrauch  am  höchsten  besteuert. 
Denn  Württemberg  erhebt  fortan  von  1  1  absolutem  Alkohol  zu  100  **  26,20  M. 
und  dazu  die  Ausschanks-  und  Kleinverkaufsabgabe ,  die  Staaten  der  Steuer- 
gemeinschaft und  Bayern  dagegen  erheben  nur  26,20  M.,  Baden  sogar  nur 
18,50  M.  und  Preussen  in  HohenzoUem  nur  3  M. 

Sonst  beträgt  die  Steuer  in  England  394,95  M.,  Holland  193,80  M.,  Russ- 
land 182,  Frankreich  124,80,  Schweden  85,97,  Belgien  75,40,  Rumänien  33,87, 
Italien  24,  Oesterreich  22,  Dänemark  21,76  M.  von  1  1  zu  100". 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1885  sind  folgende: 


I 


I.  Gegenstand  nnd  Betrag  der  Steuer. 

Art.  1. 

Der  Besteuerung  nach  Massgabe  des  g^enwärtigen  Gesetzes  unterliegt 
aller  Branntwein,  welcher  im  Inlande  (württembergischen  Staatsgebiete)  erzeugt 
oder  dahin  aus  dem  freien  Verkehr  des  deutschen  Zollgebiets  ohne  Nachweis 
vorgängiger  Verzollung  eingeführt  wird. 

Die  Steuer  soU  vom  Hektoliter  Branntwein  zu  50  Prozent  Alkohol  nach 
dem  Alkoholometer  von  Tralles  bei  12,44"  Reaumur  18  M.  10  Pf.  betragen. 
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Für  jede  künftige  Etatsperiode  wird  der  Normalbetrag  der  Steuer  dui-ch 
das  Finanzgesetz  bestimmt. 

II.  Besteuerung  des  im  lulande  erzeugten  Branntweins. 

1)  Erhebungsarten  und  Steuersätze. 
Art.  2. 
Die    Steuer    von    dem    im    Inlande    erzeugten    Branntwein  wird    erhoben 
entweder : 

a.  nach  dem  Rauminhalt  der  zur  Einmaischung  oder  Gärung  der  Maische 
benützten  Gefässe  (Maischraumsteuer),  oder 

b.  nach  der  Menge  der  zur  Bereitung  des  Branntweins  bestimmten  Mate- 
rialien (Branntweinmaterialsteuer),  oder 

c.  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Betriebs  bei  Verarbeitung  der  zur  Brannt- 
weinerzeugung zu  verwendenden  Stoffe  (Steuerfixation). 

Art.  3. 

Der  Maischraumsteuer  sind  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  Art.  4 
Abs.  1  und  in  Art.  5  diejenigen  Brennereien  unterworfen,  welche  mehlige  Stoffe 
oder  Mischungen  aus  mehligen  und  nichtmehligen  Stoffen  verarbeiten. 

Die  Maischraumsteuer  beträgt  von  jedem  Hektoliter  des  Rauminhalts  der 
Maischbütten  und  von  jeder  Einmaischung  1  M.  31  Pf. 

Eine  Ermässigung  um  ein  Sechsteil  des  vorstehend  festgestellten  Steuer- 
satzes wird  denjenigen  Brennereien  eingeräumt,  welche  an  einem  Tage  nicht 
über  10 V«  hl  Maischbüttenraum  bemaischen. 

Wenn  ein  Brenner  an  einem  Tage  mehr  als  10 '/s  hl  Maischbüttenraum 
bemaischt,  so  hat  er  für  den  betreffenden  Kalendermonat  auf  diese  Ermäs- 
sigung keinen  Anspruch. 

Art.  4. 

Der  Branntweinmaterialsteuer  unterliegen  vorbehaltlich  der  Bestimmung 
in  Art.  5  Abs.  2  Lit.  b  diejenigen  Brennereien,  welche  nichtmehlige  Stoffe  ver- 
arbeiten. Jedoch  können  Brennereien ,  welche  Melasse ,  Rüben  oder  Rübensaft 
verarbeiten,  der  Maischraumsteuer  an  Stelle  der  Brantweinmaterialsteuer  unter- 
worfen werden. 

An  Branntweinmaterialsteuer  ist  zu  entrichten: 

a.  vom  Hektoliter  Kernobst  und  Beerenfrüchte  aller  Art  50  Pf., 

b.  vom  Hektoliter  eingestampfte  Weintreber  und  Treber  von  Kernobst  40  Pf., 

c.  vom  Hektoliter  Trauben-  oder  Obstwein,  flüssige  Weinhefe  und  Stein- 
obst 1  M., 

d.  bei  anderen  nichtmehligen  Stoffen,  sowie  bei  Verarbeitung  von  Hefen- 
wasser, Glattwasser  und  anderen  Brauereirückständen  wird  die  Steuer 
von  dem  Finanzministerium  nach  Verhältnis  der  Ausbeute  und  nach  dem 
Normalsatze  (Art.  1)  festgesetzt. 

Art.  5. 
Die  Steuerfixation   erfolgt   nach  Massgabe  der   zu  verwendenden  Gattung 
von  Stoffen    und    derjenigen  Maisch-    oder  Materialmenge,   welche  während  der 
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erklärten  Betriebszeit  mit  der  zum  Gebrauche  bestimmten  Brennvorrichtung  ab- 
getrieben werden  kann. 

Der  Steuerfixation  sind  diejenigen  Brennereien  zu  unterwerfen,  welche 

a.  im  Falle  der  Verarbeitung  mehliger  Stoffe  (Art.  3)  bei  einem  15  hl  nicht 
übersteigenden  Gesamtinhalte  der  Maischgefässe  hien^on  täglich  nicht 
über  5  hl  beinaischen  und  eine  Brennvorrichtung  von  einfacher  Kon- 
struktion mit  unmittelbarer  Feuerung  benützen,  deren  einzige  Brennblase 
einen  Rauminhalt  von  nicht  mehr  als  2  hl  besitzt,  oder 

b.  welche  im  Falle  der  Verarbeitung  nichtmehliger  Stoffe  höchstens  50  hl 
der  in  Art.  4  Lit.  a  und  b  oder  25  hl  der  in  Art.  4  Lit.  c  genannten 
Materialien  in  einem  Betriebsjahr  (1.  August  des  einen  bis  31.  Juli  des 
nächstfolgenden  Jahres)  verwenden. 

Ausserdem  ist  gestattet,  dass  solche  Brennereien,  welche  nichtmehlige 
Stoffe  der  in  Art.  4  lit.  d  genannten  Art  verwenden  oder  nichtmehlige  Stoffe 
der  in  Art.  4  lit.  a  bis  c  genannten  Art  in  grösserer  Menge,  als  in  Ut.  b  des 
gegenwärtigen  Artikels  bestimmt  ist,  verarbeiten,  auf  Grund  eines  freien  Ueber- 
einkommens  mit  der  Steuerverwaltung  die  Branntweinsteuer  im  Wege  der 
Fixation  entrichten. 

Brennereien,  mit  welchen  gleichzeitig  eine  Brauerei  gewerbsmässig  be- 
trieben wird,  unterliegen  bei  der  Verwendung  mehliger  Stoffe  zur  Branntwein- 
bereitung ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  des  steuei-pflichtigen  Maischraums  der 
Maischraumsteuer.  Kleinere  derartige  Betriebe  sind  jedoch  in  der  Regel  zur 
Steuerfixation  zuzulassen. 

Werden  in  den  mit  dem  Betriebe  einer  Brauerei  verbundenen  Brennereien 
nur  die  Abfälle  der  eigenen  Biererzeugung  verarbeitet,  so  kann  die  der  Fixation 
zu  Grunde  zu  legende  Materialmenge  nach  den  zur  Bierbereitung  verwendeten 
Malzquantitäten  bemessen  werden. 

Auch  können  unter  den  von  der  Steuerverwaltung  näher  festzustellenden 
Bedingungen  die  Presshefebrennereien,  soweit  sie  nicht  schon  unter  Abs.  2 
Lit.  a  fallen,  zur  Fixation  zugelassen ,  werden. 

Für  die  Steuerfixation  sind  bei  der  Verwendung  mehliger  Stoffe  die  in 
Art.  3  Abs.  2  und  3,  und  bei  der  Verwendung  nichtmehliger  Stoffe  die  in 
Art.  4  festgestellten  Steuersätze  massgebend. 

2)   Person  des  Steuerpflichtigen.     Termin  der  Steuerzahlung. 

Art.  6. 

Zur  Entrichtung  der  Steuer  ist  der  Brennerei-Inhaber  (Besitzer  oder  Pächter) 
verpflichtet. 

Brennerei-Inhaber,  welche  den  Betrieb  nicht  selbst  leiten,  haben  der  Steuer- 
behörde schriftlich  diejenige  Person  anzuzeigen,  welche  unbeschadet  der  dem 
Brennerei-Inhaber  gemäss  Abs.  1  und  Art.  36  auferlegten  Haltung  in  dessen 
Namen  und  Auftrag  handelt. 

Die  Steuerpflicht  tritt  mit  dem  Zeitpunkte  ein,  zu  welchem  der  Beginn 
des  Betriebs  angemeldet  oder  der  Betrieb  ohne  Anmeldung  begonnen  wird. 

Zahlungsfällig  ist  die  Steuer  mit  der  Eröffnung  des  Steueransatzes  an 
•den  Steuerpflichtigen,  beziehungsweise  an  dessen  Vertreter.    Sie  wird  aber,  wo- 
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fern  nicht  ein  Ausfall  an  der  Steuerschuldigkeit  zu  befürchten  ist,  nicht  sofort,, 
sondern  in  der  Regel  vierteljahrweise  je  am  Anfang  der  Monate  Januar,  April,. 
Juli  und  Oktober  für  den  im  letztvorangegangenen  Vierteljahr  ausgeübten  Bren- 
nereibetrieb  erhoben. 

Die  Steuerverwaltung  ist  ermächtigt,  einzelnen  Brennern  gegen  Sicher- 
heitsleistung eine  angemessene  Borgfrist  zu  gewähren. 

3)    Verjährung. 
Art.  7. 

Das  Recht  zur  Nachforderung  zurückgebliebener  und  zur  Zurückforderung 
zu  viel  bezahlter  Branntweinsteuern  verjährt  in  drei  Jahren. 

Die  Verjährung  der  Nachforderung  zurückgebliebener  Steuern  läuft  vom 
Schlüsse  des  Kalenderjahrs  an,  in  welchem  sie  zu  entrichten  waren,  und  wird 
durch  urkundliche  Anforderung  von  seiten  einer  Steuei'behörde  unterbrochen. 
Die  Verjährung  der  Zurückforderung  zu  viel  bezahlter  Steuern  läuft  vom  Tage 
der  geleisteten  Zahlung  an  und  wird  durch  das  Anbringen  der  Rückforderung 
bei  der  Behörde,  an  welche  die  Zahlung  geleistet  wurde,  unterbrochen. 

4)    Nachlass  der  Steuer. 

Art.  8. 
Ein  Nachlass  an  der  Steuer  findet  statt,  wenn 

a)  die  Maische  einer  versteuerten  un angebrochenen  Maischbütte  oder  das 
Material  eines  versteuerten  unangebrochenen  Materialbehälters  gänzlich 
unbrauchbar  geworden  ist,  oder 

b)  eine  unvermeidliche  Unterbrechung  des  Betriebs  entsteht,  durch  welche 
eine  Beschädigung  herbeigeführt  wird, 

sofern  von  diesen  Vorfällen  die  Steuerbehörde  in  der  vorgeschriebenen  Weise 
ohne  Verzug  in  Kenntnis  gesetzt,  bei  Feststellung  des  Sachverhalts  nach  An- 
ordnung der  Steuerbehörde  verfahren  und  der  Schaden  von  den  Abgabepflich- 
tigen nachgewiesen  wird. 

5)    Rückvergütung  der  Steuer^). 

Art.  9. 

Wird  Branntwein,  für  welchen  die  Steuer  (Art.  2)  entrichtet  worden  ist^ 
ausgeführt,  so  hat  der  Ausführende,  sofern  der  Branntwein  eine  Stärke  von 
35  Prozent  nach  Tralles  oder  darüber  hat  und  die  auf  einmal  ausgeführte 
Menge  mindestens  20  1  beträgt,  Anspruch  auf  Steuerrückvergütung. 

Für  ausgeführte  Liqueure  kann  ohne  Rücksicht  auf  den  Stärkegrad  Rück- 
vergütung gewährt  werden. 

Die  Bestimmung  der  Sätze  und  Bedingungen  der  Steuerrückvergütung 
geschieht  im  Wege  der  Verordnung. 

Die  Steuerverwaltung  ist  ermächtigt,  für  denjenigen  Branntwein,  welcher 
im  Inlande  zur  Essigbereitung  und  zu  anderen  gewerblichen  Zwecken  verwendet 


*)  Vgl.  unten  die  Bemerkungen  zu  Art.  17. 
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•wird,  bei  Einhaltung  der  von  ihr  voi^eschriebenen  Bedingungen  und  Kontrollen 
«ine  Rückvergütung  der  Steuer  nach  demjenigen  Satze  zu  bewilligen,  welcher 
bei  der  Ausfuhr  von  Branntwein  verbiet  wird. 

Bezüglich  der  Verjährung  gelten  die  Bestimmungen  des  Art.  7. 

6.    Kontrolle  der  Brennereien  im  allgemeinen. 
Art.  10. 

Die  Brennereien*)  unterliegen  der  Kontrolle  der  Steuerverwaltung. 

Die  Steuerbeamten  *)  sind  berechtigt,  die  Brennereien  in  der  Zeit,  für  welche 
sie  zum  Betriebe  angemeldet  sind  und  im  Falle  der  Verdacht  einer  EUnterziehung 
oder  einer  Ordnungswidrigkeit  vorliegt,  jederzeit,  außerdem  aber  nur  von 
morgens  6  Uhr  bis  abends  8  Uhr  behufs  der  Vornahme  der  Kontrollehandlnngen 
zu  betreten. 

Der  Brennerei-Inhaber  und  seine  Gewerbsgehüfen  sind  verpflichtet,  die 
zum  Vollzug  dieser  KontroUehandlungen  erforderlichen  Hilfsdienste  zu  leisten 
«der  leisten  zn  lassen. 

Der  Zugang  zur  Brennerei  muss,  solange  in  derselben  gearbeitet  wird, 
unverschlossen  sein.  Die  Steuerverwaltung  kann  jedoch  Brennereien,  welche 
unter  Art  5  Abs.  2  und  Art.  39  fallen,  von  dieser  Vorschtifl  ausnehmen^. 

Art  11. 

Wer  eine  Brennerei  einrichten  oder  einen  Destillierapparat*)  anschaffen 
will,  hat  solches  vorher  der  Steuerbehörde  anzuzeigen  und  derselben  mindestens 
8  Tage  vor  Anfang  des  Betriebs  nach  einem  besonders  vorzuschreibenden  Muster 
in  doppelter  Ausfertigung  eine  Nachweisung  einzureichen,  in  welcher  die  Be- 
triebsiänme  und  sämtliche  Betriebsgerätschaften  unter  Angabe  des  Rauminhalts 
jedes  einzelnen  Geräts  verzeichnet  sein  müssen.  Der  Steuerbehörde  ist  auch 
jede  Erweiterung,  Vermehrung,  Verminderung  oder  sonstige  Veränderung  der 
Betriebsgerätschaflen  vor  der  Aenderung  anzuzeigen. 

Soweit  nicht  für  kleine  Brennereien  von  der  Steuerverwaltang  Ausnahmen 


')  Unter  Brennereien  sind  hier  diejenigen  Einrichtungen  verstanden,  in 
welchen  die  zum  Abtrieb  von  mehligen  oder  nichtmehUgen  Stoffen  geeigneten 
Geräte,  d.  h.  voUständige  Brennapparate  vorhanden  sind.  Die  blossen  Rekti- 
fikations-  und  Destillationsanstalten  aller  Art  fallen  unter  Art.  11  vorletzter 
Absatz.  Solche  Anstalten,  welche  Liqueure  und  sonstige  Spirituosen  nur  auf 
kaltem  Wege  herstellen,  ohne  im  Besitz  eines  Destilliergeräts  zu  sein,  unter- 
liegen der  SteuerkontroUe  überhaupt  nicht.  Das  Gleiche  ist  der  Fall,  wenn  ein 
wesentlicher  Bestandteil  der  Brennerei  Vorrichtung  fehlt,  z.  B.  der  Helm  oder 
das  Kühlrohr. 

*)  Auch  die  Ortssteuerbeamten ,  die  Steuerwächter  und  andere  niedere 
Bedienstete. 

')  Man  hat  hierbei  namentlich  die  Verhältnisse  in  Oberschwaben  im  Auge, 
wo  häufig  der  Eingang  zur  Brennerei  zugleich  der  Hauseingang  ist. 

*)  Destillierapparate  (vgl.  den  vorletzten  Absatz)  sind  diejenigen  Einrich- 
tungen, mittelst  welcher  Flüssigkeiten  durch  Anwendung  von  Wärme  in  Dampf 
umgewandelt  und  durch  Abkühlung  wieder  verdichtet  werden  können.  Dazu 
gehören  die  Apparate  in  den  Spiritusrektifikationsanstalten,  Liqueur-  und  Brannt- 
weinfabriken, wo  Branntwein  z.  B.  über  Kümmel,  Anis  u.  s.  w.  abgezogen 
wird,  sowie  die  Apparate  in  Apotheken,  Laboratorien. 
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zugelassen  sind,  ist  dieser  Nachweisung  von  dem  Brauerei-Inhaber  ein  Grundriss  ') 
derjenigen  Räume,  in  welchen  sich  die  Betriebsgerätschaften  befinden,  und  ihrer 
Stellung  in  denselben  nach  besondei's  vorschreibendem  Muster  in  doppelter  Aus- 
fertigung beizufügen.  Aenderungen  in  der  Stellung  dieser  Geräte  müssen  unter 
Vorlage  eines  anderen  Grundrisses  zuvor  angezeigt  werden. 

Sämtliche  in  den  Brennereien  vorhandenen,  die  künftig  hinzukommenden 
und  die  abgeänderten  Betriebsgerätschaften  sind,  sofern  es  die  Steuerbehörde 
für  erforderlich  hält,  nachzumessen,  soweit  thunlich  mit  einem  Stempel  zu  ver- 
sehen und  zu  numerieren.  Den  Rauminhalt  und  die  Nummer  hat  der  Brennerei- 
inhaber nach  Anordnung  der  Steuerbehörde  deutlich  bezeichnen  und  die  Be- 
zeichnung gehörig  erhalten  zu  lassen. 

Geräte,  welche  nicht  Brennereizwecken  dienen,  aber  zu  solchen  verwendet 
werden  können,  dürfen  in  den  Betriebsräumen  solcher  Brennereien,  welche  xmter 
Art.  3  und  4  des  Gesetzes  fallen,  während  der  Dauer  des  Betriebs  ohne  be- 
.sondere  Genehmigung  nicht  vorhanden  sein. 

Die  Brennapparate  und  Maischgefässe  stehen,  auch  solange  sie  nicht 
zum  Gewerbebetrieb  angemeldet  sind,  unter  der  Aufsicht  der  Steuerverwaltung, 
welche  dieselben  während  dieser  Zeit  durch  Verschlussanlage  oder  in  anderer 
angemessener  Weise  ausser  Gebrauch  zu  setzen  befugt  ist.  Verschlussverletzungen 
hat  der  Brennerei-Inhaber  längstens  binnen  12  Stunden  nach  der  Wahrnehmung 
bei  der  Steuerbehörde  anzuzeigen. 

Auch  Destilliergeräte ,  welche  ausschliesslich  zu  anderem  Gebrauche  als 
zur  Branntweinbrennerei  gehalten  werden,  sind  zur  Verhütung  von  Missbräuchen 
der  allgemeinen  Aufsicht  der  Steuerbehörde  unterworfen.  Auf  die  in  den  Labo- 
ratorien der  Apotheker  befindlichen  Blasen  bis  zu  20  1  Rauminhalt  findet  diese 
Kontrolle  keine  Anwendung. 

Personen,  welche  mit  solchen  Gerätschaften  bloss  Handel  treiben  oder 
sie  bloss  zum  Handel  verfertigen,  sind  einer  steuerlichen  Aufsicht  nicht  unter- 
worfen. 

Art.  12. 

Wer  eine  Brennerei  in  Betrieb  setzen  will,  ist,  sofern  er  nicht  der  Steuer- 
fixation  unterliegt,  verpflichtet,  den  genau  zu  befolgenden  Betriebsplan  nach  dem 
von  der  Steuerverwaltung  vorzuschreibenden  Muster  in  doppelter  Ausfertigung 
für  einen  vollen  Kalendermonat  oder,  wenn  der  Betrieb  erst  im  Laufe  eines 
Monats  beginnen  soll,  für  den  noch  übrigen  Teil  des  Kalendermonats  minde- 
stens 3  Tage  vor  der  ersten  Einmaischung,  beziehungsweise  vor  dem  ersten 
Brenntage  der  Steuerbehörde  einzureichen.  Dieselbe  Verpflichtung  hat  derjenige, 
welcher  einen  begonnenen  Brennereibetrieb  fortsetzen  will.  Für  kleinere  Bren- 
nereien kann  die  Frist  zur  Betriebsanmeldung  nach  örtlichen  Bedürfnissen  ab- 
gekürzt werden. 

Eine  Abänderung  des  angemeldeten  Betriebs  kann  zugelassen  und  kleineren 
(Art.  3  Abs.  3),  sowie  ausnahmsweise  auch  anderen  Brennereien  die  Einreichung 
des  Betriebsplans  für  kürzere  Zeit  als  für  einen  Kalendermonat  gestattet  werden. 


^)  Ein  Grundriss  ist  bis  auf  weiteres  nur  von  den  Inhabern  der  unter 
die  Maischraumsteuer  fallenden  Brennereien  und  der  nicht  unter  die  obligatorische 
Steuerfixation  fallenden  Presshefebrennereien  zu  verlangen. 
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Findet  sich  bei  der  von  der  Steuerbehörde  vorzunehmenden  Prüfung  des 
Betriebsplans  nichts  zu  erinnern,  so  werden  beide  Exemplare  von  derselben  ge- 
nehmigt und  vollzogen.  Das  eine  Exemplar  bleibt  bei  der  Steuerbehörde,  das 
andere  wird  dem  Brennerei-Inhaber  zurückgegeben,  welcher  dasselbe  noch  vor 
Anfang  der  ersten  Einmaischung,  beziehungsweise  vor  dem  ersten  Brenntage  in 
dem  Brennereilokale  oder  an  einem  anderen  von  der  Steuerbehörde  hierfür  zu 
bezeichnenden  Orte  niederzulegen,  während  der  Dauer  des  Betriebs  unbeschädigt 
zu  erhalten  und  den  Beamten  der  Steuerverwalhmg  auf  Verlangen  zur  Ein- 
sicht vorzulegen  hat. 

Nach  Ablauf  der  Betriebszeit  muss  dieses  Exemplar  von  dem  Brennerei- 
inhaber binnen  3  Tagen  an  die  Steuerbehörde  zurückgegeben  und  kann  alsdann 
gegen  das  bei  der  Steuerbehörde  zurückgebliebene  Exemplar  umgetauscht  werden. 


7)  Besondere   Bestimmi|ngen  für  die  einzelnen  Erhebungsarten. 
a.  Für  die  Maischraninsteaer. 

Art.  13. 

1)  Die  Einmaischungen  dürfen  in  den  Monaten  Oktober  bis  einschliesslicb 
März  mur  von  moi^ens  5  Uhr  bis  abends  10  Uhr,  in  den  übrigen  Monaten  aber 
nur  von  morgens  3  Uhr  bis  abends  10  Uhr  geschehen. 

2)  Die  Verwendung  von  Maischbütten  unter  einem  Hektoliter  Inhalt  ist 
verboten. 

3)  Die  Benützung  der  Maischbütten  moss  in  einer  regelmässigen  Reihen- 
folge derart  geschehen,  dass  in  der  zuerst  geleerten  Maischbütte  auch  mit  der 
Einmaischung  zuerst  wieder  begonnen  wird. 

4)  Das  Abbrennen  der  Maische  muss  entweder  am  dritten  oder  am  vierten 
Tilge  nach  der  Einmaischung,  den  Tag  derselben  mitgerechnet,  geschehen  und 
danach  der  Betriebsplan  eingerichtet  werden.  Die  an  einem  Tage  bereitete 
Maische  muss  auch  an  einem  Brenntage  vollständig  abgetrieben  werden. 

5)  In  den  Monaten  Oktober  bis  einschliesslich  März  darf  nur  von  morgens 
5  Uhr  bis  abends  8  Uhr,  in  den  übrigen  Monaten  aber  nur  von  morgens  3  Uhr 
bis  abends  8  Uhr  gebrannt  werden. 

6)  Es  ist  verboten,  den  angemeldeten  Maischraum  eigenmächtig  zu  er- 
weitem oder  an  anderen  Tagen,  in  anderen  Räumen  oder  in  anderen  Gefassen, 
als  in  dem  amtlich  genehmigten  Betriebsplane  angemeldet  sind,  oder  ohne  An- 
meldung bei  der  Steuerbehörde  und  ohne  deren  Genehmigung  einzumaischen, 
Maische  zuzubereiten  oder  aufzubewahren. 

7)  Der  steuerfreie  Gebrauch  von  Nebengefassen,  z.  B.  Vormaischbütt«n, 
Kühl-  und  Hefengefassen,  Maischreservoirs  u.  s.  w.,  ist  unter  Beachtung  der  von 
der  Steuerbehörde  vorzuschreibenden  KontroUemassregeln  in  einem  den  Bebriebs- 
verhältnissen  entsprechenden  Umfange  gestattet. 

8)  Der  Betrag  der  zu  entrichtenden  Steuer  wird  auf  Gnmd  des  amtlich 
genehmigten  Betriebsplans  (Art.  12)  festgestellt. 

9)  Auf  Antrag  des  Brennerei-Inhabers  kann  die  Steuerbehörde  von  den  in 
Ziff.  1  und  3  bis  5  erteilten  Vorschriften  Ausnahmen  zulassen. 
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b.  Für  die  Branntweinmaterialsteuer. 
Art.  14. 

1)  Wer  Branntwein  aus  den  in  Art.  4  genannten  Stoffen  bereiten  will, 
hat  3  Tage  zuvor  (Art.  12  Abs.  1)  der  Steuerbehörde  ein  doppeltes  Verzeichnis 
über  Menge  und  Gattung  seiner  sämtlichen  Materialvorräte  unter  Angabe  des 
Aufbewahrungsorts  nach  dem  von  der  Steuerbehörde  vorzuschreibenden  Muster 
einzureichen,  auch  jeden  ferneren  Zugang  zur  Nachtragung  in  das  Verzeichnis 
sogleich  in  doppelter  Ausfertigung  anzumelden. 

Was  in  Art.  12  Abs.  3  für  die  Aufbewahrung  des  Betriebsplans  vorge- 
schrieben ist,  gilt  auch  für  das  bescheinigt  von  der  Steuerbehörde  zurückzu- 
gebende Exemplar  des  Materialvorratsverzeichnisses. 

Der  zur  Verarbeitung  bestimmte  Teil  des  Materials  wird  auf  Grund  des 
Betriebsplans,  welcher  den  Aufbewahrungsort  während  der  Betriebszeit  angeben 
muss,  in  dem  Vorratsverzeichnisse  abgeschrieben. 

Während  des  Zeitraums,  auf  welchen  der  Betriebsplan  lautet,  und  solange 
die  Brennerei  nicht  amtlich  ausser  Gebrauch  gesetzt  worden  ist,  darf  in  der 
Brennerei  kein  anderer  als  der  in  dem  Betriebsplan  angegebene  Vorrat  von 
den  in  Art.  4  bezeichneten  Stoffen  vorhanden  sein. 

Jede  Verwendung  des  in  dem  Vorratsverzeichnisse  enthaltenen  Materials 
zu  anderen  Zwecken  als  zum  Branntweinbrennen  muss  der  Steuerbehörde  an- 
gezeigt und  nachgewiesen  werden,  es  müsste  denn  auf  ferneren  Brennereibetrieb 
bis  zum  Beginn  des  nächsten  Betriebsjahrs  ganz  verzichtet  werden,  in  welchem 
Falle  die  Materialkontrolle  von  der  Verzichtleistung  ab  bis  dahin  aufhört. 

2)  Nach  Uebergabe  des  Materialvorratsverzeichnisses  hat  die  Steuerbehörde 
die  angemeldeten  Vorräte  zu  revidieren.  Bei  der  Revision  werden  alle  Gefässe, 
welche  Vorräte  an  Material  enthalten,  für  voll  angenommen.  Ausnahmen  hier- 
von können  in  unbedenklichen  Fällen  für  eines  der  Gefässe  mit  Füllungen  von 
gleichen  Stoffen  und  bei  eingestampften  Weintrebern  für  alle  Gefässe  zuge- 
lassen werden. 

Bei  eingestampften  Weintrebern,  Kernobst  und  Trebern  von  Kernobst 
werden  als  obere  unbrauchbare  Schichte  10  Prozent  des  Inhaltes  der  Gefässe 
oder,  wenn  dieselben  nicht  für  voll  angenommen  wurden,  des  Materialquantums 
in  Abzug  gebracht. 

3)  Der  Revision  wird  das  nach  Ziff.  1  abzugebende  Verzeichnis  zu  Grunde 
gelegt. 

Ergibt  sich  hierbei  nach  dem  in  Ziff.  2  Abs.  2  gedachten  Abzüge  gegen 
den  angezeigten  Gesamtvorrat  ein  Mehrbetrag  und  beläuft  sich  dieser  nicht  auf 
ein  Zehuteil  des  angezeigten  Gesamtvorrats,  so  tritt  wie  bei  einem  Minderbe- 
funde nur  eine  Berichtigung  des  Verzeichnisses  ein,  wegen  eines  grösseren  Mehr- 
befundes  kann  das  Strafverfahren  eingeleitet  werden. 

4)  Der  zum  Brennen  angemeldete  und  in  dem  Materialvorratsverzeichnisse 
zu  diesem  Zwecke  abgeschriebene  Teil  der  Materialien  wird  auf  Grund  des  Be- 
triebsplans besonders  revidiert.  Bei  Abweichung  des  Befundes  von  der  ange- 
meldeten Menge  findet  die  in  Ziff.  3  gegebene  Vorschrift  Anwendung. 

5)  Material,  das  bei  der  Revision  verdorben  oder  untauglich  zur  Ver- 
wendung in    der  Brennerei  gefunden  werden  sollte,    ist  von  dem  revidierenden 
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Steuerbeamten,  wenn  es  mehr  als  die  nach  ZifF.  2  Abs.  2  zu  vergütende  Schichte 
begreift,  aus  dem  Aufbewahrungsgefösse  sogleich  auszusondern  und  in  dem 
Materialvorrats\'erzeichnisse  oder  dem  Betriebsplane  abzusetzen  vmd  zum  Brennen 
unbrauchbar  zu  machen. 

6)  Weniger  als  6  hl  der  in  Art.  4  Lit.  a  und  b  oder  3  hl  der  in  Art.  4 
Lit.  c  genannten  StofiFe  dürfen  für  einen  Monat  nicht  angemeldet  werden. 

7)  In  Ansehung  der  Brennzeit  greifen  zwar  die  Bestimmungen  des  Art.  13 
ZiflF.  5  beziehungsweise  Ziff.  9  ebenfalls  Platz.  Die  Brennzeit  kann  jedoch, 
wenn  die  Anzahl  der  angemeldeten  Blasenfüllungen,  welche  nicht  weniger  als 
2  an  einem  Tage  betragen  darf,  hinter  der  Produktionsfahigkeit  der  Blase  zurück- 
bleibt, durch  die  Steuerbehörde  auf  das  wirkliche  Bedürfnis  vermindert  werden. 

8)  Der  Betriebsplan  (Art.  12)  darf  für  die  Periode,  auf  welche  er  lautet, 
nur  auf  Stoffe  von  einem  und  demselben  Steuersatze  gerichtet  sein.  Wenn  je- 
doch für  die  ganze  angemeldete  Betriebszeit  der  nach  Massgabe  der  Stoffe 
relativ  höchste  Steuersatz  (Art.  4)  entrichtet  wird,  so  findet  in  der  Auswahl 
der  in  Art.  4  genannten  Stoffe  und  in  der  Abwechslung  bei  ihrer  Verarbeitung 
keine  Beschränkung  statt.  Der  Betrag  der  zu  entrichtenden  Steuer  wird  auf  Grund 
der  nach  dem  Betriebsplane  vorzunehmenden    amtlichen  Revisionen   festgesetzt. 

c.  Pur  die  Steuerflxation. 

Art.  15. 

1)  Der  Betrieb  ist  bei  der  erstmaligen  Anmeldung  im  Betriebsjahre  in 
der  Regel  mindestens  3  Tage,  bei  den  folgenden  Anmeldungen  aber  spätestens 
am  Tage  vor  der  ersten  Einmaischung,  beziehungsweise  vor  dem  ersten  Brenn, 
tage  der  Steuerbehörde  nach  einem  vorzuschreibenden  Muster  (Betriebserklärung) 
schriftlich  zu  erklären. 

Der  Betrag  der  zu  entrichtenden  Steuer  wii-d  auf  Grund  der  amtlich  «ge- 
nehmigten Betriebserklärung  berechnet  und  den  Pflichtigen  hierüber  eine  Aus- 
fertigung erteüt,  welche  in  der  Brennerei  zur  Einsicht  der  Steuerbeamten  nieder- 
zulegen, während  der  Fixationsperiode  aufzubewahren  und  binnen  3  Tagen  nach 
Ablauf  derselben  an  die  Steuerbehörde  zurückzuHefem  ist. 

2)  Während  der  Fixationsperiode  dürfen  keine  anderen  DestilUergeräte 
als  die  deklarierten  benützt  und  diese  Geräte  auf  keine  Weise  in  ihrer  Beschaffen- 
heit und  Einrichtung  verändert  werden. 

Auch  dürfen  keine  anderen  als  die  dazu  erklärten  Stoffe  von  einerlei 
Steuersatz  Verwendung  finden. 

3)  Im  Falle  der  Verarbeitung  mehliger  Stoffe  findet  bezüglich  der  Ver- 
wendung  von  Nebengefässen    die  Vorschrift   in  Art.    13  Ziff.  7    Anwendung. 

4)  Die  Fixationsperiode  muss  in  der  Regel  eine  ununterbrochene  Brennzeit 
von  mindestens  3  Tagen  umfassen. 

Bei  sich  ergebenden  Zwischenräumen  im  Betriebe  kann  die  Fixation  ent- 
weder einzeln  für  jeden  Betriebsabschnitt  gewährt  oder  sogleich  auf  sämtliche 
Betriebsabschnitte  innerhalb  eines  und  desselben  Kalendermonats  erstreckt  werden. 

5)  Die  Brennerei-Inhaber,  welche  die  Steuer  im  Wege  der  Fixation  ent- 
richten, sind  von  der  Einreichung  von  Betriebsplänen  und  dem  Nachweise  ihrer 
Materialbestände  entbunden. 
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Die  Steuerkontrolle  beschränkt  sich  darauf,  die  Geräte  nur  während  der 
rixationsperiode  frei  zu  machen  und  die  Einhaltung  der  vorstehend  unter  Ziff.  1 
bis  4  getroffenen  Bestimmungen  sicher  zu  stellen. 

6)  Anträge  auf  Steuerfixation  im  Wege  des  freien  Uebereinkommens 
(Art.  5  Abs.  3)  sind  nach  den  von  der  Steuerverwaltung  zu  erlassenden  Vor- 
schriften zu  behandeln. 

Die  vorstehend  in  Ziff.  2  Abs.  1  und  in  Ziff.  5  Abs.  1  erteilten  Bestim- 
mungen sollen  indessen  auch  für  diese  Fixationen  massgebend  sein.  Werden 
die  festgesetzten  Vertragsbestimmungen  nicht  erfüllt,  so  kann  die  Steuerbehörde 
die  gewährte  Fixation  jederzeit  zurücknehmen. 

7)  Für  die  nur  die  Abfälle  der  eigenen  Biererzeugung  verarbeitenden 
Brennerei-Inhaber  (Art.  5  Abs.  5)  werden  die  erforderlichen  Vorschriften  von  der 
Steuerverwaltung  erteilt. 

8)  Diese  kann  auch  Abweichungen  von  den  oben  in  Ziff.  1  und  4  ent- 
haltenen Bestimmungen   zur  Erleichterung  kleiner  Brennereibetriebe  gewähren. 

8)    Verhältnis    zur   Malzsteuer. 
Art.  16. 

Die  Malzsteuer  ist  in  Zukunft  von  demjenigen  Malz  nicht  mehr  zu  ent- 
richten, welches  unter  Beobachtung  der  von  der  Steuerverwaltung  vorzuschreiben- 
den Kontrollemassregeln  zur  Erzeugung  von  Branntwein  verwendet  wird. 


III.  Steuer  vom  eingeführten  Branntwein. 

Art.  17. 

Von  dem  aus  dem  freien  Verkehr  des  deutschen  Zollgebiets  ohne  den 
Nachweis  vorgängiger  Verzollung  nach  Württemberg  eingehenden  Branntwein 
ist  die  Steuer  in  dem  oben  zu  Art.  1  bezeichneten  Betrage  als  Uebergangssteuer 
zu  erheben. 

Nach  dem  dort  festgestellten  Verhältnisse  werden  auch  die  Uebergangs- 
steuersätze  für  Branntwein  über  und  unter  50  "  Tralles  festgesetzt  und  erhoben. 

Die  Erhebung  und  Kontrollierung  der  Uebergangssteuer  richtet  sich  nach 
den  Bestimmungen  für  den  Uebergangsverkehr. 

Niederlagen  für  unversteuerten  Branntwein  können  an  Orten,  wo  ein  Be- 
dürfnis im  Interesse  des  Verkehrs  als  vorhanden  anzuerkennen  ist.  nach  näherer 
Anordnung  des  Finanzministeriums  errichtet  werden. 

Auf  die  Ausfuhr  von  Branntwein,  aus  welchem  die  Uebergangssteuer  nach 
der  Bestimmung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  entrichtet  worden  ist,  finden  die 
Bestimmungen  in  Art.  9  Abs.  1  bis  3  Anwendung. 

Die  Steuerverwaltung  ist  ermächtigt,  für  den  im  Uebergangsverkehr  ein- 
geführten Branntwein,  welcher  zu  den  im  vierten  Absatz  von  Art.  9  bezeich- 
neten gewerblichen  Zwecken  bestimmt  ist,  Steuerrückvergütung  zu  gewähren. 
Die  Bestimmung  der  Sätze  und  Bedingungen  der  Steuerrückvergütung  geschieht 
im  Wege  der  Verordnung. 

Bezüglich  der  Verjährung  gelten  die  Bestimmungen  des  Art.  7. 
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IT.  Abgabe  vom  Ausschank  nnd  Kleinverkanf  des  Branntweins. 

Art.  18. 

Wer  Branntwein  (Alkohol,  Weingeist,  Sprit)  irgend  eines  Stärkegrades, 
wozu  auch  Liqueure  aller  Art  zu  rechnen  sind,  ausschenkt  oder  im  kleinen, 
d.  h.  in  Quantitäten  unter  20  1  verkauft,  unterliegt  einer  jährlichen  Abgabe  von 
5  M.  bis  240  M. 

Die  Abgabe  wird  auf  die  dem  Gewerbetreibenden  obliegende  Anzeige 
von  der  Bezirkssteuerbehörde  nach  vorgängiger  Rücksprache  mit  dem  Bezirks- 
polizeiamt festgesetzt  und  im  Falle  der  Ausdehnung  oder  Abnahme  des  Betriebs, 
jedoch  erst  mit  dem  Beginn  des  nächstfolgenden  Verwaltungsjahrs,  erhöht  oder 
veraiindert.     Dieselbe  ist  in  4  Quartalraten  zu  entrichten. 

Wird  der  Branntweinschank  oder  Kleinverkauf  eingestellt,  so  ist  die  Ab- 
gabe noch  für  dasjenige  Quartal,  in  welchem  der  Gewerbebetrieb  aufgehört  hat, 
ganz  zu  entrichten.  Auch  wird  mindestens  eine  Quartalrate  dann  angesetzt, 
wenn  der  Branntweinschank  oder  Kleinverkauf  nur  ganz  vorübergehend  bei 
einem  besonderen  Anlasse,  z.  B.  während  eines  Jahrmarkts,  betrieben  werden  soll. 

Branntweinbrenner  und  andere  Personen,  welche  nur  ihren  selbst  oder 
durch  Lohnbrenner  erzeugten  Branntwein  in  Quantitäten  von  2  1  und  darüber 
verkaufen,  fallen  nicht  unter  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Artikels, 
wenn  sie  nicht  als  Gast-  oder  Schankwirte  zum  Ausschank  von  Branntwein  be- 
rechtigt sind,  beziehungsweise  von  dieser  Berechtigung  Gebrauch  machen  oder 
das  Gewerbe  eines  Kaffeewirts,  Zuckerbäckers,  Apothekers,  Kaufmanns,  Krämers, 
Marketenders,  Kostreichers   einer  öffentlichen  Anstalt    und  dergleichen  ausüben. 

Ebensowenig  fällt  der  Verkauf  von  Branntwein  aus  Verlassenschaften 
oder  im  Wege  der  obrigkeitlichen  Zwangsveräusserung  unter  die  Bestimmungen 
dieses  Artikels. 

Andere  bloss  zufällige  Veräusserungen  von  Branntwein  unter  20  1,  je- 
doch nicht  unter  2  1,  können  in  ausserordentlichen  Fällen  auf  vorherige  An- 
zeige bei  der  Steuerbehörde,  nach  deren  Ermessen,  abgabefrei  gestattet  werden, 
wenn  sie  keinen  gewerblichen  Charakter  haben. 

Bezüglich  der  Verjähi-ung  gelten  die  Bestimmungen  des  Art.  7. 

Y.  Strafbestimmnngen. 

Begriff  und   Strafe   der   Steuerhinterziehung. 

Art.  19. 

Wer  es  unternimmt,  die  Branntweinsteuer  (Art.  1  bis  5)  zu  hinterziehen, 
hat  eine  dem  vierfachen  Betrage  der  vorenthaltenen  Steuer  gleichkommende 
Geldstrafe  verwirkt.     Neben  der  Strafe  ist  die  Steuer  zu  entrichten. 

Kann  der  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer  nicht  mehr  ermittelt  werden, 
80  ist  auf  eine  Geldstrafe  von  10  M.  bis  3000  M.  zu  erkennen. 

Art.  20. 
Die  Hinterziehung   wird   insbesondere   dann   als  vollbracht  angenommen: 
1)  wenn   eine  Gewerbshandlung,   von  deren  Ausübung  die  Entrichtung  der 
Branntweinsteuer   abhängig  ist,   vorgenommen  wird,  solche  aber  in  der 
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von  der  Steuerbehörde  vollzogenen  und  der  Steuerentrichtung  zu  Grund 
liegenden  Betriebsanmeldung  (Betriebsplan,  Betriebserklärung)  gar  nicht 
oder  dergestalt  unrichtig  angegeben  ist,  dass  daraus  eirie  Steuerverkürzung 
folgt; 
2)  wenn  den  bei  Bewilligung  der  Steuerfixation  festgestellten  Bedingungen 
zum  Nachteile  der  Steuerinteressen  entgegengehandelt  wird. 
Das  Dasein  der  unter  Ziff.  1  und  2  genannten  Thatsachen  begründet  die 
Strafe  der  Hinterziehung. 

Art.  21. 
Wenn  nicht  angemeldete  oder  amtlich  ausser  Gebrauch  gesetzte  Maisch- 
gefässe  zum  Einmaischen  eigenmächtig  benützt  worden  sind,  so  ist  auf  jeden 
dritten  Tag  der  nächst  vorhergegangenen  90  Tage,  vom  Zeitpunkt  der  Ent- 
deckung an  zurückgerechnet,  eine  Einmaischung  in  diesen  Gefässen  anzunehmen 
und  hiernach  der  Betrag  der  zurückgebliebenen  Steuer  und  der  Steuerhinter- 
ziehungsstrafe zu  bestimmen,  insofern  nicht  entweder  eine  grössere  Steuerhinter- 
ziehung ermittelt  oder  die  Nichtbenutzung  während  der  betreffenden  90  Tage 
oder  eines  Teils  dieses  Zeitraumes  nachgewiesen  wird. 

Art.  22. 
Sind  in  Fällen,  in  welchen  die  Branntweinmaterial-  oder  die  Fixations- 
steuer  zu  entrichten  ist,  nicht  angemeldete  oder  amtlich  ausser  Gebrauch  ge- 
setzte Destilliergeräte  unbefugterweise  in  Betrieb  gesezt  worden,  so  soll  ein 
ununterbrochener  Gebrauch  des  Destillierapparats  während  der  nächst  vorher- 
gegangenen 90  Tage  vom  Zeitpunkte  der  Entdeckung  an  zurückgerechnet,  und 
diejenige  Materialmenge,  welche  während  dieser  Zeit  auf  dem  unbefugterweise 
in  Gebrauch  gesetzten  Geräte  hat  zu  Branntwein  verarbeitet  werden  können, 
nach  dem  höchsten  Steuersatz  angenommen  und  der  Betrag  der  zurückgebliebenen 
Steuer  und  der  Steuerhinterziehungsstrafe  hiernach  bemessen  werden,  insofern 
nicht  entweder  eine  grössere  Steuerhinterziehung  ermittelt  oder  der  Nichtbe- 
trieb,   beziehungsweise  ein  geringerer  Umfang  des  Betriebs  nachgewiesen  wird. 

Strafe  der  heimlichen  oder  anmeldungs  wid  rigen  Zubereitung 
und   Aufbewahrung  von  Maische. 

Art.  23. 

Wird  an  anderen  Tagen,  in  anderen  Räumen  oder  in  anderen  Gefässen, 
als  in  dem  amtlich  vollzogenen  Betriebsplane  angemeldet  sind,  oder  ohne  An- 
meldung bei  der  Steuerbehörde  eingemaischt,  Maische  zubereitet  oder  aufbewahrt 
oder  der  angemeldete  Maischraum  eigenmächtig  erweitert,  so  tritt  eine  Geld- 
strafe bis  zu  800  M.  ein,  es  mag  einer  oder  der  andere  dieser  Fälle  oder  sie 
mögen  vereinigt  stattgefunden  haben. 

Eine  Geldstrafe  im  gleichen  Betrage  ist  verwirkt ,  wenn  in  Brennereien, 
welche  der  Steuerfixation  unterliegen ,  Maische  der  Vorschrift  in  Art.  5  Abs.  2 
Lit.  a  und  Art.  l-^i  Ziff.  3  zuwider  zubereitet  oder  aufbewahrt  wird. 

Sind  die  vorgenannten  Handlungen  mit  einer  Steuerhinterziehung  verbun- 
den, so  tritt  eine  Verschärfung  der  Hinterziehungsstrafe  (Art.  19  und  20)  durch 
einen  Zusatz  innerhalb  des  vorstehenden  Rahmens  ein. 
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Strafe  der  unterlassenen  oder  unrichtigen  Anmeldung  steuer- 
pflichtiger Materialien. 

Art.  24. 

Wenn  gegen  die  Vorschrift  des  Art.  14  Ziff.  1  steuerpflichtige  Materialien 
entweder  gar  nicht  angezeigt  oder  in  grösserer  Menge,  als  solche  nach  den 
Bestimmungen  des  Art.  14  Ziff.  3  und  4  straffrei  ist,  oder  an  anderen  Orten, 
als  das  Vorratsverzeichnis  und  der  Betriebsplan  ausweisen ,  vorgefunden ,  oder 
wenn  der  Vorschrift  in  Art.  15  Ziff.  2  Abs.  2  zuwider  andere  als  die  erklärten 
Stoffe  verarbeitet  werden,  so  findet  eine  Geldstrafe  bis  zu  300  M.  statt. 

Sind  die  vorgenannten  Handlungen  mit  einer  Steuerhinterziehung  ver- 
bunden, so  tritt  eine  Verschärfung  der  Hinterziehungsstrafe  (Art.  19  und  20) 
durch  einen  Zusatz  innerhalb  des  vorstehenden  Rahmens  ein. 

Strafe  der  unterlassenen  oder  unrichtigen  Anz  eige  der  Geräte. 

Art.  25. 
Wenn  Brennereigeräte  oder  die  damit  vorzunehmenden  oder  vorgenom- 
menen Aenderungen  der  Vorschrift  der  Art.  11  und  37  zuwider  nicht  oder  un- 
richtig angezeigt,  oder  wenn  gegen  die  Vorschrift  des  Art.  15  Ziff.  2  Abs.  1 
Aenderimgen  an  der  Brennvorrichtung  vorgenommen  worden  sind,  so  tritt,  falls 
nicht  auf  eine  Hinterziehungsstrafe  erkannt  wird,  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu 
300  M.  ein. 

Strafe  wegen  Unterlassung  oder  Aenderung  der  Gerätebezeichnung. 

Art.  26. 
Wenn  die  auf  Grand  des  Art.  11  Abs.  3  amtlich  angeordnete  Bezeichnung 
der  Gerate  unterlassen  oder  die  nach  amtlicher  Anordnung  bewirkt«  Bezeich- 
nung zerstört,  verändert  oder  nachgemacht  wird,  so  tritt,  falls  nicht  auf  eine 
Hinterziehungsstrafe  erkannt  wird,  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  300  M.  ein,  es 
wäre  denn,  dass  im  Falle  der  Zerstörung  der  Bezeichnung  eine  zufällige  Ent- 
stehung der  Zerstörung  glaubhaft  gemacht  und  binnen  12  Stunden  nach  Wahr- 
nehmung derselben  bei  der  Steuerbehörde  Anzeige  gemacht  wird. 

Strafe  der  Abweichung  von  der  Maisch-  und   Brennzeit,  sowie 
der   gestatteten   Benützung   von   Brennvorrichtungen. 

Art.  27. 

Abweichungen  von  den  Tageszeiten,  an  welchen  eingemaischt  werden 
soU,  sowie  Abweichimgen  von  den  erklärten  Tagen  des  Blasenbetriebs  oder  von 
der  an  diesen  Tagen  gestatteten  Brennfrist  werden  mit  Ordnungsstrafen  bis  zu 
5  M.  und  bei  Wiederholungen  bis  zu  60  M.  geahndet,  falls  nicht  glaubhaft  ge- 
macht werden  kann,  dass  diese  Abweichungen  durch  unverschuldete  Betriebs- 
störungen herbeigeführt  worden  sind. 

Wird  in  Brennereien,  welche  der  Steuerfixation  (Art.  5  Abs.  2 — 6  und 
Art.  .39)  unterliegen,  das  Brennverfahren  ohne  die  vorgeschriebene  Anmeldung 
oder  vor  der  angemeldeten  Zeit  begonnen  oder  nach  Umfluss  dieser  Zeit  fort- 
gesetzt,  oder  werden   der  Vorschrift  in  Art.  15  Ziff.  2  zuwider  andere  als  die 
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deklarierten  Destilliergeräte  benützt,  so  ist  eine  Geldstrafe  bis  zu  300  M.  ver- 
wirkt. Sind  die  vorgenannten  Handlungen  mit  einer  Steuerhinterziehung  ver- 
bunden, so  tritt  eine  Verschärfung  der  Hinterziehungsstrafe  (Art.  19  und  20) 
durch  einen  Zusatz  innerhalb  des  vorstehenden  Rahmens  ein. 

Strafe  des  ordnungsv?idrigen  Verfahrens  mit  den  Betriebsplänen, 
Materialvorrats  ver  zeichnissen  und  Betriebserklärungen. 

Art.  28. 

Eigenmächtige  Aenderungen  in  dem  von  der  Steuerbehörde  vollzogenen 
Betriebsplane  (Art.  12)  werden,  insofern  nicht  eine  härtere  Strafe  verwirkt  ist, 
mit  Ordnungsstrafen  bis  zu  150  M.  und  im  Wiederholungsfalle  bis  zu  300  M. 
geahndet. 

Wenn  der  Betriebsplan  nicht  reinlich  aufbewahrt  und  nicht  bereit  ge- 
halten wird,  um  ihn  in  unbeschädigtem  und  leserlichem  Zustande  jederzeit  den 
Steuerbeamten  vorlegen  zu  können,  so  tritt  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  15  M. 
ein,  auch  wenn  nicht  erweislich  ist,  dass  der  Plan,  um  eine  Zuwiderhandlung 
zu  verbergen,  weggeschafft  oder  beschädigt  worden  ist. 

Das  in  betreff  der  Betriebspläne  in  vorstehendem  Bestimmte  gilt  auch 
für  die  Materialvorratsverzeichnisse  (Art.  14  Ziff.  1)  und  Betriebserklärungen 
(Art.  15  Ziff.  1). 

Verschlussverletzung. 

Art.  29. 
Die  Verletzung  des  amtlichen  Verschlusses  an  Maisch-,  Destillier-  und 
anderen  Geräten  wird,  wenn  keine  Steuerhinterziehung  damit  verbunden  ist, 
mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  60  M.  geahndet,  es  wäre  denn,  dass  binnen 
12  Stunden  nach  Wahrnehmung  der  Verletzung  bei  der  Steuerbehörde  Anzeige 
erstattet  und  glaubhaft  gemacht  wird,  dass  die  Verletzung  durch  Zufall  ent- 
standen ist. 

Widersetzung   gegen   die  Kontrolle. 

Art.  30. 
Wer  sich  Handlungen  oder  Unterlassungen  zu  schulden  kommen  lässt, 
wodurch  ein  Steuerbeamter  an  der  Vornahme  der  ihm  naÄh  Art.  10  zustehen- 
den Kontrolle  einer  Brennerei  verhindert  wird ,  hat  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu 
150  M.  verwirkt,  wenn  nicht  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  für  das 
Deutsche  Reich  Anwendung  finden. 

Gefährdung   der   Ueb  ergangssteuer. 

Art.  31. 
Die  Bestrafung  der  Verfehlungen  in  betreff  der  Uebergangssteuer  (Art.  17) 
geschieht  nach  den  Strafbestimmungen  des  Vereinszollgesetzes  vom  10.  Juli  1869 
<Reg.-Blatt  S.  276  ff.).' 

Missbrauch   von   Steuerrückvergütungen. 

Art.  32. 
Wer  eine  Steuerrückvergütung  oder  Freilassung  von  der  Uebergangssteuer 
erlangt  oder   zu  erlangen  versucht,  welche  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  einem 
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geringeren  Betrage,  als  nach  der  vorschriftsmässigen  Erklärung  beansprucht  ist, 
bewilligt  werden  kann,  oder  wer  steuerfreien  Branntwein  zu  anderen  als  den 
gestatteten  Zwecken  verwendet  (Art.  9  und  17),  unterliegt,  neben  der  Verbind- 
lichkeit zum  Ersätze  der  Rückvergütung  beziehungsweise  zur  Zahlung  der 
Uebergangssteuer,  der  Strafe  der  Steuerhinterziehung  (Art.  19  Abs.  1),  welche 
in  dem  vierfachen  Betrag  der  imgebührlich  beanspruchten  Summe  besteht. 

Von  einer  Strafeinschreitung  ist  abzusehen,  wenn  der  Unterschied  zwischen 
Erklärung  und  amtlichem  Befund  3  Prozent  nicht  übersteigt  oder  ein  grösserer 
Unterschied  durch  zufällige  Einflüsse  genügend  entschuldigt  werden  kann. 

Strafe  der   Hinterziehung  der  Abgabe  vom   Ausschank   und 
Klein  verkauf  des   Branntweins. 

Art.  33. 

Wer  Branntwein  in  irgend  einer  Art  ausschenkt  oder  im  kleinen  verkauft 
(Art.  18),  ohne  zuvor  der  Bezirkssteuerbehörde  hiervon  schriftlich  oder  mündlich 
Anzeige  gemacht  zu  haben,  macht  sich,  auch  wenn  er  sonst  zu  diesem  Klein- 
verkauf berechtigt  wäre,  der  Abgabehinterziehung  schuldig. 

Diese  Abgabehinterziehimg  wird  mit  dem  vierfachen  Betrag  der  von  der 
Bezirkssteuerbehörde  nach  Massgabe  des  Art.  18  anzusetzenden  Abgabe ,  neben 
Nachholung  dieser  Abgabe,  bestraft. 

Kontrollestrafen. 
Art.   34. 
Wird  in  den  in  Art.  20  ZiflF,  1  und  2,  Art.  32  und  33   genannten  Fällen 
nachgewiesen,    dass  eine  Hinterziehung  nicht  habe  verübt  werden  können  oder 
nicht  beabsichtigt  gewesen  sei,  so  tritt  nur  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  60  M.  ein. 
Einer  Geldstrafe  bis  zu  30  M.  unterliegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
übrigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  soweit  sie  nicht  mit  besonderen  Strafen 
bedroht  sind,  sowie  gegen  die  zum  Vollzug  desselben  erlassenen  und  öffentlich 
oder  den  Beteiligten  besonders  bekarmt  gemachten  Vorschriften. 

Rückfall. 
Art.  35. 

Wer  eine  der  in  Art.  19,  20  Zifi".  1  und  2,  Art.  32  und  33  aufgeführten, 
mit  der  Hinterziehungsstrafe  zu  belegenden  Zuwiderhandlungen  wiederholt  ver- 
übt, nachdem  im  Laufe  der  vorangegangenen  3  Jahre  gegen  ihn  wegen  einer 
gleichartigen  Zuwiderhandlung  vom  Gerichte  oder  von  der  Verwaltungsbehörde 
eine  Hinterziehungsstrafe  rechtskräftig  erkannt  worden  ist,  unterliegt  für  den 
ersten  Rückfall  der  Strafe  des  a^^htfachen,  für  den  zweiten  Rückfall  der  Strafe 
des  sechzehnfachen  und  für  den  ferneren  Rückfall  der  Strafe  des  zwanzigfachen 
Betrags  der  zurückgebliebenen  Abgabe  oder  ungebührlich  beanspruchten  Ver- 
gütung. Neben  der  Strafe  ist  die  Abgabe  zu  entrichten  oder  die  Vergütung 
zurückzuerstatten. 

Als  gleichartig  in  Beziehung  auf  den  Rückfall  werden  angesehen  einer- 
seits die  Hinterziehungen  der  Steuer  bei  der  Branntweinbereitung  (Maischraum-, 
Material-  und  Fixationssteuer),  sowie  durch  Missbrauch  von  Steuerrückvergütung 
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oder  Steuerbefreiung  unter  sich,  andererseits  die  Hinterziehungen  der  Abgabe 
vom  Ausschank  und  Kleinverkauf  des  Branntweins. 

Gegen  die  strafrechtlich  verantwortlichen  Brennerei-Inhaber  oder  Geschäfts- 
führer darf  eine  Rückfallsstrafe  nur  erkannt  werden,  wenn  sie  zur  Ausführung 
der  Hinterziehungen  mitgewirkt  haben. 

Die  für  die  Wiederholung  anderer  vorschriftswidriger  Handlungen  be- 
sonders angedrohte  Straferhöhung  findet  statt,  wenn  die  gleichartige  Handlung 
im  Laufe  von  3  Jahren  nach  der  wegen  einer  solchen  ergangenen  rechtskräftigen 
Verurteilung  begangen  wird. 

Strafrechtliche   Verantwortlichkeit   und   Teilnahme. 

Art.  36. 

Für  die  im  Brennereibetriebe  vorkommenden  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  gegenwärtige  Gesetz  ist  der  Brennerei-Inhaber  strafrechtlich  verantwortlich, 
auch  weim  die  betreffenden  Zuwiderhandlungen  nicht  von  ihm  selbst  verübt 
wurden.  Wird  jedoch  nachgewiesen,  dass  die  Zuwiderhandlung  ohne  sein  Wissen 
oder  gegen  seinen  Willen  von  einem  Hausgenossen,  Gewerbegehilfen  oder  Tag- 
löhner  verübt  Avorden  sei,  so  unterliegen  nur  diese  der  hierauf  gesetzten  Strafe. 

Der  Brennerei-Inhaber  kann  die  Uebertragung  seiner  strafrechtlichen  Ver- 
antwortlichkeit auf  einen  selbständigen  Geschäftsführer  bei  der  Steuerbehörde 
in  Antrag  bringen.  Die  Genehmigung  des  Antrags  hat  die  Wirkung,  dass  die 
volle  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  von  dem  Brennerei-Inhaber  auf  den  Ge- 
schäftsführer übergeht. 

Wird  der  Brennerei-Inhaber  oder  der  Geschäftsführer  bestraft,  so  ist  die 
Mitwirkung  der  Hausgenossen,  Gewerbegehilfen  oder  Taglöhner  nicht  strafbar. 
Die  Beihilfe  und  die  Begünstigung  durch  andere  Personen  sind  strafbar,  auch 
wenn  auf  Seite  des  Thäters  nur  eine  Uebertretung  vorliegt.  Die  Anstiftung 
wird  nach  Massgabe  des  §  48  Abs.  2  des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche 
Reich,  die  Beihilfe  und  die  Begünstigung  aber  werden  mit  einer -Geldstrafe  bis 
zu  100  M.  bestraft.  Im  übrigen  ist  die  Frage,  wer  als  Anstifter,  Gehilfe  oder 
Begünstiger  zu  bestrafen  sei,  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  für 
das  Deutsche  Reich  zu  beurteilen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  bezüglich  derjenigen,  welche  Rück- 
vergütung oder  Freilassung  von  Steuer  beanspruchen,  entsprechende  Anwendung. 

Die  Brennerei-Inhaber,  solche  Gewerbetreibende,  welche  Rückvergütung 
oder  Freilassung  von  Branntweinsteuer  ansprechen,  und  die  Kleinverkäufer  von 
Branntwein  haben  für  diejenigen  Geldstrafen  und  Kosten  zu  haften,  zu  welchen 
wegen  einer  mit  ihrem  Gewerbebetrieb  in  Verbindung  stehenden  Zuwiderhand- 
lung einer  ihrer  Hausgenossen,  Gewerbegehilfen  oder  Taglöhner  verurteilt  wird. 

VI.  Uebergangsbestimmungen. 

Art.  37. 
Diejenigen,  welche  zur  Zeit  der  Einführung  dieses  Gesetzes  eine  Brennerei 
oder  einen  Destillierapparat  bereits  besitzen,  sind  verpflichtet,  der  Steuerbehörde 
die    in   Art.  11    vorgeschriebene   Nachweisung    der   Betriebsräume    und   Geräte, 
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wenn  ein  Betrieb  stattfinden  soll,  mindestens  8  Tage  vor  Anfang  desselben, 
sonst  aber  jedenfalls  binnen  60  Tagen  nach  Inkraftreten  des  Gesetzes  ein- 
zureichen. 

Art.  38. 

Bis  auf  weiteres  werden  folgende  Steuerermässigungen  gewährt: 

a.  Von  den  in  Art.  3  Abs.  3  bezeichneten,  sowie  von  den  nach  Art.  5 
Abs.  2  der  Steuerfixation  unterliegenden  Brennereien,  welche  mehlige 
Stoffe  verarbeiten,  wird  die  Steuer  nur  mit  */«  des  vollen  Steuersatzes 
(Art.  3  Abs.  2)  erhoben. 

b.  Diejenigen  Brennereien  mehliger  Stoffe,  welche  täglich  mehr  'als  10'/«. 
aber  nicht  über  15  hl  Maischraum  bemaischen,  imterliegen  nur  dem  in 
Art.  3  Abs.  3  festgestellten  Steuersatze  von  '"/e  der  Maischraumsteuer. 

c.  Die  nach  Art.  5  Abs.  2  der  Steuerfixation  unterliegenden  Brennereien 
nichtmehliger  Stoffe  haben  die  Branntweinmaterialsteuer  nur  mit  *  e  der 
vollen  Steuersätze  (Art.  4  Abs.  2)  zu  entrichten. 

Art  39. 

Bis  auf  weiteres  können  diejenigen  Brennerei-Inhaber,  welche  die  Brennerei 
mehliger  Stoffe  nur  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  30.  April,  diejenige  nicht- 
mehliger Stoffe  nur  in  der  Zeit  vom  1.  August  bis  30.  Aprü  betreiben,  nur  ihre 
selbst  gewonnenen  Erzeugnisse  abbrennen  \md  eine  einfache  Brennvorrichtung 
ohne  Dampfzuleitung  mit  unmittelbarer  Feuerung  und  mit  einer  einzigen  Brenn- 
blase von  höchstens  100  1  Rauminhalt  ohne  Vorwärmer  benützen,  gegen  Ein- 
haltung der  von  dem  Finanzministerium  festzustellenden  Bedingungen  zur  Ent- 
richtung der  Steuer  in  Form  einer  ermässigten  Pauschalsimime  zugelassen  werden. 

Die  Steuerverwaltung  ist  ermächtigt,  ausnahmsweise  auch  andere  Brenn- 
zeiten zu  gestatten. 

Art  40. 

Der  zur  Zeit  des  Eintritts  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  im  freien 
Verkehr  des  Königreichs  befindliche  Branntwein  jeder  Art,  einschliesslich  der 
Liqueure,  unterliegt  im  Wege  der  Nachversteuenmg  einer  Steuer  von  10  M.  35  Pf. 
vom  Hektoliter  zu  50  "  nach  dem  Alkoholometer  von  Tralles. 

Von  dieser  Nachsteuer  ist  befreit: 

a.  derjenige  Branntwein,  welcher  nachweislich  der  Eingangs  Verzollung  oder 
der  Uebergangsversteuerung  nach  Art.  17  unterlegen  hat; 

b.  der  eigene  Vorrat,  wenn  die  Gesamtmenge  eines  und  desselben  Inhabers 
15  1  Branntwein  zu  50"  nach  dem  Alkoholometer  von  Tralles  nicht 
übersteigt. 

Art.  41. 
Die  Entrichtung  der  Nachsteuer  liegt  dem  Inhaber  des  nachsteuerpflich- 
tigen Branntweins  ob.  Derselbe  hat  seinen  Vorrat,  gleichviel  ob  er  ihn  in 
seinen  eigenen  oder  in  fremden  Räumen  aufbewahrt ,  nach  ergangener  öffent- 
licher Aufforderung  innerhalb  des  von  der  Steuerbehörde  bestimmten  Termins 
der  Ortssteuerbehörde  anzumelden  und  die  hierfür  entfallende  Steuer,  soweit 
nicht  Stundung  nach  den  von  der  Steuerverwaltung  getroffenen  Bestinmiungen 
eintreten  kann,  an  die  Bezirkssteuerbehörde  zu  entrichten. 
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Art.  42. 
Eine  Nachsteuer  wird  nicht  erhoben,  solange  der  steuei-pflichtige  Brannt- 
weinvorrat nach  den  von  der  Steuerverwaltung  getroffenen  Bestimmungen  unter 
amtlicher  Kontrolle  in  einer  steuerfreien  Niederlage  sich  befindet,  oder  wenn 
er  unter  Einhaltung  der  von  der  Steuerbehörde  angeordneten  Kontrollen  ausge- 
führt oder  zur  steuerfreien  Verwendung  für  gewerbliche  Zwecke  bestimmt  wird. 

Art.   43. 

Gefährdungen  der  Nachsteuer  werden  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  über  Steuerhinterziehungen  bestraft. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  .36  finden  bezüglich  der  Nachsteuer  ent- 
sprechende Anwendung. 

VII.  Schlnssbestimmungen. 

Art.  44. 

Das  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  hinsichtlich  der  Betriebsvorschriften 
(Art.  10 — 15)  im  Falle  des  Bedürfnisses  weitere  Erleichterungen  zu  gewähren. 

Das  Finanzministerium  ist  ferner  ermächtigt,  kleineren  Brennereien,  welche 
zu  einer  Genossenschaft  vereinigt  sind,  die  Begünstigung  des  Art.  3  Abs.  3  auch 
dann  zu  gewähren,  wenn  dieselben  täglich  über  10  V^  hl  Maischbüttenraum  be- 
maischen. 

Art.  45. 
Für  die  Verwilligung   von   solchen    Steuerbefreiungen,   Rückvergütungen 
und  Erleichterungen,    deren   Gewährung   auf  Grund    dieses  Gesetzes   in  das  Er- 
messen der  Behörde  gestellt  ist,  wird  eine  Sportel  nicht  erhoben. 

Art.  46. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1885  in  Wirksamkeit. 

Von  diesem  Tage  an  treten  die  Gesetze  vom  21.  August  1865'),  betreffend 
die  Abgabe  von  dem  zur  Branntweinbereitung  verwendeten  Malz  und  die  Ab- 
gabe von  Branntweinkleinverkauf  (Reg.-Blatt  S.  287),  und  vom  24.  März  1881, 
betreffend  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken  (Reg.-Blatt 
S.  173),  ausser  Kraft. 

Die  vor  dem  1.  Juli  1885  noch  nicht  abgerügten  Verfehlungen  gegen 
diese  Gesetze  sind  auf  Grund  der  Strafbestimmungen  derselben  abzuurteilen. 

Unsere  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen  sind  mit  der  Vollziehung 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Gegeben  Stresa,  den  18.  Mai  1885. 

Karl. 
Mittnacht.         Renner.         Faber.        'Holder.         Steinheil.         Sarwey. 


^)  Infolgedessen  erlischt  auch  die  seitherige  Bestimmung  (Art.  11),  dass 
sämtliche  Branntweinbrennereien  des  Landes  der  Gewerbesteuer  unterlagen. 
Dies  wird  fortan  nur  insoweit  noch  der  Fall  sein,  als  sie  gewerbsmässig  be- 
trieben werden. 
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Zu  Art.  2  des  vorstehenden  Gesetzes  nun  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Von  der  fakultativen  Zulassung  der  Fabrikatsteuer  wurde  hier  trotz 
des  Vorgangs  von  Bayern  Umgang  genommen.  Dieselbe  würde  entweder  sehr 
tief  eingreifende  Kontrollen  oder  sehr  kostspielige  Kontrolleapparate  erfordern, 
welch  letztere  überdies  bei  Brennereien  mit  einem  so  kleinen  Erzeugnisse,  wie 
es  in  Württemberg  selbst  in  grösseren  Betrieben  nur  erzielt  wird,  keine  An- 
wendung finden  können.  Den  Interessen  der  Presshefebrennereien,  für  welche 
etwa  die  Fabrikatsteuer  doch  Wert  hätte,  soll  durch  Zulassung  zur  Steuerfixation 
Rechnung  getragen  werden. 

Auf  die  Wahl  der  in  Art.  2  genannten  verschiedenen  Erhebungsarten  oder 
Besteuerungsformen  war  ebenso  die  Technik  der  Brennerei  als  die  Rücksicht 
auf  die  besonderen  Betriebsverhältnisse  der  bestehenden  Brennereien 
von  bestimmendem  Einfluss. 

Die  Branntweinbrennerei  hat  bei  der  Verarbeitung  mehliger  Stoffe, 
also  insbesondere  von  Kartoffeln  und  Getreide,  zuerst  aus  dem  Stärkemehl  den 
gärungsfähigen  Zucker,  dann  aus  dem  Zucker  den  Alkohol  zu  gewinnen  und 
schliesslich  durch  Destillation  den  Alkohol  von  den  noch  vorhandenen  fremden 
Stoffen  zu  trennen.  Der  Prozess  beginnt,  nach  der  entsprechenden  Vorbereitung 
der  Materialien  durch  Zerkleinem  und  Kochen  oder  Dämpfen,  mit  demMaisch- 
process,  d.  i.  mit  dem  Zusatz  von  gleichfalls  zerkleinertem  Malz  und  Wasser. 
Ist  dieser  Prozess  unter  gehöriger  Vermischung  aller  Bestandteile  beendigt  und 
die  Maische  abgekühlt,  so  wird  durch  den  Zusatz  der  Hefe  die  Gärung  ein- 
geleitet, um  den  im  Maischprozess  gewonnenen  Zucker  in  Alkohol  und  Kohlensäure 
zu  zerlegen.  Die  hierdurch  erzielte  weingare  Maische  enthält  ausser  dem  Alkohol 
noch  Wasser  und  fremde  Stoffe.  Die  Abtrennung  des  Alkohols  wird  durch  die 
Erhitzung  der  Flüssigkeit  in  der  Blase  bewirkt,  d.  i.  durch  die  Destillation. 

Die  Maischraumsteuer,  die  erste  der  in  Art.  2  genannten  Erhebungs- 
arten, knüpft  an  den  Maischraum  der  Gärbütten  an,  in  welchen  die  weingare 
Maische  gewonnen  wird. 

Von  den  zur  Branntweinbereitung  verwendeten  nichtmehligen  Stoffen 
haben  die  zuckerhaltigen,  wie  Zucker,  Honig,  Melasse,  Rüben,  Stein-  und 
Kernobst,  Obst-  und  Weintreber,  nur  die  beiden  letzten  Operationen,  die  Gärung 
und  die  Destillation,  die  bereits  gegorenen  Materialien  aber,  wie  Wein, 
Weinhefe,  gewisse  Brauereiabfälle,  nur  die  Destillation  durchzumachen. 

Die  Mehrzahl  dieser  Stoffe  kann  von  der  Maischraumsteuer  nicht  erreicht 
werden,  sofern  ihr  Abtrieb  ein  anderer  ist,  als  der  von  mehligen  Stoffen.  Nur 
Melasse,  Rüben  und  Rübensäfte  eignen  sich  unter  gewissen  Einschränkungen 
auch  für  diese  Besteuerungsform.  Bei  den  übrigen  genannten  Stoffen  und  unter 
Umständen  auch  bei  Melasse,  Rüben  und  Rübensäften  tritt  an  die  Stelle  der 
Maischraumsteuer  die  Branntweinmaterialsteuer,  die  zweite  der  Erhebungs- 
arten nach  Art.  2. 

Der  einfachste  Destillierapparat  besteht  aus  dem  Destillierkessel  oder 
der  Blase,  aus  dem  Helm  oder  Hut,  in  welchem  sich  die  aus  der  Blase  ent- 
wickelten Dämpfe  verdichten,  aus  dem  Kühlapparat,  in  welchem  die  Dämpfe  wieder 
in  tropfbare  Flüssigkeit  sich  verwandeln,  endlich  aus  der  Vorlage  zur  Auftiahme 
des  Destillats.  Verbesserte  Apparate  sind  die  Blasen  mit  Vorwärmer,  dann 
die  mit  besonderen  Vorrichtungen  zur   Verstärkung   des   Destillats   versehenen 
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Apparate,  welche  auf  den  ersten  Zug  fertigen  Branntwein  von  mindestens  50  Pro- 
zent liefern,  während  bei  den  Apparaten  einfacher  Art  zunächst  nur  , Lutter', 
Branntwein  von  weniger  als  25  Prozent  Alkohol,  erzeugt  wird,  der  erst  einer 
nochmaligen  Destillation,  dem  Feinbrand,  unterworfen  werden  muss;  femer  an 
Stelle  der  direkten  Feuerung  die  Dampfbrennapparate,  und  unter  diesen  die 
vollendetsten,  die  kontinuierlichen. 

Den  Rückstand   bei   der  Destillation  bildet  die  alkoholfreie  Schlempe. 

In  Württemberg  standen  im  Kalenderjahr  1883  10,278  Brennereien  im 
Betrieb,  von  welchen  4074  vorwiegend  mehlige  Stoffe  (1816  Kartoffeln,  2258  Ge- 
treide und  andere  solche  Stoffe),  6204  vorwiegend  nichtmehlige  Stoffe  verarbei- 
teten, insbesondere  2495  Kernobst  und  Treber  von  solchem,  Beerenfrüchte  aller 
Art,  1592  eingestampfte  Weintreber,  1258  Brauereiabfälle,  739  Steinobst,  Obst- 
wein, Trauben,  81  flüssige  Weinhefe,  16  Rüben  und  Rübensaft,  14  Hefenbrühe, 
1  Melasse,  8  andere  Materialien.  —  Von  diesen  10,278  Brennereien  benützten 
nach  einer  vorläufigen  Aufnahme  6137  noch  ältere  Einrichtungen  ohne  Vor- 
wärmer mit  geradem  Kühlrohr,  3117  gleichfalls  solche  ältere  Einrichtungen,  nur 
mit  verbesserter  Kühlvorrichtung.  Die  Zahl  der  Brennereien  mit  Vorwärmer  und 
Schlangenrohr,  welche  aber  nicht  sofort  fertiges  Produkt  liefern,  betrug  679;  sofort 
fertiges  Produkt  lieferten  nur  108  Brennereien ;  Dampf brennereien  wurden  237  ge- 
zählt. —  Schon  hieraus  wird  ersichtlich,  wie  sehr  in  Württemberg  der  Kleinbetrieb 
vorherrscht.  In  der  That  gewinnen  in  einem  Jahr  durchschnittlich  an  Branntwein 
von  50  **  Tralles  4282  Brennereien  nur  bis  zu  50  1,  1736  bis  zu  1  hl,  1742  bis 
zu  2  hl,  1628  bis  zu  5  hl,  548  bis  zu  10  hl,  187  bis  zu  20  hl,  92  bis  zu  50  hl  — 
und  nur  63  über  50  hl,  nämlich  30  bis  zu  100  hl  und  33  darüber. 

Dass  auf  die  so  gearteten  Betriebsverhältnisse  Rücksicht  ge- 
nommen werden  musste,  leuchtet  ein.  In  dem  Gesetz  vom  18.  Mai  1885 
ist  daher  nicht  bloss ,  im  wesentlichen  wie  in  der  norddeutschen  Steuergemein- 
schaft und  in  Bayern  —  und  schon  hierin  abweichend  von  dem  früheren  württem- 
bergischen Gesetz  vom  19.  September  1852  — ,  eine  Ermässigung  um  ein  Sechs- 
teil des  Normalsteuersatzes  der  Maischraumsteuer  allen  denjenigen  Brennereien 
eingeräumt,  welche  an  einem  Tage  nicht  über  10,5  hl,  Maischbüttenraum  be- 
maischen  (Art.  3  Abs.  3),  sondern  es  sind  auch,  nach  dem  Vorgange  von  Bayera, 
noch  mehrere  weitergehende  Erleichterungen  von  vornherein  bewilligt.  Die 
Steuerfixation  —  also  die  dritte  der  in  Art,  2  des  Gesetzes  genannten 
Erhebungsarten  —  soll  nicht  bloss,  wie  in  der  norddeutschen  Steuergemeinschaft 
und  wie  früher  in  Württemberg,  für  den  Abtrieb  von  nichtmehligen  Stoffen, 
sondern  auch  für  die  Verarbeitung  von  mehligen  Stoffen  in  Brennereien,  welche 
in  Maischgefässen  von  zusammen  nicht  über  15  hl  Rauminhalt  täglich  nicht 
über  5  hl  bemaischen  und  nur  Brennblasen  von  höchstens  2  hl  Rauminhalt 
von  einfacher  Konstruktion  mit  direkter  Feuerung  benützen,  ferner  für  die 
kleinen  Brauereien,  endlich  für  die  Presshefebrennereien  zugelassen  werden 
(Art.  5);  ja  die  Steuerfixation  soll  für  die  kleineren  Brennereien  sowohl  mehliger 
als  nichtmehliger  Stoffe  geradezu  eine  obligatorische  sein  (Art.  5  Abs.  2). 
Es  würden  femer  die  Inhaber  von  Brennereien,  welche  unter  diese  obligatorische 
Steuerfixation  fallen,  die  Brennerei  aber  nicht  gewerbsmässig  betreiben, 
von  der  Verpflichtung  zur  Anmeldung  der  einzelnen  Abtriebe  und  zur  Dekla- 
ration   der  Abtriebszeiten   befreit  und  würde  denselben   die  beliebige  Wahl  der 
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Brennzeit  und  der  Brenndauer,  worüber  sie  nur  ein  sogenanntes  Brennregister 
zu  fuhren  hätten,  überlassen  werden  können  (VoUziehungsverfugung  §  28).  — 
Endlich  wird  für  eine  längere  Uebergangszeit  den  Inhabern  ganz  kleiner  Bren- 
nereien, welche  nur  ihre  selbstgewonnenen  Erzeugnisse  abbrennen,  eine  einfache 
Brennvorrichtung  ohne  Dampfzuleitung  mit  tmmittelbarer  Feuerung  und  eine 
einzige  Blase  von  höchstens  100  1  Rauminhalt  ohne  Vorwärmer  benützen,  welche 
endlich  mehlige  Stoffe  nur  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  30.  April,  nichtmehlige 
Stoffe  nur  in  der  Zeit  vom  1.  August  bis  30.  April  abtreiben,  die  Entrichtung 
der  Steuer  in  der  Form  einer  ermässigten  Pauschalsumme—  also  bis  auf 
weiteres  in  einer  vierten  Erhebungsweise  —  (Gesetz  Art.  39)  gestattet;  und 
werden  gleichfalls  bis  auf  weiteres  (Art.  38)  diesen  und  anderen  kleinen  Bren- 
nern noch  sonstige  Steuerermässigungen  auf  ^/e  und  */6  des  Normalsatzes  gewährt. 

Zu  Art.  3.  Dem  Steuersatz  von  1  M.  31  Pf.  für  1  hl  Rauminhalt  der 
Maisch(Gär-)bütte  liegt  die  Annahme  zu  Grunde,  dass  aus  1  hl  Maischraum 
•5  1  absoluter  Alkohol  oder  10  1  Branntwein  zu  50°  Tralles  ausgebracht  werden. 
Grössere  Brenner  können  jedoch  mit  ihren  verbesserten  Einrichtungen,  bei  sorg- 
faltigerer Behandlung,  dickerer  Einmaischung  u.  s.  w.  bis  zu  9  und  9'/«  Prozent 
Ausbeute  gelangen.  Bei  9  Prozent  Ausbeute  aber  treffen  auf  1  hl  Branntwein 
nicht  mehr  13,10  M.,  sondern  nur  7,27  M.  Steuer.  Hierin  liegt  ein  Sporn  für  die 
Entwickelung  der  Industrie,  die  erziehende  Wirkung  des  Maischraumsteuersystems. 
Dass  dasselbe  auch  seine  Mängel  hat  —  wie  denn  z.  B.  selbst  die  Rohstoffe  gleicher 
Gattung  keineswegs  immer  die  gleiche  Alkoholausbeute  gewähren  — ,  soll  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden. 

Die  Ermässigung  der  Maischraumsteuer  um.  Ve  in  Abs.  3  ist  anderwärts 
den  sogenannten  landwirtschaftlichen  Brennereien  bewilligt.  Die  Erfahrung 
hat  aber  gezeigt,  dass  die  Grenze  zwischen  diesen  und  den  übrigen  Brennereien 
schwer  zu  ziehen  ist.  Das  württembergische  Gesetz  hat  sich  deshalb  die  bestimmtere 
Unterscheidung  angeeignet,  welche  schon  in  einem  1869  dem  Reichstag  vorgelegenen 
Gesetzesentwurf  vorgeschlagen  war.  Der  innere  Grund  für  dieSteuerermäs- 
sigung  nach  Abs.  3  ist  der,  dass  sich  bei  den  kleineren  Brennereien  die  Vergärung 
der  Maische  nicht  so  intensiv  vollzieht,  wie  bei  den  grösseren,  und  dass  deshalb 
die  Alkoholausbeute  eine  geringere  ist.  Vielleicht  darf  man  sagen,  die  kleineren 
Brennereien  haben  die  Hauptschwierigkeit  in  der  Zerkleinerung  der  Materialien 
und  in  der  Notwendigkeit,  dünner  zu  maischen,  um  den  erforderlichen  Tempe- 
raturgrdden  wenigstens  nahe  zu  kommen.  Die  Steuerermässigung  ist  daher 
weniger  eine  Begünstigung  als  eine  Ausgleichung  der  zwischen  Gross- 
und  Kleinbetrieb   bestehenden  verschiedenen  wirtschaftlichen  Bedingungen. 

Bis  auf  weiteres  soll  übrigens  die  Ermässigimg  der  Steuer  nicht  bloss 
e  i  n  Sechsteil,  sondern  zwei  Sechsteile  derselben  betragen  (Art.  38  Lit.  a). 

Zu  Art.  4.  Die  Regierung  wollte  zuerst  auch  die  Treber  (Lit.  b)  mit  50  Pf. 
besteuern  (wie  Lit.  a).  Sie  ging  davon  aus,  dass  aus  den  Materialien  Lit.  a 
und  b  3,82  Prozent,  aus  den  Materialien  Lit.  c  7,64  Prozent  Branntwein  zu  50 " 
gewonnen  werden.  Dagegen  wurde  eingewendet,  die  Qualität  dieser  Materialien 
sei  doch  eine  so  verschiedene,  dass  man  nicht  die  höchsten  Ausbeutesätze  für  aUe 
zu  Grunde  legen  dürfe.  Weiche  süsse  Birnen  werden  schwerlich  die  gleiche 
Menge  Branntwein  geben,  wie  Treber  von  Kernobst  oder  Weintreber.  Brannt- 
wein aus  letzteren  gehöre  auch  nicht  zu  den  angenehmsten  Spirituosen,  während 
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die  aus  Beeren  und  Kirschen  gewonnenen  Branntweine  wegen  ihres  feinen  Ge- 
schmacks einen  hohen  Handelswert  haben.  Infolgedessen  wurde  zwischen  den 
Materialien  Lit.  a  und  b  unterschieden. 

Auf  die  verschiedenen  Steuersätze  wird  noch  zurückzukommen  sein. 

Der  Artikel  5  unterscheidet  eine  obligatorische  und  eine  fakulta- 
tive Steuerfixation.  Der  ersteren  (Abs.  2)  sollen  alle  kleineren  Brenne- 
reien unterliegen,  bei  welchen  es  sich  nicht  lohnen  würde,  eine  specielle  Auf- 
sicht eintreten  zu  lassen. 

Dass  bei  Brennereien  mehliger  Stoffe  die  Steuerfixation  eintreten  soll, 
hat  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  Moriz  Mohl  aufs  entschiedenste  be- 
kämpft. Gewiss  sei  er  einer  der  aufrichtigsten  Freunde  unserer  agrarischen 
Zustände,  ein  Verteidiger  des  gleichen  Erbrechts  und  der  freien  Teilbarkeit 
des  landwirtschaftlichen  Grundeigentums.  Aber  etwas  anderes  sei  eine  demo- 
kratische Branntweinsteuergesetzgebung.  Er  halte  es  für  rechtswidrig  und  ge- 
meinschädlich, schlecht  eingerichtete  Brennereien  unter  der  Bedingung  ihrer 
schlechten  Einrichtung,  kleine  Brennereien,  weil  sie  klein  sind,  Brenner  aus  dem 
Grunde,  weil  sie  Landwirte  sind,  gesetzlich  zu  begünstigen,  ihnen  eine  elende 
Brennereieinrichtung  als  Bedingung  von  Steuer-  und  anderen  Privilegien  zu 
setzen  und  ihnen  durch  Beseitigung  von  Kontrollen  Steuerhinterziehungen  zu 
ermöglichen.  Er  halte  auch  das  Bestehen  von  tausenden  kleiner  Brennereien 
aus  dem  Grunde  für  nicht  begünstigungswürdig,  weil  es  das  Branntwein  trinken 
in  diesen  bäuerlichen  Familien  und  Kreisen  verbreite.  Kleine  und  grosse  Brenne- 
reien gehören  unter  das  gleiche  Gesetz. 

Umgekehrt  hat  in  der  Kammer  der  Standesherren  der  Erbgraf  von  Rech- 
berg dem  Zweifel  Ausdruck  geben  wollen,  ob  die  unter  die  obligatorische 
Steuerfixation  fallenden  Brenner  so  leicht  imstande  wären,  ihren  Betrieb  fort- 
zusetzen. Wenn  nicht  mehr  als  5  hl  Maischraum  täglich  bemaischt  werden 
dürfen,  brauche  der  Brenner  keine  Blase  von  2  hl,  sondern  es  würde  eine  solche 
von  83  1  genügen.  Nur  wenn  man  die  Bestimmungen  über  die  Pauschalsteuer 
(Art.  39)  oder  die  in  Aussicht  gestellte  vereinfachte  Betriebskontrolle  mit  dem 
Brennregister  (s.  oben  zu  Art.  2)  mit  in  das  Auge  fasse,  könne  man  sich  wegen 
der  Zukunft  der  kleinen  Brenner  beruhigen. 

Die  Maximalgrenze  für  den  obligatorischen  Eintritt  der  Steuerfixation 
bei  mehligen  Stoffen  soll  die  tägliche  Bemaischung  van  5  hl  Maischraum  bilden. 
Dagegen  ist  nach  dem  früher  Bemerkten  die  Maximalgrenze  für  den  Eintritt 
der  ordentlichen  Steuerermässigung  bei  der  Maischraumsteuer  um  ein 
Sechsteil  (Art.  3  Abs.  3)  die  tägliche  Bemaischung  von  10 '/z  hl.  Diese  Steuer- 
ermässigung soll  aber  für  eine  unbestimmte  Uebergangszeit  sogar  zwei  Sechs- 
teile betragen;  wogegen  bis  auf  weiteres  eine  Ermässigung  um  ein  Sechsteil 
der  Steuer  solche  Brennereien  geniessen  würden,  welche  täglich  zwar  mehr  als 
10 '/ü  hl,  aber  nicht  über  15  hl  Maischraum  bemaischen  (Art.  38).  Die  einzige 
Brennblase  der  fixierten  Brenner  mehliger  Stoffe  soll  im  Maximum  2  hl  fassen 
dürfen,  dagegen  diejenige  der  Brenner,  welche  zu  der  Pauschalsteuer  zugelassen 
werden  können,  nur  ein  hl. 

Unter  den  in  Art.  5  Abs.  2  Lit.  a  genannten  Brennvorrichtungen  von 
einfacher  Konstruktion  für  mehlige  Stoffe  sind  zunächst  solche  Vorrichtungen 
zu  verstehen,  welche  nur  mit  Brennblase,  Helm,  Kühlrohr  und  Kühlfass  versehen 
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sind.  Es  werden  dazu  jedoch  auch  solche  Brennapparate  gezählt,  welche  da- 
neben noch  einen  Vor-  oder  Maischwärmer,  ein  Luttergefass  and  einen  oder  zwei 
Dephlegmat orbecken  besitzen;  also  doch  schon  Apparate,  mit  denen  auf  den 
ersten  Zug  fertiger  Branntwein  gewonnen  werden  kann  (vgl.  Geiger,  Das  [baye- 
rische] Gesetz  über  den  Branntweinaufschlag  u.  s.  w.  1881,  S.  75—77).  Brenn- 
\ orrichtungen  mit  unmittelbarer  Feuerung  sind  diejenigen,  bei  welchen  kein 
Dampf  in  die  Brennblase  geleitet  wird.  Durch  die  Anbringung  von  Wasser-, 
Dampf-  oder  Sandbädem  an  den  Brennblasen  wird  der  Begriff  der  unmittel- 
baren Feuerung  nicht  ausgeschlossen  (Vollzugsverfögung  §  3  Ziff.  2).  So  viel 
über  die  obligatorische  Fixation  bei  Branntwein  mehliger  Stoffe. 

Brennereien  nichtmehliger  Stoffe  unterliegen  der  obligatorischen 
Fixation  (Art.  5  Abs.  2  Lit.  b)  auch  dann,  wenn  ihre  Brennvorrichtung  weniger 
einfach  konstruiert  ist,  sofern  nur  die  Übrigen  Voraussetzungen  zutreffen  (Maxi- 
malverwendung von  50  beziehungsweise  25  hl  im  Jahr).  Abgesehen  hiervon  können 
Brennereien  nichtmehliger  Stoffe  aber  auch  auf  Grund  eines  freien  TJeber- 
einkommens  mit  der  Steuerverwaltung  die  Fixation  erlangen  (Abs.  3). 

Unter  besonderen  Umständen  soll  dies  gleichfalls  zulässig  sein: 

a.  bei  kleineren   Brennereien,    mit   welchen     eine   Brauerei    gewerbsmässig 
betrieben  wird  (Abs.  4). 

b.  bei  Presshefebrennereien  (Abs.  6). 
Allgemein  gilt  noch  für  die  Steuerfixation  die  Bestimmung,   dass  die 

Steuer  nicht  nach  dem  wirklich  benützten  Maischraum  oder  nach  der  wirklich 
verwendeten  Materialmenge,  sondern  nach  derjenigen  Maisch-  oder 
Materialmenge  berechnet  wird,  welche  gemäss  der  Leistungs- 
fähigkeit der  zum  Gebrauch  bestimmten  Brennvorrichtung  inner- 
halb einer  bestimmten  Betriebszeit  in  Branntwein  umgewandelt 
werden  kann  (Gesetz  Art.  5  Abs.  1,  Vollzugs  Verfügung  §  3  Ziff.  1). 

Die  Gesetzartikel  6  bis  16  geben  zu  Bemerkungen  keinen  Anlass. 
Zu  Art.  17.  Dieser  Artikel  büdet,  die  finanzielle  Seite  des  Gesetzes  ins 
Auge  gefasst,  den  Schwerpunkt  des  Gesetzes.  Die  eigene  Jahresproduktion 
Württembergs  an  Branntwein  kann  etwa  auf  39,000  hl  zu  50  '^  Tralles  geschätzt 
werden,  wogegen  die  Einfuhr  aus  dem  Zollgebiet  in  den  letzten  Jahren  86,000  hl 
betrug.  Der  Ertrag  der  Steuer  von  der  inländischen  Produktion 
"wurde  danach  unter  Berücksichtigung  der  verschiedenen  gesetzlichen  Steuer- 
ermässigungen auf  etwa  270,000  M.  veranschlagt,  wogegen  die  Uebergangs- 
steuer  zu  13,10  M.  für  1  hl  1,126,000  M.  einbringen  würde.  Dazu  dann  noch 
l  die  Kleinverkaufsabgabe  (Art.  18)  mit  rund  300,000  M. 

Die  Ausfuhr  von  Branntwein  aus  Württemberg  hat  in  den  letzten  Jahren 
[  3200  hl  betragen.     Es  wird   eine  kleine  Steigerung   auf  3500  hl  angenommen 

Kund  ist  hierfür  in  dem  Etat  die  Ausfuhrvergütung  berechnet  mit  13,10  M. 

W  auf  1  hl,  also  zusammen  45,850  M.  Zu  technischen  Zwecken  sollen  erforderlich 
sein  26,500  hl,  was  bei  Gewährung  der  vollen  Steuerrückvergütung  von  13,10  M. 
für  1  hl  347,150  M.  ergeben  würde.  Dabei  ist  vorausgesetzt,  dass  der  Brannt- 
wein nicht  inländisches  Erzeugnis ,  sondern  eingeführtes  Fabrikat  aus  dem  Zoll- 
gebiet sein  werde,  wofür  die  entrichtete  oder  angeschriebene  Uebergangssteuer 
im  vollen  Betrag   zurückbezahlt   oder  abgeschrieben   werden   müsste.     Im 
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übrigen  soll  die  Steuerrückvergütung  für  den  aus  Württemberg  ausgeführten 
Branntwein  nur  8  M.  für  1  hl  zu  50  °  Tralles  bei  12,44  Reaumur  betragen, 
und  soll  auch  für  den  in  Württemberg  erzeugten,  zur  Essigbereitung  und  anderen 
gewerblichen  Zwecken  verwendeten  Branntwein  mehr  nicht  zurückvergütet  werden. 
Die  Voraussetzung  ist  dabei  die,  dass  zur  Ausfuhr  und  zur  technischen  Ver- 
wendung nur  das  Erzeugnis  solcher  Brennereien  gelangen  werde,  welche  mit 
ihren  verbesserten  Einrichtungen  nach  dem  zu  Art.  3  Bemerkten  nicht  bloss 
5  Prozent,  sondern  mindestens  8,2  Prozent  Ausbeute  zu  erzielen  vermögen. 
Ausgeführte  Liqueure  und  sonstige  mit  Zucker  versetzte  weingeisthaltige  Ge- 
tränke, deren  Stärkegrad  durch  den  Alkoholometer  nicht  ermittelt  werden  kann, 
erhalten  4,80  M.  für  1  hl  zurück. 

Für  den  zu  gewerblichen  Zwecken  verwendeten  Branntwein 
wurde  schon  durch  Gesetz  vom  24.  März  1881  Steuerfreiheit  bewilligt.  In 
Gemässheit  dieses  Gesetzes  beziehen  den  Branntwein  steuerfrei  die  Essig- 
und  Bleiweiss-,  Lack-  und  Politurfabriken,  die  Färberei  und  chemische  Wäscherei, 
die  Theerfarben-  und  Mineralölfabrikation,  die  Hutmacherei,  die  Fabrikation 
vieler  Chemikalien,  als  des  Chloroforms,  Jodoforms,  Chloralhydrats ,  Schwefel- 
äthers, CoUodiums,  HoflFmannsgeists,  der  sämtlichen  Alkaloide,  der  Salicylsäure, 
der  salicyl-  und  essigsauren  Salze  (des  Bleizuckers  u.  s.  w.),  der  als  Arzneistoffe 
dienenden  Extraktivstoffe.  Dagegen  erstreckt  sich  die  Steuerfreiheit  nicht  auf 
den  für  die  Seifen-  und  Parfümeriefabrikation  bestimmten  oder  für  den  Brannt- 
wein, welcher  auf  die  Herstellung  von  zum  menschlichen  Genüsse  dienenden 
Fabrikaten  verwendet  wird. 

Zu  Art.  18.  Der  Abgabe  unterliegt:  a.  der  Ausschank,  d.  h.  der 
Verkauf  in  Mengen  unter  2  1  zum  sofortigen  Genuss  in  der  Verkaufsstätte; 
b.  der  Kleinhandel,  d.  h.  der  Verkauf  in  Mengen  unter  2  1  unter  Aus- 
schluss des  sofortigen  Genusses  in  der  Verkaufsstätte,  und  c.  der  Kleinver- 
kauf, d.  h.  der  Verkauf  in  Mengen  von  2  bis  20  1.  Zum  Ausschank  und 
Kleinhandel  ist  polizeiliche  Erlaubnis  erforderlich  (Reichsgewerbeordnung  §  38). 
Im  Etatsjahr  1883/84  bezahlten  die  Abgabe  15,379  Personen,  welche  zum 
Ausschank  und  Kleinhandel  konzessioniert  waren,  sodann  387  Klein  Verkäufer ; 
und  zwar  waren  eingeschätzt  517  und  14  in  den  niedersten  Satz  von  4,80  M. 
(künftig  5  M.),  ferner 

a  und  b.  c. 

4153  Personen,    70  Personen 

5652         „  116 

2742         „  69 

1069         ,  45         ^ 

558         ,  30 

688        ,  43 

Der  Ertrag  der  Abgabe  von  Ausschank  und  Kleinverkauf,  kann,  wie  schon 
erwähnt,  in  runder  Summe  auf  300,000  M.  veranschlagt  werden. 

Zu  den  Straf  bestimmungen  Art.  19  ff.  Da  die  in  den  vorhergehenden 
Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen  im  wesentlichen  der  bayerischen  und  der  nord- 
deutschen Gesetzgebung  über  die  Branntweinabgabe  nachgebildet  sind,  so  erschien 
es  angezeigt,  auch  die  Strafbestimmungen  an  dieselbe  anzuschliessen.  Die  Abwei- 
chungen bestehen  in  der  Hauptsache  in  Strafmilderungen.  Auch  sollen  bei  der  ersten 
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Einführung  des  Gesetzes  Versehen  und  Verstösse  der  Abgabepflichtigen,  welche  mehr 
in  der  Unkenntnis  oder  Ungeschicklichkeit  der  letzteren  als  in  einem  üblen  Willen 
ihren  Grund  haben  würden,  mit  billiger  Schonung  und  Nachsicht  beurteilt  werden 

Zu  den  Straf  bestimm  ungen  im  einzelnen  ist  eine  weitere  Bemerkung  nicht 
zu  machen. 

Die  Strafgelder  fliessen  nach  dem  Gesetz  vom  23.  Juni  1853  in  die  Unter- 
stützungskasse für  die  niederen  Diener  der  Steuerverwaltung. 

Zu  Art.  38  und  39.  Die  Worte  ,bis  auf  weiteres"  bedeuten,  dass  eine 
Aenderung  nur  im  Gesetzgebungsweg  getroffen  werden  könnte. 

Die  Steuerermässigungen,  welche  für  die  Uebergangszeit  durch  Art.  38 
gewahrt  werden,  kommen  mindestens  neim  Zehnteilen  der  württembergischen 
Brenner  zu  gute  (vgl.  oben  zu  Art.  3  und  5).  Zur  Begründung  der  Pauschal- 
steuer (Art.  39)  wurde  in  den  Motiven  gesagt: 

,In  Württemberg  kann  eine  solche  Bestimmung  unter  keinen  Umständen 
entbehrt  werden.  Denn  die  meisten  Bezirke  des  Landes  weisen  eine  so  grosse 
Zahl  der  in  der  unvollkommensten  Weise  betriebenen  Brennereien  auf,  dass 
selbst  bei  den  weitgehendsten  Erleichterungen  in  der  Fixation  die  V^erwaltungs- 
kosten  in  keinem  richtigen  Verhältnisse  zu  dem  Steuerertrage  stünden.  So  be- 
fanden sich  z.  B.  im  Jahr  1883  in  der  Gemeinde  Bodnegg  im  Kameralamts- 
bezirk  Weingarten  116  Brennereien,  welche  sich  auf  die  zu  der  Gemeinde 
gehörenden  64  Parzellen  verteilten;  einzelne  dieser  Parzellen  sind  von  der 
Gemeinde,  welche  der  Sitz  der  Ortssteuerbeamten  ist,  ^5  km  entfernt.  Die  Ge- 
meinde Amtzeil,  Kameralamtsbezirks  Wangen,  hatte  in  107  von  dßm  Sitze  der 
Gemeinde  teilweise  .5,6  km  entfernten  Parzellen  zusammen  100  Brennereien. 
Femer  standen  im  Jahr  1883  im  Kameralamtsbezirk  Weingarten  1003  Brenne- 
reien im  Betriebe,  von  welchen  978  ganz  alte  Apparate  ohne  Vorwärmer  be- 
sassen  und  von  welchen  525  nur  bis  zu  50  1,  235  bis  zu  1  hl  und  142  bis  zu 
2  hl  Branntwein  zu  50°  Trolles  erzeugten.  Im  Kameralamtsbezirk  Tettnang 
wurden  944  Brennereien,  worunter  922  in  primitivster  Weise,  mit  Brenneinrich- 
tungen ohne  Vorwärmer  betrieben.  Das  Branntweinerzeugnis  dieser  Brennereien 
stellte  sich  bei  692  auf  höchstens  50  1,  bei  152  auf  höchstens  1  hl  und  bei  51 
auf  höchstens  2  hl.  Von  den  369  betriebenen  Brennereien  des  Kameralamts- 
bezirks Mergentheim  waren  361  gleichfalls  mit  solchen  alten  Brennapparaten 
ohne  Vorwärmer  versehen;  343  Brennereien  erzeugten  nur  bis  zu  50  1,  19  bis 
zu  1  hl  vmd  5  bis  zu  2  hl  Branntwein.  Dass  Brennereien  von  so  unvollkommener 
Einrichtung  und  so  geringer  Leistungsfähigkeit,  welche  fast  ausnahmslos  nicht 
in  besonderen  Lokalen,  sondern  in  den  gewöhnlichen  zur  Haushaltung  des  Brenners 
gehörenden  Gelassen  betrieben  und  sehr  häufig  von  der  Hausfrau  geleitet  werden, 
«ine  ganz  besonders  schonende  steuerliche  Behandlung  erheischen,  wird  einer 
Tveiteren  Ausführung  nicht  bedürfen." 

Die  vorgeschlagene  Bestimmung  werde  „die  vom  landwirtschaftlichen 
Standpunkte  zu  wünschende  Erhaltung  jener  kleinen  Betriebe  ermöglichen,  ohne 
doch  in  finanzieller  Hinsicht  zu  ernstlichen  Besorgnissen  Anlass  zu  geben.  Denn 
nach  den  angestellten  Erhebungen  wiirden  im  Jahr  1883  von  10,278  Brennereien 
im  ganzen  38,733  hl  Branntwein  zu  50 "  Tralles  erzeugt.  Davon  entfiel  auf  die 
6018  kleinsten  Brennereien,  d.  h.  auf  58  Prozent  aller  Betriebe,  eine  Produktion 
Ton  3877  hl,  somit  nur  10  Prozent  des  gesamten  Branntweinerzeugnisses." 
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,Die  Kontrolle  der  Steuerverwaltung  hätte  sich  hier  darauf  zu  beschränken, 
dass  die  Brennvorrichtungen  nicht  vergrössert  oder  umgestaltet  und  dass  nur 
selbstgevi^onnene  Erzeugnisse  abgebrannt  werden." 

Als  selbstgewonnene  Erzeugnisse  sind  jedoch,  wie  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten  erklärt  wurde,  auch  die  von  dem  Brennerei-Inhaber  und  seinen 
Familienangehörigen  in  fremdem  Walde  gesammelten  Beeren  zu  verstehen. 

Die  Pauschalsteuer  soll  zugleich  eine  weitere  Steuerermässigung  gewähren,  da 
im  Gesetz  von  einer  ^ermässigten  Pauschalsumme"  die  Rede  ist.  Die  Absicht  geht 
dahin,  derselben  „etwa  die  Hälfte  der  ordentlichen  Steuersätze  zu  Grunde  zu  legen". 

Es  bleibt  abzuwarten,  ob  nicht  vielleicht  durch  die  wesentliche  Verein- 
fachung der  Kontrolleeinrichtungen  bei  allen  unter  die  obligatorische  Steuer- 
fixation  fallenden,  nicht  gewerbsmässig  betriebenen  kleinen  Brennereien, 
wenn  dieselben  ein  Brennregister  führen  (vgl.  oben  zu  Art.  7),  im  übrigen 
aber  hinsichtlich  der  Brennzeit  und  der  Brenndauer  ganz  ungehindert  wären, 
der  mit  der  Pauschalsteuer  verfolgte  Zweck  noch  einfacher  erreicht  werden  wird. 

Eine  Uebergangsmassregel  bildet  endlich  die  Nachsteuer,  von  welcher 
die  Art.  40—43  handeln. 

Wir   versuchen   zum  Schlüsse  nach   den  Art.  1,  3,  4,  17,   18,  38  und  39 
des  Gesetzes  und  nach  der  zur  Vollziehung  des  Gesetzes  erlassenen  Ministerial- 
verfügung  vom  3.  Juni  1885  die  einzelnen  Steuersätze  in  einem  Tarif  zu- 
sammenzustellen : 
I.  Normalsteuersatz    (Gesetz    Art.    1):    13,10   M.   von    1  hl   Branntwein    zu 

50°   Tralles  bei   12,44"  Reaumur.     Derselbe   Satz   gilt    für   die   üeber- 

gangssteuer  (Art.  17). 
IL  Maischraumsteuer   (Gesetz  Art.   3):    1,31  M.   für    1   hl   Maischraum   bei 

jeder  Einmaischung. 

Ermässigte  Steuersätze: 

1)  für  Brennereien,  welche  täglich  mehr  als  10,5,  aber  nicht  über 
15  hl  Maischraum  bemaischen  (Gesetz  Art.  38  Lit.  b.):  1  M.  G'/e  Pf- 
für  1  hl  Maischraum; 

2)  für  Brennereien,  welche  an  einem  Tag  nicht  über  10,5  hl  Maisch- 
raum bemaischen  (Gesetz  Art.  3  Abs,  3):  87  Va  Pf.  für  1  hl 
Maischraum. 

Melasse  (Gesetz  Art.  4  Abs.  1),  welche  der  Maischraumsteuer  unterstellt 
wird,   bezahlt  1,31  M.  für  1  hl  Maischraum    bei  jeder  Einmaischung. 

Rüben  oder  Rübensaft  bezahlen  in  diesem  Fall  60  Pf.  für  1  hl  Maisch- 
raum und  jede  Einmaischung. 
III.  Materialsteuer  (Gesetz  Art.  4): 

a.  vom  hl  Kernobst  und  Beeren  fruchte  aller  Art  —  einschliesslich  der 
Schleedombeeren  und  der  Trauben,  welche  zur  Weinbereitung  nicht 
tauglich  sind  —  50  Pf.; 

b.  vom  hl  eingestampfte  Wein tr eher  und  Treber  von  Kernobst  40  Pf.; 

c.  vom  hl  Trauben-  oder  Obstwein,  flüssige  Weinhefe  und  Stein- 
obst 1  M. ; 

femer : 
Melasse,  welche  der  Materialsteuer  unterstellt  wird,  für  1  hl  1,31  M.; 
Rüben  oder  Rübensaft  in  diesem  Fall  für  1  hl  90  Pf.; 
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umgeschlagenes  Bier  für  1  hl  75  Pf.; 
gepresste  Weinhefe  für  1  hl  50  Pf.: 

Brauereiabfälle,  wozu  namentlich  der  sogenannte  Teig,  das  Hefen-  und 
Glattwasser,   der  Kühltrub  und  Kühlschleim  gehören,   für  1  hl  40  Pf. 
IV.  Fixationssteuer  (Gesetz  Art.  5): 

Die  Steuerfixation  kommt  bei  der  Verwendung  mehliger  Stoffe  nur  in 
obligatorischer  Form  vor.  Bei  der  Vei-wendung  nichtmehliger 
Stoffe  sind  für  die  Steuerfixation  auf  Grund  freien  üebereinkommens 
die  oben  Ziff.  111.  angegebenen  Steuersätze  massgebend. 

Brennereien,  welche  mit  Brauereien  verbunden  sind  und  nur  die  Ab- 
fälle der  eigenen  Brauereien  verarbeiten,  bezahlen  20  Pf.  für  100  kg 
Malz  (Art.  5  Abs.  5). 

Ermässigte  Steuersätze  für  die  der  obligatorischen  Fixation  unter- 
worfenen Brennereien 

1)  mehliger  Stoffe  (Gesetz  Art.  38  Lit.  a):  87 '/s  Pf.  für  1  hl  Maische; 

2)  nichtmehliger  Stoffe  (Gesetz  Art.  38  Lit.  c): 

a.  vom  Hektoliter  Kernobst  und Beerenfriichte  u.  s.  w.  (s.ina)41''/3  Pf.; 

b.  vom  Hektoliter  eingestampfte  Weintreber  u.  s.  w.  (s.  III b)  33 '/^  Pf.; 

c.  vom  Hektoliter  Trauben-  oder  Obstwein  (s.  IHc)  83 '/s  Pf.; 
V.  Ermässigte  Pauschalsteuer  (Gesetz  Art.  39): 

1)  für  Brennereien  mehliger  Stoffe  von  1  hl  Maische  65 V2  Pf.; 

2)  für  Brennereien  nichtmehliger  Stoffe  je  72  der  Sätze  von  III  a  bis  c. 
VI.  Abgabe  vom  Ausschank  und  Kleinverkauf  (Gesetz  Art.  18):  jährlich 

5  M.  bis  240  M. 

Durch  das  Gesetz  vom  18.  Mai  1885,  dessen  einzelne  Bestimmungen  in 
dem  Vorstehenden  zum  Abdruck  gebracht  und  erläutert  worden  sind,  hat 
Württemberg  jetzt  eine  Branntweinsteuer  erhalten,  welche  nicht  nur  einen  nam- 
haft höheren  Ertrag  verspricht  als  die  seitherige  mangelhafte  Abgabe,  sondern 
auch  das  richtige  Verhältnis  zu  den  übrigen  Getränkesteuem  des  Königreich!? 
erst  herstellt  und  sich  zugleich  dem  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  deutschen 
Bundesstaaten  gültigen  'Besteuerungssystem  anschliesst.  Insbesondere  stehen 
damit  die  Bestimmungen  über  die  üebergangssteuer  und  die  Steuerrückver- 
gütungen in  vollem  Einklang.  Durch  die  letzteren  wird  den  Bedürfnissen  der 
Gewerbe  Rechnung  getragen,  welche  Branntwein  als  Roh-  oder  Hilfsstoff  ver- 
wenden. Daneben  wird  durch  mehrfach  abgestufte  Steuerermässigungen  und 
verschiedene  Erleichterungen  in  den  Kontrollen  der  grossen  Mehrzahl  der  in 
kleinen  Verhältnissen  betriebenen  meist  landwirtschaftlichen  Brennereien  alle 
Rücksicht  geschenkt.  Immerhin  sollte  das  gewählte  Steuersystem  einen  Sporn 
zu  einer  mehr  rationellen  Einrichtung  auch  solcher  Betriebe  geben  und  endlich 
der  erhöhte  Steuersatz  in  Verbindung  mit  der  Kleinverkaufsabgabe  dazu  bei- 
tragen, der  weiteren  Verbreitung  des  Branntweins  als  Getränke  zum  unmittel- 
baren Genuss  mehr  Einhalt  zu  thun. 
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(Gesetzartikel  XI  v,  J.  1885,  sanktioniert  am  13.  Mai.) 

Eingeleitet  und  mitgeteilt  von 

Prof.  Dr.  J.  H.  Schwicker  in  Budapest. 

Der  Staatsbeamte  ist  im  Königreiche  Ungarn  eine  relativ  neue  Erschei- 
nung. Bis  zum  Jahre  1848  befand  sich  nämlich  die  gesamte  politische  Ver- 
waltung und  das  Gerichtswesen,  ja  selbst  ein  bedeutender  Teil  der  öffentlichen 
Finanzangelegenheiten,  sowie  auch  das  gesamte  Polizeiwesen  in  Händen  der 
von  den  Municipien  (Komitaten  und  königl.  Freistädten)  gewählten  Beamten. 
Diese  bezogen  in  der  Regel  weder  eine  ordnungsmässige,  fixierte  Besoldung, 
noch  hatten  sie  Anspruch  auf  eine  Altersversorgung,  da  ja  ihre  Anstellung  im 
öffentlichen  Dienste  allen  Fluktuationen  und  Launen  der  wechselnden  i^olitischen 
und  municipalen  Parteien  der  allein  wahlberechtigten  Adeligen  unterworfen  war. 

Nur  die  oberste  Landesbehörde,  der  königl.  ungarische  Statthaltereirat 
in  Ofen,  dann  die  oberste  Staatsbehörde,  die  am  Hofe  des  Königs  in  Wien 
weilende  königl.  ungarische  Hofkanzlei;  ferner  die  Gerichtshöfe  zweiter  Instanz 
(die  königl.  Gerichtstafeln)  und  die  dritte  und  höchste  gerichtliche  Instanz, 
die  königl.  Septemviraltafel ;  endlich  die  königl.  Hofkammer  als  oberste 
Landesfinanzbehörde,  welcher  die  Regalien  des  Metall-  und  Salzbergbaues,  der 
Dreissigst-  oder  Zollgebühren,  sowie  die  Verwaltung  der  Krön-  und  Fiskalats- 
domänen  oblag,  —  diese  oberen  und  obersten  Behörden  wai*en  mit  ernannten 
königl.  Beamten  versehen,  die  ihre  Ernennung  teils  unmittelbar  vom  Könige 
empfingen,  teils  durch  die  Chefs  der  betreffenden  Behörden  ernannt  wurden. 

Auch  diese  königl.  Beamten  waren  in  Bezug  auf  ihre  materielle 
Dienstesentlohnung  anfänglich  bloss  auf  die  mehr  zufälligen  Taxen  und  Sportein 
ihrer  Aemter  angewiesen;  aber  bereits  im  vorigen  Jahrhunderte  erwies  sich  die 
Unzulänglichkeit  und  Unzuträglichkeit  dieser  Art  der  Besoldung,  und  es  wurden 
an  deren  Stelle  fixe  Gehaltssätze  eingeführt;  die  Taxen  aber  von  dem  Camerale 
zu  Gunsten  der  Staatskasse,  aus  welcher  die  fixierten  Besoldungen  ausgefolgt 
wurden,  eingehoben. 

Zugleich  mit  der  Feststellung  normalmässiger  Gehaltsbezüge  erlangten 
diese  königl.  Beamten  die  Pensionsfähigkeit  bei  eingetretener  Dienstesun- 
tauglichkeit.  Aber  dies  erfolgte  durch  kein  ordentliches  Landesgesetz,  sondern 
nur  im  Wege  königl.  Verordnungen  vom  30.  Nov.  1771  und  26.  März  1781,  für 
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das  Lehrpersonal  an  den  katholischen  Lehranstalten  aller  Kategorien  (denn  nur 
diese  galten  bis  1848  als  eigentliche  „öffentliche  Schulen")  durch  die  Ratio 
Educationis  vom  Jahre  1806,  welche  im  Jahre  1845  erneuert  wurde.  Noch  bis 
auf  unsere  Tage  suchte  die  königl.  Verordnung  vom  9.  Dezember  1866  die  Pen- 
sions- und  Witwenversorgungs-Angelegenheiten  der  Staatsbeamten  angemessener 
zu  regeln. 

Allein  diese  verschiedenen  Reskripte  und  Verordnungen  schufen  kein  or- 
ganisches Ganzes;  sie  brachten  keine  Lösung  der  wichtigen  Frage,  die  trotz  der 
wiederholt  erlassenen  Reskripte  und  Verordnungen  so  verworren  war,  dass  in  den. 
meisten  Fällen  den  aufgetauchten  Schwierigkeiten  und  berücksichtigungswerten 
Ansprüchen  nur  im  Wege  der  königl.  Gnade  Genüge  geleistet  werden  konnte.  Ein 
anderer  Mangel  dieser  Altersversorgung  dienstesimfähig  gewordener  Staatsbeamten 
bestand  darin,  dass  bei  dem  angewandten  Quinquennalsystem,  wonach  nur  das 
volle  Quinquennium  anrechenbar  gewesen,  die  Regierung  oft  gezwungen  war,  die 
allerhöchste  Gnade  der  Krone  anzugehen  und  auf  solche  "Weise  die  Normen  des 
bestehenden  Statutums  zu  verlassen.  Im  sonstigen  Falle  wären  namentlich 
die  Hinterbliebenen  der  Beamten,  die  Witwen  und  Waisen,  häufig  den  grössten 
Entbehrungen  ausgesetzt  worden.  Dadurch  wuchsen  aber  die  ,  Gnadengaben " 
oder  ,  Gnadenpensionen "  zu  einer  ansehnlichen  Höhe  heran  und  belasteten  das 
Staatsbudget,  ohne  das  wirkliche  Bedürfnis  zu  befriedigen  und  ein  gerechtes 
Ausmass  der  berechtigten  Pensionsansprüche  zu  schaffen,  sowie  eine  konstitutio- 
nelle Kontrolle  dieser  wichtigen  Finanzangelegenheit  des  Staates  zu  ermöglichen. 

Das  Verlangen  nach  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Pensio- 
nierungsfrage wurde  in  Ungarn  um  so  dringlicher,  als  seit  der  Wiederher- 
stellung der  selbständigen  ungarischen  Legislative  im  Jahre  1867  zugleich  das 
System  der  Staatsregierung  allmählich  nach  den  Grundsätzen  der  modernen 
Staatsverwaltung  umgestaltet  wurde.  Jahr  um  Jahr  traten  andere  Zweige  der 
öffentlichen  Administration  in  die  Leitung  der  Staatsgewalt  und  damit  stieg 
nicht  nur  die  Anzahl  der  vom  Staate  angestellten  und  besoldeten  Beamten  und 
Diener,  sondern  es  erwies  sich  auch  bald  als  unabweisbares  Bedürfnis,  die  ma- 
terielle Existenz  derselben  in  entsprechender  Weise  zu  regeln.  Zwar  befindet 
sich  ein  grosser  Teil  der  Verwaltung  auch  heute  noch  in  Händen  der  von  sechs 
zu  sechs  Jahren  neu  zu  wählenden  Municipalbeamten;  aber  die  Agenden  dieser 
Municipalbehörden  wurden  denn  doch  bereits  wesentlich  eingeschränkt,  tmd  es 
ist  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nur  eine  Frage  kurzer  Zeit  bis  zur  völligen 
Verstaatlichung  der  gesamten,  über  die  kommunalen  Angelegenheiten  hinaus- 
gehenden Administration  in  Ungarn  (und  Siebenbürgen),  wie  solches  in  dem 
kroatisch-slavonischen  Königreiche  schon  geschehen  ist.  Das  Justizwesen,  die 
Finanz  Verwaltung,  die  hauptsächlichsten  Agenden  des  Kommunikationswesens, 
beträchtliche  Teile  der  Unterrichts  Verwaltung,  die  Landespolizei,  die  Landes- 
verteidigung (die  Honvedschaft)  u.  a.  unterstehen  auch  in  Ungarn  bereits  der 
staatlichen  Leitung  und  Beaufsichtigung. 

Die  Notwendigkeit  einer  Regelung  der  Pensionierungsfrage  wurde  seitdem 
in  den  Beratungen  des  ungarischen  Reichstages  zu  wiederholten  Malen  aus- 
drücklich konstatiert;  ja  bei  Gelegenheit  der  Budgetdebatte  im  Jahre  1869 
richtete  das  Abgeordnetenhaus  an  die  Regierung  die  Aufforderung,  in  Bezug 
auf  die  Regelung   der  Pensionsverhältnisse  der  Staatsbeamten  einen  Gesetzent- 
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Wurf  auszuarbeiten  und  denselben  zugleich  nait  dem  Staatsbudget  für  1870  der 
Legislative  vorzulegen. 

Die  damalige  Regierung  kam  dieser  Aufforderung  au«h  nach  und  unter- 
breitete am  7.  Februar  1870  dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  über  die  Pen- 
sionierung der  Staatsbeamten  und  die  Versorgung  der  Witwen  und  Waisen 
derselben.  Allein  dieser  Gesetzentwurf  wurde  zwar  an  die  bestehende  Finanz- 
kommission des  Abgeordnetenhauses  verwiesen,  gelangte  jedoch  niemals  zur 
wirklichen  legislatorischen  Behandlung. 

Die  Tendenz  dieses  Gesetzentwurfes  ging  bloss  dahin,  die  bestehenden 
Pensionsnormen  zur  Gesetzeskraft  zu  erheben;  darüber  hinausgehende  Vergünsti- 
gungen enthält  derselbe  nicht.  Die  mittlerweile  gewonnenen  Erfahrungen  machten 
es  jedoch  klar,  dass  die  fast  ausnahmslos  unter  andern  Verhältnissen  und  in 
älterer  Zeit,  zum  Teil  noch  im  vorigen  Jahrhundert  entstandenen  Pensionsnormen 
keineswegs  unverändert  beibehalten  werden  können,  sondern  durch  entsprechen- 
dere, namentlich  für  die  Witwen-  und  Waisenversorgung  günstigere  Bestimmun- 
gen ersetzt  werden  müssen.  Die  UnVerhältnismässigkeit  und  das  Ungenügende 
einer  angemessenen  Versorgung  der  Hinterbliebenen  von  Staatsbeamten  trat 
um  so  greller  hervor,  als  die  Angestellten  der  Eisenbahn-  und  anderer  Privat- 
gesellschaften, sowie  die  öffentlichen  Beamten  in  anderen  europäischen  Staaten 
in  dieser  Beziehung  weit  vorteilhafter  placiert  sind. 

Ausser  den  rechtlichen  Ansprüchen  waren  es  also  auch  bedeutsame  hu- 
jtnanitäre  Gesichtspunkte  und  Motive,  welche  die  ungarische  Regierung  bewogen, 
den  Pensionisten  des  Staatsdienstes  und  ihren  Hinterbliebenen  mindestens  die 
Deckung  der  dringlichsten  Lebensbedürfnisse  zu  sichern.  Ander- 
seits erheischte  es  auch  das  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes,  dass  im  Kreise 
der  Staatsbeamten  das  beruhigende  Bewusstsein  erhalten  werde,  der  Staat  werde 
für  die  Versorgung  des  Alters  seiner  dienstesunfähig  gewordenen  Beamten  oder 
für  deren  Witwen  und  Waisen  die  erforderliche  Sorge  tragen. 

Von  diesem  Standpunkte  ging  die  ungarische  Regierung  bei  Abfassung 
des  vorliegenden  Gesetzes  aus.  Sie  wollte  dabei  zugleich  den  Beamten  eine 
namhafte  Begünstigung  angedeihen  lassen.  Allerdings  konnte  sie  nicht 
ausser  acht  lassen,  dass  der  Staatsschatz  hierdurch  nicht  übermässig  belastet 
werden  dürfe  und  dass  die  grössere  Garantie  der  Dauer  des  Dienstes  und  der 
damit  verbundenen  Bezüge  beim  Staate  die  etwaigen  materiellen  Vorteile  bei 
Privatgesellschaften  aufwiegen  müsse. 

Nichtsdestoweniger  entspricht  das  Gesetz  in  seiner  gegenwärtigen  Ver- 
fassung allen  billigen  Ansprüchen  an  den  Staat,  dem  dadurch  sehr  bedeutende 
materielle  Opfer  auferlegt  werden. 

Was  diese  Opfer  anbelangt,  so  werden  dieselben  allerdings  erst  im  Ver- 
laufe einiger  Jahre  mehr  empfindlich  werden;  denn  der  ungarische  Beamten- 
stand, welcher  in  seiner  heutigen  Gestalt  seit  dem  Jahre  1867  konstituiert  wurde, 
besteht  zum  grösseren  Teile  aus  jüngeren  Leuten,  deren  Pensions-,  resp.  Ver- 
sorgungsansprüche den  Staatsschatz  erst  in  späterer  Zeit  namhafter  belasten 
werden. 

Die  Regierung  hat  aus  Mangel  an  ausreichend  positiven  statistischen 
Daten  auf  dem  Wege  der  Kombination  berechnet,  wie  gross  ungefähr  das  Plus 
der  Staatsausgaben  auf  Grund  dieses  Gesetzes  sein  würde. 
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Zur  Grundlage  der  Berechnung  wurde  das  Pensionserfordemis  mit  rund 
3'/«  Millionen  Gulden  angenommen.  Im  ungarischen  Staatsbudget  für  1885  sind 
4,427,000  Gulden  für  Pensionen  aufgenommen.  Davon  kommen  jedoch  verschie- 
dene Pensionierimgen,  welche  das  gegenwärtige  Gesetz  unberührt  lässt,  in  Ab- 
zug, so  dass  nur  obige  3*/«  Millionen  Gulden  verbleiben.  Von  diesen  kommen 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  74  Prozent  auf  die  Pensionen,  24  Prozent  auf 
die  Versorgung  der  Witwen  und  7  Prozent  auf  die  Waisen. 

Zieht  man  auf  dieser  Basis  den  Mehran-spruch  nach  dem  vorliegenden 
Gesetze  in  Betracht,  so  ergibt  sich,  dass  die  hier  gewährten  neuen  Vergünsti- 
gungen dem  Staate  insgesamt  etwa  500,000  Gulden  jährliche  Mehraus- 
gabe verursachen  werden;  allein  auch  dieses  Plus  tritt  nicht  mit  einem  Male, 
sondern  stufenweise  ein  und  wird  seine  obige  Höhe  erst  dann  eiTeichen,  wenn 
die  jetzigen  Pensionisten  bereits  sämtlich  verstorben  sind  und  ausschliesslich 
solche  Individuen  pensioniert  werden,  welche  die  dem  neuen  Gesetze  entsprechen- 
den Pensionsbezüge  gemessen. 

Dieser  Zeitpunkt  dürfte  erfahrungsgemäss  in  ungefähr  zwanzig  Jahren 
eintreten,  so  dass  also  innerhalb  der  beiden  nächstfolgenden  Decennien  das  jähr- 
liche Pensionserfordemis  successiv  wachsen  wird,  bis  es  im  Verhältnisse  zum 
heutigen  das  Plus  von  500,000   oder   einer  halben  Million  Gulden  erreicht  hat. 

Das  Grundprincip  des  vorliegenden  Gesetzes  ist  dasselbe,  wie  es  in  den 
bisher  geltenden  Pensionsnormalien  ausgedrückt  war,  dass  nämlich  die  Pen- 
sion derStaatsorgane  unmittelbar  durch  den  Staat  gedeckt  werden 
solle.  Deshalb  nimmt  dasselbe  auch  Umgang  von  der  Schaffung  eines  besonderen 
Pensionsfonds  oder  Pensionsinstituts,  wie  ein  solches  in  Ungarn  seit  1875  für 
die  Volksschullehrer  besteht.  Ein  derartiger  Fonds,  resp.  ein  solches  Institut 
würde  im  Grunde  doch  nur  den  Staat  belasten,  ausser  man  legt  den  ohnehin 
nur  bescheiden  dotierten  Staatsdienem  eine  unerträgliche  Bürde  auf,  wie  das  bei 
dem  ungarischen  Volksschullehrerpensionsfonds  schon  heute  wahrnehmbar  ist, 
weshalb  die  Revision  des  betreffenden  Gesetzes  in  der  Richtung  einer  Erleichte- 
rung der  einverleibten  Mitglieder  von  den  Interessierten  lebhaft  gewünscht  wird 
und  von  kompetenter  Seite  auch  bereite  zugesagt  ist. 

Vergleicht  man  das  vorliegende  Gesetz  mit  den  bisherigen  Pensionsstatuten 
für  die  ungarischen  Staatsbeamten,  so  erweisen  sich  die  Bestimmungen  desselben 
nach  vier  Richtungen  hin  als  vorteilhafter  für  die  Beteiligten. 

Vor  allem  bietet  das  Gesetz  günstigere  Bedingungen  für  die  zu 
pensionierenden  Beamten  selbst,  indem  die  Pension  in  ein  Prozentual- 
verhältnis zur  Besoldung  gebracht  wurde.  Als  Ausgangspunkt  dient  das  voll- 
endete zehnte  Dienstjahr.  Bisher  erhielt  der  Pensionist  danach  bloss  38  Prozent, 
jetzt  aber  40  Prozent  seines  Gehalts  als  Pension.  Femer  trat  bisher  von  fünf 
zu  fünf  Dienstjahren  eine  Steigerung  der  Pensionsbezüge  ein;  das  neue  Gesetz 
dagegen  erhöht  diese  Bezüge  mit  jedem  Jahre  um  zwei  Prozent  (bei  den  Pro- 
fessoren um  drei  Prozent),  wodurch  bei  den  15  Jahre  Dienenden  die  Pensions- 
summe um  zwölf  Prozent,  bei  den  20  Jahre  im  Dienste  stehenden  Staatsbeamten 
um  zehn  Prozent  grösser  ist  als  ihre  bisherigen  Ansprüche.  Gemäss  ihrer  letzten 
Besoldung  bezogen  nämlich  die  Pensionsberechtigten  als  Pension 
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nach  10  Dienstjahren  bisher  33  Prozent,  fernerhin  40  Prozent  ihres  Gehaltes 

»       15  n  n         37,5      fl  B  50  ,  „  „ 

,     20  ,  ,       50,0     „  ,         60         ,  ,  , 

,     25  ,  „       62,5     ,  ,         70         „  „  , 

,     30  „  ,       75,0     „  „         80         ,  ,  „ 

.     35  ,  ,       87,5     „  ,         90         ,  „ 

,     40  .  ,     100,0     ,  „       100        ,  , 

Bei  den  Professoren  der  Mittel-  und  Hochschulen  tritt  der  Bezug  des 
vollen  Gehaltes  als  Pension  schon  nach  dem  vollendeten  30.  Dienstjahre  ein. 

Der  zweite  Vorteil  des  gegenwärtigen  Gesetzes  im  Verhältnisse  zu  den 
bisherigen  Pensionsnormen  besteht  in  der  wesentlichen  Verbesserung 
des  materiellen  Loses  der  Witwen.  Einerseits  haben  diese  nicht  erst 
nach  zehnjähriger,  sondern  bereits  nach  fünfjähriger  Dienstleistung  ihres  ver- 
storbenen Gatten  Anspruch  auf  Versorgung;  sodann  erhalten  die  Witwen  bis  zu 
600  Gulden  des  Gehaltes  ihres  Gatten  50  trozent  und  von  der  Besoldung  dar- 
über hinaus  noch  20  Prozent  als  Witwenversorgung,  wodurch  sich  deren  Be- 
züge je  nach  den  verschiedenen  Gehaltskategorien  um  28—56  Prozent  bessern. 
Unter  den  Staatsbediensteten  kommen  nach  diesen  Gehaltskategorien: 

a.  6  Prozent  auf  diejenigen  mit  Gehalt  über  3000  Gulden 

b.  9         ,  ,  „  „         ,         von  2000—3000 

c.  41         ,  »  ,  .         .  .     1000-2000 

d.  32         ,  ,  „  .         .  .       600-1000 

e.  12         ,  ,  „  „         r       unter  600 

Da  die  Witwenversorgungen  mit  dem  Amtsgehalte  in  einem  Prozentual- 
verhältnisse stehen,  so  entfallen  von  den  630,000  Gulden  der  approximativen 
Witwenpensionen  auf  die  Kategorie 

a 37,800  Gulden 

b 56,700 

c 258,300 

d 201,600 

e. 75,600 

zusammen  630,000  Gulden 
Bisher  betrag  die  höchste  Witwenpension  selbst  bei  Staatsfunktionären 
mit  mehr  als  3000  Gulden  Gehalt  nur  630  Gulden  (sogenannte  „Hofrätinpension"); 
nach  dem  neuen  Gesetze  wird  die  Witwe  eines  Staatsbeamten  mit  4000  Gulden 
Gehalt  eine  Pension  von  980  Gulden  beziehen,  die  Aufbesserung  ist  also  hier 
gleich  56  Prozent.  Bei  einer  Besoldung  von  2500  Gulden  kommt  auf  die  volle 
Witwenpension  der  Betrag  von  680  Gulden  (-f-  30  Prozent);  bei  1500  Gulden  Besol- 
dung 480  Gulden  (4-  37  Prozent);  bei  800  Gulden  Besoldung  340 Gulden  (28 Prozent); 
bei  600  Gulden  oder  geringerer  Besoldung  statt  des  bishei-igen  Drittels  die  Hälfte. 
Hinsichtlich  des  Erziehungsbeitrags  für  unversorgte  Kinder  verstor- 
bener Staatsbeamten  wurde  im  neuen  Gesetze  erstlich  die  Bestimmung  aufge- 
nommen, dass  die  Witwe  schon  bei  drei  Kindern  (bisher  mussten  es  vier  sein) 
den  Anspruch  auf  Erziehungsbeiträge  erhält;  ausserdem  wurde  dieser  Beitrag 
nicht  wie  bisher  in  fixer  Summe  (60,  80,  100  Gulden)  festgestellt,  sondern  er- 
klärt, dass  für  jedes  Kind  der  sechste  Teil  des  Witwengehaltes  ihrer  Mutter  als 
Erziehungsbeitrag  ausgefolgt  werde.     Die    Bezüge   wurden  dadurch   um  42  bis 
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100  Prozent  erhöht.  Diejenigen  Beamtenwaisen,  welche  bisher  100  Gulden  an 
Erziehungsbeitrag  erhielten,  bekommen  nach  dem  neuen  Gesetze  163  Gulden 
(+  63  Prozent),  die  80  Gulden  empfingen,  steigen  auf  113  Gulden  (+  42  Pro- 
zent), die  41  Gulden  erhielten,  auf  80  Gulden  (+  96  Prozent);  niedriger  als 
50  Gulden  ist  nach  dem  neuen  Gesetze  gar  kein  Erziehungsbeitrag,  während  er 
bisher  selbst  bei  vollem  Äusmasse  nur  25  Gulden  betragen  konnte.  Nach  der 
angenommenen  GrundzifFer  von  3^2  Mill.  Gulden  für  Staatspensionen  kommen 
nach  bisherigem  Schlüssel  auf  die  Erziehungsbeiträge  zwei  Prozent  oder 
70,000  Gulden;  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  werden  die  Ansprüche  dieses 
Titels  143,000  Gulden  betragen,  also  um  73,000  Gulden  das  jetzige  Erfordernis 
übersteigen. 

Eine  vierte  Art  der  materiellen  Unterstützung  der  Staatsbeamten  besteht 
in  der  Zuerkennung  der  Bestattungs-  oder  Begräbnisbeiträge.  Bis- 
her erhielten  diese  Beiträge  nur  jene  Staatsbediensteten,  deren  Besoldung  unter 
600  Gulden  betrug;  das  neue  Gesetz  dehnt  diese  Vergünstigung  auf  sämtliche 
Staatsdiener  aus  und  bezieht  dieselbe  auch  auf  die  im  Pensionsstande  Ver- 
storbenen. Die  Höhe  des  Begräbnisbeitrages  richtet  sich  nach  der  Besoldung, 
resp.  Pension  des  Verstorbenen.  Eine  dreimonatliche  Gehalts-  resp.  Pensionsrate 
erhalten  diejenigen,  deren  Gehalt  oder  Pension  1000  Gulden  nicht  übersteigt; 
bei  einem  Gehalt  oder  Pensionsbezug  von  1000 — 3000  Gulden  wird  eine  zwei- 
monatliche Gehalts-  oder  Pensionsrate,  bei  3000  Gulden  Gehalt  oder  Pension  eine 
einmonatüche  Rate  gezahlt.  In  dem  zweiten  Falle  darf  der  Beitrag  nicht  weniger 
als  250  Gulden,  im  letzten  Falle  nicht  unter  500  und  nicht  über  600  Gulden  be- 
tragen. Als  Gesamterfordemis  für  diese  Begräbnisbeiträge  ergibt  sich  im  Durch- 
schnitt jährlich  die  Summe  von  58,909  Gulden. 

Alle  diese  zum  Teil  namhaften  Vergünstigungen  und  Erhöhimgen  werden 
jedoch  nicht  bloss  die  materielle  Situation  der  ungarischen  Staatsbeamten  wesent- 
lich verbessern,  vielen  Kummer  und  manche  Lebenssorge  mildem  oder  ganz  be- 
seitigen, sondern  sie  bürden  auch  dem  Staatsschatze  keine  zu  grosse  Last  auf, 
wenn  man  bedenkt,  dass  bisher  die  notwendigen  Gnadengaben  an  Beamte  und 
deren  Hinterbliebene  jährlich  die  erhebliche  Samme  von  222,000  Gulden  aus- 
machten, ohne  jedoch  das  wirkliche  Bedürfnis  zu  decken.  Dabei  blieb  noch 
das  Missliche  des  Unbestimmten,  Drückenden,  das  jederzeit  mit  dem  Wesen  von 
Gnadengaben  verbunden  ist  und  das  dem  Selbst-  und  Standesbewusstsein  der 
ungarischen  Staatsbeamten  keineswegs  zum  Vorteile  gereichen  konnte. 

Hier  müssen  wir  noch  auf  einen  anderen  humanen  Punkt  des  neuen  Ge- 
setzes hinweisen.  Bisher  war  selbst  derjenige  Staatsbeamte,  welcher  seine  voUen 
anrechenbaren  40  Dienstjahre  (bei  Professoren  30  Dienstjahre)  zurückgelegt  hatte, 
nur  in  dem  Falle  pensionsberechtigt,  wenn  er  zugleich  seine  weitere  Dienstes- 
untauglichkeit  durch  ärztliche  Dokumente  nachweisen  konnte.  Mit  diesem 
Principe  brach  in  Ungarn  schon  der  Gesetzartikel  VI  vom  Jahre  1869,  welcher 
die  Pensionsberechtigung  der  königl.  Gerichtspersonen  ausspricht,  sobald 
diese  ihr  70.  Lebensjahr  vollendet  haben,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  noch 
dienstesfähig  seien  oder  nicht.  Noch  weiter  geht  das  vorliegende  Gesetz  (§  20, 
Punkt  b,  c),  welches  die  Pensionsberechtigung  ausspricht,  weim  der  Betreffende 
sein  65.  Lebensjahr  vollendet  oder  wenn  er  die  vorgeschriebene  Dienstzeit  zurück- 
gelegt hat.    Es  kann  also  kein  Staatsbeamter  (auch  Richter  oder  Professor)  zur 
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weiteren  Dienstleistung  vei'halten  werden,  falls  er  älter  als  65  Jahre  ist  oder 
seine  40  (resp.  30)  Dienstjahre  im  öffentlichen  Dienste  zugebracht  hat. 

Indem  wir  im  übrigen  auf  den  weiter  unten  folgenden  Wortlaut  des 
ungarischen  Pensionsgesetzes  verweisen,  bemerken  wir  hier  noch,  dass  der  Re- 
gierungsentwurf nach  seinem  Bekanntwerden  sowohl  im  Kreise  der  zunächst 
Interessierten,  wie  auch  im  Reichstage,  in  der  Tagespresse  und  im  grossen 
Publikum  allenthalben  eine  günstige  Aufnahme  gefunden  hat.  Ebenso  stimmte 
die  Finanzkommission  des  reichstäglichen  Abgeordnetenhauses  in  ihrem  Berichte 
vom  21.  Januar  1885  in  allen  Hauptpunkten  mit  dem  Entwürfe  überein  und 
empfahl  denselben  zur  Annahme;  nur  in  einzelnen  Detailbestimmungen  schlug 
die  Kommission  Abänderungen  vor,  denen  zumeist  auch  die  Regierung  beitrat 
und  die  dann  vom  Abgeordnetenhause  und  der  Magnatentafel  (dem  Oberhause) 
grösstenteils  ebenfalls  angenommen  wurden. 

Die  reichstägliche  Verhandlung  des  Gesetzentwurfes  begann  im  Abge- 
ordnetenhause am  10.  März  und  fand  erst  am  17.  desselben  Monats  mit  der 
dritten  Lesung  ihren  Abschluss.  Die  Opposition  des  Reichstages  war  im  Prin- 
cipe und  hinsichtlich  der  meisten  Bestimmungen  mit  dem  Gesetzentwurfe  der 
Regierung  ganz  einverstanden;  nur  ein  einziger  Punkt  hatte  ihren  entschiedenen 
Widerstand  herausgefordert.  Es  ist  dies  der  jetzige  §  25  des  Gesetzes,  der  von 
der  Pensionsbefähigung  der  Minister  und  der  Staatssekretäre  handelt. 
Die  Opposition  richtete  dagegen  ihre  Hauptangriffe,  ohne  dadurch  die  Argu- 
mente der  Regierung  und  der  ihr  zustimmenden  Finanzkommission  erschüttern 
zu  können. 

In  ihrem  „ Motivenberichte "  bemerkte  die  Regierung  zu  diesem  Punkte: 
,Die  Billigkeit  erfordert  es,  dass  die  Minister  und  Staatssekretäre  sowie  deren 
Witwen  und  Waisen  von  den  Pensionsvorschriften  nicht  ausgeschlossen  werden; 
ja  es  sprechen  wichtige  politische  Motive  dafür,  dass  auch  ihnen  die  Pensions- 
und Versorgungsansprüche  gesichert  seien,  wodurch  diese  Posten  auch  weniger 
bemittelten  Individuen  zugänglich  gemacht  werden  können,  während  diese  gegen- 
wärtig durch  die  Besorgnis  über  die  eigene  Zukunft  und  jener  ihrer  Angehörigen 
die  Annahme  solcher  Posten  ablehnen  müssen.  Damit  aber  diesen  durch  die 
Billigkeit  und  durch  die  öffentlichen  Interessen  gebotenen  Verfügungen  eine 
praktische  Bedeutung  zukomme,  ist  es  sehr  natürlich,  dass  die  zur  Pensionierung 
befähigende  Zeit  nicht  wie  bei  den  übrigen  Staatsbeamten  auf  mindestens  zehn 
Jahre  festgesetzt  werden  kann;  weil  die  Betreffenden  aus  politischen  Gründen 
aus  ihren  Posten  scheiden,  so  kann  hier  auch  der  Vorwurf  der  ,Dienstesunfähig- 
keit'  oder  der  , zeitweiligen'  Pensionierung  nicht  zur  Anwendung  gelangen." 
Der  Gesetzentwurf  schlug  deshalb  schon  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  für 
die  Minister  und  Staatssekretäre  als  Minimum  der  pensionsberechtigten  Dienst- 
zeit drei  Jahre  vor  und  sicherte  den  Ministern  alsdann  eine  Jahrespension  von 
4000  Gulden,  den  Staatssekretären  von  2000  Gulden  zu.  Den  Witwen  sollte  die 
Hälfte  der  Pension  ihrer  verstorbenen  Gatten  und  den  Waisen  V^  (wenn  sie 
elternlos  sind  ';4)  der  Witwenbezüge  als  Versorgungs-,  resp.  Erziehungsbeitrag 
zukommen. 

Die  Finanzkommission  teilte  vollkommen  die  Anschauung  der  Regierung 
und  fügte  den  Motiven  noch  hinzu,  dass  die  Besoldung  der  aktiven  Minister 
und  Staatssekretäre  mit  der  aufreibenden  Thätigkeit  ihres  Amtes  in  keinem  ent- 
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sprechenden  Verhältnisse  stehe,  und  man  bei  den  fortschreitenden  Zuständen 
leicht  der  Gefahr  ausgesetzt  sei,  dass  die  Minister-  und  Staatssekretärposten 
nur  mit  Leuten  besetzt  werden  könnten,  die  ein  beträchtliches  Privatvermögen 
besitzen. 

Ohne  Zweifel  prägt  sich  in  dieser  heute  bereits  gesetzlichen  Bestimmung 
das  Bestreben  aus,  die  obersten  Staatsämter  allen  hierzu  Befähigten  offen  zu 
halten  und  hierdurch  dem  Staatsdienste  die  tauglichsten  Arbeitskräfte  zu  ge- 
winnen. Eine  Abschliessung  dieser  Aemter  aus  finanziellen  Gründen  müsste  dann 
auch  in  politischer  und  socialer  Hrosicht  bedenkliche  Folgen  nach  sich  ziehen, 
die  weit  nachteiliger  wären,  als  die  etwaigen  Missbräuche  oder  Mehrbelastungen, 
welche  durch  den  allzu  häufigen  Ministerwechsel  hervorgerufen  werden  könnten. 
Auch  die  Trennung  von  den  obersten  Staatsämtem  wird  den  Betreffenden  er- 
leichtert, desgleichen  die  Freiheit  der  Krone  in  der  Wahl  oder  Entlassung  ihrer 
Räte  eine  weniger  beschränkte.  So  ist  denn  auch  trotz  aller  heftigen  Anfech- 
tungen in  beiden  Häusern  des  ungarischen  Reichstages  dieser  „Ministerparagraph" 
unverändert  angenommen  worden.  Die  Magnatentafel  acceptierte  den  Entwurf 
nach  kurzer  Debatte  am  21.  März  1885.  Die  allerhöchste  Sanktionierung  erhielt 
der  Entwurf  als  Gesetzartikel  XI.  v.  J.  1885  am  13.  Mai;  in  der  offiziellen 
Gesetzessammlung  wurde  das  neue  Gesetz  am  17.  Mai  1.  J.  publiziert. 

Nach  diesen  Vorbemerkungen  lassen  wir  den  Wortlaut  des  Gesetzes  in 
deutscher  Uebersetzung  folgen. 


XI.  Gesetzartikel  t.  J.  1885 

über  die  Pensionierung  der  Staatsbeamten,  der  Subalternen  und  Diener 

in  Ungarn. 


Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 
Die  von  Sr.  Majestät,  sowie  von  der  kön.  ung.  Ministem  und  von  anderen 
Staatsbehörden  oder  Aemtem  mit  fixem  Gehalte  in  systemisierten  Dienststellen 
verwendeten  staatlichen  Beamten,  Subalternen  imd  Diener  haben  in  dem  Falle, 
wenn  sie  aus  dem  Dienstverbande  scheiden  und  die  im  vorliegenden  Gesetze 
vorgeschriebenen  Bedingungen  vorhanden  sind,  Anspruch  auf  eine  dauernde  Ver- 
sorgung, oder  ein  für  allemal  auf  eine  Abfertigung. 

§  2. 
Den  Staatsbeamten,  Subalternen  und  Dienern  sind  gleich  zu  achten  jene 
Beamten,   Professoren  und   Volksschullehrer  (von  letzteren  jene,   die   den   Be- 
stimmungen des   Gesetzartikels   XXXII  :  1875   nicht  unterliegen^),    sowie   jene 
Subalternen  und  Diener,  die  bei  folgenden  Behörden  und  Aemtem  angestellt  sind: 


*)  Gesetzartikel  XXXII :  1875  errichtet  ein  Pensionsinstitut  für  sämtUche 
Lehrer  und  Erzieher   an   öffentlichen  Volksschulen  und  Kinderbewahranstalten, 
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1)  bei  den  unter  Verwaltung  der  königl.  Regierung  stehenden  öffentlichen 
Fundationen; 

2)  bei  beiden  Häusern  des  Reichstages; 

3)  bei  ünterrichtsanstalten,  welche  aus  dem  Staatsschatze  oder  aus  den 
unter  Verwaltung  der  königl.  Regierung  stehenden  Fundationen  erhalten  werden; 

4)  bei  dem  hauptstädtischen  Baurate; 

5)  bei  der  hauptstädtischen  Polizei; 

6)  in  dem  Mannschaftstande  der  königl.  ung.  Gendarmerie  *) ; 

7)  bei  den  Staatsstrassen-,  Strom-,  Ingenieursämtern,  Post-  und  Telegraphen- 
anstalten. 

§3. 

Die  in  einer  den  systemisierten  Stellen  entsprechenden  Eigenschaft  de- 
finitiv Angestellten  haben,  auch  wenn  sie  supemumerär  sind,  Anspruch  auf 
Pension. 

Die  in  einer  systemisierten  Stellung  provisorisch  Angestellten  und  deren 
Witwen  und  Waisen  können  eine  Abfertigung  ein  für  allemal  nicht  beanspruchen 
und  sind  auch  zu  einer  dauernden  Versorgung  nur  in  dem  Falle  berechtigt, 
wenn  die  Bedingnisse  einer  solchen  Versorgung  (Pension  oder  Erziehungsbeitrag) 
eingetreten  sind. 

Wenn  die  provisorisch  Angestellten  unmittelbar  vor  dieser  ihrer  Anstellung 
in  definitiver  Eigenschaft  verwendet  waren,  so  sind  sie  nach  der  definitiven  An- 
stellung sowohl  für  sich  selbst,  als  auch  hinsichtlich  ihrer  hinterlassenen  Familie 
in  jeder  Beziehung  als  anspruchsberechtigt  zu  betrachten  und  es  ist  bei  der 
Beurteilung  der  Ansprüche  auch  die  unmittelbar  nach  dem  definitiven  Dienste 
in  provisorischer  Anstellung  zugebrachte  Dienstzeit  in  Betracht  zu  ziehen. 

Die  mit  Altersnachsicht  Angestellten  und  deren  Witwen  und  Waisen  haben 
gleichfalls  nur  in  dem  Falle  Anspruch  auf  Versorgung,  wenn  die  Bedingnisse 
der  dauernden  Versorgung  vorhanden  sind;  vor  Eintritt  derselben  besitzen 
sie  jedoch  kein  Anspruchsrecht  auf  eine  Abfertigung  (Beteiligung  ein  für 
allemal). 

Die  gegen  Kündigung  Angestellten,  sowie  diejenigen,  welche  ausdrücklich 
nur  für  eine  bestimmt  festgesetzte  Zeit  oder  zu  einer  vorübergehenden  Dienst- 
leistung aufgenommen,  oder  deren  Bezüge  mittelst  besonderer  Verträge  festgestellt 
werden,  können  im  Sinne  dieses  Gesetzes  auf  eine  Versorgung  überhaupt  keinen 
Anspruch  machen. 

§4. 

Der  Versorgungsanspruch  der  Staatsbeamten,  der  staatlichen  Subalternen 
und  Diener,  sowie  deren  Witwen  und  Waisen  ist  ein  dauernder,  oder  aber  nur 
ein  für  allemal  geltend. 

Als  dauernde  Versorgung  sind  zu  betrachten  die  den  Staatsbeamten,  Sub- 


sowie  für  die  Unterstützung  ihrer  Witwen  und  Waisen.  Der  Staat  leistet  hier 
nur  einen  jährlichen  Zuschuss.  Der  Pensionsfonds  wird  grösstenteils  durch  die 
Beiträge  der  einverleibten  Mitglieder  und  der  Schulerhalter  zustande  gebracht. 
^)  Für  die  Offiziere  der  kön.  ung.  Gendarmerie  kommen  die  Bestimmungen 
des  Gesetzartikels  LI  :  1875  zur  Anwendung,  wo  über  die  Versorgung  der  Honved-j 
Offiziere  Verfügungen  getroffen  sind. 
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altemen  und  Dienern,   oder  deren  Witwen  gebührende  Pension,   sowie   die  Er- 
ziehungsbeiträge für  die  Kinder  derselben. 

Dagegen  sind  als  Beteiligung  ein  für  allemal  anzusehen:  die  Abfertigung 
und  der  Bestattungsbeitrag. 

§  5. 

Weder  für  sich  noch  für  seine  Witwe  oder  Waise  kann  eine  dauernde 
Versorgung  oder  eine  Beteiligung  ein  für  allemal  beanspruchen  derjenige  staat- 
liche Beamte,  Subalterne  oder  Diener,  der 

1)  seiner  Stelle  freiwillig  entsagt; 

2)  seine  Stelle  freiwillig  verlässt  und  trotz  erfolgter  Aufforderung  dahin 
nicht  zurückkehrt; 

3)  ohne  höhere  Erlaubnis  in  den  Dienst  einer  fremden  Macht  tritt; 

4)  wegen  einer  strafbaren  Handlung  zum  Amtsverluste  verurteilt  wurde, 
resp.  in  Kroatien  und  Slavonien  wegen  einer  solchen  strafbaren  Handlung  ver- 
urteilt wurde,  mit  welcher  nach  dem  dort  geltenden  Strafgesetze  der  Verlust 
des  Amtes  oder  Dienstes  als  gesetzliche  Folge  verbunden  ist; 

5)  aus  dem  Dienstverbande  strafweise  entlassen  wird;  schliesslich 

6)  nach  Begehung  einer  Handlung,  welche  seine  Entlassung  aus  dem 
Dienste  nach  sich  gezogen  hätte,  zum  Selbstmörder  oder  flüchtig  wird,  oder 
gegen  den  aus  irgend  einem  andern  Grunde  wegen  dieser  Handlung  das  Straf- 
oder Disciplinarverfahren  nicht  eingeleitet  werden  kann,  in  welchen  Fällen  jedoch 
die  Ausschliessung  von  der  Beteiligung  unter  entsprechender  Anwendung  des 
DisciiDlinarverfahrens  ausgesprochen  wird. 

In  den  im  3.,  4.,  5.  und  6.  Punkte  aufgezählten  Fällen  ist  auch  die 
bereits  festgestellte  und  flüssig  gemachte  ständige  Versorgung  sofort  einzustellen. 

Wird  die  Entlassung  erst  dann  ausgesprochen,  nachdem  die  Versorgung 
der  Witwe  oder  der  Waisen  bereits  angeordnet  worden  ist,  so  bleibt  das  er- 
worbene Recht  derselben  in  Geltung. 

§6. 
Zur  Grundlage  der  dauernden  oder  zeitweiligen  Versorgung  dienen: 

a.  die  Dauer  der  anrechenbaren  Dienstzeit  und 

b.  die  Summe  der  im  Dienste  zuletzt  bezogenen   einrechenbaren  Be- 
soldung. 

§7. 

Als  anrechenbare  Dienstzeit  wird  jener  Zeitraum  betrachtet,  welchen  je- 
mand von  der  Feststellung  des  Versorgungsanspruches  zurückgerechnet  bis  zur 
Zeit  der  Ablegung  des  ersten  Amtseides  in  den  im  §  1  und  §  2  bezeichneten 
Aemtern  und  Stellen  oder  als  beeideter  Praktikant  ununterbrochen  und  in  einem 
Zuge  verbracht  hat. 

Bezüglich  der  beim  Inslebentreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bereits 
Angestellten  können  (falls  der  Zeitpunkt  der  Ablegung  des  ersten  Amtseides 
nicht  ermittelt  werden  kann,  ebenso  wie  bezüglich  derjenigen,  unter  die  Be- 
stimmung der  §§  1  und  2  fallenden  Berechtigten,  von  denen  die  Ablegung  des 
Amtseides  nicht  gefordert  wird)  zum  Nachweise  des  Beginnes  der  bei  der 
Pensionierung  anrechenbaren  Dienstzeit  auch  andere  entsprechende  Beweismittel 
angenommen  werden. 
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Der  in  den  im  §  1  und  2  bezeichneten  Aemtern  und  Stellen  zugebrachten 
Dienstzeit  ist  gleich  zu  achten  und,  solange  die  Reciprocität  besteht,  einzurechnen 
diejenige  Dienstzeit,  welche  jemand  unmittelbar  vorher  und  ohne  Unterbrechung 
in  systemisierter  Eigenschaft  und  in  einer,  mit  ordentlichem  Jahres-  oder  Monats- 
gehalte verbundenen  dauernden  Anstellung  oder  mit  militärischem  Solde  in 
folgenden  Dienstzweigen  zugebracht  hat: 

1)  im  allerhöchsten  Hofstaate  oder  bei  den  Familiengütern  des  allerhöchsten 
Herrscherhauses ; 

2)  bei  den  gemeinsamen  Ministerien  und  beim  gemeinsamen  Rechnungs- 
hofe, sowie  bei  den  unter  denselben  stehenden  Behörden  und  Aemtern; 

3)  bei  der  Armee  (und  Kriegsmarine),  Honvedschaft  (Landwehr),  Gen- 
darmerie, Staats-  (und  hauptstädtischen)  Polizei  und  den  dazu  gehörigen  Aemtern 
in  activer  Eigenschaft; 

4)  bei  der  kroatisch-slavonischen  autonomen  Regierung  oder  bei  den  der- 
selben unterstehenden  Landesbehörden  und  Aemtern; 

5)  in  Stellen,  welche  zu  den  unter  staatlicher  Verwaltung  stehenden  Berg- 
werks-Bruderladen  Beiträge  leisten; 

6)  bei  den  königl.  ungarischen  Staatsbahnen  und  den  verstaatlichten 
Eisenbahnen. 

Wenn  jedoch  die  in  diesen  Aemtern,  beziehungsweise  Stellen  zugebrachte 
Dienstzeit  nach  den  für  dieselben  geltenden  Pensionsvorschriften  nicht  ein- 
gerechnet werden  kann,  oder  wenn  jemand  nach  dieser  seiner  Dienstleistung 
eine  besondere  Versorgung  geniesst,  so  ist  die  Einrechnung  dieser  vorhergehenden 
Dienstzeit  nicht  gestattet. 

Wer  zehn  Jahre  im  Staatsdienste  steht  und  auf  dieser  Grundlage  eine 
dauernde  Versorgung  beanspruchen  kann,  dem  ist  auch  diejenige,  seinem  Staats- 
dienste unmittelbar  vorhergehende  Dienstzeit  einzurechnen,  welche  er  seit 
1.  Juli  1867  im  Municipaldienste  zugebracht  hat.  Die  honoräre  Dienstzeit  kann 
jedoch  ebensowenig  in  Rechnung  gezogen  werden,  als  derjenige  Municipaldienst, 
für  welchen  dem  Betreffenden  eine  Abfertigung  zu  teil  geworden  ist. 

Den  im  §  34  des  Gesetzartikels  XXX  :  1883  erwähnten  ordentlichen 
Professoren  (an  Gymnasien  und  Realschulen)  sind  die  in  der  Eigenschaft  von 
Professor-Stellvertretern  (Supplenten)  unmittelbar  vorher  zugebrachten  Jahre  in 
die  der  Pensionierung  zur  Basis  dienende  Zeit  gleichfalls  einzurechnen '). 

Denjenigen,  welche  bei  dem  Inslebentreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
bereits  angestellt  waren,  werden,  solange  die  Reciprocität  besteht,  die  im  öster- 
reichischen Staatsdienste  zugebrachten  Dienstjahre  eingerechnet. 

Die  unmittelbar  vor  der  definitiven  Anstellung  in  provisorischer  Ver- 
wendung zugebrachte  Dienstzeit  ist  bei  Feststellung  der  Dauer  der  Dienstzeit 
in  Rechnung  zu  ziehen. 

§  9. 

Bei  der  Berechnung  der  Continuität  der  Dienstzeit  ist 

a.  die  inzwischen  erfolgte  Versetzung  in  den  Ruhestand; 


^)  Doch  gilt  das  nur  für  solche  Supplenten,  welche  die  vorschriftsmässige 
Lehrbefähigungsprüfung  (das  Professoratsexamen)  abgelegt  haben. 
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b.  die  im  Stande  der  Disponibilität,  Suspendierung  oder  auf  Urlaub  zu- 
gebrachte Zeit; 

c.  sowie  ein  solches  Verlassen  des  Dienstes,  wozu  die  Einwilligung  der 
Regierung  unter  Zusicherung  der  Aufrechterhaltung  der  Pensionsansprüche  er- 
wirkt würde  —  nicht  als  Unterbrechung  zu  betrachten. 

In  die  Dienstzeit  ist  einzurechnen  die  im  Stande  der  Disponibilität  ver- 
brachte Zeit,  wenn  der  zur  Disposition  Gestellte  auch  in  dieser  Eigenschaft 
faktisch  gedient  hat;  die  im  Stande  der  Suspendierung  verbrachte  Zeit,  wenn 
der  Suspendierte  für  unschuldig  erklärt  wurde;  und  die  auf  Urlaub  oder  in 
Disponibüität,  wenngleich  ohne  faktische  Dienstleistung  verbrachte  Zeit,  sobald 
dieselbe  in  continuo  ein  Jahr  nicht  übersteigt. 

Der  ein  Jahr  übersteigende  Teil  der  auf  Urlaub,  sowie  in  Disponibilität, 
ohne  faktische  Dienstleistimg  verbrachten  Zeit  und  die  im  Pensionsstande  zu- 
gebrachte Zeit  ist  bei  Bestimmung  der  Dienstzeit  nicht  in  Rechnung  zu  ziehen. 

§  10. 

Die  Dauer  der  Dienstzeit  ist  nach  bürgerlicher  Zeitrechnung  zu  bestimmen. 
Für  jeden  einzelnen  Feldzug  jedoch,  an  welchem  der  Beamte,  Subalterne  oder 
Diener  bei  der  gemeinsamen  Armee,  Marine  oder  Honvedarmee  in  irgend  einer 
dienstlichen  Eigenschaft  teilgenommen  hat,  wird  seiner  Dienstzeit  ein  Jahr 
(Kriegsjahr)  hinzugerechnet,  gleichviel  ob  er  in  dem  betreffenden  Feldzuge  vom 
Anfang  bis  zum  Ende  oder  nur  eine  Zeitlang  gedient  hat,  wenn  dieser  Zeitraum 
mittelst  allerhöchsten  Armeebefehles  als  Feldzug,  resp.  Kriegsjahr  erklärt  wird 
und  der  Betreffende  bei  einer  solchen  Truppe  gedient  hat,  auf  welche  diese  Be- 
günstigung ausgedehnt  wird.  Durch  zwei  oder  mehrere  Feldzüge,  welche  auf 
ein  und  dasselbe  Kalenderjahr  fallen,  wird  die  Dienstzeit  bloss  um  ein  Jahr 
erhöht. 

§  11. 

Bei  den  in  Kriegsgefangenschaft  Geratenen  wird  nur  jenes  Jahr  als  Kriegs- 
jahr gerechnet,  in  welchem  sie  in  Gefangenschaft  gerieten;  eine  länger  dauernde 
Kriegsgefangenschaft  wird   bloss   als   einfache  Dienstzeit  in  Rechnung  gezogen. 

§  12. 

Bei  Berechnung  der  Pension  eines  Beamten,  Subalternen  oder  Dieners,  der 
während  eines  Feldzuges  kriegs-  nnd  arbeitsunfähig  geworden  ist,  sind  je  nach 
Umständen  die  günstigeren  Müitär-  oder  Civüpensionierungsvorschriften  an- 
zuwenden und  die  höhere  Bezahlung  als  Berechnungsbasis  zu  nehmen;  vorerst 
ist  jedoch  die  Untauglichkeit  zum  Militär-  und  Civildienste  nach  der  Bestimmung 
des  Gesetzartikels  LI  :  1875,  §  6,.  durch  eine  Superarbitrierungskommission 
festzustellen,  zu  welcher  behufs  Untersuchung  der  Diensttauglichkeit  des  Be- 
treffenden auch  der  vom  Ministerium  des  Innern  hiezu  designierte  Civüarzt  ein- 
zuberufen ist. 

Von  der  Pension  eines  solchen  Beamten,  Subalternen  oder  Dieners  fällt 
dem  Armee-  oder  Honvedbudget  bloss  der  nach  der  einrechenbaren  Miütärdienst- 
zeit  (Gesetzärtikel  LI  :  1875,  §  8)  entfallende  Pensionsbetrag  zur  Last. 

Die  Pension  eines  solchen  Beamten,  Subalternen  oder  Dieners,  der  als 
militäruntauglich,  jedoch  zum  Civil  dienst  geeignet  befunden  wurde,  fällt  aus- 
schliesslich dem  Civil-Pensionserfordemisse  zur  Last. 
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Die  Blessierungs-  und  Militär- Verdienstmedaillenzulage  darf  weder  in  die 
Besoldung,  noch  in  die  Pension  eingerechnet  werden. 

§  13. 
Bei  Feststellung  der  Summe  der  einrechenbaren  Besoldung,   welche   dem 
Anspruchsberechtigten  zuletzt  im  Dienste  gebührte,  sind  in  Rechnung  zu  ziehen: 

a.  das  systemisierte  Gehalt,  der  Sold  oder  Lohn; 

b.  die  zur  Ergänzung  des  früheren  höheren  Gehaltes,  Soldes  oder  Lohnes 
bezogene  Ergänzungs-(Personal-)Zulage ; 

c.  die  dem  Gehalte  (Solde  oder  Lohne)  gleich  zu  achtende  und  nicht 
ausschliesslich  für  die  Dauer  der  amtlichen  Wirksamkeit  bewilligte  Personal- 
zulage ; 

d.  die  systemisierten,  einen  ergänzenden  Teil  des  Gehaltes  (Soldes,  Lohnes) 
bildenden  Alterszulagen; 

e.  der  in  den  Dienstesvorschriften  oder  mittelst  separater  allgemeiner  An- 
ordnungen festgestellte,  allgemeine  und  nicht  lokale  Wert  der  als  einen  Teil 
des  Gehaltes  (Soldes  oder  Lohnes)  in  natura  ausgefolgten  Bezüge  (Deputate), 
insofern  hinsichtlich  dieser  Naturalbezüge  nicht  entweder  als  allgemeine  Vor- 
schrift oder  in  dem  Ernennungsdekrete  ausgesprochen  ist,  dass  dieselben  in  die 
Pension  nicht  eingerechnet  werden  können;  endlich 

f.  die  Decennalzulage  des  Finanzwachpersonals. 

§  14. 
Bezüge,  welche  jemand  nicht  aus  dem  Staatsschatze  oder  den,  in  staat- 
licher Verwaltung  stehenden  Fonds  bezieht,  femer  Funktions-,  Lokal-  und  Amts- 
zulagen, Teuerungsbeiträge,  Quartiergelder,  der  Nutzwert  von  freien  Wohnungen 
und  Feldern,  das  Holzrelutum,  Reisegebühren,  Diäten,  Pferde-  und  Dienerhaltungs-, 
Beleuchtungs-  und  Kanzleipausschale,  das  Didaktrum,  sowie  überhaupt  alle  Be- 
züge, welche  bloss  mit  Rücksicht  auf  den  Dienst  für  gewisse  Leistungen  be- 
willigt werden,  schliesslich  Remunerationen,  Dividenden,  Provisionen,  Verkaufs- 
und Einkaufsprovisionen  u.  dgl.  sind  bei  der  Feststellung  der  als  Basis  der 
Versorgung  dienenden  Besoldung  nicht  in  Betracht  zu  nehmen. 

§  15. 
Die  Versorgung  ist  stets   in  ganzen  Gulden  festzustellen,   und  bei   deren 
Feststellung  sind  Teilbeträge  unter  einem  halben  Gulden  wegzulassen,   Beträge 
über  einen  halben  Gulden  dagegen  als  ganze  Gulden  anzunehmen. 

§  16. 
Die  ein  für  allemal  geltende  Beteiligung  ist  nach  ihrer  Feststellung  sofoi-t 
flüssig  zu  machen  und  auszuzahlen;  die  dauernden  Versorgungen  dagegen  sind 
vom  1.  des  Monats,  welcher  dem  Tage  folgt,  an  welchem  der  Rechtstitel  auf 
dieselben  eingetreten  ist,  in  anticipativen  Monatsraten  anzuweisen  und  auszuzahlen 
und  am  Ende  jedes  Monats  einzustellen,  an  welchem  ihr  Rechtstitel  aufhört. 

§  17. 
Die  Versorgungsberechtigten  haben  innerhalb  eines  Jahres,  vom  Eintritte 
ihres  Rechtstitels  gerechnet,  um  die  Geltendmachung  ihres  hierauf  bezüglichen 
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Anspruches  anzusuchen.  Nach  Verlauf  eines  Jahres  hört  der  Anspruch  auf  die 
ein  für  allemal  geltende  Beteiligung  gänzlich  auf;  die  dauernde  Versorgung 
aber  wird  erst  von  dem,  der  Einreichung  des  Gesuches  folgenden  Monate  an 
ausgefolgt. 

§  18. 
Der  Genuss  der  dauernden  Versorgungen  ist  innerhalb  des  Gebietes  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  an  keinen  Ort  gebunden;  zum  Genüsse 
ausserhalb  der  Grenzen  der  Monarchie,  sowie  zum  Genüsse  der  Erziehungsbei- 
träge der  im  Auslande  befindlichen  Kinder  ist  jedoch  eine  besondere  Bewilligung 
des  betreffenden  Ministers  erforderlich. 

§  19. 

Die  Auszahlung  der  dauernden  Versorgungen  ist  an  die  Beibringung  von 
Beweisen  über  das  unveränderte  Fortbestehen  des  Rechtstitels  und  der  gesetz- 
mässigen  Bedingungen  geknüpft,  worüber  im  Verordnungswege  verfügt  wird. 

Die  Auszahlung  von  Versorgungen  an  solche,  die  sich  im  Auslände  auf- 
halten, kann  an  besondere  Vorsichtsmassregeln  gebunden  werden. 


Zweiter  Abschnitt. 
Von  der  Versorgung  der  Beamten,  Subalternen  und  Diener. 

§  20. 

Jeder  staatliche  Beamte,  Subalterne  oder  Diener,  der  in  einer  in  den 
§§  1  und  2  bezeichneten  Eigenschaft  angestellt  ist  und  eine  mindestens  zehn- 
jährige anrechenbare  Dienstzeit  hat,  kann  in  jedem  der  nachstehend  aufgezählten 
Fälle  eine  bis  an  sein  Lebensende,  beziehungsweise  bis  zur  Herstellung  seiner 
Gesundheit,  in  den  Fällen  sub  a.  bis  zu  seiner  etwaigen  WiederansteUung  laufende 
Pension  beanspruchen. 

Namentlich: 

a.  wenn  er  wegen  eines  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechens  zur  Er- 
füllung seiner  Amtspflichten  endgültig  oder  mindestens  auf  längere  Zeit  un- 
tauglich wird; 

b.  wenn  er  sein  65.  Lebensjahr  vollendet  hat; 

c.  wenn  er  die  vorgeschriebene  Dienstzeit  vollendet  hat;  oder 

d.  wenn  er  wegen  der  Organisierung  oder  Auf  lassimg  von  Aemtem  oder 
Stellen  oder  wegen  eines  gegen  ihn  geföUten  DiscipHnarurteüs  an  einer  ent- 
sprechenden Stelle  nicht  untergebracht  werden  kann. 

§  21. 
Die  Pensionierung  kann  strafweise  nicht  erfolgen  und  mit  Ausnahme  der 
im  vorhergehenden  Paragraphen  aufgezählten  Fälle  von  dem  Anspruchsberechtigten 
^selbst  nicht  angesucht  werden. 

Demzufolge  ist  die  Dienstesuntaugüchkeit  wegen  körperlicher  oder  geistiger 
Gebrechen  stets  mittelst  des  Zeugnisses  eines  behördlichen  Arztes  nachzuweisen 
wobei  der  pensionierenden  Behörde  das  Recht  vorbehalten  bleibt,  die  Wahrheit 
des  im  ärztlichen  Zeugnisse  Enthaltenen  überprüfen  zu  lassen. 
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Wenn  die  Dienstesuntauglichkeit  einen  dauernden  Charakter  besitzt,  so 
erfolgt  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  endgültig;  bei  einer  Dienstesuntauglich- 
keit von  zwar  längerer  Dauer,  aber  doch  mit  vorübergehendem  Charakter,  ist 
bloss  die  Versetzung  in  den  zeitweiligen  Ruhestand  zulässig. 

Diejenigen,  welche  ilir  65.  Lebensjahr  vollendet,  oder  aber  die  vor- 
geschriebene Dienstzeit  ausgedient  haben,  können  sowohl  auf  ihr  eigenes  An- 
suchen als  auch  auf  Verlangen  ihrer  vorgesetzten  Behörde  auch  ohne  besondere 
Feststellung  ihrer  Dienstesuntauglichkeit  pensioniert  werden  und  sind  in  diesem 
Falle  in  den  definitiven  Ruhestand  zu  versetzen. 

Diejenigen  dagegen,  welche  bloss  deshalb  pensioniert  werden,  weil  sie 
infolge  amtlicher  Veränderungen  oder  wegen  eines  gegen  sie  gefällten  Disciplinar- 
urteils  nicht  sofort  untergebracht  werden  können,  sind  stets  nur  in  den  provi- 
sorischen Ruhestand  zu  versetzen. 

§  22. 

Die  zeitweilig  Pensionierten  können  bloss  in  den  im  §  20  sub  a.  und  b, 
aufgezählten  Fällen  in  den  bleibenden  Ruhestand  versetzt  werden,  wenn  sie  ihr 
65.  Lebensjahr  erreicht  oder   früher   definitiv  dienstesuntauglich  geworden  sind. 

Die  zeitweilig  Pensionierten  sind,  wenn  die  Gründe  der  zeitweiligen 
Pensionierung  wegfallen,  in  den  Verband  des  aktiven  Dienstes  wieder  zurück- 
zunehmen; ja  selbst,  wenn  die  Bedingungen  der  zeitweiligen  Pensionierung 
auch  nicht  ganz  aufgehört  haben,  jedoch  wichtige  dienstliche  Interessen  es  er- 
heischen, können  dieselben  unter  Zuwendung  des  vollen  Betrages  ihrer  letzten, 
der  Pension  zur  Grundlage  dienenden,  einrechenbaren  Besoldung  zu  einer, 
ihren  körperlichen  und  geistigen  Fähigkeiten  und  ihrem  amtlichen  Charakter 
entsprechenden  Dienstleistung  einberufen  werden. 

Bei  denjenigen,  welche  wegen  eines  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechens 
in  den  zeitweiligen  Ruhestand  versetzt  wurden,  kann  die  kompetente  Behörde 
ärztlich  konstatieren  lassen,  ob  die  Bedingungen  der  zeitweiligen  Pensionierung 
noch  vorhanden  sind. 

§  23. 

Die  Professoren  und  die  den  Verfügungen  des  Gesetzartikel  XXXII :  1875- 
nicht  unterliegenden  Lehrer  haben  30  Jahre,  die  übrigen  Staatsbediensteten 
aber  40  Jahre  ununterbrochen  zu  dienen. 

In  solchen  Fällen,  wo  jemand  vom  Professors-(Lehrer-)Dienste  in  ein 
anderes  Staatsamt  oder  umgekehrt  von  diesem  in  ein  Professorat  übertritt,  ist 
bei  Feststellung  der  Dienstzeit  die  in  beiden  Eigenschaften  zugebrachte  Zeit 
verhältnismässig  zu  rechnen. 

Jeder  Angestellte  hat,  sofern  er  nicht  früher  dienstesuntauglich  wird  oder 
sein  65.  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat,  die  vorgeschriebene  Dienstzeit  bei 
sonstigem  Verluste  der  erworbenen  Rechte  auszudienen, 

§  24. 

Die  Pension  ist  nach  zehn  Dienstjahren  mit  40  Prozent  der  zur  Grundlage 

dienenden,    einrechenbaren  Besoldung   und   für  den  zehn  Jahre  übersteigenden, 

einrechenbaren  Dienst   nach  jedem  weitern  Jahre  mit   einem  um  je  2  Prozent, 

bei  Professoren  und  jenen,    den  Verfügungen   des   Gesetzartikels   XXXII :  1875 
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nicht  unterliegenden  Lehrern  aber  mit  einem  um  je  3  Prozent  höheren  Betrage 
festzustellen,  so  dass  nach  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Dienstzeit,  welche 
mit  40,  beziehimgsweise  30  Jahren  festgestellt  ist,  der  volle  Betrag  der  ein- 
rechenbaren  Besoldung  ausgefolgt  wird. 

Eine,  den  vollen  Betrag  der  einrechenbaren  Besoldung  übersteigende 
Pension  kann  niemanden,  selbst  nach  längerer  Dienstzeit  nicht  zu  teil  werden, 
und  der  Maximalbetrag  der  Pension  darf  überhaupt  8000  Gulden  nicht  über- 
steigen. 

Die  mit  der  goldenen  oder  silbernen  Militärverdienstmedaille  verbundene 
Zulage  wird  jedoch  in  den  Betrag  der  Pension  nicht  eingerechnet  und  der 
Pensionierte  geniesst  dieselbe  ohne  Rücksicht  auf  seine  Dienstjahre  im  vollen 
Ausmasse  bis  zu  seinem  Ableben. 

§  25. 

Die  Minister  können,  wenn  sie  in  dieser  Eigenschaft  oder  vorhergehend 
in  der  Eigenschaft  von  Staatssekretären  zusammen  in  einem  Zuge  mindestens 
drei  Jahre  gedient  haben  und  ihrer  Stelle,  sei  es  auf  eigenes  Ansuchen  oder 
ohne  ein  solches  enthoben  werden,  eine  Pension  beanspruchen,  welche,  insofern 
sie  nicht  infolge  ihrer  längeren  Dienstzeit  im  Sinne  des  vorhergehenden  Para- 
graphen Anspruch  auf  eine  höhere  Pension  haben,  mit  jährlichen  4000  Gulden 
festgestellt  wird. 

Desgleichen  können  auch  die  Staatssekretäre,  wenn  sie  in  dieser  Eigen- 
schaft ohne  Unterbrechung  mindestens  drei  Jahre  dienen  und  ihrer  Stelle  ent- 
hoben werden,  eine  Pension  beanspruchen,  welche,  insofern  sie  nicht  zufolge 
ihrer  langem,  einrechenbaren  Dienstzeit  im  Sinne  des  vorhergehenden  Paragraphen 
Anspruch  auf  eine  höhere  Pension  haben,  mit  jährlichen  2000  Gulden  fest- 
gestellt wird. 

Hinsichtlich  der  Minister  und  Staatssekretäre  haben  die  auf  die  zeitweilig 
Pensionierten  Bezug  nehmenden  Verfügungen  keine  Geltung. 

Die  obigen,  auf  die  Minister  sich  beziehenden  Bestimmungen  gelten  auch 
für  den  Präsidenten  des  Staatsrechnungshofes. 

§  26. 
Die  Pension  der  definitiv  angestellten  Finanzwachmannschafl  (Inspicienten, 
Oberaufaeher,  Aufseher)  wird,   falls   die  in  §  20  festgestellten  Bedingungen  der 
Pensionierung  eintreten, 

vom     1.  bis  15.  Jahre  mit  ^/lo, 

.  'Ao, 

,  *h, 

,  'Ao, 

.  'A», 

.  'Ao, 

und  über  40  Jahre  hinaus  mit  dem  vollen  Betrage  der  letzten  einrechenbaren 
Besoldung  festgestellt. 

Derjenige  Finanzwachmann,  Sta^tspolizist  und  königl.  ungar.  Gendarm, 
sowie  Forstwärter  (Waldhüter),  der  im  Kampfe  mit  Schmugglern,  beziehungs- 
weise sich  Widersetzenden,  oder  in  einem  andern,  während  der  Dienstleistung 
entstehenden  Kampfe  sowohl  zum  Finanzwach-  oder  Polizeidienste,  als  auch  zu 

1055 


15. 

,    20. 

20. 

,    25. 

25. 

,    30. 

30. 

,    35. 

35. 

,    40. 

AQQ  J-  H.  Schwicker, 

einem  andern  Staatsdienste  gänzlich  untauglich  wird,  ist  ohne  Rücksicht  auf 
seine  Dienstzeit  und  auf  den  provisorischen  oder  ständigen  Charakter  seiner 
Anstellung  stets  mit  dem  vollen  Betrage  seiner  letzten  einrechenbaren  Besoldung 
zu  pensionieren. 

§  27. 

Die  bei  den  staatlichen  Landgütern,  beim  Forstwesen,  bei  den  Staats- 
gestüten und  Kontumazanstalten  in  bürgerlicher  Eigenschaft  angestellten  Sub- 
alternen und  Diener,  sowie  die  Kerkermeister,  Gefängnis-  und  Zuchthauswächter, 
dann  die  Strassen-  und  Brückenmeister,  die  Stromaufseher,  Strassenräumer  und 
Wächter  sind  abweichend  von  den  obigen  Bestimmungen  nach  10 — 20  Dienst- 
jahren mit  V^,  nach  20—30  Jahren  mit  ^/i,  nach  30 — 40  Jahren  mit  ^1*,  über 
40  Jahre  hinaus  aber  mit  dem  vollen  Betrage  ihrer  einrechenbaren  Bezüge  als 
dauernde  Ruheversorgung  zu  beteiligen.  Den  ständig  angestellten  Taglöhnern 
(Arbeitern,  Arbeiterinnen)  sind,  wenn  sie  arbeitsunfähig  werden,  nach  10  Jahren 
60  Gulden,  nach  25  Jahren  80  Gulden  und  nach  40  Jahren  100  Gulden  jährlich 
als  dauernde  Ruheversorgung  auszufolgen,  diese  jährliche  Versorgung  darf  jedoch 
74,  7^,  beziehungsweise  ^/i  der  einjährigen  Summe  ihres  Taglohnes  nicht  über- 
steigen. 

§  28. 

Mit  Ausnahme  der  in  den  §§  2ö  und  30  erwähnten  Fälle  können  jene 
staatlichen  Beamten,  Subalternen  und  Diener,  welche  noch  keine  10jährige  ein- 
rechenbare  Dienstzeit  besitzen,  selbst  wenn  die  im  §  20  sub  a.,  b.  und  d.  an- 
geführten Bedingungen  eintreten,  bloss  eine  Abfertigung  beanspruchen,  welche 
bis  (inclusive)  zum  fünften  einrechenbaren  Dienstjahre  mit  dem  einjährigen 
Betrage,  über  fünf  Jahre  bis  zum  zehnten  Jahre  aber  mit  dem  zweijährigen 
Betrage  ihrer  einrechenbaren  Besoldimg  ein-  für  allemal  festzustellen  ist. 

§  29. 

Die  zeitweilig  Angestellten,  die  Taglöhner,  sowie  diejenigen,  welche  mit 
Altersnachsicht  angestellt  wurden,  können  eine  Abfertigung  überhaupt  nicht 
beanspruchen,  sondern  sind,  wenn  die  im  §  20  sub  a.,  b.  und  d.  aufgezählten 
Bedingungen  vor  der  Vollendung  ihres  zehnten  Dienstjahres  eintreten,  des  Dienst- 
verbandes einfach  zu  entheben. 

§  30. 

Der  Beamte,  Subalterne  oder  Diener,  der  während  der  Dienstleistung  oder 
infolge  der  Ausübung  seines  Dienstes  vollständig  und  deutlich  nachweisbar 
dienstesuntauglich  geworden  ist,  kann  durch  Beschluss  des  Ministerrates  aus- 
nahmsweise mit  einer  höhern  Pension  beteüigt  werden,  als  ihm  normalmässig 
zukommen  würde;  in  dem  Falle  aber,  dass  er  noch  keine  zehn  Dienstjahre 
haben  sollte,  ist  ihm  gleichfalls  eine  Pension  zuzuwenden;  dieselbe  darf  jedoch 
die  Hälfte  des  zuletzt  bezogenen,  einrechenbaren  Gehaltes  nicht  übersteigen. 

Unter  solchen  Ausnahmeumständen  ist  diese  Pension  auch  den  provisorisch 
oder  mit  Altersnachsicht  Angestellten  zu  gewähren. 

§  31. 

Das  pensionierte  Individuum  kann  unter  Verzichtleistung  auf  jeden  weitem 
Anspruch  um  die  Ablösung  seiner  Pension  ansuchen;  wenn  es  jedoch  verheiratet 
ist,  muss  auch  die  Einwilligung  des  andern  Eheteiles  verlangt  werden. 
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Der  betreflFende  Minister  kann  die  Ablösung  in  berücksichtigenswerten 
Fällen  anordnen  und  die  Ablösungssumme  von  Fall  zu  Fall  bestimmen;  dieselbe 
darf  jedoch  den  zweijährigen  Betrag  der  bei  Feststellung  der  Pension  zur  Grund- 
lage genommenen  Besoldung  niemals  übersteigen  und  kann  bloss  dann  bewilUgt 
werden,  wenn  durch  einen  Amtsarzt  bezeugt  wird,  dass  der  Ablösungswerber 
nach  seinem  Gesundheitszustande  noch  mindestens  so  viele  Jahre  leben  kann, 
als  erforderlich  sind,  damit  die  ihm  zukommenden  jährlichen  Pensionsbeträge 
die  Ablösungssumme  erreichen. 

Das  Individuum,  welches  seine  Pension  abgelöst  hat,  kann  unter  keinen 
Umständen  wieder  einen  Anspruch  auf  erneuerte  Pensionierung  erheben,  selbst 
in  dem  Falle  nicht,  wenn  es  die  Ablösungssimime  zurückzuerstatten  bereit  ist; 
ja  sollte  es  abermals  angestellt  werden,  so  kann  die  Dienstzeit,  nach  welcher  es 
seine  Pension  abgelöst  hat,  selbst  im  Falle  seiner  abermaligen  Pensioniervmg 
nicht  in  Rechnung  gezogen  werden. 

§  32. 
Die  Ausfolgung  der  Pension  hört  ausser  den  im  §  5  bezeichneten  Fällen  auf: 

1)  wenn  der  die  Pension  Beziehende  stirbt; 

2)  wenn  derselbe  neuerdings  eine  fixe  Staats-  oder  Komitatsanstellung 
erhält,  für  die  Dauer  dieser  Anstellung; 

3)  wenn  der  zeitweilig  Pensionierte  nach  Wegfall  des  Grundes  der  provi- 
sorischen Pensionierung  sich  weigert,   neuerdings   eine  Anstellung  anzunehmen. 

§  33. 

Im  Falle  einer  neuerlichen  Anstellung  im  Staats-  oder  Komitatsdienste 
ist  die  Pension  bloss  bis  zur  Höhe  jenes  Betrages  einzustellen,  um  welchen  die 
mit  der  neuen  Anstellmig  verbundene  Besoldung  samt  der  Pension  grösser  ist, 
als  jene  einrechenbare  Besoldung  war,  auf  Grund  deren  die  Pensionierung  er- 
folgt ist. 

Wenn  im  Falle  der  neuerlichen  Pensionierung  die  Pension  des  Beamten, 
Subalternen  oder  Dieners  weniger  betragen  sollte,  als  er  schon  früher  bezogen 
hatte,  so  kann  er  den  früheren  höheren  Pensionsbetrag  beanspruchen. 

Dritter  Abschnitt. 

Versorgung  der  Witwen  und  Waisen. 

§  34. 
Auf  eine  dauernde  Versorgung  hat,  falls  die  hiezu  erforderlichen  und 
weiter  waten  angeführten  Bedingungen  vorhanden  sind,  bloss  jene  Frau,  be- 
ziehungsweise die  mit  ihr  gezeugten  Kinder  Anspruch,  deren  Gatte  resp.  Vater 
mindestens  fünf,  und,  falls  er  mit  Altersnachsicht  angestellt  wurde,  mindestens 
zehn  Jahre  gedient  hat,  und  beziehungsweise  jene  Witwe,  die 

a.  mit  ihrem  Gatten  während  seiner  faktischen  Dienstzeit  oder  vor  der- 
selben die  Ehe  geschlossen  hat; 

b.  mit  ihrem  Gatten  bei  Eintritt  des  Pensionsanspruches  in  (ehelicher) 
Gemeinschaft  lebt; 

c.  einen  moralischen  LebensAivandel  führt. 
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§  35. 

Ausser  den  im  vorhergehenden  §  34  aufgestellten  allgemeinen  Erfordernissen 
werden  für  die  in  nachstehenden  Punkten  aufgezählten  Fälle  noch  folgende  be- 
sondere Bestimmungen  festgestellt: 

1)  Die  Frau,  welche  sich  mit  einem,  nach  Vollendung  der  vorgeschriebenen 
Dienstzeit  oder  nach  Beendigung  seines  65.  Lebensjahres  Pensionierten  verehelicht 
hat  und  die  in  dieser  Ehe  gezeugten  Kinder  können,  mit  Ausnahme  des  Be- 
gräbnisbeitrages, keine  sonstige  Versorgung  oder  Beteiligung  beanspruchen. 

2)  Die  Frau,  welche  sich  mit  einem  vor  Ablauf  der  vorgeschriebenen 
Dienstzeit  oder  vor  Vollendung  seines  65.  Lebensjahres  Pensionierten  verehelicht 
hat,  und  die  in  dieser  Ehe  gezeugten  Kinder  können  ausser  dem  Begräbnisbei- 
trage auf  eine  Versorgung  nur  darm  Anspruch  machen,  wenn  der  Gatte  im 
aktiven  Dienste  neuerdings  angestellt  wird  und  mindestens  drei  Jahre  gedient  hat. 

3)  Die  Frau,  welche  sich  mit  einem  über  60  Jahre  alten  Mann  verehelicht 
hat,  kann  eine  dauernde  Versorgung  nur  dann  beanspruchen,  wenn  ihr  Gatte 
nach  Eingehung  der  Ehe  noch  mindestens  drei  Jahre  dient  oder  wenn  aus  der 
Ehe  Kinder  hervorgehen  oder  durch  dieselbe  Kinder  legitimiert  werden. 

In  diesem  Falle  sind  auch  die  aus  der  Ehe  stammenden  oder  durch  die- 
selbe legitimierten  Kinder  als  anspruchsberechtigt  im  Sinne  der  allgemeinen 
Vorschriften  zu  betrachten. 

4)  Die  Frau,  welche  beim  Tode  ihres  Gatten  mit  demselben  nicht  in  Ge- 
meinschaft lebt,  kann,  falls  sie  nicht  nachweist,  dass  die  Trennung  ohne  ihr 
Verschulden  erfolgt  ist,  nach  dem  Tode  ihres  Gatten  keinerlei  Versorgung  be- 
anspruchen; ihre  Kinder  jedoch  haben,  wenn  sonst  die  Bedingungen  vorhanden 
sind,  Anspruch  auf  Versorgimg  und   sind   als   elternlose  Waisen  zu  betrachten. 

5)  die  Frau,  welche  einen  unmoralischen  Lebenswandel  führt  oder  wegen 
einer  strafbaren  Handlung  zum  Amtsverluste  verurteilt  wurde,  resp.  mit  der  im 
Punkte  4  des  §  5  erwähnten  Wirkung  verurteilt  wird,  kann  ihren  Versorgungs- 
anspruch gleichfalls  nicht  geltend  machen  und  falls  sie  bereits  eine  dauernde 
Versorgung  geniesst,  so  verliert  sie  dieselbe;  ihre  Kinder  jedoch  sind,  wenn 
sonst  die  Bedingungen  vorhanden  sind,  anspruchsberechtigt  und  als  elternlose 
Waisen  zu  betrachten. 

§  36. 

Die  Witwen  von  Staatsbeamten  erhalten,  falls  sie  Anspruch  auf  eine 
dauernde  Versorgung  haben,  bis  zu  dem  Betrage  von  600  Gulden  der  einrechen- 
baren  Besoldung  (vergl.  §  6,  Punkt  b)  des  Gatten  50  Prozent  derselben;  wenn 
aber  die  einrechenbaren  Bezüge  des  Gatten  600  Gulden  übersteigen,  nach  den 
ersten  600  Gulden  50  Prozent,  nach  dem  600  Gulden  übersteigenden  Teile  aber 
70  Prozent  als  Witwenpension;  die  Witwenpension  darf  jedoch,  ohne  den  Er- 
ziehungsbeitrag, jährlich  2500  Gulden  nicht  überschreiten. 

Die  Versorgung  der  Witwe  eines  Finanz  Wachmannes,  Gendarmerieunter- 
offiziers oder  Dieners  besteht  aus  einem  Drittel  der  letzten  einrechenbaren  Be- 
soldung des  Gatten. 

Desgleichen  ist  den  Witwen  der  im  §  27  Erwähnten  ein  Drittel  der  letzten 
einrechenbaren  Bezahlung  des  Gatten  zuzuwenden,  mit  Ausnahme  der  Witwen 
von  Tagelöhnern  und  Arbeitern,  die  keinen  Anspruch  auf  Versorgung  haben. 
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§  37. 

Die  Witwen  der  Minister,  des  Präsidenten  des  Staatsrechnungshofes  und 
der  Staatssekretäre  können  unter  den  im  §  34,  sub  a,  b,  c  und  im  §  35  Punkt  4 
und  5  angeführten  Bedingungen  auch  in  dem  Falle  eine  dauernde  Versorgxmg 
beanspruchen,  wenn  ihr  Gatte  in  diesen  Eigenschaften  bloss  drei  Jahre  gedient 
hat,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Gatte  im  aktiven  Dienste  oder  im  Pensions- 
stande gestorben  ist. 

Der  Betrag  der  Witwenpension,  falls  die  Witwe  zufolge  der  längerem 
Dienstzeit  des  Gatten  nicht  eine  höhere  Pension  beanspruchen  könnte,  ist  für 
die  Witwe  des  Ministers  und  des  Präsidenten  des  Staatsrechnungshofes  mit  jähi-- 
lich  2000  Gulden  und  für  die  Witwe  des  Staatssekretärs  mit  1000  Gulden  fest- 
zustellen. 

§  38. 

Die  Witwe  hat  aus  ihrer  Witwenpension  nicht  bloss  ihre  eigenen  Kinder, 
sondern  auch  die  aus  einer  früheren  Ehe  ihres  Gatten  hinterbliebenen  Kinder 
desselben  zu  erhalten. 

§  39. 

Die  Witwe,  welche  im  Siime  des  vorliegenden  Gesetzes  Anspruch  auf  eine 
dauernde  Versorgimg  besitzt  und  zur  Zeit  des  Ablebens  ihres  Gatten  mindestens 
drei  noch  in  mütterlicher  Pflege  befindliche  Kinder  hat,  bzw.  schwanger  ist, 
gleichviel,  ob  es  ihre  eigenen  oder  Stiefkinder  seien,  erhält  für  jedes  ihrer  Kinder, 
welche  das  vorschriftsmässige  Alter  (§  41)  noch  nicht  erreicht  haben,  wenn 
dieselben  von  dem  verstorbenen  Gatten  oder  einem  früheren,  gleichfalls  anspruchs- 
berechtigten  Gatten  stammen,  bis  zur  Erreichung  des  normalmässigen  Alters 
einen  Erziehungsbeitrag. 

Einen  Erziehungsbeitrag  erhalten  femer,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Anzahl, 
die  elternlosen  Waisen,  die  das  normalmässige  Alter  noch  nicht  erreicht  haben, 
wenn  ihre  Mutter,  bezw.  Stiefmutter,  nach  ihrem  Vater  eine  dauernde  Versor- 
gung hätte  beanspruchen  können. 

Wenn  die  Witwe  eine  dauernde  Versorgung  beanspruchen  kann,  so  hat 
der  Umstand,  ob  die  Kinder  während  der  aktiven  Dienstzeit  oder  im  Pensions- 
stande gezeugt  wurden,  keinen  Einfluss  auf  den  Erziehungsbeitrag. 

§  40. 

Der  Erziehimgsbeitrag  bildet  einen  Beitrag  für  die  Mutter  und  es  hat 
über  denselben  nicht  das  Kind,  sondern  die  Mutter,  eventuell  der  Vormund 
(Kurator)  zu  verfügen. 

§  41. 

Der  Erziehungsbeitrag  wird  bei  Staatsbeamten  den  männlichen  Kindern 
bis  zur  Vollendung  des  20.,  den  weiblichen  Kindern  bis  zur  Vollendung  des 
18.  Lebensjahres;  bei  Subalternen  und  Dienern  den  männlichen  Kindern  bis  zur 
Vollendung  des  16.,  bei  weiblichen  Kindern  bis  zur  Vollendimg  des  14.  Lebens- 
jahres ausgefolgt. 

§  42. 
Denjenigen  Kindern,  welche  in  heimischen  Anstalten  die  Schule  besuchen 
oder  sich  der  bildenden  Kunst  widmen,  kann  der   betrefiende  Minister   den  Er- 
ziehungsbeitrag  au«h   nach   Zurücklegimg   des  normalmässigen  Alters  zur   Be- 
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endigung  ihrer  Studien,  aber  nur  bis  zum  vollendeten  24.  Lebensjahre,  belassen, 
sobald  sie  ihren  Fortschritt  nachweisen. 

§  43. 
Der  Erziehungsbeitrag  für  vaterlose  Waisen  wird  per  Kopf  und  für  jede 
Waise  besonders  in  folgendem  Ausmasse  festgestellt: 

1)  Für  die  hinterbliebenen  Kinder  von  Staatsbeamten,  Professoren  und 
jenen  Lehrern,  die  den  Bestimmungen  der  Gesetzartikel  XXXII  :  1876  nicht 
unterliegen,  mit  einem  Sechstel  (Ve)  der  ihrer  Mutter  zukommenden  Versorgung. 

Die  Summe  der  auf  sämtliche  Kinder  entfallenden  Erziehungsbeiträge 
darf  jedoch  den  Betrag  der  Witwenpension  nicht  übersteigen. 

Sind  demnach  mehr  als  sechs  Kinder  mit  Erziehungsbeiträgen  zu  ver- 
sehen, so  ist  für  jedes  einzelne  Kind  ein  solcher  Beitrag  anzuweisen,  welcher, 
wenn  der  Betrag  der  Witwenpension  durch  die  Anzahl  der  Kinder  geteilt  wird, 
auf  ein  Kind  entfällt.  Wenn  jedoch  später  der  Erziehungsbeitrag  eines  oder 
mehrerer  Kinder  aufhört,  so  ist  auch  deren  erloschener  Beitrag  zu  Gunsten  der 
übrigen  zu  verteilen  und  die  der  Witwenversorgung  entsprechende  Summe  ist 
sämtlichen  Kindern  so  lange  zu  belassen,  bis  der  Beitrag  eines  Kindes  V«  ^^^ 
Witwenpension  erreicht. 

2)  Für  hinterblieb ene  Kinder  der  Finanzwache  (Steuer-  und  Zollwache), 
Respicienten  imd  aller  anderen  Subalternen  mit  jährlich  18  Gulden. 

3)  Für  hinterbliebene  Kinder  der  Finanzwache  (Steuer-  und  Zollwache), 
Oberaufseher,  Aufseher  und  der  Diener,  sowie  der  im  §  27  erwähnten  Angestellten 
(mit  Ausnahme  der  Subalternen  und  Taglöhner)   mit  jährlich  12  Gulden. 

§  44. 
Elternlose  oder  solche  vaterlose  Waisen,  deren  Mutter  (ausgenommen  den 
Fall,  dass  der  Gatte  nicht  fünf  Jahre  gedient  hat  und  der  Witwe  auch  nach 
den  Bestimmungen  des  §  47  keine  dauernde  Versorgung  gebührt)  aus  irgend 
einem  anderen  Grunde  eine  staatliche  Versorgung  nicht  erhält,  oder  dieselbe 
wegen  ihrer  Wiederverheiratung  oder  aus  einer  sonstigen  Ursache  verloren  hat, 
erhalten  bis  zur  Erreichung  des  im  Gesetze  festgestellten  Alters  als  Erziehungs- 
beitrag den  anderthalbfachen  Betrag  des  für  vaterlose  Waisen  bestimmten  Er- 
ziehungsbeitrages. 

§  45. 
Der  Frau  und  den  Kindern  eines  verschwundenen  und  nicht  auffindbaren 
Beamten,  Subalternen  oder  Dieners  wird,  wenn  sonst  die  gesetzlichen  Bedingungen 
vorhanden  sind,  die  in  diesem  Gesetze  für  Witwen  und  Waisen  festgestellte 
Versorgung  provisorisch  und  so  lange  angewiesen,  als  der  Gatte,  bezw.  Vater 
nicht  zum  Vorschein  kommt  oder  gesetzlich  für  tot  erklärt  wird,  insofern  die 
gesetzlichen  Bedingungen,  welche  zum  Genüsse  der  Versorgung  berechtigen, 
nicht  schon  früher  in  Wegfall  kommen. 

§  46. 

Der  Umstand,  ob  der  Gatte  während  der  Dauer  des  aktiven  Dienstes  oder 

in  der  Zeit   seiner  Pensionierung  gestorben   ist,   hat   auf  die  Berechtigung   der 

Witwen  und  der  Kinder  zur  dauernden  Versorgung  keinen  Einfluss;  wenn  jedoch 

der  Gatte  im  Stande  der  Pensionierung  gestorben   ist,   können   die  Bezüge   der 
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Witwe    und   der   Kinder   weder  einzeln   noch   zusammen  grösser  sein,    als  die 
Pension,  welche  der  Gatte  bezogen  hatte. 

§  47. 

Die  Witwen  und  Waisen  jener  Beamten,  Subalternen  und  Diener,  deren 
Gatte,  bezw.  Vater  sein  Leben  während  der  Ausübung  seines  Dienstes  oder 
nachweisbar  infolge  desselben  eingebüsst  hat,  können,  unter  Aufrechterhaltung 
der  in  den  §§  35  und  50  vorkommenden  Beschränkungen,  die  in  den  §§  35, 
37,  43  und  44  festgestellte  dauernde  Versorgung  auch  dann  beanspruchen, 
wenn  ihr  Gatte  zwar  noch  keine  fun^ährige  Dienstzeit  aufzuweisen  hat,  die 
sonstigen  Bedingungen  der  §§  37  und  39  jedoch  vorhanden  sind. 

Die  Begünstigung  erstreckt  sich  auch  auf  die  hinterbliebene  Familie  der 
provisorisch  oder  mit  Altersnachsicht  Angestellten. 

§  48. 
Witwen  und  Waisen,  die  zwar  keinen  Anspruch  auf  dauernde  Versorgung 
haben,  deren  Gatte,  bezw.  Vater  aber  in  einer  den  Pensionsanspruch  begründeten 
Stelle  oder  Eigenschaft  angestellt  war,  erhalten,  wenn  hinsichtlich  der  Witwen  die 
im  §  34  sub  a.  bis  c.  vorgeschriebenen  Bedingungen  vorhanden  sind,  mit  Aus- 
nahme der  in  den  Punkten  1  und  2  des  §  35  erwähnten  Fälle,  insgesamt  ein 
Viertel  des  letzten  einrechenbaren  Jahresgehaltes  des  Gatten  ein  für  allemal  als 
Abfertigung. 

§  49. 
Der  Versorgungsanspruch  tritt  bei  Witwen  und  vaterlosen  Waisen  mit 
dem  Tode  des  Vaters,  bei  Nachgeborenen  mit  dem  Tage  ihrer  Geburt,  bei  den 
als  elternlos  zu  betrachtenden  Waisen  mit  dem  Ableben  beider  Eltern,  bezw. 
mit  dem  Tage  ein,  an  welchem  der  Pensionsanspruch  der  Mutter  aus  irgend 
einem  Grunde  erlischt. 

§  50. 
Der  Anspruch  auf  eine  dauernde  Witwenpension  und  auf  einen  Erziehungs- 
beitrag hört  ausser  den  im  Punkte  5  des  §  35  bezeichneten  Fällen  auf: 

1)  hinsichtlich  der  Witwenpension,  wenn  die  Witwe  sich  wieder  verehelicht 
oder  stirbt; 

2)  hinsichtlich  der  Waisen  im  allgemeinen,  wenn  sie  das  normalmässige 
Alter  erreichen  oder  sterben; 

3)  wenn  der  Waise  von  seiten  des  Staates,  einer  öiFentlichen  Behörde 
oder  einer  Anstalt  eine  unentgeltliche  Versorgung  zu  teil  wird,  deren  Wert  den 
Erziehimgsbeitrag  übersteigt,  oder  wenn  das  weibliche  Kind  sich  verehelicht;  der 
Anspruch  auf  diesen  Erziehungsbeitrag  lebt  jedoch  wieder  auf,  wenn  die  unent- 
geltliche Versorgung  vor  Erreichung  des  im  §  41  vorgeschriebenen  Alters  aufhört; 

4)  wenn  die  Waise  wegen  einer  strafbaren  Handlung  zum  Amtsverluste 
verurteilt  wird,  resp.  mit  der  im  Punkte  4  des  §  5  erwähnten  Wirkung  ver- 
urteilt wird;  ebenso  kann  der  Minister  den  Erziehungsbeitrag  entziehen, 
wenn  die  Waise  zu  einer  länger  als  sechs  Monate  dauernden  Freiheitsstrafe 
verurteilt  wird  *); 

')  Nach  dem  imgarischen  Strafgesetze,  Gesetzartikel  V  :  1878.  kann  die 
Strafe  des  Amtsverlustes  auf  solche  Individuen,  die  das  16.  Lebensjahr  noch 
nicht  erreicht  haben,  nicht  verhängt  werden. 
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5)  bei  vaterlosen  Waisen  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Mutter  stirbt, 
sich  verehelicht  oder  ihre  Pension  aus  einem  anderen  Grunde  eingestellt  wird, 
und  die  Waisen  Anspruch  auf  den  höheren  Erziehungsbeitrag  der  als  elternlos 
zu  betrachtenden  Waisen  erlangen; 

6)  bei  den  als  elternlos  zu  betrachtenden  Waisen,  wenn  der  Pensions- 
anspruch der  Mutter  wieder  auflebt  und  der  für  vaterlose  Waisen  bestimmte 
Erziehungsbeitrag  beginnt. 

§  51. 

Die  Witwenpension  kann  unter  Verzichtleistung  auf  alle  weiteren  An- 
sprüche mit  der  Bewilligung  des  betreffenden  Ministers  abgelöst  werden. 

Die  Ablösungssumme  kann  mit  einem  höchstens  zweijährigen  Betrage  der 
abzulösenden  Pension  festgestellt  werden;  es  muss  jedoch  durch  einen  behörd- 
lichen Arzt  bezeugt  werden,  dass  die  Witwe  ihrem  Gesundheitszustande  nach 
mindestens  noch  zwei  Jahre  leben  kann. 

Kinderlose  Witwen  können,  wenn  sie  nicht  schwanger  sind,  um  die  Ab- 
lösung ihres  Versorgungsanspruches  ohne  weiteres  ansuchen;  Witwen  dagegen, 
welche  unversorgte  Kinder  haben,  müssen  die  Einwilligung  der  Vormundschafts- 
behörde nachweisen. 

Die  einmal  abgelöste  Pension  kann  selbst  gegen  Rückerstattung  der  Ab- 
lösungssumme nicht  wieder  bewilligt  werden. 

Der  Erziehungsbeitrag  kann  nicht  Gegenstand  einer  Ablösung  sein. 

§  52. 

Die  Versorgung  der  wieder  verheirateten  Witwe  wird  zwar  eingestellt, 
allein  dieselbe  ist  berechtigt,  ihre  Versorgung  entweder  im  Sinne  des  vorher- 
gehenden Paragraphen  abzulösen  oder  für  den  Fall  ihres  neuerlichen  Witwen- 
standes aufrecht  zu  halten. 

Zur  Wahl  zwischen  der  Ablösung  und  Aufrechterhaltung  wird  der  Witwe 
eine  einjährige  Frist,  vom  Tage  der  Verheiratung  an  gerechnet,  gewährt;  nach 
deren  Ablauf  kann  die  Vei-sorgung  nicht  mehr  abgelöst  werden,  sondern 
bleibt  für  den  Fall  ihres  etwaigen  neuerlichen  Witwenstandes  aufrechterhalten. 

Die  Witwe   kann   von   der   einmal  getroffenen  Wahl  nicht  zurücktreten. 

Wenn  die  Witwe,  welche  ihre  Versorgung  aufrechterhalten  hat,  nach 
ihrem  zweiten  Gatten  abermals  Witwe  wird,  erhält  sie,  falls  die  gesetzlichen 
Bedingungen  noch  immer  vorhanden  sind,  vom  Tage  des  Ablebens  ihres  zweiten 
Gatten  an  ihre  Versorgung. 

§  53. 

Die  Witwe  sowie  die  noch  nicht  im  normalmässigen  Alter  befindlichen 
Waisen  der  Staatsbeamten,  Subalternen  und  Diener  haben  ausser  der  dauernden 
Versorgung  oder  der  ein  für  allemal  geltenden  Beteiligung,  also  ausser  der 
Witwenpension,  dem  Erziehungsbeitrage  oder  der  Abfertigung,  mit  Ausnahme 
der  Witwen  und  Waisen  der  im  §  27  erwähnten  Angestellten,  noch  Anspruch 
auf  einen  Begräbnisbeitrag. 

Der  Begräbnisbeitrag  wird  nach  den  im  aktiven  Dienst  Verstorbenen  auf 
Grund  des  zuletzt  bezogenen,  einrechenbaren  Gehaltes,  nach  den  im  Pensions- 
stande Verstorbenen  aber  auf  Grund  des  Pensionsbetrages  festgestellt  und  zwar: 

a.  mit  einem  dreimonatlichen  Betrage,  wenn  die  zur  Basis  dienende  Be- 
soldung oder  Pension  1000  Gulden  nicht  übersteigt; 
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b.  mit  einem  zweimonatlichen  Betrage,  wenn  diese  Bezüge  über  1000  Gul- 
den betragen,  jedoch  3000  Gulden  nicht  Obersteigen  und 

c.  mit  einem  monatlichen  Betrage,  wenn  die  Bezüge  3000  Gulden  über- 
steigen. 

In  dem  Falle  sub  b.  darf  der  Begräbnisbeitrag  nicht  weniger  als  250  Gul- 
den und  in  dem  Falle  sub  c.  nicht  weinger  als  500  Gulden  oder  nicht  mehr 
als  600  Guden  betragen. 

Auf  den  Begräbnisbeitrag  haben  bloss  die  Witwen  und  Waisen  jener 
Staatsbeamten,  Subalternen  und  Diener  Anspruch,  denen  eine  Witwenpension, 
ein  Erziehungsbeitrag  oder  eine  Abfertigung  zusteht;  derselbe  ist  jedoch  in  den 
im  §  35  sub  1  und  2  bezeichneten  Fällen  auch  dann  auszufolgen,  wenn  die 
hinterbliebene  Familie  keinen  Anspruch  auf  eine  Versorgung»  oder  Beteiligung  hat. 

§  54. 
Der  Begräbnisbeitrag  bildet  gleichfalls  einen  Beitrag  für   die  Witwe;   in 
Fällen  jedoch,  in  welchen  die  Witwe  darauf  keinen  Anspruch  hat  und  anspru^hs- 
berechtigte  Kinder  vorhanden  sind,  kommt  er  diesen  zu  und  ist  dem  Vormund 
oder  Kurator  zur  Verfugung  zu  stellen. 

§  55. 
Der  Begräbnisbeitrag  büdet   in   der  Regel   nicht   den   Gegenstand   einer 
gerichtlichen  oder  administrativen  Pfändung  und  kann  für  die  Krankheitskosten 
des  Verstorbenen  bloss  bis  zur  Höhe  von  V*  des  Betrages,   im  übrigen  nur  für 
die  Beerdigungskosten  gepfändet  werden. 

Vierter  Abschnitt. 
Schlnssbestimmnngeii. 

§  56. 

Insofern  im  Staatsdienste  auf  systemisierten  Posten  weibliche  Personen  an- 
gestellt werden,  sind  diese  bei  Beurteilung  des  Versorgungsanspruches  sowohl 
hinsichtlich  der  Rechte  als  auch  hinsichtlich  der  Pflichten  den  Männern  gleich- 
gestellt zu  betrachten. 

Der  Gatte  kann  jedoch  nach  seiner  Frau  ausser  dem  Begräbnisbeitrage 
keinerlei  Beteiligung  beanspruchen  und  auch  die  Waisen  haben  nur  dann  An- 
spruch anf  einen  Erziehungsbeitrag,  wenn  sie  als  elternlose  Waisen  zu  betrachten 
sind  oder  wenn  ihr  am  Leben  befindlicher  Vater  vermögenslos  und  erwerbs- 
unfähig ist. 

§   57. 

Bei  Beurteilung  der  Ansprüche  nach  Frauen  sind  hinsichtlich  der  Frau 
die  für  Staatsbeamten,  Subalternen  und  Diener  vorgeschriebenen  Bestimmungen; 
hinsichtlich  des  Gatten,  resp.  der  Kinder  aber  die  für  Witwen,  bezw.  Waisen 
vorgeschriebenen  Bestimmungen  anzuwenden. 

§  58. 
Die  Frau  hat  auf  die  Pension  oder  Abfertigung,   welche  ihr  nach  ihrer 
eigenen  Anstellung  gebührt,  auch  in  dem  Falle  Anspruch,  wenn  ihr  (Jatte  noch 
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am  Leben  ist;  oder  wenn  sie  nach  demselben  eine  besondere  Versorgung  geniesst; 
und  sie  behält  ihre  dauernde  Versorgung  auch  dann,  wenn  ihr  erst  später  eine 
Versorgung  nach  ihrem  Manne  zu  teil  wird  oder  wenn  sie  sich  wieder  verehelicht. 

§   59. 

Die  elternlosen  Waisen  können  den  Erziehungsbeitrag  bloss  nach  dem 
Vater  oder  nach  der  Mutter  beziehen  und  zwar  können  sie  denjenigen  Er- 
ziehungsbeitrag in  Anspruch  nehmen,  der  für  sie  günstiger  ist. 

Der  Begräbnisbeitrag  gebührt  ihnen  jedoch  nach  beiden  Eltern,  und  falls 
ihnen  ein  Erziehungsbeitrag  nicht  zu  teil  wird,  haben  sie  auf  Abfertigung  so- 
wohl nach  dem  Vater  als  auch  nach  der  Mutter  Anspruch. 

§  60. 

Die  staatlichen  Forderungen,  welche  aus  dem  Dienste  eines  pensionierten 
oder  mit  einer  Abfertigung  beteiligten  Individuums  stammen,  können  auch  auf 
die  Pension  oder  Abfertigung  geltend  gemacht  werden  und  haben,  sofern  sie 
bei  der  Pensionierung  oder  Anweisung  der  Abfertigung  im  administrativen  oder 
gerichtlichen  Wege  bereits  festgestellt  sind,  den  Forderungen  von  Privaten 
gegenüber  den  Vorrang. 

Solche  staatliche  Forderungen  können  jedoch  auf  die  Witwenpension, 
auf  den  Erziehungsbeitrag  der  Waisen,  sowie  auf  deren  Abfertigung  nicht 
geltend  gemacht  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Witwe  dieselbe  freiwillig  an- 
geboten hätte. 

§  61. 

Zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  jemand  Anspruch  auf  eine  Versorgung 
oder  Beteiligung  habe  und  inwiefern  und  wie  lange  dieser  Anspruch  gültig 
sei,  ist  (mit  Ausschluss  jedes  gerichtlichen  oder  sonstigen  behördlichen  Ver- 
fahrens) allein  die  zur  Anordnung  und  Feststellung  der  Pensionierung  berufene 
Administrativbehörde  kompetent. ') 

§   62. 

Hinsichtlich  der  beim  Inslebentreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bereits 
festgestellten  Pensionen,  Versorgungen  und  Erziehungsbeiträge,  Abfertigungen 
und  sonstigen  Bezüge,  sowie  hinsichtlich  der  Begräbnisbeiträge  nach  den  vor 
der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  Verstorbenen  bleiben  die  bisherigen  Normen 
auch  weiter  in  Geltung,  jedoch  mit  der  Abänderung,  dass  hinsichtlich  des  Ortes 
des  Genusses,  der  Verlängerung  der  Erziehungsbeiträge,  der  Ablösung  und  des 
Erlöschens  der  Bezüge  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  auch  für  jene  gültig 
sind.  In  jeder  anderen  Beziehung  dienen  ausschliesslich  die  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  zur  Richtschnur.  Davon  abweichende  oder  nicht 
streng  darin  begründete  Ruhe-  und  Gnadengehälter,  Erziehungsbeiträge  und  Ab- 
fertigungen können  bloss  mit  Zustimmung  des  Ministerrates  und  unter  Verant- 
wortlichkeit des  betreffenden  Ministers  im  Gnadenwege  bewilligt  werden. 

Bei  Pensionsbewilligungen  und  Erhöhungen,  welche  im  Gnadenwege  aus- 
nahmsweise gewährt  werden,  können  jedoch  bloss  die  gesetzlich  geforderten,  aber 


*)  Nach  Gesetzartikel  XVIII  :  1871   ist   die  Kontrolle  über  das  Pensions- 
wesen dem  obersten  Staatsrechnungshofe  zugewiesen. 
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nicht  vorhandenen  Bedingungen  nachgesehen  werden  und  die  zu  bewilligende 
Pension  nicht  mehr  betragen  als  sie  im  Sinne  dieses  Gesetzes  betragen  würde, 
falls  das  mangelnde  Erfordernis  vorhanden  wäre. 

§  63. 
Die  im  §  17  dieses  Gesetzes  festgestellte  Verjährungsfrist  ist,  auch  wenn 
die  Bedingungen  der  Verjährung  vor  dem  Inslebentreten  des  Gesetzes  eingetreten 
wären,  von  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  an  zu  rechnen. 

§  64. 

Dieses  Gesetz  erstreckt  sich  auch  auf  die  Richter  und  Gerichtsbeamten, 
femer  auf  die  Mitglieder  der  königl.  Staatsanwaltschaft  und  auf  die  Mitglieder 
des  Finanzverwaltungsgerichts,  mit  der  Ergänzung,  dass  hinsichtlich  derselben 
§  17  des  Gesetzartikels  IV:  1869  und  §  6  des  Gesetzartikels  IX:  1871,  mit  der 
im  §  20  sub  b.  des  gegenwärtigen  Gesetzes  enthaltenen  Aendenmg,  sowie  die 
§§  7,  8,  9,  10,  12  und  13  des  Gesetzartikels  IX  :  1871  auch  wieder  in  Geltung 
bleiben. 

Femer  erstreckt  sich  dieses  Gesetz  auch  auf  die  königl.  ungarische  Gen- 
darmerie, mit  der  Ergänzung,  dass  die  §§  1 — 7  des  Gesetzartikels  LXXI  :  1881 
in  Bezug  auf  die  Gendarmerie  auch  weiterhin  in  Wirksamkeit  bleiben. 

Dagegen  sind: 

a.  für  die  bei  den  österr.-ungarischen  gemeinsamen  Behörden  und  Aemtem, 
bei  der  kroatisch-slavonischen  autonomen  Regierung  und  den  ihr  unterstehenden 
Behörden  und  Aemtem  Angestellten; 

b.  für  die  in  den  Verband  der  gemeinsamen  Armee  und  die  königl. 
ungarische  Honvedschaft  (Landwehr)  gehörenden  Personen; 

c.  für  die  anspruchsberechtigten  Lehrer  und  Lehrerinnen,  welche  unter 
die  Bestimmungen  des  Gesetzartikels  XXXII  :  1875  fallen; 

d.  für  das  nach  diesem  Gesetze  zwar  nicht  anspruchsberechtigte,  allein 
im  Sinne  der  §§  86,  87  und  88  des  Gesetzartikels  XIV  :  1876  einen  Anspruch 
besitzende  Sanitätspersonal;  schliesslich 

e.  für  die  zu  den  Bergwerks-  oder  Forst-Bruderladen  Beiträge  Leistenden 
—  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Pensionierung,  als  auch  hinsichtlich  der  Versorgung 
ihrer  Witwen  und  Waisen  nicht  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  sondern 
auch  weiterhin  die  besonderen,  für  dieselben  bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften 
massgebend. 

§  65. 
Die  bis  zum  Beginne   der  Wirksamkeit   dieses  Gesetzes   erworbenen  An- 
sprüche werden  aufrecht  erhalten  und  sind  im  Falle  der  Pensionierung  zu   be- 
rücksichtigen. 

§  m. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  das  Ministerium  betraut. 
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Der  Lotterieetat  in  der  preussischen  Kammer  1885. 

Von 
Georg  Schanz. 

Bei  der  diesjährigen  Budgetberatung  wurde  zum  Teil  aus  Veranlassung 
der  im  Finanzarchiv  I,  530  ff  ff.  erschienenen  Arbeit  ^Die  preussische  Staats- 
lotterie vor  dem  Forum  der  Landesvertretung,  von  Fr.  Marcinowski"  dem  Etat 
der  Lotterie  Verwaltung  pro  1885—86  besonders  grosse  Aufmerksamkeit  zu- 
gewendet. 

Bei  der  ersten  Beratung  des  Etats  äusserte  zunächst  Dr.  Peters 
sich  dahin,  dass,  da  das  Glücksspiel  doch  nie  vollständig  beseitigt  werden  körinte, 
die  Aufhebung  der  Lotterie  nicht  in  Frage  stehe,  das  Bedenkliche  der  Lotterie 
liege  weit  weniger  in  dem  Institut  als  solchem,  als  vielmehr  in  dem  Zwischen- 
handel. Kaum  sei  die  letzte  Ziehung  der  4.  Klasse  zu  Ende,  so  finde  man  in 
den  Zeitungen  Inserate,  in  denen  die  Leser  aufgefordert  würden,  Viertellose  an 
die  Zwischenhändler  abzugeben  zu  einem  Satz  von  50,  60  M.  und  noch  höher, 
während  das  Viertellos  nur  10  V2  M.  koste.  Für  die  letzte  Ziehung  finde  man 
noch  Viertellose  ausgeboten  zu  120,  82,  72  M.  und  '/"  Los  zu  8,  6,  4V2  M. 
Nach  der  „Schlesischen  Zeitung"  wachse  das  Einsatzkapital  für  jede  Staats- 
lotterie infolge  des  Zwischenhandels  von  13,728,000  M.  auf  26  Mill.  M.  an'). 
Diesem  „Lotteriewucher"  lasse  sich  vorbeugen  durch  eine  Vermehrung  der  Lose, 
zumal  jeder  andere  Staat  einen  grösseren  Gewinn  aus  der  Lotterie  ziehe  als 
Preussen,  fem  er  dadurch,  dass  die  Lotterieverwaltung  sich  entschliesse,  nicht 
bloss  V-tLose,  sondern  wie  Sachsen  auch  Vi  «Lose  auszugeben,  weiter  durch  Ver- 
mehrung der  Zahl  der  Kollekteure;  die  Einnahme  einzelner  KoUekteure  (in 
Köln  einer  mit  40,000  M.)  aus  ihrer  Kollekte  errege  allgemeine  Unzufriedenheit; 
in  Breslau  seien  6  Kollekten  —  18  hätten  ein  reichliches  Auskommen  — ,  jeder 
ihrer  Inhaber  stelle  sich  besser  als  die  bestsituierten  Beamten  in  Breslau.  An 
Stelle  der  Banquiers  mit  20  und  mehr  Agenturen  solle  man  pensionierte  Civil- 
und  Militärbeamte  berücksichtigen.  Als  eine  Härte  wurde  von  diesem  Abgeord- 
neten auch  die  bei  Versäumung  des  Endtermins  zur  Erneuerung  des  Loses  bestehende 
Vorschrift  bezeichnet,  wonach  derjenige  Spieler,  welcher  diesen  Termin  zur 
richtigen  Einlösung  des  Loses  versäumt  hat,  genötigt  ist,  wenn  er  weiter  spielen 


')  Diese  Aimahme  wurde   von   der  Regierung   als   übertrieben  bezeichnet 
(s.  unten  S.  493). 
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will,  auch  sämtliche  früheren  Klassen  noch  zu  bezahlen.  Ein  Monitorium  bei 
säumigen  Spielern  wurde  als  zweckmässig  empfohlen. 

Dr.  Stern  erinnerte  daran,  dass  man  im  Jahr  zuvor  den  Antrag,  die 
Staatsregierung  aufzufordern*  die'  nötigen  Schritte  zur  Beseitigung  der  Lotterie 
zu  thun.  abgelehnt  habe.  Wenn  damit  ausgesprochen  worden  sei,  dass  fort- 
gespielt werde,  so  könne  doch  nicht  so  wie  bisher  fortgespielt  werden.  Preussen 
sei  den  andern  Staaten  tributpflichtig  geworden;  trotz  des  Verbots  werde  in 
fremden  Lotterien  im  ganzen  Lande  gespielt,  ohne  dass  die  Behörde  in  den 
meisten  Fällen  auch  nur  einschreite;  sie  mache  nur  hie  und  da  einmal  eine 
Stichprobe,  falle  in  eine  Stadt  hinein,  greife  da  50,  60,  70  Spieler  auf.  Der 
öffentlichen  L'nordnung  steuere  man  am  besten  einerseits  durch  eine  Vermehrung 
der  eigenen  Lotterielose,  anderseits  durch  die  Aufhebung  des  Verbots,  in  fremden 
Lotterien  zu  spielen.  Wenn  Preussen  seine  Lose  vermehre,  könne  es  die  Kon- 
kurrenz mit  den  übrigen  Staaten  sehr  wohl  aushalten;  es  erscheine  auch  un- 
billig, deutsche  Lose,  die  den  Reichsstempel  zahlen,  von  der  Cirkulation  im  ganzen 
Reiche  auszuschliessen. 

Auch  Abgeordneter  Stengel  sah  in  der  Vermehrung  der  Lose  eine 
geeignete  Massregel,  das  Lotteriespiel  halte  gefährlichere  und  verderblichere 
Arten  des  Spiels  hintan  und  wirke  wie  ein  Sicherheitsventil;  es  fehle  eben  bei 
der  Lotterie  dasjenige  Moment,  welches  das  Spielen  so  verderblich  mache,  es 
fehle  das  Moment  der  augenblicklichen  Aufregimg,  welches  den  Spieler  dahin 
bringe,  sich  plötzlich  zu  Einsätzen  zu  entschliessen  und  diese  in  einer  Höhe  zu 
machen,  wie  sie  seinen  Verhältnissen  nicht  entsprechen  und  sich  dadurch  zu 
ruinieren;  der  Spieler  sei  bei  der  Lotterie  genötigt,  seinen  Einsatz  auf  ein  ganz 
bestimmtes  Mass  zu  beschränken,  er  habe  viele  Wochen  ganz  geduldig  zu 
warten,  ob  das  Glück  wirklich  in  seine  Hütte  einkehre  oder  nicht.  Meisten- 
teils thue  das  Glück  das  ja  nicht,  indessen  inzwischen  habe  er  etwas,  woran  er 
sich  mit  seinen  Hoffnungen  klammere  und  was  ihm  ermögliche,  das  ewige  Gleich- 
mass  der  Tage  ruhiger  und  zufriedener  zu  ertragen. 

Der  Finanzminister  betonte  in  Uebereinstimmimg  mit  den  Ausführungen 
der  Vorredner,  ,dass  die  Aufhebung  der  Lotterie  zur  Zeit  nicht  ins  Auge  zu 
fassen  sei".  Er  leugnete  die  Uebelstände  nicht,  sie  hätten  aber  bisher  nicht  so 
viel  Gewicht  gehabt,  um  die  Bedenken,  die  anderseits  dagegen  sprechen  könnten, 
vom  Standpunkt  des  moralischen  Urteils  ohne  weiteres  zu  besiegen.  W^ürde  die 
Landesvertretung  ihrerseits  jedes  Bedenken  der  Regierung  darüber  beruhigen, 
so  würde  das  ein  wichtiger  Punkt  sein,  der  bei  erneuter  Erwägung  der  Sache 
natürlich  von  grossem  Einfluss  sein  müsste.  Was  die  Berücksichtigung  der  teü- 
nahmebedürftigen  Personen  bei  Gewährung  einer  Lotteriekollekte  betreffe,  so  sei 
zu  besorgen,  dass  bei  näherer  Prüfung  und  Beurteilung,  was  von  einem  Lotterie- 
koUekteur  unbedingt  verlangt  werden  müsse,  gerade  in  den  Kreisen  dieser  Per- 
sonen nicht  viele  geeignete  sich  befänden.  Die  Klage  über  den  Verfall  eines 
nicht  rechtzeitig  erneuerten  Loses  wurde  als  imberechtigt  angesehen,  die  Ein- 
richtung eines  Lotterieexekutors  wollte  der  Finanzminister  nicht  in  Aussicht 
stellen. 

Dr.  Windthorst  erklärte,  für  eine  Vermehrung  der  Lose,  also  Ver- 
mehrung der  Spielgelegenheit  nicht  stimmen  zu  können;  er  kenne  Beispiele 
genug,  in  welchen  das  Lotteriespiel  Famüien  an  den  Bettelstab  gebracht  habe; 
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teils  spielten  sie  aus  Lust,  teils  aber  daun,  wenn  sie  anfingen  in  ihren  Ver- 
mögensverhältnissen zurückzugehen  und  nun  den  Wahn  hätten,  auf  diese  Weise 
ihr  Glück  noch  einmal  in  die  Höhe  bringen  zu  können,  thatsächlich  aber  das 
letzte,  wovon  sie  noch  zu  leben  hätten,  im  Lotteriespiel  verlören.  Dr.  Wagner 
wies  darauf  hin,  dass  Sachsen  in  einem  Jahrzehnt  seine  Lotterielose  von  34,000 
auf  100,000,  Hamburg  von  22,300  auf  100,000,  Braunschweig  von  25,000  auf 
auf  100,000  vermehrt  habe.  Das  sei  eine  Gestaltung  der  Dinge,  die  nur  ihre 
Analogie  finde  in  dem  Papiergeldschwindel  und  in  dem  Banknotenschwindel, 
der  seitens  der  Kleinstaaten  vor  Begründung  des  Reichs  getrieben  wurde.  Der 
einzige  Weg,  der  abhelfe,  sei  der,  dass  dem  im  vorigen  Jahre  vom  Hause  an- 
genommenen Antrage  entsprochen  werde,  der  dahin  lautete,  ^die  Staatsregierung 
aufzufordern,  ihre  Bemühungen  für  Erlass  eines  Reichsgesetzes  eintreten  zu 
lassen,  durch  welches  eine  einheitliche  Regelung  des  Lotteriewesens  innerhalb 
der  Einzelstaaten  angebahnt  wird".  Unterstaatssekretär  Mein  ecke  erklärte  hierauf 
namens  der  Staatsregierung,  dieselbe  habe  sich  dahin  schlüssig  gemacht,  dass 
dieser  Resolution  keine  Folge  gegeben  werde,  da  Gegenstand  derselben  von  der 
verfassungsmässigen  Zuständigkeit  des  Reichs  ausgeschlossen  sei. 

Der  Lotterieetat  wurde  hierauf  der  Budgetkommission  überwiesen,  deren 
Bericht  wir  mit  Weglassung  des  Eingangs  nachstehend  folgen  lassen: 

In  den  Beratungen  der  Budgetkommission  wurde  vorweg  die  Frage  er- 
örtert, ob  das  Lotteriespiel  sittlichen  Grundsätzen  widerspreche,  denn  man  war 
darüber  einig,  dass  in  diesem  Falle  der  Fortbestand  der  Klassenlotterie  nicht 
geduldet  werden  dürfe.  Das  Lotteriespiel  würde  als  unmoralisch  anzusehen  sein, 
wenn  durch  dasselbe  die  Staatsbürger  dazu  verleitet  würden,  ihre  Pflichten  zu 
verletzen.  Eine  Verletzung  der  Pflichten  sei  aber  nur  denkbar,  wenn  der  Spieler 
durch  das  Lotteriespiel  entweder  von  dem  regelmässigen  arbeitsamen  Lebenslauf 
abgezogen  werde  oder  so  viel  Geld  ausgebe,  dass  er  seine  oder  seiner  Familie 
wirtschaftliche  Existenz  gefährde.  Dies  sei  bei  der  Einrichtung  der  preussischen 
Klassenlotterie  nicht  anzunehmen,  weil  die  Ziehungen  in  langen  Zwischenräumen 
stattfänden,  weil  der  Erwerb  des  Loses  längere  Zeit  vor  der  Ziehung  erfolgen 
müsse  und  weil  eine  völlige  Präoccupation  des  Spielers,  welche  sein  ganzes 
Denken  und  Sein  in  Anspruch  nehme,  nicht  eintreten  könne.  Ebensowenig  sei 
anzunehmen,  dass  jemand  durch  das  Spielen  in  der  preussischen  Klassenlotterie 
sich  wirtschaftlich  erheblich  schädigen  könne.  Die  Gefahr  einer  solchen  Schädi- 
gung liege  nur  bei  denjenigen  Spielen  vor,  wo  der  Spieler  sofort  durch  erneuten, 
häutigen  Einsatz  in  der  Lage  sei,  Ausgleichung  erlittenen  Verlustes  oder  Erhöhung 
gemachten  Gewinns  zu  erstreben.  Diese  Gefahren  seien  in  hohem  Masse  beim 
Hazardspiel,  besonders  bei  den  öffentlichen  Banken  und  bei  dem  Zahlenlotto 
vorhanden,  nicht  aber  bei  der  Klassenlotterie. 

Die  Kommission  trat  in  ihrer  überwiegenden  Mehrheit  der  Auffassung  bei, 
dass  das  Lotteriespie]  nicht  als  unmoralisch  anzusehen  sei.  Seitens  der  Minorität 
wurde  geltend  gemacht,  dass  die  dem  Deutschen  eigene  Leidenschaft  des  Spiels 
und  die  besonders  für  die  Jetztzeit  charakteristische,  verderbliche  Neigung,  durch 
mühelosen  Gewinn  schnell  reich  zu  werden,  in  dem  Lbttei-iespiel  einen  starken 
Reiz  finde,  und  dass  es  dem  hohen  Beruf  des  Staates  widerspreche,  aus  finan- 
ziellen Gesichtspunkten  seine  Unterthanen  in  die  Versuchung  einer  moralischen 
und  materiellen  Schädigung  zu  führen.  Es  wurde  besonders  darauf  hingewiesen, 
dass  das  Spielen  auf  Kredit,  welches  seitens  der  nicht  konzessionierten  Zwischen- 
händler mit  Lotterielosen  gefördert  werde,  besonders  die  den  ärmeren  Klassen 
Angehörigen  sehr  schädige. 

Die  Kommission,  welche,  wie  gesagt,  in  ihrer  Mehrheit  diesen  Bedenken 
sich  nicht  anschloss,  trat  nunmehr  in  die  Erörterung  der  finanziellen  Frage  ein. 
Es  steht  fest,   dass  die  Nachfrage  nach  Losen  in  Preussen  auch  nur  annähernd 
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nicht  durch  die  preussische  Lotterie  befriedigt  werden  kann.  Zahkeiche  Pe- 
titionen um  Vermehnmg  der  Lose  der  preussischen  Klassenlotterie  und  um  Auf- 
hebung des  Verbois  des  Spiels  in  fremden  Lotterien,  und  das  übereinstimmende 
Zeugnis  sämtlicher  LotteriekoUekteure  sind  hiefür  beweisend. 

Ein  Mitglied  der  Kommission  wies  in  dieser  Beziehung  darauf  hin, 
dass  gegenwärtig  nach  eben  beendeter  Lotterieziehung  durch  Zwischenhändler 
Lose  für  die  nächste  im  April  beginnende  Lotterie  mit  100  Prozent  Aufschlag 
auf  den  ursprünglichen  Preis  in  öffentlichen  Blättern  fortwährend  ausgeboten  würden. 

Es  steht  femer  fest,  dass  die  ähnlich,  wie  die  preussische,  organisierten 
Klassenlotterien  des  Königreichs  Sachsen,  des  Herzogtums  Braimschweig  und 
der  Stadt  Hamburg  den  Vertrieb  ihrer  Lose  hauptsächlich  in  Preussen  haben. 
Statistische  Mitteilungen  von  irgend  welchem  Wert  über  die  Ausdehnung  dieses 
Yei-triebes  waren  nicht  zu  beschaffen.  Einen  Anhalt  dafür  gibt  nur  die  That- 
sache,  dass  nach  dem  Staatshaushaltsetat  des  Königreichs  Sachsen  ein  Betrag 
von  48,825  M.  als  Konzessionsgeld  für  den  Vertrieb  der  Lose  in  benachbarten 
Staaten  gezahlt  wird.  Nicht  ohne  Interesse  dürfte  die  dem  Bericht  beigefügte 
Zusammenstellung  derjenigen  Beträge  sein,  welche  in  den  Lotterien  der  genannten 
Staaten  imd  Preussens  bei  jeder  Lotterie  umgesetzt  werden,  verglichen  mit  der 
Bevölkerung  und  dem  Budget  dieser  Staaten^).  Es  ergibt  sich  daraus,  dass  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  in  Preussen  rund  eine  halbe  Mark,  im  Königreich  Sachsen 
6  M.,  in  der  Stadt  Hamburg  22  M.  und  in  dem  Herzogtum  Braimschweig  26  M. 
in  jede  Lotterie  eingesetzt  worden. 

Die  Kommission  war  darüber  ganz  einverstanden,  dass  die  genannten 
Staaten  durch  den  ausgedehnten  Vertrieb  ihrer  Lose  in  Preussen  indirekte  Steuern 
erhöben,  und  dass  die  Steuerkraft  der  diesseitigen  ünterthanen  für  die  Finanzen 
deutscher  Nachbarstaaten  in  erheblichem  Masse  nutzbar  gemacht  werde.  Diesem 
Zustande  steht  die  Verwaltung  jetzt  beinahe  machtlos  gegenüber,  denn  die  Straf- 
bestimmungen, welche  gegen  das  Spiel  in  fremden  Lotterien  bestehen,  sind  un- 
wirksam, weil  es  nicht  möglich  ist,  allen  Kontraventionen  auf  die  Spur  zu 
kommen  und  weil  die  Richter  und  die  Polizeibeamten  nicht  die  Auffassung  zu 
haben  scheinen,  dass  es  sich  hier  um  ernstlich  strafwürdige  Uebertretuugen 
handle.  Es  wurde  in  der  Kommission  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass  die 
Hen-en  Richter  sich  bei  der  Beurteilung  von  Fällen  verbotenen  Spiels  in  fremden 
Lotterien  vergegenwärtigen  möchten,  dass  sie  berufen  seien,  die  Steuerkraft 
Preussens  gegen  fremde  Ausbeutung  zu  schützen.  —  Man  erkannte  femer  an, 
dass  Preussen  nicht  das  Recht  und  auch  nicht  die  Macht  habe,  die  von  manchen 
Seiten  verlangte  Aufhebung  des  Lotteriespiels  von  Reichs  wegen  in  allen  deutschen 
Staaten  durchzusetzen.  — 

Man  war  schliesslich  darüber  einig,  dass  eine  gründliche  Hilfe  gegen  die 
Ausbeutung  durch  fremde  Lotterien  nur  von  einer  entsprechenden  Vermehrung 
der  preussischen  Lotterielose  erhofft  werden  könne,  wenn  auch  die  Minorität 
es  vorziehen  würde,  den  L'ebelstand  bestehen  zu  lassen,  als  ihn  durch  Förderung 
einer  ihrer  Ansicht  nach  nicht  zu  billigenden  Einrichtung  zu  beseitigen.  In 
dem  Sinne  der  Majorität  wurde  unter  Zustimmung  der  Herren  Regierungs- 
kommissarien eine  Verdoppelung  der  jetzigen  Losezahl  als  ein  die  vorhandenen 
üebelstände  wahrscheinlich  beseitigendes  oder  doch  wesentlich  einschränkendes 
Mittel  bezeichnet.  Diese  Anschauung  findet  ihren  Ausdruck  in  dem  Antrage, 
welchen  die  Kommission  dem  Hohen  Hause  imterbreitet,  die  Einnahmen  aus  dem 
Lotteriespiel  um  2,039,023  M.  26  Pf.  zu  erhöhen. 

Hiezu  ist  su  bemerken,  dass  nach  Ausführungen  der  Herren  Regierungs- 
kommissarien es  unthunlich  sein  würde,  schon  zu  der  im  April  d.  J.  beginnenden 
172.  Lotterie  die  bei  einer  Verdoppelung  der  Lose  erforderliche  Vermehrung  der 
Lotterieeinnahmestellen  ins  Werk  zu  setzen.  Dies  würde  vor  dem  1.  Oktober 
nicht  möglich  sein,  und  deshalb  würde  eine  Mehreinnahme  nur  aus  der  im 
Oktober  beginnenden  173.  Lotterie  in  Aussieht  zu  nehmen  sein.  Diese  Mehr- 
einnahme würde  sich  auf  die  Hälfte  des  jetzigen  Einnahmeetats  aus  dem  Lotterie- 
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spiel  bemessen.     Im  Etat  für  1886 — 87  jedoch  würde  sich  dann  voraussichtlich 
die  jetzige  Einnahme  aus  der  Lotterie  auf  das  Doppelte  erhöhen. 

Der  Vertreter  der  k.  Staatsregierung  führte  aus,  es  sei  ein  ungewohnter 
und  im  allgemeinen  sehr  unerwünschter  Vorgang,  wenn  das  Abgeordnetenhaus 
aus  eigener  Initiative  Etatstitel  in  der  Einnahme  wie  in  der  Ausgabe  erhöhe. 
Indessen  würde  eine  Ausnahme  in  diesem  Falle  dadurch  gerechtfertigt  sein,  dass 
die  Regierung  sich  scheuen  müsse,  selbständig  mit  Anträgen  auf  Erhöhung  des 
Etats  der  Lotterieverwaltung  vorzugehen,  nachdem  es  durch  vielfache  frühere 
Beratungen  der  parlamentarischen  Körperschaften  zweifelhaft  geworden  sei,  ob 
nicht  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  das  Lotteriespiel  als  unmoralisch  ansehe; 
sie  könne  daher  die  Initiative  zu  einer  Vermehrung  der  Einnahmen  der  Lotterie- 
verwaltung nicht  ergreifen,  müsse  vielmehr  abwarten,  ob  seitens  der  Landes- 
vertretung ihr  dazu  eine  Anregung  gegeben  werde;  sollte  daher  das  Abgeordneten- 
haus jetzt  die  Verdoppelung  der  Lotterielose  empfehlen  und  demgemäss  den 
Etat  abändern,  so  werde  die  Staatsregierung  dem  zustimmen. 

Die  Kommission  beschloss  mit  9  gegen  4  Stimmen  die  beantragte  Erhöhung 
des  Titel  I  Kapitel  6  der  Einnahme.  Die  bei  Titel  3  der  Einnahme  und  bei 
Titel  3  und  Titel  6  des  Kapitels  11  der  Ausgabe  gestellten  Anträge  auf  Er- 
höhung der  Ausgabe  sind  eine  Folge  dieses  Beschlusses. 

Es  ist  bezüglich  Tit.  3  der  Ausgabe  zu  bemerken,  dass  die  Regierung  für 
das  Etatsjahr  1885  —  86  noch  nicht  mit  der  durch  die  Vermehrung  der  Lose  etwa 
notwendigen  Vermehrung  der  etatsmässigen  Beamten  vorzugehen  wünscht,  es 
vielmehr  vorziehen  würde,  sich,  bis  das  Mass  des  Bedarfs  deutlich  erkannt  sei,, 
mit  Hilfsarbeitern  zu  behelfen. 

Um  den  bei  den  Plenarberatungen  hervorgetretenen  Gesichtspunkten  einen 
bestimmten  Ausdruck  zu  geben,  wurden  der  Kommission  folgende  Resolutionen 
zur  Beratung  gestellt: 

Das  Haus  der  Abgeordneten  wolle  beschliessen,  die  Königliche  Staats- 
regierung aufzufordern 

a.  bei  einer  der  Nachfrage  entsprechenden  Vermehrung  der  Lotterie- 
lose kleinere  Teilstücke  von  ganzen  Losen  als  bisher  üblich  ab- 
zugeben ; 

b.  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  Lotterieeinnahmestellen  vor- 
zugsweise solchen  Personen  zugewendet  werden^  welche  dem  Staate 
dienen  oder  gedient  haben; 

c.  auf  die  Beseitigung  der  Missbräuche  hinzuwirken,  welche  bei  dem 
Geschäftsbetrieb  von  Privatlotterien  hervorgetreten  sind. 

Hinsichtlich  der  Resolution  ad  a,  welche  der  Regierung  vorschlägt,  kleinere 
Bruchteile  von  Losen  als  die  bisher  gebräuchlichen  Viertellose  direkt  zu  ver- 
kaufen, wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  sächsische  Klassenlotterie  bis  zu  Vi» 
von  ganzen  Losen  direkt  abgebe  und  dass  notorisch  durch  Zwischenhändler  ein 
grosser  Unfug  dadurch  getrieben  werde,  dass  sie  an  kleine  Leute  bis  zu  64tel 
Anteilen  an  Losen  verkauften.  Ganz  unberechtigte  Aufschläge  auf  den  eigent- 
lichen Preis  der  Lose  und  Betrügereien  seien  dabei  an  der  Tagesordnung.  Wenn 
man  nun  nicht  in  der  Lage  sei,  das  Lotteriespiel  und  die  Abgabe  kleinerer 
Appoints  durch  fremde  Lotterien  ganz  zu  verhüten,  so  empfehle  es  sich,  dem 
hervorgetretenen  Bedürfnis  seitens  der  Verwaltung  in  der  beantragten  Art  ent- 
gegenzukommen. 

Aus  dem  Schosse  der  Kommission  wurde  dieser  Ausführung  im  ganzen 
beigetreten,  jedoch  davor  gewarnt,  eine  zu  grosse  Zersplitterung  der  Lose  voi'- 
zunehmen,  weil  dadurch  die  Regierung  in  der  That  einen  ungerechtfertigten 
Anreiz  zum  Spiel  den  kleineren  Leuten  entgegenbringen  würde. 

Seitens  der  Vertreter  der  k.  Staatsregierung  wurde  dieser  letzteren  Auf- 
fassung beigetreten,  jedoch  ausgeführt,  dass  auch  seitens  derjenigen  Lebenskreise, 
für  welche  das  Lotteriespiel  an  sich  nichts  Bedenkliches  habe,  eine  Nachfrage 
nach  kleineren  Losabschnitten  hervorgetreten  sei.  Die  Lotterieverwaltung  werde 
sich  hüten,  in  dieser  Hinsicht  die  Grenze  des  Zulässigen  zu  überschreiten;  man 
möge  ihr  überlassen,  das  Richtige  zu  finden. 
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Die  Resolution  wurde  mit  derselben  Majorität  angenommen,  wie  der  An- 
trag auf  Abänderung  des  Etats  der  Lotterieverwaltung. 

Der  Resolution  b  liegt  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  der  Gewinn  aus 
Lotterieeinnahmestellen  nicht  wie  bisher  ohnehin  schon  wohlhabenden  Kaufleuten 
zufliessen  müsse,  sondern  dass  damit  um  den  Staat  verdiente  aktive  oder  inaktive 
Beamte  in  ihrer  Existenz  erleichtert  werden  könnten.  Es  wurde  ausgeführt,  dass 
die  bisherige  Praxis,  nur  solche  Personen  zu  Lotterieeinnehmem  zu  ernennen, 
welche  wohlhabend  und  vermöge  ihrer  Lebensstellung  in  stetem  Verkehr  mit 
dem  Publikum  wären,  wohl  in  früheren  Zeiten  ihre  Berechtigung  gehabt,  wo 
die  Nachfrage  nach  Losen  gering  und  es  mühsam  gewesen  sei,  die  Lose  unter- 
zubringen, dass  diese  Gesichtspimkte  aber  heute,  wo  die  Nachfrage  nach  Losen 
das  Angebot  übersteige,  nicht  mehr  zuträfen.  Es  sei  nicht  abzusehen,  warum 
nur  reiche  Leute  mit  erheblichem  Kassenverkehr  betraut  werden  könnten,  da 
doch  die  Mehrzahl  der  Kassenbeamten  arm  sei  und  Ünterschleife  verhältnis- 
mässig selten  vorkämen.  Inaktive  Offiziere  würden  sich  ganz  besonders  für  die 
Lotterieeinahmestellen  eignen,  weil  es  dabei  nicht  so  sehr  auf  grosse  anhaltende 
Arbeit  als  auf  Ordnung  und  Pünktlichkeit  ankomme.  Auch  sei  es  wohl  denkbar, 
dass  öffentliche  Kassen  mit  dem  Verkauf  der  Lose  betraut  würden.  Diesen  Er- 
wägungen wurden  jedoch  aus  dem  Schosse  der  Kommission  von  mehreren  Seiten 
Bedenken  entgegengestellt.  Einmal  wurde  behauptet,  dass  die  mit  dem  Vertrieb 
der  Lose  notwendig  verbundenen  Manipulationen  sich  für  den  Beamten-  und 
Offizierstand  nicht  schickten.  Die  Missbräuche,  welche  jetzt  bei  dem  Vertrieb 
von  Losen  stattfänden,  würden  auch  bei  der  Vermehrung  derselben  nicht  auf- 
hören. Das  ganze  Unwesen  dieses  Vertriebes  müsse  ausgerottet  werden,  denn 
diejenigen  Personen,  welche  für  den  Staat  Geschäfte  besorgten,  dürfte  auch 
nicht  der  leiseste  Vorwurf  treffen.  Wenn  man  überhaupt  die  Lotterie  beibehalten 
wolle,  so  möge  man  darauf  Bedacht  nehmen,  den  Verkauf  der  Lose  durch  die 
öffentlichen  Kassen  besorgen  zu  lassen.  Es  sei  nicht  abzusehen,  warum  Lose 
nicht  ebensogut  verkauft  werden  könnten,  wie  Brief-  und  Stempelmarken.  Von 
anderer  Seite  wurde  betont,  dass  die  öffentlichen  Kassen  darum  für  den  Verkauf 
von  Losen  ungeeignet  seien,  weil  dann  derselbe  Missbrauch  hinsichtlich  der  Lose 
einreissen  \siirde,  der  jetzt  beim  Theaterbilletverkauf  herrsche.  Die  Lotterie- 
einnehmer müssten  die  Käufer  der  ihnen  anvertrauten  Lose  kennen  und  dafür 
sorgen,  dass  diese  möglichst  gewerbsmässigen  Händlern  vorenthalten  blieben. 
Z\vi  sehen  dem  Verkauf  von  Briefmarken  u.  s.  w.  und  Losen  sei  der  einschnei- 
dende Unterschied,  dass  erstere  in  unbegrenzter  Anzahl  zu  haben  seien,  letztere 
dagegen  nicht.  Der  Regierungskommissarius  sprach  den  Wunsch  aus,  dass  das 
Abgeordnetenhaus  die  Regierung  nicht  durch  eine  Resolution  vinkulieren  möge. 
Bisher  sei  man  genötigt  gewesen,  den  Lotterieeinnehmem  hohe  Einnahmen  (die- 
selben wurden  seitens  des  einen  Herrn  Regierungskommissarius  auf  12  M.  jährlich 
für  jedes  Los  im  Dm-chschnitt  geschätzt)  zuzuwenden,  weil  man  sonst  nicht  die- 
jenigen zuverlässigen  und  angesehenen  Mitglieder  des  Handelsstandes  bekommen 
hätte,  welche  der  Regierung  unbedingt  erwünscht  gewesen  wären.  Das  Lotterie- 
einnehmergeschäft erheische  zwar  keine  fortlaufend  grosse  Arbeit,  dieselbe  häufe 
sich  aber  kurz  vor  den  Ziehungen  sehr  an,  so  dass  dann  der  Einnehmer  über 
Hilfski'äfte  bei  der  Arbeit  verfügen  müsse,  welche  inaktiven  Offizieren  und  Be- 
amten nicht  zu  Gebot  ständen.  Ferner  sei  die  Regresspflicht  der  Einnehmer 
nicht  unbedeutend.  Erst  neuerdings  sei  der  Fall  vorgekommen,  dass  ein  Lotterie- 
einehmer.  welcher  einem  Spieler  aus  Versehen  das  demselben  zustehende  Los 
für  eine  spätere  Klasse  nicht  reserviert,  sich  mit  einer  Summe  von  mehreren 
Tausend  Mark  habe  abfijiden  müssen.  Unter  den  jetzigen  Umständen  würde  es 
daher  bedenklich  sein,  inaktiven  Beamten  und  Offizieren  Lotterieeirmahmestellen 
zu  geben.  Nach  einer  entsprechenden  Vermehrung  der  Lose  indessen  würden 
diese  Bedenken  sich  mindern.  Man  werde  erwägen,  ob  der  Verkauf  der  Lose 
nicht  durch  die  Staatskassen  stattfinden  könne,  wobei  natürlich  den  damit  be- 
trauten Beamten  nicht  die  vollen  jetzigen  Einnahmen  der  Lotterieeinnehmer  zu- 
zubilligen sein  würden.  Ein  Pauschquantum  für  die  Mehrarbeit  würde  dann  an- 
gemessen erscheinen ,   auch  würde  es  vielleicht  möglich  sein,  inaktiven  Beamten 
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und  Offizieren  Lotterieeinnalimestellen  mit  angemessenen  Emolumenten  zuzu- 
wenden. Jedenfalls  werde  die  Regierung  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung 
Massregeln  treffen,  aber  sie  könne  nicht  wünschen,  dass  ihr  jetzt  schon  eine  be- 
stimmte Direktive  gegeben  werde.  Obgleich  die  Kommission  darin  einverstanden 
war,  dass  die  jetzige  Organisation  der  Lotterieeinnahmestellen  nach  Vermehrung 
der  Lose  nicht  mehr  zeitgemäss  sein  würde,  einigte  man  sich  doch  schliesslich 
dahin,  jetzt  dem  Hause  keine  Resolution  vorzuschlagen  und  der  Regierung  die 
Initiative  zu  überlasssn. 

Hinsichtlich  der  beim  Geschäftsbetrieb  von  Privatlotterien  hervorgetretenen 
Missbräuche,  zu  deren  Beseitigung  die  k.  Staatsregierung  durch  die  Resolution 
ad  c  aufgefordert  werden  sollte,  wurde  ausgefühi-t,  dass  gerade  diese  Lotterien 
mit  ihren  geringen  Einsätzen  (3  oder  1  M.)  dem  Winkelagentenwesen  mit  Losen 
den  meisten  Vorschub  leisteten  und  auch  gerade  für  die  ärmsten  Klassen  eine 
Versuchung  zum  Spiel  bildeten.  Das  Missverhältnis  zwischen  Einsätzen  und 
Oewinnen  sei  bei  diesen  Lotterien  sehr  gross  und  der  Gewinn,  welchen  die  mit 
dem  Vertrieb  betrauten  Banquiers  beanspruchten,  häufig  ganz  exorbitant  — 
mitunter  25 — .30  Prozent.  Den  gegen  die  Privatlotterien  gerichteten  Angriffen 
wurde  aus  dem  Schosse  der  Kommission  von  verschiedenen  Seiten  entgegen- 
getreten. Man  führte  aus,  dass  alle  Vorwürfe,  welche  gegen  das  Lotterieweseu 
gerichtet  werden  könnten,  bei  Lotterien  zu  rein  wohlthätigen  Zwecken  nicht 
zuträfen.  Da  sei  ein  jeder  Käufer  eines  Loses  sich  dessen  bewusst,  dass  es  sich 
nicht  um  Gewinn,  sondern  um  ein  wohlthätiges  Werk  handle,  und  darin  unter- 
schieden sich  die  Wohlthätigkeitslotterien  von  den  Staatslotterien,  dass  bei 
ersteren  die  mildthätige  Absicht,    bei  letzteren  der  Gewinn  die  Hauptsache  sei. 

Es  kann  hier  konstatiert  werden,  dass  von  keiner  Seite  eine  Einschränkung 
von  Privatlotterien  zu  wohlthätigen  und  künstlerischen  Zwecken  gewünscht 
wurde,  die  Angriffe  richteten  sich  nur  gegen  die  übrigen  Privatlotterien  für 
solche  Zwecke,  die  im  allgemeinen  als  gemeinnützig  bezeichnet  würden.  Es  ist 
ferner  zu  bemerken,  dass  das  Einsatzkapital  in  die  Wohlthätigkeitslotterien 
nicht  berechnet  werden  kann,  dass  dagegen  das  Einsatzkapital  in  die  übrigen 
Privatlotterien  nach  dem  dafür  eingekommenen  Stempel  auf  durchschnittlich 
4,492,520  M.  für  das  Jahr  zu  schätzen  ist.  Aber  auch  diese  Lotterien  wurden 
seitens  verschiedener  Mitglieder  gegen  die  erhobenen  Angriffe  in  Schutz  ge- 
nommen. An  die  behaupteten  Missbräuche  glaube  man  nicht  recht,  mindestens 
seien  sie  nicht  hinreichend  specifiziert,  jedenfalls  aber  seien  sämtliche  Privat- 
lotterien in  dem  sittlichen  Wert  über  die  Staatslotterien  zu  stellen,  weil  bei 
ersteren  die  Rücksicht  auf  den  gemeinnützigen  Zweck  die  Gewinnsucht  über- 
wiege. Man  wolle  gar  keiner  Resolution  zustimmen,  weil  eine  solche  unter  allen 
Umständen  seitens  der  zur  Konzession  von  Pi-ivatlotterien  befugten  Oberpräsi- 
denten als  eine  Aufforderung  angesehen  werden  würde,  dieselben  einzuschränken. 
Seitens  des  Vertreters  der  k.  Staatsregierung  wurde  der  Resolution  gleichfalls 
widersprochen.  Es  liege  darin  der  Vorwurf,  dass,  die  Regierung  seither  den 
Missbräuchen  nicht  so,  wie  sie  sollte,  entgegengetreten  sei.  Klagen  über  Miss- 
bräuche bei  Privatlotterien  seien  seither  nur  vereinzelt  hervorgetreten  und  dann, 
soweit  thunlich,  abgestellt.  Es  werde  eventuell  erforderlich  sein,  genau  die  vor- 
gekommenen Missbräuche  und  die  zu  deren  Abstellung  gewünschten  Massregeln 
zu  präcisieren,  damit  die  Regierung  ermessen  könne,  ob  es  sich  um  Fragen  der 
Gesetzgebung  oder  um  Akte  der  Verwaltung  handle.  Von  den  Freunden  der 
Resolution  wurde  noch  darauf  hingewiesen,  dass  gerade  bei  Privatlotterien,  wie 
z.  B.  bei  Silber-  und  Pferdeausspielungen,  durch  öffentliche  Ausstellung  der 
wenigen  grösseren  Gewinne  die  Spielsucht  gereizt  und  durch  die  kleinen  Los- 
einsätze und  die  Thätigkeit  der  durch  hohe  Courtage  remunerierten  ünteragenten 
auch  arme  Leute  zum  Ankauf  von  Losen  veranlasst  würden.  Die  Kommission 
lehnte  aber  schliesslich  die  Resolution  c  mit  grosser  Majorität  ab. 

Der  Kommission  lagen  drei  Petitionen  zur  Beratung  vor.  Die  mit  sehr 
vielen  Unterschriften  versehenen  Petitionen  des  Fabrikanten  Herrenberg  zu  Berlin 
und  Genossen,  sowie  des  Georg  Kraus  und  Genossen  zu  Frankfurt  a.  M.,  wo- 
durch die  Vermehrung  der  Lotterielose  beantragt  wird,   werden  durch  die  Be- 
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Schlüsse  über  den  Lotterieetat  als  erledigt  anzusehen  sein.  Der  in  der  Petition 
des  Amtmann  Wirth  zu  Treckenhorst  (Westfalen)  enthaltene  Vorschlag,  anstatt 
der  vielen  kleinen  und  wenigen  grossen  Gewinne  eine  entsprechende  Zahl  mittel- 
gi-osser  Gewinne  von  nicht  unter  15,000  M.  und  nicht  über  75,000  M.  in  den 
Lotterieplan  aufzunehmen,  wurde  als  der  Kenntnisnahme  wert  erachtet.  Die 
Kommission  beantragt  daher: 

Das  Haus  der  Abgeordneten  wolle  beschliessen : 

1.  Im  Etat  der  Lotterieverwaltung: 

Kapitel  6  der  Einnahme. 

Titel  1.    Aus  dem  Lotteriespiel  etc.  (unverändert  wie  in  der  Vorlage) 
anstatt  4,045,846  M.  52  Pf.  zu  bewilHgen  6,068,769  M.  78  Pf. 
Titel  2.    Unverändert  zu  bewilligen. 
Titel  3.     Sonstige  Einnahmen, 

Anstatt  2,540  M.  79  Pf.  zu  bewilligen  4,717  M.  53  Pf. 
Kapitel  11  der  Ausgabe. 

Titel  1  und  2.     Besoldungen  unverändert  zu  bewilligen. 

Titel  3.     Fixierte  Remunerationen    (im   Text   unverändert)    anstatt 

4,014  M.  zu  bewilligen  14,014  M. 
Titel  4  und  5.     Unverändert  zu  bewilligen. 

Titel   6.      Für    Bureaubedürfnisse    (im    Text   unverändert)    anstatt 
30,446  M.  zu  bewilligen  43,046  M. 

2.  Die  Königliche  Staat sregieruug  aufzufordern,  bei  einer  der  Nachfrage 
entsprechenden  Vermehrung  der  Lotterielose  kleinere  Teilstücke  von 
ganzen  Losen  als  bisher  üblich  abzugeben. 

3.  Die  Petitionen  des  Fabrikanten  Herrenberg  und  Genossen  (Journal  H, 
Nr.  297),  sowie  des  Georg  Kraus  und  Genossen  zu  Frankfurt  a.  M. 
(Journal  H,  Nr.  172)  durch  den  Beschluss  ad  1  für  erledigt  zu  er- 
achten. 

Die  Petition  des  Amtmann  Wirth  zu  Treckenhorst  (Journal  II, 
Nr.  307)  der  Königlichen  Staatsregierung  zur  Kenntnisnahme  zu  über- 
weisen. 

Die  zweite  Beratung  wurde  mit  einer  längeren  Rede  das  Abgeordneten 
Strosser  eingeleitet;  erfand,  dass  die  Budgetkommission  in  diametralen  Gegen- 
satz zu  allem  trete,  was  bisher  im  Hause  und  in  der  Kommission  durch  die 
Majoritäten  beschlossen  worden  sei.  Er  vertrat  die  Anschauung,  dass  das 
Lotteriespiel  als  unmoralisch  anzusehen  sei,  indem  er  sich  auf  den  Ausspruch 
Friedrich  Wilhelms  IV.  in  einer  Kabinetsordre  vom  21.  Juli  1841  und  die 
Aeusserungen  von  Abgeordneten  aller  Parteien  aus  dem  Jahr  1867  stützte.  Man 
dürfe  nicht  erst  abwarten,  ob  andere  Leute  ihre  Schuldigkeit  thun,  sonst  komme 
man  nie  zu  etwas.  Preussen  müsse  vorangehen ,  dann  könne  es  seine  ^äussere 
und  moralische  Macht  gegen  Sachsen,  Hamburg  und  Braunschweig  zur  Geltung 
bringen.  Das  Moment,  dass  die  Lotteriesteuer  am  liebsten  bezahlt  werde  und  keines 
Exekutors  bedürfe,  sei  auch  geltend  gemacht  worden,  als  es  sich  um  Beseitigung 
der  Spielhöllen  in  den  Bädern  handelte,  ohne  dass  man  sich  damals  habe  irre 
machen  lassen;  ebenso  habe  man  1867  die  Aufhebung  der  Lotterie  von  Hannover, 
Osnabrück  und  Frankfurt  beschlossen.  Die  volle  Beseitigung,  wie  man  sie  da- 
mals gewünscht,  sei  auch  heute  noch  das  Richtige. 

Dr.  Ad.  Wagner  sprach  gleichfalls  gegen  den  Bericht  der  Budgetkom- 
mission und  stellte  mit  Stöcker  den  Antrag,  die  Königliche  Staatsregierung  zu 
ersuchen,  bei  den  Regierungen  der  beteiligten  deutschen  Einzelstaaten  dahin  zu 
wirken,  dass  die  Staatslotterien  in  dem  Bereich  derselben  aufgehoben  würden, 
und   zu   diesem   Behuf  die  Abschaffung  des  staatlichen  Lotteriewesens   auch  in 
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Preussen  in  Aussicht  zu  stellen.  Die  Vermehrung  der  Lotterielose  hielt  er  für 
bedenklich ;  habe  man  bisher  der  4  Mill.  M.  wegen  die  Auflaebung  gescheut, 
so  werde  dies  noch  mehr  der  Fall  sein  bei  8  Millionen ;  Preussen  möge  sich  ein 
Beispiel  an  Bayern  nehmen;  dasselbe  habe  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1856  sein 
Zahlenlotto  vom  Jahre  1861  ab  aufgehoben;  da  der  Reinertrag  in  den  letzten 
Jahren  fast  SVa  Mill.  fl.  betrug,  die  Summe  der  direkten  Steuern  7,300,000  fl., 
so  habe  Bayern  damals  die  Hälfte  des  Ertrags  der  direkten  Steuern  preisge- 
gegeben,  und  rechne  man  die  indirekten  Steuern  hinzu,  den  7.  Teil  aller  Steuern; 
in  Preussen  handele  es  sich  noch  nicht  um  1  Prozent.  Der  Standpunkt  der 
Regierung,  Preussen  sei  nicht  in  der  Lage,  eine  reichsgesetzliche  Regelung  her- 
beizuführen, könne  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Die  Frage  der  Kompetenz 
des  Reichs  sei  allerdings  bestritten,  doch  habe  man  auch  die  Spielbanken  durch 
Reichsgesetz  aufgehoben,  ebenso  am  1.  Juli  1871  das  Gesetz  wegen  der  Lotterien 
und  Prämienanleihen  gegeben.  Indessen  selbst  wenn  das  Reich  nicht  kompetent 
sein  sollte,  so  habe  man  den  Weg  der  Verfassungsänderung  und  den  einer  ver- 
tragsmässigen  Regelung.  Es  wäre  ein  wahres  testimonium  paupertatis,  wenn 
Preussen  15  Jahre  nach  Gründung  des  Deutschen  Reiches  urbi  et  orbi  zuge- 
stehen müsste,  nicht  einmal  mit  dem  Lotterieunwesen  fertig  werden  zu  können. 
Nicht  sowohl  die  sittliche  als  die  wirtschaftliche  Seite  der  Sache  liege  so  un- 
günstig; das  Genueser  Lotto  sei  allerdings  bedenklicher  als  die  Klassenlotterie, 
durch  Vermehrung  der  kleineren  Lose  nähere  man  sich  aber  ersterem.  Ausge- 
nommen Italien  und  Oesterreich,  Holland  und  Dänemark  habe  kein  ausserdeutscher 
Staat  die  Lotterie,  England  habe  sie  1825 ,  Frankreich  1835  aufgehoben.  Ein 
italienischer  Staatsmann  habe  mit  Recht  gesagt,  die  Lotteriesteuer  sei  eine 
Blödsinnigensteuer.  In  Sachsen  werde  am  meisten  gespielt,  Sachsen  sei  aber 
auch  das  Land  mit  den  meisten  Selbstmorden  auf  der  ganzen  Erde;  in  dem 
übervölkerten  Sachsen  habe  die  Lotterie  nicht  gerade  als  ein  Hoffnungsmoment 
zu  wirken  vermocht.  Pensionierten  Offizieren  und  Beamten  könne  man  die 
KoUekturen  nicht  übertragen,  da  der  Erwerb  mit  einer  Art  Makel  behaftet  sei. 
In  gleichem  Sinn  äusserte  sich  der  Abgeordnete  Dr.  Hänel.  Das  Reich  sei 
vollkommen  kompetent,  eintretenden  Falls  gegen  die  Staatslotterie  vorzugehen; 
denn  es  könne  kraft  seiner  Kompetenz  der  Regelung  des  Privatrechtes  die  Be- 
dingungen des  Spielvertrages  feststellen;  es  sei  also  kompetent,  die  Bedingungen 
so  zu  regulieren,  dass  die  Staatslotterien  unzulässig  seien.  Die  Frage  über  das 
Spiel  und  seine  moralische  und  wirtschaftliche  Zuläs'sigkeit  oder  Unzulässigkeit 
sei  keine  offene  mehr.  Das  Strafgesetzbuch  sage :  Wer  aus  dem  Glücksspiele 
ein  Gewerbe  macht,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft,  neben 
welchem  auf  Geldstrafe  von  dreihundert  bis  sechstausend  Mark,  sowie  auf  Ver- 
lust der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden  kann.  Wenn  der  Staat  für 
sich  eine  Ausnahme  mache,  so  werde  damit  die  Sache  noch  nicht  moralisch, 
sondern  er  vernachlässige  nur  für  sich  die  Moral,  die  er  in  der  Gesetzgebung 
vor  seinen  Unterthanen  proklamiert  und  staatsrechtlich  festgelegt  habe.  Ebenso 
sei  es  mit  den  privatrechtlichen  Bestimmungen.  Solange  es  ein  deutsches 
Reich  gebe ,  seien  die  Spielverträge  unklagbar  gewesen.  Und  die  moderne 
Reichsgesetzgebung  habe  mit  Aufhebung  der  Spielhöllen ,  mit  dem  Verbot  der 
Prämienanleihen  der  Einzelstaaten  gleichfalls  erklärt,  dass  es  für  den  Staat 
unanständig  und  unmoralisch  sei,  das  Glücksspiel    in   seine  Operationen  hinein- 
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zuziehen.  Die  Praxis  bezüglich  der  Lotterien  sei  bisher  eine  laxe  gewesen,  man 
dürfe  aber  daraus  nun  nicht  die  Berechtigung  ableiten,  diesem  Institute  neue 
Anerkennung,  neue  Bestätigung  und  sogar  technische  Verbesserung  angedeihen 
zu  lassen. 

Die  Verteidiger  der  Lotterie  waren  entschieden  in  einer  schwachen 
Position.  FreiheiT  Kunisch  v.  Richthof en  hielt  die  Lotterie  für  kein  immora- 
lisches Institut.  Zwischen  der  Lotterie  und  dem  Hazard-,  Börsenspiel,  Würfel- 
becher und  Wettbuch  liege  ein  grosser  Unterschied.  Da.s  moralische  Bedenken 
gijjfele  in  dem  Satz:  An  Stelle  der  Arbeit  soUe  nicht  der  mühelose  Gewinn 
treten.  Dies  treffe  aber  nicht  bei  der  Lotterie  zu.  Derjenige,  der  von  seiner 
Arbeit  leben  müsse,  werde  nicht  etwa  aufhören  zu  arbeiten  an  dem  Tage,  an 
dem  er  sich  ein  Lotterielos  oder  einen  Teil  des  Lotterieloses  gekauft  habe; 
nur  stehe  ihm  die  Hoffinmg  zur  Seite,  dass  er  seine  Lage  vielleicht  einmal  durch 
einen  kleinen  Gewinn  verbessern  könne.  Auch  der  Abgeordnet«  Schreiber  hielt 
die  Lotterie  für  keine  unmoralische  Einrichtung;  sie  bestehe  seit  1810,  wo  sie 
an  Stelle  des  verderblichen  Lottos  getreten  sei;  Jahrzente  lang  habe  man  den 
Lotterieetat  bewilligt,  ohne  sich  daran  zu  stossen,  im  Gegenteil,  Ende  der 
50er  Jahre  habe  man  eine  Vermehrung  der  Lose  vorgenommen.  In  Eng- 
land und  Frankreich  werde  keine  Lotterie  gespielt,  dafür  aber  in  ersterem 
Land  viel  gewettet,  z.  B.  bei  Pferdereimen,  in  Frankreich  an  der  Börse 
sehr  lebhaft  spekuliert.  Wenn  die  Lotterie  etwas  Unmoralisches  wäre,  so  müsse 
man  auch  die  Privat-  und  Wohlthäticrkeitslotterien  verbieten.  Die  Einnahme 
aus  der  Lotterie  sei  auch  nicht  so  leicht  zu  entbehren,  zahlreiche  berechtigte 
Forderungen  könnten  nicht  befriedigt  werden.  Die  Vorschläge  der  Kommission, 
in  der  niemand  das  Korreferat  als  Gegner  gegen  die  Lotterie  übernehmen 
mochte,  seien  geeignet.  Mängel  zu  beseitigen^).  Der  Finanzminister  v.  Scholz 
betonte  vor  allem,  dass  nicht  das  Haus  für  die  Regierung  die  Kastanien  aus 
dem  Feuer  holen  solle,  es  handele  sich  nicht  um  ein  Geschäft  der  Regierung, 
sondern  des  Landes.  Den  Antrag  Wagners  hielt  er  für  wenig  aussichtsvoll,  er 
er  Hess  ganz  dahingestellt,  ob  es  möglich  imd  rätHch  sei.  solchergestalt  auf 
eigene  innere  Angelegenheiten  der  andern  Staaten  eine  Einflussnahme  zu  suchen. 
Dem  Wunsch  nach  Beseitigung  der  vorhandenen  Uebelstände  und  zugleich  dem 
Antrage  selbst  würde  vielleicht  am  meisten  entsprochen  durch  Annahme  des 
Antrages  der  Budgetkommission;  denn  wenn  die  Zahl  der  Lose  in  Preussen 
so  sehr  vennehrt  werde,  dass  die  auswärtigen  Lose  in  Preussen  nicht  mehr 
Platz  finden,  dann  würde  der  Boden,  zu  erspriessUchen  Verhandlungen  mit  den 
interessierten  Staaten  zu  kommen,  etwas  geebnet  sein,  dann  würde  das  grosse 
pekuniäre  Interesse,  welches  die  Staaten  haben,  das  preussische  Gebiet  abzu- 
weiden, geschmälert  werden. 

Die  Abstimmimg  über  den  Antrag  der  Budgetkommission  auf  Einstellung 
einer  erhöhten  Summe  im  Etat  war   eine   namentliche,    mit   Ja   stimmten    150, 


^)  Er  erwähnte,  dass  die  Händler,  die  ein  Los  in  einzelnen  Teilen  ver- 
kaufen, mehr  Anteile  ausgeben,  als  wirklich  vorhanden  sind.  Es  verkauft  z.  B. 
jemand  FünfzigsteUose.  dann  gibt  er  aber  60  Fünfzigstel  aus  in  der  Erwarttmg. 
dass  kein  Gewinn  darauf  fällt  und  er  keine  Abrechnvmg  zu  stellen  hat.  Wenn 
ein  Gewinn  darauf  fällt,  dann  kommt  der  Schwindel  an  den  Tag  und  die  Käufer 
merken,  dass  sie  geschädigt  sind. 
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mit  Nein  155 ;  es  blieb  also  bei  der  von  der  Regierung  eingestellten  Summe, 
die  Vermehrung  der  Lose  war  damit  abgelehnt.  Der  Antrag  Wagners  und 
Stöckers  wurde  gleichfalls  mit  geringer  Majorität  abgelehnt. 

Bei  der  dritten  Beratung  wurden  drei  Anträge  in  Vorschlag  gebracht: 
Graf  zu  Limburg-Stirum  mit  Genossen  stellte  den  Antrag,  die  Etatssätze  ein- 
zustellen, wie  sie  die  Butgetkommission  verlangt  hatte.  Dazu  stellte  Freiherr 
V.  d.  Reck  den  Unterantrag,  die  Königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  a.  bei 
der  beabsichtigten  Umgestaltung  der  Staatslotterie  darauf  Bedacht  zu  nehmen, 
dass  bei  dem  Vertriebe  der  Lose  jede  Anreizung  der  Bevölkerung  zum  Spiele 
streng  vermieden  und  dem  jetzigen  Unfuge  des  Zwischenhandels  mit  Losen 
gesteuert  werde;  b.  auf  die  einheitliche  Regelung  des  Staatslotteriewesens  in 
ganz  Deutschland  durch  die  Reichsgesetzgebung  hinwirken  zu  wollen. 

Dr.  Wagner  brachte  seinen  früheren  Anti-ag  auch  wieder,  aber  in  etwas 
modifizierter  Gestalt  ein:  Das  Haus  der  Abgeordneten  wolle  beschlieseen ,  die 
Königliche  Staatsregierung  zu  ersuchen,  entweder  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gebung oder,  wenn  das  nicht  zu  ermöglichen  sein  sollte,  durch  besondere  Ver- 
handlungen mit  den  Regierungen  derjenigen  deutschen  Staaten,  welche  noch 
Staatslotterien  haben ,  darauf  hinzuwirken ,  dass  sämtliche  Staatslotterien  im 
Deutschen  Reiche  baldmöglichst  aufgehoben  werden. 

Der  Antrag  Limburg-Stirum  wurde  befürwortet  von  Stengel  und  Reichens- 
perger  (Köln).  Ersterer  bestritt,  dass  Leute  durch  das  Lotteriespiel  •sich, 
ruinierten;  diejenigen,  welche  man  anführe  oder  im  Auge  habe,  würden  auch 
ohne  die  Lotterie  sich  ruiniert  haben;  die  Hoffnung,  einen  Gewinn  zu  machen, 
wirke  sogar  moralisch.  Bei  dem  Lotteriespiel  fehle  im  Gegensatz  zum  Lotta 
die  plötzliche  Eingebung,  der  plötzliche  impetus,  die  fortwährende  Aufregung 
und  der  Zahlenmysticismus.  Das  Lotteriespiel  sei  ein  Sicherheitsventil  gegen 
gefährlichere  Formen  des  Spiels.  So  gut  man  durch  Wohlthätigkeits-  und  andere 
Lotterien  gute  Zwecke  erreiche,  ebenso  dürfe  der  Staat  aus  der  einmal  vor- 
handenen und  von  ihm  nur  gut  geregelten  Spiellust  eine  Einnahme  erzielen. 
Das  Verlangen,  die  Lotterie  ganz  aufzuheben,  sei  immer  noch  konsequent,  aber 
ein  halber  Standpunkt  sei  es,  zu  sagen,  die  Lotterie  ist  unmoralisch,  sie  kann 
aber  bleiben,  wie  sie  ist.  Die  Aufhebung  durch  die  Reichsgesetzgebung  sei  un- 
wahrscheinlich, da  der  Reichstag  schon  1883  mit  ziemlich  grosser  Majorität 
beschlossen ,  einen  ähnlichen  Antrag  an  den  Bundesrat  nicht  zu  stellen.  Dr. 
Reichensperger  (Mitglied  des  Verwaltungsausschusses  des  Dombauvereins) 
trat  diesen  Ausführungen  bei;  das  Lotteriespiel  habe  viel  Analoges  mit  der  Ver- 
sicherung ;  der  eine,  der  sich  gegen  Hagelschaden  und  Feuersbrunst  versichere  — 
Ereignisse,  die  ebenso  ungewisser  Natur  seien,  wie  ein  Treffer  in  der  Lotterie  — 
bezahle  für  die  Befreiung  von  Furcht  eine  Prämie,  der  andere  kaufe  sich  eine 
ebenso  ungewisse  Hoffnung  für  eine  Prämie.  Wie  beim  Trinker  es  sich  nur 
darum  handele,  Excessen  entgegenzuarbeiten,  so  auch  beim  Spiel;  die  Hazard- 
spiele  entzögen  sich  der  Aufsicht  des  Staates. 

Gegen  den  Antrag  sprachen  Dr.  Meyer  (Breslau)  und  v.  Rauchhaupt. 
Ersterer  hielt  die  Lotterie  für  etwas  Nachteiliges,  aber  nicht  für  so  Nachteiliges, 
dass  man  sich  verpflichtet  halten  könnte,  alle  Jahre  einen  Antrag  zu  stellen^ 
dieses  Uebel  zu  beseitigen ;  man  müsse  sie  als  eine  Ruine  verfallen  lassen,  dürfe 
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aber  nicht  die  definitive  Abtragung  dadurch  hinausschieben,  dass  man  die 
Mittel  zu  Reparaturen  bewillige.  Die  schädlichen  Folgen  würden  übertrieben, 
aber  ein  Nachteil  sei  sie  doch ;  das  Schlimme  sei,  dass  die  Lotterie  den  Menschen 
nicht  \^•ieder  loslasse,  die  meisten  Personen,  die  zum  erstenmal  gesetzt  haben, 
befinden  sich  von  da  an  in  einer  Notlage,  sie  müssen  die  Lose  für  die  einzelnen 
Klassen  erneuern,  sie  erleiden  einen  eflFektiven  Vermögensnachteil,  wenn  sie 
dieselben  nicht  erneuern;  leidenschaftliche  Lotteriespieler  versimpelten  nach  und 
nach,  in  dieser  Beziehimg  sei  z.  B.  das  Wetten  auf  Rennen  in  der  That  eine 
weniger  verderbliche  Einrichtung;  denn  dabei  habe  man  den  Verstand  anzu- 
strengen, müsse  sich  Kenntnisse  imd  Erfahrungen  erwerben;  es  sei  Pflicht  des 
Staates,  wenigstens  negativ  die  ethischen  Beziehungen  zu  schützen;  die  Wohl- 
thätigkeitslotterien  beruhten  meist  nicht  auf  Gewinnsucht;  es  sei  eine  Ironie 
des  Schicksals,  in  dem  Augenblick,  in  welchem  man  im  Reichstag  das  Post- 
sparkassengesetz verhandele,  im  preussischen  Abgeordnetenhaus  eine  Erweitemng 
der  Lotterie  zu  verlangen,  v.  Rauchhaupt  hielt  seine  seit  20  Jahren  bethätigte 
Gegnerschaft  gegen  die  Lotterien  gleichfalls  fest.  Wenn  in  England  und  Frank- 
reich ohne  Lotterie  das  Börsen-  und  Wettspiel  grassiere,  so  folge  daraas  nicht, 
dass  man  in  Preussen  das  Lotteriespiel  noch  vermehren  müsse.  Bei  einer 
Staatsinstitution  fielen  doch  ganz  andere  Voraussetzungen  ins  Gewicht,  als 
diejenigen  seien,  ob  der  einzelne  in  England  und  Frankreich  sich  dem  Börsen- 
und  Wettspiel  hingeben  dürfe  oder  nicht.  Der  Staat  dürfe  nicht  die  Gelegenheit 
zum  Spiel  noch  erweitem.  Der  Vergleich  des  Lotterieunwesens  mit  dem  Ver- 
sicherungswesen sei  unhaltbar;  denn  bei  der  Versicherung  wolle  man  einen 
Schaden  abwenden,  bei  dem  Lotteriespiel  dagegen  wolle  man  einen  Gewinn  machen. 

In  namentlicher  Abstimmung  wurde  der  Antrag  Limburg-Stirum  mit 
162  gegen  152  abgelehnt,  dagegen  der  Antrag  Wagners  diesmal  angenommen, 
worauf  Freiherr  von  Reck  seinen  Antrag  zurückzog. 

Im  Herrenhaus  wurde  der  Lotterieetat  als  solcher  ohne  Debatte  genehmigt. 


Die  Lotteriefrage  beschäftigte  noch  in  anderer  Weise  die  gesetzgebenden 
Körperschaften.  Den  Anlass  dazu  gab  die  ungleiche  Bestrafung  des  Spiels  in 
auswärtigen  Lotterien  in  den  verschiedenen  Landesteilen  der  Monarchie. 

In  den  alten  Landesteilen  bestimmte  bisher  die  Verordnung  von  1847 
eine  Strafe,  die  nur  in  einer  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestand.  In  den  1866 
erworbenen  Landesteüen  galt  die  allerhöchste  Verordnung  vom  25.  Juni  1867, 
welche  die  damals  mit  der  eben  genannten  Strafe  gleichlautende  Strafe  des 
preussischen  Strafgesetzbuches  §  268  für  dieses  Vergehen  dort  einführte.  Als 
nun  an  Stelle  des  preussischen  Strafgesetzbuches  das  neue  deutsche  trat,  wiu-de 
§  3  des  Einführungsgesetzes  massgebend,  wonach,  wenn  in  Landesgesetzen  auf 
strafrechtliche  Vorschriften,  welche  durch  das  Strafgesetzbuch  für  den  nord- 
deutschen Bund  (das  Deutsche  Reich)  ausser  Kraft  gesetzt  sind,  verwiesen  wird, 
die  entsprechenden  Vorschriften  des  letzteren  an  die  Stelle  der  ersteren  zu 
treten  hatten.  Infolgedessen  hatte  der  Richter  nunmehr  seine  Strafe  aus  dem 
§  286  des  Reichsstrafgesetzbuchs  zu  entnehmen,  der  dahin  lautet:  „Wer  ohne 
obrigkeitliche  Erlaubnis  öffentliche  Lotterien  veranstaltet,  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend  Mark  bestraft.    Den 
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Lotterien  sind  öiFentlich  veranstaltete  Ausspielungen  beweglicher  oder  unbeweg- 
licher Sachen  gleich  zu  achten."  Dadurch  war  der  Bruch  der  Rechtsgleichheit 
herbeigeführt.  Es  war  dies  ein  nicht  zu  rechtfertigender  Missstand  und  wurde 
aus  Anlass  einer  Petition  im  Abgeordnetenhaus  auch  von  allen  Seiten  als  ein 
solcher  anerkannt.  Die  Regierung  weigerte  sich  trotzdem,  eine  Aenderung  ein- 
treten zu  lassen.  In  ihrer  Entschliessung  vom  16.  März  1883  erklärte  sie: 
„Aus  den  erforderten  Berichten  der  Gerichte  ergibt  sich,  dass  zwar  während  der 
Jahre  1881  und  1882  in  den  neuen  Landesteilen  zahlreiche  Bestrafungen  wegen 
Spielens  in  auswärtigen  Lotterien  etc.  erfolgt  sind,  dass  jedoch  in  der  weitaus 
grössten  Zahl  der  Fälle  nur  auf  geringe  Geldstrafen  erkannt  worden  ist,  und 
selbst  die  wenigen  höheren  Geldstrafen  noch  weit  hinter  dem  Maximum  der  in 
den  alten  Landesteilen  angedrohten  Strafe  zurückbleiben.  Fälle,  in  denen 
unmittelbar  auf  Freiheitsstrafe  erkannt  worden  ist,  sind  überhaupt  nicht  vorge- 
kommen. Da  hiemach  die  Bestrafung  der  in  Rede  stehenden  Vergehen  in  den 
neuen  Landesteilen  in  derselben  Weise  erfolgt,  wie  in  den  alten  Provinzen,  so 
hat  die  Verschiedenheit  der  Strafskala  keine  praktische  Bedeutung."  Hiebei 
war  augenscheinlich  ein  Moment  übersehen,  nämlich  dass  nicht  bloss  das  Straf- 
mass, sondern  auch  das  Strafverfahren  in  den  alt-  und  neuländischen  Provinzen 
ein  verschiedenes  war.  Da  in  den  ersteren  erfahrungsgemäss  keine  höhere 
Strafe  als  600  M.  in  Aussicht  genommen  wurde,  konnte  der  Schuldige  an  das 
Schöffengericht  gewiesen  werden.  Der  Angeklagte  konnte  ferner,  auch  wenn 
wegen  einer  mutmasslich  zu  erkennenden  höheren  Geldstrafe  als  600  M.  die 
Strafkammer  selbst  das  entscheidende  Gericht  bleiben  würde,  vor  der  Straf- 
kammer das  bequeme  Kontumacialverfahren  gegen  sich  ergehen  lassen.  In  den 
neu  erworbenen  Landesteilen  dagegen  konnten  wegen  des  andern  Strafmasses 
diese  Strafsa<chen  nicht  an  das  Schöffengericht  gewiesen  werden,  die  Hauptver- 
handlung musste  vor  der  Strafkammer  stattfinden,  das  Kontumacialverfahren 
war  ausgeschlossen,  gegen  den  ausgebliebenen  Angeklagten  waren,  wenn  er 
nicht  genügend  entschuldigt  oder  unter  den  Voraussetzungen  des  §  232  der 
Strafprozessordnung  von  der  Verpflichtung  zum  Erscheinen  entbunden  war, 
strenge  Massregeln  (Vorführungsbefehl,  Verhaftung)  anzuordnen  Die  Vorführung 
wurde  auch  thatsächlich  oft  notwendig,  weil  es  sonst  an  einem  Beweismittel 
fehlte.  Man  konnte  meistens  nicht  auf  die  Bücher  der  Lotteriekollekteure 
zurückgehen;  denn  in  denselben  werden  viele  Spieler  unter  falschen  Namen  ge- 
führt, um  im  Fall  der  Entdeckung  eine  Bestrafung  des  einzelnen  Spielers  aus- 
zuschliessen  und  die  Lotteriekollekteure  kennen  aus  demselben  Grunde  auch  ihre 
Spieler  oft  gar  nicht ,  sondern  nur  deren  Boten ,  die  auch  sich  falsche  Namen 
beilegen.  Schliesslich  wurde  in  der  Regel  auf  3  M.  erkannt,  und  deswegen  dieser 
ganze  Apparat  mit  Durchbehandlung  vor  dem  Landgericht  vor  fünf  Richtern! 
Es  wurden  zwei  Anträge  gestellt,  um  diesem  Missstand  zu  begegnen. 
Der  eine  (Antrag  Bödiker)  ging  dahin,  das  Strafmass  und  Strafverfahren  der 
alten  Provinzen  auf  die  neuen  zu  übertragen;  der  andere  (Antrag  Francke) 
wollte  für  die  alten  und  neuen  Provinzen  neues  Recht  schaffen.  Die  Notwendigkeit 
hiefür  sah  der  Antragsteller  darin,  dass  auch  in  den  alten  Provinzen  das  Ver- 
fahren recht  unzweckmässig  ist.  Die  Anklage  muss  von  der  Staatsanwaltschaft 
erhoben  werden  und  diese  die  Sache  vor  die  Kammer  des  Landgerichts  bringen. 
Das  Landgericht  muss  nun  einen  Beschluss  fassen    und   kann   die  Sache  an  das 
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Amtsgericht  überweisen.  In  Berlin  werden  gelegentlich  die  Bücher  der  Lotterie- 
koUekteure  beschlagnahmt,  die  Anklagen  kommen  packweise  an  das  Landgericht 
und  man  hat  eine  halbe  Stunde  lang  nichts  als  Ueberweisungsbeschlüsse  zu 
schreiben.  Die  Hauptverhandlung  vor  dem  Schöffengericht  —  durch  Strafbefehl 
konnte  die  Sache  nicht  abgemacht  werden  —  ist  misslich,  die  meisten  Leute 
kommen  zum  erstenmal  auf  die  Anklagebank,  es  ist  peinlich  für  Richter  und 
Publikum;  die  Leute  haben  das  Bedürfnis,  sich  zu  entschuldigen:  sie  hätten 
das  Gesetz  nicht  gekannt,  das  Verbot  auf  nichtdeutsche  Lotterien  bezogen  u.  s.  w. 
Man  muss  sie  belehren,  das  Urteil  fällen  imd  mit  Gründen  versehen.  Das 
Laienelement  im  Schöffengericht  ist  höchst  unsympathisch  gegen  diese  Sachen 
gestimmt,  es  kostet  Mühe ,  zur  Bestrafung  der  Leute  zu  gelangen.  Die  ganze 
Prozedur  ist  weitläufig,  mit  Schreibereien  imd  Kosten  verknüpft.  Der  Antrag- 
steller wollte  dies  vermeiden  dadurch,  dass  er  das  Strafmaximum  auf  600  M. 
festsetzte.  Die  Sache  kommt  dann  an  den  Amtsanwalt,  der  beim  Amtsgericht 
den  Antrag  stellt,  einen  Strafbefehl  bis  zu  150  M.  zu  erlassen;  es  wird  einfach 
verfügt  ^  Straf befehl  nach  Antrag"  und  der  Mann  bekommt  den  Strafbefehl  ins 
Haus.  Bei  gewerbsmässigem  Verkauf  sollte  dagegen  eine  Strafe  von  300 — 3000  M. 
eintreten.  Es  handelt  sich  um  Geschäfte  mit  20—30  Leuten,  und  bis  zum 
Moment  des  Urteils  werden  alle  vor  demselben  liegenden  Handlungen  durch 
die  Strafe  bei  gewerbsmässigem  Vergehen  abgegolten.  Ein  höheres  Straf- 
mass mit  Zuständigkeit  des  Landgerichts  rechtfertigt  sich  für  das  gewerbs- 
mässige Spiel. 

Die  Justizkommision  prüfte  vor  allem  die  Frage,  ob  die  preussische 
Gesetzgebimg  zur  Ordnung  dieser  Materie  kompetent  sei.  L'nter  Heranziehung 
der  gesamten  Litteratur  und  gerichtlichen  Entscheidungen  bejahte  sie  diese  Frage. 
Im  übrigen  stellte  sie  sich  in  der  Hauptsache  auf  den  Standpunkt  des  Antrags 
Francke.  Dem  Antrag  Bödiker  gegenüber  wurde  eingewendet,  dass  durch  den- 
selben verschiedene  Gebietsteile  der  Monarchie,  in  denen  ebenfalls  ein  von  den 
alten  Provinzen  abweichendes  Recht  gelte,  nicht  getroffen  werden. 

In  der  Kommission  sowohl  als  im  Abgeordnetenhaus  wurden  aber  noch 
verschiedene  Punkte  angeregt  und  besprochen.  Manche  hielten  die  Bestrafung 
überhaupt  für  unzweckmässig.  Es  sei  eine  Korruption  des  Rechtsbewusstseiijs, 
die  Strafgesetzgebung  strafe  etwas,  was  im  allgemeinen  Volksbewusstsern  gar 
nicht  als  strafbar  gelte.  Die  Gesetzgebung  habe  etwas  Gehässiges  gegen  die 
anderen  Bundesstaaten,  mit  denen  man  im  Gemenge  liege.  Das  Verbot  werde 
von  Händlern  dazu  benützt,  um  den  Leuten  ihren  Gewinn  voi-zuenthalten  und 
Erpressungsversuche  aller  Art  daran  zu  knüpfen.  Auch  ein  fiskalischer  Grund 
zur  Strafe  liege  nicht  vor,  es  werde  nichts  defraudiert  und  die  Lose  der 
jireussischen  Lotterie  fänden  reissenden  Absatz.  Man  müsste  eigentlich  die 
Bestrafung  des  Spiels  in  fremden  Lotterien  von  dem  Nachweis  abhängig  machen, 
dass  der  preussische  Staat  einen  Teil  seiner  Lose  nicht  absetze.  Die  Gegner 
der  Lotterie  überhaupt  soDten  für  Straflosigkeit  stimmen;  denn  sobald  der 
Absatz  der  preussischen  Lose  beeinträchtigt  werde,  würde  die  Regierung  das 
Interesse  an  der  Lotterie  verlieren.  Wenn  man  sich  nicht  für  Straflosigkeit  ent- 
scheiden wolle,  so  stempele  man  das  Spielen  wenigstens  nicht  zu  einem  Ver- 
gehen, was  für  einzelne  sehr  verhängnisvoll  werden  könne.  Wer  als  Preusse 
ein  sächsisches  Los  spiele,   werde  wegen  Vergehens  bestraft,    es  werde  für  ihn 

1079 


^Q2  Georg  Schanz, 

eine  Strafliste  angelegt,  so  zu  sagen  ein  laufendes  Conto  von  der  Strafjustiz, 
eröffnet.  Bei  einem  Referendar,  der  zur  Intendantur  übergehen  wollte,  wurdfr 
ernstlicli  die  Frage  ventiliert,  ob  er  übernommen  werden  dürfe,  da  er  einmal 
wegen  Spielens  in  einer  auswärtigen  Lotterie  mit  der  Strafe  von  3  Mark  belegt 
worden  war.  Ein  anderer  Herr  wurde  zur  Verantwortung  gezogen  wegen  ge- 
meiner Begünstigung,  weil  er  einen  Brief  für  jemand,  der  in  der  sächsischen 
Lotterie  gewonnen  hatte,  schrieb,  um  den  Betrag  einzuziehen.  Man  solle  also- 
das  Delikt  zu  einer  Uebei-tretung  stempeln,  mit  der  man  sich  ja  auch  bei  so 
vielen  Frevelthaten  groben  Unfugs  bezeuge.  Die  Regierung  wendete  dagegen 
ein,  dass  dann  gegen  die  Spieler  in  der  Regel  eine  Strafe  von  1  M.  festgesetzt 
werde,  eine  solche  Strafe  könne  aber  bei  Umgehung  eihes  finanziellen  Gesetzes. 
nicht  als  angemessen  angesehen  werden. 

La  der  Kommission  war  das  gewerbsmässige  Verschleissen  oder  Be- 
fördern derselben  nicht,  wie  der  Antrag  Francke  gewollt  hatte,  mit  einer  Strafe- 
von  300 — 3000  M.  belegt  worden,  sondern  lediglich  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M. 
Man  that  dies,  weil  man  Härten  fürchtete,  da  der  Begriff  „Gewerbsmässigkeit" 
nicht  nur  bei  Hamburger  Kollekteuren,  sondern  auch  bei  andern  Ausspielungen,, 
welche  bloss  milde  Zwecke  verfolgen,  Anwendung  finden  könne.  Ein  höheres 
Strafmass  würde  das  Strafverfahren  wieder  komplizieren  und  das  Kontumacial- 
verfahren  ausschliessen,  über  1500  M.  werde  man  auch  bei  höherem  Strafmass 
nicht  hinausgehen.  Das  wollte  man  nicht  auf  allen  Seiten  gelten  lassen,  man 
betonte  besonders,  dass  bei  gewerbsmässigem  Verbreiten  der  Lose  das  Vergehen 
bewusster  Weise  begangen  werde  und  andere  Leute  in  Versuchung  geführt 
würden.  Bei  der  zweiten  Lesung  wurden  deshalb  in  diesem  Sinn  zwei  Anträge 
gestellt  ^),  aber  abgelehnt,  das  gleiche  Schicksal  hatte  ein  Antrag  bei  der  dritten 
Lesung*).  Man  glaubte,  die  Sache  dem  richterlichen  Ermessen  überlassen  zu 
können,  die  bisherige  Praxis  gegen  die  gewerbsmässigen  Kollekteure  sei  nicht 
zu  milde  gewesen ;  man  fürchtete  auch,  dass  bei  zweifelhafter  Abstimmung  wegen 
Beschlussunfähigkeit  des  Hauses  das  Gesetz  vereitelt  werde. 

Bei  den.  Beratungen  wurde  durch  einen  Antrag  Francke  auch  die  Be- 
strafung der  Veröff"entlichung  der  Gewinnresultate  in  preussischen  Blättern  in 
das  Gesetz  aufgenommen.  Bisher  war  nur  die  Veröff'entlichung  von  Annoncen 
fremder  Lotterien  in  preussischen  Blättern  verboten  und  straffällig.  Der  Thatort 
der  Annoncierung  war  entscheidend.  (Hamburger  Blätter  z.  B.,  die  nach  Preussen 
kommen,  sind  für  Annoncen  nicht  strafbar.)  Diese  Straffälligkeit  wurde  nun 
auch  auf  die  Gewinnlisten  ausgedehnt,  weil  die  Veröff'entlichung  eine  grosse- 
Erleichterung  dem  straffälligen  Spiele  gewährt,  eine  Verlockung  für  das  Publikum 
ist  und  da  solche  Veröffentlichungen,  die  unter  Umständen  sogar  in  Amts-  und 
Kreisblättem  geschehen,  das  Publikum  zu  dem  Glauben  verleiteten,  die  Sache 
sei  nicht  strafbar.  Die  Zeitungen  konnten  bisher  im  Interesse  ihrer  Leser  sich 
nicht  entziehen,  die  Verlosungen  zu  bringen.  Die  Furcht,  es  möchten  zum 
Schaden   der   einheimischen   Blätter  nun   fremde   gehalten  werden,   teilte  man 


^)  Antrag  Wagner:  „falls  er  dies  gewerbsmässig  thut,  mit  einer  Geldstrafe 
von  20 — 3000  M."  Antrag  Bödiker:  „falls  er  dies  gewerbsmässig  thut,  mit 
einer  Geldstrafe  von  mindestens  20  M." 

*)  Antrag  Wagner  identisch  mit  Antrag  Bödiker  oben. 
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nicht.  Die  Beilegung  eines  fremden  Blattes,  das  die  Verlosung  enthält,  zu 
«iner  preussischen  Zeitung  soll  gleichfalls  als  VeröflFentlichung  in  einem  preus- 
sischen Blatt  gelten,  da  Zeitung  das  ganze  Paket  bedruckten  Papieres  ist,  das 
die  Post  jeden  Morgen  einem  ins  Haus  bringt.  (Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts Bd.  III.  S.  823.) 

Schliesslich  wurde  auch  die  Frage  des  Loshandels  besprochen.  Den 
Anstoss  gab  eine  Petition,  in  welcher  beantragt  wurde,  den  Handel  mit  preussischen 
Losen  zu  untersagen  und  dadurch  zu  verhindern,  dass  eine  vom  Staate  organi- 
sierte Einrichtung  zum  Gegenstand  eines  förmlichen  Wuchers  gemacht  werde. 
Die  Kommission  ging  zur  Tagesordnung  über,  da  zu  einem  Einschreiten  nur 
das  Reich  kompetent  sei.  Wenn  übrigens  der  gerügte  Handel  in  der  Weise 
stattfinde,  dass  Anteilscheine  an  Lotterielosen  ausgestellt  und  vertrieben  würden, 
damit  aber  nicht  zugleich  eine  Uebertragung  des  Miteigentums  an  den  Original- 
losen verbunden  sei,  so  liege  die  Veranstaltung  einer  Lotterie  vor,  welche  aus 
§  286  des  Reichsstrafgesetzbuchs  verfolgt  werden  könne.  Cfr.  Entscheidimgen 
des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  I  S.  133;  Bd.  II  S.  390;  Bd.  IV  S.  80; 
Bd.  VII  S.  161.  Die  Regierung  war  mit  der  Kommission  in  Bezug  auf  diese 
Frage  derselben  Anschauung.  Der  Geheime  Oberfinanzrat  Marcinowski  erklärte: 
,Der  Ursprung  des  Handels  der  Privatkollekten  mit  Staatslotterielosen  lässt  sich 
auf  den  Zeitpunkt  zurückführen,  mit  welchem  für  die  StaatskoUekten  die  Mög- 
lichkeit aufhörte,  den  Anforderungen  des  Spielbedürfnisses  durch  Gewährung 
der  entsprechenden  Zahl  von  Losen  beziehungsweise  Loseabschnitten  zu  genügen. 
Der  Vertrieb  der  Privatkollekten  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  stetig  gesteigert 
und  zu  einem  besonders  lukrativen  Geschäft  entwickelt.  Die  Händler  rechnen 
hierbei  hauptsächlich  auf  den  kleinen  Mann  und  bieten  deshalb  Antheüe  von  Y«4, 
sogar  Vi  28  zu  Preisen  aus,  welche  auch  der  kleine  Handwerker,  der  Unterbeamte, 
der  Arbeiter  zu  zahlen  vermag.  In  der  Regel  entrichtet  der  Spieler  an  die 
Privatkollekteure  für  einen  Losabschnitt  von 
für  die  erste    Klasse  .     . 

,      ,    zweite       ,       .     . 

,      „    dritte        „       .     . 

,      ,    vierte        ,       .     .   

7,75  M. 
Das  ganze  Los  wird  daher  von  dem  Losehändler  meistens  mit  496  M. 
verwertet,  welchem  Preise  in  vielen  FäUen  noch  eine  Gewinnprovision  von 
0,10  M.  von  3  M.  (3V3  Prozent)  hinzutritt.  Der  Händler  entrichtet  an  die 
Mittelsperson,  welche  ihm  das  Los  aus  einer  Staatskollekte  zuführt,  in  der  Regel 
311  M.,  hat  also,  abgesehen  von  der  erwähnten  Gewinnprovision,  bei  jeder 
Lotterie  von  dem  Absatz  eines  Loses  einen  Nutzen  von  185  M. ,  mithin  für  die 
beiden  im  Lauf  des  Jahres  gespielten  Lotterien  einen  solchen  von  370  M., 
während  die  Vermittler  bei  jedem  Lose  für  jede  Lotterie  einen  Gewiim  von 
151  M.,  also  pro  anno  einen  solchen  von  302  M.  erzielen.  Der  Spieler  bei  der 
Privatkollekte  zahlt  mithin  bei  Zugrundlegung  dieser  Ziffern  für  ein  Los  den 
Mehrbetrag  von  672  M.  Der  Umfang  des  Geschäftsbetriebs  der  Privatkollekten 
lässt  sich  schwer  auch  nur  annähernd  feststellen.  Die  in  dem  Artikel  , Lose- 
wucher'' in  der  ,Schlesischen  Zeitimg"  (12.  September  1884)  veranschlagte  Ziffer 
(die  Hälfte  sämtlicher  Lose   der  Staatslotterie)  dürfte   nicht  als  richtig  gelten, 
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da  ein  Handel  von  solcher  Bedeutung  mit  Rücksicht  auf  die  getroffenen  Ein- 
richtungen nicht  durchzuführen  wäre.  Immerhin  ist  jedoch  anzunehmen,  dass. 
der  Handel  mehrere  Tausende  Lose  umfasst  und  wird,  da  hei  1000  Losen  nach 
der  vorhin  aufgestellten  Berechnung  ein  Mehraufwand  der  Spieler  im  Betrage 
von  672,000  M.  bedingt  wird,  die  erhebliche  wirtschaftliche  Bedeutung  diese» 
Losehandels  nicht  wegzuleugnen  sein. 

Die  Lotterieverwaltung  hat  deshalb  dieser  Form  des  Geschäftsbetriebs, 
unausgesetzt  ihre  Aufmerksamkeit  zugewendet.  Den  Lotteriekollekteuren  ist 
auf  das  strengste  verboten,  Lose  an  Aufkäufer  abzugeben  und  dürfen  auch 
Losebestellungen  von  solchen  Personen,  von  welchen  Lose  an  Losehändler  ge- 
langt sind  oder^von  denen  anzunehmen  ist,  dass  sie  Lose  zur  Wiederbegebung 
kaufen,  nicht  berücksichtigt  werden.  Zuwiderhandlungen  der  Lotterieeinnehmer 
gegen  diese  Vorschriften  haben  die  Verwirkung  der  Kollekte  zur  Folge.  Die 
Lotterieverwaltuug  ist  jedoch  bisher  ausser  stände  gewesen,  mit  diesen  Mitteln 
dem  erwähnten  wirtschaftlichen  Missstande  merklich  entgegenzuwirken.  Un- 
geachtet in  jedem  Jahre  eine  erhebliche  Anzahl  von  Privatkollekten  und  eine 
grosse  Zahl  der  in  deren  Interesse  thätigen  Mittelspersonen  zur  Kenntnis  der 
Staatslotterieeinnehmer  gebracht  werden  (seit  dem  Jahre  1875  sind  in  den  von 
der  Generallotteriedirektion  geführten  Listen  201  Privatkollekten  und  3388  Ver- 
mittler derselben  notiert),  ist  es  bisher  nicht  gelungen,  den  Vertrieb  wesentlich 
herabzumindern.  Die  Schwierigkeit,  dem  Missstande  zu  steuern,  liegt  in  der 
Unmöglichkeit,  den  Privatkollekten  die  Zufuhr  abzuschneiden.  Die  Mittels- 
personen gehören  nicht  etwa  lediglich  oder  vorwiegend  den  unteren  Gesellschafts- 
klassen an,  finden  sich  vielmehr  in  allen  Schichten  der  Gesellschaft.  In  den 
Listen  sind  Banquieurs,  Rentiers,  Gutsbesitzer,  Prediger,  Professoren,  Lehrer, 
Künstler,  Aerzte,  Militärs,  Damen  der  besseren  Stände,  und  sonstige  Personen 
aufgeführt,  bei  denen  die  Vermutung  einer  Kollision  mit  den  Privatkollekten 
nicht  ohne  weiteres  Platz  finden  darf. 

Das  in  der  Petition  vorgeschlagene  Verbot  würde  nun  zwar  das  Uebel 
vollständig  beseitigen,  die  Durchführung  desselben  würde  indes,  da  eine  Be- 
schränkung der  Gewerbefreiheit  in  Frage  käme,  nur  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gebung zu  erreichen  sein.  So  sehr  nun  aber  auch  der  Finanzverwaltung  jede 
Massregel  zur  Einschränkung  oder  Aufhebung  des  Privatlosehandels  willkommen 
sein  würde,  so  dürfte  doch  jede  darauf  gerichtete  legislatorische  Anregung  dem 
schwerwiegenden  Einwände  begegnen,  dass  es  sich  hier  um  Abhilfe  gegen 
einen  ausschliesslich  in  den  Einrichtungen  der  preussischen  Finanzverwaltung 
begründeten  Notstand  handelt,  welcher  einerseits  nicht  bedeutend  genug  ist,, 
um  eingreifende  prohibitorische  Bestimmungen  zu  rechtfertigen,  anderseits 
aber  durch  eine  entsprechende  Aenderung  der  Lotterieeinrichtung  (Vermehi-ung 
der  Lose)  wesentlich  abgeschwächt  werden  könnte". 

Der  Gesetzentwurf  ging  aus  den  Beratungen  der  beiden  Häuser  in  folgender 
Gestalt  hervor  *) : 


^)  Im  Herrenhaus  wurde  der  Gesetzentwurf  ohne  Debatte  angenommen. 
In  der  Kommission  war  man  nur  bezüglich  des  §  4  nicht  ohne  Bedenken 
gewesen. 
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Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preossen  etc.  ver- 
ordnen, unter  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt: 

§  1.  Wer  in  ausserpreussisehen  Lotterien,  die  nicht  mit  Königlicher 
Genehmigimg  in  Preussen  zugelassen  sind ,  spielt ,  wird  mit  Geldstrafe  bis 
sechshundert  Mark  bestraft. 

§  2.  Wer  sich  dem  Verkaufe  von  Losen  zu  dergleichen  Lotterien  unter- 
zieht oder  einen  solchen  Verkauf  als  Mittelsperson  befördert,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  eintausendfiinfhundert  Mark  bestraft. 

§  3.  Die  Veröffentlichung  der  Gewinnresultate  von  dergleichen  Lotterien 
in  den  in  Preussen  erscheinenden  Zeitungen  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig 
Mark  bestraft. 

§  4.  Den  Lotterien  sind  alle  ausserhalb  Preussens  öffentlich  veranstaltete 
Ausspielungen  beweglicher  oder  unbeweglicher  Sachen  gleich  zu  achten. 

Urkundlich  etc. 

Dieser  Entwurf  wurde  am  29.  Juli  1885  sanktioniert  und  hat  demnach 
Gesetzeskraft  erlangt  (Ges.-Sammlung  S.  317). 

Wir  begreifen  vollständig,  wenn  Preussen  nicht  geneigt  ist,  den  Klein- 
staaten länger  tributpflichtig  zu  sein.  Bedauern  müssten  wir  aben  gleichwohl,^ 
wenn,  wie  nun  zu  erwarten  steht,  das  neue  verschärfte  Gesetz  in  betreff  des  Ver- 
bots des  Spielens  in  auswärtigen  Lotterien  dazu  dienen  sollte,  die  Vermehrung 
der  Lose  leichter  durchzusetzen.  Wir  können  vom  nichtfiskalischen  Gesichts- 
punkt aus  diese  Massregel  nicht  billigen.  Wir  fürchten  allen  Ernstes  im  Gegen- 
satz zum  Finanzmiuister  mit  Ad.  Wagner,  dass  die  Vermehrung  der  Lose  nicht 
den  Boden  zur  Abschaffung  der  Lotterie  ebnet,  sondern  diese  Abschaffung  ad 
calendas  graecas  verschiebt.  In  dem  Ma^s,  als  die  Gewinne  der  Kleinstaaten 
durch  die  Vermehrung  der  preussischen  Lose  abnehmen,  schwindet  zwar  ihr 
Interesse  an  der  Erhaltung  dieser  Institution,  es  wächst  aber  dafür  in  gleichem 
Masse  das  Interesse  der  leitenden  Macht,  Preussens.  Es  wird  den  nunmehr  grossem 
Gewinn  nicht  wieder  opfern  wollen. 

Eher  als  die  gänzliche  Abschaffung  hätte  Aussicht  auf  Verwirklichung 
ein  neuerdings  (von  Schmoller)  gemachter  Vorschlag,  die  staatlichen  Lotterien 
durch  eine  Reichslotterie  zu  ersetzen.  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  dieselbe 
vorti-efflich  in  unsem  Apparat  der  Reichseinnahmen  passen  würde,  der  Lotterie- 
kampf der  Bundesstaaten  unter  einander  würde  mit  einem  Schlag  aufhören,  das 
Lotterielos  allgemein  cirkulationsfähig  werden,  die  besondere  Reichssteuer,  die  jetzt 
erhoben  wird,  würde  wegfallen  können,  indem  man  ihre  Erhebung  durch  Ein- 
behaltung eines  grösseren  Prozentsatzes  vom  Gewinn  bewirken  TÄÜrde;  sie  würde 
eine  wahre  Reichssteuer,  während  die  bisherige  thatsächlich  nur  von  einem 
Teü  Deutschlands  bezahlt  wird.  Und  wofern  man  die  Einnahme  aus  der 
Lotterie  ähnlich  wie  die  bisherige  Reichssteuer  nach  Massgabe  der  Bevölkerung 
an  die  Einzelstaaten  verteilen  würde,  würde  Preussens  finanzielles  Interesse  noch 
besser  gewahrt,  als  bei  Behaltung  der  eigenen  Lotterie.  Die  bisherigen  Lotterie- 
staaten haben  eine  Bnittoeinnahme  von  12,701,000  M.  aus  der  Lotterie  gezogen. 
Dazu  kommt  der  Anteil  an  der  Reichssteuer,  welche  5,371,660  M.  beträgt.  Bei 
Ausdehnung  auf  das  ganze  Reich  müssten  der  Volkszahl  entsprechend  beide 
Zahlen  auf  18,1  Mill.  M.  und  7,7  Mül.  M.  steigen.  Wahrscheinlich  würden 
aber  in  Anbetracht    der   dann   bedeutend   erleichterten  Spielgelegenheit   beide 
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Zahlen  noch  erheblich  grösser  werden.  Sieht  man  aber  selbst  von  diesem  Zu- 
wachs ab,  so  würde  schon  an  den  18  Mill.  M.  der  Anteil  Preussens  10 — 11  Mill.  M., 
der  Bayerns  2  Mill.  M.,  der  der  übrigen  Staaten  erheblich  weniger  und  nament- 
lich auch  für  die  Lotteriestaaten  bedeutend  weniger  als  bisher  betragen. 
Allein  diese  Minderung  wird  ihnen  auch  nicht  erspart,  wenn  Preussen  seine 
Lose  vermehrt. 

So  verlockend  in  mancher  Hinsicht  ein  solcher  Plan  auch  sein  mag,  wir 
können  uns  damit  ebensowenig  befreunden,  als  mit  dem  von  Preussen  zunächst 
beabsichtigten  Schritt.  Man  dürfte  auch  in  Süddeutschland  wegen  einer  kleinen 
Einnahme  sich  kaum  für  eine  Reichslotterie  erwärmen,  nachdem  man  mit  grossen 
Opfern  das  allerdings  verdei'blichere  Lotto  abgeschafft  hat^). 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  der  Staat  verpflichtet  ist,  die  wirtschaftliche 
Erziehung  und  die  wirtschaftlichen  Tugenden  beim  Volk  zu  fördern.  Hunderte 
von  Massregeln  werden  mühsam  versucht,  um  diesem  Ziel  näher  zu  kommen, 
ich  erinnere  an  die  Gesetze  gegen  Trucksystem,  Alkoholismus,  an  die  Förderung 
des  Sparkassenwesens  und  der  Konsumvereine,  Kranken-,  Alters-  und  andere 
Versicherungen  u.  s.  w.  Das  Spiel  aber,  auch  wenn  es  in  der  relativ  abge- 
schwächten Form  der  Klassenlotterie  auftritt,  dient  nicht  dem  genannten  Zweck. 
Im  Gegenteil,  es  gehört  unter  die  vielen  Veranlassungen  unwirtschaftlichen 
Handelns.  Der  Spieler,  auch  derjenige,  der  in  das  Netz  der  Klassenlotterie 
geraten,  verliert,  einem  Phantom  nachjagend,  nur  zu  leicht  die  gesunde  Basis 
ernster  wirtschaftlicher  Arbeit  und  Energie.  Einer  kleinen  Zahl  Glücklichei-, 
die  ihren  plötzlichen  nichterarbeiteten  Gewinn  sogar  sehr  oft  unwirtschaftlich 
verwerten,  steht  jedesmal  die  grosse  Zahl  der  Enttäuschten  gegenüber. 

Dass  man  mit  der  Abschaffung  der  Lotterie  das  Spiel  nicht  ausrottet,  ist 
richtig,  aber  man  mindert  es.  Es  handelt  sich  ähnlich  wie  bei  der  Trunksucht 
vor  allem  um  Verminderung  der  Gelegenheit.  Tausende  und  Tausende  denken 
nicht  an  das  Spielen,  wenn  man  ihnen  nicht  die  Gelegenheit  hiezu  nahe  bringt. 
Gegen  die  vielen  bedeutet  es  wenig,  wenn  eine  verschwindende  Minderzahl  als 
Ersatz  andere  verderblichere  Spielformen  wählen.  Der  fiskalische  Gesichtspunkt 
kann  hier  nicht  den  Ausschlag  geben,  da  die  deutschen  Staaten  und  das  Reich 
zum  Glück  noch  in  der  Lage  sind,  bessere  Einnahmen  als  diese  zu  finden  und 
nicht  einer  akuten  Notlage  gegenüberstehen.  Der  indirekte  Nutzen,  den  der 
Staat  bei  grösserem  wirtschaftlichem  Ernst  seiner  Bewohner  hat,  entschädigt 
für  den  fiskalischen  Entgang.  Unser  Vorschlag  geht  deshalb  dahin,  dass  die 
preussische  Regierung  ein  Pressionsmittel  sich  verschaffe,  sich  also  gesetzlich 
ermächtigen  lasse,  ihre  Lotterielose  zu  verdoppeln,  für  den  Fall,  dass  Preussen 
es  nicht  gelingt,  die  andern  Lotteriestaaten  gleichfalls  zur  Aufliebung  der 
Lotterien  zu  bestimmen. 


^)  Es  wäre  auch  die  Reichslotterie  ein  sonderbarer  Widerspruch  gegen 
das  Gesetz,  die  Prämienanleihen  betreffend;  wenn  auch  das  fiskalische  Interesse 
bei  diesen  etwas  anders  lag,  so  bleibt  doch  richtig,  dass  sie  noch  weit 
weniger  schädlich  als  die  Klassenlotterien  sind,  wofern  ihi-e  Ausgabe  gesetzlich 
geregelt  ist. 
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Ton 

Georg  Schanz. 

Infolge  der  Verstaatlichung  der  Bahnen  hat  das  preussische  Staatsschulden- 
wesen einen  sehr  erheblichen  Umfang  und  eine  grosse  Bedeutung  erhalten.  Im 
Lauf  eines  Jahrzehnts  hat  sich  der  Schuldenbetrag  vervierfacht.  Die  Staats- 
schuld belief  sich  nach  den  Etats 

Ende  1872  auf  1317,888,534  M. 

,      1873    ,     1081,382,307    , 

,      1874     ,     1014,227,807    , 

,      1875    ,      947,113,086    , 

31.  März  1877     ,     1085,953,053    , 

1878     ,     1097,322,279    , 

1880  ,     1395,389,183    , 

1881  „    1995,312,989    , 

1882  „     2059,681,430    , 

1883  ,    2640,073,203    , 

1884  ,     3345,097,438    , 

1885  ,    3901,920,404    , 

Die  jährliche  Tilgung  bewegte  sich  in  den  Einzeljahren  zwischen  15 
bis  20  Millionen,  die  Ausgaben  für  Verzinsung  sind  ZAvischen  1872—1885  von 
51,074,287  auf  158,476,125  Mark  gestiegen. 

Hat  auch  die  preussische  Staatsschuld  wegen  ihres  produktiven  Gegen- 
wertes und  selbst  in  ihrer  Grösse  im  Vergleich  mit  andern  Staaten  keinen  be- 
denklichen Charakter,  so  ist  doch  selbstverständlich,  dass  die  Verwaltung  der- 
selben in  dem  Masse  ihres  Wachstums  wichtiger  geworden  ist,  und  dass  alle 
Vorgänge,  welche  dieselbe  betreffen,  ein  erhöhtes  Interesse  beanspruchen  können. 

In  letzterer  Zeit  sind  nun  namentlich  zwei  Massregeln  von  einschneidenderer 
Bedeutung  in  Bezug  auf  das  preussische  Staatsschuldenwesen  getroffen  worden. 
Die  eine  betrifft  die  Einrichtung  des  Staatsschuldbuchs,  über  welches  das  Finanz- 
archiv I,  265  fg.,  11,  215  bereits  Ausführliches  mitgeteilt  hat').     Die  andere  hat 


')  Zur  Ergänzung  sei  noch  mitgeteilt,  dass  wegen  der  durch  die  Ein- 
richtung des  Staatsschuldbuchs  sich  mehrenden  Arbeiten  am  13.  Februar  1884 
ein  Gesetz  erlassen  wmrde,  nach  welchem  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
aus  einem  Direktor  und  mindestens  drei  Mitgliedern  in  Zukunft  bestehen 
soll,  also  die  Zahl  der  bisherigen  drei  Mitglieder  nach  Bedarf  verstärkt  werden  darf. 
Finanzarchiv.    11.  Jahrg.  1085  32 
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die  Aenderungen  zum  Gegenstand,  welche  aus  der  Bewegung  des  Zinsfusses 
hervorgegangen  sind.  Die  bezüglichen  Punkte  sollen  nachstehend  registriert  werden. 
Der  erste  Schritt,  der  in  dieser  Richtung  sich  vollzog,  war  das  Gesetz 
vom  5.  April  1884.  Nach  dem  Gesetz,  betreffend  die  Konsolidation  preussischer 
Staatsanleihen,  vom  19.  Dezember  1869  war  die  Einlösung  der  im  §  1  daselbst 
aufgeführten  älteren  Anleihen,  soweit  sie  nicht  von  deren  Inhabern  zum  Um- 
tausch gegen  Verschreibungen  der  4V2prozentigen  konsolidierten  Anleihe  ange- 
boten wurden,  in  der  Art  zu  bewirken,  dass  die  zur  planmässigen  Tilgung  er- 
forderlichen älteren  Staatsschuldverschreibungen  freihändig  unter  dem  Nenn- 
werte angekauft  und,  soweit  dies  nicht  möglich,  durch  Auslosung  und  Kündigung 
behufs  Einlösung  zum  Nennwert  beschafft  werden  sollten.  Die  hiezu  erforder- 
lichen baren  Mittel  waren  durch  Veräusserung  eines  entsprechenden  Betrags 
von  Verschreibungen  der  4V2prozentigen  konsolidierten  Anleihe  aufzubringen. 
Der  zu  tilgende,  beziehungsweise  in  4V2prozentigen  Consols  aufzubringende 
Betrag  war  Ende  1883  noch  77,854,500  Mark.  In  ähnlicher  Weise  war  nach 
dem  Gesetz  vom  11.  Februar  1870  bestimmt,  dass  die  für  Aufhebung  der  Grund- 
steuerbefreiungen und  Bevorzugungen  in  den  Provinzen  Schleswig-Holstein 
Hannover,  Hessen-Nassau,  sowie  im  Kreise  Meisenheim  zu  gewährenden  Ent- 
schädigungen nach  näherer  Bestimmung  des  Finanzministers  in  Verschreibungen 
der  4V2prozentigen  konsolidierten  Anleihe  zum  Nennwerte  oder  in  barem  Gelde, 
welches  durch  4V2pi'ozentige  Consols  aufzubringen  war,  geschehen  sollte. 

Man  war  also  in  zweifacher  Weise  zur  Ausgabe  von  4V2prozentigen  Con- 
sols gesetzlich  gezwungen.  Infolge  des  Sinkens  des  Zinsfusses  im  Zusammen- 
hang mit  der  den  4V2prozentigen  Consols  im  Jahr  1885  drohenden  Kündigung 
war  die  Verausgabung  von  4V2prozentigen  Obligationen  gegenüber  den  4pro- 
zentigen  unvorteilhaft  geworden.  Der  Durchschnittskurs  für  beide  Verschrei- 
bungen stellte  sich  folgendermassen : 

beider4prozentigen    der4V2prozentigen        also  im  Verhältnis 
im  Jahre  1876  auf    96,92  %  104,28  7o  100:107,59 

103,92  ,  100  :  109,16 

104,85  ,  100  ;  109,45 

105,31  ,  100:107,68 

105,34  „  100  :  105,50 

105,70  ,     .  100 :  104,14 

104,60,,  100:103,23 

103,81  ,  100:101,81 

Die  letzte  Begebung  von  Staatsschuldverschreibungen  der  4V2prozentigen 
konsolidierten  Anleihe  erfolgte  am  6.  Oktober  1883  zum  Kurs  von  102,80  Prozent. 
Da  an  diesem  Tag  4prozentige  Consols  zu  102  Prozent  begeben  werden  konnten, 
so  betrug  die  Differenz  nur  noch  0,80  Prozent,  ein  Betrag,  welcher  das  Mehr- 
erfordernis an  Zinsen  nur  für  einen  Zeitraum  von  1  Jahr  219  Tagen  zu  decken 
imstande  war. 

Dem  Finanzinteresse  entsprechend  und  mit  Rücksicht  auf  die  Schwankungen 
des  Geldmarktes  wurde,  wie  dies  seit  der  Annahme  der  aus  der  Initiative  des 
Landtags  hervorgegangenen  Vorschrift  in  §  2  Absatz  2  des  Gesetzes  vom 
25.  März  1872  in  allen  späteren  Finanzgesetzen  geschehen  ist,  der  Finanzminister 
ermächtigt,  nicht  nur  die  Bedingungen  der  Kündigung,  sondern  auch  den  Kurs 
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und  den  Zinsfuss  zu  bestimmen,  zu  welchem  hinfort  die  Verschreibungen  der  kon- 
solidierten Anleihe  geschehen  sollen,  um  die  baren  Mittel  für  beide  obengenannten 
Zwecke  zu  erhalten. 

Yen  grösserer  finanzieller  Bedeutung  als  die  vorstehende  Massregel  war 
eine  zweite,   die  Konvertierung   der  4V2prozentigen   Consols.    Das  Gesetz  vom 

4.  März  1885,  das  hierüber  zustande  kam,  sowie  die  von  der  Regierung  dem 
Entwurf  beigegebene  Begründimg  lauten  folgendermassen : 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  mit  Zustimmung  beider  Häuser   des   Landtages   Unserer  Monarchie 
was  folgt : 

§  1.  Die  Schuldverschreibungen  der  4V*prozentigen  konsolidierten  Staats- 
anleihe können  vom  1.  April  1885  ab  zur  Einlösung  gegen  Barzahlimg  des 
Kapitalbetrages  binnen  einer  dreimonatlichen  Frist  gekündigt  werden. 

Die  Kündigung  geschieht  durch  öffentliche  Bekanntmachung  des  Finanz- 
ministers. 

§  2.  Bevor  die  Kündigung  (§  1)  erfolgt,  ist  den  Inhabern  der  Schuld- 
verschreibungen der  4' aprozentigen  konsolidierten  Staatsanleihe  die  Umwand- 
lung dieser  Schuldverschreibungen  in  solche  der  4prozentigen  konsolidierten 
Staatsanleihe  durch  öffentliche  Bekanntmachung  des  Finanzministers  mit  der 
Wirkung  anzubieten,  dass  das  Angebot  für  angenommen  gilt,  wenn  nicht  binnen 
einer  auf  mindestens  Einen  Monat  vom  Tage  jener  Bekaimtmachung  ab  zu  be- 
messenden Frist  unter  Einreichung  der  Staatsschuldverschreibungen  die  Bar- 
zahlung des  Kapitalbetrages  beantragt  wird. 

§  3.  Die  umzuwandelnden  Schuldverschreibungen  (§  2)  werden  bis  zum 
.30.  September  1885  mit  4^,2  Prozent  verzinst. 

§  4.  Die  umzuwandelnden  Schuldverschreibungen  werden  nadb  erfolgter 
Einreichung  mit  einem  die  Zinsherabsetzung  ausdrückenden  Vermerk  abge- 
stempelt. Auf  Antrag  des  Gläubigers  soll  statt  der  Abstempelung  die  kosten- 
freie Eintragung  eines  dem  Nennwert  der  eingereichten  Schuldverschreibungen 
gleichen,  vom  1.  Oktober  1885  ab  zu  4  Prozent  verzinslichen  Betrages  in  das 
Staatsschuldbuch  bewirkt  werden.  Der  Antrag  muss  binnen  einer  vom  Finanz- 
minister festzusetzenden  Frist  eingereicht  werden'). 

§  5.  Auf  die  gemäss  §  4  erfolgenden  Eintragungen  in  das  Staatsschuld- 
buch und  auf  die  eingereichten  Schuldverschreibimgen  finden  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  betreffend  das  Staatsschuldbuch,  vom  20.  Juli  1883  (Gesetzsamml. 

5.  120)  mit  der  Massgabe  entsprechende  Anwendung,  dass  Privatausserkurs- 
setzungsvermerke  den  Bestimmungen  der  §§  1  und  2  des  Gesetzes  vom  16.  Juni 
1835  (Gesetzsamml.  S.  133)  unterliegen. 


^)  Im  Entwurf  hiess  es:  ,Der  Antrag  muss  binnen  einer  vom  Finanz- 
minister  festzusetzenden  Frist  an  diesen  gerichtet  werden."  Man  änderte 
dies,  weil  man  im  Zweifel  war,  ob  der  Finanzminister  die  richtige  Instanz  sei, 
ob  man  nicht  besser  die  Staatsschuldenverwaltung  zu  wählen  habe.  Auch  hielt 
man  dafür,  dass  es  für  die  Interessenten,  insbesondere  für  die  weniger  geschäfts- 
kundigen, bequemer  sein  würde,  wenn  ihnen  die  Möglichkeit  gegeben  wäre, 
nicht  bloss  an  den  Finanzminister  oder  sonst  eine  höhere  Instanz  Anträge  zu 
richten,  sondern  auch  an  die  Einlösungsstelle.  All  das  blieb  besser  den  Aus- 
führungsvorschriften überlassen. 
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§  6.  Die  mit  dem  Antrag  auf  Barzahlung  des  Kapitalbetrages  einge- 
reichten Schuldverschreibungen  (§  2)  werden  abgestempelt  und  gemäss  der  er- 
folgten Kündigung  (§  1)  zurückgezahlt. 

§  7.  Zu  demjenigen  Betrage,  welcher  erforderlich  sein  wird,  um  die 
Mittel  der  Barzahlung  für  die  zur  Einlösung  gelangenden  4V2prozentigen  Staats- 
schuldverschreibungen (§  6)  zu  beschaffen,  können  Staatsschuldverschreibungen 
ausgegeben  werden. 

Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  einzelnen  Beträgen,  zu  welchen 
Bedingungen  der  Kündigung,  zu  welchem  Zinsfuss  und  zu  welchen  Kursen  die 
Schuldverschreibungen  zu  verausgaben  sind,  bestimmt  der  Finanzminister. 

Im  übrigen  kommen  wegen  der  Verwaltung  und  Tilgung  der  Anleihe, 
sowie  wegen  der  Verjährung  der  Zinsen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom 
19.  Dezember  1869  (Gesetzsamml.  S.  1197)  mit  der  Massgabe  zur  Anwendung, 
dass  die  Kündigung  nur  im  Wege  des  Gesetzes  erfolgen  kann. 

§  8.  Die  umzuwandelnden  Schuldverschreibungen  (§  2)  können  gegen 
neu  auszufertigende  Schuldverschreibungen  der  4prozentigen  konsolidierten 
Staatsanleihe,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  §  7  Absatz  3  entsprechende 
Anwendung  finden,  umgetauscht  werden. 

§  9.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Verkündigung  in  Kraft.  Der 
Finanzminister  erlässt  die  zur  Ausführung  desselben  erforderlichen  Anordnungen. 

Begründung.  Das  Gesetz,  betreffend  die  Konsolidation  Freussischer 
Staatsanleihen  vom  19.  Dezember  1869  (Gesetzsamml.  S.  1197),  auf  welchem 
die  gesamte  4V2pi'Ozentige  konsolidierte  Staatsanleihe  beruht,  bestimmt  im 
§  2  Absatz  3: 

„dem   Staate   bleibt  das   Recht  vorbehalten,   vom  1.  Januar  1885  ab 
die  im  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen    zur  Einlösung  des 
Kapitalbetrages  binnen  einer   alsdann  gesetzlich  festzustellenden  Frist 
zu  kündigen." 
Beim   Herannahen    des   Termins   vom    1.   Januar  1885  musste  die  Staats- 
regierung in  Erwägung  nehmen,    ob    die   vorbehaltene  Kündigung  zu  bewirken 
sein  werde.     Eine  Prüfung  der  massgebenden  Umstände   Hess    es  nicht  zweifel- 
haft erscheinen,  dass  von  jener  Befugnis  zu    dem   Zwecke  Gebrauch  zu  machen 
sei,    um    eine   Herabsetzung   des  Zinsfusses   herbeizuführen,    da   die  Lage    des 
Geldmarktes  eine  solche  Massnahme  zulässt. 

Wie  die  Anlage  A  ergiebt,  hat  der  Kurs  der  4V2prozentigen  Consols 
schon  im  Jahre  1871  das  Pari  überschritten  und  bis  zum  Jahre  1883  bei  einem 
Maximum  von  106  sich  durchschnittlich  auf  104 — 105  belaufen.  Seit  Ende 
des  Jahres  1883  bewegt  sich  der  Kurs,  augenscheinlich  mit  Rücksicht  auf 
die  Möglichkeit  der  Kündigung,  zwischen  102  und  103.  Diese  Kursverhältnisse 
in  Verbindung  damit,  dass  auch  die  4prozentigen  Consols  schon  seit  dem 
Jahre  1880  das  Pari  überschritten  und  seit  längerer  Zeit  einen  Kurs  von 
über  103  erreicht  haben,  lassen  keinen  Zweifel,  dass  ein  dauerndes  Herabgehen 
des  Zinsfusses,  als  erste  Vorbedingung  einer  gesunden  Konversionsmassregel,  zu 
konstatieren  ist.  Ist  dieses  aber  der  Fall,  so  gebietet  es  die  Rücksicht,  auf  die 
Gesamtheit  der  Steuerzahler,  denen  die  Aufbringung  der  Mittel  für  die  Ver- 
zinsung der   Staatsschuld   obliegt ,  eine   Herabsetzung   des   Zinsfusses   herbeizu- 
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fuhren,    um   die  jährlichen  Aasgaben  der  Staatskasse  zu  einem  entsprechenden 
Betrage  zu  vermindern. 

Gegenwärtig  sind  Schuldverschreibungen  der  4V2prozentigen  konsolidierten 
Staatsanleihe  zum  Betrage  von  545,784,350  M.  im  Umlauf,  welche  ein  jähr- 
liches Zinserfordemis  von  24,560,295  M.  75  Pf.  bedingen.  Eine  Herabsetzung 
des  Zinsfusses  um  V2  Prozent  würde  eine  Ersparnis  von  V»  der  letzteren  Summe 
mit  rund  2,728,000  M.  zur  Folge  haben. 

Die  Staatsregierung  ist  der  Ansicht ,  dass  das  Interesse  der  jetzigen  In- 
haber der  4^'2prozentigen  Consols  nicht  dafür  bestimmend  sein  kann,  die  Zins- 
reduktion hinauszuschieben.  Wohl  aber  dürfte  jenes  Interesse  für  die  Art  und 
Weise  der  Massnahme  in  Betracht  kommen. 

Die  gegenwärtigen  Kursverhältnisse  würden  es  vom  rein  finanziellen  Stand- 
punkt aus  vielleicht  empfehlen,  schlechtweg  die  Kündigung  der  4V2prozentigen 
Consols  zur  Rückzahlung  des  Kapitalbetrages  auszusprechen  und  die  Mittel  zu 
der  Barzahlung  durch  Ausgabe  anderweiter  Schuldverschreibungen  zu  beschaffen. 
Aber  nicht  bloss  Rücksichten  der  Billigkeit  gegen  die  Gläubiger,  sondern  auch 
wirtschaftliche  Gründe  gewichtiger  Art  mahnen  eben  so  sehr  davon  ab,  diesen 
Weg  zu  betreten,  wie  davon,  die  Bedingungen  der  Reduktion  so  zu  gestalten, 
dass  die  Gläubiger  zu  der  Forderung  der  Barzahlung  veranlasst  würden. 

In  letzterer  Beziehung  ist  deshalb  sowohl  von  einer  ein  halbes  Prozent 
übersteigenden  Zinsermäsigung  —  welche  übrigens  das  ganze  Verfahren  kom- 
plizierter gestaltet  haben  würde  —  wie  von  der  Zahlung  einer  etwaigen  Prämie 
seitens  des  Gläubigers  für  die  Gewährung  des  neuen  Schuldentitels  abgesehen 
worden.  Die  obligatorische  Rückzahlung  des  Kapitals  war  zu  vermeiden,  weü 
gerade  sie  manche  Gläubiger  dazu  disponieren  könnte,  sich  des  Besitzes  von 
Staatsschuldverschreibungen  überhaupt  zu  entschlagen  und  eine  Anlage  in  höher 
verzinslichen  Werten  zu  suchen.  Im  Besitz  der  Barmittel  sind  die  Gläubiger 
dem  Einfluss  erbetener  oder  aufgedrimgener  Ratschläge  ausgesetzt,  für  deren 
Befolgung  ein  naher  lockender  Gewinn  erfahrungsmässig  leicht  den  Anschlag 
gibt.  Beträchtliche  Summen  können  dadurch  der  Anlage  in  unsichem  und 
zweifelhaften,  namentlich  in  ausländischen  Werten  entgegengetrieben  werden, 
welche  in  überreicher  Fülle  vorhanden  sind.  Die  Staatsregierung  kann  ihrer- 
seits hierzu  nicht  beitragen  wollen;  sie  muss  Wert  darauf  legen,  die  Gläubiger, 
namentlich  die  geschäftsunerfahrenen,  vor  solchen  Versuchungen,  denen  oft  der 
Ruin  folgt,  thunlichst  zu  bewahren  ,  wie  auch  an  dem  Ziel  festhalten ,  das  in- 
ländische Kapital  durch  feste  Betheiligung  an  der  Staatsschuld  mit  dem  Ge- 
schick .  des  Staates  verknüpft  zu  sehen. 

Hierzu  tritt  die  allgemeine  Erwägung,  dass  eine  Flüssigmachung  von  fast 
550  Mill.  M.  eine  Störung  des  Geldmarktes  zur  Folge  haben  könnte,  deren 
Rückwirkungen  den  Staatskredit  nachhaltig  zu  schädigen  geeignet  wären.  Eine 
Teilung  der  Gesamtanleihe  und  ein  allmähliches  Vorgehen  würde  aber  nicht 
bloss  den  Grundsatz  einer  gleichen  Behandlung  aller  Gläubiger  der  Anleihe 
verletzen,  sondern  auch  aus  praktischen  Gründen  sich  nicht  empfehlen.  Auf 
allen  diesen  Ei-wägungen  beruht  der  Vorschlag:  den  Gläubigem  der  4Vspro- 
zentigen  Consols  unter  bestimmten  Massgaben  die  Wahl  zwischen  einer  Um- 
wandlung ihrer  Schuldverschreibungen  in  solche  der  4prozentigen  Anleihe  und 
der  Barzahlung  des  Kapitals  freizustellen. 
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Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Zu  §  1.  Die  Bestimmungen  des  §  1  knüpfen  unmittelbar  an  die  Vor- 
schrift im  §  2  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  1869  an.  Danach  soll 
der  Finanzminister  die  Befugnis  erhalten,  nach  Lage  der  Umstände  die  Kün- 
digung vorzunehmen.  Die  Wahl  des  Zeitpunktes  hierfür  muss  ihm  überlassen 
bleiben,  weil  damit  die  Notwendigkeit  der  Beschaffung  der  erforderlichen  Bar- 
mittel für  den  Ablauf  der  Kündigungsfrist  verknüpft  ist.  Dass  die  Kündigung 
sich  nur  auf  die  nicht  zur  Umwandlung  gelangenden  Schuldverschreibungen 
zu  erstrecken  hat,  ergibt  sich  aus  den  §§  2  ff.  des  Entwurfs. 

Bemerkt  mag  hierbei  werden,  dass  für  sämtliche  im  Umlauf  befindliche 
Schuldverschreibungen  der  letzte  der  ausgegebenen  Zinsscheine  am  1.  April  188ö 
fällig  wird. 

Zu  §  2.  Da  das  Angebot  der  Umwandlung  nach  den  gegenwärtigen  und 
den  für  die  nächste  Zukunft  wahrscheinlichen  Kursen  zweifellos  ein  vorteilhaftes 
ist,  so  scheint  die  Annahme  begründet,  dass  einer  Aufforderung  zur  Einreichung 
der  Schuldverschreibungen  behufs  der  Umwandlung  von  jedem  aufmerksamen 
Gläubiger  entsprochen  werden  würde.  Wenn  von  einer  solchen  Aufforderung 
abgesehen  und  eine  gesetzliche  Vermutung  für  die  Annahme  des  Angebots  der 
Umwandlung  aufgestellt  ist,  so  beruht  dieses  in  erster  Linie  auf  der  bei  der 
Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  gemachten  Erfahrung:  dass  trotz  aller  Be- 
kanntmachungen die  geschäftsunkundigen  und  gerade  die  am  meisten  bedürftigen 
Personen  durch  Verabsäumung  der  gestellten  Fristen  der  Wohlthat  der  gemachten 
Umtausch  Offerten  verlustig  gegangen  sind.  Einer  solchen  Folge  und  den  damit 
verknüpften  Weitläufigkeiten  soll  vorgebeugt  werden. 

An  sich  ist  dieses  Verfahren,  wie  die  Geschichte  der  Konversionen  lehrt, 
ein  hergebrachtes  und  in  seiner  Zulässigkeit  nie  bezweifeltes.  Nach  älteren 
Vorgängen  ist  davon  schon  in  der  Allerhöchsten  Kabinettsordre  vom  27.  März 
1842  (Gesetzsamml.  S.  105)  bei  der  Konvertierung  der  Staatsschuldscheine  mit 
gutem  Erfolg  Gebrauch  gemacht ;  von  98,982,900  Thalern  Kapital  kamen  damals 
nur  6825  Thaler  zur  Rückzahlung.  Ingleichen  ist  das  Verfahren  zu  allseitiger 
Befriedigung  bei  der  letzten  Rentenkonversion  in  Frankreich  (Gesetz  vom 
27.  April  1883)  angewendet;  von  rund  7  Milliarden  Fr.  Rentenkapital  ist  da- 
bei nur  eine  Summe  von  95,000  Fr.  zur  Rückzahlung  gekommen. 

Im  übrigen  bildet  die  Festsetsung  einer  bestimmten  Frist  eine  Gewähr 
für  die  Sicherheit  der  Operation.  Die  Festsetzung  einer  Minimalfrist  von  einem 
Monat  erscheint  ausreichend.  Das  französische  Gesetz  vom  27.  April  1883  be- 
stimmte eine  entsprechende  Frist  von  nur  10  Tagen. 

Zu  §  3.  Für  die  nach  §  2  zur  Umwandlung  kommenden  Schuldver- 
schreibungen hört  die  Verzinsung  zu  47«  Prozent  mit  dem  30.  September  1885 
von  Gesetzes  wegen  auf.  Das  Nähere  wegen  Rückgabe  des  alsdann  noch  übrig 
bleibenden  Zinsscheines  ist  im  Wege  der  Ausführung  zu  regeln. 

Zu  §  4.  Die  in  ihrer  rechtlichen  Wirkung  nach  §  2  schon  durch  Frist- 
ablauf kraft  des  Gesetzes  eintretende  Umwandlung  soll  nach  der  Wahl  des 
Gläubigers  durch  Abstempelung  oder  durch  Eintragung  in  das  Staatsschuldbuch 
zur  Ausführung  gelangen.  Daneben  ist  im  §  8  nach  dem  Ermessen  des  Finanz- 
ministers die  Möglichkeit  eines  Umtausches  in  neue  Schuldverschreibungen  der 
4prozentigen  Anleihe  vorgesehen.     Es   empfiehlt    sich,    für    die  Zulässigkeit  der 
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Eintragung  in  das  Staatsschuldbuch  eine  bestimmte  Frist  festzusetzen.  Dies 
■war  im  Gesetze  selbst  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Die  Dauer  der  Frist,  sowie 
die  sonst  erforderlichen  Ausführungsvorschriften  erlässt  der  Finanzminister. 

Da  nach  feststehender  Praxis  bezüglich  der  Privatauserkurssetzungsver- 
merke  auf  die  zur  Abstempelung  oder  zum  Umtausch  kommenden  Schuldver- 
schreibungen die  Bestimmimgen  der  §§  1  und  2  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1835 
(Gesetzsamml.  S.  133)  Anwendung  finden  würden,  so  dürfte  die  Gleichheit  in 
der  Behandlung  sämtlicher  Gläubiger  es  erfordern,  abweichend  von  der  Vor- 
schrift im  §  2  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1883  (Gesetzsamml.  S.  120)  dasselbe 
auch  für  die  zur  Eintragung  in  das  Staatsschuldbuch  eingereichten  Schuldvo:- 
schreibungen  anzuordnen. 

Zu  §  6.  Die  Abstempelung  imd  einstweilige  Rückgabe  der  behufis  der 
Rückzahlung  eingereichten  Schuldverschreibungen  scheint  geboten,  um  dieselben 
bis  zum  Eintritt  der  Zahlung  nicht  dem  Verkehr  zu  entziehen. 

Zu  §  7.  Im  Absatz  3  war  zur  Beseitigung  von  Zweifeln  ausdrücklich 
her%orzuheben,  dass  auch  künftighin  eine  Kündigimg  der  konsolidierten  Anleihe 
nur  im  Wege  des  Gesetzes  erfolgen  kann.  Bemerkt  mag  dabei  werden,  dass 
der  in  den  bisherigen  Anleihegesetzen  enthaltene  Passus:  „wegen  Annahme  als 
pupillen-  und  depositalmässige  Sicherheit*  als  antiquiert  weggelassen  ist,  weil 
seit  der  Aufhebung  des  Generaldepositoriums  dem  Begriff  einer  depositalmässigen 
Sicherheit  die  gesetzliche  und  thatsächliche  Gnmdlage  fehlt  und  weil  die 
pupillarische  Sicherheit  nach  §  39  der  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875 
(Gesetzsamml.  S.  431)  gegenwärtig  allen  vom  Staate  auszugebenden  Schuldver- 
schreibimgen  beiwohnt. 

Zu  §  8.  Diese  Bestimmung  ermöglicht  den  Umtausch  der  umzuwandeln- 
den 4\2prozentigen  Schuldverschreibungen  in  neue  der  4prozentigen  Anleihe. 
Das  Nähere  bleibt  dem  Ermessen  des  Finanzministers  überlassen,  welcher  nach 
den  Umständen  den  Umtausch  gleich  bei  der  ersten  Einreichung  bewirken  kann. 
Ein  solcher  Umtausch  würde  den  doppelten  Vorzug  haben  :  die  alten  Formulare 
der  4V2pi"Ozentigen  Anleihe  aus  dem  Börsenverkehr  verschwinden  zu  lassen, 
namentlich  aber  die  noch  auf  Thalerwährung  lautenden  Verschreibimgen  — 
deren  Betrag  sich  auf  150.176,450  Thaler,  gleich  450,529,250  Mark  beläuft  - 
zu  beseitigen. 


Na  ch  Weisung 

der  am  Schluss  eines  jeden  Quartals  amtüch  notierten  Kurse  der  4 V«  prozentigen 

konsolidierten  Staatsanleihe  vom  Tage  ihrer  Emittierungr  ab. 


■: 

Kurs 

jj 

Kurs 

Tag  j         Monat 

Jahr 

der  Consols  zu 

Tagj 

Monat 

!  Jahr 

il 

der  Consols  zu 

41,  0„        :40,„ 

31. 

März  .  .  .  . 

11870^) 

92*/8       — 

30. 

Juni  .... 

II 

'  1871 

9678 

30. 

Jum   .  .  .  . 

1     " 

937« 

j  — 

30. 

September . 

9978 

— 

30. 

September . 

1  '  » 

91 V4 

1  — 

30. 

Dezember  . 

il     l 

102 



31. 

Dezember  . 

|ll871 

897« 

30.' 

März  .... 

■■  1872 

10378 



31. 

März  .  .  .  . 

94 

29.: 

Juni  .... 

;i     ^ 

103V4 

— 

^)  Am  14.  März  1870  findet  sich  die  konsolidierte  4V2  prozentige  Anleihe 
zum  erstenmal  im  amtlichen  Kurszettel  verzeichnet  und  zwar  zum  Kurse  von  93"8. 
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Kur 

i 

Kurs 

Tag 

Monat 

Jahr 

der  Consols  zu 

Tag 

Monat 

JaJir 

der  Consols  zu 

4lf2   % 

1    40/o 

41:2  %  II    4»;« 

30. 

September 

.     1872 

102  V2 

31. 

Dezember  . 

1878 

104,70 

95,30 

31. 

Dezember 

» 

103V4 

— 

31. 

März  .... 

1879 

105,60 

98,00 

81. 

März  .  .  . 

.     1873 

104V8 

— 

30. 

Juni   .... 

57 

105,80 

99,00 

30. 

Juni   .  .  . 

n 

1047« 

— 

29. 

Sejatember . 

» 

104,75 

98,60 

30. 

September 

n 

103^4 

— 

31. 

Dezember  . 

» 

104,30 

97,00 

31. 

Dezember 

r 

105  74 

— 

31. 

März  .... 

1880 

105,80 

99,50 

31. 

März  .  ,  . 

1874 

106 

— 

30. 

Juni   .... 

jj 

105,50 

100,10 

30. 

Juni   .  .  . 

i> 

106 

— 

30. 

September . 

n 

104,20 

99,90 

30. 

September 

V 

105^4 

— 

31. 

Dezember  . 

104,70 

100,25 

31. 

Dezember 

» 

104^8 

— 

31. 

März  .... 

1881 

105.60 

101,70 

31. 

März  .  .  . 

1875 

105,25 

— 

30. 

Juni   .... 

^ 

105,70 

102,30 

30. 

Juni   .  .  . 

n 

105,75 

— 

30. 

September . 

n 

105,60 

101,50 

30. 

September 

7) 

104,40 

— 

31. 

Dezember  . 

105,40 

100,80 

31. 

Dezember 

B 

105,40 

— 

31. 

März  .... 

1882 

104,40 

101,20 

31. 

März  .  .  . 

1876 

105,10 

— 

30. 

Juni   .... 

r 

104,90 

101,80 

30. 

Juni  .  .  . 

» 

104,50 

— 

30. 

September , 

104,25 

101,20 

30. 

September 

j) 

104,50 

97,20') 

30. 

Dezember  . 

»1 

103,50 

100,60 

30. 

Dezember 

)) 

104,10 

94,90 

31. 

März  .  ,  .  . 

1883 

104,00 

102,10 

31. 

März  .  .  , 

1877 

104,10 

95,60 

30. 

Juni  .  ,  .  . 

„ 

103,40 

101,70 

30. 

Juni   .  .  . 

J) 

103,70 

95,10 

29. 

September . 

»  ■ 

102,60 

101,90 

29. 

September . 

V 

103,75 

95,00 

31. 

Dezember  . 

I) 

102,60 

102,10 

31. 

Dezember 

104,00 

94,20 

31. 

März  .... 

1884 

103.00 

102,75 

30. 

März  .  .  .  , 

1878 

104.10 

95,90 

30. 

Juni   .... 

^ 

102,10 

102,90 

29. 

Juni   .  .  ,  . 

» 

104,60 

95,90 

30. 

September . 

r> 

102,90 

103,40 

30. 

September . 

1) 

104,70 

95,70 

13. 

Dezember  . 

» 

102,50 

103,20 

Im  Ausschuss  und  in  der  Kammer  wurden  Einwendungen  gegen  den  Ge- 
setzentwurf geltend  gemacht.  Von  einer  Seite  (Dr.  Mithoff)  tadelte  man,  dass 
den  Gläubigern  nach  erfolgter  Bekanntmachung  ein  Monat  Frist  zur  Erklärung 
gegeben  wurde,  ob  sie  die  Konvertierung  annehmen  wollten.  Man  hielt  diesen 
Zeitraum  für  zu  hoch  bemessen.  Während  der  Kündigungsfrist  konnte  z.  B. 
ein  Krieg  ausbrechen,  und  in  einem  solchen  Moment  wäre  der  preussische  Staat 
gezwungen  gewesen,  zurückzuzahlen,  die  Staatsgläubiger  hätten  in  diesem  Fall 
das  Kapital  zurückgefordert  und  sich  sicherlich  nicht  mit  einem  zu  Pari  aus- 
zugebenden vierprozentigen  Papiere  begnügt.  Auch  die  französische  Kegierung 
Hess,  als  sie  1883  mehr  wie  7  Milliarden  Frs.  konvertierte,  nur  eine  Kündigungs- 
frist von  10  Tagen  eintreten.  Von  der  nämlichen  Seite  war  auch  gewünscht  worden, 
dass  die  Regierung  schon  1884  einen  Gesetzentwurf  hätte  einbringen  sollen,  infolge- 
dessen die  Konvertiening  vom  2.  Januar  hätte  eintreten  können,  wodurch  V2  Prozent 
Zins  ein  halb  Jahr  früher  gewonnen  worden  wäre.  Dies  wurde  aber  mit  dem  Wort- 
laut des  Gesetzes  von  1869  für  unvereinbar  gehalten,  indem  es  dort  ausdrück- 
lich heisst,  dass  erst  nach  dem  1.  Januar  die  Frist  für  die  Kündigung  festzusetzen 
war  („binnen  einer  alsdann  gesetzlich  festzustellenden  Frist").  Allein  abgesehen 
davon  war  man  auch  der  Meinung,  dass  das  nicht  praktisch  gewesen  wäre.    Die 


')  Am  17.  Juli  1876  findet  sich  die  konsoldierte  dprozentige  Anleihe  zum 
erstenmal  im  amtlichen  Kurszettel  verzeichnet   und  zwar  zum  Kurse  von  97,10. 
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üngewissheit ,  welche  die  Folge  eines  solchen  Vorgehens  gewesen  wäre ,  würde 
dann  auf  die  Schultern  derer  gewälzt  worden  sein,  welche  Inhaber  der  Schuld- 
verschreibung waren.  Entweder  man  hätte  damals  sofort,  nachdem  das  Gesetz 
durchgegangen  war,  die  Gläubiger  auffordern  müssen,  binnen  kürzester  Frist 
zu  erklären,  ob  sie  bare  Bezahlung  verlangen,  oder  man  musste  diese  Frist  bis 
in  den  Anfang  dieses  Jahres  verlegen.  Im  letzteren  FaUe  wäre  nichts  anderes 
geschehen,  als  was  so  geschehen  ist ;  im  ersteren  Fall  wären  aber ,  wenn  die 
Zeitumstände  sich  inzwischen  ungünstig  gestaltet  hätten,  alle  diejenigen  in 
Nachteil  versetzt  worden,  welche  damals  auf  Barzahlung  verzichteten. 

Weit  belangreicher  war  die  principielle  Opposition,  welche  gegen  den 
Gesetzentwurf  im  ganzen  gemacht  wurde.  Sie  ging  namentlich  von  zwei 
Abgeordneten  (Dr.  Windthorst  und  v.  Uechtritz-Steinkirch)  aus.  Windthorst 
gab  zu,  dass  der  Staat  formell  zu  der  Massregel  berechtigt  sei,  aber  er  handele 
nicht  weise.  Man  dürfe  nicht  bloss  die  finanzielle,  sondern  man  müsse  auch 
die  sociale  Seite  in  Beti-acht  ziehen;  eine  grosse  Summe  kleiner  Existenzen, 
Witwen  und  Waisen,  welche  bei  der  Staatsschuld  eine  Sicherheit  erreicht  zu 
haben  glaubte,  werde  unmittelbar  durch  die  Konversion  gestört.  Die  Vormund- 
schaftsordnung ordne  geradezu  an,  dass  das  Vermögen  der  Waisen  in  Staats- 
papieren angelegt  werden  solle.  Als  die  Konsolidierung  der  Schuld  in  Frage 
gewesen  sei,  habe  man  immer  rühmen  gehört,  wie  ausserordentlich  wichtig  es 
sei,  dass  der  Bürger  sich  gewöhne,  seine  Habe  dem  Staat  anzuvertrauen ,  weil 
das  ein  grosses  Interesse  der  einzelnen  Bürger  für  das  Staatswesen  mit  sich 
bringe  und  es  eine  eminent  staatserhaltende  konservative  Massregel  sei.  Statt 
diese  Gesichtspunkte  gelten  zu  lassen,  stelle  man  sich  auf  den  Standpunkt  der 
Böi-se,  um  die  Dinge  nach  den  Verhältnissen  des  Geldmarktes  bald  so,  bald 
anders  zu  regulieren,  der  Staat  dürfe  nicht  wie  ein  Börsenspieler  handeln ;  der 
Zeitpunkt  für  die  Massregel  sei  ein  ungünstiger;  in  dem  Augenblick,  wo  man 
mit  Rücksicht  auf  die  Lage  der  Landwirtschaft  und  Forstwirtschaft  die  Zölle 
erhöhe  imd  dadurch  die  Ausgaben  der  Kapitalisten  vergrössere,  woUe  man  das 
Kapital  nochmals  treffen;  man  müsse  auch  die  Kapitalisten  als  Konsumenten 
lebensfähig  und  prästationsfähig  erhalten.  In  Frankreich  sei  man  immer  viel 
ängstlicher  zu  Werke  gegangen.  Das  Argument,  man  dürfe  der  Steuerzahler 
wegen  einen  hohem  wie  den  üblichen  Zins  nicht  gewähren,  führe  sehr  weit; 
man  habe  ja  auch  bei  den  beabsichtigten  Socialreformen  wiederholt  von  seiten 
der  Staatsregierung  Anträge  auf  Zuschüsse  gehabt,  bei  den  Krankenkassen,  bei 
den  Unfällen  u.  s.  w.,  wie  wolle  man  das  rechtfertigen?  Man  werde  es  sehr 
bald  für  schlimm  erachten  müssen,  4  Prozent  zu  geben,  denn  es  werde  nicht 
lange  dauern,  dass  man  mit  3V2  Prozent  auskomme,  v.  Uechtritz-Stein- 
kirch wollte  nicht  der  konkreten  Gesetzesvorlage  entgegentreten,  aber  er  be- 
kämpfte das  Princip,  konvertierbare  Staatspapiere  auszugeben.  Die  Herabmin- 
derung des  Zinsfusses  der  Staatspapiere  sei  eine  Massnahme,  die  das  öffentliche 
Interesse  schädige  und  im  Widerspruch  stehe  mit  den  socialpolitischen  Be- 
strebungen, die  die  Staatsregierung  verfolge.  Man  könne  der  Socialdemokratie 
nicht  wirksamer  entgegentreten,  als  dadurch,  dass  der  Besitzlose  in  einen  Be- 
sitzenden verwandelt  werde  und  ihm  Gelegenheit  geboten  werde,  für  sein  spä- 
teres Leben  sich  ein  kleines  Eigentum,  eine  Existenz  zu  sichern.  Dieser  Tendenz 
sei  auch  die  Vorlage  über  die  Postsparkassen  entsprungen.     Der  Arbeiter  woUe 
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seine  angewachsenen  Ersparnisse  in  Staatspapieren  anlegen  und  berechne  sich, 
ob  er  von  der  Rente  leben  könne.  Erfolge  nun  eine  Konversion,  so  reiche  die 
Rente  nicht  mehr  zum  Unterhalt  aus,  er  müsse  das  Kapital  angreifen  und  sinke 
zum  Proletarier  zurück. 

Diese  Argumente  wurden  von  Scholz,  Ad.  Wagner,  Dr.Hänel,  v.  Eynern, 
Dr.  Mithoff,  V.  Minnige  rode  und  Kiese  hke  gründlich  widerlegt.  Man  leugnete 
nicht,  dass  die  Massregel  einige  socialpolitische  Bedenken  habe,  hielt  sie  aber 
nicht  für  ausschlaggebend ;  man  erinnerte  daran,  dass  das  Publikum  keineswegs 
überrascht  wurde,  sondern  wissen  musste  und  konnte,  dass  eine  solche  Konver- 
sion eintreten  werde.  Das  ergab  sich,  wie  Wagner  hervorhob,  aus  den  Kurs- 
verhältnissen. Beispielsweise  stand  die  4V2pi'Ozentige  konsolidierte  1875  ultimo 
Dezember  105  V2  Prozent,  die  4prozentige  98^8  Prozent.  Von  da  an  hat  sich 
die  4V2prozentige  etwas  ermässigt,  während  die  4prozentige  beständig  ge- 
stiegen ist.  Ende  1881  stand  die  4V2  prozentige  wieder  lOS'/s,  die  4prozentige 
aber  schon  105  V» ').  Hätte  man  irgendwie  im  Publikum  geglaubt,  dass  dauernd 
472  Prozent  gezahlt  würden,  so  wäre  die  Kursdifferenz  viel  zu  klein  gewesen. 
Im  Jahre  1882  begann  bereits  die  4 V2 prozentige  zu  sinken,  Ende  des  Jahres 
1883  noch  mehr,  sie  stand  da  auf  102 V2,  während  die  4prozentige  auf  101 V» 
gestiegen  war,  nur  weil  das  Publikum  wusste,  4V2  Prozent  werden  nicht  mehr 
lange  dauern.  Der  billigere  Zinsfuss  sei  eine  Folge  des  allgemeinen  Sinkens 
desselben  und  noch  speciell  die  Folge  der  Verbesserung  der  politischen  Lage, 
welche  sich  im  preussischen  und  deutschen  Staatskredit  ausdrücke.  Dagegen 
gibt  es  für  den  Kapitalisten  kein  Hilfsmittel.  Die  Konvertierung  sei  aber  auch 
um  so  weniger  zu  beanstanden,  als  der  Staat  den  Staatsgläubigern  eine  sehr 
grosse  Konzession  mache.  Die  4prozentige  Rente  stehe  104;  der  Staat  sei  nur 
verpflichtet  100  zu  zahlen,  er  gebe  also  den  Gläubigern  ein  Geschenk  von  4 
Prozent ;  der  Staat  könne  sich  auch  mit  einer  kleinen  Konvertierungsprämie  be- 
gnügen, z.  B.  1  Prozent;  dabei  würde  der  Staat  immer  noch  fast  16  Millionen 
ersparen,  die  er  so  verschenkt.  Diese  Annahme  wurde  von  anderer  Seite  etwas 
eingeschränkt,  insofern,  als,  wenn  man  bei  der  Ausführung  die  Konvertierung 
mit  einemmale  die  Summe  von  550  Millionen  auf  den  Markt  gebracht  hätte, 
man  doch  das  betreffende  Papier  nur  zu  102  habe  ausgeben  können.  Jedenfalls 
konnte  aber  der  Finanzminister  mit  Recht  sagen,  diejenigen,  die  bei  Hergabe 
des  Geldes  an  den  Staat  104,30  für  eine  4V2prozentige  Rente  gegeben,  dürften 
sehr  selten  sein;  der  grössten  Teil  derer,  die  4 V2 prozentige  Konsols  besitzen, 
habe  sie  zu  einem  billigern  Preis  bekommen,  als  jetzt  der  Staat  dafür  gibt. 
Richtig  sei,  dass  man  in  Frankreich  die  Konvertierung  wiederholt  verschoben,  so 
unter  Louis  Philipp,  unter  Napoleon  III.  und  neuerdings  unter  der  jetzigen 
Republik,  weil  die  Regierung  nicht  den  Mut  besass,  den  Kapitalisten  entgegen- 
zutreten und  weil  die  Volksvertreter  sich  vor  ihren  kapitalistischen  Wählern 
fürchteten.  Schliesslich  habe  aber  auch  dort  das  finanzielle  Interesse  entschieden, 
man  habe  1883  die  5  prozentige  im  Kurs  auf  120  gestiegene  Rente  um  V«  Pro- 
zent herabgesetzt  und  dadurch  jährlich  um  34  Millionen  Fr.  Jahreszins  er- 
spart.   Ebenso  sei  in  England  eine  Konversion  von  3  auf  2^4  oder  2V2  Prozent 


^)  Diese   Angaben  harmonieren   nicht   mit  denen   der   oben   S.  503,   504 
mitgeteilten  Nachweisung. 
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ins  Auge  gefasst  worden.  Der  Staat  habe  keine  Leibrenten  oder  erbliche  Renten 
verkauft;  um  solche  versprechen  zu  können,  müsse  der  Staat  von  Anfang  an 
einen  andern  Zinsfuss  kalkulieren,  man  dürfe  nicht  in  der  Bevölkerung  den 
Aberglauben  verbreiten,  als  ob  der  Staat  unabhängig  von  den  Preisgesetzen 
des  Geldes  seine  Schulden  und  Forderungen  kontrahieren  könne;  die  Massregel 
sei  zugleich  eine  Warnung,  nicht  vom  Staat  die  Sicherstellung  der  gesamten 
ökonomischen  Existenz  zu  erwarten.  Man  treibe  einen  schlimmen  Staatssocia- 
Iismus,  wenn  man  die  Konvertierung  bekämpfe.  Sobald  die  Staatsbürger  über- 
zeugt sein  könnten.  4\2  Prozent  Rente  sei  ihnen  in  infinitum  gewährt,  würde 
die  4*  2prozentige  Rente,  welche  jetzt  104  stehe,  auf  117  gehen  müssen.  Für 
ein  solches  Geschenk  fehle  es  an  jedem  Grunde.  Man  hindere  ja  auch  die  fly- 
pothekenbanken  nicht,  zu  konvertieren.  Die  Rücksicht  auf  die  Gesamtheit  der 
Steuerzahler  gebiete,  dass  kein  bestimmter  Stand  oder  kein  Besitzer  bestimmter 
Staatspapiere  bevorzugt  werde.  Wenn  man  einen  aus  einer  Preisherabminde- 
rung  hervorgehenden  Vorteil  für  die  Steuerzahler  nicht  wolle ,  dann  müsste 
man  konsequenterweise  ebenso  jede  Preissteigerung  in  andern  Gegenständen, 
die  der  Staat  fabriziert  oder  mit  denen  er  Handel  treibt,  z.  B.  Holz,  ebenso  als 
Vorteil  für  die  Steuerzahler  ablehnen.  Man  könnte  mit  demselben  Argument 
sagen:  „Wie,  die  Holzpreise  steigen?  Da  muss  ja  der  arme  Mann,  der  mit  dem 
Holz  des  Staates  seine  Häuser  baut,  mehr  zahlen!  Das  geht  nicht  an,  dazu 
darf  man  ihn  nicht  zwingen,  man  muss  die  Steigerung  um  jeden  Preis  ver- 
hindern, damit  er  ebenso  billig  baut,  wie  bisher."  Auch  der  Postsparkassen- 
gesetzentwurf kenne  keinen  festen  Zins ,  sondern  einen  variabeln ;  den  armen 
Mann  vorzuführen  sei  sehr  wenig  am  Platz :  in  den  Arbeiterkreisen  sei  von  den 
520  Millionen  Mark  Rentenpapier  kaum  1  Mül.  vorhanden,  diese  blieben  bei  den 
Sparkassen.  Ebenso  hinke  das  Argument  mit  den  Zöllen,  warum  sollen  da  nur 
die  zufälligen  Besitzer  der  525  Millionen  der  4\'2prozentigen  Rente  gesichert 
werden?    Es  hätten  alle  andern  gerade  soviel  Anspruch. 

Noch  weniger  Beifall  als  die  Gründe  gegen  die  vorgeschlagene  Konver- 
tierung fand  der  Vorschlag,  durchaus  unkonvertierbare  Staatsschulden  einzu- 
gehen. Der  Finanzminister  wies  ihn  entschieden  zurück.  Der  Gedanke  sei  ein 
überaus  unglücklicher,  namentlich  in  einer  Zeit,  wo  der  Staat  durch  grosse 
Unternehmungen,  in  die  er  eingetreten  ist,  genötigt  ist,  eine  grosse  Staatsschuld 
zu  kontrahieren ,  die  er  doch  nicht  für  alle  Zeiten,  von  den  wechselnden  Ver- 
hältnissen unabhängig,  für  das  Volk  als  eiserne  Last  konstituieren  kann.  Von 
anderer  Seite  hob  man  noch  henor,  dass  in  den  meisten  Fällen  Staatsschulden 
in  der  Zeit  der  Not  des  Staates,  in  Kriegszeiten,  also  zu  einer  Zeit  kontrahiert 
werden,  in  welcher  der  Zinsfuss  sehr  in  die  Höhe  gegangen  ist.  Wenn  man  nun 
verlangt,  dass  der  Staat  diesen  hohen  Zinsfuss  dauernd  beibehalten  soll,  so  ge- 
schieht das  im  Interesse  derjenigen,  welche  von  der  Not  des  Staates  in  solcher 
Zeit  Nutzen  gezogen  haben;  die  französischen  Kriegsanleihen  187071  z.B.  sind 
meist  zu  85 — 86  emittiert  imd  kommen  also  an  6  Prozent.  In  Zeiten  der  Not 
legen  die  Staatsgläubiger  bei  all  dem  nicht  einmal  Wert  auf  die  Klausel  der 
Unkündbarkeit,  so  dass  kein  günstigerer  Kurs  erreicht  wird. 

Im  Herrenhaus  wurde  der  Gesetzentwurf  gleichfalls  eingehend  besprochen. 
Man  war  aber  weit  entfernt,  denselben  dort  principiell  zu  bekämpfen,  wie  dies 
teilweise  in  der   zweiten  Kammer  geschehen   war,  im  Gegenteil,   die  Debatte 
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drehte  sich  hier  hauptsächlich  darum,  ob  man  nicht  eine  noch  weitergehende 
Konvertierung  in  3V2  Prozent  ins  Auge  fassen  solle.  Die  Frage  wurde  angeregt 
von  Freih.  v.  Mirbach.  Er  war  der  Meinung,  dass  man  mit  einer  Bonifikation 
von  V2  Prozent,  also  einem  einmaligen  Opfer  von  2  7«  bis  3  Millionen  glatt  zu 
372  Prozent  Consols  hätte  übergehen,  also  das  Opfer  das  darin  liegt,  dass  man 
den  Gläubigern  Obligationen  mit  einem  Kurs  von  104,50  bis  104,80  anbietet, 
vermeiden  können.  •  Er  wies  darauf  hin,  dass  man  schon  1884  im  Abgeordneten- 
haus ausgesprochen  habe,  dass  man  zu  einem  Zinsfuss  von  3V2  Prozent  kommen 
werde.  Der  niedrige  Zinsfuss  sei  begründet  teils  in  der  wirtschaftlichen  De- 
pression, teils  darin,  dass  der  überwiegende  Teil  der  Staatsschulden  fundirt  ist 
in*Domänen,  Forsten  und  Eisenbahnen,  also  in  produktiven  Anlagen.  Im  Aus- 
land, wie  in  England,  Frankreich  und  Belgien,  komme  noch  als  weiterer  Grund 
ein  grosses,  mobiles  Kapital  hinzu.  Erhebliche  Nachteile  von  einer  weiter- 
gehenden Konvertierung  befürchtete  er  nicht,  da  er  der  Ansicht  war,  dass  ein 
grosser  Teil  der  472prozentigen  Consols,  allerdings  ein  noch  grösserer  der 
4prozentigen  im  Ausland  sich  befinde,  wie  denn  auch  die  Londoner  Börse  die 
Kurse  der  preussischen  Consols  notiere  und  das  Wolf  sehe  Bureau  täglich  nach 
Berlin  übermittele ;  ein  anderer  grosser  Teil  der  Consols  befinde  sich  in  Händen 
von  Kapitalisten,  welche  einen  grossen  Geldumsatz  haben,  von  solchen,  die  den 
Lombardverkehr  in  Anspruch  nehmen.  Die  Reichsbank  befördere  dies  sogar, 
indem  sie  bei  Hinterlegung  von  preussischen  Consols  nur  72  Prozent,  bei  andern 
Wertpapieren  dagegen  1  Prozent  über  den  Wechseldiskontsatz  verlange.  Vor- 
münder, ferner  Leute,  die  ganz  kleine  Kapitalanlagen  machen,  würden  es  in  der 
Regel  vorziehen,  die  etwas  niedriger  stehenden,  gleiche  Sicherheit  bietenden 
Pfandbriefe  u.  s.  w.  zu  kaufen,  bezw.  darin  die  ihnen  anvertrauten  Gelder  an- 
zulegen, so  dass  der  Vorwurf,  durch  die  Konvertierung  würden  die  Interessen 
der  Mündel,  der  Waisen  und  Witwen,  der  ärmeren  Teile  des  Volks  geschädigt, 
nicht  zutreffe.  Der  ehemalige  Finanzminister  Camphausen  schloss  sich  diesen 
Ausführungen  in  der  Hauptsache  an.  Mit  Leroy-Beaulien  hielt  er  ein  weiteres 
generelles  Sinken  des  Zinsfusses  für  wahrscheinlich.  Für  Preussen  und  Mittel- 
europa dürfe  man  auf  eine  Friedensära  hoffen,  wie  man  eine  solche  nach  dem 
Jahre  1815  bis  in  die  vierziger  Jahre  hinein  erlebt  habe.  Wie  Preussen  schon 
1842  in  der  Lage  gewesen  sei ,  den  Zinsfuss  von  4  Prozent  auf  3V2  Prozent 
herabzusetzen,  so  sei  es  in  dieser  Lage  jetzt  noch  mehr  (bei  Zahlung  einer 
kleinen  Konvertierungsijrämie).  Bereits  werde  in  Deutschland  ein  Zinsfuss  von 
voll  4  Prozent  für  die  Staatspapiere  nicht  mehr  gezahlt,  die  sächsische  3pro- 
zentige  Rente  stehe  über  86,  bringe  also  noch  nicht  372  Prozent  Zins  für  das 
Vollkapital  von  100;  die  preussischen  Staatsschuldscheine  hätten  zwar  den 
Parikurs  nicht  ganz,  aber  doch  beinahe  erreicht,  sie  stünden  99,90  also  10  Pfennig 
unter  Pari.  DasOj^fer,  welches  der  Staat  bringe,  indem  er  ein  Papier  mit  104,70  an- 
biete, hielt  Camphausen  nicht  für  gerechtfertigt,  und  er  bezweifelte,  ob  man  damit  er- 
reiche, was  man  erreichen  wollte,  nämlich  zu  verhindern ,  dass  die  Inhaber  solcher  Pa- 
piere, wenn  ihnen  einfach  gekündigt  würde,  dazu  übergingen,  sich  ausländische  Pa- 
piere zu  verschaffen ;  viele  könnten  den  Gewinn,  den  man  ihnen  gewähre,  realisieren 
und,  unzufrieden  mit  dem  geringern  künftigen  Zins,  eine  andere  Anlage  suchen. 
Ein  Hinderungsgrund  könnte  höchstens  sein,  dass  die  Indifferenz,  mit  der  so 
viele  Inhaber  von  ahnlichen  Papieren  vorzugehen  pflegten,  vielleicht  grösser  ist, 
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als  wenn  sie  durch  den  Empfang  einer  baren  Geldsumme  direkt  darauf  hin- 
gewiesen werden.  Auch  bemängelte  C,  dass  man  trotz  des  grossen  Geschenks 
auch  noch  die  höhere  Verzinsung  bis  Ende  September  fortlaufen  lasse.  Ein 
Aufhören  der  4V3prozentigen  Verzinsung  schon  mit  Schluss  des  2.  Quartals 
würde  der  Staatskasse  eine  Erspamiss  von  rund  700,000  M.  eingebracht  haben. 
Die  Motive  zu  dem  Gesetz  von  1869  hätten  ausdrücklich  die  Wahl  einer  mög- 
lichst kurzen  Frist  ins  Auge  gefasst  gehabt,  die  Erfahrungen,  welche  bei  der 
Konvertierung  von  1862  gemacht  worden,  wären  massgebend  gewesen;  der  Um- 
stand, dass  die  Effekten  höhere  Zinsen  noch  eine  längere  Zeit  hindurch  zu  be- 
ziehen hatten,  war  damals  sehr  hinderlich  gewesen,  um  die  Konvertienmg  vor- 
zunehmen, weil  nämlich,  wenn  beispielsweise  der  Diskont  nur  2  Prozent  beträgt, 
dann  ein  Papier,  welches  noch  6  Monate  lang  zu  laufen  hat  und  4V2  Prozent 
aufbringt,  natürlich  über  pari  wert  ist  imd  auch  über  pari  bezahlt  wird. 

Der  Graf  zur  Lippe  und  der  Finanzminister  Scholz  vertraten  eine 
andere  Anschauung.  Ersterer  war  der  Meinung,  man  dürfe  sich  nicht  aus- 
schliesslich auf  den  Standpunkt  stellen,  den  die  Papiere  heute  einnähmen;  noch 
vor  wenigen  Jahren  habe  man  die  4V-2prozentigen  Staatspapiere  für  92  haben 
können;  man  müsse  darauf  Bedacht  nehmen,  dass  diese  Papiere  auf  einem 
Stand  bleiben,  der,  wenn  neue  Schuldverschreibungen  ausgegeben  werden  müssten, 
die  Staatsregierung  in  die  Lage  bringe,  die  Papiere  möglichst  zu  pari  ausgeben 
zu  können;  man  dürfe  das  Publikum  nicht  fortwährend  in  seinem  Besitz  durch 
ewige  Konversionen  stören ;  es  sei  schon  misslich,  dass  die  letzte  grosse  Ausgabe 
von  4V2prozentigen  Consols  erst  noch  bei  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen 
nach  dem  Gesetz  von  1879  erfolgt  sei  und  viele  in  ihrer  Hoffnung ,  dass  der 
Zinsgenuss  von  4V2  Prozent  längere  Zeit  andauern  werde,  sich  getäuscht  sähen. 
Fr.  V.  Mirbach  irre,  wenn  er  annähme,  der  grösste  Teil  der  Consols  befinde  sich 
im  Auslande,  man  habe  im  Gegenteil  früher  immer  geklagt,  dass  die  preuss. 
Staatspapiere  nicht  im  Auslande  gekauft  würden.  Auch  die  zu  Lombardzwecken 
verwendeten  Papiere  bildeten  ein  Minimum  gegenüber  den  Milliarden  der  Staats- 
schuld. Der  hohe  Kurs  der  3 '/«prozentigen  Staatsschuldverschreibungen  mit 
einem  Kurs  von  über  99  sei  nicht  massgebend,  weil  sie  sehr  reichlich  amortisiert 
würden,  man  habe  den  Betrag  nicht  mehr  am  Markte  zu  einem  geringeren  Kurs 
kaufen  können,  sondern  habe  im  vorigen  Jahre  zur  Verlosung  schreiten  müssen. 
Würde  man  SV^prozentige  Consols,  die  nicht  amortisiert  werden,  in  grossen 
Mengen  ausgeben,  so  würden  sie  bei  weitem  nicht  den  Kursstand  erreichen,  den 
jetzt  die  amortisabelen  oder  im  hohen  Masse  der  Amortisation  unterworfenen 
Staatsschuldverschreibungen  hätten,  v.  Scholz  bezweifelte,  dass  der  Zinsfuss  in 
Europa  dauernd  weiter  herabgehen  werde,  weshalb  besondere  Vorsicht  nötig  sei ;  die 
Sache  liege  auch  nicht  wie  1842,  wo  Preussen  eine  Schuld  von  bloss  98  Millionen 
Thal  er  hatte,  die  ausserhalb  Preussens  wenig  Verwendung  fanden;  die  Gefahr, 
dass  das  geringe  Kapital  damals  auswandern  würde,  sei  ziemlich  weit  entfernt 
gelegen;  heute  handele  es  sich  um  Milliarden  und  angesichts  des  Verkehrs  sei 
es  eine  viel  wichtigere  Aufgabe,  dafür  zu  sorgen,  dass  das  heimische  Kapital 
in  der  Heimat  bleibe.  Die  4'/2prozentigen  Consols  seien  fast  ausschliesslich 
fest  im  Inlande  angelegt,  bei  der  eingehaltenen  Grenze  werde  auch  ein  massen- 
hafter Wechsel  in  der  Anlage  kaum  eintreten.  Stiftungen,  Vormundschaften 
und  andere  kämen  gar  nicht  in  die  Lage,  sich  die  Frage  vorzulegen,   ob   sich 
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das  Papier  noch  hoch  genug  verzinst ,  zahlreiche  Personen  seien  vielmehr  ge- 
nötigt, sich  nach  den  jeweiligen  Zinserträgen  ihrer  sicher  angelegten  Kapitalien 
mit  ihren  Ausgaben  zu  richten.  Bezüglich  der  von  Frhr.  v.  Mirbach  empfohlenen 
Erwägung,  bei  der  Konvertierung  der  4 Vaprozentigen  Eisenbahnobligationen 
eine  solche  in  3 V^prozentige  in  Aussicht  zu  nehmen,  verweigerte  der  Finanz- 
minister eine  Erklärung.  Er  bemerkte  nur  wörtlich:  „Dass  dieser  Gegenstand 
von  der  k.  Staatsregiernng  auf  das  ernsteste  und  sorgfältigste  erwogen  wird, 
davon  können  Sie  immerhin  überzeugt  sein.  Uebrigens  glaube  ich  annehmen 
zu  dürfen,  dass,  als  der  Landtag  den  Finanzminister  ermächtigte,  mit  der  Kün- 
digung und  Umwandlung  dieser  Eisenbahnobligationen  selbständig  vorzugehen, 
die  allseitige  Ueberzeugung  war,  dass  es  für  das  Wohl  des  Staates  das  beste 
sei,  wenn  der  Finanzminister  in  der  Lage  sei,  zu  der  besten  Zeit  das  best- 
erscheinende zu  thun.  Bis  jetzt  ist  dieser  Zeitpunkt  als  gekommen  noch  nicht 
erachtet  "worden.  Würde  ich  über  das,  was  in  der  Zukunft  auf  diesem  Gebiete 
zu  thun  ist,  mich  irgend  äussern,  dann  würde  ich  die  Freiheit,  welche  der  Land- 
tagsbeschluss  der  k.  Regierung  gerade  geben  wollte  und  gegeben  hat,  immerhin 
mehr  oder  weniger  einschränken,   und  ich   lege   mir  darum    eine  Reserve  auf." 

Bezüglich  der  einzelnen  Paragraphen  wurde  bei  §  2  hervorgehoben,  dass 
er  eigentlich  das  Civilrechtsverhältnis  auf  den  Kopf  stelle,  indem  das  Kündigungs- 
recht des  Staates  in  eine  Kündigungspflicht  des  Staatsgläubigers  umgewandelt 
werde;  der  Minister  gab  zu,  dass  ein  an  sich  juristisch  unkorrektes  (positives 
statt  negatives)  Präjudiz  vorliege,  allein  die  Rücksicht  auf  die  kleineren  und 
unerfahreneren  Leute  gebiete  diese  Abweichung.  Er  wies  auf  die  Erfahrung 
bei  den  neuerlichen  Umwandlungen  der  Eisenbahnaktien  in  Staatsschuldscheine 
hin,  welche  darthaten,  dass  auch  Witwen  und  eine  Menge  anderer  schwächlicher 
Leute,  welche  sich  in  ihren  Vermögensverhältnissen  nicht  so  zu  raten  wissen, 
die  Frist  versäumten  und  dann  sehr  beklagten,  von  der  Umwandlung  ausge- 
schlossen zu  sein.  In  der  Kommission  des  Herrenhauses  wurde  bemängelt,  dass 
die  am  Schluss  des  §.  2  betreffend  die  von  den  Staatsgläubigern  abzugebende 
Erklärung  nicht  korrekt  sei;  es  wurde  daran  erinnert,  dass  derjenige,  der  in 
die  Umwandlung  nicht  einwilligt,  nicht  erklären  kann :  Ich  verlange  Barzahlung, 
sondern  nur  erklären  kann:  Ich  lehne  die  Umwandlung  ab;  denn  nachdem  die 
Frist  zur  Erklärung  abgelaufen  ist,  erlangt  der  Finanzminister  die  Berechtigung, 
die  Kündigung  auszusprechen,  und  wenn  ein  unvorhergesehenes  Ereignis  ein- 
tritt, kann  er  die  Kündigung  zeitweise  auch  noch  unterlassen,  also  insoweit 
würde  es  am  Schluss  heissen  müssen,  dass  derjenige,  welcher  sich  nicht  erklärt, 
als  solcher  angesehen  wird ,  welcher  die  Umwandlung  ablehnt ,  allein  that- 
sächlich  kommt  es  auf  dasselbe  hinaus. 

Zu  §  7  wurde  bemerkt,  dass  nach  demselben  die  Mittel  zur  notwendigen 
Barzahlung  gedeckt  werden  sollen  durch  Ausgabe  neuer  4prozentiger  Consols 
und  dass  der  Finanzminister  insbesondere  bestimmen  soll,  unter  welchen  Be- 
dingungen der  Kündigung  dieselben  zu  verausgaben  sind,  ob  also  z.  B.  für  eine 
gewisse  Zeit  die  Kündigung  ausgeschlossen  werden  soll  u.  s.  w. ,  jedoch  mit 
der  Massgabe,  dass  die  Kündigung  selbst  nur  im  Wege  des  Gesetzes  erfolgen  kann  ^). 

*)  Es  ist  übrigens  zu  beachten,  dass  die  Kündigung  im  Wege  des  Gesetzes 
nicht  auch  für  jene  4prozentige  Consols  gilt,  welche  der  Finanzminister  auf  Grund 
früherer  Gesetze  nach  dem  1.  Januar  1885  (siehe  oben  S.  498)  ausgibt. 
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Dem  Erlass  des  Gesetzes  folgte  sofort  die  Ausführung.  Am  8.  März  ge- 
schah die  öffentliche  Bekanntmachung  des  Finanzministers.  Am  10.  April  war 
die  Frist  abgelaufen,  es  zeigte  sich,  dass  nur  ganz  vereinzelt  die  Barzahlung 
verlangt  worden  war  (23,000  M.). 

Der  Erfolg  der  Konversion  legte  es  nahe,  die  Operation  auch  auf  die 
5  und  4  V2  prozentigen  Prioritätsanleihen  der  verstaatlichten  Eisenbahnen  auszu- 
dehnen. Der  Umlauf  an  solchen  4 ',2  prozentigen  Anlehen  wurde  zu  rund  1160  Mill. 
Mark  angegeben.  Davon  scheiden  209  Mill.  M.  aus,  bei  denen  nach  den  Privi- 
legien oder  nach  besonderen  vertragsmässigen  Abmachungen  eine  Totalkündigung 
entweder  überhaupt  oder  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  ausgeschlossen 
ist.  Dazu  kommen  aber  drei  Sprozentige  Anleihen  (Bergisch-Märkische  und 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger  Eisenbahn)  zum  Belauf  von  rund  40  Mill.  M., 
welche  in  nahe  bevorstehender  Zeit  kündbar  sind.  Die  Gesamterspamis  des 
Zinsfusses   der   Prioritäten    auf  4  Prozent   beträgt  jährlich   mehrals    5  Mill.  M. 

Durch  die  Gesetze  vom  17.  Mai  1884  und  23.  Februar  1885  ^)  wurden 
zwar  dem  Finanzminister  bereits  ausgedehnte  Vollmachten  erteilt,  welche  ihm 
die  Möglichkeit  gewähren,  zum  geeignet  erscheinenden  Zeitpunkt  entweder  die 
Rückzahlung  der  Schuldbeträge  oder  den  Umtausch  der  Schuldverschreibungen 
zu  bewirken ;  allein  das  Angebot  von  4  prozentigen ,  im  übrigen  aber,  nament- 
lich auch  bezüglich  der  Amortisation,  ganz  den  bisherigen  Bedingungen  ent- 
sprechenden Prioritätsobligationen  konnte  auch  hier  nur  gleichzeitig  mit  der 
Kündigung  und  nur  mit  dem  Präjudiz  gemacht  werden,  dass  dieses  Angebot 
als  nicht   angenommen   gelte,  wenn    nicht    ausdrücklich   die   Annahme   erklärt 

^)  Im  Gesetz  vom  17.  Mai  1884  heisst  es  §  5,  Abs.  2  und  3: 

Der  Finanzminister  wird  femer  ermächtigt,  die  bisher  begebenen  und  die 
etwa  noch  zu  begebenden  Anleihen  der  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Eisen- 
bahnuntemehmungen,  soweit  dieselben  nicht  inzwischen  getilgt  sind,  zur  Rück- 
zahlung zu  kündigen,  sowie  auch  den  Inhabern  der  Schuldverschreibungen  dieser 
Anleihen  die  Rückzahlung  der  Schuldbeträge  oder  den  Umtausch  gegen  Staats- 
schuldverschreibungen anzubieten  und  die  Bedingungen  des  Angebots  festzu- 
setzen. Die  hiezu  erforderlichen  Mittel  sind  durch  Verausgabung  eines  ent- 
sprechenden Betrages  von  Staatsschuldverschreibungen  aufzubringen. 

In  gleicher  Weise  wird  der  Finanzminister  zur  Rückzahlung,  sowie  zum 
Umtausche  der  bisher  begebenen  und  der  etwa  noch  zu  begebenden  Prioritäts- 
obligationen derjenigen  Eisenbahngesellschaften  ermächtigt,  deren  Unternehmun- 
gen auf  Grund  der  Gesetze  vom  20.  Dezember  1870  (Ges.-Samml.  S.  635),  vom 
14.  Februar  1880  (Ges.-Samml.  S.  20),  vom  25.  Februar  1880  (Ges.-Samml.  S.  55), 
vom  28.  März  1882  (Ges.-Samml.  S.  21),  vom  13.  Mai  1882  (Ges.-Samml.  S.  269) 
und  24.  Januar  1884  (Ges.-Samml.  S.  11)  auf  den  Staat  übergegangen  sind, 
soweit  die  vorbezeichneten  Gesetze  eine  Ermächtigung  dazu  bereits  nicht 
erhalten. 

§  6.  Ueber  die  Ausführung  der  im  §  5  getroffenen  Bestimmungen  hat 
die  Staatsregierung  dem  Landtage  bei  jedesmaliger  Vorlage  der  Etats  der  Eisen- 
bahnverwaltung Rechenschaft  zu  geben. 

§  7.  Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  Beträgen ,  zu  welchem 
Zinsfuss,  zu  welchen  Bedingungen  der  Kündigung  und  zu  welchen  Kursen  die 
Schuldverschreibungen  verausgabt  werden  sollen  (§§  2,  4  imd  5),  bestimmt, 
soweit  nicht  durch  die  im  §  1  angeführten  Verträge  Bestimmung  getroffen  ist, 
der  Finanzminister. 

Im  Gesetze  vom  23.  Februar  1885  betreffend  den  weiteren  Erwerb  von 
Privateisenbahnen  für  den  Staat,  lauten  die  §§  5,  6  und  7  wie  oben,  nur  dass 
im  §  5  selbstverständlich  Abs.  3  in  Wegfall  gekommen  ist. 
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wurde.  Die  preussische  Regierung  hielt  es  zum  offenbaren  Besten  sowohl  des 
Staats,  als  auch  seiner  Gläubiger,  auch  hier  das  umgekehrte  Präjudiz  möglich 
zu  machen,  was  durch  das  Gesetz  betr.  eine  Erweiterung  der  dem  Finanzminister 
erteilten  Ermächtigungen  in  Bezug  auf  die  Anleihen  verstaatlichter  Eisenbahnen 
vom  8.  Mai  1885  geschah.     Dasselbe  lautet: 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen   unter  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Landtags    der  Monarchie, 
was  folgt: 

Einziger  Paragraph. 

Die  dem  Finanzminister  in  Bezug  auf  die  Anleihen  verstaatlichter  Eisen- 
bahnen in  dem  Gesetz  vom  17.  Mai  1884  §  5  Abs.  2  und  3  (Ges.-Samml.  S.  129) 
und  in  den  beiden  Gesetzen  vom  23.  Februar  1885  §  5,  Abs.  2  (Ges.-Samml. 
S.  11.  bezw.  43)  erteilten  Ermächtigungen  werden  wie  folgt  erweitert: 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  den  Inhabern  von  Schuldverschrei- 
bungen 5-  oder  4'/2prozentiger  Eisenbahnanleihen,  deren  Kündigung  nach  den 
Anleihebedingungen  erfolgen  kann,  vor  der  Kündigung  auch  die  Belassung  dieser 
Schuldverschreibungen  unter  Herabsetzung  des  Zinsfusses  auf  4  Prozent,  im 
übrigen  aber  unter  Aufrechterhaltung  der  bisherigen  Anleihebedingungen  durch 
öffentliche  Bekanntmachung  mit  der  Wirkung  anzubieten,  dass  das  Angebot 
für  angenommen  gilt,  wenn  nicht  binnen  einer  in  der  Bekanntmachung  festzu- 
setzenden Frist  unter  Einreichung  der  Schuldverschreibungen  die  Barzahlung 
des  Kapitals  beantragt  wird. 

Bei  der  Beratung  wurde  auch  dieses  Gesetz  bekämpft  und  zwar  durch 
den  Abgeordneten  v.  Strom b eck.  Er  behauptet,  die  Vorlage  habe  bei  den 
Inhabern  von  Prioritätsobligationen  eine  Enttäuschung  hervorgerufen.  Sowohl 
das  Verstaatlichungsgesetz  vom  17.  Mai  1884,  als  das  jüngste  Konvertierungs- 
gesetz vom  4.  März  1885  habe  den  Gedanken  nahe  gelegt,  dass  in  erster  Linie 
ein  Umtausch  gegen  Consols  beabsichtigt  würde.  Dieser  Glaube  habe  dazu 
geführt,  dass  das  Publikum  die  bedeutenden  Bestände  des  Invalidenfonds  an 
Prioritätsobligationen,  die  nach  gesetzlicher  Bestimmung  bis  zum  1.  Juli  ab- 
gestossen  sein  mussten,  zu  sehr  hohem  Kursstande  gekauft  habe  (nicht  ganz 
7  MilL),  nun  aber  den  Schaden  trage.  Ein  loyales  Verfahren  hätte  verlangt, 
dass  man  die  rechtlich  bestehende  Möglichkeit  einer  einfachen  Zinsreduktion 
zu  einer  Zeit  markiert  hätte,  als  der  Reichsinvalidenfonds  noch  im  Besitz  *iner 
Obligation  war.  Der  letztere  sei  auch  noch  in  anderer  Weise  zu  Vorteil  ge- 
gekommen; im  vorigen  Jahre  habe  man  in  weiten  Kreisen  des  Publikums  an- 
genommen, dass  anfangs  1885  die  4V2prozentigen  Consols  zur  baren  Zurück- 
zahlung gekündigt  werden  würden,  der  Kurs  sei  infolgedessen  auf  101,60  und 
100,60  gesunken,  und  zu  diesem  Kurs  habe  der  Invalidenfonds  4V2prozentige 
Consols  für  die  Prioritäten  gekauft.  Dadurch  dass  man  an  die  Stelle  der  4'/2- 
prozentigen  nun  4prozentige  angeboten  habe,  sei  der  Kurs  wieder  gestiegen. 
Weiter  wurde  von  dieser  Seite  gewünscht,  dass  die  Reihenfolge,  in  welcher  mit 
der  Zinsreduktion  der  Prioritäten  vorgegangen  werden  soll,  und  die  Ueberlegungs- 
frist  für  den  Fall  der  Kündigung  und  zwar  letztere  wenigstens  auf  3  Monate 
gesetzlich  festgesetzt  werde;  derartige  Papiere  seien  auch  in  Amerika,  und  man 
könne   bei  einer  Ermächtigung,  die  auf  10,  20  Jahre  sich  erstrecke,  möglicher- 
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weise  sogar  in  das  folgende  Jahrhundert  reiche,  nicht  einfach  dem  diskretionären 
Ermessen  künftiger  Finanzminister  alles  anheimgeben;  diese  könnten  acht  Tage 
festsetzen  mid  das  Publikum  schädigen. 

Der  Finanzminister  trat  mit  berechtigter  Entschiedenheit  diesen  An- 
schauungen entgegen.  Es  sei  niemals  die  Absicht  gewesen,  einfach  den  Priori- 
tätsgläubigern 4prozentige  Consols  an  Stelle  der  Prioritäten  zu  geben  und  den 
Wertsunterschied  zwischen  einer  kündbaren  amortisierbaren  Prioritätsobligation 
und  einer  unkündbaren  und  der  Amortisation  nicht  unterliegenden  Staat«schuld- 
verschreibung  zu  ignorieren.  Ein  Prioritätsgläubiger  habe  keinen  Anspruch  auf 
einen  zum  gleichen  Nennwert  ausgestellten  Consol.  Das  Gesetz  vom  17.  Mai  1884 
und  23  Februar  1885  begründe  auch  nicht  im  mindesten  eine  derartige  Er- 
wartung, da  ausdrücklich  dort  für  diesen  Fall  dem  Finanzminister  überlassen 
sei,  die  Bedingungen  des  Angebots  (d.  h.  die  Höhe  der  Daraufzahlung)  festzu- 
setzen ').  Man  messe  bei  den  Prioritäten  mit  ganz  gleichem  Mass.  wie  bei  den 
4'/'2prozentigen  Consols.  Bei  beiden  blieben  die  bisherigen  Rechtsverhältnisse 
ganz  genau  erhalten,  nur  dass  der  Zinsfuss  reduciert  werde.  Es  geschehe  keine 
Unbilligkeit.  Allein  auch  allgemeinere  finanzpolitische  Erwägungen  verböten 
den  Umtausch  gegen  Consols.  Der  Staat  habe  jetzt  bereits  Milliarden  4pro- 
zentiger  Consols  und  diese  Schuld  trage  ein  ungeheuer  schweres  Gewicht  in  sich 
selbst  dergestalt,  dass  künftig,  wenn  etwa  der  Zinsfuss  noch  erheblich  herunter- 
gehen sollte,  es  der  Finanzverwaltung  eben  deshalb  schon  sehr  schwer  werde, 
eine  Aenderung  vorzunehmen.  Es  wäre  unklug,  zu  den  3  Milliarden  Consols 
noch  eine  weitere  Milliarde  an  Stelle  der  Prioritätsobligationen  hinzuzufügen 
und  dadurch  sich  die  Lage  zu  erschweren.  Es  empfehle  sich  dies  auch  nicht 
mit  Rücksicht  auf  die  wünschenswerte  Amortisation,  die  bei  den  Prioritätsobli- 
gationen besteht.  Der  Finanzminister  erklärte  auf  eine  bezügliche  Anfrage 
V.  Tiedemanns  (Bomst),  dass  etwaige  infolge  der  Zinsfussreduktion  sich  ergebende 
Amortisationsersparnisse  dem  Amortisationsfonds  zugewendet  werden  würden. 
Solche  Amortisationserspamisse  können  in  zweifacher  Weise  auftreten,  einmal 
dadurch,  dass  wenn  in  grösserem  Umfang  von  dem  Rechte  Gebrauch  gemacht 
werden  sollte,  die  Schuldtitel  gegen  Bar  einzulösen,  dann  dafür  Consols  aus- 
gegeben werden  müssten,  die  der  Amortisation  nicht  unterliegen,  sodann  da- 
durch, dass  die  von  den  bereits  amortisierten  Kapitalien  alle  Jahre  der  gesam- 
ten Amortisation  zuwachsenden  Zinsen  fortan  statt  A^j-z  Prozent  nur  noch  4  Prozent 
betragen.  Diese  Ersparaisse  werden  also  nach  wie  vor  der  Tilgung  gewidmet. 
Eine  bestimmte  Reihenfolge  bezüglich  der  Prioritätsobligationen  gesetzlich  zu 
fixieren ,  hielt  der  Finanzminister  für  unnötig ,  insofern  man  mit  der  Massregel 
gegen  die  ganze  Masse  vorgehen  werde.  So  gut  man  mit  einer  Vz  Milliarde 
Consols  in  \-ier  Wochen  fertig  geworden  sei,  ebenso  werde  man  mit  1  Milliarde 
Prioritätsobligationen  in  kurzer  Frist  zurecht  kommen,  vielleicht  schon  bis  zum 
nächsten  Etat.     Man  dürfe  die  verschiedenen  Prioritätsinhaber,  wolle  man  nicht 
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'j  Der  Einwand,  dass  man  an  Stelle  amortisierbarer  Obligationen  amor- 
tisierbare Staatsschuldverschreibungen  hätte  ausgeben  können,  wurde  zurück- 
gewiesen, da  er  auf  einer  falschen  Interpretation  des  §  7  des  Eisenbahnver- 
staatlichungsgesetzes vom  17.  Mai  1884  beruhe,  wo  ausdrücklich  vorgeschrieben 
sei,  dass  wegen  Verwaltung  und  Tilgung  der  Anleihen  das  Gesetz  vom  9.  De- 
zember 1869  Platz  greife. 
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ungerecht  werden,  nicht  verschieden  behandeln.  Die  zuerst  getroffenen  Obli- 
gationen würden  geringwertiger,  die  der  andern  höherwertig  gemacht.  Die 
Frist,  binnen  welcher  eine  Erklärung  der  Prioritätsgläubiger,  die  Barzahlung 
zu  verlangen,  nur  zulässig  sein  soll,  dürfe  nicht  auf  3  Monate  ausgedehnt 
werden;  er  teile  die  Bedenken,  die  früher  im  Abgeordnetenhause  gegen 
die  Frist  von  1  Monat  geäussert  worden  seien,  die  vierzehntägige  Frist 
hielt  er  für  ausreichend,  sonst  gehe  die  Sicherheit  der  Operation  verloren. 
Eine  Rücksicht  auf  einige  Personen  in  Amerika  könne  nicht  ausschlaggebend 
sein,  es  seien  jedenfalls  nur  wenige,  da  die  betreffenden  Papiere  dort  börsen- 
mässig  nicht  gehandelt  würden.  Ebensowenig  liege  eine  Kollusion  mit  dem 
Invalidenfonds  vor. 

Von  anderer  Seite  (Ad.  Wagner)  wurde  für  die  Massregel  noch  beson- 
ders geltend  gemacht,  dass,  wenn  die  Eisenbahnen  nicht  verstaatlicht  wären, 
die  betreffenden  Privatgesellschaften  auch  den  Zins  reduziert  hätten,  ohne  dass 
Jemand  etwas  darin  gefunden  hätte;  steige  der  Zinsfuss  infolge  Kriegs-  und 
anderer  Umstände,  und  sänken  die  Papiere  unter  Pari,  dann  erweise  sich  das 
Amortisationsversprechen  für  die  Prioritätenbesitzer  als  ein  grosser  Vorteil.  Dem 
gegenüber  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Regierung  seinerzeit  die  ihr  nach 
dem  Eisenbahngesetz  und  den  Emissionsprivilegien  zustehende  Genehmigung 
zur  Reduktion  der  Obligationszinsen  verweigert  habe,  da  dadurch  die  Interessen 
der  soliden  Kapitalistenkreise  und  milder  Stiftungen  berührt  würden.  Die  Re- 
gierung motivierte  diese  Verweigerung  damit,  dass  die  Sachlage  dort  anders 
als  bei  der  staatlichen  Konvertierung  gewesen  sei,  insofern  dort  Privatinteresse 
gegen  Privatinteresse  stand,  hier  aber  öffentliches  Interesse  gegen  Privatinteresse 
[n  Betracht  komme. 

Bei  der  dritten  Beratung  wurde  seitens  der  Regierung  konstatiert,  dass 
das  Beantragen  der  Barzahlung  seitens  des  Gläubigers  nicht  die  Bedeutung 
einer  Kündigung  seitens  desselben  haben  kann  und  soll ,  dass  vielmehr,  wenn 
die  Frage,  ob  die  OflFerte,  die  den  Prioritätsinhabern  gemacht  wird,  für  ange- 
nommen oder  abgelehnt  gilt,  ihre  Erledigung  gefunden  hat,  dann  erst  die 
weitere  Frage  zu  erledigen  ist,  ob  und  wann  nunmehr  zur  Kündigung  zu  schreiten 
ist,  und  wenn  je,  dass  dann  die  Kündigung  sich  halten  muss  an  die  Fristen 
und  Formen,  welche  die  einzelnen  Privilegien  gegenüber  den  Inhabern  der 
Prioritätsobligationen  bestimmen.  Eine  Verpflichtung  zur  sofortigen  Kündigung 
gehe  die  Regierung  nicht  ein. 

Auch  von  diesem  Gesetz  wurde  kurz  nach  der  Sanktionierung  Gebrauch 
gemacht.  Noch  im  Mai  1885  wurden  70  verschiedene  Prioritätsanleihen  von  18  frühe- 
ren Gesellschaften  aufgerufen;  der  Termin,  von  welchem  ab  die  iVzprozentige 
Verzinsung  aufhört,  ist  teils  auf  den  1.  Januar,  teils  auf  den  1.  April  1886  fest- 
gesetzt, der  Termin  dagegen,  bis  zu  welchem  die  Inhaber  sich  wegen  der  etwaigen 
Rückforderung  ihres  Kapitals  erkären  sollten,  war  auf  den  9.  Juni  normiert.  Da 
zur  Zeit  des  Aufrufs  die  4prozentigen  Prioritätsobligationen  durchweg  101  ^/4  bis 
102  Prozent  notierten,  so  lag  der  Vorteil  im  Fall  der  einfachen  Konvertierung, 
der  Nachteil  im  Fall  einer  Rückforderung  des  Kapitals  auf  der  Hand. 

Preussen  hat  so  zu  Gunsten  seiner  Steuerzahler  eine  Massregel  von  grosser 
finanzieller  Bedeutung  mit  glücklicher  Hand  durchgeführt.  Das  Budget  ist  um 
eine  Zinssumme  von  jährlich  circa  7  Mill.  M.  entlastet  worden, 
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Inzwischen  hat  die  günstige  Marktlage  benützend  der  preussische  Finanz- 
minister  auch  einen  ballon  d'essai  mit  S'/^prozentigen  Obligationen  gemacht 
und  guten  Erfolg  mit  solchen  erzielt.  Der  Verkauf  derselben  gelang  zu  einem 
Kurs  von  99.  Es  ist  das  wohl  der  Vorbote  einer  bereits  im  Landtag  angeregten 
weiteren  Zinsherabsetzung.  Wenn  der  Friede  erhalten  bleibt,  so  ist  kein  Zweifel, 
dass  der  Markt  bald  die  Handhabe  hierzu  liefern  wird.  Die  Kapitalverwendung 
ist  seit  dem  Ausbau  der  hauptsächlichsten  Verkehrsmittel  und  der  ruhigeren 
Entwicklung  der  Industrie  in  Europa  gehemmt  und  nur  eine  Friedensstörung, 
sowie  ein  kontinuierlicher  Kapitalfluss  in  sich  rasch  entwickelnde  Kolonien 
könnte  den  Zinsfuss  wieder  heben. 
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weisung  von  Beträgen,  welche  aus  landwirtschaftlichen 

Zöllen  eingehen,  an  die  Kommunalverbände, 

eingeleitet  von 

Landrat  Wessel, 
Berichterstatter  der  Kommission  des  Hauses  der  Abgeordneten  über  den  Gesetzentwurf. 

Quellen:  Haus  der  Abgeordneten,  15.  Legislaturperiode,  HI.  Session  1885.  Drucksachen 
Nr.  59,  202,  217,  222—225,  228,  231—33,  23«,  239.  Stenogr.  Berichte  22,  61,  62,  63,  64.  Sitzung. 
Herrenhaus  Drucksachen  Nr.  107,  116.    Stenogr.  Berichte  19.  Sitzung. 

Wenn  das  aus  der  Initiative  der  preussischen  Landesvertretung  hen^or- 
gegangene  Gesetz  auch  schliesslich  mit  einer  verhältnismässig  grossen  Majorität 
angenommen  wurde  und  nächstdem  die  Zustimmung  der  Staatsregierung  erhalten 
hat,  so  ergeben  die  diesbezüglichen  parlamentarischen  Verhandlungen  doch  zur 
Genüge,  dass  es  in  seiner  jetzigen  Gestalt  auf  keiner  Seite  voll  befriedigt.  Der 
Unterschied  liegt  nur  vor,  dass  die  Freunde  des  Gesetzes  es  für  lebensfähig 
genug  erachten,  um  durch  seine  Ausführung  die  erstrebte  Reform  des  Kommunal- 
steuerwesens wesentlich  zu  fördern  und  zu  beschleunigen,  während  seine  Gegner 
es  für  eine  Missgeburt  ansehen,  der  die  Lebensfähigkeit  fehlt  und  der  sie  des- 
halb ein  möglichst  schnelles  Ende  wünschen. 

Der  scheinbar  durchschlagendste  Einwand  richtet  sich  nicht  gegen  das 
Gesetz  an  und  für  sich,  sondern  gegen  den  Zeitpunkt,  an  dem  es  in  das  Leben 
gerufen  ist.  Bei  einem  Deficit  von  circa  20  Mill.  M.  im  preussischen  Staats- 
haushalt und  bei  den  Mehraufwendungen,  die  zur  Befriedigung  dringender  Be- 
dürfnisse im  Reiche  und  im  Staat  bestimmt  in  Aussicht  stehen,  lag  der  Hinweis 
nahe,  dass  zunächst  an  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  zur  Deckung 
des  Deficits  und  zur  Bestreitung  der  Mehrausgaben  zu  denken  wäre,  von  ander- 
weiten Verwendungszwecken  aber  so  lange  abzusehen  sei,  bis  dies  geschehen. 
Das  Zutreffende  des  damit  ausgesprochenen  Grundsatzes  kann  auch  wohl  nirgends 
bestritten  werden;  es  fragt  sich  nur,  ob  in  dem  vorliegenden  Falle  eine  Aus- 
nahme von  der  Regel  mit  Recht  gestattet  war. 

Zur  Beurteilung  der  letzteren  Frage  ist  es  erforderlich,  einen  kurzen 
Blick  auf  das  bisherige  Ergebnis  der  mit  dem  Jahre  1879  inaugurierten 
Steuerreform  zu  werfen.     Das  mit  derselben  aufgestellte  Programm  nimmt   die 
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finanzielle  Befestigung  und  Selbständigmachung  des  Reichs,  die  BeschafiFung 
von  Mitteln  für  die  erforderlichen  Mehrausgaben  im  Reiche  und  in  den  Einzel- 
staaten und  die  Beschaffung  von  Mitteln  zur  Verminderung  des  Druckes  der 
direkten  Steuern  in  den  Staaten  und  in  den  Kommunen  in  Aussicht.  Davon 
ist  seit  dem  Inkrafttreten  der  Reform  bis  zum  gegenwärtigen  Zeitpunkt  ein 
nicht  zu  unterschätzender  Teil  erfüllt  worden.  In  den  Etatsjahren  1883—84 
und  1884 — 85  hatten  die  Einzelstaaten  nicht  nur  keine  Aufwendungen  aus  eigenen 
Mitteln  zur  Entrichtung  der  Matrikularbeiträge  zu  machen,  sondern  sie  erhielten 
noch  erhebliche  Ueberschüsse  vom  Reich.  Für  Preussen  beziflFerten  sich  letztere 
nach  dem  Etat  auf  10,831,649  resp.  17,402,343  M.  Zudem  waren  die  Mittel  frei 
geworden,  die  in  den  Ernzelstaaten  zur  Entrichtung  der  Matrikularbeiträge  bis 
dahin  hatten  aufgebracht  werden  müssen  und  die  in  Preussen  beispielsweise 
pro  1879—80  43,641,753  M.  ausmachten,  so  dass  diese  Summe  dort  zur  Be- 
streitung der  erforderlichen  Mehrausgaben  und  zum  Erlasse  von  20 '/2  Millionen 
an  Klassen-  und  Einkommensteuer  hatte  verwandt  werden  können  ^).  Eine 
Weiterfühnmg  der  Reform  und  insbesondere  Massnahmen  zur  Entlastung  der 
Kommunen  waren  aber  unterblieben,  weil  die  Regierung  für  ihre  diesbezüglichen 
steuerpolitischen  Vorlagen  sowohl  im  Reichstage  wie  im  Landtage  die  erforder- 
liche Majorität  nicht  gefunden  hatte.  Nach  Ablehnung  des  Tabakmonopols  in 
der  Sitzung  des  Reichstags  vom  14.  Juni  1882  hatte  die  Regierung  eine  ab- 
wartende Stellung  eingenommen  und  keine  steuerpolitischen  Gesetze  von  Be- 
deutung im  Reiche  mehr  vorgelegt.  Die  Initiative  dazu  ging  demnächst  vielmehr 
von  der  sogenannten  freien  Vereinigung  aus,  die  sich  aus  Mitgliedern  der  ver- 


^)  Der  Erlass  an  Klassen-  und  Einkommensteuer  wurde  durch  die  sog. 
Verwendungsgesetze  geregelt.  Das  erste  Verwendungsgesetz  ist  vom  16.  Juli 
1880.  Die  wesentlichen  Bestimmungen  desselben  lauten:  ,§1.  Die  dem  preus- 
sischen  Staat  aus  dem  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  (§  8  des  Reichs- 
gesetzes vom  15.  Juli  1879,  Reichsgesetzbl.  S.  207)  oder  infolge  weiterer  Steuer- 
reformen des  Reichs  jährlich  zu  überweisenden  Geldsummen  —  unter  Zurechnung 
resp.  Abrechnung  desjenigen  Betrags,  um  welchen  der  je  für  dasselbe  Jahr  von 
Preussen  zu  leistende  Matrikularbeitrag  weniger  oder  mehr  beträgt,  als  die  im 
Staatshaushaltsetat  für  1879 — 80  vorgesehene  Summe  —  werden  nach  Massgabe 
der  folgenden  Bestimmungen  zum  Erlass  eines  entsprechenden  Betrages  an 
Klassen-  und  Einkommensteuer  verwendet,  insoweit  darüber  nicht  mit  Zustim- 
mung der  Landesvertretung  behufs  Bedeckung  der  Staatsausgaben  oder  behufs 
der  Ueberweisung  eines  Teüs  des  Ertrags  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  an  die 
Kommunalverbände  anderweit  Verfügung  getroffen  ist.  §  2.  Der  zu  dem  Klassen- 
und  Einkommensteuererlass  zu  verwendende  Betrag  (§  1)  wird  durch  den  Staats- 
haushaltsetat festgestellt."  In  den  folgenden  §§  wird  dann  bestimmt,  dass  der  ver- 
fügbare Erlassbetrag  zur  Deckung  einer  oder  mehrerer  Monatsraten  der  für  das  be- 
treffende Jahr  veraidagten  Klassensteuer  und  der  fünf  untersten  Stufen  der  klassi- 
fizierten Einkommensteuer  zu  verwenden  ist.  Durch  Gesetz  vom  10.  März  1881 
wurde  der  ratenweise  Erlass  der  Klassen-  und  Einkommensteuer  in  einen  dauern- 
den verwandelt  mit  der  Bestimmung,  dass  drei  Monatsraten  der  Klassensteuer 
und  der  fünf  untersten  Stufen  der  Einkommensteuer  ausser  Hebung  blieben  und 
nächstdem  auch  diese  Feststellung  durch  das  Gesetz  vom  26.  März  1883  dahin 
abgeändert,  dass  die  beiden  untersten  Stufen  der  Klassensteuer  in  Fortfall  kamen 
und  drei  Monatsraten  der  dritten  bis  zwölften  Klassensteueretufe,  zwei  Monats- 
raten der  ersten  und  eine  Monatsrate  der  zweiten  Einkommensteuerstufe  ausser 
Hebung  blieben,  die  höheren  Einkommensteuerstufen  aber  wiederum  mit  dem 
vollen  Steuerbetrage  herangezogen  wurden. 
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schiedensten  politischen  Parteien  zusammensetzte,  in  wirtschaftlichen  Fragen 
aber  auf  dem  Boden  der  Steuerreform  stand,  indem  aus  der  Mitte  derselben  der 
Antrag  auf  Erhöhung  des  Tarifs  vom  15.  Juli  1879  zur  Reichstagssession  pro 
1884 — 85  eingebracht  wurde.  —  Antrag  des  Abgeordneten  Dr.  Freiherr  v.  Schor- 
lemer-Alst  und  Genossen.  —  In  erster  Reihe  handelte  es  sich  dabei  allerdings 
um  Einschränkung  der  auswärtigen  Konkurrenz,  da  aber  insbesondere  bei  der 
in  Aussicht  genommenen  Erhöhung  der  Getreidezölle  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen konnte,  dass  ein  beachtenswertes  finanzielles  Ergebnis  für  das  Reich  damit 
verbunden  sein  werde,  war  es  bei  dem  bisherigen  Verlauf  der  Steuerreform 
selbstverständlich,  dass  die  noch  ausstehenden  Punkte  des  bezeichneten  Pro- 
gramms zu  Anträgen  auf  Erfüllung  derselben  den  Anlass  geben  mussten.  Als 
dringendste  Forderung  stellte  sich  da  aber  zweifellos  das  Bedürfnis  nach  Ent- 
lastung der  Kommunen  dar,  und  es  konnte  somit  nur  zur  Erörterung  kommen, 
ob  das  eingetretene  Deficit  und  die  zu  erwartenden  Mehrausgaben  im  Reich 
einen  hinreichenden  Anlass  dazu  boten,  jene  Forderung  auf  nicht  absehbare 
Zeit  zurückzustellen. 

Unseres  Erachtens  lag  hierzu  keine  unumgängliche  Notwendigkeit  vor. 
Das  Deficit  steht  in  fast  gar  keinem  Zusammenhange  mit  der  Zollgesetzgebung 
von  1879,  es  ist  vielmehr  vornehmlich  auf  die  zu  hohe  Ausfuhrvergütung  beim 
Export  von  Rübenzucker  zurückzuführen.  Muss  bei  der  jetzigen  Niederlage  der 
Rübenindustrie  von  einer  entsprechenden  Herabminderung  der  Vergütung  abge- 
sehen werden,  so  ist  damit  noch  nicht  gesagt,  dass  dies  auch  auf  längere  Zeit 
hinaus  der  Fall  sein  wird;  selbst  aber  wenn  sich  die  Notwendigkeit  dazu  heraus- 
stellen sollte,  dürfte  dieser  Umstand  nicht  dazu  angethan  sein,  um  eine  Sistierung 
der  Steuerreform  zu  rechtfertigen.  Auf  Schwankungen  in  den  Einnahmen  wird 
man  beim  indirekten  Steuersystem  immer  gefasst  sein  müssen;  da  aber  die 
Notwendigkeit  indirekter  Steuern  auch  vom  enragiertesten  Freihändler  nicht 
bestritten  werden  kann,  so  bleibt  beim  dauernden  Zurückgehen  bestimmter  Zoll- 
einnahmen eben  nichts  anderes  übrig,  als  durch  Eröffnung  neuer  Steuerquellen 
Abhilfe  zu  schaffen.  Von  einer  Erschöpfung  derselben  kann  aber  nicht  die 
Rede  sein,  solange  Tabak  und  Getränke  bei  dem  vorhandenen  grossen  Konsum 
mit  so  minimalen  Sätzen  im  Verhältnis  zu  anderen  Staaten  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden. 

Mindestens  wäre  es  kein  sonderliches  Zutrauen  zur  Richtigkeit  des  Prin- 
cips,  auf  dem  die  Reform  beruht,  wenn  eine  ähnliche  Eventualität,  wie  der 
Ausfall  bei  der  Rübensteuer,  einen  Hinderungsgrund  für  die  Fortsetzung  des 
einmal  beschrittenen  Weges  abgeben  sollte. 

In  diesem  Sinne  konnte  auch  der  Gesetzentwurf,  den  der  Abgeordnete 
Freiherr  v.  Huene  in  der  letzten  Session  des  Landtags  einbrachte  und  der  die 
Grundlage  des  zur  Besprechung  stehenden  Gesetzes  bildete,  insoweit  der  End- 
zweck desselben,  die  Entlastung  der  Kommunen,  dabei  in  Betracht  kommt,  von 
allen  Anhängern  der  bestehenden  Wirtschaftspolitik  nur  freudig  begrüsst  werden. 
Denn  erlangte  derselbe  Gesetzeskraft,  so  war  die  lang  ersehnte  Entlastung  der 
Kommunen  damit  in  die  Wege  geleitet  und  gleichzeitig  ein  erneuter  nachhaltiger 
Impuls  zur  Weiterführung  der  Steuerreform  gegeben.  Für  letztere  Annahme 
spricht  mindestens  der  Umstand,  dass  der  Antrag  ohne  Rücksicht  auf  die 
finanzielle  Lage  des  Staats  eingebracht  wurde;   erhielt  derselbe  dennoch,   wenn 
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auch  mit  erheblicher  Einschränkung,  die  Zustimmung  der  massgebenden  Fak- 
toren, und  zwar,  was  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  kann,  in  der  Erkenntnis, 
dass  zur  Befriedigung  notwendiger  Bedürfnisse  in  Reich  und  Staat  die  Be- 
schaflPung  weiterer  Mittel  erforderlich  sein  werde,  so  haben  die  dabei  in  Betracht 
kommenden  Majoritäten  auch  damit  die  Verpflichtung  übernommen,  beim  Ein- 
treten jener  Bedürfiiisse  die  Staatsregierung  in  ihren  diesbezüglichen  steuer- 
politischen Massnahmen  zu  unterstützen. 

Jedenfalls  liegt  hierin  immer  ein  Beweis  dafür  vor,  dass  die  Notwendig- 
keit der  Reformen,  welche  die  Regierung  mit  ihrer  Wirtschaftspolitik  erstrebt, 
gegenwärtig  in  weit  höherem  Grade  anerkannt  wird,  als  wie  dies  bei  den  ^  or- 
lagen  im  Jahre  1882  der  Fall  war,  was  niemals  in  so  überzeugender  Weise 
zum  Ausdruck  hätte  gelangen  können,  weim  die  Einbringung  des  Gesetzes  bei 
einer  günstigeren  Finanzlage  stattgefunden.  Und  dieses  Anerkeimtnis  kann 
auch  dadurch  nicht  verringert  werden,  wenn  man  als  Beweggrund  für  die  Ein- 
bringung des  Antrags  v.  Huene  ledigHch  die  Rücksichtnahme  auf  die  Wähler 
des  Centrums  hinstellt,  denen  ein  Ersatz  für  die  Erhöhung  der  GetreidezöUe  hätte 
beschafft  werden  müssen,  um  sie  willig  zu  erhalten.  Denn  selbst  zugegeben,  es 
wäre  so,  was  aus  dem  bisherigen  Verhalten  der  Centrumswähler  aUerdings 
schwer  zu  beweisen  sein  dürfte,  so  könnte  daraus  doch  nur  entnommen  werden, 
dass  die  Wirtschaftspolitik  der  Regierung  auch  bei  den  Anhängern  des  Centrums 
immer  grösseren  Beifall  gefunden  hat.  Noch  haltloser  erscheint  der  weitere 
Einwand,  dass  das  Centrum  durch  Aufrechterhaltimg  des  Deficits  die  Regierung 
in  eine  Zwangslage  zu  bringen  suche,  um  durch  Ausnutzung  derselben  Konzes- 
sionen auf  kirchenpolitischem  Gebiete  zu  erzwingen.  Denn  wenn  dem  Centrum 
zur  Erlangung  dieses  Zweckes  keine  anderen  Mittel  zu  Gebote  ständen,  wie  die 
aufgewärmten  Regierungsvorlagen  einzubringen,  dann  dürfte  ein  Anlass  zur 
Bekämpfung  desselben  kaum  noch  vorliegen.   — 

Was  nun  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  selbst  anbelangt,  so  ist  der 
schwächste  Punkt  desselben  sicherlich  die  Ausscheidung  bestimmter  Einnahmen 
aus  dem  Staatshaushalt  zur  Entlastung  der  Kommunalverbände.  Bei  Einstellung 
einer  festen  Summe  zum  gleichen  Zweck  in  den  Staatshaushalt  wären  alle  die 
Bedenken  hinfällig  geworden,  die  gegen  die  Ueberweisung  der  Mehrerträge  aus 
den  Getreide-  und  ViehzöUen  vorgebracht  sind,  und  die  gewiss  Beachtung  ver- 
dienen, insoweit  sie  sich  auf  den  Einbruch  in  das  einheitliche  System  der  Finanz- 
verwaltung des  Staates  und  auf  die  nachteiligen  Folgen  schwankender  Einnahmen 
für  den  Haushalt  der  Kommunen  beziehen.  Ist  es  dennoch  nicht  geschehen,  so 
liegt  dies  eben  im  Charakter  der  Verwendungsgesetzgebung,  den  dieselbe  mit 
dem  Entstehen  des  ersten  Verwendungsgesetzes  vom  16.  JuU  1880  infolge  des 
Einflusses  der  parlamentarischen  Majoritäten  angenommen  hat.  Nachdem  die 
sogenannte  Franckenstein'sche  Klausel  im  §  8  des  Gesetzes  vom  1.5.  JuH  1879 
Aufnahme  gefunden,  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  preussischen  Mit- 
glieder der  Reichstagsmajorität  bei  Vermehrung  der  Reichszölle  bestrebt  sein 
würden,  sich  eine  Garantie  dafür  zu  verschaffen,  dass  die  Beträge,  welche  infolge 
dessen  dem  preussischen  Staatshaushalt  zufliessen  mussten,  auch  im  Sinne  der 
Majorität  zur  Verwendung  gelangten.  Dies  war  aber  nur  zu  erreichen,  wenn 
der  preussische  Landtag  die  Verwendungszwecke  schon  mit  der  Staatsregierung 
vereinbarte,  bevor  der  Reichstag  seine  Zustimmung  zu  der  geplanten  Zollgesetz- 
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gebung  gegeben,  so  dass  dabei  von  einem  zuverlässigen  Anhalt  über  die  Höhe 
der  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  selbstverständlich  nicht  die  Rede  sein 
konnte.  Man  hatte  deshalb  bei  der  Verwendungsgesetzgebung  bisher  stets  zu- 
nächst mit  unbekannten  Grössen  rechnen  müssen,  und  dies  traf  auch  bei  der 
Beratung  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes  zu.  Den  einzigen  Anhalt  gaben  die 
Zölle,  welche  aus  den  Artikeln,  bei  denen  eine  Erhöhung  der  Zollsätze  in  Aus- 
sicht genommen,  bisher  eingekommen.  Nach  dem  vierjährigen  Durchschnitts- 
ertrage derselben  durfte  man  bei  Annahme  des  in  Vorschlag  gebrachten  Tarifs 
eine  Mehreinnahme  von  rund  56  Millionen  im  Reiche  erwarten,  wenn  die  Ein- 
fuhrmengen dieselben  blieben.  Auf  Preussen  wären  davon  ca.  60  Prozent  = 
33,6  Millionen  entfallen,  so  dass  mithin  nach  Abzug  der  Summe  zur  Deckung 
des  Deficits  und  ohne  Rücksicht  auf  die  zu  erwartenden  Mehrbedürfnisse  des 
Reichs  13  V2  Millionen  zur  Entlastung  der  Kommunen  verfügbar  blieben.  Hier- 
bei war  aber  die  prohibitorische  Wirkung  der  erhöhten  Zollsätze  vollständig 
unberücksichtigt  gelassen;  dass  dieselbe  sich  jedoch  insbesondere  bei  den  Holz- 
und  anderen  Industriezöllen  geltend  machen  werde,  war  nicht  in  Abrede  zu 
stellen  und  somit  eine  solche  Reduktion  jenes  Betrages  zu  erwarten,  dass  der- 
selbe zur  Entlastung  der  Kommunen  im  Sinne  der  Gesetzesvorlage  nicht  mehr 
in  Betracht  kommen  konnte.  Das  Schicksal  des  Börsensteuergesetzes  war  aber 
in  jenem  Beratungsstadium  noch  so  wenig  vorauszusehen,  dass  darauf  wohl 
hingewiesen,  aber  nicht  damit  gerechnet  werden  konnte. 

Die  Mehrerträge  aus  den  Getreide-  und  Viehzöllen  allein  beliefen  sich  bei 
Zugi'undelegung  derselben  Einfuhr  und  nach  der  in  Aussicht  genommenen  Er- 
höhung des  Tarifs  auf  rund  34  Mill.  M.,  wovon  wiederum  über  29  Mill.  M. 
allein  aus  der  Einfuhr  von  Getreide  zu  erwarten  standen.  Ein  erheblicher 
Rückgang  in  der  Getreideeinfuhr  erschien  aber  trotz  der  Zollerhöhung  nicht 
wahrscheinlich ;  es  durfte  vielmehi-,  abgesehen  von  der  Rückwirkung  der  Massen- 
einfuhr vor  der  Zollerhöhung,  auf  eine  allmähliche  Steigerung  derselben  infolge 
der  Zunahme  der  Bevölkerung  gerechnet  werden,  so  dass  der  Antrag  v.  Huene 
sicherlich  an  der  richtigen  Stelle  eingesetzt  hatte,  wenn  es  in  erster  Reihe  darauf 
ankam,  die  Mittel  zu  einer  wirkungsvollen  Entlastung  der  Kommunen  bereit  zu 
stellen.  Auf  Preussen  müsste  hiernach  allein  aus  den  Mehrerträgen  der  Ge- 
treide- und  Viehzölle  ein  Betrag  von  ca.  20  Mill.  M.  entfallen.  Zur  Deckung 
des  Deficits  blieben  dann  allerdings  nur  die  Mehrerträge  der  übrigen  Zölle 
übrig  und,  falls  dieselben  hierzu,  wie  zu  den  erforderlichen  Mehraufwen- 
dungen, nicht  ausreichten,  musste  auf  die  Eröffnung  neuer  Eirmahmequellen 
Bedacht  genommen  werden.  Dies  war  aber  auch  nötig,  wenn  die  Zollerhöhung 
nicht  durchging,  und  es  blieb  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  die  entschiedensten 
Gegner  des  Verwendungsgesetzes  auch  die  entschiedensten  Gegner  der  Zoll- 
erhöhung waren.  Dasselbe  traf  betreffs  des  Börsensteuergesetzes  zu.  Die  Par- 
teien dagegen,  welche  sich  vornehmlich  nur  gegen  das  Verwendungsgesetz 
ablehnend  verhielten,  zeigten  bei  der  Beratung  desselben  kein  derartiges  Ent- 
gegenkommen, dass  darauf  zu  rechnen  gewesen  wäre,  mit  ihrer  Hilfe  eine  dahin- 
gehende Aenderung  durchzusetzen,  dass  die  Verquickung  der  Getreidezölle  mit 
den  Ueberweisungen  an  die  Kommunalverbände  aus  dem  Gesetze  herausgeschafft 
und  dafür  eine  fixierte  Summe  eingesetzt  werde.  Letztere  musste  zudem  im 
Verhältnis  zu  dem  erstrebten  Zwecke  stehen  und  konnte  deshalb  nicht  erheblich 
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geringer  als  wie  der  Betrag  normiert  werden,  der  aus  den  Mehrerträgen  der 
Getreide-  und  Viehzölle  voraussichtlich  zur  Ceberweisung  kam.  Das  Risiko  bei 
etwaigen  Mindererträgen  hatte  dann  der  Staat  zu  tragen,  eine  Erklärung  der 
Staatsregierung,  dass  ihr  ein  Vorgehen  in  diesem  Sinne  genehmer  sei,  stand 
aber  aus. 

Sollte  deshalb  gleichzeitig  mit  der  in  Aussicht  genommenen  Erhöhung 
der  Getreidezölle  etc.  ein  Anfang  zur  Entlastung  der  Kommunen  gemacht  werden, 
so  blieb  unter  den  obwaltenden  Umständen  nichts  übrig,  als  auf  dem  Boden 
des  Antrags  v.  Huene  stehen  zu  bleiben  und  bestimmte  Einnahmen  zu  be- 
stimmten Zwecken  zu  verwenden.  Dass  dabei  dem  preussischen  Staatehanshalt 
der  Betrag  erhalten  werden  musste,  der  demselben  aus  den  Getreide-  und  Vieh- 
zöllen schon  bis  dahin  zugeflossen,  war  zwar  im  ursprünglichen  Entwürfe  nicht 
enthalten,  derselbe  wurde  indessen  vom  Antragsteller  selbst  in  diesem  Sinne 
amendiert.  Jener  Betrag  belief  sich  im  Durchschnitt  der  letzten  vier  Jahre  auf 
14,758,658  M.,  im  Durchschnitt  der  letzten  drei  Jahre  auf  15,343,387  M.,  wes- 
halb das  Mittel  mit  15  Mill.  M.  in  das  Gesetz  eingestellt  wurde. 

Das  Ausscheiden  der  Getreide-  und  Viehzölle  zu  dem  mehrbenannten 
Zweck  gibt  schon  die  Ge^vissheit,  dass  Anträge  auf  eine  Revision  dieser  Be- 
stimmung und  des  ganzen  Gesetzes  nicht  lange  auf  sich  werden  warten  lassen. 
Tritt  dieselbe  aber  im  Verlaufe  einiger  Jahre  ein,  so  wird  durch  das  Bestehen 
des  Gesetzes  weit  grössere  Klarheit  in  die  Sache  gebracht  sein.  Nach  den  Er- 
klärungen, welche  die  Staatsregierung  bei  Beratxmg  des  Gesetzes  im  Ab- 
geordnetenhause schliesslich  abgegeben,  steht  es  fest,  dass  dieselbe  unverrückt 
das  Ziel  im  Auge  behalten  hat,  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  womöglich  ganz 
den  Kommunen  zur  Lösung  ihrer  Aufgaben  zu  überweisen,  und  ebenso  geht  aus 
den  bezeichneten  Verhandlungen  hervor,  dass  alle  Parteien  sich  diesem  Ge- 
danken gegenüber  zustimmend  ausgesprochen.  Ja;  der  Antragsteller  v.  Huene 
hat  dies  ausdrücklich  bei  Einbringung  des  Gesetzentwurfs  als  das  Endziel  des- 
selben bezeichnet,  so  dass  es  wohl  keinem  Zweifel  imterliegt,  dass  auf  diesem 
Boden  eine  Einigung  zu  finden  sein  wird.  Zur  Realisierung  dieses  Gedankens 
der  Ueberweisung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  wird  das  Gesetz  denn  auch 
trotz  seiner  Mängel  voraussichtlich  sehr  wesentlich  beitragen,  was  insbesondere 
aus  der  nachstehenden  Erörterung  erhellen  dürfte. 

Die  Frage,  an  welcher  Stelle  bei  Ueberweisung  von  Staatsmitteln  zur 
Entlastung  der  Kommunen  einzusetzen  sei,  ist  die  umstrittenste  geblieben,  so- 
lange man  diesem  Gedanken  näher  getreten.  Schon  bei  Beratung  des  Ver- 
wendungsgesetzentwurfs vom  16.  März  1882  ist  das  Für  und  Wider  eingehend 
erörtert  worden,  \md  man  kann  nicht  behaupten,  dass  bei  den  Verhandlungen 
über  das  jetzt  in  Rede  stehende  Gesetz  irgendwelche  neuen  Gesichtspunkte  zu 
Tage  gekommen.  Das  Haupthindernis  dabei  bilden  die  Gutsbezirke,  weü  der 
Gutsherr  der  Träger  fast  sämtlicher  kommunalen  Lasten  des  Gutsbezirks  ist 
und  ein  Unterschied  zwischen  öffentlichen  und  persönlichen  Leistungen  in  Be- 
zug hierauf  für  ihn  nicht  besteht.  Eine  Ueberweisung  von  Staatsmitteln  an 
die  Gutsbezirke,  resp.  ein  Erlass  an  Grund-  und  Gebäudesteuer  würde  mithin 
auch  gleichzeitig  zum  Vorteü  der  Privatkasse  des  Gutsherrn  erfolgen,  was  schon 
in  Rücksicht  auf  die  gewährte  Grundsteuerentschädigung  nicht  angängUch  er- 
scheint. 
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Aber  auch  abgesehen  von  den  Gutsbezirken  spricht  gegen  die  Ueber- 
weisung  an  die  Ortskommunen  schon  der  Umstand,  dass  dieselbe  nicht  im  Sinne 
einer  demnächstigen  Kommunalsteuerreform  liegen  dürfte.  Wenn  die  Nothwendig- 
keit  zur  Ueberweisung  eines  Teiles  oder  der  ganzen  Grund-  und  Gebäudesteuer 
an  die  Kommunen  allgemein  anerkannt  wird,  so  beruht  dies  doch  darauf,  dass 
man  dieselben  zur  Lösung  der  ihnen  übertragenen  Aufgaben  leistungsfähig 
machen  und  ihnen  dazu  das  Steuerobjekt,  das  ihnen  naturgemäss  zukommt, 
wieder  zuwenden  will.  Das  würde  aber  allein  durch  eine  Ueberweisung  auch 
der  ganzen  Grund-  und  Gebäudesteuer  bei  der  notorisch  mangelnden  Leistungs- 
fähigkeit zahlreicher  Einzelgemeinden  nicht  erreicht  werden ;  hierzu  ist  vielmehr 
die  Bildung  leistungsfähiger  Verbände  unumgänglich  notwendig.  Ob  man  dabei 
in  den  östlichen  Provinzen  an  die  bestehenden  Amtsbezirke  wird  anknüpfen 
können,  wie  dies  bei  Einführung  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  als 
erstrebenswert  hingestellt  wurde,  ist  auch  jetzt  noch  eine  offene  Frage;  für  grosse 
Bezirke  in  jenen  Provinzen  muss  dies  bestritten  werden,  weil  dort  der  gewünschte 
Erfolg  in  vielen  Fällen  damit  nicht  erreicht,  wohl  aber  bei  der  in  den  Amts- 
bezirken häufig  gegebenen  Verbindung  eines  Gutes  oder  einer  leistungsfähigen 
Gemeinde  mit  mehreren  nicht  prästationsfähigen  Ortschaften  geradezu  eine 
Vermögensteignung  stattfinden  würde. 

Die  Frage  über  die  Bildung  von  Samtgemeinden  konnte  bei  der  Beratung 
des  in  Rede  stehenden  Gesetzes  auch  nur  im  Hinblick  auf  eine  künftige  Land- 
gemeindeordnung berührt  werden  und  die  Erörterung  derselben  hatte  nm*  in- 
sofern praktischen  Werth,  als  sie  den  Beweis  ergab,  dass  kleinere  und  mittlere 
Verbände  durchschnittlich  zur  Erfüllung  der  kommunalen  Aufgaben  der  heutigen 
Zeit  nicht  imstande  sein  werden.  Sowohl  in  Rücksicht  auf  den  Entwicklungs- 
gang, den  das  Erwerbsleben  und  die  Gesetzgebung  genommen,  wie  zum  Aus- 
gleich der  widerstrebenden  Interessen  ist  dazu  eine  breitere  Basis  erforderlich, 
die  noch  am  ehesten  im  Kreisverbande  zu  finden  sein  dürfte.  Insbesondere 
dringt  die  ungleichmässige  Verteilung  der  Armenlasten,  welche  vornehmlich 
dadurch  herbeigeführt  wird,  dass  in  den  allermeisten  Fällen  der  Ortsarmenver- 
band mit  der  Einzelgemeinde  zusammenfällt,  zu  einer  solchen  Lösung.  Denn 
die  Gemeinden,  in  denen  sich  der  Druck  der  Armenlasten  am  schwersten  äussert, 
sind  schon  infolgedessen  fast  ausnahmslos  ausser  stände,  Veranstaltungen  zur 
Durchführung  einer  zweckentsprechenden  Armenpflege  zu  treffen.  Und  ebenso 
wie  bei  der  Armenpflege  reichen  auch  auf  anderen  Gebieten,  insbesondere  auch 
wo  es  sich  um  Aufwendungen  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit einer  Gegend  handelt,  die  Kräfte  der  Einzelgemeinden  nicht  aus.  Selbst- 
redend ist  dies  nicht  in  gleichem  Masse  überall  der  Fall;  wo  das  Unvermögen 
der  Einzelgemeinden  aber  am  deutlichsten  zu  Tage  getreten  ist,  hat  schon  das 
vorhandene  Bedürftiis  den  richtigen  Weg  zur  Abhilfe  angewiesen,  was  daraus 
hervorgeht,  dass  gerade  in  den  inneren  Provinzen  die  Kreise  meistens  freiwillig 
und  ohne  gesetzlichen  Zwang  die  Kosten  für  das  Impfwesen,  das  Hebammen- 
wesen, für  die  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Krankenhäusern,  wie  für  den 
Ausbau  von  Kunststrassen  und  andere  Verkehrsverbesserungen  auf  ihren  Haus- 
halt übernommen  haben. 

Bei  der  beabsichtigten  Entlastung  der  Kommunen  konnte  man  sich  des- 
halb auch  nicht  damit  begnügen,    denselben    durch  Ueberweisung   von   Mitteln 
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eine  momentane  Abhilfe  zu  gewähren,  sondern  man  musste  auf  eine  dauernde 
Beseitigung  bestehender  Missstände  hinzuwirken  suchen.  Specielle  Massnahmen 
zum  letzteren  Zwecke  konnten  bei  einem  gesetzgeberischen  Akte  wie  dem  in 
Rede  stehenden  aber  um  so  weniger  getroffen  werden,  weil  dazu  mindestens  die 
gleichzeitige  Beratung  eines  Kommunalsteuergesetzes  erforderlich  gewesen  wäre. 
Es  handelt  sich  nur  darum,  die  zu  überweisenden  Beträge  so  zu  begeben,  dass 
eine  Erschwerung  bei  einer  demnächstigen  Reform  nicht  zu  befürchten  stand. 
Dieser  Anforderung  entsprach  aber  am  meisten  eine  Ueberweisung  an  die  Kreise; 
denn  wie  sich  die  weitere  Reform  auch  gestalten  mag,  selbst  bei  der  Bildung 
von  Samtgemeinden  wird  man  genötigt  sein,  einzelne  kommunale  Aufgaben, 
die  auch  die  Kräfte  dieser  Verbände  übersteigen,  den  Kreisen  zu  übertragen. 

Eine  entgegenstehende  Ansicht  glaubte  allerdings  dadurch  zu  einer  ge- 
eigneteren Entlastung  der  Kommunen  zu  gelangen,  dass  der  Staat  bei  den 
grösseren  Zwangsaufgaben  der  Einzelgemeinden,  bei  der  Wegebaulast,  der  Armen- 
pflege und  der  Schulunterhaltungspflicht  durch  Uebemahme  von  Quoten  aller 
oder  einzelner  dieser  Lasten  beteiligt  werde,  nachdem  zuvor  eine  gesetzliche 
Organisation  dieser  Aufgaben  stattgefunden.  Hinsichtlich  der  ersteren  beiden 
Aufgaben  dürfte  dies  wohl  nach  der  erfolgten  Dotation  der  Provinzen  ausge- 
schlossen erscheinen,  insoweit  die  ländlichen  Verhältnisse  dabei  in  Betracht 
kommen,  auch  kaum  durchführbar  sein,  so  dass  nur  bei  der  Schulunterhaltungs- 
pflicht anzuknüpfen  wäre.  Neben  den  Aufwendungen  für  die  Armenpflege  übt 
zweifellos  die  Schulunterhaltungspflicht  den  härtesten  Druck  auf  die  Kommunen 
aus;  der  Unterschied  liegt  nur  vor,  dass  eine  erspriessliche  Entwicklung  des 
Schulwesens  trotzdem  erfolgt,  weü  der  Staat  mit  seinen  Mitteln  erforderlichen- 
falls eintritt,  während  von  einer  zweckmässigen  Organisation  der  Armenpflege 
bei  überbürdeten  Gemeinden  nicht  die  Rede  sein  kann,  da  die  subsidiarische 
Verpflichtung  der  Landarmenverbände  nur  bei  eklatanter  Leistungsunfähigkeit  des 
Ortsarmenverbandes  einti-itt.  Eine  Verwendung  der  zur  Ueberweisung  bereit- 
gestellten Beträge  zur  Uebemahme  eines  Teiles  der  Schullasten  auf  den  Staat 
hätte  deshalb  auch  nur  dann  im  Sinne  des  angestrebten  Zweckes  gelegen,  wenn 
die  bestehenden  Ortskommunalverbände  durch  diese  Entlastung  die  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  zur  Durchführung  der  ihnen  verbleibenden  kommunalen  Auf- 
gaben erhalten  hätten.  Dies  wäre  durchschnittlich  aber  sicherlich  nicht  der 
Fall  gewesen,  weil  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  eben  unumgänglich  die  Bildung 
leistungsfähiger  Verbände  gehört.  Letztere  wäre  aber  bei  Annahme  der  Vor- 
schläge, die  auf  eine  Entlastung  speciell  bei  den  Schullasten  hinzielten,  nur 
noch  in  grössere  Feme  gerückt,  weil  von  einer  Ueberweisung  von  Mitteln  an 
die  Kommunen,  im  Endzwecke  einer  Ueberweisung  der  Grund-  und  Gebäude- 
steuer,  dann  wohl  einstweilen  nicht  die  Rede  gewesen  wäre,  ohne  diese  aber 
eine  anderweitige  Organisation  der  konmiunalen  Verbände  und  deren  Aufgaben 
jedoch  nicht  durchführbar  erscheint. 

Für  ein  baldiges  Vorgehen  im  letzteren  Sinne  spricht  aber  nach  dem 
Inkrafttreten  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes  der  provisorische  Charakter  des 
§  4  desselben,  der  bei  der  erst  in  Aussicht  stehenden  Reorganisation  des  Kom- 
munalsteuerwesens nicht  zu  vermeiden  war.  Die  Kreise  werden  die  ihnen  zu- 
fliessenden  Mittel  deshalb  auch  voraussichtlich  zunächst  nur  zur  Entlastimg  der 
Kreis-  und  Provinzialabgaben,  zu  Wegebauten,  zur  Errichtung  von  Kreiskranken- 
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häusern  und  ähnlichen  gemeinnützigen  Zwecken  verwenden,  aber  schon  in  Rück- 
sicht auf  die  zu  erwartende  Regelung  der  Verwendungszwecke  und  bei  der  Un- 
bestimmtheit der  Einnahmen  von  der  Uebemahme  dauernder  und  erheblicher 
Neubelastungen  absehen.  Eine  Verwendung  der  Mittel  im  Interesse  der  Schul-  und 
Ortsarmenverbände,  die  in  §  4  vorgesehen  ist,  wird  deshalb  auch  wohl  nur  selten 
praktische  Anwendung  finden.  In  Kreisen,  die  für  eigne  oder  Provinzialzwecke 
keine  Aufwendungen  zu  machen  haben,  welche  dem  Betrage  der  ihnen  zufliessen- 
den  Summen  gleichkommen,  wird  schliesslich  nur  die  vorgesehene  Unterver- 
teilung an  die  Gemeinden  Platz  greifen  können.  Es  muss  zugegeben  werden, 
dass  dies  ein  erwünschter  Zustand  für  die  Dauer  nicht  sein  kann;  vorübergehend 
und  bis  zur  definitiven  Regelung  der  Verwendungszwecke  wird  er  aber  wesent- 
lich dazu  beitragen,  um  nach  jahrelangen  theoretischen  Erörterungen  an  der 
Hand  der  Erfahrung  Klarheit  in  die  ganze  Ueberweisungsfrage  zu  bringen. 
Denn  die  überwiegendste  Mehrzahl  der  Kreise  wird  die  überwiesenen  Mittel  im 
Interesse  des  Kreiskommunalverbandes  verwenden,  und  es  wird  sich  dann  er- 
geben, ob  alle  die  schlimmen  Befürchtungen,  die  einerseits  an  die  Interessen- 
sucht und  anderseits  an  die  mangelnde  Vorsicht  der  Kreistage  bei  Verwendung 
der  Mittel  geknüpft  wurden,  eine  Berechtigung  haben,  oder  ob  der  Kreis  der 
berufene  Verband  ist,  der  in  Zukunft  die  grösseren  kommunalen  Aufgaben  zu 
lösen  haben  wird.   — 

Dass  die  Urteile  über  die  Angemessenheit  des  bei  der  Verteilung  der  Ueber- 
weisungssumme  anzuwendenden  Massstabes  sehr  weit  auseinandergehen  mussten, 
liegt  in  der  Natur  der  Sache ').  Wer  die  vorhandene  Leistungsfähigkeit  zu 
Grunde  legte,  rechnete  mit  anderen  Faktoren,  als  wer  von  den  thatsächlich  zu 
machenden  Aufwendungen  ausging.  Der  angenommene  Massstab,  zu  7^  nach 
der  Grund-  und  Y^  nach  der  Civilbevölkerung,  soll  beide  Momente  berücksich- 
tigen, thut  dies  in  Wahrheit  aber  doch  nur  in  sehr  bedingter  Weise.  Von  Be- 
deutung ist  die  Frage  auch  nur,  solange  die  Ueberweisung  den  Charakter  der 
Dotaton  behält,  der  ihr  gegenwärtig  nicht  abgesprochen  werden  kann;  jede 
Erörterung  darüber  hört  aber  von  selbst  auf,  wenn  der  Endzweck  des  Gesetzes 
erreicht  und  das  Einkommen  aus  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  seiner  natur- 
gemässen  Bestimmung  nach  dem  Verbände  überlassen  bleibt,  der  bei  einer  de- 
finitiven Regelung  der  Verwendungszwecke  als  Träger  der  grösseren  kommu- 
nalen Lasten  hingestellt  wird.  Und  damit  werden  dann  ja  auch  die  weiteren 
gegen  das  Gesetz  gerichteten  Vorwürfe  wegen  der  Festlegung  der  Getreide- 
zölle durch  Verknüpfung  derselben  mit  dem  Haushalt  der  Kommunen  und  wegen 
Verwendung  der  durch  jene  Zölle  aufgebrachten  Summen  zu  Chausseebauten 
und  ähnlichen  Meliorationen  wirtschaftlicher  Natur  beseitigt  sein,  denen  eine 
sachliche  Bedeutung  kaum  noch  beigelegt  werden  kann  und  auf  die  deshalb 
hier  nicht  weiter  eingegangen  wird. 


^)  Vergl.   die   verschiedenen  Anträge,    das   Für  und  Wider   derselben  im 
Kommissionsbericht.  a 
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betreffend  üeberweisung  von  Beträgen ,  welche  ans  landwirtschaftlichen  Zöllen 
eingehen,  an  die  Eonunnnalverbände. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen,  unter  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtags,  für  den 
Umfang  der  Monarchie,  was  folgt: 

§  1. 
Von  den  auf  Grund  des  §  8  des  Reicbsgesetzes  vom  15.  Juli  1879  auf 
Preussen  entfallenden  Summen  soll  ein  Betrag,  welcher  dem  nach  dem  Mass- 
stabe des  erwähnten  Reichsgesetzes  auf  Preussen  entfallenden  Anteüe  aus  dem 
Ertrage  der  Getreide-  und  YiehzöUe  (Positionen  9  a,  9  b,  9  c,  9  e  und  39  a  bis 
39  g  des  Zolltarifs  von  1879)  entspricht,  abzüglich  eines  Betrages  von  15  Millionen 
Mark,  nicht  zu  allgemeinen  Staatszwecken  verwendet,  sondern  nach  Massgabe 
der  nachstehenden  Bestimmungen  den  Kommunalverbänden  überwiesen  werden. 

§2. 

Die  Üeberweisung  erfolgt,  mit  Ausnahme  der  HohenzoUemschen  Lande, 
an  die  Kreise  (Land-  und  Stadtkreise). 

In  denjenigen  Landkreisen,  in  welchen  Kreisansschüsse  nicht  bestehen, 
haben  die  Kreistage  zur  Vorbereitung  und  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  über 
die  Verwendung  der  nach  Massgabe  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ihnen  zufallen- 
den Beträge  Kommissionen  unter  dem  Vorsitze  des  Landrats  einzusetzen. 

§  3. 

Die  Verteilung  der  nach  §  1  überwiesenen  Summe  auf  die  einzelnen 
Kreise  erfolgt  zu  */3  nach  dem  Massstab  der  in  den  einzelnen  Kreisen  aufkom- 
menden, bezw.  fingierten  Grund-  und  Gebäudesteuer,  soweit  solche  nach  den 
Grundsätzen  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  durch  Zuschläge  zu  den 
Kreissteuem  herangezogen  werden  kann,  zu  '/»  nach  der  Civilbevölkerung.  Bei 
der  ersten  Verteüimg  der  in  dem  Etatsjahre  1885/86  aufkommenden  Zölle  wird 
das  Soll  an  Grund-  und  Gebäudesteuer  des  Jahres  1885/86  und  die  bei  der 
Volkszählung  im  Dezember  1885  ermittelte  Ziffer  der  Civilbevölkerimg  zu 
Grunde  gelegt. 

Eine  Revision  dieser  Zahlen  findet  in  dem  auf  jede  Volkszählung  folgen- 
den Jahre  statt. 

Die  hiemach  auf  die  einzelnen  Kreise  entfallenden  Summen  werden  durch 
gemeinsame  Verfügung  des  Ministers  des  Innern  und  des  Finanzministers  fest- 
gestellt. 

§  4. 

Bis  zum  Erlasse  eines  die  Verwendungszwecke  endgültig  regelnden  Ge- 
setzes sind  die  überwiesenen  Summen  zur  Erfüllung  solcher  Aufgaben"  zu  ver- 
wenden, für  welche  seitens  der  Land-  imd  Stadtkreise  die  Mittel  durch  Zuschläge 
zu  den  direkten  Staatssteuem  oder  durch  direkte  Gemeindesteuern  aufgebracht 
werden. 
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In  denjenigen  Landkreisen,  in  welchen  die  überwiesenen  Summen  nach 
Absatz  1  nicht  Verwendung  finden,  können  die  nicht  verwendeten  Beträge  unter 
Genehmigung  der  zuständigen  Aufsichtsbehörde  durch  Beschluss  des  Kreistages 
verwandt  werden : 

a.  zur  Entlastung  der  Schul-  beziehungsweise  engeren  Kommunalverbände 
hinsichtlich  der  Schullasten,   insbesondere   auch    zur  Aufhebung  oder 
Minderung  des  Schulgeldes  in  denjenigen  Schulen,    welche  der  allge- 
meinen Schulpflicht  dienen; 
b.  zur    Gewährung   von    Beihilfen    an    die   Ortsarmenverbände,    insoweit 

nicht  die  Landarmenverbände  dazu  verpflichtet  sind. 
Kommt  ein  solcher  Beschluss  zu  den  Zwecken  Absatz  2  a  und  b  nicht  zu 
stände,  so  sind  die  nicht  verwendeten  Beträge  an  die  Stadt-  und  Landgemeinden 
(Gutsbezirke)  des  Kreises  unter  Festhaltung  des  §  3  Absatz  1  und  2  festgesetzten 
Massstabes  zu  überweisen. 

Diese  Unterverteilung  erfolgt  durch  die  Kreisausschüsse,  bezw.  Kreis- 
kommissionen und  wird  in  den  Kreisblättern  publiziert.  Gegen  die  Richtigkeit 
der  ünterverteilung  steht  den  einzelnen  Gemeinden  binnen  2  Wochen  von  dem 
Tage  ab,  wo  das  betreffende  Kreisblatt  ausgegeben  ist,  die  Beschwerde  an  die 
zuständige  Aufsichtsbehörde  zu. 

Für  die  Verwendung  der  auf  die  Stadt-  und  Landgemeinden  (Gutsbezirke) 
unterverteilten  Beträge  finden  die  Bestimmungen  der  Absätze  1  und  2  ent- 
sprechende Anwendung. 

§5. 
In  der   Provinz    Schleswig-Holstein    können   durch  Kreisstatut   die   über- 
schiessenden  Summen  (§  4  Absatz  3)  an  andere  Verbände  als  an  die  Stadt-  und 
Landgemeinden  (Gutsbezirke)  überwiesen  werden. 

§  6. 

Für  die  Hohenzblleraschen  Lande  wird  ein  Betrag  festgestellt  und  über- 
wiesen, welcher  dem  im  §  3  aufgestellten  Verteilungsmassstabe  entspricht. 

Die  Feststellung  erfolgt  durch  gemeinsame  Verfügung  des  Ministers  des 
Innern  und  des  Finanzministers. 

Der  festgestellte  Betrag  wird  nach  dem  Verhältnisse  der  durch  die  letzt- 
vorangegangene Volkszählung  ermittelten  Einwohnerzahlen  auf  die  einzelnen 
Gemeinden  verteilt.  Den  Vertretern  der  letzteren '  steht  die  Beschlussfassung 
über  die  Verwendung  zu. 

§7. 

Dieses  Gesetz  tritt  gleichzeitig  mit  dem  Reichsgesetz  über  die  Aenderung 
des  Zolltarifs  in  Kraft.  Die  Bestimmungen  des  §  1  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1880 
finden  auf  die  im  §  1  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bestimmte  Ueberweisung  keine 
Anwendung. 
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Das  Börsenstenergesetz. 

Von 

Justizrat  Dr.  Grimm  in  Marburg  in  Hessen, 
Berichterstatter  der  Reichstagskommission. 

Quellen.  Eommissionsbericlit  des  Abg.  Dr.  Grimm,  Nr.  286  der  Drucksachen,  6  Leg.- 
Per.  I.  Session  18»* 85.  Sten.-Ber.  derselben  Session,  30.,  92.,  93.,  96.  Sitzung;  Gesetzvorlage 
von  1869,  Drucksachen  des  Reichstags  des  Norddeutschen  Bundes  Nr.  132;  von  1875  Dmcksachen- 
des  Reichstags  Nr.  43 ;  von  1878  Drucksache  Nr.  22 ;  von  1880  Drucksache  Nr.  96 ,  Sten.-Ber. 
der  39.  und  41.  Sitzung;  von  1881  Drucksache  Nr.  59,  Sten.-Ber.  23.,  24.,  60.,  51.,  59.,  Komm.- 
Ber.  des  Abg.  Büssing  Nr.  162  der  Drucksachen,  1882  Komm.-Ber.  des  Abg.  Fürsten  v.  Hatzfeld 
Nr.  314  der  Drucksachen.    Sten.-Ber.  der  33.,  34.,  35.  Sitzung;  von  1884  Nr.  158  der  Drucksachen. 

Litteratur.  Prof.  Dr.  R.  Fiiedberg  in  Halle,  das  Eeichsbörsensteuergesetz  (Conrads 
Jahrbücher,  11.  Band,  I.  Heft).  Geh.  Reg.-Rat  Neumann  in  Berlin,  Das  Börsenstenergesetz 
(Berlin,  Siemenroth).  Otto  Pals,  Sekretär  der  Handelskammer  in  Frankfurt  a.  M.,  Gesetz 
betreffend  Abänderung  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881.  R.  Höinghaus,  Das  neue  Börsenstener- 
gesetz von  1885.  Berlin,  Hempel.  Der  Geschäftssteuerentwurf  des  Herrn  von  Wedell-Malchow 
(drei  Hefte  vom  Yerein  für  Wahrung  der  wirtschaftlichen  Interessen  etc.  herausgegeben).  Die 
Geschäftssteuer  von  Dr.  Felix  Hecht. 

An  die  Spitze  einer  kurzen  Relation  über  die  Entstehungsgeschichte  des 
Gesetzes  vom  29.  Mai  1885,  die  Reichsstempel abgaben  betreffend,  möchte  ich 
eine  vor  Jahren  gemachte  Bemerkung  setzen,  nicht  als  ob  dieselbe  auf  eine  be- 
sondere Beachtung  Anspruch  hätte,  sie  gibt  aber  ziemlich  signifikant  die  An- 
schauungen wieder,  welche  diejenigen  Kreise  beherrschte,  in  welchen  vorzugsweise 
die  Bewegung  für  ein  solches  Steuergesetz  ihren  Sitz  hatte.  Ich  sagte  damals 
folgendes : 

,  Während  das  Grundvermögen  früher  der  Hauptfaktor  des  National- 
vermögens war,  hat  im  Laufe  von  100  Jahren  und  vornehmlich  in  den  letzten 
30  Jahren  das  bewegliche  imd  namentlich  das  Kapitalvermögen  eine  überwiegende 
Bedeutung  gewonnen.  Die  verschiedenen  Werte,  welche  entstanden  und  jetzt 
den  Hauptbestandteil  des  Vermögens  bilden,  beziffern  sich  nach  vielen  Tausenden 
von  Millionen. 

Das  Kapital  beherrscht  jetzt  nicht  allein  den  Handel,  die  Industrie,  sondern 
auch  das  Handwerk  und  die  Landwirtschaft,  indem  es  zugleich  in  sich  selbst 
durch  die  Anleihen  von  Staaten,  Gemeinden  und  Korporationen  eine  erhebliche 
Produktionskraft  entfaltet. 

Diese  Entwickelung  hat  alle  Lebensverhältnisse  ergriffen,  überall  sind  ihr 
gesetzlich  die  Wege  geebnet,  überall  sind  die  Schranken  beseitigt  und  zwar  am 
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fühlbarsten  für  das  Handwerk  durch  die  unbeschränkte  Gewerbefreiheit,  welche 
die  seitherige  Produktion  des  Handwerks  in  die  Hände  der  Kapitalisten  legt, 
für  den  ländlichen  Grundbesitz  durch  die  unbedingte  Kreditfreiheit,  durch  welche 
der  weitaus  überwiegende  Teil  des  Bodenwertes  nicht  mehr  der  ackerbautreibenden 
Bevölkerung  selbst,  sondern  dem  das  Darlehen  gebenden  Kapitalisten  gehört. 

Dieser  Entwickelung  sind  nicht  gefolgt  die  gesetzlichen  Regelungen  der 
Steuern,  welche  von  den  Vermögensbewegungen  erhoben  werden.  Diese  Steuern, 
in  Form  von  Stempelabgaben  erhoben,  haben  sich  als  Ruinen  einer  vergangenen 
Zeit  erhalten,  sie  schliessen  sich  an  die  öffentlichen  Beurkundungen  von  Rechts- 
geschäften an,  und  da  die  Mobiliarvermögens-Bewegung  diese  Form  längst  be- 
seitigt hat,  so  ist  sie  noch  voll  auf  dem  Grundeigentum  haften  geblieben,  welches 
bei  seinen  Bewegungen  der  öffentlichen  Beurkundung  nicht  entbehren  kann. 

In  dem  Augenblicke,  wo  es  zum  allgemeinen  Bewusstsein  kam,  dass  die 
sich  mit  jedem  Jahre  steigernden  Anforderungen  an  die  Mittel  des  Reichs  und 
der  Einzelstaaten,  welche  wesentlich  durch  den  beweglichen  Besitz  und  seine 
Bedürfnisse  herbeigeführt  werden,  sich  durch  Auflage  direkter  Steuern,  welche 
wiederum  vorzugsweise  den  Grundbesitz  treffen,  nicht  decken  lassen,  dass  es 
ausser  den  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  in- 
direkter Abgaben  bedarf,  musste  sich  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Bewegungen 
des  mobilen  Vermögens  richten,  um  hier  bei  den  kolossalen  Umsätzen  desselben 
durch  verhältnismässig  geringfügige  Stempelabgaben  Einnahmen  zu  gewinnen, 
welche  die  gesteigerten  Anforderungen  decken  und  es  ermöglichen,  die  direkten 
Steuern  an  Staat  und  Kommune  zu  erleichtern.  Aus  diesem  Bedürfnisse  heraus 
entstand  die  Wechselstempelsteuer;  aus  demselben  Bedürfnisse  heraus  verlangten 
einsichtige  Patrioten  nach  einer  Besteuerung  der  Kapitalumsätze,  namentlich 
bei  der  Börse,  als  der  Stelle,  wo  die  Kapitalbewegungen  vorzugsweise  und  in 
grossartigem  Massstabe  zur  Erscheinung  kommen. 

Obgleich  das  Ausland  in  dieser  Beziehung  bereits  dem  Deutschen  Reiche 
vorausgegangen,  erfahren  die  Bestrebungen  der  indirekten  Besteuerung  und  der 
Stempelabgabe  auf  den  Mobiliarverkehr  eine  leidenschaftliche  Bekämpfung,  um- 
somehr,  je  privilegierter  seither  der  Kapitalbesitz,  ohne  alle  Teilnahme  an  den 
öffentlichen  Lasten,  sich  der  sämtlichen  Lebens-  und  Erwerbsbranchen  bemächtigt 
hatte. " 

Es  ist  imzweifelhaft,  dass  in  den  vorstehenden  Bemerkungen  Vieles  mit 
der  Einseitigkeit  des  Aktionsinteresses  zu  stark  betont  ist,  allein  zum  Verständnisse 
des  Werdens  des  Gesetzes  wird  es  beitragen,  wenn  man  sieht,  wie  die  Aktions- 
partei dachte,  und  sich  erinnert,  dass  die  die  öffentliche  Meinung  noch  be- 
herrschende Partei  diesen  Bestrebungen  ablehnend  und  feindlich  gegenüberstand. 

Die  Steuer  von  den  Bewegungen  des  mobilen  Kapitals  in  Form  einer 
Stempelabgabe  auf  die  Umsätze  gelegt,  erscheint  zum  erstenmale  in  der  Gesetz- 
vorlage an  den  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  vom  Jahre  1869,  welche 
für  Schlussscheine  über  Wertpadiere  und  Waren  10  Pf.,  für  Lombarddarlehen 
V2  pro  mille  für  ausländische  Wertpapiere  1  Prozent  und  für  übertragbare  in- 
ländische Aktien  jährlich   '/s  pro  mille  proponierte. 

Es  war  jenes  bekannte  Steuerbouquet,  wie  man  es  damals  nannte,  der 
erste  Versuch,  der  Reichsregierung  mittelst  indirekter  Steuern  die  finanzielle 
Unabhängigkeit  des  neuen  Reiches,    die  Entlastung   der  Einzelstaaten    von  den 
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Matrikularbeiträgen,  und  damit  eine  Entlastung  von  den  direkten  Steuern  an- 
zubahnen. Der  Erfolg  entsprach  der  herrschenden  Stimmung,  welche  nicht 
allein  die  direkte  Besteuerung  theoretisch  als  die  richtige  verteidigte,  sondern 
in  ihr  auch  das  Machtmittel  sah,  den  parlamentarischen  Einfluss  zu  erhalten 
und  zu  stärken.  Die  Verhandlungen  über  jene  Vorlage  im  Reichstage  zeigen 
demgemäss  auch  das  Bild  wesentlich  einer  Debatte  über  konstitutionelle  Macht- 
fragen, und  Fürst  Bismarck  sagte  bei  jener  Gelegenheit:  ,Sie  klagen  über  die 
Mängel  der  Bundesverfassung;  wenn  die  Bundesverfassxmg  eine  andere  wäre, 
<lann  -würden  Sie,  ich  weiss  nicht,  was  bewilligen;  daraus  kann  ich  kein  Geld 
zur  Befriedigung  des  Bedarfs  entnehmen.  Es  ist  ein  Fels,  aus  dem  selbst  Moses 
mit  seinem  Stabe  kein  Wasser  schlagen  würde."  —  Bekanntlich  fielen  damals 
sämtliche  Gesetzvorlagen  im  Reichstage.  Allein  mit  jenem  Heraustreten  der 
Reichsregierung  war  einmal  die  Frage  in  Fluss  gekommen.  Es  war  die  Zeit, 
wo  der  Grundbesitz,  seither  das  geduldigste  Lasttier  der  Besteuenmg,  seiner 
gefährdeten  Existenz  sich  bewusst  wurde,  die  agrarische  Bewegung  die  Gemüter 
tief  ergriffen  hatte,  und  die  Steuerreform  in  der  Richtung  der  Entlastung  des 
Grundbesitzes  eifrig  ventilierte. 

Immer  aUgemeiner  wurde  die  Erkenntnis,  dass  die  seitherigen  Steuer- 
quellen neue  Beträge  zu  liefern  ausser  Stande  seien.  Von  diesem  Standpunkte 
aus  wurde  das  Verlangen  nach  Besteuerung  des  mobilen  Kapitals  begründet. 
Es  ist  bekannt,  dass  diese  Bestrebungen  bekämpft  wurden  mit  all  den  schneidigen 
Mitteln,  welche  ein  herrschendes  System,  ein  im  Besitzstand  befindliches  Interesse 
darboten,  und  es  bedurfte  der  ganzen  Kraft  eines  leitenden  Staatsmannes,  wie 
des  Fürsten  Bismarck,  und  eines  unablässigen  Einsetzens  der  Vorkämpfer  der 
Steuerreform,  um  den  neu  eingeschlagenen  Bahnen  Anerkennung  zu  verschaffen. 
Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Entwickelung  der  politischen  Geschicke 
des  deutschen  Reiches,  seine  Einigung  und  Machtentfaltung,  vor  allem  aber  die 
eminent  dadurch  gesteigerten  finanziellen  Bedürfnisse  zu  der  Einsicht  führten, 
dass  Einnahmequellen  von  bedeutendem  Umfange  geschaffen  werden  müssten, 
wenn  den  unabweisbaren  Bedürfnissen  des  öffentlichen  Lebens  Rechnung  getragen 
werden  sollte,  während  es  auf  der  Hand  lag,  dass  diese  Mittel  auf  dem  Wege 
der  direkten  Besteuerung  nicht  zu  beschaffen  seien.  Das  energische  Vorgehen 
Frankreichs  mit  seiner  indirekten  Besteuerung  in  der  Notlage  nach  dem  Kriege 
von  1871  blieb  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  in  massgebenden  parlamentarischen 
Kreisen  sich  bildenden  Anschauungen. 

Demungeachtet  waren  gerade  in  diesen  Kreisen  die  gegenteiligen,  seither 
für  unfehlbar  gehaltenen  Theorien  noch  so  überwiegend,  dass  der  im  ersten 
deutschen  Reichstage  1871  gemachte  Versuch,  die  Gesetzvorlage  wegen  der 
Börsensteuer  von  1869  durchzusetzen,  mit  Annahme  eines  Antrags  auf  einfache 
Tagesordnung  erledigt  wurde. 

Die  Vorlagen  seitens  der  Reichsregierung,  die  Stempelabgabe  für  gewisse 
Umsätze  des  mobilen  Kapitals  gesetzlich  einzuführen,  wiederholten  sich  in  den 
folgenden  Jahren  1875,  1878.  Es  wurde  die  Notwendigkeit  der  Erhöhung  der 
Einnahmen  des  Reiches  betont,  dabei  aber  die  neue  Regulierung  des  Stempels 
als  eine  aus  den  veränderten  Geschäftsformen  des  Verkehrslebens  sich  ergebende 
Notwendigkeit  dargestellt,  als  eine  Konsequenz  lang  bestehender  Steuergrundsätze. 
Als  Objekte  der  Besteuerung  wurden  die  Schlussscheine  des  Börsenverkehrs,  die 
Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  1117  34 
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Aktie,  die  Papiere  au  porteur  ins  Auge  gefasst,  dabei  als  Ziel  der  Reform  die 
Steuererleichterung  in  betreff  des  Immobiliarstempels  hingestellt.  Die  ganze  Aktion 
erschien  so  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  Reform  der  langbestehenden  Ur- 
kundenstempel. 

Die  Vorlage  des  Bundesrats  vom  12.  April  1880  fügte  dem  obigen  Kreise 
von  Steuerobjekten  noch  ein  neues  Gebiet,  den  Bankverkehr  hinzu,  und  verlangte 
eine  Steuer  auf  Lombarddarlehen,  Quittungen,  Checks  und  Giroanv?eisungen, 
auch  Lotterielose  vs^urden  als  stempelpflichtig  bezeichnet.  Für  Schlussnoten, 
Quittungen  und  Checks  sollte  ein  niedriger  Fixstempel,  für  Lombarddarlehen 
wurde  ^/lo  pro  mille  für  Aktien  und  Wertpapiere  5  pro  mille  als  Steuer  ge- 
fordert, von  Lotterielosen  5  Prozent.  Die  Begründung  der  Gesetzvorlage  fasste 
die  seitherigen  Motive  noch  einmal  zusammen,  ohne  neue  Gesichtspunkte  hinzu- 
zufügen, die  Verhandlungen  im  Reichstage  Hessen  die  alten  Gegensätze  erkennen, 
die  Vorlage  erlebte  nicht  einmal  eine  Kommissionsberatung. 

Im  folgenden  Jahre  1881  wui'de  dieselbe  Vorlage  abermals  dem  Reichstage 
vorgelegt.  Der  Ertrag  der  Steuer  sollte  den  deutschen  Einzelstaaten  vom  Reiche 
überwiesen  werden  —  das  war  der  einzige  neue,  aber  auch  bedeutungsvolle 
Gesichtspunkt,  er  gewann  diejenigen,  welchen  die  finanzielle  Not  der  Einzel- 
staaten mehr  am  Herzen  lag  als  die  finanzielle  Selbständigkeit  des  Reiches. 
Die  Vorlage  wurde  nach  eingehenden  Beratungen  im  Reichstage  und  in  der 
Kommission  zum  Gesetze  erhoben.  Ausgeschieden  wurde  die  proponierte  Steuer 
auf  Lombarddarlehen,  Quittungen,  Checks  und  damit  jede  Besteuerung  des  Bank- 
verkehrs abgelehnt,  dagegen  wurde  die  Stempelsteuer  für  die  Aktien  auf  5  pro 
mille,  für  Renten  und  Schuldverschreibungen  auf  2  pro  mille,  wenn  sie  unter 
staatlicher  Genehmigung  ausgegeben  worden,  auf  1  pro  mille,  für  Lotterielose 
auf  5  Prozent  festgestellt.  Die  schliessliche  Normierung  eines  Fixstempels  von 
20  Pf.  für  Schlussnoten  und  Rechnungen  und  von  1  M.,  wenn  solche  Zeitgeschäfte 
betrafen,  erfolgte  nicht  ohne  lebhaften  Kampf.  Gegenüber  den  Kommissions- 
anträgen auf  diese  Fixstempel  wurde  der  Antrag  auf  einen  prozentualen  Wert- 
stempel gestellt,  und  die  Ablehnung  dieses  Antrags  erfolgte  im  Reichstage  mit 
Stimmengleichheit.  Die  Steuer  für  Schlussnoten  und  Rechnungen  trat  nun  ein, 
wo  solche  von  den  Beteiligten  ausgestellt  waren.  So  war  zum  Gesetze  erhoben, 
was  zwölf  Jahre  hindurch  Gegenstand  eines  lebhaften  parlamentarischen  Kampfes 
gewesen  —  aber  bei  den  wichtigsten  Steuerobjekten,  den  Kapitalumsätzen, 
konnte  man  die  gesetzgeberische  Thätigkeit  nicht '  als  befriedigend  und  ab- 
geschlossen ansehen.  Schon  das  folgende  Jahr  1882  brachte  den  bekannten  An- 
trag von  Wedell-Malchow,  der  die  prozentuale  Besteuerung  zunächst  nur  für 
das  Zeitgeschäft  forderte,  dabei  aber  den  neuen  Gesichtspunkt  geltend  machte, 
dass  der  Geschäftsabschluss  nicht  die  Bekundung  desselben  besteuert  und 
die  Erhebung  der  Steuer  mittelst  Steuerregistern  erfolgen  sollte.  Diese 
neuen  Gesichtspunkte,  welche  zuerst  erkennen  Hessen,  dass  man  eine  Umsatz- 
steuer im  Auge  hatte,  vermochten  weder  in  den  Beratungen  des  Reichstages, 
noch  in  den  Kommissionsberichten  durchzudringen.  Die  Beschränkung  der 
prozentualen  Besteuerung  auf  die  Zeitgeschäfte  war  eine  Konzession  an  die  gegen 
die  Differenzgeschäfte  und  die  schwindelhaften  Börsenoperationen  aufgebrachte 
öffentliche  Meinung  und  führte  vom  Gegenstande  ab  zu  einer  aufgeregten  De- 
batte  gegen  die  Auswüchse    des  Börsenverkehrs   überhaupt.     Die  Steuerregister 
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und  die  damit  verbundene  rigorose  Kontrolle  fanden  seitens  des  Handelsstandes 
den  lebhaftesten  Widerspruch.  Das  Hereinziehen  der  Erörterungen  über  die 
Auswüchse  und  Mängel  des  deutschen  Börsenwesens  in  die  Frage  der  Besteuerung 
der  Kapitalbewegungen  hatte  das  Verdienstliche,  die  öffentliche  Aufmerksamkeit 
auf  Zustande  zu  richten,  welche  für  den  nationalen  Wohlstand  sehr  bedenklich 
sind  —  es  entfernte  aber  die  Diskussion  von  der  ursprünglichen  Tendenz  der 
Gesetzgebung  und  verhinderte,  dass  der  Antrag  im  Reichstage  zur  Annahme 
gelangte,  nachdem  er  in  der  Kommissionsberatung  sehr  erhebliche  Abschwächun- 
gen  erfahren  hatte. 

Die  Verhandlungen  hatten  insofern  eine  Klärung  in  die  Situation  gebracht, 
als  es  anerkannt  werden  musste,  dass  die  Frage  über  die  gesetzliche  Ordnung 
des  Böreenwesens  in  Deutschland  eine  mit  der  Besteuerung  der  Kapitalbewegungen 
zwar  im  Zusammenhange  stehende,  aber  doch  eine  hochwichtige  selbständige 
Frage  sei,  an  deren  Lösung  gerade  die  soliden  Vertreter  des  Kapitals  und  der 
Börse  ein  vorzügliches  Interesse  haben.  Um  die  Frage  im  Flusse  zu  erhalten, 
wurde  seitens  der  konservativen  Partei  1884  der  Antrag  eingebracht,  dass  die 
Verhältnisse  der  Börse  einer  gesetzlichen  Regelung  zu  unterwerfen  seien.  Der 
Antrag  kam  nicht  weiter  zur  Verhandlung,  derselbe  trennte  aber  die  Frage  über 
die  schädlichen  Einwirkungen  und  Ausschreitvmgen  der  Börse  von  der  Steuer- 
frage. Seitens  der  verbündeten  Regierungen  wurde  in  Verfolg  der  Bestrebungen 
der  Steuerreform  ein  hochwichtiger  Schritt  gethan,  welcher  die  allgemeinste 
Aufin erksamkeit  erregte  —  in  der  Vorlage  eines  Gesetzes  wegen  Abänderung 
des  Reichsstempelgesetzes  vom  1.  Juli  1881^). 

Diese  Gesetzvorlage,  soweit  sie  die  Anschaffungsgeschäfl«  über  Objekte 
des  Effekten-  und  Produktenhandels  mit  einer  Steuer  belegte,  acceptiert  den 
Grundsatz  des  von  Wedellschen  Antrags,  dass  nicht  die  schriftliche  Form, 
sondern  das  Geschäft  selbst  besteuert  wird,  und  führt  die  Besteuerungsform  der 
Register  oder  Steuerbücher  durch.  Dagegen  umfasst  die  Steuer  alle  Geschäfte 
der  vorliegenden  Art,  ganz  unabhängig,  ob  sie  auf  einer  Börse  oder  ausserhalb 
derselben  abgeschlossen  sind,  ob  sie  auf  Zeit  kontrahiert,  oder  sofort  zu  reali- 
sieren sind,  und  beseitigt  damit  alle  Bedenken,  die  aus  einer  besonderen  Be- 
lastung der  Börse  und  aus  der  Ungewissheit  dessen,  was  man  unter  Zeitgeschäften 
zu  verstehen  hat,  entstehen  könnten.  Steuerpflichtig  erscheinen  die  Geschäfte 
des  Verkehrs  mit  Werten  von  300  Mark  an,  mit  Waren  von  10,000  Mark  an, 
indem  alle  Kontantgeschäfte  über  Wechsel,  gemünztes  und  ungemünztes  Silber, 
und  bei  Waren  alle  vom  Veräusserer  selbst  erzeugten  oder  hergestellten  Waren 
und  die  zur  Bearbeitung  durch  einen  der  Kontrahenten  bestimmten  Rohstoffe 
von  der  Steuer  gänzlich  eximiert  sind.  Zugleich  wird  die  Steuer  von  allen  effek- 
tiven, d.  h.  durch  Lieferung  ausgeführten  Geschäften  über  inländische  Waren 
zurückvergütet.  Die  Steuer  ist  eine  prozentuale  von  20  Pfennigen  von  1000  Mark 
tmd  wird  von  jedem  Kontrahenten  zur  Hälfte  getragen.  Das  waren  die  Grund- 
züge der  neuen  Gesetzvorlage. 

Bekanntlich  kam  diese  neue  Vorlage,  welche  einer  besonders  eingehende» 
Behandlung  im  Bundesrate  unterlegen  hatte,  nicht  mehr  zur  Verhandlung,   sie 


*)  Nr.  1-58  der  Drucksachen  5.  Leg.-Per.  F^.  Stesion  des  Reichstags. 
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war  aber  Gegenstand  einer  besonders  lebhaften  Erörterung  in  der  Presse  und 
der  politischen  Agitation. 

So  lagen  die  Dinge,  als  in  dem  neugewählten  Reichstage  in  der  Session 
von  1884 — 85  der  Abgeordnete  v.  Wedell-Malchow  die  unerledigte  Regierungs- 
voi'lage  der  vorigen  Session  von  neuem  als  Antrag  einbrachte  und  von  anderer 
Seite  der  Abgeordnete  Dr.  Arnsperger  und  Genossen  einen  Gegenantrag  vor- 
legten, die  mit  der  Vorberatung  betraute  Kommission  des  Reichstags  aber 
den  Entwurf  ausarbeitete,  welcher  am  29.  Mai  d.  J,  zum  Gesetze  erhoben 
worden  ist. 

Um  ein  vollkommenes  Verständnis  der  Verhandlungen,  zu  erhalten,  muss 
man  beide  oben  erwähnten  Anträge,  welche  hier  angedruckt  sind,  einer  Ver- 
gleichung  unter  sich  und  mit  dem  Gesetze,  wie  es  beschlossen  ist,  unterziehen. 

Ein  Gesetz,  welches  so  sehr  im  Kampfe  der  öffentlichen  Meinung  entstanden 
und  aus  der  Initiative  einer  parlamentarischen  Körperschaft  hervorgegangen  ist, 
entbehrt  der  Natur  der  Sache  nach  der  formellen  Begründung  —  der  Motive,  — 
wie  sie  Regierungsvorlagen  zu  begleiten  pflegen,  und  an  deren  Stelle  treten  die 
Verhandlungen  in  den  Kommissionen  und  im  Plenum  des  Reichstags,  die  bei  der 
Auslegung  des  Gesetzes  viel  schwieriger  zu  benutzen  sind,  da  sie  aus  Für-  \md 
Gegenreden  bestehen,  in  unserem  Fall  aber  für  den  Kundigen  einheitlicher  und 
principieller  sich  darstellen,  als  es  der  erste  Anblick  annehmen  lässt. 

Das  Gesetz  ist,  wenn  man  auf  seine  Entstehung  zurückblickt,  geboren 
von  der  Ueberzeugung  der  führenden  Mehrheit,  dass  die  selbständigen  Einnahmen 
des  Reiches  vermehrt  und  gekräftigt  werden  müssen,  nicht  allein  aus  politischen 
Gründen,  so  entscheidend  dieselben  auch  für  die  Machtentwickelung  des  Reiches 
in  die  Wagschale  fallen,  sondern  wesentlich  aus  wirtschaftlichen  Gründen, 
Das  Gesetz  bildet  ein  Glied  in  der  Kette  der  Steuerreform,  welche  die  indirekten 
Steuern  des  Reiches  zu  hoher  Leistungsfähigkeit  entwickeln  will,  um  in  den 
Einzelstaaten  eine  wirksame  Reduktion  drückender  direkter  Steuern  eintreten 
und  den  Kommunen  die  Steuerlast  erleichtern  zu  lassen,  welche  ihre  Kräfte 
häufig  übersteigen.  Man  darf  daher  die  allgemeine  Begründung  der  Vorlagen 
des  Bundesrats  von  1869,  1875,  1880,  1881  und  1884  als  von  dem  Reichstage  in 
ihren  wesentlichen  Ausführungen  als  acceptiert  ansehen  und  das  Gesetz  in  dem 
Sinne  interpretieren,  in  welchem  der  Reichskanzler  sich  wiederholt  über  diesen 
Gegenstand  ausgesprochen  hat.  Die  einzelnen  sijeciellen  Erleichterungen  der 
Landessteuern,  wie  z.  B.  Herabsetzung  des  Immobiliarstempels,  sind  nicht  mehr 
in  den  Bereich  der  Begründung  gezogen,  vielmehr  bleiben  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  unberührt,  wonach  der  Ertrag  der  Stempelsteuern 
den  Einzelstaaten  nach  Massgabe  der  Matrikularbeiträge  überwiesen  wird. 
Wenngleich  principielle  finanzwissenschaftliche  Erörterungen  bei  Beschluss- 
fassungen über  solche  Gesetze  in  den  parlamentarischen  Körpern  fast  aus- 
geschlossen sind,  so  sind  im  vorliegenden  Falle  doch  die  leitenden  Grundsätze, 
von  denen  man  bei  der  Formulierung  der  Gesetzvorlage  ausgegangen,  mit  Deut- 
lichkeit zu  erkennen.  Wälxrend  man  zuerst  sich  an  die  äussere  Form  der  Stempel- 
steuer hielt  und  die  Regierungsvorlagen  einfach  deduzierten,  dass  es  ein  be- 
stehender Grundsatz  praktischer  Finanzwirtschaft  sei,  alle  Werte  bei  ihrem 
Umsätze  aus  einer  Hand  in  die  andere  mit  einer  Stempelabgabe  zu  belegen, 
dass  der  heutige  Verkehr  mit  Mobiliarwerten  aber,  nachdem  er  die  Form  schrift- 
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lieber,  bisher  stempelpflichtiger  Bekundung  abgestreift  und  eine  absolute  Steuer- 
freiheit errungen,  in  entsprechender  Weise  wieder  zur  Steuerpflicht  zurückzuführen 
sei,  brach  sich  bald  die  Erkenntnis  Bahn,  dass  man  auf  so  einfachem  Wege 
die  Grundlage  der  neuen  Steuer  nicht  bilden  könne.  Man  wurde  sich  bewusst, 
dass  eine  Besteuerung  des  gesamten  Börsenverkehrs  eine  Steuer  des  beweglichen 
Vermögens  in  seiner  werbenden  Thätigkeit  bedeute,  und  dass  man  es  mit  einer 
Umsatzsteuer  zu  thun  habe,  welche  neu  ist  wie  das  Objekt,  welches  sie 
betrifft.  Das  was  am  lebhaftesten  bestritten  war,  dass  man  das  Kapital  nicht 
in  seiner  Bewegung,  sondern  erst  im  Resultate  des  Erwerbes  besteuern  dürfe, 
das  erscheint  gerade  als  der  wesentlichste  Vorzug  des  neuen  Steuerplanes,  als 
Produkt  der  Erkenntnis  richtiger  steuerpolitischer  Grundsätze.  Nicht  eine  Be- 
steuerung des  Bankiergewerbes,  nicht  eine  Besteuerung  des  Einkommens  oder 
der  Kapitalrenten  ist  ins  Auge  zu  fassen,  man  muss  ergänzend  zu  diesen  direkten 
Steuern  eine  indirekte  Steuer  in  massvoller  Weise  dem  Kapitale  auflegen  da,  wo 
es  erwerbend  zur  Erscheinung  kommt  und  in  einer  Weise,  dass  es  sich  den  Bei- 
trägen zu  den  öffentlichen  Lasten  nicht  entziehen  kann  ').  Dieser  Grundgedanke 
führte  mit  Notwendigkeit  zu  einer  Gestaltung  des  Gesetzes,  wie  es  jetzt  vorliegt.. 

In  erster  Linie  ergab  sich  hiemach  die  Notwendigkeit,  den  seitherigen 
Fixstempel  zu  verlassen  und  den  Wertstempel,  die  prozentuale  Be- 
steuerung an  die  Stelle  zu  setzen.  Für  Beibehaltimg  des  seitherigen  Stempels 
erwärmten  sich  auch  die  Gegner  der  prozentualen  Besteuerung  nicht ;  sie  schlugen 
selbst  einen  nach  der  Höhe  des  Umsatzes  abgestuften  Fisstempel  vor.  Man 
versuchte  noch  bei  der  Beratung  im  Reichstage  durch  einen  Antrag  (J.  Buhl) 
die  Steuer  für  den  kleinen  Geschäftsverkehr  zu  erhöhen,  für  den  mit  grösseren 
Summen  zu  ermässigen  —  abgestuften  Fixstempel  —  und  damit  die 
Durchführung  der  prozentualen  Steuer  abzuschwächen;  allein  die  Bemerkung 
des  Reichstagsreferenten  ^) :  ,Ich  weiss  nicht,  woher  die  Kommission  den  Mut 
hätte  nehmen  wollen,  Ihnen  den  Vorschlag  zu  machen,  sie  sollten  das  kleine 
Geschäft  mit  7i«>  ^^s  grosse  mit  Vso  pro  Müle  besteuern;  das  wül  sagen,  das 
kleine  Geschäft  20 — 40  mal  so  hoch  wie  das  grosse,"  fand  auf  allen  Seiten 
einen  so  lebhaften  Beifall ,  dass  der  prozentuale  Steuersatz  von  '  i  o  pro  Mille 
von  Werten  und  ^lo  pro  Mille  von  Waren  mit  grosser  Mehrheit  angenommen 
wurde.  In  der  That  ist  die  Besteuerung  nach  Prozentsätzen  vom  Werte  des 
Umschlags  eine  so  einfache  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  das  Princip  über- 
haupt nicht  anzufechten  ist,  und  principielle  Gründe  dagegen  nirgends  geltend 
gemacht  sind.  Die  Frage,  wie  die  Besteuerung  auszuführen  sei,  um  dem  Ge- 
schäftsleben das  geringste  Hemmnis  zu  bereiten ,  ist  eine  wesentlich  steuer- 
technische, welche  im  näheren  unten  zu  behandeln  ist. 

Von  wirtschaftlichem  Gesichtspunkte  ist  die  Höhe  der  Steuer  eine  Frage, 
welche  mit  dem  Principe  der  Prozentualität  an  sich  nichts  zu  thun  hat  und 
nur  insofern  in  Betracht  kommt,  als  sie  allerdings  bei  den  verschiedenen  Gruppen 
der  Börsengeschäfte  eine  verschiedene  Bedeutung  ge'winnt  und  eine  ungleiche 
Belastung  herbeiführt.  Hebt  man  aus  diesen  Gruppen  zunächst  das  Spiel  oder 
Differenzgeschäft  heraus,   so  wirkt  hier  die   prozentuale  Besteuerung  un- 


')  Komm.-Bericht  S.  5. 

^)  Stenogr.  Bericht  S.  2557. 

1121 


534  Grimm, 

zweifelhaft  am  stärksten.  Wer  um  einen  Gewinn  von  Tausend  an  der  Börse 
spielt,  wird  diese  Kursdifferenz  meist  nur  bei  einem  Umsatz  von  Hunderttausenden 
erzielen,  welche  letzteren  Gegenstand  der  Besteuerung  bilden.  Demungeachtet 
hat  sich  keine  Stimme  erhoben,  welche  diese  Geschäfte  gegen  eine  solche 
Steuer  in  Schutz  nehmen  wollte. 

Auch  das  regelmässige  solide  Börsengeschäft,  im  weitesten  Umfange  auf 
Erwerb  von  Werten  gerichtet,  bot  nach  der  bestehenden  Lage  der  Gesetzgebung 
und  der  geübten  Praxis  ein  wesentliches  Bedenken  nicht.  Es  ist  hier  ent- 
scheidend, dass  das  seitherige  System  der  Fixstempel  von  selten  der  Bankier- 
vereine bereits  zu  einer  prozentualen  Besteuerung  der  Kunden  im  Intei-esse  der 
Bankiers  geführt  hatte,  indem  dieselben  neben  ihren  nach  Prozenten  berechneten 
Provisionen  auch  eine  prozentuale  Pauschsumme  für  die  Stempelauslagen  be- 
rechneten ,  ganz  einerlei ,  ob  dieselben  wirklich  ausgelegt  waren  oder  nicht '). 
Diese  dem  Privatpublikum  von  dem  Bankier  aufgelegte  Stempelsteuer  betrug 
bei  Kassegeschäften  bis  zu  8000  Mark  denselben  Betrag,  wie  die  Vio  Promillesteuer 
des  Gesetzes  =  60  Pfennig;  bei  Zeitgeschäften  bis  30,000  Mark  eine  gleiche  Steuer 
=  2  Mark.  Da  das  regelmässige  Börsengeschäft  des  Bankiers  sich  in  seinem  weitaus 
übenviegenden  Betrage  in  einzelnen  Geschäften  unter  30,000  Mark  bewegt  und 
die  gesetzliche  Steuer  auf  das  Privatpublikum  abgewälzt  wird,  so  ist  von  den 
beteiligten  Kreisen  auch  hier  gegen  die  Höhe  der  Steuer  erhebliche  Einwendung 
nicht  erhoben  worden,  während  die,  welche  die  Steuer  zu  tragen  haben,  eine 
Belastung  des  Geschäfts,  welches  an  Spesen  meist  das  ISfache  der  Steuer  ab- 
zugeben hat,  in  der  That  kaum  empfinden. 

So  ist  der  eigentliche  Streitpunkt  über  die  Höhe  der  Besteuerung  bei 
dem  Arbitragegeschäfte  hervorgetreten,  dessen  wirtschaftliche  Bedeutung  gewiss 
nicht  zu  unterschätzen  ist,  insofern  dadurch  der  Ausgleich  der  internationalen 
Verpflichtungen  in  grossem  Massstabe  herbeigeführt  wird. 

Es  ist  richtig,  dass  die  Arbitrage^),  welche  mit  den  grössten  Summen 
bei  niedrigen  Gewinnen  zu  arbeiten  pflegt,  von  der  Steuer  am  schwersten  be- 
troffen wird,  dass  sie,  wenn  aus  ihren  Transaktionen  1  pro  Mille  als  Gewinn 
übrig  bleibt,  davon  Vio  j^  7io  ^''i  Steuer  abgeben  muss,  aber  es  ist  mit  Recht 
die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  Thätigkeit  der  Arbitrage  wirtschaftlich  notwendig 
und  nützlich  ist,  wenn  sie  bereits  bei  den  geringsten  Kursdifferenzen  einsetzt. 
Das  steht  ausser  Zweifel,  dass  das  Arbitragegeschäft,  wie  auch  die  jüngsten 
"Vorgänge  bei  dem  englisch-russischen  Konflikte  erwiesen  haben,  zuweilen  einer 
wilden  Spekulation  dient  und  insoweit  einer  besonderen  Schonung  nicht  wert 
ist.  Auch  die  Wirksamkeit  auf  dem  Boden  der  solidesten  wirtschaftlichen  Wert- 
ausgleichung kann  für  andere  wirtschaftliche  Kreise  bedenklich  werden;  wenn 
z.  B.  die  Käufer  amerikanischen  Getreides  ihre  Zahlungen  durch  Vermitte- 
lung  der  Arbitrage  billiger  nach  Amerika  remittieren  können,  so  ist  die  natür- 
liche Folge  eine  grössere  Konkurrenzfähigkeit  des  ausländischen  Getreides  auf 
dem  einheimischen  Markte.  Es  ist  mithin  aus  allen  diesen  Erwägungen  kein 
Grund  vorhanden,  bei  der  Besteuerung  die  Arbitragegeschäfte  herauszunehmen. 


^)  Vorschläge   der  Versammlung  'der  delegierten   deutschen  Börsenplätze 
zu  Berlin  am  3.  September  1881. 
^)  Komm.-Bericht  S.  4,  7. 
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Es  wurde  von  dem  Referenten  im  Reichstage  auch  darauf  hingewiesen'),  dass 
<ias  einzelne  Geschäft  gar  nicht  erkennen  lasse,  zu  welchem  Zweck  es  abge- 
schlossen werde:  es  liege  meist  ein  einfacher  Kauf  vor,  ob  zum  Zweck  des 
Spiels,  der  Arbitrage,  der  Kapitalanlage,  könne  niemand  beurteilen.  Die  Be- 
teiligten wünschten  auch  ihre  Motive  keineswegs  publik  zu  machen,  und  es  sei 
daher  nicht  zulässig,  bei  der  Besteuerung  die  einzelnen  Geschäftsgruppen  nach 
ihrer  innern  wirtschaftlichen  Bedeutung  zu  unterscheiden. 

Die  Idee  einer  Umsatzsteuer  für  mobile  Werte  hatte  den  Stempel  als 
Form  der  Besteuerung  keineswegs  im  notwendigen  Gefolge.  Es  trat 
daher  die  Form  der  Registrierung  der  Geschäfte  und  die  direkte  Zahlung  der 
Abgaben  sehr  wesentlich  in  die  Erwägung,  und  namentlich  im  preussischen 
Staatsrate  soll  trotz  der  Bedenken  des  Handelsstandes  von  sehr  beachtenswerter 
Seite  die  Notwendigkeit  der  Steuerregister  vertreten  worden  sein.  In  betrefiF  des 
Eintritts  der  Besteuerung  konnten  drei  Momente  in  Betracht  kommen:  der  Ge- 
schäftsabschluss,  die  Registrierung  der  Geschäfte  und  die  üebergabe  der  Werte. 
Der  letztere  Moment  war  bei  der  in  dieser  Beziehung  noch  bestehenden  Un- 
voUkommenheit  der  Börseninstitute  nicht  in  Betracht  zu  ziehen,  bei  den  beiden 
ersteren  traf  die  gemeinsame  Erwägung  zu,  dass,  wenn  die  Steuer  eine  wirkliche 
Umsatzsteuer  sein  sollte,  wenn  alle  Umsätze  davon  getroffen  werden  sollten, 
jeder  Geschäftsschliessende  verpflichtet  war,  den  Abschluss  in  irgend  einer  Form 
schriftlich  zu  bekunden.  Es  ist  lediglich  Sache  der  Steuertechnik  und  der  Zweck- 
mässigkeit, welcher  Weg  einzuschlagen  ist.  das  Geschäft  Zwecks  der  Besteuerung 
zu  fixieren,  wenn  die  Thatsache  feststeht,  dass  ein  Zwang  hierzu  eintreten  muss. 
In  betreff  der  Form  der  Besteuerung  standen  sich  die  beiden  Anträge  v.  Wedell 
und  Dr.  Arnsperger  gegenüber,  und  wenn  dem  letzteren  Vorschlage  des  Schluss- 
notenzwanges  der  Vorzug  gegeben  wurde,  so  geschah  dies  nicht  allein,  weil 
dieser  Vorschlag  wesentlich  von  den  betheiligten  Kreisen  des  Handelsstandes 
ausging,  sondern  weil  die  Pflicht,  eine  Schlussnote  auszustellen,  der  Geschäfts- 
beziehung überhaupt  eine  Sicherheit  und  Solidität  gab,  die  im  Interesse  des 
Verkehrs  erwünscht  sein  musste.  Es  kam  noch  die  Erwägung  hinzu,  dass  auf 
diese  Weise  die  Kontrolle  in  die  Hand  des  Handelsstandes  selbst  gelegt  wurde. 
Ein  wesentliches  Bedenken  von  praktischer  Seite  musste  hierbei  beseitigt  werden. 
Sollte  die  Besteuerung  ohne  Zeitverlust  angepasst  dem  Augenblicksverkehr  der 
Börse  ausgeführt  werden  können,  so  musste  der  Akt  der  Steuerentrichtung  ein 
einfacher,  die  Berechnung  der  Steuer  ohne  allen  Zeitaufwand  möglich  sein. 
Diese  Aufgabe  löste  der  Tarif  durch  grosse  Abstufungen  von  10,000  zu  10,000, 
unter  diesem  Betrage  von  2000  zu  2000  Mark,  und  zwar  für  die  vollendeten, 
nicht  die  angefangenen  Stufen.  Innerhalb  dieses  Rahmens  bedurfte  es  nur  einer 
approximativen  Berechnung,  wie  sie  ein  geübter  Börsenmann  im  Momente  machen 
kann.  Derselbe  weiss,  dass  der  Kaufwert  des  Geschäfts  nicht  über  eine  gewisse 
Zahl  von  Zehntausenden  hinausgeht,  gleichviel,  welche  einzelne  Tausende  und 
Hunderte  nachfolgen  mögen,  und  erhält  von  der  fünften  Zahlenreihe  aufwärts  die 
Zahlen,  welche  die  Summe  der  Steuern  in  Mark  ergeben.  Das  Geschäft  beträgt  z.  B. 
285,788  Mark;  es  bedarf  nur  der  Berechnung  zwischen  280,000  und  290,000  Mark. 
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28  bildet  den  Betrag  der  Steuer.  Es  erschien  unter  diesen  Umständen  völlig- 
zulässig, durch  gestempelte  gedruckte  Formulare  die  Raschheit  der  Ausfertigung- 
zu  ermöglichen,  und  wenn  man  erwägt,  dass  der  Steuerpflichtige  nur  wenige 
Worte  auf  den  Doppelschlussschein  zu  schreiben  hat,  so  wird  man  zugeben^ 
dass  die  Ausstellung  der  gestempelten  Schlussnote  nicht  mehr  Zeit  in  Anspruch 
nimmt  als  seither  der  einfache  Schlussschein  oder  die  Notiz,  und  damit  da» 
Problem  gelöst  ist,  die  Steuer  in  einer  einfachen  schnellen  und  sicheren  Weise 
zur  Erhebung  zu  bringen. 

Es  soll  nach  dem  Gesetze  ein  Doppelschlussschein  ausgestellt,  derselbe 
bei  der  Steuerentrichtung  getrennt  und  jedem  der  Kontrahenten  ein  Exemplar  ein- 
gehändigt werden,  welches  einen  erkennbaren  Teil  der  Doppelstempelmarke 
trägt.  Aus  den  Reihen  des  Handelstandes  hatte  man  diesem  System  wesentlich 
den  Vorzug  gegeben,  weil  es  eine  Selbstkontrolle  der  Steuerverwendung  enthält. 
Gegen  das  Registrieren  der  Geschäfte  ^)  und  das  damit  unvermeidlich  verbundene 
Eindringen  der  Steuerbehörden  in  die  Innern  Geheimnisse  des  Geschäftshauses, 
seine  Bezugsquellen,  Umsätze  etc.  hatte  sich  vor  allem  eine  nicht  unberechtigte 
Opposition  erhoben.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  die  Einrichtimg  der  Schluss- 
notenbesteuerung,  wie  sie  das  Gesetz  einführt,  an  sich  eine  wirksame  Kontrolle 
enthält.  Die  Steuerhinterziehung  kann  sich  niemals  in  der  Hand  eines  Kon- 
trahenten abspielen;  der  Gegenkontrahent  ist  stets  in  der  Lage,  zu  wissen, 
ob  der  Stempel  verwendet  ist;  er  muss  sich  darum  kümmern,  weil  er  in  zweiter 
Linie  für  die  Verwendung  des  Stempel  eintreten  muss.  Es  ist  nicht  zu  viel  gesagt, 
wenn  man  behauptet,  dass  in  den  Kreisen  der  eigentlichen  Handelswelt  von 
einer  Steuerhinterziehung  die  Ehre  des  Standes  abhalten  wird.  Es  kommt 
hinzu,  dass  sich  Börsenexekution  gegen  den  Vertragsbrüchigen  kaum  ohne  Ge- 
brauch des  gestempelten  Schlussscheines  vollziehen  lässt,  und  das  Skontroverfahren 
zu  einer  Angabe  der  abgeschlossenen  Geschäfte  nötigt.  Es  erscheint  daher  der 
dem  Gesetze  gemachte  Vorwurf^),  dass  es  keine  genügende  Kontrolle  gewähre, 
kaum  begründet.  Die  Kommission  hatte  neben  den  Revisionen  bei  den  öffent- 
lichen Kreditinstituten  den  Steuerdirektivbehörden  das  Recht  einräumen  wollen, 
bei  allen  abgabepflichtigen  Personen  in  einzelnen  Fällen  eine  Prüfung  der  Ab- 
gabenentrichtung vornehmen  zu  lassen;  bei  den  Verhandlungen  im  Reichstage 
wurde  diese  Bestimmung  nach  dem  eigenen  Antrage  der  Mehrheit  der  Kom- 
mission gestrichen  und  nur  die  Bestimmung  aufrecht  erhalten,  dass  die  Steuer- 
direktivbehörde von  allen  abgabepflichtige  Geschäfte  gewerbsmässig  treibenden 
Personen  die  Vorlage  der  auf  bestimmt  zu  bezeichnende  abgabepflichtige  Ge- 
schäfte bezüglichen  Schriftstücke  zu  verlangen  berechtigt  sei.  Man  muss  für 
den  Handelsstand  diese  Kontrolle  für  genügend  halten;  dass  Steuerhinterziehungen 
bei  der  Konnivenz  zweier  Kontrahenten,  namentlich  bei  Spielgeschäften,  vor- 
kommen können,  ist  kein  wesentlicher  Einwand,  denn  wenn  zwei  Personen  nur 
untereinander  Diflferenzgeschäfte  machen  wollen,  so  brauchen  sie  sich  des  stempel- 
pflichtigen Börsengeschäfts  überhaupt  nicht  zu  bedienen.  —  Fassen  wir  die  Er- 
gebnisse der  obigen  Ausführung  zusammen,  so  zeigt  das  Gesetz  und  der  Bericht 
der  Kommission,  dass  letztere  sowohl   der  allgemeinen  als  der  steuerpolitischen 


^)  Komm.-Bericht  S.  7-9. 
")  Friedberg  a.  a.  0.  S.  13. 
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Ziele  sich  vollständig  bewusst  war  und,  wenn  auch  in  Anlehnung  an  die  ge- 
stellten Anträge,  doch  in  sich  ein  selbständiges  einheitliches,  nach  klaren  Prin- 
cipien  gegliedertes  Ganze  hergestellt  hat. 

Es  ist  oben  gezeigt,  dass  es  sich  um  Einfügung  eines  neuen  Gliedes  in 
die  Entwickelung  des  indirekten  Steuersystems,  um  eine  prozentuale  Steuer  vom 
Umsätze  des  beweglichen  Vennögens  handelt  als  Ergänzung  der  direkten  Ver- 
mögenssteuern. Wir  haben  gesehen,  dass  das  Gesetz  die  bereits  bestehenden 
Emmissionssteuern  unberührt  lässt  und  ebenso  die  Geschäfte  des  Bankverkehrs 
nicht  mitumtasst,  sondern  sich  auf  den  Umsatz  der  mobilen  Werte  be- 
schränkt und  zwar  in  einer  Weise,  welche  wesentlich  das  Börsengeschäft  betrifift. 
Das  Gesetz  besteuert  demnach  den  Umsatz  von  Wertpapieren  und  Geldwerten 
mit  Vio  pro  Müle,  von  börsenmässigen  Waren  mit  ^,10  pro  Mille. 

Die  Steuerpflicht  tritt  mit  dem  Geschäfstabschlusse  ein  und  zwar  nicht 
bei  allen,  sondern  nur  bei  den  Kauf-  und  sonstigen  Anschaffungsgeschäften. 
Damit  sind  in  Uebereinstimmung  mit  der  seitherigen  Gesetzgebung  alle  Geschäfte 
gemeint,  durch  welche  Eigentum  an  beweglichen  Sachen  gegen  Entgelt  über- 
tragen wird,  und  dieser  Begriff,  den  das  Gesetz  von  1881  in  einer  nicht  ent- 
sprechenden Weise  tautologisiert  hatte,  hat  sich  bereits  im  Rechtsleben  voll- 
ständig eingebürgert.  Es  wird  nunmehr  noch  mit  einigen  Bemerkungen  auf 
die  Einzelheiten  des  Gesetzes  einzugehen  sein. 

Der  Gegenstand  der  Besteuerung  ist  oben  fixiert.  Die  Umgren- 
zung des  Begriffes  des  Anschaffungsgeschäfts  ist  von  dem  Gesetze  nur  insoweit 
näher  bestimmt,  als  das  Geschäft  zwischen  Kommittenten  und  Kommissionär  (das 
Abwickelungsgeschäft  zwischen  beiden)  stets  als  selbständiges  Anschaffungs- 
geschäft angesehen  werden  soll.  Es  entspricht  das  der  Richtung,  welche  der 
Yermittelungsverkehr  überhaupt  im  Böi-senleben  genommen.  Der  Kommissionär, 
Makler,  die  Maklerbanken  schliessen  fast  ausnahmslos  für  sich  fest  ab  mit  ihren 
Auftraggebern  und  machen  von  der  Befugnis  des  Handelsgesetzbuches,  lediglich 
das  Geschäft  zu  vermitteln,  keinen  Gebrauch.  Hätte  man  diese  Befugnis  be- 
stehen lassen,  so  würde  eine  Reihe  zweifelhafter  Geschäftsabschlüsse  an  der  Börse 
geschwommen  haben,  das  musste  schon  im  Interesse  der  Steuerkontrolle  ver- 
mieden werden.  Nach  zwei  Richtungen  hin  wurde  die  hierdurch  eintretende 
Doppelbesteuerung  vom  Gesetze  beseitigt.  Der  auswärtige  Kommittent  ist  für 
seine  Lieferung  an  seinen  Kunden  steuerfrei,  wenn  sein  Kommissionär  des  Börsen- 
platzes ihm  die  Schlussnote  mit  dem  Zusätze  „in  Kommission*  zustellt  und  er 
die  Schlussnote  mit  Ausfüllung  des  Namens  seines  Kunden  an  diesen  aushändigt. 
Der  Grund  dieser  Bestimmung  lag  in  der  Absicht,  den  Provinzialbankier  kon- 
kurrenzfähig mit  dem  Bankier  des  Börsenplatzes  zu  erhalten  ^). 

Weiter  wurde  im  Reichstage  noch  ein  durch  die  Mehrheit  der  Kommis- 
sion gestellter  Antrag  angenommen,  wonach  die  ,an  Aufgabe*  abgeschlossenen 
Geschäfte  steuerpflichtig  sein  sollen,  die  Aufgabe  aber  steuerfrei  bleibt,  wenn 
sie  spätestens  am  folgenden  Werktage  gemacht  wird  *). 

Das  Anschaffungsgeschäft  hat  im  übrigen  keine  gesetzliche  Umgrenzung 


')  Komm.-Bericht  S.  31. 

*)  Stenogr.  Berichte  S.  2668. 
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erfahren,  wohl  aber  haben  in  der  Kommission  ^)  ausführliche  Erörterungen  statt- 
gehabt über  einzelne  Geschäftsformen,  bei  denen  es  zweifelhaft  erscheint,  ob 
und  wie  weit  sie  zu  den  Anschaffungsgeschäften  gehören,  und  es  ist  hier  her- 
vorzuheben, dass  alle  auf  Lösung  bestehender  Verbindlichkeiten  gerichteten 
Geschäfte,  so  namentlich  die  Skontrierung,  nicht  zu  den  AnschaiFungsgeschäften 
gerechnet  werden  können.  Die  a  meta  meist  bei  der  Arbitrage  eingegangenen 
Geschäftsverbindungen  wird  man  als  eine  zusammenhängende  Vereinigung  zu 
mehreren  einzelnen  Handelsgsschäften  im  Sinne  des  Art.  266  des  Handelsgesetz- 
buches zu  betrachten  haben,  wonach  jeder  Metist  die  für  Metakonto  geschlossenen 
Geschäfte  formell  für  sich,  nicht  für  den  anderen  Metisten  mit  abschliesst.  Es 
werden  auch  hier  nicht  alle  Zweifel  von  vornherein  zu  lösen  sein,  aber  eine 
richtige  Anwendung  des  Begriffs  der  Anschaffungsgeschäfte  wird  im  Einzel- 
falle vor  Irrtümern  bewahren. 

Was  den  Gegenstand  der  steuerpflichtigen  Anschaffungsgeschäfte  an- 
geht, so  bestehen  dieselben  einmal  in  Wertpapieren,  wie  sie  das  Gesetz  vom 
1.  Juli  1881  der  Steuer  unterwirft,  und  sodann  in  ausländischen  Werten,  Geld 
Tind  Banknoten.  Die  Kommission  hatte  auch  Geschäfte  über  ausländische  Wechsel 
der  Steuer  unterwerfen  wollen,  dagegen  erklärte  sich  der  Reichskanzler^),  und 
ein  Antrag  in  dritter  Lesung  hob  diese  Besteuerung  im  Interesse  des  Arbitrage- 
geschäfts wieder  auf). 

Geschäfte  über  obige  Werte  unter  600  Mark  sind  steuerfrei,  ebenso  Kon- 
tantgeschäfte über  ausländisches  Geld  und  ungemünztes  Gold  und  Silber. 

Es  ist  ferner  besonders  hervorzuheben,  dass  das  Gesetz  in  betreff  des 
Warenverkehrs  eine  ganz  neue  Richtung  eingeschlagen  hat.  Besteuert 
werden  alle  Anschaffungsgeschäfte  über  Waren,  welche  börsen  massig 
gehandelt  werden,  wenn  sie  auf  Grund  der  Usancen  einer  Börse  abge- 
schlossen werden.  Die  Beratungen  in  der  Kommission  *)  hatten  bei  der  Frage 
über  Versteuerung  des  Warengeschäfts  sehr  erheblich  geschwankt.  Man  dachte 
zunächst  an  einen  Fakturastempel,  verliess  diesen  Gedanken  jedoch,  weil  man 
keine  allgemeine  Besteuerung  des  Warenverkehrs  wollte  und  beschränkte  daher 
den  Kreis  der  steuerpflichtigen  Geschäfte  auf  diejenigen,  welche  über  börsen- 
mässig  gehandelte  Waren  abgeschlossen  werden,  indem  man  danmter  die- 
jenigen verstand,  für  welche  Terminpreise  an  einer  Börse  notiert  werden. 
Die  Feststellung  dieser  Thatsache,  ob  an  einer  Börse  Terminpreise  notiert 
werden,  wird  unter  Beihilfe  der  Handelsvorstände  in  einem  amtlichen  Ver- 
zeichnisse leicht  erfolgen  können  und  ist  auch  in  den  Ausführungsbestimmungen 
des  Bundesrats  eine  derartige  Bestimmung  getroffen  worden  *).  Damit  wäre 
der  Kreis  der  börsenmässigen  Waren  ein  festbegrenzter,  und  bei  dem  Handel 
mit  diesen  Waren  sind  diejenigen  Handelsabschlüsse  steuerpflichtig,  welche 
auf  Grund  der  Usancen  einer  Börse  geschlossen  werden,  sei  es  aus- 
drücklich durch  Bezugnahme  der  Börsenbedingungen  in  der  Schlussnote,  sei 
es  durch  Anwendung   einer  Geschäftsform,  welche  von   der  Börsenusance  selbst 


')  Komm.-Bericht  S.  14—17. 

')  Stenogr.  Berichte  S.  2. 

^)  Stenogr.  Berichte  S.  26,  33. 

*)  Komm.-Bericht  S.  11—14,  S.  20-25. 

^)  Ausführungsvorschriften  des  Bundesrats  vom  15.  Sept.  1885,  Nr.  9. 
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geschaffen  ist,  z.  B.  Stellage-,  Nochgeschäft  etc..  Es  entspricht  diese  Umgrenzung 
dem  Zwecke  des  Gesetzes,  eine  Besteuerung  der  mobilen  Wertumsätze  herbei- 
zufuhren, und  man  kann  nicht  bezweifeln,  dass  die  so  umgrenzten  Geschäfte  in 
ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  dem  Verkehr  mit  Werten  ungemein  nahestehen. 
Auf  Veranlassung  des  Reichskanzlers  ^)  ist  im  Reichstage  das  oben  aufgestellte 
Princip  insofern  durchbrochen,  als  die  allgemeine  Ausnahme  im  Gesetze  ausge- 
drückt ist,  dass  inländische  Sachen  oder  Waren,  welche  von  einem  Kontrahenten 
selbst  erzeugt  oder  hergestellt  sind,  steuerfrei  bleiben  sollen.  Während  die 
Kommissionsvorlage  nur  die  Form  des  Geschäftes  entscheiden  lassen  wollte  und 
die  börsenmässige  Ware  nur  als  eine  fungible  Sache,  als  einen  Wert  in  Be- 
tracht ziehen  konnte,  weil  alle  Geschäfte  nach  Börsenusancen  darauf  beruhen, 
dass  gleichwertige  Mengen  von  Waren  Gegenstand  des  Handels  sind,  bringt  die 
Ausnahme  nunmehr  individuell  bestimmte  Waren  und  Bestimmungen  der  letz- 
teren für  besondere  Zwecke  in  den  Kreis  der  Erwägung  in  betreff  der  Steuer- 
pflicht. Es  kann  auch  verschiedener  Deutung  unterworfen  werden,  was  man 
unter  selbsterzeugten  und  hergestellten  Waren  zu  verstehen  hat.  Grundsätzlich 
muss  man  sagen,  jeder,  der  nach  Börsenusancen  handelt,  muss  Steuer  zahlen, 
das  nicht  börsenmässige  Geschäft  wird  von  der  Steuer  nicht  betroffen.  Der 
Produzent  ist  damit  in  seinen  berechtigten  Interessen  gedeckt.  Es  darf  jedoch 
nicht  übersehen  werden,  dass  die  Ausnahme  in  Form  einer  Anmerkung  in  das 
Gesetz  aufgenommen  ist,  welche  den  leitenden  Grundsatz  des  Gesetzes  selbst 
anerkennt  und  sie  nur  nach  einer  anderen  Richtung  hin  fixiert.  Es  wird  Sache 
der  praktischen  Durchführung  des  Gesetzes  sein,  die  Ausnahme  in  dem  Sinne 
zu  interpretieren,  wie  sie  gewollt  ist,  nämlich  Landwirtschaft  imd  Industrie  in 
betreff  ihrer  Erzeugnsise  vor  der  Besteuerung  unbedingt  zu  sichern^. 

Bei  Begrenzung  der  Abgabepflicht  in  subjektiver  Beziehung  mit 
Rücksicht  auf  den  Ort  des  Abschlusses  des  Geschäfts  ergab  sich  aus  den  allge- 
meinen Normen  über  die  Anlegimg  der  indirekten  Steuern,  dass  alle  im  Ge- 
biete des  Deutschen  Reiches  abgeschlossenen  Geschäfte  der  Abgabe 
unterliegen.  Ausgedehnt  wurde  die  Wirksamkeit  der  Steuer  auf  die  zwischen 
zwei  Inländern  im  Auslande  abgeschlossenen  Geschäfte  —  eine  Anomalie,  die 
wesentlich  gegen  Steuerumgehungen  insonderheit  für  die  Grenzgebiete  wirksam 
sein  soU.  Geschäfte,  vom  Inlande  mit  dem  Auslande  geschlossen,  sollen  —  um 
die  schwierige  thatsächliche  Feststellung,  wo  ein  Geschäft  zwischen  Abwesen- 
den als  abgeschlossen  anzusehen  ist,  zu  beseitigen  —  allgemein  so  angesehen 
werden,  als  ob  sie  im  Auslande  abgeschlossen  wären,  und  unterliegen  gleich  den 
vom  Inländer  im  Auslande  abgeschlossenen  Geschäften  der  halben  Steuer 
in  Konsequenz  des  richtigen  Grundsatzes,  dass  die  Steuerpflicht  dem  Ausländer 
nicht  gesetzlich  auferlegt  werden  kann. 

Der  Steuerpflichtige  ist  nach  dem  Gesetze  derjenige,  welcher  das 
Umsatzgeschäft  geschlossen,  jeder  der  Kontrahenten,  und  zwar  haftet  jeder  der- 
selben solidarisch  für  die  Steuer.  Eine  rein  steuertechnische,  aber  für  den 
Handelsstand  überaus  wichtige  Frage  ist  die  Trennung  der  Steuerlast 
von  der  Haftbarkeit  für  die  Abgabe  der  Steuerbehörde   sresren- 


0  Stenogr.  Berichte  S.  2522. 

-)  Stenogr.  Berichte  S.  2-522  und  2640. 

1127 


540  Grimm, 

über.  Dieser  rein  jDraktische  Gesichtspunkt  musste  zu  einer  Reihe  von  speciellen 
Vorschriften  führen.  Zunächst  ist  für  die  Entrichtung  der  Abgabe  der  im  Jn- 
lande  wohnende  Vermittler  verhaftet;  bei  direkten  Abschlüssen  soll  der 
Inländer,  bei  Geschäften  zwischen  Kaufleuten  und  Nichtkaufleuten  der  erstere, 
bei  Kommissionsgeschäften  der  Kommissionär,  im  übrigen  der  Veräusserer  in 
erster  Linie  haftbar  sein.  Kommt  der  zunächst  Verpflichtete  seiner  Pflicht  nicht 
nach,  so  geht  dieselbe  in  bestimmter  Weise  auf  den  andern  Kontrahenten  über. 

Was  die  Kontrolle  ^)  der  Steuer  angeht,  so  ist  oben  hervorgehoben, 
dass  dieselbe  wesentlich  in  der  Art  der  Steuererhebung  durch  eine  Doppel- 
schlussnote zu  finden  ist.  Das  Gesetz  schreibt  die  geordnete  Aufbewahrung  der 
Schlussnoten  für  fünf  Jahre  vor.  Dem  Vermittler  eines  Geschäfts  liegt  die  Ver- 
pflichtung ob,  über  die  Absendung  der  gestempelten  Schlussnote  eine  Notiz  zu 
machen ;  endlich  kann  die  Steuerdirektivbehörde  die  Vorlage  der  auf  bestimmte 
steuerpflichtige  Geschäfte  bezüglichen  Urkunden  von  jedem,  der  solche  Geschäfte 
gewerbsmässig  treibt,  verlangen. 

Das  direkte  Kontrollrecht  der  Steuerbehörden  durch  Revisionen  ist  auf  die 
öffentlichen  Banken  und  Kreditgesellschaften ,  die  Liquidationsbureaus  etc.  wie 
im  Gesetze  vom  1.  Juli  1881  beschränkt  und  die  weitergehenden  Anträge  wurden 
im  Reichstage  abgelehnt,  weil  sich  gerade  in  Bezug  auf  diesen  Punkt  die  be- 
teiligten Handelskreise  ausserordentlich  empfindlich  zeigten,  und  man  dieser 
Empfindlichkeit  Rechnung  tragen  musste.  Dagegen  hat  das  Gesetz  die  Hilfe 
der  Handelsvorstände  in  Anspruch  genommen,  indem  dieselben  zwecks  Sicherung 
der  Abgaben  und  Durchführung  des  Gesetzes  reglementare  Anordnungen  mit 
Zustimmung  der  Landesregierungen  erlassen  können. 

Die  Strafen  des  Gesetzes*)  sind,  ausser  einer  Ordnungsstrafe  von 
3 — 30  Mark,  für  die  einfache  Steuerhinterziehung  der  50  fache  Betrag  der  hinter- 
zogenen  Steuer,  jedoch  nicht  unter  20  Mark;  im  Rückfalle  tritt  eine  Strafe  von 
150— 5000  Mark  ein.  Der  Vermittler,  welcher  die  Schlussnoten  nicht  notiert  und 
der  Kontrahent,  welcher  sie  nicht  ordnungsmässig  aufbewahrt,  unterliegt  einer 
Strafe  von  3  Mark  bis  5000  Mark.  Eigentümlich  ist  der  Haftbarkeit  für  die  Strafe, 
dass  in  allen  Fällen,  wo  bei  einem  Geschäfte  mehrere  Kontrahenten  oder  mehrere 
Vertreter  einer  Gesellschaft  beteiligt  sind,  die  Strafe  nur  in  einmaligem  Betrage, 
jedoch  unter  Solidarhaft  sämtlicher  Beteiligten  festgestellt  wird.  Damit  ist  das 
strafrechtliche  Princip  streng  genommen  durchbrochen,  aber  den  billigen  An- 
forderungen des  Lebens  Rechnung  getragen.  In  der  Mehrzahl  solcher  Fälle 
geschieht  die  Steuerkontravention  nur  mit  Wissen  eines  der  Beteiligten;  es 
genügt  aber  die  Thatsache,  dass  die  Steuerkontravention  bei  einem  Geschäfte 
vorgekommen,  um  den  Geschäftsherrn  für  dieselbe  verantwortlich  zu  machen, 
um  ihn  strafbar  erscheinen  zu  lassen.  Schon  hierin  liegt  eine  Durchbrechung 
der  strafrechtlichen  Grundsätze,  und  es  erscheint  demgemäss  als  eine  Konsequenz, 
auch  in  betreff  der  Strafe  nur  eine  Straf that  anzunehmen  und  die  Strafe  nur 
im  einmaligen  Betrage  zu  erkennen.  Für  die  Wirkungen  der  Steuerstrafen  ist 
entscheidender,  wenn  sie  sicher  eintreten,  als  wenn  sie  mit  zu  drakonischer 
Strenge  festgesetzt  sind.     Ein  weites  richterliches  Arbitrium  muss  eintreten  bei 


1)  Komm.-Bericht  S.  39. 
'')  Komm.-Bericht  S.  36. 
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Ausmessung  der  Strafe,  da  zwischen  einer  unrichtigen  Versteuerung  aus  Un- 
kenntnis und  Unachtsamkeit  und  einer  absichtlichen  fortgesetzten  Steuerhinter- 
ziehung zweifellos  ein  grosser  Unterschied  in  der  Strafbarkeit  liegt. 

Bei  administrativen  Straffestsetzungen  sollen  nach  dem  neuen 
Gesetze  Sachverständige,  welche  von  den  Handelsvorständen  bezeichnet  werden, 
gehört  werden.  Diese  Bestimmimg  erscheint  um  so  wichtiger,  als  eine  Materie, 
die  so  sehr  im  Flusse  ist,  wie  das  Geschäftsleben  der  Börse,  nur  unter  fort- 
währender Mitwirkung  von  Personen,  welche  diesen  Dingen  sehr  nahe  stehen, 
richtig  beurteilt  werden  kann.  Die  Kreise  des  beteiligten  Handelsstandes  haben 
selbst  ein  lebhaftes  Interesse,  nicht  allein  vor  unrichtigen  Ueberlastungen  mit 
der  Steuer  bewahrt  zu  werden,  sondern  auch  Umgehungen  des  Gesetzes  zu  ver- 
hindern, welche  einzelnen  Geschäftsleuten  einen  unberechtigten  Vorsprung  vor 
anderen  geben.  Eine  ununterbrochene  Mitwirkimg  bei  der  administrativen 
Straffeststellung,  bei  welcher  die  leitenden  Grundsätze  einer  ständigen  Diskus- 
sion unterliegen,  wird  hier  von  dem  besten  Einflüsse  sein. 

Wenn  man  schliesslich  in  Betracht  zieht,  dass  das  neue  Gesetz,  welches 
nach  den  seitherigen  Ausfuhnxngen  ein  wohldurchdachtes  Ganzes  darstellt,  aus 
der  Initiative  des  Reichstags  hervorgegangen  ist,  wenn  man  erwägt,  welche 
Schwierigkeiten  die  zahllosen  politischen  und  handelsrechtlichen,  steueqjolitischen 
und  finanztechnischen  Fragen  bereiten  mussten,  so  wird  man  zugeben  müssen, 
dass  die  seit  so  langer  Zeit  in  Bewegung  gewesene  Frage  eine  Lösung  gefunden 
hat,  welche  allen  gerechten  Anforderungen  entspricht.  Ob  das  finanzielle  Re- 
sultat die  gehegten  Erwartungen  befriedigt,  welchen  Ertrag  die  Steuer  bringen 
wird,  das  ist  zur  Zeit  nicht  zu  übersehen,  da  man  über  den  Umsatz  der  Werte 
an  den  Börsen  nur  sehr  mangelhaft  unterrichtet  ist.  Jedenfalls  darf  man  sich 
in  dieser  Beziehung  keiner  Illusion  hingeben.  Eine  Steuer,  welche  von  1000  Mark 
10  Pfennig  beträgt,  bedarf  eines  kolossalen  Umsatzes:  Hundertundzwanzig  Mil- 
liarden, auf  welche  der  Umschlag  veranschlagt  worden,  ergeben  nur  einen 
Steuerbetrag  von  12  Millionen.  Man  muss  auf  diesem  Gebiete  erst  Erfahrungen 
sammeln,  welche  durch  die  jetzt  eingeführte  Steuer  jedenfalls  eine  brauchbare 
thatsächliche  Unterlage  erhalten.  Auch  darauf  dürfen  wir  hinweisen,  dass  mit 
Einfühmng  der  Steuer  sich  für  die  Börsen  die  Notwendigkeit  herausstellen  wird, 
ihre  Verhältnisse  immer  mehr  einer  festen  Ordnung  zu  unterwerfen  und  die 
Auswüchse  zu  beseitigen,  welche  mit  Recht  als  den  Interessen  der  Gesamtheit 
zuwiderlaufend  bezeichnet  worden  sind. 


Antrag  von  v.  Wedell-Malchow. 

Gesetz,  betreffend  die  Erhebung  von  Reichsstempelabj^aben. 

Artikel  I. 
In  dem  Gesetz,  betreffend  die  Erhebung  von  Keichsstempelabgaben,  vom  1.  Juli  1881 
(Reichs-Gesetzblatt  Seite  185)  treten  an  die  Stelle  von  §§  l,  6  bis  11,  nebst  üeberschrift  derselben, 
23,  Absatz  2,  27,  29,  30,  Absatz  3,  und  31  und  der  Tarifiinmmer  i  folgende  Bestimmungen: 

§  1. 
Die  in  dem  anliegenden  Tarif  anter  1,2,3  tmd  5  bezeichneten  Urkunden  und  die  da- 
selbst unter  i  bezeichneten  Geschäfte,  gleichviel  ob  letztere  schriftlich  beiurkundet  werden  oder 
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nicht,  unterliegen  den  daselbst  bezeichneten  Abgaben  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Be- 
stimmungen : 

II.  Kauf-,  Rückkauf-,  Tausch-,  Liefemngs-  und  sonstige  Anschaffungsgeschäfte. 

(Tarifiiummer  4.) 
§  6. 

Die  unter  Tarifnummer  i  angeordnete  Abgabe  ist  von  allen  im  Inlande  oder  von  im  In- 
lande  wohnhaften  Personen  im  Auslande  abgeschlossenen  Geschäften  der  dort  bezeichneten  Art 
zu  erlegen.  Ist  bei  einem  im  Auslande  abgeschlossenen  Geschäft  nur  der  eine  der  Konti-ahenten 
im  Inlande  wohnhaft,  so  ist  die  Abgabe  nur  im  halben  Betrage,  und  zwar  von  diesem  Kontra- 
henten, zu  entrichten. 

§  7. 

Im  Inlande  wohnhafte  Personen  ,  welche  nach  Tarifnummer  4  abgabepflichtige  Geschäfte 
für  eigene  Rechnung  oder  als  Kommissionäre  (Handelsgesetzbuch  Artikel  360)  gewerbemässig 
betreiben,  gleichviel  ob  sie  in  das  Handelsregister  eingetragen  sind  oder  nicht,  haben  ein  auf 
ihren  Namen  lautendes,  von  der  Steuerbehörde  beglaubigtes  Steuerbuch  zu  führen  und  in  das- 
selbe die  von  ihnen  oder  in  ihrem  Namen  von  anderen  abgeschlossenen  abgabepflichtigen  Ge- 
schäfte einzutragen. 

Die  Eintragung  muss  die  wesentlichen  Bedingungen  des  Geschäfts  und  den  Betrag  der 
von  dem  Eintragenden  zu  entrichtenden  Abgabe  (§  8)  enthalten.  Am  Schlüsse  des  Monats  ist 
das  Buch  abzuschliessen  und  ein  Auszug  hieraus  spätestens  am  sechsten  Tage  des  folgenden 
Monats  unter  Einzahlung  des  berechneten  Abgabenbetrages  an  die  Steuerbehörde  abzuliefeni. 

Der  Auszug  muss  die  laufenden  Nummern  und  das  Datum  der  in  dem  Steuerbuch  ver- 
zeichneten Geschäfte,  sowie  die  für  letztere  berechneten  Steuerbeträge  enthalten  und  von  dem 
zur  Führung  des  Steuerbuchs  Verpflichteten  durch  Unterschrift  als  richtig  bestätigt  sein. 

§  8. 

Ist  das  abgabepflichtige  Geschäft  zwischen  zwei  zur  Führung  eines  Steuerbuchs  ver- 
pflichteten Personen  (§  7)  geschlossen ,  so  haben  dieselben  sich  je  die  Hälfte  der  tarifmässigen 
Abgabe  zur  Last  zu  schreiben. 

Ist  nur  der  eine  Teil  zur  Führung  eines  Steuerbuchs  verpflichtet,  so  hat  dieser  sich  die 
ganze  Abgabe  zur  Last  zu  schreiben. 

§  9. 
Ist  das  Geschäft  von  einem  Kommissionär  abgeschlossen,  so  ist  die  Abgabe  sowohl  für 
das  Geschäft  zwischen  dem  Kommissionär  und  dem  Dritten ,  als  auch  für  das  Abwickelungs- 
geschäft zwischen  dem  Kommissionär  und  Kommittenten  zu  entrichten. 

§  10. 

Wer,  ohne  als  Makler  vereidigt  zu  sein,  gewerbemässig  die  Vennittelung  von  Geschäften 
der  unter  Tarifnummer  4  bezeichneten  Art  betreibt,  hat  über  die  unter  seiner  Vennittelung  ab- 
ges(ihlossenen  abgabepflichtigen  Geschäfte  ein  die  wesentlichen  Bedingungen  derselben  ergeben- 
des, auf  seinen  Namen  lautendes  und  von  der  Steuerbehörde  beglaubigtes  Verzeichnis  zn  führen. 
Für  diejenigen  Geschäfte,  bei  denen  nur  solche  Personen  beteiligt  sind,  die  nicht  die  Vei-pflich- 
tung  zur  Führung  eines  Steuerbuchs  (§  7)  haben,  ist  zugleich  der  Betrag  der  von  dem  Geschäft 
zu  entrichtenden  Abgabe  einzutragen. 

Das  Verzeichnis  ist  am  Ende  eines  jeden  Monats  abzuschliessen  und  ein  Auszug  hieraus 
spätestens  am  sechsten  Tage  des  folgenden  Monats  an  die  Steuerbehörde  einzuliefern.  Dieser 
Auszug  muss  die  Gesamtzahl  der  vermittelten  abgabepflichtigen  Geschäfte  und  für  diejenigen 
Geschäfte,  bei  denen  nur  solche  Personen  beteüigt  sind,  welche  nicht  die  Vei-pflichtung  zur 
Führung  eines  Steuerbuchs  (§  7)  haben,  die  laufende  Nummer,  das  Datum  und  den  Betrag  der 
von  den  einzelnen  Geschäften  zu  entrichtenden  Abgabe  enthalten.  Die  letztere  ist  bei  Ein- 
lieferung  des  Auszugs  einzuzahlen. 

§  11. 
Vereidigte  Makler  haben  über  die  im  Laufe  eines  Monats  unter  ihrer  Vennittelung  ab- 
geschlossenen ,  nach  Tarifhummer  4  abgabepflichtigen  Geschäfte  spätestens  am  sechsten  Tage 
des  folgenden  Monats  einen  Auszug  aus  ihrem  Tagebuch  an  die  Steuerbehörde  einzuliefeni. 
In  diesem  Auszug  ist  die  Gesamtzahl  der  Geschäfte  und  für  diejenigen  Geschäfte,  bei  denen 
nur  solche  Personen  beteiligt  sind,   welche  nicht  die  Vei-pflichtung  zur  Fülbimg  eines  Steuer- 
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bnchs  (§  7)  haben,  die  laufende  Nummer,  das  Datum  und  der  Betrag  der  von  dem  Geschäfte  zu 
entrichtenden  Abgabe  anzugeben.    Der  letztere  ist  bei  Einlieferung  des  Auszugs  einzuzahlen. 

S  IIa. 

Der  Steuerbehörde  bleibt  vorbehalten,  die  Steuerbücher  (§  7),  die  Verzeichnisse  (§  10> 
und  die  Tagebücher  (§  11)  zur  Einsicht  und  Prüfung  einzufordern. 

Die  Steuerbücher,  Verzeichnisse  und  Tagebücher  sind  von  dem  zur  Führung  Verpflich- 
teten 5  Jahre  lang  nach  dem  letzten  darin  enthaltenen  Monatsabschluss  au&ubewahren. 

§  IIb. 
Wird  ein  abgabepflichtiges  Geschäft  ohne  Mitwirkung  eines  gewerbemässigen  Ver- 
mittlers (i§  10  und  11)  zwischen  Personen  geschlossen,  von  denen  keine  zur  Fühning  eines 
Steuerbuchs  (§  7)  verpflichtet  ist,  so  haben  dieselben  binnen  14  Tagen  der  Steuerbehörde  des 
Wohnoits  beider,  oder  des  einen  von  ihnen,  von  dem  abgeschlossenen  Geschäfte,  unter  Angabe 
der  für  die  Abgabenberechnung  in  Betracht  kommenden  Bedingungen,  schriftliche  Anzeige  zti 
machen  und  dabei  die  Abgabe  einzuzahlen. 

§  llc. 
Die  obei-ste  Landesfinanzbehörde  kann  auf  Antrag  der  Beteiligten  genehmigen,  dass 
gewisse  abgabepflichtige  Geschäfte  nicht  in  das  laufende,  sondern  erst  in  ein  zu  bestimmendes 
späteres  Steuerbuch  eingetragen,  einstweilen  aber  mit  einem  vorläufig  zu  vereinbarenden  Be- 
trage versteuert  werden. 

§  lld. 
Bei  Geschäften,  für  welche  eine  sofortige  Feststellung  der  Steuer  unmöglich  ist,  bleibt 
die  Versteuemng  unter  den  vom  Bundesrat  festzusetzenden  Bedingungen  so  langfe  ausgesetzt, 
bis  die  Berechnung  möglich  wird. 

§  lle. 
Für  die  zu  entrichtende  Steuer  haften  die  abgabepflichtigen  Kontrahenten  als  Gesamt- 
schuldner. 

§  llf: 
Der  Bundesrat  erlässt  die  näheren  Bestimmungen  wegen  der  Einrichtung  der  Steuer- 
bücher (§  7),  der  Vei-zeichnisse  (§  10),  der  Auszüge  (§§  7,  10  und  11)  und  der  schriftlichen  An- 
zeigen (§  IIb) ,   sowie  wegen  des  in  Fällen  der  Inanspruchnahme  der  Befreiung  unter  B  zur 
Tariöiummer  i  zu  führenden  Nachweises. 

§  11g- 

Wer  die  Eintragung  eines  abgeschlossenen  Geschäfts  in  das  Steuerbuch,  in  das  Ver- 
zeichnis, in  die  Auszüge  aus  beiden  oder  in  den  Tagebuchauszug  unterlässt,  oder  die  Ein- 
tragung in  solcher  Weise  unrichtig  bewirkt,  dass  hieraus  eine  Verkürzung  der  Steuer  sich  er- 
gibt, hat  eine  Geldstrafe  verwirkt,  welche  dem  fünf  hundertfachen  Betrage  der  hinterzogenen 
Abgabe  gleichkommt ,  aber  mindestens  Einhundert  Mark  für  jede  unterlassene  oder  unrichtige 
Eintragung  beträgt. 

Eine  Strafe  zur  Hälfte  dieses  Betrages  trifft  den  nicht  vereidigten  Vermittler  (§  10),  der 
ein  Geschäft,  für  welches  die  Vertragschliessenden ,  oder  einer  derselben,  die  Abgabe  zu  ent- 
richten hat,  in  das  Verzeichnis  einzutragen  unterlässt,  oder  die  Eintragung  desselben  in  einer 
zui-  Verkürzung  der  Abgabe  führenden  unrichtigen  Weise  bewirkt. 

Wenn  die  im  §  Hb  vorgeschriebene  Anmeldung  von  den  Vertragschliessenden  überhaupt 
nicht  oder  in  einer  zur  Verkürzung  der  Abgabe  fiihrenden  unrichtigen  Weise  bewirkt  wird, 
so  verfällt  jeder  von  ihnen  in  eine  Strafe,  welche  dem  fünfundzwanzigfachen  Betrage  der  hinter- 
zogenen Abgabe  gleichkommt,  aber  mindestens  fünfundzwanzig  Mark  für  jedes  Geschäft  beträgt. 

§  11h. 

Wer  es  unterlässt,  den  Auszug  (§§  7,  10  und  11)  zu  der  vorgeschriebenen  Zeit  einzu- 
reichen, verfällt  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  Fünfhundert  Mark. 

Wer  die  Einreichung  des  Auszuges  (§§  7,  10  und  11)  oder  des  Originals  (§  IIa  Absatz  1) 
verweigert  oder  dieselbe  ungeachtet  schiiftlicher  Aufforderung  innerhalb  der  festgesetzten  Frist 
nicht  bewiikt,  verföllt  in  eine  Geldstrafe  von  Fünfhundert  bis  Zweitausend  Mark  und  wenn 
er  auch  einer  wiederholten  Aufforderung  keine  Folge  leistet,  von  Eintausend  bis  zu  Zehn- 
tausend Mark. 

Wer  der  Vorschrift  im  §  Ha  Absatz  2  zuwiderhandelt,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  von 
Eintausend  bis  Zehntausend  Mark. 
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§  lli. 
Schriftstücke  über  Geschäfte,  welche  nach  Tarifnummer  4  abgabepflichtig  sind,  oder 
auf  welche  die  Vorschrift  unter  „Befreiungen"  zu  dieser  Tarifnummer  Anwendung  findet ,  sind 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  keiner  Stempelabgabe  (Taxen,  Sportein  u.  s.  w.)  unterworfen. 
Werden  dieselben  indessen  gerichtlich  oder  notariell  aufgenommen  oder  beglaubigt,  so  unter- 
liegen sie,  neben  der  in  Tarifnummer  4,  für  das  Geschäft  vorgeschriebenen  Abgabe,  den  in  den 
Landesgesetzen  für  gerichtliche  oder  notarielle  Aufnahmen  und  Beglaubigungen  etwa  vor- 
geschriebenen Stempeln  (Taxen,  Sportein  u.  s.  w.). 

§  23. 
Absatz  2: 

Dieselbe  Strafe  tritt  ein,  wenn  in  den  Fällen  der  §§  3,  11g,  11h  Absatz  3  und  16  aus 
den  Umständen  sich  ergibt,  dass  eine  Steuerhinterziehung  nicht  hat  verübt  werden  können 
oder  nicht  beabsichtigt  worden  ist. 

§  27. 

Die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  mit  der  Beaufsichtigung  des  Stempelwesens  beauf- 
tragten Behörden  und  Beamten  haben  die  ilmen  obliegenden  Verpflichtungen  mit  den  gleichen 
Befugnissen,  wie  sie  ihnen  hinsichtlich  der  nach  den  Landesgesetzen  zu  entrichtenden  Stempel- 
abgaben zustehen,  auch  hinsichtlich  der  in  diesem  Gesetze  bestimmten  Abgaben  wahrzunehmen. 

Die  Landesregierungen  bestimmen  geeignete  Beamte,  welche  nach  näherer  Vorschrift 
des  Bundesrats  die  Schriftstücke  der  öffentlichen  und  der  von  Aktiengesellschaften  oder 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  betriebenen  Bank- ,  Kredit-  oder  Versicherungsanstalten, 
Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen,  sowie  der  zur  Erleichterung  der  Liquidation 
von  Zeitgesdiäften  bestimmten  Anstalten  (Liquidationsbureaus  u.  s.  w.)  periodisch  bezüglich 
der  Abgabenentrichtung  zu  prüfen  haben.  Die  genannten  Anstalten  sind  verpflichtet,  die  Ein- 
sicht zu  gestatten. 

Auch  andere  zur  Führung  von  Steuerbüchern  (§  7),  Verzeichnissen  (§  10)  oder  Tage- 
büchern (§  11)  veiT)flichtete  Personen  haben  die  den  Abschluss  oder  die  Bedingungen  des  Ab- 
schlusses ihrer  Geschäfte  ergebenden  Schriftstücke  den  oben  erwähnten  Beamten  auf  Erfordern 
zur  Einsicht  und  Prüfung  vorzulegen. 

§  29. 

Bezüglich  der  Vollstreckbarkeit  und  des  Vollstreckungsverfahrens  werden  die  in  diesem 
Gesetz  angeordneten  Abgaben  den  Landesabgaben  gleichgeachtet. 

§  30. 

Absatz  3: 

Wegen  der  Entschädigung  für  die  Aufhebung  solcher  Befreiungen,   welche  etwa  auf 

lästigen  Privatrechtstiteln  beruhen,  sowie  wegen  der  Erstattung  der  von  solchen  Berechtigten 

entrichteten  Abgabenbeträge,  kommen  die  entsprechenden  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betrefiend 

die  Wechselstempelsteuer  (§  26  Absatz  2  bis  4),  zur  Anwendung. 

§  31. 
Jedem  Bundesstaat  wird  von  der  jährlichen  Einnahme,  welche  in  seinem  Gebiet  durch 
Erhebung  der  in  diesem  Gesetz  vorgeschriebenen  Abgaben  erzielt  wird,  mit  Ausnahme  der 
Steuer  von  Losen  der  Staatslotterien,  der  Betrag  von  2  Prozent  aus  der  Eeichskasse  gewährt. 

Tarifnummer  4. 


Gegenstand  der  Besteuemng. 


Steuer- 
satz 


Berechnung  der  Abgabe. 


II.  Kauf-,  Rückkauf-,  Tausch-,  Lieferungs- 
;  und  sonstige  Anschaffungsgegenstände. 

Kauf- ,  Rückliauf- ,  Tausch- ,  Liefei-ungs-  oder 
sonstige  Anschaifungsgeschäfte  über  im 
Auslande  zahlbare  Wechsel,  ausländische 
Banknoten  oder  ausländisches  Papiergeld, 
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Gegenstand  der  Bestenerong. 


Steuer- 
satz 


Berechnung  der  Abgabe. 


femer  Wertpapiere  der  unter  1 ,  2  und  3 
dieses  Tarifs  bezeichneten  Art,  oder  Mengen 
von  solchen  Sachen  oder  Waren  jeaer  Art, 
die  nach  Gewicht,  Mass  oder  Zahl  gehandelt 
zu  werden  pflegen,  sofern  diese  Sachen  oder 
Waren  zur  Weiterveräusserung  bestimmt 
sind 

Dieselbe  Abgabe  ist  für  Verabredungen 
zu  entrichten,  durch  welche  gegen  Entgelt 
die  Erfüllung  von  Geschäften  der  oben  er- 
wähnten Art  auf  einen  späteren  Termin  ver- 
schoben wird. 

Ausgenommen  von  der  im  Vorstehenden 
vorgeschriebenen  Abgabe  sind  im  Wege  der 
Auktion  zustande  gekommene  Kaufgeschäfte 
über  Waren. 

Befreiungen. 

Die  vorbestimmte  Abgabe  wird  nicht  er- 
hoben : 

1)  falls  der  Wert  des  Gegenstandes  des 
Geschäfts  nicht  mehr  als  300  Mark,  bei 
Warengeschäften  nicht  mehr  als  10,000 
Mark  beträgt, 

2)  für  sogenannte  Kontantgeschäfte  über 
Wechsel,  gemünztes  oder  ungemünztes 
Gold  oder  Süber, 

3)  für  Geschäfte  über  solche  zur  Weiter- 
veräusserung bestimmte  Sachen  oder 
Waren,  welche  von  einem  der  Kontra- 
henten selbst  erzeugt  oder  handwerks- 
oder  fabrikmässig  hergestellt  sind, 

4)  für  Geschäfte  über  solche  Sachen  oder 
•    Waren,  welche  zur  Weiterveräusserung 

nach     vorgängiger    haudwerks-     oder 
fabrikmässiger  Be-  oder  Verarbeitung 
durch  einen  der  Kontrahenten  bestimmt 
sind. 
Für  Geschäfte  über  solche  zur  Weiterver- 
äusserung bestimmte    inländische  Sachen 
oder  Waren  jeder  Art,  die  nach  Gewicht, 
Mass  oder  Zahl  gehandelt  zu  werden  pflegen, 
erfolgt  die  Erstattung  der  entrichteten  Ab- 
gabe,  wenn  der  Nachweis   geführt  wird, 
dass  dieselben  unmittelbar  unter  den  Kontra- 
henten durch  wirkliche  Auslieferung  an  den 
Erwerber  erfüllt  worden  sind. 


^ko 


vom  Wert  des  Gegenstandes  des 
Geschäfts  in  Abstufungen  für 
je  1000  Mark  oder  einen  Bruch- 
teil dieses  Betrags. 

Als  Gegenstand  des  Geschäfts 
gelten  nicht  die  Prämie,  der 
Kurs-oderPreisunterschied,  son- 
dern die  Wechsel,  Banknoten 
oder  das  Papiergeld,  femer  die 
Wertpapiere  oder  die  Sachen 
oder  Waren,  auf  welche  das 
Geschäft  sich  bezieht. 

Die  zu  den  Wertpapieren  ge- 
hörigen Zins-  oder  Dividenden- 
coupons bleiben  bei  der  Berech- 
nung der  Abgabe  ausser  Be- 
tracht. Der  Wert  des  Gegen- 
standes wird  durch  den  verein- 
barten Kauf-  oder  Liefemngs- 
preis,  sonst  durch  den  mittleren 
Börsen-Oder  Marktpreis  am  Tage 
des  Abschlusses  bestimmt. 

Ausländische  Werte  sind  nach 
den  Vorschiiften  wegen  Erhe- 
bung des  Wechselstempels  um- 
zurechnen. 


Artikel  n. 
Heb  ergangsb  estimmungen . 

a.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  April  188.S  in  Kraft. 

b.  Der  Bundesrat  stellt  die  Bedingungen  fest,  unter  welchen  für  die  infolge  dieses 
Gesetzes  unverwendbar  werdenden  Stempelmarken  und  gestempelten  Formulare  auf  Eeichs- 
rechntmg  Ersatz  zu  leisten  ist. 

c.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  den  unter  Berücksichtigung  der  obigen  Aende- 
rungen  sich  ergebenden  Text  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  mit  einer  fortlaufenden  Xummem- 
folge  der  Paragraphen  durch  das  ßeichsgesetzblatt  bekannt  zu  machen. 


Finanzarchiv,    n.  Jahrg. 


1133 


35 


546  Grimm, 

Antrag  Dr.  Arn sp erger  und  Genossen. 

Gesetz,  betreffend  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben. 

Artikel   I. 

In  dem  Gesetz ,  betreffend  die  Erhebung  von  Reiohsstempelabgaben ,  vom  1.  Juli  1881 
(Reichs-Gesetzblatt  Seite  185)  treten  an  die  Stelle  von  §§  6  bis  11,  nebst  Ueberschrift  derselben 
§  2i  und  der  Tarifnummer  i  folgende  Bestimmungen : 

II.  Schlussnoten. 

(Tarifnummer  4.) 
§  6. 

Jeder  nach  Artikel  28  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  zur  Führung  von  Büchern 
verpflichtete,  im  Inland  wohnhafte  Kaufmann,  welcher  Geschäfte,  die  nach  Tarifnummer  4  ab- 
gabepflichtig sind,  gewerbsmässig  betreibt,  ist  vei-pflichtet ,  nach  erfolgtem  Abschluss  von 
solchen  Geschäften,  zum  Zwecke  der  Besteuerung  Schlussnoten  (Schlusszettel,  Schlussscheine, 
Schlussbriefe)  auszustellen. 

Eine  Schlussnote,  insofern  sie  sich  nicht  auf  Platzgeschäfte  bezieht,  kann  mehrere  ab- 
gabepflichtige Geschäfte  umfassen,  vorausgesetzt,  dass  sie  an  demselben  Tag  zwischen  den 
nämlichen  Kontrahenten  und  in  gleicher  Eigenschaft  abgeschlossen  worden  sind. 

§  7. 

Zu  den  Schlussnoten  sind  vor  dem  Gebrauch  vorschriftsmässig  gestempelte  Formulare 
zu  verwenden,  welche  auf  beiden  Hälften  Schemata,  das  eine  für  den  Käufer,  das  andere  für 
den  Verkäufer,  enthalten  und  in  deren  Mitte  sich  der  Stempel  befindet.  Die  Kassation  des  nach 
Tarifnummer  4  berechneten  Stempels  geschieht  durch  Trennung  der  ausgefüllten  Schemata,  so 
dass  auf  jedem  Schema  die  Hälfte  des  Stempels  zurückbleibt. 

Die  Schlussnote  muss  das  Datum  des  Abschlusses,  den  Preis  oder  die  Nominalbeträge 
der  gehandelten  Stücke  oder  Waren,  und  die  Namen  des  Käufers  und  Verkäufers,  bei  Zeit- 
geschäften auch  den  Termin,  angeben;  die  Unterschrift  der  Kontrahenten  ist  nicht  erforderlich. 

Die  Schlussnoten  sind,  nach  der  Zeitfolge  geordnet,  von  jedem  Kontrahenten  drei  Jahre 
lang  aufzubewahren. 

§  8. 

"Wird  ein  abgeschlossenes  Geschäft  nicht  erfüllt,  sondern  die  Erfüllung  nach  gegen- 
seitigem Uebereinkommcn ,  sei  es  unter  den  gleichen,  sei  es  unter  veränderten  Bedingungen, 
auf  einen  weiteren  Termin  hinausgeschoben ,  so  gilt  diese  Abrede  (Prolongation)  als  ein  neuer 
stempelpflichtiger  Abschluss. 

Wird  dagegen  ein  Zeitgeschäft  zu  einem  später  noch  festzusetzenden  Kurse  (Liquidations- 
kurs) geschlossen,  so  ist  nur  der  ursprüngliche  Abschluss  des  Geschäfts  steuei-pflichtig. 

Zeitgeschäfte  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  diejenigen,  bei  denen  die  Erfüllungszeit 
etwas  dergestalt  Wesentliches  ist,  dass  nach  Absicht  der  Kontrahenten  eine  spätere  Leistung 
nicht  mehr  als  Vertragserfüllung  angesehen  werden  soll. 


Die  Vei-pflichtung  zur  Ausstellung  der  Schlussnoten  liegt  .bei  Geschäften,  die  zwischen 
abgabepflichtigen  Inländern  abgeschlossen  sind,  zunächst  dem  Verkäufer  ob ;  jedoch  sind  hier- 
von abweichende  Bestimmungen  durch  die  in  §  28a  vorgesehenen  Eeglements  der  Handels- 
kammern zulässig.  Auf  alle  Fälle  jedoch  haften  beide  Kontrahenten  als  Gesamtschuldner  für 
die  rechtzeitige  Entrichtung  der  Abgabe  und  für  etwa  verwirkte  Strafen. 

Bei  Geschäftsabschlüssen  zwischen  Inländern  und  Ausländem  hat  der  Inländer,  bei 
Geschäftsabschlüssen,  bei  denen  nur  der  eine  Kontrahent  ein  Kaufmann  im  Sinne  des  §  6  dieses 
Gesetzes  ist,  der  Kauftnann  die  Vei-pflichtung  zur  Ausstellung  der  Schlussnote  und  zur  recht- 
zeitigen Entrichtung  der  Abgabe. 
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S  10. 

Die  Entrichtong  der  tariönässigen  Abgabe  rnnss  längstens  binnen  drei  Tagen  nach  Ab- 
schlnss  des  bezüglichen  Geschäfts  in  der  durch  |  7  vorgeschriebenen  Weise  bewirkt  sein.  Bei 
Geschäften,  für  welche  eine  Feststellung  der  Abgabe  innerhalb  dieser  Frist  unmöglich  ist,  bleibt 
die  Versteueniug.  unter  den  vom  Bundesrat  festzusetzenden  Bedingungen,  so  lange  ausgesetzt, 
bis  die  Berechnung  möglich  wird.  Derselbe  trifft  ebenfalls  Bestimmungen  darüber,  unter  welchen 
Umständen,  insbesondere  bei  Zeitgeschäften,  eine  nachträgliche  Ausstellung  von  Schlussscheinen 
und  Entrichtung  des  tariönässigen  Steuerbetrags  statthaft  ist,  ohne  die  gesetzlichen  Strafen 
nach  sich  zu  ziehen. 

§  11- 

Wer  die  Verpflichtungen  des  §  6  und  |  7  Absatz  l  nicht  im  vollen  Betrage,  oder  nicht 
rechtzeitig  erfüllt,  wii'd  mit  einer  Geldstrafe  geahndet,  welche  dem  Sofachen  Betrage  der  hinter- 
zogenen  Abgabe  gleichkommt. 

Bei  Handelsgesellschaften  trifft  die  Strafe  die  Firma,  nicht  die  einzelnen  Gesellschafter 
oder  Vorstandsmitglieder. 

Im  Wiederholungsfalle  absichtlicher,  innerhalb  eines  Zeitraums  von  fünf  Jahren  ver- 
übter Hinterziehungen ,  kann  gegen  die  Schuldigen  ausserdem  auf  Strafen  bis  zu  Eintausend 
Mai'k  erkannt  werden. 

Wer  der  Vorschrift  des  §  7  Absatz  3  zuwideriiandelt,  verföllt  in  eine  Geldstrafe  bis  zu 
Zweitausend  Mark. 

§  IIa. 
Schriftstücke  über  Geschäfte,  welche  nach  Tarifnummer  i  abgabepflichtig  sind,  oder 
auf  welche  die  Vorschrift  unter  .Befreiungen-  zu  dieser  Taiifnummer  Anwendung  findet,  sind 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  keiner  Stempelabgabe  (Taxen,  Sportebi  u.  s.  w.)  unterworfen. 
Wei"den  dieselben  indes  gerichtlich  oder  notariell  aufgenommen,  oder  beglaubigt,  so  unterliegen 
sie.  neben  der  in  Tarifnnmmer  4  für  das  Geschäft  vorgeschriebenen  Abgabe,  den  in  den  Landes- 
gesetzen für  gerichtliche  oder  notarielle  Auftiahmen  und  Beglaubigungen  etwa  vorgeschriebenen 
Stempeln  (Taxen,  Sportein  n.  s.  w.)- 

§  24. 

Hinsichtlich  des  Strafverfahrens  wegen  der  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Gesetz,  der 
Straftnilderung  und  des  Erlasses  der  Strafe  im  Gnadenwege,  der  Vollstreckung  der  Strafe, 
sowie  der  Veijähmng  der  Strafverfolgung  finden  die  Vorschriften  in  den  |§  17  Satz  l,  18  und 
19  des  Gesetzes  vom  10.  Juni  1869,  betreffend  die  Wechselstempelsteuer,  sinngemässe  An- 
wendung. 

Glaubt  der  Beschuldigte  den  geforderten  Stempelbetrag  nicht,  oder  nicht  völlig  schuldig 
zu  sein,  so  kann  er  dies,  falls  er  nicht  die  höheren  Verwaltungsbehörden  anrufen  will,  durch 
eine  binnen  einem  Monat  präklusivischer  Frist  gegen  den  Strafbescheid  der  Verwaltungsbehörde 
vor  der  für  den  Reichsfiskus  zuständigen  Handelskammer  des  Berliner  Landgerichts  I.  gegea 
den  Reichsfiskus  anzubringenden  Civüklage  geltend  machen.  Von  dem  Eingang  und  Ausfall 
der  Klage  hat  das  Gericht  der  Verwaltungsbehörde  Kenntnis  zu  geben. 

§  28a. 
Die  Handelskammern ,  oder  die  zu  deren  Vertretung  von  den  Landesbehörden  bezeich- 
neten Behörden,  haben  das  Recht,  unter  Zustinunung  der  Landesregierungen,  reglementarische 
Anordnungen  zu  treffen ,  welche  ihnen ,  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse 
und  Gewohnheiten  ihres  Bezirks,  zur  Durchführung  des  Gesetzes  und  Sicherung  der  gesetz- 
mässigen  Entrichtung  der  Abgaben  notwendig  oder  zweckmässig  erscheinen.  Sie  haben  ins- 
besondere das  Recht,  Sachverständige  zu  ernennen,  welche  nach  einem  vom  Bundesrat  zu 
erlassenden  Reglement  und  in  den  darin  bezeichneten  Fällen  von  der  Verwaltungsbehörde  zuzu- 
ziehen sind,  wenn  es  sich  um  Untersuchungen  und  Straffestsetzungen  wegen  Vergehen  gegen 
dieses  Gesetz  handelt. 

Artikel  II. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem 1885  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  den  unter  Beiücksichtigung  der  obigen  Aenderungen 
sich  ergebenden  Text  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  mit  einer  fortlaufenden  Nummemfolge  der 
Paragraphen  durch  das  Reichs-Gesetzblatt  bekannt  zu  machen. 
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Tarifnummer  4. 


Berechnung  der  Abgabe. 


Schlussnoten  über  Kauf-,  Verkauf-,  Rückkauf-, 
Tausch- ,  Liefenings-  oder  sonstige  An- 
schaffungsgeschäfte, sowohl  zur  Gutschrift 
wie  zur  Einziehung  von  im  Ausland  zahl- 
baren Wechseln,  von  Zahlungen  an  auswär- 
tigen Plätzen  in  fremden  Valuten,  von 
ausländischen  Geldsorten ,  ausländischen 
Banknoten  oder  ausländischem  Papiergeld, 
ferner  von  Wertpapieren  der  unter  1,  2  und 
3  dieses  Tarifs  bezeichneten  Art  oder  Jlengen 
von  solchen  Sachen  oder  Waren  jeder  Art, 
die  nach  Gewicht,  Mass  oder  Zahl  gehandelt 
zu  werden  pflegen,  bei  einem  Werte  vom 
Gegenstand  des  Geschäfts: 

bis  1000  Mark 

von  1001  Mark  bis  5000  Mark  .    . 
von  5001  Mark  bis  20,000  Mark    . 
von  20,001  Mark  bis  50,000  Mark 
von  50,001  Mark  bis  100,000  Mark 
und  für  jede  weitere  100,000  Mark  je 
2  Mark  mehr. 
Bei  Abschlüssen  von  Zeitgeschäften  im 
Sinne  des  §  8  sind  diese  Sätze  zum  doppelten 
Betrag  zu  erheben. 

Befreiungen. 

Die  vorbestimmte  Abgabe  wird  nicht  erhoben: 

1)  falls  der  Wert  des  Gegenstandes  des 
Geschäfts  nicht  mehr  als  30n  Mark,  bei 
Warengeschäften  nicht  mehr  als  5000 
Mark  beträgt, 

2)  für  sogenannte  Kontantgeschäfte  über 
gemünztes  oder  ungemünztes  Gold  oder 
Silber, 

3)  für  Geschäfte  über  solche  zur  Weiter- 
veräussening  bestinnnte  inländische 
Sachen  oder  Waren,  welche  von  einem 
der  Kontrahenten  selbst  erzeugt  oder 
handwerks-  oder  fabrikmässig  herge- 
stellt sind, 

4)  für  Geschäfte  über  solche  Sachen  oder 
Waren,  welche  zur  Weiterveräussemng 
nach  vorgängiger  handwerks-  oder 
fabrikmässiger  Be-  oder  Verarbeitung 
durch  einen  der  Kontrahenten  bestimmt 
sind. 


Der  Wert  des  Gegenstandes  wii'd 
nach  dem  vereinbarten  Kauf- 
oder Liefeningspreis ,  sonst 
durch  den  mittleren  Börsen- 
oder Marktpreis  am  Tage  des 
Abschlusses  bestimmt.  Ein  Zins- 
aufschlag für  die  zu  den  Wert- 
papieren gehörigen  Zinsen-  oder 
Dividendencoupons  findet  nicht 
statt. 

Ausländische  Werte  sind  nach 
den  Vorschriften  wegen  Erbe- 
bung des  Wechselstempels  um- 
zurechnen. 
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Gesetz, 

betreffend  die  Erhebung  von  Beichsstempelabgaben  vom  1.  Juli  1881 
mit  Novelle  vom  29.  Mai  1885  (gi^ltig  vom  1.  Oktober  1885  ab). 

§  1- 
Die  in  dem  anliegenden  Tarif  unter  1,  2,  3  und  5  bezeichneten  Urkunden 
und   die   daselbst  unter  4  bezeichneten  Geschäfte   unterliegen   den  daselbst  be- 
zeichneten Abgaben  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen: 

I.  Aktien,  Renten-  und  Schuldverschreibungen. 
(Tarifnummer  1  bis  3.) 

§2. 

Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  unter  Tarifnummer  1  bis  3  be- 
zeichneten Stempelabgabe  wii-d  erfüllt  durch  Zahlung  des  Abgabebetrages  an 
eine  zuständige  Steuerstelle,  welche  auf  dem  vorzulegenden  Wertpapiere  Reichs- 
stempelmarken zum  entsprechenden  Betrage  zu  verwenden  oder  die  Aufdrückung 
des  Stempels  zu  veranlassen  hat. 

In  welchen  Fällen  und  unter  welchen  Bedingungen  der  Verpflichtimg  zur 
Versteuerung  durch  rechtzeitige  Verwendung  von  Stempelmarken  ohne  amtliche 
Mitwirkung  einer  Steuerstelle  genügt  werden  kann,  bestimmt  der  Bundesrat. 

§  3. 

Wer  Wertpapiere  der  unter  den  Tarifnummem  1  bis  3  bezeichneten  Art 
innerhalb  des  Bundesgebiets  ausgibt,  veräussert,  verijfändet,  oder  ein  anderes 
Geschäft  unter  Lebenden  damit  macht  oder  Zahlung  darauf  leistet,  bevor  die 
Verpflichtung  zur  Versteuerung  erfüllt  oder  in  den  in  der  Befreiung  zu  Tarif- 
nummer 1  und  den  unter  Tarifiiummer  2  Lit.  cc  und  3  Lit.  b  bezeichneten 
Fällen  den  Kontrollvorschriften  des  Bundesrats  genügt  ist,  verfällt  in  eine  Geld- 
strafe, welche  dem  fünfundzwanzigfachen  Betrage  der  hinterzogenen  Abgabe 
gleichkommt,  mindestens  aber  zwanzig  Mark  für  jedes  Wertpapier  beträgt. 

Diese  Strafen  treffen  besonders  imd  zum  vollen  Betrage  jeden,  der  als 
Kontrahent  oder  in  anderer  Eigenschaft  an  der  Ausgabe,  Veräusserung,  Verpfan- 
dung oder  an  dem  sonstigen  Geschäft  teilgenommen  hat. 

Dieselben  Personen  sind  für  die  Entrichtung  der  Steuer  solidarisch 
verhaftet. 

§4. 

Bevor  stempelpflichtige  inländische  Wertpapiere  zur  Zeichnung  aufgelegt 
werden,  oder  zu  weiteren  Einzahlungen  auf  solche  aufgefordert  wird,  hat  der 
Emittent  hiervon  der  zuständigen  Steuerstelle  unter  Angabe  der  Zahl,  der  Gat- 
tung und  des  Nennwertes  der  Stücke  oder  des  Betrages  der  zu  leistenden  Ein- 
zahlungen nach  Massgabe  eines  von  dem  Bundesrat  zu  bestimmenden  Formulars 
Anzeige  zu  erstatten. 

Wer  stempelpflichtige  inländische  Wertpapiere,  welche  von  einem  früheren 
als  dem  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens   dieses  Gesetzes   datiert  sind,   nach   dem 

1137 


K  CA  Gesetz,  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  von  188185. 

letzterwähnten  Zeitpunkte  ausgibt,  hat  jedes  Stück  mit  einem  Vermerke  zu 
versehen,  aus  welchem  ersichtlich  ist,  dass  die  Ausgabe  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  erfolgt  ist. 

Die  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Vorschriften  zieht  Geldstrafe  im  Betrage 
von  fünfzig  bis  fünfhundert  Mark  nach  sich. 

§  5. 

Die  der  Reichsstempelsteuer  unterworfenen  Wertpapiere  unterliegen  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  keiner  weiteren  Stempelabgabe  (Taxe,  Sportel  u.  s.  w.). 

Auch  ist  von  der  Umschreibung  solcher  Wertpapiere  in  den  Büchern  und 
Registern  der  Gesellschaft  etc.,  sowie  von  den  auf  die  Wertpapiere  selbst  ge- 
setzten Uebertragungsvermerken  (Indossamenten,  Cessionen  u.  s.  w.)  eine  Abgabe 
nicht  zu  entrichten. 

Im  übrigen,  inbesondere  hinsichtlich  der  Urkunden  über  Eintragungen  in 
dem  Hypothekenbuche  (Grundbuche),  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften 
unberührt. 

II.  Kauf-  und  sonstige  Anschaffnngsgescliäfte  ^). 
(Tarifnummer  4.) 

§  6. 
Die  unter  Tarifnummer  4  angeordnete  Abgabe  ist  von  allen  im  Inlande 
abgeschlossenen  Geschäften  der  bezeichneten  Art  zu  erheben. 


^)  §  6—20  sind  an  die  Stelle  der  bisherigen  §  6  —  11  des  Gesetzes  vom 
1.  Juli  1881  getreten,  welche  lauteten:  Schlussnoten  und  Rechnungen 
{Tarifnummer  4).  §  6.  Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  unter  Nummer  4 
des  Tarifs  bezeichneten  Stempelabgaben  liegt  zunächst  dem  Aussteller  und 
jedem  Unterzeichner  des  betreffenden  Schriftstücks  ob  und  uiuss  von  ihm  erfüllt 
werden,  bevor  er  das  letztere  aus  den  Händen  gibt.  Ist  die  Versteuerung  vom 
Aussteller  und  Unterzeichner  unterlassen  worden,  so  ist  sie  von  dem  Empfänger 
des  Schriftstücks,  sowie  von  jedem  weiterhin  Beteiligten,  welcher  das  Schriftstück 
vor  erfolgter  Versteuerung  annimmt,  binnen  3  Tagen  vom  Tage  des  Empfangs, 
jedenfalls  aber  vor  der  weiteren  Aushändigung  zu  bewirken.  §  7.  Die  vorbe- 
zeichnete Verpflichtung  wird  erfüllt  a.  bei  Schlussnoten,  Schlusszetteln,  Schluss- 
scheinen, Schlussbriefen  seitens  des  Ausstellers  durch  Verwendung  vor  dem 
Gebrauche  vorschriftsmässig  gestempelter  Formulare  zum  tarifmässigen  Wert- 
betrage, b.  in  allen  anderen  Fällen  entweder  durch  Gebrauch  eines  solchen  ge- 
stempelten Formulars  oder  durch  rechtzeitige  Verwendung  von  Reichsstempel- 
marken  im  tarifmässigen  Wertbetrage.  Wird  zur  Ausstellung  eines  nach 
Tarifnummer  4  a  stempelpflichtigen  Schriftstücks ,  welches  mehr  als  eines  der 
dort  aufgeführten  Geschäfte  betrifft  (Anmerkung  2  zu  Tarifnummer  4  a),  ein 
gestempeltes  Formular  verwendet,  so  kann  der  erforderliche  Mehrbetrag  der 
Abgabe  durch  rechtzeitige  Verwendung  von  Reichsstempelmarken  entrichtet 
werden.  §  8.  Die  Nichterfüllung  der  im  §  6  bezeichneten  Verpflichtung  wird 
mit  einer  Geldstrafe  geahndet,  welche  dem  fünfzigfachen  Betrage  der  hinter- 
zogenen  Abgabe  gleichkommt,  mindestens  aber  zwanzig  Mark  für  jedes  stempel- 
pflichtige Schriftstück  beträgt.  Diese  Strafe  trifft  besonders  und  zum  vollen 
Betrag  jeden ,  welcher  der  ihm  obliegenden  Vei-pflichtung  zur  Entrichtung  der 
Stempelabgabe  nicht  rechtzeitig  genügt.  Die  Versteuerung  durch  einen  späteren 
Inhaber  befreit  dessen  Vordermänner  und  die  Aussteller  und  Unterzeichner  nicht 
von  der  gesetzlichen  Strafe.  §  9.  Ausgeschlossen  von  der  Reichsstempelabgabe 
bleiben :  a.  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundungen  der  unter  Nummer  4  a 
des  Tarifs   bezeichneten  Geschäfte,    sowie   die   von   solchen  Urkunden   erteilten 
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Im  Auslande  abgeschlossene  Geschäfte  unterliegen  der  Abgabe,  wenn 
beide  Kontrahenten  im  Inlande  wohnhaft  sind;  ist  nur  der  eine  Kontrahent  im 
Inlande  wohnhaft,  so  ist  die  Abgabe  nur  im  halben  Betrage  zu  entrichten.  Bei 
kaufmännischen  Firmen  entscheidet  für  die  Frage  des  Wohnortes  der  Sitz  der 
Handelsniederlassung,  welche  das  Geschäft  abgeschlossen  hat. 

Als  im  Auslande  abgeschlossen  gelten  auch  solche  Geschäfte,  welche  durch 
briefliche  oder  telegraphische  Korrespondenz  zwischen  einem  Orte  des  Inlandes 
und  einem  Orte  des  Auslandes  zustande  gekommen  sind. 

§7. 

Bedingte  Geschäfte  gelten  in  betreflF  der  Abgabepflicht  als  imbedingte. 
Ist  einem  Kontrahenten  ein  Wahlrecht  eingeräumt,  oder  die  Befugnis,  innerhalb 
bestimmter  Grenzen  den  Umfang  der  Lieferung  zu  bestimmen,  so  wird  die  Ab- 
gabe nach  dem  höchstmöglichen  Wert  des  Gegenstands  des  Geschäfts  berechnet. 

Jede  Verabredung,  durch  welche  die  Erfüllung  des  Geschäfts  unter  ver- 
änderten Vertragsbestimmungen  oder  gegen  Entgelt  unter  denselben  Vertrags- 
bestinunungen  auf  einen  späteren  Termin  verschoben  wird,  gilt  als  neues  abgabe- 
pflichtiges Geschäft. 

Ist  das  Gescliäft  von  einem  Kommissionär  (Artikel  360  des  Handelsgesetz- 
buchs) abgeschlossen,  so  ist  die  Abgabe  sowohl  für  das  Geschäft  zwischen  dem 
Kommissionär  und  dem  Dritten,  als  auch  für  das  Abwickelungsgeschäft  zwischen 
dem  Kommissionär  imd  dem  Kommittenten  zu  entrichten,  sofern  nicht  die  Be- 
stimmung des  §  12  Absatz  2  eintritt. 

Geschäfte,  welche  vorbehaltlich  der  Aufgabe  („an  Aufgabe")  abgeschlossen 
werden,  sind  abgabepflichtig.  Die  Bezeichnung  des  definitiven  Gegenkontrahenten 
(die  Aufgabe)  ist  steuerfrei,  wenn  dieselbe  spätestens  am  folgenden  Werktage 
gemacht  wird;  wird  dieselbe  spater  gemacht,  so  gilt  sie  als  ein  neues  abgabe- 
pflichtiges Geschäft. 

§8. 

Werden  zwischen  denselben  Kontrahenten  an  einem  Tage  zu  gleichen 
Vertragsbestimmungen  mehrere  Geschäfte  über  Gegenstände  derselben  Art  ohne 
Vermittler  oder  durch  denselben  Vermittler  abgeschlossen,  so  gelten  diese  Ge- 
schäfte in  betreflF  der  Besteuerung  als  ein  Geschäft. 


Ausfertigungen,  beglaubigten  Abschriften  und  Auszüge ;  b.  Schriftstücke,  welche 
von  den  Staatsverwaltungen  der  Bundesstaaten  über  die  unter  Nummer  4  a  des 
Tarifs  bezeichneten  Geschäfte  aufgenommen  oder  ausgestellt  werden ;  c.  Verträge 
über  die  unter  Nummer  4  a  des  Tarifs  bezeichneten  Sachen  und  Waren,  welche 
weder  zum  Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebsmaterialien,  noch  zur  Wieder- 
veräusserung  in  derselben  BeschaflFenheit  oder  nach  vorgängiger  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  bestimmt  sind;  d.  Auktionen  imd  Auktionsprotokolle.  Werden 
in  den  unter  c  und  d  genannten  Fällen  von  Maklern  und  anderen  Unterhändlern 
Schriftstücke  ausgestellt,  welche  unter  Nummer  4a  des  Tarifs  fallen,  so  ist  für 
diese  die  Reichsstempelsteuer  nebst  den  landesgesetzlichen  Abgaben  zu  entrichten. 
§  10.  Werden  stempelpflichtige  Schriftstücke  der  unter  Nummer  4  des  Tarifs 
bezeichneten  Art  öff'entlich  beglaubigt,  so  finden  die  betreuenden  landesgesetz- 
lichen Vorschriften  über  Stempel  und  Gebühren  für  Beglaubigungen  neben  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Anwendung.  §  11.  Im  übrigen  unterliegen  die 
unter  Nummer  4  des  Tarifs  bezeichneten  stempelpflichtigen  Schriftstücke  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  keiner  weiteren  Stempelabgabe  (Taxe,  Sportel  u.  s.  w.). 
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§  9. 
Zur  Entrichtung  der  Abgabe  ist  zunächst  verpflichtet: 

1)  wenn  das  Geschäft  durch  einen  im  Inlande  wohnhaften  Vermittler 
abgeschlossen  ist,  dieser^ 

anderenfalls : 

2)  wenn  nur  einer  der  Kontrahenten  im  Inlande  wohnhaft  ist,  dieser, 

3)  wenn  von  den  Kontrahenten  nur  der  eine  ein  im  Inlande  wohnhafter,, 
nach  Artikel  28  des  Handelsgesetzbuchs  zur  Führung  von  Handels- 
büchern verpflichteter  Kaufmann  ist,  der  letztere, 

4)  wenn  es  sich  um  das  Abwickelungsgeschäft  zwischen  dem  Kommissionär 
und  dem  Kommittenten  handelt  (§  7  Absatz  3),  der  Kommissionär, 

5)  in  allen  übrigen  Fällen  der  Veräusserer. 

Die  im  Inlande  wohnhaften  Vermittler  und  die  Kontrahenten  haften  für 
die  Abgabe  als  Gesamtschuldner,  indessen  ist  bei  Geschäften,  für  welche  die 
Abgabe  nur  im  halben  Betrage  zu  entrichten  ist  (§  6  Absatz  2),  der  nicht  im 
Inlande  wohnhafte  Kontrahent  für  die  Entrichtung  der  Abgabe  nicht  verhaftet. 

Der  Vermittler  ist  berechtigt,  den  Ersatz  der  entrichteten  Abgabe  von 
jedem  für  die  Abgabe  verhafteten  Kontrahenten  zu  fordern. 

§  10. 

Der  zur  Entrichtung  der  Abgabe  zunächst  Verpflichtete  hat  über  das 
abgabepflichtige  Geschäft  eine  Schlussnote  auszustellen,  welche  den  Namen  und 
den  Wohnort  des  Vermittlers  und  der  Kontrahenten,  den  Gegenstand  und  die 
Bedingungen  des  Geschäfts,  insbesondere  den  Preis,  sowie  die  Zeit  der  Lieferung 
ergeben  muss.     Die  Unterschrift  des  Ausstellers  ist  nicht  erforderlich. 

Die  Schlussnote  ist  doppelt  auf  einem  vorher  gestempelten  oder  mit  den 
erforderlichen  Stempelmarken  zu  versehenden  Formular  auszustellen,  von  dem 
je  eine  Hälfte  für  jeden  der  beiden  Kontrahenten  bestimmt  ist.  Spätestens  am 
dritten  Tage  nach  dem  Tage  des  Geschäftsabschlusses  hat  der  Aussteller  der 
Schlussnote  die  nicht  für  ihn  bestimmte  Hälfte  der  letzteren,  wenn  derselbe  die 
Schlussnote  aber  als  Vermittler  ausgestellt  hat  (§  9  Ziflfer  1),  deren  beide  Hälften 
abzusenden. 

Vermittler  haben  diese  Absendung  und  den  verwendeten  Stempelbetrag 
in  ihren  Geschäftsbüchern  zu  vermerken. 

Der  zur  Entrichtung  der  Abgabe  zunächst  Verpflichtete  darf  unversteuerte 
Schlussnoten  über  das  abgabepflichtige  Geschäft  nicht  ausstellen  und  aus  der 
Hand  geben. 

§  11. 

Ist  einem  für  die  Entrichtung  der  Abgabe  verhafteten  Kontrahenten  (§  9 
Absatz  2)  eine  zu  niedrig  versteuerte  Schlussnote  zugestellt  worden,  so  hat 
derselbe  binnen  vierzehn  Tagen  nach  dem  Tage  des  Geschäftsabschlusses  den 
fehlenden  Stempelbetrag  auf  der  Schlussnote  nachträglich  zu  verwenden;  ist 
einem  solchen  Kontrahenten  eine  versteuerte  Schlussnote  überhaupt  nicht  zuge- 
gangen, so  hat  derselbe  seinerseits  binnen  der  bezeichneten  Frist  nach  Massgabe 
der  im  §  10  Absatz  1  und  2  gegebenen  Bestimmungen  zu  verfahren. 

Sind  bei  einem  durch  einen  Vermittler  abgeschlossenen  Geschäfte  (§  9 
Ziffer  1)  zwei  derartige  Kontrahenten  beteiligt,  so  hat  jeder  von  ihnen  nur  die 
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Hälfte  des  auf  der  zugestellten  Schlussnote  fehlenden  Betrages  nachtraglich  zu 
verwenden,  im  Falle  des  Nichteinganges  der  Schlussnote  aber  zu  der  von  ihm 
auszustellenden  Schlussnote  nur  die  Hälfte  des  tarifmässigen  Stempels  zu  ver- 
wenden. 

Die  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  mangels  des  Empfanges  der 
Schlussnote  entrichtete  Abgabe  ist  zurückzuerstatten,  wenn  nachgewiesen  wird, 
dass  der  zunächst  Verpflichtete  die  ihm  nach  §  10  obliegenden  Verpflichtungen 
rechtzeitig  erfüllt  hat.     Die  Entscheidung  erfolgt  im  Verwaltungswege. 

§  12. 

Eine  Schlussnote  kann  mehrere  abgabepflichtige  Geschäfte  umfassen, 
insofern  letztere  demselben  Steuersatze  unterliegen  und  an  demselben  Tage  und 
unter  denselben  Kontrahenten,  welche  in  gleicher  Eigenschaft  gehandelt  haben, 
abgeschlossen  worden  sind.  Die  Abgabe  ist  in  diesem  Falle  von  dem  Gesamt- 
wert der  Geschäfte  zu  berechnen. 

Wird  bei  Kommissionsgeschäften  für  einen  auswärtigen  Kommittenten, 
welcher  seinerseits  als  Kommissionär  eines  Dritten  handelt,  die  Schlussnote  mit 
dem  Zusätze  ,in  Kommission"  ausgestellt,  so  bleibt  das  Abwickelungsgeschäft 
zwischen  ihm  und  seinem  Kommittenten  von  der  Abgabe  befreit,  wenn  er  die 
Schlussnote  spätestens  am  ersten  Werktage  nach  dem  Empfang  unt^r  Beifügung 
des  Namens  seines  Kommittenten  an  den  letzteren  absendet. 

§  13. 

Die  Schlussnoten  sind  nach  der  Zeitfolge  numerirt  fünf  Jahre  lang  auf- 
zubewahren. 

§  14. 

Ist  bei  dem  Abschluss  eines  abgabepflichtigen  Geschäfts  zwischen  zwei 
Kontrahenten,  welche  nicht  nach  Artikel  28  des  Handelsgesetzbuchs  zur  Führung 
von  Handelsbüchem  verpflichtet  sind,  eine  beiderseits  unterschriebene  Vertrags- 
urkunde aufgestellt  worden,  so  bleiben  die  §§  9,  10,  11,  12,  13  ausser  Anwen- 
dung. Die  Kontrahenten  sind  verpflichtet,  die  Vertragsurkunde  binnen  vier- 
zehn Tagen  nach  dem  Geschäftsabschluss  der  Steuerbehörde  zur  Abstempelung 
vorzulegen;  diese  Verpflichtung  erstreckt  sich  bei  Geschäften,  für  welche  die 
Abgabe  nur  im  halben  Betrage  zu  erheben  ist  (§  6  Absatz  2),  nicht  auf  den 
nicht  im  Inlande  wohnenden  Kontrahenten. 

§  15. 
Bei  Geschäften,  für  welche  eine  rechtzeitige  Berechnimg  der  Steuer  nicht 
mögHch  ist,  bleibt  die  Besteuenmg  unter  den  vom  Bimdesrat  festzusetzenden 
Massgaben  so  lange  ausgesetzt,  bis  die  Berechnung  möglich  wird.  Der  Bundesrat 
bestimmt  femer,  unter  welchen  Umständen  ausserhalb  dieses  Falles,  insbesondere 
bei  im  Auslande  abgeschlossenen  Geschäften,  eine  andere  Frist  zur  Ausstellung 
der  Schlussnoten  eintreten  kann. 

§  16. 

Nach  der  näheren  Bestimmung  des  Bundesrats  dürfen  Stempelzeichen 
zur  Entrichtung  der  in  der  Tarifiiimimer  4  angeordneten  Abgabe  auf  Kredit 
verabfolgt  werden. 
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§  17. 
Geschäfte,  welche  nach  Tarifnummer  4  abgabepflichtig  sind,  oder  auf 
welche  die  Vorschrift  unter  „Befreiungen"  zu  dieser  Tarifnummer  Anwendung 
findet,  sowie  Schriftstücke  über  solche  Geschäfte  sind  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten keinen  Stempelabgaben  (Taxen,  Sportein  u.  s.  w.)  unterworfen.  Werden 
diese  Schriftstücke  indessen  gerichtlich  oder  notariell  aufgenommen  oder  be- 
glaubigt, so  unterliegen  sie,  neben  der  in  Tarifiiummer  4  für  das  Geschäft 
vorgeschriebenen  Abgabe,  den  in  den  Landesgesetzen  für  gerichtliche  oder 
notarielle  Aufnahmen  und  Beglaubigungen  etwa  vorgeschriebenen  Stempeln 
(Taxen,  Sportein  u.  s.  w.). 

§  18. 

Wer  den  Vorschriften  im  §  10  Absatz  1  und  2,  §  11  Absatz  1  und  2 
und  §  14  zuwiderhandelt,  hat  eine  Geldstrafe  verwirkt,  welche  dem  fünfzig- 
fachen Betrag  der  hinterzogenen  Abgabe  gleichkommt,  mindestens  aber  zwanzig 
Mark  beträgt. 

Kann  der  Betrag  der  hinterzogenen  Abgabe  nicht  festgestellt  werden,  so 
tritt  statt  der  vorstehend  bestimmten  Strafe  eine  Geldstrafe  von  zwanzig  bis 
fünftausend  Mark  ein. 

§  19. 

Wer,  nachdem  er  auf  Grund  des  §  18  bestraft  worden,  von  neuem  den 
dortselbst  bezeichneten  Vorschriften  zuwiderhandelt,  hat  neben  der  im  §  18  vor- 
gesehenen Strafe  eine  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig  bis  fünftausend  Mark 
verwirkt. 

Diese  Rückfallsstrafe  tritt  ein  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  frühere  Be- 
strafung in  demselben  oder  in  einem  anderen  Bundesstaate  erfolgt  ist.  Sie  ist 
verwirkt,  auch  wenn  die  frühere  Strafe  nur  teilweise  entrichtet  oder  ganz  oder 
teilweise  erlassen  ist. 

Dieselbe  ist  ausgeschlossen,  wenn  seit  der  Entrichtung  oder  dem  Erlass 
der  letzten  Strafe  bis  zur  Begehung  der  neuen  Zuwiderhandlung  fünf  Jahre  ver- 
flossen sind. 

§  20.  .  _ 

Wer  gegen  die  Vorschriften  im  §  10  Absatz  3  und  §  13  verstösst,  ist  mit 
Geldstrafe  von  drei  Mark  bis  fünftausend  Mark  zu  bestrafen. 

IIL  Lotterielose. 
(Tarifnummer  5.) 

§  21. 
Wer   im   Bundesgebiete  Lotterien   und  Ausspielungen   veranstalten   will, 
hat  die  Stempelabgabe  für  die  gesamte  planmässige  Anzahl  der  Lose  oder  Aus- 
weise über  Spieleinlagen  im  voraus  zu  entrichten. 

§  22. 
Vor  der  Entrichtung  der  Abgabe  darf  ohne  Genehmigung  der  zuständigen 
Steuerstelle    mit    dem  Losabsatze    nicht    begonnen    werden.     Die  Genehmigung 
kann  von  vorgängiger  Sicherstellung  der  Abgabe  abhängig  gemacht  werden. 
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§  23. 

Wer  ausländische  Lose  oder  Ausweise  über  Spieleinlagen  in  das  Bundes- 
gebiet einführt  oder  daselbst  empfängt,  hat  dieselben,  bevor  mit  dem  Vertriebe 
begonnen  wird,  spätestens  binnen  drei  Tagen  nach  dem  Tage  der  Einführung 
oder  des  Empfanges  der  zuständigen  Behörde  anzumelden  und  davon  die  Stempel- 
abgabe zu  entrichten. 

§  24. 

Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Stempelabgabe  wird  erfüllt  durch 
Zahlung  des  Abgabebetrages  bei  der  zuständigen  Behörde. 

Ob  und  in  welcher  Weise  eine  Verwendung  von  Stempelzeichen  stattzu- 
finden hat,  bestimmt  der  Bundesrat. 

§  25. 

Die  Nichterfüllung  der  in  den  §§21  bis  23  bezeichneten  Verpflichtungen 
wird  mit  einer  dem  fünffachen  Betrage  der  hinterzogenen  Abgabe  gleich- 
kommenden Geldstrafe  geahndet.  Dieselbe  ist  jedoch  gegen  den  Unternehmer 
inländischer  Lotterien  oder  Ausspielungen,  sowie  gegen  jeden,  welcher  den 
Vertrieb  ausländischer  Lose  oder  Ausweise  über  Ausspielungen  im  Bundes- 
gebiete besorgt,  nicht  unter  dem  Betrage  von  zweihundertundfünfzig  Mark 
festzusetzen. 

Ist  die  Zahl  der  abgesetzten  Lose  nicht  zu  ermitteln,  so  tritt  Geldstrafe 
von  zweihundertundfünfzig  bis  fünftausend  Mark  ein. 

§  26. 

Ein  Anspruch  auf  Rückerstattung  des  eingezahlten  Abgabebetrages  ist 
ausgeschlossen;  eine  solche  kann  von  der  obersten  Landesfinanzbehörde  nur 
dann  zugestanden  werden,  wenn  eine  beabsichtigte  Ausspielung  erweislich  nicht 
zustande  gekommen  ist. 

§  27. 

Die  §§21  bis  26  leiden  auf  Staatslotterien  deutscher  Bundesstaaten  keine 
Anwendung. 

Die  Stempelsteuer  für  die  Lose  der  letzteren  wird  durch  die  Lotterie- 
verwaltung eingezogen  und  in  einer  Summe  für  die  Gesamtzahl  der  von  ihr 
abgesetzten  Lose  zur  Reichskasse  abgeführt. 

Eine  Abstempelung  der  Lose  findet  nicht  statt. 

§  28. 

Lose  etc.  inländischer  Unternehmungen,  für  welche  bei  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  die  obrigkeitliche  Erlaubnis  bereits  erteilt  ist,  sowie  ausländische 
Lose,  welche  vor  diesem  Zeitpunkte  in  das  Bimdesgebiet  eingeführt,  auch  binnen 
drei  Tagen  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bei  der  zuständigen  Behörde 
angemeldet  sind,  und  die  Lose  der  Staatslotterien,  deren  Ausgabe  auch  nur  für 
eine  Klasse  bereits  vor  diesem  Zeitpunkte  begonnen  hat,  unterliegen  der  Reichs- 
stempelabgabe nicht. 

§  29. 

Oefi'entliche  Aussisielungen ,  Verlosungen  und  Lotterien,  für  welche  die 
Reichsstempelabgabe  zu  entrichten  ist,  unterliegen  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
keiner  weiteren  Stempelabgabe  (Taxe,  Sportel  u.  s.  w.). 
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IV.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  30. 
Der  Bundesrat  erlässt  die  Anordnungen  wegen  der  Anfertigung  und  des 
Vertriebes  der  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  verwendenden  Stempelmarken 
und  gestempelten  Formulare,  sowie  die  Vorschriften  über  die  Form  der  Schluss- 
noten und  über  die  Art  der  Verwendung  der  Marken.  Er  stellt  die  Bedingungen 
fest,  unter  welchen  für  verdorbene  Marken  und  Formulare,  sowie  für  Stempel 
auf  verdorbenen  Wertpapieren  Erstattung  zulässig  ist. 

§  31. 
Stempelmarken,   welche  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  verwendet 
worden  sind,  werden  als  nicht  verwendet  angesehen. 

§  32  '). 
In  Beziehung  auf  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  in  diesem  Gesetze 
festgestellten  Abgaben  ist  der  Rechtsweg  zulässig.  Die  Klage  ist  bei  Verlust 
des  Klagerechts  binnen  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Beitreibung  oder  mit  Vor- 
behalt geleisteter  Zahlung  zu  erheben.  Für  die  Berechnung  dieser  Frist  sind 
die  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  massgebend.  Zuständig  sind  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  die  Landgerichte.  Soweit  bei 
denselben  Kammern  für  Handelssachen  bestehen,  gehört  der  Rechtsstreit  vor 
diese.  Die  Revision,  sowie  die  Beschwerde  gegen  Entscheidungen  der  Ober- 
landesgerichte geht  an  das  Reichsgericht. 

§  33 1). 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder  gegen 
die  zu  dessen  Ausführung  erlassenen  Vorschriften,  welche  in  demselben  mit 
keiner  besonderen  Strafe  belegt  sind,  ziehen  eine  Ordnungsstrafe  von  drei  bis 
dreissig  Mark  nach  sich. 

Dieselbe  Strafe  tritt  ein,  wenn  in  den  Fällen  der  §§  3,  18  und  25  aus 
den  Umständen  sich  ergibt,  dass  eine  Steuerhinterziehung  nicht  hat  verübt 
werden  können  oder  nicht  beabsichtigt  worden  ist. 

§  34>). 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  verhängenden  Strafen  sind  bei  Ge- 
nossenschaften und  Aktiengesellschaften  gegen  die  Vorstandsmitglieder,  bei 
Kommanditgesellschaften  gegen  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  bei 
offenen  Handelsgesellschaften  gegen  die  Gesellschafter  nur  im  einmaligen  Be- 
trage, jedoch  unter  Haftbarkeit  jedes  einzelnen  als  Gesamtschuldner  festzusetzen. 
Ebenso  ist  in  anderen  Fällen  zu  verfahren,  in  denen  bei  einem  Geschäfte  mehrere 
Personen  als  Vertreter  desselben  Kontrahenten  oder  als  gemeinschaftliche  Kon- 
trahenten beteiligt  sind. 

Auf  die  Verhängung  der  im  §  19  vorgeschriebenen  Rückfallsstrafe  finden 
diese  Bestimmungen  keine  Anwendung. 


1)  Neu. 
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§  35. 

Hinsichtlich  des  administrativen  Strafverfahrens  wegen  der  Zuwider- 
handlungen gegen  dieses  Gesetz,  der  Strafmilderung  und  des  Erlasses  der 
Strafe  im  Gnadenwege,  der  Vollstreckung  der  Strafe,  sowie  der  Verjährung  der 
Strafverfolgung  finden  die  Vorschriften  in  den  §§  17  Satz  1,  18  und  19  des 
Gesetzes  vom  10.  Juni  1869,  betreffend  die  Wechselstempelsteuer,  sinngemässe 
Anwendung.  Die  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  erkannten  Geldstrafen 
fallen  dem  Fiskus  desjenigen  Staates  zu,  von  dessen  Behörden  die  Strafentschei- 
dung erlassen  ist. 

§  36. 

Die  Verwandlung  einer  Geldstrafe ,  zu  deren  Zahlung  der  Verpflichtete 
unvermögend  ist,  in  eine  Freiheitsstrafe  findet  nicht  statt.  Auch  darf  zur  Bei- 
treibung von  Geldstrafen  ohne  Zustimmung  des  Verurteilten,  wenn  dieser  ein 
Deutscher  ist,  kein  Grundstück  subhastirt  werden. 

§  37. 

Unter  den  in  diesem  Gesetze  erwähnten  Behörden  und  Beamten  sind, 
soweit  das  Gesetz  nichts  anderes  bestimmt,  die  betreffenden  Landesbehörden  und 
Landesbeamten  verstanden. 

Welche  dieser  Behörden  und  Beamten  die  in  dem  Gesetze  als  zuständig 
bezeichneten  sind ,  bestimmen ,  sofern  das  Gesetz  nichts  anderes  verfügt ,  die 
Landesregierungen. 

Den  letzteren  liegt  auch  die  Kontrolle  über  die  betreffenden  Behörden 
und  Beamten  ob. 

§  38. 

Die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  mit  der  Beaufsichtigung  des  Stempel- 
wesens beauftragten  Behörden  und  Beamten  haben  die  ihnen  obliegenden  Ver- 
pflichtungen mit  den  gleichen  Befugnissen,  wie  sie  ihnen  hinsichtlich  der  nach 
den  Landesgesetzen  zu  entrichtenden  Stempelabgaben  zustehen,  auch  hinsichtlich 
der  in  diesem  Gesetze  bestimmten  Abgaben  wahrzunehmen. 

Die  Landesregierungen  bestimmen  höhere  Beamte,  welche  nach  näherer 
Vorschrift  des  Bundesrats  die  Schriftstücke  der  öffentlichen  und  der  von  Aktien- 
gesellschaften oder  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  betriebenen  Bank-, 
Kredit-  oder  Versicherungsanstalten,  sowie  der  zur  Erleichterung  der  Liquidation 
von  Zeitgeschäften  bestimmten  Anstalten  (Liquidationsbureaus  u.  s.  w.)  periodisch 
bezüglich  der  Abgabenentrichtung  zu  prüfen  haben. 

Den  residierenden  Beamten  sind  alle  bezüglichen  Schriftstücke  und  erfor- 
derlichenfalls auch  die  Geschäftsbücher  zur  Einsicht  vorzulegen. 

Von  anderen  als  den  im  Absatz  2  bezeichneten  Personen  kann  die  Steuer- 
direktivbehörde die  Einreichnng  der  auf  bestimmt  zu  bezeichnende  abgabe- 
pflichtige Geschäfte  bezüglichen  Schriftstücke  verlangen  *). 


^)  Absatz  2,  3  und  4  lauteten  bisher:  , Die  Landesregierungen  bestimmen 
geeignete  Beamte,  welche  nach  näherer  Vorschi-ift  des  Bundesrats  die  stempel- 
pflichtigen Schriftstücke  der  öffentlichen  und  der  von  Aktiengesellschaften  oder 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  betriebenen  Bank-,  Kredit-  oder  Versiche- 
rungsanstalten,  Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen,  sowie  der  zur  Er- 
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§  39. 
Ausserdem  haben  die  Reichsbehörden,  die  Behörden  und  Beamten  der 
Bundesstaaten  und  Kommunen,  die  von  Handelsvorständen  eingesetzten  Sachver- 
ständigenkommissionen und  Schiedsgerichte,  sowie  die  Notare  die  Verpflichtung, 
die  Besteuerung  der  ihnen  vorkommenden  Urkunden  zu  prüfen  und  die  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangenden  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz  bei  der  zustän- 
digen Behörde  zur  Anzeige  zu  bringen. 

§  401). 

Der  Bundesrat  ordnet  an,  in  welchen  Fällen  bei  administrativen  Straf- 
festsetzungen Sachverständige  zu  hören  sind;  solche  sind,  wo  Handelsvorstände 
bestehen,  von  diesen  zu  bezeichnen. 

Die  Handelsvorstände  können  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Ver- 
hältnisse und  Gewohnheiten  ihres  Bezirks,  zum  Zweck  der  Durchführung  des 
Gesetzes  und  Sicherung  der  Entrichtung  der  Abgaben  reglementarische  Anord- 
nungen erlassen ;  letztere  bedürfen  der  Zustimmung  der  Landesregierungen. 

§  41. 
Bezüglich  der  Vollstreckbarkeit  und  des  Vollstreckungsverfahrens  werden 
die  Reichsstempelabgaben  den  Landesabgaben  gleichgeachtet. 

§  42. 
Die  Kassen  des  Reichs  sind  von  der  Entrichtung  der  durch  dieses  Gesetz 
unter  Tarifnummer  1,  2,  3  angeordneten  Abgaben  befreit. 

Andere  subjektive  Befreiungen  finden,  soweit  nicht  ausdrückliche  Aus- 
nahmen angeordnet  sind,  nicht  statt. 

Wegen  der  Entschädigung  für  die  Aufhebung  solcher  Befreiungen,  welche 
etwa  auf  lästigen  Privatrechtstiteln  beruhen,  sowie  wegen  der  Erstattung  der 
von  solchen  Berechtigten  entrichteten  Stempelbeträge,  kommen  die  entsprechen- 
den Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  die  Wechselstempelsteuer  (§  26  Ab- 
satz 2  bis  4),  zur  Anwendung. 

§  43. 
Jedem  Bundesstaate  wird  von  der  jährlichen  Einnahme,  welche  in  seinem 
Gebiete  aus  dem  Verkauf  von  Stempelmarken  oder  gestempelten  Blankets  oder 
durch  bare  Einzahlung  von  Reichsstempelabgaben  erzielt  wird,  mit  Ausnahme 
der  Steuer  von  Losen  der  Staatslotterien,  der  Betrag  von  zwei  Prozent  aus  der 
Reichskasse  gewährt. 

§  44. 
Der  Ertrag  der  Abgaben  fliesst  nach  Abzug 

1)  der   auf  dem  Gesetze   oder  auf  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften 
beruhenden  Steuererlasse  und  Steuererstattungen, 


leichterung  der  Liquidation  von  Zeitgeschäften  bestimmten  Anstalten  (Liqui- 
dationsbureaus u.  s.  w.)  periodisch  bezüglich  der  Stempelverwendung  zu  prüfen 
haben.  Die  genannten  Anstalten  sind  verpflichtet,  die  Einsicht  zu  gestatten. 
So  lange  von  den  Landesregierungen  zu  der  in  Absatz  2  vorgesehenen  Revision 
nicht  geeignete  Beamte  bestimmt  sind,  haben  die  in  Artikel  36  Absatz  2  der 
Reichsverfassung  bezeichneten  Reichsbeamten  die  im  vorigen  Absatz  bestimmten 
Rechte  und  Pflichten  wahrzunehmen. 
')  Neu. 
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2)  der  nach  Vorschrift   des  §  43   zu   berechnenden  Erhebungs-  und  Ver- 
waltungskosten 
in  die  Reichskasse  und  ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  dem  Massstabe  der 
Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matrikularbeiträgen  hrrangezogen  werden, 
zu  überweisen. 


Tarif. 


Gegenstand  der  Besteuerung. 


Steuer- j 

satz 

vom 

1 

1 

B 

0 

W       HiJ 

Berechnung 

der 

Stempelabgabe. 


I.   Aktien,  Renten-  und  Schnld- 
verschreibnngen. 

a.  Inländische  Aktien  und  Aktien- 
anteilsscheine, sowie  Interims- 
scheine über  Einzahlungen  auf  diese 
Wertpapiere. 

b.  Ausländische  Aktien  und  Aktien- 
anteilsscheine, wenn  sie  innerhalb 
des  Bundesgebiets  ausgehändigt, 
veräussert,  verpfändet .  oder  wenn 
daselbst  andere  Geschäfte  unter 
Lebenden  damit  gemacht  oder 
Zahlungen  darauf  geleistet  werden, 
—  unter  der  gleichen  Voraussetzung 
auch  Interimsscheine  über  Ein- 
zahlungen auf  diese  Wertpapiere 

Die  Abgabe  ist  von  jedem  Stück 
nur  einmal  zu  entrichten. 

Befreit  sind: 
alle  vor  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  ausgegebenen  inländischen 
Aktien  und  Aktienanteilsscheine, 
sowie  die  inländischen  Interims- 
scheine und  nach  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  ausgegebenen  Aktien 
in  Ansehung  der  vor  diesem  Zeit>- 
punkte  geleisteten  Einzahlungen, 
sofern  wegen  dieser  Aktien  den 
vom  Bundesrat  zu  erlassenden 
Kontrollvorschriften  genügt    wird, 

Ausnahme: 
Werden  ausländische  Wertpapiere  der 
vorbezeichneten  Art,  welche  vor  dem 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  aus- 
gegeben sind,  innerhalb  90  Tagen 
nach  diesem  Zeitpunkte  zur 
Stempelung  vorgelegt,  so  beträgt 


vom  Nennwerte,  bei  In- 
terimsscheinen vom  Betrage 
der  bescheinigten  Einzah- 
lungen und  zwar  in  Ab- 
stufungen von  50  Pfennig 
für  je  100  Mark  oder  einen 
Bruchteil   dieses  Betrages. 

Die  für  Interimsscheine 
nachweislich  gezahlten 
Steuerbeträge  werden  auf 
die  demnächst  etwa  fällig 
werdende  Steuer  für  die 
Aktien  etc.  angerechnet. 

Ausländische  Werte  wer- 
den nach  den  Vorschriften 
wegen  Erhebung  des  Wech- 
selstempels umgerechnet. 
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Berechnung 
der 

Stempelabgabe. 


die  Stempelabgabe  für  jedes  Stück 
50  Pfennig. 

a.  Inländische  für  den  Handelsverkehr 
bestimmte  Renten-  und  Schuldver- 
schreibungen (auch  Partialobligatio- 
nen), sofern  sie  nicht  unter  Nr.  3  fal- 
len, sow^ie  Interimsscheine  über  Ein- 
zahlungen  auf  diese  Wertpapiere, 

b.  Renten-  und  Schuldverschreibungen 
ausländischer  Staaten,  Korpo- 
rationen, Aktiengesellschaften  oder 
industrieller  Unternehmungen  und 
sonstige  für  den  Handelsverkehr 
bestimmte  ausländische  Renten- 
und  Schuldverschreibungen,  wenn 
sie  innerhalb  des  Bundesgebiets 
ausgehändigt,  veräussert,  ver- 
pfändet, oder  wenn  daselbst  andere 
Geschäfte  unter  liebenden  damit 
gemacht  oder  Zahlungen  darauf 
geleistet  werden  sollen,  —  unter 
der  gleichen  Voraussetzung  auch 
Interimsscheine  über  Einzahlungen 
auf  diese  Wertpapiere      .... 

Die  Abgabe  ist  von  jedem  Stück 
nur  einmal  zu  entrichten. 

Befreit  sind: 

aa.  alle  vor  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  ausgegebenen  inländischen 
Renten-  und  Schuldverschreibungen 
der  oben  bezeichneten  Art,  sowie 
die  Interimsscheine  in  Ansehung 
der  vor  diesem  Zeitpunkte  ge- 
leisteten Einzahlungen; 
bb .  Renten-  und  Schuldverschreibungen 
des  Reichs  und  der  Bundesstaaten, 
sowie  Interimsscheine  über  Ein- 
zahlungen auf  diese  Wertpapiere; 

cc.  inländische  Renten-  und  Schuld- 
verschreibungen, welche  nur  zu 
dem  Zweck  des  Umtausches  aus- 
gestellt werden,  sofern  den  desfalls 
von  dem  Bundesrat  zu  erlassenden 
Kontrollvorschriften  genügt   wird; 

dd.  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes 
vom  8.  Juni  1871  abgestempelten 
ausländischen  Inhaberpapiere  mit 
Prämien. 


vom     Nennwerte,     bei     In- 
terimsscheinen vom  Betrage 
der  bescheinigten  Einzah- 
lungen  und   zwar    in   Ab- 
stufungen von   20  Pfennig 
für  je' 100  Mark  oder  einen 
Bruchteil   dieses   Betrages. 
Erfolgt  die  Ausgabe  eines 
vor  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes   bereits  landesge- 
s'etzlich    gestempelten    in- 
ländischen Wertpapiers  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte,  so 
ist  dasselbe  auch  mit  dem 
Reichsstempel  zu  versehen. 
Auf  letzteren  ist  jedoch  der 
bezahlte  Landesstempel  in 
Anrechnung  zu  bringen. 
Die  für    Interimsscheine 
nachweislich     gezahlten 
Steuerbeträge  werden   auf 
die  demnächst  etwa  fällig 
werdende    Steuer   für    die 
Rentenverschreibungen  etc. 
angerechnet. 

Ist  der  Kapitalwert  von 
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Gegenstand  der  Besteuerung. 


Steuer- 
satz 
vom 


Berechnung 

der 

Stempelabgabe. 


Ausnahme: 
Werden  ausländische  Wertpapiere  der 
vorbezeichneten  Art,  welche  vor 
dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
ausgegeben  sind,  innerhalb  90  Tagen 
nach  diesem  Zeitpunkte  zur 
Stempelung  vorgelegt,  so  beträgt 
die  Stempelabgabe  für  jedes  Stück 
10  Pfennig. 

I  Inländische  auf  den  Inhaber  lautende 
und  auf  Grund  staatlicher  Ge- 
nehmigung ausgegebene  Renten- 
und  Schuldverschreibungen  der 
Kommunalverbände  und  Kom- 
munen, der  Korporationen  länd- 
licher oder  städtischer  Grund- 
besitzer, der  Grundkredit-  und 
Hypothekenbanken  oder  der  Trans- 
portgesellschaften, sowie  Interims- 
scheine über  Einzahlungen  auf  diese 
Wertpapiere 


Befreit  sind: 

a.  alle  vor  dem  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  ausgegebenen  Renten-  und 
Schuldverschreibungen  der  oben 
bezeichneten  Art,  sowie  die  In- 
terimsscheine in  Ansehung  der  vor 
diesem  Zeitpunkte  geleisteten  Zah- 
lungen ; 

b.  Renten-  und  Schuldverschreibungen 
der  oben  bezeichneten  Art,  welche 
nur  zu  dem  Zweck  des  Umtausches 
ausgestellt  werden,  sofern  den  des- 
falls  von  dem  Bundesrat  zu  er- 
lassenden Kontrollvorschriften  ge- 
nügt wird. 

n.  Kauf-  nnd  sonstige  Anschaffungs- 
geschäfte  'j. 

A.  Kauf-  und  sonstige  Anschaffungs- 
geschäfte über 

1)  ausländische  Banknoten,  aus- 
ländisches Papiergeld ,  aus- 
ländische Geldsorten; 


Rentenverschreibungen  aus 
diesen  selbst  nicht  ersicht- 
lich, so  gilt  als  solcher  der 
25fache  Betrag  der  ein- 
jährigen Rente. 

Ausländische  Werte  wer- 
den nach  den  Vorschriften 
wegen  Erhebimg  des  Wech- 
selstempels umgerechnet. 


vom  Nennwerte  bezw.  vom 
Betrage  der  bescheinigten 
Einzahlungen  nach  Mass- 
gabe der  Vorschriften  für 
die  Abgabenberechnung  bei 
inländischen  Wertpapieren 
der  unter  Nr.  2  bezeichneten 
Art,  und  zwar  in  Ab- 
stufungen von  10  Pfennig 
für  je  100  Mark  oder  einen 
Bruchteil   dieses  Betrages. 


vom  Wert  des  Gegenstandes 
des  Geschäfts,  und  zwar 
in  Abstufungen  von  je 
vollen  2000  Mark,  bei  Ge- 
schäften im  Werte  von 


^)  Im  Gesetz  vom  1.  Juli  1881   lautete    der  Passus:   II.  Schlussnoten 
und  Rechnungen.    4a.  Schlussnoten,  Schlusszettel,  Abschriften  und  Auszüge 
Finanzarchiv,    n.  Jahrg.  1149  36 
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Steuer- 

5^ 

satz 

« 

vom 

Berechnung 

s 

Gegenstand  der  Besteuerung. 

der 

Hundert 
Tausenc 

Stempelabgabe. 

2)  Wertpapiere  der  unter  1,  2  und 

\       10,000  Mark  und  mehr  in 

3  dieses  Tarifs  bezeichneten  Art 

— 

'/lO 

j      Abstufungen  vonje  vollen 

B.  Kauf-   und   sonstige  Anschaifungs- 
geschäfte,  vs^elche  unter  Zugrunde- 
legung  von   Usancen   einer  Börse 

r       10,000   Mark.     Bei    Ge- 

\      Schäften  unter  2000  Mark 

vs^ird  die  Steuer  von  einem 

geschlossen   werden  (Loko-,    Zeit-, 

i 

Werte    von    2000  Mark 
berechnet. 

Fix-,   Termin-,   Prämien-  etc.   Ge- 

aus Tage-  oder  Geschäftsbüchern,  Schlussscheine,  Schlussbriefe  oder  sonstige 
von  einem  oder  mehreren  Kontrahenten,  Maklern  oder  Unterhändlern  im  Bundes- 
gebiete ausgestellte  Schriftstücke  über  den  Abschluss  oder  die  Prolongation  oder 
die  Bedingungen  des  Abschlusses  oder  der  Prolongation  eines  Kauf-,  Rückkauf-, 
Tausch-  oder  Lieferungsgeschäfts,  welches  Wechsel,  ausländische  Banknoten  oder 
ausländisches  Papiergeld,  femer  Aktien,  Staats-  oder  andere  für  den  Handels- 
verkehr bestimmte  Wertpapiere  oder  Mengen  von  solchen  Sachen  oder  Waren 
jeder  Art,  die  nach  Gewicht,  Mass  oder  Zahl  gehandelt  zu  werden  pflegen,  zum 
Gegenstande  hat  —  20  Pfennig.  Wird  eines  der  vorstehend  bezeichneten  Ge- 
schäfte auf  Zeit  abgeschlossen  oder  auf  Zeit  prolongiert  —  1  Mark.  Siehe 
übrigens  §  9  und  10  des  Gesetzes,  b.  Rechnungen,  Noten,  Geschäftsbücheraus- 
züge und  sonstige  Berechnungen  bestehender  oder  ausgeglichener  Guthaben  oder 
Verpflichtungen,  welche  im  Bundesgebiete  über  abgeschlossene  oder  prolongierte 
Kauf-  oder  anderweitige  Anschaff"ungs-  oder  Lieferungsgeschäfte  über  Wechsel, 
ausländische  Banknoten  oder  ausländisches  Papiergeld,  ferner  Aktien,  Staats-  oder 
andere  für  den  Handelsverkehr  bestimmte  Wertpapiere  oder  über  die  aus  solchen 
Rechtsgeschäften  hervorgegangenen  Ansprüche  ausgestellt  werden  —  20  Pfennig. 

Anra.  1  zu  a  und  b. 
Werden  die  zu  a  und  b  bezeichneten  Schriftstücke  in  mehreren  Exemplaren,   Ab- 
schiiften  oder  Auszügen  gleichzeitig  oder  nebeneinander  ausgestellt,  so  unterliegt  jedes 
Stück  der  vorbezeichneten  Abgabe,   sobald  es   aus  den  Händen  des  Ausstellers  geht. 
Anm.  2  zu  a. 
Betrifft  ein  Schriitstück  der  unter  a  bezeichneten  Art  mehr  als  eines  der  dort  auf- 
geführten Geschäfte,    so  ist  für  jedes  einzelne  dieser  Geschäfte  der  Stempel  nach  den 
vorstehenden  Sätzen  zu  verwenden. 
Anm.  3. 
In  betreff  der  Stempelpfliclitigkeit   der  zu  a  und  b  sowie  in  der  Anmerkung  1  be- 
zeichneten Schriftstücke  macht  es  keinen  Unterschied,    ob  dieselben  in  Brieffonn  oder 
in  irgend  einer  anderen  Form  ausgestellt  werden,  und  ob  das  Schriftstück  mit  Namens- 
unterschrift versehen  oder  ohne  solche  ausgehändigt  ist. 

Befreiungen:  Die  vorbestimmte  Abgabe  wird  nicht  erhoben:  1)  von 
den  zu  a  und  b  bezeichneten  Schriftstücken,  sofern  der  Wert  des  Gegenstandes 
des  Geschäfts  nicht  mehr  als  300  Mark,  bei  Warengeschäften  nicht  mehr  als 
1000  Mark  beträgt;  2)  von  den  zu  a  bezeichneten  Schriftstücken,  soweit  sie 
nur  sogenannte  Kontantgeschäfte  über  Wechsel,  gemünztes  oder  ungemünztes 
Gold  oder  Silber  zum  Gegenstande  haben  und  dieser  Inhalt  des  Geschäfts  aus 
den  Schriftstücken  ersichtlich  ist;  3.)  von  Telegrammen  und  Briefen  über  die 
unter  a  bezeichneten  Geschäfte,  wenn  die  Briefe  auf  Entfernungen  von  mindestens 
15  Kilometern  befördert  werden.  Auf  die  einem  solchen  Briefe  beigelegten  oder 
angebängten  Schriften  der  unter  a  und  b  und  in  der  Anmerkung  1  bezeichneten 
Art  erstreckt  sich  die  Befreiung  nicht. 
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Berechnung 

der 

Stempelabgabe. 


Schäfte),  über  Mengen  von  Waren, 
die  börsenmässig  gehandelt  werden 
Als  börsenmässig  gehandelt  gelten 
diejenigen  Waren,  für  welche  an 
der  Börse,  deren  Usancen  für  das 
Geschäft  massgebend  sind,  Termin- 
preise notiert  werden. 

Anmerkung. 
Kauf-  und  sonstige  Anschaffungs- 
geschäfte über  im  Inlande  von 
einem  der  Kontrahenten  erzeugte 
oder  hergestellte  Mengen  von  Sachen 
oder  Waren  sind  steuerfrei. 

Befreiungen: 
Die  vorbestimmte  Abgabe   wird  nicht 
erhoben : 

1)  falls  der  Wert  des  Gegenstandes 
des  Geschäfts  nicht  mehr  als  600  M. 
beträgt: 

2)  für  sogenannte  Kontantgeschäfte 
über  die  unter  A  1  bezeichneten 
Gegenstände,  sowie  über  unge- 
münztes  Gold  oder  Silber. 

Als  Kontantgeschäfte  gelten 
solche  Geschäfte,  welche  vertrags- 
mässig  durch  Lieferung  des  Gegen- 
standes seitens  des  Verpflichteten 
an  dem  Tage  des  Geschäftsab- 
schlusses zu  erfüllen  sind. 

in.  Lotterielose. 

Lose  öffentlicher  Lotterien,  sowie  Aus- 
I  weise  über  Spieleinlagen  bei  öffent- 

[         Hch   veranstalteten  Ausspielungen 
}  von  Geld-  oder  anderen  Gewinnen 

I  Befreit  sind: 

I      Lose   der  von   den   zuständigen  Be- 

I         hörden  genehmigten  Ausspielungen 

und     Lotterien     zu    mildthätigen 

Zwecken. 

Anmerkung. 
'  Die  Versteuerung  der  Lose  derj 

I  Staatslotterien   erfolgt  nach   §  27 

I         des  Gesetzes. 


Der  Wert  des  Gegen- 
standes wird  nach  deiu 
vereinbailen  Kauf-  oder 
Liefenmgspreis ,  sonst 
durch  den  mittleren 
Börsen-  oder  Marktpreis 
am  Tage  des  Abschlusses 
bestimmt.  Die  zu  den 
Wertpapieren  gehörigen 
Zins-  und  Dividenden- 
coupons bleiben  bei  Be- 
rechnung der  Abgabe 
ausser  Betracht. 

Ausländische  Werte 
sind  nach  den  Vorschrif- 
ten wegen  Erhebung  des 
Wechselstempels  umzu- 
rechnen. 


bei  inländischen 
Losen  vom  planmässigen 
Preise  (Nennwert)  sämt- 
licher Lose  oderAusweise ; 
bei  ausländischen 
Losen  von  dem  Pi-eise  der 
einzelnen  Lose  in  Ab- 
stufungen von  5  Pfennig 
für  jede  Mark  oder  einen 
Bruchteil  dieses  Betrages. 


^Q^      Ausfülirungsvorschriften  zu  dem  Gesetze  betr.  die  Erhebung  von  Eeichsstempelabgaben. 


Ausführungs Vorschriften  zu  dem  Gesetze  betreffend  die  Erhebung 
von  Reichsstempelabgaben. 

1.  Die  Steuerstellen,  welche  zur  Erhebung  der  Stempelabgabe  von  Aktien, 
Renten-  and  Schuldverschreibungen  (Nummer  1  bis  3  des  Tarifs),  von  inländi- 
schen und  ausländischen  Lotterielosen  (Nummer  5  des  Tarifs)  und  zur  Abstempe- 
lung dieser  Urkunden  zuständig  sind,  werden  ebenso  wie  die  Beamten  zur  Wahr- 
nehmung der  im  §  38  Absatz  2  bezeichneten  Geschäfte  und  deren  Geschäftsbezirke, 
gemäss  §  37  des  Gesetzes,  von  den  Landesregierungen  bestimmt  und  öffentlich 
bekannt  gemacht.  Dem  Reichskanzler  wird  ein  Verzeichnis  dieser  Steuerstellen 
und  ihrer  Zuständigkeit  behufs  Veröffentlichung  im  Rcichscentralblatt  mitgeteilt, 
auch  von  allen  Veränderungen  alsbald  Kenntnis  gegeben. 

Die  mit  der  Erhebung  der  in  der  Tarifnummer  4  angeordneten  Abgabe 
und  insbesondere  mit  dem  Verkaufe  der  gestempelten  Formulare  und  der  Reichs- 
stempelmarken beauftragten  Amtsstellen  bestimmt  gleichfalls  die  Landesregierung 
und  macht  dieselben  öff"entlich  bekannt. 

Zu  §  2  des  Gesetzes. 

2  a.  Die  zu  versteuernden  Wertpapiere  sind  mit  einer  doppelt  ausge- 
fertigten, von  dem  Steuerpflichtigen  unterzeichneten  und  mit  genauer  Angabe 
seines  Standes  und  Wohnorts  versehenen  Anmeldung  einer  zuständigen  Steuer- 
stelle vorzulegen.  Lose  oder  von  den  Wertpapieren  getrennte  Zinscoupons  und 
Talons  sind  nicht  mit  vorzulegen.  In  der  Anmeldung  sind  die  Wertpapiere  nach 
Gattung  (Aktie,  Interimsschein  zu  solcher,  Schuldverschreibung  etc.)  und  Benen- 
nung, sowie  nach  Serien,  Littera  und  Nummern  geordnet  aufzuführen. 

2  b.  Nach  Prüfung  der  Anmeldung  setzt  die  Steuerstelle  den  Abgaben- 
Isetrag  fest  und  zieht  ihn  ein.  Bei  der  Berechnung  der  Abgabe  von  ausländi- 
schen Wertpapieren,  in  welchen  der  Nennwert  in  der  fremden  und  in  deutscher 
Währung  angegeben  ist,  bildet  die  letztere  die  Grundlage;  bei  Wertpapieren, 
deren  Nennwert  nicht  in  deutscher  Währung,  sondern  in  mehreren  fremden 
Währungen  angegeben  ist,  hat  die  Umrechnung  in  die  deutsche  Währung  unter 
Zugrundelegung  der  höchstgültigen  fremden  Währung  zu  erfolgen. 

Die  Abstempelung  der  Wertpapiere  erfolgt  erst,  nachdem  die  festgestellte 
Abgabe  gegen  Quittung,  bezw.  Interimsquittung,  eingezahlt  oder  deponiert  worden 
ist.  Die  Deponierung  tritt  ein,  wenn  die  Abstempelung  der  Papiere  am  Tage 
•der  Einzahlung  der  Steuer  nicht  mehr  bewirkt,  bezw.  beendet  werden  kann. 
Jede  Quittung  muss,  um  gültig  zu  sein,  von  zwei  Beamten  vollzogen  und  in 
derselben  der  Tag  der  Buchung  der  Steuer  und  die  Nummer  des  Hebe-  oder 
Anmelderegisters,  unter  welcher  die  Buchung  erfolgt  ist,  von  der  Steuerstelle 
angegeben  sein.  Die  definitive  Quittung  ist  auf  ein  Exemplar  der  Anmeldung 
zu  schreiben. 

Kann  die  Abstempelung  nicht  sofort  vorgenommen  werden,  so  ist  dem 
Ueberbringer  das  eine  Exemplar  der  Anmeldung,  mit  Empfangsbescheinigung 
versehen,  zurückzugeben. 
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Nach  erfolgter  Abstempelung  erhält  der  Steuerpflichtige  die  Wertpapiere 
gegen  Rückgabe  der  Empfangsbescheinigung,  bezw.  der  Interimsquittung,  welche 
als  Registerbeläge  bei  der  Steuerstelle  verbleiben,  imd  das  mit  definitiver  Quit- 
tung versehene  Exemplar  der  Anmeldung  ausgehändigt. 

2  c.  Die  Abstempelung  erfolgt  ausschliesslich  durch  Aufdrücken  des  Reichs- 
stempels auf  der  Vorderseite  des  Wertpapieres.  Der  vermittelst  Maschine  auf- 
zudrückende Stempel  besteht  in  einem  verzierten  aufrechtstehenden  Rechteck, 
auf  welchem  sich  der  Reichsadler  und  um  denselben  in  kreisrunder  Einfassung 
die  Aufschrift  „ REICHS-STEMPEL-ABGABE "  und  das  Unterscheidungszeichen  der 
betreffenden  Abstempelungsstelle,  darunter  aber  auf  einem  gebogenen  Bande  die 
Angabe  des  Steuersatzes:  FÜNF  bezw.  ZWEI  oder  EINS  VOM  TAUSEND  befinden. 

Eine  Verwendimg  von  Stempelmarken  zu  Wertpapieren  findet  nicht  statt. 

2d.  Auf  Antrag  und  auf  Kosten  des  Steuerpflichtigen  kann  der  Aufdruck 
des  Reichsstempels  auf  die  Wertpapiere  auch  bei  der  Reichsdruckerei  erfolgen. 
Der  Antrag  ist  in  der  Anmeldung  (Nummer  2  a)  zu  stellen.  Die  SteuersteUe 
zieht  den  Abgabenbetrag  imd  einen  die  Kosten  der  Abstempelimg  deckenden 
Vorschuss  von  dem  Steuerpflichtigen  ein  und  ersucht  unter  Beifügung  eines 
gemäss  den  Vorschriften  unter  2  b  mit  Quittung  über  Abgabe  und  Vorschuss 
versehenen  Exemplars  der  Anmeldung  die  Reichsdruckerei  um  Abstempelung  der 
Wertpapiere.  Der  Antragsteller  hat  für  die  Einsendung  der  Wertpapiere  an 
die  Reichsdruckerei  zu  sorgen  und  empfängt  dieselben  von  dort  unmittelbar 
zurück.     Hin-  und  Rücksendung  erfolgen  auf  seine  Gefahr  und  Kosten. 

Der  Steuerstelle  teüt  die  Reichsdruckerei  eine  Bescheinigung,  dass  die 
Abstempelung  in  Uebereinstimmung  mit  der  zurückzusendenden  Anmeldung  er- 
folgt ist,  unter  Benachrichtigung  von  dem  Betrage  der  Kosten  der  Abstempelung 
mit.  Die  Steuerstelle  nimmt  diese  Bescheinigung  zu  den  Belägen  ihres  Registers 
und  rechnet  nunmehr  mit  dem  Steuerpflichtigen  über  den  Vorschuss  imter  Rück- 
zahlung des  etwaigen  üeberschusses  ab.  Nach  Berichtigung  der  Kosten  erhält 
der  Steuerschuldner  ein  mit  Quittung  (Nummer  2  b)  versehenes  Exemplar  der 
Anmeldung  zurück. 

Ersieht  die  Reichsdruckerei  aus  der  übersandten  Quittimg,  dass  der  Vor- 
schuss die  Kosten  nicht  deckt,  so  hat  sie  die  Steuerstelle  hiervon  alsbald  und 
vor  der  Rücksendung  der  abgestempelten  Wertpapiere  behufs  unverzüglicher 
Einziehung  des  fehlenden  Betrages  zu  benachrichtigen. 

2e.  Nach  jeder  Einzahlung  auf  die  in  den  Tarifiiummem  1  bis  3  be- 
zeichneten Wertpapiere  sind  die  Interimsscheine  nach  den  Vorschriften  unter 
Nummer  2  a  bis  2d  zur  Abstempelung  vorzulegen.  Die  letztere  erfolgt  nach 
den  für  die  Abstempelung  der  vollgezahlten  Wertpapiere  getroffenen  Bestim- 
mungen unter  Aufdruck  desselben  Stempels  (2  c)  bei  dem  Quittungsvermerk  über 
die  jeweilige  Einzahlung;  dabei  ist  zugleich  der  Ort  und  die  Zeit  der  Abgaben- 
erhebimg  vermittelst  eines  Stempels  ersichtlich  zu  machen. 

Der  wiederholten  Vorlegung  und  Abstempelung  der  Interimssebeine  be- 
darf es  indessen  bei  inländischen  Wertpapieren  nicht,  wenn  bei  der  erstmaligen 
Vorlegung  der  Interimsscheine  die  voUe  tarifmässige  Abgabe  für  die  vollgezahlten 
Stücke  und  die  ganze  Emission  im  voraus  entrichtet  worden  ist.  In  Fällen 
derartiger  Vorauszahlungen  der  Steuer  sind  die  Interimsscheine  über  dem  Reichs- 
stempelabdruck mit  folgendem  Vermerk  zu  versehen: 
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Vollzahlung  ist  vorausbesteuert. 

den  .  .  ten  .  .  18  .  . 

(Firma,  Unterschrift  und  Amtsstempel  der  abstempelnden  Steuerstelle.) 

Zu  §  2  und  Satz  2  beziehungsweise  3  der  letzten  Spalte  der  Tarif- 

nummei'n  1  und  2. 
3.  Für  die  zur  Versteuerung  angemeldeten  Aktien  und  sonstigen  Wert- 
papiere ist  der  volle  tarifmässige  Betrag  der  Reichsstempelabgabe  von  der 
Steuerstelle  auch  dann  zu  berechnen  und  festzustellen,  w^enn  für  die  ausgegebenen 
Interimsscheine  schon  eine  Reichsstempelabgabe  entrichtet  worden  ist.  Behufs 
Anrechnung  der  letzteren  auf  die  Steuer  für  die  definitiven  Stücke  hat  der 
Steuerpflichtige  in  der  Anmeldung  den  Betrag  der  einzelnen  auf  die  Interims- 
scheine geleisteten  Einzahlungen  und  die  dafür  gezahlten  Abgabenbeträge,  so- 
wie den  Ort  und  die  Zeit  der  stattgehabten  Steuererhebungen  anzugeben  und 
die  abgestempelten  Interimsscheine  mit  den  abzustempelnden  Wertpapieren  vor- 
zulegen. Findet  sich  gegen  die  Zulässigkeit  der  beantragten  Anrechnung  nichts 
zu  erinnern,  so  erfolgt  die  Einzahlung  des  für  die  Aktien  etc.  etwa  noch  zu 
erlegenden  Abgabenbetrages,  die  Quittungsleistung  und  die  Abstempelung  der 
Papiere  nach  den  Bestimmungen  unter  Nummer  2  b  bis  2  d.  Auf  der  Anmeldung 
(Nummer  2  a)  hat  die  Steuerstelle 

a.  den  Betrag    der  nach   dem  Nennwert  der  einzelnen  Stücke  und  dem 
Tai'if  überhaupt  zu  entrichtenden  Abgabe, 

b.  die  für   die  Interimsscheine   bereits  entrichteten  Abgabenbeträge  und 

c.  die  zur  Ergänzung  der  tarifmässigen  Abgabe  eingezahlte  Summe 
ersichtlich  zu  machen. 

Auf  den  Interimsscheinen  sind  vor  deren  Rückgabe  die  Stempelzeichen 
durch  Ausschneiden  oder  Durchlochen,  mit  Genehmigung  der  Direktivbehörde 
auch  in  anderer  sichernder  Art,  zu  vernichten;  die  Vernichtung  ist  auf  der  An- 
meldung zu  bescheinigen-. 

Unter  den  von  der  Steuerstelle  vorzuschreibenden  Bedingungen  dürfen 
•die  abgestempelten  Interimsscheine  behufs  Feststellung  der  anzurechnenden  Ab- 
gabenbeträge und  Vernichtung  der  Stempelzeichen  auch  vor  der  Vorlegung  der 
abzustempelnden  definitiven  Stücke  vorgelegt  werden. 

Insoweit  die  abgestempelten  Interimsscheine  nicht  spätestens  gleichzeitig 
mit  den  abzustempelnden  definitiven  Stücken  vorgelegt  werden  können,  darf  der 
Steuerpflichtige,  unter  Angabe  des  auf  die  betreffenden  Interimsscheine  zur  Ein- 
zahlung gelangten  Kapitals  und  des  hierfür  bereits  entrichteten  Steuerbetragse, 
sich  die  Vorlegung  der  abgestempelten  Interimsscheine  zum  Zwecke  der  An- 
rechnung der  gezahlten  Steuer  in  der  Anmeldung  vorbehalten.  Die  Steuer  ist 
in  Höhe  desjenigen  Betrages,  dessen  Anrechnung  in  Anspruch  genommen  wird, 
sicherzustellen  oder  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde  zu  deponieren.  Die  Sicher- 
stellung erfolgt  durch  Niederlegung  kurshabender  inländischer  Wertpapiere; 
Schuldverschreibungen  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten  werden  zum  Nominal- 
wert, bei  niedrigerem  Kurse  aber  zum  Kurswert,  sonstige  Wertjoapiere  der  be- 
zeichneten Art  aber  in  Höhe  des  bei  der  Reichsbank  beleihbaren  Teilbetrages 
als  Kaution  angenommen  werden.  Den  Papieren  sind  die  Talons  und  Zinsscheine 
beizufügen;  es  steht  jedoch  den  Steuerpflichtigen  frei,  die  innerhalb  des  ersten 
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Jahres  föUigen  Zinsscheine  zurückzubehalten.  Seitens  der  Steuerstelle  ist  auf 
dem  dem  Anmeldenden  zurückzugebenden  Exemplare  der  Anmeldung  unter  Be- 
zugnahme auf  den  gemachten  Vorbehalt  die  erfolgte  Sicherheitsbestellung,  be- 
ziehungsweise Deposition  zu  bescheinigen  und  ein  entsprechender  Vermerk  im 
Anmeldungsregister  zu  machen,  im  übrigen  aber  nach  der  Bestimmung  im  ersten 
Absatz  dieser  Ziffer  zu  verfahren.  Die  Vorlegung  der  Interinisscheine  hat  inner- 
halb eines  Jahres  nach  der  Rückgabe  der  abgestempelten  definitiven  Stücke,  den 
Tag  der  Rückgabe  nicht  mitgerechnet,  bei  der  Steuerstelle  zu  erfolgen.  Atis 
besonderen  Gründen  kaim  die  Steuerbehörde  eine  Verlängerung  dieser  Frist  be- 
willigen. Bei  der  Vorlegung  der  Interimsscheine  hat  der  Steuerpflichtige  den 
Betrag  der  einzelnen  auf  die  letzteren  geleisteten  Einzahlvmgen  und  die  darauf 
gezahlten  Abgabenbeträge,  sowie  den  Ort  und  die  Zeit  der  stattgehabten  Steuer- 
erhebungen anzugeben,  auch  das  oben  bezeichnete  Exemplar  der  Anmeldung 
mit  beizufügen.  Findet  sich  gegen  die  Zulässigkeit  der  Anrechnung  nichts  zu 
erinnern,  so  hat  die  Steuerstelle  wegen  der  Vernichtung  der  Stempelzeichen  auf 
den  Interimsscheinen  (Absatz  2  dieser  Ziffer)  imd  wegen  entsprechender  Rück- 
gabe der  bestellten  Sicherheit,  beziehungsweise  des  deponierten  Steuerbetrages, 
das  weitere  zu  veranlassen,  insbesondere  auch  die  zugestandene  Anrechnung 
auf  dem  mitvorgelegten  und  zurückzugebenden  Exemplar  der  Anmeldimg,  sowie 
auf  dem  als  Belag  bei  der  Steuerstelle  verbliebenen  Exemplar  und  im  Anmel- 
dungsregister zu  vermerken.  Nach  Ablauf  der  Frist  ist  der  rückständige  durch. 
Anrechnung  nicht  getilgte  Teil  der  Steuer  zur  Erhebung  zu  bringen. 

Insoweit  infolge  der  früheren  Art  der  Abstempelung  aus  den  auf  den 
Interimsscheinen  befindlichen  Steuerstempehi  der  Ort  und  die  Zeit  der  statt- 
gehabten Abgabenerhebung  nicht  ersichtlich  sind,  bedarf  es  einer  bezüglichen 
Angabe  seitens  des  Steuerpflichtigen  nicht.  Auf  Verlangen  der  Steuerstelle  sind 
indessen  vor  Bewilligung  der  Anrechnung  des  tarifmässigen  Abgabenbetrages 
die  Quittungen  über  die  anzurechnenden  Beträge  beizubringen. 

Zu  §  2  und  zur  Tarifaummer  1,  Befreiung. 

4.  Wird  beansprucht,  dass  für  inländische  Aktien,  auf  welche  vor  dem 
1.  Oktober  1881  Einzahlungen  stattgefunden  haben,  die  Reichsstempelabgabe  nur 
für  die  von  dem  genannten  Tage  ab  geleisteten  Einzahlungen  erhoben  werde, 
so  ist  in  der  Anmeldung  der  Aktien  zur  Versteuerung  (Nummer  2  a)  ausser  dem 
Nennwerte  der  einzelnen  Stücke  auch  der  Betrag  und  die  Zeit  der  auf  dieselben 
geleisteten  Einzahlungen  anzugeben,  und  sind  ■  zugleich  die  Beweise  für  diese 
Angaben  beizubringen.  Der  Beweis  ist  namentlich  auch  darauf  zu  richten,  dass 
die  Einzahlungen  auf  alle  nimmehr  zur  Ausgabe  gelangenden  Aktien  geleistet 
wurden  und  nicht  etwa  ein  Teil  derselben  noch  unbegeben  in  den  Händen  des 
Emittenten  war. 

Die  Direktivbehörde  bestimmt  über  die  Höhe  der  zu  versteuernden  Ein- 
zahlungen und  der  Abgabe. 

Wegen  der  Quittung  über  die  erhobene  Abgabe,  der  Abstempelung  imd 
der  Rückgabe  der  abgestempelten  Aktien  finden  die  Bestimmungen  unter 
Nummer  2  b  bis  2d  sinngemässe  Anwendung.  In  der  Quittung  über  den  ge- 
zahlten Abgabenbetrag  ist  ausser  dem  Nennwerte  der  Aktien  auch  der  Betrag 
der   der  Abgabe  nicht   unterworfenen  Einzahlungen   anzuführen.    Ist  die  Voll- 
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Zahlung  des  Interimsscheins  vollständig  bereits  vor  dem  1.  Oktober  1881 
erfolgt  und  über  einen  Abgabenbetrag  nicht  zu  quittieren,  so  ist  das  zurück- 
zugebende Exemplar  der  Anmeldung  mit  entsprechender  Bescheinigung  zu 
versehen. 

Auf  ausländische  Aktien  und  auf  inländische  Renten-  und  Schuldvei^ 
Schreibungen  findet  die  Befreiung  der  vor  dem  1.  Oktober  1881  geleisteten  Ein- 
zahlungen keine  Anwendung. 

Zu  §  2  und  zur  Tarifnummer  2,  Spalte  .Berechnung  und  Stempelabgabe" 

Satz  2. 

5,  Wenn  die  Anrechnung  eines  für  inländische,  nach  dem  30.  September 
1881  ausgegebene  Renten-  oder  Schuldverschreibungen  vor  dem  1.  Oktober  1881 
bereits  erhobenen  Landesstempels  auf  die  Reichsstempelabgabe  beansprucht  wird,, 
so  sind  mit  der  Anmeldung  (Nummer  2  a)  die  Beweisstücke  (Steuerquittungen 
etc.)  über  die  Höhe  des  gezahlten  landesgesetzlichen  Stempels  beizubringen,  falls 
diese  nicht  aus  den  verwendeten  Stempelzeichen  zweifellos  hervorgeht.  Jene 
Beweisstücke  verbleiben  als  Beläge  bei  der  Steuerstelle. 

In  der  Anmeldung  (Nummer  2  a)  ist  der  für  die  einzelnen  Stücke  gezahlte 
Landesstempelbetrag  anzugeben  und  das  Sachverhältnis  darzulegen.  Die  Steuer- 
stelle zieht  den  Stempelbetrag  ein,  um  welchen  der  Reichsstempel  für  jede  ein- 
zelne Renten-  oder  Schuldverschreibung  den  dafür  gezahlten  Landesstempel 
übersteigt.  Wegen  der  Abstempelung,  der  Rückgabe  der  abgestempelten  Wert- 
papiere und  der  Quittung  über  die  Abgabe  finden  die  Bestimmungen  unter 
Nummer  2b  bis  2d  sinngemässe  Anwendung.  In  der  Quittung  über  die  er- 
hobene Reichsstempelabgabe  ist  auch  der  Betrag  der  für  jedes  Stück  entrichteten 
Landesabgabe  nachrichtlich  zu  vermerken. 

Zu  §  2  und  zur  Tarifnummer  2cc  und  3b. 

6.  Wird  für  inländische  Renten-  oder  Schuldverschreibungen  auf  Grund 
der  Tarifnummer  2cc  oder  3  b  Befreiung  von  der  Stempelabgabe  beansprucht, 
so  ist  in  der  Anmeldung  (Nummer  2  a)  das  Sach Verhältnis  anzugeben  und  über- 
dies der  Beweis  zu  führen,  dass  die  auszugebenden  Obligationen  in  der  That 
nur  zum  Zweck  des  Umtausches  ausgestellt  werden,  also  ohne  Veränderung  des 
durch  die  zurückzuziehenden  Stücke  beurkundeten  Rechtsverhältnisses.  Insbe- 
sondere findet  die  Befreiung  keine  Anwendung,  wenn  die  neu  auszugebenden 
Renten-  oder  Schuldverschreibungen  von  einem  anderen  Schuldner,  allein  oder 
mit  dem  bisherigen  Schuldner,  ausgestellt  werden,  zu  einem  anderen  Zinssatze 
verzinslich  sind,  auf  den  Inhaber  lauten,  während  die  aus  dem  Verkehr  treten- 
den Stücke  auf  den  Namen  lauten  u.  dgl.  m. 

Ist  der  Beweis  erbracht,  so  verfügt  die  Direktivbehörde  Abstempelung  der 
neuen  Stücke  ohne  Abgabenerhebung.  Die  Verfügung  wird  Registerbelag.  Wegen 
der  Vorlegung  der  eingezogenen  Stücke  und  der  Vernichtung  der  auf  denselben 
etwa  befindlichen  Stempelzeichen  finden  die  Vorschriften  unter  Nummer  3,  wegen 
der  Anmeldung  der  Obligationen  und  der  Abstempelung  die  Vorschriften  unter 
Nummer  2  a  bis  2d  sinngemässe  Anwendung. 

Sind  die  einzuziehenden  Stücke  versteuert,  so  ist  die  Quittung  über  die 
gezahlte  Abgabe  vorzulegen  und  als  Belag  zum  Register  zu  nehmen. 
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Zu  §  4  des  Gesetzes. 

7.  Die  im  §  4  Absatz  1  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Anzeigen  sind  nach 
dem  anliegendeu  Formular  c  zu  erstatten  und  an  diejenige  Steuerstelle  abzu- 
geben, bei  welcher  die  Versteuerung  der  Wertpapiere  erfolgen  soll.  Es  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Wertpapiere  demnächst  bei  einer  anderen  Steuerstelle 
versteuert  werden;  in  diesem  Falle  hat  der  Steuerpflichtige  derjenigen  Steuer- 
stelle, bei  welcher  die  vorläufige  Anmeldung  erfolgt  ist,  von  der  bei  der  be- 
treflfenden  anderen  Steuerstelle  erfolgten  Versteuerung  alsbald  nach  Vornahme  der 
letzteren  unter  Vorlage  der  erforderlichen  Beweismaterialien  Anzeige  zu  erstatten. 

8.  Den  im  §  4  Absatz  2  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Vermerk  hat  der 
Emittent  auf  den  Wertpapieren  so  anzubringen,  dass  der  Reichsstempel  neben, 
über  oder  unter  demselben  aufgedruckt  werden  kann. 

Zur  Tarifnummer  4B. 

9.  Für  welche  Waren  an  den  einzelnen  inländischen  Börsen  Terminpreise 
notiert  werden,  wird  von  den  Landesregierungen  nach  Anhörung  der  betrefi"enden 
Handelsvorstände  festgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht,  sowie  dem  Reichs- 
kanzler behufs  Veröffentlichung  im  „Reichscentralblatt*  mitgeteüt. 

Zu  §  7  Absatz  1  des  Gesetzes. 

10.  Bei  sogenannten  Circageschäften  ist  die  Abgabe  nach  dem  handels- 
üblichen Maximum  der  Lieferung  zu  berechnen;  es  bleibt  den  Handelsvorständen 
überlassen,  auf  Grund  des  §  40  Absatz  2  des  Gesetzes  die  betreffenden  Maxima 
festzustellen. 

Zu  §  8  des  Gesetzes. 

11.  üeber  die  mehreren  in  betreff  der  Besteuerung  als  ein  Geschäft 
geltenden  Geschäfte  ist  nach  Massgabe  des  §  10  des  Gesetzes  eine  Schlussnote 
auszustellen.  Sind  über  einzelne  der  betreffenden  Geschäfte  bereits  vorher  be- 
steuerte Schlussnoten  ausgestellt  worden,  so  kann  die  Erstattung  des  zu  diesen 
entrichteten  Abgabebetrages  beansprucht  werden ;  die  Prüfung  und  Entscheidung 
steht  der  Direktivbehörde  zu.  Die  erfolgte  Erstattung  ist  auf  beiden  Teilen 
der  betrefi"enden  Schlussnoten  von  der  Steuerstelle  zu  vermerken. 

Zu  §§  10,  11  und  30  des  Gesetzes. 

12  a.  Zur  Entrichtung  der  in  der  Tarifnummer  4  angeordneten  Abgabe 
werden  Reichsstempelmarken  uud  gestempelte  Formulare  zu  Schlussnoten  zum 
Preise  des  auf  denselben  angegebenen  Steuerbetrages  zum  Verkauf  gestellt. 

Die  Reichsstempelmarken  sind  24  mm  hoch  und  61  mm  breit;  dieselben 
haben  einen  gelblichen  Untergrund,  welcher  rechts  imd  links  den  Reichsadler 
und  in  der  Mitte  ein  Schild  mit  der  Inschrift  ,  REICHS-STEMPEL-ABGABE " 
zeigt;  eine  Lochreihe  macht  die  Marke  in  zwei  gleiche  Teile  zerlegbar,  von 
denen  jeder  die  Wertbezeichnung  und  den  Vordruck  «den"  für  das  Datum  der 
Verwendung  in  rotem  Aufdruck  und  ausserdem  die  fortlaufende  Nummer  der 
Marke  enthält.  Die  Marken  lauten  auf  Steuerbeträge  von  M.  0,10,  0,20,  0,30, 
0,40,  0,50,  0,60,  0,80,  1,00,  2,00,  3,00,  4,00,  5,00,  6,00,  7,00,  8,00,  9,00,  10,00, 
15,00,  20,00  und  30,00. 
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Die  gestempelten  Formulare  zu  Schlussnoten  entsprechen  in  Form  und 
Vordruck  dem  Muster  d.  Die  vorstehend  zur  Ziffer  1  bezeichneten  Formulare 
tragen  auf  jedem  ihrer  beiden  Teile  die  gleiche  fortlaufende  Nummer,  Die- 
selben sind  entvsreder 

1)  mit  einem  Stempelaufdruck  versehen,  welcher  dem  Muster  der  Reichs- 
stempelmarken gleicht,  indessen  den  Vordruck  „den"  und  die  fortlaufende 
Nummer  nicht  enthält,  oder 

2)  von  der  Steuerstelle  dadurch  herzustellen,  dass  vorrätig  zu  haltende 
ungestempelte  Formulare  des  Musters  d  durch  Verblendung  von  Reichsstempel- 
niarken  zu  dem  verlangten  Betrage  gestempelt  vv^erden;  die  Marken  sind  hierbei 
von  der  Steuerstelle  in  ungeteiltem  Zustande  auf  der  durch  den  Vordruck  be- 
zeichneten Stelle,  insoweit  diese  aber  ausreichenden  Raum  nicht  darbietet,  auf 
einer  freien  Stelle  des  Formulars  in  der  Art  aufzukleben,  dass  bei  der  späteren 
Trennung  der  beiden  Teile  der  Schlussnote  je  eine  Hälfte  der  Marke  auf  jedem 
dieser  Teile  sich  befindet,  und  sodann  durch  mindestens  je  einen  auf  das 
Formular  übergreifenden  Aufdruck  des  Amtsstempels  in  schwarzer  Farbe,  sowie 
durch  Eintragung  des  Datums  der  Abstempelung  auf  jeder  Hälfte  der  Marke, 
zu  entwerten.  Die  vorstehend  zu  Ziffer  1  bezeichneten  Formulare  tragen  auf 
jedem  ihrer  beiden  Teile  die  gleiche  fortlaufende  Nummer. 

Mit  Stempelaufdruck  versehene  Formulare  werden  zum  Steuerbetrage  von 
M.  0,20,  0,40,  0,60,  0,80,  1,00,  2,00,  3,00,  4,00,  5,00,  6,00,  7,00,  8,00,  9,00  und  10,00 
zum  Verkauf  gestellt ;  unter  Verwendung  vonMarken  gestempelte  Formulare  können 
zu  jedem  Steuerbetrage  von  den  Steuerstellen  hergestellt  und  verabfolgt  werden. 

12  b.  Von  den  Steuerstellen  werden  ferner  ungestempelte  Formulare  des 
Musters  d  ausgegeben,  für  welche  der  Betrag  der  Herstellungskosten  als  Preis 
erhoben  werden  darf.  Die  Verwendung  von  Reichsstempelmarken  auf  denselben 
seitens  der  Steuerpflichtigen  ist  in  folgender  Weise  zu  bewirken: 

Die  Marken  sind,  soweit  die  durch  den  Vordruck  bezeichnete  Stelle  Raum 
darbietet,  auf  dieser,  im  übrigen  an  einer  beliebigen  Stelle  in  der  Art  aufzu- 
kleben ,  dass  je  eine  Hälfte  jeder  Marke  auf  jedem  der  beiden  Teile  des  aus- 
gefüllten oder  unausgefüllten  Formulars  sich  befindet;  die  auf  dem  einen  dieser 
Teile  befindlichen  halben  Marken  müssen  also  die  gleichen  fortlaufenden  Num- 
mern enthalten  wie  die  auf  dem  anderen  Teile  befindlichen;  die  Marken  dürfen 
vor  der  Aufklebung  geteilt  werden.  In  jeder  Markenhälfte  ist  das  Datum  der 
Verwendung  der  letzteren  auf  dem  Formular,  und  zwar  der  Tag  und  das  Jahr 
mit  arabischen  Ziffern,  der  Monat  mit  Buchstaben,  an  der  durch  den  Vor- 
druck bezeichneten  Stelle  niederzuschreiben.  Allgemein  übliche  und  verständ- 
liche Abkürzungen  der  Monatsbezeichnung  mit  Buchstaben,  sowie  die  Weglassung 
der  beiden  ersten  Zahlen  der  Jahresbezeichnung,  sind  zulässig  (z.  B.  8.  Oktbr.  85, 
7.  Septbr.  87). 

Ausserdem  ist  die  Firma  oder  der  Name  des  Ausstellers  der  Schlussnote 
auf  jeder  Hälfte  der  einzelnen  Marken  niederzuschreiben.  Es  genügt  jedoch, 
wenn  nur  ein  Teil  der  Firma  oder  des  Namens  auf  jeder  halben  Marke  zu 
stehen  kommt,  der  andere  Teil  aber  auf  das  Formular  oder  auf  andere  halbe 
Marken,  welche  sich  auf  demselben  Teile  des  letzteren  befinden,  oder  auf  beide 
hinüberreicht. 

Das   Datum    sowie    die   Firma   oder   der  Name   sind  mittelst  deutlicher 
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Schriftzeichen,  ohne  jede  Rasur,  Durchstreichung  oder  üeberschreibung,  nieder- 
zuschreiben. 

Es  ist  zulässig,  den  vorgeschriebenen  Entwertungsvennerk  ganz  oder  teil- 
weise durch  Stempelaufdruck  herzustellen.  In  diesem  Falle  braucht  das  Datum 
nicht  an  der  durch  den  Vordruck  bezeichneten  Stelle  zu  stehen,  es  muss  aber 
in  seinem  ganzen  Umfang  (Monatsbezeichnung,  Tages-  und  Jahreszahl  mit 
den  zulässigen  Abkürzungen)  vollständig  auf  jeder  einzelnen  halben  Marke  auf- 
gedruckt sein. 

Nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  verwendete  Marken  werden  als  nicht 
verwendet  angesehen  (§  31  des  Gesetzes). 

12  c.  Es  ist  zulässig,  andere  als  die  von  den  Steuerstellen  zum  Verkauf 
gestellten  Formulare  (Privatformulare)  zu  Schlussnoten  für  die  Entrichtung  der 
Abgabe  zu  benützen,  vorausgesetzt,  dass  dieselben,  dem  Muster  d  entsprechend, 
aus  zwei  demnächst  zu  trennenden  gleichen  Teilen  bestehen,  und  dass  jeder 
dieser  Teile  einen  Vordruck  mindestens  für  die  Angabe  des  Namens  und  des 
Wohnortes  des  Vermittlers  und  der  Kontrahenten,  des  Gegenstandes  und  der 
Bedingungen  des  Geschäftes,  insbesondere  des  Preises,  sowie  der  Zeit  der  Lieferung 
enthält;  insofern  die  Formulare  nicht  in  der  nachstehend  bezeichneten  Weise 
zur  Stempelung  durch  die  Reichsdruckerei  gelangen,  müssen  dieselben  femer  an 
dem  oberen  Teile  der  Vorderseite  einen  über  beide  Teile  des  Formulars  gi-eifen- 
den  Vordruck  haben,  durch  den  die  für  die  Aufnahme  der  Marke  bestimmte 
Stelle  bezeichnet  wird.  Die  Formulare  können  amtlich  gestempelt  oder  von  dem 
Aussteller  der  Schlussnote  mit  Reichsstempelmarken  versehen  werden. 

Die  amtliche  Stempelung  derselben  erfolgt  nach  dem  Antrage  der  Be- 
teiligten entweder  durch  Aufdruck  des  in  Nummer  12  a  unter  Ziffer  1  bezeich- 
neten Stempels  und  einer  für  beide  Teile  des  Formulars  gleichen  fortlaufenden 
Nummer  durch  die  Reichsdruckerei,  und  zwar  auf  Kosten  des  Antragstellers, 
oder  unter  Verwendung  von  Reichsstempelmarken  durch  die  Steuerstellen. 

Die  Stempelung  durch  die  Reichsdruckerei  erfolgt  nur,  wenn  mindestens 
je  hundert  Formulare  zu  demselben  Steuerbetrage  gestempelt  werden  sollen;  die 
Formulare  sind  in  glattem  Zustande  (nicht  aufgerollt)  unter  Beifügung  eines 
überschüssigen  Exemplars  für  je  zwanzig  Stück  (als  Ersatz  für  etwaige  Abgänge 
bei  der  Abstempelung)  und,  wenn  dem  Antragsteller  nicht  Kredit  bewilligt  ist, 
unter  Deponiening  des  Steuerbetrages  mit  einer  doppelt  aufzustellenden  An- 
meldung der  Steuerstelle  vorzulegen.  Das  eine  Exemplar  der  Anmeldung  erhält 
der  Antragsteller,  nachdem  dasselbe  mit  der  Quittung  über  den  Empfang  der 
Formulare  und  des  Steuerbetrages  versehen  worden,  zurück.  Die  Steuerstelle 
veranlasst  die  Stempelung  der  Formulare  durch  die  Reichsdruckerei,  welch  letztere 
die  gestempelten  und  die  nicht  verdorbenen  überschüssigen  Formulare  unter  Be- 
scheinigung der  erfolgten  Vernichtung  der  verdorbenen  Exemplare  und  unter 
Mitteilung  der  entstandenen  Kosten  an  die  erstere  zurücksendet.  Die  Steuer- 
stelle erstattet  der  R^ichsdruckerei  die  Kosten  und  händigt  die  gestempelten 
und  die  überschüssigen  ungestempelten  Formulare,  nachdem  sie  sich  auch  ihrer- 
seits von  der  richtigen  Stempelung  der  ersteren  überzeugt  hat,  dem  Antrag- 
steller unter  Einziehung  der  verauslagten  Kosten  aus;  über  den  Rückempfang 
der  Formulare  lässt  sie  sich  auf  dem  bei  ihr  zurückgebliebenen  Exemplar  der 
Anmeldung  Quittung  geben.     Postsendungen   zwischen    den    Steuerstellen   und 

1159 


^72      Ausführungsvorschriften  zu  dem  Gesetze  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben. 

der  Reichsdruckerei ,  welche  die  Abstempelung  derartiger  Formulare  durch  die 
Reichsdruckerei  betreffen,  sind  mit  dem  Vermerk  ,  Reichsdienstsache  *  zu  versehen 
und  portofrei. 

Soll  die  Stempelung  der  Formulare  unter  Vei-wendung  von  Reichsstempel- 
marken erfolgen,  so  bedarf  es  einer  besonderen  Anmeldung  nicht;  die  Steuer- 
stelle hat  nach  der  Bestimmung  unter  Nummer  12a  2  zu  verfahren;  neben  der 
Steuer  werden  Kosten  für  die  Stempelung  nicht  erhoben. 

Die  Verwendung  von  Reichsstempelmarken  zu  den  fraglichen  Formularen 
seitens  der  Aussteller  der  Schlussnoten  ist  nach  Massgabe  der  unter  12  b  ge- 
troffenen Bestimmungen  zu  bewirken. 

12d.  Die  Verwendung  von  Reichsstempelmarken  auf  gestempelten  Formu- 
laren zur  Ergänzung  eines  fehlenden  Betrages  ist  zulässig  und  gleichfalls  nach 
den  Bestimmungen  unter  Nummer  12b  zu  bewirken. 

12  e.  Wenn  im  Falle  des  §  11  Absatz  1  und  2  des  Gesetzes  auf  einer  zu 
niedrig  versteuerten  Schlussnote  der  fehlende  Stempelbetrag  nachträglich  zu 
verwenden  ist,  so  sind  die  erforderlichen  Marken  von  dem  zur  Entrichtung 
dieses  Betrages  Verpflichteten  in  ungeteiltem  Zustande  an  einer  beliebigen 
Stelle  der  Schlussnote  aufzukleben  und  nach  Massgabe  der  Bestimmung  unter 
Nummer  12b  zu  entwerten;  insbesondere  ist  das  Datum  der  Verwendung  der 
Marken  auf  jeder  Hälfte  derselben  in  der  vorgeschriebenen  Weise  ersichtlich 
zu  machen. 

12 f.  Es  ist  unzulässig,  die  Stempelzeichen  aus  gestempelten  Formularen 
abzutrennen  und  anderweit  zur  Entrichtung  der  Abgabe  zu  verwenden. 

12  g.  Bei  Geschäften,  für  welche  die  Abgabe  nur  im  halben  Betrage  zu 
entrichten  ist  (§  6  Absatz  2  des  Gesetzes),  bedarf  es  der  Zusendung  der  Hälfte 
der  Schlussnote  an  den  ausländischen  Kontrahenten  nicht.  In  diesem  Falle  hat 
der  inländische  Kontrahent  das  Doppelformular  der  Schlussnote  in  der  vorge- 
schriebenen Weise  gestempelt  ungeteilt  aufzubewahren.  Die  nicht  beschriebene 
Hälfte  der  Schlussnote  ist  zu  durchstreichen. 

Zu  §  11  Absatz  3  des  Gesetzes. 

13.  Ueber  die  Zurückerstattung  der  Abgabe  im  Falle  des  §  11  Absatz  3 
des  Gesetzes  entscheidet  die  Direktivbehörde  desjenigen  Bezirks,  in  welchem 
der  die  Zurückerstattung  Verlangende  zur  Zeit  der  Entrichtung  der  Abgabe 
seinen  Wohnort,  eventuell  aber  seinen  Aufenthaltsort  gehabt  hat. 

Die  erfolgte  Zurückerstattung  ist  auf  beiden  Teilen  der  betreffenden 
Schlussnote  von  der  Steuerstelle  zu  vermerken. 

Zu  §  14  des  Gesetzes. 

14.  Die  Abstempelung  der  Vertragsurkunde  erfolgt  seitens  der  Steuer- 
stelle durch  Verwendung  von  Reichsstempelmarken.  Die  letzteren  sind  in  un- 
geteiltem Zustande  thunlichst  auf  der  ersten  Seite  der  Urkunde  aufzukleben  und 
durch  Eintragung  des  Datums  der  Verwendung  und  Aufdruck  des  Amtsstempels 
in  der  unter  Ziffer  12  a  2  vorgeschriebenen  Weise  zu  entwerten.  Ist  die  Ver- 
tragsurkunde in  mehreren  Exemplaren  ausgestellt,  so  ist  von  der  Steuerstelle 
auf  dem  zweiten  Exemplar  und  eventuell  auch  auf  den  weiteren  Exemplaren 
mit  Unterschrift  und  unter  Beidrückung  des  Amtsstempels  zu  vermerken,  welcher 
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Reichsstempelbetrag  zu  dem  ersten  Exemplar  verwendet  ist.  Bei  gerichtlich 
oder  notariell  aufgenommenen  Verträgen,  deren  Urschriften  den  Kontrahenten 
nicht  ausgehändigt  werden,  sind  der  Steuerstelle  die  Ausfertigungen  vorzulegen. 

Zu  §  15  des  Gesetzes. 
15.  üeber  Geschäfte,  für  welche  eine  rechtzeitige  Berechnung  der  Steuer 
nicht  möglich  ist ,  weil  der  Wert  des  Gegenstandes  des  Geschäftes  auch  nicht 
nach  seinem  höchstmöglichen  Betrage  (§  7  Absatz  1  des  Gesetzes)  berechnet 
werden  kann,  ist  gleichwohl  nach  Massgabe  der  §§  10  und  11  des  Gesetzes  eine 
Schlussnote  auszustellen,  auf  jedem  der  beiden  Teile  derselben  aber  zu  ver- 
merken, dass  die  Besteuerung  so  lange  ausgesetzt  bleibt,  bis  die  Steuerberech- 
nung möglich  Asdrd.  Abschrift  der  Schlussnote  einschliesslich  dieses  Vermerks 
ist  gleichzeitig  der  Direktivbehörde  zu  übersenden.  Sobald  die  Berechnung  der 
Steuer  möglich,  hat  deren  Entrichtung  nach  Massgabe  der  §§10  und  11  des 
Gesetzes  unter  Ausstellung  einer  neuen  Schlussnote,  in  welcher  auf  die  erstaus- 
gestellte Schlussnote  Bezug  zu  nehmen  ist,  zu  erfolgen.  Die  Direktivbehörde 
ist  berechtigt,  sich  die  rechtzeitige  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  nachweisen 
zu  lassen. 

Handelt  es  sich  in  einem  solchen  Falle  um  ein  Geschäft,  das  nach  §  14 
des  Gesetzes  unter  steueramtHcher  Abstempelung  der  beiderseits  unterschriebenen 
Vertragsurkunde  zu  versteuern  ist,  so  hat  gleichwohl  die  Vorlegung  der  Ver- 
tragsurkunde bei  der  Steuerstelle  nach  Massgabe  der  bezeichneten  Vorschrift  zu 
erfolgen;  die  Steuerstelle  vermerkt  auf  der  Urkunde,  eventuell  auf  den  mehreren 
Exemplaren  derselben  mit  Unterschrift  und  unter  Beidrückung  des  Amtsstempels, 
dass  die  Erhebung  der  Reichsstempelabgabe  wegen  zeitiger  Unmöglichkeit  der 
Berechnung  derselben  ausgesetzt  sei,  imd  behält  Abschrift  der  Urkunde,  oder 
mindestens  der  für  das  Steuerinteresse  wesentlichen  Teile  derselben  zurück.  So- 
bald die  Berechnung  der  Steuer  möglich  wird,  hat  die  anderweite  Vorlegung 
der  Vertragsurkunde  zur  Abstempelung  bei  einer  Steuerstelle  nach  der  Vorschrift 
im  §  14  des  Gesetzes  zu  erfolgen;  falls  mehrere  Exemplare  dieser  Urkunde  be- 
stehen, genügt  die  Vorlegung  eines  Excmplares.  Die  erstbezeichnete  Steuerstelle 
überwacht  in  geeigneter  Weise  die  rechtzeitige  Erfüllung  dieser  Verpflichtung. 
Bezüglich  der  in  den  §§10  und  11,  sowie  in  §  14  des  Gesetzes  be- 
stimmten Fristen  gilt  hierbei  der  Tag,  an  welchem  die  Steuerberechnimg  aus- 
führbar geworden  ist,  als  Tag  des  Geschäftsabschlusses. 

Die  Direktivbehörde,  bezw.  im  Falle  des  Absatzes  2  dieser  Nummer  die 
Steuerstelle,  kann,  wenn  die  Berechnung  eines  Teüs  der  zu  entrichtenden  Ab- 
gabe möglich  ist,  die  Entrichtung  dieses  Teiles  anordnen. 

16.  Ist  das  Geschäft  zwischen  Kontrahenten,  welche  nicht  an  dem  Orte 
befindlich  sind,  durch  briefliche  oder  telegraphische  Annahmeerklärung  zustande 
gekommen,  so  beträgt  die  Frist  zur  Ausstellung  der  Schlussnote 

1)  für  den  zur  Entrichtung  der  Abgabe  zunächst  Verpflichteten  (§  9  Ab- 
satz 1  und  §  10  des  Gesetzes)  zehn  Tage, 

2)  für  den  zur  Entrichtung  der  Abgabe  in  zweiter  Reihe  Verpflichteten 
drei  Wochen. 

Die  Frist  beginnt  für  den  die  Annahmeerklärung  abgebenden  Kontra- 
henten am  Tage  nach  der  Abgabe  der  Annahmeerklärung  behufs  der  Absendung 
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(Art.  321  des  Handelsgesetzbuches),  für  den  die  Annahmeerklärung  empfangen- 
den Kontrahenten  am  Tage  nach  dem  Eingange  dieser  Erklärung,  und  zwar 
auch  im  Falle  einer  brieflichen  Bestätigung  der  telegraphischen  Annahme- 
erklärung nach  dem  Eingange  der  letzteren. 

Bei  Geschäften,  welche  während  eines  zeitweiligen  Aufenthaltes  im  Aus- 
lande dortselbst  abgeschlossen  (§  6  Absatz  2  und  3  des  Gesetzes)  oder  vermittelt 
sind,  beginnt  der  Lauf  der  zur  Entrichtung  der  Abgabe  festgesetzten  Fristen  für 
den  betreffenden  Verpflichteten  erst  mit  dem  Tage  nach  seiner  Rückkehr  in  das 
Inland ;  die  Frist  für  die  im  Inlande  befindlichen  Steuerpflichtigen  wird  hierdurch 
nicht  geändert. 

Zu  §  16  des  Gesetzes. 

17.  Nach  Massgabe  der  von  den  Landesi-egierungen  zu  treffenden  näheren 
Bestimmungen,  insbesondere  auch  rücksichtlich  der  zu  bestellenden  Sicherheit,. 
dürfen  gestempelte  Formulare  (Nr.  12  a)  auf  Kredit  verabfolgt  und  eigene  For- 
mulare der  Steuerpflichtigen  auf  Kredit  amtlich  gestempelt  werden  (Nr.  12  c). 
Abgabenbeträge  unter  50  M.  werden  nicht  kreditiert.  Die  kreditierten  Beträge 
sind  bis  zum  25.  Tage  des  dritten  auf  den  Monat  der  Anschreibung  folgenden 
Monats  einzuzahlen. 

Reichsstempelmarken  werden  nicht  auf  Kredit  verabfolgt. 

Zum  Tarif,  Nummer  5. 

18.  Behufs  Berechnung  der  Abgabe  von  Lotterielosen  sind  alle  für  den 
Erwerb  eines  Loses  an  den  Unternehmer  oder  dessen  Beauftragte  zu  leistenden 
Zahlungen  zum  Preise  des  Loses  zu  rechnen,  insbesondere  auch  die  sogenannten 
Schreibgebühren,  Kollektionsgebühren  u.  a.  m. 

Zu  §§  21,  22  und  24  des  Gesetzes. 

19  a.  Wer  im  Bundesgebiete  Lotterien  oder  Ausspielungen  veranstalten 
will,  hat  der  zuständigen  Steuerbehörde  spätestens  am  7.  Tage  nach  dem  Em- 
pfange der  obrigkeitlichen  Erlaubniss  schriftlich  unter  Beifügung  einer  Doppel- 
schrift anzumelden: 

Namen,  Gewerbe  und  Wohnung  des  Unternehmers,  die  planmässige  An- 
zahl (die  Nummern)  und  den  plamnässigen  Preis  der  Lose, 

den  Zeitpunkt,  wo   mit   dem  Vertrieb   der  Lose  begonnen  werden   soll, 

die  Gegenstände,  die  Zeit  und  den  Ort  der  Ausspielung, 

die  Namen  und  Wohnungen  der  unmittelbar  von  dem  Unternehmer  mit 
dem  Vertrieb  der  Lose  betrauten  Personen. 

Der  Anmeldung  ist  als  Anlage  ein  amtlich  beglaubigtes  Exemplar  des 
obrigkeitlich  genehmigten  Planes   der  Lotterie  oder  Ausspielung  anzuschliessen. 

Mit  der  Anmeldung  ist  die  Abgabe  für  die  gesamte  planmässige  Anzahl 
der  Lose  einzuzahlen.  Wird  Stundung  der  Abgabe  bis  nach  dem  Beginn  des  Ver- 
triebes der  Lose  gegen  Sicherstellung  des  Abgabenbetrages  oder  ohne  solche 
beansprucht,  so  ist  der  Antrag  mit  der  Anmeldung  vorzulegen. 

19  b.  Wird  Befreiung  von  der  Abgabe  in  Anspruch  genommen,  so  ist 
mit  der  Anmeldung  der  Nachweis  zu  führen,  dass  der  Erlös  des  Unternehmens 
zu  mildthätigen  Zwecken  Verwendung   finden  wird.     Ueber  die   Anwendbarkeit 
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der  Befreiung  und  insbesondere  über  die  Frage,  ob  ein  mildthätiger  Zweck 
vorliegt,  entscheidet  die  Direktivbehörde.  Die  obersten  Landesfinanzbehörden 
sind  ermächtigt,  die  Abgabe  in  solchen  Fällen  aus  Billigkeitsrücksichten  zu 
erlassen,  in  welchen  die  Befreiung  nicht  rechtzeitig  mit  der  Anmeldung  in  An- 
spruch genommen  ist. 

20.  Die  Behörde,  welche  die  obrigkeitliche  Erlaubnis  zur  Veranstaltung 
einer  öffentlichen  Lotterie  oder  Ausspielung  erteilt,  hat  hievon  ohne  Verzug 
der  zur  Erhebung  der  Abgabe  für  die  Lose  zuständigen  Steuerbehörde  unter 
Bezeichnung  des  Unternehmens  und  seines  Zweckes,  des  Namens  und  der 
Wohnung  des  Unternehmers  und  des  Zeitpunktes,  an  welchem  dem  letzteren 
die  obrigkeitliche  Erlaubniss  behändigt  worden,  schriftlich  Mitteilung  zu  machen. 

Auf  Grund  dieser  Mitteilung  hat  die  Steuerbehörde  sogleich  nach  Ablauf 
der  unter  Nr.  19  a  für  die  Anmeldung  vorgeschriebenen  Frist  wegen  Feststellung 
und  Beitreibung  der  Abgabe,  sowie  nach  Umständen  wegen  der  Verhinderung 
des  Losabsatzes  und  Einleitung  des  Strafverfahrens  das  Erforderliche  zu  ver- 
anlassen. 

21.  Nachdem  der  Abgabenbetrag  festgestellt,  gebucht  und  entweder  ein- 
gezahlt oder  gestundet,  beziehentlich  nachdem  die  Stempelfreiheit  der  Lose 
von  der  zuständigen  Behörde  anerkannt  worden  ist,  erfolgt  die  Abstempelung 
der  Lose  durch  die  zuständige  SteuersteUe  vermittelst  Stempelaufdrucks.  Der 
Stempel  ist  von  runder  oder  ovaler  Form  und  führt  den  Beichsadler  und  über 
demselben  die  Aufschrift  , Versteuert",  beziehungsweise  ;. Stempelfrei ",  darunter 
das  Unterscheidungszeichen  der  Abstempelungsstelle.  Die  Lose  oder  Spielausweise 
sind  in  einer  solchen  Form  und  Beschaffenheit  herzustellen,  dass  sie  sich  zur 
Abstempelung  eignen. 

Ungestempelte  Lose  dürfen  nicht  ausgegeben  werden. 

Nach  näherer  Vorschrift  der  Landesregierung  kann  indessen  bei  den  unter 
obrigkeitlicher  Aufsicht  stattfindenden  Warenverlosungen  von  der  Abstempelung 
der  abgabefreien  Lose  L'mgang  genommen  werden,  wenn  mit  Rücksicht  auf 
die  Zahl  und  den  Preis  der  Lose  die  Abstempelung  imverhältnismässige  Mühe- 
waltung verursachen  würde. 

Die  abgestempelten  Lose  werden  gegen  Empfangsbescheinigung  auf  dem 
einen  Exemplar  der  Anmeldung  zurückgegeben.  Das  andere  bleibt  nebst  seinen 
Anlagen  (Nr.  19  a)  Belag  zum  Register.  Wenn  Stundung  der  Abgabe  bewilligt 
ist,  darf  die  Genehmigung .  zum  Beginn  des  Losabsatzes  vor  Entrichtung  der 
Abgabe  erst  nach  Abstempelung  der  Lose  ausgehändigt  werden. 

22.  Der  Abgabe  nach  der  Tarifnummer  5  unterliegen  auch  diejenigen 
Spielausweise,  welche  bei  den  auf  Jahrmärkten  und  bei  Gelegenheit  von  Volks- 
belustigungen üblichen  öffentlichen  Ausspielungen  geringwertiger  Gegenstände 
ausgegeben  werden. 

In  der  Quittung  über  die  für  derartige  Spielausweise  entrichtete  Reichs- 
stempelabgabe sind  die  versteuerten  Spielausweise  nach  ihren  Nummern  und 
eventuell  auch  nach  ihrer  Serienbezeichnung  anzugeben.  Findet  Stundung  der 
Abgabe  statt,  so  ist  hierüber  eine  Bescheinigung  zu  erteilen,  in  welcher 
gleichfalls  die  Nummern  und  eventuell  die  Serienbezeichnung  der  Spielausweise 
ersichtlich  zu  machen  sind. 

Mit  Genehmigung   der   zuständigen  Steuerbehörde   dürfen  die  für  unaus- 
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geführt  gebliebene  Ausspielungen  bestimmt  gewesenen  Spielausweise  zu  einer 
andern  Zeit,  beziehungsweise  bei  einer  andern  Gelegenheit,  zur  Ausgabe  ge- 
langen, sofern  bei  der  Steuerbehörde  ein  hierauf  bezüglicher  Antrag  unter  Vor- 
legung der  Spielausweise  und  der  Quittung  über  die  für  dieselben  gezahlte 
Abgabe,  beziehungsweise  der  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Stundung  dieser 
Abgabe,  mit  der  neuen  Anmeldung  gemäss  der  Nr.  19  a  gestellt  wird.  Ueber 
die  Genehmigung  ist  eine  schriftliche  Bescheinigung  zu  erteilen. 

Bei  Ausspielungen  der  bezeichneten  Art  können  die  Steuerstellen  auf  die 
Abstempelung  des  ersten  und  des  letzten  Loses  jeder  Serie  oder  jedes  zusammen- 
hängenden Bogens  sich  beschränken;  dieselben  haben  alsdann  die  Art  der  Ab- 
stempelung in  der  auszustellenden  Quittung  anzugeben.  Die  Veranstalter  der 
Ausspielung  sind  in  solchen  Fällen  verpflichtet,  die  Quittung  der  Steuerstelle 
während  der  Ausspielung  bei  sich  zu  führen  und  beim  Verkauf  der  Lose  genau 
nach  der  Reihenfolge  der  Serien  und  der  einzelnen  Nummern  sich  zu  richten; 
auch  dürfen  sie  am  Orte  der  Ausspielung  (in  der  Spielbude  etc.)  keine  anderen 
Lose  vorrätig  haben,  als  die  zu  den  abgestempelten  Serien  oder  Bogen  gehörigen. 

Zu  §  22  des  Gesetzes. 

23.  Die  Landesregierungen  bestimmen,  in  welchen  Fällen  und  unter 
welchen  Modalitäten  die  Genehmigung  zum  Absatz  der  Lose  vor  der  Entrich- 
tung der  Abgabe  gegen  Sicherstellung  der  letzteren  oder  ohne  solche  erteilt, 
oder  sonst  die  Abgabe  gestundet  werden  kann. 

Zu  §§  23  und  24  des  Gesetzes. 

24.  Ausländische  Lose  und  Ausweise  über  Spieleinlagen  sind  der  zu- 
ständigen Steuerstelle  mit  einer  doppelt  auszustellenden  Anmeldung  unter  Ein- 
zahlung des  Abgabenbetrages  innerhalb  der  im  §  23  des  Gesetzes  bezeichneten 
Frist  zur  Abstempelung  vorzulegen.  Wegen  der  Buchung  der  Abgabe,  der  Be- 
läge und  wegen  der  Abstempelung  der  Lose  gelten  die  Bestimmungen  unter 
Nr.  21.     Stundung  der  Steuer  findet  nicht  statt. 

Zu  §  26  des  Gesetzes. 

25.  Für  unabgesetzt  gebliebene  Lose  etc.  einer  zu  Stande  gekommenen 
Ausspielung  wird  die  Reichsstempelabgabe  nicht  erstattet. 

Zu  §  27  des  Gesetzes. 

26.  Die  Verwaltungen  der  Staatslotterien  haben  spätestens  am  15.  Tage 
nach  Ablauf  der  Ziehung  jeder  Klasse  dem  Reichsschatzamte  die  Zahl  der  ab- 
gesetzten Lose  und  den  Preis  der  Lose  (Nr.  18)  anzuzeigen.  Diese  Anzeigen 
sind  unter  Benutzung  eines  von  dem  Reichsschatzamte  vorzuschreibenden  For- 
mulars doppelt  zu  erstatten.  Das  Reichsschatzamt  setzt  die  zu  entrichtende 
Steuer  fest. 

Zu  §  30  des  Gesetzes. 
27  a.    Für  verdorbene  Reichsstempelmarken  und  für  Reichsstempelzeichen, 
mit  welchen  demnächst  verdorbene  Formulare    oder  Wertpapiere  versehen  sind, 
kann  Erstattung  beansprucht  werden,  wenn  von  den  Stempelzeichen,  Formularen 
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und  Wertpapieren  noch  kein  oder  doch  klin  solcher  Gebrauch  gemacht  worden 
ist,  dem  gegenüber  durch  die  Erstattung  das  Steuerinteresse  gefährdet  erscheint. 

Der  Erstattungsanspruch  ist  bei  der  Direktivbehörde  des  Bezirks  unter 
Vorlegung  der  verdorbenen  Marken,  Formulare  und  "Wertpapiere  anzumelden; 
auf  Erfordern  sind  die  quittierten  Anmeldungen,  welche  den  Betrag  der  für  die 
verdorbenen  Wertpapiere  entrichteten  Abgabe  ergeben,  beizufügen. 

Eine  bare  Zurückzahlung  der  entrichteten  Reichsst^mpelabgabe  findet 
solchenfalls  nicht  statt.  Bei  Formularen  und  Marken  erfolgt  die  Erstattung  im 
Wege  des  Umtausches  und  zwar  werden  in  der  Regel  für  verdorbene  Formulare 
gestempelte  Formulare,  für  verdorbene  Marken  Marken  abgabefrei  verabfolgt. 
Der  Verabfolgung  gestempelter  Formulare  steht  die  Abstempelung  von  Privat- 
formularen gleich.  Den  Wünschen  des  Antragstellers  hinsichtlich  des  Abgabe- 
betrages der  einzelnen  Stücke  ist  thunlichst  Rechnung  zu  tragen. 

Die  Landesregierungen  können  anordnen,  dass  in  solchen  Fällen,  in  denen 
gestempelte  Formulare  des  Musters  d  in  grösserer  Menge  im  Umtausch  gegen 
verdorbene  Formulare  oder  Marken  beansprucht  werden,  die  Herstellungskosten 
für  die  erstbezeichneten  Formulare  zu  erstatten  seien.  An  Stelle  der  verdor- 
benen Wertpapiere  hat  die  betreffende  Steuerstelle  nach  näherer  Anweisung  der 
Direktivbehörde  dem  Berechtigten  auf  Grund  vorheriger  Anmeldung  nach  den 
Vorschriften  unter  Nr.  2  a  neu  ausgestellte  Wertpapiere  von  demselben  Steuer- 
wert  abgabefrei  abzustempeln. 

Die  etwa  entstehenden  Portokosten  trägt  der  Antragsteller. 

Die  verdorbenen  Marken  und  Formulare,  sowie  die  aus  den  Wertpapieren 
herausgeschnittenen  Stempelzeichen  werden  bei  der  Direktivbehörde  in  Gegen- 
wart zweier  Beamten  vernichtet. 

27  b.  Reichsstempelmarken  und  amtlich  gestempelte  Formulare  des 
Musters  d  können,  wenn  sie  unbeschädigt  sind,  bei  den  von  den  Landesregie- 
rungen bestimmten  Steuerstellen  gegen  gestempelte  Formulare  oder  Marken  zu 
anderen  Steuerbeträgen  umgetauscht  werden;  indessen  findet  auch  hier  in  der 
ErCgel  der  L'mtausch  von  Formularen  nur  gegen  gestempelte  Formulare,  der 
Umtausch  von  Marken  nur  gegen  Marken  statt.  Der  Verabfolgung  gestempel- 
ter Formulare  steht  die  Abstempelung  von  Privatformularen  des  Antrag- 
stellers gleich. 

Zu  §  38  des  Gesetzes, 

28.  Die  Beamten  zur  Wahrnehmung  der  in  §  38  Absatz  2  des  Gesetzes 
bezeichneten  Geschäfte  werden  nach  Massgabe  der  ihnen  erteilten  näheren  An- 
weisung selbständig  davon  Ueberzeugung  nehmen,  ob  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes gemäss  verfahren  worden  ist.  Die  Vorstände  der  zu  revidierenden  An- 
stalten, an  welche  der  re\ädierende  Beamte  bei  Beginn  der  Revision  sich  wenden 
wird,  haben  ihm  die  zu  diesem  Zwecke  gewünschten  Wertpapiere,  Schlussnoten, 
Beläge  und  sonstige  Schriftstücke,  sowie  Geschäftsbücher  zur  Einsicht  vorlegen 
zu  lassen,  Auskunft  zu  erteilen  und  ihm  einen  angemessenen  Raum  für  die  Er- 
ledigung seiner  Obliegenheiten  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Zu  §  40  des  Gesetzes. 

29.  Weim  im  Laufe  eines  administrativen  Strafverfahrens  die  kauf- 
männischen Geschäftsformen   zu  Zweifeln   in   betreff  der  Beurteilung  des  Sach- 
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Verhältnisses  Anlass  geben,  oder  für  die  Anwendung  der  Tarifnummer  4  B 
Zweifel  darüber  bestehen,  ob  das  Geschäft  als  ein  solches  anzusehen  ist,  das 
unter  Zugrundelegung  der  Usancen  einer  Börse  abgeschlossen  ist,  oder  ob  e& 
sich  um  börsenmässig  gehandelte  "Waren  handelt,  so  sind  über  die  zweifelhaften 
Fragen  geeignete  Sachverständige  zu  hören.  In  Bezirken,  für  welche  Handels- 
vorstände bestehen,  haben  diese  der  Steuerbehörde  für  die  verschiedenen  Geschäfts- 
branchen Sachverständige  zu  bezeichnen. 

Uebergangsbestimmungen. 

30.  Die  Landesregierungen  werden  Vorkehrung  treffen,  dass  mit  der  Ab- 
stempelung von  Privatformularen  zu  Schlussnoten  nach  den  Bestimmungen  unter 
Nr.  12  c,  sowie  mit  dem  Verkaufe  gestempelter  und  ungestempelter  Formulare 
zu  Schlussnoten  und  neuer  Reichsstempelmarken  (Nr.  12  a  und  12  b)  thunlichst 
schon  einige  Wochen  vor  dem  1.  Okt.  1885  begonnen  werden  kann. 

31.  Vom  1.  Okt.  1885  ab  verlieren  die  bisherigen  gestempelten  Foi'mu- 
lare  zu  Schlussnoten  und  die  bisherigen  Reichsstempelmarken  (Centralbl.  f.  d. 
D.  Reich  1881  S.  286  und  287,  1882  S.  108  und  422)  ihre  Gültigkeit;  es  ist  mit- 
hin die  weitere  Verwendung  derselben  einer  Nichtverwendung  gleich  zu  achten. 
Für  die  dann  noch  im  Besitz  der  Steuerpflichtigen  sich  befindenden  Formulare 
zu  Schlussnoten  und  Reichsstempelmarken  der  bisherigen  Art  wird  die  dafür 
entrichtete  Stempelabgabe  auf  Anweisung  der  Direktivbehörde  bar  erstattet. 
Die  Landesregierungen  bestimmen  die  Steuerstellen,  bei  welchen  die  Erstattung 
unter  Einreichung  der  unverwendbar  gewordenen  Formulare  und  Marken  zu 
beantragen  ist.  Sind  die  Stempelzeichen  oder  die  Formulare  nicht  unversehi-t, 
so  erfolgt  die  Erstattung  der  Abgabe  nur  dann,  wenn  von  denselben  noch  kein 
oder  doch  kein  solcher  Gebrauch  gemacht  ist,  dem  gegenüber  durch  die  Steuer- 
erstattung das  fiskalische  Interesse  gefährdet  erscheint. 

Der  Antrag  auf  Erstattung  muss  bis  zum  31.  März  1886  gestellt  werden. 
Wird  die  Erstattung  erst  nach  diesem  Termine  beantragt,  so  erfolgt  dieselbe 
nur  dann,  wenn  die  rechtzeitige  Beantragung  nicht  thunlich  gewesen  oder  aus 
entschuldbarem  Versehen  versäumt  worden  ist. 


Muster  a. 

Eingegangen  am  __ _ 18_ 

Nr des  Anmeldungs-Registers, 

Nr des  Hebe-Registers. 

(Schwarzstempel.) 

Anmeldung, 

betreffend  die  Versteuerung  beziehungsweise  Abstempelung  von  inländischen  Aktien,  Renten- 

und  Schuldverschreibungen  nach  dem  Reichsgesetze  über  die  Erhebung  von  Reichs-Stempel- 

abgaben  (Reichs-Gesetzblatt  1885  Seite  179). 

Der  Unterzeichnete  beantragt  die  Abstempelung  der  anbei  erfolgenden,  umstehend 
speziflzierten  Wertpapiere  und  ist  damit  einverstanden,  dass  dem  üeberbringer  der  unten  aus- 
gefertigten Empfangsbescheinigung  gegen  Aushändigung  derselben  die  abgestempelten  Wert- 
papiere zurückgegeben  werden,  sowie  dass  die  Steuerbehörde  zur  Pi'üfung  der  Legitimation 
des  Ueberbringers  dieser  Empfangsbescheinigung  zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet 
sein  soll. 

,  den  ten 18 

Vor-  und  Zuname. 


Des  Anmeldenden  ^  ,„  ,        .        .  -.tt  i. 

Wohnort  und  Wohnung. 
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EnipfangsbescheiniKung. 

Die  umstehend  verzeichneten  Wertpapiere  sind  der  unterzeichneten  Steuerstelle  über- 
geben und  werden  nach  erfolgter  Abstempelung  dem  üeberbringer  dieser  Empfangsbescheinigung 
ausgehändigt  werden.  Die  Steuerstelle  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Legitimation  des  Ueber- 
bringers  dieser  Empfangsbescheinigung  zu  prüfen ,  ist  jedoch  zu  einer  solchen  Prüfung  nicht 
verpflichtet. 

,  den  ten  18 

(Firma,  Unterschriften  und  Schwarzstempel  der  Steuerstelle.) 
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Muster  b. 

Eingegangen,  den 18 

Nr. des  Anmeldungs-Registers. 

Nr. des  Hebe-Registers. 

(Schwai'zstempel.) 

Anmeldung, 

betreffend   die   Besteuerung  beziehungsweise   Abstempelung  von   ausländischen   Aktien, 

Renten-  und  Schuldverschreibungen  nach  dem  Reichsgesetz  über  die  Erhebung  von  Reichs- 

Stempelabgaben  (Reichs-Gesetzblatt  1885  Seite  179). 


Der  Unterzeichnete  beantragt  die  Abstempelung  der  anbei  erfolgenden,  umstehend 
spezifizierten  Weitpapiere  und  ist  damit  einverstanden,  dass  dem  üeberbringer  der  unten  aus- 
gefertigten Empfangsbescheinigung  gegen  Aushändigung  derselben  die  abgestempelten  Wert- 
papiere zurückgegeben  werden,  sowie  dass  die  Steuerbehörde  zur  Pinifung  der  Legitimation 
des  üeberbringers  dieser  Empfangsbescheinigung  zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet 
ein  soll. 

,  den  .- ten 18 


Des  Anmeldenden 


Vor-  und  Zuname. 
Wohnort  und  Wohnung. 
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Empfangsbescheinigung. 

Die  umstehend  verzeichneten  Wertpapiere  sind  der  unterzeichneten  Steuerstelle  über- 
geben und  werden  nach  erfolgter  Abstempelung  dem  üeberbringer  dieser  Empfangsbescheinigung 
ausgehändigt  werden.  Die  Steuerstelle  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Legitimation  des  Ueber- 
bringers  dieser  Empfangsbescheinigung  zu  prüfen,  ist  jedoch  zu  einer  solchen  Prüfung  nicht 
verpflichtet. 

,  den  ten 18 

(Firma,  Unterschriften  und  Schwarzstempel  der  Steuerstelle.) 
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Muster  c. 

Eingegangen  den 18 — 

Nr. des  Anmeldungs-Registers. 

Nr des  Hebe-Registers. 

(Schwarzstempel.) 

Vorläufige  Anmeldung, 

dass  stempelpflichtige  inländische  Wertpapiere  zur  Zeichnung  aufgelegt  werden  oder  zu  weiteren 

Einzahlungen  auf  solche  aufgefordert  wird.    §  4  des  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Erhebung 

von  Reichs-Stempelabgaben  Reichs-Gesetzblatt  1885  Seite  179). 


Name 

Der  Wertpapiere,   auf  welche   sich  , 

die  Anmeldung   in   Spalte  6  bis  9  ;            „  , 

,      .  ,  ,                           j        erfolgen  die 
bezieht,                          }                " 

Die  Zeichnung 
bezw.     Einzah- 
lung soll  er- 
folgen 

Des  Anmeldenden 
und  Wohnort 

Gattung 

und 
Bezeich- 
nung. 

Stück- 
zahl. 

Serie, 
Littera 
und 
Nura- 
meiTi. 

Nenn- 
wert. 

Mark. 

Auf- 
legung 

zur 
Zeich- 
nung. 

Auf- 
forderung 

zur 

Einzahlung 

von 

Mark. 

an 

welchen 
Tagen? 

bei 

welchen 
deut- 
schen 

Stellen? 
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10. 

1168 


Ausführungsvorschriften  za  dem  Gesetze  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben,      ^g  j 

Muster  d. 


Schlussnote.    Nr.- 
den 


Ton. 


An 


Gegenstand  des  Geschäfts: 
Liefemngstennin  per 
Preis  oder  Kurs: 
Wert  des  Gegenstandes : 
Sonstige  Bemerkungen: 


Raum  für  die 
Verwendung  von 
Stempelmarken. 


Schlussnote.    Nr. 

den 


18. 


Von. 


An 


Gegenstand  des  Geschäfts: 
Liefemngstermin  per 
Preis  oder  Kurs: 
Wert  des  Gegenstandes: 
Sonstige  Bemerkungen: 


Vermittelt  durch 
in 


000000 


Vermittelt  durch 


Muster  e. 

Eingegangen  den 18 

Nr. des  Anmeldungs-Eegistei-s. 

Nr des  Hebe-Registers. 

(Schwarzstempel.) 

Anmeldang 
zur  Abstempelung  von  Formularen  zu  Schlussnoten  durch  die  Reichsdruckerei.    (Tarifnummer  4 
zum  Reichsgesetz,  betreffend  die  Erhebung  von  Reichs-Stempelabgaben,  Reichs-Gesetzblatt  1886 

Seite  179.) 


Name 

und 

Wohnort 

des 

Anmeldenden. 

Es  sollen  abgestempelt 
werden : 

Nr. 

Stückzahl          zum 
der         ^Abgaben- 
beti-age  von 
Formulare. ;      .^^^ 

Steuerbetrag. 
Mark. 

Bemerkungen. 

1. 

2.                  !l           3. 

4. 

! 
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Muster  f. 

Eingegangen  den 18 

Nr des  Anmeldungs-Registers. 

Nr des  Hebe-Registers. 

(Schwarzstempel . ) 

Anmeldung 

zur  Versteuerung  für  ausländische  Lotterielose.    (Tarifnummer  5  zum  Reichsgesetz,  betreffend 

die  Erhebung  von  Reichs-Stempelabgaben,  Reichs-Gesetzblatt  1885  Seite  179.) 


Tag 
der 
An- 
mel- 
dung. 


Name 

und 

Wohnung 

des 

Anmeldenden. 


Der  einzelnen  Lose 


Anzahl. 


Preis  inklusive  Schreib- 
geld etc. 


der 


fremden 

Währung. 


deutscher 


Des  Lotterie- 

untemehmers 

Sitz,  nähere  Be 

Zeichnung,  auch 

Name  und 

Wohnoit  des 

Unternehmers. 
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SD  .S   -S 

■^    .    ■ 
Mark. 


Bestimmungen 
über  die  Erhebung  nnd  Verrechnung  der  nach  dem  Gesetze,  betreffend  die  Er- 
hebung von  Reichs-Stempelabgaben  (Reichs-Gesetzblatt  1885  Seite  179j  zu  ent- 
richtenden Abgaben. 

1.  Jede  zur  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  ermächtigte  Steuerstelle 
hat  über  die  bei  ihr  zur  Einzahlung  kommenden  dergleichen  Abgaben  ein  be- 
sonderes Heberegister  zu  führen,  dessen  Einrichtung  die  Landesregierung  be- 
stimmt. Das  anliegende  Muster  1  dient  dabei  als  Vorbild.  Die  Buchung  der 
Steuer  im  Heberegister  findet  erst  statt,  sobald  die  Abstempelung  der  Wert- 
papiere und  der  mit  Stempelaufdruck  zu  versehenden  Privatformulare  zu  Schluss- 
noten (Nummer  12  c  der  Ausführungsvorschriften)  bezw.  die  Bedruckung  der 
Lotterielose  mit  dem  Kontrollestempel  erfolgt  ist. 

Hebestellen,  vs^elche  nur  mit  dem  Verkauf  von  Formularen  zu  Schlussnoten 
und  von  Reichsstempelmarken,  mit  der  Abstempelung  von  Privatformularen  zu 
Schlussnoten  und  von  Vertrags  Urkunden  (§  14  des  Gesetzes)  beauftragt  sind, 
können  die  Einnahme  dafür  je  nach  der  Bestimmung  der  Landesregierung  auch 
in  anderen  Registern  nachweisen.  Auf  diese  Register  finden  die  nachstehend 
unter  Nummer  5  Absatz  2  und  3   getroffenen  Anordnungen   keine   Anwendung. 

2.  Alle  Anmeldungen  zur  Abstempelung  von  Wertpapieren  sind  zunächst 
in  ein  Anmeldungsregister  nach  dem  anliegenden  Muster  2  einzutragen; 
desgleichen  diejenigen  Anmeldungen  über  Formulare  zu  Schlussnoten,  sowie  zur 
Versteuerung  von  Lotterielosen,  welche  nicht  sofort  oder  noch  am  Tage  des 
Eingangs  erledigt  werden  können.     Durch  dieses  Register  wird  die  Abgabe  bis 
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zur  erfolgten  Stempelung  der  Papiere  und  Erhebung  der  Steuer  festgehalten. 
Dasselbe  dient  zugleich  zur  Kontrolle  über  die  Stempelung  derjenigen  Wert- 
papiere und  Lose,  welche  von  der  Reichsstempelabgabe  befreit  sind,  jedoch  mit 
einem  Reichsstempel  versehen  "werden  müssen. 

3.  Die  zur  Erhebung  der  Stempelabgabe  für  Aktien,  Renten-  und  Schuld- 
verschreibungen ermächtigten  Steuerstellen  führen  ausserdem  ein  Kontrolle- 
buch über  diejenigen  Anzeigen,  welche  nach  §  4  des  Gesetzes  die  Emittenten 
von  inländischen  Wertpapieren  zu  erstatten  haben.  Dasselbe  ist  nach  dem  bei- 
geschlossenen Muster  3  anzulegen. 

4.  Von  den  Steuerstellen,  welche  Formulare  zu  den  Schlussnoten  und 
Reichsstemijelmarken  zu  verkaufen  haben,  ist  über  die  Einnahme  und  Ausgabe 
an  solchen  Stempelzeichen  ein  besonderes  K  o  n  1 0  zu  führen,  dessen  Einrichtung 
von  der  Landesregierung  bestinmit  wird.  Dasselbe  erhält  die  aus  dem  Muster  5 
(nachstehend  Nummer  13)  ersichtlichen  Abschnitte  und  dient  zugleich  als  Hebe- 
register über  die  Herstellungskosten,  welche  nach  Nummer  12b  und  27a  der 
Ausführungsvorschriften  die  Steuerpflichtigen  der  Landeskasse  für  ungestempelte 
Formulare  zu  Schlussnoten,  sowie  für  die  als  Ersatz  für  verdorbene  Stempel- 
zeichen verabfolgten  gestempelten  Schlussnotenformulare  zu  erstatten  haben. 
Die   für   diese  Formulare   einzuziehenden  Preise  bestimmt  die  Landesregierung. 

Femer  werden  in  dem  Konto  unter  Benennung  der  Empfönger  die  ge- 
stempelten Formulare  zu  Schlussnoten  und  die  Reichsstempelmarken  verausgabt, 
für  welche  ein  Wertbetrag  nicht  zu  erheben  ist.  Der  unter  a  der  Ausgabe  zu 
berechnende  Wert  der  verkauften  Stempelzeichen  muss  mit  der  Summe  der 
nach  Spalte  1 1  des  Heberegisters  dafür  erhobenen  Steuerbeträge  übereinstimmen. 

Die  von  Steuerpflichtigen  zum  Umtausch  zurückgegebenen  gestempelten 
Formulare  zu  Schlussnoten  und  Reichsstempelmarken  sind,  bevor  sie  vereinnahmt 
werden,  in  Bezug  auf  ihre  Echtheit  und  Unversehrtheit  zu  prüfen. 

5.  Die  zu  1  und  2  genannten  Register  werden  nach  Ablauf  jedes  Viertel- 
jahres abgeschlossen  und  mit  den  dazu  gehörigen  Belägen  an  die  Direktiv- 
behörde zur  Revision  eingereicht.  Auf  die  Erledigung  der  Erinnerungen  finden 
die  für  die  Zollverwaltung  in  dieser  Beziehung  erteilten  Vorschriften  sinngemässe 
Anwendung. 

Eine  Vernichtung  der  Hebe-  und  Anmeldungsregister  und  der  dazu  ge- 
hörigen Beläge  darf  vor  Ablauf  von  zehn  Jahren  nach  dem  Etatsjahr,  für 
welches  die  Register  geführt  sind,  nicht  stattfinden. 

Zur  Herbeiführung  und  Sicherung  der  gleichmässigen  Ausführung  des 
Reichsstempelgesetzes  in  allen  Bimdesstaaten  werden  die  Landesregierungen  auf 
Ersuchen  des  Reichskanzlers  von  Zeit  zu  Zeit  einige  bei  den  Direktivbehörden 
bereits  re^-idierte  Register  mit  den  Belägen  mitteilen.  Ergeben  sich  bei  deren 
Einsicht  Bedenken,  so  trifft  die  Landesregierung  die  zur  Erledigung  erforder- 
lichen Anordnungen  und  gibt  zugleich  dem  Reichskanzler  von  dem  Verfügten 
Kenntnis. 

Das  Konti'ollebuch  verbleibt  bei  den  Steuerstellen;  es  ist  dauernd  und 
sicher  aufzubewahren. 

6.  Die  Herstellung  der  von  den  Steuerstellen  zu  verkaufenden,  mit  Stempel- 
aufdruck vei-sehenen  Formulare  zu  Schlussnoten,  sowie  der  ungestempelten 
Schlussnotenformulare  und  der  Reichsstempelmarken  (Nummer  12a  und  12b  der 
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Ausführungsvorschriften)  erfolgt  bei  der  Reichsdruckerei.  Die  Landesregie- 
rungen haben  diese  Stempehnaterialien  und  ungestempelten  Formulai-e  von  der 
Reichsdruckerei  gegen  Erstattung  der  Herstellungskosten  anzukaufen.  Die  nach 
Massgabe  der  Herstellungskosten  von  der  Reichsdruckerei  zu  liquidierenden 
Preise  stellt  das  Reichsschatzamt  fest  und  teilt  sie  den  Landesregierungen  mit. 

Die  Reichsdruckerei  verabfolgt  nur  denjenigen  Amtsstellen  Reichsstempel- 
materialien, welche  ihr  von  den  Regierungen  als  zum  unmittelbaren  Bezüge 
solcher  Materialien  berechtigt  bezeichnet  werden.  Jede  Regierung  erhält  viertel- 
jährlich von  der  Reichsdruckerei  eine  mit  den  quittierten  Lieferscheinen  belegte 
Rechnung  über  die  von  ihr  für  die  verabreichten  Stempelmaterialien  zu  erstatten- 
den Herstellungskosten.  Den  Betrag  der  Rechnung  lassen  die  Regierangen  an 
die  Reichsdruckereikasse  entweder  unmittelbar  oder  durch  Vermittelung  der 
Reichshauptkasse  zahlen. 

Privatpersonen  erhalten  von  der  Reichsdruckerci  weder  Stempelmaterialien 
noch  ungestempelte  Formulare. 

Die  Kosten  der  auf  den  Antrag  von  Steuerpflichtigen  bei  der  Reichs- 
druckerei bewirkten  Abstempelang  von  Wertpapieren  und  Formularen  zu  Schluss- 
noten werden  von  der  Reichsdruckerei  in  jedem  einzelnen  Falle  bei  derjenigen 
Steuerstelle  liquidiert,  welche  die  Abstempelung  bestellt  hat.  Für  die  sofortige 
Berichtigung  dieser  Rechnungen  haben  die  Steuerstellen  Sorge  zu  tragen. 

7.  Die  von  den  Steuerstellen  zur  Stempelung  von  Wertpapieren,  sowie  zur 
Abstempelung  von  Lotterielosen  zu  verwendenden  Stempel  liefert  für  Rechnung 
der  Landesregierungen  die  Reichsdruckerei.  Die  Stempel  jeder  Steuerstelle  er- 
halten als  Unterscheidungszeichen  eine  besondere  Nummer  oder  einen  Buch- 
staben, welche  nicht  veröffentlicht  werden.  Die  Unterscheidungszeichen  sämt- 
licher zur  Stempelung  von  Wertpapieren  und  Lotterielosen  ermächtigten  Steuer- 
stellen wird  das  Reichsschatzamt  den  Landesregierungen  mitteilen. 

Die  Schwarzstempel,  welche  von  den  Steuerstellen  zur  Herstellung  ge- 
stempelter Formulare  zu  Schlussnoten  (Nummer  12  a  2  der  Ausführungsvor- 
schriften) zur  Abstempelung  von  Vertragsurkunden  (Nummer  14  der  Ausfüh- 
rungsvorschriften) verwendet  werden,  unterscheiden  sich  von  den  gewöhnlichen 
Amtsstempeln  dadurch,  dass  sie  ausser  der  Bezeichnung  der  Steuerstelle  die  In- 
schrift ^Reichsstempelabgabe"  führen.  Auf  diese  Stempel  finden  die  Bestim- 
mungen im  Absatz  1  keine  Anwendung. 

Die  Abstempelung  der  Wert]3apiere  etc.  bei  den  Steuerstellen  ist  unter 
Aufsicht  der  Kassenbeamten  zu  bewirken,  welche  die  Stempel,  solange  dieselben 
nicht  benutzt  werden,  unter  amtlichem  Verschluss  zu  halten  haben. 

8.  Alle  bei  den  Steuerstellen  zur  Abgabe  gelangenden  Anmeldungen  zur 
Entrichtung  der  Reichsstempelabgabe  etc.  sind  auf  dem  Titelblatte  mit  dem 
Datum  der  Präsentation,  der  Nummer  des  Anmeldungs-  resp.  Heberegisters  und 
einem  deutlichen  Abdruck  des  gewöhnlichen  Schwarzstempels  der  Hebestelle  zu 
versehen.  Anmeldungen,  auf  Grund  deren  eine  Reichsstempelabgabe  nicht  zu 
erheben  ist,  verbleiben  als  Beläge  bei  dem  Anmeldungsregister;  die  übrigen 
werden  Beläge  zum  Heberegister  und  sind  nach  den  Nummern  dieses  Registers 
zu  ordnen. 

Ueber  die  Einlieferung  von  Wertpapieren,  deren  Stempelung  nicht 
sofort  bewirkt  werden  kann,   ist  dem  Steuerpflichtigen  einstweilen  ein  mit  der 
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Nummer  des  Anmeldungsregisters  und  dem  gewöhnlichen  Amtsstempel  der  Hebe- 
stelle versehener  Empfangsschein  zu  geben.  Nur  gegen  Rückgabe  desselben 
empfängt  der  Steuerpflichtige  die  gestempelten  Papiere  zurück. 

9.  Die  nach  §  16  des  Gesetzes  und  Nummer  17  der  Ausfühnmgsvorsehriften 
zulässige  Kreditierung  der  Reichsstempelabgaben  für  Formulare  zu  Schlussnoten 
erfolgt  für  Rechnung  des  Reichs  unter  Haftung  der  Landesregierungen.  Die 
kreditierten  Beträge  sind,  sobald  sie  eingezahlt  worden,  spätestens  aber  nach 
Ablauf  der  Kreditfrist  der  Reichskasse  zu  überweisen. 

Die  Genehmigung  zum  Beginn  des  Absatzes  von  Lotterielosen  vor  der 
Entrichtung  der  Abgabe  (§  22  des  Gesetzes)  und  sonstige  Stundungen  der  Ab- 
gabe von  Lotterielosen  erfolgen  auf  Gefahr  und  Rechnung  der  Landesregierung 
(Nummer  23  der  Ausfühnmgsvorsehriften). 

10.  Werden  zum  Ersatz  für  verdorbene  Wertpapiere  von  den  St«uer- 
stellen  neu  auszugebende  dergleichen  Papiere  abgestempelt  (Nummer  27  der 
Ausführungsvorschriften),  so  ist  diese  Stempelung  nur  durch  das  Anmeldungs- 
register nachzuweisen.     (Siehe  oben  Nummer  2.) 

Die  als  Ersatz  für  verdorbene  gestempelte  Formulare  zu  Schlussnoten  und 
Reichsstempelmarken  zu  verabfolgenden  Stempelzeichen  können,  da  eine  Ein- 
nahme dafür  nicht  zu  verrechnen  ist,  nur  im  Stempelmaterialienkonto  abge- 
schrieben werden.     (Siehe  oben  Nummer  4.) 

11.  Ueber  den  nach  §  44  des  Gesetzes  von  den  Bundesregierungen  an  die 
Reichskasse  abzuliefernden  Nettoertrag  der  Reichsstempelabgabe  haben  die 
Landeskassen  mit  der  Reichshauptkasse  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  vom 
3.  April  1878  monatlich  abzurechnen.  Die  näheren  Anordnungen  über  die 
Feststellung  der  monatlich  abzuliefernden  Einnahmen  treffen  die  Landesregie- 
rungen. Die  Haupt-  und  Unterämter  haben  die  von  ihnen  erhobenen  Reichs- 
stempelabgaben ia  den  monatlich  und  vierteljährlich  aufzustellenden  Reichs- 
steuerübersichten mit  nachzuweisen. 

Vierteljährlich  werden  von  dem  Reichsschatzamte  Hauptübersichten 
des  Nettoertrags  der  Reichsstempelabgabe  aufgestellt  und  die  Anteile  der  ein- 
zelnen Regierungen  an  der  Gesamteinnahme  berechnet.  Auf  Grund  dieser  Haupt- 
übersichten und  Berechnungen,  welche  das  Reichsschatzamt  den  Bundesregie- 
rungen in  einer  entsprechenden  Zahl  von  Exemplaren  mitteilt ,  erfolgt  die 
vierteljährliche  Abrechnung  zwischen  den  Landeskassen  und  der  Reichshauptkasse. 

Die  Vergütung  von  2  Prozent  für  Erhebung  und  Verwalttmg  der  Reichs- 
stempelabgabe (§  43  des  Gesetzes)  ist  von  den  Staaten,  welche  die  Abgaben  er- 
heben, bei  der  Ablieferung  des  Ertrages  an  die  Reichskasse  einzubehalten. 

12.  Zur  Aufstellung  der  Hauptübersichten  über  den  Ertrag  der  Reichs- 
stempelabgaben haben  die  Direktivbehörden  zum  15.  Juli,  15.  Oktober,  15.  Januar 
und  15.  Mai  vorläufige  üebersichten  der  in  ihrem  Verwaltungsbezirke  aufge- 
kommenen dei-artigen  Abgaben  und  zum  1.  November  jedes  Jahres  eine  definitive 
Uebersicht  derselben  für  das  abgelaufene  Etatsjahr  nach  dem  anliegenden 
Muster  4  an  das  Reichsschatzamt  einzusenden.  Für  die  Richtigkeit  dieser  üeber- 
sichten ist  die  Direktivbehörde  verantwortlich. 

Die  Einsendimg  definitiver  üebersichten  kann  unterbleiben,  wenn  die 
provisorischen  üebersichten  für  das  1.  bis  4.  Quartal  jedes  Etatsjahres  keiner 
Vervollständigung   oder  Berichtigung  bedürfen.    In   solchen  Fällen  genügt  die 
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von  der  Landesregierung  dem  Reichsschatzamte  zu  machende  Mitteilung,  dass 
die  provisorischen  Uebersichten  auch  der  definitiven  Einnahmefeststellung  zu 
Orunde  gelegt  werden  können. 

Die  Stempelsteuer  für  Lose  der  Staatslotterien  wird  von  dem  Reichs- 
schatzamte bei  der  Aufstellung  der  vierteljährlichen  Hauptübersichten  über  den 
Ertrag  der  Reichsstempelabgaben  mit  berücksichtigt.  Das  Ergebnis  der  auf 
Grund  der  Anzeigen  der  Lotterieverwaltungen  (Nummer  26  der  Ausführungs- 
vorschriften) erfolgenden  Feststellungen  teilt  das  Reichsscbatzamt  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  der  betreifenden  Landesregierung  unter  Beifügung  eines  Exemplars 
der  Anzeige  der  Lotterieverwaltung  behufs  der  Berücksichtigung  bei  der  Fest- 
stellung der  monatlich  an  die  Reichskasse  abzuliefernden  Einnahmen  mit. 

13.  Als  Beilage  zur  vorläufigen  Uebersicht  der  für  das  1.  bis  4.  Quartal 
des  Etatsjahres  aufgekommenen  Reichsstempelabgaben  ist  von  jeder  Direktiv- 
behörde eine  nach  dem  anliegenden  Muster  5  aufzustellende  Nachweisung  der 
Einnahme  und  Ausgabe  von  Reichsstempelmaterialien  im  abgelaufenen  Etatsjahr 
zu  fertigen  und  an  das  Reichsschatzamt  einzusenden. 

14.  Formulare  zu  den  nach  den  Mustern  4  und  5  aufzustellenden  Ueber- 
sichten und  Nachweisungen  wird  das  Zoll-  und  Steuerrechnungsbureau  des 
Reichsschatzamts  den  Direktivbehörden  nach  Massgabe  des  Bedarfs  zustellen. 

15.  Die  im  §  38  Absatz  2  des  Gesetzes  bezeichneten  Anstalten  sind  min- 
destens einmal  jährlich  der  Revision  zu  unterwerfen;  nach  der  Bestimmung  der 
obersten  Landesfinanzbehörde  dürfen  solche  Anstalten,  bei  welchen  erfahrungs- 
mässig  abgabepflichtige  Schriftstücke  oder  Geschäfte  in  der  Regel  nur  vereinzelt 
vorkommen,  seltener  als  einmal  jährlich,  jedoch  mindestens  alle  drei  Jahre  ein- 
mal der  vorgeschriebenen  Revision  unterzogen  werden.  Die  letztere  ist  in  un- 
regelmässigen Zwischenräumen  ohne  Anmeldung  vorzunehmen. 

Die  revidierenden  Beamten  haben  sich  aus  den  veröffentlichten  Geschäfts- 
berichten und  Bilanzen,  aus  Statuten  und  ähnlichen  Materialien  vorher  eine 
möglichst  sichere  und  eingehende  Kenntnis  der  Art  und  des  Umfangs  der  Ge- 
schäfte der  einzelnen  Anstalten  zu  verschaffen.  Dem  pflichtmässigen  Ermessen 
der  revidierenden  Beamten  bleibt  überlassen,  wieweit  die  Revision  auszudehnen 
und  insbesondere  ob  und  inwieweit  behufs  sachgemässer  Ausführung  derselben 
neben  der  Einsicht  der  Wertpapiere  und  Schlussnoten  auch  die  Einsicht  von 
Korrespondenzen,  Belägen  und  sonstigen  Schriftstücken,  sowie  namentlich  auch 
der  Geschäftsbücher  erforderlich  ist.  Jedes  zur  Prüfung  gezogene  Schriftstück, 
mit  Ausnahme  der  Wertpapiere,  ist  zu  paraphieren. 

Ueber  den  Verlauf  der  Revision  ist  ein  von  dem  Revidierten  nicht  zu 
unterzeichnendes  Protokoll  aufzunehmen,  in  welchem  die  gezogenen  Erinnerungen 
unter  genauer  Bezeichnung  der  nicht  vorschriftsmässig  besteuerten  Schriftstücke 
und  Geschäfte  zusammenzustellen  sind.  Dasselbe  ist  der  Direktivbehörde  vor- 
zulegen, welche  das  Erforderliche  wegen  Einziehung  der  fehlenden  Stempel  be- 
ziehungsweise wegen  Nachstempelung  veranlasst  und  über  die  Einleitung  eines 
etwaigen  Strafverfahrens  beschliesst. 

Am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  erstattet  der  revidierende  Beamte  der 
Direktivbehörde  einen  Bericht  über  seine  Thätigkeit  während  desselben,  die  da- 
bei gemachten  Wahrnehmungen  über  das  Reichsstempelgesetz  und  dessen  Aus- 
führung, etwaige  Vorschläge   zu  Verbesserungen   der  bestehenden  Vorschriften, 
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über  entdeckte  Umgehungen  u.  s.  w.  —  Eine  Uebersicht  der  nach  §  38  Absatz  2 
a.  a.  0.  der  Revision  unterliegenden  Anstalten,  der  Anzahl  der  bei  denselben 
ausgeführten  Re^-isionen  und  der  dabei  gezogenen  Erinnerungen,  des  Betrages 
der  infolge  der  letzteren  eingezogenen  Sterapelabgaben  und  der  auf  Grund  der 
Erinnerungen  gestellten  Strafanträge  ist  beizufügen. 

Diese  Jahresberichte  sowie  auf  jedesmaliges  Ersuchen  die  Protokolle  über 
die  abgehaltenen  Revisionen  und  die  darauf  getroffenen  Entscheidungen  teilen 
die  Landesregierungen  dem  Reichskanzler  zur  Kenntnisnahme  mit. 

Die  Reichsbank  und  ihre  Stellen  unterliegen  der  Re\ision  der  Landes- 
beamten nicht.  Die  genaue  Beachtung  des  Stempelgesetzes  bei  denselben  wird 
durch  Bankbeamtenach  näherer  Anordnung  des  Reichsbankdirektoriums  überwacht, 

üebergangsb  estimmun  gen. 

16.  Für  die  letzten  drei  Quartale  des  Etatsjahres  1885 — 86  sind  von  den 
Direktivbehörden  zwei  Uebei-sichten  des  Ertrages  der  Reichsstempelabgaben  und 
zwar  die  eine  (A)  über  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  erhobenen 
Steuerbeträge  nach  dem  bisherigen  Muster  (Nummer  13  der  Bestimmungen  vom 
7.  Juli  1881),  die  andere  (B)  über  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  29.  Mai  1885 
(Reichsgesetzblatts.  171)  erhobenen  Reichsstempelabgaben  für  Kauf-  und  sonstige 
Anschaffungsgeschäfte  nach  dem  neuen  Muster  (oben  Nummer  12)  aufzustellen 
imd  an  das  Reichsschatzamt  einzusenden. 

In  der  Uebei-sicht  A  finden  aUe  im  Etatsjahr  1885 — 86  aufgekommenen 
Reichsstempelabgaben  für  Wertpapiere  und  Lose  von  Privatlotterien,  sowie  die- 
jenigen Steuerbeträge  für  Schlussnoten  und  Rechnungen,  welche  bis  zum  30.  Sep- 
tember 1885  noch  auf  Grund  der  Bestimmungen  in  den  §§  6  bis  11  des  Gesetzes 
vom  1.  Juli  1881  (Nummer  9  und  10  der  Ausführungsvorschriften  vom  7.  Juli 
1881)  erhoben  worden  sind,  ihren  Platz;  ebenso  die  betreffenden  Registerdefekte 
und  Rückerstattungen,  soweit  sie  im  Etatsjahre  1885 — 86  zur  Verrechnung  gelangen. 

In  der  Uebersicht  B  werden  nur  die  auf  Grund  der  Bestimmungen  des 
neuen  Gesetzes  und  der  zu  demselben  ergangenen  Ausfühiiingsvorschriften  er- 
hobenen Reichsstempelabgaben  für  Kauf-  und  sonstige  Anschaffungsgeschäfte 
nachgewiesen. 

Zur  Aufstellung  dieser  Uebersichten  haben  die  Steuerstellen  ihr  Hebe- 
register für  das  2.  Quartal  des  Etatsjahres  1885—86  in  zwei  Abteilungen  zu 
fuhren.  Die  Abteilung  B,  zu  der  das  neue  Formular  d  (oben  Nuitmier  1)  in  An- 
wendung kommt,  dient  zur  Yereinnahmung  der  Beträge,  welche  nach  Nummer  12, 
17  und  30  der  Ausführungsvorschriften  bereits  in  dem  bezeichneten  Quartal  für 
Abstempelung  von  Formularen  zu  Schlussnoten,  sowie  für  verkaufte  gestempelte 
Formulare  zu  Schlussnoten  und  neue  Reichsstempelmarken  erhoben  werden. 
Diese  Beträge  gehören  bei  der  Abrechnung  mit  der  Reichskasse  zu  den  Ein- 
nahmen für  das  2.  Quartal  1885 — 86. 

Für  den  Fall,   dass   bei   den  Unterämtern   in  der  Zeit  von  Schluss  des 

2.  Rechnungsquartals  (26.  September  bis  30.  September)  noch  Reichsstempel- 
abgabe für  Schlussnoten  und  Rechnungen  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  1.  JuH  1881  zur  Erhebung  kommt,  ist  dieselbe  in  einem  besonderen  Ab- 
schnitt (A)   der  nach   dem   neuen  Muster   zu  führenden   Heberegister  für   das 

3.  Quartal  1885  —  86  nachzuweisen. 
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17.  Der  Uebersicht  A  für  das  1.  bis  4.  Quartal  des  Etatsjahres  1885—86 
ist  eine  Nachweisung  (A)  der  Einnahme  und  Ausgabe  von  Reichsstempelmarken 
nach  dem  bisherigen  Muster  und  der  Uebersicht  B  für  das  2.  bis  4.  Quartal 
1885  —  86  eine  Nachweisung  (B)  der  Einnahme  und  Ausgabe  von  Formularen  zu 
Schlussnoten  und  Reichsstempelmarken  nach  dem  neuen  Muster  (oben  Num- 
mer 13)  beizufügen.  Zur  Aufstellung  der  Uebersicht  B  haben  die  Steuerstellen 
das  nach  den  Bestimmungen  unter  Nummer  4  zu  führende  Konto  schon  im 
Laufe  des  2.  Quartals  des  Etatsjahres  zu  eröffnen. 

18.  Die  am  1.  Oktober  1885  bei  den  Steuerstellen  noch  vorhandenen, 
nicht  mehr  verkäuflichen  Reichsstempelmarken  der  bisherigen  Art  sind  an  die 
Direktivbehörden  (in  Pi-eussen  an  das  Hauptstempelmagazin)  abzuliefern  und 
dort  in  Gegenwart  zweier  Beamten  durch  Verbrennen  zu  vernichten.  Die  Ver- 
nichtungsverhandlungen werden  der  vorstehend  unter  17  gedachten  Nachweisung 
A  als  Ausgabebeläge  beigefügt.  In  den  Verhandlungen  ist  die  Menge  und  der 
Steuerwert  der  verbrannten  Marken,  sowie  der  Betrag  der  dafür  an  die  Reichs- 
druckerei gezahlten  Herstellungskosten  anzugeben.  Der  Reichskanzler  wird  er- 
mächtigt, diese  Herstellungskosten  den  Landesregierungen  von  der  Reichshaupt- 
kasse erstatten  zu  lassen, 

19.  In  derselben  Weise,  jedoch  auch  in  Preussen  bei  den  Direktivbehörden, 
erfolgt  die  Vernichtung  der  gestempelten  Formulare  zu  Schlussnoten  und  Reichs- 
stempelmarken der  bisherigen  Art,  für  welche  nach  Ziffer  31  der  Ausführungs- 
vorschriften den  Steueipflichtigen  der  Wert  der  dafür  entrichteten  Stempel- 
ahgabe  bar  erstattet  ist.  Ueber  die  Vernichtung  dieser  Stempelzeichen  sind 
besondere ,  den  Nachweisungen  über  Einnahme  und  Ausgabe  (Muster  5)  nach- 
richtlich beizufügende  Verhandlungen  aufzunehmen;  die  zurückgezahlten 
Beträge  werden  wie  die  Rückerstattungen  für  unrichtige  Erhebungen  verrechnet. 

20.  Bis  zum  31.  Dezember  1885  dürfen  sich  die  Steuerstellen  zur  Her- 
stellung gestempelter  Formulare  zu  Schlussnoten  sowie  zur  Abstempelung  von 
Vertragsurkunden  anstatt  des  in  Nummer  7  Absatz  2  bestimmten  Stempels  noch 
des  Amtsstempels,  mit  dem  die  Abstempelung  der  mit  Marken  versehenen 
Fornmlare  zu  Schlussnoten  und  Rechnungen  bisher  zu  bewirken  war,  in  Er- 
mangelung eines  solchen  aber  ihres  gewöhnlichen  Amtsstempels  bedienen. 


Instruktionen  des  Bundesrats 
zu  dem  Gesetze,  betreflfend  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben. 

1.  (Tarifnummer  1  bis  3.) 

Genussscheine  und  ähnliche,  zum  Bezug  eines  Anteils  an  dem  zur  Ver- 
teilung gelangenden  Reingewinn  einer  Aktienuntemehmung  berechtigende  Wert- 
papiere sind,  wenn  dieselben  dem  Eigentümer  oder  Inhaber  auch  einen  ver- 
hältnismässigen Anteil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  gewähren,  wie  Aktien 
bezw.  Aktienanteilscheine  zu  besteuern,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  als  Schuld- 
verschreibungen. 

Als  Kapitalwert  der  letzteren  ist  zutreffenden  Falls  der  25fache  Betrag 
der  durchschnittlichen  Jahresrente,  event.  der  Kurswert  und,  falls  ein  solcher 
nicht  besteht,  der  Schätzungswert  anzusehen. 
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2.  (Tarifhummer  4.) 

Tauschgeschäfte  unteriiegen  der  Abgabe  als  ein  Anschaffungsgeschäft. 
Ist  der  Wert  der  beiderseitigen  Leistungen  ein  verschiedener,  so  ist  die  Abgabe 
nach  dem  höheren  dieser  Werte  zu  berechnen. 

3.  (Tarifhummer  4.) 

Lombardgeschäfle  sind  auch  dann  nicht  als  Anschaffungsgeschäfte  über 
die  Pfandstücke  anzusehen,  wenn  dem  Darlehensgeber  ausdrücklich  das  Recht 
eingeräumt  ist,  die  letzteren  zum  Zwecke  seiner  Befi-iedigvmg  im  Falle  der 
Nichterfüllung  der  Verpflichtungen  des  Darlehensnehmers  zu  veräussem. 

Uneigentliche  Lombardgeschäfte,  desgleichen  uneigentliche  Leih-,  Miet- 
und  Depotgeschäfte,  bei  denen  der  Empfänger  befugt  ist,  an  Stelle  der  em- 
pfangenen Gegenstände  andere  Gegenstände  gleicher  Art  zurückzugeben,  unter- 
liegen der  Abgabe  und  zwar  als  ein  Anschaffungsgeschäft. 

4.  (Tarifhummer  4.) 

Wenn  bei  Anschaffhngsgeschäften,  welche  ein  Beauftragter  im  Namen 
des  Auftraggebers  abschliesst,  der  erstere  an  dem  Risiko  des  Geschäfts  Teil 
nimmt,  so  enthält  die  zwischen  Auftraggeber  und  Beauftragtem  stattfindende 
Abwickelung  kein  Anschaffungsgeschäft. 

5.  (Tarifnummer  4.) 

Die  Erfüllung  abgeschlossener  Geschäfte  im  Wege  der  Skontrierung  ent- 
hält kein  Anschaffungsgeschäft. 

6.  (Tarifhummer  4A.) 

A.  Die  Uebemahme  von  Wertpapieren  zur  Einführung  in  den  Verkehr 
(Emission)  für  eigene  Rechnung  des  Uebemehmers  bildet  ein  Anschaffungsgeschäft 
im  Sinne  des  Tarifs  und  ist  als  solches  nach  Massgabe  des  üebemahmepreises 
steuerpflichtig. 

Wird  die  Einführung  der  Papiere  von  einem  Kommissionär  (Bandelsgesetz- 
buch  Art.  360)  mit  dem  Auftrage  übernommen,  dieselben  in  eigenem  Namen, 
aber  für  Rechnung  des  Auftraggebers  aufzugeben,  so  findet  der  §  7  Absatz  3 
des  Gesetzes  Anwendung. 

Wird  die  Einführung  der  Papiere  mit  dem  Auftrag  übernommen,  dieselben 
im  Namen  des  Auftraggebers  auszugeben,  so  dass  gegen  den  letzteren  unmittel- 
bar der  Anspruch  'auf  Lieferung  der  Papiere  für  die  Zeichner  oder  sonstigen 
Nehmer  derselben  begründet  wird,  so  ist  der  üebemehmer  nur  Vermittler  im 
Sinne  des  Gesetzes. 

B.  Findet  zum  Zwecke  der  Emission  von  Wertpapieren  die  Auflegung 
derselben  zur  Zeichnung  statt,  so  bestimmt  sich  die  Steuer  nicht  nach  der  Höhe 
der  gezeichneten,  sondern  der  zugeteilten  Stücke.  Der  Betrag  der  Steuer  be- 
rechnet sich  nach  dem  Emissionspreis.  Es  begründet  hierbei  keinen  L'nterschied, 
ob  nach  den  Emissionsbedingungen  der  Emissionspreis  auf  einmal  einzuzahlen 
ist  oder  nicht.  Der  Tag,  an  welchem  die  Zuteilung  erfolgt,  gilt  als  der  Tag 
des  Geschäftsabschlusses. 

C.  Auch  die  bei  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  oder  Kommandit- 
gesellschaft  auf  Aktien   erfolgende  Zuteilung   der  Aktien   auf  Grund   vorher- 
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gegangener  Zeichnung  (Handelsgesetzbuch  Art.  175  c  und  209  e)  sowie  die  bei 
Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  stattfindende  Uebemahme  von  Aktien  durch 
die  Gründer  (Handelsgesetzbuch  Art.  209  Absatz  1,  209b  Absatz  2,  209 d)  ist 
als  Anschaflfungsgeschäft  im  Sinne  des  Tarifs  zu  behandeln. 

D.  Die  Leistung  von  Einzahlungen  auf  Wertpapiere  sowie  die  daraufhin 
erfolgende  Aushändigung  von  Interimsscheinen  oder  definitiven  Stücken,  des- 
gleichen der  Umtausch  der  Interimsscheine  gegen  die  definitiven  Stücke  sind 
keine  Anschaffungsgeschäfte.  Dasselbe  gilt  für  die  Einlösung  ausgeloster  oder 
gekündigter  Stücke  durch  die  zur  Einlösung  bestimmten  Stellen,  sowie  für  den 
Umtausch  älterer  Schuldverschreibungen  gegen  neue,  sofern  das  durch  die 
ersteren  beurkundete  Rechtsverhältnis  unverä,ndert  bleibt.  (Vergl.  Nummer  6 
Absatz  1  der  Ausführungsvorschriften  A.  vom  15.  September  d.  J.  zum  Reichs- 
stempelgesetze.) 

7.  (Tarifnummer  4A.) 

Anschaffungsgeschäfte  über  Zinscoupons  und  Dividendenscheine  sind  der 
Reichsstempelabgabe  nicht  unterworfen. 

8.  (Tarifnummer  4A  und  §  7  Absatz  2.) 

A.  Das  , Hineingeben  von  Effekten*  (Report-,  Deportgeschäfte)  enthält 
zwei  abgabepflichtige  Anschaffungsgeschäfte. 

B.  Die  Prolongation  (Hinausschiebung  der  Erfüllung)  des  Geschäfts 
zwischen  denselben  Kontrahenten  ist  abgabefrei,  wenn  sie  glatt  (ohne  Report, 
Deport  oder  sonstiges  Entgelt)  und  ohne  sonstige  Aenderung  der  Vertrags- 
bestimmangen  geschieht. 

Dagegen  unterliegt  die  Prolongation  zwischen  denselben  Kontrahenten 
einer  und  zwar  nur  einfach  zu  berechnenden  Abgabe  in  dem  Falle,  wenn  sie 
unter  Ausbedingung  eines  Entgelts  (Reports,  Deports  etc.)  oder  unter  sonstiger 
Aenderung  der  Vertragsbestimmungen  erfolgt. 

9.  (Tarifnummer  4,  Berechnung  der  Abgabe.) 
Venmittlergeb Uhren  (Provisionen,   Kurtagen)   bleiben  bei  der  Berechnung 

der  Abgabe  ausser  Betracht. 

Bei  Stellagegeschäften  ist  das  Stellgeld  bei  der  Berechnung  der  Abgabe  als 

Teil  des  Kaufpreises  mit  in  Ansatz  zu  bringen. 

10.  (§  7  Absatz  3.) 

Besteht  zwischen  mehreren  Firmen  eine  Metageschäftsverbindung,  so  sind 
die  Abrechnungen  zwischen  den  Metisten  über  die  von  einem  derselben  auf 
eigenen  Namen,  aber  für  gemeinschaftliche  Rechnung  der  Metisten  abgeschlossenen 
Geschäfte  nicht  als  Abwickelungsgeschäfte  zwischen  Kommissionär  und  Kom- 
mittenten im  Sinne  des  §  7  Absatz  3  des  Gesetzes  zu  betrachten. 

11.  (§  7  Absatz  4.) 

A.  Bei  Geschäften,  welche  vorbehaltlich  der  Aufgabe  geschlossen  werden, 
ist  die  Aufgabe  innerhalb  der  im  §  7  Absatz  4  des  Gesetzes  bestimmten  Frist 
auch  dann  steuerfrei,  wenn  sie  zu  einem  anderen  Kurse  als  dem  in  dem  ange- 
nommenen Auftrage  bestimmten  erfolgt   und   der  Auftragnehmer  die  Differenz 
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erstattet.    Die  Abgabe  ist  nach  dem  zMrischen  dem  Auftraggeber   and  Auftrag- 
nehmer vereinbarten  Preise  zu  berechnen. 

Wird  die  Aufgabe  zurückgewiesen,  so  bleibt  auch  eine  anderweite  Auf- 
gabe steuerfrei,  wenn  sie  innerhalb  der  vorbezeichneten  Frist  bewirkt  wird. 

B.  Wenn  zwei  Auftragnehmer,  von  denen  jeder  seinen  Auftmg  vorbehaltlich 
der  Aufgabe  angenommen  und  damit  ein  abgabepflichtiges  Geschäft  mit  seinem 
Auftraggeber  abgeschlossen  hat,  zur  Herbeiführung  des  Abschlusses  des  defini- 
tiven Geschäfts  zwischen  den  beiderseitigen  Auftraggebern  lediglich  als  Ver- 
mittler thätig  sind,  so  entsteht  zwischen  ihnen  ein  Anschaffungsgeschäft  nicht; 
auch  ist  das  Geschäft  zwischen  den  beiden  Auftraggebern  steuerfrei,  wenn  die 
beiderseitige  Aufgabe  innerhalb  der  im  §  7  Absatz  4  des  Gesetzes  bestimmten 
Frist  erfolgt. 

12.  (§§  8  und  12  Absatz  2.) 

Die  Bestimmung  des  §  8  des  Gesetzes  steht  der  Ausstellung  einer  be- 
sonderen Schlussnote  mit  dem  Zusätze  ,in  Kommission"  über  jedes  Geschäft, 
für  dessen  weitere  Abwickelung  nach  Massgabe  des  §  12  Absatz  2  des  Gesetzes 
Steuerfreiheit  in  Anspruch  genommen  werden  darf,  nicht  entgegen;  zu  einer 
solchen  Schlussnote  ist  der  dem  Werte  des  Gegenstandes  des  betreffenden  Ge- 
schäfts entsprechende  Stempel  zu  verwenden. 
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Von 

L.  T.  Bilinski, 

Professor  an  der  Universität  Lembergi). 

Bekanntlich  wurde  in  der  eben  verflossenen  Legislaturperiode  eine  teil- 
weise Reform  des  so  verwickelten  und  irrationellen  österreichischen  Gebühren- 
wesens erfolglos  versucht.  Drei  Jahre  hindurch  stand  die  betreffende  Regierungs- 
vorlage in  Verhandlung;  sie  erfuhr  nach  langwierigen  Verhandlungen  im 
Ausschusse  die  mannigfachsten  Veränderungen;  das  Ausschusselaborat,  das  nie- 
manden befriedigte,  wurde  dann  noch  in  den  einzelnen  Klubs  der  Rechten 
weiteren  Veränderungen  unterzogen;  und  als  schliesslich  die  Novelle  auf  die 
Tagesordnung  des  Abgeordnetenhauses  zu  stehen  kam,  wurde  sie  am  13.  Febr. 
1.  J.  in  namentlicher  Abstimmung  vertagt, .  d.  h.  faktisch  verworfen. 

Dieses  unliebsame  Ergebnis  ist  mehr  auf  politische,  denn  auf  finanzielle 
Motive  zurückzuführen.  Die  Linke  führte  schon  aus  Opposition  gegen  die  Re- 
gierung alles  Mögliche  ins  Feld.  Sie  that  jedoch  dieses  Mal  vielleicht  mehr 
als  sonst,  sie  brachte  politisch-taktischen  Rücksichten  ihre  finanzpolitischen 
Ueberzeugungen  zum  Opfer.  Indem  sie  nämlich,  im  Widerspruche  mit  ihrer 
ganzen  politischen  Vergangenheit,  die  Novelle  im  Sinne  einer  weiteren  Ent- 
lastung des  Bauernstandes  und  einer  weiteren  Belastung  der  Börse  amendieren 
zu  wollen  erklärte,  riss  sie  diejenigen  Elemente  der  Rechten  mit  sich,  welche, 
dem  Bauernstande  angehörig,  unmittelbar  vor  den  Neuwahlen  die  Sirfenenrufe 
der  Gegenpartei  nicht  ablehnen  zu  dürfen  glaubten.    - 

So  kam  es,  dass  bei  diesem  Anlasse  die  Rechte  des  Hauses  anscheinend 
zerfiel.  Die  überwiegende  Mehrheit  derselben  beharrte  bei  den  Amendements, 
welche  die  einzelnen  Klubs  an  dem  Ausschusselaborate  vorzunehmen  sich  ge- 
einigt hatten.  Ein  geringer  Bruchteil  gab  sich  hiermit  nicht  zufrieden  und 
stimmte  mit  der  Linken.  Im  Namen  der  Rechten  kündigte  deren  Verbesserungs- 
anträge der  Verfasser  als  Generalredner  an.     Hierher  gehört  namentlich: 

1)  die  Erhaltung  der  mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  des  Besitzes  zu  ge- 
währenden Gebührennachlässe  bei  den  kleinen  Grundstücken,  und  zwar  trotz  der 
Herabsetzung  des  normalen  Gebührensatzes; 


')  Da  das  Finanzarchiv  I,  471  ff.  der  österreichischen  Gebührengesetznovelle 
eine  längere  Betrachtung  gewidmet  hat,  erscheint  eine  Notiz  über  das  Schicksal 
des  Entwurfs  angezeigt.  D.  H. 
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2)  die  Belassung  dieser  Nachlässe  auch  bei  den  sonstigen  Grundstücken, 
sofern  der  Umsatz  derselben  innerhalb  10  Jahren  nachgewiesenermassen  infolge 
Vererbung  oder  sonstigen  Familienverhältnissen  unentbehrlich  war; 

3)  die  Erhöhung  der  mit  1000  Gulden  bezifferten  Wertgrenze  für  Grund- 
stücke, deren  Normalverkehrsgebühr  auf  ^ja  Prozent  herabgesetzt  werden  sollte; 

4)  die  Erhöhung  der  mit  1000  Gulden  bezifferten  Wertgrenze  der  Kauf- 
schillingsrestforderungen,  bei  denen  die  bisherige  Gebührenfreiheit  belassen 
werden  sollte. 

Diese  und  einige  andere  analoge  Amendements,  zu  denen  wohl  die  Re- 
giei-ung  ihre  Zustimmung  gegeben  hätte,  waren  unzweifelhaft  imstande,  einige 
Härten  der  Novelle  abzuschwächen  ulid  hierbei  die  Haupttendenz  derselben  zu . 
erhalten:  eine  Aufbesserung  der  Staatseinnahmen,  d.  h.  höhere  Belastung  des 
mobilen  Kapitals  unter  gleichzeitiger  Entlastung  des  kleinen  Immobiliarbesitzes. 
Jene  Anträge  kamen  indes  gar  nicht  zur  Verhandlung.  Der  Antrag  des  bäuer- 
lichen Abg.  Ruf  auf  Zurückverweisung  der  Vorlage  an  den  Ausschuss  wurde 
mit  den  Stimmen  der  Linken  und  denen  der  obbezeichneten  bäuerlichen  Ab- 
geordneten angenommen  und  hiermit  angesichts  des  bald  erfolgten  Sessions- 
schlusses faktisch  die  ganze  Novelle  verworfen. 

Sie  wird  natürlich  mit  gewissen  Veränderungen  im  neuen  Abgeordneten- 
hause wieder  erscheinen:  hoffentlich  werden  diesmal  ihre  socialpolitischen  und 
finanziellen  Vorzüge  über  politische  Parteitaktik  den  Sieg  davontragen. 


Finanzarchiv.    II.  Jahrg.  1181  38 
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Eisenbahnwesen  in  Württemberg  II,  814. 

—  Staatseisenbahnverwaltung,  die  flnanziellen 

Ergebnisse  derselben  in  Pi-eussen  U,  63  f. 

—  Eisenbahn-   und  Transportsteuem  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  U,  848. 

—  Eisenbahngarantien  in  den  europ.  Gross- 

staaten J882  n,  849. 

Emissionsgebühr  in  Oesterreich  I,  513. 

Erbschaftssteuer  in  Deutschland  und  einigen 
andern  Staaten  II,  876  f. 

Etatswesen  siehe  Generalrechnungswesen. 

Existenzminimum,  steuerfreies  in  Zürich 
I,  76. 

Fawcett,  Henry  EI,  588. 

Finanzarchiv.  Programm  desselben  I,  S.  HI. 

Finanzdienst,  Vorbedingungen  für  den  hohem 
—  in  Bayern  I,  423. 

Finanzkontrolle,  die  oberste  —  des  König- 
reichs Sachsen,  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  die  Gegenwart  11,  589  f. 

Finanzlage  Frankreichs  18834  I,  205  f. 

—  Bremens  I,  234  f. 
Finanzverwaltunc,  deutsche  and  englische 

I,  159  f. 

—  Ausgaben  für —  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  n.   8.Ö0. 

Finanzwissenschaft .     zur    Geschichte    der 

deutschen  F.-W.  im  17.  Jahrh.  I,  1  f. 
Folger.  Charles  J.  II,  588. 
Gebäudesteuer  in  Oldenburg  I,  639. 

—  in  Hessen  H,  24«.  281. 

Gebühren,  österr.  Entw.  einer  Gesetznov.  v. 
1884  I,  147  f.     II,  1180  f, 

—  Sicherung   und    Geschäftsgang    beim    Ge- 

bühreneingang in  Oesterreich  I,  524 ;  siehe 
auch  Stempel. 

—  in  Russland  II,  177. 

Gefängnisse,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  ü,  851. 
Gehaltlisten   behufs  Veranlagung   der  pers. 

Steuern  H,  30. 
Geldverwaltuns,  staatliche  I,  558  f. 
Gemeindeflnanzen  siehe  Kommunalfinanzen. 
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Ceschäftssteuergesetzentwurf ,  deutscher 
I,  550. 

Geschichte ,  zur  —  der  deutschen  Finanz- 
wissenschaft im  17.  Jahrh.  I,  1. 

Cetränkeabsaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  II,  848. 

Getieidezoll  I,  4(59. 

Gewerbepolizei  und  Hausiersteuer  in  Deutsch- 
land II,  97,  llti. 

Gewerbesteuer,  Zur  Geschichte  der  Hausier- 
steuern im  deutschen  Reiche  11,  92  f. 

—  hessische  II,  2a!t,  245,  283,  330,  434. 

—  und  Handelssteuer  in  Russland  II,  161,  222. 
Gewerbesteiierertrais  in   den  europ.  Gross- 

staaten  1882  II,  847. 
Gewerbe  im  IJmlierziehen ,  Besteuerung  in 

den  deutschen  Staaten  II,  92. 
Glücksverträge,  Gebühren  von  —  in  Oester- 

reich  I,  515;  vgl.  auch  Lotterien. 
Grossstädte,    der  Haushalt  europäischer  — 

I,  254  f. 
Grundeigentumsverhältnisse  in  Oldenburg 

I,  670. 

Grundsteuer  in  Oldenburg  I,  639. 

—  in  Hessen  II,  237,  283,  358. 

—  Reform  in  Italien  II,  747  f. 

—  Reform  v.  J.  1884  in  Russland  II,  217. 

—  Ertrag  in    den  europ.   Grossstaaten   1882 

II,  847. 

Güterlotterie  in  Preussen  II,  716  f. 
Handelsreisende,    Besteuerung  derselben  in 

deutschen  Staaten  II,  115. 
Haushalt  der  sieben  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  847  f. 
Haushaltungslisten  behufs  Veranlagung  der 

pers.  Steuern  II,  25. 
Hauslisten    behufs    Veranlagung    der    pers. 

Steuern  II,  24. 
Hausiersteuern,  zur  Geschichte  derselben  im 

deutschen  Reiche  II,  92  f. 
Heeresausgaben  in  den  europ.  Gi'ossstaaten 

1882  II,  849. 
Imniobiliarverkehrssteuer    in    Oesten'eich 

I,  478. 
Indirekte  Steuern  siehe  Steuern. 
Inneres,  Ausgaben  für  Minist,  des  Innern  in 

den  europ.  Grossstaaten  II,  850. 
Inventarisation,   amtliclie ,    beim  Todesfalle 

in  Schweizer  Kantonen  I,  65. 
Justizausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,  850. 
Kapitallisten  behufs  Veranlagung  der  pers. 

Steuern  II,  37. 
Kapttalrentensteuer,  hessische  11,  341,  497. 
Kassenverwaltung,  staatliche  I,  558. 
Katasterwesen,  italienisches  II,  764. 
Kaufschillingsreste,  Renten  u.  dgl.,  Gebühr 

von   der  Eintragung  in  die   öffentlichen 

Bücher  in  Oesterreieh  I,  523. 
Kirchenverfassung  und  — lasten  in  Olden- 
burg I,  653,  658,  663. 
Kommunalflnanzen,  Beschaffenheit  des  sta- 
tistischen   Materials     in    den    deutschen 

Staaten  I,  622. 

—  Geschichte  der  Kommunalflnauzstatistik  in 

Preussen  I,  752. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

in  Preussen  I,  748  f. 

—  der  Haushalt  europ.  Grossstädte  I  254  f. 

—  Kommunaleinnahmen  in  Oldenburg  I,  707; 

in  Preussen  I,  764. 

—  Kommunalbelastung  in  Oldenburg  I,  622  f., 

681,704;  inBayernI,  691,11,874;  in  Sachsen- 
Meiningen  I,  695 ;  in  Württemberg  I,  695  ; 
in  Baden  I,  696;  in  Preussen  I,  697,  761; 
in  Els.-Lothr.  IT,  869. 

—  Steigerung  der  Gemeindeabgaben  seit  1849 

in  Preussen  I.  764. 


Kommunalfinanzen,  Gemeindesteueni  in  der 
Schweiz,  speciell  in  Zürich  I,  6o,  84. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz  I,  90. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  für 

die  Gemeindehaushaltungen  I,  94. 

—  Ausgaben  für  Verzinsung  der   Gemeinde- 

schulden in  Preussen  I,  760. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880  I,  244  f. 

—  Gemeindefinanzen  Eis. -Lothringens  II,  868  f. 
Kommunalverbände,  preuss.  Ges.  v.  14.  Mai 

1885,  betr.  Ueberweisung  von  Beträgen, 
welche  aus  landw.  Zöllen  eingehen,  an 
die  —  II,  1104  f. 
Kontrolle,   deutsche  und  englische  Finanz- 
kontrolle I,  159  f. 

—  Geschichte  der  Finanzkontrolle  im  Königr. 

Sachsen  II,  589  f. 
Kultusausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  n,  851. 
Legislat.  Körperschaften,  Ausgaben  für  —  in 

den  europäischen  Grossstaaten  II,  8i9. 
Lombardgeschäfte,    Besteuerung    derselben 

II,  54. 
Lotterie  in  Sachsen  I,  553;   in  Braunschweig 

I,  554;  in  Mecklenburg-Schwerin  I,  555; 
in  Hamburg  I,  555. 

—  die   preussische    —   vor    dem   Foram   der 

Landesvertretung  I,  530  f. 

—  Lotterieetat  in  der  preussischen  Kammer 

1885  n,  1066  f. 

—  preuss.  Gesetz  betr.  Bestrafung  des  Spiels 

in  auswärtigen  Lotterien  II,  1083. 

—  Lottoregal  in  Italien  I,  170. 

—  Lotterieerträgnisse   in  den  europ.   Gross- 

staaten 1882  II,  848. 
Mahlsteuer  in  Italien  I,  436. 
ütlarineausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,  849. 
Mass,  Gewicht,  Gefängnisse  etc.  Einnahmen 

aus  —  in  d.  europ.  Grossstaaten  1882  H,  848. 
Matrikularbeiträge  und  Ueberwcisungen  im 

deutschen  Reich  II,  864  f. 
Meldangabe  bei  Veranlagung  der  pers.  Steuern 

II,  1. 

Militärausgaben  in  den  europäischen  Gross- 
staaten 1882  II,  849. 

Militärpflichtersatz  in  der  Schweiz  I,  114. 

Naturalleistungen  bei  den  Kommunalver- 
bänden Oldenburgs  I,  685. 

!Vol>ilitierung,  Gebüliren  in  Oesten'eichl,  522. 

Octrois  in  Italien  I,  469. 

—  in  Elsass-Lotliringen  II,  872. 

Oeff.  Arbeiten,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  II,  850. 
Patentsteuer  in  Russland  II,  161,  222. 
Pensionen,   Ausgaben   für  —  in  den   europ. 

Grossstaaten  1882  II,  849. 
Pensionsgesetz,  ungar.  für  Staatsbeamte  vom 

13.  Mai  1885  II,  1040  f. 
Personalsteuer,  hessisclie  II,  241. 
Post,  finanz.  Verwaltung  in  der  Schweiz  I,  124, 

—  finanzielles  Ergebnis  in  den  Ländern  der 

Postunion  1883  II,  860  f. 

—  Posterträgnisse  in  den  europ,  Grossstaaten 

1882  II,  848. 

Provinzialfinanzen,  Statistik  der  Kommunal- 
u.  Provinzialschulden  in  Italien  1880 1,  244  f. 

Prüfungsaufgaben  für  den  höheren  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

Auinen-  u.  Güterlotterie  in  Preussen  II,  716  f. 

(luittungsstempel  in  Oesterreieh  1,  492. 

Ilechnungshof,  Ausgabe  für  -  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  850. 

Rechnungs-  und  Kontroibehörden  I,  579. 

Kechnungswesen  ,  deutsches  und  englisches 
I,  159  f. 

—  Entwicklung  im  Königr.  Sachsen  II,  589  f. 
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Rcchiiuns.swesen,  ital.  Gesetz  über  die  Ver- 
waltung und  das  Generalrechnungswesen 
des  Staates  von  18;«  I,  880. 

.■SalzEefülle  in  den  enrop.  Grossstaaten  1882 
n.  818. 

.Sal/.nionopnl  in  Italien  I,  468. 

(»iiiierliiise,  Besteuerung  in  Italien  I.  459. 

8cliie.<i.>>piilver.  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 

SchlusMzeitPl  Besteuenmg  I,  493;  siehe  auch 
Börsensteuer,  Stempel. 

Schiildenwesen,  Statistik  der  verzinslichen 
Kommunal-  und  Pi'ovinzialschulden  in 
Italien  1880  I,  214  f. 

—  Ausgaben  für  öffentliche  Schulden  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II,  849. 

—  Schuldentilgung  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II.  852. 

—  Bundesschulden  in  den  Ter.  Staaten  Nord- 

amerikas II,  183. 

—  Württembergisehe  Staatsschuld  II,  808  f. 

—  Tilgungsfrage  in  Württemberg  II,  833  f. 

—  Höhe  der  preuss.  Staatsschuld  1872—85 
II,  1085. 

—  Kurse  der  preuss.  Staatspapiere  U,  1086, 

1091. 

—  Konveitiening  preussischer  Staatsschulden 

1885  n,  1085  f. 

—  (las  neue  preuss.  Staatsschuldbuch  I,  265  f. 

—  Benützung  des  preuss.  Staatsschuldbuchs 

II,  215. 

—  Staatsschuldbuch  des  Königreichs  Sachsen 

II,  194  f. 

—  Staatsschuldverschreibung      und     Staats- 

schuldbuch in  England  I,  2H5 ;  Frankreich 
I,  269;  Oesten-eich  I.  271;  Baden,  Italien, 
Eussland,  Spanien,  Belgien  I,  272;  in  den 
Ver.  Staaten  von  Novdamerika  I,  273;  in 
Elsass-Lothringen  I.  876. 

—  Schulden  bei  Veranlagung  der  persönlichen 

Steuern  11,  37. 
Sella  «.  II.  .^84. 
Staatshan.shalt,  der  gemeinsame  der  österr.- 

ungar.  Monarchie  I,  225  f. 

—  Frankreichs  1883  84  I,  205  f. 

—  Bremens  I,  23  i  f. 

—  Württembergs  II,  810. 

—  Finanzwesen  in  den  Vereinigten  Staaten 

Nordamerikas  II,  179  f. 
Staat.srechnungsweseu  in  Deutschland  und 
England  I,  159  f. 

—  in  Italien  I,  880. 

—  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen 

U.  589  f 
Staatsschulden,  siehe  Schuldenwesen. 
.Staatssteuern,  siehe  Steuern. 
Stempelsteuer,  das  preussische  Gesetz  betr. 

die  —  für  Kauf-  und  Lieferungsverträge 

im  kaufmännischen  Verkehr  und  für  Werk- 

verdingungsverträge  I,  821. 

—  Der   Rechtsweg    in   Reichsstempelsachen; 

Strafen  der  modernen  Stempelgesetzg.  n. 
dem  Gesetz  v.  1881  I,  6ni  f. 

—  die  Stempelrevision  bei  Aktiengesellschaften 

n.  d.  Ges.  V.  1881  I,  134  f.  Siehe  auch 
Börsensteuer. 


Stempelsteuer  in  Hussland  II,  177. 

—  Stempelerträgnisse  in  den   europ.   Gross- 

staaten 1882  II,  848. 
Steuern,  die  deutsche  Stenerlehre  des  17.  Jahr- 
hunderts I,  17. 

—  die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der 

Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  in  Italien 

I,  431  f. 

—  direkte  Staatssteuem  in  Oldenburg  I.  637  f. 

—  in  Preussen  I,  729.  —  Steuerbelastung  und 

Druck  in  Oldenburg  1, 737 ;  in  Preussen  1,746. 

—  Die  Meldangabe  bei  Veranlagung  der  per- 

sönlichen Steuern  U,  1. 

—  Staats-,  Count5-,  Municipal-Schulsteuem  in 

den  Ver.  Staat€n  II,  190. 

—  indirekte  in  Russland  II,  159  f. 

—  Grund-,  Handels-  und  Gewerbesteuern  in 

Russland  v.  J.  1884  H,  217. 

—  die  direkten  —  Hessens  H,  235  f. 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

reform m  Italien  n,  747  f. 

—  Steuerertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 

n,  847. 
Tabakmonopol  in  Italien  I,  462. 

—  Tabaksteuer  in  Russland  H,  175. 

—  Tabakgefälle  in  den  enrop.  Staaten  ü,  848, 

854. 

—  Tabakkonsum  in  einzelnen  Ländern  II,  859. 
Taxen  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  O,  848. 
Telegraphenerträsfnisse  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1882  n;  848. 

l'nterrichtsausgaben  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1882  n,  851. 

—  Einnahmen  aus  Unterricht  und  Kultus  in 

den  europ.  Grossstaaten  I882  ü,  848. 

Verkehrsan  lagen,  kommunale  Ausgaben  hier- 
für in  Preussen  I,  758. 

Verkehrssteuern ,  österr.  Entwurf  einer  No- 
velle V.  1884  I,  471  f.  Siehe  auch  Stempel-, 
Börsensteuer. 

Vermösen,  Einnahmen  aus  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  847. 

Vermösenssteuern  in  Zürich  I,  78,  131. 

Viehbesitz  in  Oldenburg  I,  675. 

Volksschulwesen  und  — lasten  in  Oldenburg 
I,  650,  656,  661. 

—  kommun.  Ausg.  liierfür  in  Preussen  I,  759. 
Volks\virt.schaft ,    Ausgaben  für  —   in   den 

europ.  Grossstaaten  1882  II,  850. 
Vorschussgeschäfte,  Gebührenbehandlung  in 

OesteiTeich  I,  510. 
Wanderlager.    Besteuerung  11,   131.     Siehe 

auch  Hausier  steuern. 
Wasserbaugenossenschaften   und    —lasten 

in  Oldenburg  I,  652,  6.58,  685. 
W^egelasten  in  Oldenburg  I,  664. 
Wirtschaftliche  Zustände  i.  Oldenburg  1,664. 
Wohlthätigkeit,  Ausgaben  für —  in den  europ. 

Grossstaaten  1882  H,  851. 
Zollerträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,  848. 
Zollreform  in  Italien  I,  445. 
Zuckerbesteuerung  in  Italien  I,  446. 

—  in  Russland  U,  172. 
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II.  Länder. 


Acgvpten.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
il,  860. 

Algerien,  Tunis.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  II    8Ö2. 

Anhalt.  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  G05. 

—  Matrikularbeitr.  n.  Uebervveisuugen  11,  866. 

Erbschaftssteuer  II,  876j  886. 
Antillen.    Finanz.  Ergebnis    der   Post    1883 

II,  860. 
Argentinien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 
Baden.     Gesetzentwurf,  die  Erhebung   einer 

Braumalzsteuer  betr.  v.  16.  Januar  1884 

I,  351  f. 

—  Die  Ablehnung  dieses  Entwurfs  I,  844  f. 

—  Entwurf  eines  Gesetzes  ,    die  Einführung 

einer  allgemeinen  Einkommenssteuer  betr. 
V.  8.  Dez.  1883  I,  308  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  I,  60.^. 

—  Kommunalfinanz  Statistik  I,  625. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  696. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üebei'weisungen  11,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Hausiersteuern  11,  113,  116,  129,  136. 
Bayern.    Prüfungsaufgaben   für  den   hohem 

Finanzdienst  I,  423  f. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  628. 

—  Kommunalbelastung  I,  691. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.  d. 

Ges.  V.  1881  I,  606. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  II,  59. 

—  Hausiersteuer  II,  HO,  116,  129,  151. 

—  Besteuemng  d.  Aktiengesellschaften  II,  319. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  H,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

Belgien.  Fonn  der  Staatsschuldverschreibung 

I,  272. 

—  Tabakgefälle  seit  1879  II,  858. 

—  Erbschaftssteuer  II,  880. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  ü,  860. 
Bern.    Meldangabe  II,  48. 
Bratinscliweig.  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  608. 

—  Landeslotterie  I,  554. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üebei'weisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 
Bremen.    Die  Finanzen  Bremens  I,  234  f. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  I,  609. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  II,  806. 

—  Erbschaftssteuer  11,  876,  886. 

Britiscli  Indien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883,  II,  862. 
Bulgarien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 

Canada.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  n, 

862. 
Ceylon.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 II,  862. 
Chile.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Cochinchina.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 
Curavao.    Finanz.   Ergebnis    der   Post    1883 

II,  860. 
Cypern.  Finanz. Ergebnis  derPostl883  II,  862. 


Dänemark.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
II,  860. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  H,  859. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1870:71  II,  883. 
Deutschland.    Zur  Geschichte  der  deutschen 

Finanzwissenschaft  im  17.  Jateh.  I,  1  f. 

—  Deutsche  und  englische  Finanz  Verwaltung 

I,  159  f. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Zur  Geschichte  der  Hausiersteuem  II,  92  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  864  f. 

—  Erbschaftssteuer  H,  876. 

—  Tabakgefälle  seit  1869/70  11,  857. 

—  Die  Stempelrevision  b.  Aktiengesellschaften 

n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  134  f. 

—  Geschäftssteuergesetzentwurf  I,  471,  498  f. 

—  Börsensteuergesetz  v.  1881,85  11,  1115  f. 
Elsass-Lothringen.  Der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen nach  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  876. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  II,  60. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  866; 

Gemeindefinanzen   II,   868  f. ;    Erbschafts- 
steuer II,  876,  886. 

England,  siehe  Grossbritannien. 

Frankreich.    Finanzlage  1883j84  I,  205  f. 

—  Fonn  der  Staatsschuldverschreibung  I,  269. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Tabakgefälle  seit- 1815  II,  8.54. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  IL  879. 
Gabon.   Finanz.  J^rgebnis  der  Post  1«83  II,  860. 
St.  Gallen,  Kanton.    Meldangabe  II,  50. 
Granada.     Finanz.   Ergebnis   der  Post  1883 

II,  860. 

Griechenland.     Finanz.   Ergebnis   der  Post 

1883  II,  860. 
Grossbritannien.      Deutsche   und    englische 

Finanzvei-waltung  I,  159  f. 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  265. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Henry  Fawcett  II,  588. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Tabakgetälle  II,  858. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1860  II,  882. 
Guatemala.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

n,  862. 
Haiti.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  862. 
Hamburg.    Stadtlotterie  I,  555. 

—  Rechtsweg  in   Reichsstempelsachen    nach 

dem  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Meldangabe  48. 

—  Besteuemng  der  Lombardgeschäfte  II,  6o. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üebei'weisungen  H,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 
Hannover.    Hausiersteuer  II,  109,  115. 
Hessen-Darmstadt.    Rechtsweg    in    Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  624. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  die  direkten  Steuern  II,  235  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften   II, 

321. 

—  Kapitalrentensteuer  H,  341,  497. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  11,  866. 

—  Erbschaftssteuer  H,  HIß,  885. 
Holland.    Siehe  Niederlande. 
Honduras.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 
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HonKkonx.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II.   8tJ0. 

Japan.    Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  862. 

Illinoi!«.    Meldangabe  II,  48. 

Indien.   Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 

Italien.  Statistik  der  verzinslichen  Kommu- 
nal- und  Provinzialschulden  in  Italien  1880 
I,  iU  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 

—  KetVinii  der  indirekten  Steuern  I,  431  f. 

—  Mahlsteuer  1.  43»;. 

—  Ret'onu  des  Zollwesens  I,  44.i. 

—  Zuckerbesteuenmg  I,  446. 

—  Branntweinbesteuerung  I.  454. 

—  Accisen  auf  Bier,  Säuerlinge,  Schiesspulver, 

Cichorien  I,  4.ö9. 

—  Tabaksmonopol  I,  461. 

—  Salzmonopol  I,  468. 

—  Octroi  I,  469. 

—  Getreidezoll  I,  469. 

—  Lottoregal  I,  470. 

—  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das  Ge- 

neralrechnungswesen    des    Staates    vom 
17.  Februar  1«84  I,  880  f. 

—  Meldangabe  n,  48. 

—  Quintino  Sella  n,  584. 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

reform in  Italien  n,  747  f. 

—  Haushalt  1^^82  11,  847. 

—  Tabakgefälle  seit  1869  n,  856. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  11,  860. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1862  n,  880. 
Jungfeminseln.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  n.  860. 
Labuan.    Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  U,  860. 
Lippe.     Rechtsweg   in   Reichsstempelsachen 

nach  dem  Ges.  v.  1881  I,  610. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  11,  866. 

—  Erbschaftssteuer  11.  876,  886. 

Lübeck.  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Meldangabe  n,  48. 

—  Matiikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  n,  866. 

—  Erbschaftssteuer  11,  876,  886. 

St.  Lucia.     Finanz.  Ergebnis   der  Post  1883 

n,  860. 
Luxemburi;.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

n,   860. 

Ma.ssachusett$.    Meldangabe  11,  49. 
Mayotte.    Finanz.  Ergebnis    der   Post   1883 

n.  860. 
Mecklenburg'Schwerin.     Landeslotterie    I, 

555. 

—  Rechtsweg  in  Eeichsstempelsachen  n.  d. 

Ges.  v.  1881  I,  610. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  ü,  866. 

—  Erbschaftssteuer  EI,  876,  885. 
Mecklenburs-Strelitz.    Matrikularbeitr.  und 

Ueberweisungen  11,  866. 

—  Erbsehaftssteuer  n,  876. 
Xeufoundland.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  n,  862. 
JVew-York.    Meldangabe  U.  49. 
Niederlande.    Finanzielles  Ergebnis  d.  Post 

1883  II,  >I60. 

—  Tabakzollertrag  seit  1879  n,  858. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1868  n,  882. 
Xorwejten.    Tabakgetalle  seit  1880  11,  859. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  n,  860. 

—  Erbschaftssteuer  1882  .-iS  II,  883. 

Oesterreich-Ungarn.  Der  gemeinsame  Staats- 
haushalt der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  I,  225  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  271. 

—  Oesterr.  Gebührengesetznovelle  I,  471  f. 

—  Oesterr.-ungar.  Branntweinsteuergesetz  v. 
.  19.  Mai  1W4  I,  767  f. 

—  Meldangabe  n,  49. 


Oesterreich-lngarn.     Haushalt  1882  II,  847. 

—  Tabakgefälle  seit  1860,  II.  s.-,.i. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  IT.  860. 

—  Reform  der  Gebührengesetzgebung  II,  1180  f. 
OldenburiK.  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempel - 

Sachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  I.  610. 

—  Allg.  volkswirtschaftliche  Lage  I,  664. 

—  Bevölkerungsverhältnisse  I,  665. 

—  Gnindeigentumsverhältnisse  I,  670. 

—  Viehbesitz  I,  675. 

—  EinkommensverteUnng  I.  677. 

—  Die  direkten  Staatssteuem  I,  637. 

—  Erträge  der  Staatssteuem  I,  727. 

—  Kommunalverfassung  I,  644. 

—  Kommunalsteuerbelastung  I,  622,  681,  717. 

—  Kommunaleinnahmen  I,  707. 

—  Kommunalausgaben  I,  704. 

—  Steuerbelastung  im  ganzen  I,  737. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  11,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

Persien.    Finanz.    Ergebnis    der    Post    1883 

n.  360. 
St.  Pierre  et  Miquelon.    Finanz.  Ergebnis 

der  Post  1883  H,  862. 
Portueal.    Finanz.   Ergebnis  der  Post  1883 

n,  862. 
Preussen.    Das  preussische  Staatsschuldbnch 

von  1884  L  265  f.;  n,  215. 

—  Staatslotterie  vor  der  Landesvertretung  I, 

530  f. 

—  Lotterieetat  in  der  preoss.  Kammer  1885 

n,  1066  f. 

—  Gesetz  betr.  Bestrafung  des  Spiels  in  aus- 

wärtigen Lotterien  H,  1083. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  I,  611. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  628,  752. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I.  697. 

—  Anteü  der  einzelnen  Staatssteuem  I,  729. 

—  Steuerbelastung  I.  746. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

I,  748  f. 

—  Gesetz  betr.   die  Stempelsteuer  für  Kauf- 

und Lieferangsverträge  im  kaufm.  Verkehr 
und  für  Werkverdingungsverträge  I,  821  f. 

—  Meldangabe  H,  49. 

—  Besteuerung  der  Lombardgeschäfte   durch 

die  Stempelabgabe  für  Schuldverschreibun- 
gen II,  55. 

—  Die  finanz.  Ergebnisse  der  Staatseisenbahn- 

verwaltung in  Preussen  ü,  63  f. 

—  Hausiersteuer  U.  105.  115.  143. 

—  Besteuening  d.  Aktiengesellschaften  H,  319. 

—  Die  Quinen-  und  Güterlotterie  H.  716  f. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  U,  866. 

—  Erbschaftssteuer  H,  876,  885. 

—  Konvertiemng  der  Staatsschulden  1885  U, 

1085  f. 

—  Höhe  der  preuss.  Staatsschuld  n,  1085. 

—  Kurse  der  Staatspapiere  II,  1086.  1091. 

—  Gesetz  v.  14.  Mai  l«8ö  betr.  Ueberweisung 

von  Beträgen,  welche  aus  landw.  Zöllen 
eingehen,  an  die  Kommunalverb,  n,  1104  f. 

Ouadeloupe.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
n.  862. 

Reunion.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
n,  862. 

Reuss  ä.  L.  Matrikularbeiträge  und  Ueber- 
weisungen n,  866. 

—  Erbschattssteuer  H,  876,  886. 

Reuss  j.  L.  Matrikulai-beiträge  und  Ueber- 
weisungen n,  S66. 

—  Erbschaftssteuer  H,  876,  885. 
Rumänien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

H,  860. 
Russland.    Die  indirekten  Steuern  n,  159  f. 

—  Patentsteuer  H,  161. 

—  Branntweinsteuer  U,  162. 
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Russland.    Biersteuer  II,  168. 

—  Zuckersteuer  II,  172. 

—  Tabaksteuer  II,  170. 

—  Stempelsteuer,    Gebiilu-en   u.    a.    Abgaben 

II,  177. 

—  Gesetze  über  die  Gnindsteuer,  Handels-  u. 

Gewerbesteuer  v.  J.  1884  II,  217. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Tabakgefälle  seit  1873  11,  858. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 

—  Erbschaftssteuer  II,  883. 

Sachsen,  Königreich.  Landeslotterie  I,  553. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.  dem 

Ges.  V.  1881  I,  612. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  625. 

—  Aufhebung   des  fiskalischen  Chaussee-  und 

Brückengeldes  I,  837  f. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Hausiersteuer  II,  107,  116,  127,  143. 

—  Besteuerung  der  Lombardgeschätte  11,  59. 

—  Staatsschuldbuch  II,  194  f. 

—  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  —  in  ihrer 

Entwicklung  II,  589. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  H,  876    885. 
Sacliscn-Altenburg.    Rechtsweg  in   Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  624. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 
Sachscn-Coburg-Gotha.  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612, 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 
Sachsen-meiningen.    Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  613. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  623. 

—  Höhe  der  Kommunalsteuerbelastung  I,  695. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 
Sachsen-Weimar.   Der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen I,  614. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  625. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  H,  319. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeber^veisungen  H,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Refonn  der  Einkommensteuer  II,  893  f. 

—  Ges.  über  die  Steiierverfassung  v.  18.  März 

1869  II,  924  f. 
Schaff  hausen ,  Kanton.    Meldangabe  II,  50. 
Schauntburg-Lippe.    Matrikularbeiträge  und 

Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 
Schwarzburg-Kudolstadt.    Der  Rechtsweg 

in  Reichsstempelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881 
I,  614. 


Schwarzburg-Rudolstadt.     Matrikularbeitr. 
u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 
Sehwarzburg-8ondershausen.    Der  Rechts- 
weg in  Reichsstempelsachen  n.  d.  Ges.  v. 

1881  I,  614. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 
Schvi^eden.    Meldangabe  II,  50. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  II,  859. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 
SchAveiz.  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich 

u.  der  Bundeshaushalt  d.  Schweiz  I,  45  f. 

—  Gemeindestenerwesen  I,  60,  84. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  11,  860. 
.Senegal.  Finanz.  P^rgebnis  d.  Post  1883  n,860. 
Surinam.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II, 

860. 
Spanien.  Form  der  Staatsschuldverschreibung 

I,  272. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Nettoeinnahmen   des  Tabakmonopols   seit 

1876177  II,  8.58. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 
Saint-Vincent.    Finanz.   Ergebnis  der  Post 

1882  II,  862. 

Tessin.  Kanton,  Meldangabe  II,  50. 
Thurgau.  Kanton,  Meldangabe  II,  50. 
Tai«.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  802. 
Ungarn.  Tabakgefälle  seit  1869  II,  855: 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Pensionsgesetz  für  Staatsbeamte  v.  13.  Mai 

1885  II,  1040  f. 
Vereinigte     Staaten     von     Xordamerika. 
Staatsschuldverschreibung  I,  273. 

—  Charles  J.  Folger  II,  588. 

—  das  Finanzwesen  in  den  —  II,  179  f. 

—  Tabakgefälle  II,  858. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 
Waldecli.      Matrikularbeiträge    und    Ueber- 
weisungen II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876. 
Württemberg.    Der    Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Gesetz  v.  1881  I,  614. 

—  Kommunal-Finanzstatistik  I,  626. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  695. 

—  Meldangabe  II,  50. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  II,  59. 

—  Hausiersteuer  II,  lll,  116,  140. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  II, 

318,  319. 

—  Staatsschuld  II.  808  f. 

—  Staatshaushalt  II,  810. 

—  Eisenbahnwesen  II,  814. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  11,866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Branntweinsteuergesetz  vom  18.  Mai  1885 

II,  1010  f      - 

Zürich.    Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und 
der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,   45  f 

—  Börsensteuer  im  Kanton  Zürich  I,  304  f. 
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